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Das  kameralistische  Studium  im  Grossherzogtum  Baden, 

zugleich  unter  Angabe  der  bezüglich  der  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  in 

Preussen,  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Hessen  und  in 

Elsass-Lothringen  bestehenden  Vorschriften. 

Dargestellt 

von 

Ludwig  Kirsch, 

grossherzoglicli  badischer  Geheimer  Finanzrat. 

In  einer  Zeit  wie  der  unsrigen ,  in  welcher  die  Sorge  für  .den 
Finanzbedarf  der  Staaten  in  der  That  eine  Sorge  der  leitenden  Finanz- 
männer ist,  in  welcher  die  wirtschaftlichen  und  Finanzangelegenheiten 
sich  mit  aller  Macht  in  den  Vordergrund  drängen  und  selbst  bei 
den  breiteren  Schichten  des  Volkes  Interesse  erwecken,  dürfte  es 
wohl  am  Platze  erscheinen,  der  Frage  näher  zu  treten,  wie  es  bei  den 
Beamten,  welche  diese  Angelegenheiten  zu  vertreten  bezw.  zu  prak- 
tischer Durchführung  zu  bringen  berufen  sind,  und  welche  als  die 
Pfleger  des  öifentlichen  Nutzens  gelten  sollen,  bezüglich  ihrer  theo- 
retischen und  praktischen  Ausbildung  bestellt  ist. 

Grundsätze  über  die  Bildung  der  Finanzbeamten  sind  früher 
schon  wiederholt  aufgestellt  worden;  dieselben  lassen  sich  aber  zum 
Teil  bei  den  inzwischen  veränderten  Verhältnissen  nicht  mehr  auf- 
recht erhalten,  zum  andern  Teil  stehen  sie  zwar  als  solche  jetzt  noch 
fest;  es  sind  aber  aus  ihnen  nicht  überall  die  Folgerungen  gezogen 
worden,  die  hätten  gezogen  werden  müssen,  wenn  man  die  Beamten 
in  das  richtige  Verhältnis  zu  den  von  ihnen  zu  lösenden  Aufgaben 
hätte  setzen  wollen. 

Prüft  man  diese  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  Deutsch- 
lands, so  kommt  man  zu  dem  Ergebnis,  dass  fast  nirgends  etwas 
Fertiges  geschaffen  worden,  und  dass  von  einer  Einheitlichkeit  in  den 
bezüglichen  Vorschriften  fast  keine  Spur  zu  finden  ist.    In  manchen 
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Staaten  legte  man  zwar  auf  diesem  Verwaltungsgebiete  die  bessernde 
Hand  an,  aber  wo  aucb  immer  die  Verbesserung  vorgenommen  wurde, 
erfolgte  sie  nur  unter  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  und  der 
Behördenorgpnisation  des  betreffenden  Staates.  Ein  für  alle  Staaten 
Deutschlands,  wenn  auch  nur  in  den  Grundsätzen,  sich  eignender 
Studienplan  und  -gang  wurde  niemals  erstrebt,  obgleich  es  doch, 
nachdem  Deutschlands  Bundesstaaten  gerade  in  wirtschaftlichen  Dingen 
so  enge  verbunden  sind,  sicher  wünschenswert  wäre,  dass  die  Aus- 
bildung der  Finanzbeamten  im  ganzen  Deutschen  Reiche  möglichst 
nach  gleichen  Normen  erfolge,  wie  dies  bei  den  Medizinern  und 
Apothekern  bereits  der  Fall  ist  und  bei  den  Juristen  nach  Erstellung 
des  deutschen  Civilgesetzes  wohl  nicht  ausbleiben  wird  ^). 

Bei  den  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  so  verschieden  ge- 
lagerten Verhältnissen  wird  es  allerdings  schwierig  sein,  dieses  Ziel 
zu  erreichen.  Es  ist  dazu  jedenfalls  zuvörderst  nötig,  die  in  dieser 
Beziehung  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Vorschriften  genau 
zu  kennen.  Hierzu  einen  Beitrag  zu  liefern,  ist  in  der  Hauptsache 
der  Zweck  dieser  Abhandlung,  in  welcher  die  Vorschriften  über  die 
Ausbildung  der  Kandidaten  für  den  Finanzdienst  im  Grossherzogtum 
Baden  nach  ihrer  historischen  Entwickelung  dargestellt,  die  jetzt 
bestehenden  Vorschriften  erläutert,  soweit  thunlich  mit  den  in  den 
grösseren  md  mittleren  deutschen  Bundesstaaten  gültigen 
Normen  verglichen  und  die  Ergebnisse  über  die  Prüfungen  der 
badischen  Finanzkandidaten  etwas  eingehender  dargestellt  und  be- 
sprochen werden  sollen. 

I.    Die  bad  ^chen  Kameralkandidaten  und  Kameralskribenten 
im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

Wissenschaftlich  gebildete  Kameralisten,  welche  einen  eigenen 
Stand  von  Dienern  gebildet  hätten,  gab  es  zu  Anfang  unseres  Jahr- 
hunderts in  Baden  überhaupt  nicht. 

In  der  seit  1771  wieder  vereinigten  Markgrafschaft  Baden 
waren  die  höheren  Stellen  in  der  Landesadministration  vorzugsweise 
mit  Juristen  besetzt,  und  zwar  mit  solchen,  welche  aus  der  Zahl 
der  Rechtskandid  ten  hervorgegangen,  zugleich  aber  auch  in  der 
Staatswirtschaft  und  in  der  Finanzwissenschaft  geprüft  worden  waren. 

')  Vgl.  hierwegen  auch  das  Vorwort  von  Dr.  jur.  G.  Mollat,  „Die  ju- 
ristischen Prüfungen",  Berlin  1886. 
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Es  wurde  zwar  schon  im  Jahre  1795  die  Absicht  ausgesprochen, 
künftig  darauf  bestehen  zu  wollen,  dass  die  Leute,  welche  sich  dem 
Kameralstudium  widmen,  alle  Sprachen  und  Wissenschaften,  welche 
die  der  Rechtsgelehrsamkeit  sich  widmenden  jungen  I^.eute  auf  dem 
Gymnasium  zu  erlernen  hätten,  selbst  mit  Inbegriff  einer  Encyklopädie 
der  Rechte  und  der  Institutionen,  wenn  solche  gelehrt  würden,  eben- 
falls erlernen  ^)  und  dass  sich  dieselben,  ehe  sie  sich  auf  die  Akademie  be- 
geben, vorher  eine  Zeitlang  bei  einer  Hauptverrechnung  im  Lande  zu  dem 
Zwecke  aufhalten,  damit  sie  die  Gefälle  nebst  der  Verwaltung  und  Ver- 
rechnung derselben  wie  auch  den  Feldbau  und  die  Verhältnisse  der  Land- 
leute kennen  lernen  und  wenigstens  die  notwendigsten  praktischen 
Begriffe  zu  ihrem  Studium  mitbringen.  Zur  Erlassung  bestimmter 
Vorschriften  hierüber  oder  über  den  Studiengang  auf  der  Akademie  ^) 


^)  Zur  Erläuterung  sei  hier  bemerkt,  dass  in  Karlsruhe  und  Baden- 
Baden  damals  je  ein  Gymnasium,  bezw.  seit  1803  ein  Lyceum  errichtet  war, 
in  welchen  Anstalten  ausser  den  sechs  Klassen  der  gewöhnlichen  Gymnasien 
noch  eine  Exemtenordnung  mit  einem  zwei-  und  von  1767  bis  1805  sogar  mit 
einem  dreijährigen  Kurs  bestand.  In  dieser  Exemtenoi-dnung  konnten  die  sogen. 
, Studenten"  (nach  den  verschiedenen  Kursen  „Veteranen",  „Medier"  und  „No- 
vizen" benannt)  neben  der  Pflege  der  lateinischen,  französischen  und  englischen 
Sprache  noch  Kollegien  über  Geographie  und  Geschichte,  über  Logik,  Meta- 
physik, Naturrecht  und  praktische  Philosophie,  sowie  über  reine  und  angewandte 
Mathematik,  Physik,  Naturgeschichte  und  Chemie,  über  Stil  und  ± Rhetorik,  endlich 
über  die  juristische  Encyklopädie  hören.  Der  bekannte  Physiokrat  Johann  August 
Schlettwein,  Markgräflich-Baden-Durlachischer  wirklicher  Kammer- und  Polzei- 
rat  hat  schon  im  Jahre  1764  an  dem  Karlsruher  Gymnasium  Vorlesungen  über 
die  Kameral Wissenschaften  gehalten,  zu  welchen  ausser  den  Exemten  auch  die 
Freunde  dieser  Wissenschaften  Zutritt  hatten.     Zu  dem  bt  amen  hat  er  in 

einer  Druckschrift  (Karlsruhe  bei  Michael  Macklott,  1764),  wie  ■.  »Igt,  eingeladen: 
„Untersuchung  wie  die  Politik  rühmliche  Sitten  eines  Volkes  bilden  und  fort- 
dauernd erhalten,  das  eingerissene  Verderben  derselben  ausr-  tten  und  ihren 
verlohrnen  Glanz  wieder  herstellen  könne ,  Erstes  Stück ,  durch  welches  er  die 
Gönner  und  Freunde  der  nützlichen  Wissenschaften  zu  dem  am  12.  September 
anzustellenden  Examen  in  den  Kameralwissenschaften  unterthänigst,  ge- 
horsamst und  ergebenst  einladet  und  seine  Vorlesungen  bekannt  macht." 

^)  Der  erste  kameralistische  Lehrstuhl  in  Baden  wurde  zwar  schon 
durch  Karl  Theodor  von  der  Pfalz  im  Jahre  1780  an  der  Universität  Heidel- 
berg errichtet,  mit  welcher  1774  die  hohe  Schule  zu  Kaiserslautem  vereinigt 
worden  war.  Den  Aufschwung  des  Kameralfaches  auf  c'^^r' Universität  hemmte 
aber  insbesondere  der  Neid  der  Juristen.  Vgl.  Miscellanea  Bd.  75  in  der  badi- 
schen Hof-  und  Landesbibliothek.  Hier  ist  unter  anderem  auch  die  sehr  be- 
zeichnende Aeusserung  des  königlichen  Syndiks  Born  er  in  Breslau  aufgeführt, 
welche  also  lautet:  „Die  Herren  Rechtsgelehrten  sind  just  jene,  die  ihre  Wissen- 
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oder  über  die  Anforderungen  von  Kenntnissen,   welche    etwa  an  die 
Kandidaten  zu  stellen  wären,  kam  es  aber  vorerst  nicht. 

Auch  in  dem  fünften  Organisationsedikt  vom  24.  Februar 
1803  wurde  nur  ganz  allgemein  (für  alle  weltlichen  Staatsdiener)  be- 
stimmt, dass  niemand  zu  Stellen  der  direktiven  Landesadministration 
ordentlicherweise  gelangen  könne,  als  der  das  Fach,  in  welchem  er 
angestellt  sein  wolle,  wissenschaftlich  erlernt  habe,  und  dass  der- 
jenige, welcher  auf  wissenschaftliche  Erlernung  eines  Faches  der 
Staatsdienste  seine  Bedienstungsaussichten  gründen  wolle,  solche 
nicht  bloss  dem  Namen  nach  betrieben,  sondern  sie  wirklich  sich 
soweit  eigen  gemacht  haben  müsse,  um  gegründete  Hoffnung  zu 
geben,  er  werde,  wenn  er  nun  auf  den  praktischen  Weg  eingeleitet 
werde,  die  ihm  vorkommenden  Erfahrungskenntnisse  zu  einem  wissen- 
schaftlichen Ganzen  zu  verarbeiten,  Fähigkeit  und  Lust  haben.  Auch 
soll  nach  diesem  Edikt  keiner,  er  sei  vornehmer  oder  geringer  Her- 
kunft, reich  oder  arm,  den  Anfang  einer  praktischen  Laufbahn 
machen,  er  sei  denn  vorher  zweckmässig  und,  was  die  Kandidaten, 
welche  der  Staats  Wirtschaft  im  allgemeinen  obliegen,  betrifft,  von 
dem  staatswirtschaftlichen  Senate  des  betreffenden  Hofratskollegiums 
geprüft  worden.  Nähere  Bestimmungen,  in  welchem  Umfange  und  in 
welchen  Fächern  etwa  diese  Prüfung  vorgenommen  werden  soll,  wurden 
nicht  gegeben.  Aus  einem  Spezialprüfungsfall  vom  Jahre  1806  ersehen 
wir  indessen,  dass  der  betreffende  Examinand  folgende  zwei  Aufgaben : 

1.  Unter  welchen  Umständen  ist  die  Freiheit  des  Getreidehandels  in  einem 
Staate  zu  begünstigen? 

2.  Was   ist  von   dem  System  der  einzigen  Auflage  auf  das  Produkt  der 
Ländereien  zu  halten? 

zur  schriftlichen  Ausarbeitung  erhielt  und  dass  er  hiernächst  auch 
mündlich  in  der  Land-  und  Staatswirtschaft,  dem  Forstwesen,  der 
Technologie,  Mineralogie,  Chemie  und  Finanzwissenschaft  zu  prüfen 
war,  dass  ihm  aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  nicht  in  allen 
Fächern  die  gleiche  Stärke  haben  würde,  überlassen  wurde,  zu  be- 
stimmen, in  welchem  Fache  er  vorzüglich  geprüft  sein  wollte.       . 

Schaft  auf  Unkosten  anderer  am  meisten  zu  empfehlen,  sich  über  die  Oekonomie 
lustig  zu  machen,  und  die  Oekonomie  mit  allerhand  verächtlichen  Namen  und 
pöbelhaften  Ausdrücken  zu  belegen  pflegen.  Geschieht  nun  dies  von  öfi'entlicheDi^ 
Lehrern  der  Rechtsgelehrsamkeit,  wie  ich  dene  selbst  dergleichen  kenne:  so 
werden  dadurch  viele  junge  Genies  von  dieser  Wissenschaft  abgehalten.  Die 
Ursache  liegt  wohl  am  Eigennutze,  Neide  etc.,  welche  die  Gelehrten  von  Pro- 
fession nicht  selten  plagen." 
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Diejenigen,  welche  solcherweise  mit  Erfolg  geprüft  waren, 
wurden  „Kameralkandidaten"  genannt  und  hatten  Anwartschaft 
auf  die  höheren  Stellen  in  der  Finanzverwaltung. 

Die  exekutiven  Kameraldienste  (die  Verrechnungen  und  Gefäll- 
verwaltungen) in  der  Markgrafschaft  waren  damals  durchgehends 
mit  Persönlichkeiten  besetzt,  welche  aus  dem  sog.  Skribenten- 
stande hervorgegangen  waren.  Wer  sich  diesem  Stande  widmen 
wollte,  musste  zunächst  bei  einem  der  erwähnten  Dienste,  unter  Ver- 
antwortlichkeit des  Vorstandes  der  betreifenden  Stelle  als  „Incipient" 
in  die  Lehre  gehen,  was  man  auch  „incipieren"  nannte;  nach 
einigen  Lehrjahren  wurde  dann  der  Incipient  von  seinem  Lehrherrn 
zur  Prüfung  gestellt  und,  wenn  er  diese  mit  Erfolg  abgelegt  hatte, 
nach  eingeholter  Genehmigung  der  vorgesetzten  Behörde  unter  die 
Zahl  der  „Kameralskribenten"  aufgenommen.  Den  Skribenten 
war  nunmehr  überlassen,  sich  bei  verschiedenen  Stellen  des  Landes 
praktisch  weiter  auszubilden,  bis  sie  die  Reihe  der  Beförderung  traf. 
Den  Unterhalt  musste  ihnen  der  Dienstherr  reichen,  welcher  entweder 
vom  Staate  hierzu  besonders  besoldet  war  oder  ihnen  einen  Teil  seiner 
von  Dienst  wegen  zukommenden  Gebühren  abtrat. 

Der  für  den  Staat  so  wichtige  Skribentenstand  stand  damals 
nicht  in  grosser  Achtung;  es  fehlte  den  Skribenten  namentlich  an 
einer  gehörigen  systematischen  Bildung;  man  nahm  in  die  Schreib- 
stube Knaben  auf,  welche  kaum  einige  Klassen  einer  gelehrten  Schule 
durchlaufen  hatten,  die  nicht  einmal  orthographisch  schreiben  konnten, 
und  denen,  meistens  Söhne  armer  Eltern,  öfters  die  feinere  Bildung 
abging.  Dazu"  kam,  dass  häufig  auch  die  Lehrherren  während  der  In- 
cipientenjahre  der  Lehrlinge  ihre  Schuldigkeit  nicht  thaten,  teils  weil  sie 
selbst  nicht  so  weit  gebildet  waren,  dass  sie  angemessenen  Unterricht 
erteilen  konnten,  teils  weil  sie  sich  einer  solchen  Mühe  nicht  unterziehen 
wollten.  Ausserdem  trugen  aber  auch  die  damaligen  Kriegsereignisse 
wesentlich  dazu  bei,  den  Diensteifer  zu  lähmen  und  die  Disziplin  zu  lockern. 

Die  Regierung  war  bemüht,  hier  die  bessernde  Hand  anzulegen. 
Im  Jahre  1806  wurde  für  die  Markgrafschaft  der  Grundsatz  auf- 
gestellt^), keinen  jungen  Mann  in  eine  Schreibstube  eintreten  zu 
lassen,  welcher  es  nicht  bis  in  die  erste  Klasse  des  Karlsruher  Gym- 
nasiums^)  gebracht   oder   irgend,  ein    Pädagogium    des   Landes    ab- 

')  Vgl.  das  Provinzialblatt  Nr.  56. 

^)  Nach  dem  13.  Organisationsedikt  vom  13.  Mai  1803  bestanden  die 
badischen  Gymnasien  aus  fünf  Klassen;  in   den  untersten  vier  Klassen  war  die 
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solviert  ^)  oder  sich  die  auf  diesen  Anstalten  zu  erlangenden  Schul- 
wissenschaften  durch  Privatunterricht  angeeignet  hatte.  Allein  auch 
mit  diesen  Massnahmen  wurde  zunächst  nicht  viel  erreicht,  einmal 
weil  in  der  ersten  Zeit  von  diesen  grundsätzlichen  Bestimmungen  zu 
viele  Ausnahmen  gemacht  und  zu  viele  Dispensationen  erteilt  wurden, 
zum  andern  aber ,  weil  die  damaligen  Gelehrtenschulen  das  nicht 
leisteten,  was  man  von  ihnen  hätte  erwarten  können. 

In  den  anderen,  Baden  im  Jahre  1803 — 05  zugefallenen  Ge- 
bietsteilen, in  der  Pfalz  und  im  Breisgau,  existierte  dieser  Skri- 
bentenstand überhaupt  nicht.  Hier  waren  den  betreffenden  Bedienstungen 
entweder  mit  einem  grossen  Aufwand  Staatsdiener  unter  dem  Namen 
„Kontroleur",  „Gegenschreiber"  beigegeben,  welche  vom  Staate  be- 
soldet wurden,  oder  es  wurde  den  Prinzipalen  lediglich  überlassen, 
zu  ihren  Gehilfen  zu  nehmen,  wen  sie  nur  wollten.  Juristen,  Kamera- 
listen, Kaufleute,  abgedankte  Offiziere,  Schulmeister,  kurz  alles,  was 
lesen,  schreiben  und  etwa  auch  rechnen  konnte,  wurde  nach  Zeit 
und  Gelegenheit  von  jedem  Dienstvorstande  nach  eigener  Willkür, 
allerdings  auch  unter  eigener  Verantwortlichkeit,  zum  Dienstgehilfen 
aufgenommen. 


II.   Die  Prüfungsverordnungen  für  die  Kameralpraktikanten 
und  Skribenten  aus  den  Jahren  1810  und  1811. 

Obgleich  nach  der  Konstituierung  des  Grossherzogtums  im 
Jahre  1806  regierungsseitig  ein  dringendes  Bedürfnis  vorlag,  die 
Normen  für  die  Ausbildung  der  Kameralbediensteten  endgültig  fest- 
zustellen und  dieselben  für  das  ganze  Land  einheitlich  zu  gestalten, 
kam  man  in  den  darauf  folgenden  Jahren  über  Verbesserungs- 
vorschläge, welche  aber  nicht  allgemein  Anklang  fanden,  nicht 
hinaus.  Man  beschränkte  sich  zunächst  darauf,  die  für  die  badische 
Markgrafschaft  erlassenen  Vorschriften  mit  geringen  Modifikationen 
nunmehr  für  das  ganze  Grossherzogtum  zu  generalisieren.  Erst 
durch    Erlassung    der    beiden    landesfürstlichen    Verordnungen    vom 


Aufenthaltszeit  der  Lernenden  auf  zwei  Jahre  bestimmt ;  in  der  obersten  Klasse 
sollten  die  Schüler  gewöhnlich  drei  Jahre  verharren. 

')  Die  Pädagogien  sollten  nach  demselben  Edikt  die  Schüler  so  weit 
bringen,  dass  sie  als  Anfänger  in  die  oberste  Klasse  eines  Gymnasiums  einzu- 
treten fähig  waren. 
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1.  Mai  1810^)  und  16.  Januar  1811 2)  wurden  die  Vorschriften  be- 
züglich der  Vor-  und  Ausbildung  der  gedachten  Bediensteten  in  einen 
festen  Rahmen  gebracht. 

Der  wesentliche  Inhalt  der  ersten,  die  wissenschaftlich  ge- 
bildeten Kameralisten  betreffenden  Verordnung  ist  folgender: 

1.  Wer  im  Kameralfach  Anstellung  sucht,  der  muss  mit  den 
dahin  gehörigen  Geschäften  nicht  nur  theoretisch  bekannt, 
sondern  auch  praktisch  darin  geübt  sein.    Zu  diesem  Ende  hat 

2.  jeder  „Kameralpraktikant"  nach  geendigten  Studien  und  er- 
erstandener Prüfung  wenigstens  zwei  Jahre  bei  irgend  einer 
Stelle  des  Landes ,  welche  die  in  sein  Fach  einschlagenden 
Gegenstände  behandelt,  sich  in  Geschäften  zu  üben,  ehe  er 
angestellt  werden  kann. 

3.  Die  Kreisdirektorien,  Beamtungen  und  Verrechnungen  sind 
befugt,  Kameralpraktikanten,  nachdem  sie  zuvor  gehörig  ge- 
prüft und  verpflichtet  sind,  zu  jeder  Art  von  Geschäften 
unter  ihrer  Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  zuzulassen. 

4.  Nach  fortgesetzter  zweijähriger  Uebung  in  Geschäften  haben 
sich  die  Praktikanten  unter  Vorlegung  der  Zeugnisse  der 
Stellen,  bei  welchen  sie  gearbeitet  haben,  bei  dem  Finanz- 
ministerium zu  einer  Prüfung  zu  melden,  welche  alle  Arten 
der  praktischen  Geschäfte  ihres  Faches  umfassen  soll.  Nur 
diejenigen,  welche  in  dieser  Prüfung  bestanden  sind,  können 
zu  höheren  Staatsdiensten  ihres  Faches  zugelassen  werden. 

Die  zweite  obenerwähnte,  im  Jahre  1816  teilweise  wiederholt 
bekannt  gegebene^)  Verordnung,  welche  eine  angemessene  Bildung 
und  Befähigung  derjenigen  bezweckte,  die  sich  im  Fache  der  Skri- 
benten und  Verrechner  dem  Staatsdienste  widmen  wollten,  ohne 
nach  einer  höheren  wissenschaftlichen  Ausbildung  zu  streben, 
schreibt  im  wesentlichen  folgendes  vor: 

1.  Die  Skribenten  haben  „Ansprache"  auf  dereinstige  Anstellung 
beim  Rechnungs-  und  Kassenwesen,  bei  Verrechnungen  und 
Rechnungsrevisoraten,  auch  nach  Befund  bei  Sekretariats-, 
Registratur-  und  Kanzlistenstellen. 

2.  Die  Aufnahme  eines  Incipienten  (Lehrlings)  der  Schreiberei 
und  die  Ernennung  eines  solchen  zum  Skribenten,  nach  voU- 

^)  Bad.  Reg.-Bl.  1810  S.  125. 
')  .    .  .  1811  S.  1. 
»)  ,    ,   ,  1816  S.  109. 
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brachter  Lehre,  erfordert  die  Erlaubnis  der  Kreisdirektorien; 
sie  erfolgt  erst  auf  eine  vorzunehmende  strenge  Prüfung. 

3.  In  Ansehung  der  Vorkenntnisse,  welche  die  Incipienten  haben 
sollen,  wird  bestimmt,  dass  die  aufzunehmenden  Jünglinge  in 
den  Städten,  wo  Lyceen  sind,  durch  alle  Klassen  bis  zur  Exem- 
tion durchgehen,  in  den  Landstädten  dagegen  durch  einen  zwei- 
oder  mehrjährigen  Aufenthalt  in  den  obersten  Abteilungen  der 
Pädagogien  sich  in  einem  gleichen  Grade  befähigen  und  — 
was  an  beiden  Anstalten  verlangt  wird  —  in  dieser  Zeit  an 
allen  Lehrstunden  zu  ihrer  formellen,  wenngleich  nicht 
materiellen  Bildung,  somit  auch  am  Unterricht  in  der 
lateinischen  und  französischen  Sprache  Anteil  nehmen  müssen. 

4.  Die  Prüfung  in  diesen  Vorkenntnissen  ist  einem  besonderen 
Kommissarius  zu  übertragen  und  soll  sich  auf  deutsche  und 
lateinische  Orthographie,  die  Anfangsgründe  der  französischen 
und  lateinischen  Sprache,  der  Rechenkunst  und  Geometrie 
und  auf  Logik  erstrecken,  und  soll  dabei  namentlich  auch 
auf  eine   leserliche  Handschrift  besonders   gesehen   werden. 

5.  Nach  vollbrachter  Lehrzeit,  welche  in  der  Regel  drei  Jahre 
dauern  soll,  ist  eine  zweite  Prüfung  vorzunehmen.  Diese 
hat  sich  auf  die  Untersuchung  der  Fortbildung  in  den  Schul- 
wissenschaften, auf  alle  Teile  der  Schreibereikenntnisse  über- 
haupt, insbesondere  auf  Dienstgeschäfte  der  Stelle ,  bei  welcher 
der  zu  Prüfende  seine  Vorbereitungsjahre  erstanden  hat,  ferner 
auf  die  Kenntnis  der  Landesverfassung  und  der  Landesgesetze 
zu  erstrecken.  Diese  Prüfung,  bei  welcher  mündliche  Fragen 
gestellt  und  schriftliche  Ausarbeitungen  verlangt  werden, 
wird  ebenfalls  einem  besonderen  Kommissarius  übertragen. 
Fällt  diese  gut  aus,  so  wird  die  Aufnahme  unter  die  Skri- 
benten bewilligt  und  die  Verpflichtung  verordnet. 


III.  Die  Aufhebung  des  Kameralskribenteninstituts. 

Die  Verordnungen  über  die  Vor-  und  Ausbildung  der  Kameral- 
skribenten  von  1811  und  1816  erfüllten  die  Erwartungen  nicht,  welche 
man  von  ihnen  gehegt  hatte.  Die  bezüglichen  Vorschriften  ent- 
sprachen im  Laufe  der  Zeit  nicht  mehr  den  Anforderungen,  welche 
man  nachgehends  an  einen  Staatsdiener  machte,  und  hingesehen  auf 
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die  mit  der  Zeit  fortgeschrittene  Bildung  aller  Klassen  von  Staats - 
dienern  auch  machen  musste.  Das  ohnehin  nicht  im  besten  Ansehen 
stehende  Skribenteninstitut  ging  nach  und  nach  sichtlich  dem  Zerfall 
entgegen. 

In  den  erwähnten  Verordnungen  waren  zwar  die  Vorkenntnisse 
vorgeschrieben,  welche  ein  Incipient  besitzen  sollte,  um  in  eine 
Schreibstube  eintreten  zu  können,  allein  die  Bildungs formen  waren 
denn  doch  zu  verschieden  geartet.  In  den  Städten,  wo  Lyceen  waren, 
sollten  die  Incipienten  dieselben  bis  zur  Klasse  der  Exemten,  also 
den  Gymnasialkursus  zurücklegen,  in  den  Landstädten  dagegen  durch 
einen  zwei-  oder  mehrjährigen  Aufenthalt  in  den  obersten  Abteilungen 
der  Pädagogien  sich  in  gleichem  Grade  befähigen.  Musste  nicht 
schon  eine  solche  Variante  Elementarbildung  die  verschiedensten  Re- 
sultate liefern?  Dazu  kam  aber  noch,  dass  bezüglich  der  Schul- 
kenntnisse vielfach  Dispensationen  bewilligt,  und  dass  die  Prüfungen 
in  den  Schulfächern  viel  zu  leicht  vorgenommen  wurden.  Obgleich 
bei  diesen  Prüfungen  nur  eine  leichte  Uebersetzungsstelle  aus  dem 
Lateinischen  und  Französischen  ins  Deutsche  und  umgekehrt,  und 
einige  Rechnungsexempel  die  Prüfungsgegenstände  bildeten,  so  waren 
die  Arbeiten  doch  meistens  voller  Fehler  und  zeugten  von  grosser 
Unbehilflichkeit.  Dazu  gesellte  sich  häufig  noch  ein  schlecht  an- 
gebrachtes, unzeitiges  Mitleid  der  Examinatoren  mit  den  Prüflingen 
und  eine  irrige  Auffassung  derselben  über  das,  was  nach  den  in  dieser 
Richtung  allerdings  etwas  unbestimmt  gefassten  Vorschriften  von  den 
Examinanden  in  den  Schulwissenschaften  zu  verlangen  sei. 

Dass  bei  einer  solchen  verschiedenen  Vorbildung  auch  die 
zweite  praktische  Prüfung  keine  glänzenden  und  jedenfalls  keine 
gleichförmigen  Ergebnisse  liefern  konnte,  liegt  auf  der  Hand;  denn 
eine  verwahrloste  Elementarbildung  hat  ihre  Nachwehen  durch  das 
ganze  Geschäftsleben.  Auch  bei  dieser  zweiten  Prüfung  übte  man 
zu  viele  Nachsicht;  man  begnügte  sich  damit,  wenn  die  Examinanden 
nur  einigermassen  Begriffe  von  dem  zeigten,  was  sie  gründlich  wissen 
sollten.  Im  weiteren  wirkte  nachteilig  ein,  dass  bis  zum  Jahre  1823 
die  Prüfungen  durch  einzelne  Lokalbeamte  vorgenommen  wurden, 
was  unausbleiblich  zur  Folge  hatte,  dass  durch  die  verschiedenartige 
Beurteilung  der  Prüfungsarbeiten  gleichartige  Resultate  nicht  erzielt, 
und  dass  unter  die  Zahl  der  Skribenten  öfters  Subjekte  aufgenommen 
wurden,  denen  die  nötige  theoretische  und  praktische  Ausbildung  ab- 
ging.    Im  Jahre  1823  wurde  zwar  durch  ein  Ministerialreskript  be- 
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stimmt,  dass  das  Skribentenexamen  nicht  mehr  Lokalbeamten  über- 
tragen werden  dürfe,  sondern  dass  dasselbe  durch  einen  von  dem 
Kreisdirektorium  eigens  zu  ernennenden  staatsrechtlich  und  staats- 
wirtschaftlich gebildeten  Referenten  unter  Zuzug  eines  Kameral- 
und  Kommunrevisors  schriftlich  und  mündlich  vorzunehmen  sei,  und 
dass  sodann  unter  Vorlage  der  Resultate  der  Prüfung  das  Kreis- 
direktorium ^)  über  die  Prüfung  zu  erkennen  habe ;  auch  wurden 
durch  das  erwähnte  Reskript  verschiedene  Bestimmungen  über  die 
mit  aller  Strenge  vorzunehmende  Prüfung  gegeben.  Gleichwohl  war 
aber  eine  Hebung  des  Standes  der  Skribenten  kaum  bemerkbar,  weil 
sich  unter  den  letzteren  wie  unter  den  Incipienten  noch  allzuviele 
Subjekte  befanden,  welchen  es  an  der  nötigen  Vorbildung  und  zu- 
gleich auch  an  der  feineren  Lebensart  fehlte.  Auch  die  Moral  und 
Führung  der  Skribenten  Hess  viel  zu  wünschen  übrig.  Die  Bezahlung 
derselben  war  gemeinhin  schlecht ;  sie  erhielten  eine  solche  vom 
Staate  überhaupt  nicht,  sondern  wurden  aus  den  Tantiemen  der  Ver- 
rechner  abgelohnt,  in  deren  Literesse  es  natürlich  lag,  so  wenig  wie 
möglich  für  das  Hilfspersonal  aufzuwenden.  Kein  Wunder  deshalb, 
dass  gegen  viele  der  Skribenten  Untersuchungen  wegen  verübter 
Unterschleife  und  Prellereien  geführt  werden  mussten,  und  dass  die 
Klagen  über  die  Unzuverlässigkeit  und  Unfähigkeit  der  meisten  Skri- 
benten nicht  verstummen  wollten. 

In  den  massgebenden  Kreisen  waren  deshalb  auch  die  An- 
sichten über  die  NützHchkeit  des  Skribenteninstituts  sehr  geteilt. 
Die  einen  vertraten  die  Ansicht,  dass  trotz  aller  Mängel,  welche 
diesem  Institute  anhafteten,  dasselbe  doch  erhalten  werden  sollte,  ja 
im  Interesse  des  Dienstes  erhalten  werden  müsste,  da  sonst  für  die 
niederen  Finanzstellen,  in  welchen  meistens  nur  mechanische  Arbeiten 
zu  bewirken  seien,  keine  geeignete  Persönlichkeiten  mehr  vorhanden 
sein  möchten.  Ein  anderer  Teil  wollte  das  Institut  vollständig 
aufgehoben  und  den  Grundsatz  zur  Geltung  gebracht  wissen,  dass 
bei  der  Finanzverwaltung  durchgängig  nur  solche  Individuen  an- 
gestellt werden,  welche  eine  wissenschaftliche  Ausbildung  erlangt 
und  sich  theoretische  Kenntnisse   in   den  Kameralwissenschaften  er- 


')  Vom  Jahre  1827  ab  trat  an  Stelle  des  Kreisdirektoriums  die  im  Jahre 
1824  errichtete  besondere  Finanzmittelstelle:  die  „Hofdomänenkammer".  Die 
Prüfung  der  Skribenten  wurde  von  da  ab  durch  ein  Mitglied  dieses  Kollegiums 
und    durch   ein  Mitglied  der  1826   errichteten  „  Steuerdirektion "  vorgenommen. 
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worben  haben.  Ein  dritter  Teil  endlich  schlug  den  Mittelweg  ein 
und  vertrat  die  Ansicht,  dass  zwar  das  Institut  in  seinen  damaligen 
Einrichtungen  aufzuheben  sei,  dass  aber  an  seine  Stelle  etwas  anderes 
gesetzt  werden  müsse,  da  die  Finanzverwaltung  eine  Menge  sub- 
alterner Dienste  zu  besetzen  habe,  für  welche  geübtere  Leute  um  so 
unentbehrlicher  seien,  als  wissenschaftlich  gebildete  Kameralisten  sich 
in  der  Regel  zur  Annahme  derartiger  Stellen  nicht  entschliesseu 
und  auch  nicht  immer  in  der  erforderlichen  Anzahl  vorhanden  sein 
würden. 

Viele  Jahre  hindurch  wurde  die  für  den  badischen  Staat  nicht 
unwichtige  Angelegenheit  eingehend  ventiliert.  Endlich  brach  sich 
die  Ansicht  Bahn,  dass  das  Skribenteninstitut  in  seiner  damaligen 
Einrichtung  allerdings  nicht  mehr  lebensfähig  und  deshalb  ganz  auf- 
zuheben sei.  Zur  Durchführung  dieses  Planes  wurde  denn  auch 
schon  im  Jahre  1830  die  Anordnung^)  getroffen,  dass  bis  auf  ander- 
weitige Bestimmung  keine  Incipienten  oder  solche  Individuen,  welche 
sich  dem  Schreibereifach  widmen  woUen,  bei  den  Kameralverrech- 
nungen  mehr  aufgenommen  werden  dürfen.  Die  Konsequenz  dieser 
Anordnung  war  dann,  dass  im  Jahre  1834  die  letzte  Kameral- 
skribentenprüfung  ausgeschrieben  und  vorgenommen  wurde. 

Damit  war  das  Kameralskribenteninstitut,  welches  damals  noch 
ca.  100  Grlieder  zählte,  thatsächlich  beseitigt. 


IV.  Das  badische  Kameral-  bezw.  Finanzassistenteninstitut. 

Die  Folgen  der  Beseitigung  des  Kameralskribenteninstituts 
konnten,  wenn  nicht  an  dessen  Stelle  etwas  anderes  gesetzt  wurde, 
nicht  ausbleiben.  Der  Mangel  an  Gehilfen,  namentlich  an  tüchtigen, 
machte  sich  bei  den  Verrechnungen  (Obereinnehmereien)  von  Tag  zu 
Tag  immer  fühlbarer;  selbst  für  gute  Bezahlung  konnten  die  letzteren 
keine  geeigneten  Gehilfen  bekommen,  und  viele  derselben  stellten 
geradezu  Geschäftsbankerott  in  Aussicht.  Die  Hoffnung,  dass  nach 
Aufhebung  des  Skribenteninstituts  das  Studium  der  Kameralwissen- 
schaften  zunehmen  werde,  und  dadurch  das  nötige  Hilfspersonal  be- 
schafft werden  könne,  verwirklichte  sich  auch  nicht.     Und  als  noch 


^)  Finanzministerialerlass   vom   10.  Juli  1830  Nr.  3265,   Steuerdirektions- 
Verordnungsblatt  von  1830  S.  30. 
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nachgeh ends  eine  grössere  Zahl  von  Kameralpraktikanten  und  von 
den  noch  vorhandenen  Skribenten  zum  Vollzug  des  Zehntablösungs- 
gesetzes vom  15.  November  1833  ')  herangezogen  werden  musste,  und 
auch  die  Zolladministration  nach  erfolgtem  Anschluss  des  Grossherzog- 
tums Baden  an  den  grossen  Zollverein^)  ihren  grossen  Bedarf  an 
Beamten  und  Gehilfen  zum  Teil  aus  der  Zahl  der  Praktikanten  und 
Skribenten  zu  decken  hatte,  da  entstand  in  der  That  eine  Kalamität 
und  eine  Gehilfennot,  wie  sie  die  badische  Finanzverwaltung  früher 
und  seither  nicht  mehr  gekannt  hat.  Dass  unter  solchen  Verhält- 
nissen, sollte  nicht  die  ganze  badische  Verwaltungsmaschine  ins 
Stocken  geraten,  rasch  Wandel  geschaffen  werden  musste,  lag  auf 
der  Hand.  Das  Skribenteninstitut  als  solches  blieb  zwar  begraben; 
es  wurde  aber  mit  der  landesherrlichen  Verordnung  vom  25.  Mai  1838^) 
an  dessen  Stelle  ein  anderes,  ähnliches  Institut,  das  Kameralassi- 
stenteninstitut  gesetzt,  das  den  Zweck  verfolgen  sollte,  für  die 
Finanzverwaltung  eine  eigene  Gattung  von  Dienstkandidaten  ohne 
wissenschaftliche  Vorbildung  zu  schaffen  und  diese  zu  tüchtigen 
und  praktisch  gut  eingeschulten  Gehilfen  und  Beamten  heranzuziehen. 
Der  wesentliche  Inhalt  dieser  Verordnung  ist  folgender: 

1.  Die  nicht  wissenschaftlich  gebildeten  Hilfsarbeiter  der  Finanz- 
verwaltung zerfallen  in  zwei  Klassen:  „Kanzleigehilfen"  und 
„  Kameralassistenten " . 

2.  Als  Vorbildung  der  Kanzleigehilfen,  welche  bei  ihrer 
Rezeption  zwischen  16  und  22  Lebensjahre  zählen  sollen, 
werden  verlangt  mindestens  diejenigen  Kenntnisse,  welche 
man  durch  den  Besuch  von  sieben  Jahreskursen  einer  Ge- 
lehrtenschule ^),  oder  aber  durch  den  Besuch  von  sechs 
Jahreskursen  einer  solchen  Schule  und  den  Besuch  der  ersten 
allgemeinen  mathematischen  Klasse^)  an  der  Polytechnischen 

')  Bad.  Staats-  und  Reg.-Bl.  1833  S.  265. 

2)  Vertrag  vom  12.  Mai  1835;  Bad.  Staats-  und  Reg.-Bl.  1835  S.  143. 

')  Bad.  Staats-  und  Reg.-Bl.  1838  S.  199. 

*)  Der  Schulplan  für  die  Gelehrtenschule  war  durch  die  Verordnung  vom 
81.  Dezember  1836  (Bad.  Staats-  und  Reg.-Bl.  1837  S.  53)  neu  aufgestellt  worden. 
Damach  hatte  das  Lyceum  neun,  das  Gymnasium  sieben  und  das  Pädagogium 
fünf  Jahreskurse. 

*)  In  dieser  Klasse  wurden  folgende  Lehrgegenstände  gelehrt:  Religion, 
Arithmetik  und  Algebra,  Geometrie,  ebene  Trigonometrie,  vorbereitender  Kurs 
der  darstellenden  Geometrie,  deutsche  und  französische  Sprache,  allgemeine  Ge- 
schichte, freie  Handzeichnung,  elementares  Zeichnen  und  Kalligraphie. 
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Schule  in  Karlsruhe  erlangen  kann.  Wer  durch  ein  Zeugnis 
der  betreffenden  Schulanstalten  darthut,  dass  er  die  vor- 
geschriebenen Jahreskurse  absolviert  hat,  wird  ohne  besondere 
Prüfung  von  der  Steuerdirektion  als  „Kanzleigehilfe"  rezipiert. 
Wer  solche  Schulanstalten  nicht  oder  nicht  in  dem  vor- 
geschriebenen Masse  besucht  hat,  muss  sich  durch  eine 
strenge  Prüfung  über  den  Besitz  der  erforderlichen  Kennt- 
nisse ausweisen. 
3.  Wer  die  Eigenschaft  eines  Kam  er ala  SS istenten  erlangen  will, 
muss  mindestens  drei  Jahre  als  Kanzleigehilfe  bei  der  Finanz- 
Verwaltung  gearbeitet  haben  und  sich  über  seine  theoretische 
und  praktische  Ausbildung  durch  eine  Prüfung  ausweisen. 
Diese  Prüfung  wird  jährlich  einmal,  im  Spätjahr,  unter 
Leitung  des  Vorstandes  der  Steuerdirektion  oder  dessen 
Stellvertreters,  durch  drei  Räte  der  drei  Finanzmittelstellen 
(Hofdomänenkammer,  Steuerdirektion,  Zolldirektion)  und  durch 
einen  oder  mehrere  Lehrer  höherer  Lehranstalten  vorgenommen. 
Dieselbe  geschieht  sowohl  schriftlich  als  mündlich  und  um- 
fasst  neben  der  üebersetzung  ausgewählter  Stellen  aus  einem 
leichteren  lateinischen  und  aus  einem  leichteren  französischen 
Schriftsteller,  sowie  neben  Fragen  aus  den  Elementen  der 
Arithmetik,  Algebra  und  Geometrie,  dann  aus  der  vater- 
ländischen Geschichts-  und  Landeskunde,  die  badische 
Finanzgesetzgebung  und  -Verwaltung,  in  besonderer  Beziehung 
auf  den  Geschäftskreis .  der  Bezirksstellen  des  bezw.  der 
Finanzverwaltungszweige ,  bei  welchen  der  Examinand  be- 
schäftigt war. 
Die  Verordnung  vom  Jahre  1838  hat  sich  im  grossen  und 
ganzen  bewährt  und  war  über  40  Jahre  in  Kraft.  Erst  im  Jahre  1881 
hat  dieselbe  in  einigen,  zum  Teil  nicht  unwesentlichen  Puhkten  eine 
Abänderung  erfahren.  Wir  lassen  die  bezügliche  neue  Verordnung, 
welche  jetzt  noch  in  Gültigkeit  ist,  hier  im  Wortlaut  folgen: 

Verordnung. 
Die  Ausbildung  für  den  Finanzverwaltungsdienst  betreffend. 
Mit  höchster  Ermächtigung  aus  grossherzoglichem  Staatsministerium  vom 
20.  Oktober  d.  J.  wird  unter  Aufhebung  der  diesseitigen  Verordnung  vom 
25.  Mai  1838,  die  Ernennung  etc.  der  nicht  wissenschaftlich  gebildeten  Hilfs- 
arbeiter der  Finanzverwaltung  betreffend  (Regierungsblatt  Nr.  XXII,  S.  199  ff.), 
verordnet,  was  folgt: 
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§   1. 

Wer  sich,  ohne  die  für  die  Kandidaten  des  höheren  Finanzdienstes  und 
für  besondere  technische  Zweige  dieses  Dienstes  vorgeschriebene  Vorbildung  zu 
besitzen,  dem  Dienste  der  Finanzverwaltung  mit  Aussicht  auf  Erlangung  einer 
der  in  §  9  dieser  Verordnung  bezeichneten  Stellen  widmen  will,  hat  zunächst 
die  Aufnahme  als  Finanzgehilfe,  sodann  nach  vorschriftsgemässer  praktischer 
Ausbildung  und  Ablegung  einer  Prüfung,  die  Aufnahme  unter  die  Zahl  der 
Finanzassistenten  zu  erwirken. 

§  2. 

Das  Gesuch  um  Aufnahme  als  Finanzgehilfe  ist,  unter  Beifügung  einer 
kurzen,  eigenhändigen  Darstellung  des  seitherigen  Lebensgangs,  bei  der  Steuer- 
direktion einzureichen. 

Dabei  sind  folgende  Nachweise  vorzulegen: 

1.  Ein  Geburtszeugnis.  In  der  Regel  werden  nur  solche  Personen  als 
Finanzgehilfen  aufgenommen,  welche  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht 
überschritten  haben. 

2.  Ein  Nachweis  über  die  Reichsangehörigkeit  des  Bewerbers. 

.3.  Der  Nachweis,  dass  derselbe  mindestens  die  sieben  ersten  Jahreskurse 
eines  deutschen  Gymnasiums  oder  Realgymnasiums  —  Realschule 
I.  Ordnung  —  mit  Erfolg  absolviert  hat. 

Dieser  Nachweis  kann  durch  das  Zeugnis  einer  deutschen  Ober- 
schulbehörde über  das  Bestehen  einer  Prüfung  ersetzt  werden,  welche 
der  Absolvierung  des  siebenten  Jahreskurses  jener  Anstalten  gleich- 
wertig ist. 

4.  Zeugnisse  über  vorwurfsfreie  Aufführung  während  der  Studienzeit  und, 
wenn  die  Anmeldung  nicht  unmittelbar  nach  dem  Austritt  aus  einer 
Schulanstalt  erfolgt,  während  der  Zwischenzeit  und  über  bisherige 
Beschäftigung. 

§3. 
Die  Ernennung   zum  Finanzgehilfen   erfolgt   durch    die   Steuerdirektion, 
welche  auch  die  handgelübdliche  Verpflichtung  des  Ernannten  und  die  Bekannt- 
machung  der  Ernennung   durch   die  Verordnungsblätter   der  Steuer-,  Zoll-  und 
Domänenverwaltung  zu  veranlassen  hat. 

§  4. 

Die  in  §  1  erwähnte  Prüfung  findet  alljährlich  einmal,  im  Spätjahr, 
nach  Anordnung  der  Steuerdirektion  durch  eine  von  dieser  zu  berufende  Kom- 
mission, unter  Leitung  des  Vorstandes  der  Steuerdirektion  oder  dessen  Stell- 
vertreters, statt. 

Die  Kommission  hat  aus  KoUegialmitgliedem  der  Finanzmittelstellen, 
erforderlichenfalls  unter  Zuzug  eines  Lehrers  einer  hiesigen  höheren  Lehranstalt 
für  die  Prüfung  in  der  französischen  Sprache  (§  6  letzter  Absatz)  zu  bestehen. 

§  5. 
Zu  dieser  Prüfung  werden   in   der  Regel  nur  Finanzgehilfen  zugelassen, 
welche  in  dieser  Eigenschaft  mindestens   drei  Jahre   bei   der  Finanzverwaltung 
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gearbeitet  und  sich  über  Fleiss  und  dienstliche  wie  ausserdienstliche  Führung 
günstige  Zeugnisse  erworben  haben. 

Der  Beschäftigung  bei  der  Finanzverwaltung  kann  eine  Beschäftigung 
ausserhalb  derselben,  sofern  sie  bei  bestimmten,  vom  Finanzministerium  zu  be- 
zeichnenden Verrechnungen  stattfindet  und  die  Dauer  von  zwei  Jahren  nicht 
übersteigt,  gleich  geachtet  werden. 

§6. 
Die  Prüfung  erfolgt  sowohl  mündlich,  als  schriftlich. 
Die  Prüfungsgegenstände  sind: 

1.  Kenntnis  der  wesentlichen  Bestimmungen  der  deutschen  Reichs-  und 
der  badischen  Staatsverfassung,  sowie  der  Organisation  der  Behörden 
des  Grossherzogtums,  insbesondere  der  Behörden  der  Finanzverwaltung. 

2.  Kenntnis  der  wesentlichen  Gesetze  und  Verordnungen  über  Zölle, 
Reichssteuern  und  Landessteuern,  sowie  aus  dem  Gebiet  der  Domänen- 
administration. 

3.  Kenntnis  des  Kassen-  und  Rechnungswesens  der  badischen  Staats- 
verrechnungen, insbesondere  der  Bezirkskassen  der  Finanzverwaltung. 

Auf  Verlangen  des  Kandidaten  wird  dieser  auch  in  seinen  Kennt- 
nissen der  französischen  Sprache  geprüft. 

§  7. 

Die  Entscheidung  über  die  Ergebnisse  der  Prüfung  erfolgt  auf  das  Gut- 
achten der  Prüfungskommissäre  durch  die  Steuerdirektion  auf  Grund  kollegiali- 
scher  Beratung, 

Die  bestandenen  Kandidaten  werden  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Befähi- 
gung, mit  einem  der  Prädikate  „vorzüglich,  gut  oder  hinlänglich  befähigt"  als 
Finanzassistenten  aufgenommen  und  erhalten  eine  Urkunde  hierüber.  Auch 
wird  das  Ergebnis  der  Prüfung  in  den  im  §  3  erwähnten  Verordnungsblättern 
verkündet. 

Die  nicht  bestandenen  Kandidaten  können  noch  einmal,  spätestens  jedoch 
nach  zwei  Jahren,  zu  einer  zweiten  Prüfung  zugelassen  werden.  Wer  die 
Prüfung  zum  zweitenmal  nicht  bestanden  hat,  wird  für  immer  zurückgewiesen. 


Die  Finanzgehilfen  und  Finanzassistenten  bilden  —  nebst  den  Finanz- 
praktikanten —  das  Hilfspersonal,  dessen  sich  die  Bezirksstellen  und  die  Zentral- 
kassen der  Finanzverwaltung  zur  Besorgung  ihres  Verwaltungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens  zu  bedienen  haben. 

§  9. 
Die  Finanzassistenten  haben  —  neben  den  Finanzpraktikanten  —  auf 
die  ersten  Gehilfenstellen  und  auf  die  Buchhalterstellen  bei  den  Zentral-  und 
Bezirkskassen   der   Finanz  Verwaltung,    sowie    auf   die   Hauptamtsgehilfen-  und 
Hauptamtsassistentenstellen  vorzugsweise  Anspruch. 
Femer  haben  dieselben  Aussicht 

a)   auf  sonstige   dekretmässige   Anstellung   ohne   Staatsdienereigenschaft 
bei    der   Domänen-,  Steuer-   und  Zollverwaltung,    so  insbesondere  als 
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Assistenten   bei  Steuerrevisionen   und  Steuerkommissären,   als  Steuer- 
kommissäre,   als  Zollverwalter,    als   Revisionsinspektoren,   als   Grenz- 
kontrolleure, als  Kontrollbureau-,  Revisions-,  Registraturassistenten  bei 
den  Finanzmittelstellen  und  dem  Finanzministerium; 
b)   auf  Anstellung  mit  Staatsdienereigenschaft  im  Kanzlei-  und  lleclmungs- 
dienst  und,  im  Falle   besonderer  Tüchtigkeit,  auch  im  Bezirksfinanz- 
dienst sowie  bei  den  Zentralkassen  der  Finanzverwaltung. 
Bei    der   Anstellung    im   Dienste   der   Zollverwaltung    wird    auf  Finanz- 
assistenten, welche  bei  der  Prüfung  ausreichende  Kenntnisse  in  der  französischen 
Sprache   nachgewiesen    haben   (§   6    letzter   Absatz),   besondere   Rücksicht  ge- 
nommen werden. 

§  10. 
Die  Finanzgehilfen  und  Finanzassistenten,  welche  bei  einer  nicht  zur 
Finanzverwaltung  gehörigen  Stelle  eintreten,  haben  hiervon,  bei  Vermeidung 
der  Nichtberücksichtigung  bei  Besetzung  von  Stellen  im  Bereiche  dieser  Ver- 
waltung, jeweils  der  Steuerdirektion  unter  Angabe  des  Gehaltes,  welchen  sie 
beziehen,  alsbald  Anzeige  zu  erstatten. 

.         §  11- 

In  dienstpolizeilicher  Hinsicht  stehen  die  Finanzgehilfen  und  Finanz- 
assistenten unmittelbar  unter  der  Aufsicht  der  Dienststelle,  bei  welcher  sie  be- 
schäftigt sind,  bezw.  der  dieser  Dienststelle  vorgesetzten  Mittelstelle,  Die  Ober- 
aufsicht führt  die  Steuerdirektion. 

Diese  Stellen  haben  darüber  zu  wachen,  dass  die  Finanzgehilfen  und 
Assistenten  mit  Eifer  und  Treue  im  Dienst  ein  anständiges  Betragen  innerhalb 
und  ausserhalb  desselben  verbinden. 

Wo  dies  nicht  der  Fall,  kann  die  vorgesetzte  Finanzmittelstelle  Verweise 
und  Ordnungsstrafen  erkennen,  auch  die  Entlassung  des  Betreffenden  aus  dem 
ihm  übertragenen  Dienst  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom 
26.  Mai  1876,  die  dienstlichen  Verhältnisse  der  Angestellten  der  Zivilstaats- 
verwaltimg  betreffend,  aussprechen  bezw.  beantragen.  Auch  kann  die  Steuer- 
direktion, als  Oberaufsichtsbehörde,  die  Entlassung  aus  der  Reihe  der  Finanz- 
gehilfen bezw.  Finanzassistenten  verfügen  und  damit  dem  Betreffenden  die 
Eigenschaft  eines  Finanzgehilfen  bezw.  Assistenten  entziehen. 

§  12. 

Zu  letzterer  Massregel  soll,  wenn  sich  ein  Finanzgehilfe  oder  Finanz- 
assistent durch  unredliche  Geschäftsführung,  unsittliches  Betragen  oder  durch 
irgend  eine  andere  Handlung  des  Vertrauens,  dessen  er  in  seiner  Stellung  be- 
darf, oder  der  öffentlichen  Achtung  unwürdig  macht,  sogleich,  in  anderen  Fällen 
aber  erst  nach  vorausgegangener  Androhung  geschritten  werden.  Die  Androhung 
hat  gleichfalls  durch  die  Steuerdirektion  zu  erfolgen. 

Gegen  die  Entlassungsverfügung  ist  der  Rekurs  an  das  Finanzministerium 
zulässig. 

§  13. 
Für   die  Entachliessung   über   die  Aufnahme   als   Pinanzgehilfe  ist   eine 
Sporte!  von  2  Mark,   für  die  Entschliessung   über   die  Ernennung  zum  Finanz- 
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assistenten   eine   solche   von   4   Mark   und   für   die   Teilnahme   an   der  Finanz- 
assistentenprüfung eine  Prüfungsgebühr  von  10  Mark  zu  entrichten. 

Die  Steuerdirektion  ist  ermächtigt,  vermögenslosen  Kandidaten  Nachlass 
zu  bewilligen. 

§  14. 
Aus  besonderen  Gründen  kann  das  Finanzministerium  von  der  Erfüllung 
einzelner  Bestimmungen  dieser  Verordnung,  insbesondere  hinsichtlich  der  fest- 
gesetzten Altersgrenze  (§  2  Ziffer  1)  und  der  Dauer  der  Vorbereitungszeit  (§  5) 
Nachsicht  gewähren.  Auch  kann  dasselbe  in  dieser  Beziehung  der  Steuevdirektion 
eine  angemessene  Kompetenz  einräumen. 

§  15. 

Gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  1.  Januar  k.  J.  in  Vollzug. 

Von  den  bis  zu  diesem  Tage  auf  Grund  der  Verordnung  vom  25.  Mai  1838 
imter  die  Zahl  der  Kanzleigehilfen  und  Kameralassistenten  Aufgenommenen 
werden  die  ersteren  zu  Finanzgehilfen,  die  letzteren  zu  Finanzassistenten  ernannt. 

Karlsruhe,  den  22.  Oktober  1881. 

Grossherzogliches  Ministerium   der  Finanzen. 
EUstätter. 

vdt.  Glock. 

Vergleichen  wir  die  vorstehende  neue  Verordnung  mit  der- 
jenigen vom  Jahre  1838,  so  ergibt  sich,  dass  durch  die  erstere 
folgende  wesentliche  Abänderungen  vorgenommen  worden  sind: 

1.  Die  „  Kanzleigehilfen "  und  die  „  Kameralassistenten "  er- 
hielten die  Bezeichnung  „ Finanzgehilfen "  bezw.  „Finanz- 
assistenten" und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft  auf  alle  be- 
reits Rezipierten. 

2.  Die  Maximalgrenze  für  das  Lebensalter  der  um  Aufnahme 
als  Finanzgehilfe  Nachsuchenden  wurde  vom  22.  auf  das 
25.  Lebensjahr  hinausgerückt. 

3.  Als  Vorbildung  der  Finanzgehilfen  wurde  zwar  nach  wie 
vor  der  Nachweis,  dass  dieselben  die  sieben  ersten  Jahres- 
kurse eines  deutschen  Gymnasiums  mit  Erfolg  absolviert 
haben,  verlangt,  indessen  weiter  zugelassen,  dass  die  Ab- 
solvierung der  sieben  ersten  Jahreskurse  eines  deutschen  Real- 
gymnasiums —  Realschule  L  Ordnung  —  ebenfalls  für  die 
Rezeption  genüge.  Dagegen  fiel  die  in  der  Verordnung  von 
1838  eventuell  vorgesehene  Ausbildung  in  der  ersten  all- 
gemeinen mathematischen  Klasse  des  Karlsruher  Polytech- 
nikums weg,    weil   diese   Klasse    seit   der  Umwandlung  der 
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ebengenannten  Lehranstalt  in   eine   technische  Hochschule^) 
in  ihrer  früheren  Einrichtung  nicht  mehr  bestand. 

4.  Die  für  die  Assistentenprüfung  vorgeschrieben  gewesenen 
Prüfungsgegenstände  wurden  wesentlich  eingeschränkt.  Sämt- 
liche Schulfächer  —  mit  Ausnahme  der  französischen  Sprache, 
welche  übrigens  nur  fakultativ  geprüft  wird  —  kamen  in 
Wegfall.  Dagegen  trat  als  neuer  Prüfungsgegenstand  hinzu: 
die  Könntnis  der  wesentlichen  Bestimmungen  der  deutschen 
Reichs-  und  badischen  Staatsverfassung. 

5.  Neu  ist  endlich  noch  die  Bestimmung,  dass  die  nicht  be- 
standenen Kandidaten  noch  einmal,  spätestens  jedoch  nach 
zwei  Jahren,  zu  einer  zweiten,  aber  zu  keiner  weiteren 
Prüfung  mehr  zugelassen  werden  können. 

Die  erste  Prüfung  der  Finanzassistenten  auf  Grund  der  Ver- 
ordnung von  1838  fand  im  Februar  1842  statt  und  wurde  anfäng- 
lich nur  alle  zwei  Jahre,  von  1846  an  aber  alljährlich  und  zwar 
bis  1858  im  Frühjahr,  von  da  ab,  wie  dies  die  Verordnung  auch 
vorgeschrieben  hatte,  im  Spätjahr  in  Karlsruhe  abgehalten.  Im 
Jahre  1870  fiel  wegen  des  Krieges  die  Prüfung  ganz  aus.  Die 
Prüfung  auf  Grund  der  Verordnung  von  1881  fand  von  1882  bis 
jetzt  stets  im  Spätjahr  (September)  in  Karlsruhe  statt. 

lieber  die  Prüfungsergebnisse  gibt  die  nachstehende  Tabelle 
Aufschluss. 
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Bemerkungen. 


I.   Nach  der  Prüfungsverordnung  von  1838. 
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*)  Vgl.  das  Organisationsstatut  der  polytechnischen  Schule  zu  Karlsruhe. 
Bad.  Reg.-Bl.  1805  S.  85. 
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Nach  dieser  Uebersicht  erreichte,  was  die  Zahl  der  Prüflinge 
betrifft,  bei  den  nach  der  Verordnung  von  1838  Geprüften  das 
Jahr  1858  mit  34^)  und  bei  den  nach  der  Verordnung  von  1881 
Geprüften  das  Jahr  1884  den  Kulminationspunkt. 

Geprüft  wurden  im  ganzen  in  41  Jahrgängen  646,  also  durch- 
schnittlich jährlich  16  Kandidaten.  Von  diesen  646  haben  die  Prüfung 
mit  Erfolg  bestanden  571  oder  88  Prozent,  während  75  oder  12  Pro- 
zent abgewiesen  wurden.  Daneben  wurden  noch  in  der  I.  Periode 
(1842—1881)  69  Kandidaten,  welche  das  ganze  humanistische  Gym- 
nasium absolviert,  zum  Teil  auch  Universitätsstudien  gemacht  hatten, 
unter  Abstandnahme  von  der  Prüfung  in  den  Schul  fächern  als 
Kameralassistenten  rezipiert.  In  der  II.  Periode  (1832—1885)  haben 
sich  von  den  124  Prüflingen  21  der  fakultativ  gelassenen  Prüfung 
in  der  französischen  Sprache  mit  Erfolg  unterzogen  und  sich  da- 
durch einen  gewissen  Anspruch  auf  besondere  Berücksichtigung  bei 
der  Anstellung  im  Dienste  der  Zollverwaltung  erworben. 

Von  den  mit  Erfolg  Geprüften  571  erhielten  die  Note: 
vorzüglich        5  =    1  Prozent 
gut  134  =  23        „         und 

hinlänglich  432  =  76 

Die  Ansprüche  und  Aussichten,  welche  die  Finanzassistenten 
auf  Verwendung  und  Anstellung  in  der  Finanzverwaltung  haben, 
sind  im  allgemeinen  in  §  9  der  oben  abgedruckten  Verordnung  von 
1881  angegeben.  Zu  den  dort  namentlich  bezeichneten  Stellen  sind 
inzwischen  noch  die  Tabaksteuerkontrolleurstellen  getreten. 

Die  Finanzassistenten  finden  aber  vielfach  auch  ausserhalb  der 
eigentlichen  Finanzverwaltung  ihre  Unterkunft,  namentlich  als  Re- 
videnten und  Revisoren  in  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem- 
jenigen der  Justiz,  des  Kultus  und  Unterrichts,  bei  dem  evangelischen 
Oberkirchenrat  und  katholischen  Oberstiftungsrat;  ferner  bei  den 
dem  erstgenannten  Ministerium  untergeordneten  Direktivbehörden 
(Verwaltungshof,  Oberdirektion  des  Wasser-  und  Strassenbaues),  so- 
dann als  Verwalter  und  Verrechner  von  Schul-  und  Religionsfonds, 
als  Buchhalter  und  Verwalter  in  Heil-  und  Pflegeanstalten,  Arbeits- 
häusern und  Strafanstalten.  Endlich  werden  dieselben  sehr  häufig 
von    Privaten    (z.  B.    als    Rentamtmann)    oder   von   Kommunen   (als 


')  Hierauf  hat  indes  unzweifelhaft  der  Umstand  Einfluss  gehabt,   dass 
das  Examen  im  Jahre  1858  ein  halbes  Jahr  später,  als  vorher,  stattfand. 
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Gemeinderechner,  Spitalverwalter  u.  dgl.)  mit  Vorliebe  in  Dienst  ge- 
nommen. 

Was  die  Bezahlung  dieser  Bediensteten,  soweit  dieselben  ihre 
Kräfte  dem  Staate  bezw.  der  Finanzverwaltung  widmen,  betrifft,  so 
bewegt  sich  diese  in  massigen  Grenzen. 

Der  Anfangsgehalt  beträgt,  wenn  ein  Finanzassistent  als  erster 
Gehilfe  bei  einer  Bezirksverrechnung  angestellt  wird,  1200  Mark,  und 
wenn  ein  solcher  als  Hauptamtsgehilfe  Verwendung  findet,  1290  Mark 
jährlich.  Haben  Finanzassistenten  solche  Stellen  ununterbrochen 
mindestens  zwei  Jahre  bekleidet,  so  können  sie  zu  Buchhaltern 
bezw.  Hauptamtsassistenten  befördert  werden  und  erhalten  dann 
in  diesen  Stellungen  neben  dem  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschuss  ^) 
nach  drei  verschiedenen  Ortsklassen  (216,  132  bezw.  90  Mark)  einen 
Anfangsgehalt  von  1400  Mark,  welcher  bei  zufriedenstellenden 
Leistungen  bei  den  Buchhaltern  bis  auf  1800  Mark  und  bei  den 
Hauptamtsassistenten  bis  auf  2000  Mark  erhöht  werden  kann.  Da- 
neben kann  den  älteren  Hauptamtsassistenten  noch  eine  Alterszulage 
von  100  Mark  bewilligt  werden.  Werden  die  betreffenden  Be- 
diensteten als  Revidenten  zu  einer  Mittelstelle  oder  zu  einem 
Ministerium  einberufen,  so  erhalten  sie  öfters  einen  Gehalt  bis  zu 
2200  Mark.  Werden  sie  zum  Dienst  eines  Grenzkontrolleurs  be- 
rufen, so  können  die  Gehalte  bis  auf  2000  Mark  steigen  und  ihnen 
daneben  noch  Alterszulagen  von  200  Mark  bewilligt  werden.  Die 
Tabaksteuerkontrolleure  beziehen  Gehalte  bis  zu  2000  Mark  und 
daneben  noch  einen  Funktionsgehalt  von  200  Mark.  Die  Zollver- 
w  alt  er  (Vorstände  von  Nebenzollämtern  I)  können  einschliesslich  des 
Durchschnittsatzes  des  Wohnungsgeldzuschusses  mit  148  Mark  ein 
Einkommen  bis  zu  2400  Mark  erhalten. 

Gelangt  einer  dieser  Bediensteten,  was  nicht  selten  vorkommt, 
in  den  eigentlichen  Staatsdienst  ^),  z.  B.  als  Revisor,  Registrator  etc., 
so  kann  er  nach  und  nach  in  eine  Besoldung  bis  zu  3500  Mark  bezw. 
3600  Mark  (bei  den  Ministerien),  sogar  bis  zu  4000  Mark  (als  Revisions- 
vorstand) neben  dem  gesetzlichen  Wohnungsgeldzuschuss,  welcher  für 
die  erste  Ortsklasse  (Karlsruhe)  360  Mark  beträgt,  aufrücken. 

Die  Erfahrungen,  welche  man  bislang  mit  dem  Finanzassistenten- 

^)  Vgl.  das  bezügl.  Gesetz  vom  9.  Januar  1874;  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl. 
1874  S.  1. 

^)  Vgl.  das  jetzt  noch  gültige  Dieneredikt  vom  30.  Januar  1819.  Bad. 
Reg.-Bl.  1819  S.  11. 
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institut  in  Baden  gemacht  hat,  sind  ganz  erfreuliche.  Die  Vorschrift, 
dass  als  Miniraum  der  Vorbildung  die  Absolvierung  der  sieben  ersten 
Jahreskurse  eines  humanistischen  Gymnasiums  bezw.  eines  Real- 
gymnasiums —  Realschule  I.  Ordnung  —  verlangt  wird^),  wovon  bis 
jetzt  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen  in  früherer  Zeit  und  da  nur 
bezüglich  des  vollständigen  Nachweises  der  vorgeschriebenen  Kennt- 
nisse in  der  griechischen  Sprache  abgesehen  wurde,  bürgt  dafür,  dass 
die  Betreffenden  einen  ordentlichen  Schulsack  mit  in  die  Praxis 
bringen;  die  Dienst  prüf ung,  welche  sodann  mit  den  Kandidaten  vor- 
genommen wird,  leistet  hinreichend  Gewähr,  dass  sich  dieselben  die 
nötigen  praktischen  und  dienstlichen  Kenntnisse  erworben  und  sich, 
soweit  notwendig,  auch  mit  dem  Verfassungsleben  des  badischen 
Staats  und  des  Deutschen  Reichs  vertraut  gemacht  haben.  Zieht 
man  noch  in  Betracht,  dass  der  grössere  Teil  dieser  Assistenten  der 
Militärpflicht  als  Einjährig-Freiwilliger  genügt  und  viele  von  diesen 
wiederum  die  Befähigung  zum  Offizier  erlangen  und  zu  Reserve- 
offizieren befördert  werden,  so  wird  man  sich  der  Ansicht  nicht 
verschliessen  können,  dass  solche  Männer  ausreichend  vor-  und  aus- 
gebildet sind,  um  den  Anforderungen,  welche  an  sie  gestellt  werden, 
nach  jeder  Richtung  gerecht  zu  werden.  Und  in  der  That  hat  sich 
aus  dem  Finanzassistenten-Institut  ein  achtungswerter  Stand  von  Be- 
diensteten herausgebildet,  den  die  badische  Verwaltung  zur  coulanten 
Abwicklung  der  vielseitigen  Kalkulatur-  und  Rechnungsgeschäfte  mit 
Erfolg  verwendet  und  den  sie  niemals  mehr  wird  entbehren  wollen, 
noch  wird  entbehren  können. 


V.  Das  Skribenteninstitut  in  "Württemberg. 

Ausser  in  Baden  bestand  und  besteht  nur  noch  in  Württem- 
berg ein  eigener  Stand  von  Skribenten.  Derselbe  erfreute  sich  dort 
wie  hier  nicht  einer  besonderen  Achtung.  Der  altwürttembergische 
Schreiber  war   meist   ein  blosser  Routinier  ohne   gründliche  wissen- 


^)  In  der  39.  Sitzung  der  2.  badischen  Kammer  (Session  1885/86)  wurde 
der  Antrag  der  Abgeordneten  Fieser  und  Genossen,  dass  auch  den  Abiturienten 
der  siebenklassigen  Realschule  die  Berechtigung  zur  Aufnahme  als  Finanz- 
gehilfe erteilt  werden  möge,  beinahe  einstimmig  angenommen.  Regierungsseitig 
ist  hierauf  bis  jetzt  noch  keine  endgültige  Entscheidung  getroffen  worden. 
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schaftliche,  insbesondere  ohne  akademische  Bildung  ^).  Ein  Teil 
widmete  sicli  dem  Finanz-  und  Rechnungswesen,  ein  anderer  dem 
Dienst  der  inneren  Verwaltung,  die  übrigen  suchten  eine  Stadt-  oder 
Amtsschreiberei  zu  erlangen,  mit  der  gewissermassen  das  Monopol 
verbunden  war,  alles,  was  in  einem  Bezirk  Gerichtliches  oder  Amt- 
liches zu  schreiben  und  zu  rechnen  war,  in  die  Hand  zu  bekommen, 
mit  anderen  Worten  alle  Geschäfte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit, 
die  Fertigung  und  Prüfung  aller  Gemeinde-,  Stiftungs-  und  Vormund- 
schaftsrechnungen. Das  Schreiberinstitut,  namentlich  in  der  zuletzt 
gedachten  Form,  galt  für  eine  grosse  Landplage,  welcher  König 
Wilhelm  dadurch  ein  Ende  machen  wollte ,  dass  die  Stadt-  und 
Amtschreibereien  aufgehoben  und  durch  die  Gerichts-  und  Amts- 
notare, die  Verwaltungsaktuare  ersetzt  wurden.  Sodann  gründete 
König  Wilhelm  im  Jahre  1817  auf  der  Universität  Tübingen  eine 
staatswirtschaftliche  Fakultät,  welche  ausgesprochenermassen  die  Be- 
stimmung hatte,  den  künftigen  Staatsdienern  jeder  Klasse  Gelegen- 
heit zu  einer  wissenschaftlichen  Ausbildung  zu  ffeben.  Endlich  wurden 
am  10.  Februar  1837  die  beiden  königlichen  Verordnungen  erlassen 
in  betreff  der  Dienstprüfungen  im  Departement  des  Innern  und  im 
Departement  der  Finanzen^).  In  jeder  derselben  werden  niedere 
und  höhere  Prüfungen  unterschieden.  Die  niedere  Finanz- 
dienstprüfung nun  ist  für  solche  Schreiber  oder,  wie  sie  jetzt 
genannt  werden,  Kameralkandidaten  bestimmt,  welche  sich  im  Finanz- 
departement  verwenden  und  anstellen  lassen  wollen.  Die  Kenntnisse, 
über  welche  sich  dabei  die  Kandidaten  ausweisen  sollen,  sind  folgende: 

1.  allgemeine  Bekanntschaft  mit  den  Einrichtungen  der  Finanz- 
verwaltung; 

2.  gründliche  Kenntnis  des  Steuer-  und  Rechnungswesens,  sowie 
der  hierauf  sich  beziehenden  Gesetze  und  Verordnungen; 

3.  Bekanntschaft  mit  den  Grundsätzen  des  württembergischen 
Privatrechts,  besonders  in  der  Lehre  von  Verträgen,  sowie 
in  den  Hauptregeln  des  Zivilprozesses; 

4.  praktische  Fertigkeit  in  den  hierher  gehörigen  Geschäften, 
besonders  in  Behandlung  schwieriger  Rechnungsfälle. 

Diese  Kenntnisse  würden  wohl  für  das  praktische  Bedürfnis  aus- 


^j  Vgl.    das    Königreich   Württemberg.     Eine    Beschreibung    von    Land, 
Volk  und  Staat  1884.  II.  2.  S.  97—99. 
^)  Württ.  Reg.-Bl.  1837  S.  92. 
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reichend  sein;  bezüglich  der  allgemeinen  Bildung  ist  aber  in  dieser 
Verordnung  auffallenderweise  keine  Anforderung  gestellt.  Es  befinden 
sich  deshalb  auch  jetzt  noch  unter  den  Kandidaten  der  niederen 
Dienstprüfung  vielfach  Leute,  welche  lediglich  aus  der  Volksschule 
hervorgegangen  sind.  Es  könnte  wohl  in  dieser  Richtung  Wandel 
geschaffen  werden,  wenn  künftig  verlangt  würde,  dass  die  Kandidaten 
sich  zum  wenigsten  über  den  Besuch  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Oberrealschule  bis  zur  Obersekunda  auszuweisen,  also  das  Qualifikations- 
attest für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst  beizubringen  hätten  ^). 

Was  die  Verwendung  solcher  Kandidaten,  welche  die  niedere 
Dienstprüfung  im  Departement  der  Finanzen  mit  Erfolg  bestanden 
haben,  im  praktischen  Dienst  betrifft,  so  stehen  denselben  nach  der 
gedachten  Verordung  die  Stellen  von  Umgeldskommissariaten  und 
folgende  Aemter  im  Zollwesen,  nämlich:  die  Hauptamtskontrolleur-, 
Grenzkontrolleur- ,  Hauptamtsassistenten-  und  Zollverwalterstellen, 
offen.  Dazu  kamen  dann  noch  mit  der  Zeit  die  Expeditorenstellen 
bei  dem  königlichen  Steuerkollegium  und  die  Buchhalterstellen  bei 
den  Kameralämtern. 

Die  Gehalte,  welche  diesen  Beamten  zugewiesen  werden  können, 
betragen  dermalen:  für  die  Expeditoren  bis  zu  3400  Mark,  für  die 
Umgeldskommissäre ,  Hauptamtskontrolleure ,  Grenzkontrolleure  und 
Zollverwalter  bis  zu  3000  Mark  und  für  die  Hauptamtsassistenten 
und  Kameralamtsbuchhalter  bis  zu  2200  Mark. 


VI.  Die  Kandidaten  für  den  niederen  Finanzdienst  in  Preussen, 
Bayern,  Sachsen,  Hessen  und  in  Elsass-Lothringen. 

In  Pi'eussen  besteht  in  dieser  Richtung  das  Institut  der  Steuer- 
supernumerare.  Die  bezüglichen,  jetzt  noch  massgebenden  Vor- 
schriften sind  in  den  Zirkularverfügungen  des  kgl.  preuss.  Finanz- 
ministeriums vom  22.  Mai  1877^)  und  15.  November  1880^)  enthalten. 
Wir  heben  daraus  folgende  wesentliche  Bestimmungen  hervor: 

1.  Die  Provinzialsteuerdirektoren  sind  zur  Annahme  der  Super- 
numerare selbständig  befugt,  wenn  die  Bewerber: 


')  In  Baden  wird  die  Absolvierung  der  Obersekunda  verlangt.   S.  o.  S.  14. 
§  2,  Ziff.  3. 

^)  Preuss.  Zentralblatt  der  Abgaben  1877  S.  150. 
•)        ,  ,  ,  ,  1880  S.  607. 
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a)  die  erforderliche  wissenschaftliche  Vorbildung  besitzen, 
d.  h.  entweder  die  I.  Klasse  eines  Gymnasiums  oder  einer 
vollständigen  Realschule  I.  Ordnung  oder  die  I.  Klasse 
einer  lateinlosen  Realschule  mit  neunjährigem  Lehrkursus 
mindestens  ein  Jahr  lang  mit  gutem  Erfolg  besucht  haben, 
oder  aus  einer  zu  Entlassungsprüfungen  berechtigten  Real- 
schule IL  Ordnung  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  zum  Ab- 
gange entlassen  sind,  oder  durch  ein  auf  Grund  vorher- 
gegangener Prüfung  ausgestelltes  Attest  des  Vorstehers 
einer  der  zuletzt  genannten  Anstalten  darthun,  dass  sie 
diejenigen  Kenntnisse  besitzen,  welche  in  der  I.  Klasse 
derselben  gelehrt  werden,  dass  sie  mithin  die  Reife  zur 
Entlassung  haben  und  durch  die  Schulzeugnisse  den  Nach- 
weis über  bewiesenen  Fleiss,  gutes  Betragen  und  gute 
Fähigkeiten  führen; 

b)  die  Militärpflicht  als  Einjährig -Freiwillige  durch  be- 
friedigend geleistete  Militärdienste  erfüllt  haben  und  einen 
gesunden,  Anstrengungen  ertragenden  Körper  besitzen; 

c)  durch  zuverlässige  Sustentationszeugnisse  nachweisen,  dass 
sie  im  Besitze  der  Mittel  sind,  um  sich  überall,  wo  sie 
zu  ihrer  Ausbildung  beschäftigt  werden  sollen,  im  ganzen 
mindestens  drei  Jahre  und  auf  Erfordern  noch  länger, 
ohne  Beihilfe  des  Staats  zu  erhalten,  und  wenn 

d)  die  für  den  Provinzialbereich  vorgeschriebene  Anzahl  der 
Supernumerare  (in  der  Regel  nicht  mehr  als  zwei  für 
jedes  Hauptamt  der  Provinz)  nicht  überschritten  wird. 

Die  Kandidaten  müssen  sich  ausserdem  noch  einer  münd- 
lichen und  schriftlichen  Prüfung  durch  einen  Oberinspektor 
unterwerfen,  um  festzustellen,  dass  sie  eine  gute  leserliche 
Hand  schreiben,  gute  Kenntnisse  im  Deutschen,  in  der  Ge- 
schichte, Geographie,  sowie  in  der  Mathematik  und  Arithmetik 
besitzen  und  befähigt  sind,  ihre  Anschauungen  über  einen  ge- 
gebenen Gegenstand  klar  und  verständlich  wiederzugeben. 
Für  die  praktische  Ausbildung  der  Supernumerare  wird 
in  der  Weise  gesorgt,  dass  dieselben  zunächst  einen  Vor- 
bereitungsdienst, welcher  bis  zu  drei  Jahren  und  nach  Er- 
fordernis noch  länger  ausgedehnt  werden  kann,  abzuleisten 
haben,  um  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  sämtliche  Dienst- 
zweige der  Zoll-  und  Steuerverwaltung  in  gehöriger  Reihen- 
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folge  nach  und  nach  kennen  zu  lernen.  Diese  Dienste  sind 
in  der  Regel  unentgeltlich  zu  leisten,  im  Falle  besonderer 
Tüchtigkeit  oder  Bedürftigkeit  kann  den  Supernumeraren 
indessen  eine  ausserordentliche  Remuneration  oder  Unter- 
stützung zugewiesen  werden.  Ist  das  zweite  Vorbereitungs- 
jahr beendet,  so  können  diejenigen  Supernumerare,  welche 
sich  durch  Befähigung  und  gutes  Verhalten  in  und  ausser 
Dienst  hervorgethan  haben  und  in  allen  Zweigen  der  Zoll- 
und  Steuerverwaltung  ausreichend  vorgebildet  sind,  von  den 
Provinzialsteuerdirektoren  zur  zweiten  Prüfung  zuge- 
lassen werden.  Diese  Prüfung  ist  vor  einem  Mitgliede 
der  Provinzialsteuerdirektion  unter  Zuziehung  eines  Rech- 
nungsbeamten abzulegen  und  darauf  zu  richten,  ob  der 
Supernumerar  die  Befähigung  zu  einer  Hauptamts- 
assistentenstelle besitzt  und  sich  zur  späteren 
Beförderung  zum  Oberkontrolleur  eignet.  Fällt  die 
Prüfung  ungünstig  aus  und  steht  auch  von  einer  weiteren 
Verlängerung  der  Vorbereitungszeit  ein  günstiger  Erfolg  nicht 
zu  erwarten,  so  ist  die  Entlassung  des  Supernumerars  zu 
verfügen. 
4.  Nach  bestandener  Prüfung  sind  die  Supernumerare  zunächst 
im  Grenzaufsichtsdienst  und  zwar  in  der  Regel  nicht  über 
ein  Jahr  in  kommissarischer  Weise  zu  verwenden.  Nach 
befriedigend  beendigter  Grenzdienstzeit  erfolgt  sodann  ihre 
definitive  Anstellung  in  Steueraufseherstellen  oder  in  den 
Bureaus  bei  den  Provinzialsteuerdirektionen.  Die  weitere 
Beförderung  hängt  dann  von  der  im  Laufe  der  Dienstzeit 
bewiesenen  Qualifikation  und  der  Erfüllung  der  hierüber  be- 
stehenden besonderen  Vorschriften  ab;  es  möge  aber  hier 
noch  die  Bemerkung  Platz  finden,  dass  solche  Supernumerare, 
welche  nach  dem  Vorstehenden  vor-  und  ausgebildet  sind, 
mit  der  Zeit  in  die  nachgenannten  Stellen,  womit  neben  dem 
Wohnungsgeldzuschuss  das  beigesetzte  Diensteinkommen  ver- 
bunden ist,  aufrücken  können  und  zwar: 
a)  beim  Finanzministerium:  Rendant  der  Generalstaats- 
kasse (8100  Mark);  Vorsteher  des  Oberrechnungsbureaus 
für  die  Reichssteuern,  desgl.  der  Hauptbuchhalterei,  Ober- 
buchhalter und  Kassier  der  Generalstaatskasse  (6000  Mark) ; 
Vorsteher  des  Centralbureaus  (5400  Mark);  Expedienten, 
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Kalkulatoren,  Registratoren,  Journalisten,   Kanzleidirektor 
(3000—5400  Mark). 

b)  bei  denProvinzialsteuerdirektionen: Bureauvorsteher 
für  das  Rechnungswesen  (4200  Mark) ;  Bureauvorsteher  für 
das  Expeditions-  und  Kanzleiwesen,  Kalkulatoren,  Sekre- 
täre, Registratoren  (2100 — 3G00  Mark);  Bureauassistenten 
(1800—1950  Mark). 

c)  in  der  Lokalverwaltung:  Oberzoll-  und  Obersteuer- 
inspektoren (3900 — 5700  Mark);  Hauptamtsrendanten 
(3000 — 4500  Mark);  Packhofsvorsteher  und  Oberrevisoren 
(3200—3800  Mark);  Hauptamtskontrolleure  (2700—3100 
Mark);  Revisionsinspektoren  (3000—3600  Mark);  Ober- 
grenz- und  Obersteuerkontrolleure  (2400  — 3300  Mark) ; 
Hauptamtsassistenten  (1500 — 2400  Mark);  Einnehmer  bei 
Nebenzollämtern  I. ,  Salzsteuerämtern,  Untersteuerämtern 
I.  Klasse  (bis  zu  3000  Mark). 

In  Bayern  giebt  es  zwei  verschiedene  Arten  von  Aspiranten, 
nämlich : 

1.  die  Aspiranten  für  den  vereinigten  Zoll-  und  Aufschlags- 
dienst und 

2.  die  Aspiranten  für  die  Beamtenstellen  im  niederen  Finanz- 
dienste (das  rentamtliche  Hilfspersonal). 

Was  zunächst  die  ersteren  betrifft,  so  sind  die  Normen  über 
ihre  Aufnahme  in  der  Verordnung  des  königlichen  Staatsministeriums 
der  Finanzen  vom  4.  Dezember  1875  ^)  und  der  hierzu  gehörigen 
Vollzugsanweisung  vom  3.  Juni  1876^)  bezw.  der  Entschliessung 
vom  21.  Dezember  1880^)  gegeben. 

Danach  muss  derjenige,  welcher  die  Zulassung  zur  Praxis  im 
vereinigten  Dienst  als  Zollpraktikant  erlangen  will: 

1.  das  19,  Lebensjahr  vollendet  und  darf  das  30.  noch  nicht 
zurückgelegt  haben; 

2.  ein  humanistisches  oder  Realgymnasium,  das  königliche  Ka- 
dettenkorps oder  eine  der  technischen  Mittelschulen  absolviert, 

3.  die  allgemeine  Abteilung  an  der  polytechnischen  Schule  in 
München  nach  Anleitung  des  durch  das  Direktorium  der 
polytechnischen    Schule    jeweils    zur    Veröffentlichung     ge- 

^)  Amtsbl.  der  k.  bayr.  Generalzolladministration  1875  S.  243. 
')        .  ,  .  «  1876  S.  85. 

')        .  „  ,  ,  1880  S.  718. 
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langenden  Stuclienplanes  in  der  Eigenschaft  als  Studierender 
auf  die  Dauer  von  drei  Semestern  besucht,  am  Schlüsse  der 
Studienzeit  sich  der  vorgeschriebenen  Absolutorialprüfung 
unterzogen  und  in  letzterer  mindestens  die  Durchschnitts- 
note II  (gut)  erworben, 

4.  eine  tadelfreie  Aufführung  gepflogen  haben; 

5.  den  Besitz  der  Subsistenzmittel  zur  Bestreitung  des  Lebens- 
unterhalts auf  den  Zeitraum  von  mindestens  zwei  Jahren 
nachweisen  und 

6.  noch  ledigen  Standes  sein. 

Ausserdem  können  zur  Zollpraxis  zugelassen  werden :  Rechts- 
praktikanten, welche  im  Staatskonkurse  mindestens  die  Hauptnote  III, 
und  Kameralpraktikanten ,  welche  in  der  Prüfung  für  den  niederen 
Finanzdienst  (Abteilung  I)  die  Hauptnote  I  oder  II  erlangt  haben. 

Die  Aufnahme  als  Zollpraktikant  erfolgt  von  der  königlichen 
Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern. 

Behufs  ihrer  praktischen  Ausbildung  sollen  die  Praktikanten 
wenigstens  bei  zwei  Zollämtern,  nämlich  bei  einem  Grenzzollamte  (nicht 
unter  6  Monate)  und  bei  einem  Amte  im  Innern  beschäftigt  werden. 

Nach  zurückgelegter  zweijähriger  Praxis  haben  sich  die  Zoll- 
aspiranten der  nächsten,  in  der  Regel  alljährlich  in  München  statt- 
findenden Prüfung,  der  Assistentenprüfung,  zu  unterziehen.  Diese 
Prüfung,  welche  in  eine  schriftliche  und  mündliche  zerfällt,  kann 
sich  auf  alle  Zweige  des  vereinigten  Zoll-  und  Aufschlagsdienstes 
erstrecken  und  ist  dahin  zu  richten,  ob  der  Praktikant  die  Quali- 
fikation zu  einer  Assistentenstelle  vollständig  besitze. 
Diejenigen,  welche  bei  Ermittelung  des  Gesamtprüfungsresultats  die 
Note  IV  (unzureichend)  erhalten,  werden  als  nicht  befähigt  erachtet. 
Dieselben  können  zwar  nach  Verlauf  eines  Jahres  neuerdings  zur 
Prüfung  zugelassen  werden;  eine  Wiederholung  dieses  ungünstigen 
Ergebnisses  schliesst  jedoch  von  jeder  weiteren  Bewerbung  um  eine 
Assistenten-  oder  höhere  Stelle  im  vereinigten  Dienste  aus. 

Zur  Assistentenprüfung  können  ausnahmsweise  auch  Grenz- 
wachebedienstete, welche  im  Besitz  des  Absolutoriums  eines  huma- 
nistischen oder  Real-Gymnasiums,  des  königlichen  Kadettenkorps  oder 
einer  Industrieschule  sind  und  eine  wenigstens  dreijährige  Dienstzeit 
in  der  Grenzwache  zurückgelegt  haben,  zugelassen  werden. 

Die  Einweisung  der  mit  Erfolg  geprüften  Zollaspiranten  (Prakti- 
kanten  und  Grenzaufsichtsbedienstete)    erfolgt  nach   dem   Jahre  der 
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Prüfung  und  der  durch  das  Prüfungsergebnis  festgestellten  Reihen- 
folge mit  der  Massgabe,  dass  die  Aspiranten  mit  der  Note  I  (vor- 
züglich) den  noch  vorhandenen  Kandidaten  mit  der  Note  II  (gut) 
aus  dem  letztvorangegangenen  Prüfungsjahre  vorgezogen  und  die 
Kandidaten  mit  der  Note  III  (mittelmässig  bezw.  genügend)  nur 
insoweit  zur  Berufung  als  Assistenten  gelangen  dürfen,  als  besser 
qualifizierte  Zollaspiranten  nicht  vorhanden  sind. 

Neben  diesen  Aspiranten  können  übrigens  auch  noch  Rechts- 
praktikanten nach  Zurücklegung  einer  anderthalbjährigen  Praxis 
auf  Assistentenstellen  berufen  Averden. 

Die  weitere  Beförderung  der  Assistenten  im  Zollverwaltungs- 
dienste hängt  lediglich  von  der  praktischen  Qualifikation  ab.  In 
der  Regel  erreichen  dieselben  nur  die  Stelle  eines  „  Hauptzollamts - 
offizials,  Zollverwalters,  Grenzoberkontrolleurs  oder  Steueroberkon- 
troUeurs",  mit  welchen  unter  sich  in  gleichem  Range  stehenden 
Dienstleistungen  ein  fixes  Diensteinkommen  von  jährlich  2280  Mark 
nebst  den  Dienstalterszulagen  nach  Massgabe  des  Regulativs  vom 
12.  August  1876')  verbunden  ist.  Bei  besonders  guter  Qualifikation 
können  dieselben  auf  die  Kassabeamtenstellen  bei  den  Hauptzoll- 
ämtern (Hauptzollamtskontrolleur  mit  einem  Anfangsgehalt  von  jähr- 
lich 2640  Mark  und  Hauptzollamtsverwalter  mit  einem  Anfangs- 
gehalte von  jährlich  3360  Mark)  und  ausnahmsweise  auch  bis  zur 
Stelle  eines  Hauptzollamtsvorstandes  (Oberzollinspektors  mit  einem 
Anfangsgehalte  von  jährlich  4200  Mark)  vorrücken. 

Die  anderen,  oben  erwähnten  Aspiranten  auf  Beamtenstellen 
im  niederen  Finanzdienst,  die  sogen.  Rentamtsgehilfen  (das  sind 
im  Privatdienste  des  Rentamtsvorstandes  stehende  Hilfsarbeiter), 
scheiden  sich  wiederum  in  zwei  Kategorien: 

a)  in  solche,  welche    ein  humanistisches  oder  Real-Gymnasium 
absolviert  haben  und 

b)  die   übrigen,    für   welche    eine   bestimmte   wissenschaftliche 
Vorbildung  nicht  vorgeschrieben  ist. 

Beide  Kategorien  haben  eine  besondere  Prüfung  zu  bestehen, 
die  sogen.  Prüfung  für  den  niederen  Finanzdienst,  und  zwar  Ab- 
teilung I  für  die  Kategorie  a  nach  einer  Dienstzeit  von  mindestens 
drei  Jahren  und  Abteilung  II  für  die  Kategorie  b  nach  einer  Dienst- 
zeit von  mindestens  10  Jahren. 


')  Bayr.  Ges.-  und  Verord.-Bl.  1876  S.  570  u.  ff. 
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Kandidaten,  welche  die  Prüfung  für  den  niederen  Finanzdienst 
in  der  I.  Abteilung  bestanden  haben,  werden  bei  Besetzung  von 
Stellen  des  Kassa-  und  Rechnungskommissariatsdienstes  (insbesondere 
als  Rechnungskommissäre)  und  nach  längerer  Verwendung  im  letz- 
teren Dienste  bei  hervorragender  Qualifikation  auch  bei  Besetzung 
von  Rentämtern  (als  „  Rentbeamte ")  berücksichtigt.  Kandidaten, 
welche  die  Prüfung  der  IL  Abteilung  bestanden  und  mehrere  Jahre 
als  Funktionäre  bei  Kassen  befriedigende  Dienste  geleistet  haben, 
können  als  Bewerber  bei  Besetzung  von  Stellen  des  niederen  Kassa- 
dienstes („Kassaoffizianten,  Zahlmeister,  Buchhalter")  konkurrieren')- 

In  Sachsen  ist  für  den  niederen  Finanzdienst  noch  die  Ver- 
ordnung vom  12.  September  1835^)  in  Kraft;  dieselbe  wird  in- 
dessen bei  den  geänderten  Verhältnissen  nicht  mehr  strikte  durch- 
geführt. Als  mindestes  Mass  der  Vorbildung  wird  jetzt  dasjenige 
erfordert,  welches  die  Berechtigung  zum  einjährig-freiwilligen  Militär- 
dienste gewährt.  Die  Mehrzahl  der  sich  Meldenden  haben  aber  — 
wenigstens  in  der  jüngsten  Zeit  —  das  Maturitätsexamen  an  Gym- 
nasien oder  Realschulen  abgelegt.  Ist  diese  und  sind  noch  die 
anderen  in  der  Verordnung  erwähnten  Bedingungen  über  bisheriges 
sittliches  Wohlverhalten,  körperliche  Tüchtigkeit,  Besitz  genügender 
Subsistenzmittel  etc.  erfüllt,  so  wird  der  betreffende  Kandidat  einen 
Monat  lang  bei  einem  Hauptamte  beschäftigt  und  dann  einer  prak- 
tischen Prüfung  unterworfen.  Besteht  er  dieselbe,  so  wird  ihm  der 
Access  bei  den  Hauptzoll-  und  Hauptstenerämtern  bewilligt.  Die 
Dauer  des  Accesses  ist  auf  drei  Jahre  beschränkt. 

Solche  Accessisten  werden  zunächst  als  Aufseher  bei  der  Grenz- 
oder Steueraufsicht  oder  auch  im  Abfertigungsdienste  angestellt  mit 
1230  oder  1380  Mark  Durchschnittsgehalt  und  können  zu  Assistenten, 
Zolleinnehmern  I  mit  2100  Mark  (im  Durchschnitt),  zu  Oberkon- 
trolleuren mit  durchschnittlich  2900  Mark,  zu  Hauptamtskontrolleuren 
und  Expeditionsvorständen  mit  3150  Mark  im  Durchschnitt  und  zu 
Rendanten  mit  einem  Durchschnittsgehalt  von  3785  Mark  aufrücken. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  haben  sich  die  Kandidaten  für 
den  niederen  Finanzdienst  sogen,  speziellen  Prüfungen  nach  Mass- 


')  Vgl.  die  A.  Verordnung  vom  5.  Februar  1875  und  die  Finanz- 
ministerialentschliessung  vom  27.  April  1875.  —  Fin.-Min.-Bl.  1875  S.  30  und 
S.  97  u.  if. 

"I  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  für  das  Königreich  Sachsen. 
1835  S.  454. 
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gäbe   der  Verordnungen  vom  20.  September  1853^)  und  27.  August 
188P)  zu  unterziehen. 

Diese  speziellen  Prüfungen  zerfallen  in  zwei  Kategorien: 
Die  Prüfungen  der  ersten  Kategorie  sind  von  denjenigen 
zu  bestehen,  welche  sich  befähigen  wollen:  für  die  Stellen  der  Haupt- 
stempelverwalter, Eisenbahn  Verwaltungskassiere,  Berg-  und  Salinen- 
rentmeister,  Hauptzollamts-Rendanten,  -Kontrolleure  und  -Assistenten, 
Einnehmer  bei  den  NebenzoUämtern ,  Distriktseinnehmer,  Steuer- 
kontrolleure, sowie  die  Stellen  von  Buchhaltern,  Revisoren,  Pro- 
batoren  und  Kalkulatoren. 

Zu  diesen  Prüfungen  werden  nur  solche  Kandidaten  zugelassen, 
welche  am  Tage  des  Beginns  der  Prüfung  das  20.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben  und  sich  durch  Zeugnisse  der  Vorstände  von  höheren, 
öffenthchen  Schulanstalten  darüber  ausweisen,  dass  sie  die  folgenden 
Schulkenntnisse  besitzen : 

1.  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  in  einem  solchen  Umfange, 
um  über  ein  gegebenes  Thema  einen  Aufsatz  liefern  zu 
können,  der  Gewandtheit  in  richtiger  Darstellung  der  Ge- 
danken bewährt  und  dabei  frei  von  orthographischen 
Fehlern  ist; 

2.  Kenntnis  der  lateinischen  und  französischen  Sprache,  um  in 
beiden  Sprachen  leichtere  Prosaiker  ohne  Schwierigkeit  ver- 
stehen zu  können; 

3.  Arithmetik  und  Geometrie,  Universalgeschichte  und  Geo- 
graphie. 

Dazu  wird  bemerkt,  dass  nach  einer  späteren  Bekanntmachung 
vom  28.  April  1883^)  an  Stelle  der  lateinischen  Sprache  (Ziff.  2) 
auch  die  englische  Sprache  treten  kann. 

Die  Gegenständeder  speziellen  Prüfung  der  ersten  Kategorie  sind : 
1.  Arithmetik  und  Algebra  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
Rechnung  mit  Logarithmen  und  die  Zinseszinsrechnung, 
sowie  deren  Anwendung  bei  den  im  praktischen  Dienst  vor- 
kommenden Aufgaben ;  hierzu  sind  sodann  nach  einer  Bekannt- 
machung vom  7.  April  1870  Geometrie  und  Stereometrie 
hinzugekommen*). 

')  Hessisches  Reg.-Bl.  1853  S.  634  u.  ff. 

')  ,  ,      .  1881  S.  119. 

3)  Hessisches  Reg.-Bl.  1883  S.  42. 

*)  ,  „       ,  1870  S.  194. 
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2.  Kenntnis  des  Rechnungswesens. 

3.  Kenntnis  der  allgemeinen  organischen  Gesetze  des  Gross- 
herzogtums, sowie  der  für  den  betreffenden  Dienstzweig  er- 
lassenen speziellen  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen. 

Diese  Prüfungen,  welche  vor  einer  aus  den  Vorständen  und 
aus  Mitgliedern  der  betreffenden  Zentralkollegien  und  aus  anderen 
besonders  hierzu  beauftragt  werdenden  Beamten  bestehenden  Kollegial- 
prüfungskommission stattfinden,  werden  teils  schriftlich,  teils  münd- 
lich vorgenommen  und  haben  sich  über  sämtliche  vorgeschriebenen 
Fächer  zu  erstrecken. 

Die  Kandidaten ,  welche  diese  Prüfung  mit  Erfolg  bestanden 
haben  und  damit  den  Titel  „Finanzaspiranten"  erlangen,  sind  gehalten, 
zu  ihrer  weiteren  Ausbildung  einen  mindestens  einjährigen  prak- 
tischen Kursus  bei  einem  Lokalbeamten  zu  bestehen,  und  können 
bei  Bewerbungen  um  Anstellung  erst  dann  Rücksicht  finden,  wenn 
sie  damit  zugleich  den  Nachweis  über  die  Vollendung  des  praktischen 
Kursus  beibringen. 

Das  Aufrücken  in  höhere  Dienststellen  erfolgt  nach  Massgabe 
des  Dienstalters  und  der  im  Dienste  bewiesenen  Qualifikation.  Mit 
den  Stellen,  welche  die  Betreffenden  erlangen  können,  ist  folgendes 
Diensteinkommen  verbunden.  Es  beziehen  der  Hauptstempelver- 
walter bis  4000  Mark,  die  Berg-  und  Salinenrentmeister  2775  Mark, 
die  Hauptzollamtsrendanten  bis  4200  Mark,  die  Hauptaratskontrolleure 
bis  3300  Mark,  ein  Revisionsinspektor  und  ein  Niederlage  Verwalter 
je  3000  Mark,  die  Hauptamtsassistenteu  bis  2400  Mark,  die  Distrikts- 
einnehmer bis  3100  Mark  (daneben  Lokalzulagen  in  grösseren  Orten 
von  200—500  Mark),  Steuerkontrolleure  bis  2600  Mark,  Revisoren, 
Kalkulatoren,  Buchhalter,  Probatoren  1700—3300  Mark,  durch- 
schnittlich 2500  Mark. 

Wohnungsgeldzuschüsse  werden  nicht  gewährt. 

Die  speziellen  Prüfungen  der  zweiten  Kategorie,  welche 
sich  nur  auf  die  gewöhnlichen  Schulkenntnisse  und  auf  die  Kenntnis 
von  gewissen  Gesetzen,  Verordnungen  und  Instruktionen  erstrecken, 
können  hier  füglich  unerörtert  bleiben,  weil  sie  sich  meistens  auf 
Stellen  im  Finanzdienst  ganz  untergeordneter  Art  beziehen,  welche 
den  Militäranwärtern  vorbehalten  sind. 

Was  die  Reichslande  Elsass-Lothringen  betrifft,  so  ist  die 
Ausbildung,  Prüfung  und  Anstellung  der  Beamten  in  der  Verwaltung 
der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  mit  Ausschluss  derjenigen  des  höheren 
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Verwaltungsdienstes,     durch    Verordnung    des    Reichskanzlers    vom 
23.  Januar  1879^)  geregelt  worden. 

Danach  müssen  diejenigen,  welche  als  Supernumerare  für  die 
gedachte  Verwaltung  (ausschliesslich  der  Enregistrementsverwaltung) 
aufgenommen  werden  wollen : 

1.  den  Nachweis  der  erforderlichen  wissenschaftlichen  Vor- 
bildung durch  Vorlegung  eines  Schulzeugnisses,  wonach  sie 
die  erste  Klasse  eines  deutschen  Gymnasiums  oder  Real- 
gymnasiums mindestens  ein  Jahr  lang  mit  gutem  Erfolg 
besucht  haben,  führen'); 

2.  das  25.  Lebensjahr  noch  nicht  überschritten  haben; 

3.  genügende  Mittel  nachweisen,  um  mindestens  drei  Jahre  ohne 
Staatsbeihilfe  leben  zu  können,  und 

4.  die  ihrem  Alter  entsprechende  Militärverbindlichkeit  erfüllt 
haben. 

In  einzelnen  Fällen  kann  zwar  von  diesen  Vorbedingungen 
abgesehen  werden;  wird  aber  der  unter  Ziffer  1  erwähnte  Nachweis 
nicht  geführt,  so  kann  der  Betreffende  nur  dann  als  Supernumerar 
aufgenommen  werden,  wenn  er  in  einer  durch  einen  Oberinspektor 
abzuhaltenden  mündlichen  und  schriftlichen  Prüfung  darlegt,  dass 
•er  eine  gute  leserliche  Handschrift  schreibt,  gute  Kenntnisse  im 
Deutschen  und  Französischen,  in  der  Geschichte,  Geographie,  sowie 
in  der  Mathematik  und  Arithmetik  besitzt  und  befähigt  ist,  seine 
Anschauungen  über  einen  gegebenen  Gegenstand  klar  und  ver- 
ständlich wiederzugeben.  Diese  Vergünstigung  ist  indessen  wegen 
des  grossen  Andrangs  zum  Supernumerariat  zeitweise  ausser  Kraft 
gesetzt  (vgl.  die  Bekanntmachung  des  Generaldirektors  der  Zölle 
und  indirekten  Steuern  vom  18.  November  1885,    Amtsbl.  S.  252). 

Die  Supernumerare  sollen  wenigstens  zwei  Jahre  im  Vor- 
bereitungsdienste und  zwar  in  der  Regel  ganz  unentgeltlich  und  nur 
im  Falle  besonderen  Fleisses  und  ausserordentlicher  Fortschritte 
bezw.  im  Falle  besonderer  Bedürftigkeit  gegen  Bewilligung  ausser- 
ordentlicher Remunerationen  bezw,  Unterstützungen    bei   einem  oder 


0  Amtsblatt  der  Generaldirektion  der  Zölle  und  indirekten  Steuern  in 
Elsass-Lothringen  1879  S.  57. 

^)  Nach  einer  Bekanntmachung  des  Kaiserl.  Statthalters  in  Elsass-Lothringen 
vom  24.  Juui  1886  (Amtsblatt  des  Generaldirektors  der  Zölle  etc.,  S.  73)  kann  dieser 
Nachweis  auch  ,  durch  Vorlegung  des  Zeugnisses  der  Reife  von  einer  Realschule 
mit  siebenjährigem  Kursus"  erbracht  werden. 

Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  33  3  > 
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dem  anderen  Hauptamte  verwendet  werden  und  können  dann  nach 
beendigtem  zweiten  Vorbereitungsjahre,  wenn  sie  den  an  sie  ge- 
stellten Anforderungen  durch  Fleiss  und  Wohlverhalten  entsprochen 
haben  und  ausreichend  vorgebildet  sind,  zur  Prüfung  für  die  An- 
stellung als  Assistenten  L  Klasse  (erste  Prüfung)  zugelassen  werden. 
Diese  Prüfung,  welche  jährlich  ein-  oder  zweimal  vor  einer 
Prüfungskommission  in  Strassburg  schriftlich  und  mündlich  vor- 
genommen wird,  umfasst  folgende  Gegenstände: 

1.  die  Grundzüge  der  Reichsverfassung  und  die  allgemeinen 
organischen  Gesetze  Elsass-Lothringens ; 

2.  die  in  Bezug  auf  die  Zölle  und  indirekten  Steuern  erlassenen 
Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen; 

3.  das  Kassen-  und  Rechnungswesen,  die  Geschäfts  Verwaltung 
der  Hauptzoll-  und  Hauptsteuerämter  und  der  Unterstellen 
derselben; 

4.  die  Grundzüge  der  Naturlehre,  Chemie  und  allgemeinen 
Warenkunde,  Arithmetik  (einschliesslich  der  Zinsrechnung), 
Algebra,  Planimetrie  und  Stereometrie,  soweit  ihre  Kenntnis 
für  den  praktischen  Dienst  der  Zoll-  und  Steuerverwaltung 
erforderlich  ist. 

Diejenigen,  welche  diese  Prüfung  bestanden  haben,  können  dann 
im  Aufsichts-,  Bureau-  oder  Zollrevisions-  und  Abfertigungsdienst  ange- 
stellt werden  und  bei  eintretender  Vakanz  zu  Assistenten  I.  oder  H.  Klasse,. 
Steuereinnehmern,  Salzsteuereinnehmern,  Zolleinnehmern  I.  Klasse  bezw. 
zu  Sekretariatsassistenten  bei  der  Direktion  ernannt  werden. 

Diejenigen  der  hiernach  Geprüften,  welche  die  Ernennung  zu 
Oberkontrolleuren,  Inspektoren  ^),  Hauptamtsmitgliedern,  Sekretären 
oder  den  Sekretären  gleichstehenden  Beamten  und  Bureauvorstehern 
bei  der  Direktion  erlangen  wollen,  haben  sich  (in  der  Regel  nach  zwei 
Jahren)  einer  weiteren  (zweiten)  Prüfung  zu  unterziehen.  Diese 
erstreckt  sich  auf  die  oben  erwähnten  Gegenstände,  mit  Ausnahme 
der  unter  Ziffer  4  aufgeführten,  jedoch  ausserdem  noch  auf  die 
Kenntnis  der  französischen  Sprache.  Für  die  Beurteilung  des  Prüfungs- 
ergebnisses sollen  die  an  die  Oberbeamten  der  Lokalverwaltung  zu 
richtenden  höheren  Anforderungen  massgebend  sein. 

Was  die  Dotierung  der  Stellen  anbetrifft,  in  welche  die  Super- 

')  Nach  der  Bekanntmachung  des  Kaiserl.  Statthalters  in  Elsass-Lothringen 
vom  24.  Juni  1886  (Amtsblatt  des  Generaldirektors  der  Zölle  etc.,  S.  73)  sind  an 
Stelle  der  „Inspektoren"  die  „Expeditionsvorsteher"  aufgeführt. 

81 


Das  kameralistische  Studium  im  Grossherzogtum  Baden.  35 

numerare    in   Elsass-Lothringen    nach   und   nach    aufrücken   können, 
so  mögen   dieselbe    noch    folgende  kurze  Angaben   veranschaulichen. 

a)  Stellen  beim  Ministerium  oder  der  Direktion: 

Vorsteher  des  Zentralbureaus 6600  M. 

Ministerialsekretäre 2800—6000  „ 

Direktionssekretäre 2800—4200  „ 

Vorsteher  der  Rechnungskontrolle  bei  der  Direktion  5000  „ 

Sekretariatsassistenten  beim  Ministerium  ....  2000 — 2800  „ 

Desgl.  bei  der  Direktion 1800—2600  „ 

b)  In  der  Lokalverwaltung: 

Oberzoll-  und  Obersteuerinspektoren 4000—5800  M. 

Hauptamtsrendanten  und  Revisionsinspektoren  .     .  3300—4800    „ 

Obergrenz-  und  Obersteuerkontrolleure,  Revisions- 
oberkontrolleure, Zollinspektoren  und  Haupt- 
amtskontrolleure      2700—3600    „ 

Assistenten    I.    Klasse,     Zolleinnehmer    I.    Klasse, 

Steuer-  und  Salzsteuereinnehmer      ....  2100 — 3300    „ 

Zolleinnehmer  IL  Klasse,  Assistenten  IL  Klasse.     .  1600 — 2200    „ 
Wohnungsgeldzuschüsse  werden  nicht  bezahlt. 


VII.  Die  badischen  Kameral-  bezw.  Finanzpraktikanten. 

Die  Vorschriften,  welche  im  Jahre  1810  bezüglich  der  wissen- 
schaftlichen und  praktischen  Ausbildung  der  badischen  Kameralisten 
erlassen  worden  sind  (s.  o.  S.  7),  erwiesen  sich  mit  der  Zeit  als 
mangelhaft  und  unvollständig.  Namenthch  machte  sich  der  Mangel 
genauer  Bestimmungen  darüber  recht  fühlbar,  welche  Vorlesungen 
die  Kandidaten  auf  der  Universität  hören  und  in  welchen  Gegen- 
ständen sie  geprüft  werden  sollten.  In  diesen  Richtungen  bildete 
ledigHch  die  „Uebung"  die  Norm.  Der  Regel  nach  hörten  die 
Kameralisten  folgende  Vorlesungen :  Naturrecht,  Staatsrecht,  deutsches 
Privatrecht,  Institutionen  des  römischen  Rechts,  Nationalökonomie 
und  Finanzwissenschaft  nebst  einigen  philosophischen  Fächern,  dar- 
unter Mathematik  und  Physik.  Manche  der  Studierenden  besuchten 
auch  die  Kollegien  über  Landrecht  und  Handelsrecht,  über  Politik 
und  Polizeiwissenschaft.  Die  Staatsprüfung  erstreckte  sich  aber 
übungsgemäss    nur    auf    Staatswirtschaftslehre,    Finanzwissenschaft, 
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Arithmetik,  Geometrie  und  Physik,  sodann  aber  auch  noch  auf  Land- 
wirtschaftslehre, Forstwissenschaftslehre,  Chemie,  Zoologie,  Botanik, 
Mineralogie  und  Technologie. 

Dass  unter  solchen  Verhältnissen  die  erwähnten  Vorschriften 
einer  gründlichen  Reform  bedürftig  seien  und  entsprechend  ergänzt 
werden  müssten,  darüber  war  schon  Ausgangs  der  1820er  Jahre  wohl 
niemand  im  Zweifel;  dagegen  machten  sich  bezüglich  der  Art  der  Aus- 
führung zweierlei  Strömungen  in  den  massgebenden  Kreisen  geltend. 

Die  einen  wollten  das  Kameralstudium  mit  dem  Rechtsstudium 
vereinigt  wissen,  weil  die  Affinität  zwischen  beiden  Bildungszweigen 
sehr  nahe  sei,  die  Rechts-  und  Kameralkandidaten  schon  während 
des  Besuches  der  Mittelschule  den  gleichen  Unterricht  über  Mathe- 
matik, Naturgeschichte,  Physik,  Chemie  und  Technologie  gemessen, 
auch  beiden  Kategorien  von  Kandidaten  zu  ihrer  weiteren  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Bildung  zur  Auflage  gemacht  sei,  in  einem  jeden  der 
ersten  drei  Semester  ihrer  akademischen  Studienzeit  wenigstens  eine 
Vorlesung  aus  dem  Lehrkreise  der  philosophischen  Fakultät  „mit 
Fleiss"  zu  hören  und  damit  der  Grrund  zu  einer  allgemein  wissen- 
schaftlichen Vorbildung  gelegt  sei,  weil  femer  ein  dienstliches  Be- 
dürfnis für  ein  getrenntes  Studium  nicht  vorliege  und  auch  in  vielen 
anderen  Staaten  Deutschlands  eine  derartige  Einrichtung  nicht  bestehe. 

Die  anderen  vertraten  die  Ansicht,  dass  für  die  Kameralisten 
eine  eigene  Fachbildung  vorgeschrieben  werden  müsse.  Wenn  die 
Rechts-  und  Kameralkandidaten  sich  auch  auf  der  Mittelschule  der 
gleichen  Vorbildung  erfreuen,  so  genüge  eben  die  Ausbildung  in  den 
oben  erwähnten  Fächern  keinenfalls  für  den  Kameralisten.  Für  diesen 
sei  es  schlechthin  Bedürftiis,  diese  Fächer  auf  der  Universität  weiter 
zu  kultivieren,  als  dies  auf  den  gelehrten  Mittelschulen  geschehen 
könne.  Andere  Fächer,  wie  Staatswirtschaftslehre  und  Finanzwissen- 
schaft, müssten  von  dem  Kameralisten  gründlicher  studiert  werden, 
als  man  dies  von  dem  Rechtsbeflissenen  verlangen  könne,  und  wieder 
andere  Fächer,  wie  Landwirtschaft  und  Forstwissenschaft,  seien  zwar 
für  den  Rechtskandidaten,  nicht  aber  für  den  Kameralisten  entbehrlich. 
Im  weiteren  erheische  das  Bedürfnis  des  Finanzdienstes  ein  besonders 
geordnetes  Studium  der  Kameralisten,  namentlich  mit  Rücksicht  auf 
das  täglich  weiter  werdende  Feld  der  Thätigkeit  der  Kameralbeamten. 
Endlich  bestehe,  was  die  Hinweisung  auf  die  Einrichtung  in  anderen 
Staaten  betreffe,  in  vielen  derselben,  wenn  auch  nicht  dem  Namen 
nach,  doch  faktisch  eine  Trennung  der  beiden  Studien. 
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Nach  langen  Erörterungen  über  diese  Fundamentalfrage  ob- 
siegte die  letztere  Ansicht,  welche  damals  im  allgemeinen  auch  von 
dem  berühmten  Altvater  der  Nationalökonomie,  Rau,  geteilt  wurde ^). 

Unterm  16.  Mai  1838^)  wurde  endlich  in  diesem  Sinne  eine 
landesherrliche  Verordnung  erlassen,  deren  wesentlicher  Inhalt  fol- 
gender ist: 

1.  Wer  sich  dem  Staatsdienste  im  Fache  der  Finanzverwaltung 
widmen  will,  hat  sich  als  Kameralkandidat,  nachdem  er 
die  auf  Mittelschulen  zu  erwerbende  Vorbildung^)  erlangt 
hat,  auf  der  Universität  wissenschaftlich  auszubilden  und 
sich  einer  Staatsprüfung  zu  unterziehen. 

2.  Die  wissenschaftliche  Ausbildung  auf  der  Akademie,  worauf 
vierthalb  Jahre  zu  verwenden  sind,  begreift 

a)  von  Vorkenntnissen: 

a.  aus  der  Mathematik:  Arithmetik,  Algebra,  Geometrie 
und  ebene  Trigonometrie,  die  Anfangsgründe  der  prak- 
tischen Geometrie,  die  Elemente  der  Mechanik,  die 
mit  Hilfe  der  Logarithmen,  der  Kombinationslehre  und 
des  Wahrscheinlichkeitskalkuls  zu  lösenden  Rechnungen 
fürs  Geschäftsleben; 

ß.  von  Naturwissenschaften:  Zoologie,  Botanik,  Oryk- 
tognosie,  Geognosie,  Physik  und  Chemie; 

b)  von  Fachkenntnissen: 

a.  Landwirtschaftslehre,  Forstwissenschaft,  Bergbaukunde, 
Technologie,  Handelslehre ; 

ß.  Nationalökonomie,  Finanzwissenschaft,  Polizeiwissen- 
schaft, Kameralpraktikum; 

c)  von  Hilfskenntnissen  aus  dem  Gebiete  der  Rechts- 
wissenschaften: juristische  Encyklopädie  und  allge- 
meines Staatsrecht. 

d)  Ausserdem  hat  der  Kameralkandidat  in  jedem  der  vier 
ersten   Semester  seiner   akademischen  Studienzeit  wenig- 


')  Vgl.  die  Abhandlung:  „Gedanken  über  die  wissenschaftliche  Vorbe- 
reitung zum  Administrativfache ".  Raus  Archiv  der  politischen  Oekonomie, 
Bd.  II,  Heft  1,  S.  77. 

2)  Bad.  Reg.-Bl.  1838  S.  193. 

^)  Absolvierung  des  ganzen  Lyceums,  welches  einen  neunjährigen  Lehrkurs 
und  sechs  Klassen  hatte.  Vgl.  die  landesherrliche  Verordnung  vom  31.  De- 
zember 1836,  Bad.  Reg.-Bl.  1837  S.  53  u.  ff. 
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stens  eine  philologische,    philosophische   oder  geschicht- 
liche Vorlesung  zu  besuchen. 

3.  Die  Staatsprüfung  findet  sowohl  schriftlich  als  mündlich  statt. 
Die  schriftliche  Prüfung,  für  welche  vom  Finanzministerium 
die  beiläufige  Zahl  der  Fragen  bestimmt  wird,  hat  sich  auf 
alle  unter  Ziffer  2  genannten  Gegenstände,  die  mündliche 
dagegen,  welche  für  alle  Kandidaten  gemeinschaftlich  vor 
der  versammelten  Prüfungskommission^)  geschehen  soll,  nur 
auf  jene  Teile  der  verlangten  Kenntnisse  zu  erstrecken, 
rücksichtlich  welcher  der  Vorstand  oder  andere  Mitglieder 
der  Prüfungskommission  ein  mündliches  Examen  für  ange- 
messen finden  ^).  Die  Entscheidung  über  das  Ergebnis  der 
Prüfung  trifft  das  Finanzministerium  auf  das  Gutachten  der 
Examinatoren  und  auf  erstatteten  schriftlichen  Vortrag  des 
Vorstandes  der  Prüfungskommission. 

4.  Der  Kandidat,  welcher  die  Prüfung  bestanden  hat,  wird  mit 
der  Note  „vorzüglich"  oder  „gut"  oder  „hinlänglich"  als 
Kameralpraktikant  rezipiert  und  hat  sich  dann  durch 
mehrjährige  Beschäftigung  bei  den  Finanzstellen  (Bezirks- 
finanz- und  Mittelstellen)  praktisch  auszubilden. 

5.  Ist  dies  mit  Erfolg  geschehen,  so  können  die  Praktikanten 
in  den  Staatsdienst  einrücken ;  auf  Kollegialstellen  haben  sie 
jedoch  nur  dann  Anwartschaft,  wenn  sie  sich  durch  Talent, 
Fleiss  und  Kenntnisse,  sowie  durch  sittliches  und  anständiges 
Betragen  auszeichnen.  Sie  stehen  in  dienstpolizeilicher  Hin- 
sicht unmittelbar  unter  der  Mittelstelle,  in  deren  Geschäfts- 
kreis sie  arbeiten.  Die  Oberaufsicht  über  sie  führt  das 
Finanzministerium. 

Nicht  unerwähnt  möge  hier  bleiben,  dass  es  bis  zum  Jahre  1 853 
neben  den  Kameralpraktikanten  noch  eine  besondere  Klasse  von 
Anwärtern  auf  Stellen  der  Finanzverwaltung  gab.  Es  waren  dies 
solche  Rechtskandidaten,  welche  sich  nach  den  früheren  allgemeinen 
Bestimmungen  bezw.  nach  der  Verordnung  des  Justizministeriums  vom 
18.   Februar    1834^)   der   geordneten  Prüfung    in   der   Polizei-   und 

')  Diese  bestand  aus  einem  Rate  des  Finanzministeriums  als  Vorstand  und 
aus  Räten  der  Finanzverwaltung  und  Karlsruher  Gelehrten  als  Examinatoren. 

'^)  Die  mündliche  Prüfung  wurde  in  der  Regel  nur  in  der  Volkswirtschafts  - 
lehre  und  Politik,  in  der  Finanzwissenschaft  und  in  der  Mathematik  vorgenommen. 

•)  Bad.  Reg.-Bl.  1834  S.  79. 
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Einanzwissenschaft  und  in  der  Nationalökonomie  unterzogen  und 
diese  Prüfung  mit  Erfolg  bestanden  hatten.  Solche  Rechtskandidaten 
traten  damit  der  That  nach  in  die  Reihe  der  Kameralisten  ein  und 
wurden  von  1838  ab  als„Kameralpraktikanten"   rezipiert. 

Die  Prüfungsordnung  vom  Jahre  1838  erfüllte  nicht  ganz  die 
Hoffnungen,  welche  man  auf  sie  setzte.  Schon  bald  nach  ihrer 
Erlassung  wurden  vielfach  Klagen  über  die  unbefriedigenden  Ergeb- 
nisse der  Examina  laut.  Zum  Teil  schrieb  man  diese  Erscheinung 
der  ungenügenden  Vorbildung  auf  den  Gymnasien,  namentlich  bezüg- 
lich der  Mathemathik,  zum  Teil  auch  der  für  das  Kameralstudium 
nicht  entsprechenden  Lehrweise  auf  der  Akademie  und  dem  Mangel 
eines  bestimmten  Studienplanes  zu.  Die  Hauptursache  dürfte  aber 
unseres  Erachtens  in  der  allzu  grossen  Zersplitterung  des  Kameral- 
studiums  gelegen  sein. 

Es  wurde  deshalb  schon  Mitte  der  1840er  Jahre  in  die  Erörte- 
rung eingetreten,  nach  welcher  Richtung  hin  die  erwähnte  Verord- 
nung etwa  abzuändern  wäre.  Die  Frage,  ob  nicht  das  Kameral- 
studium mit  dem  Rechtsstudium  zu  kombinieren  wäre,  wurde  wiederholt 
ventiliert;  dieselbe  blieb  aber  ungelöst.  Ebenso  konnte  man  sich 
mit  der  bei  diesem  Anlass  in  Vorschlag  gebrachten  Vereinigung  des 
kameralistischen  und  regiminalistischen  Studiums  nicht  befreunden. 
Die  Verhandlungen  gerieten,  wahrscheinlich  infolge  der  Bewegungs- 
jahre 1848  und  1849,  ins  Stocken  und  so  wurde  die  beabsichtigte 
Aenderung  der  Verordnung  bis  auf  weiteres  vertagt. 

Erst  im  Jahre  1863  griff  man  die  nach  und  nach  brennend 
gewordene  Frage  wieder  auf  und  trat  an  die  Abänderung  der  Ver- 
ordnung vom  Jahre  1838  heran.  Was  vor  allem  als  notwendig  er- 
kannt wurde,  war,  in  dem  Studium  der  Kameralisten  mehr  Einheit  und 
Tiefe  zu  schaffen  und  namentlich  die  juristischen  Fächer  mehr  zu  be- 
rücksichtigen. Dies  glaubte  man  durch  die  die  1838er  Verordnung  er- 
gänzenden Vorschriften  vom  12.  Mai  1863  ^)  zu  erreichen.  Von  dem 
Ballast  der  durchaus  heterogenen  Prüfungsgegenstände  Hess  man  fallen : 

1.  von  den  Vorkenntnissen  und  zwar  in  den  Naturwissen- 
schaften: Zoologie,  Botanik  und  Physik; 

2.  von  den  Fachkenntnissen:  Forstwissenschaft,  Bergbau- 
kunde, Handelslehre,  Polizeiwissenschaft  und  Kameralprak- 
tikum;  endlich 


0  Bad.  Reg.-Bl.  1863  S.  174/5. 
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3.  von  den  Hilfskenntnissen   aus   dem  Gebiete  der  Rechts- 
wissenschaften: juristische  Encyklopädie; 
dagen  wurden  folgende  Fächer  hinzugenommen : 

Institutionen   des    römischen   Rechts   und   badisches 
Landrecht. 

Damit  war  der  Kreis  der  Prüfungsgegenstände  bedeutend  enger 
gezogen  und  der  Kultivierung  der  Rechtswissenschaft  ein  weiterer, 
angemessener  Spielraum  gegeben.  Im  übrigen  wurden  noch  wesent- 
liche Aenderungen  in  der  Richtung  getroffen,  dass  statt  der  vorge- 
schrieben gewesenen  vier  Philosophica  nunmehr  lediglich  nach 
Massgabe  des  §  19  der  Verordnung  vom  31.  Dezember  1836^)  nur 
noch  deren  drei  zu  besuchen  waren,  dass  für  das  Studium,  für 
welches  vorher  sieben  Semester  vorgeschrieben  waren,  überhaupt 
keine  Zeitdauer  mehr  bestimmt  war,  dass  gestattet  wurde,  die  mathe- 
matischen, naturwissenschaftlichen  und  landwirtschaftlichen  Vor- 
lesungen auch  auf  einer  polytechnischen  Anstalt  zu  hören,  und  dass 
die  mündliche  Prüfung  nicht  mehr  gemeinschaftlich  vorgenommen, 
sondern  jeder  Kandidat  einzeln  vor  der  Prüfungskommission  münd- 
lich geprüft  werden  sollte. 

Man  hegte  die  Hoffnung,  mit  dieser  verbesserten  Prüfungs- 
ordnung allen  Wünschen  entsprochen  und  den  Bedürfnissen  nach 
jeder  Richtung  Rechnung  getragen  zu  haben. 

Dieselbe  hielt  aber  nicht  voUe  zwei  Dezennien  Bestand. 

In  den  1870er  Jahren  tauchte  abermals  der  Gedanke  auf,  das 
kameralistische  mit  dem  juristischen  Studium  vollständig  zu  ver- 
schmelzen; allein  es  kam  eine  Einigung  der  beteiligten  Ministerien 
nicht  zustande,  namentlich  deshalb  nicht,  weil  man  seitens  der 
Finanzverwaltung  auf  das  den  Kameralisten  seither  vorgeschriebene 
Studium  der  mathematischen  Fächer  nicht  verzichten  zu  können  und 
zugleich  ein  höheres  Mass  von  Kenntnissen  in  der  Nationalökonomie 
und  Finanzwissenschaft  bei  den  Kameralisten  verlangen  zu  müssen 
glaubte,  als  dies  für  die  Rechtsbeflissenen  erforderlich  ist.  Auch 
wurde  wiederum  der  Vorschlag  gemacht,  für  die  Kameralisten  und 
Verwaltungsbeamten  einen  Bildungsgang  mit  zwei  Examina  vorzu- 
schreiben, wovon  das  erste  ein  gemeinschaftliches,  das  zweite  aber 
ein  gesondertes  sein  sollte.  Aber  auch  hierüber  kam  eine  Einigung 
nicht  zustande,  indem   namentlich    das  Ministerium  des  Innern  von 


')  Bad.  Reg.-Bl.  S.  1837  S.  58. 
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der  vollen   Qualifikation   zum   Richter   für    die  Verwaltungbeamten 
nicht  glaubte  abgehen  zu  können. 

Inzwischen  waren  die  Absichten  der  Regierung,  an  den  Vor- 
schriften über  das  kameralistische  Studium  Aenderungen  vorzunehmen, 
event.  letzteres  ganz  aufzuheben,  auch  zur  Kenntnis  weiterer  Kreise 
gelangt.  Infolge  davon  nahm  das  Kameralstudium ,  wie  wir  weiter 
unten  ziffernmässig  darstellen  werden,  fühlbar  ab,  ja  es  lag  die  Be- 
fürchtung nahe,  dass  unter  solch  unsicheren  Verhältnissen  überhaupt 
niemand  mehr  dem  Kameralfache  sich  zuwenden  werde. 

Die  Finanzverwaltung  musste  deshalb,  wollte  sie  dem  schon 
empfindbar  gewordenen  Mangel  an  Kameralisten  begegnen,  feste 
Stellung  zu  der  vorliegenden  Frage  nehmen;  sie  wurde  dazu  auch 
noch  dadurch  gedrängt,  dass  unterm  10.  Juli  1880  für  die  Vorbe- 
reitung für  den  höheren  öffentlichen  Dienst  in  der  Justiz  und  in  der 
inneren  Staatsverwaltung  eine  neue  Prüfungsordnung  erlassen^)  und 
damit  die  Kombinierung  des  juristischen  mit  dem  kameralistischen 
Studium  vorerst  ad  calendas  graecas  verschoben  wurde.  Es  erübrigte 
deshalb  nichts,  als  bis  auf  weiteres  an  einem  besonderen  kameralisti- 
schen Studium  festzuhalten.  Man  benützte  aber  die  Gelegenheit,  um 
die  bezüglichen  Vorschriften  neuerdings  einer  Durchsicht  und  Revision 
zu  unterziehen.  Das  Ergebnis  war  die  neue  Verordnung  vom 
17.  März  1881  ^).  In  derselben  wurden  gegenüber  den  beiden  Prüfungs- 
ordnungen von  1838  und  1863  folgende  Aenderungen  getroffen: 

1.  Die  Unterscheidung  zwischen  Vor-,  Fach-  und  Hilfskennt- 
nissen wurde  fallen  gelassen.  Von  den  mathematischen 
Prüfungsfächern  wurden  nur  Arithmetik,  Algebra,  sowie  die 
mit  Hilfe  der  Logarithmen,  der  Kombinationslehre  und  des 
Wahrscheinlichkeitskalkuls  zu  lösenden  Rechnungen  fürs 
Geschäftsleben  beibehalten;  in  Wegfall  kamen  Geometrie 
und  ebene  Trigonometrie,  die  Anfangsgründe  der  praktischen 
Geometrie  und  der  Elemente  der  Mechanik;  weiter  fielen 
weg  von  den  noch  in  der  1863er  Verordnung  vorgeschrieben 
gewesenen  naturwissenschaftlichen  Disziplinen :  Chemie,  Mine- 
ralogie und  Geognosie;  dagegen  traten  zu  den  juristischen 
Fächern  neu  hinzu:  Deutsches  Handels-  und  Wechselrecht 
und  deutsches  Staatsrecht. 


')  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1880  S.  291. 
*)     ,         .        „        .      .    1881  S.  119. 
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2.  Die  Vorschrift  wegen  des  Besuches  dreier  weiterer  Vor- 
lesungen aus  dem  Lehrkreise  der  philosophischen  Fakultät 
wurde  unter  Bezugnahme  auf  §  15  der  inzwischen  erschie- 
nenen Verordnung  vom  1.  Oktober  1869^),  betreffend  die 
Organisation  der  Gelehrtenschulen,  ausdrücklich  wieder 
aufgenommen. 

3.  Die  1863  freigegebene  Studienzeit  wurde  wieder,  wie  im 
Jahre  1838  und  nach  dem  Vorbild  der  Verordnung  vom 
10.  Juli  1880^),  die  Vorbereitung  für  den  höheren  öffent- 
lichen Dienst  in  der  Justiz  und  der  inneren  Staatsverwaltung 
betreffend,  auf  sieben  Halbjahre  festgesetzt,  und  zugleich  be- 
stimmt, dass  davon  mindestens  1  ^2  Jahre  dem  Studium  auf 
einer  deutschen  Universität  zu  widmen  sind. 

4.  Zu  den  Fächern,  welche  seither  schon  auf  einer  polytech- 
nischen Anstalt  gehört  werden  konnten,  nämlich:  Mathe- 
matik und  Landwirtschaftslehre,  trat  noch  Gewerbskunde. 

5.  An  Stelle  der  etwas  veralteten  Ausdrücke:  „Kameralkandi- 
daten"  und  „Kameralpraktikanten"  wurde  die  Bezeichnung 
„ Finanzkandidaten "  und  „  Finanzpraktikanten "  gesetzt  und 
wurde  dann  zufolge  einer  besonderen  Staatsministerialent- 
schliessung  vom  25.  März  1881^)  zugleich  bestimmt,  dass 
die  bereits  unter  die  Zahl  der  Kameralpraktikanten  aufge- 
nommenen Kandidaten  zu  Finanzpraktikanten  ernannt 
werden. 

Da  diese  Prüfungsordnung  heute  noch  ihre  Gültigkeit  hat,  so 
lassen  wir  dieselbe  ihrem  ganzen  Wortlaute  nach  hier  folgen: 

Landesherrliche  Verordnung. 

Die  Vorbereitung  für  den  höheren  öffentlichen  Dienst  in  der  Finanzverwaltung 

betreffend. 

Friedrich,  von  Gottes  Gnaden  Grossherzog  von  Baden,  Herzog 
von  Zähringen. 

Unter  Aufhebung  Unserer  Verordnungen  vom  16.  Mai  1838  und 
12.  Mai  1863,  die  wissenschaftliche  Ausbildung  der  Kameralkandidaten  be- 
treffend (Regierungsblatt  vom  Jahr  1838  Nr.  XXll  und  Regierungsblatt  vom 
Jahr  1863  Nr.  XXII)  bestimmen  Wir  folgendes: 


1)  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1869  S.  362. 
')  .  .  ..  «  «  1880  S.  291. 
')     .        „       ,        .     .    1881  S.  126. 
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§  1- 
Wer  sich  dem  Staatsdienste  im  Fache  der  Finanzverwaltung,  ohne  Be- 
schränkung auf  technische  Dienstzweige  oder  bloss  untergeordnete  Dienststellen, 
widmen  will,  hat  sich  nach  vollendeter  Gymnasialbildung  nach  Massgabe  der 
nachfolgenden  Vorschriften  wissenschaftlich  auszubilden,  einer  Staatsprüfung  zu 
unterziehen  und  durch  praktische  Einübung  bei  Finanzstellen  zur  Uebernahme 
eines  Dienstes  vorzubereiten. 

§  2. 
Die  Kandidaten  für  den   höheren  Finanzdienst   haben  Vorlesungen  über 
folgende  Fächer  zu  besuchen: 

1.  Mathematik  (Arithmetik,  Algebra,  sowie  die  mit  Hilfe  der  Logarithmen, 
der  Kombinationslehre  und  des  Wahrscheinlichkeitskalkuls  zu  lösenden 
Rechnungen  fürs  Geschäftsleben);  4 

2.  Landwirtschaftslehre ; 

3.  Gewerbskunde ; 

4.  Nationalökonomie  (Volkswirtschaftslehre  und  Volkswirtschaftspflege); 

5.  Finanzwissenschaft; 

6.  Institutionen  des  römischen  Rechts; 

7.  badisches  Zivilrecht; 

8.  deutsches  Handels-  und  Wechselrecht; 

9.  allgemeines  und  deutsches  Staatsrecht. 

Ausserdem  haben  die  Kandidaten  für  den  höheren  Finanzdienst  nach 
Massgabe  des  §  15  Unserer  Verordnung,  die  Organisation  der  Gelehrten- 
schulen betreffend,  vom  1.  Oktober  1869  (Gesetzes-  und  Verordnungsblatt 
Nr.  XXII)  drei  weitere  Vorlesungen  aus  dem  Lehrkreise  der  philosophischen 
Fakultät  zu  hören. 

§  3. 

Die  Vorlesungen  über  die  unter  §  2  bezeichneten  Fächer,  mit  Ausnahme 
der  Mathematik,  Landwirtschaftslehre  und  Gewerbskunde,  müssen  auf  Uni- 
versitäten, die  letztgenannten  Fächer  können  auch  auf  einer  polytechnischen 
Anstalt  gehört  werden. 

Zu  den  vorgeschriebenen  Studien  auf  einer  Universität  bezw.  polytech- 
nischen Anstalt  ist  im  ganzen  ein  Zeitraum  von  mindestens  drei  und  einem 
halben  Jahr  zu  verwenden,  wovon  mindestens  ein  und  ein  halbes  Jahr  dem 
Studium  auf  einer  deutschen  Universität  zu  widmen  ist. 

§  4. 

Alljährlich  im  Spätjahr  wird  durch  eine  vom  Finanzministerium  zu  er- 
nennende Prüfungskommission,  welcher  ein  Rat  dieses  Ministeriums  vorzustehen 
hat,  eine  Prüfung  der  Kandidaten  für  den  höheren  Finanzdienst  vorgenommen. 

Für  die  Teilnahme  an  der  Prüfung  hat  jeder  Kandidat  vierzig  Mark  zu 
entrichten.  Das  Finanzministerium  ist  jedoch  ermächtigt,  vermögenslosen  Kan- 
didaten Nachlass  zu  bewilligen. 

§  5. 
Die  Anmeldungen  zur  Prüfung  haben  innerhalb  des  bestimmt  werdenden 
Termins  mittelst  schriftlicher  Eingaben  bei  dem  Finanzministerium  zu  erfolgen, 
in  welchen  Vor-  und  Familiennamen,  Tag,  Monat  und  Jahr  der  Geburt,  Namen 
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und  Stand  der  Eltern,  Geburts-  und  dermaliger  Wohnort  des  Kandidaten  anzu- 
geben sind;  ferner  sind  als  Beilagen  anzufügen: 

1.  ein  Zeugnis  über  die  erlangte  Reife  zu  akademischen  Studien; 

2.  Studien-  und  Sittenzeugnisse  der  besuchten  Universitäten  oder  poly- 
technischen Anstalten,  welche  die  Erfüllung  der  in  den  §§  2  und  3 
gegebenen  Vorschriften  darthun; 

Nachweis  über  die  Reichsangehörigkeit  des  Kandidaten. 

§  6. 

Den  zur  T*  -üfung  erschienenen  Kandidaten  werden  zunächst  gemeinschaft- 
liche Fragen  aus  den  im  §  2  speziell  bezeichneten  Fächern  zur  schriftlichen 
Beantwortung  vorgelegt,  wobei  die  Fragen  aus  dem  Gebiet  der  Gewerbskunde  sich 
auch  auf  die  Hauptgrundsätze  der  Chemie  und  Physik  mit  zu  erstrecken  haben. 
Das  Finanzministerium  bestimmt  die  beiläufige  Zahl  der  Fragen  für  jedes  Fach. 

Sodann  wird  jeder  Kandidat  einzeln  in  denjenigen  dieser  Fächer,  bezüglich 
welcher  •  der  Vorstand  oder  andere  Mitglieder  der  Prüfungskommission  eine 
mündliche  Prüfung  angemessen  finden,  mündlich  geprüft. 

Bei  der  mündlichen  Prüfung  haben  die  Kollegialmitglieder  der  Ministerien, 
der  Finanzmittelstellen  und  der  Generaldirektion  der  Staatseisenbahnen  Zutritt. 

§  7. 

Die  Entscheidung  über  die  Ergebnisse  der  Prüfung  erfolgt  auf  das  Gut- 
achten der  Prüfungskommissäre  und  auf  erstatteten  schriftlichen  Vortrag  des 
Vorstandes  der  Prüfungskommission  durch  das  Finanzministerium  auf  Grund 
kollegialischer  Beratung. 

Die  hiemach  für  bestanden  erachteten  Kandidaten  werden,  nach  der 
Reihenfolge  ihrer  Befähigung,  mit  einem  der  Prädikate  „vorzüglich,  gut  oder 
hinlänglich  befähigt"  als  Finanzpraktikanten  aufgenommen  und  erhalten 
eine  Urkunde  hierüber. 

Die  nicht  bestandenen  Kandidaten  können  sich  noch  einmal,  jedoch  nur 
zu  einer  der  beiden  nächstfolgenden  Prüfungen,  einfinden. 

Wer  zum  zweitenmal  in  der  Prüfung  nicht  bestanden  ist,  wird  für 
immer  zurückgewiesen. 

§  8. 

Die  Finanzpraktikanten  haben  sich  durch  mehrjährige  Beschäftigung  bei 
den  Finanzstellen  und  zwar  sowohl  im  Geschäftskreis  der  Domänenadministration, 
als  in  jenem  der  Steuerverwaltung  und  der  Zollverwaltung  praktisch  auszubilden. 

§9. 

Die  Finanzpraktikanten  stehen  in  dienstpolizeilicher  Hinsicht  unmittelbar 
unter  der  Aufsicht  der  Mittelstelle,  in  deren  Geschäftskreis  sie  arbeiten.  Die 
Oberaufsicht  über  sie  führt  das  Finanzministerium. 

Die  betreffende  Mittelstelle  wie  das  Finanzministerium  hat  darüber  zu 
wachen,  dass  die  Finanzpraktikanten  mit  Eifer  und  Treue  im  Dienste  ein  an- 
ständiges Betragen  in  und  ausser  demselben  verbinden. 

Wo  dieses  nicht  der  Fall,  kann  die  Mittelstelle  und  das  Finanzministerium 
Verweise  und  Ordnungsstrafen  erkennen,  nötigenfalls  kann  das  letztere  auch  die 
Entlassung  des  Betreffenden  aus  der  Reihe  der  Finanzpraktikanten  verfügen. 
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§  10. 

Die  Pjutlassung  soll,  wenn  sich  ein  Finanzpraktikant  durch  unredliche 
Oeschäftsführung,  unsittliches  Betragen  oder  durch  irgend  eine  andere  Handlung 
des  Vertrauens,  dessen  er  in  seiner  Stellung  bedarf,  oder  der  öffentlichen  Achtung 
unwürdig  macht,  sogleich,  in  anderen  Fällen  aber  erst  nach  vorausgegangener 
Androhung  erfolgen. 

Gegen  die  Entlassungsverfügung  ist  der  Rekurs  an  Unser  Staatsministe- 
rium zulässig. 

§  11. 
Uebergangsbe  Stimmung. 

Diejenigen  Kandidaten  für  den  höheren  Finanzdienst,  welche  sich  im 
Spätjahre  1881  der  Staatsprüfung  unterziehen,  sind  vom  Nachweise  des  Besuchs 
einer  Vorlesung  über  Handels-  und  Wechselrecht  befreit.  Auch  wird  denselben 
auf  Ansuchen  die  Prüfung  in  diesem  Fache  erlassen. 

Gegeben  zu  Karlsruhe,  den  17,  März  1881. 

Friedrich. 
Ellstätter. 

Auf  Seiner  Königlichen  Hoheit  höchsten  Befehl: 

Jost. 

Um  beurteilen  zu  können,  bis  zu  welchem  Grade  die  Kennt- 
nisse in  den  einzelnen  Prüfungsgegenständen  von  den  Kandidaten 
verlangt  werden,  dürfte  es  vielleicht  manchem  Leser  von  Interesse 
sein,  die  Fragen,  welche  zur  schriftlichen  Beantwortung  in  irgend 
einem  Jahre  vorgelegt  wurden,  kennen  zu  lernen.  Wir  lassen  zu 
diesem  Behufe  diejenigen  aus  dem  Jahre  1885  hier  folgen: 

A.  Solche  ans  dem  Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre  und  VolksAvirtschaftspflege. 

1.  Welches  sind  die  Eigentümlichkeiten  der  Maschinenarbeit  gegenüber 
der  Handarbeit?  Welche  Voraussetzungen  müssen  vorhanden  sein, 
damit  die  Anwendung  von  Maschinen  vorteilhaft  erscheint?  Welches 
sind  die  volkswirtschaftlichen  Licht-  und  Schattenseiten  des  Maschinen- 
wesens ? 

2.  Welches  sind  die  wichtigsten  Ackerbausysteme  und  worin  bestehen  die 
Vorzüge  der  einzelnen  Betriebssysteme? 

3.  Was  versteht  man  unter  Arbeitslohn?  Welche  Gründe  bestimmen  die 
Höhe  desselben?  Wie  ist  das  sog.  Ricardosche  Lohngesetz  zu  beur- 
teilen? 

4.  Durch  welche  Ursachen  werden  Absatzkrisen  hervorgerufen?  Inwie- 
weit erscheint  zur  Heilung  von  derartigen  Krisen  ein  Eingreifen  des 
Staates  möglich  und  rätlich? 

5.  Was  ist  Grundrente?  Wie  entsteht  dieselbe?  Welche  Einwendungen 
hat  Carey  gegen  die  Ricardosche  Grundrententheorie  erhoben  und  wie 
sind  dieselben  zu  beurteilen? 

6.  Die  wichtigsten  Unternehmungsformen  sind  anzugeben  imd  nach  ihrem 
Wesen  kurz  zu  charakterisieren;  insbesondere  sind  die  Vorzüge  und 
Nachteile  der  Aktiengesellschaft  näher  darzulegen. 
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7.  Welche  volkswirtschaftliche  Folgen  knüpfen  sich  an  eine  Wertver- 
änderung des  Geldes  (Steigen  oder  Sinken  des  Tauschwertes  des 
Metallgeldes)? 

8.  Worin  besteht  das  Wesen  der  Zettelbanken?  Welche  Systeme  der 
Notendeckung  sind  bei  diesen  Banken  in  der  Praxis  hauptsächlich  in 
Anwendung  gebracht?  Welche  Stellung  kann  der  Staat  dem  Zettel- 
bankwesen gegenüber  hinsichtlich  des  Rechts  der  Notenausgabe  ein- 
nehmen ? 

B.  Solche  ans  dem  Gebiete  der  Finanzwissenscliaft. 

1.  Was  versteht  man  unter  Münzregal?  Welche  Gründe  sprechen  für 
die  Regalität  des  Münzwesens?  Wie  ist  das  System  des  Schlagschatzes 
zu  beurteilen  und  in  welchen  Fällen  ist  das  Vortreten  des  finanziellen 
Prinzips  im  Münzwesen  gerechtfertigt? 

2.  Wie  lassen  sich  die  modernen  Staatsschulden  nach  verwaltungsrecht- 
lichen und  finanztechnischen  Merkmalen  einteilen;  was  versteht  man 
insbesondere  unter  Verwaltungs-,  was  unter  Finanzschulden?  Wie  ist 
die  Frage  der  Schuldentilgung  zu  beantworten,  und  wie  ist  insbesondere 
das  Tilgungsfondssystem  zu  kritisieren? 

3.  Welche  Gründe  lassen  sich  für  und  wider  die  vom  Vermögensverkehr 
von  Todes  wegen  zu  erhebenden  Steuern  (Erbschaftssteuern)  geltend 
machen  ? 

4.  Worin  liegt  das  Wesen  der  Steuerüberwälzung;  inwiefern  wirkt  dieselbe 
auf  Gleichmässigkeit   oder  Ungleichmässigkeit   der  Besteuerung   ein? 

5.  Wie  ist  die  Branntweinsteuer  zu  beurteilen;  welche  Erhebungsarten 
derselben  sind  zu  verzeichnen;  welche  Vorzüge  und  Nachteile  besitzen 
diese  einzelnen  Erhebungsarten,  und  wie  ist  die  Steuergesetzgebung  im 
Reichssteuergebiet  bezw.  in  Baden  hinsichtlich  des  Branntweins  gestaltet? 

6.  Was  versteht  man  unter  Gebühren  im  Gegensatze  zu  Steuern;  worin 
besteht  die  prinzipielle  Berechtigung  derselben?  Inwiefern  gehen 
dieselben  in  Steuern  über?  Welches  sind  die  Hauptarten  der  Gebühren; 
welche  Grundsätze  ergeben  sich  für  die  Höhe  derselben  und  welche 
Erhebungsformen  sind  zu  verzeichnen? 

7.  Welche  Arten  von  Zöllen  sind  zu  unterscheiden,  und  welches  sind  die 
äusseren  Einrichtungen  des  Zollwesens? 

8.  Was  versteht  man  unter  Verkehrssteuem;  welche  Arten  derselben 
können  unterschieden  werden,  und  wie  sind  solche  zu  beurteilen? 

C.  Solche  ans  dem  Gebiete  der  juristischen  Fächer. 

(Römisches  Recht.) 

1.  Wie  hat  sich  das  Institut  der  Ersitzung  als  Eigentumserwerb 
geschichtlich  entwickelt;  welche  Arten  der  Ersitzung  gibt  es  nach 
justinianischem  Recht;  welches  sind  deren  Erfordernisse,  und  an  welchen 
Sachen  ist  die  Ersitzung  ausgeschlossen? 

2.  Was  versteht  man  unter  in  integrum  restitutio,  und  worin  besteht 
das  Wesen  dieses  Rechtsmittels;  unter  welchen  Voraussetzungen  wird 
dasselbe  gewährt  und  welches  sind  dessen  Wirkungen? 
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(Badisches  Landrecht.) 

3.  Welche  Grundsätze  gelten  über  Erfordernisse,  Form  und  Wirkungen 
der  Anerkennung  und  der  E hell chmachung  (Legitimation)  natür- 
licher Kinder?  Welche  Erbansprüche  stehen  insbesondere  dem  aner- 
kannten natürlichen  Kinde  an  dem  Nachlass  seiner  natürlichen  Eltern 
und  deren  Anverwandten  zu? 

4.  Was  ist  Bestandvertrag,  und  vt^ie  unterscheidet  sich  das  Bestand- 
verhältnis von  dem  Leih-,  von  dem  Darleihvertrag  und  von  den  per- 
sönlichen Dienstbarkeiten?  Welche  Arten  des  Bestandvertrages  sind 
zu  unterscheiden  und  wie  sind  beim  ßestandvertrag  über  Sachen  die 
gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  der  Vertragsparteien  durch  das 
Landrecht  im  wesentlichen  geregelt? 

(Handels-  und  Wechselrecht.) 

5.  Welche  Arten  von  kaufmännischen  Hilfspersonen  unterscheidet 
das  deutsche  Handelsgesetzbuch,  und  wie  ist  deren^  Stellung  im  Ver- 
hältnis zum  Prinzipal  und  Dritten  gegenüber  geregelt? 

6.  Was  ist  ein  eigener  Wechsel  und  welche  Wechselverbindlichkeiten 
können  durch  denselben  begründet  werden?  Welche  Unterschiede 
ergeben  sich  beim  eigenen  gegenüber  dem  gezogenen  Wechsel? 

(Allgemeines  und  deutsches  Staatsrecht.) 

7.  Worin  besteht  Zweck  und  Aufgabe  des  Gemeindeverbandes;  wie  ist 
die  rechtliche  Natur  der  Gemeinde  und  ihr  Verhältnis  zum  Staate 
aufzufassen,  und  welches  sind  die  wesentlichen,  nach  heutigem  Staats- 
recht den  Gemeinden  zustehenden  Rechte? 

8.  Worin  bestehen  die  eigenen  Einnahmen  des  Reichs,  und  inwieweit 
sind  dieselben  den  Bundesstaaten  gemeinschaftlich?  Was  sind  Matri- 
kularbeiträge;  wie  werden  dieselben  bemessen,  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  sind  die  Bundesstaaten  zu  deren  Zahlung  verpflichtet? 

D.  Solche  ans  der  Mathematik. 

1.  A,  B  und  C  erhalten  zusammen  nicht  ganz  200  M.,  A  und  B  zusammen 
10  M.  weniger  als  das  Vierfache  des  C  beträgt,  B  und  C  zusammen 
nur  30  M.  mehr  als  A.     Wieviel  bekommt  jeder? 

2.  Wie  gross  ist  der  Barwert  einer  während  r  Jahren  zu  beziehenden  nach- 
schüssigen,  in  geometrischer  Progression  steigenden  Rente  r,rq,  rcf  . .  . .? 

3.  Eine  Schuld  von  200,000  M.  ist  in  50  aufeinander  folgenden  Jahren  zu 
gleichen  Teilen  am  Ende  eines  jeden  Jahres  zu  tilgen.  Man  wünscht 
aber  dieselbe  auf  einmal  im  ganzen  abzutragen.  Wann  wird  dies  ge- 
schehen können,  wenn 4,5  Prozent  Zins  in  Anrechnung  gebracht  werden? 

4.  Welche  bare  Einlage  hat  eine  80jährige  Person  in  eine  Lebensver- 
sicherungsanstalt zu  machen,  um  nach  ihrem  Tode  den  Erben  ein 
Kapital  von  60,000  M.  in  dem  Fall  zu  sichern,  dass  der  Todesfall  nicht 
im  Lauf  der  ersten  10  Jahre  eintritt?  (Nach  der  Sterblichkeitstabelle 
leben  von  1000  Neugeborenen  im  80.  Jahr  noch  37,  im  90.  6,  im  91.5, 
im  92.  4,  im  93.  3,  im  94.  2,  im  95.  1,  im  96.  0  Personen;  Zinsfuss: 
4  Prozent!) 
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E.  Solche  aus  der  Landwirtscliaftslehre. 

1.  Welche  Mittel  wendet  der  Landwirt  an,  um  den  Acker  von  Unkraut 
zu  reinigen,  und  wie  wird  dieser  Zweck  am  wirksamsten  erreicht? 

2.  Welche  Bedeutung  hat  das  Vorhandensein  tierischer  und  pflanzlicher  Reste 
im  Boden  für  dessen  Ertragsfähigkeit  und  das  Gedeihen  der  Pflanzen? 

3.  Welchen  Einfluss  hat  die  Verbesserung  der  Feldeinteilung  und  Anlage 
zweckmässiger  Feldwege  in  unsern  stark  parzellierten  Gemarkungen 
auf  die  Wirtschaftseinrichtung  und  die  Rentabilität  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebs? 

F.  Solche  aus  der  Gewerb sknnde. 

1.  Welche  Prozesse  verlaufen  bei  der  Gewinnung  des  Eisens  im  Hoch- 
ofen ;  wie  unterscheidet  sich  in  chemischer  und  physikalischer  Beziehung 
das  in  diesem  Apparate  gewonnene  Roheisen  von  dem  Stahl  und  dem 
Schmiedeeisen? 

2.  Wie  wird  der  Kalkstein,  wie  wird  der  Gips  bei  der  Operation  des 
Brennens  verändert? 

3.  Wie  gewinnt  man  Zucker  aus  Runkelrüben?  Für  die  verschiedenen 
Operationen  der  Zuckerfabriken  sind  in  kurzen  Worten  die  wissenschaft- 
lichen Begründungen  anzugeben. 

Es  wäre  wohl  verfrüht,  über  die  vorstehend  besprochene,  erst 
fünf  Jahre  in  Kraft  befindliche  Prüfungsordnung  ein  abschliessendes 
Urteil  geben  zu  wollen.  Grleichwohl  möchten  wir  an  dieser  Stelle 
nicht  unterlassen,  einige  Momente  anzudeuten,  wodurch  unseres 
Erachtens  eine  weitere  Hebung  des  kameralistischen  Studiums  erreicht 
werden  könnte. 

Was  zunächst  die  Vorbildung  betrifft,  so  ist  dieselbe  die  gleiche 
wie  bei  den  Juristen  und  den  meisten  anderen  Staatsdienstaspiranten, 
d.  h.  es  wird  die  vollständige  Absolvierung  eines  humanistischen 
Gymnasiums  verlangt.     Damit  ist  vollständig  Genüge  gethan. 

Bezüglich  des  Universitäts Studiums  ist  gegen  früher  ein 
wesentlicher  Fortschritt  in  der  Richtung  zu  verzeichnen,  dass  jetzt, 
was  früher  nicht  immer  der  Fall  war,  fast  auf  allen  deutschen  Uni- 
versitäten die  vorgeschriebenen  Fächer  eingehend  gelesen  werden  und 
damit  reichliche  Gelegenheit  geboten  ist,  die  gefordert  werdenden 
Kenntnisse  in  wissenschaftlicher  Weise  sich  anzueignen.  In  einzelnen 
Fächern  sind  allerdings  noch  die  Vorlesungen  dem  Wissenssoll  der 
Kameralisten  nicht  genügend  angepasst.  Es  ist  eine  Thatsache, 
dass  auf  den  Universitäten  wie  auf  den  polytechnischen  Schulen  der 
Kameralist  durch  das  Hören  mathematischer  Vorlesungen  für  Prüfungs- 
zwecke kaum  einen  Nutzen  hat,  da  sich  fast  alle  diese  Vorlesungen 
auf  dem  Gebiete  der  höheren  Mathematik  bewegen,    die  zu    kennen 
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von  dem  Kameralstudierenden  nicht  verlangt  wird.  Es  hat  zwar  in 
der  jüngsten  Zeit  auf  der  Universität  Heidelberg  ein  Dozent  in  an- 
erkennenswerter Weise  sich  herbeigelassen,  eine  Vorlesung  über 
„Mathematik  für  Kameralstudierende"  zu  lesen.  Ein  grosser  prak- 
tischer Erfolg  soll  aber  damit  nicht  erzielt  worden  sein,  weil  eben 
zum  Studium  der  Mathematik  eine  ständige  Uebung  in  der  Auf- 
lösung einschlägiger  Tragen  gehört,  diese  aber  in  einer  Vorlesung, 
welche  eben  eine  Vorlesung  ist  und  bleibt,  aus  bekannten  Gründen 
nicht  exerziert  werden  kann.  Es  bleibt  deshalb  dem  Kameral- 
studierenden zur  Zeit  nichts  übrig,  als  seinen  mathematischen  Schulsack 
durch  Selbst-  oder  Privatunterricht  so  weit  .zu  füllen,  als  es  die 
Prüfungsanforderungen  erheischen.  Ob  man  unter  solchen  Umständen 
nicht  die  Mathematik  aus  dem  Kreise  der  obligatorischen  Vorlesungen 
sollte  verschwinden  lassen,  dürfte  doch  der  Erwägung  wert  sein. 
Es  könnte  dies  unseres  Erachtens  um  so  unbedenklicher  geschehen, 
als  nach  dem  jetzigen  Lehrplan  für  die  badischen  Gelehrtenschulen  ^) 
die  Mathematik  viel  mehr  wie  früher  kultiviert  wird,  indem  jetzt 
in  den  neun  Klassen  im  ganzen  33  und  in  den  beiden  Prima  je 
drei  Wochenstunden  für  Mathematik  verwendet  werden,  während 
vorher  in  der  Unterprima  zwei  Stunden  Mathematik  gegeben  wurden 
und  in  der  Oberprima  der  mathematische  Unterricht  ganz  fort- 
gefallen war.  Ueberdies  umfasst  jetzt  der  Lehrplan  für  die  Mathe- 
matik in  den  vier  obersten  Klassen  des  Gymnasiums:  Gleichungen 
des  ersten  Grades  mit  mehreren  Unbekannten,  die  Gesetze  des  Poten- 
zierens  und  der  Wurzeln  für  beliebige  Exponenten,  die  Gleichungen 
des  zweiten  Grades,  die  Logarithmen,  die  Progressionen  und  deren 
Anwendung ,  Permutationen ,  Kombinationen  und  Variationen ,  den 
binomischen  Lehrsatz,  Kettenbrüche  und  diophantische  Gleichungen, 
also  einen  Lehrstoff,  mit  dem,  wenn  gründlich  erlernt,  auch  der 
Kameralist  in  der  Praxis  auskommen  dürfte. 

Im  weiteren  wäre  es  vielleicht  doch  mit  Rücksicht  darauf,  dass  nach 
dem  §  6  der  Prüfungsordnung  die  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Ge- 
werbskunde sich  auch  auf  die  Hauptgrundsätze  der  Chemie  und  Phy- 
sik mit  zu  erstrecken  haben,  korrekt  gewesen,  diese  beiden  Disziplinen 
unter  die  obligatorischen  Vorlesungen  aufzunehmen,  da  die  Gymnasien 
in  dieser  Richtung  die  notwendige  Vorbildung  nicht  gewähren. 

Wünschenswert  wäre  unseres  Erachtens   ferner,   wenn  ein  be- 

»)  Vgl.  die  Verordnung  vom  2.  Oktober  1869;  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl. 
1869  S.  366. 
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stimmter  Studienplan  festgestellt  würde,  an  dem,  was  die  Reihenfolge 
der  Vorlesungen  in  den  einzelnen  Semestern  betrifft,  die  Studierenden 
einen  gewissen  Anhalt  hätten.  Wir  haben  wiederholt  die  Wahr- 
nehmung gemacht,  dass  viele  Kameralstudierende,  wenn  sie  die  Uni- 
versität beziehen,  oft  ganz  im  unklaren  sind,  in  welcher  Reihen- 
folge sie  die  Vorlesungen  hören  und  wie  sie  ihren  Bildungsgang 
einzurichten  haben.  Viele  sind  dadurch  schon  zu  Schaden  gekommen. 
Im  Interesse  der  studierenden  Jugend  möge  es  uns  gestattet  sein, 
«inen  solchen  Studienplan  hier  zu  entwerfen: 

I.  Semester.  mit  Wochenstunden  ca.: 

Mathematik      .  ■ 4 

Volkswirtschaftslehre  (theoretische)    ....  5 

I.  Philosophikum 4  ^.3 

II.  Semester. 

Finanzwissenschaft 5 

Institutionen  des  römischen  Rechts    ....  5 

II.  Philosophikum 4  ^  . 

Daneben  Uebung  in  der  Mathematik  und 

Repetitorium  in  der  Volkswirtschaftslehre. 

III.  Semester. 

Physik ,5 

Volkswirtschaftspflege 5 

III.  Philosophikum 4 

Daneben   wie   im   II.   Semester   und   dazu 

noch  Repetitorium  in  der  Finanzwissenschaft. 

IV.  Semester. 

Chemie 5 

Allgemeines  und  deutsches  Staatsrecht       .     .  5  ,^ 

Daneben  Repetitorium  wie  im  III.  Semester. 

V.  Semester. 

Gewerbskunde 5 

Badisches  Zivilrecht 5 

Daneben  Repetitorium  der  Institutionen 
des  römischen  Rechts  und  des  allgemeinen 
und  deutschen  Staatsrechts. 

VI.  Semester. 

Landwirtschaftslehre 5 

Deutsches  Handels-  und  Wechselrecht    ...  4 

Daneben  üebung  in  der  Mathematik  und 
in  der  Volkswirtschaftslehre  und  Finanz- 
wissenschaft. 
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VII.  Semester.                                                         mit  Wochenstunden  ca.: 
Irgend  eine  Vorlesung  zur  allgemein  wissen- 
schaftlichen Bildung 4  4 

Daneben  Repetitionen  in  allen  Fächern. 

Eine  wesentliche  Verbesserung  in  der  Prüfungsordnung  könnte 
aber  nach  unserem  Dafürhalten  dadurch  erzielt  werden,  wenn  man  sich 
entschliessen  würde,  den  Nachweis  der  erforderlichen  Kenntnisse  in 
zwei  verschiedenen  Prüfungen  —  einer  mathematisch-naturwissen- 
schaftlichen und  einer  eigentlichen  Berufs-  oder  Staatsprüfung  er- 
bringen zu  lassen,  wie  dies  in  Baden  bezüglich  der  Ausbildung  des 
Forstpersonals  durch  die  landesherrliche  Verordnung  vom  14.  März 
1879')  und  bezüglich  der  Vorbereitung  zum  öffentlichen  Dienst  im 
Ingenieur-  bezw.  Maschineningenieurfache  durch  die  landes- 
herrliche Verordnung  vom  7.  Mai  1874 -)  und  30.  April  1879^),  bezw. 
vom  21.  März  1878*)  und  30.  April  1879^)  vorgeschrieben  und  im 
Reiche  bezüglich  der  Ausbildung  der  Mediziner  durch  die  Verordnung 
des  Bundesrats  vom  25.  September  1869^)  angeordnet  ist. 

In  der  ersten  Prüfung,  welche  etwa  nach  drei  Semestern  und 
zwar  an  einer  inländischen  Hochschule  vorgenommen  werden  könnte, 
sollte  man  sich  über  die  spezielle  theoretische  Vorbildung  in  der 
Mathematik  —  in  diesem  Falle  könnte  dann  wieder  ein  höheres 
Mass  von  Kenntnissen  in  diesem  Fache  verlangt  werden  —  in  Physik, 
Chemie,  Gewerbskunde  und  Landwirtschaftslehre  vergewissern;  die 
zweite  Prüfung  könnte  sich  dann  auf  die  kameralistischen  und 
juristischen  Fächer  beschränken. 

Mit  einer  solchen  Aenderung  würde  durch  die  erste  Prüfung 
ein  grosser  Gedächtnisballast  beseitigt  und  dem  Studium  der  eigent- 
lichen Berufsfächer  genügend  Zeit  gelassen  sein,  sich  mit  demselben 
mit  Müsse  zu  befassen  und  sich  in  dasselbe  gehörig  zu  vertiefen.  Selbst- 
verständlich würde  der  oben  entworfene  Studienplan  dementsprechend 
abgeändert  werden  müssen. 

Was  schliesslich  die  praktische  Ausbildung  der  rezipierten 
Kameralisten   betrifft,    so  haben   wir   in    dieser  Richtung  noch  zwei 

1)  Bad,  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1879  S.  153. 
')      r,         .       „        „       ,    1874  S.  197. 
n     .         ,       ,        ,       ,     1879  S.  285. 
*)     .        „       ,       ,       ,    1878  S.  57. 
')     .        ,       ,       ,       ,    1879  S.  286. 

•■')     „         ,        „        „       ,1871  S.  280.     Vgl.    auch    die   badische    Min.- 

Verord.  vom  21.  November  1871  im  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1871  S.  .802. 
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Wünsche  zur  Sprache  zu  bringen.  Einmal  sollte  dieselbe  nicht,  wie 
dies  bis  jetzt  der  FaU  war,  dem  blossen  Zufall  überlassen,  der  an- 
gehende Kameralist  sollte  vielmehr  nach  einem  bestimmten  Plan  in 
alle  Zweige  der  Finanzverwaltung  (Domänen-,  Steuer-  und  Zollver- 
waltung) eingeführt  werden  ^),  ähnlich  wie  dies  durch  den  §  9  der 
Verordnung  vom  3.  August  1880^)  für  die  Rechtspraktikanten  vor- 
sreschrieben  ist.  Nur  dadurch  würde  erreicht  werden,  dass  man  bei 
der  definitiven  Berufung  in  den  Finanzdienst  über  Leute  verfügen 
könnte,  die  der  Aufgabe  jeder  Finanzstelle  gewachsen  wären.  Zum 
andern  sollte  man  zu  der  bis  in  die  1850er  Jahren  bestandenen 
Uebung,  einen  oder  den  anderen  befähigten  Praktikanten,  von  dem 
zugleich  anzunehmen  ist,  dass  er  sich  später  für  den  Kollegialdienst 
qualifizieren  werde,  durch  Reisen  ins  Ausland,  durch  Abordnung 
zu  Weltausstellungen  u.  dergl.  auf  Staatskosten  weiter  ausbilden  zu 
lassen,  wieder  zurückkommen.  Dies  wäre  unseres  Erachtens  ein 
nicht  zu  unterschätzendes  Bildungsmoment.  Abgesehen  davon,  dass 
dem  Kommittierten  bei  einem  solchen  Anlass  in  der  Regel  auch 
Gelegenheit  gegeben  wäre,  seine  Kenntnisse  in  der  einen  oder 
anderen  fremden  Sprache  zu  befestigen,  würde  zweifellos  der  Ge- 
sichtskreis desselben  durch  die  unmittelbare  Anschauung  fremdartiger 
Verhältnisse  bedeutend  erweitert;  die  Regierung  ihrerseits  wäre  für 
den  desfallsigen  Aufwand  reichlich  dadurch  entschädigt,  dass  sie 
nach  und  nach  einen  Stamm  von  angehenden  Beamten  erhielte, 
welche  auch  über  ausserhalb  der  Grenzen  des  engeren  Vaterlandes 
liegende  Verhältnisse  unterrichtet  wären  und  erforderlichen  Falls 
raschen  und  verständigen  Bescheid  •  zu  geben  wüssten. 


VIII.  Ergebnisse  der  Staatsprüfungen  der  badischen  Finanz- 
kandidaten.    1839—1885. 

Seit  dem  Bestehen  der  Prüfungsordnung  vom  Jahre  1838 
(s.  o.  S.  37)  haben  sich  nach  der  folgenden  Uebersicht  474  Kan- 
didaten der  Prüfung  für  den  höheren  Finanzdienst  im  Grossherzogtum 
Baden  unterzogen.  Von  diesen  haben  350  die  Prüfung  mit  Erfolg 
bestanden,   124  sind    abgewiesen    worden.     Da   sich  jedoch  von  den 

')  Das  Finanzministerium  hat  bereits  den  Gegenstand  in  der  gewünschten 
Weise  in  die  Hand  genommen. 

«)  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1880  S.  293. 
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474  Kandidaten  69  zum  zweitenmal  mid  von  diesen  wieder  ein 
Kandidat,  welcher  bei  der  zweiten  Prüfung  nochmals  zurückgewiesen 
wurde,  zum  drittenmal  der  Präfung  unterzogen  haben,  so  be- 
rechnet sich  die  effektive  Zahl  derjenigen,  welche  sich  überhaupt 
dem  Examen  unterworfen  haben,  auf  474 — (69 -[-1=70)  =  404.  Ebenso 
vermindert  sich  die  Zahl  der  124  Abgewiesenen  dadurch,  dass  von 
diesen  bei  einer  späteren  Prüfung  46  Kandidaten  bestanden  sind, 
zunächst  auf  78,  und  da  unter  den  letzteren  sich  noch  22  befinden, 
welche  zum  zweitenmal  und  einer,  welcher  zum  drittenmal  abgewiesen, 
diese  daher  bei  der  Bildung  der  Summe  von  124  doppelt  bezw. 
dreifach  in  Rechnung  gezogen  worden  sind,  um  22xl-|-lX2  =  24, 
also  auf  54.     Es  sind  daher  von  den  404  Kandidaten: 

bestanden  (in  erster  oder  zweiter  Prüfung)     350  oder  87     *^/o 

abgewiesen  worden 54      „     13    "/o 

und  zwar  haben  von  diesen  54: 

1.  gleich    nach    dem    ersten    Examen    auf    jede    weitere 
Prüfung  verzichtet 25 

2.  auch  eine  zweite  bezw.  dritte  Prüfung  nicht  bestanden     23 

3.  der  Rest  mit      ..'....* 6 

sind    die  Abgewiesenen  des  1885er  Examens,    welche   sich 
einer  weiteren  Prüfung  unterziehen  können. 

Was  die  Noten  betrifft, '  welche  die   350  mit  Erfolg  Greprüften 
erhalten  haben,  so  entfallen  auf  die  Note 

„vorzüglich".       7  oder     2  Prozent 
„gut"  ...      88     „      25        , 
„hinlänglich"    255     „      73 
Der  Religion    nach   gehören,    annähernd   der  Religionsange- 
hörigkeit der  Gesamtzahl   der  Einwohner  im  Grossherzogtum  Baden 
entsprechend^),  an  und  zwar: 

von  den  überhaupt  zur  Prüfung  zugelassen  404  Kandidaten 
der  evangelischen  Religion     150  oder    87  Prozent 
„    katholischen  „  253      „       63       „ 

„    israelitischen  „  1      „    0,25       „ 

Die   mit  Erfolg    geprüften    350  Kandidaten   verteilen  sich   der 
Religion  nach,  wie  folgt: 

')  Nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880  befinden  sich  im  Gross- 
herzogtum Baden  1,570,254  Einwohner  und  zwar  darunter: 
545,854  Evangelische  =  34  Prozent. 
992,938  Katholische     =  64 
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Evangelische   138  oder  40  Prozent 
Katholiken       211      „     60 
Israeliten  1      „     —        „ 

Von  den  Evangelischen  haben   hiemach    92  Prozent,    von   den 
Katholiken  83  Prozent   der  Zugelassenen  die  Prüfung   bestanden. 
Unter  den  350  Kandidaten  befinden  sich  46,    welche    bei  Er- 
folglosigkeit der  ersten    Prüfung    erst   in   der    zweiten  Prüfung  be- 
standen sind.     Davon  gehören  an: 

der  evangelischen  Konfession  14  oder  30  Prozent 
„    katholischen  „  32      „      70  Prozent, 

Von  den  abgewiesenen  54  Kandidaten  waren: 
Evangelische  12  oder  22  Prozent  (8  Prozent  der  Zugelassenen), 
Katholiken      42     „      78       „       (14  Prozent  der  Zugelassenen). 
Zieht  man   bei  den   350  mit  Erfolg  geprüften  Kandidaten  die 
Noten   und   die   Religionsangehörigkeit   gleichzeitig   in  Betracht,    so 
ergibt  sich  folgendes  Bild: 

Noten : 
Religion  vorzüglich:  gut:  hinlänglich: 

von    138  EvangeKschen   5=:        3,7>    41  =  29,7>         92  =  66,6^/0 
„      211  Katholiken         2=kauml>    47  =  22     >       162  =  77    > 
1  Israelit  —  —     —       —  1      — 

Im  weiteren  dürfte  es  noch  von  Interesse  sein,  zu  unter- 
suchen, welchen  Berufs  arten  die  Väter  der  Kandidaten  ange- 
hörten, und  möchten  wir  in  dieser  Richtung  drei  verschiedene 
Kategorien  unterscheiden,  nämlich: 

I.  Väter,    welche    sich   im    eigentlichen   Staatsdienst   befanden, 
einschliesslich  der  Pfarrer  und  aller  derjenigen,  welche  eine 
wissenschaftliche  Vorbildung  genossen  haben; 
IL  Väter,  welche  zur  Klasse  der  Angestellten,  Lehrer,  Gemeinde- 
beamten u.  dergl.  gehören; 
III.  Väter  anderer  Berufsarten. 
Auf  Grund  dieser  Untersuchung  ergibt  sich  folgendes  Tableau : 
Es  gehören  die  Väter  an: 

Der  Kategorie 
1.  vonden404Kandi-  L  IL  HI. 

daten,  welche  über- 
haupt zur  Prüfung 
zugelassen  worden 
sind 151  oder  37  o/o    80  oder  20  "/o      173  oder  43  > 
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Der  Kategorie 

2.  von   den    350    mit  L  IL  III. 

Erfolg  Bestandenen    139  oder  40  >     71  oder  20  >     140  oder  40  > 

3.  von  den  46  Kandi- 
daten, welche  erst 
in  der  zweiten  Prü- 
fung bestanden  sind      15    „    33%      9    „     20  V       22    „    47  > 

4.  von  den  abgewiese- 
nen 54  Kandidaten  .    12     „     22 >       9     „     170/0        33     „    6P/0 

Zieht  man  bei  den  350  Bestandenen  noch  die  Noten  in  Be- 
tracht ,  so  gruppieren  sich  die  Väter  der  Kandidaten  wie  folgt : 

Kategorie 
bei  7  Kandidaten  mit  I.  IL  IIL 
der  Note    „vorzüg- 
lich«      5oder71>      2oder29>       —  — 

bei  88  Kandidaten  mit 

der  Note  „gut".     .     45    „    51  >     15    „     17 «/o      28  oder  32 > 
bei  255  Kandidaten  mit  , 
der  Note   „hinläng- 
lich"      89     „     350/0     54    „     21«/o     112     „     440/0 

In  der  beigefügten  Uebersicht  ist  endlich  auch  noch  über  die 
Frequenz  des  kameralistischen  Studiums  Aufschluss  gegeben.  Die- 
selbe war  in  den  verschiedenen  Zeitperioden  eine  sehr  verschiedene ; 
sie  hing  vielfach  mit  der  Frequenz  des  juristischen  Studiums,  selbst- 
verständlich im  umgekehrten  Verhältnis  zusammen,  d.  h.  je  günstiger 
die  Chancen  für  die  Juristen  waren,  desto  geringer  war  der  Zudrang 
zum  kameralistischen  Studium  und  umgekehrt. 

In  der  Periode  1839  —  1848,  in  welcher  für  die  Juristen 
keine  besonders  glänzende  Aussichten  vorhanden  waren ,  sind  im 
ganzen  136,  also  jährlich  13,6  Kandidaten  zur  Prüfung  zugelassen 
worden.  Die  schon  im  Jahre  1848  beschlossene,  wenn  auch  nicht 
durchgeführte  Verwaltungsorganisation  und  die  Mitte  der  1850er  Jahre 
zur  Durchführung  gelangte  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung 
hatte  eine  solche  Abnahme  des  kameralistischen  Studiums  zur  Folge, 
dass  sich  in  dem  Zeitraum  von  1849—1858  im  ganzen  nur  71,  also 
jährlich  nur  7,1  Kandidaten  zur  Prüfung  anmeldeten.  Erst  als  die 
Aussichten  für  die  Juristen  wieder  etwas  herabgegangen  waren, 
nahm    auch  die  Frequenz  des  kameralistischen   Studiums   wieder  zu. 
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In  den  Jahren  1859 — 1868  wurden  152,  also  jährlich  15,2  Kan- 
didaten zur  Prüfung  zugelassen,  und  erreichte  in  dieser  Periode  die 
Frequenz  im  Jahre  1860  mit  22  Kandidaten  ihren  Höhepunkt. 

Die  auf  1,  Oktober  1864  erfolgte  Einführung  der  neuen  Ge- 
richtsverfassung und  der  neuen  Verwaltungsorganisation  ^),  welche  eine 
bedeutend  grössere  Zahl  von  Juristen  in  Anspruch  nahm,  musste 
natürlich  auf  das  kameralistische  Studium  wiederum  in  ungünstiger 
Weise  rückwirken.  Es  stellten  sich  denn  auch  in  dem  Zeitraum 
1869 — 1877  nur  70,  das  sind  jährlich  nur  8,7  Kandidaten  zur 
Prüfung,  und  es  hätte  die  Frequenz  zweifellos  noch  mehr  abge- 
nommen, wenn  nicht  in  dieser  Periode  sich  den  Kameralisten  eine 
weitere  Aussicht  auf  Anstellung  durch  Verwendung  in  der  Ver- 
waltung der  grossh.  Staatseisenbahnen  eröfinet  hätte. 

In  den  nun  folgenden  Jahren  1878 — 1882  ging  das  kamera- 
listische Studium  ganz  enorm  zurück.  In  diesen  5  Jahren  haben 
sich  im  ganzen  nur  10,  also  jährlich  nur  2  Kandidaten  der  Prüfung 
unterzogen,  dreimal  in  dieser  Periode  ist  sogar  nur  ein  einziger 
Kandidat  rezipiert  worden.  Der  Hauptgrund  des  Rückgangs  war 
der,  dass,  wie  wir  schon  oben  angedeutet  haben,  längere  Zeit  die 
Befürchtung  bestand,  das  kameralistische  Studium  werde  überhaupt 
aufgehoben  und  mit  dem  juristischen  kombiniert  werden.  Als  daher 
diese  Befürchtung  durch  Erlassung  der  neuen  Prüfungsverordnung  vom 
Jahr  1881  (S.  41)  beseitigt  war  und  auch  die  Aussichten  für  die 
Juristen  mit  jedem  Jahre  wieder  geringer  wurden,  nahm  auch  die 
Frequenz  des  kameralistischen  Studiums  wieder  zu. 

In  den  Jahren  1883 — 1885  stellten  sich  im  ganzen  35,  also 
jährlich  schon  wieder  11,6  Kandidaten  zur  Prüfung.  In  den  nächsten 
Jahren  wird  der  Zudrang  zu  den  kameralistischen  Prüfungen  voraus- 
sichtlich ganz  enorm  werden,  da  im  Wintersemester  1885/86  auf 
den  beiden  Landesuniversitäten  allein  über  70  Kameralstudierende 
inskribiert  waren  ^). 


')  Bad.  Reg.-Bl.  1864  S.  316. 

■-)  Der  im  Oktober  1886  abgehaltenen  Staatsprüfung  haben  sich  24  Kan- 
didaten unterzogen. 
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Ueber  sieht 

über  die  Prüfungen  der  badischen  Finanzkandidaten  und  die  Prüfnngs- 
ergebnisse  1839—1885. 


Zahl  der  Kandidaten 

Religion 
der  Kandidaten 

Berufsart  der 
Väter  der  zugelas- 
senen Kandidaten 

bestanden 

I-     1 

u. 

m. 

1 

ö 

g 

et 

1 

X 

> 

1 

mit  der  Note 

4 

4 

02 

1 

4 

•f-t 

Staatsdienerbezw.  Väte 

mit    akademischer    Bi 

düng  (auch  Pfarrer). 

d 

Jahr. 

1 

1 

i 
> 

'S 
'S) 
1 
1 

1 
feg 

1 

1839 

7 

5 

2 

1 

2 

2 

1 

6 

1 

_ 

6 

1840 

10 

8 

2 
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4 

6 

— 

4 

1 

5 

1841 

14 

12 

.     2 



4 

8 

2 

12 

—  ■ 

4 

4 

6 

1842 

16 

13 

3 

3 

4 

6 

5 

11 

— 

8 

2 

6 

1848 

15 

12 

3 

— 

5 

7 

5 

10  i   —  1 

6 

3 

6 

1844 

21 

17 

4 

1 

3 

13 

6 

15 

— 

5 

5 

11 

1845 

16 

10 

6 

1 

4 

5 

8 

8 

— 

7 

2 

7 

1846 

12 

8 

4 

— 

1 

7 

4 

8 

— 

4 

— 

8 

1847        ! 

14 

8 

6 

— 

4 

4 

4 

10 

9 

1 

4 

1848 

11 

8 

8 

— 

3 

5 

6 

5 

— 

5 

2 

4 

1849 

6 

4 

2 

— 

2 

2 

4 

2 

— 

3 

1 

2 

1850 

7 

1 

6 

— 

— 

1 

1 

6 

4 

1 

2 

1851 

8 

6 

2 

— 

— 

6 

2 

6 

— 

4 

2 

2 

1852 

8 

7 

1 

— 

2 

5 

4 

4 

— 

4 

2 

2 

1858 

8 

7 

1 

— 

— 

7 

2 

6 

4 

2 

2 

1854 

11 

9 

2 

— 

3 

6 

5 

6 

— 

6 

1 

4 

1855 

8 

4 

4 

— 

— 

4 

2 

6 

— 

1 

4 

3 

1856 

4 

4 

— 

— 

— 

4 

2 

2 

— 

2 

1 

1 

1857 

3 

3 

— 

— 

— 

3 

1 

2 

— 

1 

— 

2 

1858 

8 

8 

— 

2 

6 

2 

6 

3 

2 

3 

1859 

15 

13 

2 

— 

13 

7 

8 

— 

8 

1 

6 

1860 

22 

17 

5 

— 

5 

12 

10 

12 

— 

8 

6 

8 

1861 

16 

9 

7 

— 

— 

9 

7 

9 

— 

6 

4 

6 

1862 

12 

9 

3 

— 

1 

8 

7 

5 

— 

4 

3 

5 

1868 

19 

12 

7 

— 

2 

10 

4 

15 

— 

4 

8 

7 

1864 

17 

10 

7 

— 

6 

4 

4 

13 

— 

5 

3 

9 

1865 

13 

10 

3 

— 

3 

7 

3 

10 

— 

5 

2 

6 

1866 

15 

15 

— 

— 

1 

14 

5 

10 

— 

4 

6 

5 

1867 

12 

7 

5 

— 

2 

5 

2 

10 

— 

4 

2 

6 

1868 

11 

9 

2 

— 

3 

6 

4 

7 

— 

2 

2 

7 

1869 

11 

8 

3 

— 

3 

5 

5 

6 

— 

4 

2 

5 

1870 

7 

4 

3 

— 

— 

4 

4 

3 

— 

3 

1 

3 

1871 

10 

8 

2 

1 

2 

5 

2 

8 

— 

4 

1 

5 

1872 

11 

8 

3 

— 

2 

6 

1 

10 

— 

— 

3 

8 

1873 

8 

5 

3 

— 

1 

4 

3 

5 

— 

2 

1 

5 

406 

298 

|108 

7 

75 
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128 

268 

148 

81 

!  167 
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Religion 
der  Kandidaten 
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7 

75 
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1874 

7 

7 

— 
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1 

6 

6 
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1 

4 

2 
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5 

5 

— 
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1 

4 

4 

— 

2 

— 

3 
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7 

6 

1 
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3 

3 

4 

— 
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1 

4 
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4 
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3 
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3 
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6 

3 

3 

— 

1 

2 

4 

2 

— 

2 

— 

4 
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10 

9 

1 

— 

1 

8 

5 

5 

— 

3 

1 

6 
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19 

12 

7 

— 

2 

10 

9 

9 

1 

6 

4 

9  . 

im  ganzen 

474 

350 

124 

7 

88 

255 

166 

307 

1 

168 

94 

212 

oder  nach  Ab- 

zug der  zum 

zweiten-  bzw. 

drittenmal 

Zugelassenen 

404 

350 

54 

7 

88 

255 

150 

253 

1 

151 

80 

173 

IX.  Bedeutung,  Ursachen  und  Folgen  der  Prüfungsergebnisse. 

Sehen  wir  uns  die  vorstehenden  Prüfungsergebnisse  etwas 
näher  an,  so  finden  wir  den  öfters  schon  gehörten  Ausspruch: 
„die  Klagen  über  die  ungünstigen  Ergebnisse  der  Finanzkandidaten- 
prüfung seien  so  alt,  wie  das  Studium  der  Kamer alwissenschaften; " 
allerdings  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bestätigt,  denn  von  den  mit 
Erfolg  geprüften  350  Kandidaten  haben  nur  2  Prozent  die  Note 
„vorzüglich",  25  Prozent  die  Note  „gut",  73  Prozent  dagegen  die  Note 
„hinlänglich"  bei  der  Rezeption  als  Praktikant  erhalten. 

Forschen  wir  nach  den  Ursachen  dieser  Erscheinung,  so  lassen 
sich  dieselben  in  den  folgenden  wenigen  Sätzen  fixieren: 
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1.  Die  Gymnasialvorbildung  war  früher,  wenigstens  für 
den  Kameralisten,  ungenügend  und  zwar  insofern,  als 
nach  dem  älteren  Lehrplan  auf  den  Gymnasien  der  Mathe- 
matik und  den  naturwissenschaftlichen  Fächern, 
welche  einen  grösseren  Bestandteil  der  Prüfungsgegenstände 
nach  der  Verordnung  von  1838  bildeten,  viel  zu  wenig 
Beachtung  geschenkt  wurde,  die  Abiturienten  daher  in  dieser 
Richtung  ungenügend  vorbereitet  die  Universität  bezogen 
und  hier,  weil  es  an  einer  gründlichen  Unterlage  fehlte, 
das  Versäumte  nur  schwer  nachzuholen  vermochten.  Jetzt 
werden  einesteils  die  erwähnten  Disziplinen  auf  den  Gym- 
nasien mehr  kultiviert,  andernteils  sind  dieselben  als  Prüfungs- 
gegenstände entweder  ganz  in  Wegfall  gekommen,  oder  es 
sind,  namentlich  was  die  Kenntnisse  in  der  Mathematik 
betrifft,  die  Anforderungen  viel  geringer  gestellt.  Das 
Gymnasium  ist  daher  jetzt  vollständig  in  der  Lage,  dem 
Kameralisten  so  gut  wie  dem  Juristen  die  Vorbildung  zu 
geben,  auf  Grund  deren  die  Fachstudien  ohne  Störung  und 
mit  Erfolg  aufgebaut  werden  können. 

2.  Bezüglich  des  Fachstudiums  stellte  die  Prüfungsordnung 
von  1838  zu  grosse  und  zu  vielerlei  Anforderungen 
an  die  Studierenden  der  Kameralwissenschaften.  In  dieser 
Richtung  ist  durch  die  neue  Prüfungsordnung  eine  wesent- 
liche Aenderung  zum  Bessern  eingetreten.  Indessen  wird 
immer  noch  sehr  viel  und  vielerlei  von  den  Prüflingen  auf 
einmal  verlangt,  wodurch  das  Gedächtnis  sehr  beschwert 
wird  und  der  freien  Entwickelung  des  Geistes  zu  wenig 
Zeit  und  Spielraum  gegeben  ist.  Der  Mangel  eines  be- 
stimmten Studienplanes  hat  sich  ebenfalls  vielfach  in  un- 
günstiger Weise  geltend  gemacht,  wie  auch  der  Umstand  von 
nachteiliger  Wirkung  war  und  ist,  dass  die  Vorlesungen  über 
Mathematik,  Landwirtschaft  und  Gewerbskunde  ihrem  Umfange 
und  ihrer  Ausdehnung  nach  nicht  immer  den  bei  der  Staats- 
prüfung  gestellt   werdenden   Anforderungen  angepasst  sind. 

3.  Der  Beamtenstand  hat  seine  Söhne  in  der  Regel  lieber 
dem  Rechts-  als  dem  Kameralstudium  zugeführt. 
Wenn  wir  auf  dieses  Moment  ebenfalls  einen  Wert  legen, 
so  sind  wir  doch  weit  entfernt,  aus  der  Berufsart  des  Vaters, 
einen  unfehlbaren  Schluss  auf  die  Bildung  und  Bildungs- 
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fähigkeit  des  Sohnes  machen  zu  wollen;  haben  doch  schon 
so  oft  gerade  Söhne  geringer  Herkunft  die  besten  Examina 
abgelegt  und  sind  zu  den  höheren  und  höchsten  Staats- 
ämtern gelangt.  Allein  wir  dürfen  doch  nicht  übersehen, 
dass  dies  Ausnahmen  sind,  dass  die  Söhne  gebildeter  Eltern 
vor  denjenigen  weniger  gebildeter  Eltern  schon  vieles  durch 
ihre  Erziehung  voraus  haben,  dass  sie  von  Jugend  auf  sich 
in  besseren  Kreisen  bewegen,  ihren  Gesichtskreis  schon  von 
frühe  her  erweitern  und  manches  sehen,  hören  und  lernen, 
was  den  Söhnen  weniger  gebildeter  Eltern,  welche  sich  in 
der  Regel  zunächst  auf  das  Brotstudium  verlegen  müssen, 
abgeht  und  was  kennen  zu  lernen  diese  oft  erst  in  späteren 
Lebensjahren  Gelegenheit  und  Mittel  haben.  Es  ist  doch 
nicht  lediglich  ein  Zufall,  dass  von  den  zum  Examen  zu- 
gelassenen 151  Kandidaten,  deren  Väter  der  I.  Bildungs- 
kategorie angehören,  139,  also  92  Prozent  das  Examen  mit 
Erfolg  bestanden  haben,  während  von  den  80  Kandidaten, 
deren  Väter  wir  der  IL  Kategorie  zugeteilt  haben,  nur 
71,  d.  i.  89  Prozent,  und  von  den  173  Kandidaten,  deren 
Väter  der  III.  Kategorie  angehören,  nur  140  oder  81  Prozent 
rezipiert  werden  konnten.  Ebensowenig  ist  es  ein  Zufall, 
dass  von  den  139  Rezipierten  (Kategorie  I)  5  die  Note 
„vorzüglich"  und  45  die  Note  „gut",  zusammen  50,  also 
36  Prozent  eine  bessere  Note  erhalten  haben,  während  von 
den  anderen  (71+140)  =  211  (Kategorie  II  und  III)  nur  2 
die  Note  „vorzüglich"  und  43  die  Note  „gut",  zusammen  45, 
also  nur  21  Prozent  einer  besseren  Note  gewürdigt  wurden. 
Auch  das  dürfte  nicht  dem  Zufall  zuzuschreiben  sein,  dass, 
wie  beiläufig  bemerkt,  von  den  139  Rezipierten  der  Kate- 
gorie I  36  oder  26  Prozent,  von  den  211  Praktikanten  der 
Kategorie  II  und  III  nur  32,  also  nur  15  Prozent  in  den 
höheren  Finanz-  bezw.  KoUegialdienst  gelangt  sind. 

Es  wäre  deshalb  im  besonderen  Interesse  der  Finanz- 
Verwaltung  sehr  zu  wünschen,  dass  seitens  der  Beamten- 
welt die  Söhne  mehr,  als  bis  jetzt  geschehen,  dem  kamera- 
listischen  Studium  zugeführt  würden. 
4.  Die  KameraHsten  nehmen  in  sozialer  Beziehung  nicht 
immer  die  ihnen  nach  ihrer  Bildung  gebührende  Stellung 
ein.     Bei   dem   auch   hierlands    in   Fleisch   und  Blut   über- 
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gegangenen  Vorurteile,  dass  die  Juristen  den  „  bestgebildetsten " 
Stand  in  der  Beamtenwelt  bilden,  ist,  wie  den  Technikern, 
Medizinern  etc.,  so  auch  den  Kameralisten  im  Gresellschafts- 
leben  ein  bescheidenes  Plätzchen  angewiesen,  und  wenn  in  der 
Lokalverwaltung  von  den  „Spitzen"  der  Behörden  die  Rede  ist, 
so  bleibt  häufig  unbeachtet,  dass  der  Vorstand  eines  Haupt- 
amts, einer  Obereinnehmerei  oder  einer  Domänenverwaltung 
ebensogut  dahin  gehört,  wie  der  Vorstand  eines  Bezirksamts 
oder  Amtsgerichts,  trotzdem  alle  diese  Beamten  auf  der 
gleichen  wissenschaftHchen  Höhe  stehen.  Bezüglich  der 
Kameralisten  erklärt  sich  diese  Erscheinung  teils  in  einem 
hergebrachten  Verkennen  der  Wichtigkeit  des  kamera- 
listischen  Standes  im  Staatsorganismus,  bezw.  in  einer  Vor- 
eingenommenheit des  Publikums  gegen  denselben,  teils  in 
dem  Mangel  an  Korpsgeist,  welcher  bei  den  verschieden- 
artigsten Elementen,  aus  denen  der  kameralistische  Stand 
zusammengesetzt  ist  und  bei  dem  numerisch  doch  ungünstigen 
Verhältnis  sich  nie  recht  hat  entwickeln  können.  In  letzterer 
Beziehung  ist  nun  ein  kleiner  Anfang  zum  Bessern  gemacht 
worden,  indem  sich  im  vorigen  Jahre  der  „Badische  Kamera- 
listenverein"  gebildet  und  sich  zum  Ziele  gesetzt  hat:  die 
Weiterpflege  wissenschaftlicher  Bildung,  die  Herstellung 
engerer  Beziehungen  unter  den  Kameralisten  und  die  Wah- 
rung der  Standesinteressen.  Mögen  diese  Bestrebungen 
dazu  beitragen,  dass  dem  kameralistischen  Stande  im  öffent- 
lichen wie  im  Privatleben  dasjenige  Ansehen  und  diejenige 
Achtung  zu  teil  werde,  welche  ihm  nach  der  Bildung  seiner 
Mitglieder  gebührt. 
5.  Die  Aussicht  auf  Erlangung  höherer  bezw.  Kollegial- 
stellen ist  bei  den  Kameralisten  viel  geringer  als  bei  den 
Juristen.  Während  bei  den  letzteren  auf  circa  170  Bezirks- 
stellen etwa  160  Kollegialstellen,  also  auf  je  eine  Bezirksstelle 
fast  eine  Kollegialstelle  kommt,  stehen  bei  den  Kameralisten 
circa  100  Bezirksstellen  nur  etwa  30  KoUegialsteUen  gegen- 
über; es  kommt  also  erst  auf  3,3  der  ersteren  Stellen 
1  KoUegialsteUe.  Dementsprechend  ist  bei  den  Kamera- 
listen auch  ein  langsameres  Aufrücken  in  höhere  Stellen 
wahrzunehmen  und  es  ergibt  sich  daraus  die  unvermeidliche 
Folge,  dass  viele  Kameralisten,   welche   nach   ihrer  wissen- 
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schaftlichen  Vorbildung  die  Befähigung  zum  Eintritt  in 
höhere  Stellen  besässen,  sehr  lange,  oft  auf  immer  in 
untergeordneten  Stellen  verbleiben  müssen^). 

Es  dürfte  von  Interesse  sein,  hier  bezüglich  der  Anstel- 
lung und  des  Aufrückens  der  Kameralisten  einige  Zahlen 
sprechen  zu  lassen: 

Von  den  seit  1839  rezipierten 350 

Finanzpraktikanten  sind  vor  der  Anstellung  als  Staats- 
diener gestorben,  oder  haben  auf  Anstellung  im  Staats- 
dienst verzichtet,  oder  sind  entlassen  worden     ...       61 

Von  dem  Rest  mit 289 

gelangten  bis  jetzt  nicht  zur  Anstellung  die  Prakti- 
kanten aus  den  Examina  1882/85  mit  ......       25 

Von  den  übrig  bleibenden 264 

Praktikanten  gelangten  sofort,  d.  h.  vom  Praktikanten 

aus,  in  den  Kollegialdienst 13 

und  zwar: 

1  mit  der  Note  „vorzüglich"  nach  8  Praktikantenjahren, 

1     «       »        «  «gut"  „     4 

(dieser  ausserhalb   der  eigentlichen  Finanzverwaltung), 

1  mit  der  Note   „gut"   nach  5  Praktikantenjahren 
(dieser  ausserhalb    der   eigentlichen  Finanzverwaltung), 

4  mit  der  Note  „gut"  nach  6  Praktikantenjahren 

(darunter    1   Praktikant     ausserhalb     der     eigentlichen 
Finanzverwaltung) , 
3  mit  der  Note  „gut"  nach  8  Praktikantenjahren 

(darunter    2    Praktikanten  ausserhalb   der    eigentlichen 
Finanzverwaltung) , 

2  mit  der  Note  „hinlänglich"  nach    5  Praktikantenjahren, 

(alle    3   ausserhalb  der   eigentlichen  Finanz  Verwaltung). 
Die  übrigen  Praktikanten  (264 — 13=251)  gelangten  zu- 
nächst im  Bezirksdienst   oder  als  Sekretäre,  Revisoren  etc. 
bei  den  Kollegialstellen  zur  Anstellung  und  zwar: 

')  In  Baden  gehören  dermalen  die  Vorstände  der  Bezirksverrechnungen 
(Domänenverwaltungen  und  Obereinnehmereien),  sowie  die  Oberbeamten  bei  den 
Hauptämtern  etc.  (Oberzollinspektoren,  Hauptamtsverwalter,  Hauptamtskontrol- 
leure, auch  die  Zollexpeditionsvorsteher)  fast  ausschliesslich  den  wissenschaftlich 
gebildeten  und  als  Finanzpraktikanten  rezipierten  Männern  an. 
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5  unter    4  Praktikantenjahren    (ausserhalb    der    F. -V.), 
15   mit      4  y,  (darunter  13  Praktikanten 

ausserhalb  der  F.-V.), 
23     „        5  „  (darunter  1 1  Praktikanten 

ausserhalb  der  F.-Y.). 
29     ,        6 

28  ,  7 

33  „  8  „ 

27  „  9 

26  „  10 

31  „  11 

10  „  12 

12  „  13 

8  „  14 

4  über  14  - 


Zus.    251 

Von  diesen  251  Praktikanten  rückten  dann  noch  im 
Laufe  der  Zeit  55  in  den  KoUegialdienst  auf  und  zwar  von 
der  Rezeption  an  gerechnet: 

1  nach     5  Jahren 

2  6 
6      „        7        „ 
0      «        8        „ 

3  «  9  „ 
2  „  10  „ 
8  „  11  ^ 
2      „      12        „ 

4  «  13  , 
4      .      14       . 


3  nach 

15  Jahren 

3      „ 

16 

» 

2 

17 

» 

3      „ 

18 

» 

1         r, 

19 

» 

2      . 

20 

« 

1      « 

24 

» 

1      « 

25 

» 

1      « 

29 

» 

17 

38 

55. 

Von  diesen  55  hatten  bei  der  Prüfung 
5  die  Note  „vorzüglich", 
30     „        „       „gut"  und 
20     „        „       „hinlänglich" 
erhalten. 

Die  übrigen  (251 — 55)  =  196  verblieben  im  Bezirks- 
dienst oder  als  Kanzleibeamte  bei  Kollegialbehörden  ver- 
wendet. 


^4  Ludwig  Kirsch, 

Von  diesen  hatten  seiner  Zeit 

1  mit  der  Note  „vorzüglich", 
35  „  „  „  „gut"  und 
160  „  „  „  „hinlänglich" 
die  Prüfung  bestanden. 
6.  Die  Besoldungsverhältnisse  der  Kameralisten  lassen 
manches  zu  wünschen  übrig,  sowohl  im  Vergleich  zu  den- 
jenigen der  Juristen  in  der  Heimat,  als  auch  gegenüber 
den  ihnen  gleichstehenden  Beamten  in  anderen  Bundes- 
staaten. Im  Vergleich  mit  den  badischen  Juristen  tritt 
zwar  in  den  Praktikantenjahren  bei  den  Kameralisten  die 
Bezahlung  früher  ein,  und  es  steigen  auch  die  Gehalte  ver- 
hältnismässig rascher,  als  bei  den  ersteren;  allein  dieses 
Verhältnis  ändert  sich  wesentlich,  sobald  man  die  Staats- 
dienstjahre in  Betracht  zieht.  Bei  den  Kollegialbehörden 
ist  allerdings  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  den 
juristischen  und  kameralistischen  Mitgliedern  in  dieser  Rich- 
tung kaum  wahrnehmbar;  dagegen  standen  und  stehen  die 
Kameralisten  bei  der  Bezirksverwaltung  den  Verwaltungs- 
und den  Justizbeamten  in  ihren  Einkommensverhältnissen 
in  der  Regel  nach.  Während  bei  den  Verwaltungsbeamten 
der  Durchschnittssatz  der  Besoldung  4500  Mark  und  der 
Maximalbesoldungssatz  5200  Mark  beträgt,  ist  für  die  Vor- 
stände der  Bezirksfinanzstellen  der  Durchschnittssatz  nur 
auf  3700  Mark  (für  die  Oberzollinspektoren  ausnahmsweise 
auf  4200  Mark)  und  der  Maximalbesoldungssatz  nur  auf 
4500  Mark  festgesetzt.  Bei  den  Bezirksjustizbeamten  (Amts- 
richtern) beträgt  zwar  der  Maximalbesoldungssatz  auch  nur 
4500  Mark;  allein  dieselben  rücken  nach  dem  Richter- 
besoldungsgesetz') sicher  und  rasch  auf,  indem  sie  schon 
nach  16  vollen  Staatsdienstjahren  in  den  Maximalbezug 
ihrer  Besoldung  gelangen,  während  die  Finanzbezirksbeamten, 
in  der  Regel  aus  Mangel  disponibler  Mittel,  viel  länger 
zuwarten  müssen,  um  das  Besoldungsmaximum  zu  erreichen. 
Nachstehende  vergleichende  Darstellung  wird  das  Gesagte 
verdeutlichen : 

6    Kameralisten    mit    einer   Dienstzeit  von    17   bezw.  18, 
21,  22  und  24  Jahren  beziehen  dermalen  Besoldungen 


»)  Bad.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1881  S.  176. 
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von  3900,  bezw.  4100,  4200  und  4400  Mark.  Die 
Amtsrichter  befinden  sich  schon  mit  16  Dienstjahren 
im  Maximum  von  4500  Mark. 

2  Kameralisten  mit  14  und  3  mit  15  Dienstjahren  be- 
ziehen 3700,  bezw.  3900  Mark.  Als  Amtsrichter  be- 
zögen sie  4300  Mark. 

4  Kameralisten  mit  13  und  7  mit  12  Dienstjahren  be- 
ziehen 3200 — 3900  Mark.  Als  Amtsrichter  würden 
sie  4000  Mark  beziehen. 

4  Kameralisten  mit  11  und  5  mit  10  Dienstjahren  be- 
ziehen 2800—3300  Mark.  Als  Amtsrichter  stände 
ihnen   gesetzlich   eine   Besoldung  von   3700  Mark   zu. 

3  Kameralisten  mit  9  und  4  mit  8  Dienstjahren  beziehen 
2800 — 3400  Mark.  Als  Amtsrichter  würden  sie  durch- 
weg im  Bezug  einer  Besoldung  von   3400  Mark   sein. 

3   Kameralisten    mit   6    Dienstjahren    beziehen    2600  bis 
3000  Mark.     Letzteren  Betrag   würden  sie  als  Amts- 
richter durchweg  erhalten. 
3   Kameralisten   mit   2    Dienstjahren    stehen    im    Grenuss 
einer  Besoldung  von  2200  Mark.     Der  gleiche  Betrag 
würde  denselben  auch  als  Amtsrichter  zukommen. 
Hiernach    stehen    die    Kameralb eamten    bezüglich    ihrer 
Einkommensverhältnisse  den  Justizbeamten  nur  in  den  An- 
fangsjahren gleich,  in  den  späteren  Dienstjahren  überflügeln 
letztere  die  ersteren  und  zwar  mit  zunehmender  Geschwindig- 
keit.    Eine   annähernde   Gleichstellung   könnte   unseres  Er- 
achten s  am  besten  dadurch  erzielt  werden,  dass  die  für  die 
Kameralisten     geordneten,     unzureichenden     Durchschnitts - 
besoldungssätze  entsprechend  erhöht  würden. 

Aber  auch  gegenüber  den  gleichstehenden  Beamten  in 
anderen  Bundesstaaten  ist  —  wenn  man  von  Württemberg 
absieht  —  die  Bezahlung  der  badischen  Finanzbeamten  eine 
geringere,  wie  aus  der  nachstehenden  Uebersicht  entnommen 
werden  kann,  in  welcher  wir  solche  Beamte  mit  ihrem 
Einkommen  zusammengestellt  haben,  an  welche,  bei  fast 
einheitlicher  Behördenorganisation,  auch  die  gleichen  dienst- 
lichen Anforderungen  gestellt  werden.  Es  sind  dies  die 
Beamten  der  Zolldirektivbehörden  und  die  Oberbeamten  der 
Zollverwaltung. 
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Es  beziehen  nämlich 


der  Vorstand  der  Direktiv- 
behörde        


in  Baden : 

7000  M.') 


Preussen : 

10,500  M.^) 


Bayern ; 

7920  M.')3) 


der  Vorsitzende  Rat  (Ober- 
regierungsrat)     .     .     . 


69C|p  M.i) 
darunter   900  M. 
Funktionsgehalt. 


die  Kollegialräte 


4500  M.2) 

(durchschn.) 

5200  M. 

(max.) 


4200—6000  M.i)    45ß0— 5760M.»)ä) 
(durchschn. 
4800  M.) 


die  Oberzollinspektoren 


4200  M.3) 

(durchschn.' 

4500  M. 

(max.) 


3900-5700  M.^)    4200- 4560  M.  2)0. 
(durchschn. 
4800  M.) 


die  Hauptamtsrendanten 


3600  M.") 

(durchschn.) 

4000  M. 

(max.) 


3000-4500  M.')  3360— 4080 M.^)5> 
(durchschn. 
3750  M.) 


2300  M.-") 

die  Hauptamtskontrolleure^     (durchschn .) 

3000  M. 
(max.) 


0  Ausserdem 
noch  660  M.  Woh- 
nungsgel d- 
zuschuss. 
')  Desgl.  540  M. 


•) 


240  bis 
540  M. 
144  bis 
360  M. 


2700-3100  M.')    2640-3360 M.2)ä) 
(durchschn. 
2900  M.) 


0     Nebst    freier 
Dienstwohnung, 
^)  Nebst  dem  ge- 
setzlichen   Woh- 
nungsgeld- 
zuschuss. 


0  Ausserdem 
noch  2000  M.  Ge- 
haltsnebenbezug. 
')  Effektiv    nach 
dem  Budget 
1884/85. 
0  Nebst  den  Woh- 
nungsgeld- 
zuschüssen in  Be- 
trägen  von    400^ 
300  bezw.  180  M. 
(seit  I.Jan.  1886). 


Das  kameralistische  Studium  im  Grossherzogtum  Baden. 


67 


Elsass- 
Sachsen:  Württemberg:  Hessen:  Lothringen: 

11,000  M.i)  6800  M.^)  6500-8500  M.')  13,000  M.') 


5600—^000  M.i) 


8400  M. 


5700-7800  M.^) 

(durchschn. 

6600  M.) 


4400—5200  M.i)    4500-6500  M.») 


5400—7200  M. 

(durchschn. 

6300  M.) 


4050-6000  M.1) 

(durchschn. 

5040  M.) 


3400—4000  M.^)         4400—5400  M.')  4000—5800  M. 


3300-4500  M.i) 

(durchschn. 

3785  M.) 


3000—3200  M.')         3600—4200  M.^)  3300-4800  M. 


2700—3600  M.i) 

(durchschn. 

3150  M.) 


2400-3000  M.i)         2600-3300  M.i)  2700—3600  M. 


0  Nach  dem  Etat         ^)   Effektiv  nach         i)   Effektiv   nach 
1886/87.  dem  Hauptfinanz-  ^em  Budget 

etat  1886/87.  1882/85. 


^)  Ausserdem 

Mietzins- 
entschädigung 
von  4000  M. 
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7.  Endlich  sind  auch  die  Art  der  Beschäftigung  und  die 
Ansprüche  an  die  Leistungsfähigkeit  nicht  sehr  ermunternd, 
in  die  kameralistische  Laufbahn  einzutreten.  Es  steht  fest, 
dass  in  den  meisten  Finanzkollegialstellen  viel  mehr  gearbeitet 
werden  muss,  als  in  manch  anderen  Kollegien.  Die  Natur 
der  Geschäfte  und  der  Umstand,  dass  letztere  vielfach  von 
der  Weiterentwickelung  des  wirtschaftlichen  Lebens  abhängen, 
bringen  es  mit  sich,  dass  in  der  Finanzbranche  immer  Neues 
entsteht  und  dieses  Neue  häufig  rasch  verarbeitet  werden 
muss.  Wir  möchten  in  dieser  Beziehung  nur  an  die  totale 
Umwälzung  in  der  Zoll-  und  Reichssteuergesetzgebung  in 
den  letzten  zwei  Jahrzehnten  erinnern.  Es  ist  an  dem  ganzen 
Bau  kein  Stein  auf  dem  andern  geblieben.  Der  Zolltarif 
wurde  in  dieser  Zeit  zweimal  wesentlich  umgestaltet,  Salz- 
und  Tabaksteuer,  Wechselsterapel  und  Spielkartenstempel, 
sowie  die  Reichsstempelabgaben  wurden  neu  eingeführt,  und 
an  der  Zuckersteuergesetzgebung  wurden  mehrfache  Aen- 
derungen  vorgenommen.  Auch  die  spezifisch  badische 
Steuergesetzgebung  unterlag  vielfachen  Aenderungen,  und 
ist  in  dieser  Beziehung  namentlich  die  mit  dem  1.  Januar 
1886  neu  eingeführte  Einkommensteuer  zu  erwähnen. 
Nicht  minder  sind  auch  die  Bezirksfinanzbeamten,  nament- 
lich diejenigen,  welche  einem  kombinierten  Dienste  vor- 
stehen oder  als  Einzelbeamte  noch  einen  umfangreichen 
Kassendienst  zu  besorgen  haben,  durch  die  bezüglichen 
Geschäfte  sehr  häufig  in  übermässiger  Weise  in  Anspruch 
genommen. 

Es  darf  deshalb  nicht  wunder  nehmen,  wenn  infolge  der 
Massenhaftigkeit  und  der  Art  der  Geschäfte,  welche  an  die 
Finanzbeamten  herantreten,  namentlich  der  oft  anhaltenden 
Beschäftigung  mit  Zahlen  Körper  und  Geist  frühzeitig  auf- 
gerieben werden  und  bei  diesen  Beamten  die  Dienstunfähigkeit 
bezw.  der  Tod  viel  früher  eintritt,  als  bei  Beamten  anderer 
Berufsarten.  Wie  die  Verhältnisse  in  dieser  Richtung  jetzt 
liegen,  darüber  soll  die  nachfolgende  Tabelle  möglichst  Auf- 
schluss  geben. 

Von  den  in  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  zur  Zeit  in 
Aktivität  befindlichen  123  kameralistisch  gebildeten  Beamten 
befinden  sich  in  einem  Alter  von 
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über  65  Lebensjahren  nur         4 

zwischen  60  und  65  Lebensjahren  noch 16 

„           55     „     60            „            dagegen  wieder  nur  6 

50     „     55            „            14 

«  •        45     „     50            „            38 

40     „     45            „            21 

35     „     40            „            15 

„           öO     „     o5            „            7 

unter        30  Lebensjahren 2 

Nach  alledem  wird  es  nicht  befremden,  wenn  viele  Ele- 
mente, welche  sich  dem  Staatsdienste  widmen  wollen,  einer 
Laufbahn,  in  welcher  grosse  Leistungen  ohne  entsprechende 
Aequivalente  verlangt  werden,  den  Rücken  kehren  und  sich 
lieber  einem  Fach  zuwenden,  welches  ruhiges  und  behag- 
liches Arbeiten  gestattet  und  auch  noch  für  wissenschaft- 
liche Arbeiten  etwas  Zeit  übrig  lässt. 


X.   Die  Vorschriften  wegen  der  Ausbildung  für  den  höheren 

Finanzdienst  in    anderen   deutschen    Staaten,    namentlich   in 

Württemberg,  Hessen,  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  in 

Elsass  -Lothringen. 

Von  den  eben  genannten  deutschen  Staaten  besteht  nur  noch 
in  Württemberg  und  Hessen  ein  besonderes  kameralistisches 
Fachstudium. 

Was  zunächst  die  diesbezüglichen  Vorschriften  ^)  in  Württem- 
berg anbetrifft,  so  wird  von  den  Kandidaten  für  den  höheren  Finanz- 
dienst, wie  in  Baden,  der  Regel  nach  vollständige  Gymnasialvorbildung 
verlangt;  dieselben  haben  sich  sodann  zwei  höheren  Dienstprüfungen 
zu  unterziehen,  in  denen  zwar  die  Prüfungsgegenstände  ganz  die 
gleichen  sind,  wovon  aber  die  erste  das  theoretische  Wissen,  die 
zweite  die  praktische  Tüchtigkeit  sowohl  hinsichtlich  der  festeren 
Begründung  der  theoretischen  Kenntnisse  und  der  speziellen  Bekannt- 
schaft mit  den  vaterländischen  Gesetzen  und  Einrichtungen  als  auch 
in  Ansehung  der  Geschäftsgewandtheit  erforschen  sollen.    Der  Besuch 


')  Vgl.  die  beiden  königl.  Verordnungen  A  und  B  vom  10.  Februar  1837 
Württembg.  Reg.-Bl.  S.  81  und  92. 


•^Q  Ludwig  Kirsch, 

einer  Akademie  ist  nicht  obligatorisch  und  ist  deshalb  für  das  üniver- 
sitätsstudium  keine  Zeitdauer  vorgeschrieben.  Die  Prüfungsfächer, 
in  denen  die  Kandidaten  in  den  beiden  Prüfungen  examiniert  werden, 
sind  folgende  ^) : 

1.  Die  Hauptgrundsätze  des  württembergischen  Staatsrechts, 
mit  vorzugsweiser  Beachtung  der  Gemeinde-  und  Oberamts- 
verfassung und  -Verwaltung,  der  besonderen  Verhältnisse  der 
Kammergüter  und  des  Adels; 

2.  württembergisches  Privatrecht,  insbesondere  die  für  die  Ver- 
waltung wichtigsten  Lehren  von  Verträgen,  vom  Pfandrecht, 
von  Verjährung,  von  den  Dienstbarkeiten,  von  bäuerlichen 
Gutsverhältnissen ; 

3.  Kenntnis  der  Hauptregeln  des  bürgerlichen  und  des  Straf- 
prozesses ; 

4.  Nationalökonomie; 

5.  Finanz  Wissenschaft,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Kenntnis 
der  württembergischen  Finanzgesetze  und  Einrichtungen; 

6.  das  Etats-  und  Rechnungswesen; 

7.  speziellere  Kenntnisse  in  der  Gewerbskunde,  sowie  in  der 
Land-  und  Forstwirtschaft. 

Diejenigen  Kandidaten,  welche  die  erste  höhere  Prüfung  im 
Finanzdepartement  bestehen,  werden  zu  Finanzreferendären  ernannt 
und  ist  ihre  praktische  Einübung  vorzüglich  auf  die  verschiedenen 
Gegenstände  der  Finanz  Verwaltung  zu  richten. 

Auffallend  ist  bei  näherer  Betrachtung  der  bezüglichen  Vor- 
schriften, dass  zu  den  Prüfungsgegenständen  weder  Mathematik  noch 
irgend  ein  Zweig  der  Naturwissenschaften  gehört,  dass  von  den 
juristischen  Fächern  neben  dem  württembergischen  Privatrecht  — 
und  dieses  nur  in  beschränktem  Umfange  —  und  den  Hauptregeln 
des  bürgerlichen  und  des  Strafprozesses  nur  noch  die  Kenntnisse  der 
Hauptgrundsätze  des  württembergischen  Staatsrechts  verlangt 
werden.  Thatsächlich  soll  übrigens  doch  auch  in  den  Institutionen 
und  dem  deutschen  Staatsrecht  examiniert  werden,  und  sollen  in 
neuerer  Zeit  viele  Kameralisten  auch  die  Pandekten  auf  der  Univer- 
sität hören. 


')  Vgl.  auch  den  Aufsatz:  „Die  Ergebnisse  der  ersten  höheren  Finanz- 
dienstprüfung seit  dem  Jahre  1838"  von  Dr.  Schall.  Württembg.  Jahrbücher 
1875  S.  101. 
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Die  Reformbedürftigkeit  der  nunmehr  nahezu  ein  halbes  Jahr- 
hundert bestehenden  Prüfungsvorschriften  ist  längst  anerkannt,  und 
es  sollte  nunmehr  auch  einer  Reform  näher  getreten  werden  können, 
nachdem  mit  einer  solchen  durch  die  königliche  Verordnung,  betreffend 
die  höheren  Dienstprüfungen  im  Departement  des  Innern,  vom 
7.  November  1885  ^),  das  nächstbeteiligte  Ministerium  des  Innern 
vorgegangen  ist. 

Was  schliesslich  die  Stellen  anbelangt,  auf  welche  die  wissen- 
schaftlich gebildeten  Kameralisten  in  Württemberg  eine  Anwartschaft 
haben,  so  sind  es  der  Hauptsache  nach  folgende:  der  grösste  Teil 
der  Stellen  der  Direktoren,  Oberfinanzräte,  Kollegialräte  und  Kolle- 
gialassessoren im  Finanzdepartement,  sämtliche  Stellen  der  Kameral- 
verwalter  und  die  Mehrzahl  der  Stellen  der  Expeditoren  (Kontrolleure, 
Sekretäre,  Revisoren,  Registratoren,  Staatskassenbuchhalter)  und  der 
Kameralamtsbuchhalter ,  die  Stellen  der  Umgeldskommissäre ,  der 
Oberzollinspektoren  und  der  Hauptamtsverwalter. 

Im  Grossherzogtum  Hessen  besteht,  wie  in  Baden  und  Württem- 
berg, ebenfalls  ein  eigener  Stand  wissenschaftlich  gebildeter  Kamera- 
listen. Die  dermalen  gültigen  Bestimmungen  über  die  allgemeinen 
Staatsprüfungen  im  Finanzfache  sind  in  der  unterm  31.  Juli  1879 
erlassenen  Verordnung  ^)  enthalten. 

Nach  dieser  müssen  alle  Kandidaten  ^),  welche  später  auf  eine 
Stelle  im  Finanzministerium  oder  in  dessen  Abteilungen  selbst  oder 
in  den  Sekretariaten  dieser  Behörden,  auf  eine  Stelle  des  Haupt- 
kassedirektors oder  des  Hauptstaatskassiers,  sowie  auf  Stellen,  zu 
deren  Bekleidung  eine  allgemeine  und  wissenschaftliche  Bildung  an- 
gemessen erscheint,  wie  auf  Stellen  des  Steuerinspektors  bei  dem 
Katasteramt,  der  Steuerkommissarien,  der  Rentbeamten,  der  Ober- 
einnehmer und  der  Obersteuerinspektoren  Anspruch  machen  wollen, 
zunächst  sich  einer  Hochschulprüfung  vor  der  bei  der  Landes- 
universität bestehenden  Prüfungskommission  mit  Erfolg  unterzogen, 
sodann  (als  Finanzaccessist)  während  eines  halben  Jahres  bei  der 
Ministerialabteilung  für  das  Steuerwesen  und  ebenso  lange  bei  der- 
jenigen für  Forst-  und  Kameral Verwaltung  und  während  eines  Jahres 

1)  Württembg.  Reg.-Bl.  1885  S.  491. 

2)  Hessisches  Reg.-Bl.  1879  S.  501  u.  fF. 

')  Als  Vorbildung  ist  die  Absolvierung  eines  Gymnasiums  oder  einer 
Realschule  I.  Ordnung  verlangt.  Bekanntmachung  vom  19.  Juli  1877,  Hess. 
Reg.-Bl.  S.  314. 
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bei  höheren  Lokalstellen  der  Finanzverwaltung  praktiziert  und 
endlich  die  allgemeine  Staatsprüfung  bestanden  haben. 

Was  die  Hochschulprüfung  betrifft,  so  zerfällt  dieselbe  in  eine 
Vorprüfung  und  in  eine  Fachprüfung. 

Die  erstere  umfasst  folgende  Lehrfächer: 

1.  Reine  Mathematik,  einschliesslich  der  Algebra,  analytischen 
Geometrie  und  der  Elemente  der  Differential-  und  Integral- 
rechnung ; 

2.  niedere  Geodäsie; 

3.  Physik  (inkl.  Mechanik); 

4.  Chemie  und  technische  Chemie. 

Die  Gegenstände  der  Fachprüfung  sind: 

L  Volkswirtschaftslehre  (theoretische  Nationalökonomie,  prak- 
tische Nationalökonomie  und  Polizei,  Finanzwissenschaft); 

2.  Rechtsdisziplinen  (Institutionen,  deutsches  Privatrecht  inkl. 
Handels-  und  Wechselrecht,  Staatsrecht); 

3.  Encyklopädie  der  Forstwissenschaft; 

4.  Encyklopädie  der  Landbauwissenschaft,  insbesondere  Tech- 
nologie der  landwirtschaftlichen  Gewerbe. 

Die  allgemeine  Staatsprüfung  hat  die  eigentliche  Berufs- 
wissenschaft des  Finanzfaches  zum  Gegenstand  und  soll  die  Fähigkeit 
des  Kandidaten  feststellen,  die  durch  akademisches  Studium  und 
praktische  Beschäftigung  gewonnenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
für  die  Lösung  praktischer  Aufgaben  nutzbar  zu  machen.  Dieselbe 
begreift 

1.  alle  diejenigen  Fächer,  welche  Gegenstand  der  akademischen 
Fachprüfung  sind,  erstreckt  sich  aber  zugleich 

2.  über  die  Kenntnis  der  allgemeinen  organischen  Gesetze  und 
der  besonderen  für  das  Ressort  der  Finanzverwaltung  er- 
lassenen Gesetze  und  Verordnungen  und  sonstigen  Vor- 
schriften des  Deutschen  Reichs  und  des  Grossherzogtums; 
ferner  hat  der  Kandidat 

3.  genügende  Fertigkeit  im  Planzeichnen  durch  Fertigung 
einer  Zeichnung  nachzuweisen  und  letztere  schon  vor  Beginn 
der  Prüfung  einzureichen;  endlich  obliegt  dem  Kandidaten, 
ebenfalls  vor  Beginn  der  Prüfung, 

4.  die  schriftliche  Ausarbeitung  einer  praktischen  Frage,  um 
zu  zeigen,  ob  und  inwiefern  er  imstande  ist,  den  betreffenden 
Gegenstand  richtig  darzustellen  und  zu  beurteilen. 
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Wer  auch  diese  Prüfung  bestanden  hat,  erhält  den  Titel 
„Steuer-  bezw.  Domänenassessor ". 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  sind  die  Kameralisten  allent- 
halben unter  den  Rechtskandidaten  mit  inbegriffen,  d.  h.  es  ist  das 
Studium  der  Jurisprudenz  mit  dem  staatswirtschaftlichen  Studium 
kombiniert. 

In  Preussen  sind  die  Bestimmungen,  betreffend  die  Befähigung 
für  den  höheren  Verwaltungsdienst,  durch  Gesetz  vom  11.  März  1879  ') 
festgestellt  worden,  nachdem  schon  seit  dem  Jahre  1869  durch  mehr- 
fache Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  auf  die  Notwendigkeit 
einer  gesetzlichen  Regelung  der  bezüglichen  Vorschriften  hingewiesen 
worden  war. 

Dieses  Gesetz  enthält  folgende  wesentliche  Bestimmungen: 

1.  Zur  Erlangung  der  Befähigung  für  den  höheren  Verwaltungs- 
dienst ist  ein  mindestens  dreijähriges  Studium  der  Rechte 
und  der  Staatswissenschaften  auf  einer  Universität  und  die 
Ablegung  zweier  Prüfungen  erforderlich. 

2.  Die  erste  Prüfung  ist  die  erste  juristische,  welche  bei 
einem  Appellationsgericht  abzulegen  und  aus  einer  schrift- 
lichen und  mündlichen  besteht.  Den  Gegenstand  dieser 
Prüfung  bilden  die  Disziplinen  des  öffentlichen  und  Privat- 
rechts und  der  Rechtsgeschichte,  sowie  die  Grundlagen  der 
Staatswissenschaften.  Die  Prüfung  muss  auf  Erforschung 
der  positiven  Kenntnisse  des  Kandidaten,  seiner  Einsicht  in 
das  Wesen  und  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Rechts- 
verhältnisse, sowie  darauf  gerichtet  werden,  ob  der  Kandidat 
sich  überhaupt  die  für  seinen  künftigen  Beruf  erforderliche 
allgemeine  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Bildung  er- 
worben habe.  Die  in  dieser  Prüfung  Bestandenen  werden  zu 
Referendaren  ernannt  und  eidlich  verpflichtet. 

3.  Die  zweite  Prüfung  —  grosse  Staatsprüfung  —  ist  bei 
der  „Prüfungskommission  für  höhere  Verwaltungsbeamte " 
abzulegen.  Zu  dieser  Prüfung  ist  eine  Vorbereitung  von 
wenigstens  zwei  Jahren  bei  den  Gerichtsbehörden  und  von 
wenigstens  zwei  Jahren  bei  den  Verwaltungsbehörden  er- 
forderlich. Wer  für  diese  Vorbereitung  den  Nachweis  er- 
bringt, wird  zum  Regierungsreferendarius  ernannt  und  kann 


')  Gesetzessammlung  für  die  königl.  preuss.  Staaten  1879  S.  160. 


73 


Y^.  Ludwig  Kirsch, 

ZU  der  zweiten  Prüfung  zugelassen  werden.  Letztere,  welche 
eine  mündliche  und  schriftliche  ist,  erstreckt  sich  auf  das 
in  Preussen  geltende  öffentliche  und  Privatrecht,  insbesondere 
das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  sowie  auf  die  Volks- 
wirtschafts- und  Finanzpolitik  ^).  Bei  dieser  Prüfung  kommt 
es  hauptsächlich  darauf  an,  festzustellen,  ob  der  Kandidat 
für  befähigt  und  gründlich  ausgebildet  zu  erachten  sei,  im 
höheren  Verwaltungsdienste  eine  Stellung  mit  Erfolg  einzu- 
nehmen. Der  Kandidat,  welcher  die  zweite  Prüfung  be- 
standen hat^),  wird  zum  „Regierungsassessor"  ernannt 
und  erlangt  die  Befähigung  zur  Bekleidung  einer  Stelle  im 
höheren  Verwaltungsdienst. 

4.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden  Anwendung  auf 
die  Berufung  zu  den  Stellen: 

a)  der  Abteilungsdirigenten  und  Mitglieder  bei  einer  Re- 
gierung und  der  dem  Oberpräsidenten  und  Regierungs- 
präsidenten  zugeordneten    höheren    Verwaltungsbeamten; 

b)  derjenigen  Mitglieder  des  Oberverwaltungsgerichts  und 
der  Bezirksverwaltungsgerichte,  welche  die  Befähigung 
zu  den  höheren  Verwaltungsämtern  besitzen  müssen. 

5.  Zur  Bekleidung  der  Stelle  eines  Mitgliedes  einer  Provin- 
zialsteuerdirektion  ist  die  Befähigung  zum  höheren  Ver- 
waltungsdienste oder  Justizdienste,  sowie  eine  praktische 
Vorbereitung  in  der  Steuerverwaltung  erforderlich.  Diese  Vor- 
bereitung erfolgt  nach  Massgabe  des  von  dem  Finanzminister 
erlassenen,    oben   erwähnten  Regulativs  vom  29.  Mai  1879. 

In  Bayern  wird  für  den  höheren  Dienst  bei  der  Finanzver- 
waltung (Verwaltung  der  direkten  Steuern  einschliesslich  der  Stempel- 
und  Erbschaftssteuern)  und  ebenso  bei  der  Verwaltung  der  Zölle 
und  indirekten  Steuern  die  Erstehung  der  sogenannten  praktischen 

0  Mit  der  mündlichen  Prüfung  ist  ein  freier  Vortrag  aus  Akten  zu  ver- 
binden, welche  dem  Referendarius  drei  Tage  vor  dem  Termin  zugestellt  w^erden; 
die  schriftliche  Prüfung  hat  zwei  Arbeiten  über  Aufgaben  aus  dem  Gebiete  des 
Staats-  und  Verwaltungsrechts  zum  Gegenstand.  Jede  dieser  Arbeiten  ist  in 
der  Regel  binnen  einer  sechswöchentlichen  Frist  abzuliefern.  Vgl.  Ziff.  19,  20 
und  22  des  Regul.  vom  29.  Mai  1879,  Min.-Bl.  für  die  gesamte  innere  Verwaltung 
in  den  königl.  preuss.  Staaten  1879  S.  141  u.  ff. 

^)  Es  ist  nur  eine  einmalige  Wiederholung  der  grossen  Staatsprüfung  ge- 
stattet, deren  Erfolglosigkeit  den  Ausschluss  vom  höheren  Verwaltungsdienst 
bewirkt;  vgl.  §  26  des  erwähnten  Regulativs. 
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juristischen  Staatsprüfung  und  zwar  mit  der  Note  I  oder  II 
verlangt  (Finanzministerialentschliessung  vom  2G.  Juli  1831,  die 
Prüfung  für  den  höheren  Finanzdienst  betreffend^),  und  §  8  der  Normen 
vom  4.  Dezember  1875  über  die  Aufnahme  der  Aspiranten  für  den 
vereinigten  Zoll-  und  Aufschlagsdienst  ^). 

Die  Normen  für  diese  Prüfung  sind  in  der  allerhöchsten  Ver- 
ordnung vom  25.  April  1880^)  enthalten.  Danach  ist  die  Prüfung 
sowohl  eine  schriftliche  als  eine  mündliche.  Die  erstere  erstreckt 
sich  auf  folgende  Gegenstände: 

I.  Abteilung. 

1.  a)  in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins: 

gemeines    bürgerliches    Recht    und    bayerisches    Hypo- 
thekenrecht ; 
b)  in  der  Pfalz: 

bürgerliches  Recht; 

2.  Handelsrecht,  Wechselrecht,  Konkursrecht; 

3.  Zivilprozess,  einschliesslich  des  Konkursverfahrens; 

4.  Strafrecht; 

5.  Strafprozess. 

IL  Abteilung. 

6.  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  und  des  Königreichs  Bayern ; 

7.  katholisches  und  protestantisches  Kirchenrecht; 

8.  PoHzeiwissenschaft; 

9.  Volkswirtschaft; 

10.  Staatsfinanzwirtschaft. 

Dieser  sogenannten  praktischen  Staatsprüfung  hat  übrigens 
die  sogenannte  theoretische  Prüfung  der  Rechtskandidaten  voraus- 
zugehen, welche  nach  Massgabe  der  Vorschriften  in  der  Verordnung  vom 
6.  März  1830^)  abgehalten  wird.  Diese  Prüfung  wird  mündlich  und 
öffentlich  in  jeder  Universitätsstadt  am  Schlüsse  des  Sommersemesters 
unter  Leitung  eines  höheren  Staatsbeamten  durch  Universitätsprofes- 
soren vorgenommen.  Die  Prüfungsgegenstände  sind  fast  dieselben  wie 
bei  der  praktischen  Prüfung;  die  theoretische  erstreckt  sich  übrigens 
auch  noch  auf  philosophische  Rechtslehre  und  römisches  Zivilrecht. 

')  Abgedruckt  in  der  Verordn.-Sammlung  von  Geret,  Bd.  XVI,  S.  156. 
^)  Amtsblatt  der  vorm.  bayer.  Generalzolladministration  1875  S.  243. 
3)  Ges.-  und  V.O.-Bl.  für  Bayern  1880  S.  261. 
*)  Bayer.  Reg.-Bl.  1830  S.  581  u.  flf. 
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Nach  Erstehung  der  praktischen  Staatsprüfung  haben  sich  die 
Aspiranten  für  den  Finanzverwaltungsdienst  einer  sechsmonat- 
lichen Praxis  bei  einem  königlichen  Rentamte  zu  unterziehen  und 
dann  einer  besonderen  Prüfung  sich  zu  unterwerfen  ^) ;  die  Aspiranten 
für  den  Dienst  der  Verwaltung  der  Zölle  und  indirekten  Steuern 
aber  haben  die  vorschriftsmässige  Zollpraxis  bei  den  äusseren  Zoll- 
behörden und  im  Rechnungskommissariat  der  königlichen  General- 
direktion der  Zölle  und  indirekten  Steuern  zurückzulegen^),  eine 
besondere  Prüfung  aber  nicht  zu  erstehen^). 

Nach  entsprechender  Information  im  äussern  und  Revisions- 
dienste (für  die  Aspiranten  des  Zolldienstes  in  der  Gesamtdauer  von 
mindestens  zwei  Jahren)  werden  die  den  vorstehenden  Vorbedingungen 
entsprechenden  Aspiranten  des  Finanz-  wie  des  Zolldienstes  im 
Kollegialdienste  beschäftigt  und  erhalten  dann  den  Titel  „Rats- 
accessisten". 

Dieselben  haben  Anwartschaft  auf  die  höheren  Stellen  im 
Referatsdienst  bei  den  Regierungsfinanzkammern  und  zentralisierten 
Finanzstellen  bezw.  bei  der  Genraldirektion  der  Zölle  und  indirekten 
Steuern,  dann  im  Finanzministerium,  erhalten  aber  in  der  Regel, 
bevor  sie  wirkliche  Mitglieder  eines  Kollegiums  mit  dem  Titel 
„Regierungsassessoren"  (bei  der  Finanzverwaltung)  oder  „Oberzoll- 
assessoren" (bei  der  Verwaltung  der  Zölle  und  indirekten  Steuern) 
werden,  ihre  erste  Beamtenanstellung  als  Rechnungskommissäre. 
Ausserdem  konkurrieren  sie  mit  den  übrigen,  nur  geringere  Vor- 
bildung nachweisenden  Aspiranten  (s.  o.)  auf  die  höheren  Stellen  des 
äusseren  Dienstes  und  zwar  bei  der  Finanzverwaltung  auf  die  Stellen 
als  Rentamtsvorstände  (Rentbeamte),  bei  der  Zollverwaltung  auf  die 
Stellen  von  Kassabeamten  und  Vorständen  der  Hauptzollämter. 

In  Sachsen  sind  die  Vorschriften  bezüglich  der  Vorbildung 
für  den  höheren  Zoll-  und  Steuer  Verwaltungsdienst  durch  die  Ver- 
ordnung vom  12.  September  1835*)  geregelt  worden.  Danach  wird 
unter    anderem    verlangt,    dass   der    um   Access   bei   der  Zoll-   oder 


0  Vgl.  §  27  und  28  der  V.O.  vom  25.  Juli  1880,  s.  o.  und  Fin.-Min.- 
Entschl.  vom  12.  März  1882,  Fin.-Min.-Bl.  S.  70;  vgl.  auch  Finanzarchiv  I, 
S.  423. 

")  Vgl.  §  8  der  V.O.  vom  4.  Dezember  1875,  Amtsbl.  1875  S.  247. 

^)  Ausschreiben  vom  16.  Januar  1877,  Amtsbl.  der  vorm.  Generalzoll- 
administration 1877  S.  29. 

")  Sachs.  Ges.-  und  V.O.-Bl.  1835  S.  454. 
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Steuerdirektion  Nachsuchende  juristische  und  kameralistische 
Vorbildung  auf  Universitäten  genossen,  bei  dem  Universitätsexamen 
die  erste  oder  zweite  Zensur  erlangt  und  sich  später  noch  einer  prak- 
tischen Prüfung  mit  Erfolg  unterzogen  hat.  Diese  über  50  Jahre  be- 
stehenden Vorschriften  sind  indessen  infolge  der  vielfach  veränderten  Ver- 
hältnisse ausser  Anwendung  gekommen  und  bis  jetzt  durch  neue  nicht 
ersetzt  worden.  Wir  glauben  deshalb,  uns  auf  diese  Andeutungen 
beschränken  zu  sollen,  zumal  sich  auch  noch  keine  konstante  Praxis 
gebildet  hat,  und  wollen  nur  noch  beifügen,  dass  die  endgültige  An- 
stellung der  in  Frage  stehenden  Kandidaten  als  Oberzollinspektor  oder 
als  Mitglied  im  Kollegium  der  Zoll-  und  Steuerdirektion  erfolgt. 

In  EIs.iss- Lothringen  endlich  ist  bezüglich  der  Befähigung 
zur  Anstellung  im  höheren  Verwaltungsdienst  nach  einem  Erlass  des 
Reichskanzlers  vom  6.  September  1872  ^)  folgendes  bestimmt: 

„Die  Befähigung  zur  Anstellung  im  höheren  Richteramt  oder 
zur  Zulassung  als  Advokat  mit  voller  Praxis  schliesst  die  Befähigung 
zur  Anstellung  im  höheren  Verwaltungsdienst  in  sich.  Ausserdem 
können  in  Aemtern  des  höheren  Verwaltungsdienstes  alle  Deutschen 
angestellt  werden,  welche  in  einem  Bundesstaate  die  Befähigung  zu 
einem  gleichen  Amte  erworben  haben." 

Von  dieser  Bestimmung  ist  auch  seit  Einrichtung  der  deutschen 
Verwaltung  in  Elsass-Lothringen  vielfach  Gebrauch  gemacht  worden, 
und  es  sind  thatsächlich  die  hiernach  Berechtigten  so  zahlreich  aus 
den  einzelnen  deutschen  Bundesstaaten  in  die  elsass-lothringische 
Verwaltung  eingetreten,  dass  sich  ein  Teil  derselben  noch  jetzt  mit 
Subalternstellen  begnügen  muss. 

Vergleichen  wir  die  Prüfungsordnungen  der  einzelnen  Staaten 
und  zwar  zunächst  derjenigen,  in  welchen  ein  eigener  Stand  von 
Kameralisten  vorhanden  ist,  nämlich:  Hessen,  Baden  und  Württem- 
berg, so  wird  nicht  zu  verkennen  sein,  dass  es  die  hessische  Ver- 
ordnung ist,  welche  die  grössten  Ansprüche  an  die  Kandidaten  des 
Kameralstudiums  macht.  Neben  umfassenden  Kenntnissen  in  der 
Mathematik  und  einigen  naturwissenschaftlichen  Disziplinen  werden 
von  den  Kandidaten  eingehende  Kenntnisse  in  der  Volkswirtschafts- 
lehre (theoretische  und  praktische  Nationalökonomie),  in  der  Finanz- 
wissenschaft  und  in  drei  juristischen  Fächern  (Institutionen,  deutsches 


^)  Amtsblatt   des  Direktors   der  Zölle   und   indirekten  Steuern  in  Elsass- 
Lothringen  1874  S.  94. 
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Privatrecht  incl.  Handels-  und  Wechselrecht  und  Staatsrecht)  sowie 
encyklopädische  Kenntnisse  in  der  Forst-  und  Landbauwissenschaft 
verlangt.  Die  Erbringung  des  Nachweises,  alle  diese  Kenntnisse  in 
ausreichendem  Masse  zu  besitzen,  wird  aber  dadurch  wesentlich  er- 
leichtert, dass  derselbe  in  zwei  verschiedenen  Prüfungen,  in  einer 
Hochschul-  und  in  einer  Staatsprüfung,  erbracht  werden  kann  und 
zu  der  letzteren  den  Kandidaten  nach  Abgang  von  der  Hochschule 
noch  eine  Vorbereitungszeit  von  zwei  Jahren  gegeben  ist,  welche 
vollkommen  ausreicht,  um  sich  mit  den  theoretischen  Gegenständen 
der  (ersten)  Fachprüfung  noch  eingehender  vertraut  zu  machen  und 
zugleich  das  zu  erlernen,  was  der  praktische  Dienst  verlangt. 

Etwas  geringere  Ansprüche  an  die  Kandidaten  macht  die 
badische  Prüfungsordnung.  Neben  elementaren  Kenntnissen  in 
der  Mathematik,  der  Technologie,  deren  Studium  übrigens  auch  eine 
gewisse  Summe  von  Kenntnissen  in  der  Physik  und  Chemie  voraus- 
setzt, sodann  in  der  Landwirtschaft  werden  nur  noch  eingehende 
Kenntnisse  in  der  Nationalökonomie,  Finanzwissenschaft  und  vier 
juristischen  Fächern  (Landrecht,  allgemeines  und  deutsches  Staats- 
recht, Institutionen  und  Handels-  und  Wechselrecht)  verlangt.  An 
und  für  sich  betrachtet  ist  dies  kein  übermässiges  Verlangen;  in- 
dessen ist  die  Erbringung  des  Nachweises  der  erforderlichen  Kennt- 
nisse deshalb  etwas  schwieriger  als  in  Hessen,  weil  derselbe  in 
einer  und  derselben  Prüfung  zu  liefern  ist,  wodurch  an  das  Ge- 
dächtnis grosse  Anforderungen  gestellt  werden. 

Beide  Prüfungsordnungen  (die  hessische  und  die  badische)  bürgen 
ausser  für  einen  guten  Schulsack  jedenfalls  für  ausreichendes  Wissen 
bezüglich  des  Fachstudiums.  Der  junge  Mann,  welcher  nach  einer 
dieser  beiden  Verordnungen  geprüft  ist,  hat  genügende  Kenntnisse 
in  der  Jurisprudenz  und  so  viel  Wissen  in  den  naturwissenschaft- 
lichen und  staatswirtschaftlichen  Fächern,  dass  er  vollkommen  aus- 
gebildet erscheint,  sich  rasch  in  die  Praxis  einzuarbeiten  und  jeden 
Posten  in  der  Finanzverwaltung  voll  und  ganz  auszufüllen. 

Bedeutend  geringere  Anforderungen  an  die  Kandidaten  stellt 
die  württembergische  Prüfungsverordnung,  indem  gar  kein  Nach- 
weis über  Kenntnisse  in  der  Mathematik  verlangt  wird,  die  tech- 
nischen Fächer,  in  denen  geprüft  wird,  sich  nur  auf  die  speziellen 
Kenntnisse  in  der  Gewerbskunde  und  in  der  Land-  und  Forstwirt- 
schaft erstrecken  und  auch  die  juristischen  Disziplinen  etwas  stief- 
mütterlich behandelt  sind. 
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Was  die  Anforderungen  betrifft,  welche  in  den  übrigen  oben 
erwähnten  deutschen  Staaten  an  die  Aspiranten  für  den  höheren 
Finanzdienst  gestellt  werden,  so  lässt  sich  ein  Vergleich  mit  den- 
jenigen, wie  sie  in  Hessen,  Baden  und  Württemberg  verlangt  werden, 
nicht  ziehen,  da  in  jenen  Staaten  für  die  betreffenden  Aspiranten 
kein  besonderer  Bildungsgang  vorgeschrieben,  die  theoretische  Aus- 
bildung eine  mit  den  Juristen  gemeinsame  ist  und  die  praktischen 
Kenntnisse  auf  die  verschiedenste  Art  erworben  werden  können. 


XI.  Schlussbetrachtung. 

Werfen  wir  noch  einmal  einen  kurzen  Blick  auf  das  vorstehend 
über  das  akademische  Studium  der  Kameralisten  und  über  die  bezüg- 
lichen Prüfungsordnungen  Gesagte,  so  muss  es  in  der  That  einen  jeden 
gut  und  national  gesinnten  Deutschen  mit  Bedauern  erfüllen,  dass 
in  dieser  Beziehung  immer  noch  keine  einheitliche  Ordnung  für  ganz 
Deutschland  besteht,  vielmehr  eine  Zerfahrenheit  sich  zeigt,  wie  sie  auf 
irgend  einem  anderen  Verwaltungsgebiet  wohl  kaum  noch  vorhanden 
ist.  In  einem  Teil  der  Staaten  besteht  ein  besonderes,  aber  auch  nicht 
gleichartiges  Fachstudium,  in  dem  andern  Teil  ist  das  kameralistische 
Studium  mehr  oder  minder  mit  dem  Rechtsstudium  verquickt!  — 
Bald  ist  es  nur  eine,  bald  sind  es  verschiedene  Prüfungen,  in  welchen 
die  Kandidaten  ihre  Befähigung  zur  Bekleidung  eines  höheren  Finanz- 
dienstes nachweisen  müssen;  in  einigen  Staaten  erhalten  die  Geprüften 
den  Titel  „Assessor"  („Regierungs-,  Domänen-,  Steuerassessor '')^ 
in  anderen  werden  sie  „Ratsaccessisten",  „  Finanzpraktikanten ",  oder 
„Referendare"  geheissen  und  wiederum  in  anderen  erhalten  sie  gar 
keinen  Titel.  Nicht  minder  ist  die  Art  der  praktischen  Ausbildung 
und  der  Beschäftigung,  wie  auch  die  Honorierung  und  die  Anstellungs- 
weise fast  überall  grundverschieden.  Kurz,  es  zeigt  sich  bei  näherer 
Betrachtung  ein  Chaos,   wie  man  es  sich  bunter  nicht  denken  kann. 

Man  sollte  nun  allerdings  meinen,  dass  unter  diesen  Verhält- 
nissen und  nachdem  die  deutschen  Staaten  in  politischer  wie  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  geeinigt  sind  und  bezüglich  der  Zollverwaltung 
bereits  eine  gleichartige  Organisation  der  Behörden  besteht,  eine  ge- 
meinsame Prüfungsordnung  für  die  Heranbildung  aller  deutschen 
Finanzbeamten  ein  ganz  dringendes  Bedürfnis  wäre.  Allein  selbst 
wenn  dieses  auch    erkannt  wäre,    wäre   doch   die   Durchführung   des 
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Gedankens  erst  dann  möglich,  wenn  in  Deutschland  einmal  eine  an- 
nähernd gleiche  Behördenorganisation  für  die  ganze  Finanz  Verwaltung 
geschaffen  ist  und  die  Ansprüche,  welche  in  wissenschaftlicher  Be- 
ziehung namentlich  an  die  Lokalbeamten  der  Finanzverwaltung  ge- 
stellt werden,  nicht  mehr  so  ungleich  liegen,  wie  dies  jetzt  in  den 
einzelnen  Staaten  der  Fall  ist. 

Darüber  Hesse  sich  dann  ja  noch  streiten,  ob  in  der  That  eine 
Prüfungsordnung,  wie  die  hessische  oder  badische,  oder  eine  von 
diesen  etwas  modificiert  angenommen,  ob  mehr  oder  weniger  die 
juristischen  Fächer  kultiviert,  vielleicht  die  Mathematik  ganz  in  Weg- 
fall, dagegen  die  staatswirtschaftlichen  Fächer  intensiver  gepflegt 
werden  sollten.  Die  Hauptsache  wäre  die,  dass  in  ganz  Deutschland 
für  die  Kameralisten  ein  besonderes  Fachstudium  vorgeschrieben  und 
damit  ein  besonderer  Stand  von  Kameralisten  geschaffen  würde,  die 
das  Zeug  hätten,  den  vielen  so  tief  einschneidenden  Fragen  in  der 
Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  mit  Erfolg  näher  zu  treten  und  sie 
mit  Sachkenntnis  zu  verarbeiten. 

Wir  denken  sicherlich  nicht  geringschätzend  über  die  Leistungs- 
fähigkeit lediglich  juristisch  gebildeter  Männer;  allein  wir  teilen  doch 
anderseits  die  Ansicht  Mohls,  dass  es  als  eine  vollkommen  sinnlose 
Einrichtung  bezeichnet  werden  müsse,  wenn  für  die  Bildung  der 
höheren  Finanzbeamten  lediglich  Rechtswissenschaft  vorgeschrieben 
ist.  Es  wird  dies  nicht  zu  bestreiten  sein.  Der  Finanzbeamte  braucht 
auch  unseres  Erachtens  noch  etwas  mehr  als  juristisches  Wissen,  er 
muss  mamentlich  mit  den  Gesetzen  der  Natur  und  den  Vorgängen 
im  wirtschaftlichen  Leben  eingehend  vertraut  sein,  und  wenn  der 
Jurist  an  den  Pandekten  seinen  Scharfsinn  erproben  kann,  so  ist  dem 
Kameralisten  hierzu  auf  dem  Gebiete  der  theoretischen  Volkswirt- 
schaftslehre ausreichende  Gelegenheit  gegeben. 

Sollte  es  dahin  kommen,  dass  Deutschland  einen  eigenen 
kameralistischen  Stand  erhält,  dann  könnte  unseres  Erachtens  nicht 
ausbleiben,  dass  endlich  auf  den  Universitäten  eigene  staatswirtschaft- 
liche Fakultäten  für  die  Heranbildung  der  Kameralisten  gebildet  und 
den  juristischen  Fakultäten  gegenüber,  bei  welchen  seither  die 
Studierenden  der  Finanzwissenschaft  in  Kost  gegangen  sind,  selb- 
ständig gestellt  werden. 

Dieses  wird  allerdings  noch  lange  ein  frommer  Wunsch  bleiben. 
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auf  Gegenseitigkeit  mit  direkten  Steuern  im  Gross- 

herzogtum  Baden. 

Von 
Dr.  A.  Emmiughaus  in  (xotha. 

Zwei  Abhandlungen  des  vorigen  Bandes  dieser  Zeitschrift  be- 
schäftigen sich  mit  der  neuen  badischen  Steuergesetzgebung;  in  der 
einen  kommt  der  Herr  Verfasser  gelegentlich  seiner  Uebersicht  über 
die  Besteuerung  der  Genossenschaften  (S.  722  f.)  auf  diese  Besteuerung 
nach  den  neuesten  badischen  Steuergesetzen  zu  sprechen;  die  andere 
hat  eine  Darlegung  der  direkten  Steuern  nach  dieser  Gesetzgebung 
zum  Gegenstande.  Dort  wird  eine  Neuerung  der  badischen  Steuer- 
gesetze hervorgehoben,  welche  ähnlichen  Motiven  entspringt  wie 
diejenige,  mit  welcher  die  gegenwärtige  Abhandlung  sich  beschäftigen 
soll;  hier  wird  diese  letztere  Neuerung  in  dem  Abschnitte,  betitelt 
„Behandlung  der  Aktiengesellschaften  und  Genossenschaften"  (S.803f.), 
näher  dargelegt,  und  geschieht  ihrer  in  dem  6.  Abschnitte,  betitelt 
„Ergebnisse  der  erstmaligen  Katastrierung  der  Einkommensteuer" 
(S.  810),  nochmals  Erwähnung.  An  letzterer  Stelle  wird  berichtet, 
dass  bei  den  auswärts  domizilierten,  in  Baden  durch  Agenturen  ver- 
tretenen, Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  die  Veranlagung 
zur  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  auf  Widerstand  gestossen  sei, 
dass  aber  die  Einwendungen  dieser  Anstalten  von  den  zuständigen 
badischen  Behörden  zurückgewiesen  worden  seien.  „Eine  Beschwerde, " 
—  heisst  es  sodann  —  „welche  von  einer  grösseren  Anzahl  solcher 
Gesellschaften  unter  der  Führung  der  Lebensversicherungsbank  für 
Deutschland  zu  Gotha  beim  Bundesrath  eingereicht  wurde,  harrt  noch 
der  Erledigung." 
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Der  Widerstand  der  genannten  Anstalten  und  ihre  an  den 
Bundesrat  gerichtete  Beschwerde  stützen  sich  im  wesentlichen  auf 
die  Reichsgesetzgebung.  Die  Beschwerdeführer  halten  sich  durch 
diese  vor  einer  direkten  Besteuerung  in  Baden  oder  in  irgend  einem 
Bundesstaate,  wenigstens  in  allen  denen,  wo  sie  nicht  domiziliert  sind, 
geschützt.  Ihre  Argumentation  wird  einiges,  auch  wissenschaftliches, 
Interesse  beanspruchen  dürfen,  um  so  mehr,  da  dieselbe  nicht  auf  die 
Verteidigung  von  Privatinteressen  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes 
gerichtet  ist.  Es  soll  daher  im  nachstehenden  die  Geschichte  dieses 
„  Steuerprozesses " ,  welcher  zu  ziemlichem  Umfange  gediehen  ist,  dar- 
gestellt werden.  Insoweit  er  sich  vor  badischen  Behörden  abspielt, 
mögen  die  Erfahrungen,  welche  eine  der  beteiligten  Anstalten,  die 
Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  zu  Gotha,  dabei  gemacht 
hat,  besonders  ins  Auge  gefasst  werden. 

Wie  in  diesen  Blättern  mehrfach  —  vergl.  z.  B.  vor.  Band 
S.  51  —  erwähnt  ist,  kannte  der  Regierungsentwurf  zu  dem  neuen 
badischen  Einkommensteuergesetz  eine  Einkommensbesteuerung  nicht- 
physischer Personen  nicht,  ebenso  nicht  die  Ausdehnung  der  Gewerbe- 
steuer auf  juristische  Personen.  Erst  die  Budgetkommission  der 
IL  Kammer  beantragte  bei  der  Beratung  der  Entwürfe  die  bezüg- 
lichen Bestimmungen,  und  die  Kammer  genehmigte,  gegen  den 
Wunsch  der  Regierung,  entsprechende  Zusätze,  welche  nun  den 
betreffenden  Gesetzen  eingefügt  wurden  —  in  einer  Fassung,  welche 
augenscheinlich  erkennen  lässt,  dass  sie  ursprünglich  dem  Plane  des 
Gesetzgebers  fern  lagen.  Schon  die  Redaktion  ist  nicht  eben  glück- 
lich gelungen.  (So  heisst  es  z.  B.  im  Art.  5.  B  alin.  2  des  Ein- 
kommensteuergesetzes: „Auf  Gegenseitigkeit  gegründete  .  . .  Versiche- 
rungsgesellschaften sind  in  derselben  Weise  wie  die  Aktiengesell- 
schaften zur  Einkommensteuer  heranzuziehen,  mit  der  Massgabe 
jedoch,  dass  bei  letztgenannten  Gesellschaften  als  steuerbares  Ein- 
kommen fünf  Prozent  des  gewerblichen  Betriebskapitales  . . .  gelten. " 
Offenbar  sind  hier  nicht  die  „letztgenannten",  sondern  die  Versiche- 
rungsanstalten auf  Gegenseitigkeit  gemeint.)  Das  Widerstreben  der 
Regierung,  welches  doch  nicht  so  hartnäckig  sein  durfte,  dass  da- 
durch das  Zustandekommen  des  wichtigen  Gesetzes  hätte  gefährdet 
werden  dürfen,  und  die  Unvereinbarlichkeit  der  Neuerung  mit  dem 
leitenden  Prinzipe  des  Gesetzes  gelangen  in  dieser  Fassung  zu  einem 
Ausdrucke,  der  aufmerksamen  Lesern  in  der  That  beachtenswert 
erscheinen  muss. 
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Die  einschlagenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  die  folgenden : 

Nach  Art.  5.  B.  des  Einkommensteuergesetzes  vom  20.  Juni  1884 

sollen     „mit    demjenigen    Teile    ihres    steuerbaren    Einkommens, 

welcher    dem  Umfange    ihres    Gewerbebetriebes   innerhalb    des 

Grossherzogtums  entspricht",  u.  a.  steuerpflichtig  sein: 

„.  .  .  .  auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von  Agenten 
betriebene  Versicherungsgesellschaften.  Als  steuerbares  Einkommen 
solcher  Gesellschaften  sollen  fünf  Prozent  ihres  gewerblichen  Betriebs- 
kapitals gelten." 

Ferner  soll  nach  Art.  30  sub  IIL  desselben  Gesetzes: 

„der  Gewerbesteuer  der  Ertrag  der  im  Grossherzogtum  betriebenen 
gewerblichen  Unternehmungen" 

unterliegen,  und  sollen: 

„auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von  Agenten  be- 
triebene Versicherungsgesellschaften  bezüglich  ihres  gesamten  Geschäfts- 
betriebes als  gewerbliche  Unternehmungen  gelten." 

Die  Verordnung  vom  17.  Februar  1885,  den  Vollzug  des  Ein- 
kommensteuergesetzes vom  20.  Juni  1884  betreffend,  bestimmt  im 
§  13  Ziff.  1  alin.  5: 

„das  gewerbliche  Betriebskapital  der  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten, 
unter  Verwendung  von  Agenten  betriebenen  Versicherungsgesellschaften 
ist  nach  Massgabe  ihrer  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  ....  zu 
bemessen," 

und  nach  Art.  30  III.  Ziff.  7  eod.  in  Verbindung  mit  Art.  8  alin.  5 
des  Erwerb-  (jetzt  Gewerbe-)  Steuergesetzes,  welcher  in  dem  neuen 
Einkommensteuergesetze  entsprechend  abgeändert  ist,  soll  bei  Asse- 
kuranzunternehmungen, auch  solchen,  die  auf  Gegenseitigkeit  ge- 
gründet sind, 

„das  Betriebskapital  der  Bruttoeinnahme  an  Prämien  gleichgestellt 
werden,  welche  für  Versicherungen  im  Lande  nach  mittlerem  Stande 
jährlich  bezogen  wird." 

Unterm  28.  März  1885  erging  an  die  Lebensversicherungsbank 
für  Deutschland  zu  Gotha  seitens  des  Schatzungsrates  der  Haupt- 
und  Residenzstadt  Karlsruhe  die  Aufforderung  zur  Steuererklärung 
auf  beigefügten  Formularen.  Von  diesen  Formularen  enthält  das 
eine,  bezeichnet  als  „Gewerbesteuererklärung",  eine  Rubrik  zur  An- 
gabe des  „mittleren  Wertes  des  Betriebskapitales"  und  eine  zweite 
zur  Angabe  des  „steuerbaren  Ertrages".  Die  Bank  stellte  in  die 
erste  dieser  Spalten  den  Durchschnittsbetrag  der  in  den  Jahren  1882 
bis  1884  von  badischen  Agenturen  eingegangenen  Tarifprämien  und 
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in  die  andere  den  ungefähren  durchschnittlichen  Anteil  der  badischen 
Versicherten  an  den  Ueberschüssen  der  genannten  drei  Jahre  ein. 
Das  andere  Formular,  bezeichnet:  „Beilage  zur  Gewerbesteuer- 
erklärung",  verlangt  eine  Angabe  der  „Einnahme",  nach  zwei,  und 
der  „Ausgabe",  nach  vier  Rubriken  gesondert,  ferner  eine  „Berech- 
nung des  im  Grrossherzogtum  steuerbaren  Jahresertrages".  Hier 
sollte  der  „Jahresertrag  der  ganzen  Unternehmung",  ferner  die 
„Bruttoprämieneinnahme  der  ganzen  Unternehmung"  und  diejenige 
„aus  dem  Grossherzogtum  Baden"  und  endlich  angegeben  werden, 
wieviel  von  dem  Jahresertrag  der  ganzen  Unternehmung  nach  dem 
Verhältnis  der  gesamten  Bruttoprämieneinnahme  zu  derjenigen  in 
Baden  auf  Baden  entfällt.  Gleich  hier  sei  bemerkt,  dass  diese  letztere 
Ziffer  bei  der  Steuererhebung  gar  nicht  in  Betracht  gekommen  ist, 
sondern  ebenso  für  die  Einkommen-  wie  für  die  Gewerbesteuer  nur 
ein  Betrag  von  fünf  Prozent  der  höchsten  Bruttoprämieneinnahme 
der  badischen  Agenturen  während  der  letzten  drei  Jahre.  Wozu 
dann  die  Angaben  des  zweiten  der  obengenannten  Formulare  ge- 
dient haben,  ist  uns  ebenso  unverständlich,  wie  die  Auslegung,  welche 
man  der  Forderung  des  Gesetzes,  dass  die  Bruttoprämieneinnahme 
„nach  mittlerem  Stande"  aus  dem  Grossherzogtum  für  die  Besteue- 
rung massgebend  sein  soll,  gegeben  haben  mag.  Auch  die  neueste 
Steuerveranlagung  (pro  1886)  beweist,  dass  man  als  Einkommen- 
wie  als  Gewerbesteuerkapital  5  Prozent  der  höchsten  Bruttoprämien- 
einnahme, welche  die  Anstalt  von  badischen  Agenturen  in  den  letzt- 
vorhergegangenen drei  Jahren  bezogen  hat,  betrachtet.  Doch,  es 
kommt  uns  nicht  darauf  an,  die  Frage  zu  erörtern,  ob  die  Veran- 
lagung der  einzelnen  Anstalt  im  einzelnen  Falle  dem  Gesetze  gemäss 
erfolgt  ist  oder  nicht.  Es  wird  den  badischen  Steuerbehörden  selbst 
schwer  genug  geworden  sein,  den  Knoten,  welchen  auf  Anregung 
der  betreffenden  Kommission  der  IL  badischen  Kammer  die  Gesetz- 
gebung geknüpft  hat,  zu  lösen;  sie  werden  denselben  durchhauen 
haben.  Als  Prinzip  für  die  badische  Steuerpraxis  wird  jetzt  zu  be- 
trachten sein,  dass  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  mit 
5  Prozent  ihrer  höchsten  badischen  Bruttoprämieneinnahme  aus  den 
letzten  drei  Jahren  zur  Einkommen-  und  zur  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen werden. 

Die  Lebensversicherungsbank  zu  Gotha  überreichte  dem  Karls- 
ruher Schatzungsamte  ihre  Steuererklärungen  am  22.  April  1885  mit 
einem  Schreiben,    worin  sie  sich  gegen  jede  direkte  Besteuerung  in 
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Baden  verwahrte.  Sie  führte  aus,  dass  nach  §  3  des  norddeutschen 
Bundesgesetzes  zur  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai 
1870  zw^ar,  „der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  daher  rührende 
Einkommen"  von  demjenigen  Bundesstaate  besteuert  werden  dürfe, 
in  welchem  das  Gewerbe  betrieben  werde,  hier  aber  das  Wort  „Ge- 
werbe" nur  in  dem  der  Natur  der  Sache  entsprechenden  und  dm'ch 
zahlreiche  gerichtliche  Entscheidungen  festgestellten  Sinne  gemeint  sei, 
und  dass  es  den  Landesgesetzgebungen  nicht  freistehen  könne,  durch 
Erklärung  einer  offenbar  nicht  gewerblichen  wirtschaftlichen  Thätig- 
keit  als  Gewerbebetrieb  diese  Thätigkeit  der  Besteuerung  zu  unter- 
werfen, in  dem  Versuche  hierzu  vielmehr  eine  augenscheinliche  Ver- 
letzung der  Reichsgesetzgebung  seitens  der  Landesgesetzgebung 
erblickt  werden  müsse.  Im  Verlaufe  der  Eingabe  ward  nun  des 
näheren  dargelegt,  dass  die  Angaben  der  beigefügten  Steuererklärung 
zwar  dem  Wortlaute  der  darauf  befindlichen  Anleitung  entsprechen, 
die  Endergebnisse  aber  keineswegs  als  gewerbliches  Einkommen  zu 
betrachten  seien,  welches  hier  eben  überhaupt  nicht  existiere. 

Die  protestierende  Anstalt  war  natürlich  nicht  im  Zweifel,  dass 
die  Schätzungsbehörde,  an  den  Wortlaut  des  verfassungsmässig  zu 
stände  gekommenen  Gesetzes  gebunden,  dem  Proteste  keine  Folge 
geben  konnte;  aber  sie  musste,  um  den  Instanzenzug  zu  wahren, 
gleich  hier  ihre  Einwendungen  geltend  machen. 

Am  1.  September  1885  wurde  dem  Agenten  der  Anstalt  vom 
Schatzungsrate  mündlich  —  nicht  „mündlich  zu  Protokoll" ,  oder 
„schriftlich",  wie  §  37  der  Ausführungsverordnung  zum  Einkommen- 
steuergesetz vorschreibt;  es  ward  daraus  aber  kein  Beschwerdegrund 
hergenommen  —  eröffnet,  dass  die  Anstalt  vom  1.  Januar  1886  ab 
mit  dem  und  dem  Steuerkapitale  zur  Besteuerung  herangezogen 
werden  werde. 

Unterm  14.  September  ging  die  Beschwerde  wegen  dieser  Steuer- 
auflage an  die  zweite  Instanz,  die  grossherzogliche  Steuerdirektion 
zu  Karlsruhe,  ab.  Die  Ausführung  enthielt  neue  Momente  nicht. 
Es  ward  im  wesentlichen  wieder  betont,  dass  die  Heranziehung  einer 
auswärtigen,  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Versicherungsanstalt 
zur  badischen  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  zwar  der  neuen  ba- 
dischen Steuergesetzgebung  entspreche,  diese  aber  mit  dem  erwähnten 
Bundesgesetze  sich  nicht  im  Einklänge  befinde. 

Selbstverständlich  konnte  auch  die  zweite  Instanz,  welche  ja 
ebenfalls   an   die   Bestimmungen   des  Landesgesetzes   gebunden    war 
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und  über  die  Rechtsbeständigkeit  desselben  nicht  zu  Ijefinden  hatte, 
nicht  anders,  als  abweisend  entscheiden.  Der  Bescheid  erfolgte  un- 
term 22.  Dezember  1885.  Die  Entscheidungsgründe  führen  aus,  dass 
die  Berufung  auf  das  Reichsgesetz  nicht  stichhaltig  sei,  da  weder 
dieses,  noch  ein  anderes  Reichsgesetz  eine  Definition  des  Begriffes 
„Gewerbe"  enthalte  (!),  und  die  neue  badische  Steuergesetzgebung 
den  Geschäftsbetrieb  von  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit 
in  Baden  ausdrücklich  als  Gewerbebetrieb  bezeichne;  übrigens  habe 
Beschwerdeführerin  in  Baden  eine  gewerbliche  Niederlassung,  sie  be- 
diene sich  daselbst  ansässiger  Agenten,  welche  Prämien  erheben, 
Versicherungssummen  auszahlen  u.  s.  w.  Auch  werfe  die  Unter- 
nehmung Ertrag  ab,  nämlich  den  Zins  des  Reservefonds  und  den 
nicht  zum  Reservefonds  fliessenden  Teil  der  Ueberschüsse  (?),  end- 
lich den  nicht  verbrauchten  Teil  der  Prämien,  welcher  als  Dividende 
an  die  Versicherten  zurückfliesse  (!),  diese  Dividende  sei  aber  keines- 
wegs als  ein  vom  Bruttoertrag  eines  Gewerbes  nach  Art.  3  des  Ge- 
werbesteuergesetzes abzuziehender  Aufwand  zu  betrachten. 

Auf  diesen  Bescheid  erhob  nun  die  Lebensversicherungsbank 
alsbald  Klage  wider  den  Schatzungsrat  und  die  Steuerdirektion  bei 
dem  grossherzoglichen  Verwaltungsgerichtshofe. 

Klagschrift  und  Urteil  sollen  nun  zum  besseren  Verständnis 
der  einzelnen  Streitpunkte  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  wortgetreu 
mitgeteilt  werden: 

In  der  Klagschrift  heisst  es,  nach  Mitteilung  des  Inhaltes  des 
beschwerenden  Erkenntnisses   der  Steuerdirektion,    folgendermassen : 

Durch  diese  Entscheidung  hält  sich  die  Lebensversicherungsbank  für 
Deutschland  zu  Gotha  beschwert,  und,  von  derselben  durch  beigehende  Voll- 
macht legitimiert,  erhebe  ich  daher  auf  Grund  des  Art.  21  des  Einkommensteuer- 
gesetzes und  des  Art.  32  des  Gewerbesteuergesetzes  Klage  wider  die  genannten 
beiden  grossherzoglich  badischen  Behörden,  und  beantrage,  dahin  erkennen  zu 
wollen,  dass  meine  Vollmachtgeberin  mit  jeder  direkten  Besteuerung  im  Gross- 
herzogtum Baden  zu  verschonen  sei,  wenn  und  insoweit  dieselbe  nicht  mit 
Grundbesitz  in  Baden  angesessen  ist. 

Diese  Klage  begründe  ich  in  folgendem: 

Es  kann  mir  nicht  beigehen,  zu  bestreiten,  dass  nach  dem  verfassungs- 
mässig zu  stände  gekommenen  Gesetz  vom  20.  Juni  1884,  die  Einführung  einer 
allgemeinen  Einkommensteuer  betreffend,  Versicherungsanstalten  auf  Gegen- 
seitigkeit im  Grossherzogtum  Baden  fortan  mit  der  Einkommen-  und  Gewerbe- 
steuer belegt  werden  sollen.  Nach  Art.  5  sub  B.  dieses  Gesetzes  sind  mit 
demjenigen  Teile  ihres  steuerbaren  Einkommens,  welcher  dem  Umfange  ihres 
Ciewerbebetriebes  innerhalb  des  Grossherzogtums  entspricht,  u.  A.  steuerpflichtig: 

80 


Die  Belegung  der  auswärt.  Versicherungsanstalten  mit  direkten  Steuern  im  Grossh.  Baden.         g  7 

auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Verwendung  von  Agenten 
betriebene  Versicherungsgesellschaften;  als  steuerbares  Einkommen 
solcher  Gesellschaften  sollen  5  Prozent  ihres  gewerblichen  Betriebs- 
kapitales gelten. 

Nach  Art.  30  HI.  2  daselbst  soll  der  Gewerbesteuer  der  Ertrag  der 
im  Grossherzogtume  betriebenen  gewerblichen  Unternehmungen 
unterliegen,  und  gelten  ,auf  Gegenseitigkeit  gegründete,  unter  Ver- 
wendung von  Agenten  betriebene  Versicherungsgesellschaften 
bezüglich  ihres  gesamten  Geschäftsbetriebes  als  gewerbliche 
Unternehmungen". 

Nach  §  13  der  Vollzugsverordnung  vom  17.  Februar  1885  soll  das  ge- 
werbliche Betriebskapital  solcher  Versicherungsgesellschaften  nach  Massgabe 
ihrer  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  bemessen  werden. 

Nach  Art.  30  III.  Z.  7  eod,  in  Verbindung  mit  Art.  8  alin.  5  des  Ge- 
werbesteuergesetzes wird  bei  Assekuranzunternehmungen,  auch  solchen,  die  auf 
Gegenseitigkeit  gegründet  sind,  das  Betriebskapital  der  Bruttoeinnahme 
an  Prämien  gleichgestellt,  welche  für  Versicherungen  im  Lande 
nach  mittlerem  Stande  jährlich  bezogen  wird. 

Hiemach  besteht  unstreitig  die  Absicht  des  Gesetzes,  die  badischen 
Geschäfte  auswärtiger  auf  Gegenseitigkeit  gegründeter  Versicherungsunter- 
nehmungen zum  Gegenstande  der  Einkommens-  und  Gewerbebesteuerung  im 
diesseitigen  Grossherzogtum  zu  machen. 

Allein  ich  muss  entschieden  bestreiten,  dass  meine  Vollmachtgeberin  mit 
Recht  zu  dieser  Besteuerung  in  Baden  herangezogen  werden  könne. 

Gegen  einen  solchen  Anspruch  schützt  sie  nämlich  in  der  That,  ent- 
gegen der  Annahme  der  grossherzoglichen  Steuerdirektion,  das  durch  Art.  80 
der  Deutschen  Keichsverfassung  zum  Reichsgesetze  erklärte  Gesetz  des  Nord- 
deutschen Bundes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai  1870. 
Dieses  Gesetz,  dessen  Inhalt  und  Bedeutung  bekanntlich  über  den  Wortlaut 
seines  Titels  weit  hinausreicht,  macht  die  obenangeführten  Bestimmungen  der 
beiden  genannten  badischen  Steuergesetze  insoweit  wirkungslos,  als  sie  sich 
gegen  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  richten,  welche  im  Gross- 
berzogtum  Baden  nicht  domizilieren. 

Im  §  1  des  angeführten  Reichsgesetzes  wird  der  allgemeine  Grundsatz 
aufgestellt,  dass  ein  Angehöriger  des  Deutschen  Reiches  zu  den  direkten  Staate- 
steuern nur  in  demjenigen  Bundesstaate  herangezogen  werden  dürfe,  in  welchem 
er  seinen  Wohnsitz  hat. 

Von  dieser  Regel  statuiert  das  Gesetz  zwei  Ausnahmen,  indem  es  im 
§  3  ausspricht,  dass  der  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie 
das  aus  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen  von  demjenigen  Bundesstaate 
besteuert  werden  dürfe,  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt,  oder  das  Gewerbe 
betrieben  wird,  dass  also  der  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  eines  Reichs- 
angehörigen eventuell  auch  in  einem  anderen  Bundesstaate,  als  in  demjenigen, 
wo  der  Grundbesitzer  oder  der  Gewerbetreibende  seinen  Wohnsitz  hat,  zur 
direkten  Staatsbesteuei-ung  herangezogen  werden  dürfe. 

Es  kann  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  hiermit  die  Möglichkeit 
hat  ausgeschlossen  werden  sollen,  in  einem  anderen  Bundesstaate  domiziliei-ende 
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Reich  sangehörige   zur   direkten    Staatsbesteuerung    mit    anderen    Objekten, 
als  den  beiden  genannten,  heranzuziehen. 

Zugleich  aber  bedarf  es  der  näheren  Ausführung  nicht,  dass  sich  un- 
möglich die  Steuergesetzgebung  irgend  eines  Bundesstaates  über  die  durch  das 
Reichsgesetz  gezogene  Schranke  hinwegsetzen  kann  auf  dem  Wege,  dass  sie 
irgend  eine  augenscheinlich  nicht  gewerbliche  wirtschaftliche 
Thätigkeit  künstlich  und  gewaltsam  zum  Gewerbebetrieb  stempelt. 
Werm  das  Reichsgesetz  in  betreff  des  Gewerbebetriebes  eine  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Regel  statuiert,  so  braucht  nun  der  Begriff  des  Gewerbe- 
betriebes hier  nicht  erst  definiert,  es  kann  derselbe  aber  auch  nicht  von  den 
verschiedenen  Landesgesetzgebungen  beliebig  interpretiert,  und  so  künstlich 
irgend  ein  Zweig  wirtschaftlicher  Thätigkeit,  der  nichts  mit  einem  Gewerbe- 
betriebe gemein  hat,  als  Gewerbebetrieb  proklamiert  werden,  lediglich,  um  ihn 
der  reichsgesetzlichen  Ausnahmebestimmung  zu  unterwerfen. 

Redet  das  Reichsgesetz  von  einem  eventuell  steuerpflichtigen  Gewerbe- 
betriebe, so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Gesetzgeber  mit 
diesem  Worte  einen  bestimmten,  nämlich  den  durch  Wissenschaft  und  Sprach- 
gebrauch abgegrenzten  und  festgestellten  Begriff  hat  verbinden  wollen.  Wäre 
dem  nicht  so ,  so  wäre  das  Reichsgesetz  in  der  That ,  wenigstens  insoweit ,  als 
es  nicht  vom  Grundbesitz  handelt,  ganz  überflüssig  und  nichtssagend, 
und  könnte  jeder  Bundesstaat  jede  beliebige  wirtschaftliche 
Thätigkeit  dadurch  dem  Schutze,  welchen  das  Gesetz  beabsichtigt 
und  gewährt,  entziehen,  dass  er  dieselbe  für  eine  gewerbliche 
Thätigkeit  erklärt. 

Was  man  unter  Gewerbe  und  Gewerbebetrieb  zu  verstehen  habe,  darüber 
mögen  nicht  in  allen  Stücken  alle  überhaupt  in  Betracht  kommenden  Stimmen 
vollkommen  harmonieren.  Darüber  aber  besteht  schwerlich  ein  Zweifel,  dass 
zu  den  konstitutiven  Merkmalen  des  Gewerbebetriebes  die  auf  Gewinn  ge- 
richtete Absicht  auf  Seiten  des  Gewerbetreibenden  gehört.  Die  in  einem 
dem  Wesen  gewisser  Zweige  von  Gewerbebetrieb  eigens  gewidmeten  wissen- 
schaftlichen Werke  aus  neuerer  Zeit  enthaltene  Definition  der  Gewerbe  als 
»Gruppen  von  wirtschaftlichen  Thätigkeiten ,  welche  darauf  gerichtet  sind, 
durch  den  regelmässigen  Verkauf  und /oder  die  regelmässige  Vermietung  von 
Gütern  und /oder  Leistungen  Gewinn  zu  erzielen,  und  den  hauptsächlichen 
Beruf  Einzelner  oder  ganzer  Berufsklassen  ausmachen"  (vergl.  Emminghaus, 
Allgemeine  Gewerkslehre,  Berlin  1868,  Einleitung  S.  2  ff.)  hat  nicht  nur  bisher 
keinen  Widerspruch  erfahren,  sondern  dürfte  in  allen  Stücken  der  herrschenden 
Anschauung  vollkommen  entsprechen. 

Auch  in  ihr  ruht  das  Hauptgewicht  auf  der  auf  Gewinn  gerich- 
teten Absicht, 

Mit  dieser  Definition  oder  doch  mit  dem  ebenerwähnten  Momente  in 
dieser  Definition  steht  es  vollkommen  im  Einklänge,  wenn  von  autoritativer 
Seite  den  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  der  gewerbliche  Charakter 
tibereinstimmend  abgesprochen  wird. 

In  dieser  Beziehung  will  ich  zuvörderst  auf  die  diesseitige  Landes- 
gesetzgebung selbst  verweisen,  welche  seiner  Zeit  solche  Anstalten  aus- 
drücklich  von   der   Gewerbebesteuerung   eximiert  hat  —  vergl.   das    vormalige 
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Gesetz,  die  Erwerbsteuer  betreffend,  vom  25.  August  1876  Art.  8,  alin.  5  — 
jedenfalls  doch  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  der  damalige 
Gesetzgeber  darüber  vollkommen  im  Klaren  war,  dass  bei  solchen 
Anstalten  von  einer  auf  Gewinn  gerichteten  Absicht  nicht  die 
Rede  sei,  also  auch  von  einem  Gewerbebetriebe,  von  einem  Erwerbe  oder 
einem  steuerbaren  Einkommen  nicht  die  Rede  sein  könne. 

Die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  könnte,  wenn  sie  ein  Gewerbe 
wäre,  doch  nur  ein  Handelsgewerbe  sein;  die  gewerblichen  Geschäfte  einer 
Lebensversicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit  könnten  demnach  nur  Handels- 
geschäfte sein. 

Nach  der  Reichsgesetzgebung  —  vergl.  Allgemeines  deutsches  Handels- 
gesetzbuch Art.  271;  vergl.  auch  Puchelt,  Kommentar  hierzu  Bd.  II,  S.  18, 
S.  30  —  sind  aber  solche  GeschJ'.'ce  nicht  Handelsgeschäfte;  zu  diesen  gehört 
die  Uebernahme  von  Versicherungen  , gegen  Prämie";  das  ist  bekanntlich  der 
terminus  technicus  für  die  gewerblichen  Versicherungsgeschäfte  im  Gegen- 
satze zu  den  nichtgewerblichen,  d.  s.  eben  Versicherungen  auf  Gegenseitig- 
keit (Puchelt  1.  c.  S.  IB);  die  ausdrückliche  Aufführung  der  ersteren  bekundet 
deutlich  genug  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  Versicherungen  auf  Gegenseitigkeit 
von  dem  Begriffe  der  Gewerbsmässigkeit  zu  eximieren. 

Hieran  hat  denn  auch  die  Judikatur  unabänderlich  festgehalten. 

In  Sachen  der  Deutschen  Feuerversicherungsgesellschaft  auf  Gegenseitigkeit 
in  Nürnberg  c.  Zeuner  erkennt  das  R.O.H.-Gericht  mit  Urteil  vom  1.  De- 
zember 1871,  dass  die  genannte  Gesellschaft  als  Handelsgesellschaft  sich  nicht 
auffassen  lasse;  denn  „ihr  Zweck  sei  darauf  gerichtet,  dass  sich  die  als  Ge- 
nossenschaft vereinigten  Personen  gegenseitig  versichern";  zwar  seien  feste 
Prämien  einzuzahlen,  diese  aber  erscheinen  nur  als  Vorschüsse  zur  Bestreitung 
der  Ausgaben,  und  es  komme  in  Betracht  einerseits,  dass  Nachschüsse  vorge- 
sehen und  überhaupt  die  Genossenschafter  für  alle  Genossenschaftsschulden 
haftbar  erklärt  seien,  andererseits,  dass  der  Nettogewinn  der  Hauptsache  nach 
als  Dividende  unter  die  Mitglieder  verteilt  werden  solle. 

Derselbe  Gerichtshof  erklärt  in  dem  Urteil  vom  3.  Mai  1872  in  Sachen 
Heller  c.  die  Forstschadenversicherungsgesellschaft  zu  Landsberg  a.  W. : 

„Die    verklagte    Gesellschaft    ist    ein    auf    Gegenseitigkeit    gegründeter 

Verein und  daher  weder  eine  Handelsgesellschaft  im  Sinne  der  Art.  85  ff". 

des  H.G.B.'s,  noch  eine  Aktiengesellschaft  etc." 

In  seinem  Urteil  vom  17.  September  1875  in  Sachen  Brunn  c.  Handlung 
Rholand  &  Dietrich  führt  derselbe  Gerichtshof  aus: 

„In  dem  jetzt  zur  Entscheidung  vorliegenden  Falle   handelt   es   sich   um 

eine    Vieh-    etc.    Versicherungsgesellschaft    auf   Gegenseitigkeit Die 

gedachte  Gesellschaft  ist  —  wie  dies  nach  den  Statuten  fast  aller  Versicherungs- 
gesellschaften auf  Gegenseitigkeit,  durch  welche  die  Möglichkeit  eines 
Gewinnes  für  die  Mitglieder,  welche  Versicherer  und  Versicherte  in  einer 
Person  sind,  ausgeschlossen  ist,  der  regelmässige  Fall  ist  —  keine  Er- 
werbsgesellschaft im  Sinne  des  Tit.  17,  T.  I.  des  A.L.R.'s". 

Die  gleiche  Auffassung  bekundet  das  Reichsgericht  I.  Civilrenat  in  seinem 
Urteil  vom  29.  Januar  1881  in  Sachen  H.  c,  die  Lebensversicherungsgesellschaft  P. 

und 
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der  nämliche  Gerichtshof  (II.  Civilsenat)  in  seinem  Urteil  vom  5.  April  1881  in 
Sachen  Dresden -Stuttgarter  ünfallversicherungsbank  c.  Eisenhüttenwerk  K. 
In  den  Entscheidungsgründen  zu  diesem  letzteren  Urteil  wird  der  rechtliche 
und  wirtschaftliche  Charakter  der  Versichei'ungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit 
klar  und  scharf  dargelegt. 

„Bei  Versicherungsgenossenschaften  auf  Gegenseitigkeit"  —  heisst  es 
daselbst  —  „verpflichten  sich  die  Mitglieder  untereinander  zu  gemeinschaftlicher 
Tragung  der  von  den  einzelnen  versichei-ten  Schäden.  Jeder,  der  einen  Ver- 
sicherungsvertrag mit  der  Genossenschaft  schliesst,  tritt  damit  regelmässig  in 
ein  zwiefaches  Rechtsverhältnis :  er  wird  Versicherter,  gleichzeitig  aber  Mitglied 
der  versichernden  Genossenschaft.  Indem  er  sich  von  der  eigenen  Gefahr  befreit, 
das  Recht  auf  den  Ersatz  der  ihn  treffenden  Schäden  aus  dem  Genossenschafts- 
vermögen erwirbt,  übernimmt  er  zugleich  die  Gefahren  der  anderen  Genossen- 
schafter, die  Pflicht  zum  Mitersatz  der  fremden  Schäden.  Was  der  einzelne 
an  Prämien  und  Nachschüssen  zur  gemeinsamen  Kasse  beiträgt,  ist  nicht  allein 
Gegenleistung  für  die  ihm  gebührenden  Leistungen  der  Genossenschaft,  sondern 
auch  —  und  dies  vorwiegend  —  eine  genossenschaftliche  Leistung.  Diese  Bei- 
träge machen  einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Vermögens  aus,  welches  die 
Genossenschaft  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  verwendet;  sie  gelten  als  Einlagen 
in  die  Genossenschaft;  nach  ihrer  Höhe  berechnet  sich  der  Geschäftsanteil  des 
Einlegers.  Als  eigentliche  (feste)  Versicherungsprämien  sind  sie  nicht  anzu- 
sehen. Aus  der  Versicherung  gegen  feste  Prämie  gedenkt  der  Versicherer 
Gewinn  zu  ziehen;  die  Prämie  verbleibt  ihm,  selbst  wenn  dem  Versicherten 
kein  Schaden  entstanden  ist.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  Versiche- 
rung auf  Gegenseitigkeit.  Hier  erwartet  der  Versicherer,  die 
Genossenschaft,  keinen  Gewinn  aus  dem  Versicherungsgeschäfte; 
die  gegenseitige  Versicherung  soll  lediglich  dem  einzelnen  die  Tragung  der 
Gefahr  durch  Verteilung  des  wirklichen  Schadens  auf  alle  erleichtern.  Die 
zum  voraus,  bei  Beginn  der  Versicherungszeit,  unter  der  Benennung  „Prämie" 
den  Mitgliedern  abgefordei-ten  Geldbeträge  sind  an  sich  blosse  —  die  Genossen- 
schaft sicherstellende  —  Vorschüsse  auf  das,  was  möglicherweise  künftig  an 
Schädenvergütungen  zu  zahlen  ist.  Bei  Ablauf  der  Versicherungszeit 
erhält  der  einzelne  das  nicht  Verbrauchte  nach  Abzug  der  Ver- 
waltungskosten und  Reserven  zurück;  ein  etwaiger  Mehrbedarf 
wird  durch  Nachzahlungen  der  Mitglieder  gedeckt." 

Aus  dem  Vorstehenden  erhellt  zur  Genüge,  dass  nacli  der  wirtschafts- 
wissenschaftlichen Begriffsbestimmung,  nach  der  Auffassung  landes-  und  reichs- 
gesetzlicher Vorgänge,  nach  dem  ausdrücklichen  Wortlaute  oberstrichterlicher 
Entscheidungen  die  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  kein  Gewerbe- 
betrieb ist. 

Eine  flüchtige  Beleuchtung  der  Vorgänge  bei  diesem  Geschäfte  und  der 
Organisation  der  ihm  gewidmeten  Anstalten  wird  diese  Uebereinstimmung  voll- 
kommen erklären. 

Eine  Versicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit,  beispielsweise  meine  Voll- 
machtgeberin, die  Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  zu  Gotha,  deren 
landesherrlich  bestätigte  Verfassung  dem  hohen  Gerichtshofe  ich  hiemeben  in 
einem  Drnckexemplare   vorzulegen    mir    gestatte,    pflegt   ihre   Leistungen   dem 
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Publikum  allerdings  ebenso  wie  eine  gewerbliche  Versicherungsunternehmung 
durch  Vermittler  anzubieten,  und  teils  ein  ,  gewiss  nur  rühmlicher,  Wetteifer, 
teils  die  Ueberzeugung,  dass  mit  der  Ausdehnung  des  Geschäftes  die  Sicherheit 
und  die  sonstigen  Vorteile  der  Versicherten  wachsen,  treibt  die  Verwaltung  an, 
kein  anständiges  Mittel  zur  Erweiterung  ihrer  Klientel  unversucht  zu  lassen. 
Diese  Bemühungen  und  die  Formen,  in  denen  sie  sich  bewegen,  geben  dem 
Geschäft  —  ich  will  es  gar  nicht  leugnen  —  den  äusseren  Anstrich  des 
Gewerbebetriebes;  ja  auch  einige  Merkmale  des  Gewerbebetriebes  treffen  hier 
zu,  z.  B.  die  Regelmässigkeit  und  Berufsmässigkeit  der  Arbeit,  der  Austausch 
von  Rechten  und  Leistungen.  Aber  das  wichtigste  jener  unterscheidenden 
Merkmale,  und  dasjenige,  welches  allein  für  die  Steuergesetzgebung  in  Betracht 
kommen  könnte,  nämlich  die  auf  Gewinn  gerichtete  Absicht,  fehlt  hier 
vollkommen. 

Wer  sollte  auch  bei  einer  solchen  Unternehmung  Gewinn  erstreben? 

Das  die  Verwaltung  der  Anstalt  besorgende  Personal  und  ihre  Agenten 
beziehen  Vergütungen  für  ihre  Arbeit,  bei  meiner  Vollmachtgeberin  das  Ver- 
waltungspersonal fixierte  Gehalte,  welche  zu  dem  Umfange  der  Geschäfte  nicht 
in  einem  bestimmten  Verhältnisse  stehen,  die  Agenten  Provisionen,  welche  je 
nach  der  Ergiebigkeit  der  Vermittlerarbeit  steigen  oder  fallen. 

Aber  die  Beamten  und  Agenten  einer  Versicherungsanstalt  auf  Gegen- 
seitigkeit bilden  nicht  die  Anstalt;  an  sie  ist  auch  bei  den  vorliegenden 
badischen  Steuergesetzen  in  den  zur  Beschwerde  Anlass  gebenden  Bestimmungen 
nicht  gedacht;  sie  unterliegen  der  Einkommenbesteuerung  mit  den  Vergütungen, 
welche  sie  für  ihre  Dienste  beziehen,  je  an  ihrem  Wohnorte. 

Die  Anstalt  als  solche  müsste  Gewinn  erzielen  sollen  und  können, 
wenn  bei  ihr  von  einem  Gewerbebetriebe  und  also  von  einer  Einkommens- 
und Gewerbebesteuerung  die  Rede  sein  sollte. 

Die  Anstalt  als  solche  ist  eine  juristische  Person,  eine  Genossenschaft  von 
Versicherten,  welche  zugleich  Versicherer  sind. 

Diese  zahlen  gewisse,  nach  technischen  Grundsätzen  für  verschiedene 
Altersstufen  verschieden  bemessene  und  mit  kleinen  Zuschlägen  zu  den  Ver- 
waltungskosten versehene  Beiträge  in  eine  gemeinschaftliche  Kasse  und  sichern 
dadurch  sich  oder  ihren  Hinterbliebenen  im  Voraus  bestimmte  Zuwendungen 
für  ihren  Todesfall  oder  für  den  Fall,  dass  sie  einen  bestimmten  Zeitpunkt 
erleben. 

Diese  Beiträge,  in  der  Geschäftssprache  nach  Analogie  „Prämien"  genannt 
—  obwohl  es  sich  hier  juristisch  gesprochen  nicht  um  Versicherung  gegen 
Prämie  handelt  —  werden  von  der  Verwaltung  verzinslich  angelegt  und 
zur  Bestreitung  der  jährlich  vertragsmässig  zu  bewirkenden  Auszahlungen,  sowie 
der  Verwaltungsauf  wände  verwendet.  Den  Rest  bilden  einmal  die  sogenannte 
Prämienreserve,  d.  i.  der  mathematisch  feststehende,  für  spätere  vertragsmässige 
Auszahlung  von  Versicherungssummen  erforderliche  Betrag,  und  dann,  sofern 
ausserdem  noch  etwas  vorhanden  ist,  der  Ueberschuss.  (Es  ist  hier  von  einem 
„Betriebskapital"  nicht  die  Rede,  weil  ein  solches  in  der  That  bei  einer  solchen 
Unternehmung  gar  nicht  vorhanden  zu  sein  braucht,  und  z.  B.  bei  meiner 
Vollmachtgeberin  schon  seit  fünf  Jahrzehnten  nicht  mehr  vorhanden,  aber  auch 
in  keiner  Weise  nötig  ist.     Wenn  der  Bescheid  der  Steuerdirekt^on   ferner   mit 
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Rücksicht  auf  meine  Vollmachtgeberin  deduziert,  dass  der  Zins  ,des  Reserve- 
fonds" und  der  dem  Reservefonds  zufliessende  Teil  der  Ueberscliüsse  Ertrag  sei, 
so  wird  dabei  der  Charakter  des  bei  dieser  Anstalt  bestehenden  einzigen 
Reservefonds,  nämlich  der  Prämienreserve,  welche  nur  durch  Verzinsung  auf 
ihre  dem  Risiko  genau  entsprechende  Sollhöhe  gebracht  werden  kann,  voll- 
kommen verkannt,  und  zugleich  eine  durchaus  unzutreffende  Annahme  gemacht, 
da  gar  kein  Teil  der  Ueberschüsse  dem  „Reservefonds"  zufliegst.  Die  Ueber- 
schüsse  jedes  Jahres  werden  von  der  Verwaltung  mehrere  Jahre  —  bei  der  von 
mir  vertretenen  Anstalt  fünf  Jahre  lang  —  aufbewahrt,  damit  aus  diesem 
Sicherheitsfonds  etwa  vorkommende  unvorherzusehende  Verluste  gedeckt  werden 
können,  und  kommen  dann  zur  Ausschüttung  an  die  Versicherten  dergestalt, 
dass  hierdurch  ihre  künftigen  Prämienzahlungen  entsprechend  gemindert  werden, 
oder  als  Barrückgewähr  auf  früher  geleistete  Prämienzahlungen.  Dagegen  be- 
steht, wie  bei  allen  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit,  so  auch  bei 
meiner  Vollmachtgeberin,  die  Bestimmung,  welche  bei  einer  so  alten  und  normal 
entwickelten,  auch  umfangreichen  Anstalt  freilich  kaum  jemals  praktisch  werden 
kann,  dass,  wenn  sich  die  geleisteten  Beiträge  einmal  als  unzureichend  erweisen 
sollten,  die  Versicherten  Nachschüsse  je  nach  Höhe  ihrer  regelmässigen  Beitrags- 
leistung zu  zahlen  haben.) 

Die  Absicht  der  Unternehmung  ist  also  nicht  auf  Gewinne,  sondern 
auf  möglichst  vollkommene  und  möglichst  billige  Befriedigung  des 
Lebensve r sich erungsbedürfnisses  der  Versicherten  gerichtet,  welche 
zugleich  Versicherer  sind,  und  in  ihrer  Gesamtheit  mathematisch  genau  das 
zurückempfangen,  was  sie  in  ihrer  Prämie  zuviel  gezahlt  haben,  und  diejenigen 
Beträge  nachträglich  entrichten  müssen,  um  welche  ihre  regelmässigen  Zah- 
lungen hinter  dem  Bedarfe  zurückblieben. 

Von  einem  Gewerbebetriebe,  von  einem  Einkomm  en  der  An- 
stalt kann  hier  also  entfernt  nicht  die  Rede  sein.  Was  man  Gewinn 
aus  dem  Geschäftsbetriebe  allenfalls  nennen  könnte,  ist  nichts,  als  die  Zuviel- 
leistung der  Versicherten,  welche  von  einer  sorgsamen  Verwaltung 
eine  Weile  aufbewahrt,  verzinslieh  angelegt  und  dann  den  Ver- 
sicherten wieder  zugeführt  wird,  so  dass  diese  ausgängig  nur  so  viel, 
aber  genau  so  viel  Beitrag  zu  zahlen  haben,  als  dem  wirklichen  Bedarfe 
entspricht. 

Ein  Blick  auf  den  Rechnungsabschluss  meiner  Vollmachtgeberin  für  das 
Jahr  1884,  welcher  hier  beiliegt,  gibt  zu  diesen  Ausführungen  sofort  die  ent- 
sprechende Illustration. 

Die   Bank    hatte    im    Jahre    1884    eine    Einnahme    an    sogen.   Prämien. 
Zinsen,  Miete  und  uneigentlichen  Einnahmen  im  Gesamt- 
betrage von M.  21,877,557  33  Pf.. 

die  Ausgaben  für  Sterbe-  und  Abgangsfälle,  Dividenden 

(d,   8.   rückgewährte    Zuvielzahlungen    aus   früheren 

Jahren)  und  Verwaltungskosten  betrugen     .     .     .     .      „    15,317,558  1(5     , 

der  Ueberschuss  des  Jahres  1884,  welcher  sonach  .  .  .  M.  6,559,999  17  Pf. 
betragen  würde,  mindert  sich,  weil,  wie  auf  Seite  12  des  Berichtes  erläutert  ist. 
von   dieser  Summe   einige   nichteigentliche   Einnahmen   etc.  abgezogen   werden 
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müssen,  auf M,     0,035,884  22  Pf. 

Der  Gesamtfonds  weist  diese  Ziffer  als  reinen  Ueberschuss 
pro  1884,   ferner   die   zurückgestellten  Ueberschüsse 

für  die  Jahre  1880  bis  1883  mit „  19,767,127  59     , 

nach.     Diese  zusammen M.  25,803,011  81  Pf. 

betragenden  Ueberschüsse  kommen  nun  im  laufenden  und  den  folgenden  vier 
.Uihren  zur  Ausschüttung  an  die  Beteiligten  lediglich  in  der  Form  der 
Rückgewähr  auf  früher  (gewissermassen  vorschussweise)  geleistete 
Zuvielzahlung. 

Der  Gesamtfonds  enthält  ferner,  von  kleineren  einstweilen  zu  reservieren 
gewesenen  Posten  abgesehen,  die  sogenannte  Prämienreserve  mit  M.  85,756,909, 
d.  i.  lediglich  der  Wert  der  laufenden  Policen  am  Jahresschlüsse,  oder  der 
Betrag,  der  nach  mathematischer  Berechnung  unbedingt  vorhanden  sein  muss, 
damit  die  Bank  ihre  vei-tragsmässigen  Verpflichtungen  erfüllen  könne  —  ein 
Fonds,  den  die  Versicherten  sich  sicherstellen  mussten ,  um  des  gevdss  zu  sein, 
dass  ihre  vertragsmässigen  Ansprüche  im  Momente  der  Fälligkeit  erfüllt 
werden  können. 

Nirgends  also  ist  und  kann  die  Rede  sein  von  einem  Gewinne  im  gewerb- 
lichen Sinne,  von  einem  Gewinne,  der  ein  Steuerobjekt  abgeben  könnte,  oder 
von  einem  Steuerobjekt  für  eine  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  überhaupt. 

Und  so  ist  denn  meine  Vollmachtgeberin  in  den  langen  Jahren  ihres 
Bestehens  niemals  zu  einer  Einkommen-  oder  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen worden,  in  wie  vielen  verschiedenen  Staatsgebieten  und  unter  wie 
vielen  verschiedenen  Legislaturen  auch  immer  sie  ihre  grossartige,  lediglich 
gemeinnützige  und  höchst  segensreiche  Aufgabe  zu  erfüllen  gehabt  hat. 

Die  Heranziehung  derselben  zur  Einkommen-  und  Gewerbebesteuerung 
in  Baden,  welche  jetzt  auf  Grund  der  eingangserwähnten  neuen  Steuergesetze 
versucht  wird,  ist  offenbar  unzulässig,  weil  nach  dem  Bundes-  (jetzt  Reichs-) 
Gesetze  vom  13.  Mai  1870  in  den  Einzelstaaten  solche  Personen,  welche  daselbst 
nicht  domizilieren,  nur  dann  und  insoweit  zu  den  direkten  Staatssteuem  heran- 
gezogen werden  dürfen,  als  sie  daselbst  mit  Grundbesitz  angesessen  sind  oder 
ein  Gewerbe  betreiben,  meine  Vollmachtgeberin  aber  in  Baden  keinen  Grund- 
besitz hat,  und,  wie  ausführlich  nachgewiesen  ist,  ihr  Geschäftsbetrieb  durch- 
aus kein  Gewerbe  ist. 

Wenn  in  dem  Bescheide  der  Steuerdirektion  bemerkt  wird,  dass  die 
Anwendbarkeit  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1870  auf  juristische  Personen  nicht 
zweifellos  sei,  so  wird  dieser  Bemerkung  um  deswillen  kein  Gewicht  beiza- 
messen  sein,  weil  diese  angeblich  im  Bundesrat  aufgetauchte  Frage  jedenfalls, 
wie  auch  der  Bescheid  selbst  ausführt,  im  Bundesrat  nicht  zur  Entscheidung 
gekommen  ist,  und  weil,  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  gegenüber,  eine  Legal- 
interpretation erforderlich  wäre,  wenn  juristische  Personen  von  dem  Schutze 
des  Gesetzes  eximiert.  werden  sollten. 

Wollte  man  aber  weiter  auf  den  Titel  des  Gesetzes  als  eines  „Gesetzes 
wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung"  Bezug  nehmen,  um  die  Anwend- 
barkeit des  §  3  des  Gesetzes  auf  den  meine  Vollmachtgeberin  betreffenden  Fall 
auszuschliessen,  so  würde  dem  doch  entgegenzuhalten  sein,  dass,  angesichts  des 
§  1  des  Gesetzes,  ganz  unzweifelhaft  eine  nicht  gewerbliche  Unternehmung  auch 
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dann  von  einem  anderen  Bundesstaate,  in  dem  sie  auch  betrieben  wird,  nicht 
mit  direkten  Steuern  belegt  werden  darf,  wenn  sie  wirklich  von  dem  Bundes- 
staate, in  dem  sie  ihr  eigentliches  Domizil  hat,  nicht  besteuert  ist,  wenn 
sich  also  die  Besteuerung  in  dem  ersteren  Bundesstaate  durchaus  nicht  als 
Doppelbesteuerung  herausstellen  würde. 

Bei  der  Fassung  des  ganzen  Gesetzes  und  insbesondere  derjenigen  des 
§  3  ist  das  Gesetz  augenscheinlich  von  der  Tendenz  geleitet,  jede  direkte 
Besteuerung  eines  nicht  in  dem  besteuernden  Staate  domizilie- 
renden Subjektes  schlechtweg  unmöglich  zu  machen,  ausser  wo 
es  sich  um  Gewerbebetrieb  und  Grundbesitz  handelt.  Handelt  es  sich 
um  diese  Steuerobjekte,  so  soll  der  Bundesstaat,  welcher  nicht  auf  seinem  Ge- 
biete domizilierenden  Personen  wegen  dieser  Steuerquellen  Steuern  auferlegt,  gar 
nicht  nötig  haben,  zu  fragen,  ob  der  Domizilstaat  von  denselben  Personen 
Steuern  erhebe  oder  nicht.  Handelt  es  sich  aber  um  andere  Steuerobjekte,  so 
ist  der  Nichtdomizilstaat  überhaupt  nicht  berechtigt,  direkte  Steuern  anzu- 
sinnen  —  gleichviel,  was  der  Domizilstaat  gethan  oder  gelassen  hat.  Muss 
dies  aber  zugegeben  werden ,  so  leuchtet  die  Notwendigkeit ,  sich  einer  wider- 
natürlichen Legalinterpretation  des  Wortes  „Gewerbe"  seitens  der  Landes- 
gesetzgebung zu  enthalten,  alsbald  ein,  und  erscheint  jede  derartige  Inter- 
pretation als  eo  ipso  nichtig  und  wertlos ,  wie  sie  auch ,  hingesehen  auf  ihre 
formelle  Verfassungsmässigkeit,  zu  stände  gekommen  sein  möge. 

Wenn  ich  zum  Schlüsse  den  hohen  Gerichtshof  noch  ersuche,  einen  Blick 
auf  die  von  meiner  Vollmachtgeberin,  um  der  Form  zu  genügen,  abgegebene 
Steuerdeklaration  zu  werfen ,  so  geschieht  es ,  um  an  diesem  Dokumente  zu 
zeigen,  was  man  von  einer  Lebensversicherungsanstalt  verlangt,  wenn  man  sie 
nach  den  vorliegenden  gesetzlichen  Bestimmungen  besteuern  will,  und  wie  eigent- 
lich, ganz  abgesehen  von  der  schützenden  reichsgesetzlichen  Bestimmung,  schon 
die  Natur  der  Sache  es  verbietet,  eine  derartige  Besteuerung  nur  überhaupt 
in  Frage  zu  ziehen. 

Die  Steuererklärung  (Anlage  la)  ist  aus  der  nach  Anweisung  auf  dem 
gelieferten  und  vorschriftsmässigen  Formulare  gefertigten  Aufstellung  (Anlage  Ib) 
hervorgegangen. 

Wie  oben  bemerkt,  sollen  als  steuerbares  Einkommen  von  Versicherungs- 
anstalten 5  Prozent  ihres  gewerblichen  Betriebskapitals  gelten;  soll  das  Betriebs- 
kapital dieser  Anstalten  nach  Massgabe  ihrer  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer 
bemessen  werden,  und  zwar  soll  es  der  Bruttoprämieneinnahme  gleichgestellt 
sein,  welche  für  Versicherungen  im  Lande  nach  mittlerem  Stande  jährlich 
bezogen  wird. 

Nach  Beilage  Ib  sollte  nun  erst  der  Jahresertrag  der  ganzen  Unter- 
nehmung für  die  drei  Jahre  1882  bis  1884  angegeben  werden.  Die  unter  A 
daselbst  ermittelten  Reste  sind  nichts,  als  die  Gesamtüberschüsse,  welche  meine 
Vollmachtgeberin  in  den  genannten  Jahren  durch  die  Zuvielzahlung  ihrer 
Versicherer  und  Versicherten  erzielt  hatte,  und  welche  daher  je  fünf  Jahre 
später  wieder  zur  Prämienminderung  oder  zur  Barzahlung  behufs  Wiederersatzes 
zuviel  gezahlter  Beiträge  verwendet  werden. 

Sub  B  der  Anlage  Ib  soll  nun  für  die  genannten  drei  Jahre  der  Anteil 
Badens  an  den  sogenannten  Jahreserträgen   dergestalt   ermittelt  werden,   dass 
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die    letzteren    mit    der    Gesamtbruttoprämieneinnahme    aus    Baden    verglichen 
werden. 

In  Spalte  3  sind  die  Ueberschüsse  der  Jahre  1882/83  unter  der  durchaus 
unpassenden  Bezeichnung:  ^ Jahresertrag  der  ganzen  Unternehmung"  eingestellt. 
Es  leuchtet  ein,  dass,  was  eine  Versicherungsanstalt  auf  Gegenseitig- 
keit, weil  sie  es  in  den  Beiträgen  der  Versicherten  zuviel  erhalten 
hat,  an  diese  zurückzugewähren  hat,  nicht  als  „Jahresertrag" 
aufgefasst  werden  kann. 

In  Spalte  4  ist  die  Bruttoprämieneinnahnie  meiner  Vollmachtgeberin 
für  die  nämlichen  Jahre  eingestellt,  in  Spalte  5  dagegen  die  von  den  badischen 
Agenten  der  Gothaer  Bank  vermittelte  Bruttoprämieneinnahme.  Diese  Summen 
sind  keineswegs  bloss  Beiträge  badischer  Staatsangehöriger,  da  erklärlicherweise 
auch  Angehörige  der  Nachbarstaaten  ihre  Beiträge  an  badische  Agenten  der 
Anstalt  entrichten.  Die  Bruttoprämieneinnahme,  welche  badische  Agenten  ver- 
mitteln, als  Betriebskapital  des  badischen  Geschäftes  aufzufassen,  entspricht 
der  Sachlage  in  keiner  Beziehung  und  verträgt  sich  mit  der  Kenntnis  des  Be- 
triebes der  Lebensversicherung  durchaus  nicht.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
von  einem  Betriebskapitale  bei  einer  Lebensversicherungsanstalt  auf  Gegen- 
seitigkeit überhaupt  nicht  die  Rede  sein  kann ,  kann  doch ,  selbst ,  wenn  man 
die  Analogie  zwischen  dem  Geschäft  einer  solchen  Anstalt  und  einem  Gewerbe- 
betriebe einmal  für  zulässig  erachten  will,  die  Bruttoprämieneinnahme 
der  Gothaer  Lebensversicherungsbank  aus  ihrem  badischen  Geschäft  ebenso- 
wenig als  ihr  dortiges  Betriebskapital  aufgefasst  werden,  wie  die 
Bruttoeinnahme,  welche  die  badische  Filiale  einer  Berliner  Hand- 
lung für  den  Verkauf  von  Waren  in  Baden  bezieht,  jemals  von 
Sachkundigen  als  das  Betriebskapital  der  fraglichen  badischen 
Handelsfiliale  bezeichnet  wird. 

Ueberdies  fliessen  die  Bruttoprämieneinnahmen  der  genannten  Bank  aus 
Baden  in  eine  gemeinsame  Kasse,  und  niemand  vermag  zu  bestimn;en,  ob  die 
badischen  Versicherer  und  Versicherten  in  ihrer  Gesamtheit  mit  ihren  Zahlungen 
genau  das  Risiko  ihrer  Versicherungen  decken,  oder  wieviel  mehr  oder  weniger, 
als  dem  Risiko  entspricht,  bestreiten. 

Ebendeshalb  repräsentiert  auch  der  vorschriftsmässige  Eintrag  in  Spalte  6 
keineswegs  den  Jahresertrag  des  badischen  Geschäfts  der  Gothaer  Bank,  ja  nicht 
einmal  genau  den  Betrag,  welchen  die  badischen  Versicherer  und  Versicherten 
auf  ihre  im  Voraus  geleisteten  Zahlungen  zui-ückzuempfangen  haben,  sondern 
lediglich  das  „x"  des  Ansatzes: 

Sp.  4  :  Sp.  3  =  Sp.  5  :  X 
und  beruht  die  ganze  Rechnung,  insoweit  sie  zur  Grundlage  einer  Einkommens- 
und Gewerbebesteuerung  genommen  werden  soll,  auf  den  willkürlichsten  Voraus- 
setzungen und  den  unberechtigtsten  Analogien. 

Die  Bruttoprämieneinnahme  einer  Versicherungsanstalt  auf  Gegenseitigkeit 
wird  selbstverständlich  in  jedem  Staate,  welcher  das  Einkommen  und  den 
Gewerbebetrieb  besteuert,  bereits  bei  den  steuerpflichtigen  Versicherten  als 
Bestandteil  ihres  Einkommens  besteuert;  der  von  der  Gegenseitigkeitsanstalt 
zurückgewährte  Anteil  (nach  Analogie  Dividende  genannt)  muss  von  den  Ver- 
sicherten noch  einmal  versteuert  wei'den  —  und  nun  soll  es  im  steuerfiskalischen 
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Interesse  noch  geboten  sein,  das  Geschäft  der  Anstalt  selbst,  welcher  zu  einem 
Gewerbebetriebe  das  wichtigste  Merkmal  fehlt,  bei  welcher  das  Subjekt,  dem 
es  auf  Gewinn  ankommen  könnte,  nicht  erfindlich  ist,  ebenfalls  zu  besteuern. 

Ich  halte  es  für  unanfechtbar,  dass  meine  Vollmachtgeberin  durch  die 
Natur  der  Sache,  durch  die  effektive  Unanwendbarkeit  der  Bestimmungen  der 
neuen  badischen  Gewerbe-  und  Einkommensteuergesetze  auf  ihre  Verhältnisse 
und  durch  das  Reichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  vor  der  ihr  angesonnenen  Be- 
steuerung in  Baden  geschützt  ist,  und  bitte,  gegenüber  den  Bescheiden  des 
Schatzungsrates  und  der  Steuerdirektion  vom  5.  September  und  bezw.  22.  De- 
zember v.  J.  demgemäss  entscheiden  zu  wollen. 

Hochachtungsvoll  etc. 

Hierauf  erging  unterm  7.  April  1886  das  folgende  Urteil  des 
grosslierzoglichen  Verwaltungsgerichtshofes : 

,In  Sachen  der  Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  zu  Gotha, 
Klägerin,  gegen  grossherzogliche  Steuerverwaltung,  Beklagte,  Steuerveranlagung 
betr.,  hat  der  Verwaltungsgerichtshof  in  seiner  Sitzung  vom  7.  April  1886,  an 
welcher  Teil  genommen  haben:  (folgen  die  Namen  der  Richter)  auf  die  gegen 
die  Entschliessung  der  Grossherzoglichen  badischen  Steuerdirektion  vom  22.  De- 
zember 1885  erhobene  Klage  für  Recht  erkannt: 

Die  Klage  wird   als  unbegründet,   unter  Verfällung    der  Klägerin  in 

die  Kosten  des  gerichtlichen  Verfahrens,  abgewiesen. 

Entscheidungsgründe. 

Die  in  Gotha  errichtete,  in  der  Eigenschaft  einer  juristischen  Person 
staatlich  anerkannte  Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  in  Gotha  beruht 
insofern  auf  Gegenseitigkeit,  als  die  Gesamtheit  der  Teilhaber  derselben  jedem 
einzelnen  Versicherten  für  die  Erfüllung  der  gegen  ihn  übernommenen  Ver- 
bindlichkeiten Gewähr  leistet  (§  1  der  Verfassung  der  Bank).  Da  die  Bank  im 
Grossherzogtum  Baden  einen  ständigen  Agenten  hat,  so  wurde  dieselbe  durch  Ent- 
schliessung der  grossherzoglichen  Steuerdirektion  vom  22.  Dezember  1885  Nr.  16,501 
in  üebereinstimmung  mit  dem  Schatzungsrate  unter  Berufung  auf  die  bestehenden 
badischen  gesetzlichen  Vorschriften  (Einkommensteuergesetz  vom  20.  Juni  1884 
Art.  30  III.  Ziff.  2  und  Art.  5  B.  Abs.  2)  zur  badischen  Gewerbe-  und  Ein- 
kommensteuer beigezogen. 

Hierwegen  hat  die  Bank  verwaltungsgerichtliche  Klage  mit  dem  Begehren 
erhoben,  zu  erkennen,  dass  sie  mit  jeder  direkten  Besteuerung  im  Grossherzog- 
tum Baden  zu  verschonen  sei,  wenn  und  sofern  sie  nicht  mit  Grundbesitz  in 
Baden  angesessen  sei. 

Zur  Begi'ündung  dieses  Begehrens  wird  angeführt:  Es  sei  zwar  unver- 
kennbar der  Wille  der  bestehenden  badischen  Steuergesetze,  dass  die  im  Gross- 
herzogtum vorgehenden  Geschäfte  auswärtiger,  auf  Gegenseitigkeit  gegründeter 
Versicherungsuntemehmen  zum  Gegenstande  der  badischen  Gewerbe-  und  Ein- 
kommensbesteuerung gemacht  werden;  allein  die  partikulargesetzlichen  Be- 
stimmungen seien  schlechthin  unverträglich  mit  den  Bestimmungen  des  all- 
gemeinen Reichsgesetzes  vom  13.  Mai  1870  wegen  Beseitigung  einer  Doppei- 
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besteuerung,  indem  hiernach  Deutsche  von  einem  andern  Bundesstaate  als  dem 
ihres  Wohnsitzes  nur  dann  und  insofern  mit  direkter  Steuer  belegt  werden 
dürfen,  als  sie  darin  Grundbesitz  haben  oder  ein  Gewerbe  betreiben;  dass  unter 
dem  Wort  „Gewerbe"  sowohl  nach  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche  als  nach 
der  Lehre  der  Wissenschaft  und  der  Praxis  der  Gerichte  nur  eine  solche  regel- 
mässige wirtschaftliche  Thätigkeit  gelten  könne,  die  auf  einen  Gewinn,  einen 
positiven  Erwerb  abziele ,  der  jedoch  in  einer  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten 
Versicherungsgesellschaft  nicht  bezweckt  werde,  weshalb  eine  solche  reichs- 
gesetzlich, entgegen  der  bezüglichen  badischen  Gesetzgebung,  auch  nur  da  mit 
direkter  Steuer  belegt  werden  könne,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  habe. 

Die  grossherzoglich  badische  Steuerverwaltung  sucht  dem  behaupteten 
Widerstreit  zwischen  dem  Reichsgesetze  und  den  badischen  partikulargesetz- 
lichen Bestimmungen  in  erster  Reihe  dadurch  zu  begegnen,  dass  sie  die  An- 
wendbarkeit des  angerufenen  Reichsgesetzes  zur  Beseitigung  einer  Doppel- 
besteuerung auf  juristische  Personen  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung hierfür  in  Abrede  stellt. 

Der  Gerichtshof  kann  jedoch  dieser  Auffassung  nicht  beitreten. 

Wenn  das  angerufene  Reichsgesetz  nicht  ausdrücklich  auch  der  sogen, 
juristischen  Personen  als  Subjekte  direkter  Staatssteuem  gedenkt,  so  darf  daraus 
nicht  gefolgert  werden,  dass  dieselben  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
ausgeschlossen  seien.  Eine  solche  Folgerung  verbietet  schon  die  Natur  des 
vom  Gesetze  geregelten  Verhältnisses  und  dessen  Gegenstandes,  der  direkten 
Staatssteuern,  die  als  regelmässige  Staatsabgaben  selbstverständlich  auch 
regelmässige  Einnahmen  der  Pflichtigen  zur  Grundlage  haben  müssen,  also 
Güter  und  Wirtschaften  voraussetzen ,  aus  welchen  die  Abgaben  regelmässig 
geschöpft  werden  können.  Güter  und  Wirtschaften  können  aber  faktisch  und 
rechtlich  nicht  bloss  physische  Einzelpersonen,  sondern  auch  einheitliche  Ver- 
bindungen mehrerer  und  vieler  solcher  besitzen  und  betreiben,  so  dass  die 
Steuerbarkeit  dieser  Objekte  von  der  Verschiedenheit  der  Steuersubjekte 
an  sich  ganz  unabhängig  ist.  Demgemäss  verfügt  auch  §  3  des  Reichsgesetzes 
ausdrücklich,  dass  „der  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines  Gewerbes 
und  das  aas  diesen  Quellen  herrührende  Einkommen  nur  von  demjenigen  Bundes- 
staate besteuert  werden  dürfe,  in  welchem  der  Grundbesitz  liegt  oder  das 
Gewerbe  betrieben  wird",  ohne  irgend  einen  Unterschied  bezüglich  dieser 
Steuerbarkeit  je  nach  der  möglichen  Verschiedenheit  der  betreffenden  Steuer- 
subjekte zu  machen.  Es  ist  daher  klar,  dass  der  §  3  des  Reichsgesetzes  nicht 
bloss  auf  physische  Personen,  sondern  auch  auf  einheitliche  Verbindungen  von 
solchen  ohne  Rücksicht  auf  deren  juristische  Konstruktion  angewendet  werden 
muss,  sofern  nur  die  Verbindung  als  Besitzer  der  gesetzlich  bezeichneten 
Steuerobjekte  staatlich  zu  gelten  hat. 

Die  grossherzoglich  badische  Steuerverwaltung  bestreitet  aber  in  zweiter 
Reihe  auch  die  Richtigkeit  der  klägerischen  Behauptung,  dass,  die  Anwendbarkeit 
des  fraglichen  Reichsgesetzes  auf  juristische  Personen  angenommen,  zwischen 
dem  Inhalte  des  §  3  des  Reichsgesetzes  und  jenem  der  partikulargesetzlichen 
badischen  Bestimmungen  insofern  ein  unlöslicher  Widerspruch  obwalte,  als  auf 
Gegenseitigkeit  beruhende  Versicherungsgesellschaften  kein  Gewerbe  betreiben 
und  keine  Erwerbsgesellschaften  seien.  Die  badische  Steuervevwaltung  beruft 
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sich  für  ihre  Ansicht  teils  darauf,  dass  das  Reichsgesetz  den  Begrifi,  der  mit 
dem  Worte  Gewerbe  zu  verbinden  sei,  nicht  selbst  bestimme,  diese  Bestimmung 
somit  jedem  Einzelstaate  insoweit  anheimstelle,  als  sie  keine  Doppelbesteuerung 
zur  Folge  habe,  teils  darauf,  dass  wenigstens  das  spezielle  Unternehmen  der 
Klägerin  in  der  That  zugleich  ein  erwerbendes  sei,  folglich  insoweit,  als  es 
mittelst  eines  ständigen  Agenten  im  Grossherzogtum  betrieben  werde,  auch 
nach  der  eigenen  Auslegung  der  Klägerin  dem  §  3  des  Reichsgesetzes  unterstellt 
werden  müsse. 

Der  Gerichtshof  hält  den  letzten  Grund  für  zutreffend  und  daher  die 
Klage  selbst  dann  für  unbegründet,  wenn  man  den  ersten  Grund  der  gross- 
herzoglichen Steuerverwaltung  nicht  anerkennen  wollte. 

Gibt  man  nämlich  die  Ansicht  der  Klägerin  als  richtig  zu,  dass  dem 
Worte  Gewerbe  in  §  3  des  Reichsgesetzes  ein  die  Steuerbefugnis  der  Einzel- 
staaten allgemein  beschränkender  bestimmter  Begriff  unterstellt  werden 
müsse,  so  kann  derselbe,  da  dies  Wort  je  nach  der  Verschiedenheit  der  Lebens- 
beziehung, in  der  es  gebraucht  wird,  einen  verschiedenen  Sinn  hat,  nur  durch 
Analyse  auf  Grund  derjenigen  Verhältnisse  gefunden  werden,  welche  das 
Reichsgesetz  eigens  zu  regulieren  beabsichtigt,  d  i.  auf  Grund  der  im  Deutschen 
Reiche  bestehenden  staatssteuerlichen  Verhältnisse.  Ein  Blick  hierauf 
aber  zeigt,  dass  in  diesem  Kreise  von  Verhältnissen  das  Wort  Gewerbe  bald 
in  einem  engeren  Sinne  gebraucht  wird,  wonach  es  im  Gegensatz  zu  den 
Objekten  der  Grund-,  Klassen-  und  Rentensteuer  ein  aus  Kapital  und  Arbeit 
zusammengesetztes  erwerbendes  Unternehmen  bedeutet,  bald  in  einem 
weiteren  Sinne,  demgemäss  das  Wort  überhaupt  jede  dauernde  erwerbende 
Thätigkeit,  also  auch  die  rein  persönliche  Arbeit,  Dienste  und  sonstige  Berufs- 
thätigkeiten  umfasst.  Immerhin  ergibt  sich  so  viel  als  gewiss,  dass  bei  dem 
Ausdruck  , Gewerbe"  im  Sinne  des  §  3  des  Reichsgesetzes  nur  an  eine  auf 
Erwerb  gerichtete  Thätigkeit  zu  denken  ist,  wobei  als  Erwerb  im  Hinblick  auf 
die  natürlichen  Grundlagen  jeder  direkten  Besteuerung  nicht  jeder  wirtschaftliche 
Vorteil,  z.  B.  auch  die  Abwendung  von  Schaden  und  Verlust,  sondern  nur  eine 
positive  Vermögensvermehrung  in  Gestalt  von  Einnahmen  u.  s.  w.  gelten  kann. 

Die  Klägerin  bestreitet  nun  aber,  dass  den  auf  Gegenseitigkeit  be- 
ruhenden Versicherungsgesellschaften  überhaupt  der  Charakter  von  erwerben- 
den Unternehmungen  zukomme,  so  dass  dieselben  von  einem  Partikularstaate, 
in  dem  sie  nicht  ihren  Wohnsitz  haben,  nach  §  3  des  Reichsgesetzes  auch  nicht 
direkt  besteuert  werden  dürften. 

Eine  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Versicherungsgesellschaft,  die  in 
ihrem  ständigen  Geschäftsgebahren  keinerlei  dauernde  erwerbende  Thätigkeit 
entfaltet,  ist  zwar  nicht  undenkbar.  Aber  ebensowenig  ist  zu  verkennen,  dass 
eine  solche  Gesellschaft  in  Wirklichkeit,  insbesondere  wenn  sie  von  grösserem 
Umfange  ist,  einer  gleichzeitigen  dauernden  erwerbenden  Thätigkeit  sich  gar 
nicht  entschlagen  kann,  sofern  sie  nicht  geradezu  unzweckmässig  verfahren 
will.  Denn,  abgesehen  von  der  notwendigen  Ansammlung  und  Anlegung  eines 
Reservefonds,  kann  sie  sich  verständigerweise  nicht  damit  begnügen,  die 
periodisch  fälligen  Versicherungsprämien  der  Mitglieder,  insoweit  sie  nicht  zur 
Auszahlung  fälliger  Versicherungen  sofort  zu  verwenden  sind,  lediglich  anzu- 
sammeln und  brachliegend  aufzubewahren,   vielmehr  wird    sie   sich   gedrungen 
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erachten,  den  ihr  jeweils  sich  ergebenden  Prämienüberschuss  als  Kapital  mittelst 
verzinslichen  Ausleihens  zur  fruchtbringenden  Anlage  zu  bringen.  Sobald 
eine  auf  Gegenseitigkeit  gegründete  Versicherungsgesellschaft  dazu  gelangt, 
eine  auf  solchen  Erwerb  abzielende  ständige  Einrichtung  zu  treifen  und 
geschäftsmässig  mittelst  jedermann  zugänglicher  Bureaus  und  ständiger  Ge- 
sellschaftsbeamten als  förmliche  Darlehensbank  zu  betreiben,  so  haftet  der 
Gesellschaft  nach  dieser  Richtung  unbestreitbar  auch  der  Charakter  eines 
erwerbenden  Unternehmens  an.  Denn  wenn  auch  ein  einzelner  oder 
eine  Gesellschaft  darum  noch  nicht  als  gewerbsmässige  Ausleiher  bezeichnet 
werden  können,  weil  sie  hie  und  da  in  vereinzelten  Fällen  Kapital  ausleihen, 
so  muss  eine,  obgleich  auf  Gegenseitigkeit  beruhende,  Gesellschaft  doch  dann 
dafür  gelten,  wenn  sie  geschäftsmässig  periodische  Beiträge  ihrer  Mitglieder 
ansammelt,  daraus  Kapitalien  bildet  und  diese  mittelst  ständiger  Einrichtung 
zur  Verzinsung  ausleiht,  weil  in  einem  solchen  Unternehmen  alle  wesentlichen 
Merkmale  eines  Gewerbes  auch  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  gegeben  sind. 

Ob  nun  die  Klägerin  sich  gleichzeitig  auch  einer  solchen  erwerbenden 
Thätigkeit  hingibt,  darüber  geben  die  von  ihr  vorgelegten  Statuten  und  der 
Rechnungsnachweis  für  das  Jahr  1885  vollgenügenden  Aufschluss. 

Nach  §  5  der  Statuten  bestehen  die  Einnahmen  der  Bank  ausser  den  Prämien- 
geldern in  den  Zinsen  von  den  ausgeliehenen  Kapitalien  und  in  zu- 
fälligem Agiogewinn ;  alles  was  nach  Abzug  der  Ausgaben  (für  fällige  Versicherungs- 
summen, Dividenden,  Verwaltungskosten  u.  s.  w.)  übrig  bleibt,  fliesst  in  den  Bank- 
fonds, der  alle  vorrätigen  Zahlungsmittel  derselben  umfasst;  nach  §  13  geschieht 
die  Benützung  des  Bankfonds  durch  zinstragende  Ausleihung,  welche  vor- 
zugsweise in  den  Staaten,  aus  welchen  die  zu  verleihenden  Gelder  eingegangen 
sind,  bewirkt  werden  soll;  nach  §  32  hat  ein  Bankbureau  als  Verwaltungs- 
behörde der  Anstalt  alle  auf  Versicherung,  auf  Einziehung,  Ausleihung  und 
Auszahlung  von  Bankgeldern  und  auf  Buch-  und  Rechnungsführung  der  Anstalt 
Bezug  habenden  Geschäfte  zu  besorgen,  namentlich  Kapitalien  zu  kündigen  und 
auszuklagen  etc.  oder  auch  diese  und  andere  Geschäfte  durch  von  ihm  Bevoll- 
mächtigte vollziehen  zu  lassen;  dem  Bureau  steht  nach  §  37  ein  ständiges 
Ausleihungskomitee  zur  Beratung,  Begutachtung  und  Prüfung  zur  Seite; 
nach  §  38  ff.  stellt  die  Bank,  soweit  ihr  Wirkungskreis  sich  erstreckt,  Agenten 
an,  die  als  Mittelspersonen  zwischen  der  Bank  und  dem  Publikum  Anmeldungen 
anzunehmen,  die  Prämiengelder  zu  empfangen,  die  Unterbringung  der  Gelder 
zu  fördern  haben  u.  s.  w.;  über  die  einzelnen  Anträge  auf  Geldausleihungen 
werden  jeweils  besondere  Beratungen  durch  sachkundige  Versicherte  oder 
sonstig  sachverständige  Personen  als  Agentur  aus  Schüsse  für  den  betreffenden 
Anlageort  gepflogen  (§  41  ff.). 

Nach  dem  Rechenschaftsberichte  für  das  Jahr  1884  beträgt  die  Prämien- 
einnahme dieses  Jahres  über  16  Millionen  Mark,  die  Einnahme  an  Zinsen  von 
Ausleihungen  über  5,120,000  Mark,  die  Einnahme  an  Agio-  und  Diskontogewinn 
1528  Mark. 

Diese  Angaben  genügen,  um  darzuthun,  dass  die  Bank  einen  sehr  gross- 
artigen Erwerb  aus  ihrer  ständigen  Einrichtung  für  verzinsliche  Geldausleihung 
erzielt,  ihre  Thätigkeit  daher  in  dieser  Beziehung  mit  vollem  Rechte  als  eine 
gewerbliche  auch  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  zu  gelten  hat. 
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Es  fragt  sich  daher  nur  noch,  ob  die  Klägerin  ihr  erwerbendes  Unter- 
nehmen auch  im  Grossherzogtum  Baden  betreibt.  Das  badische  Gesetz  nimmt 
dies  ohne  weiteres  an,  sobald  die  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Versicherungs- 
gesellschaft einen  Agenten  im  Lande  bestellt  hat.  Diese  gesetzliche  An- 
nahme wird  im  vorliegenden  Falle  unzweifelhaft  auch  durch  die  That  be- 
stätigt. Denn  schon  ein  Blick  auf  die  vorgelegten  Gesellschaftsstatuten  und 
die  darin  enthaltenen  Verpflichtungen  des  Agenten  zeigt,  dass  dieser  als 
ständiges  Organ  der  Gesellschaft  in  deren  Namen  und  für  sie  nicht  nur  die 
Gewinnung  und  Beibringung  der  periodischen  Prämien  aus  seinem  Geschäfts- 
kreise zu  besorgen,  sondern  auch  bei  der  verzinslichen  Anlegung  der  daraus 
gebildeten  Kapitalien  geschäftsmässig  mitzuwirken  hat,  so  dass  in  Wirklichkeit 
ein  Geschäftsbetrieb  der  Gesellschaft  im  Grossherzogtum  statt- 
findet. 

Wenn  sonach  die  badische  Staatssteuerverwaltung  die  Klägerin  nach 
Massgabe  der  badischen  Steuergesetze  als  rechtlich  verpflichtet  behandelt,  aus 
ihrem  im  Grossherzogtum  betriebenen  Unternehmen  die  Gewerbesteuer  und  aus 
dem  daraus  fliessenden  Einkommen  die  Einkommensteuer  zu  entrichten,  so  wider- 
streitet diese  Behandlung  einerseits  nicht  dem  angerufenen  Reichsgesetze  und 
entspricht  anderseits  den  bestehenden  badischen  Steuergesetzen  auf  Grund  der 
thatsächlichen  Voraussetzungen,  an  welche  diese  eine  Steuerpflicht  der  Klägerin 
knüpfen.  Gegenüber  der  Kritik  der  Klägerin  bezüglich  der  badischen  Normen 
über  die  Bildung  und  Berechnung  der  betreft'enden  Steuerkapitale  erübrigt  nur 
die  Bemerkung,  dass  hierin  für  ein  Gericht  nach  seiner  verfassungsmässigen 
Bestimmung  kein  Grund  gefunden  werden  kann,  diese  Normen  für  unwirksam 
zu  erachten,  nachdem  einmal  die  Steuerpflicht  der  Klägerin  an  sich  als  mit 
dem  Reichsgesetze  in  Einklang  stehend  anzuerkennen  ist. 

Aus  diesen  Gründen  musste  die  Klage  als  unbegründet  abgewiesen  werden. 

Karlsruhe,  den  7.  April  1886. 

Wir  kommen  auf  dieses  Urteil  weiter  unten  zurück,  und  werden 
bei  der  Kritik  desselben  die  Schwierigkeit  der  Lage  des  Gerichts- 
hofes, der  über  die  materielle  Rechtsbeständigkeit  landesgesetzlicher 
Bestimmungen,  welche  formell  verfassungsmässig  zustande  gekommen 
waren,  und  deren  Verleugnung  grosse  Verlegenheiten  bereitet  haben 
würde,  urteilen  sollte,  nicht  vergessen. 

Die  Lebensversicherungsbank  f.  D.  hatte  den  Instanzenzug  er- 
schöpft; nur  wenige  andere  gleichbeteiligte  Anstalten  waren  den 
nämlichen  Weg  gegangen;  auch   ihnen    erblühte   kein  besseres  Los. 

Inzwischen  hatten  aber  elf  deutsche  Versicherungsanstalten  auf 
Gegenseitigkeit,  zwei  Teuer-,  eine  Hagel-  und  acht  Lebensversiche- 
rungsanstalten, unter  letzteren  die  Gothaer,  sich  darüber  verständigt, 
auch  den  Weg  der  Petition  an  die  badischen  Kammern,  und,  vor- 
sorglich auf  den  Fall  hin,  dass  auch  dieser  nicht  zum  Ziele  führen 
sollte,  den  Weg  der  Beschwerde  beim  Bundesrate,  zu  beschreiten. 
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In  der  ersten  Hälfte  des  November  1885  ging  die  Petition  an 
die  badisclien  Kammern,  Ende  November  die  Eingabe  an  den  Bundes- 
rat ab.  Mit  den  Petitionen  konnte  nicht  gewartet  werden,  bis  der 
von  einzelnen  Anstalten  beschrittene  Rechtsweg  zum  Ziele  gelangt 
war,  weil  die  Kammern  soeben  zu  einer  Herbstsitzung  zusammen- 
traten, in  welcher  auch  die  neue  Steuergesetzgebung  aus  andereiii 
Anlasse  wieder  zur  Verhandlung  kommen  musste.  Die  Eingabe  an 
den  Bundesrat  aber  Hess  man  auf  den  Rat  kundiger  Personen  schon 
jetzt,  und  ohne  den  Beschluss  der  Kammern  auf  die  Petitionen  ab- 
zuwarten, abgehen;  schafften  die  Kammern  im  Vereine  mit  der  Re- 
gierung Abhilfe,  so  war  die  Beschwerde  beim  Bundesrate,  welcher 
derartige  Angelegenheiten  nicht  zu  beschleunigen  pflegt,  erledigt, 
im  anderen,  schon  damals  wahrscheinlicheren,  Fall  konnte  nun  der 
Bundesrat,  wenn  er  die  Beschwerde  für  begründet  erachtete,  immer 
noch  eingreifen. 

Die  Petition  an  die  Kammern  weicht  in  ihren  Ausführungen 
nicht  wesentlich  von  der  obigen  Klagschrift  der  Lebensversicherungs- 
bank f.  D.  zu  Gotha  ab;  das  Petitum  ist  darauf  gerichtet,  dass  die 
Kammern  demnächst  die  verfassungsmässige  Initiative  zur  Wieder- 
beseitigung der  die  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  mit 
der  Steuerpflicht  im  Grossherzogtum  belastenden  Bestimmungen  des 
Einkommen-  und  Gewerbesteuergesetzes  ergreifen  möchten.  Die 
erste  Kammer  verhandelte  über  die  an  sie  gelangte  Petition  am 
20.  Februar  1886.  Der  Berichterstatter,  Geheimerat  Professor  Dr. 
H.  Schulze,  hatte  in  einem  ansführlichen  schriftlichen  Berichte  den 
Antrag  der  verstärkten  Budgetkommission:  „die  Petition  der  gross- 
herzoglichen Regierung  zur  Berücksichtigung  zu  empfehlen"  trefflich 
begründet.  Der  Bericht  beginnt  mit  einer  Geschichte  des  Zustande- 
kommens der  Bestimmungen,  welche  den  Gegenstand  der  Beschwerde 
bilden.  Er  geht  sodann  über  zu  einer  Darlegung  des  Wesens  des 
Versicherungsvertrages  und  der  Unterschiede  zwischen  Versicherung 
gegen  Prämie  und  Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  und  kommt  dabei, 
im  Einklänge  mit  ausdrücklich  angeführten  fachwissenschaftlichen 
Aussprüchen  und  richterlichen  Sentenzen  zu  dem  Schlüsse,  dass  die 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  keine  Handels- 
geschäfte und  überhaupt  keine  gewerblichen  Unterneh- 
mungen seien.  „Daran  haben  bis  zum  Jahre  1884  alle  deutschen 
Landesgesetzgebungen  festgehalten,  vor  allem  hat  auch  das  badische 
Erwerbsteuergesetz  vom  25.  August  1876  Art.  8  Abs.  5  die  Asse- 
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kuranzunternehmungen ,  soweit  sie  auf  Gegenseitigkeit  beruhen,  von 
der  Erwerbsteuer  ausgenommen,  gewiss  in  der  richtigen  Erkenntnis, 
dass  diese  Anstalten,  im  Gegensatz  zu  anderen  Versicherungsanstalten, 
eben  keine  gewerblichen  Unternehmungen  sind,  und  kein  selbständiges 
steuerbares  Einkommen  haben.  Dieser  Ansicht  ist  auch  die 
grossherzogliche  Regierung  bei  Vorlage  eines  allgemeinen 
Einkommensteuergesetzes  gewesen,  hat  sich  aber  schliess- 
lich dem  Antrage  der  IL  Kammer  gefügt,  um  das  Zustande- 
kommen des  Gesetzes  überhaupt  zu  ermöglichen.  Bezeich- 
nend für  den  Gang  der  Verhandlungen  in  der  hohen  IL  Kammer 
ist  die  Aeusserung  eines  angesehenen  Mitgliedes  derselben  in  einer 
zu  Schwetzingen  am  5.  Mai  d.  J.  (1885)  gehaltenen  Rede:  »Als  ein 
der  Kommission  und  der  IL  Kammer  zur  Last  fallender  Verstoss 
gegen  das  Prinzip  des  Gesetzes  ist  die  Beiziehung  der  Gegen- 
seitigkeitsvereine anzusehen,  von  welchen  .  .  .  nach  einer  willkür- 
lich geschaffenen  Grenze  .  .  .  die  Versicherungsanstalten  mit  Agenten 
trotz  des  Protestes  der  Regierung,  herbeigezogen  wurden.  Bei 
diesen  existiert,  richtig  verstanden,  überhaupt  kein  Ein- 
kommen und  ist  deshalb  auch  keine  Einkommensteuer  ge- 
rechtfertigt.« Die  I.  Kammer,  welcher  ganz  am  Schlüsse  der 
Sitzungsperiode  der  von  der  IL  Kammer  angenommene  Entwurf  vor- 
gelegt wurde,  hat  sich  aus  demselben  Grunde  wie  die  Regierung 
diesen  Veränderungen  nicht  widersetzt,  obgleich  schon  damals  in  der 
Budgetkommission  gewichtige  Bedenken  gegen  diese  Heranziehung 
der  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  gehegt  wurden." 

Der  Bericht  spricht  die  üeberzeugung  aus,  dass  solche  An- 
stalten, gleichviel,  ob  in  Baden  domiziliert,  oder  wo  sonst,  überhaupt 
nicht  zur  Einkommensteuer  herangezogen  werden  können.  „Den 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  aber"  —  heisst  es  nun 
weiter  — ,  „welche  in  anderen  Staaten  des  Deutschen  Reiches  domi- 
ziliert und  in  Baden  zum  Geschäftsbetriebe  zugelassen  sind,  kommt 
noch  ein  anderes,  entscheidendes  staatsrechtliches  Moment  zu  statten, 
welches  von  allen  Mitgliedern  der  Kommission  als  ein  zwingendes 
betrachtet  wurde,  indem  es  sich  dabei  um  die  Beseitigung 
eines  Widerspruches  zwischen  deutschem  Reichsrecht  und 
badischer  Landesgesetzgebung  handelt."  Und  nun  folgt  der 
gründliche  Nachweis  der  Unverträglichkeit  der  badischen  Steuer- 
gesetze mit  dem  Gesetze  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung 
vom  13.  Mai  1870,  welcher  mit  den  nämlichen  Argumenten  geführt 
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nrd,  wie  sie  in  der  obigen  Klagschrift  enthalten  sind.  „Es  können 
[also"  —  so  schliesst  dieser  Abschnitt  des  Berichtes  —  „Versiche- 
[rungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit  nicht  mit  dem  Betriebe  ihres  Ge- 
[  werbes  in  Baden  besteuert  werden,  weil  sie  nach  dem  in  der  Wissen- 
schaft wie  in  der  Judicatur  der  Reichsgerichte  feststehenden  Begriffe 
[gar  keine  gewerblichen  Unternehmungen  sind,  und  somit  vom  „Be- 
f-triebe  eines  Gewerbes"  —  bei  ihnen  gar  nicht  die  Rede  sein  kann. 
[Eine  willkürliche  Definition  des  Gewerbebetriebes,  sollte  sie  auch 
iselbst  landesgesetzlich  versucht  werden,  würde  unzulässig  sein,  weil 
sie  gegen  die  klare  Absicht  des  Reichsgesetzes  Verstössen  würde, 
welches  jedenfalls  das  Wort  Gewerbebetrieb  in  dem  herge- 
brachten technischen  Sinne  verstanden  hat.  Würde  man 
jede  andere  wirtschaftliche  Thätigkeit  beliebig  als  Ge- 
werbe bezeichnen  dürfen,  so  würde  das  Reichsgesetz  völlig 
illusorisch  gemacht  werden  können." 

In  der  Verhandlung  über  diesen  durch  den  Berichterstatter 
mündlich  erläuterten  und  ergänzten  Bericht  zeigte  es  sich,  dass  die 
I.  Kammer  völlig  auf  Seiten  ihrer  Kommission  stand;  nur  ein  Redner 
machte  Einwendungen,  welche  freilich  der  Beweisführung  des  Be- 
richterstatters nicht  gelten  und  nicht  Abbruch  thun  sollten,  noch 
konnten.  Der  Regierungsvertreter  erklärte,  dass  die  Staatsregierung 
ihre  aus  dem  ursprünglichen  Gesetzentwurfe  deutlich  hervorgehende 
Auffassung  zwar  auch  heute  noch  festhalte,  dass  aber  auch  der  zur 
Geltung  gekommenen  entgegengesetzten  Auffassung  keineswegs  jede 
Berechtigning  abzusprechen  sei,  und  dass  dies  durch  eine  bereits  er- 
gangene Entscheidung  des  in  der  Sache  kompetenten  Gerichtshofes 
—  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichshofes  auf  eine  Klage  der 
Stuttgarter  Lebensversicherungs-  und  Ersparnisbank  — ,  aus  der  er 
die  wesentlichen  Sätze  verlas,  bestätigt  worden  sei.  Im  ganzen  beob- 
achtete seine  Rede  eine  gewisse  erklärliche  Reserve,  offenbar  unter 
dem  Eindrucke,  dass  es  nicht  möglich  sein  werde,  in  der  IL  Kammer 
den  in  der  I.  schon  vorherzusehenden,  den  Petenten  günstigen,  Er- 
folg ebenfalls  herbeizuführen.  Die  I.  Kammer  trat  dem  Antrage 
ihrer  Kommission  mit  allen  gegen  eine  Stimme  bei. 

Anders  war  in  der  That  der  Verlauf  d  er  Verhandlung  über  die  Petition 
in  der  IL  Kammer,  welche  sich  damit  am  31.  März  1886  beschäftigte. 

Der  Berichterstatter,  Oberbürgermeister  Kraatz-Pforzheim,  hatte 
ebenfalls  einen  schriftlichen  Bericht  vorgelegt.  In  diesem  musste 
er   bekennen,   dass    die    grosse   Mehrheit    der    Kommission    einfache 
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Tagesordnung  beantrage  aus  Gründen,  die  er  ausführlich  darlegte. 
Die  Mehrheit  nehme  an,  dass  die  in  Frage  stehenden  Gesellschaften 
einen  Gewinn  erzielen  müssten,  da  sie  sonst  nicht  die  grossen  Ge- 
halte an  die  Beamten  würden  zahlen  können  (!),  und  dass  ihre  Thätig- 
keit  auch  insofern  als  eine  auf  Gewinn  abzielende  zu  betrachten  sei, 
als  sie  die  eingezahlten  Genossenschaftsbeiträge  so  lange  gewinn- 
bringend anlegen,  bis  sie  derselben  bedürfen  (!).  Würde  nun  in 
einer  gewissen  Zeitperiode  kein  Schadensersatz  zu  leisten  sein  (!),  so 
könnte  es  vorkommen,  dass  die  Mitglieder  ihre  vorausgezahlten  Bei- 
träge sogar  mit  den  erwachsenen  Zinsen  zurückerhalten  würden,  was 
denn  doch  gewiss  als  ein  Gewinn  (der  Anstalten?)  angesehen  werden 
müsste.  Es  sei  überhaupt  als  feststehend  anzusehen,  dass  keine  Ge- 
nossenschaft ins  Leben  gerufen  werde,  um  Verluste  zu  erleiden  (!); 
auch  der  wirtschaftliche  Vorteil,  der  dem  Versicherten  dadurch  er- 
wachse, dass  er  im  Falle  eines  Unglückes  auf  Schadensersatz  zu 
rechnen  habe,  sei  ein  Gewinn  (der  Anstalt?).  Auch  sei  in  der  Kom- 
mission geltend  gemacht  worden,  dass,  wollte  man  die  Petition  be- 
rücksichtigen, andere  ähnliche  Vereinigungen  sich  gleichfalls  beeilen 
würden,  Steuerbefreiung  zu  verlangen,  und  so  würde  man  das  Ende 
nicht  absehen  können  (!).  Von  anderer  Seite  wieder  sei  in  dem 
kaufmännischen  Betriebe  der  fraglichen  Gesellschaften  das  Kriterium 
für  die  Besteuerung  gefunden  und  besonders  hervorgehoben  worden, 
dass,  wollte  man  diese  auswärtigen  Gesellschaften  steuerfrei  lassen^ 
man  ähnliche  in  Baden  betriebene  kaufmännische  Geschäfte,  welche 
ihren  Gewinn  versteuern  müssen,  benachteiligen  (!)  und  das  Volk  in- 
direkt wenigstens  veranlassen  würde,  das  Geld  aus  dem  Lande  zu 
tragen  (!).  Offenbar  seien  die  Aufsuchung  und  Annahme  von  Ver- 
sicherungsanträgen, die  Vermittelung  des  Abschlusses  von  Versiche- 
rungen u.  s.  w,  gewerbliche  Handlungen,  und  deshalb  (?)  sei  die 
Heranziehung  der  auswärtigen  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitig- 
keit, welche  solche  Handlungen  in  Baden  durch  ihre  Agenten  vor- 
nehmen, zur  badischen  Gewerbesteuer  gerechtfertigt.  Uebrigens  habe 
das  Gesetz  grosse  Milde  gezeigt,  indem  es  die  in  Frage  befindlichen 
Gesellschaften  nur  in  geringem  Masse  zur  Steuer  heranziehe,  und 
dieselben  seien  finanziell  so  situiert,  dass  sie  die  Steuer  recht  wohl 
tragen  könnten  (!).  Endlich  könne  man  unmöglich  das  kaum  ins 
Leben  getretene  Gesetz  schon  wieder  abändern;  darunter  leide  die 
Stetigkeit  der  Gesetzgebung.  Aus  diesen  Gründen  beantrage  die 
Kommission,  über  die  Petition  zur  Tagesordnung  überzugehen. 
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Die  Minderheit  der  Kommission,  welcher  der  Berichter- 
statterangehörte, stand  vollkommen  auf  dem  Standpunkte,  welchen 
die  I.  Kammer  der  Petition  gegenüber  eingenommen  hatte.  Der  Be- 
richterstatter hat  denselben  in  seinem  Berichte  überzeugend  zum 
Ausdruck  gebracht.  Die  Argumente  sind  dieselben  und  konnten 
nicht  wohl  andere  sein,  als  diejenigen,  welche  in  allen  schon  er- 
wähnten, die  Auffassung  der  Petenten  vertretenden  Auslassungen 
benutzt  wurden.  Der  Bericht  enthält  ein  treues  und  unbefangenes, 
für  die  Kommissionsmajorität  nicht  eben  schmeichelhaftes,  Spiegel- 
bild der  einen  der  gegenüberstehenden  Anschauungen.  Die  Kammer- 
verhandlung war  lang  und  erregt.  Die  Redner  der  Majorität  kämpften 
mit  den  Gründen  der  Kommissionsmehrheit;  der  Regierungskom- 
missär erklärte  hier  deutlicher,  dass  die  Staatsregierung  dem  Ge- 
suche der  Petenten  günstig  gesinnt  sei;  die  Redner  der  Mi- 
norität verteidigten  die  Petition  mit  Wärme  und  Scharfsinn;  aber 
der  Mehrheitsantrag  der  Kommission  gelangte  mit  über- 
wiegender Stimmenmehrheit  zur  Annahme. 

So  waren  denn  die  beteiligten  Anstalten  ausschliesslich  noch 
auf  den  Erfolg  ihrer  Beschwerde  beim  Bundesrate  angewiesen.  Auf 
diesen  warten  sie  noch  heute.  Die  Eingabe  an  den  Bundesrat 
brauchen  wir  nicht  zu  analysieren.  In  ihrer  Argumentation  und  ihrem 
Gedankengang  entspricht  sie  ziemlich  genau  der  oben  mitgeteilten 
Klagschrift  der  Lebensversicherungsbank  f.  D.  zu  Gotha.  Selbst- 
verständlich ist  dort  der  Konflikt,  in  welchen  sich  die  badische  Steuer- 
gesetzgebung mit  der  Reichsgesetzgebung  gesetzt  hat,  etwas  schärfer 
betont  und  gründlicher  nachgewiesen.  Dieser  Konflikt  ist  die  stärkste 
Verteidigungswafi'e  der  auswärtigen  Gesellschaften.  Denn  —  wie 
widernatürlich  es  auch  sein  mag,  wirtschaftliche  Unternehmungen, 
welche  kein  Einkommen  haben  können  und  haben,  zur  Einkommen-, 
und  welche  kein  Gewerbe  betreiben,  zur  Gewerbebesteuerung  heran- 
zuziehen, und  wie  künstlich  die  Landesgesetzgebung  auch  operieren 
musste,  um  hier  ein  Steuerobjekt  zu  fingieren  —  nichts,  als  innere 
Gründe,  für  welche  der  Gesetzgeber  besonders  auf  dem  Gebiete  der 
Steuergesetzgebung  ja  manchmal  taub  ist,  bisweilen  taub  sein  muss, 
steht  der  direkten  Besteuerung  inländischer  Versicherungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit  in  deutschen  Bundesstaaten  entgegen,  und  wenn 
zu  einem  Einkommen-  und  Gewerbesteuergesetz  auf  Grund  des  Be- 
schlusses der  Kammern  ein  Zusatz  gemacht  wird,  der  im  Wider- 
spruche   steht  zu  dem  Grundprinzipe  dieser  Gesetze  —  so  mag  be- 
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sonders  der  Künstler,  welcher  das  ursprüngliche  Gesetz  entworfen 
hat,  diese  Verunstaltung  seines  Werkes  beklagen,  aber  die  dadurch 
Betroffenen  können  sich  an  und  für  sich  auf  diesen  s.  v.  v.  Schön- 
heitsfehler nicht  berufen,  um  sich  von  einer  Last  zu  befreien,  welche 
ihnen  daraus  erwächst,  dass  das  Gesetz  mit  seinem  Auswüchse  ver- 
fassungsmässig zu  stände  kommt. 

Die  hier  fraglichen  auswärtigen  Versicherungsanstalten  glauben 
aber  allerdings  im  vorliegenden  Falle  mit  gutem  Grunde  auf  das 
Reichsgesetz  vom  13,  Mai  1870  sich  berufen  zu  können,  welches 
entweder  die  von  ihnen  betonte  oder,  wenigstens  insoweit  es  vom 
Gewerbebetriebe  redet,  gar  keine  Bedeutung  hat,  welches  entweder 
im  vorliegenden  Falle  oder  niemals  eine  sichernde  Schutzwehr  bildet. 

In  dieser  Beziehung  erscheinen  denn  auch  die  Ausführungen 
des  oben  mitgeteilten  Urteils  des  Verwaltungsgerichtshofes  in  hohem 
Grade  befremdlich. 

Hiernach  soll  der  Ausdruck  „Gewerbebetrieb"  im  §  3  des 
Reichsgesetzes  so  gemeint  sein,  wie  er  im  einzelnen  Falle  im  steuer- 
fiskalischen Interesse  verstanden  werden  will,  soll  das  Reichsgesetz 
also  den  Bundesstaaten  als  Trägern  der  Steuerhoheit  es  überlassen 
haben,  ob  sie  darunter  verstehen  wollen,  was  der  Sprachgebrauch, 
die  Wissenschaft  und  die  Judikatur  übereinstimmend  darunter  ver- 
stehen, oder  was  sie  im  steuerfiskalischen  Interesse  darunter  ver- 
stehen wollen.  Was  würden  die  nämlichen  Richter  dazu  sagen, 
wenn  es  sich  um  eine  keineswegs  mehr  gewaltsame  Interpretation 
des  anderen  im  §  3  cit.  genannten  Steuerobjektes,  des  Grundbesitzes, 
handelte,  wenn  ein  Landesgesetz,  um  dem  §  3  des  Reichsgesetzes 
zu  entgehen,  Forensen,  welche  Häuser  und  Grundstücke  im  Lande 
gemietet  und  gepachtet  haben,  für  Grundbesitzer  erklären 
und  als  solche  behandeln  wollte? 

Die  Deduktionen  des  Urteils,  welche  darthun  sollen,  dass  Ver- 
sicherungsanstalten auf  Gegenseitigkeit  in  der  That  als  Gewerbs- 
unternehmungen aufzufassen  seien,  weil  sie  eine  „erwerbende  Thätig- 
keit  ausüben, "  halten  sich  so  sehr  auf  der  Oberfläche  der  Erscheinungen, 
dringen  so  wenig  in  das  Wesen  der  Sache  ein,  dass  sie  genau  so 
gut  auf  eine  rein  mildthätige  Stiftung,  ein  Diakonissenhaus  zur  Pflege 
Elender  und  Kranker  z.  B. ,  wie  auf  eine  Versicherungsanstalt  auf 
Gegenseitigkeit,  passen  würden.  Der  Gerichtshof  hat  ganz  ausser 
acht  gelassen,  dass  solche  Anstalten  zwar  wirtschaftliche  Unter- 
nehmungen   sind    und    sich   genau  so   gerieren,    wie   wirtschaftliche 
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Unternehmungen,  welche  auf  Gewinn  gerichtet  sind,  dass  sie  aber 
weder  ihren  Beteiligten,  welche  bei  günstiger  Wirtschaft  höchstens 
eine  Minderung  ihres  Opfers  erfahren,  noch  irgend  welchen  dritten 
Personen,  denen  sie  überhaupt  nichts  gewähren,  noch  der  juristischen 
Person  als  solcher  Gewinn  verschaffen  wollen  oder  können. 

In  diesem  Punkte  hat  auch  die  Mehrheit  der  IL  Kammer  das 
punctum  saliens  gänzlich  übersehen  oder  übergangen,  sich  nur  an 
die  Oberfläche  der  Erscheinungen,  an  die  äusserlichen  Analogien 
zwischen  den  Geschäften  der  Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitig- 
keit und  den  Erwerbsanstalten  derselben  Kategorie  gehalten  und 
sich  von  dem  dunklen  Drange,  den  grossartig  entwickelten  Instituten 
der  ersteren  Kategorie  irgendwie  „zu  Leibe  zu  gehen,"  leiten  lassen. 
Diese  Tendenz  ist  ihr  nicht  etwa  untergeschoben ;  sie  ist  von  einigen 
Rednern  der  Kammermehrheit  in  ihrer  Siegesgewissheit  ganz  unum- 
wunden und  unverblümt  zum  Ausdruck  gebracht  worden. 

Die  beteiligten  Anstalten,  welche  ja  grosse  und  gewichtige 
wirtschaftliche  Interessen  vertreten,  deren  Beeinträchtigung,  wenn 
hier  der  Dammbruch  nicht  ausgebessert  wird,  auch  überall  ander- 
wärts droht,  sind,  wie  gesagt,  jetzt  lediglich  auf  die  Hilfe  des  Bundes- 
rates angewiesen.  Für  diesen  mag  es  unbequem  sein,  eine  der 
bundestreuesten  Regierungen  ernstlich  daran  zu  erinnern,  dass  sie 
hier  eine  Verletzung  des  Reichsrechtes  wenn  nicht  verschuldet  habe, 
so  doch  habe  geschehen  lassen.  Aber  die  Konsequenzen  eines  müssigen 
Geschehenlassens  wären  übler,  als  das  Einschreiten  unbequem  ist. 
Die  Beschwerdeführer  haben  gebeten: 

„Hoher  Bundesrat  wolle  hochgeneigtest  die  badische  Regierung 
veranlassen,  die  Wiederbeseitigung  der  eingangs  erwähnten,  auf 
die  Herbeiziehung  von  Versicherungsunternehmungen  auf  Gegen- 
seitigkeit zur  badischen  Einkommen-  und  Gewerbesteuer  abzielenden 
Gesetzesbestimmungen  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  verfassungs- 
mässigen Mitteln  herbeizuführen." 

Die  grossherzoglich  badische  Staatsregierung  wird  sicherlich, 
wenn  ihr  eine  solche  Aufforderung  zugehen  sollte,  nicht  erwidern, 
sie  habe  durch  ihren  Kommissär  gelegentlich  der  Petitionsverhand- 
lungen alles  versuchen  lassen,  was  zur  Wiederbeseitigung  jener  Be- 
stimmungen ihrerseits  habe  geschehen  können,  aber  der  Erfolg  sei 
ausgeblieben.  Sie  wird  nicht  in  Abrede  stellen  können,  dass,  sobald 
der  Bundesrat  erklärt  hat,  die  fraglichen  Zusätze  des  Einkommen- 
und  Gewerbesteuergesetzes  seien  mit  dem  Reichsgesetze  vom  13.  Mai 
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1870  nicht  in  Einklang  zu  bringen,  ihr  der  IL  Kammer  gegenüber 
ganz  andere  Mittel  zu  Gebote  stehen,  um  ihren  ursprünglichen  Ent- 
wurf wieder  herzustellen,  als  welcher  sie  sich  bei  jenen  Verhand- 
lungen bedient  hat.  Und  der  Bundesrat  andererseits  wird,  wenn  er 
jene  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  sich  unmöglich  dabei  beruhigen 
können,  wenn  die  IL  badische  Kammer  erklärt,  sie  vermöge  nicht 
einzusehen,  dass  die  fraglichen  Zusätze  des  Landesgesetzes  sich  mit 
dem  Reichsgesetze  nicht  vertrügen. 

Jene  Ueberzeugung  muss  sich  aber  dem  Bundesrate  aufdrängen, 
wenn  er  erwägt,  dass  von  dem  Augenblicke  an,  wo  die  Auslegung, 
welche  der  §  3  des  Reichsgesetzes  in  dem  badischen  Steuergesetz 
gefunden  hat,  gut  geheissen  wird,  dieser  §  3  überhaupt  seine  Be- 
deutung zum  guten  Teile  verloren  hat. 

Für  die  grossherzoglich  badische  Staatsregierung  mag  es  ja 
schwierig  sein,  die  seiner  Zeit  aus  guten  Gründen  geduldete  Verun- 
staltung ihres  Gesetzentwurfes  wieder  zu  beseitigen;  aber  schwieriger 
noch  muss  es  für  sie  sein,  zu  dem  Geständnis  gezwungen  zu  bleiben, 
dass  durch  diese  Verunstaltung  grosse  gemeinnützige  Institute,  welche 
bisher  in  ihrem  Lande  eine  segensreiche  Thätigkeit  unangefochten 
entfalteten,  zu  Unrecht  geschädigt  werden. 

Den  meisten  der  geehrten  Leser  dieser  Zeitschrift  wird  es  be- 
fremdlich erscheinen,  dass  hier  in  einer  verhältnismässig  wenig  be- 
deutsamen Angelegenheit  eine  grosse  und  seltene  Staatsaktion  be- 
gehrt wird.  Aber  nicht  allzuhäufig  wird  ein  Landesgesetz  mit  einem 
wichtigen  reichsgesetzlichen  Grundsatze  in  so  augenscheinlichen  Kon- 
flikt geraten,  wie  es  hier  geschehen  ist,  und  die  wohlfundierte  Be- 
rufung von  Reichsangehörigen  auf  den  Schutz  der  Reichsgesetzgebung 
ist  an  sich  unter  allen  Umständen  eine  Angelegenheit,  die  einige 
Beachtung  verdient  und  besondere  Massregeln  rechtfertigt. 
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Die  Wehrsteuer. 

Beiträge  zur  Erkenntnis  und  Beurteilung  dieser  Steuer. 


Von 
Fr.  J.  Neumann. 


Einleitung.    Die  Wehrsteuer  und  die  Wissenschaft.     Die  Be- 
deutung der  Wehrsteuer  für  die  Gegenwart. 

Was  im  folgenden  geboten  wird,  sollen,  wie  die  Ueberschrift 
sagt,  lediglich  Beiträge  zur  Beurteilung  der  Wehrsteuer  sein.  Es 
Hegt  also  keineswegs  in  der  Absicht  des  Verfassers,  etwa  von  neuem 
alles  und  jedes  hier  wieder  vorzuführen,  was  bezüglich  der  Wehr- 
steuer und  ihrer  Geschichte  überhaupt  beigebracht  werden  könnte, 
und  dabei  dann  oft  Gesagtes  z.  B.  über  das  erste  Entstehen  dieser 
Steuer  in  Frankreich,  ihre  weitere  Entwickelung  in  der  Schweiz,  in 
Oesterreich  u.  s.  w.  sowie  über  alle  jene  früheren  zum  Teil  recht 
auffälligen  und  wunderbaren  Versuche  theoretischer  Konstruktion  und 
Rechtfertigung  der  Wehrsteuer  hier  zu  wiederholen. 

Was  gegeben  werden  soll,  ist  vielmehr  eine  gedrängte  Dar- 
legung der  wichtigsten  auf  die  Gesamtgeschichte  der  Wehrsteuer  be- 
züglichen Data  nebst  kurzen  historischen  Ausführungen  über  ähnliche 
Abgaben  ältester  Zeit,  sodann  eine  Erörterung  des  Wesens  dieser 
Steuer  und  ihrer  Stellung  zu  verwandten  Abgaben  und  endlich  und 
namentlich  eine  eingehendere  BehantUung  der  für  und  wider  dieselbe 
geltend  zu  machenden  Gründe  und  der  bei  ihrer  Gestaltung  zu  be- 
achtenden Grundsätze,  wobei  dann  auch  auf  die  mit  dieser  Steuer 
gemachten  Erfahrungen  und  manche  Ansichten  derjenigen,  welche 
sich  erfolgreich  früher  mit  dieser  Steuer  beschäftigt  haben,  zurück- 
zugreifen sein  wird. 

Anlass   zu  solchem  Versuche  war  für  den  Verfasser  einerseits 
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seine  Ueberzeugung  von  der  Bedeutsamkeit  der  für  die  Wehrsteuer 
geltend  zu  machenden  Momente  und  der  Hinfälligkeit  mancher  an- 
scheinend mit  Recht  gegen  sie  erhobenen  Einwendungen,  sodann  eine 
zunächst  aus  zufälligem  Umstände  hervorgegangene  längere  Beschäf- 
tigung mit  diesen  Dingen,  die  ihren  ersten  Anstoss  dadurch  erhielt, 
dass  der  Verfasser  in  dienstlicher  Stellung  fast  ein  Jahr  lang  Grelegen- 
lieit  hatte,  die  vielen  zum  Teil  geradezu  erschrecklichen  wirtschaft- 
lichen Nachteile  kennen  zu  lernen,  die  für  die  zur  Fahne  berufenen 
Mannschaften  der  Reserve  und  Landwehr  aus  vielmonatlicher  Tren- 
nung von  ihren  heimischen  Geschäften  in  den  Jahren  1870  und  1871 
hervorgehen  mussten;  vor  allem  aber  reizte  den  Verfasser  die  nicht 
geringe  Zahl  an  jene  Steuer  sich  knüpfender  eigentümlicher  und 
zum  Teil  besonders  schwieriger  Probleme  der  allgemeinen  Steuer- 
politik, welche  diese  Abgabe,  wie  man  wohl  sagen  darf,  zu  einer  der 
für  die  Theorie  interessantesten,  ja  gewissermassen  zum  Prüfstein 
gemacht  haben,  an  dem  diese  ihre  Kraft  erproben,  an  dem  sie  er- 
weisen kann,  wie  es  mit  der  Stichhaltigkeit  und  mit  der  Bedeutung 
und  Tragweite  ihrer  allgemeineren  Lehren  bestellt  ist. 

Während  im  übrigen  nämlich  bei  Behandlung  finanzwissen- 
schaftlicher Dinge,  wenigstens  soweit  es  sich  um  die  Erörterung 
einzelner,  insbesondere  indirekter  Steuern  handelt,  die  Theorie  der 
Praxis  gegenüber  zu  einer  mehr  untergeordneten  Stellung  verurteilt 
ist,  d.  h.  vorzugsweise  die  Beobachtungen  und  Erfahrungen  jener  sich 
zu  nutze  zu  machen,  danach  ihr  Urteil  über  die  Berechtigung  und 
Angemessenheit  der  einzelnen  Abgabe  sich  zu  bilden  und  danach 
auch  ihre  Vorschläge  für  die  Gestaltung  derselben  im  einzelnen  zu 
begründen  hat,  verhält  es  sich  mit  der  Wehrsteuer  in  allen  diesen 
Beziehungen  durchaus  anders. 

Erfahrungen,  die  mit  dieser  Abgabe  gemacht  sind,  können  auch 
von  Wert  sein,  und  sind,  soweit  sie  vorliegen,  sicherlich  nicht  zu  miss- 
achten. Aber  ganz  abgesehen  davon,  dass  von  solchen  Erfahrungen 
überhaupt  nur  in  geringem  Masse  die  Rede  sein  kann,  da  von  jener 
Steuer  bisher  nur  in  geringem  Umfang  Gebrauch  gemacht  worden 
ist  —  die  Bedeutung  dieser  Erfahrungen  an  sich  ist  auch  eine  unter- 
geordnete. Denn  über  die  vorzugsweise  interessierenden  Fragen  nach 
dem  Masse  der  Berechtigung  dieser  Steuer  an  sich  sowie  nach  den 
Grundsätzen,  die  bei  der  Gestaltung  derselben  zu  beachten  sind: 
wie  weit  dabei  dem  Prinzip  der  Leistung  nach  der  Leistungsfähigkeit 
oder  aber  dem  der  Leistung  nach  den  empfangenen  Vorteilen  u.  s.  w. 
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Rechnung  zu  tragen  sei,  ob  neben  den  beteiligten  Wehrpflichtigen  auch 
ihre  leistungsfähigen  Aszendenten  und  andere  Verwandte  zur  Steuer 
heranzuziehen,  oder  die  Leistungsfähigkeit  dieser  bei  Bemessung  der 
Steuer  doch  zu  berücksichtigen  sei  —  über  alle  diese  Dinge  können  uns 
jene  Erfahrungen  selbstverständlich  nicht  belehren,  über  sie  hat  viel- 
mehr gerade  die  Theorie  zu  entscheiden,  allerdings  eine  Theorie,  die 
sich  nicht  auf  die  Betrachtung  wirtschaftlicher  Dinge  beschränkt, 
sondern  darüber  hinausgreifend  sich  auch  der  nahen  Beziehungen 
zwischen  finanzwissenschaftlichen  Lehren  von  der  besten  Versorgung 
des  Staats  mit  wirtschaftlichen  Mitteln  und  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen von  den  Rechten  des  Staats  und  von  bürgerlicher  Pflicht  über- 
haupt bewusst  bleibt. 

Und  danach  sollen  denn  auch  hier  im  folgenden  nicht,  wie  es 
bei  Behandlung  dieser  Dinge  wohl  hie  und  da  geschehen  ist,  finanz- 
wissenschaftliche Erwägungen  und  Erwägungen  staatsrechtlicher  oder 
politischer  Natur  derart  auseinander  gehalten  werden,  als  ob 
diese  und  jene  gewissermassen  zwei  verschiedenen  Welten  angehörten, 
als  ob  nicht,  was  finanzwissenschaftliche  Betrachtung  ist,  gerade  des- 
halb, weil  es  solchen  Charakters  ist,  auch  eine  Betrachtung  politischer 
und  staatsrechtlicher  Natur  sein  muss.  Vielmehr  soll  im  folgenden 
ausschliesslich  nach  Objekten  gegliedert,  d.h.  von  der  historischen 
Einleitung  abgesehen,  alles  was  zu  erörtern  ist,  thunlichst  unter  der 
Gesamtheit  der  in  staatswissenschaftlichen  Dingen  überhaupt  in  Be- 
tracht zu  ziehenden  Gesichtspunkte  Behandlung  finden. 

Inwieweit  der  Verfasser  bei  alledem  hie  und  da  auch  zu  neuen 
Resultaten  gelangt  ist,  mögen  andere  beurteilen.  Im  Schlussresul- 
tate —  das  sei  schon  hier  konstatiert  —  weicht  er  von  vielen,  die 
vor  ihm  diese  Dinge  erörtert  haben,  nicht  sehr  erheblich  ab.  Er 
verkennt  gleich  diesen  nicht  die  mancherlei  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken, die  der  Durchführung  der  Wehrsteuer  überall  und  nament- 
lich auch  in  Deutschland  entgegenstehen.  Aber  er  meint  darthun 
zu  können,  dass  die  anscheinend  bedeutsamsten  unter  den  gegen  die- 
selbe erhobenen  Emwendungen,  soweit  sie  sich  namentlich  beziehen 
auf  eine  Schädigung  des  Militärdienstes  durch  die  Wehrsteuer  und 
auf  die  angeblich  notwendige  Mitbelastung  auch  der  Aszendenten 
der  Wehrpflichtigen,  ferner  auf  die  Frage  nach  der  Gerechtigkeit  einer 
Belastung  dieser  und  jener  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit,  sowie 
auf  die  Schwierigkeit  gerechter  Bestimmung  angemessener  Höhe 
solcher    Belastung    und    das    Bedenkliche    weiterer    Belastung    der 
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unteren  Klassen  der  Bevölkerung  mit  direkten  Steuern  —  entweder 
ganz  und  gar  unbegründet  oder  doch  nicht  derart  von  Bedeutung 
sind,  dass  um  ihretwillen  die  Wehrsteuer  zu  verwerfen  wäre. 

Mij  alledem  wäre  dann  freilich,  wie  hier  schon  betont  werden 
muss,  noch  keineswegs  dargethan,  dass  sich  die  Einführung  solcher 
Steuer  zur  Zeit  in  Deutschland  empfiehlt. 

Die  Entscheidung  dieser  Frage  hängt  vielmehr  —  ausser 
von  Erwägungen  der  bisher  berührten  Art  —  noch  von  manchen 
anderen  Dingen  ab,  auf  deren  Erörterung  einzugehen  hier  nicht 
beabsichtigt  wird,  da  dies  viel  zu  weit  führen  würde,  und  namentlich 
der  Verfasser  dieser  Zeilen  fern  vom  Centrum  des  Reichs  nicht  in 
der  Lage  ist  diese  Dinge  ausreichend  zu  beherrschen. 

Wer  darthun  wollte,  dass  sich  die  Einführung  einer  Wehrsteuer 
z.  B.  in  Deutschland  zur  Zeit  empfiehlt  oder  gar  Bedürfnis  ist,  der 
müsste  ganz  abgesehen  von  den  Vorzügen  dieser  Steuer  an  sich 
natürlich  auch  darthun,  dass  ein  entsprechender  Bedarf  an  wirt- 
schaftlichen Mitteln  dort  vorhanden  ist  und  dass  es  nicht  andere 
Steuern  gibt,  die  zur  Deckung  solchen  Bedarfs  in  gleichem  oder 
noch  höherem  Grade  geeignet  sein  möchten.  Und  gerade  auf  den 
Nachweis  dieser  Dinge  soll  hier  verzichtet  werden.  Ihn  zu  führen 
dürfte  die  Wissenschaft  überhaupt  weniger  berufen  sein  als  die  Ein- 
sicht des  gewiegten  Praktikers,  insbesondere  geeigneter  die  Gesetz- 
gebung direkt  vorbereitender  Organe. 

Dagegen  soll  nicht  verzichtet  werden  auf  die  Erörterung  einer 
anscheinend  ebenfalls  der  Theorie  entrückten  Frage,  die  wie  von 
erheblichster  Bedeutung  für  die  Entscheidung  jener  Organe  so  auch 
von  nicht  geringer  Wichtigkeit  für  die  theoretische  Würdigung  der 
hier  in  Rede  stehenden  Dinge  ist. 

Jedenfalls  ist  nämlich  allen  solchen  Ergänzungssteuern  wie  der 
Wehrsteuer  gegenüber  zweierlei  ernstlich  zu  prüfen,  erstens  von 
welcher  Bedeutung  diejenigen  wirtschaftlichen  Opfer  sind,  um  deren 
Ergänzung  oder  „anteilige  Ausgleichung"  es  sich  dabei  handelt, 
und  sodann  in  welchem  Masse  jene  Ergänzungssteuern  beitragen 
möchten  die  von  der  Gesamtheit  zu  tragende  Last  zu  mindern, 

Ist  die  letztere  Last  an  sich  eine  geringe,  so  stehen  der  all- 
gemeinen Steigerung  derselben  natürlich  viel  weniger  Bedenken  ent- 
gegen als  im  andern  Falle,  und  es  erscheint  dann  also  auch  weniger 
dringlich  zu  erwägen,  ob  solcher  Steigerung  eine  Belastung  der  hier 
in  Rede  stehenden  Art  vorzuziehen  ist,   bei  der  verschont   bleiben 
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soll,  wer  schon  in  anderer  Weise  dem  Staate  Opfer  bringt.  Nament- 
lich aber  ist  letztere  Erwägung  dann  natürlich  zu  entbehren,  wenn 
derartige  Sondersteuern  nur  geringen  Ertrag  geben  möchten,  oder  der 
Umfang  und  die  Bedeutung  jener  durch  sie  „auszugleichenden"  Opfer 
nicht  hoch  anzuschlagen  ist. 

Es  wird  im  folgenden  also  nicht  zu  umgehen  sein,  auch  der 
Höhe  der  von  der  Wehrsteuer  z.  B.  in  Deutschland  zu  erwartenden 
Erträge  zu  gedenken,  und  es  wird  namentlich  zu  erwägen  sein,  von 
welcher  Bedeutung  jene  mit  dem  Militärdienst  verbundenen  wirt- 
schaftlichen Opfer  sind,  die  anteilig  „auszugleichen"  resp.  zu  er- 
gänzen eben  Aufgabe  der  Wehrsteuer  ist. 

Dass  diese  Bedeutung  eine  erhebliche  sei,  ist  wie  bekannt  in 
neuerer  Zeit  mehrfach  bestritten.  Und  wer  sich  auf  diesen  Boden 
stellt,  ja  vielleicht  meint,  dass  jene  Opfer  im  allgemeinen  bereits 
durch  die  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteile  ausgeglichen  würden, 
die  der  Militärdienst  und  die  mit  ihm  verbundene  Schulung,  Ab- 
härtung, Stärkung  des  Charakters  u.  s.  w.  im  Gefolge  haben  —  dem 
muss  allerdings  die  Wehr-  oder  Militärersatzsteuer  auch  abgesehen 
von  anderen  gegen  sie  zu  erhebenden  Einwendungen  der  Berechtigung 
zu  entbehren  scheinen,  er  muss  ihre  Einführung  ebensowenig  ange- 
zeigt finden,  wie  etwa  die  Einführung  einer  Schöffen-  oder  Ge- 
schworenenersatzsteuer, oder  einer  Stadtrats-  oder  Stadtverordneten- 
ersatzsteuer u.  s.  w. 

Wer  jene  Opfer  aber  anders  beurteilt,  wem  das  Gewicht  und 
die  Bedeutung  derselben  beträchtlich  erscheinen  —  der  muss  über 
jene  Dinge  anders  denken.  Und  so  sei  dem  Verfasser  dieser  Zeilen, 
da  es  sich  hiebei  eben  um  für  das  Folgende  grundlegende  Dinge 
handelt,  schon  an  dieser  Stelle  noch  eine  Bemerkung  gestattet,  aus 
der  sich  zugleich  ergeben  soll,  dass  gerade  die  Gegenwart  wohl 
Veranlassung  haben  möchte,  der  Wehrsteuer  etwas  mehr  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden  als  dies  gemeinhin  geschieht. 

Nach  Ansicht  des  Verfassers  geht  man  nämlich  von  irriger 
Auffassung  aus,  wenn  man  —  wie  es  bei  Erörterung  dieser  Dinge 
allerdings  nicht  selten  geschieht  —  unter  jenen  wirtschaftlichen 
Opfern,  deren  Ergänzung  oder  „Ausgleichung"  hier  in  Frage  steht, 
vorzugsweise  oder  gar  ausschliesslich  diejenigen  ins  Auge  fasst, 
welche  direkt  aus  drei-  resp.  einjähriger  Dienstzeit  und  den  dieser 
Dienstzeit  folgenden  Uebungen  hervorgehen.  An  Umfang  und  Be- 
deutung dürften  diese  Opfer  weit  hinter  jenen  zurückstehen,  die  in 
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vielleicht  nicht  ferner  Zeit  von  den  Mannschaften  unserer  reserve- 
und  insbesondere  unserer  landvrehr-  und  landsturmpflichtigen 
Bevölkerung  verlangt  w^erden  könnten.  In  dieser  Beziehung  darf 
nämlich  nicht  unbeachtet  bleiben,  dass  w^ir  es  zur  Zeit  nicht  mehr 
allein  mit  jener  zwölfjährigen  Militärpflicht  zu  thun  haben,  mit  der 
früher  gerechnet  Mrurde,  von  der  sieben  Jahre  auf  den  Dienst  in  der 
Linie  resp.  Reserve  und  fünf  auf  den  bei  der  Landwehr  fielen,  sondern 
dass  man  in  der  Gegenwart  nach  dem  Gesetz  vom  12.  Februar  1875 
wehrpflichtig,  d.  h.  zur  Dienstleistung  bei  der  bewaffneten  Macht 
(Heer,  Marine,  Landsturm)  verpflichtet  im  ganzen  fünfundzwanzig 
Jahre,  nämlich  vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  42.  Lebensjahre 
ist,  und  dass  man  überdies  bis  zum  Ablauf  dieses  letzteren  Lebens- 
jahres ausser  zum  Landsturm  auch  zur  Landwehr  eingezogen  und 
in  dieser  gleich  andern  Teilen  des  Heeres  Verwendung  finden 
kann.  Wie  der  Landsturm  an  sich  nach  jenem  Gesetze  heute  nicht 
mehr  ein  „ungeregeltes  Massenaufgebot",  sondern  ein  organisierter 
Bestandteil  der  bewaffneten  Macht  geworden  ist,  der  um  als 
solcher  auch  nach  aussen  zu  gelten  mit  militärischer  Kleidung  oder 
doch  „weithin  erkennbaren"  militärischen  Abzeichen  zu  versehen 
ist,  dementsprechend  dann  auch  den  allgemeinen  militärischen  Ge- 
setzen und  Disziplinarvorschriften  unterstellt  ist  u.  s.  w.,  so  ist  jeder 
einzelne  Landsturmpflichtige  nach  jenem  Gesetze  auch  verpflichtet, 
über  jene  12  Jahre  hinaus  in  der  Landwehr  Dienste  zu  thun. 
Sagt  doch  der  §  5  jenes  Gesetzes  ausdrücklich,  dass  in  allen  Fällen 
„ausserordentlichen  Bedarfs"  —  und  wo  wäre  ein  solcher  in  Kriegs- 
fällen auf  die  Dauer  ausgeschlossen ?  —  die  Landwehr  „ aus  den 
Mannschaften  des  aufgebotenen  Landsturmes  ergänzt  werden"  kann, 
sobald  nur  die  verwendbaren  Mannschaften  der  Landwehr  und  der 
Ersatzreserve  zuvor  bereits  einberufen  sind.  Ja,  es  besteht  nach 
jenem  Gesetze  nicht  einmal  die  Verpflichtung,  bei  derartiger  Her- 
anziehung der  Landsturmpflichtigen  (bis  zum  42.  Lebensjahre)  etwa 
nach  Jahresklassen  vorzugehen,  d.  h.  also  mit  dem  jüngsten  Jahr- 
gang zu  beginnen  und  dann  zu  älteren  aufzusteigen.  Vielmehr  können, 
soweit  dies  dem  militärischen  Interesse  zu  entsprechen  scheint,  von 
vornherein  schon  alle  älteren  Jahrgänge  neben  den  jüngeren  einbe- 
rufen werden.  Nun  mag  das  an  sich  ja  eine  weise,  zweckmässige 
und  insbesondere  bei  der  jetzigen  Lage  der  Dinge  durchaus  gebotene 
Einrichtung  sein.  Alles  das  soll  am  wenigsten  hier  in  Frage  ge- 
stellt werden. 


Die  Wehrsteuer.  115 

Wer  aber  auch  nur  ein  wenig  Gelegenheit  hatte,  jenes  Elend 
kennen  zu  lernen,  das  schon  ein  relativ  kurzer  Kriegszustand  in 
den  Jahren  1870  und  1871  über  eine  grosse  Zahl  von  Familien  der 
damals  zur  Fahne  einberufenen  Reserve  und  Landwehrmannschaften 
brachte,  und  wer  namentlich  Einblick  in  jene  Schriftstücke  hatte, 
in  denen  die  Angehörigen  dieser  Mannschaften  für  die  letzteren  Ur- 
laub begehrten  und  insbesondere  in  den  späteren  Monaten  jener  Zeit 
die  Truppenkommandos  geradezu  bestürmten,  wenn  auch  nur  auf 
kürzeste  Zeit  Dienstfreiheit  zu  gewähren,  damit  im  Interesse  des 
Geschäfts  des  zur  Fahne  Berufenen  das  notwendigste  geschehe, 
damit  jenes  nicht  ganz  und  gar  der  Konkurrenz  der  Daheimgeblie- 
benen erliege,  damit  die  Nahrungsquelle  der  Familie  nicht  vollständig 
zum  Versiegen  komme,  diese  dem  Ruin  noch  entginge  u.  s.  w.  u.  s.  w. 
und  wer  dann  anderseits  erwägt,  dass  die  vielleicht  schon  für  nahe 
Zeit  in  Aussicht  stehenden  Kriegszustände  aller  Voraussicht  nach 
nicht  nur  grössere  Anforderungen  an  die  Zahl  der  zu  gestellenden 
Mannschaften  machen ,  sondern  infolge  der  besseren  Vorbereitung 
aller  Teile  diese  Mannschaft  wahrscheinlich  auch  erheblich  längere 
Zeit  unter  den  Fahnen  halten  werden  als  der  plötzlich  begonnene 
Krieg  der  Jahre  1870/71,  dass  man  dann  wahrscheinlich  auch  ge- 
nötigt sein  wird,  von  jenen  Ermächtigungen  des  Gesetzes  von  1875 
Gebrauch  zu  machen  und  bis  auf  die  ältesten  Jahrgänge  des  Land- 
sturms zurückzugreifen,  die  1871  noch  vollständig  eximiert  waren, 
der  kann  sich  wohl  ungefähr  ein  Bild  von  jenem  Jammer  und 
Elend  machen,  die  in  dieser  Zeit  über  die  Familien  unserer  Vater- 
landsverteidiger und  über  die  wirtschaftliche  Existenz  derselben  her- 
einbrechen muss,  und  er  wird  dann  wohl  schwerlich  geneigt  sein, 
die  Opfer  gering  anzuschlagen,  die  anteilig  zu  ergänzen  eben  die 
Wehrsteuer  bestimmt  ist.  Missachtet  man  jene  Opfer  hienach  aber 
nicht,  so  hat  man  natürlich  ernstlich  zu  prüfen,  ob  es  angebracht  ist, 
die  in  dieser  Weise  schon  besonders  Belasteten  resp.  von  besonderer 
Last  Bedrohten  ohne  Rücksicht  auf  diese  Last  ganz  und  gar  gleich 
anderen  zu  den  allgemeinen  Lasten  heranzuziehen,  oder  ob  es  nicht 
vielmehr  der  Gerechtigkeit  mehr  entspricht,  eine  solche  Rücksicht- 
nahme eintreten  zu  lassen  und  danach  also  der  Einführung  von  Er- 
gänzungssteuern wie  der  hier  in  Rede  stehenden  neben  den  andern 
Abgaben  das  Wort  zu  reden. 

Einen  kleinen  Beitrag  zu  dieser  Prüfung  soll  das  Folgende 
geben. 
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Bezüglich  der  Litteratur  und  des  in  Frage  kommenden  Ge- 
setzesmaterials sei  es  gestattet,  auf  die  recht  vollständigen  Ueber- 
sichten  insbesondere  in  folgenden  früheren  Arbeiten  über  diesen 
Gegenstand  Bezug  zu  nehmen: 

Marcinowski:   Die  Wehrsteuer  im  Deutschen  Reich.     Berlin  1881; 

Cohn:  Die  Militärsteuer,  zuerst  in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  Staats- 
wissenschaften 1879  (pag.  508  ff.  und  679  ff.),  sodann  zum  Teil  umgearbeitet  in 
Cohns  neuerem  Werke:  Volkswirtschaftliche  Aufsätze  1882,  und  endlich 

Wagner:  Die  Wehrsteuer  1885  (Anhang  zu  Wagners  Lehre  von  den 
direkten  Steuern  im  Schönbergschen  Handbuch,  2.  Aufl.,  1885,  318  ff.). 

Aus  früherer  Zeit  kommen  neben  diesen  Arbeiten  und  den  Ausführungen 
von  Schäffle  (Steuerpolitik  pag.  490  ff.)  namentlich  noch  in  Betracht: 

Carlo  Ferraris:  L'imposta  militare,  Roma  1883  (Estratto  della  Nuova 
Antologia.  Fascicolo  VI,  1883)  und  die  bekannten  hieher  gehörigen  Aufsätze 
von  Engel  und  Jolly  in  der  Zeitschrift  des  K.  preuss.  statistischen  Bureaus 
von  1864  (pag.  81  ff.)  und  1869  (pag.  391  ff.),  daneben  ferner  die  bezüglichen 
Vorlagen  und  Verhandlungen  des  bayerischen  Landtags  von  1866 — 69 
(Bd.  IV,  V,  VI  der  Verhandl.  und  Bd.  V  der  Beilagen,  p.  1  ff.  und  pag.  387  ff., 
1566  ff.)  und  des  Deutschen  Reichstags  von  1881  (Vorlage  vom  17.  März 
1881  und  Verhandlungen  vom  29.  März  und  7.  Mai  1881 ,  Drucksachen  Bd.  I, 
Nr.  60,  Stenograph.  Bericht  I,  pag.  595  ff.  und  1013  ff.).  Auszüge  hievon  gibt 
Marcinowski  a.  a.  0.  Die  hievon  in  manchen  (unten  zu  berührenden)  Punkten 
abweichenden  Vorlagen  an  den  Bundesrat  und  in  der  vom  Bundesrat 
ursprünglich  genehmigten  Fassung  vom  April  1880  resp.  Januar  1881  brachte 
die  Frankfurter  Zeitung  in  den  Nummern  vom  25.  April  1880  und  17.  Januar  1881. 
Daneben  bietet  ein  reiches  Material  mit  Einschluss  auch  z.  B.  des  französischen 
Gesetzesentwurfs  von  1880  (Proposition  de  loi  ayant  pour  objet  la  creation 
d'une  taxe  militaire,  presente  par  Mr.  Caze,  depute.  Chambre  des  deputes. 
Annexe  au  proces  verbal  de  la  seance  du  8  Mai  1880)  das  dem  italienischen 
Abgeordnetenhause  in  Rom  von  den  Ministern  Magliani  und  Ferrero  am 
25.  November  1882  vorgelegte  Gesetzesprojekt,  betreffend  Provvedimenti  relativi 
alla  Cassa  Militare.  Atti  Parlamentari.  Legislatura  XV.  Prima  Sessione  1882 
(275  Quartseiten),  sowie  aus  früherer  Zeit  das  bezügliche  schweizerische 
und  österreichische  Gesetzesmaterial,  von  ersterem  namentlich  die  Bot- 
schaft des  Bundesrats  an  die  Landesversammlung  vom  17.  Mai  1875,  und  die 
hierauf  erfolgten  Kommissionsberichte  vom  Mai  und  Juni  1875  sowie  Bericht 
und  Botschaft  des  Bundesrats  vom  4.  Februar  und  23.  April  1878  nebst  den 
hierauf  erstatteten  Kommissionsberichten  vom  Mai  1878,  von  österreichischen 
Vorlagen  und  Berichten  aber  namentlich  die  Regierungsvorlage  Nr.  44  (Beilagen 
zu  dem  stenogr.  Protokolle  des  Abgeordnetenhauses,  IX.  Session)  nebst  Motiven- 
bericht und  Berichte  des  Wehrausschusses  Nr.  142  a.  a.  0.,  und  203  a,  a.  0. ; 
dazu  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  vom  12.  Mai  1880  Nr.  213  a.  a.  0. 

Aus  neuester  Zeit  sei  noch  bemerkt,  dass  sich  über  die  Wehrsteuer 
auch  verbreitet  haben:  ein  Aufsatz  der  Allgem.  Militärzeitung,  60er  Jahrgang, 
Nr,  100  und  101,   sowie   speziell  über  das  österreichische   Militärtaxgesetz  resp. 
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die  Militärtaxepflicht  der  österreichischen  Ersatzreservisten,  zwei  Aufsätze  der 
österreichischen  Zeitschrift  für  Verwaltung,  16.  Jahrg.,  Nr.  5—8  und  17.  Jahrg. 
Nr.  33—40  (vgl.  auch  Schanz,  Finanzarchiv  II,  1,  1885,  pag.  563  ff.)  0 


Erstes  Kapitel. 
Die  Wehrsteuer  und  ähnliche  Abgaben  früherer  Zeit. 

Die  Gesamtheit  der  Wehr-,  MiHtärersatz-  und  ähnHcher  Steuern 
wird  der  künftige  Geschichtschreiber  dieser  Abgaben  voraussichtlich 
zwei  Hauptkategorien  zuzuweisen  haben,  von  denen  die  eine  den 
Zeiten  allgemeiner  Wehrpflicht,  die  andere  aber  jenen  Zeiten  ange- 
hört, da  es  an  solcher  allgemeinen  Pflicht  gebrach. 

Hiebei  kann  freilich  von  einer  scharfen  Grenze  zwischen  den 
Zeiträumen  ersterer  und  letzterer  Art,  wie  sie  mannigfaltig  hier  und 
da  aufeinander  gefolgt  sind,    nicht  die  Rede  sein^),    zumal  mit  dem 


')  Nachdem  dies  niedergeschrieben  war,  ging  dem  Verfasser  auch  noch 
die  schon  von  Wagner  a.  a.  0.  erwähnte  Arbeit  eines  früheren  Mitgliedes  des 
W.schcn  Seminars,  A.  Borstorf f.  Wehrsteuer,  Tüb.  Zeitschrift  1886,  Heft  2, 
zu.  Auf  den  Inhalt  dieser  Arbeit,  sowie  auf  die  inzwischen  in  den  öffentlichen 
Blättern  vielfach  besprochenen  neueren  bezüglichen  Gesetzes  vorschlage  in  Frank- 
reich soll  namentlich  in  späteren  Beiträgen  zurückgekommen  werden. 

^)  So  gab  es  z.  B.  zur  karolingischen  Zeit  in  gewissem  Sinne  in  der  That 
eine  allgemeine  Wehrpflicht;  im  modernen  Sinne  aber  war  —  ganz  abgesehen 
von  jener  strittigen  Frage,  ob  allein  die  freien  Grundeigentümer  oder  (wie  es 
wohl  richtiger  ist)  alle  Freien  wehrpflichtig  waren  —  jene  Pflicht  schon  insofern 
keine  allgemeine,  als  Zahlung  des  Heerbanns,  wie  wir  sogleich  sehen  werden, 
von  der  Dienstpflicht  „löste".  Ueber  jene  ältere  allgemeine  Wehrpflicht  ver- 
gleiche —  ausser  Waitz :  Die  Verfassungsgeschichte,  Bd.  IV,  2  (1885)  pag.  531  ff., 
Walter:  Deutsche  Rechtsgeschichte,  in  Ausg.  1857,  §  124  ff.,  200  und  249  ff., 
und  Roth:  Beneficialwesen,  1850,  pag.  392  ff.  —  jetzt  namentlich  Boretius: 
Beiträge  zur  Kapitularienkritik  1874  (pag.  69  ff.:  Die  Wehrpflicht  unter  den 
Karolingern),  fem  er  Baldamus:  Das  Heerwesen  unter  den  späteren  Karo- 
lingern, 1879,  und  Peucker:  Das  deutsche  Kriegswesen  der  Urzeiten,  Bd.  I, 
1860;  über  die  Entwicklung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  seit  Ausgang  vorigen 
Jahrhunderts  aber  ausser  den  unten  noch  zu  nennenden  Schriften  von  Borowski, 
Engel  u.  s.  w.  v.  Hartmann  (General):  Die  allgemeine  Wehrpflicht,  in  Bd.  I, 
Heft  4  der  „Zeitfragen  christl.  Volkslebens",  1879,  und  Schmoller:  Preussische 
Heeresverfassung,  in  der  Deutschen  Rundschau,  1877,  sowie  bezüglich  der  heute 
noch  üblichen  Scheidung  von  Kantons pflicht,  Konskriptions pflicht  (Wehr- 
pflicht mit  Stellvertretung)  und  allgemeineWehr  pflicht  (ohne  Stellvertretung). 
G.  Meyer:  Deutsches  Verwaltungsrecht,  II,  1885,  pag.  72. 
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Worte  allgemeine  Wehrpflicht  im  Grunde  kein  bestimmter  Begriff 
verbunden  zu  werden  pflegt;  vielmehr,  wie  jeder  weiss,  zwischen  all- 
gemeinen und  nicht  allgemeinen  Pflichten  dieser  Art  manche  Mittel- 
glieder und  manche  Uebergangsstufen  bestanden  haben,  von  denen 
schwer  zu  sagen  ist,  ob  sie  mehr  dieser  oder  mehr  jener  Gestaltung- 
bürgerlicher  Pflicht  angehörten.  Aber  ein  gewisser  Gegensatz  knüpft 
sich  an  jene  Worte  trotz  alledem.  Und  er  ist  hier  von  Bedeutung 
insofern,  als  es  in  Zeiträumen  allgemeiner  Wehrpflicht  von  jeher 
weniger  Sondersteuern  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  gegeben 
hat  als  unter  anderen  Verhältnissen.  Je  mehr  nämlich  jene  Wehr- 
pflicht in  der  That  eine  allgemeine  ist,  desto  weniger  bedarf  es 
natürlich  selbst  in  Zeiten  erheblicher  Inanspruchnahme  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Bevölkerung  einer  jene  Pflicht  ergänzenden  Abgabe.  Und 
wie  es  thatsächlich  dann  weniger  Steuern  dieser  Art  gibt,  so  ist 
auch  die  Ueberzeugung  von  der  Angemessenheit  derselben  in  solchen 
Zeiten  wie  leicht  erklärlich  weniger  verbreitet.  Ja,  es  kann  leicht  ge- 
schehen, dass  man  dann  derartige  Steuern  durchaus  verwirft  und  als  in 
keiner  Weise  gerechtfertigt  bezeichnet,  während  in  jenen  andern  Zeiten 
Ergänzungsabgaben  dieser  Art,  wonach  mit  seinem  „Gute"  der  eine 
zu  schützen  hat,  wofür  mit  seinem  „Blute"  der  andere  einsteht,  un- 
bedenklich berechtigt  erscheinen. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  denn  auch  zur  Beurteilung  der  im 
folgenden  zu  behandelnden  Steuer,  welche  nur  der  einen  jener  beiden 
Kategorien  von  Abgaben  angehört,  indem  sie  den  auf  Grund  all- 
gemeiner Wehrpflicht  zu  leistenden  Militärdienst  in  gewisser  Be- 
ziehung ergänzen  soll,  von  geringer  Erheblichkeit,  ob  und  in  welchem 
Umfange  es  zu  andern  Zeiten,  da  es  an  solcher  allgemeinen  Pflicht 
gebrach,  jener  Wehrsteuer  ähnliche  Abgaben  bereits  gegeben  hat 
und  welcher  Art  und  Gestalt  diese  waren.  Es  soll  deshalb  auch  im 
folgenden  z.  B.  auf  die  anscheinend  sehr  naheliegende  Parallele 
zwischen  jener  die  moderne  Wehrpflicht  ergänzenden  Wehrsteuer  und 
den  in  früheren  Zeiten  den  „Lehndiensten",  „Ritterdiensten",  „Natural- 
rossdiensten"  u.  s.  w.  zur  Seite  stehenden  bäuerlichen  Schossen  und 
Kontributionen,  bäuerlichen  Frohnden  etc. ^)  an  dieser  Stelle  nicht 
näher  eingegangen  werden.  — 


^)  Spezielleres  hierüber  —  ausser  an  den  schon  genannten  Orten  und 
bei  Lang  (Gesch.  d.  dt.  Steuerverf.),  sowie  in  Eichhorns  Rechtsgeschichte  — 
vgl.  namentlich   bei   Schimmel p fennig:   Die  Grundsteuerverfassungen   der 
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Allein  erheblich  erscheint  es  solcher  Vorgänge  dieser  Art  zu 
gedenken,  die  sich  eben  auf  Zeiten  einer  der  heutigen  allgemeinen 
Wehrpflicht  gleichen  oder  doch  ähnlichen  Verpflichtung  beziehen. 
Und  auch  bei  diesen  Dingen  soll  hier  nur  in  Kürze  verweilt  werden, 
zumal  wir  leider  nur  unvollkommen  über  dieselben  unterrichtet  sind. 

Um  vor  der  Zeit  der  französischen  Revolution  und  vor  der 
preussischen  Erhebung  der  Jahre  1806  ff.  Zuständen  zu  begegnen, 
die  mit  der  modernen,  herrschenden  allgemeinen  Wehrpflicht  einige 
Aehnlichkeit  haben,  müssen  wir  in  der  Geschichte  der  mittel- 
und  westeuropäischen  Kulturwelt  wenigstens^)  bis  auf  die  An- 
fänge des  Mittelalters  zurückgeheu .  Denn  in  der  dazwischen  liegen- 
den Zeit  hatte  zunächst  das  Benefizial-  und  Lehenwesen  und  darauf 
das  herrschend  gewordene  Söldnertum  —  von  wenigen  Ausnahmen, 
z.  B.  in  den  kleineren  reichsstädtischen  und  schweizerischen  Gemein- 
wesen abgesehen  —  jene  allgemeine  Wehrpflicht  fast  vollständig 
beseitigt.  Und  greifen  wir  noch  weiter  zurück,  so  scheinen  zwar 
einzelne  Vorgänge  der  griechischen  und  römischen  Geschichte  Ana- 
logien mit  den  hier  zu  behandelnden  Dingen  zu  zeigen.  Indes  sind 
wir  gerade  hierüber  so  unzureichend  unterrichtet,  dass  wir  das  wesent- 
liche nur  schwer  zu  erkennen  vermögen. 

In  der  römischen  Republik  waren  nach  der  sogenannten  Ser- 
vianischen, d.  h.  der  seit  alters  auf  König  Servius  Tullius  zurück- 
geführten Verfassung  alle  Bürger,  die  an  politischen  Rechten  teil- 


preussischen  Staaten  in  historisch-pragmatischer  Darstellung,  1859,  I,  wo  z.  B. 
der  (bis  1865  fortbestehenden)  Reste  solcher  den  früheren  „Naturaldienst"  er- 
setzenden Abgaben  wie :  der  „ Ritter dienstgelder"  neben  dem  Generalhufenschoss 
resp.  der  Hufenkontribution  in  Ost-  und  Westpreussen  (pag.  335,  395),  der  „ Lehen- 
pferdegelder"  neben  der  Grundsteuer  in  Schlesien  (pag.  563),  der  „Lehenpferde- 
gelder"  neben  dem  Hufen-  und  Giebelschoss  in  der  Mark  Brandenburg  (pag.  765) 
u.  s.  w.  gedacht  wird.  Bezüglich  Frankreichs  erwähnen  einer  ähnlichen  Analogie 
aus  dem  14.  Jahrhundert  nach  französischen  Quellen  Marcinowski  und  Bors- 
torff  a.  a.  0.  Eine  entfernte  Analogie  dieser  Art  bietet  übrigens  auch  im  Alter- 
tum z.  B.  das  Verhältnis  zwischen  den  Kriegsdienst  leistenden  Bürgern  und  den 
Schutzgeld  zahlenden  Metöken  und  andern  Schutzgenossen  griechischer  Staaten, 
die  vielfach  wenigstens  von  solchem  Dienste  befreit  waren,  desgleichen  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  Bürgern  Athens  und  deren  Bundesgenossen  vor  dem  pelo- 
ponnesischen  Kriege  u.  s.  w. 

^)  Auf  ähnliche  Verhältnisse,  insbesondere  im  slawischen  Osten,  bei  den 
Kosaken,  manchen  Bewohnern  der  türkischen  Halbinsel  u.  s.  w.  soll  hier  nicht 
eingegangen  werden. 
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nahmen,  nicht  minder  wehr-  als  steuerpflichtig^),  und  zwar  wehr- 
pflichtig einerseits  als  juniores,  d.  h.  vom  17.  bis  46.  Lebensjahre, 
zum  Dienste  im  Felde  (ut  foris  bella  gererent.  Livius  I,  43)  und 
anderseits  als  seniores,  d.  h.  vom  47.  bis  zum  00.  Lebensjahre 
zu  Zwecken  der  Stadtbesatzung  (ad  urbis  custodiam  ut  praesto  essent. 
Livius  1.  c.)  ^).  Indessen,  wie  die  damals  zu  entrichtende  Vermögens- 
steuer, das  bekannte  tributum,  in  älterer  Zeit  vorzugsweise  wenn  nicht 
allein  den  Grund  und  Boden  und  das  darauf  befindliche  Inventar 
(als  Hauptvermögensobjekt  damaliger  Bevölkerung)  belastete,  weshalb 
als  Bodenbesitzer  auch  nicht  politisch  Berechtigte,  z.  B.  Unerwach- 
sene und  ledige  Frauen  (orbi  et  viduae)  den  tribus  zugeteilt  waren  ^), 
so  scheint,  wie  leicht  erklärlich,  auch  für  die  Regelung  jener  Dienst- 
pflicht in  älterer  Zeit  der  Grund  und  Boden  die  eigentliche  Unter- 
lage gebildet  zu  haben.  Und  da  nun  diejenigen  Grundstücke,  welche 
sich  in  den  Händen  von  zum  Militärdienst  untauglichen  Personen 
wie  der  vorhin  erwähnten  befanden,  durch  Kriegsdienste  nicht  ver- 
treten waren,  erschien  es  billig,  diese  Personen  nach  einem  beson- 
deren und  zwar  erheblich  höheren  Massstab  als  die  anderen  zu  be- 
steuern*). Orbi  et  viduae  hatten  demgemäss  als  durch  den  Militär- 
dienst nicht  belastet  eine  Ergänzungssteuer  zu  zahlen,  die  als  solche 
in  mancher  Beziehung  unserer  Wehrsteuer  ähnelte  und  von  besonderer 
Höhe  gewesen  zu  sein  scheint.  Es  war  dies  das  in  den  Quellen  oft 
erwähnte  aes  hordearium,  deshalb  so  genannt,  weil  die  Erträge  dieser 


^)  Es  waren  dies  die  assidui  oder  locupletes  d.  h.  die  Bürger  der  fünf 
Censusklassen. 

^)  Vgl.  jetzt  namentlich  Lange:  Römische  Altertümer,  1876,  pag.  522  ff. 
und  Marquardt  und  M o m m s  e n :  Römische  Altertümer,  Bd.  V,  1884,  Römische 
Staatsverwaltung,  IL  Finanzwesen,  IIL  Militärwesen  (v.  Marquardt),  pag.  321  ff. 

')  So  Marquardt  a.  a.  0.  pag.  162  ff.  und  Mommsen:  Römisches 
Staatsrecht,  II,  1,  1874,  pag.  340  ff.  und  pag.  370  ff.,  vgl.  auch  Mommsen: 
Die  römischen  Tribus,  1844,  pag.  114  und  1,52.  Anders  z.B.  Walter:  Römische 
Rechtsgeschichte  I ',  1866,  pag.  55. 

*)  Vgl.  Walter  a.  a.  0.  pag.  55,  159  und  272,  Marquardt  a.  a.  0. 
und  insbesondere  Lange  a.  a.  0.  pag.  549.  „Erweitert,"  bemerkt  Lange 
hiebei,  „wurde  jene  Servianische  Einrichtung  noch  durch  M.  Furius  Camillus, 
der  i.  J.  403  v.  Chr.  nach  Analogie  der  orbi  et  viduae  auch  die  caelibes  höher 
besteuerte.  „Ihre  Steuer  hiess  aes  uxorium  mit  Bezug  darauf,  dass  die  caelibes 
im  Interesse  des  Staats  eigentlich  eine  Frau  ernähren  sollen."  Indessen  ist  un- 
bekannt, "wie  lange  diese  Steuer,  deren  nur  bei  Plutarch  und  Valerius  Maximus 
Erwähnung  geschieht,  bestanden  hatte.  Und  ebensowenig  sind  wir  über  die 
Höhe  dieser  Abgabe  unterrichtet. 
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Abgabe  zur  Beschaifung  und  Unterhaltung  der  Pferde  für  die  Reiterei 
bestimmt  waren.  Die  Höhe  dieser  Abgabe  aber  schätzt  z.  B.  Lange 
auf  48  pro  miUe,  d.  h.  auf  das  Vierfache  dessen,  was  die  Steuer- 
zahlenden im  allgemeinen  als  Stipendium  annuum  (für  zwölf  Monate) 
aufzubringen  hatten,  so  dass  hienach  über  die  Hälfte  aller  Kosten 
der  Reiterei  aus  jener  Sondersteuer  hätte  bestritten  werden  können. 

Aehnliche  Abgaben  wie  diese  haben  aber  auch  in  Griechenland, 
z.  B.  in  Korinth  bestanden,  was  Cicero  Veranlassung  gegeben  zu 
haben  scheint,  jene  römische  Einrichtung  auf  den  König  Tarquinius 
Priscus  zurückzuführen,  der  korinthischer  Abstammung  war  ^)  (atque 
etiam  Corinthios  video  publicis  equis  assignandis  et  alendis,  orborum 
et  viduarum  tributis  fuisse  quondam  diligentes,  Cicero  de  rep.  II,  20). 

Was  endlich  die  erwähnten  deutschen  Einrichtungen  be- 
trifft, so  erscheinen  unserer  Wehrsteuer  in  gewissem  Sinne  noch 
näher  verwandt  einzelne  Sonderabgaben  einerseits  der  ältesten  und 
anderseits  jener  neueren  Heeres  Verfassung,  die  der  Einführung  all- 
gemeiner Wehrpflicht  in  Deutschland  unmittelbar  voranging. 

Was  zwischen  diesen  beiden  Zeiten  liegt,  die  Zeit,  da  man  vor- 
zugsweise die  Dienste  von  Vasallen  und  Lehensleuten  oder  aber  die 
Dienste  geworbener  Söldner  in  Anspruch  nahm^),  erscheint  aus  den 
oben  berührten  Gründen  hier  von  geringem  Interesse.  Aber  wie  es 
im  fränkischen  Reiche  zur  Zeit  der  Karolinger  bei  der  damals  noch 
die  Herrschaft  behauptenden  allgemeinen  Heerbannspflicht  und 
sodann  zu  jener  Zeit  stand,  da  man  wieder  zu  einer  dieser  Pflicht 
ähnlichen  sogenannten  Kantons-  oder  Konskriptionspflicht  zurück- 
kehrte, das  mag  in  Kürze  wenigstens  hier  berührt  werden. 

Allerdings  sind  wir  auch  über  jene  Abgaben  ältester  Zeit,  wie 
schon  bemerkt,  nur  unvollkommen  unterrichtet.  Und  es  ist  um  so 
vorsichtiger  in  diesen  Dingen  vorzugehen,  als  die  Ansichten  unserer 
Historiker  über  den  Charakter  und  den  Umfang  gerade  der  hier  in 
Rede  stehenden  Zahlungen  bis  zur  Gegenwart  weit  auseinandergehen. 


^)  Lange  a.  a.  0.  pag.  550. 

^)  Bezüglich  der  Zeit  dieser  Umwandlung,  die  sich  im  Westen  natürlich 
früher  als  im  Osten  vollzog,  spricht  sich  Boretius  a.  a.  0.  z.  B.  pag.  128 
so  aus :  ,Die  Karl  dem  Kahlen  zugeschriebenen  Artikel  des  ersten  Meersener 
Tages  von  847  zeigen  das  Heerwesen  schon  vollkommen  feudalisiert.  Das 
Seniorat  ist  allgemein  und  vollkommen  ausgebildet;  die  Lehensmiliz  trägt  die 
Last  und  nur  wenn  der  Feind  im  Land  ist,  ist  das  übrige  Volk  zur  Landes- 
verteidigung, zur  lantweri  verpflichtet."     (Vgl.  übrigens  hier  pag.  126.) 
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Soviel  steht  indessen  fest,  dass  schon  zur  KaroHnger-Zeit 
ähnhch  wie  nach  römischer  Heeresverfassung  eine  Dienstpflicht  von 
zweierlei  Art  bestand,  einerseits  die  Pflicht  zum  äusseren  sogenannten 
„Heerfahrtsdienst"  und  anderseits  die  Pflicht  zum  Dienst  bei  der 
Landesverteidigung  oder,  wie  man  damals  schon  sagte,  bei  der 
Landwehr  (si  talis  regni  invasio  quam  lantweri  dicunt  —  acciderit. 
Urk.  V.  847)  ').  Zu  diesem  letzteren  Dienst  waren  alle  ohne  Aus- 
nahme^), zum  anderen  aber,  zum  Dienst  der  „Heerfahrt"  alle  Freien, 
oder  (nach  einer  im  übrigen  jetzt  nur  noch  von  wenigen  vertretenen 
Auffassung  von  Waitz)  sogar  nur  alle  im  Besitze  von  Grundeigen- 
tum befindlichen  Freien  verpflichtet^).  Aber  gerade  von  dieser 
letzteren  Pflicht  gab  es  nun  gewisse  Ausnahmen,  die  hier  interessieren, 
da  mit  ihnen  die  Pflicht  zur  Leistung  besonderer  Zahlungen  oder 
Lieferungen  verknüpft  war,  die  der  heutigen  Wehrsteuer  in  gewisser 
Beziehung  verwandt  erscheinen. 

Da  man  nämlich  jener  Dienstpflicht  im  allgemeinen  ohne  Sold 
oder  andere  Entschädigung  und  in  grossem  Umfang  sogar  zu  Ross*) 
in  bestimmt  vorgeschriebener  kostbarer  Bewaff'nung  zu  genügen 
hatte  ^),  so  war  es  den  weniger  Vermögenden,  z.  B.  den  Besitzern 
kleinerer  Grundstücke  in  vielen  Fällen  kaum  möglich,  dieser  Pflicht 
zu  genügen.  Und  so  wurde,  bevor  es  zu  jener  oben  berührten  durch- 
greifenden Wandelung  der  Wehrverhältnisse  kam,  nach  der  ein  vor- 
zugsweise aus  Vasallen  oder  Lehnsleuten  zusammengesetztes  Heer  den 


1)  Vgl.  Waitz  a.  a.  0.  IY\  1885,  pag.  574  und  615  ff. 

^)  Vgl.  z.  B.  solche  Worte  wie  „Ad  defensionem  patriae  omnes  sine 
ulla  excusatione  veniant"  (Ed.  Pist.  von  864  cap.  27)  oder:  De  marcha  ad  praevi- 
dendum :  unus  quisque  paratus  sit  illuc  festinanter  venire,  quandocunque  necessi- 
tas  fuerit"  (Capit.  Lang  cap.  4)  mitgeteilt  bei  Waitz  a.  a.  0.  574  ff.  und 
auch  615  ff.,  in  den  Anmerkungen.  Insbesondere  zum  Schutz  der  Küsten,  so 
heisst  es  in  anderen  Erlassen  —  sollten  sich  alle  aufmachen :  Freie,  Liten  und 
Knechte,  und  für  die  Versäumnis  dieser  Pflicht  waren  besondere  harte  Strafen 
angedroht,  Liten  und  Knechten  sogar  körperliche  Züchtigung. 

')  Eine  andere  Ansicht  als  Waitz  haben  in  dieser  Beziehung  namentlich 
Roth:  Benef.  Wesen  (1850,  pag.  393  ff.)  und  Arnold  (D.  Gesch.  II,  pag.  100 ff.) 
vertreten,  desgleichen  in  neuerer  Zeit  Boretius  (Beiträge  zur  Kapitularien- 
kritik  pag.  71  ff.)  und  Baldamus  (Heerwesen  unter  den  späteren  Karolingern 
1879  pag.  7  ff.  (in  Gierke,  Unters,  zur  D.  St.  u.  R.  Gesch.  Bd.  IV). 

*)  So  gegen  Eichhorn,  Stengel,  Peuker  u.  s.  w.  namentlich 
Waitz  a.  a.  0,  pag.  542  ff. 

')  Vgl.  namentlich  Waitz  (a.  a.  0.  pag.  541  ff.),  auch  die  andern  oben 
Anmerkung  2  pag.  117  Genannten, 
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allgemeinen  Heerbann  verdrängte,  in  einer  Reihe  insbesondere  aus 
der  Zeit  Karls  des  Grossen  uns  aufbewahrter  Kapitularien  —  aller- 
dings in  mannigfaltig  wechselnden  Vorschriften  —  bestimmt,  dass 
von  kleinerem  Grundbesitze  und  auch  von  beweglichem  Vermögen 
gewisser  Grösse  statt  des  Dienstes  selber  Steuern  oder  Beihilfen 
(adjutoria,  conjectus  etc.)  geleistet  werden  sollten,  die  der  Grösse 
des  bezüglichen  Vermögensbesitzes  entsprachen^).  Dabei  blieb  es, 
wohl  bemerkt,  Grundsatz,  dass  alle  Freien  resp.  (nach  Waitz)  alle 
freien  Hufenbesitzer  zum  Kriegsdienst  verpflichtet  wären.  Aber  that- 
sächlich  schuf  man  doch  eben,  wenn  auch  in  sehr  wechselnden  Vor- 
schriften, für  die  weniger  Bemittelten  unter  jenen  eine  den  persön- 
lichen Waffendienst  ergänzende  Abgabe.  Und  diese  Sondersteuer 
gewann  dann  später  in  mancher  Beziehung  noch  andere  Gestalt. 
Namentlich  in  Italien  hatten  dieselbe  nämlich  auch  diejenigen  zu 
tragen,  die  nicht  wehrfähig,  z.  B.  durch  Krankheit  oder  körperliche 
Schwäche  verhindert  waren,  persönlichen  Dienst  zu  leisten  (Uli  vero 
qui  substantiam  habent  et  tamen  ipsi  ire  non  valent,  adjuvent 
valentem  et  minus  habentem.  Ed.  de  exped.  Corsic.  von  825  c.  3)  ^). 
Auch  AA'^urden  ähnliche  Abgaben  erhoben,  wenn,  wie  es  bei  den 
schlechten  Kommunikationsverhältnissen  jener  Zeit  natürlich  sehr  oft 
geschah,  nur  ein  Teil  der  Heerbannpflichtigen,  nur  die  Angehörigen 
dieser  oder  jener  Gebiete  zum  Dienste  aufgeboten  wurden.  Die 
nicht  Aufgebotenen  hatten  dann  eben  jenes  adjutorium  zu  zahlen  ^). 
Zeigen  uns  in  dieser  Weise  die  späteren  Entwickelungsstadien 
karolingischer  Heeres  Verfassung  unserer  Wehrsteuer  verwandte  Ab- 


^)  Weiteres  bei  Roth  a.  a.  0,  pag.  400  ff.  und  bei  Waitz  a.  a.  0. 
pag.  55G  ff.  Wichtig  war  vor  allem  das  Cap.  von  807,  nach  dem  z.  B.  wer 
3 — 5  mansos  hat,  persönlich  ausziehen  soll.  Ubi  autem  —  hiess  es  dann  weiter  — 
inventi  fuerint  duo  quorum  unus  habeat  duos  mansos  et  alter  habeat  unum 
mansum  —  unus  alterum  praeparet  et  qui  melius  potuerit,  in  hostem  veniat  — 
qui  dimidios  mansos  habent,  quinque  sextum  praeparare  faciant  etc.  Vgl.  auch 
Eichhorn:  Rechtsgesch.  I,  pag.  653.  Grundlage  war  danach  ursprünglich 
die  Grösse  von  drei  Hufen  für  einen  zum  Dienst  zu  Stellenden.  Später  wurden 
es  vier  Hufen.  Wo  sich  so  viele  nicht  zusammen  in  einer  Hand  befanden,  sollen 
drei  und  eine  oder  zwei  und  zwei  zu  jenem  Zweck  zusammengelegt  werden. 
Waitz  a.  a.  0.  pag.  567  a.  a.  0.  Boretius  a.  a.  0.  (bz.  des  Longobarden- 
reichs  2.  130  ff.) 

2)  Waitz  a.  a.  0.  pag.  563  und  585  ff. 

")  Roth  a.  a.  0.  pag.  403.  Die  bezügliche  Nachricht  bezieht  sich  aller- 
dings nur  auf  die  Friesen  und  Sachsen. 
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gaben,  so  lässt  sich  ein  ähnliches  in  gewissem  Sinne  auch  von 
der  ältesten  Gestaltung  dieser  Verfassung  behaupten. 

Mit  Geld,  sagt  Waitz  ^),  hatte  sich  der  einzelne  von  der  persön- 
lichen Kriegspflicht  auch  schon  in  früherer  Zeit  lösen  können  — 
wenn  er  nämlich  den  Heerbann  bezahlte,  aber  dieser  fiel  an  den 
König,  während  die  spätere  Abgabe  (jenes  soeben  berührte  adjutorium) 
direkt  solchen  zu  gute  kam,  die  selber  Militärdienst  leisteten  und 
die  man   durch  jene  Zahlungen  oder  Lieferungen  erleichtern  wollte. 

Allerdings  ist  hiebei  wohl  zu  beachten,  dass  jene  „Heerbann" 
genannte  Zahlung  nicht  allein  den  Charakter  einer  Ersatz-  oder  Er- 
gänzungsabgabe, sondern  daneben  und  sogar  vorzugsweise  den  Cha- 
rakter einer  zu  zahlenden  Strafe  hatte.  Wie  indessen  Ersatz  und 
Strafe  zu  jener  Zeit  vielfach  derart  ineinander  übergingen^),  dass 
das  eine  und  das  andere  nicht  voneinander  zu  scheiden  war,  so 
auch  hier.  Statt  zu  dienen  löste  man  sich  eben  durch  Zahlung  jener 
Abgabe  von  der  persönlichen  Pflicht.  Und  dass  das  nicht  selten 
geschah,  ist  bei  der  in  jenen  Tagen  so  vielfach  beklagten  überaus 
grossen  Last  und  Beschwerde,  die  mit  der  Heerbannspflicht  ver- 
bunden war^),  nicht  nur  an  sich  wahrscheinlich,  sondern  geht  auch 
z.  B.  daraus  hervor,  dass  in  späterer  Zeit  der  Heerbann  in  seiner 
doppelten  Gestalt  als  heriscilling  (bare  Abgabe)  und  als  heri- 
malder  (in  Naturalien  zu  zahlende  Heeresabgabe)  vielfach  in  Ver- 
bindung mit  andern  Abgaben  erwähnt  wird,  als  ob  es  sich  eben 
auch  bei  jener  Zahlung  vorzugsweise  um  zu  tragende  Steuerlast  ge- 
handelt hätte.  Namentlich  bei  Gewährung  von  Befreiungen  wird 
des  Heerbanns  an  vielen  Stellen  unserer  Quellen  neben  anderen  Ab- 
gaben ausschliesslich  finanzieller  Natur  Erwähnung  gethan.  Und 
hie  und  da  wird  derselbe  in  der  That  direkt  und  allgemein  als  Steuer 


')  Waitz  a.  a.  0.  pag.  563.  Aehnlich  pag.  575:  Wer  diese  (Strafe) 
zahlen  wollte,  konnte  zu  Hause  bleiben. 

'■')  Ich  erinnere  nur  an  das  Wergeid.  „Wergeid  und  Busse  standen,  obwohl 
sie  vorwiegend  die  Bedeutung  eines  .  .  .  Schadensersatzes  hatten,  dennoch 
der  Wirkung  einer  eigentlichen  Strafe  sehr  nahe,  eine  Wirkung,  die  noch 
verstärkt  wurde  durch  das  neben  dem  Wergeid  und  neben  der  Busse  an  den 
König  oder  das  Gericht  zu  zahlende  Friedensgeld  (Fredum  —  Wedde)  .  .  .  dem 
ebenso  die  Bedeutung  einer  Sühne  für  den  gebrochenen,  als  eines  Preises  für 
den  durch  das  Gericht  wiederherzustellenden  Frieden  zukam"  (Meyer:  Dt. 
Strafrecht.  3.  Aufl.,  1882,  pag.  30  ff.). 

')  Vgl.  z.  B.  Waitz  a.  a.  0.  Bd.  IV  '  (1885)  pag.  554. 
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ausgeschrieben,  um  vorübergehend  grossen  Bedarf  zu  decken,  wie  z.  B. 
866  zur  Abtragung  der  den  Normannen  bei  einem  ihrer  Einfälle 
zu  erlegenden  Kontribution  der  Heerbann  als  allgemeine  Kriegs- 
steuer verlangt  wurde  (heribanni  de  omnibus  Francis  accipiantur. 
Vergl.  Annales  Bertin.  866;  Waitz  a.  a.  0.  575).  Auch  scheint  jene 
Steuernatur  des  Heerbanns  in  späterer  Zeit  insofern  immer  mehr 
zum  Durchbruch  gekommen  zu  sein,  als  man  bei  derselben  später 
ähnlich  wie  bei  der  modernen  Wehrsteuer  Abstufungen  der  zu 
tragenden  Last  nach  der  Grösse  des  Vermögens  eintreten  Hess,  Ab- 
stufungen, die  insofern  noch  unser  besonderes  Interesse  in  Anspruch 
nehmen,  als  sie  bereits  Anfänge  einer  zu  damaliger  Zeit  bekanntlich 
wenig  beliebten  Steuerprogression  erweisen. 

Ursprünglich  war  jene  Abgabe  nämlich  —  ebenso  wie  die 
Heerbannsdienstpflicht  selber,  wenigstens  bei  den  Franken,  für  jeden 
eine  gleiche  gewesen  zu  sein  scheint  —  auf  einen  einheitlichen,  all- 
gemein gleichen  Satz  normirt,  der  z.  B.  bei  den  Franken  60  Schil- 
ling betrug.  Und  das  war  ein  relativ  hoher  Satz,  den  einzutreiben, 
wie  wir  wissen,  grosse  Mühe  machte,  so  dass  sogar  besondere  Bestim- 
mungen dahin  ergingen,  dass  im  Nichtzahlungsfalle  nicht  nur  das 
Besitztum  des  Betreffenden  zu  pfänden  sei,  sondern  auch  dieser  selbst 
gewissermassen  als  Pfand  einstweilen  der  Knechtschaft  verfallen 
solle,  bis  er  sich  durch  Zahlung  der  schuldigen  Summe  gelöst  (qui- 
cunque  liber  homo  in  hostem  bannitus  fuerit  et  venire  contempserit, 
plenum  heribannum  i.  e.  sol.  60  persolvat  et  si  non  habuerit  unde 
illam  summam  persolvat,  semet  ipsum  pro  wadio  in  servitutem  prin- 
cipis  tradat,  donec  per  tempora  ipse  bannus  ab  eo  fiat  persolutus; 
et  tunc  ipse  ad  statum  libertatis  suae  revertatur:  Capit.  Bonon.  von 
811  c.  1).  Um  nun  diese  Last  zu  mildern,  wurde  zu  Karls  des 
Grossen  Zeit,  und  zwar  zuerst,  wie  es  scheint,  im  Jahre  805  de- 
kretiert^), dass  eine  Abstufung  jener  Zahlungen  nach  dem  Vermögen 
stattfinden  solle  und  zwar  der  Art,  dass  von  beweglichem  Vermögen 
(Land  und  Knechte  sollten  fortan  verschont  bleiben),  wenn  dieses 
sich  auf  6  Pfund  Silber  (120  Schilling)  oder  mehr  belaufe,  jener 
Betrag  von  60  Schilling  voll  zu  zahlen  wäre ,  bei  Vermögen  von 
3  Pfund  aber  nur  zur  Hälfte,  und  dass  bei  noch  kleinerem  Vermögen 
aus  Gründen,   die  auch  heute  zur  Rechtfertigung  solchen  Vorgehens 


^)  Aehnlich  811,  vgl.  Boretius  a.  a.  0.  pag.  121.    (Die  Wehrpflicht  etc. 
in  den  Beiträgen  zur  Kapitularienkritik  1874.) 
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angeführt  zu  werden  pflegen,  degressiv  abgestufte  Sätze  Platz 
greifen  sollten.  Von  2  Pfund  (also  dem  dritten  Teil  jener  6)  sollte 
der  Pflichtige  nicht  '^'^js  =  20,  sondern  nur  10  Schilling  und  von 
1  Pfund  nicht  ^''/e  =  10,  sondern  nur  5  Schilling  zahlen  —  ita  ut 
iterum,  wie  es  im  bezüglichen  Kapitular  wörtlich  heisst,  se  valeat 
praeparare  ad  Dei  servitium  et  nostram  utilitatem,  d.  h.  wie  wir 
sagen  würden,  damit  für  künftige  Leistungen  seine  Leistungsfähig- 
keit geschont  werde. 

Derartige  Ermässigungen  ^)  finden  wir  zuerst,  wie  bemerkt, 
805,  damals  noch  motiviert  durch  besondere  Notverhältnisse  („in 
praesenti  anno  de  famis  inopia").  Wir  finden  sie  aber  wiederholt 
auch  z.  B.  in  Karls  des  Kahlen  Edikt  von  Pistes  vom  Jahr  864. 
Und  es  erscheint  nicht  ausreichend  motiviert,  wenn  man,  wie  es  in 
neuerer  Zeit  wohl  geschehen  ist,  aus  dem  Umstände,  dass  in  da- 
zwischen liegenden,  besseren  Jahren  von  jener  Ermässigung  zu 
Gunsten  der  weniger  Vermögenden  anscheinend  (d.  h.  soweit  wir 
dies  aus  den  sehr  dürftigen  Nachrichten  jener  Zeit  ersehen  können) 
nicht  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  geradezu  schliessen  will,  dass 
jene  Heerbannszahlungen  zu  jener  Zeit  im  Westfrankenreiche  we- 
nigstens schon  zu  den  veralteten  Einrichtungen  gehört  hätten,  die  nur 
noch  auf  dem  Papier  bestanden  hätten^).  Von  derartiger  degressiver 
Ermässigung  der  Abgaben  wie  der  erwähnten  pflegt  man  eben  er- 
fahrungsmässig  überhaupt  nur  bei  im  Verhältnis  zur  Leistungsfähig- 
keit hoher  Belastung  Gebrauch  zu  machen.  Was  in  besseren  Jahren 
entbehrlich  wird,  pflegt  dann  erst  wieder  geboten  zu  erscheinen. 
Und  so  ist  ein  Wechsel  in  den  Normen  über  die  Höhe  des  zu  zah- 
lenden Heerbanns  bei  dem  Wechsel  der  Zeitverhältnisse  an  sich  leicht 
zu  erklären,  ja  er  unterstützt  in  gewisser  Beziehung  die  Annahme, 
dass  es  sich  hierbei  eben  nicht  allein  um  Bussen  oder  Strafen  son- 
dern um  eine  den  allgemeinen  Wehrdienst  ergänzende  Abgabe  ge- 
handelt habe,  die  unserer  Wehrsteuer  nicht  unähnlich  gewesen. 

Nur  ist  allerdings  zuzugeben,  dass,  soweit  durch  umfassendere 
Zahlung  des  Heerbannes  an  Stelle  persönlicher  Dienstleistung  mit 
jenem  Prinzip  allgemeiner  Wehrpflicht  gebrochen  wurde,  die  hier  in 
Rede    stehende    Abgabe   sich   den    andern    oben   erwähnten   Ersatz- 


')  Vgl.  über   sie   Waitz    a.   a.   0.   IV  ^    pag.    556    ff.   und   Boretius 
a,  a.  0.  pag.  112  ff. 

^)  Boretius  a.  a.  0.  pag.  128  ff. 
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leistungen,  welche  den  Zeiten  nicht  allgemeiner  Wehrpflicht  ange- 
hören, in  noch  höherem  Grade  ähnlich  zeigte  als  der  modernen 
Wehrsteuer. 

Was  schliesslich  jene  oben  berülirte  neueste  Entwickelung 
dieser  Dinge  betrifft,  so  hatte  sich  als  Rest  jener  alten  Heerbanns- 
verfassung bis  auf  die  Neuzeit  das  früher  vom  Kaiser,  seit  dem 
13.  Jahrhundert  insbesondere  von  den  Landesherren  in  Anspruch 
genommene  Recht  erhalten,  „im  Notfalle  alle  Landsassen  zur  Land- 
wehr aufzubieten  und  von  ihnen  die  gemeinen  Kriegsfronden  zu 
fordern"^).  Aus  dieser  Pflicht  zur  „gemeinen  Reis  und  Folge",  wie 
man  sie  damals  nannte,  war  dann  aber  im  Anschluss  namentlich  an 
die  Reichsexekutionsordnung  von  1555  jene  viel  bestrittene,  indessen 
thatsächlich  in  immer  grösserem  Umfang  zur  Geltung  gebrachte 
Befugnis  der  Landesherrn  hervorgegangen,  entweder  die  ganze  waffen- 
fähige Mannschaft  oder  doch  einen  Teil  derselben  auch  in  Friedens- 
zeiten in  militärische  Abteilungen  zu  formieren,  diesen  Befehlshaber 
zu  geben,  desgleichen  Musterungen  und  kriegerische  Uebungen  der- 
selben anzuordnen  u.  s.  w.  ^)  Und  da  aus  der  ungeregelten  will- 
kürlichen Inanspruchnahme  der  hierauf  bezüglichen  Verpflichtungen 
insbesondere  beim  Uebergang  zu  stehenden  Heeren  im  17.  Jahr- 
hundert grosse  Unzuträglichkeiten  hervorgingen,  war  —  zuerst  in 
Preussen  —  eine  planmässige  Regelung  derartiger  allgemeinen  Aus- 
hebungen durch  Verteilung  der  für  die  einzelnen  Truppenkörper 
erforderhchen  Mannschaft  auf  besondere  Gebiete  durchgeführt  ^), 
welche  mit  der  heutigen  Regelung  der  allgemeinen  Wehrpflicht 


^)  Vgl.  ausser  den  genannten  Eichhorn:  Deutsche  Rechtsgeschichte 
Bd.  11-^  (1843):  Dritte  Periode  888—1272.  Oeffentl.  Recht,  pag.  449  ff.,  und 
dazu  Bd.  I,  pag.  653  ff.  und  Walter:  Deutsche  Rechtsgeschichte  (1853)  §  249, 
285,  332  ff.,  345. 

2)  Vgl.  Eichhorn  a.  a.  0.  Bd.  IV.  pag.  377  ff.  In  den  auf  das  16.  Jahr- 
hundert Bezug  habenden  Ausführungen  von  Lud w.  Hugo:  De  statu  region. 
German.  (Kap.  3)  heisst  es  in  dieser  Beziehung  bereits :  Quoniam  igitur  terri- 
torium  Domini  imperium  quoddam  militare  habent,  sequitur  subditos  ad 
delectum  respondere  obligatos  esse,  quod  jus  sequelae  et  Germanice  , Folge" 
vocatur.  Danach  war,  wie  in  der  Schweiz  noch  vor  kurzem  und  in  Württem- 
berg z.  B.  noch  nach  der  württembergischen  Landesordnung  von  1564,  jeder 
Unterthan  gehalten,  sich  gehörige  „Wehr  und  Harnisch"  zu  halten. 

*)  VgL  Eichhorn  a.  a.  0.  pag.  549  ff.  und  Walter  a.  a.  0.  §  332 
und  345,  auch  Schmoller  a.  a.  0.  Deutsche  Rundschau,  1877,  und  insbeson- 
dere Borowski  (s.  folg.  Anm.). 
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schon  recht  weit  gehende  Analogien  zeigte.  Zufoge  dieser  soge- 
nannten „  Kantons einrichtungen",  die  in  Preussen  ihrem  Ursprünge 
nach  bis  auf  die  Jahre  1693  und  1704  zurückreichten,  ihre  feste 
Regelung  dort  aber  durch  die  noch  im  preussischen  Allgemeinen 
Landrecht  von  1794  in  Bezug  genommenen  „Kantonsreglements" 
erhielten,  waren  nämlich  jedem  Regiment  zur  Deckung  der  Hälfte 
seines  Rekrutenbedarfs  gewisse  Bezirke  (Kantone)  überwiesen,  und 
mit  Ausnahme  gewisser  „kantonfreier  Ortschaften"  war  hienach  die 
Gesamtheit  der  durch  Geburt  solchen  Bezirken  angehörigen  Be-' 
völkerung,  soweit  sie  den  niederen  und  mittleren  Ständen  angehörte, 
geregelter  Aushebung  unterstellt  ^). 

Gerade  dieser  neueren  Aufgebots-  resp.  Kantons-  und  Kon- 
skriptionspflicht entsprachen  dann  aber  wieder  gewisse  ergänzende 
Abgabepflichten ,  die  zu  der  allgemeinen  Dienstpflicht  jener  Zeit  in 
mancher  Beziehung  in  ähnlichem  Verhältnisse  standen  wie  die  heu- 
tige Wehrsteuer  zu  der  modernen  allgemeinen  Wehrpflicht. 

So  wurden  gegen  Ausgang  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Preussen 
z.  B.  die  Juden,  aber  ähnlich  dann  auch  die  Mährischen  Brüder 
sowie  die  Mennoniten  und  die  Quäker  oder  Separatisten  u.  s.  w. 
von  der  „  Kantonspflicht ",  der  sie  dem  Stande  nach  im  allgemeinen 
unterthan  waren,  aus  religiösen  und  anderen  besonderen  Gründen 
eximiert  und  dementsprechend  gewissen  Spezial-  oder  Ergänzungs- 
steuern unterstellt,  die  wir  schon  in  Darstellungen  der  preussischen 
Steuerverfassung  unter  Friedrich  dem  Grossen  behandelt  finden,  die 
aber  zum  Teil  noch  bis   vor  wenigen  Jahrzehnten  bestanden  haben. 

Die  Mennoniten  Westpreussens  z.  B.  hatten  von  der  Zeit  der 
Einverleibung  Westpreussens  in  die  preussische  Monarchie,  also  von 
1772  ab,  eine  Abgabe  dieser  Art  im  Betrage  von  jährlich  30  Rthlr. 
per  Rekrutenkopf  zu  zahlen.  Und  hieraus  entstand  später  durch 
das  sogenannte  Gnadenprivilegium  von  1780  die  Gesamtverpflichtung 
aller  Mennoniten  Ost-  und  Westpreussens,  für  die  ihnen  zugestandene 
Militärbefreiung  jährlich   5000  Mark   an  das  Kadettenhaus  in  Kulm 


')  üeber  alle  diese  Dinge  handelt  besonders  eingehend  Borowski 
{ordentl.  Professor  der  Oekonomie,  Kameral-  und  Finanzwissenschaft  an  der 
Universität  Frankfurt)  in  seinem  auf  ein  reiches  Material  gestützten  Abriss 
des  praktischen  Kameral- und  Finanzwesens  nach  den  Grundsätzen, 
Landesverfassungen  und  Landesgesetzen  in  den  kgl.  preuss.  Staaten. 
Bd.  II,  Teil  6 :  Kam.-Verw.  der  sämtl.  zur  preuss.  Militärverfassung  gehörenden 
Landeseinrichtungen  und  Kammersachen,  pag.  641  ff.  (1805). 
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ZU  entrichten,  was  dann  später  oft  und  zuletzt  noch  durch  das  west- 
preussische  Provinzialrecht  von  1844  bestätigt  worden  ist  ^).  In 
welcher  Weise  die  Mennoniten  diesen  Betrag  aufbrächten,  war  übri- 
gens ihnen  selber  überlassen.  Und  als  im  allgemeinen  wohl  situierten 
Leuten  von  etwa  2000 — 2500  Tamilien  (in  Westpreussen  allein  z.  B. 
1850:  2130)  machte  ihnen  diese  Zahlung  auch  wenig  Beschwerde,  so 
dass  von  Streitigkeiten  und  Klagen  über  den  Modus  der  Verteilung 
jener  Summe  kaum  etwas  bekannt  geworden  ist  ^).  Daneben  hatten 
aber  die  Mennoniten  der  anderen  Landesteile  Preussens  ähnliche  Ab- 
gaben zu  zahlen.  Insbesondere  war  den  Mennoniten  Brandenburgs, 
Westfalens  und  der  Rheinprovinz  (mit  ca.  2 — 300  Familien  damals) 
durch  die  Kabinettsordre  vom  16.  Mai  1830  eine  Einkommenssteuer 
von  3  Prozent  jährlich  auferlegt,  die  jeder  Familienvater  und  jeder 
der  einen  eigenen  Hausstand  hatte  oder  im  Besitz  eigenen  Vermögens 
war,  so  lange  zu  zahlen  hatte,  als  er  von  der  den  Mennoniten  im 
allgemeinen  zugesicherten  Militärfreiheit  Gebrauch  machte  ^). 

Aehnlicher  Abgabe  unterlagen  dann  femer  die  Quäker*) 
oder  sogenannten  Separatisten,  und  wie  alle  diese  Abgaben  ihrem 
Ursprünge  nach  jener  ersten  der  oben  unterschiedenen  beiden  Perioden 
angehörten,  ihrer  Dauer  nach  aber,  wie  schon  berührt,  noch  weit  in 
die  andere  Periode  hineinragten,  indem  sie  erst  im  Jahre  1868  zu- 
folge des  norddeutschen  Bundesgesetzes   vom  9.  November  1867   in 


^)  Vgl.  namentlich  Schimmelpfennig:  Die  preuss.  dir.  Steuern  z.  B. 
4.  Aufl.  (1859)  pag.  215  ff.:  Die  Mennonitensteuer,  und  Borowski  a.  a.  0., 
auch  Rönne:  Die  früheren  und  gegenwärtigen  Verhältnisse  der  Juden  im 
Staate,  1843,  pag.  51,  306  und  312. 

^)  Auch  Schimmelpfennig  bringt  keine  hierauf  bezügl.  Reskripte. 
^)  Im  R.-B.  Düsseldorf  gab   es   derartig   Besteuerte   z.  B.    1861 :   91  und 
diese  zahlten  damals  1348  Rthlr.  9  Sgr.  1  Pf. 

1862:  1307—1308  Rthlr. 
1863:  1324—1325     , 
1864:  1295—1295      „ 
1865:  1219—1220     „ 
Jährlich  waren  von  den  Veranlagten  hienach  im  Durchschnitt  etwa  13 — 15  Rthlr. 
zu  zahlen.     Vgl.  Mulm  an:  Statistik   des  R.-B.  Düsseldorf,  I,   pag.  1097  (Iser- 
lohn 1867).    Dieser  rheinischen  etc.  M.-Steuer   gedachte  auch  Jolly  in  seinem 
Aufsatze:    Die  Militärsteuer   oder    das  Wehrgeld   (Zeitschr.  im  kgl.  preuss.  sta- 
tistischen Bureau,    1869,   pag.  321)  und  G.  Cohn  in  seinen  Ausführungen  über 
Wehrsteuer  (Tüb.  Zeitschr.  1879  und  volksw.  Aufsätze,  1882,  pag.  237). 
*)  Vgl.  Schimmelpfennig  a.  a.  0.  pag.  218. 
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Wegfall  kamen  ^),  so  gilt  Aehnliches  auch  von  jenen  den  Mennoniten- 
geldern  ähnliclien  Abgaben,  die  unter  verschiedenen  Namen  (Juden- 
gelder, Judenrekrutierungsgelder  etc.)  von  den  Israeliten  der  öst- 
lichen Provinzen  der  preussischen  Monarchie  erhoben  wurden  und 
ebenfalls  in  der  diesem  Bevölkerungsteile  eingeräumten  Militärfreiheit 
ihre  Basis  hatten. 

Abgaben  dieser  Art  wurden  z.  B.  auf  Grund  einer  zwischen 
der  Regierung  und  den  Vertretern  der  westpreussischen  Judenschaft 
schon  im  Jahre  1812  getroffenen  Vereinbarung  von  den  Juden 
derjenigen  Gebiete  Westpreussens  entrichtet,  welche  früher  zum  Gross- 
herzogtum Warschau  gehört  hatten  ^) ,  sodann  in  ähnlicher  Weise 
von  1833 — 1845  auch  von  den  Juden  des  Grossherzogtums  Posen  ^)  etc. 
Auch  lasteten  Abgaben  derselben  Art  in  früheren  Zeiten  auf  den  Juden 
süddeutscher  Gebiete,  z.  B.  Württembergs. 

Indessen  sind  alle  diese  Angaben,  soweit  sie  der  Zeit  vor  der 
Durchführung  allgemeiner  Wehrpflicht  im  modernen  Sinne  dieses 
Wortes  angehören,  wie  schon  bemerkt,  eben  nur  Analogien  zur  Wehr- 
steuer in  der  hier  in  Rede  stehenden  Bedeutung  dieses  Ausdrucks.  Eine 
Wehrsteuer  in  diesem  letzteren,  eigentlichen  Sinne  des  Worts  als 
Ergänzung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  konnte  erst  mit  dieser  letzteren 
entstehen.  Und  so  kann  es  auch  nicht  wunder  nehmen,  dass  sie 
in  der  eigentlichen  Heimat  letzterer ,  in  Frankreich ,  zuerst  in  grös- 
serem Umfange  zur  Entwicklung  gelangte  *). 

Nachdem  dort  auf  Grund  der  Verfassungen  von  1793  und  1795 
das  Organisationsgesetz  von  1798  die  Wehrpflicht  aUer  Franzosen 
eingeführt  hatte,  bestimmte  zuerst  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1802, 
dass  wer  aus  gewissen  Gründen  nicht  selber  Militärdienst  leiste,  eine 
besondere  Abgabe  zu  zahlen  habe,  und  diese  nach  der  Höhe  der  von 
dem  Betreffenden  resp.  seinen  Eltern  (!)  zu  entrichtenden  allgemeinen 
Staatssteuem  der  Art  bemessen  werden  solle,  dass  bei  50 — 100  Francs 
allgemeiner  Steuer  nochmals  der  gleiche  Betrag,  bei  höherer  all- 
gemeiner Steuer  aber  der  doppelte  Betrag  (50  Francs  von  je  25  Francs 


^)  Weiteres  bei  Rönne,  Preuss.  Staasrecht,  II,  2'  (1872)  pag.  692  ff. 

^)  Vgl.  Schimmelpfennig  a,  a.  0.  Auflage  von  1831,  Teil  I,  pag.  82 
und  Rönne  a.  a.  0.  Der  hiernach  aufzubringende  Betrag  von  jährlich 
700,000  polnischen  Gulden  führte  zu  vielen  Beschwerden,  und  wurde  1830  auf 
die  einzelnen  Synagogen  und  deren  Mitglieder  neu  repartiert. 

')  Vgl.  Rönne  a.  a.  0.  pag.  693. 

*)  Hierüber  vgl.  besonders  Engel,  Cohn  und  Jolly  a.  a.  0. 
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allgemeiner  Steuer)  als  Extrasteuer  zu  entrichten  sei.  Diese  hienach 
progressiv  gestaltete  besondere  Steuer  war  in  dieser  Höhe  aber  natür- 
lich nicht  jährlich,  sondern  nur  einmal  zu  zalilen,  durfte  auch  den 
Betrag  von  1200  Francs  nicht  überschreiten  und  brachte  nach  alle- 
dem nur  sehr  geringe  Erträge,  bis  man  sie  im  Jahre  1818  ganz 
und  gar  beseitigte. 

Dann  sind  in  Frankreich  in  neuester  Zeit  zwar  wieder  mancher- 
lei Versuche  gemacht,  eine  Abgabe  dieser  Art  einzuführen  ^).  In- 
dessen haben  diese  bisher  dort  ebensowenig  zum  Ziel  geführt  wie 
die  zu  etwa  gleicher  Zeit  in  Deutschland  (1881)  und  in  Italien 
(1882/83)  gemachten  Versuche.  Auch  sind  die  früher  (1868)  in 
Württemberg  und  Bayern  eingeführten  Steuern  dieser  Art,  von  denen 
namentlich  die  bayerische  der  für  ganz  Deutschland  später  in  Aus- 
sicht genommenen  in  mancher  Beziehung  ähnlich  war  ^),  mit  der  Durch- 
führung der  deutschen  Wehrverfassung  1871,  wie  bekannt,  wieder 
beseitigt  worden,  und  so  haben  bis  zur  gegenwärtigen  Stunde  die 
Wehrsteuern  überhaupt  nur  in  wenigen  Staaten  festen  Boden  ge- 
wonnen. Zu  diesen  gehört  erstens  die  Schweiz,  wo  aus  früher  sehr 
verschieden  gestalteten  kantonalen  Abgaben  dieser  Art  durch  Gesetz 
vom  28.  Juni  1878,  wie  oft  dargelegt  ist^),  eine  allgemeine  eid- 
genössische Wehrsteuer:  der  Militärersatz  oder  die  Ersatzabgabe, 
hervorgegangen  ist,  sodann  Oesterreich  und  Ungarn,  wo  Steuern 
dieser  Art  seit  1880  bestehen*),  und  endlich  auch  Serbien,  wo  die 
bezüglichen  Einrichtungen  jenen  in  Ungarn  in  mancher  Beziehung 
ähnlich  gestaltet  sind,  indem  man  namentlich  ähnlich  wie  dort  die 
Wehrsteuer  nicht  direkt  in  Verhältnis  zum  Vermögen  oder  Ein- 
kommen der  Pflichtigen  gesetzt,  sondern  auf  10  Prozent  der  zu  ent- 
richtenden allgemeinen  Staatssteuern  normiert  hat^). 


^)  Vgl.  Anm.  1  pag.  117. 

^)  Weiteres  bei  Marcinowski  und  Jolly  a.  a.  0. 

^)  Vgl.  das  oben  genannte  Gesetzesmaterial  (pag.  116)  und  Cohn  a.  a.  O. 

*)  Auch  in  dieser  Beziehung  sei  hier  lediglich  auf  frühere  Schilderungen 
bei  Cohn,  Marcinowski,  Lesigang,  Borstorf  und  Wagner  a.  a.  0. 
verwiesen.  Auf  den  Inhalt  der  bezüglichen  Gesetze  komme  ich  später  zurück 
(vgl.  unten  Kapitel  4). 

^)  Bezüglich  des  ungarischen  Gesetzes  vgl.  hier  pag.  135  ff. 
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Zweites  Kapitel. 
Begriff  und  Namen  der  Wehrsteuer. 

Eine  den  heutigen  Bedürfnissen  entsprechende  Definition  der 
Wehrsteuer  dürfte  vielleicht  am  besten  so  zu  geben  sein,  dass 
man  entweder  sagt: 

Die   Wehrsteuer  ist   eine   den  überhaupt  nicht   oder  nur 

in   beschränktem  Masse   zum  Militärdienste   herangezogenen 

Wehrpflichtigen  auferlegte  Spezialsteuer  — 

oder    aber,    zugleich   der    den    Aszendenten   und    Adoptiveltern    der 

Wehrpflichtigen    vielfach    auferlegten   Verpflichtungen    gedenkend  ^), 

etwa  folgende  Worte  gebraucht : 

Die  Wehrsteuer   ist   eine  Spezialsteuer,    welche  den  zum 
Militärdienst  entweder  gar  nicht  oder  nur  in  beschränktem 
Masse  herangezogenen  Wehrpflichtigen    resp.    deren  Aszen- 
denten oder  Adoptiveltern  auferlegt  wird. 
Indessen  dürfte  die  erstere  dieser  beiden  Definitionen  den  Vor- 
zug verdienen.   Was  nämlich  jene  Mitverpflichtung  der  Aszendenten  etc. 
betrifft,  so  ist  eine  solche  zwar  thatsächlich  in  den  bezüglichen  Gesetzen 
und   Gesetzesprojekten,    wie   wir  später  sehen  werden,    nicht    selten 
ausgesprochen.     Ja  es  könnte    eine  derartige  Gestaltung   der  Wehr- 
steuer in  gewissem  Sinne  als  Regel  bezeichnet  werden.    Keineswegs 
ist  solche  Verpflichtung   aber  bei  allen  Wehrsteuern   zu  finden,  und 
jedenfalls  ist  solche  auch,  wie  zu  zeigen  ist,  nicht  als  absolutes  Er- 
fordernis anzusehen.     Ja  es  möchte  sich,  wie  hier  sogleich  bemerkt 
werden   soll,    die   Festsetzung   solcher  Pflicht  z.  B.  für   Deutschland 
durchaus    nicht    empfehlen.     Und    da    sich    in    der   Definition    nicht 
zum   Ausdruck   bringen   lässt,    in   welchen    Fällen   und   in   welchem 
Umfange    an    solcher    Belastung    festgehalten    ist    und    festzuhalten 
wäre,  so  dürfte  es  vielleicht  vorzuziehen  sein,  Hindeutungen  hierauf 


^)  Wie  es  z.  B.  bei  Wagner  geschieht.  Dieser  sagt:  Unter  Wehrsteuer 
(Wehrgeld  [Bayern])  wird  eine  öffentlich-rechtliche  Abgabe  verstanden,  welche 
gewisse  aus  verschiedenen  Gründen  zur  gesetzlichen  Wehrdienstleistung  teils 
gar  nicht,  teils  nur  eventuell  und  in  beschränktem  Masse  herangezogene  oder 
verwendete  (männliche)  Personen,  oder  welche  auch  diesen  Personen  nahe 
stehende  Angehörige  (z.  B.  die  Eltern)  für  sie  an  die  Staatskasse  oder  an 
Spezialfonds  zu  leisten  haben. 
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in  der  Definition  zu  unterlassen,  also  von  Formulierungen  der  zweiten 
Art  abzusehen. 

Eine  andere  Frage  ist  freilich,  ob  in  der  hienach  vorzuziehenden 
Definition  nicht  Aenderungen  anderer  Art  erwünscht  wären. 

Insbesondere  war  erstens  in  Erwägung  zu  ziehen,  ob  nicht 
jener  der  Wehrsteuer  an  sich  zu  Grunde  liegende  Konnex  zwischen 
der  Abgabenzahlung  und  der  Nichtheranziehung  der  Pflichtigen  zum 
persönlichen  Militärdienst  deutlicher  zum  Ausdrucke  zu  bringen  wäre, 
als  es  dort  geschehen  ist,  und  ob  hienach  nicht  etwa  solche  Worte 
wie  z.  B.  „um  der  hieraus  für  die  Wehrpflichtigen  hervorgehenden 
Vorteile"  resp.  „wirtschaftlichen  Vorteile  willen"  hinter  dem  Worte 
„Wehrpflichtigen"  einzuschieben  wären.  Indessen  dürfte  sich  jener 
Konnex  schon  aus  den  gebrauchten  Worten,  insbesondere  dem  unten 
noch  zu  rechtfertigenden  Ausdruck  „Spezialsteuer"  insoweit  ergeben, 
als  Definitionen  wie  die  hier  in  Rede  stehenden  dies  überhaupt  er- 
heischen. Und  nicht  minder  entbehrlich  möchte  eine  andere  Ergänzung 
sein,  die  nach  früheren  Definitionen  auf  den  ersten  Blick  empfehlens- 
wert erscheint.  Es  kann  nämlich  in  Frage  gezogen  werden,  ob  in 
jener  Definition  nicht  zum  Ausdruck  gebracht  werden  soll ,  a  n  w  e  n 
denn  die  Wehrsteuer  zu  entrichten  sei,  ob  an  Staats-  und  Reichs-, 
oder  Gemeinde-  oder  an  andere  öff'entliche  Kassen  u.  s.  w.  Indessen 
möchte  auch  diese  Frage  zu  verneinen  sein,  da  in  der  in  Rede 
stehenden  Beziehung  einmal  grosse  Verschiedenheiten  obwalten,  und 
sodann  —  worauf  unten  zurückzukommen  ist  —  auch  gar  nicht 
behauptet  werden  kann,  dass  der  Natur  der  Wehrsteuer  diese  oder 
jene  Zahlungs weise  allein  oder  auch  nur  vorzugsweise  entspricht. 

Neben  alledem  sei  übrigens  noch  bemerkt,  dass  in  jener  De- 
finition mit  Absicht  nicht  die  Worte  Wehrpflichtige  und  Wehrdienst, 
oder  gar  die  Worte  Militärpflichtige  und  Militärdienst  nebeneinander 
gebraucht  sind,  vielmehr  aus  gutem  Grunde  einerseits  von  Wehr- 
pflichtigen, anderseits  von  Militärdienst  gesprochen  ist. 

Wehrpflicht  dürfte  nämlich  nach  der  hergebrachten  Ausdrucks- 
weise die  am  meiste  berechtigte  Bezeichnung  für  die  allgemeine  staats- 
bürgerliche Verpflichtung  zum  Militärdienst  d.  h.  zur  Dienstleistung 
in  der  bewaffneten  Macht  überhaupt  sein  ^) ;    aber  diese  Pflicht  um- 


^)  Vgl.  zum  folgenden  namentlich  das  sog.  d.  Wehrgesetz,  Gesetz  vom 
9.  November  1867,  betr.  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienst  (B.-G.-Bl  1867, 
pag.  131)  mit  den  ergänzenden  Gesetzen  vom  2.  Mai  1874,    12.  und  15.  Februar 
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fasst  hienacli  neben  der  Pflicht  zum  Dienst  mit  der  Waffe,  zum 
eigentlichen  „Wehrdienst",  wie  bekannt,  auch  die  Pflicht,  andere 
Dienste  für  das  Militär,  z.  B.  in  Handwerksstätten,  am  Krankenbett, 
in  Lazarethen,  im  Bureau,  bei  der  Oekonomie Verwaltung  u.  s.  w. 
zu  leisten  ^).  Und  es  waren  daher  einerseits  jene  Ausdrücke  Wehr- 
pflicht resp.  wehrpflichtig  festzuhalten  und  sie  der  Deflnition  ge- 
wissermassen  zur  Grundlage  zu  geben,  da  ja  die  Wehrsteuer  das 
Komplement  gerade  dieser  umfassenderen  Pflicht,  der  „Wehrpflicht" 
in  jenem  Sinne  sein  soll.  Anderseits  war  aber  dieser  Wehrpflicht  nicht 
der  Wehrdienst,  sondern  eben  nur  der  Militärdienst  gegenüber- 
zustellen.    Denn  wenn  die  Definition  etwa  gelautet  hätte: 

Die  Wehrsteuer  ist  eine  Spezialsteuer,  die  den  zum  Wehr- 
dienst gar  nicht  oder  nur  in  beschränktem  Masse  heran- 
gezogenen Wehrpflichtigen  auferlegt  wird  — 
so  hätte  das  geheissen ,  dass  auch  z.  B.  die  sog.  Militärhandwerker 
und  Militärschreiber,  die  zum  Lazareth dienst  herangezogenen  sog. 
„Pflasterkaster"  u.  s.  w.  der  Wehrsteuer  unterlägen,  was  jedenfalls 
nicht  gesagt  werden  sollte. 

Freilich  musste  nach  dem  soeben  Gesagten  zugleich  erwogen 
werden,  ob  es  nicht  geboten  wäre,  in  der  hier  in  Rede  stehenden 
Definition  statt  auf  die  Wehrpflicht  an  sich  vielmehr  auf  die  staats- 
bürgerliche, allgemeine  Wehrpflicht  zu  verweisen  und  damit 
namentlich  zum  Ausdrucke  zu  bringen,  dass  hier  nicht  von  jener 
vertragsmässigen  ^),  „freiwillig  übernommenen"  Wehrpflicht  die  Rede 
ist,  die  im  deutschen  Heer,  wie  bekannt,  eine  sehr  grosse  Rolle 
spielt.  Man  denke  nur  an  das  Dienstverhältnis  der  meisten  Offiziere, 
Kadetten,  Mihtärbeamten,  Unteroffiziere  und  anderer  Kapitulanten. 
Indessen  war  zu  beachten,  einmal,  dass  ein  besonderer  Hinweis  auf 
diese  Dinge  jene  Definition  sehr  kompliziert  gestaltet  haben  würde, 
sodann  und  namentfich  aber  auch,  dass  wir  nach  den  heutigen  Ver- 
hältnissen unter  Wehrpflicht  schlechtweg  auch  ohne  solchen  Hinweis 


1875  und  6.  Mai  1880,  dazu  Laband,  D.  Staatsrecht.'  Bd.  III,  1  (1880) 
pag.  136  ff.  Laband,  Staatsr.  d.  d.  Reichs  (1885)  pag.  161  ff.  und  G.  Meyer, 
D.  Staatsrecht. 

')  D.  Wehrgesetz  vom  9.  November  1867,  §  1,  Absatz  2:  „Diejenigen 
Wehrpflichtigen,  welche  zwar  nicht  zum  Waffendienste,  jedoch  zu  sonstigen 
militärischen  Dienstleistungen,  welche  ihrem  bürgerlichen  Berufe  entsprechen, 
fähig  sifid,  können  zu  solchem  herangezogen  werden." 

')  Vgl.  z.  B.  Laband  a.  a.  0.  (1880),  pag.  210. 
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ausschliesslich  eben  jene  allgemeine  staatsbürgerliche  Wehr- 
pflicht zu  verstehen  pflegen  ^). 

Schliesslich  sei  hier  noch  zweierlei  bemerkt,  erstens  näm- 
lich, dass  der  Gebrauch  des  Ausdrucks  Steuer  („Spezialsteuer") 
in  jener  Definition  insofern  bemängelt  werden  könnte,  als  man  in 
der  That  in  Frage  gezogen  hat,  ob  die  hier  in  Rede  stehende  Ab- 
gabe eine  Steuer  sei,  ein  Einwand,  dem  unten  begegnet  werden  soll, 
und  zweitens,  dass  die  in  der  Definition  gebrauchten  Worte:  zum 
Militärdienst  „überhaupt  nicht  oder  nur  in  beschränktem  Masse 
herangezogenen  Wehrpflichtigen"  in  der  Gegenwart  insofern  durch- 
aus geboten  erscheinen,  als  z.  B.  der  deutschen  Wehrsteuer  und  ähn- 
lich der  italienischen  etc.  auch  solche  Personen  unterstellt  werden 
sollten  die  wie  z.  B.  die  deutschen  Ersatzreservisten  I.  und  IL  Klasse 
nach  dem  Gesetz  vom  6.  Mai  1880  nur  zu  gewissen  Uebungen  resp. 
nur  unter  besonderen  Umständen  zum  Militärdienst  herangezogen  werden. 

So  viel  über  den  ins  Auge  zu  fassenden  Begriff  und  die  zur 
Charakterisierung  desselben  oben  gebrauchten  Worte. 

Was  die  zu  wählende  Bezeichnung  betrifft,  so  sind  statt  des 
Ausdruckes  Wehrsteuer  in  der  Gesetzgebung  wie  in  der  Litteratur 
vielfach  bekanntlich  auch  andere  beliebt  worden,  so  dass  in  der  That 
gezweifelt  werden  kann,  welchem  Ausdrucke  der  Vorzug  zu  geben  sei. 

Früher  hat  man  vielfach  von  Wehrgeld  gesprochen.  Es  ge- 
schah das  z.  B.  in  der  bayerischen  Gesetzgebung  von  1868,  aber 
auch  in  manchen  theoretischen  Ausführungen,  z,  B.  bei  Jolly,  Lesi- 
gang  u.  s.  w.  Doch  dürfte  diese  Bezeichnung  kaum  zu  empfehlen 
sein,  da  dieselbe  1)  zu  sehr  an  jenen  gleichen  resp.  ähnlichen  Ausdruck 
von  ganz  anderer  Bedeutung  erinnert,  dessen  oben  schon  gelegent- 
lich gedacht  ist  ^),  und  überdies  2)  die  Eigenschaft  der  hier  in  Rede 
stehenden  Zahlung  als  Steuer  weniger  gut  zum  Ausdruck  bringt,  als 
das  oben  gebrauchte  Wort^). 

^)  Wie  auch  z.  B.  Lab  and  a.  a.  0.  unterscheidet  zwischen  , gesetzlicher 
Verpflichtung  zum  Militärdienst  (Wehrpflicht)"  und  „freiwillig  übernommener 
Militärdienstpflicht",  während  er  anderseits  freilich  den  Ausdruck  ,  gesetzliche 
Wehrpflicht"  gebraucht,  wo  nach  jener  Unterscheidung  „Wehrpflicht"  schlecht- 
weg genügt  hätte  (z.  B.  Ueberschrift  zu  §  89  a.  a.  0.  1880,  pag.  136). 

^)  Vgl.  oben  pag.  124,  Anm.  1. 

«)  Anderer  Ansicht  ist  freilich  Lesigang  (Das  Wehrgeld  oder  die  Aus- 
gleichsbelastung, Jen.  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Stat.,  1879,  pag.  159  ff.,  vgl. 
pag.  190),  doch  insbesondere  deshalb,  weil  er  eben  die  Natur  der  in  Rede 
stehenden  Abgabe  als  Steuer  bestreitet.     Hievon  später. 
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Ebensowenig  dürfte  auch  der  österreichische  Ausdruck 
„Militärtaxe"  zu  empfehlen  sein,  da  wir  es  hier,  worauf  sogleich 
zurückzukommen  sein  wird,  unzweifelhaft  mit  einer  direkten  Steuer 
(im  eigenthchen  Sinne  dieses  Wortes)  und  nicht  mit  indirekten  Steuern 
oder  Gebühren  zu  thun  haben,  für  welche  die  Bezeichnung  Taxe  nach 
dem  überkommenen  wissenschaftlichen  Sprachgebrauch  mehr  ge- 
eignet wäre. 

Von  anderen  Gesetzen  sprechen  die  Schweizer  statt  von 
Wehrsteuer  einerseits,  wie  schon  bemerkt,  von  Militärpflicht  er  s  atz  ^), 
was  aus  dem  vorhin  berührten  Grunde  (2)  nicht  zu  empfehlen  sein 
möchte,  anderseits  aber  auch  von  Militärpflichtersatzsteuer, 
resp.  Ersatzsteuer  (vgl.  z.  B.  eidgenössisches  Gesetz  vom  28.  Brach- 
monat 1878  Art.  3  und  Art.  5  sub.  A.  Schluss).  Von  diesen  beiden 
Ausdrücken  erscheint  indessen  der  erstere  ungeschickt  lang,  der  andere 
zu  wenig  bestimmt.  Und  so  möchte  nach  alledem  jener  auch  in  dem 
deutschen  Entwurf  von  1880  gebrauchte  Ausdruck  Wehrsteuer,  der 
sich  namentlich  in  unserer  Litteratur  mehr  und  mehr  heimisch  ge- 
macht hat  ^),  um  so  mehr  den  Vorzug  verdienen,  als  er  zugleich  auf 
die  Beziehung  zu  jenem  staatsrechtlich  bestimmten  Begriff  der  „Wehr- 
pflicht" in  geeigneter  Weise  hindeutet. 


Drittes  Kapitel. 
Die  "Wehrsteuer  im  Verhältnis  zu  andern  Steuern. 

Dass  die  in  der  Folge  hier  als  Wehrsteuer  zu  bezeichnende  Abgabe 
eine  Steuer  sei,  ist  bei  früherer  Behandlung  derselben  von  manchen 

')  Die  amtliche  Ueberschrift  wurde  aus  Militärsteuer,  wie  der  Ent- 
wurf vorgeschlagen,  in  Militärpflichtersatz  geändert.  Vgl.  Cohn  (1879) 
pag.  545.     Ungenau  ist,  dass  der  Ausdruck  Steuer  ganz  beseitigt  ist. 

^)  So  z.  B.  bei  Marcinowaki,  Cohn,  der  früher  den  Ausdruck  Militär- 
steuer gebraucht  (Tüb.  Zeitschr.  1879),  jetzt  das  Wort  Wehrsteuer  vorgezogen 
hat  (Volksw.  Aufsätze,  1882,  pag.  175  if.),  Wagner,  Borstorf  u,  s.  w.  Sehr 
mannigfaltig  ist  die  Ausdrucksweise  von  Schäffle,  der  es  vorzieht,  die  Wehr- 
steuer zu  den  Gebühren  und  indirekten  Steuern  zu  zählen  („Theoretisch  ist 
die  Wehrtaxe  ein  Prachtbeispiel  für  zwei  Grundfehler  indirekter  Besteuerung", 
und  später:  „Sie  dünkt  mir  eine  der  bedenklichsten,  unregulierbarsten  Ge- 
bühren" etc.  Steuerpolitik,  pag.  496  ff.,  insbes.  501)  und  demgemäss  nicht  nur 
von  Wehrsteuer,  sondern  auch  von  Wehrtaxe,  Militärtaxe  u.  s.  w.  spricht. 

136 


Die  Wehrsteuer.  137 

Seiten,  wie  z.  B.  von  Lesigang  und  Wagner  bestritten^),  von 
anderer  Seite  aber  als  zweifelhaft  hingestellt  und  dürfte  auch  jeden- 
falls viel  leichter  zu  bestreiten  als  zu  erweisen  sein,  da  ja  der- 
jenige Begriff,  um  den  es  sich  hiebei  handelt,  der  Begriff  der  Steuer 
überhaupt  nicht  hinreichend  festgestellt  ist.  Jedenfalls  hiesse  es 
aber  über  die  einer  Arbeit  wie  der  hier  vorliegenden  gesetzten 
Schranken  weit  hinausgehen,  wenn  an  dieser  Stelle  der  Versuch  ge- 
macht werden  sollte,  zuerst  eingehend  den  Begriff  der  Steuer  zu 
behandeln,  um  danach  zu  prüfen,  ob  nun  die  in  Rede  stehende  Ab- 
gabe in  den  Bereich  dieses  Begriffes  falle  oder  nicht. 

Ein  Versuch  jener  Art  ist  an  anderem  Orte  gemacht  *).  Hier 
muss  es  genügen,  einfach  hinzustellen,  was  einerseits  nach  der  am 
meisten  verbreiteten  und  anderseits  nach  der  vom  Verfasser  dieser 
Zeilen  vertretenen  Auffassung  als  Steuer  anzusehen  ist,  und  dann 
auf  Grund   dieser  beiden  Auffassungen  jene  Frage  zu  beantworten. 

Was  nun  zunächst  das  erstere,  die  am  meisten  übliche  Auf- 
fassung des  in  Rede  stehenden  Begriffs  betrifft,  so  ist  folgendes  zu 
beachten.  Es  sind  danach  Steuern  (im  engeren  Sinn):  öffentlich- 
wirtschaftliche  resp.  öffentlich-rechtliche  Einnahmen  des  Staats  oder 
der  Gemeinde,  soweit  sie  nicht  Gebühren  sind. 

Und  auch  diese  Gebühren  pflegt  man  wohl  mit  jenen  Steuern 
(im  engeren  Sinn)  zusammen  als  Steuern  im  weiteren  Sinn  zu  be- 
zeichnen, zumal  es,  wie  bekannt,  oft  überaus  schwierig,  ja  vielfach 
fast  unthunlich  ist,  diese  und  jene  Abgaben  voneinander  zu  scheiden. 
Es  werden  danach  also  —  ich  folge  hier  immer  noch  der  am  meisten 


*)  Wenn  ich  Wagner  a.  a.  0.  recht  verstehe.  Er  sagt  nämlich  pag.  318 
dort:  ,Nur  die  Durchführungsmodalitäten  dieser  eventuell  sogenannten 
(nicht  eigentlichen)  , Steuern'  gehören  in  die  Steuerlehre  —  und  dann  aller- 
dings in  die  Lehre  von  den  direkten  Steuern  —  sowie  überhaupt  in  die  Finanz- 
wissenschaft."  Ebensowenig  wie  diesen  Zweifel  vermag  ich  die  sogleich  darauf 
ausgesprochene  Ansicht  zu  teilen:    „Die  prinzipielle  Frage,    ob  überhaupt  eine 

solche  Abgabe  richtig,   notwendig,   berechtigt,   zweckmässig   sei gehört 

nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  theoretische  Staatslehre  (Politik)". 
Vgl.  hier  oben  pag.  111. 

"")  Bezüglich  des  weiteren  erlaube  ich  mir  auf  die  gleichzeitig  mit  dieser 
Arbeit  erscheinende  besondere  Arbeit:  »Die  Steuer,  Teil  I:  Der  Begriff 
der  Steuer  und  die  Gliederung  der  Staats-  und  Gemeinde- 
einkünfte" ,  sowie  auf  die  frühere  Arbeit:  „Das  öffentliche  Interesse 
mit  Bezug  auf  das  Gebühren-  und  Steuerwesen"  zu  verweisen  (H  i  r  t  h  s  Annalen, 
Jahrg.  1886,  T.  I,  pag.  357  ff.). 
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üblichen  resp.  der  am  meisten  berechtigten  unter  den  üblichen  An- 
nahmen —  die  Steuern  in  diesem  weiteren  Sinne  als  Gegensatz  zu 
den  sogenannten  privatwirtschaftlichen  resp.  privatrechtlichen  Staats- 
und Gemeindeeinnahmen  hingestellt.  Und  wer  bestreiten  will  erstens, 
dass  die  Wehrsteuer  eine  Steuer  in  diesem  weiteren  Sinne  sei, 
müsste  jener  Auffassung  zufolge  behaupten  und  darthun,  dass  diese 
Abgabe  entweder  überhaupt  nicht  zu  den  Staats-  oder  Gemeinde- 
einnahmen oder  dass  sie  doch  zu  den  privat  wirtschaftlichen  oder 
p  r  i  V  a  t  rechtlichen  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen  zu  zählen  sei, 
was  beides  unhaltbar  oder  doch  den  in  der  Wissenschaft  her- 
gebrachten Vorstellungen  von  Staats-  und  Gemeindeeinnahmen  resp. 
von  privatrechtlichen  und  privatwirtschaftlichen  Dingen  durchaus 
widersprechend  sein  möchte. 

Allerdings  könnte  ja  behauptet  werden,  dass  die  Wehrsteuer 
insofern,  als  ihre  Erträge  anderen  Kassen  als  den  allgemeinen  Staats- 
und Gemeindekassen  zuflössen,  nicht  zu  den  „eigentlichen  Staats- 
und Gemeindeeinnahmen "  zu  rechnen  sein  möchte.  Indessen  ist  jene 
Voraussetzung  erstens  nicht  überall  zutreffend,  und  zweitens,  wie  wir 
sehen  werden,  auch  an  sich  nicht  hinreichend,  jene  darauf  gestützte 
Folgerung  als  begründet  erscheinen  zu  lassen. 

Nicht  so  leicht  ist  dann  freilich  die  zweite  Annahme  zu  wider- 
legen, wonach  man  die  Wehrsteuer  wenigstens  von  dem  Begriff  der 
Steuern  im  engeren  Sinne  auszuschliessen  und  der  Kategorie  der 
Gebühren  zu  überweisen  hätte. 

Diese  Annahme  ausreichend  zu  widerlegen,  müsste  nämlich  auf 
den  sehr  strittigen  Begriff  der  Gebühr  im  Gegensatz  zu  dem  der 
Steuer  nach  der  hier  zu  Grunde  gelegten  üblichen  Auffassung  näher 
eingegangen  werden,  was  wieder  viel  zu  weit  führen  möchte.  In 
dieser  Beziehung  sei  hier  daher  nur  konstatiert,  was  nach  vielfach 
vertretener  Annahme  und  was  nach  der  an  anderem  Orte  eingehender 
motivierten  ^)  Annahme  des  Verfassers  als  das  Richtige  anzusehen  ist 
und  wie  danach  zu  entscheiden  wäre. 

Hiebei  kommt  nun  vor  allem  in  Betracht,  dass  man  den  Gegensatz 
von  Gebühr  und  Steuer  zwar  vielfach  allein  darin  hat  finden  woUen, 


^)  Vgl.  die  vorhergehende  Anmerkung.  Verfasser  hat  sich  über  den  Be- 
griff der  Gebühr  und  des  Beitrags  bereits  früher  verbreitet  („Schwebende  Finanz- 
fragen",  Abschnitt  I:  Direkte  und  indirekte  Steuern,  in  Schmollers  Jahrb.  f. 
Gesetzgebg.,  Verw.  u.  Volksw.    1882.   Neue  Folge,  VI,  Heft  3). 
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dass  der  Gebühr  irgend  eine  spezielle  Gegenleistung  des 
Staats  resp.  der  Gemeinde  entspreche,  während  bei  der  Steuer  von 
solcher  Gegenleistung  überhaupt  nicht  die  Rede  sei;  dass  es  nach 
Ansicht  des  Verfassers  indessen  vorzuziehen  ist,  der  Gebühr  viel 
engere  Grenzen  zu  setzen,  und  zwar  insbesondere  nach  zwei  Rich- 
tungen hin.  Zuerst  nämlich  insofern,  als  aus  Gründen,  deren  Dar- 
legung hier  viel  zu  weit  führen  würde,  darauf  Gewicht  zu  legen  ist, 
dass  nur  solche  Zahlungen,  denen  Gegenleistungen  von  öffentlichem 
Interesse  entsprechen,  Gebühren  genannt  werden  dürfen,  und  nicht 
z.  B.  Zahlungen  für  den  Ankauf  von  Monopolcigarren  oder  Monopol- 
pulver, Monopolsalz  u.  s.  w.,  denen  auch  spezielle  Gegenleistungen  des 
Staats  (Lieferung  von  Cigarren,  Salz  etc.),  aber  nur  Gegenleistungen 
von  privatem  Interesse  entsprechen.  Das  zweite  und  hier  insbeson- 
dere Interessierende  aber  ist,  dass  es  auch  vorzuziehen  ist,  als  Ge- 
bühr nicht  alle  solche  Zahlungen  an  Staat  und  Gemeinde,  denen 
spezielle  Gegenleistungen  von  öffentlichem  Interesse  entsprechen, 
sondern  nur  diejenigen  unter  diesen  Zahlungen  zu  bezeichnen,  welche 
zugleich  im  Anschluss  an  die  von  Staat  oder  Gemeinde  gebotenen 
Gegenleistungen  dieser  Art,  also  im  Anschluss  an  Vorgänge  zu  er- 
folgen haben,  während  die  anderen,  nach  Massgabe  zuständlicher, 
dauernder  Dinge  (z.  B.  Besitz,  Einkommen,  Vermögen  u.  s.  w.) 
erfolgenden  Zahlungen,  soweit  ihnen  besondere  Gegenleistungen  des 
Staats  oder  der  Gemeinde  entsprechen,  einer  auch  früher  durchaus  her- 
gebrachten Ausdrucksweise  zufolge  als  Beiträge  zu  bezeichnen  sind. 
Um  dies  deutlicher  zu  zeigen,  so  sind  hienach  also  z.  B.  Sportein 
wie  Gerichts-  und  Polizeigefälle  und  ebenso  z.  B.  Zahlungen  für  er- 
teilte Pässe  und  Jagdscheine,  namentlich  aber  Kanal-  und  Wege- 
gelder, Postporti,  Eisenbahnfahr-  und  Frachtgelder,  Chausseegelder 
u.  s.  w.  als  Gebühren  ^),  dagegen  z.  B.  die  badischen  Soziallasten 
und  die  preussischen  Interessentenchausseebaubeiträge  sowie  überhaupt 
ein  grosser  Teil  der  kommunalen  Orts-,  Bezirks-,  Kreis-  etc.  Grund- 
steuern, welche  zwar  mit  Rücksicht  auf  gebotene  spezielle  Gegen- 
leistungen der  Gemeinde  (Strassen,  Wege,  Brücken,  Brunnen  u.  s,  w.), 
aber  im  Anschluss  an  zuständliche  Verhältnisse  wie  Besitz,  Ver- 
mögen u.  s.  w.  erhoben  werden,  als  Beiträge  zu  bezeichnen  —  eine 


^)  Eisenbahnfahr-  und  -Frachtgelder  natürlich  nur  insoweit  als  sie  Entgelte, 
und  als  öffentliche  Interessen  bei  ihrer  Normierung  bestimmend  sind.  Weiteres 
in  jenem  Aufsatz:  Oetfentliches  Interesse  etc.  von  1886. 
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Unterscheidung,  die,  wie  hier  nur  angedeutet  werden  kann,  aus  etwa 
denselben  Gründen  geboten  ist,  aus  denen  man  in  durchaus  ähnlicher 
Weise  direkte,  d.  h.  im  Anschluss  an  zuständliche,  dauernde  Dinge 
erhobene,  und  indirekte,  d.  h.  im  Anschluss  an  Vorgänge,  vorüber- 
gehende Dinge  erhobene  Steuern^)  zu  unterscheiden  hat.  Es  teilen 
nämlich  die  Gebühren  mit  den  direkten  und  die  Beiträge  mit  den 
indirekten  Steuern  die  wesentlichsten  Vorzüge  und  Mängel.  Ja  viel- 
fach sind  sogar  in  einer  und  derselben  Abgabe  Gebühren  und  in- 
direkte Steuern,  sowie  anderseits  in  derselben  Abgabe  Beiträge 
und  direkte  Steuern  derart  miteinander  vereint,  dass  es  kaum  thun- 
lich  ist,  Zahlungen  dieses  und  jenes  Charakters  voneinander  zu  trennen 
und  dass  namentlich  in  der  Praxis  dann  die  ganze  bezügliche  Ab- 
gabe regelmässig  nur  als  direkte  Steuer  (z.  B.  Grundsteuer)  oder  aber 
als  indirekte  Steuer  resp.  als  Gebühr  (z.  B.  Jagdscheingebühr,  Erb- 
schaftssteuer oder  -Sportel  etc.)  erscheint. 

Insbesondere  auf  dieser  letzteren  Basis  der  Unterscheidung  von 
Gebühren  und  Beiträgen  hat  man  sich  nun  aber  jedenfalls  dahin 
zu  entscheiden,  die  Wehrsteuer  nicht  als  Gebühr  anzusehen,  da  sie 
ja  regelmässig  nicht  im  Anschluss  an  Vorgänge  und  nach  Massgabe 
dieser,  sondern  den  allgemeinen  direkten  Steuern  gleich  entweder 
nach  Massgabe  von  Einkommens-  oder  Vermögensverhältnissen  oder 
aber  nach  Köpfen  u.  s.  w.,  also  nach  Dingen  ständiger  Natur,  dauern- 
den Charakters  erhoben  wird.  Und  allein  bezüglich  jener  Wehr- 
steuern könnte  in  dieser  Beziehung  vielleicht  ein  Bedenken  entstehen, 
welche,  wie  z.  B.  die  frühere  württembergische,  überhaupt  nur  ein- 
mal, und  dann  im  Anschluss  an  einen  einzelnen  Vorgang, 
nämlich  an  die  bezügliche  Entscheidung  der  Ersatzbehörden,  zu  ent- 
richten sind. 

Indessen  im  Grunde  dürften  selbst  Wehrsteuern  dieser  Art  nach 
dem  Gesagten  nicht  als  Gebühren  zu  charakterisieren  sein.  Denn 
mag  man  nun  Gebühren  und  Beiträge  in  der  soeben  befürworteten 
Weise  unterscheiden  oder  nicht  —  jedenfalls  ist  bei  beiderlei  Ab- 
gaben, wie  wir  sahen,  Voraussetzung,  dass  den  bezüglichen  Zahlungen 
in  der  That  besondere  Gegenleistungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde 
entsprechen,  und  von  solchen  besonderen  Gegenleistungen  ist  ja  bei 
der  Wehrsteuer  nicht  die  Rede.  Zuzugeben  ist  nur,  dass  solcher 
Abgabe  im  allgemeinen  eine  Befreiung  vom  Militärdienste  oder  doch 


')  Vgl.  auch  hier  unten  pag.  144. 
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eine  Bevorzugung  hinsichtlich  desselben  entspricht  und  dass  dieser 
Konnex  der  Abgabe  mit  gewissen  Vorteilen  des  Zahlenden  als  solchen 
einige  Aehnlichkeit  mit  jenem  Zusammenhange  zeigt,  der  zwischen 
Beiträgen  resp.  Gebühren  und  den  ihnen  entsprechenden  Gegen- 
leistungen besteht.  Aber  unmittelbar  selbst  als  staatliche  oder 
kommunale  Gegenleistung  kann  doch  z.  B.  eine  infolge  von 
Krankheit  oder  Zuchthausstrafe  eintretende  Befreiung  vom  Militär- 
dienste nicht  bezeichnet  werden. 

Wir  sehen  also:  Auf  dem  Boden  jener  hier  immer  thunlichst 
festgehaltenen  üblichen  Auffassung  von  Steuer  und  Gebühr  resp. 
Steuer,  Gebühr  und  Beitrag  gelangen  wir  nicht  dazu,  den  Charakter 
der  Wehrsteuer  als  Gebühr  zu  konzedieren.  Wir  können  die  Wehr- 
steuer hiernach  aber  auch  nicht  als  Beitrag  bezeichnen.  Sie  bleibt 
uns  Steuer. 

Und  zu  ganz  gleicher  Entscheidung  gelangen  wir  auch  auf  dem 
schon  angedeuteten  anderen  Wege. 

Wie  nämlich  an  anderem  Orte  auszuführen  versucht  ist  ^),  be- 
darf es  heute  jener  der  Definition  von  Steuer  und  Gebühr  bisher 
hier  zu  Grunde  gelegten  Scheidung  von  öffentlich-  und  privatwirt- 
schaftlichen (resp.  öffentlich-  oder  privatrechtlichen)  Staats-  und  Ge- 
meindeeinnahmen überhaupt  nicht.  Ja,  diese  gibt  sogar  aus  mancherlei 
Gründen  zu  grossen  Bedenken  Anlass.  Man  vermag  ohne  sie  auf 
ganz  anderem  Wege  zum  Begriff  von  Gebühr  und  Steuer  zu  ge- 
langen, und  dieser  Weg  hat  sogar  grosse  Vorzüge.  Danach  sind 
nämlich  aus  Gründen,  auf  deren  Darlegung  hier  freilich  verzichtet 
werden  muss,  als  Steuern  anzusehen: 

die  zur  Gewinnung  von  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen  (im 
engeren  Sinne)  angeordneten  Zahlungen  oder  Lieferungen,  so- 
weit dieselben  nicht  öffentlichen  Verbänden  als  solchen  auf- 
erlegt^) und  weder  Entgelte  für  spezielle  Gegenleistungen 
des  Staats  resp.  der  Gemeinde,  noch  Gewinne  aus  Staats- 
oder Gemeindeunternehmungen  von  öffentlichem  Interesse 
sind. 


^)  Vgl.  Anm.  2  pag.  137  hier. 

^)  Von  diesen  Zahlungen  letzterer  Art  darf,  wie  a.  a.  0.  weiter  aus- 
geführt ist,  nicht  mehr  abgesehen  werden,  da,  solche  Auszahlungen,  wie  z.  B. 
die  des  Deutschen  Reichs  an  die  deutschen  Einzelstaaten,  Belgiens  und  Hollands 
an  die  Gemeinden  etc.  eine  nicht  unerhebliche  Rolle  spielen  und  überdies  zu 
noch  grösserer  Verbreitung  bestimmt  erscheinen. 
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Gebühren  aber  sind  nach  derselben  Auffassung: 

die  zur  Gewinnung  von  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen  (im 
engeren  Sinne)  nach  Massgabe  von  Vor  gangen  angeordneten 
Zahlungen   oder  Lieferungen,    soweit  dieselben  Entgelte  für 
spezielle  Gegenleistungen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  von 
öffentlichem  Interesse  sind. 
Und  legt  man   diese  Auffassung  zu  Grunde,    so   hat  man  die 
Wehrsteuer  ebenfalls  als  Steuer  anzusehen.     Denn  zweifellos  ist  sie, 
wo  sie  eingeführt  ist,  eine   „angeordnete  Zahlung"  ^)    und  zweifellos 
auch,   wie   wir   bereits    sahen,    kein    „Entgelt   für   spezielle   Gegen- 
leistungen des  Staats  resp.  der  Gemeinde";  ebensowenig  aber  natür- 
lich   ein    Gewinn    aus    Staats-    oder    Gemeindeunternehmungen   oder 
eine  Zahlung,    die  von   öffentlichen  Verbänden    als   solchen   zu   ent- 
richten wäre.     Und  es  könnte   also  nach  der  hier  zuletzt  gegebenen 
Definition  von  Steuer  nur  etwa  in  Frage   gestellt   werden,    ob    auch 
die  weitere  Voraussetzung  zutrifft,  dass  die  Wehrsteuer  zur  Gewin- 
nung von  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen  in  demjenigen  engeren 
Sinne  des  letzteren  Ausdrucks  angeordnet  wird,  auf  den  dort  Bezug 
genommen  ist   und   wonach  —  wie   ohne   weitere  Begründung   hier 
wieder   nur   eingeschaltet   werden  kann^)    —   als    Staats-   oder   Ge- 
meindeeinnahmen im  engeren  Sinne: 

der  Inbegriff  derjenigen  Sachen  und  auf  Sachen  oder  Leistungen 
bezüglichen  Rechte   aufzufassen  ist,   welche   zur  Deckung 
des    eigentlichen    Staats-    resp.    Gemeindebedarfs  in 
das  rechtliche  Vermögen  des  Staats  oder  der  Gemeinde  über- 
gehen. 
Indessen,  auch  diesem  Einwand  wäre  ein  Gewicht  nicht  beizu- 
legen.    Es  könnte  in  dieser  Beziehung  zwar  —  worauf  oben   schon 
hingedeutet    ist   —   darauf  verwiesen    werden,    dass   mehrfach    eine 
Einrichtung  besteht,  wonach  entweder  das  ganze  Provenü  der  Wehr- 
steuer oder  doch  grosse  Teile  desselben  nicht  der  Deckung  des  Staats- 
bedarfs im  allgemeinen  dient,   sondern  zu  gewissen,   namentlich  auf 
die  Unterstützung   von  Militärpersonen   oder   deren  Familien  bezüg- 
lichen Zwecken   verwendet  wird.     Und   danach   könnte  vielleicht   in 
Frage  gestellt  werden,  ob  jene  Wehrsteuer  nicht  im  Grunde  anderen 


^)  , Angeordnet"  hier  immer   im  Sinne  von  offiziell,   durch   amtliche  Or- 
gane angeordnet. 

2)  Weiteres  a.  a.  0.,  Teil  I,  Kapitel  2  (1887). 
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Zwecken,    als  der  Gewinnung  von  Staats-  oder  Gemeindeeinnahmen 
im  engeren  Sinne  dient. 

Indessen  ist  jene  Einrichtung,  wie  schon  bemerkt  und  unten 
nochmals  zu  erörtern  ist,  weder  thatsächlich  die  allgemein  herrschende 
noch  an  sich  durch  die  Natur  der  Wehrsteuer  geboten.  Und  schon 
aus  diesem  Grunde  dürfte  also  auch  ein  Einwand  jener  Art,  falls  er 
erhoben  würde,  unberechtigt  sein.  Es  bleibt  also  dabei,  dass  die 
Wehrsteuer  eine  Steuer  und  zwar  eine  Steuer  im  engeren  Sinne  ist. 

Will  man  nun  aber  das  Wesen  der  Wehrsteuer  und  die  bis- 
her hier  nur  gestreiften  Eigentümlichkeiten  dieser  Abgabe  anderen 
Steuern  gegenüber  erkennen,  so  darf  man  vor  allen  Dingen  die 
Mühe  nicht  scheuen,  sich  unter  der  Gesamtheit  der  Steuern  umzu- 
sehen, um  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit  sich  dort  etwa  der  Wehr- 
steuer ä  h  n  1  i  c  h  e  Abgaben  befinden,  welches  diese  sind  und  was  sie 
mit  der  Wehrsteuer  gemein  und  nicht  gemein  haben. 

Wir  fragen  daher,  um  diesen  Dingen  näher  zu  treten,  vor 
Allem,  welches  die  Stellung  der  Wehrsteuer  in  jener  Gesamtheit 
oder  —  wie  man  die  letztere  wohl  auch  zu  bezeichnen  pflegt  —  im 
„Systeme"   der  Steuern  überhaupt  ist. 

Dabei  möchte  nun  eines  von  vornherein  als  unzweifelhaft  hin- 
zustellen sein  —  das  nämlich,  dass  die  Wehrsteuer,  sofern  man  sie 
überhaupt,  wie  es  hier  geschieht,  als  Steuer  gelten  lässt,  jedenfalls 
zu  den  direkten  Steuern  gehört. 

Allerdings  ist  sie  nicht  direkte  Steuer  in  jenem  nur  aus  dem 
Wortlaut  sich  ergebenden  älteren,  für  den  wissenschaftlichen  Sprach- 
gebrauch keineswegs  zu  empfehlenden  Sinne  ^),  wonach  direkte  Steuern 
diejenigen  sind,  welche  direkt  von  der  (nach  Absicht  des  Gesetz- 
gebers) zu  belastenden  Person  zu  entrichten  sind.  Denn  direkt  in 
diesem  Sinne  ist  die  Wehrsteuer  schon  insofern  zum  grossen  Teile 
nicht,  als  sie,  wie  wir  sehen  werden,  vielfach  nur  von  den  für  sie 
haftenden  Eltern,  Grosseltern  und  Adoptiveltern  zu  entrichten  ist. 
Und  ebensowenig  darf  die  Wehrsteuer  als  eine  direkte  Steuer  in 
jenem  anderen,  nicht  minder  einseitigen  und  aus  leicht  ersicht- 
lichen Gründen  fast  nur  noch  in  der  deutschen  Litteratur  festgehal- 
tenen Sinne  bezeichnet  werden,  wonach  direkte  Steuer  etwa  so  viel 
ist  wie   „Produktions"-    oder  Einkommens-,    Ertrags-    oder   Ver- 


')   Weiteres    im    genannten   Aufsatze:    Schwebende   Finanzfragen.     Ab- 
schnitt I:  Dir.  und  indir.  Steuern  in  Schmollers  Jahrb.  1882. 
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mögenssteuer ,  indirekte  Steuer  dagegen  so  viel  wie  Aufwands-, 
Konsurations-  oder  Ge-  oder  Verbrauchssteuer  etc.  Wie  nämlich 
diese  Scheidung  schon  an  sich  eine  unzureichende  insofern  ist,  als 
viele  Steuern  im  Grunde  weder  Steuern  auf  die  Konsumtion  oder 
den  Ge-  oder  Verbrauch  u.  s.  w.  noch  auch  Steuern  auf  die  Pro- 
duktion oder  auf  Einkommen,  Ertrag  oder  Vermögen  sind,  so 
gilt  dies  gerade  auch  von  einem  nicht  unerheblichen  Teil  der  hier 
in  Rede  stehenden  Steuer,  nämlich  demjenigen,  der  als  Kopfsteuer 
oder  —  besser  gesagt  —  als  Personalsteuer  (im  engeren  Sinne)  er- 
hoben wird.  Und  dieser  Teil  ist,  wie  wir  unten  sehen  werden,  weder 
ein  unerheblicher  noch  ein  leicht  entbehrlicher. 

Allein  in  Betracht  zu  ziehen  ist  hier  jene  dritte  Art  der 
Scheidung,  wonach,  wie  oben  schon  gestreift  wurde,  indirekte  oder 
Tarifsteuern  diejenigen  sind,  welche  regelmässig  im  Anschluss  an 
Vorgänge  oder  vorübergehende  Dinge  veranlagt  werden  und  dem- 
gemäss  zwar  in  zum  voraus  bestimmten  Sätzen,  nicht  aber  auch  in 
zum  voraus  bestimmten  Terminen  oder  in  zum  voraus  bestimmten 
Summen  etc.  erhoben  werden,  während  direkte  oder  Kataster- 
steuern diejenigen  sind,  die  im  Anschluss  an  dauernde  Dinge,  zu- 
ständliche  Verhältnisse  wie  z.  B.  Leben  der  Personen,  oder  Ein- 
kommen, Vermögen,  Ertrag,  Gebrauch  oder  anderer  dauernder 
Aufwand  u.  s.  w.  zur  Veranlagung  kommen  und  aus  diesem  Grunde 
in  Kataster  gebracht  d.  h.  auch  bezüglich  der  zu  zahlenden  Summen 
und  der  hierbei  einzuhaltenden  Termine  zum  voraus  bestimmt  werden 
können,  beim  Versäumen  dieser  Termine  dann  zu  bedenklichen  Exe- 
kutionen führen  u.  s.  w. 

Direkte  Steuern  in  diesem  Sinne  nun  sind  die  Wehrsteuern 
zweifellos,  da  sie  allgemein  entweder  nach  Köpfen  oder  nach  dem 
Einkommen  resp.  Vermögen  oder  nach  direkten  Steuerbeträgen  oder 
aber  wie  z.  B.  die  ungarische  sogenannte  Militärtaxe  (nach  dem  Ge- 
setz von  1880)  ähnlich  den  Klassensteuern  nach  dauernden  Berufs- 
resp.  sozialen  Verhältnissen  veranlagt,  hiernach  in  Kataster  gebracht, 
dann  zu  bestimmten  Terminen  fällig  werden  u.  s.  w. 

Es  fragt  sich  danach  also  nur,  welcher  Unterabteilung 
der  direkten  Steuern  die  Wehrsteuer  nun  zuzuteilen  sei.  Und  hiebei 
läge  es  nahe,  zunächst  an  jene  oben  schon  berührte  Scheidung  der 
direkten  Steuern  (im  weiteren  Sinne)  in  direkte  Steuern  im  engeren 
Sinne  und  in  Beiträge  zu  denken  und  diese  Scheidung  zur  Grundlage 
der  folgenden  Betrachtung  zu  machen.   Indessen  hat  dieselbe  so  wichtig 
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sie  für  die  Behandlung  der  Grundsätze  der  Besteuerung  und  für 
die  bessere  Erfassung  des  Begriffs  der  Steuer  im  eigentlichen  Sinne 
im  Gegensatze  zur  Gebühr  und  zum  Beitrag  ist,  doch  für  die  Glie- 
derung der  Steuern  und  der  Staatseinnahmen  überhaupt  nur  sehr 
jj-eringe  Bedeutung  und  ist  namentlich  aus  mancherlei  hier  nur  an- 
zudeutenden Gründen  so  schwer  durchführbar,  dass  es  sich  auch  in 
Fällen  wie  dem  vorliegenden  durchaus  empfiehlt,  von  ihr  abzusehen. 

Erstens  sind  nämlich  thatsächlich  die  Beiträge,  wo  wir  sie 
überhaupt  anzunehmen  haben,  fast  ausnahmslos  in  einer  und  der- 
selben Abgabe  mit  direkten  Steuern  verschmolzen.  Es  gibt,  wie 
jeder  weiss,  Gebühren,  die  eben  nur  Gebühren  und  nicht  zugleich 
auch  indirekte  Steuern  sind.  Ja,  es  ist  solche  getrennte  Erscheinung 
dort  geradezu  als  Regel  zu  bezeichnen.  Die  Vereinigung  ist  Aus- 
nahme. Aber  es  gibt  kaum  irgendwo  Beiträge,  die  nicht  zugleich 
auch  direkte  Steuern  wären.  Fast  überall  erscheinen  die  in  jener 
Weise  zu  charakterisierenden  Abgaben  vielmehr  in  der  Form  von 
Zuschlägen  zu  direkten  Ertragssteuern  (Grund-,  Gebäude-  und  Ge- 
werbesteuern u.  s.  w.),  mögen  sie  nun  unter  diesem  Namen  oder 
anderem  z.  B.  als  Soziallasten  oder  als  Interessentenchausseebaubei- 
träge  etc.  erhoben  werden.  Und  schon  hiernach  ist  jene  Scheidung 
also  besonders  schwierig. 

Zugleich  und  namentlich  fällt  aber  ins  Gewicht,  dass  auch  im.' 
Prinzip,  in  der  Idee  jene  zwei  Teile  derselben  Abgabe,  um  die  es 
sich  hier  handelt,  in  manchen  Fällen  überhaupt  nicht  und  jedenfalls 
sehr  viel  schwerer  zu  trennen  sind  als  Gebühren  und  indirektie 
Steuern,  die  in  derselben  Abgabe,  der  sogenannten  indirekten  Steuer 
im  weiteren  Sinne,  zugleich  enthalten  sind. 

Denn  Gebühr  und  indirekte  Steuer  in  dem  hier  in  Rede 
stehenden  Sinne  werden  wie  bemerkt  im  Anschluss  an  Vorgänge 
entrichtet,  und  eben  diese  Vorgänge  bieten,  da  sie  einen  Anhalt  zur 
Beurteilung  des  Werts  und  der  Kosten  der  bezüglichen  Mühewaltung 
der  Behörden  u.  s.  w.  bieten,  zugleich  auch  einen  wenn  auch  oft 
unzureichenden  Anhalt,  um  zu  beurteilen,  in  wie  weit  die  bezüg- 
liche Zahlung  in  der  That  als  Gegenleistung  für  die  vom  Staate: 
oder  der  Gemeinde  gewährte  besondere  Leistung  und  danach  als 
Gebühr  und  wie  weit  sie  andererseits  als  Steuer  anzusehen  ist.  Da- 
gegen fehlt  ein  derartiger  Anhalt  durchaus  bei  jenen  nicht  nach 
einzelnen  Vorgängen,  sondern  eben  nach  dauernden  zuständlichen 
Verhältnissen   zu    entrichtenden   Abgaben,    die   direkte   Steuern   üiid 
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Beiträge  zugleich  sind  wie  z.  B.  kommunale  Grundsteuerzuschläge- 
Was  vom  Brückengeld  oder  der  Pass-  oder  Jagdscheinsportel  Gebühr 
und  was  Steuer  sein  möchte,  kann  ich  versuchen  mir  nach  der  bezüg- 
lichen Mühewaltung  der  Behörden,  den  Kosten  und  dem  Wert  des 
Gebotenen  etc.  zu  konstruieren.  Wie  weit  aber  jene  Zuschläge 
Beiträge  (im  in  Rede  stehenden  Sinne)  und  in  wie  weit  sie  Steuern 
sind  —  das  wäre,  da  ein  Anhalt  jener  Art  nicht  vorliegt,  regel- 
mässig nur  durch  Zurückgehen  auf  die  Motive  zu  erkennen,  die 
zur  Einführung  solchen  Zuschlags  geführt  haben.  Soweit  da  die 
Absicht  vorherrschend  war ,  den  Grundbesitz  wegen  grössere!- 
Leistungsfähigkeit  zu  belasten  oder  etwa  auf  diesem  Wege  eine 
höhere  Belastung  sog,  fundierter  Bezüge  zu  erzielen,  hätten  wir  es 
mit  Steuern  zu  thun,  soweit  es  aber  z.  B.  galt,  den  Grundbesitz  als 
solchen  um  gewisser  für  ihn  z.  B.  aus  der  Verwendung  der  Steuer- 
ergebnisse  zu  Strassen-  oder  Brückenbauten  etc.  sich  ergebender 
Vorteile  höher  zu  belasten,  hätten  wir  Beiträge  vor  uns.  Und  da 
nun  über  Motive  bekanntlich  nicht  abgestimmt  wird,  da  es  überhaupt 
ungemein  schwierig,  ja  in  vielen  Fällen  geradezu  unmöglich  ist  zu 
erkennen,  welcherlei  Motive  in  diesen  Dingen  den  Ausschlag  gegeben 
haben,  in  derselben  Körperschaft  nicht  selten  die  einen  aus  diesem, 
die  andern  aus  jenem  Grunde  für  dieselbe  Abgabe  gestimmt  haben, 
die  einen  z.  B.  um  dem  von  kommunalen  Wegen  besonderen  Vorteil 
ziehenden  Grundbesitze  eine  solchem  Vorteil  entsprechende  Sonderlast 
aufzuerlegen,  die  andern  behufs  höherer  Besteuerung  mehr  gesicherter 
fundierter  Bezüge  u.  s.  w.,  —  manche  sich  über  ihre  Motive  viel- 
leicht selber  nicht  klar  geworden  sind  oder  bezüglich  derselben  ge- 
schwankt haben  u.  s.  w.,  so  ist  jener  Weg  der  Scheidung  von  Steuer  und 
Beitrag  vielfach,  ja  man   darf  wohl   sagen  regelmässig  verschlossen. 

So  wichtig  also  jene  Scheidung  in  mancher  Beziehung  unzweifel- 
haft ist,  für  die  hier  in  Rede  stehende  Gliederung  der  Steuern  iu 
ihrer  Gesamtheit  ist  sie  von  keiner  Bedeutung.  Bei  dieser  Gliede- 
rung haben  wir  vielmehr  nur  die  Wahl  zwischen  zwei  Scheidungen. 

Entweder  wir  machen  zwei  grosse  Kategorien  und  scheiden 
dann  nur 

I.  Direkte  Steuern  einschliesslich  der  Beiträge  und 

IL  Indirekte  Steuern  einschliesslich  der  Gebühren, 

oder  aber   wir   trennen   —    was  in   mancher  Beziehung  den  Vorzug 

verdient   und   namentlich    auch   in   der   Praxis,    bei    der  Aufstellung 

von  Staats-  und  Gemeindeetats  das  Gebräuchlichere  ist  —  dreierlei : 
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I.  Direkte  Steuern  (im  weiteren  Sinne  d.  h.  einschliesslich  der 

Beiträge), 
II.  Indirekte  Steuern  (im  engeren  Sinne)  und 
III.  Gebühren  — 
wobei  ad  II  und  III  freilich  manche  Abgaben  als  indirekte  Steuern 
oder  als  Gebühren  erscheinen,    die  im  Grunde  beides  zugleich  und 
nur  in  höherem  Masse  das  eine  oder  das  andere  sind. 

Für  die  hier  in  Rede  stehende  Gliederung  aber  bleiben  Aus- 
gangspunkt jedenfalls  jene  direkten  Steuern  einschliesslich  der 
Beiträge,  also  die  direkten  Steuern  im  weiteren  Sinne  (I),  die  nach 
allem  Gesagten  etwa  so  zu  definieren  wären,  •  dass  sie : 

die  zur  Gewinnung  von  Staats-  und  Gemeindeeinnahmen  (im 
engeren  Sinne)  nach  Massgabe  zuständlicher  Verhältnisse  an- 
geordneten Zahlungen  oder  Lieferungen  sind,  soweit  dieselben 
nicht  von  öffentlichen  Verbänden  (Staat  oder  Gemeinde)  als 
solchen  zu  entrichten  sind. 
Gehen   wir   nun  aber  weiter  an  den  Versuch,  innerhalb  dieser 
direkten  Steuern  die  Stellung  zu  suchen,   die  der  Wehrsteuer  und 
den  ihr   verwandten  Abgaben   gebührt,    so   läge    es   nahe,    zunächst 
wieder  an  die  bisher  üblichsten  Gliederungen  dieser  Art  anzuknüpfen. 
Und  danach  hätte  man  so  zu  verfahren,  dass  man  alle  diese  Steuern 
entweder  in  drei  oder  in  zwei  grosse  Gruppen  bringt. 
Auf  dem  ersteren  Weg  hätte  man  zu  scheiden: 

1.  Persönliche  Steuern  und  zwar: 

a)  Kopfsteuern, 

b)  Personalsteuern  im  engeren  Sinne, 
•  c)  Klassensteuern, 

d)  Einkommenssteuern  und 

e)  Vermögenssteuern;  sodann 

2.  Ertragssteuern,    (Grund-,   Gebäude-,    Gewerbe-,  Dienst- 
und Beruf-  und  Kapital-  resp.  Kapitalrentensteuern),  endlich 

3.  Direkte  Aufwandssteuern  wie  Mietssteuern,  Dienstboten- 
steuern, Hundesteuern,  die  anderen  sog.  Luxussteuern  etc. 

Auf  jenem  anderen  Wege  durchgreifenderer  Scheidung  aber 
hätte  man  die  Gesamtheit  der  direkten  Steuern  von  vornherein  iu 
subjektive  oder  Subjektsteuern  einerseits  und  objektive  oder 
Objektsteuern  andererseits  zu  sondern  und  käme  danach  zu  folgen- 
der Aufstellung: 
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A)  Subjektsteuern,  nämlich 

a)  die  Kopfsteuern, 

b)  die  Personalsteuern  im  engeren  Sinne, 

c)  die  Klassensteuern, 

d)  die  Einkommenssteuern  und 

e)  die  Vermögenssteuern,  und  andererseits 

B)  Objektsteuern,   welche   letzteren   dann    wieder   entweder 
Objektsteuem 

1.  von  Erträgen  sind,  also  Ertragssteuern,  nämlich 

f)  die  Grundsteuern, 

g)  die  Grebäudesteuern, 
h)  die  Gewerbesteuern, 

i)  die  Steuern  vom  Dienst  oder  Beruf 

(Arbeitssteuern)  und 
k)  die  Kapital-  oder  Kapitalrentensteuern  — 
oder  aber  Objektsteuern 

2.  von  Aufwendungen  für  den  Gebrauch  etc.,   also  direkte 
Aufwandsteuern,  nämlich 

1)  die  Mietssteuern, 
m)  die  Dienstbotensteuern, 
n)  die  Hundesteuern  etc.  etc. 

Dass  nun  Scheidungen  dieser  oder  jener  Art  wissenschaftlichen 
Zwecken  nicht  ganz  genügen,  lässt  gerade  die  hier  in  Rede  stehende 
Frage  nach  der  Stellung  der  Wehrsteuer  im  Gesamtgebiete  der 
direkten  Steuern  leicht  erkennen. 

Man  frage  nur  z.  B.,  welcher  der  zuletzt  angeführten  Unter- 
abteilungen (a — n  etc.)  jene  Steuer  angehört,  und  man  wird  auf 
grosse  Schwierigkeiten  stossen.  .Ja,  es  möchte  nicht  zum  wenigsten 
gerade  derartigen  Schwierigkeiten  schuld  zu  geben  sein,  dass  man 
es,  wie  wir  sahen,  hie  und  da  wohl  geradezu  in  Abrede  gestellt  hat, 
dass  die  Wehrsteuer  eine  Steuer  sei  (pag.  137). 

Allerdings  kann  man  versucht  sein,  die  Wehrsteuer  einfach  als 
eine  Kombination  von  mehreren  der  gedachten  Abgaben,  also  z.  B. 
als  Kombination  der  Personalsteuer  (b)  und  der  Einkommenssteuer  (d) 
oder  als  Korabination  der  Personalsteuer  (b),  der  Einkommenssteuer  (d) 
und  der  Vermögenssteuer  (e)  oder  als  Kombination  der  Klassen- 
st«uer  (c)  ^)  und  der  Einkommenssteuer  (d)    u.  s.  w.   zu  bezeichnen, 


*)  Vgl.  bezüglich  Ungarns  unten  Kapitel  4. 
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wie  ja  auch  z.  B.  manche  sog.  Klassensteiier  im  Grunde  eine  Kom- 
bination von  Klassensteuer  (c)  und  Einkommenssteuer  (d),  manche 
sog.  Grundsteuer  eine  Kombination  von  Grund-  und  Gebäudesteuer 
ist  u.  s.  w.  Indessen  vrürde  bei  einer  derart  äusserlichen  Auf- 
fassung das  eigentliche  Wesen  der  hier  in  Rede  stehenden  Steuer 
jedenfalls  nicht  in  entsprechender  Weise  zur  Geltung  kommen  ^).  Ja, 
es  VTürde  dieses  hierbei  eher  verschleiert  als  aufgehellt  werden.  Denn 
offenbar  ist  die  Wehrsteuer,  wenn  sie  auch  zugleich  eine  Kombination 
gedachter  Art  ist,  doch  ihrem  Wesen  nach  etwas  anderes,  etwas 
ganz  und  gar  Eigentümliches  neben  den  solcher  Kombination  zu 
Grunde  liegenden  Steuern,  mit  andern  Worten  eine  Steuer,  die  sowohl 
von  der  Personal-  als  von  der  Einkommenssteuer  etc.  an  sich  in 
höherem  Grade  abweicht,  als  alle  diese  z.  B.  von  der  Gewerbe-  oder 
von  der  Grundsteuer  u.  s.  w.  Und  dieser  Lage  der  Dinge  würde  bei 
Auffassungen  jener  Art  durchaus  nicht  genügend  Rechnung  getragen. 
Um  also  das  Wesen  der  Wehrsteuer  und  ihr  Verhältnis  an- 
deren Abgaben  gegenüber  richtig  zu  erkennen,  müssen  wir  anders  zu 
Werke  gehen.  Wir  müssen  bei  der  Gliederung  vor  allem  eine  andere 
Basis  wählen  und  von  vornherein  allgemeine  direkte  Steuern 
der  geschilderten  Art  und  direkte  Spezial-  oder  Sondersteuern 
unterscheiden,  zu  denen  dann  auch  die  Wehrsteuer  zu  rechnen  wäre. 
Diese  Sonderung  aber  müsste  etwa  so  geschehen,  dass  zu  den  Steuern 
letzterer  Art,  d.  h.  zu  den  direkten  Spezial-  oder  Sondersteuern  zu 
rechnen  wären: 

jene,  die  deshalb  nur  einen  Teil  der  zu  den  direkten 
Steuern  im  allgemeinen  herangezogenen  Bevölkerung  belasten, 
weil  ihnen  entweder  Befreiungen  dieses  Teils  der  Be- 
völkerung von  anderen  Lasten  oder  aber  Bevorzugungen 
desselben  anderer  Art  entsprechen. 
Alle  direkten  Steuern  im  weiteren  Sinne,  also  einschliess- 
lich der  Beiträge  wären  danach  entweder: 

L   Direkte  allgemeine  Steuern  (direkte  Steuern  allgemeinen 
Charakters)  und  in  diesem  Falle  teils 

A)  Subjektsteuern 

(a — e,  wie  oben),  teils 

B)  Objektsteuern,  nämlich 
l.  Ertragssteuern 

(f — k,  wie  oben)  oder 

')  Vgl.  pag.  143  bez.  des  Wesens  der  Wehrsteuer. 
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2.  Direkte  Aufwandssteuern 
(1 — n  etc.,  wie  oben). 

Oder  aber  sie  wären: 

II.  Direkte  Spezial-  oder  Sondersteuern  (im  weiteren  Sinne). 
Und  zu  diesen  wären  dann  z.  B.  folgende  Abgaben  zu  rechnen: 

die  die  Liegenschaftsaccise  ergänzende  „Abgabe  der  toten 
Hand"  ^),  ferner  die  z.  B.  in  Preussen  nach  dem  Gesetze  vom  30.  Mai 
1853  erhobene^)  Eisenbahnsteuer  und  die  ebenda  von  1858 — 1861 
erhobene  besondere  Steuer  von  Aktiengesellschaften  etc.  ^),  des- 
gleichen die  als  Spezialabgaben  besonderer  Höhe  noch  heute  vielfach  er- 
hobenen „Bergwerkssteuern"  und  Abgaben  ähnlichen  Namens,  die 
aus  dem  alten  Bergzehnten  und  analogen  Abgaben  hervorgegangen  sind 
und  gerade  um  der  mit  der  bezüglichen  Verleihung  verbundenen  Sonder- 
rechte willen  namentlich  früher  erheblich  höher  als  andere  Gewerbe- 
steuern waren ^) ;  nicht  minder  ferner  jene  aus  ähnlichen  Gründen  regel- 


')  Abgaben,  die  z.  B.  in  Frankreich  und  Oesterreich  eine  nicht  unerheb- 
liche Rolle  spielen,  in  Frankreich  (taxe  de  main  morte)  z.  B.  speziell  berechnet 
nach  dem  Ausfall,  den  die  Abgabe  vom  Besitzwechsel  von  Immobilien  dadurch 
erleidet,  d^ss  die  im  Besitz  der  toten  Hand  befindlichen  Immobilien  keinem 
Besitzwechsel  unterworfen  sind.  Es  soll  —  hiess  es  im  Gesetz  vom  20.  Februar 
1849  —  ^von  allen  grundsteuei'pflichtigen  Immobilien,  welche  den  Departements, 
Gemeinden,  Spitälern,  Seminaren,  Kirchenkasten ....  gehören,  eine  regelmässige 
Abgabe  erhoben  werden  als  Ersatz  (Ergänzung  —  representative  de  .  .  .  .)  für 
die  Gebühren  beim  Besitzwechsel  unter  Lebenden  und  im  Todesfall"  —  eine 
Steuer,  die  z.  B.  1850:  8-4,  1881:  5—6  Mill.  Frank  erbrachte.  Weiteres 
auch  in  Kaufmann:  Die  Finanzen  Frankreichs,  1882,  pag.  252  ff. 

^)  Bei  Reinertrag  von  bis  4  Prozent  in  Höhe  von  V*»  des  Reinertrages, 
<lagegen  bei  Reinerträgen  von  4 — 5  resp.  5 — 6  Prozent  in  Höhe  von  ^20  resp.  V'o 
dieses  Reinertrages,  und  bei  Reinerträgen  von  über  6  Prozent  sogar  in  Höhe 
von  Vs  (0  des  ganzen  Reinertrages  zu  entrichten.  G.-S.  1853,  pag.  449,  vgl. 
auch  Nov.  vom  21.  Mai  1859  (bez.  der  Verwendung  der  Steuererträgnisse  vgl. 
Rönne:  Preuss.  Staatsrecht.  II 2,  z.  B.  3.  Aufl.,  1872,  pag.  652  ff.). 

^)  Zum  mindesten  waren  36,  Rthlr.,  regelmässig  aber  2  Prozent  des  Er- 
trägnisses an  Zinsen  und  Dividenden,  die  ^für  das  vergangene  Jahr  an  die  In- 
haber .  .  .  zur  Verteilung  kommen",  zu  entrichten.  Diese  Steuer  war  hiernach  viel 
höher  als  die  im  übrigen  zu  zahlende  Gewerbesteuer.  Vgl.  das  durch  Gesetz 
vom  19.  .Juli  1861  beseitigte  Steuergesetz  vom  18.  November  1857,  auch  z.  B. 
Schimmelpfennig:  Die  preuss.  dir,  Steuern,  4.  Aufl.,  1859,  pag.  281  ff. 

^)  Vgl.  den  vortrefflichen  Aufsatz  von  Ad.  Arndt:  Die  Besteuerung 
der  Bergwerke,  in  den  Jahrb.  f.  Nationalökon.  u.  Statistik.  N.  F.  Bd.  II, 
p.  175  ff.,  630  ff.  Die  Thatsache  —  sagt  A.  mit  Recht  —  dass  Bergwerks- 
abgaben (als  besondere  Abgaben,  hie  und  da  zu  5  Prozent  des  Reinertrags)  nur 
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massig  besonders  hohen  Abgaben  der  Zettelbanken,  desgleichen 
jene  besonderen  Abgaben,  die  z.  B.  für  die  Exemtion  von  Vor- 
spann- und  ähnlichen  Leistungen  früher  vielfach  zu  zahlen 
waren  ^),  ebenso  jene  an  vielen  Orten  heute  zu  entrichtenden  be- 
sonderen Einquartierungssteuern  (für  Freiheit  von  Grewährung 
von  Naturalquartier  an  Angehörige  des  Heeres  etc.)  ^),  desgleichen 
■die  in  der  Schweiz  und  in  Süddeutschland  jetzt  vielfach  erhobenen 
besonderen  kommunalen  Abgaben  für  Befreiung  vom  Feuerwehr- 
dienst ^),  ebenso  das  ähnliche  bayrische  sog.  Reluitionsgeld  nach 
der  Landwehr-  (Bürgerwehr-)  Ordnung  von  1 826  *)  und  die  früheren 


zu  entrichten  sind,  wenn  und  soweit  die  Mineralien  dem  Verfügungsrechte  des 
Grundeigentümers  entzogen  sind  (z.  B.  überhaupt  nicht  in  Grossbritannien, 
nicht  von  Steinkohlen-  und  Braunkohlengruben  in  Sachsen,  nicht  von  Marmor- 
oder Gipsbrüchen  in  Preussen  u.  s.  w.)  —  „dürfte  sich  daraus  erklären,  dass 
die  Bergwerksabgaben  .  .  .  nach  ihrem  geschichtlichen  Ursprung  nicht  aus  der 
allgemeinen  Finanz-  oder  Steuerhoheit  des  Staats  fliessende  Ab- 
gaben, sondern  Preis,  Entgelt,  Zahlung  dafür  waren,  dass  der  Bergregalhen-  .... 
sein  Verfügungsrecht  ....  überliess".  Sie  werden  deshalb  auch  „neben  den  Ab- 
gaben erhoben,  welche  der  Betreiber  von  seinem  Einkommen  aus  dem  Bergbau 
persönlich  zu  zahlen  hat".  Ein  Uebergang  zur  Verschmelzung  mit  den  all- 
\gemeinen  Gewerbesteuern  ist  bisher  nur  in  wenigen  Staaten  erfolgt,  z.  B.  in 
Württemberg,  Sachsen  und  Oesterreich, 

')  Vgl.  Schimmelpfennig  a.  a.  O.  Bd.  I. 

^)  Speziell  bezüglich  Deutschlands  vgl.  Gesetz  vom  25.  Juni  1868  (G.-S. 
pag.  523  if.)  §  7,  wonach  das  bezügliche  Ortsstatut  auch  „Festsetzungen  über 
Aufbringung  von  Gemeindezuschüssen  zu  den  Quartierentschädigungen  oder  über 
sonstige  Geldausgleichung  enthalten"  kann,  desgl.  Festsetzungen  darüber, 
dass  „in  allen  oder  in  bestimmt  bezeichneten  Fällen  die  einzuquartierenden 
Truppen  in  gemieteten  Quartieren  ....  untergebracht  und  in  welcher  Weise 
<lie  dadurch  entstehenden  Kosten  aufgebracht  werden  sollen".  Für  die  Beschluss- 
fassung bei  solcher  Verteilung  der  Quartierlasten  sind  „die  für  Einführung  von 
Gemeindesteuern  vorgeschriebenen  Formen  massgebend"  (§7).  Vgl.  auch 
z.  B.  Rönne:  Das  Staatsrecht.  IP.  (2.  Aufl.  1877)  pag.  270  ff.  und  Lab  and: 
Das  Staatsr.  d.  D.  Reichs,  Bd.  III,  1  (1880)  pag.  323  ff". 

■'')  In  der  Schweiz  von  Kanton  zu  Kanton  und  ausserhalb  dieser  wieder 
von  Gemeinde  zu  Gemeinde  sehr  verschieden  geregelt,  in  Württemberg 
mehr  übereinstimmend  jetzt  nach  dem  unten  noch  mehrfach  in  Bezug  zu 
nehmenden  Gesetze  von  1885. 

*)  Vgl.  die  (jetzt  nicht  mehr  zu  Recht  bestehende)  Landwehrordnung  vom 
7.  März  1826,  nach  der  man  „landwehrpflichtig"  bis  zum  55.  Jahre  war  (§  2) 
und  zur  Reluitions Zahlung  bis  dahin  alle  diejenigen  verbunden  blieben,  die 
infolge  von  „Dispensation",  „Suspension",  „Entlassung"  oder  „Ausschliessung"  .... 
^ keine  persönlichen  Dienste"  leisten   und  nicht   ganz  vermögenslos   sind  (§  8). 
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in  Spanien  erhobenen  Substitutionsgelder  (los  precedentes  de  la 
susticion  dell  servicio  militare,  die  man  z.  B.  noch  in  den  50  er 
Jahren  dort  als  un  ingreso  ordinario  des  Staates  im  Etat  veran- 
schlagte) '),  ferner  die  z.  B.  nach  den  preussischen  Städteordnungen 
vom  30.  Mai  1853  und  19.  März  resp.  15.  Mai  1856  sowie  nach 
der  preussischen  Kreisordnung  von  1872  bei  Ablehnung  kommunaler 
Aemter  oder  Vertretungen  zu  entrichtenden  Extrasteuern  ■^)  u.  s.  w. 


Kommentar  hierzu  bei  S.  v.  Hall  er:  Encyklop.  der  bayr.  Gesetzgebung.  Bd.  IV^ 
1855,  pag.  121  ff. 

')  Weshalb  Conte  diese  Abgabe  auch  zu  den  (in  Spanien  besonder.s^ 
wenig  entwickelten)  impuestos  directos  sobre  las  personas  rechnet,  die  z.  B. 
1853  in  Spanien  nach  Contes  Berechnungen  nur  8  Prozent,  in  Frankreich 
9 — 10  Prozent,  in  Belgien  11  Prozent  und  in  England  19 — 20  Prozent  aller 
Staatseinnahmen  erbrachten.  Vgl.  Conte:  Examen  de  la  hacienda  publica  de 
Espana.  Tomo  II,  pag.  56  ff.  und  109  ff".  Jenes  Substitutionsgeld  selbst  betrug 
damals  6000  Realen  per  Ersatzmann  und  brachte  34  Millionen  (von  120  Millionen 
Ertrag  jener  impuestos  dir.  sobre  las  personas  überhaupt).  1851^1862  zahlten 
von  270,239  Ausgehobenen  47,323  dieses  —  am  1.  Januar  1859  auf  8000  Realen, 
gesteigerte  —  Substitutionsgeld.  Vgl.  Kolb:  Handb.  d.  vergl.  Statistik,  z.  B. 
4.  Aufl.,  1865,  pag.  400. 

''')  Vgl.  z.  B.  §  74  der  Städte  0.  vom  30.  Mai  1853:  „Wev  sich  ohne  einen 
dieser  Entschuldigungsgründe  weigert,  eine  unbesoldete  Stelle  in  der  Gemeinde- 
verwaltung oder  -Vertretung  anzunehmen  ....  kann  durch  Beschluss  der  Stadt- 
verordneten auf  8—6  Jahre  ....um  ein  Achtel  bis  einViertel  stärker 
zu  den  direkten  Gemeindeabgaben  herangezogen  werden."  Aehnlich  jetzt  auch 
jener  §  8  der  preuss.  Kreisordnung  von  1872:  ,Wer  sich  ....  weigert,  ein  un- 
besoldetes Amt  in  der  Verwaltung  oder  Vertretung  des  Kreises  zu  übernehmen 
....  kann  (durch  den  Kreisausschuss  —  Berufung  an  das  Verwaltungsgericht) 
für  einen  Zeitraum  von  3 — 6  Jahren  ....  um  ein  Achtel  bis  ein  Viertel 
stärker  als  die  übrigen  Kreisangehörigen  zu  den  Kreisabgaben  herangezogen 
werden."  Diese  höhere  Heranziehung  zur  Steuer  soll  nicht  eigentlich 
eine  Strafe,  sondern  eine  Entschädigung  des  Kreises  für  ent- 
behrte Dienste  sein.  Stenogr.  Ber.  des  preuss.  Herrenhauses,  1872,  pag.  418. 
Vgl,  auch  Wachler:  Die  Kreis-0.  vom  13.  Dez.  1872  (Breslau  1875,  pag.  14). 
der  sich  dieser  Auffassung  anschliesst  und  bezüglich  jener  früheren  Bestimmungen 
der  Städteordnungen  in  Preussen  E.  v.  Möller:  Preuss.  Stadtrecht  (1864) 
pag.  76.  Am  eingehendsten  verbreitet  sich  über  diese  Dinge  übrigens  schon 
die  berühmte,  der  Anregung  Königsbergs  zu  dankende  sog.  Steinsche,  resp. 
Stein-Schröttersche  Städteordnung  vom  19.  November  1808.  In  dieser 
wird  unter  der  U  eher  seh  rift :  „Folgen  beharrlicher  Weigerung"  be- 
stimmt (§§201  ff.):  «Wer  ohne  eine  der  vorstehend  bestimmten  gesetzlichen  Ur- 
sachen für  sich  zu  haben  ....  die  Annahme  dennoch  beharrlich  weigert  .... 
verliert ....  alle  Teilnahme  an  der  Verwaltung  des  Gemeinwesens,  m u s s  da- 
gegen aber  verhältnismässig   stärker  zu  andern  Gemeinlasten 
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Wir  sehen,  die  Zahl  der  hier  in  Frage  kommenden  Spezial-  oder 
Sondersteuern,  die  jedenfalls  sämtlich  direkte  Steuern  in  dem  be- 
rührten Sinne  sind,  ist  keine  ganz  geringe.  Und  alle  diese  Steuern 
haben  auch  in  der  hier  in  Rede  stehenden  Richtung  viel  Gemein- 
sames, was  sie  von  jenen  gewöhnlich  allein  als  direkte  Steuern  hin- 
gestellten allgemeinen  Personal-,  Ertrags-,  Aufwands-  oder  sog. 
Luxussteuern  u.  s.  w.  durchaus  scheidet  und  es  jedenfalls  schwierig 
macht,  im  Rahmen  dieser  letzteren  Scheidung  ihrem  eigentlichen 
Wesen  gerecht  zu  werden.  Das  Bedürfnis  einer  Unterscheidung  der 
hier  empfohlenen  Art  von  allgemeinen  und  Spezial  steuern 
möchte  also  auch  abgesehen  von  der  Wehrsteuer  nicht  in  Abrede  zu 
stellen  sein. 

Nur  bezüglich  der  Durchführung  dieser  Scheidung  könnten  viel- 
leicht Bedenken  erhoben  und  so  namentlich  eingewandt  werden,  dass 
es  an  scharfer  Grenze  zwischen  den  sog.  allgemeinen  und  besonderen 
Steuern  fehle,  insofern  ja  auch  manche  jener  „allgemeinen"  Steuern^ 
z.  B.  die  sog.  Ertragssteuern  (B.  1)  u.  s.  w.  regelmässig  nicht  all- 
gemeine Abgaben  sind,  sondern  nur  gewisse  Klassen  von  Erträgen  und 
also  auch  nur  gewisse  Klassen  der  Bevölkerung  belasten,  z.  B.  die 
Gebäudesteuer  nur  die  Eigentümer  von  Gebäuden  und  vielfach  nicht 
einmal  von  allen  Gebäuden,  die  Gewerbesteuer  nur  die  Gewerbe- 
treibenden und  vielfach  sogar  nur  gewisse  Klassen  dieser,  desgl.  die 
Kapitalrentensteuer  nur  die  Kapitalisten  etc.  Im  Grunde  wäre  jedoch 
ein  solcher  Einwand  wenig  stichhaltig.  Denn  zunächst  ist  eine  ganz 
und  gar  scharfe  Grenze  in  Dingen  dieser  Art,  wie  dies  oft  gezeigt 
ist,  überhaupt  fast  niemals  zu  ziehen,  und  zweitens  und  insbesondere 
sollte  es  sich  bei  jener  Scheidung  ja,  wie  ausdrücklich  bemerkt  wurde, 
keineswegs  allein  um  den  Gegensatz  von  „allgemein"  und  „nicht 
allgemein"  belastenden  Steuern  handeln.  Vielmehr  sollte  entscheiden, 
ob  eine  Sonderbesteuerung  gewisser  Teile  der  Bevölkerung  deshalb 
Platz  greife,  weil  dieselben  entweder  von  anderen  Lasten,  die  im 
übrigen  allgemeiner  Natur  sind,  befreit  oder  aber  in  anderer  Weise 
besonders  bevorzugt  sind.     Und  weder  vom  einen  noch  vom  andern 


beitragen.  Das  Verhältnis  dieser  stärkeren  Konkurrenz  wird  auf  ein 
Sechstel  bis  ein  Drittel  der  Abgaben  bestimmt,  die  ihn  sonst  getroffen 
haben  würden.  Die  Festsetzung  in  diesen  Grenzen  wird  der  Stadtverordneten- 
versammlung überlassen."  Erläuternde  Reskripte  hierzu  vgl.  namentlich  bei 
Rönne:  Die  Verfassung  und  Verw.  des  preuss.  Staats.  Bd.  IV,  Abt.  1,  Ge- 
meindeverfassung (1843),  pag.  92  ff.  u.  .590  ff. 
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ist  doch  bei  solchen  Steuern  wie  jenen  Gewerbe-,  Grebäude-  und 
Kapitalsteuern  die  Rede.  Alle  diese  Steuern  sind  in  gewissem  Sinne 
freilich  auch  Spezial-  oder  Sondersteuern ,  in  dem  Sinne  nämlich, 
dass  sie  nur  die  Eigentümer  gewisser  Objekte  oder  die  Inhaber 
gewisser  Bezüge  u,  s.  w.  treffen.  Aber  sie  sind  nicht  Spezial- 
oder  Sondersteuern  in  jenem  Sinne,  nach  dem  hier  eine  Sonderung 
von   allgemeinen    Steuern    und   Sondersteuern  empfohlen  worden  ist. 

Bei  Festhaltung  eben  dieser  Entscheidungsmomente  ergibt  sich 
dann  aber  auch  zugleich,  wie  diese  Spezial-  oder  Sondersteuern  (11) 
im  einzelnen  zu  gliedern  sind. 

Man  kann  sie  natürlich  ähnlich  wie  die  allgemeinen  Steuern 
gliedern  in  Spezialsubjekt-  und  Spezialobjektsteuern,  jene  dann  wieder 
in  Spezialkopf-,  Spezialpersonal-,  Spezialklassensteuern  etc.,  die  Ob- 
jektsteuern aber  in  Spezielertrags-  und  Spezialaufwandssteuern  etc. 
Indessen  wäre  das  wieder  eine  rein  äusserliche,  dem  Wesen  der 
einzelnen  Abgabe  wenig  Rechnung  tragende  Art  der  Gliederung. 

Viel  eher  führt  zum  Ziele  eine  Scheidung  nach  der  Basis,  dem 
Grunde  der  bezüglichen  Sonderbelastung,  der  sich  im  einzelnen  ja 
sehr  verschieden  gestaltet. 

Entweder  entspricht  solcher  Sonderlast  nämlich,  wie  sich  schon 
aus  dem  Gesagten  ergibt,  die  Gewährung  von  Vorzügen,  bei  denen 
es  sich  nicht  um  die  Befreiung  von  allgemeinen  Lasten  handelt. 
Und  in  diese  Kategorie  (A)  würden  von  den  angeführten  Spezial- 
steuern  namentlich  manche  Bergwerks  abgaben,  Zettelbanksteuern, 
Eisenbahnsteuern,  Aktiengesellschaftssteuern  u.  s.  w.  zu  rechnen 
sein.  Oder  aber,  es  ist  in  diesen  Dingen  in  der  That  gerade  eine 
Befreiung  von  gewissen  allgemeinen  Lasten  das  Bestimmende.  Und 
in  Fällen  dieser  letzteren  Art  (B)  kann  es  sich  dann  wieder  ent- 
weder (1)  um  die  Befreiung  von  gewissen  allgemeinen  Zahlungen 
oder  Lieferungen,  oder  aber  (2)  um  die  Befreiung  von  andern 
Leistungen,  insbesondere  von  persönlichen  Diensten  handeln. 

Das  erstere  (1)  trifft  z.  B.  bei  den  erwähnten  Abgaben  der 
toten  Hand  zu,  desgl.  bei  den  alten  Vorspannersatzsteuern,  bei 
manchen  der  jetzigen  kommunalen  Einquartierungssteuern  u.  s.  w.. 
-das  andere  (2)  aber  z.  B.  bei  den  erwähnten  Feuerwehrsteuern, 
dem  gleichfalls  erwähnten  bayrischen  Reluitionsgeld  (nach  dei- 
sog.  Landwehrordnung  von  1826),  nicht  minder  bei  den  oben  berührten 
früheren  spanischen  Substitutionsgeldern  und  jenen  besonderen 
Steuern,  die  infolge  von  NichtÜbernahme  kommunaler  Ehrenämter  etc. 
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nach  den  preussischen  Städteordnungen  von  1808,  1853,  1856, 
sowie  nach  der  preussischen  Kreisordnung  von  1872  zu  zahlen 
sind  u.  s.  w.  Und  eben  in  diese  letztere  Kategorie  dürfte  denn 
auch  die  hier  in  Rede  stehende  Wehrsteuer,  sowie  manche  dieser 
sehr  ähnliche  Abgabe  aus  früherer  Zeit  zu  rechnen  sein,  deren 
oben  schon  im  ersten  Abschnitte  dieser  Untersuchung  Erwähnung 
geschehen  ist. 

Nach  allem  Gesagten  aber  würden  wir,  um  die  Stellung  der 
Wehrsteuer  innerhalb  der  Gesamtheit  der  Steuern  überhaupt  und 
insbesondere  innerhalb  der  direkten  Steuern  im  weiteren  Sinne  zu 
erkennen,  von  folgender  Gliederung  auszugehen  haben: 

Diese  direkten  Steuern  im  weiteren  Sinne  sind  entweder: 
I.  Allgemeine  direkte  Steuern  (im  eben  erörterten  Sinne  d.  h. 
direkte    Steuern,    soweit  sie   eben  nicht  Spezial-   oder  Sondersteuem 
im  Sinne  zu  II  sind)  und  in  diesem  Falle  entweder: 

A)  Subjekt-  oder  Personalsteuern  (im  weitern  Sinne),  nämlich : 

a)  Kopfsteuern, 

b)  Personalsteuern  im  engeren  Sinne, 

c)  Klassensteuern, 

d)  Einkommenssteuern, 

e)  Vermögenssteuern,  oder 

B)  Objektsteuern,  nämlich: 

1.  von  Erträgen,  Ertragssteuern, 
(vgl.  f — k  pag.  148)  oder 

2.  von  Aufwendungen,    direkte   Auf wandsst euer n  (vgl. 
1,  m,  n  u.  s.  w.,  a.  a.  0,). 

Oder  aber  jene  direkten  Steuern  sind: 

n.  Direkte  Spezial-  oder  Sondersteuern  (im  dargelegten 
Sinne),  und  diese  sind  dann  wieder  entweder: 

A)  ähnlich  wie  jene  allgemeinen  Steuern  (I)  nach  den  Ver- 
anlagungsgrundlagen zu  gliedern,  wobei  man  also  z.B. 
Spezialkopfsteuern,  SpezialVermögenssteuern,  Spezialklassen- 
oder  Einkommenssteuern,  Spezialgrundsteuern  u.  s.  w.  unter- 
scheiden könnte,  oder. aber 

B)  der  Art  einzuteilen,  dass  entsprechend  der  eigentlichen  Natur 
dieser  Spezialsteuern  auf  das  der  Sonderbesteuerung  zu  Grunde 
liegende  Motiv  zurückgegangen  wird,  in  welchem  Falle 
wir  zu  sondern  haben : 
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1.  Spezialergänzungssteuern,  d.  h.  solche  Spezial-  oder 
Sondersteuem,  denen  eine  Befreiung  von  gewissen  all- 
gemeinen Lasten  entspricht,  und  zwar  entweder: 

a)  eine  Befreiung  von  persönlichen  Diensten,  wie 
dies  bei  der  Wehrsteuer,  dem  bayrischen  Reluition>- 
gelde,  der  früheren  spanischen  Substitution,  den  viel- 
fachen kommunalen  Feu erwehrsteuern  u.  s.  w.  der 
Fall  ist,  oder 

b)  eine  Befreiung  anderer  Art,  also  namentlich  eine 
Befreiung  von  „allgemeinen  Abgaben"  (I),  wie  dies 
z.  B.  bei  den  Abgaben  der  toten  Hand,  den  Vor- 
spannersatz-, Einquartierungssteuern  etc.  zutrifft;  ande- 
rerseits aber 

2.  andere  Spezial-  oder  Sondersteuem:  Spezialsteuern 
im  engeren  Sinne,  d.  h.  solche,  denen  überhaupt  nicht  Be- 
freiungen dieser  oder  jener  Art,  sondern  andere  Bevor- 
zugungen entsprechen,  wie  das  noch  heute  z.  B.  bei  den 
im  Verhältnis  zu  anderen  Gewerbesteuern  vielfach  in  be- 
sonders hohen  Sätzen  erhobenen  Bergwerkssteuern,  desgl. 
bei  Zettelbanksteuern,  Aktiengesellschaftssteuern  u.  s.  w. 
zutrifft. 

Und  in  diesem  Zusammenhange  dürfte  denn  auch  die  Recht- 
fertigung der  Wehrsteuer  oder  doch  die  gerechte  Beurteilung  der- 
selben, welche  nunmehr  versucht  werden  soll,  eine  Stütze  finden. 
Ehe  hierzu  jedoch  übergegangen  wird,  sei  dem  Verfasser  noch  eine  Be- 
merkung gestattet,  die  sich  auf  die  Disposition  des  Folgenden  bezieht. 

Es  läge  nämlich  sehr  nahe,  der  Kritik  der  Wehrsteuer,  wie  sie 
im  folgenden  unternommen  werden  soll,  zunächst  eine  eingehendere 
Darstellung  der  auf  diese  Steuer  bezüglichen  Einrichtungen  nach 
den  bestehenden  und  wichtigeren  früheren  Gesetzen  sowie  den  erheb- 
licheren Gesetzesprojekten  etc.  vorausgehen  zu  lassen.  Und  es  könnte, 
dass  dies  hier  nicht  geschehen,  dem  Verfasser  dieser  Zeilen  vielleicht 
sogar  zum  Vorwurf  gemacht  werden.  Indessen  war  andererseits  zu 
erwägen,  dass  schon  bei  jener  Kritik  und  insbesondere  bei  der  Be- 
handlung der  einzelnen  gegen  die  Wehrsteuer  erhobenen  Einwen- 
dungen regelmässig  auf  das  bezügliche  Thatsächliche,  den  Inhalt 
jener  Gesetze  und  Gesetzesprojekte  etc.  zurückgegriffen  werden  muss, 
um  für  die  Beurteilung  ein  besseres  Fundament  zu  gewinnen.  Und 
so  schien  es,  zumal  jene  Einwendungen  im  Grunde  nur  wenige  Seiten 
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der  Wehrsteuer  unberührt  lassen,  zur  Vermeidung  von  Doppel- 
darstellungen geeigneter,  jene  Darstellung  der  bestehenden  und  resp. 
geplanten  Wehrsteuern  nicht  im  Zusammenhang  zu  geben,  sondern  sie 
derart  zu  teilen,  dass  der  Kritik  der  einzelnen  Teile  der  Wehrsteuer 
und  der  Erörterung  der  einzelnen  auf  sie  bezüglichen  Fragen  regel- 
mässig eine  entsprechende  teilweise  Schilderung  vorausgeschickt  wird. 
Demgemäss  soll  also  zunächst  der  allgemeinsten  der  gegen 
die  Wehrsteuer  erhobenen  Einwendungen  gedacht  und  geprüft  werden 
einerseits,  wie  diese  Steuer  thatsächlich  den  vom  Militärdienst  be- 
freiten Wehrpflichtigen  gegenüber  durchgeführt  ist,  und  andererseits, 
was  für  und  gegen  den  hierbei  vorzugsweise  gewählten  Modus  einer 
Belastung  dieser  Pflichtigen  nach  Köpfen  resp.  nach  ihrem  Ein- 
kommen und  Vermögen  etc.  anzuführen  ist,  wobei  auch  auf  die 
Höhe  der  Steuer  und  die  in  dieser  Beziehung  gegen  sie  erhobenen 
Eimvendungen  einzugehen  sein  wird.  Sodann  soll,  bei  gleicher 
Scheidung  von  Darstellung  und  Beurteilung,  jener  vielfach  durch- 
geführten resp.  befürworteten  Mitbelastung  der  Aszendenten  und 
Adoptiveltern  der  Pflichtigen  gedacht  werden,  gegen  welche  sich 
wie  bekannt  eine  der  erheblichsten  Einwendungen  richtet.  Hierauf 
soll  der  weitere  Einwand  zur  Erörterung  gezogen  werden,  wonach  in 
Konsequenz  des  der  Wehrsteuer  zu  Grunde  liegenden  Prinzips  neben 
den  vom  Militärdienst  befreiten  Wehrpflichtigen  selber  und  ihren 
Aszendenten  auch  manche  andere,  nicht  wehrpflichtige,  aber  ver- 
mögende Personen  wie  z.  B.  Greise,  Kinder,  weibliche  Personen  u.  s.  w. 
zu  einer  Sondersteuer  herangezogen  werden  müssten.  Und  schliess- 
lich sollen  die  auf  Schädigung  des  Militärdienstes  bezüglichen  sowie 
einige  andere,  minder  erhebliche  Einwendungen  kurzer  Prüfung  unter- 
zogen werden. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Wehrsteuer  der  vom  Militärdienst  befreiten  oder  bezüglich 
desselben   bevorzugten  Wehrpflichtigen.     Thatsächliches  über 
die  Veranlagung  dieser  Steuer  nach  Köpfen  und  nach  den  be- 
züglichen Einkommens-  und  Vermögensverhältnissen. 

Sehen  wir  hier  allein  auf  den  Inhalt  der  in  Rede  stehen- 
den Gesetze  und  Gesetzesentwürfe,  so  ist,  wie  sich  schon  aus  dem 
Gesagten    ergibt,     als    eigentlich    charakteristisch    für     die    Wehr- 
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Steuer  anzusehen,  dass  sie  eine  direkte  Steuer  ist,  welche  jenen  auf- 
erlegt wird,  die  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Bestimmungen 
der  Wehr-  resp.  Militärdienstpflicht  unterliegen  würden,  aus  be- 
sonderen Gründen  aber  von  dieser  befreit  oder  bezüglich  derselben 
bevorzugt  sind.  Und  deshalb  ist  denn  auch  gemeinsam  wenigstens 
den  meisten  jener  Gesetze  und  Gesetzesentwürfe  die  Bestimmung, 
dass  regelmässig  steuerpflichtig  sein  sollen  alle  männlichen 
Personen  während  der  Jahre,  in  denen  sie  verpflichtet  wären,  im 
stehenden  Heer  oder  in  der  Reserve,  resp.  Landwehr  zu  dienen, 
wenn  sie  nicht  entweder  wegen  Ueberzähligkeit,  oder  wegen  gewisser 
körperlicher  Mängel  resp.  mit  Rücksicht  auf  besondere  Erwerbs- 
und Familienverhältnisse  etc.  oder  aber  wegen  begangener  Verbrechen, 
die  sie  des  Dienstes  unwürdig  gemacht,  von  diesem  entbunden  resp. 
bezüglich  desselben  bevorzugt  worden  sind. 

Demnach  ist  denn  aber  auch  die  regelmässige  Dauer  jener 
Pflicht  eine  der  Dauer  der  gesetzlichen  Wehrpflicht  entsprechende. 
Sie  sollte  z.  B.  nach  dem  deutschen  und  italienischen  Entwurf, 
wie  es  auch  das  österreichische  Militärtaxgesetz  vom  12.  Juni  1880 
vorschreibt ,  1 2  Jahre  betragen,  in  Deutschland  z.  B.  7  -f-  5  Jahre, 
entsprechend  der  Dienstpflicht  einerseits  im  stehenden  Heer  resp. 
der  Reserve  und  andererseits  in  der  Landwehr,  während  z.  B.  im 
bayrischen  Gesetz  von  1868  nur  von  6jähriger  Dauer  die  Rede 
war,  im  Schweizer  Gesetz  von  1878  aber  eine  Dauer  von  24  Jahren 
vorgeschrieben  ist,  letzteres  entsprechend  der  Schweizer  Auszugs- 
pflicht vom  20.  bis  31.  Jahre  und  der  hierauf  folgenden  sog.  Land- 
wehrpflicht vom  32.  bis  44.  Lebensjahre. 

Gemeinsam  ist  den  meisten  der  hier  in  Rede  stehenden  Gesetze 
und  Entwürfe  ferner  aber  auch  die  Bestimmung,  dass  über  die 
Höhe  der  zu  entrichtenden  Steuer  im  allgemeinen  die  Einkommens- 
verhältnisse der  bezüglichen  Wehrpflichtigen  (mit  oder  ohne  die 
später  noch  zu  erörternde  Berücksichtigung  der  Einkommensverhält- 
nisse der  Eltern  u.  s.  w.)  entscheiden  sollen.  Und  da  sich  gerade 
hiergegen,  gegen  die  Belastung  der  Pflichtigen  nach  ihren  Ein- 
kommens- resp.  Vermögens  Verhältnissen,  sowie  gegen  die  hiermit 
in  Zusammenhang  stehenden  bezüglich  der  Höhe  der  Wehrsteuer 
gegebenen  Bestimmungen  erhebliche  Einwendungen  richten,  so  soll 
zunächst  bei  der  thatsächlichen  Gestaltung  dieser  Dinge  nach  den 
wesentlichsten  der  in  Betracht  zu  ziehenden  Gesetze  und  Gesetzes- 
projekte in  Kürze  verweilt  werden. 
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In  dieser  Beziehung  ist  zuerst  zu  beachten,  dass  keineswegs 
le  Wehrsteuern  Wehreinkommenssteuern  in  jenem  Sinne  sind,, 
ier  solche  Steuern  in  sich  schHessen,  sondern  dass  statt  solcher 
?teuer  z.  B.  in  Ungarn  für  grosse  Kategorien  steuerpflichtiger 
Personen  eine  Wehr klas sensteuer  und  zwar  eine  Klassensteuer  im 
eigentlichen  Sinne  dieses  Wortes  d.  h.  eine  Steuer  mit  nach  sozialen 
Verhältnissen  abgestuften  Sätzen  beliebt  worden  ist,  daneben  aber 
für  Pflichtige  anderer  Kategorien  in  Ungarn  und  ähnlich  für  alle 
Pflichtige  in  Oesterreich  und  in  Serbien  Wehrsteuern  anderer 
Art  erhoben  werden,  die  man  im  Grunde  weder  als  Personal-  noch 
als  Klassen-  noch  als  Einkommenssteuern,  noch  überhaupt  mit  einer 
jener  für  direkte  Steuern  oben  aufgeführten  üblichen  Bezeichnungen 
charakterisieren,  sondern  wenn  überhaupt  eine  kurze  Bezeichnung 
Qfe wählt  werden  soll,  am  ehesten  vielleicht  als  Steuersteuern  oder 
Abgabensteuern  bezeichnen  könnte,  insofern  ihre  Basis  nämlich  der 
Betrag  gewisser  anderer  Abgaben  ist,  die  der  Pflichtige  zu  ent- 
richten hat,  so  z.  B.  in  Oesterreich  der  Gesamtbetrag  der  „vorge- 
schriebenen Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern"  (§  3  des  Gesetzes 
vom  13,  Juni  1880)  und  in  Ungarn  der  Betrag  der  gesamten  den 
Wehrpflichtigen  bezw.  dem  Familienhaupte  „im  vorhergehenden  Jahre 
wo  immer  auferlegten  direkten  Staatssteuer  und  des  Grundentlastungs- 
zuschlages"  etc.  (§  10  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  1880  und  §.  2 
der  Novelle  hierzu  vom  2.  Februar  1883)  ^). 

Sehen  wir  aber  von  diesen  ausserordentlichen  Gestaltungen 
ab  und  fragen  allein  nach  den  regelmässigen,  so  ist  zu  beachten, 
dass  auch  da,  wo  in  der  That  Wehr einko'mmens steuern  erhoben 
werden,  zu  diesen  vielfach  noch  Wehrsteuern  anderer  Art  ergänzend 
hinzutreten,  so  in  der  Schweiz  eine  auch  das  Vermögen  der  Eltern 
mitberücksichtigende  Vermögenssteuer  und  ebenda  sowie  nach 
dem  deutschen  und  italienischen  Gesetzentwurfe  eine  Personal- 
steuer im  engeren  Sinne,  d.  h.  eine  Steuer  von  für  jeden  Pflichtigen 
gleichem  Betrage,  während  in  dem  österreichischen  und  unga- 
rischen, sowie  auch  in  dem  inzwischen  ausser  Wirksamkeit  ge- 
setzten bayrischen  Gesetze  von  1868  von  Ergänzungen  dieser  und 
jener  Art  nicht  die  Rede  ist. 

Indessen  ist  dieser  Unterschied,  was  zunächst  jene  Personal- 


')  Weiteres    über    die    österreichischen    und    ungarischen    Bestimmungen 
vgl.  unten. 
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Steuer  betrifft,  thatsächlich  nicht  von  der  Bedeutung,  die  er  zu 
haben  scheint.  Denn  jener  schweizerischen  und  resp.  für  Deutschhmd 
in  Aussicht  genommenen  Personalsteuer  von  6  Frank  resp.  4  Mark 
per  Kopf  entspricht  und  resp.  sollte  entsprechen  eine  Befreiung  der 
kleineren  Einkoramen  von  unter  600  Frank  resp.  unter  1000  Mark 
von  der  schon  erwähnten  Wehreinkommenssteuer,  während  in 
dem  bayrischen,  österreichischen  und  ungarischen  Gesetz  eine  der- 
artige Befreiung  nicht  vorgesehen  ist,  so  dass  nach  diesen  Gesetzen 
also  die  kleineren  Einkommen  statt  mit  einer  Personalsteuer  gewisser- 
massen  mit  einer  mehr  ausgedehnten  Einkommenssteuer  belastet  sind, 
resp.  waren,  was,  wie  wir  sehen  werden,  in  mancher  Beziehung  auf 
dasselbe  hinausläuft,    im  Grunde  aber   nicht    den  Vorzug   verdient. 

Nach  dem  bayrischen  Gesetze  von  1868  waren  nämlich  von 
allen  Einkommen 

bis  200  fl. :    3  fl.,  also  wenigstens  1  ^'2   Prozent 
zu   steuern.      Dieser    Satz    stieg    dann    derart,     dass    er    für    Ein- 
kommen von: 

201—300  fl.:  6  fl.,  also  2— 3  Prozent  betrug, 
demnächst  für  Einkommen  von 

301—400  fl.:  9  fl.  oder  2^4—3  Prozent  u.  s.  w., 
und  z.  B.  für  Einkommen  von 

1201—1600  fl.:  60  fl.,  also  ca.  3,8—5  Prozent. 

Hier  war  dann  aber  eine  Grenze  gesetzt  derart,  dass  von 
allen  über  1600  fl.  hinausliegenden  Einkommensbeträgen  gleichviel 
welcher  Höhe:  100  fl.  zu  zahlen  waren,  also  z.  B.  von  ca.  1601  fl. 
noch  ca.  6*^/0,  sodann  aber  immer  weniger  d.  h.  mit  der  wachsenden 
Höhe    des  Einkommens   immer   mehr  sich  ermässigende  Sätze. 

Umgekehrt  war  natürlich  der  zu  entrichtende  Satz  bei  Ein- 
kommen unter  200  fl.  um  so  grösser,  je  geringer  dieses  nach  dem 
Gesagten  mit  3  fl.  belastete  Einkommen  war.  Und  wie  nach  diesem 
bayrischen  Gesetze  also  gerade  die  kleinsten  Einkommen  einer  nicht 
gerade  massig  zu  nennenden  Wehreinkommenssteuer  verfielen,  so  ist 
in  der  Gegenwart^ auch  nach  dem  österreichischen  Gesetze  von 
1880  die  Wehrsteuerpflicht  eine  weit  ausgedehnte. 

Sie   beträgt  hiernach   nämlich    bei    denjenigen    Taxpflichtigen, 
denen    „keine    direkte    Steuer    vorgeschrieben    ist" ,    falls   ihr    „Er- 
werb   oder   Einkommen  .  .  .    den   gewöhnlichen    Tagelohn  erreicht", 
1  fl.,  bei  allen  andern  Pflichtigen  aber  Klassensätze  von  2 — 100  fl.,^ 
über    deren    Wahl    im    einzelnen    regelmässig    derart     entschieden] 

160 


Die  Wehrsteuer. 


161 


werden  soll,  dass  demjenigen  Satze  der  Vorzug  zu  geben  ist,  der 
dem  „zehnten  Teil  der  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern  samt 
Staatszuschlägen"  entspricht.  Im  Prinzip  sollen  freilich  neben  dieser 
Steuerschuldigkeit  auch  „die  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse, 
sowie  das  reine  Einkommen  der  Taxpflichtigen"  massgebend  sein. 
Und  danach  ist  es  also  in  Oesterreich  nicht  absolut  geboten,  sich 
an  jenen  Steuermassstab  zu  halten.  Vielmehr  kann  die  „Einreihung 
nach  Massgabe  der  gesamten  übrigen  zu  berücksichtigenden  Ver- 
hältnisse (Vermögen,  Erwerb,  reines  Einkommen)  auch  in  eine  höhere 
oder  niedere  Klasse,"  als  jener  Massstab  an  die  Hand  gibt,  erfolgen. 
Da  indessen  eine  allgemeine  Einkommenssteuer  im  üblichen  Sinne 
dieses  Wortes  in  Oesterreich  fehlt,  und  da  auch  im  übrigen  kein 
Anhalt  dort  existiert,  nach  dem  das  gesamte  Vermögen  oder  Ein- 
kommen der  Taxpflichtigen  erfasst  werden  könnte,  so  ist  thatsäch- 
lich  im  allgemeinen  jene  St  euer  Schuldigkeit  und  die  auf  sie  gestützte 
Steuerskala  entscheidend.  Und  von  den  kleineren  und  kleinsten  Ein- 
kommen ist  dort  thatsächlich  nicht  eine  Wehreinkommenssteuer,  sondern 
ähnlich  wie  in  der  Schweiz  und  nach  dem  deutschen  Entwürfe  von 
1881  ein  in  anderer  Weise  bestimmter  Satz,  eine  Art  Personal- 
steuer zu  entrichten. 

Aehnlich  endlich  auch  in  Ungarn.  Nach  den  dortigen  Gesetzen 
von  1880  und  1883  treffen  die  oben  berührten  Klassensteuersätze 
(nach  sozialen  Klasse  abgestuft) ,  wie  leicht  erklärlich,  vorzugsweise 
■die  Pflichtigen  der  niederen  Klassen,  ohne  dass  eine  Befreiung  dieser 
stattfände.  So  sind  z.  B.  3  fl.  Steuer  von  Taglöhnern  und  dem  „in 
der  Eigenschaft  des  Gesindes  bei  der  Landwirtschaft,  in  Fabriken, 
bei  Handels-  und  Gewerb eunternehmungen  beschäftigten  Individuen" 
zu  entrichten;  4  fl.  vom  Hausgesinde,  von  den  ohne  ständiges  Ge- 
schäftslokal arbeitenden  Hausierern,  von  denjenigen  „Diurnisten  und 
Schreibern,  welche  keine  stabile  monatliche  oder  jährliche  Be- 
zahlung beziehen"  und  von  denjenigen  gewerblichen  Gehilfen  und 
Hilfsarbeiten,  welche  weder  über  40  fl.  monatliches  Gehalt  haben, 
noch  auf  Stücklohn  arbeiten;  endlich  6  fl.  von  den  ohne  Gehilfen 
arbeitenden  selbständigen  Handwerkern  und  den  mit  Gehilfen  arbei- 
tenden „Handwerkern  in  Gross-  und  Kleingemeinden".  Dagegen 
haben  diejenigen,  welche  auf  Grund  grösserer  Einkommen  zur 
Klasse  II — IV  der  ungarischen  Erwerbsteuer  veranlagt  sind,  Steuer- 
sätze von  3 — 120  fl.,  je  nach  dem  Betrage  der  zu  Grunde  zu  legenden 
Staatsteuern  zu  entrichten. 

Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  ^g^  U 
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Wir  sehen  also,  es  sind  resp.  waren  in  Ungarn,  Oesterreich  und 
Bayern  dem  Gesetze  nach  keine  sog.  Wehrpersonal-  oder  Kopf- 
steuern neben  der  dortigen  Wehrklassen-  resp.  Wehreinkommens- 
steuer  etc.  zu  entrichten,  wie  dies  im  Schweizer  Gesetz  von  1878  und 
in  den  deutschen  und  italienischen  Entwürfen  von  1881  resp.  1882 
vorgesehen  ist.  Aber  thatsächlich  ist  diese  Abweichung  keine  sehr 
erhebliche.  Denn  diese  Personal-  oder  Kopfsteuer  ist  ja  im  Grunde 
nichts  weiter  als  ein  Ersatz  dafür,  dass  die  geringeren  Einkommen 
dort  von  der  Wehreinkommens-  und  -klassensteuer  verschont  sind 
und  verschont  bleiben  sollten.  Und  ein  solcher  Ersatz  ist  an  sich 
auch  wohl  zu  empfehlen.  Von  ihm  ist  namentlich  in  der  Schweiz 
auch  den  allgemeinen  Einkommens-  und  Vermögenssteuern  gegen- 
über in  grossem  Umfange  Gebrauch  gemacht,  und  für  ihn  ist,  wie 
schon  an  anderem  Orte  zu  zeigen  versucht  ist  ^) ,  insbesondere  das 
sreltend  zu  machen,  dass  sich  eine  wirkliche  Einkommenssteuer  den 
untern  Klassen  gegenüber  überhaupt  nicht  mit  Erfolg  veranlagen 
lässt,  dass  hierauf  bezügliche  Versuche  deshalb  regelmässig  auf  Schein- 
werk hinauslaufen,  und  es  aus  mancherlei  Gründen  vorzuziehen  ist^ 
sich  auch  im  Gesetze  zu  dem  zu  bekennen,  was  die  Praxis  unum- 
gänglich fordert. 

Was  sodann  die  Höhe  der  in  dieser  oder  jener  Weise  ver- 
anlagten Steuer  betrifft,  so  zeigen  sich  auch  hierin  grosse  Ver- 
schiedenheiten. 

Während  in  Bayern,  wie  wir  sahen,  abgesehen  von  den  Ein-« 
künften  unter  200  fl.,  die  durch  den  gleichen  Steuerbetrag  von  3  fl^ 
zum  Teil  sehr  hoch  belastet  wurden,  die  auferlegten  Steuersätze  bis 
etwa  zu  6  Prozent  stiegen,  um  dann  bei  Einkommen  über  1600  fl.  wiedei 
zu  sinken,  erscheint  jener  österreichische  und  serbische  Satz 
von  10  Prozent  der  Staatssteuer  nur  gering.  Und  zwischen  diesen  Ex- 
tremen halten  sich  die  Sätze  der  Schweiz,  sowie  die  des  deutsche] 
und    italienischen   Entwurfs    von    1881    resp.    1882,    während    ix 


')  Weiteres  in  meiner  progressiven  Einkommensteuer  von  1874,  pag.  16S 
und  pag.  161  ff.  Eine  derartige  Personalsteuer  wird  unter  freilich  sehr  vei 
schiedenen  Bezeichnungen  (Kopfsteuer,  Civilsteuer,  Bürgersteuer  etc.)  in  faa 
allen  Kantonen,  insbesondere  der  deutschen  Schweiz,  neben  ergänzenden  Vei 
mögens-  auch  Einkommensteuern  erhoben.  Aehnlich,  wie  bekannt,  fast  in  allen 
Staaten  der  grossen  Union  in  Nordamerika  als  sog.  polltax  (selten  abgestuft 
neben  allgemeiner  Vermögenssteuer. 
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Ungarn   ähnlich   wie   nach  jenem   bayrischen  Gesetze,   nur   noch   in 
höherem  Masse,  die  Sätze  schwanken. 

In  Ungarn  gehen  die  Sätze  der  „Militärbefreiungstaxe"  näm- 
lich —  von  den  erwähnten  Klassensteuersätzen  von  3,  4  und  6  11. 
abgesehen  —  bei  kleinem  Gesamtbetrage  der  direkten  Staats- 
steuern bis  auf  100,  ja  mehr  als  100  ^/o  dieses  Betrages  hinauf,  und 
verflüchtigen  sich  andererseits  bei  hohem  Staatssteuerbetrage  zu 
sehr  geringen  Quoten  des  letzteren.  So  zahlt  dort  z.  B.  eine  MiHtär- 
taxe  von  3 — 120  fl.,  wer  in  der  IL  oder  III.  Klasse  der  ungarischen 
sog.  Er  warb  st  euer,  d.  h.  als  Grund-,  Kapital-  oder  Hausbesitzer, 
oder  aber  als  Gewerbetreibender  resp.  Angehörii^'cr  der  sog.  freien 
Gewerbe  (d.  h.  als  Advokat,  Arzt,  Ingenieur,  Künstler  u.  s.  w.)  ver- 
anlagt ist.  Und  zwar  hat  er  in  diesem  Falle  z.  B.  3  fl.  zu  ent- 
richten, wenn  er  an  direkten  Staatssteuern  überhaupt  (inkl.  Grund- 
entlastungszuschlag) weniger  als  10  fl.  jährlich  zu  zahlen  hat.  Ist 
er  also  auch  zu  diesen  letzteren  Steuern  z.  B.  nur  mit  3  fl.  oder 
weniger  veranlagt,  was  nach  dem  Erwerbsteuergesetz  von  1875 
(XXIX.  Gesetzartikel)  z.  B.  bezüglich  kleinerer  Gewerbetreibenden 
nicht  ausgeschlossen  ist,  so  steigert  sich  die  „ Militärbefreiungstaxe " 
nach  der  Novelle  von  1883  auf  100,  ja  mehr  als  100  Prozent.  Und 
dasselbe  kann  auch  eintreten  bei  den  zu  Klasse  IV  der  ungarischen 
Erwerbsteuer  Veranlagten,  d.  h.  bei  Beamten,  Geistlichen,  Professoren, 
Lehrern,  fest  angestellten  Inspektoren,  Dirigenten,  Buchhaltern  etc. 
sowie  allen  Gehilfen  und  Lohnarbeitern  mit  Einnahmen  von  über  40  fl. 
pro  Monat.  Alle  diese  Personen  zahlen  nämlich  nach  dem  ungarischen 
Gesetze  von  1880  (G.  A.  XXVII)  wenigstens  5  fl.  Militärtaxe,  also 
z.  B.  bei  5  fl.  oder  weniger  Staatssteuerbetrag  wieder  100  oder  über 
100*^/o  des  letzteren. 

Bei  höherem  Betrage  der  zu  entrichtenden  direkten  Staats- 
steuern wird  der  davon  als  Militärtaxe  zu  entrichtende  Satz  dann 
allerdings  sehr  viel  geringer  und  sinkt  z.  B.  bei  den  den  Er- 
werbsteuerklassen II  und  III  Angehörigen  (also  den  Grund-,  Ge- 
bäude-, Kapitalbesitzern  resp.  Gewerbetreibenden  und  Angehörigen 
freier  Berufe)  nach  der  Novelle  von  1883  gegenüber 
einer  Steuerbasis  von     10—  25  fl.  auf    5  fl.  also  auf  20— 50 ''/o^ 

„       25-  50fl.     „       8fl.     ,      ,    16—320/0  1 
50— lOOfl.     „     16  fl.     „      „    16—32^^/0 
..  „  ,     100— 300  fl.     „     24fl.     „      „      8-240/0  11'^ 

,     300— 500  fl.     .,     32  fl.     „      „C.6— 11> 
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Ja  bei  einer  Steuerbasis  von  über  1200  fl.  beträgt  die  Militär- 
taxe ganz  allgemein  nur  120  fl.  d.  h. 

z.  B.  von  1,201  fl.  ca.  10  f'rozent 
aber  von  6,000  fl.  nur    2  Prozent 

von  12,000  fl.  nur  1  Prozent  u.  s.  w. 
Und  ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  der  Ervi^erbsteuerklasse  IV 
Angehörigen  (also  den  Beamten,  Geistlichen,  den  fest  angestellten 
Dirigenten,  Buchhaltern  etc.  und  den  Gehilfen  und  Hilfsarbeitern  mit 
über  40  fl.  monatlichem  Gehalt  u.  s.  w.).  Diese  zahlen,  wie  w^ir 
sahen,  nach  dem  Gesetze  von  1880  als  Militärbefreiungstaxe  5  fl.  d.  h. 
unter  Umständen  100  oder  mehr  Prozent,  wenn  die  in  Rede  stehende 
Steuerbasis  (der  Gesamtbetrag  der  zu  entrichtenden  direkten  Staats- 
steuern inkl.  des  Grundentlastungszuschlages)  nicht  grösser  als  5  fl. 
ist,  dagegen  zahlen  sie  gegenüber 


i 


also  nur 
10—20  Prozent 

des  Staats - 
Steuerbetrages 


einer  Steuerbasis  von     50  — 100  fl.  :  10  fl. 
„     100—200  fl.  :  20  fl. 
„     200—400  fl.  :  40  fl. 
„     400—800  fl.  :  80  fl. 
und   bei   einer  Steuerbasis  von   über  800  fl.  sogar  wieder  nur  einen 
absolut  gleichen  Betrag,  nämlich  den  von  100  fl.,  also  z.  B. 
bei        801  fl.  nur  ca.  12,5  Prozent 
„       4,000  fl.     „      „       2,5  Prozent 
„       8,000  fl.     „       „       1,25  Prozent 
„     12,000  fl.     „       „       0,83  Prozent  u.  s.  w. 
Da   nun   einem  höheren  Betrage    der   an   den  Staat  überhaupt 
zu   entrichtenden   direkten   Steuern   wie   im   allgemeinen  so  auch   in 
Ungarn  regelmässig  (wiewohl  nicht  immer)  ein  höheres  Einkommen 
des  Betreffenden   entspricht,    so   sehen  wir  also  in  Ungarn,    ähnlich 
wie   früher   in   Bayern,    bei   grösseren  Einkommen   den   als  Militär- 
befreiungstaxe zu   entrichtenden  Betrag   sinken,   d.  h.   diese   Steuer 
auch  dort  in  erheblichem  Masse  umgekehrt  progressiv  gestaltet, 
was  übrigens  bei  dieser  Steuer,    wie  wir  sehen  werden,  in  gewisser 
Beziehung  eher  gerechtfertigt  ist  als  bei  Abgaben  anderen  Charakters 
und  deshalb  auch  bei  manchen  Wehrsteuern  anderer  Länder  zu  kon- 
statieren ist,  deren  sogleich  gedacht  werden  soll. 

Bemerkt  sei  hier  nur  noch,  dass  speziell  in  Ungarn  jene  um- 
gekehrte Steuerprogression,  die  in  den  Militärtaxgesetzen  zu  Tage 
tritt,  zum  Teil  dadurch  gemildert  erscheint,  dass  jene  der  Veranlagung 
letzterer  Steuer  zu  Grunde  zu  legende  „  Steuerbasis "   selber  auf  stark 
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progressiver  Gestaltung  der  Steuersätze  beruht,  allerdings  eben  nur  zum 
Teil,  indem  zwar  jene  Erwerbsteuerpflichtigen  der  lY.  Klasse,  Be- 
amte etc.,  einer  progressiven  Steuer  unterstellt  sind  (die  mit  1  Prozent 
bei  100  fl.  Einkommen  beginnt  und  mit  lO^/o  bei  Einkommensbeträgen 
über  6000  fl.  schliesst),  die  Erwerbsteuern  jener  oben  schon  mehrfach 
erwähnten  Klassen  IL  und  III.  aber  nicht  progressiv  gestaltet  sind. 

Viel  einfacher  als  in  den  bisher  betrachteten  Ländern  liegen 
diese  Dinge  da,  wo  wie  in  der  Schweiz  und  nach  den  für  Deutsch- 
land und  Italien  vorbereiteten  Entwürfen  die  Wehrsteuer  nicht  im 
Anschluss  an  veranlagte  allgemeine  Steuern,  sondern  direkt  nach 
Massgabe  des  Einkommens  resp.  Vermögens  und  nach  Kopfportionen 
zur  Erhebung  kommt  oder  kommen  sollte. 

Nach  diesen  Gesetzen  resp.  Gesetzesentwürfen  sind  die  Wehr- 
steuem  im  grossen  und  ganzen  nicht  umgekehrt  progressiv, 
sondern  in  der  That  progressiv  gestaltet.  Und  nur  bei  sehr  grossen 
Einkommen  greifen  Ausnahmen  hievon  Platz. 

Es  sollten  nämlich  in  Deutschlaad  und  in  Italien  die  Wehr- 
einkommenssteuersätze von  1  resp.  1,2  Prozent  bis  auf  3  Prozent  des 
Einkommens  steigen,  während  in  der  Schweiz  nach  dem  jetzt  geltenden 
Gesetz  von  1878  von  allen  nicht  aus  Vermögen  fliessenden  Ein- 
künften der  allgemein  gleiche  Satz  von  1  ^/2  Prozent  zu  entrichten  ist,  der 
sich  nur  dadurch  zu  einem,  bis  zu  1^/2  Prozent  aufsteigenden  Pro- 
gressivsteuersatz  gestaltet,  dass  von  jedem  Einkommen  klein  und 
gross  der  gleiche  Betrag  von  600  Franken  in  Abzug  kommt. 

Daneben  unterliegt  in  der  Schweiz  das  Vermögen  und  somit 
auch  der  aus  solchem  fliessende  Einkommensbetrag  besonderer  Wehr- 
steuer, welche  proportional  gestaltet  1  ^2  per  mille  von  jedem  Ver- 
mögen über  1000  Franken  beträgt,  so  dass  also  die  bezüglichen  Ver- 
mögenseinkünfte z.  B.  bei  3  Prozent  Rente:  IV2  von  30  =  5 
vom  100,  bei  4  Prozent  Rente:  1 V2  von  40  =  3^/4  vom  100,  bei 
5  Prozent  Rente:  l^/a  von  50  =  3  vom  100  zu  tragen  haben  u.  s.  w. 

Indessen  erhalten  diese  schweizerischen  Steuersätze  eine  nicht 
unwesentliche  Minderung,  erstens  dadurch,  dass  zu  Gunsten  des  „in 
landwirtschaftlichen  Grundstücken  und  Gebäuden"  bestehenden  Ver- 
mögens, dessen  Erträge  nach  dem  Gesagten  selten  mit  weniger  als 
5  Prozent  belastet  werden  würden,  die  Sonderbestimmung  besteht, 
dass  solches  Vermögen  —  ganz  abgesehen  natürhch  von  den  vor- 
weg zu  berücksichtigenden  „allfäUigen  Hypothekenschulden "  —  immer 
nur    zu    ^,4    des   bezüglichen   Verkaufswertes   in  Anschlag   gebracht 
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werden  soll,  so  dass  z.  B.  ein  landwirtschaftliches  Grundstück  voi 
400,000  Franken  jeweiligem  Verkaufswert  1 V2  per  mille  nur  von 
300,000  Franken,  also  überhaupt  nur  450,  d.  h.  z.  B.  von  zu  erzielender 
dreiprozentiger  Rente  (12,000  Franken)  nur  ca.  3,7  Prozent,  statt 
5  Prozent  zu  zahlen  hat.  Durch  diese  Bestimmung  sollte  dem  ja 
allgemein  gegen  die  Vermögenssteuer  zu  erhebenden  Einwände,  dass 
dieselbe  zu  verschiedener  Belastung  des  Vermögens  und  damit  auch 
des  Steuerpflichtigen  je  nach  der  Höhe  der  vom  Vermögen  zu 
erzielenden  Rente  führt,  zum  Teil  wenigstens  begegnet  werden. 

Eine  zweite  Ermässigung  ist  dann  die  oben  schon  angedeutete. 

Es  ist  nämlich  in  der  Schweiz  (ähnlich  wie  nach  dem  Bemerkten 
in  0 esterreich  und  Ungarn,  desgleichen  früher  in  Bayern)  ein  Maximal- 
steuerbetrag vorgesehen,  welcher  bei  den  sehr  grossen  Einkommen 
wenigstens  auch  die  schweizerische  Steuer  zu  einer  umgekehrt 
progressiven  gestaltet,  was,  wie  wir  später  sehen  werden,  mit  der 
Natur  der  Wehrsteuer  als  eines  Komplements  zu  anderen  Lasten  in 
Zusammenhang  steht  und  wovon  wir  deshalb  manche  Analogien  auch 
bei  ähnlichen  Abgaben,  z.  B.  den  süddeutschen  und  schweizerischen 
Feuerwehrsteuern,  dem  früheren  bayerischen  Reluitionsgelde  u.  s.  w. 
finden.  Es  bestimmt  also  das  Schweizer  Gesetz  von  1878,  dass  die 
., einfache  Steuer"  d,  h.  der  ausserhalb  ausserordentlicher  Zeiten 
wie  der  sogleich  zu  erwähnenden  zu  zahlende  Steuerbetrag  eines 
Pflichtigen  den  Betrag  von  3000  Franken  nicht  übersteigen  soll  (Art.  3). 
Und  auch  nach  dem  italienischen  Entwurf  von  1882  sollte  von  der 
Wehreinkommenssteuer  (della  tassa  proporzionale  —  sogenannt  im 
Gegensatz  zur  tassa  fissa  d.  h.  der  Personalsteuer  von  6  Lire,  vgl. 
oben  159)  frei  sein  quella  parte  deU"  ammontare  complessivo  dei 
redditi  imponibili  che  eccede  le  100,000  lire,  während  der  deutsche  Ent- 
wurf von  1 882  solche  Beschränkung  und  Wandelung  der  Wehrsteuer 
in  eine  umgekehrt  progressive  allerdings  nicht  vorgesehen  hatte. 

Was  dann  speziell  noch  das  Schweizer  Gesetz  betrifft,  so  er- 
mässigen  sich  die  oben  genannten  Steuersätze  drittens  noch  da- 
durch, dass  dieselben  in  ihrem  vollen  Betrage  überhaupt  nur  von 
den  im  Alter  von  20 — 32  Jahren  stehenden  Wehrpflichtigen  zu  ent- 
richten sind:  die  in  höherem,  sog.  landwehrpflichtigem  Alter  (von 
32 — 44  Lebensjahren)  Stehenden  zahlen  nur  die  Hälfte  jener  Sätze. 

Eine  Ermässigung  ebenfalls  auf  die  Hälfte  war  dann  auch  im 
deutschen  und  italienischen  Entwürfe  in  Aussicht  genommen,  aber 
für  andere  Kategorien  von  Pflichtigen. 


Die  Wehrst  euer.  j^^j'^ 

Es  «oUten  nämlicli  in  Deutschland  die  zum  aktiven  Dienste 
■eingezogenen  Ersatzreservisten  für  das  bezügliche  Jahr,  in  dem 
sie  gedient,  ganz  steuerfrei  bleiben,  im  übrigen  aber  diejenigen, 
welche  einmal  eine  Uebung  als  Ersatzreservisten  in  dem  bei  der 
Einberufung  festgesetzten  vollen  Umfang  erfüllt  hätten,  regelmässig 
nur  die  Hälfte  der  sonst  geltenden  Wehrsteuersätze  entrichten. 

Und  analoge  Bestimmungen  hievon  befanden  sich  auch  im 
italienischen  Entwürfe  von  1882/83.  Nur  dass  dort  sich  diese 
Freiheit  der  sog.  arruolati  nella  seconda  o  uella  terza  categoria, 
sobald  sie  unter  die  Waffen  gerufen  würden,  nicht  auf  ein  ganzes 
Jahr,  sondern  allein  auf  die  Zeit  solcher  Dienstleistung  selber  und 
mindestens  auf  zwei  Monate  erstrecken  sollte. 

Scliliesslich  sind  im  Schweizer  Gesetz  aber  auch  Steigerungen 
der  Welu'steuer  in  Aussicht  genommen,  Steigerungen  nämlich  nach 
Beschluss  der  Bundesversammlung  bis  zum  doppelten  Betrag  für  den 
Fall,  dass  der  grössere  Teil  der  Truppen  des  Auszuges  durch  aktiven 
Dienst  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch  genommen  wird. 

In  diesem  Falle  darf  sogar  über  jenes  Maximum  von  3000  Franken 
hinausgegangen  werden.  Denn  Art.  3  bestimmt,  dass  die  jährliche 
„einfache  Steuer"  eines  Pflichtigen  3000  Franken  nicht  übersteigen 
darf  und  Art.  8  sagt  ohne  bezügliche  Beschränkung: 

„Die  Bundesversammlung  ist  berechtigt,  für  Jahrgänge, 
in  welchen  der  grössere  Teil  der  Truppen  des  Auszuges  durch 
aktiven  Dienst  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
genommen  wird,  den  Militärpflichtersatz  bis  auf  den  doppelten 
Betrag  zu  erhöhen." 


Indessen  genug  des  Thatsächlichen. 

Bei  der  folgenden  Beurteilung  des  bisher  behandelten  Teiles 
der  Wehrsteuer  wird  es  sich  wie  schon  bemerkt  empfehlen,  zunächst 
von  allem  andern  wie  z.  B.  von  der  Frage  der  Mitheranziehung  der 
Ascendenten,  der  Frage  der  Ergiebigkeit  der  Steuer  mit  und  ohne 
solche  Heranziehung,  dem  Einwände  einer  Schädigung  des  Militär- 
dienstes oder  des  Ansehens  des  militärischen  Berufs  durch  die  Wehi'- 
steuer  u.  s.  w.  abzusehen  und  allein  zwei  Fragen  ins  Auge  zu  fassen : 

1.  ob  eine  Sondersteuer  der  hier  in  Rede  stehenden  Art,  die 
nur  die  vom  Militärdienst  befreiten  oder  bezüglich  solchen 
Dienstes    bevorzugten    Wehrpflichtigen    belastet,    im    Falle 
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finanziellen  Bedarfs  (von  dem  hier  immer  nur  die  Rede  ist; 
vgl.  oben  pag.  112)  überhaupt  gerecht  und  angezeigt  er- 
scheint, mit  andern  Worten  ob  sie  den  Forderungen  ge- 
rechter Steuerpolitik  an  sich  entspricht  und 
2)  ob,  wenn  das  der  Fall  ist,  es  auch  gerecht  und  angezeigt 
erscheint,  für  diese  Steuer  ähnlich  wie  für  die  allgemeinen 
direkten  Steuern  als  leitenden  Grundsatz  bei  Bemessungj 
der  Steuerhöhe  den  der  Besteuerung  nach  der  Steuer- 
fähigkeit festzuhalten,  statt  —  wie  es  manche  für  richtiger 
halten  und  wie  es  zunächst  ja  auch  als  das  angemessenere 
erscheinen  könnte  —  grundsätzlich  diese  Steuerhöhe  thun- 
lichst  mit  jenen  Vorteilen  in  Harmonie  zu  setzen,  welche 
dem  Steuerpflichtigen  aus  der  Befreiung  vom  Militärdienst 
oder   der   Erleichterung   bezüglich  des   letzteren  erwachsen. 


Fünftes  Kapitel. 

Die  grundsätzliche  Berechtigung  der  Erhebung  einer  Wehr- 
steuer nach   der  Steuerfahigkeit   der  vom   Militärdienst   be- 
freiten Wehrpflichtigen. 

Nicht  selten  hört  man  sagen,  dass  im  Grunde  nicht  Gerechtig- 
keit sondern  Neid  und  Missgunst  zur  Wehrsteuer  geführt  habe. 
In  der  Schweiz  —  so  hiess  es  z.  B  im  Deutschen  Reichstag  zur 
Verhandlung  vom  3.  Mai  1881  (Worte  des  Abg.  Dr.  Boretius  vgl. 
Marcinowski  a.  a.  0.  pag.  32)  —  ist  die  Wehrsteuer  das  Produkt 
eines  Gleichheitsfanatismus,  der  von  zweifelhaftem  Werte,  aber  aller- 
dings jenem  demokratischen  Staatswesen  vollkommen  entsprechend 
ist  —  „la  d^mocratie  c'est  l'envie"  heisst  es  ja  — ,  der  immer  darauf 
dringt,  dass  niemand  etwas  Besseres  als  der  andere  haben  soll  und 
darf  u.  s.  w. 

Indessen  ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  durchschlagender 
Einfluss  so  übler  Motive  auf  das  Schweizer  Wehrsteuergesetz  schwer 
festzustellen  sein  möchte,  dass  thatsächlich  ferner  auch  nicht 
demokratische  Staaten,  wie  früher  Bayern  und  Württemberg,  und 
in  der  Gegenwart  Oesterreich  und  Ungarn  diese  Steuer  eingeführt 
haben,  und  dass  es  sicherlich  nicht  Neid  war,  was  vor  kurzem  in 
Italien  und  Deutschland   die   Regierungen   zur  Ausarbeitung   bezüg- 
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lieber  Gesetzentwürfe  leitete,  so  ist  der  Umstand,  dass  bei  Ein- 
führung einer  Steuer  der  Neid  eine  Rolle  gespielt  hat,  bei  Beurteilung 
dieser  Steuer  an  sich  von  sehr  geringer  Bedeutung.  Kann  im 
Grunde  nicht  jede  Steuerform,  die  zur  Aenderung  des  Belastungs- 
verhältnisses zwischen  verschiedenen  Klassen  der  Bevölkerung  führt 
(und  von  welcher  Steuerreform  gälte  das  nicht?),  zugleich  als  vom 
Neid  der  bisher  weniger  begünstigten  Klassen  diktiert  erscheinen, 
ohne  dass  man  deshalb  über  solche  Reform  den  Stab  zu  brechen 
hätte?!  Als  man  vor  nicht  langer  Zeit  den  adligen  und  andern 
seit  alters  bevorzugten  Grundstücken,  die  zum  grossen  Teil  schon 
zu  entsprechend  höheren  Kaufpreisen  erworben  waren,  mit  und 
ohne  Entschädigung  diesen  Vorzug  nahm,  konnte  das  nicht  auch 
als  eine  zugleich  aus  dem  Neid  anderer  hervorgegangene  Massregel 
erscheinen?  Und  haben  nicht  in  der  That  auch  hie  und  da  der- 
artige schlechte  Leidenschaften  jene  an  sich  gebotene  Massregel  der 
^Peräquation"  begünstigt  und  gefördert?  Würde  nicht  ein  ähnliches 
auch  heute  zu  konstatieren  sein,  wenn  man  an  die  letzten  der  über- 
kommenen Steuerprivilegien,  die  des  hohen  Adels,  die  Axt  legte? 
Und  sind  nicht  namentlich  jene  oben  sogenannten  Spezial-  oder  Sonder- 
steuern zum  grossen  Teile  solche,  bei  denen  neben  Anschauungen 
der  Gerechtigkeit  auch  weniger  zu  billigende  Motive  eine  Rolle  ge- 
spielt haben?  —  — 

Worauf  es  allein  ankommt,  ist  offenbar,  ob  abgesehen  von 
solchen  Motiven,  wie  sie  hie  und  da  auch  die  beste  Massregel  unter- 
stützen, die  bezügliche  Steuerreform  an  sich  gerecht  und  angemessen, 
dem  öffentlichen  Interesse  entsprechend  erscheint.  Und  allein  unter 
diesem  Gesichtspunkte  und  zwar  zunächst  dem  der  Gerechtigkeit  ist 
hier  die  Wehrsteuer  zu  prüfen. 

Als  gerecht  hat  man  nun  von  jeher  und  (wie  oft  gezeigt  ist) 
aus  guten  Gründen  vor  allem  eine  gleichmässige,  besser  gesagt, 
eine  gerecht  gleichmässige  d.  h.  nach  gerechtem  gleichem 
Masse  durchgeführte  Belastung  angesehen  ^).  Und  wenn  man  fragt, 
was  diesem  letzteren  Grundsatze  ( —  ihn  hier  allein  ins  Auge  ge- 
fasst  — )  mehr  entspricht,  ob  ein  durch  eine  Wehrsteuer  ergänzter 
Steuerkomplex  oder  aber  eine  Steuerverfassung,  die  solcher  Ergän- 
zung entbehrt,  die  also  regelmässig  nur  aus  den  sog.  allgemeinen 
Steuern   besteht,    welche   die    zur   Fahne   Einberufenen   gleich   allen 


')  Näheres  in  der  Progressiven  Einkommensteuer  (1874)  a.  a.  0. 
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andern  zu  tragen  haben  ^),  so  scheint  doch  die  Antwort  kaum  einem 
Zweifel  zu  unterliegen. 

Im  letzteren  Falle  werden  unter  Personen  derselben  Alters- 
klasse die  einen  auf  Grund  der  allgemeinen  Wehrpflicht  ausser  zu 
den  allgemeinen  Abgaben,  noch  zu  andern,  wie  oft  gezeigt  ist, 
sehr  umfangreichen  und  besonders  drückenden  wirtschaftlichen 
Opfern  herangezogen,  während  die  übrigen,  obw^ohl  sie  oft  viel 
leistungsfähiger  sind,  von  solchen  Sonderlasten  befreit  bleiben.  Im 
andern  Falle  dagegen  versucht  man  dieser  Ungleichheit,  dieser  Be- 
vorzugung der  einen  vor  den  andern  die  Spitze  zu  bieten  und  die 
von  Lasten  jener  Art  Befreiten  zu  besonderen  Abgaben  und  zwar 
zu  solchen  besonderen  Abgaben  heranzuziehen,  die  jener  aus  dem 
Militärdienst  sich  ergebenden  wirtschaftlichen  Last  thunlichst  ent- 
sprechen, um  so  die  von  allen  Klassen  und  also  auch  von  den  Militär- 
dienstpflichtigen zu  tragenden  allgemeinen  Abgaben  möglichst  min- 
dern zu  können.  Sollte  das  —  immer  allein  unter  dem  zunächst  in 
Betracht  zu  ziehenden  Gesichtspunkt  der  Gerechtigkeit  betrachtet  — 
nicht  in  der  That  ähnlich  aufzufassen  sein  wie  eine  Beseitigung  von 
Exemtionen  und  Bevorzugungen  der  vorhin  berührten  Art? 

In  der  That  bestreiten  denn  auch  die  Gegner  der  Wehrsteuer 
im  allgemeinen  weniger  die  Gerechtigkeit  derselben  an  sich  als  ihre 
Angemessenheit  und  Ratsamkeit  unter  anderen  Gesichtspunkten. 
Vulgär  ausgedrückt,  sie  bestreiten  ihre  „Zweckmässigkeit"  ^), 
und  das  allerdings  unter  sehr  verschiedenen  und  zum  Teil,  wie  wir 
sehen  werden,  nicht  ganz  unberechtigten,  sondern  wohl  in  An- 
schlag zu  bringenden  Gesichtspunkten,  so  z.  B.  wegen  angeblicher 
Schädigung  des  Ansehens  des  Waffendienstes,  wegen  Unterbindung 
der  Aushebung,  wegen  Gefahr  des  Platzgreifens  widergesetzlicher 
Befreiung  vom  Dienst,    oder   aber  wegen    der  grossen  Schwierigkeit 


')  Die  ausnahmsweise  im  Falle  von  Mobilmachungen  eintretenden 
Befreiungen  von  diesen  allgemeinen  Abgaben  sollen  später  berührt  werden. 
Sie  sind,  wie  hier  schon  bemerkt  sei,  im  allgemeinen  sehr  geringe  und  be- 
ziehen sich  namentlich  regelmässig  überhaupt  nicht  auf  Ertragssteuem,  wie 
Gewerbe-,  Grund-  und  Gebäudesteuern. 

^)  An    sich    sind  ja    ^Gerechtigkeit"    und   Zweckmässigkeit   so  wenig  in 
finanzwirtscnaftlichen  Dingen  wie   auf  anderen  Gebieten  Gegensätze.     Was  ge- 
recht, ist  auch  zweckmässig,   insofern   es  dem  Zwecke  der  Gerechtigkeit  Raumj 
zu  geben  gemäss  ist.    Nur  ist  allerdings  nicht  was  „zweckmässig"  ist,  deshalb] 
auch  gerecht. 
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gerechter  Abgrenzung  des  Kreises  der  der  Wehrsteuer  zu  unter- 
werfenden Personen,  z.  B.  bezüglich  der  Krüppel  oder  bezüglich  der 
vermögenden  Niclitwehrpflichtigen :  Greise,  Frauen,  Kinder  etc.,  auch 
bezüglich  der  Ascendenten  der  Wehrpflichtigen  u.  s.  w. 

Wer  weiter  geht  und  auch  die  Gerechtigkeit  der  Wehr- 
steuer an  sich  oder  diese  allein  bestreitet,  thut  das  gemeinhin  nur 
in  der  Weise,  dass  er  entweder  die  Voraussetzungen  bestreitet,  von 
denen  bei  jener  Alternative  ausgegangen  ist,  oder  aber  des  Zu- 
sammenhangs vergisst,  in  dem  die  Gesamtheit  der  dem  öffentlichen 
Gemeinwesen  schuldigen  Leistungen  sich  befindet,  d.  h.  es  für  be- 
rechtigt hält,  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Gerechtigkeit  die  Steuern 
allein  und  durchaus  unabhängig  von  andern  öffentlichen  Lasten  ins 
Auge  zu  fassen  und  zu  beurteilen. 

Letzteres  ist  nun  offenbar  ganz  verkehrt.  Wie  es  thöricht 
ist,  eine  einzelne  Steuer  unter  dem  Gesichtspunkte  zu  verwerfen 
oder  zu  billigen,  dass  sie  dem  Grundsatze  gerechter  Lasten  Verteilung 
entspricht,  wie  vielmehr  immer  die  Gesamtheit  der  bezüglichen 
Staats-  oder  Gemeindesteuern  und  die  Gestaltung  dieser  Gesamt- 
heit unter  dem  Einfluss  der  einzelnen  Abgaben  zu  beachten  ist,  so 
steht  es  auch  mit  dem  Verhältnis  der  Steuerlast  zu  andern  öffent- 
lichen Lasten.  Es  ist  durchaus  thöricht,  allein  die  Steuern  unter  dem 
Gesichtspunkte  zu  beurteilen,  ob  sie  zu  gerechter  Lastenverteilung 
führen,  und  der  anderen  öffentlichen  Lasten  nicht  zu  gedenken  oder 
gar  zu  wähnen,  dass  bei  diesen  letzteren  auf  jene  gerechte 
Gleichmässigkeit  überhaupt  kein  Gewicht  zu  legen  sei. 

Denn  was  gerecht  im  Steuerwesen  erscheint,  erscheint  uns  so  aus 
allgemeinen  Gründen,    die  nicht  allein  bei  den  Steuern  zutreffen. 

Es  ist  schon  an  anderem  Orte  berührt  ^)  und  soll  hier  nicht 
weiter  ausgeführt  werden,  dass  was  wir  z.  B,  das  Prinzip  der  Besteue- 
rung nach  der  Leistungsfähigkeit  nennen,  aus  den  im  Steuerwesen 
geltend  zu  machenden  Gründen  d.  h.  mit  Rücksicht  erstens  auf  das 
Ziel  zu  erstrebender  thunlichster  Vermeidung  der  Ueberlastung  des 
einen  vor  dem  andern  und  zweitens  aus  Rücksicht  auf  die  Mög- 
lichkeit   thunlichster    Ausnutzung    der    vorhandenen    Kräfte  ^)    auch 


^)  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  über  Einkommensteuer. 
Schriften  dieses  Vereins  1875. 

")  Weiteres  auch  im  Abschnitt :  Die  Besteuerung  nach  der  Leistungsfähig- 
keit in  der  Progressiven  Einkommensteuer  von  1874. 
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bei  der  Verteilung  anderer  Lasten  als  der  der  Steuern  gilt, 
z,  B.  bei  der  Zuteilung  umfangreicherer  Arbeiten  an  eine  grössere 
Zahl  des  Gesindes,  oder  an  eine  grössere  Gehilfenzahl,  grössere  Zahl 
von  Schreibkräften  in  Bureaus  u.  s.  w.  Namentlich  aber  greift  aus 
gleichen  Gründen  dasselbe  auch  bei  solchen  öffentlichen  Lasten 
Platz,  die  nicht  Steuern  oder  steuerartige  sind,  und  so  vorzugsweise 
bei  den  militärischen  Lasten. 

Man  hat  gerade  das  freilich  bestreiten  wollen  ^),  indessen  mit 
Unrecht. 

Dass  in  sehr  vielen  Dingen  d.  h.  bei  einer  Reihe  militärischer 
Lasten,  Opfer  und  Gefahren  jenem  Grundsatze  nicht  Rechnung  ge- 
tragen werden  kann,  liegt  freilich  auf  der  Hand.  Gerade  aber 
jene  aus  dem  militärischen  Verbände  sich  ergebende  Unfreiheit 
des  einzelnen,  seine  Abhängigkeit  von  dem  Willen  des  Vor- 
gesetzten, der  eben  wegen  der  hieraus  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten die  Lage  seiner  Untergebenen  thunlichst  zu  erleichtern 
suchen  muss  —  alles  das  führt  dahin,  dass,  soweit  dem  in  Frage 
kommenden  Grundsatze  der  Gerechtigkeit,  hier  dem  der  Verteilung 
der  aufzuerlegenden  Last  nach  Massgabe  der  Kräfte  der  einzelnen 
Mannschaften,  einzelnen  Truppenteile,  einzelnen  Korporalschaften, 
Heereskörper  u.  s.  w.  entsprochen  werden  kann,  dies  auch  geschieht. 
Jeder  Kundige  wird  das  zugeben,  ja  er  wird  zugeben,  dass  gerade 
diese  Aufgabe  gerechter  Abwägung  der  diesen  und  jenen  Mann- 
schaften, Korporalschaften,  Compagnieen  u.  s.  w.  nach  ihren  Kräften 
zuzuteilenden  Lasten  zu  den  schwierigsten  der  bezüglichen  Kommandos 
gehört  und  dass  wer  sich  dieser  Aufgabe  entschlagen  wollte,  gerade 
beim  Militär  sehr  schlechte  Erfahrungen  machen  würde  und  trotz 
aller  Schranken,  die  aus  guten  Gründen  dort  dem  Beschwerdewesen 
gezogen  sind,  gewärtigen  müsste,  es  bald  mit  Beschwerden  pein- 
lichster Art  zu  thun  zu  haben. 

Was  nun  so  von  der  Verteilung  öffentlicher  und  nicht  öffent- 
licher, militärischer  und  nicht  militärischer,  Abgabenlasten  und 
anderer  Lasten  gilt,  das  sollte  gerade  im  Verhältnis  von  Steuern 
einerseits  und  militärischen  Lasten  andrerseits  ausgeschlossen  sein? 
Offenbar  darf  das  nicht  angenommen  werden.  Die  Ausführbarkeit 
derartiger  gegenseitiger  Abwägung  und  Anpassung  der  zu  über- 
nehmenden Lasten   mag   man  bestreiten.     Davon    später.     Aber   die 


')  Vgl.  z.  B.  die  Kritik  von  Held  in  Hildebrands  Jahrb.  1875. 
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Gerechtigkeit  solchen  Vorgehens  an  sich  ist  nicht  in  Abrede 
zu  stellen.  Wie  man  innerhalb  der  Steuerlast  thunlichste  Gleich- 
heit der  zu  tragenden  Opfer  anzustreben  hat,  so  auch  im  Verhältnis 
zwischen  den  Steuern  und  den  hier  in  Rede  stehenden  anderen 
Lasten. 

Und  nun  zum  andern!  Man  bestreitet  die  Voraussetzungen, 
von  denen  bei  der  Alternative:  Steuersystem  mit  oder  ohne  Wehr- 
steuer oben  ausgegangen  wurde,  das  heisst:  Man  bestreitet 

1)  dass  diejenigen,  die  Militärdienste  leisten,  hiebei  zugleich 
erheblichen  wirtschaftlichen  Sonderlasten  unterliegen,  resp.  dass  diese 
Lasten  von  solcher  Bedeutung  wären,  dass  sie  nicht  durch  jene 
grossen  und  mannigfachen  Vorteile,  die  der  Militärdienst  bietet, 
wieder  ausgeglichen  würden.     Und  man  bestreitet  anderseits 

2)  die  Möglichkeit  etwaiger  Ausgleichung  solcher  Sonderlast 
(falls  sie  vorhanden)  durch  entsprechende  Besteuerung,  mit  andern 
Worten,  die  Möglichkeit  der  Auferlegung  einer  jener  Sonderlast  in 
der  That  entsprechenden  Sondersteuer. 

Indessen,  um  zunächst  des  ersteren  zu  gedenken,  dass  der 
Militärdienst  neben  allen  körperlichen  Anstrengungen  und  Gefahren 
für  Leib  und  Leben  auch  grosse  wirtschaftliche  Opfer,  grosse  ma- 
terielle Einbussen  schon  während  des  Dienstes  „bei  der  Linie"  und 
namentlich  später  im  Falle  von  Mobilmachungen,  Einziehung  von 
Reservisten  und  Landwehr  zu  Uebungen  u.  s.  w.  erheischt,  kann 
doch  im  Grunde  niemand  in  Abrede  stellen.  In  Frage  kann  immer- 
hin nur  kommen,  ob  diesen  Opfern  —  auf  die  pag.  113  ff.  ver- 
wiesen wurde  —  anderseits  Vorzüge  zur  Seite  stehen,  deren  Gewicht 
ein  gleiches  oder  noch  grösseres  ist.  Und  in  dieser  Beziehung  ist 
ja  zuzugeben,  dass  an  sich  grosse  Vorzüge  in  Frage  stehen. 

Man  vergegenwärtige  sich  nur  jene  Gewöhnung  an  Ordnung, 
Pünktlichkeit,  strenge  Pflichterfüllung,  Unterordnung  u,  s.  w.,  wie 
sie  nun  einmal  regelmässig  mit  dem  Militärdienst  verbunden  ist. 
Man  vergegenwärtige  sich  auch  jene  mannigfachen  Bildungsmomente, 
die  dieser  Dienst  und  der  mit  ihm  regelmässig  verbundene  Auf- 
enthalt an  grösseren  volkreicheren  Orten  namentlich  den  Angehörigen 
der  untersten  Klassen  zuführt.  Ist  es  doch  in  gewisser  Beziehung 
nicht  zu  weit  gegangen,  die  hieraus  insbesondere  für  die  Bewohner 
abgelegener,  dem  grossen  Verkehr  fern  liegenden  Gegenden  her- 
vorgehenden Vorteile  mit  denjenigen  Vorzügen  in  Parallele  zu  ziehen, 
die  z.  B.  für  manche  Angehörige  der  mittleren  und  höheren  Klassen 
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aus  längerem  Verweilen  in  grösseren  Gymnasial-  oder  Universitäts- 
städten hervorgehen!  Und  spiegelt  sich  der  Inbegriff  aller  dieser 
für  die  körperliche  und  geistige  Entwicklung  der  Wehrpflichtigen 
aus  dem  Militärdienst  hervorgehenden  Vorzüge  nicht  deutlich  schon 
darin,  dass  in  nicht  wenigen  Berufen  gerade  nach  „gedienten"  Leuten 
vorzugsweise  gefragt,  ihnen  in  der  Konkurrenz  mit  andern  regel- 
mässig der  Vorzug  gegeben  wird ! 

Daneben  wollen  wir  dann  gerade  in  Deutschland  nicht  un- 
beachtet lassen,  dass  nach  der  ruhmvollen  Geschichte  der  preussischen 
und  anderer  deutschen  Armeen,  insbesondere  den  grossartigen  Er- 
folgen deutscher  Heere  in  letzter  Zeit  es  hohe  Ehre  ist  und  als 
solche  auch  allgemein  anerkannt  wird,  diesem  Verbände  anzugehören. 
In  andern  Ländern  mag  das  anders  sein.  In  Deutschland  aber  dürfte 
es  nur  wenige  Gebiete  geben,  in  denen  man  nicht  mit  Stolz 
und  Genugthuung  dessen  erwähnt,  dass  man  Militär  ist  oder  gewesen 
ist,  dass  man  diesem  oder  jenem  Truppenteile  angehört,  diese  oder 
jene  militärische  Auszeichnung,  diesen  oder  jenen  Rang  erlangt 
hat  u.  s.  w.  Selbst  wer  sich  keiner  solchen  Auszeichnung  rühmen 
kann,  trägt  —  als  Angehöriger  der  unteren  Klassen  wenigstens  —  von 
der  Memel  bis  zur  Mosel,  vom  Bodensee  bis  zum  Baltischen  Meere 
seine  Militärmütze  auch  im  Civil  regelmässig  nicht  ungern. 

Indessen  kommt  die  in  diesen  Dingen  zu  Tage  tretende  Ehre 
des  Dienstes,  wie  wir  zuerst  beachten  wollen,  vorzugsweise  den- 
jenigen zu  gute,  die  entweder  dem  Feinde  gegenübergestanden  oder 
die  doch  wenigstens  in  Friedenszeit  mit  der  Waffe  gedient,  Wehr- 
dienste geleistet  haben,  viel  weniger  schon  der  nicht  kleinen 
Zahl  jener ,  die  zu  andern  militärischen  Diensten  in  Anspruch  ge- 
nommen worden  sind,  d.  h.  der  grossen  Zahl  der  im  Handwerk,  in 
der  Oekonomieverwaltung ,  im  Bureau,  im  Lazaret,  beim  Train  und 
'Transportwesen  u.  s.  w.  Beschäftigten.  Und  ausserdem  und  nament- 
lich ist  zu  beachten,  dass  jener  Ehre  andrerseits  nicht  nur  jene 
mannigfache  körperliche  Beschwerden  und  Schädigungen  gegenüber- 
stehen, von  denen  oben  schon  die  Rede  war,  sondern  namentlich  auch 
Freiheitsbeschränkungen  empfindlichster  Art,  Beschränkungen,  die 
im  einzelnen  je  nach  den  Umständen,  nach  der  Persönlichkeit  der 
Dienenden  und  Gebietenden  etc.  natürlich  sehr  verschieden  —  doch 
auf  die  Dauer  regelmässig  als  überaus  drückend  empfunden  werden 
und,  wie  bekannt,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  bei  gestiegenem  Ehr- 
gefühl   der    einzelnen,    manchen    schon   zur  Verzweiflung   getrieben 
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haben,  ja  die,  Avie  kaum  ein  Kundiger  bestreiten  wird,  das  Ende 
der  Militärdienstzeit  ganz  allgemein  weniger  fürchten,  denn  als 
Wohlthat,  als  Befreiung  von  lästigem  Zwang  herbeisehnen  lassen. 

Auch  kommen  zu  diesen  Dingen,  die  z.  B.  in  der  oft  be- 
klagten sehr  geringen  Zahl  sog.  Kapitulationen,  in  der  vielfach 
grossen  Schwierigkeit,  das  nötige  Personal  an  Unteroffizieren  u.  s.  w. 
zu  gewinnen,  deutlich  zu  Tage  treten,  weitere  Uebelstände,  die  nicht 
so  offen  zu  Tage  liegen,  die  aber  doch  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  sind. 

So  gedenke  man  namentlich  jener  sittlichen  Gefahren,  die  aus 
einer  vielleicht  unvermeidlich  grossen  Zahl  von  Stunden  des  Müssig- 
gangs,  namentlich  in  grösseren  Städten,  für  den  Dienenden  hervorgehen 
und  die  erfahrungsgemäss  insbesondere  dann  von  Bedeutung  zu 
werden  pflegen,  wenn  im  zweiten  und  dritten  Dienstjahr  die 
Anstrengung,  seinen  militärischen  Pflichten  zu  genügen,  beim  ein- 
zelnen geringer,  dagegen  seine  Bekanntschaft  mit  manchen  Ver- 
suchungen der  grösseren  Stadt  und  das  Geschick  und  die  „Findig- 
keit", sich  der  Kontrolle  der  Vorgesetzten  und  den  bestehenden  Vor- 
schriften zu  entziehen,  grösser  geworden  sind. 

Alledem  und  manchen  hier  nicht  weiter  zu  verfolgenden  andern 
Schädigungen  gegenüber  (die  sich  z.  B.  aus  einer  dem  Militär  seit 
alters  eigentümlichen  leichten  Auffassung  über  gewisse  Dinge  ergeben), 
jene  körperliche  und  geistige  Schulung  durch  den  Militärdienst 
und  die  mit  diesem  Dienst  verbundene  Ehre  so  hoch  zu  halten, 
dass  man  hierin  zugleich  eine  „Ausgleichnung"  auch  jener  grossen 
ökonomischen  Beeinträchtigungen  erblicken  könnte,  mit  denen 
die  Einberufung  nicht  nur  zum  Dienst  bei  der  „Linie",  sondern 
namentlich  auch  die  späteren  Einberufungen  zu  Uebungen,  bei  Mobil- 
machungen u.  s.  w.  verbunden  sind  —  eine  solche  Auffassung  dürfte 
denn  doch  viel  zu  weit  gehen  und  im  Grunde  nur  seitens  solcher  zu 
erwarten  sein,  die  die  Bedeutung  jener  Beeinträchtigungen  wirtschaft- 
licher Art  nicht  kennen  oder  nicht  erwägen,  und  die  niemals  mit 
dem  Jammer  und  Elend  bekannt  geworden  sind,  zu  dem  gerade  in 
ökonomsicher  Beziehung  die  Reserve-  und  Land  Wehrpflicht  während 
des  letzten  Krieges  Veranlassung  gegeben  hat. 

Wie  die  Militärpflicht  unmittelbar  die  Laufbahn  des  jungen 
Mannes  schädigt,  der  seine  wissenschaftliche  oder  technische  Aus- 
bildung unterbrechen,  als  Kaufmann  oder  Handwerker  die  schon  ge- 
wonnene  Stellung   aufgeben    muss,   um   in  lange   dauerndem   Dienst 

176 


176 


Fr.  J.  Neumann, 


sowohl  an  Verbindungen  wie  an  Fertigkeiten  und  Kenntnissen  etc. 
vieles  einzubüssen,  in  der  Folge  später  als  andere  zu  selbständigem 
Geschäftsbetriebe  zu  gelangen,  seine  produktive  Periode  also  um 
manche  Jahre  verkürzt  zu  sehen  u.  s.  w.  —  das  alles  ist  in  Wort  und 
Schrift  ja  schon  sehr  vielfach  ausgeführt  und  soll  hier  durchaus  nicht 
wiederholt  werden.  Wer  aber  Gelegenheit  hatte,  jenes  Unglück 
kennen  zu  lernen,  das  über  die  Familien  derjenigen  hereinbrach,  die 
als  Handwerker,  Kaufleute,  Krämer,  Wirte  u.  s.  w.  z.  B.  während 
des  letzten  Krieges  fast  ein  Jahr  lang  als  Landwehrleute  ihren 
Familien,  ihrem  Herde  und  ihren  Geschäften  entrissen  waren,  während 
gleichzeitig  ihre  Konkurrenten  in  Stadt  und  Land  diese  Gelegenheit 
für  sich  ausbeuteten,  um  auf  Kosten  jener  emporzukommen,  wer 
Einsicht  in  die  oft  herzzerreissenden  Schreiben  hatte,  in  denen  Frauen 
und  Angehörige  der  so  Gefährdeten  oder  zu  Grunde  Gerichteten 
Compagnie-  und  Bataillonschefs  bestürmten,  um,  wenn  auch  nur 
auf  kürzeste  Zeit,  für  die  so  Bedrohten  Urlaub  zu  erlangen,  damit 
diese  wenigstens  das  nötigste  besorgen,  das  unumgänglich  gebotene 
thun  könnten,  um  sich  vor  ökonomischem  Ruin  zu  wahren,  und  wer 
dann  ferner  erwägt,  dass  in  den  Kriegen  zukünftiger  Zeit  derartiger 
Jammer  noch  viel  grössere  Ausdehnung  gewinnen  wird,  nicht  nur 
weil  die  Kriege  voraussichtlich  länger  sein  werden  als  der  von 
1870/71,  sondern  insbesondere  weil  man  nach  inzwischen  veränderter 
Gesetzgebung  dann  in  der  Lage  sein  wird,  auf  viel  höhere  Alters- 
klassen zurückgreifen  zu  können  und  zu  müssen  (vgl.  oben  pag.  )  14), 
der  wird  auch  zugeben,  dass  diese  wirtschaftlichen  Nachteile  des 
Dienstes  den  vorhin  angedeuteten  weit,  weit  voranstehen,  und  wird 
kaum  zu  behaupten  wagen,  dass  all  dieses  Elend  durch  die  Ehre 
des  Dienstes  und  dessen,  was  dieser  Dienst  im  Felde  oder  im  Lager 
mit  sich  bringt,  wieder  „ausgeglichen"   werde. 

Und  danach  möchte  auch,  was  hier  sogleich  eingeschaltet  wer- 
den mag,  der  weitere  Einwand  nicht  stichhaltig  sein,  dass  die  Wehr- 
steuer deshalb  zu  vermeiden  sei,  weil  sie  eine  ungerechtfertigte 
direkte  Besteuerung  der  untern  Klassen  in  sich  schliesse. 

Ist  überhaupt  kein  finanzieller  Bedarf  vorhanden,  oder  bringt 
die  Wehrsteuer  keine  erheblichen  Mittel,  solchen  Bedarf  zu  decken, 
so  darf  sie,  wie  schon  angedeutet  wurde,  überhaupt  nicht  in  Schutz 
genommen  werden.  Ist  aber  solcher  Bedarf  vorhanden  und  lässt 
sich,  wie  zu  zeigen  versucht  werden  soll,  bei  geeigneter  Gestaltung 
der  Wehrsteuer  der  Zweck  der  Gewinnung  erheblicher  Mittel  durch 
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diese  Abgabe  erreichen,  so  kann  der  Umstand  allein,  dass  dieselbe 
eine  auch  die  Angehörigen  unterer  Klassen  belastende  direkte  Steuer 
sein  würde,  sie  nicht  als  verwerflich  erscheinen  lassen,  da  gerade 
die  wichtigsten  unter  den  gegen  solche  Steuer  zu  erhebenden  Be- 
denken bei  der  Wehrsteuer  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  nur 
in  sehr  geringem  Masse  zutreffen. 

Erstens  nämlich  bietet  die  Veranlagung  einer  auch  die  An- 
<j'ehöricjen  der  unteren  Klassen  belastenden  Wehrsteuer  insofern  nicht 
die  bei  direkten  Steuern  solcher  Art  im  allgemeinen  zutreffenden 
Schwierigkeiten,  als  die  Zahl  der  der  Wehrsteuer  zu  unterstellenden 
Personen  nicht,  wie  es  sonst  bei  jenen  Steuern  der  Fall  ist,  eine  so 
grosse  ist,  dass  sie  eine  gute  oder  auch  nur  ausreichende  Veran- 
lagung ausschliesst.  Vielmehr  handelt  es  sich  bei  der  Wehrsteuer 
immer  um  eine  relativ  kleine  Zahl  zu  veranlagender,  da  nur  männ- 
liche Personen  von  ihr  belastet  werden  sollen,  nur  gewisse  Alters- 
klassen dieser  und  auch  nur  Bruchteile  von  letzteren.  Zugleich  geben 
die  Militärersatzlisten  etc.  zu  dieser  Veranlagung  einen  nicht  zu 
imterschätzenden  Anhalt,  der  bei  andern  Steuern  entbehrt  werden 
muss.  Und  wird  dann  weiter,  wie  schon  empfohlen  wurde,  auch 
dieser  kleinen  Zahl  gegenüber  nicht  direkte  Einschätzung  aller  be- 
züglichen Einkommen  als  solcher  beliebt,  vielmehr  bei  kleineren 
Einkommen  die  Form  der  Personal-  oder  Kopfsteuer  (neben  der 
Einkommensteuer  von  grösserem  Einkommen)  gewählt,  so  vereinfacht 
sich  die  Veranlagung  derart,  dass  sie  als  eine  relativ  einfache  be- 
zeichnet werden  muss. 

Ueberdies  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  bei  geringerer  — 
z.  B,  bei  jener  für  Deutschland  proponierten  Höhe  von  4  Mark 
jährlich  eine  Kopfsteuer  dieser  Art  von  den  männlichen  An- 
gehörigen der  hier  in  Rede  stehenden  besonders  leistungsfähigen  Alters- 
klassen selbst  dann  kaum  irgendwo  als  drückende  Last  empfunden 
werden  würde,  wenn  ihr  nicht  zugleich  die  Freiheit  von  einem  Dienste 
gegenüberstände,  zu  dem  ein  viel  grösserer  Zuschuss  als  von  jähr- 
lich 4  Mark  aus  eigenen  Mitteln  oder  den  Mitteln  der  Familie  etc. 
in  allen  wohlhabenderen  Gegenden  Deutschlands  schon  an  sich  die 
Regel  sein  möchte. 

Namentlich  aber  —  und  deshalb  war  hier  dieses  Einwandes 
zu  gedenken  —  ist  ja  der  Wehrsteuer  gegenüber  der  im  übrigen 
vielfach  wohlberechtigte  Einwand,  dass  es  unbillig  sei,  den  schon 
mit    indirekten   Steuern    stark   belasteten   unteren  Klassen   noch 
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neue  direkte  Steuern  zuzumuten,  im  allgemeinen  insofern  verfehlt, 
als  dieser  Einwand  selbstverständlich  nur  auf  allgemeine  direkte 
Steuern,  nicht  aber  auf  solche  bezogen  werden  kann,  denen  wie  der 
hier  in  Rede  stehenden  Steuer  eine  von  der  Zahlung  oder  Nicht- 
zahlung indirekter  Steuern  ganz  und  gar  unabhängige  besondere 
Bevorzugung,  eine  besondere  Befreiung  von  wirtschaftlichen  Lasten 
eigentümlicher  Art  entspricht  und  die  insofern,  wie  schon  angedeutet 
ist,  mit  „Beiträgen"  und  „Gebühren"  manches  gemein  haben.  Wie 
man  selbst  bei  sehr  hohen  indirekten  Steuern  kaum  jemals  Veran- 
lassung genommen  hat,  jemand  von  Deich-  oder  Sielbeiträgen 
oder  vom  Postporto  resp.  von  Chaussee-  oder  Eisenbahnfahr- 
geldern etc.  zu  entbinden,  weil  es  sich  hiebei  eben  um  Entgelt  für 
spezielle  Vorzüge,  speziell  gewährte  Sondervorteile  etc.  handelt,  so 
dürfte  auch  ein  Anspruch  auf  Befreiung  der  unteren  Klassen  von 
der  hier  in  Rede  stehenden  Sondersteuer,  die  nicht  minder  ein 
Komplement  für  gewisse  den  Pflichtigen  zu  teil  werdende  besondere 
wirtschaftliche  Vorzüge  in  sich  schliessen  soll  —  in  der  Thatsache, 
dass  die  betreffenden  bereits  hohen  allgemeinen  indirekten  Steuern 
unterliegen,  eine  ausreichende  Begründung  im  allgemeinen  nicht 
finden. 

Sollte  es  sich  übrigens  —  z.  B.  nach  der  ganz  besonderen 
Höhe  jener  indirekten  Steuern  —  ausnahmsweise  hie  und  da  in  der 
That  anders  verhalten,  sollte  es  hienach  wirklich  geboten  erscheinen, 
den  unteren  Klassen  überhaupt  und  so  auch  auf  diesem  Wege  ganz 
besondere  Erleichterung  zu  gewähren,  wie  man  ja  ausnahmsweise 
in  der  That  auch  z.  B.  bei  Schulgeldern  und  Begräbnisgebühren, 
Brückenzöllen  etc.  Befreiungen  zulässt,  so  wäre  die  Wehrsteuer  selbst 
hiemit  noch  keineswegs  bedroht.  Denn  wie  unten  zu  zeigen  ver- 
sucht werden  soll,  sind  Wehrsteuern  auch  ohne  Kopfsteuern  der  hier 
in  Rede  stehenden  Art  resp.  ohne  eine  auch  die  unteren  Klassen 
belastende  Einkommensteuer,  wenn  auch  mit  erheblich  gemindertem 
finanziellen  Erfolge  durchzuführen. 

Und  nun  zum  letzten  der  gegen  dieGerechtigkeitder  Wehrsteuer 
an  sich  erhobenen  Bedenken,  zu  jenem  oben  ad  2  bereits  berührten 
Einwände  (vgl.  pag.  173),  dass  sich  kein  Anhalt  zu  gerechter  Be- 
stimmung der  Höhe  dieser  Steuer  und  namentlich  kein  Grund  an- 
geben lasse,  weshalb  dieselbe,  wie  es  thatsächlich  regelmässig 
geschieht,  ganz  und  gar  oder  doch  zum  grossen  Teil  nach  dem 
Einkommen   oder  Vermögen  der  Pflichtigen  bemessen,  überhaupt 
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grundsätzlich    nach    der    Besteuerungsfähigkeit    der   Pflichtigen    be- 
stimmt werden  soll. 


Dass  zu  den  Steuern  im  allgemeinen  der  Leistungsfähigere  als 
solcher  nach  seiner  Leistungsfähigkeit  mehr  zu  zahlen  hat  als  der 
weniger  Vermögende,  das  liegt,  wie  vorhin  schon  bemerkt  wurde, 
aus  oft  erörterten  Gründen  im  Wesen  der  Steuer  im  eigentlichen 
Sinne,  Da  aber  die  hier  in  Rede  stehende  Abgabe  insofern  eine 
Ausnahmestellung  einnimmt,  als  sie  grundsätzlich  mit  Rücksicht 
darauf  umgelegt  werden  soll,  dass  der  Leistende  von  anderer  Last 
befreit  ist,  so  müsste  doch  —  sollte  man  denken  ^)  —  diese  Steuer 
eben  in  Verhältnis  zu  dem  Wesen  und  der  Bedeutung  dieser  Be- 
freiung gesetzt  werden,  d.  h.  sie  mtisste  grundsätzlich  eben  nach 
den  aus  solcher  Befreiung  hervorgehenden  Vorteilen  und  nicht 
nach  der  Leistungsfähigkeit  oder  dem  Einkommen  oder  Vermögen 
der  Pflichtigen  abgestuft  werden,  welche  letztere  Dinge  zu  jenen  Vor- 
teilen sehr  vielfach  natürlich  ausser  Konnex  stehen,  insofern  z.  B. 
der  Wohlhabendere,  namentlich  der  von  gesichertem  Vermögen 
lebende  Rentier,  der  gut  situierte  Grundbesitzer,  der  gut  situierte 
Gewerbtreibende  u.  s.  w.  von  der  Einberufung  zur  Fahne  regel- 
mässig weniger  hart  getroffen  werden  als  z.  B.  diejenigen,  welche 
ihre  ganze  persönliche  Kraft  für  ihr  Geschäft,  für  ihren  Erwerb  ein- 
zusetzen haben,  um  bestehen  zu  können. 

Li  der  That  sind  das  Einwendungen,  die  gegen  die  Wehrsteuer 
schon    oft    erhoben    worden   sind    und    die    die   Berechtigung   dieser 


')  Vgl.  hiezu  z.  B.  die  Ausführungen  bei  S  chäffle  a.  a.  0.  (pag.  498  ff.): 
„Nach  unseren  Grrundsätzen  war  die  Militärersatzsteuer  grundsätzlich  insoweit 
zu  rechtfertigen,  als  die  Militärfreiheit  wirklich  einzelne  entlastet  und  besonders 
steuerkräftig  macht  ....  Leider  tritt  ein  besonderer  Vorteil  aus  der  Militär- 
befreiung weder  allgemein  ein,  noch  erfolgt  er  gleichmässig,  noch  nach  Ver- 
hältnis der  direkten  Steuerkraft.  In  der  Durchführung  stösst  deshalb  die  Idee 
der  Wehrsteuer  auf  grosse  Schwierigkeiten  und  Bedenken.  —  Weder  sein  (des 
Befreiten)  jetziges  noch  späteres  Einkommen  und  Vermögen  ....  steht  zu 
dem  Befreiungsurteil  in  einem  massbaren  Zusammenhang  und  Verhältnis  u.  s.  w. 
....  Theoretisch  ist  die  Wehrtaxe  ein  Prachtbeispiel  für  zwei  Grundfehler 
indirekter  Besteuerung  ....  sodann  für  den  unheilbar  fehlerhaften  Versuch, 
eine  individualisierende  Steuer  durch  direkte  Durchschnittsbesteuerung  des  Ein- 
kommens durchführen  zu  wollen." 
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Steuer  wohl  in  Frage  zu  stellen  scheinen,  um  so  mehr,  als  wenn  sie 
wirklich  begründet  wären  auch  natürlich  von  gerechter  Bestim- 
mung der  Höhe  der  Wehrsteuer  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Indessen  sind  jene  Einwendungen  im  Grunde  nicht  so  stich- 
haltig, wie  es  den  Anschein  hat.  Eine  Prüfung,  die  sich  nicht 
lediglich  an  die  Oberfläche,  den  äusseren  Schein  hält,  führt  zu  ganz 
anderem  Resultate. 

Hiebei  ist  es  vielleicht  zunächst  nicht  ganz  unerheblich,  zu 
konstatieren,  dass  Einwendungen  derselben  Art  wie  die  soeben 
berührten  auch  gegen  manche  andere  der  oben  erwähnten  Spezial- 
oder  Ergänzungssteuern  geltend  gemacht  werden  konnten,  dass  man 
aber  auch  bei  diesen  Steuern  thatsächlich  sich  über  derartige  Vor- 
würfe hinwegsetzen  zu  dürfen  gemeint  hat. 

In  dieser  Beziehung  sei  hier  nur  der  oben  schon  mehrfach  be- 
rührten Feuerwehrabgaben  und  des  gleichfalls  erwähnten  bayri- 
schen Reluitionsgeldes  gedacht. 

„Allen  feuerwehrpflichtigen  Einwohnern  der  Gemeinde",  d.  h. 
„allen  männlichen  Einwohnern  einer  Gemeinde  vom  vollendeten 
18.  bis  zum  vollendeten  50.  Jahr"  —  so  lautet  es  z.  B.  in  dem  diese 
Dinge  ordnenden  württembergischen  Gesetze  vom  6.  Juni  1885  — 
kann  nach  Beschluss  der  „bürgerlichen  Kollegien"  die  Verpflichtung 
auferlegt  werden,  dass  sie,  soweit  sie  „in  der  Feuerwehr  keinen 
Dienst  leisten"  —  eine  jährliche  Abgabe  von  1 — 10  Mark  als  Beitrag 
zu  den  Kosten  der  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Feuerlösch- 
wesens entrichten.  Und  zur  Regelung  dieser  Abgaben  sollen  —  so 
bestimmt  jenes  Gesetz  dann  weiter,  „St  euer  stufen"  festgesetzt 
werden,  in  welche  jene  Abgabenpflichtigen  nach  Massgabe  der 
Einkommens-  und  Vermögensverhältnisse  der  einzelnen  ein- 
geteilt werden.  Zugleich  ist  vorgesehen,  dass  in  denjenigen  Ge- 
meinden, in  denen  allgemeine  Satzungen  dieser  Art  nicht  behebt 
werden,  doch  den  einzelnen  Feuerwehrpflichtigen,  welche  aus  be- 
sonderen Gründen  hierum  nachsuchen,  „die  Entbindung  vom  Feuer- 
wehrdienste gewährt  werden  kann,"  aber  auch  das  wieder  „unter 
Ansetzung  einer  Jahresabgabe,  welche  in  dem  Rahmen  von  4  bis 
20  Mark  nach  den  Vermögensverhältnissen  der  Betreffenden" 
bemessen  werden  soll.  Und  ganz  ähnliches  war  früher  in  Bayern 
bezüglich  des  der  Befreiung  vom  Landwehr-  oder  Bürgerwehr- 
dienst entsprechenden  sog.  Reluitionsgeldes  vorgesehen.  Nach 
der  Verordnung  vom  7.  März  1826  und    den   hiezu  ergangenen  In- 
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struktionen  ^)  sollte  auch  diese  Abgabe  den  Erwerbs  Verhältnissen 
der  „Reluenten"  gemäss  abgestuft  werden. 

Offenbar  liesse  sich  nun  auch  gegen  diese  Bestimmungen 
der  Einwand  erheben,  dass  es  unbillig  sei,  die  bezügliche  Zahlung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Beteiligten  festzusetzen.  Denn  wenn 
es  auch  an  sich  gerecht  sei  —  so  könnte  man  einwenden  —  dass 
Feuerwehrpflichtige,  die  aus  diesen  oder  jenen  Gründen  nicht  zum 
Feuerwehrdienste  herangezogen  werden,  wegen  der  hieraus  für  sie 
hervorgehenden  Vorteile  und  zur  Erleichterung  der  Last  der- 
jenigen, die  jenen  Dienst  zu  leisten  haben,  einen  Sonderbeitrag  in 
Geld  entrichten  —  warum  soll  ein  solcher  Beitrag  nach  dem  Ver- 
mögen der  Pflichtigen  bemessen  werden,  da  dieses  Vermögen  doch 
mit  jenen  Vorteilen  in  gar  keinem  Konnex  steht,  im  Gegenteil 
der  Vermögendere  vielfach  leichter  die  Zeit  zu  den  bezüglichen 
Dienstleistungen,  Uebungen,  Versammlungen,  Revisionen  u.  s.  w. 
erübrigen  kann,  als  der  weniger  gut  Situierte,  der  von  seinen  Ge- 
schäften mehr  in  Anspruch  genommen  ist,  also  mehr  gewinnt,  wenn 
er  diesem  nicht  wider  seinen  Willen  entzogen  wird. 

Indessen  thatsächlich  hat  man,  wie  bemerkt,  solchen  Einwänden 
in  den  hier  in  Rede  stehenden  Dingen  ein  Gewicht  nicht  beigelegt, 
sondern  hat  trotz  derselben  eben  Zahlung  nach  den  Vermögens- 
resp.  Erwerbsverhältnissen  der  einzelnen  vorgeschrieben.  Und  mi 
Grunde  lässt  sich  das  auch  bezüglich  dieser  Abgaben  ebenso  wie 
bezüglich  der  hier  in  Frage  stehenden  Wehrsteuer  rechtfertigen,  und 
zwar,  wie  vorweg  bemerkt  werden  mag,  auf  zwiefache  Weise,  auf 
einem  so  zu  sagen  weniger  direkten  und  auf  einem  mehr  gesicherten 
direkten  Wege. 

A.  Was  zunächst  das  erstere  betrifft,  so  kann  es  ja  verkehrt 
erscheinen,  wenn  man  zur  Bekämpfung  jenes  Einwandes  darauf  ver- 
weist, dass  sich  die  Grösse  der  wirtschaftlichen  Vorteile,  denen 
die  bezügliche  Abgabe,  hier  die  Wehrsteuer  entsprechen  soll,  nicht 
feststellen  lasse  und  man  aus  diesem  Grunde  genötigt  sei,  zu 
einem  andern  Massstabe  seine  Zuflucht  zu  nehmen,  wie  man  früher 
nicht  selten  dafür  eingetreten  ist,  dass  die  Steuerlast  überhaupt  zwar 
grundsätzlich  nach  Massgabe   der  vom  Staate    empfangenen  Vorteile 


')  Vgl.  die  sehr  eingehenden  Mitteilungen  über  diese  Abgabe  von  Z  o  1 1  e  r : 
Encyklopädie  der  bayr.  Gesetzgebung.  Bd.  IV  (1855),  pag.  116  ff.  s.  v.  Land- 
-wehr. 
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umzulegen  sei,  dass  man  es  aber,  da  diese  Vorteile  nicht  festzustellen 
seien,  bei  der  Anwendung  des  eher  durchführbaren  anderen 
Massstabes  der  Leistung  nach  der  Leistungsfähigkeit  bewenden 
lassen  dürfe. 

Indessen  ganz  so  verkehrt  als  es  scheint,  wäre  auch  eine  solche 
Argumentation  nicht. 

lieber  das  Thatsächliche  ist  kein  Zweifel.  Es  ist  absolut  un- 
möglich, die  dem  einzelnen  aus  der  Befreiung  vom  Militärdienst  er- 
wachsenden Vorteile  so  gegeneinander  abzuwägen,  dass  man  hienach 
für  den  einen  diese,  für  den  andern  jene  Abgabe  als  berechtigt 
bezeichnen  könnte.  Schon  für  zwei  oder  drei  verschiedene  Per- 
sonen in  dieser  Beziehung  das  richtige  zu  finden,  wäre  eine  überaus 
schwierige  Aufgabe,  die  auch  nach  eingehendem  Studium  aller  be- 
züglichen Verhältnisse  immer  nur  unvollkommen  gelöst  werden 
könnte.  Und  solche  Aufgabe  nun  gar  für  viele  Hunderte,  ja  Tau- 
sende von  Individuen  lösen  zu  wollen,  hiesse  zweifellos  —  ganz 
abgesehen  von  dem  der  Willkür  der  Behörden  hiebei  gegebenen 
Spielraum  —  diesen  Behörden  geradezu  absurde,  absolut  unlösbare 
Aufgaben  stellen.  Schwierig  ist  nur  die  andere  Frage:  ob,  wenn 
sich  dies  wirklich  so  verhält,  wenn  also  die  Anwendung  des  an  sich 
am  meisten  berechtigt  erscheinenden  Massstabes  für  die  Umlage  der 
Wehrsteuer  ausgeschlossen  ist,  es  dann  gerechtfertigt  sein  könnte, 
statt  dieses  Massstabes  einen  anderen  zu  Hilfe  zu  nehmen,  der  sich 
den  Forderungen  der  Praxis  mehr  entsprechend  erweist.  Und  diese 
Frage  scheint  verneint  werden  zu  müssen,  und  ist  wie  bekannt  auch 
vielfach  verneint  worden. 

Indessen  gerade  bezüglich  dieser  Dinge  hat  man  vorsichtig 
zu  urteilen.  Es  ist  leicht  zu  sagen :  Wenn  wir  die  Wehrsteuer  nicht 
nach  richtigen  Grundsätzen  durchführen  können,  dann  müssen  wir  sie 
überhaupt  aufgeben.  Zu  beachten  ist  aber  andrerseits,  dass  wenn  die 
Einführung  dieser  Steuer  hienach  überhaupt  unterbleibt,  dies  mit 
Unbilligkeiten  und  Härten  verbunden  sein  kann  ') ,  die  noch  viel 
grösser  sind  als  jene,  die  sich  aus  der  Anwendung  eines  an  sich 
weniger  berechtigten  Massstabes  ergeben.  Und  so  haben  wir  also 
den  Zweifel,  um  den  es  sich  hier  handelt,  so  zu  formulieren,  dass  zu 
entscheiden  ist,  ob  jene  oder  diese  Unbilligkeiten  und  Härten  die 
grösseren  sind:  jene,  die  sich  aus  der  Anwendung  eines   anderen 


')  Vgl.  oben  pag.  173  ff. 
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jils  des  an  sich  am  meisten  berechtigten  Massstabes  ergeben,  oder 
diese,  die  aus  dem  Mangel  einer  Wehrsteuer  überhaupt  hervorgehen, 
ähnhch  wie  man  ja  auch  in  vielen  anderen  Fällen,  z.  B.  bei  der 
Wahl  der  Skala  der  Steuerprogression,  bei  der  Wahl  des  Prozent- 
satzes für  die  höhere  Besteuerung  fundierter  Bezüge  etc.  und  ausser- 
halb des  Gebiets  des  Steuerwesens,  z.  B.  bei  legislativer  und  richter- 
licher Festsetzung  der  Höhe  der  Strafen  für  einzelne  Delikte  u.  s.  w. 
sehr  oft  vor  die  Frage  gestellt  ist,  was  vorzuziehen  sei,  die  Wahl 
einer  an  sich  nicht  zu  rechtfertigenden  Progressionsskala  oder  das 
Unterlassen  aller  Steuerprogression  überhaupt,  die  Wahl  eines  an 
sich  nicht  speziell  zu  rechtfertigenden  Masses  höherer  Belastung 
fundierter  Bezüge  oder  das  Unterlassen  aller  solcher  höherer  Be- 
lastung überhaupt,  die  Wahl  von  Strafen,  für  deren  spezielle  Be- 
messung nach  Jahren,  W^ochen,  Tagen  oder  nach  Mark  und  Pfennigen 
es  an  bestimmtem,  rechtfertigendem  Anhalt  gebricht  (wie  das  bei 
fast  allen  Strafen  der  Fall  sein  möchte),  oder  aber  das  Unterlassen 
jeder  Bestrafung  überhaupt  um  dieses  Mangels  willen  u.  s,  w. 

Erwägt  man  nun  andrerseits,  dass  dem  hier  in  Rede  stehenden 
Massstabe  der  Verteilung  der  Lasten  nach  den  Kräften  der  einzelnen 
au  sich,  wie  berührt  wurde,  manche  Vorzüge  eigen  sind,  insofern 
er  wenigstens  zu  arge  Bedrückungen  des  einen  vor  dem  andern 
ausschliesst  und  dem  Prinzip  der  „Opfergleichheit"  gerecht  zu 
werden  tendirt  und  legt  andererseits  (wie  es  hier  geschieht)  auf 
jene  wirtschaftliche  Prägravation ,  die  den  zum  Militärdienst  Heran- 
gezogenen zur  Zeit  schon  erwächst  und  namentlich  in  Zukunft, 
bei  der  Einberufung  höherer  Altersklassen,  vielleicht  längerer  Dauer 
des  Krieges  u.  s.  w.  erwachsen  könnte,  ein  erhebliches  Gewicht,  so 
könnte  trotz  jener  Bedenken  gegen  den  anzuwendenden  Massstab 
an  sich  die  Entscheidung  immerhin  dahin  ausfallen,  dass  eine  auf 
Aveniger  gerechtfertigte  Weise  umgelegte  Wehrsteuer  dem  Unter- 
bleiben jeglicher  Einführung  solcher  Steuer  vorzuziehen,  d.  h. 
jener  Weg  der  Auferlegung  der  Wehrsteuer  unter  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  der  Pflichtigen  an  sich  zu  billigen  sei. 

Um  dies  aber  weiter  zu  unterstützen,  sei  noch  auf  zweierlei 
verwiesen:  erstens  darauf,  dass  thatsächlich  die  beiden  hier  in  Rede 
stehenden  Wege  der  Steuerauferlegung  nicht  so  weit  auseinander 
liegen  als  es  scheinen  könnte,  insofern  die  Ausführung  von  dem  einen 
wie  dem  andern  Ziele  natürlich  immer  weit  zurückbleibt,  überdies 
der  Vermögende    vielfach   in    der   That   auch   grössere  Vorteile    von 


I  g4  Fr.  J.  Neumamt, 

der  Befreiung  hat  als  der  weniger  Vermögende  u.  s.  w. ;  zweitens 
und  insbesondere  aber  darauf,  dass  wir  in  vielen  Fällen  gerade  im 
Steuerwesen  von  ganz  ähnlichen  Erwägungen  wie  den  vorhin  be- 
rührten ausgehen  und  ausgehen  müssen. 

Begnügen  wir  uns,  was  das  letztere  betrifft,  nur  mit  einem 
Beispiele ! 

Nehmen  wir  an,  dass  eine  grössere  städtische  Gemeinde,  wie 
es  namentlich  in  den  westlichen  Provinzen  Preussens  nicht  selten 
früher  der  Fall  war,  den  ganzen  Bedarf,  der  überhaupt  durch  Steuern 
zu  decken  ist,  durch  Zuschläge  zur  allgemeinen  Einkommens-  und 
Klassensteuer  aufgebracht  hat,  dass  sich  aber  bei  neuen  grossen 
Ausgaben,  z.  B.  für  Strassen,  Wege,  Brücken  etc.  das  Bedürfnis 
geltend  macht,  auch  dem  Umstände  Rechnung  zu  tragen,  dass  die 
hierauf  bezüglichen  Ausgaben  vorzugsweise  dem  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitz  zu  gute  kommen  und  es  deshalb  billig  sei,  die  be- 
züglichen Besitzer  ausser  zu  jenen  allgemeinen  Abgaben  noch  yai 
einer  diesen  Vorteilen  entsprechenden  besonderen  Steuer  heranzu- 
ziehen, damit  die  anderen  Klassen  der  Bevölkerung  erleichtert  oder 
doch  vor  zu  erheblicher  Steigerung  der  Lasten  bewahrt  würden. 
In  einem  solchen  Falle  werden  in  der  Stadt  regelmässig  zwei  Par- 
teien entstehen.  Die  einen  halten  solche  Sonderbesteuerung  für  ge- 
boten, zumal  jene  städtischen  Anlagen  regelmässig  den  Zuzug  zur 
Stadt  zu  steigern  und  hiedurch  die  Mietszinsen  in  die  Höhe  zu 
treiben,  überhaupt  die  Ertragsfähigkeit  der  städtischen  Immobilien 
erheblich  zu  steigern  tendieren.  Die  andern  aber  verhalten  sich  ab- 
lehnend, indem  sie  namentlich  darauf  Bezug  nehmen,  dass  wenn 
auch  manchen  Besitzern  Vorteile  dieser  Art  erwachsen ,  doch 
anderseits  manchen  durch  Begünstigung  dieser  oder  jener  Teile  der 
Stadt,  in  denen  sie  keinen  Besitz  haben,  Abbruch  geschehe,  und  es 
jedenfalls  kein  Mittel  gebe,  jene  bezüglichen  Vorteile  im  einzelnen 
von  Grundstück  zu  Grundstück  so  zu  erfassen,  dass  danach  eine  ge- 
rechte Mehrbelastung  durchzuführen  wäre.  Anscheinend  sind  solche 
Einwendungen  auch  wohl  begründet.  In  der  That  ist  die  Möglich- 
keit, jene  Mehrbelastung  nach  Massgabe  der  bezüglichen  Vorteile 
der  einzelnen  Besitzer  festzusetzen,  vollständig  ausgeschlossen.  Es 
bleibt  regelmässig  nur  die  Wahl,  eine  solche  Mehrbelastung  über- 
haupt zu  unterlassen,  oder  aber  zur  Durchführung  derselben  ein  an 
sich  nicht  zureichendes,  an  sich  anscheinend  nicht  berechtigtes 
Mittel   zu  wählen,  nämlich  Zuschläge  zu  den  allgemeinen  Gebäude- 
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und  Grundsteuern  zu  dekretieren,  die  abgesehen  davon,  dass  sie  viel- 
leicht auf  veralteten  Katastern  beruhen,  im  einzelnen  jedenfalls  nicht 
jenen  Vorteilen  entsprechen,  die  sich  von  Gegend  zu  Gegend  so  ver- 
schieden gestalten,  dass  manche  Grundstücke  grossen,  andere  ge- 
ringen Nutzen,  wieder  andere  vielleicht  eher  Schaden  als  Nutzen 
haben  u.  s.  w.  Aber  trotz  alledem  wird  die  Einführung  solcher  Zu- 
schläge oft  beliebt,  ja  sie  ist  oft  notwendig,  weil  sie  das  kleinere 
unter  mehreren  in  Frage  kommenden  Uebeln  ist.  Und  für  grössere 
Bezirke  sind  derartige  Zuschläge  trotz  solcher  Bedenken  sogar  viel- 
fach vorgeschrieben.  An  sich  unbillig,  erscheinen  sie  gerecht- 
fertigt, weil  ein  Unterlassen  jeder  solchen  Sonderbelastung  des  Grund- 
besitzes zu  noch  grösserer  Unbilligkeit  führen  würde. 

Ganz  ähnlich  kann  es  sich  auch  mit  der  hier  in  Rede  stehenden 
Wehrsteuer  verhalten. 

Hält  man  es  geboten,  dieselbe  nach  den  in  Frage  kommenden 
Vorteilen  zu  belasten,  vermag  diesen  Massstab  aber  nicht  zur  An- 
wendung zu  bringen,  so  wäre  es  an  sich  kein  Widerspruch,  auch 
die  Wahl  eines  anderen  Weges  zu  befürworten,  wenn  nur  eben  die 
hieraus  hervorgehenden  Unbilligkeiten  und  Härten  im  allgemeinen 
geringer  wären  als  jene,  die  aus  dem  Unterlassen  jeglicher  Ein- 
führung einer  Wehrsteuer  überhaupt  hervorgehen.  Und  die  hier  in 
Rede  stehende  Entscheidung  wäre  also  davon  abhängig,  wie  hoch 
man  diese   letzteren  Unbilligkeiten   und  Härten  veranschlagt.  —  — 

B.  Indessen  wie  schon  angedeutet  wurde,  bedarf  es  dieser 
Hinweise  insofern  nicht,  als  sich  anscheinend  schon  auf  direktem 
Wege  nachweisen  lässt,  dass  es  angemessen  ist,  bei  Durchführung 
der  Wehrsteuer  der  Leistungsfähigkeit  der  Pflichtigen  Rechnung  zu 
tragen.  Und  diese  Annahme  stützt  sich  auf  die  folgenden  allgemeinen 
Erwägungen  über  gerechte  Steuerverteilung,  denen  hier  nur  eine 
kleine  Zwischenbemerkung  noch  vorausgeschickt  sei. 

Wie  bekannt  hat  man  derartigen  Erwägungen  oft  den  Vor- 
wurf gemacht,  dass  sie  nicht  frei  von  Inkonsequenzen  seien,  insofern 
man  z.  B.  einerseits  den  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Steuer- 
fähigkeit aufstelle,  andrerseits  aber  z.  B.  die  nicht  die  Schulden 
berücksichtigenden  Ertragssteuern  sowie  die  indirekten  Steuern  ver- 
teidige, bei  deren  Durchführung  doch  jenem  wichtigsten  aller  Be- 
steuerungsgrundsätze wenig  oder  gar  nicht  entsprochen  werden  könne. 

Dieser  Vorwurf  ist  nicht  ganz  unbegründet  und  wurzelt,  darf 
man  sagen,  in  der  Verwechslung  gerechter  Grundsätze  der  Besteuerung 
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an  sich  und  gerechter  Grundsätze  bezüglich  des  idealen  Masses 
der  den  einzelnen  aufzuerlegenden  Steuerlast.  Dies  und  jenes  ist 
natürlich  nicht  dasselbe.  Das  eine  ist  das  weitere,  das  andere  das 
engere.  Und  nur  dieses  engeren  pflegt  man  zu  gedenken,  während 
man  vom  weiteren,  von  den  Grundsätzen  gerechter  Besteuerung 
überhaupt  spricht,  was  dann  dazu  führt,  dass  man  in  den  auf  diese 
Dinge  bezüglichen  allgemeinen  Grundsätzen  nur  zu  leicht  übersieht, 
dass  es  eben  verschiedene  an  sich  widerstreitende  Forderungen  der 
Gerechtigkeit  wie  auch  der  sog.  Zweckmässigkeit  ^)  gibt,  zwischen 
denen  fort  und  fort  Kompromisse  zu  schliessen  sind. 

Fragen  wir  nun  mit  dieser  beschränkenden  Massgabe  allein 
nach  jenen  auf  das  ideale  Mass  der  den  Einzelnen  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu  einander  aufzulegenden  Lasten  und  sehen  hiebei  von  dem 
immerhin  als  Ausnahme  zu  betrachtenden  Falle  ab^),  dass  es  sich 
nicht  um  die  Bewältigung  von  Aufgaben  handelt,  bezüglich  deren 
statt  des  öffentlichen  Interesses  ein  privates  im  Vordergrund  steht, 
so  stossen  wir  aus  oft  erörterten  Gründen,  wie  schon  bemerkt,  auf 
den  Grundsatz,  dass  ohne  Rücksicht  auf  gezogene  Vorteile,  provozierten 
Kosten  u.  s.  w.  die  Einzelnen  nach  ihren  Kräften  beitragen  sollen, 
das  im  öffentlichen  Interesse  erwünschte  Ziel  zu  erreichen. 

Und  das  gilt,  wie  wir  schon  sahen,  aus  denselben  Gründen 
wie  im  Steuerwesen,  d.  h.  behufs  Vermeidung  zu  grosser  Ungleich- 
heit der  zu  tragenden  Opfer,  ferner  um  die  überhaupt  vorhan- 
denen Kräfte  thunlichst  auszunutzen  u.  s.  w.  —  auch  bezüglich 
anderer  im  öffentlichen  Interesse  dem  Staate  zu  bietenden  Leistungen, 
und  so  namentlich  auch  bezüglich  der  militär dienstlichen.  Es 
wird  das  selbst  in  staatsrechtlichen  Ausführungen,  ohne  dass  diesen 
Dingen  dort  weiter  nachgegangen  würde,  gelegentlich  zugegeben: 
^Die  Wehrpflicht  —  so  heisst  es  da  z.  B.  —  ist  wegen  ihrer  Natur 
als  staatsbürgerliche  Pflicht  ....  eine  für  alle  Unterthanen  im 
Prinzip  gleiche  Last"  (Laban d,  Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  IIL 
Abt.  1,  pag.  138),  und  dann  weiter:  „Die  Wehrpflicht  ist  eine 
allgemeine  gleiche  Unterthanenpflicht ,  die  jeder,  der  dazu  geeignet 
ist,  nach  dem  Masse  seiner  Kräfte  erfüllen  muss"  u.  s.  w.  Das> 
diesem  Prinzip  der  Austeilung  „gleicher"  nach  Massgabe  der  Kräfte 


')  Vgl.  oben  pag.  170. 

^)  Progressive  Einkommensteuern  (1874),  dritter  Abschnitt.     Weiteres  im 
Aufsatz:  Das  öffentliche  Interesse.    Hirths  Annalen  1886  pag.  B97  flF.  u.  418  ff. 
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ZU  übernehmender  Lasten  that sächlich  im  Militärdienst  weniger 
Rechnung  getragen  würde  als  z.  B.  bei  Verteilung  der  Steuerlast, 
wurde  bereits  bemerkt  (pag.  172).  Aber  es  wurde  gleichzeitig  auch 
darauf  verwiesen,  dass  soweit  es  thunlich  ist,  man  gerade  dort 
jenem  Prinzip  sorgfältig  zu  entsprechen  bemüht  ist  und  bemüht  sein 
soll.  Und  jedenfalls  wird  durch  jene  thatsächlich  beschränkte  An- 
wendung an  dem  Prinzip  selbst  ebensowenig  etwas  geändert,  wie 
im  Steuer wesen  dieses  Prinzip  dadurch  nicht  in  Frage  gestellt 
Avird,  dass  ihm  im  allgemeinen  wie  im  einzelnen  immer  nur  sehr 
unvollkommen  entsprochen  werden  kann. 

Das  Prinzip  als  solches  behält  hier  wie  dort  seine  Bedeutung 
und  soweit  nicht  andere  Rücksichten  entgegenstehen,  ist  ihm  Rech- 
nung zu  tragen.  Halten  wir  das  aber  fest,  so  ergibt  sich  zweierlei: 
erstens,  dass,  worauf  oben  schon  die  Berechtigung  der  Wehrsteuer 
an  sich  basiert  wurde,  Steuern  und  andere  öffentliche  Leistungen 
(soweit  sie  eben  als  thunlichst  „gleiche  Lasten"  unter  Berücksich- 
tigung der  K  r  ä  f  t  e  der  Beteiligten  aufzulegen  sind) ,  derart  in  Ver- 
hältnis zu  einander  zu  setzen  sind,  dass  sie  behufs  besserer  Erreichung 
des  überhaupt  zu  erstrebenden  Zieles  der  Belastung  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit sich  einander  ergänzen  und  stützen  (vgl.  pag.  171),  und 
zweitens,  dass  auch  der  Berechtigung  einer  Umlage  der  Wehrsteuer 
selber  nach  Massgabe  der  Kräfte  oder  der  Leistungsfähigkeit  der 
Einzelnen,  statt  nach  den  Vorteilen  der  Militärdienstbefreiung,  ein 
grundsätzliches  Bedenken  nicht  entgegensteht. 

Deim  ist  der  Militärdienst  selber  und  demgemäss  alles,  was  er 
an  ökonomischen  Opfern  im  Gefolge  hat,  eine  Last,  welche  um  des 
in  Frage  stehenden  öffentlichen  Interesses  willen  als  „gleiche  Last" 
unter  Berücksichtigung  der  Kräfte  der  Einzelnen  umzulegen  ist,  so- 
weit dies  mit  notwendig  zu  nehmenden  anderen  Rücksichten  ver- 
träglich ist,  so  gilt  dasselbe  natürlich  auch  von  derjenigen  Steuer, 
die  gewissermassen  an  die  Stelle  jener  aus  dem  Dienst  sich  ergeben- 
den wirtschaftlichen  Lasten  treten,  resp.  diese  „ausgleichen"  soll 
und  die  nach  der  Leistungsfähigkeit  umzulegen  natürlich  weniger 
schwierig  ist. 

Man  könnte  hiegegen  nun  zwar  versucht  sein  einzuwenden, 
dass,  weil  eben  bezüglich  des  Militärdienstes  selbst  und  der 
mit  ihm  verbundenen  wirtschaftlichen  Opfer  jenem  Grundsatz  der 
Inanspruchnahme  der  Einzelnen  nach  ihren  Kräften  und  der  Auf- 
erlegung   thunlichst    gleicher   Lasten    nur   in    sehr   unvollkommener 
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Weise  entsprochen  werden  könne,  deshalb  auch  bei  jener  Ersatz- 
abgabe von  jenem  Grundsätze  abzusehen  und  diese  vielmehr  unter 
Zugrundelßgung  der  sehr  verschiedenen  Last  des  Militärdienstes 
und  des  thatsächlich  deshalb  sehr  verschiedenen  Umfangs 
der  aus  der  Befreiung  vom  Dienste  hervorgehenden  Vorteile,  im 
Anschluss  an  diese  zu  bestimmen  sei.  Indessen  würde  man  bei 
solcher  Deduktion  durchaus  auf  falschem  Wege  sein:  man  würde 
dann  das  zu  erstrebende  Ziel  selber  ausser  Augen  lassen  und  statt 
an  dieses  sich  an  zufällige  Gestaltungen  halten,  die  nur  berechtigt 
sind ,  soweit  man  eben  nichts  Besseres  an  die  Stelle  zu  setzen  ver- 
mag. Daher  würde  jene  Deduktion  etwa  der  Argumentation  des- 
jenigen gleichen,  welcher  meint,  dass  wenn  z.  B.  zur  Ergänzung 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  eine  Kapital-  oder  eine  Einkommen- 
steuer von  Dienst  und  Beruf  eingeführt  werde,  hiebei  von  jenen  aus 
den  Grundsätzen  gerechter  Besteuerung  sich  ergebenden  Forderungen 
der  Steuerprogression  und  der  Freilassung  kleiner  Einkommen  deshalb 
Abstand  zu  nehmen  sei,  weil' bei  den  zu  ergänzenden  Grund-  und 
Gebüudesteuern  ihrer  Natur  nach  von  jenen  Forderungen  abzusehen 
sei.  Offenbar  wäre  ein  solches  Raisonnement  durchaus  verkehrt.  Bei 
allen  ihrer  Natur  nach  zu  Ergänzungen  bestimmten  Abgaben  ist 
eben  zwei  Dingen  möglichst  gerecht  zu  werden :  dem  Bedürfnis  dieser 
Ergänzung  selbst  und  denjenigen  Grundsätzen,  welche  den  bezüg- 
lichen und  den  zu  ergänzenden  Abgaben  gegenüber  an  sich  angezeigt 
wären.  Zwischen  beidem  ist  zu  vermitteln,  aber  derart,  dass  die 
Forderungen  letzterer  Art  im  Vordergrunde  bleiben,  ihnen  thun- 
lichst  d.  h.  soweit  zu  entsprechen  ist,  als  aus  dieser  Beachtung  nicht 
etwa  besondere  Schwierigkeiten  für  jene  Ergänzung  erstehen. 

Dies  auf  die  hier  in  Rede  stehende  Wehrsteuer  angewandt, 
heisst  nichts  anderes,  als  dass  auch  die  Wehrsteuer  nicht  den  an  sich 
zufälligen  Mängeln  des  Militärdienstes  entsprechend,  sondern  dass  sie 
nach  den  bezüglich  öffentlicher  Leistungen  überhaupt  angebrachten 
Grundsätzen  umzulegen  ist.  Grundsätzlich  würden  auch  die  mit 
dem  Militärdienst  verbundenen  wirtschaftlichen  Lasten  —  was  allein 
das  Mass  dieser  Lasten  betrifft  —  unter  Berücksichtigung  der 
Leistungsfähigkeit  der  Pflichtigen  aufzuerlegen  sein.  Und  wenn  nun 
bei  diesen  Lasten  selber  eben  wegen  ihrer  Verbindung  mit  dem 
Militärdienst  jenem  Grundsatz  nur  wenig  oder  gar  nicht  entsprochen 
werden  kann,  so  ist  demselben  doch  bei  jener  Ergänzungsabgabe  zu 
entsprechen,  die  von  dieser  Fessel  frei  ist. 
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Schwerer  scheint  also  der  oben  schon  berührte  andere  Einwand 
zu  wiegen,  dass  auch  das  durchschnittliche  Mass  jener  wirt- 
schaftlichen Beeinträchtigungen  und  Lasten,  welche  von  den  Militär- 
dienst Leistenden  zu  tragen  sind,  nicht  derart  zu  erfassen  sei,  dass 
sich  daraus  ein  geeigneter  Anhalt  zur  Normierung  der  durchschnitt- 
lichen Höhe  der  Wehrsteuer  ergebe.  Da  in  der  That  kommt  eine 
erhebliche  Schwierigkeit  in  Frage,  zumal  es  sich  ja  —  wie  schon 
erwähnt  ist  —  in  diesen  Dingen  keineswegs  allein  um  die  aus  der 
drei-  resp.  einjährigen  ersten  Dienstzeit  hervorgehenden  Einbussen, 
sondern  auch  um  jene  handelt,  die  aus  späterer  Einberufung  zu 
Hebungen  und  bei  Mobilmachungen,  aus  längerem  Dienst  im  Feld 
oder  bei  Besatzungstruppen  u.  s.  w.  hervorgehen.  Indessen  zu  fol- 
gern, dass  die  Wehrsteuer  überhaupt  verwerflich  sei,  weil  man  keinen 
Anhalt  habe,  ihre  Höhe  gerecht  zu  bestimmen,  hiesse  denn  doch 
wieder  viel  zu  weit  gehen.  Es  hiesse  das  wieder  gleich  jenem  han- 
deln, der  z.  B.  Gegner  aller  Steuerprogression  und  Gegner  aller  Be- 
strafung wäre  (vgl.  pag.  183),  weil  sich  nie  genau  bestimmen  und 
beweisen  lasse,  in  welchem  Tempo  und  bis  zu  welchen  Sätzen  jene 
Progression  durchzuführen  sei,  resp.  weshalb  die  gerechte  Strafe  für 
dieses  oder  jenes  Delikt  gerade  in  so  oder  so  viel  Mark  oder  so 
und  so  viel  Wochen,  Monaten  oder  Jahren  etc.  Haft  bestehe  u.  s.  w. 
Auf  Grund  derselben  Argumentation  hätte  man  dann  auch  z.  B.  jede 
Entschädigung  für  ungerechte  Verhaftungen  oder  für  durch  die 
Schuld  anderer  entstandene  Verstümmelungen  u.  s.  w.  deshalb  ab- 
zulehnen, weil  die  an  sich  gerechte  Höhe  solcher  Entschädigung 
nicht  mit  Bestimmtheit  zu  erkennen  sei  u.  s.  w. 

Wie  man  nun  aber  thatsächlich  trotz  solcher  Schwierigkeiten 
sich  zur  Steuerprogression,  zur  Bestrafung,  zur  Entschädigung  für 
Verletzungen  etc.  deshalb  entschlossen  hat,  weil  man  wohl  einsah, 
dass  die  Nichtprogression ,  die  Nichtbestrafung ,  die  Nichtentschädi- 
gung  etc.  noch  viel  unbilliger  wären  als  nicht  ganz  gerecht  bemessene 
Progressionen,  Strafen,  Entschädigungen  etc.,  so  steht  es  auch  hier. 

Ist  die  mit  dem  Militärdienst  verbundene  wirtschaftliche  Be- 
einträchtigung, wie  hier  angenommen  wird,  eine  sehr  beträchtliche, 
so  kann  die  Nichteinführung  der  Wehrsteuer  und  die  dement- 
sprechend höhere  Belastung  der  Militärdienst  Leistenden  selber  noch 
ungerechter  erscheinen  als  unvermeidliche  Fehlgriffe  in  der  Normierung 
der  Höhe  der  Wehrsteuer,  zumal  wenn  diese  Fehlgriffe  —  wie  es 
sich    natürlich    empfiehlt   —    eher    die    Richtung   nach   zu  geringen 


IQQ  Fr.  J.  Neumann, 

als  nach  zu  hohen  Ansätzen  erhalten.  Und  sollten,  was  die  Vor- 
sehung noch  lange  von  uns  fern  halten  wolle,  einst  langwierige 
Kriege  (deren  Möglichkeit  an  sich  nicht  so  leicht  zu  bestreiten  sein 
möchte,  wie  dies  häufig  geschieht)  uns  einst  gezeigt  haben,  wie  tief 
gerade  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  das  wirtschaftliche  Wohl 
des  Landes  eingreift,  welche  entsetzlichen  wirtschaftlichen  Zustände 
aus  längerer  Landwehr-  und  Landsturmpflicht  für  die  Beteiligten 
hervorgehen  —  dann  wird  man  dem  hier  in  Rede  stehenden  Ein- 
wände, dass  man  ja  keinen  Anhalt  habe,  die  Höhe  der  Wehrsteuer 
gerecht  zu  bestimmen,  vielleicht  noch  weniger  Bedeutung  beilegen, 
als  dies  heute  geschieht,  obwohl  man  in  der  Wahl  der  bezüglichen 
Sätze  natürlich  schwanken  und  vielleicht  fehlgreifen  wird. 


Sechstes  Kapitel. 

Die  angebliche  Berechtigung  der  Erhebung  einer  Wehrsteuer 
von  den  Ascendenten  der  vom  Militärdienst  befreiten  Wehr- 
pflichtigen  sowie   von   andern   nicht   Militärdienst    leistenden 
männlichen  und  weiblichen  Personen. 

Zu  den  erheblicheren  Einwendungen  gegen  die  Wehrsteuer  ge- 
hören ausser  den  bereits  berührten  namentlich  noch  zwei:  erstens, 
dass  mit  dieser  Steuer,  falls  finanzielle  Erfolge  von  ihr  zu  erwarten  sein 
sollten,  auch  solche  Personen  belastet  werden  müssen,  die  von  der- 
selben im  Grunde  verschont  bleiben  sollten,  nämlich  die  Eltern  der 
bezüglichen  Wehrpflichtigen,  resp.  ihre  Grosseltern,  Adoptiveltern  etc. 
und  zweitens,  dass  nach  gewöhnlicher  Annahme  wehrsteuerfrei 
bleiben  sollen  und  in  Ländern  bestehender  Wehrsteuerpflicht  auch 
thatsächlich  regelmässig  bleiben  viele,  die  diese  Steuer  im  Grunde 
doch  tragen  sollten,  da  sie  ja  gleich  den  Wehrsteuerpflichtigen 
keinen  Militärdienst  leisten,  wie  z.  B.  die  weiblichen  Personen  und 
alle  männlichen,  die  nicht  mehr  im  wehrpflichtigen  Alter  stehen,! 
wohl  aber  der  Zahlung  von  Abgaben  gewachsen  wären  u.  s.  w. 

Es  soll  auch  gar  nicht  geleugnet  werden,  dass  von  diesen  Ein- 
wänden  insbesondere   der  letztere  von   derart  erheblichem  Gewichte 
ist,  dass  er  in  Verbindung  namentlich  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt 
schon  Erörterten  unter  Umständen   es   in   der   That   zweifelhaft   er-  'M 
scheinen  lassen  kann,  ob  es  angezeigt  sei,  von  der  Wehrsteuer  über-  " 
haupt  Gebrauch  zu  machen. 
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Die  Entscheidung  dürfte  schliesslich  davon  abhängen,  ob  die 
Last  der  überhaupt  zu  tragenden  Steuern  eine  sehr  grosse,  ob  es 
an  geeigneten  anderen  Deckungsmitteln  fehlt  und  namentlich,  ob 
nach  Lage  der  Lianspruchnahme  des  Militärs  im  Krieg  und  Frieden 
die  mit  dem  Militärdienst  verbundenen  wirtschaftlichen  Beeinträch- 
tigungen von  mehr  oder  weniger  grossem  Umfange  sind. 

Gedenken  wir  danach  zunächst  des  ersteren  unter  jenen  Ein- 
wänden und  fassen  vor  allem  wieder  den  Inhalt  der  bezüglichen  Be- 
stimmungen ins  Auge,  so  ist  zunächst  zu  konstatieren,  dass  aller- 
dings sowohl  in  den  bestehenden  Wehrsteuergesetzen :  dem  schweizeri- 
schen, ungarischen  und  österreichischen,  als  auch  in  dem  inzwischen 
beseitigten  französischen  Gesetze  von  1802  und  nicht  minder  in  den 
schon  erwähnten  neueren  Gesetzesentwtirfen :  dem  deutschen  von  1881 
und  dem  italienischen  und  französischen  von  1882  und  1883  eine 
Mitheranziehung  der  Ascendenten  resp.  Adoptiveltern  zur  Wehrsteuer 
vorgesehen  ist  resp.  war. 

Eine  immerhin  bemerkenswerte  Sonderstellung  nahm  in  dieser 
Beziehung  das  bayrische  Gesetz  von  1868  ein.  Denn  nach  diesem 
sollte  zwar  bei  Bemessung  der  Steuerpflicht  der  Befreiten  selbst  ver- 
anschlagt werden,  was  denselben  etwa  „von  alimentationspflichtigen 
Verwandten"  an  Einkommen  zugehe.  Auch  sollten  etwaige  rück- 
ständige Beträge  ausser  von  jenen  Pflichtigen  selbst  „von  deren 
Eltern  oder  alimentationspflichtigen  Verwandten"  beigetrieben  werden. 
Aber  eine  direkte  Heranziehung  jener  Ascendenten  war  in  jenem  Ge- 
setze nicht  vorgesehen.  Und  ebensowenig  sollte  hienach  das  Ein- 
kommen derselben  als  solches  bei  der  Besteuerung  der  Befreiten 
selbst  in  Anschlag  gebracht  werden. 

Wo  übrigens  Bestimmungen  der  vorhin  erwähnten  Art  über 
die  Mitbesteuerung  der  Ascendenten  und  ihres  Einkommens  be- 
stehen, haben  sie  im  einzelnen  immer  sehr  verschieden  gelautet  und 
sind  von  sehr  verschiedener  Tragweite  gewesen. 

So  stehen  den  Bestimmungen  jenes  bayrischen  Gesetzes  in  ge- 
wissem Sinne  nahe  die  Bestimmungen  des  jetzigen  schweizerischen 
Gesetzes  von  1878.  Denn  nach  diesem  sollen  nur  das  Vermögen 
resp.  die  Vermögenseinkünfte  jener  nicht  wehrpflichtigen  Personen 
(Ascendenten  etc.)  zur  Steuer  herangezogen  werden,  nicht  aber  auch 
das  weitere  Einkommen  derselben,  wie  es  nach  den  meisten  Gesetzen 
und  Gesetzes  entwürfen  der  Fall  ist. 

Ein  anderer  Unterschied  bezieht  sich  dann  auf  den  Kreis  der 
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Personen,  deren  Einkünfte  zur  Besteuerung  mitherangezogen  werden. 
Nach  dem  italienischen  Entwürfe  sollte  diese  Verpflichtung  sich,  wie 
wir  sogleich  sehen  werden,  auch  auf  die  Einkünfte  der  D  esc  en- 
den ten  der  Befreiten,  soweit  jene  etwa  besondere  Einkünfte  hätten, 
erstrecken.  Von  den  Einkünften  der  Ascendenten  aber  sollten  z.  B. 
nach  dem  deutschen  Entwurf  nur  die  der  Eltern  und  Adoptiv- 
eltern steuerpflichtig  sein,  während  im  übrigen  die  Steuerpflicht  (im 
Falle  erfolgten  Ablebens  der  Eltern)  sich  auch  auf  die  Einkünfte  der 
Grosseltern  erstreckte  resp.  erstrecken  sollte  (Schweiz,  Oesterreich, 
Italien  etc.). 

Drittens  zeigen  sich  Differenzen  in  der  Beziehung,  dass  die  hie 
in  Rede  stehende  Mitbesteuerung  der  Einkünfte  der  Ascendenten  et 
z.  B.  nach  dem  deutschen  Entwurf  und  ebenso  nach  den  in  Oestei 
reich  und  Ungarn  geltenden  Gesetzen  auf  denjenigen  Zeitraum  b< 
schränkt  bleiben  soll,  in  welchem  einer  Verpflichtung  jenei 
zum  Unterhalt  der  Wehrpflichtigen  genügt  wird,  resp.  jene 
sich  (in  Ungarn)  in  der  Stellung  eines  „Familienhaupts"  befinden, 
während  im  schweizerischen  Gesetz  und  ebenso  im  italienischen  Ent- 
wurf von  1882  solche  Schranke  nicht  vorgesehen  ist.  Ja,  im  öster- 
reichischen Gesetz  ist  die  hier  in  Rede  stehende  Verpflichtung  der 
Ascendenten  sogar  noch  weiter  davon  abhängig  gemacht,  dass  die 
eigentlichen  „  Taxverpflichteten  kein  zu  ihrem  Unterhalte  ausreichendes 
Vermögen  oder  Einkommen  besitzen  und  ihr  Unterhalt  ausschliesslich 
oder  doch  zum  grössten  Teile"  von  jenen  Verwandten  bestritten  wird. 

Schliesslich  und  namentlich  aber  ergeben  sich  erhebliche  Unter^ 
schiede  daraus,    dass    die  überhaupt  hier  in  Rede  stehende  Steuer! 
pflicht  (von  der  Haftpflicht  jener  Verwandten  wird  einstweilen  abj 
gesehen)  im  Verhältnis   zum  Gesamteinkommen  jener   und  zur  Ta 
der   zu   derselben   Familie    gehörenden   Kinder    sehr   verschiede; 
hoch  normiert  ist. 

Was  dieses  letztere  betrifft,  so  wird  nach  dem  Schweizer  Ge 
setz  von  1878  —  allein  den  Fall  ausgenommen,  dass  der  Vater  des 
Steuerpflichtigen  selbst  persönlichen  Militärdienst  leistet  oder  die 
Ersatzsteuer  bezahlt  —  „die  Hälfte  des  Vermögens  der  Eltern,  oder, 
wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der  Grosseltern  im  Verhältnis  der 
Zahl  der  Kinder,  bezw.  der  Grosskinder  in  Berechnung  gebracht", 
so  dass  also  z.  B.  ein  Vermögen  von  100,000  Francs  zu  50,000  in 
Anschlag  kommt  und  hievon  bei  zwei  Söhnen  und  drei  Töchtern 
bei  der  Wehrsteuer  jedes  Kindes  nur  10,000  Francs  zur  Steuer  heran- 
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gezogen  werden.  Und  im  Anschluss  an  diese  in  der  Schweiz  wohl 
bemerkt  nur  auf  das  Vermögen  resp,  die  Vermögenseinkünfte 
der  Ascendenten  bezüglichen  Bestimmungen  enthielt  denn  auch  der 
deutsche  Entwurf  von  1881  die  —  allerdings  allgemeinere  —  Bestim- 
mung, dass  „das  Einkommen"  der  Ascendenten  bei  der  Steuer- 
veranlagung mit  der  Hälfte  in  Ansatz  gebracht  werden  solle,  welche 
Hälfte  dann,  wenn  mehrere  Kinder  vorhanden  sind,  noch  durch  die 
Kopfzahl  der  Kinder  geteilt  werden  sollte. 

Dagegen  gehen  der  italienische  Entwurf  und  ebenso  das  un- 
garische und  das  österreichische  Gesetz  sehr  viel  weiter. 

Nach  jenem  Entwürfe  sollten  nämlich,  erstens,  wie  schon  be- 
merkt, nicht  nur  die  Einkünfte  der  Ascendenten,  sondern  auch  die 
etwaiger  Descen deuten  ersten  Grades  (naturali  od  addottivi)  zur 
Steuer  herangezogen  werden:  Le  esonerazioni  dal  servizio  militare 
sono,  so  hiess  es  in  den  Motiven  der  Regierung  (pag.  23  a.  a.  0.), 
in  buona  parte  concesse  per  riguardo  alle  condizioni  ed  alle  esigenze 
delle  famiglie  degli  iscritti  di  leva  e  si  puö  dire  che  tutte  giovano 
specialmente  ad  esse:  onde  pare  ragionevole  ed  equo  il  far  concor- 
rere  .  .  eziando  quelli  (redditi)  posseduti  dai  loro  ascendenti  e  discen- 
denti  immediati  —  eine  Ansicht,  die  selbst  Carlo  Ferraris,  der  warme 
Verteidiger  des  italienischen  Projekts  (vgl.  pag.  116  hier)  nicht  ganz 
teilen  zu  können  erklärt :  Non  mi  pare  ciö  giusto  —  bemerkt  er  dazu 
—  perche  non  si  tratta  di  un  obligo  come  quello  degli  alimenti, 
fundato  sul  vinculo  di  natura  .  .  ,  .  la  disposizione  si  resolve  in  una 
inutile  fiscalitä  ed  dovrebbe  cancellarsi.  Nicht  minder  auffällig  aber 
könnte  in  jenem  Entwurf  die  weitere  Bestimmung  erscheinen,  dass 
nicht  etwa  bloss  die  Hälfte,  sondern  der  ganze  Betrag  des  bezüg- 
lichen Einkommens  der  Familie  (Ascendenten  und  Descendenten  ersten 
Grades)  der  Steuer  als  Basis  zu  Grunde  gelegt,  und  auch  nicht  ein- 
mal jene  im  schweizerischen  Gesetze  und  deutschen  Entwurf  vor- 
gesehenen Kopfportionen  gebildet  werden  sollten.  Im  Entwürfe  hiess 
es  nämlich  einfach :  La  tassa  si  distingue  in  due  parti,  una  fissa  .... 
e  l'altra  proporzionale  all'  ammontare  complessivo  dei  redditi  propri 
deir  iscritto  e  dei  suoi  ascendenti  e  discendenti  di  primo  grado, 
naturali  od  addottivi  —  worauf  dann  Bestimmungen  über  die  nach 
der  Grösse  des  Gesamtbetrages  aller  dieser  Einkünfte  abgestuften 
Steuersätze  und  einige  allgemeine  Vorschriften  über  Berücksichtigung 
von  Schulden,  Krankheit,  Unglück,  grosse  Kinderzahl  u.  s.  w.  folgten, 
wie  sie  jetzt  bei  Steuern   vom  Einkommen  ja  überhaupt  mit  Recht 
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Üblich  geworden  sind.  Nur  wurde  die  anscheinend  grosse  Härte 
dieser  Bestimmungen  allerdings  durch  eine  den  angeführten  Worten 
vorangeschickte,  dem  italienischen  Gesetz  eigentümliche  Bsstimmung 
gemildert,  wonach  überhaupt  nie  mehr  als  einer  unter  vielen  Brü- 
dern gleichzeitig  zur  Wehrsteuer  herangezogen  werden  sollte,  so 
dass  also  z.  B.  von  zwei  wehrsteuerpflichtigen  Brüdern  der  vier  Jahre 
jüngere  nur  noch  für  acht  Jahre,  der  fünf  Jahre  jüngere  nur  noch 
für  sieben  Jahre  zahlen  sollte,  ebenso  der  dritte  Bruder  bei  einer 
Altersdifferenz  zum  zweiten  z.  B.  von  vier  oder  sechs  Jahren  nur 
noch  acht  oder  sechs  Jahre  u.  s.  w. 

Dadurch  wäre  nun  freilich  vermieden  worden,  dass  von  dem- 
selben Einkommen  des  Vaters  die  Wehrsteuer  zu  gleicher  Zeit 
mehrere  Male  zu  zahlen  war.  Indessen  wäre  z.  B.  nicht  ausge- 
schlossen gewesen,  dass  von  demselben  Einkoramen  in  seiner  Ge- 
samtheit der  Vater  mehrerer  wehrsteuerpflichtiger  Söhne  sehr  viel 
länger  als  während  der  regelmässig  zwölfjährigen  Dauer  der  Wehr- 
steuerpflicht überhaupt  Steuer  zu  entrichten  hätte,  was  nach  dem 
deutschen  Entwurf  natürlich  nicht  stattfinden  konnte,  da  hienach 
der  Vater  immer  nur  die  auf  jedes  Kind  fallende  Kopfportion 
seines  Einkommens  und  auch  diese  nur  zur  Hälfte  versteuern  sollte. 

Zwischen  diesen  beiden  Extremen,  dem  der  italienischen  und 
dem  der  deutschen  und  schweizerischen  Bestimmungen,  stehen  nun 
gewissermassen  in  der  Mitte  die  Vorschriften  des  österreichischen 
Gesetzes  von  1880,  während  das  diesem  letzteren  in  mancher  Be- 
ziehung ähnliche  ungarische  Gesetz  von  1880  resp.  1883  bezüglich 
der  Belastung  der  Ascendenten  noch  über  das  italienische  Projekt 
hinauszugreifen  scheint. 

Das  ungarische  und  das  österreichische  Gesetz  haben  nämlich 
beide,  wie  oben  schon  berührt  wurde,  zunächst  das  eigentümlich^ 
dass  sie  die  Veranlagung  der  Wehrsteuer  statt  auf  die  Grösse  der 
bezüglichen  Einkünfte  vielmehr  auf  den  Betrag  der  vom  Betreffenden  ,1 
zu  zahlenden  direkten  Staatssteuern  stützen,  wobei  man  offenbar 
von  der  Annahme  ausgegangen  ist,  dass  in  jenem  an  sich  leicht 
festzustellenden  Betrage  auch  die  Leistungsfähigkeit  der  bezüglichen 
Personen  hinlänglich  zum  Ausdruck  gelangt.  Und  zwar  greift  das 
ungarische  Gesetz  —  abgesehen  von  der  schon  berührten  Wehr- 
klassensteuer des  Gesindes  und  der  Arbeiter  u.  s.  w.  —  direkt  auf 
jene  Steuern  zurück,  indem  es  vorschreibt,  wie  viel  einzelne  Gulden 
von  der  Stetierbäsis  von  so  und  so  viel  Gulden  dieser   und  jener  zu 
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entrichtenden  Staatssteuer  noch  zuschläglich  an  Wehrsteuer  zu  ent- 
richten sind.  Das  österreichische  Gesetz  thut  dasselbe  mehr  indirekt. 
Es  stellt  nämlich  als  leitenden  Grundsatz  voran,  dass  nach  Massgabe 
der  Vermögens-  und  Er werbs Verhältnisse ,  sowie  des  reinen  Ein- 
kommens des  Taxpflichtigen,  „dann"  aber  auch  nach  der  demselben 
vorgeschriebenen  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern  zu  bestimmen 
sei,  in  welche  von  den  aufgestellen  14  Klassen  (von  1 — 100  Gulden 
zu  zahlender  Militärtaxe)  er  zu  setzen  sei,  wobei  es  als  „Regel"  hin- 
gestellt wird,  dass  derjenige  jener  Klassensätze  zu  wählen  sei,  welcher 
dem  zehnten  Theil  der  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Staatssteuern 
samt  Staatszuschlägen  ....  zunächst  entspricht.  Und  da  es  nun  an 
allgemeinen  Einkommenssteuern  oder  geeigneten  anderen  Handhaben 
zur  Erkenntnis  der  Gesamteinkommensverhältnisse  der  Einzelnen  in 
Oesterreich  bekanntlich  gebricht,  so  hat  thatsächlich ,  wie  bemerkt, 
die  Praxis  sich  auch  dort  vorzugsweise  an  diesen  Massstab :  den  der 
vom  Einzelnen  entrichteten  direkten  Sta^-tssteuer  zu  halten. 

Wie  hierin  stimmen  das  österreichische  und  das  ungarische 
Gesetz  nun  aber  auch  darin  überein,  dass  in  beiden  ebenso  wie  im 
italienischen  Projekt  jene  mildernde  Bestimmung  des  schweizerischen 
Gesetzes  und  deutschen  Entwurfs  fehlt,  wonach  die  Ascendenten 
immer  nur  nach  Massgabe  der  Hälfte  jener  Einkommen  resp.  Steuer- 
beträge herangezogen  werden,  mit  der  die  eigentlich  Wehrsteuer- 
pflichtigen zu  belasten  wären.  Es  heisst  z.  B.  im  ungarischen  Gesetz 
von  1881  resp.  1883  schlechtweg:  „Die  Wehrpflichtigen,  welche  .... 
in  die  H.  und  HI.  Klasse  der  Erwerbsteuer  gehören,  haben  auf 
Grund  der  gesamten,  ihnen,  resp.  dem  Familienhaupte  (!)  im  vorher- 
gehenden Jahre  auferlegten  direkten  Staatssteuer  ....  an  Militär- 
befreiungstaxe zu  entrichten  drei  Gulden,  wenn  die  Steuerbasis  unter 
zehn  Gulden  ist,  fünf,  wenn  unter  fünfundzwanzig  Gulden  u.  s.  w." 
Und  ähnlich  im  österreichischen  Gesetz. 

Dagegen  sollen  nach  letzterem  doch  —  und  daraus  ergibt  sich 
die  oben  berührte  Mittelstellung  dieses  Gesetzes  —  ähnlich  wie  nach 
den  schweizerischen  und  projektierten  deutschen  Bestimmungen  Kindes- 
kopfportionen  gebildet  werden,  von  denen  der  italienische  Entwurf 
und  das  ungarische  Gesetz  nichts  vorschreiben.  Es  heisst  nämlich 
im  österreichischen  Gesetze  von  1880,  dass  bei  Bemessung  der  Mi- 
litärtaxe, welche  die  Ascendenten  etc.  zu  entrichten  haben,  jener  i.^i 
allgemeinen  massgebende  zehnte  Teil  der  den  Taxpflichtigen  trefi'en- 
den  Jahresschuldigkeit  an  direkten  Steuern  ....  noch  durch  die  An- 
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zahl  der  Kinder,  bezw.  Enkel  und  Wahlkinder,  für  deren  Unterhalt 
der  Taxpflichtige  sorgt,  zu  teilen  sei.  Dagegen  fehlt  es  im  unga- 
rischen Gesetze  nicht  nur  an  einer  hierauf  bezüglichen  Bestimmung, 
sondern  auch  an  jener  Abhilfe,  die  das  italienische  Projekt  insofern 
wenigstens  enthielt,  als  es  festsetzte,  dass  von  mehreren  Brüdern 
zu  gleicher  Zeit  immer  nur  einer  wehrsteuerpflichtig  sein  solle.  Die 
einzige  Erleichterung,  die  das  ungarische  Gesetz  bietet,  geht  nämlich 
dahin,  dass  von  solchen  Familienhäuptern,  welche  zu  gleicher  Zeit 
mehrere  taxpflichtige  Familienglieder  haben,  die  Militärtaxe  im  all- 
gemeinen nur  für  eines  derselben  voll,  für  die  andern  dagegen  nur 
mit  dem  halben  Betrage  zu  entrichten  sei,  so  dass  also  das  ungarische 
Gesetz  bezüglich  der  Besteuerung  der  Ascendenten  u.  s.  w.  anscheinend 
Härten  vereinigt,  die  in  andern  Gesetzen  nicht  zu  finden  sind.  Dass 
freilich  die  Ascendenten  hienach  dort  auch  absolut  erheblich  schwerer 
belastet  sind  als  anderen  Orts,  soll  nicht  behauptet  werden.  Es 
hängt  das  natürlich  vorzugsweise  von  der  Veranlagung  jener 
direkten  Staatssteuern,  die  nach  dem  Gesagten  die  „Steuerbasis" 
bilden,  und  von  dem  thatsächlichen  Verhältnis  derselben  zur  Grösse 
des  allgemeinen  Einkommens  der  Pflichtigen  ab,  worauf  hier  nicht 
weiter  eingegangen  werden  soll.  —  Hier  sollte  nur  auf  die  Ver- 
schiedenheit in  der  Belastung  der  Ascendenten  gegenüber  der  Be- 
lastung der  eigentlich  wehrsteuerpflichtigen  Personen,  d.  h.  der 
vom  Militärdienst  Befreiten  selber  verwiesen  werden.  Und  diese 
Verschiedenheiten  sind  in  der  That  sehr  grosse,  so  grosse,  dass  sie 
schon  an  sich  gewisse  Zweifel  an  der  prinzipiellen  Berechtigung 
solcher  Belastung  der  Ascendenten  überhaupt  erwecken  könnten, 
welche  Zweifel,  wie  nunmehr  gezeigt  werden  soll,  auch  wohl  be- 
gründet sind. 

Fragen  wir  zunächst,  wie  man  die  Belastung  der  Ascendenten 
überhaupt  zu  rechtfertigen  versucht  hat,  so  haben  wir  uns  ins- 
besondere vier  Kategorien  von  Gründen  zu  vergegenwärtigen: 

Zuerst  den  —  sozusagen  —  rein  finanziellen,  dass  junge  Leute 
im  Alter  von  20 — 32  Jahren  zum  grossen  Teile  noch  kein  eigenes 
Einkommen  haben,  sondern  vom  Einkommen  der  Eltern  etc.  leben, 
weshalb  ohne  Mitbesteuerung  dieser  die  Steuerergebnisse  unzureichend 
sein  müssten,  sodann 

zweitens  den  hiemit  im  Zusammenhang  stehenden  erheblicheren 
Grund,  dass,  falls  solche  Mitbesteuerung  nicht  stattfände,  hieraus  von 
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Stand  zu  Stand  ein  sehr  verschiedener  Grad  der  Belastung  über- 
haupt, z.  B.  eine  zu  hohe  Belastung  der  städtischen  Besitzer  und 
Gewerbetreibenden  gegenüber  den  ländlichen  Grundbesitzern,  und 
namentlich  eine  arge  Prägravation  der  Angehörigen  der  untern 
Klassen  gegenüber  den  Wohlhabenderen  hervorgehen  müsste,  insofern 
man,  was  jenes  betrifft,  als  Grundbesitzer  auf  dem  Lande  regelmässig 
später  selbständig  wird  und  später  also  auch  zu  steuerpflichtigem 
Einkommen  gelangt  als  im  städtischen  Gewerbebetriebe  etc.,  und  was 
das  andere  betrifft,  namentlich  in  den  höheren  Klassen  wegen  längerer 
Vorbereitung  u.  s.  w.  später  selbständig  wird  als  in  den  niederen. 

Dazu  wird  drittens  noch  angeführt,  dass,  da  die  Wehrpflich- 
tigen zum  grossen  Teile  noch  von  den  Eltern  unterhalten  würden, 
diesen  aus  der  Befreiung  jener  vom  Dienst  auch  direkt  erhebliche 
Vorteile  zufliessen,  wie  es  z.  B.  bei  Ferraris  (pag.  22)  heisst: 
Vor  der  Durchführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  sei  Loskauf  ge- 
stattet gewesen  —  allora  nessun  genitore,  che  fosse  in  grado  di 
farlo,  si  rifiutö  mai  di  sborsare  la  somma  necessaria.  Cio  mostrava 
vivissimo  e  generale  il  sentimento,  essere  vantaggioso,  non  soltanto 
al  giovane,  ma  a  tiitta  la  famiglia,  che  quegli  fosse  prosciolto  dal 
servizio  da  che  poteva  piü  presto  compiere  i  suoi  studi  o  il  suo 
tirocinio  nel  mestiere  e  cosi  liberare  la  famiglia  ....  Ora  come  mai 
puö  supporsi  che  questo  sentimento  sia  oggigiorno  estinto?  Come 
si  puö  credere  che  non  si  voglia  ora  considerare  l'imposta  come  una 
delle  spese  che  la  famiglia  deve  sopportare  per  Tawenii-e  del  giovane  etc. 

Endlich  hat  man  dann  viertens  darauf  verwiesen,  dass  wenn 
nur  die  eigenen  Einkünfte  der  Wehrpflichtigen  und  nicht  auch  die 
ihrer  Ascendenten  berücksichtigt  würden,  die  früh  Verwaisten 
gegenüber  den  andern,  die  sich  länger  der  Stütze  ihrer  Eltern  zu 
erfreuen  haben,  denen  aber  das  elterliche  Vermögen  erst  später  zu 
teil  wird,  empfindlich  geschädigt  werden  müssten. 

Von  allen  diesen  Gründen  dürfte  indessen  nur  der  zuletzt  ge- 
nannte von  durchschlagender  Bedeutung  sein. 

Heisst  es  im  Schweizer  Gesetz:  Bezüglich  der  dort  vom  „reinen 
Vermögen"  zu  erhebenden  Wehrsteuer,  dass  auch  die  Hälfte  des 
Vermögens  der  Eltern,  oder  wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der  Gross- 
eltern im  Verhältnis  der  Zahl  der  Kinder,  bezw.  der  Grosskinder  in 
Berechnung  gebracht  werden  soll,  so  dürfte  hiegegen  aus  dem  soeben 
berührten  Grunde  kaum  etwas  zu  erinnern  sein.  Höchstens  könnte 
in  Frage  kommen,  weshalb  man  das  elterliche  etc.  Vermögen  hiebei 
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nicht  voll,  sondern  nur  anteilig  heranzieht.  Indessen  hat  das  seinen 
Grund  natürlich  darin,  dass  es  ja  nicht  sicher  ist,  ob  die  bezüglichen 
Kinder  oder  Enkel  später  auch  in  der  That  in  den  Besitz  des  be- 
züglichen Vermögens  gelangen  werden,  ob  dasselbe  vorher  vielleicht 
verloren  geht  oder  jenen  doch  durch  Schenkung  oder  letztwillige 
Verfügung  zum  Teile  wenigstens  vorenthalten  werden  könnte  u.  s.  w. 
Wenn  man  weiter  dem  gegenüber  dann  einwenden  sollte,  dass 
keinerlei  Grund  vorliege,  weshalb  dieser  Unsicherheit  gerade  mit  ^/2 
und  nicht  z.  B.  mit  ^/t  oder  */7  oder  ^9  oder  ^/s  u.  s.  w.  Rechnung 
getragen  werde,  so  ist  darauf  einfach  zu  erwidern,  dass  man  sich 
in  der  Praxis,  wie  auch  oben  schon  berührt  wurde,  sehr  häufig  mit 
Zahlen  begnügt,  die  sich  speziell  gar  nicht  rechtfertigen  lassen 
(vgl.  oben  pag.  183  u.  189),  an  die  man  sich  aber  trotzdem  halten 
muss,  weil  das  Unterlassen  jeder  solchen  Wahl  noch  grössere 
Unzuträglichkeiten   zur  Folge  haben  würde.     So  steht  es  auch  hier. 

Das  Unterlassen  jeder  Teilung,  mit  andern  Worten  die  Heran- 
ziehung des  vollen  Vermögens  der  Eltern  und  Grosseltern  wäre  nach 
den  soeben  angedeuteten  Umständen  ungerecht.  Man  muss  diesen 
Umständen  Rechnung  tragen.  Und  wenn  jene  Halbierung  an  sich 
nicht  zu  rechtfertigen  ist,  so  ist  dieselbe  doch  immerhin  noch  billiger, 
als  ein  Unterlassen  jeder  Quotisierung  überhaupt.  Auch  wären  Tei- 
lungen nach  anderem  Massstabe  sicherlich  nicht  gerechter. 

Wohl  bemerkt,  ist  solche  Halbierung  nach  den  angedeuteten 
Gründen  aber  nur  für  die  Besteuerung  des  Vermögens  re.sp.  der 
aus  Vermögen  fliessenden  Einkommen  berechtigt.  Bezüglich  der 
anderen  Einkommen  cessieren  jene  Gründe  durchaus. 

Denn  was  aus  Gewerbe  oder  Lohnarbeit  gewonnen  wird,  hat 
regelmässig  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  zu  geringem  Teile 
Aussicht,  den  Kindern  oder  Enkeln  als  Erbe  zuzufallen,  sondern 
pflegt  namentlich  dem  laufenden  Unterhalt  der  Familie  zu  dienen 
und  von  diesem  auch  beansprucht  zu  werden.  Die  oben  berührten 
anderen  Gründe  aber  rechtfertigen  bezüglich  dieser  Kategorie  der 
Einkommen  ein  analoges  Verfahren  ebenfalls  nicht.  Ja,  es  dürfte 
geradezu  unbillig  sein,  Eltern  von  im  wehrpflichtigen  Alter  stehen- 
den, aber  vom  Militärdienst  befreiten  Söhnen  nicht  nur  nach  der  Zahl 
dieser,  sondern  auch  nach  dem  Masse,  in  dem  es  ihnen,  den  Eltern, 
gelingt,  sich  selber  Einkommen  zu  schafi'en,  zur  Wehr  st  euer  ihrer 
Kinder  heranzuziehen,  und  das  aus  folgenden  Gründen. 

Eltern  mehrerer  Söhne  haben  regelmässig  schon  schwer  daran 
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ZU  tragen,  dass  der  Militärdienst  das  Selbständig  werden  letzterer  um 
ein  oder  drei  Jahre  hinausschiebt  und  dazu  noch  mit  manchen  Kosten 
verbunden  ist,  die  bei  andern  Kindern  vermieden  M^erden.  Diese 
Last  wird  nun  aber,  solange  Wehrsteuern  noch  nicht  eingeführt  sind, 
wenigstens  dadurch  etwas  erleichtert,  dass  von  vielen  Söhnen  dieser 
oder  jener  im  allgemeinen  sich  freizulosen  oder  wegen  kleiner  Ge- 
brechen etc.  freizukommen  Aussicht  hat  und  so  der  aus  der  Wehr- 
pflicht hervorgehenden  besonderen  Lasten  ledig  wird,  während  nach 
Einführung  jener  Steuer  diese  Erleichterung  des  Familienvaters  fort- 
fällt, insofern  er  für  die  sich  frei  Losenden  etc.  dann  Wehrsteuer 
zu  zahlen  hat. 

An  sich  ist  das  nun  schon  eine  so  grosse  Härte,  dass  —  wie 
gezeigt  werden  soll  —  derselben  durch  Freilassung  des  so  oder 
so  vielten  Sohnes  von  der  Wehrsteuer  die  Spitze  geboten  werden 
müsste.  Jedenfalls  aber  dürfen  diese  Härten  nicht  dadurch  noch 
gesteigert  werden,  dass  man  den  bezüglichen  Vater  verpflichtet,  a\if 
Grund  jeder  100  oder  1000  Mark,  die  er  sich  selber  erarbeitet, 
auch  noch  so  und  so  viel  mehr  an  Wehrsteuer  und  zwar  so  und  so 
viel  mehr  für  jedes  seiner  wehrsteuerpflichtigen  Kinder  zu  entrichten. 
Dass  man  das  übersehen  hat,  dürfte  ganz  besonders  beigetragen 
haben,  der  Wehrsteuer  Feindschaft  zuzuziehen.  Denn  in  der  That, 
hierin  steckt,  wie  jeder  billig  Denkende  zugeben  muss,  eine  durch 
nichts  zu  rechtfertigende  Härte  und  eine  Belastung  der  durch  grosse 
Familie  schon  an  sich  stark  in  Anspruch  Genommenen,  die  über  die 
bisherigen  Verpflichtungen  dieser  weit  hinausreicht. 

Auch  hat  man  sich,  wie  nochmals  betont  sei,  in  der  Schweiz, 
auf  die  in  diesen  Dingen  wohl  Bezug  genommen  wird,  von  solcher 
Vorschrift  durchaus  frei  gehalten.  Denn  es  sind  die  Eltern  -dort 
zwar,  auch  wenn  sie  kein  Vermögen  besitzen,  nach  dem  citierten 
Gesetz  von  1878  für  den  „ Militärpflichtersatz "  der  Söhne  unter  Um- 
ständen haftbar,  dann  nämlich,  wenn  diese  minderjährig  oder  in 
gleicher  Haushaltung  mit  den  Eltern  wohnen.  Aber  hiedurch  soll 
nur  eine  Erleichterung  des  Steuereinzugs  erreicht  werden.  Die  Höhe 
der  Steuer  wird  durch  das  Einkommen  der  Eltern,  falls  dieses  nicht 
aus  Vermögen  fliesst,  nicht  bestimmt. 

Und  dass  dies  eine  an  sich  zu  billigende  Vorschrift  ist,  er- 
hellt noch  deutlicher,  wenn  wir  nunmehr  die  andern  genannten  Gründe 
prüfen,  die  sich  für  solche  Belastung  der  Eltern  anführen  Hessen 
und    die    auch    in    Deutschland,    namentlich    zur   Verteidigung    des 
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deutschen  Wehrsteuerentwurfs  von  1881 ,  hie  und  da  angeführt 
worden  sind. 

Der  erste  jener  Gründe  beweist  für  sich  allein  genommen  na- 
türlich gar  nichts.  Denn  bringt  die  Wehrsteuer  ohne  eine  umfassende 
ungerechte  Belastung  der  Eltern,  Grosseltern  etc.  keine  erheblichen 
Erträge,  so  ist  das  Grund  sie  fallen  zu  lassen,  nicht  aber  Grund 
eine  solche  an  sich  nicht  zu  billigende  Belastung  ins  Werk  zu  setzen. 

Und  ebenso  unhaltbar  erscheint  der  andere  Grund,  wonach 
den  Eltern  aus  der  Befreiung  vom  Dienste  unmittelbar  Vorteile 
erwachsen,  denen  eine  entsprechende  Belastung  an  die  Seite  zu  stellen 
sei.  In  Rede  stehen  ja  hier,  wie  oft  bemerkt  ist,  nur  wirtschaftliche 
Vorteile  resp.  Nachteile  und  ihre  Ausgleichung  oder  Ergänzung. 
Wenn  nun  diese  mit  dem  Militärdienste  verbundenen  Nachteile  an 
sich,  wie  auszuführen  versucht  ist,  von  den  im  wehrpflichtigen  Alter 
Stehenden  nach  ihrer  Leistungsfähigkeit  zu  tragen  wären,  thatsäch- 
lich  regelmässig  aber  auch  zugleich  von  den  Eltern  übernommen 
werden  müssen  und  für  diese  sogar  nach  der  Zahl  ihrer  militär- 
pflichtigen Söhne  wachsen,  so  sind  das  Härten,  welche  getragen 
werden  müssen,  weil  sie  nach  Lage  unserer  Militärverfassung  an- 
scheinend nicht  zu  vermeiden  sind.  Und  wenn  diese  Härten  auch, 
solange  keine  Wehrsteuer  erhoben  wird,  wie  bemerkt,  dadurch  etwas 
gemildert  werden,  dass  von  vielen  Söhnen  nach  Wahrscheinlichkeit 
dieser  oder  jener  durch  Freilosung  u.  s.  w.  vom  Dienst  frei  wird, 
so  bleiben  es  doch  an  sich  grosse  Härten,  grosse  Unbilligkeiten, 
wie  dies  noch  deutlicher  erhellt,  sobald  man  sich  vergegenwärtigt, 
dass  im  Finanzwesen  (wo  doch  bezüglich  dessen,  was  gerechte 
Lastenverteilung  ist,  in  vielen  Beziehungen,  wie  wir  sahen,  ähn- 
liche Grundsätze  gelten  müssen  wie  im  Militärwesen),  es  seit  alters 
hergebracht  ist ,  bei  grosser  Kinderzahl  eine  Erleichterung,, 
nicht  aber  eine  Steigerung  der  bezüglichen  Last  eintreten  zu  lassen. 
Diesen  Härten  muss  man  also,  soweit  man  ihnen  nach  Lage  der 
Verhältnisse  entgegentreten  kann,  d.  h.  namentlich  soweit  sie  sich 
vermeiden  oder  mildern  lassen,  ohne  dem  Militärdienste  Eintrag  zu 
thun  oder  die  Kosten  desselben  übermässig  anschwellen  zu  lassen,  die 
Spitze  zu  bieten  suchen.  Nicht  aber  darf  man  sie  als  Grundlage 
oder  Rechtfertigung  einer  Belastung  der  Eltern  hinstellen,  welche 
über  die  bisherige  Belastung  dieser,  wie  bemerkt,  sogar  noch  erheb- 
lich hinausreichen  würde.  Und  es  kann  danach  auch  Ferraris  nicht 
zugestimmt  werden,  der  a.  a.  0.  darauf  hinweist,    dass  zur  Zeit  des 
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Freikaufs  der  vermögliche  Vater  ja  immer  gern  bereit  gewesen  wäre, 
die  Freikaufssiimme  für  seine  Söhne  zu  erlegen,  da  dies  ihm  auch 
selbst  Nutzen  gebracht  habe.  Der  Nutzen  für  ihn  selber  bestand 
eben  zum  grossen  Teil  in  der  Vermeidung  von  Belastungen,  die 
prinzipiell  an  sich  nicht  gerechtfertigt  waren,  und  für  die  deshalb 
ein  Entgelt  an  sich  gar  nicht  angezeigt  ist.  Ueberdies  aber  han- 
delte es  sich  damals  auch  durchaus  nicht  um  Zahlungen,  die  sich, 
wie  es  der  italienische  und  der  deutsche  Wehrsteuergesetzentwurf 
vorsahen,  desto  mehr  steigerten,  je  mehr  die  Eltern  arbeiteten  und 
verdienten,  sondern  um  ganz  unabhängig  davon  bestimmte  Summen. 

Danach  bleibt  denn  also  von  allen  angeführten  Gründen  für 
die  Heranziehung  des  elterlichen  Einkommens  an  sich  (abgesehen 
von  den  aus  Vermögen  gezogenen  Einkünften)  nur  ein  einziger  übrig, 
der  nämlich,  dass  wenn  auf  diese  Heranziehung  verzichtet  würde, 
dann  Belastungen  Platz  greifen  möchten,  die  die  einzelnen  Stände 
im  Verhältnis  zu  einander  insofern  ungerecht  treffen  würden,  als  in 
dem  einen  Berufe  früher,  im  andern  später  zur  Selbständigkeit  über- 
gegangen wird,  und  diejenigen,  die  hienach  später  als  andere  eigenes 
Einkommen  gewinnen,  wie  namentlich  die  Angehörigen  höherer 
Klassen,  die  Grundbesitzer  etc.  vor  den  anderen  bevorzugt  wären, 
sobald  eben  nur  dieses  eigene  Einkommen  und  nicht  auch  das  der 
Eltern  bei  der  Besteuerung  beachtet  würde. 

Das  in  der  That  sind  auch  an  sich  erhebliche,  durchaus 
nicht  zu  unterschätzende  Dinge,  und  zwar  Dinge,  die  zugleich  von 
allgemeinem  theoretischen  Interesse  insofern  sind,  als  sie  gut  illu- 
strieren, wie  ungerecht  allein  nach  dem  Einkommen  der  Steuer- 
pflichtigen erhobene  Einkcnnmenssteuern  sind  und  wie  wenig  Ein- 
kommensgrösse  und  Leistungsfähigkeit  sich   deckende  Grössen  sind. 

Jene  Leistungsfähigkeit  (besser  Steuerfähigkeit),  welche  grund- 
sätzlich für  die  Bestimmung  der  Höhe  der  Steuern  im  eigentlichen 
Sinne  massgebend  sein  soll,  hängt  ja,  wie  sehr  oft  ausgeführt  ist, 
ausser  von  der  Grösse  des  Einkommens  auch  z.  B.  von  der  Gattung 
desselben  (fundiert  oder  nicht  fundiert,  dauernd  oder  vorübergehend 
u.  s.  w.),  daneben  von  der  Grösse  mancher  Ausgaben  etc.,  nament- 
lich aber  auch  von  der  Höhe  desjenigen  Einkommens  ab,  das  neben 
dem  thatsächlich  gewonnenen  vom  Pflichtigen  nach  seinen  Verhält- 
nissen noch  gewonnen  werden  könnte  ^),     Und   wie   es  in  letzterer 
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Beziehung  z.  B.  eine  zwar  recht  verbreitete,  aber  im  Grunde  doch 
thunlichst  zu  beseitigende  Härte  ist,  dass  das  thatsächliche  Arbeits- 
einkommen der  den  unteren  Klassen  angehörigen  Frau,  welche  nach 
ihren  Verhältnissen  dem  Manne  erwerbend  zur  Seite  stehen  muss, 
zur  Einkommenssteuer  herangezogen  wird,  während  aus  leicht  zu  er- 
kennenden Gründen  bei  der  Besteuerung  unberücksichtigt  bleibt, 
was  z.  B.  die  Frau  höherer  Klassen  erwerben  könnte,  wenn  sie  es 
nicht  vorzöge,  ihre  Kraft  —  oft  nicht  minder  produktiv  —  der  Er- 
haltung des  Bestehenden,  der  Erziehung  und  Ausbildung  ihrer 
Kinder  etc.  zuzuwenden,  so  ist  es  in  der  That  auch  ungerecht,  die 
vom  Militärdienst  befreiten  Angehörigen  der  niederen  Klassen,  wenn 
sie  schon  etwa  vom  Beginn  des  wehrpflichtigen  Alters  ab  von  eigenem 
Erwerbe  leben  und  leben  müssen,  diesem  ihrem  thatsächlichen 
Einkommen  entsprechend  zur  Wehrsteuer  heranzuziehen,  dagegen  die 
an  sich  nicht  minder  erwerbsfähigen  Personen  höherer  Klassen  bei 
gleichem  Alter  steuerfrei  zu  lassen,  weil  diese  in  solchem  Alter 
regelmässig  noch  nicht  genötigt  sind,  zu  eigenem  Erwerbe  zu  schrei-  jj 
ten,  sondern  die  gleichen,  ja  regelmässig  vielleicht  sogar  grösseren  '■ 
Kräfte  zur  weiteren  Schulung  und  Ausbildung,  zur  Steigerung  ihrer 
Produktionsfähigkeit  u.  s.  w.  verwenden  können.  Und  allerdings 
würden  diese  Härten  dann  gemildert  werden,  wenn  auch  das  bezüg- 
liche elterliche  Einkommen,  das  es  einem  Teil  der  Pflichtigen  eben 
ermöglicht,  länger  als  andere  ohne  Erwerb  zu  leben,  der  Wehrsteuer 
mit  unterworfen  würde. 

Indessen  aus  diesem  Umstände  allein  nun  zu  folgern,  dass  es 
gerechtfertigt  sei,  die  Wehrsteuer  unter  Mitbelastung  der  Ascendenten 
zu  veranlagen,  heisst  denn  doch  viel  zu  ■  weit  gehen. 

Zunächst  ist  nämlich  nicht  unbeachtet  zu  lassen,  dass,  worauf 
auch  schon  Schäffle  verwiesen  hat,  gerade  aus  solcher  Mitbelastung 
des  Einkommens  der  Ascendenten  wieder  manche  allgemeine  Be- 
nachteiligungen ganzer  Klassen  der  Bevölkerung  hervorgehen  müssten. 
Indem  man  das  Einkommen  der  Eltern  etc.  belastet,  wenn  die 
Söhne  sich  im  elterlichen  Hause  befinden,  es  aber  nicht  belastet, 
wenn  sie  schon  selbständig  geworden  sind,  belastet  man  natürlich 
den  Grundbesitzerstand  z.  B.  mehr  als  die  gewerbtreibenden 
Klassen.  Denn  in  jenen  muss  man  eben  regelmässig  später  zur  Sel))- 
ständigkeit  gelangen,  als  in  diesen.  Und  gerade  in  der  Jetztzeit 
dürfte  es  wenig  angezeigt  sein,  eine  solche  Prägravation  des  Grund- 
besitzes zu  befürworten.    Ueberdies  ist  Schäff'le  nicht  ganz  Unrecht  zu 
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geben,  wenn  er  weiter  sagt:  „Die  allerreichsten  ....  die  aus  be- 
kannten Ursachen  oft  recht  viel  unbrauchbares  Element  zur  Rekruten- 
musterung stellen,  die  Wehrsteuerpflichtigen  der  jeunesse  doree 
kämen  unverhältnismässig  leicht  davon.  Oft  haben  sie  gar  keinen 
Beruf  und  kein  Berufseinkommen;  sie  leben  aber  selbständig.  Was 
ihnen  der  Vater  gibt,  liesse  sich  gar  nicht  ermitteln  u.  s.  w."  Auch 
darin  liegt  sicherlich  viel  Beachtenswertes.  Und  wenn  Ferraris 
(pag.  24)  einwendet:  Diese  argomentazione  dello  Schaeffle  si  fonda 
tutta  SU  un  falso  presupposto,  cioe  che  basti  la  lontananza  dalle 
famiglia  perche  l'imposta  si  concentri  tutta  sul  figlio  e  piü  non  tocchi 
i  genitori,  das  aber  sei  eben  irrig,  denn  regelmässig  stütze  sich 
die  Verpflichtung  der  Eltern  zur  Zahlung  der  Wehrsteuer  für  ihre 
Kinder  allein  sul  vincolo  naturale  e  non  sulla  natura  giuridica  ed 
economica  delle  relazioni  fra  padre  et  figlio.  Viva  o  non  viva  colla 
famiglia,  il  giovane  esente  viene  tassato  in  proporzione  della  so- 
stanza  propria  e  della  paterna  —  so  ist  gerade  das  letztere  im 
allgemeinen  nicht  zuzugeben.  Nur  der  italienische  Entwurf  entspricht 
dieser  Auffassung.  Nur  von  ihm  gilt,  dass  er  obbliga  gli  ascendenti 
in  qualsiasi  caso,  wie  Ferraris  sagt.  Denn  dort  in  der  That  war 
uneingeschränkt  als  Grundsatz  hingestellt,  dass  die  tassa  proporzio- 
nale  auferlegt  werden  sollte  all'  ammontare  complessivo  dei  redditi 
propri  deir  inscritto  e  de  suoi  ascendenti  et  discendenti  di  primo 
gradu,  naturali  od  addottivi.  Im  allgemeinen  aber  steht  es  anders. 
Sehen  wir  vom  bayrischen  Gesetz,  das  die  Einkünfte  der  Eltern  als 
solche  überhaupt  nicht  heranzog,  und  von  jenem  Schweizer  Gesetz 
ab,  das,  wie  bemerkt,  nur  das  Vermögen  und  die  Vermögens- 
einkünfte der  Eltern  belastet,  so  macht  z.  B.  das  österreichischje 
Gesetz  die  Verpflichtung  der  Eltern  nicht  allein  vom  vincolo  na- 
turale, sondern  davon  abhängig,  ob  jene  auf  Grund  rechtlicher  Ver- 
pflichtung thatsächlich  „ausschliesslich  oder  doch  zum  grössten  Teile" 
für  den  Unterhalt  ihrer  Kinder  sorgen.  Und  Aehnliches  war  in  den 
deutschen  Entwürfen  vorgesehen.  Nach  dem  dem  deutschen  Bundesrat 
im  Jahre  1880  vorgelegten  Entwurf  sollte  jene  Verpflichtung  davon 
abhängen,  ob  die  Wehrpflichtigen  von  ihren  Eltern  „auf  Grund 
rechtlicher  Verpflichtung  ganz  oder  teilweise  unterhalten"  werden, 
und  noch  kürzer  hiess  es  in  dem  dem  Reichstage  vorgelegten  Ent- 
würfe, dass  diese  Verpflichtung  dann  eintreten  solle,  wenn  die  Wehr- 
pflichtigen auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  von  den  Eltern  unter- 
halten  würden.     Gerade    diese   Unterhaltuno-   ist    nun   aber   von 
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Stand  zu  Stand  eine  sehi-  verschiedene  und  dauert  im  Bauern-  und 
im  Grundbesitzerstand  überhaupt  im  allgemeinen  länger  als  in  städti- 
schen Kreisen.  Deshalb  ist  auch  nach  dem  deutschen  Entwürfe  und 
für  deutsche  Verhältnisse  durchaus  nicht  zuzugeben,  was  Ferraris 
jenem  z.  B.  auf  die  Söhne  der  jeunesse  doree  bezüglichen  Einwände 
Schäffles  gegenüber  sagt:  „Dato  poi  che  l'emancipazione,  fatta  legal- 
mente  a  termini  del  codice  civile,  desse  occasione  di  assoggetare  all' 
imposta  soltanto  il  figlio  e  non  piü  gli  ascendenti,  allora  la  giustizia 
e  salva  anche  qui,  perche  l'emancipazione  e  sempre  accompagnata 
da  assegnamento  di  una  parte  del  patrimonio  al  figlio"   etc. 

Nicht  einzelne  Vorgänge  solcher  „Emanzipation",  sondern  die 
thatsächlichen  Verhältnisse :  das  frühere  oder  spätere  thatsächliche 
Ausscheiden  aus  dem  elterlichen  Haushalt  kommt  in  Frage.  Und 
diese  Dinge  würden  bei  Heranziehung  des  elterlichen  Einkommens 
unter  den  erwähnten  Voraussetzungen  eben  zu  einer  stärkeren  Heran- 
ziehung des  Grundbesitzes  und  der  mittleren  Klassen  gegenüber  den 
anderen,  also  insbesondere  gegenüber  den  Klassen  der  Gewerbe- 
treibenden und  der  Reichen  führen. 

Wäre  das  indessen  auch  nicht  der  Fall,  lägen  in  der  That  die 
Dinge  so,  dass  Härten  der  hier  in  Rede  stehenden  Art,  d.  h.  Be- 
nachteiligungen namentlich  der  Grundbesitzer  bei  Mitbelastung  des 
Einkommens  der  Eltern  und  Grosseltern  nicht  zu  gewärtigen  wären, 
so  wäre  eine  solche  Heranziehung  der  Ascendenten  doch  schon  aus 
den  oben  berührten  Gründen  nicht  berechtigt. 

Glücklicherweise  bedarf  es  solcher  indessen  auch  gar  nicht. 

Wie  man  in  Bayern  einst  von  der  Heranziehung  des  Einkom- 
mens der  Eltern  zur  Wehrsteuer  absah  und  wie  dies  noch  heute  — 
abgesehen  von  den  V  e  r  m  ö  g  e  n  s  einkünften  der  Eltern  —  auch  in 
der  Schweiz  geschieht,  wo  man  andrerseits  allerdings  die  Steuer- 
pflicht der  befreiten  Wehrpflichtigen  selber  über  das  für  Deutschland 
und  Italien  einst  vorgesehene  Mass  von  12  Jahren  hinaus  ausdehnt, 
so  möchte  Aehnliches  sich,  zugleich  mit  Rücksicht  auf  die  oben  schon 
berührte  Landsturmpflicht  bis  zum  42.  Lebensjahre,  auch  für  Deutsch- 
land empfehlen. 

Durch  solche  Ausdehnung  der  Wehrsteuerpflicht,  die  in  einem 
folgenden  Aufsatz  eingehender  begründet  werden  soll  (vgl.  pag.  221), 
würde  dann  auch  das  Gewicht  jenes  oben  berührten  Einwands  ge- 
mildert werden,  wonach,  wenn  die  elterlichen  Einkünfte  nicht  mit- 
belastet würden,    dann   die   unteren  Klassen  vor  den  mittleren   und 
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h()heren  und  die  gewerbtreibenden  vor  den  landwirtschaftlichen  be- 
nachteiligt würden.  Denn  je  länger  sich  jene  Steuerpflicht  ausdehnt, 
um  so  mehr  schwindet  natürlich  der  Unterschied,  der  sich  daraus 
ergibt,  dass  in  früheren  Altersstufen  die  eine  Klasse  mehr  als 
die  anderen  steuerpflichtigen  eigenen  Einkommens  entbehrt.  Und 
was  trotzdem  dann  noch  von  einer  Prägravation  der  unteren  Klassen 
wegen  früheren  Uebergangs  zur  Selbständigkeit  verbliebe,  Hesse  sich 
durch  entsprechende  Gestaltung  der  Steuerprogression  beseitigen. 

Einer  Mitbelastung  der  Ascendenten  scheint  es  also  nach  alle- 
dem nur  in  dem  Falle  zu  bedürfen,  dass  man  sich  zur  Einführung 
einer  Wehrvermögenssteuer  wie  in  der  Schweiz  entschliesst  (vgl.  hier 
Kapitel  8).  Und  damit  wäre  eine  der  erheblichsten  der  gegen  die 
Wehrsteuer  erhobenen  Einwendungen  erledigt. 


Was  aber  endlich  jene  andere  unter  den  oben  berührten  Ein- 
wendungen betriift,  wonach  man  zur  Wehrsteuer,  falls  diese  über- 
haupt als  Steuer  nach  Massgabe  der  Steuerfähigkeit  durchgeführt 
würde ,  auch  Kinder,  Greise  etc. ,  kurz  die  nicht  mehr  oder  noch 
nicht  im  wehrpflichtigen  Alter  stehende  Bevölkerung  und  nament- 
lich auch  alle  weiblichen  Personen,  soweit  dieselben  eigenes  Ein- 
kommen oder  Vermögen  haben,  mitbesteuern  müsse,  so  sind  das 
ja  Einwände,  die  auf  den  ersten  Anblick  viel  Bestechendes  haben. 
,Die  einen  dienen,  die  andern  zahlen."  „Und  warum  sollten  also 
nicht  alle  zahlen,  welche  nicht  dienen,  zumal  wenn  sie  wohlhabend 
sind?"  Jedenfalls  dürfen  wir  uns  nicht  wundern,  dass  Einwendungen 
dieser  Art  auch  bezüglich  anderer  Ersatz-  oder  Ausgleichungs- 
abgaben  der  hier  in  Rede  stehenden  Art,  z.  B.  bezüglich  des  oben 
erwähnten  Feuerwehrersatzgeldes  erhoben  sind,  d.  h.  dass  man  ver- 
langt hat,  dass  auch  zu  diesen  die  weibliche  Bevölkerung  sowie  wohl- 
habende Greise  und  Kinder  herangezogen  würden. 

Indessen  wie  diese  Einwendungen  bezüglich  des  Feuerwehr- 
geldes abgewiesen  sind  und  wie  man  den  gleichen  Gedanken  auch 
bezüglich  des  der  Wehrsteuer  noch  näher  stehenden  oben  berührten 
bayrischen  Bürgerwehr-Reluitionsgeldes  für  unberechtigt  gehalten 
hat,  so  dürfte  es  zunächst  wenigstens  auch  mit  der  Wehrsteuer  zu 
halten  sein  und  das  aus  folgenden  Gründen: 

Thatsächlich  sind  nun  einmal  der  Militärdienst,  der  Bürger- 
wehrdienst, der  Feuerwehrdienst  u.  s.  w.  Lasten,  die  von  der  mann- 
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liehen  Bevölkerung  und  innerhalb  dieser  von  gewissen  Altersklassen 
getragen  werden.  Diesen  Lasten  der  männlichen  Bevölkerung  ent- 
sprechen auch  herkömmlich,  wie  bekannt,  eine  Reihe  von  Vor- 
rechten der  erwachsenen  männlichen  Bevölkerung  —  Vorrechten, 
die  sich  einerseits  auf  privatrechtliche  Dinge  beziehen  und  in  diesen 
z.  B.  bezüglich  des  ehelichen  Grüterrechts  nach  unseren  heutigen  Vor- 
stellungen vielfach  zu  weit  gehen,  die  anderseits  und  namentlich 
aber  politische  Dinge,  kommunale  und  staatsrechtliche  Befugnisse 
betreifen,  wie  z.  B.  Wahlrechte,  Befugnisse  zur  Ausübung  von  Aemtern, 
Annahme  von  Mandaten,  ehrenamtlichen  Funktionen,  Vormund- 
schaften etc.  Ja  man  darf  bei  diesen  Sonderrechten  letzterer  Art  wohl 
behaupten,  dass  sie  mit  jenen  Sonderlasten  zum  grossen  Teil  in  Zu- 
sammenhang stehen,  aus  ihnen  hervorgegangen  sind.  Es  schien 
billig,  dass  mitratet,  wer  „mitthatet",  dass  diejenigen,  welche  für  das 
öffentliche  Wohl  mit  Opfern  aller  Art  eintreten,  auch  mit  öffentlichen 
Vorrechten  ausgestattet  würden.  Und  bevor  man  sich  entschliesst, 
bezüglich  dieser  Rechte  zu  umfassenden  Aenderungen  zu  schreiten, 
scheint  es  wenig  angezeigt,  an  jenen  Lasten  so  radikal  zu  ändern, 
dass  man  Verpflichtungen,  von  denen  z.  B.  der  weibliche  Teil  der 
Bevölkerung  bisher  verschont  war,  ihm  nunmehr  auferlegt.  Mit 
einem  Worte :  Es  ist  nicht  inkonsequent,  sondern  eher  folgerichtig 
und  den  überkommenen  Verhältnissen  entsprechend,  dass  man  die  in 
Rede  stehenden  Lasten,  die  bisher  nur  der  männlichen  Bevölkerung 
und  innerhalb  dieser  nur  gewissen  Altersklassen  auferlegt  waren,  bei 
diesen  auch  verbleiben  lässt,  und  nur  innerhalb  dieser  Klassen 
wirtschaftlichen  Prägravationen  des  einen  gegenüber  dem  andern 
durch  Sondersteuern  der  hier  in  Rede  stehenden  Art  insoweit  ent- 
gegenzutreten versucht,  als  dies  ohne  Schädigung  in  anderer,  nament- 
lich in  militärischer  Beziehung  durchzuführen  sein  möchte. 

Und  nun  zu  diesen  letzteren  Dingen,   insbesondere  zu  den  auf 
das  militärische  Interesse  bezüglichen  Einwendungen! 
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Siebentes  Kapitel. 

Einwendungen  gegen  die  Wehrsteuer,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  den  Militärdienst,  auf  die  beschränkte  Erwerbsfähig- 
keit der  von  diesem  Dienst  Befreiten  („tassa  dei  gobbi")  und 
auf  die  geringe  finanzielle  Ergiebigkeit  der  Wehrsteuer. 

Von  den  hier  bisher  nicht  erörterten  Einwendungen  gegen  die 
Wehrsteuer,  welche  weniger  die  Frage  nach  der  grundsätzlichen  Ge- 
rechtigkeit dieser  Steuern  als  der  Ausführung  entgegenstehende 
Gründe  sog.  Zweckmässigkeit  betreffen,  dürften  die  erheblichsten  die- 
jenigen sein,  welche  sich  auf  eine  in  dieser  oder  jener  Weise  zu  er- 
wartende Gefährdung  des  Militärdienstes  durch  die  Wehrsteuer  und 
auf  die  Gefahr  unbilliger  Belastung  der  „gobbi"   etc.  beziehen. 

In  ersterer  Hinsicht  hat  man  wohl  geradezu  eingewandt,  dass 
die  Erhebung  jener  Steuer  eine  Herabwürdigung  des  Militärdienstes 
in  sich  schliessen  würde,  insofern  die  Wehrsteuer  als  ein  Aequivalent 
für  den  nicht  geleisteten  Militärdienst  selber  erscheinen  würde,  und 
dieser  hienach  gewissermassen  als  etwas  Käufliches  oder  doch  mit 
Gelde  zu  Bezahlendes  aufgefasst  werden  möchte.  Der  eine  diene, 
der  andere  zahle  und  zwar  zahle  dieser  eben  weil  er  nicht  diene, 
mit  Rücksicht  auf  dieses  Nichtdienen,  und  so  müsse  dieser  Dienst 
als  eine  Last,  eine  Beschwerde  angesehen  und  taxiert  werden,  was 
dann  das  Ansehen  des  Dienstes  beeinträchtigen  müsse. 

Indessen  drängt  sich  gegen  diesen  Einwand  von  vornherein  das 
Bedenken  auf,  dass  wenn  solche  Gefahren  in  der  That  vorlägen,  die 
Wehrsteuer  z.  B.  in  Deutschland  sicherlich  nicht  gerade  seitens  hoch- 
gestellter Militärs  so  warm  und  eindringlich  verteidigt  und  unter- 
stützt worden  wäre,  wie  dies  thatsächlich  geschehen,  dass  sie  nament- 
lich nicht  gerade  bei  der  preussischen  Regierung,  dem  preus- 
sischen  Kriegsminister  u.  s.  w.  jene  warme  Vertretung  gefunden 
hätte,  die  ihr  vor  dem  Reichstag  und  im  Bundesrat,  wie  bekannt^ 
zu  teil  geworden  ist,  vor  allem  auch,  dass  nicht  von  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser,  dem  Schöpfer  und  Erhalter  jener  Kriegs  Verfassung,  der 
die  glorreichen  Erfolge  von  1866  und  1870/71  zu  danken  sind,  der 
Ausarbeitung  und  Einbringung  der  hier  in  Rede  stehenden  Gesetzes- 
entwürfe zugestimmt  worden  wäre. 

Indessen  sehen  wir  hievon  auch  ganz  und  gar  ab,  so  ist  ja 
jenem  Einwände   gegenüber    schon   sehr   oft  darauf  verwiesen,  dass 
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die  Wehrsteuer  durchaus  nicht  ein  Aequivalent  für  den  Militärdienst 
selber  sein  soll,  vieiraehr  Absicht  nur  ist,  die  aus  diesem  Dienst  sich 
ergebenden  ökonomischen  Benachteiligungen,  resp.  die  aus 
der  Befreiung  von  jenem  Dienst  sich  ergebenden  ökonomischen 
Bevorzugungen  anteilig  auszugleichen.  Und  was  von  diesen 
ökonomischen  Dingen  gilt,  darf  eben  nicht  auf  den  Dienst  selber 
bezogen  werden,  dem  gegenüber  ja  auch  von  Schätzungen  der  hier 
in  Rede  stehenden  Art  gar  nicht  die  Rede  sein  könnte. 

Allerdings  hat  es  ungeschickte  Verteidiger  der  Wehrsteuer  ge- 
geben, welche  verwerflichen  Vorstellungen  der  hier  in  Rede  stehen- 
den Art  dadurch  Vorschub  geleistet  haben,  dass  sie  einen  Anhalt 
zur  Bestimmung  gerechter  Höhe  der  Wehrsteuer  im  früheren 
Loskau fsgeld  oder  ähnlichen  Zahlungen  für  einen  zu  stellenden 
Ersatzmann  suchten.  Indessen  derartige  Missgriffe  dürfen  natür- 
lich nicht  der  Wehrsteuer  selber  zur  Last  gelegt  werden.  Und  ganz 
abgesehen  hie  von  drängt  sich  unwillkürlich  der  Gedanke  auf,  dass 
wer  Einwendungen  jener  Art  erhebt,  gerade  die  ökonomischen  Be- 
einträchtigungen, um  die  es  sich  hier  handelt,  missachtet,  sie  ent- 
weder nicht  hinreichend  kennt  oder  sie  doch  nicht  hinreichend  in 
Anschlag  bringt.  Wer  diese  Dinge  gering  schätzt,  wer  die  grossen 
wirtschaftlichen  Verluste,  zu  denen  der  Militärdienst  in  der  That 
führt,  für  unerheblich  oder  in  Anbetracht  vielleicht  der  aus  dem 
Dienst  hervorgehenden  Vorteile  geradezu  gleich  Null  erachtet  —  der 
muss  allerdings  geneigt  sein  anzunehmen,  dass  die  Wehrsteuer  vor- 
zugsweise in  Betracht  komme  oder  doch  angesehen  werde  oder  wer- 
den könnte  als  Ersatz  für  die  Mühen  des  Militärdienstes  selber. 
Wer  anders  denkt,  kommt  zu  anderem  Resultate,  und  wird  sich  auch 
einer  Besorgnis  wie  der  zuletzt  berührten:  der  Besorgnis  einer  un- 
gerechtfertigten und  gefährlichen  Auffassung  seitens  anderer  ent- 
schlagen können.  — 

Ein  zweiter  auf  den  Militärdienst  bezüglicher  Einwand  geht 
dahin,  dass  die  Wehrsteuer  die  Aushebung  zum  Militär  hin- 
dere oder  unterbinde,  da  es  unbillig  sei,  die  einmal  der  Wehrsteuer 
unterstellten  Personen  bei  späterem  Mannschaftsbedarf  im  Kriegsfall 
noch  zum  Militärdienste  selber  heranzuziehen.  Indessen  bezieht  sich 
dieser  Einwand  erstens,  wie  leicht  ersichtlich,  nur  auf  eine  Quote 
der  Wehrsteuer,  resp.  der  zu  dieser  heranzuziehenden  Personen,  auf 
denjenigen  Teil  der  letzteren  nämlich,  deren  spätere  Aushebung  über- 
haupt in  Frage  kommen  kann,    was  ja   bei  einem  grossen  Teil  der 
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hier  in  Rede  stehenden  Personen  von  vornherein  ausgeschlossen  ist. 
Und  auch  bezüglich  jener  Quote  ist  zu  beachten,  dass  sich  solcher 
Gefahr  der  Unbilligkeit  z.  B.  durch  Bestimmungen  wie  die  schon 
erwähnten  auf  die  deutschen  Ersatzreservisten  bezüglichen  begegnen 
lässt.  Man  hat  es  ja  in  der  Hand,  Leute  dieser  Klasse  nicht  zur 
Wehrsteuer  in  ihrem  vollen  Betrage,  sondern  nur  zu  Teilen  der- 
selben heranzuziehen,  und  ist  zu  solcher  anteiligen  Besteuerung  be- 
rechtigt, da  jene  Personen,  auch  wenn  sie  bei  später  eintretendem 
Kriegsfalle  zu  regelmässigem  Dienste  gleich  den  andern  herangezogen 
werden  sollten,  doch  schon  daraus  nicht  unerheblichen  wirtschaft- 
lichen Vorteil  gezogen  haben,  dass  sie  vom  regelmässigen  Friedens- 
dienste befreit  geblieben  waren,  überdies  jene  Chance  späteren  Kriegs- 
dienstes eine  sehr  unsichere  ist,  der  vielleicht  die  meisten  ent- 
gehen etc. 

Dass  die  Durchführung  der  bezüglichen  Abstufungen  von 
ganzem  und  halbem  Wehrgeld  oder  andern  Quoten  des  letzteren 
manchen  Bedenken  und  manchen  Schwierigkeiten  unterliegt,  soll 
durchaus  nicht  geleugnet  werden.  Indessen  sind  das  Bedenken  und 
Schwierigkeiten,  die  nicht  grösser  sind  als  jene,  denen  wir  bei  den 
meisten  Steuern  begegnen.  Man  denke  nur  an  das  Problem,  das 
richtige  Verhältnis  zwischen  der  Höhe  der  Belastung  fundierter  und 
unfundierter  Bezüge,  oder  der  Höhe  der  Ertragssteuern  und  der  Ein- 
kommensteuern, oder  zwischen  der  Höhe  der  Bier-  und  Wein-,  oder 
Wein-  und  Branntweinsteuer,  Wein-  und  Zucker-,  Zucker-  und 
Tabaksteuer  u.  s.  w.  zu  finden  —  oder  denke  auch  an  die  Schwierig- 
keit gerechter  Bestimmung  der  Steuerprogression:  der  zu  erhebenden 
Progressivsätze  sowohl  wie  der  diesen  Sätzen  entsprechend  festzu- 
setzenden Einkommens-  oder  Vermögensklassen  oder  -stufen.  Da 
überall  müssen  wir  uns  ja  mit  unsicherem  Tasten,  sehr  unzureichendem 
Anhalte  begnügen  und  nehmen  trotzdem  keinen  Anstand,  jene  Er- 
gänzung von  Ertrags-  und  Einkommensteuern,  jene  einzelnen  indirekten 
Steuern  und  diese  Steuerprogression  resp.  höhere  Belastung  fundierter 
Bezüge  etc.  zu  empfehlen. 

Wichtiger  kann  unter  den  auf  die  Gefährdung  des  Militär- 
dienstes bezüglichen  Bedenken  der  dritte,  namentlich  von  Treitschke 
wiederholt  erhobene  Einwand  erscheinen,  dass  insbesondere  bezüg- 
lich derjenigen,  welche  auf  der  Grrenze  zwischen  Tauglichkeit  und 
Untauglichkeit  zum  Militärdienst  stehen,  eine  gewisse  Neigung  der 
Ersatzbehörden   Platz   greifen    könnte,    diejenigen,   von  welchen  um 
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ihrer  grösseren  Wohlhabenheit  willen  bei  der  Freilassung  vom  Dienst 
höhere  Wehrsteuer  in  Aussicht  stehen  möchte,   eher  für  untauglich 
zu   erklären    als    minder    Wohlhabende   oder   Arme,    von   denen   in 
solchem  Falle   nur  geringe   oder   gar   keine  Zahlungen   der   hier  in 
Rede  stehenden  Art  zu  erv^arten  vsrären.     Indessen  ist   solchen  Ein- 
w^endungen  gegenüber,  für  die  man  sich  namentlich  auf  in  der  Schweiz 
gemachte  Erfahrungen  bezogen  hat,  doch  zu  beachten,  dass  es  sich 
bei  solchen  Vermuthungen   erstens  um  die  Annahme  von  Pflicht- 
widrigkeiten hoch   gestellter  Beamten   handelt,    zu   der   bei   uns 
bisher  kein  Anlass  gegeben  sein  möchte,  und  zweitens  und  namentlich 
dass  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  die  Verhältnisse  in  diesen 
Beziehungen  sehr  verschieden  liegen,    dass   in  Deutschland  in  jenen 
Kommissionen,  die  über  Tauglichkeit  oder  Untauglichkeit  zum  Mihtär- 
dienst   zu   bestimmen   haben,    vorzugsweise    solche    entscheiden,    die 
Militär  von  Beruf  sind^),  und  diese  nicht  nur  an  sich  finanziellen 
Erwägungen   und   Versuchungen    der    hier    in   Rede    stehenden   Art 
regelmässig  sehr  fern  zu  stehen  pflegen,  sondern,  wie  jeder  weiss, 
der  mit  diesen  Dingen  ein  wenig  zu  thun  gehabt  hat,  gerade  diese 
Militärs    durch   das   ihnen   zunächst  liegende  und  von  ihnen  vor- 
zugsweise  vertretene  Interesse   eher   dahin   gedrängt  werden,    ihren 
Einfluss  nach  der  entgegengesetzten  Richtung  hin  geltend  zu  machen, 
mit   andern  Worten,  dass  diese  regelmässig  eher  geneigt   sind,    die 
weniger  Wohlhabenden  und  Armen  vom  Dienste  frei  zu   lassen   als 
die  besser  Situierten.     Handelt  es  sich  doch  in  diesen  Dingen  nicht 
nur  um  Gewinnung  späterer  Offizierskandidaten  (an  denen,  wie  z.  B. 
die  Mobilmachung  von  1870/71  deutlich  erwies,  durchaus  kein  Ueber- 
fluss,  sondern  namentlich  für  die  Ersatz-  und  Besatzungstruppen  er- 
heblicher Mangel  ist,  und  die  man  natürlich  nur  den  besser  situierten 
Klassen   entnehmen    kann),    sondern    nicht    minder    um    Kandidaten 
zu   Vizefeldwebel-   und   Offizierdienste   thuenden  Unteroffizieren,    zu 
interimistischen   oder   definitiven  Zahlmeistern,   interimistischen  oder 
definitiven    Feldwebeln,    Bataillonsschreibern,    Fourieren,    Kammer- 
verwaltern u.  s.  w.    Und  sehen  wir  selbst  davon  ganz  ab,  dass  auch 
der  erfahrungsmässig  sehr  grosse  Bedarf  an  solchen  Persönlichkeiten 
im  Falle   der  Mobilmachung   regelmässig   nur   aus  den  Angehörigen 
besser  situierter  Klassen  gedeckt  werden  kann  —  schon  das  nächste 
Interesse  aller  militärischen  Vorgesetzten,  das  Interesse  an  tüchtiger 


')  Näheres  übersichtlich  namentlich  bei  Lab  and  a.  a.  0. 
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militärischer  Erziehung  und  Ausbildung  der  Heeresangehörigen,  das 
Interesse  an  Durchführung  guter  Ordnung  und  Sauberkeit,  ja  schon 
das  Interesse  an  möglichster  Hebung  der  körperlichen  Leistungs- 
fähigkeit der  Mannschaften  weist  unzweifelhaft  dahin,  ceteris  paribus 
die  Angehörigen  besser  situierter  Klassen,  die  von  zu  Hause  eher 
Zuschüsse  erhalten  und  namentlich  regehnässig  mehr  Bildung,  An- 
stand und  gute  Sitte  in  den  Dienst  mitbringen,  auch  mehr  an  Sauber- 
keit und  Ordnung  gewöhnt  sind,  sich  eventuell  als  Korporalschafts- 
führer eher  Ansehen  zu  verschaffen  wissen  u.  s.  w.,  anderen  gegen- 
über bei  der  Aushebung  nicht  zu  schonen,  sondern  sie  diesen  eher 
vorzuziehen. 

Und  danach  dürfte  denn  auch  die  weitere  Gefahr  eine  geringe 
sein,  auf  die  man  sich  in  diesen  Dingen  wohl  zu  beziehen  pflegt, 
die  Gefahr  nämlich,  dass,  wenn  es  auch  thatsächlich  nicht  zu- 
treffen möchte,  dass  die  Wehrsteuer  zu  einer  Begünstigung  der  Wohl- 
habenden bei  der  Aushebung  führen  möchte,  doch  hie  und  da  der 
Schein  solcher  Begünstigung  entstehen  könnte.  Gerade  die  Er- 
fahrung dürfte  in  Deutschland,  solange  unsere  Militärverfassung 
nicht  eine  ganz  und  gar  andere  geworden  ist,  bald  zeigen,  dass  zu 
einem  Schein  dieser  Art  kein  Grund  vorliegt.  Und  ausserdem  dürfte 
eine  gerechte,  allen  Vorschriften  entsprechende  Aushebung  in  der 
Wehrsteuer  insofern  vielleicht  noch  eine  Stütze  finden,  als  jener 
in  vielen  Fällen  sehr  bedeutende  wirtschaftliche  Gewinn,  der  dem 
einzelnen  jetzt  aus  der  Befreiung  vom  Dienst  erwächst,  durch  diese 
Steuer  eben  in  erheblichem  Masse  verringert  und  hierdurch  dann  auch 
die  Versuchung,  sich  durch  Verstellung,  Verstümmelung  und  an- 
dere unlautere  Mittel  von  jenem  Dienst  zu  befreien,  natürlich  ge- 
mindert werden  möchte. 

Was  sodann  die  beiden  andern  oben  berührten  Einwendungen: 
den  Einwand  geringer  finanzieller  Ausbeute  und  den  Einwand  un- 
gerechter gobbi-  oder  „Krüppel "-Belastung  betrifft,  so  seien  über 
diese  miteinander  in  gewissem  Konnex  stehenden  Dinge  hier  nur 
einige  Bemerkungen  beigebracht.  Bei  Gelegenheit  der  Vorschläge 
bezüglich  der  Gestaltung  der  Wehrsteuer  wird  an. ganz  anderem 
Orte  näher  auf  diese  Dinge  einzugehen  sein. 

Namentlich  in  neuester  Zeit  hat  man  vielfach  gemeint,  dass 
die  Wehrsteuer  deshalb  nicht  erhebliche  Erträge  zu  bringen  ver- 
möchte, weil,  wo  überhaupt  die  allgemeine  Wehrpflicht  durchgeführt 
und  namentlich  wo  wie  in  Deutschland  das  Institut  der  Ersatzreserve 
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bestehe,  die  Zahl  der  nicht  ihrer  Wehrpflicht  Genüge  leistenden  eine 
sehr  geringe  sei.  Indessen  ist  diesem  Einwände  leicht  durch  einen 
Hinweis  auf  die  in  Frage  kommenden  Zahlen  zu  begegnen,  und  zwar 
auf  zweifache  Weise. 

Man  kann  einerseits  die  grosse  Zahl  der  nach  den  Ersatz- 
listen im  bezüglichen  Jahre  militärpflichtig  werdenden  Personen  zu 
Grunde  legen  und  dieser  Zahl  die  relativ  sehr  kleine  der  wirklich  Aus- 
gehobenen gegenüberstellen.  Und  man  kann  andererseits  direkt  von  der 
Zalil  derjenigen  ausgehen,  über  die  im  bezüglichen  Jahr  definitive 
Entscheidung  der  Ersatzbehörden  ergangen  ist,  um  zu  untersuchen, 
welcher  Teil  von  diesen  letzteren  ausgehoben  ist,  wie  viele  nicht. 
Auf  dem  ersteren  Wege  (vgl.  die  Motive  des  deutschen  Ge- 
setzentwurfs a.  a.  0.  und  das  amtliche  Statistische  Jahrbuch  für 
das  Deutsche  Reich,  ältere  Jahrgänge,  auch  Marcin  owski 
a.  a.  0.  pag.  132  ff.)  ergibt  sich  z.  B.,  dass  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1875 — 1879  als  militärpflichtig  in  jenen  —  oft  ungenauen  — 
Listen  geführt  wurden,  im  Bezirke  des  1.  bis  einschliesslich 
15.    Armeekorps,    der    25.    Division    und    des    Königreichs    Bayern 

jährlich 1,171,738  Köpfe. 

Von    diesen    schieden   aber   als   unermittelt   oder 
als  doppelt  geführt,    verzogen  u.  s.  w.  von 
vornherein  durchschnittlich  jährlich  aus       .         365,748       „ 
und    daneben    schieden    als    auf   1  Jahr    zurück- 
gestellt noch  durchschnittlich  jährlich  aus  .        417,925       „ 

also  in  Summa  schieden  aus 783,673  Köpfe 

so  dass  verblieben  nur 388,065       „ 

Und  von  diesen  388,065  wurden  nun  durchschnittlich  jährlich 

1)  ausgeschlossen  (wegen  Strafe)      ....         1,127      „ 

2)  ausgemustert  (als  dauernd  untauglich)  .     .       85,107      „ 

3)  als  bedingt  TaugHche  resp.  als  Ueber- 
zählige  etc.  der  Ersatzreserve  oder  See- 
wehr II.  Klasse  überwiesen 131,825      „ 

endlich 

4)  wegen  unerlaubter  Auswanderung  gericht- 
lich verfolgt  etc 14,814       „ 

dagegen  ausgehoben  nur  133,592,  zu  denen  noch  „freiwillig"  Ein- 
tretende in  der  Zahl  von  16,747  hinzuzurechnen  sind,  so  dass  als« 
von  der  Gesamtheit  der  als  militärpflichtig  in  den  Listen  Ge4 
führten  (1,171,738)  nur   ca.    ^js    und   von   der  Gesamtheit   der   obel 
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berechneten  Zahl  von  388,065  Köpfen  weniger  als  ^/ö  zur  Einstellung 
gelangten. 

Wählt  man  aber  ausschliesslich  den  andern  der  oben  bezeichneten 
beiden  Wege,  d.  h.  legt  man  nur  die  Zahl  derjenigen,  über  die  im 
bezüglichen  Jahr  definitive  Entscheidung  erfolgt  ist,  zu  Grunde,  und 
stützt  sich  auf  die  spezielleren  neuesten  Daten,  vrie  sie  z.  B.  in  jenem 
amtlichen  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  neuerdings 
publiziert  worden  sind,  so  gelangt  man  zu  folgendem  Ergebnis: 

Von  den  1875—1879  durchschnittlich  in  der  Zahl  von  16,747 
und  1880—1884  durchschnittlich  in  der  Zahl  von  19,687  „freiwillig" 
eingetretenen  Militärpflichtigen  ,  abgesehen,  wurden 


der  definitiven  Ents 
behörden 

1875 
1876 
1877 

1878 
1879 

cheidung  der  Ersatz- 
unterstellt 

331,994 
368,206 
343,700 
351,528 
362,830 

hiervon  ausgehet 

135,091 
134,111 
133,363 

133,808 
131,588 

)en  aber  nur 
d.  h.  Prozent 
40,7 
36,4 
38,8 
38,1 
36,3 

also  1875-1879 

1,758,258 

667,961 

38,0 

1880 
1881 
1882 
1883 
1884 

377,590 
378,153 
368,074 
363,703 
363,419 

140,541 
140,988 
141,965 
141,817 
142,521 

37,2 
37,3 
38,6 
39,0 
39,2 

also  1880—1884 

1,850,939 

707,832 

38,2 

mithin  1875—1884 

(1.  h.  durchschnittlich 

von  1875—1884 

3,609,197 
360,920 

1,375,793 
137,579 

38,1 
38,1 

Dagegen   wurden    von   jenen    definitiver   Entscheidung   Unter- 
stellten nicht  ausgehoben,  sondern 


aus- 
geschlossen 
wegen  Zucht- 
hausstrafe etc. 

ausgemustert 
als  dauernd  untaug- 
lich wegen   körper- 
licher oder  geistiger 
Gebrechen. 

der  Ersatzreserve  I. 
oder  IL,  resp.  der  See- 
welir  11.  Kl.  als  bedingt 
Taugliche  oder  U eb er- 
zähl i  g  e  nach  dem  drit- 
ten Konkurrenzjahre  etc. 
überwiesen. 

Summe. 

1. 

2. 

3. 

4. 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 

956 

963 

1,220 

1,214 

1,281 

54,360 
100,809 
89,272 
86,820 
94,274 

141,587 
132,323 
119,845 
129,686 
135,687 

Sunune  1875—1879 

5,634 

425,535 

659,128 

1,090,297 

1880 
1881 
1882 
1883 
1884 

1,113 
1,390 
1,377 
1,352 
1,281 

95,681 
77,947 
73,057 
68,475 
67,780 

140,255 
157,828 
151,675 
152,059 
151,837 

Summe  1880—1884 

6,513 

382,940 

753,654 

1,143,107 

Summe  1875—1884 

12,147 

808,475 

1,412,782 

2,233,404 

also  durchschnittlich 

1,215 

80,847 

141,278 

223,340 

in  Of,  der  Zahl  Spalte  4 

0,5 

36,2 

63,3 

100 

in  Og  der  Gesamtzahl 
von  360,920 

0,4 

22,4 

39,1 

61 
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So  ergibt  sich  also,  dass,  immer  von  jener  relativ  kleinen  Zahl 
„freiwillig"  Eintretender  abgesehen,  von  allen  in  den  Jahren  1875 
bis  1884  der  definitiven  Entscheidung  der  Ersatzbehörden  Unter- 
stellten durchschnittlich  mehr  als  [^/s  (genauer  22,8  Prozent)  aus- 
geschlossen oder  als  ganz  untauglich  ausgemustert  wurden, 
dagegen  etwa  ^/s  (genauer  39,1  Prozent)  als  bedingt  tauglich,  über- 
zählig u.  s,  w.  der  Ersatzreserye  überwiesen  und  weniger  als  ^/s  (ge- 
nauer 38,1  Prozent)  wirklich  ausgehoben  wurden.  Und  nehmen  wir 
die  1875—1884  durchschnittlich  jährlich  in  der  Zahl  von  18,217  frei- 
willig Eingetretenen  hinzu,  so  traten  von  379,137  sich  Stellenden 
durchschnittlich  jährlich    155,796   d.  h.  41,1   Prozent   in   das   Heer. 

Also  etwa  ^/s  dienen  und  ^/ö  bleiben  der  Wehrsteuer  vor- 
behalten —  das  ist,  trotz  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  der  Rede 
kurzer  Sinn,  mit  Bezug  auf  Deutschland ! 

Und  ähnlich  steht  es  auch  in  andern  Staaten,  z.  B.  in  Italien. 
Ja,    hier    ist    die    Zahl    der    Ausgehobenen    relativ    noch    geringer. 
Von  durchschnittlich  jährlich  295,085   in   den  Listen  Geführten  der 
Jahre  1877 — 1881  schieden  vorweg  durchschnittlich  aus: 
4^106  cancellati  dalle  liste, 
9,273  dichiarati  renitenti  und 
36,779  vorläufig  Zurückgestellte  (rivedibili  e  rimandati  alla 
prossima  leva) 

i 


also  zus.  50,158. 

Von  den  dann  noch  verbleibenden  244,927  aber  wurden 


1)  „ausgemustert"  etc.  (riformati  per  qualsiasi  causa)     72,087 

2)  für  den  Ersatz  und  resp.  die  Provinzialmiliz  und 

den  Landsturm  vorbehalten  einerseits  .  .  .  48,827  > 
arruolati  nella  seconda  categoria,  und  sodann  59,433  7 
esentati  ed  arruolati  nella  terza  categoria,   also 

zusammen 108,260 

dagegen  wurden  ausgehoben  (arruolati  nella  prima 

categoria)  nur 64,580 

d.  h.  von  jenen  244,927  (72,087  +  108,260  +  64,580)  Mann  nicht 
viel  über   ^Ja  !     (Motive  des  ital.  Entwurfs  von  1882.) 

Im  einzelnen,  von  Jahr  zu  Jahr  und  von  Gebiet  zu  Gebiet  ge- 
stalten sich  diese  Dinge  in  Italien  wie  in  Deutschland  natürlich  recht 
verschieden,  z.  B.  innerhalb  Deutschlands  so,  dass  die  Zahl  der  Aus- 
gehobenen in  den  letzten  Jahren  besonders  gering  war  im  Be- 
zirk  des   3.  und  4.  Armeekorps,    also    in    Brandenburg    mit   Berlin 
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und  in  Thüringen  und  Sachsen  etc.  (ca.  ^3  oder  weniger),  dagegen  be- 
sonders gross  in  Bayern,  Württemberg  und  Hessen  (über  ^/s)  ^),  was 
offenbar  mit  der  verschiedenen  Grösse  der  Bevölkerung  der  Armee- 
korpsbezirke und  dem  verschiedenen  Wachstum  der  Bevölkerung  hier 
und  dort  zusammenhängt.  So  hatte  z.  B.  Berlin  und  Brandenburg 
als  Bezirk  des  3.  Armeekorps  1880:  3,389,145  Köpfe,  Württemberg 
nur  1,971,118  (vgl.  amtl.  Statist.  Jahrb.  Jahrg.  IV). 

Im  allgemeinen  aber  bleibt  die  Zahl  der  Ausgehobenen  auf  ca.  ^/5 
der  der  definitiven  Entscheidung  Unterstellten  stehen  und  ca.  drei 
Fünf  teile  der  in  den  bezüglichen  Altersklassen  Befindlichen  bleiben, 
wie  bemerkt,  trotz  der  allgemeinen  Wehrpflicht  vom  Dienst  ganz 
oder  als  Ersatzreservisten  etc.  doch  vorläufig  befreit  resp.  bevorzugt. 

Und  danach  sind  auch  die  von  der  Wehrsteuer  zu  erwartenden 
Einnahmen  nicht  gering.  Unter  Berücksichtigung  jener  in  Aussicht 
genommenen  beschränkten  Zahlungen  der  Ersatzreservisten,  von  denen 
oben  schon  die  Rede  war,  rechnete  man  z.  B.  nach  den  Motiven  des 
deutschen  Wehrsteuerentwurfs  von  1881,  bei  nur  4  Mark  Wehr- 
personalsteuer und  einer  Wehreinkommensteuer  von  höchstens 
3  Prozent,  auf  eine  Gesamteinnahme  aus  dieser  Steuer  von  ca. 
20  Millionen  Mark  —  ein  Betrag,  der  sich  bei  der  hier  unten  noch 
zu  erörternden  Ausdehnung  der  Wehrsteuerpflicht  auf  andere  Alters- 
klassen als  auf  die  von  jenem  Entwürfe  in  Aussicht  genommenen 
noch  recht  erheblich  steigern  würde,  wie  es  ja  auch  in  der  Schweiz 
wohl  vorzugsweise  dieser  Ausdehnung  auf  die  ganze  Zeit  der  Wehr- 
pflicht (Dienstpflicht)  vom  20. — 44.  Lebensjahre  zuzuschreiben  ist, 
dass  sich  die  Wehrsteuereinnahmen  dort  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
noch  wesentlich  höher  herausstellen  (auf  ca.  1  Frank  per  Kopf), 
als  sie  für  Deutschland  vorgesehen  werden  konnten  (ca.  ^2  Mark 
pro  Kopf). 

Im  Anschluss  an  das  Gesagte  sei  nun  aber  schliesslich  auch 
des  Einwands  gedacht,  dass  die  Wehrsteuer  vorzugsweise  Unglück- 


^)  Im  Jahre  1884  wurden  von  allen,  die  definitiver  Entscheidung  der  Er- 
satzbehörden unterstellt  wurden,  ausgehoben 

im  Bezirk  des  4.  Armeekorps :  (Preussisch-Sachsen,  Thüringen  etc.)  32,9  Proz. 

fl        ,         r     3.  „  (Brandenburg) 34,8     , 

„        „         „12.  „  (Königr.  Sachsen)       35,8     , 

dagegen  z.  B. 

im  Bezirk  des  13.  (württembergischen)  Armeekorps 44,9     „ 

u.  „         «         „        1.  bayrischen  „  45,4     „ 
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liehe,    Krüppel,    Bucklige   u.   s.   w.    treffen   und   insofern    ungerecht 
sein  würde. 

Schon  ein  oberflächlicher  Umblick  unter  den  vom  Militärdienst 
Befreiten  lehrt  jeden  das  Gegenteil.  Sehen  wir  uns  nur  einmal  die 
Leute  an,  die  solcher  Befreiung  teilhaftig  geworden  sind!  —  Wie 
schwer  wird  es  uns  da  häufig,  ja,  man  darf  wohl  sagen,  regelmässig, 
an  diesen  Leuten  körperliche  Mängel  zu  entdecken ;  wie  oft  sind  ge- 
rade sie  die  besten  Turner,  Fechter,  Reiter  u.  s.  w.  und  wie  selten 
erscheinen  sie  in  der  That  minder  erwerbsfähig  oder  zu  ihrem  Amte 
und  andern  Berufen  minder  geeignet! 

Was  so  aber  schon  die  erste  Umschau  lehrt,  das  bestätigt  auch 
die  Statistik.  Sie  zeigt,  dass  innerhalb  jener  sehr  grossen  Zahl  nicht 
zum  regelmässigen  Dienst  herangezogener  Wehrpflichtiger  die  Zahl 
der  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  beschränkten  Personen  eine  sehr  kleine 
ist.  Zwar  fehlen  natürlich  spezielle  Aufnahmen  über  die  Erwerbs- 
fähigkeit der  einzelnen,  die  definitiver  Entscheidung  unterstellt  wurden, 
denn  eine  solche  Statistik  würde  selbstverständlich  auf  sehr  grosse  | 
Schwierigkeiten  stossen.  Man  muss  es  daher  bei  Schlüssen  auf 
jene  Dinge  aus  den  registrierten  Befreiungsgründen  bewenden  lassen. 
Und  leider  ist  gerade  dieses  Gebiet  der  Statistik  bisher  wenig  ge- 
pflegt. W^er  sich  eingehender  mit  diesen  Dingen  beschäftigen  wollte, 
fände  z.  B.  für  Preussen  eine  Reihe  spezieller  Mitteilungen  über 
die  Zahl  der  sog.  Ueberzähligen,  zeitig  und  dauernd  Untauglichen  etc. 
in  den  wenigstens  in  den  östlichen  Provinzen  fast  alle  Kreise  be- 
treffenden Kreisstatistiken,  dazu  in  den  besseren  Regierungs- 
bezirksstatistiken Preussens  u.  s.  w.  Zu  einer  Verarbeitung 
dieses  Materials  ist  es  indessen  bisher  nicht  gekommen.  Und  eine 
solche  soll  hier,  wo  es  sich,  wie  bemerkt  (pag.  211),  nur  um  vor- 
läufige Bemerkungen  über  diesen  Gegenstand  handelt,  auch  nicht 
versucht  werden.  Es  möchte  diese  Arbeit  für  den  vorliegenden 
Zweck  viel  zu  weit  führen. 

Halten  wir  uns  daher  allein  an  schon  durchgeführte  Vor- 
arbeiten, so  wäre  hiernach  z.  B.  für  Preussen  anzunehmen,  dass  die 
Zahl  der  erwerbsunfähigen  oder  in  ihrer  Erwerbsfähigkeit  infolge 
körperlicher  Gebrechen  erheblich  beschränkten  Personen  nur  etwa  ^20 
aller  militärpflichtigen  und  ^jiz  aller  nicht  zur  regelmässigen  Aus- 
hebung gelangenden,  nach  dem  Gesetzesprojekt  von  1881  wehrsteuer- 
pflichtigen Personen  beträgt. 

Nach  einer  Aufstellung  des  königlich  preussischen  statistischen 
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Bureaus  von  1881  waren  nämlich  z.  B.  1876  im  Gebiete  der  24  In- 
fanterie-Brigade-Bezirke Preussens  unter  183,562  nicht  diensttauglich 
befundenen  Militärpflichtigen : 

1)  66,511   als  bedingt  tauglich, 

2)  55,927  als  zeitig  untauglich,  dagegen  nur 

3)  61,124  als  dauernd  untauglich 

registriert.  Unter  jenen  bedingt  Tauglichen  ad  1)  befanden  sich  nun 
aber  nach  den  bestehenden  Vorschriften  vorzugsweise  solche,  die 
wegen  Schielens,  starker  Kurzsichtigkeit,  Stotterns,  Steifheit  eines 
Fingers,  Zahnlosigkeit,  Taubheit  auf  einem  Ohre  und  anderer  so  ge- 
ringer Fehler  nicht  ausgehoben  waren,  dass  ihre  Erwerbsfähigkeit 
sehr  wenig  oder  gar  nicht  dadurch  beschränkt  war.  Und  Aehnliches 
galt  von  jenen  ad  2)  genannten  55,927,  die  als  „zeitig  untaug- 
lich" vorzugsweise  wegen  überstandener  Krankheiten  oder  als  noch 
in  der  Entwicklung  zurückgeblieben  zunächst  zu  schwächlich  be- 
funden waren.  Endlich  befanden  sich  dann  aber  auch  unter  dem 
ad  3)  genannten  Reste  von  61,124,  die  für  „dauernd  untauglich" 
erklärt  waren,  viele,  die  dieser  Kategorie  z.  B.  allein  wegen  Minder- 
mass  (8789)  oder  ähnlicher  die  Erwerbsfähigkeit  wenig  oder  gar 
nicht  beschränkender  Umstände  verfallen  waren,  so  dass  nach  An- 
nahme des  preussischen  statistischen  Bureaus  überhaupt  vielleicht 
nur  15,000  d.  h.  von  jenen  183—184,000  ca.  ^^2  als  in  ihrer  Er- 
werbsfähigkeit wirklich  erheblich  benachteiligt  angesehen  werden 
konnten.  Und  für  den  Durchschnitt  z.  B.  der  Jahre  1876 — 1878 
gelangt  man  nach  solchen  Annahmen  dahin,  dass  von  jährlich  320,640 
Militärpflichtigen  in  Preussen  zur  Einstellung  gelangten  (als  Ersatz- 
rekruten und  als  Freiwillige) 115,865 

also  nicht  eingestellt  wurden 204,775 

von  diesen  aber  nicht  erwerbsfähig  oder  in  ihrer 
Erwerbsfähigkeit  durch  Gebrechen  erheb- 
lich beschränkt  waren  nur ca.   15 —   16,000 

also  nicht  in  dieser  Weise  beschränkt  ...       „  189 — 190,000 
nämlich 

1)  der  Rest  der  als  „dauernd  dienstuntaug- 
lich" Bezeichneten  mit       ....".       „  48,000 

2)  die    als    „zeitlich   untauglich"  Bezeich- 
neten mit „  51,000 

Transport  99,000 
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Transport     ca.  99,000 

3)  die  als  „bedingt  tauglich"  Bezeichneten 

mit „  67,000 

und  endlich 

4)  als  „völlig  diensttauglich",  insbesondere 
wegen  „Ueberzähligkeit"  nicht  bean- 
sprucht        „  23,000 

Summe  ca.  189,000  ') 

Auf  jene  nach  alledem  sehr  kleine  Zahl  der  durch  körperliche 
Gebrechen  am  Erwerb  verhinderten  resp.  in  diesem  erheblich  be- 
schränkten Militärpflichtigen  ist  aber  bei  Durchführung  der  Wehr- 
steuer natürlich  Rücksicht  zu  nehmen.  Sind  Personen  dieser  Art 
ohne  erhebliches  Vermögen  resp.  Vermögenseinkünfte,  so  müssten  sie 
wehrsteuerfrei  gelassen,  im  anderen  Falle,  soweit  dies  thunlich, 
mit  geringerer  Steuer  belastet  werden  als  die  nicht  in  jener  Weise 
Benachteiligten.  Und  es  könnten,  falls  sich  der  Durchführung  dieser 
Dinge,  wie  später  gezeigt  werden  soll,  Schwierigkeiten  entgegenstellen 
sollten,  hieraus  allerdings,  wie  nicht  geleugnet  werden  soll,  für  die 
in  Rede  stehende  kleine  Zahl  Pflichtiger  Härten  hervorgehen,  Härten 
aber,  die  nicht  grösser  sein  möchten,  als  sie  sich  regelmässig  bei 
Veranlagung  einzelner  Steuern  herausstellen.  Man  denke  nur  an  die 
Gesamtheit  der  Ertragssteuern,  zu  denen  man  regelmässig  ohne  jede 
Berücksichtigung  persönlicher  Verhältnisse  herangezogen  wird  etc. 
Jedenfalls  aber  könnte  aus  diesen,  wie  bemerkt,  nur  einen  sehr 
kleinen  Bruchteil  aller  Pflichtigen  betreffenden  Härten,  selbst  wenn 
jene  Zahl  noch  etwas  grösser  sein  sollte  als  oben  angenommen  ist, 
kein  genügender  Grund  dazu  entnommen  werden,  etwa  von  der  ganzen 
hier  in  Rede  stehenden  Steuer  abzusehen.  Und  wenig  erheblich  er- 
scheint dann  auch  der  fernere  Einwand,  den  man  wohl  an  Bedenken 
der  soeben  erörterten  Art  geknüpft  hat,  der  Einwand  nämlich,  dass 
man  diejenigen,  welche,  wenn  auch  an  sich  vollständig  erwerbsfähig, 
doch  durch  körperliche  Gebrechen  ohne  ihre  Schuld  und  sehr  oft 
vielleicht  zu  eigenem  lebhaften  Bedauern  ausser  Stand  gesetzt  wären, 
Militärdienste  zu  leisten,  deshalb  nicht  noch  „bestrafen",  durch  be- 
sondere Geldzahlungen  belasten  dürfe  etc.  Allerdings  „strafen"  darf 
man   sie    nicht.     Man    darf    sie   aber,    da   sie    eben   zu   öffentlichen 


')  Vgl.  Statistische  Korrespondenz   (herausgegeben   vom  kgl.  preuss.  st^i 
tistischen  Bureau)  vom  14.  Mai  1881,  auch  Marcinowski  a.  a.  0.  pag.  134  ri. 
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Leistungen  der  einen  Art  ausser  Stande  sind,  zu  öffentlichen  Leistungen 
anderer  Art  in  Anspruch  nehmen,  insbesondere  soweit  diese  nicht 
über  dasjenige  Mass  wirtschaftlicher  Opfer  hinausgehen,  das  man 
anderen,  den  MiHtärdienst  Leistenden,  regelmässig  zumutet.  Und  ge- 
wissenhafte Leute  von  Vermögen  oder  grösserem  Einkommen,  die 
wegen  geringfügiger  körperlicher  Mängel  vom  Dienste  frei  geblieben, 
empfinden  es  auch  in  der  That  —  bezügliche  Fälle  sind  dem  Ver- 
fasser bekannt  —  als  etwas  sie  Bedrückendes  und  Peinigendes,  dass 
sie  trotz  grösserer  Leistungsfähigkeit  um  jener  Mängel  willen  von 
Opfern  für  das  gemeine  Beste  frei  bleiben  sollen,  zu  denen  man 
weniger  leistungsfähige  Altersgenossen  heranzieht. 


Achtes  Kapitel. 

Vorläufige   Bemerkungen   zur  Durchführung   der  Wehrsteuer, 
insbesondere  über   Wehr  personal-   und   Wehr  Vermögens- 
steuer sowie  über  die   gesetzliche  Regelung   der  Verwendung 
des  Ergebnisses  der  Wehrsteuer. 

Den  Einzelheiten  der  Durchführung  der  Wehrsteuer  soll,  wie 
schon  bemerkt,  eine  andere  Arbeit  gewidmet  werden,  in  der  nament- 
lich auch  das  neueste  französische  Wehrsteuerprojekt  Behandlung 
finden  wird. 

Hier  sollen  bezüglich  dieser  Dinge  den  bisherigen  Ausführungen 
nur  einige  vorläufige  Bemerkungen  angeschlossen  werden,  welche 
jene  Ausführungen  über  die  grundsätzliche  Auffassung  der  hier  in 
Rede  stehenden  Steuer  illustrieren  sollen. 

Wie  sich  aus  dem  oben  Gesagten  ergibt,  möchte  es  sich 
empfehlen,  die  Wehrsteuer  zu  erheblichem  Teil  als  Einkommensteuer 
(im  üblichen  Sinne  dieses  Worts)  zu  gestalten,  und  zwar  als  pro- 
gressive Einkommensteuer,  und  das  aus  denselben  Gründen,  aus 
denen  man  diese  Steuer  heute  überhaupt  regelmässig  progressiv  zu 
gestalten  hat  und  auf  die  näher  einzugehen  hier  nicht  der  Ort  ist. 
Auch  wären  aus  oft  erörterten  Gründen  bei  der  Veranlagung  der 
Steuer  neben  den  Einkommen  natürlich  andere  die  Leistungsfähigkeit 
wesentlich  beeinflussende  Momente,  wie  Verpflichtungen  zur  Unter- 
haltung  armer  Anverwandter,    grosse   Schuldenlast  u.  s.  w.  zu    be- 
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achten,  —  letzteres,  wie  andern  Orts  gezeigt  ist^),  auch  trotzdem 
die  Steuerbasis  natürlich  das  Reineinkommen,  d.  h.  dasjenige  Ein- 
koramen ist,  bei  dessen  Berechnung  die  zu  zahlenden  Schuldzinsen 
schon  Beachtung  gefunden  haben. 

Ergänzt  man  diese  Wehreinkommensteuer  andererseits  durch 
eine  Wehrpersonalsteuer,  d.  h.  eine  Abgabe  von  pro  Kopf  gleichem 
Betrage,  wovon  sogleich  die  Rede  sein  wird,  so  dürfte  an  der  im 
deutschen  Entwurf  von  1881  vorgeschlagenen  Untergrenze  von 
1000  Mark  festzuhalten  sein.  Auch  dürfte  gegen  das  Mass  der  dort 
vorgeschlagenen  Progression,  die  bis  zu  3  Prozent  aufsteigt,  aus  den 
in  den  Motiven  dieses  Entwurfs  dargelegten  Gründen  nichts  Wesent- 
liches zu  erinnern  sein.  Nur  möchte  es  den  Grundsätzen  der  Pro- 
gression mehr  entsprechen,  diesen  Satz  von  3  Prozent  nicht  schon, 
wie  es  dort  vorgesehen  war,  bei  6000  Mark,  sondern  erst  bei  er- 
heblich grösserem  Einkommen  von  vielleicht  12,000  Mark  beginnen, 
und  bis  dahin  die  Progression  fortschreiten  zu  lassen. 

Ein  nicht  ganz  unerhebliches  Bedenken  gegen  solche  Steuer 
wäre  nun  freilich  das,  dass  der  hiernach  der  Steuer  zu  Grunde  zu 
legende  Einkommensbetrag  in  einigen  Staaten,  wie  namentlich  in 
Bayern,  Württemberg  und  Elsass-Lothringen,  speziell  ermittelt  werden ' 
müsste,  da  es  an  allgemeiner  Einkommensteuer  dort  und  in  einzelnen 
kleinen  Staaten  Norddeutschlands  zur  Zeit  noch  gebricht.  Indessen 
ist  das  ein  Einwand,  der  wohl  in  naher  Zeit  an  Gewicht  erheblich 
verlieren  möchte,  da  man  trotz  mancher  zum  Teil  wohl  berechtigter 
Einwendungen  aus  oft  erörterten  Gründen  auch  in  diesen  Staaten 
wahrscheinlich  immer  mehr  gedrängt  werden  wird,  sich  dieser  Steuer 
zuzuwenden.  Die  bayrische  Staatsregierung  hatte  sich  über  dieses 
Bedenken  übrigens  schon  nach  dem  Gesetze  von  1867  hinweggesetzt. 
Denn  danach  war  ja  schon  eine  nach  dem  Gesamteinkommen  zu 
erhebende  Wehreinkommensteuer  vorgesehen,  obgleich  damals  so  wenig 
wie  heute  in  Bayern  eine  allgemeine  Einkommensteuer  bestand. 

Schwerer  könnte  das  Bedenken  erscheinen,  dass  in  Anbetracht 
dieser  Verschiedenheit  der  steuerlichen  Grundlagen  und  in  Anbetracht 
namentlich  auch  der  sehr  verschiedenen  Art  der  Einschätzung  des 
Einkommens  in  solchen  Staaten,  in  denen  eine  allgemeine  Einkommen- 
steuer schon  besteht,  wie  z.  B.  in  Preussen,  Sachsen,  Baden,  Hessen, 
Oldenburg  u.  s.  w.,    auch   die  Veranlagung   der  Wehrsteuer  in  den 
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')  f*rogressive  Einkommensteuer  von  1874. 

220 


1 


Die  Wehrsteuer. 


221 


verschiedenen  Gebieten  des  Reichs  zu  recht  verschiedenen  Ergebnissen 
gegenüber  der  wirklichen  Grösse  des  Einkommens  führen  möchte. 
Indessen  dürfte  auch  in  dieser  Beziehung  eine  Wandelung  zum 
Besseren  in  nicht  zu  langer  Zeit  zu  erwarten  sein,  da,  wo  noch  eine 
zu  milde  Einschätzung  insbesondere  der  mittleren  und  grösseren  Ein- 
kommen besteht,  wie  z.  B.  in  Preussen  nach  der  dortigen,  eine 
strenge  Einschätzeng  wenig  begünstigenden  Organisation  der  Steuer- 
behörden und  den  ebenfalls  genauer  Einschätzung  entgegenstehenden 
Bestimmungen  des  dortigen  Einkommensteuergesetzes  von  1851,  man 
sich  wahrscheinlich  bald  genötigt  sehen  wird,  zu  anderen  Massnahmen 
und  anderer  Organisation   überzugehen. 

Haben  doch  schon  mancherlei  neuere  Vorgänge,  wie  nament- 
lich jene,  die  sich  auf  das  Projekt  der  Einführung  einer  Kapital- 
resp.  Kapitalrentensteuer  in  Preussen  bezogen,  deutlich  gezeigt,  wie 
notwendig  eine  Reform  in  den  angedeuteten  Richtungen  dort  ist.  — 

Was  sodann  noch  einige  Einzelheiten  der  Veranlagung  dieser 
Wehreinkomniensteuer  betrifft  —  auf  andere  ist  an  anderem  Orte  zu- 
rückzukommen — ,  so  wären  die  Ascendenten  nach  dem  im  sechsten 
Kapitel  hier  Dargelegten  von  dieser  Einkommensteuer  f  r  e  i  zu  lassen 
und  damit  wäre  manche  Schwierigkeit  der  Gesetzesdurchführung  be- 
seitigt, wie  ja  auch  in  Bayern  nach  dem  Gesetze  von  1867  diese 
Einkommen  überhaupt  und  in  der  Schweiz  nach  dem  jetzt  geltenden 
Wehrsteuergesetz  von  1878  wenigstens  die  nicht  aus  Vermögen  flies- 
senden Einkommen  der  Ascendenten  zur  Steuer  nicht  herangezogen 
wurden  resp.  werden,  was  die  Einschätzung  in  hohem  Masse  erleich- 
tert hat.  Nur  an  einer  Haftpflicht  der  Eltern  für  rückständige 
Wehrsteuerbeträge  minderjähriger  oder  im  elterlichen  Haushalt 
lebender  Söhne  würde,  wie  an  anderem  Orte  später  gezeigt  Averden 
soll,  ähnlich  wie  nach  den  soeben  genannten  Gesetzen  festzuhalten 
sein  (Schweizer  Gesetz  Art.  9;  bayrisches  Gesetz  Art.   13). 

Andererseits  würde,  wie  oben  schon  berührt  ist,  die  Wehr- 
steuerpflicht der  vom  Militärdient  Befreiten  selber  über  die  im  deutschen 
Entwurf  von  1881  vorgesehene  Zahl  von  12  Jahren  erheblich  aus- 
zudehnen sein,  und  das  namentlich  aus  folgenden  Gründen: 

Zunächst  ist  die  Wehrpflicht  eine  viel  längere.  Sie  erstreckt 
sich  nach  dem  deutschen  Wehrgesetz  vom  9.  November  1867  §  3 
auf  die  Zeit  vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten  42.  Lebens- 
jahre, insofern  innerhalb  dieser  Altersgrenzen  eine  Einberufung  zur 
bewaffneten    Macht    oder    zum    Landsturm    zulässig   ist.     Allerdings 
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fängt  die  von  der  Wehrpflicht  wohl  zu  unterscheidende  Militär- 
pflicht, d.  h.  die  Verpflichtung  zum  Dienste  im  stehenden  Heer 
oder  der  Flotte  bekanntlich  erst  am  1.  Januar  desjenigen  Kalender- 
jahres an,  in  dem  der  Wehrpflichtige  das  20.  Lebensjahr  vollendet. 
Und  die  Möglichkeit  früherer  Aushebung  (z.  B.  zum  Landsturm  etc.) 
kann  hier  füglich  ausser  Betracht  bleiben.  Keineswegs  unerheblich 
aber  ist  jenes  spätere  Ende  der  Wehrpflicht  als  solcher.  Nimmt 
die  Verpflichtung,  Militärdienste  im  Frieden  zu  leisten  (Militärpflicht 
in  diesem  Sinne),  ihr  Ende  zwölf  Jahre  nach  Beginn  des  Militär- 
dienstes, von  welchen  Jahren  fünf  auf  die  Landwehrpflicht  und  der 
Rest  auf  die  Pflicht  zum  „aktiven  Dienst"  resp.  zum  Dienst  in  der 
Reserve  fällt  —  so  dauert  jene  Wehrpflicht,  wie  bemerkt,  bis  zu 
viel  späteren  Lebensjahren.  Und  diese  Pflicht  ist  jetzt  namentlich 
insofern  von  Bedeutung,  als  nach  dem  oben  schon  erwähnten  Land- 
sturmgesetze vom  12.  Februar  1875  der  Landsturm  als  Teil  der  be- 
waffneten Macht  nicht  nur  militärische  Organisation  und  Abzeichen 
erhält,  daher  nach  erfolgtem  Aufgebot  auch  den  für  die  Landwehr 
geltenden  Vorschriften  unterliegt,  denselben  Disziplinar-  und  Militär- 
strafgesetzen unterworfen  wird  u.  s.  w.,  sondern  namentlich  auch 
direkt  zur  Ergänzung  der  Landwehr  verwandt  werden  kann,  ja 
die  leitenden  Behörden  bei  solcher  Ergänzung  nicht  einmal  gebunden 
sind,  sich  an  die  jüngsten  Jahresklassen  zu  halten,  vielmehr  solche 
„Einstellung  nach  Jahresklassen "  für  sie  nur  so  weit  vorgeschrieben 
ist,  als  „die  militärischen  Interessen  dies  gestatten".  War  man  nun 
schon  bei  dem  glücklichen  und  relativ  kurzen  Feldzug  von  1870/71 
genötigt,  bis  auf  die  ältesten,  hie  und  da  nur  noch  mit  Seiten- 
gewehren zu  bewaffnenden  Jahrgänge  der  Landwehr  zurückzugreifen, 
so  wird  es  bei  längerem  und  unter  Umständen  weniger  glücklichen 
Kriege,  wie  schon  bemerkt,  kaum  zu  vermeiden  sein,  von  dieser 
neueren  Gesetzeshandhabe  Gebrauch  zu  machen,  und  es  dürfte  dann 
also  keineswegs  ausgeschlossen  sein,  dass  man  bis  zu  den  40er 
Altersklassen  zurückgreift,  zumal  eine  Reihe  von  Nachbarstaaten  ja 
bereits  ganz  ähnliche  Heereserweiterungen  haben  eintreten  lassen, 
wie  sie  in  Deutschland  beliebt  sind.  Erwägt  man  femer,  dass  gerade 
diese  ältesten  Jahresklassen,  die  man  hiernach  in  Anspruch  nehmen 
kann  und  wahrscheinlich  auch  nehmen  wird,  bei  grösserer  Familie, 
und  fester  begründetem  Geschäfte  regelmässig  natürlich  mit  viel 
schwerer  zu  ertragenden  wirtschaftlichen  Einbussen  zu  kämpfen  haben 
werden  als  die  jüngeren,  so  möchte  es  schon  hiernach  nicht  ganz  un- 
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angezeigt  erscheinen,  auch  der  jener  Militärpflicht  in  gewissem  Sinne 
entsprechenden  Wehrsteuerpflicht  eine  weitere  Ausdehnung  als  bis 
zu  12  Jahren  zu  geben. 

Dazu  kommt  nun  aber  noch  erstens,  dass  an  sich  schon  die 
Wirkung  jener  dreijährigen  Dienstpflicht  und  der  daran  sich  schlies- 
senden  neunjährigen  weiteren  Inanspruchnahme  regelmässig  über 
jene  zwölfjährige  Dienstzeit  hinausreicht,  indem  sie  ja  so  zu  sagen 
den  Beginn  der  produktiven  Periode:  die  Möglichkeit,  zu  selbstän- 
digem Gewerbebetrieb  zu  gelangen  u.  s.  w. ,  regelmässig  um  einige 
Jahre  verschiebt.  Und  es  kommt  zweitens  hinzu,  dass  durch  solche 
weitere  Ausdehnung  der  Wehrsteuerpflicht,  wie  sie  ja  auch  z.  B.  in 
der  Schweiz  besteht,  einerseits,  wie  wir  sahen,  am  besten  jenen  Be- 
denken wegen  Ueberbürdung  einzelner  Klassen  der  Bevölkerung  durch 
die  Wehrsteuer  begegnet  wird  (vgl.  oben  pag.  204  ff,),  andererseits 
diese  Steuer  gerade  hierdurch  sich  finanziell  so  ergiebig  gestalten 
lässt,  dass  dann  jene  an  sich,  wie  wir  sahen,  wenig  empfehlenswerte, 
ja  in  hohem  Masse  bedenkliche  Mitbesteuerung  der  Ascendenten  ent- 
behrt werden  kann.  Von  den  früheren  Altersklassen,  insbesondere 
der  ersten  20er  Jahre,  wird  in  vielen  Fällen  nur  wenig  an  Wehrein- 
kommensteuer zu  vereinnahmen  sein,  von  den  folgenden  und  nament- 
lich von  jenen  der  30er  Jahre  schon  erheblich  mehr.  Und  mit  dem 
Aufsteigen  der  Altersklassen  muss  sich  das  im  allgemeinen  immer 
günstiger  gestalten,  so  dass  es  vielleicht  genügen  könnte,  die  höheren 
Altersklassen  etwa  vom  32.  oder  35.  bis  zum  42.  Jahre  ähnlich  wie 
in  der  Schweiz  nur  zu  einem  ermässigten  Prozentsatz  der  be- 
züglichen Einkünfte  heranzuziehen,  was  zugleich  insofern  nicht  un- 
billig wäre,  als  z.  B.  mit  der  Reserve-  und  der  Landwehrpflicht  im 
allgemeinen  bei  Friedenszeit  grössere  wirtschaftliche  Opfer  verbunden 
sind  als  mit  der  Zubehörigkeit  zum  Landsturm,  resp.  den  zu  diesem 
aufzubietenden  Altersklassen.  Indessen  möchte  es  sich  ähnlich  wie 
in  der  Schweiz  zugleich  empfehlen,  im  Wehrsteuergesetze  bereits 
die  Zulässigkeit  von  Steigerungen  des  regelmässigen  sowie  des  nach 
dem  Bemerkten  zu  ermässigenden  Wehrsteuersatzes  für  den  Kriegs- 
fall vorzusehen.  Denn  gerade  in  diesem  Falle  tritt  ja  das  Miss- 
verhältnis zwischen  den  von  den  Befreiten  und  den  von  den  nicht 
Befreiten  für  das  Gremeinwohl  zu  tragenden  wirtschaftlichen  Opfern 
besonders  grell  zu  Tage. 

Dass  bezüglich  der  Ersatzreservisten  Befreiungen  von  der 
Wehrsteuer  resp.  Ermässigungen  dieser  angezeigt  sind  und  in  dieser 
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Beziehung  namentlich  jene  oben  berührten  Bestimmungen  des  deutschen 
Wehrsteuerentwurfs  berechtigt  erscheinen,  bedarf  nach  dem  schon 
Bemerkten  hier  keiner  weiteren  Ausführung. 

Dagegen  könnte  zweifelhaft  nach  dem  Gesagten  noch  zweierlei 
sein:  einmal  nämlich  die  Berechtigung  einer  besonderen  Wehr- 
personal Steuer  und  sodann  die  Berechtigung  einer  besonderen 
Wehr  Vermögens  Steuer  neben  der  bisher  hier  ausschliesslich  er- 
örterten Wehreinkommensteuer. 

Was  jenes  betrifft,  so  ist  gegen  eine  Wehrpersonalsteuer,  wie 
sie  mit  6  Frank  pro  Kopf  z.  B.  in  der  Schweiz  besteht  und  in  gleichem 
Betrage  auch  für  Italien  resp.  mit  4  Mark  für  Deutschland  vor- 
geschlagen war,  geltend  zu  machen,  erstens,  dass  sie  an  sich  manche 
Schattenseiten  einer  sogenanten  Kopfsteuer  oder,  wenn  man 
unter  „Kopfsteuer"  nur  eine  wie  z.  B.  im  Orient  in  der  That  von 
jedem  Kopf  (also  auch  vom  Säugling  etc.)  erhobene  Steuer  gleichen 
Betrages  versteht,  einer  Personal-  oder  Bürger  Steuer  habe,  zweitens, 
dass  eine  solche  Steuer  gerade  in  der  Gegenwart  bei  hoher  und  in 
nächster  Zeit  wahrscheinlich  noch  steigender  Last  der  indirekten 
Steuern  den  unteren  Klassen  gegenüber  unbillig  erscheinen  könnte 
und  drittens,  dass  seitens  dieser  Bevölkerungsklassen  jene  Steuer 
auch  insofern  besonders  hart  empfunden  werden  könnte,  als  gerade 
sie  aus  der  hier  in  Rede  stehenden  Freiheit  vom  Militärdienst  regel- 
mässig nicht  so  grossen  Gewinn  ziehen  wie  besser  Situierte,  von 
denen  vielleicht  die  meisten  ihr  eigenes  Geschäft,  die  eigene  ländliche 
Wirtschaft,  den  eigenen  Laden,  den  eigenen  Handwerksbetrieb  etc. 
zu  ungelegener  Zeit  im  Stiche  lassen  müssen,  während  unter  jenen 
unteren  Klassen  sich  vorzugsweise  Lohnarbeiter  befinden,  die  leichter 
später  wieder  Stellung  finden,  ausserdem  gerade  unter  diesen  Klassen 
sicherlich  auch  manche  sind,  die,  wie  das  oben  Gesagte  ergibt, 
vom  Militärdienst  überhaupt  eher  Vorteil  als  Nachteil  haben,  insofern 
sie  infolge  dieses  Dienstes  manch&r  geistigen  Anregung  und  Aus- 
bildung, überhaupt  mancher  Kulturmittel  teilhaftig  werden,  die  sie 
andernfalls  hätten  entbehren  müssen,  dazu  sich  während  des  Dienstes 
vielfach  besserer  Kleidung,  besserer  Wohnung,  ja  sogar  besserer 
Verpflegung  erfreuen,  als  ihnen  sonst  zu  teil  wird  u.  s.  w. 

Im  Grunde  möchte  indessen  allen  diesen  Bedenken  nicht  die 
Bedeutung  beizulegen  sein,  dass  um  ihretwilen  von  der  Wehr- 
personalsteuer ganz  und  gar  abzusehen  wäre. 

Dann  was  zunächst  das  letztere  betrifft,  so  stehen  jenen  Kultur- 
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mittein  auch,  wie  wir  sehen,  manche  Gefahren  und  Nachteile  gegen- 
über, die  der  Militärdienst  nun  einmal  mit  sich  bringt.  Und  wenn 
auch  manche,  so  dürften  doch  selbst  unter  den  Angehörigen  der 
unteren  und  untersten  Klassen,  wenigstens  ausserhalb  solcher  be- 
sonders armer  Gegenden  wie  Masuren,  „Kassubien",  einem  Teil  der 
Eifelgegend,  des  Erzgebirges  etc.  —  nicht  viele,  sondern  nur  sehr 
wenige  in  der  Lage  sein,  dass  sie  sich  während  ihrer  Dienstzeit 
wirtschaftlich  besser  befänden  als  ausserhalb  derselben.  Für  die 
grosse  Mehrzahl  möchte  das  nicht  zutreffen. 

Was  in  der  Zeit  kräftigsten  Alters,  in  der  ja  diejenigen  stehen, 
welche  ihrer  Militärpflicht  genügen,  vom  gesunden  Arbeiter  per 
Tag  zu  seiner  Nahrung  gewonnen  werden  kann  und  regelmässig  auch 
gewonnen  wird  —  das  möchte  denn  doch  über  die  dem  Soldaten 
heute  zu  teil  werdende  Löhnung  und  Verpflegung  von  35  resp. 
(incl.  des  Verpflegungszuschusses)  von  etwa  47 — 57  Pf.  und  1  ^J2  Pfd. 
Brot  per  Tag  regelmässig  erheblich  hinausgehen,  selbst  wenn  in 
Anschlag  gebracht  wird,  dass  durch  massenweise  und  umsichtige 
Herstellung  von  Mahlzeiten,  durch  Ankauf  im  grossen,  Betrieb 
auf  Staatskosten  etc.  ^)  für  jene  Pfennige  erheblich  mehr  erzielt 
werden  kann,  als  für  denselben  Betrag  in  Einzelökonomien.  Muss 
doch  der  in  jenen  Altersklassen  zu  verdienende  Arbeitslohn  im  all- 
gemeinen schon  ausreichen,  eine  Familie  zu  erhalten,  und  geht  doch 
der  spätere  Lohn  des  älteren,  z.  B.  28-,  30-  oder  35jährigen  Ar- 
beiters, der  thatsächlich  regelmässig  in  dieser  Lage  ist,  dass  er 
Familie  zu  unterhalten  hat,  im  allgemeinen  nicht  über  den  Lohn 
des  20-  bis  25jährigen  hinaus.  Wenn  der  seine  Familie  Ernährende 
in    den    späteren    Lebensjahren    nun    gar    dieser    Stellung    entrissen 


*)  Durch  vom  Staate  unterhaltene  resp.  bezahlte  Kräfte  (Militärpflichtige) 
in  Staatsanstalten,  mit  Staatsgeräten  etc.  Was  dem  Soldaten  regelmässig  zu 
teil  wird,  beträgt,  ausser  dem  Kommisbrot  von  6  Pfund  für  je  4  Tage,  10,50  Mark 
per  Monat  =  3,50  alle  10  Tage  =  35  Pf.  pro  Tag,  wovon  aber  nur  22  Pf. 
bar  ausgezahlt  zu  werden  pflegen.  Von  den  verbleibenden  13  Pf.  werden  viel- 
fach 3  Pf.  für  Beschaffung  des  Frühstücks  und  10  Pf.  mit  dem  nach  der  Oert- 
lichkeit,  den  bezüglichen  Preisen  etc.  verschieden  abgestuften  sog.  Verpflegungs- 
zuschuss  (von  ca.  12—22  Pf.,  in  Tübingen  17  Pf.)  zur  Herstellung  des  Mittag- 
und  auch  Abendessens  verwendet.  Von  jenen  22  Pf.  dient  übrigens  ein  Teil 
auch  anderen  Zwecken  als  der  Ernährung,  z.  B.  der  Beschaffung  des  erforderlichen 
Putzzeugs,  hie  und  da  auch  der  Fusslappen  oder  Strümpfe  etc.  Indessen  möchte 
hierauf  nicht  mehr  als  1 — 2  Pf.  zu  rechnen  sein,  um  welchen  Betrag  sich  dann 
allerdings  die  im  Texte  genannten  47—57  Pf.  pro  Tag  ermässigen. 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  225  15 
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wird  und  statt  des  ihn  und  die  Seinigen  wenn  auch  noch  so  kümmer- 
lich nährenden  Arbeitslohnes  nur  die  knapp  ihn  selber  ernährende 
Soldatenlöhnung  erhält,  dürfte  der  Kontrast  noch  viel  grösser  sein. 
Und  so  möchte  eine  Abgabe  von  4,  resp.  in  höheren  Altersklassen 
von  2  Mark  per  Jahr  zur  Ausgleichung  der  hier  in  Rede  stehenden 
Verschiedenheit  wirtschaftlicher  Inanspruchnahme  an  sich  jedenfalls 
nicht  ungerechtfertigt  erscheinen  —  zumal  wenn  mswi  erwägt,  dass 
die  Möglichkeit  jener  späteren  Inanspruchnahme  für  den  Dienst  und 
die  Möglichkeit  hieran  sich  schliessender  Familienkalamitäten  etc. ') 
nunmehr  sich  bis  zum  42.  Lebensjahre  des  Familienvaters  erstreckt. 

Danach    erledigen    sich    dann    aber    auch   jene    anderen    Ein- 
wendungen. 

An  sich  ist  eine  Kopfsteuer  oder  besser  gesagt  —  eine  pro  Kopf 
der  erwachsenen  männlichen  Bevölkerung  in  gleicher  Höhe  zu  zahlende 
Personalsteuer  (in  engerem  Sinne),  wie  schon  an  anderem  Orte 
(Progressive  Einkommensteuer  von  1874,  Bd.  VIII  der  Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik)  auszuführen  versucht  ist,  durchaus  nicht  der- 
art zu  verwerfen,  wie  das  namentlich  früher  häufig  geschah,  und 
jedenfalls  ist  sie  einer  auch  die  unteren  Klassen  mitbelastenden  Ein- 
kommensteuer, die  diesen  Klassen  gegenüber  unter  allen  Umständen 
Scheinwerk  bleiben  muss,  im  allgemeinen  weit  vorzuziehen.  Mit 
dem  Hinweise  auf  die  allgemeinen  Mängel  der  Personal-  oder  Kopf- 
steuer in  diesem  Sinne  an  sich  ist  also  gegen  die  Wehrpersonal- 
steuer, falls  diese,  wie  es  in  der  Schweiz  geschieht  und  auch  für 
Deutschland  und  Italien  beabsichtigt  war,  in  Verbindung  mit  einer 
die  höheren  Einkommen  belastenden  Wehreinkommensteuer  auftritt, 
im  Grunde  nichts  auszurichten.  Gerade  solche  Verbindung  von  Ein- 
kommen- und  Personalsteuer  dürfte,  wo  man  nicht  darauf  verzichtet, 
die  unteren  Klassen  überhaupt  direkten  Steuern  zu  unterwerfen,  zu 
den  am  meisten  zu  empfehlenden  Einrichtungen  unter  den  direkten 
Steuern  zu  rechnen  sein. 

Unerheblich  ist  endlich  aber  auch  —  wie  oben  schon  aus- 
zuführen versucht  wurde  (pag.  176  ff.)  —  einer  solchen  Ausgleichs- 
oder Ergänzungssteuer  wie  der  Wehrsteuer  gegenüber  jener  Hinweis 
auf  die  gerade  die  unteren  Klassen,  wie  bekannt,  besonders  be- 
lastenden indirekten  Steuern. 

Dagegen  ist  anderseits  nicht  unerheblich,  dass  bei  der  sehr 


^)  Vgl.  oben  pag.  115  u.  175  ff. 
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grossen  Zahl  der  Angehörigen  der  unteren  Klassen  gerade  eine 
Wehrpersonalsteuer  der  hier  in  Rede  stehenden  Art,  trotz  der 
nicht  grossen  Beschwerde,  mit  der  sie  im  einzelnen  verbunden  ist, 
grosse  Erträge  verheisst.  Für  Deutschland  z.  B.  war  das  Ergebnis 
der  1881  projektierten  Wehrsteuer  zunächst  auf  16 — 17,  für  spätere 
Zeit  aber  auf  19 — 20  Millionen  Mark  veranschlagt,  und  von  diesen 
Summen  sollte  etwa  die  Hälfte  d.  h.  anfangs  7 — 8  Mill.,  später 
9 — 10  Mill.  eben  durch  jene  „Kopfsteuer"  von  4  Mark  aufgebracht 
werden.  Diese  finanzielle  Bedeutung  darf  übrigens  dann  noch  weniger 
übersehen  werden,  wenn  einerseits,  wie  hier  vorgeschlagen  ist,  die 
Mitbelastung  der  Ascendenten  fortfällt  und  wenn  man  anderseits  An- 
stand nimmt,  eine  Wehrvermögenssteuer  mit  der  Wehreinkommen- 
steuer zu  verbinden. 

Was  nun  zweitens  diese  Vermögenssteuer  betrifft,  so  spräche 
allerdings  vieles  für  dieselbe. 

So  erstens,  dass  nur  durch  Veranlagung  solcher  Steuer  der 
Forderung  höherer  Belastung  fundierter  Bezüge  der  zu  Besteuernden 
in  genügender  Weise  entsprochen  werden  könnte.  Dass  diese  For- 
derung an  sich  berechtigt  ist,  bedarf  hier  keiner  Ausführung.  Es 
ergibt  sich  das  ja  schon  aus  dem  Gesagten.  Denn  danach  erschien 
es  eben  gerecht,  dass  die  vom  Militärdienst  Befreiten  im  Verhältnis 
zu  einander  nach  Massgabe  ihrer  Leistungs-  resp.  Steuerfähig- 
keit belastet  würden  (pag.  171  ff.).  Und  diesem  Ziele  nähert  man  sich 
natürlich  weniger,  wenn  man  alle  Einkommen  gleicher  Höhe,  mögen 
sie  nun  Arbeits-  oder  Renteneinkommen,  Gewerbe-  oder  Miets- 
einkommen etc.  sein,  gleich  hoch  belastet,  als  wenn  man  neben  der 
Grösse  des  Einkommens  auch  jenes  Moment  der  Fundierung  und 
insbesondere  zugleich  den  Grad  solcher  Fundierung  berücksichtigt. 
Gerade  das  aber  ist,  wie  oft  gezeigt,  durch  eine  Kombination  von 
Einkommen-  und  Vermögenssteuer  in  gewissem  Sinne  besser  zu 
erreichen  als  auf  irgend  einem  andern  Wege.  Verzichtet  man  auf 
solche  Verbindung  und  unterscheidet  z.  B.,  wie  es  nach  dem  jetzt 
in  Italien  geltenden  Gesetze  über  die  Besteuerung  der  „beweglichen", 
d.  h.  nicht  aus  Grundbesitz  fliessenden  Einkünfte  und  nach  ähnlichen 
Gesetzen  des  Kanton  Waadt,  des  Grossherzogtum  Luxemburg  etc. 
der  Fall  ist,  nur  mehrere  verschieden  hoch  zu  belastende  Ein- 
kommens arten,  so  kommt  man  —  ganz  abgesehen  von  den  Schwierig- 
keiten der  Durchführung  solcher  Klasseneinteilung  —  immer  in  die 
üble  Lage,  dass  man  innerhalb   der   mit   demselben  Prozentsatze  zu 
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belastenden  Klasse  im  Grunde  ganz  verschiedene,  mehr  und  minder 
fundierte  Einkünfte  vor  sich  hat,  z.  B.  in  der  Klasse  der  Gewerbe- 
treibenden einerseits  solche,  die  ihrer  Natur  nach  den  Einkommen 
der  Lohnarbeiter  nahe  stehen  und  daher  niedrig  belastet  werden 
sollten,  und  anderseits  wieder  solche,  die  wie  z.  B.  die  Einkünfte 
mancher  Banquiers  sich  wenig  von  den  Einkünften  der  Klasse  der 
Kapitalisten  unterscheiden,  also  viel  höherem  Satze  unterworfen  wer- 
den sollten. 

Ergänzen  wir  dagegen,  wie  es  allerdings  in  sehr  verschiedener 
Weise  namentlich  in  vielen  Kantonen  der  Schweiz  geschieht,  eine 
von  Einkommen  gleicher  Höhe  in  gleich  hohem  Satze  zu 
erhebende  allgemeine  Einkommensteuer  durch  eine  nach  der  Grösse 
des  bezüglichen  Vermögens  zu  bemessende  allgemeine  Vermögens- 
steuer, von  der  nur  kleinere  Vermögensbeträge  freigelassen  werden,  so 
vermögen  wir  wirklich  eine  dem  Grade  der  Fundierung  der  bezüg- 
lichen Einkünfte  entsprechend  gesteigerte  Belastung  fundierter  Be- 
züge durchzuführen  und  damit  Mängel  wie  die  eben  berührten  zu 
vermeiden. 

Daneben  aber  haben  gerade  solche  Kombinationen  von  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuern,  wie  schon  angedeutet  ist,  auch 
noch  andere  Vorzüge,  die  sie  empfehlenswert  erscheinen  lassen. 

So  beseitigen  sie  z.  B.  manche  Härten  der  allein  nach  Mass- 
gabe der  Grösse  des  Einkommens  erhobenen  Steuern,  insofern  sie  es 
ermöglichen,  auch  das  nicht  Einkommen  gewährende  Vermögen  zu 
belasten,  welches  z.  B.  in  kostbarem  Mobiliar,  kostbaren  Samm- 
lungen, Bibliotheken,  Bildergalerien  u.  s.  w.  angelegt  ist  und  das, 
obwohl  es  thatsächlich  kein  Einkommen  gibt,  doch  solches  geben 
könnte,  also  an  sich  eine  oft  recht  erhebliche  Leistungs-  resp.  Steuer- 
fähigkeit erweist,  der  die  Einkommensteuer  allein  nicht  gerecht 
werden  kann. 

Ueberdies  mindern  solche  Kombinationen  auch  jene  Härten  der 
Einkommensteuer,  welche  sich  daraus  ergeben,  dass  viele  Einkommen, 
z.  B.  solche  geschäftlicher  Natur,  derart  schwanken,  dass  sehr  grosse 
Einkommen  günstiger  Jahre  wohl  grossen  Verlusten  anderer  Jahre 
gegenüberstehen  und  es  an  sich  natürlich  unbillig  ist,  jenen  grossen 
Einkünften,  die  hiernach  eine  Art  von  Versicherungsprämie  für  die 
grossen  Verluste  der  anderen  Jahre  in  sich  schliessen,  ohne  Rück- 
sicht hierauf  zur  Steuer  heranzuziehen.  Haben  z.  B.  zwei  Personen 
in  zehn  Jahren  jede  durchschnittlich  5000  Mark  jährlicher  Einkünfte, 
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der  eine  von  beiden  aber  hat  in  jedem  Jahre  gerade  etwa  5000, 
der  andere  in  guten  fünf  Jahren  je  15,000  (also  zusammen  75,000), 
in  anderen  fünf  Jahren  aber  Einbusse  von  je  5000  (also  von  25,000), 
so  versteuert  bei  durchschnittlich  gleichen  Einkünften  (ad  1: 
50,000,  ad  2:  75,000 — 25,000  in  allen  zehn  Jahren)  der  eine  hiernach 
50,000,  der  andere  aber  das  Anderthalbfache :  75,000  Mark,  und  diese 
Härte  wird  durch  Vorschriften  über  zu  Grunde  zu  legende  mehr- 
j ährige  Durchschnittseinkommen  natürlich  nicht  voll- 
ständig gehoben.  Gemildert  wird  sie  jedenfalls  durch  eine  die  Ein- 
kommensteuer ergänzende  und  zum  Teil  ersetzende  Vermögenssteuer. 

Neben  alledem  kann  man  für  eine  Kombination  dieser  beiden 
Steuern  dann  aber  auch  anführen,  dass  die  Vermögen  in  manchen 
Fällen  leichter  zu  erfassen  und  festzustellen  sind  als  die  bezüglichen 
hieraus  sich  ergebenden  Einkünfte.  Es  wird  das  zwar  oft  über- 
trieben. Aber  ohne  Bedeutung  ist  es  nicht.  Und  namentlich  ist 
jenes  Hilfsmittel  zu  beachten,  das  in  vielen  Fällen,  bei  den  meisten 
Gewerbebetrieben  der  Industrie,  desgleichen  in  Warenhandelsgeschäf- 
ten u.  s.  w.,  die  Brandversicherungspolicen  gewähren. 

Auch  wäre  schliesslich,  was  speziell  die  hier  in  Rede  stehende 
Wehrvermögenssteuer  betrifft,  noch  zu  beachten,  dass  bei  diesem 
Teile  der  Wehrsteuer,  wie  oben  zu  zeigen  versucht  wurde,  ähnlich 
wie  es  auch  in  der  Schweiz  thatsächlich  der  Fall  ist,  eine  Mit- 
belastung der  Ascendenten  zulässig  und  geboten  wäre,  welche 
den  Gesamtsteuerertrag  der  Wehrsteuer  natürlich  erheblich  steigern 
würde. 

Trotz  aller  dieser  Gründe  für  die  Einführung  einer  Wehr- 
vermögenssteuer möchte  es  sich  aber  wenigstens  für  deutsche  Ver- 
hältnisse im  Grunde  nicht  empfehlen,  solcher  Steuer  Raum  zu  geben, 
und  das  aus  folgenden  Gründen: 

Dass  die  Mitbesteuerung  elterlicher  Vermögen  resp.  elterlicher 
Vermögenseinkünfte  entbehrt  werden  muss,  ist  im  Interesse  des 
finanziellen  Ertrages  der  hier  in  Rede  stehenden  Steuern  allerdings 
zu  beklagen.  Indessen  möchte  die  aus  andern  Gründen  oben  em- 
pfohlene Heranziehung  höherer  Altersklassen  der  Befreiten  zur  Wehr- 
einkommens- resp.  Personalsteuer  diesen  Mangel  mehr  als  ersetzen. 
Was  aber  die  anderen  für  jene  Kombination  soeben  geltend  ge- 
machten Momente  betrifft,  so  ist  zunächst  jene  Behauptung,  dass 
Vermögenssteuern  an  sich  besonders  leicht  zu  veranlagen  wären,  wie 
schon  angedeutet  wurde,  nur  mit  Reserve  zuzugeben.    Wäre  es  anders, 
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SO  möchte  von  dieser  Steuer  auch  in  der  Neuzeit  sicherlich  in  viel 
grösserem  Umfang  Grebrauch  gemacht  werden,  als  dies  thatsächlich 
der  Fall  ist.  Thatsächlich  fanden  sich  Reste  dieser  aus  bekannten 
Gründen  namentlich  auf  deutschem  Boden  früher  sehr  verbreiteten 
Steuern  in  Deutschland  selbst  nur  noch  in  Bremen,  und  auch  im 
übrigen  Europa  kaum  noch  andern  Orts  als  in  manchen  Kantonen 
namentlich  der  deutschen  Schw^eiz.  In  solchen  kleinen  Gebieten 
aber  ist  eine  Steuer  dieser  Art  natürlich  viel  leichter  ungefähr  gleich- 
massig  durchzuführen,  als  in  grossen  Staats-  und  Reichsgebieten. 
Und  selbst  in  der  Schweiz  hat  man  ja  da  wo  Vermögenssteuern 
bestehen,  mit  ihnen,  ähnlich  wie  in  den  Staaten  der  Nordamerika- 
nischen Union,  wenn  auch  vielleicht  nicht  in  demselben  Masse  wie 
dort  —  sehr  trübe  Erfahrungen  gemacht.  Man  denke  nur  an  die 
z.  B.  von  Cohn  gut  dargelegten  Züricher  Steuerverhältnisse.  Nicht 
Wunder  nehmen  kann  es  deshalb,  dass  z.  B.  die  sächsische  Staats- 
regierung den  ihr  von  der  Landesvertretung  bei  Gelegenheit  der 
Einführung  des  jetzt  dort  geltenden  Einkommensteuergesetzes  vor- 
gelegten Plan  einer  Kombination  von  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuer sehr  entschieden  ablehnte  und  dass  auch,  was  speziell  die  hier 
in  Rede  stehende  Steuer  betrifft,  jene  eidgenössische  Steuer  gerade  in 
dem  nach  dem  Vermögen  zu  erhebenden  Teile  besonders  grosse  Ver- 
anlagungsschwierigkeiten bereitet.  Ganz  abgesehen  von  der  sehr 
unzureichenden  Erfassung  jenes  „ erbsanwartschaftlichen  Vermögens 
der  Steuerpflichtigen"  klagt  der  schweizerische  Bundesrat  z.  B.  im 
Kreisschreiben  an  die  eidgenössischen  Stände  vom  12.  Dezember  1883 
darüber,  dass  wie  überhaupt  „vielfach  Un Vollständigkeit  und  Ver- 
schiedenheit" in  der  Vermögensermittlung  besteht,  so  man  z.  B.  den 
Viehstand  in  vielen  Kantonen  als  Steuerobjekt  ansieht,  in  andern 
aber  unbesteuert  lässt,  dass  es  sogar  Kantone  gibt,  die  sich  bei  der 
Vermögensabschätzung  ausschliesslich  an  die  ihnen  zu  Gebote  stehende 
Unterlage  der  Grundbücher  halten,  also  das  Mobiliarvermögen  „über- 
haupt gar  nicht  zur  Steuer  heranziehen"  u.  s.  w.  Mängeln  dieser 
Art  lässt  sich  nun  zum  Teil  freilich  durch  geeignete  Kontrolle  be- 
gegnen. Indessen  ist  jedenfalls  zu  beachten,  dass  viele  Vermögens- 
objekte und  gerade  die  grösseren  und  grössten,  wie  z.  B.  grosser 
Kapitalbesitz,  sich  sehr  leicht  der  Kontrolle  entzieht,  dass  äussere 
Hilfsmittel,  wie  jene  Versicherungspolicen,  hier  ihren  Dienst  versagen 
und  dass  in  der  Schweiz  die  Durchführung  einer  eidgenössischen 
Wehrvermögenssteuer   insofern    noch    relativ    leicht    ist,    als    man 
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gerade  dort  in  den,  wie  bemerkt,  von  einer  Reihe  von  Kantonen 
erhobenen  Vermögenssteuern  eine  nicht  zu  unterschätzende  Grund- 
lage für  die  Veranlagung  solcher  allgemeinen  Vermögenssteuer  be- 
sitzt, die  man  z.  B.  in  Deutschland  (ausser  in  Bremen)  nicht  hätte. 
Nach  alledem  möchte  also  auf  jenes  Moment  leichter  Ver- 
anlagung der  Wehrvermögenssteuer  für  deutsche  Verhältnisse  wenig- 
stens kein  grosses  Gewicht  zu  legen  sein.  Ja,  es  dürfte,  gerade  was 
diese  Veranlagung  betrifft,  noch  zu  beachten  sein,  dass  wo  man  die 
Durchführung  einer  Vermögenssteuer  versucht  hat,  sie  infolge  jener 
Schwierigkeiten  der  Veranlagung  regelmässig  zur  Ueberlastung  der 
unbeweglichen  Habe  gegenüber  der  beweglichen,  des  „visible  pro- 
perty"  gegenüber  dem  Kapitalvermögen  und  damit  einerseits  zur 
Ueberlastung  des  ländlichen  Grundbesitzes  gegenüber  den  Städten 
und  anderseits  zur  Ueberlastung  der  mittleren  und  kleineren  Ver- 
mögen gegenüber  den  grossen  geführt  hat. 

Zu  alledem  ist  endlich  aber  gegen  die  Vermögenssteuer  noch 
ein  Bedenken  geltend  zu  machen,  das  zwar  weniger  offen  zu  Tage 
liegt,  das  indessen  von  nicht  ganz  unerheblicher  Bedeutung  ist  und 
das  z.  B.  in  der  Schweiz  zu  einer  eigentümlichen  Bestimmung  ge- 
führt hat,  die  auf  den  ersten  Blick  wenig  gerechtfertigt  erscheinen 
könnte.  Es  ist  dies  die  Bestimmung,  dass  das  in  landwirtschaftlichen 
Gebäuden  und  Grundstücken  bestehende  Vermögen  „nur  zu  ^J4  seines 
Verkaufs  Werts"   einzuschätzen  sei  (Art.  5). 

Es  handelt  sich  nämlich  darum,  dass  alle  Vermögenssteuern 
ihrer  Natur  nach  dahin  tendiren,  verschieden  grosse  Erträge  desselben 
Vermögenswerts  um  so  höher  zu  belasten,  je  kleiner  dieselben 
sich  gestalten,  ähnlich  wie  ja  auch  z.  B.  sog.  Kapitalsteuern  im 
Gegensatze  zu  den  Kapitalrentensteuern  die  thatsächlich  erzielten 
Kapitals  ertrage  um  so  höher  belasten,  je  niedriger  die  letzteren  sind. 

Ziehe  ich  aus  meinem  Vermögen  von  100,000  Mark  5  Prozent, 
also  5000  Mark,  so  belastet  eine  Steuer  von  1  ^J2  per  mille,  also  von 

150  Mark  per  Jahr  lene  5000  mit  — zi^ —   =   3   Prozent;    ziehe 
^  "^  5000 

ich  aus  jenen  100,000  aber  nur  4  Prozent  oder  2  Prozent,  so  werden 

diese   4000   resp.    2000   Mark   durch  jene   abzugebenden    150  Mark 

.,  150.  100         _„,    ^         ^  .^  150.  100         _j,     -o 

^1*  — TFTFH^ —  =  ^  M  Prozent  resp.  mit  — ^^„„ —  =  7^2    Prozent 
4000  '  ^  2000 

belastet.     Und  das  kann  natürlich  zu  grossen  Härten  führen.    Zwar 

lässt  sich  einwenden,  dass  es  sich  in  diesen  Dingen  ja  um  höhere 
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Besteuerung  gesicherterer  und  mindere  Besteuerung  weniger  ge- 
sicherter Erträge  handelt,  sowie  namentlich,  dass  es  sich  mit  diesen 
Dingen  ähnlich  verhalte  wie  mit  der  Steuer  von  solchen  Vermögens- 
objekten, die  überhaupt  keinen  Ertrag  geben.  Ist  eine  Steuer  letz- 
terer Art,  worauf  oben  schon  hingewiesen  wurde  (pag.  228),  über- 
haupt zu  rechtfertigen  und  das  namentlich  unter  dem  Gesichtspunkte, 
dass  nach  den  Grundsätzen  distributiver  Gerechtigkeit  über  das  Mass 
der  den  einzelnen  im  Verhältnis  zu  anderen  aufzulegenden  Lasten 
die  Höhe  der  Steuer  abhängen  soll  nicht  allein  davon,  ob  und  was 
der  einzelne  thatsächlich  an  Einkommen  erzielt,  sondern  auch  davon, 
was  er  zu  erzielen  etwa  imstande  sein  möchte,  was  zu  leisten  er 
vermögend  ist  u.  s.  w.,  so  ist  es,  könnte  man  meinen,  an  sich  auch 
nicht  ungerechtfertigt,  dass  wer  aus  100,000  Mark  durch  Ankauf  z.  B. 
von  Aktien  5000  oder  4000  Mark  erzielen  könnte,  während  er  es 
thatsächlich  vorzieht,  z.  B.  als  Grundbesitzer  sich  mit  3000  oder  2000 
zu  begnügen,  nach  jenen  Beträgen  ersterer  Art  und  nicht  nach  denen 
letzterer  Art  besteuert  werde.  Indessen  ist  dem  letzteren  Einwand 
gegenüber  doch  zu  beachten,  dass  die  hier  supponierte  Möglichkeit 
anderweiter  erfolgreicherer  Vermögensanlage  z.  B.  gerade  dem  Grund- 
besitz gegenüber  aus  mancherlei  Gründen  thatsächlich  im  allgemeinen 
nicht  oder  doch  nicht  in  dem  Masse  vorhanden  ist,  wie  es  dort  an- 
genommen ist.  Viele  dürfen  aus  rechtlichen  Gründen,  viele  aus  an- 
deren Ursachen,  aus  Mangel  an  Käufern,  aus  Rücksichten  auf  die 
nur  in  bestimmter  Richtung  ausgebildete  eigene  Erwerbsfähigkeit 
oder  auf  ihre  Familie  u.  s.  w.  nicht  verkaufen.  Und  wenn  solchen 
Verkauf  in  der  That  viele  versuchten  —  welcher  Preisdruck,  welche 
Krediterschütterung  und  welcher  Ruin  wäre  da  die  unausbleibliche 
Folge!!  Tragen  wir  den  thatsächlichen  Verhältnissen  Rechnung,  so 
bleibt  es  also  trotz  des  eben  Gesagten  ein  fernerer  erheblicher  Ein- 
wand gegen  die  Vermögenssteuer,  dass  sie  diejenigen  Vermögens- 
teile, die  wie  z.  B.  das  Grundeigentum  im  Verhältnis  zum  Werte 
(Verkaufswerte)  *)  im  allgemeinen  geringeren  Ertrag  geben  als  an- 
dere, überlasten  und  so  zur  Prägravation  gewisser  Berufsklassen 
führen  würde.    In  der  Schweiz  hat  man,  um  wenigstens  einem  Teile 


^)  Dass  man  unter  Wert  in  der  objektiven  Erfassung  dieses  Ausdrucks 
im  allgemeinen  nur  den  Markt-  oder  Kaufwert  versteht  und  den  für  viele 
Dinge  viel  wichtigeren  Ertragswert  übersieht  —  ist,  wie  an  anderem  Orte 
zu  zeigen  versucht  ist,  ein  Versehen  der  Theorie,  das  nicht  allein  dieser  ge- 
schadet hat. 
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der  hieraus  sich  ergebenden  Härten  entgegenzutreten  und  das  „land- 
wirtschaftlich" benutzte  Vermögen,  Gebäude  und  Grundeigentum  zu 
erleichtern,  wie  bemerkt,  vorgeschrieben,  dass  dieses  letztere  (nach 
Abzug  „allfälliger  Hypothekarschulden ")  nur  zu  ^/4  seines  Verkaufs- 
werts zu  berechnen  sei.  Indessen  ist  damit  den  hier  in  Rede  stehenden 
Uebelständen  natürlich  nur  zum  Teil  und  in  nicht  ganz  unbedenk- 
licher Weise  abgeholfen.  Nur  zum  Teile.  Denn  es  gibt  neben 
dem  „landwirtschaftlich"  benutzten  Vermögen  noch  manches  andere 
Vermögen,  das  sehr  geringe  Erträge  gibt,  wie  Forsten,  viele 
Berg-  und  Hüttenwerke,  manche  Fabrikanlagen  u.  s.  w.  Und  in 
nicht  unbedenklicher,  schwer  zu  rechtfertigender  Weise.  Denn  wie 
will  man  eine  Ermässigung  gerade  auf  ^/4  rechtfertigen?  und  noch 
dazu  rechtfertigen  generell  für  die  Schweiz  im  allgemeinen,  für  Berg 
und  Thal,  gutes  und  schlechtes  Land,  verkehrsreiche  und  verkehrs- 
arme Gegenden  etc.  ? !  Und  wohin  würde  anderseits  derjenige  ge- 
langen, der  den  Versuch  machte,  in  diesen  Dingen  zu  spezialisieren 
und  im  Gesetze  für  diese  Gegend  diese,  für  andere  Gegenden  eine 
andere  Quote  zu  normieren ,  namentlich  wenn  es  sich  dabei  um  Staats- 
gebiete handeln  sollte,  die  wie  z.  B.  das  des  deutschen  Reichs  sich 
über  das  der  Schweiz  so  unendlich  weit  hinaus  erstrecken!! 

Im  Grunde  handelt  es  sich  hierbei  also  ebenfalls  um  einen  recht 
erheblichen  Einwand  gegen  die  Wehrvermögenssteuer,  und  so  ge- 
langen wir,  wenigstens  für  deutsche  Verhältnisse,  zur  Verwerfung 
dieser  Steuer,  d.  h.  zur  Befürwortung  einer  während  der  Zeit  der 
Wehrpflichtigkeit  zu  erhebenden  Wehreinkommen-  und  Wehr- 
personalsteuer, welche  Wehreinkommensteuer  aber,  wie  früher  schon 
berührt  und  am  angeführten  anderen  Orte  näher  darzulegen  ist,  in 
mancher  Beziehung,  z.  B.  durch  Festsetzung  eines  gewissen  Maximal- 
betrages, durch  Ermässigung  für  den  Fall  der  Wehrpflichtigkeit  einer 
grösseren  Zahl  von  Brüdern  etc.,  von  der  regelmässigen  allgemeinen 
Einkommensteuer  abweichend  zu  gestalten  wäre.  — 

Und  nun  zum  Schluss  noch  wenige  Worte  über  die  in  Aussicht 
zu  nehmende  Verwendung  des  Ergebnisses  der  Wehrsteuer. 

Wie  bekannt,  spielt  bei  dieser  Verwendung  die  Verausgabung 
zu  Militärzwecken  und  namentlich  zur  Unterstützung  entweder  von 
Militärpflichtigen  selber  oder  doch  von  Hinterbliebenen  solcher  eine 
nicht  unerhebliche  Rolle. 

Mit  dem  deutschen  Entwurf  stand  es  in  dieser  Beziehung 
freilich  anders. 
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Die  nach  diesem  zu  erwartenden  Einnahmen  sollten  nach  dem 
zuerst  dem  Bundesrat  unterbreiteten  Entwürfe  (vgl.  z.  B.  Frank- 
furter Zeitung  vom  17.  Januar  1881  und  zuvor  vom  24.  April  1880) 
ohne  besondere  Bestimmung  dem  Reiche  verbleiben,  und  nach  den 
vom  Bundesrat  hierauf  gefassten  Beschlüssen  vom  Februar  und 
März  1881  (vgl.  Frankfurter  Zeitung  vom  21.  März  1881)  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung  überwiesen 
werden,  mit  der  sie  zu  Matrikularbeiträgen  herangezogen  würden. 
Von  einer  besonderen  Bestimmung  dieser  Erträge  für  gewisse  Zwecke 
hier  oder  dort  war  aber  nicht  die  Rede.  Und  diese  Eigentümlich- 
keit z.  B.  dem  österreichischen  Gesetze  gegenüber  wu^de  bei  der 
Beratung  jenes  Entwurfs  im  Reichstag  vom  Vertreter  des  Bundes- 
rats, Staatssekretär  des  Reichsschatzamtes,  Scholz,  damit  zu  recht- 
fertigen versucht,  dass  in  Deutschland  für  alle  solche  Dinge  wie  eine 
Versorgung  „der  Invaliden  und  der  Eingezogenen  und  deren  Fami- 
lien" bereits  durch  bestehende  Gesetze  gesorgt  sei,  und  letztere,  so- 
viel ihm  bekannt  geworden,  nicht  „im  auffälligen  Masse  als  unge- 
nügend und  der  Veränderung  bedürftig  erschienen"  (vgl.  die  Aus- 
züge bei  Marcinowski  a.  a.  0.  pag.  51). 

In  der  That  handelt  es  sich  bei  diesen  Bestimmungen  des 
deutschen  Entwurfs  aber  nicht  allein  um  Abweichungen  vom  öster- 
reichischen Gesetze,  sondern  vielmehr  um  Abweichungen  von  einer 
ziemlich  allgemein  zutreffenden  Regel. 

Es  enthalten  nämlich  auf  Verwendung  zu  jenen  besonderen 
Zwecken  bezügliche  Bestimmungen  erstens  Art.  14  des  schweize- 
rischen Gesetzes  von  1878,  wonach  „die  Bundesversammlung  be- 
stimmen wird,  welche  Quote  des  der  Bundeskasse  zufliessenden 
Bruttoertrages  jeweilen  zur  Aufbesserung  des  Militärpensionsfonds  zu 
verwenden"  ist,  ebenso  aber  auch  Art.  16  des  früheren  bayerischen 
Gesetzes  von  1868,  wonach  der  Ertrag  des  Wehrgeldes  ausschliess- 
lich „zu  Kapitulations Vergütungen  in  der  aktiven  Armee  und  der 
Gendarmerie  verwendet  werden  soll",  und  nicht  minder  die  §§  5  ff. 
des  ungarischen  XXVII.  Gesetzesartikel  über  Militärbefreiungstaxen 
vom  14.  Juni  1880,  die  §§  11  ff.  des  erwähnten  österreichischen 
Gesetzes  vom  13.  Juni  1880  und  Art.  13  ff.  des  italienischen 
Gesetzesentwurfs  von  1882.     In  jenem  §  11  ff.  des  österreichischen 

Gesetzes  heisst  es,  dass  aus  den  Erträgnissen  der  Militärtaxe 

ein  besonderer  Militärtaxfond  gebildet  werden  soll,  der  „bestimmt  ist 
für  Aufbesserung   der  Invalidenversorgung   und   für  Versorgung  der 
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hilfsbedürftigen  Witwen  und  Waisen  von  Gagisten  und  Mannschaften 
des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  welche  vor  dem  Feinde 
gefallen  oder  infolge  von  Verwundungen  oder  von  Kriegsstrapazen 
gestorben  sind".  Und  noch  weiter  gehen  jene  §§  5  ff.  des  unga- 
rischen Gesetzes  von  1880.  Denn  hiernach  ist  „aus  den  sub  Titel 
der  Militärbefreiungstaxe  fliessenden  Summen  in  erster  Reihe  ein 
besonderer  Fonds  zu  bilden,  welcher  zu  verwenden  ist 

1.  zur  Verbesserung  der  Verpflegung  der  Invaliden  und 

2.  zur  Erhaltung  der  verlassenen  Witwen  uud  Waisen  der  zum 
stehenden  Heer,  zur  Kriegsmarine  oder  der  Landwehr  Gehörigen,  vor 
dem  Feinde  Gefallenen,  ferner  infolge  ihrer  Wunden  oder  Kriegs- 
strapazen gestorbenen  Gagisten  und  Mannschaften.  In  zweiter  Linie 
aber  ist  ein  Teil  der  erwähnten  Summen  zur  Unterstützung  der  hilfs- 
bedürftigen Familien  der  im  Falle  der  Mobilisierung  einbe- 
rufenenständig  Beurlaubten,  Reservisten,  Ersatzreservisten 
und  Honvede  zu  verwenden".  Und  noch  weiter  ging  der  ita- 
lienische Entwurf  von  1882,  wonach  ausser  zu  Zwecken  der  bisher 
berührten  Art  die  Erträgnisse  der  Wehrsteuer,  resp.  der  aus  diesen 
gebildeten  Cassa  militare  auch  verwendet  werden  sollten  —  a  favore 
delle  famiglie  povere  degli  inscritti  di  leva  soggetti  alla  tassa  che 
sono  chiamati  sotto  le  armi,  in  tempo  di  guerra,  o  in  tempo 
di  pace. 

Es  sind  das  Einrichtungen,  die,  wie  hier  freilich  nur  angedeutet 
werden  soll,  eventuell  auch  für  Deutschland  in  Aussicht  zu  nehmen 
sein  möchten.  Zwar  nicht  deshalb,  weil  es  —  wie  man  wohl  ge- 
meint hat  —  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  wäre,  dass  was  von  Wehr- 
pflichtigen als  solchen  durch  besondere  Belastung  derselben  aufge- 
bracht wird,  nur  Wehrpflichtigen  oder  Angehörigen  von  Wehrpflichtigen 
zu  gute  kommt.  Denn  was  in  letzterer  Beziehung,  d.  h.  zu  gunsten 
Invalider,  Verwundeter  oder  zu  gunsten  der  Hinterbliebenen  von  im 
Felde  etc.  Gefallenen,  der  Zurückgebliebenen  der  zur  Landwehr  oder 
zum  Landsturm  Eingezogenen  etc.  geschehen  soll  —  das  durchzu- 
führen ist  eben  öffentliche  Pflicht,  und  grundsätzlich  hat  also  der 
Staat  als  solcher  für  diese  wie  für  andere  ihm  obliegende  Pflichten 
in  seiner  Gesamtheit  einzutreten,  ohne  dass  es  besonderer  Heran- 
ziehung einzelner  oder  einzelner  Klassen  der  Bevölkerung  etc.  hierzu 
bedürfte. 

Nur  Gründe  der  Zweckmässigkeit  —  um  diesen  Ausdruck 
wieder  beizubehalten  (vgl.  oben  pag.  170)  —  sprechen  dafür,  dass  man 
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auch  für  Deutschland  bei  etwaiger  abermaliger  Einbringung  eines 
Wehrsteuergesetzentwurfs  zunächst  ähnliche  Einrichtungen  in  Aus- 
sicht nehme  wie  jene  des  ungarischen  und  italienischen  Gesetzes. 
Und  zwar  dürfte  dies  „zweckmässig"  sein,  nicht  nur,  weil  die 
Zustimmung  der  Volksvertretung  zum  bezüglichen  Entwurf  wahr- 
scheinlich leichter  zu  erreichen  sein  möchte,  wenn  man  zugleich  an 
die  patriotische  Pflicht  besserer  Fürsorge  für  jene  UnglückHchen 
appellieren  würde,  sondern  namentlich,  weil  es  thatsächlich  zur  Zeit 
noch  an  genügender  Erfüllung  jener  Pflicht,  resp.  an  ausreichenden 
gesetzlichen  Vorschriften  hierüber  gebricht  und  es  an  sich  sehr  nahe 
liegt,  bei  Gelegenheit  der  Beschafiung  neuer  Reichseinnahmen  und 
noch  dazu  solcher,  die  einem  Teil  der  wehrpflichtigen  Bevölkerung 
zu  danken  sind,  auch  des  Gebots  zur  Erfüllung  jener  Pflicht  ein- 
gedenk zu  sein,  nachdem  dies  —  man  darf  wohl  sagen:  in  kaum 
zu  verantwortender  Weise!  —  so  lange  versäumt  worden  ist. 

Bei  diesem  Vorwurfe  ist  natürlich  nicht  an  die  Unterstützung 
von  Militärinvaliden  oder  Familien  der  im  Dienste  oder  aus  An- 
lass  des  Dienstes  Gebliebenen  gedacht.  Gegen  die  Erfüllung  der 
hierauf  bezüglichen  Pflichten  mag  hier  nichts  erinnert  sein.  Und  es 
soll  in  dieser  Beziehung  den  oben  berührten  Auslassungen  des  Ver- 
treters des  Reichsschatzamtes  (pag.  234)  durchaus  nicht  entgegen- 
getreten werden.  Der  deutsche  Reichsinvalidenfonds  und  die  mit  ihm 
in  Zusammenhang  stehende  Gesetzgebung  mögen  Ausreichendes  ge- 
währleisten, was  diesen  Kreis  der  Pflichterfüllung  betrifft. 

Ganz  anders  aber  steht  es  mit  jenen  Hilfsbedürftigen,  für  die 
der  Reichsinvalidenfonds  nicht  bestimmt  ist,  deren  Versorgung  aus 
den  Ergebnissen  der  Wehrsteuer  aber  z.  B.  das  ungarische  Gesetz 
und  der  italienische  Entwurf  nach  dem  Gesagten  in  Aussicht  nehmen,  m 
Es  sind  dies  die  Familienangehörigen  der  zum  Dienst  in  Krieg  oder 
Frieden  Einberufenen,  soweit  sie  nicht  verwundet,  nicht  getötet, 
nicht  Krankheiten  infolge  des  Dienstes  erlegen  sind  etc. 

Für  diese  Angehörigen  ist  eine  öffentliche  Fürsorge  im  Gesetz 
bisher  entweder  gar  nicht  oder  doch  nur  in  durchaus  unzureichender 
Weise  vorgesehen.  Man  entzieht  den  Familienvater  seinem  Erwerbe, 
damit  er  seine  Kraft  und  vielleicht  seine  Gesundheit  oder  sein  Leben 
dem  Vaterlande  zum  Opfer  bringe.  Man  raubt  ihm  jedenfalls 
die  Möglichkeit,  selber  für  den  Unterhalt  seiner  Familie  zu  sorgen. 
Und  man  übernimmt  nicht  einmal  diese  Fürsorge  auf  das  Gemein- 
wesen,   sondern  zwingt  entweder  die  Familie,   von  früheren  Erspar- 
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nissen,  etwaigem  überkommenem  Vermögen  etc.  zu  leben,  oder  ver- 
urteilt sie,  an  mildthätige  Werke  anderer  zu  appellieren,  resp.  degradiert 
sie  —  und  das  möchte  die  Regel  sein  —  zu  Orts  armen  mit  An- 
spruch  auf  Orts  arm  enpf  lege   bekannter  Herzlichkeit  und  Qualität. 

Man  wende  nicht  ein:  regelmässig  werde  freiwillige  Hilfe  in  ge- 
nügender Weise  eintreten,  mildthätige  Vereine  würden  ihre  Schuldig- 
keit thun.  Solche  Hilfe  pflegt  namentlich  in  kleinen  und  armen 
Gemeinden  —  man  denke  z.  B.  an  unsere  ländliche  Bevölkerung  in 
den  weniger  wohlhabenden  Teilen  Ost-  und  Westpreussens ,  Pom- 
merns, Posens,  Oberschlesiens  —  etc.  bald  zu  versagen.  Und  überdies 
ist  es  gerade  in  solchen  Gemeinden  oft  nicht  viel  weniger  demüti- 
gend, derartige  Hilfe  von  mehr  oder  minder  gut  gesinnten  Orts- 
nachbarn in  Anspruch  zu  nehmen,  als  sich  bittend  an  öffentliche 
Armenpfleger  zu  wenden. 

Allerdings  gibt  es  ja  auch  andere  öffentliche  Verpflichtungen 
den  in  Rede  stehenden  Personen  gegenüber  als  die  Pflicht  der  ge- 
meinen Armenpflege.  Indessen  z.  B.  in  Württemberg  fehlt  es  an 
einem  hierauf  bezüglichen  Gesetze  noch  ganz  und  gar.  Und  in  andern 
Staaten,  wo  derartige  besondere  gesetzliche  Verpflichtungen  bezüglich 
jener  Personen  bestehen,  erscheinen  sie  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen gegenüber,  insbesondere  in  Anbetracht  der  Opfer,  die  man 
von  den  zur  Reserve  oder  zur  Landwehr  Eingezogenen  verlangt,  fast 
wie  Hohn ! !  Denn  wie  kann  es  auch  nur  als  annähernd  billig  oder 
zureichend  bezeichnet  werden,  wenn  z.  B.  das  preussische  Gesetz  vom 
Februar  1850,  das  auch  ausserhalb  Preussens  in  weitem  Umfange 
die  Basis  für  die  Regelung  dieser  Dinge  geworden  ist,  den  Frauen 
jener  ihrem  heimatlichen  Erwerbe  Entrissenen  Hilfen  bis  zu  4  Mark  (!) 
und  im  Winter  bis  zu  6  Mark  (!)  per  Monat  gewährleistet,  dazu 
IV2  Mark  (!)  per  Monat  für  jedes  Kind  —  —  —  —  oder  wenn 
das  bayerische  Gesetz  von  1868  —  ein  klein  wenig  weiter  gehend  — 
der  Frau  für  Winter  und  Sommer  4  Gulden  und  per  Kind  2  Gulden 
per  Monat  sichert! 

Da  in  der  That  scheint  Hilfe  und  zwar  Hilfe  auf  jenem  vor 
kurzem,  wie  bekannt,  auch  in  Anregung  gebrachten  Wege  reichs- 
gesetzlicher Regelung  auf  das  dringendste  geboten.  Und  mit 
dieser  könnte  dann  die  eventuell  einzuführende  Wehrsteuer  in  Ver- 
bindung gebracht  werden. 

Das  weiter  auszuführen  muss  indessen  aus  den  erwähnten 
Gründen  anderem  Orte  vorbehalten  bleiben. 
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Hier  sollten  im  wesentlichen  nur  Ausführungen  über  auf  die 
Wehrsteuer  bezügliche  grundsätzliche  Fragen  geboten  werden. 
Und  das  natürlich  nicht,  weil  diese  Abgabe  —  wie  von  sehr  angesehener 
Seite  im  Reichstage  geäussert  ist  —  „mit  der  Theorie  der  Steuern 
nichts  zu  thun  hat",  sondern  im  Gegenteil  deshalb,  weil  diese  Steuer 
wie  kaum  irgend  eine  andere  demjenigen,  der  sie  von  finanz-  d.  h. 
staatswissenschaftlichen  Gesichtspunkten  aus  zu  behandeln  ver- 
sucht, eine  Fülle  der  interessantesten  Probleme  bietet,  Probleme  frei- 
lich, die  zugleich  sehr  schwieriger  Natur  sind  und  denen  deshalb  in 
diesen  Untersuchungen  nur  in  sehr  unzureichender  Weise  entsprochen 
sein  mag. 
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Frankreichs  Finanzlage  Ende  Dezember  1886^). 

Von 
Prof.  Dr.  Richard  von  Kaufmann. 

,Die  alleinige  Form  der  Realität  ist  die  Gegenwart:  in  ihr  allein  ist 
das  Reale  unmittelbar  anzutreffen  und  stets  ganz  und  vollständig  enthalten." 
Die  Aufzeichnung  aber  der  für  unsere  Vorstellung  wechselnden  Erscheinung  des  je 
nur  in  der  Gegenwart  realen  Menschheitslebens  nennen  wir  Geschichtschreibung. 
Für  diese  ist,  will  sie  sich  auf  ein  einzelnes  Land  spezialisieren,  die  Finanz- 
geschichte desselben  ein  wesentlichster  Faktor.  Auch  letztere  zeigt  in  jeder 
grösseren  oder  kleineren  Periode  ein  neues  Bild.  Bald  handelt  es  sich  bei  diesem 
um  eine  total  veränderte  Perspektive,  bald. nur  um  kleine  Aenderungen  in  Licht 
und  Schatten.  Jede  dieser  Aenderungen  aber  resultiert  entweder  aus  den  sonsti- 
gen Lebensäusserungen  des  betreffenden  Volks  oder  beeinflusst  umgekehrt  diese, 
ist  also  niemals  gleichgültig.  Somit  ist  es  wichtig,  die  einzelnen  Phasen  auch 
der  Finanzgeschichte  eines  jeden  Landes  zu  fixieren.  —  Die  nachfolgenden  Seiten 
gelten  der  Schilderung  der  gegenwärtigen  Finanzverhältnisse  Frankreichs. 

Wie  wir  über  dieselben  schreiben,  sind  wir  uns  bewusst,  dass  manches 
in  dem  vorliegenden  Bericht  beim  ersten  Anblick  mit  dem,  was  wir  in  unseren 
früheren  Arbeiten  über  Frankreichs  Finanzen  sagten,  nicht  voll  übereinzustimmen 
scheinen  wü-d.  Wir  hoffen  aber  erweisen  zu  können,  dass  jene  Widersprüche 
eben  nur  scheinbare  sind :  derselbe  Spiegel  zeigt  bei  verschiedener  Stimmung 
des  sich  in  demselben  Spiegelnden  ein  verschiedenes  Bild  derselben  Person.  — 
Bei  den  Finanzzahlen  ist  für  jene  Verschiedenheiten  ausserdem  ein  rein  tech- 
nischer Grund  massgebend:  ein  jeder  Budgetposten  kleidet  sich  naturgemäss, 
bis  er,  als  unwiderruflich  abgeschlossen,  der  Geschichte  angehört,  in  vielfach 
wechselndes  Zahlengewand.  —  Wer  so  z.  B.  für  irgend  einen  Zweck  gleichviel 
welchen  Posten  aus  den  , Einnahmen"  oder  „Ausgaben"  der  Finanzrechnungen 
Frankreichs  sucht,  wird  denselben  in  mindestens  vierfach  veränderter  Höhe 
finden:  je  anders  im  „Voranschlag",  im  „votierten  Budget",  im  „vorläufigen 
Jahresabschluss"  und  in  der  „definitiven  Abrechnung".    Und  wiederum  kann  für 


^)  Cf.  R.  V.  Kaufmann:    Die  Finanzen  Frankreichs,    Leipzig    1883,    und 
Frankreichs  Finanzlage  bei  der  Jahreswende  1883/84,  „Finanzarchiv"  I,  S.  205  ff. 
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denselben  Budgetposten  eine  andere  Zahlenangabe  in  monatlichen  oder  spora- 
dischen Kundgebungen  des  Finanzministeriums  erscheinen.  —  Jene  4  oder  6 
oder  8  unter  sich  verschiedenen  Zahlen  sind  aber  stets  der  richtige,  und  für  den 
Augenblick  allein  richtige  Ausdruck  einer  jeweiligen  Realität  und  als  solcher 
voll  berechtigt'). 

Erst  wenn  die  Kammer  nach  Verlauf  von  mehreren  Jahren  die  „definitive 
Abrechnung  bestätigt  hat,  ist  eine  unumstössliche  Zahl  gefunden,  die  nunmehr 
auch  in  Zukunft  als  richtig  gilt  —  ob  sie  es  immer  ist,  ist  eine  andere  Frage. 

Vorstehend  haben  wir  teilweise  „pro  domo"  gesprochen  und  erklärt, 
warum  manche  der  nachstehenden  Zahlen  mit  den  von  uns  an  anderen  Stellen 
gegebenen  nicht  stimmen  werden  und  nicht  stimmen  können. 

Das  aber,  was  wir  oben  sagten,  hat  auch  seine  generelle  Bedeutung ;  denn 
die  wechselnden  Phasen  und  die  verschiedenen  Gestalten,  die  dieselbe  Zahlenpost 
annimmt,  sind  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  gesamte  Finanzgebarung  selbst.  Die 
Illusion,  die  irgend  ein  bezüglicher  Irrtum  hervorruft,  wird  allerdings  bald  mit 
dessen  Richtigstellung  verfliegen;  wenn  man  aber  z.  B.  nur  einen  Monat  lang 
die  Ergiebigkeit  irgend  einer  Einnahmenquelle  überschätzt  hat,  so  war  die  Zeit 
lang  genug,  um  auf  Grund  jener  geträumten  Einnahme  Ausgabenpflichten 
einzugehen.  Der  Gefahr  sind  Parlamente  ebenso  ausgesetzt  wie  Regierungen. 
Erstere  sogar  noch  mehr  wie  letztere,  weil  sie  regelmässig  mehr  Eile  haben. 

In  dem  vorletzten  Lustrum  der  französischen  Finanzgeschichte  zeigten 
sich  gewiss  auch  thatsächliche  ^Ueberschüsse",  freilich  neben  solchen,  die  auf 
Illusionen  beruhten.  Wie  jene  Ueberschüsse  herausgerechnet  wurden ,  wieviel 
Illusionen  dabei  mitspielten  und  wie  schlechte  Zeiten,  vorzeitige  Steuerreduk- 
tionen und  übermässige  Ausgaben  zusammen  dazu  beitrugen,  auch  die  reellen 
ueberschüsse  in  ihr  Gegenteil  zu  verwandeln,  wollen  wir  gleich  schildern. 


I.  Die  Periode  der  Ueberschüsse  1875—1881. 

'  Nichts  ist  absolut  zufällig:  auch  das  scheinbar  Zufälligste  ist  nur  ein 
auf  entfernterem  Wege  herangekommenes  Notwendiges.  Der  aber  dem  Zu- 
sammenwirken im  Organismus  geltende  Ausspruch  des  Hippokrates  de  alimento 
Suppoia  |j.ia,  aufjLTzvota  |j.ia,  aufJLna^sa  iravxa^)  gilt  gewiss  auch  für  das  Leben 
des  Staatswesens. 


^)  Nehmen  wir  z.  B.  an,  das  betreffende  Ministerium  forderte  im  „Voran- 
schlag* 1  Mill.  Frank  für  die  Staatsgestüte.  Die  Kammern  beraten  und  „vo- 
tieren" für  den  Posten  nur  900,000  Frank.  Heu  und  Hafer  steigen  im  Laufe 
des  Budgetjahres  im  Preise  und  sieht  sich  die  Regierung  gezwungen,  bezüglich 
einen  „ausserordentlichen  Supplementär kredit"  von  300,000  Frank  aufzunehmen. 
Nun  stehen  der  Verwaltung  für  denselben  Zweck  900,000  +  300,000  Frank  = 
1,200,000  Frank  zur  Verfügung.  Das  Jahr  ist  abgelaufen  und  ergibt  die  „vor- 
läufige" in  aller  Eile  aufgestellte  Rechnung  1,195,000  Frank  als  thatsächlich 
(oder  vielmehr  wahrscheinlich)  verausgabt.  Nachträglich  wird  genauer  nach- 
gerechnet, -gezählt,  -gewogen,  vielleicht  nachgefordert  und  die  endgültige  Summe 
kann  sein:  1,197,000  oder  gar  1,203,000  Frank. 

^)  Edit.  Kühn,  Tom  II,  S.  20. 
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Ihm  werden  die  zu  seinem  Lebensprozess  nötigen  Mittel  in  zwar,  dem 
Buchstaben  des  Gesetzes  nach,  genau  geschiedenen  Jahresportionen  gereicht. 
Der  gemeinschaftliche  Grund  aber  für  die  Bemessung  der  einzelnen  Portionen 
ist  ein  ursächlich  gegebener,  sich  organisch  entwickelnder.  Kein  Jahrgang  aus 
■der  Bänderreihe  der  Finanzgeschichte  eines  Landes  ist  für  sich  allein  zu  ver- 
stehen, kennt  man  nicht  auch  die  andern,  wenigstens  die,  welche  bis  zu  einer 
gewissen  Periode  zurückreichen.  —  Die  Grenzsteine  für  jene  Perioden  bilden  in 
Frankreich  die  grossen  Revolutionen. 

An  dieser  Stelle  können  wir  nicht  bis  zu  der  letzten  jener  Revolutionen, 
der  von  1870,  zurückgreifen ,  dafür  verweisen  wir  auf  unsere  „Finanzen  Frank- 
reichs", S.  698  und  ff.  Hier  sei  nur  flüchtig  daran  erinnert,  dass  infolge  des 
Krieges  jährlich  fehlende  700  Mill,  Frank  aus  neuen  Steuern  ihre  Deckung  finden 
mussten. 

'Die  betreffenden  Steuern  wurden,  weil  man  ihr  volles  Erträgnis  nicht 
sofort  erwarten  konnte,  etwas  reichlich  bemessen.  Wie  sie  dann  ihren  vollen 
Ertrag  brachten,  bewirkten  sie  Ueberschüsse.  Das  war  zuerst  im  Jahre  1875 
der  Fall  und  bezifferte  sich  der  damalige  Ueberschuss  auf  78,490,422  Frank. 
Eine  Summe,  die  übrigens  noch  als  von  den  früheren  Anleihegeldern  beeinflusst 
erscheint.  Von  jenen  78^2  Mill.  Frank  wurden  57,959,444  Frank  sofort  zur 
Schuldentilgung  verwandt,  während  die  restierenden  20,530,978  Frank  im 
Jahre  1879  einem  ähnlichen  Zwecke  dienten,  indem  mit  denselben  der  Orleans- 
bahngesellschaft  aus  den  Jahren  1870/72  infolge  von  Zinsgarantien  zukommende 
Beträge  abgetragen  wurden. 

Im  Jahre  1876  standen  3091,8  Mill.  Ausgaben  3190,1  Mill.  Einnahmen 
gegenüber,  der  resultierende  ueberschuss  von  98,204,823  Frank  wurde  in  den 
Jahren  1878,  1879  und  1880  für  ausserordentliche  Ausgaben  (Postreform,  Vizinal- 
wegebauten  ^)  u.  s.  w.)  verwandt. 

Von  dem  im  Jahre  1877  bei  2795,9  Mill.  Einnahmen  und  2732,1  Mill. 
Ausgaben  erzielten  Ueberschuss  von  63,811,308  Frank  fielen  (1879,  1880  und 
1881)  circa  ^/s  in  die  Wege-  und  Schulbautenkassen,  während  circa  ^/s  als  Bei- 
trag zu  den  auf  59,609,400  Frank  geschätzten  Kosten  einer  zur  Zeit  nötig  be- 
fundenen Zuckersteuerreform  zurückgelegt  wurden.  Es  handelte  sich  damals, 
wenn  auch  nicht,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  um  die  letzte,  so  doch  um  die 
40.  oder  41.  derartige  Reform,  bei  der  übrigens,  ebenso  wie  bei  den  meisten 
frühem,  politische  Rücksichten,  Wahlinteressen  etc.  eine  grössere  Rolle  gespielt 
zu  haben  scheinen,  als  das  eigentliche  finanzielle  Moment. 

1878  betrug  der  Ueberschuss  62,356,878  Frank  2)  (3586,6  Mill.  Einnahmen, 
3524,1  Mill.  Ausgaben)*).  Von  demselben  wurden  1880  circa  137«  Mill.  Frank 
^ur  Abzahlung  einer  Eisenbahnschuld  verwandt,  während  der  circa  49  Mill.  Frank 
betragende  Rest  den  durch  die  Herabsetzung  der  Wein-  und  Zuckersteuer  ver- 
ursachten Ausfall  zu  decken  hatte. 


1)  Cf.  weiter  S.  273. 

'■)  Die  in  unseren  „Finanzen  Frankreichs"  S.  702  gegebene  Zahl  ist  in 
den  definitiven  Rechnungen  wie  oben  berichtigt  worden. 

')  Enthält  circa  600  Mill.  an  durchlaufenden  Posten  (Bezirks-  und  Ge- 
meindeeinnahmen und  Ausgaben),  die  von  1879  ab  getrennt  aufgeführt  wurden; 
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Von  nun  an  kompliziert  sich  das  Verhältnis:  die  Ueberschüsse  sind  zur 
süssen  Gewohnheit  geworden  und  ist  man,  durch  sie  verführt,  leichtsinniger  in 
den  Ausgaben,  leichtsinniger  in  dem  Vei'zicht  auf  Einnahmen. 

Gleichzeitig  kommt  eine  wichtige  Neuerung  auf:  von  1879  an  wurde  (ab- 
gesehen von  den  kleinen  Nebenbudgets)  das  Budget  in  zwei  Budgets  geteilt: 
das  ordentliche  und  das  ausserordentliche. 

Die  ersten  nun  folgenden  Finanzjahre  können  wir  an  dieser  Stelle  ebenso 
wie  die  vorhergehenden  nur  skizzieren,  während  wir  die  jüngsten  eingehender 
behandeln  müssen. 

Das  ordentliche  Budget  von  1879  stellt  sich  in  seiner  , definitiven"  Ge- 
stalt also  dar  ^) : 

Einnahmen 2,965,551,890  Frank 

3en 2,869,344,706       , 


Einnahmeüberschuss  .  96,207,184  Frank 
Wii*  wollen  es  zunächst  dahingestellt  sein  lassen,  ob  vorstehende  96  Mill.  ihrem 
ganzen  Umfange  nach  als  „üeberschuss"  gelten  können,  da  den  „Einnahmen* 
19  Mill.  Frank  aus  den  Ueberschüssen  pro  1876  zugerechnet  wurden,  also  illu- 
sorisch waren  und  nur  konstatieren,  dass  von  jenen  96  Mill.  circa  84  Mill.  auf 
verschiedene  Weise  verwandt  wurden,  und  zwar  gelangten  55  Mill.  unter  den  „Ein- 
nahmen" der  Jahre  1881  und  1882,  abermals  gegenüber  den  Ausfällen  aus  den 
Wein-  und  Zuckersteuern  zur  Verwendung.  20  Mill.  wurden  als  „ausserordent- 
liche Ausgabe"  der  Vizinalwegkasse  überwiesen,  etwa  9  Mill.  haben  eine  noch 
strittige  Bestimmung  und  mussten  einstweilen  beiseite  gelegt  werden,  während 
die  restierenden  12  Mill.  zur  Verminderung  der  „schwebenden  Schuld"  be- 
stimmt waren. 

Die  Bedürfnisse  des  ausserordentlichen  Budgets  pro  1879  wurden  in 
ihrer  Höhe  von  285,395,742  Frank  durch  Anleihen  aufgebracht. 

Wenn  auch  von  dem  für  das  Jahr  1880  herausgerechneten  üeberschuss 
des  ordentlichen  Budgets  von  130  Vs  Mill.  (2956,9  Mill.  Einnahmen,  2826,6  Mill. 
Ausgaben)  nach  dem  jüngsten  Compte  general  (für  1884  erschienen  1886,  S.  718) 
30,4  -1-35,7  also  66  Mill.  Frank  Ueberträge  mitgerechnet  sind ,  um  so  viel  also 
der  üeberschuss  illusorisch  ist,  so  bleiben  doch  immer  noch  64  Mill.  an  reellen 
Ueberschüssen.  Um  so  viel  haben  also,  mit  andern  Worten,  die  Steuern  und 
Domäneneinkünfte  pro  1880  mehr  erbracht,  als  die  ordentlichen  Ausgaben  be- 
trugen. 

Obige  66  als  „Üeberschuss"  pro  1880  zwar  fälschlich  gebuchten  Millionen 
waren  trotzdem  thatsächlich  vorhanden  und  wurden  1882,  1883  und  1884  teils 
für  ordentliche,  teils  für  ausserordentliche  Ausgaben  aufgebraucht  ^). 

Das  ausserordentliche  Budget  für  1880  betrug  479,493,076  Frank,  Diese 
Summe  wurde  mit  Ausnahme  von  50  Mill.,  die  als  Fonds  de  conCours  (d.  h.  Bei- 
träge der  Bezirke,  Gemeinden,  auch  von  Privaten,  für  öffentliche  Arbeiten)  auf- 
kamen, durch  Anleihen  gedeckt. 


')  Ohne  Bezirks-  und  Gemeindeausgaben  und  Einnahmen.    S.  Anm.  S.  241. 
»)  Die  näheren  Details  (cf.  Budget  für  1887  S.  23  ff.)   sind  für  uns  ohn. 


Interesse 

242 


Frankreichs  Fiiiaazlage  Ende  Dezember  1886.  243 

Für  1881  finden  wir:  Einnahmen  2,988,300  Mill.,  Ausgaben  2,881,400, 
Ueberschuss  106,9  Mill.  Frank,  davon  illusorisch,  als  aus  früheren  Ueberschüssen 
geschöpft,  80,609,400  Frank.  Jene  106,9  Mill.  sind  aber  vorläufig  disijonibel 
und  wurden  von  ihnen  32,4  Mill.  den  Budgets  von  1883  und  1884  überwiesen, 
während  74,5  Mill.  reserviert  blieben,  um  für  den  gleichen  Betrag  ungedeckte 
Schulden  (le  decouvert)  ^)  zu  löschen. 

Ausserordentliches  Budget  pro  1881  701  Mill,  Frank,  wovon  der 
Fonds  de  concours  30  Mill.  deckt.     Für  den  Rest  sorgen  Kreditoperationen. 

Mit  1881  haben  die  Ueberschussjahre  ihr  vorläufiges  Ende  erreicht  und 
folgt  eine  Periode  der  Defizits. 


II.  Das  Defizit  1882—1886. 

Nach  den  von  den  Kammern  angenommenen  Schätzungen  sollten  die 
ordentlichen  Einnahmen  des  Jahres  1882  betragen:  2856,  die  ordentlichen  Aus- 
gaben 2854  Mill.  Frank  (Gesetz  vom  29.  Juli  1881).  In  Wirklichkeit  stellte 
sich  aber  die  der  Deputiertenkammer  am  4.  August  1885  vorgelegte  Rechnung 
wie  folgt  ^): 

Einnahmen  .     .     .     2,980,477,689  Frank 
Ausgaben     .     .     .     3,023,025,165       , 
Unterbilanz    .     .     42,547,475  Frank 
Das  ausserordentliche  Budget  pro  1882  balancierte  mit  663,6  Mill.  Frank. 
Die  ordentlichen  Einnahmen  des  Budgets  von  1883 

betragen  3,044,655,092  Frank 

die  Ausgaben 3,044,366,806      , 

veranschlagter  Einnahmeüberschuss 288,286  Frank 

Die  veranschlagten  Einnahmen  wurden  in  gleicher  Höhe  mit  3,044,655,092  Frank 
votiert,  während  spätere  Gesetze  dieselben  auf  3,101,660,779  Frank  nominell  er- 
hoben, thatsächlich  aber  den  Steuerzahlern  die  Zahlung  von  nur 

3,080,154,262  Frank 
auferlegt  wurde.     Wirklich  vereinnahmt  wurden   davon    3,038,021,186       , 
bleiben  im  folgenden  Jahre  einzuziehen 12,163,076  Frank') 


^)  Wohl  zu  unterscheiden  von  schwebender  Schuld.  Schwebende  sind 
stets  fällige  Schulden,  gleichviel  ob  die  entsprechenden  Beträge  zu  deren  Deckung 
in  den  Kassen  liegen  oder  nicht.  Decouvert  ist  dagegen  der  Teil  der  schweben- 
den Schuld,  der  durch  eine  Ausgabe  entstand,  der  keine  Einnahme  und  auch 
kein  Kassenbestand  gegenübersteht.  Somit  müsste  jeder  wirkliche  Einnahme- 
überschuss zunächst  zur  Deckung  dieses  Decouvert  verwandt  werden. 

^)  Eine  sjiezielle  Erklärung  dieser  und  der  nun  folgenden  Zahlen,  die  in 
sich  verständlich  genug  sind ,  würde ,  insofern  sie  sich  nicht  aus  unseren  nach- 
folgenden Erörterungen  ergibt,  zu  weit  führen,  so  dass  wir  uns  mit  der  blossen 
Konstatierung  vieler  derselben  begnügen. 

^)  Droits  et  produits  constates.  Der  Steuerzettel  lautet  z.  B.  auf  50  Frank, 
davon  entrichtet  der  Steuerzahler  40  Frank,  so  hat  er  im  folgenden  Jahre 
10  Frank  nachzuzahlen.  Grössere  Beträge  von  indirekten  Steuern  werden  regel- 
mässig kreditiert. 
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Abzüglich  der  Katasterspesen  bleibt  von  vorstehenden  3,038,021,186  Frank  eine 

Isteinnahme  von 3,037,973,018  Frank. 

Die  Ausgaben  wurden  im  Voranschlag  angesetzt  mit    3,044,366,806       ^ 
verschiedene  Gesetze,  ausserordentliche  Kredite  u.  s.  w.  er- 
höhten die  Zahl  auf 3,156,073,128      „ 

Davon  wurden  an  Forderungen  an  die  Regierung  liquidiert    3,112,553,563       „ 

und  thatsächlich  ausbezahlt 3,100,400,911 

bleiben  zu  zahlen  ') 12,152,652  Frank 

Der  Unterschied  zwischen  den  3156  Mill.  und  den  3100  Mill.  wird  am  Jahres- 
schluss  annulliert,  eine  Operation,  welche  aber  sehr  häufig  voreskomptiert  wird. 
Für  das  Jahr  1883  haben  wir  also  endgültig: 

Isteinnahme    ....     3,037,973,018  Frank 
Istausgabe      ....     3,100,400,911 
Unterbilanz  1883.  62,427,893  Frank 

Das  ausserordentliche  Budget  beziffert  sich  in  Soll  und  Haben  auf  die  Summe 
von  614,965,704  Franken. 

Für  1884  schlägt  das  Budget  die  Einnahmen  an  auf  3,026,524,517  Frank. 
Es  stellten  sich  aber  im  Laufe  des  Jahres  heraus  ^) : 

Mindereinnahmen  .     74,634,195  Frank 
Mehreinnahmen      .     22,260.174 
Also  abzuziehen 52,374,021 


Bleibt  vorgesehene  Einnahme      .     .     2,974,190,496  Frank 
Dazu  kommen  Zuschüsse  infolge  von  Gesetzen  und  Regle- 
ments  (z.  B.  Gesetze,   welche   Ueberschüsse   früherer 

Jahre  diesem  Budget  zuwenden) 55,745,835       „ 

Summe  der  verwendbaren  Einnahmen 3,029,896,331  Frank 

Die  Ausgaben  schätzt  das  Budget  auf  3,025,373,006  Frank 
Zugesetzt    wurden    durch     besondere 

Gesetze 164,216,976      ^ 

Zusammen  Ausgaben 3,189,589,982       „ 

Annullationen  wegen  nicht  effektuierter  Ausgaben   .     .  43,476,409       „ 

definitive  thatsächliche  Ausgaben 3,146,113,573  Frank 

Die  Einnahmen  betrugen  . 3,029,896,331       , 

Provisorische  Unterbilanz  1884 116,217,242  Frank 

Obige  provisorische  Zahlen  entnehmen  wir  dem  (im  März  1886  erschienenen) 
Expose  des  motifs  des  Budgets  von  1887,  S.  31. 

Der  Compte  general  erschien  etwas  später  und  stellte  folgende  korrigierte, 
aber  noch  nicht  ganz  abgeschlossene  Resultate  auf  (S.  546) : 

Einnahmen 3,034,907,673  Frank 

Ausgaben       . 3,135,164,396      , 

Unterbilanz      .        100,256,723  Frank 

Es  wird  aber  gleichzeitig  eine  Summe  von 14,005,574  Frank 

aufgeführt,  um  welche  die  Unterbilanz  sich  noch  vermin- 
dern soll,  so  dass  sich  dieselbe  vorderhand  reduziert  auf         86,251,149  Frank 

')  Meist  weil  die  betreffenden  Forderungsberechtigten  sich  bis  zum  Schluss 
des  Jahres  noch  nicht  an  den  Kassen  gemeldet  hatten. 

')  Dies  sind  provisorische  Ergebnisse,  die  definitiven  Zahlen  siehe  weiterhin. 
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In  der  definitiven  Rechnungsablegung  (Reglement  definitif  du  budget  de 
1884)  finden  wir  dagegen  als  wirklich  verausgabt  (1884):     3,121,932,739  Frank 

und  effektiv  eingenommen 3,032,014,444       „ 

so  dass  die  definitive  ünterbilanz  1884  beträgt    .         89,918,295  Frank 

Das  ausserordentliche  Budget  pro  1884  beträgt  416,781,288  Frank.  Das- 
selbe betreffend  stehen  uns  keine  Quellen  zu  Gebot,  aus  denen  Soll-  und  Ist- 
einnahmen in  Vergleichung  zu  ziehen  wären. 

Die  Einnahmen  des  ausserordentlichen  Budgets  wurden  nach  Massgabe 
des  nicht  immer  vollständig  vorherzusehenden  Ausgabenbedürfnisses  durch  Kredit- 
operationen beschafft.  Unter  den  betreffenden  Ausgaben  figurieren  aber  auch 
bedeutende  durchlaufende  Posten,  so  z.  B.  für  Bauten,  die  der  Staat  für  Be- 
zirke und  Gemeinden  ausführt '). 

Das  Jahr  1885  betreffend  erschien  bisher  nur  eine  provisorische  Abrech- 
nung, welche  folgendes  Resultat  ergibt  ^). 

Im  Budget  für  1885  vorgesehene  Einnahmen      .     .     .     3,004,761,593  Frank 
Zuschüsse  durch  Kreditoperationen 62,623,784       „ 


zusammen 
Im  Laufe  des  Jahres  stellten  sich  heraus: 

Mehreinnahmen  ....     20.055,800  Frank 
Mindereinnahmen    .     .     .     60,995,700 

Schliesslich  Mindereinnahmen    .... 

Bleiben 
Dazu  weitere   meist  nominelle  Einnahmen  (durchlaufende 

Posten) 

Provisorische  Summe  der  Einnahmen  für  1885     .... 
Die  Ausgaben  wurden  geschätzt  im 

Budget  auf 3,022,385,377  Frank 

Durch  weitere  Gesetze  kamen  hinzu       285,877,140       „ 


3,067,385,377  Frank 


40,939.990       „ 
3,026,445,477  Frank 

33,930,117       ^ 
8,060,375,594  Frank 


3,308,262,517 


zusammen 

Davon  wird  eine  gewisse,  noch  nicht  genau  zu  bestimmende 
Summe,  als  nicht  verwandt,  zu  annullieren  sein.  Schon 
jetzt  ist  abzuziehen  und  auf  das  Jahr  1886  zu  über- 
tragen eine  noch  nicht  verausgabte  Summe  von    .     .         34,434,153       , 

welche  für  Tonking  bestimmt  war.     Bleibt 3,273,828,364  Frank 

Als  Einnahme  wurde  aufgestellt 3,060,375,594       , 

Unterbilanz  1885    .     .     .     .        213,452,770  Frank 

Wenn  wir  uns  nun  zum  ausserordentlichen  Budget  für  1885  wenden, 

so   legten   die   mehrjährigen  Unterbilanzen  der  Regierung  natürlich  die  Pflicht 

auf,    die  ausserordentlichen  Ausgaben  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren,  so  dass 


diesmal  bloss  eine  Summe  von 

votiert  wurde.     Davon  wurden  später  annulliert      .     . 

bleiben 
Dazu  an  Fonds  de  concours  (durchlaufende  Posten)    . 

Summa 


194,718,218  Frank 
7,530,439       „ 


187,187,778  Frank 
73,747,000       , 


260,934,778  Frank 


')  Das  ausserordentliche  Budget  angehend  cf.  S.  265  ff. 
^)  Expose  des  motifs  de  1887,  p.  43. 
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Davon  bekcamen  das  Kriegsministerium  rund  68,3  Mill. ,  das  Marineministerium 
4,9,  die  schönen  Künste  (Unterrichtsministerium)  2,9,  das  Bautenministerium 
185  Mill.  Frank. 

Die  Ausgaben  enthalten  wieder  den  Fonds  de  concours  in  Höhe  von 
73,7  Mill.,  dazu  einige  kleine  Reste  von  Anleihen.  Die  Summe  wurde  durch 
eine  Emission  von  175  Mill.  an  Obligationen  auf  kurze  Frist  vervollständigt. 

Das  definitive  Resultat  des  Jahres  1886,  das  im  Augenblick,  wo  wir  diese 
Zeilen  schreiben^),  noch  nicht  abgelaufen  ist,  ist  natürlicherweise  noch  viel 
weniger  bekannt  als  das  der  früheren  Jahre.  Das  nur  ist  sicher,  dass  auch  das 
Jahr  1886  mit  einer  Unterbilanz  endigen  wird.  Die  Einnahmen  wurden  im 
Finanzgesetz  (Budget)  vom  8.  August  1885  festgesetzt  auf    3,016,087,060  Frank 

die  Ausgaben  auf 3,015,474,036 

80  dass  ein  Einnahmeüberschuss  hervortritt  von  ....  613,024  Frank 

Selbsverständlich  handelte  es  sich  bei  diesem  Ueberschuss  nur  um  eine  Anstands- 
ziffer,  und  war  sehr  bald  ersichtlich,  dass  dieselbe  verschwinden  würde. 

So  ergeben  Notizen  aus  dem  „Journal  officiel"  und  „Bulletin  du  ministere 
des  finances"  (September  1886,  p.  225),  dass  die  Einnahmen  um  48,081,000  Frank 
hinter  den  Schätzungen  zurückgeblieben  sind,  wogegen  eine  ganze  Reihe  neuer 
Ausgaben  hinzutreten.  Demgemäss  eröffnete  bereits  das  Gesetz  vom  1.  Januar 
1886  einen  neuen  Kredit  über  79  Mill.  etc.  etc. 

Das  ausserordentliche  Budget  angehend,  führen  wir  nur  die  Haupt- 
summe mit  211,044,444  Frank  auf,  die  ebenfalls  noch  nicht  als  definitiv  gelten 
kann,  sondern  Veränderungen  erleiden  wird  oder  bereits  erlitten  hat. 

Bei  allem,  was  wir  bisher  vortrugen,  handelt  es  sich  nur  um  eine  Vor- 
bereitung auf  die  Darstellung  der  jetzigen  Lage,  die  wir  am  zweckmässigsten 
mit  einem  in  die  nötigen  Details  eingehenden  Studium  des  Budgets  für  1887  verbinden. 

Bevor  wir  aber  an  die  Betrachtung  des  Budgets  von  1887  herantreten, 
wollen  wir  uns  noch  kurz  diejenigen  Steuern  und  sonstigen  Hilfsquellen  ansehen, 
die  durch  Mindererträgnisse  Mindereinnahmen  verursachten.  Gerade  aber  auf 
diesen  Punkt  Streiflichter  fallen  zu  lassen,  wird  nicht  ohne  Nutzen  für  das  Ver- 
ständnis des  Folgenden  sein. 

Beginnen  wir  mit  1884,   für  welches  Jahr  wir  definitive  Zahlen  besitzen. 

Mindereinnahmen 73,052,039  Frank 

Mehreinnahmen 23,402,817       „ 

49,649,222  Frank 

hierzu  ein  durchlaufender  Posten  von 938,496       „ 

ergibt  definitive  Verminderung 50,587,718  Frank 

(Reglement  definitif  du  Bulletin  de  1884,  p.  X). 

Von  obigen  73  Mill.  fallen  über  11  Mill.  auf  die  Domänen,  darunter  die 
Wälder  mit  7  Mill'.,  37  Mill.  auf  die  Einregistrierungen ,  10^/4  Mill.  auf  die 
Zölle,  4,2  Mill.  auf  die  inländischen  Konsumsteuern,  3  Mill.  auf  Posten  und 
Telegraphen,  2  Mill.  auf  den  Kolonialzucker,  3  Mill.  auf  die  Wertpapierein- 
kommensteuer *). 

1)  Mitte  Dezember  1886. 

*)  Die  Wertpapiere  werden  von  3  Steuern  getroffen ,  um  deren  eine  es 
sich  hier  nur  handelt,  während  die  beiden  anderen  in  den  Einregistrierungs- 
steuem  stecken.     Cf.  „Finanzen  Frankreichs"  S.  287  ff. 
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Von  den  23  Mill.  Mehreinnahmen  fallen  mehr  als  9  Mill.  auf  den  ein- 
heimischen Zucker,  das  übrige  verteilt  sich  auf  viele  kleine  Posten,  von  denen 
einzelne  kein  erfreuliches  Bild  bieten :  so  z.  B.  eine  Vermehrung  von  1,3  Mill. 
an  Strafgeldern  und  2,8  Mill.  an  Gehaltsabzügen  für  Pensionen.  Während  der 
erstere  Posten  für  sich  selbst  spricht,  deutet  der  letztere  an,  dass  die  Zahl  der 
Beamtenstellen  erhöht  und  gleichzeitig  eine  bedeutende  Zahl  von  Beamten 
(wahrscheinlich  aus  politischen  Gründen)  unter  dem  Vorwand  des  epurement 
zur  Ruhe  gesetzt  worden  sind  ^). 

Zu  den  60,995,700  Frank  Mindereinnahmen  des  Jahres  1885  haben  beige- 
tragen: die  Einregistrierungen  24  Mill.,  die  inländischen  Konsumsteuem  22  Mill., 
die  Zölle  fast  8  Mill,  Telegraphen  2  Mill.,  die  Wertpapiere  beinahe  3  Mill.  Frank. 

Die  Mehreinnahmen  im  Betrage  von  20,055,800  Frank  rühren  her:  haupt- 
sächlich abermals  von  einheimischem  Zucker,  17  V^  Mill.,  von  der  Post  2  Mill., 
das  übrige  verteilt  sich  auf  eine  Reihe  kleinerer  Summen. 

Für  die  ersten  8  Monate  des  laufenden  Jahres  1886  finden  wir,  dass  die 
Einregistrierungen  2V2  Mill.  mehr  erbrachten,  als  der  Voranschlag  voraussetzte. 
Der  Grund  dieser  Zunahme  lässt  sich  dadurch  erklären,  dass  die  Einregistrie- 
rungen seit  einigen  Jahren  weniger  eingebracht  hatten,  somit  ihr  Ertrag  von 
vornherein  niedriger  eingeschätzt,  um  so  leichter  von  den  wirklichen  Einnahmen 
erreicht  resp.  übertrofFen  werden  konnte.  Doch  spielten  auch  gewisse  Zufällig- 
keiten, die  in  den  genannten  8  Monaten  eintraten,  ihre  Rolle:  so  haben  z.  B. 
von  den  14  Kategorien  der  Einregistrierungsgebühren  9  eine  Mindereinnahme  von 
9,6  Mill.  und  nur  5  Kategorien  eine  Mehreinnahme  von  12,1  Mill.  geliefert. 
Unter  jenen  5  befindet  sich  die  Erbschaftssteuer^)  mit  974  Mill.,  und  gerade 
diese  Zahl  ist  im  laufenden  Jahre  durch  den  Tod  der  Frau  von  Rothschild  be- 
deutend angeschwollen.  Am  Schluss  des  Jahres  wird  das  Resultat  der  Einregi- 
strierungseinnahme  der  Schätzung  ungefähr  wieder  gleichkommen,  damit  aber, 
wenn  man  das  Resultat  mit  den  früheren  Jahren  vergleicht,  eine  bedeutende 
Abnahme  zeigen;  das  aber  würde  ein  beredtes  Zeugnis  sein  für  Verminderung 
vor  allen  Dingen  der  Güterpreise,   also  einer  gedrückten  wirtschaftlichen  Lage. 

Der  Ertrag  der  Stempelgebühr  ist  seit  einigen  Jahren  im  Abnehmen  und 
bleibt  in  den  ersten  8  Monaten  des  laufenden  Jahres  um  1,787,300  hinter  dem 
Voranschlag  zurück. 

Die  Zölle  erbrachten  in  derselben  Periode  8V3  Mill.  Frank  weniger, 
was  —  da  keine  Zollreduktionen  stattfanden,  im  Gegenteil  der  Kornzoll  erhöht 
wurde  —  eine  Abnahme  der  Einfuhr  beweist. 

Ein  ganz  besonders  ungünstiges  Bild  bieten  die  indirekten  Konsumsteuern, 
und  zwar  haben  sich  dieselben  in  den  ersten  8  Monaten  um  42,633,500  Frank 
vermindert,  während  doch  gerade  diese  Steuerart  nicht  nur  in  Frankreich  die 
strebsamste  in  der  Richtung  nach  oben  zu  sein  pfiegt. 

In  den  ersten  8  Monaten  des  laufenden  Jahres  erbrachten  weniger:   der 


')  Den  Beamten  werden  5  Prozent  ihres  Gehalts  für  die  Pensionskasse 
abgezogen;  je  mehr  solcher  Abzüge  also  eingehen,  um  so  mehr  Beamte  müssen 
ernannt  sein. 

^)  Cf.  „ Finanzarchiv "  II,  S.  291. 
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Wein  4,1  Mill.,  der  Alkohol  6,7  MilL,  Bier  1,2  Mill.,  Salz  1,6  Mill.,  Rübenzucker 
18,5  Mill.,  Papier  2,9  Mill.,  Eisenbahntransportsteuer  2,6  Mill.,  und  selbst  der 
Tabak  4  Mill. ;  kleinere  Zahlen  übergehen  wir. 

Die  gedrückte  Lage,  oder  wie  man  sich  allgemeinhin  ausdrückt ,  die 
Krisis,  ist  zum  Teil  an  diesen  Mindereinnahmen  schuld,  doch  lassen  sich  neben 
solchen  allgemeinen  Motiven  noch  Spezialerklärungen  finden:  So  haben  z.  B. 
die  Papierfabrikanten,  weil  die  Papiersteuer  mit  dem  1.  Dezember  1886  in  Weg- 
fall kam,  von  dem  Moment,  als  sie  das  erfahren,  die  Fabrikation  möglichst  ein- 
geschränkt. —  Die  Zuckersteuer  wiederum  brachte  weniger,  weil  die  Gesetz- 
gebung (Gesetz  vom  29.  Juli  1884)  die  Fabrikanten  zu  sehr  begünstigt.  Jenes 
Gesetz  führte  nämlich  statt  der  Zuckersteuer  eine  Rübensteuer  ein,  wobei  man 
sich  von  dem  schlechten  Beispiel  des  deutschen  Nachbars  verführen  Hess. 

Unter  dem  Vorwand,  den  Uebergang  zu  erleichtern,  sind  den  Fabrikanten 
manche  Zugeständnisse  gemacht  worden,  die  von  denselben  in  legaler  Defraude 
möglichst  ausgebeutet  wurden,  so  dass  heute  viele  Millionen  Kilogramm  Zucker 
steuerfrei  in  die  Konsumtion  übergehen,  d.  h.  steuerfrei  kann  man  den  Vor- 
gang eigentlich  nicht  nennen ,  denn  thatsächlich  handelt  es  sich  darum ,  dasa 
die  Konsumenten  den  um  die  Steuersätze  verteuerten  Preis  ruhig  weiterzahlen 
müssen,  nur  fliessen  die  bezüglichen  Beträge  nicht  in  die  Staatskasse,  sondern 
in  die  Kassen  der  Fabrikanten,  die  ausserdem  noch  durch  eine  besondere  Ein- 
fuhrsteuer von  7  Frank  von  100  kg  vor  einer  Einfuhr  des  fremden  Zuckers 
thunlich  gesichert  sind. 

Das  also  ist  das  momentane  Bild :  starke  Zunahme  der  Ausgaben  einer- 
seits, Steuerreduktionen  und  Mindereinnahmen  —  letztere  teils  als  Resultate 
der  Gesetzgebung,  teils  als  solche  der  gedrückten  Lage  —  andererseits. 

Der  Verfall  der  noch  vor  kurzem  so  guten  französischen  Finanzen  wird 
sich  durch  Ersparnisse  allein  gewiss  nicht  aufhalten  lassen,  schon  darum 
nicht,  weil  solche  in  den  Hauptausgabeposten :  für  Heer  und  Marine,  allem  An- 
schein nach  nicht,  für  Staatsschuld  und  Zinsgarantien  überhaupt  nicht  zu  er- 
möglichen sind.  So  sollen  denn  auch  wirklich,  nach  den  in  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  gemachten  Vorschlägen,  einzelnen  Ersparnissen  mehr  Ein- 
nahmen hinzutreten,  die  sich  indes  abermals  auf  Einrichtungen  stützen,, 
deren  Insleben treten,  wenn  überhaupt,  erst  in  einer  mehr  oder  weniger  langen 
Zeit  möglich  wäre. 

In  dem  nachfolgenden  Abschnitt  wollen  wir  den  Versuch  machen,  die 
Wege  zu  schildern,  die  man  sich,  das  gestörte  Gleichgewicht  zwischen  Soll  und 
Haben  wieder  herzustellen,  in  Frankreich  einzuschlagen  im  Augenblick  anschickt. 


III.   Der  Voranschlag  für  das  Jahr  1887. 

Um  den  Voranschlag  von  1887  zu  verstehen,  muss  man  sich  vor  allem 
zurückrufen,  dass  —  wie  wir  sahen  —  seit  dem  Jahre  1879  in  Frankreich  wieder 
zwei  Budgets,  ein  ordentliches  und  ein  ausserordentliches ,  aufgestellt  wurden. 
Gegen  die  Aufstellung  des  letzteren  erhob  sich  zumal  darum  wiederholter 
Widerspi-uch ,  weil  man  dem  ausserordentlichen  Budget  vorwarf,  dass  es  zu 
Mehr-  oder  unnötigen  Ausgaben  verleite.  Dem  anhaltenden  Drängen  nachgebend,^ 
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entschloss  sich  die  Regierung  schliesslich,  das  ausserordentliche  Budget  aufzu- 
heben und  die  unentbehrlichen  Posten  oder  Artikel  desselben  dem  ordentlichen 
Budget  einzuverleiben.  So  also  erscheint  in  dem  Voranschlag  für  1887  kein 
ausserordentliches  Budget  mehr. 

Neben  diesem  einen  Hauptpunkt  ist  bei  der  Betrachtung  des  Voranschlags 
für  1887  hervorzuheben,  dass  sich  infolge  der  mehrjährigen  Defizits  der  ordent- 
lichen Budgets  und  durch  die  weitreichenden  Bedürfnisse  der,  ni^r  durch  An- 
leihen gespeisten,  ausserordentlichen  Budgets,  Schulden  angehäuft  hatten,  von 
denen  man  sich  um  jeden  Preis  entlasten  musste,  wollte  man  ihnen  nicht  er- 
liegen. Diesen  und  einigen  weniger  wichtigen  Umständen  wollte  der  Finanz- 
minister durch  seinen  Voranschlag  gerecht  werden. 

Dabei  ist  wesentlich,  dass  die  vorerwähnten  Schulden  nicht  in  Form 
von  Konsols,  d.  h.  seitens  der  Gläubiger  unkündbaren  Anleihen  auftreten  — 
solche  pflegen  keinem  Finanzminister,  der  die  nötigen  Mittel  bereit  hat  die 
Zinsen  für  dieselben  bezahlen  zu  können,  Sorge  zu  machen  —  sondern  dass  es 
sich  zum  grossen  Teil  um  stets  fällige  oder  jeden  Augenblick  kündbare  und  in 
kurzen  Zwischenräumen  fällige  Obligationen  dabei  handelt. 

Nun  gibt  zwar  das,  was  man  die  „schwebende  Schuld"')  nennt,  ein 
Mittel  an  die  Hand,  die  drängenden  Gläubiger  mit  den  Fonds  der  Gläubiger, 
welche  warten  können,  zu  befriedigen,  das  aber  ist  ein  dem  Kredit  gefährliches 
Mittel  imd  hilft  überdies  nur  für  eine  kurze  Zeit.  Wenn  die  schwebende  Schuld 
weiter  wächst,  so  muss  doch  endlich  abgezahlt  oder  konsolidiert  werden.  — 
Vor  dieser  Notwendigkeit  stand  der  Finanzminister,  als  er  im  März  1886  die 
erste  Auflage  seines  Voranschlages  der  Kammer  vorlegte. 

Die  wesentlichen  Daten  desselben  sind: 

(Provisorischer)  Voranschlag  der  Einnahmen     3,142,687,567  Frank 

,     Ausgaben        3,140,994,820 
Differenz  zu  Gunsten  der  Einnahmen  1,692,747  Frank 

Die  früher  als  „ausserordentliche"  bezeichneten  Ausgaben  sind  in  obiger 
Zahl  mit  inbegriffen,  darunter  105  Mill.  Frank  für  den  Kriegsminister.  Für 
letztere,  als  „exzeptionelle"  bezeichnete  Ausgabe  bieten  die  ordentlichen  Ein- 
nahmen keine  Deckung,  so  dass  also  „für  diesmal"  den  ordentlichen  Einnahmen 
ebenfalls  eine  „exzeptionelle"  einverleibt  werden  musste.  Mit  anderen  Worten 
sollte  für  105  Mill.^)  3prozentige  Rente  (Kapital)  emittiert  oder  aus  dem  Ertrag 
einer  schon  früher  begebenen  Anleihe  geschöpft  werden. 

Zieht  man  von  den      ....     3,140,994,820  Frank 
betragenden  Ausgaben  diese       .     .     .        105,000,000       „ 

ab,  so  bleiben 3,035,994,820  Frank 

an  normalen  oder  eigentlichen  ordentlichen  Ausgaben.   Im  Jahre  1886  betrugen 

dieselben  (nebst  einigen  kleinen  Zuschüssen) 3,032,342,461  Frank 

so  dass  für  1887  eine  scheinbare  Zunahme  von    ....  3,652,359  Frank 

sich  zeigt.  In  Wirklichkeit  verhält  sich  die  Sache  aber  anders:  die  3035  Mill. 
enthalten  145,140,441  Frank  Ausgaben,  die  sonst  im  ausserordentlichen  Budget 


')  Cf.  weiter  S.  275  ff. 
2)  Cf  weiter  S.  251. 


ocA  R.V.Kaufmann, 

figuriert  hätten,  nunmehr  also  zu  Mehrausgaben  des  ordentlichen  Budgets  werden. 
Um  dieser  Summe  aber  im  ordentlichen  Budgöt  Raum  zu  schaffen,  haben  die 
verschiedenen  Minister  in  ihren  respektiven  Departements  Ersparnisse  im  Betrage 
von  zusammen  71,211,941  Frank  bewirkt  (cf.  Anmerkg.  S.  258),  so  dass  also  nur 
noch  73,928,500  Frank  an  Mehrausgaben  zu  decken  sind.  Demgegenüber  steht 
eine  Erhöhung  der  Einnahmen  um  1,521,884  Frank  ^),  so  dass  schliesslich 
jene  3035  Mill.  Ausgaben  effektiv  beinahe  75V2  Mill.  mehr  enthalten  als  die 
3032  Mill.  Ausgaben  des  Vorjahres. 

Was  die  Einnahmen  betrifft,  so  bleiben,  wenn  man  von  den  geforderten 
3142   Mill.    die    durch    eine   3prozentige   Anleihe    zu   beschaffenden    105   Mill. 

abzieht 3,037,687,567  Frank 

Die  Einnahmen  für  1886  (mit  einem  Zuschuss  von  1,868,425 

Frank)  waren  geschätzt  auf 3,017,955,485 

Diese  Summe  enthält  aber,  wie  im  Voranschlag   im  ein- 
zelnen nachgewiesen  wird,  einen  Betrag  von      .     .     .  56,567,918       r 
der    aus    verschiedenen    Ursachen    nicht    mehr    in    den 
3037  Mill.  von  1887  figuriert. 

Letztere  Summe  ist  also  zu  reduzieren  auf 2,961,387,567       „ 

Die  Ausgaben  sind  oben  berechnet  worden  auf    ....     3,035^994,820       ,, 
Es  fehlen  also,  um  die  Zahl  zu  füllen,   resp.  müssen  den 

Hilfsmitteln  des  Vorjahres  hinzugefügt  werden      .     .         74,607,253  Frank 
Diese  Summe  wollte  der  Minister  durch  eine  Reform  der 
Getränkesteuer,     insbesondere     eine     Erhöhung    der 

Branntweinsteuer  mit  rund 76,300,000       , 

decken,  und  so  einen  kleinen  Ueberschuss  von  1,692,747  Frank  erreichen. 

Auf  die  geplante  Getränkesteuerreform  werden  wir  zurückkommen,  nach- 
dem wir  uns  zunächst  nochmals  die  obigen  145,140,441  Frank  Mehrausgaben 
(die  teils  aus  dem  ausserordentlichen  in  das  ordentliche  Budget  herüber- 
genommen worden  sind)  näher  angesehen  haben. 

Ueber  71  Millionen  davon  sind  durch  Ersparungen  gedeckt  —  bei  den 
einzelnen  bezüglichen  Posten  zu  verweilen  lohnt  sich  nicht  —  dagegen  müssen 
wir  die  restierenden  73,928,500  Frank  in  ihre  Bestandteile  zerlegen,  da  die 
betreffenden  Details  eine  Hauptrolle  im  Voranschlag  spielen  und  ein  durch  sie 
veranlasster  Streit  mit  der  Budgetkommission,  den  Finanzminister  Sadi  Carnot 
seiner  Zeit  veranlasste,  seine  Demission  zu  geben,  die  er  später  —  allem  An- 
schein nach  nur  sehr  ungern  —  für  den  Augenblick  zurücknahm. 

Jener  Streit  wiederholte  sich  in  der  Kammer  und  gab  der  Finanzminister 
schliesslich  nach. 

Nachfolgend  geben  wir  nur  die  wichtigeren  bezüglichen  Posten,  deren 
Aufzählung  genügen  dürfte,  um  einen  Einblick  in  das  Wesen  des  Mechanismus 
des  Budgets  zu  gewähren. 

Die  73,928,500  Frank  bilden  den  Saldo  folgender  Zu-  und  Abnahmen 
der  Ausgraben: 


')  Es  sollte  den  Generaleinnehmern  ebensoviel  an  ihren  Tantiemen  ab- 
gezogen werden;  es  handelt  sich  dabei  um  eine  nur  scheinbare  Ersparnis,  da 
anderseits  die  Gehälter  derselben  erhöht  werden  sollten,  cf.  S.  276. 
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Zunahmeu  Abnahmen 

Frank  Frank 

Reduktion ')   des   Kredits  für  Tilgung   und  Interessen 

der  auf  kurze  Frist  aufgenommenen  Obligationen           —  120,109,755 

Verminderung  der  Interessen  der  schwebenden  Schuld 

infolge  der  Konsolidierung  eines  Teiles  derselben            —  6,700,000 

Für  eine  Anleihe  in  Sprozentiger  Rente 53,800,000  — 

Streichung  der  Zinsen  eines  Compte  courant      ...            —  5,300,000 

Andere  Posten 4.952,855  571,600 

Summa     58,752,855     132,681,355 
^ ^ ' 

73,928,500 

Die  „Zunahmen"  werden  zum  grössten  Teil  zur  Verminderung  der  schwe- 
benden Schuld,  so  z.  B.  der  grösste  Teil  der  53,800,000  Frank  zur  Konsoli- 
dierung von  kündbaren  Forderungen  verwandt  (s.  weiterhin),  während  die 
4,952,855  Frank  einer  administrativen  Reform  dienen  sollen  ^). 

Die  Genehmigung  der  zweiten  der  obigen  beiden  Mehrforderungen  des 
Ministers  wurde  aufgeschoben,  während  die  erste,  wie  wir  gleich  sehen  werden, 
unterdessen  zum  grossen  Teil  genehmigt  worden  ist. 

Die  geforderte  Konsolidierung  nämlich,  der  die  Anleihe  dienen  sollte, 
war  inzwischen  so  dringend  notwendig  geworden,  dass  man  mit  ihr  nicht  bis 
zum  Ende  des  Jahres  warten  konnte,  vielmehr  ein  besonderes  bezügliches  Gesetz 
erlassen  wurde,  das  unter  dem  1.  Mai  1886  die  Ausgabe  einer  Anleihe  von 
900  Mill.  genehmigte,  mit  deren  Resultat  fällige  Schulden  bezahlt  und  ein  ent- 
sprechender Betrag  für  die  vom  Kriegsminister  geforderten  105  Mill.,  von  denen 
wir  vorher  sprachen,  reserviert  wurde '). 

Durch  die  Mai- Anleihe  fallen  in  der  vorstehenden  Tabelle  die  Summen 
von  6,700,000  und  5,300,000  Frank  der  Spalte  „Abnahme"  fort,  da  die  betreffenden 
Schulden  nunmehr  bezahlt  sind*).  Die  zuletzt  unter  den  Abnahmen  aufgeführten 
571,600  Frank  hängen  mit  der  gegenüberstehenden  Zahl  von  4,952,855  Frank 
(Reform  die  Generaleinnehmer  betreffend)  zusammen,  und  ist  deren  Streichung 
ebenfalls  aufgeschoben.  So  blieb  zunächst  nur  über  die  Summevon  120,109,755  Frank 
unter  den  „Abnahmen"  Bestimmung  zu  treffen.  Gerade  aber  um  diesen  Posten 
ist  lange  gestritten  worden,  bis  der  Finanzminister  abermals  nachgab.  Diese 
Summe,  von  welcher  noch  die  Rede  sein  wird,  repräsentiert  nämlich  einen  Teil 
des  Kapitels  V  im  Budget  (oder  im  Etat)  des  Finanzministeriums  und  zwar  das 
Kapitel  der  Tilgungsfonds  für  folgende  spezielle  Zwecke: 

Das  ausserordentliche  Budget  lebt  bekanntlich  von  Anleihen,  die  insbe- 
sondere bestehen: 

1.  aus  konsolidierten,  d.  h.  Renten,  und 

2.  aus  „auf  kurze  Frist  aufgenommenen  Obligationen". 

^)  Sollte  heissen:  Streichung. 

2)  Cf.  Anmerkung  S.  250  und  S.  276. 

')  Jene  105  Mill.  wollte  der  Minister,  wie  wir  sahen,  zu  den  Einnahmen 
des  ordentlichen  Budgets  rechnen,  während  sie  die  Kommission  dem  ausser- 
ordentlichen Budget,  das  sie  erhalten  will,  zuzuschreiben  beabsichtigte.  Die 
Anleihe  selbst  wurde  bereits  im  Mai  aufgelegt. 

■*)  Der  Minister  stellte  seinen  Voranschlag  im  März  auf. 
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Von  letzteren  zirkulieren  im  Augenblick  466  MilL,  von  denen  jährlich 
100  Mill.  zurückzuzahlen  sind.  Dieser  Betrag  wird  von  den  120  MilL  des 
Kapitel  V  genommen,  während  die  verbleibenden  ca.  20  Mill.  Zinszahlungen 
dienen.  Der  Finanzminister  will  aber  das  über  seinem  Haupte  schwebende 
Damoklesschwert  festbinden  und  die  466  Mill.  sofort  mit  Sprozentigen  Renten 
•abzahlen,  so  dass  die  jährlichen  120  Mill.  disponibel  werden  und  er  dieselben 
als  ordentliche  Einnahmen  zur  Deckung  der  ordentlich  gewordenen  ausser- 
ordentlichen Ausgaben  verwenden  kann.  (Die  Verwendung  bleibt  also  dieselbe, 
nur  der  Name  hat  gewechselt.) 

Dieser  Absicht  des  Ministers  hat,  wie  wir  noch  sehen  werden,  die 
Budgetkommission  nicht  zugestimmt,  sie  wollte  vielmehr  das  ausserordentliche 
Budget  beibehalten  und  die  466  Mill.  nicht  konsolidieren,  so  dass  die  120  Mill. 
im  Kapitel  V  stehen  bleiben  könnten.  —  Die  ganze  Sache  ist  so  unklar  und 
so  verwickelt,  dass  die  französische  Kammer  selbst  unter  dem  18.  November 
ziemlich  deutlich  zu  erkennen  gegeben  hat,  dass  sie  sich  in  derselben  nicht 
mehr  zurechtfinden  könne  oder  wenigstens  nicht  wisse  ,  ob  der  vom  Minister 
oder  der  von  der  Kommission  vorgeschlagene  Weg  der  bessere  sei,  indem  sie 
den  Minister  und  die  Kommission  durch  ein  feierliches  Votum  aufforderte,  sich 
vor  allem  unter  sich  zu  einigen ;  dann  erst  könne  mit  den  Debatten  in  der 
Kammer  fortgefahren  werden. 

Die  „Parteien"  einigten  sich  wirklich  und  zwar  dahin  —  den  Beschluss 
über  das  Kapitel  V  bis  zuletzt  aufzuschieben.  Man  dachte :  kommt  Zeit,  kommt 
Rat.  Wir  können  nichts  Besseres  thun  als  diesem  Beispiel  zu  folgen  und  jene 
120  Mill.  ebenfalls  in  Schwebe  zu  halten  ^). 

Nunmehr  müssen  wir  zu  jenen  76  Mill.  zurückkehren,  die  der  Minister 
durch  eine  Reform  der  Getränkesteuern,  resp.  durch  Erhöhung  der  Branntwein- 
steuer aufzubringen  wünschte.  —  Der  Kammer  wurde  ein  bezüglicher  besonderer 
Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  aber  nur  noch  von  geschichtlichem  Interesse  ist, 
da  an  demselben  viel  geändert  wurde.  Ein  „rektifiziertes"  Projekt  wurde  darauf 
der   zweiten    ebenfalls    „rektifizierten"   Ausgabe    des   Voranschlags   einverleibt. 

Jenes  „rektifizierte"  Projekt,  auf  das  wir  gleich,  wenn  wir  von  dem  Be- 
richt der  Budgetkommission  reden,  ausführlich  zurückkommen,  wollen  wir  an 
dieser  Stelle  nur  mit  möglichst  wenig  Strichen  skizzieren. 

Nach  demselben  soll  auf  dem  Lande  und  in  den  Städten  unter  4000  Ein- 
wohnern, wo  dieselbe  noch  besteht,  die  Detailsteuer  für  Wein  und  Cider  (die  das 
Exercice  ^)  verursacht)  einfach  aufgehoben  und  dort  ebenso  wie  in  den  Ortschaften 


')  Gleich  nach  jenem  Beschluss  ist  bekanntlich  eine  Minister krisis  einge- 
treten und  ist  die  Reform  der  Aufhebung  des  ausserordentlichen  Budgets  un- 
wahrscheinlich geworden. 

^)  Das  ist  die  periodische  Visite  in  den  Kellern  der  Getränkehändler 
zwecks  Konstatierung ,  wie  viel  Wein  u.  s.  w.  verkauft  worden  ist;  für  die 
fehlenden  (also  verkauften)  Quantitäten  muss  die  Steuer  entrichtet  werden 
(cf.  „Finanzen  Frankreichs"  S.  332  und  IF.,  wo  alles  Nähere  über  die  Getränke- 
steuern zu  finden  ist).  Diese  den  Wirten  sehr  verhasste  Einrichtung  war  ursprüng- 
lich zu  ihren  Gunsten  eingeführt  worden,  da  sie  dem  Zweck  diente,  dem  Wirt 
die  Vorausbezahlung  der  Steuer  zu  ersparen,  die  er  heute  erst  erlegt,  nachdem 
er  den  Steuerbetrag  beim  Verkauf  der  Getränke  eingenommen  hat.   Trotzdem  ist 
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von  4000  Einwohneni  und  darüber,  die  bestehenden  Steuern  in  eine  „einzige, 
Steuer  oder  Accise  umgewandelt  werden,  wodurch  das  ganze  System  ungemein 
vereinfacht  würde.  Statt  der  unterschiede  zwischen  Engros-  und  Detailverkauf, 
zwischen  Privatmann  und  Händler  etc.  gäbe  es  künftig  in  Frankreich  für  "Wein, 
Cider  und  Branntwein  nur  mehr: 

1.  PJine  allgemeine  Konsumtaxe  (taxe  generale  de  consommation)  als  ein- 
zige Steuer  auf  dem  Lande,  d.  h.  in  Gemeinden  unter  4000  Einwohnern; 

2.  eine  Staatsaccise  oder  droit  d'entree  (nicht  mit  dem  Kommunaloktroi 
zu  verwechseln)  für  Städte  mit  4000  Einwohnern  und  darüber. 

Der  Minister  berechnete,  dass  diese  Reform  dem  Staatsschatze  eine  jähr- 
liche Mindereinnahme  von  36,460,000  Frank  verursachen  würde,  ein  Betrag,  für 
den  er  ebenso  wie  für  die  bereits  fehlenden  76  Mill.,  von  denen  oben  die  Rede 
war,  Deckung  schaffen  musste.     Zwecks  dessen  soll: 

1.  Die  Licenztaxe  (speziell  Gewerbesteuer)  der  Weinhändler  erhöht  werden 
und  ebenso  die  Zirkulationstaxe  für  Wein  und  Cider,  an  deren  Stelle, 
wie  oben  erwähnt,  die  allgemeine  Konsumsteuer  tritt,  in  dieser  um 
50  Cts.  per  Hektoliter  Wein  und  20  Cts.  per  Hektoliter  Cider  erhöht 
werden  und  dann  mehr  erbringen:  die  Licenztaxe  18,060,000  Frank, 
die  Erhöhung  der  Zirkulationssteuer  9,700,000  Frank ; 

2.  soll  die  Branntweinkonsumsteuer  besonders  stark  und  zwar  von 
156,25  Frank  auf  200  Frank  per  Hektoliter  Alkohol  zu  100  Grad 
erhöht  werden,  wovon  63  Mill.  Mehrertrag  erwartet  werden; 

3.  sollen  Massregeln  zwecks  Herabminderung  der  Defraude  getroffen 
werden.     Darunter  ist  verstanden: 

a)  ein  Zoll  auf  die  zur  künstlichen  Weinbereitung  eingeführten 
Rosinen,  von  dem  2  Mill.  Frank  erwartet  werden; 

b)  die  Aufhebung  des  Privilegiums  der  Bouilleurs  de  cru,  der 
Brenner  eigenen  Gewächses  (nur  Wein  und  Früchte),  wovon 
20  Mill.  erwartet  werden. 

Die  Reformen  sollen  also 112,760,000  Frank 

eintragen  und  kosten 36,460,000       , 

also  ein  Netto-Mehrertrag  bleiben  von 76,300,000  Frank. 

Dies  vorausgeschickt,  können  wir  die  in  dem  Voranschlag  zum  Ausdruck  ge- 
brachten Anträge  des  Ministers,  die  man  sich  immer  gegenwärtig  halten  muss, 
will  man  das  Folgende  verstehen,  in  ihren  Hauptlinien  dahin  rekapitulieren, 
dass  es  sich  dabei  handelt: 

1.  um  Aufhebung  des  ausserordentlichen  Budgets  und  Verschmelzung 
von  dessen  Hauptposten  mit  dem  ordentlichen  Budget; 

2.  um  Konsolidierung  der  zirkulierenden  466  Mill.  in  Obligationen  auf 
kurze  Frist  (auch  6jährige  Obligationen  genannt)  mittels  einer  An- 
leihe in  3prozentige  Rente; 


diese  Steuererhebungsform  sehr  unbeliebt,  und  wie  die  Regierung  den  Getränken 
neue  Lasten  aufzulegen  beabsichtigte,  wollte  sie  für  die  geforderte  materielle 
Mehrleistung  den  Interessenten  derselben  wenigstens  eine  moralische  Entschädi- 
gung gewähren. 
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3.  um  Verwendung  der   120  Mill.   Tilgungsfonds   des  Ka^j.  V   des  Etats 
des  Finanzministeriums  für  Zwecke  des  ordentlichen  Budgets; 

4.  um   eine  (durch   das  Gesetz   vom  1.  Mai  1886  bereits  erledigte)  Kon- 
solidierung eines  Teils  der  schwebenden  Schuld; 

5.  um  Reform  der  Getränkesteuern  unter  Vereinfachung  der  Erhebungs- 
formen und  wesentlicher  Mehrbelastung  des  Branntweinkonsums. 

Nach  der  Ansicht  des  Ministers  wäre  bei  Erledigung  jener  5  Punkte  in 
seinem  Sinne  das  Gleichgewicht  im  Budget  hergestellt  und  ein  nagender  Wurm 
aus  demselben  entfernt  worden. 

Dass  er  mit  seinem  Projekt  aber  durchdringe,  erhoffte  er  zumal  auch 
von  der  Unterstützung  der  kleinen  Wirte  auf  dem  Lande,  denen  er  mit  der  Auf- 
hebung des  „exercice"  eine  von  denselben  ersehnte  Wohlthat   zugedacht  hatte. 


IV.  Der  Bericht  der  Budgetkommission. 

Unsere  Aufgabe  ist,  von  den  verwickelten  Plänen,  Kombinationen  und 
Einrichtungen  des  französischen  Finanzwesens  ein  möglichst  klares  Augenblicks- 
bild aufzunehmen.  So  haben  wir  im  vorstehenden  manche  Details  zusammen- 
fassen, andererseits  manche  spezielle  Auseinandersetzung  und  Begründung  über- 
gehen müssen.  Wenn  wir  dagegen  auf  nachfolgenden  Seiten  den  Bericht 
(Rapport)  der  Budgetkommission  zu  der  Budgetvorlage  des  Ministers  etwas  ein- 
gehender behandeln,  so  sprechen  dafür  rein  methodologische  Gründe,  keines- 
wegs die  Auffassung,  dass  jenem  Bericht,  was  seinen  inneren  Wert  angeht,  ein 
anderer  Rang  zuzusprechen  sei  als  den  Motiven  (expose  des  motifs)  des  Ministers : 
beide  sind  von  den  Parteiinteressen  der  laufenden  Politik  gleich  stark  beeinflusst. 

Der  Kommissionsbericht  zeigt  so  sehr  deutlich,  dass  es  mit  demselben 
auf  eine  Ministerkrisis  abgesehen  war;  ein  Zweck,  der  auch  wirklich  erreicht 
wurde,  wenn  die  Katastrophe  sich  auch  anders  abspielte,  als  von  ihren  Autoren 
berechnet  war. 

Wenn  wir  uns  nunmehr  zu  einer  Analyse  dieses  Berichts  wenden, 
so  bespricht  derselbe  zunächst  folgende  drei  Punkte  des  Budgetentwurfs 
des  Ministers: 

1.  Die  von   demselben    angeblich  geplante   Aufhebung   der  Tilgungen 
(suppression  de  l'amortissement ') ; 

2.  die  beabsichtigte  Umwandlung  der  6jährigen  Obligationen^)  in  per- 
manente Rente  (Konsols); 

3.  die  Aufhebung  des  ausserordentlichen  Budgets. 

,Den  bezüglichen  Plänen  des  Ministers  könne  die  Kommission  nicht  zu- 
stimmen :  Durch  Konsolidierung  der  466  Mill.  6jährige  Obligationen  im  Kapitel  V 


*)  Jene  Verallgemeinerung  beweist  sofort,  dass  man  den  Bericht  als  An- 
griffswaflfe  ausnützen  wollte:  Der  betreffende  Tilgungsfonds,  den  der  Minister 
zu  anderen  Zwecken  heranziehen  wollte,  war,  wie  wir  oben  sahen,  zu  speziellen 
Tilgungen  bestimmt. 

')  Auch  dieser  Ausdruck  ist  ungenau;  es  handelt  sich  um  Obligationen 
,auf  kurze  Frist"  (obligations  ä  court  terme).  Ein  Teil  der  Obligationen  ist 
einjährig,  andere  2jährig,  Sjährig  u.  s.  w. 
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des  Etats  des  Finanzministermms  würden  120,  genau  122  Mill.  frei,  von  denen 
17  Mill.  zur  Deckung  der  Zinsen  der  neu  aufgenommenen  Kapitalien  in  das 
Kapitel  IV  übergehen  und  die  weiteren  105  Mill.  als  Beitrag  zu  den  Einnahmen 
des  ordentlichen  Budgets  verwandt  werden  sollten,  dadurch  aber  werde  sich 
die  perpetuelle  Schuld  um  500  Mill.  Frank  vermehren,  und  was  noch  schlimmer 
sei,  jeder  Ai-t  der  Tilgung  ein  Ende  gemacht:  beides  könne  der  , Patriotismus' 
nicht  dulden." 

Den  bezüglichen  patriotischen  Gefühlen  wird  darauf  in  einer  Anzahl 
längerer,  schön  klingender  Phrasen  Luft  gemacht,  wobei  allerdings  zwischen 
den  Zeilen  zu  lesen  ist,  dass  es  auch  bisher  mit  der  Tilgung  nicht  recht  habe 
vorangehen  wollen;  daran  seien  aber,  behauptet  der  Bericht,  die  früheren 
^monarchischen"  Regierungen  schuld  gewesen.  Heute  bestehe  dagegen  ein 
von  Thiers  begründeter  Tilgungsfonds,  mit  dessen  Hilfe  man  die  in  den  Jahren 
1870/71  dem  Staat  von  der  Bank  geborgten  1500  Mill.  Frank  bereits  abgezahlt 
und  den  man  weiter  verwandt  habe,  um  neues  Kriegsmaterial  anzuschaffen 
resp.  neue  öffentliche  Arbeiten  auszuführen. 

Letzter  Hinweis  bildet  den  Uebergang  zur  Frage  des  ausserordent- 
lichen Budgets,  und  zwar  wird  dasselbe  auf  einmal,  während  es  sonst  den 
regelmässigen  Angriffspunkt  der  Budgetkommission  bildete,  nicht  angegriffen, 
umgekehrt  wird  in  dem  Bericht  (Seite  9)  hervorgehoben: 

„Dass  in  manchen  Epochen  des  Daseins  eines  so  grossen  Landes,  wie 
Frankreich,  es  nötig  sein  könne,  grosse  Unternehmungen  auszuführen,  während 
man  in  anderen  Zeiten  wiederum  Ausgaben  für  alles  Aehnliche  sehr  reduzieren, 
ja  vollständig  einstellen  müsste. 

„Wenn  man  somit  all  und  jede  Ausgabe  in  das  ordentliche  Budget  hinein- 
dränge, so  würde  dasselbe  von  einem  Jahr  zum  andern  grossen  Schwankungen 
unterworfen  sein,  so  dass  in  jedem  Jahr  die  Grundlage  der  Steuern  geändert  und  es 
damit  unmöglich  werden  würde,  einen  richtigen  Voranschlag  jeweilig  aufzustellen. 

„Darum  muss,"  erklärt  der  Bericht,  „ein  ausserordentliches  Budget  und 
eia  grosser  Tilgungsfonds  beibehalten  werden;  die  ausserordentlichen  Ausgaben 
sind  durch  Anleihen  zu  decken,  für  welche  abermals  jener  Tilgungsfonds  bereit 
stehen  muss."  „C'est  par  un  large  amortissement  inscrit  d'une  maniere  perma- 
nente,  que  l'on  doit  chercher  ä  regulariser  les  depenses  extraordinaires." 

Dies  gesagt,  folgt  abermals  ein  obligater  Hieb  auf  die  früheren  Regierungen. 

Zu  obiger  Stelle  des  Berichts  dürfte  die  Frage  am  Platz  sein :  Was  denn 
die  Republik  des  Jahres  1870  bisher  getilgt  hat?  —  Weder  die  überkommene 
permanente  Rente,  noch  die  neu  geschaffene  —  sondern  fast  ausschliesslich  nur 
die  Obligationen  auf  kurze  Frist,  wobei  es  sich  bei  näherem  Zusehen  wiederum 
mehr  um  Schein  als  um  Wahrheit  handelt.  Bei  den  geschehenen  Geldaufnahmen 
auf  dieses  Konto  kann  man  nämlich  eigentlich  nur  von  einer  Art  Diskont  sprechen : 
Es  ist,  als  ob  man  sagte:  ich  habe  in  den  nächsten  sechs  Jahren  jährlich  100 
und  so  viel  Millionen  nötig,  gebt  die  600  Mill.  auf  einmal,  so  zahle  ich  sie 
in  sechs  jährlichen  Raten  ä  100  Mill.  mit  Zinsen  zurück,  also  im  ersten  Jahre 
124  Mill.,    im    zweiten    120   und    im   dritten   116  Mill.  u.  s.  w.  ^) 


^)  Zuweilen  wurde  auch  ein  anderer  Weg  eingeschlagen:    Das  Parlament 
eröffnete   dann  für  eine  z.  B.    auf  600  Mill.  Ausgaben   geschätzte  Arbeit  einen 
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Ehe  die  betreffende  Schuld  aber  ganz  abgetragen  ist,  wird  sofort  eine 
neue  aufgenommen,  ein  Vorgang,  den  man  schwerlich  „Tilgung"  von  Schulden 
nennen  kann.  —  Dass  man  z.  B.  im  Jahre  1887  thatsächlich  die  fälligen  100  Mill. 
Frank  der  heiligen  Tilgung  zu  Ehren  zahlen  wird,  ist  kaum  anzunehmen.  Es 
handelt  sich  eben  in  dem  Bericht  nur  darum,  Solidität  zu  prästieren,  indem  man 
die  Tilgung  mit  schönen  Worten  preist. 

So  gesteht  denn  der  Bericht  weiter  auch  wirklich  zu:  „Dass  auch  in 
früheren  Jahren  die  festgesetzte  Tilgung  nicht  immer  ausgeführt  worden  sei. 
(Die  dem  Bericht  beiliegenden  Tabellen  beweisen  das  schlagend.)  So  könne 
man  sich  ja  eventuell  auch  in  diesem  Jahre  mit  weniger  begnügen  und  etwa 
nur  70  Mill.  auf  die  100  Mill.  abzahlen." 

Dabei  wird  als  selbstverständlich  vorausgesetzt,  dass  jeder  wisse,  wie  in 
einem  solchen  Falle  verfahren  wird,  nämlich  folgendermassen :  Die  nicht  aus- 
bezahlten Obligationen  werden  erneuert  und  wenn  der  Gläubiger  etwa  auf 
Zahlung  besteht,  so  werden  neue  Obligationen  ausgegeben,  mit  deren  Betrag 
die  fälligen  bezahlt  werden.  Das  aber  schlägt,  wenn  man  näher  zusieht,  in 
genau  derselben  Wei^e  sowohl  der  Minister  wie  die  Kommission  vor:  Beide 
wollen  70  Mill.  (aus  dem  Fonds  des  Kapitels  V)  für  Ausgaben  zu  öffentlichen 
Arbeiten  verwenden.  Nur  sagt  der  Minister:  „Oeffentliche  Arbeiten  gibt's  immer, 
verwenden  wir  diese  70  Mill.  ein  für  allemal  für  dieselben."  Die  Kommission 
entgegnet  aber  darauf:  „Wir  wollen  jene  Arbeiten  regelmässig  ,ausserordent- 
liche'  nennen  und  somit  wollen  wir  auch  dem  betreffenden  Fonds  das  Prädikat 
,ausserord entlich'  anhängen." 

Worte,  nichts  als  Worte! 

Der  Bericht  greift  weiter  die  Absicht  des  Ministers,  die  466  Mill.  Obli- 
gationen kurzer  Frist  zu  konsolidieren,  an.  „Weshalb?"  fragt  er.  „Um  beide 
Budgets,  das  ordentliche  und  das  ausserordentliche,  zu  verschmelzen?  — 
Aber  geht  das?  Hat  der  Minister  nicht  selbst  für  sein  ordentliches  Budget 
105  Mill.  aus  Anleihegeldern  ziehen  wollen?" 

„Was  aber  das  ausserordentliche  Budget  der  öffentlichen  Arbeiten, 
betrifft",  fährt  der  Bericht  fort,  „so  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  dessen  Auf- 
hebung (suppression)  zwar  seit  dem  Votum  von  1883,  durch  welches  der 
grösste  Teil  der  projektierten  Eisenbahnbauten  den  Privateisenbahngesell- 
schaften übertragen  worden  war,  nicht  bloss  möglich,  sondern  vielleicht  auch 
wünschenswert  gewesen  wäre." 

Der  Staat  habe  aber  immer  noch  viele  Arbeiten,  und  besonders  die  Be- 
endigung der  bereits  angefangenen  Eisenbahn-,  ebenso  die  Kanal-,  Hafen-  und 
andere  Bauten  für  sich  zurückbehalten. 

„Arbeiten,  denen  gegenüber  der  Minister  ohne  neue  Anleihen  nicht  werde 
auskommen  können,  und  somit  sei  die  Aufstellung  eines  ausserordentlichen 
Budgets  als  solches  nötig." 

Gibt  der  Minister,  das  ist  der  Grundgedanke,  das  ausserordentliche  Bud- 
get auf,   so  wird   er   auch   bald   die  ausserordentlichen  Arbeiten   aufgeben,    — 


entsprechenden  Kredit.  Da  die  Auslagen  für  die  betreffende  Arbeit  aber  nicht 
auf  einmal  nötig  waren,  so  nahm  man  auch  nicht  alles  auf  einmal  auf,  sondern 
gab  nur  je  nach  Bedarf  Obligationen  aus. 
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das  aber  darf  den  Wählern  gegenüber  nicht  zugegeben  werden,  obgleich  schliess- 
lieh  doch  wieder  eingestanden  werden  muss,  ,dass  häufig  Missbrauch  mit  dem 
ausserordentlichen  Budget  getrieben  worden  sei  ^)  ...  .  Künftig  solle  aber 
strengere  Kontrolle  herrschen!  (?)" 

Betrachten  wir  nunmehr,   wie   die  Kommission   den  bereits  vom  Finanz- 
minister  „rektifizierten*  Voranschlag  ihrerseits  „rektifizierte"  (cf.  S.  248  ff.). 

Ausgaben. 

Nach  des  Ministers  rektifiziertem  Voranschlag    .     .     3,137,916,870  Frank 

Davon  sind  abzuziehen: 

Die  Zinsen  der  3prozentigen  Rente 'der  projektierten 
Anleihe  für  die  Konsolidierung  der  (466Mill.)  Obli- 
gationen auf  kurze  Frist      .      17,481,000  Frank 

Die  Ausgabe  für  extraordinäre 
öffentliche  Arbeiten,  welche 
zurück  ins  ausserordentliche 
Budget  zu   übertragen    ist     69,704,400        „ 

Die  Ausgabe  für  Kriegsmaterial    105,000,000        , 

zusammen        192,185,400  Frank 
Bleiben     2,945,731,470  Frank 

Hinzuzusetzen  sind: 

Zinsen  und  Tilgung  der  Obligationen  auf  kurze  Frist         86,500,000       , 

Summa  der  Ausgaben  (nach   den  Aenderungen  der 

Kommission)       3,032,231,470  Frank 

Einnahmen. 
Das  rektifizierte  Budget  des  Finanzministers  berechnet 

3,139,215,242  Frank      - 
Davon  ab : 
eine  aus  einer  Anleihe  geschöpfte 

Summe  von 105,000,000 

Bleiben     3,034,215,242  Frank 
Ueberschuss  1,983,772  Frank 

Die  obige  Einnahmensumme  von 3,034,215,242       „ 

enthält  noch   eine  von  der  beabsichtigten  Erhöhung   der 

Branntweinsteuer  herrührende  Summe  von     ....         76,300,000       „ 
welche  die  Kommission  ebenfalls  verwirft,   zieht  man  sie 

ab,  so  bleiben 2,957,915,242  Frank 

Da  die  von  der  Budgetkommission  anerkannten  Ausgaben     3,032,231,479       „ 

betragen,  so  fehlen  noch 74,316,228  Frank 

für  deren  Beschaffung  also  nunmehr  die  Kommission  zu  sorgen  hat. 


^)  „ .  .  .  il  faut  se  reconnaitre  cependant  que  dans  le  passe  l'usage  qui  a  ete 
fait  de  ce  budget  extraordinaire  pour   alleger  le  budget  ordinaire  d'un  certain 
nombre  de  depenses  qui  auraient  du  y  etre  maintenues.    Vos  commissions 
du  budget  ont  ä  differentes  reprises  combattu  cette  tendance  ..." 
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Defizits  auszumerzen  gibt  es  nur  zwei  Wege:  die  Ausgaben  vermindern 
oder  die  Einnahmen  erhöhen.  Die  Regierung  hatte  schon  35,777,941  Frank  da 
und  dort  gestrichen.  Weitere  Ersparnisse  ^)  im  Budget  einzuführen  wurde  trotz- 
dem zur  Parole  der  Kommission.  Sie  hielt  also  Nachlese  und  fand  noch 
17,439,913  Frank,  die  erspart  werden  könnten. 

Das  Ersparen  lässt  sich  übrigens,  nebenbei  gesagt,  viel  leichter  anraten, 
als  durchführen:  Es  gibt  eben  unreduzierbare  Ausgaben  oder  Bedürfnisse,  die, 
wenn  man  sie  im  Voranschlag  zu  niedrig  ansetzt,  auf  unwiderstehliche  Weise 
Zuschüsse  in  Form  von  Credits  supplementaires  oder  complementaires  fordern, 
nicht  zu  gedenken,  dass  es  auch  dringende  unvorhergesehene  Ausgaben  gibt, 
die  Credits  extraordinaires  erheischen.  Darin  machen  die  Republiken  keinen 
Unterschied  von  den  Monarchien!  Das  beweisen  die  französischen  Finanz- 
rechnungen, in  denen  unter  allen  Regierungsformen  100,  200,  ja  300  Mill.  Frank 
derartiger  supplementärer  Kredite  häufig  genug  vorkommen. 

Die  Kommission  behauptete  aber,  dass  sie  mit  ihren  Streichungen 
nicht  zu  weit  gegangen  sei;  für  die  wirklichen  Bedürfnisse  sei  hinlänglich 
gesorgt.  (?) 

Von  den  am  Gleichgewicht  fehlenden       74,316,288  Frank 

sind  also  wegen  der  neu  herausgerechneten  Ersparnisse       .      17,439,913       „ 

abzuziehen,  sodass  also  nur  noch 56,876,375  Frank 

zu  decken  bleiben. 

Zwecks  dessen,  den  Alkohol,  wie  die  Regierung  vorschlug,  weiter  ,  bluten 
zu  lassen",  konnte  sich  die  Kommission  nicht  entschliessen. 

Diesbezüglich  wollen  wir  nunmehr  beide  Parteien:  die  Motive  des  Vor- 
anschlags sowohl  wie  den  Bericht  der  Budgetkommission  hören. 

Die  Motive  erklären,  dass,  wenn  Wein  und  Cider  auch  nicht  ganz  von 
Steuer  zu  befreien,  so  doch  möglichst  zu  schonen  seien.  ^Was  den  Alkohol 
dagegen  betrifft,  so  gehört  derselbe  nicht  wie  Wein  und  Cider  zu  den  nötigen  (?) 
Getränken,  bei  ihm  handelt  es  sich  vielmehr  um  einen  ganz  besonders  zur  Be- 
steuerung geeigneten  Stoff;  dem  Alkohol  gegenüber  deckt  sich  das  moralische 
Interesse  mit  dem  fiskalischen,  wenn  man  denselben  mit  Steuern  möglichst  be- 
legt. Gerade  aber  durch  eine  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  lässt  sich  eine 
Entlastung  des  Weines  wie  des  Ciders  ermöglichen.  Damit  kann  man  dahin 
wirken,  dass  jene  gesunden  stärkenden  Getränke  jene  andere  Flüssigkeit  ver- 
drängen, deren  erhöhter  Verbrauch  dem  menschlichen  Organismus  nur  schäd- 
lich ist." 

Die  Motive  glauben  zwar  nicht,  dass  der  Branntweinverbrauch  durch  die 
erhöhte  Steuer  abnehmen  werde,  doch  werde  er  wenigstens  in  seiner  weiteren 
Zunahme  aufgehalten. 


*)  Wir  sprachen  oben  (S.  250)  von  71  Mill.  Ersparnissen,     Diese   Summe 
ietzt  sich  aus  folgenden  drei  Hauptposten  zusammen: 

1.  Ersparungen  in  den  Ministerien      ....      35,777,941  Frank 

2.  Verminderung    der    ausserordentlichen    Ar- 
beiten       20,434,000       „ 

3.  Verminderung  der  Subventionen  für  Vizinal- 

wege 15,000,000 

zusammen     71,211,941  Frank. 
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Die  Regierung  lässt  also  in  ihren  Motiven  die  moralischen  Saiten  mög- 
lichst anklingen;  da  bleibt  dem  Bericht  nichts  weiter  übrig,  als  dazu  ein  de- 
mokratisch' Lied  zu  singen! 

, Durch  welche  Steuern" ,  fragt  nämlich  der  Bericht,  ^sollen  die 
fehlenden  Summen  aufgebracht  werden?  Etwa  durch  eine  Erhöhung  der 
Alkoholtaxe,  wie  die  Regierung  vorschlägt?  Darauf  kann  die  Kommission 
nicht  eingehen. 

, Indem  sie  die  Erhöhung  einer  Steuer,  die  in  umgekehrter  Proportion 
zu  den  Einkünften  derer  steht,  auf  denen  sie  lastet,  abweist,  ist  sie  überzeugt, 
der  treue  Dolmetscher  der  demokratischen  Gefühle,  der  republikanischen  Majorität 
der  Kammer  und  des  Landes  zu  sein. 

„Gerade  durch  die  Branntweinsteuer  werden  die  ärmsten  Klassen  belastet. 
Man  führt  zwar  zu  Gunsten  einer  Erhöhung  derselben  an,  dass  es  sich  bei  dem 
Alkohol  um  ein  entbehrliches  Getränk  handle.  Aber  das  ist  nur  für  die  Gegenden 
richtig,  wo  andere  gesündere  Getränke  produziert  werden  und  wo  solche  zu 
billigen  Preisen  zu  haben  sind;  das  passt  nicht  für  Gegenden,  in  denen  kein 
Wein  oder  Cider  gewonnen  wird,  und  besonders  niclit  für  die  Städte,  wo  der 
hohe  Preis  der  , gesunden  Getränke'  dem  Arbeiter  so  wie  so  nur  erlaubt,  ver- 
dünnten (?!)')  Alkohol  zu  trinken.  Man  darf  auch  nicht  vergessen,  dass  der 
Alkohol  bereits  mit  156,25  Frank  belastet  ist  —  dem  dreifachen  Betrage 
seines  Preises^). 

„Wenn  man  überdies  geltend  macht,  dass  es  im  Interesse  der  öffentlichen 
Gesundheit  und  Moral  wünschenswert  sei,  die  Konsumtion  des  Branntweins  ein- 
zuschränken und  den  Verbrauch  der  gesunden  Getränke  zu  befördern,  so  lehrt", 
behauptet  der  Bericht,  „die  Erfahrung  der  verschiedenen  Länder,  dass  hohe 
Steuern  die  Zunahme  des  Branntweinverbrauchs  nie  aufgehalten  haben."  (Folgen 
Beispiele.) 

Es  ist  wohl  nicht  nötig,  an  jedem  einzelnen  Wort  des  Berichts  nach- 
zuweisen, wie  sich  derselbe  müht,  einem  aus  rein  politischen  Gründen  gefassten 
Beschluss  ein  prinzipielles  Mäntelchen  umzuhängen.  Zwecks  dessen  sich  derselbe 
z.  B.  zu  dem  Satz  versteigt: 

„Viel  wichtiger  als  Einführung  einer  hohen  Steuer  zur  Verminderung 
des  Branntweingenusses  ist  ein  guter  Schulunterricht  und  die  Verbreitung 
richtiger  Begriffe  über  die  Sparsamkeit  (!)." 

Also  keine  Erhöhung  der  Branntweinsteuer!  Das  aber,  worauf  der  Be- 
richt hinaus  will,  ist  die  Einkommensteuer;  deren  Einführung  wünscht  der- 
selbe aber  keineswegs  als  das  für  den  Augenblick  passendste  Mittel,  den  Defizits 


*)  „Dilue"   „verdünnt",  —  das  Wort  ist  wahrhaft  köstlich  erfunden! 

^)  Dies  häufig  angewandte  Argument  ist  hinfällig,  wenn  man  daran  denkt,  dass 
l.derBranntwein  in  kleinsten  Quantitäten  zu  10  oder  5  Cts.  das  Gläschen  verschenkt 
wird ;  2.  dass  der  Branntwein  nicht  nur  ein  unnötiges,  sondern  auch  schädliches  Ge- 
tränk darstellt,  das  nicht  hoch  genug  zu  besteuern  ist,  zumal  aber,  wenn  man 
die  französische  Branntweinsteuer  mit  der  dortigen  Tabaksteuer  vergleicht,  die 
den  Tabak  bedeutend  höher  belastet  als  den  Alkohol ;  3.  kommt  bei  derartigen 
unnötigen  Konsumtionen  nie  der  Marktwert  der  bezüglichen  Ware,  sondern 
nur  die  Leistungsfähigkeit  des  betreffenden  Konsumenten,  der  sich  einem  der- 
artigen unnötigen  Genuss  hingibt,  in  Betracht. 
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zu  begegnen,  sondern  wesentlich  nur  darum,  weil  es  sich  dabei  abermals  um 
eine  ^demokratische"  Einrichtung  handelt. 

Es  dürfte  sich  an  dieser  Stelle  verlohnen,  die  Argumente  kurz  anzuführen, 
die,  nach  unserem  Bericht,  in  Frankreich  gegen  die  Einführung  einer  Ein- 
kommensteuer vorgebracht  worden  sind  und  vorgebracht  werden. 

Zunächst  wird  dort  angeführt,  „dass  eine  Besteuerung  des  Einkommens 
in  Frankreich  bereits  existiere  und  zwar  habe  dieselbe,  weil  alle  Arten  von 
Personalsteuern  ^)  dort  möglichst  verhasst  seien,  die  Gestalt  eines  Ertragsteuer- 
systems oder,  wie  man  sich  in  Frankreich  ausdrückt,  die  eines  Systems  von 
realen  Steuern  (impots  reels)  angenommen." 

„Die  französischen  Einkommensteuern",  so  behaupten  die  Gegner  der 
Einkommensteuer,  die  deren  Wesen  offenbar  nicht  richtig  erfasst  haben, 
„sind:  die  Grundsteuer,  die  Gewerbesteuer,  dieWertpapiersteuer,  die  Mobiliarsteuer 
(eine  nach  dem  Betrag  der  Miete  berechnete  Vermögenssteuer)  und  als  Ergänzung 
der  letzteren  die  Thür-  und  Fenstersteuer.  Auf  diese  Weise  würden  alle  mög- 
lichen Einkünfte  getroffen,  so  dass  also  eine  Einkommensteuer  nicht  mehr 
nötig  sei." 

Als  zweiten  Grund  führt  man  gegen  die  Einkommensteuer  ins  Feld,  dass 
die  Mehrzahl  der  Deputierten  von  solchen  Bürgern  gewählt  werde,  die  heute 
schon  kaum  direkte  Steuern  und  bei  Einführung  der  Einkommensteuer  wahr- 
scheinlich auch  zu  dieser  nichts  beizutragen  haben  würden,  so  dass  also,  wie 
die  besitzenden  Klassen  allein  jene  Steuer  zu  zahlen  hätten,  die  Nichtbesitzenden 
und  nicht  Zusteuernden  in  die  Lage  kommen  würden,  die  Besitzenden  durch 
dieselbe  ohne  Mass  und  Schonung  zu  besteuern.  Da  sich  aber  kein  Volk,  und 
zumal  nicht  ein  solches,  innerhalb  dessen  sich  Sekten,  wie  die  der  ,  unversöhn- 
lich revolutionären  Sozialisten",  immer  weiter  ausbreiteten,  irgend  welchen  — 
und  auch  nicht  den  von  ihm  selbst  gezogenen  —  Grenzen  füge,  so  werde  es 
die  Einkommensteuer  sein,  mittels  der  man  sehr  bald  zu  inquisitorischen  Mass- 
regeln, zu  progressiven  Steuern  u.  dgl.  kommen  werde. 

Der  Bericht  erinnert  seinerseits,  wie  gesagt,  ebenfalls  an  diese  Gegen- 
gründe, sucht  dieselben  jedoch  mit  vielen  schön  klingenden  Worten  zu  ver- 
hüllen und  kommt  schliesslich  dazu,  der  Hoffnung  Ausdruck  zu  geben,  dass, 
wenn  man  erst  die  Einkommensteuer  eingeführt  haben  werde,  es  zugleich  klar 
werden  dürfte,  dass  alle  Einwendungen  gegen  dieselbe  falsch  seien. 

Somit  trägt  der  Bericht  darauf  an,  dass  die  Regierung  aufgefordert 
werde,  der  Kammer  ein  Einkommensteuergesetz  so  rechtzeitig  vorzulegen,  dass 
dasselbe  bereits  vom  1.  Juli  1887  an  Gesetzeskraft  erlangen  könne.  Als  oberstes 
Prinzip  solle  dabei  gelten,  dass  nur  Einkommen  von  3000  Frank  und  darüber 
zur  Besteuerung  gelangten. 

Der  Bericht  versucht  weiter  den  wahrscheinlichen  Betrag  einer  solchen 
Steuer  zu  schätzen  und  findet,  dass  bei  einer  Steuer  von  V^  Prozent  vom  Ein- 
kommen auf  30  Mill.  per  Jahr,  für  die  zweite  Hälfte  von  1887  also  auf  15  Mill. 
zu  rechnen  sei. 


^)  Etwaigen  Missverständnissen  vorzubeugen,  wollen  wir  bemerken,  dass 
es  allerdings  eine  Personalsteuer  in  Frankreich  gibt.  Dabei  handelt  es  sich 
aber  um  eine  Kopfsteuer  von  höchstens  47«,  nieist  nur  V/z  Frank. 
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Wenn  der  Bericht  übrigens  mit  seiner  Forderung  von  7«  Prozent  schein- 
bar möglichst  bescheiden  ist,  so  handelt  es  sich  bei  dieser  Bescheidenheit  nur 
darum,  die  Steuer  selbst  einzuschmuggeln;  die  äusserste  Linke,  von  der  die 
Regierungen  Frankreichs  mehr  und  mehr  abhängig  vperden,  wird  sich  der  ein- 
mal eingeführten  Einkommensteuer  als  sozialer  Waffe  bald  genug  bedienen 
lernen ! 

Wie  obige  15  Mill.  Frank  zur  Gleichstellung  der  Ausgaben  mit  den  Ein- 
nahmen nicht  ausreichen,  hat  die  Kommission  zwecks  dessen  abermals  etwas 
„Demokratisches"  ausgedacht  und  schlägt  vor,  die  durch  Testament  vermachten 
Erbschaften  um  die  Hälfte  höher  zu  besteuern  als  die  andern  ^).  Dadurch 
würden  39,929,900  Frank  mehr  einkommen. 

Endlich  sollen  noch  3,640,000  Frank  durch  eine  Reform  der  Getränke- 
steuer  eingebracht  werden,   so   hätte  man   15,000,000  +  39,929,900 -f  3,640,000 

=  58,569,900  Frank 

Es  wurden  nur  gebraucht 56,876,314       „ 

somit  rechnet  die  Kommission  einen  Anstandsüberschuss  von  1,693,586  Frank 
heraus  und  hat  damit  ihr  Werk  vollendet. 

Es   beträgt   also   der   Kommissionsanschlag   für   die 

ordentlichen  Einnahmen 3,016,485,142  Frank 

für  die  ordentlichen  Ausgaben ,     •     •    3,014^791,557       „ 

Ueberschuss  wie  oben  1,693,585  Frank 

Die  Kommission  will,  wie  gesagt,  die  Getränkesteuern  auch  refor- 
mieren, dieselben  sollen  aber  nur  3,640,000  Frank  mehr  erbringen. 

Wir  haben  bereits  oben  von  dem  bezüglichen  Projekt  der  Regierung  ge- 
sprochen und  uns  dabei  möglichst  allgemein  gehalten;  wie  wir  aber  an  dieser 
Stelle  nochmals  auf  die  Getränkesteuern  zurückzukommen  haben,  wollen  wir 
nunmehr  eingehender  referieren  und  dabei  der  Deutlichkeit  halber  einige  Wieder- 
holungen um  so  weniger  scheuen,  als  es  nicht  uninteressant  sein  wird,  wenn 
wir  das  verwickelte  französische  Getränkesteuersystem  von  zwei  Seiten  (sowohl 
mit  den  Ausführungen  der  Motive  wie  mit  denen  des  Berichts)  beleuchten. 

Letzterer  konstatiert  zunächst,  dass  1)  durch  die  von  der  Regierung  be- 
absichtigte Aufhebung  der  Detailsteuer  (droit  de  detail,  die,  wie  wir  bereits  an- 
führten,   das    Exercice   notwendig   macht)   auf  dem    Lande    (Ortschaften  unter 

4000  Einwohnern)  ein  Steuerausfall  von 38,430,000  Frank 

entstehen    würde.      Davon   solle    die    Konsumsteuererhöhung 

wieder  einbringen    . 6,500,000       „ 

bleibt  Verlust   für    den   Staat   oder  Entlastung   der   Steuer- 
pflichtigen um 31,930,000  Frank, 

2)  Durch  die  Herabsetzung  der  Steuersätze  in  den  Städten  von  4000  —  10,000  Ein- 
wohnern war  von  der  Regierung  ein  Mindererträgnis  von  .  8,170,000  Frank 
angenommen,  die  Kommission  modifiziert  dasselbe  auf  .     .     .     3,500,000       , 


^)  Mit  anderen  Worten:  Hat  A.  von  seinem  Bruder  100  Frank  ohne 
Testament  geerbt,  so  zahlt  er  6  Frank,  hat  ihm  aber  sein  Bruder  diesen  Betrag 
schriftlich  vermacht,  so  soll  er  9  Frank  zahlen.  —  Ein  derartiges  Gesetz  passt 
recht  wenig  zur  sonstigen  Richtung  der  bezüglichen  französischen  Gesetzgebung, 
die  gerade  die  Testierfreiheit  möglichst  auszudehnen  sucht! 
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3)  will  sie,  dass  für  die  Städte  von  10,000  Einwohnern  und  darüber  nur  kleinere 
technische  Verbesserungen  bei  der  Steuererhebung  eingeführt  werden,  durch  die 
eine  Mindereinnahme  von  2,330,000  Frank  entstehen  würde. 

Somit  berechnet  die  Kommission  statt  der  von  der  Regierung  vorge- 
sehenen Mindereinnahme  von  49,300,000  Frank  eine  solche  von  nur  37,760,000  Frank. 

Die  Regierung  hatte  in  erster  Linie  darauf  gerechnet,  das  Mindererträgnis 
durch  Erhöhung  der  Lizenztaxe  auszugleichen.  (Die  Weinwirte  hatten  sich  des 
öfteren  erboten,  eine  höhere  Lizenz  zu  zahlen,  wenn  man  sie  von  dem  ihnen 
lästigen  Exercice  befreien  wollte.)  Die  Lizenztaxe  beträgt  augenblicklich  auf 
dem  Lande  (4000  Einwohner  und  darunter)  15  Frank  und  steigt  mit  der  Grösse 
der  Städte  um  je  5  Frank,  bis  sie  für  Städte  von  50,000  Einwohnern  und  darüber 
(ausser  Paris)  den  Betrag  von  50  Frank  erreicht.  Der  Gesamtertrag  dieser 
Steuer  war  im  Jahre  1884  8,600,000  Frank,  im  Jahre  1885  8,800,000  Frank. 
Wenn  die  Regierung  aber  die  betreifende  Taxe  nur  verdoppeln  will,  will  sie 
die  Kommission  sofort  verdreifachen,  das  würde  26,400,000  Frank  ergeben. 

Der  geplanten  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  dagegen  wollte  die  Kom- 
mission, wie  wir  schon  sahen,  nicht  zustimmen,  dagegen  will  auch  sie  der 
Defraude  möglichst  entgegenarbeiten.  Die  wichtigste  in  dieser  Richtung  zu  er- 
greifende Massregel,  nämlich  die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Aufhebung 
der  , Destillierfreiheit  des  eigenen  Gewächses"  verwirft  die  Kommission  wiederum, 
obgleich  eingewandt  worden  war,  dass  die  Freibrenner  ihr  Privilegium  sehr 
missbrauchten,  indem  sie,  während  nur  der  von  ihnen  für  eigenen  Gebrauch 
gebrannte  Branntwein  nach  dem  Buchstaben  des  Gesetzes  steuerfrei  bleiben  soll, 
500,000  hl  Alkohol  thatsächlich  verkauften. 

In  Frankreich  soll  es  aber  mehr  denn  400,000  solcher  Freibrenner  geben 
und  das  erklärt  genügend,  dass  die  Mitglieder  der  Kommission  ein  derartig  ge- 
waltiges Wählerheer  nicht  erzürnen  wollten  und  sich  mit  der  Aufstellung  einiger 
Kontrollbestimmungen,  die  wohl  wesentlich  auf  dem  Papier  stehen  bleiben 
werden,  begnügten.  Somit  wird  auch  weiterhin  der  einen  Weinberg  besitzende 
jCitoyen"  seinen  Branntwein  steuerfrei  trinken,  während  der  „citoyen",  der  keinen 
Weinberg  besitzt,  1,66  Frank  Steuer  pro  Liter  zahlen  muss. 

Weiter  genehmigte  die  Kommission,  dass  der  zur  Vinage  (Verstärkung 
des  Weins  durch  Zusatz  von  Spiritus)  gebrauchte  Alkohol  statt  156  Frank  nur 
37,50  Frank  pro  Hektoliter  Steuer  tragen  soll.  Bei  diesem  Posten  hatten  übrigens 
weder  die  Regierung  noch  die  Kommission  es  für  nötig  befunden,  den  Ein- 
fluss,  den  die  betreffende  Massregel  auf  das  Budget  haben  dürfte,  zur  Ziffer 
zu  bringen. 

Es  handelt  sich  aber  bei  dieser  Herabsetzung  wiederum,  ebenso  wie  bei 
der  Frage  der  , Freibrenner ",  um  einen  Sieg  des  Südens,  der  dieselbe  damit  zu 
motivieren  versucht,  dass  sie  zur  Verminderung  der  Defraudation  wesentlich 
beitragen  werde. 

Letzterer  entgegenzutreten  wurde  ausserdem  bestimmt,  dass  als  natür- 
licher Wein  ein  solcher  mit  noch  12"  Spiritusgehalt  gelten  sollte,  während 
solcher  früher  15°  haben  konnte.  Die  Defraudanten  hatten  sich  den  letzteren 
Satz  nämlich  insofern  zu  nutze  gemacht,  als  sie  den  Wein  mit  eingeführtem 
Branntwein  versetzten,  bis  derselbe  15"  Spiritusgehalt  enthielt  und  dann  diesen 
Wein  später  mit  Wasser  verdünnten,  so  dass  aus  einem  über  V/z  Fass  wurden, 
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für  das  Mehr  aber  keine  Steuer  entrichtet  worden  war.  Durch  die  nun  ein- 
geführte Massregel  hofft  der  Staat  11  Mill.  Frank   an  Steuer  mehr  zu  erzielen. 

Die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Rosinensteuer  acceptierte  die  Kom- 
mission ebenfalls  und  schätzte  den  Ertrag  derselben  auf  4  Mill.  Frank,  statt  auf 
2  Mill.,  wie  die  Regierung  es  gethan  hatte. 

An  dieser  Stelle  dürfte  interessant  sein,  wenigstens  zwei  von  den  zu  den 
Beschlüssen  der  Budgetkommission  vorgebrachten  Amendements  kurz  zu  er- 
wähnen: Ein  Herr  Salis  wollte  nämlich  die  durch  die  Getränkesteuern  ein- 
gehenden über  400  Mill.  als  besondere  proportioneile  Gewerbesteuer  unter  die 
Gross-  und  Kleinhändler,  Wirte  und  Destillateure  repartieren.  Damit  werde  die 
ganze  Sache  sehr  vereinfacht  und   alle  weiteren  Steuererhebungsarten  unnötig. 

Dieses  Amendement  veranlasste  die  Obersteuerbehörde,  eine  sehr  inter- 
essante Statistik  über  die  Verteilung  der  bezüglichen  Steuern  aufzumachen.  Nach 
derselben  zahlen  von  226,261  Wirtschaften  und  Schenken,  die  dem  Exercice 
untei-worfen  sind,  16,504  weniger  als  50  Frank  das  Jahr  (an  Detailgebühr:  12 V« 
bis  15  Prozent  vom  Wert  des  verkauften  Getränks) ;  16,578  weniger  als  100  Frank, 
31,637  weniger  als  200  Frank,  28,307  weniger  als  300  Frank  und  23,729  zwi- 
schen 3000  und  4000  Frank  ^).  Unter  27,685  Engroshändlern  zahlen  5396  weniger 
als  300  und  1893  zwischen  300  und  400  Frank;  dagegen  zahlen  852:  10,000  bis 
15,000 Frank;  495:  15,000-20,000  Frank,  506:  20,000—30,000  Frank,  259:  30,000 
bis  40,000  Frank,  180:  40,000—50,000  Frank  und  448  mehr  als  50,000  Frank 
jährlich. 

Die  Obersteuerbehörde  hob  weiter  hervor,  dass  wenn  es  überhaupt  mög- 
lich sei,  die  Steuer  verhältnismässig  unter  die  Geschäfte  zu  verteilen,  es  dann 
um  so  ungerechter  scheinen  müsse,  nur  die  Gross-  und  Kleinhändler  mit  der 
Steuer  zu  belasten,  als  sehr  viele  Privatleute  ihren  Wein  direkt  vom  Produzenten 
kauften  und  somit  steuerfrei  (?)^)  ausgehen  würden. 

•  Ein  anderer  Deputierter,  ein  Pariser  Weinhändler,   der  als  Repräsentant 

der  Weinwirte  gewählt  worden  war,  schlug  umgekehrt  vor,  die  ganze  Steuer 
den  Produzenten  aufzuladen.  Worauf  ihm  seitens  der  Kommission  bemerkt 
wurde,  dass  es  sich  bei  seinem  Vorschlage  um  eine  supplementäre  Grundsteuer 
handle,  an  deren  Einführung  nicht  gedacht  werden  könne. 

Nach  dem  Compte  general  hatten  die  Getränkesteuem  in  den  Jahren 
1870/84  gebracht: 


Mill.  Frank 

Mill.  Frank 

1870 

223,7 

1878 

411,1 

1871 

245,3 

1879 

421,3 

1872 

289,1 

1880 

439,0 

1873 

327,4 

1881 

414,6 

1874 

347,4 

1882 

406,8 

1875 

384,5 

1883 

420,0 

1876 

399,2 

1884 

426,6 

1877 

398,4 

')  Die  Summen  von  300—3000  Frank  lassen  wir  unberücksichtigt. 
^)  Die   Privatleute   hätten   immer   noch    die    Zirkulationssteuer   und   die 
Staats-  und  Stadtaccisen  zu  zahlen. 
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Wenn  wir  nach  dem  Compte  definitif  von  1884  (p.  388)  die  Getränke- 
steuersumme  von  426,654,113  Frank  des  Jahres  1884  in  ihre  verschiedenen  Steuer- 
rubriken verteilen,  so  erbrachte: 

die  Zirkulationsabgabe  auf  Wein  und  Cider 28,206,061  Frank 

die  Detail-  und  Konsumsteuer  auf  Wein  und  Cider    .     .     ,       86,001,241 

die  Ersatzsteuer  in  Paris 39,232,987 

von  Wein  und  Cider  also  zusammen 153,440,189  Frank 

Die  Branntweinsteuer  verteilt  sich  also: 

allgemeine  Konsumsteuer 156,090,102 

die  Detailsteuer , 51,762,675 

die  Accise  in  kleineren  und  mittleren  Städten  mit     .     .     .         9,898,211       „ 

die  Ersatzsteuer  in  Paris 27,574,425 

von  Branntwein  zusammen 245,325,413  Frank 

die  Bier  st  euer  erbringt 23,072,743      , 

die  Expeditionsgebühr 4,815,766       „ 

Dass  sich  mit  derartigen  Summen  nicht  spielen  lässt,  indem  man  sie 
durch  vollständige  Umwandlung  in  der  Steuererhebung  irgendwoher  nehmen 
zu  können  glaubt,  erscheint  selbstverständlich. 

In  der  Analyse  des  Berichts  der  Budgetkommission  wieder  fortfahrend, 
war  bisher  in  demselben  nur  vom  ordentlichen  Budget  die  Kede,  neben 
welches  die  Kortimission  gegen  den  Willen  der  Regierung  wieder  ein  ausser- 
ordentliches Budget  aufstellte,  in  welches  sie  herübernahm: 

für  den  Kriegsminister  (zur  Erneuerung  des  Kriegsmaterials  etc.) 

105,000,000  Frank 

für  öffentliche  Arbeiten 69,704,400       „ 

zusammen     174,704,400  Frank 

Die  betreffenden  Summen  selbst  waren  also  von  der  Kommission  bewilligt 
worden,   nur  wünschte   sie   die   für   dieselben   erforderlichen  Einnahmen  durch* 
Emission  von  Obligationen  auf  kurze  Frist  aufgebracht  zu  sehen. 

Die  Regierung  hatte  dagegen  beide  Budgets  vereinigen  und  die  im  ordent- 
lichen Budget  erwachsenden  Mehrausgaben  dadurch  decken  wollen,  dasö  sie  den 
für  Tilgung  der  466  Mill.  zirkulierenden  sechsjährigen  Obligationen  im  Kapitel  V 
des  Etats  des  Finanzministeriums  erscheinenden  Fonds  von  120 — 122  Mill.  Frank 
durch  Umwandlung  der  466  Mill.  Frank  in  3prozentige  Rente  frei  bekäme.  So' 
dass  also  jene  120—122  Mill.  fernerhin  als  ordentliche  Einnahmen  zu  buchen 
wären  (was  sie  auch  sind,  da  sie  von  Steuern  herrühren)  und  nunmehr  zur 
Deckung  von  ordentlichen  Ausgaben ,  statt  für  Einlösung  und  Zinszahlung  von 
Schulden,  die  wesentlich  für  das  ausserordentliche  Budget  gemacht  waren  und 
werden,  zu  dienen  hätten.  Die  dann  nach  dem  Entwurf  der  Regierung  noch 
immer  fehlenden  76  Mill.  sollte  wesentlich  ein  Zusatz  zur  Alkoholsteuer  auf- 
bringen.^' 

Die  Kommission  verwarf  die  betreffenden  Vorschläge,  acceptierte  wohl 
einige  Getränkesteuerreformen  und  will  die  Ausfälle  durch  Erhöhung  der  Testa- 
mentssteuer  und  Einführung  einer  Einkommensteuer  decken. 
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V.  Das  ausserordentliche  Budget. 

Gegenüber  der  Praxis,  für  jede  Art  von  Staatsausgaben  je  besondere  Kassen 
zu  führen,  in  welche  ebenso  die  für  die  verschiedenen  Ausgaben  bestimmten 
Einnahmen  fliessen,  v?urde  in  Frankreich  im  ersten  Viertel  dieses  Jahrhunderts 
die  Kasseneinheit  (l'unite  du  budget)  zum  Prinzip  erhoben.  Dasselbe  wurde  aber 
nachträglich  vielfach  durchlöchert. 

Auf  die  frühere  Geschichte  der  betreffenden  Nebenkassen  gehen  wir  hier 
nicht  ein  und  erwähnen  nur,  dass  ein  Gesetz  vom  16.  September  1871  das  von 
Napoleon  III.  überkommene  „Budget  extraordinaire"  aufhob.  Am  T.Dezember 
desselben  Jahres  enthielt  jedoch  eine  Botschaft  des  Präsidenten  Thiers  wiederum 
einen  Antrag  folgenden  Wortlauts: 

,Wir  haben  uns  für  berechtigt  gehalten,  als  ausserordentliche 
oder  einmalige  Ausgaben  anzusehen :  Die  Ausgaben  für  die  Reparatur  der 
Mauern  von  Paris,  ebenso  die  für  den  Bau  von  Festungswerken,  welche  uns 
eine  neue  Grenze,  statt  der  weggenommenen,  geben  sollen,  die  Ausgaben  für 
Erneuerung  unseres  Kriegsmaterials,  sowohl  des  verlorenen  oder  unbrauchbar 
gewordenen,  als  des  veralteten ;  die  Ausgaben  für  die  den  vom  Feind  besetzten 
Bezirken  versprochene  Entschädigungen,  für  den  Unterhalt  der  das  Land  be- 
setzenden deutschen  Armee,  für  den  Sold  einiger  noch  ausser  Cadres  stehenden, 
aber  bald  in  dieselbe  wieder  eintretenden  Offiziere. 

„Deshalb  also ,  und  ohne  auch  im  geringsten  den  Kunstgriff  (l'artifice) 
der  Aufstellung  eines  ausserordentlichen  Budgets  erneuem  zu  wollen,  haben 
wir  eine  Liquidationsrechnung  (compte  de  liquidation)  eröffnet,  welche 
den  Zweck  hat,  die  Kriegsschäden  zu  heilen.  Um  uns  aber  keiner  Illusion 
hinzugeben,  haben  wir  den  Passivbetrag  (passif)  jener  Liquidationsrechnung 
auf  400  Mill.  Frank  angesetzt.  Wie  wir  jenem  Bedarf  gegenüber  aber  an 
sehr  reellen  Aktiven  eine  Summe  von  160 — 170  Mill.  besitzen,  so  bleibt  nur 
ein  Fehlbetrag  von  230  Mill.,  für  den  wir  zu  sorgen  hätten." 

Diese  Liquidationsrechnung  war  der  Vorläufer  des  jetzigen 
ausserordentlichen  Budgets.  Dass  man  nämlich  nicht  bei  diesen  400  Mill. 
stehen  blieb,  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu  werden.  Zwar  wurde  der 
Abschluss  jener  ersten  Rechnung  zunächst  mit  aller  Macht  angestrebt,  als  aber 
der  erste  Compte  de  liquidation  etwas  voreilig  wirklich  abgeschlossen  worden 
war,  musste  sofort  ein  zweiter  eröffnet  werden. 

Dieser  war  seinerseits  bestimmt,  die  Umwandlung  des  Kriegsmaterials  zu 
vervollständigen  und  erhielt  den  Namen  „compte  de  liquidation  zweiter  Teil", 
eine  Bezeichnung,  an  der  man  während  der  Jahre  1876,  1877  und  1878  festhielt. 
Dann  aber  kam  1879  die  Bezeichnung  , budget  sur  ressources  extraordinaires", 
abgekürzt  „budget  extraordinaire"  auf 

Thiers  hatte,  wie  wir  sahen,  das  Bedürfnis  auf  400  Mill.  geschätzt,  that- 
sächlich  aber  hatte  der  erste  Compte  de  liquidation  (reglement  definitif,  p.  56) 

829,341,479  Frank 
der  zweite  Compte  de  liquidation  wenigstens^)     .     .  868.123,808 

beide  zusammen  also  (provisorische  Summe) 1,697,365,387  Frank 

verschlungen. 

*)  Die  letzten  Zahlen  fehlen  noch. 
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Während  der  Bericht  für  1883,  dem  wir  diese  Zahlen  entnehmen,  er- 
wartet, dass  noch  905,447,643  Frank  bezüglich  nötig  sein  werden  —  die  Schätzung 
der  betreffenden  Zahl  ändert  sich  eben  von  Jahr  zu  Jahr  —  bringt  der  Be- 
richt für  1887  p.  80  neuere  Zahlen ,  die  wir  weiterhin  (S.  268)  geben  werden, 
die  aber  ebenfalls  nur  vorsichtig  zu  gebrauchen  sind,  da  bei  denselben  nicht 
gesagt  ist,  ob  es  sich  dabei  um  genehmigte  oder  thatsächlich  bezahlte  Aus- 
gaben handelt. 

Die  Zahlen  aber,  die  wir  vorstehend  gaben,  zeigen,  wie  wenig  ernsthaft 
die  Rechnung  des  Präsidenten  Thiers  und  seine  Versicherung,  sich  keinen 
Illusionen  hinzugeben,  als  er  400  Mill.  verlangte,  zu  nehmen  ist.  Freilich 
hatte  der  Compte  selbst  unterdessen  seinen  Namen  geändert.  —  Was  sich 
unter  dem  neuen  Namen  verbirgt,  werden  wir  weiter  unten  kennen  lernen,  zu- 
nächst aber  nochmals  zurückgreifen. 

Wir  sahen  bereits,  dass  die  Budgetkommission  des  Jahres  1886  darauf 
bestand,  das  ausserordentliche  Budget  beizubehalten.  Wir  sahen  aber  auch, 
dass  das  frühere  ausserordentliche  Budget  des  Kaiserreichs  im  Jahre  1871 
aufgehoben  werden  musste;  da  wird  es  interessant  sein,  einen  Auszug  aus  dem 
Bericht  der  Budgetkommission  des  Jahres  1885(8.58)  hier  wörtlich  anzuführen: 
„Votre  commission  renouvelle  cette  annee  le  voeu  emis  par  la  commission  prece- 
dente  en  faveur  de  la  disparition  dans  le  plus  bref  delai  possible  du  budget  sur 
ressources  extraordinaires. " 

Die  vorjährige  Kommission  (es  sind  merkwürdigerweise  meist  dieselben 
Männer,  wie  in  der  letzten  Kommission)  wollte  also  nichts  von  einem  ausser- 
ordentlichen Budget  wissen,  und  will,  wie  sie  weiter  erklärt,  lieber  warten,  bis  das 
ordentliche  Budget  Ueberschüsse  zeigt,  um  mittels  derselben  die  ausserordent- 
lichen Ausgaben  bestreiten  zu  können  —  ein  allerdings  ziemlich  frommer  Wunsch ! 

Die  Anklagen  aber,  die  sich  sowohl  gegen  die  früheren  Liquidations- 
rechnungen als  gegen  das  an  deren  Stelle  getretene  ausserordentliche  Budget 
richten,  sind  wir  in  der  Lage,  nach  authentischen  Dokumenten  wiedergeben  zu 
können.  So  heisst  es  in  dem  Bericht  über  den  legislativen  Abschluss  (regle- 
ment  definitif)  des  ersten  Compte  de  liquidation  (S.  41): 

„Wir  haben  nun  in  kürzesten  Zügen  zu  zeigen,  inwiefern  das  gleichzeitige 
Bestehen  der  im  Compte  de-  liquidation  und  im  ordentlichen  Budget  zu  ähn- 
licher Bestimmung  eröffneten  Kredite^  besonders  innerhalb  der  Ressorts  der  Mini- 
sterien des  Krieges  und  der  Marine ,  der  Regelmässigkeit  der  Ausgaben 
geschadet  hat ..."  Jener  Schaden  sei  wesentlich  darin  zu  finden,  dass  die  be- 
treffenden Minister  sich  häufig  genug  damit  geholfen  hätten,  unberechtigte,  über 
die  Kredite  des  ordentlichen  Budgets  hinausgehende  Mehrausgaben  in  die 
gleichnamigen  Kapitel  der  Liquidationsrechnung  zu  übertragen ,  was  der  Rech- 
nungshof mit  Recht  als  unstatthaft  moniert  habe.  Es  handle  sich  dabei  um 
Missbräuche,  die  —  wie  der  Bericht  nachweist  —  zwar  von  alters  her  in 
Frankreich  leider  üblich  gewesen  seien,  darum  aber  nicht  weniger  gefährlich 
schienen. 

Ganz  dieselbe  Klage  wiederholt  sich  dem  ausserordentlichen  Budget 
gegenüber,  das,  wie  zumal  Leon  Say  zeigte,  ebenfalls  häufig  benutzt  wurde,  ura 
dem  ordentlichen  Budget  als  Aushilfsmittel  zu  dienen.  Der  Vorgenannte  nahm 
so,  als  er  im  Jahre  1882  Finanzminister  war,  über  52  Mill.,  die  missbräuchlich 
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ins  ausserordentliche  Budget  gesetzt  worden  waren,  ins  ordentliche  zurück.  — 
Ob  allerdings  die  betreffende  Massnahme  ein  Ausfluss  catonischer  Strenge  war, 
oder  ob  es  Say  damals  aus  irgendwelchen  andern  Gründen  genehm  war,  das 
ausserordentliche  Budget  auf  jede  Weise  zu  erleichtern,  wollen  wir  hier  un- 
untersucht  sein  lassen! 

Wäre  man  übrigens  in  Frankreich  bei  dem  Compte  de  liquidation  stehen 
geblieben,  so  wären  die  gerügten  Ausschreitungen  immerhin  in  engere  Grenzen 
gebannt  geblieben.  Es  kam  aber  anders!  Die  Jahre  der  Ueberschüsse  veran- 
lassten den  Bautenminister  des  Jahres  1878  (Freycinet),  einen  grossartigen  Eisen- 
bahn-Kanal-Hafen-Bauplan aufzustellen,  der  mit  geteiltem  Beifall  aufgenommen 
wurde.  Die  einen  waren  von  demselben  entzückt,  denn  ihnen  wurden  Eisen- 
bahnen etc.  versprochen;  die  andern  waren  misstrauisch,  da  sie  voraussahen,  dass 
sich  das  Land  bei  der  Ausführung  des  Planes  schwere  Schulden  aufladen  werde, 
denen  nur  wenig  rentable  Kapitalanlagen  gegenüberstehen  würden. 

Die  Durchführung  des  genannten  Planes  sollte  10 — 15  Jahre  erfordern  und 
jährlich  eine  bezügliche  Anleihe  von  500  Mill.  Frank  aufgenommen  werden. 

An  dieser  Stelle  können  wir  auf  den  „Plan  Freycinet*  nicht  näher  ein- 
gehen, und  genügt  es  hier  daran  zu  erinnern,  dass  gerade  zur  Durchführung 
desselben  vom  Jahre  1879  an  das  Budget  sur  ressources  extraordinaires ,  d.  h. 
das  ausserordentliche  Budget  abermals  ins  Leben  trat  und  gleichzeitig  be- 
stimmt wurde,  dass  dasselbe  an  Stelle  des  Compte  de  liquidation  die  ausser- 
ordentlichen Kriegs-  und  Marinebedürfnisse  mit  aufnehmen  solle. 

Es  wurden  aber,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  für  dieses  ausserordent- 
liche Budget  ganz  ausserordentlich  grosse  Summen  ausgeworfen,  wenn  auch  als 
Milderungsgrund  gelten  kann,  dass  die  Schuldenlast,  die  Frankreich  bezüglich 
auf  sich  nahm,  sich  in  sich  selbst  tilgen  sollte,  wie  für  die  Durchführung  des 
Freycinetschen  Planes  eine  eigene  tilgbare  Sprozentige  Rente  kreiert  worden 
war.  Dieselbe  war  und  ist  übrigens,  ob  mit  Recht  oder  Unrecht  wollen  wir 
dahingestellt  sein  lassen,  nicht  sehr  beliebt,  und  sah  man  sich  nach  wenigen 
Jahren  bereits  genötigt,  für  die  Bedürfnisse  des  ausserordentlichen  Budgets  durch 
Ausgabe  von  perpetueller  Rente,  den  klassischen  französischen  Konsols,  zu  sorgen. 
Bevor  man  so  weit  kam,  hatte  sich  der  Bauenthusiasmus  bereits  abgekühlt : 
die  Ausgaben  waren  in  zu  schneller  Progression  gewachsen,  es  kam  ein  Börsen- 
krach, der  Geldmarkt  versteifte  sich,  neue  Anleihen  waren  unmöglich,  und  doch 
konnten  die  einmal  angefangenen  Arbeiten  nicht  eingestellt  werden. 

So  sah  man  sich  gezwungen,  den  grössten  Teil  der  angefangenen  Bahn- 
linien, unter  für  die  Finanzen  Frankreichs  immerhin  fühlbaren  Bedingungen,  an 
die  grossen  Eisenbahnkompanien  abzugeben.  Die  mächtige  Eisenbahnverstaat- 
lichungspartei musste  nachgeben,  auch  sie  drängte  nun  umgekehrt  auf  Ver- 
minderung der  ausserordentlichen  Ausgaben  und  zwecks  dessen  wurde  die  Auf- 
hebung des  ausserordentlichen  Budgets  verlangt.  Wie  es  nun  aber  in  der  Politik 
zu  gehen  pflegt,  war  es,  während  früher  die  Regierung  jener  Massregel 
abgeneigt  war  und  nicht  nachgeben  wollte,  jetzt  die  Budgetkommission,  die 
sich  gegen  jene  Aufhebung  sträubte,  die  diesmal  von  der  Regierung  beantragt 
war.  Sei  dem  wie  es  sei,  auf  jeden  Fall  ist  im  Augenblick  grösste  Sparsamkeit 
für  Frankreich  von  nöten. 

Davon  sich  zu  überzeugen,  genügt  ein  Blick  auf  die  Zahlen  der  Neben- 
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budgets  seit  14 V2  Jahren.  Wir  geben  dieselben  in  zwei  Tabellen,  in  der 
einen  sind  die  ausserordentlichen  Ausgaben  nach  Ministerien,  in  der  andern 
nach  Jahren  geordnet: 

1.  Die  ausserordentlichen  Ausgaben  nach  den  Ministerien: 

Finanzministerium 10,336,542,25  Frank 

Ministerium  des  Innern:  Frankreich.     .     .       246,854,313,08       „ 

Algerien      .     .     .  5,296,947,63       „ 

,             der  Posten  und  Telegraphen.  36,225,167,72       , 

des  Krieges 2,495,729,010,77       „ 

„             der  Marine  und  der  Kolonien  202,240,905,25 

des  öffentlichen  Unterrichts    .  36,110,416,94 

,               „    Ackerbaues 6,305,951,63 

„             der  öffentlichen  Arbeiten   .     .  2,984,741,326,45       „ 

Summe  6,023,840,482,02  Frank 

2.  Die  Ausgaben   nach   den  Jahren  geordnet.     (Nach  dem  Bericht 

für  das  Budget  von  1887,  Journal  officiel,  Nov.  1886,  S.  1467.) 

Gesamtsumme  der 
Liquidationsrechnung   (oder   Liquidationsfonds)   1.  Teil  Ausgaben 

(1872/75) 829,341,479,27  Frank 

desgl.  2.  Teil  (1876/78) 1,104,161,086,01       „ 

zusammen     1,933,502,565,28  Frank 
Ausserordentliche  Ausgaben,  die  im  ordentlichen  Budget  figurieren: 

Etatsjahr  1877      . 16,094,247,53  Frank 

Etatsjahr  1878 318,233,445,84      „ 

zusammen       334,327,693,37  Frank 

Ausserordentliches  Budget  für  1879 285,395,742,87  Frank 

,     1880 479,493,076,18       , 

.     1881 701,012,898,71       , 

,     1882 663,624,875,76       , 

„     1883     ...  ^  ...     .        614,965,704,63       „ 

,     1884 416,781,288,73      . 

„     1885 257,265,720,38       , 

,     1886 232,470,916,11       , 

(Voranschlag)   „     1887 105,000,000,00       , 

zusammen    3,756,010,223,37  Frank 
Generalsumme  der  Ausgaben     6,023,840,182,02  Frank 
Das  also  sind  die  thatsächlichen  Ausgaben,  von  denen  die  Fonds  de  concours 
abzuziehen  sind.   Dann  aber  bleiben  immer  noch  57«  Milliarden  direkter  ausser- 
ordentlicher Staatsausgaben  übrig. 

Die  Frage  nun,  wie  diese  Ausgaben  gedeckt  wurden,  findet  ihre  Beant- 
wortung im  Bericht  für  das  Budget  1887,  und  zwar  ebenfalls  durch  Tabellen, 
die  wir  aber,  als  zu  weitläufig,  zusammenziehen  müssen. 

Zuerst  erscheint  ein  Posten  von  898,400,645,50  Frank,  der  den  Ausgaben 
für  den  ersten  Compte  de  liquidation  entspricht.  Diese  Summe  wurde  zwar 
unter  vorstehendem  Titel  aufgenommen,  aber  nicht  ganz  für  die  Zwecke  desselben 
verwandt.     Geschöpft  wurden  die  betreffenden  Beträge   aus   zehn  verschiedenen 
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Quellen:  so  waren  z.  B.  von  der  3  Milliardenanleihe  121  Mill.  übrig  geblieben, 
die  Bank  schoss  einige  Millionen  vor,  die  Tilgungskasse  der  sechziger  Jahre 
wurde  aufgehoben  (108  Mill.)  etc.,  eine  eigentliche  spezielle  Anleihe  wurde  für 
diesen  Zweck  aber  nicht  aufgenommen. 

Für  den  ersten  Compte  de  liquidation  setzen  wir  also  ein 

898,400,645,50  Frank 
für  den  zweiten  compte  de  liquidation  wurden  an 

Obligationen  auf  kurze  Frist  aufgenommen  ^)     .     .        985,197,784,69       , 
für  das  ausserordentliche  Budget 

ergaben  4  Anleihen      .     .     .    2,042,311,908,11  Frank 
dem  ordentlichen  Budget  wur- 
den entnommen  (meist  Ueber- 

schüsse) 124,431,124,86       , 

Konsolidation  der  schwebenden 

Schuld  (cf.  Abschnitt  VII)   .     1,199,986,880,50       „ 
von  der  Banque  de  France  wur- 
den vorgeschossen   ....         43,565,818,30       „ 
an  Obligationen  auf  kurze  Frist 

wurden  emittiert     ....        194,718,218,00       „ 
eine   kleine    Schuld    der  Stadt 
Pariswurdevon  dieser  gezahlt  846,000,00       „ 

Summe     3,605,859,949,71       „ 
Fonds   de   concours,   Beiträge   von  Gemeinden,   Eisen- 
bahnen u.  s.  w.  für  öffentliche  Bauten  ^)     .     .     .     .       534.382,102,31 

Generalsumme  6,023,840,482,21  Frank 
Vorstehende  Zahlen  zeigen,  was  der  Staat  aufgenommen  hat,  nicht  aber, 
wieviel  er  von  dem  aufgenommenen  Geld  noch  schuldet.  Man  darf  eben  nicht 
vergessen,  dass  das  Kapitel  V  des  Etats  des  Finanzministeriums  jährlich  über 
120  Mill.  (zeitweise  150  Mill.)  Tilgungsfonds  aufweist,  und  dass  die  Schuld,  wenn 
auch  nicht  so  schnell  als  sie  entstand,  so  doch  überhaupt  getilgt  werden  sollte. 
Das  Resultat  dieser  Tilgungsoperation  aber  ist,  dass  Ende  März  1886  nur  noch 
3,948,974,000  Frank  von  jenen  6023  Mill.  geschuldet  wurden. 

Das  sind  rund  4  Milliarden  Frank,  denen  gegenüber  der  Staat  für  6  Mil- 
liarden öffentliche  Arbeiten  ausgeführt  oder  Kriegsmaterial  angeschafft  und  auch 
manche  andere  Ausgaben  bestritten  hat,  von  denen  die  meisten  nötig  und  nütz- 
lich, viele  dagegen  nur  aus  politischen,  d.  h.  aus  Wahlrücksichten  unternommen 
worden  waren.  Dabei  ist  übrigens  zu  berücksichtigan,  dass  für  die  in  Höhe  von 
ungefähr  3  Mill.  aufgenommenen  3proz.  Amortisables  ein  eigener  Tilgungsfonds 
vorgesehen  ist,  aus  dem  dieselben  in  ca.  70  Jahren  amortisiert  werden  sollen; 
ob  allerdings  inzwischen  nicht  neue  und  grössere  Schulden  entstanden  sein 
werden,  ist  eine  andere  Frage. 


^)  Mit  inbegriffen  ist  eine  Summe  von  ungefähr  ^2  Mill.  Frank  aus  an- 
deren Quellen  und  zu  einem  besonderen  Zweck. 

^)  Die  Hälfte  der  Summe,  wie  es  sich  dabei  nur  um  Vorschüsse  handelt, 
hat  der  Staat  zu  zahlen;  er  schuldet  bezüglich  nur  noch  108  Mill. 
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VI.  Die  Situation  des  Staatsschatzes. 

Das  Studium  des  oder  der  Budgets  genügt  nicht  zur  vollen  Erkenntnis 
der  Finanzlage  Frankreichs.  Dieselbe  ist  von  manchen  Faktoren  bedingt,  die 
nicht  in  den  Budgets  erscheinen,  höchstens  ihren  Schatten  auf  dieselben  werfen. 
Dabei  denken  wir  weder  an  das  Budget  sur  ressources  speciales  '),  noch  an  die 
Budgets  annexes  ^),  die  von  keinerlei  Einfluss  für  die  Staatsfinanzen  sind,  sondern 
zumal  an  den  Staatsschatz  (le  Tresor),  d.  i.  die  Staatshauptkasse ^). 

Dort  werden  alle  Einnahmen  (wenigstens  auf  dem  Papier)  konzentriert 
und  zentralisiert,  und  von  dort  gehen  ebenso  alle  Ausgaben  aus ;  dabei  wird 
der  Staatsschatz  buchhalterisch  wie  eine  Person  behandelt,  die  ihr  Credit  und 
Debet,  ihre  selbständigen  Einnahmen  und  Ausgaben  hat.  Diese  Verselbständigung 
hat  aber  neben  grossen  Vorteilen  ihre  Nachteile:  sie  verführt  die  Regierung 
dazu  zu  vergessen,  dass  Schatz  und  Staat  identisch  sind  und  dass  es  der  Staat 
selbst  ist,  der  sich  Lasten  aufbürdet,  wenn  solche  dem  „Staatsschatz",  mehr  als 
gut  ist,  auferlegt  werden. 

Unsere  den  Staatsschatz  betreffenden  Betrachtungen  knüpfen  wir 
zweckmässigerweise  an  die  Wiedergabe  seiner  Oktober  1886  veröffentlichten 
Situation  per  31.  Dezember  1885^): 

Lasten  Deckungsmittel 

(ressources) 
Frank  Frank 

1.  Mehrausgaben  früherer  Budgetjahre  (vorl884)     827,677,036,38  — 

2.  Mehrausgabe  des  Jahres  1884      ....         86,251,147,90  — 

3.  Einnahmeüberschüsse  (in  Kasse)  des  laufen- 
den Budgetjahrs  1885  am  31.  Dezember  1885  —  382,817,861,90 

4.  Vorauszahlungen  auf  Reclinung  des  Bud- 
gets von  1886 1,415,125,70  — 

5.  Spezielle  Konten  (services  speciaux)  des 
Schatzes,  meist  Vorschüsse  mit  spezieller 

Zweckbestimmung 862.902,677,92       422,547,566,98 

6.  Korrespondenten  des  Schatzes,  Vorschüsse 

u.  s.  w -  16,586,210,52 

7.  Reservierte  Summe  für  die  Hilfsgesellschaf- 
ten auf  Gegenseitigkeit —  10,000,000,00 

8.  Schwebende  Schuld —  1,294,240,524,74 

Zusammen     1,778,245,887,90     2,126,219,164,14 

^ ^ ' 

Ueberschuss  der  Deckungsmittel  347,973,176,24 

Dementsprechend  sind  vorhanden  an  Bar- 
schaften und  Papieren  (valeurs  de  porte-' 
feuille) 347,973,176,24 

^)  Aufstellung  der  meist  direkten  Steuern,  die  der  Staat  für  die  Gemein- 
den und  Bezirke  erhebt  und  an  deren  Kassen  abführt,  also  durchlaufende  Posten. 

^)  Etats  besonderer  öffentlicher  Anstalten,  die  der  „Kontrolle  wegen" 
dem  Staatsbudget  angehängt  werden. 

^)  Cf.  unsere  „Finanzen  Frankreichs",  S.  63  ff. 

■•)  Ist  regelmässig  erst  '/4  Jahr  später  fertigzustellen,  da  die  verschiedenen 
Rechnungen  nicht  früher  abgeschlossen  werden  können. 
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Dein  Prinzip  der  Kasseneinheit  gegenüber,  dass  also,  da  in  die  Staats- 
hauptkasse alle  Einnahmen  fliessen,  sie  auch  genötigt  ist,  alle  berechtigten  For- 
derungen zu  befriedigen,  sind  in  Frankreich  wiederholt  gesetzliche  Bestim- 
mungen dahin  getroffen  worden,  dass  keine  Ausgaben  votiert  werden  dürften 
ohne  Angabe  der  Quellen  (ressources),  aus  denen  sie  fliessen  sollten.  Diese  Be- 
stimmung wird  aber  häufig  genug  umgangen,  indem  es  einfach  heisst:  jimputable 
sur  les  ressources  du  budget"  —  „aus  den  vorhandenen  Fonds  zu  bestreiten." 

Doch  auch  ohne  diese  Umgehung  hätte  die  vorerwähnte  gesetzliche  Be- 
stimmung allein  nicht  ausgereicht,  allen  Eventualitäten  zu  begegnen.  Dazu 
sind  die  ausserbudgetmässig  der  Staatskasse  zufliessenden  Gelder  der  (lemeinden 
gewisser  Privaten  ')  u.  s.  w.  zu  verführerisch,  die  die  Staatskasse  zuweilen  sogar 
überfüllen. 

Wenn  wir,  zur  Erklärung  dessen,  einen  Blick  auf  die  vorstehende  Tabelle 
werfen,  so  erklärt  sich  die  erste  Zeile  „Mehrausgabe  früherer  Budgets" 
von  selbst :  es  wurden  eben  mehr  Ausgaben  bewilligt  als  Einnahmen  vorgesehen 
waren.  Die  Fehlbeträge  aber  erlegte  die  Staatskasse  aus  den  ihr,  gleichviel 
unter  welchem  Rechtstitel,  zur  Verfügung  stehenden  Geldern.  So  entstand  ein 
decouvert,  eine  ungedeckte  Ausgabe  —  d.  i.  eine  Schuld.  —  Jene  decouverts 
häuften  sich  und  bildeten  eine  von  der  Zeit  vor  dem  Jahre  1870  überkom- 
mene und  übernommene  Schuldsumme  von 725,995,047,55  Frank 

In  den  Jahren  1872—1883  vermehrte  sich  das  decouvert  um     101,681,988,83       „ 

Ergibt  wie  oben    827,677,030,38  Frank 
dazu  für  1884  (nach  der  Situation  vom  31.  Dezember  1885)  ^)      86,251,147,90       „ 
Vorschüsse  auf  die  Etats  für  1886 1,415,125,70       „ 

Der  dritte  Posten  unserer  Tabelle:  „382  Millionen  Einnahmeüber- 
schüsse"  resultiert  aus  der  Differenz  zwischen  den  bis  zum  Jahresabschluss 
zum  grössten  Teil  eingegangenen  Einnahmen  und  noch  nicht  effektuierten  Aus- 
gaben, für  welche  bis  zum  31.  August  des  folgenden  Jahres  Zeit  bleibt. 

Von  den  unter  Nr.  5  unserer  Tabelle:  Vorschüsse  für  besondere 
Zweckbestimmungen  (Avances  aux  Services  speciaux)  ^)  aufgeführten 
862,902,677.92  Frank  gelten  292,110,390.64  als  für  die  Kasse  unwiederbringlich 
verloren.  Darin  stecken  218  Millionen,  die  in  den  Jahren  1814  —  1820  aus  der 
Kautionskasse  entnommen,  aber  nie  zurückgezahlt  worden  sind '') ,  und  neben 
sonstigen  uneinbringlichen  Vorschüssen  auch  ein  Teil  der  bekannten  „Vorschüsse 
an  die  Industrie"  Napoleons  III.  ^). 


^)  Cf.  den  Abschnitt  über  die  schwebende  Schuld,  S.  275. 

^)  Das  unterdessen  bekannt  gewordene  definitive  Resultat  erhöht  obige 
Summe  auf  89,918,295,34  Frank. 

^)  Der  vorstehende  Titel  ist  schwer  zu  übersetzen.  Es  handelt  sich  um 
eine  Anzahl  von  Folien  (45),  auf  denen  für  spezielle  Zwecke  gemachte  Vor- 
schüsse gebucht  sind. 

*)  Die  betreffenden  Beträge  ersetzen  sich  dadurch,  dass  die  in  die  Stelle 
der  ausscheidenden  Beamten  neu  eintretenden  dieselbe  Kaution  zu  erlegen 
haben,  mit  deren  Geld  also  die  Kaution  der  von  ihnen  Ersetzten  zurückgezahlt 
wird.  Wie  die  Beamtenstellen  und  damit  die  Kautionen  seit  1820  zugenommen 
haben,  hat  die  Kautionskasse  heute  ein  Aktivum  von  93  MilL,  dem  also  315  Mill. 
als  Passivum  gegenüberstehen. 

^)  Als  Napoleon  1860  den  berühmten  Handelsvertrag  mit  England  schloss, 
wurde    für    die     durch    denselben    „bedrohten"    Industriellen   Frankreichs    am 
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Die  restierenden  als  ^gut"  angenommenen  Vorschüsse  setzen  sich  zu- 
sammen aus:  116,906,175  Frank,  die  —  eine  buchhalterische  Fiktion  —  dem 
Budget  belastet  sind  und  453,886,112  Frank,  die  von  thatsächlichen  Personen 
geschuldet  werden.  Darunter  figurieren  als  die  Staatskasse  vertretende  Gläu- 
biger die  Vizinalwegekasse  mit  fast  über  287  und  die  Schulhäuserbautenkasse 
mit  fast  147  Mill.») 

Die  den  vorstehend  in  ihre  Hauptbestandteile  zerlegten  862,902,677  Frank 
als  teilweise  Deckung  gegenüberstehenden  422,547,566.95  Frank  setzen  sich  zu- 
sammen aus  den  innerhalb  15 — 20  Jahren  zu  erwartenden  Rückzahlungen  der 
Gemeinden  an  die  Vizinalwege-  und  Schulkasse  mit  313,947,737.95  Frank 
(287  -{-  147  Frank)  und  aus  einer  in  eine  Unmasse  von  Einzelforderungen  zer- 
fallenden Summe  von  108,626,829  Frank. 

Von  grossem  Interesse  ist  die  Nr.  8  der  Tabelle  mit  ihren  1,294,240,524  Frank 
der  , schwebenden  Schuld". 

Dieser  werden  wir  weiterhin  einen  besonderen  Abschnitt  (VII)  widmen  und 
sei  hier  nur  erklärt,  wieso  die  schwebende  Schuld  als  Deckungsmittel  in  die 
Rechnung  des  Staatsschatzes  eingestellt  ist.  Letzterer  macht  nämlich  in  eventueller 
Ermangelung  eigener,  bei  den  ihm  anvertrauten  Fonds  Anleihen.  Dazu  ist  er 
voll  berechtigt,  da  er  die  betreffenden  Fonds  auch  verzinst  und  nur  dafür  zu 
sorgen  hat,  dass  er  etwa  zurückgeforderte  Kapitalien  jeweilig  auszuzahlen  in 
der  Lage  bleibt.  Hat  man  aber  einmal  die  schwebende  Schuld  in  das  „Haben" 
der  Staatskasse  gerechnet,  so  ist  es  leicht,  die  Bilanz  derselben  mit  einem  Ueber- 
ßchuss,  in  dem  uns  vorliegenden  Jahr  von  347,973,176  Frank  abzuschliessen ! 
Dieser  Ueberschuss  wird  dann  sogar  noch,  um  die  Ironie  voll  zu  machen,  als 
sich  aus  239,8  Mill.  in  valeurs  de  caisse  und  in  108,1  Mill.  valeurs  de  porte- 
feuille  zusammensetzend,  näher  belegt!  (Bericht  S.  112,  Journ.  off.,  Dezember  1886). 

Bisher  haben  wir  die  Situation  der  Staatskasse  resp.  des  Staatsschatzes 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Vergangenheit  betrachtet,  innerhalb 
deren,  wie  wir  sahen,  mancherlei  Fiktionen  mit  unterlaufen,  nunmehr  wollen 
wir  dagegen  deren  zukünftige  Gestaltung  ins  Auge  fassen  und  uns  fragen, 
welche  Lasten  der  Staatsschatz  bis  Ende  1887  zu  tragen  hat  und  welche  Hilfs- 
oder Deckungsmittel  ihm  dafür  zu  Gebote  stehen? 

Am  30.  September  1886  lagen  in  der  Staatshauptkasse  selbst  (also  un- 
gerechnet was  bei  den  Einnehmern,  was  in  der  Bank  und  was  an  Papieren  im 
Portefeuille  vorhanden  war)  an  Baarschaften  rund  .  .  .  141,000,000  Frank 
Noch  rückständig  von  derjüngstenAnleihe  und  bald  fälligwaren     270,000,000       „ 

"'411^00,000  Frank 


1.  August  1860  eine  „Vorschusskasse"  eröffnet  und  mit  40  Mill.  dotiert,  aus  der 
dieselben  die  ihnen  zur  Aufnahme  der  Konkurrenz  mit  England  nötigen  Summen 
für  Verbesserung  ihrer  Anlagen  u.  s.  w.  gegen  Sicherheit  entnehmen  könnten. 
Es  wurden  36,840,166  Frank  thatsächlich  verliehen,  davon  29,778,666  Frank  gegen 
Hypotheken  und  1,890,000  Frank  gegen  sonstige  Sicherheiten  und  5,171.500  Frank 
ohne  Pfand.  Davon  waren  im  ganzen  bis  zum  1.  Jan.  1885  nur  24,806,842  Frank 
zurückbezahlt,  den  Rest  rechnet  der  Staatsschatz  als  verloren. 

')  Zu  bezüglichen  Bauten,  zu  denen  der  Staat  die  Gemeinden  möglichst 
aufgemuntert  hat,  stellte  er  denselben  Subventionen  und  Vorschüsse,  die  unter- 
einander in  einem  prozentualen  Verhältnis  standen ,  zur  Verfügung.  Die  be- 
treffenden Kassen  wurden  1885  geschlossen  (cf.  weiter  unten). 

272 


Frankreichs  Finanzlage  Ende  Dezember  1886.  273 

Uebertrag    411,000,000  Frank 

Der  Schatz  ist  durch  Gesetz  (5.  August  1885)  ermächtigt, 
63  Millionen  an  Obligationen  auf  kurze  Frist  zur  Zahlung 
der  Garantie  an  die  Eisenbahnen  zu  emittieren;  einst- 
weilen hat  derselbe  letzteren       54,000,000       , 

aus  den  Mitteln  der  schwebenden  Schuld  abbezahlt.  Diese 
Summe  kann  der  Schatz  (aus  den  63  Millionen)  jeden 
Augenblick  wieder  an  sich  ziehen.  Ferner  sind  zur 
Liquidation  der  Schul-  und  Wegebaukassen  an  Obli- 
gationen zu  emittieren 45,000,000       , 

Zusammen     510,000,000  Frank 
Davon  (nämlich  von  den  270  Mill.)  gehen  ab  für  das  ausser- 
ordentliche Budget 105,000,000      ^ 

Demnach  bleiben  405,000,000  Frank 
ausser  weiteren  309  Mill.  aus  eventueller  Ausgabe  von  Schatzscheinen  (bons  de  Tresor). 
—  Von  den  400  Mill.  Frank  nämlich,  die  der  französische  Finanzminister  in 
jedem  Jahre  ermächtigt  wird  in  auf  3,  6,  12  Monate  lautenden  Schatzscheinen 
auszugeben,  um  damit  dem  Staatsschatz  über  Zeiten  der  Ebbe  fortzuhelfen,  zir- 
kulieren im  Augenblick  nur  91  Mill.  Frank  ^),  so  dass  er  noch  über  309  Mill. 
zu  verfügen  berechtigt  ist,  ergibt  also  plus  der  obigen  405  =  714  Mill.  Dis- 
positionsfonds. 

Aus  diesen  714  Mill.  sind  zu  decken:  das  wahrscheinliche  Defizit  von  1886 
und  einige  kleinere  „Lasten*  mit  zusammen  181  Mill.,  daim  aber  zumal  die 
Bedürfnisse  pro  1887.  Diese  kennen  wir  noch  nicht;  wenn  aber  der  Bericht  der 
Budgetkommission  bezüglich  sagt  (S.  119):  „Nous  n'avons  pas  ä  nous  preoccuper 
ici  du  budget  de  1887.  Les  efforts  du  Parlement  comme  ceux  du  Gouvernement 
tendront  ä  l'etablir  dans  des  conditions  telles  qu'il  n'y  ait  pas  lieu  de  prevoir 

qu'il  se   soldera  par   un  deficit" so   kann  man  einen  derartigen   Satz^ 

abgesehen  davon,  dass  der  ganze  Bericht  an  seinen  sämtlichen  sonstigen  Stellen 
möglichst  klares  Zeugnis  von  dem  Zerwürfnis  zwischen  Regierung  und  Kom- 
mission erbringt,  kaum  mehr  „naiv*  nennen. 

Dass  die  Staatshauptkasse  von  Zeit  zu  Zeit  einzelne  von  ihr  abgezweigte, 
sie  für  spezielle  Zwecke  vertretende  Kassen  bildet,  resp.  den  für  solche  Zwecke 
gebildeten  Kassen  einen  Blankokredit  eröfinet,  erwähnten  wir  bereits  und  nannten 
ebenso  die  jüngsten  dieser  Kassen :  die  Vizinalwege-  und  die  Schulbautenkasse, 
deren  Entwicklung  kennen  zu  lernen  nicht  ohne  Interesse  sein  dürfte. 

Die  Vizinalwegebaukasse  ist  durch  Gesetz  vom  11.  Juli  1868  ge- 
schaffen. Dies  Gesetz  bestimmte,  dass  in  den  nächsten  10  Jahren  denjenigen 
Gemeinden,  die  sich  anheischig  machen  würden,  gewisse  Summen  aus  eigenen 
Mitteln  für  Vizinalwegebau  zu  verwenden,  bis  insgesamt  10  Mill.  Frank  jährlich 
an  Staatssubventionen  zu  jenen  Bauten  gezahlt  werden  sollten.  Wie  die  be- 
treffenden Gemeinden  aber  meist  weder  eigene  Mittel  besitzen  noch  durch 
Steuern  aufbringen  können,  so  sollten  sie  die  von  ihnen  zu  verauslagenden 
Summen  bei  der  caisse  des  chemins  vicinaux  unter  leichten  Bedingungen  borgen 


^)  Diese  Schatzscheine  müssen  pünktlich  eingelöst  werden,  sie  sind  daher 
bei  den  französischen  Finanzministern  nicht  sehr  beliebt. 
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074.  ^-  V.  Kaufmann, 

können.  Die  letztgenannte  Kasse  wurde  mit  200  Mill.  Frank  dotiert,  d.  h.  sie 
erhielt  die  Berechtigung,  10  Jahre  lang  je  20  Mill.  Frank  aus  den  Geldern  der 
schwebenden  Schuld,  oder  wenn  es  an  solchen  fehlte,  durch  Ausgabe  von  Obli- 
gationen auf  kurze  Frist,  den  Gemeinden  zu  genanntem  Zweck  vorzuschiessen. 
Spätere  Gesetze  erhöhten  die  ursprüngliche  Dotation  der  Kasse  aus  budget- 
mässig  verbuchten  Mitteln  und  nach  und  nach  wurden  Subventionen  in  Höhe 
von   225,750,000  Frank  bewilligt,    so   dass   die   Kasse  ihre 

Vorschüsse  bis  zu 520,000,000  Frank 

schliesslich  ausdehnen  konnte.     Thatsächlich   hat   dieselbe 

aber  bis  zum  31.  Dezember  1884  nur 355,611,400       „ 

zu  beregtem  Zweck  vorgeschossen,   so  dass  am  Anfang  des 

Jahres  1885  noch 164,388,600  Frank 

hätten  vorgeschossen  werden  können. 

Die  Schulbautenkasse  wurde  durch  Gesetz  vom  1.  Januar  1878  be- 
gründet und  erhielt  eine  doppelte  Dotation  ^),  nämlich  60  Mill.  zur  Verteilung 
in  Form  von  Subventionen,  die  von  der  schwebenden  Schuld  aus  der  Depositen- 
kasse auszulegen  waren,  derselben  aber  in  Raten  von  jährlich  5  Mill.  aus  dem 
Budget  zurückgezahlt  werden  sollten,  und  weitere  60  Mill.,  die  die  Schulbauten- 
kasse durch  Emission  von  Obligationen  eventuell  aufbringen  durfte.  Diese 
60  Mill.  sollten  in  Form  von  Vorschüssen,  mit  3  Prozent  verzinslich  an  Ge- 
meinden für  Schulbauten  geborgt  werden.  Spätere  Gesetze  erhöhten  auch 
diesen  Fonds  und  so  kam  es,  dass  während  nach  und  nach  aus  den  Budgets 
87  Mill.  als  Subventionen  verabreicht  wurden,  die  Kasse  die  Autorisation  er- 
hielt, weitere 224,200,000  Frank 

als  Subventionen  und  an  Vorschüssen 231,400,000       „ 

zusammen    455,600,000  Frank 
zu    erteilen.     Thatsächlich   verwandte   die  Kasse   aber   nur 

(bis  1884)  zu  Subventionen 135,525,428       , 

und  zu  Vorschüssen 164,719,100       „ 

zusammen     300,244,528  Frank 
so  dass  Ende  1884  noch  155,355,472  Frank  zur  Verfügung  blieben. 

Die  Finanzlage  hatte  sich  unterdessen  immer  weiter  verschlechtert  und 
wurde  die  Staatskasse  unter  allen  möglichen  Titeln  angezapft:  für  das  Budget 
extraordinaire,  für  caisses,  fonds,  Services  etc.  etc.,  so  dass  sie  sich  gezwungen 
sah,  sich  von  überallher  Gelder  zu  verschaffen  und  Anleihen  unter  den  verschieden- 
sten Bezeichnungen  aufzunehmen.  Die  gefährlichste  Form  derselben  war  die 
»schwebende  Schuld".  —  Neben  den  budgetmässigen  Ausgaben  liefen  so  jährlich 
ein  paar  hundert  Millionen  Ausgaben  einher,  die  man  um  so  lieber  übersah, 
als  viele  dieser  Ausgaben  für  gute  Wahlen  nötig  schienen.  Die  Kandidaten 
versprachen  ihren  Wählern  Zweigbahnen,  Hafenbauten,  Vizinalwege,  Schul- 
häuser —  die  Minister  gaben  nach;  das  Defizit  schwoll  an  und  mit  ihm  die 
schwebende  Schuld. 

Dem  musste   um  jeden  Preis   ein  Ende   gemacht  werden.     Im   nächsten 


^)  Der  Bericht  der  Budgetkommission  behauptet  fälschlich  Seite  120: 
diese  Kasse  sei  von  Anfang  an  nicht  dotiert  worden.  Man  vergleiche  darüber 
die  Artikel  7  und  ff.  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1878. 
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Abschnitt  werden  wir  uns  die  schwebende  Schuld  unter  diesem  Gesichtspunkt 
näher  ansehen,  während  uns  bereits  bekannt  ist,  dass  die  Regierung  dem  ge- 
fährlichen weiteren  Anwachsen  des  Defizits  und  der  schwebenden  Schuld  gegen- 
über, in  der  Aufhebung  des  ausserordentlichen  Budgets  ein  Auskunftsmittel 
sehen  zu  können  geglaubt  hatte,  das  ihr  aber  durch  die  Budgetkommission  ver- 
weigert wurde.  —  Bei  dem  ganzen  Streit  dürfte  es  sich  übrigens  wesentlich  nur 
um  eine  Namensänderung  handeln ! ') 

Ein  fernerer  Damm  soll  dem  Anschwellen  der  Ausgaben  durch  Auf- 
hebung der  beiden  vorgenannten  Kassen  gesetzt  werden  und  ordnet  ein  Gesetz 
vom  22.  Juli  1885  deren  Liquidation  an.  Beide  Kassen  hatten  noch,  wie  wir 
oben  sahen,  auszugeben  164,288,600  +  155,355,472  =  319,744,072  Frank.  Für 
jenen  Betrag  von  rund  320  Mill.  sollten  nun  in  30  Jahren  zu  tilgende  Obli- 
gationen, die  für  den  gleichen  Zweck,  welchem  die  Kassen  gedient  hatten,  be- 
stimmt wurden,  emittiert  werden. 

Das  Kapital  also  wird  doch  ausgegeben,  nur  in  anderer  Form^);  denn 
was  der  Deputierte  seinen  Wählern  versprochen  hat,  das  muss  er  ja  halten,  sonst 
wird  er  nicht  wiedergewählt ! 

In  der  Zukunft  ist  der  Vorgang  nunmehr  folgender:  Wenn  fortan  eine 
Gemeinde  Geld  zum  Bau  eines  Schulhauses  oder  eines  Vizinalweges  braucht, 
so  hat  sie  sich  direkt  an  die  Boden-Kreditanstalt  (Credit  foncier)  zu  wenden. 
Diese  schiesst  das  Geld  vor  und  die  Gemeinden  tilgen  und  verzinsen  den  be- 
treifenden  Betrag,  doch  kaim  der  Staat  die  Hälfte  der  betreffenden  Zinszahlung 
auf  sich  nehmen,  wofür  er  dann  von  den  ausgegebenen  Obligationen  einen  ent- 
sprechenden Betrag  ausgibt. 


VII.  Die  schwebende  Schuld  und  das  Döcouvert. 

Was  man  unter  dem  Ausdruck  „schwebende  Schuld"  versteht,  haben 
wir  an  dieser  Stelle  nicht  zu  erklären.  Ihrem  Stand  und  ihrer  Bewegung  aber 
hat  jeder  Finanzminister  mit  grösster  Aufmerksamkeit  zu  folgen:  Jeder  Frank, 
den  irgend  jemand  auf  irgendwelchem  Postbureau  in  sein  Sparkassenbüchlein 
einschreiben  lässt,  erhöht  den  Betrag  der  schwebenden  Schuld,  jeder  Frank,  den 
er  erhebt,  vermindert  sie.  Wie  grossem  Wechsel  dieselbe  aber  in  kurzen  Zeit- 
räumen in  Frankreich  unterworfen  ist,  dafür  brauchen  wir  nur  anzuführen, 
dass  der  Stand  der  schwebenden  Schuld  betrug: 

am  1.  September  1886     .......      1,121,236,400  Frank 

„     1.  Oktober  1886 1,046,492,700       „ 

in  einem  Monat  also  ein  Unterschied  von  74,743,700  Frank. 

Die  schwebende  Schuld  wird  regelmässig  neben  zufälligen,  intermittierenden 
Zuflüssen  hauptsächlich  aus  einzelnen  immerfliessenden  Quellen  gespeist. 

Zu   letzteren   gehören   zunächst  der  compte  courant,    der  Generalschatz- 


')  Es  handelt  sich  hier  um  ein  ähnliches  Beispiel  wie  bei  den  berühmten 
Sergeants  de  ville:  dieselben  waren  unpopulär,  und  wurde  das  Corps  durch 
Dekret  aufgelöst,  anders  uniformiert,  „Gardiens  de  paix"  genannt  und  alle 
Welt  war  zufrieden! 


27ß  R.  V.  Kaufinann, 

meister  (tresoriers  payeurs  generaux).  Jedes  Departement  hat  seinen  General- 
Bchatzmeister,  der  nicht  bloss  alle  Einnahmen  des  Bezirks  zentralisiert,  sondern 
auch  alle  im  Bezirk  vorkommenden  Zahlungen  auf  Anweisung  der  betreffenden 
Behörden  effektuiert.  Dafür  bekommt  er  ausser  einem  [verhältnismässig  kleinen 
festen  Gehalt,  ebenso  wie  von  den  Erträgnissen  der  von  ihm  geführten  Depo- 
sitenkasse u.  s.  w.,  gewisse  Tantiemen.  Die  für  deutsche  Begriffe  auffälligste 
Eigentümlichkeit  nämlich  in  der  Geschäftsgebarung  der  betreffenden  Beamten 
ist  die,  wenn  auch  neuerlich  etwas  eingeschränkte,  Berechtigung  derselben, 
gewisse  Arten  von  Bankiergeschäften  zu  machen,  namentlich  Depots  von  Privat- 
leuten anzunehmen  und  dafür  Zinsen  zu  zahlen.  Diese  Depots  sind  von  den 
Generalschatzmeistern  unverzüglich  an  die  Staatskasse  abzuführen,  die  ihnen  für 
dieselben  Zinsen  zahlt,  welche  etwas  höher  sind  als  die  von  ihnen  selbst  den 
Privatleuten  vergüteten.  Die  von  den  Provinzialschatzmeistem  derartig  einge- 
lieferten Summen  betrugen  am  1.  Oktober  1886  106,560,800  Frank.  Gelder 
also,  die  von  den  betreffenden  Deponenten  in  jedem  Augenblick  zurückgefordert 
werden  können  und  einen  Teil  der  schwebenden  Schuld  repräsentieren. 

Es  hatte  den  jeweiligen  Regierungen  nützlich  geschienen,  sich  diese 
Quelle  zur  Befriedigung  dringender  Staatsbedürfnisse  offen  zu  halten;  seit 
längerer  Zeit  erhoben  sich  aber  Stimmen,  die  deren  Verstopfung  verlangten 
und  liegt  der  Deputiertenkammer  ein  aus  ihrer  Initiative  entstandener  bezüg- 
licher Gesetzesvorschlag  im  Augenblick  vor. 

Die  Regierung  hatte  denselben  im  Budgetvoranschlag  für  1887  berück- 
sichtigt, doch  zwang  sie  die  Kommission  abermals,  die  Durchführung  der  an- 
geregten Reform  zu  verschieben.  Einstweilen  bleibt  also  noch  alles  beim  alten. 
Wenn  die  Reform  durchgeführt  sein  wird,  fallen  die  Tantiemen  fort  und  er- 
halten die  Schatzmeister  wie  jeder  andere  Beamte  ihr  auskömmliches  festes 
Gehalt.  Sie  können  dann  keine  Bankiergeschäfte  mehr  treiben  und  fliessen  dem 
Staat  von  dieser  Seite  keine  Depots  mehr  zu,  für  die  er  allerdings  Zinsen  spart, 
anderseits  aber  beinahe  5  Mill.  Frank  an  Gehaltszahlungen  mehr  auszugeben 
hat.  Der  Hauptgewinn  der  Reform  läge  in  dem  Umstand,  dass  der  schwebenden 
Schuld  ein  Zuwachs  von  jährlich  100—150  Mill.  Frank  entzogen  würde. 

Eine  zweite  Quelle  erfliesst  der  schwebenden  Schuld  aus  der  Verpflich- 
tung der  Bezirke,  Gemeinden  und  öffentlichen  Anstalten  aller  Art,  ihre  dis- 
poniblen  Fonds   in    die   Staatskasse   abzuführen.     Am    1.  Oktober   1886   waren 

über 272  Mill.  Frank 

diesbezüglich  vorhanden.  Die  Deponenten  können  ihre  Einlagen  nach  Belieben 
zurückfordern,  solange  die  Gelder  aber  in  der  Staatskasse  liegen,  tragen 
sie  Zinsen. 

Auch  die  Depositenkasse,  für  die  der  Staat  Bürgschaft  übernimmt, 
muss  die  bei  ihr  niedergelegten  freiwilligen  oder  gerichtlichen  Depots  an  die 
Staatshauptkasse  abführen,  welche  abermals  dafür  Zinsen  zahlt.    Augenblicklich 

kommt  dafür  eine  Summe  von 292  Mill. 

in  Betracht. 

Eine  interessante,  aber  vielleicht  die  gefährlichste  Quelle  des  Zuflusses 
für  die  Hauptstaatskasse  bilden  die  Sparkassengelder:  In  Frankreich  be- 
stehen neben  der  Postsparkasse,  die  seit  kurzem  „nationale  Sparkasse"  genannt 
wird,  viele  Privatsparkassen.    Die  disponiblen  Gelder  der  nationalen  Sparkasse, 
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für  die  der  Staat  selbstredend  bürgt,  fliessen  ebenso  wie  seit  50  Jahren  die  der 
Privatsparkassen,  in  die  Staatskasse. 

Die  betreffenden  Gelder  verzinste  der  Staat  bisher  mit  4  Prozent,  von 
1887  nur  noch  mit  37*  Prozent.  Der  Staat,  resp.  die  Depositenkasse  legt  einen 
Teil  der  Gelder  in  Rente  an  und  behält  eine  bedeutende  Summe,  in  der  Form 
eines  compte  courant  der  Depositenkasse  bei  dem  Staatsschatz,  in  Händen.  (Der 
Deutlichkeit  halber  müssen  wir  alle  die  verschiedenen  Posten  personifizieren.) 

Depositen  und  Schulden  der  verschiedensten  Art  stellen  dem  Staats- 
schatz also  sehr  bedeutende  Summen  zur  Verfügung,  so  dass,  wenn  irgend  ein 
Umstand  eine  grössere  Anzahl  Einleger  an  die  Schalter  der  Sparkassen  treiben 
würde,  welche  Ihrerseits  sich  wieder  an  die  Staatskasse  wenden  müssten,  der 
Staat  in  die  grösste  Verlegenheit  kommen  kann.  So  konnte  sich  z.  B.  der 
Staat  in  der  Februar-Revolution  von  1848  nicht  anders  helfen,  als  indem  er 
den  ihre  Einlagen  Zurückfordernden,  statt  baren  Geldes,  Rententitel  ausfolgte 
und  vor  3  Jahren  sah  man  sich  abermals  gezwungen,  1200  Mill.  Frank  der- 
artiger Gelder  auf  einen  Schlag  zu  konsolidieren,  d.  h.  in  Rente  zu  verwandeln. 

Aehnliche  Eventualitäten  in  Zukunft  zu  vermeiden,  wurde  beschlossen  und 
fand  der  betreffende  Beschluss  schon  vom  1.  Oktober  1886  an  seine  Anwendung, 
dass  nie  mehr  als  200  Mill.  solcher  Gelder  in  der  Schwebe  sein,  alle  über  diesen 
Betrag  hinausgehenden  Summen  aber  jeweilig  unverzüglich  in  3prozentiger  Rente 
angelegt  werden  sollen.  Dadurch  wird  die  schwebende  Schuld  in  Zukunft  kleiner 
und  weniger  Zinsen  absorbierend. 

Die  fünfte  Hauptquelle  der  schwebenden  Schuld  bilden  die  bonds  du 
tresor,  Schatzscheine,  die  auf  3,  6,  12  Monate  ausgestellt  sind  und  pünktlich 
eingelöst  werden  müssen.  Wir  erwähnten  bereits,  dass  augenblicklich  91  Mill. 
solcher  Schatzscheine  zirkulieren  und  dass  der  Minister  berechtigt  ist,  davon  bis 
zu  400  Mill.  auszugeben. 

Weitere  kleinere  Posten  übergehend,  bemerken  wir,  dass  die  Gesamt- 
summe des  zu   verzinsenden  Teils  der  schwebenden  Schuld  am  1.  Oktober 

1886 962,765,300  Frank 

betrug,  die  überschiessenden 83,727,400       „ 

—  (aus  verschiedenartigen  Depots,  zirkulierenden  aber  abgelaufenen  Bonds  [die 
nach  Verfall  keine  Zinsen  mehr  tragen]  u.  dergl.  sich  zusammensetzend)  —  sind 
unverzinslich. 

Die  vorstehend  genannten  Zahlen  bilden  so  zu  sagen  die  Einnahmenseite 
(Haben)  der  schwebenden  Schuld,  der  Staatsschatz  stellt  dagegen  die  entsprechen- 
den Posten  unter  Debet  (Soll)  auf.  Im  Augenblick  beträgt  die  Summe,  welche 
die  Staatskasse   der  schwebenden  Schuld  gutzuschreiben  hat:  1046  Mill.  Frank, 

Dieser  Betrag  ist  zeitweilig  weit  höher ;  so  hatte  z.  B.  die  Staatskasse  im 
Jahre  1885  allein  an  Sparkassengeldern  1824  Mill.,  von  denen  allerdings  ca.  1410  Mill. 
angelegt  waren,  aber  414  Mill.  im  compte  courant  mit  der  Depositenkasse  schwebten. 
Im  Jahre  1882  betrug  die  in  letzterem  verrechnete  Summe  sogar  959  Mill.  Frank, 

Wenn  die  schwebende  Schuld  auch,  wie  wir  sahen,  heute  herabgemindert 
ist,  so  handelt  es  sich  bei  derselben  doch  immer  noch  um  eine  Milliarde,  also 
um  eine  sehr  schwere  Last,  zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  in  jedem  Land 
immerhin  viele  Summen  noch  ausserdem  in  der  Schwebe  sind,  die  nicht  unter 
diesem  Titel  rubriziert  werden. 
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Bisher  haben  wir  die  Einnahmen,  die  an  sich  nicht  vom  Uebel  sind, 
solange  das  Geld  in  den  Kassen  bleibt,  kennen  gelernt,  die  Ausgaben  sind  die 
gefährlicheren,  obgleich  sie  der  Staatsschatz  als  Kredit  (Haben)  bucht.  Derselbe 
hat  die  betreffende  Summe  verliehen  oder  vpeggegeben,  sie  werden  ihm  ge- 
schuldet, ob  sie  aber,  wenn  der  thatsächliche  Gläubiger  anklopft,  rechtzeitig 
wieder  einkommen,  ist  eine  andere  Frage. 

Die  ganze  schwebende  Schuld,  oder,  anders  ausgedrückt,  die  vom  Staats- 
schatz den  bei  ihm  deponierten  Fonds  entnommenen  Summen  sind  am  besten 
aus  dem  tableau  des  decouverts  ersichtlich.  Die  Decouverts  begreifen  aber  nur 
die  ungedeckt  gebliebenen  Summen,  nicht  diejenigen,  die  überhaupt  verwandt 
wurden.  (Wenn  500  Mill.  entnommen  und  nur  300  Mill.  zurückbezahlt  werden, 
so  beträgt  das  Decouvert  200  Mill.) 

Die  Tabelle  der  Decouverts  vom  Jahre  1814  bis  heute  findet  sich  in  dem 
compte  general.  Obschon  dieselbe  für  die  Zeit  vor  1870  kern  praktisches  Inter- 
esse mehr  hat,  wollen  wir  ihr  doch  auch  aus  jener  Zeit  einige  Daten  entnehmen, 
um  mit  denselben  landläufige  Irrtümer  zu  berichtigen : 

Aus  der  Vergleichung  der  Gesamteinnahmen  und  -Ausgaben  der  mit  dem 
Jahre  1814  endigenden  Periode  zeigt  sich  ein  Ueberschreiten  der  Ausgaben  über 

die  Einnahmen  von 67,304,366,56  Frank 

Weitere  Summen,  deren  genauer  Betrag  erst  nach  und  nach  festgesetzt  wurde, 
kamen  hinzu  und  ergaben  für  jene  erste  Periode  einDecouvert  von99,678,450,51  Frank 

für  die  Periode  von  1815-29  kamen  hinzu 51,704,007,36      , 

für  die  von  1830—47  (nach  dem  compte  des  budgets  von  1885)    491,969,270,08      „ 

Bei  der  effektiven  Abrechnung  jener  Periode  bis  1847  kommt  ein  poli- 
tischer Kunstgriff  in  Betracht ;  es  wird  nämlich  nicht  deutlich  genug  hervor- 
gehoben: 1.  dass  in  der  Periode  bis  1847  ein  verhältnismässig  bedeutender 
Tilgungsfonds  müssig  liegen  musste,  weil  er  statutarisch  nur  dazu  verwandt 
werden  durfte,  um  unter  Pari  gesunkene  Rente  zurückzukaufen.  Der  Kurs 
hielt  sich  aber  über  Pari  und  benutzte  die  Regierung  die  ohne  Verwendung  liegenden 
Gelder  zu  Eisenbahnbauten  ^).  Weiter  ist  2.  zu  bemerken,  dass  am  10.  November 
1847  eine  Anleihe  von  250  Mill.  Frank  negoziiert  wurde,  um  das  Decouvert  zu 
vermindern,  dass  jene  Summe  aber,  die  erst  später  einkam,  infolge  der  Revo- 
lution nicht  der  Juliregierung,   sondern  der  Republik  zugut  geschrieben  wurde. 

Daher  kommt  es,  dass  die  Periode  von  1848 — 51  eine  Zunahme  des 
Decouvert  um  bloss  29,399,139.67  Frank  zeigt,  obgleich  diese  Periode  ein  sich 
jährlich  wiederholendes  Defizit  aufweist,  das  insgesamt  360  Mill.  ausmacht.  Dem- 
gegenüber hatte  sie  eben  jene  250  Mill.  zur  Verfügung  und  ausserdem  noch 
Sparkassengelder  konsolidiert. 

Auf  Rechnung  der  Periode  1852— 69  wird  abermals  mit  Unrecht  ein  Decouvert 
von  53,244,149,70  Frank  eingestellt.  Da  nämlich  das  Jahr  1869  einen  Ueberschuss  von 
57,599,538  Frank  zeigt,  hätte  nach  Recht  und  Billigkeit  mit  ihm  das  Decouvert  ge- 
löscht werden  müssen.  Der  Krieg  trat  aber  dazwischen  und  benutzte  Thiers  diesen 
Ueberschuss  1872  mit  zur  Bildung  des  Liquidationsfonds,  nachdem  er  eine  ähn- 
liche Summe  in   die  Ausgabentabelle   des  Jahres  1869   hatte  verbuchen  lassen. 

^)  In  6  Jahren  441  */4  Mill.  Frank.  Buchhalterisch  waren  die  betreffenden 
Gelder  bei  jenem  Tilgungsfonds  zu  leihen,  und  mussten  so  dem  Staatsschatz  als 
Schuld  angeschrieben  werden. 
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So  entsteht  also  für  jene  Periode  eine  scheinbare  Mehrausgabe,  die  derselben 
umgekehrt  hätte  abgerechnet  werden  müssen.  Ein  ferneres  unrecht,  das  dieser 
Periode  rechnerisch  zugefügt  wird,  besteht  darin,  dass  man  ihr  den  von  ihr  ge- 
schaffenen Tilgungsfonds  von  104  Mill.  Frank  nicht  gutschreibt,  welchen  die 
folgende  Periode  ebenfalls  im  Liquidationsfonds  absorbiert  hat.  Um  übrigens  voll- 
ständig gerecht  zu  sein,  müssen  wir  auch  umgekehrt  hervorheben,  dass  wenn  die 
Periode  der  Jahre  1852 — 69,  die  Periode  des  zweiten  Kaiserreiches  also,  in  Bezug 
auf  die  schwebende  Schuld,  als  verhältnismässig  gut  dastehend  geschildert  werden 
muss,  dies  seinen  Grund  in  dem  Begeben  grosser  Anleihen  findet.  An  dieser 
Stelle  sprechen  wir  eben  nur  von  den  Forderungen  der  schwebenden  Schuld, 
die  wir  den  betreffenden  Perioden  zur  Last  legen,  während  zur  Löschung  jener 
Forderungen  aufgenommene  permanente  Schulden  dieselben  „buchhalterisch"  ver- 
schwinden lassen.  Wenn  man  daher  die  Finanzlage  im  grossen  und  ganzen 
ansieht,  wird  das  Bild  ein  anderes,  so  dass  sich  für  die  genannte  Periode  folgende 
Bilanz  zeigt: 

Ausgabenüberschüsse     .     .     .     1,259,902,896,09  Frank 
und  andere  Verluste     .     .     .        168,203,738,81 

ergeben 1,428,106,634,90  Frank 

Einnahmenüberschüsse  .     .     .       505,864,305,90  Frank 
Ausserordentliche  Einnahmen       868,998,169,30 

zusammen 1,374,862,485,20 

ergibt  ein  Mehr  der  Ausgaben  von 53,244,149,70  Frank 

Die  obigen  868  Mill.  sind  dabei  zum  grössten  Teil  das  Resultat  von  Anleihen. 

Die   vorstehend   aufgeführten  Döcouvertposten  geben  eine  Gesamtsumme 

von 725,995,047.55  Frank, 

auf  welchen  Betrag  das  Gesamtdecouvert  der  früheren  Regierungen  ange- 
geben wird. 

Dieser  , ungedeckten  Schuld"  steht  kein  einziger  lebender  Gläubiger 
gegenüber,  sie  ist  für  jene  Zeit  zu  einer  buchhalterischen  Fiktion  geworden  — 
ein  Konto  schuldet  eben  dem  andern  und  es  wäre  das  Klügste,  durch  die  Rech- 
nungen vor  dem  Jahre  1870  einen  grossen  Strich  zu  machen.  Das  thun  aber 
die  comptes  generaux  nicht,  sondern  sie  rechnen  weiter. 

Somit  dürfte  es  für  uns  zweckmässiger  sein,  wenn  wir  uns  bei  unserer 
weiteren  Betrachtung  einem  praktischeren  Führer  anvertrauen  und  zwar  dem 
Voranschlag  von  1887 :  Derselbe  beginnt  (p.  234)  seine  Aufstellung  des  jetzigen 
Decouvert  mit  dem  Anfang  der  laufenden  Periode  und  findet,  dass  die  Situation 
am  31.  Dezember  1885  folgende  war: 
Ausgabenüberschüsse  der  Jahre 

1870-85       1,139,069,158,99  Frank 

Andere  Verluste 151,274,283,62 

zusammen 1,290,343,442,61  Frank 

Einnahmeüberschüsse    .     .     .       543,933,783,85  Frank 
Andere  Einnahmen,   die   zur 
Löschung     des    Decouvert 
verwendet  wurden     .     .     .       315,057,658,24       , 

zusammen 858,991,442,09 

Bleibt  am  1.  Januar  1886  ein  Decouvert  von  .     .     .     .       431,352,000,52  Frank 
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Das  Jahr  1886  wird  unstreitig  das  Seinige  dazu  beitragen,  diese  Summe 
zu  vergrössem.  Das  Defizit  desselben  können  wir  heute  schon  auf  mehr  denn 
181  Mill.  schätzen,  während  selbstredend  die  Gestaltung  des  Jahres  1887  noch 
nicht  berücksichtigt  werden  kann.  Wobei  wir  aber  darauf  hinweisen,  dass  heute 
neben  vielen  Ersparungen  einzelne  Ausgabenkanäle,  wie  die  für  die  caisse  des 
chemins  vicinaux  und  die  caisse  des  ecoles  unterdessen  wenigstens  zum  Teil 
weniger  leicht  fliessend  gemacht  worden  sind. 

Dagegen  sind  weitere  sehr  grosse  Summen  zur  Umwandlung  des  Kriegs- 
materials für  1887  in  Aussicht  genommen,  von  denen  bereits  im  Voranschlag  105  Mill. 
vorgesehen  waren,  während  man  im  Augenblick  davon  spricht,  dass  der  Kriegs- 
minister Boulanger  mit  einem  neuen  Krgdit  von  400  Mill.   hervortreten  wird. 

Auch  die  Eisenbahnen  sind  dem  Staatsbudget  gefährlicher  geworden,  seit 
dieselben  durch  die  Verträge  des  Jahres  1883  zu  dem  Staat  in  engere  Beziehung 
getreten  sind.^)  Der  Staat  hat  die  Eisenbahngesellschaften  nämlich  mit  Bahn- 
bauten beauftragt  und  dafür  neue  Zinsgarantien  übernommen,  zu  deren  Deckung 
für  1887  bereits  63  Mill.  angesetzt  sind,  die  durch  Ausgabe  von  Obligationen 
beschafft  werden  sollen.  Diese  Summe  wird  sich  am  Schluss  des  Jahres  wohl 
im  Hinblick  auf  die  Aufstellung  der  nachstehenden  Tabelle,  die  die  Betriebs- 
resultate der  sechs  grossen  Eisenbahngesellschaften  in  den  ersten  drei  Quartalen 
1885  und  1886  zusammenstellt,  als  zu  niedrig  erweisen: 


Januar 

bis 

September 

1886 

1885 

Differenz 

Ansprüche 
an  die  Staats- 
garantie in 
1885 

(in   Millionen   Frank) 

Paris-Lyon 

Nord 

Ouest 

Orleans 

Est 

Midi 

210,9 

115,9 

97,6 

117,4 

92,1 

60,5 

231,7 
117,2 

98,7 

125,8 

93,4 

67,0 

-  11,8 

-  1,3 

-  1,1 

-  8,4 

-  1,3 

-  6,5 

10,2 

14,1 
15,6 
10,2 
13,6 

Totale   .... 

708,4 

733,8 

-30,4 

63,7 

Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen,  dass  das  Eisenbahnnetz  im  laufenden 
Jahre  eine  Verlängerung  um  600km  (auf  28,321km)  erfahren  hat.  Die  kilo- 
metrische Berechnung  ergibt  somit  folgendes  Resultat: 

(Januar — September) 
1886        1885      Differenz    in  Prozent 
Frank     Frank       Frank  Frank 

Einnahmen  der  6  Gesellschaften  .    .    .    24,800    26,400    —  1,600         —  6,45 


1)  Cf.  Finanz-Archiv  I.  S.  215  ff. 
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VIII.  Vergleich  zwischen  dem  Budget  von  1876  und  dem  von  1886. 

Will  man  sich  über  die  Finanzlage  eines  Landes  in  einem  gegebenen 
Moment  Klarheit  schaffen,  so  ist  es  sehr  instruktiv,  dieselbe  mit  der  einer 
früheren  Periode  an  Hand  der  jeweiligen  Budgets  zu  vergleichen.  Zwecks  dessen 
nehmen  wir  die  Budgets  von  1876  und  1886  zur  Hand.  Wie  aber  für  letzteres 
Jahr  noch  keine  definitiven  Zahlen  feststehen,  benutzen  wir,  der  Gleichmässig- 
keit  halber,  auch  für  1876  die  Zahlen  des  Budgetgesetzes  und  nicht  die  seit 
1879  veröffentlichten  definitiven  Zahlen. 

Die  Gesamteinnahmen  und  -Ausgaben  des  ordentlichen  Budgets  stellen  sich 
(in  Millionen  Franken) ; 

Staats-  Bezirks-  u.  Ge- 

Einnahmen         Ausgaben        meindebudgets 
1886  3,016,0  3,015,4  472,0 

1876  2,575,0  2,570,5  375,6 

Zunahme         441,0  444,9  96,4 

Aus  vorstehenden  Zahlen  allein  ist  trotz  ihrer  absoluten  Grösse  noch 
kein  Schluss  darüber  zu  ziehen,  ob  es  sich  bei  der  Zunahme  um  eine  normale 
oder  krankhafte  Entwicklung  handelt,  da  die  Ausgaben  aller  Länder  in  der  be- 
sprochenen Periode  gewachsen  sind.  So  müssen  wir  jene  Zahlen  zergliedern  und 
beginnen  mit  den  Ausgaben :  Unter  ihnen  ist  die  schwerwiegendste  die  für  die 
Staatsschuld.     Dieselbe  erforderte  an  Zinsen  und  Tilgung  1876 

1150,2  Hill.  Frank 

gegen 1327,7      „ 

im  Jahre  1886,  das  sind 177,5  Hill.  Frank 

mehr. 

Die  französische  Staatsschuld  zerfällt  in  folgende  3  Hauptkategorien, 
welche  erforderten : 

1876  1886 

in  Mill.  Franken 

I.  Konsolidierte  Schuld 747,9  700,1 

II.  Schulden,  deren  Kapital  zurückzuzahlen  ist  .     .       277,6  429,5 

HL  Lebenslängliche  Renten 124,7 198,1 

zusammen     1150,2  1327,7 

Die  konsolidierte  Schuld  erfordert  weniger,  weü  einerseits  die  5prozentige 
Rente  inzwischen  in  4V2prozentige  konvertiert  wurde,  und  weil  anderseits  in  der 
Zwischenzeit  (bis  zum  Jahre  1886  und  zwar  damals  „zur  Verminderung  der  schwe- 
benden Schuld")  keine  neuen  Geldaufnahmen  unter  diesem  Titel  gemacht  wurden. 
Zu  diesem  Zweck  hatte  man  sich  vielmehr  der  zweiten  Schuldenform  „rückzahl- 
bare Kapitalien"  bedient.  In  diese  Kategorie  (II)  fallen  alle  die  Posten,  die  wir 
bisher  als  am  Staatshaushalt  nagend,  ja  denselben  verzehrend,  kennen  lernten: 
1.  Die  von  uns  wiederholt  erwähnten  122  Mill.  des  Kapitel  V  des  Etats 
des  Finanzministeriums  (100  Mill.  Tilgung,  22  Mill.  rund  Zinsen).  Die  betreffende 
Summe  wurde  erst  nach  1876  für  Zwecke  des  ausserordentlichen  Budgets  heran- 
gezogen, während  sie  vorher  wesentlich  zur  Abzahlung  der  Bankschuld  (1500  Mill.) 
von  1870/71  verwandt  worden  war. 
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2.  Die  tilgbare  Sprozentige  Rente,  „rente  3  Prozent  amortisable  (par  an- 
nuite)",  der  das  Kapitel  VI  gewidmet  ist.  Die  Wiedereinführung  dieser  Rentenform 
(Gesetz  vom  11.  Juni  1878)  sollte  der  Beschaffung  der  Mittel  zur  Durchführung 
des  Bauplanes  von  Freycinet  dienen  und  schien  eine  derartige  Verallgemeinerung 
einer  in  Frankreich  sehr  bekannten  Anleihereform  zunächst  sehr  zweckmässig, 
bis  sie  schliesslich,  zu  häufig  angewandt,  in  Verbindung  mit  der  ebenfalls  zu 
oft  wiederholten  Ausgabe  von  Obligationen  auf  kurze  Frist,  die  französischen 
Finanzen  ihrer  Elastizität  beraubte.  Das  Kapitel  VI  war  unterdessen  von  1878 
bis  1886  auf  über  143  Mill.  Rente  gewachsen. 

Dieselben  waren  übrigens  nicht  alle  für  die  Bauten  Freycinets  verausgabt 
worden;  so  konsolidierte  Leon  Say  als  Minister,  wie  wir  oben  sahen  (S.  28), 
1200  Mill.  des  Guthabens  der  Sparkassengelder  bei  der  schwebenden  Schuld, 
in  3prozentige  amortisierbare  Rente,  die  er  der  Depositenkasse  überwies,  damit 
sie  im  Bedarfsfall,  bei  Rückforderung  der  Einlagen,  entsprechende  Beträge  aus 
dem  Verkauf  von  Rententiteln  an  der  Börse  sich  schaffen  könne.  Jener  Fall 
trat  bisher  nicht  ein. 

3.  Figurieren  in  der  II.  Kategorie  die  Zinsen  für  die  schwebende  Schuld 
mit  32  Mill.  (Kapitel  XVI).  Wie  ein  Teil  der  schwebenden  Schuld  aber  kon- 
solidiert werden  wird,  wird  ein  Teil  jener  Summe  (10  oder  12  Mill.)  in  Zukunft 
verschwinden. 

Schliesslich  wollen  wir  noch  als  in  die  II.  Kategorie  fallend  erwähnen: 
31  Mill.  an  Jahresraten  an  die  Eisenbahnen  (Subventionen),  Zinsen  für  Kautionen 
(3  Prozent  des  Kapitals)  9,400,000  Frank  u.  s.  w. 

Die  III.  Kategorie  , lebenslängliche  Schulden",  setzt  sich  im  wesentlichen 
aus  den  Zivil-  und  Militärpensionen  zusammen  (die  übrigen  Posten  haben  für 
uns  kein  Interesse). 

Die  Zivilpensionen  erfordern  ca.  60  Mill.,  die  Pensionen  der  Land-  und 
Seemacht  122  Mill.,  während  10 — 12  Mill.  für  „politische  Pensionen*  ausgesetzt 
sind.  Die  gewaltige  Zunahme  des  Erfordernisses  für  Pensionen  (74  Millionen) 
hängt  wesentlich  mit  den  „Purifikationen"  zusammen,  die  die  jeweiligen  Re- 
gierungen für  nötig  fanden,  zumal  auch  um  alle  nicht  republikanischen  Ele- 
mente aus  Verwaltung  und  Armee  zu  verdrängen  —  zuweilen  vielleicht  auch 
um  Platz  für  Nepoten  und  Parteigänger  zu  schaffen ! 

In  derselben  Kategorie  (III)  figurieren  auch  die  Dotationen:  Gehalt  des 
Präsidenten  der  Republik  (1,200,000  Frank),  Zuschuss  zum  eigenen  Einkommen 
der  Ehrenlegion  (10,247,061  Frank),  für  den  Senat  4,600,000  und  für  die 
Deputiertenkammer  7,403,200  Frank. 

Wir  kommen  nun  zu  einem  Vergleich  der  eigentlichen  Verwaltungs- 
ausgaben, oder  wie  es  im  französischen  Budget  heisst,  der  „Services  gene- 
raux  des  ministeres"  und  geben  von  denselben  zunächst  eine  allgemeine 
Uebersicht : 

1876  1886 

Mill.  Frank 

Justizministerium 33,8  38,1 

Ministerium  des  Aeussern 11,3  14,2 

,  des  Innern 85,4 59,3 

Uebertrag    130,5  111,6 
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1876  1886 
Mill.  Frank 

Uebertrag  130,5  111,6 

Generalgouvernement  von  Algerien 26,8  7,5 

Ministerium  der  Finanzen 19,8  19,0 

,           des  Krieges 500,0  574,7 

,           der  Marine  und  der  Kolonien     .     .  165,9  237,5 
„           des     öffentlichen    Unterrichts     und 

der  Kulte 98,6  193,1 

„           der  Posten  und  Telegraphen  ...  —  2,0 

des  Handels         )  20,7 

„          des  Ackerbaues  j '  23,7 

,           der  öffentlichen  Arbeiten    ....  161,1  113,3 

zusammen  1121,3  1303,1 

Die  Verwaltungsausgaben  resp.  die  unter  dieser  Rubrik  in  den  franzö- 
sischen Finanzaufstellungen  zusammengefassten  Ausgaben  haben  also  um 
182  Mill.  zugenommen. 

Ob  der  den  verschiedenen  Portefeuille-Inhabern  häufig  genug  gemachte 
Vorwurf  richtig  ist,  dass  dieselben  manche  Beamtenstelle:  die  neuen  Mini- 
sterien, ebenso  die  ,  unnützen"  ünterstaatssekretariate  etc.  nur  aus  politischen 
oder  Familienrücksichten  geschaffen  hätten,  haben  wir  nicht  zu  entscheiden. 
Für  uns  ist  interessanter,  dass  die  Ausgaben  für  das  Heerwesen  um  74,  die  für 
die  Marine  um  71  Mill.  Frank  in  unserer  Periode  gewachsen  sind.  Ebenso  ist 
die  Zunahme  der  Ausgaben  des  Unterrichtsministeriums  bemerkenswert,  an  der 
die  Kulte  nicht  schuld  sind,  die  1886  nur  46  Mill.  gegen  52  Mill.  1876  er- 
forderten. 

Bei  der  Vergleichung  der  Zahlen  der  verschiedenen  Ministerien  in  ver- 
schiedenen Epochen  muss  man  übrigens  vorsichtig  verfahren,  da  die  Zusammen- 
setzung derselben  jeweilig  verschieden  war.  So  ist  z.  B.  das  Ministerium  der 
Posten  und  Telegraphen  erst  nach  1876  gegründet  worden;  bis  dahin  gehörte  die 
Postverwaltung  zum  Finanzministerium,  die  Telegraphenverwaltung  zum  Mini- 
sterium des  Innern.  Ferner  sind  die  Forsten  dem  Finanzministerium  und  die  Be- 
wässerungen dem  der  öffentlichen  Arbeiten  abgenommen  und  dem  Ackerbau- 
ministerium zugeteilt  worden.  Das  Handelsministerium  wiederum  wurde  beauf- 
tragt, 12  Mill.  an  Schiffsbausubventionen  zu  verteilen,  wodurch  sein  Budget  um 
jenen  Betrag  anschwoll.  Schliesslich  ist  auch  das  Generalgouvernement  von 
Algerien  andersartig  organisiert:  einerseits  hat  der  Generalgouvemeur  mehr 
Initiative  erhalten,  anderseits  wird  Algerien  nicht  mehr  als  Kolonie,  sondern 
so  weit  als  möglich  als  ein  Teil  von  Frankreich  behandelt,  so  dass  also  die  ver- 
schiedenen französischen  Verwaltungen  auch  dorthin  kompetieren. 

Die  Zahlen  der  obigen  Tabelle  zeigen  übrigens  nicht  den  ganzen  Betrag 
der  Etats  der  betreffenden  Ministerien,  weil  nämlich  die  Betriebs-  und  Er- 
hebungskosten besonders  aufgestellt  und  von  den  in  Betracht  kommenden 
Summen  bereits  abgerechnet  sind.  Um  nämlich  die  eigentlichen  Verwaltungs- 
ausgaben kleiner  erscheinen  zu  lassen,  wird  das  Ausgabebudget  in  folgende  vier 
Hauptteile  zerlegt: 
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1876  1886 

Mill.  Frank 

1.  Oeffentliche  Schuld  und  Dotationen 1,181,8        1,357,2 

2.  Zur  Verwendung  für  die  Ministerien  (Verwaltungskosten)  1,121,8         1,303,1 

3.  Erhebungs-  und  Betriebskosten 249,0           335,3 

4.  Ausfälle  und  Rückzahlungen 17,7 19,8 

zusammen  2,570,5  3,015,4 
Somit  haben  wir  den  „  Verwaltungskosten "  für  1876 :  249  Mill.  und  für  1886 
335  Mill.  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  zuzurechnen,  das  ist  also  in  den 
10  Jahren  ein  Mehr  von  86  Mill.  Von  obigen  335  Mill.  fallen  185  Mill.  auf 
das  Finanzministerium,  134  auf  das  der  Posten  und  Telegraphen  und  16  Mill. 
auf  das  Ackerbauministerium. 

Die  Erhebungs-  und  Betriebskosten  des  Finanzministeriums  sind  um  un- 
gefähr 20  Mill.  gestiegen,  was  sich  einerseits  aus  den  unterdessen  grösser 
gewordenen  Einnahmesummen  überhaupt,  speziell  aber  auch  aus  dem  Wachsen 
des  Tabakkonsums  ^)  erklärt. 

Im  Jahre  1876  bestand,  wie  gesagt,  noch  kein  besonderes  Ministerium 
für  Posten  und  Telegraphen.  Die  Kosten  für  deren  Verwaltung  beliefen  sich 
auf  70  +  16  Mill.  ==  86  Mill.  Frank.  Sie  sind  seitdem  für  dieses  Ressort 
ausserordentlich  gestiegen,  wobei  anzuerkennen  ist,  dass  in  letzter  Zeit  auf 
diesem  Gebiet  sehr  viel  geschehen  ist. 

Der  Forstbetrieb  erforderte  unter  dem  Ackerbauministerium  im  Jahre  1886 
16  Mill.  gegen  12  Mill,  die  das  Finanzministerium  1876  für  denselben  veraus- 
gabte (siehe  weiterhin). 

Nachstehend  stellen  wir  die  Teiletats  der  Ministerien  für  1886 
zusammen : 

Finanzministerium:  Frank 

Staatsschuld,  Dotationen,  Kammern 1,357,200,974 

Verwaltung  der  Dienstzweige 19,035,000 

Betriebs-  und  Erhebungskosten 184,941,473 

Ausfälle  und  Rückzahlungen 12,252,340 

zusammen     1573,429,788 

MinisteriumdesAeussern 14,163,900 

Betriebskosten  (Tantieme  an  Konsulatsbeamte)      ....   73,000 

zusammen  14,236  900 
Ministerium  der  Posten  und  Telegraphen: 

Zentralbehörde 2,081,852 

Betriebskosten 134,154,263 

Ausfälle  und  Rückzahlungen 3,367,000 

zusammen  139,603,115 

Ministerium  des  Ackerbaues:  ===^=== 

Die  Dienstzweige 23,686,470 

Betriebskosten 16,134,203 

Ausfälle  und  Rückzahlungen 50,000 

" zusammen         39,870,673 

')  Es  muss  dementsprechend  von  der  Tabakregie  mehr  Tabak  gekauft 
und  verarbeitet  werden. 
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Ministerium  des  Innern: 

Die  Dienstzweige  des  Innern 59,307,399 

Algerien 7,542,940 

Rückzahlungen 3,367,000 

zusammen  70,217,339 

Die  übrigen  Ministerien  wie  in  der  auf  Seite  282  und  283  gegebenen  Tabelle. 

Wenn  wir  nunmehr  zu  einer  Vergleichung  der  Einnahmen  der  Jahre 
1876  und  1886  übergehen^),  so  wollen  wir  dabei  nur  die  grösseren  Einnahme- 
zweige berücksichtigen : 

1876  1886 

Mill.  Frank 

Direkte  Steuern 407,4  436,2 

Einregistrierung,  Stempel  u.  s.  w 619,5  701,4 

Ertrag  der  Wälder 38,0  35,0 

Zölle  und  Seesalz 236,9  340,9 

Indirekte  (Konsum-)  Steuern       998,6         1,184,6 

Posten  (1876  noch  ohne  Telegraphen) 110,2  165,6 

Verschiedene  Einnahmen 97,5  94,5 

Produkte 66,9  57,8 

zusammen     2,575,0        3,016,0 

Ausser  beim  , Ertrag  der  Wälder"  und  bei  den  „verschiedenen  Produkten", 
die  hier  nicht  weiter  in  Betracht  kommen,  da  sie  sich  aus  einem  bunten  und 
wechselnden  Allerlei  zusammensetzen,  ist  überall  eine  Zunahme  zu  konstatieren. 
Dass  aber  gerade  die  Wälder,  die  heute  4  Mill.  Frank  mehr  kosten,  in  der- 
selben Periode  einen  um  3  Mill.  verringerten  Ertrag  lieferten,  ist  an  und  für 
sich  auffällig. 

Bei  der  Grundsteuer  rührt  die  Zunahme  von  den  neu  gebauten  Häusern 
her;  infolge  der  Vermehrung  der  Neubauten  stieg  auch  die  Mobiliar-  und 
Fenstersteuer.  Die  Gewerbesteuer  (patente)  ist  etwas  vermindert  (jetzt 
100  Mill.  statt  114  Mill.).  Die  Erträgnisse  der  kleineren,  den  direkten  assimilierten 
Steuern  haben  dagegen  etwas  zugenommen,  so  z.  B.  die  Steuer  auf  die  Güter 
der  toten  Hand  etc. 

Die  Einregistrierungssteuer  allein,  ohne  Stempelgebühren  und 
sonstiges,  trug  1876  4497«  Mill.,  1886  523 V2  Mill.  ein,  eine  Zunahme  also  von 
74  Mill.,  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  Einregistrierungssteuem  im  Jahre 
1884:  557  Mill.,  im  Jahre  1885:  544  Mill.  gebracht,  seit  1884  also  bedeutend  ab- 
genommen haben.  Diese  Abnahme  lässt  sich  daraus  erklären,  dass  die  unter 
dem  Namen  „Einregistrierungsgebühr"  zusammengefassten  Abgaben:  auf  Erb- 
schaften, auf  den  Verkauf  von  Grundstücken  u.  s.  w.  proportionell  angelegt 
sind,  d.  h.  mit  dem  Werth  der  Güter  steigend  und  fallend,  so  dass  also  ihre 
Verminderung  ein  schlechtes  Zeichen  für  die  gesamte  wirtschaftliche  Lage  ist. 
Wiederholt  hat  man,  und  zwar  geschah  das  zuerst  durch  M.  Block  in  seiner 
„Statistic  de  la  France",  die  Zunahme  des  Reichtums  nach  dem  Ertrag  der 
Erbschaftssteuer  zu  berechnen  gesucht.    Auch  wir  brachten  in  unseren  „Finanzen 

^)  Wir  thun  das,  ohne  bei  unseren  heutigen  Betrachtungen  an  der  un- 
wissenschaftlichen Einteilung  der  französischen  Budgets  Anstoss  zu  nehmen. 
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Frankreichs",  S.  317  eine  bezügliche  Tabelle  und  ergab  das  letzte  der  dort  auf- 
gestellten Jahre  (1877)  für  den  Wert  der  Güter,  die  dem  Besitzwechsel  unter- 
worfen waren,  eine  Abgabe  von 20,057,4  Mill.  Frank 

Der  Wert  jener  Güter  betrug  im  Jahre  1883 ')    ....     27,541,1     „  , 

im  Jahre  1884 26,231,1     „ 

Das  ist  gegen  1883  eine  Abnahme  von 1,310,0  Mill.  Frank 

an  Wert.     Ohne  an  dieser  Stelle  weiter  ins  einzelne  gehen   zu  wollen,   wollen 
wir  bezüglich  dieses  Punktes  hier  nur  noch  einige  bedeutungsvolle  Unterschiede 
zwischen   den  Jahren  1883   und   1884  hervorheben,   wobei  wir   die  Zahlen  des 
Jahres  1877  wiederholen: 
Wert  der  besteuerten  Güter,  die  dem  Besitzwechsel       1877  1883  1884 

unterworfen  wurden^):  (in  Millionen  Frank) 

Besitzwechsel  durch  den  Tod  (Erbschaften)       .     .      4,438,2      5,252,0      5,077,7 

„         durch  Donationen  (meist  an  Verwandte)       1,027,7       1,061,2       1,022,4 
gegen  Entgelt  (Kauf  etc.) 3,244,2      3,461,9      3,288,0 

,         von  Wertpapieren 11,347,3     17,766,0     16,843,0 

zusammen     20,057,4    27,541,1     26,231,1 

Aus  vorstehender  Zusammenstellung  ist  also  von  1883  auf  1884  ein 
Rückgang  in  den  Vermögensverhältnissen  Frankreichs  ersichtlich,  der  nicht 
ohne  Einfluss  auf  den  Ertrag  der  Steuern  geblieben  sein  kann. 

Die  Stempelsteuer  ist  seit  1876  von  156  Mill.  auf  160  Mill.  in  1886 
gestiegen;  ein  verhältnismässig  geringes  Mehr. 

Die  Zolleinnahmen  lassen  sich  darum  schwer  vergleichen,  weil  einmal 
die  Zolltarife  verändert  worden  und  anderseits  die  Unterabteilungen  der  zu 
vergleichenden  Zahlen  nicht  dieselben  mehr  sind.  Zweifellos  aber  ist,  dass  die 
Eingangszölle  im  grossen  und  ganzen  in  ihren  Erträgnissen  mehr  lieferten. 

Die  Konsumsteuem  dagegen  bewegen  sich  in  entgegengesetzter  Richtung: 

Die   Gesetzgebung   hat   an    den   betreffenden   Steuern    manches   geändert,    die 

Sätze  sind  vielfach  herabgesetzt ,   einige  Steuern  ganz  aufgehoben  worden ,   so 

z.  B.   die  Cichorien-   und   die   Seifesteuem   (von  Dezember   1886   ab   auch   die 

Papiersteuer);    gleichzeitig  wurde    die  Wein-    und   Zuckersteuer    herabgesetzt. 

Die  Fehler,    die   bei  der  die  Zuckersteuer  betreffenden  Gesetzgebung  gemacht 

worden  sind,  haben  wir  bereits  erwähnt  (cf.  S.  248).     Der  Zucker  brachte  jedoch 

immer  noch  folgende  Beiträge: 

1876      1886 

Millionen  Frank 

Inländischer  (Rüben-)  Zucker 110,9       117,2 

Kolonialzucker  (französische  Kolonien) 34,4        34,6 

Fremder  Zucker 12,6         19,4 

zusammen      157,9       171,2 

Die  Post  brachte  1876   brutto    110  MiU.   gegen   132  Mill.   in   1886,   der 

Telegraph  damals  16  Mill.,  jetzt  über  29  Mill.  Frank,  wobei  bemerkenswert  ist, 

dass  die  Tarife  unterdessen  bedeutend  herabgesetzt  worden  sind. 

Auf  die  kleineren  Erträge  des  Budgets  sind  wir  hier  nicht  eingegangen. 

1)  Compte  ddfinitif  für  1884,  p.  233. 

^)  Der  faktische  Wert  ist  natürlich  höher,  da  sich  vieles  der  Steuer 
entzieht. 
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Eine  Vergleichußg  des  ordentlichen  Budgets  allein  genügt  nicht 
zur  Erlangung  einer  klaren  üebersicht,  zwecks  dessen  sind  vielmehr  auch  alle 
anderen  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  besprechen.  Die  Aufstellung 
derselben  ist  bezüglich  des  Jahres  1876  relativ  leicht,  da  die  betreifenden  Zahlen 
im  Compte  de  liquidation  aufgeführt  sind  ^). 

Für  1886  ist  die  Sache  schon  verwickelter,  obgleich,  wie  wir  in  den 
früheren  Abschnitten  bereits  sahen,  die  Jahre  1883—85  mit  den  ausseretats- 
mässigen  Missbräuchen,  die  sich  in  Frankreich  eingenistet,  teilweise  bereits  auf- 
geräumt hatten.  Trotzdem  haben  wir  für  das  Jahr  1886  neben  dem  ordentlichen 
Budget  noch  gewisse  andere  Operationen  zu  berücksichtigen,  die  ebenfalls  ihren 
Einfluss  auf  die  Finanzlage  ausüben. 

Die  Ausgaben  der  verglichenen  Jahre  setzen  sich  wie  folgt  zusammen: 

1876  1886 

Millionen  Frank 

Ordentliches  Staatsbudget 2,570,5      3,015,4 

Bezirks-   und    Gemeindebudgets,    soweit   sie    aus   Zuschlags- 
centimes bestehen 375,6         472,0 

Ausserordentliche  Ausgaben  (resp.  Liquidationsfonds,  1876)  .       351,0         163,5 

zusammen    3,297,1       3,650,9 

Die  besonderen  Budgets,  die  nur  der  , Ordnung  wegen"  dem  allgemeinen 
Budget  beigegeben  werden,  kommen  innerhalb  obiger  Zahlen  nicht  in  Ansatz. 
Die  vorstehenden  Zahlen  sind  aber  insofern  nicht  ganz  massgebend,  als  wir  die 
ausserordentlichen  Kredite  für  1886  ihrem  vollen  Umfange  nach  heute  noch 
nicht  kennen  können,  wodurch  das  Jahr  1886  günstiger  erscheint  als  es  eigent- 
lich ist.  Die  wahrscheinliche  Vergrösserung  jener  Ausgabenzahl  wird  100  Mill. 
übersteigen;  dazu  kommt,  dass  die  auf  3016  Mill.  geschätzten  Einnahmen  um 
50  oder  60  Mill.  unter  dieser  Summe  bleiben  werden  ^). 


^)  Da  wir  hier  nur  Sollausgaben  in  Vergleichung  ziehen  können,  so  haben 
wir  das  Finanzgesetz  vom  4.  Dezember  1875,  das  150  Mill.,  und  das  Finanzgesetz 
vom  23.  August  1876,  welches  200  Mill.  für  jenen  Compte  aussetzt,  zu  berück- 
sichtigen. (Die  effektiven  Ausgaben  stimmen  natürlich  nicht  vollständig  mit 
den  Sollausgaben  überein.) 

^)  Nach  dem  „Temps"  vom  12.  Dezember  sind  die  neuesten  Zahlen  folgende 
(die  ersten  10  Monate  nach  dem  „Journ.  off.",  der  elfte  Monat  nach  einer  Mit- 
teilung des  Finanzministers  in  der  Kammer): 

Schätzung.  Erträgnis.  Fehlbetrag. 

1886  1886 

Frank  Frank  Frank 

Januar 181,206,925  168,563,300       -  12,643,625 

Februar 166,225,525  155,503,800       -   10,721,725 

März 184,346,125  181,444,400       -     2,901,725 

April 191,529,275  184,639,400       —     6,889,875 

Mai 186,784,050  174,385,000       -  12,399,050 

Juni 190,980,700  186,733,100      —    4,247,600 

Juli 197,778,425  200,414,900      +     2,636,475 

August 184,016,475  183,711,800       -        304,675 

September 194,052,325  189,976,600       —    4,075,725 

Oktober 217,093,525  208,143,200       -     8,950,325 

November 194,523,175  192,813,900       -     1,709,275 

11  Monate 2,088,536,525       2,026,329,400      —  62,207,125 
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Genau  kennt  man  das  Defizit  noch  nicht.  Wenn  wir  aber  die  grösser 
gewordenen  Eisenbahnlasten,  Zinsgarantien  und  Zuschüsse  in  Betracht  ziehen, 
deren  Beträge  von  einem  zum  andern  Jahr  bedeutend  schwanken  und  die  auf 
100  Mill.  Frank  zu  schätzen  sind,  so  stellt  sich  das  schliessliche  Bild  —  trotz- 
dem seit  1885  der  Weg  der  Sparsamkeit  eingeschlagen  worden  ist  —  so  dar, 
dass  heute  in  Frankreich  noch  immer  500  Mill.  Frank  mehr  ausgegeben  werden, 
als  vor  10  Jahren,  ohne  dass  die  Einnahmen  dem  entsprechend  gestiegen  wären, 
so  dass  einstweilen  jährlich  200 — 300  Mill.  Frank  ausgegeben 
werden,  die  nur  auf  dem  Wege  des  Kredits  ihre  Deckung 
finden  können. 


Schlechte  Finanzlagen  verhüten  ist  besser,  denn  sie  heilen.  —  Dass  die 
momentane  Finanzlage  Frankreichs  nicht  mehr  so  günstig  ist  wie  früher,  haben 
wir  in  vorstehendem  zu  schildern  versucht,  wobei  wohl  zu  beachten  ist,  dass 
alles,  was  wir  sagten,  die  augenblickliche  Finanzlage  und  den  Finanzmechanis- 
mus betrifft,  keineswegs  aber  über  das  französische  Steuersystem  als  solches  in 
vorliegender  Arbeit  aljgeurteilt  werden  sollte.  Auf  die  Jahre  des  Ueberflusses 
sind  eben  in  Frankreich  solche  mit  schlechteren  Ergebnissen  gefolgt,  in  denen 
die  Budgetnot  schliesslich  chronisch  wurde. 

Dem  gegenüber  hat  man  in  Frankreich  geglaubt,  neben  den  gewöhn- 
lichen Heilmitteln  für  schlechte  Finanzen,  die  sich  in  den  altväterlichen  Re- 
zepten ausdrücken  „neue  Steuern"  oder  „neue  Anlehen",  d.  i.  neue  Schulden, 
noch  ein  drittes  Mittel  anwenden  zu  können,  das  je  nach  der  Betrachtungsweise 
sich  anders  ausnimmt;  sieht  man  die  Dinge  nur  oberflächlich  an,  so  erscheint 
das  neue  Allheilmittel  sehr  bequem:  Diejenigen  nämlich,  die  dasselbe  anwenden 
wollen,  glauben  die  ins  Schwanken  geratene  Wage  durch  buchhalterische 
Fiktionen,  die  man  in  die  leichtere  Schale  legt,  wieder  in  die  Horizontale 
bringen  zu  können. 

Dass  es  sich  dabei  aber  nur  um  einen  Schein,  nur  um  Illusionen  wird 
handeln  können,  wird  dem  genauer  zuschauenden  Blick  sofort  klar  sein:  Wenn 
nämlich  der  französische  Staat  über  jene  grossen  Kapitalien,  die  dem  Staats- 
schatz anvertraut  sind,  in  Zeiten  der  Not  disponieren  zu  können  glaubt,  so 
handelt  es  sich  dabei  abermals  nur  um  Anleihen :  Borgen  wird  aber  trotz  aller 
Fiktionen  und  Illusionen  schliesslich,  will  man  nicht  zum  Bankrotteur  werden, 
mit  Zahlen  enden  müssen.  Alle  Kunststücke,  wenn  sie  auch  noch  so  fein  erdacht, 
noch  so  trefflich  versteckt  sind,  in  noch  so  künstlicher  Weise  Zahlen  gruppierend, 
ändern  schliesslich  doch  nie  etwas  am  Wesen  der  Sache  selbst.  Will  man  jene 
ins  Schwanken  geratene  Wagschale  wirklich  wieder  ins  Gleichgewicht  bringen, 
so  ist  es  am  Ende  doch  immer  schweres,  d.  h.  reelles  Geld,  das  in  die  leichtere 
Schale  gelegt  werden  muss. 

So  kann  es  als  ein  günstiges  Symptom  gelten,  dass  sich  die  augenblick- 
lichen Machthaber  Frankreichs  bemühen,  jenes  Leihmaterial,  das  andererseits 
das  Material  für  viele  Arten  von  Illusionen  bietet,  in  den  Kassen  Frankreichs 
zu  vermindern.  Es  sollen  in  Zukunft  weniger  Depots  in  die  Staatskasse  fliessen. 
die  damit  nurmehr  in  der  Lage  bleibt,  über  kleinere  Barschaften  verfügen  z^i 
können,  wodurch  die  Versuchung  erschwert  wird. 
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Das  ist  freilich  nicht  der  einzige  Weg,  der  zur  Wiedergenesung  der 
französischen  Finanzen  führen  kann.  Der  andere  ist  aber  so  eng  mit  der  Politik 
verknüpft,  dass  wir  ihn  an  dieser  Stelle  kaum  in  Rechnung  ziehen  können:  Die 
republikanische  Staats-  oder  Regierungsform  gibt  in  Frankreich  dem  Ehrgeiz 
einen  mächtigen  Anstoss.  Glück  und  Talent  mit  einer  gehörigen  Dosis  savoir-faire 
verquickt,  können  zur  höchsten  Spitze  der  Macht  emporführen  oder  dem  glücklichen 
Träger  wenigstens  einen  festen  Halt  auf  einträglicher  Zwischenstufe  gewähren. 
Nun  ist  aber  der  Ehrgeiz  selbst  kein  Argument,  das  dem  Publikum  und  damit 
vor  allem  dem  Wählerheer  gegenüber  gelten  kann,  den  von  demselben  Befallenen 
emporzuheben.  Zweck  dessen  ist  es  besser,  das  „allgemeine  Interesse",  das  man 
zu  vertreten  vorgibt,  im  Munde  zu  führen;  im  besten  Fall  muss  derjenige,  der 
vorankommen  will,  selbst  glauben:  „l'interet  general  —  c'est  moi." 

Früher  nun  schien  „durch  Jahre"  derjenige  am  meisten  jenes  „allgemeine 
Interesse"  zu  vertreten,  der  von  den  angeblich  den  wirtschaftlichen  Aufschwung 
Frankreichs  —  in  welchem  zunächst  die  Revanche  liegen  und  der  anderseits  die 
Mittel  zur  Revanche  bieten  sollte  —  befördernden  neuen  öffentlichen  Arbeiten 
seinen  Wählern  erzählte.  An  diesen  Arbeiten  war  ausserdem  ja  jeder  von 
diesen,  da  es  sich  um  irgend  ein  lokales  Glied  in  der  Kette  derselben  handelte, 
auch  persönlich  interessiert! 

Heute  nun,  wo  jener  wirtschaftliche  Aufschwung  thatsächlich  nicht  ein- 
getreten ist,  wo  umgekehrt  ein  wirtschaftlicher  Niedergang  —  trotz  aller 
jener  Arbeiten  —  den  Druck  der  schweren  Steuerlast  um  so  empfindlicher 
erscheinen  lässt,  ist  es  für  den  strebsamen  Ehrgeiz  rätlich,  seine  Bestrebungen, 
die  abermals  natürlich  dem  „allgemeinen  Interesse"  dienen,  auf  das  Ersinnen 
von  Mitteln  zu  konzentrieren,  welche  jenen  Druck  zu  vermindern  geeignet 
scheinen  oder  wenigstens  dazu  dienen,  im  Hinblick  auf  die  finanziell  schlechte 
Lage  des  Landes  eine  Steuer erhö hu ng  zu  vermeiden.  So  also  sind  es  heute 
vor  allem  Finanzreformen,  die  dem  Publikum  versprochen  werden. 

Gewiss  können  derartige  Reformen  sehr  wichtig  sein,  und  zweifellos  sind 
die  französischen  Finanzen  in  vielen  Beziehungen  reformbedürftig.  Auffällig 
aber  ist  es,  dass  sich  eben  hinter  dem  Vorwand  einer  durchzuführenden  Reform 
augenblicklich  in  Frankreich  meist  politische  Interessen  verbergen.  Angeblich 
kam  so  z.  B.  gerade  wegen  eines  solchen  Reformversuchs  das  letzte  Ministerium 
Freycinet  kurz  vor  dem  Schluss  des  Jahres  und  der  Beendigung  der  Budget- 
beratung zu  Falle.  In  Wirklichkeit  kam  dabei  aber  weniger  ein  ernst  gemeinter 
Reformversuch  in  Betracht,  als  es  sich  darum  handelte,  dass  der  Wankelmut 
der  französischen  Parteien  keine  Gruppe  von  Machthabern  als  solche  längere 
Zeit  am  Staatsruder  vertragen  kann  und  einfach  neue  Leute  emporgehoben 
werden  sollten.  —  Diese  neuen  Persönlichkeiten  haben  im  Augenblick  zum  Teil 
ihr  Ziel  erreicht,  ob  aber  der  neue  Finanzminister  wesentlich  Anderes  wird 
machen  können  als  der  eben  zurückgetretene,  ist  mehr  denn  fraglich. 

Zunächst  ist  das  alte  Auskunftsmittel  wieder  herbeigeholt  worden,  und 
haben  sich  die  Kammern  dazu  bequemen  müssen,  für  den  momentanen  Bedarf 
zu  sorgen  und  einzelne  Zwölftel  des  alten  Budgets  zu  bewilligen. 

Weil  aber  von  dem  bisherigen  Generalstaatsprokurator,  der  zum  Finanz- 
minister befördert  worden  ist,  schwerlich  zu  erwarten  steht,  dass  er  plötzlich 
■die  Welt  mit  einem  neuen  Finanzsystem  überraschen  werde  und  es  sich  bei 
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seiner  Arbeit  abermals  höchstens  um  ein  Flickwerk  handeln  wird,  hatten  wir, 
wenn  wir  die  augenblickliche  Finanzlage  Frankreichs  schildern  wollten,  kein 
Interesse  daran,  die  Beratungen  über  neue  Reformversuche  abzuwarten^).  Auch 
bei  diesen  wird  es  sieh  nur  darum  handeln,  einstweilen  ein  scheinbares  Gleich- 
gewicht wenigstens  auf  dem  Papier  herzustellen,  und  will  man  überhaupt  mit 
Schätzungen  operieren,  so  ist  es  ja  leicht,  in  einem  so  grossen  Budget,  wie  dem 
Prankreichs,  dort  ein  paar  Millionen  zu-  und  dort  ein  paar  Millionen  abzusetzen! 

Die  eine  Zahl  ist  die  wichtigste:  Das  regelmässige  permanente  Staats- 
budget Frankreichs  hat  auf  seinen  beiden  Seiten  die  dritte  Milliarde  überstiegen, 
—  ob  um  10  oder  um  20  MilL,  das  ist  fast  gleichgültig. 

Zu  jenen  ca.  3020  Mill.  des  ordentlichen  Budgets  treten  die  Bezirks-  und 
Gemeindebudgets,  soweit  sie  auf  Zuschlagscentimes  sich  gründen,  und  ebenso 
die  Einnahmen  imd  Ausgaben  auf  spezielle  Rechnung  hinzu,  sodass  die  drei 
Summen,  die  wir  auf  S.  287  für  die  bezüglichen  Budgets  fanden:  3015,4  +  472,0 
+  163,5  Mill.  =  3650,9  Mill.  Frank,  zusammenzuzählen  sind. 

Die  obigen  472  Mill.  Frank  enthalten  übrigens  weder  die  Einnahmen  aus 
Oktrois  oder  sonstige  Gemeiudeaccisen,  noch  irgendwie  andere  direkte  oder  in- 
direkte Gemeindeeinkünfte  (soweit  dieselben  nicht  aus  Zuschlagscentimes  be- 
stehen), und  auf  denselben  basierende  Ausgaben,  für  die  weiter  wenigstens  250  Mill. 
anzusetzen  sind.  Das  ergibt  einen  Gesamtbetrag  von  3900  Mill.  Frank  für  die 
öffentlichen  Ausgaben.     Somit  ist  die  vierte  Milliarde  bald  erreicht. 

Will  man  dieselbe  ausfüllen  oder  sogar  über  dieselbe  hinausgehen,  so 
braucht  man  nur  die  30  Mill. ,  die  an  freiwilligen  Beiträgen  für  die  öffentliche 
Wohlthätigkeit  in  Frankreich  aufgebracht  werden  (es  gibt  dort  keine  aus  Steuern 
fliessende  Mittel  für  die  Assistance  publique),  in  Rechnung  zu  setzen  und  ihnen 
weiter  die  Kosten  der  freiwilligen  Geldzulagen  während  der  Militär dienstj ah re 
zuzufügen.  —  Femer  sind  die  Prestations  en  nature,  die  Frohnden  für  Vizinal- 
wegebau,  die  übrigens  häufig  genug  in  Geld  eingelöst  werden  und  jedenfalls 
nach  Millionen  zu  bewerten  sind,  in  Ansatz  zu  bringen.  Dazu  kommen  dann 
noch   die  Ausgaben   der   Syndicats   des    travaux:     Vereine,   die  Meliorationen, 


^)  Herr  Dauphin  hat  wirklich,  neuesten  Nachrichten  (28.  Dez.)  zufolge,  im 
Einvernehmen  mit  den  übrigen  Ministern  beschlossen,  „unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen"  den  Budgetentwurf  seines  Vorgängers  im  grossen  und  ganzen 
beizubehalten.  Wie  es  heisst,  bleibt  das  Ausgabebudget  unverändert  und  werden 
nur  im  Finanzbudget  einige  Abänderungen  vorgenommen,  in  allem  übrigen  aber 
die  von  Sadi-Carnot  gewünschten  Aenderungen  beseitigt  und  damit  also  die 
„grossen  Finanzreformfragen "  bis  zum  Budget  für  1888  verschoben. 

Sparsamkeit  soll,  wo  irgend  zulässig,  geübt  werden.  Die  Einnahme- 
ansätze werden  berichtigt,  die  Tilgung  soweit  eingeschränkt,  um  das  Gleich- 
gewicht im  Budget  herzustellen. 

Der  also  abermals  „berichtigte"  Entwurf  Sadi-Carnots  wird  sofort  nach 
Eröffnung  der  Session  der  Budgetkommission  vorgelegt  und  die  Kammer  ver- 
anlasst werden,  ohne  weiteren  Verzug  das  Ä.usgabebudget  von  dem  Punkt  an, 
wo  dessen  Bewilligung  unterbrochen  wurde  (beim  Kapitel  über  die  Besoldung 
des  Verwaltungspersonals)  —  (das  frühere  Ministerium  war  bekanntlich  über 
die  von  ihm  bekämpfte  Streichung  der  Unterstaatssekretäre  gestolpert)  —  weiter 
zu  beraten.  Wenn  alles  sich  so  abspielt,  wie  der  Finanz  minister  wünscht,  so 
wird  das  Budget  noch  im  Januar  die  Deputiertenkammer  passieren  und  in  den 
ersten  Februarwochen  dem  Senat  vorliegen  können. 
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Trockenlegungen,  Plusseindämmungen  u.  dgl.  im  öiFentlichen  Interesse  auf  sich 
genommen  haben  u.  s.  w. 

Wenn  wir  somit  berechtigt  sind,  die  öiFentliche  Last  Frankreichs  auf 
rund  vier  Milliarden  Frank  zu  beziffern,  so  kämen  auf  jeden  der  37  Mill.  Ein- 
wohner —  Männer,  Frauen,  Kinder  —  108  Frank.  Rechnen  wir  nach  Familien 
und  nehmen  deren  Zahl  auf  rund  10  Mill.  an,  so  macht  das  400  Frank  für  jede 
Familie. 

Alle  solche  Durchschnittszahlen  sind  natürlich  nur  ausserordentlich  vor- 
sichtig zu  benutzen.  Wie  viele  Einwohner  Frankreichs  zahlen  nur  gewisse  Minimal- 
sätze in  indirekten  Konsumsteuern!  Das  aber  ist  ebenso  in  allen  anderen 
Ländern.  Das  französische  Sprichwort  lautet:  „oü  il  n'y  a  rien,  le  roi  perds 
ses  droits."  , Droits"  heisst  aber  ebensowohl  Rechte  wie  Steuern.  —  Ausserhalb 
der  Steuer fähigkeit  selbstredend  keine  Steuermöglichkeit! 

Darin  aber  gipfeln  schliesslich  alle  wahren  Steuerreformen,  dass  gerade 
jene  Steuerfähigkeit  mit  möglichster  Sicherheit  und  Genauigkeit  gefasst 
werde;  sie  sollen  nicht  dahin  streben  .  .  .  auf  der  einen  oder  anderen  Seite 
darüber  hinauszuschiessen. 

Mit  Steuerreformen  allein  ist  übrigens  nicht  zu  helfen,  auch  nicht  mit 
kleinen  Ersparungen  etwa  an  der  Besoldung  irgend  einer  Beamtenkategorie. 
Bezeichnenderweise  will  aber  in  Frankreich  von  Ersparnissen  an  der  Stelle, 
wo  am  meisten  gespart  werden  könnte,  niemand  etwas  wissen :  von  Ersparnissen 
nämlich  im  Militärwesen.  Der  Krieg  ist  das  Heiligtum,  an  das  niemand 
zu  rühren  wagt,  abermals  wohl  weniger  aus  innerer  Ueberzeugung  als  aus 
politischen  Rücksichten  —  man  will  nicht  für  weniger  patriotisch  gelten  als 
der  Gegenkandidat  für  die  Kammer,  der  „Revanche"  predigt! 

Frankreich  ist  von  niemand  bedroht  und  könnte  mit  einer  Verminderung 
der  Militärlast  dem  übrigen  Europa  sehr  wohl  vorangehen.  Das  aber  gesteht 
man  dort  nur  ungern  zu.  Man  stellt  sich  lieber  so,  als  habe  man  jeden  Augen- 
blick einen  Ueberfall  zu  gewärtigen  und  leugnet,  dass  man  umgekehrt  rüstet,  um 
gelegentlich  einen  anderen  Staat  zu  bekriegen!  Trotz  aller  angeblichen  Er- 
sparungslust  ziehen  die  Franzosen  so  die  gewaltige  Last  ihres  Kriegsbudgets, 
die  sich  immer  mehr  erschwert,  hinter  sich  her  und  geben  damit  den  anderen 
Staaten  bald  den  Anlass,  bald  wiederum  den  Vorwand,  auch  ihre  Militärlast  zu 
vergrössern! 

Vernünftige    Stimmen  ^)    aber,    die    mit    Erast    darauf   hinweisen ,    dass 


*)  So  z.  B.  die  des  „Gaulois",  der  unlängst  klagte:  „Ohne  Zweifel  leiden  alle 
europäischen  Nationen  unter  der  Militärwut,  aber  keine  so  wie  die  französische. 
Weiss  man,  dass,  alles  mit  eingerechnet,  Frankreich  jedes  Jahr  944  Mill.  Frank 
für  sein  Heer  ausgibt?  Dass  seine  Armee  seit  dem  letzten  Kriege  vierzehn 
Milliarden  gefressen  hat?  Ja,  man  weiss  es,  denn  diese  Ziffern  stehen  im  Budget. 
Die  anderen  Nationen  geben  lange  nicht  so  viel  aus:  Deutschland  505,  Oester- 
reich  280,  Russland  500,  England  700,  Italien  306  Mill.  jährlich.  Frankreich 
steht  an  der  Spitze  in  diesem  Wettrennen  der  Kriegstollheit,  die  Europa  be- 
drückt, aussaugt  und  es  verderben  wird.  Wenn  es  so  fortgeht,  ist  es  sicher,  dass 
von  allen  Nationen  Frankreich  zuerst  beim  Bankrott,  beim  Ruin  ankommt  .  .  . 

Es  ist  gleichfalls  sicher,  dass  Deutschland,  um  uns  zu  schlagen,  keine 
Regimenter  marschieren  zu  lassen  braucht.  Es  braucht  nur  die  Arme  zu  kreuzen 
und  mit  seinen  505  Mill.  Kriegsbudget  und  b^h  Milliarden  Schulden  zu  warten, 
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gerade   hier  eine  Umkehr  nötig  sei,    verhallen  wie   der   Ruf   des  „Predigers   in 
der  Wüste  \ 


bis  wir  an  unsern  949  Mill.  Kriegsbudget  und  26  Milliarden  Schulden  zu  Grunde 
gegangen  sind.  Denn,  man  darf  es  nicht  vergessen,  wir  haben  20  Milliarden 
mehr  Schulden  als  Deutschland.  Es  ist  ein  neues  Duell,  das  anhebt,  eine  Art 
Wetthungern:  Deutschland  und  Frankreich,  vom  Militärkrebs  angefressen,  wollen 
sehen,  wer  zuerst  am  Boden  liegt.  Unglücklicherweise  will  es  das  Einmaleins, 
dass  wir  zuerst  erliegen  .... 

Angesichts  dieser  Lage,  dieser  festgestellten  und  gut  begründeten  Wahr- 
heit, dass  die  Bewaffnung  uns  Franzosen  im  besondern  und  Europa  im  allgemeinen 
zu  Grunde  richtet,  weil  sie  drei  Milliarden  unproduktiv  verschwendet,  bloss  da- 
mit ganze  Generationen,  die  sie  dem  Landbau  und  der  Produktion  entzieht, 
eine  Flinte  im  Arme  haben,  angesichts  dessen  gibt  es  nur  Eines  zu  thun:  zu 
entwafihen  .... 

Die  Entwaffnung  ist  das  einzige  Heilmittel  für  das  Elend  der  Gegenwart, 
der  einzige  Weg  zu  einer  besseren  Zukunft.  Wir  können  jedes  Jahr  am  Kriegs- 
budget 400  Mill.  sparen;  mit  der  einen  Hälfte  dieser  Summe  können  wir  das 
Defizit  decken,  mit  der  andern  nach  und  nach  unsere  Schulden  bezahlen.  Dann 
können  wir  aller  Krisen  lachen  .  .  .  ." 


Der  preussische  Staatshaushalt  in  den  letzten  zehn  Jahren 
und  die  Mittel  zu  seiner  Sanierung. 

Von 
Georg  Schanz. 

i; 

Nachstehend  teilen  wir  in  einer  Reihe  von  Uebersichten  die  wichtigsten 
Zahlenangaben  über  den  preussischen  Staatshaushalt  in  den  letzten  zehn  Jahren 
mit.  Dieselben  geben  ein  deutliches  Bild  von  den  tiefgreifenden  Aenderungen, 
die  in  dieser  Zeit  sich  vollzogen  haben.  Es  mag  gestattet  sein,  die  Hauptzüge 
kurz  zu  skizzieren  und  einige  Betrachtungen  daran  anzuknüpfen. 

Die  wichtigste  Erscheinung,  welche  der  preussische  Staatshaushalt  in  der 
Epoche  1878/87  darbietet,  ist  seine  gewaltige  quantitative  Ausdehnung.  Die 
etatsmässigen  Ausgaben  haben  sich  beinahe  verdoppelt,  sie  sind  von  695  Mill. 
auf  1324  Millionen  gestiegen.  Es  sind  vornehmlich  folgende  Gründe,  welche 
dieses  Wachstum  bedingt  haben. 

In  erster  Linie  steht  die  Verstaatlichung  der  Bahnen.  Die  etatsmässigen 
Ausgaben  für  die  Eisenbahnen  (inklusive  der  staatlich  verwalteten)  mehrten 
sich  dadurch  um  360  Millionen  (von  113  auf  473  Mill.)  und  das  jährliche  Erfordernis 
für  die  grösstenteils  aus  dem  Erwerb  der  Bahnen  resultierende  Mehrung  der 
Staatsschuld  (von  1097  auf  4182  Mill.)  um  132  Millionen  (von  68  auf  200  Mill.). 
Das  Gesamterfordernis  für  die  Bahnen  beträgt  jetzt  beinahe  so  viel  als  früher 
das  des  ganzen  Staatshaushaltes. 

Ein  zweites  Moment,  das  in  ähnlicher  Richtung  seinen  Einfluss  geltend 
gemacht  hat,  sind  die  Leistungen  ans  Reich.  Die  Matrikularumlagen  und  das 
Aversum  für  Zölle  und  Verbrauchssteuern  der  vom  Zollgebiete  des  Deutschen 
Reichs  ausgeschlossenen  Landesteile  zusammen  haben  nach  vorübergehenden 
Schwankungen  in  den  letzten  drei  Jahren  eine  beträchtliche  Erhöhung  erfahren, 
so  dass  auch  sie  sich  mehr  als  verdoppelt  haben  (von  42  Mill.  auf  90  Mill.). 

In  dritter  Linie  ist  es  die  eigentliche  Staatsverwaltung,  die  mit  vermehrten 
Ansprüchen  hervorgetreten  ist.  Dem  modernen  Staat  sind  so  viele  Aufgaben 
gestellt,  dass  es  für  ihn  keinen  Ruhepunkt  gibt.  Schon  die  Zunahme  der  Be- 
völkerung macht  eine  successive  Ausdehnung  seiner  Thätigkeit  notwendig.  Es 
kann  deshalb  nicht  auffallen,  wenn  hier  eine  Steigerung  um  30  Millionen  (von  261 
auf  291  Mill.)   beobachtet   wird.    Sieht  man  von  den  im  preussischen  Haushalt 
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eine  untergeordnete  Rolle  einnehmenden  Etat  des  Kriegsministeriums  ab,  so 
sind  mehr  oder  minder  alle  Ministerien  an  dem  Wachsen  beteiligt.  Quantitativ 
die  ausschlaggebenden  sind  das  Finanzministerium  mit  12  und  das  Unterrichts- 
ministerium mit  9  Millionen  Mehrung.  Im  ersteren  Fall  sind  es  vornehmlich  die 
Wartegelder ,  Pensionen  und  Unterstützungen  (früher  16  Mill. ,  jetzt  24  Mill.), 
im  letzteren  die  ausgedehntere  Sorge  für  das  Elementarunterrichtswesen  (früher 
19  Mill.,  jetzt  25 72  Mill.')  und  die  Universitäten  (früher  5  Mill.,  jetzt  7  Mill.  i), 
sowie  die  Herübernahme  des  technischen  Unterrichtswesens  und  Kunstgewerbe- 
museums (mit  2  Mill.  M.),  welche  den  Grund  der  gemehrten  Ausgaben  bilden. 
Auf  die  Ministerien  des  Innern,  der  Justiz  und  der  Landwirtschaft  treffen  je 
3—4  Mill.  Mark  von  der  gesamten  Steigerung.  Nur  ein  Ministerium,  das  der 
öffentlichen  Arbeiten,  macht  von  der  allgemeinen  Regel  eine  Ausnahme  und 
zeigt  eine  Neigung  zur  Konstanz,  ja  zur  Einschränkung.  Die  Neubauten  sind  eben 
der  Punkt  im  Haushalt,  an  dem  am  ehesten  eine  zeitweise  Zurückhaltung  mög- 
lich ist;  man  vertagt  sie  in  schlechten  Zeiten  und  holt  in  besseren  Zeiten  das 
Vertagte  nach.  Es  ist  gewissermassen  eine  latente  negative  Reserve,  die  bald 
stärker,  bald  schwächer  in  Aktion  tritt.  Angesichts  der  das  ganze  Decennium 
hindurch  andauernden  ungünstigen  finanziellen  Situation  musste  hier  der  Still- 
stand als  das  Natürliche  gelten. 

Zu  den  genannten  Posten  kommen  drei  weitere,  der  eine  hat  nur  eine 
formale  Bedeutung;  es  sind  die  seit  1879/80  neu  hinzugekommenen  Rück- 
zahlungen von  Depositen  nebst  Zinsen  mit  etlichen  20  Millionen;  man  kann  sie  als 
durchlaufende  Posten  ansehen,  da  ihnen  stets  neu  hinterlegte  Gelder,  wenn  auch 
in  nicht  ganz  gleicher  Höhe,  gegenüberstehen.  Dazu  kommt  die  Mehrung  der 
Betriebskosten  ausserhalb  der  Bahnen;  sie  beträgt  cirka  27  Millionen  (bei  den  Berg-, 
Hütten-  und  Salinenwerken  20  Mill,,  Domänen  und  Forsten  3  Mill.,  indirekten 
Steuern  4  Mill.).  Endlich  ist  für  die  drei  letzten  Jahre  noch  der  Ueberweisungen 
an  die  Kommunalverbände  zu  gedenken,  die  pro  1887/88  mit  18  Millionen 
etatisiert  sind. 

Es  entsteht  die  Frage,  wie  diesen  Ausgaben  gegenüber  die  Einnahmen 
sich  entwickelten. 

Was  zunächst  die  Eisenbahnen  betrifft,  so  kann  man  gewiss  nicht  be- 
haupten, dass  sie  der  finanziellen  Ordnung  des  Staatshaushaltes  unzuträglich 
waren.  Im  Gegenteil,  sie  haben  nicht  nur  ihre  Kosten  gedeckt,  sondern  noch 
gewaltige  Ueberschüsse  geliefert;  dieselben  sind  von  48  auf  210  Millionen 
gestiegen.  Freilich  sind  hierbei  noch  die  Zinsen  zu  berücksichtigen.  Will  man 
auf  kürzeste  und  einfachste  Weise  dies  thun,  dann  genügt  es,  wenn  man  den 
Eisenbahnüberschüssen  einfach  das  Jahreserfordernis  für  die  Zinsen  der  gesamten 
Staatsschuld  gegenüberstellt.     Es  ergeben  sich  dann  folgende  Zahlenreihen^): 

1878/79  47,8  Mül.  48,8  Mill.  1883|84  141,9  Mill.  107,6  Mill. 

1879/80  58,2     „  54,0  „  1884|85  178,0     „  145,3  .  „ 

1880/81  94,5     ,  62,4  „  1885/86  184,0     „  155,8     „ 

1881/82  96,1     „  72,4  „  1886/87  201,7     „  161,1     „ 

1882/83  131,3     „  86,9  „  1887/88  209,9     „  170,9     „ 


1)  Die  einmaligen  Ausgaben  sind  hier  nicht  mit  eingerechnet. 

2)  Für  die  Jahre  1878/79  bis  1883/84  sind  die  Rechnungen,  für  1884/86  die  üebersichten, 
für  1886/88  die  Etats  zu  Grunde  gelegt. 
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Man  sieht,  dass  der  Eisenbahnüberschuss  seit  1879/80  ausreicht,  die  Zinsen 
der  gesamten  Staatsschuld  zu  decken  und  auch  dann  noch  einen  erheblichen 
Rest  übrig  lässt.  Ja  in  der  Regel  genügt  letzterer,  um  auch  noch  die  Beträge 
für  Tilgung  und  Verwaltung  zu  bestreiten. 

Diese  Betrachtungsweise  erfährt  eine  formelle  Verschiebung,  wenn  man 
die  Bestimmungen  des  Garantiegesetzes  vom  27.  März  1882  berücksichtigt, 
welches  die  Verwendungen  der  Ueberschüsse  in  bestimmte  Bahnen  leitet*)- 
Unter  Zugrundelegung  desselben  ergibt  sich  für  die  letzten  Jahre  folgendes  Bild: 

1882/83     1883/84     1884/85     1885/86     1886/87    1887/88 
Ueberschuss  der  Eisenbahneinnahmen  über  die 

ordentlichen  Ausgaben 138,1       147,8       186,1       193,8      212,7       220,8 

Davon  ab:   a)  für  "Verzinsung  der  Eisenbahn- 
kapitalschuld 2)  118,5       124,5        140,5       156,5       160,6       165,3 

b)  Yur  planmässigen  Amortisation 

von  Eisenbahnschulden      .    .         4,0  4,0  3,6  3,6  4,1  4,1 
Bleiben  disponibel:        15,6        19,3        42,0        33,7        48,0        51,4 
Hiervon  verwendet  zur  Verrechnung  auf  An- 
leihen (Tilgung) 15,6         19,3         14,3           7,7           0,6           5,3 

Bleiben  zur  Bestreitung  von  Ausgaben,  welche 
anderenfalls  im  Weg  der  Anleihe  hätten 
gedeckt  werden  müssen  3) —  —  27,6        25,9        47,4        46,1 

Ob  man  der  einen  oder  der  anderen  Betrachtung  folgt,  das  Resultat  bleibt 
insofern  das  gleiche,  als  in  beiden  Fällen  sich  zeigt,  dass  der  Haushalt  erheb- 
lich ungünstiger  und  die  Schuld  zur  Ergänzung  desselben  bedeutend  höher  jeweils 
ausgefallen  wäre,  wenn  die  Eisenbahnen  nicht  so  wohlthätig  eingegriffen  hätten. 

Wie  bei  den  Eisenbahnen  stehen  auch  den  Ausgaben  für  das  Reich  Ein- 
nahmen gegenüber.  Allerdings  gilt  das,  wenn  wir  an  dieser  Stelle  von  den 
Vergütungen  für  Erhebung  von  Reichssteuem •  absehen,  nicht  für  die  beiden 
ersten  Jahre,  wohl  aber,  und  zwar  in  wachsendem  Betrag,  von  den  folgenden. 
Fassen  wir  die  Leistungen  ans  Reich  (Matrikularumlagen  und  Aversum)  zusammen 
und  stellen  sie  den  Ueberweisungen  (Anteil  an  Zöllen  und  Tabaksteuer,  sowie 
Anteil  an  der  Reichsstempelsteuer)  gegenüber,  so  ergibt  sich  folgendes  Resultat  *) : 

Leistungen     Ueberweisungen    ^^^%'S /+)^  °*^^'" 

1878/79  42,282  —  —42,282 

1879i80  44,368  —  —  44,368 

1880/81  39,561  23,041  —  16,520 

1881(82  53,432  41,022  —  12,410 

1882/83  53,152  50,610  —    2,542 

1883i84  45,738  51,809  +    6,071 

188i;85  41,223  63,338  +22,115 

1885/86  63,298  69,874  +    5,576 

1886/87  71,289  91,048  +  19,759 

1887/88  90,303  89,717  —    0,686 

1)  Vgl.  Finanzarchiv  11,  S.  85. 

2)  Die  Eisenbahnkapitalschuld  ist  vom  Standpunkt  des  Eisenbahnetats  richtig,  aber  von 
dem  des  ganzen  Staatshaushalts  eine  Fiktion,  weil  von  derselben  nach  dem  Garantiegesetz 
jeweils  auch  die  Beträge  abgeschrieben  werden,  welche  nicht  effektiv  zur  Tilgung,  sondern 
zur  Bestreitung  von  Ausgaben  verwendet  werden,  welche  anderenfalls  im  Weg  der  Anleihe 
hätten  gedeckt  werden  müssen. 

3)  Darin  sind  auch  inbegriffen  die  2,2  Millionen,  die  im  Fall  eines  Defizits  vorweg  dem 
Etat  zur  Verfügung  gestellt  verden  müssen. 

*)  Siehe  Note  2  auf  voriger  Seite. 
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Die  effektiven  Leistungen  (nach  Abzug  der  Ueberweisungen),  die  anfangs 
noch  etliche  40  Millionen  betrugen,  erfuhren  rasch  eine  bedeutende  Minderung,. 
um  seit  1883/84  Ueberschüssen Platz  zu  machen,  die  zwischen  SV«  und  22  Millionen 
schwankten;  nur  im  letzten  Jahr  tritt  statt  eines  Ueberschusses  wieder  eine- 
wirkliche Zahlung  ans  Reich  von  72  Million  auf. 

So  drückend  die  Reichslast  im  Anfang  war,  und  so  wenig  erfreulich  das 
starke  Schwanken  der  Ueberschüsse  später  erscheint,  aus  dem  Verhältnis  Preussens 
zum  Reich  kann  gewiss  kein  Grund  mehr  für  irgend  eine  ungünstige  Gestalt 
des  preussischen  Haushalts  abgeleitet  werden.  Das  Reich  ersetzt  auch  jetzt  noch 
in  der  Hauptsache  Preussen  das,  was  es  von  ihm  nimmt. 

Auch  die  Staatsverwaltungseinnahmen,  die  den  bedeutsamen  Staatsver- 
waltungsausgaben gegenüberstehen,  haben  ihre  Schuldigkeit  gethan;  sie  sind  in 
steter  Entwickelung  gestiegen  von  18  Millionen  auf  25  Millionen,  schwächen 
also  die  Steigerung  der  Ausgaben  im  Betrag  von  30  Millionen  um  7  Millionen  ab. 

Das  gleiche  kann  man  von  den  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  be- 
haupten. DieUeberschüsse  bei  den  Domänen  und  Forsten,  Berg-,  Hüttenwerken 
und  Salinen  zeigen,  wenn  auch  schwach,  so  doch  immerhin  die  Tendenz  zum 
Steigen,  und  ergibt  sich  bei  beiden  Gruppen  vom  Anfangs-  zum  Endjahr  je  eine 
Hebung  um  4  Millionen.  Die  nämliche  Mehrung  ist  bei  der  Lotterie  infolge 
der  Verdoppelung  der  Lose  eingetreten.  Die  Seehandlung  dagegen  hat  dem 
Staat  in  den  letzten  Jahren  1  Million  weniger  wie  früher  überlassen,  und  die 
Münzverwaltung  arbeitet  fast  ständig  mit  einem  Defizit;  doch  fallen  diese  Posten 
sehr  wenig  ins  Gewicht. 

Weniger  befriedigend  ist,  rein  finanziell  angesehen,  das  Bild,  das  die 
Steuern  darbieten. 

Die  indirekten  Steuern  [sind  in  ihren  Reineinnahmen  ziemlich  konstant 
geblieben,  aber  stets  geneigt,  in  den  Einzeljahren  lieber  zu  sinken,  als  zu  steigen. 
Nur  die  Erbschaftssteuer,  Brückengelder  und  diesen  analoge  Einnahmen  weisen 
eine  normale  Entwickelung  auf,  langsames,  aber  sicheres  Vorwärtsschreiten, 
das  eine  Mehrung  von  2  Millionen  zur  Folge  hat.  Dagegen  erfuhren  aus  be- 
kannten Gründen  die  Gerichtskosten,  Strafen  und  Hypothekengebühren  im 
Kölner  Oberlandesgerichtsbezirk  eine  Einbusse  von  10  Millionen,  auch  die 
preussische  Stempelsteuer  blieb  hauptsächlich  infolge  der  Einengung  durch  das 
Börsensteuergesetz  nicht  frei  von  Rückschlägen  ^)  oder  wurde  doch  in  ihrem 
Steigen  gehemmt.  Unter  diesen  Umständen  würde  das  Gesamtresultat  der 
unter  den  indirekten  Steuern  zusammengefassten  Abgaben  mit  einem  grossen 
und  stets  wachsenden  Ausfall  haben  abschliessen  müssen,  wenn  nicht  auch  hier 
die  freigebige  Hand  des  Reichs  geholfen  hätte.  Die  Vergütung  für  Erhebung 
von  Reichssteuern  ist  von  16  auf  26  Millionen  allmählich  angewachsen;  dieselbe 
ist  sehr  reichlich  bemessen,  so  zwar,  dass  sie  die  gesamten  Ausgaben  der  Ver- 
waltung der  indirekten  Steuern ,  also  auch  die  der  preussischen  jetzt  mit  zu 
decken  vermag. 

Was  die  direkten  Steuern  betrifft,  so  ist  bekanntlich  die  Grundsteuer 
kontingentiert  und  konstant;  die  Gebäudesteuer  dagegen,  schon  infolge  der 
Neubauten    sich  jedes  Jahr  um     V«  Million  hebend    und    noch    durch    die  Neu- 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  I,  821  ff. ;  m,  968. 

296 


Der  preuss.  Staatshaushalt  in  den  letzten  zehn  Jahren  und  die  Mittel  zu  seiner  Sanierung.      297 

einschätzung,  bezw.  Gebäudesteuerrevision  vom  1.  Januar  1880  bedeutend  ge- 
steigert, gelangte  von  19  Millionen  auf  30  Millionen.  Der  Ertrag  der  Gewerbe- 
steuer stieg  trotz  ihrer  Unvollkommenheit  von  18,7  Millionen  auf  20  Millionen. 
Diesen  Mehrungen  standen  aber  bedeutende  Rückgänge  gegenüber.  Die  Eisen- 
bahnabgabe musste  mit  der  Verstaatlichung  zusammenschrumpfen  (von  3,7  Mill. 
auf  0,3  Mill.),  und  die  klassifizierte  Einkommen-  und  Klassensteuer  mit  72  Mill. 
Mark  sank  1881/82  auf  69  und  1882/83  auf  55  Millionen,  um  erst  allmählich 
mit  dem  Wachsen  der  Bevölkerung,  des  Wohlstandes  und  vielleicht  grösserer 
Einschätzungsenergie  sich  wieder  auf  60  Millionen  zu  heben.  Die  Ursache  des 
Rückgangs  liegt  in  den  bekannten  und  an  sich  zu  billigenden  Steuererlassen  ^). 

Das  gesamte  Nettoresultat  der  direkten  Steuern  zeigt  sich  ganz  ab- 
hängig von  dem  Ergebnis  der  Klassen-  und  Einkommensteuer;  es  wächst  bis 
1880/81  von  143  auf  152  Millionen,  sinkt  im  Jahr  1882/83  auf  136  Millionen, 
um  zuletzt  wieder  bei  142  Millionen  anzulangen. 

Im  grossen  ganzen  kann  man  nicht  verkennen,  dass  der  Haushalt  im 
Lauf  der  letzten  10  Jahre  ein  günstigerer  geworden  ist.  Dies  bleibt  richtig  selbst 
trotz  des  neuerlichen  Defizits.  In  den  3  ersten  Jahren  1878/81  hatte  man  aus 
Ueberschüssen  früherer  Jahre  und  aus  französischen  Kriegskontributionen  nicht 
weniger  als  30  Millionen  zur  Verfügung,  und  gleichwohl  musste  man  148  Millionen, 
durchschnittlich  also  49  Millionen  zur  Ergänzung  der  Einnahmen  des  Staats- 
haushalts aufnehmen.  1881/82  konnte  man  auf  28,6  Millionen  herabgehen, 
1882/83  und  1884/85  auf  Schuldaufnahme  verzichten,  1883/84  musste  man  wieder 
23  Millionen,  1885/88  20,  9  und  28  Millionen  einstellen. 

Für  die  Beurteilung  des  letzten  Defizits  dürfte  es  nicht  unpassend  er- 
scheinen, die  Zahlen  des  Staatshaushalts  pro  1887/88  in  bestimmter  Gruppierung 
vorzuführen. 

Nettoeinnahmen.  Nettoausgaben. 

Direkte  Steuern 142 

Domänen  und  Forsten 47,8 

Hüttenwerke  etc 14,4 

Lotterie  und  Seehandlung     ....        9,9       Staatsverwaltungsausgaben  nach  Abzug 

Indirekte  Steuern 69,8  der  Staatsverwaltungseinnahmen      .    266,7 

Eisenbahnen 209,9       Dotationen 213,5 


493,8  480,2 

Einnahmen  vom  Eeich 89,7       Ausgaben  ans  Reich 90,3 

Sonstige  regelmässige  Einnahmen  der  Sonstige  regelmässige  Ausgaben  der  allg. 

allg.  Finanzverwaltung  ....      41,0  Finanz  Verwaltung 64,6 

624,6  635,1 

Zur  Deckung  des  Defizits      ....      28,5  Ueberweisung  an  die  Kommunalverb.     .  18 


653,1  653,1 

Man  kann  das  Defizit  zwei  Ursachen  zuschreiben.  Man  kann  sagen,  es 
rührt  daher,  dass  das  Reich  nicht  mehr  Ueberschüsse  in  so  reichem  Mass  wie 
vor  kurzem  liefert.  Allein  selbst  wenn  der  Ueberschuss  in  der  Höhe  von  1884/85 
vorläge,  würde  immer  noch  ein  Defizit  von  über  6  Millionen  bleiben;  und  wenn 
man  sich  auf  den  Standpunkt  stellt,  dass  das  Reich  nicht  dazu  da  ist,  die 
Finanzen  Preuss ens  zu  besorgen,  sondern  es  genug  thut,  wenn  es  Preussen  seine 


1)  Vgl.  Finanzarchiv  ü,  S.  1105,  Note  1. 
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Matrikularumlagen  ersetzt,  dann  wird  man  mehr  geneigt  sein,  die  Ursache  des 
Defizits  in  Preussen  selbst  zu  suchen  und  für  diesen  Fall  können  nur  verant- 
wortlich gemacht  werden  der  Ausfall  in  den  direkten  Steuern  (10  Mill.)  und 
die  Ueberweisung  an  die  Kommunalverbände  (18  Mill.)  ^). 

Doch  wie  dem  auch  sei,  dieser  Zustand  kann  nicht  auf  die  Dauer  bleiben. 
Es  wäre  in  der  That  beschämend  für  ganz  Deutschland,  wenn  der  erste  der 
deutschen  Staaten,  und  zwar  er  allein,  mit  einem  permanenten  Defizit  weiter 
wirtschaften  wollte.  Es  muss  da  gründlich  Wandel  geschaffen  werden.  Die 
Frage  ist  nur,  in  welcher  Weise  dies  geschehen  kann. 

2. 

Der  nächstliegende  Gedanke  —  dieser  herrscht  auch  in  den  massgebenden 
Kreisen  —  ist  der,  im  Weg  der  Reichssteuerreform  Remedur  zu  schaffen.  Man 
wird  ihn  um  so  schärfer  verfolgen,  je  mehr  man  überzeugt  ist,  dass  das  preussische 
Defizit  in  dem  Nachlassen  der  Ueberschüsse  seinen  eigentlichen  Sitz  hat.  Es 
lässt  sich  auch  gar  nicht  leugnen,  dass  der  Gedanke  viel  Bestechendes  hat,  ja 
es  scheint  auf  den  ersten  Blick,  als  ob  auf  diesem  Weg  das  einzige  Mittel  zur 
Abhilfe  gefunden  werden  könnte. 

Es  liegt  nämlich  auf  platter  Hand,  dass  von  einer  erheblichen  Anspannung 
der  direkten  Steuern  in  Preussen  zur  Zeit  keine  Rede  sein  kann.  Das  preussische 
direkte  Steuersystem  leidet  an  grossen  Unvollkommenheiten,  Der  Versuch  der 
Regierung,  dieselben  in  durchaus  richtiger  Weise  zu  heben,  scheiterte  am  Wider- 
stand des  Landtags  (1883/84).  Allein  auch  wenn  die  gutgeplante  Reform  durch- 
gegangen und  das  Steuersystem  beweglicher  geworden  wäre,  so  wäre  es  doch 
nicht  möglich  gewesen ,  dadurch  das  Defizit  zu  beseitigen.  Die  Reform  war 
von  vornherein  nicht  auf  eine  Steigerung  der  Einnahmen  berechnet,  die  Mehr- 
einnahme sollte  im  Gegenteil  durch  die  zu  billigende  Aufhebung  der  dritten 
und  vierten  Stufe  der  Klassensteuer  kompensiert  werden.  Von  einem  starken 
Zugriff  konnte  aber  auch  schon  um  deswillen  keine  Rede  sein,  weil  den 
preussischen  direkten  Steuern  eine  schwere  Last  angehängt  ist  vonseiten  der 
Gemeinden  und  Kreise,  eine  Last,  die  es  fast  in  den  Abgrund  zieht.  Es  ist 
vollständig  richtig,  dass  jede  weitere  Beschwerung  hier  einfach  indiskutabel  ist, 
der  Druck  darf  nicht  verstärkt,  sondern  er  muss  vermindert  werden  und  zwar 
an  der  Stelle,  wo  er  am  empfindlichsten  sich  geltend  macht.  Dass  diese  wunde 
Stelle  die  Gemeinden  sind,  ist  eine  notorische  Sache.  Wir  wollen  nicht  um- 
ständlich beweisen,  was  eines  Beweises  nicht  bedarf.  Nur  zur  Illustration  seien 
ein  paar  Ziffern  angeführt.  Wir  stellen  Bayern  und  Preussen  gegenüber.  Das 
bayerische  Gemeindewesen  steht  auf  hoher  Stufe,  es  leistet,  was  es  leisten  soll; 
man  kann  sicher  nicht  behaupten,  dass  man  ein  Land  zum  Vergleich  heran- 
ziehe, das  in  Kultur  zurückstehe,  dessen  gemeindlicher  Aufwand  ein  annormal 
bescheidener  sei. 

Tn   Bayern   betrugen   nun   1881   die  Gemeindeumlagen  65,67  Proz.^)    der 


1)  In  bescheidener  Weise  hat  auch  das  Kommunalsteuemotgesetz  vom  27.  Juli  1886 
zu  dem  Defizit  beigetragen,  da  der  Fiskus,  namentlich  die  Staatseisenbahnen,  stärker  als  bisher 
zu  den  Geraeindeabgaben  herangezogen  wurden. 

2)  Die  Kreisumlagen  betrugen  1880—85  28,1,  27,5,  24,5,  24,9,  25,5,  26,5  Proz.  der  direkten 
Staatssteuem. 
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direkten  Staatssteuem  und  2,53  Mark  pro  Kopf;  in  Preussen  dagegen  1883/84 
131,9  Proz.  der  direkten  Staatssteuern  und  6,82  Mark  pro  Kopf). 

Die  Last  ist  in  Preussen  mehr  als  2V2nial  so  gross  als  in  Bayern  und 
das  bei  einer  Bevölkerung,  die  zwar  mehr  vereinzelten  Reichtum,  aber  nicht 
eine  verbreitete  mittlere  Wohlhabenheit  kennt,  wie  sie  Bayern  besitzt.  Ein  so 
einseitiger  Zugriff  auf  die  direkten  Steuern  ist  an  sich  eine  Verkehrtheit,  macht 
aber  auch  die  Staatssteuer  für  den  Staat  selbst  zu  einer  gänzlich  unbeweglichen. 

Wie  schon  angedeutet,  sucht  man  Hilfe  in  den  Reichssteuem.  Ihre  im 
Verhältnis  zu  anderen  Ländern  geringen  Erträgnisse  (was  freilich  zum  Teil  auch 
auf  die  direkten  Steuern  passt)  sollen  gehoben  werden,  sie  sollen  so  reichlich 
fliessen,  dass  sie  ausreichen 

1)  um  das  wachsende  Bedürfnis  des  Reichs  zu  decken.  Ein  solches  ist 
unausbleiblich.  Schon  für  die  allernächste  Zeit  macht  sich  geltend  die  Ver- 
zinsung für  neue  Anleihen,  wachsende  Pensionslast,  wahrscheinliches  Defizit 
pro  1886/87  im  Betrag  von  24  Millionen.  Man  wird  nicht  fehlgreifen,  wenn 
man,  friedliche  und  normale  Verhältnisse  vorausgesetzt,  für  die  nächsten  Jahre 
eine  Steigerung  des  ordentlichen  Etats  um  40—50  Millionen  bei  Einrechnung 
der  dauernden  Ausgaben  (23  Mill.)  für  Erhöhung  der  Friedenspräsenzstärke 
eine  Steigerung  um  60—70  Millionen  Mark  in  Betracht  zieht. 

2)  Die  Reichssteuern  sollen  auch  wieder  üeberschüsse  liefern  für  die 
Einzelstaaten  und  zwar  in  solcher  Höhe,  dass  nicht  nur  das  preussische  Defizit 
von  28  Millionen  wieder  verschwinde,  sondern  dass  auch  noch  Mittel  übrig  bleiben, 
um  den  Gemeinden  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  entweder  ganz  oder  zur  Hälfte 
behufs  Entlastung  zu  überlassen.  Gehen  wir  von  der  letzteren  bescheideneren 
Annahme  aus,  so  muss  der  Ueberschuss  der  Reichssteuern  für  den  preussischen 
Anteil  '63  Millionen,  für  alle  deutschen  Staaten  105  Millionen  betragen.  Sollte 
auch  noch  der  Nachlass  der  dritten  und  vierten  Stufe  der  Klassensteuer  in  dieser 
Weise  bewirkt  werden,  so  würden  beide  Beträge  um  weitere  6  Millionen  sich 
erhöhen.  Rechnet  man  obige  70  Millionen  für  Steigerung  des  Finanzbedarfs 
des  Reichs  hinzu,  so  würden  die  Reichssteuem  cirka  180  Millionen  mehr 
liefern  müssen. 

Gewiss  ist  dies  zu  erreichen.  Beim  Branntweinmonopol  berechnete  man 
sich  eine  Mehreirmahme  von  anfangs  251,  später  283  Millionen,  bei  der  Ver- 
brauchsabgabe für  die  Branntweinsteuergemeinschaft  von  anfangs  90,  im  zweiten 
Jahre  von  160,  im  dritten  Jahre  von  210  Mill.  Mark.  An  der  Möglichkeit 
ist  ebensowenig  zu  zweifeln,  wie  an  der  guten  Absicht,  die  Last  besser  zu 
verteilen. 

So  gerne  wir  dies  zugeben  und  rückhaltlos  anerkennen,  so  will  es  uns 
doch  nicht  gelingen,  die  dabei  gleichzeitig  auftauchenden  Bedenken  zurück- 
zudrängen. 

Jeder  Fanatismus  ist  von  Uebel,  auch  der  Fanatismus  für  ausschliesslich 
indirekte  Steuern  ist  eine  Einseitigkeit.  Es  ist  doch  bedenklich,  wenn  man  die 
Reform  nur   auf  diesem  Wege   sucht,   wenn   man  die  Last  von  den  mittleren 


1)  145,1  »lo  und  11,46  Mark  pro  Kopf  in  der  Stadt;   114,1  "/o  und  4,02  Mark  pro  Kopf  in 
den  Landgemeinden. 
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und  grösseren  Kräften  wegnimmt  und  den  unteren  Schichten  ausschliesslich 
zuwälzt.     Das  ist  bei  der  Branntweinsteuer  doch  der  Fall. 

Ich  weiss  wohl,  dass  ohne  die  indirekten  Steuern  nicht  vorwärts  zu 
kommen  ist;  es  ist  auch  gar  nicht  meine  Meinung,  ihrer  Ausdehnung  schlecht- 
weg entgegenzutreten.  Aber  ich  meine,  es  sei  nicht  ganz  gerecht  und  minde- 
stens politisch  unklug,  gegenüber  der  agitatorischen  Kraft  der  Arbeitermassen 
so  zu  verfahren.  Es  will  doch  wenig  nützen,  wenn  man  durch  weise  social- 
politische  Gesetze  den  Fi-ieden  sucht  und  auf  einem  anderen  Gebiete  die  Brand- 
fackel wieder  in  die  Massen  wirft.  Man  vergesse  nicht,  dass  Lassalle  gerade 
an  dieser  Stelle  ansetzend  eine  wirksame  Agitation  betrieb.  Man  darf  bei  der 
Lastenverteilung  nicht  bloss  in  einer  Richtung  steuern.  Die  geplante  Entlastung 
der  dritten  und  vierten  Stufe  der  Klassensteuer  genügt  nicht,  es  muss  noch  an 
anderer  Stelle  etwas  geschehen ;  dazu  würde  sich  die  Erbschaftssteuer  eignen. 
Sie  hat  die  Vorzüge  der  direkten  und  indirekten,  nicht  aber  ihre  Mängel.  Wie 
an  anderen  Orten  gezeigt  ^),  würde  eine  einheitliche  Gestaltung  der  Erbschafts- 
steuer, die  aber  den  Einzelstaaten  überlassen  bliebe,  leicht  23  Millionen  mehr 
für  Preussen  ergeben. 

Allein  es  sind  noch  andere  Bedenken,  die  der  Reformplan  in  mir  wach 
ruft,  die  mehr  in  der  Modalität  seiner  Ausführung  als  in  seinem  Wesen  selbst 
liegen.  Wenn  derselbe  so,  wie  er  gedacht  ist,  verwirklicht  wird,  so  ist  eine 
Umkehr  nicht  mehr  möglich.  Das  Finanzwesen  der  Eiuzelstaaten  bildet  dann 
einen  integrierenden  Teil  der  Reichsfinanzen,  sie  sind  in  volle  Abhängigkeit 
vom  Reich  gebracht. 

Das  kann  weder  vom  Einzel-  noch  vom  Reichsstandpunkt  aus  gebilligt 
werden.  Bei  den  Selbstverwaltungskörpern  hat  man  es  stets  für  ein  richtiges 
Prinzip  gehalten,  sie  finanziell  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selbständig  zu 
machen.  Das  muss  noch  mehr  von  den  Einzelstaaten  gelten.  Sie  sind  politisch 
Nullen,  wenn  sie  in  ihrem  Haushalt  nicht  mehr  unabhängig  sind,  wenn  sie  die 
Versorgung  durch  das  Reich  nötig  haben.  Aber  auch  vom  Reichsstandpunkt 
wird  man  es  missbilligen.  Das  Reich  ladet  sich  eine  Aufgabe  auf,  welche  die 
Verfassung  ihm  nicht  zugedacht  hatte;  es  ist  zunächst  nicht  seine  Sache,  die 
Finanzen  der  Einzelstaaten  zu  besorgen.  Lässt  es  sich  darauf  ein,  dann  über- 
nimmt es  die  Verpflichtung,  die  Ueberschüsse  dauernd  in  gewisser  Höhe  zu 
halten  —  bei  dem  schwankenden  Charakter  der  indirekten  Abgaben  und  dem 
Wachsen  der  Reichsbedürfnisse  eine  schwierige  Sache.  Ja  es  kann  nicht  aus- 
bleiben, dass  man  bei  jedem  einzelstaatlichen  Defizit  gewissermassen  das  Reich 
verantwortlich  macht,  bezw.  es  für  selbstverständlich  hält,  dass  es  helfe.  Das 
Reich  wird,  den  Grundsatz  einmal  zugelassen,  einer  wachsenden  Begehrlichkeit 
gegenüber  stehen. 

Man  bedenke  ferner,  dass  die  Lage  der  Einzelstaaten  gegenüber  der 
Reform  eine  sehr  verschiedene  ist.  Streng  genommen  sagt  man:  In  Preussen 
liegt  die  Sache  so  und  so,  für  Preussen  ergibt  sich  das  und  das  als  notwendig, 
folglich  muss  das  auch  ebenso  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  der  Fall  sein. 
Wie  schon   die   obige  Gegenüberstellung  Bayerns  und  Preussens   zeigt,   ist  die 


1)  Allgemeine  Zeitung  1887,  Nr.  9. 
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Sachlage  aber  in  weiten  Gebieten  Deutschlands  doch  eine  abweichende.  Bei 
Reichsmassregeln  kann  aber  nicht  der  Standpunkt  und  die  Lage  des  Einzelstaates 
allein  als  massgebend  erachtet  werden.  Thatsächlich  wird  die  Ueberschusswirtschaft 
in  den  Einzelstaaten  auch  eine  sehr  verschiedene  Wirkung  haben.  In  Preussen 
wird  sie  einer  Notlage  abhelfen,  in  anderen  wird  sie  zu  einem  teilweisen  Nach- 
lass  der  direkten  Steuern  führen,  in  wieder  anderen  wird  sie,  fürchte  ich,  eine 
Unsumme  von  vermeintlichen  oder  wirklichen  Bedürfnissen  wachrufen,  man  wird 
wie  nach  dem  Milliardensegen  in  der  Fülle  der  Geldmittel  schwelgen;  die  Prüfung 
des  Bedürfnisses  pflegt  um  so  laxer  zu  sein,  je  weniger  Sorge  die  Beschaffung 
der  Mittel  bereitet.  Eine  solche  stürmische,  unorganische  Bedürfnisentwickelung 
kann  nicht  als  wünschenswert  erscheinen,  sie  übt  einen  schweren  Druck,  sobald 
die  Ueberschüsse  nachlassen  oder  nur  erheblich  schwanken,  wie  dies  jetzt  schon 
der  Fall  war.  Es  muss  immer  das  erstrebenswerte  Ziel  bleiben,  Mittel  und 
Zweck  nicht  auseinanderzureissen;  die  Verantwortlichkeit,  Sparsamkeit  und  strenge 
Ordnung  bleiben  nur  gewahrt,  wenn  man  beide  beisammen  lässt. 

Ich  mag  die  Sache  ansehen,  wie  ich  will,  der  Eindruck,  dass  es  sich  um 
eine  unorganische  Einrichtung  handelt,  will  sich  nicht  verwischen.  Die  Ueber- 
schusswirtschaft, als  Prinzip  verfolgt,  erscheint  mir  fehlerhaft,  ebenso  der  Plan, 
den  Gemeinden  durch  Ueberweisung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  zu  helfen, 
ein  wenig  glücklicher. 

Es  fragt  sich,  ob  man  nicht  in  anderer  Weise  zum  Ziel  gelangen  könne. 

Der  Ausgangspunkt  scheint  mir  ein  richtiger ;  ich  sehe  nicht  die  Möglich- 
keit, ohne  Zuhilfenahme  der  indirekten  Steuern  Preussen  aus  der  Sackgasse 
herauszuziehen.  Nur  möchte  ich  sie  an  eine  andere  Stelle  verlegen,  ich  möchte 
sie  da  fliessen  machen ,  wo  ein  einseitiger  Druck  der  direkten  Steuern  besteht, 
bei  den  Gemeinden  selbst.  Wäre  es  nicht  der  Ueberlegung  wert,  ob  man  nicht 
besser  den  Zweck  erreichte,  wenn  man  den  Gemeinden  in  gewissen  Grenzen  einen 
direkten  Zugriff  auf  die  Getränke  gestattete?  Ich  glaube,  die  Lösung  würde  in 
jeder  Hinsicht  eine  bessere  werden.  Ich  bringe  damit  gar  nichts  Neues,  es  ist 
ein  Gedanke,  der  zwar  nicht  in  dieser  Form,  aber  doch  in  analoger  Richtung 
von  den  Gemeinden  neuerdings  öfters  ausgesprochen  worden  ist,  ja  ich  knüpfe 
damit  nur  an  eine  Bestimmung  an,  die  schon  im  Branntweinmonopolentwurf 
enthalten  war,  wonach  den  Gemeinden  gestattet  war,  im  Fall  des  Bedürfnisses 
mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  für  den  innerhalb  ihres  Bezirkes  zum 
Konsum  gelangenden  Alkohol  Zuschläge  bis  zu  50  Proz.  des  Monopolverkaufs- 
preises zu  erheben  (§  87).  Diesen  Keim  möchte  ich  nur  entwickelt  und  zum 
Ausgangspunkt  der  ganzen  Reform  gemacht  sehen. 

Wenn  man  die  Getränke  Bier,  Wein  und  Branntwein  als  Ganzes  ins  Auge 
fasst,  so  wird  man  finden,  dass  die  Konsumtion  des  einzelnen  Getränkes  zwar 
sehr  variiert  in  den  einzelnen  Landesteilen ,  aber  bedeutend  weniger  die  Kon- 
sumtion im  ganzen.  In  einer  Gegend  trinkt  man  mehr  Bier,  aber  wenig  Brannt- 
wein (Süddeutschland),  in  anderen  mehr  Branntwein,  aber  wenig  Bier  (Nordosten), 
in  dritter  mehr  Wein,  aber  weniger  von  beiden  anderen  (Westdeutschland).  Ge- 
trunken aber  wird  überall.  Eine  gewisse  gleichmässige  Grundlage  ist  hiermit 
gegeben.  Ja,  diese  ergibt  sich  infolge  des  sehr  gewachsenen  Bierkonsums  im 
Westen  Deutschlands  zwar  nicht  mehr  so  vollständig,  aber  doch  schon  ziemlich 
zutreffend,   selbst  wenn  man  nur  Bier  und  Branntwein  miteinander  kombiniert. 
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Eine  kleine  Rechnung  wird  zeigen,  dass  es  nichts  Utopisches  ist,  was  wir 
hier  anregen. 

Die  ßierproduktion  berechnet  sich  in  der  norddeutschen  Brausteuergemein- 
schaft auf  701  pro  Kopf  (Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1886 
S.  59).  Wenn  wir  diesen  Satz  auch  für  den  Konsum  zu  Grunde  legen,  werden 
wir  gewiss  nicht  zu  hoch  greifen;  denn  es  ist  ja  da  der  nicht  unerhebliche 
Import,  namentlich  aus  Süddeutschland,  gar  nicht  eingerechnet.  Der  Konsum 
für  Preussen  würde  sich  bei  28  Mill.  Seelen  auf  rund  20  Mill.  Hektoliter  stellen. 
Ein  Gemeindezuschlag  von  1  Mark  pro  Hektoliter  ist  sehr  massig  ^),  wenn  man 
bedenkt,  dass  man  in  Bayern  bei  einer  dreifach  höheren  staatlichen  Be- 
steuerung bis  zu  1,31  Mark  (in  einzelnen  Fällen  sogar  2  Mark)  Zuschlag  zulässt; 
den  Gemeinden  würden  sonach  aus  dieser  Quelle  20  Millionen  zufliessen. 

Der  Konsum  von  Branntwein  betrug  1884/85  in  der  Branntweinsteuer- 
gemeinschaft 2,972,965  hl  2)  (Drucksachen  des  Reichstages  1886  Nr.  294,  S.  16); 
auf  Preussen  würden  nach  seiner  Volkszahl  2,289,882  hl  treffen.  Bei  einem  Zu- 
schlag von  nur  15  Mark  pro  Hektoliter  (der  Entwurf  vom  16.  Mai  1886  wollte 
bis  zu  120  Mark  pro  Hektoliter  reinen  Alkohols  gehen  und  der  Monopolent- 
wurf wollte  den  Gemeinden  allein  einen  Zuschlag  von  125  Mark  gestatten)  würde 
das  eine  weitere  gemeindliche  Einnahme  von  rund  34  Mill.  Mark  ergeben '). 
Bier  und  Branntwein  würden  zusammen  ohne  grosse  Preissteigerung  54  Millionen 
den  Gemeinden  zur  Verfügung  stellen,  d.  h.  etwas  mehr  als  ^/i  der  gesamten 
Grund-  und  Haussteuer. 

Die  Gemeinden  wären  imstande,  ihre  sämtlichen  Schullasten  (in  den 
Städten  12,6  Proz. ,  in  den  Landgemeinden  22,2  Proz.  der  Gesamtausgaben)  zu 
bestreiten  und  würden  noch  einen  Teil  der  Schuleinnahmen  zu  anderen  Zwecken 
zur  Verfügung  haben*).  Wir  gehen  von  den  bescheidensten  Ansätzen  und  Be- 
rechnungen aus.  Selbstverständlich  steht  nichts  im  Weg,  nach  Bedarf  weiter 
zu   greifen   und  z.  B.  einen  Zuschlag  von  25  Mark  statt  15  Mark  zu  gestatten. 

Die  Entlastung  wäre  eine  vollkommen  wirksame  und  direkte,  könnte  bis  auf 
die  kleinsten  Gemeinden  herab  sich  erstrecken.  In  Berlin  könnte  die  Einnahme  be- 
nutzt werden,  um  die  Mietssteuer  zu  reformieren,  bezw.  grösstenteils  aufzuheben. 

Das  setzt  jedoch  voraus ,  dass  die  Durchführung  der  Besteuerung  diesem 
Zweck  angepasst  wird. 

Bezüglich  des  Branntweines  wäre  vom  Gesetzentwurf  vom  16.  Mai  1886 
auszugehen,  d.  h.  für  die  wachsenden  Bedürfnisse  des  Reiches  eine  Reichssteuer 
nach   diesen  Normen   einzuführen'^).     Die  Grundlage   ist   bekanntlich  eine  Kon- 


1)  Eben  deshalb   glauben  wir  von  einem  Konsumrückgang  ganz  absehen  zu  können. 

2)  Derselbe  ist,  wie  Wolf  wahrscheinlich  macht,  zu  gering  bemessen ;  er  berechnet  den 
Konsum  auf  3,100,000  hl.  Davon  geht  noch  ab  der  Konsumrückgang;  da  wir  eine  bedeutend 
geringere  Belastung  des  Branntweins  als  die  Regierungsentwürfe  zu  Grunde  legen,  so  ist 
man  berechtigt,  statt  20 o/o  nur  9— IOO/q  für  den  Konsumrückgang  anzunehmen,  was  ungefähJ 
einen  Konsum  ergibt,  wie  er  im  Texte  steht. 

3)  Ein  Abzug  für  Erhebungs-  und  Kontrollekosten  ist  nicht  gemacht.  Um  diesen  Be- 
trag würde  sich  der  Zuschlag  von  10  M.  erhöhen. 

*)  Der  Aufwand  für  Schulen  betrug  1883184  in  den  Städten  34,3  Mill.  Mark,  in  den  Land- 
gemeinden 22,4  Mill.  Mark.  Die  Einnahmen  aus  der  Schule  bezifferten  sich  auf  4,8  u.  5,6  Mill.  Mark. 

5)  Dieselbe  könnte,  wenn  das  Reich  auf  Ueberschüsse  verzichtet,  von  selten  des  Reiches 
vorerst  niedrig  gehalten  werden. 
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sumsteuer,  die  beim  Detailverkäufer  zur  Erhebung  gelangt  und  durch  Buch- 
kontrolle, bezw.  Abfindung  sichergestellt  wird.  An  sich  ist  gewiss  diese  Steuer, 
form  technisch  zu  bemängeln,  die  Gefahr  der  Defraude  so  gross,  dass  die  Ver- 
brauchsabgabe als  alleinige  Eeichssteuer  kaum  durchführbar  erscheint.  Die 
Sachlage  in  dieser  Hinsicht  ändert  sich  aber  doch  ganz  erheblich,  wenn 
mit  der  Erhebung  das  Interesse  der  Gemeinden  sich  verknüpft.  In  vielen 
Fällen  könnte  man  diesen  unter  Aufsicht  von  staatlichen  Steuerbeamten  die 
Erhebung  überlassen.  Die  genaueste  Lokalkenntnis  und  fortwährende  Ueber- 
wachung  würde  hinzutreten  und  der  Steuerform  einen  festen  Halt  geben,  den 
sie  sonst  entbehren  würde.  Würde  etwa  noch  die  Kellerkontrolle  beigefügt,  so 
möchte  das  Mass  der  Defraude  sehr  eingeengt  erscheinen. 

Bei  Bier  haben  wir  zwar  ein  vorzügliches  Muster  an  Bayern;  die  Steuer 
knüpft  daselbst  an  den  Malzaufschlag  an,  der  von  den  staatlichen  Aufschlägern 
mit  erhoben  wird;  für  das  aus  der  Gemeinde  ausgeführte  Bier  tritt  Rückver- 
gütung für  eingeführtes  Oktroi  ein.  Allein  so  vortrefflich  sich  dieser  Modus 
in  Bayern  bewährt,  so  dürfte  er  doch  für  Norddeutschland  sich  weniger  eignen, 
teüs  weil  dort  die  Biersteuer  auf  anderer  Grundlage  beruht,  teils  weil  die  Zahl 
der  Brauereien  relativ  geringer  (in  der  ganzen  Steuergemeinschaft  10,520,  in 
Bayern  5480)  und  dadurch  das  lokale  Anknüpfen  an  die  Brauerei  erschwert 
ist.  Es  wäre  auch  wenig  rationell,  wenn  man  bei  einer  Neueinrichtung  lokaler 
Besteuerung  für  Bier  und  Branntwein  verschieden  verführe.  Wo  nicht  bereits 
n  bestimmter  Weise  präjudiziert  ist,  wird  man  einfach  das  Verfahren  für 
Branntwein  auch  auf  das  Bier  übertragen.  Das  empfiehlt  sich  um  so  mehr,  als 
der  Verkauf  beider  in  der  Regel  in  einer  Hand  liegt,  also  Erhebung  und 
Kontrolle  sich  vereinfachen  und  verbilligen  und  doch  in  ihrer  Wirksamkeit  ver- 
stärken. 

Es  eröffnet  sich  damit  aber  noch  eine  weitere  Perspektive.  Ich  möchte 
glauben,  dass  auch  der  Wein,  wenigstens  insoweit  es  sich  nicht  um  den  Konsum 
des  Eigenbaus  handelt,  in  dieser  Weise  sich  leicht  einfügen  Hesse,  und  dass  man 
so  die  Getränke  als  eine  geschlossene,  innerlich  sich  ergänzende  Masse  der  lokalen 
Besteuerung  zugänglich  machte  —  und  all  das  ohne  Belästigung  des  öffentlichen 
Verkehrs.  Man  erhielte  die  Oktroierträge  ohne  die  Oktroieinrichtung,  man  er- 
hielte sie  selbst  da,  wo  letztere  wegen  mancherlei  Schwierigkeiten  nicht  mög- 
lich ist. 

Diese  organische  Verwertung  der  gesamten  Getränkesteuern  würde  viele 
Vorteile  darbieten.  Vor  allem  würde  dieselbe  mehr  der  Gerechtigkeit  ent- 
sprechen, als  wenn  man,  wie  dies  zuletzt  geplant  war,  nur  den  Branntwein  be- 
lastet. Oder  soll  es  wirklich  gerecht  sein,  dass  man  die  meist  armen  Brannt- 
weintrinker, namentlich  die  des  Ostens  und  der  Gebirgsgegenden  zwingt,  die 
ganze  preussische  Steuerreform  auf  ihre  Schultern  zu  nehmen,  die  wohlsituierten 
Leute,  welche  hauptsächlich  die  Kommunallast  zur  Zeit  in  Preussen  tragen,  zu 
befreien  und  noch  Ueberschüsse  an  die  wenig  Branntwein  trinkenden  Süd- 
deutschen zu  zahlen?  Das  kann  kein  billig  Denkender  wollen.  Unser  Vorschlag 
sucht  dagegen  eine  allgemeine  Heranziehung  der  Getränke  zu  bewirken  und 
zwar  ohne  in  die  Produktionsverhältnisse  einzugreifen.  Er  schmiegt  sich  dem  Be- 
dürfnis an  und  ist  der  Idee  der  Ueberweisung  von  Grund-  und  Gebäudesteuem  an 
die  Gemeinden  entschieden  überlegen.   Vor  allem  fällt  hier  die  Schwierigkeit  weg, 
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welche  die  15,000  Gutsbezirke  der  Ueberweisungsfrage  entgegenstellen.  Diese 
war  es  ja  auch,  welche  bereits  bei  der  lex  Huene  dazu  zwang,  an  die  Kreise 
anzuknüpfen.  Bei  unserem  Plan  können  die  Gutsbezirke  einfach  unberücksichtigt 
bleiben.  Er  macht  es  möglich,  ganz  individuell  vom  Standpunkt  der  einzelnen 
Gemeinden  und  von  Fall  zu  Fall  eine  Regelung  eintreten  zu  lassen.  Der  Zu- 
schlag der  Gemeinden  brauchte  da,  wo  kein  Bedürfnis  vorliegt,  überhaupt  nicht 
einzutreten  und  da,  wo  er  eintritt,  auch  nicht  gleich  hoch  zu  sein,  man  könnte 
ihn  bis  zu  gewissen  Grenze»  variieren  lassen;  den  einzelnen  Landesregierungen 
würde  innerhalb  dieser  Grenzen  die  nähere  Regelung  zustehen.  Wie  ungelenk 
erscheint  gegenüber  dieser  Beweglichkeit  und  Accommodationsfähigkeit  dieUeber- 
weisung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Gemeinden?  Sie  macht  619 
preussischen  Gemeinden,  welche  gar  keine  direkten  Gemeindeabgaben  erheben, 
und  der  noch  grösseren  Zahl,  welche  weniger  als  50,  bezw.  100  Proz.  erheben, 
ein  ganz  unverdientes  Geschenk.  Einen  Verteilungsmassstab  zu  finden,  der 
diesen  Vorwurf  eliminiert  und  dem  Bedürfnis  sich  anschmiegt,  ist  eine  nahezu 
unlösbare  Aufgabe.  Selbst  wenn  aber  die  Lösung  gelänge,  so  würde  damit 
doch  nur  dem  Status  quo  genügt,  aber  nichts  gethan,  um  auch  für  die  Zukunft 
einem  Missverhältnis  vorzubeugen.  Gerade  darin  hat  aber  unser  Plan  seine 
Hauptstärke;  er  will  den  Gemeinden  eine  Einnahmequelle  schaffen,  die  in  ihrem 
Ertrag  wächst  mit  dem  Wachstum  der  Gemeinden,  ihrer  Aufgaben  und  Aus- 
gaben, die  fliesst  ohne  stets  erneute  Steuerkämpfe,  und  die  auch  das  fluktuierende 
Publikum  zu  den  Lasten  heranzieht,  ein  Publikum,  das  in  den  grossen  Städten 
einen  integrierenden  Bestandteil  ausmacht  und  eine  grosse  Zahl  gemeindlicher 
Aufwendungen  geniesst,  ohne  bei  bisheriger  Einrichtung  etwas  dafür  zu  leisten. 
In  dieser  Hinsicht  steht  die  Ueberweisung  von  Grund-  und  Gebäudesteuer  an 
die  Gemeinden  durchaus  zurück.  Es  fehlt  ihr  das  organische  Wachstum,  die 
Grundsteuer  neigt  zur  Stabilität,  bezw.  verträgt  wegen  des  lange  kon- 
stanten Katasters  nur  schlecht  bedeutende  Erhöhungen,  die  Gebäudesteuer 
wächst,  aber  doch  nur  in  Städten;  die  Steuerkämpfe  bleiben  in  ihrem  vollen 
Umfang,  werden  an  keiner  Stelle  abgeschwächt,  die  Durchführung  der  besten 
Massregeln  muss  mit  dem  vollen  Widerstand  engherziger  lokaler  Auffassungen 
und  Interessen  rechnen  und  an  ihnen  scheitern;  das  fluktuierende  Publikum 
bleibt  frei  und  wälzt  seine  Schuldigkeit  den  ansässigen  Trägem  der  direkten 
Steuern  zu.  Man  übersehe  auch  nicht  ein  psychologisches  Moment.  Die  Ab- 
gabe, die  als  ausschliessliche  Reichssteuer  bei  den  unteren  Klassen  nur  Ver- 
bitterung erzeugen  würde,  wird  als  gemeindliche  ihren  gehässigen  Charakter 
zum  Teil  verlieren,  der  Bier-  und  Branntweinpfennig  wird  zum  Schulpfennig, 
der  gemeine  Mann  wird,  da  er  die  Gegenleistung  für  seine  Gabe  vor  sich  sieht^ 
sich  eher  zufrieden  geben.  Er  kann  vernünftigerweise  nicht  sagen,  er  sei  nicht 
schuldig,  für  die  Erziehung  seiner  Kinder  zu  sorgen. 

Während  so  bis  in  die  kleinste  Gemeinde  herab  Hilfe  und  Linderung 
geschaffen  wird^),  bleibt  das  Reich  vor  einer  odiösen  und  schwer  erfüllbaren 
Aufgabe  bewahrt,    die  Einzelstaaten  behalten  ihre  finanzielle  Unabhängigkeit 


>)  Man  wende  nicht  ein ,  bei  kleinen  leistungsunfähigen  Gemeinden  werde  man  niclu 
zum  Ziele  gelangen.  Bei  solchen  wird  man  mit  der  Ueberweisung  der  Grund-  und  Gebäudesteuera 
noch  weniger  ausreichenjals  mit  den  Steuern  auf  Getränke ,   deren  Konsum  gerade  in  solchen 
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und  gleich  den  Gemeinden  die  volle  Verantwortung  und  Sorge  für  ihren  Haus- 
halt. Zweck  und  Mittel  bleiben  an  jeder  Stelle  vereint,  die  finanzielle  Ordnung 
gesichert.  Dem  Reich  wird,  da  der  gemeindliche  Zuschlag  über  ein  gewisses 
Maximum  nicht  hinausgehen  darf,  der  Weg  zur  allmählichen  nach  Massgabe 
seiner  wachsenden  Bedürfnisse  notwendigen  Steigerung  nicht  verschlossen,  wohl 
aber  ihm  die  Möglichkeit  gegeben,  für  die  Getränke,  namentlich  den  Branntwein, 
«ine  wirksame  Qualitätskontrolle  herzustellen*).  Eine  solche  muss  die  polizeiliche 
Thätigkeit  der  Gemeindebehörden  mit  zu  Hilfe  nehmen,  sie  würde  naturgemäss 
mit  den  Steuererhebungen  und  Steuerkontrollen  sich  verbinden. 

Was  aber  den  preussischen  Haushalt  betrifft,  so  würde  auch  er  durchaus 
seine  Rechnung  finden.  Ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  könnte  das  Gleich- 
gewicht und  die  Ordnung  hergestellt  und  ein  organisches  Verhältnis  des  Staates 
zu  seinen  Gliedern  geschaffen  werden.     Ich   denke  mir  das  in  folgender  Weise: 

1)  Die  lex  Huene  wäre  wieder  aufzuheben.  Sie  ist,  wie  ihre  eigenen  An- 
hänger zugeben,  ein  unvollkommenes  Gesetz.  Sie  war  ihrer  ganzen  Entstehung 
nach  ein  Notbehelf,  der  an  der  wenigst  glücklichen  Stelle,  an  den  Kreisen,  an- 
setzte ^).  Allein  auch  abgesehen  davon,  kann  das  Gesetz  kaum  sich  lebensfähig 
zeigen.  Eine  Ueberweisung,  welche  mit  den  stärksten  Schwankungen  verknüpft 
ist  und  vom  zufälligen  Ausfall  der  Ernten  abhängt;  ist  für  einen- Selbstverwal- 
tungskörper von  vornherein  ungeeignet,  sie  ist  für  ihn  mit  permanenter  Ver- 
legenheit verknüpft.  Will  man  der  Kontinuität  willen  gleichwohl  eine  Kreis- 
dotation beibehalten,  so  wäre  ein  Doppeltes  notwendig.  Die  Dotation  müsste 
einen  sichereren  und  stabileren  Charakter  erhalten.  Das  könnte  geschehen,  in- 
dem man  den  Kreisen  V*  der  Grund-  und  Haussteuer  =  18  Mill.  Mark  über- 
liesse.  Rasch  wachsende  Einnahmen  sind  hier  viel  weniger  Bedürfnis  als  bei 
den  Gemeinden.  Sodann  wäre  notwendig,  dass  man  die  obligatorischen  Auf- 
gaben der  Kreise  ausdehnte  und  näher  präcisierte,  indem  man  ihnen  die  Kosten 
für  das  Impf-,  Hebammenwesen,  für  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Kranken- 
häusern u.  dgl.  zuwiese,  um  die  Gemeinden  weiter  zu  entlasten  und  auch 
leistungsunfähige  zu  einer  normalen  Entwickelung  zu  befähigen.  Mehr  Erfolg 
würde  ich  mir  allerdings  versprechen,  wenn  man  den  Provinzen  statt  den 
Kreisen  die  Zuwendung  machte  und  von  den  Provinzialregierungen  aus  eine 
ausgleichende  Beteiligung  an  gewissen  Gemeindeausgaben  nach  französischem 
System  organisierte^).  Bei  solcher  Ausgestaltung  lässt  sich  jedenfalls  die 
Ueberweisung  im  Staat  rechtfertigen.  Sie  ist  anders  zu  beurteilen  als  die 
Ueberweisung  des  Reichs  an  die  Einzelstaaten  und  anders,  als  die  mechanische 
Ueberlassung  der  Grund-  und  Haussteuer  an  die  Gemeinden.  Jedenfalls  wollen 
wir  im  Interesse  der  besonders  schwachen  und  leistungsunfähigen  Gemeinden  die 
obige  Ueberweisung  mit  18  Millionen  mit  in  Rechnung  ziehen. 


Gemeinden  oft  grösser  ist,  als  in  wohl  situierten.  Einzelne  Missverhältnisse  können  überhaupt 
nicht  durch  allgemeine  Reformen  beglichen  werden;  da  müssen,  wenn  die  Gemeinden  schuld- 
los sind,  staatliche  Subventionen  ausgleichend  eintreten. 

')  Es  ist  ein  Irrtum,  wenn  man  glaubt,  nur  das  Monopol  lasse  eine  Lösung  dieser  Frage 
zu.    Durch  ein  Gesetz  über  den  zulässigen  Fuselgehalt  lässt  sich  derselbe  Zweck  erreichen. 

2)  Finanzarchiv  11,  S.  1104. 

3)  Vgl.  Reitzenstein  in  Conrads  Jahrbüchern  1884,  Bd.  VIII,  S.  26  und  in  Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie.    Bd.  in,  S.  647,  681. 
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2)  Wie  schon  oben  angedeutet,  halte  ich  es  für  politisch  unklug  und 
ebenso  für  ungerecht,  wenn  man  nur  an  den  indirekten  Steuern  ansetzt.  Es 
muss  pari  passu  auch  das  direkte  Steuerwesen  verbessert  und  zu  seiner  Schuldig- 
keit herangezogen  werden. 

Dies  muss  in  zweifacher  Weise  geschehen,  einmal  in  der  Richtung,  dass 
man  die  Reformarbeit  von  1883/84,  deren  Plan  im  grossen  und  ganzen  ein 
korrekter  war,  wieder  aufnimmt  und  damit  eine  Entlastung  der  Einkommen 
bis  zu  1200  Mark  durchführt;  sodann  in  der  Weise,  dass  man  die  Erbschafts- 
steuer weiter  bildet,  welche  das  direkte  Steuerwesen  stützt  und  kontrolliert  und 
den  leistungsfähigen  Besitz  trifft.  Ich  habe  an  anderer  Stelle  angedeutet,  wie 
das  zu  machen  wäre.  Nachdem  die  Erbschaftssteuer  schon  aus  freier  Initiative 
der  Einzelstaaten  eine  weitgehende  Unifikation  erfahren  hat,  stünde  nichts  im 
Wege,  sie  reichsgesetzlich  zu  ordnen,  was  aus  vielen  Gründen  wünschenswert 
wäre.  Es  verträgt  sich  mit  dem  Charakter  des  Reiches  schlecht,  wenn  eine 
Steuer,  bei  der  so  häufig  die  Reciprocitätsfragen  auftreten,  in  den  Einzelstaaten 
verschiedene  Bestimmungen  hat.  Das  Erbschaftssteuer  recht  muss  ein  gemein- 
sames werden  wie  bei  den  Gerichtskosten  und  vielen  anderen  Dingen  auch.  Die 
früheren  Bedenken  gegen  die  Unifizierung  sind,  wie  neuerdings  schlagend  nach- 
gewiesen worden  ist,  hinfällig,  hatten  überhaupt  nur  Bedeutung,  insofern  man  auch 
den  Ertrag  der  Erbschaftssteuer  dem  Reich  zur  Verfügung  stellen  wollte,  worin 
die  Einzelstaaten  einen  Einbruch  in  das  staatliche  Steuer-  und  Einnahmesystem 
und  eine  gefährliche  Kompetenzverschiebung  erblickten.  Wenn  man  die  Einnahme 
den  Einzelstaaten  lässt,  so  sind  Schwierigkeiten  hier  so  wenig  vorhanden,  wie  beim 
Gerichtskostengesetz.  Sollten  die  Einzelstaaten  aus  übertriebener  Engherzigkeit 
sich  nicht  dazu  verstehen  wollen,  so  empfiehlt  sich,  dass  Preussen  selbständig  vor- 
geht und  den  Bacherschen  Gesetzentwurf^)  für  Preussen  durchführt.  Es  wird  dann 
erleben,  was  es  bei  seinem  Erbschaftssteuergesetz  vom  30.  Mai  1873  erlebt  hat, 
dass  die  Einzelstaaten  früher  oder  später  freiwillig  dasselbe  kopieren. 

Preussen  würde  in  dieser  Weise  ein  Plus  von  23  Millionen  aufbringen. 
Durch  die  Erbschaftssteuer  und  Reform  der  direkten  Steuern  würden  die  starken 
Kräfte,  die  von  den  indirekten  Steuern  etwas  weniger  getroffen  werden  als  die 
schwachen,  entsprechend  beigezogen.  Ich  sage  entsprechend,  eine  arith- 
metische Gleichheit  gegenüber  dem  verlangten  Mehr  der  indirekten  Steuern 
wird  kein  Vernünftiger  verlangen;  denn  jeder  weiss,  dass  auch  die  Wohl-  ! 
habenderen  ihr  gut  Teil  an  den  indirekten  tragen.  Ich  glaube,  dass  man  voll- 
ständig genugthut,  wenn  man  behufs  Ausgleichung  den  Wohlhabenden  Ys  an 
direkten  Steuern  mehr  aufladet. 

Das  Gesamtbild  der  Reform  nach  seiner  finanziellen  Seite  ist  also  folgendes: 
Das  Reich  erhält,  wie  bisher,  seinen  Mehrbedarf  aus  den  indirekten  Steuern,  zu- 
nächst Getränkesteuem ;  es  ersetzt  der  norddeutschen  Steuergemeinschaft  jeweils 
die  Matrikularbeiträge,  den  übrigen  deutschen  Staaten  zum  grossem  Teil,  verzichtet«jj 
aber  principiell  auf  eine  bedeutende  Ueberschusswirtschaft.  Den  preussischen  ^^^Hil 
meinden  (analog  natürlich  auch  nichtpreussischen)  wird  ein  Zugriff  auf  die  Getränke 
bis  zum  Betrag  von  mindestens  54  Millionen  möglich  gemacht  gegen  entsprechenden 
Wegfall  von  direkten  Kommunalzuschlägen  zu  den  direkten  Staatssteuern. 


1)  Siehe  unter  Finanzlitteratur. 

306 


Der  preuss.  Staatshaushalt  in  den  letzten  zehn  Jahren  und  die  Mittel  zu  seiner  Sanierung.      ßQ^ 

Der  preussische  Staatshaushalt  gibt  von  seinen  Einnahmen  ab  7*  seiner 
Grund-  und  Haussteuer  für  die  Kreise,  bezw.  Provinzen;  dadurch  erfährt  der- 
selbe einen  Ausfall  von  18  Millionen.  Dazu  das  Defizit  im  Betrag  von  28  Millionen^), 
macht  einen  Fehlbetrag  von  46  Millionen. 

Dieser  Fehlbetrag  findet  seine  Deckung  in  dem  Mehrertrag  der  Erbschafts- 
steuer im  Betrag  von  23  Millionen,  im  Wegfall  der  bisherigen  Ueberweisung 
nach  Massgabe  der  lex  Huene  im  Betrag  von  18  Millionen,  macht  zusammen 
41  Millionen,  Der  Rest  von  5  Millionen  würde  der  Einkommensteuer  zufallen. 
Die  Reform  der  Veranlagung  würde  allein  sicher  dieses  Plus  ergeben,  so  dass 
es  wahrscheinlich  einer  Steigening  im  Steuerfuss  gar  nicht  bedürfte. 

Ich  glaube,  dass  wenn  man  die  Steuerreform  in  die  angedeuteten  Bahnen 
lenkt,  ein  Verhältnis  sich  herausstellt,  bei  dem  alle  Teile  zufrieden  sein  können. 
Die  Lastenverteilung  wird  eine  zweckmässige  und  gerechte,  und  sämtliche  Ge- 
meinwesen vom  Reich  bis  herab  zur  Gemeinde  sind  in  ein  organisches  Ver- 
hältnis zu  einander  gebracht,  sie  lehnen  sich  aneinander  an,  stützen  sich  ein- 
ander, ohne  dass  das  eine  in  die  Lebenssphäre  des  anderen  tödlich  eingreift. 

Jedem  ist  sein  naturgemässer  Wirkungskreis  umschrieben,  jedem  die  Ver- 
antwortung für  Zweck  und  Mittel  überlassen. 

Das  Reich  stützt  sich  finanziell  auf  die  indirekten  Steuern^),  der  Staat  und 
die  grösseren  Selbstverwaltungsköi-per  auf  die  direkten,  die  Gemeinde  in  un- 
gefähr gleicher  Höhe  auf  die  direkten  und  indirekten.  Sie  ist  als  ureigenste 
Zelle  alles  Gemeinwesens  und  als  Sitz  der  gesamten  Steuerkraft  das  naturgemässe 
Bindeglied  zwischen  Staat  und  Reich.  Von  ihr  gehen  die  zwei  mächtigen  Steuer- 
ströme aus,  der  eine  ans  Reich,  der  andere  an  den  Staat,  von  jedem  der  beiden 
muss  sie  einen  Teil  zurückbehalten  zu  ihrer  eigenen  Erhaltung  und  Stärkung. 
Der  normale  Lauf  wird  unterbrochen,  wenn  man  der  Gemeinde  gerade  da  die 
Cirkulation  unterbindet,  wo  sie  am  stärksten  ist;  Stauung  auf  der  einen  Seite, 
Siechtum  auf  der  anderen  müssen  die  notwendigen  Folgen  sein. 


Vielleicht  dürfte  es  im  Anschluss  an  obige  Ausführungen  zweckdienlich 
sein,  wenn  ich  noch  einige  Daten  über  die  Rolle  des  indirekten  gemeindlichen 
Steuerwesens  in  einigen  Ländern  beifüge.  Man  wird  nicht  berechtigt  sein,  etwas 
als  unpraktisch  und  indiskutabel  hinzustellen,  was  sich  fast  allerwärts  bewährt 
und  als  eine  wirklich  praktische  Finanzpolitik  herausgestellt  hat,  zumal  eine 
Ausführung  empfohlen  wird,  die  gegenüber  den  bestehenden  Oktroieinrichtungen 
entschieden  einen  Fortschritt  bedeutet  und  innere  Zolllinien  und  etwaige  Ver- 
kehrsstörungen nicht  kennt. 

Das  Musterland  der  Oktrois  ist  Frankreich').  Zwar  kann  es  sich  für 
uns  keineswegs  um  eine  Kopierung  der  französischen  Einrichtungen  weder  in 
quantitativer   noch   qualitativer  Hinsicht  handeln,    aber  ihren  Eindruck  dürften 


1)  Es  wird  also  von  uns  angenommen,  dass  in  Zukunft  ein  ähnlicher  Fehlbetrag  sich  ergibt. 

2)  Von  dem  Projekt  einer  massigen  Reichseinkommensteuer  ist  hier  abgesehen,  da  das- 
selbe nach  unserer  Ansicht  erst  in  der  Zukunft  sich  realisieren  dürfte.  Vgl.  liierüber  mehrere 
Artikel  in  der  AUg.  Ztg.  1887,  I,  Quartal. 

3)  Vgl.  die  äusserst  lichtvolle  und  objektiv  gehaltene  Untersuchung  des  Bezirks- 
präsidenten z.  D.  Freiherm  von  Reitzenstein  in  den  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statistik,  N.  F., 
Bd.  Vin  u.  IX. 
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die  reichen  Erfahrungen  Frankreichs  auf  diesem  Gebiete  nach  keiner  Seite  hin 
verfehlen.  Das  Experiment  der  bejubelten  Aufhebung  der  Oktrois  in  der 
Revolutionszeit  ist  kläglich  misslungen  und  führte,  richtig  ausgedrückt,  zum 
Bankrott  der  betroffenen  Gemeinden.  Die  Wiederherstellung  war  ein  Gebot  der 
Notwendigkeit.  Die  Zahl  der  oktroierhebenden  Gemeinden  ist  stets  gestiegen. 
1831  belief  sich  ihre  Zahl  auf  1467 

1880        r,  .  r  .         .      1536. 

Diese  Steigerung  bedeutet  um  so  mehr,  als  die  Gebietsabtretung  dazwischen 
liegt.  Von  37  V2  Mill.  Einwohnern  sind  etwas  über  11  Millionen  dem  Oktroi  unter- 
worfen.   Der  Bruttoertrag  für  sämtliche  oktroierh ebenda  Städte  ^)  bezifferte  sich 

1831  auf 64  Millionen 

1880     , 255 

für  sämtliche  oktroiei-hebende  Gemeinden  auf     275  „ 

Von  diesem  Bruttoerti*ag  von  275  Millionen  trafen 

auf  Getränke  und  Flüssigkeiten      .    .    .    122,4 

„   Nahrungsmittel 74,8 

„    Brennmaterial 29,8 

„   Viehfutter  2) 14,5 

„  Baumaterialien  3) 30,1 

„   Sonstiges 3,4 

Also  auch  in  Frankreich  liefern,  obwohl  der  Staat  schon  für  sich  die  Ge- 
tränke und  Flüssigkeiten  aufs  schärfste  heranzieht,  diese  unter  allen  Objekten 
den  weitaus  grössten  Ertrag. 

Was  das  Verhältnis  der  Oktroierträge  zu  den  ordentlichen  Einnahmen 
und  Ausgaben  betrifft,  so  sind  folgende  Zahlen  belehrend.  In  allen  Gemeinden 
ohne  Paris  betrugen 

die  ordentl.  Ausgaben  die  ordentl.  Einnahmen       die  Oktroieinnahmen 

1862  193,2  Mill.  Fr.  291,4  Mill.  Fr.  78,7  Mill.  Fr. 

1871  244,3  313,2  88,0 

1877  322,6  407,4  124,6 

in  Paris 

1861                  88,4  114,3  77,3 

1869  145,8  1(18,4  107,6 

1875  193,7  212,9  118,2 

1880  213,0  248,3  142,6 

1882  231,5  262,2  149,7 

In  Paris  reicht  der  Oktroi  aus,  um  sämtliche  Ausgaben  für  die  öffentliche 
Sicherheit,  des  Strassen-,  Gesundheits-,  Unterrichts-  und  Armenwesens  zu  decken 
und  noch  einen  Ueberschuss  zu  lassen. 

Bei  dieser  Sachlage  begreift  man,  dass  die  Gegner  der  Oktrois  in  Frank- 
reich nicht  deren  Beseitigung  durchsetzen  können. 

In  Belgien*)  hat  man  durch  Gesetz  vom  18.  Juli  1860  die  Oktrois  auf- 
gehoben; an  ihre  Stelle  ist  eine  Beteiligung  särntlicher  Gemeinden  am  Brutto- 
ertrage der  Post  (41  Proz.),  am  Kaffeezoll  (75  Proz.),  der  Wein-,  Bier-*),  Brannt- 
wein-*), Weinessig-*)   und  Zuckersteuer   (35  Proz.)   getreten.     Diese  Einnahmen 

1)  Dazu  gehören  fast  alle  Städte;   in  ländlichen  Gemeinden  sind  Oktrois  nicht  häufig. 

2)  Dadurch  sind  auch  die  Besitzer  der  Luxuspferde  besonders  getroffen. 

3)  Die  kostbareren  Baumaterialien  sind  in  der  Regel  höher  besteuert. 
*)  Vgl.  Reitzenstein  a.  a.  0. 

5)  Hier  erstreckt  sich  die  Beteiligung  auch  auf  den  Zoll. 
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werden  zu  einem  besonderen  Fonds  vereinigt,  daraus  zunächst  den  Oktroi- 
gemeinden  der  bisherige  Oktroibetrag  ersetzt,  und  der  Rest  unter  alle  Gemeinden 
nach  Massgabe  ihres  Solls  an  Gebäude-,  Personal-  und  Patentsteuer  verteilt. 

Die  Einrichtung  hat  gegenüber  den  preussischen  Ueberv^eisungsplänen  den 
Vorzug,  dass  die  Einnahmen  an  die  indirekten  Steuern  anknüpfen  und  deshalb 
wachsende  sind.  Von  15  Millionen  sind  sie  auf  28  Millionen  gestiegen.  Im 
übrigen  leidet  sie  an  mancherlei  Gebrechen;  infolge  des  so  gestalteten  Ueber- 
weisungssystems  wird  jede  Aenderung  im  staatlichen  Steuerwesen  schwierig, 
weil  sie  sofort  auf  den  gemeindlichen  Haushalt  zurückwirkt;  namentlich  im 
Postwesen  liegt  darin  eine  unangenehme  Fessel.  Die  Verquickung  der  Haushalte 
erzeugt  aber  immer  Schwierigkeiten,  nicht  von  oben  nach  unten,  sondern  von 
unten  nach  oben  muss  man  aufbauen.  Den  kleinen  ländlichen  Gemeinden  wurde 
manche  Förderung  durch  die  Anteile  zugewendet,  aber  die  grösseren  haben  für 
den  Wegfall  der  Oktrois  nicht  vollen  Ersatz  gefunden  und  eben  deshalb  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen.  Die  allmähliche  Mehrung  der  Oktrois  wurde  durch 
die  Ueberweisung  eben  nicht  kompensiert.  Auch  übte  die  Aufhebung  des 
Oktrois  auf  die  Preise  der  Lebensmittel  nur  sehr  wenig  Einfluss.  Das  Inter- 
esse der  Einwohnerschaft  an  der  kommunalen  Finanzverwaltung  wurde  durch 
die  Ueb erweisungen  geschwächt,  die  Ausgaben  wurden  sehr  gesteigert;  die 
Neigung  der  Gemeinden,  sich  mit  Aufwendungen  an  Kapital  für  Wohlfahrts- 
und wirtschaftliche  Zwecke  zu  belasten,  ist  seit  Aufhebung  des  Oktrois  und 
Errichtung  des  Fonds  kommunal  eine  sehr  viel  grössere  geworden.  Die  grösseren 
Städte  haben  überhaupt  nicht  hinlänglich  Mittel  gefunden,  die  aus  der  Auf- 
hebung der  Oktrois  erwachsene  Krisis  zu  überwinden. 

Eine  grosse  Rolle  spielen  die  Oktrois  im  Kaisertum  0 esterreich.  Die 
usgestaltung,  wie  sie  dort  sich  findet,  dürfte  übrigens  wenig  nachahmenswert 
lin.  Ueber  das  Thatsächliche  vgl.  „Statistische  Zusammenstellungen  als  Material 
r  die  Reform  der  Verzehrungssteuer  in  geschlossenen  Orten  und  auf  dem 
chen  Lande.  Auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Verzehrungssteuer-Ausschusses 
es  Abgeordnetenhauses  gesammelt  und  geordnet  vom  Abgeordneten  Dr.  Max 
enger.    Wien  1887". 

Wenden  wir  uns  nach  Deutschland,  so  zeigt  Preussen,  wie  schon  oben 
angedeutet,  einen  Verfall  der  indirekten  Kommunalabgaben,  wie  er  kaum  zu 
rechtfertigen  ist.  1869  wurden  in  den  Stadtgemeinden  noch  22  Proz.  der 
Kommunalabgaben  durch  indirekte  Besteuerung  gedeckt;  1883/84  war  diese  Quote 
in  den  Städten  auf  4,  in  den  Landgemeinden  auf  0,7  Proz.  heruntergegangen.  Die 
Zahl  der  Städte,  welche  indirekte  Gemeindeabgaben  erheben,  hat  sich  1870 — 1880 
in  Preussen  um  98  vermindert.  Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  war  ja  gewiss  als 
Staatssteuer  wenig  empfohlen,  als  Kommunalabgabe,  namentlich  die  Schlacht- 
steuer, eher  gerechtfertigt,  zumal  ihre  Erhebung  in  den  Städten  mit  Schlacht- 
häusern sich  so  ausserordentlich  vereinfacht.  Beiden  ist  aber  unstreitig  der  Zugriff 
auf  die  Getränke  überlegen,  da  diese  in  der  Skala  der  Le"bensbedürfnisse  ent- 
behrlicher sind  als  Brot  und  Fleisch. 

Im  Gegensatz  zu  Preussen  zeigt  Süddeutschland  einen  ziemlichen  Bestand 
an  indirekten  Kommunalabgaben. 

Vor  allem  ist  da  infolge  französischer  Traditionen  Elsass-Lothringens 
zu  gedenken. 
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In  Elsass-Lothringen ^)  erheben  folgende  Gemeinden  Oktroi:  Strassburg, 
Colmar,  Mülhausen,  Metz,  Bischweiler,  Lauterburg,  Saarunion,  Weiler,  Weissen- 
burg,  Altkirch,  Gebweiler,  Hüningen,  Neubreisach,  Rappoltsweiler,  Thann,  Bitsch, 
Bolchen,  Busendorf,  Chäteau-Salins,  Diedenhofen,  Dieuze,  Forbach,  Pfalzburg, 
Saarburg,  Saargemünd,  St.  Arnould,  Vic.  Darunter  sind,  wie  ersichtlich,  auch 
kleine  Gemeinden,  so  zählt  Hüningen  1764,  Busendorf  1655  Einwohner, 

Von  den  ordentlichen  Einnahmen  kamen  in  allen  Gemeinden  (also  auch 
diejenigen  mitgerechnet,  in  welchen  keine  Oktrois  bestehen) 
1881/82  1872 

10,69  11,47  Proz.  auf  die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem, 

16,80  12,30      «        „      „     Oktrois. 

Die  direkten  Umlagen  müssten  sonach  mehr  als  verdoppelt  werden,  wenn 
sie  auch  den  Ertrag  der  Oktrois  aufzubringen  hätten.  Hauptsächlich  den  Oktrois 
ist  es  zuzuschreiben,  dass  in  Elsass-Lothringen  nur  60  Gemeinden  (=  3V2  Proz.) 
sind,  welche  mehr  als  100  Proz.  Gemeindezuschläge  erheben.  Ueber  die  Oktrois 
in  Strassburg,  Mülhausen,  Metz,  Colmar  in  den  10  Jahren  1872— 1881/82  wurden 
im  Finanzarchiv  II.  S.  872  die  Detailzahlen  mitgeteilt.  Wir  lassen  noch  einige 
Relativzahlen  für  1881/82  folgen: 

,  .       ,         ,    ^  Strassburg     Mülhausen        Metz       Colmar 

Von  der  Gesamteinnahme  betragen 

die  direkten  Steuern 39,90/o  41,0%  43,80|o  29,1% 

die  Oktrois  (nach  Abzug  der  Aus- 
gaben) im  ganzen 54,3  53,9  37,9  25,3 

die    Getränkesteuem   und   Flüssig- 
keiten 3)    26,1  27,9  —2)  10,9 

Auf  den  Kopf  treffen  direkte  Steuern    .  9,6  10,3  7,9  8,2 

Oktrois  im  ganzen.  13,1  13,6  6,9  7,1 

Getränkesteuem      .  6,3  6,8  —2)  3,1 

Nächst  Elsass-Lothringen  treifen  wir  in  Bayern  eine  ausgedehnte  Ver- 
-wertung  der  indirekten  Steuern  für  die  Gemeinden*).  Leider  liegt  hierüber 
keine  erschöpfende  Statistik  vor.  Doch  ist  bekannt,  dass  im  Jahre  1881  von 
7521  rechtsrheinischen  Gemeinden  nicht  weniger  als  467  Gemeinden  einen  Lokal- 
malzaufschlag von  4,8  Mill.  Mark  erhoben.  Dazu  kommen  noch  329  Gemeinden, 
in  welchen  eine  Brauerei  nicht  besteht  und  das  Bier  mit  65  Pf.  pro  Hektoliter 
besteuert  wurde*).  In  den  Städten  fehlt  in  der  Regel  auch  der  Mehl-  und 
Fleischaufschlag  nicht®). 

Ueber  das  Verhältnis  der  direkten  Gemeindesteuern  zu  den  indirekten 
in  18  grösseren  Städten  geben  folgende  Zahlen  Aufschluss  ^) : 


1)  Statistisches  Handbuch  für  Elsass-Lothringen,  l.  Jahrg.  1885,  S.  264,  273.^ 

2)  Nicht  ausgeschieden. 

S)  Ohne  Abzug  der  Ausgaben. 

*)  Vgl.  das  Gutachten  Zürns  zur  Kommunalsteuerfrage  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  XII,  S.  197,  und  Werner,  Darstellung  des  im  rechtsrheinischen  Bayern  in 
Bezug  auf  örtliche  Verbrauchssteuern  derzeit  geltenden  Eechts,  1885, 

5)  May,  Gesetz  über  den  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868  mit  den  Aenderungen  bis 
zum  Jahre  1883,  S.  83. 

6)  Vgl.  das  Gutachten  Zürns  zur  Kommunalsteuerfrage  in  den  Schriften  des  Vereins 
für  Socialpolitik  XII,  S.  197,  und  Werner,  Darstellung  des  im  rechtsrheinischen  Bayern  in 
Bezug  auf  örtliche  Verbrauchssteuern  derzeit  geltenden  Rechts,  1885. 

1)  Zeitschrift  des  bayr.  stat.  Bureaus  12  S.  100  ff. 
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Direkte 

pro 

1869170 

Umlagen 
Kopf 
1878 

Indirekte 
pro 
1869 

Umlagen 
Kopf 
1878 

Von  allen  Ger 

auf  die  direkt« 

1869         1878 

München 

5,9 

8,0 

8,5 

10,0 

41 

44 

Nürnberg    . 

2,3 

7,4 

6,2 

7,6 

27 

49 

Augsburg    . 
Würzburg  . 
Regensburg 
Bamberg     . 

1,7 
1,9 
1,2 

5,5 
5,1 
6,8 
4,5 

9,5 
7,2 
7,6 
4,4 

13,5 
7,3 
6,9 

5,5 

19 
20 
21 

29 
41 
50 
45 

Fürth      .    . 

3,1 

5,1 

4,6 

5,5 

40 

48 

Kaiserlauteni 
Bayreuth     . 
Hof    .    .    . 

1,1 

6,9 
2,8 
4,0 

4,2 
5,5 

0,3 
4,6 

5,9 

17 

99,7 

38 

40 

Landshut    . 

0,3 

2,4 

3,0 

3,1 

9 

43 

Speyer    .    .    . 
Rosenheim  .    . 

0,7 
1,2 

2,7 
4,6 

0,1 
0,7 

0,1 
1,8 

87 
63 

96 
73 

auf  die  indirekten 


1869 

1878 

59 

56 

73 

51 

100 

71 

81 

59 

80 

50 

79 

55 

60 

52 

— 

0,3 

100 

62 

83 

60 

91 

57 

13 

4 

37 

27 

Um  eine  noch  genauere  Vorstellung  von  der  finanziellen  Bedeutung  der 
Oktrois  für  den  einzelnen  Haushalt  zu  geben  und  zugleich  die  Rolle  der  Ge- 
tränkesteuern ersichtlich  zu  machen,  habe  ich  mir  von  6  Orten  die  nötigen 
Daten  beschafft.  Es  sind  Gemeinden  der  verschiedensten  Grösse  vertreten  von 
948  Seelen  bis  zu  261,981. 

1885. 

Einwohner 

•Gemeindeeinnahmen  überhaupt 
Direkte  Gemeindeumlagen  ,  . 
Verbrauchsabgaben 1,675,466 

Davon  treffen  auf  Bier  .    .    . 

Wein     ,    . 

Branntwein 

Y.  d.  Verbrauchsabgaben  treffen  % 

auf  die  Getränkesteuern     .     , 

auf  das  Bier  ,.,,,,, 
Die  direkten  und  indirekten  Ab- 
gaben betragen  zusammen    .    , 
Davon  treffen  % 

auf  die  Verbrauchsabgaben  i.  g. 

auf  die  Biersteuer  ..... 
Auf  d.  Kopf  d.  Bevölkerung  treffen 

an  direkten  Umlagen     .    .    , 

an  Verbrauchsabgaben  i.  g.  , 

an  Biersteuer 

Der  lokale  Malzaufschlag  beträgt 

pro  Hektol.  Malz   ..... 
Der  Eingangszoll  pro  Hektol.  Malz 

In  sämtlichen  aufgeführten  Gemeinden  machen  die  Verbrauchsabgaben 
aller  Abgaben  ^/s  bis  V2.  Ein  grosser  Teil  der  Verbrauchsabgaben  (41—76  Proz.) 
wird  durch  die  Getränkesteuern,  speciell  durch  das  Bier  aufgebracht.  Infolge 
der  Oktrois  kommen  in  den  Gemeinden  mit  mehr  als  5000  Einwohnern  Zuschläge 
zu  den  Staatssteuern   von   über   250  Proz.   nicht  vor.     Es   sind   überhaupt  nur 

1)  Volkszahl  pro  1880. 

2)  Darunter  491,089  durchlaufend. 

3)  Darunter  23,407  durchlaufend. 

*)  Davon  kommen  1,094,682  auf  Grund-  und  Haussteuern, 
5)  Weinumgeldentschädigung. 
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München 

Würzburg 

ächwein- 
furt 

Kitzingen 

Ochsen- 
furt 

Hof- 
heim* 

261,981 

55,010 

12,601 

7,177 

2,585 

948  1) 

11,166,4292) 

1,427,0933) 

362,180 

156,371 

58,739 

16,237 

2,923,616*) 

346,974 

85,240 

36,975 

7,367 

4,242 

1,675,466 

341,651 

43,165 

16,266 

3,523 

2,295 

1,271,651 

133,530 

17,813 

8,445 

2,418 

1,128 

3,1255) 

16,013 

— 

— 

— 

— 

— 

8,252 

- 

806 

- 

— 

76 

46,2 

41,2 

56,8 

68,6 

49,1 

75,9 

39,8 

41,2 

51,9 

68,6 

49,1 

4,599,082 

688,625 

128,405 

.53,241 

10,890 

6,537 

36,4 

49,6 

33,6 

30,5 

32,3 

35,1 

20,8 

19,4 

13,9 

15,1 

22,2 

17,3 

11,2 

6,3 

6,8 

5,1 

2,9 

4,5 

5,6 

6,2 

3,4 

2,3 

1,3 

2,4 

4,8 

2,4 

1,4 

1,2 

0,9 

1,2 

1,95 

1,95 

1 

1 

1 

1 

1,31 

1,20 

0,66 

0,66 

0,66 

0,66 

31^2  *     Georg  Schanz, 

2,4  Proz.  aller  Gemeinden,  welche  in  Bayern  diesen  anomalen  Zustand  kennen; 
es  sind  namentlich  die  kleinen  von  100—1000  Einwohnern,  die  wegen  mangelnder 
indirekter  Steuern  davon  betroffen  sind,  wie  aus  folgender  Uebersicht  hervorgeht. 

Direkte  Gemeindeumlagen  in  Bayern  1881. 
Gemeinden 

mit  bis  über  a„^„^ 

100  Seelen  101—500  501—1000  1001—5000  5001— 10,000  10,000  '='"™™e 


Keine  Umlagen  .    .    , 

.     . 

9 

506 

205 

84 

1 

— 

805 

1—500/0  der  Staatssteuem 

20 

1766 

821 

231 

4 

11 

2846 

51—100      „              „ 

29 

1551 

640 

308 

15 

16 

2759 

101—250       „                 „ 

15 

1026 

398 

180 

9 

5 

1633 

251—500       „                 „ 

— 

123 

41 

9 

— 

— 

173 

Über  500      „              „ 

- 

1 

7 

6 

2 

— 

— 

16 

74 

4979 

2111 

814 

29 

28 

8232 

In  Prozenten; 

Keine  Umlagen 

12,16 

10,16 

9,71 

10,33 

3,45 

— 

10,02 

1— 500/0 

27,02 

35,46 

38,89 

28,38 

13,79 

16,00 

35,43 

51—100  0/0 

39,20 

31,15 

30,32 

37,84 

51,72 

64,00 

31,86 

101—250  0/0 

20,27 

20,60 

18,85 

22,11 

31,04 

20,00 

20,33 

251—500  0/0 

— 

2,47 

1,94 

1,10 

— 

— 

2,16 

Über  500  o'o 

1,35 

0,16 

0,28 

0,24 

- 

— 

0,20 

Allein  ganz  befriedigend  ist  das  Zahlenbild  gewiss  nicht.  Durch  die- 
gesteigerten  Ansprüche  sind  im  Lauf  der  letzten  15  Jahre  die  direkten  Gemeinde- 
unilagen  sehr  gewachsen;  ^js  der  Gemeinden  erhebt  101—250  Proz.  Es  ist 
auch  hier  eine  Erleichterung  wünschenswert,  und  sie  wird  sich  ergeben,  wenn 
man  teils  die  gemeindliche  Bierbesteuerung  noch  etwas  sich  ausdehnen  lässt, 
teils  den  Branntwein  und  Wein  dem  lokalen  Zugri^  allgemeiner  zugänglich 
macht,  als  es  bisher  der  Eall  war. 

Indem  man  die  Getränke  soviel  als  möglich  als  ein  Ganzes  behandelt, 
schafft  man  eine  ausgleichende  Gerechtigkeit  und'  erhält  die  Möglichkeit,  da, 
wo  die  Gemeinden  mehr  als  100  Proz.  direkte  Umlagen  erkeben,  dem  zu  starken 
Druck  der  direkten  Steuern  zu  begegnen. 

In  Württemberg  waren  ehedem  die  Verbrauchssteuern  eine  Haupt- 
einnahme  der  Gemeinden,  wurden  aber  später  beschränkt  und  konnten  seit  1849 
nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  für  einzelne  Gemeinden  eingeführt  werden. 
Bis  1877  gab  es  denn  auch  keine  mehr.  Dieser  Verzicht  auf  die  Verbrauchs- 
abgaben im  Gemeindehaushalt  hat  vollständig  Fiasko  gemacht  und  zu  einer 
Umkehr  gezwungen.  Die  direkten  Umlagen  erfuhren  eine  drückende  Steigerung. 
Von  1911  Gemeinden  erhoben  1877/78  964  mehr  a\s  100  Proz.  der  ^aatssteuer 
und  231  mehr  als  200  Proz.  In  Anbetracht  der  Notlage  Hess  man  deshalb, 
wofern  die  Umlagen  auf  Grundeigentum,  Gebäude  und  Gewerbe  den  Betrag  der 
Staatssteuer  übersteigen,  innerhalb  eines  niedrig  bemessenen  Quantums  örtliche 
Verbrauchsabgaben  von  Bier,  Fleisch  und  Gas  zu.  Im  Etatsjahr  1879/80  hatten 
bereits  15  Gemeinden  davon  Gebrauch  gemacht.  In  diesen  wurde  dadurch  der 
Steuerdruck  gemildert.  Wenn  man  auf  dieser  Bahn  weiter  schreitet,  wird  man 
ein  erträgliches  Verhältnis  wiederherstellen. 

In  Baden  ^)  bedürfen  die  lokalen  indirekten  Verbrauchsabgaben  ebenfalls 
der  Ausdehnung.     Die  Belastung  mit  direkten'  Umlagen  ist  zu  drückend.    Auch 


1)  Jahresber.  des  grossli.  bad.  Minist,  d.  Innern  üb.  seinen  Geschäftskreis  1880/81,  S.  569  fl. 
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hier  wird  die  von  uns  vorgeschlagene  Benutzung  der  Getränkesteuem  die  nötige 
Erleichterung  schaffen. 

Im  Jahr  1882  erhoben: 

Verbrauchssteuern  Umlagen 

179,101        pro  Kopf    15,02 

494,333  14,27 

425,588  9,56 

218,006  8,47 

919,700  17,73 

280,481  11,67 

309,981  13,86 

Keine  Verbrauchsabgaben  sind  unter  den  Städten  der  Städteordnung  in 
Bruchsal  und  Heidelberg. 

Von  den  der  Städteordnung  nicht  unterstehenden  Gemeinden  erhebt  nur 
die  Stadtgemeinde  Rastatt  eine  Verbrauchssteuer. 

In  den  Städten  der  Städteordnung  haben  1880,  1881,  1882  die  Verbrauchs- 
steuern zugenommen  (obwohl  nur  in  Karlsruhe  eine  Steigerung  des  Tarifs  ge- 
geben war),  die  Umlagen  konnten  dementsprechend  abnehmen. 

Hessen^)  besitzt  6,  seit  1884  durch  Hinzutritt  von  Worms  7  Orte,  welche 
Oktroi  erheben.     Für  das  Jahr  1878  ergeben  sich  folgende  Daten: 


Baden          66,000 

pro  Kop 

f    5,53 

Freiburg      68,317 

1,88 

Karlsruhe  187,690 

3,80 

Konstanz      60,903 

4,56 

Mannheim  116,700 

2,18 

Pforzheim    97,390 

4,05 

Im  Durchschnitt  der  6  Orte 

3,17 

Einwohner 

(1875) 

Direkte 
Gemeinde- 
umlagen 2) 

Oktroi  nach 
Abzug  der 
Rückver- 
gütung 

Direkte 
Gemeinde- 
abgabe pro 

Eopfa) 

Oktroi  pro 
Kopf 

Oktroi  nach 
%  der 
direkten 
Gemeinde- 
steuer 

Mainz 

57,020 

879,490 

398,663 

14,4 

6,99 

48,65 

Darmstadt 

37,273 

466,931 

312,284 

12,5 

8,38 

66,88 

Ofifenbach 

26,012 

282,134 

171,282 

10,8 

6,58 

60,71 

Giessen 

13,985 

127,977 

69,098 

9,2 

4,94 

53,99 

Alsfeld 

3,730 

32,484 

4,150 

8,7 

1,11 

12,78 

Lauterbach 

3,233 

22,389 

2,238 

6,9 

0,69 

10,00 

Eine  erschöpfende  Behandlung  der  Oktrois  liegt  ganz  ausser  unserer  Absicht: 
eine  genauere  Untersuchung  über  ihre  Verbreitung  und  die  einzelnen  sie  betreffenden 
Verhältnisse  in  Deutschland  steht  ja  ohnehin  bereits  von  anderer  Seite  in  Aussicht. 

Immerhin  dürften  die  wenigen  Daten  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  auf 
diesem  Weg  die  von  uns  vorgeschlagene  Reform  zum  Ziele  führen  kann  und 
auf  dem  Boden  der  Praxis  steht. 

In  ganz  Deutschland  hilft  man  damit  an  der  Stelle,  wo  dies  wirklich 
notwendig  ist,  und  zwar  dii-ekt,  unmittelbar  und  individualisierend.  In  Nord- 
deutschland geschieht  es,  indem  man  schafft,  was  beinahe  gänzlich  fehlt,  in 
Süddeutschland  geschieht  es,  indem  man  ergänzt,  was  der  Ergänzung  bedarf. 
In  den  Reichtum  des  individuell  Verschiedenen  wird  ein  einheitlicher  Grundzug 
gelegt,  wie  es  der  deutschen  Eigenart  und  politischen  Entwickelung  entspricht. 


1)  Beiträge  zur  Statistik  des  Grossherzogtums  Hessen,  21.  Bd.,  2.  Heft,  S.  16. 

2)  Mit  Ausschluss  der  Gemeindesteuern  auf  das  steuerbare  Gemeindevermögen , 
auf  Pfarr-  und  Schulbesoldungsgüter. 
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Zahlenangaben  über  den  preussischen  Staatshaushalt. 

Vorbemerkung:  Für  die  Jahre  1878/79— 1883i8-l  sind  die  Zahlen  den  Staatshaushalts- 
rechnungen, für  die  Jahre  1884/86  den  Uebersichten  der  Staatseinnahmen  und  Ausgaben,  für 
1886/87  dem  Etat  in  der  dem  Herrenhaus  virgelegenen  Feststellung,  für  1887/88  dem  dem  Ab- 
geordnetenhaus zugegangenen  Etat  entnommen.  Die  einzelnen  Zahlenangaben  sind  in  Tau- 
senden ausgedrückt. 


Betriebs- 
ausgaben etc. 
dau-         ein- 
emde 


1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/85 


1886/87 
1887/88 


249,004 
265,920 
287,243 
426,241 
459,293 
586,171 
569,955 
625,978 
648,501 
632,174 


15,064 
16,977 
12,086 
15,445 
9,284 
12,411 
14,658 
13,308 
15,148 
14,757 


Summe  der  Ausgaben. 


Dotation 
und  allgem. 
Finanzver- 
waltung 
dau-     ein- 
emde   mal. 

81,467 

87,975 
212,958 
232,657 
259,453 
274,658 
299,821 
326,580  — 
353,782  461 
386,155  187 


45 


80 


Staats- 
verwaltungs- 
ausgaben 


Summe 

der     Summe 
einmal,      der 

und      etats- 


dau- 
emde 

310,632 
337,867 
238,982 
242,279 
242,768 
247,666 
250,832 
259,634 
268,271 
272,511 


Aus- 
gaben 


Summe 
der 

A^nf^^.  ausser-  massig, 

gaben    »^f^f  """ 
gaben 

53,616  694,716 

50,789  742,551 

51,767  790,951 

46,577  947,753 

34,105  985,619 


em- 
maUge 

38,552 

33,812 

39,681 

31,132 

24,776 

29,775  1,108,496 

31,033  1,120,609 

25,488  1,212,182 

21,028  1,270,556 

18,654  1,290,840 


641,102 
691,761 
739,184 
901,176 
961,515 


Summe 
aller 
Aus- 


42,187  1,150,683 
45,771  1,166,380 
38,796  1,250,988 
36,638  1,307,193 
33,597  1,324,436 


Ausser- 
etats- 

massige 
Aus- 
gaben 

119,917 

93,253 

277,357  1,068,307 

71,209  1,018,962 

149,952  1,145,571 

77,734  1,228,416 

125,631  1,291,411 

133,105  1,384,093 


814,633 
835,804 


1878179 
1879/80 

1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883(84 
1884/85 


1886/87 


Einzelne 

Ein- 
nahme- 
zweige 


537,185 

587,149 

679,699 

808,815 

868,191 

1,012,745 

1,033,272 

1,057,498 

1,102,224 

1,098,800 


Summe  der  Einnahmen. 

Dotation   afr.a.U-  Aimser- 

und  ^^H_  Etats-  ™^^  Aus  Be-  Sämt- 
allgem.  \™^.  massige  J^;f„e  ständen  liehe 
Finanz-  ™?^^  Ein-  "^^^^^'^  früherer  Ein- 
^™1-  ^^^^^  nahmen  ^^^^^^    Jahre     nahmen 

99,122  66,286  702,593  118,339  63,945  884,878 

112,509  40,835  740,492  103,171  69,958  913,620 

104,048  21,801  805,548  281,589  —  1,164,952 

115,322  21,028  945,164  70,980  96,645  1,112,789 

116,962  22,514  1,007,667  148,861  64,964  1,221,492 

118,418  23,241  1,154,404  77,474  73,071  1,304,949 

113,784  23,856  1,170,912  123,448  62,962  1,357,322 

129,906  24,213  1,211,617  132,745  64,489  1,408,851 

139,213  24,756  1,266,193  _  _  _ 

159,511  25,125  1,283,436  _  _  _ 

Domänen  und  Forsten. 


üeber- 
schuss 
sämtl. 

Ein- 
nahmen 
über  die 

Aus- 
gaben 
70,245 
77,816 
96,645 
93,827 
75,921 
76,533 
65,311 
65,159 


Aus  dem 

Dispo- 

Ueber- 

nibler 

schuss 

Ueber- 

sind 

schuss 

noch 

für  fol- 

Reste zu 

gende 

decken 

Jahre 

78,702 
82,823 
67,782 
62,114 
59,500 
62,140 
64,489 
65,159 


Defizit 
Defizit 
28,862 
31,712 
16,421 
14,393 


Einnahmen 

aus 

Domänen   Forsten 

V.  bomänen- 

gef.  u.  Verk. 

V.  Dom.  u. 

Forstgrdst. 

inkl.        (dauernde  und 
sonst.          einmalige) 
Ein-                 auf 
nahmen  Domänen  Forsten 

Central- 

ver- 
waltüng 

Summe 

Ueber- 
schuss 

1878/79 

29,495 

48,864 

5129 

83,488 

7900 

32,002 

— 

39,903 

43,585 

1879/80 

29,318 

47,459 

3349 

80,126 

6812 

31,934 

443 

39,190 

40,936 

1880/81 

29,430 

51,638 

3461 

84,529 

6609 

31,233 

420 

38,262 

53,267 

1881/82 

29,384 

52,799 

2445 

84,627 

6845 

30,787 

419 

38,041 

46,586 

1882/83 

29,247 

51,647 

4416 

85,309 

7269 

32,264 

417 

39,941 

45,368 

1883/84 

30,134 

54,296 

2967 

87,407 

8958 

33,718 

421 

43,097 

44,310 

1884/85 

30,068 

57,945 

2147 

90,169 

7855 

34,400 

432 

42,789 

47,382 

1885/86 

29,658 

58,183 

1847 

89,698 

7846 

34,503  1) 

440 

42,687 

46,909 

1886/87 

29,989 

56,070 

2200 

88,269 

7804 

33,512 

427 

41,743 

46,526 

1887/88 

29,870 

58,056 

2000 

89,936 

7415 

34,237 

440 

42,092 

47,844 

1)  Dazu  32  ausseretatsmässige  extraord.  Ausgaben. 
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Terwaltung  für  Bergwerke,  Hüttenwerke,  Salinenwesen. 


Bergwerke  inkl. 
der  Gemein- 
schaftswerke 
dauem- 
Ein-     de  Be- 
nahmen triebs- 
kosten 


Hüttenwerke 

dauem- 
Ein-     de  Be- 
nahmen triebs- 
kosten 


Salzwerke 
dau- 
Ein-   ernde 
nah-     Be- 
men  triebs- 
kosten 


Bade- 
anstal- 
ten 
dau- 
Ein-   em- 
nah-     de 
men    Be- 
triebs- 
kosten 


Berg- 
werks 


1878,79  56,710  48,575  20,096  18,387  4465  3931  129  153 

1879/80  56,550  47,079  17,783  16,434  4910  3906  138  134 

1880/81  62,554  52,673  18,837  17,965  5672  4018  157  138 

1881/82  64,803  53,661  19,366  19,421  6860  5091  156  142 

1882/83  70,709  58,454  20,766  20,432  7719  5199  164  146 

1883/84  76,019  63,498  22,553  22,169  7518  5171  167  150 

1884/85  75,284  63,160  23,422  22,732  6116  4969  173  166 

1885/86  73,556  60,862  21,290  22,244  6040  4487  183  166 

1886/87  75,199  63,041  23,826  22,605  6865  5309  184  146 

1887/88  73,788  62,255  24,081  23,183  6248  4860  188  157 

1)  Dazu  81  extraordinäre  ausseretatsmässige  Ausgabe. 


ben 
und 
Steu- 
ern 


2724 
3422 
3636 
3904 
4085 
4113 
4122 
4131 
4046 


Summe 
Summe  derneben- 
der  ne-  stehenden 
ben-     Ausgaben 
stehen-   inkl.  sen- 
den inkl.      stiger 
sonst.    Ausgaben 
Ein-      (dauernde 
nahmen  und  ein- 
malige) 


84,703 

70,483  1) 

90,947 

95,153 

103,698 

110,937 

109,446 

105,526 

110,516 

108,642 


74,609 

82,561 

77,548 

81,228  2) 

86,876  3) 

93,850 

95,042 

91,531 

94,576 

94,232 


Ueber- 
schuss 


10,094 
12,077 
13,399 
13,925 
16,822 
17,086 
14,404 
13,995 
15,940 
14,410 


Lotterie,  Seehandlnng,  MünzTcrwaltung. 


Lotterie 

Seehandlung 

Münzverwaltung 

Staatsdruckerei 

Einnahme 

Ausgabe 

Netto- 
einnahme 

Ausgabe 

Einnahme 

Ausgabe 

Einnahme  Ausgabe 

1878/79 

4058 

90 

3000 

Nicht  angeg.    190 

268 

1748              1048 

1879/80 

4043 

90 

3000 

211 

133 

232 

Ans  Reich  abgetreten 

1880/81 

4029 

86 

3000 

239 

89 

202 

1881/82 

3998 

89 

3000 

254 

177 

197 

1882/83 

4025 

88 

3000 

263 

125 

206 

1883/84 

4097 

89 

3000 

241 

198 

206 

1884/85 

4044 

91 

2102 

271 

71 

180 

1885/86 

4055 

90 

1778 

267 

133 

213 

1886|87 

6088 

113 

2129 

273 

227 

226 

1887/88 

8057 

158 

2034 

273 

230 

228 

Eisenbahnen. 


Einnahmen 

Ausgaben 

darunter 
einmalige 

Ueberschuss 

Ausseretats- 
mässige extr. 
Einna,hmen 

Ausseretats- 
mässige extr, 
Ausgaben 

1878/79 

161,456 

113,607 

8,567 

47,849 

103,335 

103,617 

1879/80 

194,992 

136,781 

9,734 

58,211 

50,229 

52,790 

1880/81 

242,203 

147,741 

8,710 

94,462 

266,858 

267,132 

1881/82 

379,030 

283,969 

11,602 

95,061 

38,795 

39,040 

1882/83 

433,170 

301,726 

4,878 

131,344 

121,174 

121,145 

1883/84 

564,390 

422,520 

6,883 

141,870 

73,826 

72,826 

1884185 

585,487 

407,522 

8,616 

177,965 

121,138 

122,696 

1885/86 

651,875 

467,866 

7,840 

184,009 

127,635 

127,911 

1886/87 

691,100 

489,415 

11,065 

201,685 

— 

— 

1887{88 

682,533 

472,586 

10,854 

209,947 

— 

— 

315 
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Direkte  Steuern. 


Ausgaben 


Grund- 
steuer 

Ge- 
bäude- 
Steuer 

Klassi- 
fizierte 
Einkom- 
men- 
steuer 

Klas- 
sen- 
steuer 

Ge- 
werbe- 
Steuer 

Eisen- 
bahn- 
abgabe 

Summe 
inkl. 

sonsti- 
ger Ein- 
nahmen 

aauern- 
de  und 

ein- 
malige 
ausser- 
ordent- 
liche 

Ueber- 
schuss 

1878/79 

40,243 

18,842 

31,005 

41,575 

18,670 

3711 

154,600 

11,235 

143,365 

1879/80 

40,171 

21,487 

31,298 

41,318 

18,681 

3316 

156,805 

12,486 

144,319 

1880/81 

40,140 

27,077 

32,478 

40,835 

18,612 

3084 

162,751 

9,905 

152,846 

1881)82 

40,15T 

27,563 

29,904 

30,441 

18,680 

2988 

150,308 

11,006 

139,292 

1882/83 

40,134 

27,920 

29,701 

26,098 

18,713 

3384 

146,617 

10,294 

136,323 

1883/84 

40,129 

28,366 

34,715 

21,800 

18,970 

2860 

147,530 

10,154 

137,376 

1884/85 

40,110 

28,763 

36,291 

22,081 

19,295 

916 

148,293 

10,423 

137,870 

1885/86 

40,096 

29,220 

37,687 

22,404 

19,585 

263 

150,254 

10,745 

139,509 

1886/87 

40,104 

29,730 

37,954 

22,457 

19,521 

263 

151,131 

11,043 

140,088 

1887/88 

40,080 

30,150 

38,862 

22,912 

20,008 

266 

153,281 

11,168 

142,113 

Indirekte  Steuern. 


Vergü- 
tung des 
Reicns  für 

Er- 
hebungs- 
und Ver- 
waltungs- 
kosten  1) 

Stem- 
pel- 
Steuer 

Erb- 
schafts- 
steuer 

Brük- 

ken- 

gelder 

etc. 2) 

Hypo- 
theken- 
gebühr 

im 

Kölner 

O.L.- 

Bez. 

Gericht- 
liche 
Kosten  u. 
Strafen 

Summe 

inkl. 
sonstiger 

Ein- 
nahmen 

Ausgaben 
dauernde 

und 
einmalige 

Ueber- 
schuss 

1878/79 

16,580 

18,264 

4493 

2272 

1092 

50,010 

93,526 

22,2323) 

71,294 

1879/80 

16,769 

15,470 

4848 

2449 

817 

47,017 

88,216 

22,588*) 

65,628 

1880/81 

18,529 

13,888 

5103 

2318 

523 

50,699 

92,151 

25,583 

66,568 

1881/82 

20,151 

15,436 

5690 

2495 

559 

46,780 

92,522 

27,156 

65,366 

1882/83 

24,988 

14,459 

5162 

2498 

569 

42,708 

92,248 

27,793  5) 

64,555 

1883/84 

25,799 

15,106 

5630 

2845 

571 

43,194 

95,187 

28,665  6) 

66,522 

1884/85 

26,568 

15,638 

6159 

2748 

680 

39,783 

93,660 

28,667 

64,993 

1885/86 

25,747 

16,369 

6789 

2626 

647 

40,4003) 

95,581 

25,901 1) 

69,680 

1886/87 

25,989 

16,000 

5650 

2678 

580 

41,000 

93,764 

26,152 

67,612 

1887188 

26,345 

16,500 

6000 

2745 

600 

41,000 

96,088 

26,284 

69,804 

1)  Darin  sind  auch  eingerechnet  die  ganz  analog  zu  beurteilenden  „Entschädigungen 
für  die  durch  die  Statistik  des  Warenverkehrs  mit  dem  Auslande  erwachsenden  Kosten"  und 
den  Anteil  an  der  deutschen  „Wechselstempelsteuer",  sowie  „Kontrollgebühr  für  Salz". 

2)  Brücken-,  Fuhr-  u.  Hafengelder,  Strom- u.  Kanalgefäll-,  Niederlage-,  Krahn-  u.  Wagegeld, 

3)  Dazu  1036  ausseretatsmässige  extraord.  Ausgaben. 
*)      „  75  „  „  „ 

^)       „       W77 

*)        «        1161  „  n 

">)  Von  1885  inkl.  ab,  ebenso  1878/79  und  teilweise  noch  1879/80  sind  die  Gerichtskosten 
und  Strafen  unter  den  Einnahmen  des  Justizministeriums  vorgetragen ;  des  Vergleichs  wegen 
sind  sie  alle  hier  eingestellt.  1878/79  sind  aber  auch  die  von  den  Gerichten  zu  verrechnenden 
Stempel-  und  bareij  Auslagen  mit  in  den  Gerichtskosten  enthalten. 
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Staatsyerwaltnngs-Eiiinahineii  und  -Ansgaben. 


Staatsministerium 
Ein-         Ausgaben 
nahmen 


1878/79 
1879180 
1880/81 
1881(82 
1882/83 
1883,84 
1884|85 
1885/86 
1886/87 
1887188 


522 
573 
681 
708 
683 
727 
756 
856 
809 
1031 


2346 
2546 
3183 
3082 
3015 
3052 
3196 
3230 
3322 
3502 


dar. 
einmal, 


56 
194 
294 
150 

68 

31 
150 

67 
109 

65 


Ministerium 
tür  auswärt. 
Angelegen- 
heiten 

^^'   Aus- 

men  ^^^^«^ 

5        418 


Finanzministerium 
Ausgaben 
dar. 
einmal. 


Ein- 
nahmen 


393 
390 
419 
514 
495 
526 
520 
504 
508 


1025 
1246 
1575 
1592 
2012 
2066 
2201 
2126 
2180 
2217 


34,681 
36,228 
35,477 
37,198 
37,968 
41,807 
42,839 
44,391 
45,913 
46,698 


159 
943 


29 

157 

199 

10 

7 

2,5 


Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten 

p-  Ausgaben 

«ow.^»,  darunter 

nahmen  einmalige 


1769 
1221 
1159 
1143 
1209 
1226 
1290 
1238 
1200 
1560 


38,257 
28,782 
29,728 
32,068 
30,041 
31,362 
32,914 
32,340 
30,720 
29,924 


17,989 
12,827 
12,732 
14,885 
13,464 
13,991 
15,439 
14,450 
12,066 
10,875 


. 

Ministerium  f.  Handel 
und  Gewerbe 

Ein-        ^""^S^^^^ 
nahmen           ,£^i. 

Justizministerium 
Ein-        Ausgaben 

Ministerium  des  Innern  Landw 

Ein-       ^"'S^S        Ein- 
"^°^^^           einmal,  "^^"^e" 

.  Ministerium 
Ausgaben 
dar. 
einmal. 

1878/79 

->) 

-') 

-') 

3925 

84,560 

8,480 

3508 

40,007 

1283 

3822 

10,828 

3491 

1879/80 

308 

1518 

115 

4971 

85,015 

5,448 

3768 

39,988 

629 

3727 

13,621 

2661 

1880181 

297 

1517 

62 

6993 

95,670 

13,075 

3724 

41,795 

1819 

3771 

12,566 

1257 

1881/82 

308 

1560 

52 

6792 

86,750 

4,938 

4062 

42,269 

1215 

3512 

13,911 

2634 

1882/83 

314 

1550 

67 

7314 

83,906 

3,326 

4553 

42,231 

1011 

3639 

12,780 

1285 

1883/84 

335 

1694 

158 

7176 

81,375 

2,467 

4624 

42,245 

829 

3825 

15,166 

3011 

1884J85 

336 

1580 

55 

7143 

80,611 

2,297 

4774 

41,926 

552 

3780 

14,742 

1959 

1885/86 

974 

2916 

49 

7645 

85,204 

2,202 

4710 

42,285 

1198 

3778 

15,158 

1527 

1886/87 

965 

3365 

140 

8028 

87,744 

2,281 

4612 

43,120 

970 

4095 

14,353 

1183 

1887/88 

1024 

3697 

168 

7770 

87,066 

1,910 

4578 

43,103 

560 

3973 

14,700 

1287 

r 


1 

Ministerium  für  geistliche  An- 
gelegenheiten u.  s.  w. 
Ausgaben 
Einnahmen                darunter 
einmalige 

Kriegsministerium 
Ein-           Ausgaben 

^^^^^                einmal. 

Staatsverwaltung  im  ganzen 

Ausgaben 
Einnahmen                darunter 
einmalige 

1878/79 

21482) 

52,067  2) 

6,639 

1000 

— 

24 

17,724 

261,164 

38,121 

1879/80 

25362) 

57,6552) 

10,346 

1000 

662 

650 

19,355 

266,408 

33,813 

1880/81 

2596 

57,329 

9,015 

1000 

1008 

968 

21,802 

278,663 

39,222 

1881/82 

2576 

55,776 

6,960 

331 

376 

300 

21,029 

273,409 

31,134 

1882/83 

2779 

56,554 

6,656 

2 

439 

323 

22,514 

267,544 

24,776 

1883/84 

3252 

59,928 

8,924 

1 

308 

207 

23,241 

277,441 

29,775 

1884/85 

3567 

62,552 

9,540 

1 

980 

840 

23,856 

281,865 

31,033 

1885/86 

2875 

58,706 

5,734 

3 

371 

252 

24,213 

285,122 

25,488 

1886/87 

2859 

60,098 

4,245 

1 

150 

30 

24,756 

289,299 

21,028 

1887188 

2964 

61,816 

3,7,56 

1 

150 

30 

25,125 

291,165 

18,654 

1)  In  den  Zahlen  des  Ministeriums  für  öffentliche  Arbeiten  mit  enthalten. 

2)  Die  Zahlen  für  die  Porzellanmanufaktur,   die  in  den  beiden  Jahren  zum  Ministerium 
für  Handel  und  öffentl.  Arbeiten  gehörte,  sind  hier  mit  eingerechnet. 
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Georg  Schanz, 


Einnahmen  der  „Allg-emeinen  FinanzTerwaltnng". 
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1878179 

5739 

1430 

5959 

1866 

790 

— 

— 

— 

42,000  16,248  21,566  1) 

79,814 

98,100 

1879/80 

8527 

1554 

6208 

1866 

186 

18,222 

— 

— 

67,950 

2,147 

287  2) 

73,9863)  111,262 

1880/81 

4619 

1554 

6465 

1866 

365 

27,904 

23,041 

— 

37,700 

— 

— 

37,700 

104,048 

1881/82 

6815 

1774 

6704 

1866 

715 

24,981 

37,340 

3,682 

28,630 

— 

— 

31,315*)  115,322 

1882/83 

2310 

2302 

7014 

1866 

616 

22,241 

43,844 

6,7C6 

— 

—     28,8632) 

28,863 

116,962 

1883/84 

3232 

2321 

7281 

1866 

540 

24,954 

43,822 

7,897 

23,248 

— 

28502) 

26,298 

118,294 

1884/85 

4445 

2376 

7573 

1866 

598 

19,663 

55,136 

8,202 

— 

—    : 

13,5712) 

13,571 

113,784 

1885/86 

4020 

2257 

7879 

1866 

283 

22,212 

60,785 

9,089 

20,327 

— 

8222) 

21,149 

129,732 

1886/87 

4021 

2230 

8197 

1866 

213 

22,625 

77,554 

13,494 

8,771 

— 

— 

8,772 

139,093 

1887/88 

5502 

2218 

8528 

1866 

278 

22,625 

77,846 

11,871 

28,459 

— 

— 

28,460 

159,355 

1)  5119  aus  1877/78  und  16,447  aus  1876/1.  April  1877. 

2)  Aus  dem  zweitvorhergehenden  Verwaltungsjahr. 

3)  Darunter  3602  für  Abtretung  der  preussischen  Staats drucker ei  an  das  Reich. 

*)  Darunter  2685  Rückeinnahme  aus  den  für  Justizbauten  in  den  3  Jahren  1878/81  be- 
willigten Pauschquanten. 


Ausgaben  der  „Allgemeinen  Finanzverwaltung". 


1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 


1)  4002  Rest. 
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Dotationen. 

Beute  des 

Kron- 

fldeikommiss- 

fonds 

(ZiviUiste) 

Zinsen  der  Tilgung  der  if.fS 
öffentlichen  öffentlichen  iX,?i^«w    Herrenhaus 
Schuld           Schuld      S-^tiupt 

1878/79 

12,219 

48,765 

17,527 

68,127 

151 

1879;80 

12,219 

54,048 

18,483 

74,424 

149 

1880/81 

12,219 

62,441 

18,927 

83,269 

186 

1881/82 

12,219 

72,426 

20,659 

94,993 

122 

1882/83 

12,219 

86,941 

20,847 

125,418 

183 

1883/84 

12,219 

107,620 

19,390 

148,366 

203 

1884185 

12,219 

145,306 

19,176 

180,922 

160 

1885/86 

12,219 

155,846 

20,139 

186,054 

179 

1886/87 

12,219 

161,124 

20,753 

184,694 

187 

1887/88 

12,219 

170,965 

21,387 

199,843 

173 

Schulden. 

Ende 

1872  1,317,888 

1873  1,081,382 

1874  1,014,227 

1875  947,113 

1.  April 

1881 
1882 
1883 
1884 

1,995,313 
2,228,870 
2,640,073 
3,345,097 

1.  April 

1877  1,085,953 

1878  1,097,322 
1880     1,395,389 

1885 
1886 
1887 

3,941,665 
4,072,863 
4,181,913 

^AZif    Dotationen 
""nften'"     ^^-^^-P^ 


967 

81,465 

1184 

87,975 

1535 

97,209 

808 

108,142 

1544 

139,366 

1857 

162,646 

1204 

194,505 

1161 

199,614 

1247 

198,347 

1209 

213,444 
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Finanzgesetzgebung. 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europäischen  Ländern  und  in 

den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  von  1884—1886, 

mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Bestrebungen  zu  ihrer 

Neugestaltung  in  Deutschland. 

Von 

Dr.  Julius  Wolf, 

Docent  an  der  Universität  in  Zürich. 

Norddeutscher  Steuerverein. 

Nachdem  das  letzte  Mal  im  Jahre  1869  ein  Antrag  abgelehnt  worden 
war,  welchen  die  Regierung  auf  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  stellte,  hatte 
durch  fünfzehn  Jahre  vollständige  Ruhe  in  der  Branntweinsteuer-Gesetzgebung 
des  Steuervereins  geherrscht.  Erst  Ende  1884  wieder  tauchten  von  verschiedenen 
Seiten  Gerüchte  auf,  dass  die  Reichsregierung  sich  mit  der  Absicht  einer  Steuer- 
reform und  Steuererhöhung  trage.  Sie  trafen  zusammen  mit  Vorbereitungen, 
welche  von  den  Spiritusfabrikanten  Norddeutschlands  zur  Assanierung  der 
Krisis,  in  welche  man  damals  eingetreten  war,  unternommen  wurden.  Der 
, Verein  der  Spiritusfabrikanten  in  Deutschland",  eine  fast  alle  bedeutenderen 
Brennereien  der  Steuergemeinschaft  umfassende  Vereinigung  von  2176  Mit- 
gliedern im  Jahre  1885,  hatte  im  November  eine  Kommission  zur  Beratung  der 
Massregeln,  welche  gegen  die  Krisis  in  der  Spiritusindustrie  zu  ergreifen  seien, 
eingesetzt.  Diese  Kommission  hatte  eine  „Denkschrift,  betreffend  die  Lage  der 
deutschen  Spiritusindustrie  und  die  Mittel  zur  Verbesserung  derselben"  ausge- 
arbeitet, welche  am  17.  Januar  1886  dem  Reichskanzler  überreicht  wurde.  Die 
Denkschrift  führte  den  Notstand  in  der  Spiritusindustrie  auf  die  Exportprämien, 
welche  seitens  anderer  Staaten,  seitens  Grossbritanniens,  Belgiens,  Oesterreich- 
Ungams  und  Russlands  gewährt  würden,  zurück,  während  Deutschland  für  den 
ausgeführten  Spiritus  nicht  einmal  die  volle  Steuer  zurückgebe.  „Bei  der 
Höhe  der  Prämien,"  hiess  es,  „die  unsere  Konkurrenzländer  gewähren,  kann  der 
deutsche  Spiritus  nicht  mehr  auf  die  Dauer  konkurrieren.  Trotzdem  wir  die 
Preise  bis  unter  die  Selbstkosten  ermässigt  haben,  müssen  wir  sehen,  wie  der 
österreichische,  der  russische  und  der  belgische  Spiritus  uns  auf  dem  Schweizer, 
dem  italienischen  und  dem  spanischen  Markte  erfolgreiche  Konkurrenz  machen.'' 
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Um  die  deutsche  Industrie  auf  gleichen  Fuss  mit  den  Konkurrenten  zu  stellen, 
bedürfe  es  indes  bei  der  „Höhe  der  Technik" ,  welche  die  erstere  auszeichne, 
und  bei  ihren  günstigen  Produktionsverhältnissen  keiner  Exportprämie  für  den 
deutschen  Spiritus,  sondern  bloss  der  vollen  Rückgabe  der  durch  den  Brenner 
verauslagten  Steuer.  Dazu  werde  allerdings  eine  Erhöhung  der  bisherigen 
Ausfuhrvergütung  um  5  M.,  also  von  16  auf  21  M.,  nötig  sein.  ^Ein  anderes 
Mittel,  den  deutschen  Spiritus  wieder  auf  dem  Weltmarkt  konkurrenzfähig  zu 
machen,  erscheint  nicht  erfindlich."  Bei  der  augenblicklichen  Finanzlage  des 
Reichs  könne  diesem  indes  nicht  zugemuthet  werden,  die  Mittel  für  diese  Er- 
höhung herzugeben,  und  die  deutsche  Spiritusindustrie  fühle  sich  stark  genug, 
die  erforderlichen  Mittel  in  Form  von  Zuschlägen  zur  Maischraum  Steuer  selbst 
aufzubringen.  „Der  deutsche  Spiritusexport  ist  nach  den  Erfahrungen  der 
letzten  Jahre  auf  höchstens  1  Mill.  Hektoliter  anzunehmen.  Es  würden  also  für 
die  Bonifikationszuschläge  5  Mill.  M.  erforderlich  sein.  Bei  einem  Zuschlag  von 
10  Prozent  zu  der  Maischraumsteuer  würde  ein  Mehrertrag  der  Branntwein- 
steuer von  ungefähr  6  Mill.  M.  sich  ergeben,  so  dass  nach  Zahlung  jener  5  Mill. 
der  Reichskasse  noch  eine  vermehrte  Nettoeinnahme  bliebe.  Um  die  kleinen, 
landwirtschaftlichen  Brennereien  nicht  zu  überlasten,  könnten  sie  von  diesem 
Zuschlag  befreit  bleiben." 

Die  Situation,  welche  durch  die  in  der  Denkschrift  empfohlenen  Mass- 
regeln geschaffen  werden  wollte,  wäre  die  folgende  gewesen.  Der  Steuer- 
betrag, den  der  Produzent  im  Inlande  auf  den  Konsumenten  überwälzen  karm, 
richtet  sich  in  einem  exportierenden  Staate  nach  der  Steuerrestitution,  die  bei 
der  Ausfuhr  gegeben  wird  ^).  Nun  hätte  wohl  die  erhöhte  Ausfuhrvergütung 
eine  Verstärkung  der  Zufuhren  auf  die  Auslandsmärkte  und  ein  weiteres  Sinken 
der  Preise  dahier  herbeigeführt,  demzufolge  bei  dem  Konnex,  der  zwischen 
Auslands-  und  Inlandspreis  besteht,  auch  der  letztere  gesunken  wäre.  Immer- 
hin war  jedoch  ein  sehr  wesentliches  Sinken  der  Preise  von  der  Erhöhung  der 
Ausfuhrvergütung  nicht  zu  erwarten  und  mit  etwa  einer  Mark  wäre  es  hoch 
genug  veranschlagt  gewesen.  Halten  wir  diese  Ziffer  fest,  so  hätte  sich  nach 
dem  Vorschlage  der  Denkschrift  die  Bilanz  für  die  Brenner  folgendermassen 
stellen  müssen: 

1.  Bei  der  Ausfuhr  erhält  der  Brenner  um  5  M.  mehr  Ausfuhrvergütung 
vom  Staate;  das  Sinken  des  Preises  drückt  den  Gewinn  bei  der  Aus- 
fuhr auf  4  M.  herab. 

2.  Da  der  Preis  im  Inlande  mit  der  Ausfuhrvergütung  steigt,  erhält  der 
Brenner  im  Inlande  um  5  M.  weniger  1  M.  =  4  M.  mehr  vom 
Konsumenten. 

Von  allem  verkauften  Spiritus  hätte  also  der  Brenner  um  etwa  4  M. 
mehr  eingezogen,  während  er  ein  Mehr  der  Steuerlast  von  nicht  ganz  l'/a  M. 
auf  sich  genommen  hätte. 

Für  jeden  Kenner  der  Verhältnisse  war  es  übrigens  klar,  dass  die  Denk- 
schrift  die   steuerlichen  Verhältnisse  des  deutschen  Brenners  ungünstiger,  jene 


^)  Vgl.  Wolf,  Die  Branntweinsteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem  und 
in  der  Volkswirtschaft,  ihre  geschichtl.  Entwicklung  und  gegenwärtige  Gestalt 
in  den  einzelnen  Ländern,  und  ihre  Erhebungsformen,  S.  34. 
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des  fremden  Brenners  günstiger  malte ,  als  sie  thatsächlich  bestanden  ^).  Von 
dem  deutschen  Brenner  behauptete  sie,  die  16  M.  Ausfuhrvergütung  seien  noch 
keine  vollständige  Rückerstattung  der  Steuer,  letztere  betrüge  um  5  M.  mehr, 
also  21  M.  Dem  war  aber  in  Wirklichkeit  nicht  so.  Bereits  die  16  M.  Aus- 
fuhrvergütung schlössen  eine  Prämie  von  IV2  M.  in  sich  und  durch  die  Er- 
höhung der  Kestitution  um  5  M.  beabsichtigte  man  eine  Erhöhung  der  Prämie 
auf  6V2  minus  IV2  (Steuererhöhung)  =  5  M.  Auf  der  anderen  Seite  vpurden  in  der 
Denkschrift  die  Prämien  der  fremden  Ausfuhrgebiete  zu  hoch  angeschlagen  und 
Länder  in  den  Vergleich  gezogen,  deren  Export  für  Deutschland  nicht  in  Rück- 
sicht kam.  Es  wurden  die  Prämien  angegeben  wie  folgt  (für  100  1  ä  100  Prozent) : 
England  ca.  M.    6,60—13,20 

Belgien  „     „      7,20 

Oesterreich-Ungarn     „      „      5,66 

Russland  „      „    13,00 — 17,50  (überdies  Schwundvergtg.), 

während  sie  thatsächlich  höchstens  betrugen: 

in  Oesterreich-Ungarn  M.     4,80 
,   Russland  ,     IOV2— 16. 

Mit  den  Ausfuhren  Belgiens  und  Grossbritanniens  aber  kollidierte  deutscher 
Spiritus,  wie  hoch  auch  die  Prämie  dort  sein  mochte,  niemals,  nicht  nur,  weil 
die  belgischen  und  englischen  Ausfuhren  von  sehr  massigem  Umfang  sind,  son- 
dern auch  weil  sie  andere  Qualitäten  betreffen,  als  in  Deutschland  erzeugt 
werden  und  weil  sie  nicht  in  die  Gebiete  erfolgen,  wo  der  deutsche  Spiritus 
seinen  Absatz  sucht. 

Im  Kreise  der  Spiritusfabrikanten  machten  sich  Bedenken  gegen  die 
Zweckmässigkeit  des  in  der  Denkschrift  vorgeschlagenen  Weges  zur  Hebung 
des  Absatzes  geltend,  offenbar  ganz  unberechtigt  und  nur  wieder  erhärtend, 
dass  für  die  Beurteilung  schwierigerer  Steuerfragen  der  Meistbeteiligte  nicht  in 
allen  Fällen,  ja  man  möchte  sagen  in  der  Minderzahl  der  Fälle  die  Kompetenz 
hat.  Schliesslich  setzte  man  in  der  Generalversammlung  des  Vereins,  welche 
man  für  den  20.  Februar  einberufen  hatte,  doch  eine  Majorität  für  eine  Re- 
solution durch  des  Inhalts:  ,Die  Versammlung  steht  voll  und  ganz  auf  dem 
Standpunkte,  dass  die  Exportbonifikation  erhöht  werden  muss.  Sie  ersucht 
jedoch  den  Vorstand,  bei  dem  Bundesrat  dahin  vorstellig  zu  werden,  dass  der 
Spiritusindustrie  zu  ihrer  Erstarkung  ein  Uebergangsstadium  in  der  Art  gewährt 
wird,  dass  zwar  die  vorgeschlagene  Erhöhung  der  Exportbonifikation  sogleich 
eintritt,  der  lOprozentige  Zuschlag  zur  Maischraumsteuer  aber  erst  vom  1.  April 
1886  beginnt." 

Die  Aktion  der  Brenner  schien  nicht  aussichtslos.  War  auch,  als  im 
Januar  1885  in  der  Budgetkommission  des  Reichstags  die  Frage  aufgeworfen 
wurde,  ob  die  verbündeten  Regierungen  zur  Zeit  mit  der  Erwägung  einer  Brannt- 
weinsteuer-Reform beschäftigt  seien,  verneinend  geantwortet  worden,  so  hatte 
doch  auf  der  anderen  Seite  die  Thronrede,  mit  der  am  15.  Januar  der  preussische 
Landtag  eröffnet  wurde,  ausgesprochen:  „Der  Absatz  im  Bereiche  der  landwirt- 
schaftlichen technischen  Nebengewerbe  stockt  und  es  sind  die  Preise  für  Zucker 


')  Vgl.  hierzu  Wolf,  Ueber  die  Aktion  der  Brennerei  in  Deutschland  zur 
Besserung  ihrer  Lage.     Tübingen  1885. 
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und  Spiritus  auf  ein  Niveau  herabgesunken,  welches  den  Betrieb  nicht  nur  nicht 
mehr  lohnend,  sondern  Verlust  bringend  macht.  Es  wird  ein  Gegenstand  un- 
ausgesetzter Fürsorge  der  Regierung  Seiner  Majestät  sein,  soviel  an  ihr  ist,  die 
Ursachen  dieser  schweren  Krisis  aufzuklären  und  durch  ihre  Massnahmen  nach 
Möglichkeit  Abhilfe  zu  erstreben." 

Im  März  1885  wurden  die  Vorschläge  der  Denkschrift  in  einem  vom  Ab- 
geordneten Uhden  und  Genossen  formulierten  Antrag  auch  vor  den  Reichstag 
gebracht.  Die  Begründung  dieses  Antrags  führte  an,  um  die  Behauptung  zu 
rechtfertigen,  dass  die  dem  deutschen  Brenner  gewährte  Exportvergütung  bisher 
hinter  der  Steuer  zurückgeblieben  sei,  dass  der  Spiritus  bis  zur  Ausfuhr  eine 
Schwendung  von  im  Durchschnitt  7  Prozent  erleide.  Man  rechnete  darauf- 
hin und  mit  Zuhilfenahme  einer  zweiten  unzutreffenden  Behauptung,  dass 
nämlich  als  Durchschnittausbeute  aus  dem  Maischraum  7^4  Prozent  Alkohol 
anzunehmen  seien,  eine  bisherige  thatsächliche  Steuerleistung  von  21,18  M. 
heraus  und  motivierte  derart  die  Notwendigkeit  einer  Erhöhung  der  Ausfuhr- 
vergütung auf  21  M. 

Der  Reichstag  wurde  im  Mai  geschlossen,  —  der  Antrag  Uhden  war 
nicht  zur  Beratung  gekommen.  Er  war  damit  als  abgelehnt  zu  betrachten. 
Die  Rechte  des  Hauses  war  dem  Antrage  im  allgemeinen  günstig,  wenn  sich 
auch  da  wieder  Stimmen  geltend  machten,  welche  das  Ausbleiben  einer  Preis- 
erhöhung trotz  Erhöhung  der  Ausfuhi-vergütung  befürchteten.  Die  Linke  des 
Hauses  verhielt  sich  ablehnend.  Aber  sie  hätte  den  Antrag  nicht  zu  Falle  ge- 
bracht; die  Schuld  seiner  Abweisung  lag  beim  Zentrum,  welches  beschlossen 
hatte,  gegen  ihn  zu  stimmen.  Uebrigens  hatte  auch  ^ein  nicht  zu  vernach- 
lässigender Teil"  der  Kartoffelbrenner  (Ostpreussen)  und  Kombrenner  (Presshefe- 
fabrikanten) beim  Reichstag  um  Ablehnung  eines  Antrages  petitioniert,  der  den 
ersteren  sehr  erhebliche  Vorteile  in  den  Schoss  hätte  fallen  lassen  und  der 
ch  den  letzteren  nur  hätte  nützen  können! 

Im  Schosse  der  Regierung  hatte  sich  bei  weiterem  Studium  der  Steuer- 
reformfrage an  die  vordem  allein  angekündigte  Absicht  einer  Reform  bloss  zu 
Nutz  und  Frommen  der  Industrie  nunmehr  auch  die  Absicht  einer  Einnahmen- 
steigerung aus  dem  Branntwein  geknüpft.  Klar  trat  dies  in  der  Thronrede, 
mit  welcher  der  Reichstag  am  19.  November  1885  eröfiiiet  wurde,  zu  Tage. 
, Infolge  der  Notwendigkeit,"  heisst  es  hier,  ,die  vom  Reich  gewährten  Mittel 
wiederum  zu  den  Zwecken  des  Reichs  zu  verwenden,  bleiben  eigene  Bedürfnisse 
der  Bundesstaaten  unbefriedigt,  und  es  liegt  dem  Reiche  die  Aufgabe  ob,  auf 
dem  nur  ihm  zugänglichen  Gebiete  der  indirekten  Verbrauchsbesteaerung  weitere 
Einnahmequellen    zu   eröffnen.     Demgemäss    ist   die   baldige  Einbringung  eines 

Gesetzes   zur  Reform  der   Zuckerbesteuerung   in  Aussicht  genommen 

Auch  in  betreff  der  Branntweinsteuer  sind  zu  gleichem  Zwecke  Vorlagen  in 
Vorbereitung,  über  welche  zunächst  die  Verständigung  unter  den  verbündeten 
Regierungen  herzustellen  ist." 

Im  Januar  1886  wurden  die  Bestimmungen  eines  Branntweinmonopol- 
entwurfs  des  näheren  bekannt,  und  im  Februar  wurde  derselbe  mit  Motiven  dem 
Reichstage  vorgelegt. 

In  der  Begründung  zum  Entwürfe  wurde  ausgeführt,  dass  die  Tragfähig- 
keit  des  Branntweins  für   eine  hohe  Steuerlast   anerkannt  und   die  Regierung 
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hierdurch  einerseits,  andererseits  aber  durch  den  Wunsch,  eine  Verminderung 
des  übermässigen  Alkoholgenusses  herbeizuführen,  veranlasst  sei,  eine  Reform 
der  Branntweinbesteuerung  im  Sinne  einer  Ertragssteigerung  ins  Auge  zu  fassen. 
Zunächst  könne  hierfür  eine  Erhöhung  der  Maischraumsteuer  in  Betracht 
kommen.  Diese  habe  aber  bereits  in  ihrer  bestehenden  Höhe  ihre  erheblichen 
Nachteile,  welche  sich  mit  jeder  Steigerung  des  Steuersatzes  potenzieren;  so 
die  mit  der  von  S'/z — H  Prozent  schwankenden  Ausbeute  aus  dem  Maischraum 
verschiedene  Steuerhöhe.  Die  Zahl  der  kleinen  Brennereien  sei  unter  der 
Maischraumsteuer  trotz  des  ihnen  gewährten  Steuernachlasses  auffallend  stark 
zurückgegangen.     Man  zählte 

in  den  sieben  östlichen  Provinzen  Preussens  Brennereien  im  Betriebe, 
welche  an  Steuer  jährlich  entrichteten 

unter  150  M.     150-1500  M.     1500—15,000  M.     über  15,000  M. 
1845  501  2185  1887  115 

1854  389  1173  2036  123 

1864  112  615  2160  529 

1874  69  402  1815  1011 

1883/84         50  393  1699  1209; 

femer  führe  der  im  Maischraumsteuersystem  liegende  Antrieb,  aus  dem  Maisch- 
raum eine  möglichst  hohe  Alkoholausbeute  zu  erstreben,  zu  einem  Dickmaisch- 
verfahren, dessen  Irrationalität  durch  seine  jährlich  in  die  Millionen  gehende 
Materialverschwendung  gegeben  sei.  Die  Maischraumsteuer  könne  danach  für 
die  angestrebte  Erhöhung  des  Steuerertrags  nicht  in  Anspruch  genommen  werden. 
Aber  auch  gegen  die  Fabrikatsteuer,  welche  nun  in  Vorschlag  kommen 
könne,  lägen  überaus  gewichtige  Bedenken  vor.  Vor  allem  würde  sie  die  ganze 
bisherige  Basis  der  deutschen  Brennerei  verschieben.  „Unter  der  Herrschaft  der 
Maischraumsteuer, "  wurde  gesagt,  „hat  sich  die  Brennerei  in  ihrem  Hauptteüe 
in  den  humusarmen  sandigen  Gegenden  des  Ostens  und  Nordostens  Deutschlands 
als  wichtigstes  landwirtschaftliches  Nebengewerbe  angesiedelt,  diesen  ganz  vor- 
zugsweise auf  den  Anbau  der  Kartoffel  angewiesenen  Gegenden  die  Möglichkeit 
gewährend,  ihr  Hauptprodukt  nutzbringend  zu  verwenden.  Mit  Einführung  der 
Fabrikatsteuer  würde  der  in  dem  Prinzip  der  Maischraumbesteuerung  liegende 
Antrieb,  die  Kartoffel  als  vorteilhaftes  Maischmaterial  zu  verwenden,  in  Fortfall 
kommen ,  mit  geringeren  Kosten  würde  aus  anderen  Fruchtsorten ,  namentlich 
aus  Rüben,  Branntwein  hergestellt  werden  können  und  der  Brennereibetrieb 
würde  nicht  mehr  ein  den  Zwecken  der  Landwirtschaft  dienendes  Nebengewerbe 
bleiben,  sondern  unter  völliger  Loslösung  von  dieser  sich  zu  einzelnen  selb- 
ständigen Grossbetrieben  mit  bedeutendem  Kapital  konzentrieren.  Die  Brenne- 
reien der  auf  den  Kartoffelbau  angewiesenen  Gegenden  würden  sich  dieser 
Konkurrenz  gegenüber  nicht  halten  können,  sondern  ihren  Betrieb  erheblich 
beschränken ,  wo  nicht  ganz  einstellen  müssen ,  der  Preis  der  Kartoffeln  würde 
beträchtlich  sinken  und  hierdurch  in  den  weiten  auf  den  Kartoffelbau  ange- 
wiesenen Gegenden  nicht  nur  der  Brennereibesitzer,  sondern  jeder  an  dieBrennfi- 
reien  Kartoffeln  verkaufende  Landwirt  schwer  geschädigt  werden,  eine  Verrin;,' 
rung  des  mit  Hilfe  der  Schlempe  erhaltenen  Viehstandes  und  folglich  aucli  der 
Düngergewinnung  müsste  eintreten."  —  Die  Begründung  zog  zur  Bekräftigung 
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des  hier  Angeführten  neben  dem  Beispiel  Frankreichs  auch  das  Englands  heran 
und  ging  darin  —  insbesondere  in  der  warnenden  Hinweisung  auf  die  in  Eng- 
land vor  sich  gegangene  Konzentration  der  Brennerei  auf  13  Anstalten  —  viel 
zu  weit;  dass  die  Fabrikatsteuer  an  sich  eine  Gefahr  für  die  Brennerei  der  öst- 
lichen Provinzen  bilde,  war  allerdings  nicht  zu  leugnen;  indes  gab  es  hier  wirk- 
same Vorbeugungsmittel.  Auch  sonst  liess  die  Begründung  des  Entwurfes  der 
Fabrikatsteuer  nicht  volle  Gerechtigkeit  widerfahren  und  nahm  eine  Reihe  von 
Uebelständen  als  mit  ihr  gegeben  an,  die  sich  durchaus  nicht  an  das  Prinzip 
der  Fabrikatsteuer  knüpften.  Nur  auf  diesem  Wege  konnte  man  dazu  gelangen, 
die  Fabrikatsteuer  wie  jede  andere  Steuerform  als  „durchaus  ungeeignet"  für 
die  Erreichung  der  ins  Auge  gefassten  Ziele  zu  bezeichnen  und  das  einzige 
Mittel  hierzu  in  dem  vorgeschlagenen  System  des  Monopols  zu  sehen. 

Ein  Branntweinmonopol  konnte  in  drei  Formen  gedacht  werden: 

1.  In  der  Form  der  Uebernahme  der  ganzen  Branntweinerzeugung  und 
des  Branntweinverkaufs  durch  den  Staat. 

2.  In  der  Form  der  Uebernahme  nur  einer  oder  mehrerer  den  Branntwein 
betreffender  spezieller  Thätigkeiten  durch  den  Staat. 

3.  In  der  Form  der  Einschiebung  des  Fiskus  zwischen  die  —  im  übrigen 
unverletzt  gelassenen  —  gewerblichen  Thätigkeiten,  welche  dem  Brannt- 
wein gewidmet  sind. 

Das  frühere  russische  Monopol  liess  neben  der  Brennerei  auch  den 
Ausschank  frei  bestehen,  übernahm  dagegen  die  Verarbeitung  des  Rohspiritus 
der  Brennerei  zu  dem  durch  die  Schenken  zu  verschleissenden  Getränke.  Ein 
weiter  unten  noch  zu  erörterndes  französisches  Projekt  (Alglaves)  wollte, 
ohne  den  Staat  mit  einer  technischen  Aufgabe  zu  betrauen,  ihn  nur  einschieben 
zwischen  den  Brenner  (Raffineur)  und  den  Schanker,  indem  er  den  Spiritus  billig 
kaufen  und  teuer  abgeben  sollte.  Von  zwei  im  Jahre  1886  in  der  Schweiz 
verhandelten  Projekten  schob  das  eine  den  Fiskus  ein  zwischen  Brenner  und 
Raffineur,  während  das  andere  Erzeugung  und  Raffination  an  den  Staat  übertrug 
und  nur  den  Ausschank  frei  lassen  wollte.  Das  deutsche  Monopolsprojekt  be- 
absichtigte das  Entgegengesetzte.  Es  liess  die  Brennerei  als  Privatgewerbe  be- 
stehen, übernahm  aber  ihr  Produkt  zur  Weiterverarbeitung  und  zum  Verkaufe. 
Der  Monopolsertrag  wurde  gesucht  in  der  Differenz  des  staatlichen  Ankauf- 
preises  (Kosten  der  Raffination  und  Verarbeitung)  und  des  Klein v er kaufpreises. 
Als  Ankaufpreis  des  Rohspiritus  waren  30—40  M.,  als  Verkaufpreis  200 — 300  M. 
pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols  angesetzt.  Der  Staat  rückte  in  die  Stellung  des 
Raffineurs  und  Zwischenhändlers  ein.  Seinen  Ertrag  gewann  das  Monopol  vor- 
zugsweise durch  die  Ansichnahme  des  bisherigen  Schankgewinnes.  Der  Schank- 
wirt sollte  durch  eine  geringe  Entschädigung  abgefunden  werden. 

Abgesehen  von  der  Realentschädigung,  welche  jeweils  im  Masse  der  Wert- 
verminderung der  mit  dem  aufzugebenden  Betrieb  in  Verbindung  gestandenen  Mo- 
bilien  und  Immobilien  gegeben  werden  sollte,  waren  Personalentschädigungen  im 
Entwürfe  vorgesehen  1.  für  die  mit  der  Reinigung  von  Spiritus  und  Herstellung  von 
Konsumbranntwein  beschäftigten  Gewerbetreibenden,  welche  ihre  gewerblichen 
Anstalten  nicht  an  die  Monopolverwaltung  verkauften,  für  ihr  technisch  ausge- 
bildetes Hilfspersonal  und  ihre  technisch  gebildeten  Arbeiter,  2.  für  die  Schank- 
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wirte  und  das  für  den  Handel  mit  dem  Branntwein  technisch  ausgebildete  Hilfs- 
personal (Agenten,  Makler,  Reisende).  Die  Personalentschädigung  sollte  betragen, 
wenn  die  betreffende  Thätig-  für  die  zu  1.          für  die  zu  2. 
keit  geübt  worden  war  Genannten               Gestellten 

2 -  3  Jahre  das  1       fache        das     V2  fache 

3-  4      ,  „     IV2      „              .       V*      . 

4-  5      „  .     2          „               „     1          . 

5-  6      ,  ,     2V2      „               .     iVe      „    ■ 

6-  7      ,  „     3          „                ,     P/6      , 

7-  8      „  ,     3V2      .              ,     P/6      , 

8-  9      „  „     4         ,              .     176      „ 
9-10      „  „     41/2      ,               „     P/e      , 

10      „     oder  länger       ,5  ,  ^2  „ 

des  durchschnittlich  im  Jahre  genossenen  Reineinkommens. 

Den  Kleinverkauf  des  Monopolbranntweins  sollten  von  den  Landesregie- 
gierungen  bestellte  Kleinverschleisser  besorgen,  welche  ihrerseits  den  Branntwein 
von  Grossagenten  erhielten,  deren  Ernennung  durch  die  Landesregierung  im 
Einvernehmen  mit  dem  Monopolamte  erfolgte.  Aller  Verkauf  sollte  für  Rech- 
nung der  Monopolverwaltung  geschehen,  die  Agenten  in  der  Regel  Prozente  aus 
ihren  Bruttoeinnahmen,  die  Verschleisser  Vergütungen  in  dieser  oder  jener  Form 
erhalten.  Für  den  zum  Absatz  im  Auslande  bestimmten  Spiritus  war  der  Ver- 
kauf auf  öffentlichen  Auktionen  in  Aussicht  genommen. 

Auch  die  Brennerei,  trotzdem  sie  freies  Gewerbe  blieb,  war  in  ihrem  Be- 
triebe und  Bestand  durch  das  Monopol  vielfach  tangiert.  Abgesehen  von  den 
für  Zwecke  der  Produktionskontrolle  zu  treffenden  Massnahmen  musste  verhindert 
werden,  ,dass,  in  der  Aussicht,  an  der  Monopolverwaltung  einen  sicheren  Ab- 
nehmer und  guten  Zahler  zu  erhalten,  aus  Spekulation  neue,  grosse,  gewerbliche 
Brennereien  entstehen  und  die  Branntweinproduktion  ins  Masslose  sich  steigere." 
Alle  Brennereien,  welche  am  1.  Oktober  1885  vorhanden  waren,  sollten  danach 
in  Zukunft  so  viel  Spiritus  bereiten  dürfen,  als  sie  vorher  regelmässig  hergestellt 
hatten.  Zur  späteren  Anlegung  neuer,  sowie  zur  Erweiterung  bestehender  Brenne- 
reien sollte  es  aber  besonderer  Erlaubnis  bedürfen,  welche  aber  auch  nur  zu 
erteilen  war,  wenn  ein  landwirtschaftliches  Interesse  an  der  Errichtung,  be- 
ziehungsweise Erweiterung  der  Brennerei  nachzuweisen  war. 

Der  Reinertrag  des  Monopols  war  den  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der 
matrikularmässigen  Bevölkerung  zu  überweisen.  Die  Gemeinden  sollten  die  Be- 
fugnis haben,  für  den  innerhalb  ihres  Bezirkes  zum  Konsum  gelangenden  Brannt- 
wein bis  50  Prozent  des  Monopolverkaufpreises  in  Form  Zuschlags  zu  diesem 
zu  erheben. 
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Der  Ertrag  des  Monopols  wurde  folgendermassen  berechnet: 
A.  Einnalmien. 


Menge 
Tausende 
Hektoliter 

reinen 
Alkohols 

Verkaufspreis 
pro  Liter  P^«  ^iter 

reinen      J^^^; 
Alkohols     brannt- 
wems 
M.             M. 

Ein- 
nahmen 
Tausende 

M. 

I.  Verkauf  von  Trinkbranntwein 

a)  Gewöhnlicher  Branntwein      ... 

.     2016,1 

2,50 

0,83 

504,025 

b)  Qualitätsbranntwein  aus  Getreide 

150,0 

3,60 

1,20 

54,000 

„                    ,    Weintreberr 

i 

etc.     ,     .     , 

16,7 

5,10 

1,70 

8,517 

„    Obst  .     .     , 

17,2 

10,00 

5,00 

17,200 

c)  Liqueure  aller  Art 

15,0 

12,00 

4,00 

18,000 

Summe  2,215,000  hl 
d)  Verkauf  von  ausländischen  Spirituosen 
aller  Art  (Rum,  Arrak,   Cognak,   Li- 
queure) ca.  50,000  Doppelzentner  .     . 


250       12,50 


Summe  I.  682,992,000  M. 
IL  Verkauf  anderen  Branntweins: 
Zum  Export  zu  verkaufender  Rohbrannt- 
wein und  zu  gewerblichen  Heizungs- 
und Beleuchtungszwecken  im  Inlande 
abzusetzender  Branntwein      .... 
demnach  Bruttoeinnahme 


5,00 


1785,0       20,00  — 


31,250 


35,700 
668,692 


B.  Ausgaben. 


Einmalige 

Ausgaben 

(Verzins,  und 

Amortis.  zu 

4V2  Prozent 

angenommen) 

Tausende 

Mark 


I.  Ankauf  von  Branntwein: 

a)  für    die    im    Inlande    erzeugten   4,200,000   hl   reinen 
Alkohols  zu  35  M.  pro  Hektoliter 

b)  Zuschläge: 

1.  für  kleine  Brennereien : 

150,000  hl  reinen  Alkohols  ä  2  M . 

2.  für  Qualitätsbranntweine: 

a)  aus  Getreide  150,000  hl  ä  30  M 

b)  aus  Weintrebern  u.  dgl.  16,700  hl  ä  100  M.      . 

c)  aus    Stein-   und   Kernobst,    Beerenfrüchten    etc. 
17,200  hl  ä  365  M 

d)  für  ausländische  Branntweine 

Summe  I. 
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Laufende 

Ausgaben 

Tausende 

Mark 


147,000 


300 

4,500 
1,670 

6,278 
6,000 


165,748 
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Einmalige 
Ausgaben 

(Verzins,  und  Laufende 

Amortis.  zu  Ausgaben 

4V2  Prozent  Tausende 
angenommen)     ^    . 

Tausende  ^^^^'^^• 
Mark 
II.  Kontrolle  der  Brennereien. 

a)  Vergütung  der  den  Bundesstaaten  erwachsenden  Kosten          —  11,000 

b)  Sammelgefässe,  Messapparate,  Ueberrohre  und  Kunst- 
schlösser, Beiträge  zu  Bauten 6,000   i^jz^jo   270 

Summe  II.  11,270 

III.  Geräte,  Lagerräume  und  Fabriken     .     .        97,500  10,725 

IV.  Betriebskosten 77,000  153,905 

V.  Entschädigungen  und  Unterstützungen. 

a)  Realentschädigungen 60,000  2,700 

h)  Personal-Entschädigungen : 

1.  für  Rektifikation 20,000  — 

2.  ,     Destillation 50,000  — 

3.  „     Grosshandel    ....     - 20,000  — 

4.  „     Kleinhandel  und  Ausschank 330,000  — 

5.  n     technisches   und  kaufmännisches  Hilfs-  und  Ar- 

beitspersonal          10,000  — 

Summe  V.  b)  430^0Ö7000  M.  19,350 

c)  für  Unterstützungen 50,000  2,250 

Summe  V.      540,000  24,300^ 


Gesamtsumme     720,500         365,948 

Rekapitnlation. 

Einnahmen 668,692,000  M. 

Ausgaben 365,948,000  M. 


Reinertrag  des  Monopols  rund     .     .     303,000,000  M. 

Die  Stimmung,  welche  das  Monopol  antraf,  als  seine  Bestimmungen  be- 
kannt wurden,  war  im  allgemeinen  keine  ungünstige.  Selbstverständlich  fand 
man  sich  bald  einem  Schwall  —  grössemteils  unsachverständiger  —  Aeusse- 
rungen  gegenüber,  welche  sich  nicht  scheuten,  aus  falschen  Voraussetzungen 
die  weitest  gehenden  Folgerungen  zu  ziehen,  und  wieder  zeigte  auch  die  Be- 
handlung, welche  die  Frage  im  Kreise  der  Fachgenossen,  d.  i.  der  Spii-itus- 
industriellen  erfuhr,  und  die  in  einer  überaus  grossen  Zahl  von  Aufsätzen,  die 
in  den  Fachzeitungen  zur  Veröffentlichung  kamen,  hervortrat,  nur  weniges,  was 
wert  war,  beachtet  zu  werden;  dagegen  wimmelte  es  von  Naivitäten. 

Die  Spiritusfabrikanten  vorerst  schieden  sich  dem  Plan  gegenüber  in  zwei 
Lager.  Die  Kartoffelbrenner  waren  für,  die  Kornbrenner  gegen  ihn.  Jedoch 
beanstandeten  auch  die  ersteren  eine  Reihe  von  Einzelbestimmungen  des  Ent- 
wurfs.    Am  23.  Januar  trat  der  Verein  der  Spiritusfabrikanten  zu  einer  ausser- 
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ordentlichen  Generalversammlung  zusammen,  auf  deren  Tagesordnung  die  Dis- 
kussion des  Monopolprojektes  stand.  Der  Versammlung  wurde  seitens  des 
Vereinsausschusses  eine  Reihe  von  Resolutionen  vorgelegt,  von  denen  die  ersten 
vier  verschiedene  Punkte  des  Entwurfs  guthiessen,  während  die  letzten  vier  Ab- 
änderungen vorschlugen.     Diese  letzteren  verdienen  eine  Erörterung. 

Die  erste  von  ihnen  beschäftigte  sich  mit  dem  durch  den  Monopolsentwurf 
in  Aussicht  genommenen  Spirituskaufpreise  und  sprach  aus:  „In  Erwägung, 
dass  der  Durchschnittspreis  der  letzten  25  Jahre  für  versteuerten  Spiritus  über 
55  M.,  für  unbesteuerten  39  betrug,  und  die  letzten  10  Jahre  zu  den  schlechtesten 
zählen,  hält  der  Verein  die  Preisfixierung  des  Monopolgesetzentwurfes  auf  Grund 
der  letzten  10  Jahre  zwischen  30 — 40  M.  für  unrichtig  und  schlägt  als  Preis- 
grenze 34 — 50  M.  vor.  In  Erwägung  jedoch,  dass  eine  einheitliche  Normierung 
des  Preises  für  das  ganze  Deutsche  Reich  weder  den  jetzt  bestehenden  that- 
sächlichen  Preisverhältnissen,  noch  den  Produktionsbedingungen  entspricht,  hält 
der  Verein  eine  zonenweise  Abgrenzung  des  Preises  für  geboten." 

Der  erste  Teil  der  Resolution  brachte  eine  unseres  Erachtens  unbe- 
rechtigte Forderung.  Der  zweite  mochte  prinzipielle  Berechtigung  haben,  dem 
stand  aber  gegenüber  die  Schwierigkeit  der  praktischen  Durchführung. 

Einen  von  Beginn  geltend  gemachten  Einwand  nannte  die  nächste  Reso- 
lution. Sie  wandte  sich  gegen  die  nach  dem  Monopolsentwurfe  sachlich  und 
persönlich  möglichen  Willkürlichkeiten  in  der  Preisfestsetzung  und  machte  den 
Vorschlag,  „die  Preisbildung  der  jedesmaligen,  jährlichen  Produktion  anzupassen" 
oder  einen  ein  für  allemal  geltenden  Durchschnittspreis  (von  40  M.)  festzustellen. 
In  Erläuterung  hierzu  wurde  ausgeführt:  die  grösste  Produktion  von  Spiritus, 
welche  Deutschland  inclusive  Bayern,  Württemberg  und  Baden  bisher  erreicht 
hat,  beträgt  (im  Jahre  1881/82)  420  Mill.  Liter  Spiritus  ä  100  Prozent.  Dieser 
Produktion  entspricht  der  im  Monopolgesetzentwurf  vorgesehene  Minimalpreis 
von  30  M.;  die  geringste  Produktion  fällt  in  das  Jahr  1872  und  beziffert  sich 
auf  etwa  320  Mill.  Liter  Spiritus  ä  100  Prozent.  Dieser  geringen  Produktion 
entspricht  der  Preis  (steuerfrei  gedacht)  von  50  M.  Bei  einer  Differenz  in  der 
Produktion  von  100  Mill.  Liter  ergibt  sich  mithin  eine  Preisdifferenz  von  20  M., 
oder  auf  jede  Verminderung  der  Produktion  um  5  Mill.  Liter  ä  100  Prozent 
folgt  im  Durchschnitt  eine  Preiserhöhung  um  1  M. 

Eine  weitere  Resolution  sprach  die  Befürchtung  aus,  die  Monopolverwal- 
tung werde  im  finanziellen  Interesse  sich  bestreben,  den  Export  durch  den  all- 
mählich steigenden  Inlandskonsum  absorbieren  zu  lassen,  und  befürwortete 
daraufhin  eine  Aenderung  des  Entwurfs  in  der  Richtung,  dass  die  gesetzlich 
vorgesehenen  Betriebserweiterungen  und  die  Neuanlage  von  Betrieben  dem  Be- 
völkerungszuwachs angepasst  werden. 

Eine  letzte  Resolution  hatte  die  Interessen  der  Kornbrenner  zum 
Gegenstande.  Sie  besagte :  In  Erwägung,  dass  nur  der  Rohspiritus  einen  Markt- 
preis hat,  der  in  Brennereien  direkt  in  Form  von  Konsumware  hergestellte 
Branntwein  jedoch  einen  je  nach  Rohmaterial,  Fabrikationsart  und  Ruf  der 
Hersteller  verschiedenen,  von  dem  Marktpreis  des  Rohspiritus  unabhängigen 
Wert  hat,  erklärt  der  Verein  es  für  eine  schwer  lösbare  Aufgabe,  für  diesen 
Qualitätsbranntwein  eine  gesetzliche  Taxe,  betreffend  den  Ankauf  durch  die 
Monopolverwaltung,   festzustellen,    und  erachtet  es  daher  für  zweckmässig,  für 
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Betriebsanstalten,  welche  direkt  Konsumware  herstellen,  eine  Fabrikatsteuer 
neben  dem  Branntweinmonopol  einzuführen. 

Zur  Abstimmung  über  diese  Resolutionen  kam  es  in  der  Generalversamm- 
lung des  Vereins  der  Spiritusfabrikanten  nicht.  Eine  Kommission  übernahm 
dagegen  ihre  Revision  und  die  neuerliche  Vorlage  an  die  mit  27.  Februar  zu- 
sammentretende ordentliche  Generalversammlung  des  Vereins. 

Die  erste  Resolution  blieb  aufrecht,  bei  nochmaliger  Beratung  der  zweiten 
nahm  man  Umgang  von  der  Empfehlung  eines  Preises  „für  alle  Zeit". 

Die  Resolution,  welche  die  Interessen  der  Kornbrenner  wahrnehmen  wollte, 
wurde  vollständig  anders  gefasst,  auf  Anregung  der  Kombrenner  und  Presshefe- 
fabrikanten selbst,  welche  ausführten,  dass  ihnen  mit  einer  Fabrikatsteuer  nicht 
gedient  sei,  da  sie  sich  nicht  zutrauen  könnten,  mit  dem  Staate  in  Konkurrenz 
zu  treten.  Sie  lautete  nun:  Der  Verein  erklärt  sich  mit  dem  für  Korntrink- 
branntwein angesetzten  Durchschnittspreis  von  65  M.  pro  Hektoliter  einverstanden. 
In  Erwägung  jedoch,  dass  auch  dieser  Qualitätsbranntwein  unter  sehr  ver- 
schiedenen Verhältnissen,  insbesondere  bei  wechselnden  Roggenpreisen  hergestellt 
wird,  hält  der  Verein  eine  Spezialisierung  der  Preisnormierung  in  dem  Sinne 
für  erforderlich,  dass  bei  einem  Jahresdurchschnittspreis  von  140  M.  für  Roggen 
an  der  Berliner  Börse,  für  Kombrennereien,  welche  zugleich  Presshefe  gewinnen, 
ein  Grundpreis  von  55  M.,  für  Kornbrennereien,  welche  keine  Presshefe  gewinnen, 
ein  Grundpreis  von  80  M.  festgestellt  wird,  und  dass  der  Grundpreis  abgeändert 
wird  in  dem  Sinne,  dass  für  jede  10  M.,  um  welche  sich  der  Roggendurch- 
schnittspreis ändert,  bei  steigenden  Preisen  ein  Zuschlag,  bei  fallenden  Preisen 
ein  Abzug  von  3  M.  pro  Hektoliter  Branntwein  gemacht  wird. 

Von  Interesse  war  ein  Vorschlag,  dessen  sich  eine  weitere  Resolution  an- 
nahm. Sie  wünschte,  dass  die  Feststellung  der  Erzeugung,  welche  der  einzelnen 
Brennerei  fernerhin  verstattet  werden  solle,  nach  Wahl  der  letzteren  in  Hekto- 
litern des  Erzeugnisses  oder  des  Maischraums  erfolge,  damit  ein  gewisser  Anreiz 
für  die  Erzielung  einer  höheren  Ausbeute  aus  dem  Maischraum,  wie  er  bisher 
bei  der  Maischraumsteuer  vorhanden  war,  bestehen  bleibe. 

Der  Monopolsentwurf  hatte  beantragt,  dass  der  Bundesrat  zur  Gewährung 
eines  Zuschlages  bis  2  M.  pro  Hektoliter  für  die  Kartoffelbrennereien  ermächtigt  sein 
solle,  welche  täglich  nicht  mehr  als  10  V2  hl  bemaischen.  Dieses  Zugeständnis 
fand  die  Kommission  ungenügend.  Sie  schlug  vor,  dass  denjenigen  Korn-  und 
Kartoifelbrennereien,  welche  jährlich  nicht  mehr  als  100  hl  Spiritus  an  die  Monopol- 
verwaltung abliefern,  ein  Preisaufschlag  von  5  M.  pro  Hektoliter  gewährt,  und  dass 
dieser  Preisaufschlag  bei  einer  Ablieferung  von  nicht  mehr  als  200  hl  auf  4  M., 
bei  einer  Ablieferung   von   nicht  mehr  als   300  hl    auf  3  M.  festgesetzt  werde. 

Die  vorstehend  genannten  Resolutionen  gelangten  als  Antrag  der  Kom- 
missionsmajorität an  die  Versammlung.  Die  Minorität  hatte  sich  dem  weiter 
unten  noch  zu  erörternden  Vorschlage  einer  kombinierten  Fabrikat-  und  Maisch- 
raumsteuer angeschlossen.     In  der  Generalversammlung  stimmten: 

für  das  Monopol  mit  den  in  den 
Resolutionen  gegebenen  Amendements     dagegen 

KartofFelbrenner  280  52 

Spiritushändler  8  32 

Kornbrenner  7  22 

330 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Ver.  Staaten  von  Nordanaerika.      gß^ 

Dieses  Stimmenverliältnis  kennzeichnet  ganz  getreu  die  Aufnahme,  welche 
der  Monopolsentwurf  in  den  beteiligten  Kreisen  fand. 

Dass  es  die  Spiritushändler  gegen  sich  hatte,  war  nur  zu  natürlich.  Nicht 
in  gleicher  Weise  ist  die  Haltung  der  Kornbrenner  verständlich. 

Sie  sprachen  sich  für  die  Ablehnung  jedes  Monopols  aus.  Abgesehen 
von  der  sachlichen  Unhaltbarkeit  einer  solchen  Stellungnahme,  wäre  auch  die 
Verwerfung  des  ihnen  vorliegenden  Entwurfs  kaum  zu  erklären  gewesen,  hätte 
es  sich  in  den  Kornbranntweinbrennereien  wirklich  bloss  um  solche  gehandelt. 
Der  Monopolsentwurf  sah  die  Festsetzung  des  Kaufpreises  von  Kombranntwein 
, unter  billiger  Berücksichtigung  der  seitherigen  Preise"  vor.  Für  Kornbrannt- 
wein war  und  ist  der  Preis  regelmässig  um  15 — 20  M.  pro  Hektoliter  höher  als 
für  Kartoffelbranntwein,  5 — 15  M.  hiervon  nahm  die  für  Kombranntwein  höhere 
Steuer  weg.  Eine  Steuerungleichheit  hätte  es  für  die  beiden  Kategorien  nach 
Einführung  des  Monopols  nicht  gegeben  und  die  Regelung  der  Preise  mit  Be- 
rücksichtigung des  bisherigen  Standes  war  daher  als  eine  dem  Kornbranntwein- 
brenner sehr  günstige  anzusehen.  Manche  Kornbrenner,  so  die  westfälischen, 
standen  denn  auch  thatsächlich  für  das  Monopol  ein.  Wenn  aber  der  grösste 
Teil  der  Kornbrenner  sich  nun  doch  den  Gegnern  des  Monopols  anschloss ,  so 
geschah  dies  einmal,  weil  ihnen  die  sie  betreffenden  Zusagen  des  Entwurfs  nicht 
präzis  und  sicher  genug  schienen,  sodann  auch,  weil  die  grosse  Zahl  nicht  für 
den  offenen  Markt  arbeitete,  sondern  entweder  einen  Qualitätsbranntwein  er- 
zeugte, dessen  Abnehmer  , Liebhaber"  der  betreffenden  Sorte  waren  und  hohe 
Preise  bezahlten,  oder  mit  ihrer  Erzeugung  den  Betrieb  einer  Schenke  verband, 
in  deren  Interesse  dann  der  Kampf  des  „Brenners"  gegen  das  Monopol  geführt 
werden  musste. 

Wir  haben  bisher  die  Stellungnahme  der  Interessenten,  d.  h.  der  durch 
das  Monopol  betroffenen  Gewerbe  und  Thätigkeiten  diesem  gegenüber  in  Er- 
örterung gezogen.  Wie  man  weiss,  machten  sich  jedoch  auch  Bedenken  gegen 
iasselbe  von  Gesichtspunkten  ausserhalb  jenes  engeren  Interessenkreises  geltend, 
und  zwar  sprach  man  Befürchtungen  aus  bezüglich  seiner  Wirksamkeit  gegen- 
über dem  Alkoholismus,  bezüglich  der  Anbringbarkeit  des  zum  Export  unter 
dem  Monopol  verfügbar  werdenden  Spiritus  im  Auslande,  und  bezüglich 
des  Ertrags. 

Der  Monopolsentwurf  nahm  einen  Konsumrückgang,  welcher  , viel- 
leicht bis  zu  20  Prozent"  betragen  werde,  in  Aussicht  und  begründete  dies  da- 
mit, dass  das  Monopol  nicht  nur  eine  Erhöhung  des  Detailpreises  mit  sich 
führe,  sondern  auch  eine  bedeutende  Verminderung  der  Branntweinschenken 
möglich  mache  und  in  Aussicht  nehme.  Des  weiteren  bedeute  das  Monopol 
aber  auch  deswegen  einen  wichtigen  sanitären  Fortschritt,  weil  es  allein  volle 
Sicherheit  gegen  die  Abgabe  „giftiger  und  verfälschter  Fabrikate"  geben  könne, 
—  Dass  das  Monopol  eine  Verbesserung  des  Branntweins  mit  sich  führe,  war 
unbedingt  zuzugeben.  Nach  Angaben,  welche  von  einigen  Seiten  gemacht 
wurden,  soll  bisher  die  Hälfte  des  in  Deutschland  konsumierten  Branntweins 
aus  Rohspiritus,  d.  h.  aus  einer  Flüssigkeit  bereitet  worden  sein,  welcher  alle 
fuseligen  Bestandteile,  die  sie  während  des  Brennprozesses  aufgenommen  hatte, 
voll  verblieben  waren.  Unter  dem  Monopol  sollte  dagegen  nur  raffinierter  Spiritus 
zur   Verarbeitung  gelangen.     Auch   eine  Erhöhung   des   Detailpreises  war   für 
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viele  Teile  Deutschlands  mit  dem  Monopol  offenbar  gegeben,  denn  bisher  war 
nach  offiziellen  Erhebungen  der  Preis  des  Liters  reinen  Alkohol  im  glasweisen 
Verschank  gewesen: 

in  Üstpreussen  1,02  M. 
„  Westpreussen  1,35  „ 
,   Posen  1,02    „ 

,   Pommern  1,45    „ 

„   Schlesien  2,31    „ 

,   Brandenburg     1,40    , 
„    Sachsen  2,07    „ 

höher  als  3  M,  war  er  bloss 

in  Schleswig-Holstein  mit  5,18  M. 
„   Hannover  „     3,33    „ 

„   Westfalen  „     3,65   , 

„   Rheinland  „     3,42    „ 

„  Hessen-Nassau  „     3,23   „ 

Allerdings  wurde  in  den  vier  letztgenannten  Provinzen  vorzugsweise  K  o  r  n- 
branntwein  geschenkt. 

Das  Monopol  wollte  einen  Verkaufpreis  von  2  bis  3  M.  pro  Liter.  Die 
Inaussichtnahme  einer  Verminderung  des  Branntweingenusses  um  V^-)  "w^i®  ^^^ 
Monopolsentwurf  sie  aussprach,  war  unter  diesen  Verhältnissen  weder  über- 
trieben, noch  blieb  sie  hinter  der  Wahrscheinlichkeit  zurück.  In  diesem  Punkte 
war  dem  Monopol  kaum  etwas  vorzuwerfen. 

Eine  Reihe  von  Gegnern  des  Monopols  ging  aber  von  der  Annahme 
einer  stärkeren  Reduktion  des  Konsums  aus,  um  darauf  ihre  Behauptung 
von  der  Schwierigkeit  oder  Unmöglichkeit  einer  Unterbringung  der  Produktions- 
überschüsse im  Ausland  stützen  zu  können.  Bereits  nach  der  Rechnung  des 
Monopolentwurfs  hätte  die  Monopolverwaltung  um  etwa  750,000  hl  mehr  als 
bis  dahin  oder  ungefähr  das  Doppelte  der  durchschnittlichen  deutschen  Ausfuhr 
der  80er  Jahre  im  Ausland  unterzubringen  gehabt.  Nun  wäre  die  Unterbringung 
dieses  Mehrquantums  im  Auslande  wohl  noch  zu  bewerkstelligen  gewesen,  obzwar 
nur  mit  knapper  Not,  mit  Verdrängung  aller  bisherigen  Konkurrenten  Deutsch- 
lands und  nur  zu  niedrigerem  als  dem  vom  Entwürfe  in  Aussicht  genommenen 
Preise.  Wäre  aber,  wie  seitens  mancher  angenommen  wurde,  der  Inlandskonsum 
nicht  um  bloss  V^i  sondern  um  ^a  gesunken,  dann  allerdings  hätte  der  Absatz 
der  zur  Ausfuhr  restierenden  Menge  kaum  überwindliche  Schwierigkeiten  gehabt. 
Die  seltsamsten  Berechnungen  wurden  angestellt  mit  Bezug  auf  den  E  r- 
trag  des  Monopols.  So  machten  Breslauer  Sprithändler  eine  Rechnung  auf, 
der  zufolge  das  Monopol  nicht  über  31  Mill.  M.  einbringen  würde.  Man  ging 
bei  solchen  Rechnungen  etwa  folgendermassen  vor :  Man  nannte  die  Vergütungen 
ungenügend,  welche  an  Agenten  und  Verschleisser  ^),  an  Rektifikationsanstalten, 
an  Destillerien  und  Schankwirte  gegeben  werden  wollten,  und  glaubte  an  Stelle 
der  präliminierten  Kosten   von  I26OV2  Mill.  etwa  1500  oder  1600  Mill.  M.   an- 


^)  Es  waren  in  Aussicht  genommen:  600  Agenten  zu  15,000  M.,  davon 
7500  M.  Geschäftsunkosten,  7500  M.  Risiko  und  Gehalt,  8000  Verschleisser  in 
Stadtgemeinden  zu  3000,  62,000  Verschleisser  in  Landgemeinden  zu  500  M. 
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setzen  zu  dürfen.  Dem  stellte  man  dann  gegenüber  eine  Einnahmenreclmung, 
welche  von  einer  Verminderung  des  Konsums  nicht  um  20,  sondern  um  40  Pro- 
zent ausging  und  welche  der  Monopolverwaltung  etwa  noch  die  Absicht  zu- 
schrieb ,  in  den  ersten  Jahren  den  Branntweinverkaufpreis  nicht  über  das 
Minimum  von  200  M.  setzen  zu  wollen  u.  dgl.  mehr. 

Einige  Berechtigung  von  dem  Vorgebrachten  scheint  nur  die  Bemängelung 
des  Ausgabenansatzes  bei  verschiedenen  Posten  gehabt  zu  haben.  Dagegen 
waren  die  Bruttoeinnahmen,  wie  der  Entwurf  sie  anschlug,  jedenfalls  ein 
Minimum  und  zwar  deswegen,  weil  er  den  bestehenden  und  danach  auch  den 
künftigen  Branntweinkonsum  zu  gering  annahm.  Er  berechnete  beispielsweise 
für  das  Jahr  1884/85  die  Spiritusproduktion  des  norddeutschen  Steuervereins 
auf  3,815,000  hl,  derart,  dass  nach  Hinzunahme  der  68,000  hl  Einfuhr  und 
nach  Abzug  der  766,000  hl  Ausfuhr  und  144,000  hl  Verwendung  zu  gewerb- 
lichen Zwecken  ein  Trinkkonsum  von  2,973,000  hl  verblieb.  Im  Durchschnitt 
von  fünf  Jahren  wurde  er  auf  2,810,000  hl  berechnet.  Zwölf  Prozent  Schwen- 
dung und  Verbrauch  zu  gewerblichen  Zwecken ,  ohne  Inanspruchnahme  der 
Steuerrückvergütung,  sollten  diesen  Verbrauch  auf  2,480,000  hl  herabmindern, 
320,000  hl  Konsum  der  ausserhalb  der  Branntweinsteuer-Gemeinschaft  stehenden 
Teile  Deutschlands  den  inneren  Konsum  des  Reiches  auf  2,800,000  hl  bringen. 
In  dieser  Rechnung  sind  manche  Posten  zu  beanstanden,  vor  allem  die  Berech- 
nung der  Produktion  und  Konsumtion  in  Norddeutschland. 

Der  Massstab  für  die  Produktionsziffer  des  norddeutschen  Steuervereins 
muss  in  dem  daselbst  versteuerten  Maischraum  gesucht  werden,  1884/85  wurden 
im  norddeutschen  Steuerverein  1,309,785  hl  zu  dem  niedrigeren  Steuersatze  von 
25  Pf.  pro  22,9  1  Maischraum  der  kleineren  landwirtschaftlichen  Brennereien 
versteuert,  46,197,683  hl  zu  dem  höheren  Steuersatze  von  30  Pf.  der  grösseren 
Brennereien.  Die  Ausbeute  aus  dem  Maischraum  in  den  gewerblichen  Kar- 
toffelbrennereien war  1884/85  durchschnittlich  etwa  9'/4  Prozent,  vielleicht 
etwas  mehr,  in  den  landwirtschaftlichen  Kartoffelbrennereien  9  Prozent,  die 
Ausbeute  in  den  Getreidebrennereien  variierte  von  4  bis  8  und  war  im  Durch- 
schnitt ca.  6  Prozent.  Der  mit  Getreide  besetzte  Maischraum  ist  von  der 
Kartoffelmaische  in  der  Statistik  nicht  geschieden  und  wir  erfahren  bloss,  dass 
1884/85  neben  24,631,000  Mctr.  und  2,487,000  hl  Kartoffeln  nicht  mehr  als 
3,406,000  Mctr.  und  340,000  hl  Getreide  verarbeitet  worden  sind.  Ferner  wurden 
noch  731,000  Mctr.  Melasse  zur  Spirituserzeugung  herangezogen.  Dies  sind  die 
Daten,  aus  denen  für  die  Berechnung  der  Produktion  ein  Durchschnitt-Ausbeute- 
satz gezogen  werden  muss.  Er  ist  nach  dem  Mitgeteilten ,  bei  der  weit  über- 
ragenden Bedeutung  der  grösseren  Kartoffelbrennereien,  anzusetzen  mit  9  bis 
9,1  Prozent  ^).  Danach  ist  aber  die  Produktion  der  Maischraumsteuer- 
Brennereien  des  norddeutschen  Steuergebiets  rund  4,300,000  hl  absoluten  Alkohols. 
Ausserhalb  der  Maischraumsteuer  steht  bekanntlich  die  Verarbeitung  von  Wein- 
treber,  Weinhefe,  Obst  u.  dgl.  Die  Brennerei  dieser  StoEEe  ist  ganz  unbedeutend 
gegenüber   der  Maischraumsteuer-Brennerei,    und   der  Fehler  wäre   ein  überaus 


^)  Der   sachverständige   Reichstags  -  Abgeordnete   Fürst   von   Hatzfeld- 
Trachenberg  nahm   in    der  Monopoldebatte   des    6.   März    1886   eine  Durch- 
,  schnittausbeute  der  norddeutschen  Brennerei  von  9  Prozent  an. 


gg^  Julius  Wolf, 

kleiner,  wenn  man  auf  ihre  —  übrigens  auch  nur  schätzungsweise  zu  ermittelnde 
—  Produktion  überhaupt  keine  Rücksicht  nähme.  Nach  dem  Massstab  der 
Steuer  gerechnet  —  die  Materialsteuer-Brenner  entrichteten  1884/85  483,000  M. 
gegen  61,952,000  M.  gezahlte  Maischraumsteuer  —  wäre  ihre  Erzeugung  mit 
35,000  hl  zu  berechnen. 

Wir  stehen  also  bei  einer  Produktion  der  norddeutschen  Brennerei  von 
4,335,000  hl  absoluten  Alkohols.  Um  den  Konsum  zu  ermitteln,  muss  die  Ein- 
fuhr von  im  Durchschnitt  ^)  35,000  hl  zur  Produktion  geschlagen,  dagegen  die 
Ausfuhr  und  die  Verwendung  von  Spiritus  zu  gewerblichen  Zwecken  von  zu- 
sammen 910,000  hl  in  1884/85  in  Abzug  gebracht  werden.  Es  verbleiben  dann 
für  den  Konsum  in  Norddeutschland  3,460,000  hl  oder  für  36,350,000  Seelen 
9V2  1  Konsum  pro  Kopf. 

Die  Monopolsvorlage  macht  nun  unter  dem  Titel  Schwendung  und  Ver- 
brauch zu  gewerbliclien  Zwecken  ohne  Inanspruchnahme  der  Steuerfreiheit  einen 
Abzug  von  12  Prozent  an  dem  ermittelten  Konsum.  Es  scheint  diese  Annahme 
zu  hoch  und  wir  glauben  uns  mit  einem  Abzug  von  10  Prozent  genügen  lassen 
zu  können.  Der  thatsächliche  Trinkkonsum  Norddeutschlands  berechnet  sich 
sodann  mit  3,114,000  oder  rund  3,100,000  hl  absoluten  Alkohols  gegen  die 
2,480,000  hl  Annahme  des  Monopolsentwurfs. 

Ungefähr  im  Verhältnis  dieser  beiden  Zahlen  ist  die  Monopolseinnahme 
aus  dem  Verkauf  im  Inland  zu  niedrig  angesetzt.  Das  daraus  sich  ergebende 
Mehr  der  Einnahmen  gegen  die  Berechnung  des  Entwurfs  reicht  aber  mehr  als 
aus,  um  trotz  eines  eventuell  grösseren  Erfordernisses  an  Entschädigungen  und 
Gehalten  den  präliminierten  Ertrag  von  303  Mill.  M.  als  nicht  zu  hoch  ge- 
griffen zu  charakterisieren. 

Auf  eine  Gefahr,  die  mit  dem  Monopol  hätte  eintreten  müssen  und  die  nicht 
ganz  ohne  Bedeutung  war,  wurde  bei  der  vielseitigen  Erörterung  des  Entwurfes 
nicht  aufmerksam  gemacht:  auf  die  Gefahr  der  Defraude  bei  den  vielen  Tau- 
senden kleiner  Brennereien,  die  Deutschland  besitzt,  und  bei  der  Möglichkeit 
einer  Branntweinbereitung  mit  einfachen  Gerätschaften  des  Haushalts  und  der 
Küche.  Preussen  zählte  (1884/85)  1361  kleinste  Brennereien,  die  vorzugsweise 
Obst,  Beeren,  Weintrester  verarbeiten,  Bayern  hatte  (1884)  3697  solche  Brennereien, 
Württemberg  (1883)  ihrer  4887,  Baden  (1883/84)  27,848  und  Elsass-Lothringen 
21,663.  Die  Begründung  äusserte  sich  bezüglich  dieser  Betriebe  folgendermassen : 
„In  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  in  Elsass-Lothringen,  in  den  hohenzollem- 
schen  Landen,  zum  Teile  auch  in  der  Rheinprovinz  besteht  eine  grosse  Anzahl 
kleiner  und  kleinster  Brennereien,  welche  keinen  regelmässigen  Betrieb  haben, 
meist  in  den  Küchenräumen  oder  in  ähnlichen  beschränkten  Lokalitäten 
imtergebracht  sind."  Die  Kontrolle  über  diese  kleinen  Brennereien,  hiess  es 
weiter,  würde  nur  einzuführen  sein  durch  die  Verpflichtung  derselben  zur 
Deklaration  des  Materials,  dann  jedes  einzelnen  Brandes  und  insbesondere  des 
gewonnenen  Produktes.  —  Man  sieht,  eine  eindringliche  Kontrolle,  etwa  im 
Sinne  einer  Fabrikatsteuer,  konnte  gar  nicht  in  Aussicht  genommen  werden, 
und  eine  Defraude   seitens   dieser  kleinen  Brennereien   wäre   daher  nicht  abzu- 


')  Wir  können  hier  nicht  die  Ziffer  des  Jahres  1884/85  gebrauchen,  weil 
dieselben  aus  Anlass  der  Zollerhöhung  auf  fremde  Spirituosen  eine  abnormale  war. 

834 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Yer.  Staaten  von  Nordamerika.      335 

wehren  gewesen.  Auch  die  Entstehung  heimlicher  kleiner  Brennereien  war  eine 
Gefahr.  Indes  ist  freilich  die  Leistungsfähigkeit  all  dieser  Brennereien  eine  zu 
geringe,  um  den  Ertrag  des  Monopols  ernstlich  zu  gefährden^). 

Je  näher  die  Zeit  heranrückte,  in  welcher  die  Würfel  über  das  Schicksal 
des  Monopols  im  Reichstage  fallen  sollten,  desto  weitere  Kreise  zog  die  Agi- 
tation gegen  dasselbe,  desto  mehr  schwoll  das  Heer  seiner  Feinde  an.  Am 
4.  März  kam  es  zur  ersten  Lesung,  am  5.  März  wurde  dieselbe  fortgeführt,  am 
6.  März  beendet.  Die  Debatte,  die  sich  gegen  das  Ende  sachlich  zusehends 
verflachte,  bot  am  ersten  Verhandlungstage  manche  Gesichtspunkte  von  Interesse. 

Wertvolle  positive  Anregungen  brachte  Abgeordneter  von  Wedel  1- 
Malchow.  Er  gab  zu  bedenken,  ob  die  Fabrikation  von  Rohspiritus  zum  Export 
nicht  freizugeben,  femer  ob  die  Fabrikation  und  der  Verkauf  von  Qualitäts- 
branntwein und  Liqeuren  dem  Monopol  besser  nicht  zu  unterstellen  sei.  Auch 
würde  zu  überlegen  sein,  ob  die  ausländischen  Branntweine  ohne  weiteres  unter 
die  Bestimmungen  des  Monopols  fallen  müssen  und  ob  nicht  ein  hoher  Zoll  in 
dieser  Beziehung  ausreichend  wäre.  Es  sei  des  weiteren  die  Frage  zu  ventilieren, 
ob  der  Verschleisser  in  dem  ganzen  System  nötig  ist,  ob  nicht  ein  Freigeben 
des  Ausschanks  und  des  Kleinhandels  in  der  Art  gewählt  werden  kann,  wie  es 
schon  augenblicklich  auf  Grund  von  Konzessionen  stattfindet. 

Von  den  Reden  negativ-kritischer  Natur  fasste  jene  des  Abgeordneten 
Richter  die  geläufigen  Vorwürfe  gegen  das  Monopol  am  besten  zusammen. 
Er  berechnete  die  Ertragssteigerung,  welche  den  Brennereien  durch  das  Monopol 
jährlich  zufalle,  auf  50 — 60  Mill.  M.  und  kapitalisierte  diesen  Betrag  zu  3V2  Pro- 
zent auf  IV2  — 1^/4  Milliarden.  Nun  gingen  diese  Ziffern  offenbar  zu  weit.  Unserer 
Meinung  nach  —  soweit  sich  eine  solche  hier  überhaupt  aussprechen  lässt  — 
liegt  der  Spirituspreis  der  Zukunft  durch  eine  längere  Reihe  von  Jahren  bei 
etwa  28  M.  pro  hl.  Gegen  den  niedrigsten  Preis  des  Monopols  von  30  M.  ge- 
halten, repräsentieren  nun  die  2  M.  Plus  des  Monopols  auf  4  Mill.  hl  jährlich 
8  Mill.,  gegen  den  Durchschnittspreis  des  Monopols  von  35  M.  die  7  M.  Plus 
jährlich  28  Mill .,  also  unter  allen  Verhältnissen  Beträge ,  welche  hinter  dem 
Ansatz  Herrn  Richters  sehr  weit  zurückbleiben.  Freilich  ist  bei  Berechnung 
des  den  Brennereien  durch  das  Monopol  gesicherten  Gewinnes  noch  die  Mate- 
rialersparnis ,  die  in  dem  Aufhören  des  Zwanges  zur  Dickmaischung  gegeben 
ist,  in  Rücksicht  zu  ziehen.  Herr  Richter  bekämpfte  auch  die  offizielle  Er- 
tragsberechnung des  Monopols,  und  zwar  nach  der  Richtung  der  Einnahmen 
sowohl  wie  nach  der  der  Ausgaben.     Mit  Bezug  auf  die  ersteren  bezeichnete  er 


^)  Das  russische  Monopol  hatte  nur  für  jene  Provinzen  des  Reiches  Gel- 
tung, welche  eine  Fruchtbrennerei  nicht  besassen  oder  besitzen.  Es  bestand  nur  in 
Grossrussland.  Kleinrussland,  Polen,  die  Ostseeprovinzen  und  Finnland,  von 
denen  insbesondere  das  erstere  Fruchtbrennereien  besass,  waren  sogenannte 
privilegierte  Provinzen,  d,  h.  mit  einer  blossen  Branntweinsteuer  statt  des 
Monopols.  Die  Schweiz  hat  (vgl.  weiter  unten)  durch  Volksabstimmung  vom 
Oktober  1885  die  Fruchtbrennerei  steuerfrei  erklärt,  doch  muss  bemerkt  werden, 
dass  dies  nicht  infolge  der  von  vornherein  eingesehenen  Schwierigkeit,  die  Frucht- 
brennerei in  ein  Monopol  einzubeziehen,  geschah,  sondern  weil  nur  durch  Frei- 
lassung jener  Brennereikategorie  von  der  Steuer  die  Zustimmung  des  Volkes 
zur  ,  Alkoholgesetzgebung "  zu  erlangen  war. 
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den  offiziellen  Anschlag  als  zu  hoch,  mit  Bezug  auf  die  letzteren  als  zu  niedrig 
und  gelangte  schliesslich  zu  einer  Schätzung  des  Monopolertrages  ^noch  be- 
trächtlich unter  100  Mill.  Mark".  Zum  Punkt  der  Ausgaben  war  seine  Argumen- 
tation nicht  glücklich.  Er  führte  an,  man  rechne  gegenwärtig  auf  den  glaa- 
weisen  Ausschank  eines  Liters  einen  Verlust  durch  „Uebermass"  und  Ueberschütten 
von  mindestens  5  Prozent.  Es  berechne  sich  hiernach  bei  dem  Durchschnitts- 
absatz, den  man  für  städtische  Verkäufer  nach  der  Monopolsvorlage  annehmen 
müsse,  von  335  hl  pro  Jahr,  bei  dem  glasvreisen  Ausschank  allein  ein  Verlust 
von  1000  M.  jährlich  auf  Verschüttung  und  Uebermass.  —  Die  Geltendmachung 
dieses  Punktes  vrar  nicht  zutreffend,  weil  das  Verschütten  mit  dem  Uebermass 
fortfällt  und  letzteres  vrieder  zweifelsohne  mit  dem  Monopole.  Die  in  dieser 
Richtung  bestandenen  Verhältnisse  durften  nicht  zum  Massstab  jener  unter 
dem  Monopol  genommen  werden.  —  Abgeordneter  Richter  sagte  einen  Kon- 
sumrückgang infolge  des  Monopols  auf  1,500,000  hl  voraus,  führte  etwas  später 
aber  allerdings  an,  ohne  sich  des  Widerspruchs  bewusst  zu  werden:  „Die 
Stärkung  zur  Arbeit  durch  den  Branntwein  wird  eine  Verminderung  erleiden ; 
aber  wie  kann  man  mit  derselben  Sicherheit  behaupten,  dass  es  in  Bezug  auf 
die  Völlerei  der  Fall  ist!  Nein,  ich  bin  der  Meinung,  dass  gerade  die  Eigen- 
tümlichkeit der  Betriebsweise  des  Monopols  nach  manchen  Richtungen  hin  die 
Völlerei  fördert.  Das  Monopol  stellt  gleiche  Preise  auch  für  die  verschiedenen 
Provinzen;  infolgedessen  wirkt  es  in  den  verschiedenen  Provinzen  ganz  ver- 
schieden. Sehen  Sie  sich  die  Preistabelle  an  vor  und  nach  dem  Monopol,  so 
werden  Sie  finden,  dass  man  unter  dem  Monopol  in  Schleswig-Holstein  beim 
glasweisen  Ausschank  für  den  halben  Preis  wird  Branntwein  beziehen  können, 
als  es  jetzt  der  Fall  ist.  Sehen  Sie  sich  die  Grenze  an,  so  finden  Sie,  dass  der 
glasweise  Ausschank  von  Branntwein  in  den  westlichen  Provinzen  unter  dem 
Monopol  billiger  sein  soll  als  gegenwärtig.  In  dem  Umstände,  dass  der  glas- 
weise Ausschank  nicht  teurer  sein  vsdrd  als  der  Kleinhandel,  liegt  eine  Prämie, 
die  Wirtschaft  aufzusuchen.  Allerdings,  die  Zahl  der  Wirtshäuser  wird  geringer 
werden,  aber  das  einzelne  wird  dadurch  besuchter;  es  wird  unter  dem  kaiser- 
lichen Adler  die  Branntweinschenke  viel  mehr  der  Mittelpunkt  des  Verkehrs 
werden,  als  es  in  den  jetzt  zerstreuten  kleinen  Wirtschaften  der  Fall  ist.  Ge- 
rade hierin  liegt  der  Anreiz  für  die  Völlerei,  ein  Grund,  warum  man  eine 
Vermehrung  der  Trunksucht  befürchtet."  —  Berechtigung  hatte  jedenfalls  der 
Einwand,  die  Preiserniedrigung,  welche  das  Monopol  einigen  Provinzen  bringe, 
könne  leicht  schädlich  wirken ,  und  in  diesem  Punkte  wurde  Herr  Richter 
später  vom  Abgeordneten  Schumacher  unterstützt. 

Am  12.  März  trat  die  Reichstagskommission  für  das  Branntweinmonopol 
zu  ihrer  ersten  Sitzung  zusammen.  In  der  zweiten,  welche  sie  am  16.  März 
abhielt,  wurde  ohne  wesentliche  Debatte  die  ganze  Vorlage  abgelehnt.  Am  26. 
und  27.  März  nahm  der  Reichstag  die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  vor,  um  den 
letzteren  schliesslich  mit  181  gegen  3  Stimmen  —  37  Abgeordnete  enthielten 
sich  der  Abstimmung  —  zu  verwerfen.  Freiherr  von  Hertling  konstatierte, 
dass  mit  bezug  auf  das  Branntweinmonopol  im  ganzen  10,387  Petitionen  ein- 
gegangen waren,  davon  42  für  das  Monopol  ohne  besondere  Abänderungen  des- 
selben. Von  den  gegnerischen  Petitionen  befürworteten  678  eine  andere  Ent- 
schädigung, 281  erklärten  sich  mit  einer  Erhöhung  der  Branntwein- 

336 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Ver.  Staaten  von  Nordamerika.      33'^ 

«teuer,   52  mit   einer   solchen  nach  vorausgegangener  Enquete  einverstanden, 
321  waren  mindestens  für  Reform  der  Branntweinsteuer. 

Inzwischen  war  das  Monopol  auch  in  zwei  süddeutschen  Parlamenten 
Gegenstand  der  Erörterung  gewesen.  Die  Haltung  Süddeutschlands  dem 
Monopolprojekte  gegenüber  hätte  von  Anfang  als  günstig  vorausgesetzt  werden 
sollen,  denn  das  Monopol  brachte  den  süddeutschen  Staaten  sehr  erhebliche 
Vorteile  zu,  indem  es  statt  des  Konsums  in  den  einzelnen  Staaten  deren  Be- 
völkerung zum  Massstabe  der  Verteilung  des  Monopolertrages  machte.  Nach 
dem  Verhältnis  seines  Konsums 

konnte  Bayern  Anspruch  erheben  auf  rund  14  MiU.  M. 

es  waren  ihm  zugedacht     35,4      „       „ 
„       Württemberg  Anspruch  erheben  auf  rund      4      „       , 

es  waren  ihm  zugedacht     13,1      „       „ 
,       Baden  Anspruch  erheben  auf  rund  8      „       , 

es  waren  ihm  zugedacht     10,5      „       „^) 
Trotz  der  den  süddeutschen  Staaten  derart  zugedachten  reichlichen  Geschenke, 
traten  auch  hier  die  Bevölkerung  und  in  Bayern  überdies  der  Landtag  gegen 
das  Monopol  auf. 

In  Bayern  befasste  sich  vorerst  das  Generalkomitee  des  landwirtschaft- 
lichen Vereins  in  Bayern  mit  dem  Projekte.  Dieses  wurde  prinzipiell  ge- 
nehmigt und  nur  einer  Reihe  spezieller  Wünsche  in  der  Form  von  Anträgen 
Raum  gegeben.  So  wollte  man,  dass  in  Betracht  der  in  Süddeutschland  um 
mindestens  30  Pf.  pro  Zentner  höheren  Kartoffelpreise  und  der  gleichfalls  höheren 
Arbeitslöhne  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  daselbst  ein  Zuschlag  zum 
Monopolpreise  bis  5  M.  pro  Hektoliter  gewährt  werde,  dass  die  Errichtung  und 
Erweiterung  landwirtschaftlicher  Brennereien  am  Lande  auch  weiterhin  gefördert 
werde,  dass  dem  Bundesrat  die  Ermächtigung  gegeben  werde,  jene  Kontrollbestim- 
mungen, die  sich  an  die  Bestimmungen  des  Maischraumsteuergesetzes  anlehnen, 
aber  nicht  unerlässlich  erscheinen,  aufzuheben  u.  dgl.  m. 

Am  10.  Februar  nahm  die  bayrische  Kammer  der  Abgeordneten  aus  An- 
lass  eingelaufener  Petitionen  die  Verhandlung  über  das  Branntweinmonopol  auf. 
Mit  Recht  wurde  geltend  gemacht,  dass  eine  nicht  dem  Monopol  überant- 
wortete bayrische  Spiritusindustrie  im  Falle  der  Einführung  des  Monopols  in 
Norddeutschland  von  dem  dahier  zur  Ausfuhr  nach  Bayern  andrängenden  Brannt- 
wein leicht  in  eine  überaus  missliche  Lage  gebracht  werden  könne.  Trotz  dieses 
Gesichtspunktes  und  des  im  Falle  des  Monopols  an  Bayern  gebotenen  sehr  er- 
heblichen Geschenks  nahm  der  Landtag  mit  90  gegen  45  Stimmen  einen  die 
Ablehnung  des  Monopols  in  sich  begreifenden  Antrag  an. 

In  Baden  hatte  die  zweite  Kammer  kurz  vorher,  am  6.  Februar,  die 
Antwort,  welche  das  Ministerium  auf  eine  von  den  Liberalen  betreffs  des  Monopols 
gestellte  Interpellation  gab,  und  welche  sich  für  das  Monopol  aussprach,  ohne, 
weiteres  zur  Kenntnis  genommen. 

Noch  bevor  über  das  Monopol  im  Reichstage  abgestimmt  worden  war,  hatte 


^)  Berechnet  unter  Annahme  eines  Konsums  in  Bayern  von  175,000,  in 
Württemberg  von  50,000,  in  Baden  von  100,000  hl  absoluten  Alkohols  gegen 
rund  3,800,000  hl  im  ganzen  Reiche. 
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die  Regierung  die  baldige  Vorlage  eines  neuen  Entwurfs,  welcher  auf  dem 
Wege  der  Besteuerung  höhere  Einnahmen  aus  dem  Branntwein  zu  ziehen 
suchen  werde,  angekündigt. 

Ehe  hierauf  eingegangen  wird,  ist  mit  einigen  Worten  eines  Vorschlags 
zu  gedenken,  der,  als  das  Monopol  bereits  allgemein  in  Diskussion  stand,  von 
den  Brennern  gemacht  wurde,  und  der  für  die  Zeit  bis  zum  Inkrafttreten  des 
Monopols  eia  Steuerprovisorium  zur  Abhilfe  aus  den  Nöten  der  eingetretenen 
Krise,  ein  ^Notsteuergesetz"  zum  Gegenstande  hatte. 

Der  Spirituspreis  war  im  Laufe  zweier  Jahre  ausserordentlich  ge- 
sunken. Während  in  den  Jahren  bis  1885  ein  Preis  von  51 — 52  M.  normal 
gewesen  war,  war  der  Berliner  Börsenpreis  in  1885  nur  41 '/4  M.  im  Durchschnitt, 
und  1886  war  er  zwischen  35  und  38  M.,  so  dass  schliesslich  ein  Preisrückgang 
von  fast  30  Prozent  vorlag.  Die  Produktion  der  norddeutschen  Brennerei  war 
von  den  ersten  siebziger  bis  in  die  achtziger  Jahre  um.  etwa  70  Prozent,  nämlich 
von  2V2— 27*  Mill.  Hektoliter  auf  474— 4 V2  Mill.  Hektoliter  gestiegen,  die  Aus- 
fuhr dagegen  hatte  sich  nur  von  durchschnittlich  400,000  auf  durchschnittlich 
800,000  hl  erhöht.  Es  verblieben  also  mit  dem  Anspruch,  im  Inland  mehr  konsu- 
miert zu  werden  als  früher,  IV4 — IV2  Mill.  Hektoliter,  ein  Plus,  welches  der  in- 
ländische Konsum  unmöglich  bewältigen  konnte,  obzwar  von  selten  kleinerer 
Brenner  und  der  Schenker  alle  Anstrengungen  in  dieser  Richtung  gemacht  wurden, 
und  ein  unverhältnismässig  starkes  Anwachsen  des  Verbrauchs  während 
der  letzten  Jahre  thatsächlich  zu  konstatieren  war,  ein  Anwachsen,  wie  nur  noch 
eine  Periode  der  preussischen  Geschichte  ein  gleiches  aufweist,  nämlich  die  zwan- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  ^).  Die  über  Veranlassung  des  preussischen  Land- 
wirtschaftsministers von  den  landwirtschaftlichen  Kontrollvereinen  1882  erstatteten 
Berichte  über  die  Lage  der  bäuerlichen  Verhältnisse  haben  bereits  allgemein 
den  Branntweinkonsum  als  eine  der  wesentlichsten  Ursachen  für  den  Notstand 
in  der  Landwirtschaft  hervorgehoben,  und  ähnlich  sprach  sich  eine  grosse  Zahl 
der  vom  Verein  für  Sozialpolitik  eingeforderten,  in  den  drei  Bänden  , Bäuer- 
liche Zustände  in  Deutschland"  niedergelegten  Schilderungen  aus.  Trotzdem 
ist  man   sich  bis   heute   der  erschreckenden  Thatsache  der  Branntweinkonsum- 


')  Ueber  die  Entwicklung  des  Branntweinkonsums  in  dieser  Zeit  teilte 
Abgeordneter  Schumacher  in  der  Reichstagssitzung  des  5.  März  1886  einige 
interessante  Thatsachen  mit:  ^Im  Jahre  1816  hatten  wir  bekanntlich  eine  der 
schlimmsten  Missernten,  und  durch  diese  Missernte  ging  der  Kompreis  enorm 
in  die  Höhe  und  infolgedessen  auch  der  Schnapspreis:  Der  Schnaps  kostete  da- 
mals das  Oxhoft,  also  IV2  Ohm  oder  180  Quart,  70  Rthlr.  Das  war  aber  für 
die  grosse  Masse  des  Volks  fast  nicht  mehr  aufzubringen,  und  aus  dem  Grunde 
fand  der  KartofFelbranntwein  immer  mehr  Verbreitung.  Der  Kartoffelbrannt- 
wein kostete  schon  im  Jahre  1823  nicht  mehr  als  14 — 17  Thaler,  während  der 
Kombranntwein,  wie  gesagt,  sehr  hoch  stand.  Damals  ist  es  auch  gewesen,  als 
dieser  billige  Branntwein  nach  den  Angaben  eines  genauen  Kenners  der  da- 
maligen rheinischen  Verhältnisse,  nach  den  Angaben  Friedrich  Engels,  Eingang 
in  das  Wupperthal  und  das  bergische  Land  gefunden  hat,  wo  noch  heute  — 
infolge  grosser  Armut  —  leider  so  viel  Branntwein  von  der  Masse  der  Bevölke- 
rung konsumiert  wird.  In  der  Zeit  ging  der  Schnaps  bis  auf  circa  3  Silber- 
groschen herunter.  „Damals,"  sagt  Friedrich  Engels,  „sah  man  ganze  Scharen 
von  Arbeitern  vom  Morgen  bis  zum  Abend  betrunken;  denn  sie  konnten  sich 
für  15  Sübergroschen  die  ganze  Woche  hindurch  in  den  Thran  trinken." 
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Steigerung  während  der  letzten  Jahre  noch  lange  nicht  voll  bewusst  geworden. 
In  den  Kreisen  der  Brenner  verschleiert  oder  verkennt  man  die  Thatsache,  dass 
die  Schuld  an  den  niederen  Preisen,  an  der  Unanbringbarkeit  eines  Teils  der 
Erzeugung  und  der  daraus  entstehenden  Häufung  der  Lager  auf  die  Ueber- 
produktion  der  deutschen  Brennerei  zurückzuführen  sei ,  und  konnte  dafür 
die  offiziellen  Ziffern  der  Maischraumversteuerung  zu  Hilfe  nehmen,  welche,  da 
sie  die  erhöhte  Ausbeute  aus  dem  Maischraum  nicht  berücksichtigen,  eine  Mehr- 
produktion von  nur  massigem  Umfange  nachweisen.  Die  schon  eingangs  er- 
wähnte Denkschrift  der  Spiritusfabrikanten  vom  Januar  1885  erklärte  freilich: 
,Den  Vorwurf  der  Ueberproduktion  kann  man  der  deutschen  Spiritusindustrie  nicht 
machen,  ^/i — */5  ihrer  Produktion  decken  den  Bedarf  des  Inlandes,  V^ — 'A  der- 
selben wird  exportiert.  Der  Anspruch,  diesen  letzteren  Bruchteil  der  deutschen 
Produktion  in  den  Spiritus  importierenden  Ländern  unterzubringen ,  erscheint 
als  im  vollen  Einklang  befindlich  mit  dem  Verhältnis,  das  zwischen  den  Spiritus 
exportierenden  und  den  importierenden  Ländern  obwaltet  und  der  Bedeutung 
Deutschlands  unter  den  ersteren."  Unklarer  und  nichtssagender  konnte  ein  An- 
spruch nicht  begründet  werden,  wo  es  überhaupt  keinen  Anspruch  und  am 
wenigsten  einen  Massstab  für  einen  solchen  gab. 

Wie  dem  jedoch  auch  sei,  der  Notstand  in  der  Brennerei  war  vorhanden 
und  ihm  wollten  die  Beteiligten,  als  dem  Antrag  Uhden  im  Reichstag  eine 
Beratung  nicht  zu  teil  geworden  war,  durch  den  Vorschlag  eines  anderen  „Not- 
steuergesetzes"  begegnen. 

Gleichzeitig  mit  der  Eröffnung  des  Reichstags  und  der  Verlautbarung  der 
Thronrede  vom  19.  November  1885  trat  der  Ausschuss  des  Vereins  der  Spiritus- 
fabrikanten zur  Beratung  über  die  zur  Behebung  des  herrschenden  Notstandes 
zweckmässigste  Steuerreform  zusammen.  Man  einigte  sich  dahin,  dass  eine  er- 
höhte Ausfuhrbonifikation  und  eine  Förderung  des  kleinen  und  zeitlich  be- 
schränkten anstatt  des  grösseren  Betriebes  durch  dem  ersteren  ausgesetzte  Prä- 
mien anzustreben,  der  sich  ergebende  Ausfall  in  den  Staatseiimahmen  aber  durch 
Erhöhung  des  Steuersatzes  hereinzubringen  sei.  Gleichzeitig  kam  ein  Postulat 
der  Presshefefabrikanten  zur  Sprache,  deren  Steuerleistung  bei  Maischraumsteuer 
eine  übermässige  war,  und  man  beschloss,  für  diese  die  Einführung  einer  Fabrikat- 
steuer zu  beantragen.  Kurze  Zeit  vorher  war  ein  ziemlich  übereinstimmender 
Antrag  auf  Anregung  der  Leipziger  ökonomischen  Societät  vom  sächsischen 
Landeskulturrat  an  die  Regierung  geleitet  worden. 

Im  Einklang  mit  den  Vorschlägen  des  Ausschusses  nahm  die  ausserordent- 
liche Generalversammlung  des  Vereins  der  Spiritusfabrikanten  vom  23.  Januar 
1886  eine  Resolution  an,  welche  forderte:  1.  Steuerermässigungen  für  kleine 
landwirtschaftliche  Brennereien,  2.  eine  „Schwund "-Vergütung  von  2  M.  pro  Hekto- 
liter für  ausgeführten  Spiritus,  3.  die  Gewährung  sechsmonatlicher  Steuerkredite, 
4.  fakultative  Fabrikatsteuer  im  Interesse  der  Kombrenner,  5.  Erhöhung  des 
Eingangszolls  auf  Presshefe  im  Interesse  der  inländischen  Erzeuger  der  letzteren. 
Ein  im  Sinne  dieser  Anträge  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf  wollte  den  Steuer- 
satz offiziell  mit  26,20  M.  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols,  die  Maischraumsteuer 
mit  1,31  M.  pro  Hektoliter  Maischraum  und  jede  Einmaischung  festsetzen  und 
landwirtschaftlichen  Brennereien  (zwischen  1.  Oktober  und  31.  Mai  im  Betrieb)  die 
Steuer  zu  '/a  oder  4  Zehntel  erlassen,  je  nachdem  sie  täglich  nicht  über  3000, 
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1500  oder  1050 1  Bottichraum  bemaischen.  Den  Fabrikatsteuerbrennereien  sollte 
10  Prozent  Schwundvergütung  gewährt  werden. 

Irgend  welche  praktische  Bedeutung  hat  dieser  von  den  Brennern  ausge- 
arbeitete Gesetzesvorschlag  nicht  gewonnen.  Seitens  der  Regierung,  zu  deren 
Kenntnis  man  ihn  brachte,  wurde  er  zu  den  Akten  gelegt,  und  die  führenden 
Fabrikanten  begannen  nunmehr  ihre  Agitation  vorzugsweise  auf  ein  Kartell  der 
norddeutschen  Brenner  zur  Einschränkung  der  Produktion  zu  richten,  ohne  je- 
doch hier  zu  besseren  Erfolgen  zu  gelangen.  — 

Die  Vorlage,  welche  die  Regierung  dem  Monopol  folgen  Hess,  gelangte 
in  den  ersten  Tagen  des  Mai  an  den  Bundesrat,  am  17.  des  gleichen  Monats 
an  den  Reichstag.  Sie  behielt  die  Maischraumsteuer  bei,  verknüpfte  sie  aber 
mit  einer  Konsumsteuer.  Vorschläge  in  gleicher  Richtung  waren  früher  schon 
mehrseitig  gemacht  worden. 

Gelegentlich  waren  Aeusserungen,  eine  solche  Kombination  betreffend,  be- 
reits bei  Beratung  des  Budgets  1885/86  im  Reichstage  in  dessen  Sitzung  vom 
27.  Januar  1885  gefallen.  Abgeordneter  Buhl  deutete  damals,  wenn  auch  nicht 
ganz  klar,  die  Möglichkeit  der  Verknüpfung  beider  Steuerformen  an,  und  er 
fand  sofort  im  Abgeordneten  U  h  d  e  n  einen  Gegner.  Dieser  redete  dem  Monopol 
das  Wort.  Während  des  Jahres  1885  kam  der  Gegenstand  noch  auf  der  am 
29.  Mai  in  Dresden  abgehaltenen  Jahresversammlung  des  deutschen  Vereins 
gegen  den  Missbrauch  geistiger  Getränke  zur  Sprache,  indem  auch  da  die  Mög- 
lichkeit der  vorgedachten  Kombination  erörtert  wurde. 

Im  Januar  1886  führte  der  Schreiber  dieser  Zeilen,  damals  noch  unbe- 
kannt mit  den  schon  früher  gefallenen  Aeusserungen,  die  Erspriesslichkeit  einer 
Verbindung  der  Maischraum-  mit  einer  Fabrikatsteuer  des  näheren  aus  ^).  Dass 
die  Maischraumsteuer  zu  hohen  Einnahmen  nicht  führen  könne,  dass  die  Fabrikat- 
steuer allein  einem  Teile  der  landwirtschaftlichen  Brennereien  zum  Schaden 
wäre,  sei  nicht  zu  leugnen.  Es  sei  auch  zuzugeben,  dass  unter  den  obwaltenden 
Umständen  Steuerreformen  ausserhalb  dieser  zwei  nicht  gewählt  werden  könnten. 
Unter  diesen  Umständen  sei  es  das  Einfachste,  und,  wenn  das  Monopol  nicht 
gewählt  werden  wolle,  das  einzig  Mögliche,  die  Fabrikatsteuer  auf  die  Maisch- 
raumsteuer zu  stülpen.  Man  erhalte  dabei  die  Brennerei  in  ihrem  gegenwärtigen 
Stande  und  gewinne  überdies  die  hohen  Einnahmen  des  Monopols.  Indem  die 
Maischraumsteuer  bestehen  bleibe  wie  bisher,  sei  der  Brennerei  ihr  Besitzstand, 
ihre  bisherige  Prämie,  die  bisherige  steuerliche  Förderung  der  Mehrausbeute 
aus  dem  Maischraum  garantiert.  Ueberdies  werde  aber  Fabrikatsteuer  erhoben. 
Technisch  habe  dieselbe  keine  grossen  Schwierigkeiten  und  in  Deutschland  sei 
sie  bei  gleichzeitigem  Bestände  der  Maischraumsteuer  leichter  durchführbar 
als  anderswo.  Die  durch  die  Brennerei  der  Branntweinsteuergemeinschaft  im 
Durchschnitt  effektiv  entrichtete  Steuer  sei  14  V2  M.  (gegen  26,20  M.  nominell 
und  16  M.  Ausfuhrvergütung)  pro  Hektoliter  Spiritus  zu  100  Prozent.  Bei 
diesem  Steuersatz  erbringt  die  Branntweinsteuer  rund  50  Mill.  M.  (1884/85 
53,082,124  M.).  In  Bayern,  Württemberg  und  Baden  trage  die  Branntweinsteuer 
an  3V2  Mill.  M.  unter  einem  Steuersatze,  dessen  Durchschnittshöhe  sich  nicht 
ermitteln,   der  sich  aber  gleich  dem  norddeutschen  annehmen  lasse,  ohne  dass 


')  Vgl,  hierzu  Frankfurter  Zeitung  vom  2.  März  1886. 
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der  Fehler  hieraus  ein  wesentlicher  wäre.  Das  Sechsfache  nun  des  Steuersatzes 
für  die  Fabrikatsteuer  genommen,  erbrächte  diese  in  Deutschland,  bei  gleich 
bleibendem  Konsum,  321  Mill.  M.,  nebst  den  53  V2  Mill.  M.  der  bestehenden  Steuern. 
Bei  Rückgang  des  Konsums  aber  um  15  Prozent  und  nach  reichlicher  Abrech- 
nung der  erhöhten  Erhebungskosten  blieben  noch  immer  über  300  Mill.  M.  aus 
Maischraum-  u.  dgl.  und  Fabrikatsteuer.  Der  Satz  der  Steuer  wäre  aber  dann 
noch  kein  ungewöhnlicher.  Es  wäre  an  Fabrikatsteuer  87  und  an  von  früher 
übernommener  Steuer  14  V2  M.,  zusammen  101 V2  M.  pro  Hektoliter  zu  entrichten. 
Russland,  Grossbritannien,  Frankreich,  Italien,  Belgien,  Holland,  die  amerika- 
nische Union  hätten  höhere  Steuer. 

Gegen  Ende  Januar,  am  28.  des  Monats,  war  eine  Kombination  der  zwei 
Systeme  im  Verein  der  Spiritusfabrikanten  Gegenstand  der  Verhandlung.  Ein 
Mitglied  des  Vereins,  welches  den  Ersatz  des  Monopols  durch  die  Neueinführung 
einer  Konsumsteuer  neben  der  Maischraumsteuer  verfocht  (Dr.  H.  Guttmann), 
formulierte  in  einer  kurz  darauf  veröffentlichten  Broschüre  „Der  Weg  zum  Ziele" 
seine  Absichten  folgendermassen : 

1.  Beibehaltung  der  Maischraumsteuer  und  Erhöhung  derselben  auf  1,50  M. 
pro  100  1  Maischraum  (zur  Zeit  beträgt  dieselbe  1,31  M.  pro  100  1 
Maischraum). 

Einführung  einer  fakultativen  Fabrikatsteuer  für  Fresshefefabri- 
kanten und  Kornbrennereien  mit  20  M.  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohol. 

2.  Erhöhung  der  Exportbonifikation  von  16  auf  20  M. 

3.  Erhöhung  der  Maischraumsteuer  für  die  vom  16.  Mai  bis  14.  September 
bemaischten  Bottiche  (industrielle  Brennereien)  auf  2  M.  pro  100  1 
Maischi'aum.     Dadurch  Produktionsbeschränkung. 

4.  Andere  Regelung  der  steueramtlichen  Berechnung  beim  Export. 

5.  Veranlagung  einer  Konsumsteuer  von   50  M.  pro  Hektoliter  absoluten 

r  Alkohol  (Einnahme  von  150  Mill.  M.  für  das  Reich  neben  der  Einnahme 
aus  der  Maischraumsteuer). 
6.  Rektifikationszwang  für  allen  Spiritus  mit  Ausnahme  des  Korn-  und 
Fruchtbranntweins. 
7.  Aufhebung  der  Freihandelsstellung  Hamburgs  in  Bezug  auf  Spiritus. 
In  der  Monopoldebatte  des  4.  März  wurde  die  Verbindung  der  Konsum- 
steuer mit  der  Maischraumsteuer  vom  Abgeordneten  von  Wedeil  beiläufig 
erwähnt  und  eine  Reform  in  dieser  Richtung  nicht  als  wünschenswert  bezeichnet. 
Vom  Abgeordneten  Buhl  wurde  sie  am  Tage  darauf  wieder  befürwortet,  vom 
Abgeordneten  Kardorff  des  Eingehenderen  diskutiert. 

In  den  Kreisen  der  Spiritusfabrikanten  bereitete  sich  gleichzeitig  eine 
der  Konsum-  oder  Fabriksteuer  nicht  günstige  Stimmung  vor,  vorzüglich  aus 
der  Befürchtung  hervorgehend,  dass  eine  solche  Steuer,  wenn  sie  vom  Brenner 
sehr  hohe  Steuerzahlungen  verlange,  ihn  vollständig  in  die  Hand  des  Gross- 
kapitalisten, des  Vorschüsse  gebenden  und  an  niedrigen  Spirituspreisen  zeitweilig 
interessierten  Händlers  gebe,  wenn  sie  aber  die  Zahlung  der  Steuer  vom  Händler 
verlange,  wieder  nur  für  den  Grosshandel  ein  Monopol  schaffe,  unter  allen  Ver- 
hältnissen also,  und  dies  auch,  wenn  sie  vom  Verschlusser  eingefordert  würde, 
zu  einer  Verminderung  des  Konsums  führe,  mit  welcher  ein  überaus  gewaltiger 
Druck  auf  den  Spirituspreis  gegeben  sei. 
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Nach  dem,   wie  bereits  erwähnt,   Mitte  Mai  an  den  Reichstag  gelangten 
Gesetzentwurfe  sollte  der  Branntwein  einer  Verbrauchsabgabe  unterliegen: 
vom  1.  Okt.  1886  bis  -30.  Sept.  1887  von  0,40  M., 

„      1.     „     1887     „    30.     ,      1888     ,     0,80  „ 

„      1.     „     1888  an  „     1,20  „    pro  1  reinen  Alkohols. 

Mit  Bezug  auf  die  Erhebung  der  Abgabe  war  festgesetzt:  Wer  ein  Ge- 
schäft betreibt,  aus  welchem  Branntwein  an  Verbraucher  abgegeben  wird,  ist 
zur  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  verhalten;  ebenso  Jiaben  diejenigen, 
welche  Branntwein  bereiten  oder  damit  Handel  treiben,  die  Verbrauchsabgabe 
für  den  in  ihrem  Haushalt  verbrauchten  Branntwein  zu  entrichten.  Die  Inhaber 
abgabepflichtiger  Geschäfte  haben  in  ein  von  der  Steuerbehörde  ihnen  geliefertes 
Steuerbuch  den  Branntwein,  welchen  sie  bereiten  oder  von  anderen  beziehen, 
bei  Aufnahme  auf  das  Lager  einzutragen.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Monats 
haben  die  Abgabepflichtigen  der  Steuerbehörde  Menge  und  Stärke  des  im  Laufe 
des  Monats  in  das  Steuerbuch  eingetragenen  Branntweins  zwecks  Feststellung 
der  Abgabe  anzuzeigen.  Doch  kann  den  Inhabern  abgabepflichtiger  Geschäfte 
von  der  Steuerbehörde  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  jährlichen  Abfindungs- 
summe an  Stelle  der  eigentlichen  Steuer  aufgelegt  werden.  Zur  Besteuerung 
mit  einer  höheren  Abfindungssumme  als  500  M.  pro  Jahr  ist  die  Einwilligung 
des  Abgabepflichtigen  erforderlich.  Inhaber  abgabepflichtiger  Geschäfte  haben 
Frachtbriefe,  Fakturen,  Zoll-  und  Uebergangsabgabe-Quittungen  über  den  be- 
zogenen Branntwein  wenigstens  zwei  Jahre  lang  aufzubewahren,  ferner  Steuer- 
bücher, Handelsbücher,  Briefe  der  Steuerbehörde  auf  Verlangen  vorzulegen. 
Vorräte  von  Branntwein  dürfen  nur  in  angemeldeten  Lagern  aufbewahrt  werden, 
zu  deren  Besuch  die  Steuerbeamten  befugt  sind. 

Defraudationen  werden  mit  einer  Geldstrafe  vom  Zehnfachen  der  vor- 
enthaltenen Abgabe  bestraft;  kann  der  Betrag  nicht  ermittelt  werden,  mit  25 
bis  5000  M.  Im  ersten  Wiederholungsfalle  tritt  doppelte  Strafe  und  Verbot 
des  Betriebs  auf  sechs  Monate  ein;  jeder  fernere  Rückfall  zieht  Gefängnisstrafe  bis 
drei  Jahre  und  vollständiges  Verbot  des  Geschäfts  nach  sich. 

Die  Maischraum-  beziehungsweise  Materialsteuer  sollte  eine  Ermässigung 
um  10  Prozent  erfahren.  Allen  Brennereien,  die  am  1.  April  1886  vorhanden 
waren,  sollte  der  Betrieb  unter  der  neuen  Steuer  nicht  in  grösserem  Umfange 
wie  vor  1.  April  1886  gestattet  werden,  Brennereien  von  nicht  mehr  als  1500  hl 
jährlich  bemaischtem  Bottichraum  ausgenommen.  Zur  Anlegung  neuer,  sowie 
zur  Erweiterung  bestehender  Brennereien  war  die  Erlaubnis  der  Landesregierung 
einzuholen. 

Gleichzeitig  mit  diesem  wurde  ein  Eventualentwurf  bekannt, 
welcher  die  Steuer  bereits  bei  dem  Austritt  des  Branntweins  aus  der  Brennerei 
erheben  wollte.  Der  erzeugte  Branntwein  war  in  der  Brennerei  nach  Menge 
und  Stärke  festzustellen  und  verblieb  unter  steueramtlicher  Kontrolle,  bis  er  zur 
Ausfuhr  oder  zur  steuerfreien  gewerblichen  Verwendung  abgefertigt  wurde,  oder 
bis  die  Steuer  gezahlt  oder  gestundet  war.  Für  Brennereien,  welche  in  einem 
Jahre  nicht  mehr  als  1500  hl  Bottichraum  bemaischen  und  eine  Brennvorrichtung 
mit  unmittelbarer  Feuerung  benützen,  sollte  unter  Nachlass  der  für  die  anderen 
Brennereien  angeordneten  Betriebseinrichtungen  und  Kontrollen  der  Betrieb  bei 
Einhaltung  gewisser  Verwaltungsvorschriften  mit  der  Massgabe  gestattet  werden, 
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dass  die  mindeste  Menge   des  zu  ziehenden  reinen  Alkohols  im  voraus  von  der 
Steuerbehörde  bindend  festgesetzt  werde. 

Der  Motivenbericht  zum  ersten  Entwürfe  führte  aus,  dass  den  Regierungen 
als  das  geeignetste  Mittel,  der  Staatskasse  vermehrte  Einnahmen  aus  dem  Brannt- 
wein zuzuführen  und  zugleich  den  schädlichen  Folgen  übermässigen  Branntwein- 
genusses möglichst  wirksam  entgegenzutreten,  noch  jetzt  das  Monopol  gelte 
und  die  Vorlage  eines  Steuerentwurfs  eben  nur  auf  die  entschiedene  Ablehnung 
des  Monopols  im  Reichstage  hin  erfolgt  sei. 

Am  24.  Mai  fand  die  erste  Lesung  des  Entwurfs  im  Reichstage  statt. 
Der  Finanzminister  betonte  bei  Einführung  des  Gesetzes,  die  Erhebung  der 
Steuer  beim  Schankwirte  sei  praktisch  sehr  vorteilhaft,  weil  man  dadurch  in 
die  Lage  käme,  alle  Stadien  der  Produktion  und  des  Handels  mit  Kontroll- 
massregeln  zu  verschonen.  Herr  von  Wedeil  erwiderte,  dass  die  Kontroll- 
massregeln  ausserordentlich  ungenügend  seien,  einen  Anreiz  zur  Defraude  ent- 
hielten und  deshalb  eine  Depravation  der  Bevölkerung  zur  Folge  haben  würden. 
Der  Finanzminister  replizierte  zwar,  die  Buchkontrolle  sei  ^keineswegs  so  wert- 
los"; es  handle  sich  nicht  um  eine  zufällige  einmalige,  sondern  um  eine  fort- 
laufende Kontrolle,  wo  es  gar  nicht  möglich  sei,  auf  die  Dauer  mit  Hinter- 
ziehungen zu  operieren,  ausserdem  sehe  das  Gesetz  eine  Abfindung  dort  vor,  wo 
der  Anreiz  zur  Defraude  am  stärksten,  die  Kontrolle  am  schwersten,  die  Be- 
fähigung zur  Buchführung  am  geringsten  sei.  —  Unseres  Erachtens  blieb  es 
trotzdem  nicht  zweifelhaft,  dass  der  Entwurf  mit  Bezug  auf  die  von  ihm  pro- 
jektierte Kontrolle  zu  gerechten  Aussetzungen  Anlass  biete,  und  dass  der  Eventual- 
entwurf  ihm  unbedingt  vorzuziehen  sei.  Der  Prinzipalentwurf  zersplitterte 
die  Kontrole  auf  viele  Tausende  kleiner  Geschäftsbetriebe,  aber  trotz  weitgehender 
Inanspruchnahme  derselben  kontrollierte  er,  sozusagen,  aus  dem  Blauen  heraus  und 
stellte  den  ersten,  auf  dem  Gebiete  einer  der  grossen  indirekten  Steuern  in  einem 
Lande  mit  starker  Produktion  unternommenen  Versuch  dar,  mit  der  Kontrolle 
in  einem  späteren  Stadium  als  bei  der  Erzeugung  einzusetzen.  Hätte  es  sich 
um  einen  sehr  niedrigen  Steuersatz  gehandelt,  so  wäre  ein  Erfolg  dieser,  auf 
die  wirksamste  Kontrollhandhabe  verzichtenden  Aufsuchung  des  steuerpflichtigen 
Objekts  vielleicht  noch  möglich  gewesen,  bei  einer  Steuer  von  der  in  Aussicht 
genommenen  Höhe  jedoch  war  die  projektierte  Neuerung  als  verfehlt  zu  be- 
zeichnen. Wäre  der  Entwurf  in  dieser  Form  Gesetz  geworden,  so  hätte  zweifels- 
ohne schon  nach  kurzem  sich  die  Nötigung  zu  einer  vollständigen  Umarbeitung 
herausgestellt. 

Das  Ergebnis  der  ersten  Lesung  war  die  Verweisung  des  Entwurfs  an 
eine  Kommission.  Der  Regierungsentwurf  hatte  in  derselben  von  Anbeginn 
keine  Aussichten.  Dagegen  suchten  jene  Kommissionsmitglieder,  welche  der 
konservativen,  der  Reichspartei  und  dem  Zentrum  angehörten,  sich  über  einen 
Gegenentwurf  zu  verständigen.  Thatsächlich  wurde  ein  solcher  Gegenentwurf 
ausgearbeitet,  welcher  die  Konsumsteuer  zu  einer  Lagersteuer  umformen  wollte, 
derart,  dass  die  Brennereien  ihre  für  das  Inland  bestimmte  Erzeugung  an  unter 
amtlicher  Aufsicht  stehende  Lagerhäuser  abzuliefern  gehabt  hätten  und  mit 
Entnahme  des  Spiritus  von  hier  die  Steuereinziehung  beim  Käufer  erfolgt  wäre. 
Der  von  den  Brennern  über  das  zugewiesene  Kontingent  hinaus  erzeugte  Spiritus 
sollte   nur   im   Ausland   verwendet   werden   dürfen.     Die   Konsumsteuer   sollte 
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80  Pf.  betragen,  die  Maiscliraumsteuer  in  ihren  Sätzen  nach  dem  Muster  des 
bayrischen  Gesetzes  von  1885  abgestuft  werden.  Die  Brennereien  wären  zu 
einer  Brennereigenossenschaft  organisiert  worden,  welche  die  dena  einzelnen 
Brenner  gestattete  Durchschnittserzeugung  mit  Rücksicht  auf  die  Erzeugung 
der  letzten  Jahre  festsetzt  und  ihm  für  den  an  das  Lagerhaus  abgelieferten 
Branntwein  fünf  Jahre  lang  den  Durchschnittspreis  von  1876/85  gezahlt  hätte. 
Nach  Ablauf  der  fünf  Jahre  sollte  gesetzlich  'eine  neue  Bestimmung  über  die 
Höhe  des  Preises  erfolgen^). 

Dieser  Entwurf  kam  am  1.  Juni  in  der  Kommission  zur  ersten  Lesung. 
Statt  80  wurden  25  Pf.  Konsumsteuer  genehmigt.  Der  weitere  Inhalt  des  ersten 
Paragraphen,  die  Bildung  der  Genossenschaften  betreffend,  wurde  abgelehnt. 
Der  zweite  Paragraph,  der  in  einer  vom  Abgeordneten  Buhl  vorgeschlagenen 
Fassung  Annahme  fand,  betraf  die  Umgestaltung  der  Konsumsteuer  zu  einer 
Lagersteuer,  Sodann  wurde  in  die  Beratung  der  Maischraumsteuer  eingegangen, 
und  dieselbe  übereinstimmend  mit  der  Regierungsvorlage  angenommen.  Die 
Befürwortung,  welche  zwei  Redner  dem  bayrischen  System  der  Maischraum- 
besteuerung angedeihen  Hessen^),  wurde  vom  Finanzminister  mit  Hinweis  darauf 


^)  Der  bezügliche  Abschnitt  im  Antrage  lautet:  Der  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs  hergestellte  Branntwein  unterliegt  einer  Verbrauchsabgabe. 
Dieselbe  beträgt  80  Pf.  für  das  Liter  reinen  Alkohols  und  ist  vom  1.  April  1887  ab 
zu  entrichten.  Zur  Erhebung  dieser  Abgabe,  sowie  zur  Ueberführung  des  Brannt- 
weins in  den  freien  Verkehr  werden  die  bestehenden  Branntweinbrennereien, 
sofern  sie  vor  dem  1.  April  1886  bereits  im  Betriebe  gewesen  sind,  zu  einer 
Branntweinbrennerei  -  Genossenschaft  unter  den  nachstehenden  Bestimmungen 
vereinigt:  a)  Von  sämtlichen  am  1.  April  1886  vorhandenen  Brennereien  wird 
ein  Kataster  mit  ihrem  Produktionsquantum  vorgelegt,  als  Produktionsquantum 
wird  diejenige  Menge  Branntwein  festgesetzt,  welche  jede  Brennerei  in  den 
Jahren  1881/85  einschliesslich  regelmässig  produziert  hat.  Es  erfolgt  die  Er- 
richtung genossenschaftlicher  Lagerhäuser,  welche  den  für  den  Konsum  im  In- 
lande  dienenden  Branntwein  von  jeder  Brennerei  nach  einem  bestimmten  Prozent- 
satze aufnehmen.  Die  Entschädigung  der  Brennereibesitzer  für  den  abgelieferten 
Branntwein  ist  für  die  ersten  5  Jahre  der  Durchschnittspreis,  welchen  der 
Branntwein  in  Deutschland  in  den  Jahren  1876/85  einschliesslich  gehabt  hat. 
Für  die  spätere  Zeit  erfolgt  die  Bestimmung  über  die  Höhe  der  Entschädigung 
für  den  jedesmaligen  Zeitraum  von  5  Jahren  durch  Gesetz.  Bei  nicht  recht- 
zeitigem Zustandekommen  eines  Gesetzes  verbleibt  es  bei  dem  bestehenden 
Entschädigungsbetrage,  b)  Die  Lagerhäuser  stehen  unter  steuerlicher  Kontrolle 
und  unter  amtlichem  Mitverschluss.  Die  Kosten  der  Herstellung  und  Unter- 
haltung der  Lagerhäuser  trägt  das  Reich.  Die  Verwaltungskosten  werden  von 
der  Genossenschaft  getragen  und  auf  die  einzelnen  Brennereien  pro  rata  der 
von  ihnen  an  die  Lagerhäuser  abgeführten  Branntweinmengen  repartiert,  c)  Der 
seitens  der  Lagerhäuser  zur  Ueberführung  in  den  innem  Konsum  nicht  verlangt« 
Branntwein,  welcher  von  den  der  Branntweinbrennerei-Genossenschaft  angehörigen 
Brennereien  produziert  wird,  femer  sämtlicher  von  den  nach  dem  1.  April  1886 
in  Betrieb  gesetzten  Brennereien  produzierter  Branntwein  ist  zum  Export  zn 
verwenden. 

")  Es  war  der  Antrag  der  Abgeordneten  ühden  und  Graf  von  Strack 
witz,  in  seinen  wesentlichsten  Teilen  lautend:  1.  Die  Maischbottichsteuer  wird 
vom  1.  Oktober  1886  ab  in  folgenden  Beträgen  erhoben:  1.  in  Brennereien, 
welche  monatlich  einen  Bottichraum  bis  zusammen  32,500  1  bemaischen,  für 
100  1  bemaischten  Bottichraum  0,90  M.,  2.  in  Brennereien,  welche  monatlicb 
32,500—100,000  1  bemaischen,  für  100  1  1,15  M.,  3.  in  solchen,  welche  monatlich 
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zurückgewiesen,  dass  die  Abstufung  des  bayrischen  Gesetzes  zu  , mechanisch" 
sei.  Wir  übergehen  die  weiteren  zur  Erörterung  gelangten  Amendements.  In 
der  zweiten  Lesung  fiel  der  Entwurf. 

Die  Regierung  Hess  es  zur  zweiten  Lesung  des  Regierungsentwurfs  im 
Plenum  kommen.  Am  26.  Juni  fand  dieselbe  statt.  Die  einzelnen  Paragraphen 
des  Entwurfs  wurden  einstimmig  abgelehnt. 

Es  w^aren  beim  Reichstag  zur  Steuervorlage  742  Petitionen  eingegangen, 
darunter  keine  für  Annahme  der  Vorlage.  Die  einfache  Ablehnung  verlangten 
47  Petitionen,  die  Ablehnung  mit  darauffolgender  Enquete  über  eine  neu  zu 
machende  Vorlage  wurde  in  93  Petitionen  gewünscht.  In  119  Petitionen,  haupt- 
sächlich von  Gastwirtsvereinen  und  einzelnen  Wirten  ausgehend,  wurde  die 
Ablehnung  der  Konsumsteuer  gefordert,  soweit  sie  beim  Wirte  zur  Einhebung 
gelangen  sollte.  Die  Petition  des  Vereins  der  Spiritusfabrikanten,  die  Konsum- 
steuer abzulehnen,  die  Maischraumsteuer  anzunehmen,  und  als  Grundlage  jeder 
künftigen  Reform  die  Kontingentierung  der  Erzeugung  zu  beschliessen,  hatte 
aus  471  Orten  Zustimmungserklärungen  erhalten. 


Eine  Statistik  der  Verhältnisse  der  Brennerei  in  Norddeutschland  während 
der  letzten  Jahre,  wie  wir  sie  im  Nachfolgenden  geben  wollen,  muss  ausgehen 
von  der  Ermittelung  der  gegenwärtigen  Ausbeute  aus  dem  Maischraum  in  den 
Brennereien.  Dieselbe  entscheidet  gleichzeitig  über  die  Höhe  der  thatsächlichen 
Prämie,  welche  dem  Spiritus  beim  Export  zu  gute  kommt.  Die  Ausbeute  ist 
während  der  letzten  Jahre  allgemein  eine  höhere  geworden,  nicht  nur  infolge 
einsichtigerer  Führung  des  ganzen  Erzeugungsprozesses,  sondern  vorzugsweise 
auch  infolge  Einrichtung  neuer  Verfahren,  unter  denen  die  Gärbottichkühlung 
die  erste  Stelle  einnimmt,  da  sie  die  Möglichkeit  gibt,  ausserordentlich  kon- 
zentrierte Maischen  ordnungsmässig  zu  vergären.  Gegenwärtig,  d.  i.  nach  Er- 
mittelungen für  die  Kampagne  1886/87  werden  in  den  Kartoffelbrennereien  durch- 
schnittlich 10  Prozent  und  mehr  vom  Maischraum  gezogen,  in  den  kleinsten, 
mit  ermässigtem  Steuersatz  allerdings  weniger,  nämlich  im  Durchschnitt  etwa 
974  Prozent.  Letztere  Ziffer  hat  nach  dem  früher  mitgeteilten  Verhältnisse 
der  Verarbeitung  von  Kartoffeln  zu  anderem  Material  und  dem  Verhältnis 
der  Leistungsfähigkeit  der  10  Prozent  erzielenden  Kartoffelbrennerei  gegen 
andere  Brennereien  auch  als  Durchschnitt  der  norddeutschen  Bren- 


von  100,000—200,000  1  bemaischen,  1,25  M.,  4.  in  solchen,  welche  monatlich 
von  200,000-300,000  1  bemaischen,  1,33  M.,  5.  in  solchen,  welche  monatlich 
300,000 — 400,000  1  bemaischen,  1,40  M.,  6.  in  solchen,  welche  monatlich  von 
400,000—500,000  1  bemaischen,  ],50M.,  7.  in  solchen,  welche  monatlich  von 
500,000—600,000  1  bemaischen,  1,60  M.,  8.  in  solchen,  welche  monatlich  von 
über  600,000  1  bemaischen,  2  M.  (für  100  1  bemaischten  Bottichraum);  9.  in 
Presshefenfabriken  für  100  1  bemaischten  Bottichraum  1,15  M.  —  IL  Von  der 
Branntweinmaterialsteuer  bleiben  vom  1.  Oktober  1886  ab  10  Prozent  unerhoben. 
III.  Der  Betrieb  der  Brennereien  zu  den  Steuersätzen  zu  I.  ist  nur  vom  15.  Sept. 
bis  31.  Mai  gestattet.  Der  Brennereibetrieb  in  der  Zeit  vom  31.  Mai  bis  15.  Sept. 
mit  anderen  Stoffen  als  Kartoffeln  unterliegt  einer  Zuschlagsbesteuerung  zu 
den  zu  I.  angeführten  Sätzen  in  Höhe  von  20  Prozent. 
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ner ei  überhaupt  zu  gelten.  Die  gegenwärtig  gezahlte  Steuer  berechnet 
sich  aber  auf  dieser  Grundlage  mit  14,17  M.  pro  100  1  absoluten  Alkohols  gegen 
16  M.  überwälzbarer  Steuer,  bezw.  bei  der  Ausfuhr  zu  erlangende  Restitution. 
Die  Prämie  berechnet  sich  derart  auf  rund  2  M.  pro  Hektoliter  absoluten 
Alkohols. 

Im  Jahre  1885/86  dürfte  der  Durchschnitt  der  Ausbeute  bei  9,15,  in 
1884/85  bei  9,05  Prozent  zu  suchen  sein. 

Die  Produktion  und  mit  Zuhilfenahme  der  Einfuhrziffer  einerseits,  der 
Ziffer  der  technischen  Verwendung  und  der  Ausfuhr  von  Spiritus  anderseits 
auch  der  Konsum  ist  auf  Grund  dieser  Ausbeutesätze  zu  berechnen:  für  1884/85, 
wie  schon  oben  mitgeteilt,  mit  bezw.  4,335,000  und  3,460,000  hl,  für  1885/86 
mit  bezw.  4,620,000  und  3,520,000  hl. 

Der  Ertrag  der  Branntweinabgaben  im  norddeutschen  Steuerverein  ist 
gewesen 


Er 

trag   der 

Branntweinabga 

ben 

Rück- 
vergütung 

Nettoertrag 

der 

ßrannt- 

wein- 

abgaben 

für  Ausfuhr 
und  tech- 
nische Ver- 
wendung 

Jahr 

Inland- 
steuer 

Eingangs- 
zoll 

üeber- 
gangs- 
abgaben 

Ausglei- 
chungs- 
zoll 

Summe 

I 

a    u    s    6 

n    d    e 

Mark 

1870 

45564,5 

1085,7 

76,6 

46726,8 

9851,5 

36875,3 

1871 

42701,1 

1392,2 

43,2 

— 

44136,5 

7708,2 

36428,3 

1872 

45095,3 

1213,5 

46,0 

— 

46354,8 

4373,2 

41981,6 

1873 

49752,9 

1461,2 

47,5 

— 

51261,6 

8472,7 

42788,9 

1874 

54521,8 

1733,3 

104,7 

- 

56359,8 

8382,4 

47977,4 

1875 

56873,1 

1932,4 

117,0 

_ 

58922,8 

6448,0 

52474,8 

1876 

53408,4 

1931,9 

128,5 

3,4 

55472,2 

6402,3 

49069,9 

1877/78 

52529,9 

1621,2 

110,9 

2,8 

54264,8 

9061,8 

45203,0 

1878/79 

54616,7 

1642,6 

111,3 

2,9 

56373,5 

8963,5 

47410,0 

1879/80 

53398,8 

2085,2 

133,8 

2,* 

55620,2 

9872,5 

45747,7 

1880/81 

57271,8 

1781,5 

121,0 

2,3 

59176,6 

12077,8 

47098,8 

1881/82 

64002,7 

1917,9 

120,5 

2,6 

66043,7 

17533,6 

48510,1 

1882/83 

58824,9 

1974,7 

119,5 

2,5 

60921,6 

14955,2 

45966,4 

1883j84 

61176,8 

2101,5 

111,6 

2,5 

63395,4 

14484,0 

48911,4 

1884/85 

62435,5 

4824,5 

129,6 

2,6 

67392,2 

14310,0 

53082,2 

1886/86 

65852,2 

1987,7 

105,1 

2,5 

67947,6 

17855,3 

50092,3 

Ueber  die  Verteilung  der  Brennereien  wie  des  Steuerertrags  und  damit 
der  Erzeugung  auf  die  einzelnen  preussischen  Provinzen  und  das  nicht  preus- 
sische  Gebiet,  femer  über  die  landwirtschaftliche  Bedeutung  der  Brennerei  da- 
selbst, ausgedrückt  in  dem  Teil  der  Kartoffelernte,  welchen  die  Brennerei  ver- 
arbeitet, gibt  die  nachfolgende  Tabelle  Aufschluss: 
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Bezirke 


Hiervon  Brenne- 
reien mehliger 
Stoffe  zu 


■S4 


tH 

<D 

Ö 

to 

<r> 

•S 

'-* 

^ 

o 

-g 

"§ 

it 

^ 

m 

Kartoffel- 
verbrauch in 
den  Brennereien 

1885/86 


CS 


1000  M. 

1000  Kctr. 

349 

118 

230 

2,559 

1,472 

271 

1 

269 

5,119 

3,174 

618 

29 

588 

10,903 

6,096 

365 

4 

361 

6,568 

3,598 

443 

2 

440 

10,539 

6,352 

960 

93 

865 

10,329 

5,445 

350 

17 

324 

4,306 

1,729 

53 

4 

49 

947 

21 

388 

67 

319 

2,853 

62 

714 

81 

618 

2,347 

— 

437 

197 

151 

560 

120 

1,998 

211 

565 

2,021 

44 

443 

235 

150 

3 

— 

7,389 

1059 

4929 

59,054 

28,113 

629 

256 

365 

3,265 

8,651 

1571 

5496 

65,157 

25,241 

110 

9 

695 

33,892 

1681 

5503 

65,852 

1,644 

713 

10 

123 

Preussen. 

Ostpreussen 349  118  230  2,559  1,472  17,9 

Westpreussen 271  l  269  5,119  3,174  25,5 

Brandenburg 618  29  588  10,903  6,096  22,4 

Pommern 365  4  361  6,568  3,598  24,4 

Posen 443  2  440  10,539  6,352  22,1 

Schlesien 960  93  865  10,329  5,445  18,9 

Sachsen 350  17  324  4,306  1,729  10,1 

Schleswig-Holstein 53  4  49  947  ^^  0,9 

Hannover 388  67  319  2,853  ^^  0.7 

Westfalen 

Hessen-Nassau 437  197  151  560  ^^^  ^'^ 

Rheinland 1.998  211  565  2.021  ^*  ^'^ 

HohenzoUern 

Summe  I  Preussen  7.389  1059  4929  59.054  28,113  15,7 

Königreich  Sachsen 

Weiteres  norddeutsches  Steuergebiet    .    . 

Elsass-Lothringen 

Summe  H  Reichssteuergebiet 

Ausserdem  Luxemburg 


Wie  man  sieht,  tragen  die  Provinzen  Brandenburg,  Schlesien  und  Posen 
die  Hälfte  der  preussischen  Branntv?einerzeugung.  In  den  nicht  preussischen 
Ländern  des  Steuervereins  gibt  das  Königreich  Sachsen  mit  einer  Branntwein- 
steuerleistung von  3,265,000  M.  in  629  Brennereien  den  Ausschlag,  indem  es 
seinerseits  die  Hälfte  der  Erzeugung  der  nicht  preussischen  Gebiete  bestreitet. 
Relativ  die  grössten  Brennereien  besitzt,  bezw.  Provinz  mit  grösster  durch- 
schnittlicher Steuerleistung  auf  die  einzelne  Brennerei  ist  Posen.  Die  Zahl  der 
Brennereien,  die  zu  ermässigtem  Steuersatze  brennen,  d.  i.  jener  Brennereien, 
die  in  der  Zeit  vom  1.  November  bis  16.  Mai  nur  selbst  gewonnene  Erzeugnisse 
verarbeiten  und  an  einem  Tage  nicht  über  1030  V2  i  Bottichraum  bemaischen, 
ist  am  grössten  im  Südwesten. 

Den  Kartoffelverbrauch  haben  wir  als  Massstab  für  die  landwirtschaftliche 
Bedeutung  der  Brennerei  genommen,  weil  landwirtschaftlich  nicht  oder  schwer 
ersetzbar  nur  die  Kartoffelbrennerei,  und  zwar  in  jenen  Gebieten  ist,  wo  eine 
anderweite  Verwendung  jenes  Teils  der  Kartoffelernte,  welcher  der  Brennerei 
überantwortet  wird,  überhaupt  nicht  oder  nur  zu  allerniedrigstem  Ertrage  mög- 
lich wäre,  und  wo  ein  Anbau  anderer  Feldfrüchte  als  der  Kartoffel  doch  nicht 
wohl  angeht. 
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Im  allgemeinen  wird  nun  aus  den  vorgeführten  Ziffern  ersichtlich,  dass  das 
landwirtschaftliche  Areal,  dem  die  Kartoffelbrennerei  dient,  doch  eigentlich  kein 
umfangreiches  ist.  Mit  Brennkartoffeln  bebaut  sind  in  Preussen  überhaupt 
330,000  ha.  Mit  Rücksicht  auf  den  üblichen  Fruchtwechsel  ist  jedoch  das 
2V2fache  der  Kartoffelarea  als  das  Ackerareale  des  Gutes  zu  bezeichnen, 
auf  dem  die  Kartoffel  gebaut  wird,  dem  also  der  Kartoffelbau  dient  und  nütz- 
lich ist.  Führen  wir  die  Rechnung  in  dieser  Weise,  so  zeigt  sich,  dass  in 
Preussen  bei  einem  Gesamtareale  von  34,826,000  ha  und  bei  einem  Ackerland 
von  ungefähr  der  Hälfte,  nämlich  ca.  17,300,000  ha  und  bei  einem  Kartoffel- 
anbau überhaupt  auf  2,000,000  ha,  825,000  ha  =  4,75  Prozente  des  Acker- 
landes von  der  Kartoffelverarbeitung  auf  Branntwein  Nutzen  ziehen  können. 
Für  die  sieben  östlichen  Provinzen  (mit  Sachsen)  ergibt  sich  bei  gleicher 
Rechnung,  dass  ö'/s  Prozent  des  Ackerlandes  Brennereigütern  angehören. 

Dieser  Weg  zur  Ermittelung  der  landwirtschaftlichen  Bedeutung  der 
Brennerei  dürfte  richtiger  sein  als  einer,  den  Philipp  Gerstfeldt  in  seinen 
, Beiträgen  zur  Reichssteuer  frage"  (1879,  S.  104  ff.)  eingeschlagen  hat.  Gerst- 
feldt berechnete  damals  auf  Grund  der  Maximalannahme,  dass  der  Nährwert 
der  Schlempe  von  1  hl  zur  Brennerei  gebrachter  Kartoffel  25  kg  Heu,  von  1  hl 
Getreide  62,5  kg  Heu  betrage,  an  der  Hand  der  Ziffern  über  den  Material- 
verbrauch der  Brennereien,  dass  durch  die  Brennerei  in  Preussen  223,000  Vieh- 
stücke, d.  i.  2,6  Prozent  des  gesamten  Rindviehstandes  von  8,612,000  Stück  und 
im  Steuerverein  255,000  Viehstücke,  d.  i.  2,3  Prozent  des  gesamten  Rindvieh- 
standes von  11,107,000  Stück  erhalten  werden.  Wollte  man  Gerstfeldt  auf 
diesem  Wege  folgen,  jedoch  —  wie  dies  allein  zulässig  ist  —  nur  den  Kartoffel- 
verbrauch zum  Massstabe  der  landwirtschaftlichen  Bedeutung  der  Brennerei 
nehmen,  so  würde  man  auf  Grund  der  nunmehr  vorliegenden  Daten  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  dass  in  Preussen  200,000  Viehstücke,  d.  i.  2,3  Prozent 
des  Rindviehstandes  (von  8,738,000  Stück  in  1883),  aber  in  den  sieben  östlichen 
Provinzen  des  Königreichs  bei  gleichfalls  nicht  weniger  als  200,000  durch  die 
Brennerei  erhaltenen  Viehstücken  immerhin  3,9  Prozent  des  Rindviehstandes 
(von  5,126,000  Stück  in  1883)  als  von  der  Kartoffelbrennerei  abhängig  sich  dar- 
stellen und  ihr  in  gewissem  Sinne  die  Existenz  verdanken. 

Die  Grösse  der  einzelnen  Brennereien  in  den  verschiedenen  Steuergebieten 
mag  aus  den  nachfolgenden  Ziffern  (für  1885/86)  entnommen  werden. 
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g^Q  Julius  Wolf, 

Diese  Tabelle  zeigt  uns  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen,  Pommern 
und  insbesondere  Posen,  auch  Brandenburg  fast  ohne  alle  Getreidebrennereien. 
Nicht  viel  anders  steht  es  auch  um  das  Königreich  und  die  Provinz  Sachsen. 
Schlesien  hat  bereits  Getreidebrennereien  in  bemerkenswerter  Zahl.  Das  Gros 
derselben  findet  sich  aber  im  Osten,  dagegen  fehlt  hier  wieder  die  Kartoffel- 
brennerei. Die  grösste  Zahl  Getreidebrennereien  gehört  der  Kategorie  600  bis 
3600  M.  Steuer  an,  die  grösste  Zahl  Kartoffelbrennereien  der  Kategorie  12,000 
bis  30,000  Mark. 

Der  Unterschied,  der  sich  hiernach  für  die  Natur  dieser  und  jener  Brennerei- 
Kategorie  ergibt,  würde  noch  schärfer  hervortreten,  wenn  die  thatsächliche  Er- 
zeugung zur  Vergleichung  käme.  Wie  schon  vordem  erwähnt,  hat  die  Ge- 
treidebrennerei eine  Durchschnittausbeute  von  6  Prozent,  und  dies  oder  vielleicht 
nicht  einmal  so  viel  dürfte  auch  die  Durchschnittausbeute  der  in  Frage  stehenden 
Getreidebrennereien  sein,  während  jene  Kartoffelbrennereien,  welche  in  der  grössten 
Zahl  vertreten  sind,  d.  h.  die  von  12  bis  30,000  M.  Steuerleistung,  eine  Ausbeute 
von  10  Prozent  haben.  Die  relativ  meisten  grossen  Brennereien  weist  auch  in 
dieser  Tabelle  Posen  auf. 

Eine  Vermehrung  der  Zahl  im  Laufe  der  Jahre  1872  bis  1885/86  weisen 
die  Getreidebrennereien  von  600  bis  6000,  ferner  jene  mit  über  12,000  M. 
Steuerleistung  auf,  während  die  Zahl  der  kleinsten  Getreidebrennereien  sich 
gleich  bleibt  und  in  der  einen  Kategorie  6  bis  12,000  merkvrärdigerweise 
eine,  wenn  auch  nicht  zu  auffallende  Abnahme  stattfindet.  Der  Kon- 
trast in  der  Entwicklung  dieser  gegen  die  kleineren  Brennereien  ist  viel- 
fach darauf  zurückzuführen,  dass  die  letzteren  für  ihren  Geschäftsgewinn  noch 
Hilfsquellen  zu  Hilfe  nehmen  können,  wie  den  Ausschank  oder  doch  den 
Kleinverkauf,  welche  den  Brennereien  von  6  bis  12,000  M.  Steuerleistung  nicht 
mehr  handlich  sind,  ohne  dass  aber  diese  Brennereien  bereits  gross  genug  wären, 
um  wirklich  Verzicht  darauf  leisten  zu  können.  Bei  den  Kartoffelbrennereien 
stellt  sich  das  Verhältnis  naturgemäss  ganz  anders.  Die  Brennereien  mit  unter 
1200  M.  Steuerleistung  vermindern  sich  durchgängig  am  stärksten,  jedoch  wieder 
nicht  die  kleinsten  unter  ihnen,  sondern  jene  mit  600  bis  3600  M.  Steuerleistung, 
und  bloss  jene  mit  über  12,000  M.  Steuer  nehmen  zu. 

Von  der  Produktion  des  Steuervereins  wurden  der  Ausfuhr  oder,  mit 
Inanspruchnahme  der  Steuerfreiheit,   der  gewerblichen  Verwendung  zugeführt: 


Ausfuhr 

T 

echn 

Verwendung 

im  Inland 

1000  hl  ab 

sol. 

Alk 

ohols 

Durchschn 

1840/45 

75 

„ 

1845/49 

97 

" 

1850/54 
1855/59 

109 
187 

„ 

1860/64 

386 

„ 

1865/69 

416 

„ 

1870/74 

480 

4  1) 

n 

1875-1879/80 

498 

11 

„ 

1880/81 

683,0 

93,2 

" 

1881/82 

1002,5 

109,1 

1)  Durchschnitt  bloss  der  drei  Jahre  1872,  1873,  1874. 
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A 

usfuhr 

Tee 

hn.  Verwendung 
im  Inland 

1000  hl 

ab 

sol. 

Alkohol 

Durchschn. 

1882/83 

1 883/84 

1884/85 

1880—1884/85 

1885,86 

820,7 
789,5 
766,2 

812,4 

130,0 
158,2 
144,1 
122,9 

Wie  man  sieht,  hat  kein  Jahrfünft  eine  gleich  starke  Steigerung  der 
Ausfuhr  gegen  das  vorhergegangene  gehabt,  wie  die  Periode  1880/81  bis  1884/85 
gegen  jene  von  1875  bis  1879/80.     Die  Steigerung  war  rund  60  Prozent. 

Zwei  Drittel  der  deutschen  Ausfuhr  gehen  gegenwärtig  nach  Spanien. 
Die  Menge  des  von  Deutschland  direkt  nach  Spanien  exportierten  Sprits  betrug 

1884:  35,3  Mill.  Liter 
1885:  51,0  „ 
hierzu  kommen  jedoch  noch  jene  Mengen ,  die  als  Ausfuhr  nach  Hamburg  aus- 
gewiesen erscheinen,  von  hier  aber  den  Weg  nach  Spanien  weiter  nahmen.  Ham- 
burg führte  1885 :  29,3  Mill.  Liter  (292,577  hl)  rektifizierten  Sprit  nach  Spanien 
aus  ^).  Hiervon  waren  aus  russischem  Sprit  in  Hamburg  rektifiziert  8  Mill.  Liter 
(79,790  hl),  so  dass  an  deutschem  Sprit  über  Hamburg  nach  Spanien  21,3  Mill.  Liter 
gingen.  Die  gesamte  deutsche  Spritausfuhr  nach  Spanien  betrug  1885  derart 
72,3  Mill.  Liter.  Nicht  ganz  in  Uebereinstimmung  hiermit  befinden  sich  die  Auf- 
nahmen der  spanischen  Statistik  über  die  Einfuhr  von  Sprit  aus  Deutschland. 
Die  spanische  Statistik  weist  hierfür  in  1885  76  Mill.  Liter  aus  und  nach  Abzug 
der  8  Millionen  von  Spanien  wohl  als  deutsch  angeführten,  thatsächlich  aber 
russischen  Sprits,  würde  sich  eine  Einfuhr  deutschen  Sprits  nur  in  der  Menge 
von  68  Mill.  Liter  ergeben.  Die  Differenz  von  4  Mill.  Liter,  die  sich  derart  als  ein 
Mehr  bei  der  deutschen  Statistik  ergibt,  ist  jedoch  nur  eine  scheinbare.  Ihr  Grund 
ist  darin  zu  suchen,  dass  im  Dezember  1885  erheblich  mehr  Spiritus  als  im  Dezember 
1884  nach  Spanien  ging  (80,000  gegen  47,000  Mctr.  im  direkten  Verkehr),  und  der 
zu  Ende  1885  aus  Deutschland  versandte  und  in  die  deutschen,  beziehungsweise 
hamburgischen  Ausfuhrlisten  für  1885  eingestellte  Sprit,  der  1886  in  Spanien 
ankam,  nicht  sein  volles  Gegengewicht  in  dem  Anfang  1885  in  Spanien  ange- 
langten, in  Deutschland  aber  noch  für  1884  eingestellten  Spritquantum  fand. 
Jedenfalls  kann  man  von  einer  deutschen  Spritausfuhr  nach  Spanien  von  rund 
70  Mill.  Liter  in  1885  sprechen. 

Grosse  Unregelmässigkeiten  zeigen  während  der  letzten  Jahre  die  Ziffern 
der  deutschen  Sprit  ein  fuhr,  herbeigeführt  durch  die  mit  1.  Juli  1885  in  Kraft 
getretene  Erhöhung  des  Branntweinzolls. 


')  Es  wurden  1885  eingeführt  nach  Hamburg 

roher  Sprit  rektifizierter  Sprit 
Aus  dem  deutschen  Zollgebiet       117,374  hl  345,297  hl 

Aus  Russland  151,466  ,  17,288  , 
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Qco  Julius  Wolf, 


Bayern. 

Eine  der  wesentlichsten  Absichten  der  bayrischen  Gesetzesreform  von  1880 
war  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Brennerei.  Die  in  dieser  Richtung 
an  das  Gesetz  geknüpften  Erwartungen  zeigten  sich  jedoch  nach  einigen  Jahren 
nicht  erfüllt.  Der  durch  die  Steuerreform  der  bayrischen  Brennerei  gewährte 
Schutz  war  zunächst  von  der  industriellen  Brennerei  ausgenützt  worden  und 
wenn  damit  auch  erreicht  war,  dass  Bayern  mit  Bezug  auf  seinen  Spirituskon- 
sum in  überaus  km-zer  Zeit  von  Norddeutschland  unabhängig  wurde,  so  blieb 
doch  die  Richtung,  welche  die  Produktion  genommen  hatte,  unwillkommen, 
und  es  wurde  mehrfach  eine  Nachtragsreform  im  Sinne  einer  höheren 
Begünstigung  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  angeregt.  Nun  sprach  aber 
das  Gesetz  von  1880  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  von  1885  an 
jener  Begünstigungen ,  welche  sich  als  unzulänglich  erwiesen  hatten,  bis  auf 
einen  Teil  sogar  verlustig.  Hierin  musste,  selbst  wenn  die  Regierung  den 
Klagen  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  sich  hätte  verschliessen  wollen, 
ein  zwingender  Anlass  liegen,  die  Frage  einer  Teilreform  des  Gesetzes  von 
1880  vorzunehmen. 

Im  Oktober  1885  legte  die  Regierung  eine  Novelle,  den  Branntweinauf- 
schlag betreffend,  vor.  Dieselbe  fand  die  einstimmige  Genehmigung  der  Kammern. 
Sie  gewährte  Nachlässe: 

An  sämmtliche  Abfindungsbrennereien  mehliger  Stoffe  und  die  an  einem 
Tage  bis  zu  10  V«  hl  Bottichraum  bemaischenden  landwirtschaftlichen  Bren- 
nereien von  */io  (statt  wie  früher  ^/e)  der  Steuer. 

An  die  an  einem  Tage  zwischen  10  V^  und  15  hl  Bottichraum  bemaischenden 
landwirtschaftlichen  Brennereien  von  ^jio  (statt  wie  früher  ^je)  der  Steuer. 

An  die  an  einem  Tage  zwischen  15  und  30  hl  Bottichraum  bemaischen- 
den landwirtschaftlichen  Brennereien  von  ^jio  der  Steuer  (anstatt  wie  früher 
kein  Nachlass). 

Diese  Nachlässe  waren  nach  amtlicher  Berechnung  geeignet,  einen  Ein- 
nahmeausfall von  100,000  M.  jährlich  herbeizuführen.  Um  ihn  abzuwehren  und 
aus  anderen  Gründen  sah  man  sich  veranlasst,  die  gewerbliche  Brennerei  in 
stärkerem  Masse  als  bisher  zur  Steuer  heranzuziehen  und  die  Fabrikatsteuer, 
welche  bis  dahin  nur  fakultativ  gewesen  war,  für  diese  Klasse  Brennereien 
obligatorisch  zu  machen,  mit  Erhöhung  jedoch  der  steuerfreien  Prozente 
für  „Alkoholverlust"  von  5  auf  10  Prozent  und  mit  Einräumung  der  Maischranm- 
steuer  bis  zum  1.  Mai  1888  für  jene  gewerblichen  Brennereien,  die  weniger  als 
150  hl  Bottichraum  bemaischten. 

Wie  man  sieht,  war  die  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  gewährte 
Begünstigung  eine  zweiseitige,  denn  zu  den  ihnen  direkt  gewährten  Nachlässen 
trat  eine  Höherbesteuerung  der  gewerblichen  Brennerei.  Hieran  Hess  sich  aber 
die  Novelle  von  1885  noch  nicht  genügen.  Gewisse ,  sozusagen  schematische 
Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1880  hatten  bewirkt,  dass  Brennereien  durch 
irgend  eine  nicht  regelmässig,  sondern  notgedrungen  ein  oder  wenige  Male 
geübte  Handlung  den  steuerlichen  Charakter  als  landwirtschaftliche  Brennevc-i 
verloren,   trotzdem  sie  in  Wirklichkeit   das  blieben,   was  nach  dem  Geiste  des 
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<jesetzes  als  landwirtschaftliche  Brennerei  zu  gelten  hatte.  Nach  dem  Gesetz 
von  1880  mussten  Brennereien  von  der  Steuerermässigung  der  landwirtschaft- 
lichen Brennereien  ausgeschlossen  werden,  wenn  sie  grössere  Partien  Brenn- 
früchte zuzukaufen  genötigt  waren.  Dies  hatte  vielfach  zu  Härten  geführt, 
indem  nicht  selten  Brennereien  zum  vollen  Steuersatz  herangezogen  wurden,  die 
lediglich  der  Landwirtschaft  wegen  betrieben  wurden,  jedoch  der  Bodenver- 
hältnisse halber  oder  aus  anderen  triftigen  Gründen  Brennfrüchte  zukauften. 
Um  nun  für  die  Zukunft  die  steuerliche  Deklassierung  dieser  landwirtschaftlichen 
Brennereien  zu  verhüten,  wurde  die  Bestimmung  des  Gesetzes  von  1880,  welche 
als  landwirtschaftliche  Brennerei  nur  jene  begriff,  „die  in  einer  den  Umfang 
der  damit  verbundenen  Ackerbauwirtschaft  und  Viehhaltung  nicht  übersteigenden 
Ausdehnung"  betrieben  wurden,  eliminiert.  Künftig  soll  eine  „landwirtschaft- 
liche" Brennerei  bereits  als  gegeben  erachtet  werden,  wenn  die  sämtliche 
Schlempe  in  der  eigenen  Wirtschaft  verfüttert  und  der  erzeugte  Dünger  auf 
selbst  bewirtschafteten  Feldern  verwendet  wird.  Unter  „gewerblichen"  Bren- 
nereien wurden  sonach  jene  verstanden,  welche  die  Schlempe  oder  den  Dünger 
nicht  in  der  eigenen  Wirtschaft  vollständig  verwenden,  sondern  sie  ganz  oder 
z\im  Teile  veräussern.  Jedoch  soll  auch  diese  Unterscheidung  cum  grano  salis  ge- 
nommen werden.  Ereignet  sich  der  Fall,  dass  eine  zweifellos  landwirtschaftliche 
Brennerei  vorübergehend  und  durch  triftige  Gründe  veranlasst  Schlempe  oder 
Dünger  an  Fremde  abgibt,  so  soll  sie  dadurch  den  Charakter  der  landwirt- 
schaftlichen Brennerei  nicht  einbüssen').  —  Auf  Grund  des  Gesetzes  von  1880 
war  es  der  „landwirtschaftlichen"  Brennerei,"  wollte  sie  des  Steuernachlasses 
teilhaftig  werden,  des  weiteren  verboten,  auch  nur  an  einem  einzigen  Tage 
der  Betriebsperiode  mehr  als  IIV2,  bezw.  15  hl  Bottichraum  zu  bemaisch en. 
Infolgedessen  war  es  den  mittleren  und  kleineren  landwirtschaftlichen  Brennereien 
^^^atsächlich  unmöglich,  dem  Betriebe  je  nach  Bedarf  einen  grösseren  oder  ge- 
^^Kigeren  Umfang  zu  geben.  Die  Novelle  von  1885  trifft  nun  die  Neuerung, 
^^Hiss  eine  Ueberschreitung  jenes  Maisch-Maximums  den  ganzen  oder  teilweisen 
^jFerlust  der  Vergünstigung  nur  für  den  betreffenden  Kalendermonat  zur  Folge 
haben  soll.  Es  wird  daher  künftig  ein  monatweiser  abwechselnder  Betrieb 
(z.B.  in  dem  einen  Monat  10  V2,  in  dem  andern  20  hl  Tagesbemaischung)  statt- 
finden können,  ohne  dass  der  Brenner  in  der  Richtung  der  Steuer  in  Nachteil 
kömmt.  Hiemach  ist  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  die  Möglichkeit  ge- 
geben, jede  günstige  Konjunktur  in  den  Spirituspreisen,  beim  Viehverkaufe 
u.  s.  w.  in  höherem  Masse  auszunutzen.  —  Schliesslich  wurde  noch  eine  Er- 
mässigung der  Gewerbesteuer  der  landwirtschaftlichen  Brennereien  verfügt. 

Inwieweit  durch  die  neue  Gesetzgebung  die  bayrische  landwirtschaftliche 
Brennerei  grössere  Vorteile  geniesst  als  ihre  norddeutsche  Genossin,  mag  die 
folgende  Gegenüberstellung  zeigen.     Es  zahlen  in 


^)  Die  bayrische  Gesetsgebung  schliesst  sich  durch  diese  Neuerung  in 
ihrer  Auffassung  der  landwirtschaftlichen  Brennerei  an  Belgien  an,  scheidet  sich 
dagegen  vom  norddeutschen  Steuerverein  und  Oesterreich-Ungarn,  die  als  Er- 
fordernis einer  „landwirtschaftlichen  Brennerei"  auch  die  Verarbeitung  selbst - 
■erbauten  Materials  bezeichnen.  Ueber  die  zweckmässige  Behandlung  dieser 
Materie  vgl.  Wolf,  die  Branntweinsteuer,  S.  36  ff. 
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Julius  Wolf, 


Bayern  Norddeutschland 

Brennereien  von 

Brennereien  v.  nicht  üb.  101/2  M  tägl.  Maischr.  0,79  M.  pr.  hl  Maischr.  (66O/0  Steuer)  nicht  üb.  1030,5 1 

,      „  „101/2  bis  15     „     „  „        1,05  „    „    „         „       (80  „        „     )S9"'S^pt'M 

„15        „    30     „     „  „         1,18  „    „    „         „        (90  „        „     )  Maischr.  (SSi/s  0|<, 

Steuer). 

üeberdies  geniessen  die  bayrischen  landwirtschaftlichen  Brennereien  noch 
andere  Vorteile,  so  neben  den  schon  vorher  erwähnten  den  einer  auf  acht 
Monate  im  Jahre  erstreckten  Betriebszeit,  während  den  norddeutschen  Brennereien 
eine  solche  von  nur  6V2  Monaten  gestattet  ist. 

Bisher  hat  sich  die  Novelle  von  1885  in  jeder  Richtung  bewährt.  Die  durch 
obligatorische  Einführung  der  Fabrikatsteuer  für  die  gewerblichen  Brennereien 
ausgesprochene  Hinwegnahme  der  aus  der  Maischraumsteuer  bei  höherer  Ausbeute 
zu  erzielenden  Steuergewinne  hat  viele  Brenner  veranlasst,  ihren  Betrieb  auf  ein 
vernünftiges  Mass  einzuschränken.  Die  früher  vorhanden  gewesene ,  verhältnis- 
mässig bedeutende  Ueberproduktion  ist  gänzlich  beseitigt  worden.  Teils  infolge 
dieser  Umstände,  teils  übrigens  auch  wegen  der  in  1886  nicht  sehr  günstig  aus- 
gefallenen Kartoffelernte,  sind  die  Preise  in  Bayern,  die  bis  auf  43 — 44  M.  ge- 
sunken waren,  namhaft  gestiegen  und  im  Augenblicke,  wo  wir  diese  Zeilen  zu 
Papier  bringen  (Mitte  November),  wird  Spiritus  mit  49  M.  bezahlt.  Die  Berliner 
Preise  sind  gleichzeitig  36 — 37  M. ,  so  dass  die  bayrischen  Brenner  13 — 14  M. 
pro  Hektoliter  mehr  erlösen  als  die  Brenner  in  Norddeutschland. 

Zur  Statistik   der  bayrischen  Brennereien  seien  folgende  Ziffern  genannt. 


samtanzahl 
betriebenen 
rennereien 

Hiervon  unterlagen 

dem  Maischraumaufschlag 

Jahrgang 

nach  dem 

dem 

der 

dem 

Material- 

Aufschlag- 

Fabrikat- 

^1" 

vollen             5/g 
Satze           Satze 

Satze 

Aufschlag 

Abfindung 

Aufschlag 

II.  Semester 

1880 

1,856 

69 

38 

527 

152 

1,055 

15 

1881 

4,487 

89 

43 

869 

147 

3,322 

17 

1882 

5,320 

83 

40 

903 

139 

4,140 

15 

1883 

5,671 

79 

36 

774 

116 

4,652 

14 

1884 

5,907 

83 

35 

804 

125 

4,846 

14 

1885 

6,492 

701) 

39I) 

7041) 

123 

5,542 

14 

Die  Einnahmen  aus  der  Branntweinsteuer  waren: 
II. 


Semester  1880 

538,200  Mark. 

1881 

1,832,088       „ 

1882 

2,121,666       „ 

1883 

2,205,610       „ 

1884 

2,484,792       „ 

1885 

2,187,154       „ 

% 


1)  Unter  den  hier  nachgewiesenen  813  Brennereien  befinden  sich  578,  welche  im 
IV.  Quartal  1885  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  8/15,  33,  welche  «do  und  31,  welche  9/io  des 
vollen  Steuersatzes  entrichtet  haben. 
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Die  Menge  der  verarbeiteten  Materialien  war: 


Kartoffeln 

Getreide 

Hektoliter 

II.  Semester  1880 

253,824 

75,254 

1881 

1,039,156 

288,408 

1882 

1,124,885 

273,770 

1883 

775,174 

510,584 

1884 

1,237,797 

360,203 

1885 

1,141,411 

313,750 

1885 

5105 

1884 

4438 

1883 

4362 

1882 

3903 

Ueberdies  wurden  1885  verarbeitet:  46  hl  Rüben,  19,377  hl  Kernobst, 
19,440  hl  Steinobst,  60,135  hl  Weintreber,  126,754  hl  Brauereiabfälle,  24,197  hl 
Hefenbrühe,  7854  hl  andere  Materialien. 

Ueber  die  Grössenverhältnisse  der  bayrischen  Brennerei  geben 
die  nachstehenden  Ziffern  Aufschluss. 

Anzahl  der  Brennereien,  welche  erzeugten 

bis  5              5—20          20—50  50—100        100—500  500—2000     Über  2000 

Hektoliter  Spiritus  zu  50  Prozent 

613  245  162       274  '^   71  22 

614  280  201  272  75  27 
602  233  159  224  68  28 
573       304  216       237       70  17 

Die  kleinen  Brennereien    bis  10  hl   absoluter  Alkoholerzeugung  befinden 

sich  also  unter  dem  Gesetze  am  besten.     Gleichzeitig  tritt  aus  den  Ziffern,  wie 

auch  schon  früher  aus  jenen  des  Materialverbrauchs   und   der  Steuer  einnähme 

deutlich  hervor,   dass  im  Jahre  1884  ein  Höhepunkt  in  der  Erzeugung  erreicht 

war,  dem  die  Reaktion  aber  auf  dem  Fusse  folgte. 

^^_  Zur  Orientierung  über   die   Verteilung    der    Brennerei    im  Lande 

^^Ken  die  durch  Zahl,  Verarbeitung  oder  Grösse  ihrer  Brennereien  hervorragend- 

^^■eu  Finanzbezirke  genannt  (pro  1885): 


Knanz- 

Brennereien 

Verarbeitung  von 

Brennereien  mit  Erzeugung 

Kezirk  i) 

in  Betrieb 

Kart. 

Getr. 

bis  5 

Über  2000 

W 

Tausende  Hektoliter 

Hektoliter  Spiritus 

zu  50  Prozent 

München 

152 

361 

79 

14 

6 

Regensburg 

71 

268 

27 

8 

5 

Landau 

1094 

166 

13 

640 

... 

Würzburg 

1377 

115 

14 

1173 

2 

Schweinfurt 

1405 

43 

9 

1266 

— 

Für  die  Berechnung  der  thatsächlichen  Branntweinproduktion  in 
Bayern  ergeben  sich  die  gleichen  Schwierigkeiten  wie  in  Norddeutschland.  Nach 
Daten,  welche  in  der  Sitzung  der  bayrischen  Abgeordnetenkammer  vom  24.  Ok- 
tober 1885  gelegentlich  der  Beratung  der  Branntweinsteuemovelle  mitgeteilt 
wurden,  werden  von  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  in  Bayern  6  Prozent, 
von  den  gewerblichen  9  Prozent  und  mehr  Ausbeute  vom  Maischraum  erzielt. 
Man  kann  daraufhin  die  bayrische  Spiritusproduktion  im  Jahre  1885  mit  rund 
350,000  hl  Spiritus  zu  50  Prozent  berechnen. 


1)  Bayern  zählt  22  solcher  Finanzbezirke  unter  dem  Namen  „Hauptzollamtsbezirke" 

355 


Qcg  Julius  Wolf, 

Einfuhr,  Ausfuhr  und  Denaturierung  von  Spiritus  in  Bayern 
betrugen : 

Einfuhr  Ausfuhr     Denaturierung 

Hektoliter  zu  50  Prozent 
n.  Semester  1880  33,380 

1881  56,298 

1882  23,060 

1883  13,496 

1884  10,662 

1885  ca.  9,0001)  ca.  14,0002) 

Im  Jahre  1885  hat  Bayern  zum  erstenmal  wieder  eine  die  Einfuhr  über- 
steigende Ausfuhr  gehabt. 

Der  Branntweinkonsum  berechnet  sich  in  Bayern  mit  (350,000  +  9000  — 
14,000)  345,000  oder  rund  350,000  hl  zu  50  Prozent  =  175,000  hl  absoluten 
Alkohols,  d.  i.  auf  5,700,000  Seelen  mit  etwas  über  3  1  pro  Kopf;  der  Trinkkon- 
sum ist  um  35,000  hl  geringer,  also  310,000  oder  rund  300,000  hl  zu  50  Prozent 
=  150,000  hl  absoluten  Alkohols  oder  2,6  1  pro  Kopf. 

Als  Uebergangsabgabe  wurden  vereinnahmt: 
II.  Semester  1880       424,807  Mark 


3,147 

13,881 

16,118 

34,492 

11,497 

34,481 

11,549 

33,851 

35,359 

34,639 

14,0002) 

35,569 

1881 

711,613 

1882 

280,331 

1883 

149,282 

1884 

101,083 

1885 

99,780 

Württemberg  ^) . 

Im  Jahre  1885  wurde  in  Württemberg  eine  Reform  der  Branntweinsteuer 
durchgeführt.  Bis  dahin  war  die  württembergische  Brennerei  bloss  zu  einer 
Malzsteuer  (Gesetz  vom  21.  August  1865)  verpflichtet  gewesen.  Eine  Malzsteuer 
ist  die  möglichst  unvollendete  aller  Branntweinsteuern.  Sie  bewirkt,  dass  nur 
ein  Teil  der  Brennereien  Malz  verwendet,  und  dass  daher  nur  ein  Teil  des  er- 
zeugten Branjfttweins  überhaupt  versteuert  wird.  Die  Zahl  der  Malz  verwendenden 
Brennereien  in  Württemberg  war  ungefähr  ein  Fünftel  der  Brennereien  über- 
haupt. Ja,  man  kann  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1865  den  Ausspruch  thun, 
Württemberg  habe  seit  1865  überhaupt  keine  Branntweinsteuer  um  ihrer  selbst 
willen  besessen.  Es  wird  offiziell  zugestanden,  dass  hauptsächlich  im  Interesse 
der  Sicherung  der  Brau  malzsteuer  auch  das  zur  Branntweinbereitung  dienende 
Malz  der  Brausteuer  unterworfen  worden  ist.  Darüber,  dass  die  Branntwein- 
steuer als  Malzsteuer  keine  erheblichen  Einnahmen  gewähren  würde,  war  man 
sich  bereits  bei  Bearbeitung  und  Annahme  des  Gesetzes  von  1865  klar.     Aber 


1)  8113  hl  ohne  Angabe  der  Alkoholstärke,  davon  4162  hl  aus  Norddeutschland,  2462  hl 
aus  andern  deutschen  Staaten,  1488  hl  aus  dem  Zollausland. 

2)  13,672  hl  ohne  Angabe  der  Alkoholstärke,   davon  3994  hl  nach  Norddeutschland 
9028  hl  nach  andern  deutschen  Staaten,  649  hl  nach  dem  Zollausland. 

3)  Vgl.  Finanzarchiv,  Bd.  U,  1885,  S.  422  ff. 
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der  Ertrag  der  Steuer    ist   selbst   hinter   den   geringen  Erwartungen,    die   man 
damals  hegte,  zurückgeblieben. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Branntwein  waren  ^): 

Davon  ab 


Etats- 
jahr 


1882;83 


1884185 


Malz- 
steuer 


25,9 
29,9 
30,7 


üebergangs- 
abgabe 


Eingangs- 
zoll 


238,1 
232,8 
269,4 


T    a    u    s    e    n 
20,8 
21,3 
41,1 


Im 
ganzen 

d  e 
284,8 
284,0 
341,1 


Steuerrückver- 
gütung für 
denaturierten 
Branntwein 
Mark 
62,3 
56,0 
57,8 


Netto- 
ertrag 


222,5 
228,0 
283,3 


Gesamtertrag 
der 

Fabrikations- 
und 

Schanksteuer 

309,1 
319,7 
324,6 


Es  ist  begreiflich,  dass  solchen  Einnahmen  gegenüber  der  württembergische 
Fiskus  im  ersten  Augenblicke,  wo  höhere  Anforderungen  an  ihn  herantraten, 
an  eine  entsprechende  Heranziehung  des  Branntweins  dachte.  Dieselbe  erschien 
aber  noch  aus  anderen  Gründen  am  Platze.  Man  hatte  früher  auf  eine  finanziell 
ergiebige  Reform  verzichtet  und  insbesondere  auch  schon  1865  keine  den  Brannt- 
wein stärker  belastende  Steuer  eingeführt,  weil  man  davon  den  Niedergang 
eines  in  Württemberg  in  Blüte  stehenden  Gewerbes,  der  Essigindustrie,  be- 
fürchtete. In  einem  Separatartikel  des  Vertrages  vom  28.  Juni  1864,  betreffend 
die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins,  war  nämlich  verabredet  worden, 
dass  für  Branntwein,  der  zur  Essigbereitung  verwendet  wird,  die  Steuer  nicht 
mehr  zurückvergütet  werden  solle.  Die  Annahme,  eine  Branntweinsteuer  von 
einiger  Höhe  würde  die  Essigindustrie-  Württembergs  erheblich  in  Nachteil 
gegen  jene  Bayerns  und  Badens  —  wo  die  Essigindustrie  teils  gar  nicht,  teils 
auch  nur  niedrig  besteuert  war  —  stellen,  war  nun  mit  ein  Anlass  für  den 
Verzicht  auf  höhere  Einnahmen  aus  der  Branntweinsteuer.  Seitdem  hatten  sich 
die  Verhältnisse  aber  auch  hier  geändert;  denn  die  erwähnte  Bestimmung  der 
Zollvereiasverträge,  wonach  die  Steuer  bei  der  Verwendung  des  Branntweins 
Essigbereitung  nicht  restituiert  werden  sollte,  war  gefallen. 

Die  niedrige  Steuer  hatte  die  Branntweinproduktion  Württembergs  durch- 
aus nicht  gefördert.  Wohl  war  der  Branntweinkonsum  gestiegen.  Während 
er  sich  im  Durchschnitt  der  Jahre  1852/65  bei  einer  Produktion  von  45,500  hl, 


')  Für  die  Jahre 

1870/71—1881/82  liegen  folgende 

Daten  vor: 

Jahr 

Fabrikations- 
steuer 

Uebergangs- 
abgabe 

Eingangszoll 

Kleinverkaufs- 
abgabe 

Gesamt- 
Bruttoertrag 

1.  Juli 

T 

a    u    s    e    n 

de       Mar 

k 

1870/71 

26,4 

123,6 

nicht 

163,8 

313,8 

1871172 

20,7 

151,1 

ermittelt 

180,3 

352,1 

1872/73 

18,5 

176,8 

17,3 

188,5 

401,1 

1873/74 

17,3 

199,9 

19,1 

196,2 

432,5 

1874/75 

27,9 

191,4 

19,1 

206,2 

444,7 

1875/76 

18,3 

186,8 

18,1 

224,2 

447,4 

1876/77 

21,6 

166,1 

20,1 

227,3 

435,0 

1877|78 

17,7 

169,4 

14,7 

239,2 

440,9 

1.  Juli— 31.  März 

1878/79 

12,9 

146,6 

13,6 

180,1 

353,1 

I.April 

1879/80 

15,9 

182,5 

19,5 

236,4 

454,3 

1880/81 

19,4 

204.5 

20,2 

235,7 

479,6 

1881(82 

33,1 

241,8 

17,7 

357 

292,6 

537,2 
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bei  einer  Einfuhr  von  25,000  hl ,  bei  einem  Export  von  1400  hl  und  bei  einer 
Verwendung  von  10,500  hl  zu  50 "  Tralles  für  gewerbliche  Zwecke  unter  Zu- 
grundelegung einer  Durchschnittsbevölkerung  von  1,712,597  Köpfen  auf  3,42  1 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  berechnete,  betrug  im  Etatsjahr  1882/83  die  Pro- 
duktion mindestens  39,000,  die  Einfuhr  86,500,  die  Ausfuhr  3180  und  die  für 
gewerbliche  Zwecke  verwendete  Menge  23,700  hl  Branntwein  zu  50  °  Tralles, 
so  dass  sich  bei  einer  Bevölkerung  von  im  ganzen  1,917,118  Einwohnern  der 
Branntweinverbrauch  auf  5  1  pro  Kopf  gesteigert  hatte.  Die  eben  vorgeführten 
ZilFern  zeigen  uns  einen  Rückgang  der  inländischen  Fabrikation  von  45,500  hl 
auf  30,000  hl  und  eine  Erhöhung  der  Einfuhr  von  25,000  hl  auf  86,000  hl.  Der 
Konsum  war  daher  mit  fast  drei  Vierteilen  auf  den  Bezug  von  auswärts  an- 
gewiesen, wofür  das  Land  auch  bei  massiger  Schätzung  etwa  2^2  Mill.  M. 
jährlich  auszugeben  hatte. 

Drei  Steuersysteme  kamen,  als  es  sich  um  die  Neugestaltung  der  Brannt- 
weinsteuer in  Württemberg  handelte,  als  Hauptsteuerform  in  Frage:  Blasen- 
zins, Fabrikatsteuer,  Maischraumsteuer. 

Der  Blasenzins  wurde  wegen  der  Ungleichheit  der  Steuerauflage,  der 
in  ihm  liegenden  Prämiierung  der  grossen  Brenner,  der  Wahrscheinlichkeit  un- 
genügender Einnahmen,  der  irrationellen  Beeinflussung  der  Entwicklung  der 
Brennerei  und  der  nicht  geringen  Kontrollen,  welche  dieses  Steuersystem  fordert, 
verworfen. 

Die  Fabrikats  teuer  war  für  Württemberg  nicht  einführbar,  weil  die 
Kosten  der  Anschafiung,  Aufstellung  und  Erhaltung  von  Messapparaten  selbst  den 
grösseren  der  württembergischen  Brennereien  nicht  zugemutet  werden  konnten. 

So  griff  man  denn  zur  Maisch  raumsteuer.  Man  kennt  im  all- 
gemeinen die  Argumente,  welche  für  und  gegen  diese  Steuerform  ins  Feld 
geführt  werden.  Die  württembergische  Regierung  bemühte  sich  von  Anfang 
an,  insbesondere  den  Einwand  der  ungleichen  Besteuerung,  welche  die  Maisch- 
raumsteuer bewirke,  zu  widerlegen,  bezw.  auf  das  richtige  Mass  zurückzuführen. 
Wenn  die  Ausbeute  aus  Melasse  die  höchste  sei,  so  wäre  dagegen  der  Melasse- 
spiritus nicht  so  rein  wie  der  Kartoffelspiritus  herzustellen  und  werde  deshalb 
auch  erheblich  geringer  bezahlt  als  der  letztere.  Die  in  der  grössten  Alkohol- 
ausbeute liegende  steuerliche  Begünstigung  der  Melassebrennerei  sei  somit  nur 
eine  scheinbare.  Wenn  sodann  die  Getreidemaische  eine  relativ  geringere 
Alkoholausbeute  liefert,  so  werde  dieser  Nachteil  durch  den  höheren  Wert  defi 
Kornbranntweins,  der  im  wesentlichen  nur  zu  Genusszwecken  Verwendung 
finde,  wieder  ausgeglichen,  üebrigens  werde  auch  durch  die  Fabrikatsteuer 
das  Erzeugnis  an  Branntwein  nicht  in  gleichmässiger  Weise  getroffen,  sofern 
der  Wert  des  Branntweins  ja  nach  den  zu  seiner  Erzeugung  verwendeten 
Stoffen  ein  sehr  verschiedener  sei. 

Das  System  der  Maischraumsteuer  als  Hauptsteuerform  empfahl  sich 
ganz  besonders  auch  deswegen,  weil  ,es  eine  Normierung  der  Uebergangssteuer 
gestattet,  welche  nicht  minder  als  die  innere  Steuer  das  Brennereigewerbe  zu 
rationellem  Betrieb  anspornt.  Nach  den  Bestimmungen  der  Zollvereinsverträge 
dürfen  vereinsländische  Erzeugnisse  im  Fall  ihres  Uebergangs  von  einem  Ver 
einsstaat  in  einen  anderen  keiner  höheren  Abgabe  unterworfen  werden,  als 
gleichnamigen   inländischen   Erzeugnisse.     Die   Maischraumsteuer   gewährt 
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Möglichkeit,  die  Uebergangsabgabe  nach  der  im  Inlande  zu  erzielenden  durch- 
schnittlichen Ausbeute  an  Alkohol  aus  dem  Maischraum  festzustellen,  so  dass 
die  inländischen  Brennereien  ein  Interesse  daran  haben,  eine  höhere  als  jene 
Dnrchschnittsausbeute  zu  erzielen". 

Endlich  kam  noch  in  Betracht,  dass  die  Maischraumsteuer  bereits  im 
ganzen  übrigen  deutschen  Zollgebiete  mit  Ausnahme  von  Baden  in  Geltung  stand. 

Man  konnte  der  Maiscliraumsteuer  aber  nur  als  Hauptsteuerform,  nicht 
als  ausschliesslichem  Steuersystem  Beifall  zollen.  Für  die  Brennereien  nicht 
mehliger  Stoffe  und  für  die  kleinen  Brennereien  galt  es,  andere  Steuerformen 
ausfindig  zu  machen.  Für  die  ersteren  nahm  man,  soweit  es  sich  um  grössere 
Betriebe  handelt,  Materialsteuer  an.  Für  die  kleinen  Brennereien  wurde 
eine  Steuerform  acceptiert,  welche  nominell  wohl  auch  als  Materialsteuer, 
faktisch  nicht  als  solche  zu  charakterisieren  ist. 

In  Württemberg  wird  die  Branntweinbrennerei  in  der  Hauptsache  weniger 
um  der  Produktion  von  Branntwein  willen  betrieben  als  behufs  Gewinnung  der 
Schlempe  und  um  die  auf  andere  Weise  nicht  zu  verwertenden  Vorräte  an 
Obst.    Weintrebem  u.  s.  w.   nutzbar   zu   machen.     Es   erzeugten   im  Jahre  1883 

bei  9388  Brennereien  bis  zu  5  hl  Branntwein  zu  50  Prozent 

.735  ,  ,     ,      5-  20  ,  „  ,     «        . 

.      122  ,  „     ,    20-100  ,  ,  „     ,         „ 

33  „  „     „   über  100  ,  „  „     ^        „ 

Für  kleinere,  jedoch  nicht  die  kleinsten  Brennereien  werden  am  besten 
Pauschalierungssteuem  in  Verwendung  gebracht.  Man  griff  in  Württemberg- 
nach  Beispielen,  die  man  aus  der  Gesetzgebung  des  norddeutschen  Steuervereins 
und  Bayern  holte,  zur  Brennraumpauschalierungssteuer  (Fixation),  zu 
jenem  System  also,  welches  nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Blase  und  nach 
der  Menge  Branntwein,  die  hier  in  einem  gewissen  Zeitraum  erzeugt  werden 
kann,  die  Steuer  auflegt.  Die  Pauschalierungssteuer  wurde  für  Brennereien  so- 
wohl mehliger  als  nicht  mehliger  Stoffe  zur  Einführung  gebracht,  wenn  die 
Brennerei  einen  gewissen  Umfang  nicht  überschreitet.  Man  verfuhr  in  Fest- 
stellung dieser  Grenze  bei  den  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  ziemlich 
liberal  und  rechtfertigte  dies  damit,  dass  hier  auch  die  grösseren  Betriebe  so- 
genannten Qualitätsbranntwein  erzeugen,  dessen  Wert  von  dem  reinen  Aroma 
und  der  Feinheit  des  Geschmacks  abhängt,  so  dass  ein  rasches  Abtreiben  zwecks 
Steuerersparung  in  letzter  Linie  kein  Interesse  bietet.  Aus  dem  gleichen  Grund 
wurden  die  für  die  Brennereien  mehliger  Stoffe  getroffenen  Einschränkungen 
bei  den  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  fallen  gelassen. 

Eine  vierte  Steuerform  „Abfindung"  wurde  für  die  allerkleinsten 
Brennereien  angenommen. 

Am  8.  Februar  1885  ging  den  Kammern  der  Regierungsentwurf  zu,  wurde 
am  21.,  22.  und  23.  März  verhandelt  und  mit  28.  Mai  Gesetz,  wirksam  vom 
1.  Juli  1885. 

Die  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  vom  28.  Mai  1885^)  sind  im  wesent- 
lichsten die  folgenden:  Der  Normalsteuersatz,  welcher  gleichzeitig  der  Satz  der 
Uebergangsabgabe  ist,   ist  wie   im  Steuerverein  und   in   Bayern   13,10  M.   pro 


J)  Siehe  den  Wortlaut  des  Gesetzes  im  Finanzarchiv  II,  S.  1013. 
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Hektoliter  zu  50  Grad.  In  Verwendung  stehende  Steuer  formen  sindr 
1.  Maischraumsteuer,  2.  Materialsteuer,  3.  Bremrraumpauschalienmgssteuer,^ 
4.  Abfindung. 

Die  Maischraumsteuer  beträgt,  ebenfalls  wie  in  Norddeutschland 
und  Bayern,  1,31  M.  pro  Hektoliter  Maischraum  (100  hl  Maische  =  51  absoluter 
Alkohol)  und  jede  Einmaischung  und  wird  von  den  Brennereien  erhoben,  welche 
mehlige  Stoffe  allein  oder  gemischt  mit  nicht  mehligen  Stoffen  verarbeiten  und 
nicht  durch  ihren  geringen  Umfang  der  Brennraumpauschalierungssteuer  verfallen. 

Gleicherweise  kommt  Materialsteuer  für  jene  Brennereien  in  An- 
wendung, welche  bei  alleiniger  Verarbeitung  nicht  mehliger  Stoffe  einen  ge- 
wissen Umfang  überschreiten.     Die  Materialsteuer  beträgt: 

a)  für  Kernobst  und  Beerenfrüchte  50  Pf., 

b)  für  Weintreber  und  Treber  von  Kernobst  40  Pf., 

c)  für  Trauben  und  Obstwein,   flüssige  Weinhefe  und  Steinobst  1  M, 
pro  Hektoliter. 

Die  diesen  Sätzen  zu  Grunde  liegenden  Ausbeuteannahmen  sind  für  a)  und 
b)  3,82,  für  c)  7,64  Prozent  Branntwein  zu  50  °  Tralles  aus  dem  Hektoliter  Material. 

Melasse  wurde  einem  Steuersatze  von  1,31  M. ,  Rüben  einem  solchen  von 
90  Pf.  pro  Hektoliter  unterworfen.  Brennereien,  welche  Melasse,  Rüben  oder 
Rübensaft  verarbeiten,  können  der  Maischraumsteuer  an  Stelle  der  Material- 
steuer unterworfen  werden.  Anlass  zu  dieser  nach  dem  Beispiele  Bayerns  ge- 
troffenen Bestimmung  war  jedenfalls,  wie  seinerzeit  in  Bayern,  die  Unmöglich- 
keit, die  Materialienkontrolle  bei  einem  nur  einigermassen  grösseren  Betriebe 
ohne  ständige  Steueraufsicht  durchzuführen.  Maischraumsteuersatz  der  Rüben- 
brennerei ist  60  Pf.  vom  Hektoliter  Maischraum,  also  um  mehr  als  die  Hälfte 
weniger  als  das  Normale  der  Maischraumsteuer.  Dagegen  kann  eine  Ermässigung 
dieses  Satzes  unter  keinen  Verhältnissen  mehr  eintreten. 

Der  Brennraumpauschalierungssteuer  unterliegen  jene  Brenne- 
reien, welche  im  Falle  der  Verarbeitung  nicht  mehliger  Stoffe  höchstens  50  hl 
Kernobst  und  Beerenfrüchte  oder  höchstens  25  hl  Steinobst,  Wein  und  Wein- 
hefe in  einem  Betriebsjahre  verwenden,  im  Falle  der  Verarbeitung  mehliger 
Stoffe  bei  einem  15  hl  nicht  übersteigenden  Maischraum  hiervon  mehr  als  5  hl 
an  keinem  Tage  der  Betriebsperiode  bemaischen  und  als  Brennvorrichtung  eine 
einzige  einfache  Blase  von  höchstens  2  hl  mit  unmittelbarer  Feuerung  benutzen. 
Die  Grenze  ist  für  die  Brennereien  nicht  mehliger  Stoffe  bei  einem  Gesamt- 
steuerwerte von  ungefähr  25  M.  für  das  Betriebs] ahr ,  für  die  Brennereien 
mehliger  Stoffe  bei  einem  täglichen  Steuerwerte  von  beiläufig  5— 6  M.  gezogen. 
Es  findet  aber  auch  fakultative  Steuerabfindung  statt.  Zu  derselben  sind  die 
grösseren  Obstbrennereien,  wie  Brennereien,  welche  andere  nicht  mehlige  Stoffe 
als  Obst  verarbeiten,  sodann  noch  Presshefebrennereien,  sofern  sie  nicht  der 
obligatorischen  Abfindung  zu  unterstellen  sind,  zugelassen.  Die  Einbeziehung 
dieser  Presshefebrennereien  in  die  Abfindung  ist  besonders  bemerkenswert.  Sie 
erfolgte,  wie  gesagt  wird,  „aus  Schonung*  für  diese  Kategorie  von  Brennereien, 
, welche,  zur  Dünnmaischung  genötigt,  nicht  5,  sondern  nur  etwa  3  Prozent 
Alkohol  aus  1  hl  Maischraum  gewinnen."  Würde  man  hier  denselben  Steuer- 
satz anwenden  wie  beim  Branntwein,  so  wären  sie  überlastet.  In  Bayern  habe 
man  deshalb  die  Fabrikatsteuer  zugelassen,  welche  aber  die  Aufstellung  eines  kost- 
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spieligen  Messapparats  voraussetze.  In  Württemberg  könne  man  den  Interessen 
der  verhältnismässig  wenigen  und  in  der  Mehrzahl  unbedeutenden  Presshefe- 
brennereien Rechnung  tragen,  wenn  man  dieselben,  und  zwar  ohne  alle  Be- 
schränkung, zu  der  Steuerfixation  zulasse. 

Nach  der  Abfindung  können  solche  Brenner  behandelt  werden,  welche 

a)  die  Brennerei  mit  mehligen  Stoffen  nur  in  der  Zeit  vom  1.  Oktober 
bis  30.  April  betreiben, 

b)  nur  selbstgewonnene  Erzeugnisse  abbrennen,  und 

c)  eine  einfache  Brennvorrichtung  mit  unmittelbarer  Feuerung  und 
mit  einer  einzigen  Brennblase  von  höchstens  100  1  Rauminhalt 
ohne  Vorwärmer  benutzen. 

Wenn  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  können  in  einer 
und  derselben  Brennerei  mehrere  Besteuerungsformen  zur  Anwendung  kommen; 
beispielsweise  kann  eine  Brennerei,  welche  für  die  Verarbeitung  mehliger  Stoffe 
unter  die  Maischraumsteuer  fällt,  bei  Verarbeitung  nicht  mehliger  Stoffe  der  obli- 
gatorischen Fixation  unterliegen  oder  zur  fakultativen  Fixation  zugelassen  werden. 

Brennereien,  welche  an  einem  Tage  nicht  über  10 V«  hl  bemaischen, 
werden  als  landwirtschaftliche  behandelt  und  ihnen  wie  im  Steuerverein 
und  Bayern  ein  Sechstel  der  Pflichtigen  Steuer  nachgelassen.  Dass  man  nicht 
für  die  Behandlung  dieser  Brennereien  als  landwirtschaftliche  wie  in  Nord- 
deutschland und  Bayern  Bedingungen  machte  bezüglich  des  Verhältnisses 
zwischen  Leistungsfähigkeit  der  Brennerei  und  dem  Umfange  der  mit  ihr  ver- 
bundenen Ackerbauwirtschaft  und  Viehhaltung  und  bezüglich  der  Betriebsdauer, 
wird  damit  gerechtfertigt,  dass  die  Erfahrung  gezeigt  habe,  es  sei  „ohne  die 
lästigsten  Kontrollen  nicht  möglich,  eine  feste  Grenze  zwischen  sogen,  land- 
wirtschaftlichen und  den  übrigen  Brennereien  zu  ziehen". 

Noch  eine  weitergehende  Steuerermässigung  und  zwar  bis  auf  vier  Sechstel 
ist  zu  Gunsten  dieser  Brennereien  mit  nicht  über  10  V«  hl  täglicher  Maische  und 
eine  gleiche  Ermässigung  den  Brennereien  mehliger  Stoffe,  welche  obligatorischer 
Steuerabfindung  unterliegen,  für  eine  nicht  näher  bestimmte  üebergangszeit 
gewährt.  Diejenigen  Brennereien  mehliger  Stoffe,  welche  täglich  mehr  als 
10 V2,  aber  nicht  über  15  hl  Maischraum  bemaischen,  unterliegen  für  die  Üeber- 
gangszeit nur  fünf  Sechstel  der  Maischraumsteuer. 

Für  die  Ausfuhr  und  die  gewerbliche  Verarbeitung  wird,  wie  im  Steuer- 
verein, die  Steuer  mit  8  M.  pro  Hektoliter  Branntwein  zu  50  ^  restituiert. 

Ein  integrierender  Bestandteil  im  Branntweinsteuergesetz  sind  die  Be- 
stimmungen, welche  die  Abgabe  vom  Ausschank  und  Kleinverkauf 
des  Branntweins  betreffen.  Sie  sind  nahezu  die  gleichen  geblieben  wie  vorher. 
Die  Gründe,  welche  die  württembergische  Regierung  veranlassten,  die  Brannt- 
weinschanksteuer  trotz  der  neuen  Fabrikationssteuer  aufrecht  zu  erhalten, 
werden  folgendermassen  dargelegt :  Die  Steuer  von  dem  gewöhnlichen  Trink- 
branntwein bei  einem  Stärkegrad  von  40  Prozent,  zu  welchem  derselbe  aus- 
geschenkt zu  werden  pflegt,  berechnet  sich  auf  10,48  M.  für  1  hl,  oder  auf  rund 
10,5  Pf.  für  1  1.  Den  erwähnten  Branntwein  kauft  der  Wirt  von  dem  Händler 
im  Durchschnitt  zu  30  Pf.  für  1  1,  während  er  ihn  in  Quantitäten  von  Vi  e  1  zu 
5  Pf.  und  von  V32  1  zu  3  Pf. ,  also  das  Liter  zu  80  bezw.  96 ,  im  Durchschnitt 
zu   90  Pf.   ausschenkt.   —  Die   Fabrikationssteuer,  welche  auf  dem   fraglichen 
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Trinkbranntwein  ruht,  beträgt  somit  iP/s  Prozent  des  mittleren  Ausschankpreises. 
Da  nun  aber  die  auf  Vie  bezw.  V»2  1  entfallende  Steuer  nur  0,65  bezw.  0,32  Pf. 
beträgt,  so  sei  es  zweifelhaft,  ob  eine  so  geringe  Steuerbelastung  im  Preise  des 
Branntweins  überhaupt  noch  einen  Ausdruck  finden  könne,  ob  also  der  Aus- 
schankpreis infolge  der  Steuererhöhung  überhaupt  steigen  werde  ^).  —  Mit  Rück- 
sicht hierauf,  und  da  der  Schankwirt  den  Branntwein  nicht  selten  mit  einem 
Preisaufschlag  bis  zu  200  Prozent  ausschenkt,  erscheint  es  nicht  ungerechtfertigt, 
den  Ausschank  und  Kleinverkauf  von  Branntwein  auch  noch  mit  der  seitherigen 
Abgabe  zu  belegen. 

Die  Bestimmungen  der  nach  dem  neuen  Gesetz  geltenden  Schanksteuer 
sind  die  folgenden :  Wer  Branntwein  und  Liqueure  ausschenkt  oder  im  kleinen, 
d.  h.  in  Quantitäten  unter  20  1  verkauft,  unterliegt  einer  jährlichen  Abgabe 
von  5 — 240  M.  Branntweinbrenner  und  andere  Personen,  welche  nur  ihren  selbst 
oder  durch  Lohnbrenner  erzeugten  Branntwein  in  Quantitäten  von  2  1  und  da- 
rüber verkaufen,  zahlen  keine  Schanksteuer,  wenn  sie  nicht  gleichzeitig  Schank- 
wirte, Krämer  u.  dgl.  sind. 

Die  Durchführung  des  Gesetzes  von  1885  ist  mit  relativ  geringen  Schwierig- 
keiten gelungen.  Die  Verwaltung  war  eifrig  bestrebt,  die  Kontrollen  auf  das 
äusserste  zulässige  Mass  einzuschränken  und  den  Eigentümlichkeiten  des  Klein- 
betriebs der  Brennerei  im  Lande  entgegenzukommen,  auch  den  kleinsten  Brenne- 
reien durch  technische  Belehrung  seitens  der  Steuerbeamten  (zu  welchem  Zweck 
die  letzteren  einen  kurzen  Lehrkursus  in  der  Brennerei  auf  der  landwirtschaft- 
lichen Akademie  Hohenheim  durchzumachen  hatten)  zu  rationellerem  Betriebe 
zu  verhelfen.  Ein  abschliessendes  Urteil  ist  jedoch  zur  Zeit  selbstverständlich 
noch  nicht  möglich. 

Die  Statistik  der  Brennereien  und  Branntweinsteuer  seit  Einführung  des 
neuen  Gesetzes  ergibt  folgende  Daten. 

Gesamtzahl  der  Brennereien  am  31.  März  1886 14,314 

Im  Lauf  des  Etatsjahrs  in  Betrieb  gewesen 9,272 

und  zwar  unterliegend: 

a)  der  Maischraumsteuer 297 

b)  der  Materialsteuer  (auf  Betriebsplan) 60 

c)  der  obligatorischen  Brennraumpauschalierungssteuer  oder  Abfindung 

a)  auf  mehlige  Stoife 3101 

b)  auf  nicht  mehlige  Stoffe 4584     ^  gg^ 

d)  der  fakultativen  Brennraumpauschalierungssteuer       1,230 

Es  erzeugten  vom  1.  Juli  1885  bis  31.  März  1886 

bis  zu    5  hl      8,283  Brennereien 
über  5    „     „    10  „         565  „ 

„    10     „      „    20    „  239  „ 

„    20     „      „   30   „  72  „ 

„   30     „      „   40    „  30  „ 

„   40     „      „    50    „  25 

„   60  hl  58  „ 

2016  Brennereien  verarbeiteten  Kartoffeln  in  einer  Menge  von  76,798  Mctr.,  1419  Brennereien 
brannten  Getreide  im  Ausmass  von  24,034  Mctr.  Das  Material  der  übrigen  Brennereien  waren 
nicht  mehlige  Stoffe  (1694  Brennereien  mit  63,945  hl  Weintreber,  1598  Brennereien  mit  34,571  hl 
Kernobst  u.  s.  f.). 

1)  Voraussichtlich  vermindern  sich  Qualität  und  Stärke ,  wie  dies  unter  gleichen  Ver- 
hältnissen anderswo  (insbesondere  Franki-eich)  beobachtet  wurde. 
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An  Steuer  wurde  eingehoben: 
Fabrikationssteuer  vom  1.  Juli  1885  bis  31.  März  1886 
Ueb  ergangssteuer 
Eingangszoll 
Steuerrückvergütungen 

vom  1.  April  1885  (  für  ausgeführten  Branntwein 
bis  31.  März  1886   (    „    gewerbliche  Zwecke 


i  vom  1.  April  1885  bis  31.  März  1886 


302,312,69  M, 

488,795,66  „ 

14,839,05  „ 

3,842,74  M. 
185,030,52    „ 


805,947,40  M. 


188,873,26    „ 
bleibt    617,074,14  M. 


Die  Kleinverkaufsabgabe  trug 
!t882;83  von  16,111  Branntweinverkäufem  (davon   1283  eigentl.  Branntweinschenker)  309,142  M. 
1883184     „      15,766  „  (      „         1195         „  „  )    319,705  „ 

884/85     „      15,466  „  (      „         1160         „  „  )    324,584  „ 

i6     „      14,983  „  323,423  „ 

iDie  Zahl  der  Verkäufer  erfährt  seit  1877/78  stetig  eine  Minderung,  die  Höhe  der  Belastung  für 
[den  einzelnen  Steuerpflichtigen  eine  Erhöhung.  1877/78  zählte  man  17,682  Branntweinverkäufer 
|jnit  einer  Steuerzahlung  von  239,212  M.  oder  13 1/2  M.  auf  den  Einzelnen.  1885/86  war  die  Quote 
|pro  Verkäufer  211/2  M. 

Die  württembergische  Ein-  und  Ausfuhr  von  Branntwein  war: 

Branntwein- 
Einfuhr       Ausfuhr 
Hektoliter  zu  50  0 


1. 

April  1882/83 

86,535 

3,181 

1. 

„      1883/84 

84,589 

3,217 

1. 

„      1884/85 

97,907 

3,267 

1. 

„      1885/86 

47,473 

3,110 

Zur  Berechnung  von  Branntweinproduktion  und  -Konsumtion  in  Württemberg  liegen 
keinerlei  neueren  Daten  vor.  Vor  drei  Jahren  berechneten  wir  den  Verbrauch  per  Kopf  auf 
J,4  1  absol.  Alkohol. 


Baden. 

Das  Grossherzogtum  Baden  hat  für  die  letzten  Jahre  keine  auf  die  Brannt- 
weinsteuer Bezug  habende  Massnahme  von  grösserer  Wichtigkeit  zu  verzeichnen. 

üeber  die  Zahl  und  die  näheren  Verhältnisse  der  vorhandenen  Brennereien, 
)dann  über  die  Ziffern  der  Branntweinsteuer  geben  die  folgenden  Tabellen  Auskunft. 
Branntwein-  Einfache  Kessel  Dampf- 


brennereien 

Kessel 

mit  Vorwärmer 

apparate 

1882 

27,104 

27,926 

170 

128 

1883 

26,910 

27,469 

144 

118 

1884 

26,909 

27,848 

124 

123 

1885 

27,080 

27,985 

172 

123 

Ertrag  der 

Rückvergütung 

Inlands- 

Uebergangs- 

steuer 

für  Ausfuhr 

für  gewerbliche 
Verarbeitung 

anderer  Art 

* 

. 
■ 

M    a    r    k 

1872 

153,665 

_ 

— 

— 

1873 

168, 

029 

— 

— 

— 

1874 

66,177 

223,676 

_ 

— 

— 

1875 

162,553 

245,789 

4,508 

— 

339 

1876 

149,470 

262,382 

2,098 

— 

3743 

1877 

99,945 

282,229 

3,407 

— 

801 

1878 

94,437 

312,099 

2,600 

— 

462 

1879 

92,558 

374,701 

2,952 

— 

625 

1880 

126,584 

649,808 

35,620 

— 

9534 

1881 

150,409 

646,447 

28,221 

31,555 

1213 

1882 

160,813 

580,417 

22,380 

38,664 

1998 

1883 

176,084 

489,861 

22,654 

35,798 

2831 

1884 

201,241 

498,784 

20,235 

29,349 

4504 

1886 

201,512 

365,563 

18,478 

23,226 

5225 
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In  Badeu  besteht  Brennereienpauschalierungssteuer.  Satz  der  Uebergangs- 
steuer  aus  dem  übrigen  Reichsgebiet  ist  18^|2  Pf.,  die  Steuerrückvergütung  für 
Ausfuhr  und  gewerbliche  Verarbeitung  12  Pf.  pr.  100  Literprozent  Alkohol. 

Unsere  letzte  Schätzung  des  Verbrauchs  in  Baden  von  100,000 — 120,000  hl 
absei.  Alkohol  pro  Kopf  erfährt  keine  Veränderung.  Der  Verbrauch  pro  Kopf 
berechnet  sich  sodann  mit  6 — 7'/*  h 


0  esterreich-Ungarn. 

Bis  1878  hatte  Oesterreich-IJngam  die  Pauschalierungssteuer  als  obliga- 
torische Steuerform  besessen.  Der  durch  sie  herbeigeführte  Einnahmeausfall  be- 
wirkte nebst  einer  Steigerung  der  Steuer-,  beziehungsweise  der  steuerlichen  Aus- 
beuteansätze 1878  bereits  die  Einführung  einer  fakultativen  Fabrikatsteuer  neben 
der  Pauschalierungssteuer.  Es  geschah  dies  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1878. 
Soweit  die  Fabrikatsteuer  dadurch  in  Verwendung  kam,  beziehungsweise  soweit 
Brennereien  von  der  Erlaubnis,  Fabrikatsteuer  statt  der  Pauschalierungssteuer  zu 
wählen,  Gebrauch  machten  —  es  geschah  dies  fast  allein  seitens  der  Hefebrenne- 
reien —  zeigten  sich  die  mit  dieser  Steuerform  gegebenen  Kontrollen  zuverlässig 
genug,  um  die  obligatorische  Einführung  der  Fabrikatsteuer  für  einen  weiteren 
Kreis  von  Brennereien  nicht  zu  gewagt  erscheinen  zu  lassen.  Das  Gesetz  vom 
19.  Mai  1884,  dessen  Vorgeschichte  und  Einzelheiten  hier  bereits  eine  eingehende 
Erörterung  gefunden  haben  ^) ,  machte  die  Fabrikatsteuer  zur  Hauptsteuerform, 
hinter  welcher  die  Maischraumpauschalierungssteuer,  die  bis  dahin  das  System 
der  Branntweinbesteuerung  beherrscht  hatte,  zurücktrat,  während  Brennraum- 
pauschalierungssteuer  und  Abfindung  nach  wie  vor  Nebensteuerformen  blieben, 
den  Produktionsverhältnissen  der  Obst-  und  der  kleinsten  Brennereien  angepasst. 

Die  Fabrikatsteuer  ist  fakultativ  allen  Brennereien  zugänglich. 
Obligatorisch  ist  sie  für  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  mit  über  50  und 
für  die  nicht  landwirtschaftlichen  Brennereien  mit  über  35  hl  Maischraum. 

Der  Maischraum  pauschalierungssteuer  gehören  jene  nicht  zur 
Fabrikatsteuer  verhaltenen  Brennereien  an,  welche  mehlige  Stoffe,  Rüben  oder 
Melasse  verarbeiten  und  entweder  einen  steuerbaren  Maischraum  von  über  17  hl 
haben  oder  einen  Dampfapparat  oder  mehrere  Brennvorrichtungen  mit  unmittel- 
barer Feuerung  oder  zwar  nur  eine  Brennvorrichtung  mit  unmittelbarer  Feue- 
rung, aber  solche  komplizierterer  Art  benutzen,  oder  deren  Brennblase  einen 
Rauminhalt  von  mehr  als  2  hl  hat.  Die  Fabrikatsteuer  versteuert  allen  ge- 
wonnenen und  durch  den  Messapparat  gegangenen  Spiritus  nicht  nach  seiner  that- 
sächlichen  Stärke,  welche  sich  durch  den  Messapparat  ermitteln  liesse,  son- 
dern nur  nach  seinem  Volumen  unter  Annahme  einer  Durchschnittsstärke  des 
Spiritus  von  75  Prozent.  Die  Maischraumsteuer  wird  erhoben  unter  Annahme 
folgender  Ausbeutesätze  pro  Hektoliter  Maischraum  und  jeden  Tag  des  Betriebes: 


^)  Vgl.  Finanzarchiv,  I.  Jahrgang,  2.  Heft;   auch   der  Wortlaut   des  Ge- 
setzes ist  hier  gegeben. 
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Bei  Verarbeitung  von  Rüben  mit  5V«  1  absoluten  Alkohols, 
^  ,  „     mehligen  Stoffen  (Getreide   und  Kartoffeln)  mit  6V2  1  ab- 

soluten Alkohols, 
„  „  „     Melasse  mit  7  1  absoluten  Alkohols. 

Brennereien,  w^elche  nach  Gesetz  und  Vollzugsverordnung  als  „landwirt- 
schaftliche" zu  betrachten  sind^),  wird  unter  der  Maischraumpauschalierungs- 
steuer 

bei  nicht  über  20  hl  Maischraum  ein  Nachlass  von  25  Proz.  der  Steuer  gewährt 
20-35  „  ,  ,  .  ,     20     ,        „        „ 

n  ob       50    „  B  »  71  rl'-'Bn»  n 

unter  der  Fabrikatsteuer 

bei  nicht  üb.  3V2  hl  Spir.  tägl.  Durchschnittserzeug.  e.  Nachl.  v.  20  Proz.  d.  St.  gew. 

D  "  /2       O  nun  n  n  n  n     iv       «  n     )i  n 

Auch  nicht  landwirtschaftlichen  Brennereien  wird,  wenn  sie  Fabrikatsteuer  wählen 
und  ihre  Erzeugung  3V2  hl  Spiritus  im  täglichen  Durchschnitt  nicht  übersteigt, 
ein  Nachlass  von  5  Prozent  zugesprochen.  Diese  Vergünstigung  erstreckt  sich 
auf  den  Betrieb  des  ganzen  Jahres,  während  sie  bei  den  landwirtschaftlichen 
Brennereien  bloss  auf  den  Betrieb  Bezug  hat,  welcher  in  einen  im  September, 
Oktober  oder  November  beginnenden  achtmonatlichen  Zeitraum  fällt. 

Die  B rennraump aus chalierungss teuer  (Blasenzins)   gilt  jenen 
Brennereien,  welche  mehlige  Stoffe,  Rüben  oder  Melasse  verarbeiten,  jedoch  die 
Bedingungen  für  die  Aufnahme  unter  die  Maischraumpauschalierungssteuer  nicht 
besitzen,  oder  welche  "Wein,  Trester,  Obst  u.  dergl.  brennen.     Statt  der  Brenn- 
raumpauschalierung tritt  jedoch  Abfindung  ein,   wenn  Grundbesitzer  selbst- 
erzeugte Weintrester,  Obst  u.  dergl.  in  nicht  über  zwei  Brennvorrichtungen  von 
^höchstens  4  hl  Blaseninhalt  verarbeiten ,   oder  wenn   bei  Verarbeitung  mehliger 
Stoffe   eine   einzige   Brennvorrichtung  mit   unmittelbarer    Feuerung    und    einer 
Wase  von  nicht  über  2  hl  benutzt  wird  und  der  Betrieb  der  Schlempegewinnung 
^egen  erfolgt.     Für   diese   mehlige   Stoffe  verarbeitenden   Brennereien   ist  die 
Abfindung  jedoch   nur   für   einen   im  September,    Oktober   oder  November  be- 
jinnenden  achtmonatlichen  Zeitraum  zulässig.  Wenn  diese  letztgenannten  Brenne- 
Bien  jedoch  Brennraumpauschalierungssteuer   statt   der  Abfindung   wählen,   so 
commt  ihnen   ein  20prozentiger  Steuernachlass   zu   gute.     Bei   der  Brennraum- 
pauschalierungssteuer wird  je   nach   der  mehr  oder  minder  vollkommenen  Ein- 
richtung des  Destillierapparates  davon  ausgegangen,  dass  eine  dem  3-,  4-,  5-  oder 
öfachen  des  Rauminhaltes  der  Blase  gleichkommende  Maischmenge  in  je  24  Stun- 
den abgetrieben   und   dass   aus   dem   so  berechneten  Maischraum  die  folgende 
Ausbeute  pro  Tag  erzielt  werden  kann: 


')  Es  sind  dies  Breimereien,  welche  mit  einer  einzelnen  Landwirtschaft 
derart  verbunden  sind,  dass  sie  aus  der  Ernte  dieser  Landwirtschaft  ausschliess- 
lich oder  doch  grösstenteils  die  Stoffe  zur  Branntweinerzeugung  erhalten,  da- 
gegen an  dieselbe  Landwirtschaft  die  bei  der  Branntweinerzeugung  gewonnene 
Schlempe  als  Viehfutter,  oder  wenigstens  den  Dünger  abgeben,  der  von  dem 
mittels  dieser  Schlempe  gefütterten  Mastvieh  herrührt,  und  bei  welchen  der 
täglich  zu  versteuernde  Maischraum  50  hl  nicht  übersteigt,  sowie  das  Verhältnis 
des  Maischraums  zur  landwirtschaftlich  benutzten  Fläche  (Acker,  Wiese,  Weide) 
derart  ist,  dass  auf  1  hl  Maischraum  wenigstens  5  ha  Grundfläche  entfallen. 


3  g  (3  Julius  Wolf, 

a)  bei  Verarb.  v.  mehligen  Stoffen ,   Rüben ,  Melasse         5  Proz,  absol.  Alkohol, 

b)  „          ,         „   Wein, Weinlager, Trauben,Most,Steinobst  3      „          „  „ 

c)  „          „         „   Weintrebem  und  Kernobst                      2      „          „  „ 

d)  „          „         „   abgepresstem  Kernobst                              1 V* «          »  i. 
Als  steuerbarer  Blasenraum  gelten  */i  des  thatsächlichen  Blaseninhalts.  Die  an- 
gemeldete Steuerperiode  kann  bis  auf  einen  Tag  herabgehen. 

Steuersatz  und  Ausfuhrvergütung  bleiben  Hfl.  pro  Hektoliter  absoluten 
Alkohols,  doch  wird  bei  der  Ausfuhr  auch  noch  ein  „Schwendungsersatz"  in  Form 
von  10  Prozent  Zuschlag  zur  Ausfuhrrestitution  gegeben. 

Presshefe  erzeugende  Brennereien  zahlen  30  Prozent  über  die  entfallende 
Branntweinsteuer. 

Die  Stellung,  in  welche  die  Fabrikatsteuer  durch  das  Gesetz  von  1884 
vorrückte,  und  jene,  welche  nunmehr  die  anderen  Steuerformen  des  Steuergesetzes 
ihr  gegenüber  einnehmen,  geht  aus  den  folgenden  Ziffern  der  Steuerstatistik 
klar  hervor.     Es  erfolgte  die  Versteuerung  nach 

unter  dem  Gesetz  v.  1878    unter  dem  Gesetz  v.  1884 
1882/83  1883/84  1884/85 1) 

Fabrikatsteuer  mitHektol.abs.  Alk.     242,661  260,543  1,172,882 

Maischraumpauschalsteuer  „        „         „         „     1,091,389       1,146,869  554,682 

Brennraumpauschalsteuer  „       „         „         „         72,817  102,912  83,4662) 

Abfindung  n         i.  »  „  5,062 7,512 6,634 

Zusammen    1,411,929        1,517,836  1,817,664 

Die  Versteuerung  erfolgte  also 


l,  Ges.  v.  1878 

1884/85,  Ges, 

17,2 

64,5 

75,5 

30,5 

6,8 

4,5 

0,5 

0,5 

,     .  V.  1884 

nach  Fabrikatsteuer  mit  Prozent 

„  Maischraumpauschalsteuer  „  „ 
„  Brennraumpauschalsteuer  „  „ 
„     Abfindung  „         „  _ 

100  100 

Nach  diesen  Ziffern  erstreckt  sich  die  Fabrikatsteuer  auf  fast  ^/s  der  Er- 
zeugung, während  die  Maischraumpauschalierungssteuer,  unter  welche  früher  */< 
der  Erzeugung  fielen,  nun  für  kein  volles  Drittel  mehr  Geltung  hat.  Freilich 
sind  diese  Ziffern  nicht  ohne  weiteres  zu  acceptieren,  denn  sie  stellen  nicht  die 
thatsächliche  Erzeugung,  sondern  die  versteuerte  Erzeugung  dar,  welche  von 
ersterer  erheblich  abweicht.  Die  Gründe  und  das  Mass  dieser  Abweichung  er- 
fahren weiter  unten,  im  Zusammenhang  mit  der  Prämie,  eingehende  Erörterung. 

Die  in  Betrieb  stehenden  Brennereien  gruppierten  sich  folgendermassen 
nach  den  in  Geltung  stehenden  Steuerformen: 


1882183 

1883/84 

1884/85 

B  r 

e  n  n  e  r  e  i 

e  n 

unter  Fabrikatsteuer 

52 

53 

1793) 

„      Maischraumpauschalierungssteuer 

1,602 

1,571 

1,367 

,,      Brennraumpauschalierungssteuer 

111,018 

109,884 

117,152 

„      Abfindung 

12,380 

14,924 
126,432 

13,988 

125,052 

132,686 

1)  1.  Oktober  1884  bis  31.  August  1885. 

2)  Ohne  Bosnien  und  die  Herzegowina,  welche  1884/85  eine  Erzeugung  von 
4120  hl  auf  dem  Wege  der  Brennraumpauschalierung  versteuerten. 

3)  Davon  47  (1883/84  57)  Brennereien  mit  Presshefeerzeugung. 
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Abfindung  und  Brennraumpauschalierung  (Blasenzins)  gelten  also  für  die 
grosse  Zahl  der  kleinsten,  Maischraumpauschalierung  gilt  für  die  mittleren. 
Fabrikatsteuer  für  die  grössten  Brennereien.  Die  folgende  Tabelle,  das  Kampagne- 
jahr 1884/85  betreifend,  weist  dies  des  näheren  nach: 

WoVivitat       Maischraum-       Brennraum- 

j^aonKat-        pauschal-  pauschal-       Abfindung 

Steuer 

Anzahl  der  Brennereien  173  1367  117,152  13,988 
davon  Brennereien  mit  einer  Steuer- 
leistung von 

bis            5  fl.  —  —  85,919  12,526 
5  „            10  „  —  —  17,625  752 
10  „            50  „  —  —  11,220  478 
50  „          100  „  1  —  1,808  119 
Über           100  „  2  —  —  113 
100  „         500  „  1  ca.  15  .  683  — 
500  „      1,000  „  —  57  Sa- 
uber        1,000  „  —  —  8  — 
1000  „       2,000  „  2  169  _  _ 
2000  „       4,000  „  4  502  —  — 
4000  „       8,000  „  ca.  16  514  —  — 
8000  „     20,000  „  *^  i  HS  ~  "~ 
Über        20,000  „  113   j  —  — 

Die  kleine  Zahl  grosser  Brennereien  sammelt  sich  in  den  Sudetenländem 
Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  in  Galizien  und  der  Bukowina  an,  des  weiteren  in 
Ungarn ;  auch  Niederösterreich  besitzt  einige  der  allergrössten  Brennereien,  durch- 
gängig mit  Presshefeerzeugung.  Die  grosse  Zahl  kleinster  Brennereien  findet 
sich  in   den  Alpen   und   den   ungarischen  Bergdistrikten.     Man   vergleiche   die 

Tabelle  für  1884/85: 

Brennereien  Yerwendete  Brennereien  mit 

im  Destülierapparate  Steuerleistung 

Betrieb  Künstliche       Einlache  über  1000  fl. 

Niederösterreich 1,255  50                1,228  15 

Oberösterreich 829  52                    797  1 

Alpenländer  1) 27,135  628                25,600  16 

Küstenland 2,592  3                 2,523  — 

Dalmatien 4,340  —                 4,340  — 

Böhmen,  Mähren  u.  Schlesien          877  428                   456  421 

Galizien  und  Bukowina    .    .          558  526                      32  534 

Ungarn  mit  Siebenbürgen     .      65,271  572                64,744  490 

Kroatien  und  Slavonien    .    .      19,187  1               19,186  1 

Militärgrenze 10,640 — io,640 — 

132,684  2,240       129,546  1,478 

Fabrikatsteuer-  Maischraumpauschalierungs- 
Brennereien 

Niederösterreich 8  7      ' 

Oberösterreich 1  1 

Salzburg —  — 

Tirol  und  Vorarlberg     ....—-  — 

Steiermark 4  — 

Kärnten 7  8 

Krain,  Küstenland,  Dalmatien    .            —  — 

Böhmen 21  204 

Mähren 10  102 

1)  Salzburg,  Tirol  und  Vorarlberg,  Steiermark,  Kämthen,  Krain. 
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Fabrikatsteuer-  Maischraumpauschalierungs- 
Brennereien 

Schlesien 5  86 

Galizien 13  497 

Bukowina       —  42 

Öesterreich 68  947 

Ungarn  mit  Siebenbürgen  .    .           104  420 

Kroatien  und  Slavonien     ...              1  — 

Militärgrenze —  — 

Oesterreich-Ungarn..          178  367 

Um  die  thatsächliche  Spirituserzeugung  und  den  Spirituskonsum  in  Oester- 
reich-Ungarn zu  ermitteln,  bedarf  es  der  Kenntnis  der  Prämie.  Diese  ist  für 
die  Fabrikatsteuerbrennereien  folgendermassen  zu  berechnen.  Die  Fabrikatsteuer 
ist  nicht  reine  Fabrikatsteuer,  denn  sie  versteuert  das  in  der  Brennerei  erzielte 
Spiritusquantum  ohne  genaue  Ermittelung  von  dessen  Qualität,  sondern  unter 
Annahme  derselben  mit  75  Prozent.  Thatsächlich  wird  im  Mittel  ein  Spiritus 
von  etwa  93  Prozent  gewonnen.  Für  den  Hektoliter  dieses  Spiritus  von  93  Pro- 
zent wird  die  Steuer  gezahlt,  welche  einem  Hektoliter  Spiritus  von  75  Prozent 
entspricht,  nämlich  8  fl.  25  kr.  (75  1  ä  11  kr.)  statt  10  fi.  23  kr.  (93  1  ä  11  kr.). 
Pro  Hektoliter  Spiritus  von  93  Prozent  wird  danach  eine  Prämie  von  2  fl.  er- 
zielt, was  sich  für  einen  Hektoliter  zu  100  Prozent  auf  2  fl.  15  kr.  berechnet. 
Hiezu  tritt  bei  der  Ausfuhr  eine  „Calo Vergütung"  von  10  Prozent,  welche  aber 
ihre  Wirkung  auch  auf  den  Inlandspreis  hat.  Von  diesen  10  Prozent  sind  nun 
wohl  bloss  circa  7  Prozent  reine  Prämie.  Da  wir  aber  bei  der  Berechnung  der 
einzelnen  Prämie  einen  Abzug  für  Schwendung  nirgend  machen,  sind  wir  auch 
hier  nicht  berechtigt,  es  zu  thun  und  müssen  die  vollen  10  Prozent  als  Prämien- 
zuschlag rechnen,  um  die  Vergleichbarkeit  der  österreichisch-ungarischen  Prämie 
mit  jener  anderer  Länder  voll  zu  wahren.  Die  Prämie  der  Fabrikatsteuerbrenne- 
reien berechnet  sich  aber  sodann  auf  2  fl.  15  kr.  -f-  1  fl.  10  kr.  (10  Prozent 
von  11  fl.)  =  3  fl.  25  kr.  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  Bloss  die  Fabrikat- 
steuerbrennereien exportieren  und  der  vorberechnete  Prämiebetrag  stellt  daher 
die  thatsächliche,  gegen  die  fremden  Prämien  in  Anschlag  kommende  öster- 
reichisch-ungarische Prämie  dar. 

Die  wirkliche  Erzeugung  der  Fabrikatsteuerbrennereien  erhöht  sich  aber 
gegen  die  zur  Versteuerung  kommende  im  Verhältnis  von  75  :  93,  und  sie  be- 
trägt also  für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1884  bis  Ende  August  1885  nicht  wie 
ausgewiesen  1,173,000  hl,  sondern  1,455,000  hl  und  für  die  Gesamtcampagne 
1884/85  1,525,000  0  W  absoluten  Alkohols. 

Noch  grösser  ist  die  Diff'erenz  der  thatsächlichen  gegen  die  versteuerte 
Erzeugung  bei  den  Maischraumpauschalierungsbrennereien.  Die  Prämie  aus  der 
Steuer  variiert  daher  von  4V2— ß'/^  fl-  WO  Hektoliter  absoluten  Alkohols  und  be- 
trägt im  Durchschnitt  5V2  fl.  Sie  ist  gegeben,  indem  die  hierzu  gehörigen  Brenne- 
reien mehliger  Stoffe  —  diese  geben  den  Ausschlag  —  in  24  Stunden  nicht,  wie 
das  Gesetz  annimmt,  Q^k  1  absoluten  Alkohols  aus  dem  Hektoliter  Maischraum 
ziehen,  sondern  das  Doppelte,  bei  einer  Gärdauer  von  8  Stunden.  Diese  Prämie 
wird  jedoch   zu   ungefähr  ^jz  sozusagen   verzehrt   durch   den  Mehraufwand   an 


I)  Im   Monat   September   1884  wurden  unter    dem  früheren   Gesetze    rund   70,000  hl 
Spiritus  erzeugt. 
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Material  und  Regiekosten,  welchen  die  Maischraumpauschalierungs-  gegen  die 
Fabrikatsteuerbrennereien  haben.  Die  Nötigung  zu  ausserordentlich  rascher 
Abgärung  (8  Stunden  gegen  beispielsweise  72  Stunden  in  Deutschland)  bringt 
es  mit  sich,  dass  das  Stärkemehl  der  verarbeiteten  Materialien  nicht  in  dem 
Masse  aufgeschlossen  wird,  dass  der  in  der  Maische  enthaltene  Zuckerstoff 
nicht  zu  jener  Vollständigkeit  vergärt,  dass  mit  Ansatzhefe  und  Malz  nicht 
derart  gespart  wird  und  eine  gewisse  Unreinlichkeit  nicht  so  hintangehalten 
werden  kann,  wie  dies  bei  dem  nicht  überhasteten  Betrieb  der  Fabrikatsteuer- 
brennereien der  Fall.  In  Fabrikatsteuerbrennereien  ergibt  das  verarbeitete  Material 
um  10 — 15  Prozent  mehr  Spiritus,  1  kg  Stärke  in  den  Materialien  ergibt  in 
Fabrikatsteuerbrennereien  durchschnittlich  etwa  55 — 56,  in  Maischraumpauscha- 
lierungsbrennereien  49  Literprozente  Alkohol.  Am  stärksten  ist  im  Falle  des 
Fabrikatsteuerbetriebs  die  Ersparnis  bei  dem  Malz  (bis  50  Prozent)  und  dem 
Hefeansatz  (bis  25  Prozent).  Des  weiteren  ermässigen  sich  im  ersten  Falle  die 
Regiekosten  um  ein  bedeutendes.  Man  bedarf  an  Brennmaterial  und  an 
Arbeitern  um  etwa  10  Prozent ,  an  Licht  infolge  Ausfall  des  Nachtbetriebs  um 
30  Prozent  weniger,  derart,  dass  sich  diese  Posten  in  einer  landwirtschaftlichen 
Brennerei  von  50  hl  Maischraum,  beziehungsweise  5  hl  täglicher  Spirituserzeugung 
€twa  folgendermassen  stellen: 

Fabrikatsteuer  Maischraumpauschalierung 

5  Arbeiter  6  Arbeiter 

5        ,  6        „ 

70  kr.  Licht  und  Schmiere  1  fl.  Licht  und  Schmiere. 
Es  ist  nicht  zweifelhaft,  dass  unter  diesen  Verhältnissen  die  grosse  Zahl 
der  Brennereien,  welchen  die  Wahl  zwischen  Maischraumpauschalierungssteuer 
imd  Fabrikatsteuer  freistand,  für  die  Fabrikatsteuer  optiert  hätte,  würde  nicht 
der  Uebergang  zur  Fabrikatsteuer  Investitionen  teilweise  kostspieliger  Natur  ge- 
fordert haben  (Erweiterung  der  Gärlokalitäten  in  Zusammenhang  mit  Aufstellung 
grösserer  Vormaischer,  vermehrter  und  grösserer  Hefe-  und  GärgeschÜTe,  An- 
schaffung neuer  Kühlvorrichtungen,  neuer  Destillierapparate,  Aufstellung  eines 
Kontrolmessapparates).  In  Zusammenhang  hiemit  hat  sich  ein  freiwilliger 
uebergang  von  Maischraumpauschalierung  zu  Fabrikatsteuer  fast  gar  nicht 
vollzogen. 

Die  Erzeugung  der  Maischraumpauschalierungsbrennereien,  welche  offiziell 
für  11  Monate  aus  1884/85  mit  555,000  hl  absoluten  Alkohols  ausgewiesen  wird, 
war  nach  oben  mitgeteilten  Daten  thatsächlich  das  Doppelte,  also  1,110,000  hl 
und  nach  Zuschlag  von  rund  50,000  hl  für  den  Monat  September  1884  1,160,000  hl 
in  der  ganzen  Campagne  1884/85. 

Schwierig  ist  eine  Berechnung  der  thatsächlichen  Erzeugung  der  Brenn- 
raumpauschalierungs-  und  Abfindungsbrennereien.  Die  Zahl  derselben  ist  zu 
gross,  ihre  Art  zu  verschieden,  um  Durchschnittsansätze  zu  ermöglichen.  Da 
der  Umfang  ihrer  Erzeugung  jedoch  ein  überaus  geringer  ist,  so  fällt  hier  ein 
möglicherweise  irriger  Ansatz  gar  nicht  ins  Gewicht.  Freilich  soll  sich  in  letzter 
Zeit  bei  den  hier  in  Betracht  kommenden  Brennereien,  vorzugsweise  in  Südungam 
und  Siebenbürgen,  eine  fraudulöse  Erzeugung  entwickelt  haben.  Doch  hat  auch 
diese  in  sehr  geringer  Leistungsfähigkeit  der  Brennereien  ihre  Grenze.  Die 
Erzeugung  der  Brennraumpauschalierungsbrennereien  mag  im  Jahre  1884/85 
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zwischen  120  und  150,000  hl,  jene  der  Abfindungsbrennereien  bei  10,000  hl  ge- 
wesen sein. 

Zum  Schluss  ist  für  die  Berechnung  der  gesamten  Spirituserzeugung 
Oesterreich-Ungams  noch  die  steuerfreie  Erzeugung  zu  berücksichtigen. 
In  Ungarn,  Croatien,  Slavonien  und  Siebenbürgen  ist  den  kleinen  bäuerlichen 
Brennereien,  welche  Branntwein  aus  selbsterzeugten  Stoffen  bloss  zum  eigenen 
Gebrauch  erzeugen,  die  Steuerfreiheit  auf  100  1  des  Jahres,  den  Bewohnern  der 
Militärgrenze  aber  für  den  ganzen  Bedarf  der  Erzeuger  ohne  Beschränkung  auf 
eine  bestimmte  Menge  zugestanden.  In  Nieder-  und  Oberösterreich,  Salzburg, 
Mähren,  Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  dem  Küstenlande  ist  diese  Steuerfreiheit 
auf  56  1,  in  Tirol  und  Vorarlberg  auf  112  1  im  Jahre  beschränkt.  In  Böhmen, 
Schlesien,  Galizien  und  der  Bukowina  gibt  es  keine  steuerfreien  Brennereien. 
Die  Erzeugung  der  steuerfreien  Brennereien  wird  für  1884/85  mit  14,077  hl  in 
Oesterreich,  mit  23^050  hl  in  Ungarn,  zusammen  also  mit  37,133  hl  berechnet. 
Wir  stellen  sie  mit  rund  40,000  hl  absoluten  Alkohols  ein. 

Die  Spiritusproduktion  Oesterreich-Ungams  in  1884/85  betrug  also 

aus  Fabrikatsteuer-Brennereien  1,525,000  hl  absol.  Alkohol 

„     Maischraumpauschalierungs-Brennereien  1,160,000   „       „          „ 

„     Brennraumpauschalierungs-Brennereien  135,000   „       „         ■  „ 

„     Abfindungs-Brennereien  10,000   „       „          „ 

Steuerfrei  40,000   „       „          „ 

1884/85  2,870,000  hl  absol.  Alkohol. 

Für  die  Berechnung  des  Trinkkonsums  wären  nun  Ein-  und  Ausfuhr,  so- 
wie gewerbliche  Verwendung  heranzuziehen.     Ein-  und  Ausfuhr  betrugen: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

mctr. 

hl  absol.  Alk 

Durchschnitt  1875/76- 

-1879/80 

10,400 

168,000 

1880/81 

11,756 

222,712 

1881/82 

20,007 

135,845 

1882/83 

7,449 

275,682 

1883/84 

10,954 

183,000 

1884/85 

15,380 

227,180 

Durchschnitt  1880/81- 

■1884/85 

12,900 

209,000 

Da  es  sich  bei  der  Einfuhr  fast  allein  um  Qualitätsbranntwein  handelt,  so  fehlt 
die  Möglichkeit  einer  genaueren  Umrechnung  des  Einfuhrgewichts  auf  das  Vo- 
lumen. Bei  Annahme  eines  Alkoholgehalts  jener  Branntweine  von  durchschnitt- 
lich 50  Prozent  kann  man  ein  Volumen  von  rund  26,500  hl  in  Anschlag  nehmen. 
Mit  dem  Anspruch  auf  Steuerfreiheit  wurden  gewerblich  verwendet 

1882/83       1,385  hl  absol.  Alk. 
1883/84         1,158  „         „  „ 

1884/85         1,694  „         „  „ 

Die  Steuerfreiheit  für  die  technische  Verwendung  des  Spiritus  ist  nur  an  über- 
aus wenige  Gewerbe  gegeben,  und  es  stellen  daher  die  vorstehenden  Ziffern,  wie 
sie  übrigens  schon  selbst  es  besagen,  durchaus  nicht  das  in  Oesterreich-Ungarn 
gewerblich  verwendete  Spiritusquantum  wirklich  dar.  Sie  sind  zu  unbedeutend, 
um  in  unsere  Rechnung  aufgenommen  zu  werden,  und  wir  sehen  uns  für  Oester- 
reich-Ungarn daher  bemüssigt,  nicht  den  Trinkkonsum,  sondern  den  inländischen 
Verbrauch  überhaupt  ohne  weitere  Rücksicht  auf  die  ihm  gegebene  Verwendung 
zu  ermitteln. 
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Er  berechnet  sich  für  1884/85 


Produktion 
Einfuhr 


Ausfuhr 
Konsum 


2,870,000  hl  absol.  Alk. 
26,500  „         „ 


2.896,500 

216,500 

2,680,000 


d.  i.  bei  einer  Bevölkerung  von  (inclusive  Bosnien  und  Herzegowina)  40  Millionen 
Seelen  6,7  1  absoluten  Alkohols  pro  Kopf. 

Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  ist  in  0 esterreich- Ungarn  gewesen: 


1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

1882/83 

1883J84 

11884)85 
: 
8 


davon  ab 

Es 

Zollertrag  der 

in  Oesterreich 

in  Ungarn 

Zusammen 

Ausfuhr- 
vergütung 

verbleiben 

Branntwein- 
Einfuhr 

Taus 

ende 

Guide 

n 

7634,0 

6317,4 

13981,4 

1332,3 

12649,1 

151,3 

7840,1 

6522,3 

14362,4 

418,2 

13944,2 

188,5 

7964,0 

5959,5 

13923,6 

119,1 

13804,5 

233,6 

8007,3 

6122,8 

14130,1 

91,4 

14036,7 

289,0 

8442,7 

6894,4 

14337,1 

305,0 

14032,1 

263,7 

8341,6 

6643.6 

14985,2 

1443,6 

13541,7 

233,8 

7538,1 

5802,1 

13340,2 

1150,3 

12189,9 

206,7 

7025,7 

5550,8 

12576,6 

1650,7 

10925,6 

217,3 

7569,2 

6334,9 

13904,1 

1746,2 

12158,4 

295,6 

7612,9 

6722,8 

14335,7 

1917,0 

12418,7 

179,4 

7481,4 

6585,6 

14067,0 

1917,5 

12152,6 

268,8 

7598,9 

7205,5 

14804,4 

2279,6 

12529,1 

312,7 

7634,4 

6873,1 

14507,5 

1529,6 

12977,9 

435,4 

8032,3 

7498,9 

15531,2  1) 

3032,5  2) 

12498,7  1) 

? 

8290,7 

8405,5 

16696,2  1) 

2012,8  3) 

14683,4  1) 

7 

9492,3 

11562,8 

21107,1  1) 

2580,5  *) 

18526,6  1) 

? 

Die  Nachlässe  an  „landwirtschaftliche"  Brennereien  betrugen: 
in  Oesterreich       in  Ungarn       Zusammen 


1882/83 

fl.  414,000 

172,205 

586,209 

1883/84 

„    391,969 

173,936 

565,905 

1884/85 

„    632,003 

225,463 

857,466 

Dieselben  sind  in  der  obigen  Nachweisung  des  Steuerertrags  in  1882/83, 
883/84,    1884/85   nicht    in   Abzug   gebracht.     Geschieht  dies,   so  reduziert 
sich  der 


Bruttosteuerertrag 
1882/83     auf    fl.  14,945,000 
1883/84       „       „    16,130,000 
1884/85       „       „    20,249,000 


nach  Abzug  der  Ausfuhrvergütung 
11,912,500 
14,117,500 
17,669,100 


1)  Ohne  Eücksicht  auf  die  an  „landwirtschaftliche"  Brennereien  gewährten  Nachlässe. 

2)  Die  Steuerrückvergütung  für  technisch  verwendeten  Branntwein  von  15,234  fl.  ist 
hier  nicht  aufgenommen. 

3)  Die  Steuerrückvergütung  für  technisch  verwendeten  Branntwein  von  18,634  fl.  ist 
hier  nicht  aufgenommen. 

*)  Die  Steuerrückvergütung  für  technisch  verwendeten  Branntwein  von  16,115  fl.  ist 
hier  nicht  aufgenommen. 
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Oesterreich    (ohne   Ungarn)    besitzt  bekanntlich    auch    eine    ^Schank- 
s teuer".    Der  Ertrag  derselben  ist  gewesen') 

1884:         1,321,027  fl. 
1885:         1,289,476   „ 

Die  Zahl  der  zur  Steuer  herangezogenen  Verkaufsstellen  betrug: 

1.  Semester  1882:   110,144 

2.  „    1882:    118,023 

1.  „    1883:    100,473 

2.  „    1883:    103,591 

1.  „     1884:    101,340 

2.  „    1884:    104,787 
1.    „    1885:    100,753 

Auf  die   einzelnen  Kronländer   verteilten  sich   die  100,753  Verkaufsstellen  des 

2.  Semesters  1885  folgendermassen : 

Branntwein-  Eigentliche  Branntweinausschank 

Verkaufsstellen  Branntweinschenken    als  Nebengeschäft 


Niederösterreich 

11,246 

1,793 

5,386 

Oberösterreich 

5,336 

80 

4,182 

Salzburg 

1,320 

57 

1,033 

Tirol 

5,686 

818 

4,088 

Steiermark 

4,295 

435 

2,979 

Kärnten 

2,668 

1,957 

351 

Krain 

2,059 

1,292 

565 

Küstenland 

1,411 

989 

340 

Dalmatien 

1,185 

644 

422 

Böhmen 

30,304 

13,111 

11,766 

Mähren 

11,368 

8,136 

1,866 

Schlesien 

3,263 

2,190 

315 

Galizien 

18,379 

17,108 

859 

Bukowina 

2,233 

2,033 

150 

Diese  Ziffern  zeigen  uns  eine  Scheidung  als  gegeben  zwischen  Kronländem, 
in  denen  der  Branntwein  vorzugsweise  in  der  Schenke  genossen  wird  und 
anderen,  deren  Branntweinkonsumenten  auf  die  Gastwirtschaft  oder  den 
neben  anderen  Waren  auch  Branntwein  feilhaltenden  Krämer  angewiesen  sind. 
Von  100  Schankstellen  entfallen  in  den  einzelnen  Kronländem  folgende  Pro- 
zente auf 


')  Die  Steuer  beträgt  für  den  Ausschank 

in  Ortschaften  mit  einer  Bevölkerung  bis  500  Seelen     5  fl. 

n                  n                 V            n  r,  VOn       500—     2,000  „  10    „ 

HB««  «  «      2,000—  10,000  „  20   „ 

„               „              „          „  „  „   10,000—  20,000  „  30   „ 

„               „              „          „  r  „   20,000—100,000  „  45   „ 

„            „            „         „  „  „  Über      100,000  „  50  „ 

für  den  Kleinverschleiss  (Verkauf  in  Mengen  von  mindestens  Vs  1,  wobei 
die  Getränke  nicht  an  Ort  und  Stelle  genossen  werden  dürfen)  '/s  der  vor- 
stehenden Sätze; 

für  den  Ausschank  oder  Kleinverschleiss  oder  Handel  mit  Branntwein  in 
verschlossenen  Gefässen  von  1  1  oder  vsreniger  V<  der  vorstehenden  Sätze; 

für  die  Gastgewerbe  (Fremdenbeherbergung,  Speisenverabreichung),  Kaffee- 
häuser, Zuckerbäcker  V«  der  vorstehenden  Sätze,  wobei  jedoch  die  Abgabe  V» 
des  auf  das  Gewerbe  entfallenden  Erwerbsteuerordinariums  nicht  übersteigen  darf. 
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Branntwein- 

Gastwirtschaften 

schenken 

und  dgl. 

1.  Galizien 

95 

5 

2.  Bukowina 

93 

7 

3.  Schlesien 

87 

13 

4.  Kärnten 

85 

15 

5.  Mähren 

82 

18 

6.  Küstenland 

74 

26 

7.  Krain 

70 

30 

8.  Dalmatien 

60 

40 

9.  Böhmen 

53 

47 

10.  Niederösterreich  25  75 

11.  Tirol                     20  80 

12.  Steiermark           13  87 

13.  Salzburg                5  95 

14.  Oberösterreich       2  98 

Diese  Tabelle  zieht  mit  voller  Schärfe  eine  Linie  zwischen  einem  zu- 
sammenhängenden Länderkomplex  und  dem  übrigen  Oesterreich.  Sie  ist  auch 
charakteristisch  für  die  Verteilung  des  Branntweinverbrauches,  zeigt  sie  aber 
selbstverständlich  nicht  rein,  da  ihre  Ziffern  auch  bedingt  sind  einmal  durch  die 
gegebene  Form  der  Konsumgewohnheit,  sodann  durch  das  Mass  der  Wohlhaben- 
heit, beziehungsweise  des  in  den  arbeitenden  und  bäuerlichen  Klassen  herrschen- 
den Standard  of  life.  Das  Vortreten  der  Branntweinschenke  gegenüber  dem 
Gasthaus  deutet  geringere  Wohlhabenheit  an. 

Ueber  die  Verteilung  des  Branntweinkonsums  in  Oesterreich  sucht  die 
folgende  Tabelle  Aufschluss  zu  geben,  in  der  im  Einklang  mit  der  Höhe  der 
Scbanksteuersätze  der  Branntweinabsatz  der  Gastwirtschaft  mit  nur  ein  Fünftel 
jenes  der  Schenke  in  Anschlag  gebracht  ist.  Eine  Schenke  (die  Gastwirtschaft 
BU  V»  Schenke  gerechnet)  kommt  auf Seelen  der  Civilbevölkerung  ^) : 


1. 

in  Kärnten 

auf 

173 

8. 

in  Tirol 

auf    552 

2. 

„   Schlesien 

„ 

254 

9. 

im  Küstenland 

„       612 

3. 

„   Mähren 

„ 

254 

10. 

in  Salzburg 

„       625 

4. 

„   der  Bukowina 

„ 

290 

11. 

„   Dalmatien 

„       681 

5. 

„   Krain 

„ 

344 

12. 

„   Oberösterreich 

„       830 

6. 

„   Böhmen 

„ 

365 

13. 

„   Niederösterreich 

„       836 

7. 

„   Galizien 

„ 

405 

14. 

„   Steiermark 

„     1183 

Wenn  man  Kärnten  und  Steiermark,  zwei  deutsch-slavische  Länder  mit  aus- 
ihmsweisen  Konsumverhältnissen,  die  zu  Beginn  und  zu  Ende  der  Tabelle  stehen, 
id  hiedurch,  wie  auch,  weil  sie  von  den  zunächststellenden  Ziffern,  beziehungs- 
weise Ländern  noch  erheblich  abweichen,  ihre  Abnormität  andeuten,  ausscheiden 
will,  so  lässt  sich  für  das  Verhältnis  des  Branntweinkonsums  zur  Stammesangehörig- 
keit  der  Bevölkerung  folgende  Reihenfolge  aufstellen,  in  der  die  zuerstgenannten 
Gebiete  den  höchsten,   die  zuletztgenannten  den  niedrigsten  Verbrauch  haben: 

1.  Slavisch-deutsche   Gebiete    (Schlesien,    Bukowina,    Mähren,    Galizien, 
Krain,  Böhmen). 

2.  Slavisch-italienische  Gebiete  (Küstenland,  Dalmatien). 

3.  Italienisch-deutsche  Gebiete  (Tirol). 

4.  Deutsche  Gebiete  (Niederösterreich,  Salzburg,  Oberösterreich).  ;" 

1)  Ziffern  mit  Einschlnss  des  Militärs  standen  uns  für  die  einzelnen  Kronländer  leider 
nicht  zu  Gebote. 


g'74  Julius  Wolf, 


Schweiz. 

Am  23.  Dezember  1881,  bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Budgets  in 
der  Bundesversammlung,  wurde  von  derselben  folgende  Resolution  gefasst :  „Der 
Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen,  ob  nicht  auf  dem  Wege  der  Verständigung 
mit  den  Kantonsregierungen  Massregeln  zu  ergreifen  sind,  um  dem  sich  steigern- 
den, übermässigen  Genuss  von  Alkohol  zu  steuern,  und  darüber  Bericht  und 
Anträge  vorzulegen."  Dieses  Postulat  war  nur  eine  der  vielen  Aeusserungen 
einer  Bewegung,  die  mit  den  80er  Jahren  durch  die  Kantone  zu  gehen  begann 
und  aus  der  Einsicht  in  die  üebel  des  im  Lande  immer  weiter  um  sich  greifen- 
den Alkoholismus  entsprang.  Die  Schweizer  Gemeinnützige  Gesellschaft,  einer 
der  einflussreichsten  Vereine  der  Eidgenossenschaft,  machte  gleichfalls  1881  die 
Branntweinfrage  zum  Gegenstand  einlässlichen  Studiums.  Eine  von  der  Gesell- 
schaft eingesetzte  Kommission  fand  die  Ursache  der  wachsenden  Trunksucht  in 
der  Zunahme  der  Wirtschaften,  welche  wiederum  eine  Folge  davon  sei,  dass 
durch  die  Interpretation  des  Artikel  31  der  Bundesverfassung  der  Grundsatz  der 
Normalzahl,  welcher  vor  1874  den  meisten  kantonalen  Wirtschaftsgesetzen  zu 
Grunde  gelegen  habe,  beseitigt  worden,  und  beantragte  daher  in  einer  Ein- 
gabe vom  Mai  1882: 

„Es  sei  entweder  durch  eine  authentische  Interpretation  des  Artikel  31 
der  Bundesverfassung,  oder  wenn  nötig  durch  eine  Ergänzung  desselben,  den 
kantonalen  Behörden  der  endgültige  Entscheid  über  die  Ausübung  des  Wirtschafts- 
gewerbes und  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  zuzugestehen." 

Dieser  Antrag  wurde  unterstützt  durch  mehrere  andere  Petitionen.  Auch 
der  Grosse  Rat  des  Kantons  Bern  wünschte  eine  Interpretation  des  Artikels  31 
im  oben  angedeuteten  Sinne.  Unterm  17.  Mai  1882  beschloss  der,  Grosse  Rat 
des  Kantons  Neuenburg: 

„Der  Staatsrat  wird  eingeladen,  bei  den  Bundesbehörden  die  nötigen 
Schritte  zu  thun  für  die  Einführung  einer  besonderen  Steuer  auf  die  Fabrikation 
und  die  Einfuhr  der  Alkohole." 

Der  Bundesrat  nahm  entsprechend  der  an  ihn  gerichteten  Aufforderung 
die  Untersuchung  der  einschlägigen  Verhältnisse  auf.  Nachdem  die  Heran- 
ziehung der  schweizerischen  Vereine,  welche  bereits  wiederholt  die  Frage  be- 
handelt hatten,  nur  ungenügendes  Material  zur  Beurteilung  des  Thatbestandes 
hatte  liefern  können,  wendete  sich  im  Juli  1883  der  Bundesrat  an  die  Kantone. 
Gleichzeitig  veranlasste  er  eine  Zusammenstellung  der  Gesetze  und  Erfalirungen, 
welche  zur  Alkoholfrage  im  Auslande  sich  fänden.  Als  Frucht  der  nach  beiden 
Seiten  gerichteten  Bemühungen  legte  er  im  ersten  Halbjahre  1884  ein  umfang- 
reiches und  sehr  instruktives  Elaborat  „Vergleichende  Darstellung  der  Gesetze  und 
Erfahrungen  einiger  ausländischer  Staaten  zur  Alkoholfrage.  Zusammengestellt 
vom  eidgenössischen  statistischen  Bureau"  und  sodann  die  „Botschaft  des  Bundes- 
rates an  die  Bimdesversammlung,  betreffend  die  Alkoholfrage"  vor.  -Die  Bot- 
schaft gipfelte  in  dem  Vorschlage,  es  sei  in  die  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874 
ein  Artikel  einzuschalten ,  welcher  dem  Bunde  die  Befugnis  zur  Gesetzgebung 
über  das  Brennen  mehlhaltiger  Stoffe  und  den  Branntweinverkauf  gebe,  welcher 
weiters  den  Hinfall  der  Ohmgelder  mit  Einführung  einer  Bundessteuer  auf  Brannt- 
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■wein  ausspreche  und  für  diesen  Fall  noch  die  Verfügung  treiFe,  dass  der  Ver- 
kauf von  Wein,  Bier  und  andern  nicht  gebrannten  geistigen  Getränken,  mit 
Ausnahme  des  Kleinverkaufs  unter  zwei  Liter,  von  den  Kantonen  keinen  be- 
sondern Steuern  unterworfen  werden  könne. 

Die  Vorbereitung,  welche  die  Reform  durch  die  Untersuchung  der  Ver- 
hältnisse des  Auslandes  und  durch  die  Verarbeitung  des  die  Schweiz  selbst  be- 
treffenden Materials,  wie  sie  in  der  „Botschaft"  niedergelegt  ist,  erfahren  hatte, 
war  eine  sehr  sorgfältige.  Die  Botschaft  machte  über  den  Stand  und  die 
geschichtliche  Entwicklung  des  Wirtschafts-  und  des  Brennereigewerbes  und  der 
sie  betreffenden  Gesetzgebung  in  der  Schweiz  eine  Reihe  von  Mitteilungen,  wie 
sie  anderwärts  in  gleicher  Uebersichtlichkeit  noch  nicht  geboten  worden  waren. 
Es  sei  uns  gestattet,  mit  Benutzung  derselben  auf  die  Geschichte  der  Wirt- 
schaftsgesetzgebung in  der  Schweiz  in  Kürze  einzugehen. 

Im  Mittelalter  stand  in  der  Schweiz,  wie  dies  aus  Denkwürdigkeiten  des 
Kantons  Bern  gefolgert  wird,  das  Recht  des  Wirtschaftsgewerbes  nicht  dem 
Landesherrn,  sondern  dem  Grundherrn  zu.  Es  war  übrigens  nicht  zu  viel  in 
Anspruch  genommen,  da  die  Gastfreundschaft,  damals  noch  allgemein  in  Uebung, 
dem  Wirtschaftsgewerbe  eine  weite  Verbreitung  verschluss.  Der  Grundherr  übte 
sein  Recht  entweder  selbst  aus  oder  delegierte  es  den  Stadt-,  Twing-  oder  Dorf- 
rechten ab,  oder  gab  es,  was  öfter  vorkam,  den  einzelnen  Twingangehörigen 
als  Erblehen  gegen  einen  Zuschlag  zum  Bodenzins  oder  als  Zeitlehen  gegen  ein 
während  dieser  Zeit  zu  entrichtendes  jährliches  Tavernengeld.  Der  Gedanke, 
dass  angesichts  der  sittlichen  Interessen,  um  die  es  sich  hier  handle,  dem  Landes- 
herm  als  Ober-Lehensherm  die  Verfügung  über  die  Wirtschaftsrechte  zustehen 
solle,  drang  erst  nach  der  Reformation  durch  und  da  auch  nicht  selbständig 
und  aus  der  Erkenntnis  heraus,  dass  eine  Regelung  seitens  des  Landesherrn 
nötig  sei,  sondern  einfach  aus  der  Thatsache,  dass  um  jene  Zeit  der  Staat  viel- 
fach in  den  Besitz  konfiszierter  geistlicher  Güter,  in  den  Besitz  also  einer  grossen 
Anzahl  Schankrechte  gelangte.  Andere  Kantone  dagegen,  deren  Grundherr- 
schaft über  ihr  Gebiet  eine  beschränkte  war,  übten  auch  weiterhin  die  Regelung 
der  Wirtschaftsrechte  in  keiner  Weise ,  und  die  Freiheit  des  Wirtschaftsgewerbes 
war  hier  allein  durch  das  Besteuerungsrecht  der  Gemeinden  und  eine  gewisse, 
nicht  allzu  starke  polizeiliche  Aufsicht  beschränkt. 

In  Bern  und  in  den  eine  analoge  Entwicklung  erfahrenden  Kantonen 
'wurden  mit  Bezug  auf  den  Verkauf  des  Branntweins  im  17.  Jahrhundert  die 
ersten  Verordnungen  erlassen.  In  dieser  Zeit  kam  die  „Normalzahl"  auf,  die 
Festsetzung  der  Schenken  auf  eine  gewisse  Ziffer.  Sie  erhielt  sich  über  ein 
Jahrhundert.  Erst  die  Stürme  der  napoleonischen  Epoche  rüttelten  an  ihr. 
Der  helvetische  Einheitsstaat  gibt  durch  ein  Gesetz  von  1798  alle  Gewerbe  und 
damit  auch  die  Schenken  frei.  Aber  dieses,  Frankreich  entlehnte  Prinzip  hat 
bald  die  grösste  Unordnung  im  Wirtschaftswesen  zur  Folge.  Eine  mächtige, 
immer  mehr  anschwellende  Bewegung,  die  durch  alle  Kantone  geht,  lehnt  sich 
gegen  dasselbe  auf.  Schon  1799  ist  man  genötigt,  ordnend  einzuschreiten,  die 
alten  Konzessionswirtschaften  wieder  aufleben  zu  lassen,  und  neben  ihnen  nur 
patentierte  Wirtschaften,  welche  die  gesetzlich  bestimmten  Gebühren  entrichten, 
anzuerkennen;  diese  Ordnung  genügt  nicht.  1800  geht  man  daher  einen  Schritt 
weiter  und  verbietet  die  Erteilung  von  Patenten  für  neue  Wirtschaften  bis  zum 
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Erlass  eines  anderen  Wirtschaftsgesetzes.  Die  Bodenzinse  wurden  wieder  her- 
gestellt, jedoch  loskäuflich  erklärt,  auch  der  Tavemenzins,  so  dass  durch  Los- 
kauf auch  das  Wirtschaftsgewerbe  ausnahmsweise  sich  Freiheit  erkaufen  konnte. 
Die  1800  vorbereitete  definitive  Ordnung  erfolgte  dann  durch  die  Mediation 
von  1804.  Diese  bringt  in  das  Wirtschaftswesen  zienalich  die  alten  Grundsätze 
und  gestattet  für  Bern  und  die  der  gleichen  Kategorie  angehörigen  Kantone 
die  Verleihung  von  Wirtschaftsrechten  nur,  wie  vor  1798,  auf  ein  vorhandenes 
Bedürfnis  hin.  Der  hierdurch  geschaffene  Zustand  erhält  sich  durch  ein 
Viertelj  ahrhundert. 

Als  dann  aber  mit  den  dreissiger  Jahren  die  allgemeine  Tendenz  der 
wirtschaftlichen  Gesetzgebung  nach  möglichster  Freiheit  des  Individuums  ging,, 
konnten  die  Schranken,  welche  bisher  der  Eröfihung  des  Schankbetriebes  gesetzt 
waren,  nicht  weiter  festgehalten  werden.  Nach  und  nach  bürgerte  sich  die 
Freiheit  des  Gewerbes  in  den  Verfassungen  ein. 

Infolge  dieser  Entwicklung  war  beim  Erlasse  der  Bundesverfassung  von  1874 
in  fast  zwei  Dritteln  sämtlicher  Kantone  die  Ausübung  des  Wirtschaftsrechts 
der  Zahl  nach  nicht  beschränkt,  sondern  die  Erwerbung  des  Patentes  oder  der 
Bewilligung,  wenn  überhaupt  notwendig,  von  der  Erfüllung  gewisser  Formalitäten 
und  der  Bezahlung  der  Steuern  abhängig  gemacht,  wenn  auch  in  den  meisten 
dieser  Kantone  die  Patente  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  erteilt  wurden.  — 

Die  Verfassungs-Revision  von  1874,  indem  sie  die  Anwendung  des  Grund- 
satzes der  Gewerbefreiheit  auf  das  Wirtschaftswesen  aussprach,  brachte  derart 
nur  einen  Gedanken,  der  in  dem  grössern  Teile  der  Schweiz  schon  durchgeführt 
oder  angeregt  war,  zur  allgemeinen  Geltung. 

Soviel  zur  Gesetzgebung  über  das  Wirtschaftswesen  vor  Einführung  des 
Monopols.  —  Was  die  Besteuerung  des  Branntweins  in  der  Schweiz  betrifft, 
so  ist  sie  bisher  ohne  Einheitlichkeit  gewesen.  Der  Branntwein  wurde  be- 
steuert in  Form  von  Eingangszöllen  der  Kantone,  sogenannten  Ohmgeldem,. 
hin  und  wieder  überdies  durch  kantonale  Fabrikationssteuem.  Endlich  lag 
noch  in  der  Besteuerung  der  Wirtschaften  und  Schenken  eine  Besteuerung 
des  Branntweins  vor. 

Das  0  h  m  g  e  1  d  wurde  (bzw.  wird  bis  zum  Inkrafttreten  der  neuen  Ge- 
setzgebung) in  11  Kantonen  mit  57  Vs  bis  10  Fr.  pro  Hektoliter  für  ausländischen 
und  mit  44  bis  5  Fr.  für  Schweizer  Spiritus  erhoben.  4  Kantone  verpflichteten 
bloss  ausländischen  Spiritus  zur  Steuerleistung.  Kein  Ohmgeld  besassen  Zürich, 
St.  Gallen,  Thurgau,  Schaffhausen,  Appenzell  beider  Rhoden,  Schwyz,  Zug, 
Neuenburg  und  Genf. 

Nähere  Daten  über  die  erhobenen  Fabrikationssteuern  liegen  nicht 
vor.  Versteuert  wurde  Branntwein  bei  der  Fabrikation  in  den  Kantonen  Bern,  Solo- 
thurn,  Freiburg  und  Glarus.  Im  allgemeinen  war  die  Steuer  unbedeutend; 
wurde  sie  doch  grösserenteils  nur  in  Form  eines  Jahrespatents  erhoben! 

Die  unter  dem  Namen  Wirtschaf tsgebühren  erhobenen  Abgaben 
trugen  zum  Teile  thatsächlich  den  Charakter  nur  von  Gebühren  an  sich  und 
entbehrten  der  Steuematur.  Ihre  Sätze  und  der  Modus  der  Auflegung  waren 
sehr  verschieden.    Die  Abgabe  betrug  ^)  10  Fr.  (Obwalden  für  Speisewirtschaften 


^)  Vgl.  Siegfried,  Das  Wirtshaus,  1881,  S.  14. 
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ohne  Schnaps)  bis  1000  Fr.  (Bern).  Während  in  dem  einen  Kanton  die  Taxe 
für  alle  Wirtschaften,  grössere  und  kleinere,  dieselbe  blieb  (Thurgau  60  Fr.), 
war  dieselbe  in  anderen  je  nach  dem  Verkehr  und  Verbrauch  in  den  betreffenden 
Schenken  eine  verschieden  grosse  (Bern  300— 1000  Fr.,  Freiburg  auf  5  Jahre 
400 — 800  Fr.),  Andere  Gesetze  (Aargau,  St.  Gallen)  besteuerten  die  Wirtschaften 
mit  einer  Taxe  für  das  Patent  (St.  Gallen  30 — 600  Fr.)  und  überdies  mit  einer 
Getränkabgabe  nach  einer  durch  eine  besondere  Kommission  vorzunehmenden 
Taxierung.  Baselstadt  erteilte  Bevfilligungen  zum  Betrieb  einer  Wirtschaft 
vierteljährlich  gegen  eine  Gebühr  von  3  Fr.  Um  einheimischen  Schnaps  allein 
zu  verwirten,  war  bloss  ein  vierteljährliches  besonderes  Patent  ä  5  Fr.  zu  lösen. 
Die  Besteuerung  der  Wirtschaften,  der  Einfuhr  in  die  Kantone  und  der 
Branntweinfabrikation  trug  im  Jahre  1882  den  Kantonen  (Brutto): 

^         ,  ^  ,    ,  Umgeld-  und     pabrikations-        Total  ^«^ 

Kantone  Patente  sonstige  Ge-  ^^^^^^  ^^^„1^^     Einwohner 

tränkeabgaben  Fr. 
Tausende    Frank 

Zürich 320,0  —  —  320,0  0,99 

Bern 892,4  1,139,4  91,5  2,123,3  3,96 

Luzem 111,2  395,5  —  506,8  3,75 

Uri 2,9  65,8  —  58,7  2,48 

Schwyz       —  —  —  —  — 

Obwalden —  16,1  —  16,1  1,04 

Nidwaiden 1,0  13,4  —  14,4  1,19 

Glarus —  45,8  0,5  46,3  1,35 

Zug 15,7  17,4  —  33,0  1,42 

Freiburg 44,4  376,6  1,5  422,5  3,64 

Solothum  *. 54,9  236,1  1,5  292,6  3,60 

Baselstadt 15,0  193,7  —  208,7  3,22 

Baselland 70,2  54,0  —  124,3  2,07 

Schaffhausen 31,0  —  —  31,0  0,81 

Appenzell  a.  Rh 0,5  —  —  0,5  1,10 

Appenzell  i.  Rh —  —  —  —  — 

St.  Gallen       60,8  122,7  —  183,4  0,86 

Graubündten —  283,3  —  283,3  2,97 

Aargau 63,4  249,6  —  313,1  1,58 

Thurgau 43,9  —  —  43,9  0,44 

Tessin 4,1  151,6  —  102,1  1,16 

Waadt 113,5  575,0  —  688,4  2,87 

Wallis —  38,3  —  38.S  0,38 

Neuenburg 3,4  —  —  3,4  0,03 

Genf - 

Total  1,847,6  3,964,3  95,097  5,907,8  2,08 

Wie  man  sieht,  hatte  Bern  allein  eine  Branntweinsteuer  von  irgend  be- 
merkenswerter Höhe.  Ein  neues  Gesetz  vom  11.  Mai  1884  0  unterwarf  hier  alles 
Brennen  aus  Kartoffeln,  Cerealien,  Rüben  und  ähnlichen  mehl-  oder  zucker- 
haltigen Eohmaterialien,  sowie  das  Brennen  von  über  150  1  per  Jahr  aus  anderen 
Rohstoffen  von  nicht  ausschliesslich  eigenem  Gewächs  den  Vorschriften  über 
die  gewerbsmässige  Brennerei  und  einer  Steuer  von:  bei  Branntwein  5  Cts.  per 
Liter,  bei  Spiritus  (über  70  Prozent  Tr.)  für  eine  Jahresproduktion  bis  1000  hl 
3  Cts.  per  Liter,   bei  jedem  ferneren  Tausend  1  Ct.  per  Liter  mehr.     Das  nicht 


Zur   Gesetzgebung  vor  1884  vgl.  Wolf,   die  Branntweinsteuer  S.  353. 
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gewerbsmässige  Brennen  war  unter  Vorbehalt  der  Einholung  der  jährlichen 
Bewilligung  freigegeben. 

Ein  neues  Fabrikationssteuergesetz  hatte  seit  1882  auch  Freiburg. 
Ein  Gesetz  vom  17.  Mai  1884  sprach  hier  aus,  dass  für  die  gewerbsmässige 
Destillation  eine  (dem  Ohmgeld  auf  schweizerischen  Alkohol  ungefähr  gleiche) 
Steuer  von  10  Cts.  per  Liter  auf  Branntwein  und  20  Cts.  auf  Weingeist  und  für 
den  Verkauf  eine  Steuer  von  50 — 200  Fr.  per  Jahr  zu  bezahlen  sei;  die  nicht 
gewerbsmässige  Fabrikation  (aus  selbstgezogenen  Baumfrüchten  und  mittelst 
beweglicher  Apparate)  entrichtete  nur  eine  Kontroigebühr  von  3  Fr. ;  doch  war 
mit  dem  Patent  zur  Fabrikation  auch  das  Recht  zum  Verkaufe  im  grossen 
verbunden. 

Als  an  den  Bundesrat  die  Aufforderung  herantrat,  in  der  Bundesver- 
sammlung einen  Antrag  auf  Revision  der  Bundesverfassung  in  dem  Sinne  ein- 
zubringen, dass  der  Betrieb  von  Wirtschaften  und  der  Kleinverkauf  von  geistigen 
Getränken  nicht  unter  Art.  31  der  Verfassung  zu  subsumiren,  d,  h.  nicht  als 
frei  zu  erklären  sei,  legte  sich  der  Bundesrat  die  Frage  vor,  ob  mit  Einreihung 
des  Verkaufs  geistiger  Getränke  unter  die  zu  konzessionierenden  Gewerbe 
wirklich  den  Zwecken,  die  man  auf  diesem  Wege  erreichen  wolle,  ausreichend 
gedient  wäre.  Er  verneinte  diese  Frage.  Auf  die  Erfahrungen  anderer  Länder 
gestützt  sprach  er  aus,  dass  auf  diesem  Wege  eine  wesentliche  Verminderung 
des  Branntweingenusses  nicht  erzielt  werden  würde.  Er  fand,  dass  eine  Abhilfe 
so  lange  nicht  möglich  sei,  als  Wein  und  Bier  dem  ärmeren  Mann  zu  teuer, 
der  Schnaps  zu  billig  geboten  würde,  und  er  präzisierte  daher  seine  Aufgabe 
dahin,  dass  auf  Verbilligung  der  erstgenannten,  minder  schädlichen  und  ge- 
gebenen Falls  unschädlichen  Getränke  und  auf  Verteuerung  des  Branntweins 
hinzuarbeiten  sei.  Das  Mittel  aber  zur  Erfüllung  dieser  Postulate  fand  er  in 
Massnahmen  finanzpolitischer  Natur. 

Man  war  in  dieser  Richtung  nicht  ohne  Vorarbeiten.  Bereits  1874  war 
nämlich  in  die  Bundesverfassung  ein  Artikel  aufgenommen  worden,  welcher  be- 
sagte: «Mit  Ablauf  des  Jahres  1890  sollen  alle  Eingangsgebühren,  welche 
dermalen  von  den  Kantonen  erhoben  werden,  sowie  ähnliche,  von  einzelnen 
Gemeinden  bezogene  Gebühren  ohne  Entschädigung  dahinf allen."  (Art.  32, 
letztes  Alinea.)  Die  kantonalen  Ohmgelder  auf  Wein,  Bier  und  Obstwein  sollten 
also  mit  1890  aufgehoben  sein  und  das  Binnenzollsystem  verschwinden.  Für 
die  Kantone  that  sich  aber  damit  die  Frage  auf,  wo  für  die  bis  1890  aus  den 
Ohmgeldern  gezogenen  nicht  unbeträchtlichen  Einnahmen  Ersatz  zu  suchen  sei. 
Und  da  war  es  nicht  unmöglich,  dass  durch  eine  anderweite  Besteuerung  der 
Getränke  in  den  Kantonen  geantwortet  würde.  Hier  nun  glaubte  der  Bund 
eingreifen  und  durch  die  Verschiebung  der  Steuerlast  von  Wein  und  Bier  auf 
den  Branntwein  es  den  Kantonen  ermöglichen  zu  sollen,  auf  Bier-  und  Wein- 
steuern zu  verzichten.  Er  glaubte  auf  dem  Wege  einer  Bundessteuer  auf  den 
Branntwein  und  durch  die  Aufteilung  des  Erträgnisses  aus  derselben  an  die 
Kantone  am  besten  den  Intentionen  zu  entsprechen,  die  in  dem  an  ihn  ergangenen 
Rufe  zur  Inhandnahme  von  Massregeln  gegen  den  Alkoholismus  ausgesprochen 
waren.  — 

Am  25.  Oktober  1885  kamen  die  Anträge  des  Bundesrates,  nachdem  sie 
auf  dem  Wege  durch  die  Bundesversammlung  in  mehreren  Funkten  modifiziert 
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worden  waren,  zur  Abstimmung,  und  mit  230,000  gegen  157,000  Stimmen  wurde 
die  beantragte  Revision  der  Bundesverfassung  vom  Schweizer  Volke  gut- 
geheissen. 

Die  für  uns  wesentlichen  Teile  derselben  sind  vorerst  die  Einschaltungen 
b.  und  c.  in  Art.  31  der  Verfassung.  Hier  heisst  es  nunmehr:  Die  Freiheit  des 
Handels  und  der  Gewerbe  ist  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  ge- 
währleistet. 

Vorbehalten  sind: 

b)  Die  Fabrikation  und  der  Verkauf  gebrannter  Wasser  nach  Massgabe 
des  Art.  32  bis. 

c)  Das  Wirtschaftswesen  und  der  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken, 
in  dem  Sinne,  dass  die  Kantone  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die 
Ausübung  des  Wirtschaftsgewerbes  und  des  Kleinhandels  mit  geistigen 
Getränken  den  durch  das  öffentliche  Wohl  geforderten  Beschränkungen 
unterwerfen  können. 

Der  neue  Artikel  32  bis  lautet:  ,Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  Vorschriften  über  die  Fabrikation  und  den  Verkauf  gebrannter 
Wasser  zu  erlassen.  Bei  dieser  Gesetzgebung  sollen  diejenigen  Erzeugnisse, 
welche  entweder  ausgeführt  werden  oder  eine  den  Genuss  ausschliessende  Zu- 
bereitung erfahren  haben,  keiner  Besteuerung  unterworfen  werden.  Das  Brennen 
von  Wein,  Obst  und  deren  Abfällen,  von  Enzian  wurzeln,  Wacholderbeeren  und  ähn- 
lichen Stoffen  fällt  betreffend  die  Fabrikation  und  Besteuerung  nicht  unter  die  Bundes- 
gesetzgebung. Nach  dem  Wegfall  der  in  Art.  32  der  Bundesverfassung  erwähnten 
Etngangsgebühren  auf  geistigen  Getränken  kann  der  Handel  mit  solchen,  welche 
nicht  gebrannt  sind,  von  den  Kantonen  keinen  besonderen  Steuern  unterworfen 
werden,  noch  anderen  Beschränkungen  als  denjenigen,  welche  zum  Schutze  vor 
gefälschten  oder  gesundheitsschädlichen  Getränken  notwendig  sind.  Jedoch 
bleiben  hierbei  in  betreff  des  Betriebes  von  Wirtschaften  und  des  Kleinverkaufs 
von  Quantitäten  unter  2  1  die  den  Kantonen  nach  Art.  31  zustehenden  Kom- 
petenzen vorbehalten.  Die  aus  der  Besteuerung  des  Verkaufs  gebrannter  Wasser 
erzielten  Reineinnahmen  verbleiben  den  Kantonen,  in  welchen  sie  zum  Bezug 
gelangen.  Die  Reineinnahmen  des  Bundes  aus  der  inländischen  Fabrikation  und 
aus  dem  entsprechenden  Zollzuschlag  auf  eingeführte  gebrannte  Wasser  werden 
unter  die  sämtlichen  Kantone  nach  Verhältnis  der  durch  die  jeweilige  letzte 
eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  faktischen  Bevölkerung  verteilt.  Von 
den  daherigen  Einnahmen  haben  die  Kantone  wenigstens  10  Prozent  zur 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  ver- 
wenden." 

Auffallend  ist  die  durch  die  Verfassungsrevision  der  Fruchtbrennerei  ein- 
geräumte Sonderstellung.  Sie  bleibt  unter  allen  Umständen  steuerfrei.  Ver- 
anlasst war  man  zu  dieser  Begünstigung  nicht  nur,  weil  im  anderen  Falle  die 
Annahme  der  Verfassungsänderung  durch  das  Volk  fraglich  gewesen  wäre, 
sondern  auch  deswegen,  weil  der  aus  Trestem  und  Obst  erzeugte  Branntwein 
weit  weniger  schädlich  ist,  als  jener  aus  Kartoffel,  Rübe,  Melasse,  Korn  und 
Mais  und   weil  überdies   in   der  Schweiz   diese  Obstbranntweine   in   der  Regel 
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unter   Verhältnissen    der   äusseren   Natur   und   des   Erwerbs    genossen  werden, 
welche  einen  massigen  Branntweinverbrauch  sehr  wohl  rechtfertigen. 

Auf  Grund  der  dem  Bundesrat  erteilten  Vollmachten  wurden  von  dem- 
selben drei  Gesetzentwürfe  ausgearbeitet.  Entwurf  I.  war  ein  Steuer- 
entwurf, Entwurf  IL  und  III.  waren  Monopolsentwürfe.  Zur  Richtschnur  bei 
der  Redaktion  der  drei  Entwürfe  nahm  man  folgendes  Programm.  Man  forderte  ^), 
dass  die  Gesetzesvorlage 

1.  eine  Erhöhung  des  Preises  des  Konsumbranntweins  bewirke, 

2.  eine  bessere  Qualität  dieses  Getränkes  sichere, 

3.  die  Uebelstände  beseitige,   welche  mit   dem   seitherigen  Verkauf  des 
Branntweins  verbunden  waren, 

4.  ein  genügendes  finanzielles  Resultat  ergebe. 
Diesen  Postulaten  sollte  entsprochen  werden 

5.  bei  möglichster  Wahrnehmung  der  in  der  Brennerei  liegenden  land- 
und  industriewirtschaftlichen  Interessen, 

6.  bei  möglichst  einfacher  Gestaltung  der  Administration  und  möglichst 
sicherer  Durchführbarkeit  der  Vorschriften. 

Die  Lösung  musste  sich  endlich  rechtfertigen  können  vor  den  Forde- 
rungen der 

7.  Verfassungsmässigkeit, 

8.  allgemeinen  Volkswirtschaft, 

9.  sozialpolitischen  Opportunität, 

10.  Beobachtung  der  in  den  Handelsverträgen  niedergelegten  Ver- 
pflichtungen. 

Der  erste  der  drei  Entwürfe  war,  wie  wir  bereits  mitgeteilt  haben,  ein 
Steuerentwurf.  Er  setzte  die  Steuer  fest  mit  80  Fr.  pro  Hektoliter  absoluten 
Alkohols  und  wollte  sie  als  Fabrikatsteuer  mit  Messapparaten  erheben.  Unter 
dem  Titel  Schwendung  war  ein  Nachlass  an  Steuer  bis  auf  10  Prozent  in  Aus- 
sicht genommen.  Die  Betriebsbewilligung  sollte  nur  an  Brennereien  gegeben 
werden,  welche  ihren  Betriebseinrichtungen  nach  in  einmaliger  Destillation 
einen  Spiritus  von  durchschnittlich  mindestens  80  Prozent  nach  Tralles,  sowie 
ein  Gesamtquantum  dieser  Stärke  von  nicht  weniger  als  2  hl  pro  24  stündigen 
Brenntag  erzeugen  können.  Es  war  Zwang  zur  Rektifikation  des  er- 
zeugten Spiritus  ausgesprochen,  wobei  es  dem  Brenner  überlassen  war,  den 
Spiritus  entweder  selbst  zu  rektifizieren  oder  die  Rektifikation  anderweitig  zu 
veranlassen.  Auch  aus  dem  Auslande  sollte  kein  Rohspiritus  mehr  eingeführt 
werden  dürfen. 

Anfangs  war  bloss  die  Ausarbeitung  eines  Steuerentwurfs  in  Aussicht  ge- 
nommen gewesen.  Da  aber  der  Gedanke  eines  Branntweinmonopols  in  immer 
weiteren  Kreisen  Freunde  gewann,  sah  man  sich  genötigt,  auch  den  Entwurf 
eines  solchen  vorzubereiten.  Der  Monopolsentwurf,  der  daraufhin  ausgear- 
beitet wurde,  lässt  den  Bund  als  Käufer  alles  im  Lande  erzeugten  Spiritus  auf- 


^)  Vgl.  Bericht  des  Departements  des  Innern  an  den  Bundesrat  betreffend 
die  Gesetzesvorlage  über  Ausführung  des  Art.  32  bis  und  der  Uebergangs- 
bestimmung  6  der  Bundesverfassung  (vom  31.  August  1886). 
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treten,  und  zwar  bewilligt  er  60 — 70  Fr.  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols  für 
Spiritus,  der  zu  Trinkbranntwein  verarbeitet  werden  kann,  und  40 — 50  Fr.  für 
Spiritus,  bei  dem  eine  Verarbeitung  zu  Trinkbranntwein  nicht  möglich  ist.  Der 
Preis  wird  von  einer  durch  die  Bundesbehörde  zu  bestellenden,  aus  Landwirten, 
Brennereibesitzern  und  Vertretern  des  Fiskus  bestehenden  Kommission  bestimmt, 
welche  innerhalb  der  angegebenen  Preisgrenzen  eine  Abstufung  in  dem  Sinne 
vorzunehmen  hat,  dass  für  Spiritus,  welcher  von  kleinen  Betriebsstellen  oder 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftsbrennereien  stammt,  ein  höherer  Preis  be- 
willigt wird.  Die  Ermittelung  alles  erzeugten  Spiritus  erfolgt  gleichfalls  auf 
dem  Wege  des  Kontrolmessapparates.  Der  Bund  verkauft  den  Spiritus  an 
Rektifikationsanstalten.  Solche  sind  als  Privatuntemehmen  gedacht,  doch  können 
deren  auch  von  Bundes  wegen  errichtet  werden,  wenn  die  private  Industrie  nicht 
genügend  vorsorgt.  Der  dem  Bund  zu  bezahlende  Normalpreis  wird  je  für  ein  Jahr 
innerhalb  eines  Ansatzes  von  160 — 170  Fr.  pro  Hektoliter  wieder  von  einer  durch 
die  Bundesbehörde  zu  bestellenden  Kommission  bestimmt.  Von  den  Rektifikations- 
anstalten wird  Spiritus  durch  den  Handel  in  den  Verkehr  gebracht  und  zwar 
nach  vom  Bund  genehmigten  Tarifsätzen  und  unter  Bestimmungen,  welche  die 
Bildung  privater  Grosshandelsmonopole  ausschliessen.  Der  Bund  allein  ist  zur 
Einfuhr  von  Spiritus  berechtigt.  Sobald  die  inländische  Erzeugung  75  Prozent 
der  Vei'kaufsmenge  erreicht  hat,  ist  der  Bundesrat  befugt,  eine  Ausdehnung  der 
Erzeugung  der  einzelnen  Brennereien  über  ihre  Durchschnittsproduktion  während 
der  unmittelbar  vorausgegangenen  drei  Jahre  zu  untersagen  und  den  Betrieb 
neuer  Brennereien  nur  für  eine  bestimmt  bemessene  Produktion  zu  erlauben. 
Für  die  Brennereien  sind  dieselben  Konzessionsbedingungen  aufgestellt,  wie  nach 
dem  Steuerentwurfe. 

Während  eine  vom  Departement  des  Innern  berufene  Fachkommission 
mit  der  Durcharbeitung  dieser  zwei  Entwürfe  beschäftigt  war,  vrarde  von  einem 
Mitglied  der  Kommission  ein  Separatvotum  zu  Gunsten  eines  zweiten  Mono- 
polentwurfs abgegeben.  Dieser  Entwurf  unterdrückte  die  ganze  schweize- 
rische Brennerei  als  privates  Gewerbe  und  machte  die  Herstellung  ge- 
brannter Wasser  zum  Bundesregal.  Es  sollte  dem  Bunde  freistehen,  von 
diesem  Regal  Gebrauch  zu  machen  und  —  sei  es  in  Regie  oder  durch  Pächter  — 
Spiritus  zu  fabrizieren ,  oder  aber  auch  nicht  zu  fabrizieren  und  den  ganzen 
Bedarf  des  Landes  oder  einen  Teil  des  Bedarfs  durch  Import  von  ausländischem 
Spiritus  decken  zu  lassen.  Der  Steuerertrag  wurde  im  Falle  eigener  Fabrikation 
im  Verkauf  der  Ware  durch  Zuschlag  von  60  Fr.  zu  den  Fabrikationsspesen 
gesucht.  Für  die  Reinheit  des  zum  Konsum  bestimmten  Spiritus  sollte  gesorgt 
werden,  indem  der  von  der  Bundesregie  hergestellte  Rohspiritus  von  ihr  auch 
rektifiziert  und  zur  Einfuhr  nur  rektifizierter  Spiritus  zugelassen  vmrde. 

Den  drei  Entwürfen  gemeinsam  waren  einige  Bestimmungen 
über  den  Branntweinhandel.  Uebereinstimmend  sprachen  sie  aus:  das 
Hausieren  mit  Spirituosen,  sowie  der  Ausschank  von  solchen  und  der  Klein- 
handel mit  denselben  in  Brennereien,  in  Spezereihandlungen  und  andern  Ge- 
schäften, in  denen  der  Ausschank  oder  Kleinhandel  nicht  in  natürlichem  Zu- 
sammenhang mit  dem  , Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel  stehen  würde,  sei 
verboten.  Den  Handel  mit  nicht  denaturierten  gebrannten  Wassern  in  Lieferungen 
von  über  40  Liter  erklärten  die  Entwürfe  als  ein  freies  Gewerbe  (Grosshandel). 
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Die  Bewilligung  zum  Kleinhandel  und  Ausschank  machten  sie  dagegen  von 
einer  Bewilligung  der  kantonalen  Behörden  und  der  Bezahlung  einer  „dem  Ge- 
schäftsumfange  entsprechenden"  kantonalen  Verkaufssteuer  abhängig.  — 

Die  vorstehend  mitgeteilten  drei  Entwürfe  gelangten  in  der  Fachkommission, 
welche  unter  Vorsitz  des  Chefs  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern 
tagte  und  an  der  einige  Mitglieder  des  Bundesrates  teilnahmen,  zur  Abstimmung. 
In  derselben  wurde  Projekt  III  erst  eliminiert  und  sodann  mit  einer  Stimme 
Majorität  zu  Gunsten  des  Projektes  I,  also  des  Steuerprojektes,  entschieden. 
Dieses  Votum  hatte  jedoch,  entsprechend  der  Natur  der  Kommission,  von  welcher 
es  gefasst  wurde,  keine  andere  als  informative  Bedeutung  und  ganz  unabhängig 
von  demselben  hatte  der  Chef  des  eidgenössischen  Departements  des  Innern 
seinen  Antrag  an  den  Bundesrat  zu  erstatten.  Der  Chef  des  Departements 
machte  denn  auch  thatsächlich  den  Vorschlag  der  Kommission  nicht  zu  dem 
seinigen.  In  seinem  Berichte  vom  31.  August  1886  beantragte  er  die  Annahme 
des  ersten  Monopolprojektes.  Zu  Gunsten  desselben  Hess  sich  gegenüber  dem 
Steuer-  und  dem  zweiten  Monopolsprojekt  einiges  geltend  machen. 

Vorerst  konnte  zum  Programmpunkt  3,  Beseitigung  der  Uebelstände, 
welche  mit  dem  seitherigen  Verkauf  des  Branntweins  (durch  die  kleine  Brennerei) 
verbunden  sind,  vorgebracht  werden,  dass  trotz  der  Beschränkung,  welche  der 
Steuerentwurf  aussprach,  indem  er  nur  Betriebe  zuliess,  die  bereits  genügend 
gross  waren,  um  die  Branntweinerzeugung  einigermassen  rationell  führen  zu 
können,  die  Notwendigkeit  des  Absatzsuchens,  namentlich  für  die  kleineren  von 
ihnen,  fortbestehen  blieb.  In  dem  durch  diese  Brennereien  betriebenen  Kleinver- 
schleiss,  teilweise  auf  dem  Wege  eines  mehr  oder  minder  verschleierten  Hausier- 
handels, wurde  einer  der  wesentlichsten  Hebel  zur  Förderung  der  Trunksucht  in 
der  Schweiz  gefunden.  „Hineingestellt  nun  zwischen  die  günstiger  arbeitenden 
schweizerischen  Spiritusfabriken  und  den  importierten  ausländischen  Spiritus 
haben  diese  kleineren  Brennereien  auch  fernerhin  eine  intensive  Konkurrenz  zu 
bestehen,  welche  sie  veranlasst,  alle  möglichen  Mittel  zum  Absatz  ihrer  Produkte 
in  Anwendung  zu  bringen."  Im  Monopolsentwurfe,  wo  der  Bund  Käufer  alles 
erzeugten  Spiritus  ist,  fiel  eine  solche  Möglichkeit  selbstverständlich  weg. 

Des  weiteren  wurde  zu  Punkt  5  des  Programms  darauf  hingewiesen,  der 
Monopolsentwurf  sei  den  kleinen  und  eigentlichen  landwirtschaftlichen  Brenne- 
reien günstiger  als  das  Steuerprojekt.  „Da  der  Preis,"  führte  die  vom  Departe- 
ment vorgelegte  Denkschrift  aus,  „welchen  der  Bund  den  Brennereien  für  den 
produzierten  Rohspiritus  bezahlt,  gi-undsätzlich  nur  die  Material-  und  Her- 
stellungskosten decken  soll,  so  muss  die  kapitalistische  Grossbrennerei,  welche 
gerade  in  dem  Spiritus  ihren  Gewinn  sucht  und  suchen  muss,  hinter  die  land- 
wirtschaftliche Brennerei ,  die  ihren  Nutzen  in  der  Produktion  des  guten  und 
billigen  Futtermittels  sucht,  zurücktreten.  Jene,  wenn  sie  unter  den  gegebenen 
Bedingungen  überhaupt  den  Betrieb  noch  weiter  führt,  hat  keine  Veranlassung, 
ihn  auszudehnen,  und  wird  jedenfalls  keine  neuen  Etablissements  ihrer  Art 
schaffen;  diese,  die  kleinere,  gutgestellte,  landwirtschaftliche  Brennerei  wird 
sich  entwickeln  und  namentlich  genossenschaftlich  entwickeln  können.  Solche 
genossenschaftliche  Brennereien,  in  welchen  schon  längst  eine  anzustrebende 
heilsame  Entwicklung  der  Brennerei  erblickt  wird,  konnten  sich  bis  jetzt  des- 
halb nur  schwer  oder  gar  nicht  bilden,  weil  der  Spiritusabsatz  ein  zu  unsicherer, 
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der  Spirituspreis  ein  zu  schwankender  war,  eine  Gesellschaft  von  Landwirten 
sich  überhaupt  nicht  mit  einem  schwierigen  Handelsbetrieb  befassen  konnte. 
Auf  dem  Boden  des  zweiten  Entwurfes  fallen  diese  Schwierigkeiten  und  Hinder- 
nisse ganz  weg.  Die  Genossenschaft  hat  für  ihr  gesamtes  Produkt  einen  sicheren, 
geregelten  Absatz  zu  einer  bestimmten  Zeit  an  einen  zahlungssicheren  Abnehmer 
und  nach  dieser  Seite  hin  keine  Verluste  zu  befürchten ;  hinwieder  wird  sie  für 
die  zur  Genossenschaft  gehörenden  Landwirte  eine  kostenfreie  Schlempe  zur 
Disposition  haben.  —  Es  entspricht  also  dieser  Entwurf  den  landwirtschaftlichen 
Interessen  in  vorzüglicher  Weise." 

In  noch  geringerem  Grade  aber  als  der  Steuerentwurf  komme  der  zweite 
Monopolsentwurf  den  Postulaten  der  Schweizer  Landwirtschaft  entgegen.  Der 
Entwurf  ruhe  auf  der  Anschauung  oder  sei  wenigstens  aus  ihr  hervorgegangen, 
dass  es  für  die  Schweiz  vorteilhafter  sei,  fremden  Spiritus  anzukaufen,  als  den- 
selben selbst  zu  fabrizieren.  Konsequenterweise  müsse  also  der  Bund,  nachdem 
er  die  private  Brennerei  aufgehoben,  das  sich  vorbehaltene  Monopol  unbenutzt 
ruhen  lassen.  Thue  er  das,  so  sei  die  ganze  landwirtschaftliche  Frage  im  ne- 
gativsten Sinn  erledigt. 

Neben  diesen  wesentlichsten  Hessen  noch  Gründe  sekundärer  Natur  den 
Chef  des  Depaiiements  des  Innern  seine  Stimme  dem  ersten  Monopolsentwurfe 
geben.  Nicht  die  gleiche  Auffassung  brachte  jedoch  die  Gesamtheit  des  Bundes- 
rates den  drei  Projekten  entgegen.  Wohl  trat  der  Bundesrat  der  Anschauung 
bei,  dass  das  Steuerprojekt  den  kleinen  landwirtschaftlichen  Brennereien  ungün- 
stiger sei  als  das  erste  Monopolsprojekt,  Er  gab  aber  der  Meinung  Ausdruck, 
dass  auch  im  Rahmen  einer  Steuer  eine  Begünstigung  der  kleinen  und  damit 
in  höherem  Grade  landvnrtschaftlichen  Brennerei  durchzuführen  sei.  Er  be- 
schloss  dementsprechend  das  Steuerprojekt,  wenn  auch  in  modifizierter 
Form,  der  Bundesversammlung  zur  Annahme  zu  empfehlen.  Die  vom  Bundes- 
rate vorgenommenen  Modifikationen  betrafen  vorzugsweise  drei  Punkte:  die 
Behandlung  der  kleinen  Brennerei,  die  Steuerhöhe  und  die  Schwundvergütung. 
Die  Steuer  wurde  auf  85  Franken  hinaufgesetzt  und  die  Schwundvergütung 
auf  5  Prozent  vermindert.  Dagegen  sollten  jeder  Brennerei  mit  weniger  als 
1000  hl  absoluten  Alkohols  Jahresproduktion  soviel  mal  3  Fr.  an  der  Steuer 
pro  Hektoliter  zurückerstattet  werden,  als  das  Erzeugnis  um  volle  100  hl  hinter 
1000  hl  zurückblieb.  Für  Brennereien  mit  einer  Jahresproduktion  von  bloss 
200—300  hl  absoluten  Alkohols  wäre  die  Steuer  hiedurch  auf  61  Fr.  herab- 
gesetzt und  um  24  Fr.  niedriger  geworden  als  die  mit  85  Fr.  bemessene  Steuer 
der  Grossbrennereien.  Der  Bundesrat  nahm  an ,  dass  die  Produktionskosten 
um  jenen  Betrag  von  24  Fr.  in  den  kleinen  Brennereien  höher  seien  als  in 
den  grossen. 

Bei  der  Berechnung  des  von  der  Besteuerung  zu  erwartenden  Ertrages 
ging  der  Bundesrat  von  einer  Vermindei-ung  des  Branntweinkonsums  von  150,000 
auf  120,000  hl  Spiritus  aus. 

Der  Import  betrage  65,000  hl 

das  Erzeugnis  des  Grossbetriebs    30,000  „ 

Zusammen   95,000  hl  ä  85  Fr.  =  8,075,000  Fr. 

das  Erzeugnis  des  Kleinbetriebs    25,000  ,    ä  61    ,     =  1,525,000    „ 


das  Totale  der  Bruttoeinnahme  betrage  9,600,000  Fr. 
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davon  käme  in  Abzug 

für  Aufsicht  an  der  Grenze,  Entschädigung  an  den  Bund  375,000  Fr. 

,    Kontrolle  im  Innern  150,000  Fr. 

,    Messapparate  100,000  Fr. 

,    Aufkauf  alter  Apparate  1,000,000    „ 
1,100,000    , 
Bei  Verteilung  auf  10  Jahre  jährlich  110,000       , 

260,000    „ 


Gesamttotal  635,000  Fr. 
Nehme  man  nach  Berücksichtigung  von  im  vorhinein  nicht  feststellbaren  Posten 
(Steuerverluste,  Entschädigungen  an  die  Kantone  für  ihre  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  des  Gesetzes,  Auslagen  für  Eichung  und  Unterhalt  der  Mess- 
apparate etc.)  den  Gesamtaufwand  für  die  Verwaltung  zu  780,000  Franken  an, 
so  seien  als  Nettoeinnahme  aus  der  Steuer  mindestens  8,820,000  Franken  oder 
rund  3,10  Franken  pro  Kopf  der  Bevölkerung  zu  berechnen.  Die  Zolleinnahmen 
des  Bundes  würden  nach  den  vorhin  mitgeteilten  Voraussetzungen  betragen: 

von  einer  Einfuhr  von  65,000  fl.  ä  30  Franken  =       1,950,000  Fr. 

ab:  Zollrückvergütungen  bei  der  Ausfuhr  cirka4000hl 

ä  15  Franken  =  60,000    „ 

bleiben  1,890,000  Fr. 
Die  bisherigen  Ohmgeld-  und  Oktroi-Einnahmen  der  16  Kantone  und  2  Ge- 
meinden, die  auf  geistige  Getränke  Eingangsgebühren  erheben,  waren  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1880/84  netto  3,610,000  Franken,  die  Zolleinnahme  des  Bundes 
von  eingeführten  Spirituosen,  wie  weiter  unten  des  näheren  nachgewiesen  wird, 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1883/85  1,963,369  Franken. 

Vom  Bundesrat  ging  der  Antrag  auf  Annahme  des  Steuerentwurfs  an  die 
Kommission  des  Nationalrates.  Diese  entschied  sich  unterm  13.  Ok- 
tober 1886  für  Ablehnung  der  Steuer  und  Annahme  des  Monopols 
unter  teilweiser  Anlehnung  an  die  im  zweiten  Monopolsprojekte  gemachten  Vor- 
schläge. Um  vorzugsweise  die  kleine  landwirtschaftliche  Brennerei  in  ihrem 
bisherigen  Stande  zu  erhalten,  wurde  verfügt,  dass  der  Bund  mindestens  V*  ^^^ 
Verbrauchs  im  Lande  erzeugen  solle  und  zwar  in  einer  Weise,  dass  die  mit  der 
Brennerei  in  Zusammenhang  stehenden  landwirtschaftlichen  Interessen  volle  Be- 
friedigung fänden.  Soweit  der  Bund  die  Brennerei  nicht  selbst  ausüben  will, 
kann  er  sie  Pächtern  übertragen.  Die  Produkte  der  einheimischen  Landwirt- 
schaft sollen  bei  der  Fabrikation  thunlichst  berücksichtigt  werden  und  es  ist  die 
letztere  vorzugsweise  in  Gegenden  zu  betreiben,  welche  für  die  Kultur  oder  Be- 
schaffung der  zum  Brennen  erforderlichen  Rohmaterialien  günstige  Verhältnisse 
aufweisen.  Der  Bund  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  bei  der  inländischen  Fabri- 
kation sich  ergebende  Schlempe  für  die  Landwirtschaft  in  geeigneter  Form  nutz- 
bar gemacht  wird.  Brennereien,  die  unter  1  hl  80grädigen  Spiritus  täglich  und 
über  500  hl  desselben  jährlich  erzeugen,  werden  zur  Pacht  nicht  zugelassen. 
Der  Bund  übernimmt  den  Spiritus  von  den  Pächtern  zu  60 — 80  Fr.  pro  Hekto- 
liter absoluten  Alkohols.  Der  Uebemahmspreis  wird  vom  Bundesrat  festgestellt. 
■wobei  der  Grundsatz  massgebend  ist,  dass  die  Schlempe  den  Brennereien  kosten- 
frei verbleibt. 

Der  Bund  selbst  reinigt  den  Alkohol.    Er  ist  verpflichtet,  den  raffinierten 
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Spiritus  in  Mengen  von  mindestens  150  1  zum  Preise  von  120 — 150  Fr.  pro 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  gegen  Barzahlung  an  jedermann  abzugeben.  Der 
genauere  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrat  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeine 
Preislage  festgesetzt.  Denaturierter  Spiritus  wird  zum  Selbstkostenpreis, 
und,  wenn  er  vom  Ausland  kommt,  zum  Kaufpreis  nebst  einem  Zuschlag  von 
7  Fr.  pro  Hektoliter,  entsprechend  dem  bisherigen  Zollsatze  abgegeben. 

Die  Verarbeitung  des  Spiritus  auf  Trinkbranntwein  ist  der  Privatindustrie 
überlassen.  Des  weiteren  ist  die  Einfuhr  von  Qualitätspirituosen  zu  gewissen 
vom  Bundesrat  aufzustellenden  Bedingungen  und  gegen  eine  Monopolsgebühr 
von  100  Fr.  pro  Metercentner  Bruttogewicht  Privaten  gestattet. 

Man  begrüsste  das  Monopolsprojekt,  als  es  in  dieser  Form  aus  dem  Schosse 
der  nationalrätlichen  Kommission  hervorging,  allseitig  mit  grosser  Genugthuung. 
Selbst  die  früheren  Gegner  jedes  Gedankens  einer  Branntweinbesteuerung,  jene, 
die  vor  einem  Jahre,  am  25.  Oktober  1885,  als  man  über  Ja  oder  Nein  einer 
Belastung  des  Branntweins  prinzipiell  abstimmte,  die  ansehnliche  Gegnerschaft 
des  Besteuerungsvorschlages  bildeten,  traten  nun  zu  der  Gegenpartei  über  und 
bezeichneten  das  Projekt  der  nationalrätlichen  Kommission  als  das  glückliche 
Kompromiss  zwischen  ihnen  und  den  Steuerfreunden,  als  ein  Kompromiss  des- 
wegen, weil  es  die  thatsächliche  Belastung  des  Branntweins  auf  einen  Betrag 
herabdrückte,  der  geringer  sei  als  der  des  Steuerentwurfs  (85  Fr.)  und  des  ersten 
Monopolsprojektes  (100  Fr.)  ihn  mit  sich  brachte.  Der  geringe  Verwaltungs- 
apparat —  so  führte  ein  früher  gegnerisches  Organ  aus  —  der  Wegfall  des 
Fabriks-  und  eines  Teils  des  Händlergewirmes  ermögliche  es,  dass  nach  Ein- 
führung des  Monopols  der  Branntwein  in  bester  Qualität  pro  Liter  nur  20  bis 
30  Cent,  mehr  koste  als  bisher.  Die  Eichung  der  Branntweingläser  —  das  Ge- 
bot einer  solchen  war  in  das  gedachte  Projekt  aufgenommen  —  ermögliche 
dem  kleinen  Manne  überdies  die  Kontrolle  des  Preises. 

Offene  Gegner  fand  der  Entwurf  jedoch  im  Bundesrat  bei  jenen  vier  Mit- 
gliedern desselben,  welche  der  nationalrätlichen  Kommission  die  Fabrikatsteuer 
zur  Annahme  empfohlen  hatten.  Während  die  nationalrätliche  Kommission 
in  den  ihrem  Antrage  beigegebenen  Motiven  die  Fabrikatsteuer  entschieden 
perhorreszierte,  verblieb  die  Majorität  des  Bundesrats,  welche  ehedem  für  die 
Fabrikatsteuer  gewesen  war,  auch  jetzt  bei  ihrem  Votum  für  dieselbe.  Aus 
Gründen  mehr  politischer  als  sachlicher  Natur  blieb  ein  zuerst  in  diesem 
Sinne  gefasster  Beschluss  nicht  das  letzte  Wort  des  Bundesrats.  Seine  Majorität 
sah  es  schliesslich  für  das  Bessere  an,  an  der  prinzipiellen  Verwerfung  des 
Monopols  nicht  festzuhalten  und  in  eine  Prüfung  der  Kommissions- Vorschläge 
einzugehen.  Das  Resultat  gemeinsam  mit  der  Kommission  gepflogener  Be- 
ratungen war  der  Beschluss  des  Bundesrats,  auf  dem  Steuerentwurfe  nicht  zu 
beharren.  Der  Bundesrat  legte  der  Nationalversammlung  nur  den  Entwurf  der 
nationalrätlichen  Kommission,  freilich  wesentlich  amendiert  vor  und  überliess  es 
den  einzelnen  Mitgliedern  der  Versammlung,  allfällig  das  andere  Projekt  wieder 
aufzunehmen. 

Die   wesentlichste,    vom    Bundesrat    vorgenommene   Aenderung    bestand 

darin,  dass  von  einer  Verstaatlichung  der  Brennerei  abgesehen  und  ein  Paragraph 

folgenden  Inhalts   in  das  Gesetz    aufgenommen  'wurde:    „Ungefähr   ein  Viertel 

des  Jahresbedarfs  wird   durch  Lieferungs-Verträge   beschafft,   welche   der  Bund 
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mit  inländischen  Produzenten  abzuschliessen  hat.  Die  Lieferungen  werden  in 
Losen  von  wenigstens  150  hl  und  höchstens  1000  hl  absoluten  Alkohols  auf 
Grundlage  eines  vom  Bundesrate  aufgestellten  Lastenhefts  zur  Uebemahme 
ausgeschrieben  und  für  eine  vom  Bundesrat  festzusetzende  Periode  an  diejenigen 
vergeben,  welche  bei  zureichenden  Garantien  die  günstigsten  Anerbieten  machen. 
Kein  Bewerber  kann  mehr  als  ein  Los  erhalten.  Bei  der  Vergebung  sollen  vor- 
zugsweise Private  und  Genossenschaften  berücksichtigt  werden,  welche  ein- 
heimisches Rohmaterial  verwenden."  Eine  natürliche  Folge  dieses  Artikels 
war  es,  dass  auch  die  Rektifikation  der  Privatindustrie  verblieb. 

In  der  Bundesversammlung  wurden  nur  unwesentliche  Aenderungen  an 
dem  Monopolsentwurfe  vorgenommen.  Mit  dem  23.  Dezember  1886  wurde  der- 
selbe Gesetz  ^).     Wir  rekapitulieren  in  kurzem  die  Bestimmungen  desselben. 

Dem  Bunde  wird  formell  das  alleinige  Recht  zur  Branntweinerzeugung 
ebenso  wie  zur  Branntwein-Einfuhr  zugesprochen.  Der  Bund  ist  veiiiflichtet, 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  für  Verarbeitung  zu  Getränken  bestimmten  gebrannten 
Wasser  genügend  gereinigt  seien.  Annähernd  ein  Viertel  des  Bedarfs  wird  zur 
Erzeugung  an  die  Inlandsbrennerei  abgegeben  und  der  Spiritus-Uebemahmspreis 
mit  Rücksichtnahme  auf  den  Umfang  der  Brennerei,  bezw.  des  der  Brennerei 
zugesprochenen  , Loses"  berechnet.  Mit  Bezug  auf  die  Vergebung  der  Lose 
gelten  im  wesentlichen  die  bereits  genannten  Bestimmungen.  Der  Bund  gibt  den 
Branntwein  zu  120—150  Fr.  pro  Hektoliter  ab,  in  Mengen  von  mindestens  150  1 
und  der  genauere  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrat  periodisch  festgesetzt. 

Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird  gegen  eine  Monopolgebühr  von 
80  Fr.  pro  Meter  Brutto  Privatpersonen  freigegeben. 

Spiritus,  welcher  für  technische  oder  für  Haushaltungszwecke  verwendet 
werden  soll,  wird  denaturiert  zum  Selbstkostenpreis  aus  den  wohlfeilsten  Vor- 
räten vom  Bunde  verkauft. 

Hausieren  mit  Branntwein,  Ausschank  und  Kleinverkauf  desselben  in 
Brennereien  und  solchen  Geschäften,  in  denen  Ausschank  und  Kleinhandel 
nicht  im  natürlichen  Zusammenbang  mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handels- 
artikel stehen  würden,  sind  verboten.  Die  Bewilligungen  zum  Kleinhandel  und 
Ausschank  werden  von  den  kantonalen  Behörden  erteilt  und  sind  an  eine  der 
Grösse  und  dem  Werte  des  Umsatzes  entsprechende  Verkaufssteuer  zu  knüpfen, 
welche  bis  zum  Erlass  eines  Bundesgesetzes  von  den  Kantonen  festgesetzt  wird. 
Brenner  jedoch,  welche  aus  einem  nicht  bundessteuerpflichtigen  Rohstoffe  nicht 
über  40  1  Branntwein  jährlich  herstellen,  dürfen  das  erstellte  Quantum  in  Mengen 
von  nicht  unter  5  1  frei  verkaufen. 

Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten  Spirituosen  die  betreffenden 
Zollgebühren  und  hat  die  Kosten  der  Monopol  Verwaltung  und  die  durch  das 
Monopol  verursachten  Mehrkosten  der  Zollverwaltung  in  Anrechnung  zu  bringen. 
Die  Reineinnahmen  aus  dem  Monopol  werden  unter  die  Kantone  nach  Ver- 
hältnis der  Bevölkerungszahl  verteilt.  Die  Kantonsregierungen  haben  10  Prozent 
der  Einnahmen  zur  Bekämpfung  des  Alkohols  zu  verwenden  und  über  die  Art 
der  Verwendung  alljährlich  dem  Bundesrat  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Eigentümer  der  bestehenden  Brennereien  werden  von  dem  Bunde  für 


1)  Der  genaue  Wortlaut  ist  weiter  unten  mitgeteüt. 

386 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Ver.  Staaten  von  Nordamerika.      387 

den  Minderwert  entschädigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation  von  Spiritus  ver- 
wendeten Gebäude  und  Einrichtungen  durch  die  Einführung  des  Monopols  er- 
leiden. Bei  der  Ausmessung  dieser  Entschädigung  darf  der  bisher  durch  die 
Brennerei  erzielte  Gewinn  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden.  Scheitert  eine 
gütliche  Verständigung  über  die  Höhe  der  Entschädigung,  so  erfolgt  die  Aus- 
mittelung  derselben  durch  Schätzungskommissionen  von  drei  Mitgliedern,  aus 
welchen  je  eines  durch  Bundesgericht,  Bundesrat  und  Kantonsregierung  zu  er- 
nennen ist.  Gegen  den  Entscheid  der  Schätzungskommissionen  steht  der  Rekurs 
an  das  Bundes gericht  offen. 


Nach  den  Ergebnissen  einer  in  1885/86  durch  den  Bundesrat  bei  den  Kantons- 
regieningen veranstalteten  Umfrage')  besitzt  die  Schweiz  1022  Brennereien,  welche 
in  gewerbsmässigem  Betriebe  aus  mehlhaltigen  Stoffen  mehr  als  2  hl  Branntwein  per 
Jahr  herstellen  und  ihr  Produkt  nicht  bloss  für  den  Hausgebrauch  verwenden. 
Diese  Brennereien  verteilen  sich  auf  die  einzelnen  Kantone  folgendermassen : 

I.  Kantone,  die  von  Branntwein  ausländischer  und  schweizerischer  Provenienz  Eingangs- 
gebühren erheben: 
Bern    ,    . 
Luzem    . 
Solothum 
Freiburg . 
Baselland 
Graubünden 
Aargau    . 

986  Brennereien,  954  mit  Produktion  von  42,372  hl 

II.  Kantone,  die  nur  von  ausländischem  Branntwein  Eingangsgebühren  erheben: 

Waadt    ...    1  Brennerei    mit  Produktion  von       14  hl 

Tessin    ...    1  „  „  „  „  2  „ 

Baselstadt  .    .    5  Brennereien   „ ^ „    7,127  „ 

7  Brennereien  mit  Produktion  von  7,143  kl 

in.  Kantone,  die  von  Branntwein  keine  Eingangsgebühren  erheben: 


.  132 

124 

2,723  „ 

.   78 

„ 

78 

„ 

„ 

„ 

5,305  „ 

.   89 

„ 

89 

„ 

„ 

„ 

4,496  „ 

.   18 

„ 

18 

„ 

„ 

„ 

2,879  „ 

4 

„ 

4 

„ 

„ 

11 

81  „ 

.   49 

„ 

49 

» 

„ 

n 

2,099  „ 

Thnrgau  . 
Zürich  .  . 
St.  Gallen 
Zug  .  .  . 
Neuenburg 
Genf     .    . 


16  Brennereien, 

3 

1  „ 

1  r, 

1 


14  mit  Produktion  von 
5     » 
3     „ 

1     « 

1     «  •. 

1     » 


160  hl 
70   „ 


29  Brennereien, 


24  mit  Produktion  von      332  hl 


Total  1022  Brennereien,  davon  985  mit  Produktion  von  49,847  hl 
Von  985  Brennereien  mit  einer  Jahreserzeugung  von  49,847  hl  absolute» 
Alkohols  fallen  954  mit  einer  Produktion  von  42,372  hl  auf  diejenigen  7  Kantone, 
welche  von  Branntwein  ausländischer  und  schweizerischer  Provenienz  Eingangs- 
gebühren von  5—43  Cts.  per  Liter  oder  Kilo  Sprit  erhoben  haben.  Von  den 
Ohmgeld-Kantonen  sind  einzig  Uri,  Unterwaiden,  Glarus  und  Wallis  durch 
keine  Brennereien  vertreten.  Ein  Gleiches  ist  mit  den  Nicht-Ohmgeld-Kantonen 
Schwyz ,  Schaffhausen  und  Appenzell  der  Fall.  Die  Nicht-Ohmgeld-Kantone 
Thurgau,  Zürich,  St.  Gallen,  Neuenburg  imd  Genf,  sowie  der  Kanton  Zug,   der 

')  Vgl.  Botschaft  des  Bundesrates  an  d.  Bundesversammlung  betr.  d.  Aus- 
föhrg.  der  Art.  31,  32,  32  bis  u.  Uebergangsbestimmg.  6  der  Bundesverfassung. 
V.  8.  Okt.  1886.    Auch  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Statistik  1886  S.  181. 
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nui-  auf  Wein   und  Bier,   nicht  aber  auf  gebrannte  Wasser  Eingangszölle   be- 
zieht, produzieren  in  24  Brennereien  zusammen  bloss  332  hl  Alkohol. 

Eine  nennenswerte  Produktion  findet  sich  also  nur  in  der  Mittel-  und 
Nordschweiz.  Was  die  Grösse  der  Erzeugung  bei  den  einzelnen  Betriebsstätten 
betrifft,  so  sind  die  meisten  Brennereien  Kleinbetriebe  zu  nennen.  Wenn  man 
die  Produzenten  von  weniger  als  100  hl  als  Kleinbrenner,  diejenigen  mit  einer 
Produktion  von  100—1000  hl  als  Mittelbrenner  und  die  mehr  erzeugenden  als 
Grossbrenner  bezeichnen  will,  so  erliSlt  man  folgende  Uebersicht: 

Betriebe  mit  einer         Anzahl      e  -n,o«t   Produktions-       p^«,„„t 
Jahresproduktion  von      Anzahl     f.ozent       quantum         Prozent 

unter  100  hl  937  95  15,817  32 

von  100—1000  hl  42  4  7^493  15 

Über  1000  hl  6 1 26,537  53 

Total   985  100  ^^mi  iöö 

Diejenigen  Kantone,  die  von  Branntwein  keine  Eingangsgebühren  be- 
zieben, haben  nur  Kleinbetriebe,  ebenso  die  Ohmgelckantone  Graubünden, 
Waadt  und  Tessin.  Die  Mittelbetriebe  treten  insbesondert  in  den  Kantonen 
Solothum  und  Freiburg  hervor.  Die  Grossbetriebe  finden  si?h  in  Bern  und 
den  beiden  Basel. 

Nach  der  Auffassung  des  Bundesrates  sind  jedoch  die  \orstelienden 
Ziffern,  ausgenommen  jene  für  die  grössten  Betriebe,  als  Minima  zu  i)etrachten. 
Der  Bundesrat  setzt  die  Produktion  der  kleinen  und  mittleren  Breunt,reien  um 
15,000  hl  höher  an  und  kommt  damit  zur  Annahme  einer  Gesamtpr.) Auktion 
von  65,000  hl.  Hierzu  kommt  für  die  Berechnung  des  Landeskonsums  die  Pro- 
duktion jener  mehlige  Stoffe  verarbeitenden  Brennereien,  welche  übtv  ihre 
Produktion  keine  Daten  geliefert  haben,  und  jener  kleinsten,  die  übe-  ihre 
Produktion  nicht  befragt  worden  sind,  ferner  die  Produktion  jener  Brenntreien, 
welche  keine  mehlhaltigen  Stoffe  verarbeiten.  Endlich  kommt  noch  die  Einfuhr 
zu  berücksichtigen.  Dieselbe  war  1885  97,760  hl  absoluten  Alkohols.  Es  gehen 
dagegen  ab :  die  ins  Ausland  exportierten  1418  hl  Branntwein  und  2944  ly[ctr. 
Liqueur,  sowie  die  jedenfalls  nicht  unbeträchtlichen  Mengen  gebrannter  Wajger, 
die  neben  den  importierten  6149  Mctr.  denaturierten  Sprits-  zu  gewerblichen 
Zwecken  und  zum  Brennen  in  der  Haushaltung  Verwendung  gefunden  habeii. 

Unter  Berücksichtigung  aller  Faktoren  scheint  der  jährliche  Trinkkonfum 
der  Schweiz  auf  mindestens  150,000hl,  d.h.  auf  5V'' 1  Spiritus  pro  Kopf  /er- 
anschlagt werden  zu  dürfen. 

Die  Einnahmen  des  Bundes  aus  den  Eingangszöllen  von  Branntwtin^ 
Sprit  und  Liqueuren  waren  brutto: 

1883  1,860,038  Frank 

1884  2,054,806      „ 

1885  1,994,263      „ 
Durchschnitt   1,963,369  Frank. 


Grossbritannien  und  Irland. 

Die  Entwicklung   der  Branntweinsteuer   und   Spiritusproduktion  in  En-. 
land,  beziehungsweise  Grossbritannien  und  Irland  sucht,  soweit  die  Daten  zurüi ! 
reichen,  die  nachfolgende  Uebersicht  summarisch  zu  skizzieren. 
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Ver- 

Ver- 

Steuersatz 

steuerter 

Steuer- 

Steuersatz 

steuerter 

Steuer- 

Jahr 

per  Gallone  i) 

Ver- 

ertrag 

j    Jahr 

per  Gallone  1) 

Ver- 

ertrag 

(2,18  1  absol.  Alk. 

brauch  2) 

Tausende 

2,18  1  absol.  Alk. 

brauch  2) 

Tausende 

von  1826:  2,61  1) 

Tausende 
Gallonen 

Pfd.  St. 

(von  1826:  2,61  1) 

Tausende 
Gallonen 

Pfd.  St. 

1684 

2,  3,  4  d 

527 

? 

1786 

2  8  71/0  d 
3s  2d 

3,695 

732 

1690 

4,  8  d 

544 

? 

1787 

3,561 

400 

1691 

2,  4  d 

659 

— 

1791 

3  s  43/4  d 

4,073 

653 

1709 

3,  6  d 

1738 

38 

1794 

3  s  103/4  d 

4,595 

828 

1743 

3,  6  d,  1  S 

8203 

214 

1798 

4  8  10l|4  d 

3,631 

881 

1746 

71/2  d,  1  s  3  d 

6865 

301 

1801 

5  s  41/4  d 

2,556 

622 

1752 

1  s  1  s  3  d 

4483 

351 

1804 

8  8  11|2  d    . 

3,691 

1499 

1759 

2s3d,  2s6d 

1819 

182 

1812 

10  S  23|4  d 

5,242 

2588 

1762 

2s6d,  2s9d 
2s7i/2d,2sl0i|2d 

2296 

471 

1820 

11  S  81|4  d 

4,285 

2511 

1779 

2639 

515 

1826 

7  8 

7,407 

259S 

1780 

5  s  11/2  d  +  5  % 

•   2292 

499 

1831 

78  6d 

7,434 

2788 

1781 

5  8  11/2  d  + 10  0,0 

2114 

502 

1841 

7  s  lod 

8,167 

8199 

1783 

5  s  lii2d-|-I5  0/o 

1228 

292 

1856(573) 

8s 

10,123 

4007 

Der  Steuersatz  erfährt  also  von  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  bis  zum 
Schluss  des  ersten  Viertels  unseres  Jahrhunderts  eine  mit  ziemlicher  Regelmässig- 
keit von  Zeit  zu  Zeit  weitergeführte  Steigerung,  die,  nur  1786—1801  unterbrochen, 
im  Jahre  1820  bereits  bei  einem  um  1  s  87*  d  höheren  als  dem  gegenwärtig 
gültigen  Satze  anlangt.  Die  Ziffern  des  steuerlich  konstatierten  Verbrauches 
führen  uns  vor  allem  die  Zeiten  des  Branntweintaumels  in  den  vierziger  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  *)  deutlich  vor  Augen  und  von  der  mit  Ende  der  fünf- 
ziger Jahre  vollzogenen  Wiederkehr  normaler  Zustände  ein  ziemlich  gleich- 
massiges  und  konsequentes  Ansteigen  des  Verbrauchs,  innerhalb  dessen  nun  die 
Steuerermässigungen  von  1786  und  1826  die  plötzliche  Hebung  auf  ein  höheres 
Niveau  bewirken.  Die  Ziffern  der  Jahre  1783,  1801,  1804  müssen  hierbei  von 
der  Betrachtung  ausgeschlossen  werden,  da  in  ihnen  ausnahmsweise  Verhältnisse 
eine  ungewöhnliche  Gestaltung  des  Verbrauchs  veranlassten. 

Bis  zum  Jahre  1856  war  der  Branntweinsteuersatz  in  England,  Schott- 
land und  Irland  je  ein  anderer  gewesen.  Seit  1856  wurden  die  Steuersätze  Eng- 
lands und  Schottlands  in  gleicher  Höhe  fixiert  und  im  Jahre  1861  wurde  auch 
Irland  in  die  Steuergemeinschaft  aufgenommen.  Für  die  drei  Königreiche  gilt 
seit  1861  der  Steuersatz  von  10  Schilling  pro  Gallone. 


1)  Die  Gallone  war  bis  1823  3,785  1,  seitdem  4,5431.  Gegenwärtig  gilt 
der  Steuersatz  für  die  Gallone  Proofspiritus ,  d.  i.  Spiritus  von  57,5  Prozent, 
derart,  dass  die  Gallone  gleich  ist  2,61  1  absoluten  Alkohols  und  ein  Steuersatz 
von  10  Schilling,  wie  der  gegenwärtige  19  Pfd.  2  Seh.  —  oder  382  Schilling  pro 
Hektoliter  absoluten  Alkohols  entspricht.  Da  uns  nichts  Gegenteiliges  bekannt 
ist,  nehmen  wir  an,  dass  die  Steuer  von  Anbeginn  für  Proofspiritus  galt  und 
derart  vor  1823  die  Gallone  mit  2,18  1  absoluten  Alkohols  zu  rechnen  ist. 

^)  Aus  der  Inlandserzeugung,  also  die  Einfuhr  fremden  Branntweins  nicht 
gerechnet. 

*)  Seit  1855  erfolgen  die  Nachweisungen  in  Finanzjahren,  je  vom  1.  April 
bis  31.  März. 

*)  Vgl.  Wolf,  die  Branntweinsteuer  S.  158  ff. 
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Branntweinverbrauch  und  Steuereinnahmen  waren 
Jahr  England       Schottland       Irland  Vereinigtes  Königreich 

Verbrauchte  Tausende  Gallonen  (ä  2,61  1  abs.  Alk.)    Tausende^Hd^St 


1864/65 

11,197 

5030 

4157 

20,383 

10,192 

1869/70 

11,592 

5364 

5025 

21,981 

10,969 

1874/75 

16,737 

6990 

6094 

29,822 

14,896 

1879/80 

16,125 

6086 

5075 

27,287 

13,632 

1880/81 

17,220 

6393 

5185 

28,799 

14,394 

1881/82 

16,950 

6542 

5132 

28,629 

14,274 

1882/83 

16,656 

6496 

5377 

28,529 

14,211 

1883/84 

16,536 

6708 

5304 

28,548 

14,223 

1884/85 

16,323 

6629 

5069 

28,021 

13,987 

1885/86 

15,291 

6297 

4755 

26,343 

13,141  1) 

Die  hier  ausgewiesenen  Ziffern  betreffen  bloss  den  Inlandspiritus.  Das 
Vereinigte  Königreich  hat  jedoch  auch  eine  bemerkenswerte  Spiritus  einfuhr. 
Dieselbe  wird  für  Kalenderjahre  ausgewiesen  und  sie  betrug,  soweit  sie  in  den 
Verbrauch  kam, 

1852  4,866,000  Gall.  neben  25,201,000  Gall.  Verbrauch  von  Inlandspiritus 

1862  5,194,000      „  „        18,836,000      „  „  „  „ 

1872  9,068,000      „  „        26,872,000      „  „  „  „ 

1882  8,339,000      ,  „        28,554,000      „  „  „  „ 

1883  8,290,000      „  „        28.713,000      „  „  „  „ 

1884  8,166,000      „  „        27,995,000      „  „  „  „ 

Der  Gesamtverbrauch  von  Spiritus  war  im  Vereinigten  Königreich 
pro  Kopf 


1852 

1,093  Gall. 

1862 

0,821       „ 

1872 

1,129       « 

1882 

1,045       „ 

1883 

1,039       „ 

1884 

1,005       „ 

2,623  1  absol.  Alkohols. 

Der  Konsum  in  England  bleibt  unter  dem  Durchschnitt  des  Vereinigten  König- 
reichs, der  Konsum  in  Irland  erhebt  sich  nicht  erheblich  über  denselben,  dagegen 
konsumiert  Schottland  bereits  von  Inlandspiritus  17  Gallonen  =  4,44 1  abs.  Alkohol. 
Der  Einfuhrzoll  wird  mit  10  s  4  d  von  der  Proofgallone  fremden 
Rums,  Brandys,  Genevers  entrichtet,  mit  14  s  von  der  Gallone  Liqueure.  Die 
4  d  Mehr  des  Einfuhrzolls  gegen  die  Inlandsteuer  werden  als  Aequivalent  der 
dem  Fabrikanten  durch  die  Steuerkontrolle  erwachsenden  Lasten  und  Beschwer- 
den eingehoben.  1860  mit  5  d  bemessen,  wurde  der  Zuschlag  1881  auf  4  d  pro 
Gallone  herabgesetzt.     Die  Einnahmen  aus  dem  Eingangszoll  waren 


1869/70 

4,191,000  Pfd. 

St. 

1882/83 

4,365,000  Pfd.  St. 

1874/75 

5,719,000 

1883/84 

4,213,000         „ 

1879/80 

4,683,000         „ 

1884/85 

4,313,000         „ 

1880/81 

4,444,000         „ 

1885/86 

4,154,000         „ 

1881/82 

4,224,000        „ 

Die  Gesamteinnahmen  vom  Spiritus  betrugen  also  im  Finanzjahr 
1885/86  17,295,000  Pfd.  St.  =  345,900,000  M. 

Die  Produktion  jedes  der  drei  Königreiche  weicht  von  seiner  Kon- 
sumtion erheblich  ab,  denn  Schottland  und  Irland  senden  grössere  Mengen 
Spiritus  nach  England;  auch  erhält  Schottland  solchen  aus  Irland.  Die  Spiritus- 
produktion betrug 
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in  England 

in 

Schottland 

in  Irland 

im  Vereinigten 

T 

aasend 

e    G  a  1  1 

0  n  e  n 

1874/75 

9,360 

16,228 

9,674 

35,262 

1879/80 

9,694 

16,558 

11,159 

37,412 

1880/81 

9,831 

16,753 

9,721 

36,304 

1881/82 

10,717 

19,216 

9,407 

39,340 

1882/83 

10,041 

19,325 

9,080 

38,443 

1883/84 

10,552 

20,165 

9,642 

40,359 

1884/85 

10,562 

20,611 

9,834 

41,006 

1885/86 

10,359 

17,982 

10,621 

38,962 

Die  Zahl  der  in  dem  mit  30.  September  1885  endigenden  Jahre  thäti- 
gen  Brennereien  war  für  England  10,  Schottland  127,  Irland  27,  zusammen 
also  164.  Nur  Schottland  hat  derart  auch  kleinere  Brennereien  mit  Erzeugung 
von  weitbekannten  Qualitätsbranntweinen.  Durchschnittlich  entrichtete  1885/86 
eine  Brennerei  im  Vereinigten  Königreiche  für  237,600  Gallonen  =  6200  hl  absoluter 
Alkoholerzeugung  8135  Pfd.  St.  =  162,700  M.  Steuer,  eine  Brennerei  in  England 
für  1,035,900  Gallonen  =  27,037  hl  absoluter  Alkoholerzeugung  588,286  Pfd.  St. 
=  1 1,765,000  M.  Steuer.  Das  von  den  Brennereien  ver  brauchte  Material  wurde 
berechnet  auf  928,919  Quarter  (ä  2,9  hl)  Malz,  986,366  Quarter  ungemälztes  Ge- 
treide, 341,087  Ctr.  (ä  50,8  kg)  Melasse  und  167,513  Ctr.  Reis.  Von  Spiritus- 
raffinerien gab  es  1884/85  in  England  133,  in  Schottland  18,  in  Irland  38. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  übersteigt  die  Produktion  den  Verbrauch 
um  ein  Erhebliches.  Der  Ueberschuss  kommt  auf  das  steuerfreie  Lager,  zum 
Export  oder  zur  gewerblichen  Verwendung  nach  erfolgter  Denaturierung. 

Die  Lager  waren 

in  England    in  Schottland  in  Irland  im  Vereinigten  Königreich 

am  31.  Dezember  Tausende    Gallonen 

1867  1088        3,604  6,797  11,489 

1870  2008        6,448  8,485  16,941 

1875  4416        9,346  14,630  28,393 

1880  7288       18,832  20,781  46,901 

1885  7176       35,974  21,280  64,405 

In  steter  Steigerung  begriffen,  haben  die  Lager  gegenwärtig  bereits  mehr  als 
das  Doppelte  der  Jahreskonsumtion  des  Königreichs  erreicht  und  hiedurch  den 
Behörden  Anlass  zu  mancherlei  Bedenken  gegeben.  „Es  sind  in  letzter  Zeit," 
sagt  der  28.  Report  of  the  commissioners  of  Inland  revenue  (1885),  „vielfach 
Lagerhäuser  errichtet  und  unter  behördliche  Kontrolle  gestellt  worden,  mehr 
im  Interesse  einzelner  Händler  als  der  betreffenden  Distrikte.  Wir  bemühen 
uns  zu  verhüten,  dass  solche  Fälle  sich  wiederholen."  Des  weiteren  wird  darauf 
hingewiesen,  dass,  sobald  einmal  eine  Steuererhöhung  in  Aussicht  stünde,  die 
Lager  ihren  Eigentümern  die  Möglichkeit  gewähren  würden,  durch  Herausnahme 
des  Spiritus  aus  dem  Lagerhause  und  Versteuerung  zu  dem  alten  Steuersatze 
die  Steuererhöhung  für  sich  längere  Zeit  unwirksam  zu  machen. 
Der  Export  von  britischem  Spiritus  betrug 


1869/70 

1,657,000  Gall. 

1882/83 

2,551,000 

Gall 

1874/75 

1,145,000      „ 

1883/84 

2,811,000 

„ 

1879/80 

1,704,000      „ 

1884(85 

2,588,000 

„ 

1880/81 

2,247,000      „ 

1885/86 

2,808,000 

„ 

1881/82 

2,816,000      „ 
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TTeber  die  Hälfte  der  Ausfuhr  geht  nach  Australien  (1884/85  1,304,000,  1885/86 
1,524,000  Gallonen).  Bei  der  Ausfuhr  geniesst  unversetzter  Rohspiritus  eine 
Vergütung  von  2  d  pro  Gallone  Proof ,  versetzter  Spiritus  eine  solche  von  4  d 
pro  Gallone  als  Ersatz  für  die  dem  Brenner  durch  die  Steuerkontrolle  zuge- 
fügten Nachteile. 

Die  Denaturierung  von  Spiritus  behufs  steuerfreier  Verwendung  zu 
gewerblichen  Zwecken  umfasste 

1859/60        460,000  Gall.  1881/82  1,992,000  Gall. 

1864/65        864,000      „  1882/83  2,101,000      „ 

1869/70        977,000      „  1883/84  2,237,000      „ 

1874/75  1,180,000      „  1884/85  2,335,000      „ 

1879/80  1,602,000      „  1885/86  2,478,000      „ 

1880/81  1,763,000      „ 

Es  werden  also  jährlich  grössere  Mengen  denaturiert.  Die  Menge  des  in  jedem 
der  drei  Königreiche  steuerfrei  verarbeiteten  Spiritus  war  1885/86: 

in  England       2,039,000  Gallonen 

,   Schottland      433,000 

„   Irland  6,000 

Das  Mass  der  industriellen  Superiorität  Englands  gegenüber  Schottland  und  Ir* 
land  und  auch  Schottlands  gegenüber  Irland  tritt  hier  deutlich  hervor. 

Selbstverständlich  reizt  die  hohe  Steuer  zu  fraudulöser  Erzeugung.  Inner- 
halb der  bestehenden  Brennereien  ist  eine  solche  bei  der  Umfassendheit  der  be- 
züglichen gesetzlichen  Bestimmungen  und  der  Strenge  der  Ueberwachung  nicht 
möglich.  Dagegen  werden  jedes  Jahr  nicht  deklarierte  kleine  Brennereien  ent- 
deckt.    Die  Zahl  solcher  entdeckter  heimlicher  Brennereien  war 

England      Schottland     Irland 


1832/33 

225 

711 

8223 

1839/40 

121 

244 

1004 

1849/50 

551 

142 

3845 

1859/60 

126 

29 

2396 

1869/70 

40 

5 

2215 

1879/80 

5 

5 

685 

1880/81 

9 

3 

700 

1881/82 

5 

8 

881 

1882/83 

11 

16 

883 

1883/84 

6 

13 

782 

1884/85 

5 

22 

829 

1885/86 

7 

16 

864 

Offiziell  wird  die  Verminderung  der  heimlichen  Brennereien  in  England  und 
Schottland,  die  insbesondere  1849/50  auffallend  wird,  in  Zusammenhang  gebracht 
mit  der  im  Jahre  1855  ausgesprochenen  Steuerfreiheit  der  gewerblichen  Ver- 
arbeitung von  Spiritus.  Zu  der  massigen  Ziffer  der  heimlichen  Brennereien  in 
den  letzten  Jahren  wird  bemerkt:  „Wir  haben  allen  Grund,  uns  zu  dem  erzielten 
Resultate  zu  beglückwünschen,  wenn  wir  den  ausserordentlichen  Umfang  des 
Spiritushandels  und  den  hohen  Betrag  der  Steuer  in  Betracht  ziehen."  Mit 
Bezug  auf  Irland,  wo  die  Verhältnisse  nicht  gleich  günstig  liegen,  wird  ausge- 
sprochen, dass  die  heimliche  Brennerei  immerhin  lokalisiert  und  auf  die  ärmsten 
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Klassen  der  Bevölkerung  beschränkt  scheine.    Selbstverständlich  handelt  es  sich 
bei  den  heimlichen  Brennereien  um  Brennereien  allergeringsten  Umfangs. 

Eine  nicht  unbeträchtliche  Erhöhung  erfahren  die  Einnahmen  aus  dem 
Spiritus  durch  die  Licenzsteuern  der  Brenner  und  Spiritusverkäufer.  Für 
1885/86  liegen  hierauf  bezüglich  folgende  Ziffern  vor : 

England  Schottland  Irland    Verein.  Königr.    Steuern 

Brenner  und  Raffineure  .  .  138 
Erzeug.  V.  denat.  Spiritus  16 
Verkauf.  ,        ,  ,  7133 


Zahl 

Pfd.  St. 

149 

64 

351 

3,735 

2 

1 

19 

210 

750 

204 

8267 

4143 

521 

624 

9019 

96,209 



2 

6000 

19,199 

7429 

16,712 

91,866 

1,438,458 

4021 

498 

4529 

42,113 

1999 

5006 

33,884 

5369 

Spiritushändler 7874 

davon  Spiritush.  m.  Zusatz- 
licenz  f.  d.  Kleinverkauf   5998 

Branntweinschänker   .  .  .  .67,725 

Krämer  mit  dem  Recht  des 
Branntweinkleinverkaufs      — 

Gelegenheitslicenzen     zum  26,879 
Branntweinverkauf 

Branntweinverkaufs- 
steuer 1,601,348 

Gesamtertrag  der  Licenz- 


s  teuer  1,609,436 

Der  Ertrag  der  Branntweinverkaufs-  und  Licenzsteuern  erreicht  also  in  deutscher 
Währung  über  32  Mill.  M. 

Die  Licenzsteuer  der  Brenner  und  Raffineure  wird  mit  10  Pfd.  St.  10  Seh., 
jene  der  Spiritushändler  (Verkauf  in  Mengen  von  mindestens  2  Gallonen)  mit 
10  Pfd.  St.  und  der  Spiritushändler  mit  Kleinverkaufsrecht  zu  13  Pfd.  St.  13  Seh. 
erhoben.  Der  Branntweinhändler  zahlt,  wenn  der  Mietwert  des  Hauses,  in 
welchem  er  den  Ausschank  betreibt,  mit  Garten  und  Hof 

unter  10  Pfd.  St.  ist:  4  Pfd.  St.  10  Seh. 
10-15         ,  ,      6         „         -     , 

15-20         ,  ,      8         ,         -     „ 

u.  s.  w.  bis  60  Pfd.  St.  bei  einem  Mietwert  von  700  Pfd.  St.  und  darüber. 
Schänkem,  welche  ihr  Lokal  Sonntags  geschlossen  halten  oder  an  Werktagen 
früher  schliessen,  wird  der  Satz  der  Steuer  auf  */',  jenen,  die  beides  thun,  auf^^ 
ermässigt. 

Wir  haben  bereits  angeführt,  dass  der  Branntweinsteuersatz  seit  1861 
keine  Aenderung  erfahren  hat.  Doch  war  eine  solche  im  Jahre  1885  in  Aus- 
sicht genommen.  Seit  einem  Jahrzehnt  waren  die  Einnahmen  aus  dem  Brannt- 
wein gesunken.  1874/75  noch  an  Steuer  14,896,000  Pfd.  St.,  an  Zoll  5,719,000  Pfd.  St., 
waren  sie  1884/85  nur  mehr  14,011,000  und  4,313,000  (1885/86  sogar  nur  13,141,000 
und  4,154,000)  Pfd.  St.,  waren  also,  so  weit  die  Steuer  in  Betracht  kam,  um 
900,000,  in  den  Zöllen  um  1,400,000  Pfd.  St.  (im  Jahre  darauf  sogar  um  1,750,000 
und  1,550,000  Pfd.  St.)  =  46  Mill.  M.  zurückgegangen.  Aehnlich  verhielt  es 
sich  bei  Bier,  bei  Wein.  Das  Finanzjahr  1885/86  Hess  ein  Defizit  im  Ordinarium 
von  3,700,000  Pfd.  St.   erwarten.     Znr  Deckung   dieses   Betrages   wurde   unter 
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anderem  eine  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  von  10  auf  12  Seh.  pro  Gallone 
und  eine  entsprechende  Erhöhung  der  Zölle  in  Aussicht  genommen.  In  der 
ersten  Lesung  dieses  Antrages  wurde  er,  obwohl  von  den  Irländern  lebhaft  be- 
kämpft, mit  199  gegen  27  Stimmen  im  Unterhause  angenommen.  Im  Mai  des 
Jahres  gab  sich  jedoch  eine  mächtige  Erregung  der  Volksmassen  gegen  die 
projektierten  Steuererhöhungen  kund.  Am  13.  des  Monats  wurde  ein  Meeting 
auf  dem  Londoner  Trafalgar  Square  veranstaltet,  auf  welchem  30,000  Personen 
gegen  die  Anträge  des  Ministeriums  Gladstone  protestierten.  In  der  Sitzung 
des  Unterhauses  vom  8.  Juni  stellte  Gladstone  die  Kabinettsfrage.  Trotzdem 
wurden  seine  Anträge  mit  264  gegen  252  Stimmen  verworfen. 

Gänzlich  unentwickelt  ist  bisher  in  Grossbritannien  ein  Nebengewerbe  der 
Brennerei,  die  Presshefeerzeugung  geblieben,  und  die  Inseln  sahen  sich  für  die 
Versorgung  ihres  Presshefebedarfs  auf  das  Ausland  angewiesen,  welches  ihnen 
jährlich  steigende  Mengen  von  Presshefe  zuführte.  1871  noch  134,000  engl.  Ctr., 
war  die  Presshefeeinfuhr  des  Königreichs  im  Jahre  1885  bereits  293,000  engl.  Ctr. 
im  Werte  von  818,000  Pfd.  St.  =  16  Mill.  M.  Das  Steuergesetz  gestattete  zwar 
die  Presshefeerzeugung,  aber  unter  Kautelen,  welche  die  Erzeugung  für  den  Brenner 
praktisch  unmöglich  machten.  Wie  verlautet,  sollen  nun  Verhandlungen  zwi- 
schen Brennereien  und  Regierung  in  der  Mitte  des  Jahres  1886  dazu  geführt 
haben,  dass  den  Brennereien,  welche  Presshefe  zu  erzeugen  wünschen,  dies  in 
jeder  Weise  erleichtert  wird.  Man  hofft  damit  den  Grundstein  für  die  Heran- 
bildung einer  neuen  Industrie  in  England  gelegt  zu  haben. 


Frankreich. 


Bis  zum  Jahre  1824  war  in  Frankreich  eine  Fabrikations-,  eine  Cirku- 
lations-  und  eine  Detailverkaufssteuer  erhoben  worden.  Durch  Gesetz  vom 
24.  Juni  1824  wurden  diese  Abgaben  zu  einer  einzigen  Steuer  verschmolzen,  die 
sich  in  dieser  Form  bis  heute,  nur  mit  Veränderung  der  Steuersätze  erhalten 
hat.  Paris  besitzt  eine  einheitliche  Steuer  bereits  seit  1719,  damals  mit  23,70  Fr. 
pro  Hektoliter  gewöhnlichen  Branntweins  festgesetzt,  dann  1760  auf  44,50  Fr. 
für  Branntwein  erhöht,  mit  74,30  Fr.  für  rektifizierten  oder  Doppelbranntwein 
und  mit  108,15  Fr.  für  Weingeist  normiert.  Nimmt  man  an,  dass  Weingeist 
damals  90  Prozent  Spiritus  enthielt,  so  berechnet  sich  die  Steuer  auf  den  Hekto- 
liter reinen  Alkohols  im  Jahre  1760  mit  120,15  Fr.  Ein  drittes  Mal,  im 
Jahre  1781  gesteigert,  war  sie  bis  zur  französischen  Revolution  beziehungsweise 
60,05,  97,75  und  141,30  Fr.  oder  circa  157  Fr.  für  den  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols. Die  Revolution  hob  bekanntlich  1791  die  Getränkesteuem  in  Frankreich 
auf,  und  erst  von  1804  an  waren  sie  wieder  in  Geltung. 

Seit  1824  war 

die  Steuer  für  Paris 
der  Satz  des  Steuergesetzes  (inkl.  staatlichen  und 

Kommunal-Oktrois) 
1824       55,—    Fr.    (Gesetz  vom  24.  Juni)  97,80  Fr. 

1830       37,40     ,      (     „  «12.  Dezember)       84,40    „ 

1855         60,—      „       (      „  «      14#  J'lU)  107,40     „ 
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die  Steuer  für  Paris 

der  Satz  des  Steuergesetzes 

(inkl.  staatlichen  und 
Kommunal-Oktrois) 

1860 

90,—    Fr.    (Gesetz  vom  2ö.  Juli) 

137,40  Fr. 

1871 

150,—     „      (     „         n       1.  September)        197,40    „ 

1871 

249,—    „ 

1872 

258,60     „ 

1873 

156,25     „      {     ^          „30.  Dezem 

her)           266,05     „ 

Gegenwärtig  gehören  der  französischen  Branntvreinsteuer  an: 

1.  Die  allgemeine  Konsumsteuer  (droit  general  de  consommation) 
von  156,25  Fr.  Ihre  Kontrolle  beginnt  bei  dem  Brenner  und  wird,  unter 
Anlehnung  an  das  englische  fast  unleidlich  strenge  System  der  Brennereikontrolle, 
in  den  gi-ossen  Melasse-  und  Kombrennereien  geführt  (Reglement  A  vom  18.  Sep- 
tember 1879),  etwas  milder  gehandhabt  in  den  landwirtschaftlichen  Brennereien 
(Reglement  A  bis  vom  19.  September  1879),  und  fast  allein  auf  Grund  der  alten 
schon  durch  Gesetz  vom  28.  April  1816  eingeführten  Kontrollen  bei  den  Brenne- 
reien von  Wein,  Cider  und  Früchten  vorgenommen  (Reglement  B  vom  15.  August 
1881).  Eingehoben  wird  die  Steuer  vom  Brenner,  Gross-  oder  Kleinhändler  in 
der  Regel  beim  Abgange  des  Branntweins  in  den  Konsum. 

2.  Die  Eingangsgebühr  (droit  d'entree),  als  Zuschlag  zur  Konsum- 
steuer bei  dem  Eingange  des  Branntweins  in  Städte  mit  4000  Seelen  und  dar- 
über.    Sie  beträgt 

in  Städten  von    4—  6,000  Seelen    7,59  Fr.  pro  hl  absol.  Alk. 
„        6—10,000        „        11,25     „         r      „       r  „ 

„      10—15,000        „        15,—     „         „      „       „  „ 

n  r,  n       15—20,000  „  18,75      „  „        „         r  r, 

„  „  „     20—30,000        „        22,50     „         „      „       „  „ 

„  „  „     30—50,000        „        26,25     „         „      „       „  „ 

„         „  „     50,000  und  darüber  30.—    „        „     „      „         „ 

In  den  Städten  mit  4 — 10,000  Einwohnern  fakultativ,  in  jenen  mit 
10,000  Einwohnern  und  darüber  obligatorisch  werden  Eingangs-  und  Konsum- 
steuer unter  dem  Titel  einer  einheitlichen  Abgabe  (taxe  unique)  und  in 
Paris  werden  sie  unter  dem  Titel  einer  Er  satz  ab  gäbe  (taxe  de  remplacement) 
erhoben. 

Ueberdies  sind  die  Gemeinden  berechtigt,  für  den  kommunalen  Säckel 
Oktrois  zu  erheben,  bis  zur  Höhe  der  Eingangsgebühr  ohne  weitere  Bewilligung, 
darüber  hinaus  aber  nur  mit  Bewilligung  der  gesetzgebenden  Körper.  1536  Kom- 
munen erheben  infolgedessen  Octrois.  In  Paris  beträgt  derselbe  79,80,  in  Lyon 
31  Franken. 

Der  Ertrag  der  Branntweinsteuer  war  in  Frankreich 

Allgemeine  Taxe  pino-nno-«         7«  Pro  Gesamt- 

TausendeFranken  Fr.  Taus.  Fr. 

183039            13,557                2,031                11,54  16,734  0,51  124  2,558              19,416 

184049            18,120                2,749                1828  23,597  0,68  188  3,704              27,489 

1850/59            30,619                4,635                2560  37,854  1,05  1473  5,000              44,327 

186069            68,570              12,464                3216  84,250  2,23  994  6,653              91,897 

1870,79          128,102              18,335                5323  151,760  4,10  696  13,129  165,585 


•)  Zu  Gunsten  der  Gemeinden. 
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Allgemeine 
Konsumtions- 
steuer 

Taxe 

de  rem- 

placement 

Eingangs- 
zoll 

Zu- 
sammen 

Pro 
Kopf 

Tausende   Fran 

k  en 

Fr. 

1880 

188,203 

24,651 

8090 

220,944 

6,03 

1881 

237,587 

6,43 

1882 

197,281 

27,603 

8972 

233,855 

6,25 

1883 

217,787 

26,913 

9560 

241,260 

6,53 

1884 

208,036 

27,572 

9882 

245,490 

6,51 

1885 

202,429 

26,098 

9807 

238,333 

6,32 

Zölle       Oktrois 


Gesamt- 
Total 


Taus.  Fr. 
246,619 


Endlich  werden  noch  Licenzen  erhoben  von  25  Fr.  jährlich  von  den  (1884:  2129) 
Brennereien,  von  125  Fr.  von  den  (1884:  26,197)  Grossverkäufem ,  und  von  15—50  Fr.  von 
den  (1884:  33,533)  Kleinverkäufem. 

Seitdem  das  Defizit  im  französischen  Budget  eine  ständige  Erscheinung 
geworden  und  die  Findigkeit  der  Deputierten  in  dem  Aufsuchen  neuer  Steuer- 
quellen angeregt  ist,  ist  zum  öfteren  auch  auf  den  Branntwein  als  ein  ge- 
eignetes Objekt  zur  Steigerung  der  Einnahmen  hingewiesen  und  eine  Erhöhung 
des  geltenden  Steuersatzes  vorgeschlagen  worden.  Als  im  Februar  1885  die 
Erhöhung  der  Getreidezölle  in  Verhandlung  stand,  machte  der  Deputierte  Ger- 
main im  Verein  mit  einer  Reihe  von  Genossen  den  Vorschlag  auf  Fixierung 
des  Branntweinsteuersatzes  mit  300  Fr.  pro  Hektoliter.  Dagegen  sollte  die 
Grundsteuer  ermässigt,  beziehungsweise  abgeschafft  werden.  Eine  Kommission, 
die  mit  der  Prüfung  des  Vorschlags  betraut  wurde,  pflichtete  ihm  prinzipiell 
bei  und  ermässigte  nur  den  zu  fordernden  Branntweinsteuersatz  auf  250  Fr., 
immerhin  auch  noch  um  fast  100  Franken  mehr  als  der  geltende  Steuersatz.  Kurz 
darauf  sprachen  sich  auch  Leon  Say  und  der  nach  einer  Wirksamkeit  von 
wenigen  Tagen  abgetretene  Finanzminister  Clamageran  für  eine  Erhöhung 
der  Branntweinsteuer,  wenn  auch  in  weit  bescheideneren  Grenzen  aus.  Wohl 
verwarf  die  Kammer  im  Juli  den  Vorschlag  Germain,  aber  die  Campagne  für 
die  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  war  damit  nicht  abgeschlossen.  Im  März 
1886  legte  der  Finanzminister  einen  Entwurf  zur  Reform  der  Getränkesteuem 
vor,  der  die  Deckung  für  einen  Ausfall,  der  aus  der  vorgeschlagenen  Aufhebung 
einiger  den  Wein  und  Cider  belastenden  Steuern  hätte  entstehen  müssen,  auf  dem 
Wege  einer  Erhöhung  des  Branntweinsteuersatzes  auf  215  Franken  bei  gleich- 
zeitiger Beschränkung  der  steuerfreien  Erzeugung  der  bouilleurs  de  cru  auf  25  1 
Alkohol  jährlich  suchte.  Die  Einnahmen  aus  einer  solchen  Erhöhung  der  Brannt- 
weinsteuer wurden  auf  84  Mill.  Frank,  die  Einnahmen  aus  der  teilweisen  Auf- 
hebung des  Privilegs  der  bouilleurs  de  cru  auf  mindestens  20  Mill.  Frank  ver- 
anschlagt. 

Dieser  Entwurf  war  bis  Anfang  Dezember  noch  nicht  zur  Verhandlung 
in  den  Kammern  gelangt. 

Wir  müssen  an  dieser  Stelle  auch  des  Monopolsprojekts  erwähnen,  welches 
in  Frankreish  eine  Zeitlang  im  Vordergrund  der  Diskussion  stand.  Gleichzeitig 
mit  der  zu  Schluss  des  Jahres  1885  mehrseitig  hervorgetretenen  Tendenz,  durch 
Steigerung  der  Einnahmen  aus  der  Branntweinsteuer  Gleichgewicht  ins  Budget 
zu  bringen  und  dem  durch  die  ausländische  Konkurrenz  bedrohten  französischen 
Bauer  Erleichterungen  zu  verschaffen,  wurde  der  Gedanke  angeregt,  die  Ein- 
nahmen'aus  dem  Branntwein  auf  dem  Wege  des  Monopols  so  weit  zu  erhöhen, 
dass  mit  einem  Schlage  aller  Not  ein  Ende  gemacht  wäre.  Das  Projekt  des 
Monopols  ging  aus  von  dem  Professor  an   der  Pariser  Rechtsfakultät  Alglave 
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und  fand  in  der  Kammer  durch  den  Deputierten  Roche  eine  Vertretung.  Nach 
dem  Projekte  Alglaves  sollte  sich  der  Staat  zwischen  Gross-  und  Kleinhändler 
einschieben.  Der  Staat  kauft  Spiritus  von  den  mindestfordernden  Grosshändlern 
oder  Fabrikanten,  füllt  ihn  dann  in  Flaschen ,  versieht  diese  mit  einem  Steuer- 
8tempel  und  gibt  die  Flaschen  an  die  Detaillisten  ab  zu  einem  Preise,  der,  gegen 
den  Einkaufspreis  des  Staates  gehalten,  für  diesen  den  gewünschten  Profit  übrig 
lässt.  Der  Brenner  kann  erzeugen,  was  und  so  viel  er  mag.  Der  Staat  nimmt 
ihm  seinen  Branntwein  ab ,  wenn  er  in  einem  gewissen  Kreise  der  Mindest- 
fordernde und  sein  Spiritus  möglichst  fuselfrei  ist.  Mit  dem  Export  hat  der 
Staat  nichts  zu  thun.  Er  hindert  nicht  den  Kauf  von  Spiritus  durch  die  Gross- 
händler. Ihm  ist  allein  von  Wichtigkeit  die  Flasche,  die  womöglich  eine  mecha- 
nische Vorrichtung  besitzt,  um,  einmal  entleert,  von  dem  Kleinhändler  nicht 
wieder  angefüllt  werden  zu  können.  Die  bouilleurs  de  cru  wollte  Alglave 
gleichfalls  ausserhalb  des  Monopols  lassen. 

Es  leidet  keinen  Zweifel,  dass  das  Alglavesche  Projekt  hinter  dem  deut- 
schen mit  bezug  auf  seine  Ausführbarkeit  unendlich  zurückstand,  ja  dass  es 
geradezu  unausführbar  war. 

Der  bestechendste  Zug  des  Alglaveschen  Projekts  ist  die  Freiheit  der 
Fabrikation.  Aber  sie  ist  unhaltbar.  Wenn  der  Detailpreis  eines  Hektoliters 
Alkohol,  so  wie  Alglave  ihn  vorschlug,  1000  Franken  ist,  bei  Erzeugungskosten 
von  etwa  60  Franken,  so  ist  die  Versuchung  für  Fabrikanten  und  Detaillisten,  mit- 
einander in  Verkehr  zu  treten  und  mit  Umgehung  der  „ Monopolsflaschen "  un- 
versteuerten Branntwein  zum  Ausschank  zu  bringen ,  eine  so  grosse ,  die  Mög- 
lichkeit, auf  diesem  Wege  geradezu  Tausendfrankenbillets  zu  fabrizieren,  liegt  so 
nahe,  dass  den  Fabrikanten  ohne  Kontrolle  seiner  Produktion  lassen  fast  gleich- 
bedeutend ist  mit  einem  Verzicht  auf  die  Einnahmen  aus  dem  Monopole  ^). 

Des  weiteren  war  es  ein  unrealisierbarer  Gedanke,  in  wöchentlichen  Sub- 
missionsverhandlungen die  Mindestgebote  annehmen  zu  wollen.  Es  warf  sich 
dann  die  Frage  auf,  was  mit  dem  Branntwein  der  Höherbietenden  zu  geschehen 
habe?  Ausfuhr  ins  Ausland  oder  Verwendung  zu  gewerblichen  Zwecken  konnte 
bei  der  geringen   Aufnahmsfähigkeit  dieser   Absatzkreise   nicht  genügen.     Es 

M  Rene  Stourm  in  seinem  Buche  „L'impot  sur  Talcool  dans  les  principaux 
pays  (Paris  1881)",  welches  übrigens  bloss  mit  bezug  auf  Frankreich,  England 
und  Belgien  genügend  ist,  macht  zum  Punkte  der  Monopolsflasche  des  Herrn 
Alglave  folgende  Bemerkung:  „Eine  solche  Entdeckung  hätte  die  Ehren  einer 
öff'entlichen  Prüfung  verdient.  Bis  heute  ist  aber  ein  Modell  dieser  magischen 
Flasche  weder  konstruiert  noch  den  gelehrten  Körperschaften  präsentiert  worden. 
Uebrigens  haben  wir,  wie  dies  auch  Herr  Leroy-Beaulieu  seinerseits  richtig  be- 
merkt, Vertrauen  genug  zu  Herrn  Alglave,  um  zu  glauben,  dass  er  im  Besitze 
eines  solchen  Mechanismus  ist;  aber  auf  der  anderen  Seite  kennen  wir  die 
Findigkeit  unserer  Mitbürger  zu  gut,  um  nicht  zu  wissen,  dass  sie  im  gegebenen 
Augenblicke  die  Mittel  suchen  werden,  um  das  Geheimnis  des  besagten  Mecha- 
nismus zu  bewältigen.  —  Im  übrigen  mag  es  nicht  ohne  Nutzen  sein,  darauf 
hinzuweisen,  dass  um  in  Flaschen  von  ^ji  1  den  Konsum  und  die  mittlere  Re- 
serve eines  Jahres  einzufüllen  (2  Mill.  Hektoliter)  es  ungefähr  800  Mill.  solcher 
Flaschen  bedarf,  was,  auch  nur  mit  25  Centimes  pro  Stück  gerechnet,  eine  Ausgabe 
von  200  Mill.  Frank  macht."  —  Mit  der  eingehenden  Widerlegung  des  Alglaveschen 
Projektes  befasst  sich  ganz  speziell  Georges  Hartmann  in  einem  Buche  „L'alcool 
et  l'impöt  des  boissons  (Paris  1886)",  welches  uns  leider  zu  spät  bekannt  geworden 
ist,  um  noch  in  unserer  Darstellung  benützt  werden  zu  können. 
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wäre  vielmehr  dahin  gekommen,  dass  die  Brenner  sich  kartellmässig  verbunden 
und  dem.  Staate  die  höchsten  Preise  diktiert  hätten,  derart  ihrerseits  das  Monopol 
weidlich  ausnutzend. 

Nicht  minder  war  das  Wort  von  der  Freiheit  des  Grosshandels  eine  Täu- 
schung. Nach  Einführung  des  Monopols  konnte  den  Brenner  nichts  veranlassen, 
noch  den  Grosshändler  zu  benützen. 

Den  ethischen  Zwecken  wollte  das  Monopol  durch  Bevorzugung  der  besten 
Branntweine  in  der  Submission  entgegenkommen.  Abgesehen  davon  nun,  dass 
es  bei  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschaft  kein  Mittel  für  qualitative  Ab- 
stufungen dieser  Art  gibt,  konnte  man  auch  hier  nicht  verhindern,  dass  die 
Brenner  sich  verbanden  behufs  allseitiger  Lieferung  Einer  Qualität. 

Nur  so  leichthin  behandelte  HeiT  Alglave  die  Absicht,  die  Eigenbau- 
brenner ausserhalb  des  Monopols  zu  lassen.  Aber  es  war  dies  einer  der  wich- 
tigsten Punkte,  ja  von  entscheidender  Bedeutung.  Ein  Gegner  der  Alglaveschen 
Ideen  hat  auf  die  diesbezügliche  Alglavesche  Auffassung  der  Dinge  das  Bild 
von  einem  Dampfkessel  mit  einem  Loch  gebraucht.  „Herr  Alglave,"  sagte  er, 
„hat  die  ,Idee'  gehabt,  den  Alkohol  dem  enormen  Drucke  von  1000  Frank  pro 
Hektoliter  auszusetzen  in  einem  starken  Kessel,  der  den  Namen  .Monopol'  führt." 
Wer  durfte  es  wagen,  nun  ein  Ventil  offen  zu  halten?!"  Und  als  ein  solches 
mussten  die  „bouilleurs"  billig  gelten. 

So  viel  zum  Entwürfe  Herrn  Alglave s.  Ein  Projekt  des  Deputierten 
Roche  lag  nicht  vor.  Herr  Roche  begnügte  sich  zu  berechnen,  wie  die  1000  Mill, 
Pranken,  welche  das  Monopol  an  üeberschuss  in  minimo  bringen  werde,  zu  ver- 
wenden seien.  Die  Organisation  , seines"  Monopols  wollte  er  einer  Kommission 
überlassen! 

In  Zusammenhang  mit  den  Bestrebungen  der  letzten  Zeit  für  eine  Refonn 
der  französischen  Branntweinsteuer  ist  noch  zu  erwähnen  die  Bildung  einer  vom 
Landwirtschaftsminister  Anfang  Dezember  1885  zusammenberufenen  ausserparla- 
mentarischen  Kommission  zur  Beratung  über  die  Situation  der  landwirt- 
schaftliehen Brennerei  und  die  zur  Abhilfe  ihrer  Not  vorzuschlagenden 
Massregeln.  lieber  die  Thätigkeit  dieser  Kommission  hat  bisher  jedoch  nichts 
verlautet. 

Die  Erzeugung  von  Spiritus  in  Frankreich  wird  offiziell  folgendermassen 
nachgewiesen. 

Erzeugung 


in  gewerbl. 
Brennereien 

uer  üigenoau- 

brenner 

(Schätzung) 

Zusammen 

T  a  u  s  e 

n  d  e    H  e  k  t 

0  1  i  t  e  r 

Durchschnitt  1830/39 

451 

194 

645 

„ 

1840/49 

625 

254 

879 

„ 

1850/59 

710 

146 

856 

„ 

1860/69 

1001 

222 

1223 

„ 

1870/79 

1307 

239 

1596 

1880 

1556 

25 

1581 

1881 

1791 

31 

1822 

1882 

1733 

34 

1767 

1883 

1971 

40 

2011 

1884 

1873 

62 

1936 

1885 

1795 

69 

1864 
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Es  wird  offiziell  zugestanden,  dass  die  geschätzte  Ziffer  der  Erzeugung 
der  bouilleurs  de  cru  deren  thatsächliche  Erzeugung  nicht  erreicht.  Im  Ver- 
waltungsberichte pro  1885  heisst  es:  „Die  Produktion  bei  den  bouilleurs  de  cru 
übersteigt  scheinbar  nicht  70,000  hl.  Thatsächlich  ist  sie  weit  bedeutender,  denn 
unter  dem  Schutze  der  ihnen  gegebenen  Steuerfreiheit  erzeugt  eine  grosse  Zahl 
bouilleurs  Branntwein  aus  angekauften  Materialien,  aus  fremdem  Wein,  Rosinen, 
Feigen,  Johannisbrot  etc.  Es  ist  notorisch,  dass  die  auf  diese  Weise  gewonnenen 
Mengen  Branntwein  jene,  die  aus  der  eigenen  Ernte  gezogen  werden,  um  ein 
sehr  Erhebliches  überschreiten." 

Die  Steuerfreiheit  ist  den  bouilleurs  de  cru  bekanntlich  wieder  1875  zu- 
gestanden worden.  Eine  schärfere  Aufsicht  zusammen  mit  den  höheren  Wein- 
preisen und  den  massigen,  ja  zum  Teile  dürftigen  Weinernten  hat  bewirkt,  dass 
die  Defraude  nicht  zu  jenem  Umfange  angewachsen  ist,  in  dem  sie  seiner  Zeit  auf 
Grund  des  Gesetzes  von  1837  bis  zum  Jahre  1872  geübt  wurde.  Das  Defraude- 
terrain  verschob  sich  aus  den  Weingegenden  des  zentralen  und  südlichen  Frank- 
reichs in  die  Cidergegenden  des  Westens,  Nordwestens  und  Ostens.  Die  Defraude 
variiert  nun  mit  den  Verhältnissen  der  Wein-  und  Obsternte,  derart,  dass  in 
Zeiten  guter  Ernte  nicht  nur  ein  grösserer  Teil  auf  gesetzmässigem,  sondern  auch 
auf  widergesetzlichem  Wege  der  Besteuerung  entgeht.  Die  gesetzlich  unver- 
steuerten Mengen  variieren  von  377,000  und  301,000  hl  in  1875/76  bis  25,000 
und  31,000  hl  in  1880/81.  Der  Durchschnitt  der  letzten  6  Jahre  1880/85  war 
43,500  hl.  Die  Schätzungen  der  Defraude  gehen  noch  in  den  letzten  Jahren 
bis  auf  600,000  hl,  und  500,000  hl  sind  eine  oft  genannte  Ziffer,  indem  gesagt 
wird,  die  Eigenbrenner  versteuern  nur  das,  was  sie  heimlich  nicht  unterbringen 
können.  Es  ist  schwer,  diesen  Ziffern  gegenüber  bei  dem  vollständigen  Mangel 
objektiver  Schätzungsgrundlagen  Stellung  zu  nehmen.  Unsere  Schätzung  der 
gegenwärtigen  Defraude  bei  den  bouilleurs  de  cru  geht  auf  150 — 200,000  hl 
entsprechend  einem  Steuerbetrage  von  23,4—31,2  Mill.,  oder  im  Mittel  von 
27  Mill.  Frank. 

Wie  den  obigen  Ziffern  trotz  der  ihnen  im  Punkte  der  Eigenbaubrenner 
anhaftenden  Unzuverlässigkeit  immerhin  entnommen  werden  kann,  hat  die  Masse 
der  Produktion  von  den  fünfziger  Jahren  an  bis  etwa  zum  Jahre  1883  stete 
und  bedeutende  Fortschritte  gemacht.  Der  Charakter  der  französischen  Spiritus- 
industrie aber  hat  sich  während  des  in  Frage  stehenden  Zeitraumes  vollständig 
verändert.     Es  betrug  die 

Produktion    von    Spiritus    aus 

j  j^      mehligen  M„i„„„p  Rüben  ^^Ci'deT'^nnd™'  sonstigen       Zu- 
'^^'^       Stoffen     belasse  Kuben       »^i^^^j^^^j^^  Stoffen     sammen 

Tausende    Hektoliter 

1840150  36  40  —  815  —  892 

1853/57  69  137  300  165  —  671 

1865|69  84  347  300  554  60  1345 

1870|75  148  582  314  500  47  1591 

1876  101  711  243  645  8  1709 

1877  163  643  273  224  6  1309 

1878  180  647  332  255  3  1417 

1879  247  724  365  148  5  1488 

1880  413  685  430  48  5  1581 

1881  506  686  563  66  4  1821 

1882  447  704  556  52  4  1767 

1883  562  751  630  61  7  2011 

1884  485  779  569  97  5  1934 

1885  586  721  465  96  7  1865 
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Wie  man  sieht,  waren  es  die  Jahre  1876/80,  in  denen  an  die  Stelle  der  Wein- 
brennerei die  Brennerei  mehliger  Stoffe  rückte  und  die  Rübenbrennerei  sich 
gleichzeitig  erweiterte. 

Frankreich  besitzt  2035  als  ^gewerblich"  bezeichnete  Brennereien.  250 
Brennereien  sind  gewerbliche  Brennereien  in  engerem  Sinne.  Aber  47  von  diesen 
mit  einer  Jahresproduktion  von  je  über  10,000  hl  produzieren  drei  Viertel  des 
gesamten  französischen  Spiritus.  Diese  47  Brennereien,  von  denen  2  mehr 
als  60,000  hl,  5  50—60,000  hl,  4  40-50,000  hl  erzeugen,  haben  ihren  Sitz  vor- 
zugsweise in  den  Departements  Nord  (23  solche  Brennereien  mit  450,000  hl  Er- 
zeugung) und  Pas-de-Calais  (3  solche  Brennereien  mit  200,000  hl  Erzeugung), 
sodann  Aisne,  Seine-Inferieure  und  Somme  (je  125,000  hl  Erzeugung).  Die 
grossen  Brennereien  verarbeiten  vorzugsweise  Mais,  Melasse  oder  Rüben.  Kar- 
toffeln werden  so  gut  wie  nicht  gebrannt.  Doch  bereitet  sich  auch  jetzt  wieder 
ein  Umschwung  vor,  nachdem  ein  Gesetz  von  1884  die  Rübensteuer  für  die 
Zuckerfabriken  eingeführt  und  letztere  dadurch  zur  Melasseentzuckerung  in 
weiterem  Umfange  als  früher  veranlasst  hat.  Die  Melassebrennerei  hat  denn 
auch  schon  1885  eine  geringere  Produktion  als  im  Jahre  vorher,  und  diese  Ent- 
wicklung wird  sich  noch  weiterhin  fortsetzen.  Die  Ziffern  der  Campagne  1885/86 
gegen  1884/85,  die  wir  in  nachfolgendem  geben,  zeigen,  in  wie  hohem  Masse 
die  Melassebrennerei  durch  die  Einführung  jenes  Zuckersteuergesetzes  ge- 
schädigt ist. 

Es  wurde  produziert 


vom  1. 

Oktober  bis 

1  30.  September 

1885/86 

1884/85 

Alkohol 

Hektoliter 

a)  von  gewerbsmässigen  Brennern: 

aus  Wein 

12,541 

24,939 

„    Obstwein 

853 

632 

„    Trabern 

9,367 

8,283 

„    mehligen  Stoffen 

772,506 

529,840 

„    Rüben 

525,317 

484,906 

„    Melasse 

492,093 

776,593 

„    andern  Stoffen 

9,306 

7,412 

b)  von  Eigenbrennern: 

aus  Wein 

5,287 

8,242 

„    Obstwein 

28,555 

16,430 

„    Trebern 

49,959 

36,444 

Zusammen  1,902,684  1,893,721 
Die  Melassebrennerei  erzeugte  also  1885/86  bereits  um  nahezu  300,000  hl  Spiritus 
weniger  als  in  der  vorangegangenen  Campagne.  Was  ihr  in  der  Spiritus- 
produktion entging,  fiel  der  Getreide-  und  zum  kleinen  Teil  auch  der  Rüben- 
brennerei zu,  welche  die  weniger  zuckerreichen  Rüben,  die  in  der  Zuckerfabri- 
kation  nur  geringe  Prämie  geben  würden,  an  sich  zieht. 

Das  Beispiel  Oesterreich-Ungarns  zeigt,  dass  auch  eine  grossindustrielle 
Brennerei  der  Landwirtschaft  sehr  wesentliche  Dienste  zu  leisten  vermag. 
Sind  doch  die  Riesenetablissements  Ungarns  gleichzeitig  die  grossartigsten  Mastr 
anstalten  des  Landes,  und  geht  doch  auch  aus  den  sehr  grossen  Brennereien 
Niederösterreichs  kaum  ein  Liter  Schlempe  hinaus,  der  nicht  an  das  Vieh,  vor- 
zugsweise an  Milchkühe  verfüttert  würde.  Die  grosse  Brennerei  Frankreichs 
dagegen  steht  mit  bezug  auf  ihre  landwirtschaftliche  Bedeutung  nicht  nur  nicht 
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der  deutschen  Brennerei  ebenbürtig  gegenüber,  sondern  entbehrt  auch  jenes 
einseitig  landwirtschaftlichen  Charakters  der  meisten  österreichisch-ungarischen 
grossen  Brennereien  Sie  charakterisiert  sich  ähnlich  wie  die  englische  Brennerei, 
verarbeitet  grösstenteils  aus  dem  Auslande  importiertes  Material,  Mais,  und  be- 
nutzt Verarbeitungsmethoden,  welche  die  Schlempe  unverwendbar  in  der  Vieh- 
fütterung machen.  Auch  die  in  der  Brennerei  verwendete  Melasse  wird  zum 
grossen  Teile  aus  dem  Auslande  eingeführt. 

Der  Aussenhandel  Prankreichs  in  Spiritus  war 


Jahres-         ^.  „  , 
,      ,     ■    ...     Einfuhr 
durchschnitt 

Ausfuhr 

ueoerscnuss  aer 
Ausfuhr  über 
die  Einfuhr 

H 

e  k  t  0  1  i 

t  e  r 

1830/39 

4,951 

195,417 

190,466 

1840/49 

6,567 

207,635 

201,086 

1850/59 

94,872 

257,257 

162,485 

1860/69 

79,477 

260,586 

179,609 

1870,79 

86,950 

450,621 

363,671 

Einfuhr 

A 

u  s  f  u  h  r 

üeberschuss  der 

Spiritus  1) 

Liqueure  2) 

Zusammen 

Spiritus  1) 

Liqueure  2)    Zusammen 

Ausfuhr  über 
die  Einfuhr 

H    e    k    t 

0    1    i    t 

e    r 

1880 

260,004 

2000 

262,004 

283,814 

23,281            307,095 

45,091 

1881 

236,436 

2483 

238,919 

285,937 

29,035            314,972 

76,053 

1882 

284,049 

2452 

286,501 

242,543 

25,888            268,431 

18,0703) 

1883 

164,979 

2623 

167,602 

266,947 

29,947            296,894 

129,292 

1884 

189,610 

2462 

192,072 

260,780 

33,542            294,322 

102,250 

1885 

193,696 

2321 

196,017 

267,328 

26,145            293,473 

97,456 

Wie  man  sieht,  ist  die  Situation  der  letzten  3  Jahre  für  die  französische 
Spiritusindustrie  günstiger  als  jene  des  vorangegangenen  Trienniums.  Denn  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1883/85  war  der  üeberschuss  der  Ausfuhr  über  die  Ein- 
fuhr 109,666  oder  rund  110,000  hl,  im  Durchschnitt  der  Jahre  1880/82  war  er 
34,358  oder  rund  34,000  hl.  In  der  absoluten  Ziffer  der  Ausfuhr  ist  aller- 
dings eine  Verminderung  eingetreten,  aber  gegenüber  der  gleichzeitigen  viel 
erheblicheren  Verminderung  der  Einfuhren  zählt  sie  nicht.  Trotzdem  ist  vor 
kurzem  seitens  der  französischen  Brenner  eine  Erhöhung  des  Spirituseinfuhrzolles 
von  30  auf  60  Franken  vorgeschlagen  worden,  und  der  mit  der  Prüfung  dieses 
Vorschlags  betraute  Kammerausschuss  hat  daraufhin  die  Erhöhung  des  Zolles, 
wenn  auch  nur  auf  40  Franken,  bei  der  Kammer  beantragt. 

Der  versteuerte  Konsum  war  in  Frankreich: 
Durchschnitt  1830/39     396,000  hl  absol.  Alkohol.    Durchschnitt  1881  1,444,000  lü  absol.  Alkohol. 
„  1840/49      571,000    „        „  „  „  1882  1,420,000   „        „  „ 

„  1850/59      708,000  „        „  „  „  1883  1,484,000  „        „ 

„  1860169      904,000  „        „  „  „  1884  1,489,000  „        „  „ 

„  1870/79      987,000  „        „  „  „  1885  1,444,000  „        „  „ 

„  1880        1,314,000  „        „  „ 

Auf  den  Kopf  entfielen  hiemach  in  den  letzten  6  Jahren  beziehungsweise 
3,64,  3,90,  3,80,  3,92,  3,95  und  3,83  1  absoluten  Alkohol.  Da  aber  der  that- 
sächliche  Konsum  um  circa  150,000  hl  höher  ist,  berechnet  er  sich  auf  rund  474  1. 


1)  Absoluter  Alkohol. 

2)  Ohne  Rücksicht  auf  den  Alkoholgehalt. 

3)  Üeberschuss  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr. 
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So  wie  Deutschland  hat  auch  Frankreich  ein  ausseroj'dentliches  Anwachsen 
des  Spirituskonsums  während  der  letzten  10  und  15  Jahre  zu  verzeichnen. 
Während  die  offizielle  Ziffer  der  drei  Jahre  1883/85  auf  einen  Durchschnitt  von 
3,90  1  hinweist,  war  der  steuerlich  ermittelte  Verbrauch  im  Jahre  1875  2,82, 
1870  2,31  (1860  2,27,  1850  1,46,  1830  1,12)  1  pro  Kopf.  Er  ist  also  binnen 
10  Jahren  um  38,  binnen  15  Jahren  um  nahe  an  50  Prozent  gestiegen.  Der 
letzte  Band  der  „Statistique  generale  de  la  France"  vergleicht  den  Verbrauch  ver- 
schiedener Gegenstände  des  allgemeinen  Budgets  in  den  8  grössten  Städten 
Frankreichs  im  Jahre  1882  gegen  1865/69  und  stellt  fest,  dass  in  dieser  Zeit  von 
15  Jahren  der  Brotkonsum  um  4  Prozent,  der  Weinkonsum  um  5  Prozent  ge- 
fallen, der  Fleischkonsum  wohl  um  12  Prozent,  der  Konsum  des  Branntweins 
aber  um  60  Prozent  gestiegen  ist. 

Der  Branntweinkonsum  ist  in  Frankreich  am  höchsten  im  Norden  und 
Nordwesten  des  Landes  (Seine-Inferieure  13,20  1,  Somme  9,40  1  etc.),  am  niedrig- 
sten in  verschiedenen  Departements  des  Südens  (Haute-Savoie  0,60,  Gers  0,70, 
Savoie  1,  Landes  1  1  etc.).  In  den  6  bevölkertsten  Städten  des  Landes  war  der 
Branntweinkonsum  im  Jahre  1885 : 

Lille     .     .     7,30  1  pro  Kopf       Lyon    .     .     5,20  1  pro  Kopf 
Marseille  .     7,10  1     „        .  Bordeaux      4,80  1     „ 

Paris    .     .     6,40  1     „        „  Toulouse  .     3,00  1     „ 

Dem  gewerblich  verarbeiteten  Spiritus  ist  in  Frankreich  nicht 
volle  Steuerfreiheit  gewährt,  sondern  er  hat  eine  Denaturierungsgebühr  (droit 
de  denaturation)  von  37,50  Franken  pro  Hektoliter  denaturierten  Alkohols  zu 
entrichten.    Dieselbe  trug 

1880  1,031,000  Franken         1883    1,495,000  Franken 

1881  1,191,000        „  1884    1,643,000       „ 

1882  1,344,000        „  1885     1,847,138       „ 

Den  Gegenstand  einer  Spezialgesetzgebung  bildet  die  steuerliche  Behand- 
lung des  Spiritus,  der  zum  Versetzen  der  Weine  verwendet  wird. 

Seit  1872  waren  zu  wiederholten  Malen  Versuche  gemacht  worden,  dem 
zur  Vinage  verwendeten  Alkohol  wieder  eine  günstigere  Position  zu  verschaffen 
nachdem  sie  ihm  durch  das  Diktaturdekret  vom  27.  März  1852  erst  für  die 
grosse  Zahl  der  französischen  Departements,  durch  Gesetz  vom  8.  Juni  1864 
aber  für  ganz  Frankreich  genommen  worden  war.  Aber  jedesmal  waren  diese 
Versuche,  die  übrigens  gar  nicht  auf  Reaktivierung  des  früheren  Zustande« 
gingen,  sondern  sich  mit  einer  massigen  Begünstigung  jenes  Alkohols  begnügen 
wollten,  abgeschlagen  worden.  Auch  als  die  Regierung,  einmal  im  Juli  1875, 
ein  zweites  Mal  im  April  1878  und  ein  drittes  Mal  im  Februar  1882  Anträge 
in  der  Kammer  einbrachte,  die  Steuer  für  jenen  Spiritus  niedriger  zu  stellen  '), 
der  dem  Wein  zugesetzt  wird,  um  ihn  auf  höchstens  15  Prozent  zu  bringen, 
lehnte  die  Kammer  die  Anträge  ab.  Die  Interessenten  der  Vinage  ermüdeten 
jedoch  nicht  in  ihrer  Agitation.  Anfangs  April  1884  bildete  sich  in  Marseille 
ein  Syndikat,  um  die  Steuerermässigung  für  den  Vinagealkohol  zu  verfechten. 
Man  wies  darauf  hin ,  dass  fremder  Wein ,   dem  etwa  5  Prozent  Alkohol  zuge- 


^)  Auf  30  Frank  nach  dem  ersten,  20  Frank  nach  dem  zweiten,  25  Frank 
nach  dem  dritten  Projekt. 
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setzt  sein  könne,  mit  2  Franken  Eingangszoll  nach  Frankreich  komme  (seit  den 
Handelsverträgen  vom  12.  und  14.  Mai  1882),  während  der  französische  Wein- 
händler für  5 1  Alkoholzusatz  zum  Hektoliter  Wein  5  X  1,56  Franken  =  7,80  Franken 
Steuer  zahlen  müsse.  Hierdurch  sei  der  ehrliche  Mann  geradezu  verhindert,  zu 
alkoholisieren  und  seine  Weine  auf  einen  Stand  gleich  den  ausländischen  zu 
bringen,  um  mit  diesen  zu  konkurrieren.  Provoziert  sei  dagegen  die  Verwendung 
fraudulös  erzeugten  Alkohols.  Solcher  werde  auch  thatsächlich  in  grossen 
Mengen  zur  Vinage  gebraucht  und  jene,  die  dies  thäten,  die  bouilleurs  de  cru, 
die  steuerfreien  Brenner  ihres  Eigenbaues,  seien  die  eifrigsten  Widersacher  der 
Vinage  zu  ermässigtem  Steuersatze ').  Man  berechnete,  dass  die  8  Mill  Hekto- 
liter Wein,  welche  jährlich  aus  Spanien  und  Italien  nach  Frankreich  kommen, 
400,000  hl  Alkoholzusatz  enthalten,  der  fast  steuerfrei  eingehe,  während 
man  vom  französischen  Weinhändler  die  Steuer  fordere.  —  Der  Antrag  der 
Regierung  von  1882  auf  die  Steuerermässigung  für  den  Vinagealkohol  kam  erst 
1884  zur  Verhandlung.  Die  Kammerkommission  wies  ihn  zurück  und  schlug 
der  Kammer  vor:  1.  Die  Regierung  um  eine  Ermässigung  der  Zuckersteuer  auf 
25  Frank  pro  100  kg  zu  bitten  (um  die  sogenannte  sucrage,  die  Versetzung  der 
Weine  mit  Zucker  anstatt  Alkohol  zu  erleichtern),  und  2.  ein  Gesetz  zu  votieren 
folgenden  Inhalts:  Wein  von  mehr  als  12  Prozent  Alkoholgehalt  ist  der  ein- 
fachen Konsum-,  Eingang-  und  Oktroisteuer  unterworfen  für  die  Alkoholmenge 
von  12—15",  er  ist  der  doppelten  Steuer  unterworfen  für  die  Alkoholmenge 
von  15 — 21  °.  —  Der  Vorschlag  der  Kommission  bezweckte  die  Beschränkung 
der  Vinage  auf  das  zulässige  Mass,  entbehrte  aber  eigentlich  des  engeren  Zu- 
sammenhangs mit  der  Frage  der  Vinage,  so  wie  sie  damals  diskutiert  war. 
Die  Kammer  nahm  diesen  Vorschlag  in  erster  Lesung  an.  In  der  zweiten  Lesung 
wurde  er  aber  mit  256  gegen  211  Stimmen,  und  ein  Antrag  des  Deputierten 
Graux,  die  Vinage  mit  Alkohol  zu  25  Franken  wenigstens  bis  zu  12  "  Alkohol 
im  Wein  zuzugestehen,  mit  einer  Stimme  Majorität  verworfen. 

Schon  am  23.  Januar  1886  beschäftigte  sich  die  Kammer  wieder  mit  der 
Vinage.  Der  alte  Vorschlag,  die  Steuer  für  den  zur  Vinage  gebrauchten  Alkohol 
auf  20  Franken  zu  ermässigen,  war  erneuert  worden,  und  die  Kammer  beschloss, 
ihn  in  Erwägung  zu  ziehen.  Im  März  1886  legte  die  Regierung  einen  Entwurf 
vor,  demzufolge  nur  der  Alkohol,  der  dem  Wein  zugesetzt  wird,  um  ihn  auf 
12  Prozent  (nicht  wie  nach  den  früheren  Projekten  auf  15  Prozent)  zu  bringen, 
einen  ermässigten  Steuersatz  gemessen  und  immerhin  noch  eine  Steuer  von 
37,50  Franken  (nicht  wie  nach  den  früheren  Projekten  20—30  Franken),  wie  sie  von 
denaturiertem  Alkohol  genommen  wird,  tragen  solle.  Die  Verhandlungen  über 
diesen  Antrag  wurden  aber  bisher  nicht  aufgenommen. 

Dagegen  wurde  1885  ein  Gesetz,  die  Erleichterung  der  Sucrage  betreffend, 
erlassen. 


')  Die  Weinhändler,  die  exportierten,  entschlossen  sich,  ihre  Weine 
im  Auslande  zu  alkoholisieren,  andere,  die  Defraude  durch  die  Winzer  be- 
sorgen zu  lassen,  welche  dies  in  der  Regel  gegen  Zahlung  eines  Betrages  von 
50—80  Franken  pro  Hektoliter  zugesetzten  Alkohols  (die  gesetzliche  Steuer  auf 
solchen  war  über  das  Doppelte)  thaten. 
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Belgien. 

Das  erste  belgische  Branntweinsteuergesetz  datiert  von  1833.  Seine  Steuer- 
tonn war  nominell  die  Maischraumpauschalierungsteuer,  indem  es  die  Steuer  pro 
Hektoliter  Maischraum  und  den  Arbeitstag  von  24  Stunden  normierte.  Wohl  war  still- 
schweigende Voraussetzung,  dass  in  24  Stunden  nur  einmal  eingemaischt  werde, 
und  die  Steuer  war  derart  als  Maischraumsteuer  beabsichtigt,  was  dann 
auch  ein  Gesetz  von  1851  aussprach,  welches  die  für  den  Arbeitstag  geltende 
Steuer  in  gleicher  Höhe  für  die  einzelne  Einmaischung  festsetzte,  wenn  öfter 
als  einmal  im  Tage  gemaischt  werden  wolle.  Reine  Maischraumsteuer  wurde 
aber  die  Steuerform  auch  damit  nicht,  weil,  wenn  ein  Breimer  für  eine  Ein- 
maischung mehr  als  einen  Tag  verwendet  hätte,  auch  die  Steuer  demgemäss 
höher  geworden  wäre;  aber  da  in  praxi  derlei  Ueberschreitungen  derzeit  nicht 
vorkamen,  konnte  die  belgische  Steuer  ohne  weiteres  als  Maischraumsteuer  gelten. 
Jüngst,  durch  das  Gesetz  von  1884,  hat  die  Abgabe  nun  auch  alle  Aeusserlich- 
keiten  der  reinen  Maischraumsteuer  erhalten,  durch  die  Gestattung  auch 
48stündiger  Gärdauer  bei  einfachem  Steuersatz. 

Der  Normal  Steuers  atz  war  pro  Hektoliter  Maischraum  und  Arbeitstag 
von  24  Stunden,  bezw.  Einmaischung  bei  Verarbeitung  von  Getreide: 

Ges.  V.  1833  (19.  Juli)  0,22  Fr. 
„     „    1837  (27.  Mai)  0,40    „ 
„    „    1841  (25.Febr.)  0,60    „ 
„    „    1842  (27.  Juni)  1,-    „ 
„    ,,    1851(20.  Dez.)  1,50    ,, 

„    „    1860  (18.  Juli)  2,45   „    bei  gleichzeitiger  Aufhebung  des  Oktrois  und  Abtretung  von  zu- 
erst 34,  seit  1862  35  Proz,  der  Branntweinsteuern  an  die  Gemeinden. 
„     ,.    1870  (15.  Mai)  4,55    „ 
„    „    1879  (28.  Juli)  5,—   „    u.  5,50Fr.i)  bei  Verarb.  V.Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 

6,—    „     „  6,50   „  ')    n        )i  n  Mais,  Reis,  Roggen. 

„    „    1881  (28.  Juli)  5,50   „     „  6,—    „  1)   „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 

6,50    „     „  7,—    „  ')    „        „  „  Mais,  Reis,  Weizen. 

„    ..    1883  (30.  Juli)  7,50   „  2)  „10,50   „  »)    „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 

12,—    „                          „        „  ,.  Mais,  Reis,  Weizen. 

„    „    1884  (16. Sept.)  7,75   „  2)  „10,50   „  3)    „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 

11,90    „                           „        ,,  „  Mais,  Reis,  Weizen. 

„    „    1885  (17.  Juli)  8,50   „  2)  „10.20   „  3)    „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln, 

11,90    „                          „        n  r  Mais,  Reis,  Weizen. 

„    „    1886  (10.  Juli)  9,30   „  2)  „11,40   „  3)    „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 

11, .0    „                          ,,        „  „  Mais,  Reis,  Weizen. 
„    „   1886             (  8,80*),  9,805),  11,40  „  3)   „       „  „  Roggen,  Gerste,  Gerstenmalz,  Kartoffeln. 
11,90    „                          „        „  „  Mais,  Reis,  Weizen. 
Die    bei   der   Ausfuhr   von   Spiritus  ins   Ausland    gewährte   Steuerrück- 
vergütung,    die    auch     den    Betrag    der  im    Inland    überwälzbaren     Steuer 
zeigt,  war                                        . 


1)  Bei  Verwendung  eines  Macerateurs. 

2)  Bei  Benutzung  von  nicht  über  20  hl  Maischraum. 

*)  Bei  Verwendung  eines  Macerateurs  und  eines  Maischraumes  von  über  20  hl. 
*)  Bei  Verwendung  von  nicht  über  10  hl. 
6)  Bei  Verwendung  von  über  10,  aber  nicht  über  20  hl. 

404 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Ver.  Staaten  von  Nordamerika.      ^Q^ 

nach  dem  Gesetz  vom    9.  Juni  1853  24,— Franken  pr.  Hektoliter  zu  50  Prozent. 

„  30.  Nov.  1854  21,50  „  „  „  .,     „         „ 

, 18.  Juli  1860  35,—  „  ,,  „  „     .,         „ 

,  15.  Mai  1870  65,—  „  ,,  ,,              „     ^         „ 

17.  Aug.  1873  55,—  „  „  „  .,     .,         „ 

.,  17.  Aug.  1874  50,—  „  ,  .,             ...,„. 

„  30.  Juli  1883  75,—  „  „  .,              „     ., 

...,„.,  16.  Sept.  1884  64,—  „  ,,  .,             .,     „ 

In  der  gleichen  Zeit  also,  in  der  die  Steuer  auf  das  5  fache  erhöht  wurde, 
steigerte  man  die  Ausfuhrvergütung  nur  auf  das  2^lz  fache.  Es  wird  damit  eine 
Steigerung  der  Ausbeute  vom  Hektoliter  Maischraum  auf  über  das  Doppelte 
während  des  23jährigen  Zeitraums  offiziell  ausgesprochen.  Thatsächlich  war 
sie  noch  etwas  höher. 

Aber  diese  steigende  Ausbeute  vom  Maischraum  ist  nur  zum  kleinen 
Teile  eine  Folge  von  Verbesserungen  in  der  Führung  des  Betriebs,  d.  h.  sie 
wird  nicht  bewerkstelligt  durch  Verwendung  von  wenigstens  relativ  weniger 
Material  als  früher,  sondern  durch  konzentriertere  Maischung  und  vermehrte 
Hefeverwendung.  Während  vor  30  Jahren  kaum  1  kg  Hefe  und  14—  20  kg  Ge- 
treide pro  Hektoliter  Maischraum  zur  Verwendung  kamen,  nimmt  man  heut- 
zutage 3  kg  Hefe  und  26—30  kg  Getreide.  Jene  14  kg  vor  nun  30  Jahren  er- 
gaben 4 — 47*  1  absoluten  Alkohols,  während  die  28  kg  von  heute  9^/2  1  ergeben. 
Man  sieht  also,  von  höherer  Ausbeute  infolge  Verbesserungen  im  Betriebe  kann 
kaum  die  Rede  sein,  sondern  der  Mehrgewinn  von  Spiritus  fällt  ganz  oder  doch 
zum  grössten  Teile  auf  die  grössere  Konzentration,  die  der  Maische  jetzt  gegen 
früher  gegeben  wird;  oder  das  Urteil  ist  doch  nur  so  zu  fassen,  dass  die  Fort- 
schritte in  der  Brennerei  es  dazu  gebracht  haben,  trotz  der  an  sich  irrationell 
dicken  Maische  doch  noch  Alkoholprozente  zu  ziehen,  die  ganz  verhältnismässig 
sind  zu  jenen,  die  bei  rationellem  Vorgang  in  der  Maischung  früher  gewonnen 
wurden. 

Mit  diesen  Verhältnissen  beschäftigte  sich  eine  Enquete,  die  auf  Ver- 
anlassung des  Finanzministers  im  Februar  1884  zusammentrat  und  deren  Be- 
ratungen das  Gesetz  von  1884  zu  danken  ist,  welches  die  bis  dahin 
, hinkende"  Maischraumsteuer  Belgiens  zu  einer  reinen  Maischraumsteuer  ge- 
macht und  einem  rationellen  Arbeitsverfahren  in  der  Brennerei  den  Weg 
gebahnt  hat.  Eine  massgebende  Partei  der  belgischen  Kammer  hatte  1883 
die  Frage  angeregt,  ob  nicht  an  Stelle  der  Maischraumsteuer  in  Belgien  eine 
Fabrikatsteuer  eingeführt  werden  solle,  und  hatte  die  Aufnahme  eines  Artikels 
in  das  Gesetz  vom  30.  Juli  1883  veranlasst,  welcher  besagte,  dass  der  bestehende 
Modus  der  Branntweinsteuererhebung  innerhalb  eines  Jahres  eine  Revision  er- 
fahren solle.  Die  Regierung  fasste  dieses  Postulat  jedoch  nur  so  auf,  dass  sie 
einer  Kommission  von  Fachmännern  die  Frage  vorzulegen  habe,  ob  Aenderungen 
an  dem  bestehenden  Steuermodus  diesen  annehmbar  machen  könnten  oder  ob 
eine  Abhilfe  von  den  Uebeln  der  bestehenden  Steuer  nur  auf  dem  Wege  der 
Einführung  einer  anderen  Steuerform  möglich  sei.  Mit  der  Erhöhung  der 
Steuersätze  hatten  sich  nämlich  die  der  Maischraumsteuer  innewohnenden 
Mängel  zu  einer  vielfach  unerträglichen  Stärke  gesteigert.  Der  sich  poten- 
zierende Steuersatz  potenzierte  auch  die  Verschiedenheit  in  der  Steuerbelastung 
verschiedener  Brenner  und  die  Benachteiligung  der  kleinen  Betriebe.     Er  führte 
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2u  Ausfuhrprämien,  wie  sie  in  solcher  Höhe  nie  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
lagen,  er  trieb  die  Brennerei  immer  mehr  in  das  Fahrwasser  eines  irrationellen 
und  bloss  auf  Steuergewinn  bedachten  Betriebs  und  erhöhte  damit  die  Pro- 
duktionskosten des  Spiritus,  er  machte  endlich  die  Thatsache  empfindlicher 
fühlbar ,  dass  Defrauden  innerhalb  der  Kontrollen  der  Maischraum steuer 
nicht  den  gleichen  Hindernissen  begegnen  wie  bei  einer  zweckmässig  ein- 
gerichteten Fabrikatsteuer.  Die  Kommission  nun,  die  zur  Erörterung  der 
Frage,  was  gegenüber  solchen  Missständen  vorzukehren  sei,  zusammentrat, 
konnte  sich  doch  auch  nicht  zu  einem  Votum  für  die  Fabrikatsteuer  ent- 
schliessen;  sie  lehnte  eine  solche  mit  22  gegen  6  Stimmen  ab.  Wenn  man 
den  Gründen  für  diese  Stimmabgabe  nachgeht,  so  muss  man  vorerst  be- 
achten, dass  ein  ausgearbeitetes  Fabrikatsteuerprojekt  der  Kommission  nicht 
vorgelegt  worden  war  und  die  grosse  Zahl  der  Mitglieder  derart  nicht  wissen 
konnte,  was  sie  durch  ein  Votum  für  die  Fabrikatsteuer  provoziere.  Nur  zu 
begreiflich  ist,  dass  der  eine  Teil  der  Kommissionsmitglieder  den  Schritt  ins 
Ungewisse  scheute.  Ein  anderer  Teil  —  es  waren  Grossbrenner  —  befand  sich 
unter  der  geltenden  Maischraumsteuer  zu  wohl,  um  eine  Aenderung  der  Steuer- 
form herbeizuwünschen.  Der  dritte  Teil  endlich,  der  an  die  Fabrikatsteuer  in 
ihrer  französischen  Form  dachte,  konnte  sich  für  die  mit  dieser  gegebenen 
vielfachen  Kontrollen  von  der  Fabrik  bis  zum  Schenk  er  nicht  erwärmen,  oder 
fürchtete,  dass  die  Einführung  einer  solchen  Steuerform  in  Belgien  überhaupt 
unmöglich  sei.  So  kam  es  zu  dem  Votum  für  Beibehaltung  der  Maischraum- 
steuer. Immerhin  war  dasselbe  aber  kein  unbedingtes,  sondern  man  sprach  den 
Wunsch  aus,  dass  im  Rahmen  der  Maischraumsteuer  1.  auch  48stündige  Gär- 
dauer, 2.  Presshefeerzeugnng  gestattet,  und  3.  der  Regierung  die  Ermächtigung 
gegeben  werde,  ohne  Inanspruchnahme  des  Parlaments  nach  eigenem  Ermessen 
das  Verhältnis  der  Steuer  für  die  verschiedenen  Brennereikategorien  eventuell 
alljährlich  neu  zu  normieren. 

Die  Regierung  behielt  sich  die  eingehende  Würdigung  dieser  Petita  vor, 
unterbreitete  aber,  noch  ehe  sie  hinsichtlich  jener  zu  einem  Entschlüsse  gelangt 
war,  im  Juli  1884  den  Kammern  einen  Gesetzentwurf,  welcher  die  Neuregelung 
der  Sätze  der  Steuer  und  der  Ausfuhrvergütung  im  Masse  der  Erhöhung,  die 
in  den  Ausbeuten  seit  einem  Jahre  eingetreten  war,  bezweckte.  Sie  nahm  bei 
diesem  Anlasse  übrigens  die  Gelegenheit  wahr,  sich  über  den  Beschluss  der 
Kommission  und  über  das  eine  ihrer  Postulate,  nämlich  das  Verlangen  nach 
einer  Erlaubnis  zur  Presshefeerzeugung  auszusprechen. 

Zur  Frage  der  Fabrikatsteuer  äusserte  sich  der  Minister  bei  Einführung 
seines  Gesetzentwurfs  in  der  Kammer  dahin,  dass  er  glaube,  die  Sitten  des 
Landes,  die  Gewohnheiten  der  Bevölkerung,  der  Stand  selbst  der  Industrie 
würden  es  nicht  gestatten,  das  System  der  französischen  Steuerkontrolle  ein- 
zuführen. Einmal  eingeführt,  würden  sich  die  mit  diesem  System  verbundenen 
Belästigungen  für  Industrie  und  Bevölkerung  in  einem  Masse  geltend  machen, 
dass  es  sich  nicht  sechs  Monate  lang  würde  halten  können. 

Eine  Erlaubnis  zur  Presshefeerzeugung  in  der  belgischen  Brenne- 
rei fand  die  Regierung  bei  der  Höhe  der  Maischraumsteuer  im  Lande  und  der 
damit  gegebenen  intensiven  Defraudegefahr  bedenklich.  Der  Motivenbericht 
zu   dem   in  Frage   stehenden  Gesetzentwurfe  bemerkte  hierzu:    ,Die  Presshetc 
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erzeugung  würde  die  Erlaubnis  zur  Uebertragung  von  Materialien  (Maische)  in 
andere  Bottiche  bedingen,  ein  Vorgang,  der  bis  nun  verboten  ist.  Dieses  Ver- 
bot ist  aber  eine  der  wichtigsten  Garantien  gegen  die  Defraude.  In  Deutschland 
ist  bei  Maischraumsteuer  allerdings  die  Presshefeerzeugung  zugelassen;  aber 
was  hier  bei  dem  niedrigen  Steuersatz  gestattet  werden  kann,  würde  wohl  in 
Belgien,  wo  die  Steuer  7  und  8 mal  höher  ist,  ernste  Gefahren  im  Geleite  haben." 
Der  Minister  deutete  an,  dass  sich  eine  Lösung  vielleicht  in  dem  Sinne  werde 
finden  lassen,  dass  man  für  die  Presshefeerzeugung  die  Arbeit  in  Räumlich- 
keiten, die  von  der  Brennerei  getrennt  seien,  zur  Bedingung  mache. 

Zum  Gesetzentwurfe  selbst  bemerkte  der  Minister,  dass  man  im  Laufe 
des  Jahres  dazu  gelangt  sei,  bis  21  Prozent  der  Produktion  und  im  Durchschnitt 
17  Prozent  der  Erzeugung  steuerfrei  herzustellen,  d.  h.  in  diesem  Verhältnisse 
über  die  Ausbeuteannahmen  des  Gesetzes  hinauszugelangen.  Der  Vorschlag  der 
Regierung  ging  nun  einmal  auf  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  von  75  auf 
64  Franken  pro  Hektoliter,  und  sodann  auf  Erhöhung  des  Normalsteuersatzes 
von  7,50  (Ausbeuteannahme  5  Prozent)  auf  7,90  Franken  (Ausbeuteannahme 
6,7  Prozent),  des  Steuersatzes  bei  Verwendung  eines  Macerateurs  oder  eines 
Maischraums  von  über  20  hl  von  10,50  (Ausbeuteannahme  7  Prozent)  auf 
10,70  Franken  (Ausbeuteannahmen  8,22  Prozent),  des  Steuersatzes  bei  Verwendung 
von  Reis,  Mais,  Weizen  von  12  (Ausbeuteannahme  8  Prozent)  auf  12,10  Franken 
(Ausbeuteannahme  9,29  Prozent)  und  endlich  des  Steuersatzes  für  Melasse  und 
Rübensaft  von  13,50  (Ausbeuteannahme  9  Prozent)  auf  13,80  Franken  (Ausbeute- 
annahme 9,77  Prozent). 

Der  mit  der  Prüfung  der  Vorlage  betraute  Kammerausschuss  modifizierte 
den  Regierungsentwurf.  Mit  16.  September  1884  wurden  die  Anträge  des  Aus- 
schusses Gesetz.  Die  Ausfuhrvergütung  wurde  durch  dasselbe  auf  64  Franken 
pro  Hektoliter   zu   50  Prozent  reduziert   und   die  Steuersätze  fixiert  wie  folgt: 

m-PTipr  Gesetzliche 

S-^i,x„iji.„„    Ausbeuteannahme 

pro  Hektoliter  Maischraum 

Franken        Liter  ä  50  Prozent 

Wenn  der  in  24  Stunden  benutzte  Maischraum  20  hl  nicht 

übersteigt  und  kein  Macerateur  benutzt  wird  bei  Ver- 
wendung von  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Gerstenmalz,  vor 

dem  Einweichen  keiner  Verarbeitung  unterworfen  gewesen, 

ausser  gemahlen  (geschrotet),  dann  für  Kartoffeln  .    .    .  7,75  12,14 1) 

Bei  Verarbeitung  derselben  Materialien  mit  Benutzung  aber 

eines  Maischraums  von  über  20  Id  in  24  Stunden  oder  bei 

Benutzung  eines  Macerateurs'^) «  10,50  16,43 

Bei  Benutzung  anderer  KomfruchtS) 11,90  18,57 

Bei  Verarbeitung  von  Rübenschnitten  und  Rübensaft      .    .    7,75  (oder  12,55)    12,14  (und  19,64) 
Für  entkleites  MehU),   trockene  Früchte,   Melasse,   Sirup, 

konzentrierten   Zuckersaft,    oder   Zuckersaft    zusammen 

mit  Stärkemehl-  oder  zuckerhaltigen  und  anderen  für  die 

Brennerei  gleichwertigen  Substanzen 12,55  19,64 


1)  =  6,7  Prozent  absoluten  Alkohol  vom  Hektoliter  Maischraum;   entsprechend  auch 
die  übrigen  Sätze  der  Ausbeuteannahme. 

2)  Alle  Brenner,  welche  über  20  hl  täglich  einweichen,  bedienen  sich  des  Macerateurs. 

3)  In  diesen  Brennereien  werden  ausnahmslos  Macerateure  verwendet. 
*)  Wird  thatsächlich  nicht  mehr  verwendet. 
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Die  parlamentarische  Kommission  hatte  auch  veranlasst,  dass  in  dem  Ge- 
setz eine  Bestimmung  Aufnahme  fand,  welche  dem  Petitum  nach  48 stündiger 
Gärdauer  unter  gewissen  Vorbehalten  entsprach.  Die  Bestimmung  lautet: 
^Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  zu  den  von  ihm  festzusetzenden  Bedingungen 
die  Arbeit  zu  48  Stunden  in  einer  Bottichreihe  den  Brennereien  stärkemehl- 
haltiger  Materialien  zu  gestatten.  Der  Steuersatz  wird  im  Masse  einer  kon- 
statierten höheren  Ausbeute  gesteigert  werden  können.  Die  Ermächtigung  wird 
immer  widerrufbar  sein.  Im  Falle  der  Defraude  wird  sie  für  mindestens  zwei 
Jahre  zurückgezogen." 

Das  Gesetz  vom  September  1884  enthält  noch  zwei  andere  Bestimmungen 
von  Wichtigkeit.  Nach  dem  Antrag  eines  Kammermitglieds  wurde  in  das  Ge- 
setz, trotzdem  die  Regierung  Stellung  gegen  den  Antrag  nahm,  auch  ein  Artikel 
aufgenommen,  der  den  Maischraum,  welcher  den  vom  Gesetz  als  landwirtschaft- 
liche (durch  einen  Steuemachlass  von  15  Prozent)  zu  begünstigenden  Brenne- 
reien gestattet  ist,  von  15  auf  20  hl  täglich  erweiterte.  Die  gleiche  Grenze  der 
Produktion  war  den  landwirtschaftlichen  Brennereien  schon  vor  1883  gegeben 
gewesen,  aber  das  Gesetz  von  1883  hatte  die  Beschränkung  von  20  auf  15  hl 
vorgenommen,  welche  nunmehr  wieder  aufgehoben  ward. 

Endlich  verordnete  das  Gesetz  von  1884  noch  —  gemäss  des  von  den 
Breimereien  geäusserten  Wunsches  — ,  dass  es  der  Regierung  zustehen  solle, 
gegen  nachträgliche  Einholung  der  Genehmigung  bei  den  Kammern,  die  Aus- 
beute-, bezw.  Steuersätze  für  die  verschiedenen  Brennereikategorien  eventuell 
jährlich  neu  zu  fixieren. 

In  weiterer  Ausführung  jener  Bestimmung  des  Gesetzes  von  1884,  welche 
48 stündige  Gärdauer  gestattete,  setzte  eine  Verordnung  vom  22.  Januar  1885 
die  bei  solcher  Gärdaner  zu  erhebenden  Steuersätze  mit  bezw.  9,20,  11,40, 
12,90  und  13,90  Franken,  wo  bei  24  stündiger  Gärdauer  die  Sätze  von  7,75,  10,50, 
11,90  und  12,55  in  Anwendung  kamen,  fest. 

Eine  Verordnung  vom  17.  Juli  1885  machte  von  der  der  Regierung  ge- 
gebenen Ermächtigung  Gebrauch,  aus  Eigenem  die  Steuersätze  neu  zu  regulieren 
und  fixierte  die  Steuersätze  bei  24stündiger  Gärdauer  mit  bezw.  8,50,  10.20,  11,90 
und  13  Franken,  bei  48stündiger  Gärdauer  mit  10,12,  13,60  und  14,60  Franken 

Mit  Verordnung  vom  10.  Juli  1886  erfolgten  weitere  Erhöhungen,  derart 
dass  die  Steuersätze  für  24stündige  Gärdauer  9,30, 11,40, 11,90  und  13,20  Franken 
für  48  stündige  Gärdauer  10,30,  13,20  14,50  und  14,80  Franken  wurden. 

Im  November  1886  wurde  ein  Entwurf  zur  Revision  des  Branntwem 
Steuergesetzes  den  Kammern  vorgelegt.  Derselbe  bezweckte,  neben  einer  aber 
maligen  Erhöhung  der  Steuersätze,  bezw.  deren  Regulierung  auf  Grund  der 
neueren,  offiziell  ermittelten  Durchschnittsausbeuten,  verschiedene  Bestimmungen 
der  Branntweinsteuergesetzgebung  der  nun,  wie  es  scheint,  in  grösserem  Um- 
fange angenommenen  48  stündigen  Gärdauer  anzupassen.  Der  Motivenbericht  zu 
dem  Gesetzentwurfe  sprach  aus,  es  habe  sich  gezeigt,  dass  die  48 stündige 
Gärdauer  keine  Gefahren  für  den  Staatsschatz  infolge  erleichterter  Defraude- 
möglichkeit  mit  sich  führe.  Freilich  hatte  man  auch  den  in  48  Stunden  ver- 
gärenden Brennereien  zur  Sicherung  der  Steuer  so  manche  drückende  Ver- 
pflichtung auferlegt.  Die  Arbeit  des  Dämpfens,  der  Verzuckerung,  des  Kühlens  und 
Abdestillierens  darf  nicht  während  der  Nacht,  d,  h.  nicht  zwischen  8  Uhr  abends 
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und  6  Uhr  morgens  vorgenommen  werden,  ebenso  nicht  an  zwei  aufeinander- 
folgenden Tagen,  oder  mit  anderen  Worten:  es  darf  nur  jeden  zweiten  Tag 
von  6  Uhr  morgens  bis  8  Uhr  abends  gemaischt  werden. 

Der  Gesetzentwurf  schlug  auch  eine  Neuerung  vor.  Bisher  hatte,  wenn 
es  sich  um  Verwendung  gewisser  Materialien  handelte,  eine  Scheidung  zwischen 
Brennereien  bis  20  hl  Maischraum  und  darüber  gegolten,  und  für  jede  dieser 
beiden  Kategorien  waren  die  Steuersätze  verschieden  normiert  gewesen.  Nun- 
mehr wurde  eine  Zweiteilung  auch  der  Kategorie  Brennereien  bis  20  hl  in  zwei 
Steuerklassen,  Brennereien  bis  10  hl  und  solche  von  10—20  hl  Maischraum  vor- 
geschlagen. 

Das   neue  in  Vorbereitung   stehende  Gesetz  will   die    Steuer   normieren: 
mit    8,80  Franken,  wenn  bei  24stündiger  Gärdauer  nicht  über  10  hl 

n         9,30  n  n  n     48         „  „  „  „       10    „ 

„       9,80         „  „         „    24        „  „  10  bis  20   „ 

„    10,30       „  „„48„  „  10„20„  Maischraum 

benutzt  werden.  Sie  soll  weiters  betragen 

8,20  Franken  bei  Verwendung  von  Topinambur, 

6,40         „         n  1,  n    Rüben  und  Rübensaft  im  natürl.  Zustande, 

8,20         „         .,  „  „    Kartoffeln  bei  24stündiger  Arbeit. 

8,75  „  „  „  :,  „  „     48         „ 

13,20         „         :,  .,  „    konzentriertem  Topinambur-  oder  Rübensaft. 

Als  landwirtschaftlich  gelten  Brennereien,  welche  bis  20  hl  Maischraum 
bei  24  stündiger  und  bis  40  hl  Maischraum  bei  48  stündiger  Arbeit  verwenden, 
die  in  Räumlichkeiten ,  welche  der  Brennerei  angehören ,  und  während  der 
ganzen  Dauer  der  Arbeiten  pro  IV2  (bezw.  3)  hl  Maischraum  ein  Stück  Gross- 
vieh (Pferde  nicht  inbegriffen)  oder  4  Schweine  füttern,  und  gleichzeitig  im  Um- 
kreis von  5  km  der  Brennerei  ein  Hektar  anbaufähigen  Bodens  als  Acker, 
Garten  oder  Wiese  unter  Kultur  halten.  Die  Einnahmen  aus  dem  Branntwein 
waren  in  Belgien: 


Steuer  i) 

Zoll 

Steuer 

Zoll 

Tausende  Franken 

Tausende  Franken 

1831/40      2,801 

258 

1881 

26,438 

1064 

1841/50      3,552 

263 

1882 

26,766 

1117 

1851/60      5,531 

292 

1883 

26,157 

1359 

1861/70     12,309 

1708 

1884 

31,808 

1871/80     22,437 

942 

1885 

32,049 

Der  verwendete  Maischraum,  die  offiziell  berechnete  Produktion,  Ein-  und 

Ausfuhr  von  Spiritus  waren: 

^)  Von  der  Steuer  fallen,  wie  bereits  erwähnt,  35  Prozent  in  die  Kasse  der 
Kommunen.     Es  kamen  von  der  Steuer 


an  den  Staat    an  die  Kommunen 

Tausende   Frank 

1860 

4,988                          1,685 

1865 

8,190                          4,410 

1870 

9,359                          5,039 

1875 

16,599                          8,911 

1880 

16,658                          8,967 

1881 

17,185                          9,25S 

1882 

17,985                          9,308 

1883 

17,030                          9,127 

1884 

22,601                          9,207 

1885 

20,481                        11,648 

409 


410 


Julius  "^ 

Nolf, 

Versteuerter 
Maischraum 

Branntwein- 
Erzeugung 
(offlz.  Schätzg.) 

Branntwein- 
Einfuhr 

Branntwein 

Ausfuhr 

•  Branntwein- 
Verbrauch 

1000  hl 

Tausend 

e   H  e  k  t  0  ] 

[  i t er   zu 

500    G.    L. 

1831140 

4713 

267,1 

4,3 

2,0 

269,4 

1841/50 

4146 

262,2 

4,8 

3,9 

263,2 

1851160 

4309 

307,3 

4,9 

29,2 

283,1 

1861170 

5249 

380,1 

37,4 

21,5 

396,0 

1871/80 

5329 

510,7 

12,0 

69,7 

453,0 

1881 

4242 

563,9 

12,9 

48,1 

528,7 

1882 

4345 

525,3 

13,2 

43,3 

495,2 

1883 

4129 

617,5 

15,3 

45,1 

487,6 

1884 

3410 

9,9 

59,1 

1885 

3044 

11,9 

24,8 

Während  die  Steuer  vom  Maischraum  1831/40  bis  1885  in  ihrem  Satze  eine 

Steigerung  auf  etwa  das  25  fache  erfahren  und  die  Erzeugung  sich  gleichzeitig 

verdoppelt  hat,   sind   die  Einnahmen   aus  der  Steuer  um   bloss  etwas  mehr 

als  das  Zwölffache  gestiegen.     Der  Schluss,    der  hieraus   zu   ziehen  wäre,   dass 

f  25X2  "V 
nämlich   die  gegenwärtige  Ausbeute  4mal  \~Töl/ — I  so   gross   ist   als   jene  der 

dreissiger  Jahre,  wird  in  diesem  Umfange  jedoch  nicht  durch  die  zweite  Tabelle 
bestätigt,  welche  ein  Anwachsen  der  Ausbeute  bloss  auf  das  Dreifache  nachweist. 

Die  Branntweineinfuhr  nach  Belgien  erfolgt  grösstenteils  aus 
Deutschland,  die  Branntweinausfuhr  geht  vorzugsweise  nach  Cuba, 
neuestens  auch  nach  Spanien. 

Die  näheren  Verhältnisse  in  der  Entwicklung  der  belgischen  Brennerei 
legt  die  nachstehende  Zusammenstellung  dar: 

Brennereien  von  mehligen  Stoffen,  Melasse  u.  dgl.    Brennereien  von  Stein- 

gewerbl.  Brennereien       landw.  Brennereien  und  Kernobst 

im        Versteuerter         ■  Versteuerter         •  Versteuerter 

Betriphp     Maischraum    TjptriphP    Maischraum    -Rp^-ipUp    Maiscliraum 
üetneoe         ^^^^  j^^        üetnebe         ^^^q  j^        üetneoe         jq^q  y 

1841/50  229  3086  397  803  21  2 

1851/60  157  3576  328  728  12  1 

1861/70  128  4524  311  729  6  0,5 

1871/80  99  4799  262  630  8  2,2 

1881  78  3823  223  419  3  0,2 

1882  74  8919  222  426  —  — 

1883  70  3725  218  404  2  0,1 

Die  Zahl  der  gewerblichen  Brennereien  ist  auf  weniger  als  ein  Drittel 
zusammengeschrumpft,  dagegen  ihre  Leistungsfähigkeit  sehr  erheblich  gestiegen. 
Der  Maischraum  der  einzelnen  gewerblichen  Brennerei  ist  heute  durchschnittlich 
ein  viermal  grösserer  und  ihre  Leistungsfähigkeit  eine  zwölfmal  grössere  als 
die  der  gewerblichen  Brennerei  der  vierziger  Jahre.  Die  landwirtschaft- 
liche Brennerei  hat  sich  etwas  besser  konserviert,  was  trotz  der  durchgängigen 
Kleinheit  dieser  Brennereien  nicht  wunder  nehmen  kann  bei  den  überaus  hocli 
wertigen  Begünstigungen,  die  diese  Brennereikategorie  in  Belgien  geniesst. 
Ihre  15  Prozent  Steuernachlass  fallen  bei  der  Höhe  der  bestehenden  Steuer 
überaus  schwer  ins  Gewicht.  —  Die  Brennerei  von  Stein-  und  Kernobst,  die  in 
Belgien  nie  grösseren  Umfang  hatte,  ist  gegenwärtig  fast  schon  gänzlich  aus- 
gestorben. Es  ist  dies  unter  anderem  daraus  zu  erklären,  dass  auch  die  Gross- 
brennerei in  Belgien  einen  Qualitätsbranntwein,  den  Genever,  nicht  einen  Roh- 
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Spiritus  zu  erzeugen  sucht,  so  dass  man  für  die  Qualitätsspirituosen  nicht  auf 
den  F  r  u  c  h  t  branntwein  angewiesen  ist. 

Die  thatsächliche  Erzeugung  Belgiens  dürfte  nach  den  Ausbeuteziffern, 
die  für  1885  bekannt  geworden  sind,  in  diesem  Jahr  bei  290,000  hl  absoluten 
Alkohols  betragen  haben.  Es  berechnet  sich  danach  der  Verbrauch  mit  rund 
295,000  hl  oder  nahe  an  57?  1  pi'O  Kopf.  Es  scheinen  in  diesem  Jahre  jedoch 
auch  Lager  aus  1884  zum  Verzehr  gelangt  zu  sein,  derart,  dass  der  thatsäch- 
liche Verbrauch  etwas  höher  zu  stellen  ist. 

Aus  der  genannten  Produktionsziffer  gegenüber  dem  Steuerertrage  resul- 
tiert eine  Prämie  von  rund  17  Franken  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  In- 
zwischen hat  dieselbe  jedoch  eine  bedeutende  Ermässigung  erfahren.  Wenn 
Belgien  aber  trotz  sehr  hoher  Prämie  kein  Ausfuhrland  ersten  Ranges  ist,  so 
erklärt  sich  dies  aus  dem  nicht  niedrigen  Preise  des  Materials,  aus  der  die 
Kosten  der  Fabrikation  erheblich  hinaufschraubenden  Steuer  und  endlich  daraus, 
dass  Belgien  nur  eine  Branntweinspezialität  erzeugt,  die  einen  viel  kleineren 
Absatzkreis  besitzt  als  der  Sprit  ihn  hat. 


Niederlande. 

In  den  Niederlanden  hat  die  Branntweinsteuer  im  Jahre  1884  eine  Er- 
höhung erfahren,  indem  man,  einer  fast  ein  halbes  Jahrhundert  schon  geübten 
Praxis  folgend,  den  Ersatz  für  den  Einnahmeausfall  aus  der  Aufhebung  einer 
als  unzweckmässig  erkannten  Steuer  in  der  Branntweinsteuer  suchte.  Die 
Branntweinsteuer  betrug  in  Holland: 

Gesetz  von  1822  12,—  fl.  pro  Hektol.  zu  50,75  Prozent 

::  1841          17,82  „  „  „  „  „ 

,.  1842         19,53  „  „  „  „  ,.  „ 

,,  1855  (30.  Dez.)  21,12  „  „  „  „  „  „ 

,,  1859  (3.  Mai)  22,—  „  „  „  „  „  „ 

„    „  1862        22.—  „  „  „  „  50  „ 

„  1863  (31.  Dez.)  35,-  „  „ 

Die  letzte  der  hier  angeführten  Steuererhöhungen  und  die  bedeutendste, 
die  bis  dahin  in  Holland  überhaupt  erfolgt  war,  wurde  vorgenommen,  um  die 
Brennmaterialien-  (Torf-  und  Kohlen-)  Steuer,  deren  Ertrag  3,040,000  fl.  war, 
abschaffen  zu  können.  Von  der  Erhöhung  des  Branntweinsteuersatzes  erwartete 
man  einen  Mehrertrag  der  Branntweinsteuer  um  3  Mill.  Gulden.  Nicht  viel  geringer, 
nämlich  rund  2,285,000  fl.  war  thatsächlich  das  Mehr  des  Jahres  1865  gegen 
1863.  Aber  alsbald  griff  man  abermals  zur  Branntweinsteuer,  um  einer  seit 
lange  schon  im  Lande  geltend  gemachten  Forderung  entsprechen,  nämlich  die 
städtischen  Oktrois   aufheben   zu   können.     Man   erhöhte  die  Branntweinsteuer: 

Gesetz  vom  7.  Juli  1865:  auf  50  fl.  pro  Hektoliter  zu  50  Prozent. 
Diese  Erhöhung  sollte  3,800,000  fl.  pro  Jahr  abwerfen.  Thatsächlich  war  die 
Mehreinnahme  des  Jahres  1868  gegen  1865  4,150,000  fl.  Man  sah  sich  also  in 
den  Erwartungen  nicht  getäuscht  und  war  hierdurch,  wie  es  scheint,  zur  Fort- 
setzung der  einmal  eingeführten  Praxis  aufgemuntert,  denn  schon  nach  vier 
Jahren,  1869  ging  man  mit  einer  weiteren  Steigerung  des  Steuersatzes  vor: 
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Gesetz  vom  9.  April  1869 :  53  fl.  pro  Hektoliter  zu  50  Prozent. 
Hiervon  berechnete  man  eine  Steigerung  der  Einnahmen  aus  der  Branntwein- 
steuer um  750,000  fl.,  wogegen  man  den  Zeitungsstempel  aufhob,  der  711,000  fl. 
trug.  Die  erwartete  Mehreinnahme  blieb  auch  diesmal  nicht  aus.  Man  beliess 
nun  etwas  längere  Zeit  den  Branntweinsteuersatz  bei  53  fl.  und  erst  als  im 
Jahre  1877  die  Korn-,  Holz-  und  einige  andere  Zölle  aufgehoben  werden  sollten, 
griff  man  wieder  an  den  Branntwein. 

Gesetz  vom  6.  April  1877 :  57  fl.  pro  Hektoliter  zu  50  Prozent. 
Das  Einnahmenmehr  aus  dieser  Erhöhung  wurde  auf  1,350,000  fl.  geschätzt  und 
in  diesem  Betrage  thatsächlich  erzielt.     Im  Jahre  1884  folgte  eine  weitere,  wie 
es  hiess,  nur  provisorische  Erhöhung: 

Gesetz  vom  20.  Juli  1884 :  60  fl.  pro  Hektoliter  zu  50  Prozent. 
Durch  Gesetz  vom  31.  Dezember  1885  wurde  die  Wirksamkeit  des  Steuersatzes 
von    60  fl.    vorläufig    bis    1.   Januar    1887    prolongiert.      Durch    Gesetz    vom 
23.  Dezember   1886   erfolgte    eine   weitere  Verlängerung   der   Gültigkeit    dieses 
Steuersatzes. 

Der  Steuerertrag  war  in  den  Niederlanden: 


1850 

4,792,000  fl. 

1881 

22,710,269  fl 

1855 

4,922,000  ,, 

1882 

22,107,677  „ 

1860 

5,645,000  ., 

1883 

22,498,198  „ 

1865 

9,215,000  „ 

1884 

23,511,956  „ 

1870 

14,459,000  ., 

1885 

23,204,586  „ 

1875 

18,707,000  ., 

1886 

(Voranschlag) 

22,600,000  „ 

1880 

22,542,000  ,, 

Der  Branntweinkonsum  berechnet  sich  in  Branntwein  zu  50  Prozent: 

1865  7,45  1  pro  Kopf.  1882  9,43  1  pro  Kopf. 

1870  7,4G  „  ,,    „  1883  9,46  ,,  „    „ 

1875  9,38  ,,  ,,    „  1884  9,46  .,  ., 

1880  9,80  „  „    „  1885  9,lü  „  ,, 

1881  9,81  „  ., 

In  den  letzten  Jahren  ist  also  eine  Verminderung  des  Konsums  zu  ver- 
zeichnen. Sie  scheint  zurückgeführt  werden  zu  müssen  auf  die  Schankgesetz- 
gebung,  welche  Holland  seit  1881  besitzt.  Ein  Gesetz  vom  28.  Juni  1881, 
gültig  vom  1.  November  des  Jahres,  setzte  an  die  Stelle  der  bis  dahin  in  Holland 
auch  den  Schenken  verliehenen  Gewerbefreiheit  eine  mit  der  Einwohnerzahl 
der  betreffenden  Kommune  korrespondierende  „Normalzahl"  von  Schenken,  suchte 
durch  Androhung  schwererer  Strafen  einen  geordneten  Wirtschaftsbetrieb  her- 
beizuführen, durch  die  Aufstellung  einer  Gemeindeabgabe  von  den  Schenken, 
neben  der  schon  bestehenden  staatlichen  „  Pachtgebühr *,  jene  armseligsten 
Schenken,  die  auch  in  höchstem  Grade  schädlich  sind,  zu  vermindern  und  dgl. 
mehr.     Die  Patentgebühr  oder  staatliche  Schanksteuer  trug 

1850/51  von  33,663  Schenkbetrieben  231,234  fl.i) 

1860/61     „      35,909  „  262,418  „  1) 

1878/79     „      45,154  „  367,043  „  1) 

1884  „      29,900  „  875,372  ,, 

Die  holländischen  Brennereien  sind  nicht  im  ganzen  Lande  verteüt, 
sondern  beschränken  sich  fast  vollständig  auf  eine  Provinz,  Südholland.    Es  ist 


1)  Nach  „Die  niederländischen  Vereine  und  die  niederländische  Gesetzgebung  gegen  den 
Missbrauch  geistiger  Getränke".  Bericht  der  Eeisekommission  des  deutschen  Vereins  gegps 
den  Missbrauch  geistiger  Getränke,  1884,  S.  16. 
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die  am  stärksten  bevölkerte  Provinz  des  Königreichs.    Sie  hat  von  439  Brenne- 
reien des  Landes  415.     Man  zählte  in  den  Niederlanden 

Brennereien  mit  Verarbeitung  von      Raffinerien 
Getreide    Kartoffeln    Anderem 


1885 

439 

1884 

479 

1883 

483 

1882 

490 

1881 

488 

1880 

490 

1875 

429 

lerem 

(Destillerien) 

230 

222 

224 

226 

224 

220 

3 

199 

6 

Die  holländische  Brennerei  ist  weder  industrieller  noch  landwirtschaftlicher 
Betrieb  im  Sinne  der  deutschen,  österreichischen  oder  französischen  Brennerei. 
Sie  wird  sozusagen  handwerksmässig  betrieben,  eine  Brennerei  gleicht  der 
anderen  in  Grösse,  Einrichtung  und  Betriebsform,  die  Erzeugung  richtet  sich 
durchaus  auf  einen  Qualitätsbranntwein,  nicht  auf  den  Rohspiritus  der  anderen 
Länder,  der  Absatz  des  Branntweins  und  der  Nebenprodukte  der  Brennerei 
geht  seit  Jahr  und  Tag  in  gleicher  Richtung. 

Holland  erzielt  aus  der  Produktion  einen  üeberschuss  für  die  Ausfuhr, 
Bei  einem  offiziellen  Ansatz  des  Wertes  eines  Hektoliters  Branntwein  mit  20 
und  eines  Hektoliters  Liqueur  mit  40  fl.  waren : 

Einfuhr       Ausfuhr       Mehr  der  Ausfuhr 
im  Werte  von  Tausenden  Gulden 


1880 

639 

5,492 

4,853 

1881 

701 

4,787 

4,086 

1882 

745 

5,250 

4,505 

1883 

802 

5,465 

4,663 

1884 

958 

5,605 

4,648 

1885 

978 

4,783 

3,805 

Wie  man  sieht,  ist  die  Einfuhr  sowohl  wie  die  Ausfuhr  im  Steigen. 
Bei  der  Einfuhr  sind  nebst   der  Steuer  IV«  fl.  pro  Hektoliter  als  Zoll  zu 
entrichten.     Der  Zoll  von  der  Branntweineinfnhr  warf  ab: 

1879  76,300  fl.  1883  70,900  fl. 

1880  57,000  „  1884  85,000  „ 

1881  62,400  „  1885  86,500  „ 

1882  66,200  „ 

Für  Spiritus,  der  zu  gewerblichen  Zwecken  verwendet  und  vorher  dena- 
turiert wird,  ferner  für  Essig  und  Methyl  besteht  in  Holland  Steuerfreiheit. 
Diese  wurde  für  folgende  Mengen  in  Anspruch  genommen: 

Spirituosen  Hektoliter  zu  50  Prozent       Essig  und 
methyliert       Andere  Methyl 

3,815 
3,679 
2,466 
2,110 
1,385 
1,377 


1880 

5,853 

11,002 

1881 

6,760 

11,873 

1882 

9,039 

11,658 

1883 

10,513 

10,894 

1884 

9,501 

11,413 

1885 

10,403 

11,937 

413 
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Bussland. 


Russland  hat  die  Fabrikatsteuer  mit  Materialkontrolle  mit  1.  Januar  1863 
für   das  Gebiet   des   eigentlichen  Kaiserreichs,    1866  sodann   in  Polen,    1869  in 
Turkestan,  1873  in  Kaukasien  eingeführt. 
Die  Fabrikatsteuer  betrug 

vom  1.  Jan.  1863    4  Kopeken  pro  Wedrograd ')  Alkohol 
.,    1.  Jan.  1864    5        ,.  .,  ,, 

.,     1.  Juli  1868    6        ,,  ,,  „  ,, 

.,      1.  Juli  1873     7         „  „  „  „ 

.,      1.  Juli  1881     8         .,  „  „ 

,,    20.  Mai    1885     9         „  „ 

Das  russische  Steuergesetz  kennt  für  die  verschiedenen  Maischmaterialien- 
sogenannte  Normen,  d.  h.  ein  Schema  offizieller  Ausbeuteprozente,  für 
deren  eine  als  die  von  ihm  mindestens  zu  erstrebende  der  Brenner  sich 
zu  erklären  hat.  Von  dem,  was  der  Brenner  über  die  ,Norm"  erzielt,  hat  er 
in  der  Regel  die  Steuer  nur  teilweise  zu  entrichten  oder,  wie  der  Ausdruck  des 
Gesetzes  lautet,  es  werden  ihm  „Ueberbrandprozente"  freigegeben.  Es  waren 
bei  Verarbeitung  von 

Normen  Steuerfreie  Ueberbrand-Prozente  bei 

niedere    mittlere    hohe       niederer       mittlerer       hoher 
Wedrograde  Alkohol  pro  Norm 

seit  Pud  verarbeiteten  Materials        Prozente  der  Produktion 


1.  Jan.  1863  Roggen  und  Damnalz 

32 

— 

34 

halber 

— 

aller 

Kartoffeln 

8 

— 

8,5 

üeberbrand 

— 

üeberbrand 

I.Jan.  1864  Roggen, Darrmalz u.dgl. 

33 

— 

35 

8 

- 

aller 

Kartoffeln 

9 

— 

11 

8 

— 

üeberbrand 

1.  Juli  1866  Getreide  und  Darrmalz 

33 

35 

37 

5  bis  12 

6  bis  14 

8  bis  18 

Kartoffeln 

9 

101/2 

112/3 

dto. 

dto. 

dto. 

1.  Juli  1869 

7  bis  10 
dto. 

9  bis  12 
dto. 

13 
13 

1.  Juli  1876  Getreide  und  Damnalz 

35  2) 

372) 

38  2) 

3  bis  5 

4  bis  8 

5  bis  10 

Kartoffeln 

9  2) 

112) 

12  2) 

dto. 

dto. 

dto. 

1.  Juli  1879 

2,5  bis  4 
dto. 

3  bis  5 
dto. 

4  bis  7 
dto. 

1.  Juli  1886 

2  bis  3 

2i,'2  bis  31/2 

4  bis  7u.  5. 

Von  1884  bis  1886  sind  verschiedene  Teile  des  russischen  Branntweinsteuer- 
gesetzes Aenderungen  unterworfen  worden.  Ueber  die  Ansätze  hierzu  haben 
wir  in  dieser  Zeitschrift  (11.  Bd.  1885,  S.  163  ff.)  bereits  berichtet. 

Vorerst  beschäftigte  sich  die  Gesetzgebung  mit  der  dem  ausgeführten 
Spiritus  zu  gewährenden  Prämie.  In  Russland  werden  Ausfuhrprämien  seit 
1865  erteilt.  Von  1865  bis  1884  wurde  für  zu  exportierenden  Spiritus,  falls  er  nicht 
unter  90  Prozent  Alkohol  hatte,  3  Prozent  über  die  Steuer  hinaus  vergütet. 
Ausserdem  wurde,  entsprechend  der  Zeit,  welche  sich  der  Spiritus  zum  Grenz- 
zollamt unterwegs  befand,    ein  bestimmter  Prozentsatz  für  „Wegeleccage"  ver- 


1)  1  Wedro  =  12,3  1,  1  Wedrograd  =  0,123  1. 

2)  Auf  metrisches  Mass  zurückgeführt,  bedeuten  diese  heute  geltenden  Normen 

pro  100  kg  Getreide  etc.  bezw.  2620,  2770  imd  2850  Literprozente 
„    100    „    Kartoffeln  „         675,    825     „      900 

Es  wird  fast  nur  nach  der  höchsten  Norm  gebrannt. 
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gütet:  für  die  ersten  10  Tage,  die  der  Spiritus  unterwegs  war,  ^je  Prozent  pro 
Tag,  darauf  vom  11.  — 20.  Tage  Vio  Prozent  pro  Tag  und  endlich  vom  21.  bis 
30.  Tage  7^2  Prozent  pro  Tag,  derart  für  den  ersten  Monat  3 '/z  Prozent, 
sodann  für  den  zweiten  Monat  ^jiö  Prozent  täglich  oder  2  Prozent  für  den 
Monat,  für  den  dritten  Monat  V*»  Prozent  täglich  oder  1  Prozent  für  den 
Monat.  Für  die  Zeit  des  Transports  aber  über  drei  Monate  wurde  keine  Ver- 
gütung für  Wageleccage  gewährt. 

Obgleich  nun  infolge  dieser  Vergünstigungen  der  Export  an  Spiritus  sich 
gehoben  hatte,  da  gegen  33,745  Wedro  im  Jahre  1865,  2,400,308  Wedro  Spiritus 
im  Jahre  1882  exportiert  wurden,  so  war  die  Steigerung  der  Ausfuhren  doch 
hinter  den  gehegten  Erwartungen  zurückgeblieben.  Man  fand  den  Grund  dafür 
in  folgendem:  Das  Ausland  verlangt  Spiritus  von  nicht  unter  95  Prozent.  Für 
die  Erzeugung  eines  solchen  Spiritus  bedarf  es  in  der  Regel  einer  zweiten 
Destillation,  d.  h.  einer  nochmaligen  Destillation  des  bereits  versteuerten  Spiritus. 
Diese  zweite  Destillation  bringt  Verluste  von  5 — 6  Prozent  des  Spiritus  mit 
sich.  Da  aber  eine  Prämie  von  nur  3  Prozent  gewährt  wii-d,  so  ist  der  Export 
von  gereinigtem  Spiritus  aus  Russland  soviel  wie  unmöglich  gemacht.  Die 
Ausfuhr  muss  sich  auf  Rohspiritus  beschränken,  der  aber  seinerseits  erst  in 
fremdländische  Rektifikationsanstalten  geführt  und  dort  gereinigt  wird,  derart, 
dass  sein  Preis  ein  höherer  wird  und  ihm  der  Mitbewerb  auf  den  Absatzmärkten 
erschwert  ist. 

Die  Abstellung  dieses  mit  der  bisherigen  Prämiengewährung  notwendig 
verbundenen  Missstandes  schien  dringend  geboten  und  sie  wurde  nunmehr  durch 
das  mit  27.  Dezember  1883  vom  Kaiser  bestätigte  Reichsratsgutachten  durch- 
geführt. Die  Prämie  für  allen  Spiritus  von  mindestens  95  Prozent,  also  für  ge^ 
reinigten  Spiritus,  wurde  auf  6  Prozent  erhöht.  Gleichzeitig  erachtete  man  es 
für  zweckmässig,  die  Bestimmungen  über  die  Gewährung  der  dreiprozentigen 
Prämie  für  Spiritus  unter  95  Prozent  abzuändern.  Wie  bereits  erwähnt,  war 
die  Prämie  von  3  Prozent  bisher  nur  an  Spiritus  von  mindestens  90  Prozent 
erteilt  worden.  Die  Prämienerteilung  nur  an  derartigen  Spiritus  stellte  sich  aber 
mit  der  Zeit  als  eine  Begünstigung  der  grösseren  industriellen  Brennereien  heraus, 
welche  allein  einen  Rohspiritus  von  90°  und  mehr  darzustellen  vermochten. 
Wollte  man  auch  den  landwirtschaftlichen  und  überhaupt  den  Mittelbrennereien 
die  Exportmöglichkeit  eröffnen,  so  musste  der  zu  fordernde  Alkoholgehalt 
niedriger  angesetzt  oder  die  ihn  betreffende  Bestimmung  gänzlich  fallen  gelassen 
werden.  Man  wählte  das  letztere  und  setzte  also  fest,  dass  die  dreiprozentige 
Prämie  an  Spiritus  j  e  d  e  n  Stärkegrads  zu  geben  sei. 

In  Zusammenhang  mit  dieser  Neuregelung  der  Prämie  wurde  auch  eine 
Modifikation  der  Vergütung  für  dieWageleccage  in  Frage  gezogen.  Wie 
vorhin  angeführt,  genoss  aller  zur  Ausfuhr  bestimmte  Spiritus  entsprechend  der 
Länge  der  Zeit,  welche  er  von  der  Fabrik  oder  Niederlage  zum  Ausfuhrzollamt 
unterwegs  war,  eine  Vergütung  für  die  Verdunstung,  die  „Leccage".  Die 
Methode  aber,  die  Vergütung  nach  der  Zeitdauer  des  Transportes  abzustufen, 
d.  h.  sie  höher  sein  zu  lassen  bei  Transporten  von  längerer  Dauer,  hatte  Miss- 
bräuche im  Gefolge.  Es  stellte  sich  heraus,  dass  Versender  vielfach,  um  eine 
höhere  Leccagevergütung  beanspruchen  zu  können,  Spiritussendungen  unterwegs 
aufhielten.     Für  die  Abstellung  dieses  Missbrauchs  boten  sich  dem  Gesetzgeber 
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zweierlei  Mittel,  nämlich  für  die  Berechnung  der  Wagelaccage  nicht  die  Zeit, 
während  welcher  sich  der  Spiritus  unterwegs  befindet,  zur  Basis  zu  nehmen, 
sondern  entweder  die  Strecke,  welche  die  Sendung  zurücklegte,  oder  den  effektiven 
Spritverlust.  Man  fand  aber  keines  dieser  Mittel  praktikabel.  Das  erste  der 
beiden  war  in  der  Weise  gedacht,  dass  man  für  die  einzelne  exportierende 
Fabrik  oder  Niederlage  die  Strecke  zu  dem  in  der  Regel  benützten  Grenzzoll- 
amt ein-  für  allemal  gemessen  und  danach  einen  fixen  Massstab  für  die  Berech- 
nung der  Wegeleccage  aufgestellt  hätte.  Dagegen  war  aber  einzuwenden,  dass 
verschiedene  Jahreszeiten  und  andere  Momente  verschiedene  Routen  für  den 
Transport  bedingen.  Auch  mit  der  Vervollkommnung  der  Kommunikationen, 
mit  jeder  Aenderung  der  Frachtsätze  ändern  sich  die  in  Gebrauch  genommenen 
Routen.  Die  Leccagevergütung  aber  einfach  nach  der  jeweilig  in  Wirklichkeit 
zurückgelegten  Strecke  zu  bemessen,  ging  deswegen  nicht  an,  weil  dies  den 
Exporteur  wieder  hätte  veranlassen  können,  um  der  Leccagevergütung  willen 
längere  Wege  zu  wählen.  Man  verwarf  also  diesen  Modus  der  Leccagebestim- 
mung.  Der  zweite  Modus,  dessen  Anwendung  übrigens  auch  seine  Schwierigkeit 
gehabt  hätte,  hatte  den  Umstand  gegen  sich,  dass  er  die  versteckte  Prämie, 
welche  unter  den  bisherigen  Verhältnissen  der  Leccagevergütung  durch  zu  hohe 
Bemessung  derselben  dem  Exporteur  (neben  der  eigentlichen  Prämie)  wissentlich 
gewährt  wurde  und  gewährt  werden  wollte,  ausschloss.  Man  einigte  sich  unter 
diesen  Verhältnissen  dahin,  den  bestehenden  Modus  der  Leccagebemessung 
nicht  zu  ändern,  aber  dem  Finanzminister  anheimzustellen,  nach  den  gegebenen 
Entfernungen  eine  bestimmte  Frist  für  die  Transporte  zu  fixieren.  Der  Minister 
hat  von  dieser  Ermächtigung  in  der  Weise  Gebrauch  gemacht,  dasss  er  für  100 
auf  der  Eisenbahn  oder  25  auf  der  Landstrasse  oder  dem  Wasserwege  zurück- 
gelegte Werst  eine  Normalzeit  von  24  Stunden,  ausserdem  für  Auf-  und  Ab- 
laden der  Sendungen  je  2  Tage  in  Anrechnung  zu  bringen  gebot.  Gleichzeitig 
ordnete  er  den  Wegfall  gewisser  mehr  minder  überflüssiger  Formalitäten,  die 
bisher  bei  der  Ausfuhrbehandlung  des  Spiritus  in  Anwendung  gestanden 
waren,  an. 

Während  des  Jahres  1884  ruhte  die  Branntweingesetzgebung  fast  voll- 
ständig. Nur  ein,  weiter  unten  zu  erwähnendes  Gesetz  (vom  24.  Mai  1884),  die 
Ueberbrandvergütung  in  Melassebrennereien  betreffend,  kam  zustande.  Um  so 
fruchtbarer  an  Reformen  erwies  sich  dann  wieder  das  Jahr  1885. 

An  der  Spitze  eines  Gesetzes  vom  18.  Mai  1885  stand  die  Erhöhung 
der  Branntweinsteuer  von  8  auf  9  Kopeken  pro  Wedrograd.  wovon  man 
sich  eine  Steigerung  der  Branntweinsteuereinnahmen  um  15  Millionen  Rubel 
versprach.  Mit  jeder  Erhöhung  des  Steuersatzes  steigt  die  in  Prozenten  der 
Gesamtsteuerschuldigkeit  zu  berechnende  Ueberbrandvergütung.  Da  ein  solches 
aber  im  gegebenen  Falle  nicht  in  den  Absichten  der  Regierung  lag,  wurde  mit 
der  Steuererhöhung  eine  Reduktion  der  Ueberbrandprozente  verbunden. 
Dieselben  vrurden  nun  festgesetzt  und  betragen  noch  heute: 
für  die  Brennerei  von  Getreide,  Kartoffeln  u.  dgl. 
bei  höchster  Norm  u.  4täg.  Gährdauer  4     "/<>  ^^r  Produktion 

„        „  „       „  3  „  ,         1t   von  der  ersten  Million  Grade  Spiritus 

5      ,      „      ,    weiteren  Produktion 

,    mittlerer    ,       ^  4  „  ^         2V2  »  der  Produktion 
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bei  mittlerer  Norm  u.Stäg.  Gärdauer  372%  <i6i^  Produktion 
„   niedriger     „     „  4  „  ,         2      „     „  , 

für  die  Brennereien  mit  Presshefe-Erzeugung 

2  (statt  2V2)  Proz.  der  Spiritusproduktion 
für  die  Brennerei  von  Rübenzuckerabfällen 
bei  hoher  Norm  9  Proz.  von  der  ersten  Million  Grade 
,         „  „       6^/i  j,        fl      „     weiteren  Produktion 

„  niedriger  „       4      „       der  Produktion 

für  die  M  e  1  a  s  s  e  -  Brennerei 
bei  hoher  Norm  9  Proz.  der  Produktion 
,  niedriger  ^       6      „        ^ 

Für  die  Melassebrennerei  war  nicht  lange  vorher  erst,  durch  Gesetz  vom 
24.  Mai  1884,  eine  Herabsetzung  des  steuerfreien  Ueberbrandes  auf  12  und 
8  Prozent  erfolgt,  die  nunmehr  weiter  geführt  wurde. 

Das  Gesetz  vom  28.  Mai  1885  stellte  auch  die  fünftägige  Gärdauer, 
welche  übrigens  nur  noch  in  vereinzelten  Fällen  angewandt  worden  war,  ab. 

Durchaus  neu  in  ihm  war  die  Scheidung,  die  mit  Bezug  auf  die  Höhe 
der  Ueberbrandprozente  nach  dem  Umfang  der  Produktion  getroffen  wurde. 
Sie  erfolgte  mit  Rücksicht  auf  die  kleine,  und  insbesondere  die  landwirtschaft- 
liche Brennerei,  und  in  Erwägung,  dass  im  anderen  Falle  die  vorgenommene 
Herabsetzung  der  Ueberbrandprozente  über  die  durch  die  Erhöhung  des  Steuer- 
.satzes  gebotene  Korrektur  allzuweit  hinausgegangen  wäre. 

In  Verbindung  mit  der  Erhöhung  der  Steuer  und  der  hierdurch  gesteiger- 
ten Versuchung  zur  Defraude  hielt  man  es  für  nötig,  die  steuerlichen  Kontrollen 
zu  verschärfen.  Man  setzte  zu  dem  Zwecke  die  Stunden  des  Beginns  und  der 
Beendigung  der  verschiedenen  Arbeiten  in  der  Brennerei  fest  und  gab  den  Be- 
amten dort,  wo  sie  sich  ständig  in  der  Brennerei  aufhalten,  die  Befugnis,  Ge- 
fässe,  Destillationsapparat  und  Fabrikskeller  für  die  tägliche  Zeit  von  deren 
Unbenutztlassung  zu  versiegeln.  Ueberdies  kann  in  Brennereien,  wo  dies  nicht 
störend  wirkt,  die  Nachtarbeit  untersagt  werden.  Um  Defrauden  zu  erschweren, 
wurde  des  weiteren  normiert,  dass  Spiritus  unter  70  Prozent  Alkohol  im  Durch- 
schnitt vierzehntägiger  Perioden  nicht  erzeugt  werden  dürfe  und  überdies  der 
Minister  die  Befugnis  haben  solle,  ein  Minimum  der  Alkoholstärke  für  den 
einzelnen  Brand,  und  zwar  nicht  unter  45  Prozent  festzusetzen.  Wenn  der 
Spiritus  aber  einmal  diese  vom  Minister  fixierte  Minimalstärke  nicht  erreiche, 
so  sei  er  doch  zu  versteuern,  als  ob  er  sie  habe. 

Endlich  wurde  der  Finanzminister  noch  ermächtigt,  versuchsweise  für 
drei  Jahre  Regeln  für  die  steuerfreie  Abgabe  von  Spiritus  an  chemische  Fa- 
briken zu  erlassen. 

Im  Jahre  1886  beschäftigt  sich  ein  Gesetz  vom  3.  Juni  vorzugsweise  mit 
den  Presshefefabriken.  Russland  hat  eine  nicht  unerhebliche  Presshefe- 
einfuhr. Sie  stieg  von  1,28  Mill.  Pfund  in  1869,  wo  zum  erstenmal  ein  Zoll 
auf  dieselbe  gelegt  wurde,  bis  2,84  Mill.  Pfund  in  1881  und  ging  dann  wieder 
auf  1,76  Mill.  Pfund  in  1885  herab.  In  Russland  selbst  wurde  Presshefe  nicht 
nur  in  Branntweinbrennereien,  sondern  auch  in  einer  grösseren  Zahl,  etwa  200. 
blosser  Presshefebrennereien  —  ohne  Branntweinerzeugung  —  und  in  13  An- 
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stalten  zur  Verarbeitung  flüssiger  Bierhefe  in  Presshefe  bereitet.  Waren  alle 
diese  Anstalten  auch  von  geringem  Umfang  und  erzeugten  sie  auch  zusammen 
kaum  über  10  Prozent  der  in  den  Handel  kommenden  Ware,  so  hatten  sie  doch, 
unkontrolliert  wie  sie  waren,  Anlass  zu  bedenklichen  Missbräuchen  gegeben. 
Insbesondere  galt  dies  von  den  Presshefebrennereien  ohne  Branntweinerzeugung. 
Diese  Anstalten  nämlich,  welche  ihre  Maische  nicht  ab  destillierten,  verkauften 
dieselbe,  nachdem  sie  zur  Gewinnung  der  Hefe  abgeschäumt  war,  wie  die  Brannt- 
weinbrennereien ihre  Schlempe.  Während  aber  diese  keinen  oder  nur  geringen 
Alkoholgehalt  hat,  sind  in  der  abgeschäumten  Maische  jener  Presshefefabriken 
3  bis  4  Prozent  Alkohol  enthalten.  Infolgedessen  sind  diese  Rückstände  zur 
Viehfütterung  durchaus  ungeeignet;  vielmehr  wurden  sie,  wie  aus  den  Berichten 
der  Acciseverwaltungen  hervorgeht,  fast  ausschliesslich  an  geheime  Brennereien 
verkauft,  oder  dienten  in  konzessionierten  Brennereien  zur  Gewinnung  von 
Spiritus  mit  Umgehung  der  Steuerzahlung. 

Auch  den  Presshefe  erzeugenden  Branntweinbrennereien  hatten  Be- 
günstigungen, welche  von  früher  her  für  sie  bestanden,  die  Defraude  etwas  leicht 
gemacht,  indem  nicht  alle  Gefässe  dieser  Brennereien  der  steuerlichen  Aufsicht 
unterlagen  und  die  kontrollierten  ihnen  in  ausnahmsweiser  Grösse  zugestanden 
waren.  Die  Begünstigungen  der  letzten  Art  hatten  sich  inzwischen  auch  aus 
dem  Gesichtspunkte  der  Förderung  der  Presshefeerzeugung  als  überflüssig  er- 
wiesen. Die  Presshefeindustrie  war  genug  erstarkt,  um  ihrer  entbehren  zu 
können. 

Das  Gesetz  vom  3.  Juni  1885  hob  sie  danach  auf.  Ueberdies  führte  es 
eine  Presshe festeuer  ein.  Sie  wird  von  aller  Presshefe,  die  als  solche  in 
den  Handel  kommt,  mit  10  Kopeken  pro  Pfund  (14  Kopeken  für  importierte 
Presshefe)  erhoben  und  soll  brutto  1  Mill.  Papierrubel  erbringen.  Bei  der 
Ausfuhr  wird  Rückvergütung  der  Steuer  geleistet.  Die  Verarbeitung  der  flüs- 
sigen Bierhefe  in  Presshefe  wird  nur  unter  gewissen  Umständen  gestattet.  Auch 
den  kleineren  Hefebrennereien  ist  die  Existenz  erschwert.  Das  Gesetz  gestattet 
Hefefabriken  nur  an  Orten,  an  welchen  Steuerbeamte  wohnen.  Eine  Hefe- 
brennerei muss  mindestens  50  Pud  Schrot  täglich  einmaischen  und  wenigstens 
300  Maischtage  im  Jahr  aufweisen. 

Motiviert  wird  die  Strenge  des  Gesetzes  damit,  dass  die  Fabriken  ohne 
Branntweinerzeugung  nicht  nur  ein  Herd  der  Steuerdefraude  waren,  sondern 
auch  ein  Produkt  von  äusserst  geringer  Qualität  erzeugten.  Letzteres  galt  auch 
von  den  kleineren  Hefebrennereien.  — 

Den  bisher  genannten  gesetzgeberischen  Massnahmen  schliesst  sich  eine 
Reihe  ministerieller  Erlasse,  welche  meist  Vereinfachung  der  Formalitäten  in 
der  Kontrolle  der  Brennereien  bezwecken,  und  als  administrative  Massregel  eine 
Verstärkung  des  Personalbestandes  der  Steuerverwaltung  an.  « 

Im  Stadium  der  Beratung  befinden  sich  einige  Massregeln  zu  weiterer 
Reform  des  Steuergesetzes,  vorzüglich  eine  Neuregelung  des  Ueberbrandes  be- 
treffend. Zu  erwähnen  ist  jedoch  noch  ein  neues  Schanksteuergesetz,  welches 
mit  1.  Januar  1886  in  Geltung  trat.  Die  Steuer  beträgt  bei  Branntweinverkauf 
über  die  Gasse :  auf  dem  Lande  30,  40  oder  60  Rubel,  in  Städten  75,  100  oder 
150  Rubel  jährlich ;  jbei  Verkauf  für  den  Konsum  an  Ort  und  Stelle  auf  dem 
Lande  lOO,  150,  300,  500,  800  oder  1000  Rubel,  in  Städten  140,  280  oder  550 
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Rubel.  Man  zählte  1885  in  Russland  95,594  Branntweinschenken  (davon 
76,547  auf  dem  Lande,  19,047  in  Städten)  und  5587  Grossverkäufer  von  Brannt- 
wein und  Liqueuren. 

Die  Einnahmen  aus  der  Branntweinsteuer  sind  in  Russland  gewesen: 

Von  (Getreide-, 

Kartoffel-,  Rüben- 

und  Melasse-) 

Branntwein 

Taus 
18Ö5  111,606 1) 

1870  149,138 

1875  173,722 

1880  195,438 

1881  203,236 

1882  221,742 

1883  225,556 

1884  217,121 

1885  207,238 

Schätzt  man  die  Einnahmen  aus  der  Brennerei -Patentsteuer,  die  1883 
erhöht  worden  war,  für  1885  auf  350,000  Rubel,  so  stellt  sich  die  gesamte 
Steuereinnahme  dieses  Jahres  aus  der  Branntweinerzeugung  auf  209  7'«  Mill. 
Rubel.  Der  Branntwein  unterliegt  jedoch  auch  einer  Schanksteuer.  Dieselbe 
wird  wohl  als  Steuer  vom  Gross-  und  Kleinverkaufe  geistiger  Getränke  jeder 
Art  ausgewiesen,  so  dass  sich  der  den  Branntwein  treffende  Betrag  der  Steuer 
nicht  genau  ermitteln  lässt.  Es  steht  jedoch  fest,  dass  der  weitaus  grösste 
Teil  der  Einnahmen  aus  dieser  Steuer  dem  Branntwein  zuzurechnen  ist.  End- 
lich kommen  auf  das  Konto  des  letzteren  noch  die  unter  dem  Titel  der  Propi- 
nation  in  Polen  erhobenen  Schankkonzessionsgebühren.     Es  betrugen  die 


Von 
Frucht- 
branntwein 

raienir 

Steuer 

der 

Brennereien 

Liqueur 
Zusatz- 
Abgabe 

ende 

R 

u  b  e  I 

115  1) 

408  1) 

— 

133 

294 

■    — 

136 

253 

— 

194 

188 

1712 

189 

198 

1538 

141 

184 

1461 

123 

?    2) 

1480 

387 

? 

1402 

906 

? 

1261 

Patent 
vom 
Grossverkauf 
geistiger 

Steuer 
vom 
Kleinverkauf 
Getränke 

Propinations- 
abgabe 

Tau 

sende    R 

übel 

1875 

563 

17,960 

492 

1880 

620 

17,352 

275 

1881 

660 

11,918 

371 

1882 

696 

20,699 

368 

1883 

727 

17,638 

363 

1884 

681 

17,758 

363 

1885 

687 

14,600 

362 

sich 

also  der 

Branntwein 

im  Jahre  1885  mit  etwa  224  Mill. 

Im  Ganzen  findet  sich 
Rubel  belastet. 

Die  Zahl  der  Brennereien  in  Russland,  ihre  Materialverarbeitung  und 
Spirituserzeugung  ist  gewesen: 


Zahl 

der 

Brennereien 

1864/65  *)        3568 

1869/70  4308 

1874)75  3364 


Verarbeitetes  Material  Erzeugung 

Getreide    Kartoffeln    Melasse  Tausende  Wedro 

Tausende   Pud  3)  absol.  Alkohol 

57,506  6,874  —  22,406 

66,558  37,337  1076  31,329 

64,016  35,904  1494  31,463 


1)  Ohne  Polen  und  Turkestan. 

2)  Seit  1883  für  die  Brennereien  getrennt  nicht  ausgewiesen. 

3)  1  Pud  =  16,38  kg. 

*)  Ohne  Polen  und  Turkestan. 
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Zahl  Verarbeitetes  Material  Erzeugung 

der  Getreide    Kartoffeln    Melasse  Tausende  Wedro 

Brennereien  Tausende   Pud  absol.  Alkohol 

1879/80  2531  64,441  35,960  3785  32,718 

1880/81  2524  55,666  52,252  4240  30,976 

1881/82  2574  55,396  62,308  3904  32,579 

1882/83  2517  53,871  65,508  3637  32,300 

1883/84  2447  56,412  64,550  4772  33,612 

1884/85  2377  48,222  84,617  4774  33,633 

Kommensurabel  sind  hier  bloss  die  Ziffern  von  1869/70  an.  Sie  weisen 
wie  in  anderen  Ländern  einen  ausserordentlichen  Rückgang  in  der  Zahl  der 
Brennereien  und  ein  Steigen  in  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Brennereien 
nach.  Des  ferneren  zeigen  sie,  dass  die  Verwendung  von  Getreide  als  Material 
zurückgeht  und  die  Verwendung  der  Kartoffel  und  Melasse  steigt.  Dass  die 
Kartoffel  in  der  Brennerei  allmählich  an  die  Stelle  des  Korns  tritt,  ist  ein  gutes 
Zeichen  für  den  landwirtschaftlichen  Fortschritt  Rnsslands.  Derselbe  ist  übrigens 
fast  ausschliesslich  auf  Rechnung  des  grösseren  „Schwarzerden-Gebiets  zu  setzen. 
Auffallend  gering  ist  die  Steigerung,  welche  nach  den  offiziellen  Ziffern  die 
Spiritusproduktion  während  der  letzten  fünfzehn  Jahre  erfahren  haben  soll. 
Beträgt  sie  doch  nicht  einmal  ein  Zehntel! 

Als  Getreide  wird  vorzugsweise  Roggen  verarbeitet,  sodann  Darrmalz, 
Grünmalz,  Mais. 

Von  den  2377  Brennereien  verarbeiteten  in  1884/85: 

Getreide  und  Kartoffeln 1574 

Getreide,  Kartoffeln  und  Melasse     ...  23 

Getreide  allein 677 

Getreide  und  Melasse 45 

Melasse  allein 5 

Bier-  und  Zuckerfabrikationsreste    ...  4 

Relativ  am  meisten  Kartoffeln  werden  verwendet  in  Polen,  in  den  Ostsee- 
provinzen und  in  Nordwestrussland,  relativ  am  meisten  Getreide  in  Süd-,  Ost-, 
Südwest-  und  Kleinrussland,  dann  in  Sibirien  und  Turkestan.  Die  Steigerung 
des  Kartoffelverbrauchs  ist  am  stärksten  in  den  Gouvernements  der  mittleren 
Schwarzerde,  die  mit  etwas  über  ein  Zehntel  der  russischen  Brennereien  fast 
30  Prozent  des  russischen  Spiritus  erzeugen.  Das  Gebiet  der  mittleren  Schwarz- 
erde stellt  einen  Kreisausschnitt  dar,  dessen  Spitze  in  Moskau  liegt  und  von 
dessen  Grenzhalbmessern  der  eine  genau  nach  Osten,  der  andere  genau  nach 
Süden,  von  Moskau  ausstrahlt,  beide  in  einer  Länge  von  etwa  500  Kilometer. 
Es  ist  also  ein  den  Ausfuhrgrenzen  ziemlich  entlegenes  Land,  Noch  am  gün- 
stigsten situiert  sind  die  südlich  von  Moskau  gelegenen  Gouvernements,  vor- 
züglich Kursk  und  Woronesch,  die  aber  jedes  noch  immer  eine  Entfernung  von 
600  km  von  den  Ausfuhrhäfen  des  Schwarzen  Meeres  trennt. 

Jeder  Landesteil  hat  seine  grösseren  und  kleineren  Brennereien.  Trotz- 
dem lässt  sich  zwischen  den  verschiedenen  Gebieten  eine  Scheidung  machen. 
Wenn  man  als  grössere  Brennereien  jene  betrachtet,  die  über  100,000  Wedro 
zu  40  Prozent  (4920  hl  absol.  Alkohol),  als  mittlere  jene,  die  25,000  bis  100,000 
(1230  bis  4920  hl  absol.  Alkohol)  und  als  kleine  jene,  die  nicht  über  25,000 
Wedro  (1230  hl  absol.  Alkohol)  jährlich  erzeugen,  so  findet  man  auf  100 
Brennereien 
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kleine    mittlere    grössere 
Brennereien 
im  nördlichen,    westlichen  und  mittleren  Nicht- 
Schwarzerdteil  des  Reiches 74  25  1 

im  südlichen,  östlichen  und  Schwarzerdteil     .     .     27  49  24 

Diese  zwei  Gebiete  sind  also  durch  einen  Strich  auseinandergehalten,  der  etwa 
von  Odessa  nach  Moskau  und  in  weiterer  Fortsetzung  gezogen  wird.    Westlich 
davon  liegt  die  Hauptzahl  bei  den  kleinen,  östlich  bei  den  mittleren  Brennereien. 
Es  erzeugten  im  Jahre  1884/85: 

die  kleineren  Brennereien    18,298,000  Wedro  =  21,8  Prozent 
„    mittleren  „  34,361,000       „        =  40,8       „ 

„    grösseren  „  31,423,000       ,,        =  37,4       „ 

Geht  man  zwanzig  Jahre  zurück,  so  findet  man,  dass  die  mittleren 
Brennereien  mit  Bezug  auf  den  verhältnismässigen  Umfang  ihrer  Produktion 
intakt  geblieben  sind,  dagegen  die  kleinsten  Brennereien  25  bis  26  Prozent, 
mit  denen  sie  vordem  an  der  Erzeugung  mehr  beteiligt  waren,  an  die  grös- 
seren Brennereien  abgegeben  haben. 

In  Russland  wird  bei  vorzugsweise  dreitägiger  Gärdauer  in  fast  allen 
Brennereien  nach  der  höchsten  Norm  gebrannt  und  dann  noch  ein  Ueberschuss 
von  10 — 12  Prozent  erzielt,  am  meisten  in  Polen  und  in  den  Ostseeprovinzen. 
Die  durchschnittliche  Ausbeute  russischer  Brennereien  berechnet  sich 
danach  auf  3150  Literprozente  Alkohol  von  100kg  Getreide  jeder  Art,  auch 
Darrmalz,  und  auf  rund  1000  Literprozente  von  100  kg  Kartoffeln. 

In  49  Brennereien  (1884/85)  mit  einer  Verarbeitung  von  2,515,000  Pud 
Material  (wahrscheinlich  nur  Getreide)  wird  Presshefe  in  einer  Menge  von 
etwa  10  Millionen  Pfund  =  rund  40,000  metrische  Centner  erzeugt. 

Die  Spiritusausfuhr  Russlands  ist  gewesen: 
1874  2,303,843  Wedro  =:  283,370  hl  abs.  Alkohol.    1880  1,825,300  Wedro  =  224,510  hl  abs.  Alkohol. 


1875  1,742,226 

=  214,290  „  „ 

„ 

1881   822,784 

=  101,200 

1876  1,614,797 

„   =  198,620  ,,  „ 

„ 

1882  2,400,308 

=  295,230 

1877  2,103,681 

,   =  258,750  „  „ 

„ 

1883  3,066,978 

,   =  377,230 

1878  1,390,107 

=  170,980  „  „ 

„ 

1884  2,324,820 

,   =  285,950 

1879  2,298,652 

„  =  282,730  „  „ 

„ 

1885  3,778,768 

--=  452,510 

Die  Ausfuhr,  welche,  wie  man  sieht,  im  Jahre  1885  gegen  die  früheren  Jahre 
ausserordentlich  gestiegen  ist,  erfolgt  zum  grössten  Teile  in  Rohspiritus.  Nur 
670,000  Wedro  wurden  1885  in  raffiniertem  Spiritus  ausgeführt,  trotzdem  der 
Bedarf  der  Auslandsmärkte  fast  ausschliesslich  raffinierten  Spiritus  betrifft. 
Der  russische  Rohspiritus  geht  denn  auch,  soweit  er  über  die  Ostseehäfen  aus- 
geführt wird,  vorerst  zur  Raffination  nach  Hamburg  oder  nach  Karlshamm  in 
Schweden  und  gelangt  von  hier  aus  an  seinen  endgültigen  Konsumenten,  der 
in  den  romanischen  Ländern  des  europäischen  Südens  und  Westens  zu  suchen 
ist.  Die  russische  Regierung  macht  Anstrengungen,  die  russische  Spiritusaus- 
fuhr von  dem  fremden  Raffineur  zu  emanzipieren  und  in  diesem  Sinne  sind, 
wie  schon  erwähnt,  die  Massregeln  zu  deuten,  welche  für  die  höhere  Prämiierung 
des  raffinierten  Spiritus  Ende  1883  getroffen  worden  sind.  Da  dieselben  nun 
aber  nicht  auszureichen  scheinen,  werden  im  Ministerium  gegenwärtig  Er- 
hebungen darüber  gepflogen,  in  welcher  Weise  Modifikationen  in  der  Prämiierung 
zweckmässig  vorzunehmen  seien. 
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Die  gegenwärtige  russische  Exportprämie  lässt  sich  folgendermassen 
berechnen.  Der  Ueberbrand  wird  in  den  exportierenden  Fabriken,  trotzdem  die- 
selben bei  höchster  Norm  arbeiten,  zweifellos  voll  erzielt  und  kommt  mit  0,45 
bis  0,63  Kopeken  pro  Wedrograd  in  Rechnung.  Die  direkte  Prämie  beträgt  für 
Rohspiritus  0,27,  für  gereinigten  Spiritus  0,54  Kopeken  pro  Wedrograd.  Die  Prämie 
aus  der  Wege-Lecage  endlich  kann  im  Durchschnitt  mit  etwa  1  Prozent  der  Steuer 
=  0,09  Kopeken  pro  Wedrograd  in  Rechnung  gestellt  werden.  Die  Summierung 
dieser  Einzelposten  ergibt  als  Gesamtprämie  für  Rohspiritus  0,81 — 0,99,  für  ge- 
reinigten Spiritus  1,08 — 1,26  Kopeken  pro  Wedrograd  =  0,123  1,  oder  bezw.  rund 
6,60,  8,—,  8,80  und  10, —  Rubel  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols.  Zu  dieser 
Berechnung  ist  jedoch  eines  nicht  zu  vergessen,  dass  wir  nämlich  hier  so  wenig 
wie  anderswo  bei  der  Prämienberechnung  die  thatsächlichen  Schwendungs-  und 
Raffinationsverluste  in  Rücksicht  gezogen  haben.  Dieselben  reduzieren  die 
russische  Prämie  in  ihrem  Betrage  weit  mehr  als  etwa  die  deutsche  oder  öster- 
reichische Prämie,  entsprechend  dem  Verhältnisse  des  russischen  Branntwein- 
steuersatzes gegenüber  dem  deutschen  oder  österreichischen. 


Finland. 


Die  Branntweinproduktion  Finlands  betrug: 

1880  in  56  Brennereian  2,395,000  Kannen  ä  2,62  1  zu  50  Prozent 

1881  „69  „  2,551,000 

1882  „66  „  3,934,000         „ 

1883  „70  „  4,220,000 

1884  „71  „  4,312,000         „ 

Daneben  besteht  eine  Einfuhr  von  200,000—250,000  Kannen. 
Die  Branntweinsteuer  figurierte 

im  Budget  1883  mit  3,865,000  finn.  Mark 
„  „         1884     „     4,825,000       „         „ 

„         1885     „     5,065,000       „         „ 

Sie  wird  mit  1  Mark  20  Penni  pro  Kanne  erhoben. 


Italien. 


Der  Satz  der  Spiritussteuer  war  in  Italien : 

als  Fabrikationssteuer  als  Konsumsteuer 
Ges.  v.  11.  Aug.  1870    20  Lire  pro  Hektol.  v.  mindest.  78  %    12  Lire  pro  Hektol.  v.  mehi'  als  590/0 

„    „    3.  Juni  1874    30    „        „          „  „  100  „  dto. 

„     „   19.  Juli    1880     60     „         „            „  „  r,     „  dto. 

„      „      6.  Juli  1883  100     „         „           „  „  r     «  dto. 

„     „   29.  Nov.  1885  150     „         „           „  „  „     „  dto. 

Im  Laufe  der  letzten  Jahre  ist  die  Steuer  also  zweimal  sehr  erheblich 
hinaufgesetzt  worden,  steht  in  ihrer  Höhe  aber  jetzt  noch  gegen  eine  Reihe  von 
Staaten:  Grossbritannien,  die  amerikanische  Union,  Holland,  Norwegen,  Frank- 
reich zurück. 

Die  Gesetze  von  1883  und  1885,  welche  die  beiden  letzten  Erhöhung^ 
brachten,  suchten  jedoch  das  Gewicht  derselben,  soweit  nicht  der  zu  belastende 
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Inlandskonsum  als  solcher  in  Rücksicht  kam,  zu  erleichtem.  Hatte  das  Gesetz 
von  1880  bereits  ausgesprochen,  dass  für  allen  technisch  verwendeten  Spiritus 
die  Hälfte  der  Steuer,  damals  also  30  Lire,  rückvergütet  und  die  auf  solchem 
Spiritus  haftende  Steuer  also  die  30  Lire  des  Gesetzes  von  1874  nicht  über- 
steigen solle,  so  nahmen  die  Gesetze  von  1883  und  1885  eine  gleiche  Bestimmung 
auf  und  setzten  jedes  die  von  technisch  verwendetem  Spiritus  einzufordernde 
Auflage  mit  30  Lire  fest.  Volle  Steuerrückvergütung  geniesst  der  zur  Erzeugung 
von  Weinfarbstoff  verwendete  Spiritus  und  jener,  mit  welchem  zur  Ausfuhr  be- 
stimmte Weine  versetzt  werden,  j 

Des  weiteren  wurden  den  Spiritusfabrikanten  in  der  Kautionsstellung  Er- 
leichterungen gewährt.  Das  Gesetz  von  1883  that  dies,  indem  es  eine  Kaution 
in  vielerlei  Formen  zulässig  erklärte,  das  Gesetz  von  1885,  indem  der  Fabrikant 
von  der  Pflicht  der  Kautionsstellung  überhaupt  entbunden  wurde,  wenn  er  seinen 
Spiritus  in  Magazine  niederlegen  wolle,  die  er  der  behördlichen  üeberwachung 
unterstellt.  Die  Steuer  wird  sodann  gezahlt  nach  Massgabe  der  Entnahme  aus 
den  Magazinen. 

In  der  Regel  unbeachtet  bei  Erörterung  der  italienischen  Spiritussteuer 
bleibt  die 'als  Konsumsteuer  in  den  Gemeinden  für  Rechnung  des  Staates 
erhobene  Abgabe.  Dieselbe  .hat  seit  1870  keine  Aenderung  erlitten.  Sie  be- 
trägt 8  Lire  pro  Hektoliter  Branntwein  bis  59  Prozent  Alkoholgehalt,  12  Lire 
für  allen  höhergradigen  Branntwein ;  Branntwein  in  Flaschen  zahlt  20  Centesimi 
pro  Flasche.  Die  Kommunen  können  für  eigene  Rechnung  einen  Zuschlag  von 
50  Prozent  machen.  In  den  geschlossenen  Gemeinden,  es  sind  jene  mit  8000 
Emwohnem  und  mehr,  wird  die  Abgabe  bei  der  Einfuhr  erhoben;  in  den  offenen 
Gemeinden  im  Kleinverkauf,  das  ist  bei  dem  Verkauf  in  Mengen  von  weniger 
als  10  1. 

Diese  Konsumsteuer  warf  dem  Staate  ab: 


in  den  geschlossenen  Gemeinden    in  offenen  Gemeinden    Zusammen 


hl  Konsum 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


Durchschnitt 
124,392 

137,759 


Lire 
1,141,566 
1,250,979 
1,243,764 
1,306,730 
1,274,950 
1,377,590 


Lire 
968,511 
1,007,319 
1,028,231 
940,503 
1,029,544 
1,072,310 


Lire 
2,110,077 
2,258,293 
2,271,995 
2,247,233 
2,304,494 
2,449,900 


Daten  über  1881  hinaus  mangeln. 


Der  Ertrag   der   Fabrikationssteuer    und   des   Einfuhrzolles   war 
dagegen : 


Zoll 

von  der  Einfuhr 
Steuer       Zusammen 

von  der 

Inlandserzeugung 

Steuer 

Gesamt- 
Einnahme 

T 

a  u  s  e 

n  d 

e    L 

i  r  e 

1876 

672 

1,658 

2,330 

1,630 

3,960 

1877 

790 

2,062 

2,852 

2,917 

4,769 

1878 

754 

1,883 

2,637 

2,094 

4,731 

1879 

1,302 

2,504 

3,806 

2,121 

5,928 

1880 

1,667 

3,743 

5,403 

5,421 

10,824 

1881 

839 

3,317 

4,166 

11,809 

15,965 

1882 

1,127 

4,488 

5,615 

11,202 

16,817 

1883 

1,917 

8,554 

10,471 
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14,487 

24,958 
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von  der  apsamt 

18,180  20,834 

26,372  40,984 

9,163  10,936 

7,846  8,608 

22,903  31,944 

22,966  32,204 

Wie  man  sieht,  hat  sich  die  Einnahme  verachtfacht.  Sie  ist  von  4  auf 
32  Mill.  Lire,  also  um  das  Achtfache  gestiegen.^)  Der  Steuersatz  hat  gleich- 
zeitig eine  Erhöhimg  auf  das  Fünffache  erfahren.  Es  wäre  jedoch  falsch,  aus 
dem  stärkeren  Ansteigen  der  Einnahme  auf  eine  entsprechende  Erhöhung  des 
Konsums  zu  schliessen.  Wie  wir  unten  des  Näheren  ausführen,  war  in  den 
Jahren  vor  1880  der  offizielle  Konsum  nicht  der  thatsäehliche,  es  wurde 
weniger  Spiritus  versteuert  als  bereitet  und  verbraucht.  Nach  den  offiziellen 
Daten  waren  Einfuhr,  Inlandserzeugung  und  Konsum: 


von  der  Einfuhr 

Zoll 

Steuer 

Zusammen 

1884 

426 

2,228 

2,654 

1885 

1,913 

12,699 

14,612 

1.  Hälfte  1886 

200 

1,573 

1,773 

1.  Hälfte  1884 

124 

638 

762 

1884/85 

1,219 

7,822 

9,041 

1885J86 

1,199 

8,039 

9,238 

Einftihr 

inianus- 
erzeugung 

Konsum 

H  e 

ktoliter 

1876 

65,615 

54,321 

119,936 

1877 

68,038 

63,906 

131,944 

1878 

69,962 

60,799 

130,761 

1879 

97,712 

70,711 

168,423 

1880 

128,597 

139,632 

268,229 

1881 

61,643 

218,362 

280,005 

1882 

83,179 

206,987 

290,166 

1883 

148,278 

226,542 

374,820 

1884 

26,088 

202,153 

228,241 

1885 

143,370 

284,138 

427,508 

1.  Hälfte  1886 

11,868 

67,904 

79,772 

1.  Hälfte  1884 

7,530 

87,254 

94,784 

1884|85 

87,023 

254,293 

341,316 

1885/86 

86,737 

212,649 

299,386 

1879,  1880,  1883,  1885  haben  als  Ausnahmsjahre  zu  gelten,  indem  hier  die  ins 
Werk  gesetzten  Steuererhöhungen  jedesmal  zu  übermässig  gesteigerten  Importen 
veranlassten.  Hiermit  in  Zusammenhang  steht  dann  die  niedrige  Einfuhrziffer, 
insbesondere  der  Perioden  1884  und  1.  September  1886,  welche  den  Jahren  der 
Ueberanspannung  folgten. 

Erst  seit  dem  Gesetz  vom  31.  Juli  1879,  wo  die  Fabrikatsteuer  zur  Haupt- 
steuerform der  italienischen  Brennerei  gemacht  wurde,  befindet  sich  der  officiell 
ausgewiesene  Branntweinkonsum  in  ziemlicher  Uebereinstimmung  mit  dem  that- 
sächlichen.  Der  italienische  Abgeordnete  Luzzatti  hat  sich  bemüht,  auch  für 
die  vorangegangenen  Jahre  die  Ziffer  des  thatsächlichen  Konsums  zu  finden  und 
hat  hierfür  den  folgenden  Massstab  gebraucht.  Die  Branntweinbesteuerung  in 
Italien  hat  drei  Epochen.  In  der  ersten,  von  1871—1874,  wo  Maischraumsteuer 
und  Abfindung  galt,  produzierten  die  Brennereien  ungefähr  dreimal  soviel,  als 
sie  versteuerten.     In  der  zweiten  von  1874—1878,    mit  neu  regulierter  Maiscb- 


1)  Die  Ertragssteigerung  wäre  noch  beträchtlicher,  wäre  nicht  die  letzte  Erhöhung  des 
Steuersatzes  erst  mit  26.  November  1885  in  Geltung  getreten  und  wäre  nicht  bis  dahin  noch 
ein  sehr  grosser  Teil  der  Einfuhr  und  Produktion  pro  1885/86  zum  alten  Steuersatz  bewerk 
stelligt  gewesen. 
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raumsteuer,  hat  ungefähr  das  doppelte  Quantum  des  versteuerten  als  das 
wirklich  bereitete  zu  gelten.  Erst  seit  1880  gehen  Versteuerung  und  Erzeugung 
conform.     Herr  Luzzatti  berechnet: 

Thatsächlicher  Konsum  Offizieller  Konsum 

Tausende  Hektoliter    Liter  pr.  Kopf     Tausende  Hektoliter    Liter  pr.  Kopf 

1871  82  0,307  41 

1872  163  0,605  103 

1873  257  0,946  193     )     T^   i,  i,  -^^ 

/  Durcnschnitt 

1874  302  1,106  205 

1875  210  0,765  144     ) 

1876  174  0,627  120  0,431 

1877  196  0,699  132  0,471 

1878  192  0,679  131  0,463 

1879  228  0,802  168  0,592 

1880  267  0,938  268  0,938 

1881  286  1,005  280  1,006 

1882  297  1,042  290  1,042 

Immerhin  lässt  sich  aus  diesen  im  Vergleich  zu  den  vorhin  genannten  Konsum- 
ziffem  der  Schluss  ziehen,  dass  dio  Steuererhöhung  von  30  auf  100  Lire  eine 
gleichzeitige  Erhöhung  des  Konsums  nicht  gehindert  hat.  Die  Wirkung  da- 
gegen, welche  die  weitere  Erhöhung  der  Steuer  bis  150  Lire  auf  den  Konsum 
äussern  wird,  ist  jetzt  noch  nicht  festzustellen. 

Bekanntlich  erfahren  nach  dem  geltenden  Steuergesetz  die  Brennereien 
mit  Verarbeitung  mehliger  Stoffe  und  von  Melasse  eine  andere  Behandlung  als 
die  Frucht-  und  Weintresterbrennereien.  Erstere  unterliegen  der  Fabrikat-, 
letztere  der  Brennraumpauschalierungssteuer.  Der  Stand  der  ersteren  Brennereien 
und  ihre  Entwickelung  seit  1880  geht  aus  folgendem  Tabellchen  hervor. 

1885/86  1880 

Bestehende  Brennereien 34  ? 

Brennereien  im  Betriebe 25  19 

Zahl  der  Gärbottiche 308  202 

Bottichraum  Hektoliter 39,197  24,441 

Destillationsapparate 72  39 

Rektifikationsapparate 70  47 

Verarbeitetes  Getreide  verschiedener  Art  Mctr.     .  545,718 


Verarbeitete  Melasse                                    Mctr.     .  65,664  j  ' 

Erzeugung  absol.  Alkohols  Hektoliter      ....         190,670       117,374 
Gezahlte  Steuer  Lire 20,425,548    4,113,003 

Von  den  25  betriebenen  Brennereien  befinden  sich  7  in  der  Provinz  Neapel, 
je  2  in  den  Provinzen  Caserta,  Livorno  und  Mailand.  Mailand  erzeugt  am 
meisten  Branntwein.  Die  grössere  Brennerei  hier  und  zugleich  die  grösste  in 
Italien  ist  jene  von  Carlo  Sessa  mit  7,072  hl  Gärbottichraum,  einer  Verarbeitung 
von  119,000  Mctr,  Mais  und  13,625  Mctr.  Reis  (Risina),  einer  Erzeugung  von 
42,678  hl  absoluten  Alkohols  und  einer  Steuerleistung  von  4,540,727  Lire.  Neun 
Brennereien  erzeugen  nicht  über  1,000  hl.  Die  Brennerei  hat  in  Italien  eine 
ganz  andere  Stellung  als  in  Mitteleuropa.  Die  Kartoffel  gedeiht  nicht,  Versuche 
mit  Rübenbau  sind  fehlgeschlagen.  Roggen  wird  im  gewöhnlichen  nicht  genug 
gebaut,  er  muss  eingeführt  werden,  hat  dann  aber  in  der  Regel  einen  hohen 
Preis,  der  die  Spirituserzeugung  nicht  rentabel  macht.  Es  bleiben  also  geringere 
Getreidesorten,  vorzüglich  aber  der  Mais,  der  in  Italien  immer  zu  massigen 
Preisen  erhältlich  ist  und  dadurch  für  die  Brennerei  eine  Gewinnstchance  bietet. 
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Seine  Verarbeitung  zu  Branntwein  wird  interessanterweise  auch  aus  hygieinischen 
Rücksicliten  empfohlen.  Man  hoflFt  hierdurch  jener  unreifen  und  havarierten 
Frucht  eine  Verwendung  zu  bieten,  welche  gegenwärtig  seitens  der  Grundbesitzer 
an  ihre  Pächter  zur  Verteilung  gelangt  und  daselbst  mit  eine  der  wesentlichsten 
Ursachen  für  die  Erzeugung  der  schrecklichen  Landplage,  der  Pellagra,  ist. 

Ueber  die  statistischen  Verhältnisse  und  die  Entwickelung  der  Brennereien 
der  sogen,  zweiten  Klasse  —  das  ist  der  Brennereien,  welche  weder  mehlige  Stoffe 
noch  Melasse,  sondern  Wein  und  Weintrester  nebst  wenigen  anderen  Materialien 
verarbeiten  —  gibt  die  folgende  Aufstellung  ein  Bild: 

Brennereien  mit  Blasen  von  über  10  hl  1885/86 

Ueberhaupt  bestehend 660 

In  Betrieb 425 

mit  Dampf  V     'm     •    •       ^^^ 


Zusammengesetzte  Blasen 


Einfache  Blasen 


mit  direktem  Feuer  (       y,    •    •  l''^ 

mit  Dampf                  T  '"'!§•    •  1^5 

mit  direktem  Feuer  *      ^     .     .  270 

Blasen  überhaupt 701 

Verarbeitete  Weintrester              Hunderte  Hektoliter  ....  1,133 

Verarbeiteter  Wein                               „                „              ...  85 

Verarbeitete  andere  Materialien          „                ,.              ...  63 

Erzeugter  Spiritus  Hektoliter  absoluter  Alkohol 17,715 

Gezahlte  Steuer  Hunderte  Lire 22,654 

Brennereien  mit  Blasen  bis  10  hl 

Ueberhaupt  bestehend 8,460 

In  Betrieb 2,481 

Zusammengesetzte  Blasen  ) 


mit  Dampf 

i    -'S    • 

21 

mit  direktem  Feuer  ( 

'     1 

28 

mit  Dampf                   | 

41 

mit  direktem  Feuer  ' 

£        . 

.     2,750 

Einfache  Blasen 

Blasen  überhaupt   .    .    .    ." '.'...     2,665 


Unter  Kontrolle  der  Gemeindebeamten      J  Weintrester  und 
„  „  „    staatlichen  Beamten  j  Weinbrennereien 

„  „  „  „  „         anderer  Brennereien 

Verarbeitete  Weintrester  Hunderte  Hektoliter 

Verarbeiteter  Wein  „  „ 

Verarbeitete  andere  Materialien  „  „ 

Erzeugter  Spiritus  Hektoliter  absoluter  Alkohol     .    .    . 
Gezahlte  Steuer  in  die  Kasse  des  Staates  Hunderte  Lire 

„  „        „     „        „       der  Gemeinde 

Steuerfreie  Eigenbaubrenner 


2,345 
66 

1,306 
28 
20 
2,457 
1,298 
1,159 
2,709 


1880 

641 

485 

50 

383 

120 

344 

897 

12,886 

66 

5 

22,243 

11,613 

7,980 

3,101 

4 

23 

23 

3,487 

3,537 

2,711 

292 

98 

2,837 

141 

59 
5,916 
1,466 
1,213 
2,709 


Man  hat  auf  die  Weintresterbrennerei  in  Italien  seit  jeher  grosses  Ge- 
wicht gelegt.  Bei  der  Weingewinnung  werden  grosse  Mengen  Weintrester,  welche 
in  der  Brennerei  rationelle  Verwendung  finden  könnten,  ungenutzt  weggelegt. 
„Es  ist  ein  ungeheurer  Reichtum,"  sagt  ein  italienischer  Bericht,  „der  hier  ver- 
loren geht."  Gerade  dort,  wo  die  Weinrückstände  am  meisten  alkoholhaltig 
sind,  wird  ihre  weitere  Verwendung  vernachlässigt  und  wird  Alkohol  in  solcher 
Menge  verloren,  dass  weit  mehr  als  die  Spirituseinfuhr  aus  der  Fremde  hiermit 
gedeckt  werden  könnte. 

Von  Betrieben,  welche  Spiritus  gewerblich  verarbeiten,  zählte  Italien 
1885/86  in  Thätigkeit:  93  Essigsiedereien,  je  2  Fabriken  von  Glycerinseife  und 
Weinfarbstoff  (Enocianina)  und  eine  Fabrik  von  Schwefeläther.  Verarbeitet  wurden 
10,685  hl  absoluter  Alkohol,  für  welche  867,872  Lire  Steuer  rückerstattet  wurden. 
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Italien  hat  auch  eine  Ausfuhr  von  Spiritus.  Dieselbe  war  1885/86 
3,184,  1884/85  5,109  hl  absoluten  Alkohols,  und  die  Steuerrückvergütung  betrug 
bezw.  315,512  und  449,059  Lire,  üeberdies  erfolgte  Rückvergütung  und  Gut- 
schrift im  Betrage  von  869,787,  bezw.  1,116,218  Lire  für  Spiritus  in  exportierten 
Weinen  und  im  Betrage  von  145,939  bezw.  139,676  Lire  für  Spiritus  in  aus- 
geführtem Liqueur. 


Spanien. 

In  Spanien  wird  der  Branntwein  mit  einer  Fabrikations-  und  einer  Konsum- 
steuer belegt.  Das  Fabrikationssteuergesetz  ist  überaus  unklar  und  lückenhaft 
abgefasst^).  Es  legt  der  Brennerei  eine  Brennraumpauschalierungssteuer  auf. 
Es  teilt  die  Brennereien  in  drei  Kategorien  ein  nach  der  Vollkommenheit  ihrer 
Einrichtung  und  macht  des  weiteren  Unterscheidungen  nach  der  Art  des  Er- 
zeugnisses, bezw.  der  zur  Verarbeitung  gelangenden  Materialien,  In  letzterer 
Hinsicht  hält  es  auseinander:  1.  die  Fabriken  von  gewöhnlichem  Trinkbrannt- 
wein (aguardiente) ,  2.  von  Branntweinessenz  und  Anisette,  3.  von  Branntwein 
aus  Zuckerrohr,  d.  i.  Rum,  4.  von  Spiritus  aus  Getreide,  Kartoffeln,  5.  von 
„kalten  Liqueuren"  (licores  en  frio). 

Die  Fabriken  von  gewöhnlichem  Trinkbraimtwein  zahlen  a)  bei  Ver- 
wendung kontinuierlicher  Kolonnenapparate  pro  100  1  Fassungsraum  derselben 
40  Pesetas,  b)  bei  Verwendung  von  Brennkesseln  nicht  primitivster  Einrichtung 
pro  1001  Fassungsraum  und  jede  Brennperiode  20  Pesetas,  c)  bei  Verwendung 
einfachster,  aber  immerhin  feststehender  Blasen  pro  100  1  Brennraum  und  jede 
Brennperiode  15  Pesetas.  Für  mobile  Blasen  ist  eine  Bestimmung  nicht  vorhanden. 

Fabriken  von  Branntweinessenz  und  Anisette  zahlen  unter  allen  Verhält- 
nissen pro  100  1  Brennraum  und  jede  Brennperiode  20  Pesetas. 

Fabriken  von  Zuckerrohrbranntwein  (Rum)  zahlen,  wenn  sie  der  ersten 
oder  zweiten  Kategorie  Fabriken  angehören,  28  Pesetas,  wenn  sie  der  dritten 
Kategorie  angehören,  10  Pesetas,  wenn  sie  aber  mit  Zuckerfabriken  oder  Zucker- 
raffinerien verbunden  sind,  50  Prozent  Zuschlag  zur  Zuckersteuer, 

Fabriken,  die  Spiritus  aus  Getreide,  Kartoffeln  erzeugen,  zahlen  nach  den 
drei  Kategorien  bezw.  23,  13,80  und  9,20  Pesetas. 

Erzeuger  von  kalten  Liqueuren  entrichten  im  ganzen  230  Pesetas  (jährlich?) 
in  Orten  von  mehr,  150  Pesetas  in  Orten  von  weniger  als  10,000  Einwohnern. 
Wenn  sie  Apparate  zur  Rektifikation  oder  zur  Erzeugung  von  Anisette  oder 
gewöhnlichem  Branntwein  in  ihren  Betriebsstätten  haben,  so  zahlen  sie  25  Prozent 
der  den  Anisette-  und  Branntweinbrennereien  aufgelegten  Steuer, 

So  weit  die  Fabrikationssteuer.  Die  Konsumsteuer  wird  mit  70  bis 
95  Centimes  pro  Alkoholprozent  und  Hektoliter  erhoben  und  steigt  in  ihrem 
Betrage  mit  der  Grösse  des  Ortes,  in  welchem  sie  zur  Erhebung  gelangt.  Der 
Staat  vergibt  diese  Konsumsteuer  an  die  Gemeinden  zu  einem  Pauschalbetrag, 
und  diese  verpachten  sie  dann  gewöhnlich  wieder  an  Private. 

Der  Ertrag  der  Fabrikationssteuer  war  im  Finanzjahre  1881/82  (pro  1.  Juli) 


1)  Vgl.  Novisimo  manual  de  la  contribucion  industrial.    Madrid  1882,  S.  98,  99, 
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—  neuere  Daten  gibt  es  nach  Erkundigungen,  die  auf  dem  spanischen  Finanz- 
ministerium eingezogen  wurden,  nicht!  —  252,246  Pesetas  und  verteilt  sich  mit 

165,566  Pes.  auf  1500  Blasen  von  11,038  hl  Fassungsraum  der  Hausindustrie 

70,905     „       „      432  Kessel  „     2,363  „  „  „    gewerblichen  Brannt- 

wein- (und  Anisette?) 
Erzeugung 
3,570     „       „        10        „  „        357  „  „  „    Rumfabrikation 

105     „       „      108       „  „        492  „  „  „    Spirituserzeug,    nicht 

aus  Traubenabfällen 
252,246  Pes.  auf  2050  Blasen  u.  Kessel  von  14,250  hl  Fassungsraum. 

Daten  über  die  Branntweinerzeugung  Spaniens  liegen  nicht  vor.  Schlüsse 
aus  dem  Ertrage  der  Produktionssteuer  sind  unmöglich,  ,da  sie  gleich  ist,  ob 
nun  1  oder  6  Monate  gebrannt  wird."  Weitaus  der  meiste  im  Lande  erzeugte 
Branntwein  wird  aus  Weintrestern  gewonnen,  und  die  Weintresterbrennerei  wird 
allerdings  durchschnittlich  nur  1  Monat,  nämlich  im  Oktober  betrieben. 

Spanien  hat  die  stärkste  Spirituseinfuhr  unter  allen  Ländern  der  Welt- 
kugel.   Dieselbe  betrug: 

1873  158,000  hl 

1876  127,780  „ 

1877  211,522  „ 

1878  138,379  „ 

1879  329,949  „ 

1880  554,879  „ 

1881  552,868  „ 

1882  554,831  „  nebst  21,962  hl  ßum  aus  den  spanischen  Kolonien 

1883  613,685  „         „      54,581    ,,       „  „        „  „  „ 

1884  614,568  „         „      43,082    ,,       ,,  „        „  ,,  „ 

1885  883,229  „         „      64,852    „       „  „        „  „  „ 

Wie  man  sieht,  ist  die  Einfuhr  noch  immer  im  Steigen  begriffen,  und 
das  letzte  Jahr,  1885,  zeigt  eine  überaus  hohe  Ziffer,  die  aber  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  im  Jahre  1886  noch  übertroffen  worden  ist. 

An  der  Spriteinfuhr  nach  Spanien  beteiligten  sich: 

1884  1885 

mit  Tausenden  Hektoliter 

Deutschland 535,4       ca.  700 

Belgien 34,3 

Oesterreich-Üngarn 14,5        ca.    30 

"Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika  ,    .    .      12,6 

Frankreich 10,8 

Grossbritannien 2,0 

Gibraltar 1,8 

Holland 1,3 

Dänemark -    .    .     .        0,7 

üebrige  Länder  0,2 

613,5  883,2 

Der  bei  weitem  grösste  Teil  sämtlichen  Sprits  kommt  also  aus  Deutsch- 
land. 

Spanien  hat  auch  eine  bemerkenswerte  Ausfuhr  von  Spirituosen.  Sie 
betrug : 

1882  1883  1884  1885 

in  Branntwein    Hektoliter    24,448  19,648  11,222  9,528 

„   Anisette                     „              10,701  13,599  17,772  6,552 

.   „   Weinspiritus            „               3,032          6,178  3,207  834 
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Die  Ausfuhr  ist  also  im  Rückgang  begriffen  und  hat  sich  in  vier  Jahren 
um  volle  50  Prozent  vermindert.  Im  Jahre  1873  soll  sie  noch  127,000  hl  ge- 
wesen sein.  Der  spanische  Branntwein  geht  nach  Mexiko ,  Algier  und  Kuba, 
Anisette  nach  Kuba ,  Puerto  Rico ,  Mexiko  und  den  Philippinen ,  Weinspiritus 
nach  Frankreich. 


Portugal. 

In  Portugal  hat  die  Branntweinbrennerei  in  den  letzten  Jahren  infolge 
von  Zollerhöhungen,  die  sie  nach  aussen  schützten,  an  Ausdehnung  gewonnen 
und  die  Spirituseinfuhr  eine  überaus  erhebliche  Verminderung  erfahren.  Im 
Jahre  1880  wurden  noch  16,184  hl  Spiritus  nach  Portugal  geführt.  Im  Jahre 
1882  erfuhr  der  Zoll  eine  Erhöhung.     Infolgedessen  war  die  Einfuhr 

1882  nur  mehr  4,755  hl 

1883  „         „       1,200    „ 

1884  „         „       1,511    „ 

1885  „         „       1,644  „ 

Ein  Bericht  im  „Deutschen  Handelsarchiv "  (Februarheft  1886)  wusste  zu  be- 
richten, dass  ^die  rasch  entwickelte  inländische  Industrie  nicht  allein  den  Be- 
darf vollständig  deckt,  sondern  bereits  an  der  Grenze  der  Ueberproduktion 
angelangt  ist  und  sich  mit  einem  weit  geringeren  Preis  begnügt  als  dem  Ein- 
standspreis des  deutschen  Sprits  mit  Zuschlag  des  Zolls." 

Im  Jahre  1885  wurde  zwar  der  Eingangszoll  auf  Sprit  herabgesetzt,  und 
er  beträgt  nunmehr  1200  Reis  pro  Dekaliter  reinen  Alkohol  (Zolltarif  vom 
17.  Sept.  1885)  =  rund  54  Mark  pro  Hektoliter,  während  er  seit  1882  1500  Reis 
=  66  V2  Mark  gewesen  war.  Aber  diese  Herabsetzung  des  Zolls  hat  bisher  an 
den  Verhältnissen  nichts  wesentlich  geändert. 

Es  findet  auch  eine  Ausfuhr  von  Spiritus  aus  Portugal,  vorzüglich 
nach  Afrika  statt.     Sie  betrug: 

1882  2,471  hl 

1883  1,162  „ 

1884  1,391  „ 

1885  1,438  „ 

Eine  Branntweinsteuer  ist  in  Portugal  bisher  nicht  zur  Einführung 
gekommen. 


Dänemark. 


Seit  1871  strebt  die  dänische  Regierung  den  Uebergang  von  der  in  Däne- 
mark geltenden  Maischraumsteuer  zu  einer  Fabrikatsteuer  mit  Messapparat- 
kontrolle an,  ohne  aber  bis  heute  zum  Ziele  gelangt  zu  sein.  1871  wurde  ein 
erster  Entwurf  der  Fabrikatsteuer  vorgelegt.  Er  fiel  aber  durch  die  gegnerische 
Agitation  der  Branntweinbrenner.  1882  wurde  ein  zweiter  Fabrikatsteuerentwurf 
gemeinsam  mit  einem  neuen  Zollgesetz  dem  Reichstag  vorgelegt,  jedoch  wieder 
verworfen;  endlich  erreichte  dieses  Schicksal  auch  eine  dritte  im  Jahr  1883/84 
an  die  Versammlung  gelangte  Vorlage.    Die  Steuer  wird  heute  also  wie  vordem 
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als  Maischraumsteuer,  und  zwar  zu  einem  Satze  von  2  Kronen ')  pro  Tonne ^) 
Maischraum  und  eine  viertägige  Brennperiode  erhoben. 

Dagegen  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  12.  April  1881  die  Ausfuhr- 
vergütung von  10  Oere  pro  Potter  ä  8  Gr.  Sp.  auf  8  Oere  herabgesetzt. 
Es  hatte  sich  nämlich  herausgestellt,  dass  die  Ausfuhrvergütung  von  10  Oere 
eine  erhebliche  Exportprämie  in  sich  schliesse.  Man  ermittelte  offiziell,  dass 
den  10  Oere  Exportvergütung  jeweilig  eine  entrichtete  Steuer  von  nur  8,6  Oere 
gegenüberstand.  Die  Ausfuhr  hatte  sich  unter  dem  Regime  der  Exportprämie 
ganz  ausserordentlich  entwickelt.     Sie  betrug  nämlich: 

1876  546,000  Potter.  1879        810,000  Potter. 

1877  612,500        ,,  1880    4,656,400 

1878  627,500       „  1881     6,646,400       „ 

Nach  Herabsetzung  der  Ausfuhrvergütung  ging  sie  aber  wieder  herunter  und  war 

1882  1,406,600  Potter 

1883  1,070,000       „ 

1884  911,100       „ 

Auch  die  Hefeausfuhr  Dänemarks  hat  in  den  letzten  Jahren  eine  Ver- 
minderung erfahren.  Sie  betrug  im  üeberschuss  über  die  Einfuhr,  die  übrigens 
sehr  unbedeutend  ist,  in  den  Jahren  1880  bis  1884 :  1,7  1,6  1,5,  1,2,  0,8  Mill. 
Pfund,  durchschnittlich  1,36  Mill.  Pfund  im  Werte  von  0,56  Mill.  Kronen. 

Die  Verhältnisse  der  Produktion  in  Dänemark  und  der  Ertrag  der  Brannt- 
weinsteuer sind  in  der  nachfolgenden  Tabelle  ausgewiesen : 

Q* V, Ausbeute  an 


ZaM  der 
Brennereien 

»leueroarer 
Maischraum 

Tonnen 

Branntwein 

zu  8  Gr.  Sp. 

Potter 

Steuerertrag  3) 
Kronen 

1878 

236 

1,623,376 

34.446,189 

3,168,888 

1879 

225 

1,651,752 

35,373,396 

3,247,453 

1880 

219 

1,814,636 

42,140,129 

3,019,737 

1881 

206 

1,734,885 

41,152,251 

3,080,658 

1882 

184 

1,582,455 

36,897,813 

3,017,526 

1883 

166 

1,551,076 

36,057,517 

3,008,280 

1884 

158 

1,443,382 

35,061,695 

2,747,177 

Der  inländische  Verbrauch  berechnet  sich  nach  den  offiziellen  Ziff'era 
(angeblich  Ausbeute  an  Branntwein  -f  Üeberschuss  der  Einfuhr  über  die  Aus- 
fuhr oder  —  üeberschuss  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr)  wie  folgt: 

1880  42,140,000  —  3,660,000  —  ca.  38,480,000  Potter 

1881  41,152,000  —  5,308,000  =  „  35,844,000   „ 

1882  36,897,000  —   243,000  =  „  36,654,000   „ 

1883  36,057,000  —   168,000  =  „  35,889,000   „ 

1884  35,061,000  +      339,000  =  „  25,400,000   „ 

Der  thatsächliche  Verbrauch  ist  jedenfalls  ein  höherer.  Unsere  letzte 
Schätzung  desselben  (S.  312  der  „Branntweinsteuer")  ging  auf  230,000  hl  absol. 
Alkohols.  Wir  haben  keinen  Anlass,  an  dieser  Ziff'er  heute  eine  Aenderung  vor- 
zunehmen.    Der  Verbrauch  pro  Kopf  berechnet  sich  sodann  auf  rund  IIV2  !• 

Neben  seiner  Fabrikationssteuer  hat  Dänemark  auch  eine  Verkaufs- 
steuer,    Dieselbe  wird  erhoben: 


1)  1  Krone  =  1/2  Reichsthaler  =  1  Mark  12i/a  Pf.  D.  R.-W. 

2)  1  Tonne  ä  136  Potter  =  1,314  Hektoliter. 

3)  Nach  Finanzjahren  vom  1.  April  bis  31.  März. 

430 


Die  Branntweinsteuer  in  den  europ.  Ländern  und  den  Ver.  Staaten  von  Nordamerika,      ^gj 

Von  Schank-  oder  Gastwirtschaften  mit  jährlich  10—200  Reichs- 
thaler (ä  2  Kronen). 

Vom    Branntweinhandel   und   Ausschank   mit   jährlich    10   bis 
100  Reichsthaler. 

Von  Kleinhändlern  und  anderen,  die  neben  ihrem  gewöhnlichen 
Geschäft  das  Recht  zum  Ausschank,   doch  nicht  an  sitzende  Gäste,  er- 
langen wollen,  mit  5 — 50  Reichsthaler. 
Auf  dem  Lande : 

Von  Gastwirtschaften  mit  jährlich  10 — 50  Thaler,  je  nach  Um- 
fang  und   Bedeutung  des  Geschäfts.     Von  anderem  Wirtsbetrieb  und 
Branntweinhandel  mit  jährlich  20 — 100  Thaler. 
Der  Ertrag  der  Steuer  wird  zwischen  Staat  und  Gemeinde   geteilt,   und 
zwar  so,   dass  dem  erstem  die  Hälfte  der  oben  mitgeteilten  Steuerminima,  der 
letzteren  der  übrige  Ertrag  ungeteilt  zufällt. 
Man  zählte  in  Dänemark: 


Branntwein- 

mit einem  Steuerertrag 

verkaufsstellen 

im  ganzen 

pro 

Yerkaufsstelle 

K  r 

0  n 

e  n 

1860 

3,492 

100,366 

27 

1870 

7,709 

238,062 

31 

1880 

10,105 

591,690 

59 

Schweden. 

Der  Bruttoertrag^)  der  Branntweinsteuer  war  in  Schweden: 

1882  13,168,268  Kronen 

1883  13,225,450    „ 

1884  14,115,767    „ 

Sie  wird  als  Fabrikatsteuer  erhoben,  und  zwar: 

seit  1858  mit  6,60  Kronen  pro  Kanne  2)  zu  50  Proz. 

n       1867  „       0,70  „  „  „  n       n        n 

n      1871  „      0,80         „  „  „  »      »,       n 

n       1879  „       1,—  „  „  „  V      „        „ 

„     1882  (Gesetz  vom  2.  Juni)  „     0,40       „  „    Liter        n     n      » 

Die  Brarmtweinproduktion  betrug: 

1881/82    37,173,881  1  in  287  Brennereien 
1882/83    32,639,246  „    „    243  „ 

1883/84    33,808,499  „    „    222  „ 

Die  schwedische  Branntweinbrennerei  ist  im  Rückgang  begriffen.  Nicht 
nur  die  Zahl  der  Brennereien  vermindert  sich  mit  einer  Raschheit,  die  über 
das  Mass  des  in  allen  Ländern  zu  findenden  naturgemässen  Absterbens  der 
weniger  lebensfähigen  Betriebe  hinausgeht,  sondern  auch  die  Produktion  re- 
duziert sich.  1874/75  zählte  man  noch  428  Brennereien,  und  die  Branntwein- 
produktion war  in  den  Jahren  1874—1877  50—51  Mill.  Liter  jährlich. 


1)  Die  Kontrolle-Erhebungskosten  waren  1883 :  394,498,  18$4 :  396,964  Kronen, 
mithin  bezw.  2,83  und  2,82  Prozent  der  Bruttoeinnahme. 
»)  1  Kanne  =  2,617  1. 
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Julius  Wolf, 


Das  zur  Fabrikation  von  Branntwein  und  Presshefe  verbrauclite  Roh- 
material betrug  nach  den  Maischbüchern  der  Kontrolleure,  deren  Zuverlässig- 
keit jedoch  nicht  ganz  ausser  Frage  steht: 


1882/83 

1883/84 

Getreide                              Mctr.    311,410 

261,400 

Kartoffeln                               „         12,640 

15,180 

Verschiedene  Materialien      „         28,350 

12,170 

Von  Getreide  wird  vorzugsweise  Gerste,  Roggen,  Mengkorn  und  Mais  verarbeitet. 

Eine  Berechnung  des  Preises  der  Rohmaterialien  ergibt  als  daraus  resul- 
tierende Kosten  für  einen  Liter  Rohspiritus  21,2  Oere  in  1882/83,  20,4  Oere  in 
1883/84.  Da  Schlempewert  und  Erzeugungskosten  nach  geläufiger  Annahme 
sich  decken,  stellen  die  genannten  Ziffern  gleichzeitig  den  Kosten  wert  des 
Spiritus  dar.  In  den  früheren  Jahren  war  derselbe  pro  Liter  Spiritus:  1881/82 
17,2  Oere,  1880/81  15,8  Oere,  1879/80  21,9  Oere,  1878/79  16,9  Oere,  1877/78 
23,1  Oere. 

Branntwein-Ein-  und  Ausfuhr  waren: 

Einfuhr     Ausfuhr  Einfuhr      Ausfuhr 

Hektoliter  ä  50  Prozent  Hektoliter  ä  50  Prozent 

1875  33,892       93      1880    25,243     62,484 

1876  36,277       26      1881    27,925     69,914 

1877  32,354       23      1882    25,093     11,929 

1878  32,380      1078      1883     24,431      3,887 

1879  31,006      1421      1884    24,222      2,409 

Während  des  letzten  Jahrzehnts  hat  der  Branntweinkonsum  in 
Schweden  eine  erhebliche  Verminderung  erfahren,  wie  man  aus  der  Kombination 
der  hier  mitgeteilten  Ziflfern  der  Ein-  und  Ausfuhr  mit  jenen  der  Produktion 
ersehen  kann.  Durch  diesen  Konsumrückgang  ist  der  eingangs  registrierte  auf- 
fällige Rückgang  in  der  schwedischen  Brennerei  seinerseits  provoziert. 


Norwegen. 

Norwegen  hat  Fabrikatsteuer.   Dieselbe  war  vom  1.  Juli  1879  bis  1.  Juli 
1883   mit  67,4  Oere  (1  Krone  ä  100  Oere  =  1,08  Mark)   per  Pott  (=  0,965  1) 
Branntwein   zu   50  Prozent  festgesetzt.     Wir   konnten   nicht  ermitteln,   ob  der 
Steuersatz  seitdem  eine  Aenderung  erfahren  hat. 
Es  betrugen: 

Produktion     Einfuhr     Ausfuhr     Verbrauch     pro  Kopf 
Tausende   Liter   zu   50   Prozent 
1875        5244  6638  40  11,842  6,5 

1880  7540       1085      1163       7,462       3,9 

1881  7190       1109      2496       5,803       3,0 

1882  7342       1000      1102       7,240       3,8 

1883  6502       1102      1247       6,357       3,3 

Die  Einnahmen   aus   der  Branntweinsteuer  nach  Abzug   der  Ausfuhrver- 
gütung waren : 

188o;81    3,501,000  Kronen 
1881/82     2,937,000         „ 
1883;84     2,253,000 

Die  Zahl  der  norwegischen  Brennereien  war  18,  85 :  25  mit  einer  Erzeugung 
in  diesem  Jahre  von  69,680  hl  zu  50  Prozent. 
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Rumänien. 

Durch  ein  Gesetz  vom  27.  März  1885  wurde  die  Branntvs^einsteuer  mit 
Geltung  vom  1,  April  von  25  auf  40  Lei  pro  Hektoliter  absoluten  Alkohols  er- 
höht und  durch  ein  zweites  Gesetz  von  gleichem  Datum  die  Exportvergütungt 
pro  Hektoliter  mit  65  Lei  festgesetzt.  Es  wurde  derart  für  den  Spiritusexport 
die  nicht  geringe  Prämie  von  25  Lei  pro  Hektoliter  errichtet. 

Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  führten  diese  Massregeln  zu  einer  erheb- 
lichen Besserung  in  der  Lage  der  rumänischen  Spiritusindustrie,  die  nunmehr 
exportfähig  wurde  und  derart  auch  im  Inlande  die  Prämie  erhob.  Rumäniens 
Spiritus-Ein-  und  Ausfuhr  waren: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Kilog 

ramm 

1880 

581,417 

4,061 

1881 

1,623,920 

24,660 

1882 

1,983,914 

17,658 

1883 

838,751 

30,058 

Die  genauen  JahreszifFern  der  rumänischen  Ausfuhr  seit  1883  sind  uns 
nicht  bekannt  geworden.  Dagegen  ist  konstatiert,  dass  schon  im  ersten  Semester 
nach  Einführung  des  neuen  Gesetzes,  das  ist  vom  1.  April  bis  1.  Oktober  8855  hl 
ausgeführt  wurden,  eine  Ziffer,  die  früher  nie,  auch  nicht  annähernd  erreicht 
worden  war,  und  dass  insbesondere  Oesterreich-Üngarn  seit  kurzem  über  die 
Konkurrenz  des  rumänischen  Spiritus  im  Orient,  ja  selbst  in  Triest  zu  klagen 
hat.  Die  Spiritus  einfuhr  geht  gleichzeitig  zurück.  In  den  ersten  9  Monaten 
1885/86  betrug  sie  176,616  1  nebst  32,422  1  Liqueur. 

Ein  Gesetz  vom  4.  Juli  1886  sprach  aus,  dass  die  Prämie  den  Spiritus- 
fabrikanten nur  gewährt  werden  solle,  wenn  der  Nachweis  erbracht  sei,  dass 
die  für  die  Fabrikation  des  Spiritus  verwendeten  Rohstoffe  im  Lande  selbst  er- 
zeugt seien. 

Die  Branntweinsteuer  wirft  gegenwärtig,  soweit  sie  als  Fabrikatsteuer 
erhoben  wird,  circa  4  Mill, '),  soweit  sie  den  Wein-  imd  Tresterbranntwein 
trifft,  600^700,000  Lei  ab,  an  Einfuhrzöllen  von  Branntwein  und  Liqueur 
werden  jährlich  80,000  Lei  erhoben. 


Serbien. 


Die  Höhe  der  serbischen  Branntweinsteuer  ist  neu  geregelt  durch  das 
Gesetz  vom  31.  Juli  1886,  welches  sie  für  allen  Spiritus  von  über  38  Prozent 
mit  50  Franken  per  100  kg  Nettogewicht  festgesetzt  hat. 


1)  Unbekannt,  ob  bereits  exklusive  der  gewöhnlichen  Prämie. 
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Türkei. 

Eine  Veränderung  in  den  die  Getränkesteuer  betreffenden  Bestimmungen 
ist  nicht  zu  verzeichnen.  Die  Einnahmen  aus  der  Getränke-,  der  Wein-,  und 
Branntweinsteuer  waren  1883  (1299  der  türkischen  Zeitrechnung)  13,985,000, 
1884  (1300)  16,064,000,  1885  (1301)  18,907,000  Piaster. 

Die  Einfuhr  von  Branntwein  erfolgt  nach  wie  vor  vorzugsweise  aus 
Bussland. 


Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  betrug  die  Braimtweinsteuer : 
Ges.  V.  1.  Juli   1862  0,20  Doli.  pr.  Gallone  proof.    Ges.  v.  20.  Juli  1868  0,50  Doli.  pr.  Gallone  proof. ') 
„     „  7.  März  1864  0,60    „        „  „  „  „     „     1.  Aug.  1872  0,70    „        „  „  „ 

„      „  I.Juli    18641,50     „         „  „  „  „      „     3.  März  1875  0,90     „        „  „  , 

„      „  1.  Jan.  1865  2,—     „        „  „  „ 

Der  Satz  von  90  Cents  pro  Gallone  Proof.-Spiritus  steht  auch  gegenwärtig  in  Geltung. 
Die  gesamten  Einnahmen    aus  der  Besteuerung  des  Branntweins  (Import 
nicht  berücksichtigt)  waren 

im  Finanzjahr  im  Finanzjahr 

(endend  30.  Juni)  (endend  30.  Juni) 


1864/65 

18,731,422  Doli. 

1881/82 

69,873,408  Doli. 

1869|70 

55,606,094      „ 

1882/83 

74,368,775      „ 

1874/75 

52,081,991      „ 

1883/84 

76,905,385      „ 

1879)80 

61,185,509      „ 

1884/85 

67,511,209      „ 

1880/81 

67,153,975      „ 

1885/86 

69,092,000      ., 

Diese  Einnahmen  setzen  sich  aus  folgenden  Einzelposten  zusammen:  Steuer  der 
Brennereien,  der  Rektifikationsanstalten,  der  Klein-  und  Grossverkäufer  von 
Branntwein,  der  Brennblasenerzeuger,  femer  aus  dem  Ertrag  von  Export-Stempel- 
marken, und  von  Stempelmarken  für  Lagerhäuser,  für  rektifizierten  Spiritus 
und  für  Grossverkäufer  ^).  Sechs  Zehntel  der  Unionssteuereinnahmen  werden 
durch  den  Branntwein  gedeckt.  Von  den  übrigen  ca.  40  Prozent  entfallen 
2372  bis  24  Prozent  auf  Tabak,  16  bis  I6V2  Prozent  auf  das  Bier. 
Die  Erzeugung  von  Branntwein  in  der  Union  umfasste: 


Getreide-  und  Melasse- 

Branntwein 

1879/80 

90,355,270  Gall.     -f 

1880/81 

117,728,150       „ 

1881/82 

105,853,161       „ 

1882'83 

74,013,308       „ 

1883/84 

75,435,739       „ 

1884/85 

74,915,363       „ 

1885/86 

80,344,000       „ 

In  diese  Ziffern  ist  auch   die  J 

2,439,301  Gall.  in  1879/80 

2,118,506      „       „  1880/81 

1,704,084       „       „  1881/82 

1,801,960      „       „  1882/83 


"ruchtbranntwein 

Zusammen 

1,023,147  Gall. 

91,378.417  Gall. 

1,799,861       „ 

119,528,011      „ 

1,430,051      „ 

107,283,212      „ 

1,281,202      „ 

75.294,510      „ 

1,095,428      „ 

76,531,167      „ 

1,489,711      ., 

76,405,074      „ 

1,505,000      ;, 

81,849,000      „ 

m-  (Melasse-Branntwein)  Erzeugung  von 

1,711,158  Gall. 

in  1883/84 

2,081,165       „ 

„   1884/85 

1,799,952       „ 

„    1885/86 

1)  1  amerik.  Gallone  =  3,785  1;  Proof.  =  50  Prozent. 

2)  Vgl.  Wolf,  Die  Branntweinsteuer,  S.  422  ff. 
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aufgenommen.  Die  in  der  amerikanischen  Brennerei  hauptsächlich  verarbeiteten 
Rohmaterialien  sind  Mais,  Roggen,  Malz.  Die  Getreidebrennerei  versieht  in 
Amerika  die  Funktionen  unserer  Kartoffelbrennerei,  wenn  auch  nicht  vollständig. 
Sie  nimmt  den  auf  dem  Markte  nicht  gut  verwertbaren  Ueberschuss  der  Mais- 
und Roggenproduktion  auf  und  ist  überdies  Mastanstalt. 

Die  Versteuerung  Ueberdies  wurden  Der  Konsum 

erstreckte  sich  auf  eingeführt  i)  betrug 
Tausende    Gallonen 

1879/80                62,132  1394  63,527 

1880,81                69,127  1479  70,607 

1881/82                71,976  1560  73,557 

1882/83                76,762  1691  78,453 

1883/84                79,617  1512  81,129 

1884/85                69,098  1423  70,601 

Die  Zahl  der  Brennereien  im  Betriebe  war  1885/86  6034,  und  zwar  950 
Getreidebrennerein ,  9  Melasse-  und  5075  Obstbrennereien.  Wie  bereits  aus 
früher  angeführten  Ziffern  ersichtlich,  bestreiten  die  Getreidebrennereien  fast  die 
gesamte  Spiritusproduktion  der  Union.    In  den  Brennereien  wurden  verbraucht : 

Getreide  Melasse 
Taus.  Bushel     Taus.  Gallonen 

1879/80                    24,066  3110 

1880/81                    31,291  2710 

1881/82                    27,459  2122 

1882/83                    18,645  2373 

1883/84                    18,928  2260 

1884/85                    17,865  2719 

1885/86                   19,195  2308 

Vergleicht  man  diese  Ziffern  mit  jenen  der  Spiritusproduktion,  so  findet  man, 
dass  1878/80  0,27,  1885/86  aber  nur  mehr  0,23  Bushel  Getreide  für  die  Er- 
zeugung einer  Gallone  Proof.-Spiritus  benötigt  wurden. 

Ein-  und  Ausfuhr  von  Spiritus  betrugen  im  ganzen  Tausende  Gallonen: 

1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/85 

Endlich  seien  noch  die  Ziffern  der  Lagerbestände  von  Spiritus  in  der 
Union  genannt.  Sie  waren  1879/80  31,4,  1880/81  64,6,  1881/82  90,  1882/83  80,5, 
1883/84  63,5,  1884/85  54,7  und  1885/86  58,1  Mill.  Gallonen. 


Einfuhr 

Ausfuhr 

1606 

11,419 

1591 

14,820 

1782 

8,990 

1841 

4,638 

1678 

8,078 

1516 

7,968 

1)  Für  den  Inlandskonsum. 
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(Vom  23.  Dezember  1886.) 

Die  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

1.  nach  Einsicht  einer  Botschaft   des  Bundesrates  vom  8.  Oktober  1886; 

2.  in  Anwendung  der  Art.  31 ,    32  und  32  bis   der  Bundesverfassung  und 
Art.  6  ihrer  Uebergangsbestimmungen, 

beschliesst : 

Art.  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser 
aus  Stoffen,  deren  Brennen  der  Bundesgesetzgebung  unterstellt  ist,  steht  aus- 
schliesslich dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  für  Verarbeitung  zu 
Getränken  bestimmten  gebrannten  Wasser  genügend  gereinigt  seien. 

Soweit  der  Bedarf  durch  inländische  Produktion  gedeckt  werden  soll, 
überträgt  der  Bund  die  erforderlichen  Lieferungen  an  die  Privatthätigkeit  nach 
Massgabe  von  Art.  2. 

Art.  2.  Annähernd  ein  Vierteil  des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern 
wird  durch  Lieferungsverträge  beschafft,  welche  der  Bund  mit  inländischen 
Produzenten  abzuschliessen  hat. 

Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrate,  nach  Feststellung  des  Pflichten- 
heftes, in  Losen  von  mindestens  150  und  höchstens  1000  hl  absoluten  Alkohols, 
für  Uebernahme  ausgeschrieben  und  auf  Grund  der  für  die  einzelnen  Lose  ein- 
gelangten Angebote  an  diejenigen  vergeben,  welche  bei  zureichender  Garantie 
die  günstigsten  Bedingungen  stellen. 

Bei  der  Vergebung  ist  das  Brennen  einheimischer  Rohmaterialien  und  der 
Brennbetrieb  in  Form  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  vorzugsweise  ku 
berücksichtigen. 

Keine  Brennerei  erhält  mehr  als  ein  Los  zugeschlagen. 

Art.  3.  Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird  zu  den  vom  Bundesrat 
aufzustellenden  Bedingungen  und  gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von  80  Fr. 
per  Metercentner  Bruttogewicht  nebst  Eingangszoll,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Alkoholgehalt,  auch  Privatpersonen  gestattet. 

Art.  4.  Die  gebrannten  Wasser  werden  vom  Bund  in  Mengen  von  mindestens 
1501   gegen  Barbezahlung   abgegeben;    der  Verkaufspreis   wird  vom  Bundesrat 
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zeitweise  festgesetzt  und  im  Bundesblatt  veröiFentlicht.  Derselbe  soll  per  Hekto- 
liter absoluten  Alkohols,  ohne  Gebinde,  nicht  weniger  als  120  Fr.  und  nicht 
mehr  als  150  Fr.  betragen. 

Art.  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu  deren  Herstellung  steuer- 
pflichtiger Alkohol  verwendet  wird,  ist  die  Menge  desselben  nach  dem  Verhält- 
nisse, in  welchem  er  bei  der  betreffenden  Fabrikation  Verwendung  findet,  zu 
ermitteln,  und  es  ist  für  den  entsprechenden  Monopolgewinn  am  Ende  des 
Rechnungsjahres  Rückvergütung  zu  leisten. 

Diese  Rückvergütung  wird  vom  Bundesrat  nach  Massgabe  des  durchschnitt- 
lichen Unterschiedes  zwischen  dem  Verkaufspreis  und  dem  Anschaffungspreis 
der  eingeführten  gebrannten  Wasser  (loco  Magazin)  berechnet. 

Für  Ausfuhrmengen  unter  20 1  wird  die  Rückvergütung  nicht  geleistet. 

Art.  6.  Zur  Verwendung  für  technische  und  Haushaltungszwecke  werden 
die  hierzu  geeigneten,  in  der  Regel  den  wohlfeilsten  Vorräten  zu  entnehmenden 
gebrannten  Wasser  aus  den  Magazinen  des  Bundes  in  Mengen  von  1501  an  zum 
Selbstkostenpreis,  bei  importierter  Ware  unter  Hinzurechnung  des  betreffenden 
Eingangsz olles,  denaturiert  abgegeben. 

Der  Bundesrat  wird  die  Bedingungen  und  das  Verfahren  feststellen,  denen 
die  Denaturierung  unterworfen  ist. 

Art.  7.  Das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern  jeder  Art,  sowie  der 
Ausschank  von  solchen  und  der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien  und 
solchen  Geschäften,  in  denen  der  besagte  Ausschank  und  Kleinhandel  nicht  im 
natürlichen  Zusammenhang  mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel  stehen 
würde,  sind  verboten.  Vorbehalten  bleibt  der  Kleinhandel  mit  denaturiertem 
Sprit  und  der  Kleinhandel  aus  Brennereien  nach  Art.  8,  Alinea  4. 

Art.  8.  Der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller  Art  in  Quantitäten 
von  mindestens  40  1  ist  ein  freies  Gewerbe  (Grosshandel). 

Der  Handel  mit  kleineren  Quantitäten  (Kleinhandel)  zerfällt  in : 

1.  den  Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle  ; 

2.  den  Kleinverkauf  über  die  Gasse. 

Die  Bewilligungen  zum  Ausschank  und  Kleinverkauf  werden  von  den 
kantonalen  Behörden  erteilt  und  sind  an  eine  der  Grösse  und  dem  Werte  des 
Umsatzes  entsprechende  Verkaufssteuer  zu  knüpfen,  welche  bis  zum  Erlass  eines 
Bundesgesetzes  von  den  Kantonen  festgesetzt  wird. 

Brenner  jedoch,  welche  im  nämlichen  Jahre  höchstens  40  1  nicht  bundes- 
steuerpflichtigen Branntwein  darstellen,  dürfen  ihr  Erzeugnis  in  Quantitäten  von 
mindestens  51  frei  verkaufen. 

Die  Gefässe  der  Schankstellen  sind  eichpflichtig. 

Art.  9.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Aufsicht  über  den  Handel  mit 
den  vom  Bunde  abgegebenen  gebrannten  Wassern,  sowie  über  die  Fabrikation 
und  den  Verkauf  des  nicht  bundessteuerpflichtigen  Branntweins  zu  üben. 

Art.  10.  Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  seinen  übrigen  Teilen  liegt 
dem  Bundesrate  ob,  welcher  hierfür  die  nötigen  Vollziehungsverordnungen  er- 
lassen und  die   erforderlichen  Organe  bezeichnen   wird.     Der  Bundesrat   kann 
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die  Mitwirkung   der  Kantone  beanspruchen,   in  welchem  Falle  denselben  nach- 
gewiesene Kosten  zu  vergüten  sind. 

Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  erforderlichen  Summen 
der  Monopol  Verwaltung  vorschiessen ,  welche  dieselben  zu  verzinsen,  bezw.  in 
angemessenen  Zeiträumen  zu  amortisieren  hat. 

Art.  11.  Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten  Spirituosen  die  be- 
treffenden Zollgebühren  und  hat  die  Kosten  der  Monopolverwaltung  und  die  der 
Zollverwaltung  durch  das  Monopol  verursachten  Mehrkosten  in  Anrechnung  zu 
bringen. 

Art.  12.  Die  Reineinnahmen  der  Monopolverwaltung  werden,  vorbehaltlich 
der  Vorschriften  im  Art.  6  der  Uebergangsbestimmungen  zur  Bundesverfassung, 
unter  die  sämtlichen  Kantone  nach  Verhältnis  der  durch  die  jeweilige  letzte 
eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  faktischen  Bevölkerung  verteilt. 

Der  Rechnungsabschluss  findet  jeweilen  auf  den  31.  Dezember  statt. 

Art.  13.  Die  Kantonsregierungen  haben  über  die  Verwendung  der  zur 
Bekämpfung  des  Alkoholismus  nach  Art.  32  bis  der  Bundesverfassung  bestimmten 
10  Prozent  ihrer  Einnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundesrat  Bericht  zu  erstatten, 
und  es  sind  die  bezüglichen  Berichte  der  Bundesversammlung  gedruckt  vor- 
zulegen. 

Art.  14.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  zuwiderhandelt,  indem 
er  unbefugterweise  gebrannte  Wasser  erzeugt,  oder  die  befugterweise  erzeugte 
Menge  an  solcher  Ware  nicht  vollständig  abliefert,  oder  sich  eine  ungerecht- 
fertigte Rückvergütung  zuwendet,  oder  denaturiert  bezogene  Ware  zu  anderen 
als  den  gestatteten  Zwecken  verwendet,  oder  auf  unrechtmässige  Weise  sich 
gebrannte  Wasser  verschafft,  ist  mit  einer  Geldbusse  zu  belegen,  welche  das 
Fünf-  bis  Dreissigfache  der  dem  Staate  unterschlagenen  Summe  beträgt. 

Kann  die  letztere  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  Geldbusse  von  200  bis 
10,000  Fr.  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbare  im  Rückfalle,  oder  bestehen  erschwerende  Um- 
stände, so  kann  die  Geldbusse  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe  bedrohten  Handlungen 
wird  der  Vollendung  gleich  gehalten. 

Art.  15.  Ausser  den  im  vorigen  Artikel  genannten  Fällen  wird  jedi 
Uebertretung  dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Ver- 
ordnungen mit  Geldbusse  von  20— -500  Fr.  bestraft.  Die  Busse  beträgt  50  bis 
1000  Fr.,  wenn  der  Fehlbare  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle  zu  verhindern 
gesucht  hat.     Vorbehalten  bleibt  Art.  47  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  16.  Von  den  Bussen  und  Geldstrafen,  welche  auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes bezogen  werden,  kommt  ein  Dritteil  dem  Anzeiger,  ein  Dritteil  dem 
Kanton  und  ein  Dritteil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Widerhandlung  statt- 
gefunden hat.  Wo  kein  Anzeiger  ist,  fällt  auch  der  Anzeigeranteil  in  die 
Kantonskasse.  In  Fällen,  wo  die  Uebertretung  durch  Beamte  oder  Bedienstete 
der  Zollverwaltung  ermittelt  wird,  geschieht  die  Verteilung  nach  Art.  57  de« 
Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 
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Art.  17.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  dieses  Gesetzes 
oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  das  Bundes- 
gesetz vom  30.  Juni  1849,  betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Gesetze. 

Art.  18.  Die  Eigentümer  der  bestehenden  Brennereien  werden  von  dem 
Bunde  für  den  Minderwert  entschädigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation  von  ge- 
brannten Wassern  verwendeten  Gebäude  und  Einrichtungen  durch  die  Vollziehung 
des  Art.  1  dieses  Gesetzes  erleiden. 

Bei  der  Ausmessung  dieser  Entschädigung  darf  der  bisher  durch  die 
Brennerei  erzielte  Gewinn  nicht  in  Rechnung  gebracht  werden. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  ist  auf  diejenigen  Eigentümer  beschränkt, 
deren  Brennereien  vor  dem  25.  Oktober  1885  errichtet  und  bis  zu  diesem  Zeit- 
punkte betrieben  wurden  und  welche  überdies  auf  die  durch  Art.  32  bis  der 
Verfassung  gestattete  Fabrikation  verzichten. 

Wo  eine  gütliche  Verständigung  über  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht 
stattfinden  kann,  hat  die  Ausmittelung  derselben  durch  Schätzungskommissionen 
zu  geschehen. 

Diese  Schätzungskommissionen  sollen  aus  je  drei  Mitgliedern  bestehen, 
wovon  das  erste  durch  das  Bundesgericht,  das  zweite  durch  den  Bundesrat,  das 
dritte  durch  die  Regierung  desjenigen  Kantons  zu'ernennen  ist,  in  dessen  Gebiet 
die  zu  entschädigende  Brennerei  sich  befindet. 

Gegen  den  Entscheid  der  Schätzungskommission  kann  jeder  Beteiligte 
innerhalb  30  Tagen  nach  Zustellung  des  Entscheides  beim  Bundesgericht  Be- 
schwerde führen. 

Geschieht  dies  nicht,  so  ist  der  Entscheid  der  Schätzimgskommission  als 
in  Rechtskraft  erwachsen  anzusehen. 

Das  von  dem  Bundesgericht  und  den  Schätzungskommissionen  einzuhaltende 
Verfahren  wird  durch  eine  besondere,  von  dem  Bundesgericht  aufzustellende 
Verordnung  geregelt,  für  welche  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1850,  betreffend  die 
Abtretung  von  Privatrechten,  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

Art.  19.  Der  Bund  hat  das  Recht,  die  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
im  Lande  befindlichen,  über  V«  Hektoliter  betragenden  Vorräte  monopolisierter 
gebrannter  Wasser  gegen  Entschädigung  an  sich  zu  ziehen,  insoweit  die  Eigen- 
tümer solcher  Vorräte  es  nicht  vorziehen,  dieselben  gegen  Entrichtung  der  be- 
treffenden Steuer  zu  behalten. 

Erklärt  der  Bund  die  Uebernahme  der  Vorräte,  so  sind  die  Besitzer  zur 
Anmeldung  verpflichtet.  Verheimlichung  der  Ware  hat  Konfiskation  derselben 
und  Bestrafung  nach  Art.  14  zur  Folge.  Der  Uebemahmspreis  wird  durch  Kom- 
missionen von  Sachverständigen  festgestellt,  welche  der  Bundesrat  zu  diesem 
Zwecke  zu  bestellen  hat. 

Bei  Feststellung  der  nach  diesem  Artikel  zu  übernehmenden  Spirituosen 
haben  die  Kantone  gegen  eine  nach  der  Zahl  der  Abgeber  und  der  Gesamthöhe 
des  Uebernahmspreises  bemessene  Vergütung  dem  Bund  auf  Verlangen  ihre 
Mitwirkung  zu  leisten. 

Art.  20.  Der  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung  des  gegenwärtigen  Bundes- 
gesetzes beauftragt. 
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Art.  21.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grundlage  der  Bestimmungen 
des  Bundesgesetzes  vom  17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über  Bundes- 
gesetze und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekanntmachung  dieses  Gesetzes  zu  veran- 
stalten und  den  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrate, 

Bern,  den  22.  Dezember  1886. 


Der  Präsident:  Morel. 

Der  Protokollführer:  Ringier. 


Also  beschlossen  vom  Ständerate, 
Bern,  den  23.  Dezember  1886. 


Der  Vizepräsident:  Scherb. 
Der  Protokollführer:  Schatzmann. 
Der  schweizerische  Bundesrat  beschliesst: 

Aufnahme  des  vorstehenden  Bundesgesetzes  in  das  Bundesblatt. 
Bern,  den  24.  Dezember  1886. 

Im  Namen  des  Schweiz.  Bundesrates, 

Der  Bundespräsident: 

Deucher. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 

Ringier. 

Note.     Datum  der  Publikation:  30.  Dezember  1886. 

Ablauf  der  Einspruchsfrist :  30.  März  1887. 


Die  Ausführung  der  lex  Huene  in  Preussen. 

Von 

I.  Herrfurth, 

Unterstaatssekretär  im  Ministerium  des  Innern. 

Das  preussische  Gesetz  vom  14.  Mai  1886,  betreffend  üeber- 
weisung  von  Beträgen,  welche  aus  landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die 
Kommunalverbände  (Gesetzsammlung  S.  128),  die  sogenannte  lex  Huene, 
deren  Entstehung  und  Bedeutung  bereits  im  zweiten  Bande  des  zweiten  Jahr- 
gangs des  Finanzarchivs  auf  S.  516  ff.  von  dem  Berichterstatter  der  Kommission 
des  Abgeordnetenhauses,  Landrat  Wessel,  näher  erörtert  worden  ist,  bestimmt 
in  §  7: 

»Dieses  Gesetz  tritt  gleichzeitig  mit  dem  Reichsgesetz  über  die  Aende- 

rung  des  Zolltarifs  in  Kraft!" 

Aufweichen  Tag  hiernach  der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der 
lex  Huene  zu  bestimmen  ist,  erscheint  mit  Rücksicht  darauf  nicht  unzweifelhaft, 
dass  das  Reichsgesetz,  betreffend  die  Abänderung  des  Zolltarifs  vom  15.  Juli 
1879,  vom  22.  Mai  1885  (Reichsgesetzblatt  S.  93)  nach  §  4  nicht  zu  einem  be- 
stimmten Termine,  sondern  für  die  Tarifpositionen  IIa,  14a,  14i  a  und  ß,  5da, 
8c  1  und  23  am  1.  Oktober  1885,  für  die  Tarifposition  5i  am  1.  Januar  1886,  für 
alle  anderen  Tarifpositionen  am  1,  Juli  1885  in  Kraft  treten  sollte.  Für  die  in  §  1 
des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1885  bezeichneten  Tarifpositionen  ist  das  Reichsgesetz 
vom  22.  Mai  1885  am  1.  Juli  1885  in  Kraft  getreten  und  wird  daher  dieser  Zeit- 
punkt als  der  Beginn  der  Geltung  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1885  festzuhalten 
sein.  Bei  der  Beratung  in  der  Kommission  des  Abgeordnetenhauses  wurde 
übrigens  ausdrücklich  festgestellt,  der  erste  Satz  des  §  7  sei  dahin  zu  verstehen, 
dass  die  gesamten  Erträge  aus  denGetreide-  und  Viehzöllen  pro 
Etats  jähr  1885/86,  insoweit  durch  das  vorliegende  Gesetz  nicht  anderweit 
darüber  verfügt  worden,  zur  Ueberweisung  an  die  Kreise  gelangen  sollen.  Ein 
Widerspruch  gegen  diese  Auffassung  wurde  weder  aus  der  Mitte  der  Kommission, 
noch  seitens  der  Vertreter  der  Staatsregierung  erhoben  (Drucks.  Nr.  202  S.  36). 

Zur  Ausführung  dieses  Gesetzes  ist  von  den  Ministern  des  Innern,  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Medizinalangelegenheiten  und  der  Finanzen  unterm 
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12.  April  1886  eine  Cirkularverfiigung  erlassen,  die  im  Finanzarchiv  III.  Jahr- 
gang S.  906  bereits  mitgeteilt  ist. 

Was  die  Höhe  der  auf  Grund  der  lex  Huene  zur  Verteilung  ge- 
langenden Beträge  anbelangt,  so  war  man  zwar  bei  der  Beratung  des 
Gesetzes  davon  ausgegangen,  dass  der  Mehrertrag  der  erhöhten  Vieh-  und  Ge- 
treidezölle sich  für  das  Deutsche  Reich  auf  circa  34  Millionen  Mark  belaufen 
und  dass  hiervon  eine  Summe  von  etwa  20  Millionen  Mark  auf  Preussen  ent- 
fallen und  zur  Verteilung  an  die  Kommunalverbände  gelangen  werde.  Man 
hatte  sich  jedoch  andererseits  keineswegs  verhehlt,  dass  in  dem  ersten  Jahre 
dieser  Betrag  auch  nicht  annähernd  werde  erreicht  werden  können,  weil  die 
Zollerhöhungen  in  diesem  Steuerjahr  nur  während  der  Dauer  von  neun  Monaten 
in  Kraft  stehen,  namentlich  aber,  weil  die  Einfuhr  in  der  sicheren  Erwartung 
der  bevorstehenden  Zollerhöhung  sich  vor  dem  Zeitpunkt  des  Eintritts  derselben 
in  einer  Weise  gesteigert  hatte,  welche  den  finanziellen  Erfolg  dieser  Massregel 
erheblich  beeinträchtigen,  ja  für  das  erste  Jahr  fast  vollständig  paralysieren 
würde.  Immerhin  hatte  man  ziemlich  allgemein  eine  höhere  Summe,  als  für 
das  Rechnungsjahr  188.5/86  thatsächlich  zur  Verteilung  hat  gelangen  können, 
erwarten  zu  dürfen  geglaubt;  —  nach  Aeusserungen  von  autoritativer  Seite  hatte 
man  einen  Betrag  von  6 — 7  Millionen  Mark  in  Aussicht  genommen,  und  der 
Umstand,  dass  sich  dieser  Betrag  auf  nur  wenig  über  4  Millionen  Mark  belaufen 
hat,  hat  den  Freunden  des  Gesetzes  manche  Enttäuschung,  den  Gegnern  des- 
selben Gelegenheit  zu  neuen  Angrifi"en  auf  das  Prinzip  und  zu  billigen  Witzen 
über  den  Erfolg  der  Verwendungsgesetzgebung  geboten.  In  der  That  ist  aber 
das  eine  so  wenig  gerechtfertigt  als  das  andere;  —  die  geringe  Höhe  jenes  Be- 
trags kann  höchstens  als  ein  Beweis  dafür  benutzt  werden,  dass  seitens  der 
Regierung  wie  seitens  der  Volksvertretung  der  Umfang  des  Getreideimports  vor 
der  Einführung  der  Zollerhöhung  und  die  Thätigkeit  der  Getreidespekulation 
unterschätzt  worden  ist.  —  Da  aber  naturgemäss  sich  die  Wirkung  der  letzteren 
nicht  längere  Zeit  über  die  Dauer  einer  Ernte  hinaus  erstrecken  kann,  so 
wird  schon  im  laufenden  Etatsjahre,  jedenfalls  aber  im  folgenden  Jahre  diese 
Wirkung  vollständig  neutralisiert  sein,  und  mit  der  alsdann  zur  Verteilung  ge- 
langenden Summe,  welche,  wie  sich  schon  jetzt  mit  ziemlicher  Sicherheit  über- 
sehen lässt,  den  ursprünglich  in  Aussicht  genommenen  Betrag  von  20  Millionen 
Mark  nahezu  erreichen  wird,  dürfte  der  Beharrungszustand  für  die  Höhe  der 
zu  verteilenden  Summe  gewonnen  werden,  welche  je  nach  dem  Ausfalle  der 
Ernte  im  Inlande  wohl  mehrfach  schwanken,  im  grossen  und  ganzen  aber  in- 
folge der  stetigen  Zunahme  der  Bevölkerung  die  Tendenz  zum  allmählichen 
Steigen  bekunden  wird. 

So  wenig  hiemach  die  erste  Ausführung  der  lex  Huene  bezüglich  der  zur 
Verteilung  gelangenden  Summe  für  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  über- 
haupt massgebend  sein  kann,  so  unbedingt  massgebend  ist  dieselbe  dagegen  für 
die  Feststellung  des  Verteilungsmassstabes.  Für  den  diesen  Verteilungs- 
massstab regelnden  §  3,  den  „Raffparagraphen, "  wie  ihn  der  Abgeordnete 
Wehr  in  der  Sitzung  vom  1.  Mai  1885  (St.  B.  S.  1654)  bezeichnete,  hatte  der 
Abgeordnete  Freiherr  von  Huene  ursprünglich  folgende  Fassung  vorgeschlagen : 
„Als  Verteilungsmassstab  für  die  nach  §  1  zu  überweisende  Ge- 
samtsumme unter  die  einzelnen  in  §  2  angeführten  Kommunalverbände 
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werden  die  Zahlen  zu  Grunde  gelegt,  welche  sich  ergeben  durch  Zu- 
sammenzählung der  Einwohnerzahl  jedes  Kommunalverbandes  und  der 
Summe  der  in  dem  betreffenden  Kommunalverbande  aufgebrachten 
Grund-  und  Gebäudesteuer. " 

„Alle  zehn  Jahre  findet  eine  Revision  der  der  Verteilung  zu  Grunde 
liegenden  Zahlen  statt." 
Zur  Begründung  dieses  Vorschlags  führte  er  an: 

„Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  bildet  diejenige  Verhältniszahl,  welche 
den  an  den  Staat  gemachten  Leistungen  entspricht.     Die  Einwohner- 
zahl   bringt   die   Höhe   der   Kommunallasten   zum   Ausdruck,  — 
man  denke  nur  an  die  Schullasten,  —  welchen  Erleichterung  gebracht 
werden  soll.     Diese  Kombination  bringt  auch  die  Fläche  zur  Geltung 
durch   die   Grund-    und  Gebäudesteuer;   wollte   man    die  Flächen   als 
solche  auch   noch   hinzunehmen,    so    würden   die    mit  grossen  Wald- 
flächen bedeckten,    dünn   bevölkerten  Kreise   allerdings   ein  Mehr  er- 
halten, aber  ohne  dass  dieser  höheren  Zuwendung  irgend  ein  Bedürfnis 
durch  hohe  Kommunallasten  zu  Grunde   liegen  dürfte."     (Drucks.  59.) 
Gegen    diesen  Vorschlag   wurde   zunächst  in  formeller  Hinsicht  das  Be- 
denken erhoben,    dass    die  Einwohnerzahl  und  die  Summe  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer sich  nicht  zusammenzählen  Hessen  und  jedenfalls  angegeben  werden 
müsse,   dass   die   Zahl   der  Markbeträge   der  Steuer   gemeint  sein  solle.  — 
Ausserdem  wurde  in  materieller  Hinsicht  die  Einwendung  geltend  gemacht,  dass 
durch    diese  Berechnung    die    dünn   bevölkerten    ärmeren  Kreise   be- 
nachteiligt und   die  wohlhabender en  Kreise   mit  hoher  Grund- 
und  Gebäudesteuer  zu  sehr  bevorzugt  werden  würden.    Es  wurden 
deshalb  in   einer  Reihe   von  Abänderungsvorschlägen  folgende  Verteilungsmass- 
stäbe in  Vorschlag  gebracht: 

1.  Zu  '/4  nach  der  Civilbevölkerung,  zu  V*  »ach  dem  Flächeninhalt 
(Drucks.  Nr.  202  S.  24). 

2.  Zu  V2  nach  der  Civilbevölkerung,  zu  V2  nach  dem  Flächeninhalt 
(Drucks.  Nr.  202  Anlage  B.  V.). 

3.  Zu  V3  nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  zu  V^  nach  der  Civil- 
bevölkerung, zu  Vs  nach  dem  Flächeninhalt  (Drucks.  Nr.  222  zu  Hl). 

4.  Zu  7»  nach  den  direkten  Staatssteuern  (Grund-,  Gebäude-,  Klassen-, 
Einkommensteuer  und  Gewerbesteuer  vom  stehenden  Gewerbe),  zu  V^ 
nach  der  Civilbevölkerung  (Drucks.  Nr.  202  S.  27). 

5.  Nach  der  Civilbevölkerung  auf  Stadt-  und  Landkreise,  in  den  Land- 
kreisen zu  ^/4  nach  der  Civilbevölkerung,  zu  V*  nach  dem  Flächen- 
inhalt (a.  a.  0.  S.  27). 

6.  Nach  der  Civilbevölkerung  auf  Stadt-  und  Landkreise,  in  den  Land- 
kreisen zu  V2  nach  der  Civilbevölkerung,  zu  V«  nach  der  Fläche 
(Drucks.  Nr.  222  zu  H). 

7.  Nach  der  Civilbevölkerung  auf  Stadt-  und  Landkreise,  in  den  Landkreisen 
zu  Vs  nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer,  zu  ^s  nach  der  Civilbevölke- 
rung, zu  V3  nach  der  Fläche  (Drucks.  Nr.  224  zu  I  und  Drucks.  Nr.  233). 

8.  Nach  dem  Aufkommen  an  Grund-  und  Gebäudesteuer  (Drucks.  Nr.  223 
zu  IV  und  Drucks,  Nr,  232). 
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Diese  Anträge  wurden  jedoch  sämtlich,  teils  in  der  Kommissions beratung, 
teils  durch  die  Beschlüsse  in  der  Plenarsitzung  vom  1.  Mai  1885  (St.  B.  S.  1664) 
abgelehnt  und  der  §  5  in  der  jetzigen  Fassung  angenommen,  welche  die  Ver- 
teilung zu  ^/s  nach  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  zu  V^  nach 
der  Civilbevölkerung  festsetzt.  —  Gegen  diesen  Massstab  wurde  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde  Widerspruch  erhoben,  weil  derselbe  das  Moment  der 
Fläche  gänzlich  ausser  Berücksichtigung  lässt.  Es  wurde  behauptet,  dass  neben 
der  Civilbevölkerung  die  Fläche  den  besten  Anhalt  für  das  Entlastungsbedürfnis 
biete,  denn  verschiedenartige  Lasten,  wie  z.  B.  die  Wegebaulast  und  teilweise 
auch  die  Schullasten,  vergrösserten  sich  mit  der  Ausdehnung  der  Fläche.  Ge- 
wöhnlich seien  die  dünn  bevölkerten  Gegenden  auch  die  ärmsten.  Für  die  Be- 
urteilung der  Leistungsfähigkeit  der  Kommunen  kämen  neben  der  Bevölkerungs- 
zahl und  der  Fläche  die  gesamten  direkten  Staatssteuern  in  Betracht,  man 
könne  von  denselben  aber  nicht  einseitig  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  heraus- 
greifen. Eine  Verteilung  ohne  Berücksichtigung  der  Fläche  enthalte,  wie  der 
Abgeordnete  Wehr  in  der  Sitzung  vom  1.  Mai  1885  behauptete,  „eine  Ver- 
gewaltigung der  östlichen  Provinzen"  (St.  B.  S.  1655).  Hierauf  wurde  jedoch 
entgegnet,  es  erscheine  die  Heranziehung  der  Fläche  nicht  angänglich,  weil  sich 
dieselbe  in  kein  Verhältnis  zur  Höhe  der  Kommunallasten  bringen  lasse.  Nicht 
einmal  für  die  Wegebaulast  treffe  dies  zu,  da  beispielsweise  die  kleinen  Kreise 
der  Provinz  Sachsen  weit  höhere  Aufwendungen  dafür  zu  machen  hätten,  als 
die  grossen  Kreise  des  Ostens.  Es  müsse  aber  hauptsächlich  darauf  Gewicht 
gelegt  werden,  dass  schon  durch  die  1879  im  allerhöchsten  Auftrage  abgegebene 
Erklärung  des  Finanzministers  die  direkte  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  an  die  Kommunen  in  Aussicht  gestellt  sei,  und  dass  der 
vorliegende  Entwurf,  wenn  auch  zunächst  auf  anderem  Wege,  zu  demselben 
Ziel  führen  wolle.  Die  Bevölkerungszahl  sei  nur  als  Korrekturzahl  mit  hinein- 
gezogen, da  dieselbe  für  die  Höhe  der  kommunalen  Aufwendungen  von  sehr 
erheblicher  Bedeutung  wäre.  Nach  den  bisherigen  Ermittelungen  glaube  man 
in  dem  Verhältnis  von  ^jz  der  Grundsteuer  und  '/s  der  Bevölkerung  das  richtige 
getroffen  zu  haben. 

Weder  in  dem  ursprünglichen  Antrage,  noch  in  den  Beschlüssen  der 
Kommission  war  der  „fingierten  Grund-  und  Gebäudesteuer,  soweit 
solche  nach  den  Grundsätzen  der  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  durch 
Zuschläge  zu  den  Kreissteuern  herangezogen  werden  kann",  Erwähnung  ge- 
schehen, und  sind  die  Berechnungen  über  die  Verteilung  der  in  §  1  bezeichneten 
Beträge  (Anlage  B  zur  Drucks.  Nr.  202)  auch  ohne  Berücksichtigung  jener 
fingierten  Steuerbeträge  aufgestellt  worden.  —  Erst  in  der  zweiten  Beratung 
wurden  auf  den  Antrag  der  Abgeordneten  Freiherrn  von  Huene  und  von 
Rauchhaupt  (Drucks.  Nr.  217)  die  Worte:  „unter  Hinzurechnung  der  fingierten 
Grund-  und  Gebäudesteuer  vom  fiskalischen  Besitz"  hinzugefügt,  in  der  dritten 
Beratung  aber  auf  Antrag  derselben  Abgeordneten  (Drucks.  Nr.  236)  diesem  Zu- 
sätze die  Fassung  gegeben,  in  welcher  er  in  den  §  3  aufgenommen  worden  ist 
(A.H.-Sitzung  vom  4.  Mai  1885  St.  B.  S.  1718). 

Die  Ausführung  dieser  letzteren  Bestimmung  hat  zu  vielfachen  Schwierig- 
keiten Veranlassung  gegeben  und  haben  in  den  Centralinstanzen  eine  Reihe  von 
Streitfragen  zur  Entscheidung  gebracht  werden  müssen,   bevor   mit   der   defini- 
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tiven  Aufstellung  des  Verteilungsplans  vorgegangen  werden  konnte.  —  Durch 
das  in  der  Ausführungsinstruktion  vom  12.  April  1886  allegierte  Cirkularreskript 
des  Finanzministers  vom  15.  November  1885  wurde  ausgesprochen,  dass  die  Er- 
mittelung der  fingierten  Steuerbeträge 

I.  bei  der  Grundsteuer  durch  Anwendung  der  im  §43  der  Kataster- 
anweisung I  vom  31.  März  1877  bezeichneten  Prozentsätze  auf  den  in  den 
Katastern  bereits  nachgewiesenen  Reinertrag  der  betr.  Grundstücke; 
IL  bei  der  Gebäudesteuer   durch   die  unter  Anwendung  der  für  die 
Staatsgebäudesteuer  bestehenden  Veranlagungsgrundsätze  zu  bewirkende 
Veranlagung  seitens  der  Gebäudesteuerveranlagungskommission  zu  er- 
folgen habe. 
Insbesondere  wurden  durch  diese  Cirkularverfügung  noch  folgende  Grund- 
sätze festgestellt : 

Soweit  in  dem  wirklichen  Sollaufkommen  an  Grundsteuer  auch 
Grundsteuern  an  den  Dienstgrundstücken  der  Geistlichen,  Kirchen- 
diener und  Elementarschullehrer,  sowie  der  zu  den 
Wittümern  der  betreffenden  Dienststellen  gehörigen 
Grundstücke  (§  18  der  Kreisordnung)  enthalten  sind,  kommen 
dieselben  von  jenem  Sollaufkommen  in  Abgang. 
Dagegen  treten  mit  fingierter  Grundsteuer  in  Zugang: 

a)  die  dem  Staate  gehörigen  Liegenschaften,  ausgenommen  diejenigen, 
welche  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  bestimmt  (also 
in  der  Liegenschaftskategorie  C  aufgeführt)  sind; 

b)  diejenigen  unter  e.  im  §  4  des  Grundsteuergesetzes  vom  21.  Mai  1881 
bezeichneten  grundsteuerfreien  Liegenschaften  der  Kategorie  B,  welche 
nicht  zu  den  Dienstgrundstücken  der  Geistlichen,  Kirchendiener  und 
Elementarschullehrer,  sowie  zu  den  Wittümern  der  betreffenden  Dienst- 
stellen gehören  (§  18  der  Kreisordnung),  also  insbesondere  diejenigen 
von  der  Grundsteuer  befreiten  Grundstücke,  welche  zu  dem  Vermögen 
evangelischer  oder  römisch-katholischer  Kirchen  oder  Kapellen,  öffent- 
licher Schulen,  höherer  Lehranstalten,  oder  besonderer  zur  Unter- 
haltung von  Kirchen,  Schulen  oder  höheren  Lehranstalten  stiftungs- 
mässig  bestimmter  Fonds  oder  milder  Stiftungen,  sowie  zur  Dotation 
solcher  Lehrer,  welche  nicht  den  Elementarschullehrem  beizuzählen 
sind,  gehören. 

Aus  dem  wirklichen  Sollaufkommen  an  Gebäude  Steuer  ist  kein  Ab- 
gang anzusetzen.     Es  kommt  dagegen  eine  fingierte  Steuer  in  Zugang  für 

a)  die  im  §  3  unter  Nr.  1  des  Gebäudesteuergesetzes  vom  21.  Mai  1861 
bezeichneten  Gebäude,  welche  sich  im  Besitze  der  Mitglieder  des 
königlichen  Hauses  oder  des  hohenzollernschen  Fürsten- 
hauses befinden,  ausgenommen  die  „königlichen  Schlösser"  (§  17  der 
Kreisordnung) ; 

b)  die  gebäudesteuerfreien  Gebäude  des  hannoverschen  Königs- 
hauses, sowie  des  kurhessischen  und  nassauischen  Fürsten- 
hauses, nicht  minder  die  zu  den  Standesherrschaften  der  vormals 
reichsunmittelbaren  Fürsten  und  Grafen  gehörigen  gebäude- 
steuerfreien Gebäude; 
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c)  die  gebäudesteuerfreien  Gebäude  des  Staates,  ausgenommen  die- 
jenigen, welche  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche  (§  3 
Nr.  2  ff.  des  Gebäudesteuergesetzes)  bestimmt  sind. 

(Die  im  §  3  unter  Nr.  7  und  8  des  Gebäudesteuergesetzes  bezeich- 
neten Gebäude  kommen  allgemein  nicht  in  Betracht.) 

Ferner  wurde  in  einer  Cirkularverfügung  der  Minister  des  Innern  und 
der  Finanzen  vom  12.  Januar  1886  ausgesprochen,  die  Annahme,  dass  bei  Fest- 
stellung des  Verteilungsmassstabes  für  die  den  Kommunalverbänden  nach  §  3 
des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1885  (Gesetzessammlung  S,  121)  aus  landwirtschaft- 
lichen Zöllen  zu  überweisenden  Beträge  die  Gebäude  der  sogenannten  verstaat- 
lichten Eisenbahnen  um  deswillen  einer  anderen  Behandlung  unterliegen,  als 
diejenigen  der  eigentlichen  Staatseisenbahnen,  weil  die  ersteren  auf  Grund  der 
Bestimmung  unter  Nr.  1  im  §  3  des  Gebäudesteuergesetzes  vom  21.  Mai  1861 
(Gesetzessammlung  S.  317)  als  dem  Staate  gehörig,  die  letzteren  dagegen  aus 
Nr.  2  im  §  3  ebendaselbst  als  zu  einem  öffentlichen  Dienste  oder  Gebrauche 
bestimmt  von  der  Staatsgebäudesteuer  freigelassen  worden  seien,  und  aus  diesem 
Grunde  nicht  die  ersteren,  wohl  aber  die  letzteren  unter  die  Ausnahmebestim- 
mung unter  Nr.  6  zu  c.  der  Anleitung  zur  Verfügung  des  Finanzministers  vom 
18.  November  vergangenen  Jahres,  II.  13,099,  fallen,  beruhe  auf  einer  unzutref- 
fenden Auffassung  der  massgebenden  Vorschriften.  Die  Freiheit  der  Gebäude  der 
eigentlichen  Staatseisenbahnen  von  der  Staatsgebäudesteuer  fusse,  wie  aus 
den  Anführungen  unter  IV.  2  der  Denkschrift  vom  April  1864  (Gauss,  Die  Ge- 
bäudesteuer, 2.  Aufl.  Nr.  301)  erhellt,  im  allgemeinen  nicht  auf  der  Vorschrift 
unter  Nr.  2,  sondern  auf  derjenigen  unter  Nr.  1  im  §  3  a.  a,  0.,  woraus  sich  hin- 
sichtlich derselben  für  den  vorliegenden  Zweck  grundsätzlich  die  gleiche  Art  der 
Behandlung  wie  hinsichtlich  der  Gebäude  der  verstaatlichten  Eisenbahnen  ergebe, 
dergestalt,  dass  beide  bei  Feststellung  des  Verteilungsmassstabes  für  die  den 
Kommunalverbänden  zu  überweisenden  Beträge  mit  in  Ansatz  zu  bringen  seien. 

Ausgenommen  blieben  nur  diejenigen  Gebäude,  welche  wegen  ihres  be- 
sonderen Zweckes  unter  die  Vorschrift  zu  Nr.  2  im  §  3  a.  a,  0.  fallen,  also  ins- 
besondere die  ausschliesslich  oder  in  der  Hauptsache  als  Dienstwohnungen  für 
Beamte  benutzten  (gegen  Wegfall  des  Wohnungsgeldzuschusses  überwiesenen) 
Gebäude.  Dieselben  müssten  bei  Feststellung  des  Verteilungsmassstabes  gemäss 
§  17  der  Kreisordnung  (Gesetzsammlung  für  1881  S.  179)  ebenso  unberück- 
sichtigt bleiben,  wie  allgemein  die  Dienstwohnungen  der  Beamten  anderer  Ver- 
waltungen. Auch  dies  gelte  gleichmässig  für  beide  vorgedachte  Kategorien  der 
Eisenbahnen.  Die  Bestimmung  in  den  wegen  des  Erwerbes  der  verstaatlichten 
Eisenbahnen  ergangenen  Gesetzen,  wonach  durch  den  Uebergang  auf  den  Staat 
in  Ansehung  der  Kommunalbesteuerung  eine  Aenderung  nicht  eintreten  soll, 
könne  hieran  nichts  ändern,  da  sich  dieselbe  auf  die  Fesstellung  des  Verteilungs- 
massstabes  nicht  beziehe,  letztere  vielmehr  allgemein  lediglich  nach  §  3  des 
Gesetzes  vom  14.  Mai  1885  und  den  darin  ausdrücklich  in  Bezug  genommenen 
Vorschriften  zu  erfolgen  habe. 

Endlich  wurde  in  einer  Verfügung  derselben  Minister  vom  18.  Januar  1886 
noch  auf  folgende  Gesichtspunkte  aufmerksam  gemacht: 

1.  Zu  den  , königlichen  Schlössern"  im  Sinne  des  §  17  der  Kreisordnung 
(Gesetzsammlung  für  1881  S.  179)   sind  nicht  allein  die  zum    persön- 
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liehen  Aufenthalte  der  allerhöchsten  Herrschaften  dienenden,  sondern 
auch  diejenigen  Baulichkeiten  zu  rechnen,  Avelche  für  die  Zwecke  der 
allerhöchsten  Hofhaltung  im  ganzen  Umfange  benutzt  werden,  gleich- 
viel ob  dieselben  aus  besonderen  Gebäuden  bestehen  oder  sich  in  einem 
Gebäude  vereinigt   finden.     Es   bleiben   demnach   die  von  den  könig- 
lichen Hof  beamten   und   der  königlichen  Dienerschaft  bewohnten  Ge- 
bäude, die  königlichen  Marställe  und  die  übrigen  für  die  Zwecke  der 
allerhöchsten  Hofhaltung  dienenden  Gebäude  ebenso  von  der  Ermitte- 
lung der  fingierten  Gebäudesteuer  ausgeschlossen,  wie  die  betreffenden 
Schlösser  selbst. 
2.  Hinsichtlich  der  von   den  Prinzen   des   königlichen  Hauses  benutzten 
Gebäude,  der  zugehörigen  Dienerwohnungen  u.  s.  w.  gilt  dasselbe,  so- 
fern  diese  Gebäude   mit  Rücksicht  auf  das  in  jedem  einzelnen  Falle 
zu  prüfende  Eigentumsverhältnis  als  königliche  Schlösser  im  Sinne  des 
§  17  der  Kreisordnung,  beziehungsweise  als  Zubehör  solcher  Schlösser 
anzusehen  sind. 
Die  nach  Massgabe   der  vorstehenden  Grundsätze   aufzustellende  Berech- 
nung  der  Antheile    der   einzelnen   Kreise   an    der  auf  den  Gesamtbetrag  von 
4,002,116  Mark  berechneten  Summe,  welche  die  auf  Preussen  entfallende  Quote 
des  Ertrags  der  Getreide-  und  Viehzölle  für  das  Etatsjahr  1885/86  nach  Abzug 
des   der  Staatskasse   verbleibenden  Betrags   von    15  Millionen  Mark    darstellt, 
konnte  erst  zu  Anfang  des  Monats  Juli  1886  zum  Abschluss  gebracht  werden. 
Das  Resultat   derselben  wurde  in    der   im  Finanzarchiv  III.   Jahrgang   S.  900 
abgedruckten  Bekanntmachung  der  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  vom 
8.  Juli  1886  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht. 

Diese  Bekanntmachung  wurde  den  sämtlichen  Oberpräsidenten  mit  dem 
Bemerken  mitgeteilt,  dass  die  Generalstaatskasse  angewiesen  sei,  die  auf  die 
einzelnen  Regierungsbezirke  entfallenden  Beträge  an  die  Regierungshauptkassen, 
welche  dieselben  in  der  Extraordinarienrechnung  für  die  Verwaltung  des  Innern 
in  Einnahme  und  Ausgabe  nachzuweisen  hätten,  zu  überweisen.  Zugleich  wurden 
die  Oberpräsidenten  beauftragt,  die  Zahlung  der  den  einzelnen  Kommunal- 
verbänden zustehenden  Beträge  gegen  Quittung  der  berechtigten  Vertreter 
schleunigst  herbeizuführen. 

Die  Verteilung  der  in  der  vorstehenden  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1886 
für  die  13  Provinzen  und  die  hohenzoUernschen  Lande  summarisch  angegebenen 
Beträge  auf  die  einzelnen  empfangsberechtigten  Kreise  und  die 
für  diese  Verteilung  massgebenden  Faktoren  sind  in  den  nach- 
folgenden SpezialÜbersichten  —  nach  Regierungsbezirken  geordnet  —  zusammen- 
gestellt. 
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Nachweisung 

der  den  Eolümnnalverbänden  ans  den  landwirtschaftliclien  Zöllen  des  Etats- 
Jahres  1885/86  zn  überweisenden  Beträge. 


W) 

Sollaufkommen    des   Etats- 

Es  werden   überwiesen 
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I.   Regiernngsbezirk  Königsberg. 


1.  Alienstein     .    .    .    .    , 

2.  Braunsberg 

3.  Pr.  Eylau 

4.  Fischhausen 

5.  Friedland 

6.  Gerdauen , 

7.  Heiligenbeil 

8.  Heilsberg 

9.  Pr.  Holland 

10.  Königsberg  (Landkreis) 

11.  Königsberg  (Stadtkreis) , 

12.  Labiau , 

13.  Memel 

14.  Mohrungen 

15.  Neidenburg    .    .     .    .    , 

16.  Orteisburg 

17.  Osterode , 

18.  Rastenburg 

19.  Roessel 

20.  Wehlau 


Zusammen 
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3,248 
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51,679* 
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45,272* 
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410,589 

413,400 
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15,407 
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53,126* 
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3,433 
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58,083* 

40,903 

51,449 

92,352 

2,763 
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55,832* 

83,425 

19,111 
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2,655 
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50,139* 

54,070 

21,911 

75,981 

2,385 

2,882 

5,217 

50,034* 

86,573 

22,831 

109,404 

2,380 

4,077 

6,457 

1,160,620* 

1,486,030 

824,622 

2,310,652 

55,202 

86,117 

141,319 

II.    Regierungsbezirk  Gnmbinnen. 


1.  Angerburg 

2.  Darkehmen 

3.  Goldap 

4.  Gumbinnen 

5.  Heydekrug 

6.  Insterburg 

7.  Johannisburg     .    .    .     . 

8.  Lötzen 

9.  Lyck 

10.  Niederung     .    -    .    .    . 

11.  Oletzko 

12.  Pillkallen 

13.  Ragnit 

14.  Sensburg 

15.  Stallupönen 

16.  Tilsit 

Zusammen 


38,157* 

51,423 

12,528 

63,951 

1,815 

2,383 

4,198 

35,088* 

58,274 

12,236 

70,.510 

1,669 

2,628 

4,297 

44,863* 

42,460 

15,125 

57,585 

2,134 

2,146 

4,280 

46,706* 

63,971 

25,964 

89,935 

2,221 

3,352 

5,573 

42,327* 

43,679 

14,735 

58,414 

2,013 

2,177 

4,19( 

70,974* 

88,093 

46,978 

135,071 

3,376 

5,034 

8,410 

48,656* 

43,400 

14,631 

58,031 

2,314 

2,163 

4,477 

42,125* 

36,441 

14,621 

51,062 

2,004 

1,903 

3,907 

52,588* 

44,157 

24,537 

68,694 

2,501 

2,560 

5,061 

55,651* 

101,339 

19,511 

120,850 

2,647 

4,504 

7,151 

41,207* 

31,968 

13,782 

45,750 

1,960 

1,705 

3,666 

46,365* 

73,123 

16,171 

89,294 

2,205 

3,328 

5,533 

54,489* 

84,507 

17,914 

102,421 

2,592 

3,817 

6,409 

48,893* 

47,378 

15,113 

62,491 

2,325 

2,329 

4,654 

45,722* 

68,502 

22,509 

91,011 

2,175 

3,392 

5,567 

68,322* 

66,7.59 

54,750 

121, .509 

3,249 

4,529 

7,77S 

782,133* 

946,474 

341,105 

1,286,.579 

37,200 

47,9.30 

85,  If 
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Bevölkerungszahl 

nach  der  Volkszählung 

vom  Dezember  1885. 

Sullaufkommen    des    Etats- 
jahres 1885/86,  einschliesslich 
der  fingiert  veranlagten 

Es  werden   überwiesen 
aus  der  Hauptsumme 

Kreis. 

ü 

OH 

M. 

g  Gebäudesteuer. 

Grund-  und  Ge- 
S     bäudesteuer 
(Sp.  3  und  4). 

in  '^ 

M. 

TS 'S 

§§ 
M. 

55- 
M. 

1.                       1 

2. 

3- 

4.                 5.        1        6.       1        7. 

8. 

III.   Begiernngsbezirk  Danzig. 


1.  Bereut 

2.  Danzig  (Stadtkreis) 

3.  Danzig  (Landkreis) 

4.  Elbing  (Stadtkreis) 

5.  Elbing  (Landkreis) 

6.  Karthaus  .... 

7.  Marienburg  1)     .    . 

8.  Neustadt   .... 

9.  Pr.  Stargard      .    . 


Zusammen 


46,351* 

44,163 

13,918 

58,081 

2,205 

2,165 

4,370 

108,44.5* 

2,724 

289,367 

292,091 

5,158 

10,886 

16,044 

81,335* 

152,313 

41,012 

193,355 

3,868 

7,206 

11,074 

37,978* 

2,827 

56,169 

58,996 

1,806 

2,199 

4,005 

37,373* 

101,257 

14,373 

115,630 

1,778 

4,310 

6,088 

58,810* 

42,333 

14,240 

56,573 

2,797 

2,108 

4,905 

59,797* 

215,967 

41,330 

257,297 

2,844 

9,589 

12,433 

64,716* 

58,053 

27,387 

85,440 

3,078 

3,184 

6,262 

76,683* 

86,468 

37,175 

123,643 

3,647 

4,608 

8,255 

571,488* 

706,135 

534,971 

1,241,106 

27,181 

46,255 

73,436 

IV.   Regierungsbezirk  Marienwerder. 


1.  Dt.  Ki-one  . 

2.  Flatow      .  . 

3.  Graudenz  ,  . 

4.  Konitz  .    .  . 

5.  Kulm     .     .  . 

6.  Löbau    .     .  . 

7.  Marien  Werder 

8.  Rosenberg  . 

9.  Schlochau 

10.  Schweiz    .  . 

11.  Strasburg 

12.  Stuhm2)    .  . 

13.  Thorn    .    .  . 

14.  Tuchel  .    .  . 


Zusammen 


65,098* 

88,596 

28,202 

116,798 

3,096 

4,353 

7,449 

64,709* 

77,924 

25,087 

103,011 

3,078 

3,839 

6,917 

60,245* 

105,396 

38,485 

143,881 

2,865 

5,362 

8,227 

50,699* 

43,908 

22,926 

66,834 

2,411 

2,491 

4,902 

56,865* 

113,475 

30,949 

144,424 

2,705 

5,383 

8,088 

52,759* 

39,541 

20,593 

60,134 

2,509 

2,241 

4,750 

63,255* 

109,610 

40,077 

149,687 

3,009 

•5,579 

8,588 

48,614* 

75,937 

23,863 

99,800 

2,312 

3,720 

6,032 

64,817* 

57,392 

23,316 

80,708 

3,083 

3,008 

6,091 

76,163* 

95,762 

28,163 

123,925 

3,623 

4,619 

8,242 

66,980* 

76,656 

28,182 

104,838 

3,186 

3,907 

7,093 

37,532* 

88,159 

17,605 

105,764 

1,785 

3,942 

5,727 

84,401* 

94,176 

56,278 

150,454 

4,014 

5,607 

9,621 

27,777* 

31,869 

8,789 

40,658 

1,321 

1,515 

2,836 

819,914* 

1,098,401 

392,515 

1,490,916 

38,997 

55,566 

94,563 

y.   Stadt  Berlin. 


I.  Stadt  Berlin ||  1,295,430*1        13,770  |  5,961,869  |I5,975,639|    61,614  |  222,708  ||  284,322 

Tl.   Begiernngsbezirk  Potsdam. 

1.  Angermünde      .    .    . 

2.  Beeskow-Storkow  .     . 

3.  Brandenburg  (Stadtkr.) 

4.  Charlottenburg(Stadtkr. 

5.  Jüterbog -Luckenwalde 

6.  Niederbarnim    .    . 

7.  Oberbarnim   .     .     . 

8.  Osthavelland     .    . 

9.  Ostpriegnitz  .     .    . 
10.  Potsdam  (Stadtkreis) 

II.  Prenzlau    .... 

12.  Ruppiu  .     . 

13.  Teltow       .... 

14.  Templin     .... 

15.  Westhavelland  .    . 

16.  Westpriegnitz    .    . 

17.  Zauch-Belzig      .    . 

Zusammen 

1)  Der  auf  die  im  Kreise  Stuhm  äea  Regierungsbezirks  Marienwerder  als  Enklave  belegene  Landmühle  Marien- 
Dnrg  entfallende  Betrag  ist  hier  mit  nachgewiesen. 

2)  Der   auf  die   im  Kreise  Stuhm  als  Enklave  belegene,   aber    zum    Kreise  Marienburg    gehörige  Landmühle 
Marienburg  entfallende  Betrag  i.st  bei  dem  Regierungsbezirke  Danzig  nachgewiesen. 
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63,809* 

176,372 

41,773 

218,145 

3,035 

8,130 

11,165 

42,719* 

69,742 

18,476 

88,218 

2,032 

3,288 

5,320 

30,927* 

6,866 

53,386 

60,252 

1,471 

2,245 

3,716 

42,171* 

3,.594 

120,937 

124,531 

2,006 

4,641 

6,647 

64,253* 

77,430 

45,730 

123,160 

3,056 

4,590 

7,646 

143,578* 

183,497 

143,512 

327,009 

6,876 

12,187 

19,063 

79,913* 

153,107 

79,649 

232,756 

3,801 

8,675 

12,476 

88,370* 

127,105 

80,288 

207,393 

4,203 

7,729 

11,932 

67,130* 

139,004 

38,707 

177,711 

3,193 

6,623 

9,816 

44,584* 

2,325 

126,645 

128,970 

2,121 

4,807 

6,928 

54,232* 

211,773 

41,860 

253,633 

2,579 

9,453 

12,032 

76,446* 

153,610 

55,075 

208,685 

3,636 

7,778 

11,414 

160,692* 

110,035 

222,447 

332,482 

7,643 

12,391 

20,034 

43,977* 

90,933 

20,986 

111,919 

2,091 

4,171 

6,262 

54,721* 

95,801 

38,705 

134,506 

2,603 

5,013 

7,616 

71,092* 

181,031 

54,753 

235,787 

3,381 

8,788 

12,169 

74,456* 

136,444 

34,066 

170,510 

3,541 

6,3.55 

9,896 

1,204,070* 

1,918,672 

1,216,995 

3,135,667 

57,268 

116,864 

174,132 
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L.  Herrfurth, 


Bevölkerungszahl 

nach  der  Volkszählung 

vom  Dezember  1885. 

Sollaufkommen    des    Etats- 
jahres 1885186,  einschliesslich 
der  fingiert  veranlagten 

Es  werden   überwiesen 
aus  der  Hauptsumme 

Kreis. 

1 

M. 

1 

1 

O 
M. 

Grund-  und  Ge- 

S     bäudesteuer 
(Sp.  3  und  4). 

11 

M. 

k 

r^    O 

-gl 
es  ^ 

M. 

11 

Mas 

M. 

1. 

2. 

3.                 4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

YII.   Eegiernngsbezirk  Frankfurt  a/0. 


1.  Amswalde 

2.  Frankfurt  ajO.  (Stadtkr.) 

3.  Friedeberg 

4.  Guben  (Stadtkreis)    .    . 

5.  Guben  (Landkreis)     .    . 

6.  Kalau 

7.  Königsberg  NjM.    .    .     . 

8.  Kottbus 

9.  Krossen 

10.  Landsberg 

11.  Lebus 

12.  Luckau 

13.  Lübben 

14.  Soldin 

15.  Sorau 

16.  Spremberg 

17.  Ost-Stt>mberg    .     .    .    . 

18.  West- Sternberg     .    .    . 

19.  ZüUichau 

Zusammen 


42,326* 
51,284' 
57,424" 
27,086" 
42,394" 
54,987" 
94,380" 
78,601" 
60,842" 
87,693" 
92,585" 
63,394" 
34,161" 
47,971" 
100,700' 
25,121" 
51,278" 
45,516" 
50.149" 


1,107,892* 


91,392 
8,022 

108,002 
3,297 
77,366 
68,900 

233.895 
65,947 
69,325 

158,971 

221,302 
91,909 
45,666 

151,115 
73,739 
16,224 
86,394 
85,516 
68,487 


1,725,469 


20,484 
120,686 
29,633 
34,677 
15,060 
22,574 
65,432 
66,214 
35,273 
68,446 
65,496 
33,335 
14,330 
19,724 
66,579 
18,371 
26,003 
20,341 
29,236 


771,894 


111,876 

2,013 

4,169 

128,708 

2,439 

4,797 

137,635 

2,731 

5,130 

37,974 

1,288 

1,415 

92,426 

2,016 

3,445 

91,474 

2,615 

3,409 

299,327 

4,489 

11,156 

132,161 

3,738 

4,925 

104,598 

2,894 

3,898 

227,417 

4,171 

8,476 

286,798 

4,404 

10,689 

125,244 

3,015 

4,668 

59,996 

1,625 

2,236 

170,839 

2,282 

6,367 

140,318 

4,790 

5,230 

34,595 

1,195 

1,289 

112,397 

2,439 

4,189 

105,857 

2,165 

3,945 

97,723 

2,385 

3,642 

2,497,363 

52,694 

93,075  j 

VIII.   Regierungsbezirk  Stettin. 


Anclam 

Demmin 

Greifenberg 

Greifenhagen     .... 

Kammin 

Naugard    

Pyritz 

Randow     

Eegenwalde 

Saatzig 

Stettin  (Stadtkreis)    .    . 

Ueckermünde    .... 

Usedom-Wollin  .... 

Znsammen 


30,912* 

71,705 

20,920 

92,625 

1,470 

3,452 

4,922 

45,788* 

171,711 

26,145 

197,856 

2,178 

7,374 

9,552 

35,566* 

87,046 

22,991 

110,037 

1,692 

4,101 

5,793 

52,192* 

123,594 

29,284 

152,878 

2,482 

5,698 

8,180 

43,877* 

71,294 

15,954 

87,248 

2,087 

3,252 

5,339 

54,613* 

87,730 

27,778 

115,508 

2,597 

4,305 

6,902 

43,932* 

153,874 

20,213 

174,087 

2,090 

6,488 

8,578 

109,077* 

187,897 

86,643 

274,540 

5,188 

10,232 

15,420 

46,031* 

85,550 

18,670 

104,220 

2,189 

3,884 

6.073 

65,070* 

97,104 

51,828 

148,932 

3,095 

5,550 

8,645 

95,824* 

9,823 

366,188 

376,011 

4,558 

14,014 

18,572 

47,940* 

50,114 

23,476 

73,590 

2,280 

2,742 

5,022 

37,784* 

60,176 

39,525 

99,701 

2,273 

3,716 

5,989 

718,606* 

1,257,618 

749,615 

j2,007,233 

34,179 

74,808 

108,987 

IX.    Regierungsbezirk  Eöslin. 


1.  Beigard 

2.  Bublitz 

3.  Bütow 

4.  Dramburg 

5.  Köslin 

6.  Kolberg-Körlin  .... 

7.  Lauenburg 

8.  Neustettin 

9.  Rummelsburg    .... 

10.  Schivelbein 

11.  Schlawe 

12.  Stolp 

Zusammen 


45,292" 
21,005" 
24,150' 
35,923" 
44,413" 
49,512" 
42,863" 
74,384" 
34,016' 
18,991' 
75,306" 
97,926' 


563,781" 


61,917 
23,949 
18,129 
42,626 
73,630 
79,989 
48,525 
82,132 
33,275 
25,355 
129,208 
125,787 


21,040  f 

7,545 

7,987 

15,433  i 

33,888  ! 

42,616 

16,322 

28,367 

8,760 

9,156 

32,365 

56,545 


82,957 

31,494 

26,116 

58,059 

107,518 

122,605 

64,847 

110,499 

42,035 

34,511 

161,573 

182,332 


1      2,154 

3,092 

'          999 

1,174 

1,149 

973 

1,709 

2,164 

2,112 

4,007 

2,355 

4,569 

1      2,039 

2,417 

3,538 

4,118 

1,618 

1,567 

903 

1,286 

3,582 

6,022 

4,657 

6,795 

744,522  I      280,024  ||1,024,546|    26,815  |    38,184 1|    64,999 
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Bevölkerungszahl 

nach  der  Volkszählung 

vom  Dezember  1885. 

Sollaufkommen    des   Etats- 
jahres 1885/86,  einschliesslich 
der  fingiert  veranlagten 

Es   werden   überwiesen 
aus  der  Hauptsumme 

Kreis. 

i 

-2 

O 
M. 

M 

M. 

Grund-  und  Ge- 

S     bäudesteuer 
(Sp.  3  und  4). 

^      Va  nach  der 
•      Bevölkerung. 

n  o 

Od 

11 
sa  «g 

M. 

M. 

1. 

2. 

3. 

4.               5. 

6.       1        7. 

8. 

X.   Regierungsbezirk  Stralsund. 


1.  Franzburg 

2.  Greifswald 

3.  Grimmen 

4.  Rügen 

5.  Stralsund  (Stadtkreis)   . 

Zusammen 


41,995* 

173,605 

19,718 

193,323 

1,997 

7,205 

9,202 

57,897* 

172,131 

53,144 

225,275 

2,754 

8,396 

11,150 

35,594* 

172,548 

16,116 

188,664 

1,693 

7,031 

8,724 

45,067* 

200,038 

22,480 

222,518 

2,144 

8,293 

10,437 

27,296* 

5,144 

56,154 

61,298 

1,298 

2,285 

3,583 

207,849* 

723,466 

167,612 

891,078 

9,886 

33,210 

43,096 

XI.   Regierungsbezirk  Posen. 


1.  Adelnau 

2.  Birnbaum 

3.  Bomst 

4.  Bück     . 

5.  Fraustadt 

6.  Kosten 

7.  Kröben 

8.  Krotoschin 

9.  Meseritz 

10.  Obornik 

11.  Pleschen        

12.  Posen  (Stadtkreis)     .    . 

13.  Posen  (Landkreis)      .     . 

14.  Samter 

15.  ScMldberg 

16.  Schrimm 

17.  Schi'oda 

18.  Wreschen 

Zusammen 


63,026" 
49,848' 
58,151' 
63,396' 
65,478' 
76,102' 
83,003' 
70,662' 
49,590' 
48,005' 
63,043' 
62,352' 
70,664' 
53,106' 
64,588' 
58,7.50' 
52,961' 
41,516' 


60,647 

56,359 

52,872 

71,586 

87,481 

105,526 

121,071 

85,541 

50,074 

88,821 

78,731 

211 

91,067 

80,861 

57,844 

69,865 

102,932 

58,436 


29,352 
20,475 
21,040 
23,860 
38,632 
27,719 
37,644 
28,086 
19,843 
22,127 
22,084 
223,368 
31,617 
24,589 
23,700 
25,312 
18,204 
16,755 


1       89,999 

2,998 

3,354 

76,834 

2,371 

2,864 

73,912 

2,766 

2,755 

95,446 

3,015 

3,557 

126,113 

3,114 

4,700 

133,245 

3,619 

4,966 

1.58,715 

3,948 

5,915 

113,627 

3,361 

4,235 

69,917 

2,359 

2,606 

110,948 

2,283 

4,135 

100,815 

2,998 

3,757 

223,579 

2,966 

8,333 

122,684 

3,361 

4,572 

105,450 

2,526 

3,930 

81,544 

3,072 

3,039 

95,177 

2,794 

3,547 

121,136 

2,519 

4,515 

75,191 

1,975 

2,802 

6,352 
5,235 
5,521 
6,572 
7,814 
8,585 
9,863 
7,596 
4,965 
6,418 
6,755 
11,299 
7,933 
6,456 
6,111 
6,341 
7,034 
4,777 


1,094,241*1  1,319,925  |      654,407  |;1,974,332|     52,045  |    73,582  ||  125,627 


XII.   Regierungsbezirk  Bromberg. 


1.  Bromberg  (Stadtkreis)   . 

2.  Bromberg  (Landkreis)    . 

3.  Czarnikau 

4.  Gnesen 

5.  Inowrazlaw 

6.  Kolmar  i|P 

7.  Mogilno 

8.  Schubin 

9.  Wirsitz 

10.  Wongrowitz 

Zusammen 


33,285* 

1,612 

88,975 

90,587 

1,583 

3,376 

4,959 

71,894* 

99,051 

28,877 

127,928 

3,419 

4,768 

8,187 

70,794* 

86,935 

25,787 

112,722 

3,367 

4,201 

7,568 

64,120* 

83,713 

34,636 

118,349 

3,050 

4,411 

7,461 

88,991* 

190,738 

43,991 

234,729 

4,233 

8,748 

12,981 

57,581* 

59,234 

28.909 

88,143 

2,739 

3,285 

6,024 

47,956* 

75,880 

15,458 

94,338 

2,281 

3,516 

5,797 

57,064* 

87,221 

22,178 

109,399 

2,714 

4,077 

6,791 

57,373* 

100,150 

27,249 

127,399 

2,729 

4,748 

7,477 

54,596* 

107,549 

20,742 

128,291 

2,596 

4,782 

7,378 

603,654* 

892,083 

339,802  1 

1,231,885 

28,711 

45,912 

74,623 

XIII.   Regierungsbezirk  Breslau. 


1.  Breslau  (Stadtkreis) 

2.  Breslau  (Landkreis) 

3.  Brieg 

4.  Frankenstein     .    . 

5.  Glatz 

6.  Guhrau      .... 

7.  Habelschwerdt  .    . 

8.  Militsch     .... 

9.  Münsterberg  .    .    . 
10.  Namslau    .... 


294,607* 

8,567 

1,037,322 

79,933* 

179,848 

43,165 

59,680* 

107,597 

50,412 

50,165* 

98,405 

26,885 

62,454* 

71,435 

38,345 

36,623* 

79,284 

15,538 

60,917* 

64,016 

28,982 

53,345* 

82,227 

23,056 

33,137* 

96,025 

16,604 

37,494* 

68,896 
451 

15,741 

[1,045,889 

14,012 

38,980 

223,013 

3,802 

8,312 

158,009 

2,839 

5,889 

125,290 

2,386 

4,669 

109,780 

2,971 

4,091 

94,822 

1,742 

3,534 

92,998 

2,897 

3,466 

105,283 

2,537 

3,924 

112,629 

1,576 

4,198 

!      84,637 

1,783. 

3,154 

52,992 
12,114 

8,728 
7,055 
7,062 
5,276 
6,363 
6,461 
5,774 
4,937 
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11.  Neumarkt 

12.  Neurode 

13.  Nimptsch  ...... 

14.  Oels 

15.  Ohlau 

16.  Reichenbach 

17.  Schweidnitz 

18.  Steinau 

19.  Strehlen 

20.  Striegau 

21.  Trebnitz 

22.  Waidenburg 

23.  Wartenberg 

24.  Wolüau 

Zusammen 


57,670* 
51,067' 
31,643* 
66,536* 
55,944* 
68,367" 
92,917' 
24,901' 
37,369' 
40,964" 
52,102' 
117,640' 
51,232' 
47,201' 


1,563,908" 


177,801 

46,524 

118,825 

123,193 

125,128 

81,153 

157,280 

52,182 

89,061 

102,516 

126,458 

38,651 

57,661 

99,358 


33,620 
20,457 
11,234 
36,217 
25,541 
44,360 
77,499 
12,029 
17,928 
24,774 
23,450 
88,977 
15,177 
22,224 


211,421 

66,981 

130,059 

159,410 

150,669 

125,513 

234,779 

64,211 

106,989 

127,290 

149,908 

127,628 

72,838 

121,582 


2,743 
2,429 
1,505 
3,165 
2,661 
3,252 
4,419 
1,184 
1,777 
1,948 
2,478 
5,595 
2,437 
2,245 


7,880 
2,496 
4,847 
5,941 
5,615 
4,678 
8,750 
2,393 
3,987 
4,744 
5,587 
4,757 
2,715 
4,531 


2,252,091   I  1,749,537  1^,001,628 


74,383  I  149,138  1 


XIV.   Regierungsbezirk  Liegnitz. 


1.  Bolkenhain 

2.  Bunzlau 

3.  Freistadt 

4.  Grlogau 

5.  Görlitz  (Stadtkreis)    .    . 

6.  Görlitz  (Landkreis)    .     . 

7.  Goldberg-Haynau  .    .     . 

8.  Grünberg 

9.  Hirschberg    .    .    -    .    . 

10.  Hoyerswerda     .    .    .    . 

11.  Jauer 

12.  Landeshut 

13.  Lauban     ...... 

14.  Liegnitz  (Stadtkreis) 

15.  Liegnitz  (Landkreis) 

16.  Löwenberg 

17.  Lüben 

18.  Rothenburg  o|L.    .    .     . 

19.  Sagan 

20.  Schönau 

21.  Sprottau 

Zusammen 


31,796* 

53,243 

14,759 

68,002 

1,512 

2,534 

4,046 

59,579* 

87,120 

34,257 

121,377 

2,834 

4,524 

7,358 

51,157* 

86,142 

29,293 

115,435 

2,433 

4,302 

6,735 

72,710* 

149,011 

67,825 

216,836 

3,458 

8,081 

11,539 

54,489* 

5,296 

122,083 

127,379 

2,592 

4,747 

7,339 

50,994* 

107,220 

22,839 

130,059 

2,425 

4,847 

7,272 

49,856* 

103,088 

30,064 

133,152 

2,371 

4,963 

7,334 

52,736* 

65,371 

28,028 

93,399 

2,508 

3,481 

5,989 

69,183* 

47,463 

68,499 

115,962 

3,291 

4,322 

7,613 

33,061* 

46,918 

13,772 

60,690 

1,573 

2,262 

3,835 

34,553* 

98,603 

28,624 

127,227 

1,643 

4,742 

6,385 

48,575* 

31,190 

27,815 

59,005 

2,310 

2,199 

4,509 

67,083* 

86,956 

37,829 

124,785 

3,191 

4,651 

7,842 

41,578* 

7,992 

81,511 

89,503 

1,978 

3,336 

5,314 

44,863* 

177,775 

21,602 

199,377 

2,134 

7,431 

9,565 

63,248* 

114,480 

32,604 

147,084 

3,008 

5,482 

8,490 

33,004* 

59,657 

17,510 

77,167 

1,570 

2,876 

4,446 

50,887* 

65,575 

20,429 

86,004 

2,420 

3,205 

5,625 

56,232* 

71,757 

33,220 

104,977 

2,675 

3,912 

6,587 

24,923* 

44,946 

11,619 

56,565 

1,185 

2,108 

3,293 

34,939* 

69,822 

19,646 

89,468 

1,662 

3,334 

4,996 

1,025,446* 

1,579,625 

763,828 

2,343,453 

48,773 

87,339 

136,112 

Beuthen  . 
Falkenberg 
Grottkau  . 
Kattowltz 
Kosel  .  . 
Kreuzburg 
Leobschütz 
Lublinitz  . 
Neisse  .  . 
Neustadt  . 
Oppeln  .  . 
Pless  .  . 
Ratibor 


XV.   Regierungsbezirk  Oppeln. 


88,359 
14,082 
23,168 
76,284 
24,710 
18,218 
43,961 
10,776 
74,229 
43,264 
52,035 
27,639 
60,923 


131,148* 

13,101 

40,024* 

61,411 

44,835* 

105,876 

105,332* 

15,174 

67,222* 

103,914 

43,641* 

66,775 

86,754* 

191,231 

44,076* 

34,895 

95,349* 

145,103 

95,016* 

143,662 

114,720* 

97,077 

95,573* 

68,600 

129,384* 

145,269 

101,460 

6,238 

3,781 

78,493 

1,904 

2,925 

129,044 

2,132 

4,809 

91,458 

5,010 

3,409 

128,624 

3,197 

4,794 

84,993 

2,076 

3,168 

235,192 

4,126 

8,766 

45,671 

2,096 

1,702 

219,332 

4,535 

8,174 

186,926 

4,.519 

6,967 

149,112 

5,456 

5,557 

96,239 

4,.546 

3,587 

206,192 

6,154 

7,685 
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5. 
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14.  Rosenberg 

46,874* 

46,255 

12,720 

58,975 

2,229 

2,198 

4,427 

15.  Rybnik 

79,532* 

47,668 

22,250 

69,918 

3,783 

2,606 

6,389 

16.  Gross-Strehlitz  .... 

65,286* 

54,753 

21,695 

76,448 

3,105 

2,849 

5,954 

17.  Tarnowitz 

47,870* 

20,211 

18,077 

38,288 

2,277 

1,427 

3,704 

18.  Tost-Gleiwitz     .... 

95,573* 

59,634 

57,293 

116,927 

4,546 

4,358 

8,904 

19.  Zabrze 

59,166* 

9,800 

30,888 

40,688 

2,814 

1,516 

4,330 

Zusammen 

1,487,370* 

1,433,409 

720,571 

2,163,980 

70,743 

80,278 

151,021 

Xyi.    Regierungsbezirk  Magdeburg. 


1.  Achersleben 

2.  Calbe 

3.  Gardelegen 

4.  Halberstadt 

5.  Jerichow  I 

6.  Jerichow  II 

7.  Magdeburg 

8.  Neuhaldensleben    .    .     . 

9.  Oschersleben     .     .     .    . 

10.  Osterburg 

11.  Salzwedel 

12.  Stendal 

13.  Wanzleben 

14.  Wernigerode      .... 

15.  Wolmii-stedt 

Zusammen 


74,.543* 

163,426 

75,699 

239,125 

3,545 

8,912 

12,457 

92,942* 

218,729 

78,356 

297,085 

4,421 

11,072 

15,493 

51,777* 

103,111 

31,073 

134,184 

2,463 

5,001 

7,464 

69,456* 

188,791 

80,843 

269,634 

3,303 

10,049 

13,352 

69,832* 

138,934 

54,751 

193,685 

3,321 

7,219 

10,540 

54,939* 

110,833 

32,224 

143,057 

2,613 

5,332 

7,945 

152,791* 

28,026 

463,713 

491,739 

7,267 

18,327 

25,594 

57,901* 

178,728 

38,457 

217,185 

2,754 

8,094 

10,848 

52,145* 

199,462 

40,997 

240,459 

2,480 

8,962 

11,442 

44,445* 

133,642 

30,713 

164,355 

2,114 

6,125 

8,239 

50,100* 

112,340 

31,778 

144,118 

2,383 

5,371 

7,754 

57,378* 

93,022 

45,702 

138,724 

2,729 

5,170 

7,899 

74,110* 

262,382 

59,542 

321,924 

3,525 

11,998 

15,523 

26,481* 

59,125 

27,688 

86,813 

1,260 

3,236 

4,496 

50,966* 

168,406 

47,807 

216,213 

2,424 

8,058 

10,482 

979,806* 

2,158,957 

1,139,343 

3,298,300 

46,602 

122,926 

169,528 

Xyil.   Regierungsbezirk  Merseburg. 


1.  Bitterfeld  .    .    . 

2.  Delitzsch  ... 

3.  Eckartsberga     . 

4.  Halle  (Stadtkreis) 

5.  Liebenwerda 

6.  Mansfeld-Gebirge 

7.  Mansfeld-See      . 

8.  Merseburg     .     .     , 

9.  Naumburg     .    . 

10.  Querfurt    .    .    .    , 

11.  Saalkreis  .    .    .    , 

12.  Sangerhausen    . 

13.  Schweinitz     .    .    , 

14.  Torgau 

15.  Weissenfeis  .  .  , 
10.  Wittenberg  .  .  . 
17.  Zeitz 


Zusammen 


54,460* 

138,517 

33,879 

172,396 

2,590 

6,425 

9,015 

59,810* 

221,805 

42,335 

264,140 

2,845 

9,844 

12,689 

40,034* 

137,832 

19,778 

157,610 

1,904 

5,874 

7,778 

80,714* 

9,886 

160,696 

170,582 

3,839 

6,357 

10,196 

47,552* 

65,338 

26,270 

91,608 

2,262 

3,414 

5,676 

60,745* 

123,025 

30,618 

153,643 

2,889 

5,726 

8,615 

89,441* 

251,959 

58,579 

310,538 

4,254 

11,574 

15,828 

73,016* 

228,782 

54,603 

283,385 

3,473 

10,562 

14,035 

31,364* 

49,526 

39,371 

88,897 

1,492 

3,313 

4,805 

58,500* 

228,053 

37,638 

265,691 

2,782 

9,902 

12,684 

75,500* 

205,577 

47,322 

252,899 

3,591 

9,425 

13,016 

70,701* 

189,928 

38,682 

228,610 

3,363 

8,520 

11,883 

42,160* 

78,058 

21,432 

99,490 

2,005 

3,708 

5,713 

52,769* 

138,309 

37,726 

176,035 

2,510 

6,561 

9,071 

82,574* 

199,129 

63,220 

262,349 

3,927 

9,778 

13,705  • 

51,297* 

118,481 

41,036 

159,517 

2,440 

5,945 

8,385 

47,710* 

99,870 

43,241 

143,111 

2,269 

5,334 

7,603 

•1,018,347* 

2,484,075 

796,426 

3,280,-501 

48,435 

122,262 

170,697 

XYIIl.   Regierungsbezirk  Erfurt. 


1.  Erfurt  (Stadtkreis) 

2.  Erfurt  (Landkreis) . 

3.  Heiligenstadt     .    . 


56,042* 
26,241' 
38,316* 


17,656 

81,468 

53,924 

453 


116,955 
13,005 
15,376 


134,6111 
94,473 1 

69,300 : 


2,665 
1,248 
1,822 


5,017 
3,521 

2,583 
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4.  Langensalza      .    .    .    . 

5.  Mühlhausen 

6.  Nordhausen  (Stadtkreis) 

7.  Nordhausen   (Landkreis) 

8.  Schleusingen      .    .    .    . 

9.  Weissensee 

10.  Worbis 

11.  Ziegenrück 

Zusammen 


36,5f5' 
57,511" 
26,946' 
42,474" 
41,803" 
25,433" 
41,180" 
15,620' 


122,289 
84,410 
7,587 
93,161 
37,285 
96,796 
63,675 
22,912 


23,876 
40,462 
53,996 
16,295 
14,873 
12,804 
13,586 
6,430 


146,165 
124,872 

61,583 
109,456 

52,158 
109,600 

77,261 

29,342 


1,740 
2,735 
1,282 
2,020 
1,988 
1,210 
1,959 
743 


5,447 
4,654 
2,295 
4,079 
1,944 
4,085 
2,879 
1,094 


408,141*1     681,163 


327,658  111,008,821 


19,412 


37,598  11    57,010 


XIX.   Begierungsbezirk  Sclileswig. 


1.  Altona  (Stadtkreis) 

2.  Apenrade  . 

3.  Eckernförde 

4.  Eiderstedt 

5.  Flensburg 

6.  Hadersleben 

7.  Husum  .    . 

8.  Kiel  (Stadtkreis) 

9.  Kiel  (Landkreis) 

10.  Herzogtum  Lauenburg 

11.  Norderdithmarschen 

12.  Oldenburg 

13.  Pinneberg 

14.  Plön      .    . 

15.  Rendsburg 

16.  Schleswig 

17.  Segeberg  . 

18.  Sonderburg 

19.  Steinburg  . 

20.  Stormarn  . 

21.  Süderdithmarschen 

22.  Tondem    .... 

Zusammen 


121,513* 

3,185 

256,948 

260,133 

5,779 

9,695 

15,474 

27,785* 

86,323 

24,356 

110,679 

1,322 

4,125 

5,447 

37,256* 

174,663 

27,896 

202,559 

1,772 

7,549 

9,321 

16,771* 

183,844 

16,008 

199,852 

798 

7,448 

8,246 

72,023* 

152,441 

87,125 

239,566 

3,426 

8,929 

12,355 

57,183* 

210,686 

52,702 

263,388 

2,720 

9,816 

12,536 

36,465* 

162,713 

33,540 

196,253 

1,734 

7,314 

9,048 

48,615* 

3,773 

111,362 

115,135 

2,312 

4,291 

6,603 

43,255* 

98,194 

37,567 

135,761 

2,057 

5,060 

7,117 

48,897* 

120,222 

34,956 

155,178 

2,326 

5,783 

8,109 

36,628* 

192,402 

30,969 

223,371 

1,742 

8,325 

10,067 

44,373* 

279,261 

34,072 

313,333 

2,110 

11,678 

13,788 

71,434* 

142,690 

78,708 

221,398 

3,398 

8,251 

11,649 

57,725* 

202,387 

44,140 

246,.527 

2,745 

9,188 

11,933 

52,026* 

101,903 

39,778 

141,681 

2,474 

5,280 

7,754 

61,091* 

164,106 

61,647 

225,753 

2,906 

8,414 

11,320 

39,951* 

138,855 

27,072 

165,927 

1,900 

6,184 

8,084 

32,023* 

135,865 

27,561 

163,426 

1,523 

6,091 

7,614 

61,744* 

218,747 

56,146 

274,893 

2,937 

10,245 

13,182 

72, .538* 

180,075 

81,594 

261,669 

3,450 

9,752 

13,202 

40,707* 

244,425 

31,741 

276,166 

1,936 

10,293 

12,229 

55,291* 

230,670 

41,113 

271,783 

2,630 

10,129 

12,759 

1,135,294* 

3,427,430 

1,237,001 

4,661,431 

53,997 

173,840 

227,837 

XX.  Begierungsbezirk  Hannover. 


1.  Diepholz 

2.  Hameln 

3.  Hannover  (Stadtkreis)    . 

4.  Hannover  (Landkreis)    . 

5.  Hoya 

6.  Linden  (Stadtkreis)    .    . 

7.  Linden  (Landkreis)    .     . 

8.  Neustadt  a|R 

9.  Nienburg  ...... 

10.  Springe 

11.  Stolzenau 

12.  Sulingen 

13.  Syke 

Zusammen 


21,163 

45,263 

10,469 

55,732 

1,007 

2,077 

3,084 

48,752* 

124,750 

36,233 

160,983 

2,319 

6,000 

8,319 

134,257* 

5,157 

420,248 

425,405 

6,386 

15,855 

22,241 

28,406* 

43,204 

24,251 

67,455 

1,351 

2,514 

3,865 

25,653 

74,841 

14,933 

89,774 

1,220 

3,346 

4,566 

25,5.54 

1,141 

31,562 

32,703 

1,215 

1,219 

2,434 

32,891 

62,562 

20,165 

82,727 

1,564 

3,083 

4,647 

28,359* 

53,651 

16,919 

70,570 

1,349 

2,630 

3,979 

23,923 

50,361 

15,593 

65,954 

1,138 

2,458 

3,596 

29,523* 

96,918 

20,135 

117,053 

1,404 

4,362 

5,766 

26,915 

52,336 

13,727 

66,063 

1,280 

2,462 

3,742 

17,368 

34,639 

7,248 

41,887 

826 

1,561 

2,387 

35,083 

73,022 

16,449 

89,471 

1,669 

3,335 

5,004 

477,847* 

717,845 

647,932 

1,365,777 

22,728 

50,902 

73,630 
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(Sp.  3  und  4). 

1^ 
M. 

-ö  o 

-§§ 

M. 

M. 

1. 

'■ 

3. 

4. 

5.             6. 

7. 

8. 

XXI.    Regierangsbezirk  Hildesheim. 


1.  Alfeld 

2.  Duderstadt 

3.  Einbeck 

4.  Göttingen  (Landkreis)   . 

5.  Göttingen  (Stadtki-eis)  . 

6.  Goslar 

7.  Gronau 

8.  Hildesheim  (Landkreis)  . 

9.  Hildesheim  (Stadtkreis)  . 

10.  nfeld 

11.  Maiienburg 

12.  Münden 

13.  Northeim 

14.  Osterode    ...... 

15.  Peine 

16.  Uslar 

17.  Zellerfeld 

Zusammen 


21,402 

55,248 

13,391 

68,639 

1,018 

2,558 

3,576 

25,113 

45,206 

11,405 

56,611 

1,194 

2,110 

3,304 

24,116 

73,967 

16,519 

90,486 

1,147 

3,372 

4,519 

32,449* 

101,949 

14,905 

116,854 

1,543 

4,355 

5,898 

20,947 

6,141 

46,673 

52,814 

996 

1,968 

2,964 

40,283 

108,812 

32,881 

141,693 

1,916 

5,281 

7,197 

19,263 

56,658 

12,539 

69,197 

916 

2,579 

3,495 

21,859 

75,682 

11,890 

87,572 

1,040 

3,264 

4,304 

28,207* 

5,372 

47,790 

53,162 

1,342 

1,981 

3,323 

15,174 

42,724 

7,691 

50,415 

722 

1,879 

2,601 

35,995 

136,699 

21,496 

158,195 

1,712 

5,896 

7,608 

22,215 

45,527 

16,151 

61,681 

1,057 

2,299 

3,356 

29,888 

81,664 

18,672 

100,336 

1,421 

3,739 

5,160 

37,903* 

72,909 

23,480 

96,389 

1,803 

3,592 

5,395 

34.057 

77,890 

21,114 

99,004 

1,620 

3,690 

5,310 

17,275* 

50,298 

8,568 

58,866 

822 

2,194 

3,016 

28,962 

70,653 

21,131 

91,784 

1,377 

3,421 

4,798 

455,108* 

1,107,399 

346,299 

11,453,698 

21,646 

54,178 

75,824 

XXII.   Regierungsbezirk  LUnebnrg. 


1.  Bleckede 

2.  Burgdorf 

3.  CeUe  (Stadtkreis)  .    . 

4.  Celle  (Landkreis)  .    . 

5.  Dannenberg  .... 

6.  Fallingbostel     .    .    . 

7.  Gifliorn 

8.  Harburg  (Stadtkreis) 

9.  Harburg  (Landkreis) 

10.  Isenhagen      .... 

11.  Lüchow 

12.  Lüneburg  (Stadtkreis) 

13.  Lüneburg  (Landkreis) 

14.  Soltau 

15.  Uelzen 

16.  Winsen 


Zusammen 


21,199 

95,164 

12,754 

107,918 

1,008 

4,022 

5,030 

34,109* 

87,348 

20,784 

108,132 

1,622 

4,030 

5,652 

16,635 

1,763 

25,001 

26,764 

791 

998 

1,789 

29,432 

71,255 

16,525 

87,780 

1,400 

3,272 

4,672 

14,429 

42,312 

9,132 

51,444 

686 

1,917 

2,603 

25,438 

69,646 

17,106 

86,752 

1,210 

3,233 

4,443 

29,878* 

81,021 

15,663 

96,684 

1,421 

3,603 

5,024 

21,825 

302 

44,012 

44,314 

1,038 

1,6,52 

2,690 

36,290 

71,683 

21,293 

92,976 

1,726 

3,465 

5,191 

15,856 

37,984 

7,124 

45,108 

754 

1,681 

2,435 

29,892 

82,577 

19,467 

102,044 

1,422 

3,803 

5,225 

19,050 

2,723 

30,889 

33,612 

906 

1,253 

2,159 

19,719 

64,377 

10,451 

74,828 

938 

2,789 

3,727 

15,911 

22,743 

8,957 

31,700 

757 

1,181 

1,938 

44,003* 

117,262 

28,844 

146,106 

2,093 

5,445 

7,538 

23,378 

63,036 

13,678 

76,714 

1,112 

2,859 

3,971 

397,044* 

911,196 

301,680  1 

1,212,876 

18,884 

45,203  1 

64,087 

XXIII.   Regierungsbezirk  Stade. 


Achim  .    .    , 

Blumenthal 

Bremervörde 

Geestemünde 

Hadeln  . 

Jork .    . 

Kehdingen 

Lehe 

Neuholz 

Osterholz 

Rotenburg 

Stade 

Verden 

Zeven 


Zusammen 


19,973 

35,031 

13,017 

48,048 

950 

1,791 

2,741 

19,219 

23,134 

12,930 

36,064 

914 

1,344 

2,258 

16,756 

25,394 

9,572 

34,966 

797 

1,303 

2,100 

33,613 

80,500 

34,214 

114,714 

1,599 

4,275 

5,874 

17,084 

101,482 

,    10,937 

112,419 

813 

4,190 

5,003 

21,093 

58,493 

15,803 

74,296 

1,003 

2,769 

3,772 

20,205 

111,407 

13,995 

125,402 

961 

4,674 

5,635 

28,658 

95,095 

23,536 

118,631 

1,363 

4,421 

5,784 

28,471 

95,947 

16,585 

112,532 

1,354 

4,194 

5,548 

27,734 

34,507 

13,097 

47,604 

1,319 

1,774 

3,093 

19,271 

36,669 

9,703 

46,372 

917 

1,728 

2,645 

33,562 

62,126 

28,554 

80,680 

1,596 

3,007 

4,603 

24,556 

51,946 

21,634 

73,580 

1,168 

2,742 

3,910 

13,821 

30,619 

7,097 

37,716 

657 

1,406 

2,063 

324,016 

832,350 

230,674  1 

1,063,024 

15,411 

39,618 

55,029 

455 


456 


L.  Herrfurth, 


££ 

Sollaufkommen    des    Etats- 

Es   werden  überwiesen 

Ö    .n 

jahres  1885,85,  einschliesslich 

szahl 
zählu 
r  188 

der  fingiert  veranlagten 

aus  der  Hauptsumme 

1 

Kreis. 

völkerung 
der  Volks 
Dezembe 

i 
1 

"Ö  o 

c8    P» 

a 

'S 

C3 

§1^ 

•-l 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5, 

6. 

7. 

8. 

XXIV.   Begierungsbezirk  Osnabrttck. 


1.  Aschendorf 

2.  Grafschaft  Bentheim  .    . 

3.  Bersenbrück      .... 

4.  Hümmling 

5.  Iburg 

6.  Lingen 

7.  Melle 

8.  Meppen 

9.  Osnabrück  (Stadtkreis)  . 

10.  Osnabrück  (Landkreis)  . 

11.  Wittlage 

Zusammen 


20,166* 

22,863 

11,577 

34,440 

959 

1,283 

2,242 

31,271* 

55,957 

15,491 

71,448 

1,487 

2,663 

4,150 

43,145 

99,396 

21,892 

121,288 

2,052 

4,.520 

6,572 

15,257* 

17,328 

4,963 

22,291 

726 

831 

1,557 

25,065 

44,969 

10,749 

55,718 

1,192 

2,077 

3,269 

29,718* 

48,844 

14,240 

63,084 

1,413 

2,351 

3,764 

24,655 

57,500 

12,684 

70,184 

1,173 

2.616 

3,789 

20,769 

24,196 

9,380 

33,576 

988 

1,251 

2,239 

35,034* 

5,607 

52,678 

58,285 

1,666 

2,172 

3,838 

26,782 

50,947 

11,406 

62,353 

1,274 

2,324 

3,598 

18,351 

46,998 

8,030 

55,028 

873 

2,051 

2,924 

290,213* 

474,605 

173,090 

647,695 

13,803 

24,139 

37,942 

XXY*  Regierungsbezirk  Aurich. 


1.  Aurich 

2.  Emden  (Stadtkreis)    .    . 

3.  Emden  (Landkreis)    .    . 

4.  Leer 

5.  Norden 

6.  Weener 

7.  Wittmund 

Zusammen 


34,894 

54,606 

24,244 

78,850 

1,660 

2,939 

4,599 

13,508 

5,174 

19,190 

24,364 

642 

908 

1,550 

18,009 

135,973 

12,865 

148,838 

857 

5,547 

6,404 

47,181 

67,851 

32,523 

100,374 

2,244 

3,741 

5,985 

31,240* 

110,978 

24,665 

135,643 

1,486 

5,055 

6,541 

20,274 

99,347 

16,822 

116,169 

964 

4,330 

5,294 

41,987 

143,003 

39,907 

182,910 

1,997 

6,817 

8,814 

207,093* 

616,932 

170,216 

787,148 

9,850 

29,337  1 

39,187 

XXYI.   Regierungsbezirk  Münster. 


1.  Ahaus 

2.  Beckum 

3   Borken 

4.  Koesfeld 

5.  Lüdinghausen    .    .    .    . 

6.  Münster  (Stadtkreis) .    . 

7.  Münster  (Landlireis)  .    . 

8.  Recklinghausen     .    .    . 

9.  Steinfurt 

10.  Tecklenburg 

11.  Warendorf 

Zusammen 


36,708* 

57,883 

15,569 

78,452 

1,746 

2,737 

4,483 

44,129* 

118,206 

24,985 

143,191 

2,099 

5,337 

7,436 

45,647* 

62,822 

23,241 

86,063 

2,171 

3,207 

5,378 

42,927* 

105,814 

24,241 

130,055 

2,042 

4,847 

6,889 

40,528* 

116,111 

20,933 

137,044 

1,927 

5,108 

7,035 

40,630* 

4,164 

85,904 

90,068 

1,932 

3,357 

5,289 

38,811* 

119,803 

19,274 

139,077 

1,846 

5,183 

7,029 

74,232* 

111,427 

39,915 

151,342 

3,531 

5,640 

9,171 

51,062* 

80,084 

35,311 

115,395 

2,429 

4,301 

6,730 

47,419* 

78,984 

20,059 

99,043 

2,255 

3,691 

5,946 

28,653* 

60,131 

16,570 

76,701 

1,363 

2,859 

4,222 

490,746* 

915,439 

326,002 

1,241,431 

23,341 

46,267  1 

69,608 

XXYII.   Regierungsbezirk  Minden. 


1.  Bielefeld  (Stadtkreis)     . 

2.  Bielefeld  (Landkreis)     . 

3.  Büren 

4.  Herford 

5.  Halle 

6.  Höxter 

7.  Lübbecke 

8.  Minden 

9.  Paderborn 

10.  Warburg 

11.  Wiedenbrück     .    .    .    . 

Zusammen 


34,420 

3,763 

51,432 

55,195 

1,637 

2,057 

3,694 

43,734* 

s  45,594 

19,082 

64,676 

2,080 

2,410 

4,490 

35,730* 

93,473 

13,450 

106,887 

1,699 

3,984 

5,688 

79,725* 

103,482 

43,646 

147,128 

3,792 

5,483 

9,275 

28,330* 

45,050 

16,152 

61,202 

1,347 

2,281 

3,628 

51,530* 

147,039 

27,088 

174,127 

2,451 

6,490 

8,941 

45,953* 

90,666 

21,884 

112,550 

2,186 

4,195 

6,381 

77,464* 

133,001 

64,526 

197,.527 

3,684 

7,362 

11,046 

43,408* 

55,423 

34,496 

89,919 

2,065 

3,351 

5,416 

31,485* 

93,084 

15,757 

108,841 

1,498 

4,056 

5,554 

43,677* 

52,749 

22,194 

74,943 

2,077 

2,793 

4,875 

515,456* 

863,288 

329,707  j 

1,192,995 

24,516 

44,462 

68,978 

456 


Die  Ausführung  der  lex  Huene  in  Preussen. 
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Bevölkerungszahl 

nach  der  Volkszählung 

vom  Dezember  1885. 

SoUaiifkommen    des    Etats- 
jahres 1885|86,  einschliesslich 
der  fingiert  veranlagten 

Es   werden   überwiesen 
aus  der  Hauptsumme 

Kreis. 

M 

a 
g 
o 

M. 

i 

s. 

CO 

,3 
1 

M. 

Grund-  und  Ge- 
^     bäudesteuer 
(Sp.  3  und  4). 

g      1/3  nach  der 
•      Bevölkerung. 

in 

TS   0 

M. 

M, 

II        ^- 

3. 

4.         1 

5.        1        H. 

7. 

8. 

XXVIII.    Regierungsbezirk  Arnsberg. 


1.  Altena 

2.  Arnsberg  .    ,    .    . 

3.  Bochum  (Stadtkreis) 

4.  Bochum  (Landkreis) 

5.  Brilon 

6.  Dortmund  (Stadtkreis) 

7.  Dortmund  (Landkreis) 

8.  Gelsenkirchen 

9.  Hagen  . 

10.  Hamm   . 

11.  Hattingen 

12.  Iserlohn 

13.  Lippstadt 

14.  Meschede 

15.  Olpe      . 

16.  Siegen  . 

17.  Soest     . 

18.  Wittgenstein 

Zusammen 


72,568* 

44,895 

63,646 

108,541 

3,452 

4,045 

7,497 

43,122* 

59,650 

35,873 

95,.523 

2,051 

3,560 

5,611 

40,749* 

3,096 

57,724 

60,820 

1,938 

2,267 

4,205 

97,812* 

51,176 

97,041 

148,217 

4,652 

5,524 

10,176 

38,083* 

55,529 

17,374 

72,903 

1,811 

2,717 

4,528 

78,403* 

14,116 

123,318 

137,434 

3,729 

5,122 

8,851 

134,197* 

132,013 

99,733 

231,746 

6,383 

8,637 

15,020 

95,613* 

24,725 

75,989 

100,714 

4,548 

3,753 

8,301 

135,319* 

58,063 

163,502 

221,565 

6,436 

8,258 

14,694 

71,994* 

136,235 

70,386 

206,621 

3,424 

7,701 

11,125 

55,362* 

35,162 

49,567 

84,729 

2,633 

3,158 

5,791 

65,170* 

54,282 

76,508 

130,790 

3,100 

4,874 

7,974 

37,710* 

124,382 

33,032 

157,414 

1,794 

5,867 

7,661 

35,774* 

44,598 

16,884 

61,482 

1,701 

2,291 

3,992 

35,729* 

33,125 

18,866 

51,991 

1,699 

1,938 

3,637 

77,644* 

55,471 

70,888 

126,359 

3,693 

4,709 

8,402 

51,009* 

182,284 

50,290 

232,574 

2,426 

8,668 

11,094 

20,777* 

21,233 

8,325 

29,558 

988 

1,102 

2,090 

1,187,035* 

1,130,035 

1,128,946 

2,258,981 

56,458 

84,191 

140,649 

XXIX.   Regierungsbezirk  Kassel. 


1.  Eschwege      .    .    . 

2.  Frankenberg     .    . 

3.  Fritzlar     .... 

4.  Fulda 

5.  Gelnhausen    .    .    . 

6.  Gersfeld     .... 

7.  Hanau  (Stadtkreis) 

8.  Hanau  (Landkreis) 

9.  Hersfeld    .... 

10.  Hofgeismar    .    .    . 

11.  Homberg  .... 

12.  Huenfeld   .... 

13.  Kassel  (Stadtkreis) 

14.  Kassel  (Landkreis) 

15.  Kirchhain  .... 

16.  Marburg    .... 

17.  Melsungen     .    .     . 

18.  Rintelen    .... 

19.  Eotenburg     .     .     . 

20.  Schlüchtern  .    .    . 

21.  Schmalkalden    .    . 

22.  Witzenhausen    .    . 

23.  Wolfhagen     .    .    . 

24.  Ziegenhain    .    .    . 

Zusammen 


42,434* 

80,109 

23,917 

104,026 

2,018 

3,877 

5,895 

23,737 

43,585 

9,636 

53,221 

1,129 

1,984 

3,113 

25,941 

69,946 

13,109 

83,055 

1,234 

3,095 

4,329 

48,090* 

63,991 

25,806 

89,857 

2,287 

3,349 

5,636 

41,035* 

80,807 

18,460 

99,267 

1,952 

3,700 

5,652 

21,285* 

28,765 

8,662 

37,427 

1,012 

1,395 

2,407 

23,247* 

2,908 

50,586 

53,494 

1,106 

1,994 

3,100 

36,700* 

105,577 

21,089 

126,666 

1,746 

4,721 

6,467 

31,945* 

45,425 

18,725 

64,150 

1,519 

2,391 

3,910 

35,991 

91,937 

17,074 

109,011 

1,712 

4,063 

5,775 

21,890 

45,114 

12,571 

57,685 

1,041 

2,150 

3,191 

24,122 

39,941 

11,592 

51,533 

1,147 

1,921 

3,068 

60,025* 

5,659 

175,253 

180,912 

2,855 

6,742 

9,597 

47,105* 

70,597 

29,353 

99,950 

2,240 

3,725 

5,965 

22,513 

51,105 

11,218 

62,323 

1,071 

2,323 

3,394 

43,468* 

72,519 

31,918 

104,437 

2,068 

3,892 

5,960 

27,738* 

60,448 

14,745 

75,193 

1,319 

2,802 

4,121 

39,940* 

97,836 

26,914 

124,750 

1,900 

4,649 

6,549 

30,179* 

49,808 

15,337 

65,145 

1,436 

2,428 

3,864 

28,969* 

51,767 

11,294 

63,061 

1,378 

2,350 

3,728 

31,113 

26,116 

14,302 

40,418 

1,480 

1,506 

2,986 

29,330* 

52,574 

16,893 

69,467 

1,395 

2,589 

3,984 

23,952 

67,506 

12,329 

79,835 

1,139 

2,975 

4,114 

33,100* 

83,679 

16,243 

99,922 

1,574 

3,724 

5,298 

793,849* 

1,387,719 

607,086 

1,994,805 

37,758 

74,345 

112,103 

XXX.  Regierungsbezirk  Wiesbaden. 


1.  Biedenkopf 

2.  Diu 

3.  Frankfurt  aM.  (Stadtkr.) 

4.  Frankfurt  ajM.  (Landkr.) 


40,269* 

51,958 

15,724 

67,682 

1,915 

2,522 

4,437 

39,219* 

46,908 

21,695 

68,603 

1,865 

2,557 

4,422 

152,744* 

27,259 

762,347 

789,606 

7,265 

29,428 

36,693 

46,649* 

34,621 
457 

57,675 

92,296 

2,219 

3,440 

5,659 

458 


L.  Herrfurth, 


Bevölkerungszald 

nach  der  Volkszählung 

vom  Dezember  1885. 

Sollaufkommen    des   Etats- 
jahres 1885/86,  einschliesslich 
der  fingiert  veranlagten 

Es  werden   überwiesen 
aus  der  Hauptsumme 

Kreis. 

1 

1 
u 

M. 

1 

CG 

ä 

M. 

Grund-  und  Ge- 
S     bäudesteuer 
(Sp.  3  und  4). 

öS 

-S.IO 

M. 

-sl 

M, 

M. 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7- 

8. 

5   Höchst  aM 

30,016* 
40,041* 
43,203* 
48,266* 
32,467* 
38,012* 
35,888* 
32,972* 
21,353* 
29,163* 
23,507* 
39,356* 
54,321 
38,635* 

53,977 
71,856 
60,774 
94,711 
44,757 
54,602 
46,919 
52,189 
42,811 
43,437 
28,776 
54,268 
9,552 
75,890 

24,935 
22,813 
44,715 
31,336 
27,422 
24,003 
36,151 
23,558 

9,106 
11,208 

9,203 

17,707 

207,828 

35,065 

78,912 

94,669 

105,489 

126,047 

72,179 

78,605 

83,070 

75,747 

51,917 

54,645 

37,979 

71,975 

217,380 

110,955 

1,428 
1,904 
2,055 
2,296 
1,544 
1,808 
1,707 
1,568 
1,016 
1,387 
1,118 
1,872 
2,584 
1,837 

2,941 
3,528 
3,932 
4,698 
2,690 
2,930 
3,096 
2,823 
1,935 
2,037 
1,415 
2,682 
8,102 
4,135 

4,369 

6.  Lahn  (Ober-) 

7.  Lahn-  (Unter-)   . 

8.  Limburg    .    .    . 

5,432 
5,987 
6,994 

9.  Rheingau  .    .    . 

4,234 

10.  St.  Goarshausen 

11.  Taunus  (Ober-) . 

12.  Taunus  (Unter-) 

13.  Usingen 

4,738 
4,803 
4,391 
2,951 

14.  Westerburg   . 

3,424 

15.  Westerwald  (Ober-)    .    . 

16.  Westerwald  ((Unter-)     . 

17.  Wiesbaden  (Stadtkreis)  . 

18.  Wiesbaden  (Landkreis)  . 

2,533 

4,554 

10,686 

5,972 

Zusammen 

786,081* 

895,265 

1,382,491 

2,277,756 

37,388 

84,891 

1  122,279 

XXXI.   Regierungsbezirk  Koblenz. 


1.  Adenau     .  . 

2.  Ahrweiler  .  . 

3.  Altenkirchen 

4.  St.  Goar    .  . 

5.  Koblenz     .  . 

6.  Kochem     .  . 

7.  Kreuznach  . 

8.  Mayen  .    .  . 

9.  Meisenheim  . 

10.  Neuwied    .  . 

11.  Simmem   .  . 

12.  Wetzlar    .  . 

13.  Zell  .    .    .  . 


Zusammen 


21,510 

23,731 

5,847 

29,578 

1,023 

1,102 

2,125 

37,562 

53,015 

23,904 

76,919 

1,786 

2,867 

4,653 

60,564* 

55,233 

32,836 

88,069 

2,881 

3,282 

6,163 

38,972 

54,442 

28,821 

83,263 

1,854 

3,103 

4,957 

79,591* 

74,909 

139,211 

214,120 

3,785 

7,980 

11,765 

37,804* 

53,100 

19,.550 

72,650 

1,798 

2,708 

4,506 

69,041* 

125,805 

64,290 

190,095 

3,284 

7,085 

10,369 

60,661 

115,663 

36,617 

152,280 

2,885 

5,676 

8,561 

13,604 

24,398 

7,107 

31,305 

647 

1,174 

1,881 

74,421* 

81,841 

50,670 

132,511 

3,540 

4,939 

8,479 

35,600 

55,672 

20,469 

76,141 

1,693 

2,838 

4,.531 

49,752 

103,049 

34,658 

137,707 

2,366 

5,132 

7,498 

30,272 

38,343 

16,646 

54,989 

1,440 

2,049 

3,489 

609,354* 

859,201 

480,626 

1,339,827 

28,982 

49,935 

78,917 

1.  Bergheim  .     .    .    . 

2.  Bonn 

3.  Euskirchen    .    .    . 

4.  Gummersbach    .    . 

5.  Köln  (Stadtkreis)  . 

6.  Köln  (Landkreis)  . 

7.  Mühlheim  a.  Rhein 

8.  Rheinbach     .    .    . 

9.  Sieg 


XXXII.   Regierungsbezirk  Köln. 


10.  Waldbroel 

11.  Wipperfürth 


Zusammen 


41,547* 

164,573 

26,202 

190,775 

1,976 

7,110 

9,086 

87,844* 

109,755 

159,832 

269,587 

4,178 

10,047 

14,225 

41,136* 

133,313 

35,526 

168,839 

1,957 

6,293 

8,260 

32,531 

28,113 

17,768 

45,881 

1,547 

1,710 

3,257 

155,299* 

4,794 

711,326 

716,120 

7,387 

26,690 

34,077 

137,105* 

214,369 

148,176 

362,545 

6,521 

13,512 

50,038 

75,603 

64,576 

67,631 

132,207 

3,596 

4,927 

8,528 

32,421 

95,469 

18,329 

113,798 

1,542 

4,241 

5,783 

90,012* 

105,259 

61,290 

169,549 

4,281 

6,319 

10,600 

22,832* 

18,066 

8,977 

27,043 

1,086 

1,008 

2,094 

28,073* 

31,118 

16,300 

47,418 

1,335 

1,767 

3,102 

744,403* 

969,405 

1,274,357 

(2,243,762 

35,406 

83,624 

119,030 

XXXIII.   Regierungsbezirk  Düsseldorf. 


1.  Barmen  (Stadtkreis)  . 

2.  Düsseldorf  (Stadtkreis) 

3.  Düsseldorf  (Landkreis) 

4.  Duisburg  (Stadtkreis) 


103,040*1 
112,003 
57,325* 
47,515*1 


7,416 

17,820 

114,277 

12,313 

458 


239,770 

261,832 

48,613 

70,617 


247,186 

4,901 

9,212 

279,652 

5,327 

10,422 

162,890 

2,726 

6,071 

82,930 

2,260 

3,091 
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5.  Elberfeld  (Stadtkreis)     . 

6.  Essen  (Stadtkreis)      .     . 

7.  Essen  (Landkreis)      .    . 

8.  Geldern 

9.  Gladbach 

10.  Grevenbroich     .    .    .    . 

11.  Kempen 

12.  Kleve 

13.  Krefeld  (Stadtkreis)  .    . 
U.  Krefeld  (Landkreis)   .    . 

15.  Lennep 

16.  Mettmann 

17.  Moers 

18.  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  .    . 

19.  Neuss 

20.  Rees 

21.  Solingen 

Zusammen 


1()6,474' 
65,026 

135,954" 
53,590 

138,382' 
41,436" 
93,280" 
50,639" 
90,215 
33,802" 

102,148" 
69,758" 
65,475" 

151,300" 
51,302" 
61,500* 

115,424" 


5,985 
3,670 

68,960 
109,894 

69,194 
140,362 

94,318 

162,546 

5,958 

57,966 

32,959 

67,256 
159,379 
110,976 
106,868 
187,631 

6tJ,851 


275,388 

103,631 

110,117 
31,650 

153,369 
32,546 
66,353 
48,369 

184,223 
22,455 

121,582 
68,403 
48,886 

142,123 
47,432 
69,948 

105,750 


281,318 
107,301 
179,077 
141,544 
222,563 
172,908 
160,666 
210,915 
140,181 
80,421 
154,541 
135,659 
208,265 
253,099 
154,800 
207,574 
172,601 


1,745,588*1  1,552,594  1  2,202,997  113,755,591 


5,064 

10,485 

3,098 

3,999 

6,466 

6,674 

2,549 

5,275 

6,582 

8,295 

1,941 

6,44t 

4,437 

5,988 

2,409 

7,861 

4,291 

5,224 

1,608 

2,997 

4,858 

5,760 

3,318 

5,056 

3,114 

7,762 

7,196 

9,438 

2,440 

5,751 

2,925 

7,786 

5,490 

6,433 

88,025 

139,969 

XXXIV.   Begiernngsbezirk  Trier. 


1.  Bernkastei     .    . 

2.  Bitburg     .    .    . 

3.  Daun     .... 

4.  Merzig  .... 

5.  Ott  Weiler  .    .    . 

6.  Prüm     .... 

7.  Saarbrücken  .    . 

8.  Saarburg  .    .     . 

9.  Saarlouis  .    .    . 

10.  Trier  (Stadtkreis) 

11.  Trier  (Landkreis) 

12.  St.  Wendel    .    . 

13.  Wittlich     .    .    . 


Zusammen 


XXXV.   Regiernngsbezirk  Aachen. 


1.  Aachen  (Stadtkreis) 

2.  Aachen  (Landkreis) 

3.  Düren 

4.  Erkelenz  .... 

5.  Eupen 

6.  Geilenkirchen    .    . 
V.  Heinsberg     .    .    . 

8.  JüUch 

9.  Malmedy    .... 

10.  Montjoie    .... 

11.  Schieiden  .... 


Zusammen 


XXXVI.   Regierungsbezirk  Sigmaringen. 

Hohenzollernsche  Lande      .  11      66,594  1     118,847  1      32,299  11   151,1461     3,167 


15,549 

7,092 
13,140 

7,824 
14,877 

8,415 
10,425 
10,270 

9,515 

4,605 
10,618 

8,374 
10,876 
16,629 

8,191 
10,661 
11,923 


222,904 


44,371 

70,459 

24,847 

94,806 

2,110 

3,588 

5,648 

43,466* 

75,637 

22,492 

98,129 

2,067 

3,657 

5,724 

27,304 

38,565 

10,654 

49,219 

1,299 

1,834 

3,133 

37,999* 

52,151 

21,322 

78,473 

1,807 

2,738 

4,545 

72,507* 

62,268 

38,798 

101,061 

3,449 

3,767 

7,216 

35,508* 

40,256 

14,615 

54,871 

1,689 

2,045 

3,734 

123,657* 

72,841 

123,095 

195,986 

5,881 

7,803 

13,184 

30,959* 

68,771 

16,333 

85,104 

1,478 

3,172 

4,645 

66,023* 

82,134 

42,344 

124,478 

3,140 

4,639 

7,779 

86,077* 

18,358 

68,934 

87,292 

1,716 

3,253 

4,969 

66,567 

117,412 

28,918 

146,830 

3,166 

5,454 

8,620 

45,572* 

84,648 

24,832 

109,480 

2,168 

4,080 

6,248 

87,991 

67,284 

21,880 

89,164 

1,807 

8,823 

5,130 

668,001* 

850,779 

458,564 

1,309,343 

31,772 

48,798 

80,570 

94,608* 

12,986 

298,841 

311,827 

4,500 

11,622 

16,122 

111,115* 

120,875 

91,747 

212,622 

5,285 

7,924 

13,209 

75,989* 

178,789 

61,751 

240,490 

3,612 

8,963 

12,575 

37,766 

109,289 

20,961 

130,250 

1,796 

4,854 

6,650 

26,373* 

41,247 

28,011 

69,258 

1,254 

2,581 

3,835 

25,994 

75,153 

13,209 

88,362 

1,286 

3,293 

4,529 

35,796* 

58,050 

13,965 

72,015 

1,703 

2,684 

4,887 

40,216* 

175,-535 

26,706 

202,241 

1,913 

7,538 

9,451 

30,439 

31,799 

16,479 

48,278 

1,448 

1,799 

3,247 

18,607* 

17,810 

8,389 

26,149 

885 

975 

1,860 

44,890* 

51,700 

21,822 

73,522 

2,135 

2,740 

4,875 

541,748* 

873,183 

601,831 

1,475,014 

25,767 

54,973 

80,740 

5,633 11      8,800 
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AQn  L.  Herrfurth, 

Die  in  den  vorstehenden  Nachweisungen  in  Spalte  2  enthaltenen  Angaben 
der  Bevölkerungszahlen  nach  der  Volkszählung  vom  I.Dezember 
1885  enthalten  zwar  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  bei  den  mit  dem  Zeichen  *  ver- 
sehenen Kreisen  nur  die  vorläufig  festgestellten  Ergebnisse  der  Volkszählung; 
da  dieselben  aber  erfahrungsmässig  von  den  definitiven  Ergebnissen  nur 
wenig  abzuweichen  pflegen,  so  wird  dadurch  der  Verteilungsmassstab,  beziehungs- 
weise der  anteilige  Betrag  der  einzelnen  Kreise  an  der  zur  Verteilung  gelangen- 
den Hauptsumme  nur  in  ganz  unerheblichem  Masse  eine  Veränderung  erleiden. 
Abgesehen  hiervon  ist  durch  diese  Nachweisungen  der  Verteilungsmass- 
stab für  die  Dauer  der  nächsten  fünf  Jahre  als  festgestellt  anzusehen,  und  da 
der  in  Spalte  3  —  5  aufgeführte  Hauptfaktor  der  Verteilung,  das  Sollaufkommen 
an  Grund-  und  Gebäudesteuer  einschliesslich  der  fingiert  veranlagten  Beträge  — 
einer  Aenderung  in  Zukunft  und  jedenfalls  bis  zur  nächsten  Revision  der  Ge- 
bäudesteuerveranlagung nur  in  sehr  geringem  Masse  unterliegen  wird,  so  wird 
auch  für  noch  längere  Zeit  hinaus  die  vorstehende  Verteilung  auf  die  einzelnen 
Kreise  im  wesentlichen  massgebend  bleiben. 

Vergleicht  man  diese  in  Spalte  2 — 5  aufgeführten  Zahlen  mit  denjenigen 
Ziffern,  welche  in  dem  bei  der  Beratung  der  lex  Huene  probeweise  (für  eine 
Summe  von  20  Millionen  Mark)  aufgestellten  Verteilungsplane  (Anlage  B  zur 
Drucksache  Nr.  202)  der  Repartition  zum  Grunde  gelegt  worden  sind,  so  ergibt 
sich,  dass  beide  Angaben  fast  in  keinem  einzigen  Falle,  überein- 
stimmen. Denn  in  jenem  Verteilungsplane  waren  die  Bevölkerungs- 
ziffern der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880  und  die  Grund- 
und  Gebäudesteuer  ertrage  ohne  die  fingiert  zu  veranlagenden 
Beträge  aufgeführt.  Infolgedessen  haben  sich  die  Bevölkerungsziffern  in  den 
Regierungsbezirken  Marienwerder,  Stettin,  Cöslin,  Stralsund,  Posen,  Bromberg, 
Kassel  und  Sigmaringen  etwas  vermindert,  in  allen  übrigen  Bezirken,  nament- 
lich in  Berlin  und  in  den  mittleren  und  westlichen  Provinzen  erheblich  ge- 
steigert. Durch  den  Hinzutritt  der  fingiert  veranlagten  Beträge  hat  sich  die 
Summe  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  überall  und  zwar  vorzugsweise  in  den 
östlichen  und  mittleren  Provinzen  gesteigert.  Ausserdem  sind  eine  Reihe  un- 
richtiger Zahlenangaben,  welche  sich  in  jenem  Verteilungsplane  vor- 
fanden, berichtigt  worden  (z.  B.  ist  die  Höhe  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
in  den  hohenzollernschen  Landen  nach  den  vorstehenden  Nachweisungen  mehr 
als  doppelt  so  hoch,  als  in  jenem  Verteilungsplan  angegeben  war). 

Die  Kenntnis  dieses  Verteilungsmassstabes  ist  für  die  empfangberechtigten 
Kreise  von  besonderer  Bedeutung;  denn  sobald  nur  im  allgemeinen  feststeht, 
welcher  Gesamtbetrag  an  Ueberschüssen  der  auf  Preussen  entfallenden  Beträge 
an  Grund-  und  Gebäudesteuer  zur  Verteilung  gelangen  wird,  kann  jeder  Kreis 
die  Höhe  seines  Anteils  sich  im  voraus  berechnen,  was  für  die  Feststellung  des 
Etats  derselben  von  Wichtigkeit  ist.  Denn  das  Gesetz  vom  14.  Mai  1885  ver- 
langt die  soforti ge  Verwendung  der  überwiesenen  Beträge  zu  den  daselbst 
bezeichneten  Zwecken.  Seitens  einer  Bezirksregierung  waren  die  Landräte  an- 
gewiesen worden,  dahin  zu  wirken,  dass  die  dem  Kreise  auf  Grund  der  lex  Huene 
zu  überweisenden  Beträge  aus  den  landwirtschaftlichen  Zöllen  nicht  sogleich 
verwendet,  sondern  zunächst  zinsbar  angelegt  und  erst  in  dem  auf  die  Ueber- 
weisung  folgenden  Etatsjahre  zur  Verwendung  gestellt  würden,  so  dass  also  über 
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die  in  der  laufenden  Etatsperiode  durch  die  Bekanntmachung  vom  8.  Juli  1886 
festgestellte  Summe  erst  im  Etatsjahr  1887/88  Verfügung  getroffen  werden  könnte. 
fDie  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  haben  jedoch  in  einer  Verfügung 
rom  20.  August  1886  ein  solches  Verfahren  als  mit  den  Vorschriften  des  be- 
istehenden Gesetzes  nicht  vereinbar  erklärt,  da  in  demselben  den  Kreisvertretungen 
.eine  derartige  Dispositionsbefugnis  nicht  eingeräumt  und  ihnen  vielmehr  die 
[Verpflichtung  zur  unmittelbaren  Verwendung  in  der  durch  das 
(Gesetz  vorgeschriebenen  Reihenfolge  und  unter  den  daselbst  vor- 
i  gesehenen  Massgaben  auferlegt  worden  sei. 

Was  dagegen  die  Verwendungszwecke  selbst  anbetrifft,  so  ist  in  einer 
Verfügung  des  Ministers  des  Innern  vom  26.  Mai  1886  ausgesprochen  worden, 
dass  in  dem  Gesetze,  betreffend  die  Ueberweisung  von  Beträgen,  welche  aus 
landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunalverbände  vom  14.  Mai 
1885  weder  betreffs  der  Höhe  der  durch  die  Ueb erweisungen  zu  decken- 
den Kreisabgaben,  noch  in  Bezug  auf  den  Kreis  derjenigen  Aufgaben,  für  welche 
die  ersteren  verwendet  werden  können,  bestimmte  Grenzen  gezogen  sind.  Es 
sind  daher  nicht  nur  eventuell  sämtliche,  anderenfalls  zur  Erhebung  gelangenden 
Kreisabgaben  ohne  Rücksicht  auf  die  bisherige  Höhe  derselben  aus  den  Ueber- 
weisungsbeträgen  zu  entnehmen,  sondern  es  kann  auch  den  Kreisen  nicht  ver- 
wehrt werden,  über  diese  Beträge  in  der  Weise  Verfügung  zu  treffen,  dass  sie 
die  Ausgaben  für  neue  Zwecke  in  den  Etat  einstellen,  die  Deckung  derselben 
formell  auf  Kreisabgaben  verweisen  und  demnächst  zur  Zahlung  der  letzteren 
.die  Ueberweisungssummen  zu  Hilfe  nehmen.  Andererseits  darf  nicht  ausser  acht 
bleiben,  dass  der  ausgesprochene  Zweck  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  vorigen  Jahres 
darauf  gerichtet  ist,  den  Steuerzahlern  thunlichste  Erleichterungen  zu  gewähren. 
Es  wird  daher  darauf  zu  halten  sein,  dass,  wenn  von  selten  der  Kreise  im 
Hinblick  auf  die  ihnen  aus  dem  Gesetze  vom  14.  Mai  1885  zufliessenden  Summen 
die  Inangriffnahme  neuer  Aufgaben  beschlossen  werden  sollte,  eine  sehr  sorg- 
fältige Prüfung  der  Bedürfnisfrage  veranlasst  und  derartigen  Beschlüssen,  inso- 
weit dieselben  einer  Genehmigung  bedürfen,  nur  dann  eine  weitere  Folge  gegeben 
wird,  wenn  ihre  Zweckmässigkeit  und  Notwendigkeit  ausser  Zweifel  gestellt  ist. 
In  eigentümlicher  Weise  hat  sich  die  Ausführung  der  lex  Huene  in 
einem  grossen  Teile  der  Rheinprovinz  gestaltet.  Die  Pro vinzialstände  dieser 
Provinz  hatten  unterm  30.  November  188i  den  Beschluss  gefasst,  dass  die  für 
Provinzialzwecke  zu  erhebenden  Umlagen  nach  dem  Massstabe  der  direkten 
Staatssteuem  mit  Ausschluss  der  Hausiergewerbesteuer  zunächst  auf  die  Kreise 
und  von  diesen  nach  demselben  Massstabe  auf  die  Gemeinden  verteilt  werden 
sollen,  letzteren  aber  die  Aufbringung  ihrer  Kontingente  zu  überlassen  sei.  Durch 
diesen  mittels  allerhöchster  Ordre  vom  8.  März  1882  genehmigten  Beschluss 
war  somit  zum  Ausdruck  gelangt,  dass  die  Aufbringung  der  Provinzialumlage 
in  der  Rheinprovinz  als  eine  Gemeindelast  anzusehen  sei.  Während  nun  die 
Kosten  der  Provinzial Verwaltung  —  namentlich  des  Irren-,  Landarmen-,  Korri- 
genden-, Wegebauwesens  etc.  —  in  der  Rheinproviuz  eine  sehr  beträchtliche 
Höhe  erreicht  haben  und  die  Summen,  welche  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
14.  Mai  1885  den  Kreisen  nicht  nur  im  laufenden  Jahre  überwiesen  worden  sind, 
sondern  auch  in  den  folgenden  Jahren  werden  überwiesen  werden,  erheblich 
übersteigen,  sind  im  übrigen  die  direkten  Lasten  der  Kreise  in  der  Rheinprovinz 
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nur  von  geringer  Bedeutung,  so    dass  zu   deren  Deckung  die  überwiesenen  Be- 
träge nur  zum  kleinen  Teil  würden  haben  Verwendung  finden  können.    Infolge- 
dessen haben  sich  die  zum   31.  Rheinischen  Provinziallandtage  versammelt  ge- 
wesenen Stände    der  Rheinprovinz    veranlasst   gesehen,    unter  Abänderung  des 
Beschlusses  vom  20.  November  1881  den  Provinzialabgaben  den  Charakter  einer 
Kreislast  beizulegen,  indem  sie  unterm  30.  Dezember  1885  beschlossen  haben: 
„Die   allgemeine  Provinzialumlage  nach    dem  Massstabe  der  direkten 
Staatssteuem,   mit  Ausschluss    der   Steuer  vom   Gewerbe  im  Umher- 
ziehen, unter  Berücksichtigung  der  durch  das  Gesetz  vom  11.  Juli  1822 
gewährten   Befreiungen   auf  die   einzelnen  Land-  und  Stadtkreise   zu 
verteilen,   mit   der  Bestimmung,    dass  die  Unterverteilung  seitens  der 
Kreise  auf  die  Gemeinden  zwar  nach  demselben  Massstabe,  jedoch  nur 
insoweit  stattzufinden  habe,  als  die  Umlage  nicht  aus  anderweiten  zur 
Verfügung  der  Kreise  stehenden  Einnahmen  gedeckt  werden  könne." 
In  Ausführung    des  Schlusssatzes    dieses    durch    allerhöchste  Ordre   vom 
2.  April  1886  genehmigten  Beschlusses  hat  sodann  zur  Vermeidung  einer  doppelten 
Zahlung,   beziehungsweise   der  doppelten  Verausgabung  von  Hebegebühren  der 
Landesdirektor   der  Rheinprovinz   sich  erboten,    die   den   einzelnen  Kreisen  auf 
Grund  des  Verwendungsgesetzes  vom  14.  Mai  1885  zufliessenden  Beträge  direkt 
in  Empfang  zu  nehmen   und   auf  deren  Kontingent  in  Anrechnung  zu  bringen. 
Von  diesem  Anerbieten  haben  bisher  32  Kreise,  nämlich  die  Kreise: 
Adenau,  Altenkirchen,  Ahrweiler,  Koblenz,  Kochem,  Mayen,   Meisen- 
heim, Neuwied,  St.  Goar,  Simmern  und  Wetzlar  des  Regierungsbezirks 
Koblenz,  Moers  und  Solingen  des  Regierungsbezirks  Düsseldorf,  Berg- 
heim, Bonn,  Euskirchen,  Köln  (Land),  Mülheim  am  Rhein,  Rheinbach, 
Sieg,  Waldbroel  und  Wipperfürth  des  Regierungsbezirks  Köln,  Aachen 
(Stadt  und  Land),  Düren,  Erkelenz,   Eupen,  Heinsberg,  Jülich,  Mal- 
medy,  Montjoie  und  Schieiden  des  Regierungsbezirks  Aachen 
Gebrauch  gemacht,  so  dass  beinahe  die  Hälfte  der  ganzen  auf  die  Rheinprovinz 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1885   entfallenden  Summe   direkt  an 
die  Provinzialhilfskasse  der  Rheinprovinz  abgeführt  worden  ist. 
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Von 

Dr.  W.  Vocke, 

Geheimer  Oberrechnungsrat  in  Potsdam. 

Es  herrscht  zwar  seit  vielen  Jahren  tiefe  Stille  im  Reichstage  und  in  den 
massgebenden  Kreisen  über  die  Rechnungshofsfrage,  kaum  unterbrochen  durch 
hie  und  da  vorkommende  Aeusserungen  und  noch  seltenere  Anregungen  seitens 
des  Reichstags  bei  Gelegenheit  der  Beratung  des  Etats.  Gegenstände  der  Volks- 
wirtschafts-, Sozial-  und  Finanzpolitik  haben  die  Aufmerksamkeit  so  vollständig 
in  Anspruch  genommen,  und  der  schroffe  Gegensatz  der  Parteien,  welche  auf 
der  einen  Seite  die  möglichste  Ungebundenheit  der  Regierung,  auf  der  andern 
die  weitgehendste  Einmischung  der  Volksvertretung  in  die  Verwaltung  zum 
Ziele  haben,  hat  eine  Verständigung  so  schwer  gemacht,  dass  kaum  abzusehen 
ist,  wann  und  wie  der  höchst  provisorische,  manchen  Widerspruch  in  sich 
tragende  Zustand  der  obersten  Revisionsbehörde  des  Deutschen  Reichs  ein  Ende 
nehmen  soll.  Sogar  der  reine  Parteihader  scheint  eine  ungebührliche  Rolle  in 
der  Sache  zu  spielen,  denn  die  Verweigerung  einer  durch  den  wachsenden  Um- 
fang der  Behörde  notwendig  gewordenen  Direktorstelle,  welche  bei  dem  be- 
stehenden Geschäftsorganismus  nicht  zu  entbehren  ist,  seitens  der  fortschrittlich- 
klerikalen Majorität,  ist  doch  kaum  anders  zu  erklären,  als  aus  der  Absicht, 
der  Regierung  eine  kleine  Niederlage  zu  bereiten,  ohne  Rücksicht,  ob  man 
nicht  damit  dem  Reichstag  mehr  ins  Fleisch  schneidet,  als  der  Regierung,  welche 
eigentlich  kein  Interesse  bei  der  Sache  hat,  und  welche  in  der  Verweigerung 
jedenfalls  keinen  Druck  fühlen  kann,  der  sie  zu  weiterem  Entgegenkommen  und 
zum  Zustandebringen  des  Rechnungshofs-  und  des  Etatsgesetzes  zu  bestimmen 
vermöchte.  Wer  in  der  Sache  am  ruhigsten  zusehen  und  abwarten  kann,  das 
ist  die  Regierung.  Von  dieser  Seite  steht  also  eine  weitere  Anregung  nicht  in 
Aussicht.  Aber  auch  der  Reichstag  scheint  das  Interesse  nicht  nur  an  dem. 
Zustandekommen  der  fraglichen  Gesetze,  sondern  auch  an  der  Thätigkeit  des 
Rechnungshofs  überhaupt  verloren  zu  haben.  Es  wäre  sonst  kaum  verständlich, 
weshalb  mit  so  unabänderlicher  Regelmässigkeit  die  Bemerkungen  desselben  zu 
den  Rechnungen  schon  in  den  Kommissionen,  mitunter  in  fast  abschätziger 
Weise,  totgemacht  werden.  Dass  einmal  die  reine  Formfrage  nach  der  Gegen- 
zeichnung kaiserlicher  Erlasse   durch   den  Reichskanzler  oder  durch  den  preus- 
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sischen  Kriegsminister  im  Plenum  zur  Sprache  gekommen  ist,  kann  doch  wohl 
nicht  ins  Gewicht  fallen,  denn  da  die  Gegenzeichnung  eines  Ministers  überhaupt 
—  was  doch  allein  von  praktischer  Bedeutung  wäre  —  nicht  in  Frage  stand, 
so  erscheint  der  ganze  Streit  hierüber  eigentlich  nur  als  eine  ^Doktorfrage". 

Trotz  alledem  kann  das  Zustandekommen  der  Rechnungshofs-  und  Etats- 
gesetze nur  eine  Frage  der  Zeit,  wenn  auch  nicht  einer  naheliegenden  sein, 
und  es  wird  daher  immerhin  nicht  geradezu  als  unnütze  Arbeit  betrachtet 
werden  können,  wenn  an  der  Sammlung  des  für  eine  derartige  Gesetzgebung 
notwendigen  Materials  und  an  dessen  Sichtung  und  Beurteilung  weiter  gear- 
beitet wird.  Es  ist  vielmehr  nicht  nur  zweckmässig,  sondern  unerlässlich,  dies  bei 
Zeiten  mit  aller  Müsse  zu  thun,  damit  nicht  im  Augenblicke  desBedürfens  das 
Erforderliche  zusammengerafft  und  ohne  gehörige  Verarbeitung  verwendet  werden 
muss.  Am  allerwenigsten  ist  mit  einem  blossen  Kopieren  gethan,  wie  das  früher 
gerade  bei  den  allerwichtigsten ,  bei  den  Verfassungsgesetzen  öfters  beliebt 
wurde.  Die  Besonderheiten  der  historischen  staatlichen  Verhältnisse,  der  gesell- 
schaftlichen Voraussetzungen,  der  allgemeinen  Bildung,  kurz  der  ganzen  Volks- 
individualität und  Staatsentwickelung  verlangen  bei  der  Errichtung  und  Aus- 
stattung einer  Behörde,  welche  so  tief  in  das  Staatsleben  einzugreifen  hat,  wie 
eine  oberste  Revisionsbehörde,  gebieterisch  die  sorgfältigste  Berücksichtigung. 
Darum  zeigen  auch  die  Einrichtungen  dieser  Behörden  in  den  verschiedenen 
Staaten  so  wesentliche  Verschiedenheiten.  Es  genügt  auch  nicht  einmal  die 
Kenntnis  der  Einrichtungen,  wie  sie  in  den  geschriebenen  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen enthalten  sind,  um  deren  Wert  und  Wirksamkeit  beurteilen  zu  können, 
denn  es  kommt  ungemein  viel  auf  die  Staatspraxis,  auf  die  Art  und  Weise  der 
Handhabung  und  des  Vollzugs  an.  Es  nimmt  sich  manche  Einrichtung  auf  dem 
Papiere  wenig  genügend  aus,  mit  der  doch  zur  Befriedigung  gearbeitet  wird, 
und  manches  Gesetz  mag  mustergültig  scheinen,  während  die  Wirklichkeit 
manches  zu  wünschen  übrig  lässt. 

Immerhin  wird  man  zugeben  müssen,  dass  in  den  letzgedachten  beiden 
Fällen  die  Gesetzgebung  sich  mit  den  bestehenden  Verhältnissen  und  Bedürf- 
nissen nicht  genügend  deckte,  und  dass  nur  derjenige  Zustand  der  eigentlich 
wünschenswerte  ist,  in  welchem  das  Gesetz  den  vollen  Ausdruck  der  beider- 
seitigen Ansprüche  und  Zugeständnisse  enthält.  Derselbe  kann  indessen  in  der 
Wirklichkeit  nur  ausnahmsweise,  oder  vielleicht  gar  nicht  vorkommen,  denn  in 
allen  älteren  Staatswesen  wird  in  der  Regel  die  Wirklichkeit  der  Gesetzgebung 
immer  um  einen  Schritt  voraus  sein,  da  bei  einem  gesunden  Staatsleben  kein 
Stillstand  möglich  ist,  und  das  geschriebene  Recht  doch  nur  das  enthalten  kann, 
was  zuvor  als  Gewohnheitsrecht  oder  wenigstens  als  Bedürfnis  im  allgemeinen 
Bewusstsein  vorhanden  und  anerkannt  ist.  Die  Einrichtungen  neuentstandener 
Staatswesen  dagegen  müssen,  sie  mögen  so  korrekt  und  umsichtig  entworfen 
sein  als  sie  nur  können,  erst  in  Fleisch  und  Blut  der  Nation  übergehen,  oder 
sofeme  sie  der  nationalen  Bildung,  Entwickelung  und  Eigentümlichkeit  nicht 
entsprechen,  sich  diesen  anbequemen. 

Allein  diese  unbeschadet  ihrer  Wichtigkeit  oft  sehr  feinen  Unterschiede 
zwischen  Gesetzgebung  und  Staatspraxis  wahrzunehmen  und  festzustellen,  ist 
selbst  für  den  Eingeweihten  schwierig,  für  den  Femersteh enden  aber  fast  un 
möglich,   und   bei   der  Betrachtung    und  Erörterimg  bestehender  Verhältnisse 
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bleibt  daher  doch  nichts  übrig,  als  sich  vorzugsweise  an  dasjenige  zu  halten, 
was  geschrieben  steht.  Aber  auch  so  wird  die  Betrachtung  und  Darstellung 
fremder  Verhältnisse  und  Einrichtungen  nicht  fruchtlos  sein,  denn  jede  Ein- 
richtung muss  auf  bestimmten  in  ihrem  Zweck  liegenden  Gedanken  beruhen, 
welche  allgemeine  Gültigkeit  beanspruchen  können,  während  es  Sache  der  ver- 
ständigen Erwägung  ist,  diejenige  Erscheinungsform  dafür  zu  wählen,  und  die- 
jenigen Weglassungen,  Zusätze  und  Aenderungen  vorzunehmen,  welche  unter 
anderen  Umständen  geboten  erscheinen,  wenn  man  das  anderwärts  Bestehende 
für  die  eigenen  Verhältnisse  verwerten  will. 

Wenn  also  das  nachfolgend  in  Abdruck  und  Uebersetzung  mitgeteilte 
Gesetz  über  die  Einrichtung  und  Befugnisse  des  italienischen  Rechnungshofs 
hier  einer  Beleuchtung  und  Besprechung  unterzogen  wird,  so  ist  dabei  keines- 
wegs die  Meinung  massgebend,  dasselbe  als  für  unser  Deutsches  Reich  oder 
unsere  deutschen  Staaten  als  mustergültig  hinzustellen,  sondern  vielmehr,  soweit 
es  möglich  ist  zu  zeigen,  auf  welchen  Absichten  und  Verhältnissen  es  beruht, 
und  wie  es  denselben  zu  entsprechen  scheint,  wobei  die  Vergleichung  mit  den 
Anforderungen  nahe  gelegt  ist,  welche  nach  unseren  Verhältnissen  an  eine 
derartige  Behörde  zu  stellen  sein  dürften. 


Feststeht  vor  allem,  dass  jeder  Staat,  welcher  den  Anspruch  an  sich  selbst 
stellt,  ein  geordnetes  Finanzwesen  zu  haben,  einer  Behörde  oder  wenigstens 
einer  behördlichen  Einrichtung  nicht  entbehren  kann,  welche  den  Vollzug  der 
Gesetze  und  Vorschriften  überwacht,  die  mit  den  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
mit  dem  Vermögen  desselben  in  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen. 

Sowie  aber  dieser  höchst  einfache  Gedanke  verwirklicht  werden  soll,  zeigt 
sich  sofort  ein  tiefgreifender,  die  ganze  Ausgestaltung  desselben  beherrschender 
Unterschied,  welcher  durch  die  Staatsform  bedingt  ist.  Fassb  man  nämlich  die 
beiden  entgegengesetzten  Verfassungsarten  ins  Auge,  einerseits  die  absolutistische 
Monarchie,  wobei  indessen  doch  nur  von  einem  verständigen,  von  dem  sog. 
intelligenten  Absolutismus  die  Rede  sein  kann,  da  sich  der  orientalische  Despo- 
tismus jeder  vernunftgemässen  Erörterung  entzieht,  anderseits  die  Republik,  so 
könnte  es  zwar  scheinen,  als  hätten  beide  —  dort  der  Monarch,  hier  das  Volk  — 
das  nämliche  Interesse  der  Ueberwachung  sowohl  der  die  Staatsgelder  und 
das  Staatsvermögen  unmittelbar  verwaltenden,  als  auch  der  diese  Verwaltung 
leitenden  Beamten,  in  oberster  Instanz  der  Minister.  Allein  die  Sache  gestaltet 
sich  doch  anders. 

Der  absolute  Fürst  ist  ebensowenig  imstande,  die  ganze  Finanzverwaltung 
zu  durchschauen  und  zu  beurteilen,  ob  dieselbe  in  dem  Sinne  geführt  und  ob 
Einnahme,  Ausgabe  und  Vermögen  genau  nach  den  Bestimmungen  und  zu  den 
Zwecken  verwaltet  wird,  die  er  gutgeheissen  hat,  als  die  republikanische  Volks- 
vertretung dies  zu  thun  vermag,  aber  als  die  höchste  Personifikation  des  Staats 
identifiziert  er  sich  in  keiner  Weise  mit  seinen  Beauftragten;  er  steht  ihnen 
immer  als  Herr  gegenüber,  und  je  straffer  und  intelligenter  sein  Regiment  ist, 
auf  eine  desto  schärfere  Kontrolle  wird  er  bedacht  sein. 

In  der  Republik  dagegen  herrscht  nicht  die  Gesamtheit  des  Volkes,  son- 
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dem  der  millionenköpfige  Souverän  muss  auf  künstlichem  Wege  sich  zu  per- 
sonifizieren suchen,  und  das  ist  nur  möglich  durch  die  Wahl.  Hiebei  kommen 
aber  die  im  Volke  herrschenden  Verschiedenheiten  der  sich  entgegenstehenden 
und  bekämpfenden  Ansichten,  Neigungen  und  Interessen  zur  Geltung,  welche 
in  den  Parteien  ihren  Ausdruck  finden,  und  da  für  die  Regelung  der  Ver- 
hältnisse in  einer  Personenvielheit,  die  sich  nicht  spalten  kann,  bis  jetzt  kein 
anderes  Mittel  gefunden  ist,  als  die  auf  der  rein  natürlichen  Gewalt  beruhende 
Herrschaft  der  Mehrheit,  so  fällt  die  Regierung  in  die  Hand  derselben,  also 
einer  Partei.  Die  Regierung  ist  also  identisch  mit  der  Partei,  und  die  von 
ihr  aufgestellten  Minister  gehören  zur  Partei,  deren  Organe  und  Personifikation 
sie  sind,  und  es  ist  also  einleuchtend,  dass  die  herrschende  Partei  nicht  in  ihren 
Organen  sich  selbst  einer  sehr  scharfen  Kontrolle  unterwerfen  wird,  welche  der 
Gegenpartei  die  Anhaltspunkte  und  Mittel  zu  Angriffen  und  zur  Bedrohung 
ihrer  Herrschaft  in  die  Hand  geben  könnte.  Eine  Kontroibehörde  wird  zwar 
immer  unentbehrlich  sein,  aber  sie  kann  von  der  in  der  Regierung  herrschenden 
Partei,  also  von  der  Regierung  selbst,  im  besten  Falle  nicht  ganz  unabhängig 
sein ,  und  wenn  sie  auch  im  wohlverstandenen  allgemeinen  Interesse  so  ausge- 
stattet ist,  dass  sie  Parteirücksichten  nicht  geradezu  dienen  muss  und  kann,  so 
müssen  doch  ihre  Einrichtungen  darauf  abzielen,  dass  sie  auch  der  zeitweiligen 
Regierung  keine  zu  grossen  Belästigungen  zu  veranlassen  vermag. 

Zwischen  diesen  beiden  Extremen  liegen  aber  die  vielfachen  Zwischen- 
stufen der  verfassungsmässigen  —  konstitutionellen  und  parlamentarischen  — 
Staatsformen,  welche  notwendigerweise  auch  den  Charakter  der  obersten 
Finanzkontrolbehörde  bedingen. 

Um  nun  aber  für  die  weitere  Betrachtung  einen  sicheren  Massstab  und 
Standpunkt  zu  gewinnen,  und  um  zu  erkennen,  was  für  unsere  deutschen  Ver- 
hältnisse angemessen  sein  mag,  wird  man  von  den  beiden  äussersten  Möglich- 
keiten absehen  und  sich  an  diejenige  Staatsform  halten  müssen,  welche  der 
Staatsidee  am  besten  zu  entsprechen  scheint.  Dies  ist  die  konstitutionelle  Mon- 
archie, in  welcher  einerseits  die  Staatseinheit  in  einem  wirklich  regierenden 
Fürsten,  anderseits  der  in  dem  Volkswohl  liegende  Staatszweck  in  der  Berech- 
tigung des  Volks  ihren  Ausdruck  finden,  und  wo  die  Gewalt  des  einen  wie  des 
anderen  Teils  sich  unter  die  Macht  der  im  Gesetz  ausgedrückten  Staatsidee 
beugen  muss.  Dieser  Natur  des  Staats  entsprechend  muss  auch  der  Kontrol- 
behörde  eine  Stellung  eingeräumt  werden,  in  welcher  sie  lediglich  als  Voll- 
streckerin des  Gesetzes  völlig  unabhängig  von  der  Regierung  wie  von  der  Volks- 
vertretung ihre  Aufgabe  erfüllen  kann. 

Indessen  darf  man  nicht  glauben,  dass  sich  dieses  Ideal  in  der  Wirklichkeit 
schon  verkörpert  findet.  Das  ist  schon  wegen  der  Jugend  dieser  Staatsform  und 
bei  dem  fortwährenden  Kampf  der  sich  gegenüberstehenden  Interessen  und  An- 
schauungen, aus  welchem  sich  die  Verwirklichung  der  Idee  nur  sehr  langsam 
und  unter  mancherlei  Schwankungen  entwickeln  kann,  noch  lange  nicht  möglich. 
Je  nach  der  Geschichte  jedes  Staatswesens  hat  daher  die  Einrichtung  der  Kon- 
trolbehörden  ihre  besonderen  Abweichungen  von  dem,  was  der  Idee  gemäss  ist, 
wobei  sich  für  die  monarchische  Staatsform  nach  dem  thatsächlichen  Verlauf 
der  Dinge  aus  den  natürlichen  Machtverhältnissen  eine  besondere  Erscheinun«/ 
ergibt,  welche  nicht  übersehen  werden  darf. 
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Es  ist  nämlich  ganz  natürlich,  dass  die  Minister  auch  beim  besten  und 
redlichsten  Willen  sich  durch  jede  wirksame  Kontroibehörde  beengt  fühlen.  Zu 
allen  Zeiten  und  in  allen  Staaten  haben  sie  daher  ihre  Stellung  als  nächste 
Ratgeber  des  Fürsten  dazu  benützt,  die  Kontrolle  für  sich  möglichst  wenig  un- 
bequem zu  machen,  Einfluss  auf  dieselbe  zu  gewinnen,  und  sie  womöglich  ab- 
hängig von  sich  zu  machen.  Gelingt  dies  einem  minder  einsichtsvollen  und 
thatkräftigen  Fürsten  gegenüber,  so  wird  ein  energischer  Nachfolger  wieder  für 
eine  strengere  Kontrolle  und  unabhängigere  Stellung  der  Behörde  sorgen,  und 
die  Geschichte  der  obersten  Revisionsbehörden,  wie  sie  Lobe  für  Sachsen  sehr 
schön  dargestellt  hat,  und  wie  aus  den  von  Hertel  für  Preussen  gesammelten 
Materialien  zu  ersehen  ist,  zeigt  daher  ein  fortwährendes  Schwanken  in  deren 
Stellung  und  Bedeutung.  Jedenfalls  ist  es  eine  ganz  falsche  Ansicht,  wenn  man 
glaubt,  der  Monarchie  einen  Dienst  zu  leisten,  indem  man  sich  gegen  eine  Aus- 
stattung der  Revisionsbehörde  mit  bedeutenden  Befugnissen  und  gegen  eine 
unabhängige  Stellung  derselben  sträubt,  oder  wenn  man  dieselbe  herabzudrücken 
sucht.  Ein  kräftiger  und  verständiger  Absolutismus  hat  vielmehr  stets  eine 
straffe  Kontrolle  eingeführt  und  gehandhabt,  und  nur  die  Ministersouveränität 
wird  im  entgegengesetzten  Falle  gefördert.  Gerade  die  streng  monarchisch  ge- 
sinnten Parteien  müssten  also,  wenn  sie  ein  Verständnis  für  die  Sache  haben, 
auch  im  Verfassungsstaat  auf  eine  wohlausgestattete  Revisionsbehörde  be- 
dacht sein. 

Die  Verfassung  von  Italien  ist  indessen  nichts  weniger  als  eine  absolu- 
tistische, sondern,  wie  schon  aus  dem  Titel  des  Königs:  „Von  Gottes  Gnaden 
und  durch  den  Willen  des  Volks"  hervorgeht,  eine  parlamentarische,  und  die 
Ausstattung  des  Rechnungshofs  entspricht  daher  mehr  den  republikanischen  als 
den  monarchischen  Formen,  ohne  dass  sie  jedoch  soweit  geht,  wie  in  Belgien 
der  Fall  ist,  wo  der  Rechnungshof  gänzlich  ein  Organ  der  Kammer  der  Abge- 
ordneten ist,  und  die  Mitglieder  desselben  von  dieser  und  zwar  nur  auf  be- 
stimmte Zeit  gewählt,  also  nicht  einmal  eigentlich  angestellt  werden  und  jeder- 
zeit entlassen  werden  können.     Von  Unabhängigkeit  ist  hier  wohl  keine  Rede. 

Die  italienische  Einrichtung  steht  in  dieser  Hinsicht  fast  auf  dem  ent- 
gegengesetzten Standpunkte,  denn  hier  ernennt  der  König  die  Mitglieder  nach 
dem  auf  Staatsministerialbeschluss  gegründeten  Vorschlag  des  Finanzministers, 
und  jene  sind  unentfernbar  wie  Richter,  ausser  durch  Beschluss  eines  aus  den 
Präsidenten  der  Kammern  zusammengesetzten  Gerichtshofs  und  königliche  Ver- 
fügung. Es  ist  das  eine  eigentümliche  Konkurrenz  von  königlichen,  parlamen- 
tarischen und  ministeriellen  Befugnissen,  welche  den  Anschein  hat,  als  sei  sie 
mehr  aus  einem  Kompromiss  zwischen  den  verschiedenen  beteiligten  Faktoren 
mechanisch  zusammengesetzt,  als  aus  der  Natur  der  Sache  hervorgegangen. 

Betrachtet  man  demgegenüber  die  Vorschriften  des  badischen  Gesetzes 
über  die  Einrichtung  und  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  vom  25.  August 
1876,  welches  zwar  wesentlich  dem  preussischen  Gesetze  nachgebildet  ist,  aber 
nach  mancher  Seite  hin  dem  konstitutionellen  Gedanken  mehr  entspricht,  als 
letzteres  so  scheint  hier  für  die  Unabhängigkeit  der  Behörde  besser  gesorgt  zu 
sein,  indem  auf  Vorschlag  des  Staatsministeriums  vom  Grossherzog  nur  der 
Präsident,  die  Mitglieder  aber  ohne  jede  Einmischung  der  Minister  auf  Vor- 
schlag des  letzteren  ernannt  werden. 
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Allein  eine  volle  Gewährleistung  der  Unabhängigkeit  liegt  auch  in  der 
Vorschrift  des  badischen  Gesetzes  nicht.  Die  Person  des  Präsidenten  wird,  wenn 
er  nicht  eine  gänzliche  Unbedeutendheit  und  eine  Null  in  seinem  Kollegium  ist, 
immer  von  einem  nicht  zu  unterschätzenden  Einflüsse  sein,  auch  wenn  ihm 
keine  besonderen  Mittel  zur  Ausübung  eines  Druckes  durch  Gewährung  von 
Remunerationen,  Verfügung  über  das  Vorrücken  in  höhere  Gehaltsklassen  u.  dgl. 
zu  Gebote  stehen.  Ohne  dass  man  den  Ministem  unlautere  Absichten  unter- 
zustellen braucht,  wird  man  doch  annehmen  dürfen,  dass  sie  bedacht  sein 
werden,  eine  Persönlichkeit  dem  Souverän  vorzuschlagen,  von  welcher  sie 
möglichst  wenig  Unbequemlichkeiten  erwarten  dürfen,  wenn  sie  in  der 
Auswahl  völlig  freie  Hand  haben.  Ein  solcher  Präsident  aber  wird  dann 
die  Räte  in  ähnlicher  Weise  auswählen,  und  die  Behörde  in  seinem  Sinne  be- 
einflussen. 

Es  ist  nicht  leicht  diesem  Uebel  vorzubeugen,  denn  die  Einmischung  der 
Kammern,  wie  in  Belgien,  würde  nur  zu  dem  entgegengesetzten  Fehler,  der 
Abhängigkeit  von  letzteren,  führen.  Das  Heilmittel  wird  überhaupt  nicht  darin 
liegen  können,  dass  den  beteiligten  Faktoren  eine  Mitwirkung  eingeräumt  wird ; 
es  ist  nicht  anzunehmen,  dass  bei  einem  solchen  Kompromiss  das  bestmögliche 
Ergebnis  herauskommt.  Es  wäre  vielmehr  vielleicht  das  angemessenste,  die 
Gewährleistung  für  die  Unabhängigkeit  des  Präsidenten  und  mit  ihm  der  Be- 
hörde da  zu  suchen,  wo  man  Grund  hat,  überhaupt  das  höchste  Mass  von  Un- 
parteilichkeit vorauszusetzen ,  welches  überhaupt  zu  finden  ist.  Das  wäre  beim 
Richterstand,  dessen  ganze  Vorbildung  und  Geschäftsschulung  auf  diese  sittliche 
Eigenschaft  abzielt.  Die  beste  Garantie  läge  also  wohl  darin,  dass  der  Präsident 
aus  der  Zahl  der  Präsidenten  der  Obergerichte  oder  der  Mitglieder  des  höchsten 
Gerichtshofs  ausgewählt  und  vom  Justizminister  dem  Souverän  vorgeschlagen 
würde.  Der  Mangel  an  fachmännischer  Ausbildung  für  Rechnungssachen  kann 
beim  Präsidenten  nicht  als  Hindernis  zu  betrachten  sein,  denn  ihm  muss  nicht 
sowohl  eine  massgebende  Stimme  bei  den  Entscheidungen,  als  die  Geschäfts- 
leitung zustehen.  Jene  ist  Sache  des  Kollegiums,  d.  h.  der  Mitglieder,  welche 
aus  der  Zahl  der  höheren  Finanz-,  Verwaltungs-  und  Gerichtsbeamten  von  ihm 
auszuwählen  und  vorzuschlagen  wären. 

Im  übrigen  seien  hinsichtlich  der  Besetzungsfrage  noch  einige  kurze  Be- 
merkungen gestattet.  Die  Beigabe  oder  Aufnahme  eines  rechtsverständigen 
Mitglieds,  welches  also  nicht  bloss  die  juristische  Vorbereitungslaufbahn  zurück- 
gelegt hat,  sondern  berufsmässiger  Jurist  gewesen  ist,  wie  sie  im  italienischen 
wie  im  badischen  Gesetz  vorgesehen  ist,  im  preussischen  aber  fehlt,  kann  nur 
als  sehr  zweckmässig  und  notwendig  bezeichnet  werden.  Ueber  die  Vorbe- 
dingungen für  die  Auswahl  der  Mitglieder  enthält  das  italienische  Gesetz  gar 
nichts,  das  badische  nur  die  Andeutung,  dass  Stellvertreter  derselben  aus  der 
Zahl  der  Kollegialbeamten  genommen  werden  sollen.  Die  Frage  nach  den  Eigen- 
schaften der  Mitglieder  ist  aber  nichts  weniger  als  unwichtig.  Die  oberste  Re- 
visionsbehörde muss  die  höchste  Intelligenz  im  Gebiete  des  gesamten  Finanz-, 
insbesondere  des  Etats-  und  Rechnungswesens  darstellen,  wobei  auch  die  genaue 
Kenntnis  des  Dienstes  der  inneren  und  Justizverwaltung  nicht  ohne  Vertretung 
sein  darf.  Die  Mitglieder  müssen  daher  nur  aus  Beamten  bestehen,  welche 
Mitglieder  einer  Oberbehörde  mit  kollegialer  Verfassung  waren,  und  welche  mög- 
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liehst  auch  im  äusseren  Verwaltungs-  und  Revisionsdienst  die  wünschenswerte 
Geschäftserfahrung  erworben  haben. 

Der  im  badischen  —  wie  im  preussischen  —  Gesetz  enthaltene,  im 
italienischen  aber  fehlende  Ausschluss  naher  verwandtschaftlicher  Beziehungen 
zwischen  den  Mitgliedern  der  Behörde  ist  nur  zu  billigen. 

Die  vom  italienischen  Gesetz  vorgeschriebene  Verlegung  der  Behörde  nach 
der  Hauptstadt  des  Reichs  ist  bei  der  Einrichtung  und  Aufgabe  derselben  in 
Italien  nicht  zu  ändern,  aber  für  deren  Unabhängigkeit  nachteilig.  Die  unver- 
meidlichen persönlichen  und  geselligen  Beziehungen  zwischen  dem  Präsidenten 
und  den  Ministern,  sowie  zwischen  den  Mitgliedern  und  jenen  der  obersten 
Verwaltungsbehörden  können  nur  dazu  führen,  den  letzteren  einen  Einfluss  zu 
sichern,  welcher  nicht  im  Einklänge  mit  der  Aufgabe  der  Revisionsbehörde  steht. 
Deren  Sitz  sollte  daher  in  einer  Entfernung  von  jenen  sein,  welche  solche  Be- 
rührungen näherer  Art  und  Einflüsse  ausschliesst. 

Wie  schon  oben  angedeutet,  ist  die  Aufgabe  und  Stellung  des  italienischen 
Rechnungshofs  eine  wesentlich  andere,  als  die  der  deutschen  obersten  Revisions- 
behörden, schon  infolge  der  parlamentarischen  Verfassung  des  Staats,  aber  auch 
aus  anderen  Gründen,  welche  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  König- 
reichs Italien  liegen  mögen. 

Der  Hauptschwerpunkt  für  die  Wirksamkeit  dieses  Rechnungshofs  dürfte 
nämlich  darin  liegen,  dass  er  der  oberste  Gerichtshof  für  Rechnungs- 
sachen ist,  ausgestattet  mit  allen  Befugnissen  einer  höchsten  Gerichtsbehörde. 
Seine  Zuständigkeit  erstreckt  sich  nach  dieser  Seite  auf  alle  Haftungsfragen 
aus  der  Verwaltung  der  Staatsgelder  und  des  Staatsvermögens  überhaupt;  ins- 
besondere bei  Defekten  aller  Art,  bei  willkürlicher  Entfernung  vom  Amte  und 
bei  Unterlassung  rechtzeitiger  Rechnungsstellung.  Sie  beschränkt  sich  also 
dabei  auf  die  Verwalter  und  Rechner.  Diese  aber  unterliegen  einem  äusserst 
strengen  Rechnungsverfahren.  Sie  müssen  monatweise  förmlich  Rechenschaft 
ablegen  gegenüber  den  vorgesetzten  Behörden,  und  diese  Monatsabrechnungen 
unterliegen  einer  mehrstufigen  Revision,  in  letzter  Instanz  beim  Rechnungshofe, 
wobei  aber  nicht  klar  zu  ersehen  ist,  ob  hier  ebenfalls  noch  eine  ins  einzelne 
gehende  Prüfung  auf  Grund  aller  Belege  stattfindet.  Wenn  dies  wirklich  der 
Fall  ist,  so  beschränkt  sich  dieselbe,  soweit  es  aus  dem  Rechnungshofsgesetz, 
aus  dem  Gesetz  und  aus  der  Verordnung  über  die  Verwaltung  des  Staatsver- 
mögens und  über  das  Rechnungswesen  zu  ersehen  ist,  auf  die  Ausgaben,  hin- 
sichtlich der  Einnahmen  aber  auf  die  richtige  Erhebung  der  angewiesenen 
Summen  und  deren  Verrechnung  und  Ablieferung,  während  die  Ueberwachung 
des  richtigen  Vollzugs  der  die  Einnahme  betreffenden  Gesetze  den  Oberbehörden 
anheimgegeben  ist.  Den  deutschen  Revisionsbehörden  pflegt  auch  in  dieser 
Hinsicht  eine  Kontrolle  zuzustehen. 

Neben  diesen  Monatsabrechnungen  müssen  alle  Verwalter  von  Staats- 
geldem  und  anderem  Staatsvermögen  durch  Jahresrechnungen  ihrer  persönlichen 
Verantwortlichkeit  genügen,  und  auf  diese  ,rechtsf örmlichen"  Jahres- 
rechnungen erstreckt  sich  vorzugsweise  die  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungshofs. 
Sofeme  die  nötigen  Belege  schon  mit  den  monatlichen  Abrechnungen  zur  Vor- 
lage gekommen  sind,  brauchen  die  Jahresrechnungen  nicht  belegt  zu  sein;  ihre 
Richtigkeit  ergibt  sich  dann  aus  der  Vergleichung  der  Summen. 


470 


W.  Vocke, 


Strenge  Bestimmungen  sichern  die  rechtzeitige  Vorlage  aller  Rechnungen, 
und  ein  vielgliedriges  Kontroisystem  von  Anzeigen,  Zusammenstellungen,  Be- 
stätigungen und  Buchungen  gewährleistet  den  pünktlichen  Zusammenfluss  aller 
einzelnen  Monatsrechnungen  zu  den  grossen  Staatsrechnungen  der  obersten 
Behörden,  welche  von  den  Ministerien  hergestellt  und  vom  Rechnungshofe  auf 
Grund  der  von  ihm  geführten  Register  über  die  Ergebnisse  der  Monatsrechnungen, 
über  die  festgestellten  Einnahmen,  die  angewiesenen  Ausgaben  und  die  Ver- 
änderungen am  Staatsvermögen  geprüft  werden. 

Die  Monatsrechnungen  haben  in  erster  Reihe  den  Zweck,  als  Grundlagen 
für  die  Staatsbuchführung  und  für  die  aus  ihnen  im  Laufe  des  Jahres  sich  all- 
mählich gestaltenden  Staatsrechnungen  der  Ministerien  und  anderen  Centralbe- 
hörden  zu  bilden.  Es  ist  jedoch  nichts  weniger  als  ausgeschlossen,  dass  sie 
auch  eine  Verantwortlichkeit  der  Verwalter  und  Rechner  begründen  können. 
Vielmehr  müssen  sie  vollständig  begründet  und  belegt  sein,  und  wenn  bei  der 
Revision  derselben  irgend  ein  Mangel  oder  Fehler  wahrgenommen  wird,  aus 
welchem  eine  Haftbarkeit  jener  Beamten  folgt,  so  unterliegt  der  Fall  der  Gerichts- 
barkeit des  Rechnungshofs  ebenso,  wie  wenn  er  bei  der  Prüfung  der  rechtsförmlichen 
Jahresrechnung  festgestellt  worden  wäre,  welche  in  erster  Reihe  den  Zweck  hat, 
die  Entlastung  oder  Haftbarkeit   des  Verwalters  und  Rechners  zu  ermitteln. 

Diese  doppelte  Rechnungsstellung  ist  dem  deutschen  Rechnungsverfahren 
fremd.  Periodische  Anzeigen  über  den  Stand  und  Fortgang  der  Einnahmen 
und  Ausgaben,  über  ihr  Verhältnis  zum  Etat  und  über  die  Kassen-  und  Material- 
bestände müssen  selbstverständlich  auch  bei  uns  gemacht  werden,  um  die 
Centralbehörden  in  fortwährender  Kenntnis  über  den  Gang  der  Einnahme- 
erhebung, den  Stand  der  verfügbaren  Mittel  und  die  Erfüllung  oder  Zulänglich- 
keit der  Etats  in  Kenntnis  zu  erhalten,  aber  sie  dienen  nicht  der  Staatsrechnung, 
sondern  nur  der  buchführenden  Verwaltung.  Die  Staatsrechnung  bildet  sich 
erst  am  Schlüsse  des  Jahres  aus  dem  Inhalt  und  den  Abschlüssen  der  einzelnen 
Rechnungen  selbst  —  wie  in  Bayern  —  oder  aus  besonderen  Anzeigen,  deren 
Ergebnisse  mit  jenen  der  Rechnungen  übereinstimmen  müssen,  die  sich  aber 
nur  auf  die  Bücherabschlüsse  gründen  (Finalabschlüsse)  —  wie  in  Preussen. 
Besondere  Rechnungen  zur  persönlichen  Rechtfertigung  kommen  nur  allenfalls 
bei  Personalwechsel  innerhalb  des  Jahres  vor,  und  auch  diese  pflegen  nicht  in  aus- 
führlicher Rechnungsform,  sondern  als  Bücherauszug  hergestellt  zu  werden,  wobei 
der  übernehmende  Beamte  die  Verantwortung  für  die  Jahresverwaltung  übernimmt, 
soweit  sie  buchmässig  ist,  wesfalls  er  sich  von  der  Richtigkeit  der  Buchführung 
bei  der  Amtsübernahme  beliebig  überzeugen  kann.  Und  dieses  Verfahren  hat 
sich  als  vollkommen  genügend  und  für  alle  Teile  Sicherung  gewährend  erprobt. 

Die  doppelte  Rechnungstellung  in  Italien,  welche  den  Verwaltern,  Mittel - 
und  Oberbehörden  eine  sehr  beträchtliche  Mehrarbeit  veranlassen  muss,  im  Zu- 
sammenhalt mit  der  Kontroianhäufung  für  die  Monatsrechnungen  und  mit  der 
Sorgfalt  und  Ausführlichkeit,  welche  das  Gesetz  der  richterlichen  Zuständigkeit 
des  Rechnungshofs  widmet,  macht  den  Eindruck,  als  habe  der  Schöpfer  dieser 
Einrichtungen  die  Aufgabe  vor  sich  gehabt,  ein  aus  vielerlei  früheren  Staats- 
wesen zusammengewürfeltes  Personal,  welches  an  allerlei  andere,  wohl  auch 
ungenügende,  Geschäftsforraen  gewöhnt  war,  dem  es  vielfach  an  der  erforder- 
lichen Geschäftskenntnis,  Pünktlichkeit  und  wohl  auch  an  gutem  Willen,  Ver- 

470 


Das  italienische  Rechnungshofsgesetz.  ^^yi 

lässlichkeit  und  Redlichkeit  gefehlt  haben  mag,  in  eine  strenge  Ordnung  und  in 
einen  genau  geregelten  Geschäftsgang  zu  zwingen,  indem  er  sie  der  strengstenUeber- 
wachung  unterwarf  und  ihre  ganze  Gebarung  in  die  engsten  Schranken  zwängte. 

Die  Wichtigkeit,  welche  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungshofs  schon 
nach  dem  Räume  beigelegt  ist,  den  sie  im  Gesetze  einnimmt,  macht  es  not- 
wendig, diesem  Gegenstande  eine  kurze  Betrachtung  zu  widmen. 

Das  preussische  Oberrechnungskammergesetz  kennt  eine  solche  Gerichts- 
barkeit gar  nicht.  Die  Revisionsbehörde  kann  eine  fehlende  oder  unrichtige 
Vereinnahmung,  eine  zu  hohe  oder  sonst  zu  Unrecht  erfolgte  Verausgabung 
beanstanden,  und  allenfalls  den  betreffenden  Betrag  —  wie  das  Gesetz  sich  in 
nicht  eben  rechnerisch  klarer  Weise  ausdrückt  —  „zu  Soll  stellen",  das  weitere 
muss  sie  aber  der  Verwaltungsbehörde  überlassen.  Glaubt  diese,  eine  Haftungs- 
verbindlichkeit gegen  irgend  eine  bestimmte  Person  nicht  aussprechen  zu  sollen, 
so  ist  der  Beschluss  der  Oberrechnungskammer  wirkungslos.  Höchstens  könnte 
diese  bei  Prüfung  und  Anerkennung  der  Staatsrechnung  einen  Vorbehalt  ein- 
fliessen  lassen,  wodurch  die  Sache  zur  Kenntnis  der  Kammei-n  kommen  würde. 
Aber  auch  dann  ist  es  sehr  fraglich,  ob  die  Volksvertreter  überhaupt  in  der 
Lage  sind,  befähigte  Beurteiler  und  Richter  zu  sein,  und  wenn  sie  es  auch  sind, 
werden  die  Verwaltungsbehörden  leichtes  Spiel  haben,  ihre  Ansicht  wirksam  zu 
vertreten,  während  die  Revisionsbehörde  keine  Gelegenheit  hat,  ihren  Beschluss 
weiter  zu  begründen  und  etwaige  Einwendungen  zu  entkräften.  Ueberhaupt 
pflegt  sich  der  Erinnerungen  der  Revisionsbehörde  nur  die  Opposition  anzu- 
nehmen; jene  kommt  daher  leicht  in  ein  schiefes  Licht  gegenüber  dem  Souverän 
und  der  Bevölkerung,  und  ihr  widerstandsloses  Unterliegen  in  allen  Streitfällen 
kann  nur  den  Glauben  an  ihre  Tüchtigkeit  untergraben,  ihre  Autorität  erschüttern 
und  ihre  Wirksamkeit  lähmen. 

Das  Fehlen  jeder  richterlichen  Gewalt  muss  daher  als  ein  wesentlicher  Mangel 
in  der  Einrichtung   der  preussischen  Oberrechnungskammer  anerkannt  werden. 

Besser  ausgestattet  sind  dagegen  andere  deutsche  Revisionsbehörden.  Zu 
diesen  scheint  auch  die  badische  ObeiTCchnungskammer  zu  gehören.  Seltsamer- 
weise enthält  aber  das  Gesetz  unmittelbar  keine  Vorschrift,  welche  der  Behörde 
richterliche  Befugnisse  zuerkennt,  sondern  deren  Voraussetzung  folgt  nur  aus 
der  Bestimmung,  dass  die  Kassenbeamten  gegen  Rechnungsbescheide  der  Ober- 
rechnungskammer Beschwerde  bei  dieser  selbst  erheben,  und  um  Erlassung  eines 
anderweiten  Erkenntnisses  nachsuchen  können.  Wie  es  mit  der  VoUziehbarkeit 
dieser  Erkenntnisse  steht,  ist  ebenfalls  nicht  zu  ersehen.  Auch  das  ist  nur 
mittelbar  zu  ersehen,  wie  weit,  auf  welcherlei  Fragen,  sich  die  Zuständig- 
keit der  Oberrechnungskammer  erstreckt,  nämlich  auf  die  Haftungsfrage. 

Diese  ist  aber  nicht  die  einzige  Frage,  welche  infolge  von  Unrichtigkeiten 
in  der  Geld-,  Material-  und  sonstigen  Vermögensverwaltung  beim  Rechnungs- 
wesen und  der  Buchführung  zur  Sprache  kommen  kann;  es  können  auch  Ver- 
gehen und  Verbrechen  vorkommen,  welche  Strafe  erheischen.  Und  bei  der 
Haftungsfrage  selbst  können  verschiedene  Veranlassungen  in  Betracht  kommen, 
an  welche  sie  sich  knüpft.     Diese  Verschiedenheiten  wollen  berücksichtigt  sein. 

Was  nun  zuvörderst  das  Zusammentreffen  eines  straffälligen  Vergehens 
mit  der  Haftungsfrage  betrifft,  wobei  die  letztere  sich  auf  das  erstere  nach  der 
Natur  der  Sache  gründen  muss,  so  kann  die  Entscheidung  über  das  Vorhanden- 
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sein  eines  solchen  und  die  Verhängung  einer  Strafe  dem  Rechnungshofe  nicht 
zukommen.  Dieser  kann  nicht  zur  Handhabung  des  Strafgesetzbuchs  berufen 
sein,  sondern  nur  den  ordentlichen  Strafgerichten  kann  die  Zuständigkeit  hiezu 
eingeräumt  werden,  und  dem  Rechnungshofe  kann  nur  zukommen,  der  zuständigen 
obersten  Behörde  oder  dem  Staatsanwalt  Mitteilung  von  Wahrnehmungen  in 
dieser  Richtung  zu  machen.  Das  wird  wohl  keiner  weiteren  Begründung  be- 
dürfen, welche  nur  offene  Thüren  einrennen  könnte.  Wenn  das  Vergehen  dis- 
ciplinärer  Art  ist,  so  muss  aus  gleichartigen  Gründen  das  nämliche  gelten;  es 
tritt  dann  die  Zuständigkeit  der  Disziplinarbehörde  ein.  Es  kann  daher  unter 
Umständen  in  einem  einzelnen  Falle  eine  dreifache  Zuständigkeit :  des  Rechnungs- 
hofs über  die  Haftungsfrage,  des  Gerichts  über  die  strafrechtliche  Seite  und  der 
Disziplinarbehörde  über  die  verwaltungsrechtliche  Seite  des  Vergehens  neben- 
einander gegeben  sein,  wobei  der  Ausschluss  oder  Nichtausschluss  der  letzteren 
beiden  Zuständigkeiten   durch  die  Disziplinargesetzgebung   geregelt   sein  muss. 

Demnächst  erhebt  sich  die  Frage,  über  welche  Haftungen  der  Rechnungs- 
hof zu  entscheiden  hat. 

In  dieser  Hinsicht  kann  zunächst  die  der  Rechtsprechung  des  Rechnungs- 
hofs unterliegende  Person  nur  der  Beamte  sein,  welcher  eine  Rechnung  ge- 
stellt hat  oder  stellen  sollte,  die  der  Prüfung  durch  die  Finanzrevisionsbehörde 
des  Staats  unterworfen  ist,  der  Rechner.  Dies  folgt  schon  aus  der  Bezeichnung 
und  Aufgabe  der  Behörde,  und  aus  den  sonstigen  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit. 
Sachlich  kann  aber  der  Umfang  der  Rechtsprechung  verschieden  sein.  In  Italien 
urteilt  der  Rechnungshof  auch  über  diejenigen  Gattungen,  welche  nicht  von 
ihm  selbst  bei  der  Prüfung  der  Rechnungen  ermittelt  worden  sind,  sondern 
auch  über  diejenigen,  welche  seitens  der  den  Rechnern  vorgesetzten  Behörden 
festgestellt  wurden.  In  Deutschland  pflegt  dies  nicht  unbedingt  ebenso  zu  sein, 
sondern  es  wird  in  einem  solchen  Falle  in  der  Regel  die  Aufsichtsbehörde  selbst 
eine  Entscheidung  treffen,  dieselbe  aber  nicht  sofort  in  Vollzug  setzen, 
sondern  der  Prüfung  der  obersten  Revisionsbehörde  im  Wege  des  Rechnungs- 
verfahrens unterbreiten  (so  z.  B.  in  Bayern).  Durch  deren  Billigung  wird  dann 
der  Beschluss  vollziehbar,  wenn  die  Behörde  mit  der  Entscheidung  der  Haftungs- 
frage überhaupt  ausgestattet  ist,  was  in  Preussen  aber,  wie  schon  erwähnt, 
nicht  der  Fall  ist.  Hier  beschränkt  sich  die  Befugnis  der  Oberrechnungskammer 
darauf,  gegen  einen  Defektbeschluss  der  Verwaltungsbehörde  das  Aufsichtsrecht 
der  Zentralbehörde  anzurufen.  In  Baden  sind  schon  die  Beschlüsse  der  Auf- 
sichtsbehörden endgültiger  Natur,  und  es  steht  den  Beteiligten  nur  die  Berufung 
an  die  Oberrechnungskammer  zu. 

Die  Zuständigkeit  des  italienischen  Rechnungshofs  beschränkt  sich  dem- 
nach nicht  auf  die  Haftungen,  welche  im  Wege  des  Rechnungsverfahrens  er- 
mittelt worden  sind,  sondern  dehnt  sich  auch  auf  jene  aus,  welche  bei  örtlichen 
Untersuchungen  (Inspektionen,  Revisionen)  oder  sonst  im  Verwaltungswege  ent- 
deckt worden  sind.  Hierauf  kann  sich  nach  dem  Gesagten  die  Befugnis  der 
preussischen  Behörde  nicht  erstrecken.  In  Bayern  ist  in  solchen  Fällen  das 
Verfahren  das  nämliche  wie  in  Rechnungssachen,  indem  derartige  Beschlüsse 
der  Superrevision  unterworfen  und  in  das  Rechnungsverfahren  einbezogen  werden. 

Die  Zuständigkeit  der  obersten  Revisionsbehörde  erstreckt  sich  also  auf 
alle  Haftungsfragen  der  Rechner,  welche  auf  Fehlern  in  der  RecLnungsstellung 
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selbst  beruhen,  oder  welche  in  der  Rechnung  beziehungsweise  bei  der  Abgleichung 
gegen  die  Bestände  ihren  Ausdruck  gefunden  haben  oder  finden  müssten,  wenn 
sie  auch  nicht  bei  der  Rechnungsrevision  entdeckt  worden  sind. 

Solche  Fehler  können  aber  auch  von  denjenigen  begangen  werden,  welche 
nicht  selbst  Rechner  sind,  aber  anzuordnen  haben,  was  als  Einnahme  und  Aus- 
gabe verrechnet  werden  und  wie  dies  geschehen  soll.  Dies  sind  die  anweisen- 
den Behörden,  und  die  hier  in  Frage  kommenden  Fehler  bestehen  abgesehen 
von  Unrichtigkeiten  in  Ansehung  der  Person,  des  Betrags,  der  sonstigen  Zu- 
ständigkeit u.  a.  —  in  Abweichungen  vom  Etat,  Ueberschreitungen  desselben 
und  in  Abweichungen  von  sonstigen  Gesetzen. 

Es  würde  dem  Anscheine  nach  keinem  Bedenken  unterliegen,  die  aus 
Fällen  der  ersteren  Arten  folgenden  Haftungen  dem  Rechnungshofe  zur  Ab- 
urteilung zu  überweisen.  Sie  unterscheiden  sich  in  nichts  von  den  gleichartigen 
Fehlern,  welche  von  den  Rechnern  begangen  werden,  und  es  besteht  scheinbar 
kein  Grund,  gleiche  Versehen  oder  Ueberschreitungen  verschieden  zu  behandeln, 
weil  sie  von  verschiedenen  Personen  begangen  worden  sind.  Allein  es  stellen 
sich  dieser  Konsequenz  sehr  erhebliche  Bedenken  entgegen. 

Die  letzteren  Arten  von  Unrichtigkeiten  eignen  sich  nämlich  unter  allen 
Umständen  nicht  für  die  Aburteilung  durch  den  Rechnungshof.  Sie  können  ver- 
anlasst sein  durch  politische  Erwägungen,  durch  die  Absicht,  einen  Nachteil  vom 
Staate  abzuwenden  oder  ihm  einen  Vorteil  zu  verschaffen,  kurz  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  salus  publica.  Solche  Erwägungen  und  Rücksichten  liegen  aber 
gänzlich  ausserhalb  des  Kreises,  an  dessen  Umfang  der  Rechnungshof  gebunden 
ist,  welcher,  wo  er  als  Richter  entscheidet,  sich  strenge  an  das  Gesetz  zu 
halten,  und  welcher  insbesondere  mit  der  Politik  schlechterdings  nichts  zu 
schaffen  hat.  Dagegen  können  und  müssen  die  Faktoren  der  Gesetzgebung  solchen 
Rücksichten  Rechnung  tragen,  und  sie  können,  was  der  Rechnungshof  verurteilen 
müsste,  billigen  und  nachträglich  genehmigen.  Unrichtigkeiten  der  ersteren 
Arten  aber,  obwohl  sie  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegen,  können  bei  dem 
sich  selbst  kontrollierenden  Geschäftsgänge  der  anweisenden  Behörden  über- 
haupt nur  als  Seltenheiten  vorkommen,  und  werden  in  den  wichtigeren  Fällen 
mit  jenen  der  letzteren  Arten  —  namentlich  was  die  Zuständigkeit  betrifft  — 
häufig  zusammentreffen.  Ausserdem  werden  sie  regelmässig  im  Wege  des 
Schriftwechsels,  oder  wenn  es  sich  um  Verfügungen  der  Mittelbehörden  handelt, 
durch  Anrufen  der  obersten  Behörden  behoben  werden. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  notwendig,  die  seitens  der  anweisenden  Be- 
hörden begangenen  Unrichtigkeiten  gleichmässig  der  Rechtsprechung  des  Rech- 
nungshofs zu  entziehen,  diesem  nur  die  Pflicht  der  Mitteilung  an  die  Kammern  ^) 
aufzuerlegen,  und  diesen  es  zu  überlassen,  ob  sie  die  Sachen  beruhen  lassen, 
oder  im  Wege  der  Ministeranklage  verfolgen  wollen.  Soferne  es  sich  dabei 
um  Handlungen  von  Mittelbehörden  handelt,  werden  sie  entweder  von  den 
Zentralbehörden  berichtigt,  oder  wenn  diese  sich  jenen  anschliessen,  zu  Hand- 
lungen der  letzteren,  und  sind  als  solche  zu  verfolgen. 

^)  In  Italien  besteht  sogar  die  besondere  Einrichtung,  dass  am  Schlüsse 
jedes  Jahres  ein  besonderes  Gesetz  (Budgetberichtigungsgesetz)  erlassen  wird, 
durch  welches  alle  vorgekommenen  Abweichungen,  soweit  sie  die  Gutheissung 
der  Kammern  gefunden  haben,  genehmigt  werden. 
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Hiemit  stimmen  auch  die  Gesetzgebungen  überein,  mit  Ausnahme  der 
französischen,  nach  welcher  der  Rechnungshof  die  Anweisungen  überhaupt  nicht 
zum  Gegenstand  seiner  Prüfung  zu  machen  hat.  In  der  Form  weichen  aber  die 
italienischen  Einrichtungen  (ebenso  wie  in  England  und  Belgien)  von  den  deut- 
schen bedeutend  ab.  Der  italienische  Rechnungshof  ist  nämlich  mit  einer  Be- 
fugnis ausgestattet,  welche  dem  Anscheine  nach  viel  weiter  geht,  als  die  der 
deutschen  Behörden,  indem  alle  Zahlungsanweisungen  der  Ministerien,  bevor  sie 
in  Vollzug  gesetzt  werden  dürfen,  vom  Rechnungshof  auf  ihre  Budgetmässigkeit 
geprüft,  in  seine  Bücher  eingetragen,  und  im  Falle  der  Anerkennung  mit  seinem 
„Visto"  versehen  werden  müssen.  Im  Falle  der  Nichtanerkennung,  und  wenn 
auch  der  Minister  auf  seiner  Ansicht  beharrt,  wird  das  Visto  „mit  Vorbehalt" 
ausgestellt  und  den  Kammern  Anzeige  erstattet  ^). 

Diese  vorgängige  Prüfung  (in  Belgien  Controle  prealable  genannt) 
ist  charakteristisch  für  die  parlamentarische  Verfassung.  Sie  besteht  in  Eng- 
land und  in  Belgien,  und  letzteres  Land  scheint  man  sich  in  Italien  zum  Muster 
genommen  zu  haben. 

Nebenbei  mag  schon  hier  bemerkt  sein,  dass  der  Eintragung  und  dem 
Visto  des  Rechnungshofs  ausserdem  unbedingt  alle  königlichen  Erlasse,  alle  Ge- 
nehmigungen von  Verträgen  des  Staats,  alle  Verfügungen  über  Ernennung,  Be- 
förderung und  Versetzung  von  Beamten,  alle  Verleihungen  von  Gehalten,  Pen- 
sionen und  anderen  Bezügen  und  alle  Festsetzungen,  Verminderungen  (also  wohl 
auch  Erhöhungen),  Ueb ertragungen  und  Löschungen  von  Amtsbürgeschaften 
unterliegen.     Eine  besondere  Abteilung  der  Behörde  besorgt  diese  Geschäfte. 

Durch  die  Uebertragung  dieser  Befugnisse  ist  der  Rechnungshof  keine 
blosse  Rechnungs-  und  Revisionsbehörde  mehr,  sondern  ein  Glied  des  Verwal- 
tungsorganismus selbst.  Die  weitgehende  Aufgabe  in  Ansehung  der  sämtlichen 
letztgenannten  Gegenstände  mag  wohl  durch  das  nämliche  Bedürfnis  veranlasst 
worden  sein,  welches  überhaupt  das  ganze  italienische  Kontrolwesen  mit  seinen 
Häufungen  der  Schranken  und  Instanzen  ins  Leben  gerufen  hat.  Es  geht  dies 
alles  weit  über  den  Gedanken  einer  Rechnungs-  und  Revisionsbehörde  hinaus 
und  ist  vielmehr  ein  Ausdruck  der  parlamentarischen  Befugnis  der  Kammern, 
die  ganze  Verwaltung  nicht  nur  zu  prüfen,  sondern  auch  zu  beherrschen  und 
in  dieselbe  einzugreifen.  Freilich  fehlt  dem  parlamentarischen  Werkzeuge  in 
Italien  die  Spitze,  welche  das  belgische  besitzt,  indem  dort  der  Rechnungshof, 
unter  Mitwirkung  der  Minister,  von  der  Regierung  besetzt  wird,  hier  —  in 
Belgien  —  aber  von  der  Kammer. 

Unter  den  letztgenannten  Aufgaben  und  Befugnissen  des  Rechnungshofs 
ist  die  vorgängige  Prüfung  der  Ausgabeanweisungen  auf  ihre  Budgetmässigkeit 
unstreitig  die  staatsrechtlich  wichtigste.  Schon  deswegen  lohnt  es  sich,  dieselbe 
einer  genaueren  Betrachtung  zu  unterziehen.  Die  Frage,  ob  eine  vorgängige 
oder  nachfolgende  Prüfung  vorzuziehen  sei,   ist   aber  überdies  eine  bestrittene. 


')  Es  kann  hier  nicht  unbemerkt  bleiben,  dass  die  Minister  in  Italien  eine 
grössere  Verfügungsmacht  haben,  als  in  Deutschland,  denn  sie  sind  nur  an  die 
Einhaltung  der  grösseren  Budgetabteilungen  (Kapitel)  gebunden  und  dürfen 
zwischen  den  Unterabteilungen  Uebertragungen  der  Mittel  vornehmen,  während 
in  Deutschland  die  Regierung  genau  an  die  Ziffer  jeder  von  den  Kammern  be 
sonders  festgestellten  Unterabteilung  gebunden  ist. 
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und  die  eine  wie  die  andere  Ansicht  findet  ihre  Vertreter.  Insbesondere  wurde 
dieselbe  erörtert,  als  in  England  die  Vorberatungen  und  Untersuchungen  über 
eine  neue  Organisation  der  obersten  Revisionsbehörde  gepflogen  wurden,  welche 
im  Jahre  1866  in  dem  Zustandekommen  des  gegenwärtig  gültigen  Gesetzes  ihren 
Abschluss  fanden.  In  England  ist  nämlich  die  vorgängige  Prüfung  eine  alte 
Einrichtung;  es  erhoben  sich  aber  gewichtige  Stimmen  gegen  dieselbe,  welche 
ihren  Wert  stark  in  Zweifel  zogen,  einer  nachfolgenden  unabhängigen  Revision 
den  Vorzug  gaben,  und  die  Einführung  einer  solchen  dringend  befürworteten. 
Namentlich  war  es  der  damalige  Präsident  der  früheren  obersten  Revisions- 
behörde, welcher  diese  Ansicht  vertrat,  also  eine  Autorität,  gegen  deren  Sach- 
kenntnis wohl  kein  Einwand  zu  erheben  sein  wii-d^).  Gleichwohl  ist  das 
Parlament  seiner  Ansicht  nicht  beigetreten,  sondern  hat  es  bei  der  herkömm- 
lichen vorgängigen  Prüfung  belassen.  Auch  in  Belgien  hat  man,  wie  schon  er- 
wähnt, diese  Art  der  Kontrolle  eingeführt,  und  man  scheint  dort  grossen  Wert 
auf  dieselbe  zu  legen. 

Neuestens  hat  auch  L.  von  Stein  ^)  das  Gewicht  seiner  Autorität  zu 
Gunsten  der  vorgängigen  Kontrolle  in  die  Wagschale  geworfen.  „Die  verfas- 
sungsmässige Kontrolle  des  Staatshaushalts,"  sagt  er,  „wird  stets  nur  die  letzten 
Ergebnisse  der  Verwaltung  kontrollieren   (wenn   sie  eine  nachfolgende  Revision 

ist),  an  denen  nichts  mehr  zu  ändern  ist,  nicht  aber  die  Verwaltung  selber" 

„Erst  da  wo  die  Ausgaben  vor  der  Auszahlung  und  die  Einnahmen  vor  der  Ab- 
lieferung mit  den  Bestimmungen  des  Budgets  und  der  einzelnen  Finanzgesetze 
verglichen  werden  und  ihre  gesetzliche  Ordnung  festgestellt  wird,  ehe  sie  sich 
vollziehen,  ist  die  einzig  denkbare  Gewähr  gegeben,  dass  nicht  bloss  wie  bisher 
die  Schlussrechnung,  sondern  nunmehr  auch  die  Verwaltungsrechnung  unter  der 
budgetmässigen  Kontrolle  stehen,  und  dass  daher  die  Abweichungen  vom  Budget 
damit  verhindert  werden,  bevor  sie  entstehen,  statt  bloss  verfolgt  zu  werden, 
wenn  sie  schon  lange  vollzogen  sind" ....  „Man  halte  daran  fest,  dass  die  Kon- 
trolle nicht  nur  gegen  die  That,  sondern  auch  schon  gegen  den  Willen  der 
Verwaltungsbehörde  gerichtet  sein  soll."  L.  von  Stein  hält  aus  diesen  Gründen 
die  vorgängige,  die  Anweisungskontrolle  für  die  einzig  rationelle  (S.  456  a.  a.  0.). 

Lassen  wir  vor  allem  die  Einnahmen  aus  dem  Spiele,  welche  doch  nicht 
erst  durch  die  Ablieferung,  die  ja  eine  blosse  Kassenmanipulation,  ein  Vorgang 
nur  innerhalb  des  Verwaltungsverfahrens  ist,  vollzogen  werden,  sondern  schon 
durch  die  Erhebung,  für  welche  also  selbst  die  befürwortete  Anweisungskontrolle 
doch  nur  eine  nachträgliche  sein  kann,  und  auf  welche  sich  das  Visa  oder  Visto 
des  Rechnungshofs  auch  weder  in  England,  noch  in  Belgien,  noch  in  Italien  er- 
streckt, noch  erstrecken  kann.  Aber  auch  in  Ansehung  der  Ausgaben  stehen  der 
Ansicht  des  berühmten  Lehrers  der  Finanzwissenschaft  gewichtige  Bedenken 
entgegen. 

Vor  allem  steht  fest,  dass  vorgängige  Kontrolle  und  Revision  sich  gegen- 
seitig ausschliessen,  soweit  die  erstere  reicht,  denn  es  ist  vollständig  unmöglich. 


')  In  Ansehung  des  von  demselben  abgegebenen  Gutachtens  und  der  darin 
aufgeführten  Gründe  kann  ich  mich  wohl  auf  meine  Abhandlung  „Ueber  den 
Rechnungshof  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Deutsche  Reich"  in  der  Tübinger 
Zeitschrift  für  Staatswissenschaft,  Jahrgang  1877  Heft  I  S.  80,  beziehen. 

^)  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  5.  Auflage  Band  I  S.  430  ff. 
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dass  eine  Revisionsbehörde  nachträglich  dasjenige  anfechten  kann,  wozu  sie  im 
Laufe  der  Verwaltung  ihre  Zustimmung  gegeben  hat.  Bei  der  Anweisungs- 
kontrolle verliert  also  der  Rechnungshof  seine  Stellung  als  Revisionsbehörde  und 
wird  zu  einem  —  wenn  auch  nur  kontrollierenden  —  Gliede  der  Verwaltung 
selbst.  L.  von  Stein  erkennt  dies  ausdrücklich  an,  indem  er  (S.  438)  ausspricht, 
dass  dadurch  der  Rechnungshof  teilnimmt  an  der  Verantwortlichkeit  der  Ge- 
samtregierung, soweit  es  das  Budget  betrifft,  und  er  geht  sogar  so  weit  zu 
fordern,  das  der  Präsident  seine  Entlassung  nehmen  muss,  wenn  er  zu  einem 
Schritte  des  Gesamtministeriums  seine  Zustimmung  nicht  geben  kann. 

Von  einer  kollegialen  Verfassung  des  Rechnungshofs  kann  hiebei  augen- 
scheinlich schon  gar  keine  Rede  sein;  der  Präsident  hat  dann  die  Stellung  eines 
Ministers,  und  die  Mitglieder  sind  bloss  „vortragende  Räte"  im  altpreussischen 
Sinne,  d.  h.  sie  haben  nur  vorzuti'agen,  aber  nicht  zu  entscheiden.  Dass  eine 
solche  Verfassung  des  Rechnungshofs  eine  Gewähr  für  seine  Unabhängigkeit 
leiste,  wird  man  nicht  sagen  können.  Auch  in  Preussen  war  man  nicht  der 
Ansicht,  dass  ein  allein  entscheidender  Präsident  dem  Gedanken  einer  unab- 
hängigen Behörde  genüge,  sondern  man  fand  in  der  kollegialen  Verfassung  eine 
bessere  Bürgschaft  für  die  Ausschliessung  aller  Einflüsse  seitens  der  Verwaltung 
auf  die  Oberrechnungskammer. 

Aber  abgesehen  hievon  verträgt  sich  die  Unabhängigkeit  der  Revisions- 
behörde nicht  mit  ihrer  Versetzung  in  die  Verwaltung  hinein.  Die  unmittel- 
bare Berührung,  in  welcher  beide  Teile  fortwährend  stehen  müssen,  kann  für  die 
erstere  nur  nachteilig  sein,  und  es  ist  nur  zu  natürlich,  wenn  sich  die  Kontrol- 
behörde  in  zweifelhaften  Fällen  gegen  die  Erwägungen  nicht  verschliesst,  welche 
die  Regierung  bestimmen  können,  nicht  gerade  so,  wie  es  das  Budget  vor- 
schreibt, über  Staatsmittel  oder  Staatsvermögen  zu  verfügen.  Die  Politik  wird 
eine  Rolle  in  den  Beschlüssen  des  Rechnungshofs  spielen,  welche  ihr  an  dieser 
Stelle  nicht  gebührt,  und  anstatt  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  zu  teilen, 
wird  er  sie  aufheben  oder  wenigstens  so  vermindern,  dass  sie  wenig  Wert  mehr 
hat.  Wenn  der  Rechnungshof  in  die  Verwaltung  hineinversetzt  wird,  wer  soll 
dann  die  Verwaltung,  die  , Gesamtregierung "  kontrollieren?  Wenn  er  eine  Ver- 
fügung gutgeheissen  hat,  welche  nicht  in  üebereinstimmung  mit  Budget  oder 
Gesetz  steht,  wer  soll  diese  Abweichung  entdecken  und  eine  Entscheidung  der 
gesetzgebenden  Gewalt  darüber  herbeiführen,  ob  die  Gründe,  welche  die  Veran- 
lassung dazu  gegeben  haben,  so  zwingender  Art  waren,  dass  jene  als  gerecht- 
fertigt erkannt  wird? 

Bei  einer  Stellung  des  Rechnungshofs,  wie  er  sie  in  Belgien  hat,  mag 
allenfalls  eine  solche  vorgängige  Kontrolle  der  Regierung  gegenüber  unabhängig 
sein,  aber  dafür  ist  dort  der  Rechnungshof  von  der  Kammer  abhängig,  und  eine 
solche  Abhängigkeit  ist  ebensowenig  wünschenswert  und  im  Einklänge  mit  der 
idealen  Herrschaft  des  Gesetzes,  wie  sie  den  Grundgedanken  der  verfassungs- 
mässigen Monarchie  bildet,  als  eine  Abhängigkeit  von  der  Regierung,  üeber- 
dies  sichert  jene  Abhängigkeit  von  der  Kammer  noch  keineswegs  unbedingt 
gegen  alle  Einflüsse  seitens  der  Verwaltung,  denn  bei  jedem  engen  Zusammen- 
wirken und  gemeinschaftlichem  Erwägen  werden  sich  solche  geltend  machen, 
abgesehen  von  den  Wirkungen  des  sonstigen  persönlichen  Verkehrs,  welcher 
doch  nicht  abgeschnitten  werden  kann,    und   von   dem  auf  beiden  Seiten  herr- 
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sehenden  Bewusstsein,  dass  niemand  da  ist,  welcher  eine  Nachgiebigkeit  seitens 
der  kontrollierenden  Behörde  kontrollieren  kann,  und  dass  daher  auch  von  einer 
"Verantwortlichkeit  thatsächlich  keine  Sprache  sein  kann. 

In  volle  Beleuchtung  tritt  die  vorgängige  Kontrolle,  wenn  ihre  praktisch 
nicht  unbedingt,  aber  doch  unter  Umständen  notwendige  Konsequenz  gezogen 
wird,  wie  dies  auch  L.  von  Stein  thut,  indem  er  fordert,  dass  diese  Kontrolle 
nicht  nur  bei  den  Ministerien,  sondern  auch  bei  den  anweisenden  Mittelbehörden 
stattfinde.  Folgerichtig  reiht  sich  hieran  die  weitere  Notwendigkeit,  auch  die 
sonstige  Revision  zu  den  Mittelbehörden  hinaus  zu  verweisen,  und  zwar  nicht 
als  eine  Revision,  welche  dieselben  für  sich  ausüben  lassen  zur  Ueberwachung 
der  Unterbehörden,  sondern  als  eine  von  den  obersten  Rechnungsbehörden  durch 
abgeordnete  Beamte  über  die  Mittelbehörde  ausgeübte  Revision,  welche  die  Er- 
richtung ständiger  Revisionsbureaus  bei  diesen  voraussetzt,  um  schon  vor  der 
Rechnungslegung  mit  der  Verwaltung  gleichen  Schritt  zu  gehen. 

Freilich  fordert  L.  von  Stein  die  Zugehörigkeit  dieser  abgeordneten  Kon- 
trolbeamten  zum  Rechnungshof  und  die  vollste  Unabhängigkeit  derselben  von 
den  Verwaltungsbehörden.  Aber  es  wird  schwer  sein,  zu  sagen,  wie  die  letztere 
hergestellt  und  sichergestellt  werden  soll. 

In  Ansehung  der  Revision  besteht  diese  Einrichtung  wirklich  in  England. 
Aber  es  ist  durch  das  vollgültigste  Zeugnis  des  unverdächtigtsten  Sachverstän- 
digen, nämlich  des  oben  schon  erwähnten  Präsidenten  des  früheren  Audit  Board, 
anerkannt,  dass  eine  solche  Unabhängigkeit  thatsächlich  nicht  zu  ermöglichen 
ist.  Es  liegt  zu  sehr  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  ständig  abgeordneten 
Beamten  weit  mehr  mit  der  Behörde  zusammenwachsen,  zu  —  als  mit  jener 
von  —  welcher  sie  abgeordnet  sind.  Sie  müssen  und  werden  sich  unfehlbar  in 
die  Anschauungsweise  der  ersteren  hineinleben  und  sich  gewöhnen,  die  Mass- 
regeln der  kontrollierten  Behörde  nach  deren  eigenem  Standpunkte  zu  be- 
urteilen. 

Wollte  man  diesem  Verwachsen  der  Revisionsbeamten  mit  den  Verwal- 
tungsbehörden dadurch  vorbeugen,  dass  die  ersteren  häufig  gewechselt  werden, 
so  dass  jene  Angewöhnung  nicht  eintreten  kann,  so  wäre  das  ein  Missgriff  nach 
der  anderen  Seite,  denn  die  Revisionsbeamten  würden  sich  dann  nicht  mit  den 
Verhältnissen  vertraut  machen  können,  die  Revision  würde  keine  sachgemäss 
gründliche,  sondern  nur  eine  oberfiächliche ,  unsichere  sein  können,  also  doch 
wieder  nicht  leisten,  was  gefordert  werden  muss. 

Die  unabweisbare  Voraussetzung  einer  genügenden  Kontrolle  ist  eben 
immer  die  Unabhängigkeit  der  Kontroibehörde  in  allen  ihren  Gliedern,  und  eine 
solche  ist  nicht  möglich  bei  einem  nahen  Zusammenleben  und  engen  Zusammen- 
wirken, wie  es  bei  der  Versetzung  der  Kontrolle  in  die  Verwaltung  und  bei  einer 
Durchdringung  der  letzteren  mit  der  ersteren  unvermeidlich  ist,  aus  welcher 
unfehlbar  eine  Verschmelzung  der  ersteren  mit  der  letzteren  wird. 

Es  ergibt  sich  dies  nicht  nur  aus  der  Erfahrung,  sondern  es  liegt  auch 
in  der  Natur  der  Sache.  Staat  und  Verwaltungsorgane  stehen  sich  gegenüber 
wie  Auftraggeber  und  Beauftragter.  Der  letztere  führt  den  Nachweis  seiner 
vorschriftsmässigen  Auftragserledigung  durch  die  Rechnungsstellung,  also  für 
sich,  zu  seiner  Rechtfertigung.  Die  Prüfung  dieses  Nachweises  dagegen  nimmt 
der  Auftraggeber  ebenfalls  für  sich,   in   seinem  Interesse  vor,  und  wenn  er  als 
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Staat  dafür  eine  Behörde  aufstellt,  so  liegt  die  schärfste  Scheidung  derselben, 
nicht  aber  ihre  Durchdringung  und  Hineinversetzung  mit  der  Verwaltung  und 
in  dieselbe  in  der  Natur  der  Sache.  Nur  auf  diesem  Wege  der  Trennung  ist 
es  möglich,  die  Verwaltungsorgane  in  wirksamer  Weise  verantwortlich  zu 
machen,  nicht  dadurch,  dass  man  die  Kontrolle  mitverantwortlich  macht,  die 
Verantwortlichkeit  also   teilt,  abschwächt  oder  gar  aufhebt. 

Einen  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  hat  das  Handinhandgehen  der 
Kontrolle  mit  der  Verwaltung  freilich,  nämlich  eine  wesentliche  Beschleunigung 
des  Rechnungswesens,  aber  dieser  Vorteil  ist  doch  nicht  gross  genug,  um  dafür 
die  Unabhängigkeit  preiszugeben. 

Es  ist  ferner  allerdings  nichts  dagegen  einzuwenden,  dass  es  wünschens- 
wert wäre,  wenn  die  Kontrolle  nicht  bloss  gegen  die  That,  sondern  schon  gegen 
den  Willen  gerichtet  werden  könnte,  indem  jedem,  der  im  stände  ist,  einen  Irr- 
tum oder  ein  Unrecht  zu  begehen,  ein  Wächter  an  die  Seite  gegeben  wäre,  der 
ihn  davon  abhält.  Aber  das  ist  im  allgemeinen  Leben  nicht  möglich,  und  der 
Staat  muss  sich  begnügen,  sich  an  die  Erscheinung  zu  halten,  und  nur  die  be- 
gangene Uebertretung  zu  strafen.  Der  Einfluss  auf  den  Willen  ist  aber  dabei 
nichts  weniger  als  ausgeschlossen,  sondern  er  ist  sogar  schon  in  einem  früheren 
Augenblick  wirksam,  als  es  der  Wächter  sein  kann.  Die  allgemeine  Androhung 
der  Strafe  übt  diesen  Einfluss.  Ebenso  wirkt  die  nachfolgende  Revision  auf  den 
Willen  der  verwaltenden  Beamten  durch  das  Bewusstsein,  dass  eine  unabhängige 
Prüfung  seines  Gebarens  nachsichtslos  alle  Fehler  und  Ungehörigkeiten  auf- 
decken und  denjenigen,  der  sie  begangen  hat,  zur  Rechenschaft  ziehen  wird. 

Nicht  in  dem,  was  sie  wirklich  beanstandet,  liegt  die  Hauptwirksamkeit 
und  Bedeutung  einer  nachträglichen  strengen  Revision,  sondern  in  dem  Einflüsse 
auf  die  Willensthätigkeit  der  Verwaltenden,  und  dieser  Einfluss  ist  ganz  ent- 
schieden von  besserem  Erfolge  als  die  Ueberwachung  jedes  einzelnen  Schrittes, 
bei  welcher  der  Wächter  in  die  Gefahr  kommt,  sich  den  Beweggründen  des 
Ueberwachten  anzuschliessen,  seine  Verantwortlichkeit  zu  teilen,  oder  richtiger 
sie  aufzuheben,  weil  der  gemeinschaftlich  begangene  Fehler  nicht  leicht  oder 
gar  nicht  entdeckt  werden  kann  und  so  unwiderruflich  wird. 

L.  von  Stein  erkennt  an,  dass  die  englische  Kontrolle  eine  nach  unseren 
deutschen  Begrifi"en  durchaus  ungenügende  ist.  Die  Ursache  liegt  aber  nicht 
allein  darin,  dass  die  Kontroibehörde  von  der  Verwaltung  zu  abhängig  ist,  um 
eine  stramme  sein  zu  können,  sondern  auch  darin,  dass  die  Kontrolle  in  oberster 
Instanz,  die  verfassungsmässige  KontroUe,  mit  der  Verwaltung  Hand  in  Hand 
geht.  Beides  ist  die  Konsequenz  der  parlamentarischen  Regierung  mit  der  von 
ihr  untrennbaren  Parteiherrschaft,  bei  welcher  es  der  herrschenden  Partei  nicht 
darauf  ankommen  kann,  ihre  Vertrauensmänner,  die  Minister,  scharf  kontrolliert 
zu  wissen,  was  der  Opposition  zu  statten  kommen  würde.  L.  von  Stein  aber 
steht  mit  seinem  Verfassungsideal  wesentlich  auf  parlamenterischem  Standpunkte, 
denn  er  findet  die  gesetzgebende  Gewalt  lediglich  im  Parlament  (S.  11  a.  a.  0.). 
So  mag  es  kommen,  dass  sich  ihm  mit  einer  gewissen  Notwendigkeit  die  Kon- 
troleinrichtung  aufdrängt,  welche  sich  in  den  parlamentarischen  Musterstaaten 
aus  der  Natur  der  Verfassung  entwickelt  hat,  in  welcher  die  Partei  nicht  nur 
die  Gesetzgebung  in  der  Hand  hat,  sondern  auch  in  die  Verwaltung  eingreift, 
was  zur  Verschmelzung  von  Verwaltung   und   Kontrolle   führt,  —  In   der   ver- 
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fassungsmässigen  Monarchie  aber  liegt  die  höchste  Gewalt  in  der  idealen  Macht 
des  Gesetzes,  welchem  sich  auch  der  König  beugen  muss.  Hier  ist  also  der 
Boden,  auf  welchem  eine  wirklich  unabhängige  Kontrolle  durch  eine  von  der 
Verwaltung  scharf  getrennte  Behörde  gedeihen  kann,  welche  die  selbständige 
Hüterin  des  Vollzugs  ist. 

Was  die  sonstigen,  oben  bereits  vorübergehend  erwähnten  Befugnisse  des 
italienischen  Rechnungshofs  betrifft,  so  bestehen  dieselben  teils  in  einer  anderen 
Form  der  gleichen  Aufgaben,  welche  die  obersten  Revisionsbehörden  auch  in 
Deutschland  haben,  teils  sind  sie  die  Folge  der  Verschmelzung  des  Rechnungs- 
hofs mit  der  Verwaltung  und  insbesondere  des  Grundsatzes  der  vorgängigen 
Kontrolle. 

Die  Prüfung  des  Pensionswesens  liegt  auch  den  deutschen  Revisions- 
behörden ob,  aber  sie  pflegt  von  diesen  bei  Gelegenheit  der  Rechnungsrevision 
vorgenommen  zu  werden.  Die  Zuständigkeit  der  italienischen  Behörde  geht 
aber  hier  viel  weiter,  als  die  der  deutschen,  denn  jene  hat  nicht  bloss  das  Staats- 
interesse als  Anwalt  zu  vertreten,  sondern  sie  entscheidet  selbst  endgültig  über 
die  Ansprüche  selbst,  was  in  Deutschland  den  ordentlichen  Gerichten  überlassen 
ist.  Es  ist  nicht  wohl  erfindlich,  weshalb  die  Beurteilung  dieser  reinen  Rechts- 
fragen, bei  welchen  keinerlei  rechnungstechnische  Schwierigkeiten  in  Betracht 
kommen  können,  den  bürgerlichen  Gerichten  entzogen  werden  sollten. 

Auch  die  Ueberwachung  der  Amtsbürgschaften  ist  hier  wie  dort 
Aufgabe  der  Revisionsbehörde,  aber  in  Deutschland  erfolgt  auch  sie  bei  Ge- 
legenheit der  Rechnungsrevision,  und  zwar,  wie  es  scheint,  in  der  sichersten 
und  einfachsten  Weise,  weil  aus  jeder  Rechnung  selbst  hervorgehen  muss, 
welche  Beamte  Kaution  zu  stellen  haben,  welche  Veränderungen  am  Stande 
des  Personals  vor  sich  gegangen  sind,  und  welchen  Einfluss  dieselben  auf  die 
Zahl,  Art  und  Höhe  der  Amtsbürgschaften  äussern  müssen.  Die  Ueberwachung 
in  der  italienischen  zentralisierten  Weise  durch  vorgängige  Kontrolle  gleich 
beim  Entstehen  der  Kautionspflicht  scheint  darin  ihre  Sicherheit  und  Grund- 
lage zu  finden,  dass  dem  Rechnungshof  auch  alle  Personal -Veränderungen 
angezeigt  und  von  ihm  vermerkt  werden  müssen,  aber  das  Prüfungsverfahren 
scheint  dabei  doch  minder  einfach  und  schwerfälliger  zu  sein,  als  es  das 
deutsche  ist.  Die  vorgängige  Kontrolle  hat  hier  zwar  den  Vorteil,  dass  für  den 
Fall,  wenn  schon  vor  der  ersten  Rechnungsstellung  die  Kaution  eines  Beamten 
in  Anspruch  genommen  werden  müsste,  deren  richtige  Aufstellung  überwacht 
und  gesichert  wäre,  allein  einerseits  dürfte  dieser  Fall  nur  sehr  selten  sein, 
anderseits  ist  die  erforderliche  Sicherheit  durch  die  Haftungspflicht  derjenigen 
Oberbeamten  gegeben,  welche  für  die  richtige  und  rechtzeitige  Kautionsstellung 
zu  sorgen  haben. 

Ausser  den  festgestellten  Einnahmen,  den  angewiesenen  Ausgaben  und 
allen  königlichen  Erlassen  müssen  femer  auch  alle  Verträge,  infolge 
deren  Einnahmen  oder  Ausgaben  für  den  Staat  erwachsen,  dem  Rechnungshof 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  über  die  Verwaltung  und  das  General- 
rechnungswesen des  Staates  vorgelegt  werden.  Dass  der  Rechnungshof  nach 
irgend  einer  Seite  in  eine  Prüfung  derselben  einzutreten  habe,  ist  jedoch  nicht 
ersichtlich;  er  hat  sie  nur  zu  registrieren,  wie  dies  in  Ansehung  der  Einnahmen 
und  der  königlichen  Erlasse   auch   der  Fall  ist.     Hier  ist  also  der  Rechnungs- 
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hof  nur  registerführende  Verwaltungsbehörde,  wobei  ihm  jedoch  vermutlich  un- 
benommen ist,  im  Falle  etwaiger  Bedenken  sich  mit  den  betreffenden  Zentral- 
behörden ins  Benehmen  zu  setzen. 

Dies  sind  wohl  die  wichtigsten  Gegenstände,  welche  sich  bei  der  Be- 
trachtung des  italienischen  Rechnungshofsgesetzes  in  erster  Reihe  aufdrängen. 
Es  würde  sich  zwar  bei  einem  genaueren  Eingehen  auf  dieses  Gesetz  und 
auf  seine  Einzelheiten,  und  besonders  bei  einem  weiteren  Heranziehen  des 
Gesetzes  über  die  Verwaltung  und  das  Generalrechnungswesen  des  Staates 
nebst  der  dazu  gehörigen  sehr  ausführlichen  Dienstanweisung  (Regolamento 
per  l'amministrazione  del  patrimonio  e  per  la  contabilitä  generale  dello  Stato) 
noch  ein  reiches  Material  der  Darstellung  und  Erörterung  auch  in  Ansehung 
der  Thätigkeit  des  Rechnungshofs  ergeben,  allein  es  müsste  dies  den  Umfang 
dieser  Arbeit  weit  über  die  beabsichtigten  Grenzen  und  über  den  Raum  einer 
einleitenden  Besprechung  ausdehnen. 

Das  Gesagte  mag  daher  genügen  und  das  um  so  mehr,  wenn  es  zugleich 
einen  Eindruck  von  der  klaren  und  sorgfältigen  Ausarbeitung  der  betreffenden 
italienischen  Gesetze  hervorruft,  deren  eingehende  Kenntnisnahme  für  die  Ab- 
fassung ähnlicher  Gesetze  auch  bei  uls  trotz  aller  Verschiedenheit  der  Stand- 
punkte und  Bedürfnisse  nicht  genug  emj^  fohlen  werden  kann. 

Schliesslich  sei  es  mir  infolge  einiger  Einwendungen,  welche  von  zu- 
ständiger Seite  in  Ansehung  meiner  Arbeit  über  die  Logismographie  im  Bd.  II 
des  Jahrgangs  1886  gemacht  worden  sind,  gestattet,  hier  eine  kleine  Berichtigung 
zu  vermerken,  welche  darin  besteht,  dass  das  Personal  des  Rechnungshofs  nicht 
bloss  aus  den  im  Gesetz  bezeichneten  Beamten,  sondern  ausserdem  noch  aus 
einer  grossen  Anzahl  von  revidierenden,  buchführenden  und  anderen  unter- 
geordneten Beamten  besteht.  Dagegen  kann  ich  meine  Ansicht,  dass  das 
italienische  Budget  kein  reines  Brutto-Budget  sei,  weil  es  alles  Nötige  in  An- 
sehung der  Verwaltungsausgaben  in  den  Beilagen,  Ergänzungsteilen  u.  dgl. 
enthalte,  nicht  ändern.  Nach  unseren  Begriffen  muss  ein  Brutto-Budget  im 
Hauptteile  selbst  die  ganze  Roh-Einnahme  und  ebenso  in  besonderer  Ab- 
teilung der  Ausgaben  die  ganze  Verwaltungsausgabe  nach  allen  ihren  Zweigen 
und  Einzelheiten  enthalten.  Das  italienische  Rechnungswesen  enthält  zwar  alles, 
was  man  verlangen  kann,  und  weit  mehr  als  das  unsrige,  aber  es  springt  in 
jener  Hinsicht  nicht  alles  in  der  Hauptrechnung  (corpo  del  bilancio)  in  die 
Augen,  wie  es  bei  einem  vollständigen  Brutto-Budget  der  Fall  s^in  müsste. 
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Gesetz  vom  14.  August  1862  über  die  Einriclituiig  des  Rechnungshofs 
des  Königreichs  Italien. 

Victor  Emanuel  II. 
von  Gottes  Gnaden  und  durch  denWillen  der  NationKönig  von 

Italien. 

Der  Senat  und  die  Kammer  der  Abgeordneten  haben  gutgeheissen,   Wir 
haben  genehmigt  und  verkünden  was  folgt: 

Titel  I. 

Art.  1.     Der  Rechnungshof  des  Königreichs  Italien  wird  hiemit  errichtet. 
Art.  2.     Der  Rechnungshof  hat  seinen  Sitz  in  der  Hauptstadt  des  König- 
reichs; er  ist  eingeteilt  in  drei  Abteilungen  und  besteht  aus 
einem  Präsidenten, 
zwei  Abteilungspräsidenten, 
zwölf  Hofräten, 
einem  Generalanwalt, 
einem  Generalsekretär, 
zwanzig  Rechnungsräten. 
Der  Generalanwalt  vertritt  beim  Rechnungshofe  die  Staatsregierung. 
Art.  3.     Der  Präsident  des  Hofs,  die  Abteilungspräsidenten  und  die  Hof- 
räte werden  durch  königlichen  Erlass  ernannt  auf  Vorschlag  des  Finanzministers 
nach  Beschluss  des  Ministerrats. 


Legge  14  agosto  1862,  n.  800,  per  rinstituzione  della  Corte  dei  Conti  del 

regne  d'Italia. 

Vittorio  Emanuele  II 
per  Grazia  di  Dio  et  per  volontä  della  nazione  Re  d'Italia. 
n  Senato  e  la  Camera  dei  deputati  hanno  approvato; 
Noi  abbiamo  sanzionato  e  promulghiamo  quanto  segue: 

Titolo  I. 
Art.  1.    fi  instituita  la  Corte  dei  conti  del  regno  d'Italia. 

Art.  2.    La  Corte  ha  sede  nella  cittä  capitale  del  regno;  e  divisa  in  tre  sezioni  e  com- 
posta  di 

Un  presidente, 
Due  presidenti  di  sezione, 
Dodici  consiglieri, 
ün  proecuratore  generale, 
Un  segretario  generale, 
Venti  ragionieri. 
n  proecuratore  generale  rappresenta  presso  la  Corte  il  pubblico  ministero. 
Art.  3.    II  presidente  della  Corte,  i  presidenti  di  sezione  e  i  consiglieri  sono  nominati 
per  decreto  reale,  proposto  dal  ministro  delle  flnanze  dopo   deliberazione   del  Consiglio  dei 
ministri. 

Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  481  31 


^Qo  W.  Vocke, 

Art.  4.  Die  Präsidenten  und  Hofräte  können  nicht  entlassen,  nocli  in 
Ruhestand  versetzt,  noch  in  irgend  einer  anderen  Weise  entfernt  werden,  ausser 
durch  königliche  Verfügung  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Gutachten  einer 
Kommission,  welche  zusammengesetzt  ist  aus  den  Präsidenten  und  Vicepräsi- 
denten  des  Senats  und  der  Kammer  der  Abgeordneten. 

Den  Vorsitz  in  der  Kommission  führt  der  Präsident  des  Senats,  und  sie 
bleibt  in   den  Zwischenzeiten  der  gesetzgebenden  Versammlungen  foi-tbestehen. 

Das  Gutachten  der  Kommission  kann  vom  Präsidenten  des  Hofs  oder  von 
der  Regierung  veranlasst  werden. 

Art.  5.  Die  Ernennung,  Beförderung  und  Entlassung  der  übrigen  Ange- 
stellten des  Hofs  und  seiner  Rechnungs-  und  Revisionsbureaus  erfolgt  durch 
königliche  Verfügung  auf  Vortrag  des  Finanzministers  nach  dem  Vorschlag  des 
Hofs  in  Gesamtsitzung. 

Art.  6.  Die  im  Art.  2  bezeichneten  Beamten  erhalten  die  in  der  Anlage 
zu  diesem  Gesetze  verzeichneten  Besoldungen. 

Für  die  übrigen  Angestellten  des  Hofs  finden  die  bei  den  Zentralbehörden 
geltenden  Bestimmungen  Anwendung. 

Art.  7.  Der  Hof  beschliesst  bei  regelmässigem  Verfahren  in  seinen  Ab- 
teilungen. 

In  Gesamtsitzung  beschliesst  der  Hof  in  den  vom  Gesetz  und  von  den 
Instruktionen  vorgeschriebenen  Fällen,  und  wenn  es  der  Präsident  sonst  für  an- 
gemessen hält. 

Art.  8.  Für  die  Beschlussfassung  in  jeder  Abteilung  ist  eine  ungleiche 
Zahl  von  mindestens  fünf  Abstimmenden  notwendig. 

Für  die  Beschlussfassung  des  Hofs  in  Gesamtsitzung  ist  eine  ungleiche 
Zahl  von  mindestens  neun  Abstimmenden  notwendig. 


Art.  4.  I  presidenti  e  consiglieri  della  Corte  non  potranno  essere  revocati,  nfe  coUo- 
cati  d'uffizio  in  riposo,  nb  allontanati  in  qualsiasi  altro  modo,  se  non  per  decreto  reale,  col 
parere  conforme  di  una  Commissione  composta  dei  presidenti  e  vice  presidenti  del  Senato  e 
della  Camera  dei  deputati, 

La  Commissione  fe  presieduta  dal  presidente  del  Senato,  e  conserva  il  suo  ufflcio  nell' 
intervallo  delle  sessioni  e  delle  legislature. 

n  parere  della  Commissione  poträ  essere  provocato  dal  presidente  della  Corte  o  dal 
Govemo. 

Art.  5.  Le  nomine,  promozioni  e  remozioni  degli  impiegati  della  Corte  e  de '  suoi  uflizi 
di  riscontro  e  di  revisione  sono  fatte  con  decreto  reale  a  relazione  del  ministro  delle  finanze, 
sulla  proposta  della  Corte  a  sezioni  riunite. 

Art.  6.  I  funzionari  indicati  nell'  articolo  2  hanno  gli  stipendi  determinati  nella  tabella 
annessa  alla  presente  legge. 

Per  gli  altri  impiegati  della  Corte  sono  applicate  le  norme  stabilite  per  l'ammini- 
strazione  centrale. 

Art.  7.    La  Corte  delibera  in  via  ordinaria  per  sezioni  separate. 

Delibera  a  sezioni  riunite  nei  casi  determinati  dalla  legge  e  dai  regolomenti,  e  quando 
11  presidente  lo  reputa  opportune. 

Art.  8.  Per  le  deUberazioni  di  ciascuna  sezione  k  necessario  ü  numero  dispari  di  vc- 
tanti  non  minore  di  cinque, 
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Der  Hof  und  die  Abteilungen  beschliessen  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit. 

Art.  9.  Die  Rechnungsräte  haben  beratende  Stimmen  und  nur  in  den 
Angelegenheiten,  über  welche  sie  selbst  vorl  ragen. 

Sie  können  vom  Präsidenten  beigezogen  werden,  um  die  Stelle  abwesen- 
der oder  verhinderter  Hofräte  einzunehmen,  in  welchem  Falle  sie  aber  nur  be- 
ratende Stimme  haben.  Die  Zahl  der  Rechnungsräte  soll  in  den  Abteilungs- 
sitzungen nicht  mehr  als  zwei,  und  in  den  Gesamtsitzungen  nicht  mehr  als 
drei  sein. 

Titel  II. 
Von  den  Befugnisssen  des  Rechnungshofs. 

Art.  10.     Gemäss  dem  Gesetz  und  den  Verordnungen  hat  der  Hof: 

die  Kontrolle  über  die  Ausgaben  des  Staats  zu  führen; 

über  die  Einziehung  der  Staatseinnahmen  zu  wachen; 

darüber  zu  wachen,  dass  die  Gebarung  der  Staatsverwalter  von  Geld  oder 
Material  durch  Amtsbürgschaft  oder  durch  Anerkenntnis  seitens  besonderer  Auf- 
sichtsbeamten gesichert  sei; 

die  Rechnungen  der  Ministerien  mit  der  Generalrechnung  der  Finanzver- 
waltung zu  vergleichen  und  festzusetzen,  bevor  sie  den  Kammern  vorgelegt 
werden; 

zu  ui-teilen  über  die  Rechnungen,  welche  alle  Verwalter  von  Geld  und 
anderen  Werten  des  Staats  zu  legen  haben,  und  über  die  der  sonstigen  öffent- 
lichen Verwaltungen,  welche  von  den  Gesetzen  bezeichnet  sind. 

Art.  11.  Der  Hof  anerkennt  die  nach  Gesetz  zu  Lasten  des  Staats 
stehenden  Pensionen,   und   urteilt  im  Falle  des  Widerspruchs   endgültig  in  Ge- 


Per  le  deliberazioni  della  Corte  in  sezioni  riunite  e  necessario  il  numero  dispari  di  vo- 
tanti  non  minore  di  nove. 

La  Corte  e  le  sezioni  deliberano  a  maggioritä  assoluta  di  voti. 

Art.  9.    I  ragionieri  hanno  voto  deliberativo  negli  aifari  soltanto  dei  quali  sono  relatori. 

Possono  essere  chiamati  dal  presidente  a  supplire  ai  consiglieri  che  sieno  assenti  od 
impediti,  e  in  questo  caso  hanno  pure  voto  deliberativo. 

n  numero  dei  ragionieri  non  sarä  maggiore  di  due  nelle  singole  sezioni,  ne  di  tre  nelle 
sezioni  riunite. 

Titolo  n. 
Delle  attribuzioni  della  Corte  dei  conti. 

Art.  10.    La  Corte,  in  conformitä  della  legge  e  dei  regolamenti: 

Fa  ü  riscontro  delle  spese  dello  Stato; 

Veglia  alla  riscossione  deUe  pubbliche  entrate; 

Veglia  perche  la  gestione  degli  agenti  dello  Stato  in  denaro  o  in  materia  sia  assicurata 
con  cauzione  o  col  sindacato  di  speciali  revisori; 

Accerta  e  confronta  i  conti  dei  ministen  col  conto  generale  dell'  Amministrazione  delle 
ftnanze  prima  che  sieno  presentati  alle  Camere; 

Giudica  dei  conti  che  debbono  rendere  tutti  coloro  che  hanno  maneggio  di  denaro  o 
di  altri  valori  dello  Stato  e  di  altre  pubbliche  amministrazioni  designate  dalle  leggi. 

Art.  11.  La  Corte  liquida  le  pensioni  eompetenti  per  legge  a  carico  dello  Stato,  e  in 
caso  di  richiamo  ne  giudica  deflnitivamente  in  sezioni  riunite  coUe  forme  prescritte  per  la  sua 
giurisdizione  contenziosa'). 

1)  Veggasi  la  legge  26  Juglio  1868  n.  4516. 
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samtsitzung  nach  den  für  seine  Rechtsprechung  in  streitigen  Fällen  vorgeschrie- 
benen Formen^). 

Art.  12.  Ausser  den  ihm  durch  dieses  Gesetz  übertragenen  Befugnissen 
übt  der  Rechnungshof  auch  alle  jene  aus,  die  ihm  durch  besondere  Gesetze 
übertragen  sind. 

Art.  13.  Alle  königlichen  Erlasse,  von  vpelchem  Ministerium  sie  auch  aus- 
gehen mögen  und  welchen  Gegenstand  sie  auch  betreffen  mögen,  werden  dem 
Hof  zur  Beisetzung  seines  Visto  und  zur  Eintragung  vorgelegt. 

Art.  14.  Wenn  der  Hof  erkennt,  dass  irgend  eine  ihm  vorgelegte  Ver- 
handlung oder  Verfügung  im  Widerspruche  mit  den  Gesetzen  oder  Verordnungen 
steht,  hat  er  sein  Visto  mit  begründetem  Beschluss  zu  verweigern.  Der  Be- 
schluss  wird  von  dem  Präsidenten  dem  betreffenden  Minister  zugesendet,  und 
wenn  dieser  beharrt,  so  wird  derselbe  vom  Ministerrat  geprüft. 

Wenn  dieser  beschliesst,  dass  die  Verhandlung  oder  Verfügung  ihren  Lauf 
haben  soll,  wird  der  Hof  zur  Beschlussfassung  berufen,  und  wenn  dieser  erkennt, 
dass  die  Ursache  der  Beanstandung  nicht  gehoben  sei,  so  verfügt  er  die  Ein- 
tragung und  setzt  sein  Visto  unter  Vorbehalt  bei. 

Art.  15.  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  wird  durch  die  Eintragung 
und  das  Visto  des  Rechnungshofs  in  keinem  Falle  im  geringsten  vermindert. 

Art.  16.  Der  Hof  hat  das  Recht,  von  den  Ministern,  von  den  Behörden 
und  von  den  Verwaltern,  welche  ihnen  untergeben  sind,  die  Aufschlüsse  und 
Urkunden  zu  verlangen,  welche  sich  auf  die  Einhebung  und  die  Ausgaben  be- 
ziehen, sowie  alle  Mitteilungen  und  Urkunden,  welche  zur  Ausübung  seiner  Be- 
fugnisse erforderlich  sind. 

Art.  ]  7.  Der  Hof  nimmt  Kenntnis  und  gibt  den  Ministern  Nachricht  über 
alle  Verletzungen  von  Gesetzen  und  Verordnungen  der  Staatsverwaltung,  welche 
er  bei  der  Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  wahrnimmt. 


')  Vergl.  das  Gesetz  vom  26.  Juli  1868  Nr.  4516. 


Art.  12.  Oltre  le  attribuzioiii  conferite  dalla  presente  legge,  la  Corte  dei  conti  esercita 
tutte  quelle  altre  che  le  sono  conferite  da  leggi  speciali. 

Art.  13.    Tutti  i  decreti  reali ,  qualunque  sia  il  ministero  da  cui  emanano  e  qualunque 
ne  sia  l'obbietto,  sono  presentati  alla  Corte  perche  vi  si  apponga  il  visto  e  ne  sia  fiitta  n 
gistrazione. 

Art.  14.  Ove  la  Corte  riconosca  contrario  alle  leggi  od  ai  regolamenti  alcuno  degli 
atti  0  decreti  che  le  vengono  presentati,  ricuserä  il  suo  visto  con  deliberazione  motivata.  La 
deliberazione  sarä  trasmessa  dal  presidente  al  ministro  cui  spetta,  e,  quando  questo  persista, 
sarä  presa  in  esame  dal  Consiglio  dei  ministri. 

Se  esso  risolverä  che  l'atto  o  decreto  debba  aver  corso,  la  Corte  sarä  chiamata  a  deli- 
berare,  e  qualora  la  medesima  non  riconosca  cessata  la  ragione  dei  rifluto,  ne  ordinerä  la  re- 
gistrazione  e  vi  apporrä  il  visto  con  riserva. 

Art.  15.  La  risponsabilitä  dei  ministri  non  viene  mai  meno  in  qualsiasi  caso  per  effeto 
della  registrazione  e  dei  visto  della  Corte. 

Art.  16.  La  Corte  ha  diritto  di  chiedere  ai  ministri,  alle  amministrazioni  ed  agli  agenti 
che  da  esse  dipendono,  le  informazioni  e  i  documenti  che  si  riferiscono  alle  riscossioni  e  aliB 
spese,  e  tutte  le  notizie  e  i  documenti  necessari  all'  esercizio  delle  sue  attribuzioni. 

484 


Das  italienische  Rechnungshofsgesetz.  485 

Art.  18.  Der  Rechnungshof  soll  alle  vierzehn  Tage  den  Bureaus  der 
Präsidenten  des  Senats  und  der  Kammer  der  Abgeordneten  das  Verzeichnis  der 
mit  Vorbehalt  erfolgten  Eintragungen  unter  Beifügung  der  betreffenden  Be- 
schlüsse ohne  Vermittelung  mitteilen  ^). 

Kapitel  I. 
Von  der  Kontrolle  der  Ausgaben. 

Art.  19.  Zur  Beisetzung  des  Visto  und  zur  Einschreibung  in  seine  Re- 
gister müssen  dem  Rechnungshof  vorgelegt  werden  alle  Verfügungen,  in  welchen 
Verträge  genehmigt  oder  Ausgaben  gutgeheissen  werden,  von  welcher  Form  und 
Art  sie  auch  sein  mögen,  und  alle  Erlasse  über  Ernennung,  Beförderung  oder 
Versetzung  von  Beamten,  und  jene,  durch  welche  Gehalte,  Pensionen  und  sonstige 
Einkünfte  zu  Lasten  des  Staats  verliehen  werden. 

Ausgenommen  sind  die  Verfügungen  und  Erlasse,  durch  welche  einmalige 
Entschädigungen  oder  Vergütungen  nicht  über  2000  Lire  bewilligt  werden. 

Art.  20.  Die  Anweisungen  und  Zahlungsbefehle  müssen  nebst  den  be- 
gründenden Urkunden  dem  Rechnungshof  zur  Eintragung  und  zum  Visto  in  der 
Weise  und  Form  vorgelegt  werden,  wie  es  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen 
bestimmt  ist. 


^)  Dies  ist  der  durch  Gesetz  vom  15.  August  1867  abgeänderte  Text.  Der 
früher  gültige  Artikel  lautet  wie  folgt: 

„Im  Januar  jeden  Jahres  soll  der  Hof  den  Bureaus  der  Präsidenten  des 
Senats  und  der  Kammer  der  Abgeordneten  das  Verzeichnis  der  mit  Vorbehalt 
erfolgten  Eintragungen  unter  Beifügung  der  betreffenden  Beschlüsse  mitteilen." 


Art..  17.  La  Corte  prende  nota  e  da  awiso  ai  ministri  di  tutte  le  infrazioni  alle  leggi 
ed  ai  regolamenti  dell'  amministrazione  dello  Stato  che  le  occorre  di  rivelare  nel  compiere  le 
sue  incombenze. 

Art.  18.  La  Corte  dei  conti  ogni  15  giorni  comunicherä  direttamente  agil  ufflci  di  pre- 
sidenza  del  Senato  e  della  Camera  dei  deputati  lo  elenco  delle  registrazioni  eseguite  con  ri- 
berara,  accompagnato  dalle  deliberazioni  relative '). 

Capitolo  I. 
Del  riscontro  delle  spese. 

Art.  19.  Sono  presentati  alla  Corte  dei  conti,  perchö  vi  apponga  il  visto  e  gli  faccia 
trascrivere  ne  suoi  registri,  tutti  i  decreti  coi  quali  si  approvano  contratti  o  si  autorizzano 
spese,  qualunque  ne  sia  la  forma  e  la  natura  e  tutti  gli  atti  di  nomina ,  promozione ,  o  tras- 
ferimento  d'impiegati,  e  quelli  coi  quali  si  daiino  stipendi,  pensioni  od  altri  assegnamenti  a 
earico  dello  Stato. 

Sono  ercettuati  i  decreti  e  gli  atti  coi  quali  si  concedono  indennitä,  o  retribuzioni  per 
una  sola  volta,  non  eccedenti  le  lire  2000. 

Art.  20.  I  mandati  e  gli  ordini  di  pagamento  debbono  coi  documentt  giusfificativi 
essere  sottoposti  aUa  registrazione  e  al  visto  della  Corte  dei  conti  nel  modo  e  colla  forme  sta- 
bilite  daUe  leggi  e  dai  regolamenti. 

La  legge  determina  i  casi  nei  quali  la  registrazione  e  il  visto  debbono  precedere  il 
pagamento  e  i  casi  nei  quali  possono  a  quello  succedere. 


1)  n  testo  del  presente  articolo  e  quello  modiflcato  con  la  legge  15  agosto  1867  n.  385.S. 

L'articolo  vigente  prima  di  detta  legge  era  il  seguente:  Art.  18.  La  Corte  in  gennaio 
di  ogni  anno  comunica  agli  ufflzi  di  presidenza  del  Senato  e  della  Camera  dei  deputati  I'elenco 
delle  registrazioni  eseguite  con  riserva,  accompagnato  dalle  deliberazioni  relative. 
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Das  Gesetz  bezeichnet  die  Fälle,  in  welchen  die  Eintragung  und  das  Visto 
der  Zahlung  vorausgehen  müssen,  und  jene,  in  welchen  dieselben  nachfolgen 
können. 

Es  bezeichnet  die  Weise,  in  welcher  der  Rechnungshof  die  Ausgabe- 
kontrolle selbst  oder  durch  die  ihm  untergebenen  Bureaus  oder  durch  seine  Ab- 
geordneten führt. 

Art.  21.  Der  Hof  wacht  darüber,  dass  die  Ausgaben  die  im  Budget  vor- 
gesehenen Summen  nicht  übersteigen  und  dass  sie  zu  den  beabsichtigten  Aus- 
gaben stimmen,  damit  nicht  eine  vom  Gesetz  nicht  zugelassene  Uebertragung 
stattfinde,  und  damit  die  Anerkennung  und  Zahlung  der  Ausgaben  den  Gesetzen 
und  Verordnungen  entspreche. 

Kapitel  II. 

Von  der  Aufsicht  über  die  Erhebung  der  Einnahmen  und  von 

den  Beständen  an  Geld  und  Material. 

Art.  22.  Die  Minister  übersenden  dem  Rechnungshof  nach  erfolgter  An- 
erkennung seitens  der  Behörden  die  üebersichten  der  Einnahmen  und  Zahlungen, 
welche  von  den  Beamten  der  Regierung  im  Laufe  des  Verwaltungsjahrs  aus- 
geführt werden. 

Art.  23.  Sie  übersenden  ferner  dem  Hofe  die  Rechnungen  der  Staats- 
kassen mit  Angabe  der  Bestände  und  woraus  dieselben  bestehen. 

Art.  24.  Dem  Hofe  werden  zugesendet  die  Berichte  der  Inspektoren  und 
anderen  Revisionsbeamten,  und  jene,  mittelst  deren  jede  Behörde  bei  Ablegung 
ihrer  Jahresrechnung  über  die  Einnahmen  deren  Ergebnis  begründet. 

Art.  25.  Gleiche  Vorlagen  müssen  dem  Hofe  gemacht  werden  in  An- 
sehung der  Zugänge  und  Abgänge,  der  Bestände  und  Revisionen  der  Magazine 
und  über  die  Gebarung  der  Staatsbeamten,  welche  Materialien  oder  Werte  des 
Staats  zu  verwalten  haben. 

Determina  il  modo  col  quäle  la  Corte  fa  il  riscontro  delle  spese  direttamente ,  o  per 
mezzo  di  ufiizi  da  essa  dipendenti  o  de  suoi  delegati. 

Art.  21.  La  Corte  vigila  perche  le  spese  non  superino  le  somme  stanziate  nel  bilancio 
e  queste  si  applichino  alle  spese  prescritte,  perche  non  si  faccia  traspoito  di  somme  non  con- 
sentito  per  legge,  e  perche  la  liquidazione  e  il  pagamento  delle  spese  sieno  conformi  alle  leggi 
e  ai  regolamenti. 

CapitOlo  n. 
Della  vigilanza  sulla  riscossione  delle  entrate,  e  sui  valori  in  denaro 

0  in  materie. 

Art.  22.  I  ministri  trasmettono  alla  Corte,  dopo  verificati  dalle  ammistrazioni ,  i  pro- 
spetti  delle  riscossioni  e  dei  pagamenti  che  si  fanno  dagli  agenti  del  Govenio  nel  corso  dell' 
esercizio. 

Art.  23.  Si  trasmettono  ancora  alla  Corte  i  conti  delle  casse  dello  Stato  coUa  indica- 
zione  dei  valori  e  del  modo  col  quäle  sono  rappresentati. 

Art.  24.  Sono  trasmesse  alla  Corte  le  relazioni  degl'  ispettori  o  di  altri  uffiziali  in- 
caricati  del  sindacato,  e  quelle  coUe  quali  ciascxma  amministrazione ,  nel  rendere  il  conto  an- 
nuale  delle  sue  entrate,  ne  giustiflca  il  risultaraento. 

Art.  25.  Eguali  trasmissioni  debbono  farsi  alla  Corte  relativamente  alle  entrate  ed 
uscite,  alle  aituazioni  ed  alle  ispezioni  dei  magazzini  ed  alla  gestione  degU  agenti  del  Governo 
che  hanno  il  maneggio  di  materie  o  valori  dello  Stato. 
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Kapitel  III. 
Von  der  Aufsicht  des  Hofs  über  die  Amtsbürgschaften. 

Art.  26.  Behufs  Ausübung  der  dem  Hofe  übertragenen  Aufsicht  müssen 
die  verschiedenen  Behörden  das  Verzeichnis  der  von  den  Beamten  des  Staats 
zu  leistenden  Amtsbürgschaften  einsenden,  sowie  auch  das  Verzeichnis  der  Re- 
visionsbeamten, welche  diejenigen  Beamten  zu  beaufsichtigen  haben,  die  keine 
Amtsbürgschaften  stellen  müssen. 

Art.  27.  Die  Erlasse,  durch  welche  die  Amtsbürgschaften  festgestellt 
werden,  müssen  dem  Visto  des  Hofs  unterstellt  werden. 

Ebenso  ist  das  Visto  des  Hofs  erforderlich  für  die  Erlasse  über  die 
Verminderung,  Uebertragung  oder  Löschung  der  Amtsbürgschaften. 

Kapitel  IV. 
Von  der  Prüfung  der  Rechnungen  der  Minister. 
Art.  28.     Die  Rechnung  welche  jeder  Minister  am  Schlüsse  jedes  Rech- 
nungsjahrs stellen  muss,  und  die  Generalrechnung  der  Finanzverwaltung  müssen 
vom  Finanzministerium  dem  Rechnungshofe  übersendet  werden,  ehe  sie  bei  den 
Kammern  zur  Anerkennung  in  Vorlage  kommen. 

Art.  29.  Der  Hof  prüft  die  Rechnung  jedes  Ministers  und  die  der  General- 
finanzverwaltung und  vergleicht  die  Ergebnisse  in  Ansehung  der  Einnahmen 
wie  der  Ausgaben  im  Zusammenhalt  mit  dem  Etatsgesetze. 

Er  prüft,  ob  die  Ergebnisse  der  Rechnungen  im  einzelnen  und  im  ganzen 
mit  jenen  der  besonderen  Rechnungen  jeder  Behörde  und  jedes  mit  Erhebung 
und  Auszahlungen  beauftragten  Beamten  übereinstimmen. 

Er  prüft  auch,  wenn  er  es  für  nötig  findet,  die  einzelnen  Ansätze  und 
Posten  der  Rechnungen  und  fordert  die  Urkunden  ein,  deren  er  bedarf. 


Capitolo  in. 
Della  vigilanza  della  Corte  in  ordine  alle  cauzioni. 
Art.  26.    Per  l'esercizio  deUa  vigilanza  commessa  alla  Corte  debbono  le  varie  ammini- 
strazioni  trasmetterle  l'elenco  delle  cauzioni  dovnte  dagli  agenti  dello  Stato,  come  pure  l'elenco 
degli  ufflziali  sindacatori  che  debbono  invigilare  gli  altri  non  tenuti  a  dare  cauzione. 

Art.  27.    Gli  atti  coi  quali  si  approvano  le  cauzioni  sono  sottoposti  al  visto  della  Corte. 
E  parimente  necessario  il  visto  della  Corte  per  gli  atti  di  riduzione,  trasporto  o  can- 
cellazione  delle  cauzioni  stesse. 

Capitolo  IV. 
Dell'  esame  dei  conti  dei  ministri. 
Art.  28.    H  conto  che  ciascun  ministro  deve  rendere  al  termine  di  ogni  esercizio  e  il 
conto  generale  dell'  anuninistrazione  delle  flnanze,  prima  che  siano  presentati  all'  approvazione 
delle  Camere,  sono  dal  ministro  di  finanza  trasmessi  alla  Corte  dei  conti. 

Art.  29.  La  Corte  veriflca  il  conto  di  ciascun  ministro  e  quello  dell'  amministrazione 
generale  delle  flnanze,  e  ne  confronta  i  risultamenti  tanto  per  le  entrate,  quanto  per  le  spese, 
ponendoli  a  riscontro  colle  leggi  dei  bilancio. 

Veriflca  se  i  risultamenti  speciali  e  generali  dei  conti  corrispondono  a  quelli  dei  conti 
particolari  di  ciascuna  amministrazione  e  di  ogni  agente  incaricato  delle  riscossioni  e  dei 
pagamenti. 

Veriflca  ancora,  quando  lo  reputa  necessario,  i  vari  articoli  e  le  partite  dei  conti,  e  do- 
manda  i  documenti  dei  quali  ha  bisogno. 
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Art.  30.  Der  Hof  übersendet  die  Rechnungen  dem  Finanzminister  mit 
seiner  Entscheidung. 

Art.  31.  Der  besagten  Entscheidung  ist  beizufügen  und  mit  ihr  dem 
Parlament  behufs  Begründung  des  Entwurfs  für  das  Gesetz  über  die  endgültige 
Festsetzung  des  Budgets  vorzulegen  ein  Bericht  des  Hofs,  in  welchem  dargelegt 
werden*  sollen: 

die  Gründe,  um  deren  willen  er  zu  Anweisungen  oder  anderen  Verfügungen 
sein  Visto  mit  Vorbehalt  abgegeben  hat; 

seine  Wahrnehmungen  über  die  Art,  in  welcher  sich  die  verschiedenen 
Behörden  den  Vorschriften  über  das  Verwaltungs-  und  Finanzwesen  anbe- 
quemt haben; 

die  Aenderungen  oder  Neugestaltungen,  welche  er  zur  Vervollkommnung 
der  Gesetze  und  Verordnungen  über  die  Verwaltung  und  Verrechnung  der  öffent- 
lichen Gelder  für  angemessen  hält. 

Art,  32.  Die  Prüfung  und  Anerkennung  der  Rechnungen  der  Minister 
und  der  Rechnung  der  Generalfinanzverwaltung,  und  der  Beschluss  behufs  der 
endgültigen  Festsetzung  des  Budgets,  sowie  der  im  vorhergehenden  Artikel  be- 
zeichnete Bericht  werden  in  der  Gesamtsitzung  des  Hofs  behandelt. 

Kapitel  V. 
Von  der  Rechtssprechung  über  die  Rechnungen. 

Art.  33.  Der  Rechnungshof  urteilt  in  gerichtlichem  Verfahren  über  die 
Rechnungen  der  Schatzmeister,  der  Einnehmer,  der  Kassierer  und  der  Beamten, 
welche  öffentliche  Gelder  einzunehmen,  auszuzahlen,  aufzubewahren  und  zu  ver- 
walten, oder  Werte  und  Materialien  vom  Staatseigentum  in  Verwahrung  zu 
halten  beauftragt  sind. 

Er  urteilt  femer  über  die  Rechnungen  der  Schatzmeister  und  Beamten 
anderer  öffentlicher  Verwaltungen,  sofeme  ihm  dies  nach  besonderen  Gesetzen 
zusteht. 


Art.  30.    La  Corte  trasmette  al  ministro  delle  flnanze  i  conti  coUa  sua  deliberazione. 

Art.  31.  Sarä  unita  alla  deliberazione  suddetta,  e  con  essa  presentata  al  Parlamento 
a  corredo  del  progetto  di  legge  per  l'assesto  definitivo  del  bilancio,  una  relazione  della  Corte, 
coUa  quäle  deva  esporre: 

Le  ragioni  per  le  quali  ha  apposto  con  riserva  il  suo  visto  a  mandati  o  ad  altri  atti 
0  decreti; 

Le  sue  osservazioni  intomo  al  modo  col  quäle  le  varie  amministrazioni  si  sono  con- 
formate  alle  diseipline  d'ordine  amministrativo  o  finanziario; 

Le  variazioni  o  le  riforme  che  crede  opportune  pel  perfezionamento  delle  leggi  e  dei 
regolamenti  suU'  amministrazione  e  sui  conti  del  pubblico  denaro. 

Art.  32.  La  veriflcazione  e  l'accertamento  dei  conti  dei  ministri  e  del  conto  dell'  am- 
ministrazione generale  delle  flnanze  e  la  deliberazione  per  l'assesto  definitivo  del  bilancio, 
come  pure  la  relazione  di  cui  all'  articolo  precedente,  sono  fatte  dalla  Corte  a  sezioni  riunite. 

Capitolo  V. 

Del  giudizio  sui  conti. 

Art.  33.    La  Corte  dei  conti  giudica  con  giurisdizione  contenziosa  dei  conti  dei  tesorieri, 

dei  ricevitori,  dei  cassieri  e  degli  agenti  incaricati  di  riscuotere,  di  pagare,  di  consei-vare  e  di 

maneggiare  denaro  pubblico,  o  di  teuere  in  custodia  valori  e  materie  di  proprietä,  dello  Stato. 
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Art.  34.  Der  Hof  urteilt  in  erster  und  letzter  Instanz  über  die  Rech- 
nungen der  Schatzmeister,  Einnehmer,  Kassierer  und  anderer  Beamten  der  Staats- 
verwaltung. 

In  zweiter  Instanz  erkennt  er  auf  die  Berufungen  gegen  Entscheidungen 
der  Präfekturräte  in  Ansehung  der  in  deren  Zuständigkeit  liegenden  Rechnungs- 
erkenntnisse. 

Art.  35.  Die  Vorlage  der  Rechnung  stellt  den  Verwaltungsheamten  unter 
die  Gerichtsbarkeit. 

Das  Verfahren  kann  eingeleitet  werden  auf  Antrag  des  Staatsvertreters 
durch  Verfügung  des  Hofs,  wodurch  dem  Verwaltungsbeamten  eine  Frist  zur 
Einreichung  der  Rechnung  vorgesteckt  wird,  und  zwar  in  den  Fällen: 

a)  der  Entfernung  der  Verwaltungsbeamten  vom  Amte; 

b)  der  Feststellung  eines  Defekts  seitens  der  Verwaltungsbehörde; 

c)  der  Saumsal  in  Vorlage  der  Rechnung  zu  der  durch  Gesetz  oder  Ver- 
ordnung bestimmten  Zeit. 

Art.  36.  Nach  Ablauf  der  vom  Hofe  festgesetzten  Frist  kann  dieser  den 
Beamten  nach  erfolgter  Vorladung  aiif  Antrag  des  Staats  Vertreters  wegen  Ver- 
zögerung zu  einer  Geldstrafe  verurteilen,  nicht  höher  als  bis  zur  Hälfte  der  Be- 
soldung, Tantieme  und  Vergütung,  die  er  zu  fordern  hat;  wenn  er  keine  Be- 
soldung, Tantieme  oder  Vergütung  bezieht,  kann  der  Hof  ihn  zur  Zahlung  einer 
Summe  von  nicht  über  2000  Lire  verurteilen.  Auch  kann  er  je  nach  der  Schwere 
des  Falles  bei  dem  Minister,  welchem  derselbe  untergeben  ist,  die  Enthebung 
oder  auch  die  Entlassung  beantragen. 

Durch  die  Anwendung  dieser  Vorschriften  soll  den  Vorkehrungen  der 
Dienstordnung,  der  Aufsicht  und  Sicherung  nicht  vorgegriffen  sein,  welche  dem 
Vorstande  der  betreffenden  Behörde  zustehen. 


Giudica  pure  dei  conti  dei  tesorieri  ed  agenti  di  altre  pubbliche  amministrazioni  per 
quanto  le  spetti  a  termini  di  leggi  specialj. 

Art.  34.  La  Corte  giudica  in  prima  ed  ultima  istanza  dei  conti  dei  tesorieri,  dei  rice- 
vitori,  dei  cassieri  e  degli  altri  agenti  dell'  amministrazione  dello  Stato. 

Pronunzia  in  seconda  istanza  sopra  gli  appelli  dalle  decisioni  dei  consigli  di  prefettura 
intonio  ai  giudizi  dei  conti  di  loro  competenza. 

Art.  35.  La  presentazione  dei  conto  costituisce  l'agente  dell'  amministrazione  in 
giudizio. 

n  giudizio  puö  essere  iniziato  dietro  istanza  dei  pubblico  ministero  per  decreto  della 
Corte,  da  notiflcarsi  all'  agente  dell'  amministrazione  con  la  fissazione  di  un  termine  a  pre- 
sentare  il  conto  nei  casi: 

a)  Di  cessazione  degli  agenti  dell'  amministrazione  dal  loro  ufflcio; 

b)  Di  deflcienze  accertate  dall'  ammiftistrazione; 

c)  Di  ritardo  a  presentare  i  conti  nei  termini  stabüiti  per  legge  o  per  regolamento, 
Art.  36.  Spirato  il  termine  stabUito  dalla  Corte,  questa,  citato  l'agente  dell'  ammini- 
strazione, ad  istanza  dei  pubblico  ministero,  poträ  condannarlo,  a  ragione  della  mora,  ad  una 
pena  pecuniaria,  non  maggiore  deUa  metä  degli  stipendi,  e  degli  aggi  e  delle  indennitä  al 
medesimo  dovute,  quando  esso  non  goda  di  stipendi,  di  aggi  e  di  indennitä  poträ  condannarlo 
al  pagamento  di  una  somma  non  maggiore  di  lire  2000.  Poträ  pur  anche,  secondo  la  gravitä 
dei  casi,  propome  al  ministro  da  cui  dipende  la  sospensione  ed  anche  la  destituzione. 

Queste  disposizioni  s'intenderanno  applicabili  senza  pregiudizio  dei  prowedimenti 
d'ordine,  di  vigüanza  e  di  cautela,  i  quali  competono  ai  capi  delle  rispettive  amministrazioni. 
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Im  Falle,  dass  der  Beamte  auf  seiner  Verweigerung  der  Rechnungslegung 
beharrt,  soll  diese  nach  dem  Beschluss  des  Hofs  auf  Antrag  des  Staatsvertreters 
auf  Kosten  des  Beamten  hergestellt  werden. 

Art.  37.  Die  Erinnerungen  des  Hofs  gegen  die  Rechnung  sollen  dem  Be- 
amten an  seinem  Wohnorte  oder  an  seinem  Amtssitze  nach  den  geltenden 
bürgerlichen  Gesetzen  durch  Vermittelung  des  Vorstands  der  Behörde,  welcher 
er  untergeben  ist,  bekannt  gemacht  werden. 

Er  kann  seine  Rechtfertigung  in  der  Weise  und  in  den  Fristen  einreichen, 
welche  in  der  Verordnung  über  das  Rechtsverfahren  des  Hofs  bestimmt  sind. 

Art.  38.  Wenn  der  Hof  bei  Prüfung  der  Rechnung  wahrnimmt,  dass  je- 
mandem Bestechung,  Betrug  oder  Fälschung  zur  Last  fällt,  soll  er  durch  Ver- 
mittelung des  Greneralanwalts  dem  Justizminister  und  dem  Minister,  welchem  die 
betreifende  Behörde  oder  der  Beamte  untergeben  ist,  Anzeige  machen,  damit  er 
behufs  Bestrafung  des  Schuldigen  nach  den  Gesetzen  vorgehe. 

Art.  39.  Die  Rechnungsgerichte  sind  öffentlich.  Immer  muss  der  Staats- 
vertreter gehört  werden. 

Art.  40.  Wenn  der  Hof  erkennt,  dass  die  Rechnungen  zu  Gunsten  der 
Behörde  mit  oder  ohne  Guthaben  abschliessen,  so  spricht  er  die  Entlastung  aus 
und,  wenn  erforderlich,  die  Freigebung  der  Amtsbürgschaft  und  Löschung  der 
Hypotheken.  Im  entgegengesetzten  Falle  setzt  er  die  Schuldigkeit  des  Beamten 
fest  und  spricht  erforderlichenfalles  die  Verurteilung  zur  Bezahlung  aus. 

Art.  41.  Der  Beamte  kann  gegen  die  Entscheidung  des  Hofs  binnen  einer 
Frist  von  dreissig  Tagen  von  der  Eröffnung  an  in  Person  Einsprache  erheben 
oder   an   seinem  Wohnorte   durch  Vermittelung   der  ihm  vorgesetzten  Behörde. 

Einsprache  ist  nicht  zulässig,  wenn  die  Verurteilung  Rechnungsposten  be- 
trifft, auf  welche  sich  die  Erinnerungen  beziehen,  die  dem  Beamten  in  der  im 
Art.  37  bezeichneten  Weise  mitgeteilt  waren. 


Nel  caso  che  l'agente  persista  nella  sua  reniteBza  a  dareil  conto,  questo  per  decreto  della 
Corte,  ad  istanza  del  pubblico  ministero,  sarä  fatta  compilare  a  spese  dell'  agente. 

Art.  37.  Le  osservazioni  della  Corte  intorno  al  conto  saranno  notiflcate  all'  agente  al 
domicilio  reale  o  nel  luogo  della  sua  residenza,  in  conformitä  delle  leggi  civil!  vigenti,  per 
mezzo  del  capo  dell'  amministrazione  da  cui  dipende. 

Egli  puö  presentare  le  sue  giustiflcazioni  nel  modo  e  nei  termini  stabiliti  nel  regola- 
mento  di  procedura  dei  giudizi  della  Corte. 

Art.  38.  Se  nel  esame  del  conto  la  Corte  osservi  che  siano  al  alcuno  imputabili  atti 
di  concussione,  di  frode  o  di  falsiflcazione,  ne  riferirä  col  mezzo  del  procuratore  generale  al 
ministro  di  grazia  e  giustizia  ed  a  quello  da  cui  dipende  l'amministrazione  o  l'agente,  aflinchö 
si  proceda,  secondo  delle  leggi,  per  la  punizione^del  reo. 

Art.  39.    I  giudizi  sui  conti  sono  pubblici.    Sarä  sempre  sentito  il  pubblico  ministero. 

Art.  40.  Quando  la  Corte  riconosca  che  i  conti  furono  saldati,  o  si  bUanciano  in  favore 
deir  amministrazione,  pronuncia  il  discarico  del  medesimo  e  la  liberazione,  ove  occoiTa,  della 
cauzione  e  la  cancellazione  delle  ipoteche.  Nel  caso  opposto,  liquida  il  debito  dell'  agente,  e 
pronunzia,  ove  occon-a,  la  condanna  al  pagamento. 

Art.  41.  L'agente  puo  opporsi  alle  decisioni  della  Corte  nel  tei-mine  di  trenta  gionii 
dalla  notificazione  in  persona  o  al  suo  domicilio  per  mezzo  dell' amministrazione  da  cui  dipende. 

Non  si  ammettono  opposizioni  allorche  la  condanna  riguardi  partite  del  conto,  alle  quali 
si  riferiscono  le  osservazioni  notiflcate  all'  agente  nel  modo  indicato  all'  articolo  37. 
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Das  Verfahren  über  die  Einspraclie  soll  den  Vollzug  des  Urteils  nicht 
aufhalten,  ausgenommen  in  Fällen,  in  welchen  der  Einhalt  vom  Hofe  nach  An- 
hörung des  Staatsvertreters  vor  dem  Beginn  des  Verfahrens  über  die  Sache  selbst 
angeordnet  worden  ist. 

Art.  42.  Die  Entscheidungen  des  Rechnungshofs  können  nur  mit  den 
ausserordentlichen  Rechtsmitteln  angefochten  werden : 

a)  der  Nichtigkeitsbeschwerde; 

b)  der  Aufhebungsbeschwerde. 

Sie  können  sowohl  vom  Beamten  als  vom  Staatsvertreter  ergriffen  werden. 
In   keinem  Falle   halten    sie    den   Vollzug  der   angefochtenen  Entschei- 
dungen auf. 

Art.  43  ')•  — 

Art.  44.  Der  Beamte  hat  das  Recht,  die  Aufhebungsbeschwerde  an  den 
Rechnungshof  binnen  einer  Frist  von  drei  Jahren  zu  ergreifen,  wenn 

a)  ein  Irrtum  in  einer  Thatsache  oder  im  Kalkül  vorliegt; 

b)  bei  der  Prüfung  anderer  Rechmmgen  oder  sonstwie  eine  Auslassung 
oder  doppelte  Verrechnung  wahrgenommen  worden  ist; 

c)  neue  Urkunden  nach  Verkündigung  der  Entscheidung  aufgefunden 
worden  sind; 

d)  das  Urteil  infolge  falscher  Urkunden  gefällt  worden  war. 

^)  Der  Art  43,  welcher  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde  handelte,  ist  durch 
Gesetz  vom  31.  März  1877  aufgehoben,  nach  welchem  in  allen  Fällen,  in  denen 
es  sich  um  die  Nichtzuständigkeit  eines  Gerichts  oder  einer  Behörde,  oder  um 
Ueberschreitung  der  Befugnisse  seitens  jenes  oder  dieser  handelt,  die  Nichtig- 
keitsbeschwerde und  zwar  an  den  Kassationshof  (nicht  mehr  an  den  Staatsrat, 
wie  der  Art.  43  vorgeschrieben  hatte)  ergriffen  werden  kann. 


n  giudizio  suUe  opposizioni  non  sospenderä  l'esecuzione  della  decisione,  eccetto  i  casi 
nei  quali  la  sospensione  sia  ordinata  dalla  Corte,  sentito  il  pubblico  miiiistero,  prima  di  passare 
al  giudizio  del  merito. 

Art.  42.  Le  decisioni  della  Corte  potranno  essere  impugnate  soltanto  coi  rimedi  stra- 
ordinari : 

a)  Del  ricorso  per  annullamento ; 

b)  Del  ricorso  per  rivocazione. 

Essi  si  possono  esperimentare  tanto  dall'  agente,  quanto  dal  pubblico  ministero. 

In  nessun  caso  sospendono  l'esecuzione  delle  decisioni  impugnate. 

Art.  43 1).  II  ricorso  per  annullamento  e  ammesso  soltanto  per  motivo  die  eccesso  di 
potere,  o  d'incompetenza  per  ragione  di  materia. 

Esso  si  presenta  al  Consiglio  di  Stato  nel  termine  di  tre  mesi  dalla  notiflcazione  della 
decisione,  con  le  forme  stabilite  dalla  legge  e  dai  regolamenti  sul  Consiglio  di  Stato. 

La  decisione  del  Consiglio  sarä  presa  in  sezioni  riunite  e  sarä  dal  suo  presidente  par- 
tecipata  alla  Corte, 

Se  la  decisione  della  Corte  e  annuUata,  questa  si  uniforma  alle  massime  di  diritto  sta- 
bilite dal  Consiglio. 

Art.  44.  L 'agente  ha  diritto  di  ricorrere  alla  Corte  per  revocazione  nel  termine  ditre 
anni  quando: 

a)  Vi  sia  stato  errore  di  fatto  o  di  calcolo; 

b)  Per  l'esame  di  altri  conti  o  per  altro  modo  si  sia  riconosciuta  omissione  o  doppio 
impiego ; 

1)  Questo  articolo  fu  obrggato  con  la  legge  31  marzo  1877  n.  3961  (serie  2  a). 
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W.  Vocke, 


Dem  Aufhebungsverfahren  niuss  immer  ein  Beschluss  des  Hofs  nach  An. 
hörung  des  Staatsvertreters  über  die  Zulassung  der  Beschvperde  vorausgehen. 

In  den  letzten  drei  Fällen  ist,  nach  Ablauf  von  drei  Jahren,  die  Beschwerde 
einzureichen  binnen  einer  Frist  von  dreissig  Tagen  von  der  Wahrnehmung  der 
Auslassung  oder  doppelten  Verrechnung,  von  der  Entdeckung  der  neuen  Ur- 
kunden, oder  von  der  Eröffnung  der  Falschheitserklärung  der  Urkunden  an  den 
Beschwerdeführer,  unbeschadet  jedoch  der  Wirkungen  der  drei ssigj ährigen  Ver- 
jährung. 

Art.  45.  In  den  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Fällen  und 
Fristen  kann  die  Aufhebung  auch  stattfinden  von  Amts  wegen  oder  auf  Antrag 
des  Staatsvertreters,  immer  unter  Anhörung  des  rechnungsiegenden  Beamten. 

Art.  46.  Die  Wirkung  der  Aufhebung  erstreckt  sich  nur  auf  den  als 
irrig  erkannten  Teil  der  Rechnung  und  auf  die  daraus  folgenden  Berichtigungen. 

Art.  47.  Die  Entscheidungen  des  Hofs  sollen  durch  Vermittelung  des 
Staatsvertreters  dem  Minister,  welcher  dem  Beamten  vorgesetzt  ist,  zum  Voll- 
zuge zugesendet  werden. 

Art.  48.  Für  den  Vollzug  der  Entscheidungen  des  Hofs  finden  die  Vor- 
schriften über  Zuständigkeit,  die  Mittel  und  Formen  Anwendung,  welche  in  dem 
Gesetz  über  die  Beitreibung  der  direkten  Steuern  gegeben  sind. 

Dem  Hofe  steht  allewege  das  Urteil  über  Fragen  wegen  Auslegung  seiner 
Entscheidungen  zu. 

Titel  III. 
Allgemeine  und  vorübergehende  Bestimmungen. 

Art.  49.  Durch  königliche  Verfügung  a,uf  Antrag  des  Finanzministers 
und  nach  Vernehmung  des  Rechnungshofs  werden  festgestellt: 


c)  Si  siano  rinvenuti  nuovi  documenti  dopo  pronunciata  la  decisione  ; 

d)  n  giudizio  sia  stato  proniinziato  sopra  documenti  falsi. 

11  giudizio  di  revocazione  sarä  sempre  preceduto  da  deliberazione  della  Corte  suU'  am- 
missione  del  ricorso,  sentito  il  pubblico  ministero. 

Negli  Ultimi  tre  casi,  scorsi  tre  anni,  il  ricorso  in  rivocazione  dovrä  presentarsi  nel 
termine  di  giorni  ao  dal  riconoscimento  della  omissione  o  doppio  impiego,  dalla  scoperta  di 
nuovi  documenti,  o  dalla  notizia  venuta  al  ricorrente  deUa  dichiarazione  di  falsitä  dei  docu- 
menti, salvi  tuttavia  gli  effetti  della  prescrizione  trentennaria. 

Art.  45.  Nei  casi  e  nel  termine  indicati  nell'  articolo  precedente,  la  revocaaione  poträ 
anche  aver  luogo  d'ufiicio,  o  sull'  istanza  del  pubblico  ministero,  in  contradittorio  dell' agente 
contabile. 

Art.  46.  La  revocazione  della  decisione  non  ha  effetto  che  per  la  parte  del  conto  di- 
chiarata  erronea  e  per  le  conseguenti  rettiflcazioni. 

Art.  47.  Le  decisioni  della  Corte  saranno  trasmesse  a  cura  del  pubblico  ministero,  per 
la  loro  esecuzione,  al  ministro  dal  quäle  dipende  l'agente. 

Art.  48.  Per  l'esecuzione  delle  decisioni  della  Corte  saranno  applicabili  le  norme  di 
competenza,  i  mezzi  e  le  forme  stabilite  dalla  legge  per  la  riscossione  dei  tributi  diretti. 

Spetterä  tuttavia  alla  Corte  il  giudizio  sulle  questioni  di  interpretazione  delle  sue 
decisioni. 

Titolo  III. 
Disposizioni  generali  e  transitorie. 

Art.  49.  Con  regio  decreto  a  proposizione  del  ministro  delle  finanze,  sentita  la  Cort« 
dei  conti,  saranno  stabilite: 
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a)  die  Formen  des  Verfahrens  bei  der  Rechtsprechung  des  Hofs; 

b)  die  bei  Prüfung  und  Anerkennung  der  Rechnungen  der  Verwaltung 
zu  befolgenden  Vorschriften. 

Art.  50.  Bis  zur  Erlassung  eines  bezüglichen  Gesetzes  bestimmt  der 
Rechnungshof  in  Gesamtsitzung  mittelst  einer  vorläufigen  Verordnung  die  Formen, 
in  welchen  er  bei  Ausübung  seiner  Befugnisse  nicht  streitiger  Art  vorzugehen  hat. 

Der  Präsident  des  Hofs  hat  durch  Verordnung  für  die  Amtszucht  und  den 
inneren  Dienst  der  Bureaus  und  des  Sekretariats  des  Hofs,  für  die  Unterbeamten, 
für  den  Dienstesaufwand  und  für  alles  andere  Vorkehrung  zu  treffen,  was  zum 
Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  erforderlich  ist. 

Art.  51.  Die  Rechnungshöfe,  welche  dermalen  ihren  Sitz  in  Turin, 
Florenz,  Neapel  und  Palermo  haben,  sind  aufgehoben.  In  Ansehung  der  Ab- 
teilimgen  für  streitige  Verwaltungssachen  in  Neapel  und  Palermo  hat  es  sein 
Verbleiben,  bis  durch  ein  allgemeines  Gesetz  über  diesen  Gegenstand  verfügt  ist. 

Art.  52.  Zeitweilige  Kommissionen,  durch  königliche  Erlasse  auf  Antrag 
des  Finanzministers  ernannt,  sollen  einstweilen  in  Turin,  Florenz,  Neapel  und 
Palermo  die  Prüfung  der  Rechnungen  für  die  Jahre  1861  und  rückwärts  ausführen. 

In  derselben  Weise  soll  für  die  Aufstellung  und  Revision  der  Rückstands- 
rechnungen gesorgt  werden,  welche  sich  auf  die  Verwaltungsjahre  vor  1860  be- 
ziehen, und  für  welche  die  Rechnungskammer  in  Parma  zuständig  sein  soll. 

Die  Beschlüsse  der  besagten  Kommissionen  sollen  im  Archiv  des  Rech- 
nungshofs hinterlegt  werden. 

Die  Behandlung  der  beim  Rechnungshofe  in  Turin  anhängigen  Sachen 
soll  ohne  Unterbrechung,  und  ohne  dass  neue  Verhandlungen  dadurch  entstehen, 
vom  Rechnungshofe  des  Königreichs  aufgenommen  und  nach  den  im  gegen- 
wärtigen Gesetze  vorgeschriebenen  Formen  durchgeführt  werden. 


a)  Le  forme  del  procedimento  nei  giudizi  della  Corte; 

b)  Le  noniie  da  seguirsi  per  la  veriflcazione  e  per  l'accei-tamento  dei  conti  dell'  am- 
ministrazione. 

Art.  50.  La  Corte  dei  conti  a  sezioni  riunite  determinerä  con  regolamento  provvisorio 
le  forme  con  le  quali  essa  deve  procedere  nell'  esercizio  delle  sue  attribuzioni  non  contenziose 
fino  all'  emanazione  di  una  legge  suUa  materia. 

11  presidente  della  Corte  prowederä  con  regolamento  alla  disciplina  ed  al  servizio  in- 
terno  degli  ufflci  e  della  segreteria  della  Corte,  agli  uscieri,  alle  spese  d'uffizio  e  a  quanto 
altro  sarä  necessario  per  l'esecuzione  della  presente  legge. 

Art.  51.  Le  Corti  dei  conti,  attualmente  sedenti  in  Torino,  in  Firenze,  in  Napoli  ed  in 
Palermo  sono  abolite.  NuUa  e  innovato  in  riguardo  alle  sezioni  del  contenzioso  amministra- 
tivo  in  Napoli  ed  in  Palermo,  flnche  non  sia  provveduto  con  legge  generale  sulla  materia. 

Art.  52.  Commissioni  temporanee  nominate  con  decreti  regi,  a  proposizione  del  ministro 
delle  finanze ,  condurranno  a  termine  in  Torino ,  in  Firenze ,  in  Napoli  ed  in  Palermo  la  revi- 
sione  dei  conti  che  riguardano  gli  anni  1861  e  i  precedenti. 

Sarä  nello  stesso  modo  provveduto  aUa  liquidazione  e  revisione  dei  conti  arretrati  che  si 
riferiscono  agli  esercizi  anteriori  a  quello  del  1860,  i  quali  erano  di  competenza  della  Camera 
dei  conti  sedente  in  Parma. 

Le  deliberazioni  delle  suddette  Commissioni  saranno  depositate  negli  archivi  della  Corte 
dei  conti. 

La  trattazione  degli  aflfari  in  corso  presso  la  Corte  dei  conti  di  Torino  sarä,  senza  in- 
terruzzioiie  e  senza  che  occorrano  nuovi  atti,  ripresa  e  continuata  dalla  Corte  dei  conti  del 
regno,  colle  forme  stabilite  dalla  presente  legge. 
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Art.  53.  Bis  ein  allgemeines  Gesetz  über  Ruhegehalte  erlassen  sein  wird, 
soll  der  Rechnungshof  in  dieser  Hinsicht  nach  den  in  den  verschiedenen  Pro- 
vinzen des  Königreichs  gegenwärtig  geltenden  Vorschriften  verfahren. 

Art.  54.  Das  gegenwärtige  Gesetz  soll  zwanzig  Tage  nach  seiner  Ver- 
kündigung in  Kraft  treten. 

Wir  verfügen,  dass  Gegenwärtiges,  beglaubigt  mit  dem  Staatssiegel,  in 
der  amtlichen  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  des  Königreichs  Italien 
abgedruckt  werde,  und  befehlen,  dass  jeder,  den  es  angeht,  dasselbe  als  Staats- 
gesetz befolge  und  befolgen  lasse. 

Gegeben  in  Turin  am  14.  August  1862. 

(jjQ)  Victor  Emanuel. 

Quintino  Sella. 
V.  der  Siegelbewahrer: 
R.  Conforti. 

Verzeichnis  der  Besoldungen. 

Präsident     ...     * 15,000  Lire 

Abteilungspräsidenten 12,000     „ 

Hofräte  und  Generalanwalt 9,000     „ 

Generalsekretär 8,000     „ 

■o    .  ..X        (     I-  Klasse   ....       6,000     ,      )  ,, 

Rechnungsrate      j    ^^    ^^^^^^  ^^^^^     ^      j  ^) 

Gesehen  auf  Befehl  Seiner  Majestät 
der  Finanzminister: 
Quintino   Sella. 

^)  Durch  königliche  Erlasse  vom  17.  April  1879,  4.  August  1880  und  durch 
Gesetz  vom  19.  Juli  1881  wurden  die  Gehalte  der  Rechnungsräte  des  Hofs  für 
die  I.  Klasse  auf  7000,  für  die  II.  Klasse  auf  6000  Lire  erhöht. 

Art.  53.  Finchö  non  sia  pubblicata  una  legge  generale  suUe  pensioni,  la  Corte  dei  conti 
si  attenä  per  le  medesime  alle  norme  tuttora  vigenti  per  le  diverse  provincie  del  regne. 

Art.  54.    La  presente  legge  andrä  in  vigore  venti  giomi  dopo  la  sua  promulgazione. 

Ordiniamo  che  la  presente,  munita  del  sigillo  dello  Stato,  sia  inserta  nella  raccolta 
ufficiale  delle  leggi  e  dei  decreti  del  regno  d'Italia,  mandando  a  chiunque  spetti  di  osservarla 
e  di  farla  osservare  come  legge  dello  Stato. 

Dato  in  Torino.  addi  14  agosto  1862. 

Vittorio  Emanuele. 
(Luogo  del  sigillo.)  Quintino  Sella. 

V.  II  Guardasigilli 
R.  Conforti. 

Tabella  degli  stipendi. 

Presidente L.  15,000 

Presidenti  di  sezione „    12,000 

Consiglieri  e  procuratore  generale    .     „     9,000 
Segretario  generale „     8,000 

„     .     .    .    i  di  la  classe ,     6,000  ) ,, 

Ragiomeri       ,.  ^^    ,__  '^^    i) 


di  2a  classe      ....     „     5,000 

Visto  d'ordine  di  Sua  Maestä 
n  ministro  delle  flnanze: 
. Quintino  Sella. 

1)  Coi  reali  decreti  17  aprüe  1879,  n.  4847,  e  4  agosto  1880,  n.  5587  (serie  2a)  e  con  la 
legge  15  luglio  1881,  n.  299  (serie  3a)  gli  stipendi  dei  ragionieri  della  Corte  dei  conti  furono 
elevati  per  la  l«  classe  a  lire  7000  e  per  la  2»  classe  a  lire  6000. 
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Dr.  Ernst  Mischler,  Der  öffentliche  Haushalt  in  Böhmen.  Beitrag 
zur  Kenntnis  und  Beurteilung  des  Finanzwesens  der  Selbst- 
verwaltung in  Oesterreich.  (Leipzig  nnd  Wien.  Toeplitz  & 
Deuticke.     1887.) 

Wir  glauben,  dass  alle  diejenigen,  welche  sich  mit  den  grossen  Fragen 
der  Finanzwissenschaft  beschäftigen,  schon  an  und  für  sich  eine  Schrift  über  die 
finanzielle  Selbstverwaltung  dankbar  entgegennehmen  werden,  die  gleich  auf  den 
ersten  Blick  sowohl  ein  objektives  als  auch  eingehendes  Studium  eines  keines- 
wegs unwichtigen  Gebietes  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  bekundet, 
und  von  der  wir  gleich  sagen  dürfen,  dass  sie  auf  allen  Punkten  mit  schätz- 
baren Tabellen  über  den  Geldhaushalt  versehen  ist,  welche  aus  verschiedenen, 
allerdings  bereits  veröffentlichten  Quellen  zusammengestellt  sind.  Wir  dürfen 
dabei  freilich  keine  auf  archivalischen  Studien  beruhenden  Thatsachen  er- 
warten; auch  sind  die  tabellarischen  Angaben  teils  aus  Czoernig,  teils  aus 
den  Materialien  des  Statistischen  Bureaus,  teils  aus  verschiedenen  Landtags- 
berichten nach  dem  Ermessen  des  Verfassers  zusammengezogen,  und  wir  gestehen 
nur  wenig  Daten  gefunden  zu  haben,  welche  nicht  schon  dem  Kreise  der  Fach- 
männer zugänglich  gewesen  wären.  Allein  es  ist  immerhin  ein  Verdienst  des 
Verfassers,  dies  bisher  zerstreute  Material  in  eine  Gesamtdarstellung  zusammen- 
gefasst  zu  haben;  die  Verbindung  des  finanziellen  Materials  mit  der  Verwaltungs- 
gesetzgebung erscheint  uns  dabei  als  besonders  wertvoll,  ja  vielleicht  als  das- 
jenige, was  der  vorliegenden  Arbeit  ihre  besondere  Eigentümlichkeit  gibt  und 
was  wir  in  jeder  Beziehung  als  einen  Fortschritt  für  alle  finanzielle  Behandlung 
anerkennen  müssen.  Aber  gerade  dadurch  ist  dem  Herrn  Verfasser  unter  seinen 
Händen  etwas  anderes  entstanden  als  das,  wovon  er,  wie  es  scheint,  ausgegangen 
ist.  Er  hat  mit  diesem  Hinaustreten  aus  dem  Material  der  Statistik,  für  das  er 
dann  doch  nur  wenig  Neues  zu  geben  in  der  Lage  war,  den  Schwerpunkt 
seines  Werkes  teils  in  die  Geschichte  selbst,  teils  auch  in  die  Untersuchung  der 
Kategorien  der  Selbstverwaltung  gelegt.  Nun  wollen  wir  nicht  viel  mit  ihm 
rechten,  dass  auch  bei  seinen  statistischen  Aufstellungen  gewisse  Angaben  vor- 
kommen, deren  Sinn  wir  nicht  verstehen,  wie  z.  B.  in  Tab.  XIV,  S.  99,  unter 
denen  aus  dem  , gegenwärtig  von  den  Schulgemeinden  zu  bestreitenden  Auf- 
wände" die  gesamte  „Einnahme  aus  dem  Schulvermögen "  ihm  unbekannt  er- 
scheint (mit  ??  bezeichnet  von  1871  bis  1883),  während  die  Tab.  XVI,  S.  103 
diese  dem  Verfasser  unbekannte  Grösse  plötzlich  in  dem  „Haushalte  der  Schul- 
bezirke"  nach  den  Berichten  des  Landesausschusses  ihm  nicht  bloss  im  all- 
gemeinen schon  seit  1874  als  „  Gesamteinnahme " ,  sondern  sogar  in  ihren 
einzelnen   Positionen   ganz   genau   bekannt  ist,   und  ähnliches.     Wir  schreiben 
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das  dem  Mangel  eigener  statistischen  Forschungen  zu.  Ebensowenig  werden 
wir  viel  mit  ihm  streiten ,  wenn  er  historisch  mit  dem  geradezu  wunderlichen 
Satze  beginnt,  dass  das  , geschlossene  Gefüge "  der  Selbstverwaltung  in  Oester- 
reich  erst  ein  „Kind  der  allerjüngsten  Zeit  sei,  und  seine  Lebensdauer  kaum 
noch  nach  der  kurzen  Dauer  eines  Menschenalters  zählt"  (S.  2).  Was  kann 
man  nicht  alles,  gegenüber  der  alten  ständischen  Selbstverwaltung  in  allen 
Provinzen  und  allen  grösseren  Städten  unter  einem  „geschlossenen  Gefüge", 
dessen  Vorstellung  sich  wahrscheinlich  auf  die  reinen  Geraeindegesetzgebungen 
beziehen  mag,  verstehen!  Aber  etwas  bedenklich  wird  denn  doch  die  Sache, 
weil  er  dieselben  geschlossenen  Gefüge  unmittelbar  eine  „formelle  Aenderung" 
nennt,  und  die  Reform  der  Gesetzgebung  —  offenbar  für  Land,  Stiftungen  und 
Gemeinden,  nach  seinem  eigenen  System  —  im  allgemeinen  als  eine  auf  Wider- 
ruf erteilte  „staatliche  Vollmacht"  ansieht.  Wir  glauben  kaum,  dass  der  Ver- 
fasser in  allen  diesen  Dingen  seiner  Meinung  ist ;  aber  diese  Meinung  verstehen 
wir  selber  nicht,  wenn  der  Verfasser  sagt,  der  Staat  habe  durch  die  „Autonomie" 
der  Selbstverwaltung,  deren  Inhalt  er  nicht  weiter  erklärt,  „gleichsam  ein  grosses 
gewagtes  Unternehmen  versucht,  und  den  Einsatz  dafür  in  der  Hand  behalten" 
u.  s.  w.,  während  unmittelbar  nachher  als  ein  „Hauptvorzug"  eben  dieselbe 
Autonomie  als  die  „Selbständigkeit"  anerkannt  ward,  welche  gerade  dem  wich- 
tigsten der  Selbstverwaltungskörper  eigen  ist.  Was  dabei  eigentlich  gedacht 
ist,  können  wir  dem  Herrn  Verfasser  nicht  sagen.  Es  kommen  manche  solcher 
konfusen  Sätze  vor ;  allein  es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  hier  auf  einzelnes 
einzugehen,  obwohl  wir  denn  doch  z.  B.  in  der  Beschreibung  der  „Gemeinden" 
(S.  115)  mehr  Klarheit  hätten  fordern  müssen,  weil  die  Verschiedenheit  zwischen 
Land-  und  Stadtgemeinden  für  eine  finanzielle  Behandlung  der  Selbstverwaltung 
entscheidend  wird;  was  der  Verfasser  unter  seiner  „allgemeinen  Gemeinde"  im 
Unterschiede  von  Stadt  und  Land  versteht,  ersehen  wir  nicht;  oflfenbar  meint 
er  die  Verwaltungsgemeinde  in  ihrem  Gegensatze  zur  historischen.  Es  ist 
immer  sehr  misslich,  in  einer  Arbeit,  welche  immer  rein  wissenschaftliche 
Bahnen  sucht,  Kategorien  aufzunehmen,  welche  sich  einerseits  von  den  Forde- 
i'ungen  der  staatlichen  Administration  aus,  anderseits  durch  den  örtlichen  und 
vorfalligen  Gang  der  Geschäfte  gebildet  haben.  Nichts  fordert  so  sehr  eine 
vollkommen  klare  Grundlage  der  Auffassung,  als  wenn  man  sich  auf  solche 
Erscheinungen  einlässt  und  sie  in  theoretischer  Betrachtung  verbinden  will.  Uns 
scheint  nun,  bei  manchen  sehr  richtigen  Bemerkungen  des  Verfassers,  dass  er 
der  Geschichte  und  des  Systems  der  Selbstverwaltung  Herr  genug  gewesen  sei, 
um  auf  einem  so  äusserst  schvderigen  Gebiete  wie  dem  der  Selbstverwaltung 
zu  einem  abschliessenden  Resultate  zu  kommen.  Aber  wir  wollen  es  ihm  nicht 
zum  Vorwurfe  machen;  denn  wir  gestehen,  dass  alle  dahin  gehörigen  Arbeiten 
bis  jetzt  kaum  den  Fordei'ungen  entsprechen  dürften,  welche  die  neuere  Staats- 
lehre an  dieselben  stellt.  Das  ist  wohl  gewiss,  dass  die  letztere  sich  von  der 
frühem  gerade  auf  diesem  Punkte  wesentlich  unterscheidet.  Vergleicht  man 
nicht  bloss  ein  allgemeines,  sondern  auch  ein  positives  Staatsrecht,  wie  unsere 
Zeit  es  fordert  und  diese  auch  bietet,  mit  demjenigen,  was  zu  der  Epoche  von 
Klüber,  Zachariä,  Maurenbrecher  und  anderen  geboten  wurde,  so  springt  der 
charakteristische  Unterschied  in  die  Augen,  dass  jene  sich  um  das  ganze  Ge- 
biet der  Selbstverwaltung  so  gut  als  gar  nicht  kümmern,  ja  man  kann  sagen, 
den  Begriff  derselben  kaum  kennen;  selbst  bei  den  alten  Lokalstaatsrechten, 
wie  dem  bayerischen  von  Moy,  dem  württembergischen  von  Mohl  und  dem 
badischen  von  Pfister  erfahren  wir  bitterwenig  darüber,  obgleich  auf  diesem 
Gebiete  Moys  jetzt  wenig  mehr  bekannte  Arbeit  uns  die  bei  weitem  vorzüg- 
lichere erscheint.  Erst  nach  dem  Verfassungsjahre  von  1848  wird  dies  anders. 
Obgleich  man  damals  viel  mehr  Wert  auf  die  Verfassungsurkunden  als  auf  die 
organischen  Grundbegriffe  des  Verfassungslebens  legte,  konnte  doch  die  Frage 
nach  der  Selbstverwaltung  nicht  mehr  als  eine  ausserhalb  der  letzteren  liegende 
betrachtet  werden.  Seit  1870  sehen  wir  daher  eine  doppelte  Bewegung  auf 
diesem  Gebiete  beginnen.  Die  eine  Richtung  derselben  geht  von  der  Gesetz- 
gebung aus,    schafft  zuerst  eine  Reihe  von  Gemeindegesetzen  und  bringt  damit 
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in  das  Verfassungsleben  eine  Kategorie  herein,  welche  formell  wenigstens  mit 
dem  Begi'iffe  der  Verfassung  wie  mit  dem  des  souveränen  verfassungsmässigen 
Gesetzes  in  direktem  Widerspruche  steht:  das  ist  der  Begriff  der  Autonomie. 
Wir  dürfen  hier  auf  den  Inhalt  derselben  ebensowenig  eingehen  als  der  Ver- 
fasser es  gethan  hat.  Aber  in  der  That,  betrachtet  man  denselben  genauer, 
so  muss  doch  in  dem  Wesen  der  Selbstverwaltung  etwas  tief  Natürliches  und 
Selbstverständliches  liegen,  wenn  man  sieht,  wie  Wissenschaft  und  öffentliche 
Meinung  ohne  alles  andere  Bedenken  neben  dem  ersten  Grundprinzip  des  ver- 
fassungsmässigen Staatslebens,  dem  unbedingten  Gehorsam  gegen  das  Gesetz, 
das  Oberhaupt  und  Regierung  gleichmässig  anerkennen  sollen,  wir  möchten 
sagen,  in  fast  naiver  Weise  den  Gedanken  zur  Geltung  bringen,  dass  diese 
Selbstverwaltung,  bei  der  man  sich  im  Anfange  freilich  nur  die  Gemeinde  dachte, 
geradezu  umgekehrt  grosse  und  hochbedeutende  Gebiete  des  Staats  besitzen 
dürfe,  in  denen  das  Prinzip  der  Autonomie  die  absolute  Herrschaft  des  „Ge- 
setzes" nicht  zuliess.  Ja,  gleich  anfangs  stand  die  unserer  Zeit  eigentümliche 
Empfindung  fest,  dass  die  Jahre  der  staatsbürgerlichen  Freiheit,  welche  durch 
Wesen  und  Macht  der  Herrschaft  jenes  verfassungsmässigen  Gesetzes  erfüllt 
schien,  im  Gegenteil  i-^cht  durch  dasselbe  gewahrt  werden,  so  lange  nicht  die 
gleichfalls  freie  Selbstverwaltung  eben  diesem  Gesetze  gegenüber  „autonom", 
also  ihm  nicht  unterworfen  dastehe.  Es  ist  merkwürdig  genug,  wie  man  diesen 
doch  so  tief  gehenden  Unterschied  übersah,  und  wie  alle  Staaten,  selbst  Frank- 
reich ,  allmählich  mit  dem  grössten  Eifer  beide  Seiten  jenes  Gegensatzes 
gleichzeitig  auszubilden  trachteten,  während  sich  die  reine  Wissenschaft  des 
staatlichen  Lebens  von  dem  eigentlichen  Wesen  dieser  Autonomie  nirgends 
Rechenschaft  abzulegen  trachtete.  Natürlich  war  aber  dieser  Begriff  keines- 
wegs eine  blosse  Abstraktion,  sondern  er  kam  in  allen  Teilen  sowohl  der  Ver- 
waltung als  des  Finanzwesens  praktisch  zur  Geltung,  und  namentlich  auf 
dem  letzteren  Gebiete  zeigte  es  sich,  dass  das  Gesamtbewusstsein  die  Sache 
selbst  viel  besser  erfasste  als  die  Theorie;  denn  bei  aller  Autonomie  hielt  die 
V^erfassung  der  Gemeinden  und  Landtage  daran  fest,  ddss  dieselbe  auch  in  dem 
Finanzwesen  eine  „begrenzte"  bleiben  müsse.  Den  scheinbar  wunderlichen  Wider- 
spruch, der  darin  lag,  beachtete  man  deshalb  nicht  weiter,  weil  er  der  unmittel- 
baren Empfindung  des  Volkes  entsprach.  In  der  That  aber  lag  die  Frage  un- 
beantwortet da,  wie  denn  überhaupt  eine  „begrenzte  Autonomie"  denkbar 
sei;  denn  der  Begriff  der  Autonomie  enthält  an  sich  keine  Begrenzung,  der 
Begriff  des  Gesetzes  keine  Autonomie.  Was  bedeutete  also  das,  was  sich  da 
herausbildete  und  sich  als  Erfüllung  der  freien  Verfassung  hinstellte,  ob- 
gleich es  mit  derselben  freien  Verfassung  in  direktem  Widerspruch  stand  ?  Und 
wenn  das  alles  noch  bei  der  Gemeinde  stehen  geblieben  wäre!  Aber  es  gab 
auch  bald  genug  Stimmen,  welche  dasselbe  für  die  Länder  innerhalb  des  Staates 
forderten,  was  für  die  Gemeinden  in  Anspruch  genommen  ward ;  ja,  in  Oester- 
reich  ging  dieses  Prinzip  so  weit,  dass  diese  „Länder",  unter  ihnen  Böhmen, 
nicht  etwa  bloss  jene  ganz  unklar  gewordene  Autonomie,  sondern  darauf  eine 
„Landesgesetzgebung"  neben  der  Reichsgesetzgebung  gewannen,  die  beide  dem- 
selben Staate  angehörten.  Natürlich  kam  man  dann  bald  genug  zu  der  Em- 
pfindung, dass  die  staatsbürgerliche  Freiheit  in  ihrem  Prinzip  wesentlich  von 
ihrer  Wirklichkeit  verschieden  sei:  im  Prinzip  war  sie  Gültigkeit  und  Herr- 
schaft des  verfassungsmässigen  Gesetzes,  in  der  Wirklichkeit  aber  bestand  ihr 
Inhalt  jetzt  in  dem  Verhältnis  des  einen  Gesetzes  zu  dem  andern  Gesetze.  Da 
hatte  der  Begriff  der  Autonomie  seine  Schicksale.  Nicht  viel  anders  erging  es 
den  übrigen  Gebieten  innerhalb  der  Selbstverwaltung.  Als  man  einmal  den 
Gedanken  derselben  der  Allgewalt  der  Gesetzgebung  gegenüber  gestellt  hatte, 
fand  es  sich,  dass  der  alte  an  sich  einfache  Begriff  der  Gemeinde  als  der 
örtlich  begrenzten  Selbstverwaltung  gleichsam  eine  ganze  Familie  von  lauter 
ihr  gleichartigen  Begriffen  erzeugt  habe.  Da  erschienen  die  Kategorien  der 
eigentlichen  Körperschaften,  deren  Grundlage  noch  die  ständische  Zeit  war,  wie 
Kü-che  und  Universitäten ;  dann  kam  ein  ganzes  Geschlecht  von  Gemeindearten, 
Schulgemeinden,  Armengemeinden,  Wegegemeinden,  Steuergemeinden  und  andere; 
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hinter  ihnen  erschienen  wieder  Formationen,  deren  Autonomie  man  gar  nicht  be- 
streiten konnte  und  die  doch  keine  Gemeinden  waren,  wie  die  Fonde  und  die 
Stiftungen,  ja  zuletzt  fand  man  sich  gegenüber  einer  ganz  spezifischen  Art  der 
Autonomie,  welche  man  ohne  weiteres  als  ganz  selbstverständlich  betrachtete 
und  die  man  gerade  darum  gar  nicht  weiter  untersuchte,  wie  der  grossen  Gesell- 
schaften, Eisenbahngesellschaften  und  andere.  Alle  diese  vielfältigen  Gestal- 
tungen des  Prinzips  der  beschränkten  Autonomie  hatten  jedoch  noch  immer  das 
gemein,  dass  sie  auf  irgend  einer  thatsächlich  gegebenen  Grundlage  sich  zu 
irgend  einem  Selbstverwaltungskörper  aufbauten;  nun  aber  kam,  und  zwar 
gerade  durch  die  Verfassungen,  etwas  ganz  Neues  hinzu,  und  das  war  die  ad- 
ministrative Zusammenlegung  einzelner  solcher  Körper  zu  einem  einzelnen  ge- 
meinschaftlichen Selbstverwaltungskörper ,  einer  Art  Gesamtgemeinde ,  die  wir 
mithin  mit  gutem  Recht  die  „ Verwaltungsgemeinde "  nennen,  weil  der  Grund 
ihres  Entstehens  in  der  Verwaltung,  die  Basis  ihrer  autonomen  Verwaltung  in 
dem  Wesen  der  Gemeinde  lag.  Was  war  jetzt  noch  ,  Autonomie"  ?  War  die 
Autonomie  durch  die  Verfassung  im  Ausscheiden  aus  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung ?  Dann  hätte  der  Wille  dieser  Körper  eine  absolute  Grenze  der  letzteren 
enthalten,  und  die  Fähigkeit  gehabt,  etwas  zum  geltenden  Recht  innerhalb 
dieser  Selbstverwaltungskörper  zu  erheben,  was  direkt  gegen  das  Recht  der  ver- 
fassungsmässigen Gesetze  gegangen  wäre.  Es  ist  wohl  unthunlich ,  sich  dieser 
Konsequenz  zu  entziehen.  War  das  aber  wieder  vermöge  des  Begriffes  des  Staats 
undenkbar,  und  musste  sich  jede  Autonomie  dem  Gesetze  des  Staates  beugen, 
so  war  sie  ja  selbst  überhaupt  keine  Autonomie,  also  keine  „ Selbstgesetzgebung " ! 
Es  scheint,  dass  man  sich  darüber  klar  werden  müsste.  Denn  wenn  auch  ein 
solcher  gänzlich  unfertiger  Zustand  einen  Augenblick  lang  bestehen  kann,  so 
muss  er  doch  zu  einem  letzten  Abschluss  über  das  Verhältnis  seiner  beiden 
Elemente  gelangen.  Besteht  nun  dieser  Abschluss  darin,  dass  die  Anschlüsse 
solcher  Körper  wirklich  ein  selbständiges,  durch  sich  selbst  gültiges  Recht  bilden, 
so  kann  keine  Verfassung  anders  gedacht  werden ,  als  wie  ein  K'o mpromiss 
zwischen  Staat  und  Selbstverwaltung,  eine  Staatsgesetzgebung  „auf  Kündigung", 
und  die  Auflösung  eines  solchen  Ganzen  scheint  nur  eine  Frage  der  Zeit.  Besteht 
aber  der  Abschluss  dai'in,  dass  jeder  solcher  Beschluss  nur  insoweit  Gültigkeit 
hat,  als  er  mit  dem  bestehenden  Gesetze  übereinstimmt,  so  ist  er  eben  keine 
Autonomie,  sondern  ist  eine  Verordnungsgewalt,  welche  nicht  mehr  durch 
ein  Amt,  sondern  durch  eine  gewählte  Vertretung  ausgeübt  wird,  und  nicht 
mehr  und  nicht  weniger  Recht  hat,  als  jede  Verordnung  eines  Amtes.  Das  nun 
gilt  für  alle  Teile  der  Verwaltung,  also  auch  für  das  Finanzwesen  und  den 
Haushalt.  Ist  dem  aber  so,  dass  auf  diese  Weise  dieser  Haushalt  als  die  Aus- 
übung der  finanziellen  Verordnungsgewalt  innerhalb  des  Selbstverwaltungskörpers 
erscheint,  so  ergibt  sich,  dass  wenn  diese  Gewalt  verschieden  ist,  bei  den  verschie- 
denen Selbstverwaltungskörpern,  Land,  Gemeinde  und  Gemeindearten,  Korpo- 
rationen, Stiftungen  und  so  fort,  eine  solche  Verschiedenheit  denn  doch  nicht 
willkürlich  entstanden  sein  kann.  Sie  wird  offenbar  durch  die  Besonderheit  der 
Natur  jeder  einzelnen  Art  jener  Selbstverwaltungskörper  entstehen  und  bedingt 
werden ,  mag  sie  sonst  historisch  sich  ausgebildet  haben  wie  sie  will.  Und  ist 
dem  wiederum  so ,  so  erscheint  es  denn  doch  fast  unthunlich,  über  die  tausend 
verschiedenen  Formen  des  Haushaltes  der  letzteren  zu  einem  klaren  Bilde  zu 
gelangen,  wenn  man  nicht  über  den  Begriff  der  Autonomie  im  allgemeinen, 
vor  allem  aber  über  die  specifische  Natur  jener  einzelnen  grossen,  keineswegs 
abstrakten  Formen  der  Selbstverwaltungskörper  einigermassen  ins  klare  ge- 
kommen ist.  Es  wird  schwer  sein,  sich  dieser  Reihe  von  Vorstellungen  zu 
entziehen. 

Eben  deshalb  sind  wir,  wie  wir  offen  gestehen,  der  Meinung,  dass  es  bei 
der  beinahe  absoluten  Unfertigkeit  jener  elementaren  Kategorien  gegenwärtig 
noch  kaum  thunlich  ist,  eine  Finanzwissenschaft  der  Selbstverwaltung  mit  einem 
endgültigen  Resultate  aufzustellen,  ohne  vor  allem  jenen  Kategorien  ihren  wissen- 
schaftlichen Inhalt  zu  geben ,  welche  allen  Gebieten  der  Selbstverwaltungslehre 
zum  Grunde  liegen  müssen.   Daneben  aber  müssen  wir  doch  noch  auf  ein  anderes 
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gerade  für  das  Gebiet  des  Herrn  Verfasser  aufmerksam  machen.  Die  neuere  Finanz- 
wissenschaft hat  gezeigt,  dass  man  die  alte  Vorstellung  von  den  Gebühren  gegen- 
über den  Steuern  nicht  mehr  einfach  festhalten  darf,  ohne  sich  von  dem  wirklichen 
Finanzwesen  zu  entfernen.  Die  Betrachtung  des  Finanzwesens  der  Selbst- 
verwaltung ergibt  nun,  dass  Staat  und  Selbstverwaltung  gerade  bei  den  Ge- 
bühren auf  einem  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt  stehen;  denn  es  ist  das 
Wesen  der  letzteren,  dass  ihre  öffentlichen  Leistungen  stets  weit  mehr  darunter 
Beziehungen  in  dem  ganz  nachweisbaren  Einzelinteresse  haben,  als  die  der 
Staatsvei-waltung.  Die  beiden  Hauptpunkte,  in  denen  dies  erscheint,  sind  das 
Strassen-  und  Wegewesen  mit  Beschotterung  und  guter  Pflasterung,  und  das 
Beleuchtungswesen,  Die  bessere  Beleuchtung  und  Pflasterung  der  Hauptstrassen 
in  einer  Stadt  sind  ein  Vorteil,  der  speziell  den  einzelnen  Hausbesitzern  zu  gute 
kommt.  Wenn  nun  die  Ausgaben  dafür  durch  Steuern  aufgebracht  werden,  so 
entsteht  durch  eine  gleichmässige  Besteuerung  aller  gegenüber  der  üngleich- 
mässigkeit  der  Leistungen  eine  Ungleichheit  der  Steuer,  die  nur  dadurch  auf- 
gehoben werden  kann,  dass  in  der  Belastung  für  solche  Dinge  die  Gebühr 
Strassen-  und  häuserweise  für  einen  Teil  dieser  öffentlichen  Leistungen  her- 
gestellt wird.  Freilich  muss  man  dafür  den  Begriff  der  Gebühr  kennen ;  alsdann 
wird  sich  auch  die  vom  Verfasser  nicht  berührte  Frage  ergeben,  ob  die  Auflage 
von  Gebühren  ebenso  wie  der  Steuern  der  Zustimmung  der  höchsten  Landes- 
behörde zu  unterliegen  hat.  Was  die  Lehre  von  den  Fonden  betrifft,  so  ist 
festzuhalten ,  dass  die  Fonde  ihrem  Wesen  nach  nichts  sind ,  als  das  Analogen 
der  Staatsgüter  für  einen  ganz  bestimmten  Verwaltungszweck,  und  dass  dieser 
ganz  konsequent  den  „Zuschuss"  zu  allen  solchen  Fonden  zur  Folge  hat,  dass 
mit  demselben  die  Unterordnung  der  Fondsverwaltung  wesentlich  in  demselben 
Grade  steigen  muss,  in  welchem  der  Zweck  des  Fondes  nicht  mehr  durch  ihn 
selbst,  sondern  nur  durch  die  Mittel  des  Staats  erreichbar  ist.  Darauf  beruht 
der  so  wichtige  Unterschied  zwischen  „Stiftungen"  und  den  eigentlichen  Fonden. 
Es  führt  das  dann  allerdings  weiter  zu  dem  Satze,  dass  es  zwar  sehr  wertvoll 
ist,  auch  nur  im  Auszuge  die  Tabellen  der  „Ausgaben"  in  den  Selbstverwaltungen 
zu  kennen,  dass  aber  damit  doch  nur  ein  Schritt  gethan  ist,  dessen  wahrer 
Wert  erst  darin  besteht,  dass  man  nun  auch  den  zweiten  thue.  Die  Aufgabe 
dieses  zweiten  wird  es  damit  sein ,  zu  zeigen ,  was  denn  mit  der  in  der  Aus- 
gabsziffer angegebenen  Summe  von  selten  der  Verwaltung  auch  wirklich  ge- 
leistet ist.  Erst  dann  gelangen  wir  zu  einem  Einblick  in  das  Leben  jener 
Selbstverwaltungskörper  aller  Art,  und  darum  ist  es  eine  so  missliche  Sache, 
statt  auf  die  Details  des  Ausgabenbudgets  einzugehen,  welche  ja  eben  diese 
wirkliche  Verwaltung  im  einzelnen  zeigen,  bei  hübschen  runden  Summen  stehen 
zu  bleiben.  Denn  gerade  für  solche  so  wenig  bekannte  Gebiete  wie  das  des 
finanziellen  Selbstverwaltungswesens  darf  man  nur  einen  grossen  Grundsatz  der 
Finanzwissenschaft  nie  vergessen,  dass  die  Gesamtsumme  der  Ausgaben  über- 
haupt keine  andere  Bestimmung  hat,  als  den  Gegensatz  zur  Gesamtsumme 
der  Einnahmen  und  damit  die  Herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichts  fest- 
zustellen; dass  aber  die  wahre  Kenntniss  aller  öffentlichen  Wirtschaft  erst  mit 
dem  Detail  der  Ausgaben  beginnt,  welche  uns  die  wirkliche  Thätigkeit  der 
Verwaltung  bedeuten. 

Alles  das  nun  hindert  uns  nicht,  den  Wert  der  vorliegenden  Arbeit  dankbar 
anzuerkennen;  aber  auch  nicht  daran  zu  wiederholen,  dass  jede  Behandlung 
der  Selbstverwaltung  im  allgemeinen  und  speziell  des  Finanzwesens  darum  so 
schwierig  und  bisher  verhältnismässig  so  resuitatlos  ist,  weil  dieselbe  zuerst  eine 
vollständig  klare  Kenntnis  und  Beherrschung  der  Finanzwissenschaft  und  ihrer 
Kategorien  voraussetzt,  zu  denen  ja  auch  das  Kredit-  und  Schuldenwesen  ge- 
hört, von  dem  wir  bei  dem  Verfasser  nichts  erfahren,  sowie  dass  sie  auch  ihre 
letzte  Bedeutung  darin  suchen  muss,  uns  die  Kategorien  der  Verwaltungslehre, 
welche  wir  bisher  nur  noch  auf  das  Staatsleben  anzuwenden  gewusst  haben,  in 
ihrer  örtlichen  Gestalt  und  Arbeit  zu  zeigen. 

Wien.  L.  v.  Stein. 
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Dr.  W.  Vocke,  Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer  vom  Stand- 
punkte der  Geschichte  und  der  Sittlichkeit.    Stuttgart,  J.  G.  Cotta. 

625  S. 
Der   deutschen  Finanzwissenschaft   ist    das  Glück   zu    teil   geworden,   in 
kürzester  Frist  gleich  mehrere  grundlegende   und  zusammenfassende  Werke   zu 
erhalten.  Das  Lehrbuch  Steins  trat  in  5.  Auflage  hervor  —  man  muss  dieselbe  einer 
fast  ganz  neuen  Erscheinung  gleichachten — ;  die  Finanzwissenschaft  Rösche rs 
erschien  zum   ersten  Male   und   auch   das  bekannte  Wagner  sehe  Werk  erfuhr 
eine   längst   gewünschte   Fortsetzung  (Steuergeschichte).     Zu  diesen  Zierden  ist 
nun  in  den  letzten  Tagen  ein  neues  Werk,  das  oben  aufgeführte,  aus  der  Feder 
des  den  Lesern  des  Finanzarchivs  wohlbekannten  Geh.  Oberrechnungsrats  Vocke 
hinzugekommen,  das  hinter  den  genannten  nicht  nur  nicht  zurücksteht,  sondern 
sie  in  vieler  Hinsicht  noch  übertrifft.     Ja   man   kann   in   gewissem  Sinn  sagen, 
es  bedeutet  das  Buch  eine  Art  Abschluss,  eine  Verklärung  und  Läuterung  dessen, 
was  die  drei  erstgenannten  Grosses  geschaffen.    Es  ist  nicht  ein  Buch,  das,  wie 
CS  in  unserer  rasch  lebenden  Zeit  so  häufig  ist,  hastig  zusammengerafft  ist,  nein, 
es   trägt   deutlich   den  Stempel   des  nonum  prematur  in  annum,  es  ist,  wie  der 
Verfasser  selbst  schreibt,  aus  einer  Reihe  ungedruckter  Auflagen  hervorgegangen, 
es  ist  das  Resultat  eines  Forscherlebens.    Daher  die  grosse  Formvollendung,  die 
Klarheit,  Ruhe  und  Sicherheit  der  Entwicklung,   die  Grösse  und  Einheitlichkeit 
der  Auffassung.    Schlicht  und  natürlich,  ohne  die  Manieriertheit  mancher  volks- 
wirtschaftlicher   „Essayisten"    ist   alles   dargestellt.      Nichts   ist   unüberlegt   ge- 
blieben,   alles    erscheint   wieder    und    wieder    erwogen.     Das    gesetzgeberische, 
historische  und  litterarische  Material  ist  gekannt,  aber  es  wird  nicht  im  Detail 
und  mit  reichen  Gitaten  gebracht,  sondern  nur  reflektiert.     Ebenso  sind  die  ge- 
schichtlichen Einzelstudien  nur  Stoff,    aus    dem  die  Grundzüge  des  allgemeinen 
Entwicklungsganges    abgeleitet   werden.      Dieser   Entwicklungsgang   beherrscht 
dann  aber  auch  das  Ganze.     Die  Geschichte  ist  dem  Verfasser  nicht  omamentale 
Zuthat,    sie    wird    nicht    als    Einleitung   oder   in   Form   von  Notizen    gebracht, 
sondern  das  Steuerwesen  wird  als  ein  Ergebnis  der  gesamten  Entwicklung,   im 
Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Staats-  und  Volksleben  betrachtet.    Nicht  histori- 
sierend, sondern  wahrhaft  historisch  geht  der  Verfasser  zu  Werke.    Die  Frucht- 
barkeit des  echt  historischen  Sinnes  hat  er  besser  wie  irgend  einer  —  durch  die 
That  bewiesen.     Mit  dem  geschichtlich-induktiven  Standpunkte  verknüpfte  sich 
in   selbstverständlicher   Folge    der   sittlich  -  vernunftgemässe.     Mit    Recht    hebt 
Vocke  hervor,  dass  das  sittliche  Element  im  Steuerwesen  bisher  von  der  Finanz- 
wissenschaft teils  nicht  genügend,  teils  gar  nicht  berücksichtigt  wurde.     Dieser 
Faktor  muss  aber  als  wichtigstes  Entwicklungsmoment  wie  für  das  ganze  Volks- 
und Staatsleben,  so  auch  für  das  Steuerwesen  den  ersten  Rang  einnehmen  und 
die  bisher  ausschliesslich  massgebenden  wirtschaftlichen  Regeln   auf  die  zweite 
Stelle  herabdrücken.     Die  Steuer  ist  eben  eine  nicht  bloss  wirtschaftliche  Mass- 
regel der  Staatsgewalt,  sondern  ein  Produkt  des  Verhältnisses  zwischen  der  per- 
sonifizierten Gesamtheit  und  den  einzelnen,  als  eines  Verhältnisses  zwischen  zwei 
selbständigen  und  gewissermassen  gleichberechtigten  Personen,  welches  sich  nicht 
nach   wirtschaftlichen   Rücksichten,    die   nur    der   Zweckmässigkeit   angehören 
können,  sondern  nach  dem  Gebote  der  Sittlichkeit  regeln  muss.    Die  Gerechtig- 
keit als  Ausdruck  der  allgemeinen  Sittlichkeit,   welche  bisher   teils  ohne  folge- 
richtige Nötigung  bloss  vorausgesetzt  oder  gar  hintangesetzt  worden  war,  wird 
deshalb  von  Vocke  richtig  in  den  Vordergrund  gestellt. 

Auf  diese  Weise  musste  sich  ein  Weitblick  ergeben,  der  wohlthuend  und 
überzeugend  wirkt.  Ein  wahrhaft  philosophischer  Hauch  und  edler  Idealismus 
ist  über  das  Ganze  ausgegossen,  und  wenn,  wie  der  Verfasser  treffend  einmal 
sagt,  die  Gründlichkeit,  Folgerichtigkeit  und  der  ideale  Zug  die  Wissenschaft 
machen,  und  durch  sie  es  gekommen  ist,  dass  eigentlich  nur  Deutschland  eine 
Finanzwissenschaft  besitzt,  so  hat  er  selbst  eine  der  schönsten  Perlen  in  den  Kranz 
dieser  Wissenschaft  eingeflochten  und  diesen  Vorrang  Deutschlands  mit  begründet 
und  gefestigt. 
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Wir  sind  überzeugt,  das  Werk  wird  reiche  Früchte  tragen.  Die  Wissen- 
schaft schöpft  aus  ihm  eine  Summe  von  Belehrungen,  Berichtigungen  und  neuen 
Gesichtspunkten,  dem  Gesetzgeber  wird  ein  Ziel  gesteckt  und  eine  Reihe  von 
Wegen  angedeutet,  auf  denen  demselben  nachgekommen  werden  kann,  dem 
Politiker  und  gebildeten  Mann  aber  die  Möglichkeit  gegeben,  in  einem  lesbaren 
Buch  sich  nun  auch  gegenüber  den  flachen  Tagesmeinungen  gründliche  Orien- 
tierung zu  verschaffen. 

Im  Anschlus  an  dies  allgemeine  Urteil  mag  eine  Skizzierung  des  Inhaltes 
und  eine  Reihe  kritischer  Bemerkungen  gestattet  sein.  Das  Werk  beginnt  mit 
einer  Vorfrage,  was  unter  direkten  und  indirekten  Steuern  zu  verstehen  sei. 
Nach  Erörterung  der  verschiedenen  bekannten  Versuche,  beide  Gattungen  zu 
definieren,  kommt  der  Verfasser  zu  dem  Resultat,  dass  es  unmöglich  sei,  beide 
als  Arten  einer  und  derselben  Gattung  zu  definieren,  indem  sie  eben  nur  eine 
Eigenschaft  gemeinsam  haben,  nämlich  Staatseinnahmen  zu  sein.  Der  wissen- 
schaftliche Begrifi^  der  Steuer  wird  nur  der  direkten  zuerkannt,  die  sog.  indi- 
rekten Steuern  bezeichnet  er  mit  dem  Ausdruck  Verbrauchsauflagen,  die  Ge- 
bühren und  Verkehrssteuern  mit  Verkehrsabgaben.  Diese  Scheidung  ist  auch 
gleich  im  Titel  des  Buches  angedeutet.  Ich  glaube,  die  Ausführungen  des  Ver- 
fassers hierüber  sind  richtig,  und  es  kann  nur  klärend  wirken ,  wenn  man  auch 
äusserlich  auseinander  thut,  was  innerlich  nicht  zusammengehört. 

Es  folgt  der  Vorfrage  eine  geschmackvolle  Einleitung  über  die  Litteratur. 
Die  Citatenfülle  wird  vermieden,  nur  an  wenigen  typischen  Beispielen  werden 
die  geistig  bedeutsamen  Wellen  gezeigt.  Die  kritische  Sonde  ist  mit  sicherer 
Hand  geführt.  Vocke  anerkennt  das  Ringen  nach  Wahrheit  und  den  Fort- 
schritt bei  den  vier  von  ihm  gebildeten  Gruppen  von  Schriftstellern,  ja  ihren 
Anregungen  schreibt  er  es  zu,  dass  die  deutschen  Steuersysteme  den  ersten  Rang 
unter  den  sämtlichen  Finanzwesen  unsei'es  Erdballs  einnehmen  und  in  fortwäh- 
render Vervollkommnung  begriffen  seien;  aber  es  werden  auch  deutlich  die 
schiefen  Bahnen,  auf  die  man  geraten  ist,  markiert  und  die  Lücken  aufgedeckt, 
in  die  der  Verfasser  einsetzen  will.  Besonders  das  „socialpolitische  Prinzip" 
und  das  von  Wagner  an  die  Spitze  gestellte  Prinzip  der  „  Zureichendheit "  werden 
zurückgewiesen.  Der  Verfasser  will  ausschliesslich  auf  Momenten,  die  in  der 
Steuer  und  dem  Verhältnis  des  Einzelnen  zum  Staat  liegen,  aufbauen,  und  das 
Befriedigende  seiner  Deduktionen  liegt  eben  darin,  dass  er  unter  strenger  Fest- 
haltung dieses  Standpunktes  alle  Willkür  vermeidet  und  doch  den  modernen 
Postulaten  Rechnung  zu  tragen  vermag.  Der  Satz:  „Wenn  eine  Forderung 
richtig,  muss  sich  unter  allen  Umständen  in  der  Idee  wenigstens  auch  das  Mass 
finden  lassen,  in  welchem  sie  richtig  ist",  wird  von  Vocke  streng  durchgeführt. 

Der  Einleitung  schliesst  sich  eine  Darstellung  der  sittlichen,  geschicht- 
lichen und  wirtschaftlichen  Grundlagen  an.  Es  ist  ein  geistiger  Genuss,  dem 
Verfasser  zu  folgen,  wie  er  aus  den  Elementen  die  Gesellschaft,  das  Volk,  den 
Staat  vor  unseren  Augen  gewissermassen  entstehen  lässt  und  die  Triebkräfte 
derselben  in  ihrer  elementaren  Erscheinung  und  Weiterbildung  blosslegt.  Schon 
in  den  Leistungen  der  Familienglieder  werden  die  Keime  alles  Steuerwesens 
(Allgemeinheit,  Verhältnismässigkeit  und  Notwendigkeit)  entdeckt  und  darm  von 
Stufe  zu  Stufe  weitergeführt.  Es  werden  deren  drei  unterschieden :  der  Lehens- 
staat und  aristokratische  Absolutismus,  der  monarchische  Absolutismus  und  der 
Verfassungsstaat,  und  zwar  geschieht  dies  in  Anlehnung  an  die  deutsche  Ge- 
schichte, da  nach  Ansicht  des  Verfassers  eine  Diagnose  und  Prognose  sich  an 
die  bestimmte  Individualität  eines  Volkes  halten  müsse,  wenn  sie  nicht  ins 
Unbestimmte,  Nebelhafte  geraten  soll. 

Eben  so  schön  als  richtig  und  unter  Einflechtung  vieler  feiner  Bemerkungen 
werden  die  Dienst-  und  Naturalleistungen,  Geldabfindungen,  Zölle,  Gebühren  und 
Strafen,  Regalien,  das  Ungeld  aus  der  Natur  des  noch  unfertigen  Staates  abge- 
leitet und  dann  das  Aufleuchten  der  Steuer  und  die  tiefe  sittliche  und  politische 
Bedeutung  derselben  geschildert.  Mit  ihr  kam  man  über  das  Prinzip  von 
Leistung  und  Gegenleistung  des  Lehenswesens,  ebenso  über  die  aus  roher  Gewalt 
entstandenen  Zölle  und  Accisen  hinaus;  letzteren  spricht  der  Verfasser  mit  Recht 
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das  sittliche  Moment  ab,  der  Zahler  wird  nicht  auf  seine  Sittlichkeit,  sondern 
auf  seine  Klugheit,  Geschäftsgewandtheit  und  wirtschaftliche  Ueberlegenheit  an- 
gewiesen, er  wird  Steuererheber,  Generalpächter  ad  hoc;  Abgaben  dieser  Art 
sind  nur  ein  vegetatives  Aufsaugen,  gehören  bloss  dem  Gebiet  des  ünbewussten. 
Naturnotwendigen  an.  Die  Steuer  dagegen  gehört  dem  Gebiet  der  Sittlichkeit, 
des  Bewussten  und  der  Freiheit.  Eben  deshalb  war  auch  sie  das  Element, 
welches  eine  politische  Verschiebung  vorbereitete.  Sie  griff  eine  unterbrochene 
Entwicklung  wieder  auf,  die  Unterthanen  der  Stände  fingen  an,  aus  einem  blossen 
Anhang  und  Zugehör  wieder  zu  einem  Teil  des  Volkes  zu  werden,  die  unterdrückte 
Mehrheit  der  Bevölkerung  ward  in  die  Organisation  der  Staatsbesteuerung  auf- 
genommen, sie  rückte  in  die  Organisation  des  Staates  wieder  ein.  Die  grosse 
Frage  war  nur  die,  wie  man  die  persönliche  wirtschaftliche  Leistungsfähigkeit 
der  Unterthanen,  um  die  sich  das  grosse  Gemeinwesen  kaum  bekümmert  hatte, 
plötzlich  erkennen  und  als  Massstab  benutzen,  wie  also  das  Mittelalter  ein 
Problem  lösen  sollte,  an  dem  man  heute  noch  arbeitet.  Man  suchte  die  Lösung, 
indem  man  an  das  Vermögen  anknüpfte.  Es  war  dies  damals  der  bestmögliche 
Massstab  für  die  Leistungsfähigkeit.  Bei  den  Bauern,  welche  bloss  Nutzeigen- 
tümer und  deren  Belastungen  seitens  der  Grundherren  sehr  verschieden  waren, 
entschied,  da  man  nicht  vom  Grundvermögen  ausgehen  durfte,  die  bewegliche 
Habe,  namentlich  der  Viehbesitz  (Klauensteuer).  Neben  der  Vermögenssteuer, 
als  welche  sich  auch  der  „gemeine  Pfennig"  darstellt,  gab  es  einesteils  viele 
Abgaben,  deren  Charakter  ungewiss  oder  gemischt  ist  —  der  Verfasser  erwähnt 
die  Herbst-  und  Maisteuer,  den  Grafenschatz,  Königspfennig,  das  Rauchhuhn, 
den  Rauchpfennig,  das  Herdstättegeld,  die  für  Ablösung  des  Heerbannes  und 
Lehensdienstes  gezahlte  Grundsteuer  —  anderenteils  Ergänzungen  der  Vermögens- 
steuer, welche  sich  auf  Dienstboten,  Gewerbetreibende,  Grundrenten  (Schuld- 
zinsen), Besoldungen  erstreckten,  Dinge,  welche  von  der  reinen  Vermögenssteuer 
nicht  getroffen  wurden.  Damit  war  schon  das  Moment  des  Ertrages  im  Keim 
gegeben,  der  Massstab  für  die  Steuer  beginnt  sich  aus  dem  Vermögen  in  den 
Ertrag  zu  verschieben.  Es  sind  aber  zunächst  nur  tastende  Versuche,  die  erst 
allmählich  sicherer  und  bewusster  werden.  Eine  Fortbildung  des  Steuerwesens 
ist  vorwiegend  nur  in  den  Städten  zu  beobachten,  welche  die  die  Leistungs- 
fähigkeit beeinflussenden  Momente  in  der  Vermögenssteuer  berücksichtigten. 
Auf  dem  Land  war  für  den  Fortschritt  das  mit  der  äussersten  Zähigkeit  von 
den  Bevorrechteten   festgehaltene  Staatsgebilde  ein  schweres  Hemmnis. 

In  der  zweiten  Entwicklungsstufe  änderte  sich  in  vieler  Hinsicht  das 
Bild;  es  lag  in  der  Natur  des  monarchischen  Absolutismus,  auch  wenn  er  das 
Motto  „Nichts  durch  das  Volk"  ersetzte  durch  den  Grundsatz  „Alles  für  das 
Volk",  dass  er  in  die  Weiterbildung  der  Zölle  und  Accisen,  Gebühren  und 
Stempel  und  Schaffung  von  Monopolen  den  Schwerpunkt  legte.  Gleichwohl 
zeigen  sich  auch  schwache  Ansätze  zur  Entwicklung  der  direkten  Steuern. 
Die  Grundsteuer  wurde  nicht  nur  mehr  und  mehr  zu  einer  Ergänzung  der  auf 
den  Grundbesitz  sich  ausdehnenden  Vermögenssteuer,  sondern  an  die  Stelle 
ihrer  Bemessung  nach  Höfen  und  Hufen  trat  unvermerkt  die  des  Ertrags,  indem 
man,  namentlich  in  Norddeutschland,  die  Bodenarten,  Kulturen  etc.  zu  unter- 
scheiden begann.  Neben  der  Grundsteuer  tauchte  auch  noch  die  Haussteuer 
(Giebelschoss,  Servis)  auf.  Aus  der  Vermögenssteuer  und  ihren  Ergänzungen 
waren  so  die  Anfänge  eines  Steuersystems  hervorgegangen,  dem  nur  wegen 
der  Ausnahmsstellung  des  Adels  die  Allgemeinheit  und  die  bewusste  Durch- 
bildung fehlte.  Daneben  kam  der  Steuergedanke  gleichzeitig  mit  der  Vei'- 
wirklichung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  zu  einer  augenfälligeren  Anerkennung 
in  der  Klassensteuer. 

Im  grossen  Ganzen  blieb  die  Hauptaufgabe  in  dieser  Richtung  der  dritten 
Entwicklungsstufe  vorbehalten;  der  Boden  für  die  Entwicklung  der  Steuer  ist 
eben  nur  die  verfassungsmässige  Monarchie  und,  wie  der  Verfasser  sehr  hülisch 
ausführt,  bedingt  die  Wehr-  und  Steuerpflicht  auch  Rechte  und  Mitthätigkeit 
der  Inanspruchgenommenen. 

Ehe   der  Verfasser   aber  auf  diese   dritte  Phase   und  ihre  Ziele  eingeht, 
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analysiert  er  vorbereitend  in  sehr  interessanter  Weise  den  Ertrag  als  Massstab 
der  Besteuerung.  Mit  grosser  Schärfe  wendet  er  sich  gegen  das  sog.  Steuer- 
objekt.  Ein  solches  wird  bei  den  Verb  rauchsauf  lagen  anerkannt,  nicht  aber 
bei  der  Steuer.  Wenn  als  Ausdruck  der  Steuerfähigkeit  das  Vermögen  oder 
der  Ertrag  oder  das  Einkommen  bezeichnet  und  die  Steuer  hiemach  bemessen 
wird,  so  sind  das  immer  Seiten  oder  Momente  aus  dem  wirtschaftlichen  Leben 
der  Pei-son  und  nicht  Objekte  der  Steuer,  sondern  Massstab  der  Steuerbemessung. 
Sie  stehen  mit  der  Steuer  in  bloss  mittelbarem  Zusammenhang  durch  die  Person, 
mit  dieser  aber  in  ganz  unmittelbarem.  Gerade  diese  Auffassung  des  Verfassers 
hat  sich  im  Lauf  seiner  Untersuchung  als  sehr  fruchtbar  erwiesen;  mit  ihr  ist 
es  ihm  möglich  geworden,  das  Ertragssteuersystem  richtiger  als  alle  Vorgänger 
in  der  Praxis  und  der  Theorie  auszugestalten.  Die  daran  angeschlossene  Kasuistik 
des  Verfassers  darüber,  was  Ertrag  ist  und  was  nicht,  ist  fein,  aber  ob  in  allen 
Punkten  stichhaltig,  möchte  ich  doch  bezweifeln.  Der  Nichtabzug  der  Ab- 
nützungsprozente dürfte  kaum  auf  allgemeinen  Beifall  rechnen.  Mit  der  Er- 
tragsdefinition des  Verfassers  stimmt  dies  jedenfalls  nicht  recht  zusammen. 
Wenn  er  geltend  macht,  bei  der  Feststellung  des  Ertrags  dürfe  nur  das  in  Be- 
tracht kommen,  was  daraus  zur  Erhaltung  des  Vermögens  wirklich  geleistet 
wird,  nicht,  was  geleistet  werden  könnte  und  daher  unberechenbar  sei,  so 
wird  das  auf  Bedenken  stossen.  Die  Abnutzung  ist  etwas  Thatsächliches  und 
auf  Grund  der  Erfahrungen  berechenbar;  der  Verfasser  wird  es  nun  doch  wohl 
als  eine  wirkliche  Leistung  zur  Erhaltung  des  Vermögens  ansehen,  wenn  eine 
Aktiengesellschaft  zur  Berücksichtigung  der  Abnutzung  der  Maschinen  in  das 
Passivum  einen  Erneuerungsfonds  einstellt  und  dadurch  die  verteilbare  Dividende 
mindert,  d.  h.  Kapital  reserviert  im  Mass  der  Abnutzung.  Was  bei  der  Aktien- 
gesellschaft aber  zulässig  ist,  muss  auch  dem  Privatmann  gestattet  werden. 
Ueberall  wo  eine  Buchführung  ist,  wird  man  den  Geschäftsmann  schwer  über- 
zeugen, dass  die  Abnutzung  Ertrag  sei.  Ebenso  bin  ich  etwas  zweifelhaft,  ob 
sich  die  Ansicht  des  Verfassers  hinsichtlich  der  Ertragsverteilung  in  allen  Stücken 
halten  lässt.  Es  handelt  sich  dabei  freilich  um  einen  sehr  wichtigen  Punkt  des 
Ertragssteuersystems.  Es  ist  ja  sehr  natürlich,  wenn  Rente  (für  Ueberlassung 
des  Grundstücks  an  den  Grundholden  seitens  des  Grundherrn),  Pacht,  Miete, 
Lohn  für  fremde  Arbeit  aus  dem  Ertrag  an  der  Ertragsquelle  ausgeschieden 
und  bei  der  Person  desjenigen,  der  diesen  Ertragsteil  bezieht,  in  Rücksicht  ge- 
zogen wird.  Wenn  der  Verfasser  aber  einen  ähnlichen  Vorgang  beim  Schuld- 
zins ablehnt  und  als  im  Widerspruch  mit  dem  Ertrags prinzip  stehend  annimmt, 
so  dürfte  die  Begründung  hierfür  misslungen  sein.  Vocke  stützt  sich  streng 
genommen  auf  ein  formalrechtliches  Moment.  Nach  ihm  hat  der  Gläubiger 
überhaupt  keinen  Ertrag,  weil  er  das  (Sach)-Vermögen  nicht  mehr  hat,  also 
nicht  selbst  mit  dem  Vermögen  den  Ertrag  herstellt.  Er  habe  keinen  Anteil 
am  Ertrag,  sondern  nur  einen  persönlichen  Anspruch.  Darum  hänge  auch  die 
Verpflichtung  des  Schuldners  nicht  an  dem  gegen  das  Darlehen  eingetauschten 
Erwerbsvermögen  noch  an  dem  mit  Hilfe  desselben  erworbenen,  noch  an  seinem 
Ertrag  überhaupt,  sondern  er  müsse  den  Gläubiger  befriedigen,  auch  wenn  er 
gar  keinen  Ertrag  erwerbe.  Bei  der  Pacht  sei  es  anders,  weil  der  Pächter  ganz 
und  gar  nicht  Eigentümer  des  überlassenen  Erwerbsvermögens  werde,  der  Ver- 
pächter sei  Mitarbeiter  und  beziehe  gewissermassen  als  solcher  Ertrag.  Allein 
hat  der  Verpächter  etwas  anderes  als  einen  persönlichen  Anspruch,  macht  der 
Verpächter  seinen  Anspruch  nicht  auch  geltend,  selbst  wenn  der  Pächter  das 
Grundstück  gar  nicht  bestellt  oder  wenn  durch  Missgeschick  kein  Ertrag  erzielt 
wurde,  gehen  nicht  gerade  deswegen  in  Zeiten  der  Krise  ganze  Scharen  von 
Pächtern  zu  Grunde?  Ist  die  Mitarbeit  des  Verpächters  und  Vermieters  quali- 
tativ so  schwer  zu  taxieren,  dass  man  annimmt,  sie  schüfen  ihren  Ertrag,  während 
man  gleichzeitig  glaubt,  dem  Gläubiger  die  Arbeit  und  Sorge  absprechen  zu 
dürfen,  um  ihn  aus  der  Reihe  derer  zu  eliminieren,  welche  einen  eigenen 
Ertrag  haben  ?  ')    Der  Standpunkt  des  Verfassers  ist  meiner  Ansicht  nach  positiv 

1)  Was  der  Verfasser  z.  B.  S.  374  in  betreff  des  Vermieters  anführt,  gilt  doch  auch  für 
die  Kapitalverleiher. 
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falsch.  Vom  Ertragsstandpunkt  scheint  mir  kein  Grund  vorzuliegen,  weshalb 
der  Schuldzins  des  geliehenen  Erwerbsvermögens  anders  beurteilt  werden  soll, 
als  die  Pacht  oder  Miete,  oder  der  Lohn  der  Arbeiter,  sie  sind  alle  „Anteile 
an  dem  in  gemeinschaftlicher  Arbeit  erworbenen  Ertrag",  aber  Anteile,  die 
vertragsmässig  abgefunden  werden.  Ob  der  Kapitalverleiher  eine  Maschine  direkt 
stellt  oder  in  der  indifferenten  Form  des  Geldkapitals  die  Mithilfe  an  Ertrag 
gewährt,  das  kann  das  Verhältnis  nicht  umstürzen.  Es  ist  deshalb  auch  nichts 
als  eine  formale  Fiktion,  wenn  der  Verfasser  behauptet,  der  Ertrag,  den  der 
Schuldner  infolge  seiner  durch  das  Darlehen  vermehrten  wirtschaftlichen  Kraft 
erziele,  sei  sein  Ertrag  und  der  Schuldner  dürfe  deshalb  den  Zins  bei  Fest- 
stellung des  Ertrags  nicht  in  Abzug  bringen. 

Soweit  es  sich  um  geliehenes  Erwerbsvermögen  handelt,  ist  der  Abzug 
theoretisch  vom  Ertragsstandpunkt  aus  richtig  oder  genau  so  richtig,  wie  die 
Ausscheidung  des  Pacht-  und  Lohnbetrags  (vgl.  bes.  S.  269);  die  Schwierigkeit 
liegt  nur  in  der  Ausführung  einesteils  gegenüber  der  Verzettelung  und  Selbst- 
ständigkeit der  einzelnen  Ertragssteuern,  anderenteils  und  hauptsächlich  in  den 
Schulden,  die  aufgenommen  werden,  ohne  dass  sie  überhaupt  mit  der  Ertrags- 
schaffung in  Beziehung  stehen.  Da  zeigt  sich  eben,  dass  ein  auch  noch  so  fein 
ausgebildetes  Ertragssteuersystem  nie  der  Ausdruck  der  Leistungsfähigkeit  werden 
kann.  Das  weiss  nun  Vocke  auch  recht  wohl,  er  ist  auch  weit  entfernt,  der 
Barbarei,  die  in  der  Nichtberücksichtigung  der  Schuldzinsen  beim  Schuldner 
liegt,  das  Wort  reden  zu  wollen;  er  sucht  sie  vielmehr  thatsächlich  zu  be- 
seitigen durch  den  Steuerbeitrag,  d.  h.  Abzug  der  Steuer  bei  der  Zinsentrichtung 
an  den  Gläubiger.     Wir  werden  darauf  unten  zurückkommen. 

Nach  einer  wieder  ganz  zutreffenden  Erörterung  über  die  sog.  Ertrags- 
fähigkeit und  der  von  uns  oben  angedeuteten  Bedeutung  des  Verfassungsstaats 
für  das  Steuerwesen  wird  das  Ertragssteuersystem  —  für  den  Verfasser  gibt  es 
überhaupt  ein  anderes  Steuersystem  nicht  —  in  seinen  Einzelheiten  untersucht 
bezw.  aufgebaut.  Den  lichtvollen  Ausführungen  über  die  steuerpflichtigen  Per- 
sonen, über  die  Anknüpfung  an  die  wirtschaftlichen  Erwerbsarten ')  und  die  Er- 
mittelung des  Massstabs  wird  man  in  der  Hauptsache  beitreten  müssen.  Im 
einzelnen  möchte  freilich  da  und  dort  ein  Dissens  auftauchen.  So  stosse  ich 
mich,  um  nur  flüchtig  zwei  Punkte  herauszugreifen,  an  der  Steuerfreiheit  der 
Konsumvereine,  welche,  wie  der  Verfasser  meint,  ,mit  dem  Erwerb  nichts  zu 
thun  haben,  also  keinen  Ertrag,  kein  neues  Vermögen  schaffen,  sondern  ihre 
Mitglieder  nur  in  den  Stand  setzen  sollen,  billige  Bezugsquellen  für  ihren 
Lebensbedarf  zu  benutzen  und  sie  in  die  gleiche  Lage  zu  setzen,  in  der  sich 
die  Reichen  befinden,  welche  die  Gegenstände  ihres  Bedürfnisses  im  grossen 
billiger  kaufen  als  die  Minderbemittelten,  die  das  nicht  können".  Abgesehen 
davon,  dass  sehr  oft  auch  die  Reichen  dem  Konsumverein  angehören,  möchte 
ich  doch  behaupten,  dass  die  organisierte  Arbeit  des  Konsumvereins  einen  Er- 
trag schafft,  genau  wie  der  Einzelkaufmann  auch  (vgl.  Finanzarchiv  III,  S.  674  ff.). 
Auf  S.  290,  291  wird  für  das  Privatvermögen  des  Königs  die  Steuerpflicht  ver- 
langt und  behauptet,  für  seine  Steuerfreiheit  bestehe  irgend  ein  Grund  nicht; 
ich  sollte  meinen,  ein  solcher  bestehe  doch;  es  verträgt  sich  ein  Eindringen  in 
die  Vermögensverhältnisse  des  Monarchen  seitens  seiner  ünterthanen  mit  dem 
Charakter  der  geheiligten  Person  des  Königs  gewiss  nicht. 

Wie  hier,  müssen  wir  uns  auch  versagen,  jede  Bemerkung  zu  bringen,  die 
uns  hinsichtlich  der  Behandlung  der  einzelnen  Steuern  nahe  läge,  welche  nach  dem 
Verfasser  das  eigentliche  Ertragssteuersystem  ausmachen  (Steuer  von  der  Land- 
wirtschaft, von  der  Wohnungsvermietung  und  Selbstbenutzung,  vom  Gewerbebetrieb, 
von  der  Lohnarbeit,  vom  Beruf).  Die  wertvollste  Seite  dieser  ganzen  Partie  liegt 
unstreitig  in  der  konsequenten  Aufgabe  der  Objektsteuer;  es  ist  wirklich  neues 
Licht,  das  damit  über  die  Ertragssteuern  ausgebreitet  wird.  Nicht  ganz  be- 
friedigt  hat   mich    das   über   die  Bodenrente   Gesagte;    die  Unmöglichkeit  der 


i)  Die  meisten  Anklänge  an  diesen  Standpunkt  finde  ich  in  dem  Mecklenburger  Ertrags- 
steuersystem.   Vgl.  Finanzarcniv  III,  S.  601,  692. 
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praktischen  Ausscheidung  derselben  für  Steuerzwecke  gebe  ich  zu,  ihre  begriffliche 
Ausscheidung  kann  trotz  der  vom  Verfasser  beigezogenen  analogen  Fälle  auf  anderen 
Gebieten  nicht  als  ganz  hinfällig  gelten.  Für  unrichtig  muss  ich  es  halten,  wenn 
Vocke  behauptet,  der  Wert  entstehe  nur  durch  Arbeit  (S.  338),  der  Boden  habe 
keinen  anderen  Wert  als  den  der  darauf  verwendeten  Arbeit  und  ähnliches  mehr. 
Würde  er  die  neueren  Wertuntersuchungen  (namentlich  die  glänzenden  von 
Böhm-Bawerk)  gekannt  haben,  würde  er  wohl  manches  modifiziert  haben. 

Die  ausführliche  Bekämpfung  der  Unveränderlichkeit  der  CTrundsteuer  ist 
auch  nicht  ganz  richtig.  Es  will  mir  scheinen,  als  wenn  das,  um  was  es  sich 
in  der  Gesetzgebung  in  der  Eegel  handelt  oder  gehandelt  hat,  nicht  richtig 
aufgefasst  worden  wäre.  Meist  hat  doch  die  Sache  so  gelegen,  dass  die  Be- 
lastung der  Grundstücke  eine  einseitige  war,  sei  es,  dass  andere  Erwerbs- 
quellen überhaupt  nicht  oder  nur  ganz  mangelhaft  und  viel  niedriger  getroffen 
waren.  Diese  Jahrzehnte  lang  bestandene  Einseitigkeit  kann  unmöglich  an  der 
im  Verkehr  sich  vollziehenden  Wertbildung  der  Grundstücke  im  Verhältnis  zu 
anderen  Kapitalien  spurlos  vorübergegangen  sein.  Durch  die  Einseitigkeit  der 
Belastung,  aber  nur  soweit  sie  thatsächlich  besteht  und  lange  bestanden  hat, 
wird  die  Grundsteuer  zu  einer  Reallast.  Wenn  man  darüber  bei  der  Steuer- 
reform, welche  alle  Erträge  gleichmässig  heranzieht,  hinweggehen  will,  so  macht 
man  den  jetzigen  Grundbesitzern  in  der  That  ein  Kapitalgeschenk.  Darüber 
ist  nicht  hinwegzukommen,  wenn  ich  auch  gern  zugebe,  dass  man  in  der  Praxis 
die  Sache  nicht  outrieren  soll.  Das  ist  aber  auch  meines  Wissens  in  Deutsch- 
land nirgends  geschehen,  weder  in  Sachsen-Weimar  (vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  894) 
noch  im  Königreich  Sachsen,  auf  welche  beide  der  Verfasser  hinweist.  Im 
Königreich  Sachsen  hatte  der  Grundbesitzer  früher  9  Prozent  getragen;  diese 
Grundsteuer  wurde  auf  4  Prozent  ermässigt,  so  dass  der  Grundbesitzer  an  Grund- 
und  Einkommensteuer  zusammen  sogar  etwas  weniger  als  früher  bezahlt.  Von 
einer  Ungerechtigkeit  kann  keine  Rede  sein,  im  Gegenteil  eine  Begünstigung  liegt 
vor.  Analog  liegt  die  Sache  in  den  anderen  deutschen  Staaten,  wo  eine  Einkommen- 
steuer besteht  und  ein  Teil  der  Grundsteuer  als  eine  Präcipuallast  beibehalten 
worden  ist,  wie  in  Oldenburg,  Coburg,  Gotha,  Sachsen-Altenburg,  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Bremen,  Hamburg,  Reuss  j.  u.  ä.  L.,  Sachsen-Meiningen  und  neuer- 
dings (1886)  in  Anhalt.  —  Ob  es  so  gar  verwerflich  ist,  das  Grundsteuerkataster  zu- 
gleich anderen  als  Steuerzwecken  dienstbar  zu  machen,  möchte  ich  doch  vom 
Standpunkt  der  Praxis  bezweifeln.  Die  neueren  Gesetze  teilen  nicht  den  Stand- 
punkt des  Verfassers  (vgl.  z.  B.  das  neue  italienische  Grundsteuergesetz). 

Bei  der  Haussteuer  stösst  der  Verfasser  auf  die  Schwierigkeit,  dass  nacb 
dem  Ertragssteuersystem  der  Selbstbewohner  keinen  Ertrag  aufweist,  da  Ertrag 
Mittel  zur  Bedürfnisbefriedigung,  aber  nicht  diese  selbst  ist.  Er  erkennt  des- 
halb an,  dass  die  Begründung  der  Steuerpflicht  des  Selbstbewohners  nicht  auf 
der  Oberfläche  der  Ertragssteuer,  sondern  in  der  Tiefe  des  Wesens  der  Steuer 
überhaupt  zu  suchen  ist.  Er  erinnert  daran,  dass  „die  Ertragssteüer  nichts 
weniger  ist  als  der  absolute  Ausdruck  der  Steueridee,  sondern  nur  eine  noch 
unvollkommene,  einer  nur  massigen  Kulturstufe  entsprechende  Erscheinungsform. 
Auf  die  Idee  der  Steuer,  d.  h.  auf  die  persönliche  Leistungsfähigkeit  wird  zurück- 
gegriffen, um  die  Steuerpflicht  der  Selbstbewohner  dem  Ertragssteuersystem  zum 
Trotz  zu  retten.  Das  bezüglich  der  Reädifikationsquote  Gesagte  ist  sehr  be- 
stechend und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  bei  der  Abnutzungsquote  festgehal- 
tenen Standpunkt.  Man  kann  am  Ende  auch  zugeben,  dass  praktisch  der  Nicht- 
abzug  oft  nicht  viel  bedeutet,  jedenfalls  weniger,  als  bei  rasch  sich  abnutzenden 
Maschinen  u.  a.  Theoretisch  richtig  ist  aber  die  Sache  nicht,  es  ist  und  bleibt 
eine  Verletzung  des  Ertragsprinzips,  die  in  Gegenden  mit  sehr  ungünstigen 
Mimatischen  Verhältnissen  und  ungünstigem  Baumaterial  immerhin  fühlbar 
sein  dürfte. 

Die  Verurteilung  der  preussischen  Gewerbesteuer  (S.  400)  ist  richtig. 
Der  Verfasser  meint,  es  sei  „das  Kennzeichen  eines  noch  wenig  entwickelten 
Staatsbewusstseins,  wenn  der  Staat  sich  nicht  zutraut  und  zutrauen  darf,  dass 
die  nämlichen  Faktoren,  welche  im  Dienste   des   engeren  Kreises  Gerechtigkeit 
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herstellen  sollen,  das  nämliche  auch  in  seinem  Dienste  im  grossen  zu  leisten 
veranlasst  werden  können". 

Bei  der  Steuer  von  der  Lohnarbeit  begegnen  -wir  der  dritten  Fahnenflucht 
gegenüber  dem  strengen  Ertragssteuersystem  (im  Sinn  des  Verfassers),  insofern 
als  die  Freilassung  des  Ertrags  der  Lohnarbeit  in  gewissen  Grenzen  befürwortet  wird. 
Die  Fahnenflucht  ist  eine  bewusste  und  vom  Standpunkt  der  richtigen  Steueridee 
ja  eine  berechtigte.  Die  Inkonsequenz,  dass  nicht  auch  bei  dem  ärmsten  Bauern, 
dem  dürftigsten  Gewerbsmeister  u.  s.  w.  ähnlich  verfahren  werde,  wird  damit  be- 
seitigt, dass  eine  ausnahmsweise  Berücksichtigung  von  Fall  zu  Fall  zugelassen 
wird,  sowie  damit,  dass  das  Bedürfnis  jedenfalls  kein  so  dringendes  sei,  „weil 
die  übrigen  Erwerbsarten  mehr  oder  weniger  Vermögen  oder  gesteigerte  per- 
sönliche Erwerbsfähigkeit  voraussetzen^").  Eine  allgemeine  kenntliche  Grenze 
wäre  hier  viel  schwieriger,  ja  unmöglieh  zu  bestimmen,  weil  neben  den  ge- 
ringsten Erträgnissen  einer  Erwerbsquelle  noch  andere  mehr  oder  weniger 
reichliche  Mittel  zur  Deckung  des  Bedürfnisses  gegeben  sein  können."  Ist  das 
aber  nicht  auch  bei  Lohnbezug  ausserordentlich  oft  der  Fall? 

Das  Ertragssteuersystem  ist  eben  ausser  stände,  gerade  in  den  wichtigsten 
Punkten  die  Idee  der  Steuer  zu  verwirklichen.  Wenn  der  Verfasser  sich  be- 
müht, seine  Härten  zu  beseitigen  und  dasselbe  durch  Aufnahme  von  Momenten, 
die  der  Einkommensteuer  eigentümlieh  sind,  dem  sittlichen  Ideale  zuzuführen, 
so  ist  das  Bestreben  trotz  der  Inkonsequenz  ja  nur  zu  billigen,  nur  schade, 
dass  gerade  im  Hauptpunkt,  nämlich  in  der  Berücksichtigung  der  Schuldzinsen, 
der  Vorschlag  des  Verfassers  hinfällig  ist  und  letzteren  mit  sich  selbst  in 
Widerspruch  bringt.  Wie  schon  oben  angedeutet,  soll  die  Ungerechtigkeit  da- 
durch eliminiert  werden,  dass  der  Gläubiger  den  Schuldner  dafür  schadlos  hält, 
dass  letzterer  die  Steuer  für  den  ersteren  mit  entrichtet  hat.  Mit  anderen  Worten, 
die  Leistung  des  Steuerbeitrags  seitens  des  leistungsfähigen  Gläubigers  soll  in 
der  Weise  geschehen,  dass  dem  Schuldner  das  Recht  eingeräumt  wird,  den  ver- 
hältnismässigen Steuerbetrag  von  Zins  bei  der  Zahlung  abzuziehen.  Das  Gesetz 
soll  dem  Schuldner  zur  Seite  stehen  durch  Ungültigkeitserklärung  aller  wider- 
streitenden Verträge  und  eventuell  selbst  durch  Strafandrohungen.  Wie  der 
Staat  den  Schuldner  zwingt,  dem  Gläubiger  den  Zins  zu  zahlen,  so  soll  er  auch 
die  nationale  Verteilung  der  Steuerlast  überwachen  und  garantieren^).  Ich  bin 
etwas  erstaunt  über  diesen  Vorschlag.  Der  Schuldner  wird  zum  Steuererheber, 
Generalpächter  ad  hoc  gemacht  und  seiner  Kraft  überlassen,  sich  am  Gläubiger 
schadlos  zu  halten,  d.  h.  die  Steuer,  die  er  ja  wenigstens  nach  Vocke  aus 
seinem  Ertrag  gezahlt,  auf  letzteren  abzuwälzen.  Was  Vocke  bei  den  Ver- 
brauchsauflagen in  schärfsten  Worten  verurteilt,  führt  er  hier  im  direkten 
Steuersystem  wieder  ein.  Während  er  dort  voller  Skepsis  ist  gegen  die  Ueber- 
wälzung ,  nimmt  er  sie  hier  als  fast  völlig  sicher  an  und  dies  angesichts  der 
von  ihm  selbst  hervorgehobenen  Thatsache ,  dass  der  Gläubiger  in  der  Regel 
der  wirtschaftlich  Stärkere  sei^).  Sein  Glaube  an  die  Macht  des  Gesetzes  muss 
wirklich  gross  sein*).  Es  sind  zwei  Staaten,  welche  den  Steuerbeitrag  haben, 
England  und  Oesterreich.  Ob  er  in  England  im  Privatverkehr  wirklich  ausge- 
übt vsdrd,   ist  mir  nicht  bekannt.     In  Oesterreich  wird  dies  definitiv  bestritten. 


1)  Der  Verfasser  bleibt  sich  in  dieser  Frage  übrigens  nicht  ganz  konsequent.  Vgl.  S.  480  ff. 

2)  S.  371  sagt  er  schon :  „Nachweisbar  ist  die  Ueberwälzung  dem  Grade  nach  nicht  ein- 
mal bei  den  Verbrauchsauflagen,  bei  direkten  Steuern  noch  weniger  und  bei  den  letzteren  über- 
haupt gar  nicht." 

3)  Besonders  flagrant  ist  der  Widerspruch  auf  S.  611,  wo  er  sagt:  „Die  Gläubiger  würden 
ohne  Zweifel  die  Mittel  finden  und  anwenden,  die  Verkehrsabgabe  für  die  Cession  dem  Schuldner 
zuzuschieben,  sei  es  offen  oder  sei  es  verdeckt;  er  ist  einmal  der  schwächere  Teil  und  muss 
sich  das  gefallen  lassen."  Soll  die  Sache  sich  plötzlich  anders  verhalten,  wenn  die  Verkehrs- 
abgabe Steuerbeitrag  heisst? 

*)  .Jedenfalls  führt  die  strenge  Konsequenz  eigentlich  dahin,  dass  der  Staat  nicht  bloss  liier, 
sondern  auch  bei  den  Verbrauchsauflagen  die  nationale  Verteilung  der  Steuerlast  „garantieren" 
und  den  Steuerzahler  sicherstellen  müsste,  dass  er  seine  Steuer  abwälzen  kann. 
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In  den  Motiven  zum  Gesetzentwurf  über  die  Rentensteuer  (601  der  Beilage  zu 
den  stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses ,  IX.  Session)  heisst 
es:  „Es  ist  jedoch  eine  notorische  Thatsache,  dass  das  mit  den  vorbezogenen 
Patenten  den  Schuldnern  gestattete  Steuerabzugsrecht  von  denselben  in  der  Regel 
nicht  zur  Geltung  gebracht  werden  konnte,  dass  daher  der  Besitzer  von  auf 
Realitäten  oder  Erwerbsunternehmungen  ausgeliehenen  Kapitalien  in  der  Regel 
im  steuerfreien  Genüsse  der  Zinsen  von  denselben  verblieb."  Ob  die  Wahl  des 
Zeitpunktes  daran  allein  die  Schuld  trägt,  dürfte  doch  zweifelhaft  sein.  Wenn 
ferner  Vocke  meint,  dass  die  direkte  Renten-  und  Zinsensteuer,  wie  aller- 
dings zuzugeben  ist,  in  einer  Reihe  von  Staaten  auf  den  Gläubigern  liegen  blieb, 
und  man  nicht  einsehen  könne,  weshalb  der  Steuerabzug  misslingen  sollte,  so 
vergisst  er  den  grossen  Unterschied,  dass  im  zweiten  Fall  erst  die  Abwälzung 
—  denn  etwas  anderes  ist  der  Steuei-abzug  bei  Lichte  besehen  nicht  —  in  Kraft 
treten  muss,  im  ersten  Fall  aber  nicht.  Bei  den  öffentlichen  Wei-tpapieren  ge- 
lingt natürlich  die  Sache  —  freilich  eventuell  mit  Amortisation  im  Kurs. 

Für  Deutschland  wäre  die  Sache  überhaupt  nur  ausführbar,  wenn  alle 
deutschen  Staaten  und  zwar  gleichzeitig  zum  Ertragssteuersystem  zurück- 
kehrten, da  die  Couponsteuer  sonst  unweigerlich  mit  dem  Gesetz  über  die 
Doppelbesteuerung  in  Konflikt  käme.  Daran  ist  aber  bei  der  dermaligen 
Lage  gar  nicht  zu  denken,  denn  es  sind  in  Deutschland  überhaupt  nur  noch 
vier  Staaten,  welche  ein  reines  Ertragssteuersystem  haben.  Wo  aber  die  Idee 
der  Einkommensteuer  einmal  Fuss  gefasst  hat,  da  ist  sie  nicht  wieder  aus- 
zurotten, da  gewinnt  sie  mehr  und  mehr  Geltung,  und  es  wird  keine  Ruhe, 
bis  sie  zur  Herrschaft  gelangt  ist.  Kein  Staat  wird  es  über  sich  bringen,  wieder 
das  Ertragssteuersysteni ,  auch  nicht  in  der  durch  Inkonsequenz  geläuterten 
Form  herzustellen.  Wäre  Vockes  Werk  vor  50  Jahren  erschienen,  dann  hätte 
es  sicher  mächtig  die  deutschen  Ertragssteuern  beeinflusst,  hätte  es  vielleicht 
auch  die  Einkommensteuer  in  etwas  grössere  Feme  gerückt.  Jetzt  liegt  aber 
der  Schwerpunkt  bereits  bei  letzterer,  zunächst  allerdings  in  der  Kombination 
derselben  mit  dem  Ertragssteuersystem,  welches  mit  dem  Fortschreiten  der 
Steueridee  schliesslich  in  der  Hauptsache  von  der  Einkommensteuer  aufgesogen 
werden  dürfte.  Der  Verfasser  (S.  490  u.  passim)  will  uns  freilich  glauben  machen, 
dass  das  nächstliegende  Ziel  in  Deutschland  die  Entwicklung  des  Ertragssteuer- 
systems und  dass  Deutschland  und  die  übrigen  Kulturnationen  noch  nicht  für 
die  Einkommensteuer  reif  seien.  Bezüglich  der  geistigen  Bildungsstufe  bestreite 
ich  dies;  unsere  ganze  vielgerühmte  Schulbildung  wäre  wirklich  nichts  wert, 
wenn  es  nicht  gelänge,  den  Einkommensbegriff  dem  Volke  zum  Bewusstsein  zu 
bringen;  bezüglich  der  sittlichen  Höhe,  welche  die  Einkommensteuer  eigentlich 
voraussetzt,  gebe  ich  zu,  dass  noch  vieles  besser  werden  muss.  Aber  ich  sage, 
wenn  man  einen  solchen  Ernst  und  eine  so  individualisierende  und  strenge 
Thätigkeit,  wie  sie  der  Verfasser  für  seine  einzelnen  Ertragssteuern  vorschlägt, 
gegenüber  der  Einkommensteuer  anwendet,  dann  kommt  man  zu  noch  besseren 
Resultaten  als  dort.  Die  wahre  Steuerpflicht,  die  auf  der  Gesamtleistungsfähig- 
keit basiert,  kann  das  Ertragssteuersystem  wegen  seiner  Verzettelung  nicht  in 
voller  Schärfe  erzeugen.  Man  kann  auch  nicht  warten,  bis  die  hohe  erforder- 
liche Kulturstufe  sich  von  selbst  einstellt,  sondern  man  muss  diese  herbeizuführen 
suchen.  Das  Steuergewissen  lässt  sich  erziehen  ').  „Wie  in  allen  anderen  Zweigen 
des  Staatslebens  muss  auch  im  Steuerwesen  die  Anforderung  der  Leistung  immer 
um  einen  vernünftig  bemessenen  Schritt  vorauseilen,  und  wenn  die  vorausgesetzte 
Bildung  dem  Kulturzustande  des  fortgeschritteneren  natürlich  immerhin  grossen 
Teils  der  Bevölkerung  entspricht,  muss  durch  angemessenen  Zwang  die  übrige 
Masse  zur  Nachfolge  angereizt  und  angehalten  werden.  Wie  in  der  Rechtspflege 
und  in  der  Verwaltung,  so   auch   im   Steuerwesen,   hat   die  Gesetzgebung   eine 


1)  Dafür  könnten  viele  Beweise  erbracht  werden ;  ich  erinnere  nur  an  die  im  Vergleich 
zu  andern  Staaten  erheblich  besseren  Resultate  der  Kapitalrentensteuer  in  Württemberg,  an 
die  dort  häufig  einlaufenden  Gewissensgelder.  Es  ist  eine  Folge  der  viel  grösseren  Strenge, 
die  dort  schon  früher  herrschte  und  das  Steuergewissen  allmählich  schärfte. 
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hervorragende  erziehende  Aufgabe  zu  erfüllen."  Diesen  richtigen  Satz  möchte 
ich  für  die  Einkommensteuer  anwenden,  und  wenn  man  mit  ernstem  Willen 
einsetzt,  dann  wird  man  auch  nicht  nötig  haben,  die  Einkommensteuer  als  eine 
Massregel,  die  einer  höheren  Entwicklungsstufe  vorgreift,  bei  uns  wieder  zurück- 
zunehmen,   sondern    sie  wird  feste  Wurzel  fassen   und   kräftige  Frucht  treiben. 

Ich  glaube,  wenn  der  Verfasser  nicht  gewissermassen  im  Ertragssteuer- 
system aufgewachsen  wäre  und  wenn  er  die  Steuergesetzgebung  der  deutschen 
Staaten  in  ihrer  neueren  Entwicklung  und  ihre  Resultate  noch  etwas  besser 
kannte,  würde  er  auch  mehr  diesen  Standpunkt  geteilt  haben.  Er  scheint  nicht 
zu  wissen,  dass  schon  ein  ziemlich  grosser  Teil  deutscher,  allerdings  meist 
kleinerer  Staaten,  die  einzige  allgemeine  Einkommensteuer  haben;  auch  dürfte 
seine  Skepsis  gegenüber  dem  Erfolg  der  sächsischen  Einkommensteuer  kaum 
berechtigt  sein'),  wie  er  ja  auch  im  Irrtum  sich  befindet,  wenn  er  behauptet, 
die  Steuer  sei  dort  wegen  der  sonstigen  Einnahmen  des  Staats  sehr  massig,  die 
sächsische  Einkommensteuer  muss  für  den  Staat  pro  Kopf  fast  so  viel  aufbringen, 
als  sämtliche  preussische  direkte  Staatssteuern  pro  Kopf  (4—5  Mark).  Ich  sollte 
meinen,  das  sei  doch  schon  eine  Feuerprobe,  zumal  sie  bereits  8  Jahre  gedauert 
hat.  Auch  über  das  kombinierte  System  urteilt  der  Verfasser  vielfach  unrichtig ; 
diejenigen  Staaten ,  die  sich  zu  demselben  bekennen  (Hessen ,  Baden ,  auch  die 
preussischen  Entwürfe  pro  1883)  besteuern  die  Zinsrente  doppelt,  der  vom  Ver- 
fasser gemachte  Vorwurf  (S.  428),  als  sei  dies  nicht  der  Fall,  ist  irrig. 

Doch  solche  Einzelausstellungen  treten  zurück  gegenüber  der  vortrefflichen 
Charakterisierung  des  Wesens  der  Einkommensteuer,  die  der  Verfasser  uns  im 
weiteren  Verlauf  vorführt.  Sein  gesunder  Idealismus  bricht  da  durch.  Es  ist  ja 
auch  nicht  Gegnerschaft  an  sich,  die  er  gegen  die  Verwirklichung  hat,  sondern 
das  Ideal  steht  ihm  nur  noch  zu  hoch.  Was  er  aber  über  die  Ausgestaltung  des 
Ideals  sagt,  wie  es  sein  soll,  ist  lichtvoll  und  gut  und  aus  dem  Wesen  und  der 
Aufgabe  der  Steuer,  sowie  aus  der  Natur  der  Steuer  geschöpft,  ohne  dass  er  die 
Herbeiziehung  fremdartiger  Momente  nötig  hat.  Die  Begründung  der  Steuerfrei- 
heit des  Existenzminimums  und  die  Ableitung  der  Progression  aus  diesem,  so  dass 
die  letztere  die  Willkürlichkeit  verliert  und  ein  festes  Mass  erhält,  ist  ein  ausser- 
ordentlich glücklicher  Griff.  Verfasser  hat  damit  die  Sache  sehr  gefördert.  Ebenso 
gestehe  ich,  dass  ich  seine  Beleuchtung  des  fundierten  und  unfundierten  Ein- 
kommens im  ganzen  für  eine  korrekte  halte.  Verfasser  vermochte  durch  strenge 
Festhaltung  der  Subjektivität  der  Steuer  auch  hier  das  Richtige  zu  treffen  und 
sucht  namentlich  die  Grenze  zu  finden,  bis  zu  welchen  die  Schonung  zu  gehen  hat. 
Dieselbe  ist  richtig  gezogen,  nur  vermisse  ich  darin  die  Rücksichtnahme  auf  die 
grössere  Leistungsfähigkeit,  die  bei  dem  Bezug  des  fundierten  Einkommens  Vielen 
(Rentnern,  Häuservermietern  u.  s.  w.)  dadurch  erwächst,  dass  sie  manche  Aus- 
gaben ersparen  durch  Beteiligung  an  der  Haushaltung,  Erziehung  der  Kinder  u.  dgl. 

Nachdem  Verfasser  die  direkten  Steuern  in  so  fruchtbarer  Weise  behandelt 
hat,  widmet  er  auch  den  Verbrauchsauflagen  und  Verkehrsabgaben  eine  nähere 
Betrachtung.  Zwar  wird  diesen  wegen  des  Mangels  des  sittlichen  Moments,  wie 
des  Bewusstseins  der  Steuercharakter  abgesprochen,  aber  ihren  Bestand  hält  er 
für  nicht  absehbare  Zeit  gesichert.  „Solange  der  Staat  sich  die  Mittel  zur  Er- 
füllung seiner  Aufgaben  nicht  kann  geben  lassen,  muss  er  sie  nehmen."  Nur 
warnt  er,  ausschliesslich  dem  aufgehenden  Gestirn  der  indirekten  Steuern  zu 
huldigen  und  das  direkte  Steuerwesen  und  den  staatserhaltenden  Gedanken  der 
Steuerpflicht  verfallen  zu  lassen.  Die  Beleuchtung  der  indirekten  Steuern  führt 
ihn  am  Schluss  zu  dem  Ausspruch :  „Eine  je  grössere  Rolle  die  Verbrauchsauf  lagen 
spielen,  desto  unreifer  und  unfreier  muss  die  Masse  des  Volks,  desto  selbstsüchtiger 
und  in  der  Sittlichkeit  weniger  fortgeschritten  müssen  dann  die  besitzenden  und 
herrschenden  Klassen  sein."  Das  Verhältnis  der  Auflagen  zu  den  direkten  Steuern 
ist  dem  Verfasser  geradezu  ein  Massstab  für  den  allgemeinen  Kulturstand  des 
Volks.     Die  Berechtigung  der  Auflagen  sieht  er  nur  in  ihrer  Notwendigkeit. 


1)  Vgl.  Dr.  Gen  sei.  Die  sächsische  Einkommensteuer  in  ihrer  praktischen  Anwendung. 
Conrads  Jahrbücher,  N.  F.  X.  Bd. 
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So  geistvoll  auch  die  Erörterungen  des  Verfassers  in  dieser  Hinsicht 
sind,  so  erscheinen  sie  uns  doch  nicht  erschöpfend.  Gewiss  hat  er  recht,  wenn 
er  es  ablehnt,  die  Verbrauchsauf  läge  damit  zu  begründen,  dass  ihre  Mängel 
die  Mängel  der  Ertragssteuern  ergänzen  (Schäffle),  oder  dass  die  Ertrags- 
besteuerung als  Besteuerung  des  Kapitals,  die  indirekte  Steuer  als  die  der  Arbeit 
funktionieren  soll  (Stein);  wenn  er  aber  auch  nur  die  entfernteste  Möglichkeit 
leugnet,  dass  die  Verbrauchsauflagen  und  die  direkten  Steuern  zusammen  eine 
Art  System  oder  von  einem  einheitlichen  Gedanken  getragenes  Ganze  ausmachen, 
so  ist  das  doch  eine  Uebertreibung.  Freilich  darf  man  bei  der  Kombination  nicht 
wie  der  Verfasser  von  den  Ertragssteuern  ausgehen,  sondern  von  der  Einkommen- 
steuer. Wenn  bei  dieser  die  kleineren  Einkommen  in  etwas  weiterem  Umfange 
frei  gelassen  und  nur  von  der  Verbrauchsauf  läge  getroifen  werden,  so  kann 
man  doch  sagen,  ungefähr  sei  der  Gedanke  der  Leistungsfähigkeit  verwirklicht; 
je  kleiner  das  Einkommen  ist,  um  so  mehr  fallen  verfügbare  Mittel  und  wirk- 
liche Verwendung  zusammen.  Ich  bin  mir  ja  der  Unvollkommenheiten,  die  darin 
liegen,  völlig  bewusst,  aber  das  ist  die  einzige  Möglichkeit,  dem  Massstab  der 
Leistungsfähigkeit  „diesem  Kern  und  Stern  alles  Steuerwesens  und  Angelpunkt 
seiner  ganzen  Entwicklung"  Raum  zu  geben  und  zu  bewirken,  dass  von  dem  Licht 
der  direkten  Steuern  auch  ein  Schimmer  auf  die  indirekten  falle.  Bei  dieser  Auf- 
fassung braucht  man  sich  dann  auch  nicht  so  sehr  daran  zu  stossen,  wie  es  der 
Verfasser  thut,  dass  gerade  der  Luxuskonsum  am  wenigsten  getroffen  werde,  man 
hat  auch  nicht  nötig,  Steuern,  die  sicher  allgemein  treffen,  wie  die  Salzsteuer, 
zu  verwerfen,  hat  aber  die  Möglichkeit  und  die  Pflicht,  die  Einkommensteuer 
(verbunden  mit  Erbschaftssteuer)  um  so  ernster  und  strenger  durchzuführen. 

Wir  müssen  darauf  verzichten,  dem  Verfasser  noch  in  die  Besprechung 
der  einzelnen  Verbrauchsauflagen  zu  folgen.  Die  Behandlung  ist  zudem  meist 
eine  kurze,  der  Reichtum  der  Erscheinungen  nicht  immer  erschöpft,  manches 
wesentliche  Moment  übergangen,  manche  Einzelheiten  auch  unrichtig  (z.  B. 
S.  542  ist  die  englische  Biersteuer,  wie  sie  vor  1880  bestand,  geschildert).  Immer- 
hin gewinnt  der  Leser  einen  guten  Ueberblick. 

Den  direkten  Gebrauchsauf  lagen  wird  ein  innerer  Wert  abgesprochen, 
wenn  sie  auch  eine  Stufe  höher  als  die  indirekte  Verbrauchsauflage  gestellt 
werden.  Nach  Ansicht  des  Verfassers  sind  die  Luxussteuern  selbst  ein  Luxus- 
artikel, in  dem  sich  der  Reichtum  selbstgefällig  spiegeln  mag,  eine  politische 
Heuchelei,  in  welcher  er  dem  Gemeinwesen  eine  handvoll  Geld  hinwirft,  die 
für  ihn  kaum  einen  Wert  hat,  während  er  sich  den  Anschein  gibt,  als  brächte 
er  ein  Opfer  für  das  allgemeine  Beste.  Zudem  ist,  wie  Vocke  richtig  hervorhebt, 
die  Luxussteuer  nicht  imstande,  die  grossen  Unterschiede,  welche  zwischen  den 
Wohlhabenden  und  Reichen  bestehen,  zu  berücksichtigen,  sondern  sie  muss  die 
Wagen,  Pferde,  Hunde  u.  s.  w.  alle  gleich  behandeln,  wird  also  die  Reichsten 
entschieden  wieder  begünstigen.  Allein  schädlich  sind  sie  gerade  nicht  und 
mindestens  ebenso  berechtigt  als  die  indirekte  Auflage,  die  sie  einigermassen 
ergänzen,  und  da  in  Deutschland  der  individuelle  Reichtum  seit  einem  halben 
Jahrhundert  grosse  Fortschritte  gemacht  hat,  so  ist  ihre  Ausdehnung  am  Platz. 

Ausserordentlich  klar  und  auch  richtig  ist  die  Darstellung  des  Verfassers 
hinsichtlich  der  Gebühren  und  Geldstrafen,  sowie  der  Verkehrsabgabe. 

Die  Gebühr  wird  nach  dem  Vorgang  Schalls  nur  für  Thätigkeiten  der 
Staatsgewalt  in  Ansijruch  genommen  und  gezeigt,  zu  welchen  Absurditäten  man 
kommt,  wenn  man  den  Begriff  auch  auf  Post,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  ausdehnen 
will;  die  Gebühr  soll  jedoch  nicht  „Preis"  sein  für  die  Leistung,  sondern  im 
äussersten  Fall  Ersatzleistung  für  die  Kosten;  innerhalb  dieser  Grenze  ist  die 
Berücksichtigung  des  Wertes  sehr  wohl  möglich,  ja  die  „verkehrte  Progression" 
ist  sogar  ein  Ausfluss  des  Gebührenstandpunktes.  Durch  Erhöhung  der  Gebühr 
über  das  Mass  des  Ersatzes  hinaus  wird  diese  zur  Verkehrsabgabe.  Der  Ver- 
fasser spricht  letzterer  den  Steuercharakter  ab  und  stellt  sie  in  eine  Linie  mit 
dem  Aufschlag,  nur  dass  sie  in  noch  trüberem  Licht  erscheint  als  der  Aufschlag. 
Die  sog.  Begründangen  der  Verkehrsabgabe  werden  in  ihrer  vollen  Nichtigkeit 
aufgedeckt,     Sie  ist  eben  auch  nichts  als  eine  unorganische  Notwendigkeit  und 
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ihre  Beseitigung  nicht  eher  möglich,  als  bis  „die  Steuer"  zu  der  erforderlichen 
Höhe  sich  entwickelt.  Inz-wischen,  meint  der  Verfasser,  könne  man  nichts  thun, 
als  der  Abgabe  diejenige  Gestalt  geben,  welche  einer  gesteigerten  Intelligenz  und 
einem  höheren  Rechtsbewusstsein  entspricht,  d.  h.  dass  man,  soweit  es  eben  möglich 
ist,  die  für  die  Besteuerung  massgebenden  Grundsätze  auch  auf  sie  anwendet. 
Die  Detailausführung,  die  nun  der  Verfasser  gibt,  ist  wieder  unstreitig 
die  beste,  die  wir  besitzen;  es  sind  gute  Fingerzeige,  die  er  der  Gesetzgebung 
auf  diesem  verworrenen  Gebiete  gibt.  Eine  einheitliche  Auffassung,  aus  der 
das  Detail  hervorwächst,  zeigt  eben  auch  hier  ihre  Fruchtbarkeit;  es  löst  sich 
alles  wie  von  selbst;  an  die  Stelle  der  Grundsatzlosigkeit  tritt  ein  klar  be- 
wusstes,  das  Ganze  erfassendes  Denken.  Ueberall  neues  Licht.  Ueber  Ein- 
zelnes, worin  wir  mit  dem  Verfasser  nicht  ganz  übereinstimmen  (z.  B.  Erb- 
schaftsabgabe) wollen  wir  nicht  weiter  rechten,  wir  schliessen.  Wir  können 
nichts  besseres  wünschen,  als  dass  das  herrliche  Werk,  das  der  Verfasser  am 
Abend  seines  Lebens  der  Oeffentlichkeit  übergeben  hat,  recht  viele  Leser  finden 
möge;  die  Anerkennung,  die  es  verdient,  und  der  Nutzen,  den  es  zu  stiften 
vermag,  werden  sich  dann  von  selbst  ergeben. 

Georsr  Schanz. 


Otto  Bacher,  Regierungsrat  und  Vorstand  des  k.  Erbschaftssteuer- 
amts  in  Frankfurt  a.  M.,  Die  deutschen  Erbschafts-  und  Schen- 
kungssteuern. Systematische  und  kritische  Darstellung  derselben 
nebst  Vorschlägen  zu  ihrer  Unifizierung  und  einem  Gesetzent- 
wurfe.    Leipzig,  Verlag  von  Duncker  &  Humblot.  1886.  238  S. 

Die  wichtige  Erbschaftssteuerfrage  ist  seit  1877,  wo  der  Versuch,  sie  zu  einer 
Reichssteuer  zu  machen,  scheiterte,  wenig  mehr  erörtert  und  gefördert  worden. 

Das  neue  Buch  Bachers  bedeutet  seit  dieser  Zeit  unstreitig  wieder  einen 
ersten  erheblichen  Fortschritt.  Es  ist  gar  kein  Zweifel,  dass  das,  was  die 
deutschen  Staaten  an  dieser  durch, so  viele  Vorzüge  ausgezeichneten  Steuer  auf- 
bringen, im  Verhältnis  zu  andern  Staaten  lächerlich  gering  ist,  und  dass  ohne 
erheblichen  Druck  leicht  das  Dreifache  bis  Vierfache  erzielt  werden  könnte. 
Wir  haben  im  Finanzarchiv  II,  S.  876  die  nötigen  statistischen  Daten  gebracht, 
die  dem  Verfasser  leider  unbekannt  blieben,  weshalb  seine  Angaben  auf  S.  14, 24,  25 
teils  unrichtig,  teils  antiquiert  sind.  Ebenso  gewiss  ist,  dass  eine  Unifizierung 
der  Erbschaftssteuer,  die  durch  die  Nachahmung  des  preussischen  Gesetzes  von 
1873  seitens  8  Einzelstaaten  schon  ziemlich  weit  fortgeschritten,  durchaus  er- 
wünscht und  notwendig  ist.  Sie  ist  nahezu  Voraussetzung,  wenn  der  Ertrag 
erheblich  gesteigert  werden  soll.  Die  Gründe,  die  man  früher  gegen  eine  Reichs- 
erbschaftssteuer geltend  gemacht  hat,  werden  von  Bacher  zum  Teil  ganz  vor- 
trefflich entkräftet,  namentlich  weist  er  schlagend  den  Haupteinwand,  auf  den 
man  bisher  sich  stützte,  zurück,  wonach  es  unmöglich  sei,  in  einem  gemeinsamen 
Erbschaftssteuertarife  einigen  hundert  verschiedenen  Partikularrechten  vollkom- 
men gerecht  zu  werden. 

Gleichwohl  schiesst  unseres  Erachtens  der  Verfasser  hier  über  das  Ziel 
hinaus.  Man  kann  die  Unifizierung  der  Erbschaftssteuer  recht  wohl  zugeben, 
braucht  deshalb  aber  noch  nicht  auch  die  Uebertragung  der  Einnahme  daraus 
auf  das  Reich  für  notwendig  zu  halten.  Ob  letztere  angezeigt  ist,  lässt  sich 
auch  nicht  mit  einem  einfachen  Hinweis  auf  die  Matrikularbeiträge  abthun, 
sondern  muss  auf  Grund  eines  umfassenderen  Finanzprogramms  beantwortet 
werden.  Wir  haben  an  anderer  Stelle  versucht,  ein  solches  zu  geben'),  glaubten 
aber  gerade  im  Rahmen  desselben  für  die  Beibehaltung  der  Erbschaftssteuer 
als  staatlicher  Steuer  eintreten  zu  müssen. 


1)  Vgl.  einesteils  AUg.  Ztg.  Nr.  8,  9,  69,  73,  andemteils  oben  S.  298  ff.,  besonders  S.  30i>. 
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Was  die  Details  des  erwähnten  Buchs  anlangt,  so  ist  es  nicht  unsere 
Absicht,  auf  dieselben  uns  hier  weit  einzulassen.  Der  Abschnitt  über  die  Be- 
gründung der  Erbschaftssteuer  im  Steuersystem  hätte  etwas  mehr  vertieft  werden 
können.  Auch  was  über  die  Stellung  der  Erbschaftssteuer  im  Steuersystem  ge- 
sagt ist,  geht  über  einen  schwachen  Eklektizismus  nicht  hinaus.  In  der  Auf- 
fassung der  indirekten  Steuern  folgt  er  der  wenig  glücklichen  Unterscheidung 
Schäffles,  die  nahezu  alles  (sogar  die  einzelnen  Ertragssteuern)  zu  indirekten 
Steuern  stempelt,  und  gelangt  so  ohne  Mühe  dazu,  die  Erbschaftssteuer  als  in- 
direkte Steuer  zu  erklären.  Gelegentlich  vergisst  er  aber  das  und  scheint  sie 
zu  den  direkten  zu  rechnen,  wie  aus  der  Anziehung  des  Gesetzes  über  die 
Doppelbesteuerung  S.  61  hervorgeht.  Dieser  Punkt  ist  von  dem  Verfasser  über- 
haupt nicht  genügend  gewürdigt  worden.  Die  Judikatur ,  z.  B.  der  bayrische 
oberste  Verwaltungsgerichtshof,  hat  vielfach  die  Anwendung  des  Reichsgesetzes 
über  Doppelbesteuerung  ausgeschlossen,  weil  die  Erbschaftssteuer  eine  indirekte 
Steuer  sei. 

Die  Begründung  der  Besteuerung  bei  den  verschiedenen  Verwandtschafts- 
graden ist  eine  sorgfältige  und  sachgemässe.  Nicht  ganz  billig  finde  ich  die 
S.  41,  42  vorgeschlagene  andersartige  Behandlung  des  Mannes  als  der  Frau;  bei 
kleinem  Vermögen  wird  die  ökonomische  Selbständigkeit  des  Mannes  durch  den 
Tod  der  Ehefrau  auch  sehr  erheblich  alteriert. 

Unter  den  Gesetzen  ist  die  württembergische  Novelle  vom  3.  April  1885 
übersehen,  die  Angaben  auf  S.  55  sind  infolgedessen  nicht  ganz  richtig. 

Recht  wertvoll  ist  die  von  dem  Verfasser  für  das  Frankfurter  Erbschafts- 
steueramt aufgestellte  Statistik  der  während  10  Jahren  aufgekommenen  Erb- 
schaftssteuer nach  Verwandtschaftsverhältnissen.  Dieselbe  diente  dem  Verfasser 
auch  zur  Berechnung  des  mutmasslichen  Ertrags  der  Erbschaftssteuer  auf 
Grund  des  vom  Verfasser  proponierten  Tarifs.  Die  Rechnung  ist,  obwohl  der 
Verfasser  das  Exzeptionelle  seines  Bezirks  sehr  gut  erkannt  und  zu  modifizieren 
gesucht  hat,  vielleicht  immer  noch  etwas  zu  günstig.  Die  Elsass-Lothringer  Ver- 
hältnisse dürften  dem  Durchschnitt  des  Deutschen  Reichs  eher  entsprechen ;  ob- 
wohl dort  die  entscheidenden  Sätze  höher  als  die  des  Verfassers  sind  und  — 
was  sehr  wichtig  ist  —  die  Schulden  nicht  berücksichtigt  werden  dürfen,  so 
macht  doch  auch  dort  der  Ertrag  zur  Zeit  nur  1,25  M.  pro  Kopf.  Weit  geht 
aber  die  Rechnung  des  Verfassers  sicher  nicht  fehl.  40 — 45  Mill.  M.  können  von 
der  Erbschaftssteuer  in  Deutschland  gegenüber  den  bisherigen  13  Mill.  M.  ge- 
wonnen werden. 

Zum  Schluss  erlauben  wir  uns  noch  der  Freude  Ausdruck  zu  geben,  dass 
ein  vielbeschäftigter  Beamter  im  Anschluss  an  sein  Ressort  eine  so  fleissige  und 
umsichtige  Studie  hat  fertigen  können.  Wenn  in  solcher  Weise  die  Praxis  uns 
unterstützt,  ist  der  Fortschritt  am  besten  gesichert. 

Georg  Schanz. 


Carl  Julius  Sperber,  Geh.  Regierungsrat,  Grundsätze  für  den 
Gemeindeanlagenfuss  in  allen  Staaten  und  in  jeder  Gemeinde. 
Mit  einem  Anhange  über  die  den  Gemeindeanlagen  analogen 
Staatsabgaben  und  die  Matrikularbeiträge  im  Deutschen  Reiche. 
Dresden  1886.     102  S. 

Die  Schrift  entbehrt  nicht  der  Originalität,  manche  Gesichtspunkte  sind 
richtig,  das  Ganze  halten  wir  aber  für  verfehlt. 

Unter  Gemeindeanlagen  —  anderswo  sagt  man  unzweideutiger  und  rich- 
tiger Gemeinde  u  m  lagen  —  versteht  der  Verfasser  die  zur  letzten  Ausgleichung 
des  Gemeindebudgets  von  den  Einwohnern  aufzubringende  Subsidie.    Dieselben 


^  ^  2  Litteratur. 

werden  in  Gegensatz  gebracht  zu  den  Steuern,  indem  dabei  an  feststehende 
vom  Bedarf  unabhängige  Gebühren  und  Beiträge  (kommunale  Schankzinse, 
jährliche  fixe  Bürger-  und  Einwohnersteuer  etc.)  gedacht  wird.  Es  kann  dies 
terminologisch  nicht  gebilligt  werden. 

Gerade  diese  mit  dem  Bedarf  beweglichen  Gemeindeanlagen  sind  die 
Steuern  im  eigentlichsten  Sinn,  an  sie  knüpft  sich  das  eigentliche  Steuer- 
bewilligungsrecht. 

Der  Grundgedanke  der  Schrift  geht  dahin ,  dass  im  Gemeindeabgaben- 
wesen „der  sozialistische  Grundsatz",  das  Nettoeinkommen  zu  Grunde  zu  legen, 
verlassen  werden  müsse,  massgebend  müsse  vielmehr  sein  die  Art  und  der 
Grad,  in  welchem  jeder  Anlagenpflichtige  zusammen  mit  seinen  von  ihm  zu  ver- 
tretenden lebenden  und  toten  Dependenzen  im  Gemeindebezirke  das  ganze 
Gemeindewesen  mit  allen  seinen  verschiedenen  Einrichtungen  thatsächlich  aus- 
nutzen und  belasten  kann  und  dies  auch  voraussetzlich  thut  —  also,  um  uns 
kurz  auszudrücken,  nicht  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit,  nicht  Opfer-,  sondern 
Genussprinzip. 

Die  vom  Verfasser  vertretene  Idee  soll  durch  Kombinierung  von  drei  Um- 
legungsfaktoren  erreicht  werden ;  diese  sind  der  Grundbesitz  im  Gemeindebe- 
zirk, die  Köpfe  aller  Gemeindemitglieder  und  Einwohner  des  Gemeindebezirks 
und  das  die  Erwerbsthätigkeit  im  Gemeindebezirke  repräsentierende  Bruttoein- 
kommen. Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  für  die  Ausnutzungs-  oder  Belastungs- 
möglichkeit dies  die  entscheidenden  Faktoren  sind,  weniger  für  die  wirkliche 
Inanspruchnahme  des  Gemeinwesens  seitens  der  Pflichtigen.  So  würde  das 
Bruttoeinkommen  eines  einfach  lebenden  Kapitalisten  mit  Millionen  Rente  doch 
von  diesem  Prinzip  aus  sehr  unrecht  getroffen  werden. 

Die  Anwendung  der  drei  Umlegungsfaktoren,  die  durch  ihre  Kombination 
noch  ausgleichend  wirken  sollen,  ist  vom  Verfasser  bis  ins  kleinste  Detail  ver- 
folgt und  ausgearbeitet.     Wir  beschränken  uns  auf  die  Hauptzüge. 

Was  zunächst  den  Grundbesitz  anlangt,  so  sollen  gleichwertige  Grundbe- 
sitzeinheiten dadurch  hergestellt  werden,  dass  derselbe  in  verschiedene  Ab- 
teilungen gebracht  wird ;  für  diese  soll  aber  nicht  etwa  die  Verschiedenheit  des 
ohnehin  rasch  sich  ändernden  Ertrags  pro  Flächeneinheit  massgebend  sein, 
sondern  die  hauptsächlich  durch  die  Lage  des  Grundstücks  bedingte  Ausnützungs- 
möglichkeit  des  Gemeinwesens.  Es  werden  deshalb  unterschieden  Grundstücke 
des  Orts,  Vororts,  der  inneren  Flur,  der  äusseren  Flur,  der  Grenzflur.  Ausser- 
dem soll  noch  berücksichtigt  werden,  ob  dieselben  bebaut  oder  unbebaut  sind, 
da  ein  Grundstück  mit  Haus  für  die  Gemeinde  ja  in  der  That  eine  ganz  andere 
Bedeutung  hat,  als  ein  solches  ohne  Haus. 

Was  die  Kopfzahl  anlangt,  so  soll  auch  nicht  roh  gezählt  werden;  alle 
Köpfe  sind  so  wenig  wie  die  Grundstücke  gleichwertig  in  bezug  auf  den  Grad, 
in  welchem  jeder  derselben  das  Gemeinwesen  ausnutzt  und  belastet  oder  dies 
thun  kann ;  die  einzelne  Person,  die  eine  Haushaltung  für  sich  bildet,  nutzt  das 
Gemeindewesen  mehr  aus,  als  dies  von  jeder  einzelnen  Person  geschieht,  welche 
einer  aus  mehreren  Personen  gebildeten  Haushaltung  zugehört.  Demzufolge 
sollen  z.  B.  3  Personen  für  2  Kopfeinheiten,  4 — 6  für  3  u.  s.  w.  gerechnet  werden. 

Endlich  das  Bruttoeinkommen  erfährt  auch  mehrfache  Modifikationen; 
Löhne,  Betriebsausgaben,  Betriebsmittelzinsen  etc.  dürfen  natürlich  nicht  in  Ab- 
zug kommen,  wohl  aber  ein  fest  bestimmtes  Existenzminimum  für  den  Anlage- 
pfiichtigen,  weil  er  sich  näher  als  dem  Gemeinwesen  stehe.  Da  das  Brutto- 
einkommen nur  als  der  annähernd  richtige  Repräsentant  der  belastenden  Er- 
werbsthätigkeit angesehen  wird,  so  bedarf  es  nach  Ansicht  des  Verfassers  auch 
keiner  skrupulösen  Feststellung ;  die  Deklarationspflicht,  beim  Bruttoeinkommen 
ohnehin  einfacher  und  weniger  verhasst,  soll  noch  erheblich  erleichtert  werden 
durch  ziemlich  weit  gegriffene  Klassen  oder  Bauschquanten. 

Unter  Berücksichtigung  dieser  Punkte  werden  die  Einheiten  für  die  drei 
Faktoren  gebildet.  Sache  der  Gemeinde  ist  es  nun  zu  bestimmen,  in  welchem 
Verhältnis  jeweils  diese  heranzuziehen  sind,  ob  etwa  im  Verhältnis  von 
10,  10,  80  oder   33,  33,  34.     Der  Verfasser  stellt  innerhalb  dieser  Grenzen  576 
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Kombinationen  auf,   unter  denen   die  Gemeinden  je  nach  den  für  sie  jeweils 
massgebenden  Verhältnissen  wählen  können. 

Ist  der  Plan  nicht  hübsch  ausgedacht?  Wer  wollte  das  leugnen?  Schade 
nur,  dass  die  Sache  nicht  bedenkenfrei  ist. 

Gewiss  ist  der  Ausgangspunkt  des  Verfassers  ein  richtiger.  Es  ist  längst 
in  der  Wissenschaft  anerkannt,  dass  in  dem  gemeindlichen  Abgabewesen  die 
Vorteile,  die  der  Einzelne  vom  Gemeinwesen  hat,  und  die  Belastungen,  die  es 
auferlegt,  berücksichtigt  werden  müssen.  Nicht  richtig  ist  aber,  wenn  man 
diesen  Gesichtspunkt  als  den  allein  berechtigten  hinstellen  will;  neben  dem- 
selben hat  der  Einzelne  das  engere  Gemeinwesen  auch  zu  unterstützen  nach 
Massgabe  seiner  Kräfte  überhaupt,  also  nach  seiner  Leistungsfähigkeit. 

Damit  ist  der  Stab  über  den  ganzen  Plan  gebrochen. 

Allein  auch  soweit  der  Grundgedanke  ein  richtiger  ist,  bedarf  es  nicht 
gerade  der  vom  Verfasser  angewandten  Mittel.  Eine  Kombination  der  Ein- 
kommensteuer mit  einer  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer  lässt,  wenn 
man  bei  diesen  Ertragssteuern  vom  Kapitalwert  ausgeht,  so  ziemlich  das  Ziel 
des  Verfassers  erreichen  —  vielleicht  noch  besser ;  die  Klassifikation  der  Grund- 
stücke nach  ihrem  Wert  involviert  die  Berücksichtigung  der  Lage,  nur  genauer,  als 
die  vom  Verfasser  vorgeschlagene  willkürliche  Einteilung  der  Flur.  Ebenso  wird 
in  den  meisten  Fällen  das  Gewerbekapital  ein  Indikator  sein  für  die  grössere 
oder  geringere  Ausnutzung  und  Belastung  des  Gemeinwesens  durch  das  Gewerbe. 
Was  aber  den  Faktor  der  Kopfzahl  anlangt,  so  kann  derselbe  doppelt  be- 
rücksichtigt werden,  teils  durch  indirekte  Gemeindesteuern  (Oktrois),  welche 
namentlich  auch  das  fluktuierende  Publikum  erfassen,  teils  bei  der  Einkommen- 
steuer, indem  man  wie  in  Hamburg  in  der  Grösse  der  Familie  ein  steuererleich- 
terndes Moment  sieht.  Durch  diese  beiden  Massregeln  wird  ähnlich  wie  beim 
Verfasser  die  Kopfzahl  in  Rechnung  gezogen. 

Dem  Plan  des  Verfassers  steht  aber  noch  anderes  entgegen.  Es  würde 
derselbe  zu  den  grössten  Kämpfen  in  den  Gemeinden  führen  müssen;  um  das 
Verhältnis,  in  welchem  die  drei  Faktoren  jeweils  beitragen  sollen,  wird  der 
erbittertste  und  nie  ruhende  Streit  entbrennen.  Man  hat  deshalb  immer  im 
Steuerwesen  Bedacht  darauf  genommen,  dass  das  Steuerwesen  der  grösseren 
Gemeinschaft  so  beschaffen  sei,  dass  die  kleinere  sich  eventuell  daran  anlehnen 
kann,  so  dass  der  Interessenkampf  aus  den  Mauern  der  Gemeinde  hinaus  ver- 
legt ist.  In  unserer  neuesten  Betrachtung  der  Steuerreform  in  Deutschland 
(vgl.  Allgemeine  Zeitung  1887,  Nr.  8,  9)  sind  wir  ähnlich  verfahren.  Der  Ver- 
fasser macht  es  umgekehrt,  er  geht  von  der  kleinsten  Gemeinschaft  aus  und 
schreitet  zur  grösseren  vor,  glaubend,  seine  Gemeindeanlage  könne  einfach  auch 
die  Staats-  und  Reichsabgabe  verdrängen.  Der  Staat  soll  seinen  Fehlbedarf 
nach  dem  durchschnittlichen  Prozentverhältniss  der  drei  Faktoren  auswerfen 
und  jeden  der  Teilbeträge  entsprechend  auf  die  Einzelgemeinden  verteilen. 
Sollte  bei  Zugrundelegung  dieser  Einheiten  keine  genügende  Rücksicht  auf  den 
verschiedenen  Grad  genommen  sein,  in  welchem  eine  ganze  Gemeinde  vor  der 
andern  das  gesamte  Staatswesen  mit  allen  seinen  Einrichtungen  belasten  und 
ausnutzen  dürfte  und  könnte,  so  sollen  alle  Gemeinden  nach  diesem  verschiedenen 
Ausnutzungs-  und  Belastungsverhältnisse  des  Staatswesens  noch  in  gewisse 
Klassen  eingestellt  werden,  um  den  in  den  ersten  Klassen  befindlichen  Gemein- 
den etc.  einen  Teil  ihres  Staatsanlagenbetrages  abzunehmen  und  dann  den  ab- 
genommenen Gesamtbetrag  den  Staatsanlagenbeträgen  der  anderen  Gemeinden 
verhältnismässig  zuzulegen. 

Wir  möchten  wirklich  den  Tausendkünstler  kennen  lernen,  der  es  wagt 
und  fertig  bringt,  die  einzelnen  Gemeinden  nach  diesem  Gesichtspunkt  in  etwa 
fünf  Klassen  zu  teilen. 

Aber  selbst  wenn  das  Kunststück  einer  fertig  brächte ,  welche  horrible 
Konsequenzen  müsste  das  nach  sich  ziehen!  Die  Gemeinden  der  ärmeren  Ge- 
genden, die  der  Staat  in  der  Regel  am  meisten  unterstützt,  müssten  einfach 
von  der  Steuer  erdrückt  werden.  Das  Genussprinzip,  das  im  gemeindlichen 
Steuerwesen  seine  —  aber  auch  nur  begrenzte  —  Berechtigung  hat,  wird,  aus- 
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gedehnt  auf  den  Staat,   einfach  absurd.     Die  staatliche   Steuerpflicht  kann 
nur  ausgehen  von  der  Leistungsfähigkeit. 

Wir  glauben  zur  Begründung  unseres  eingangs  abgegebenen  Urteils  nichts 
weiter  hinzufügen  zu  müssen.  Georg  Schanz. 


Dr.  Franz  Freiherr  von  Myrbach,  k.  k.  Finanzsekretär  und 
Privatdozent  an  der  Universität  Graz,  Die  Besteuerung  der  Ge- 
bäude und  Wohnungen  in  Oesterreich  und  deren  Reform.  Eine 
finanzwissenschaftliche  Studie.     Tübingen  1886.     287  S. 

Lorenz  von  Stein  leitet  in  der  soeben  erschienenen  zweiten  Abteilung  des 
zweiten  Teiles  seines  Lehrbuchs  der  Finanzwissenschaft  den  historischen  Aus- 
blick auf  die  Gebäudesteuer  in  Europa  mit  den  Worten  ein:  „Der  grosse  Grund- 
zug der  gesamten  Geschichte  der  Gebäudesteuer  beruht  darauf,  dass  sowohl  in 
der  Geschlechter-,  als  in  der  ständischen  Epoche  das  Haus  überhaupt  gar  nicht 
als  ein  eigenes  Steuerobjekt,  sondern  als  ein  Teil  des  ganzen  Grundbesitzes  be- 
trachtet wurde,  und  daher  ohne  Besteuerung  blieb.  Die  zweite  Epoche  der 
eigentlichen  Gebäudesteuer  beginnt  stets  erst  da,  wo  durch  den  Ertrag,  den  die 
allmählich  eintretenden  Vermietungen  erzeugen,  das  Haus  seine  selbständige 
Ertragsfähigkeit  beweist.  Es  erfolgt  die  Ausscheidung  der  selbständigen  Häuser- 
steuer aus  der  Grundsteuer," 

Das  vorliegende  Werk  ist  geeignet,  eine  Probe  über  die  Richtigkeit  jener 
Anschauung  darzubieten,  die  nicht  nur  den  spezifisch  österreichischen  Interessen- 
kreis allein  berührt,  sondern  auch  einen  Beitrag  abgeben  soll  zur  Lösung  des 
wissenschaftlichen  Problems  selbst:  „Wie  ist  am  rationellsten  das  öffentliche 
Abgabewesen  einzurichten?" 

Die  Schrift  erschien  bereits  in  der  Tübinger  Zeitschrift  1884  und  85  und 
hat  nun  eine  erweiterte  Gestaltung  als  selbständige  Edition  gewonnen. 

Der  Verfasser  kennzeichnet  seinen  Standpunkt  dieser  Ertragssteuer  gegen- 
über dahin,  dass  man  der  heute  herrschenden  Theorie  den  Vorwurf  nicht  er- 
sparen könne,  dass  sie  im  grossen  und  ganzen  das  Innere  dieser  Besteuerungs- 
art missversteht,  indem  sie  mehrere  der  grossen  Fehler,  welche  dieselbe  in  der 
praktischen  Durchführung  angenommen  hat,  als  notwendige  Attribute  der  Er- 
tragsbesteuerung an  sich  hinstellt.  Er  ist  der  Ansicht,  dass  die  Ertrags- 
besteuerung deshalb  in  der  Wissenschaft  gar  nicht  mehr  der  eingehenden 
Behandlung  gewürdigt  wurde,  die  sie  vielleicht  doch  noch  verdiene,  insbeson- 
dere habe  man  es  zumeist  unterlassen,  die  Vervollkommnung  des  Ertragssteuer- 
systems aus  den  einheitlichen  obersten  Steuerprinzipien  zu  versuchen.  Das  Ziel 
der  Arbeit  sei,  eine  alte  Ertragssteuer  vorzuführen,  welche  fast  gänzlich  von 
jenen  Fehlern  frei  sei,  die  man  als  charakteristische  Merkmale  der  Ertrags- 
steuer überhaupt  anzusehen  pflege,  und  an  der  Hand  dieses  Beispiels  wäre  zu 
untersuchen,  ob  denn  diese  Fehler  nicht  überhaupt  könnten  vermieden  werden. 
Im  Zusammenhange  hiermit  stehe  die  Frage  der  zunehmenden  Bedeutung,  welche 
die  Gemeinde-  und  Provinzbesteuerung  bei  der  Gebäudesteuer  gewonnen  habe. 

Folgen  wir  dem  Verfasser  auf  diesem  Wege,  indem  wir  mit  ihm  nach- 
einander die  historische  Entwicklung  der  österreichischen  Gebäudesteuer,  die 
österreichische  Gebäudesteuergesetzgebung  nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande, 
eine  Kritik  derselben  und  die  Reformvorschläge  für  dieselbe  betrachten. 

I.  Historische  Entwicklung  der  österreichischen  Gebäude- 
steuer. Wenn  auch  Wagner  noch  in  der  zweiten  Auflage  des  Schönbergschen 
Handbuchs  seinen  Aufsatz  über  die  Gebäudesteuer  damit  einleitet,  dass  sie 
früher  wohl  mehrfach  näher  mit  den  schon  in  den  alten  Vermögenssteuern  ent- 
haltenen Grundsteuern  verbunden  gewesen  sei,  so  wird  diese  Ansicht  hier  als 
eine   irrige   bezeichnet.     Die  Häusersteuem  haben  sich   nicht   aus   den   Grund- 
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steuern  entwickelt  und  von  denselben  losgelöst,  sie  haben  sich  ganz  selbständig 
entwickelt,  ja  sie  sind  als  reine  Ertragssteuem  auf  deutschem  Boden  sogar  älter 
als  die  eigentlichen  Grundsteuern.  Die  Entwicklung  der  Häusersteuern  hängt 
innig  zusammen  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  der  menschlichen  Wohn- 
stätte und  diese  wieder  mit  dem  allgemeinen  kulturellen  Zustande  des  Menschen. 

In  den  Sammelpunkten  des  Verkehrs  entwickelten  sich  allmählich  die 
Teilung  der  Arbeit,  das  Schutzbedürfnis  der  Reichsstädte  gegenüber  den  Grund- 
herren, und  daher  die  Schutzgelder  an  den  Fürsten,  das  die  Städte  regelmässig 
bezahlten.  In  ihnen  entstand  das  eigentliche  bürgerliche  Wohnhaus,  allerdings 
vorerst  als  Mittel  zur  unmittelbaren  Befriedigung  des  Wohnbedürfnisses  des 
Besitzers.  Die  extensive  Raumbenutzung  wich  aber  alsbald  der  intensiven. 
Die  Preise  der  Baugründe  stiegen ,  denn  die  durch  Mauern  umgrenzte  Stadt 
wurde  enger.  Ein  Teil  der  Stadtbewohner  musste  in  fremden  Häusern  sich 
niederlassen  und  es  entsteht  der  Gebrauch  von  Mietwohnungen,  die  zur  Be- 
nutzung gegen  Entgelt  gegeben  wurden.  Bald  fand  man  es  auch  wirtschaft- 
licher, sich  in  fremden  Häusern  einzumieten,  als  selbst  Häuser  zu  erwerben, 
und  diese  Tendenz  wird  wesentlich  gefördert  durch  die  mit  dem  Mietwohnen 
verbundene  grössere  räumliche  Beweglichkeit.  Bei  diesem  Stande  der  Dinge  ist 
der  Schritt  zum  Zinshause  ein  sehr  naheliegender.  Aus  dem  Ziele,  Häuser  zu  bauen, 
um  sie  zu  vermieten,  wird  bald  auch  die  Spekulationsabsicht,  Zinshäuser  zu 
bauen,  um  sie  in  kurzer  Zeit  mit  einem  Kapitalgewinn  an  einen  zweiten  zu 
verkaufen,  der  für  sein  Kapital  Anlage  sucht.  Diese  Form  beherrscht  uns  jetzt 
und  das  so  entstandene  Haus  entbehrt  jeder  individuellen  Beziehung  zum  Eigen- 
tümer; derselbe,  wenn  er  überhaupt  in  seinem  Hause  wohnt,  bezieht  eben  nur 
eine  seiner  Mietwohnungen.  In  diesem  Stadium  ist  der  Hausbesitz  eine  Form 
des  wirtschaftlichen  Erwerbes,  er  ist  ein  reines  Geschäft^). 

Dies  war  die  Entwicklung  in  der  Stadt,  während  für  das  Land  die  Regel  die 
ist,  dass  der  Landbewohner  sein  eigenes  Haus  allein  bewohnt,  dass  es  für  ihn  die 
Eigenschaft  eines  Nutzobjektes  behalten  hat  und  dass  er  es  als  ertraglos  ansieht. 

In  den  östeiTeichischen  Erbländem  waren  die  Stadtsteuem  Gesamtsteuern, 
sie  wurden  nicht  von  den  einzelnen  Bürgern,  sondern  von  der  Stadt  als  solcher 
geleistet,  und  die  Umlegung  der  Steuer  auf  die  einzelnen  Bürger  geschah 
ausschliesslich  durch  die  Gemeinde,  und  zwar  bei  den  Vermögenden  nach  ihrem 
gesamten  Vermögen  und  bei  den  nur  von  dem  Ertrage  ihrer  Arbeit  Lebenden 
von  dem  Einkommen.  Das  Haus  war  nur  ein  Bestandteil  des  Vermögens ,  als 
solcher  geschätzt,  und  weil  die  Schätzung  sich  fixierte,  so  konnte  sich  leicht  für 
jedes  einzelne  Haus  eine  fixe  Steuerleistung  herausbilden.  Damit  war  die  Objekt- 
steuer noch  keineswegs  vollzogen,  sondern  erst  vorbereitet. 

Die  gewünschte  Umbildung  vollzog  sich  erst  zu  Beginn  des  14.  Jahr- 
hunderts und  zwar  aus  Anlass  eines  Streites  von  Adel  und  Geistlichkeit  mit  den 
Städten.  Jene  wollten  ihre  Exemtionen  auch  gegenüber  den  Städten  geltend 
machen,  während  die  Städte  auch  die  Häuser  des  Adels  und  der  Geistlichkeit 
betroffen  wissen  wollten,  indem  sie  auf  den  Ausweg  kamen,  der  auf  den  Haus- 
besitz fallenden  Quote  der  Staatssteuer  den  Charakter  einer  Reallast  beizulegen. 
Zwar  wurde  dieses  Bestreben  vielfach  gehindert  durch  die  Privilegien  der  Her- 
zöge, welche  die  Exemtionen  bestätigten.  Einzelne  Ausnahmen  bekräftigten  nur 
die  Regel.  So  kam  es,  dass  die  Zahl  der  Freihäuser  in  den  Städten  zunahm, 
ja  sich  durch  Anmassung  der  Steuerfreiheit  erst  bildete,  und  dass  die  Theorie 
von  der  Reallast  in  dem  Augenblicke  schon  nicht  mehr  standhielt,  in  welchem 
ein  bisher  steuernder  Besitz  auf  einen  eximierten  Besitzer  überging. 

So  weit  die  erste  Periode ;  bald  aber  ward  die  Haussteuer  eine  Vermögens- 
steuer nach  dem  kapitalistischen  Ertrage,  während  sie  in  der  ersten  Periode 
eine  Vermögenssteuer  war  nach  dem  Schätzwerte  des  Objekts. 


^)  Wie  sehr  die  Ueberzeugung  hiervon  ins  Volk  eingedrungen  ist,  beweist 
die  Thatsache,  die  man  in  München,  Wien  u.  a.  0.  leicht  wahrnehmen  kann, 
dass  sich  eine  Reihe  von  Personen,  sei  es  mit  oder  ohne  Beruf,  zu  ihrem 
sonstigen  Zivilstande  noch  gerne  als  Hausbesitzer  bezeichnen.  D.  Ref. 
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Direkt  wird  in  einem  Gesetze  von  1542  der  Satz  aufgestellt,  dass  die 
Bürgerschaft  ihre  Häuser  in  Städten  und  Märkten,  die  ein  Zinserträgnis  haben, 
nach  diesem,  die  anderen  Häuser  aber  nach  ziemlichem  Wert  besteuern  solle. 
Einer  geistig  höheren  Entwicklung  des  Steuerwesens  mussten  natürlich  die  be- 
kannten Verhältnisse  jener  Zeitepoche  entgegen  sein  und  erst  am  Ausgange  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts,  zu  einer  Zeit,  da  bereits  die  Wissenschaft  reiche 
Früchte  gezeitigt  hatte,  kam  ein  bedeutsameres  Leben  auch  in  das  Steuerwesen. 
Myrbach  bemerkt  vielleicht  nicht  mit  Unrecht,  dass  Oesterreich  vor  allen  kon- 
tinentalen Staaten  durch'  rasche  Annahme  der  neuen  Lehrgrundsätze  sich  aus- 
zeichnete. Der  erste  Versuch  eines  rationellen  Steuerwesens  mit  Anwendung 
der  neuen  wirtschaftlichen  Grundsätze  wurde  in  der  Lombardei  unternommen 
zur  Zeit  Karls  VI.,  und  die  Tochter  Maria  Theresia  führte  den  sogenannten 
censimento  milanese  durch,  ein  epochemachender  Ausgang  für  alle  Grundsteuer- 
systeme, darauf  beruhend,  dass  die  Aufteilung  der  festen  Steuersumme  auf  alle 
liegenden  Güter  nach  ihrem  Wert  erfolgte,  der  aber  nicht  mehr  durch  rohe 
Schätzung,  sondern  durch  genaue  Vermessung  und  Kapitalisierung  des  sorgfältig 
erhobenen  Reinertrages  erhoben  war.  Hinsichtlich  der  Besteuerung  der  Gebäude 
waren  die  ursprünglichen  Bestimmungen  für  den  censimento  noch  nicht  klar, 
erst  die  1749  aufgestellte  Steuerkommission  ging  an  die  Aufgabe  der  Schätzung 
der  Gebäude  nach  3  Klassen:  1.  die  Miet-  und  Erbzinshäuser,  die  vom  Eigen- 
tümer gewöhnlich  selbst  bewohnten  Landhäuser  und  alle  zum  Gewei'bebetrieb 
bestimmten  Gebäude,  zusammengefasst  als  die  nutzbringenden  Gebäude.  2.  Die 
rentlosen  Gebäude,  wie  die  Bauernhäuser  und  landwirtschaftlichen  Gebäude  und 
die  Sommerlandwohnungen.     ,3.  Die  steuerfreien  Gebäude  der  Kirchen  etc. 

Die  erste  Klasse  steuerte  nach  dem  wirklichen,  resp.  möglichen  Ertrag, 
doch  wurde  von  dem  Rohertrag  ein  Drittel  zur  Ausgleichung  mit  der  früher 
stattgehabten  Schätzung  der  Grundflächen  und  eine  Quote  zur  Bedeckung  der 
Erhaltungskosten  nach  Massgabe  des  grösseren  oder  geringeren  Bedarfes  abge- 
zogen, der  Rest  wurde  zu  4  Prozent  kapitalisiert.  Die  zweite  Klasse  steuerte 
nach  dem  Flächenraum  und  zwar  mit  einem  Drittel  des  für  gleichen  Ackergrund 
erster  Klasse  angenommenen  Wertes. 

Der  Wert  des  censimento  milanese  bestand  nicht  in  der  Originalität,  son- 
dern in  der  systematischen  Durchführung.  Durch  die  1748  begonnene  Steuer- 
rektifikation wurden  die  verschiedensten  Veränderungen  vorgenommen  und  es 
zeigen  die  aufgeführten  Beispiele  vielfache  Bewegungen.  Eine  Entwicklung  aber 
ist  nicht  wahrzunehmen.  Erst  das  bürgerlich  hochentwickelte  Wien,  die  Folgen 
der  imperialistischen  Zentralisierung  entwickelten  eine  Haussteuer  nach  der  Rich- 
tung der  Ertragssteuer.  Schon  1688  wurde  gefordert,  dass  die  Wiener  Stadt- 
steuer nicht  nach  dem  Anschlag,  sondern  nach  dem  wirklichen  Erträgnisse  ein- 
gefordert werden  solle  und  das  Jahr  1704  brachte  sogar  eine  Mietsteuer.  Alle 
Hausbesitzer  und  Mieter,  jene  nach  dem  Werte  der  Häuser,  diese  nach  der 
Menge  des  gezahlten  Zinses,  hatten  Beitrag  zu  leisten,  und  zu  diesem  Zweck 
wurden  die  Hausherren  zur  Ueberreichung  einer  Spezifikation  ihrer  Mietpreise 
verpflichtet.  Unzweifelhaft  kann  nun  die  Aufstellung  einer  förmlichen  Ertrags- 
steuer aus  den  Rektifikationspatenten  von  1750 — 1754  gefolgert  werden,  wonach 
bekannt  wurde,  dass  die  bürgerlichen  Häuser  der  Stadt  Wien  mit  einem  Siebtel, 
die  ständischen  Freihäuser  und  die  übrigen  Häuser  in  den  Vorstädten  mit  einem 
Zehntel  des  jährlichen  Zinsertrags  besteuert  werden  sollen.  Die  grundsätzlichen 
Bestimmungen  der  damaligen  Häusersteuer  sind  im  wesentlichen  heute  noch  in 
Wien  in  Geltung.  Nach  ihnen  wurde  die  Haussteuer  nach  dem  Zinse  des  Vor- 
jahres bemessen.  Vom  Eigentümer  benutzte  oder  unentgeltlich  abgelassene 
Wohnungen  mussten  angeschlagen  werden,  die  Ausgaben  durften  nicht  abge- 
zogen werden.  Bei  möblierten  Wohnungen  dürfen  jedoch  die  Möbel  in  Abzug 
gebracht  werden  und  leer  stehende  Wohnungen  werden  von  der  Steuer  abge- 
schrieben. Auch  entgangene  Zinsen  werden  steuerfrei  gewesen  sein,  Neubauten 
waren  dies  3  Jahre  lang. 

So  war  die  Haussteuer  eine  reine  Ertragssteuer  geworden  und  die  Joseph^ 
nische  Gesetzgebung  übertrug  dieselbe  von  der  Enge  in  die  Weite.   Es  ist  hierbei 
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vom  allgemein  politischen  Gesichtspunkte  aus  zu  bemerken,  dass  Josephs  II. 
Reform  daran  scheitern  musste,  dass  er  die  Steuerreform  mit  der  Regulierung 
des  grundherrlichen  Abgabenwesens  verbinden  wollte,  dass  er  mit  der  Einfüh- 
rung der  Steuergleichheit  auch  den  ethischen  Zweck  der  Aufhebung  aller  Privi- 
legien von  Einzelnen  und  Korporationen,  die  Beseitigung  jeder  Bedrückung  der 
unteren  Volksklassen  verband.  Durch  die  einzige  Grundsteuer  sollte  das  ge- 
samte Volkseinkommen  an  der  Wurzel  getroffen  und  dies  System  nur  durch  eine 
allgemeine  Besteuerung  der  Häuser,  soweit  sie  nicht  bloss  eine  Zubehör  der  Land- 
wirtschaft bildeten,  ergänzt  werden.  Diese  neue  Haussteuer  begann  mit  dem 
1.  November  1789.  Nur  kurzes  Leben  war  dieser  Reform  beschieden,  was  Joseph  IL 
soeben  geschaffen,  hob  sein  Nachfolger  wieder  auf.  Erst  1817  wurden  die  Grund- 
sätze einer  neuen  Grundsteuerreform  kundgemacht.  Die  veränderten  theoreti- 
schen Anschauungen  thaten  hierbei  das  Ihrige  und  es  wurde  der  Grundsatz  auf- 
gestellt, dass  eine  Gebäudesteuer  nach  dem  Ertrage,  welchen  die  Fläche,  die 
das  Gebäude  einnimmt,  im  Wege  der  Urproduktion  abwerfen  kann,  wenn  sie 
in  solcher  benützt  würde,  und  dem  Zinse,  den  das  Gebäude  selbst  trägt  oder  zu 
tragen  vermag,  erhoben  werden  soll.  Immer  aber  ist  die  Gebäudesteuer  noch 
ein  Teil  der  Grundsteuer.  Erst  1820  erfolgte  die  Einführung  einer  selbständigen 
Gebäudesteuer  in  den  altösterreichischen  Provinzen,  später  auch  auf  die  süd- 
lichen Lande  ausgedehnt.  Das  System  bestand  in  der  Zweiteilung  der  Steuer 
nach  Hauszins  und  Klassensteuer.  Erstere  war  für  die  grösseren,  vermögenden 
Orte,  die  Klassensteuer  aber  wurde  ausserhalb  jener  Orte  angewendet.  Als  Merkmal 
für  die  Einreihung  in  die  12  Klassen  des  Tarifs  wurde  bloss  die  Zahl  der  in 
einem  Hause  enthaltenen  Wohnräume  aufgestellt  und  daneben  kam  der  Umstand, 
ob  ein  Haus  Stockwerke  besitzt  oder  nicht,  insoweit  in  Betracht,  dass  Häuser 
mit  mehr  als  6  Wohnräumen  dann  in  die  nächst  höhere  Klasse  eingereiht  wur- 
den, wenn  sie  Stockwerke  besassen. 

Die  Jahre  1848  und  49  brachten  zur  damaligen  Gebäudesteuer  noch  eine 
Art  Einkommensteuer,  welche  in  der  That  nur  eine  Ergänzung  des  Ertrags- 
steuersystems war,  darin  bestehend,  dass  für  alles  Einkommen,  das  nicht  aus- 
schliesslich der  persönlichen  Arbeit  entstammte,  5  Prozent  und  da  die  Hausrente 
schon  mit  18  Prozent  besteuert  war,  nur  16  Prozent  verlangt  wurden,  während 
gleichzeitig  ein  Zuschlag  im  Betrage  von  einem  Drittel  dieser  ermässigten  Haus- 
zinssteuer eintrat  und  die  Hausklassensteuer  ebenfalls  um  ein  Drittel  erhöht 
wurde.  Daneben  wurde  neu  die  sogenannte  ausgedehnte  Hauszinssteuer  ein- 
geführt, indem  sie  auf  alle  Gebäude  ausgedehnt  wurde,  die  entweder  in  Ort- 
schaften gelegen  sind ,  in  denen  sämtliche  Gebäude  oder  doch  wenigstens  die 
Hälfte  derselben  einen  Zinsertrag  durch  Vermietung  abwei'fen,  oder  welche 
ausserhalb  dieser  Ortschaft  gelegen  durch  Vermietung  benutzt  werden. 

In  den  fünfziger  Jahren  beginnen  die  österreichischen  Steuerreform- 
bestrebungen, welche  Myrb ach  eine  Leidensgeschichte  nennt,  eine  Erscheinung, 
die  in  den  parlamentarischen  Verhältnissen  sich  namentlich  gründete.  Adolf 
Beer  hat  in  seinem  „Staatshaushalt  Oesterreich-Ungarns  seit  1868"  diese  Ge- 
schichte dargestellt,  die  mit  Brucks  Reformentwurf  1856  begann.  Von  Plener 
1862  brachte  als  Finanzminister  bloss  eine  Reform  der  Grundsteuer  ein,  doch  erst 
Brestel  1869  legte  einen  Entwurf  vor,  über  den  wenigstens  die  Verhandlungen 
sich  heute  noch  fortspinnen.  Als  Ergebnis  kann  man  das  Werk  der  Grund- 
steuerregulierung mit  den  Gesetzen  vom  28.  März  1880  und  vom  7.  Juni  1881 
bezeichnen,  womit  sich  eine  entsprechende  Aenderung  der  Gebäudesteuergesetz- 
gebung als  unabweislich  ergab.  Das  Gesetz  vom  9.  Februar  1882  darf  aber 
als  kein  Reformgesetz  bezeichnet  werden,  es  fusst  vollständig  auf  den  bis  dahin 
in  Geltung  gewesenen  Vorschriften  und  beseitigt  lediglich  einige  grosse  Uebel- 
stände  der  alten  Gesetzgebung. 

Die  Entwicklung  resümiert  sich  dahin,  dass  man  ausging  von  der  Be- 
steuerung der  einzelnen  unbeweglichen  Vermögensbestandteile,  dann  auf  eine 
Ertragssteuer  überleitete  und  schliesslich  der  Steuer  auch  noch  den  Charakter 
einer  Wohnsteuer,  also  einer  Aufwandsteuer  zuführte. 

Diese  Entwicklung  führt  auch  Myrb  ach  dazu,  die  von  Lorenz  von  Stein 
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auch  neuerdings  wieder  in  dem  zweiten  Teile,  zweite  Abteilung  seines  Lehr- 
buchs der  Finanzwissenschaft  in  fünfter  Auflage  dargestellte  Auffassung  der 
Geschichte  der  österreichischen  Gebäudesteuer  zu  berichtigen. 

II.  Bin  Blick  auf  die  österreichische  Gebäudesteuergesetz- 
gebung nach  ihrem  gegenwärtigen  Stande! 

Die  österreichische  Gebäudesteuer  ist  eine  auf  dem  Reale  selbst  lastende 
Abgabe,  welche  sich  ausschliesslich  nach  den  Eigenschaften  des  steuerpflichtigen 
Objekts  richtet.  Sie  zerfällt  in  eine  Hauszinssteuer  (Quotitätssteuer) ,  die  ihren 
Erfolg  aus  dem  Vermietungs vertrag  heben  will,  und  in  eine  Hausklassensteuer, 
welche  nur  Wohngebäude  ohne  Zinsertrag  besteuern  will.  Die  erstere  besteuert 
alle  Gebäude  und  Gebäudebestandteile,  während  die  letztere  nur  die  wirklichen 
Wohngebäude  ins  Auge  fasst.  In  beiden  Steuerarten  sind  die  Gebäude  öffent- 
lichen Zweckes,  ferner  Hütten,  Buden  und  Kramläden  mit  lediglich  zeitweiliger 
Errichtung  frei.  Zeitliche  Befreiungen  haben  bei  Neubauten,  Umbauten,  Zu- 
oder  Aufbauten  und  teilweisen  Umbauten  statt,  und  zwar  bis  auf  12  Jahre 
hinaus.  Lasten  des  Gebäudes,  wie  die  Zinsen  von  Passivkapitalien  gewähren 
keinen  Anspruch  auf  Verminderung  der  Steuer,  dagegen  ist  dem  Hausbesitzer 
das  Recht  eingeräumt,  dem  Gläubiger  bei  Zahlung  der  Zinsen  von  Passivkapi- 
talien oder  der  Renten  5  Prozent  derselben  in  Abzug  zu  bringen. 

Bei  der  Hauszinssteuer  ist  Steuerobjekt  der  Zinsertrag,  sei  es  nach  dem 
vereinbarten  Mietzins  oder  nach  dem  durch  Vergleichung  gewonnenen  möglichen 
Zinsertrage.  Garten-,  Möbelzinse,  Beleuchtungs-  und  Wasserleitungsbeiträge, 
Entschädigungen  für  Bedienung  u.  dergl.  sind  in  Abzug  zu  bringen,  während 
zur  Bestreitung  der  Erhaltungskosten  und  der  Reädifikation  15  resp.  20  Prozent 
in  Abzug  gebracht  werden ;  der  verbleibende  Rest  bildet  den  sogenannten  reinen 
steuerbaren  Zinsertrag,  von  welchem  die  Steuer  mit  26^/3  Prozent  resp.  20  Pro- 
zent bemessen  wird. 

Die  Grundlage  der  Besteuerung  sind  zunächst  Bekenntnisse,  die  Ver- 
nehmung der  Bekennenden,  eventuell  kommissioneile  Schätzung.  Die  Haus- 
klassensteuer richtet  sich  nach  der  Anzahl  der  in  jedem  Hause  enthaltenen 
Wohnräume,  so  zwar,  dass  z.  B.  40 — 36  Wohnbestandteile  in  der  ersten  Klasse 
stehen  und  220  fl.  Steuer  entrichten,  während  lediglich  ein  Wohnraum  in  der 
sechzehnten  Klasse  steht  und  1  fl.  50  Kr.  Steuer  entrichtet.  Als  Wohnungsbestand- 
teile werden  nicht  angesehen  Küchen,  Keller,  Böden,  Stallungen,  Scheunen  u.  dergl., 
Schulzimmer,  Werkstätten  und  Amtsstuben. 

Zu  diesen  Steuersätzen  treten  die  Zuschläge  der  Provinzen,  Gemeinden 
und  sonstigen  Zwangsgenossenschaften,  die  alle  ein  stattliches  Mass  von  Pro- 
zenten der  Staatssteuer  in  Anspruch  nehmen,  so  das  Landeserfordernis,  die 
Grundentlastungs-  und  Schulfonds. 

III.  Myrbach  geht  nun  in  einem  folgenden  Abschnitt  zur  Kritik  der 
österreichischen  Gebäudesteuergesetzgebung  über.  Ausgehend  von 
dem  Satze,  dass  das  Haus  das  Resultat  einer  wirtschaftlichen  Unternehmung 
sei,  zeigt  der  Verfasser  drei  Wege  der  wirtschaftlichen  Benutzung  derselben: 
die  Befriedigung  des  eigenen  Wohnbedürfnisses,  die  Unterstützung  einer  ander- 
weitigen Produktion,  endlich  die  Bestimmung,  dem  Eigentümer  eine  dauernde 
Rente  zu  liefern. 

Dem  vom  Eigentümer  selbst  l)ewohnten  Hause  könne  im  Prinzipe  die 
Natur  einer  Kapitalanlage  nicht  zugesprochen  werden;  denn  was  man  bereits 
gebrauche,  ja  verbrauche,  könne  nicht  mehr  Quelle  von  Einkommen  sein. 

Das  als  industrielles  Werkzeug  benutzte  Gebäude  liefere  allerdings  Zins 
und  somit  Einkommen,  der  Zins  aber  komme  nicht  selbständig  zur  Erscheinung, 
er  vermenge  sich  mit  dem  Zinse  der  fixen  Kapitalien  überhaupt. 

Nur  das  an  andere  gegen  Zins  zur  Benutzung  überlassene  Gebäude  sei 
wirkliche  Kapitalanlage,  deren  Ertrag  in  dem  Bestandzinse  ihren  genauen  ziffer- 
mässigen  Ausdruck  finde:  die  Hausrente  sei  reiner  Kapitalzins.  Hiermit  stellt 
sich  Myrbach  in  Gegensatz  zur  herrschenden  Lehre,  welche  in  der  Hausrente 
die  kombinierte  Erscheimmg  der  Baurente  und  der  Grundrente  sieht,  woraus 
namentlich  in  der  Theorie  die  höhere  Leistungsfähigkeit  der  Hausrente  gefolgert 
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wird.  Recht  glücklich  scheint  Myrbach  an  den  integrierenden  Bestandteilen  des 
Hauses,  den  Zugehörungen,  den  Lageverhältnissen  seine  Anschauung  zu  befestigen. 

Was  nun  die  Grösse  der  Hausrente  betrifft,  so  dürfe,  weil  als  Kapitalzins 
nur  jener  Teil  der  Einnahmen  betrachtet  werden  könne,  der  dem  Kapitalisten 
bei  ungeschmälerter  Erhaltung  seines  Kapitals  zur  freien  Verfügung  bleibt,  als 
Hausrente  nur  jener  Teil  des  eingehenden  Mietzinses  angesehen  werden,  der  dem 
Besitzer  verbleibe,  nachdem  er  alles  bestritten  hat,  was  zur  stetigen  Erhaltung 
des  Kapitals  in  gleicher  Höhe  und  zu  seiner  Sicherung  vor  völliger  Vernichtung 
aufgewendet  werden  muss.  Die  Zinseinnahme  des  Hauses  müsse  daher  enthalten 
1.  den  Ersatz  der  notwendigen  Erhaltungskosten,  2.  die  Amortisationsquote 
nebst  Versicherungsprämie,  3.  die  Entlohnung  für  die  fortdauernd  erforderliche 
Arbeit,  und  nur  der  verbleibende  Rest  ist  Kapitalzins,  Hausrente. 

Wird  an  der  Hand  dieser  Sätze  zunächst  zur  Prüfung  der  österreichischen 
Hauszinssteuer  geschritten,  so  ist  zunächst  der  Satz  ins  Auge  zu  fassen,  der  von 
Ricardo  stammt,  dass  die  Haussteuer  nur  zu  Zeiten  aufstrebender  wirtschaft- 
licher Verhältnisse  auf  den  Mieter  überwälzt  werden  kann.  Man  dürfe  die 
Wirkungen  der  Steuern  an  sich  mit  denen  fremder  Einflüsse  nicht  vermengen. 
Werde  in  einem  Staate  plötzlich  eine  hohe  Haussteuer  eingeführt,  so  haben 
natürlich  die  Hausbesitzer  das  Bestreben,  ihren  geschmälerten  Kapitalzins  durch 
Erhöhung  der  Miete  wieder  aufzubessern.  Ein  Teil  der  Mieter  wird  dem  statt- 
geben ,  ein  Teil  der  Mieter .  wird  aber  sein  Wohnungsbedürfnis  einschränken, 
was  freilich  momentan  noch  eine  Erhöhung  der  Mietpreise  der  kleineren  Woh- 
nungen herbeiführt. 

Die  Eigner  der  Wohnungen  werden  sich  bald  der  auf  sie  zurückgewälzten 
Steuerleistung  nicht  entziehen  können  und  tritt  ein  Besitzwechsel  ein,  so  wird 
die  Steuer  in  der  Weise  amortisiert,  dass  der  kapitalisierte  Steuerertrag  vom 
Werte  des  Hauses  in  Abschlag  gebracht  wird.  Dies  bewirkt,  dass  die  Lust,  in 
Hausbesitz  Kapital  anzulegen,  aufhört,  die  wachsende  Nachfrage  okkupiert  die 
bis  zuletzt  überflüssig  gewesenen  Wohnungen,  ja  das  Bedürfnis  geht  noch  weiter 
und  die  Baulust  wird  wieder  rege  mit  der  Wirkung,  dass  jetzt  zur  Herstellung 
eines  neuen  Hauses  kein  grösseres  Kapital  erforderlich  ist,  als  jenes,  welches 
die  übliche  Verzinsung  in  der  verminderten  Hausrente  findet.  Fast  die  ganze 
Steuer  ist  durch  Amortisierung  gedeckt,  sie  ist  zu  einer  Reallast  geworden.  Die 
Bevölkerung  wohnt  aber  schlechter,  obgleich  der  Einzelne  denselben  Betrag  an 
Bestandzins  zahlt,  um  den  er  früher  die  bessere  Wohnung  innehatte. 

Die  ganze  Schilderung  gilt  natürlich  nur  von  aufblühendem  Gemeinwesen. 

Eine  Steuer  so  eingerichtet  wie  die  österreichische  Hauszinssteuer  wird 
sich  der  ganzen  Reihe  dieser  Folgen  leicht  anschmiegen. 

Indes  ist  auch  der  Fall  noch  zu  betrachten,  dass  die  Haussteuer  im  System 
der  Ertragssteuern  steht  und  möglicherweise  alle  anderen  Ertragssteuern  eben- 
falls höher  geschraubt  werden.  In  diesem  Fall  würde  eine  allgemeine  Aus- 
gleichung statthaben,  ein  idealer  Zustand,  der  in  Oesterreich  nicht  besteht,  weil 
die  Hauszinssteuer  weitaus  höher  ist,  als  die  übrigen  Ertragssteuern.  Die  Wir- 
kung der  österreichischen  Hauszinssteuer  bestehe  also  in  einer  Verminderung 
der  Hausrente ,  zweitens  in  einer  Verminderung  des  Wertes  der  bestehenden 
Häuser  und  dfer  Baugründe,  drittens  in  der  Verteuerung  der  Wohnungen  und  der 
übrigen  in  Benutzung  stehenden  Hausbestandteile,  wodurch  ein  grosser  Teil  der 
Bevölkerung  bei  dem  gleichen  Geldaufwande  in  schlechtere  Wohnungen  und 
Betriebsstätten  gedrängt  wird. 

Myrbach  wendet  sich  nun  zu  der  Frage,  ob  die  Steuersätze  der  einzelnen 
Teile  eines  Ertragssteuersystems  untereinander  in  einem  bestimmten  Verhält- 
nisse stehen  sollen  und  ob  die  Herstellung  eines  solchen  unveränderlichen  Ver- 
hältnisses möglich  ist.  Es  ist  in  dem  Rahmen  dieser  Zeitschrift  unmöglich,  auch 
hierauf  einzugehen.  Es  mag  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  uns  die  zu- 
letzt vorgeführten  und  die  noch  nachfolgenden  Abschnitte  eine  höchst  wertvolle 
theoretische  Darstellung  der  in  Frage  kommenden  Erscheinungen  zu  bieten 
scheinen.  Indem  der  Verfasser  die  positive  österreichische  Gesetzgebung  nach 
den  einzelnen  Wirkungen  der  Steuer  beurteilt,   bespricht  er  die  Verminderung 
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der  Hausrente  durch  die  Hauszinssteuer,  die  Entwertung  der  Objekte  durch  die 
Steuer,  die  Wirkung  der  Hauszinssteuer  als  Aufwandsteuer  und  geht  sodann 
auch  auf  die  Kritik  der  Hausklassensteuer  über.  Zum  Schlüsse  werden  die 
Reformvorschläge  der  österreichischen  Gebäudesteuer  vorgeführt. 

Man  kann  wohl  den  am  Ende  vorgetragenen  Worten  beipflichten,  dass 
es  ein  grosser  und  schöner  Fortschritt  im  gesamten  Finanzwesen  wäre,  wenn 
es  gelänge,  die  Einheitlichkeit  und  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  in  der 
Weise  herzustellen,  dass  Vermögensentwertungen  und  Ueberwälzungen  vermieden 
würden,  wenn  es  aber  auch  gelänge,  die  störende  Abhängigkeit  der  verschiedenen 
Steuergewalten  dadurch  zu  beseitigen,  dass  man  jeder  von  ihnen  als  prinzipale 
Einkommensquelle  eine  abgegrenzte  selbständige  Gruppe  von  Steuern  überlässt, 
und  wenn  es  endlich  gelänge,  die  naturgemäss  zusammengehörenden  und  sich 
ergänzenden  Steuern  durch  Schaffung  fester  Systeme  miteinander  in  rationelle 
Verbindung  zu  bringen.  Wenn  es  möglich  wäre,  diese  Ziele  zu  erreichen,  so 
führe  in  Oesterreich  nur  ein  Weg  dahin :  die  ausschliessliche  Ueberweisung  der 
Ertragssteuern  an  den  Staat,  eines  Systems  von  Aufwandsteuern  an  das  Land, 
der  Einkommensteuer  an  die  Gemeinden. 

Dr.  L.  Hoffmann. 


Dr.  Johann  Moritz  Chlupp,  Ritter  von  Chlonau,  Syste- 
matisches Handbuch  der  direkten  Steuern  in  den  vom  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie.  Mit  einigen  Abänderungen  und  einem 
Anhang  versehen  von  Wilhelm  Hab  eisberger,  k,  k.  Steuer- 
inspektor.    Achte   vermehrte  Auflage.     Leipzig  1886.     351  S. 

Das  vorliegende  Werk  ist  so  recht  zum  Bureaugebrauche  bestimmt.  Wäh- 
rend Dr.  Viktor  Roll,  österreichische  Steuergesetze  nebst  Ergänzungsheft  1882, 
in  zweiter  Auflage  1883  in  der  Manzschen  Gesetzesausgabe,  als  die  vollständigste 
Sammlung  der  einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen  und  Judikate,  neben  welcher 
noch  die  vom  k.  k.  Finanzministerium  veranstaltete  Zusammenstellung  der  Ge- 
bäudesteuervorschriften ,  Wien,  Hof-  und  Staatsdruckerei  1881  (welche  jedoch 
das  Gesetz  vom  9.  Februar  1882  noch  nicht  enthält)  und  Dr.  Leo  Geller,  öster- 
reichische Gebühren-  und  Steuergesetze,  Wien  1881,  abgesehen  von  Schopf, 
Grundsteuer  und  Gebäudesteuer  nach  dem  stabilen  Kataster,  Graz  1846,  im  Ge- 
brauche sind,  lediglich  das  Material  darbietet,  besitzt  Oesterreich  in  Seiners 
systematischer  Darstellung  aller  über  die  Erwerb-  und  Gebäudesteuer  bestehenden 
Gesetze  und  Verordnungen,  Karlsbad  1845,  und  endlich  in  dem  zu  besprechen- 
den Werke  eine  systematische  Darstellung  des  in  den  direkten  Steuern  liegenden 
GesetzesstofFes.  Ueber  dieses  letztere  Werk  urteilt  Myrbach,  der  Kenner  der 
österreichischen  Litteratur  und  auch  des  bezüglichen  publizistischen  Bedürfnisses, 
dass  es  sich  insbesondere  zur  Gewinnung  eines  allgemeinen  üeberblickes  eigne, 
aber  nicht  fehlerfrei  sei.  Der  Referent  muss  also  mit  der  Andeutung,  dass  er 
salvo  errore  auctoris  Bericht  erstattet,  seine  Aufgabe  beginnen. 

In  Oesterreich  bestehen  folgende  direkten  Steuern:  die  Grundsteuer,  die 
Gebäude-  oder  Häuserstener ,  die  Erwerbsteuer  und  endlich  supplementär  die 
Einkommensteuer.  Als  Verwaltungsorgane  der  direkten  Steuern  fungiert  jetzt 
das  Finanzministerium,  welches  die  höchste  Instanz  für  die  Verwaltung  der 
direkten  Steuern  bildet;  als  Landesbehörden  fungieren  die  Finanzlandesdirektionen, 
welche  auch  die  übrigen  Finanzzweige  in  sich  vereinigen,  in  Frag,  Wien,  Brunn, 
Lemberg,  Graz,  Innsbruck  und  Zara,  und  die  Finanzdirektionen  in  denjenigen 
kleinen  Kronländern,  die  aus  dem  Wirkungskreise  der  Finanzlandesdirektionen 
ausgeschieden  sind,  in  Linz,  Salzburg,  Klagenfurt,  Laibach,  Triest,  Czemowitz 
und  Troppau.  Präsidenten  der  Finanzlandesdirektionen  und  der  Finanzdirektionen 
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in  Linz  und  Triest  sind  die  Statthalter,  der  übrigen  fünf  Finanzdirektionen  die 
Landespräsidenten.  Sonst  fungieren  als  Finanzlandesdirektoren  Vizepräsidenten 
oder  Hofräte,  als  Finanz  dir  ektoren  Hofräte  oder  Oberfinanzräte. 

Als  erste  Instanzen  fungieren  Steuerlokal-  oder  Steuerbezirksbehörden. 
Steuerbemessungsbehörden  sind  in  der  Regel  die  Bezirkshauptmannschaften, 
auch  Steuerradministrationen  und  Steuerlokalkommissionen  in  Städten,  Diese 
fungieren  als  zweite  Instanzen  der  Finanzlandesbehörden. 

Die  Bezirkshauptmannschaften  haben  die  Gemeinden  bei  der  Auferlegung 
der  direkten  Steuern  zu  überwachen ;  daneben  haben  sie  auch  ausübende 
Funktionen.  Dieselbe  Aufgabe  haben  auch  die  Steueradministrationen  und 
Steuerlokalkommissionen. 

Für  das  Kassenwesen  besteht  in  jedem  Gerichtsbezirk  erster  Instanz  ein 
Steueramt  mit  einem  Steuereinnehmer  und  einemKontrolleur.  IhreThätigkeit  ist  aber 
der  Hauptsache  nach  mehr  die  eines  Auszahlungsgeschäfts ;  den  direkten  Steuern 
gegenüber  sind  sie  lediglich  Einzahlungsstelle  und  alles,  was  die  Feststellung 
des  Steuerobjekts,  die  Bemessung  und  Eintreibung  der  Steuer  betrifft,  liegt 
ausser  ihrem  Wirkungskreise.  Sie  sind  also  den  Bezirkshauptmannschaften 
vollständig  untergeordnet,  die  auch  die  Aufsicht  über  das  Steueramt  sowohl 
als  über  sein  Personal  pflegen. 

Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Steuern,  die  nur  ein  Kronland,  einen 
Bezirk  oder  bloss  eine  Gemeinde  betreffen,  werden  durch  die  Gemeinden  repar- 
tiert und  durch  die  Gemeindevorstände  zugleich  mit  der  an  das  Steueramt  ab- 
zuführenden Steuer  selbst  eingehoben. 

Wir  gehen  nunmehr  zur  Darstellung  der  einzelnen  Steuern  über. 

I.  Die  Grundsteuer.  Die  gegenwärtige  Grundsteuer  in  Oesterreich 
wurde  am  23.  Dezember  1817  eingeführt  und  weil  sie  ein  festes,  lange  dauerndes 
Verzeichnis  aller  steuerpflichtigen  Grundstücke  unter  Angabe  ihrer  Grösse,  ihres 
Ertrages  und  der  davon  entfallenden  Steuer  bilden  sollte,  so  erhielt  sie  den 
Namen  des  stabilen  Katasters.  Da  aber  die  Herstellung  desselben  zu  lange  an- 
dauerte, so  wurden  in  den  einzelnen  Provinzen  nur  vorläufige  bis  zur  Vollendung 
des  stabilen  Katasters  geltende  Grundsteuersysteme,  die  deshalb  auch  Grund- 
steuerprovisorien heissen,  eingeführt.  Erweitert  man  den  Begriff  eines  Grund- 
steuerprovisoriums und  versteht  man  darunter  nicht  bloss  jene  erst  nach  dem 
Jahre  1817,  in  welchem  die  Einführung  des  stabilen  Katasters  beschlossen  ward, 
bis  zu  dessen  Vollendung  z  eitw eilig  veranlasste  Umänderung  der  bestandenen 
Steuersysteme,  sondern  überhaupt  jedes  Grundsteuersystem,  welches  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  es  vor  oder  nach  dem  Jahre  1812  entstand,  dem  neuen 
stabilen  Kataster  zu  weichen  bestimmt  ist,  also  provisorisch  bis 
zu  dessen  Einführung  gilt,  so  kann  man  ein  allgemeines  Grundsteuerprovisorium 
von  besonderen  Grundsteuerprovisorien  unterscheiden.  Ersteres  ist  jenes, 
welches  am  I.Mai  1819  für  Mähren,  Schlesien,  Oesterreich  unter  und  ob  der 
Enns  mit  Salzburg,  für  Steiermark,  Kärnten  und  Galizien  ohne  die  Bukowina 
erlassen  wurde.  I3esondere  Provisorien  bestehen  in  Böhmen,  Tirol,  Illyrien 
ausser  Kärnten,  Dalmatien,  Bukowina. 

Bei  dem  allgemeinen  Grundsteuerprovisorium  werden  die  eigentlichen 
Grunderträgnisse,  die  Nutzungen  von  Gebäuden  und  die  Urbarial-  und  Zehent- 
genüsse der  Grundsteuer  unterworfen.  Bezüglich  der  besonderen  Grundsteuer- 
provisorien bestehen  zahllose  Verschiedenheiten. 

Das  berührte  stabile  Kataster  wurde  vorbereitet  durch  gebildete  und 
praktisch  geübte  Feldmesser,  die  den  Reinertrag  der  gemessenen  Grundstücke 
nicht  durch  Bekenntnisse  der  Grundbesitzer,  sondern  durch  aufgestellte  der 
Landwirtschaft  kundige  Schätzungskommissäre  erhoben.  Das  ganze  Katastral- 
wesen  leitet  seit  1850  die  Generaldirektion  des  Grundsteuerkatasters,  die  in 
3  Abteilungen  zerfällt:  das  Vermessungs-,  das  ökonomische  und  das  Verwaltungs- 
departement. 

Die  GiTindertragschätzung  zerfiel  a)  in  die  Vorarbeiten;  man  ermittelte 
die  Kulturart,  je  nachdem  sie  eine  einfache,  gemischte  oder  wechselnde  war. 
Man  klassifizierte   diese  Ermittelung   und   stellte   die  Preistabellen  für  die  ein- 
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zelnen  Bodenprodukte  aaf  nach  den  Preisen  desjenigen  Jahres,  in  welchem 
diese  Urprodukte  im  Durchschnitte  in  einer  Periode  von  50  Jahren  am  wohl- 
feilsten waren.  Als  ein  solches  Jahr  wurde  das  Jahr  1824  angenommen.  Aus 
den  Lokal-  und  Marktpreistabellen  dieses  Jahres  wurde  nun  für  jede  Gemeinde 
eine  Tabelle  der  Durchschnittspreise  verfasst,  mit  den  Tabellen  der  Nachbar- 
gemeinden und  der  Gemeinden  des  Bezirks  verglichen  und  mit  denselben  in  Ein- 
klang gebracht.  Sodann  wurde  der  Bruttoertrag  erhoben.  Es  wurde  der  jährliche 
Mittelertrag  unter  der  Voraussetzung  gewöhnlicher  Fruchtbarkeit,  gewöhnlichen 
Fleisses  und  gemeindeüblicher  Kultivierungsart  für  jede  Klasse  jeder  Kultur- 
gattung ausgemittelt.  Sodann  wurden  die  Kulturkosten  erhoben.  Die  Preise 
und  Erhaltungskosten  der  Arbeitskräfte  wurden  tarifiert,  der  Aufwand  an 
Naturalien  wurde  in  Prozenten  des  Bruttoertrages  ausgedrückt.  Endlich  wurde 
der  Reinertrag  gefunden  aus  der  Vergleichung  des  Rohertrages  und  der  Kultur- 
kosten. Reklamationen  waren  gemeindeweise  und  individuell  hiergegen  gestattet. 
Das  stabile  Kataster  wurde  niedergelegt  in  einem  Katastralhauptbuch, 
das  evident  zu  halten  eine  beständige  Sorge  ist.  Es  wurden  nämlich  alle  Ver- 
änderungen in  der  Person  des  Besitzers  und  in  dem  Besitzstande  der  Steuer- 
objekte darin  ersichtlich  gemacht.  Das  stabile  Kataster  sollte  ursprünglich  für 
5980  Quadratmeilen  durchgeführt  werden,  während  der  Flächenraum  der  öster- 
reichischen Monarchie  10,817  Quadratmeilen  beträgt.  Erst  für  3182  Quadrat- 
meilen sind  die  Katastralarbeiten  vollendet,  für  1524  Quadratmeilen  ist  auch 
die  Abschätzung  beendigt  (Galizien  und  Bukowina),  während  für  509  Quadrat- 
meilen (Tirol)  bloss  die  Vermessung  vorgenommen  ist.  Die  Grundsteuer  wird 
also  bemessen  und  eingehoben  nicht  ganz  im  dritten  Teile  der  österreichischen 
Monarchie  und  in  etwas  mehr  als  drei  Fünfteilen  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder.  Die  Katastralarbeiten  sollen  bis  zum  Jahre  1853 
circa  22  Millionen  Gulden  gekostet  haben.  Im  Durchschnitte  kostete  bis  dahin 
die  Katastralvermessung  einer  Quadratmeile  2890  Gulden  und  die  Ertrags- 
schätzung 1270  Gulden,  also  zusammen  4160  Gulden,  also  ein  Joch  nicht  ganz 
25  Kreuzer.  Bis  zum  Jahre  1869  werden  wohl  im  ganzen  45  Millionen  Gulden 
hierfür  aufgewendet  worden  sein. 

Durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1869  wurde  für  alle  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder,  weil  viele  Kulturarten  sich  geändert  hatten, 
die  Neuregelung  der  Grundsteuer  angeordnet.  Danach  unterliegen  der  Grund- 
steuer alle  Grundoberflächen,  welche  landwirtschaftlicher  Benutzung  unterstehen 
können,  während  nach  dem  Patente  von  1817  nur  die  wirklich  produktiven 
Flächen  besteuert  werden.  Durch  diese  neue  Bestimmung  wurden  auch  die 
sog.  Parifikationslande,  wie  Kalk-,  Sand-,  Kies-,  Mergel-Gruben  etc.,  Lager-  und 
Werkplätze,  Privatkanäle,  Ufer,  Raine,  Alleen,  Privatwege,  Eisenbahnflächen  etc. 
in  die  Steuer  eingezogen.  Sonst  blieb  es  bei  der  Besteuerung  des  Reinertrages. 
Der  Reichsrat  setzt  durch  ein  Gesetz  die  Hauptsumme  fest,  welche  als  Grund- 
steuer von  allen  Ländern  in  die  Staatskasse  abzuführen  ist,  und  diese  Haupt- 
summe wird  nach  gleichem  Verhältnisse  des  ermittelten  Reinertrages  auf  die 
Länder,  auf  die  Steuergemeinden  und  in  diesen  auf  die  einzelnen  Grundbesitzer 
repartiert.  Bei  Elementarunfällen  wird  Steuernachsicht  gewährt  und  zwar  gänz- 
lich und  teilweise. 

Die  österreichische  Grundsteuergesetzgebung  macht  einen  eigentümlichen 
Eindruck  dadurch,  dass  sie  sich  den  Verhältnissen  des  Landes  entsprechend  je 
nach  der  extensiven  oder  intensiven  Wirtschaftsübung  ausbildet.  Im  übrigen 
sind  ihre  Grundlagen  vielfach  zweckmässige  und  deshalb  in  hohem  Grade 
beachtenswert. 

IL  Die  Gebäudesteuer.  Ueber  diese  wurde  bereits  in  dem  vorher- 
gehenden Referate  das  Nötige  bemerkt. 

III.  Die  Erwerbsteuer.  Die  Erwerbsteuer  oder  Gewerbesteuer  hat 
den  Zweck,  nicht  nur  das  reine  Einkommen,  sondern  überhaupt  auch  jenes  aus 
andern  Nutzen  bringenden  Beschäftigungen,  z.  B.  aus  der  Erteilung  des  Unter- 
richts, einer  direkten  Besteuerung  zu  unterziehen  und  auf  diese  Art  einen  Teil 
der  öffentlichen  Abgaben,  welche  früher  nur  von  den  Grundbesitzern  im  direkten, 
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von  den  Kapitalbesitzern  und  der  verzehrenden  Volksklasse  im  indirekten 
Wege  eingehoben  wurden,  auch  auf  jene  Staatsbürger  direkt  zu  legen,  welche 
sich  den  Gewerben,  Fabriken,  Handelsunternehmungen  oder  anderen  bestimmten 
gewinnbringenden  Beschäftigungen  widmen.  Sie  soll  treffen  den  durchschnitt- 
lichen Gewerbsreinertrag  und  fusst  auf  dem  Patente  vom  31.  Dezember  1812. 
Subjekte  der  Gewerbesteuer  sind  4  Klassen:  1.  Die  landesbefugten  Fabrikanten 
und  die  Grossliändler ;  2.  alle  Handelsleute  und  Handelsunternehmer  mit  land- 
wirtschaftlichen oder  rohen  Produkten  nicht  bloss  eigenen  Erzeugnisses; 
3.  Künstler  und  Gewerbsleute;  4.  die  Gewerbe  des  Privatunterrichts,  der  Ge- 
schäftsvermittler und  Geschäftsvertreter  und  endlich  die  Beförderungsgewerbe, 
sofern  sie  nicht  schon  auf  Grund  einer  Gewerbsthätigkeit  zur  dritten  Klasse 
gehören.  Die  Steuerbehörden  erster  Instanz  bemessen  für  jede  einzelne  in  ihrem 
Bezirke  befindliche  erwerbsteuerpflichtige  Unternehmung  die  Grösse  der  von 
dieser  Unternehmung  zu  entrichtenden  Erwerbsteuer,  welche  in  der  Regel  für 
jenes  Steueramt  vorgeschrieben  wird,  in  dessen  Bezirk  sich  die  Unternehmung 
befindet.  Die  Grösse  der  Steuer  richtet  sich  bei  den  Landesfabrikanten  nach 
8  Klassen  von  72 — 1575  fl.,  die  Grosshandlungen  steuern  nach  5  Klassen  von 
315 — 1575  fl.  Die  zweite  Hauptklasse  steuert  nach  4  Gruppen:  a)  in  Prag,  Lem- 
berg,  Brunn  etc.  in  4  Klassen  von  52—375  fl.,  b)  in  den  Städten  und  Orten  mit 
4000  Seelen  und  darüber  nach  3  Klassen  mit  42  — 105fl. ,  c)  in  den  Orten  von 
1000 — 4000  Seelen  nach  3  Klassen  von  31 — 84  fl.,  d)  in  den  Orten  mit  weniger 
als  1000  Seelen  nach  4  Klassen  von  2  fl.  10  Kr.  bis  16  fl.  80  Kr.  Die  dritte 
Hauptklasse  steuert  ähnlich  nach  4  Ortsgruppen.  Die  vierte  Hauptklasse  steuert 
ebenfalls  nach  4  Ortsgruppen,  geht  aber  bei  jeder  derselben  in  das  Detail  ein, 
je  nachdem  Unterricht,  Geschäftsvermittlung  und  Beförderung  vorliegt. 

Zur  formalen  Durchführung  wird  ein  Erwerbsteuerkataster  angelegt, 
welcher  aus  den  Erklärungen  der  Örtsgemeinde  gesammelt  wird.  Diese  Kataster 
werden  genau  evident  gehalten. 

IV.  Die  Einkommensteuer.  Sie  fusst  auf  dem  Patente  vom  29.  Ok- 
tober 1849  und  gilt  gegenwärtig  in  allen  Ländern  des  Reichsrats.  Die  Ein- 
kommensteuer soll  nicht  treffen  das  reine  Einkommen,  welches  im  Auslande 
wohnende  Ausländer  von  ihrem  in  den  österreichischen  Ländern  verwendeten 
Vermögen  beziehen,  sodann  das  reine  Einkommen,  welches  die  Bewohner  der 
österreichischen  Länder  von  ihrem  im  Auslande  verwendeten  Vermögen  erhalten, 
sondern  nur  jedes  reine  Einkommen,  welches  die  Bewohner  der  österreichischen 
Länder  von  ihrem  persönlichen  Erwerbe  oder  von  ihrem  in  diesen  Ländern  ver- 
wendeten Vermögen  beziehen.  Auch  der  reine  Ertrag  jener  Gewerbe  oder 
anderer  industrieller  Unternehmungen,  deren  Betrieb  mit  einem  Grund-  oder 
Hausbesitze  verbunden  ist,  unterliegt  der  Einkommensteuer,  wenn  dieser  Ertrag 
keinen  Gegenstand  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  ausmacht.  Diese  letztere 
Einkommensteuer  wird  erhoben  durch  den  Zuschlag  eines  Drittels  zur  Grund- 
und  Gebäudesteuer  in  bezug  auf  das  Einkommen  vom  Grunde  und  von  Ge- 
bäuden und  in  bezug  auf  die  darauf  bücherlich  sichergestellten  Kapitalzinsen 
und  Renten  durch  die  dem  Schuldner  und  Hypothekbesitzer  bewilligten  Abzüge. 
Den  verschuldeten  Hypothekenbesitzem  ist  nämlich  zur  Erleichterung  der 
Zahlung  des  die  Einkommensteuer  vertretenden  Steuerzuschlages  und  zur  gleich- 
massigen  Verteilung  der  Steuer  das  Recht  eingeräumt  worden,  von  den  Zahlungen, 
die  sie  an  Zinsen  oder  anderen  jährlichen  Leistungen  von  den  auf  ihrem  Besitz- 
tum haftenden  Schulden  und  anderen  Lasten  zu  entrichten  haben,  5  Prozent 
d.  i.  den  zwanzigsten  Teil  des  zu  zahlenden  Betrages  den  zum  Bezüge  Be- 
rechtigten als  Zahlung  in  Anrechnung  zu  bringen,  und  die  letzteren  sind  auf  der 
anderen  Seite  verbunden,  diesen  abgezogenen  Betrag  als  empfangen  zu  quittieren. 

Das  Einkommen  aus  anderen  Quellen  teilt  sich  in  3  Klassen.  In  die 
erste  Klasse  gehört  das  Einkommen  von  den  der  Erwerbsteuer  unterworfenen 
Erwerbsgattungen.  In  diese  Klasse  wird  noch  gerechnet  das  Einkommen  vom 
Bergbau-  und  Hüttenbetriebe  und  aus  Pachtungen.  In  die  zweite  Klasse  ge- 
hört das  Einkommen,  welches  als  Entgelt  für  solche  Arbeit  oder  Dienstleistungen, 
die  der  Erwerbsteuer  nicht  unterliegen,  unmittelbar  von  dem  Arbeitenden  oder 
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Dienstleitenden  während  der  Dauer  oder  nach  dem  Aufhören  der  Beschäftigung 
oder  Dienstleistung  oder  von  den  Angehörigen  desselben  bezogen  wird  oder 
an  stehenden  Jahresbezügen,  Hausversorgungs-  oder  Lebensversicherungsanstalten, 
für  welche  die  Einlagen  in  diese  Anstalten  geschehen,  zufliesst. 

In  die  dritte  Klasse  des  Einkommens  gehören  jene  Einkommensarten, 
die  durch  Arbeit  nicht  bedingt  sind,  nämlich  Kapitalzinsen,  Renten  und  Leib- 
renten. Es  gibt  jedoch  erhebliche  Ausnahmen,  wonach  in  diesen  3  Klassen 
Steuerbefreiungen  eintreten,  welche  teils  eine  lästige  Doppelbesteuerung  ver- 
meiden wollen,  teils  aus  volkswirtschaftlichen  Gründen  gestattet  werden.  Die 
Grösse  der  Steuer  beträgt  in  der  ersten  und  dritten  Klasse  5  vom  Hundert, 
in  der  zweiten  Klasse  wird  eine  Skala  eingeführt,  beginnend  mit  einem  Ein- 
kommen über  630 — 1050  fl    mit  1  Prozent  Steuer  und  steigend  bis  zu  10  Prozent. 

Damit  beendigen  wir  diese  Skizze  des  österreichischen  direkten  Steuerwesens. 

Wir  möchten  jedoch  das  Referat  nicht  schliessen,  ohne  einige  Angaben 
über  die  bezüglichen  Ergebnisse  des  österreichischen  Staatshaushaltes  zu  machen. 
Wir  benutzen  hierzu  Oesterreichisches  statistisches  Handbuch  1884  und 
Brachelli,  Statistische  Skizze  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  S.  226 
resp.  S.  52. 

Die  Einnahmen  aus  den  direkten  Steuern  waren  1884  budgetiert: 

Grundsteuer  33,645,000  fl., 

Gebäudesteuer        27,117,000  fl., 

Erwerbsteuer  10,000,000  fl., 

Einkommensteuer  24,500,000  fl. 

Die    Einnahmen     aus    der    direkten    Besteuerung    bezifi'erten    1883    an 

29,04  Prozent    der  Gesamteinnahmen   und  auf  den  einzelnen  Einwohner  treffen 

an  direkten  Steuern  4  fl.  38  Kr. ,  während  überhaupt  Einnahmen  auf  denselben 

15  fl.  9  Kr.  treffen. 

Die  Grundsteuer  ist  merkwürdigerweise  im  Rückgang,  denn  während 
sie  1869  an  37,4  Millionen  Gulden  betrug,  beträgt  ihre  Gesamteinnahme  1883 
nur  33,2  Millionen. 

Die  Hauszinssteuer  ist  hiergegen  in  steter  Steigung  begriffen.  1869  ertrug 
sie  11,7  Millionen,  1813  ertrug  sie  20,3  Millionen.  Im  Rückgange  beflndet  sich 
entschieden  die  Hausklassensteuer,  welche  1869  6,4  Millionen  und  1883  an 
5,5  Millionen  ertrug. 

Die  5prozentige  Einkommensteuer  von  hauszinssteuerfreien  Gebäuden 
betrug  1879  an  1,12  Millionen,  1883  aber  1,42  Millionen.  Massig  im  Aufsteigen 
ist  die  Erwerbsteuer,  welche  1869  auf  8,2  Millionen  und  1883  auf  10,3  Millionen 
sich  bezifferte.  Ganz  entschieden  gekräftigt  hat  sich  die  Einkommensteuer. 
1869  ertrug  sie  13,9  Millionen,  1883  25,7  Millionen. 

Dr.  L.  Ho  ff  mann. 


Tariffe  comparate  dei  dazi  doganali  1886.     Herausgegeben 
von  der  Direzione  generale  delle  gabeile. 

Wir  machten  schon  im  vorigen  Jahrgang  S.  419  auf  die  umfassende 
litterarische  Thätigkeit  der  italienischen  Zollverwaltung  aufmerksam. 

Der  obengenannte  1348  Seiten  umfassende  Grossoktavband  ist  ein  neuer 
Beleg  hiefür.  Es  ist  ein  für  den  Gesetzgeber,  Politiker  und  Gelehrten  höchst 
wertvolles  Nachschlagebuch. 

Die  Tarife  von  23  Ländern  (Italien,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien,  Cypern, 
Dänemark,  Frankreich,  Deutschland,  Gibraltar,  Griechenland,  England,  Malta, 
Montenegro,  Norwegen,  Holland,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Serbien,  Spanien, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  Schweiz,  Schweden,  Türkei)  sind  mit  ein- 
ander verglichen,  und  zwar  in  einer  durchaus  korrekten  Weise.  Die  Waren 
sind   in  19  Kategorien   gebracht.     Bei  jeder   Kategorie   wird   von  jedem  Land 
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genau  die  Warenbezeichnung  des  Originaltarifs  gebracht,   ebenso  die  Zollbasis 
und  der  Zollsatz  in  fremdem  Geld. 

Beide  letzteren  werden  aber  auch  in  2  besonderen  Spalten  auf  italienisches 
Mass,  Gewicht  und  Geld  reduziert.  Für  den  Nichtitaliener,  der  des  Italienischen 
nicht  ganz  mächtig  ist,  liegt  eine  kleine  Unbequemlichkeit  vor,  insofern  als 
gerade  bei  der  Warenbezeichnung  in  italienischer  Sprache  viele  nicht  sehr  ge- 
läufige Worte  auftreten.  Doch  das  Werk  soll  ja  auch  zunächst  Italienern  und 
italienischen  Interessen  dienen.  Bei  den  häufigen  und  fortwährenden  Aenderungen 
der  Zolltarife  ist  eine  in  kurzen  Zwischenräumen  etwa  alle  Jahre  sich  wieder- 
holende Ausgabe  sehr  zu  wünschen.  G.  Schanz, 
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Von 
Karl  Krämer. 


Abkürzungen.  Archiv  für  Eisenbahnwesen  =  A.  f.  E.  —  Bulletin  de  Statistique  et  de 
Legislation  comparee  =  B.  d.  St.  et  d.  L.  c.  —  Bolletino  de  Legislazione  e  Statistica  doganale 
e  commerciale  <=  B.  d.  L.  e.  St.  d.  e.  c.  —  Annales  de  l'ecole  libre  des  sciences  poUtiques  = 
Ann.  de  l'e.  1.  des  sc.  pol.  —  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  N.  F.  =  J.  f. 
N.  u.  St.  —  Journal  des  Economistes  =  J.  d.  E.  —  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft, 
Politik  und  Kulturgeschichte  =  V.  f.  V.,  P.  u.  K.  —  Zeitschrift  für  die  gesamten  Staatswissen- 
schaften =  Z.  f.  d.  g.  St.  —  Deutsche  Gemeindezeitung  =  D.  G.  Z.  —  Journal  de  la  Societe 
de  statistique  de  Paris  =  J.  d.  1.  S.  d.  st.  d.  Paris. 


I.  Allgemeine  Werke.    Flnanzgeschichte. 

Burkhard,  W.,  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Pinanzfragen.    Finanzarchiv  Jahr- 
gang in,  Bd.  2. 
Prüfungsaufgaben,  die,  aus  dem  niederen  Finanzdienst  im  Königr.  Bayern.    I.Abt.: 

aus  den  J.  1882,  1884  u.  1885  u.  II.  Abt. :   aus  den  J.  1875,  1880  u.   1886.    gr.  8.  München, 

Schweitzer. 
Stein,  L. ,  V. ,   Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.    2.  Abt.:  Die  einzelnen  Steuern  und  ihre 

Systeme.    3.  Abt.  (Schluss):  Das  Staatsschuldenwesen,    gr.  8.    Leipzig,  Brockhaus. 
Wagner,  Finanzwissenschaft.     S.Teil:   Spezielle  Steuerlehre.     1.  Heft:   Steuergeschichte. 

Leipzig,  C.  F.  Winter. 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie.    Herausg.  von  G.  S c h ö n b e r g.    2.  Aufl.    Tübingen, 

H.  Laupp.    Roy.  8.    JH.  Bd. :  enthaltend  die  Finanzwissenschaft. 
Hue  de  Grais,  Graf,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preussen  u.  dem  Deutschen 

Reiche.    5.  Aufl.    8.    Berlin,  Springer. 
Morhain,   C,   L'empire   allemand,   sa  Constitution,  son  administration.    gr.  in  8.    Paris, 

Berger-Levrault  &  Co. 
Röscher,  W.,  System  der  Finanzwissenschaft.    1.  u.  2.  Aufl.    gr.  8.    Stuttgart,  Cotta. 
Zell  er,  W.,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  Grossherzogtums  Hessen.  2  Bde. 

gr.  8.    Darmstadt,  Bergsträsser. 

Coste,  A.,  Les  questions  sociales  contemporaines.  Comptes  rendus  du  concours  Pereire  et 
6tudes  nouvelles  sur  le  pauperisme,  la  pr6voyance,  l'impöt,  le  cr6dit,  les  monopoles,  l'en- 
seignement.  Avec  la  coUaboration  pour  la  partie  relative  k  l'enseignement  de  M.M.  A.  Bur- 
deau  et  L'Arröat.  Observations  de  M.M.  Baron,  E.  Chevalet,  P.  Matrat  (laureats).  Paris, 
F.  Alcan.    8. 
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Delatour,  Albert,  Ad.  Smith,  sa  vie,  ses  travaux,  ses  doctrines.    Paris,  Guillaumin. 
Diffret,   Armand  de,  Aphorismes  et  pensees  diverses:  Economie  politique.  Politique  et 

Philosophie.    I.  Economie  politique  et  flnances.    Heidelberg,  Verl.  v.  R.  Burow.    8. 
Dufour,  G.,  Coup  d'oeil  sur  la  Situation  flnanciere  des  principaux  Etats  Europeens.   J.  d.  E. 

Decembre. 
Neymark,  A.,  Un  conseil  superieur  des  finances.    J.  d.  E.  Octobre. 
Say,  B.,   Dictionnaire  des  flnances.     Publie   sous  la  direction  de  L.  Say  par  L.  Foyet   et 

A.  Lonjalley.    V«,  VIe  et  Vlle  fascicule.    Paris,  Berger-Levrault.    Roy.  in.  8. 
Stourm,  Rene,  Bibliographie  des  flnances  du  XVIIIe  sifecle.  Ann.  de  Fe.  1.  des  sc.  pol.  I.  3. 
Depression  of  trade  and  industry.    I.  Report  of  the  royal  Commission  appointed  to  inquire 

etc.    London  printed  by  Eyre  &  Spottiswoode,  folio.    Contents:  Tables  exhibiting  the  course 

of  trade  of  the  United  Kingdom  in  recent  years.  —  Tables  exhibiting  the  progress  of  the 

revenue  under  the  control  of  the  board  of  Inland  revenue  etc. 
Griffen,  R.,  Essays  in  flnance.    2«^  series.    London,  G.  Bell  &  Sons.    8. 
New  social  teachings,  by  Politicus.    London,  Paul,  8.    (On  Political  Economy,  Com- 

petition,  Socialism,  etc.) 
Mc.  Pherson,  E.,  A.  Handbook  of  politics  for  1886:  being  a  record  of  important  political 

action,  legislative,  executive,  andjudicial,  national  and  state,  from  July  31  1884  to  July  31, 

1886.    X  issue.    Washington,  Chapman.    8. 


Jeans,  J.  S.,  Englands  Supremacy:  its  sources,  economics  and  dangers.  New  York, 
Harper.  4.  (Contains  a  compüation  of  English  Statistics  relating  to  labor,  cost  of  living, 
taxation,  education  etc.) 

Zum  Geldwesen  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Finanzielle  Aphorismen  des  Schatz - 
Sekretärs  D.  Manning  etc. 

Loria,  A.,  La  teoria  economica  della  costituzione  politica.    Torino,  fratelli  Bocca,  8, 

Zorli,  A.,  Sistemi  finanziarii.    Bologna  1885.    8.    1.  2. 

Pierson,   N.    G. ,    Grondbeginselen   der   staathuishoudkunde.     2e  druk.     Nieuw   bewerkt. 

Haarlem,  erven  F.  Bohn.    8. 
'Ep}j.Yjc.    'E(iYj|j.£plc  olxovofioXoYtxY]  v-cd  )(p*r][xaTtaTixYi.   "Exoc.    'AS-rjvaK;.   v.   (Merkur, 

hauswirtschaftliches  u.  flnanzielles  Tagebuch.    V.  Jahrg.) 


Hofkalender,  Gothaischer,   genealogischer,  nebst  diplomatisch-statistischem  Jahrbuch  f. 

1886.    123.  Jahrg.    16.    Gotha.    J.  Perthes. 
Hof-  und  Staats handbuch  d.  Königr.  Bayern.    1886.    Nach  dem   Stande  vom  1.  Juni 

1886.    gl-.  8.    München,  Exp.  d.  k.  Central-Schulbücher- Verlages. 
Hof-  und  Staatshandbuch  des  Grossherzogtums  Hessen.    1886;87.    gr.  8.    Darmstadt, 

Jonghaus. 
Hof-   und   Staatshandbuch   des   Grossherzogtums   Oldenburg.     1886.    8.    Oldenburg, 
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Ein  Brief 
znr  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Steuern^). 

Von 
Gustav  Eoeni^  in  Wien, 

d.  Z.  in  Paris. 

Nachdem  mir  die  anerkennende  Besprechung  meiner  Abhandlung  über  „Die  Meldangabe 
bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Steuern"  (Finanzarchiv  II,  1)  in  der  wissenschaftlichen 
Beilage  zur  Allg.  Zeitung  (München,  19.  November  1885)  und  die  zustimmenden  Anführungen 
Adolf  Wagners  in  der  zweiten  Auflage  des  Schönbergschen  Handbuchs  der  politischen  Oekonomie 
bekannt  geworden  waren,  ist  mir  nun  auch  die  im  III.  Jahrgang,  1.  Band  des  Finanzarchivs 
enthaltene  „Abwehr"  „Zur  sog.  Meldangabe  .  .  .  ."  des  Herrn  Regierungsrates  und  Rentamts- 
vorstandes Karl  Burkart  in  München  zugekommen.  Der  Ton  derselben  könnte  mich  veran- 
lassen, jede  Erwiderung  darauf  zu  unterdrücken,  um  so  mehr  da  die  im  Eingang  angekündigten 
Berichtigungen,  soweit  solche  im  folgenden  Text  überhaupt  auftauchen,  keine  Berichtigungen, 
sondern  teils  Zurechtrichtungen  meiner  nur  von  ihm  selbst  falsch  aufgefassten  Gedanken,  teils 
Verschlimmbesserungen  übelster  Art  sind.  Allein  eben  die  Gefahr,  dank  der  eigentümlichen 
Wiedergabe  meiner  Gedanken  durch  Herrn  B.,  von  einem  nicht  ganz  gründlichen  Leser  miss- 
verstanden zu  werden,  drückt  mir  bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  die  Feder  gleichwohl 
in  die  Hand.    Doch  nun  zu  den  einzelnen  gegenständlichen  Auseinandersetzungen  des  Herrn  B. 

B.  beanstandet  vor  allem  die  Bezeichnung  „Meldangabe";  ich  habe  mich  für  dieses 
Wort  unter  den  vielen,  die  in  Betracht  kommen  konnten  und  worunter  auch  das  Wort  „Meldung" 
war,  entschieden,  weil  ich  es,  aus  den  folgenden  Griinden,  am  passendsten  fand.  Es  entspricht 
einmal  am  meisten  dem  Bestreben  der  heutigen  Wissenschaft,  kein  Fremdwort  für  die  Benennung 
einer  Sache  einzuführen  und  es  war  also  von  Wortbildungen  mit  Deklaration  u.  dergl.  abzu- 
sehen. Es  schien  mir  femer  bei  der  ungeheuren  Ausdehnung  dieser  steuerlichen  Einrichtung 
für  die  leichtere  Aneignung  durch  Ohr  und  Gedächtnis  wünschenswert,  dem  Wort  „Selbst- 
angabe" ein  anderes  gleichsilbiges ,  wie  „Meldangabe"  entgegenzusetzen,  ein  Wort,  das  in 
seinem  technischen  Sinn  ganz  sicher  an  sich  einen  Gegensatz  zu  „Selbstangabe"  bildet.  Endlich 
habe  ich  bei  verschiedenen  Freunden,  worunter  auch  Finanzbeamte  waren,  eine  Zeitlang  das 
eine  oder  andere  Wort  erprobt,  und  ich  fand,  dass  sich  gerade  das  Wort  „Meldangabe"  bei 
ihnen  am  ehesten  einbürgerte ,  während  z.  B.  das  Wort  „Meldung"  seiner  allgemeinen  Bedeu- 
tung wegen  sich  nicht  gut  für  den  technischen  Gebrauch  eignete ,  eine  Beobachtung ,  die  ich 
beim  Lesen  des  B. sehen  Artikels  nur  aufs  neue  bestätigt  fand.  So  entschloss  ich  mich  selbst 
auf  die  Gefahr  einer ,  mir  ganz  bewussten ,  tautologischen  Bildung  hin  das  Wort  Meldangabe 
zu  gebrauchen. 

Wenn  aber  Herr  B.  S.  87  Z.  20—21  über  das  Wort  „Angabe"  sagt,  dass  es  „nie  und 
nirgends  als  ein  steuertechnischer  Ausdruck  gebraucht  wird,"  so  schiesst  er  damit  übers  Ziel 


1)  In  betreff  der  Frage  der  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der  persönlichen  Steuern 
wird  nachstehend  den  beiden  beteiligten  Autoren  nochmals  Gelegenheit  zur  Auseinandersetzung 
gegeben.  Für  das  Finanzarchiv  muss  jedoch  damit  die  Diskussion  als  geschlossen  betrachtet 
werden.  D.  H. 
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hinaus,  da  ich  viele  Gesetzesvorschriften  aufweisen  kann,  wo  das  thatsächlich  der  Fall  ist. 
Angabe  wird  wirklich  als  „ein  steuertechnischer  Ausdruck"  gebraucht,  während  z.  B.  „positive 
und  negative"  Steuererklärung  noch  nicht  eben  sehr  allgemeinen  Anklang  gefunden  haben  dürften. 

Ach,  ich  möchte  ja  auch  mit  Herrn  B.  ausrufen:  „der  Name  ist  ja  nebensächlich",  wenn  es 
sich  nicht  um  die  Benennung  einer  Einrichtung  handelte,  welche  die  „Millionen",  die  ganze 
Bevölkerung  eines  Landes  beträfe,  oder  wenn  diese  Einrichtung  genügend  gekannt  und  fest- 
stehend wäre.  Aber  da  müsste  man  die  Nomenklatur,  die  Terminologie  der  (Finanz-  und) 
Steuerwissenschaft  nicht  kennen,  um  so  etwas  vorauszusetzen.  Ich  hatte  schon  Gelegenheit 
auf  Seite  27  meiner  Abhandlung  darauf  zu  verweisen,  wie  oft  „VerscMedenheiten  zwischen 
Gesetz  und  Verordnung  und  nicht  selten  zwischen  diesen  und  dem  in  Anwendung  gebrachten 
Formular  innerhalb  ein  und  desselben  Staates"  vorkommen,  wobei  es  sich  nicht  etwa  nur  um 
die  in  Anwendung  gebrachte  Ausdrucksweise,  sondern  um  die  die  Steuerperson  materiell  oder 
formell  betreffenden  Staatseinrichtungen  selbst  handelt.  Und  so  gestatte  man  auch  mir  meine 
schwache  Stimme  gegen  die  noch  ungleich  grössere  Willkür  bezüglich  der  Terminologie  inner- 
halb der  Finanztechnili  zu  erheben,  die  zu  bekämpfen  die  wissenschaftlichen  Fachzeitschiiften 
sicher  in  erster  Linie  berufen  sind.  Es  wäre  nur  wohlgethan,  wenn  das,  der  Erforschung  so 
bedürftige  Gebiet  der  Finanztechnik  und  des  Finanzrechts  von  vornherein  von  dem  terminolo- 
gischen Durcheinander  anderer  fluanzwissenschaftlicher  Gebiete  verschont  bliebe. 

Herrn  B.  kann  aber  um  so  weniger  hier  eine  Autorität  zugesprochen  werden,  welche 
einen  angenommenen  Ausdruck  wieder  ausmerzen  könnte,  da  er  sich  bei  weitem  nicht  der  in 
solchen  Dingen  nötigen  wissenschaftlichen  Präzision  befleissigt.  Oder  würde  jemand ,  der  im- 
stande ist  einen  wirklich  treffenden  technischen  Ausdruck  zu  schaffen,  solche  Schwankungen 
zulassen,  wie  Herr  B.  ?  Würde  er  auf  S.  87,  Z.  26  für  „Meldung"  eintreten  und  dann  schon  S.  89, 
Z.  8  („wozu  der  besondere  Name  ?")  sich  dem  Ausdruck  „Zeugensohaft"  zuneigen,  um  Meldung 
wieder  aufzugeben?  Oder  würde  er  mit  „Lohnmeldung"  und  „Lohnanzeige"  (S.  98,  Z.  3)  gleich- 
zeitig kandidieren? 

Da  also  die  Beweisführung  des  Herrn  B.  nichts  Neues  bringt,  sondern  aufs  Geratewohl 
hin  zu  Unpraktischem  anrät,  während  ich  einerseits  glaube  dargethan  zu  haben,  mit  welchem 
Vorbedacht  ich  die  einzelnen  terminologischen  Ausdrücke  meiner  Abhandlung  wählte  und  anderer- 
seits dieselben  sich  schon  warme  Freunde  erworben  haben,  so  glaube  ich  an  dieser  Stelle  im 
wohlverstandenen  Interesse  der  Wissenschaft  und  der  Sache  noch  einmal  dafür  eintreten  zu 
dürfen,  dass  man  die  schon  mehrfach  angenommene  Ausdrucksweise  für  die  in  Frage  stehende 
Institution  beibehalten  wolle.  Und  man  möge  nur  ja  nicht  glauben,  dass  Eigenliebe  oder 
Störrigkeit  bei  der  Anempfehlung  des  Namens  „Meldangabe"  gegenüber  dem  von  „Meldung"  im 
Spiele  sei.  Wenn  ich  wüsste,  dass  dieses  Wort  in  seiner  technischen  Bedeutung  sclmeller  und 
mehr  Anerkennung  fände,  so  würde  auch  ich  dazu  raten,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  dass  in 
Ländern,  wo  mündliche  Abgabe  dieser  Art  Auskünfte  gestattet  wäre ,  die  schöne  Eedeblume 
vorkäme:  „Gehorsame  ,Meldung'  Herr  Rentamtsvorstand."  Es  könnte  dabei  Punkt  1  auf  S.  101 
gewiss  gut  als  Reglementpunkt  des  disziplinaren  Verhaltens  bei  Abgabe  der  „Meldung"  be- 
nützt werden. 

Der  Artikel  macht  dann  Anstalten  die  Meldangabe  Punkt  für  Punkt  einer  „kritischen 
Sichtung"  zu  unterziehen.  Wer  auf  S.  88,  Z.  18—19  liest:  „Es  erscheint  daher  die  obige  Begriffs- 
bestimmung der  Meldangabe  unhaltbar",  dürfte  auch  vermuten,  dass  Herr  B.  bis  dahin  über 
den  Begriff  der  Meldangabe  gesprochen  hat.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Die  Folgerung  an  dieser 
Stelle  muss  um  so  mehr  auffallen ,  als  der  Autor  selbst  erst  Z.  34  auf  „Begriff  und  rechtliche 
Bedeutung  der  Meldangabe"  zu  sprechen  kommt  und  er  thatsächlich  bis  zu  der  angezogenen 
Stelle  von  nichts  anderem  als  der  der  Meldangabe  von  mir  angewiesenen  systematischen 
Stellung  spricht.  Um  den  „Aufbau  der  Meldangabe"  —  S.  87,  Z.  29,  um  ihrer  juristisch- 
methodischen Einreihung,  was  aber  nichts  mit  dem  „Wesen  der  Sache"  —  Z.  30  —  zu  thun 
hat,  handelt  es  sich  zuerst.  Es  ist  also  ungebührlich,  wenn  Herr  B.  dem  Leser  meine  „un- 
haltbare Begriffsbestimmung"  auftischt,  während  er  Z.  25—29  „nach  alledem"  auf  weiter  nichts 
hinauskommt,  als  auf  die  Abweisung  der  von  mir  der  Meldangabe  gegenüber  anderen 
Hifsmitteln  der  persönlichen  Steuern  zugedachten  systematischen  Stellung.  Ich  werde  mich 
auch  vorerst  mit  den  Ausstellungen  bez.  dieses  Punktes  abfinden  und  dann  erst  das  was 
Herr  B.  über  die  Begriffsbestimmung  der  Meldangabe  sagt,  behandeln. 

In  meiner  Arbeit  war  es  mir  darum  zu  thun,  in  concisester  Form  die  Hauptzüge  der 
Meldangabe  in  theoretischer  und  praktischer  Beziehung  darzulegen.  So  glaubte  ich  logischer- 
weise und  um  sicheren  Boden  unter  den  Füssen  zu  gewinnen,  mit  ihrer  systematischen  Stellung 
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beginnen  zu  sollen,  wozu  es  der  Deflnierung  der  „Angabe''  bedurfte.  Unter  „Angabe"  verstand 
ich  „vorgängige  d.  h.  der  erstmaligen  Ansetzung  der  Steuer  vorangehende,  steuerliche  Auskünfte 
oder  Erkläi-ungen".  Mit  der  vorstehenden  Wendung  wollte  ich  aber  jenes  Stadium  des  Ein- 
steuerungsprozesses andeuten,  welches  erstmalig  die  Steuersumme  dem  Steueri)flichtigen  be- 
kannt gibt,  oder  was  kurz  als  erstinstantielle  Steuerfestsetzung  zu  bezeichnen  ist.  (Thatsächüch 
gibt  es  öfters,  wie  es  S.  100,  Bemerkung  1,  nicht  vermutet,  „eine  mehrmalige  Ansetzung  der 
Steuer  im  Anlage  verfahren"  in  verschiedenen  Staaten,  jedoch  ist  diese  immer  nur  eine  gut- 
achtliche und  nur  als  ein  Hilfsmittel  der  Einsteuerung  anzusehen.)  Die  bis  zu  dem  oben  be- 
zeichneten Zeitpunkt  abgegebenen  Erklärungen  bezeichnete  ich  der  Kürze  halber  als  „vorgängige", 
alle  späteren  als  „nachträgliche".  Nur  die  vorgängigen  Auskünfte  sind  unter  das  Angabe- 
wesen der  Steuern  gerechnet  und  mit  dem  technischen  Namen  Meldangabe  belegt.  Es  ergibt 
sich  danach  meine  Systemisierung,  die  sich  an  den  instanzenmässigen  Gang  des  Einsteuerungs- 
verfahrens anlehnt.  Denn  es  sind  die  Zuständigkeit,  die  Befugnisse  und  die  Rechte  der  je- 
weiligen Instanz  für  den  Steuerpflichtigen,  die  Steuerbehörde,  also  für  die  steuerliche  Recht- 
sprechung, für  Theorie  und  Praxis  von  hervorragendster  Bedeutung.  Es  war  sonach  der  Zweck 
meiner  Abhandlung,  eine  zeitlich  bestimmte  Form  der  Zeugenschaft  im  Steuerverfahren  erst- 
malig wissenschaftlich  aufzuweisen.  Die  besondere  Hervorhebung  dieses  Punktes  war  auch 
schon  angezeigt  wegen  der  hervorragenden  praktischen  Bedeutung,  welche  ausgedehnten,  der 
ersten  Instanz  zugewiesenen  Befugnissen  im  Einsteuerungsverfahren  zukommt. 

Für  die  Güte  des  Herrn  B.,  mir  ein  Privatissimum  zu  „lesen"  über  das,  was  ich  hätte 
schreiben  sollen  oder  nicht  sollen,  würde  ich  ihm  vor  Veröffentlichung  meiner  Abhandlung  mehr 
verbunden  gewesen  sein.  So  wie  die  Sachen  aber  jetzt  stehen,  kann  ich  von  den  25  Zeilen 
langen  Her-  und  Hinerwägungen  nur  in  Zukunft  profitieren  und  ich  werde  es  späterhin  nicht 
unterlassen,  mich  seines  auf  diese  Weise  mir  angebotenen  geistigen  Beirates  zu  bedienen.  Die 
fraglichen  Auslassungen  auf  S.  89  muten  mich  überhaupt  so  an,  wie  wenn  jemand  beim  Lesen 
von  Mangolds  „Untemehmergewinn"  ausriefe  :  Ja,  wenn  er  darüber  schreiben  wollte,  so  hätte  er 
das  „Kapital"  behandeln  müssen!  Denn  es  dürfte  doch  im  allgemeinen  den  Lesern  nicht  ent- 
gangen sein,  dass  es  nicht  im  geringsten  meine  Absicht  war,  die  materielle  Zeugnis-  oder 
Auskunftspflicht  im  Steuerverfahren  zu  behandeln,  sondern  dass  es  sich  um  Darlegung  einer 
Art  der  Pflicht  unter  vielen  anderen  gleichartigen  handelte,  nicht  so  sehr  darum,  dass,  sondern 
wann  und  wie  die  Pflicht  erfüllt  wird  oder  werden  sollte.  Durch  die  allgemeine  Behandlung 
der  Zeugnispflicht  im  Steuerprozess  würde  sich  auch  nichts  an  dem  Gesagten  über  die  Meld- 
angabe ändern. 

Wenn  nun  Herr  B.  S.  88,  Z.  25  ff',  meint,  dass  „bei  einer  theoretischen  Erörterung  des 
Steuerbekenntnisses  (wobei  er  ausser  Auge  lässt,  dass  die  .Bemerkung'  auf  S.  87  die  Meld- 
angabe selbst  als  Steuerbekenntnis  auffasst)  nicht  von  der  Meldangabe  die  Rede  sein"  kann, 
weil  „dies  bisher"  nicht  „geschehen"  und  „in  Zukunft"  nicht  „der  Fall  sein  wird",  so  ist  damit 
nichts  erwiesen.  Denn  dass  das  bisher  nicht  der  Fall  war,  darf  nicht  verwundern.  Wenn  es 
auch  „sich  im  Grund  genommen  um  eine  sehr  einfache  Sache"  —  S.  104,  Z.  21—22  —  bei  der 
Meldangabe  handelt,  was  ganz  meine  Anschauung  war  und  ist,  so  muss  man  sich  doch  selbst 
der  einfachsten  Sachen  immer  erst  bewusst  werden.  Dass  das  aber  vor  Erscheinen  meiner 
Abhandlung  im  wissenschaftlichen  Sinne  nicht  der  Fall  war,  beweist  der  Umstand,  dass  man 
von  derselben  sagen  konnte,  sie  habe  „die  Frage  der  Meldangabe  ,eröfifnet'". 

Dass  aber  in  Zukunft  das  Angabewesen  auf  dem  Gebiet  der  Steuern  nicht  aus  der 
Selbst-  und  der  Meldangabe  bestehen  wird,  begrändet  HeiT  B.  folgendermassen.  „Es  geht  nicht 
an,"  so  lautet  der  erste  Beweis,  Selbst-  und  Meldangabe  als  „selbstverständliche  gleichberech- 
tigte Korrelate"  anzusehen.  Was  in  erster  Linie  dagegen  spricht,  ist  eigentümlicherweise  die 
Thatsache,  „dass  ich  nach  Analogie  des  Prozesses  doch  dazu  berechtigt  war  es  zu  thun".  An 
der  Ausmeisselung  des  Unterschiedes  von  prozessualem  Geständnis  und  Steuerselbstangabe  soll 
dann  weiter  erwiesen  werden,  dass  Selbst-  und  Meldangabe  keine  Korrelate  sind.  Dieser 
hervorgehobene  Unterschied  wie  die  „anderen  gewichtigen  Merkmale"  sind  hier  nicht  im  ein- 
zelnen zu  widerlegen,  weil  sie  die  in  Frage  stehende  Sache  wenig  berühren,  und  hier  nicht 
darzulegen  ist,  wie  oft  das  persönliche  Geständnis  im  Zivil-  und  Stra^rozess  Beweismittel  und 
Beweisgegenstand  ist  bezw.  sein  kann ,  also  wie  durch  das  Geständnis  unter  Umständen  von 
der  zu  beweisenden  Thatsache  erst  genaue  Kenntnis  erhalten  wird.  Doch  ist  es  falsch,  dass 
im  Strafprozess  das  Geständnis  absolutes  Beweismittel  ist;  letzteres  gilt  nur  für  den  Zivil- 
prozess.  Ein  besonders  wichtiges  zweites  Beweisstück  bietet  das  durch  Fettdruck  hervor- 
gehobene „selbstverständliche".  Da  aber  das  „selbstverständlich"  ein  durchgängiger  Zug  B.scher 
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Beweisfühning  ist  (man  findet  es  neben  S.  87,  Z.  32  auf  S.  90,  Z.  20,  auf  S.  29  und  auf  S.  95, 
Z.  10  u.  s.  w.),  so  will  ich  mich  nicht  noch  weiter  dabei  aufhalten.  Der  letzte  Grund  für  B.s 
Auffassung  von  der  Sache  lautet:  „Dass  sich  kein  ebenbürtiges  Gegenstück"  zur  Selbstangabe 
„finden  lässt,  es  sei  denn  die  .  .  Steuerfestsetzung  durch  die  Kommission".  Nun  und  für  jene 
Steuerpflichtigen,  die  ausschliesslich  aus  meldangabepflichtigen  Arbeitsverdienst,  Staatseffekten, 
Aktien  u.  s.  w.  auf  Namen  ihr  Einkommen  beziehen?  S.  31,  Bemerkung  3  meiner  Abhandlung 
z.  B.  beweist  gleich,  dass  die  Meldangabe  die  volle  Bedeutung  der  Selbstangabe  erlangen  kann, 
ohne  dass  das  nur  im  geringsten,  wie  das  sehr  deutlich  auf  den  SS.  4,  5,  6,  7,  36,  52  und  53 
meiner  Abhandlung  auseinandergesetzt  ist,  zu  ihrem  Wesen  oder  Zwecke  gehörte. 

Es  ist  auch  ein  gerade  für  Herrn  B.  keineswegs  schmeichelhaftes  Missverständnis,  wenn 
er  im  Angesicht  von  S.  10,  Z.  1—5  meiner  Abhajidlung  auf  S.  88,  Z.  20—24  glaubt,  dass  im 
Rahmen  einer  Gesetzgebung,  welche  die  Selbstangabe  nicht  kennt,  des  mangelnden  Gegensatzes 
halber  die  Meldangabe  keine  Stelle  fände.  Es  darf  nach  den  fortwährenden  inneren  Wider- 
sprüchen des  B. sehen  Artikels  nicht  verwundem,  dass  auf  den  SS.  100  und  106  den  Staaten 
Preussen,  das  nach  ihm,  vmd  Oldenburg,  das  wirklich,  wie  ich  glaube  i),  die  Selbstangabe  nicht 
kennt,  doch  die  Meldangabe  zugeschrieben  wird.  Herr  B.  nimmt  auch  dabei,  S.  88,  Bemer- 
kung 1,  die  Gelegenheit  wahr,  eine  seiner  „nicht  unerheblichen  Berichtigungen"  vorzunehmen. 
Er  meint,  es  sei  „unrichtig,  dass  von  bedeutenderen  Kulturstaaten  nur  Frankreich  die  Selbst- 
angabe nicht  kenne,"  er  „möchte  nur  an  Preussen  erinnern".  Er  erweist  damit  nur,  dass  er 
neben  den  preussischen  Gesetzen  nicht  die  Ministerial-  u.  a.  Verordnungen  durchstudiert  hat. 
Denn  sonst  hätte  er  schon  bei  der  Veröffentlichung  seiner  Arbeit  „Die  bestehenden  Einkommen- 
steuern" erkennen  müssen,  dass  Preussen  nicht  zu  jenen  Staaten  gehört,  wo  die  Selbstangabe 
in  der  Steuergesetzgebung  nicht  bekannt  ist.  Und  was  er  damals  versäumt  hat,  hätte  er  seit- 
her gelegentlich  der  mannigfachen,  besonders  in  Danzig,  Breslau  u.  a.  Orten,  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gedrungenen  Vorkommnisse  nachholen  können. 

„Die  prinzipielle  und  praktische  Tragweite  der  Meldangabe  festzustellen"  hält 
Herr  B.  S.  88,  Z.  33  weiter  für  nötig,  weil  „die  Abhandlung  hierüber  keine  Klarheit  gewählt". 
Bis  zu  der  Beschuldigung  (S.  89,  Z.  28) :  „Hieran  —  nämlich  an  der  von  mir  aufgestellten  Auf- 
gabe —  wird  aber  in  der  Abhandlung  nicht  festgehalten"  oder  zu  dem  Voi-wurf  (S.  91,  Z.  10) 
der  „Vermengung  der  Meldangabe  mit  anderen  steuertechnischen  Behelfen",  ist  dann  kein 
weiter  Schritt  mehr.  Ich  möchte  aber  doch  bezweifeln,  dass  es  ausser  Herrn  B.  noch  Leser 
der  Kapitel  „Begriff  und  Wesen  der  Meldangabe"  und  „Der  Zweck  der  Meldangabe"  meiner 
Abhandlung  gibt,  die  in  Unklarheit  blieben,  „was  thatsächlich  hierunter  (unter  der  Meldangabe) 
verstanden  werden  kann."  Wie  strikt  ich  an  der  mir  gestellten  Aufgabe  festgehalten  habe, 
beweist,  dass  ich  die  von  mir  angeblich  „übersehene"  (S.  106,  Z.  33  —  wieder  eine  Berich- 
tigung !)  Meldangabe  der  Kapitallisten  von  Sachsen-Gotha  nicht  anführen  durfte ,  weil  sie  sich 
nicht  als  eine  im  Vorbereitungsverfahren  veranlasste  Angabe  darstellt,  was  z.  B.  Herrn  B. 
schon  Bemerkung  3  auf  S.  43  meiner  Abhandlung  hätte  lehren  können.  Dass  mir  aber  HeiT  B. 
Vermengung  von  genereller  Meldung  und  spezieller  Auskunft  zuschiebt,  beruht  darauf,  dass  er 
nicht  genügend  sein  Augenmerk  auf  die  Befugnisse  der  einzelnen  Einsteueningsorgane  richtet 
und  sich  nicht  der  genügenden  Auseinanderhaltung  von  Pi'inzip-  und  Zweckmässigkeitsfragen 
befleissigt.  Die  Mittel  der  Erreichung,  die  Art  der  Ausführung  haben  mit  Wesen  und  Begriff 
der  Meldangabe  nichts  zu  thun.  Mit  all  jenen  Fragen ,  die  aber  Dutzende  sind ,  hatte  meine 
Abhandlung  sich  nicht  zu  befassen,  ebensowenig  wie  mit  dem  ganzen  Gebiet  der  materiellen 
Zeugenschaft  im  Steuerverfahren.  Es  erledigt  sich  so  auch  der  Vorwurf  auf  S.  100,  Z.  8  ff., 
dass  der  „nachträglichen  Auskunft"  in  sehr  geringem  Masse  Rechnung  getragen  sei.  Ist  ja 
doch  die  Meldangabe  bei  mir  als  ein  der  „nachträglichen  Auskunft"  vorgehender  Erhebungsakt 
angesehen,  und  so  brauchte  dieselbe  nur  und  eventuell,  wie  z.  B.  auf  den  SS.  46  und  47  meiner 
Abhandlung,  an  zweiter  Stelle  in  Betracht  gezogen  zu  werden. 

Anstatt  sich  nun  mit  den  nach  meiner  Auffassung  für  die  Meldangabe  massgebenden 
Prinzipien  weiter  abzufinden,  wird  —  ich  weiss  nicht,  ob  dabei  auch  die  Theorie  des  6te-toi 
de  lä  que  je  m'y  mete  praktiziert  wird  —  auf  S.  101,  Z.  7—14  ein  in  routinöser  Weise  ge- 
wonnenes Dekokt,  das  sich  aus  „Merkmalen",  „Bedingungen"  und  „Voraussetzungen"  zusammen- 
setzt und  die  prinzipielle  Seite  der  Meldangabe  darstellen  soll,  gegeben.    Die  dort  aufgestellten 


1)  Da  ich  hier  die  zu  diesem  „Brief"  nötigen  Gesetzesmaterialien  und  Bücher  nicht  bei 
der  Hand  habe,  so  entschuldige  man  mich ,  wenn  ich  nicht  überall  nach  guter  deutscher  Ge- 
pflogenheit mit  genaueren  Daten  dienen  kann,  mich  überhaupt  auf  das  durch  die  beiden  irag- 
lichen  Arbeiten  Gegebene  beschränken  muss. 
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drei  Punkte  sollen  in  erster  Linie  dazu  dienen,  die  von  Henn  B.  ausgebraute  Meldangabe  er- 
kennen zu  lassen,  in  zweiter  die  von  mir  für  die  Meldangabe  gegebene  Begrilfsbestimmung  zu 
ersetzen.  Es  handelt  sich  also  darum,  ob  für  die  Meldangabe  die  in  meiner  Abhandlung  ge- 
gebenen Prinzipien  oder  ob  die  drei  Punkte  von  S.  101  entscheidend  sind.  Es  liegt  mir  somit 
die  wissenschaftliche  Pflicht  ob ,  die  Bedeutung  derselben  für  die  prinzipielle  Tragweite  der 
Meldangabe  zu  untersuchen. 

Dass  die  Meldangabe  „ein  besonderes,  an  bestimmte  Fristen  gebundenes  Verfahren"  sei, 
heisst  es  Punkt  1.  Ich  möchte  nun  gern  den  Menschen  kennen,  der  dadurch  klüger  geworden 
ist  oder  der  daraus  im  geringsten  über  Begriff  und  Wesen  der  Meldangabe  aufgeklärt  worden 
ist.  Wenigstens  ich  kann  mir  alles  und  nichts  dabei  denken.  Alles,  weil  ich  gar  nicht  weiss, 
an  wie  viele  Verfahren  ich  dabei  denken  kann.  Nichts,  weil  die  Meldangabe  auch  nicht  um  ein 
Haar  breit  dadurch  erklärt  oder  zu  Verständnis  gebracht  worden  ist.  Eine  Ahnung  aber  zu 
geben,  um  was  es  sich  handelt,  scheint  mir  doch  die  erste  Bedingung  einer  Begriffsbestimmung 
zu  sein.  Alles  andere  aber,  was  dieser  Punkt  enthält,  hat  mit  dem  Prinzip  der  Sache  gar  nichts 
zu  thun,  sondern  kommt  bei  ihrer  Durchführung  in  Betracht  und  ist  also  reine  Opportunitäts- 
frage.  —  Noch  schlechter  steht  es  um  Punkt  2.  Denn  wenn  man  will,  so  können  alle  Fragen 
bei  der  Ausführung  der  Meldangabe  sich  dahin  zuspitzen,  ob  nur  „offenkundige"  oder  auch 
andere  steuerliche  Vorgänge  zur  „Angabe"  herangezogen  werden  sollen.  Also  dieser  Punkt 
umfasst  ausschliesslich  und  allein  eine  Zweckmässigkeitsfrage  und  hat  gar  nichts  mit  dem 
Begriff  der  Meldangabe  zu  thun.  —  Punkt  3  kann  überhaupt  nur  Sinn  haben ,  wenn  man  sich 
den  von  mir  auf  S.  5  aufgestellten  (dritten)  Unterschied  der  Selbst-  und  Meldangabe  vorhält, 
welcher  der  Selbstangabe  Auskünfte  von  Gesamtverhältnissen  und  der  Meldangabe  solche  von 
Einzelvorgängen  zuschreibt.  Nur  mit  Hinblick  auf  diese  Scheidung  wird  die  Bedeutung  der 
„Einheiten"  und  „Bruchteile"  ersichtlich.  —  Schliesslich  gibt  Herr  B.  diesen  drei  Punkten  durch 
den  Ausspruch  auf  Z.  19—20,  dass  „die  Möglichkeit  jenes  Verfahrens  aber  von  dem  Vorhanden- 
sein der  anderen  beiden  Voraussetzungen  abhängig"  ist,  eine  Bindung,  welche  in  der  Hand 
des  bayerischen  Eentamtsvorstandes  unwillkürlich  an  das  Nürnberger  Prinzip,  dass  man  dort 
nur  den  hängt,  den  man  hat,  erinnert. 

Den  Artikel  des  Herrn  Rentamtsvorstandes  wird  aber  jeder  mehr  um  der  zu  erwartenden 
Offenbarungen  nach  der  praktischen  Seite  hin  gelesen  haben  und  deshalb  werden  wir  nun  dem 
Praktiker  spannend  folgen.  Das  bringt  uns,  wissenschaftlich-technisch  gesprochen,  zu  der 
Anwendbarkeit  der  einzelnen  Unterarten,  dem  Umfange  der  Meldangabe. 

Dass  Herr  B.  über  die  praktische  Anwendung  der  Personenlisten  noch  weitergehendere 
Ansichten  hat  als  ich,  habe  ich  schon  auf  S.  28  meiner  Abhandlung  Gelegenheit  gehabt  aufzu- 
zeigen. Da  aber  Herr  B.  an  meinen  Darlegungen  nichts  unbeanstandet  lassen  will,  so  wendet 
er  sich  aus  Gründen,  die  aber  nicht  aus  meinen  „Prinzipien"  oder  von  seinen  „Voraussetzungen" 
hergeholt  sind,  wie  das  allein  richtig  und  logisch  wäre",  auch  gegen  die  Zugehörigkeit 
der  Personenlisten  zur  Meldangabe.  „Vor  allem  müssen",  so  sagt  Herr  B.  S.  90,  Z.  6  ff.,  „die 
Haus-  und  Haushaltungslisten  ausser  Spiel  bleiben  ...  es  sei  denn,  dass  die  Mass- 
nahme .  .  eine  aussergewöhnliche  Bedeutung  für  die  .  .  Beteiligten  annehmen  würde."  Wenn 
diese  Listen  auch  auf  S.  100,  Z.  18—20  nicht  nur  zu  Recht  bestehen,  sondern  auch  zu  geschicht- 
lichen Folgerungen  für  die  Meldangabe  herhalten  müssen,  so  vernehmen  wir  doch  auf  S.  90 
„was  zu  anderen  Staatszwecken  .  .  geschieht,  kann  im  Steuerwesen  nicht  als  etwas  Eigen- 
artiges .  .  betrachtet  werden."  Es  handle  sich  um  „statistische  Technik",  um  „nichts  anderes 
als  statistische  Erhebungen". 

Dass  Herr  B.  wieder  einen  Vorbehalt  (Z.  11)  macht,  und  dass  ein  „selbstverständlich" 
(Z.  20)  herhalten  muss,  ist  „vorauszusetzen".  Dass  er  uns  aber  über  den  Inhalt  der  Haus-  und 
Haushaltungslisten  hinwegtäuschen,  oder  vielmehr  deren  Inhalt  als  mit  dem  der  Volkszählungs- 
listen übereinstimmend  erscheinen  lassen  will ,  ist  keine  kleine  Oberflächlichkeit  bei  einem 
Steuerbeamten,  der  doch  wissen  sollte,  was  die  bayrische  Steuergesetzgebung  für  die  Haus- 
und Haushaltungslisten  fordert.  Nein !  Die  Haus-  und  Haushaltungslisten  haben  einen  anderen 
Zweck  als  die  Volkszählungslisten,  und  sie  haben  darum  auch  einen  anderen  Inhalt.  Wenn 
man  die  Haus-  und  Haushaltungslisten  mit  der  Bezeichnung  „statistische  Erhebungen"  glaubt 
abthun  zu  können,  so  ist  es  ebenso  gerechtfertigt,  jede  staatliche  Thätigkeit,  die  Rechtspflege 
wie  die  Verwaltung,  das  Kriegswesen  wie  das  Unterrichtswesen  als  „Statistik"  zu  bezeichnen, 
weil  alle  diese  Thätigkeiten  Massenbeobachtungen  liefern,  aus  denen  versucht  werden  kann  und 
thatsächlich  versucht  worden  ist,  die  Erscheinungen  des  menschlichen  Gemeinlebens  auf  ge- 
wisse ihm  innewohnende  Gesetze  zurüclizuführen.    Ebensowenig  aber  wie  all  diese  Thätig- 
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keiten  der  statistischen  Erhebung  halber  gepflogen  werden,  ebensowenig  dienen  die  Haus-  und 
Haushaltungslisten  zu  diesen,  sondern  zu  Aufschlüssen  bestimmter  steuerlicher  Thatsachen  in 
Beziehung  auf  Dritte. 

Noch  hilft  sich  Herr  B.  (S.  89  Bemerkung  1)  mit  dem  Zweifel  daran  weiter,  dass  die 
Angabe  der  Bewohner  eines  Hauses,  einer  Haushaltung,  —  ich  sehe  ganz  ab  von  dem  weitern, 
von  den  Gesetzen  geforderten ,  Inhalt  dieser  Listen  —  an  sich  keine  steuerliche  Thatsache  sei. 
Dass  die  Haus-  und  Haushaltungslisten ,  in  praktischer  Hinsicht ,  über  deren  „Einrichtung"  ja 
die  S.  24—27,  und  über  deren  „Anwendbarkeit"  S.  28—29  meiner  Abhandlung  sich  aussprechen, 
steuerliche  Thatsachen  enthalten,  mag  an  folgendem  Beispiel  erwiesen  werden.  Viele  Gesetze 
schreiben  in  bezug  auf  „Aufenthalter"  Fristen  für  die  Heranziehung  zur  persönlichen  Steuer  vor. 
Ja,  schon  von  vier  Monat  Verbleib  an  ist  die  Einkommensteuer  in  einzelnen  Ländern  zu  zahlen. 
Ist  es  da  noch  zu  bezweifeln ,  dass  die  Auskünfte  dieser  Listen  „steuerliche  Thatsachen"  ent- 
halten? Es  liegt  in  dieser  Bezweifelung  eine  einen  Rentamtsvorstand  kaum  zierende  Kenntnis 
des   Steuerwesens.    Gerade  bei  den   „persönlichen"  Steuern   eine   solche  Frage  aufzuwerfen ! 

Dass  meine  für  die  Meldangabe  aufgestellten  Prinzipien  nicht  in  Frage  kommen,  will 
S.  90,  Z.  9-10  besagen.  Denn  es  „kann  im  Steuerwesen  nicht  als  etwas  Eigenartiges,  einer 
besonderen  Begründung  Bedürfendes  betrachtet  werden,"  nämlich  die  Haus-  und  Haushaltungs- 
listen, und  das  in  Auseinandersetzung  mit  einer  Arbeit,  welche  nichts  anderes  bezweckt  als 
die  Zeugenschaft  im  Steuerwesen  zu  berechtigen !  Es  ist  also  überflüssig  auf  den  zweiten  Teil 
des  Satzes  zu  reflektieren  und  sich  darüber  auseinanderzusetzen,  ob  die  Personenlisten  „etwas 
Eigenartiges",  das  heisst  in  der  Sprache  des  Punktes  1,  ob  sie  ein  besonderes  an  bestimmte 
Fristen  gebundenes  Verfahren  sind.  Zur  praktischen  Beantwortung  dieser  Frage  bietet  aber 
kein  Staat  mehr  wie  Bayern  die  Handhabe.  Denn  gerade  in  Bayern  hat  man,  wie  S.  29  meiner 
Abhandlung  das  schon  sagte,  das  Eigenartige  dieser  Listen  besonders  ins  Licht  gesetzt,  und 
es  brauchte  HeiT  B.  nur  bei  seinem  Vorgesetzten  Herrn  Seisser  Auskunft  einzuholen,  um  sich 
seiner  Zweifel  zu  entledigen.  —  Es  soll  aber  auch  jetzt  diese  Unterart  der  Meldangabe  auf  die 
„Voraussetzungen"  des  Herrn  B.  geprüft  werden.  Ofi'enkundigkeit  fordert  er  vor  allem  von 
der  Meldangabe.  Nun,  Hauseigentümer,  Haushaltungsvorstände,  Hausbewohner  dürften  wohl 
sich  deren  erfreuen,  wie  ja  überhaupt  S.  90,  Z.  13—14  besagt,  dass  die  Personenliste  „die 
Anzeige  von  offenliegenden  Thatsachen  bekundet".  An  diese  beiden  mit  den  B. sehen  „Be- 
dingungen" ganz  übereinstimmenden  Punkte  der  Meldangabe  reiht  sich  gewiss  in  voUer  Ueber- 
einstimmung  seine  übrig  bleibende  dritte  „Voraussetzung"  an.  Denn  bei  keiner  anderen  Unter- 
art der  Meldangabe  mehr  als  bei  den  Personenlisten  bewahrheitet  sich  das  „Merkmal" :  Die 
Meldangabe  „umfasst  im  allgemeinen  nur  Einheiten,  nicht  Bruchteile  des  Meldeobjekts". 

Also  nicht  nur  nach  den  von  mir  aufgestellten  Prinzipien,  sondern  auch  nach  den  von 
B.  aufgeworfenen  Bedingungen,  gehören  die  Haus-  und  Haushaltungslisten  der  persönlichen 
Steuern  in  das  Gebiet  der  Meldangabe  und  ändert  sich  nichts  an  meiner  juristisch-methodischen 
Einreihung  der  Personenlisten. 

Wie  wenn  es  „Zahn  um  Zahn"  ginge,  oder  in  diesem  Falle  für  jede  Randbemerkung 
meiner  Abhandlung,  in  der  Herr  B.  erwähnt  ist,  ein  Stück  an  der  Meldangabe  abgebröckelt 
werden  solle,  fliessen  die  einzelnen  Unterarten  der  Meldangabe  umher.  Und  zwar  gilt  es  jetzt 
den  Arbeitsverdienstlisten.  Es  ist  nichts  Auffälliges  darin,  dass  die  Angaben  über  die 
zuerst  von  Herrn  B.  behandelten  öffentlich  Bediensteten  wieder  vollkommen  den  von 
ihm  S.  101  aufgestellten  „Voraussetzungen"  der  Meldangabe  entsprechen.  Warum  sollen  nun 
aber  doch  die  Angaben  über  den  Arbeitsverdienst  öffentlich  Angestellter  ausgeschieden  werden  ? 
Laut  S.  90,  Z.  28—30  deshalb,  weil  „die  Mitteilung  .  .  als  eine  so  selbstverständliche  innere 
Verwaltungsmassregel  erscheint,  dass  hierüber  kein  Wort  zu  verlieren  ist".  Warum  gelten 
Herrn  B.  z.  B.  bei  den  Staats-  u.  dgl.  Schuldbüchem  die  Angaben  nicht  als  eine  selbstverständ- 
liche innere  Verwaltungsmassregel?  Die  Angabe  ist  dort  wie  hier  nicht  nur  nicht  „selbst- 
verständlich", sondern,  ohne  gesetzlich  vorgesehen  zu  sein,  widerrechtlich.  Und  dann  sind  die 
wirklichen  Bezüge  z.  B.  höherer  Beamten  nicht  so  offenkundig,  wie  es  den  Anschein  hat.  Von 
Herrn  B.  kann  nicht  verlangt  werden,  dass  er  darauf  Rücksicht  nimmt,  was  z.  B.  Gustav 
Cohn  über  die  schweizerischen  Verhältnisse  in  dieser  Richtung  berichtet,  oder  dass  er  sich 
davon  beeinflussen  Hesse,  dass  Adolf  Wagner  hier  für  den  modus  procedendi  der  Meldangabe 
ist.  Es  ist  aber  thatsächlich  kein  Wort  darüber  zu  verlieren,  dass  die  Angaben  über  die  Be- 
züge der  öfl'entlich  Bediensteten  „auszuscheideil"  wären  von  der  Meldangabe  —  sie  gerade,  die 
die  älteste  Unterart  derselben  bilden.  — Was  die  Angaben  über  die  anderen  Angestellten 
betriflPt,  so  gibt  er  mit  einem  Schlage  wieder  zu,  dass  es  Auskünfte  sind ,  die  zur  Meldangabe 
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gehören,  ja  er  scheint  von  ihnen  alle  „Voraussetzungen"  derselben  abzuleiten.  Ueber  die 
praktische  Bedeutung  derselben  scheint  er  allerdings  nicht  beruhigt,  auch  angesichts  der 
Auseinandersetzungen  meiner  Abhandlung  auf  den  SS.  9,  11,  12,  13,  14,  15  und  53  u.  a.  Stellen. 
Anstatt  aber  hier  noch  weiter  darauf  zu  verweisen ,  dass  es  auch  Berührungspunkte  zwischen 
der  B. sehen  und  meiner  Anschauungsweise  gibt,  will  ich  mich  gleich  zu  S.  90,  Z.  32—34 
wenden,  wo  er  des  weiteren  an  dem  Umfang  der  Meldangabe  mäkelt. 

„Die  Listen  über  den  Arbeitsverdienst  aus  freien  Beschäftigungen  (sollen)  weg- 
fallen, da  solche  Listen  in  Wirklichkeit  nicht  existieren."  Dass  er  die  Existenz  dieser  An- 
gabenart nicht  zulässt,  weil  „Ungarn  nicht  ins  Gewicht  fallen  kann,"  darf  um  so  weniger 
Wunder  nehmen,  als  B.  entgegen  allen  modernen  Anschauungen,  wie  ich  glaube,  auf  S.  92, 
Bemerkung  1  dem  Wort.  Eaum  gibt,  dass  „die  Einrichtungen  einzelner  amerikanischer  und 
schweizerischer  Bundesstaaten  nicht  als  Richtpunkte  (für  die  Entwickelung  des  Steuerwesens)  in 
den  grossen  europäischen  Staatswesen  gelten  können.  Und  das  heute,  wo  jedernach  der  Erkenntnis 
amerikanischer  Verhältnisse  geradezu  dürstet !  Es  beweist  aber  die  Begründung  der  Abweisung, 
wie  wenig  Herr  B.  sich  darein  schicken  will,  Theorie  und  Praxis  auseinander  zu  halten. 
Würde  es  z.  B.  für  die  Finanzwissenschaft  keine  Kopfsteuer  mehr  geben ,  wenn  sie  nirgends 
mehr  zu  Gesetz  bestünde? 

Die  Bemühungen  —  S.  90,  Z.  38  —  um  präcisere  Einreihung  der  Tantiemen  von 
Verwaltungs-  und  Aufsichtsräten i)  hätte  sich  Herr  B.  übrigens  dabei  sparen  können,  da  ich 
ja  selbst  schon  ähnliches  S.  36  meiner  Abhandlung  andeute,  wenn  ich  sage  „hier  sei  noch  jener 
Personen  gedacht"  und  ebenso  S.  43  „anhangsweise  möchte  ich  hier  noch  erwähnen".  —  Bei 
den  Honorar  Zahlern  ist  es  S.  91,  Z.  28—29  wieder  die  besondere  Schwierigkeit,  dass  „die 
Behörde  generell  absolut  nicht  wissen  kann,  welche  Personen  .  .  überhaupt  zu  melden  haben". 
Genau  so  wie  in  Dutzenden  anderen  Fällen  verscliiedenster  Verwaltungsmassnahmen.  Da  ich 
aber  denke,  das  auf  S.  92,  Z.  9—15  gegebene  Beispiel  später  zu  behandeln,  so  glaube  ich  mich 
hier  nicht  länger  aufhalten  zu  sollen,  da  auf  S.  36,  Abs.  4  meiner  Abhandlung  ja  schon  im 
allgemeinen  angedeutet  worden  ist,  was  von  der  Bedeutung  der  Arbeitsverdienstlisten  er- 
wartet werden  kann. 

Welche  guten  Dienste  Herr  B.  bei  etwas  weniger  üebelwoUen  der  Finanztheorie  und 
Praxis  durch  seinen  Artikel  hätte  leisten  können,  dafür  spricht  schon,  dass  er  die  enorme  Be- 
deutung der  Kapitallisten  für  die  Einsteuerung  gleich  genügend  hei-vorgehoben  hat.  An 
der  von  mir  für  diese  Listen  getroffenen  Einteilung  scheint  Hen-  B.  nichts  aussetzen  zu  wollen. 
Meine  Ausführungen  über  die  Kapitalien  auflnhaber,  welche  trachteten  der  Gesetzgebung 
neue  Richtpunkte  zu  geben  und  ganz  besonders  dem  Einsteuerungsverfahren  der  persönlichen 
Steuern  über  diesen  schwierigsten  Punkt  hinwegzuhelfen,  vermögen  dem  Herrn  Rentamts- 
vorstand nur  einen  wohlfeilen  Witz  zu  entlocken.  Die  Kapitalien  auf  Namen  sind  es,  die 
in  ausführlicherer  Weise  behandelt  werden. 

Während  Herr  B.  den  von  mir  betonten  Unterschied  von  versicherten  und  unver- 
sicherten Privatschulden  hervorhebt,  gefällt  er  sich  darin,  zum  so  und  so  vielten  mal  stylistische 
Aussetzungen  zu  machen.  S.  94,  Z.  32  ist  es  ihm  deshalb  „nicht  recht  verständlich,"  dass  die 
Wertsumme  der  unversicherten  Schulden  die  der  versicherten  übeiTagen  soll.  Z.  20  soll  wieder 
„die  Kausalverbindung  der  beiden  Sätze"  von  S.  40  Abs.  3  meiner  Abhandlung  („wie  schon 
S.  6  gesagt  ...  zu  berühren"  und  „die  hier  in  Frage  kommenden  Angaben  werden  also  .  .  . 
zukommen")  nicht  klar  sein.  Wenn  er  aber  die  beiden  soeben  unter  Klammer  angedeuteten 
Sätze  nacheinander  liest,  so  dürfte  doch  auch  ihm  „die  Kausalverbindung"  derselben  einleuchten. 
Z.  19  klappt  wieder  nicht  recht,  immer  nach  Herrn  B.,  was  über  „die  Art  und  Weise  der  Fest- 
stellung jenes  Einflusses,"  nämlich  der  öffentlich  geführten  Hypotheken-  u.  dgl.  Bücher  in 
bezug  auf  die  Meldangabe  gesetzt  ist.  Und  das  muss  um  so  mehr  auffallen,  als  Herr  B.  über 
die  Bestimmung  desselben  S.  102,  Z.  19  vollkommen  mit  dem  auf  S.  40,  Abs.  3  („der  Einfluss  .  .  . 
begnügen  kann")  übereinstimmt,  und  sich  doch  noch  S.  94,  Z.  26—27  in  der  Auslassung  gefällt, 
dass  „kein  weiteres  Licht  darüber,  worauf  die  Abhandlung  bei  den  versicherten  Privatschulden 
eigentlich  abzielt,"  verbreitet  wird.  Bei  den  unversicherten  Privatschulden  wieder,  die  die 
Schuldverschreibungen  und  Depositen  umfassen ,  soll  ich  nach  Herrn  B.  bei  den  letzteren  nur 
die  Depositen  der  Spar-  u.  a.  Kassen  und  nicht  die  anderen  auf  Geldgeschäfte  gerichteten 
Unternehmungen  bez.  der  Meldangabe  untersucht  haben.    Ich  glaube ,  bei  dem  „längeren  Für 


.  „  .  ')  Uebrigens  ist  diese  Zurechtweisung  nur  ein  kleiner  Vorläufer  zu  einer  sieben  Zeilen 
im  Kleindruck  langen  „Berichtigung"  über  die  Anwendung  der  Ausdrücke  „ständige"  und 
„feste"  Bezüge.    Wer  hätte  an  diese  Verüblung  bei  einer  finanztechnischen  Schrift  gedacht ! 
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und  Wider"  von  den  Spar-  u.  dgl.  Kassen  ausgehend,  gleichzeitig  die  ganze  Gruppe  formell 
Betroffener,  also  die  Banken,  Bankiers,  Effektenhändler  oder  —  Makler  einbezogen  zu  haben, 
wie  es  überdies  die  folgenden  Stellen  erweisen.  S.  45,  Z.  26  „All  den  erwähnten  formell  Be- 
troffenen .  .  .  zukommt."  Z.  28  „In  betreff  aller  Geldinstitute."  S.  46,  Z.  9—11  „Jede  Aus- 
nahmestellung .  .  .  innerhalb  des  oben  gezogenen  Kreises  formell  Betroff'ener  .  .  .  abzuweisen." 
S.  47,  Z.  19  „Ich  erkenne  für  diese  Gruppe  der  Meldangabe  heute  noch  eine  .  .  .  Gefahr",  also 
bei  allen  die  Meldangabe  als  verfrüht  angesehen  werden  muss  und  man  sich  mit  der  „nach- 
träglichen Auskunft"  begnügen  kann. 

Nachdem  ich  auch  diese  B. sehen  Aussetzungen  mit  ihrer  etwas  abgegriffenen  Methode  auf 
ihre  wirkliche  Bedeutung  zurückgeführt  habe,  verweile  ich  bei  den  Angaben  über  unversicherte 
Schulden,  um  die  Einwände  des  Herrn  B.  zu  verfolgen.  Dieselben  heben  S.  92,  Z.  21— 23folgender- 
massen  an :  „Eine  generelle  Meldung  von  Schuldkapitalien  in  Listenform  besteht  .  .  ebensowenig 
als  deren  Einführung  irgendwo  zu  erwarten  ist",  oder  wie  das  S.  95,  Z.  19  ausdrückt:  „Die  Be- 
zeichnung der  Gläubiger  bildet  .  .  keine  selbständige  organische  Einrichtung"  im  Einsteuerungs- 
verfahren. Und  wie,  wenn  ich  jetzt  Herrn  B.  daran  erinnerte,  dass  sich  die  bayerische  Steuer- 
gesetzgebung im  Jahre  1881  so  abgemüht  hat,  die  Haus-  und  Haushaltungslisten  als  eine 
„selbständige  organische  Einrichtung"  im  Steuerverfaliren  einzuführen,  und  dass  für  ihn  trotzdem 
kein  Grund  vorhanden  war,  die  Zugehörigkeit  der  Personenlisten  zur  Meldangabe  anzuerkennen  ? 
Und  hier  soll  wieder  das  Entgegengesetzte  als  Beweisgrund  für  dieselbe  Anschauung  dienen? 
Man  kann  leicht  bemerken,  dass  hier  wie  bei  den  mehrfach  für  „freie  Beschäftigungen"  be- 
stehenden Arbeitsverdienstlisten  das  angebliche  Nichtvorhandensein  der  Angaben  der  ausschlag- 
gebende Grund  für  ihre  Nichtzugehörigkeit  sein  soll.  Wie  dort,  so  kann  auch  hier  auf  das 
Bestehen  dieser  Angaben  in  „Listenform"  verwiesen  werden.  Sachsen-Weimar-Eisenach  würde 
dieser  rein  formalistischen  Anforderung  genügen  und  also  den  B. sehen  Grund  nichtig  machen. 
Es  sind  aber  überhaupt  nicht  die  fonnalistischen  Bedingungen,  sondern  die  juristische  Bedeutung, 
nicht  die  Art  der  Anfertigung,  sondern  die  Rechtswirkung  der  Angaben  über  die  Zu-  oder 
Nichtzugehörigkeit  zur  Meldangabe  entscheidend.  Also,  ob  die  Auskünfte  sich  abgesondert  von 
der  Selbstangabe  oder  innerhalb  derselben  u.  s.  w.  befinden,  ist  ganz  einerlei,  ausschlaggebend 
ist  ein-  für  allemal  die  juristische  Bedeutung,  welche  denselben  zukommt. 

Vielleicht  hat  das  Herr  B.  bedacht,  als  er  S.  95,  Z.  11  und  18  ff.  einen  anderen  Einwand, 
mehr  rechtlicher  Natur,  gegen  die  Zugehörigkeit  der  Kapitallisten  dieser  Art  zur  Meldangabe 
vorbrachte.  Nur  ein  „Incidenzpunkt  im  Einsteuerungsverfahren"  seien  diese  Angaben;  diese 
Angaben,  welche  ein  notwendiges  Stadium,  ein  organisches  Moment  des  Verfahrens  sein  sollen ! 
„Es  besteht  nicht  eine  absolute,  sondern  nur  eine  relative  individuelle  Verpflichtung  zur  Angabe, 
denn  wenn  auch  die  Gesetze  dieselbe  anordnen,  so  hat  dies  immer  den  rein  fakultativen  Schulden- 
abzug zur  Voraussetzung."  Ob  es  wohl  eine  andere,  als  „eine  relative  individuelle  Ver- 
pflichtung" gibt?  Z.  B.  die  Militärpflicht  ist  doch  gewiss  eine  absolute  Pflicht,  sie  ist  aber 
doch  „nur  eine  relative,"  denn  wenn  ich  vor  dem  17.  Jahre  auswandere,  so  gibt  es  für  mich 
keine  Verpflichtung.  Denn  wenn  auch  die  Gesetze  dieselbe  anordnen,  so  ändert  dies  nichts  an 
dem  rein  fakultativen  Charakter  der  Verpflichtung,  da  ich  ja  auswandern  kann.  Mir  scheint  das 
Raisonnement  des  Herrn  B.  ein  ganz  unhaltbares.  Nicht  darum  handelt  es  sich,  ob  die  Ver- 
pflichtung eingehalten  wird  oder  nicht,  sondern  darum,  ob  sie  besteht.  Besteht  sie,  so  kon- 
stituiert sie  eine  Pflicht  wie  jede  andere.  Welcher  Art  sie  in  der  bestehenden  Gesetzgebung 
ist,  haben  die  Darlegungen  der  S.  18  ff.  meiner  Abhandlung  aufgewiesen.  Es  ist  dort  auch 
schon,  S.  21  Bemerkung  7,  wenigstens  all  das  gesagt,  was  die  Z.  14—28  auf  S.  96  enthalten. 
Im  Schlusssatz  der  soeben  angezogenen  „Bemerkung"  scheint  mir  die  Sache  in  wichtigen 
Punkten  schon  weiter  gefördert  als  die  Auslassungen  des  Herrn  Rentamtsvorstandes  es 
andeuten. 

Wenn  aber  auch  an  dieser  Stelle  eine  Uebereinstimmung  meiner  Abhandlung  mit  dem, 
Artikel  des  Herrn  B.  vorhanden  ist,  so  zeigt  es  sich  an  anderen  Auslassungen  wieder  reichlich, 
wie  wenig  er  der  Bedeutung  der  Rechts  formen  Achtung  zollt.  Ich  muss  mich  enthalten, 
hier  die  S.  98  und  99  berührten  und  in  allen  Rechtsgebieten  noch  wenig  erörterten  Rechts- 
forraen  näher  zu  behandeln.  Ich  möchte  nur  bekannt  geben ,  dass  ich  wieder  nicht  aufs  Ge- 
ratewohl hin  geurteilt  habe ,  sondern  nur  viele  Seiten  umfassende  Erwägungen  auf  den  S.  16  ff. 
meiner  Abhandlung  resümiert  habe,  und  dass  ich  weiter  die  Verantwortung  für  den  Voi^wurf 
der  Unwürdigkeit,  der  Ungerechtigkeit,  der  die  fakultative  Rechtsfonn  gegenüber  der  allgemein 
obligaten  trifft,  bis  zur  Veröffentlichung  jener  Erörterungen  voll  trage.  Mit  der  einzigen  Aus- 
nahme von  Sachsen-Weimar-Eisenach  kommt  in  allen  Staaten  nur  die  allgemein-obligate  Rechts- 
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foiin  zur  Anwendung.  Herrn  B.  hält  das  nicht  ab,  auch  im  Gegensatz  zur  Gesetzgebung 
seiner  eigenen  Heimat  für  die  auf  Erfordern  obligate  Rechtsform  einzutreten.  —  Ein  böser 
Genius  scheint  Henii  B.  behen-selit  zu  haben,  als  er  ihm  eingab,  bei  dieser  Gelegenheit  einem 
längst  für  tot  Gehaltenen  wieder  zu  Leben  zu  verhelfen.  Herr  B.  „hängt  niedriger",  dass  ich 
»eine  „Einschätzungsraethode  mit  fakultativer  Steuererklärung"  eine  Veriming  genannt  habe. 
Zu  wissen,  dass  sie  eine  solche  ist  und  „vom  Rechtsstandpunkte"  aus  eine  solche  ist,  dazu 
hätte  er  doch  nicht  mich  erst  gebraucht.  Adolf  Wagner  hat  ihr  doch  schon  längst  in  seiner 
meisterhaft  kurzen  Weise,  mit  Stich  und  Hieb,  den  Todesstoss  versetzt.  Waram  hat  sich 
Herr  B.  nicht  schon  früher  an  dieser  Stelle  darüber  beklagt? 

Die  oben  angezogenen  Stellen  meiner  Abhandlung  über  die  Rechtswirkuugeu  der  An- 
gaben hätten  Herni  B.  —  S.  95,  Z.  17  ff.  —  belehren  können,  dass  „in  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung" nicht  nur  „mit  einer  einzigen  Ausnahme",  sondern  in  allen  den  auf  S.  48—50  meiner 
Abhandlung  angegebenen  Kapitallisten  es  sich  nicht  um  eine  „Zurechtlegung  der  Thatsachen", 
sondern  um  eine  wissenschaftlich-juristische  Auffassung  bestehender  Thatsachen  handelt.  Es 
gehört  zu  den  erstaunlichsten  Sachen  dieses  Artikels,  dass  S.  95  und  besonders  105  und  107 
durch  wörtliche  Anführung  des  Gesetzestextes  der  Versuch  unternommen  wird,  zu  erweisen, 
dass  meine  Anschauungen  falsche  wären,  weil  eben  der  Gesetzestext  buchstäblich  an  den  an- 
gezogenen Stellen  so  laute.  Herr  B.  thut  so,  wie  wenn  ich  in  meiner  Abhandlung  nicht  von 
„betrachtet"  (S.  37)  „angesehen"  (S.  51)  gesprochen  und  S.  4t  nicht  gesagt  hätte :  „Nur  die  Be- 
stimmungen derjenigen  Staaten,  in  welchen  diesen  Grundsätzen  entsprochen  worden  ist,  durften 
herangezogen  werden."  Nur  böse  Absicht  kann  mich  behaupten  lassen,  dass  meine  neue  Auf- 
fassung der  Gesetzgebung  schon  bei  Redigierung  dieser  oft  dreissig  und  mehr  Jahre  alten 
Vorschriften  iln-en  buchstäblichen  Ausdruck  gefunden  habe.  Diese  Annahme  der  Böswilligkeit 
lässt  sich  wirklich  kaum  abweisen  gegenüber  dem  von  mir  S.  37,  Bemerkung  4  Gesagten.  Ich 
spreche  dort  von  den  Gesetzesvorschriften  von  Baden  und  Hessen  und  sage,  dass  laut  ihren 
Bestimmungen  „voi'gängige  Angaben  über  die  Schuldkapitalien"  nicht  gemacht  werden  müssen, 
obwohl  die  Gesetzesvorschriften  von  „dürfen"  und  „in  einer  Summe  anzugeben"  in  Bezug  auf 
diese  Schuldkapitalien  sprechen.  Damit  ist  doch,  glaube  ich,  deutlich  erwiesen,  dass  es  sich 
bei  Auslegung  der  Gesetze  nicht  so  sehr  um  den  Buchstaben  als  um  den  Geist,  um  die  Art 
und  Wirkung  des  Gesetzes  handelt,  und  dass  wie  es  S.  37  meiner  Abhandlung  behauptet,  die 
Meldangabepflicht  bei  Kapitallisten  als  im  Interesse  des  Staats  und  im  Hinblick  auf  den 
Gläubiger  verstanden  erscheint. 

Der  Petitdruck  von  Gesetzesstellen,  den  Herr  B.  hier  auf  drei  Seiten  folgen  lässt,  soll 
aber  auch  dazu  dienen ,  „die  irrigen  Angaben  .  .  dass  in  Bayern ,  im  Königreich  Sachsen  und 
in  Sachsen- Altenburg  Kapitallisten  „nur"  (wo  ist  dieses  nur  bei  mir  zu  lesen?)  „für  unver- 
sicherte Privatschulden"  bestehen,  aufzudecken.  Deshalb  will  ich  auf  diese  Gesetzestexte  hin 
die  „Berichtigung"  untersuchen.  Wahrlich,  über  Bayern  werde  ich  mit  dem  kgl.  bayr.  Rent- 
amtsvorstand nicht  streiten  wollen  und  soll  es  auf  seine  Gefahr  hin  hier  gesagt  sein,  dass  die 
„Bekanntmachungen"  u.  s.  w.  nichts  dem  entgegenstellen,  was  er  für  dieses  Land  behauptet. 
Schon  beim  Königreich  Sachsen  aber  glaube  ich  mich  erinnern  zu  können,  dass  die  Verordnung 
sagt,  dass  selbst  ohne  Angabe  von  selten  des  Schuldners  versicherte  und  gnindbücherlich  be- 
kannte Schulden  abzuziehen  sind.  Wie  sich's  mit  Sachsen- Altenburg  verhält,  hätte  Herr  B. 
leicht  aus  Bemerkung  3,  S.  43  meiner  Abhandlung  ersehen  können.  Dass  Sachsen-Koburg- 
Gotha  nicht  „tibersehen"  ist,  sondern  nicht  in  den  Rahmen  der  Meldangabe  gehört,  wissen  wir 
schon.  Bei  diesem  Ländchen  wie  bei  den  beiden  anderen,  Oldenburg  und  Sachsen-Altenburg, 
hätte  Herrn  B.  doch  das  „auf  Verlangen"  und  das  zweimalige  „auf  Erfordern"  auffallen  und  ihn 
abhalten  müssen,  so  leicht  hin  falsche  Anschuldigungen  zu  machen.  Mit  diesen  Aussetzungen 
scheint  mir  der  Rubicon  der  „nicht  unerheblichen  Berichtigungen"  überschritten  zu  sein. 

Da  Herr  B.  —  S.  95,  Z.  2—3  —  auch  einen  „Fingerzeig  darüber"  will,  „wann,  wo  und 
wie  die  Praxis  ihren  Standpunkt  verlassen  hat,"  so  glaube  ich  diesen  Fingerzeig  hier  geben 
zu  sollen.  Es  wird  doch  wohl  jedennann  einleuchten,  dass  zwischen  den  Gesetzesbestimmungen 
von  Preussen  und  Italien  ein  himmelhoher  Unterschied  ist,  was  die  Angaben  über  die  Schulden 
der  Steuei-pflichtigen  betrifft.  Denn  in  Preussen  wird  (s.  S.  44,  Bemerkung  1  meiner  Abhand- 
lung) in  ganz  bewusster  Weise  die  Angabe  der  Schulden  (und  damit  der  Gläubiger)  perhorres- 
ciert,  während  in  all  den  auf  S.  48—51  meiner  Abhandlung  angeführten  Staaten  Angaben 
dieser  Art  gesetzlich  bestimmt  werden,  bis  endlich  Italien  in  weitestgehender  Fonn  festsetzt, 
dass  nur  versteuerte  Kapitalien  in  Abzug  gebracht  werden.  Die  grosse  Bedeutung  dieser  Be- 
stimmung wird  niemand  übersehen.  Denn  sie  konunt  aucli  einer  Art  „Schutzzoll"  für  das 
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inländische  Kapital  gleich,  da  sie  den  Steuerzwang  auf  alle,  also  in-  und  ausländischen 
Kapitalien,  die  im  Inlande  geschuldet  werden,  einführt.  Ohne  dass  ich  nötig  habe  hierbei 
weiter  zu  verweilen,  ergibt  sich  daraus  zweierlei.  Erstens  der  Fingerzeig  dafür,  wo  und  wie 
(das  wann  ergeben  die  Daten  der  Gesetze)  die  Praxis jhren  Standpunkt  verlassen  hat.  Aber 
auch  zweitens ,  und  das  führt  uns  zur  Selbstwiderlegung  des  auf  S.  95,  Z.  7—10  Gesagten, 
dass  „von  jeher  und  bis  zur  Stunde"  diese  so  „naheliegende  praktische  Yorsichtsmassregel" 
wie  „deren  Ausnützung  gegenüber  dem  Gläubiger",  die  ja  „so  selbstverständlich  wie  möglich 
ist",  im  grössten  Einzelstaat  Deutschlands  —  Preussen  —  noch  nicht  zu  Gesetz  besteht  und 
also  nicht  ausgenützt  wird. 

Von  dieser  Unterart  der  Meldangabe  erwartet  Herr  B.  S.  103,  Z.  20  ff.  aber  auch  „unend- 
liche Komplikationen",  „Verwirrung",  kurz  die  fragliche  Einrichtung  ist  ein  „Widersinn",  weil 
„nicht  die  bei  der  Lohnmeldung  vorhandenen  Bedingungen  gegeben  sind"  und  es  ist  laut 
S.  95,  Z.  32—33  „ganz  unzulässig,  diese  Angaben  von  Gläubigern  als  , Meldangabe'  zu  be- 
handeln". Herr  B.  bleibt  sich  einmal  immer  gleich.  „Selbstverständlich",  „es  geht  nicht  an", 
es  ist  „ganz  unzulässig"  sind  einmal  seine  Beweise.  Während  er  bei  den  Kapitallisten  natürlich 
findet,  dass  man  sie  gegenüber  dem  Gläubiger  ausnützt,  übersieht  er  den  gleichen  Wert  der 
Arbeitsverdienstlisten  für  den  Rückschluss  auf  den  Arbeitgeber.  Während  wir  ei-wiesen  haben, 
dass  die  Haus-  und  Haushaltungslisten  eine  selbständige  organische  Einrichtung  des  Ein- 
steuerungsverfahrens der  persönlichen  Steuern  sind,  so  sollen  sie  doch  nicht  zur  Meldangabe 
gehören  wie  die  Kapitallisten ,  die  wieder  keine  selbständige  Einrichtung  sind.  Um  all  das 
dem  Leser  noch  begreiflicher  zu  machen,  bedient  sich  Herr  B.  -wieder  eines  Mittels ,  das  sich 
nicht  gut  mit  der  gewöhnlichen  Art  der  Beweisführung  verträgt.  Es  wird  nämlich  die  Sach- 
lage des  Verfahrens  umgekehrt  dargestellt,  wie  wenn  die  Selbstangabe  zur  Prüfung  der  Meld- 
angabe nachhelfen  sollte.  Dass  dem  im  Prinzip  nie  so  sein  kann,  ist  doch  sehr  klar  in  meiner 
Deflnierung  der  Kapitallisten  auf  S.  37  ausgedrückt.  Es  sind  das  „Angaben  vom  Schuldner 
über  Geldkapitalien  des  Gläubigers  oder  anderer  dritter  Personen,  oder  über  deren  Erträge". 
Was  soll  also  auf  den  S.  95,  Z.  5  und  33,  S.  102,  S.  103  die  übertriebene  Betonung  von  Kontroll- 
gegenstand und  Kontrollbehelf  und  dann  gar  die  verdrehte  Darlegung  des  thatsächlichen  Ver- 
fahrens? Man  sollte  doch  annehmen  dürfen,  dass  ein  Mann,  der  mit  soviel  Müsse  und  Liebe 
die  italienische  Steuergesetzgebung  studiert  hat,  besser  untemchtet  sein  könnte,  besonders  aber 
wissen  müsste,  dass  alle  Bedrängnis,  welche  sich  ihm  S.  92,  Z.  20—23  aufdrängt,  dass  alle 
Verwirrung  die  er  ahnt,  sich  in  Italien  nicht  im  geringsten  eingestellt  hat ,  sondern  dass  das 
Einsteuerungsverfahren  sogar  ein  befriedigenderes  geworden  ist,  was  allein  natürlich  ist. 
Ebensowenig  stellt  sich  Verwirrung  in  Sachsen-Weimar-Eisenacb  ein,  wo  wieder  „positive  und 
negative  Steuererklärungen"  zu  diesem  Behufe  bestehen.  Allgemein  anzugeben,  wo  diese 
letztere  oder  die  italienische  Einrichtung  besser  behagt,  hängt  viel  zu  sehr  von  den  konkreten 
Verhältnissen  eines  Landes  ab,  als  dass  sie  in  allen  Details ,  mögen  diese  sich  auf  die  Art  der 
Aufforderung  oder  etwas  anderes  beziehen,  im  voraus  präzisiert  werden  könnten.  Vielleicht 
geben  aber  diese  beiden  aus  der  Gesetzgebung  geholten  Beispiele  Andeutung  daräber,  wie  in 
grossen  und  wie  in  kleinen  Staaten  hier  zu  verfahren  wäre. 

Es  ist  wohl  der  Mühe  wert,  noch  einen  Augenblick  bei  dieser  Unterart  der  Meldangabe 
zu  verbleiben.  Herr  B.  hat  S.  103,  Z.  30—31  „verzichtet"  seine  Anschauung  „an  praktischen 
Beispielen  nachzuweisen".  Es  muss  uns  das  nur  bestärken  in  der  Absicht,  noch  einmal  die 
ganze  Aufmerksamkeit  aller  Finanztheoretiker  und  -Praktiker  auf  diese  Meldangabenart  zu 
lenken.  S.  38  meiner  Abhandlung  erlaubte  ich  mir  schon  zu  sagen:  „Dies  ist  jedoch  ein  Punkt", 
nämlich  der,  dass  „die  Schulden  ausgewiesen  werden  müssen,  aber  erst  dann  abgezogen 
werden  können,  wenn  sie  beim  Gläubiger  zur  Veranlagung  herangezogen  sind,"  dessen  aus- 
führlichere Erörterung  einem  anderen,  als  dem  vorliegenden  Gebiet  zufällt."  Denn  walu'lich 
durch  diese  einfache  finanztechnische  Massnahme  gewönne  die  Theorie  eine  ausserordentlicii 
feste  Handhabe  zur  Auseinanderhaltung  der  Objekt-  und  der  persönlichen  Steuern.  Nicht 
weniger  interessant  ist  der  Punkt  für  die  Theorie,  dass  sie  durch  Finanz-Technik  und  -Recht 
Förderung  erhält.  Für  die  Praxis  aber  handelt  es  sich  um  ein  sichereres  Einsteuerungsverfaliren, 
also  um  ein  richtigeres  und  gerechteres  Erfassen  der  Einzelnen ,  ja  um  einen  grösseren  Ertrag 
der  betreffenden  Steuer. 

Sehr  kurz  kann  ich  mich  über  die  Auslassungen  des  Herrn  B.  über  die  versicherten 
Schulden  fassen  —  sie  werden  aber  doch  das  nötige  Licht  über  die  Bedeutung  seines  ganzen 
Artikels  verbreiten.  Es  nimmt  niemanden  mehr  Wunder,  dass  Herr  B.  im  Angesicht  der  be- 
stehenden  und  auf  S.  41  meiner  Abhandlung  angeführten  Meldaiigaben  über  hypothekarisch 
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sichergestellte  Kapitalien  auf  S.  94,  Z.  22—23  getrost  ausruft:  „die  Meldangabe  seitens  der 
Schuldner  als  bestehende  Einrichtung  anzunehmen  scheint!"  Es  ist  dann  thatsächlich  auch 
kaum  der  Mühe  wert,  darauf  zu  verweisen,  mit  welcher  Freiheit  auf  S.  94,  Z.  3—4  anstatt  das 
Entstehen  der  Angaben  zu  betrachten,  mir  irgend  eine  Verwechselung  in  die  Schuhe  ge- 
schoben Avird.  HeiT  B.  vermag  nicht  meinen  Ausfühmngen  über  die  Angaben  von  in  Staats- 
u.  s.  w.  Schuldbüchem  oder  in  Staats-  u.  a.  Papieren  auf  Namen  beurkundeten  „öffentlichen 
Schulden"  beizupflichten.  Er  begründet  seine  abweichende  Meinung  S.  93,  Z.  4  ff.  folgender- 
massen:  „Wenn  die  Steuerverwaltung  diese  Meldangabe  ausnützen  will,  sieht  sie  sich  der 
grossen  Frage  des  Steuerabzugs  von  der  Rente  gegenüber."  Bei  den  Aktien  auf  Namen 
wieder  „besteht  im  übrigen  zur  Meldangabe"  kein  Bedürfnis,  als  die  Aktiengesellschaften  selbst 
Steuersubjekte  sind  und  dreht  sich  hierbei  die  Frage  regelmässig  um  die  Zulässigkeit  ihrer 
mehrfachen  Besteuerung.  Schliesslich  erreicht  diese  Art  der  Beweisführung  ihren  Höhe- 
punkt, wenn  an  „den  in  England  und  Italien  längst  bestehenden  Abzug  der  Einkommen- 
steuer von  der  Rente  erinnert"  wird.  Die  Anführung  dieser  Gründe  an  Seite  des  auf  S.  5, 
in  und  11  meiner  Abhandlung  in  Fettdruck  hei-vorgehobenen :  „ob  die  zur  Meldangabe  ge- 
langenden Beträge  steuerpflichtig  sind  oder  nicht,  bleibt  ganz  ausser  Frage ,"  ei-weist,  dass 
Herr  B.  „die  Theorie  der  Meldangabe"  i)  missverstanden  hat.  Ein  Ausspruch  von  ihm  wie  der 
auf  S.  101,  Z.  27—28  „dass  aber  die  Sache  nicht  auch  von  der  Theorie ,  statt  gekläi-t ,  weiter 
verwickelt  wird,"  ist  deshalb  bedeutungslos  und  es  kann  sich  hier,  wie  die  öffentlich  bekannt 
gewordenen  und  die  mir  privat  zugekommenen  Mitteilungen  es  bestätigen,  nur  um  ein  „ent- 
wickeln" eines  wissenschaftliclien  Gebietes  handeln. 

Die  Aufgabe  dieses  „Briefes"  ist  zwar  eigentlich  nur  die  Richtigstellung  oder  die 
Erörterung  der  Behauptungen  des  Artikels  „Zur  sog.  Meldangabe  bei  der  Veranlagung  der 
persönlichen  Steuern".  Es  scheint  mir  aber  aus  verschiedenen  Gründen  nicht  unwesentlich, 
neben  den  bisher  erbrachten  objektiven  Beweisen  für  die  Nichtigkeit  der  B. sehen  Behauptungen 
auch  gewissen  subjektiven  Anschauungen  Ausdruck  zu  geben.  Herr  B.  hat  seine 
„Legitimation"  zu  seinem  Artikel  hervorgehoben.  Im  allgemeinen  wird  sie  niemand  bestreiten 
wollen;  wie  weit  sie  sich  aber  auch  gerade  auf  die  Ausübung  der  Kritik  erstreckt,  wäre  erst 
noch  zu  untersuchen. 

Welclies  sind  wohl  die  Bedingungen,  denen  eine  loyale  Kritik  genügen  muss,  um  als 
gerecht  und  berechtigt  zu  erscheinen?  Sie  muss  sich  erstens  auf  den  Boden  der  Sache  und 
des  Autors  stellen,  sie  muss  von  dem  ausgehen,  von  dem  das  zu  kritisierende  Buch  u.  s.  w. 
ausgeht!  Was  hat  aber  HeiT  B.  gemacht?  Ohne  uns  zu  sagen,  wovon  er  ausgeht,  ohne 
Prinzipien  aufzustellen ,  strebt  er  zu  einem  Punkt  zu  gelangen ,  den  er  durch  „Sichtung" 
gewinnt,  zu  den  von  Herni  B.  beliebten  „Bedingungen"  der  Meldangabe.  Wahrlich  eine 
seltene  Art  der  Kritik,  nicht  Prinzip  gegen  Prinzip,  sondern  Prinzip  gegen  Zweckmässigkeit, 
gegen  irgend  einen  thatsächUchen  Zustand  oder  gar  gegen  einen  gewillkürten  beliebigen 
Grund  aufwiegen  zu  wollen,  also  ein  Durcheinandermengen,  ein  Vergleichen  von  ganz  un- 
gleichartigen Dingen.  Das  führt  uns  zu  dem  zweiten,  was  wissenschaftliche  Kritik  fordert: 
Methodik.  Dass  von  derselben  bei  B.  nicht  im  besonderen  Masse  die  Rede  sein  kann,  zeigt 
schon  der  rein  äusserliche  Umstand,  dass  ich  oft  in  die  Lage  versetzt  wurde,  an  allen  Ecken 
seines  Artikels  zu  ein  und  demselben  Punkt  gehörige  Anschauungen  zusammenzusuchen. 
Dieser  Mangel  an  Analytik  ist  eigentlich  der  Grundfehler  der  B. sehen  Darstellungsweise. 

Es  bedarf  nicht  zu  vieler  Beweise  mehr,  dass  HeiT  B.  sich  keiner  rationellen  Methode 
in  seinem  Artikel  bedient  hat.  Denn  es  ist  zu  häufig  schon  im  Laufe  dieses  „Briefes"  auf- 
gezeigt worden,  wie  oft  die  Fragen,  welche  Prinzipien  behandeln,  mit  denen,  die  die  Zweck- 
mässigkeit berühren,  und  umgekehrt  vertauscht  und  vemiengt  worden  sind.  Es  hängt  damit 
eng  zusammen  oder  vielmehr  ergibt  sich  dadurch  die  Auffassungs-  und  Darlegungsweise  des 
Artikels,  welche  nicht  anerkennen  will  die  prinzipielle  und  systematische  Sonderung  der  Ein- 
steuerungsmittel von  anderen  Beweismitteln  und  Verwaltungsvorgängen. 

Nach  den  vielen  Aussetzungen  und  Zurückweisungen ,  die  ich  an  dem  B. sehen  Artikel 
geübt  habe,  will  ich  aucli  andeuten,  wie  HeiT  B.  wirklich  von  Nutzen  hätte  sein  können  und 
sein  könnte.  Es  genügt  niclit,  wenn  man  in  dem  Artikel  nur  hört  von  der  „auf  breiter  Gnmd- 
lage  gewonnenen  Dienstesertahrung,"  nur  hört,  dass  „keine  Veranlassung,  den  Gegenstand 
weiter  zu  erörtern"  vorliegt ,  dass  Herr  B.  sich  nur  auf  „allgemeine  Andeutungen  beschränkt" 
oder  dass  er  vermöchte,   eine  Menge  verwertbarer  Thatsachen  anzuführen.    Die  Litteratur 


1)  Mit  diesem  Worte  will  er  dem  Kritiker   der  „Beilage   zur   „M.  AUg.  Ztg."  einen 
Seitenhieb  versetzen. 

563 


564 


Miscellen. 


bedarf  gar  sehr  solcher  verwertbarer  Thatsachen,  besonders  wenn  all  seine  „praktischen  An- 
deutungen" sich  wie  die  auf  S.  96  und  97  seines  Artikels  gestalten.  Dass  er  uns  doch  diese 
so  wichtigen  Materien  der  Finanzpraxis  bald  mitteilen  möge !  Es  ist  schon  deshalb  dieses  Er- 
suchen an  Herrn  B.  zu  stellen,  weil  doch  jedem  Fachmann  es  bekannt  sein  wird,  wie  äusserst 
spärlich  dieses  Gebiet  der  Finanzwissenschaft  bisher  kultiviert  worden  ist.  Und  doch  möchte 
ich  behaupten  wollen,  dass  es  sich  im  ganzen  und  grossen  bei  der  Besteuerung  gar  nicht  melir 
so  sehr  um  das  „was",  um  die  zu  besteuernden  Gegenstände  handelt,  als  um  das  „wie",  um 
die  praktischten  Mittel  zur  Durchführung,  der  Hereinbringung  der  Steuer.  Ganz  abgesehen 
von  der,  wie  ich  glaube,  nur  Vertrauen  erregenden  Art  meiner  Arbeit  denke  ich  daher  schon 
im  Hinblick  auf  die  Seltenheit  der  Arbeiten  auf  diesem  flnanzwissenschaftlichen  Gebiete ,  ein 
Recht  zu  haben  zur  Verwunderang  darüber,  dass  HeiT  B.  auf  meine  Abhandlung  einen  Schlag 
zu  führen  sucht,  der  einem  Verschüttungsprozess  aufs  Haar  ähnlich  sieht. 

Am  Schlüsse  dieses  „Briefe^"  glaube  ich  noch  anführen  zu  sollen,  wie  es  sich  denn 
eigentlich  jetzt  mit  der  Meldangabe  an  sich  und  im  einzelnen  verhält;  wo  eigentlich  die 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  B.  und  meiner  Abhandlung  zu  suchen  sind,  und  schliess- 
lich, welche  praktische  Bedeutung  all  diesen  Erwägungen  zukommt. 

Für  den  ersterwälmten  Punkt  ergibt  sich,  dass  es  Meldangabe  auf  dem  Steuergebiete 
gibt  und  dass  ihi'e  prinzipielle  Beschaffenheit  nur  so  geartet  sein  kann,  wie  ich  sie  in  meiner 
Abhandlung  dargelegt  habe.  Zweck  derselben  bleibt  nach  wie  vor  Ermittlung  der  Steuer- 
personen und  Ennittlung  der  steuerlichen  Einzelvorgänge,  wozu,  wie  die  angezogene  Kritik 
und  auch  Wagner  sagen,  die  Haus-  und  Haushaltungs- ,  die  Arbeitsverdienst-  und  Kapital- 
listen dienen.  Der  Umfang  dieser  Angaben,  also  die  Ausgestaltung  der  Meldangabe,  kann 
aber  nicht,  wie  es  Herr  B.  zu  glauben  scheint,  im  allgemeinen  beurteilt  und  entschieden 
werden,  sondern  muss  je  nach  dem  steuerbaren  Gegenstand,  dem  zur  Verfügung  stehenden 
Material  der  Einsteuerung,  kurz  je  nach  Land  und  Brauch  bestimmt  werden. 

Fasse  ich  dann  die  Meinungsverschiedenheiten  des  B. sehen  Artikels  und 
meiner  Abhandlung  zusammen,  so  ergibt  sich  folgendes.  B.  glaubt  das  Einsteuerungs 
verfahren  imd  das  gerichtliche  Verfahren  über  einen  Leisten  hauen  zu  können.  Es  geht  abi ' 
schon  deshalb  nicht,  weil  das  letztere  Verfahren  nur  das  behandelt,  was  aus  dem  Ralunen 
des  Gesetzes  heraustritt,  während  die  steuerliche  Rechtsprechung  oder  das  Einsteuerungs- 
verfahren gerade  zur  Feststellung  des  Rahmens  des  Gesetzes  dient,  die  Form  ist,  in  welcher 
eine  staatsbürgerliche  Pflicht  erfüllt  wird.  Es  wäre  dabei  gewiss  nicht  an  „dem  Vorzug  der 
grösseren  Bequemlichkeit"  zu  zweifeln,  aber  es  würde  dem  Einsteuerungsverfahren  damit,  wit^ 
ich  glaube,  ein  schlechter  Dienst  geleistet  werden.  Denn  heute  gilt  es  noch  immer  an  die  Po- 
pularisierung der  steuerlichen  Rechtsprechung  zu  denken.  Es  nuiss  von  dem  in  den  versclüe- 
densten  Schichten  der  Bevölkerung  ruhenden  Bewusstsein  des  P^insteuerungsverfalu-ens ,  von 
den  Eigen-  und  Sonderheiten  der  Steuerveranlagung  immer  unter  Wahrung  wissenschaftlicher 
Erkenntnis  ausgegangen  werden.  So  wenig  wie  in  meiner  Abhandlung  werde  ich  späterhin  in 
den  von  mir  ins  Auge  gefassten  diesbezüglichen  Arbeiten,  von  denen  ich  jetzt  hier  zurück- 
gehalten wurde,  die  Vermengung  der  beiden  Verfahren  zu  weit  treiben,  sondern  immer  den 
soeben  angegebenen  Punkten  Rechnung  tragen. 

Es  herrscht  femer  ein  tiefgehender  Unterschied  zwischen  B.  und  meiner  Abhandlung 
über  einen  wichtigen  allgemeinen  Punkt  beziehentlich  des  Verhaltens  der  Anfertiger  liei  der 
Meldangabe,  nämlich  über  die  Frage,  ob  die  Angabe  auf  einer  durch  gesetzliche  Bestimmung 
sich  ergebenden  Pflicht,  oder  auf  einer  durch  Gesetz  vorgesehenen,  aber  erst  auf  eine  besondere 
behördliche  Anordnung  zur  Wirksamkeit  gelangenden  Pflicht  beruhen  soll.  Es  ergeben  sich 
dadurch  mehrfache  tiefgehende  Unterschiede  ganz  von  selbst.  Es  würde  sich  bei  Annahme  des 
B. sehen  Vorschlages  immer  mehr  um  „Auskünfte"  als  um  „Angaben"  handeln.  Dann  bliebe 
wohl  auch  wieder  nur  das  kraftlose  und  langsame  Hinzielien  des  Gesamtverfahrens ,  anstatt 
eines  mit  mächtigen  Befugnissen  ausgestatteten  Vorbereitungsverfahrens,  das  zu  schnelleren 
und  auch  richtigeren  Resultaten  führte.  Den  schärfsten  Ausdruck  aber  findet  diese  Meiimngs- 
verschiedenheit  zwischen  uns  betreffs  der  dem  Beamten  dadurch  zukommenden  Befugnissi 
Beamtenwillkür  —  vom  Belieben  des  Beamten  sollen  ja  nach  B.  lieber  die  Angaben  abhängen 
und  Gesetzesgleichheit  stehen  sich  in  unausgleichbarer  Fehde  gegenüber.  Ueber  Ausdehnung 
der  Beamtenvollmacht  und  über  die  alle  gleich  treffende  Ausgestaltung  des  Angabewesens  auf 
dem  Steuergebiet  heisst's  sich  entscheiden. 

Ueber  die  Zweckbeschaffenheit  der  Meldangabe  trennt  Herni  B.  und  meine  Abhandln';. 
keine  geringere  Meinungsverschiedenheit.    Ob  nur  offenkundige  oder  auch  andere  steuerlidi 
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^'ol■gänge  zur  Angabe  gelangen  sollen,  bildet  die  Divergenz  an  dieser  Stelle.  Wobei  HeiTn  B. 
eine  ausser  Haus  beschäftigte  Person  als  offenkundiger  steuerlicher  Vorgang  gilt.  Es  stellt 
sich  somit  uns  die  Frage  entgegen,  ob  denn  wirklich  eines  erfundenen  theoretischen  Erforder- 
nisses halber  die  erwiesen  notwendige  und  so  erspriessliche  Meldangabe  für  die  Einsteuerung 
entbehrt  werden  soll.  Wenn  aber  Herr  B.,  mit  der  von  ihm  geforderten  Offenkundigkeit  der 
Angaben,  die  Kastanien  für  jene  Personen,  deren  ich  auf  S.  8  und  47  meiner  Abhandlung  Er- 
wähnung gethan  habe,  aus  dem  Feuer  holen  will ,  so  will  ich  ilm  an  diesem  Vergnügen  nicht 
stören,  jedoch  nicht  verzichten  darauf  aufmerksam  zu  machen. 

Es  ist  wie  selbstverständlich,  dass  alle  diese  Meinungsverschiedenheiten  in  einem  Punkte 
zusammenlaufen ,  den  B.  auf  S.  loo,  Z.  18—24  ganz  gut  bezeichnet  hat ,  indem  er  sagt :  „Es 
liegt  zweifellos  der  Springpunkt  der  ganzen  Frage  darin,  ob  und  inwieweit  sich  die  Objekt- 
meldung über  das  bisher  von  ihr  betroffene  Gebiet  hinaus  noch  entwickeln  könnte."  Dazu, 
glaube  ich,  muss  man  sich  vor  allem  über  die  praktische  Bedeutung  der  Meldangabe  für 
die  Einsteuerang  des  Einzelnen  klar  sein.  Und  thatsächlich  entscheidet  sich  damit  überhaupt  die 
mehr  oder  minder  wichtige  Rolle  derselben  auf  dem  Steuergebiet.  HerrB.  meint  S.  92,  Z.  4— 8: 
„Angaben  über  das  Einkommen  von  Steuei-pflichtigen  haben  nur  unter  der  Voraussetzung  Wert 
für  die  Steuerveranlagung,  dass  sie  den  mutmasslichen  Betrag  des  Einkommens  bekunden." 
Für  die  einzelnen  Unterarten  der  Meldangabe,  z.  B.  die  Kapitallisten,  heist  das  auf  S.  103, 
Z.  3—5  soviel  wie,  dass  es  sich  nur  der  Mühe  lohne,  „wenn  jeder  Privatschuldner  nur  einen 
Gläubiger  und  umgekehrt  jeder  Gläubiger  nur  einen  Privatschuldner  hat".  Es  bringt  also 
S.  92,  Z.  9  ff.  „nicht  den  geringsten  Nutzen,  wenn  l)eispielsweise  der  Behörde  bekannt  wird, 
dass  irgend  jemand  4000  Mark  im  Jalir  bezogen  hat,  wenn  derselbe  notorischermassen  10,000  Mark 
jährlicli  verzehrt,  von  jeher  mit  diesem  Betrag  oder  etwa  auf  Grund  abgegebener  Steuererklärung 
noch  höher  zur  Steuer  gezogen  ist".  Obwohl  dieses  Beispiel  für  die  Einsteuerang  von  Advokaten, 
Litteraten  etc.  angeführt  wird,  kann  es  auf  alle  die  durch  das  P^insteuerungsverfahren  be- 
troffenen Personen  und  Gebiete  ausgedehnt  werden.  Ich  will  aber  doch  mit  einem  Beispiel 
aus  den  sogenannten  liberalen  Berufen  aufwarten  und  zwar  einem  aus  dem  Leben  gegriffenen, 
um  zu  beweisen,  wie  wenig  stichhaltig  diese  Anforderungen  sind.  Klugerweise  wird  die  Selbst- 
angabe des  Steueriiflichtigen  ausser  Spiel  bleiben  —  s.  S.  53,  Z.  10—12  meiner  Abhandlung.  Ich 
will  auch  nicht  weiter  darauf  eingehen,  wie  unmöglich  es  ist,  gerade  den  so  vielgearteten  Ver- 
brauch des  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  ermitteln  oder  gar  „notorischermassen"  ausfindig  zu 
machen.  —  Baron  S.  in  Wien  hatte  einen  Hausarzt,  den  Professor  D.,  dem  er  4000  fl.  jähi-lich 
zahlte.  Auf  die  tägliche  Ordination  dieses  Medicinae-Doktors,  auf  die  häufigen  Konsultationen, 
zu  denen  er  zugezogen  wird,  und  auf  seine  weitere  „hausärztliche"  Beschäftigung  will  ich  nicht 
weiter  eingehen.  Erwähnen  will  ich,  dass  derselbe  in  Oesterreich  durch  „Kassenabzug"  seine 
Einkommensteuer  vom  Gehalt  entrichtet.  Die  Steuerbehörde  hat  kaum  eine  Veranlassung  sich 
mit  diesem  Steuerpflichtigen  noch  einmal  für  dieselbe  Steuer  zu  befassen.  Sie  könnte  aber 
durch  die  Hauszinssteuer  allein  sich  versichern,  dass  Professor  D.  viel  über  die  Hälfte  seines 
Gehaltes  auf  Wolmungsmiete  allein  verausgabt.  Hätte  aber  die  Steuerbehörde  nur  die  einzige 
oben  angedeutete  Meldangabe,  so  hätte  sie  walirlich  genug  Anlass,  sich  mit  der  Steuerfähigkeit 
dieser  Person  weiter  zu  befassen,  wenn  sie  auch  für  dieselbe  nur  eine  grössere  Gewissheit  und 
nur  eine  exaktere  Grundlage  hätte.  Obwohl  ich  schon  früher  sagte,  dass  die  Meldangabe  von 
mir  nicht  gerade  bei  den  liberalen  Berufen  zuerst  ins  Auge  gefasst  wurde,  so  wollte  ich  doch 
selbst  innerhalb  dieser  Kreise  durch  ein  Beispiel  erweisen,  dass  wie  für  jenen  Arzt,  so  für 
einen  Gläubiger  u.  s.  w.  Symptome,  Merkmale,  Unterlagen  für  die  Steuerverhältnisse  des  Ein- 
zelnen gegeben  werden  können,  welche  es  der  Steuerverwaltung  erlauben,  eine  richtigere  Ein- 
steuerang vorzunehmen.  Es  wäre  aber  wirklich  sehr  wünschenswert,  weitere  Stimmen  aus 
Berafs-  und  anderen  Beamten-  und  Gelehrtenkreisen  zu  hören,  inwiefern  sie  der  Anschauung  des 
Herrn  B.  sind,  dass  „es  nicht  den  geringsten  Nutzen  bringt",  ob  die  Steuerbehörde  mehr  oder 
weniger  Unterlagen  für  die  Einsteuerung  des  Steuerpflichtigen  besitzt. 

Da  ich  nach  wie  vor  die  Meldangabe  mit  für  einen  der  wichtigsten  Punkte  des  Anlage- 
verfahrens der  persönlichen  Steuern  halte,  so  dachte  ich,  dass  ihre  Bedeutung  diesen  „Brief" 
auch  noch  vertrage,  welcher  ilie  Anfeindungen  des  Hen-n  B.  glaubte  um  so  leichter  nehmen 
zu  können,  als  dieser  ebenso  über  die  Theoretiker  als  über  die  Praktiker,  ganz  insbesondere 
über  seine  Vorgesetzten  und  die  Deputierten  und  ihre  Kammern  sich  auch  glaubte  hinweg- 
setzen zu  können. 
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Erwiderung  auf  obigen  Brief. 

Von 
Regierungfsrat  Burkart. 

Der  Hen-  Herausgeber  des  Finanzarchivs  war  so  gütig  mir  die  Handschrift  des  obigen 
Briefes  zur  unmittelbaren  Beifügung  einer  etwaigen  Bericlitigung  zu  übersenden.  —  Auch  ich 
würde  lieber  hierauf  verzichten,  weil  der  Schreiber  seine  Hinrichtung  selbst  gründlichst  besorgt, 
wenn  er  sich  unter  Anrufung  aller  möglichen  Nothelfer  bogenlang  abquält,  den  „leichtge- 
nommenen" Pfeil  herauszuziehen,  um  nur  zu  zeigen  wie  tief  er  sitzt,  und  durch  persönliche, 
lediglich  ihn  selbst  blossstellende  Anzüglichkeiten  eine  Gereiztheit  kundgibt,  die  den  bekannten 
Satz  vom  Gereiztwerden  wenn  man  unrecht  hat,  wieder  schlagend  bewahrheitet.  Da  ich  aber 
wie  Herr  K.  ebenfalls  mit  „nicht  ganz  gründlichen"  Lesern  um  so  mehr  rechnen  muss,  als  sich 
durch  diesen  geschmackvollen  Brief  schwerlich  jemand  gründlich  durcharbeiten  wird  und  die 
hierin  enthaltenen  Persönlichkeiten  sogar  bis  zu  mehrfachem  Hereinziehen  meiner  amtlichen 
Stellung  und  Denunziationen  an  Vorgesetzte  (!),  Kritiker  und  Deputierte  gehen  —  ein 
unerhörtes  Verfahren  in  einer  wissenschaftlichen  Polemik  i)  —  so  muss  ich  doch  an  einigen 
Mustern  zeigen,  aus  welchem  Stoff  die  in  dem  Brief  enthaltene  Gegenkritik  hergestellt  ist.  Auf 
die  Sache  selbst  nochmals  näher  einzugehen  besteht  diesem  Fabrikat  gegenüber  nicht  die  ge- 
ringste Veranlassung.  Wer  die  beiden  Abhandlungen  nachlesen  und  den  Brief  damit  ver- 
gleichen will,  wird  dies  sehr  natürlich  finden. 

Ich  werde  kurz  nach  dem  Eingang  des  Mangels  „wissenschaftlicher  Präzision"  beschuldigt, 
weil  ich  den  von  mir  „geschaifenen"  technischen  Ausdruck  „Meldung"  nicht  festhalte.  Nun  ist 
mir  aber  nichts  femer  gelegen  als  einen  technischen  Ausdruck  „schaffen"  zu  wollen ,  sondem 
ich  liabe  nur  ganz  beiläufig  bemerkt,  dass  eine  einfache  Bezeichnung,  wie  etwa  Meldung,  die- 
selben Dienste  thun  würde.  Dieser  Ausdruck  besagt  auch  —  nur  ohne  Widersinn  —  genau 
soviel  oder,  wenn  man  lieber  will,  so  wenig  wie  „Meldangabe" ;  wenn  mir  aber  jeder  Erfinder- 
ehrgeiz ferne  gelegen  ist,  bestand  für  mich  keine  Veranlassung  zu  einem  starren  Festhalten 
des  Ausdrucks  —  nebenbei  bemerkt  eine  nicht  allzu  schwierige  Kunst  —  und  ich  konnte  weiter- 
hin die  Bezeichnung  für  die  verschiedenen  Einzelheiten  mit  Rücksicht  auf  Deutlichkeit  und 
Stilistik  nach  Gutdünken  wählen.  Dies  wird  vermutlich  aus  gleichem  Grunde  fernerliin  auch 
von  anderer  Seite  geschehen,  selbst  wenn  die  „Meldangabe",  was  ich  ihrem  glücklichen  Vater 
von  Herzen  gönne,  die  unbestrittene  Herrschaft  in  der  Steuertenninologie  erlangt  haben  sollte. 
Dass  der  Vater  sein  doppelköpfiges  Kindlein  vor  Zugluft  zu  schützen  sucht,  ist  ja  löblich,  nur 


1)  Ich  habe  in  meiner  zwar  mit  gebührender  Schärfe,  aber  objektiv  abgefassten  Kritik 
—  „Anfemdung"  nennt  das  Herr  K.  —  seiner  Person  gar  nicht  gedacht.  —  Die  Bezeidinung 
meiner  amtlichen  Stellung  ist  nicht  von  mir,  sondern  von  der  Redaktion  meinem  Namen  auf 
dem  Manuskript  beigefügt  worden.  —  In  Ansehung  des  mir  zugeschriebenen  „Seitenliiebs"  auf 
den  Kritiker  in  der  Beil.  d.  Allg.  Zeitung  vom  19.  November  v.  J.  diene  zur  Kenntnis,  dass 
meine  Arbeit  schon  im  Oktober  an  die  Redaktion  gesandt  war.  Welchen  Hieb  füln-t  liier  wohl 
Herr  K.  V  —  Ebenso  unzutreffend  ist  die  in  seiner  posthumen  Kritik  meiner  Arbeit  über  die  be- 
stehenden Einkommensteuern  enthaltene  Bemerkung,  dass  dieselbe  „vom  Herausgeber  selbst 
schon  auf  fünf  Jahre  zurückgestellt  werden  konnte".  Die  Verzögerung  des  Erscheinens  war 
lediglich  die  Folge  ungünstiger  äusserer  Verhältnisse,  deren  Besprechung  nicht  liielicr  gehört. 
Eine  Bestätigung  dieser  Thatsache  wird  um  so  weniger  nötig  sein,  als  es  auf  der  Hand  liegt, 
dass  kein  Herausgeber  einer  Zeitschrift  den  Abdruck  einer  von  ihm  angenommenen  zusammen- 
hängenden Arbeit  absiclitlich  auf  mehrere  .Tahi^änge  verzetteln  wird,  um  deren  Benützung  zu 
erschweren.  —  Herr  K.  besitzt  zweifelsohne  Erfindungsgabe  —  nur  gerade  keine  glückliche. 
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wäre  es  zweckmässiger  gewesen,  dasselbe  zu  diesem  Behufe  statt  mit  einem  Nebel,  den  man 
wegblasen  kann,  mit  einer  soliden  Mauer  zu  umgeben.  Beispielsweise  dürfte  bezüglich  der 
uuerlässlichen  Vorbedingung  für  seine  Wortbildung  ein  einziges  solides  Citat  mehr  genützt 
haben  als  die  blose  Beliauptung,  dass  er  „viele  Gesetzesvorscliriften  aufweisen  könne"  wo  das 
Wort  „Angabe"  wirldich  als  steuertechnischer  Ausdruck  gebraucht  werde.  Die  Gesetze  nicht 
zur  Hand  haben  ist  ja  sehr  bequem  zur  Ersparung  eines  unbequemen  Citats,  schützt  aber  leider 
nicht  vor  der  Beweisfälligkeit.  —  Vielleicht  hätte  Herr  K.  auch  besser  daran  gethan,  etwas 
weniger  mit  „Präzision",  „Methodik",  „Systematik",  „Analytik",  „Wissenschaftlichkeit"  u.  dgl. 
um  sich  herum  zu  werfen ,  eingedenk  des  Ausspruchs  Lessings :  man  spricht  selten  von  der 
Tugend  die  man  hat,  aber  desto  öfter  von  der  die  uns  fehlt. 

Einem  solchen  Akademiker  gegenüber  hat  freilich  ein  in  „routinöser"  Weise  mit  „selbst- 
verständlich" argumentierender  Praktiker  einen  schweren  Stand.  Das  ist  nun  allerdings  mein 
Unglück,  dass  ich  Herrn  K.  vielfach  nicht  zu  verstehen  vermag  und  über  manche  Dinge,  wie 
z.  B.  über  Selbstverständlichkeit  anders  denke.  Ich  glaube  aber  kaum,  dass  ich  der  einzige 
Unglückliche  bin.  Wer  versteht  z.  B.  was  der  Schöpfer  der  „Meldangabe"  mit  der  „prinzi- 
piellen und  systematischen  Sonderung  der  Einsteuerungsmittel  von  anderen  Beweismitteln  und 
Verwaltungsvorgängen"  sagen  will?  Wenn  man  nur  wenigstens  en-aten  könnte,  welcher  Unter- 
schied im  Anlageverfahren  zwischen  Einsteuerungs-  und  anderen  Beweismitteln  gedaclit  oder 
denkbar  ist !  Wer  wird  ferner  geneigt  sein,  die  „Meldangabe"  bei  den  „Staats-  u.  dgl.  Schuld- 
büchern" für  eine  ebenso  selbstverständliche  Verwaltungsmassregel  zu  halten,  wie  bei  den  Be- 
zügen der  öffentlichen  Bediensteten  ?  ') 

Im  Verlaufe  des  Briefes  versteigt  sich  der  Schreiber  sogar  bis  zum  direkten  Vorwurf 
der  „Böswilligkeit"  —  weil  ich  mehrere  Gesetzesstellen  abdi'ucken  Hess,  um  die  ihm  vor- 
gehaltene Zurechtlegung  von  Thatsachen  —  „wissenschaftlich-juristische  Auffassung  bestehender 
Thatsachen"  nennt  K.  seine  freien  Erfindungen  —  nachzuweisen.  Die  Stelle  meiner  Abhand- 
lung ,  worauf  sich  die  Abdrücke  und  der  obige  Vorwurf  beziehen  —  Finanzarchiv  III.  Jaln-g. 
I.  Bd.  S.  95  —  lautet  wörtlich:  „wenn  aber  vollends  am  Schluss  —  S.  51  —  in  der  systematischen 
Uebersicht  der  „bestehenden  Meldangaben"  neben  den  Haus- und  Lohnlisten  „Kapital- 
listen" für  alle  Schuldgattungen  aufgeführt  werden,  so  ist  eine  derartige  Zurechtlegung 
der  Thatsachen  entschieden  zu  missbilligen."  Ich  wollte  und  konnte  demnach  mit  jenen  Ab- 
drücken nicht  mehr  und  nicht  weniger  darthun,  als  dass  die  bestehende  Gesetzgebung,  wozu 
doch  die  alte  so  gut  wie  die  neue  gehört,  „Kapitallisten"  für  alle  Schuldgattungen  als  ähnliche 
Einsteuerungsbehelfe  wie  die  Haus-  und  Lohnlisten  nicht  kennt.  Das  geht  auch  aus  meiner 
Schlussbemerkung  klar  hervor;  man  kann  überhaupt  nicht  wohl  klarer  und  offener  zu  Werke 
gehen.  Allein  Klarheit  ist  eben  die  intime  Feindin  K.s,  wie'seine  Abhandlung  und  Epistel  zeigt, 
sonst  könnte  er  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  in  den  ganz  unparlamentarischen  Vorwurf 
der  Böswilligkeit  ausbrechen,  ohne  —  abgesehen  von  Schicklichkeitsrücksichten  —  daran  zu 
denken,  dass  auch  der  nicht  ganz  gründliche  Lesernach  solchem  Gezeter  einen  vorausgegangenen 
Schwarzschuss  des  Gegners  vermuten  könnte!  Wem  so  der  Gaul  durchgeht,  der  sollte  doch 
zu  Schimpf  und  Ernst  nicht  allein  ausreifen,  zumal  wenn  er  ein  hohes  wissenschaftliches  Ross 
besteigt,  wovon  man  bekanntlich  sein-  unsanft  herunterfallen  kann.  Das  widerfährt  dem  kühnen 
Reiter  denn  richtig  auch  gleich  an  der  nächsten  Ecke,  bei  seiner  Berufung  auf  die  Gesetz- 
gebung Italiens,  woselbst  sich  alle  „Bedrängnis,  die  sich  mir  aufgedi'ängt,  alle  Verwin-ung,  die 
ich  geahnt,"  nicht  eingestellt  habe.  Diese  Thatsache  ist  ebenso  richtig  als  ganz  unglücklich 
herangezogen,  denn  gerade  in  Italien,  woselbst  der  Steuerabzug  und  Steuervorschuss  in  der 
weitesten  Alisdehnung  eingeführt  sind  und  nicht  einmal  Lohnlisten  bestehen,  kann  von  der 
K'schen  Meldangabe  des  Arbeitsverdienstes  und  der  Kapitalrente  und  folgerichtig  auch  von 
emer  durch  diese  Einrichtung  verursachten  Bedrängnis  am  allerwenigsten  die  Rede  sein.    K. 


1)  Charakteristisch  ist  aber,  dass  M-ir  bis  zum  Brief  in  Bezug  auf  die  „Meldangabe"  bei 
den  Bezügen  der  öffentlich  Angestellten  ganz  derselben  Meinung  smd.  In  Ks.  Abhandlung 
S.  31  letzt.  Abs.  steht  zu  lesen :  „Einer  Rechtfertigung  der  Meldangabe  bei  den  öffentlich  An- 
gestellten bedarf  es  um  so  weniger,  als  mit  und  ohne  Meldangabe  nicht  nur  dem  Steueramt, 
sondern  aller  Welt  bekannte  Verhältnisse  vorliegen  —  Bezüge,  welche  öffentlicher  allgemein 
bekannt  werdender  Bewilligung  unterliegen".  An  dieses  Urteil  könnte  man  ohne  logischen 
Verstoss  unmittelbar  und  wörtlich  meine  eigene  Bemerkung  mit  Kausalverbindung  anknüpfen : 
„Die  Mitteilung  der  Bezüge  dieser  Angestellten  von  Behörde  zu  Behörde  erscheint  daher  als 
um  so  selbstverständlicher  eine  Verwaltungsmassregel,  dass  hierüber  kein  Wort  zu  verlieren 
ist."  Im  Brief  ist  aber  auf  einmal  diese  Mitteilung  „dort  wie  hier"  —  nämlich  bei  den  Staats- 
schuldbücherii  —  n  i  c  li  t  nur  nicht  selbstverständlich,  sondern  ohne  gesetzlich 
vorgeschrieben  zu  sein,  widerrechtlich.  (!)    Ist  das  Präzision  oder  Methodik? 
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zeigt  also  in  demselben  Athemzug,  mit  welchem  er  meinen  mangelhaften  Untemcht  in  di  i 
italienischen  Gesetzgebung  rügt,  die  gründlichste  eigene  Unkenntnis  derselben.  Ganz  besonders 
merkwürdig  ist  aber  bei  diesen  Ausführungen,  dass  er,  wie  aucli'  aus  seiner  vorausgegangenen 
Klage  über  „verdrehte  Darlegung  des  thatsächlichen  Verfahrens"  unzweideutig  hervor- 
geht, nicht  merkt,  oder  nicht  merken  will,  —  eines  fast  so  schlimm  wie  das  andere  —  dass  ich 
an  der  bezüglichen,  den  belehrenden  Hinweis  auf  Italien  und  Weimar  veranlassenden  Stelle 
meiner  Kritik  nicht  eine  Darlegung  von  Thatsachen  gegeben  habe,  sondern  durch  eine 
rein  hypothetische  praktische  Veranschaulichung  den  Nachweis  führen  wollte,  dass  „Kapital- 
listen" als  Seitenstücke  zu  den  Lohnlisten  nicht  nur  nicht  existieren,  sondf  m  überhaupt  praktisch 
nicht  möglich  sind.  Ich  bitte  den  geneigten  Leser,  dem  dieser  bedauerliche,  von  mir  gewiss 
nicht  beabsichtigte  Froschmäusekrieg  auf  dem  grossen  Gebiete  der  Wissenschaft  der  Mühe  wert 
ist,  meine  Abhandlung  a.  a.  0.  S.  101  vom  letzten,  mit  „wenn"  beginnenden  Absatz  an,  nach- 
zulesen, und  er  wird  begreifen,  dass  mir  die  Lust  fehlt,  mich  mit  solchen  wirklichen  Ver- 
drehungen, von  denen  der  Brief  wimmelt,  herumzuschlagen.  Ich  will  daher  nur  noch  ein  andere« 
Fechterstückchen  des  Herrn  K.  ausstellen  und  dann  schliessen. 

Gegen  Ende  des  Briefes  bemerkt  derselbe,  wie  unmöglich  es  ist,  gerade  den  soviel  g» 
arteten  Verbrauch  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  zu  ermitteln ,  oder  gar  „notorischermassen" 
ausfindig  zu  machen.  Man  beachte  die  Gänsefüsschen  bei  „notorischermassen",  womit  er  mich 
offenbar  festnageln  wiU.  Da  nun  „notorischermassen"  ausfindigmachen  ein  blühender  Unsinn 
ist,  so  soll  diesen  der  nicht  gründliche  Leser,  der  natürlich  nicht  nachschlägt ,  wohl  auf  mein 
Konto  schreiben.  Den  Spass  muss  ich  doch  verderben.  Ich  sage  auf  S.  92,  wohlgemerkt  im 
Zusammenhang  einer  ebenfalls  in  hypothetischer  Form  gehaltenen  praktischen  Veranschau- 
licliung  der  Unmöglichkeit  von  Lohnlisten  bei  freien  Beschäftigungen  folgendes :  „Angaben  über 
das  Einkommen  von  Steuei-pflichtigen  haben  im  allgemeinen  nur  unter  der  Voraussetzung  Wert 
für  die  Steuerveranlagung,  dass  sie  eine,  den  mutmasslichen  oder  den  bereits  früher  zur  Steuer 
gezogenen  Betrag  des  Einkommens  übersteigende  Ziffer  bekunden.  Es  bringt  also  nicht 
den  geringsten  Nutzen,  wenn  beispielsweise  durch  die  Meldung  der  Behörde  bekannt 
wird,  dass  irgend  ein  Agent  etc.  von  irgend  einer  oder  auch  von  melireren  Firmen  zusammen 
etwa  4000  Mark  im  Jahr  bezogen  hat,  wenn  derselbe  , notorischermassen'  mindestens  10  000  Mark 
jährlich  verzehrt,  von  jeher  mit  diesem  Betrag  oder  auf  Grund  abgegebener  Steuererklärung 
noch  höher  zur  Steuer  gezogen  ist."  —  Nun  wird  jedermann  über  die  Bedeutung  jenes  ,noto- 
rischermassen'  im  klaren  sein."  —  Den  Gipfelpunkt  erreicht  aber  die  gute  Absicht  des  Brief- 
stellers, wenn  er  gleich  darauf,  offenbar  wieder  auf  den  nicht  gründlichen  Leser  rechnend,  an 
der  Hand  der  oben  wiedergegebenen  Bemerkungen  einem  aktiven  Steuerbeamten  die  sinnige 
Anschauung  unterschiebt:  „dass  es  nicht  den  geringsten  Nutzen  bringt,  ob  die 
Steuerbehörde  mehr  oder  weniger  Unterlagen  für  die  EinSteuerung  des  Steuer- 
pflichtigen besitzt."  —  Mit  diesem  meuchlings  aufgedrückten  Brandmal  versehen,  wirft 
er  sodann  das  Opfer,  gegen  welches  er  unmittelbar  vorher  schon  „weitere  Stimmen  aus  Benifs- 
und  anderen,  Beamten-  und  Gelehrtenkreisen"  aufgerufen  hat,  zum  Finale  erbarmunglos  den 
„Theoretikern  und  Praktikern,  seinen  Vorgesetzten,  den  Deputierten  und  ihi-en  Kammern 
zum  Zerfleischen  vor ! ! 

Die  angerufenen  Nothelfer  werden  vermutlich  das  Opfer  ebensowenig  verspeisen,  \\i 
den  Rufer  aus  der  Grube  herausziehen,  denn  dieses  Finale  ist  d6r  Gnadenstoss  in  seiner  Selbst 
hinrichtung,  d^r  würdige  Aktenschluss  in  seinem  selbst  geahnten  „Verschüttungsprjzess." 

Ave  anima  Candida! 
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Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reiche. 

Von 

Dr.  Kindervater, 

Regierungsrat  in  Altena. 

Bezüglich  der  Besteuerung  des  Bieres  stimmen  die  Gesetz- 
gebungen der  Staaten  der  Biersteuergemeinschaft  einerseits  sowie 
Bayerns  und  Württembergs  andererseits  darin  überein,  dass  die  zur 
Bierbereitung  zu  verwendenden  Braustoffe  —  in  Bayern  ausschliesslich 
Malz,  in  Württemberg  und  der  Steuergemeinschaft  neben  demselben 
auch  Malzsurrogate  —  das  steuerpflichtige  Objekt  bilden.  Eine  Ver- 
schiedenheit in  der  Besteuerungsweise  zeigt  sich  nur  in  betreff  der 
Erhebungsformen  und  der  Steuersätze.  Auch  nach  diesen  beiden 
Richtungen  hin  eine  Gleichmässigkeit  anzubahnen,  war  der  Zweck  des 
zuerst  im  Jahre  1879  und  dann  wiederholt  dem  Reichstage  vorgelegten, 
bisher  jedoch  nicht  zur  Annahme  gelangten  Gesetzentwurfes  wegen 
Erhebung  der  Brausteuer  im  Bereiche  der  Biersteuergemeinschaft. 
Wir  sehen  hier  von  einer  Erörterung  der  in  Aussicht  genommenen 
Erhöhung  der  bestehenden  Steuersätze  ab  und  beschäftigen  uns  in 
nachstehendem  allein  mit  der  Reform  des  gegenwärtigen  Erhebungs- 
systems. 

Die  Idee,  die  Erhebung  der  Brausteuer  in  allen  deutschen 
Staaten  einheitlich  zu  regeln,  stammt  nicht  aus  neuester  Zeit.  Be- 
reits bei  den  Beratungen,  welche  in  den  Jahren  1848  und  1849  auf 
Anregung  des  damaligen  Reichsministeriums  des  Handels  über  die 
Herstellung  eines  Zoll-  und  Handelsgebietes  für  das  Deutsche  Reich 
stattfanden,  wurde  anerkannt,  dass  eine  vöUige  Verkehrsfreiheit  nur 
zu  ermöglichen  sei,  wenn  die  Verschiedenheit  der  Produktionssteuern 
auf  Branntwein  und  Bier  beseitigt  würden,  und  demgemäss  für  not- 
wendig   erachtet,    überall    eine    gleichmässige    Steuererhebung   und 
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Steuerkontrolle  einzuführen.  Die  Kommission,  welche  zu  einer  nähe- 
ren Prüfung  dieser  Frage  eingesetzt  war,  glaubte  indes  von  einem 
Abwägen  der  Vorzüge  zwischen  der  norddeutschen  Einmaischungs- 
und  der  süddeutschen  Vermahlungs-Steuer  vollständig  absehen  zu 
können,  da  mit  der  Einführung  der  Maischsteuer  hinsichtlich  des 
Branntweins  die  Annahme  der  Vermahlungssteuer  hinsichtlich  des 
Bieres  unvereinbar  sei.  Denn  bei  der  Besteuerung  des  Malzes, 
welches  zum  Schroten  in  die  Mühle  komme,  lasse  sich  nicht  unter- 
scheiden, ob  dasselbe  zum  Bierbrauen  oder  zum  Branntweinbrennen 
bestimmt  sei,  und  das  Malzschrot,  welches  zum  letztgedachten  Zwecke 
verwendet  werde,  müsse  deshalb  zweimal  besteuert  werden.  Eine 
Zurückerstattung  der  Malzsteuer  von  dem  zur  Branntweinfabrikation 
dienenden  Malze  sei  aber  unausführbar,  weil  die  Quantität  desselben 
nicht  ohne  lästige  und  verhältnismässig  kostspielige  Kontrolle  fest- 
gestellt werden  könne.  Aus  diesen  Gründen  empfahl  die  Mehrheit 
der  Kommission  für  die  Besteuerung  des  Bieres  die  Annahme  der 
Malzschrotsteuer  in  der  Form,  wie  sie  damals  schon  in  den  meisten 
Staaten  Norddeutschlands  —  Preussen,  Sachsen,  Thüringen  und 
Braunschweig  —  bestand  ^). 

Als  später  nach  Gründung  des  Deutschen  Reiches  die  Not- 
wendigkeit zum  Erlasse  eines  neuen  Brausteuergesetzes  eintrat,  wurde 
die  Herstellung  einer  einheitlichen  Erhebungsform  von  neuem  an- 
geregt und  zu  diesem  Behufe  der  Uebergang  zur  süddeutschen  Ver- 
mahlungssteuer in  Vorschlag  gebracht.  Allein  eine  eingehende 
Prüfung  aller  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  führte  auch  dies- 
mal zu  dem  Ergebnisse,  dass  dieser  Steuermodus  auf  Norddeutsch- 
land nicht  allgemein  anwendbar  sei  ^).  Es  wurden  deshalb  in  dem 
Gesetze  vom  31.  Mai  1872  die  Einmaischungssteuer  sowie  die  Fixation 
wiederum  beibehalten  und  nur  versuchsweise  eine  der  süddeutschen 
Vermahlungssteuer  nachgebildete  Erhebungsform  in  beschränktem 
Umfange  zugelassen.  Die  Erfolge,  welche  man  sich  von  diesem  Er- 
hebungssysteme versprach,  sind  jedoch  nicht  in  dem  gewünschten 
Umfange  eingetreten;  es  hat  sich  vielmehr  ergeben,  dass  dasselbe 
an  mannigfachen,  nicht  unwesentlichen  Mängeln  leidet  ,so  dass  das  Be-^ 

^)  Die   Resultate    der  Beratungen    der   Regierungskommissäre   in  Franl«**  ■ 
fürt  a.  M.  1848/49  zur  Herstellung  der  Zolleinheit  im  Deutschen  Reiche.    Hall' 
1851,  S.  252  und  260. 

*)  Verhandlungen  des  Reichstags,   Session  1872,   Bd.  III,   S.  92,   Akten 
stück  Nr.  11. 
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clürfnis  einer  Reform  als  vorliegend  anerkannt  werden  muss.  In 
welcher  Weise  aber  die  letztere  am  zweckmässigsten  durchzuführen 
ist,  darüber  scheint  eine  Einigkeit  der  Ansichten  noch  keineswegs 
erzielt  zu  sein. 

Der  oben  bereits  erwähnte  Reichsbrausteuergesetzentwurf  ver- 
wirft die  bisherige  Erhebungsweise  vollständig  und  sucht  dagegen 
den  alten  Plan,  die  süddeutsche  Vermahlungssteuer  auch  im  Bereiche 
der  Biersteuergemeinschaft  als  einzige  und  ausschliessliche  Erhebungs- 
form zu  verwenden,  endlich  zur  Durchführung  zu  bringen.  Die 
Bedenken,  welche  hiergegen  insbesondere  bei  den  Verhandlungen  über 
das  gegenwärtige  Brausteuergesetz  geltend  gemacht  sind  und  haupt- 
sächlich in  der  Belästigung  des  Müllergewerbes  sowie  der  Betriebe 
mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  und  der  Besitzer  von  Mühlenwerken 
für  wirtschaftliche  Zwecke,  endlich  aber  auch  in  der  Schwierigkeit, 
sichernde  Kontrollemassregeln  einzuführen,  gefunden  wurden,  werden 
nicht  für  wichtig  genug  erachtet,  um  ihretwegen  auf  die  Vorteile 
dieses  in  Bayern  und  Württemberg  seit  langer  Zeit  wohlbewährten 
Steuermodus  zu  verzichten  und  noch  länger  zu  zögern,  den  ersten 
Schritt  zur  Erreichung  des  im  Art.  35  der  Reichsverfassung  ge- 
steckten Zieles  zu  thun  ^). 

Wir  verkennen  das  Gewicht  dieser  beiden  Momente  keineswegs, 
glauben  aber  doch  davor  warnen  zu  müssen,  den  Wert  derselben  zu 
überschätzen,  und  ihnen  bei  der  Wahl  der  Erhebungsform  eine  aus- 
schlaggebende Bedeutung  beizumessen. 

Bayern  und  Württemberg  ziehen  allerdings  sehr  hohe  Erträge 
aus  der  Biersteuer;  irrtümlich  aber  ist  die  Annahme,  dass  die  Ver- 
mahlungssteuer hierauf  einen  wesentlichen  Einfluss  ausübt,  und 
dass  es  nur  ihrer  Einführung  bedarf,  um  auch  für  Norddeutsch- 
land eine  gleich  reiche  Einnahmequelle  zu  erschliessen.  Jene  grosse 
Fruchtbarkeit  der  Biersteuer  wird  vielmehr  durch  ganz  andere  Mo- 
mente bedingt.  Es  bliebe  auch  völlig  unerklärlich,  weshalb  gerade 
die  Vermahlungsteuer  so  besonders  segensreich  wirken  sollte,  obwohl 
üire  Gestaltung  von  derjenigen  anderer  Erhebungsformen  doch  nicht 
in  ausserordentlicher  Weise  abweicht.  So  besteht  der  wesentlichste 
Unterschied  zwischen  der  Vermahlungssteuer  und  der  Einmaischungs- 
steuer  einfach  darin,    dass  bei  jener  die  Vermahlung,  bei  dieser  die 


>)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  296,  Akten- 
stück Nr.  58. 
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Einmaischung  der  Braustoffe  den  steuerpflichtigen  Akt  und  damit  den 
hauptsächlichsten  Gegenstand  der  steuerhchen  Kontrolle  bildet.  Es  ist 
hiernach  klar,  dass  auch  die  Wirkungen  beider  Erhebungsformen 
nicht  bedeutend  voneinander  differieren  können. 

Aber  selbst  zugegeben,  dass  durch  die  Vermahlungssteuer  in 
Bayern  und  Württemberg  ganz  hervorragende  Erfolge  erzielt  werden, 
wer  vermag  die  Gewähr  zu  übernehmen,  dass  dieselbe  auch  im 
Bereiche  der  Steuergemeinschaft  gleich  günstig  wirken  wird?  Die 
Uebertragung  eines  Steuermodus  von  einem  Lande  auf  ein  anderes 
kann  nur  dann  ohne  Bedenken  erfolgen,  wenn  die  massgebenden 
Verhältnisse,  insbesondere  diejenigen  des  steuerpflichtigen  Gewerbe- 
betriebes gleichartig  sind.  Niemand  aber  wird  verkennen,  dass  ge- 
rade in  letzterer  Beziehung  ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
Süd-  und  Norddeutschland  besteht.  Das  Brauereigewerbe  gehört 
dort  wesentlich  dem  Grossbetriebe,  hier  überwiegend  dem  Klein- 
betriebe an^);  die  Vermahlungssteuer  ist  aber  ausschliesslich  beim 
Grossbetriebe  mit  Vorteil  verwendbar,  für  den  Kleinbetrieb  dagegen 
sehr  wenig  geeignet.  Schon  hieraus  dürfte  folgen,  dass  sie  nicht  in 
gleicher  Weise  wie  für  Süd-  so  auch  für  Norddeutschland  praktisch 


^)  Die  folgende,  den  Motiven  zum  Reichsbrausteuergesetzentwurfe  ent- 
lehnte Nach  Weisung  ergibt,  wie  verschieden  das  Brauereigewerbe  in  der  Bier- 
steuergemeinschaft einerseits  sowie  in  Bayern  und  Württemberg  andrerseits  sich 
entwickelt  hat: 

Anzahl  der  gewerblichen  Brauereien  mit  einem  Malzverbranch  von 


U  iH 

:3 

1 

Sic 

:;3 

öS 

II  o 

öS 

2^ 

O  o 
CO  lO 

09 

6C 

in" 
u 

i 
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II.   Bayern  (rechts  des  Eheins)  1878.                        i 
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verwendbar  ist.  Wenn  aber  trotzdem  selbst  aus  Bayern  Klagen 
darüber  erschallen,  dass  die  mit  dieser  Erhebungsform  verbundenen 
Kontrollen  sehr  schwer  von  den  Beteiligten  empfunden  werden  ^), 
welcher  Sturm  des  Unwillens  wird  sich  dann  erst  erheben,  wenn  die 
vielen  Tausende  kleiner  und  kleinster  Betriebsanstalten  Norddeutsch- 
lands, welche  bisher  unter  der  Fixation  die  grösstmöglichste  Freiheit 
genossen  haben,  der  letzteren  plötzlich  verlustig  gehen  und  den  lästigen 
Kontrollen  der  Vermahlungssteuer  unterworfen  werden  sollen? 

Mögen  daher  auch  die  Erfahrungen,  welche  mit  diesem  Steuer- 
modus in  Süddeutschland  gemacht  worden,  noch  so  günstig  sein,  für 
die  Einführung  desselben  in  Norddeutschland  sind  dieselben  nicht  zu 
verwerten.  Ebensowenig  lässt  sich  aber  hierfür  die  Rücksicht  auf 
Art.  35  der  Reichs  Verfassung  geltend  machen. 

Sollte  nämlich  auch  eine  Gemeinsamkeit  der  Erhebungsformen 
und  selbst  der  Steuersätze  herbeizuführen  sein,  so  wäre  dadurch 
ein  praktischer  Erfolg  doch  immer  noch  nicht  erzielt.  Die  Verkehrs- 
beschränkungen zwischen  Nord-  und  Süddeutschland  blieben  nach 
wie  vor  bestehen,  und  von  allen  Hindernissen,  welche  der  Erzielung 
einer  materiellen  Steuergemeinschaft  jetzt  entgegenstehen,  wäre  noch 


III.    Württemberg  (1.  Juli  1876/77). 
Von  den  gewerbsmässig  betriebenen  Brauereien 
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^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1880,  Bd.  I,  S.  353.     Rede  des 
Abgeordneten  Freiherrn  von  Soden. 


g  Kindervater, 

kein  einziges  aus  dem  Wege  geräumt.  Umgekehrt  aber  lässt  sich 
eine  Gemeinschaftlichkeit  der  Einnahme  erreichen,  auch  wenn  die 
Verschiedenheit  der  Erhebungsformen  bestehen  bleibt.  Der  Gemein- 
schaft muss  vor  allem  daran  gelegen  sein,  dass  die  Steuer  in  jedem 
einzelnen  Staate  möglichst  hohe  Erträge  bringt.  Letzteres  hängt 
wesentlich  von  der  Einrichtung  der  Erhebung  ab;  es  kommt  daher 
viel  weniger  darauf  an,  dass  dieselbe  eine  einheitliche,  als  dass  sie 
so  beschaffen  ist,  wie  es  für  die  besonderen  Verhältnisse  der  einzel- 
nen Staaten  am  besten  passt.  Die  Gleichheit  auf  formellem  müsste 
zu  Ungleichheiten  auf  materiellem  Gebiete  führen.  Wenn  sich  daher 
herausstellen  sollte,  dass  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  das 
bisherige  Erhebungssystem  besser  als  die  Vermahlungssteuer  funktio- 
niert, so  würde  es  sicherlich  im  Interesse  aller  beteiligten  Staaten 
liegen,  die  jetzige  Verschiedenheit  in  der  Erhebung  der  Biersteuer 
selbst  nach  Herstellung  der  Gemeinschaftlichkeit  der  Einnahmen  fort- 
bestehen zu  lassen. 

Entscheidend  für  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  die  Ver- 
mahlungssteuer an  Stelle  der  jetzigen  Erhebungsformen  zu  setzen, 
kann  daher  weder  der  mit  derselben  in  Bayern  und  Württemberg 
erzielte  Erfolg  noch  die  Bestimmung  im  Art.  35  der  Reichsverfassung, 
sondern  einzig  und  allein  der  Umstand  sein,  ob  sie  nach  den  in  den 
Staaten  der  Steuergemeinschaft  bestehenden  Verhältnissen  als  ein 
brauchbarer  Steuermodus  anzusehen  ist  oder  nicht. 

Ehe  wir  aber  in  eine  nähere  Erörterung  hierüber  eintreten, 
werden  wir  zunächst  uns  Klarheit  darüber  zu  verschaffen  haben,  ob 
das  gegenwärtige  Erhebungssystem  in  der  That  so  mangelhaft  ist, 
dass  es  notwendigerweise  durch  ein  anderes  ersetzt  werden  muss. 
Liegt  die  Möglichkeit  vor,  die  Hauptfehler  desselben  zu  beseitigen, 
so  wird  sich  seine  Beibehaltung  jedenfalls  empfehlen,  zumal  es  ein 
bewährter  Erfahrungssatz  ist,  dass  eine  alte  Erhebungsform,  in  welche 
Beamte  und  Steuerpflichtige  sich  eingelebt  haben,  einer  neuen  im 
Zweifelsfalle  stets  vorzuziehen  ist,  da  bei  der  letzteren  sich  mit 
Sicherheit  niemals  voraussehen  lässt,  welchen  Schwierigkeiten  ihre 
praktische  Durchführung  begegnen  und  ob  sie  im  stände  sein  wird, 
dieselben  ohne  Gefährdung  steuerlicher  und  gewerblicher  Interessen 
zu  überwinden. 
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1.  Das  Reiehsgesetz  vom  31.  Mai  1872. 

A.  Die  verscMedenen  Formen  für  die  Erhebung  der  Brausteuer. 

Wie  wir  bereits  oben  gesehen  haben,  bestehen  im  Bereiche 
der  Steuergemeinschaft  für  die  Erhebung  der  Brausteuer  drei  ver- 
schiedene Formen  ^) :  zwei  ordentliche :  die  Einmaischungs-  und 
Vermahlungsteuer,  sowie  eine  ausserordentliche:  die  Fixation^). 
Die  Einmaischungssteuer  bildet  die  allgemeine  Regel,  und  alle  Brauer 
sind  ihr  ohne  weiteres  unterworfen,  welche  nicht  zu  einer  der  beiden 
anderen  Erhebungsformen  ausdrücklich  zugelassen  werden.  Letzteres 
geschieht  nur  dann,  wenn  die  Gewerbetreibenden  das  Vertrauen  der 
Steuerbehörde  besitzen,  auch  wird  bei  der  Vermahlungssteuer  ver- 
langt, dass  über  die  Art  und  Menge  der  angeschafften  und  ver- 
brauchten Braustoffe,  den  Zu-  und  Abgang  an  Bier  sowie  den  Preis 
des  letzteren  eine  vorschriftsmässige  Buchführung  stattfindet  und 
jährlich  im  Durchschnitte  mindestens  50,000  kg  Malz  oder  andere 
der  Vermahlung  unterliegende  Stoffe  zur  Bierbereitung  verwendet 
werden  ^).  Neben  der  Vermahlungssteuer  kann  gleichzeitig  die  Ein- 
maischungssteuer oder  die  Fixation  zur  Anwendung  gelangen,  sofern 
noch  andere  Stoffe  als  solche,  welche  einer  Verarbeitung  auf  Mühlen- 
werken unterliegen,  zur  Verwendung  kommen.  Von  diesem  Falle 
abgesehen,  muss  sich  die  Fixation  sonst  stets  auf  sämtliche  zur 
Bierbereitung  bestimmte  steuerpflichtige  Stoffe  erstrecken. 


^)  Das  Gesetz  kennt  noch  eine  vierte  Form:  Die  Erhebung  der  Brau- 
steuer im  Anschlüsse  an  eine  örtlich  bestehende  Mahlsteuer,  welche  jedoch, 
nachdem  letztere  Steuer  in  Preussen  aufgehoben,   nicht  mehr  im  Gebrauch  ist. 

^)  Wagner,  Finanzwissenschaft,  2.  Teil,  S.  651,  sieht  den  normalen 
Fall,  in  welchem  die  Erhebung  der  schuldigen  Steuerbeträge  nach  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  von  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  erfolgt,  als  die  « eigent- 
liche" Erhebung  im  Gegensatze  zum  Ausnahmefalle  der  Fixation  an.  Wir 
glauben,  dass  durch  die  von  uns  gewählte  Bezeichnung  das  Verhältnis  beider 
Erhebangsarten  zu  einander  deutlicher  ausgedrückt  wird. 

^)  §  1  der  vom  Bundesrate  aufgestellten  Grundsätze  für  die  Zulassung 
der  Brauer  zur  Entrichtung  der  Brausteuer  im  Wege  der  Vermahlungssteuer  — 
Preuss.  Zentralblatt  für  Abgaben,  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  1872,  S.  453  — 
und  Beschluss  des  Bundesrats  vom  20.  Februar  1875,  §  157  der  Protokolle. 
Wird  von  mehreren  Brauern  dieselbe  Mühle  benutzt,  so  genügt  es,  wenn  sämt- 
liche Genossen  zusammen  die  vorgeschriebene  Minimalmenge  von  50,000  kg 
verwenden.     §  15  Nr.  1  der  Grundsätze. 


Kindervater, 


Bei  den  beiden  ordentlichen  Erliebungsformen  liegt  der  steuer- 
pflichtige Akt  in  der  Einmaischung  bezw.  Vermahlung  der  Braustoffe. 
Demselben  muss  jedoch  eine  Deklaration  des  Steuerpflichtigen  vorauf- 
gehen, in  welcher  neben  der  Zeit  der  Vornahme  des  steuerpflichtigen 
Aktes  die  Art  und  Menge  der  zur  Verwendung  bei  demselben  be- 
stimmten Braustoffe,  sowie  bei  der  Einmaischungssteuer  die  Menge 
des  aus  denselben  zu  ziehenden  Bieres  genau  anzugeben  sind. 
Auf  Grrund  dieser  Deklaration,  deren  Abgabe,  sowie  etwaige  Ab- 
änderung innerhalb  einer  bestimmten  Frist  bei  der  zuständigen 
Hebestelle  erfolgen  muss,  wird  die  Steuer  festgestellt  und  von  dem 
Schuldigen  sofort  eingezogen  ^).  Kommen  die  deklarierten  Stoffe 
demnächst  gar  nicht  oder  in  geringerer  Menge  zur  Verwendung,  so 
begründet  dieser  Umstand  allein  noch  keinen  Anspruch  auf  Erstattung 
der  Steuer  ^),  denn  ein  solcher  tritt  nach  §  7  des  Gesetzes  nur  dann 
ein,  wenn  die  zur  Einmaischung  bestimmten  Braustoffe  vor  der  beab- 
sichtigten Verwendung  durch  Zufall  vernichtet  oder  derart  be- 
schädigt sind,  dass  ihre  Verwendung  zur  Bierbereitung  nicht  möglich 
erscheint,  sowie  ausserdem  noch  bei  der  Einmaischungssteuer,  wenn 
die  deklarierte  Bierbereitung  sonst  aus  Anlass  unvorhergesehener  Hin- 
dernisse nicht  hat  stattfinden  können.  Die  thatsächliche  Verwendung 
der  Braustoffe   zur  Bierbereitung   ist    daher  keineswegs  die  Voraus- 


^)  Mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Bedeutung,  welche  der  Deklaration  bei 
den  ordentlichen  Erhebungsformen  zukommt,  spricht  man  auch  von  einer  Ver- 
steuerung auf  Brauanmeldung  und  auf  Vermahlungsanzeige.  Beide  Formen 
werden  im  Gegensatze  zur  Fixation  als  Einzelversteuerung  bezeichnet;  doch  ist 
dieser  Sprachgebrauch  nicht  konsequent  durchgeführt.  So  wird  z.  B.  in  dem 
Bundesratsbeschlusse  vom  21.  Juni  1878  —  §  384  der  Protokolle  —  die  Einzel- 
versteuerung der  Vermahlungssteuer  gegenübergestellt. 

^)  Zweifelhaft  kann  sein,  ob  dies  auch  für  die  Vermahlungssteuer  zutrifft. 
Im  §  5  der  Grundsätze  ist  zwar  dem  Brauer  bei  diesem  Steuermodus  gleich- 
falls die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Deklaration  innerhalb  der  in  §  17  des 
Gesetzes  vorgeschriebenen  Frist  bei  der  Hebestelle  einzureichen  und  gleichzeitig 
die  Brausteuer  zu  entrichten;  es  ist  indes  nicht  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
auch  Abänderungen  der  Deklaration  nur  innerhalb  der  für  die  Abgabe  der 
letzteren  angeordneten  Frist  zulässig  sind.  Es  liegt  jedoch  kein  Grund  vor, 
diese  Bestimmung  nicht  auch  bei  der  Vermahlungssteuer  Platz  greifen  zu  lassen. 
Die  entgegengesetzte  Ansicht  scheint  aber  vom  preussischen  Finanzminister 
vertreten  zu  werden,  da  dieser  es  für  zulässig  erklärt  hat,  die  Vermahlung  von 
Braustoffen  auch  ohne  nochmalige  Entrichtung  der  Steuer  zu  einer  späteren  als 
der  deklarierten  Zeit  vorzunehmen.  Erlass  vom  21.  September  1873  bei  Appell, 
die  Brausteuer-Reichsgesetzgebung  S.  173. 
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Setzung  der  Steuerpflichtigkeit,  wie  dies  nach  dem  Wortlaute  des 
§  1  des  Gesetzes  angenommen  werden  könnte  ^). 

Im  Gegensatze  zu  diesen  ordentlichen  Erhebungsformen,  bei 
welchen  der  Steuerpflichtige  für  jeden  einzelnen  steuerpflichtigen  Akt 
die  Abgabe  nach  Massgabe  des  gesetzlichen  Tarifs  zu  entrichten 
hat,  wird  bei  der  Fixation  im  Wege  freier  Vereinbarung  eine  be- 
stimmte Geldsumme  festgesetzt,  durch  deren  Zahlung  der  Brauer  für 
einen  bestimmten  Zeitraum  —  in  der  Regel  ein  Jahr  —  von  seiner 
gesetzlichen  Steuerpflicht  vollständig  liberiert  wird.  Die  Abfindungs- 
summe soll  möglichst  dem  Steuerbetrage  entsprechen,  welcher  bei  An- 
wendung der  Einzelversteuerung  zu  zahlen  gewesen  wäre.  Sie  wird 
auf  Grund  des  früheren  Materialverbrauchs  unter  Berücksichtung 
aUer  den  künftigen  Betriebsumfang  beeinflussenden  Umstände  fest- 
gestellt und  darf,  wenn  nicht  besondere  Gründe  vorliegen,  hinter 
dem  Durchschnitte  der  Steuerauf  künfte  der  zunächst  vorhergehenden 
drei  Jahre  nicht  zurückbleiben.  Ein  Anspruch  auf  Erhöhung  oder 
Ermässigung  findet  in  der  Regel  nicht  statt,  auch  wenn  nach 
Ablauf  der  Fixationsperiode  sich  ergibt,  dass  der  Materialverbrauch 
grösser  oder  geringer  gewesen  ist,  als  beim  Vertragsabschlüsse 
angenommen  wurde.  Ausnahmsweise  kann  jedoch  in  solchen  Fällen, 
wo  es  an  ausreichend  sicheren  Anhaltspunkten  für  die  Festsetzung 
der  Abfindungsumme  fehlt,  den  Brauern  die  Verpflichtung  auferlegt 
werden,  neben  derselben  auch  diejenigen  Braustoffe  noch  besonders 
und  zwar  nach  Massgabe  des  gesetzlichen  Tarifs  zu  versteuern,  welche 
über  das  beim  Vertragsabschlüsse  angenommene  Verbrauchsquantum 
hinaus  zur  Verwendung  gelangt  sind.  Die  Fesstellung  der  Nach- 
steuer erfolgt  auf  Grund  der  Anschreibungen  in  den  Brauregistem. 
Hiernach  spricht  man  von  der  Fixation  ohne  und  mit  Vorbehalt  der 
Nachversteuerung;  die  letzere  muss  bei  allen  neu  eröffneten  oder 
nach  längerer  Betriebseinstellung  wieder  in  Betrieb  gesezten  Braue- 
reien während  der  ersten  drei  Betriebsjahre  in  Anwendung  gebracht 
werden  ^). 

Die  Abfindungssumme  ist  im  voraus  mindestens  in  monatlichen 
Raten  zu  zahlen.     Um  einem  möglichen  Steuerausfalle  vorzubeugen, 

^)  Hiemach  würde  der  §  1  des  Gesetzes  korrekter  dahin  zu  fassen  ge- 
wesen sein:  Die  Brausteuer  wird  von  den  nachbenannten  Stoffen,  wenn  sie  zur 
Bereitung  von  Bier  bestimmt  sind,  erhoben. 

^)  Nr.  1,  2,  3  und  Nr.  6  Abs.  2  der  vom  Bundesrate  für  die  Fixation  der 
Brausteuer  aufgestellten  Grundsätze.     Preuss.  Zentralblatt  a.  a.  0.  S.  409. 
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werden  in  den  ohne  Vorbehalt  der  Nachversteuerung  fixierten  Braue- 
reien die  Vorräte  an  Bier  und  Würze  sowohl  bei  Beginn  der  Fixation 
als  auch  bei  Beendigung  derselben  und  Uebergang  zur  Einmaischungs- 
oder  Vermahlungssteuer  amtlich  festgestellt.  Ein  hierbei  sich  er- 
gebender Mehrbefund  ist  nach  Massgabe  des  durchschnittlichen  Ver- 
brauchs von  Braustoffen  zu  den  Gebräuden  während  des  letzten 
Fixationsjahres  nachzuversteuern.  Differenzen  bis  zu  zwanzig  Prozent 
können  jedoch  unberücksichtigt  bleiben  ^). 

Das  Fixationsverhältnis  kann  während  der  Vertragsperiode  auf- 
gehoben werden  und  zwar  von  beiden  Kontrahenten,  wenn  eine  wesent- 
liche Veränderung  der  Gesetzgebung  über  die  Brausteuer  oder  ein 
Wechsel  in  der  Person  des  Brauereibesitzers  eintritt;  von  der  Steuer- 
verwaltung, wenn  der  Fixat  vertragsmässige  Verbindlichkeiten  nicht  er- 
füllt, Zuwiderhandlungen  gegen  das  Brausteuergesetz  oder  die  dazu 
erlassenen  Verwaltungsschriften  begeht,  seinen  Betrieb  wesentlich  ver- 
grössert,  eine  andere  Brauerei  erwirbt  oder  in  Konkurs  verfällt;  von  dem 
Fixaten  ferner,  wenn  er  durch  zufällige  Umstände  zu  einer  mindestens 
dreimonatlichen  Betriebseinstellung  genötigt  ist;  von  den  Erben  des 
Fixaten  endlich,  wenn  letzterer  während  der  Fixationsperiode  stirbt^). 

B.  Die  steuerlichen  Kontrollen, 
a)   Allgemeine    Kontrollen. 

Der  zuständigen  Hebestelle  ist  mindestens  acht  Tage  vor  An- 
fang eines  steuerpflichtigen  Brauereibetriebes  eine  genaue  Nach- 
weisung über  die  Brauereiräume  und  Geräte  einzureichen,  auch  inner- 
halb drei  Tagen  von  jeder  Aenderung  Anzeige  zu  machen.  Die 
Maisch-,  Koch-  und  Kühlgefässe,  sowie  die  Biersammeibottiche  können 
amtlich  vermessen  werden  und  sind  mit  einer  Nummer  und  einem 
Vermerke  über  den  Rauminhalt  zu  versehen.  Für  die  Zeit,  in  wel- 
cher Brauereigeräte  nicht  in  Betrieb  sein  dürfen,  können  dieselben, 
nach  Umständen  auch  die  Zugänge  zur  Braukesselfeuerung  unter 
amtlichen  Verschluss  genommen  werden.  In  jeder  Brauerei  muss 
eine  geeichte  Wage  mit  den  erforderlichen  Gewichten  sich  befinden  ^). 

Die  steuerpflichtigen  Braustoffe  unterliegen  mit  Ausnahme  des 


^)  Nr.  9  der  Grundsätze  und  Beschluss  des  Bundesrats  vom  21.  Juni  1878  — 
§  384  der  Protokolle.  — 

^)  Nr.  10  der  Grundsätze. 

')  §§  9»  11  und  12  des  Brausteuergesetzes. 
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ungemälzten  Getreides  und  ungeschrotenen  Malzes  sowohl  in  Bezug 
auf  die  Aufbewahrung  als  auch  auf  die  Zeit  und  Art  der  Verwen- 
dung mannigfachen,  je  nach  Beschaffenheit  derselben  verschieden 
gestalteten  Beschränkungen.  Vorräte  an  Malzschrot  sowie  an  Malz- 
surrogaten, soweit  letztere  nach  dem  Ermessen  der  Steuerbehörde 
den  Bedarf  des  eigenen  Haushalts  übersteigen,  sind  an  bestimmten, 
ein  für  allemal  vorher  anzuzeigenden  geeigneten  Orten  aufzube- 
wahren ^).  Vorräte  an  Braumalzschrot  dürfen,  sobald  Brauein- 
maischungen  angemeldet  sind,  die  Menge,  welche  für  den  nächsten 
Betriebstag  und  —  im  Falle  gleichzeitiger  Anmeldungen  mehrerer 
Braumaischen  im  voraus  —  für  den  auf  den  ersten  Betriebstag  fol- 
genden Kalendertag  zur  Einmaischung  deklariert  ist,  nicht  über- 
steigen ^).  Vorräte  an  Malzsurrogaten,  welche  weder  zur  Bierbe- 
reitung noch  für  den  Bedarf  des  eigenen  Haushalts  bestimmt  sind, 
müssen  der  Hebestelle  schriftlich  angemeldet  und  in  Räumen,  welche 
von  der  Brauerei  gänzlich  getrennt  sind,  aufbewahrt  werden;  auch 
kann  eine  Buchführung  vorgeschrieben  und  ein  amtlicher  Verschluss 
angeordnet  werden  ^).  Zucker  und  Sirup  aller  Art  sind  in  Räumen, 
welche  von  der  Braustätte  getrennt  liegen,  aufzubewahren^)  und 
lediglich,  falls  Ausnahmen  nicht  besonders  bewilligt  werden,  für  die 
Bierbereitung  zu  verwenden.  Auch  findet  über  diese  Stoffe  eine 
besondere,  der  steuerlichen  Kontrolle  unterliegende  Buchführung 
statt  ^). 

Brauer,  wekhe  Malzsurrogate  verwenden  wollen,  haben  ausser- 
dem der  Hebestelle  drei  Tage  zuvor  eine  Generaldeklaration  einzu- 
reichen, welche  eine  genaue  Angabe  über  die  Gattung  der  Malz- 
surrogate, die  Art  der  Verwendung  und  die  Räume  zu  ihrer  Auf- 
bewahrung enthalten  muss  *").  Zucker  und  Sirup  sowie  die  im  Gesetze 
nicht  näher  benannten  Malzsurrogate  dürfen  in  der  Regel  nur  inner- 
halb der  Zeit  vom  Beginne  der  Einmaischung  bis  zur  Beendigung 
des  Kochens  der  Bierwürze  verwendet,  auch  weder  zu  einem  früheren 
Zeitpunkte    als    mit   Beginn   des    in    der  Generaldeklaration  für   die 


')  §  13  Abs.  1  des  Brausteuergesetzes. 

^)  §  13  Abs.  3.     Diese  Vorschrift   findet   bei   der  Fixation   und  der  Ver- 
mahlungssteuer keine  Anwendung. 
')  §  13  Abs.  4. 
*)  §  13  Abs.  2. 

*)  §  14.     Diese  Bestimmung  gilt  nicht  für  fixierte  Brauer. 
')  §  18  Abs.  1. 
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Verwendung  angegebenen  Abschnittes  des  Brauprozesses  noch  in 
einer  grösseren  Menge  als  nach  der  Brauanzeige  für  das  betreffende 
Gebräude  versteuert  ist,  in  die  Braustätte  eingebracht  werden  ^). 
Wird  eine  Kornbrennerei  gemeinschaftUch  mit  einer  Brauerei 
betrieben,  so  darf  in  der  ersteren  nur  solches  Malz  zur  Verwendung 
gelangen,  welches  vor  dem  Schroten  wenigstens  zum  vierten  Teile 
mit  ungemalztem  Roggen  vermischt  ist.  In  Kartoffelbrennereien  ist 
zwar  der  Gebrauch  von  reinem  Malzschrot  gestattet,  dasselbe  ist  aber 
besonders  anzumelden  und  aufzubewahren,  unterliegt  auch  der  Auf- 
sicht und  Kontrolle  der  Steuerbehörden  ^). 

b)  Besondere   Kontrollen. 

1.  Bei  der  Einmaischungssteuer. 

Zu  der  vom  Brauer  deklarierten  Einmaischungszeit  hat  sich  ein 
Beamter  in  die  Brauerei  zu  begeben,  die  Braustoffe  in  seiner  Gegen- 
wart verwiegen  zu  lassen  und  der  Einmaischung  selbst  sowie  dem 
weiteren  Brauakte  so  lange  beizuwohnen,  bis  eine  Zumaischung  mit 
Vorteil  nicht  mehr  ausgeführt  werden  kann.  Ergibt  sich  bei  der 
amtlichen  Verwiegung  ein  Mehrgewicht  gegenüber  der  Deklaration,  so 
ist  dasselbe  nachträglich  zu  versteuern;  hat  die  lieber  wachung  einer 
Einmaischung  gar  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  ausreichender  Weise 
stattfinden  können,  so  soll  in  der  Regel  eine  Revision  des  Bierzuges 
eintreten  ^). 

Die  Einmaischungen  dürfen  nur  an  den  Wochentagen  und  zwar 
in  den  Monaten  Oktober  bis  einschliesslich  März  von  morgens  6  bis 
abends  10  Uhr,  in  den  übrigen  Monaten  aber  schon  von  morgens 
4  Uhr  ab  vorgenommen  werden.  Ausnahmen  können  nach  Bedürf- 
nis bewilligt  werden  und  sollen  bei  kontinuierlichem  Betriebe  über- 
haupt nicht  versagt  werden.  Mit  der  Einmaischung  selbst  darf  erst 
begonnen  werden,  wenn  ein  Beamter  zur  Beaufsichtigung  derselben 
innerhalb  einer  Stunde  vom  deklarierten  Zeitpunkte  ab  sich  nicht 
einfindet.  Nachmaischungen  sind  im  allgemeinen  nicht  gestattet; 
kommen    dieselben  aber  regelmässig  vor,    so  ist  nur  ein  für  alleraal 


')  §  18  Abs.  2  und  §  20  Abs.  4  des  Brausteuergesetzes. 

^)  §  15.  Dieser  sowie  die  in  der  vorigen  Anmerkung  angeführten  §§ 
greifen  bei  fixierten  Brauereien  nicht  Platz. 

*)  §  20  des  Brausteuergesetzes  und  Nr.  13  der  Bestimmungen  zur  Aus- 
führung desselben.    Preussisches  Zentralblatt  für  Abgaben  1872,  S.  364  ff. 
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anzuzeigen,  in  wie  viel  Abteilungen  und  mit  welchem  Gewichte  für 
jede  Beschickung  gemaischt  werden  soll  ^). 

2.  Bei  der  Vermahlungssteuer. 

In  der  Brauerei  selbst  oder  doch  in  räumlicher  Verbindung 
mit  derselben  müssen  eigene,  ausschliesslich  zur  Vermahlung  von 
Braustoffen  bestimmte  Mühlenwerke  sich  befinden,  die  so  einzurichten 
sind,  dass  sie  mit  dem  Fussboden  in  fester  Verbindung  stehen.  Der 
Rumpf  des  Mahlganges  muss  gefalzt,  völlig  sicher  verschliessbar  und 
in  der  Regel  so  gross  sein,  dass  er  mindestens  die  für  eine  Ein- 
maischung  bestimmten  Braustoffe  aufnehmen  kann.  Eine  Oeffnung 
des  Rumpfes  oder  die  Gewinnung  sonstiger  Zugänge  zum  Zwecke 
heimlicher  Bereitung  von  Braustoffen  darf  nur  unter  Anwendung 
erkennbarer  Gewalt  möglich  sein.  Die  Mühlenöffnungen  und,  soweit 
es  für  erforderlich  erachtet  wird,  auch  die  Mühlentriebwerke  werden 
dauernd  unter  amtlichen  Verschluss  gestellt  ^). 

Der  Aufsichtsbeamte  hat  sich  zur  deklarierten  Zeit  der  Ver- 
mahlung in  den  Mühlenräumen  einzufinden,  den  Mahlerlaubnisschein, 
welcher  dem  Brauer  bei  Berichtigung  der  Steuer  erteilt  wird,  zu  prüfen 
und,  falls  sich  keine  Bedenken  ergeben,  den  Verschluss  an  den  Mühlen- 
öffnungen zu  lösen,  das  deklarierte  Mahlgut  in  seiner  Gegenwart 
verwiegen  und  aufschütten  zu  lassen,  sowie  demnächst  den  Zugang 
zum  Mühlenrumpf  wieder  zu  verschliessen.  Mit  der  Vermahlung 
muss  sofort  begonnen  und  dieselbe  ohne  willkürliche  Unterbrechung 
zu  Ende  geführt  werden.  Wird  bei  der  Verwiegung  ein  Mehrgewicht 
festgestellt,  so  ist  solches  nachträglich  zu  versteuern  ^). 

Kann  die  Lösung  des  Mühlenverschlusses  durch  einen  Beamten 
nicht  stattfinden,  so  wird  dieselbe  dem  Brauer  überlassen;  in  einem 
solchen  Falle  sollen  aber  die  vermahlenen  Braustoffe  vor  ihrer  Ver- 
wendung amtlich  nachverwogen  werden  *). 

Die  Aufschüttung  der  Braustoffe  auf  die  Mühle  sowie  die  Ver- 
mahlung   selbst    sind    innerhalb    der    für    die    Vornahme    von    Ein- 


^)  §§  19  bis  21  des  Brausteuergesetzes.  Die  mehrfach,  so  auch  von 
Geffken,  Die  Eeform  der  Reichsssteuem,  S.  103  aufgestellte  Behauptung,  dass 
die  Einmaischungen  nur  in  Gregenwart  der  Steuerbeamten  vorgenommen  werden 
dürfen,  ist  unzutreffend,  wie  ein  Blick  auf  §  20  Abs.  2  zeigt. 

^)  §  2  bis  4  der  Grundsätze. 

*)  §  7  und  8  a.  a.  0. 

*)  §  10  a.  a.  0. 
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maiscliungen  angeordneten  Zeit  zu  bewirken  ^).  lieber  die  Benutzung 
der  Mühle,  insbesondere  den  Tag  und  die  Stunde  der  Rumpföffnung, 
die  Aufschüttung  des  Mahlguts  und  die  Wiederanlegung  des  Ver- 
schlusses ist  ein  Mühlenregister  zu  führen  ^). 

Die  zur  Bierbereitung  bestimmten  Stoffe  dürfen  auf  keinen 
anderen  als  den  genehmigten  Mühlenwerken  vermählen,  auf  letzteren 
selbst  aber  keine  Vermahlungen  vorgenommen  werden,  welche  der 
Steuerbehörde  nicht  vorher  angezeigt  sind.  Verboten  ist  es  ferner, 
ausser  den  genehmigten  noch  andere  zum  Vermählen  von  Braustoffen 
geeignete  Mühlenwerke  innerhalb  der  Grenzen  des  Brauereigrund- 
stückes zu  halten,  vermahlene  Braustoffe  von  anderen  zu  erwerben 
oder  bereits  anderweit  vermahlene  Braustoffe  in  die  Wohnungs-, 
Mühlen-  und  Brauerei-Räume  aufzunehmen  ^). 

Dagegen  fallen  diejenigen  Bescliränkungen,  welchen  die  Brauer 
bei  der  Einmaischungssteuer  bezüglich  der  Aufbewahrung  der  Vor- 
räte an  Malzschrot,  der  Anmeldung  jeder  einzelnen  Einmaischung, 
der  Zeit  derselben  und  des  Nachmaischens  unterliegen,  bei  dieser 
Erhebungsform  fort.  Der  Brauakt  unterliegt  jedoch  insofern  einer 
Kontrolle,  als  der  Brauer  ein  Notizregister  zu  führen  hat,  in 
welches  vor  Beginn  der  Einmaischung  Tag  und  Stunde  derselben 
sowie  die  Menge  der  zu  verwendenden  Braustoffe,  nach  Beendigung 
des  Brauaktes  aber  die  Menge  des  gezogenen  Bieres  unter  Angabe 
der  Gefässe,  auf  welche  dasselbe  gebracht  ist,  einzutragen  sind. 
Die  Auf  Sichtsbeamten  können  dieses  Register  jederzeit  einsehen,  auch 
das  Maischmaterial  nachverwiegen  und  den  weiteren  Brauakt  sowie 
den  Bierzug  kontrollieren  *). 

3.  Bei  der  Fixation^). 

Der  fixierte  Brauer  ist  ebenso  wie  derjenige,  welcher  die  Brau- 
steuer im  Wege  der  Vermahlungssteuer  entrichtet,  von  der  amtlichen 
Anmeldung  der  einzelnen  Brauakte  befreit,  doch  hat  er  ein  Brau- 
register   zu    führen,    in  welches    spätestens    eine   Stunde   vor  Aus 


i 


^)  §  6  der  Grundsätze. 

2)  §  9  a.  a.  0. 

2)  §  22,  Ziff.  II,  Nr.  1  bis  3  des  Gesetzes  und  §  13  der  Grundsätze. 

^)  §  12  der  Grundsätze. 

^)  Für  solche  Brauer,  welche  ausschliesslich  für  den  Bedarf  des  eigenen 
Haushalts  Bier  bereiten,  sind  noch  besondere  Erleichterungen  bei  der  Fixation 
zugestanden.  Preuss.  Zentralblatt  für  Abgaben  1872,  S.  346.  —  Appelt,  a.  a.  <) 
S.  101  und  115. 
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führung  derselben  Tag  und  Stunde  der  Eintragung  sowie  der  Ein- 
maischung,  ferner  Gattung  und  Menge  der  Braustoffe,  endlich  Menge 
und  Art  des  zu  ziehenden  Bieres  einzutragen  sind.  Sollen  Ab- 
weichungen von  der  in  der  Generaldeklaration  angegebenen  Art  und 
Weise  der  Malzsurrogatenverwendung  eintreten,  so  ist  auch  hierüber 
ein  Vermerk  im  Register  zu  machen.  Abänderungen  der  Eintragun- 
gen sind  bis  eine  Stunde  vor  der  Einmaischungszeit  unbeschränkt, 
später  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  zulässig,  dass  die  Ausführung 
des  Brauaktes  in  der  angegebenen  Weise  infolge  alsdann  erst  ein- 
getretener zufälhger  Umstände  unmöglich  geworden  ist  und  dies  von 
einem  unverdächtigen  Zeugen  im  Brauregister  selbst  bescheinigt  wird. 
Die  Aufsichtsbeamten  haben  die  ordnungsmässige  Führung  der  Brau- 
register zu  überwachen,  können  ausserdem  aber  auch  Vorräte  an 
steuerpflichtigen  Braustoffen  vor  der  Einmaischung  verwiegen  und 
den  Bierzug  vermessen.  Befinden  sich  mehr  Braustoffe,  als  im 
Brauregister  eingetragen  sind,  an  dem  zur  Aufbewahrung  derselben 
bestimmten  Orte,  so  ist  es  zulässig,  sie  während  des  Brauaktes  unter 
steueramtlichen  Verschluss  zu  stellen  ^).  Alle  Bücher  des  Brauers, 
welche  über  den  Verbrauch  von  Braustoffen  Aufschluss  geben,  sind 
den  Oberbeamten  der  Steuerverwaltung  auf  Erfordern  jederzeit  zur 
Einsicht  vorzulegen  ^). 

Im  Interesse  der  steuerlichen  Sicherheit  sind  dem  fixierten 
Brauer  noch  einzelne  Beschränkungen  im  Betriebe,  jedoch  von  ver- 
hältnismässig geringem  Umfange  auferlegt.  So  bedarf  es  der  be- 
sonderen Genehmigung,  wenn  er  andere  als  die  im  Vertrage  ange- 
gebenen Braustoffe  verwenden  ^) ,  wenn  er  seine  Brauerei  einem 
anderen  zur  Benützung  überlassen  oder  selbst  die  Brauerei  eines 
anderen  benutzen ,  wenn  er  Bier  für  andere  Brauer  bereiten  oder 
solches  aus  anderen  Brauereien  beziehen  will.  Tritt  ein  Wechsel  in 
der  Person  des  Eixaten  durch  Erbgang,  Veräusserung  u.  s.  w.  ein, 
oder  erwirbt  derselbe  noch  den  Besitz  einer  anderen  Brauerei,  so 
ist  hiervon  amtliche  Anzeige  zu  machen*). 


*)  Nr.  7  der  Grundsätze.- 
2)  Nr.  2  Abs.  2  a.  a.  0. 
')  Nr.  5  Abs.  4  a.  a.  0. 
*}  Nr.  8  a.  a.  0. 
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C.  Revisionsbefugnisse  der  Beamten. 

Damit  die  Beamten  stets  in  der  Lage  sind,  zu  prüfen,  ob  die 
Gewerbtreibenden  die  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen  pünktlich 
erfüllen  und  fraudulöser  Handlungen  sich  enthalten,  sind  denselben 
sehr  ausgedehnte  Revisionsbefugnisse  beigelegt.  Die  Brauereien 
einschliesslich  der  zur  Aufbewahrung  der  Braustoffe  dienenden  Räume 
können,  wenn  darin  gearbeitet  wird,  zu  jeder  Zeit,  sonst  aber  von 
morgens  6  bis  abends  9  Uhr,  einer  Revision  unterworfen  werden. 
Es  ist  gestattet,  letzere  auch  auf  die  an  die  Brauereien  anstossenden, 
mit  denselben  in  Verbindung  stehenden  Räumlichkeiten  und  — 
bei  der  Vermahlungssteuer  —  auf  die  Mühlenräume  auszudehnen. 
Nirgends  dürfen  Einrichtungen  getroffen  werden,  welche  der  Aus- 
übung der  gesetzlichen  Aufsicht  hinderlich  sind  ^).  Oeffnungen  in 
der  Braustätte,  welche  zu  unbemerkten  Zumaischungen  benutzt  wer- 
den können,  sind  während  des  Brauaktes  unter  amtlichen  Verschluss 
zu  nehmen  ^).  Ergibt  sich  der  Verdacht  einer  Steuerdefraude,  so  sind 
Haussuchungen  nach  Massgabe  der  allgemeinen  gesetzlichen  Vor- 
schriften zulässig^).  Die  Brauer  selbst,  sowie  deren  Gewerbsge- 
hilfen sind  verbunden,  den  Beamten  die  zur  Ausübung  der  Kontrollen 
und  zur  Vornahme  der  ihnen  sonst  obliegenden  Geschäfte  erforder- 
lichen Hilfsdienste  zu  leisten*). 

D.  Steuerstrafeu. 

Die  Ergänzung  der  Steuerkontrollen  bilden,  wie  von  Hock  ^) 
mit  Recht  bemerkt,  die  Steuerstrafen.  „Erstere  wären  fruchtlos, 
wenn  nicht  in  der  Erwägung  des  Steuerpflichtigen  dem  vom  Schmuggel 
erhofften  Nutzen  der  von  der  Strafe  zu  befürchtende  Schaden  ent- 
gegenstünde, und  letztere  blieben  ohne  Anwendung,  wenn  nicht  die 
Kontrollen  die  Uebertretungen  der  Steuergesetze  erschwerten  und 
entdeckten. " 

In  Uebereinstimmung  mit  anderen  Steuergesetzen  teilt  das  Brau-« 


')  §  23  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872. 

^)  §  23  Abs.  3  a.  a,  0.     Letztere  Bestimmung   findet  jedoch  auf  fixierte 
Brauereien  keine  Anwendung. 
")  §  24  a.  a.  0. 
*)  §  25  a.  a.  0. 
')  Abgaben  und  Schulden.     S.  54. 
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Steuergesetz  alle  strafbaren  Verletzungen  in  zwei  Klassen:  in  De- 
fraudationen und  Ordnungswidrigkeiten.  Den  ersteren  werden  die- 
jenigen Handlungen  unterstellt,  welche  auf  eine  Steuerverkürzung 
abzielen,  während  die  letzteren  alle  diejenigen  umfassen,  welche  Ver- 
stösse gegen  Kontrollevorschriften  enthalten. 

Indem  die  Begriffsbestimmung  der  Defraude  an  diejenige  Ge- 
werbshandlung anknüpft,  von  deren  Ausübung  die  Entrichtung  der 
Brausteuer  abhängig  ist  ^),  wird  eine  solche  als  vorhanden  an- 
genommen, wenn  die  Verwendung  steuerpflichtiger  Braustoffe  ohne 
gesetzliche  Anmeldung  erfolgt  ^).  Die  Defraudation  gilt  aber  ins- 
besondere dann  schon  als  vollbracht,  wenn  mit  der  Verwendung 
solcher  Braustoffe,  welche  den  Steuerhebestellen  gar  nicht  oder 
in  nicht  gehöriger  Weise  deklariert  sind,  auch  nur  begonnen  ist, 
sowie  wenn  Zucker,  Sirup  oder  im  Gesetze  nicht  besonders  auf- 
geführte Malzsurrogate  bei  einem  anderen  als  dem  in  der  General- 
deklaration angegebenen  Abschnitte  der  Bierbereitung  verwendet 
werden  ^).  Ausserdem  wird  es  einer  Defraudation  gleich  geachtet, 
wenn  Braumalzschrot  nach  erfolgter  Anmeldung  von  Brauein- 
maischungen  in  einer  Menge  vorgefunden  wird,  welche  die  ge- 
setzlich zulässige  um  mehr  als  zehn  Prozent  übersteigt;  Zucker, 
Sirup  oder  andere  im  Gesetze  nicht  benannte  Malzsurrogate  in  der 
Braustätte  ausserhalb  der  erlaubten  Zeit  oder  um  mehr  als  fünf 
Prozent  über  die  versteuerte  Menge  oder  ausserhalb  der  bestimmten 
Aufbewahrungsräume  sich  vorfinden;  bei  einer  amtlichen  Aufnahme 
der  Lagervorräte  an  Zucker  und  Sirup  Gewichtsabweichungen  von 
mehr  als  zehn  Prozent  sich  ergeben,  und  endlich  ein  Brauer  bei 
der  Vermahlungssteuer  den  im  §  22,  Ziffer  II,  unter  Nr.  1  bis  3 
des  Gesetzes  enthaltenen  Vorschriften  zuwider  handelt*).  Dem  An- 
geschuldigten wird  jedoch  in  allen  Fällen  der  Nachweis  freigelassen, 
dass  er  eine  Defraude  nicht  habe  verüben  können,  oder  eine  solche 
nicht  beabsichtigt  gewesen  sei  und  tritt,  wenn  dieser  Nachweis  ge- 
hngt,  nur  eine  Ordnungsstrafe  ein  ^). 

Die  Strafe   der  Defraudation   besteht   in    einer    dem  vierfachen 


^)  Verhandlungen   des   Reichstags,    Session  1872,   Bd.  III,   S.  97,  Akten- 
stück Nr.  11. 

^)  §  27  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872. 
')  §  28  a.  a.  0. 
*)  §  29  a.  a.  0. 
•')  §  32  a.  a.  0. 
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Betrage  der  vorenthaltenen  Abgabe  gleichkommenden  Geldstrafe  von 
mindestens  30  M.  ^).  Beim  ersten  Rückfall  tritt  eine  Erhöhung  der- 
selben auf  den  achtfachen  Betrag  ein,  während  jeder  fernere  Rück- 
fall eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  zwei  Jahren  nach  sich  zieht.  Nach 
richterlichem  Ermessen  kann  jedoch  an  Stelle  der  letzteren  auch  auf 
Haft  oder  auf  eine  Geldstrafe,  welche  mindestens  dem  sechzehnfachen 
Betrage  der  hinterzogenen  Steuer  entsprechen  muss,  erkannt  werden. 
Die  Rückfallsstrafe  ist  ausgeschlossen,  wenn  seit  der  Verbüssung 
oder  dem  Erlasse  der  letzten  Strafen  bis  zur  Begehung  der  neuen 
Defraudation  drei  Jahre  verflossen  sind  ^). 

Die  Uebertretungen  der  sonstigen  Bestimmungen  des  Brau- 
steuergesetzes sowie  der  dazu  erlassenen  Verwaltungsvorschriften 
werden  mit  Ordnungsstrafen  bis  zu  150  M.  geahndet.  Für  bestimmte, 
das  Steuerinteresse  besonders  gefährdende  Fälle  ist  der  Minimalbe- 
trag  auf  15  und  bei  Wiederholungen  auf  30  M.  festgesetzt.  Die 
Verletzung  der  für  die  Vermahlungssteuer  massgebenden  Verwaltung« - 
Vorschriften  kann  mit  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  600  M.  belegt 
werden  ^).  Wegen  mehrerer  oder  wiederholter  Ordnungswidrigkeiten 
ist  die  Geldstrafe  gegen  denselben  Thäter  sowie  gegen  mehrere 
Thäter  und  Teilnehmer  zusammen  stets  nur  in  einmaligem  Betrage 
festzusetzen,  wenn  die  Ordnungswidrigkeiten  derselben  Art  und 
gleichzeitig  entdeckt  sind  *). 

Die  Verjährung  der  Strafverfolgung  tritt  bei  Defraudationen  in 
drei,  bei  Ordnungswidrigkeiten  in  einem  Jahre  ein  ^). 

Den  Brauern  ist  schliesslich  noch  eine  Vertretungsverbindlich- 
keit für  ihre  Verwalter,  Gewerbsgehilfen  sowie  diejenigen  Hausge- 
nossen, welche  auf  den  Brauereibetrieb  einen  Einfluss  auszuüben  in 
der  Lage  sind,  dahin  auferlegt,  dass  sie  im  ünvermögensfalle  der 
eigentlich  Schuldigen  für  die  von  denselben  hinterzogenen  Steuern 
und  verwirkten  Geldstrafen  zu  haften  haben,  für  die  letzteren  jedoch 
nur  dann,  wenn  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  sie  bei  der  Aus- 
wahl und  Anstellung  oder  bei  der  Beaufsichtigung  derselben  nicht 
mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Geschäftsmannes   verfahren  sind. 


^)  §  30  des  Gesetzes  vom  81.  Mai  1872.  flii 

2)  §  33  und  34  a.  a.  0.  ^^" 

^)  §  35  a.  a.  0.   und   Nr.  13   der   allgemeinen   Grundsätze   tür   die   Ver 
mahlungssteuer. 

*)  §  37  Abs.  2  a.  a.  0. 
")  §  40  a.  a.  0. 

58« 


Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reiche.  ^p 

Sind  die  Brauereibesitzer  aber  bereits  wegen  einer  in  der  nach- 
gewiesenen Absicht  der  Steuerverkürzung  begangenen  Brausteuer- 
defraudation  bestraft,  so  wird  ein  fahrlässiges  Verhalten  ihrerseits 
so   lange   präsumiert,    bis   sie  das  Gegenteil   nachgewiesen   haben  ^). 


2.  Kritik  des  Reichsgesetzes  vom  31.  Mai  1872. 

Wer  das  Erhebungssystem,  welches  dem  Reichsbrausteuerge- 
setze  zu  Grunde  liegt,  ausschliesslich  vom  doktrinären  Standpunkte 
aus  betrachten  wollte,  würde  von  vornherein  ein  abfälliges  Urteil 
fällen  müssen,  da  dasselbe  mannigfache  und  zwar  sehr  wesentliche 
Verstösse  gegen  anerkannte  Prinzipien  des  formellen  Steuerrechts 
enthält.  Ein  solches  Verfahren  wäre  aber  nicht  zu  billigen,  denn 
an  den  Wert  einer  bestimmten  Besteuerungsweise  lässt  sich  niemals 
ein  absoluter  sondern  stets  nur  ein  relativer  Massstab  anlegen.  Die 
Anforderungen  der  Wissenschaft  sind  nicht  immer  vollkommen  zur 
Verwirklichung  zu  bringen;  die  gegebenen  Lebensverhältnisse  setzen 
denselben  bald  hier  bald  dort  einen  Widerstand  entgegen,  welcher 
sich  gewaltsam  nicht  unterdrücken  lässt,  sondern  eingehende  Be- 
rücksichtigung finden  muss,  wenn  anders  nicht  Einrichtungen  ge- 
schaffen werden  sollen,  welche  für  das  Leben  als  nicht  durchführbar 
sich  erweisen.  So  ist  bekanntermassen  die  theoretisch  vollkommenste 
Steuerform  nicht  immer  die  praktisch  brauchbarste,  funktioniert  viel- 
mehr häufig  schlechter  als  eine  solche,  welche  von  der  Wissenschaft 
für  minderwertig  erachtet  wird,  die  jedoch  den  Vorzug  besitzt,  der 
örtlichen  und  zeitlichen  Verschiedenheit  der  Lebensverhältnisse  Rech- 
nung zu  tragen.  Die  Wissenschaft  muss  sich  daher  zu  Modifikatio- 
nen ihrer  Prinzipien  bequemen  und  darf  nicht  den  Anspruch  erheben, 
denselben  überall  absolute  Geltung  verschaffen  zu  wollen. 

Wir  werden  daher  die  Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  des 
formellen  Steuerrechts  vom  historisch-relativen  Standpunkte  aus  zu 
beurteilen  und  uns  dabei  stets  zu  vergegenwärtigen  haben,  dass  „die 
Besteuerung  etwas  geschichtlich  Bedingtes  ist,  dass  man  sie  nicht 
überall  und  allezeit  nach  demselben  Massstab  beurteilen  und  ein- 
richten kann  und  darf"  ^).  Die  Notwendigkeit  einer  derartigen  Be- 
handlungsweise  ist  bei  dem  uns  vorliegenden  Erhebungssystem  ganz 


')  §  36  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872. 

^)  Wagner,  Finanzwissenschaft  Bd.  II,  S.  141. 
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besonders  vorhanden,  und  eine  gerechte  Würdigung  desselben  ist, 
nur  möglich,  wenn  man  die  eigentümliche  Lage,  in  der  das  Brauerei- 
gewerbe in  den  Staaten  der  Brausteuergemeinschaft  sich  befindet, 
stets  im  Auge  behält.  Durch  dieselbe  ist  früher  in  Preussen  und 
demnächst  im  Reichssteuergebiete  die  Gestaltung  der  Steuererhebung 
auf  das  wesentlichste  beeinflusst  und  eine  durchgreifende  Reform 
derselben  wird  erst  dann  möglich  sein,  wenn  die  derzeitigen  gewerb- 
lichen Verhältnisse  eine  vollständige  Aenderung  erfahren  haben. 

Bekanntlich  liegt  eine  der  grössten  Schwierigkeiten  für  die 
Steuererhebung  in  der  Zersplitterung  der  steuerpflichtigen  Gewerbe- 
betriebe. Diese  aber  ist  in  dem  Bereiche  der  Steuergemeinschaft 
von  einer  Ausdehnung,  wie  wohl  kaum  in  irgend  einem  anderen 
Lande.  Im  Jahre  1872  —  vor  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen 
Brausteuergesetzes  —  zahlten  von  10,478  gewerblichen  Brauereien 
5055  oder  48  Prozent,  von  den  3679  nicht  gewerblichen  ^)  aber 
alle  bis  auf  11  eine  jährliche  Steuer  von  höchstens  300  M. 

Unter  die  einzelnen  Steuerklassen  verteilten  sich  diese  Braue- 
reien folgendermassen  ^): 


Es  zahlten            bis  15  M. 

über  15 
bis  30  M. 

über  30 
bis  60  M. 

über  60 
bis  150  M. 

über  150 
bis  300  M. 

zu- 
sammen 

gewerbliche  Brauer 
nicht  gewerbl.  Brauer 
zusammen 

351 
2759 
3110 

420 
531 
951 

782 

238 

1020 

1825 

112 

1937 

1677 

28 

1705 

5055 
3668 
8723 

Von  sämtlichen  im  Betriebe  befindlichen  14,157  —  gewerb- 
lichen und  nicht  gewerblichen  —  Brauereien  entrichteten  somit 
62  Prozent  nur  eine  Jahressteuer  bis  zu  300  M. 

Diese  Verhältnisse  haben  sich  zwar  im  Laufe  der  Jahre  doch 
nicht  in  sehr  erheblicher  Weise  gebessert.  Denn  im  Jahre  1885/86 
zahlten  von  9326  gewerblichen  Brauereien  immer  noch  3869  oder  41 
Prozent,  von  den  nicht  gewerblichen  1039  aber  alle  bis  auf  eine  einzige 
eine  Jahressteuer  von  höchstens  300  M.    Es  entrichteten  nämlich  ^) : 


')  Als  nicht  gewerbliche  Brauereien  werden  nur  diejenigen  steuerpflichtigen 
Betriebsanstalten  angesehen,  welche  ausschliesslich  für  den  Bedarf  des  eigenen 
Haushalts  ohne  besondere  Brauanlagen  Bier  bereiten.  Alle  übrigen  steuei> 
Pflichtigen  Brauereien  werden  zu  den  gewerblichen  gerechnet. 

2)  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  VIII,  Heft  1,  S.  31. 

')  Monatshefte  zur  Statistik  dee  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1886,  Heft  11,  S.'ßO. 
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bis  15  M. 


über  15    über  30     über  60 
bis  30M .Ibis  60  M.  bis  150  M. 


über  150  1      zu- 
bis  300  M.  sammen 


gewerbliche  Brauer 
nicht  gewerbl.  Brauer 
zusammen 


1058 

795 

1853 


246 
170 
416 


447 

55 

502 


1000 

16 

1016 


1118 

2 

1120 


3869 
1038 
4907 


Die  Jahressteuer  erreichte  bei  47  Prozent  sämtlicher  —  10,365 
—  Brauereien  nur  eine  Höhe  bis  zu  300  M.  Ausserdem  wurde  noch 
in  37,022  Haushaltungen  steuerfreier  Haustrunk  bereitet  und  waren 
17  steuerpflichtige  Essigbrauereien  vorhanden  ^). 

Wird  nun  schon  die  Steuererhebung  durch  diese  ausserordent- 
lich grosse  Zahl  kleiner  Betriebsanstalten  in  sehr  hohem  Grade  er- 
schwert, so  liegt  hierin  doch  noch  nicht  die  einzige  Schwierigkeit  für 
die  Verwaltung.  Eine  solche  entsteht  vielmehr  anderweit  dadurch, 
dass  die  steuerpflichtigen  Brauereien  nicht  in  den  grösseren  Städten 
konzentriert  sind,  sondern  weit  über  das  Land  zerstreut  meistens  in 
Dörfern  —  meilenweit  von  den  Stationen  der  Aufsichtsbeamten  und 
der  Steuerhebestellen  entfernt  —  liegen.  Im  Jahre  1885/86  waren  über- 
haupt 11,011  Bierbrauereien  vorhanden;  von  diesen  befanden  sich 
6598  oder  60  Prozent  auf  dem  Lande  und  nur  4413  oder  40  Prozent 
in  den  Städten.  In  einzelnen  Verwaltungsbezirken  gestaltete  sich 
dies  Verhältnis  aber  noch  bei  weitem  ungünstiger.  So  entfielen  auf 
ländliche  Brauereien  in  Oldenburg  89  Prozent,  in  HohenzoUern 
85  Prozent,  in  Thüringen  81  Prozent,  in  Schleswig-Holstein  77  Pro- 
zent, in  Mecklenburg  74  Prozent,  in  Westfalen  und  im  Königreich 
Sachsen  je  72  Prozent.  Die  Brauereien  verteilten  sich  nämlich  nach 
ihrer  Lage  in  diesen  Bezirken  folgendermassen: 

Tj  „        •  Olden- Hohen-n 

Brauereien         ,  ^^      " 

bürg  zollern 

a)  in  den  Städten      11       41  217  166  111         385 

b)  auf  dem  Lande    86     235  919  558  316        969 

Die   Statistik    gewährt   uns    keinen    Aufschluss,    ob 
Heben  Brauereien  hauptsächlich   dem  Gross-  oder  Kleinbetriebe  an- 
gehören.    Unzweifelhaft    ist    aber  letzteres   anzunehmen,    da   grosse 

^)  Ueber  die  Steuerfreiheit  des  Haustrunks  sowie  die  Besteuerung  der 
Essigbrauereien  cf.  §  5  bezw.  §  2  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872.  Die  Haus- 
trunkbrauereien kommen  hauptsächlich  in  Schleswig-Holstein  und  Mecklenburg 
vor.  Ihre  Zahl  belief  sich  hier  auf  29,525,  so  dass  auf  alle  übrigen  Verwaltungs- 
bezirke der  Brausteuergemeinschaft  nur  7497  entfielen.  Monatshefte  zur  Sta- 
tistik a.  a.  0,  S.  55. 


"Tl  ■■  ■  o-p  Schleswig-  Mecklen-  West- 
°       Holstein       bürg      falen 


Königreich 
Sachsen 

218 

555 

die   länd- 
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Brauereien  ihren  Standort  fast  regelmässig  in  Städten  zu  nehmen 
pflegen.  Bestätigt  wird  dies  auch  dadurch,  dass  in  denjenigen  Ver- 
waltungsbezirken, in  welchen  die  ländlichen  Brauereien  überwiegen, 
gerade  die  Zahl  kleiner  Betriebe  mit  einer  jährlichen  Steuerzahlung 
bis  zu  300  M.  ausserordentlich  gross  ist.  Während  auf  die  letzteren 
im  Jahre  1885/86  im  gesamten  Reichssteuergebiet  47  Prozent  ent- 
fielen, kamen  auf  dieselben  in  Oldenburg  67  Prozent,  in  Hohen- 
zoUern  70  Prozent,  in  Westfalen  76  Prozent  sowie  in  Schleswig- 
Holstein  und  Mecklenburg  je  83  Prozent.  Thüringen  blieb  mit 
46  Prozent  nur  wenig,  Sachsen  dagegen  mit  9  Prozent  bedeutend 
hinter  dem  allgemeinen  Durchschnittssatze  zurück.  In  Sachsen  sind 
hauptsächlich  mittlere  Brauereien  mit  einer  jährlichen  Steuerzahlung 
von  über  300  bis  3000  M.  vertreten  und  dieselben  machen  70  Prozent 
sämtlicher  Brauereien  aus. 

Diese  eigentümliche  Lage  des  Brauereigewerbes  wirkt  auf  die 
Steuererhebung  in  der  nachteiligsten  Weise  ein.  Insbesondere  lassen 
die  so  verschiedenartig  gestalteten  Verhältnisse  des  Klein-  und  Gross- 
betriebes ohne  schwere  Verletzung  der  Interessen  des  einen  oder 
anderen  es  nicht  angängig  erscheinen,  für  beide  eine  gemeinsame  Er- 
hebungsform aufzustellen,  und  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  hat  des- 
halb die  Vermahlungssteuer  mit  voUem  Rechte  nur  auf  den  Gross- 
betrieb zur  Anwendung  gebracht.  Aber  ausschliesslich  im  normalen 
Wege  ist  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  die  Steuererhebung 
überhaupt  nicht  durchzuführen,  es  bedarf  vielmehr  hierzu  ausser- 
ordentlicher Massregeln,  wie  solche  in  dem  Fixationsmodus  geboten 
werden.  Sollte  nämlich  die  Steuer  nur  vermittelst  der  ordentlichen 
Erhebungsformen  von  diesen  vielen  Tausenden  kleiner  und  kleinster 
Brauereien  eingezogen  werden,  so  würde  ein  Kostenaufwand  erforder- 
lich sein,  welcher  zu  den  Steuererträgen  in  gar  keinem  Verhältnisse 
stände  ^).  Neue  Hebestellen  müssten  eingerichtet,  für  zahlreiche  kleine 
Brauereien  besondere  Aufseher  angestellt  und  das  Aufsichtspersonal 
überhaupt  sehr  bedeutend  vermehrt  werden,  da  gerade  die  Revision 


^)  Um  welche  minimalen  Steuerbeträge  es  sich  hier  vielfach  handelt,  er- 
gibt sich  daraus,  dass  die  gesamten  nicht  gewerblichen  Brauereien  an  Steuer 
aufgebracht  haben:  im  Jahre  1876  24,529  M.,  im  Jahre  1877/78  18,769  M.  und 
im  Jahre  1878/79  18,095  M.  Da  ihre  Zahl  in  diesen  Jahren  auf  bezw.  2136, 
1905  und  1750  sich  belief,  so  kam  im  Durchschnitt  auf  jede  einzelne  eine 
Jahressteuer  von  ca.  10  M.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XXXVII, 
Heft  11,  S.  5*. 
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kleiner  Betriebsanstalten  einen  ganz  unverhältnismässigen  Zeitaufwand 
zu  erfordern  pflegt.  Denn  die  Beamten  müssen,  um  dieselben  von 
ihren  Stationsorten  zu  erreichen,  vielfach  meilenweite  Wege  zurück- 
legen. Um  wie  bedeutende  Entfernungen  es  sich  hier  handelt,  er- 
hellt schon  daraus,  dass  im  Jahre  1885/86  im  Bereiche  der  Brau- 
steuergemeinschaft je  eine  aktive  —  gewerbliche  und  nicht  gewerb- 
liche —  Brauerei  durchschnittlich  auf  40  qkm,  in  Westpreussen  aber 
erst  auf  252,  in  Ostpreussen  auf  135,  in  Posen  auf  179,  in  Pommern 
auf  88,  in  Hannover  auf  80  und  in  Brandenburg  auf  72  qkm  entfiel. 

Die  Zwangslage,  in  welcher  hiernach  die  Verwaltung  dem  Klein- 
betriebe gegenüber  sich  befindet,  führt  mit  Notwendigkeit  zur  Zu- 
lassung der  Fixation;  aber  auch  eine  billige  Rücksichtnahme  auf  die 
Verhältnisse  der  kleinen  Brauer  lässt  die  Anwendung  dieser  Er- 
hebungsform geboten  erscheinen.  Denn  nicht  bloss  lasten  die  mit 
den  ordentlichen  Erhebungsformen  verbundenen  Kontrollen  in  viel 
drückenderer  Weise  auf  dem  Klein-  als  auf  dem  Grossbetriebe,  son- 
dern dem  ersteren  erwachsen  auch  aus  dem  unvermeidlichen  häufigen 
Verkehre  mit  den  entfernt  gelegenen  Hebestellen  mannigfache  Um- 
stände und  Kosten,  so  dass  die  Bewilligung  wesentlicher  Erleich- 
terungen nur  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  angesehen  werden  kann. 

In  Preussen  ist  man  auch  von  jeher  bemüht  gewesen,  die 
steuerlichen  Einrichtungen  dieser  eigentümlichen  Entwickelung  des 
Brauereigewerbes  anzupassen.  Deshalb  wurden  schon  früh  neben 
der  Einmaischungssteuer  als  der  regelmässigen  Erhebungsform  die 
Mahlsteuer  ^)  und  die  Fixation  zugelassen.  Für  die  Anwendung  der 
letzteren  waren  anfänglich  sehr  enge  Grenzen  gezogen;  in  der  Praxis 
erwiesen  sich  aber  derartige  beschränkende  Massregeln  bald  als  völlig 
unzulänglich;  man  sah  sich  zu  immer  weiteren  Konzessionen  an 
diesen  Steuermodus  genötigt,  und  gab  denselben  schliesslich  für  alle 
Brauer  frei.  Nach  §  20  des  Gesetzes  "vom  8.  Februar  1819  wegen 
Besteuerung  des  inländischen  Branntweins,  Braumalzes  etc.  sollten 
nämlich  zur  Fixation  nur  solche  Brauer  zugelassen  werden,  welche  in 
Brauanlagen  lediglich  zum  Bedarf  ihres  Hausstandes  brauten.  Durch 
die  Kabinettsordre  vom  2.  Juni  1827^)  wurde  diese  Vergünstigung 
zunächst  auf  solche   ländliche  Grundbesitzer,    welche  Bier  an  die  in 

')  Die  Entrichtung  der  Brausteuer  im  Anschlüsse  an  eine  örtlich  be- 
stehende Mahlsteuer  wurde  durch  die  Kabinettsordre  vom  17.  August  1831  — 
Gesetzsammlung  S.  173  —  gestattet. 

^)  Gesetzsammlung  S.  75. 
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ihrem  Lohne  stehenden  Tagelöhner  und  Dienstfamilien  sowie  an  ein- 
zelne benachbarte  Schenkstätten  verkauften,  ausgedehnt,  dann  aber 
durch  die  Kabinettsordre  vom  17.  August  1831  allgemein  den  Brauern 
auf  dem  Lande  sowie  der  gesamten  Brauerschaft  in  den  Städten  nach 
dem  Antrage  der  Mehrzahl  ihrer  Mitglieder  eingeräumt.  Letztere 
Bestimmung  wurde  nur  auf  die  mahl-,  nicht  auch  auf  die  klassen- 
steuerpflichtigen Städte  bezogen,  und  die  Steuerverwaltung  deshalb 
für  befugt  erachtet,  in  den  letzteren  auch  mit  einzelnen  Brauern 
Fixationsverträge  abzuschliessen^).  Somit  war  die  Möglichkeit  vor- 
handen, der  Fixation  die  weiteste  Ausdehnung  zu  geben,  und  da 
auch  die  oberste  Landesfinanzbehörde  thatkräftig  für  die  Verwendung 
dieses  Steuermodus  eintrat^),  so  kann  es  nicht  überraschen,  dass 
demselben  bald  mehr  Brauer  als  der  ordentlichen  Erhebungsform  — 
der  Einmaischungssteuer  —  angehörten.  So  waren  im  Jahre  1849  in 
Preussen  von  8789  gewerblichen  Brauern  4875  oder  55  Prozent  und 
von  2240  nicht  gewerblichen  1650  oder  73  Prozent  fixiert^),  während 
im  Jahre  1872  vor  dem  Erlasse  des  gegenwärtigen  Brausteuergesetzes 
in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  von  10,478  gewerblichen 
Brauern  5514  oder  52  Prozent  und  von  3679  nicht  gewerblichen 
3436  oder  93  Prozent  dem  Fixationsmodus  angehörten^). 

Dass  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  die  Fixation  wieder  aufnahm, 
erscheint  unter  den  eben  dargelegten  Umständen  vollkommen  gerecht- 
fertigt. Ebensowenig  kann  es  auffallen,  wenn  die  Verwaltung  auch 
fernerhin  an  der  Ueberzeugung  festhielt,  dass  die  Erhebung  der  Brau- 
steuer vermittelst  der  ordentlichen  Erhebungsformen  nur  unter  sehr 
grossen  Kosten  und  Unbequemlichkeiten  durchführbar  sei,  und  die 
obersten  Landesfinanzbehörden  deshalb  immer  von  neuem  ihre  Organe 
anwiesen,  für  die  weitere  Verbreitung  der  Fixation  möglichst  zu  sorgen^). 
So  ist  es  denn  leicht  erklärlich,  dass  auch  noch  im  Jahre  J  885/86  nach 
diesem  Modus  von  9362  gewerblichen  Brauern  5173  oder  55  Prozent 
steuerten  ^). 


^)  Ministerialerlass  vom  16.  November  1832  bei  Schimmelpfennig, 
Indirekte  Steuern,  2.  Ausgabe,  S.  367. 

^)  Erlass   vom   6.  Juli  1845   bei   Schimmelpfennig  a.  a.  0.  S.  367. 

^)  Eisenhart,  Die  Kunst  der  Besteuerung,  S.  203. 

")  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  VIII,  Heft  1,  S.  31. 

')  Erlass  des  preussischen  Finanzministers  vom  24.  August  1874  bei 
Appelt,  Die  Brausteuergesetzgebung,  S.  101. 

•)  Monatshefte  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1886,  Heft  11,  S.  54. 
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Nach   dieser   allgemeinen  Erörterung   gehen  wir   nunmehr   zu 
einer  Prüfung  der  einzelnen  Erhebungsformen  über. 


a)    Die  Einmaischungssteuer. 

Ein  unbestreitbarer  Vorzug  dieser  Steuerform  liegt  in  der 
grossen  Sicherheit,  welche  dieselbe  gegen  Steuerhinterziehungen  ge- 
währt. Solche  sind  bei  der  amtlichen  Ueberwachung  des  Einmai- 
schungs-  sowie  des  weiteren  Brauaktes  fast  nur  ausführbar,  wenn  die 
Auf  Sichtsbeamten  grober  Nachlässigkeiten  oder  geheimen  Einverständ- 
nisses mit  den  Gewerbtreibenden  sich  schuldig  machen.  Derartige 
Fälle  werden  aber  bei  einem  tüchtigen  und  rechtschaffenen  Beamten- 
personale, wie  solches  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  unzweifel- 
haft vorhanden  ist,  nur  sehr  selten  vorkommen. 

Einzelne  wollen  gleichwohl  die  bei  diesem  Steuermodus  ge- 
währte Sicherheit  nicht  als  vollständig  ansehen,  weil  die  amtliche 
Kontrolle  der  einzelnen  Brauakte  nicht  obligatorisch,  sondern  nur 
fakultativ  vorgeschrieben,  so  dass  den  Steuerpflichtigen  die  Möglich- 
keit, Defrauden  auszuführen,  in  keiner  Weise  entzogen  sei  ^).  Diesem 
Einwände  ist  jedoch  um  deshalb  keine  besondere  Bedeutung  beizu- 
messen, weil  der  Verwaltung  in  allen  Fällen,  in  welchen  ausnahms- 
weise die  amtliche  Ueberwachung  eines  einzelnen  Brauaktes  nicht 
stattfindet,  mannigfache  andere  Kontrollmassregeln  zur  Verfügung 
stehen,  dur(?h  welche  eine  heimliche  Verwendung  von  Braustoffen 
sich  sehr  wohl  verhindern  lässt.  Hierher  ist  neben  der  Kontrolle 
über  die  Braumaterialien  insbesondere  die  Vermessung  des  Bierzuges 
zu  rechnen,  welche  regelmässig  einzutreten  pflegt,  sobald  die  Ein- 
maischung  in  einer  Brauerei  gar  nicht  oder  nicht  in  ausreichender 
Weise  hat  überwacht  werden  können. 

In  neuerer  Zeit  hat  man  allerdings  der  Bierzugskontrolle  eine 
praktische  Bedeutung  abzusprechen  versucht,  weil  ihre  Wirkung  da- 
durch illusorisch  gemacht  werden  könne,  dass  der  Brauer  von  vorn- 
herein nur  eine  solche  Menge  Bier  deklariere,  wie  er  aus  dem 
gesamten  Maischmaterial  —  dem  amtlich  deklarierten  und  dem 
heimlich  verwendeten  —  zu  ziehen   beabsichtige  ^).     Dieser  Angriff 


')  May,  Gesetz  über  den  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868,  1.  Aufl.,  S.  83. 
^)  Boccius,   Zur  Reform  der  Bierbesteuerung  in   Hirths  Annalen   des 
Deutschen  Reichs,  Jahrg.  1876,  S.  58. 
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würde  vollständig  begründet  sein,  wenn  die  Beamten  bei  der  Bier- 
zugskontrolle sich  darauf  zu  beschränken  hätten,  festzustellen,  ob  der 
Befund  mit  der  Deklaration  übereinstimmt  oder  inwieweit  er  von 
derselben  abweicht.  Allein  mit  dieser  rein  mechanischen  Thätigkeit 
ist  ihre  Aufgabe  keineswegs  für  abgeschlossen  anzusehen.  Sie  haben 
vielmehr  stets  genau  sich  zu  unterrichten,  wie  stark  die  Biere  in 
den  einzelnen,  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Brauereien  hergestellt 
zu  werden  pflegen,  und,  wenn  sie  bei  der  Bierzugskontrolle  Ab- 
weichungen hiervon  wahrnehmen,  nach  der  Ursache  derselben  zu 
forschen.  Je  nach  Lage  des  Falles  wird  von  ihnen  dann  die  Stärke 
des  Bieres  vermittelst  des  Saccharometers  festzustellen  oder  die  zu- 
rückgebliebene Trebermasse  einer  genauen  Besichtigung  zu  unter- 
werfen sein.  Aus  dem  letzteren  lässt  sich  unschwer  entnehmen,  ob  in 
der  That  grössere  als  die  deklarierten  Schrotmengen  zur  Verwendung 
gekommen  sind  ^).  Wird  aber  die  Revision  des  Bierzuges  in  dieser 
Weise  gehandhabt,  dann  ist  sie  sicherlich  keine  bedeutungslose  Kon- 
trolle, sondern  ein  zur  Feststellung  vonDefrauden  sehr  wirksames  Mittel. 
Ganz  abgesehen  hiervon  schwebt  aber  der  Brauer  auch  sonst 
stets  in  Gefahr,  dass  eine  Entdeckung  seiner  unredlichen  Hand- 
lungsweise eintritt.  Denn  er  erhält  vorher  niemals  davon  Kennt- 
nis, ob  ein  Beamter  zur  Ueberwachung  des  Brauaktes  erscheinen 
wird,  und  muss  daher  immer  befürchten,  bei  der  Ausführung  von 
Hinterziehungen  überrascht  zu  werden.  Werden  aber  auch  nur  That- 
sachen  festgestellt,  welche  eine  Defraudation  vorzubereiten  geeignet 
sind,  so  tritt  schon  die  Defraudationsstrafe  ein.  Dies  geschieht,  wie 
wir  bereits  oben  gesehen  haben,  insbesondere  dann,  wenn  Brau- 
malzschrot in  einer  Menge  vorgefunden  wird,  welche  die  gesetzhch 
zulässige  um  mehr  als  zehn  Prozent  übersteigt  oder  wenn  Zucker, 
Sirup  und  nicht  besonders  benannte  Malzsurrogate  in  der  Braustätte 
ausserhalb  der  erlaubten  Zeit  oder  um  mehr  als  fünf  Prozent  über 
die  versteuerte  Menge  oder  ausserhalb  der  bestimmten  Aufbewahrungs- 
räume sich  befinden.  Für  den  Brauer  ist  es  daher  sehr  schwierig, 
die  zur  Begehung  von  Defrauden  erforderlichen  Braustoffmengen 
bereit  zu  halten,  ohne  jedesmal  besorgen  zu  müssen,  der  Defrau 
dationsstrafe  zu  verfallen. 


D 

I 


*)  Genaue  Vorschriften  über  die  Ausübung  der  TreberkontroUe  sind  in 
§  28  Abs.  2  der  Instruktion  des  preussischen  Finanzministers  vom  20.  Mai  1867, 
Zentralblatt  für  Abgaben,  S.  146,  enthalten. 
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Uebrigens  handelt  es  sich  hier  auch  gar  nicht  um  eine  von  den 
sonstigen  ganz  abweichende  Einrichtung.  Vielmehr  wird  auf  anderen 
Gebieten  der  Zoll-  und  Steuererhebung  gleichfalls  der  Grundsatz 
beobachtet,  dass  beim  Vorhandensein  verbindlicher  Deklarationen 
die  Revision  steuerpflichtiger  Akte  nur  probeweise  vorgenommen  zu 
werden  braucht^).  Eine  derartige  Massregel  ist  bei  einem  grösseren 
Verkehr  vollständig  unentbehrlich,  da  die  Organe  der  Verwaltung 
nicht  in  der  Lage  sind,  jedes  einzelne  steuerpflichtige  Objekt  genau 
nach  allen  Merkmalen  der  Steuerpflicht  zu  prüfen  oder  jedem  einzelnen 
steuerpflichtigen  Akte  beizuwohnen  ^).  Das  steuerliche  Interesse  wird 
aber  in  unserem  Falle  ausreichend  dadurch  gewahrt,  dass  die  amt- 
liche Ueberwachung  der  Brauakte  stets  die  Regel  bildet  und  dass 
da,  wo  dieselbe  ausnahmsweise  unterbleibt,  anderweite  Kontrollen 
zur  Anwendung  gelangen,  welche  einen  genügenden  Schutz  gegen 
Defrauden  bieten. 

Der  Vorzug,  welchen  die  Einmaischungssteuer  in  betreff  der 
Sicherheit  gegen  Hinterziehungen  vor  so  mancher  anderen  Erhebungs- 
form besitzt,  wird  indes,  wie  unumwunden  zuzugeben  ist,  dadurch 
stark  beeinträchtigt,  dass  die  Durchführung  der  mit  ihr  verbundenen 
Kontrollen  nur  unter  Aufwendung  sehr  bedeutender  Kosten  ermög- 
licht werden  kann.  Ihre  Verwendung  wird  infolgedessen  immer  auf 
ein  enges  Gebiet  beschränkt  bleiben  müssen  und  kann  allein  da 
ratsam  erscheinen,  wo  das  Brauereigewerbe  in  einer  geringen  Anzahl 
grosser  Betriebsanstalten  konzentriert  ist  oder  wo  sie  bloss  aushilfs- 
weise zur  Ergänzung  anderer  Erhebungsformen  zu  fungieren  hat. 


')  Cf.  z.  B.  §  30  des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869. 

^)  Diesen  wichtigen  Punkt  übersieht  v,  H  o  c  k  —  Die  öffentlichen  Ab- 
gaben und  Schulden,  S.  50  — ,  welcher  im  übrigen  die  Funktionen  der  Steuer- 
ansage zutreffend  dahin  zusammenfasst,  dass  sie  zur  Abkürzung  des  Verfahrens 
dient,  indem  bei  der  Uebereinstimmung  des  Befundes  mit  der  Ansage  die  ein- 
fache Vidierung  der  Ansage  die  Amtshandlung  abschliesst;  im  Falle  der  Ab- 
weichung des  Befundes  von  der  Ansage  Weiterungen  vermeidet,  da  die  beider- 
seitigen Angaben  feststehen  und  endlich  Einverständnisse  zwischen  ungetreuen 
Steuerschuldnern  und  Steuerorganen  verhindert,  da  erstere  die  Angabe  wahrheits- 
getreu verfassen  müssen,  weil  sie  nicht  wissen,  welcher  Beamte  die  Revision 
vollziehen  wird  und  letztere  nicht  unter  der  Ansage  zurückbleiben  dürfen. 
Eben  darum  wird  auch  eine  die  Steuer  verkürzende  Unrichtigkeit  in  der  Steuer- 
ansage als  eine  strafbare  Handlung  betrachtet,  da  die  Vermutung  nahe  liegt, 
der  Steuerpflichtige  habe  auf  das  Nicht-  oder  Zuspätersch einen,  die  Unredlichkeit 
oder  die  Unkenntnis  des  revidierenden  Beamten  gerechnet. 
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Denn  wenn  jeder  einzelne  Brauakt  in  der  Regel  bis  zu  dem 
Zeitpunkte,  wo  Nachmaischungen  mit  Vorteil  nicht  mehr  vorgenommen 
werden  können,  amtlich  überwacht  werden  soll,  so  ist  hierzu  ein 
ausserordentlich  zahlreiches  Beamtenpersonal  erforderlich,  dessen 
Unterhaltung  sehr  beträchtliche  Ausgaben  verursacht.  Letztere  stehen 
aber  mit  den  Steuererträgen  in  einem  um  so  grösseren  Missverhält- 
nisse, je  kleiner  die  Betriebsanstalten  sind,  welche  der  Kontrolle 
unterliegen.  Die  Thätigkeit  der  Beamten  wird  in  keinem  höheren 
Grade  in  Anspruch  genommen,  wenn  2500  kg  als  wenn  100  kg  Malz- 
schrot eiugemaischt  werden  sollen;  im  ersteren  Falle  handelt  es  sich 
aber  um  eine  Steuer  von  100,  in  diesem  nur  um  eine  solche  von 
4  M.  Meistenteils  wird  sogar  die  Revision  kleiner  Brauereien  einen 
grösseren  Zeitaufwand  erfordern,  da  infolge  ihrer  entfernten  Lage 
von  den  Stationsorten  der  Beamten  letztere  fast  ebenso  viele  Stunden 
auf  den  Hin-  und  Rückweg  wie  auf  die  Kontrolle  selbst  verwenden 
müssen.  Gerade  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  liegen  aber 
die  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung  ganz  besonders  ungünstig.  Wir 
sahen  bereits,  dass  im  Jahre  1885/86  von  sämtlichen  —  gewerblichen 
und  nicht  gewerblichen  —  Brauereien  47  Prozent,  von  den  gewerb- 
lichen allein  aber  41  Prozent  nur  eine  Steuer  bis  zu  300  M.  zu 
zahlen  hatten.  Bis  1500  M.  Steuer  entrichteten  von  sämtlichen 
10,365  Brauereien  8053  oder  78  Prozent,  von  den  9326  gewerblichen 
Brauereien  7014  oder  75  Prozent.  Die  Zahl  der  gewerblichen 
Brauereien,  auf  welche  die  Einmaischungssteuer  zur  Anwendung  ge- 
langte, belief  sich  auf  3874.  Von  diesen  brachten  1332  oder  34  Pro- 
zent eine  Jahressteuer  bis  zu  300  M.,  2753  oder  71  Prozent  eine 
solche  bis  zu  1500  M.  auf. 

Bei  diesem  numerischen  Uebergewichte  des  Kleinbetriebes  über 
den  Grossbetrieb  muss  es  für  vollkommen  unausführbar  angesehen 
werden,  die  Erhebung  der  Brausteuer  ausschliesslich  vermittelst  der 
Einmaischungssteuer  zu  bewirken.  Schon  jetzt  entstehen  durch  die 
Anwendung  derselben,  obwohl  solche  infolge  der  Zulassung  der  Ver- 
mahlungssteuer und  insbesondere  der  Fixation  nur  in  einem  verhält- 
nismässig beschränkten  Umfange  stattfindet,  doch  so  bedeutende 
Kosten,  dass  dadurch  die  Steuererträge  stark  geschmälert  werden. 
Seitens  der  obersten  Landesfinanzbehörden  ist  dieser  Missstand  auch 
nicht  verkannt  worden;  in  Ermangelung  eines  anderen  geeigneten 
Ausweges  hat  man  aber  zu  dem  bedenklichen  Hilfsmittel  seine  Zu- 
flucht genommen,    die   Förderung   der   Fixation    immer  von  neuem 
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den  Organen  der  Steuerverwaltung  einzuschärfen,  obwohl  dieser 
Steuermodus  bereits  eine  Ausdehnung  gewonnen  hat,  welche  eine 
erhebliche  Schädigung  der  Steuereinnahmen  befürchten  lässt. 

Sichere  Angaben  über  die  Höhe  des  Kostenaufwandes  lassen 
sich  nicht  machen,  da  das  Aufsichts-  und  Erhebungspersonal  gleich- 
zeitig auch  auf  anderen  Gebieten  der  indirekten  Steuern  Verwendung 
findet.  Boccius  ')  hat  indes  versucht,  denselben  wenigstens  annähernd 
festzustellen.  Er  rechnet  auf  jede  der  im  Jahre  1874  mittelst  Brau- 
anzeige steuernden  3178  gewerblichen  Brauereien  90  Brauakte,  auf 
jeden  Brauakt  eine  Brauwache  und  auf  jede  Brauwache  einschliess- 
lich der  zurückzulegenden  Wegestrecken  drei  Stunden.  Hieraus  er- 
geben sich  286,020  Brauwachen  von  zusammen  858,060  Dienststunden. 
Die  Leistungsfähigkeit  eines  Aufsehers  wird  für  das  Jahr  auf  310  Ar- 
beitstage ä  10  Stunden,  mithin  im  ganzen  auf  3100  Dienststunden 
angenommen.  Ausserdem  wird  auf  je  100  Brauereien  ein  Ober- 
kontrolleur, auf  je  200  ein  Oberinspektor  gerechnet,  woraus  ein 
Bedarf  von  276  Aufsehern,  31  Oberkontrolleuren  und  15  Oberinspek- 
toren sich  ergibt,  deren  Gehalt  inkl.  Pferdegelder  und  Reisediäten 
571,200  M.  oder  10,26  Prozent  der  Gesamtsteuer  von  5,556,530  M. 
betragen  würde. 

Unter  der  Annahme,  dass  sämtliche  gewerbliche  Brauereien, 
deren  Zahl  im  Jahre  1874  auf  10,695  sich  belief,  auf  Brauanzeige 
gesteuert  hätten,  würden  962,500  Brauwachen  zu  2,887,650  Dienst- 
stunden auszuführen  und  demgemäss  ein  Personalbedarf  von  931  Auf- 
sehern, 106  Oberkontrolleuren  und  53  Oberinspektoren  erforderlich 
gewesen  sein.  Die  Ausgaben  für  diese  Beamten  sind  auf  2,007,300  M. 
oder  11,58  Prozent  des  Brausteueraufkommens  von  17,327,118  M. 
zu  veranschlagen. 

Boccius  hat  jedenfalls  recht,  wenn  er  diesen  Kostenanschlag 
nicht  für  zu  hoch  hält,  wir  glauben  aber  noch  weiter  gehen  und 
ihn  als  viel  zu  niedrig  bezeichnen  zu  müssen.  Nach  demselben 
würde  jeder  einzelne  Aufseher  mindestens  11  Gewerbsanstalten  zu 
kontrollieren  haben;  ein  solches  Arbeitspensum  geht  aber  über  die 
Kräfte  eines  Beamten  weit  hinaus,  zumal  wenn  nach  dem  bisher 
innegehaltenen,  und  im  steuerlichen  Interesse  auch  zukünftig  nicht 
zu  verlassenden  Grundsatze  in  der  Regel  jeder  Brauakt  amtlich 
tiberwacht  werden  soll.  Die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten,  welche 

^)  a.  a.  0.  S.  58. 
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der  Ausübung  der  steuerlichen  Kontrollen  über  die  Brauereien  ge- 
rade in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  entgegenstehen,  dürfen 
hierbei  niemals  ausser  acht  gelassen  werden;  bei  den  zahlreichen 
über  das  platte  Land  zerstreut  liegenden  Gewerbsanstalten  wird 
meistens  schon  der  Hin-  und  Rückweg  so  viel  Zeit  in  Anspruch 
nehmen,  als  von  Boccius  für  denselben  mit  Einschluss  der  Brauwache 
in  Ansatz  gebracht  ist.  Die  einzelnen  Brauereien  ferner  sind  nicht 
immer  zu  verschiedenen,  vielmehr  gewöhnlich  zu  derselben  Tageszeit 
im  Betriebe,  so  dass  der  Beamte  während  seiner  gesamten  Dienst- 
stunden meistens  nur  eine  einzige  Brauerei  zu  überwachen  im  stände 
ist.  Endlich  würden  häufig  für  einzelne,  wenngleich  ganz  unbedeutende 
Brauereien  besondere  Aufseher  angestellt  werden  müssen,  weil  die- 
selben von  anderen  Brauereien  zu  weit  abliegen,  um  mit  ihnen  gleich- 
zeitig kontrolliert  werden  zu  können.  Dass  der  aufgestellte  Kosten- 
anschlag hinter  der  Wirklichkeit  weit  zurückbleibt,  ergibt  sich  auch 
sofort,  sobald  man  unter  Zugrundelegung  desselben  feststellt,  welche 
Zahl  von  Aufsehern  für  die  jetzt  der  Einmaischungssteuer  unter- 
liegenden Brauereien  auf  die  einzelnen  Direktivbezirke  entfallen 
würde.  Im  Jahre  1885/86  steuerten  nach  diesem  Modus  in  Anhalt  17, 
in  Mecklenburg  18,  in  Posen  61,  in  Westpreussen  55,  in  Schleswig- 
Holstein  73,  in  Pommern  97,  in  Brandenburg  143,  in  Hannover  146 
und  in  Ostpreussen  153  Brauer.  Könnten  nun  11  Brauereien  einem 
Aufseher  unterstellt  werden,  so  würden  in  Anhalt  und  Mecklenburg 
noch  nicht  je  2  Aufseher  erforderlich  sein,  Posen  und  Westpreussen 
mit  je  5,  Schleswig-Holstein  mit  7,  Pommern  mit  9,  Brandenburg 
und  Hannover  mit  je  13,  Ostpreussen  endlich  mit  14  Aufsehern  aus- 
kommen können.  Niemand  wird  aber  behaupten  wollen,  dass  bei 
der  bedeutenden  räumlichen  Ausdehnung  der  eben  gedachten  Bezirke 
die  Möglichkeit  gegeben  ist,  mit  einem  so  geringen  Beamtenpersonale 
eine  ordnungsmässige  Kontrolle  auszuüben. 

Bei  der  Veranschlagung  der  Kosten  für  den  Fall,  dass  sämt- 
liche gewerbliche  Brauereien  der  Einmaischungssteuer  unterlägen, 
ist  ausserdem  der  Umstand  unberücksichtigt  geblieben,  dass  eine 
bedeutende  Vermehrung  der  Hebestellen  sich  als  notwendig  heraus- 
stellen müsste,  da  die  Verwaltung  kaum  den  Anspruch  erheben  kann, 
dass  die  Steuerpflichtigen,  welche  bei  dieser  Erhebungsform  zu  einem 
häufigen  Verkehre  mit  denselben  genötigt  sind,  jedesmal  meilenweite 
Reisen  unternehmen. 

Hiernach   erscheint   es    im   fiskalischen  Interesse   geboten,    die 
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Anwendung  der  Einmaischungssteuer  auf  grössere  Brauereien  zu 
beschränken,  da  die  Erhebungskosten  bei  kleineren  Betriebsanstalten 
eine  ganz  unverhältnismässige  Höhe  erreichen.  Zu  demselben  Er- 
gebnisse gelangen  wir  aber  auch  vom  Standpunkte  der  steuer- 
pflichtigen Gewerbebetriebe  aus.  Selbst  von  den  Gegnern  dieser 
Steuerform  wird  zwar  nicht  behauptet,  dass  sie  der  technischen  Ent- 
wicklung und  Vervollkommnung  des  Brauereigewerbes  Hindernisse 
in  den  Weg  lege;  indes  wird  ziemlich  allgemein  der  Vorwurf  er- 
hoben, dass  die  mit  derselben  verbundenen  zahlreichen  Kontrollen 
die  Freiheit  des  Betriebes  vielfach  in  nicht  unerheblicher  Weise 
beschränkten  ^).  Letzteres  trifft  jedoch  im  Wesentlichen  nur  für  den 
Klein-,  nicht  aber  auch  für  den  Grossbetrieb  zu. 

Als  hauptsächlichste  Beschränkungen  pflegen  aufgeführt  zu 
werden:  die  Verpflichtungen  der  Brauer  zur  Abgabe  einer  ver- 
bindlichen Deklaration,  zur  Aufbewahrung  der  Braustoffe  an  be- 
stimmten Orten  und  in  bestimmten  Mengen  und  zur  Innehaltung 
bestimmter  Tage  und  Tageszeiten  bei  den  Einmaischungen,  ferner 
das  Verbot  des  Nachmaischens  und  endlich  die  Auflage,  vom 
deklarierten  Zeitpunkte  der  Einmaischung  ab  eine  Stunde  auf  die 
Ankunft  des  Aufsichtsbeamten  zu'  warten. 

In  grösseren  Brauereien  ist  es  aber  durchaus  nicht  mit  Schwierig- 
keiten verbunden,  die  einzelnen  Gebräude  nach  Menge  des  Maisch- 
materials, Zeit  der  Einmaischung  und  Stärke  des  Bierzuges  im  vor- 
aus verbindlich  zu  deklarieren,  da  hier  der  Betrieb,  weil  ausschliess- 
lich auf  Vorrat  gebraut  zu  werden  pflegt,  fast  immer  in  derselben 
regelmässigen  Weise  sich  vollzieht  und  Abweichungen  in  betreff 
der  Stärke  der  einzelnen  Biersude  nur  ausnahmsweise  vorkommen. 
Die  Brauer  sind  daher  auch  der  Belästigung  überhoben,  jeden  ein- 
zelnen Brauakt  besonders  der  Hebestelle  anzuzeigen,  sie  können 
vielmehr  die  Deklaration  gleich  im  voraus  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  abgeben  ^).  Sollten  aber  in  vereinzelten  Fällen  Aenderungen 
der  Deklarationen  erforderlich  werden,  so  können  solche  ohne  grosse 
Mühe  noch  rechtzeitig  zur  Kenntnis  der  Hebestellen  gebracht  werden, 
da  letztere  meistens  in  denjenigen  Orten  ihren  Sitz  haben,  an  wel- 
chen grössere  Betriebsanstalten  sich  befinden. 


^)  May  a.  a.  0.  S.  82.     Boccius  a.  a.  0.  S.  85. 
^)  §  16  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872. 
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In  ganz  anderer  Weise  wirkt  dagegen  diese  Massregel  auf  den 
Betrieb  in  kleinen  Gewerbsanstalten  ein.  In  diesen  pflegt  haupt- 
sächlich obergäriges  Bier  hergestellt  und  nicht  auf  Vorrat,  sondern 
nach  Massgabe  der  gerade  vorliegenden  Bestellungen  gebraut  zu 
werden  ,  so  dass  die  einzelnen  Brauakte  meist  von  ganz  verschiedener 
Grösse  sind.  Von  der  Befugnis,  die  Deklaration  im  Voraus  für 
mehrere  Gebräude  abzugeben,  kann  daher  der  kleine  Brauer  meisten- 
teils gar  keinen  Gebrauch  machen,  obgleich  dieselbe  für  ihn  von 
ganz  besonderer  Bedeutung  ist,  da  der  Verkehr  mit  der  entfernt 
gelegenen  Hebestelle  ein  sehr  lästiger  ist.  Diese  örtliche  Lage  der 
kleinen  Betriebsanstalten  lässt  es  überhaupt  schwierig  erscheinen,  die 
einzelnen  Brauakte  jedesmal  rechtzeitig  anzumelden,  oft  völlig  unmög- 
lich aber  wird  dies,  sobald  unerwartet  Abänderungen  der  Deklaration 
notwendig  werden.  Von  einem  Kunden  geht  ein  neuer  Auftrag  ein, 
oder  ein  alter  wird  zurückgezogen;  im  Interesse  des  Brauers  liegt 
es,  den  Brauakt  hiernach  einzurichten ;  allein  dies  muss  unterbleiben, 
weil  es  nicht  mehr  möglich  ist,  die  Hebestelle  innerhalb  der  gesetz-^ 
lieh  vorgeschriebenen  Frist  von  der  Verstärkung  oder  Einstellung 
des  Gebräudes  in  Kenntnis  zu  setzen. 

An  geeigneten  Räumen  zur  Aufbewahrung  der  Braustoffe 
ferner  pflegt  in  grossen  Brauereien  kein  Mangel  zu  sein.  Das 
Malzschrot  wird  meistens  auf  eigenen  Mühlen  und  zu  jedem  Brau- 
akte besonders  hergestellt,  weil  es  bei  einer  längeren  Aufbewahrung 
in  der  Qualität  erheblich  verliert.  Vorräte  pflegen  daher  nicht  ge- 
halten zu  werden,  so  dass  die  Vorschrift  des  §  13  Abs.  3  des  Brau- 
steuergesetzes, nach  welcher  dieselben,  sobald  Braueinmaischungen 
angemeldet  sind,  die  längstens  für  den  folgenden  Tag  deklarierte 
Menge  nicht  übersteigen  dürfen,  hier  kaum  zu  einer  besonderen 
praktischen  Bedeutung  gelangt. 

Dagegen  sind  die  Räumlichkeiten  in  kleinen  Betriebsanstalten 
gewöhnlich  so  beschränkt,  dass  es  schwer  fällt,  den  Ansprüchen  der 
Steuerverwaltung  auf  Beschaffung  passender  Lokalitäten  zur  Auf- 
bewahrung von  Braustoffen  gerecht  zu  werden.  Dieselben  besitzen 
auch  nicht  immer  eigene  Malzquetschen  und  sind  deshalb  auf  die 
Benutzung  der  öffentlichen  Mühlen  mit  angewiesen.  Die  Bedarfs- 
menge für  den  einzelnen  Brauakt  ist  aber  so  gering,  dass  die  ge- 
sonderte Herstellung  derselben  die  Kosten  und  Umstände  des  Trans- 
ports zu  der  entfernt  gelegenen  Mühle  nicht  lohnt.  Der  Brauer 
wird  daher  wünschen,    das   Malz   für  mehrere  Brauakte  gleichzeitig 
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schroten   zu   lassen;   hieran   wird   er   aber   indirekt   durch   die  Vor- 
schrift im  §  13  Abs.  3  verhindert. 

Bei  dem  regelmässigen  Betriebe  grosser  Brauereien  wird  das 
Bedürfnis  zu  einer  Erweiterung  der  gesetzlichen  Einmaischungszeiten 
nur  selten  hervortreten;  wenn  dies  aber  geschieht,  dann  lässt  die 
Genehmigung  der  Steuerbehörde  leicht  sich  einholen.  Dieselbe  darf 
auch,  wie  wir  gesehen  haben,  bei  einem  kontinuierlichen  Betriebe 
gar  nicht  versagt  werden.  Ebenso  sind  Dispensationen  von  dem 
Verbote  des  Nachmaischens  unschwer  zu  erreichen;  auch  wird  das 
Nachmaischen  in  grossen  Brauereien,  sofern  es  überhaupt  im  Gre- 
brauche  ist,  regelmässig  stattfinden;  in  diesem  Fs  ist  aber  nur 
anzuzeigen,  in  wie  viel  Abteilungen  und  mit  welchem  Gewichte  für 
jede  Beschickung  gemaischt  werden  soll. 

Ganz  anders  gestalten  sich  auch  in  dieser  Beziehung  die  Ver- 
hältnisse in  den  kleinen  Brauereien.  Da  dieselben  grösstenteils  mit 
der  Herstellung  obergäriger  Biere  sich  befassen,  so  sind  sie  haupt- 
sächlich, wenn  nicht  sogar  ausschliesslich,  während  des  Sommers 
im  Betrieb.  An  ihre  Leistungsfähigkeit  werden  dann  solche  Anfor- 
derungen gestellt,  dass  denselben  bei  der  Mangelhaftigkeit  der  Ge- 
räte nur  entsprochen  werden  kann,  wenn  ununterbrochen  Tag  und 
Nacht  gebraut  wird,  und  die  Arbeit  selbst  durch  Sonn-  und  Festtage 
keine  Unterbrechung  erleidet.  Der  Umstand  ferner,  dass  meisten- 
teils geeignete  Kühlvorrichtungen  nicht  vorhanden  sind,  macht  es 
in  der  Sommerszeit  notwendig,  die  Nacht  zum  Brauen  zu  benutzen. 
Infolgedessen  wird  der  kleine  Brauer  in  der  Freiheit  der  Bewegung 
durch  die  gesetzlichen  Beschränkungen  der  Einmaischungszeit  sehr 
behindert;  allerdings  kann  eine  Erweiterung  derselben  nachgesucht 
werden,  allein  abgesehen  davon,  dass  dies  immer  mit  Umständen 
verknüpft  ist,  so  wird  eine  solche  Vergünstigung  auch  einem  kleinen 
Brauer  gewöhnlich  schwerer  wie  einem  grossen  erteilt,  weil  jener 
nicht  dieselben  Garantien  wie  dieser  dafür  zu  bieten  imstande  ist, 
dass  eine  solche  Ausnahmebewilligung  nicht  zur  Begehung  von  De- 
frauden  benutzt  wird.  Gleiches  gilt  auch  für  den  Fall,  wenn  ein 
kleiner  Brauer  die  Erlaubnis  zum  Nachmaischen  erhalten  will. 

Selbst  die  Bestimmung,  dass  der  Brauer  eine  Stunde  lang 
auf  das  Erscheinen  der  Aufsichtsbeamten  warten  muss,  ehe  mit 
der  Einmaischung  begonnen  werden  darf,  pflegt  den  Kleinbetrieb 
im  höheren  Grade  als  den  Grossbetrieb  zu  belästigen.  An  sich  hat 
dadurch    die    Unpünktlichkeit    der    Beamten    keineswegs    gesetzlich 
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sanktioniert,  vielmehr  nur  den  Gewerbetreibenden  die  Möglichkeit 
genommen  werden  sollen,  die  Einmai schungen  in  Abwesenheit  der- 
selben unter  dem  Vorwande  vorzunehmen,  dass  sie  nicht  ganz  pünkt- 
lich zur  deklarierten  Stunde  sich  eingefunden  haben.  Den  Beamten 
ist  denn  auch  das  rechtzeitige  Erscheinen  in  den  Brauereien  aus- 
drücklich zur  Pflicht  gemacht  ^),  und  demgemäss  werden  Verspä- 
tungen in  solchen  Gewerbsanstalten,  welche  in  ihrem  Stationsorte 
oder  in  der  Nähe  desselben  belegen  sind,  immer  zu  den  Aus- 
nahmen gehören.  Dagegen  lassen  dieselben  sich  nicht  vermeiden, 
wenn  die  Beamten  meilenweite  Märsche,  oft  unter  den  ungünstigsten 
Wege-  und  Witterungsverhältnissen,  zurückzulegen  haben,  um  zu 
den  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Brauereien  zu  gelangen.  Solche 
entfernt  gelegenen  Betriebsanstalten  gehören  aber  in  der  Regel  dem 
Kleingewerbe  an.  Dem  letzteren  fallen  daher  auch  diejenigen  Be- 
triebsstörungen hauptsächlich  zur  Last,  welche  durch  das  nicht 
rechtzeitige  Eintreffen  der  Beamten  und  die  dadurch  bedingte  Aus- 
setzung der  Einmaischungen  entstehen. 

Es  muss  hierbei  noch  ein  anderer  Umstand  berücksichtigt 
werden.  Die  Verwaltung  ist  aus  Mangel  an  Beamtenkräften  nicht 
immer  in  der  Lage,  jeden  einzelnen  Brauakt  amtlich  überwachen 
zu  lassen.  Der  betreffende  Brauer  wird  hiervon  nicht  in  Kenntnis 
gesetzt,  und  die  Einmaischung  muss  daher  stets  eine  volle  Stunde 
über  die  deklarierte  Zeit  ausgesetzt  werden.  Handelt  es  sich  nun 
im  einzelnen  Falle  darum,  ob  von  dieser  Kontrollemassregel  in  einer 
kleinen  oder  grossen  Brauerei  Abstand  genommen  werden  soll,  so 
wird  man  mit  Rücksicht  auf  das  obwaltende  fiskalische  Interesse 
lieber  für  das  erstere  wie  für  das  letztere  sich  entscheiden.  Der 
Kleinbetrieb  hat  daher  auch  aus  diesem  Grunde  häufiger  wie  der 
Grossbetrieb  unter  der  gesetzlichen  Verpflichtung  „zum  Erwarten 
der  Steuerbeamten"  zu  leiden. 

Indes  befinden  sich  auch  unter  den  kleinen  Brauern  viele, 
deren  Betrieb  durch  die  eben  besprochenen  Kontrollemassregeln 
keine  besondere  Belästigung  erfährt,  was  insbesondere  bei  den- 
jenigen zutrifft,  welche  an  den  Sitzen  von  Hebestellen  wohnen. 
Persönlich  pflegen  sie  jedoch  alle  von  denselben  empfindlich  berührt 
zu  werden.  Denn  da  der  Betrieb  von  ihnen  allein  oder  nur  mit 
Hilfe   von   Hausgenossen    geführt  wird,   so   sehen   sie   unwillkürlich 


')  Nr.  18  der  Ausführungsbestimmungen  zum  Brausteuergesetz. 

»!02 


Die  Reform  der  Bierhesteuerung  im  Deutschen  Reiche.  gg 

in  der  ständigen  amtlichen  Ueberwachung  der  einzelnen  Brauakte 
ein  gegen  ihre  Person  gerichtetes  Misstrauen.  Die  Besitzer  grosser 
Gewerbsanstalten  erblicken  dagegen  in  der  Anwesenheit  der  Beamten 
ein  sehr  erwünschtes  Hilfsmittel  zur  Erhaltung  eines  ordnungs- 
mässigen  Betriebes.  So  ist  die  Beobachtung  gemacht  worden,  dass 
Brauereibesitzer,  welche  zugleich  Landeigentümer,  Inhaber  von 
Fabriken  oder  anderen  gewerbsmässigen  Geschäften  sind  und  da- 
durch von  einer  genauen  Kontrolle  des  Betriebes  abgehalten  werden, 
keine  Neigung  für  die  Fixation  zeigen,  weil  sie  nicht  auf  die  Vor- 
teile verzichten  mögen,  welche  die  Ueberwachung  des  Brauaktes 
durch  Beamte  ihnen  bietet^). 

Wir  gelangen  hiernach  zu  dem  Ergebnisse,  dass  die  Ein- 
maischungssteuer  sowohl  vom  steuerlichen  als  auch  vom  gewerblichen 
Standpunkte  aus  für  den  Kleinbetrieb  im  allgemeinen  nicht  zu  em- 
pfehlen ist,  weil  durch  Anwendung  dieser  Steuerform  einerseits 
ganz  unverhältnismässige  Erhebungskosten  entstehen,  andererseits 
aber  auch  mancherlei  Belästigungen  im  Gewerbebetriebe  hervor- 
gerufen werden.  Beim  Grossbetrieb  treten  dagegen  diese  Anstände 
nicht  in  gleichem  Masse  hervor  und  die  Einmaischungssteuer  kann 
für  diesen  als  eine  brauchbare  Erhebungsform  bezeichnet  werden. 

Diese  unsere  Auffassung  wird  durch  die  thatsächlichen  Ver- 
hältnisse bestätigt.  Denn  von  der  Einmaischungssteuer  wird  in 
kleineren  und  mittleren  Brauereien  ein  viel  geringerer  Gebrauch 
wie  in  grösseren  gemacht.  In  ersteren  tritt  sie  gegen  die  Fixation 
zurück,  in  letzteren  dagegen  behauptet  sie  sowohl  gegen  diesen 
Steuermodus  als  auch  gegen  die  Vermahlungssteuer  siegreich  das 
Feld.  Von  den  gewerblichen  Brauereien  gehörten  im  Jahre  1885/86 
3874  der  Einmaischungssteuer,  5173  der  Fixation  und  279  der  Ver- 
mahlungssteuer an.  In  den  einzelnen  Steuerklassen  gestaltete  sich 
die  Anwendung  dieser  drei  Steuerformen  folgendermassen : 


^)  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  ßd.  VIII,  Th.  I,  Heft  1,  S.  22. 
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Davon  gehörten  an 

A.  der  Ein- 

maischungs- 

steuer 

B.  der  Fixation 

C.  der  Ver- 
mahlungssteuer 

Gesamt- 

Steuerklassen 
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bis    300  M. 

3869 

1332 

35 
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65 

1 



über  300  bis  3000  M. 

4141 

1957 

47 

2150 

52 

34 

1 

über  3000  bis  6000  M. 

652 

323 

50 

282 

43 

47 

•  7 

über  6000  M. 

664 

262 

39 

205 

31 

197 

30 

Von  den  nicht  gewerblichen  Brauern  unterlagen  sogar  nur 
145  oder  14  Prozent  der  Einmaischungssteuer,  während  die  übrigen 
894  im  Fixationsverhältnisse  standen. 

Die  vorstehende  Uebersicht  zeigt  deutlich,  dass  mit  der  Grösse 
des  Betriebes  die  Anwendung  der  Einmaischungssteuer  zu-,  die 
der  Fixation  dagegen  abnimmt.  Wenn  in  der  Klasse  der  Höchst- 
besteuerten ein  plötzlicher  Rückgang  von  50  auf  39  Prozent  bemerk- 
bar ist,  so  findet  dies  seine  Erklärung  darin,  dass  hier  die  Konkurrenz 
der  Vermahlungssteuer  am  stärksten  auftritt.  Ebensowenig  darf  es 
auffallen,  dass  auch  eine  nicht  ganz  unbedeutende  Zahl  kleiner  und 
kleinster  Betriebe  der  Einmaischungssteuer  angehört;  denn  zur 
Fixation  werden  einmal  nicht  alle  Brauer,  sondern  nur  solche,  welche 
das  Vertrauen  der  Steuerbehörde  gemessen,  zugelassen,  dann  aber 
treten  auch  die  Nachteile,  welche  mit  der  Anwendung  der  Einmai- 
schungssteuer auf  Kleinbetriebe  gewöhnlich  verbunden  sind,  bei  solchen, 
welche  am  Sitze  oder  ganz  in  der  Nähe  einer  Steuerhebestelle  sich 
befinden,  teils  gar  nicht,  teils  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange 
ein,  so  dass  weder  die  Verwaltung  noch  die  Steuerpflichtigen  ein 
besonderes  Interesse  haben,  an  Stelle  dieser  Erhebungsform  die 
Fixation  treten  zu  lassen. 

Jedenfalls  wird  für  die  von  uns  vertretene  Auffassung,  dass  In- 
haber grosser  Brauereien  im  allgemeinen  in  den  mit  der  Einmaischungs- 
steuer verbundenen  Kontrollen  keine  Nachteile  und  Hindernisse  für 
die  Entwicklung  eines  gedeihlichen  Betriebes  erblicken,  ein  voll- 
gültiger Beweis  durch  die  Thatsache  erbracht,  dass  dieselben  in  ihrer 
Mehrzahl  dieser  Steuerform  vor  der  Fixation  und  der  Vermahlungs- 
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Steuer  den  Vorzug  geben,  obwohl  die  beiden  letzteren  anerkannter- 
massen  die  vollste  Freiheit  der  Bewegung  gewähren.  Gleichwohl 
liegt  es  nicht  im  Interesse  der  Verwaltung,  die  Einmaischungssteuer 
für  den  Grossbetrieb  beizubehalten;  es  empfiehlt  sich  vielmehr,  bei 
diesem  die  nächstfolgende  Erhebungsform  —  die  Vermahlungssteuer  — 
ausschliesslich  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  Einmaischungssteuer 
würde  daher  nur  noch  in  mittleren  und  kleineren  Brauereien,  soweit 
dieselben  dem  Fixationsmodus  nicht  unterliegen,  zu  verwenden  sein. 

b)    Die  Vermahlungssteuer. 

Vom  Standpunkte  der  Steuerverwaltung  erscheint  diese  Er- 
hebungsform um  deshalb  sehr  empfehlenswert,  weil  sie  nur  ge- 
ringe Erhebungskosten  verursacht.  Die  Kontrollen  sind  in  sehr  ein- 
facher Weise  zu  handhaben:  der  Beamte  löst  den  Mühlenverschluss, 
lässt  die  Braustoffe  verwiegen,  auf  die  Mühle  aufschütten  und  legt 
den  Verschluss  wieder  an.  Hiermit  ist  seine  Thätigkeit  im  wesent- 
lichen beendet;  denn  die  Kontrollen,  welche  ausserdem  noch  über 
die  einzelnen  Brauakte  auszuüben  sind,  beschränken  sich  im  grossen 
und  ganzen  auf  eine  allgemeine  Beaufsichtigung  derselben.  Es 
leuchtet  ein,  dass  zur  Vornahme  derartiger  einfacher  Verrichtungen 
ein  grosses  Beamtenpersonal  nicht  erforderlich  ist. 

Vielfach  wird  indes  die  Ansicht  vertreten,  dass  diese  Kon- 
trollen keinen  genügenden  Schutz  gegen  Steuerhinterziehungen,  ins- 
besondere keine  irgendwie  reale  Sicherheit  gegen  die  heimliche  Ein- 
bringung vermahlener  Braustoffe  in  die  Brauereien  zu  gewähren  im- 
stande seien  ^).  So  sei  den  Brauern  wohl  der  Bezug  geschrotenen 
Malzes  von  anderen  verboten,  nicht  aber  auch  diesen  hinsichtlich  der 
Lieferung  eine  Verbindlichkeit  auferlegt  ^).  Dieser  Mangel  Hesse  sich 
beseitigen,  wenn  nach  dem  Beispiele  Bayerns  der  Verkehr  mit  ge- 
brochenem Malze  gänzlich  untersagt,  letzteres  mithin  für  eine  res 
extra  commercium  erklärt  würde  ^).    Allein  um  eine  solche  Massregel 

^)  Boccius  a.  a.  0.  S.  59. 

^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  295,  Akten- 
stück Nr.  58. 

^)  Art.  22  des  Gesetzes  über  den  Malzaufschlag  vom  16.  Mai  1868.  Der 
Reichsbrausteuergesetzentwurf  beschränkt  sich  darauf,  das  unerlaubte  Ablassen 
steuerfrei  gebrochenen  Malzes  an  einem  anderen  mit  der  Defraudationsstrafe  zu 
belegen,  §  30  Nr.  4b.  Eine  solche  Strafvorschrift  dürfte  jedoch  nur  dann,  wenn 
ausreichende  Kontrollen  vorhanden  sind,  um  eine  Uebertretung  derselben  mit 
Sicherheit  konstatieren  zu  können,  von  einer  praktischen  Bedeutung  sein. 
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mit  Aussicht  auf  Erfolg  durchzuführen,  sind  zahlreiche  Kontrollen 
erforderlich,  welche  nicht  bloss  die  Brauer,  sondern  auch  viele 
andere,  bei  der  Erhebung  der  Biersteuer  völlig  unbeteiligte  Ge- 
werbetreibende, insbesondere  die  Müller,  auf  das  empfindlichste  be- 
lästigen müssten.  Vom  steuerpolitischen  Standpunkte  aus  könnte 
daher  eine  solche  Einrichtung  nur  gerechtfertigt  erscheinen,  wenn 
das  fiskalische  Interesse  auf  einem  anderen  Wege  nicht  genügend 
zu  sichern  wäre.  Dies  trifft  jedoch  nicht  zu,  da  bei  der  Gestaltung, 
welche  die  Vermahlungssteuer  im  Reichssteuergebiete  erhalten  hat, 
anderweite  ausreichende  Garantien  gegen  die  Verwendung  heimlich 
in  die  Brauereien  gebrachter  Braustoffe  geboten  werden.  Wir  wollen 
hier  zunächst  nur  daran  erinnern,  dass  zu  diesem  Steuermodus  aus- 
schliesslich grosse  Betriebsanstalten  zugelassen  werden,  deren  Inhaber 
der  Verwaltung,  abgesehen  von  mancherlei  anderen  Gründen,  schon 
um  deshalb  eine  grössere  Bürgschaft  für  einen  rechtlichen  Betrieb 
gewähren,  weil  sie  Defrauden  ohne  Mitwissen  ihres  zahlreichen  Ar- 
beiterpersonals nicht  zur  Ausführung  bringen  können  und  deshalb 
stets  der  Gefahr  des  Verrats  durch  ihre  eigenen  Leute  ausgesetzt  sind. 
Ausserdem  ist  auch  die  Führung  kaufmännischer  oder  doch  solcher 
Bücher,  welche  über  Art  und  Menge  der  angeschafften  und  ver- 
brauchten Braustoffe  genauen  Aufschluss  geben,  vorgeschrieben,  so 
dass  die  Organe  der  Steuerverwaltung  auf  Grund  derselben  festzu- 
stellen vermögen,  ob  zur  Bierbereitung  andere  als  die  auf  der  Mühle 
des  Brauers  vermahlenen  Stoffe  zur  Verwendung  gelangt  sind. 

Abgesehen  hiervon  hat  auch  der  Brauer  bei  Ausführung  frau- 
dulöser  Handlungen  leicht  eine  Entdeckung  zu  befürchten.  Denn  die 
Aufsichtsbeamten  sind  befugt,  die  Braustoffe  vor  der  Einmaischung 
zu  verwiegen  und  den  weiteren  Brauakt,  sowie  den  Bierzug  zu  kon- 
trollieren. Geschieht  namentlich  letzteres  in  eingehender  und  sorg- 
fältiger Weise,  so  werden  sich  in  der  Regel  die  nötigen  Anhalts- 
punkte zur  Feststellung  von  Defrauden  ergeben. 

Das  steuerliche  Interesse  lässt  sich  somit  ausreichend  sicher 
stellen,  und  es  erscheint  deshalb  nicht  erforderlich,  auch  den  Ver- 
kehr mit  gebrochenem  Malze  zu  verbieten.  Aus  gleichem  Grunde 
wird  man  davon  absehen  können,  alle  zum  Malzbrechen  geeigneten 
Mühlenwerke  einer  besonderen  Kontrolle  zu  unterwerfen,  zumal  der 
Erfolg  einer  solchen  Massregel  bei  der  ausserordentlich  grossen 
Zahl  derselben  im  Bereiche  der  Steuergemeinschaft  überaus  zweifel- 
haft   ist.     Jedenfalls    würde    der    Nutzen,    welcher    der   Verwaltung 
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hieraus  erwüchse,  in  keinem  Verhältnis  zu  den  Belästigungen  stehen, 
die  dabei  für  die  verschiedensten  Klassen  von  Gewerbetreibenden 
eintreten  müssten. 

Auch  für  die  Brauer  selbst  ist  die  Vermahlungssteuer  sehr 
günstig,  da  ihnen  bei  derselben  wesentliche  Beschränkungen  nach 
keiner  Richtung  hin  auferlegt  werden.  Insbesondere  sind  sie  von 
der  Anmeldung  der  einzelnen  Brauakte  bei  der  Steuerhebestelle  und 
von  der  Innehaltuug  der  gesetzlichen  Einmaischungszeiten  befreit, 
auch  werden  sie  von  dem  Verbote  des  Nachmaischens  nicht  be- 
troffen. Sie  können  ferner  Braumalzschrot  in  beliebiger  Menge 
aufbewahren  und  sind  endlich  nicht  verpflichtet,  auf  das  Erscheinen 
der  Aufsichtsbeamten  eine  Stunde  lang  zu  warten,  ehe  mit  der  Ein- 
maischung  begonnen  werden  darf. 

Trotz  dieser  Vorteile  hat  die  Vermahlungssteuer  auffallender- 
weise in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  bisher  keinen  festen 
Boden  zu  gewinnen  vermocht.  Im  Jahre  1878  machten  von  der- 
selben nur  8  Brauer  oder  0,07  Prozent,  im  Jahre  1874  14  Brauer 
oder  0,13  Prozent  Gebrauch^).  Als  in  Preussen  mit  dem  1.  Januar 
1875  die  Erhebung  der  Brausteuer  im  Anschlüsse  an  eine  örtlich 
bestehende  Mahlsteuer  in  Fortfall  kam,  fand  allerdings  die  Ver- 
mahlungssteuer sofort  in  einem  weiteren  Umfange  Verwendung, 
doch  hält  sich  dieselbe  auch  jetzt  noch  in  so  engen  Grenzen,  dass 
das  Gesamtergebnis  als  ein  wenig  erfreuliches  bezeichnet  werden 
muss  und  den  Erwartungen  sicherlich  nicht  entspricht,  welche  man 
beim  Erlass  des  Brausteuergesetzes  von  der  Wirksamkeit  dieses 
Steuermodus  hegte  ^).  Die  nachfolgende  Uebersicht  gibt  ein  Bild 
über  die  Entwicklung  der  Vermahlungssteuer  während  der  Jahre 
1875  bis  1885/86: 

Der  Vermahlungssteuer 

gehörten  an     .     .     .  1875  1876  1877/78  1878/79  1879/80  1880/81 

Zahl 209  212  222  226  244  251 

Prozent  der  Gesamtzahl  1,99  2,04         2,16  2,23  2,33  2,41 


^)  Boccius  a.  a.  0.  S.  59.  Nach  den  im  §  22  des  Gesetzes  vom 
31.  Mai  1872  aufgeführten  beiden  Erhebungsformen  steuerten  zusammen  im 
Jahre  1873:  651  Brauer  oder  5,96  Prozent;  1874:  620  Brauer  oder  5,69  Prozent. 

^)  Bei  den  Verhandlungen  im  Reichstage  wurde  die  Vermahlungssteuer 
ausdrücklich  als  ein  Steuermodus  bezeichnet,  welcher  noch  eine  gewisse  Zukunft 
habe.    Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1872,  Bd.  I,  S.  46. 
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Der  Vermahlungssteuer 

gehörten  an     .     .     .  1881/82  1882/83  1883/84  1884/85  1885/86 

Zahl 255              258  260              267              279 

Prozent  der  Gesamtzahl  2,53             2,63  2,69             2,82             2,99 

Im  Durchschnitt  fand  die  Vermahlungssteuer  somit  jährlich 
bei  244  Brauern  oder  bei  2,43  Prozent  Anwendung.  Nach  dem 
Produktionsumfange  hätten  aber  im  Jahre  1885/86  ca.  1812  Brauer 
oder  19  Prozent  Anspruch  auf  Zulassung  zu  dieser  Erhebungsform 
gehabt^). 

Dieser  mit  der  Vermahlungssteuer  erzielte  geringe  Erfolg  lässt 
sich  auf  verschiedene  Gründe  zurückführen.  Die  grösseren  Brauer 
werden,  wie  wir  dies  bereits  oben  näher  dargelegt  haben,  durch 
die  mit  der  Einmaischungssteuer  verbundenen  Kontrollen  in  so 
geringem  Grade  belästigt,  dass  bei  vielen  keine  Neigung  vorhanden 
ist,  die  mit  dem  Uebergange  zur  Vermahlungssteuer  verbundenen, 
vielfach  recht  erheblichen  Kosten  einer  besonderen  Mühleneinrichtung 
zu  übernehmen.  Andere  Brauer  wiederum  halten  es  für  das  vor- 
teilhafteste ,  dem  Fixationsmodus  sich  zuzuwenden ,  da  ihnen  bei 
diesem  eine  noch  grössere  Freiheit  wie  bei  der  Vermahlungssteuer 
geboten  wird,  zumal  die  Gefahr,  durch  Normierung  zu  hoher  Ab- 
findungssummen pekuniäre  Verluste  zu  erleiden,  durch  Einführung 
der  Nachversteuerungsklausel  nicht  unwesentlich  verringert  ist.  Von 
bedeutendem  Einflüsse  endlich  ist  auch  hier  die  Macht  der  Gewohn- 
heit. Die  Steuerpflichtigen,  hier  und  da  auch  wohl  die  Steuer- 
behörden, halten  mit  Vorliebe  an  den  alt  hergebrachten  Erhebungs- 
formen fest  und  gestatten  dem  neuen  Steuermodus  nur  schwer  Ein- 
gang, auch  wenn  sie  von  den  Vorteilen  desselben  überzeugt  sind. 
So  kommt  es,  dass  in  den  einzelnen  Verwaltungsbezirken  von  der 
Vermahlungssteuer  nicht  bloss  ein  sehr  ungleicher,  sondern  teilweise 
auch  noch  gar  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  wie  dies  die  nach- 
folgende Uebersicht  näher  zu  Anschauung  bringt. 


^)  Aus  der  amtlichen  Statistik  lässt  sich  die  Zahl  derjenigen  Brauereien. 
welche  jährlich  mindestens  50,000  kg  Braumalzschrot  verwendet  haben,  nicht 
ersehen.  Unsere  obige  Angabe  beruht  daher  auf  einer  Schätzung,  bei  welcher 
von  der  Annahme  ausgegangen  ist,  dass  ein  derartiger  Verbrauch  schon  in 
der  Hälfte  aller  derjenigen  Brauereien,  welche  eine  jährliche  Steuer  von  über 
1500  bis  3000  M.  entrichteten,  stattgefunden  hat. 
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Die  Vermahlungssteuer  hat  hiernach  im  Reichssteuergebiete 
noch  nicht  den  gewünschten  Eingang  gefunden,  obwohl  einzelne 
Landesfinanzbehörden  eifrig  bemüht  gewesen  sind,  ihre  weitere  Ver- 
breitung zu  befördern^).  Ein  durchgreifender  Erfolg  wird  sich  aber 
überhaupt  nicht  erzielen  lassen,  solange  das  Gesetz  die  Wahl  dieser 
Steuerform  vollständig  in  das  Belieben  der  Brauer  stellt.  Die  Ent- 
wicklung auch  fernerhin  ruhig  der  Zukunft  zu  überlassen,  dürfte 
nach  den  vorliegenden  langjährigen  Erfahrungen  als  aussichtslos  zu 
betrachten  und  um  so  weniger  zu  empfehlen  sein,  als  es  im 
fiskalischen  Interesse  durchaus  wünschenswert  erscheint ,  der  Ver- 
mahlungssteuer auf  dem  Gebiete  des  Grossbetriebes  die  ausschliess- 
liche Herrschaft  zu  sichern.  Denn  die  Durchführung  der  Einmai- 
schungssteuer  ist  mit  verhältnismässig  viel  grösseren  Kosten  verknüpft, 
bei  Anwendung  der  Fixation  aber  liegt  die  Gefahr  einer  schweren 
Schädigung  der  Steuereinnahmen  vor.  Eine  Aenderung  der  gesetz- 
lichen Bestimmungen  empfiehlt  sich  deshalb  nach  der  Richtung  hin, 
dass  die  Vermahlungssteuer  von  einem  fakultativen  zu  einem  obliga- 
torischen Steuermodus  erhoben  wird. 

')  In  dem  oben  S.  19  Anm.  4  erwähnten  preussischen  Ministerialerlasse  sind 
die  Organe  der  Steuerverwaltung  angewiesen,  Anträge  der  Gewerbetreibenden 
auf  Zulassung  zur  Vermahlungssteuer  anzuregen.  Es  scheint  dies  auch  zur 
Förderu-'g  dieser  Steuerform  beigetragen  zu  haben,  wenigstens  wird  von  der- 
selben im  allgemeinen  in  Preussen  ein  umfangreicherer  Gebrauch  als  in  anderen 
Staaten  gemacht. 
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Schon  bei  den  Kommissionsberatungen  über  das  gegenwärtige 
Brausteuergesetz  wurde  in  Vorschlag  gebracht,  die  Anwendung  der 
Vermahlungssteuer  in  der  Art  auszudehnen,  dass  die  Steuerbehörde 
unter  gewissen  Umständen  nicht  bloss  befugt,  sondern  auch  verpflichtet 
sein  solle,  diese  Erhebungsart  zuzulassen,  lieber  den  Umfang,  in  wel- 
chem dies  zu  geschehen  habe,  herrschte  jedoch  kein  Einverständnis;  die 
einen  wollten  alle  Brauer,  welche  den  ihnen  zu  stellenden  besonderen 
Bedingungen  sich  unterwürfen,  zur  Vermahlungssteuer  zulassen,  die 
anderen  dagegen  diese  Berechtigung  auf  diejenigen  beschränken, 
welche  ausserdem  in  ihren  Brauereien  besondere  Materialbereitungs- 
anstalten besässen.  Grieichzeitig  wollte  man  die  Gre Währung  der  Be- 
rechtigung ausschliesslich  auf  sachliche  Momente  basieren  und  von 
einer  Prüfung  der  persönlichen  Momente,  also  der  Redlichkeit  des 
Brauers,  Abstand  nehmen.  Seitens  des  Regierungskommissarius  wurde 
jedoch  geltend  gemacht,  dass  es  hier  um  einen  ersten  Versuch  sich 
handle  und  deshalb  Vorsicht  geboten  sei.  Es  fehle  an  dem  in  Bayern 
bestehenden  Korrelate  dieser  Erhebungsart,  der  Mühlenkontrolle,  und 
sei  daher  die  Schwierigkeit,  sich  vor  heimlichem  Einbringen  auswärts 
gemahlenen  Schrotes  zu  schützen,  ausserordentlich  gross.  Neben  den 
allgemeinen  und  durch  die  lokalen  Verhältnisse  bedingten  besonderen 
Bedingungen  müsse  daher  zunächst  noch  immer  die  Person  des  Ge- 
werbetreibenden in  Betracht  kommen  und  die  Garantie  für  den  richtigen 
Eingang  der  Steuer  nicht  zum  geringsten  Teile  in  der  Redlichkeit 
des  Brauereibesitzers  gesucht  werden  ^). 

Diesen  Erwägungen  gegenüber  Hess  man  schliesslich  alle  weiter- 
gehenden Anträge  fallen  und  nahm  die  Vermahlungssteuer  nach 
Massgabe  der  Regierungs vorschlage  an.  So  wurde  die  jetzige  Ein- 
richtung geschaffen,  welche  jedoch,  wie  wir  oben  nachgewiesen 
haben,  in  der  Praxis  keinen  festen  Boden  zu  gewinnen  vermocht 
hat,  so  dass  es  nunmehr  darauf  ankommen  wird,  ihr  eine  lebens- 
fähigere Gestalt  zu  geben. 

Nach  den  inzwischen  gemachten  Erfahrungen  werden  die 
früher  regierungsseitig  gegen  eine  erweiterte  Anwendung  der  Ver- 
mahlungssteuer geltend  gemachten  Bedenken  nicht  mehr  aufrecht  zu 
erhalten  sein.  Man  ist  vielmehr  zu  der  Annahme  berechtigt,  dass 
dieser  Steuermodus  ohne  Gefährdung  des  steuerlichen  Interesses  sich 
durchführen  lässt,  auch  wenn  davon  abgesehen  wird,  eine  allgemeine 

^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1872,  Bd.  III,  S.  313,  Akten- 
stück Nr.  67. 
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Mühlenkontrolle  anzuordnen  und  die  Vertrauenswürdigkeit  der  Steuer- 
pflichtigen in  jedem  einzelnen  Falle  einer  besonderen  Prüfung  zu 
unterziehen.  Die  vom  Bundesrate  angeordneten  Kontrollen,  insbe- 
sondere die  Buchführung  und  die  Berechtigung  der  Steuerbehörden, 
die  einzelnen  Brauereien  einer  Revision  zu  unterwerfen,  welcher 
letzteren  im  Bedürfnisfalle  eine  gleiche  Ausdehnung  wie  bei  der  Ein- 
maischungssteuer  gegeben  werden  kann,  bieten  der  Verwaltung  aus- 
reichende Mittel,  um  Defraudationen  zu  verhindern  und  namentlich 
jedem  Versuche,  auf  anderen  Mühlen  gemahlenes  Schrot  zur  Ver- 
wendung zu  bringen,  erfolgreich  entgegenzutreten. 

Wenn  hiernach  der  Vermahlungssteuer  in  Zukunft  nicht  mehr 
der  Charakter  einer  besonderen  Begünstigung  beizulegen  sein  möchte, 
so  wird  sie  doch  auch  fernerhin  nicht  allgemein  allen  Brauern  zu- 
gänglich zu  machen,  vielmehr  auf  die  Inhaber  grösserer  Betriebs- 
anstalten zu  beschränken  sein.  Hierin  liegt  ein  weiteres  nicht  un- 
wesentliches Moment  für  die  Sicherheit  des  fiskalischen  Interesses, 
denn  es  ist  eine  bekannte  Thatsache ,  dass  der  Grossbetrieb  im 
allgemeinen  eine  bessere  Garantie  wie  der  Kleinbetrieb  für  ein  red- 
hches  und  ordnungsmässiges  Verhalten  bietet.  Angemessen  erscheint 
es,  die  Grenze  für  die  Anwendung  der  Vermahlungssteuer  im  An- 
schlüsse an  die  bestehenden  Bestimmungen  dahin  zu  normieren,  dass 
ein  jährlicher  Durchschnittsverbrauch  von  mindestens  50,000  kg  Malz 
verlangt  wird. 

Ausserdem  ist  die  weitere  Bedingung  zu  stellen,  dass  die 
Brauer  im  Besitze  einer  eigenen,  mit  einem  mechanischen  Mess- 
apparate versehenen  Mühle  sich  befinden  müssen.  Von  der  Ein- 
führung derartiger  Messapparate,  welche  in  Bayern  bereits  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  als  durchaus  zuverlässig  sich  bewährt  haben,  ist 
im  Jahre  1872  nur  aus  dem  Grunde  Abstand  genommen,  weil  die- 
selben nicht  in  der  Weise  herzustellen  waren,  dass  sie  das  Gewicht 
der  über  die  Mühle  gehenden  Stofi'e  anzeigten  ^).  Nach  dieser 
Richtung  hin  sind  allerdings  auch  jetzt  noch  nicht  alle  Bedenken 
beseitigt,  da  die  mit  den  Wägeapparaten  angestellten  amtlichen 
Versuche,  wie  in  den  Motiven  zum  neuesten  Reichsbrausteuergesetz- 
entwurfe  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  zu  keinem  völlig  be- 
friedigenden Ergebnisse  geführt  haben.  Das  Gewicht  des  Malzes  wird 
zwar  genau  von  ihnen  angegeben,   jedoch  haben   sie    die  Thätigkeit 

^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1872,  Bd.  III,  S.  93,  Akten- 
stück Nr.  11. 
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infolge  von  Konstruktionsfehlern  bisweilen  ausgesetzt,  so  dass  sie 
zur  Zeit  für  den  Steuerdienst  nicht  verwendbar  erscheinen  ^). 

An  sich  dürfte  allerdings  das  Gewichts-  dem  Mass- Steuersystem 
vorzuziehen  sein,  da  das  erstere  die  Möglichkeit  gewährt,  die  Qua- 
lität des  steuerpflichtigen  Materials  zu  berücksichtigen,  wodurch  eine 
grössere  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung  herbeigeführt  wird. 
Auf  der  anderen  Seite  aber  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die 
Massbesteuerung  eine  erziehende  Wirkung  auf  den  Brauer  ausübt, 
indem  sie  denselben  veranlasst,  stets  das  beste  Material  zu  ver- 
wenden, damit  ihn  nicht  eine  Mehrbelastung  durch  die  Steuer  trifft. 
Jedenfalls  beweisen  die  Erfahrungen,  welche  in  anderen  Ländern, 
namentlich  in  Bayern,  mit  der  Massbesteuerung  gemacht  sind,  dass 
die  Fabrikation  unter  derselben  zu  einer  hohen  Blüte  gelangen  kann. 
Es  würde  daher  kaum  einem  Bedenken  unterliegen,  dieselbe  für 
das  Reichssteuergebiet  einzuführen,  wie  solches  in  dem  Reichsbrau- 
steuergesetzentwurfe  vorgesehen  ist.  Das  Gewichtssteuersystem  könnte 
übrigens  auch  bei  der  Einführung  von  Messapparaten  sehr  wohl  bei- 
behalten, und  brauchte  in  diesem  Falle  nur  im  Verordnungswege 
festgestellt  zu  werden,  nach  welchem  Verhältnissatze  das  von  dem 
Apparate  angezeigte  Volumen  in  Gewicht  umzurechnen  ist  ^). 

Die  Vorteile,  welche  die  Anwendung  der  mechanischen  Ap- 
parate sowohl  für  die  Verwaltung  wie  für  die  Steuerpflichtigen  bietet, 


^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  297,  Akten- 
stück Nr.  58. 

^)  In  dem  den  badischen  Kammern  im  Jahre  1884  vorgelegten,  jedoch 
nicht  zur  Annahme  gelangten  Brausteuergesetzentwurfe  ist  eine  Versteuerung 
des  Malzes  nach  dem  Gevricht  in  Aussicht  genommen,  Art.  6.  Gleichwohl  sind 
nicht  bloss  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  Registrierwagen,  sondern  auch  solche 
mit  selbstthätigen  Messapparaten  zugelassen  worden,  Art.  21.  Letzteres  ist  nach 
den  Motiven  aus  dem  Grunde  geschehen,  um  die  Möglichkeit  einer  Verwendung 
von  Malzmühlen  mit  selbständigen  Zählapparaten  nicht  auszuschliessen,  weil  die 
Verbindung  selbstthätiger  Wägaijparate  mit  Malzmühlen  sich  bisher  noch  nicht 
in  genügend  zuverlässiger  Weise  als  thunlich  erwiesen  hat.  Es  sollten  deshalb 
auch  Malzmühlen  mit  selbstthätigen  Messapparaten  nach  bayrischem  Vorbilde 
in  Gebrauch  genommen  werden  können.  Hierbei  wurde  beabsichtigt,  das  durch 
den  Zählapparat  angezeigte  Volumen  nach  einem  im  Verordnungswege  festzu- 
stellenden Verhältnissatze  in  Gewicht  umzurechnen,  was  man  für  um  so  unbedenk- 
licher erachtete,  als  das  Gewicht  der  in  den  grösseren  Brauereien  zur  Verwendung 
gelangenden  Malzsorten  besserer  Qualität  nicht  erheblich  zu  diiferieren  pflegt 
und  durchschnittlich  etwa  zu  51  bis  höchstens  52  kg  für  das  Hektoliter  Malz 
angenommen  werden  kann.     Cf.  Bd.  I,  S.  351  und  S.  .364  dieses  Archivs. 
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sind  bedeutend.  Die  erstere  erspart  an  Aufsichtspersonal,  da  der 
Mühlenverschluss  nicht  mehr  bei  den  einzelnen  Vermahlungsakten 
abzunehmen  und  wieder  anzulegen  ist,  und  gewinnt  auch  eine 
grössere  Sicherheit  gegen  Defraudationen,  indem  die  dem  Brauer 
jetzt  zugestandene,  an  sich  sehr  bedenkliche  Befugnis,  den  Mühlen- 
verschluss selbständig  zu  lösen,  wenn  dies  durch  einen  Beamten 
nicht  geschehen  kann,  künftig  in  Fortfall  kommt.  Wenn  aus  dieser 
Bestimmung  besondere  Missstände  bisher  nicht  erwachsen  sind,  so 
wird  dies  einzig  und  allein  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  in  der 
Praxis  bisher  wenig  oder  gar  nicht  von  derselben  Gebrauch  ge- 
macht ist.  Letzteres  würde  sich  wahrscheinlich  ändern,  sobald  die 
Vermahlungssteuer  zu  einer  obligatorischen  Erhebungsform  für  den 
Grossbetrieb  gemacht  und  dadurch  der  Kreis  der  Beteiligten  nicht 
unbedeutend  erweitert  wird. 

Dem  Steuerpflichtigen  werden  durch  die  Verwendung  mecha- 
nischer Apparate  mancherlei  Erleichterungen  im  Betriebe  verschafft. 
Insbesondere  trifft  dies  für  den  Fall  zu,  wenn  —  allerdings  abweichend 
von  der  in  Bayern  bestehenden  Einrichtung  —  von  der  Anzeige  eines 
jeden  einzelnen  Vermahlungsaktes  bei  der  Hebestelle  und  Erteilung 
eines  Mahlerlaubnisscheines  ganz  Abstand  genommen  wird.  Letzteres 
ist  auch  in  dem  Reichsbrausteuergesetzentwurfe  in  Aussicht  genommen 
und  die  Motive  sehen  mit  Recht  in  einer  solchen  Massregel,  welche 
ausserdem  auch  für  die  Steuerverwaltung  eine  namhafte  Arbeits- 
ersparung  mit  sich  führt,  keine  Gefahr  für  das  steuerliche  Interesse. 

Die  Kosten  für  die  Anschaffung  der  mechanischen  Messapparate 
werden  billigerweise  von  der  Steuergemeinschaft  zu  übernehmen  sein. 
Im  Reichsbrausteuergesetzentwurfe  ist  dies  gleichfalls  in  Aussicht 
genommen. 

Es  erscheint  uns  nicht  bedenklich,  die  Vermahlungssteuer  aus- 
nahmsweise auch  auf  Brauer  mit  einem  Materialverbrauch  von  we- 
niger als  50,000  kg  zur  Anwendung  zu  bringen,  falls  sie  dies  selbst 
beantragen  und  die  allgemeinen  Bedingungen  zu  erfüllen  imstande 
sind.  Die  Steuerkassen  müssten  hier  gleichfalls  die  Kosten  für  die 
Anschaffung  der  Messapparate  übernehmen,  da  es  im  Interesse  der 
Steuerverwaltung  liegt,  die  weitere  Verbreitung  der  Vermahlungs- 
steuer zu  fördern. 

Für  zweckmässig  endlich  wäre  es  zu  erachten,  der  Verwaltung 
allgemein  das  Recht  vorzubehalten,  einerseits  Brauer,  welche  ihres 
Vertrauens  sich  unwürdig  gemacht  haben,  für  immer  oder  zeitweise  von 
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der  Vermahlungssteuer  auszuschliessen  und  der  Einmaischungssteuer 
zu  unterstellen,  andererseits  die  letztere  Erhebungsform  ausnahms- 
weise auf  solche  Brauer  anzuwenden,  in  deren  Räumen  Mühlenwerke 
entweder  gar  nicht  oder  nur  mit  ganz  unverhältnismässigen  Kosten 
sich  aufstellen  lassen. 

Wenn  die  Vermahlungssteuer  nach  Massgabe  der  vorstehenden 
Vorschläge  eine  Umgestaltung  erfährt,  so  steht  zu  hoffen,  dass  der- 
selben auch  im  Bereiche  der  Steuergemeinschaft  diejenige  Stellung 
zu  teü  werden  wird,  welche  sie  mit  Recht  beanspruchen  kann.  Sicher- 
lich würde  die  Anerkennung  nicht  lange  ausbleiben,  dass  diese  Steuer- 
form alle  Eigenschaften  in  sich  vereinigt,  welche  erforderlich  sind, 
um  die  Interessen  der  Verwaltung  wie  der  Steuerpflichtigen  gleich- 
massig  zu  befriedigen.  Je  weiter  aber  der  Uebergang  vom  Klein- 
zum  Grossbetriebe  sich  vollzieht,  um  so  grösser  wird  die  Verwendung 
sein,  welche  dieselbe  in  Zukunft  findet,  und  sie  wird  schliesslich  die 
alleinige  Herrschaft  erlangen,  während  Einmaischungssteuer  wie 
Fixation  von  dem  Gebiete  der  Steuererhebung  verschwinden. 

c)  Die  Fixation. 

Wissenschaft  und  Praxis  pflegen  diese  Steuerform  fast  einmütig 
zu  verurteilen.  So  bezeichnet  Royer-Collard  die  Abfindung  als  ein 
enges,  grobes  (grossier)  unmächtiges  System  ^).  In  ähnlicher  Weise 
wirft  Hock  ihr  vor,  dass  sie  auf  einer  ungleichen  und  willkürlichen 
Grundlage  beruhe,  weil  der  Abfindungsvertrag,  über  den  man  sich 
einige,  in  den  meisten  Fällen  weit  weniger  von  den  einzelnen  Ele- 
menten der  Steuergrundlage  als  von  der  Gewandtheit,  Hartnäckigkeit 
und  einflussreichen  Stellung  der  beiden  Verhandelnden,  des  Steuer- 
pflichtigen und  des  Steuerbeamten,  abhänge  ^).  May  sieht  in  der 
Fixation  die  ungerechteste  unter  allen  Konsumsteuererhebungsarten 
und  vermeint  demgemäss,  dass  von  einer  Gerechtigkeit  der  Besteuerung 
durch  die  frühere  preussische  Braumalzsteuer,  weil  dieselbe  in  ihrer 
weitaus  grössten  Ausdehnung  im  Wege  der  Fixation  erhoben  worden, 
keine  Rede  sein  könne ^).  Ebenso  will  Nasse  die  sehr  auffallende 
Thatsache,  dass  der  Ertrag  der  Malzsteuer  in  Preussen  trotz  der  starken 
Volkszunahme  durchaus  keine  Steigerung  erfahren  hat  —  die  Steuer 


^)  Citat  bei  Hock  a.  a.  0.  S.  63. 

2)  Hock  a.  a.  0. 

")  May  a.  a.  0.,  1.  Ausg.,  S.  84  und  85. 
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brachte  im  Durchschnitte  der  Jahre  1833—1838  3,851,778  M.,  im 
Durchschnitte  der  Jahre  1856—1858  dagegen  nur  3,608,877  M. 
auf  —  hauptsächlich  darauf  zurückführen,  dass  die  Erhebung  in 
einem  so  ausserordentlich  grossen  Umfange  vermittelst  des  Abfin- 
dungssystems erfolgt  sei  ^). 

Eine  der  Fixation  günstigere  Auffassung  finden  wir  bei 
Wagner.  Derselbe  erkennt  an,  dass  mit  diesem  Steuermodus  gewisse 
Vorteile :  finanzielle,  privat-  und  volkswirtschaftliche,  sowie  technische, 
verbunden  sind,  und  dass  die  Finanzverwaltung  an  Apparat  für  die 
Ermittelung  von  Thatsachen,  für  Kontrollen,  für  Erhebung  spart. 
Allein  diese  Vorteile  sind  auch  nach  seiner  Ansicht  nicht  ausreichend, 
um  einen  Ausgleich  für  die  mit  der  Fixation  verknüpften  Nachteile 
zu  gewähren.  In  dieser  Beziehung  macht  er  geltend,  dass  zur  rich- 
tigen Feststellung  der  Abfindungssumme  gewöhnlich  die  erforder- 
lichen Daten  fehlten  und  daher  für  den  Staat  die  Gefahr  zu  niedriger 
Abfindung  nahe  liege.  Hierdurch  werde  die  Gleichmässigkeit  der 
Besteuerung  verletzt.  Ausserdem  würden  die  einzelnen  sich  abfin- 
denden Steuerpflichtigen  meistens  zu  den  ohnehin  durch  Kapitalbesitz, 
bessere  Technik  u.  s.  w.  begünstigten  Producenten  gehören,  den 
Grossbetrieb  ihres  Zweiges  vertreten,  während  bei  den  anderen,  den 
Kleinindustriellen,  auch  die  Garantien  für  die  Abfindung,  welche  die 
Verwaltung  fordern  müsse,  nicht  zu  stellen  seien.  Dann  aber  werde 
abermals  Grossbetrieb  und  Grosskapital  einseitig  begünstigt.  Ueber- 
haupt  enthalte  das  Abfindungssystem  eine  Durchbrechung  des  all- 
gemeinen Steuerrechts,  welche  prinzipiell  nicht  ohne  Bedenken  sei, 
und  gerade  auf  diesem  Gebiete  wegen  des  Einflusses  der  Besteuerung 
auf  die  Bedingungen  der  wirtschaftlichen  Konkurrenz  möglichst  ver- 
mieden werden  müsse. 

Hiernach  meint  Wagner,  dass  das  Verdikt  im  ganzen  gegen 
die  Abfindung  ausfallen  müsse;  doch  fügt  er  ausdrücklich  hinzu: 
„einzelne  berechtigte  Ausnahmen  bestätigen  auch  hier  nur  die  Regel, 
aber  sie  weisen  dann  auch  gewöhnlich  auf  besondere  Mängel  der 
allgemeinen  Besteuerung,  auf  besondere  Schwierigkeiten  der  Kontrolle, 
Schmugglergefahr  u.  dgl.  hin"  ^). 

^)  Nasse,  Bemerkungen  über  das  preussische  Steuersystem.  Bonn  1861. 
S.  28,  Anm.  1. 

'^j  Wagner  a.  a.  0.  S.  652.  Aehnlich  sagt  Stein,  Finanzwissenschaft,  II,  1, 
S.  449,  5.  Aufl.:  Die  Abfindung  tritt  nur  da  ein,  wo  die  Besteuerung  die  Kon- 
sumtionseinheit nicht  verfolgen  kann  oder  wegen  der  schwierigen  Erhebung  lieber 
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Ein  solcher  berechtigter  Ausnahmefall  liegt  aber  in  den  Staaten 
der  Steuergemeinschaft  vor,  da  es  hier  infolge  der  grossen  Zersplit- 
terung des  Brauereigewerbes  nicht  möglich  ist,  die  Erhebung  der 
Brausteuer  auf  ordentlichem  Wege  zu  bewirken.  Gegen  die  Zu- 
lassung der  Fixation  ist  daher  an  sich  kein  Bedenken  zu  erheben, 
und  kann  nur  die  Ausdehnung,  in  welcher  dieselbe  erfolgt,  nicht 
gebilligt  werden. 

Unzweifelhaft  steht  die  Fixation  mit  den  Grundsätzen  des  all- 
gemeinen Steuerrechts  im  Widerspruche.  Die  Steuer  soll  nach  Mass- 
gabe der  gesetzlichen  Vorschriften  für  die  einzelnen  steuerpflichtigen 
Objekte  oder  Akte  festgesetzt  und  eingezogen,  nicht  aber  darf  dem 
Steuerpflichtigen  gestattet  werden,  von  seiner  Schuld  für  einen 
längeren  Zeitraum  dadurch  sich  zu  befreien,  dass  er  eine  bestimmte 
Pauschsumme  zahlt,  von  welcher  es  ungewiss  ist,  ob  sie  dem  gesetz- 
lich zu  zahlenden  Steuerbetrage  entsprechen  wird  oder  nicht.  Nur 
in  seltenen  Fällen  wird  bei  einem  solchen  Abkommen  der  Fiskus 
genau  das  erhalten,  was  er  zu  fordern  berechtigt,  der  Steuer- 
pflichtige aber  dasjenige  zahlen,  wozu  er  nach  den  Gesetzen  ver- 
pflichtet ist.  Derartige  gewagte  Geschäfte,  welche  die  Gleichmässig- 
keit  der  Besteuerung  verletzen,  sind  daher  im  Prinzipe  zu  verwerfen. 
Wo  indes  für  einzelne  besondere  Fälle  die  normalen  Einrichtungen 
des  formellen  Steuerrechts  nicht  ausreichen,  und  die  Verwaltung  in- 
folgedessen sogar  vor  die  Alternative  gestellt  werden  kann,  von  der 
Erhebung  einer  Steuer  gänzlich  abzusehen  oder  dieselbe  auf  ausser- 
ordentlichem Wege,  durch  die  Fixation,  zu  bewirken,  da  wird  jeden- 
falls gegen  die  Zulassung  der  letzteren  kein  Bedenken  zu  er- 
heben sein.  Niemals  darf  jedoch  hierbei  ausser  acht  gelassen  werden, 
dass  es  sich  um  eine  Ausnahmemassregel  handelt,  welche  stets  in 
den  Grenzen  des  dringendsten  Bedürfnisses  sich  zu  halten  hat.  Quod 
contra  rationem  juris  receptum  est,  non  est  producendum  ad  con- 
sequentias. 

Leider  ist  dies  in  dem  Gesetz  vom  31.  Mai  1872  nicht  aus- 
reichend berücksichtigt.  Nur  bei  kleinen  Betriebsanstalten  stösst 
die  ordentliche  Erhebung  der  Brausteuer  auf  unüberwindliche  Hinder- 
nisse ;  die  Fixation  hätte  daher  auf  diese  beschränkt  werden  müssen ; 
statt  dessen  ist  sie  aber  allen  Brauern  ohne  Unterschied,  ob  dieselben 


einen  einzelnen  Irrtum   als   eine   allgemeine   Belästigung  des  Verkehrs   bei  ge 
ringem  Steuerbetrage  zulässt. 
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dem  Klein-  oder  Grossbetriebe  angehören,  zugänglich  gemacht  und 
dadurch  des  ihr  zukommenden  exzeptionellen  Charakters  entkleidet 
worden  ^). 

Der  §  4  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872  dürfte  daher  dahin 
abzuändern  sein,  dass  der  Grossbetrieb  von  der  Fixation  überhaupt 
ausgeschlossen  und  diese  Erhebungsform  ausschliesslich  dem  Klein- 
betriebe vorbehalten  wird.  Mit  einer  solchen  Beschränkung  der 
Fixation  erledigen  sich  auch  in  der  Hauptsache  die  von  den  Gegnern 
derselben  geltend  gemachten,  oben  näher  angegebenen  Bedenken.  So 
kann  es  zunächst  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  bei  den  Verhand- 
lungen über  den  Abschluss  von  Fixationsverträgen  die  Verwaltung 
und  nicht  der  kleine  Brauer  eine  prädominierende  Stellung  einnimmt, 
da  das  Interesse  an  dem  Zustandekommen  derselben  bei  dem  letzteren 


^)  Bei  den  Beratungen  über  das  gegenwärtige  Brausteuergesetz  sprach 
bereits  der  Abgeordnete  Dernburg  den  Wunsch  aus,  dass  die  Fixation 
nicht  für  die  grossen  Brauereien,  wo  die  üeberwachung  doch  eine  verhältnis- 
mässig leichte  sei,  beliebt,  dass  dagegen  jede  mögliche  Erleichterung  den 
kleinen  Brauereien  gewährt  werden  möchte,  nicht  nur  deswegen,  weil  die- 
selben sonst  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  würden,  sondern 
auch  weil  das  sonstige  Beamtenpersonal  in  einer  Weise  vermehrt  werden  müsste, 
die,  wenn  die  Kontrollevorschriften  genau  ausgeführt  werden  sollten,  wahrhaftig 
ungeheuerlich  sein  würde.  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1872,  Bd.  I, 
S.  50.  Es  erhellt  indes  nicht,  ob  die  Frage  der  Ausschliessung  des  Grossbetriebes 
von  der  Fixation  später  bei  den  Kommissionsberatungen  einer  weiteren  Erörterung 
unterzogen  ist.  Auf  anderen  Steuergebieten  pflegt  dieser  Steuermodus  gleich- 
falls für  den  Kleinbetrieb  reserviert  zu  werden.  So  lässt  das  preussische  Gesetz 
vom  8.  Februar  1819  —  §  5  —  die  Fixation  nur  bei  abgelegenen  Brennereien 
von  unbedeutendem  Umfange  zu.  Von  besonderer  praktischer  Bedeutung  ist 
dfese  Erhebungsform  für  die  kleineren  Brennereien,  welche  nicht  mehlige  Stoffe 
verarbeiten  —  §  12  des  preussischen  Regulativs  vom  21.  August  1825  und 
§  41  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1868.  —  In  Bayern  ist  durch  Art.  5  des  Brannt- 
weinaufschlaggesetzes vom  25.  Februar  1880  die  Fixation  für  alle  kleineren 
Brennereien,  ohne  Unterschied,  ob  dieselben  mehlige  oder  nicht  mehlige  Stoffe 
verarbeiten,  obligatorisch  eingeführt.  Grössere  Brennereien  können  allerdings 
auch  zur  Fixation  zugelassen  werden,  in  der  Instruktion  zum  Vollzuge  des  Ge- 
setzes ist  jedoch  ausdrücklich  angeordnet,  dass  fabrikmässig  betriebene  Brennereien 
von  dieser  Erhebungsform  auszuschliessen  und  stets  dem  Material-  oder  Fabrikat- 
aufschlage zu  unterwerfen  sind  —  Amtsblatt  der  bayrischen  General-Zoll-Ad- 
ministration, 1880,  S.  110.  —  Eine  gleiche  Bestimmung  wie  das  bayrische  enthält 
das  württembergische  Branntweinaufschlaggesetz  vom  18.  Mai  1885,  Art.  5. 
Endlich  lässt  auch  das  österreichische  Branntweinsteuergesetz  vom  27.  Juni  1878 
bezw.  19.  Mai  1884  die  Abfindung  nur  bei  kleinen  Brennereien  zu,  cf.  dieses 
Archiv,  Jahrg.  I,  Heft  2,  S.  351. 
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ein  ungleich  grösseres  als  bei  der  ersteren  ist.  Zerschlagen  sich  die 
Verhandlungen,  so  muss  der  Brauer  unter  Einzelversteuerung  treten, 
woraus  für  ihn  Belästigungen,  Unbequemlichkeiten  und  Geschäfts- 
störungen der  mannigfachsten  Art  entstehen,  während  die  Verwaltung 
schlimmstenfalls  nur  in  die  Notwendigkeit  versetzt  wird,  eine  zeitweise 
Verstärkung  des  Aufsichtspersonals  eintreten  zu  lassen.  Von  vornherein 
wird  daher  auf  selten  des  Steuerpflichtigen  stets  volle  Geneigtheit 
bestehen,  selbst  auf  eine  anscheinend  zu  hohe  Forderung  der  Ver- 
waltung einzugehen,  da  der  Nachteil,  welcher  hieraus  möglicherweise 
entstehen  kann,  durch  die  von  der  Fixation  gebotenen  allgemeinen 
Vorteile  reichlich  ausgeglichen  wird.  Die  Besorgnis  liegt  also  kaum 
vor,  dass  der  Staat  von  dem  kleinen  Brauer  zu  geringe  Abfindungs- 
summen erhält;  man  kann  vielmehr  annehmen,  dass  demselben  häufig 
sogar  grössere  Beträge  zufliessen,  als  bei  der  Einzelversteuerung  zur 
Hebung  gelangt  sein  würden  ^). 

Sollten  die  Abfindungssummen  auch  in  einzelnen  Fällen  die  Höhe 
der  gesetzlichen  Steuer  nicht  erreichen,  so  würde  hierin  doch  noch 
nicht  ohne  Weiteres  eine  für  die  Allgemeinheit  bedenkliche  Verletzung 
des  Prinzips  der  Gleichmässigkeit  der  Besteuerung  zu  finden  sein. 
Es  bleibt  vielmehr  zu  berücksichtigen,  dass  bei  den  primitiven  Ein- 
richtungen, welche  sich  fast  überall  in  kleinen  Brauereien  vorfinden, 
und  bei  dem  daselbst  noch  allgemein  zur  Anwendung  kommenden 
Handbetriebe  eine  so  vollkommene  Ausbeute  der  Braustoffe,  wie  solche 
bei  dem  fabrikatorischen  Betriebe  in  grossen  Brauereien  erzielt  wird, 
sich  nicht  ermöglichen  lässt.  Mit  Recht  wurde  in  dieser  Beziehung 
bei  den  Beratungen  über  den  badischen  Braumalzsteuergesetzentwurf 
von  sachverständiger  Seite  hervorgehoben,  dass  bei  einem  Absud  von 
20  und  mehr  Hektoliter  Malz  in  einem  Sud  eine  verhältnismässig 
grössere  Ausbeute  an  Würzeextrakt  von  jedem  einzelnen  Hektoliter 
Malz  erzielt  wird,  als  wenn  nur  10  oder .  gar  nur  5  Hektoliter  in 
einem  Sud  zur  Bearbeitung  kommen,  und  dass  dieses  progressiv 
fortschreitende  günstige  Verhältnis  während  der  Nachgärung  auf  dem 
Lagerkeller  sich  mehr  und  mehr  steigert.  Insbesondere  verursacht 
auch  die  üeberleitung  der  Maische  und  Würze  in  die  verschiedenen 


^)  Dass  kleine  Brauer  mit  Rücksicht  auf  die  Betriebserleichterungen  nicht  ab- 
geneigt sind,  beim  Abfindungsverfahren  mehr  zu  zahlen,  als  die  gesetzliche  Steuer 
beträgt,  ist  in  Preussen  wiederholt  amtlich  anerkannt;  cf.  Erlass  vom  21.  Juni  1830. 
Nr.  3,  bei  Schimmelpfennig  a.  a.  0.,  S.  362,  und  §  12  der  Instruktion  vom 
20.  Mai  1867  im  preuss.  Zentralblatt  für  Abgaben,  1867,  S.  129. 
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Bottiche,  Kessel,  Kühlschiffe  und  Gärgeräte  mittelst  Druck-  oder 
Saugpumpen  durch  Röhrenleitungen,  wie  dies  in  grossen  Betriebs- 
anstalten geschieht,  einen  weit  geringeren  Abgang  als  das  in  kleinen 
Brauereien  übliche  Ueberschöpfen  der  Maische  und  Würze  durch 
Handarbeit  und  das  Verbringen  des  abgekühlten  Bieres  in  Trag- 
bütten zu  den  Gärgefässen  ^).  Infolge  dieser  ungünstigen  Verhält- 
nisse wird  das  Bier  der  kleinen  Brauer  im  allgemeinen  von  einer 
höheren  Steuer  als  dasjenige  der  grossen  Brauer  betroffen  ^)  und 
wenn  daher  erstere  auch  wirklich  hier  und  da  eine  zu  niedrige  Ab- 
findungssumme zahlen  sollten,  so  wird  hierdurch,  wenigstens  den 
letzteren  gegenüber,  noch  keine  Ungleichheit  in  der  Besteuerung 
hervorgerufen,  vielmehr  nur  eine  thatsächlich  bestehende  Mehr- 
belastung ausgeglichen. 

Noch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  wirkt  die  Fixation  als 
ein  Akt  ausgleichender  Gerechtigkeit.  Die  mit  den  ordentlichen  Er- 
hebungsformen verbundenen  Kontrollen  sind  meistens  je  nach  dem 
Umfange  der  Betriebsanstalten  von  ganz  verschiedener  Wirkung. 
Während  der  grosse  Brauer  durch  dieselben  in  kaum  nennenswerter 
Weise  berührt  wird,  lasten  sie  dagegen  auf  dem  kleinen  sehr  schwer 
und  beschränken  ihn  nach  allen  Richtungen  in  der  Freiheit  des  Be- 
triebes, so  dass  er  vielfach  durch  dieselben  materielle  Verluste  in 
seinem  Geschäfte  erleidet.  Hierin  liegt  eine  steuerliche  Begünstigung 
des  schon  anderweit  stark  bevorzugten  Grossbetriebes,  welche  mit 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit  nicht  in  Einklang  zu 
bringen  ist.  Hier  Wandel  zu  schaffen,  dem  bedrängten  Kleinbetriebe 
in  seiner  unglücklichen  Lage  eine  wirksame  Hilfe  zu  bringen,  ist 
recht  eigentlich  als  die  Aufgabe  der  Fixation  anzusehen. 

Schhesslich  kann  aber  auch  dem  schwerwiegendsten  Bedenken, 
dass  es  nämlich  bei  der  Fixation  an  den  erforderlichen  Unterlagen 
für  die  richtige  Bemessung  der  Abfindungssumme  fehle,  bezüglich 
des  Kleinbetriebes  kein  grosses  Gewicht  beigelegt  werden. 

Nach   den  Anordnungen  des  Bundesrates  soll  der  frühere  Ma- 


^)  Bericht  der  Kommission  der  zweiten  Kammer  in  Baden  über  den  Brau- 
malzsteuergesetzentwurf  in  diesem  Archiv,  Bd.  I,  Heft  2,  S.  426  und  427. 

^)  Aus  diesem  Grunde  wurde  bei  Beratung  des  letzteren  Gesetzentwurfs 
auch  beantragt,  kleine  Brauereien  einem  ermässigten  Steuersatze  zu  unterwerfen. 
Auf  dem  Gebiete  der  Branntweinbeateuerung  findet  sich  häufig  eine  Abstufung 
der  Steuersätze  nach  dem  grösseren  oder  geringeren  Umfange  der  Betriebs- 
anstalten. 
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terialverbrauch  bei  Normierung  des  Aversums  massgebend  sein,  hier- 
bei jedoch  allen  den  künftigen  Umfang  des  Betriebes  möglicherweise 
beeinflussenden  Umständen  stete  Berücksichtigung  geschenkt  werden. 
Bei  denjenigen  Brauern,  welche  aus  der  Einzelversteuerung  zur 
Fixation  übertreten,  ergibt  sich  die  frühere  Produktion  mit  völliger 
Sicherheit  aus  den  gezahlten  Steuerbeträgen.  Zweifel  können  daher 
—  abgesehen  von  den  wenigen  Fällen,  in  welchen  es  sich  um  die 
Fixation  neu  eröffneter  oder  nach  längerer  Betriebseinstellung  wieder 
in  Betrieb  gesetzter  Brauereien  handelt  —  nur  da  eintreten,  wo 
die  Erneuerung  von  Fixationsverträgen  in  Frage  steht.  Hier  ist  die 
Verwaltung  für  ihre  Ermittelungen  abgesehen  von  den  Büchern  der 
Brauer  allein  auf  die  Brauregister  angewiesen. 

Es  ist  daher  von  grosser  Wichtigkeit,  festzustellen,  welche 
Glaubwürdigkeit  den  letzteren  beizumessen  ist.  Allgemein  wird  in 
dieser  Beziehung  zugegeben,  dass  die  Brauer  die  Eintragung  eines 
Brauaktes  nicht  gänzlich  unterlassen  können,  ohne  der  Gefahr  einer 
Entdeckung  sich  auszusetzen,  dagegen  vermeint  man,  dass  sie  in 
der  Eintragung  zu  geringer  Mengen  wenig  behindert  seien.  Denn 
die  Gefahr  der  Entdeckung  knüpfe  sich  hier,  namentlich  wenn  un- 
verhältnismässig grosse  Ueberschreitungen  der  eingetragenen  Mengen 
vorsichtig  vermieden  würden,  hauptsächlich  an  den  kurzen  Zeit- 
raum des  Beginns  der  Maischung;  zu  dieser  Zeit  stünden  aber  die 
fixierten  Brauereien  nur  selten  unter  Kontrolle  und  eventuell  würde 
dieselbe  meistens  ohne  besondere  Schwierigkeit  unschädlich  zu  machen 
sein.  Auch  die  Deklaration  des  Bierzuges  im  Brauregister  gewähre 
wenig  Sicherung.  Denn  der  Brauer  könne  und  würde  eben  das- 
jenige Bierquantum  deklarieren,  welches  er  von  der  Gesamteiu- 
maischung  einschliesslich  des  im  Brauregister  nicht  vermerkten 
Teiles  bereiten  wolle;  die  Kontrolle  des  Bierzuges  setze  ihn  also 
einer  Entdeckung  seiner  Unrechtfertigkeit  nicht  aus.  Die  Ver- 
lockung zur  unrichtigen  Führung  des  Brauregisters  sei  aber  um  so 
grösser,  als  eventuell  selbst  bezüglich  der  mit  Nachversteuerung 
fixierten  Brauer  nur  eine  Ordnungsstrafe  bis  zu  150  Mark  eintrete. 
Eine  dem  §  56  des  Branntweinsteuergesetzes  vom  8.  Juli  1868  ähn- 
liche Bestimmung,  wonach  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Fixations- 
bedingungen  zur  Verkürzung  der  Steuer  der  Defraudationsstrafe 
unterliegen,  fände  sich  im  Brausteuergesetze  nicht  vor  ^).    Diese  Be- 

')  Boccius  a.  a.  0.  S.  58. 
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denken  vermögen  wir  nicht  zu  teilen.  Der  Umstand,  dass  zur  Aus- 
führung von  Defrauden  vorzugsweise  der  Zeitpunkt  der  Einmaischung 
gewählt  zu  werden  pflegt,  legt  selbstverständlich  der  Verwaltung 
die  Verpflichtung  auf,  diesem  Akte  eine  besondere  Aufmerksamkeit 
zu  widmen  und  für  eine  möglichst  häufige  Ueberwachung  desselben 
auch  in  den  fixierten  Brauereien  Sorge  zu  tragen.  Insbesondere  wird 
letzteres  stattfinden  müssen,  sobald  der  Verdacht  eines  unredlichen 
Betriebes  sich  ergibt.  Dies  ist  aber  schon  der  Fall,  sobald  ein 
Brauer  der  Kontrolle  der  Einmaischung  absichtlich  sich  zu  ent- 
ziehen sucht,  indem  er  einen  häufigen  Wechsel  in  der  Einmaischungs- 
zeit  eintreten  lässt.  Durch  ein  solches  Verfahren  kann  allerdings 
den  Beamten  die  Ausübung  der  Revision  bei  entfernt  gelegenen 
Brauereien  sehr  erschwert  werden,  allein  es  wird  denselben  bei  ge- 
höriger Aufmerksamkeit  meistenteils  doch  gelingen,  in  der  Brauerei 
noch  rechtzeitig  vor  dem  Einmaischungsakt  sich  einzufinden,  so  dass 
die  Möglichkeit,  etwa  beabsichtigte  Unredlichkeiten  zu  entdecken, 
gegeben  ist.  Es  bleibt  auch  zu  beachten,  dass  die  Brauer  ver- 
pflichtet sind,  die  Einmaischungszeit  spätestens  eine  Stunde  vorher 
in  das  Brauregister  einzutragen. 

Sollten  aber  auch  die  Einmaischungen  in  ausreichender  Weise 
nicht  kontrollierbar  sein,  so  besitzt  die  Verwaltung  doch  in  der 
Revision  des  Bierzuges  immer  noch  ein  anderes,  sehr  geeignetes 
Mittel,  um  von  der  Richtigkeit  der  Führung  der  Brauregister 
sich  zu  überzeugen.  Allerdings  darf  die  Bierzugskontrolle  nicht  auf 
so  oberflächliche  Art  geübt  werden,  dass  der  Beamte  sich  darauf 
beschränkt,  zu  konstatieren,  ob  der  Befund  mit  der  Deklaration 
übereinstimmt  oder  nicht.  Bei  einem  solchen  Verfahren  würde  es 
freilich  für  den  Brauer  eine  leichte  Aufgabe  sein,  diese  Kontrolle- 
masssegel illusorisch  zu  machen,  indem  er  in  das  Brauregister  von 
vornherein  diejenige  Menge  einträgt,  welche  er  aus  der  Gesamt- 
einmaischung  zu  ziehen  beabsichtigt.  Die  Thätigkeit  des  Aufsichts- 
beamten hat  sich  jedoch  nicht  in  so  engen  Grenzen  zu  halten;  seine 
Pflicht  ist  es  vielmehr,  wie  wir  bereits  oben  näher  dargelegt  haben, 
festzustellen,  ob  das  vorgefundene  Bier  mit  Rücksicht  auf  Menge 
und  Stärke  aus  den  im  Brauregister  vermerkten  Braustoffen  hat 
hergestellt  werden  können  oder  ob  dazu  grössere  als  die  angegebenen 
Quantitäten  erforderlich  gewesen  sind.  Wird  die  Bierzugskontrolle 
in  solcher  Weise  ausgeübt,  dann  enthält  sie  sicherlich  ein  sehr  wert- 
volles Mittel  zur  Entdeckung  von  Defrauden. 
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Die  Verwaltung  besitzt  hiernach  genügende  Handhaben,  um 
eine  etwaige  unrichtige  Führung  der  Brauregister  zu  konstatieren. 
Als  wünschenswert  muss  es  jedoch  bezeichnet  werden,  dass  letzteres 
Vergehen  in  strengerer  Weise,  als  dies  jetzt  der  Fall  ist,  geahndet 
wird.  Denn  die  Androhung  einer  blossen  Ordnungsstrafe  steht  zu 
der  Schwere  desselben  in  keinem  Verhältnisse^).  Gleichwohl  ist  auf 
dieses  strafrechtliche  Moment  kein  allzu  grosses  Gewicht  zu  legen, 
weil  die  Verwaltung  in  der  Befugnis,  den  Fixationsvertrag  sofort 
aufzuheben,  sobald  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Brausteuergesetz 
oder  die  dazu  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  begangen  werden, 
ein  sehr  wirksames  Mittel  besitzt,  die  Steuerpflichtigen  von  Unred- 
lichkeiten zurückzuhalten.  Der  zeitweilige  oder  völlige  Ausschluss 
von  der  Fixation  ist  für  den  kleinen  Brauer  eine  viel  empfindlichere 
Massregel  als  die  Verhängung  selbst  einer  Defraudationsstrafe. 

Jedenfalls  stehen  die  Nachteile,  welche  mit  der  Aufhebung  des 
Fixationsvertrages  verbunden  sind,  meistens  in  gar  keinem  Verhält- 
nisse zu  den  Vorteilen,  welche  der  kleine  Brauer  aus  einer  Fälschung 
der  Brauregister  zu  ziehen  vermag.  Unbestritten  ist  die  Gefahr  der 
sofortigen  Entdeckung  einer  solchen  Fälschung  nur  in  dem  Falle 
nicht  vorhanden,  wenn  un verhältnismässig  grosse  Ueberschreitungen 
der  eingetragenen  Mengen  sorgfältig  vermieden  werden.  Hiernach 
wird  es  sich  beim  Kleinbetriebe  stets  nur  um  ganz  unbedeutende 
Objekte  handeln.  Denn  bei  Brauern,  welche  eine  Jahressteuer  von 
15,  30,  60,  ja  selbst  von  300  Mark  zahlen,  sind  die  einzelnen 
Brauakte  selbstverständlich  von  sehr  geringem  Umfange.  Wie 
minimal  müssen  also  erst  die  Mengen  sein,  welche  im  Brauregister 
verschwiegen  werden  können,  ohne  dass  dabei  unverhältnismässige 
Ueberschreitungen  vorkommen?  Der  voraussichtliche  Gewinn  kann 
daher  sicherlich  den  Brauer  nicht  zu  einem  Schritte  verlocken,  welcher 
die  schwerste  Schädigung  für  seinen  Gewerbebetrieb  herbeiführen 
muss,  sobald  derselbe  zur  Kenntnis  der  Steuerbehörde  gelangt.  Unter 
diesen  Verhältnissen  verliert  auch  der  sonst  nicht  unbedeutsame 
Umstand  an  Gewicht,  dass  bei  dem  kleinen  Brauer  die  Versuchung 
zu  einer  Fälschung  der  Brauregister  verhältnismässig  viel  stärker 
ist,    wie  bei  dem  grossen  Brauer,   weil  jener  den  Betrieb  entweder 


')  Mit  Vorbehalt  der  Nachversteuerung  fixierte  Brauer  sollen  übrigens 
nach  einer  neueren  Entscheidung  des  Reichsgerichts,  auf  welche  wir  noch  weiter 
unten  zurückkommen  werden,  wegen  falscher  Eintragungen  in  die  Brauregister 
sogar  mit  der  Betrugsstrafe  belegt  werden. 
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allein  oder  nur  mit  Hilfe  des  Hauspersonals  führt  und  daher  nicht 
gleich  diesem  einem  Verrate  durch  das  Arbeitspersonal  ausgesetzt  ist. 

Mit  der  hier  vertretenen  Ansicht  stehen  anscheinend  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  nicht  in  Uebereinstimmung.  Nach  den  Motiven 
zum  Reichsbrausteuergesetzentwurfe  sind  nämlich  vrährend  der  Jahre 
1873  bis  1878  1130  Kontraventionsfälle  festgestellt,  in  Vielehen  von 
fixierten  Brauern  Braustoffe  der  Eintragung  in  das  Brauregister  mit 
der  Absicht  einer  Täuschung  der  Steuerbehörde  entzogen  sind  ^). 
Zunächst  liegt  hierin  eine  Bestätigung  unserer  Behauptung,  dass 
durch  die  bestehenden  Einrichtungen  ein  ausreichender  Anhalt  zur 
Feststellung  unrichtiger  Eintragungen  in  die  Brauregister  geboten 
wird.  Ausserdem  aber  haben  vrir  es  hier  in  der  Hauptsache  augen- 
scheinlich nur  mit  solchen  Zuwiderhandlungen  zu  thun,  welche  in 
grösseren  Betriebsanstalten  vorgekommen  sind,  denn  es  wird  aus- 
drücklich hervorgehoben,  dass  es  sich  um  verhältnismässig  erhebliche 
Hinterziehungen  gehandelt  hat.  Für  uns  steht  aber  nur  in  Frage, 
ob  beim  Kleinbetriebe  Fälschungen  der  Brauregister  zu  befürchten 
sind,  da  der  Grossbetrieb  nach  unserer  Ansicht  von  der  Fixation 
künftighin  überhaupt  auszuschliessen  ist. 

Ganz  abgesehen  hiervon  lässt  sich  auch  aus  jenen  Zahlen  nicht 
der  Schluss  ziehen,  dass  gerade  beim  Abfindungssystem  die  Gesetzes- 
übertretungen besonders  häufig  sind.  Ein  Vergleich  mit  den  bei 
den  beiden  anderen  Steuererhebungsformen  vorgekommenen  Straf- 
ftillen deutet  vielmehr  auf  das  Gegenteil  hin. 

Nach  jener  Angabe  in  den  Motiven  würden  durchschnittlich 
auf  jedes  Jahr  188  Kontraventionsfälle  kommen.  Im  Jahre  1877/78 
wurden  aber  216  Personen  wegen  Brausteuerdefrauden  verurteilt; 
anzunehmen  ist,  dass  letztere  fast  ausschliesslich  in  den  unter  Einzel- 
versteuerung stehenden  Brauereien  vorgekommen  sind,  da  nach  Lage 
der  gesetzlichen  Bestimmungen  fintierte  Brauer  wegen  Defraudationen 
nur  sehr  selten  zur  Verantwortung  gezogen  werden  können.  Von 
den  damals  im  Betriebe  befindlichen  12,186  Brauereien  waren  aber 
8193   fixiert,    und   nur   3993   unterlagen   der  Einmaischungs-  bezw. 


^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  295,  Akten- 
stück Nr.  58.  Worauf  die  Feststellung  der  defraudatorischen  Absicht  beruht, 
ist  uns  unbekannt ;  bei  den  strafrechtlichen  Untersuchungen  wird  dieselbe  kaum 
erfolgt  sein  können,  da  die  Fälschung  der  Brauregister  nur  mit  einer  Ordnungs- 
strafe zu  ahnden  und  deshalb  nicht  besonders  festzustellen  ist,  ob  sie  in  der 
Absicht,  die  Steuerbehörde  zu  täuschen,  vorgenommen  worden. 
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der  Vermahlungssteuer.  Gleichwohl  würden  auf  die  ersteren  eine 
geringere  Zahl  Hinterziehungen  —  188  —  als  auf  die  letzteren 
entfallen^).  Wir  fügen  noch  hinzu,  dass  in  Bayern  und  Württem- 
berg während  jenes  6jährigen  Zeitraums  4831  bezw.  7946,  mithin 
durchschnittlich  jährlich  805  bezw.  1324  Prozesse  wegen  üeber- 
tretungen  der  Malzaufschlagsgesetze  geschwebt  haben. 

Hiernach  gelangen  wir  zu  dem  Ergebnisse,  dass  die  Brauregister 
der  Verwaltung  einen  genügend  sicheren  Anhalt  für  die  Feststellung 
des  früheren  Materialverbrauchs  gewähren.  Es  bleibt  daher  nur 
noch  zu  erörtern,  ob  beim  Abschlüsse  der  Fixationsverträge  bereits  alle 
diejenigen  Umstände  sich  voraussehen  lassen,  welche  auf  den  Um- 
fang der  Produktion  während  des  Laufes  der  Vertragsperiode  von 
wesentlichem  Einflüsse  sein  können,  da  anderenfalls  eine  richtige 
Normierung  der  Abfindungssumme  nicht  möglich  sein  würde.  Die  Auf- 
gabe, welche  hier  der  Verwaltung  gestellt  wird,  ist  allerdings  eine  sehr 
schwierige,  und  die  Garantie  für  eine  völlig  befriedigende  Lösung 
lässt  sich  nicht  in  allen  Fällen  übernehmen.  Versehen  und  Irrtümer 
sind  vielmehr  unvermeidlich;  doch  kommen  dieselben  beim  Klein- 
betriebe nicht  bloss  seltener  vor,  sondern  sind  auch  von  viel  ge- 
ringerer Tragweite  als  beim  Grossbetriebe. 

Wie  die  Bierfabrikation  eines  Landes  in  einem  bestimmten 
Zeitraum  sich  gestalten,  ob  und  in  welchem  Umfange  eine  Zu- 
oder  Abnahme  eintreten  wird,  ist  mit  Sicherheit  im  voraus  nicht  zu 
bestimmen,  da  dies  von  dem  Zusammentreffen  verschiedener,  meist 
völlig  zufälliger  Umstände  abhängt.  Ein  warmer  und  trockener 
Sommer,  der  späte  Eintritt  des  Winters,  der  schlechte  Ausfall  der 
Obst-  und  Weinernte  —  letztere  kommt  namentlich  für  die  süd- 
westlichen Teile  des  Reichssteuergebiets  in  Betracht  —  wirken  günstig 
auf  die  Konsumtion  und  damit  auf  die  Produktion  des  Bieres  ein. 
Von  noch  allgemeinerem  und  nachhaltigerem  Einflüsse  ist  die  grössere 
oder  geringere  Konsumtionsfähigkeit  der  Bevölkerung  insbesondere 
der  arbeitenden  Klassen. 

Noch  schwieriger  ist  es,  festzustellen,  welche  Folgen  diese  ver- 
schiedenen Momente  für  den  Betrieb  der  einzelnen  Brauereien  haben, 
zumal  hier  auch  noch  andere  sehr  wesentliche  Faktoren  mit  in 
Berücksichtigung   gezogen   werden  müssen.     Durch   grosse  Kapital- 

')  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XXXVII,  Heft  2,  S.  2  und  24. 
Bestrafungen  wegen  unrichtiger  Führung  der  Brauregister  erscheinen  hier  natür- 
lich nicht  unter  den  Defraudationen,   sondern  unter  den  Ordnungswidrigkeiten. 
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kraft  und  vorzügliche  technische  Leitung  überflügelt  ein  Brauerei- 
besitzer seine  Konkurrenten  und  entreisst  ihnen  ihre  alte  Kundschaft. 
Die  Ausführung  umfangreicher  Bauten  auf  dem  Gebiete  der  Eisen- 
bahnen, Chausseen,  Kanäle  u.  s.  w.  zieht  vorübergehend  ein  grosses 
Arbeiterpersonal  in  eine  bestimmte  Gegend,  wodurch  eine  nicht  un- 
bedeutende Steigerung  der  Bierproduktion  für  die  nächst  beteiligten 
Gewerbsanstalten  herbeigeführt  wird.  Einem  anderen  Brauer  gelingt  es, 
durch  Anknüpfung  glücklicher  Geschäftsverbindungen  ein  bedeutendes 
Absatzgebiet  im  Auslande  zu  gewinnen  und  seinen  Betrieb  dadurch 
plötzlich  bedeutend  zu  erweitern.  Diese  und  viele  andere  Umstände  be- 
einflussen die  Produktion  der  einzelnen  Brauereien  in  sehr  erheblicher 
Weise,  ohne  dass  es  schon  beim  Abschlüsse  der  Fixationsverträge 
möglich  ist,  den  Eintritt,  geschweige  denn  die  Folgen  derselben  mit 
Sicherheit  vorauszusehen.  Ein  ungefähres  Bild  von  den  bedeutenden 
Veränderungen,  welche  im  Laufe  der  einzelnen  Jahre  im  Betriebe  der 
Brauereien  entstehen  können,  erhalten  wir,  wenn  wir  die  Schwankungen 
verfolgen,  welchen  die  Produktion  namentlich  in  solchen  Zeiten 
unterliegt,  in  denen  einem  plötzlichen  wirtschaftlichen  Aufschwünge 
eine  lang  andauernde  geschäftliche  Krisis  folgt.  Wir  können  hier 
kaum  ein  besseres  Beispiel  finden  als  das  letzt  verflossene  Jahrzehnt, 
und  wir  geben  deshalb  nachfolgend  eine  Uebersicht  über  das  Steigen 
und  Fallen  der  Bierproduktion  während  dieses  Zeitraums. 


Jahre  

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877178 

1878179 

Menge  des  gewonne- 

nen Bieres,  Hekto- 

Uter 

16,102,179 

19,654,903 

20,494,914 

21,358,228 

20,873,379 

20,360,491 

20,371,925 

Auf  den  Kopf  der  Be- 

völkerung, Liter  . 

52 

63 

65 

67 

64 

62 

61 

Bruttoertrag        der 

Brausteuer,   Mark 

13,575,747 

16,102,191 

17,355,579 

17,914,199 

17,767,725 

17,493,872 

17,015,960 

Jahre     

Menge  des  gewonne- 
nen Bieres,  Hekto- 
liter     

Auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung,   Liter 

Bruttoertrag  der 
Brausteuer,  Mark 


1879;80 

1880181 

1881/82 

1882/83 

1883|84 

1884,85 

19,984,613 

21,136,031 

21,315,982 

22,113,180 

23,391,919 

24,613,427 

60 

62 

62 

64 

67 

70 

16,820,331 

17,491,696 

17,582,382 

18,117,181 

19,150,993 

20,012,690 

1885/86 

24,290,689 

68 
20,057,3331) 


')  Dass  trotz  der  geringen  ßierproduktion  im  Jahre  1885/86  der  Brutto- 
ertrag d«r  Brausteuer  im  Vergleich  zum  Vorjahre  gestiegen  ist,  beruht  auf  einer 
Aenderung  in  der  Verrechnung  der  Steuer.  Monatshefte  zur  Statistik  des  Deutschen 
Reichs,  Jahrg.  1886,  Heft  11,  S.  52. 
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Wirersehen  hieraus,  dass  allein  im  Jahre  1873  die  Produktion  um 
3,552,724  hl  zunahm  und  auch  in  den  beiden  folgenden  Jahren  noch  eine 
steigende  Bewegung  zeigte,  dann  aber  eine  rückläufige  Richtung  ein- 
schlug, um  schliesslich  i.  J.  1879/80  ungefähr  auf  den  alten  Standpunkt 
von  1873  zurückzukehren.  Seit  1880/81  ist  die  Biergewinnung,  abgesehen 
vom  letzt  verflossenen  Zahre,  eine  stetig  fortschreitende  geblieben  ^). 

Da  bei  Berechnung  der  Abfindungssummen  in  der  Regel  der 
dreijährige  Durchschnittsverbrauch  zu  Grunde  gelegt  wird,  so  ist  der 
Abschluss  von  Fixationsverträgen  für  die  Steuerpflichtigen  in  Zeiten 
wirtschaftlichen  Aufschwungs  günstig,  in  solchen  wirtschaftlichen 
Niedergangs  dagegen  ungünstig.  Im  allgemeinen  pflegt  daher  auch 
die  Zahl  der  fixierten  Brauer  dort  zu-,  hier  abzunehmen,  wie  dies  die 
nachfolgende  Uebersicht  für  die  Jahre  1872  bis  1879/80  näher  ergibt: 


Gewerblic 
insj 

Zahl 

le  Brauereien 
yesamt 

Fixierte  gewerbliche  Brauereien 

Jahre 

Steuerbetrag 

Zahl 

Prozent 
der  Gesamt- 
zahl 

Steuer- 
betrag 

Prozent 
des  Gesamt- 
betrages 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877/78 

1878/79 

1879/80 

10,478 
10,927 
10,695 
10,487 
10,399 
10,281 
10,117 
10,460 

16,072,536 
17,327,118 
17,887,366 
17,743,196 
17,475,103 
16,997,865 
16,801,895 

5514 

6878 

6897 

7004') 

6810 

6499 

6057 

6284 

52,62 
62,94 
64,49 
66,79 
65,49 
63,21 
59,87 
60,08 

6,568,905 
7,454,910 
8,257,598 
8,429,038 
7,734,134 
6,819,119 
6,464,343 

40,87 
43,02 
46,16 
47,51 
44,26 
40,12 
38,47 

^)  Die  wirtschaftlichen  Zustände  üben  nicht  bloss  auf  die  Produktion  des 
Bieres  im  allgemeinen,  sondern  auch  auf  diejenigen  der  einzelnen  Biersorten 
einen  entscheidenden  Einfluss  aus.  Mit  der  Steigerung  der  Löhne  wachsen  die 
Ansprüche  der  Lohnempfänger  an  das  Leben  und  an  Stelle  der  leichteren  treten 
die  gehaltreicheren  Biere.  So  stieg  die  Produktion  der  untergärigen  Biere  in 
den  Jahren  1872  bis  1875,  während  die  der  obergärigen  abnahm.  Im  Jahre 
1876  dagegen  trat  eine  rückläufige  Bewegung  ein;  die  Erzeugung  der  ober- 
gärigen Biere  nahm  wieder  zu,  die  der  untergärigen  dagegen  ab.  Unter  der 
gesamten  Bierproduktion  waren  in  Prozenten: 

1872       1873       1874       1875       1876 
obergäriges  Bier       46  43  40  40  41 

untergäriges  Bier      54  57  60  60  59 

Cf.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XX,  Heft  6,  S.  4. 

2)  Die  amtliche  Statistik  weist  die  Beträge,  welche  die  gewerblichen,  bezw.  die 
fixierten  Brauer  allein  an  Steuer  gezahlt  haben,  nicht  nach.  Für  die  Jahre  1873  bi- 
1879/80  sind  dieselben  den  Motiven  zum  Reichsbrausteuergesetzentwurf  entnommen. 

')  Bei  der  bedeutenden  Zunahme  der  fixierten  Brauereien  im  Jalu-e  1875 
ist  zu  berücksichtigen,   dass    mit   dem  1.  Januar  d.  J.  die  Erhebung  der  Brau- 
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In  dem  für  die  Bierproduktion  so  günstigen  Jahre  1873  hat 
die  Zahl  der  fixierten  Brauer  um  zehn  Prozent  zugenommen  und  ist 
dann  weiter  bis  zum  Jahre  1875  gestiegen;  vom  Jahre  1876  ab  trat 
dagegen  gleichzeitig  mit  der  Verminderung  der  Steuereinnahmen  auch 
eine  Abnahme  der  Fixationen  ein.  Beachtenswert  ist,  dass  das  Jahr 
1876  gleichwohl  noch  eine  Steigerung  in  der  Gesamtabfindungssumme 
aufweist.  Diese  Erscheinung  erklärt  sich  aus  der  oben  hervorgehobenen 
Thatsache,  dass  die  Festsetzung  der  Abfindungssummen  nach  dem 
dreijährigen  Durchschnitts  verbrauche  erfolgt  und  daher  1876  mit 
Rücksicht  auf  die  voraufgegangenen  günstigen  Jahre  zu  einem  für 
den  Fiskus  vorteilhaften  Ergebnisse  führen  musste  ^).  Der  Gewinn, 
welcher  hierdurch  dem  letzteren  hin  und  wieder  zufliesst,  steht  jedoch 
sicherlich  in  keinem  Verhältnisse  zu  den  Nachteilen,  welche  in 
wirtschaftlich  günstigen  Jahren  durch  Normierung  zu  niedriger  Ab- 
findungssummen eintreten.  Die  von  den  Gewerbtreibenden  in  solchen 
Zeiten  für  die  Fixation  an  den  Tag  gelegte  besondere  Vorliebe  ist 
unzweifelhaft  darauf  zurückzuführen,  dass  die  verlockende  Aussicht 
ihnen  sich  bietet,  vermöge  dieses  Steuermodus  eine  geringere  als  die 
gesetzliche  Steuer  zu  zahlen.  Ist  dieselbe,  sobald  schlechtere  Ge- 
schäftszeiten eintreten,  nicht  mehr  vorhanden,  dann  pflegen  sie  als- 
bald der  Fixation  wieder  untreu  zu  werden.  Dieser  Wechsel  in  der 
Zu-  und  Abnahme  der  Fixation  tritt,  wie  aus  den  nachfolgenden  Zahlen 
(s.  Tab.  S.  60)  erhellt,  hauptsächlich  bei  den  grösseren  Brauereien 
hervor,  weil  diese  ganz  besonders  in  der  Lage  sind,  günstige  Kon- 
junkturen im  vollen  Masse  auszunutzen. 

Abgesehen  von  den  fixierten  kleinen  Brauereien  mit  einer 
Jahressteuer  bis  zu  300  Mark,  welche  eine  stete  Abnahme  auf- 
weisen ^),  was  in  dem  allgemeinen  Rückgange  der  Kleinbetriebe  seine 

Steuer  im  Anschlüsse  an  eine  örtliche  Mahlsteuer  in  Preussen  fortfiel  und  die 
grössere  Zahl  derjenigen  Brauer,  welche  diesem  Steuermodus  bis  dahin  angehört 
hatten,  nunmehr  der  Fixation  sich  zuwandte. 

')  Diese  günstige  Wirkung  der  Fixation  wird  von  den  einzelnen  Dienst- 
behörden ausdrücklich  anerkannt.  Cf.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XXV, 
Heft  8,  S.  7. 

^)  Wenn  die  Zahl  der  Brauer  mit  einer  Jahressteuer  bis  zu  300  Mark  im 
Jahre  1873  ausnahmsweise  eine  Steigerung  erfahren  hat,  so  beruht  dies  darauf, 
dass  in  diesem  Jahre  sehr  viele  Brauer  aus  der  Klasse  der  nicht  gewerblichen 
in  die  der  gewerblichen  übergegangen  sind.  In  Westfalen  z.  B.  belief  sich  1872 
die  Zahl  der  gewerblichen  Brauereien  mit  einer  Steuer  bis  zu  300  Mark  auf  44, 
die  der  nicht  gewerblichen  auf  1441,  1873  dagegen  die  Zahl  der  ersteren  auf  524, 
die  der  letzteren  auf  828.  Eine  gleiche  Erscheinung  zeigt  sich  auch  im  Jahr  1879/80. 
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Fixierte  ge- 
werbliche 

1872 

1873 

1874 

1875 

Brauereien 

mit  einem 

Steuer- 

Zahl 

Zahl 

+ 

in  «/o 

Zahl 

+ 

in  o/o 

Zahl 

+ 

in  % 

betrage 

bis  800  M. 

2917 

3702 

+  785 

+  26,91 

3564 

-  138 

—    3,73 

3412 

-  152 

—    4,26 

über  300  bis 

3000  M.  . 

2306 

2736 

+  430 

+  18,65 

2800 

+    64 

+    2,34 

2964 

+  164 

+    5,86 

über3000bis 

6000  M.  . 

191 

269 

+    78 

+  40,84 

320 

+    51 

+  18,96 

375 

+     55 

+  17,19 

über 6000  M. 

100 

171 

+     71 

+  70,00 

213 

+     42 

+  24,56 

253 

+    40 

+  18,78 

Fixierte  gewerb- 
liche Brauereien 
mit  einem 

Steuerbetrage 

1876 

1877/78 

1878/79 

Zahl 

+ 

in 

7« 

Zahl 

+ 

in  7o 

Zahl 

+ 

in  7o 

bis  300  M.  .  .  . 
über     300     bis 

3280 

-  132 

— 

3,87 

3128 

-  152 

—     4,63 

2931 

-  197 

—    6,32 

3000  M.   .  .  . 
über    3000    bis 

2906 

-    58 

— 

1,96 

2812 

—    94 

-     3,23 

2630 

—  182 

—     6,47 

6000  M.    .  .  . 
über  6000  M.    . 

381 
243 

+      6 
—    10 

+ 

1,60 
3,95 

335 
224 

-     46 
~     19 

-  12,07 

—  7,82 

300 
197 

-  35 

-  27 

-  10,45 

—  12,00 

Fixierte  gewerbliche 

Brauereien  mit  einem 

Steuerbetrage 


bis  800  M 

über  300  bis  3000  M. 
über  3000  bis  6000  M. 
über  6000  M.   ,  .  . 


1879/80 


Zahl 


+ 


in  "/« 


8334 

2487 
292 
191 


+  403 

—  143 

—  8 

—  26 


+  13,75 

—  5,44 

—  2,66 

—  13,20 


Erklärung  findet,  tritt  uns  in  allen  übrigen  Steuerklassen  bis  zum  Jahre 
1876  eine  Vermehrung,  von  da  ab  aber  mit  einer  einzigen  Ausnahme 
eine  Verminderung  der  Zahl  der  fixierten  Brauereien  entgegen ;  nach  der 
einen  wie  nach  der  anderen  Richtung  hin  ergeben  sich  indes  die  weit- 
aus grössten  Veränderungen  bei  denjenigen  Betriebsanstalten,  welche 
zu  den  höchstbesteuerten  gehören.  In  einem  einzigen  Jahre  — 
1873  — ist  bei  diesen  eine  Steigerung  von  70  Prozent  zu  verzeichnen  ^). 


*)  Diese  Zunahme  der  fixierten  Grossbetriebe  wird  zum  Teil  auch  darauf 
zurückzuführen   sein,   dass   durch  Aufstellung  der  Nachversteuerungsklausel  so- 
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Welche  Verluste  der  Fiskus  infolge  unrichtiger  Normierung  der 
Abfindungssummen  in  Wirklichkeit  zu  erleiden  hat,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen, da  die  amtliche  Statistik  keine  Angaben  darüber  enthält,  inwie- 
,  weit  dieselben  hinter  den  Beträgen  zurückgeblieben  sind,  welche  nach 
den  Anschreibungen  in  den  Brauregistern  bei  der  Einzelversteuerung 
zu  zahlen  gewesen  wären.  Wir  werden  aber  nicht  irren,  wenn  wir 
annehmen,  dass  es  sich  hier  vielfach  um  recht  bedeutende  Summen 
handelt.  Einen  ungefähren  Anhalt  gewährt  in  dieser  Beziehung  die 
Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung.  Leider  sind 
aber  auch  hier  die  Nachsteuerbeträge  nur  aus  den  Jahren  1877/78 
bis  1879/80  bekannt.  Es  hatten  nämlich  die  mit  Vorbehalt  der 
Nachbesteuerung  fixierten  gewerblichen  Brauer  zu  zahlen  ^) : 

I?  1.    1877/78  ein  Fixum  von  4,695,429  M.,  eine  Nachsteuer  von  724,480  M. 

oder  13  Prozent  der  Gesamtauf kunft  von  5,419,909  M. 

2.  1878/79  ein  Fixum  von  4,412,679  M.,  eine  Nachsteuer  von  698,744  M. 
oder  14  Prozent  der  Gesamtauf  kunft  von  5,111,623  M. 

3.  1879/80  ein  Fixum  von  4,132,549  M.,  eine  Nachsteuer  von  633,666  M. 
oder  13  Prozent  der  Gesamtaufkunft  von  4,766,215  M. 

Annehmen  lässt  sich  zwar  nicht,  dass  bei  der  Fixation  ohne 
Tachversteuerungsklausel  die  aufgeführten  Nachsteuerbeträge  voll- 
ständig verloren  gegangen  sein  würden,  da  bei  dieser  Form  der 
Fixation  strenger  als  bei  der  mit  Nachversteuerungsklausel  auf  die 
Innehaltung  des  dreijährigen  Durchschnittssteuerertrages  gesehen  wird. 
Dass  aber  auch  bei  strikter  Zugrundelegung  des  letzteren  grosse  Ein- 
bussen,  namentlich  in  Zeiten  wirtschaftlichen  Aufschwunges  unver- 
meidlich sind,  steht  ausser  allem  Zweifel.  Ein  grosser  Teil  jener 
Nachsteuerbeträge  würde  daher  sicherlich  nicht  zur  Hebung  gelangt 
sein,  wenn  die  Fixation  ohne  Beding  der  Nach  Versteuerung  abge- 
schlossen wäre.  Die  letztere  Art  der  Fixation  ist  aber  immer  noch  die 
überwiegende,  so  dass  jedenfalls  in  zahlreichen  Fällen  die  Gefahr 
einer  bedenklichen  Schmälerung  der  Steuereinnahmen  vorhanden  ist. 
Es  waren  nämlich  gewerbliche  Brauereien  fixiert^): 


wohl  für  den  Staat  als  auch  für  die  Gewerbtreibenden  die  Gefahr  pekuniärer 
Verluste  abgeschwächt  wurde,  was  für  die  Anwendung  der  Fixation  auf  den 
Grossbetrieb  von  ganz  besonderer  Bedeutung  war. 

1)  Cf.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XXX,  Heft  9,  S.  31,  Bd.  XXXVII, 
Heft  11,  S.  19*  und  Bd.  XLIH,  Heft  11,  S.  45. 

^)  Diejenigen  Brauereien  sind  hier  nicht  berücksichtigt,  welche  nur  be- 
züglich der  Malzsurrogate  fixiert  waren. 
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Jahre 

Ohne  Bedingung  der  Nach- 
versteuerung 

Mit  Bedingung  der  Nach- 
versteuerung 

Zahl 

Prozent 
der  Gesamtzahl 

Zahl 

Prozent 
der  Gesamtzahl   . 

1877/78 
1878/79 
1879/80 

3682 
3148 

3558 

57 
52 
57 

2813 
2909 
2724 

43 
48 
43 

Auffallend  muss  es  erscheinen,  dass  selbst  in  dem  Jahre  1877/78 
eine  so  bedeutende  Nachsteuer  zu  zahlen  gewesen  ist,  obgleich  doch 
bei  Normierung  der  Abfindungssummen  die  sehr  günstigen  Steuerdurch- 
schnittserträge aus  den  Jahren  1874 — 76  zu  Grunde  zu  legen  waren. 
Die  Befürchtung  erscheint  berechtigt,  dass  in  Zeiten,  in  welchen  die  Pro- 
duktion nach  längerem  Rückgange  einen  plötzlichen  Aufschwung  nimmt, 
die  stipulierten  Abfindungssummen  mit  dem  thatsächlichen  Material- 
verbrauche in  einen  noch  grösseren  Widerspruch,  als  wir  ihn  hier 
finden,  treten  und  dadurch  sehr  bedeutende  Steuerausfälle  entstehen. 

Wenn  hiernach  auch  anzuerkennen  ist,  dass  durch  das  Ab- 
findungssystem das  steuerliche  Interesse  stark  gefährdet  werden  kann, 
so  besteht  in  dieser  Beziehung  doch  ein  wesentlicher  Unterschied 
zwischen  dem  Klein-  und  Grossbetriebe.  Denn  bei  dem  ersteren  ist 
diese  Gefahr  unzweifelhaft  eine  viel  geringere  als  bei  dem  letzteren, 
was  in  der  Verschiedenartigkeit  des  Geschäftsbetriebes  seinen  Grund  hat. 

Der  kleine  Brauer  pflegt  ein  eng  begrenztes  Absatzgebiet  mit 
einem  festen,  alten  Kundenkreise  zu  haben,  so  dass  die  Produktion 
im  grossen  und  ganzen  jahraus,  jahrein  innerhalb  derselben  Grenzen 
sich  bewegt.  Die  hauptsächlich  hier  in  Betracht  kommenden  ober- 
gärigen Biere  lassen  sich  auch  auf  weitere  Entfernungen  nicht  ver- 
senden, ohne  dem  Verderben  ausgesetzt  zu  sein.  Wenn  aber  wirk- 
lich, durch  zufällige  Umstände  hervorgerufen,  Veränderungen  im 
Betriebe  eintreten,  so  sind  dieselben  doch  in  der  Regel  von  so  ge- 
ringer Bedeutung,  dass  ein  dadurch  für  den  Fiskus  etwa  herbei- 
geführter Steuerverlust  meist  schon  im  nächsten  Jahre  durch  Zu- 
grundelegung der  dreijährigen  Steuerauf künfte  wieder  ausgeglichen 
wird.  Selbst  die  Mangelhaftigkeit  der  Betriebseinrichtungen  legt  der 
Ausdehnung  der  Produktion  in  kleinen  Brauereien  sehr  bestimmte 
Schranken  auf.  Der  Verwaltung  fällt  es  daher  im  allgemeinen  nicht 
schwer,  für  derartige  Betriebsanstalten  den  künftigen  Materialver- 
brauch  mit  ziemlicher   Genauigkeit    festzustellen;    sollten   aber  hier 
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auch  Irrtümer  und  Versehen  zum  Nachteile  des  Fiskus  vorkommen, 
so  wird  es  sich  doch  immer  nur  um  verhältnismässig  sehr  geringe 
Verluste  handeln,  welche  um  so  eher  zu  verschmerzen  sind,  als  durch 
die  Fixation  sehr  bedeutende  Ersparungen  an  Aufsichtskosten  herbei- 
geführt werden.  Wesentlich  anders  liegen  dagegen  die  Verhältnisse 
in  den  grossen  Betriebsanstalten.  Dieselben  sind  mit  ihrem  Absätze 
nicht  auf  ein  bestimmtes  Gebiet  beschränkt,  können  vielmehr  ihre 
Erzeugnisse  vermittelst  der  heutigen  Verkehrsmittel  bis  in  die  ent- 
ferntesten Gegenden  des  In-  und  Auslandes  versenden.  Auch  lassen 
ihre  ßetriebseinrichtungen  die  vollständige  Ausnutzung  jeder  günstigen 
Konjunktur  zu.  Der  Grossindustrielle  spekuliert  und  die  Verwaltung 
ist  daher  gar  nicht  in  der  Lage,  bei  Abschluss  des  Fixationsvertrages  zu 
übersehen,  welchen  Verlauf  sein  Geschäftsbetrieb  nehmen  wird.  Durch 
Gewinnung  neuer  Absatzgebiete,  durch  Hebung  des  allgemeinen  Kon- 
sums und  durch  andere  günstige  Umstände  kann  die  Produktion  eine 
Ausdehnung  erhalten,  welche  weit  über  den  bei  der  Fixation  ange- 
nommenen Materialverbrauch  hinausgeht.  Hierdurch  müssen  bedeutende 
Ausfälle  entstehen,  für  welche  ein  entsprechender  Ersatz  dem  Fiskus 
nicht  geboten  wird ;  eine  Erhöhung  der  Abfindungssumme  ist  zwar  bei 
den  folgenden  Fixationsabschlüssen  möglich,  der  Steuerpflichtige  kann 
sich  aber  einer  solchen  sehr  leicht  dadurch  entziehen,  dass  er  auf  den 
ferneren  Gebrauch  dieser  Erhebungsform,  zumal  dieselbe  für  den  Gross- 
betrieb von  keiner  wesentlichen  Bedeutung  ist,  überhaupt  Verzicht  leistet. 
Diese  Verschiedenartigkeit  der  Verhältnisse  des  Klein-  und  Gross- 
betriebes ist  der  Praxis  keineswegs  entgangen.  Dieselbe  hat  in  Er- 
mangelung irgend  eines  anderen  sicheren  Schutzmittels  gegen  die  bei 
der  Fixation  drohenden  Verluste  ihre  Zuflucht  zwar  ganz  allgemein 
zur  Nachversteuerungsklausel  genommen  und  von  ihr,  unbekümmert 
um  die  Bestimmungen  des  Bundesrats,  nach  welchen  sie  nur  ausnahms- 
weise zur  Anwendung  kommen  soll,  den  weitgehendsten  Gebrauch 
gemacht ;  ganz  überwiegend  lässt  sie  diese  Klausel  jedoch  beim  Gross- 
betriebe Platz  greifen,  in  der  vollkommen  zutreffenden  Erwägung, 
dass  bei  diesem  die  richtige  Feststellung  der  Fixationssummen  mit 
viel  grösseren  Schwierigkeiten  als  beim  Kleinbetriebe  verknüpft  ist. 
So  waren  in  den  drei  Jahren  1877/78  bis  1879/80  von  den  gewerb- 
hchen  Brauern  durchschnittlich  55  Prozent  ohne  und  45  Prozent  mit 
Bedingung  der  Nachversteuerung  fixiert,  dagegen  trugen  erstere  zu 
der  Gesamtabfindung  nur  27  Prozent,  letztere  dagegen  73  Prozent  bei. 
Es  entfiel  ferner  im  Jahre  1877/78  auf  eine  ohne  Vorbehalt  der  Nach- 
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versteuerug  fixierte  Brauerei  durchschnittlich  eine  Abfindungssumme 
von  602  Mark,  auf  eine  solche  mit  Vorbehalt  der  Nach  Versteuerung 
dagegen  eine  Abfindungssumme  von  1669  Mark,  einschliesslich  der 
Nachsteuer  ein  Gesamtbetrag  von  1927  Mark  ^).  Die  nachfolgende 
Uebersicht  weist  für  das  Jahr  1879/80  im  einzelnen  näher  nach,  wie 
mit  der  Grösse  der  Betriebsanstalten  die  Zahl  der  ohne  Vorbehalt  der 
Nachversteuerung  fixierten  Brauer  verhältnismässig  ab-,  diejenige  der 
mit  Vorbehalt  der  Nachversteuerung  fixierten  dagegen  zugenommen  hat. 


I.  Insgesamt 

IL  Davon 

Steuerbetrag 

Zahl  der 
fixierten 
gewerb- 
lichen 
Brauer 

A.Fixierte  ohneVorbehalt 
der  Nachversteuerung 

B.  Fixierte  mit  Vorbehalt 
der  Nachversteuerung 

Zahl 

Prozent  der 
Gesamtzahl 

Zahl 

Prozent  der 
Gesamtzahl 

bis  300  M.      ... 
über  300  bis  600  M. 
über  600  bis  1800  M. 
über  1800  M.      .    . 

3334 
930 
1208  2) 

812 

2446 
404 
503 
207 

73 
43 
42 
25 

888 
526 
705 
605 

27 
57 

58 

75 

Aus  vorstehenden  Zahlen  ergibt  sich  auch,  dass  in  den  grösseren 
Betriebsanstalten  die  Fixation  mit  Nachversteuerungsklausel  zur  Regel 
geworden  ist.  Thatsächlich  ist  daher  hier  das  umgekehrte  Verhältnis 
von  demjenigen  eingetreten,  welches  der  Bundesrat  bezüglich  beider 
Arten  der  Fixation  einzuführen  beabsichtigte.  Dieses  Ergebnis  kann 
gleichwohl  nur  unsere  Billigung  finden,  da  es  beim  Grossbetriebe 
fast  regelmässig  an  sicheren  Anhaltspunkten  für  die  Bemessung  der 
Abfindungssummen  fehlt  und  deshalb  eine  Fixation  ohne  Gefährdung 
des  steuerlichen  Interesses  allein  möglich  ist,  wenn  die  Verpflichtung 
zur  Nachversteuerung  des  eventuellen  Mehrverbrauchs  vom  Fixaten 
übernommen  wird.  Als  Uebelstand  ist  es  jedoch  anzusehen,  dass 
in   den    einzelnen   Direktivbezirken    bezüglich    der    Anwendung    der 

0  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.  XXX,  Heft  9,  S.  31. 

^)  Die  Angabe  über  die  Zahl  derjenigen  fixierten  Brauer,  welche  dieser 
und  der  nächsten  Steuerklasse  angehörten,  beruht  auf  einer  Schätzung.  Die 
amtliche  Statistik  hat  nämlich  in  der  allgemeinen  Nach  Weisung,  in  welcher 
sämtliche  fixierte  Brauer  nach  der  Höhe  der  entrichteten  Steuer  aufgeführt 
werden,  nur  Steuerklassen  von  über  600  bis  1500  M.,  sowie  von  über  1500  bis 
3000  M.  Wir  haben  angenommen,  dass  von  denjenigen  523  fixierten  Braueni, 
welche  eine  Jahressteuer  von  über  1500  bis  3000  M.  entrichtet  haben,  V'  ßi^® 
solche  bis  1800,  ^/a  dagegen  eine  solche  über  1800  M.  aufgebracht  haben 
Cf.  im  übrigen  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.XLIII,  Heft  11,  S.  38  und  45. 
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Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung  ein  völlig  ver- 
schiedenes Verfahren  sich  herausgebildet  hat,  indem  dieselbe  bald 
unter  strenger  Beobachtung  der  bestehenden  Bestimmungen  nur  aus- 
nahmsweise zur  Anwendung  gelangt,  bald  dagegen  im  Interesse  mög- 
lichster Sicherstellung  der  fiskalischen  Einnahmen  in  ganz  unverkenn- 
barer Weise  vor  der  Fixation  ohne  den  Vorbehalt  der  Nachversteuerung 
bevorzugt  wird.  So  waren  im  gesamten  Reichssteuergebiete  im 
Jahre  1879/80  von  den  gewerblichen  Brauereien  57  Prozent  ohne  und 
43  Prozent  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung  fixiert,  dagegen 
entfielen  auf  die  letzteren  in 


«40/0 


90  0/0 


87  01, 


85  0/0 


76  0/0 


660/c 


6IO/0' 560/0 


470/o460/o 


450/0 


44O/, 


400|| 


340/0 '340/0 


330/0 


110/0  50/0 


Die  Beseitigung  einer  derartigen  verschiedenen  Behandlung  er- 
scheint wünschenswert  und  wird  deshalb  genauer,  als  dies  bisher 
geschehen,  vorgeschrieben  werden  müssen,  in  welchen  Fällen  die 
Nachversteuerungsklausel  zur  Anwendung  zu  bringen  ist.  Derselben 
eine  möglichst  grosse  Verbreitung  zu  sichern,  ist  sowohl  im  Inter- 
esse der  Verwaltung  wie  der  Steuerpflichtigen  angezeigt,  da  auf 
diese  Weise  die  Grefahr,  durch  unrichtige  Normierung  der  Abfindungs- 
summen Verluste  zu  erleiden,  für  jene  fast  ganz  beseitigt,  für  diese 
wenigstens  bedeutend  abgeschwächt  wird.  Denn  der  Fiskus  erhält  — 
die  richtige  Führung  der  Brauregister  vorausgesetzt  —  hier  den 
vollen  Steuerbetrag  für  sämtliche  zur  Verwendung  gelangte  Brau- 
stoffe, während  vom  Steuerpflichtigen  auch  eine  solche  Abfindungs- 
summe angenommen  wird,  welche  hinter  der  dreijährigen  Durch- 
schnittssteuer zurückbleibt,  so  dass  er  bei  einem  Rückgange  der 
Produktion  nicht  sofort  zu  besorgen  hat,  einen  höheren  Betrag  als 
bei  der  Einzelversteuerung  zahlen  zu  müssen  ^).  Wir  würden  des- 
halb befürworten,  die  Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachver- 
steuerung  für   alle   grössere   Brauereien,    soweit    die    Fixation    nach 


^)  Da  Steuerverluste  hauptsächlich  bei   der   Fixation   grösserer   Betriebs- 
anstalten  zu   befürchten   sind,   so   kam   dieser  Steuermodus    bei    letzteren   vor 
Einführung  der  Nachversteuerungsklausel   auch   in  geringerem  Umfang  zur  An- 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  g33  5 
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unseren  späteren  Vorschlägen  auf  diese  überhaupt  noch  Anwendung 
zu  finden  hat,  obligatorisch  vorzuschreiben,  bezüglich  der  kleineren 
jedoch  es  bei  der  jetzigen  Bestimmung  zu  belassen,  wonach  diese 
Form  nur  ausnahmsweise  da  einzutreten  hat,  wo  für  die  Bemessung 
des  Gesamtbetrages  der  Steuer  ausreichend  sichere  Anhaltspunkte 
fehlen  ^).  Die  allgemeine  Einführung  der  Nachversteuerungsklausel 
beim  Kleinbetriebe  hätte  für  die  Verwaltung  eine  nicht  unerhebliche 
Mehrarbeit  zur  Folge. 

In  neuerer  Zeit  ist  gegen  die  Fixation  unter  Beding  der  Nach- 
versteuerung der  Vorwurf  erhoben,  dass  sie  eine  einseitige  Begünsti- 


wendung.    Die  nachstehende  Tabelle  zeigt,  wie  die  Verwendung  der  Fixation  in 
den  einzelnen  Steuerklassen  in  den  Jahren  1872  und  1885/86  sich  gestaltet  hat. 


Gesamtzahl 

der  fixierten 

gewerblichen 

Brauereien 

Davon  entrichteten  einen  Steuerbetrag 

Jahr 

bis  düü  M.   1      3QQQ  ^ 

über  3000  bis 
9000  M. 

über  9000  bis 
über  60,000  M. 

Zahl 

In  o/o 

1  Zahl 

In  o/o 

Zahl 

In  7o 

Zahl    In  7o 

1872 
1885/86 

5514        \ 
5173        1 

2917 
2536 

53 
49 

2306 
2150 

42 
42 

240 
367 

4 

7 

51 
120 

0,92 
2 

Hiernach  haben  die  Fixationen  unter  den  Brauern  mit  einer  Steuerzahlung 
bis  300  M.  ab-,  unter  denjenigen  dagegen  mit  einer  solchen  über  3000  M.  zu- 
genommen, eine  Erscheinung,  die  nicht  in  steuerlichem  Interesse  liegt. 

^)  Nach  Boccius'  Ansicht  —  Hirths  Annalen,  1876,  S.  59  —  sollen  das 
Brauregister  mit  der  bindenden  vorherigen  Eintragung  der  Brauakte  und  die 
Klausel  eventueller  Nachversteuerung  streng  genommen  über  den  Rahmen  der 
Fixation  hinausgehen  und  den  Uebergang  zu  einem  neuen  Steuermodus  der 
Steuerzahlung  ausschliesslich  auf  Grund  der  periodisch  (etwa  monatlich)  abzu- 
schliessenden  Anschreibungen  des  Brauers  bilden.  Wenn  die  Angaben  der  Brau- 
register auch  bezüglich  der  verwendeten  Mengen  allgemein  für  zulässig  erachtet 
würden,  so  sei  es  konsequent,  vom  Systeme  der  Fixation  zur  Versteuerung  nach 
Massgabe  der  Register-  und  Buchführung  der  Brauer  fortzuschreiten.  Wir  können 
diese  Auffassung  nicht  teilen.  Die  Fixation  kann  den  Charakter  eines  vertrags- 
mässigen  Uebereinkommens  über  eine  Steuerschuld  —  und  dies  ist  das  Wesent- 
liche bei  dieser  Erhebungsform  —  dadurch  nicht  einbüssen,  dass  dem  einen 
Kontrahenten  von  dem  andern  bestimmte  Verpflichtungen  ■—  Führung  eines 
Brauregisters,  Versteuerung  eines  etwaigen  Mehrverbrauchs  —  auferlegt  werden. 
Sollte  die  Versteuerung  aber  ausschliesslich  auf  Grund  der  Bücher  und  Register 
der  Steuerpflichtigen  erfolgen,  so  würde  die  Lage  des  Fiskus  wesentlicli  ver- 
schlechtert werden.  Denn  bei  einer  Fälschung  würde  derselbe  die  erheblichsten 
Einbüssen  erleiden  können,  während  ihm  jetzt  wenigstens  immer  der  Anspruch 
auf  die  vertragsmässige  Abfindungssumme  verbleibt. 
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gung  des  Steuerfiskus  enthalte,  indem  bei  einem  Mehrverbrauche 
des  Fixaten  die  Erhebung  einer  Nachsteuer,  bei  einem  Minderver- 
brauche dagegen  nicht  die  Rückzahlung  eines  entsprechenden  Teils 
der  Fixationssumme  erfolge.  Insbesondere  ist  dies  in  einer  vom 
Leipziger  Bezirksvereine  des  allgemeinen  Brauerbundes  an  den  Reichs- 
tag gerichteten  Petition  geltend  gemacht  und  bei  der  Kommissions- 
beratung auch  als  richtig  anerkannt  worden,  weshalb  dieselbe  dem 
Reichskanzler  zur  Erwägung  überwiesen  ist.  Man  ging  hierbei  da- 
von aus,  dass  das  Festhalten  an  dem  ursprünglichen  Fixum  in  vielen 
Fällen  zu  Härten  führe ;  so  könne  der  Brauer  infolge  eines  Defekts 
an  den  maschinellen  Einrichtungen  gezwungen  sein,  den  Betrieb 
zeitweilig  einzustellen;  wegen  Auftretens  von  Epidemien  könne  der- 
selbe plötzlich  abnehmen  u.  s.  w.  Dem  Brauer  dürften  aber  keine 
Gelder  vorenthalten,  bezw.  Steuern  abverlangt  werden,  zu  deren 
Tragung  er  auf  Grund  des  Brausteuergesetzes  nicht  verpflichtet  sei. 
Das  Gefühl  der  mangelnden  Verpflichtung  bewirke,  dass  auch  relativ 
kleinere  Opfer  ungern  getragen  würden,  und  es  sei  daher  wünschens- 
wert, dass  diese  namentlich  den  kleinen  Brauereibetrieb  treffende 
Unbilligkeit  beseitigt  werde. 

Diese  Ausführungen  erscheinen  an  sich  nicht  unbegründet; 
gleichwohl  ist  es  praktisch  nicht  ausführbar,  die  gewünschte  volle 
Gleichberechtigung  zwischen  Fiskus  und  Steuerpflichtigen  herzustellen. 
Die  Feststellung  des  Materialverbrauchs  erfolgt,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  auf  Grund  der  Brauregister;  die  Eintragungen  in  dieselben 
werden  aber  ausschliesslich  von  den  Brauern  bewirkt  und  sind  daher 
als  blosse  Privatvermerke  anzusehen,  welche  nach  allgemeinen  Rechts- 
grundsätzen zwar  gegen,  jedoch  nicht  für  den  Eintragenden  von  be- 
weisender Kraft  sind.  Es  lässt  sich  daher  auf  die  Brauregister 
wohl  ein  Anspruch  des  Fiskus  gegen  die  Steuerpflichtigen  auf  Er- 
legung einer  Nachsteuer  für  den  Mehrverbrauch,  nicht  aber  auch  ein 
Recht  der  letzteren  gegen  den  ersteren  auf  Rückzahlung  eines  Teils 
der  Abfindungssumme  wegen  angeblichen  Minderverbrauchs  gründen. 
Entgegengesetzten  Falles  würde  die  Verwaltung  vielfach  in  die  Lage 
gebracht  werden,  einen  Teil  des  Aversums  zurückzahlen  zu  müssen, 
obwohl  sie  die  Ueberzeugung  hat,  jedoch  den  vollständigen  Beweis 
nicht  erbringen  kann,  dass  die  Brauregister  zum  Nachteile  des  Fiskus 
gefälscht  sind.  Durch  die  Aussicht  auf  den  zu  erzielenden  Gewinn 
müsste  der  Anreiz  zur  unrichtigen  Führung  der  Brauregister  ausser- 
ordentlich vermehrt  werden,   was  weiter  zur  Folge  hätte,    dass   das 
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Vertrauen  in  die  Glaubwürdigkeit  derselben  erschüttert  und  damit 
der  Verwaltung  der  bisherige  Anhalt  für  die  Feststellung  des  Material- 
verbrauchs entzogen  würde. 

Wir  müssen  uns  daher  dagegen  aussprechen,  den  mit  Vorbehalt 
fixierten  Brauern  allgemein  einen  Anspruch  auf  Rückzahlung  eines  dem 
Minderverbrauche  entsprechenden  Teiles  der  Abfindungssumme  einzu- 
räumen. In  der  Billigkeit  liegt  es  indes ,  einen  solchen  in  den  Fällen 
ausnahmsweise  zuzugestehen,  wo  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass 
infolge  ausserordentlicher  Umstände  ein  Rückgang  in  der  Produktion 
eingetreten  ist,  welcher  es  unmöglich  gemacht  hat,  den  der  Fest- 
setzung der  Abfindungssumme  zu  Grunde  gelegten  Materialverbrauch 
zu  erreichen.  Nach  dieser  Richtung  hin  sind  aber  bereits  die  er- 
forderlichen Massregeln  getroffen,  indem  durch  einen  Beschluss  des 
Bundesrats  vom  21.  Dezember  1873  die  obersten  Landesfinanz- 
behörden ermächtigt  sind,  in  Fällen,  in  welchen  überwiegende  Gründe 
der  Billigkeit  für  den  Nachlass  einer  nach  dem  Wortlaute  des  Brau- 
steuergesetzes geschuldeten  Abgabe  sprechen,  den  Erlass  oder  die 
Erstattung  der  Steuerbeträge  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  zu  be- 
willigen ^).  Veranlassung  zu  diesem  Beschlüsse  hatte  gerade  ein  Fall 
der  hier  vorliegenden  Art  gegeben:  ein  fixierter  Brauer  hatte  noto- 
risch während  einer  bestimmten  Zeit  seine  Brauerei  nicht  betrieben; 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Brausteuergesetzes  war  es  nicht 
möglich,  eine  entsprechende  Ermässigung  der  Abfindungssumme 
eintreten  zu  lassen.  Die  Härte,  welche  hierin  lag,  wurde  anerkannt 
und  zur  Abhilfe  die  eben  erwähnte  allgemeine  Ermächtigung  an  die 
obersten  Landesfinanzbehörden  erteilt  ^). 

Dagegen  lässt  sich  das  Bedenken  erheben,  ob  die  Einführung 
der  Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung  auf  rechts- 
gültigem Wege  erfolgt  ist. 

Der  Fixationsvertrag  ist  seiner  juristischen  Natur  nach  ein 
zweiseitig  gewagtes  Geschäft,  so  dass  weder  dem  einen  noch  dem 
anderen  Kontrahenten  ein  besonderer  Anspruch  zusteht,  wenn  der  beim 
Vertragsabschlüsse  erwartete  Erfolg  nicht  vollständig  eingetreten  ist. 
An  diesem  Grundsatze  ist  unter  der  Herrschaft  des  preussischen  Ge- 
setzes vom  8.  Februar  1819  stets  festgehalten,  und  wurde  demgemäss 
in  dem  Ministerialerlasse  vom  21.  Juni  1830  sowohl  dem  Brauer  ein 


')  §  618  der  Protokolle  des  Bundesrats  für  1873. 
*)  Nr.  157  der  Drucksachen  des  Bundesrats  für  1873. 
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Anspruch  auf  einen  Nachlass  an  der  fixierten  Steuer  wegen  etwaigen 
Minderverbrauchs  gegen  das  der  Fixation  zu  Grunde  gelegte  Bedarfs- 
quantum als  auch  der  Verwaltung  das  Recht  auf  Nachforderung  einer 
etwaigen  üeb  er  schreitung  desselben  neben  dem  Steuerfixum  abge- 
sprochen ^).  Diese  Anschauung  lag  auch  dem  Gesetze  vom  4.  Juli  1868, 
betreffend  die  Besteuerung  des  Braumalzes  in  verschiedenen ,  zum 
Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten  und  Gebietsteilen,  zu  Grunde  ^), 
und  da  der  §  4  desselben  wörtlich  in  das  Gesetz  vom  31.  Mai  1872 
übernommen  ist,  so  lässt  sich  von  vornherein  annehmen,  dass  durch 
das  letztere  eine  Aenderung  des  bestehenden  Rechtszustandes  nicht 
hat  herbeigeführt  werden  sollen.  Thatsächlich  ist  denn  auch  erst  bei 
den  Verhandlungen  über  die  zum  Brausteuergesetze  zu  erlassenden 
Ausführungsbestimmungen  der  Vorschlag  gemacht,  der  Steuerbehörde 
die  Ermächtigung  zu  erteilen,  wenn  der  dem  Fixum  entsprechende 
Materialverbrauch  nach  dem  Ergebnisse  des  Brauregisters  in  Wirk- 
lichkeit erheblich  überschritten  werde,  den  Mehrverbrauch  am  Jahres- 
schlüsse nach  Massgabe  des  gesetzlichen  Steuersatzes  zur  Nachver- 
steuerung zu  ziehen.  Auf  Grund  dieses  Vorschlages  ist  demnächst 
vom  Bundesrate  die  Anordnung  getroffen,  dass  die  Brauer  ausnahms- 
weise zur  Nachversteuerung  derjenigen  Braustoffe,  welche  sie  bis  zur 
Beendigung  des  Vertrages  über  die  der  bezahlten  Abfindungssumme 
entsprechende  Menge  hinaus  verwendet  haben,  verpflichtet  werden 
können,  und  dass  die  Zahlung  der  Nachsteuer  bei  Beendigung  des 
Vertrages  nach  Massgabe  des  Ergebnisses  der  Brauregister  zu  er- 
folgen habe^). 

Es  entsteht  die  Frage,  ob  der  Bundesrat  für  zuständig  erachtet 
werden  kann,  eine  solche  Einrichtung  zu  treffen. 

Die  Erhebung  einer  Steuer  soll  nur  in  den  vom  Gesetze  vor- 
geschriebenen Formen  erfolgen.  Das  Brausteuergesetz  kennt  aber 
eine  Entrichtung  der  Brausteuer  auf  Grund  von  Anschreibungen  der 
Steuerpflichtigen  nicht.     Es  Hesse   sich  hier  allerdings  der  Einwand 


^)  Schimmelp fennig,  indirekte  Steuern,  S.  362. 

^)  §  12  der  Instruktion  vom  20.  Mai  1867  zur  Verordnung  vom  11.  Mai 
1867  viregen  Besteuerung  des  Braumalzes  stellt  die  bisher  in  Preussen  bei  der 
Fixation  beobachteten  Grundsätze  zusammen  und  ordnet  hierbei  ausdrück- 
lich an,  dass  niemals  eine  Erhöhung  oder  Ermässigung  der  festgesetzten  Ab- 
findungssumme einzutreten  hat.  —  Preussisches  Centralblatt  für  Abgaben» 
Jahrg.  1867,  S.  129. 

^)  Nr.  2  der  Grundsätze  für  die  Fixation  der  Brausteuer. 
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erheben,  dass  die  Eintragung  in  das  Brauregister  einer  Deklaration 
im  Sinne  des  §  16  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872  gleichzuachten  und 
deragemäss  die  Nachversteuerung  als  eine  Form  der  Einmaischungs- 
steuer  anzusehen  sei.  Allein  abgesehen  davon,  dass  die  Deklaration 
bei  der  Hebestelle  abzugeben  ist,  während  die  einzelnen  Eintragungen 
in  das  Brauregister  derselben  nicht  vorzulegen  sind,  so  wird  auch 
im  Eingange  des  gedachten  Paragraphen  die  Nichtanwendbarkeit 
desselben  auf  fixierte  Brauer  ausdrücklich  ausgesprochen  ^).  Ausser- 
dem schreibt  der  §  16  vor,  dass  mit  der  Anmeldung  gleichzeitig  die 
Entrichtung  der  Steuer,  sei  es  im  voraus  für  einen  bestimmten  Zeit- 
raum, sei  es  für  jede  Einmaischung  besonders,  zu  erfolgen  hat. 
Bei  den  mit  Vorbehalt  fixierten  Brauern  findet  aber  das  ent- 
gegengesetzte Verfahren  statt:  die  Entrichtung  der  Steuer  tritt  nach 
Ausführung  der  Brauakte  und  sogar  erst  nach  Ablauf  der  Fixations- 
periode  ein. 

Die  vom  Bundesrate  geschaffene  Nachversteuerung  steht  da- 
her mit  den  gesetzlich  vorgeschriebenen  Erhebungsformen  nicht  im 
Einklänge,  weshalb  ihre  Gültigkeit  rechtlichen  Bedenken  unterliegt. 
Hierbei  ist  selbstverständlich  auch  der  Umstand  ohne  Bedeutung, 
dass  in  §  4  Abs.  2  des  Brausteuergesetzes  dem  Bundesrate  die  Er- 
mächtigung erteilt  ist,  die  bei  den  Fixationen  zu  beobachtenden 
allgemeinen  Grundsätze  aufzustellen,  denn  die  Einführung  einer  voll- 
ständig neuen  Steuererhebungsform  geht  über  den  Rahmen  einer 
solchen  Ermächtigung  hinaus  ^).  Die  vorliegende  Frage  hat  übrigens 
nicht  bloss  ein  theoretisches  Interesse;  dieselbe  ist  vielmehr  auf 
dem  Gebiete   des  Strafrechts   von   praktischer   Bedeutung   geworden. 

*)  In  dem  preussischen  Finanzmmisterialerlasse  vom  1.  September  1873 
wird  dies  gleichfalls  anerkannt. 

^)  Noch  eine  andere,  allerdings  viel  w^eniger  wichtige  Erhebungsform  ist 
von  dem  Bundesrate  eingeführt,  deren  Rechtsgültigkeit  gleichfalls  zu  bean- 
standen sein  dürfte.  Durch  Beschluss  vom  27.  Juni  1873  —  §  458  der  Protokolle 
des  Bundesrats  —  ist  nämlich  den  Direktivbehörden  die  Ermächtigung  erteilt, 
solchen  auf  Deklaration  steuernden  Brauern,  welche  Zucker,  Sirup  u.  s.  w.  dem 
bereits  gekochten  Biere  zusetzen,  zu  gestatten,  die  innerhalb  eines  bestimmten 
Zeitabschnittes  auf  den  Lagerfässern  oder  Flaschen  zuzusetzende  Menge  von 
Malzsurrogaten  der  gedachten  Art  im  ganzen  voraus  zu  deklarieren  und  zu  ver- 
steuern. Das  Gesetz  kenftt  aber  eine  solche  generelle  Vorausdeklaration  nicht, 
verlangt  vielmehr,  dass  für  jeden  einzelnen  Brauakt  die  Braustoffmengen,  welche 
bei  demselben  Verwendung  finden  sollen,  genau  angegeben  werden.  Die  Er- 
hebung steht  daher  mit  den  allgemeinen  Bestimmungen  nicht  in  Uebereinstim 
mung.     Dieselbe  Auffassung   vertritt  Boccius  in  Hirths  Annalen,  1876,  S.  54. 
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Da  die  Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung 
erst  eine  nachträgliche  Institution  des  Bundesrats  ist,  so  konnte  das 
Brausteuergesetz  naturgemäss  Bestimmungen  darüber,  wie  eine  bei 
diesem  Steuermodus  durch  unrichtige  Führung  der  Brauregister  vor- 
gekommene Defraudation  zu  bestrafen  sei,  nicht  enthalten.  Es  musste 
demgemäss  eine  Lücke  in  der  Gesetzgebung  hervortreten,  welche  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  dadurch  auszufüllen  gewesen  wäre, 
dass  auf  diesen  Fall  diejenige  Strafvorschrift  mit  zur  Anwendung 
gebracht  wurde,  welche  für  die  unrichtige  Führung  der  Brauregister  im 
allgemeinen  gegeben  ist.  Letzteres  Vergehen  mit  der  Defraudations- 
strafe  zu  ahnden,  war  seitens  des  Gesetzgebers  nicht  für  erforderlich 
erachtet,  und  es  hätte  deshalb  für  den  vorliegenden  Fall  nur  eine 
Ordnungsstrafe  auf  Grund  des  §  35  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  31.  Mai 
1872  eintreten  können..  Diese  Konsequenz  ist  auch  von  dem  dritten 
Strafsenate  des  Reichsgerichts  gezogen  ^) ;  dagegen  haben  die  ver- 
einigten Strafsenate  in  Uebereinstimmung  mit  einer  Entscheidung 
des  früheren  preussischen  Obertribunals  ^)  in  der  in  Rede  stehenden 
Strafthat  einen  nach  den  allgemeinen  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buches zu  ahndenden  Betrug  gefunden  ^).  Keines  der  Steuergesetze 
der  Reichsgesetzgebung  enthalte  nämlich,  so  wird  hier  ausgeführt, 
eine  Bestimmung,  welche  dahin  verstanden  werden  könne,  dass  auf 
Steuerverkürzungen  hinzielende  Handlungen  mit  Ordnungsstrafen  zu 
belegen  seien,  und  überall,  wo  auch  derartige  betrügerische  Hand- 
lungen von  der  Spezialgesetzgebung  mit  umfasst  würden,  seien  sie 
in  unverkennbarem  Gegensatz  zu  den  Ordnungsstrafen  als  Defrau- 
dationen unter  eine  mit  der  Grösse  der  Beschädigung  wachsende 
Defraudationsstrafe  gestellt.  Wo  letzteres,  wie  hier,  nicht  geschehen, 
da  fehle  es  an  einer  Regelung  im  Spezialgesetz,  woraus  sich  die 
Folge  ergebe,  dass  das  allgemeine  Strafgesetz  in  seiner  Wirksamkeit 
ungeschmälert  sei. 

Unzweifelhaft  sind  auch  in  dem  Brausteuergesetze  vom  31.  Mai 
1872  Defraudationen  und  Ordnungswidrigkeiten  streng  voneinander 
geschieden;  der  Gesetzgeber  befand  sich  aber  gar  nicht  in  der 
Lage,  den  vorliegenden  Thatbestand  unter  die  ersteren  zu  sub- 
sumieren, weil  er  ihm  selbst  noch  vollständig  unbekannt  war. 
Eine   Lücke   musste   sich   somit  notwendig   ergeben;    die   Annahme 

^)  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  Bd.  II,  S.  113. 

2)  Oppenhoff,  Rechtsprechung  des  Obertribunals,  Bd.  XVII,  S.  607. 

^)  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts,  Bd.  III,  S.  193. 
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aber,  dass  dieselbe  durch  die  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches 
auszufüllen,  erscheint  schon  deshalb  unzulässig,  weil  nach  den  Mo- 
tiven zum  Brausteuergesetze  und  den  betreffenden  Reichstags- 
verhandlungen unzweifelhaft  die  Absicht  obgewaltet  hat,  alle  Ver- 
letzungen desselben  in  erschöpfender  Weise  zu  regeln.  Eine  solche 
Absicht  des  Gesetzgebers  könnte,  wenn  man  der  Ansicht  der  ver- 
einigten Strafsenate  des  Reichsgerichts  folgen  wollte,  jederzeit  auf 
das  leichteste  vereitelt  werden.  Es  genügte,  wenn  die  Verwaltung 
eine  neue  Form  für  die  Erhebung  einer  Steuer  einführte  und  der- 
selben durch  Anordnung  besonderer  Kontrollen,  wie  hier  der  Führung 
von  Brauregistern,  eine  solche  Einrichtung  gäbe,  dass  eine  Hinter- 
ziehung den  Thatbestand  eines  im  Strafgesetzbuche  vorgesehenen 
Vergehens  bildete.  Schon  diese  Erwägung  dürfte  die  Unhaltbarkeit 
der  reichsgerichtlichen  Entscheidung  darthun,  welche  möglicherweise 
auch  anders  ausgefallen  sein  würde,  wenn  in  eine  Prüfung  der  Rechts- 
gültigkeit der  Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung 
überhaupt  eingetreten  wäre. 

Nach  diesen  Auseinandersetzungen  über  die  Fixation  mit  dem 
Vorbehalte  der  Nachversteuerung  wollen  wir  nunmehr  zu  unseren 
Erörterungen  über  die  Fixation  im  allgemeinen  zurückkehren,  deren 
Ergebnis  wir  dahin  kurz  zusammenfassen  können:  Nach  der  beson- 
deren Lage  des  Brauereigewerbes  in  den  Staaten  der  Steuergemein- 
schaft ist  die  Anwendung  der  Fixation  auf  den  Kleinbetrieb  sowohl 
im  Interesse  der  Verwaltung  wie  der  Steuerpflichtigen  unabweislich 
geboten.  Eine  solche  Massregel,  durch  welche  den  kleineren  Brauern 
auf  dem  Gebiete  des  formellen  Steuerrechts  nicht  eine  besondere  Be- 
günstigung gewährt,  sondern  nur  eine  annähernd  gleiche  Stellung 
wie  den  grösseren  Brauern  verschafft  werden  soll,  ist  auch  mit  erheb- 
lichen Nachteilen  für  den  Staat  nicht  verbunden,  da  Defrauden  nicht 
zu  befürchten  sind  und  auch  die  Abfindungssummen  im  allgemeinen 
richtig  sich  berechnen  lassen.  Denn  einerseits  bieten  die  Brauregister 
einen  genügenden  Anhalt  für  die  Feststellung  des  früheren  Material- 
verbrauchs, andererseits  sind  die  den  Umfang  des  Betriebes  während 
der  Fixationsperiode  möglicherweise  beeinflussenden  Umstände  mit 
ausreichender  Sicherheit  vorauszubestimmen.  Sollten  indes  auch  Irr- 
tümer in  einzelnen  Fällen  hier  vorkommen,  so  wird  der  durch  die- 
selben hervorgerufene  Steuerausfall  doch  immer  nur  ein  verhältnis- 
mässig sehr  geringer  sein  und  gegenüber  der  grossen  Ersparung 
an  Aufsichtskosten  kaum  in  Betracht  kommen. 
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Beim  Grossbetriebe  dagegen  lässt  die  Erhebung  der  Brausteuer 
auf  normalem  Wege  ohne  alle  besonderen  Schwierigkeiten  sich  durch- 
führen; die  Anwendung  ausserordentlicher  Massregeln  liegt  hier 
keineswegs  im  Bedürfnisse  und  ist  deshalb  schon  vom  Standpunkte  des 
allgemeinen  Steuerrechts  aus  die  Zulassung  desselben  zur  Fixation 
zu  verwerfen.  Mit  Rücksicht  hierauf  kann  es  auch  nicht  weiter  in 
Betracht  kommen,  dass  durch  obligatorische  Einführung  der  Nach- 
versteuerungsklausel die  Gefahr,  von  welcher  der  Staat  beim  Gross- 
betriebe dadurch  unzweifelhaft  bedroht  wird,  dass  eine  richtige 
Schätzung  des  künftigen  Materialverbrauchs  in  der  Regel  nicht  aus- 
führbar ist,  wesentlich  abgeschwächt  werden  könnte. 

Zum  Kleinbetriebe  werden  ausser  sämtlichen  nicht  gewerblichen 
Brauern  zunächst  alle  diejenigen  gewerblichen  zu  zählen  sein,  welche 
jährlich  eine  Steuer  bis  300  M.  zahlen  oder  7500  kg  Braustoffe  ver- 
wenden. Obligatorisch  ist  aber  auch  für  diese  die  Fixation  nicht 
vorzuschreiben,  die  Anwendung  derselben  vielmehr,  wie  bisher,  dem 
freien  Uebereinkommen  zu  überlassen.  Ebenso  wird  die  Nachver- 
steuerungsklausel hier  nur  ausnahmsweise  zu  verwenden  sein,  regel- 
mässig jedoch  bei  neu  eröffneten  oder  nach  längerer  Betriebsein- 
stellung wieder  in  Betrieb  gesetzten  Brauereien  während  der  ersten 
drei  Betriebsjahre  Platz  zu  greifen  haben.  Im  Interesse  der  Ver- 
waltung wie  der  Steuerpflichtigen  ist  es  indes  wünschenswert,  auch 
grössere  Brauer  zur  Fixation  zuzulassen,  doch  wird  dieselbe  bei 
diesen  stets  unter  dem  Vorbehalte  der  Nachversteuerung  erfolgen 
müssen,  und  werden  jedenfalls  alle  diejenigen  Brauer  von  diesem 
Steuermodus  absolut  auszuschliessen  sein,  welche  nach  unseren  obigen 
Vorschlägen  künftig  der  Vermahlungssteuer  unterliegen,  d.  h.  jähr- 
lich im  Durchschnitt  mindestens  50,000  kg  Braustoffe  verwenden. 
Schon  jetzt  tritt  im  allgemeinen  das  Bestreben  hervor,  die  Fixation 
vorzugsweise  bei  kleineren  Brauereien  zur  Anwendung  zu  bringen; 
im  einzelnen  zeigen  sich  aber  auch  hier  in  ähnlicher  Weise,  wie 
wir  dies  oben  für  die  Nachversteuerungsklausel  dargelegt  haben, 
sehr  grosse  Abweichungen,  welche  hauptsächlich  dadurch  hervor- 
gerufen werden,  dass  das  Gesetz  für  die  Verwendung  dieses  Steuer- 
modus keine  bestimmten  Grenzen  vorgezeichnet  hat.  So  waren  im 
Jahre  1885|86  im  gesamten  Reichssteuergebiete  unter  den  gewerb- 
lichen Brauern  mit  einer  Jahressteuer  bis  zu  300  M.  65  Prozent 
und  unter  denjenigen  mit  einer  Jahressteuer  über  6000  M.  31  Pro- 
zent  fixiert;  dagegen  fand  dieser  Steuermodus  in  jener -Steuerklasse 
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in  Westpreussen  bei  keinem  Brauer,  in  Sachsen  bei  10  Prozent,  in 
der  Rheinprovinz  bei  20  Prozent,  in  Hessen-Nassau  bei  35  Prozent, 
in  dieser  aber  in  HohenzoUern  bei  100  Prozent,  in  Thüringen  bei 
92  Prozent,  in  Hessen  bei  87  Prozent,  in  Mecklenburg  bei  50  Prozent 
Anwendung.  Die  grossen  Verschiedenheiten,  welche  nach  dieser 
Richtung  hin  in  den  einzelnen  Direktivbezirken  hervortreten,  ver- 
anschaulicht die  folgende  Nachweisung. 


Es  entrichteten  1885/86  eine  Jahressteuer 

Direktivbezirke 

bis  300  M. 

über  300  bis 
3000  M. 

über  3000  bis 
6000  M. 

über  6000  M. 

^ 

Davon 

*= 

Davon 

-4» 

Davon 

-1^ 

Davon 

fixiert 

OQ     CS 

fixiert 

fixiert 

fixiert 

Zahl 

Inö/o 

Zahl 

In7o 

Zahl 

In7o 

Zahl 

In«/o 

Ostpreussen  .     . 

28 

12 

43 

180 

69 

39 

26 

6 

24 

23 

11 

48 

Westpreussen    . 

3 

— 

— 

51 

15 

29 

24 

6 

25 

23 

2 

9 

Brandenburg     . 

.      128 

91 

71 

285 

191 

68 

45 

19 

42 

88 

15 

17 

Pommern       .     . 

45 

19 

42 

81 

32 

40 

30 

6 

20 

15 

— 

— 

Posen  .... 

44 

24 

55 

90 

47 

52 

14 

6 

43 

13 

3 

23 

Schlesien .     .     . 

.      298 

176 

59 

478 

269 

56 

55 

26 

47 

52 

14 

27 

Provinz  Sachsen 

195 

90 

46 

359 

202 

56 

54 

20 

37 

54 

8 

15 

Schleswig-Holsteir 

L     308 

275 

89 

82 

59 

72 

15 

6 

40 

23 

3 

13 

Hannover      .     . 

146 

108 

74 

121 

60 

50 

21 

8 

38 

25 

6 

24 

Westfalen     .     . 

990 

846 

85 

238 

133 

56 

27 

17 

63 

55 

23 

42 

Hessen-Nassau  . 

215 

76 

35 

175 

45 

26 

30 

8 

27 

37 

2 

5 

Rheinland     .     . 

446 

89 

20 

670 

168 

25 

83 

21 

25 

79 

8 

10 

HohenzoUern     . 

194 

194 

100 

76 

75 

99 

5 

5 

100 

1 

1 

100 

KönigreichSachseE 

62 

6 

10 

528 

191 

36 

98 

34 

35 

63 

23 

37 

Hessen      .     .     . 

101 

72 

71 

102 

75 

75 

28 

21 

75 

23 

20 

87 

Mecklenburg     . 

40 

35 

88 

53 

40 

75 

13 

10 

77 

8 

4 

50 

Thüringen     .     . 

488 

336 

69 

456 

388 

85 

(34 

51 

80 

60 

55 

92 

Oldenburg    .     . 

61 

53 

87 

22 

21 

95 

3 

2 

67 

5 

1 

20 

Braunschweig   . 

28 

19 

68 

34 

29 

85 

8 

5 

63 

7 

3 

43 

Anhalt      .     .     . 

17 

12 

71 

39 

33 

85 

8 

5 

63 

7 

3 

43 

Lübeck     .    .     . 

7 

3 

43 

21 

5 

24 

1 

~ 

3 

~ 

Auch  die  Zahl  der  fixierten  Brauer  überhaupt  weist  in  den 
einzelnen  Direktivbezirken  bedeutende  Schwankungen  auf;  es  tritt 
uns  hier  dieselbe  Erscheinung  wie  bei  der  Vermahlungssteuer  ent- 
gegen. 

Seit  dem  Jahr  1873  haben  nämlich  die  drei  Steuerformen  bei 
den  gewerblichen  Brauereien  im  allgemeinen  folgendermassen  An- 
wendung gefunden : 
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1873: 

Insgesamt 

10,927 


1874: 

Insgesamt' 

10,695 


Zahl  in  »/o  Zahl  in  "/o  Zahl  in  "/o 


1875: 

Insgesamt 

10,487 


1876: 

Insgesamt 

10,399 


Zahl  in  7o  Zahl  in  «/o 


1877/78: 

Insgesamt 

10,281 


1878/79: 

Insgesamt 

10,117 


Zahl 


in  > 


Davon  fixiert  .  . 


6878 


62,94  6897  64,49  7004 


66,79 


6810  65,49  6499  63,21 


6057 


59,87 


Auf  Brauanzeige 


3398 


31,10!3178  29,72  3274 


31,22 


3377 


32,471 


3560 


34,633834 


37,90 


Auf    Vermah- 
lungsanzeige 


651 


5,96 


620 


5,79 


209 


1,99 


212 


2,04 


222 


2,16 


226 


2,23 


1879/80: 

Insgesamt 

10,460 

1880/81: 

Insgesamt 

10,374 

1881/82:  1   1882/83:      1883/84:     1884/85: 

Insgesamt  Insgesamt  Insgesamt  Insgesamt 

10,068         9797           9625           9461 

Zahl 

in  o/o 

Zahl 

in  o/o 

Zahl 

in  o/o 

Zahl 

in  o/o 

Zahl 

in  o/o 

Zahl 

in  o/o 

)avon  fixiert  .  . 

6284 

60,08 

,6149  59,27  5783  57,44 

5575 

56,91 

5370 

55,79  5247 

55,46 

Ulf  Brauanzeige 

393237,59 

3974 

38,31 

4030 

40,03 

3964 

40,46,3995 

41,51,3947 

41,72 

luf    Vermah- 
lungsanzeige . 

244 

2,33 

251 

2,42 

255 

2,53 

258 

2,63 

260 

2,70 

267 

2,82 

1885/86 

Insgesamt 

9326 

Zahl 

in  o/o 

Davon  fixiert 

5173     55,47 

Auf  Brauanzeige 3874 

41,54 

Auf  Vermahlungsanzeige    .     . 

279 

2,99 

Durchschnittlicli  waren  somit  während  der  zwölf  Jahre  von  1873 
)is  1885/86  10,155  gewerbliche  Brauereien  im  Betriebe,  von  welchen 
1134  oder  60,40  Prozent  der  Fixation,  3701- oder  36,44  Prozent  der 
JJinmaischungssteuer  und  304  oder  2,99  Prozent  der  Vermahlungs- 
steuer  unterlagen.     In   einem    wesentlich   anderen   Verhältnisse   ge- 
langten   dagegen    die    drei   Erhebungsformen   in   den   verschiedenen 
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Verwaltungsbezirken  zur  Anwendung,  wie  die  nachfolgende  Uebersiclit 
über  den  Stand  der  Besteuerung  der  gewerblichen  Brauereien  im 
Jahre  1885/86  ergibt. 


Verwaltungsbezirke 


Ge- 
samt- 
zahl 


Davon 


auf 
Brauanzeige 


Zahl 


fixierte 


Zahl     in  > 


auf 
Vermahlungs- 
anzeige 


Zahl     in  «/o 


Ostpreussen  .  . 
Westpreussen  .  . 
Brandenburg  .  . 
Pommern      .     .     . 

Posen 

Schlesien  .  .  . 
Provinz  Sachsen  . 
Schleswig-Holstein 
Hannover  .  .  . 
Westfalen  .  .  . 
Hessen-Nassau  .  . 
Rheinland  .  .  . 
Hohenzollem  .  , 
Königreich  Sachsen 
Hessen  .... 
Mecklenburg  .  . 
Thüringen  .  .  . 
Oldenburg  .  .  . 
Braunschweig  .  . 
Anhalt  .... 
Lübeck     .... 


257 
101 
546 
171 
161 
883 
662 
428 
333 

1310 
457 

1278 
276 
751 
254 
114 

1078 
87 
77 
71 
31 


153 

55 

143 

97 

61 

376 

319 

73 

146 

278 

292 

988 

1 

497 

66 

18 

248 

6 

17 

17 

23 


60 
54 
26 
57 
38 
43 
48 
17 
44 
21 
64 
77 

66 
26 
16 
23 
7 
22 
24 
74 


98 

23 

319 

57 

80 

485 

320 

343 

182 

1019 

131 

286 

275 

254 

188 

89 

830 

77 

56 

53 


23 

59 
33 
50 
55 
48 
80 
55 
78 
29 
23 
100 
34 
74 
78 
77 
88 
73 
75 
26 


6 

23 
84 
17 
20 
22 
23 
12 

5 

13 
34 

4 


2 

23 

15 

10 

12 

2 

4 

3 

1 

1 

7 


Beachtenswert  ist,  dass  die  Zahl  der  fixierten  Brauer  in  den 
preussischen  Direktivbezirken  im  allgemeinen  viel  geringer  ist  als 
in  den  übrigen;  dass  dagegen  die  Vermahlungssteuer  in  den  letzteren 
mehrfach  noch  gar  keinen  Eingang  gefunden  hat.  Diese  jedenfalls 
nicht  erwünschte  Verschiedenheit  in  der  Anwendung  der  drei  Steuer- 
formen wird  durch  unsere  Vorschläge  im  wesentlichen  beseitigt.  Die 
Fixation  wird  nur  bei  kleineren  Brauern  —  hauj)tsächlich  bei  den- 
jenigen mit  einer  Jahressteuer  bis  zu  300  M.  — ,  die  Vermahlungs- 
steuer bei  allen  Brauern,  welche  jährlich  im  Durchschnitte  mindesten> 
60,000  kg  Braustoffe  verwenden  und  die  Einmaischungssteuer  endlich 
bei  denjenigen  Brauern  Platz  greifen,  auf  welche  keine  der  beiden 
anderen  Erhebungsformen  Anwendung  findet. 
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Nach  dem  Bestände  der  gewerblichen  Brauereien  im  Jahre 
1885/86  würden  mindestens  1 812  oder  19  Prozent  sämtlicher  Brauereien 
der  Vermahlungssteuer  angehören.  Ihr  Materialverbrauch  wird  auf 
ca.  320,000,000  kg  oder  73  Prozent  des  Gesamtverbrauchs  sämtlicher 
gewerblicher  Brauer  geschätzt  werden  können  ^).  Die  Zahl  der  nicht 
gewerblichen  und  der  gewerblichen  Brauereien  mit  einer  Jahres- 
steuer bis  zu  300  M.,  bei  welchen  die  Fixation  in  erster  Reihe 
Platz  greifen  würde,  belief  sich  auf  4908.  Bei  den  noch  ver- 
bleibenden 3645  gewerblichen  Brauereien  würde  ausnahmsweise  die 
Vermahlungssteuer,  in  der  Regel  die  Einmaischungssteuer,  sowie 
die  Fixation  mit  obligatorischer  Nachversteuerungsklausel  zur  An- 
wendung kommen. 

Auf  diese  anderweite  Abgrenzung  des  Anwendungsgebiets  der 
einzelnen  Steuerformen  ist  bei  einer  Reform  der  gegenwärtigen  Brau- 
steuergesetzgebung das  Hauptgewicht  zu  legen.  Wünschenswert  ist 
daneben  auch,  dass  noch  nachstehende  drei  Punkte  und  zwar  im 
Sinne  des  neuesten  Brausteuergesetzentwurfes  geregelt  werden. 

1.    Die  Surrogatbesteuerung. 

Eine  Verwendung  von  Malzsurrogaten  hat  bisher  im  Reichs- 
Steuergebiete  nur  in  beschränktem  Umfange  stattgefunden.  Während 
im  Durchschnitte  der  13  Jahre  von  1873  bis  1885/86  437,635,100  kg 
Getreide  —  darunter  422,891,400  kg  geschrotenes  Malz  —  zur  Bier- 
bereitung gedient  haben,  stellt  sich  der  Verbrauch  an  Malzsurrogaten 
nur  auf  2,761,500  kg.  Hiervon  entfielen  auf  Reis  572,700  kg,  auf 
Zucker  1,650,600  kg  und  auf  Sirup  233,000  kg.  Im  Jahre  1885/86 
verwandten  von  den  9326  gewerblichen  Brauern  nur  2232  oder 
24  Prozent  und  von  den  1039  nicht  gewerblichen  Brauern  sogar  nur 
59  oder  6  Prozent  Malzsurrogate.  Man  wird  deshalb  den  Motiven 
zum  neuesten  Brausteuergesetzentwurfe  dahin  beistimmen  müssen, 
dass  die  Verwendung  der  Malzsurrogate  zur  Bierbereitung  als  wirk- 
liches Bedürfnis  nicht  anzuerkennen  ist.  Da  nun  ausserdem  die 
Qualität  des  Bieres  durch  die  Beimischung  von  Surrogaten  vielfach 
beeinträchtigt  wird,  so  scheint  es  angezeigt,  dem  Beispiele  Bayerns 


')  Nach  den  Motiven  zum  neuesten  Brausteuergesetzentwurfe  haben  im 
Jahre  1879/80  die  im  Betriebe  befindlichen  10,460  gewerblichen  Brauereien  an 
Malz  (einschliesslich  der  auf  Malz  reduzierten  Malzsurrogate)  410,283,700  kg 
verbraucht;  auf  die  2792  Brauereien  mit  grösserem  Verbrauch  als  25,000  kg 
sind  davon  358,069,400  kg  (=  87,27  Prozent)  entfallen.  Diese  Angaben  haben 
wir  unserer  obigen  Berechnung  zu  Grunde  gelegt. 
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ZU  folgen  und  die  Verwendung  aller  Surrogate  bei  der  Bierproduk- 
tion zu  verbieten. 

2.  Der  steuerfreie  Haustrunk. 

Schon  §  21  des  preussischen  Steuergesetzes  vom  8.  Februar  1819 
gestand  der  Verfertigung  des  Haustrunkes  in  gewöhnlichen  Koch- 
kesseln Steuerfreiheit  zu,  wenn  die  Zubereitung  allein  zum  eigenen 
Bedarf  in  Familien  von  nicht  mehr  als  zehn  Personen  über  vierzehn 
Jahren  erfolgte.  Obwohl  von  dieser  Begünstigung  innerhalb  weiter 
Gebiete  gar  kein  oder  doch  nur  ein  sehr  geringer  Gebrauch  gemacht 
wurde,  und  dieselbe  fast  ausschliesslich  in  den  Küstengebieten  von 
Schleswig-Holstein,  Ostpreussen,  Pommern,  Hannover  und  Mecklen- 
burg Anwendung  fand  —  von  den  im  Jahre  1870  erteilten  27,734 
Erlaubnisscheinen  entfielen  auf  diese  Bezirke  25,744  —  glaubte 
man  dennoch  bei  den  Beratungen  über  das  gegenwärtige  Brausteuer- 
gesetz von  einer  Aufhebung  derselben  Abstand  nehmen  zu  sollen. 
Man  erblickte  nämlich  den  Anlass  zu  der  in  jenen  Küstengebieten 
so  allgemein  herrschenden  Sitte  der  Haustrunkbereitung  in  der  un- 
gesunden und  schlechten  Beschaffenheit  des  Trinkwassers  und  war 
der  Ansicht,  dass  die  Beseitigung  der  Steuerfreiheit  als  eine  grosse 
Härte  empfunden  werden,  auch  aus  Sanitätsrücksichten  bedenkhch 
sein  würde  ^).  Infolgedessen  wurde  die  Steuerfreiheit  des  Haus- 
trunkes in  §  5  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872  aufrecht  erhalten, 
und  ist  von  derselben  seitdem  auch  in  immer  weiterem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  worden.  Im  Jahre  1872  betrug  die  Zahl  der 
erteilten  Erlaubnisscheine  29,339,  im  Jahre  1885/86  dagegen  37,022. 
Ueber  die  Entwickelung  der  Haustrunkbereitung  während  dieses 
Zeitraums  gibt  die  nachstehende  Uebersicht  näheren  Aufschluss: 
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Zahl  der  er-  i    1872 

3998 

1 

216 

2626 



3 

532 

9984 

983 

368 

169 

teilten  Er-     » 

laubnis-      \ 

scheine      /    1885/86 

1815 

70 

1608 

1 

2 

351 

11,975 

704 

1052 

52 

mithin  1885/86  H 

-  2183 

—  1 

—  146 

-1018 

1 

-1 

—  181 

+  1991 

—  279 

+  684 

-117 

^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1872,  Bd.  III,  S.  94. 
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Eine  Abnahme  der  Haustrunkbrauereien  hat  hiernach  vorzugs- 
weise in  Ostpreussen  und  Pommern,  eine  Zunahme  dagegen  in 
Mecklenburg  —  hier  um  71  Prozent  —  in  Schleswig-Holstein, 
Thüringen,  Wesfalen  und  HohenzoUern  stattgefunden. 

Wir  halten  die  Beseitigung  der  bestehenden  Steuerfreiheit  für 
dringend  geboten  und  können  es  in  keiner  Weise  anerkennen,  dass 
in  einer  solchen  Massregel  eine  grosse  Härte  enthalten  sei.  Denn 
abgesehen  davon,  dass  diese  Begünstigung,  wie  in  den  Motiven  zum 
neuesten  Reichsbrausteuergesetzentwurfe  mit  Recht  hervorgehoben 
wird,  für  den  grössten  Teil  der  Inhaber  mehr  einen  eingebildeten 
als  wirklichen  Wert  hat,  kommt  dieselbe  auch  nicht,  wie  dies 
wenigstens  früher  in  Preussen  beabsichtigt  war  ^),  der  ärmeren  Klasse, 
sondern  hauptsächlich  den  wohlhabenden  Landleuten  zu  statten. 
Denn  Käthner,  Handwerker,  Tagelöhner  und  andere  derartige  Per- 
sonen haben  weder  Material,  noch  Zeit,  noch  Arbeitskräfte,  um 
den  Haustrunk  zu  bereiten,  während  alles  dies  dem  grössern 
ländlichen  Besitzer  zur  Verfügung  steht.  Es  lässt  sich  aber  sicher- 
lich nicht  rechtfertigen,  dass  letztere  steuerfreies  Bier  trinken, 
während  ihre  in  schlechteren  Verhältnissen  lebenden  Mitbürger  die 
Steuer  im  Preise  des  Bieres  mitbezahlen  müssen.  Die  Aufhebung 
dieses  Steuerprivilegiums  kann  daher  nur  befürwortet  werden. 

In  Betracht  kommt  hierbei  ausserdem,  dass  durch  dasselbe  das 
Brauereigewerbe,    sowie   der  Steuerfiskus   in   hohem  Grade   benach- 


^)  In  dem  preussischen  Erlasse  vom  24.  Mai  1820.  —  Schimmelpfennig 
indirekte  Steuern  S.  440  —  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dass  die  Steuer- 
freiheit des  Kesselbrauens  eigentlich  nur  eine  Erleichterung  der  dürftigen  Klasse 
bezwecke,  die  nur  zur  Sommers-  oder  Erntezeit  ein  schwaches  Bier  bereite. 
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teiligt  werden.  Denn  dem  ersteren  wird  ein  nicht  unbedeutendes 
Absatzgebiet,  dem  letzteren  eine  nicht  geringe  Einnahme  entzogen. 
Im  Jahre  1872  betrug  die  Zahl  der  Personen,  für  welche,  auf  Grund 
der  erteilten  29,339  Erlaubnisscheine,  der  Haustrunk  steuerfrei 
bereitet  ist,  138,281.  Hiernach  entfallen  auf  jeden  Erlaubnisschein 
4  bis  5  Personen,  mithin  auf  die  im  Jahre  1885/86  ausgestellten 
37,022  Erlaubnisscheine  ungefähr  180,000  Personen.  Rechnet  man 
auf  den  Kopf  25  kg  Malzschrot,  so  würde  sich  ein  SteuerausfaU  von 
180,000  M.  ergeben.  Letzterer  stellt  sich  für  Mecklenburg  auf  ca. 
80,000  M.  oder  34  Prozent  der  jetzigen  Bruttosteuereinnahme  von 
236,488  M.;  für  Schleswig-Holstein  auf  ca.  50,000  M.  oder  7  Prozent 
ucr  -  auf  kommenden  Steuer  von  682,579  M. 

Der  Verwaltung  würden  allerdings  durch  die  Aufhebung  der 
Steuerfreiheit  nicht  zu  unterschätzende  Schwierigkeiten  bereitet 
werden.  Denn  wenn  auch  infolge  derselben  die  Zahl  der  Haus- 
trunkbrauereien bedeutend  sich  vermindern  dürfte,  so  werden  doch 
immerhin  sehr  viele  bestehen  bleiben,  da  die  Landwirte  die  eigene 
Bereitung  des  Bieres  dem  Ankaufe  vielfach  vorziehen,  weil  sie  Brau- 
stoffe und  Arbeitskräfte  zur  Verfügung  haben,  ganz  nach  dem 
jeweiligen  Bedarfe  den  Brauakt  vornehmen  können  und  deshalb 
weder  ein  Mangel  an  Bier  noch  das  Verderben  desselben  zu  be- 
fürchten steht,  während  die  zurückbleibenden  Traber  als  Viehfutter 
Verwendung  finden  können.  Die  Anwendung  der  Einmaischungs- 
steuer  auf  diese  zahlreichen  kleinen  Brauereien  erscheint  von  vorn- 
herein ausgeschlossen;  man  wird  daher  zur  Fixation  greifen  und 
diese  obligatorisch  für  sämtliche  Haustrunkbrauereien  vorschreiben 
müssen.  Aber  selbst  die  Durchführung  dieses  Steuermodus  Hesse 
nur  dann  ohne  Unzuträglichkeiten  sich  bewirken,  wenn  die  Gemeinde- 
behörden mit  dem  Abschlüsse  der  Verträge  betraut  würden.  Für 
die  Verwaltung  wäre  das  beste  Auskunftsmittel,  die  Haustrunk- 
bereitung vollständig  zu  untersagen. 

3.  Die  Stundung  der  Brausteuer. 

Bei  der  Kommissionsberatung  über  das  gegenwärtige  Brau- 
steuergesetz wurde  der  Antrag  gestellt,  solchen  Brauereien,  welche 
untergäriges,  erst  lange  nach  der  Bereitung  zum  Ausschank  resp. 
zum  Verkauf  gelangendes  Lagerbier  bereiten,  eine  Stundung  der 
Biersteuer  auf  3  bis  6  Monate  zu  gewähren.  Dieser  Antrag  fand 
jedoch  nicht  die  Zustimmung  der  Kommission,  weil  bei  dem  geringen 
Steuersatze    die    Steuerkredite    für    das    Brauereigewerbe    nicht    die 
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Bedeutung  wie  für  die  Branntwein-  und  Zuckerfabrikation  hätten  '). 
Dieser  Grund  würde  bei  einer  Erhöhung  der  Brausteuer,  wie  solche 
wohl  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  zu  erwarten  steht,  nicht  mehr  zutreffen; 
jedenfalls  aber  liegt  es  schon  jetzt  in  der  Billigkeit,  die  Brauer  in 
der  Biersteuergemeinschaft  nicht  schlechter  zu  stellen  als  diejenigen 
in  Bayern  und  Württemberg,  in  welchen  Ländern  für  das  in  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  bis  31.  März  zur  Bereitung  von  untergärigen 
Bieren  verwendete  Malz  die  Hälfte  der  Steuer  ein  halbes  Jahr  gestundet 
wird.  Es  wird  daher,  wie  dies  auch  in  §  27  des  neuesten  Brau- 
steuergesetzentwurfes geschehen  ist,  eine  Anordnung  dahin  zu  treffen 
sein,  dass  eine  Kreditierung  der  Steuer  nach  Massgabe  der  vom 
Bundesrate  zu  erlassenden  Bestimmungen  bewilligt  werden  kann. 

Im  Gegensatze  zu  den  bestehenden  Vorschriften  über  die  Ent- 
richtung der  Rübenzucker-  und  Branntweinsteuer  steht  der  §  16  des 
Gesetzes  vom  31.  Mai  1872,  nach  welchem  die  Brausteuer  im  voraus 
für  jeden  einzelnen  Brauakt  zu  entrichten  ist.  Um  eine  Gleich- 
mässigkeit  in  der  Erhebung  dieser  Steuern  herbeizuführen,  wird  es 
sich  empfehlen,  auch  für  die  Brausteuer  allgemein  nachzulassen,  dass 
dieselbe  für  jeden  Monat  in  der  Regel  erst  mit  dem  Beginne  des 
nächstfolgenden  Monats  zu  zahlen  ist. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  noch  die  strafgesetzlichen  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1872  einer  Erörterung  unterziehen. 

Der  im  §  27  aufgestellte  Begriff  der  Brausteuerdefraude  zeigt 
insofern  eine  zu  enge  Formulierung,  als  derselbe  nur  auf  die  regel- 
mässige Erhebungsform,  die  Einmaischungssteuer  sich  bezieht,  auf 
die  beiden  anderen  jedoch  —  die  Vermahlungssteuer  und  die 
Fixation  —  keine  Anwendung  leidet.  Eine  Verwendung  von  Brau- 
stoffen ohne  vorherige  gesetzliche  Anmeldung  soll  den  Thatbestand 
der  Defraude  bilden;  die  Abgabe  einer  solchen  Deklaration  ist  aber 
bei  der  Fixation  überhaupt  nicht  und  bei  der  Vermahlungssteuer 
nur  insoweit  erforderlich,  als  steuerpflichtige  Braustoffe  zum  Brauen 
verwendet  werden,  welche  vorher  einer  Verarbeitung  auf  Mahlwerken 
nicht  unterliegen.  Nach  dem  Wortlaute  des  §  27  würden  daher 
Brauer,  auf  welche  diese  beiden  Erhebungsformen  Anwendung  finden, 
sich  bei  jeder  Einmaischung  einer  Defraude  schuldig  machen,  da 
sie  dieselbe  den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  der  Steuerbehörde 
nicht  anmelden. 


^)  Verhandlungen  des  Reichstages,  Session  1872,  Bd,  III,  S.  315. 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  ^9  Q 
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In  den  Motiven  zum  Brausteuergesetze  wird  auch  ausdrücklich 
anerkannt,  dass  die  Defraudationshandlung  bei  der  Vermahlungs- 
steuer, weil  hier  die  Steuerpflicht  von  dem  Akte  der  Einmaischung 
auf  den  Akt  der  Vermahlung  zurückverlegt  ist,  schon  in  der  heim- 
lichen Vermahlung  der  steuerpflichtigen  Stoffe  gefunden  werden 
müsse  ^).  Anstatt  nun  aber  den  Thatbestand  der  Defraude  für  die 
Vermahlungssteuer  besonders  zu  normieren  oder  den  Defraudations- 
begriff  so  allgemein  zu  fassen,  dass  derselbe  auch  auf  jenen  That- 
bestand sich  miterstreckte  ^) ,  ist  die  heimliche  Vermahlung  im  §  29 
Nr.  4  nur  denjenigen  Fällen  zugesellt,  welche  einer  Defraudation 
gleich  zu  achten  sind.  Dieses  Verfahren  lässt  sich,  wie  wir  weiter 
unten  näher  darlegen  werden,  nicht  billigen. 

Der  dritte  Steuermodus  —  die  Fixation  —  wird  in  den  Straf- 
bestimmungen überhaupt  nicht  erwähnt.  Die  bei  demselben  vor- 
kommenden Zuwiderhandlungen  können  daher  nur  als  Ordnungs- 
widrigkeiten angesehen  und  mit  der  im  §  35  angedrohten  Strafe 
geahndet  werden.  Eine  andere  Auffassung  wird  allerdings  in  den 
vom  Bundesrate  aufgestellten  Grundsätzen  für  die  Fixation  der  Brau- 
steuer vertreten,  indem  unter  Nr.  11  bestimmt  ist,  dass  in  den  Fällen 
der  Zuwiderhandlung  gegen  die  unter  Nr.  5  Abs.  4,  Nr.  7,  8  und  9 
enthaltenen  Vorschriften  jene  Ordnungsstrafe  nur  eintrete,  sofern 
nicht  die  Defraudationsstrafe  verwirkt  sei.  Diese  Auffassung  dürfte 
jedoch  nicht  unerheblichen  Bedenken  unterliegen.  Zu  den  Fällen, 
in  welchen  die  Defraudationsstrafe  verwirkt  sein  soll,  wird  haupt- 
sächlich gezählt,  wenn  Braustoffe  zur  Verwendung  gelangen,  auf 
welche  der  Fixationsvertrag  sich  nicht  ausdrücklich  bezieht  ^).  Der 
§  16    befreit    aber    die    fixierten  Brauer   ganz   allgemein  und   nicht 


^)  Verhandlungen  des  Reichstages,  Session  1872,  Bd.  III,  S.  97. 

2)  In  den  Motiven  wird  als  ein  Vorzug  des  §  27  bezeichnet,  dass  der 
Begriff  der  Defraudation  präziser  als  bis  dahin  im  §  23  des  Bundesgesetzes  vom 
4.  Juli  1868  gefasst  sei,  indem  diejenige  Gewerbshandlung,  von  deren  Ausübung 
die  Entrichtung  der  Brausteuer  abhängig  sei,  direkt  bezeichnet  werde.  Hierbei 
ist  indes  übersehen,  dass  nach  Aufnahme  der  Vermahlungssteuer  in  das  Gesetz 
vom  31.  Mai  1872  die  Einmaischung  nicht  mehr  wie  im  Gesetze  vom  4.  Juli  1868 
den  alleinigen  steuerpflichtigen  Akt  bildet.  Als  früher  in  Preussen  die  Brau- 
malzsteuer noch  als  Mahlsteuer  erhoben  wurde,  unterlagen  Hinterziehungen 
derselben  den  für  die  Mahlsteuer  bestehenden  Strafbestimmungen.  Kabinettsordre 
vom  17.  August  1831  bei  Schimmelpfennig  a.  a.  0,,  S,  364. 

')  Cf.  Erlass  des  preussischen  Finanzministers  vom  1.  September  1873  b<>i 
Appelt  a.  a.  0.,  S.  107. 
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bloss  bezüglich  derjenigen  Materialien,  welche  im  Fixationsvertrage 
aufgeführt  sind,  von  der  Verpflichtung  zur  Abgabe  einer  Deklaration. 
Hätte  hier  eine  derartige  Beschränkung  eintreten  sollen,  so  würde 
dies  gewiss  von  dem  Gesetzgeber  in  gleicher  Weise  besonders  her- 
vorgehoben sein,  wie  solches  im  §  22  Nr.  III  bei  der  Vermahlungs- 
steuer geschehen  ist.  Ist  aber  eine  Anmeldung  auch  bei  der  Ver- 
wendung nicht  vertragsmässiger  Braustoffe  nicht  erforderlich,  so 
kann  der  §  27  auf  den  vorliegenden  Fall  nicht  zur  Anwendung 
gelangen.  In  der  Verwendung  anderer  als  der  im  Fixationsvertrage 
genannten  Braustoffe  ist  auch  nicht  ohne  weiteres  eine  Steuerhinter- 
ziehung zu  erblicken,  da  die  Absicht  des  Brauers  sehr  wohl  dahin 
gehen  kann,  einen  im  Vertrage  nicht  genannten  Braustoff  an  Stelle 
eines  daselbst  aufgeführten  zu  verwenden,  so  dass  der  schliessliche 
Gesamtmaterialverbrauch  eine  Aenderung  nicht  erleidet.  Eine  derartige 
Manipulation  Hesse  sich  schlimmstenfalls  nur  als  eine  Handlung 
ansehen,  welche  geeignet  ist,  eine  Steuerhinterziehung  vorzubereiten 
oder  zu  erleichtern.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  würde  dieselbe 
unter  diejenigen  Fälle  zu  subsumieren  sein,  welche  nach  gesetzlicher 
Vermutung  einer  Defraudation  gleichzuachten  sind. 

Noch  schärfer  tritt  das  Unzureichende  des  jetzigen  Defraudations- 
begriffes  in  der  Anwendung  auf  die  Fixation  mit  dem  Vorbehalte 
der  Nachversteuerung  hervor.  Ein  Brauer  entzieht  sich  durch  Fäl- 
schung der  Brauregister  der  Erlegung  der  Nachsteuer;  es  kann  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  hierdurch  eine  Steuerhinterziehung  bewirkt 
wird;  allein  der  §  27  ist  auf  diesen  Fall  unanwendbar  und  deshalb 
kann  nur  eine  Ordnungsstrafe  auf  Grund  des  §  35  Abs.  1  eintreten  ^). 
Diese  das  Rechtsgefühl  allerdings  verletzende  Ahndung  einer  Steuer- 
hinterziehung hat  das  Reichsgericht,  wie  wir  bereits  oben  gesehen 
haben,  dadurch  zu  beseitigen  versucht,  dass  es  unter  Annahme 
einer  Lücke  in  der  Spezialgesetzgebung  die  Anwendung  der  Bestim- 
mungen des  allgemeinen  Strafgesetzbuches  über  Betrug  für  zulässig 
erklärt  hat. 

Eine  solche  Lücke  in  den  strafgesetzlichen  Bestimmungen  liegt 
thatsächlich  vor,  sie  muss  aber  auf  dem  Gebiete  der  Spezialgesetz- 
gebung nicht  bloss  für  die  Fixation  mit  dem  Vorbehalte  der  Nach- 
versteuerung, sondern  für  die  Fixation  überhaupt,  sowie  für  die  Ver- 

^)  Dies  wird  in  dem  eben  erwähnten  Erlasse  anerkannt,  indem  ausdrück- 
lich hervorgehoben  wird,  dass  die  Eintragungen  in  das  Brauregister  der  gesetz- 
lichen Anmeldung  zur  Entrichtung  der  Brausteuer  nicht  gleich  zu  achten  seien. 

651 


Q^  Kindervater, 

mahlungssteuer  und  zwar  dadurch  ausgefüllt  werden,  dass  der 
Defraudationsbegriff  seine  Formulierung  nicht  ausschliesslich  nach  einer, 
sondern  nach  sämtlichen  Erhebungsformen  erhält.  Im  Anschlüsse  an 
die  Bestimmungen  im  Zollgesetze  und  in  sonstigen  Steuergesetzen 
würde  daher  an  Stelle  des  §  27  folgende  Vorschrift  zu  setzen  sein: 

Wer  es  unternimmt,  die  Brausteuer  zu  hinterziehen,  macht  sich 
der  Defraudation  schuldig. 

Die  Fassung  des  §  27  gibt  übrigens  auch  noch  zu  anderen 
Bedenken  Veranlassung.  Nach  demselben  liegt  der  Thatbestand 
der  Defraude  vor,  wenn  die  gesetzliche  Anmeldung  zur  Entrichtung 
der  Brausteuer  nicht  bewirkt  ist.  Die  nähere  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Fälle,  in  welchen  letzteres  anzunehmen,  wird  aber  nicht  hier, 
wie  man  erwarten  sollte,  sondern  erst  im  §  28  gegeben,  welcher 
diejenigen  Thatbestände  aufführt,  in  welchen  die  Defraudation  als 
vollbracht  angesehen  werden  soll.  Hiernach  ist  diejenige  Verwen- 
dung von  Braustoffen  mit  der  Defraudationsstrafe  zu  belegen,  welche 
der  Steuerbehörde  nicht,  oder  für  einen  anderen  Tag,  oder  in  un- 
richtiger, einen  geringeren  Steuerbetrag  bedingender  Beschaffenheit 
oder  Menge  angemeldet  sind.  Ein  ähnlicher  Fehler  ist  bereits  bei  den 
Kommissionsberatungen  berichtigt  worden.  Im  Regierungsentwurfe 
war  nämlich  die  Erläuterung  des  Begriffes  „verwenden"  gleichfalls 
erst  im  §  28  gegeben  worden;  mit  Recht  wurde  dieselbe  in  den 
§  27  verwiesen^);  dasselbe  Verfahren  hätte  auch  bezüglich  der 
Spezialisierung  des   „Nichtanmeldens"   beobachtet  werden  sollen. 

Endlich  findet  zwischen  dem  §  27  und  dem  §  28  insofern  eine 
Divergenz  statt,  als  zum  Thatbestände  der  Defraudation  nach  dem 
ersteren  verlangt  wird,  dass  der  die  steuerpflichtigen  Braustoffe  Ver- 
wendende die  Anmeldung  nicht  bewirkt  hat,  während  nach  dem 
letzteren  nur  erforderlich  ist,  dass  die  Anmeldung  überhaupt  nicht 
stattgefunden  hat.  Nur  letzteres  entspricht,  wie  das  Reichsgericht 
mit  Recht  ausführt^),  dem  Gredanken  und  Willen  des  Gesetzgebers 
und  hätte  deshalb  im  §  27  statt  der  aktiven  Form  „ohne  die  An- 
meldung bewirkt  zu  haben",  die  passive  „ohne  dass  die  Anmeldung 
bewirkt  ist"  gewählt  werden  müssen. 

2.  Die  Regierungsvorlage  schloss  nach  Analogie  des  Vereins- 
zollgesetzes an  den  §  27  eine  Aufzählung  derjenigen  Fälle,  in  welchen 


*)  Verhandlungen  des  Reichstages,  Session  1872,  Bd.  III,  S.  314. 
2)  Erkenntnis   vom   22.  Oktober  1886.     Rechtsprechung  Bd.  VIII,  S.  (ViS. 
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der  Thatbestand  der  Defraudation  als  vollbracht  angesehen  werden 
solle.  Bei  der  Kommissionsberatung  wurde  jedoch  die  jetzt  in  das 
Gesetz  aufgenommene  Teilung  beliebt,  indem  man  davon  ausging, 
dass  die  Nr.  1  des  §  28  von  den  Nr.  1 — 4  des  §  29  zu  trennen  sei, 
weil  die  erstere  Fälle  behandle ,  auf  die  die  Definition  des  Begriffes 
der  Defraudation  zutreffe,  während  die  letzteren  nur  der  Defraudation 
gleichzuachtende  Zuwiderhandlungen  enthielten.  Ausserdem  wurde 
die  Nr.  2  im  §  28  hinzugefügt,  weil  bei  der  Möglichkeit,  bei  jedem 
Brauakt  Zucker  und  Sirup  zuzusetzen,  die  Bestimmung  in  Nr.  1, 
welche  nur  die  an  einem  anderen  als  dem  angesagten  Tage  vorge- 
nommene Verwendung  unter  Defraudationsstrafe  stelle,  für  die  hier 
in  Rede  stehenden  Stoffe  völlig  wertlos  sei. 

Unserer  Ansicht  nach  kann  der  §  28  vollständig  in  Fortfall 
kommen,  weil  die  Aufführung  des  Falles  unter  Nr.  1  überflüssig  ist, 
der  Fall  unter  Nr.  2  aber  nicht  hierher,  sondern  in  den  §  29  gehört. 

Denn  wenn  auch  mit  der  Verwendung  nicht  deklarierter  steuer- 
pflichtiger Braustoffe  nur  begonnen  ist,  so  muss  doch  der  That- 
bestand  des  §  27  schon  für  erfüllt  gelten,  weil  es  sich  hier  um  eine 
Strafthat  handelt,  bei  welcher  die  „Ausfuhrungshandlung  als  eine 
durchaus  einheitliche,  schon  im  ersten  wie  in  jedem  folgenden  Zeit- 
teilchen ihrer  Verwirklichung  dem  gesetzlichen  Thatbestand  voll  und 
ganz  entspricht"  ^).  Es  bedurfte  deshalb  keiner  besonderen  Bestim- 
mung darüber,  dass  mit  der  begonnenen  deklarationswidrigen  Ver- 
wendung die  Defraudation  schon  als  vollbracht  anzusehen  sei. 

Nach  §  28  Nr.  2  soll  die  Defraudation  als  vollbracht  angesehen 
werden,  wenn  die  Verwendung  der  in  §  1  unter  Nr.  5  —  7  aufge- 
führten Braustoffe  bei  einem  anderen  als  dem  in  der  Deklaration 
(§  18)  angegebenen  Abschnitte  der  Bierbereitung  erfolgt.  Die  An- 
nahme der  Kommission,  dass  auch  auf  diesen  Fall  der  Begriff  der 
Defraudation  zutreffe,  beruht  auf  einer  u.  E.  nicht  zutreffenden  Gleich- 
stellung der  von  dem  Brauer  für  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten 
abzugebenden  Generaldeklaration  mit  der  im  §  16  vorgeschriebenen 
gesetzlichen  Anmeldung  zur  Entrichtung  der  Brausteuer.  Nur  wer 
ohne  die  letztere  bezw.  im  Widerspruche  mit  den  Angaben  derselben 
Braustoffe  verwendet,  macht  sich  nach  §  27  einer  Defraudation 
schuldig;  demgemäss  kann  ein  solches  Vergehen  nicht  schon  als 
vorliegend  angenommen  werden,  wenn  ein  Brauer  bei  der  Einmaischung 


2)  Liszt  Strafrecht,  S.  184. 
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von  Malzsurrogaten  von  den  Angaben  in  der  Generaldeklaration  ab- 
weicht. Dies  folgt  mit  Notwendigkeit  aus  der  ungleichartigen  Natur 
der  generellen  und  speziellen  Deklarationen,  welche  nicht  viel  mehr  als 
den  Namen  miteinander  gemein  haben.  Die  Greneraldeklaration  ist  nur 
eine  Kontrollemassregel,  welche  bezweckt,  den  Beamten  es  möglich  zu 
machen,  jederzeit  sich  sofort  davon  zu  überzeugen,  ob  in  einer  Brauerei 
Malzsurrogate  und  eventuell  bei  welchem  Abschnitte  des  Brauprozesses 
zur  Verwendung  gelangen.  Dieselbe  hat  daher  mit  der  Steuererhebung 
selbst  gar  nichts  zu  thun.  Die  spezielle  Deklaration  dagegen  bildet 
die  Grundlage  für  die  Steuerberechnung  und  muss  daher  stets  noch 
neben  der  generellen  Deklaration  abgegeben  werden.  Mit  vollem 
Rechte  wird  deshalb  auch  die  Nichteinreichung  der  letzteren  nur  mit 
einer  Ordnungsstrafe  geahndet  (§  35  Nr.  1).  Es  erscheint  da- 
her auch  nicht  zutreffend,  in  dem  Falle,  wo  eine  solche  General- 
deklaration zwar  abgegeben,  die  Verwendung  der  Surrogate  jedoch 
nicht  nach  Massgabe  derselben  erfolgt  ist,  eine  Defraudation  im 
Sinne  des  §  28  als  vollbracht  anzunehmen.  Will  der  Gesetzgeber 
eine  solche  Abweichung  scharf  ahnden  und  es  ist  der  Kommission 
zuzugeben,  dass  dies  „mit  Rücksicht  auf  die  in  der  Leichtigkeit  der 
Verwendung  liegenden  starken  Anreizung  zur  Defraude  und  die  durch 
die  Möglichkeit  der  Zusetzung  bei  jedem  Brauabschnitte  herbeige- 
führte Schwierigkeit  der  Kontrolle"  notwendig  ist,  so  lässt  sich  nur 
in  der  Weise  Hilfe  schaffen,  dass  der  Thatbestand  des  §  28  Nr.  2 
in  den  §  29  verwiesen  und  somit  unter  diejenigen  Zuwiderhandlungen 
gestellt   wird,    welche    einer   Defraudation   gleichgeachtet   werden^). 

^)  Wir  stellen  uns  hierbei  auf  den  Standpunkt  des  Brausteuergesetzes, 
müssen  uns  aber  gegen  die  in  demselben  angenommene  Scheidung  der  einzelnen 
Fälle  in  solche,  in  welchen  die  Defraudation  als  vollbracht  und  in  solche, 
welche  einer  Defraudation  gleichzuachten  sind,  um  so  mehr  aussprechen,  als 
dieselbe  mit  den  Bestimmungen  anderer  Steuergesetze  im  Widerspruch  steht. 
Denn  hier  —  cf.  §  13  des  Salzsteuergesetzes  vom  12.  Oktober  1867  und  §  136 
des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  —  werden  zu  den  ersteren  stets  die- 
jenigen Fälle  gerechnet,  welche  geeignet  erscheinen,  eine  Steuerhinterziehung 
vorzubereiten  oder  zu  erleichtem,  mithin  solche,  wie  sie  im  §  29  aufgezählt 
werden.  Fälle,  welche  den  im  §  28  unter  No.  1  hervorgehobenen  analog  sind, 
finden  dagegen  überhaupt  keine  Berücksichtigung,  weil  sie  schon  unter  den 
allgemeinen  Begriff  der  Defraudation  fallen.  Die  Kommission  erkannte  auch 
vollkommen  richtig,  ein  wie  wesentlicher  Unterschied,  zwischen  der  Nr.  1  des 
§  28  und  den  Nrn.  1  bis  4  des  §  29  besteht;  anstatt  aber  die  erstere  als  unter 
§  27  fallend  einfach  zu  streichen  und  die  übrigen  Nummern  als  solche  Vergehen 
zu  behandeln,  welche  als  vollbrachte  Defraudation  anzusehen  sind,  wurde  die 
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Dass  dies  nicht  sofort  geschehen,  ist  um  so  auffallender,  als  im 
§  29  Nr.  2  die  Verletzung  ähnlicher,  die  im  §  1  unter  Nr.  5  und 
7  aufgeführten  Surrogate  gleichfalls  betreffenden  Kontrollevorschriften 
bereits  eine  gleiche  Behandlung  erfahren  hat. 

3)  Im  §  29  gibt  die  Aufzählung  derjenigen  Fälle,  welche  einer 
Defraudation  gleichgeachtet  werden,  gleichfalls  zu  mancherlei  Be- 
denken Veranlassung. 

Nach  Nr.  1  gehört  hierher  zunächst  der  FaU,  wenn  Braumalz- 
schrot nach  erfolgter  Anmeldung  von  Braueinmaischungen  bei  dem 
Brauer  in  einer  Menge  vorgefunden  wird,  welche  die  gesetzlich  zu- 
lässige (§  13,  Abs.  3)  um  melir  als  zehn  Prozent  übersteigt.  Diese  Be- 
stimmung, welche  der  preussischen  Kabinettsordre  vom  10.  Januar  1824 
entlehnt  ist,  reicht  jetzt,  wo  der  Begriff  der  Brausteuerhinterziehung 
eine  wesentliche  Aenderung  erfahren  hat  und  ausser  dem  Malz  auch 
die  Malzsurrogate  für  steuerpflichtig  erklärt  sind,  zum  Schutze  des 
fiskalischen  Interesses  nicht  mehr  aus. 

Nach  §  60  der  preussischen  Steuerordnung  vom  8.  Februar  1819 
sollten  Brauer  der  Strafe  der  Defraudation  verfallen,  wenn  sie  Ge- 
werbshandlungen, von  deren  Ausübung  dem  Staate  eine  Abgabe  zu 
entrichten  ist,  entweder  gar  nicht  oder  unrichtig  anzeigten.  Obwohl 
hiernach  die  Defraudation  schon  mit  der  nicht  oder  unrichtig  er- 
folgten Deklaration  für  vollbracht  angesehen  wurde,  Hessen  sich  doch 
Steuerhinterziehungen  nicht  in  ausreichender  Weise  verhindern,  weil 
es  den  Gewerbtreibenden  unbenommen  war,  grössere  als  die  dekla- 
rierten Mengen  unter  dem  Vorwande,  dass  dieselben  zu  späteren 
Einmaischungen  oder  zu  anderen  Zwecken  bestimmt  seien,  vorrätig  zu 
halten,  welche  sie  demnächst  bei  günstiger  Gelegenheit  heimlich  zum 
Brauen  mitverwenden  konnten.  Zur  Beseitigung  dieses  Missstandes 
bestimmte  die  eben  gedachte  Kabinettsordre,  dass  alles  Malzschrot, 
welches  bei  den  Brauern  über  das  zur  Einmaischung  längstens  für 
den  folgenden  Tag  deklarirte  und  versteuerte  Quantum  sich  vorfinde, 
.ohne  Rücksicht  auf  die  angebliche  Bestimmung  als  Gegenstand 
;  einer  beabsichtigten  Defraudation  angesehen  werden  solle.  Auf  diese 
Weise  war  eine  genügende  Sicherheit  gegen  Steuerhinterziehungen 
geboten ;  denn  wo  im  einzelnen  Falle  der  Thatbestand  der  Kabinetts- 
ordre nicht  vorlag,  da  blieb  es  immerhin  noch  möglich,   auf  Grund 


in  das  Gesetz  aufgenommene,   u.  E.  nicht  zutreffende  Scheidung  in   zwei   ver- 
schiedenen Kategorien  beliebt. 
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des   §   60   wegen   nicht   geschehener    oder  falscher   Deklaration   die 
Defraudationsstrafe  festzusetzen. 

Wesentlich  anders  liegen  die  Verhältnisse  nach  dem  Gesetze 
vom  31.  Mai  1872.  Nach  letzterem  wird  zum  Thatbestande  der 
Defraude  erfordert,  dass  nicht  bloss  die  Abgabe  der  Deklaration 
unterbleibt,  sondern  ausserdem  auch  eine  Verwendung  der  nicht 
deklarierten  Braustoffe  wirklich  stattfindet^).  Kommt  daher  ein 
Fall  vor,  welcher  nicht  unter  die  Kabinettsordre ,  bezw.  den  §  29 
Nr.  1  fällt,  so  kann  jetzt  aus  dem  Umstände  allein,  weil  eine  De- 
klaration gar  nicht  oder  falsch  abgegeben  ist,  die  Festsetzung  einer 
Defraudationsstrafe  nicht  mehr  erfolgen.  Nehmen  wir  an,  dass  ein 
Brauer  für  den  2.  Januar  500  kg  und  für  den  folgenden  Tag  die- 
selbe Menge  Malzschrot  deklariert  hat,  bei  der  Einmaischung  am 
ersteren  Tage  aber  die  zur  Verwiegung  gestellte  Menge  auf  700  kg 
amtlich  ermittelt   wird,    so  kann   gleichwohl   die  Defraudationsstrafe 


^)  Ueber  die  Auslegung,  welche  der  §  60  der  preussischen  Steuerordnung 
vom  8.  Februar  1819  fand,  gibt  uns  ein  Erkenntnis  des  Obertribunals  vom 
20.  Januar  1859  (Goltdammer  Archiv  für  Strafrecht,  Bd.  VII,  S.  536)  näheren 
Aufschluss,  in  welchem  folgendes  ausgeführt  wird :  „Nach  §  1  des  Gesetzes  vom 
8.  Februar  1819  gehört  zu  den  Gegenständen,  welche,  wenn  sie  im  Inlande  er- 
zeugt werden,  einer  Steuer  unterworfen  sind,  das  Braumalz.  Die  Erzeugung 
von  Braumalz  —  die  Bereitung  von  Malzschrot  zum  Bierbrauen  —  im  Inlande 
ist  also  eine  Handlung  (eine  Gewerbehandlung),  von  deren  Ausübung  dem  Staate 
eine  Abgabe  und  zwar  noch  ehe  die  Verwendung  zum  Bierbrauen,  bevor  die 
Einmaischung  geschieht,  zu  entrichten  ist,  und  welche,  wenn  sie  vorher  der 
Behörde  gar  nicht  oder  nicht  richtig  angezeigt  ist,  die  Strafe  der  Defraudation 
nach  sich  zieht."  Die  Defraudations-Strafe  wurde  auch  für  verwirkt  angesehen, 
wenn  die  Deklaration  ihrer  Form  nach  unrichtig  war.  Die  Anzeige  einer  steuer- 
pflichtigen Gewerbshandlung,  welche  nicht  in  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen 
Form  erfolgt  —  so  führt  das  Obertribunal  in  dem  Erkenntnisse  vom  13.  März 
1838  —  Villaume,  Handbuch  der  preussischen  Steuer-  imd  Zollgesetzgebung 
S.  136  —  aus,  ist  für  nicht  vorhanden  zu  erachten,  mindestens  aber  eine  un- 
richtige zu  nennen  und  mithin  aus  §  60  der  Steuerordnung  zu  strafen. 

Auf  dem  Standpunkte  der  preussischen  Steuerordnung  steht  auch  das 
Gesetz  vom  17.  Mai  1856,  betreffend  die  Besteuerung  des  Braumalzschrotes  in 
den  Hohenzollernschen  Landen  —  §  20  —  dagegen  begegnen  wir  dem  Defrau- 
dationsbegriffe  des  Brausteuergesetzes  bereits  in  der  Verordnung  vom  11.  Mai  1867 
—  §  23  —  wegen  Besteuerung  des  Braumalzes  in  den  Regierungsbezirken  Wies- 
baden, Kassel  und  in  den  Provinzen  Hannover  und  Schleswig-Holstein,  sowie  in 
dem  Gesetze  vom  4.  Juli  1868  —  §  23  —  wegen  Besteuerung  des  Braumalzes 
in  verschiedenen  Staaten  des  Norddeutschen  Buijdes.  Was  zu  dieser  Veränderung 
Veranlassung  gegeben  hat,  ist  nicht  ersichtlich. 
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gegen  ihn  nicht  zur  Anwendung  gebracht  werden,  weil  eine  Ver- 
letzung weder  des  §  29  Nr.  1  noch  des  §  27  vorliegt;  hieraus  ergibt 
sich  das  Unzureichende  der  bestehenden  Strafbestimmungen. 

Hierzu  tritt  noch  ein  anderer  bemerkenswerter  Umstand.  Zum 
Thatbestande  des  im  §  29  Nr.  1  vorgesehenen  Vergehens  wird  er- 
fordert, dass  die  ungesetzHchen  Malzsclirotmengen  bei  dem  Brauer 
„vorgefunden  sind".  Das  Reichsgericht  hält  dies  für  ein  so  wesent- 
liches Merkmal  der  bedrohten  That,  dass  die  Anwendung  der  De- 
fraudationsstrafe  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  nur  der  Nachweis 
erbracht  wird,  dass  die  ßraustoffmengen  in  der  Zeit  von  der  An- 
meldung bis  zur  Einmaischung,  bezw.  während  der  Maischbereitung 
in  der  Brauerei  sich  befunden  haben  ^).  Hiernach  kann  ein  Brauer 
selbst  dann  nicht  mit  der  Defraudationsstrafe    belegt   werden,   wenn 


1)  Erk.  vom  27.  Oktober  1879,  Rechtspr.  Bd.  I,  S.  20.  Wir  können  übrigens 
unsere  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  dieser  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
nicht  verhehlen,  indem  wir  der  Ansicht  sind,  dass  bezüglich  des  §  29  Nr.  1  des 
Brausteuergesetzes  dieselbe  Auslegung  einzutreten  hat  wie  beim  §  136  Nr.  6  des 
Zollgesetzes.  Zur  Strafbarkeit  wird  nämlich  auch  hier  nicht  erfordert,  dass  der 
Transport  ohne  Zollausweis  im  Grenzbezirk  getroffen  wird,  es  genügt  vielmehr 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  ein  solcher  Transport  stattgefunden  hat.  Er- 
kenntnis des  früheren  Obertribunals  vom  9.  Januar  1879  in  Oppenhoff 
Rechtspr.  Bd,  XX,  S.  19.  Jedenfalls  scheint  die  Begründung  jener  reichsgericht- 
lichen Entscheidung  nicht  stichhaltig  zu  sein.  Denn  es  kann  nicht  zugegeben 
werden,  dass,  sobald  sich  hinterher  herausstellt,  dass  die  ungesetzlichen  Mengen 
an  dem  verbotenen  Orte  sich  befunden  hatten,  der  Umstand,  dass  sie  auch 
nach  vollendeter  Einmaischung  noch  vorhanden  gewesen,  gegen  die  Annahme 
der  Defraudationsabsicht  spreche.  Eine  solche  kann  vielmehr  sehr  wohl  vorge- 
legen haben  und  nur  um  deshalb  nicht  zur  Ausführung  gelangt  sein,  weil  eine 
günstige  Gelegenheit  sich  nicht  geboten.  Ebensowenig  kann  der  weiteren  Aus- 
führung beigepflichtet  werden,  dass  wenn  vorhanden  gewesene,  aber  nicht  vor- 
gefundene Quantitäten  bei  späteren  Einmaischungen  mit  ferner  nicht  angemeldeten 
Quantitäten  zusammen  wirklich  verwendet  seien,  nur  eine  wirkliche  Defraude 
nach  §  27,  nicht  aber  mehrere  der  Defraudation  gleichzuachtende  Handlungen 
zur  Ahndung  kommen  könnten.  Es  ist  hier  vielmehr  zu  unterscheiden :  Ist  das 
Vorhandensein  von  Braumalzschrot  in  ungesetzlicher  Menge  bei  einem  be- 
stimmten Brauakt  festgestellt,  so  begründet  dies  die  Vermutung  einer  Defraude 
und  ist  demgemäss  zu  bestrafen,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  ungesetzliche 
Menge  demnächst  zur  Verübung  einer  Defraude  im  Sinne  des  §  27  benutzt  ist. 
Letzterer  Umstand  würde  nur  nach  Massgabe  des  §  32  zur  Festsetzung  einer 
Ordnungsstrafe  führen  können.  "W  enn  dagegen  nachgewiesen  wird,  dass  die  bei 
einem  Brauakte  vorhanden  gewesene  ungesetzliche  Menge  auch  bei  demselben 
mitverwendet  ist,  dann  kann  allerdings  die  Defraudationsstrafe  nur  auf  Grund 
des  §  27  festgesetzt  werden. 


Q(\  Kiudervater, 

festgestellt  wird,  dass  er  eine  falsche  Deklaration  abgegeben  hat  und 
mehr  Braustoffe,  als  deklariert,  während  der  Zeit  der  Einmaischung 
vorhanden  gewesen  sind.  Vielmehr  ist  weiterhin  erforderlich,  dass 
die  undeklarierte,  ungesetzliche  Menge  auch  wirklich  vorgefunden  oder 
bei  der  Einmaischung  mitverwendet  ist,  in  welchem  letzteren  Falle 
der  §  27  Platz  greifen  würde.  Die  Bestimmung  des  §  29  Nr.  1 
gewährt  daher  auch  nach  dieser  Richtung  hin  keine  genügende  Hand- 
habe, um  das  steuerliche  Interesse  in  ausreichender  Weise  zu  schützen. 

Schliesslich  kommt  in  Betracht,  dass  der  §  29  Nr.  1  sich  nur 
auf  Malzschrot  und  nicht  auch  auf  die  übrigen  steuerpflichtigen 
Braustoffe  bezieht,  während  in  §  29  Nr.  2  ausschliesslich  die  im  §  1 
unter  Nr.  5 — 7  genannten  Malzsurrogate  Berücksichtigung  gefunden 
haben.  Es  fehlt  daher  an  einer  Vorschrift,  welche  die  Verwaltung 
gegen  Versuche  einer  missbräuchlichen  Verwendung  der  in  §  1  unter 
Nr.  2 — 4  aufgeführten  Braustoffe  sichern  und  es  ist  z.  B.  nicht  an- 
gängig, gegen  einen  Brauer,  welcher  mehr  Reis,  als  deklariert  ist, 
zur  Verwiegung  stellt,  die  Defraudationsstrafe  auszusprechen,  obwohl 
in  einer  solchen  Handlungsweise  gleichfalls  eine  Vorbereitung  zur 
Verübung  einer  Steuerhinterziehung  zu  finden  ist. 

Alle  soeben  hervorgehobenen  Mängel  lassen  sich  dadurch  be- 
seitigen, dass  mit  der  Defraudationsstrafe  auch  derjenige  bedroht  wird, 
welcher  steuerpflichtige  Braustoffe  entweder  gar  nicht  oder  falsch 
deklariert.  Eine  derartige  Bestimmung  findet  sich  auch  in  §  136 
des  Vereinszollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  vor  und  die  Aufnahme  der- 
selben unter  die  Fälle  des  §  29  wäre  um  so  mehr  angezeigt  gewesen, 
als  die  Deklaration  im  Brausteuergesetze  noch  eine  wesentlich  höhere 
Bedeutung  als  im  Zollgesetze  hat;  denn  sie  bildet  dort  die  aus- 
schliessliche Grrundlage  für  die  Erhebung  der  Steuer,  so  dass  eine 
Zurückzahlung  der  letzteren  selbst  dann  nicht  eintritt,  wenn  die 
deklarierten  Braustoffe  in  geringerer  Menge  oder  auch  gar  nicht 
bei  dem  steuerpflichtigen  Akte  selbst  zur  Verwendung  gelangen.  Bei 
jeder  falschen  Deklaration  erscheint  die  Vermutung  begründet,  dass 
die  Absicht  zu  defraudieren  obgewaltet  hat  und  wird  deshalb  die 
Abgabe  einer  solchen  mit  der  Defraudationsstrafe  zu  belegen  sein. 

Nach  §  29  Nr.  4  soll  es  ferner  der  Defraudation  gleichgeachtet 
werden,  wenn  Brauer,  welche  die  Brausteuer  auf  Grund  besonderer 
Bewilligung  als  Mahlsteuer  entrichten,  den  im  §  22  Ziff.  H  unter 
Nr.  1 — 3  enthaltenen  Vorschriften  zuwiderhandeln.  Nach  diesen  sind 
solche  Brauer  gehalten: 
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1.  die  Braustoffe  ohne  Erlaubnis  der  Steuerbehörde  nicht  auf 
anderen  als  den  genehmigten  Mühlenwerken  vermählen  zu 
lassen ; 

2.  auf  der  genehmigten  Mühle  keine  Vermahlungen  bewirken 
zu  lassen,  ohne  solche  zuvor  bei  der  Hebestelle  angemeldet 
und  von  der  letzteren  einen  Mahlerlaubnisschein  empfangen 
zu  haben,  mit  welchem  die  betreffende  Mahlpost  nach  Gattung 
und  Menge  übereinstimmen  muss,  und 

3.  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  keine  bereits  ver- 
mahlenen  Braustoffe  von  anderen  zu  erwerben. 

Die  hier  aufgeführten  Verpflichtungen  sind  von  ganz  verschie- 
dener Natur  und  es  erscheint  deshalb  auch  nicht  zulässig,  Ver- 
letzungen derselben  von  einem  und  demselben  strafrechtlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  zu  behandeln. 

Wie  in  den  Motiven  zur  Regierungsvorlage  ausdrücklich  an- 
erkannt wird,  hat  bei  Abfassung  des  §  29  die  Absicht  obgewaltet, 
der  Defraudation  im  engeren  Sinne,  wie  sie  in  §  27  näher  präzisiert 
ist,  gewisse  andere,  nach  gesetzlicher  Vermutung  eine  Steuerhinter- 
ziehung unmittelbar  vorbereitende  oder  erleichternde  Uebertretungen 
der  gegebenen  Vorschriften  mit  denselben  Straffolgen  an  die  Seite 
zu  stellen.  Somit  hätten  in  §  29  nur  Zuwiderhandlungen  gegen  solche 
Bestimmungen  aufgenommen  werden  dürfen,  welche  zur  Sicherung 
der  Steuererhebung  dienen,  und  daher  eine  Steuerhinterziehung  an- 
sich  noch  nicht  begründen.  Dies  trifft  zwar  für  die  Fälle  unter 
Nr.  1 — 3,  nicht  aber  auch  für  diejenigen  unter  Nr.  2  zu. 

Bei  der  Vermahlungssteuer  ist  die  Vermahlung  der  Braustoffe 
der  steuerpflichtige  Akt;  wer  denselben  ohne  die  gesetzliche  An- 
meldung vornimmt  und  somit  der  Vorschrift  in  §  22  Ziff.  II  unter 
Nr.  2  zuwiderhandelt,  begeht  offenbar  in  gleicher  Weise  eine  De- 
fraude  wie  derjenige,  welcher  Braustoffe  unangesagt  einmaischt.  Eine 
solche  Handlungsweise  kann  deshalb  auch  als  eine  Zuwiderhandlung, 
welche  nur  einer  Defraudation  gleichzuachten  ist,  nicht  angesehen 
werden.  Letzteren  Charakter  tragen  dagegen  die  Uebertretungen  der 
unter  Nr.  1  und  3  aufgeführten  Verpflichtungen  an  sich,  allein  auch 
von  ihnen  lässt  sich  nicht  sagen,  dass  sie  präsumtiv  eine  Steuer- 
hinterziehung vorbereiten,  wie  solche  in  §  27  näher  bestimmt  ist. 
Denn  es  handelt  sich  hier  um  solche  Kontrollevorschriften,  welche 
zur  Sicherung  der  Vermahlungssteuer  gegeben  sind;  bei  ihrer  Ver- 
letzung kann  deshalb  auch  allein  die  Absicht  obwalten,  die  im  Wege 
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der  Vermahlungssteuer  und  nicht  die  im  Wege  der  Einmaischungs- 
steuer  zu  entrichtende  Brausteuer  zu  defraudieren.  Die  letztere  De- 
fraude  hat  aber  der  §  27  ausschliesslich  im  Auge.  Hiernach  hätte 
der  §  29  mit  der  Nr.  3  abgeschlossen  und  in  einem  neuen  Para- 
graphen der  Begriff  der  Defraudation  bei  der  Vermahlungssteuer 
gegeben,  an  letzteren  aber  diejenigen  Fälle  angeschlossen  werden 
müssen,  in  welchen  eine  solche  Defraudation  für  vollbracht  anzu- 
nehmen ist. 

Es  kann  fernerhin  nicht  für  zweckmässig  erachtet  werden,  dass 
in  §  29  Nr.  4  nur  auf  die  Vorschriften  in  §  22  Bezug  genommen 
wird,  ohne  dass  die  Thatsachen  nochmals  besonders  hervorgehoben 
werden,  bei  deren  Vorhandensein  die  Defraudationsstrafe  einzutreten 
hat.  Wie  leicht  durch  dieses  Verfahren  Missverständnisse  hervor- 
gerufen werden  können,  ergibt  sich  [aus  §  8  Abs.  2  der  vom  Bundes- 
rate aufgestellten  Grundsätze  für  die  Zulassung  der  Brauer  zur  Ent- 
richtung der  Brausteuer  im  Wege  der  Vermahlungssteuer.  Nach 
§  22  Ziff.  II  unter  Nr.  2  muss  eine  Mahlsteuerdefraude  als  vor- 
liegend angenommen  werden,  wenn  ein  Brauer  auf  der  genehmigten 
Mühle  Braustoffe  vermahlt,  welche  der  Steuerbehörde  gar  nicht  oder 
in  unrichtiger,  einen  geringeren  Steuerbetrag  bedingender  Beschaffen- 
heit oder  Menge  angemeldet  sind.  Zum  Thatbestande  der  Defraude 
ist  daher  hier  ebenso  wie  im  §  27  erforderlich,  dass  nicht  bloss  eine 
falsche  Deklaration  abgegeben  ist,  sondern  auch  dass  die  Vermahlung 
nach  Massgabe  derselben  wirklich  stattgefunden  hat.  Im  Gegensatze 
hierzu  ist  in  der  oben  angeführten  Stelle  vom  Bundesrate  bestimmt, 
dass  wenn  die  zur  Vermahlung  gestellte  Menge  an  Braustoffen  die 
angezeigte  und  versteuerte  Menge  um  mehr  als  10  Prozent  übersteigt, 
auf  Grund  des  §  29  Nr.  4  gegen  den  Brauer  die  Untersuchung 
wegen  Defraudation  einzuleiten  sei.  Es  wird  somit  angenommen, 
dass  eine  Defraudation  schon  dann  vorliegt,  wenn  eine  unrichtige 
Deklaration  abgegeben  ist ;  diese  Annahme  steht  aber  mit  dem  Wort- 
laute des  §  22  (der  Brauer  darf  keine  Vermahlung  bewirken  lassen, 
ohne  solche  zuvor  angemeldet  zu  haben)  nicht  im  Einklänge,  wider- 
spricht auch  dem  in  §  27  für  die  Defraudation  der  Einmaischungs- 
steuer  angenommenen  Prinzipe,  so  dass  sie  für  zutreffend  nicht 
erachtet  werden  kann.  Dagegen  muss  allerdings  anerkannt  werden, 
dass  die  vom  Bundesrate  getroffene  Anordnung  zum  Schutze  des 
steuerlichen  Interesses  durchaus  notwendig  ist;  zur  Zeit  fehlt  aber 
für  dieselbe  die  gesetzliche  Grundlage,   welche    dadurch   zu  schaffen 
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ist,  dass,  wie  wir  bereits  oben  in  Vorschlag  gebracht  haben,  allge- 
mein vorgeschrieben  wird,  dass  die  Defraudation  als  vollbracht  an- 
zusehen ist,  sobald  von  einem  Brauer  eine  unrichtige  Deklaration 
abgegeben  wird. 

Die  Anweisung  des  Bundesrats,  dass  die  Untersuchung  wegen 
Defraudation  nur  dann  einzuleiten  sei,  wenn  es  sich  um  einen  Mehr- 
befund von  über  10  Prozent  handelt,  kann  nur  für  die  Verwaltungs- 
behörden, nicht  aber  auch  für  die  Gerichte  als  massgebend  angesehen 
werden,  da  diese  Beschränkung  im  Gesetze  nicht  begründet  ist.  An- 
scheinend beruht  dieselbe  auf  einer  Nachbildung  der  Bestimmung 
in  §  29  Nr.  1. 

Nach  §  28  Nr.  1  liegt  bei  der  Einmaischungssteuer  eine  De- 
fraude  auch  dann  vor,  wenn  die  Einmaischung  an  einem  anderen  Tage 
als  dem  deklarierten  erfolgt.  Schon  mit  Rücksicht  auf  eine  gleich- 
massige  Behandlung  ist  es  erwünscht,  für  die  Vermahlungssteuer 
dieselbe  Vorschrift  zu  erlassen.  Eine  Vermahlung  zu  einer  anderen 
Tageszeit  als  der  angemeldeten  würde  analog  der  Vorschrift  in  §  35 
Nr.  3  nur  mit  einer  verschärften  Ordnungsstrafe  zu  ahnden  sein. 

Im  steuerlichen  Interesse  endlich  erscheint  eine  Erweiterung 
derjenigen  Fälle,  in  welchen  eine  Mahlsteuerdefraude  als  vollbracht 
präsumirt  wird,  geboten.  Hierher  lassen  sich  die  Verletzungen  der 
in  §  13  der  Grundsätze  den  Brauern  auferlegten  Verpflichtungen,  in 
ihre  Wohnungs-,  Mühlen-  oder  Brauerei-Räume  keine  bereits  anderweit 
vermahlenen  Braustoffe  aufzunehmen  sowie  keine  zum  Vermählen 
von  Braustoffen  geeignete  Mühlenwerke  innerhalb  der  Grenzen  der 
Brauereigrundstücke  zu  halten^),  rechnen,  denn  dieselben  sind  eben- 


^)  Neben  diesen  beiden  Verpflichtungen  wird  dem  Brauer  im  §  13  unter 
Nr.  1  auch  noch  die  weitere  auferlegt,  die  zur  Verwendung  in  seiner  Brauerei 
bestimmten  Stoffe  auf  keinen  andern  als  den  hierzu  genehmigten  Mühlenwerken 
vermählen  zu  lassen.  Dies  ist  jedoch  unter  den  gesetzlichen  Verpflichtungen 
bereits  im  §  22  unter  Ziff.  11  Nr.  1  aufgeführt  und  war  daher  nicht  unter  die 
von  der  Verwaltungsbehörde  vorzuschreibenden  besonderen  Verpflichtungen  mit 
aufzunehmen  —  §  22  Ziff.  II  Nr.  4  des  Gesetzes  — .  Dass  dies  gleichwohl  ge- 
schehen ist,  hat  zu  einer  strafrechtlichen  Anordnung  Veranlassung  gegeben, 
welche  kaum  zu  rechtfertigen  sein  möchte.  Im  §  13  Abs.  3  der  Grundsätze 
wird  nämlich  bestimmt,  dass  im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  im  ersten 
Absätze  unter  No.  1  bis  3  genannten  Verbote,  abgesehen  von  der  nach  §  29 
Nr.  4  des  Gesetzes  etwa  verwirkten  Defraudationsstrafe,  auf  Grund  des  §  35 
Nr.  7  und  der  Schlussbestimmung  daselbst  eine  Ordnungsstrafe  von  300  Mark, 
welche  im  Wiederholungsfalle  bis  auf  600  Mark  erhöht  werden  könne,   eintreten 
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sowohl  wie  die  Uebertretungen  der  in  §  22  Ziff.  II  unter  Nr.  1 
und  3  gegebenen  Vorschriften  geeignet,  die  Vermutung  für  eine  be- 
absichtigte Steuerhinterziehung  zu  begründen.  Eine  gleiche  Behand- 
lung würden  wir  auch  in  dem  Falle  für  gerechtfertigt  erachten, 
wenn  der  Brauer  in  das  nach  §  12  der  Grundsätze  zu  führende 
Notizregister  die  zu  verwendenden  Braustoffmengen  unrichtig  einträgt. 
Derartige  verschärfte  Strafbestimmungen  sind  wünschenswert,  um 
gegen  das  heimliche  Einbringen  von  Malzschrot  eine  erhöhte  Sicher- 
heit zu  erhalten. 

Dass  das  Gesetz  eine  Steuerhinterziehung  bei  der  Fixation 
überhaupt  nicht  kennt,  ist  ein  Mangel,  welcher  zu  beseitigen  sein 
wird.  Im  Anschlüsse  an  den  §  70  der  preussischen  Steuerordnung 
vom  8.  Februar  1819  bezw.  §  56  des  Branntweinsteuergesetzes  vom 
8.  Juli  1868  möchte  eine  Bestimmung  dahin  zu  treffen  sein,  dass 
derjenige,  welcher  die  im  Fixationsvertrage  festgesetzten  Bedingungen 
zur  Verkürzung  der  Brausteuer  verletzt,  eine  Defraudation  begeht. 
Analog  wie  bei  der  Einmaischungs-  und  Vermahlungssteuer  würden 
auch  hier  an  die  Begriffsbestimmung  der  Defraude  diejenigen  Fälle 
anzuschliessen  sein,  in  welchen  eine  solche  als  vollbracht  anzusehen 
ist.  Hierunter  werden  insbesondere  unrichtige  Eintragungen  in  die 
Brauregister  bezüglich  der  Menge  oder  Beschaffenheit  der  zur  Ver- 
wendung gelangenden  Braustoffe  sowie  Uebertretungen  der  unter 
Nr.  5  Abs.  4,  Nr.  8  und  9  der  Grundsätze  für  die  Fixation  der 
Brauer  gegebenen  Vorschriften  fallen  müssen. 

4)  Nach  Massgabe  der  vorstehenden  Vorschläge  würden  die 
Bestimmungen  über  die  Brausteuerdefraudationen  folgendermassen  zu 
lauten  haben: 


soll.  Hiernach  ist  es  unzweifelhaft  als  zulässig  anerkannt,  auch  bei  einer  Ver- 
letzung des  in  §  13  unter  Nr.  1  der  Grundsätze  aufgeführten  Verbots  eine  Ord- 
nungsstrafe von  300  bezw.  600  Mark  festzusetzen.  Dies  steht  aber  mit  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  nicht  im  Einklänge.  Denn  die  erhöhte  Ordnungsstrafe 
des  §  35  Nr.  7  soll  nur  bei  einer  Uebertretung  der  dem  Brauer  nach  §  22 
Ziff.  II  Nr.  4  von  den  Verwaltungsbehörden  auferlegten  Pflichten  eintreten.  Hier 
handelt  es  sich  jedoch  um  eine  von  dem  Gesetze  ausgesprochene  Verpflichtung, 
welche  dadurch,  dass  sie  in  dem  §  13  der  Grundsätze  von  neuem  aufgenommen 
ist,  selbstverständlich  nicht  zu  einer  von  der  Verwaltungsbehörde  besonders  auf- 
erlegten werden  kann.  Wenn  daher  die  Festsetzung  einer  Ordnungsstrafe  er- 
folgen soll,  so  kann  dies  nur  auf  Grund  des  §  35  geschehen  und  darf  dieselbe 
das  hier  aufgestellte  höchste  Mass  von  150  Mark  nicht  überschreiten» 
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I.  Begriff  der  Brausteuerdefraudation. 

Wer   es   unternimmt,    die   Brausteuer   zu   hinterziehen, 
macht  sich  der  Brausteuerdefraudation  schuldig  ^). 

IL   Die  Defraudation  wird  insbesondere  dann  als  vollbracht  an- 
genommen ,   wenn 

A.  bei  der  Einmaischungssteuer : 

1.  zum  Einmaischen  bestimmte  steuerpflichtige  Stoffe 
der  Steuerbehörde  gar  nicht,  oder  für  einen  anderen 
Tag,  oder  in  unrichtiger,  einen  geringeren  Steuer- 
betrag bedingenden  Beschaffenheit  oder  Menge  an- 
gemeldet werden; 

2.  Braumalzschrot  nach  erfolgter  Anmeldung  von  Brau- 
einmaischungen,  sei  es  an  dem  dazu  bestimmten  Orte 
oder  anderwärts  bei  den  Brauern  in  einer  Menge 
vorgefunden  wird,  welche  die  gesetzlich  zulässige 
Menge  (§13  Abs.  3)  um  mehr  als  10  Prozent  über- 
steigt ; 

3.  Stoffe  der  im  §  1  unter  5  bis  7  genannten  Gattung 
der  Vorschrift  im  letzten  Absatz  des  §  20  entgegen, 
in  der  Braustätte  ausserhalb  der  erlaubten  Zeit  oder 
um  mehr  als  5  Prozent  über  die  versteuerte  Menge 
vorgefunden  werden; 

4.  bei  einer  amtlichen  Aufnahme  der  Lagervorräte  — 
§  14  Ziff.  3  —  Gewichtsabweichungen  von  mehr 
als  10  Prozent  zwischen  der  vorgefundenen  Menge 
und  dem  buchmässigen  Sollbestande  sich  ergeben; 

B.  bei  der  Vermahlungssteuer: 

1.  zur  Vermahlung  auf  der  genehmigten  Mühle  bestimmte 
steuerpflichtige  Stoffe  der  Steuerbehörde  gar  nicht 
oder  für  einen  andern  Tag  oder  in  unrichtiger,  einen 
geringeren  Steuerbetrag  bedingenden  Menge  ange- 
meldet werden  ^) ; 


^)  Wird  dieser  allgemeine  Begriff  der  Defraudation  angenommen,  so  ist 
es  selbstverständlich  nicht  erforderlich,  den  Thatbestand  der  Defraude  für  jede 
einzelne  Erhebungsform  besonders  zu  normiren. 

^)  Diese  Bestimmung  würde  in  Fortfall  kommen,  wenn  die  Brauer  zum 
Halten  von  Privatmalzmühle  mit  Massapparaten  verpflichtet  und  ihnen  mit  Rück- 
sicht hierauf  die  Anmeldungen  der  Vermahlungsakte  bei  der  Steuerbehörde 
erlassen  würden. 
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2.  ohne  Erlaubnis  der  Steuerbehörde: 

a)  zum  Brauen  bestimmte  Stoffe  auf  anderen  als  den 
hierzu  ein  für  allemal  genehmigten  Mühlenwerken 
vermählen ; 

b)  bereits  vermahlene  (geschrotete)  Braustoffe  von 
anderen  erworben ; 

c)  in  die  Wohnungs-,  Mühlen-  oder  Brauereiräume 
bereits  anderweit  vermahlene  (geschrotete)  Brau- 
stoffe aufgenommen ; 

d)  andere  zum  Vermählen  von  Braustoffen  geeignete 
Mühlenwerke  innerhalb  der  Grenzen  des  Brauerei- 
grundstückes gehalten  oder  zugelassen; 

e)  zum  Brauen  bestimmte  Braustoffe  in  zu  geringen 
Mengen  in  das  Notizregister  eingetragen  werden; 

C.  bei  der  Fixation: 

1.  zum  Brauen  bestimmte  Braustoffe  in  zu  geringen 
Mengen  oder  in  unrichtiger  Beschaffenheit  in  das 
Brauregister  eingetragen  werden; 

2.  Brauer,  welche  ohne  Vorbehalt  der  Nach  Versteuerung 
fixiert  sind,  bei  Beginn  der  Fixation  oder  sobald  sie 
zur  Einmaischungs-  oder  Vermahlungssteuer  übergehen, 
die  Vorräte  an  Bier  und  "Würze  falsch  angeben; 

3.  Brauer  ohne  Erlaubnis  der  Steuerbehörde: 

a)  ihre  Brauerei  einem  anderen  zur  Benützung  über- 
lassen oder  die  Brauerei  eines  anderen  benutzen; 

b)  Bier  für  andere  Brauer  bereiten  oder  an  andere 
Brauer  überlassen  oder  aus  anderen  Brauereien 
beziehen ; 

c)  andere  als  die  im  Fixationsvertrage  genannten 
Braustoffe  verwenden; 

D.  bei  der  Fixation  und  der  Einmaischungsteuer : 

die  Verwendung  der  im  §  1  unter  5  bis  7  auf- 
geführten Stoffe  bei  einem  anderen  als  dem  in  der 
Generaldeklaration  (§  18)  angegebenen  Abschnittedi» 
Bierbereitung  erfolgt  und  zwar  bei  fixierten  Brauern, 
ohne  dass  dies  im  Brauregister  vermerkt  ist,  oder 
wenn  diese  Stoffe  der  Vorschrift  in  §  13  entgegen 
ausserhalb  der  bestimmten  Aufbewahrungsräume  bei 
den  Brauern  vorgefunden  werden. 
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5)  Eine  Lücke  in  den  Strafbestimmungen  findet  sich  endlich 
auch  insofern  vor,  als  die  unrechtmässige  Inanspruchnahme  einer 
Steuervergütung  bei  der  Ausfuhr  von  Bier  nicht  unter  Strafe  gestellt 
ist.  Es  würde  daher  folgende  Vorschrift  in  das  Gesetz  aufzu- 
nehmen sein : 

Wer  es  unternimmt,  eine  Steuervergütung  zu  ge- 
winnen, welche  überhaupt  nicht  oder  nur  für  eine  geringere 
Menge  zu  beanspruchen  war,  hat  eine  dem  Vierfachen 
des  zur  Ungebühr  beanspruchten  Vergütungsbetrages  gleich- 
kommende Geldstrafe  verwirkt. 

Im  Falle  der  Wiederholung  nach  vorhergegangener 
Bestrafung  wird  die  Geldstrafe  auf  das  Achtfache  des  zur 
Ungebühr  beanspruchten  Vergütungsbetrages  erhöht.  Hin- 
sichtlich der  Bestrafung  des  ferneren  Rückfalles  kommt 
die  Bestimmung  im  zweiten  Absätze  des  §  33  zur  An- 
wendung. 

6)  In  Betreff  der  Bestimmungen  über  die  Ordnungsstrafen 
liaben  wir  nur  wenige  Abänderungen  in  Vorschlag  zu  bringen,  welche 
darauf  abzielen,  bei  der  Fixation  und  bei  der  Vermahlungssteuer  eine 
gleich  scharfe  Ahndung  der  Uebertretung  von  Kontrollevorschriften 
wie  bei  der  Einmaischungssteuer  eintreten  zu  lassen.  So  dürfte  die 
im  §  35  unter  Nr.  3  bezw.  Nr.  4  für  den  Fall,  dass  zu  einer  anderen 
Tageszeit  als  der  angemeldeten  (§  16)  eingemaischt  ist  bezw.  die 
zu  einem  Gebräude  gehörige  Biermenge  um  mehr  als  10  Prozent 
von  dem  deklarierten  Bierzuge  (§  16)  abweicht,  ausgesprochene  Ord- 
nungsstrafe von  nicht  unter  15  und  bei  Wiederholungen  von  nicht 
unter  30  Mark  auch  dann  Platz  zu  greifen  haben,  wenn  der  fixierte 
oder  der  der  Vermahlungssteuer  unterworfene  Brauer  zu  einer  an- 
deren Tageszeit  als  der  im  Brau-  bezw.  Notizregister  angegebenen 
einmaischt,  bezw.  wenn  der  Bierzug  um  mehr  als  10  Prozent  von 
dem  in  diesen  Registern  von  ihnen  vermerkten  abweicht. 

Wenn  ferner  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  zur  Ein- 
führung gelangen,  so  müssen  unrechtmässige  Einwirkungen  auf  die- 
selben unter  Strafe  gestellt  werden.  Es  wird  demgemäss  eine  dem 
§  35  des  neuesten  Brausteuergesetzentwurfes  entsprechende  Straf- 
bestimmung zu  erlassen  sein,  welche  dahin  zu  lauten  hat: 

Mit  Geldstrafe  von  50  bis  300  Mark  wird  bestraft, 
wer  ohne  Genehmigung  der  Steuerbehörde  die  Konstruk- 
tion des  an  einer  Privatmalzmühle  angebrachten  Appa- 
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rats,  desgleichen  der  Sicherheitsvorrichtungen  ändert  oder 
wer  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit  die   Sicherheits- 
vorrichtungen   oder    den    Apparat    beschädigt    oder    den 
letzteren   in   seiner  regelmässigen   Thätigkeit   stört,    den 
amtlichen  Verschluss  öffnet  oder  verletzt. 
Eine  besondere  Beachtung  endlich  verdient  auch  noch  der  §  37 
des  Brausteuergesetzes.     Im  ersten  Absätze  wird  bestimmt,   dass  in 
Fällen   realer   Konkurrenz   —   wenn   mit  Zuwiderhandlungen   gegen 
Bestimmungen   des  Brausteuergesetzes  andere  strafbare  Handlungen 
zusammentreffen  oder  mit  der  Defraudation  zugleich  eine  Verletzung 
besonderer  Vorschriften   desselben  verbunden  ist  —  die  allgemeinen 
Vorschriften    des    Strafgesetzbuches   Platz   greifen    sollen.     Hiervon 
macht  der  Absatz  2  eine  Ausnahme  dahin,  dass   im  Falle  mehrerer 
oder   wiederholter   Zuwiderhandlungen    gegen    das   Brausteuergesetz, 
welche   nicht   in  Defraudationen  bestehen,  die  Ordnungsstrafe,  wenn 
die  Zuwiderhandlungen  derselben  Art  sind  und  gleichzeitig  entdeckt 
werden,   gegen  denselben  Thäter  sowie  gegen  mehrere  Thäter  und 
Teilnehmer  nur  in  einmaligem  Betrage  festzusetzen  ist. 

Vergeblich  ist  man  bisher  bemüht  gewesen,  für  diese  auffallende, 
mit  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Strafrechts  im  Widerspruche 
stehende  Anordnung  eine  ausreichende  Erklärung  zu  geben.  Auch 
in  dem  neuesten  Versuche  Bindings  kann  eine  solche  nicht  ge- 
funden werden.  Derselbe  führt  folgendes  aus :  Ganz  dieselbe  Bildung 
des  Verbrechens  findet  sich  mehrfach  in  den  Steuergesetzen,  nur 
dass  die  einzelnen  Akte  das  Merkmal  der  Gewerbmässigkeit  nicht 
an  sich  tragen,  dass  interessanterweise  die  Wiederholung  des  Delikts 
nicht  nur  die  Strafenkumulation,  sondern  auch  die  Strafschärfung 
ausschliesst ,  dass  endlich  der  Gesetzgeber  die  ganze  Reihe  offenbar 
deshalb  nur  mit  einer  Strafe  treffen  will,  weil  ihm  der  eine  Denk- 
zettel ausreicht  ^). 

Binding  übersieht  jedoch  hierbei,  dass  der  Gesetzgeber  einen 


1)  Handbuch  des  Strafrechts,  Bd.  I,  S.  554.  Wenn  Binding  in  der 
Anm.  24  eine  Verschiedenheit  zwischen  den  Bestimmungen  im  Branntweinsteuer- 
gesetze vom  8.  Juli  1868  §  67  al.  3  einerseits,  sowie  zwischen  denjenigen  im 
Brausteuergesetze  und  im  Tabaksteuergesetze  vom  16.  Juli  1879  §  42,  2  anderer- 
seits insofern  finden  will,  als  es  sich  in  den  beiden  letzteren  nur  um  Ord- 
nungsstrafen handle,  so  ist  dies  unrichtig,  denn  auch  die  Kontraventionen  im 
§  67  al.  3  des  Branntweinsteuergesetzes  sind  nur  mit  Ordnungsstrafen  zu 
ahnden. 
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solchen  einmaligen  Denkzettel  nicht  allgemein  beim  Zusammentreffen 
mehrerer  Ordnungswidrigkeiten,  sondern  nur  dann  für  ausreichend 
erachtet,  wenn  dieselben  gleichzeitig  entdeckt  werden.  Diese  Be- 
dingung, an  welche  die  Strafermässigung  geknüpft  wird,  ist  aber 
gerade  dasjenige,  was  in  erster  Linie  unseren  Widerspruch  hervor- 
rufen muss.  Denn  es  lässt  sich  mit  den  Grundsätzen  der  Gerechtig- 
keit schwer  vereinigen,  dass  die  grössere  oder  geringere  Strafbarkeit 
von  einem  ganz  zufälligen  äusseren  Umstände  abhängig  gemacht 
wird,  welcher  mit  der  Strafthat  selbst  gar  nichts  zu  thun  hat.  Von 
zwei  Brauern,  welche  Zuwiderhandlungen  gleicher  Art  in  ihren 
Brauereien  begangen  haben,  wird  der  eine  nur  mit  einer  einfachen, 
der  andere  mit  einer  doppelten  Geldstrafe  belegt,  weil  dieselben  zu- 
fälligerweise bei  jenem  gleichzeitig,  bei  diesem  dagegen  in  einem 
Zwischenraum  von  vielleicht  nur  24  Stunden  zur  Entdeckung  gelangt 
sind.  Diese  verschiedene  Behandlungsweise  zu  rechtfertigen,  wird 
schwerlich  jemand  übernehmen  wollen.  Zu  einem  Verständnis  der 
vorliegenden  Bestimmung  lässt  sich  auch  nur  gelangen,  wenn  man 
auf  den  Ursprung  derselben  zurückgeht :  sie  stammt  aus  dem  älteren 
preussischen  Steuerrechte  und  steht  hier  mit  dem  Institute  der  De- 
nunziantenanteüe  in  engster  Verbindung;  mit  dem  letzteren  hätte  sie 
gleichzeitig  in  Fortfall  kommen  müssen  ^). 

Nach  §  11  des  Regulativs  über  die  Besteuerung  des  inländischen 
Branntweins  vom  1.  Dezember  1820  sollte  nämlich  die  für  eine  un- 
deklarierte  Einmaischung  neben  der  Defraudationsstrafe  eintretende 
Ordnungsstrafe  von  100  Thalern  dem  Entdecker  ganz  zu  teil 
werden^).  In  dem  Erlasse  des  Finanzministers  vom  31.  August  1827 
wurde  ausdrücklich  anerkannt,  dass  diese  Strafe  von  100  Thalem 
ihrem  wesentlichen  Charakter  nach  «nur  eine  Entdeckungsprämie  sei 
und  deshalb  auch  im  Falle  der  Konkurrenz  mehrerer  Teilnehmer 
nur  einmal  gegen  sämtliche  Teilnehmer,  welche  zur  Entrichtung 
derselben  solidarisch  verpflichtet,  festzusetzen  sei  ^).  Dementsprechend 
bestimmte   das  Regulativ  wegen  Erhebung   und  KöntroUierung   der 


^)  Bei  der  Kommissionsberatung  über  das  Brausteuergesetz  wurde  voll- 
kommen zutreffend  der  Antrag  auf  Streichung  des  §  37  al.  2  gestellt;  derselbe 
fand  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  in  demselben  enthaltene  Milderung  keine 
Annahme.     Verhandhmgen  des  Reichstages,  Session  1872,  Bd.  111,  S.  315. 

2)  Schimmelpfennig  a.  a.  0.  S.  233. 

*)  Scholtz,  Verfahren  in  Zoll-  und  Steuerprozessen  S.  41;  cf.  auch  Erlass 
vom  12.  September  1838  bei  Schimmelpfennig  a.  a.  0.  S.  722. 
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Branntweinsteuer  in  den  Kreisen  Erfurt,  Schleusingen  u.  s.  w,  vom 
24.  November  1838,  welches  eine  authentische  Redaktion  der  damals 
in  Preussen  gültigen  Vorschriften  über  die  Branntweinsteuer  enthält, 
in  §  62  folgendes: 

Ist  an  anderen  Tagen,   in  anderen  Räumen  oder  in 
anderen  Grefässen  als  den  im  Betriebsplane  angemeldeten 
eingemaischt,  so  tritt,  es  mag  einer  oder  der  andere  dieser 
Fälle   oder  sie  mögen  vereinigt  stattgefunden  haben,   in 
jedem  Entdeckungsfalle   die  Konfiskation   der  ge- 
brauchten Geräte  und  eine  dem  Entdecker  ganz  zu  teü 
werdende  Greldbusse  von  100  Thalern  ein  ^). 
Diese    müde    strafrechtliche   Behandlung    soll    nach    der    Ver- 
ordnung vom  21.  September  1860,  welche  die  im  §  83  der  Steuer- 
ordnung vom  8.  Februar  1819  und  der  Deklaration  vom  6.  Oktober 
1821  enthaltenen   Vorschriften  über  die   subsidiarische  Vertretungs- 
verbindlichkeit   dritter    Personen    anderweit    regelt,    auch   den   sub- 
sidiarisch Verpflichteten  zu  teil  werden.     Denn   dieselbe   schreibt  in 
§  2  Abs.  2  vor,   dass  im  Falle  mehrerer  oder  wiederholter  Kontra- 
ventionen derselben  Art  bei  gleichzeitiger  Entdeckung  die  Kontra- 
ventionsstrafe,  insbesondere  die  durch  die  Allerhöchste  Kabinettsordre 
vom  10.  Januar  1824  zu  §  5  verhängte  Ordnungstrafe  von  einhundert 
Thalern  gegen  den  subsidiarisch  Verpflichteten   gleichwie  gegen  die 
eigentlichen  Thäter  und  Teilnehmer  nur  in  dem  einmaligen  Betrage 
festzusetzen  ist  ^).     Durch  diese  Schlussbestimmung  fiel  die   frühere 
Beschränkung  auf  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Branntweinsteuer- 
gesetz fort,    da  die  eben  gedachte  Verordnung  sich  auch  auf  solche 
gegen  das  Brau-,  Wein-  und  Tabakssteuergesetz  bezieht.    Im  §  35 
Abs.  2  der  Verordnung   vom  11,  Mai  1867  wegen  Besteuerung  des 
Braumalzes  in  den  Regierungsbezirken  Wiesbaden  und  Kassel  u.  s.  w. 
sowie  des  Gresetzes  vom  4.  Juli  1868  wegen  Besteuerung  des  Brau- 
malzes in  verschiedenen  zum  Norddeutschen  Bunde  gehörigen  Staaten 
und  Gebietsteilen  wird  dann  auch  in  Uebereinstimmung  mit  der  Ver- 
ordnung vom  21.  September  1860  nicht  bloss  bei  den  eigentlichen 
Thätern  und  Teilnehmern,   sondern  auch  bei  den  subsidiarisch  Ver- 
pflichteten  die   Pestsetzung    einer   einmaligen   Ordnungsstrafe   zuge- 
standen. 


*)  Villaume,  Handbuch  der  Zoll-  und  Steuergesetzgebung  S.  232. 
*)  Preussische  Gesetzsammlung  1860,  S.  433. 
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Die  Verordnung  vom  21.  September  1860  hat  somit  eine  für 
einen  speziellen  Fall  gegebene  Vorschrift,  ohne  dass  die  notwendige 
Voraussetzung  für  die  Anwendung  derselben  vorhanden  war,  auch 
auf  andere  Fälle  ausgedehnt.  Denn  nur  die  bei  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Allerhöchste  Kabinettsordre  vom  10.  Januar  1824  ein- 
tretende Geldstrafe  charakterisiert  sich  als  eine  Entdeckungsprämie; 
es  war  daher  nicht  zutreffend,  auch  bei  Begehung  anderer  Ordnungs- 
widrigkeiten die  ausnahmsweise  Festsetzung  einer  einmaligen  Strafe 
von  der  Bedingung  abhängig  zu  machen,  dass  dieselben  gleichzeitig 
zur  Entdeckung  gelangt  seien.  Die  frühere  Bedeutung  hat  aber  die 
Bestimmung  jetzt,  wo  Entdeckungsprämien  oder  sog.  Denunzianten- 
anteile überhaupt  nicht  mehr  gewährt  werden,  verloren.  Wollte  der 
Gesetzgeber  beim  Zusammentreffen  mehrerer  Ordnungswidrigkeiten 
derselben  Art  auch  noch  ferner  Milde  walten  lassen,  so  musste 
wenigstens  das  Erfordernis  der  gleichzeitigen  Entdeckung,  welches 
aus  veralteten  Zuständen  hervorgegangen  ist,  in  Fortfall  kommen. 


Wir  hegen  die  Ueberzeugung,  dass  wenn  eine  Reform  der  be- 
stehenden Brausteuergesetzgebung  nach  Massgabe  der  vorstehenden 
Vorschläge  zur  Ausführung  gelangt,  allen  Bedürfnissen  der  Verwaltung 
wie  der  Steuerpflichtigen  vollauf  Rechnung  getragen  wird. 


3.  Der  Reichsbrausteuergesetzentwurf  yom  Jahre  1881 1). 

A.  Die  Erhebung  der  Brausteuer. 

Den  Gegenstand  der  Besteuerung  bildet  das  zur  Bier-  und 
Essigbereitung  bestimmte  Malz ;  die  Verwendung  von  Malzsurrogaten 
ist  verboten.  Die  Steuerpflicht  tritt  ein,  sobald  das  Malz  zur  Ver- 
mahlung in  die  Mühlenräume  gebracht  oder  gebrochen  in  die  Staaten 
der  Steuergemeinschaft  eingeführt  wird.  Die  Menge  desselben  wird 
bei  Mühlen  mit  mechanischen  Messapparaten  durch  die  Anzeige  der 
letzteren,  sonst  aber  durch  die  Müller  mittelst  geeichter  Masse  fest- 
gestellt. Die  Steuer,  welche  4  M.  vom  Hektoliter  ungebrochenen 
Malzes  beträgt,  ist  für  jeden  Monat  mit  Beginn  des  nächstfolgenden 
fällig;   wird   der  Zahlungstermin   nicht   pünktlich   inne  gehalten,    so 

^)  Verhandlungen  des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  285  S. 
Aktenst.  Nr.  58. 
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kann  die  Vorausbezahlung  oder  Sicherstellung  der  Steuer  verlangt 
werden;  eine  Kreditierung  ist  nach  Massgabe  der  vom  Bundesrate 
zu  erlassenden  besonderen  Bestimmungen  zulässig. 

B.  SteuerkontroUen. 

Malz  darf  nur  auf  öffentlichen,  nicht  transportablen  Mühlen  und 
auf  Privatmalzmülilen ,  welche  mit  genehmigten  Messapparaten  ver- 
sehen sind,  gebrochen  werden.  Branntweinbrennern  ist  die  Benutzung 
von  Privatmalzmühlen  ohne  Messapparat  gestattet ;  die  Genehmigung 
hierzu  kann  aber  von  der  Steuerbehörde  versagt  oder  entzogen 
werden,  wenn  der  Brennereiinhaber,  sein  Stellvertreter  oder  Gewerbs- 
gehilfe wegen  besonders  schwerer  Zuwiderhandlungen  gegen  das 
Brausteuergesetz  bestraft  ist.  Das  Malzbrechen  ist  in  der  Regel  auf 
den  Bedarf  der  Brennerei  beschränkt  und  darf  erst  beginnen,  wenn 
die  Genehmigung  zum  Besitze  der  Privatmalzmühle  erteilt  ist.  Der 
Aufstellungsort  der  Mühle,  sowie  jeder  Wechsel  desselben  muss  der 
Steuerstelle  angezeigt  werden.  Auch  für  andere  Fälle  steuerfreien 
Malzbruches  kann  die  Benutzung  von  Privatmalzmühlen  ohne  Mess- 
apparat unter  geeigneter  Kontrolle  stattfinden. 

Jeder  Inhaber  eines  zum  Malzbrechen  geeigneten  Werkzeuges 
—  mit  Ausnahme  der  Fabrikanten  und  Händler,  sowie  der  Besitzer 
öffentlicher  Mühlen  —  hat  binnen  8  Tagen  von  dem  Besitz,  dem 
Erwerb  oder  Verlust  der  Hebestelle  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 
Für  Mühlen,  welche  nicht  zum  Malzbrechen  verwendet  werden  dürfen, 
ist  der  Aufstellungsraum,  sowie  dessen  beabsichtigter  Wechsel  gleich- 
falls anzumelden.  Es  können  besondere  Kontrollen  für  die  Benutzung 
dieser  Mühlen  angeordnet,  auch  die  Veräusserung  derselben  vor- 
geschrieben werden,  wenn  sie  zum  Malzbrechen  benutzt  sind  oder 
die  Besitzer  Bier,  bezw.  Essig  bereiten.  Die  Inhaber  transportabler 
öffentlicher  Mühlen  haben  von  der  jedesmaligen  Eröffnung  des  Be- 
triebes 3  Tage  vorher  der  Hebestelle  schriftliche  Anzeige  zu  machen. 

Alle  Bier-  und  Essigbrauer,  deren  jährlicher  Malzverbrauch 
500  hl  übersteigt,  sind  verpflichtet,  eine  Privatmalzmühle  mit  Mess- 
apparat zu  halten.  Verzögern  sie  die  Anschaffung,  so  können  sie  von 
der  Benutzung  öffentlicher  Mühlen  durch  Versagung  des  Mahlscheins 
ausgeschlossen  werden.  Mehreren  Brauern  ist  der  Besitz  einer  ge- 
meinsamen Privatmalzmühle  mit  Messapparat  gestattet. 

Die  Steuerbehörde  hat  den  Aufstellungsort  der  Mühle  zu  ge- 
nehmigen,   den  Messapparat  unter  amtlichen  Verschluss   zu  nehmen 
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und  erforderlichenfalls  die  Anbringung  besonderer  Sicherheitsvor- 
richtungen  an  der  Mühle  vorzuschreiben.  Auf  der  letzteren  muss  in 
der  Regel  der  ganze  Malzbedarf  gebrochen  werden;  eine  Benutzung 
der  Mühle  durch  andere  oder  das  Ablassen  gebrochenen  Malzes  an 
andere  bedürfen  der  steueramtlichen  Grenehmigung. 

Von  Beschädigungen  der  Privatmalzmühle  oder  des  Messapparats, 
von  Unregelmässigkeiten  in  der  Thätigkeit  des  letzteren,  sowie  von 
einer  Verletzung  des  amtlichen  Verschlusses  ist  spätestens  innerhalb 
24  Stunden  Anzeige  zu  erstatten.  Die  Steuerbehörde  hat  den  schad- 
haften oder  unzuverlässigen  Messapparat  ausser  Betrieb  zu  setzen 
und  kann  die  einstweilige  Benutzung  der  Privatmalzmühle  ohne  den- 
selben unter  sichernder  Kontrolle  gestatten.  Jeder  Malzbruch  ist 
von  dem  Brauer  oder  seinem  bevollmächtigten  Vertreter  sofort  in 
ein  Mühlenregister  eigenhändig  einzutragen,  welches  monatlich  ab- 
geschlossen und  der  Hebestelle  eingereicht  wird. 

Zum  Malzbrechen  für  steuerfreie  Zwecke  kann  die  Benutzung 
von  Malzmühlen  mit  Messapparaten  gestattet  werden. 

Soll  auf  einer  öffentlichen  Mühle  Malzbruch  betrieben  werden, 
so  ist  davon  8  Tage  vorher  der  Hebestelle  Anzeige  zu  machen.  Der 
Verwendung  eines  genehmigten  Messapparates  bedarf  es,  wenn  der 
"Müller  sein  eigenes  Braumalz  auf  der  Mühle  brechen  will,  oder  inner- 
halb einer  Entfernung  von  15  km  von  derselben  Brauerei  betreibt, 
oder  endlich,  wenn  die  Mahlgänge  mit  Cylinderwalzen  versehen  sind. 
Vor  jedem  Malzbruche  ist  ein  Erlaubnisschein  zu  lösen  und  zu  diesem 
Behufe  der  Eigentümer,  die  beabsichtigte  Verwendung,  Art  und 
Menge  des  Malzes,  sowie  der  Tag  des  Malzbruches  und  die  Mühle 
anzugeben.  Aenderungen  des  Mahlscheins  bedürfen  der  Grenehmigung 
der  Hebestelle;  zur  Verlängerung  der  Grültigkeitsfrist  können  auch 
andere  Behörden  ermächtigt  und  die  Ausfertigungen  von  Mahl- 
scheinen über  solches  Malz,  welches  zu  steuerfreien  Zwecken  oder 
zur  Ausfuhr  bestimmt  ist,  Ortsbehörden  [oder  Privatpersonen  über- 
tragen werden. 

Der  Transport  von  Malz,  welcher  auf  einmal  und  ohne  Unter- 
brechung stattfinden  muss,  darf  ebenso  wie  die  Vermessung  und  das 
Brechen  desselben  nur  an  dem  in  dem  Mahlscheine  angegebenen 
Tage,  und  zwar  von  morgens  6  Uhr  bis  abends  8  Uhr  erfolgen. 

Ohne  Mahlschein  darf  kein  Malz  in  die  Mühlenräume  aufge- 
nommen werden.  Nach  der  Aufnahme  ist  dasselbe  sofort  mittelst 
geeichter   Masse,   soweit   die  Mühle   nicht  mit  einem   Messapparate 
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versehen  ist,  zu  vermessen  und  das  Ergebnis  auf  dem  Mahlschein 
und  im  Mühlenregister  einzutragen.  Letzteres  ist  monatlich  abzu- 
schliessen  und  nebst  den  Mahlscheinen  der  Hebestelle  einzureichen. 
Ein  bei  der  Vermessung  vorgefundenes  Uebermass  bleibt  straffrei, 
wenn  dasselbe  nicht  mehr  als  8  Prozent  beträgt. 

Die  Inhaber  aller  neu  entstehenden  oder  neu  in  Betrieb  treten- 
der gewerblichen  Bier-  und  Essigbrauereien  haben  von  der  beabsich- 
tigten Betriebseröffnung  8  Tage  vorher  der  Hebestelle  Anzeige  zu 
machen.  Die  gewerblichen  Bierbrauer  haben  ferner  über  die  Brauakte 
eine  Anschreibung  zu  führen  und  darin  vor  Beginn  der  Einmaischung 
den  Tag  und  die  Stunde  der  letzteren,  sowie  die  Art  und  Menge  des  zu 
verwendenden  Malzes  einzutragen.  Bei  gemeinschaftlichem  Betriebe 
von  Brauerei  und  Brennerei  ordnet  die  Steuerbehörde  die  zur  Siche- 
rung der  Brausteuer  erforderlichen  Kontrollen  an. 

C.  Revlsionsbefugnisse  der  Beamten. 

Der  steuerlichen  Kontrolle  unterliegen  sämtliche  öffentliche 
Mühlen  einschliesslich  der  transportabelen,  die  Aufstellungsräume  der 
Privatmalzmühlen,  die  Bier-  und  Essigbrauereien,  sowie  die  Betriebs- 
stätten mit  steuerfreiem  Malzverbrauche,  insbesondere  die  Brennereien. 
Die  letzteren,  sowie  die  öffentlichen  Mühlen  und  Brauereien  können 
von  den  Beamten  zu  jeder  Zeit,  die  übrigen  Räumlichkeiten  von 
morgens  6  bis  abends  9  Uhr  [zum  Zwecke  der  [Revision  [besucht 
werden.  Auch  ausserhalb  dieser  Zeit  kann  solches  geschehen,  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  ist;  in  allen  anderen  Fällen  jedoch  nur  unter 
Beobachtung  der  für  die  Vornahme  von  Haussuchungen  vorgeschrie- 
benen Formen. 

Die  Gewerbtreibenden,  deren  Stellvertreter  und  Gehilfen  müssen 
den  Beamten  die  zur  Ausführung  der  Revisionen  erforderlichen  Hilfs- 
dienste leisten.  Die  Brauer  haben  den  Oberbeamten  [die  über  den 
Bezug  ungebrochenen  Malzes,  sowie  den  Absatz  und  Preis  der 
Fabrikate  geführten  Bücher  zur  Einsicht  vorzulegen. 

D.  Stenerstrafen. 

•  Einer  Defraudation  macht  sich  schuldig,  wer  es  unternimmt, 
die  Brausteuer  zu  hinterziehen.  Das  Vorhandensein  einer  solchen 
wird  insbesondere  dann  angenommen,  wenn  Malz  in  eine  öffentliche 
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Mühle  ohne  den  vorgeschriebenen  Mahlschein  eingebracht  oder  über- 
nommen wird,  wenn  das  eingebrachte  Malz  das  im  Mahlschein  an- 
gegebene Mass  um  mehr  als  12  Prozent  übersteigt,  wenn  die  Ver- 
messung des  Malzes  unterlassen  oder  zu  niedriges  Mass  eingetragen 
oder  attestiert  wird ;  wenn  unerlaubterweise  zugelassen  wird,  dass  ein 
anderer  auf  der  Privatmalzmühle  eines  Branntweinbrenners  Malz 
bricht ;  wenn  jemand  auf  einer  zum  Malzbrechen  nicht  zugelassenen 
Mühle  Malz  bricht  oder  steuerfrei  gebrochenes  Malz  unerlaubterweise 
an  einen  anderen  ablässt. 

Die  Strafe  der  Defraudation  besteht  in  einer  dem  vierfachen 
Betrage  der  vorenthaltenen  Abgabe  gleichkommenden  Geldstrafe  von 
mindestens  50  M.  Kann  der  Betrag  der  vorenthaltenen  Abgabe  nicht 
festgestellt  werden,  so  tritt  eine  Geldstrafe  von  50  bis  3000  M.  ein. 
Führt  der  Beschuldigte  den  Nachweis,  dass  er  eine  Defraudation 
nicht  habe  verüben  können,  oder  dass  eine  solche  nicht  beabsichtigt 
gewesen  sei,  so  tritt  nur  eine  Ordnungsstrafe  ein. 

Die  Verwendung  von  Malzsurrogaten  zur  Bierbereitung  wird 
ausser  der  Einziehung  derselben  mit  einer  Geldstrafe  von  50  bis 
1000  M.  geahndet. 

Wer  es  unternimmt,  eine  Steuervergütung  unrechtmässigerweise 
zu  gewinnen,  hat  eine  dem  Vierfachen  des  zur  Ungebühr  beanspruch- 
ten Vergütungsbetrages  gleichkommende  Geldstrafe  verwirkt. 

In  allen  vorstehenden  Fällen  tritt  bei  einer  Wiederholung  nach 
vorhergegangener  Bestrafung  eine  Verdoppelung  der  Geldstrafe,  bei 
jedem  ferneren  Rückfalle  aber  eine  Gefängnisstrafe  bis  zu  2  Jahren 
ein.  An  Stelle  der  letzteren  kann  nach  richterlichem  Ermessen  auch 
auf  Haft  oder  auf  Geldstrafe,  jedoch  nicht  unter  dem  Doppelten  des 
für  den  ersten  Rückfall  bestimmten  niedrigsten  Strafmasses  erkannt 
werden.  Die  Rückfallsstrafe  ist  ausgeschlossen,  wenn  seit  der  Ver- 
büssung  oder  dem  Erlasse  der  letzten  Strafe  bis  zur  Begehung  der 
neuen  Zuwiderhandlung  3  Jahre  verflossen  sind. 

Mit  einer  Ordnungsstrafe  von  50  bis  3000  M.  wird  belegt, 
wer  widerrechtlich  die  Konstruktion  des  Messapparates  oder  der 
Sicherheitsvorrichtungen  ändert,  oder  wer  vorsätzlich  oder  fahrlässig 
die  Sicherheitsvorrichtungen  oder  den  Apparat  beschädigt,  oder  den 
letzteren  in  seiner  regelmässigen  Thätigkeit  stört,  den  amtlichen 
Verschluss  öffnet  oder  verletzt.  Alle  übrigen  Zuwiderhandlungen 
gegen  das  Gesetz  und  die  dazu  erlassenen  Verwaltungsvorschriften 
unterliegen  einer  Ordnungsstrafe  bis  zu  150  M.,  welche  in  einzelnen 
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besonders  wichtigen  Fällen  nicht  unter  30  M.  betragen  soll  und  bis 
auf  300  M.  erhöht  werden  kann.  Wegen  mehrerer  oder  wiederholter 
Ordnungswidrigkeiten  derselben  Art  soll,  wenn  sie  gleichzeitig  ent- 
deckt werden,  die  Strafe  gegen  denselben  Thäter,  sowie  gegen  mehrere 
Teilnehmer  zusammen  nur  im  einmaligen  Betrage  festgesetzt  werden. 

Die  Strafverfolgung  der  Biersteuerdefraudationen,  der  unrecht- 
mässigen Gewinnung  einer  Steuervergütung,  der  verbotswidrigen 
Verwendung  von  Malzsurrogaten  und  der  unerlaubten  Einwirkung  auf 
den  Messapparat,  sowie  auf  die  Sicherheitsvorrichtungen  verjährt  in 
drei,    die  Strafverfolgung  aller  übrigen  Strafthaten  in   einem  Jahre. 

Müller,  Besitzer  von  Privatmalzmühlen,  Bier-  und  Essigbrauer 
haben  für  ihre  Verwalter,  Gewerbsgehilfen,  Dienstleute  und  Haus- 
genossen rücksichtlich  der  von  denselben  verwirkten  Geldstrafen  und 
Prozesskosten  zu  haften,  falls  sie  nicht  den  Nachweis  führen,  dass 
die  strafbare  Handlung  oder  Unterlassung  gegen  ihr  besonderes  Ver- 
bot oder  ihren  besonderen  Auftrag  erfolgt  ist. 


4.  Kritik  des  Reichsbrausteuergesetzentwurfes. 

Wie  bereits  aus  unseren  bisherigen  Erörterungen  erhellt,  sind 
wir  mit  der  obligatorischen  Einführung  der  Vermahlungssteuer  insofern 
einverstanden,  als  die  Anwendung  dieses  Steuermodus  auf  alle  die- 
jenigen grösseren  Brauereien  beschränkt  bleibt,  welche  zur  Anschaffung 
von  Privatmalzmühlen  mit  mechanischen  Messapparaten  verpflichtet 
sind.  Dagegen  müssen  wir  uns  gegen  die  weitere  Ausdehnung  der 
Vermahlungssteuer,  insbesondere  aber  auch  gegen  die  Verlegung  des 
Schwerpunkts  der  Kontrollen  in  die  Mühlen  und  die  Betriebe  mit 
steuerfreuem  Malzverbrauche  aussprechen,  weil  durch  beide  Mass- 
regeln finanzielle  wie  gewerbliche  Interessen  schwer  gefährdet  werden, 
eine  Verbesserung  der  bestehenden  Verhältnisse  aber  in  keiner  Weise 
herbeizuführen  ist. 

Zunächst  würden,  wenn  der  Gesetzentwurf  in  Kraft  träte,  die 
Erhebungskosten  eine  bedeutende  Steigerung  erfahren  müssen. 

Die  steuerlichen  Kontrollen  haben  sich  in  Zukunft  hauptsächlich 
auf  die  Mühlen  und  die  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche 
zu  erstrecken,  doch  muss  daneben  auch  eine  Ueberwachung  der 
Brauereien  stattfinden,  damit  nicht  unversteuertes  Malzschrot  oder 
Malzsurrogate  zur  Verwendung  gelangen.  So  wird  speziell  von  Württem- 
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berg  berichtet,  dass  daselbst  die  Kontrolle  der  Brauereien  sich  nicht 
bloss  auf  die  Menge,  sondern  auch  auf  den  Malzgehalt  des  gezogenen 
Bieres  bezieht,  weshalb  Biersudaufnahmen  vermittelst  des  Saccharo- 
meters  sowohl  im  Kessel  und  auf  den  Kühlschiffen  wie  in  den  Gär- 
geschirren erfolgen.  Ist  begründeter  Verdacht  vorhanden,  dass  seitens 
eines  Brauers  unversteuerte  Surrogate  zur  Verwendung  gelangen,  so 
greift  die  Steuerverwaltung  zu  dem  Mittel  der  Haussuchung  oder  der 
Beschlagnahme  der  Geschäftsbücher  des  Brauers  oder  Handelsmannes, 
von  welchem  angenommen  wird,  dass  er  Surrogate  an  Brauer  liefert  ^). 
In  ähnlicher  Weise  wird  auch  in  Bayern  ein  besonderes  Gewicht 
darauf  gelegt,  dass  die  Aufsichtsbeamten  vermittelst  des  Saccharo- 
meters  oder  Aräometers  den  Extraktgehalt  des  Bieres  auf  den  Kühl- 
schiffen feststellen,  um  beurteilen  zu  können,  ob  es  möglich  gewesen 
ist,  ein  Bier  von  der  vorgefundenen  Beschaffenheit  und  Menge  aus 
dem  polettierten  Malze  herzustellen  ^).  Man  wird  daher  der  Ansicht 
von  Boccius  beitreten  können,  dass  die  Revision  der  Brauereien 
künftighin  mindestens  in  demselben  Umfange  erfolgen  muss,  wie 
dies  zur  Zeit  bei  den  fixierten  Brauereien  geschieht^).  Die  Thätigkeit 
der  Beamten  würde  daher  bei  denjenigen  Brauereien,  welche  jetzt 
diesem  Steuermodus  unterliegen,  eine  Aenderung  nicht  erfahren.  Ihre 
Zahl  belief  sich  im  Jahre  1885/86  auf  G067  (5173  gewerbliche  und 
894  nicht  gewerbliche).  Dagegen  könnte  eine  Verminderung  des  Auf- 
sichtsdienstes  bezüglich  derjenigen  Brauereien,  in  welchen  —  4141 
gewerblichen  und  145  nicht  gewerblichen  —  jetzt  die  Einmaischungs- 
steuer  sowie  die  Vermahlungssteuer  Anwendung  finden,  eintreten. 
Die  Beamtenkräfte,  welche  auf  diese  Weise  frei  werden,  reichen  aber 
unzweifelhaft  nicht  aus,  um  die  notwendigen  Kontrollen  über  die  zur 
Zeit  steuerfreien  Haustrunkbrauereien,  insbesondere  aber  die  öffent- 
lichen und  Privatmühlen  sowie  die  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malz- 
verbrauche zur  Ausführung  zu  bringen. 

Die  Zahl  der  Haustrunkbrauereien  betrug  im  Jahre  1885/86 
37,022.  Durch  die  Beseitigung  der  Steuerfreiheit  wird  sicherlich 
eine  bedeutende  Verminderung  dieser  Brauereien  herbeigeführt  werden, 
doch  lässt  sich  immerhin  annehmen,  dass  mindestens  die  Hälfte  der- 


^)  Bericht  des  Finanzassessors  Sahm  über  die  Bierbesteuerung  in  Württem- 
berg in  diesem  Archiv,  I.  Jahrgang,  S.  855. 

^)  cf.  Scheidemandel,  Leitfaden  zum  Vollzuge  der  Instruktion  über 
die  Geschäftsführung  der  Aufschlageinnehmereien,  S.  312. 

^)  Hirths  Annalen  a.  a.  0.,  S.  72. 
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selben  bestehen  bleibt.  Zahlreiche  Beamte  sind  aber  erforderlich, 
um  18  bis  19,000  derartige  Brauereien,  wenn  auch  nur  in  ober- 
flächlichster Weise  zu  überwachen. 

Nach  den  Motiven  haben  im  Jahre  1879/80  von  den  im  Betriebe 
befindlichen  10,460  gewerblichen  Brauereien  2792  einen  Malzverbrauch 
von  mehr  als  25,000  kg  gehabt  und  würden  deshalb  zur  Anschafiung 
von  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  verpflichtet  gewesen  sein. 
vVoUte  man  auch  annehmen,  dass  ihre  Zahl  infolge  freiwilliger  An- 
schaffung derartiger  Apparate  auf  3000  sich  erhöhte,  so  würden 
öffentliche  Mühlen  zum  Malzbruche  immer  noch  von  7460  gewerb- 
lichen, 1187  nicht  gewerblichen  und  18  bis  19,000  Haustrunkbraue- 
reien zu  benutzen  gewesen  sein.  Da  aber  alle  diese  kleinen  Brauereien 
meistenteils  auf  den  Dörfern  zerstreut  liegen,  so  wird  es  nicht  häufig 
vorkommen,  dass  eine  Mühle  von  mehreren  Brauern  gemeinschaftlich 
benutzt  wird.  Wir  glauben  daher  nicht  zu  hoch  zu  greifen,  wenn 
wir  die  Zahl  der  Mühlen,  auf  welchen  künftighin  Malz  gebrochen 
wird,  auf  10,000  veranschlagen  ^). 

lieber  die  Art  und  Weise,  wie  die  Kontrolle  über  diese  Mühlen 
zu  handhaben  ist,  können  uns  die  in  Bayern  geltenden  Bestimmungen 
den  besten  Aufschluss  geben.  Hier  aber  ist  den  Organen  der  Auf- 
schlagsverwaltung zur  Pflicht  gemacht,  den  Malzmessungen  in  den 
Mühlen  öfter  anzuwohnen,  ohne  ihre  Gegenwart  hierbei  jedoch  gerade 
zur  Regel  zu  machen,  ferner  zeitweise  Nachmessungen  des  in  den 
Mühlen  vorgefundenen  gebrochenen  wie  ungebrochenen  Malzes  zu 
veranlassen,  insbesondere  auch  häufige  unvermutete  Visitationen  in 
den  Mühlen  bei  Tag  wie  bei  Nacht  vorzunehmen,  überhaupt  den 
Visitationsdienst  derartig  einzurichten,  dass  sich  die  Beteiligten  zu 
keiner  Zeit  gegen  Kontrolle  sicher  fühlen  dürfen,  damit  in  der  Art 
und  Weise,  wie  die  Nachschau  gepflogen  werde,  an  sich  schon  eine 
Gewähr   gegen  vorkommende  Gesetzesübertretungen  liege '^).     Dieses 


*)  In  Bayern  bestanden  im  Jahre  1885  1731  Partikularmalzmühlen  mit 
Messapparaten  und  waren  5369  Brauereien  im  Betrieb.  Mithin  sind  von  circa 
3600  Brauereien  öffentliche  Mühlen  zum  Malzbrauch  benutzt.  Die  Zahl  der 
letzteren  belief  sich  auf  1740,  so  dass  durchschnittlich  auf  je. eine  Mühle  zvrei 
Brauereien  entfallen.  Dieses  Verhältnis  wird  sich  in  den  Staaten  der  Steuerge- 
meinschaft viel  ungünstiger  gestalten,  da  hier  die  Brauereien  eine  viel  zer- 
streutere Lage  wie  in  Bayern  haben. 

^)  §  56  der  Instruktion  zum  Vollzuge  des  Malzaufschlagsgesetzes  May, 
a.  a.  0.,  2.  Aufl.,  S.  401. 
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auf  Grund  langjähriger  Erfahrungen  für  notwendig  erachtete  Mass 
der  steuerlichen  Kontrolle  zu  vermindern,  würde  jedenfalls  sehr  be- 
denklich sein  und  könnte  leicht  zu  grossen  fiskalischen  Nachteilen 
führen.  Um  aber  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  die  Revision 
der  Mühlen  in  dem  eben  angegebenen  Umfange  durchzuführen,  müsste 
ein  ausserordentlich  grosses  Beamtenpersonal  gehalten  werden.  Denn 
es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  die  öffentlichen  Mühlen  hauptsächlich 
von  den  kleinen,  weit  entlegenen  Brauereien  zum  Malzbruche  benutzt 
werden ;  wie  aber  jetzt  die  Verwaltung  nicht  imstande  ist,  die  ordent- 
lichen Erhebungsformen  auf  dieselben  zur  Anwendung  zu  bringen, 
weil  dies  mit  zu  bedeutenden  Kosten  verknüpft  ist,  so  wird  sie  noch 
weniger  eine  wirksame  Kontrolle  über  die  von  ihnen  benutzten 
Mühlen  ausüben  können,  da  letztere  vielfach  noch  weiter  wie  die 
Brauereien  von  den  Stationsorten  der  Beamten  entfernt  sind.  Es  be- 
steht in  dieser  Beziehung  ein  sehr  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  einerseits,  Bayern  und  Württem- 
berg andererseits.  Denn  eine  aktive  —  gewerbliche  und  nicht  ge- 
werbliche —  Brauerei  entfällt  durchschnittlich  dort  erst  auf  40  qkm, 
in  Bayern  aber  schon  auf  11,  in  Württemberg  sogar  auf  3  qkm. 
Privatbrauereien  befinden  sich,  wie  Riecke  berichtet,  im  letzteren 
Staate  nur  in  einzelnen  Landestheilen ,  dann  aber  je  in  grösserer 
Menge  beisammen ;  die  eigentlichen  Brauereien  verteilen  sich  dagegen 
über  das  ganze  Land.  Grössere  Entfernungen  der  Brauereien  von 
einer  Steuerstelle,  wie  sie  in  Norddeutschland  vorkommen,  sind  in 
Württemberg  gar  nicht  denkbar^).  Hieraus  ergibt  sich  gleichzeitig, 
dass  auch  die  Kontrolle  der  malzbrechenden  Mühlen  in  Norddeutsch- 
land ganz  anderen  Schwierigkeiten  wie  in  Süddeutschland  begegnen 
muss;    ob   die   Verwaltung   dieselben  zu  überwinden   imstande    sein 


^)  Statistische  Ergebnisse  der  Verwaltung  der  Wirtschaftsabgaben  in 
Württemberg.  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  1871 
S.  165.  Wenn  Schall  —  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Oekonomie, 
II.  Bd.,  S.  344,  1.  Aufl.  —  die  Vermahlungssteuer  um  deshalb  befürwortet,  weil 
die  Mühlen  Vorrichtungen  sind ,  welche  nicht  in  jedermanns  Gebrauch  sich  be- 
finden, und  daher  verhältnismässig  leichter  überwacht  werden  können  und  weil 
durch  diese  Erhebungsform  auch  die  Besteuerung  der  Bierbereitung  für  den 
Hausbedarf  erleichtert  werde,  während  die  Maischsteuer  auf  die  Bierbereitung 
zum  eigenen  Gebrauche  in  kleinen  Mengen  und  ohne  regelmässigen  Betrieb 
in  ländlichen  Haushaltungen  wegen  der  schwierigeren  Kontrolle  nweniger  leicht 
anwendbar  sei,  so  mag  dies  wohl  für  Süddeutschland  zutreffen,  kann  indes  für 
Norddeutschland  nicht  als  richtig  anerkannt  werden. 
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wird,  erscheint  uns  sehr  zweifelhaft,  zumal  wenn  man  erwägt,  dass 
dieselbe  noch  die  weitere  Aufgabe  zu  lösen  hat,  sämtliche  nicht 
malzbrechenden  öffentlichen  Mühlen,  sowie  alle  zum  Malzbrechen  über- 
haupt geeigneten  Mühlenwerke  und  endlich  die  Betriebe  mit  steuer- 
freiem Malzverbrauche  einer  steuerlichen  Kontrolle  zu  unterwerfen, 
damit  Malz  nicht  heimlich  gebrochen  oder  steuerfrei  gebrochenes 
zur  Bierbereitung  abgelassen  wird. 

Die  Zahl  der  öffentlichen  Mühlen  stellt  sich  im  Bereiche  der 
Steuergemeinschaft  auf  ca.  43,000  ^).  Von  diesen  werden  nach  unserer 
obigen  Annahme  ca.  10,000  mit  Malzbrechen  sich  beschäftigen,  so 
dass  noch  ca.  33,000  einer  allgemeinen  steuerlichen  Aufsicht  zu  unter- 
stellen sind.  Die  stattgehabten  Ermittelungen  haben  ausserdem  er- 
geben, dass  130  bis  140,000  sogenannte  Futterschrot-  und  Haus- 
mühlen vorhanden  sind  ^).  Die  Motive  nehmen  an,  dass  unter  diesen 
viele  sich  befinden,  mittelst  welcher  Malz  überhaupt  nicht  oder 
mindestens  nicht  zur  Bierbereitung  oder  doch  nur  mit  unverhältnis- 
mässigem Aufwände  von  Zeit  und  Arbeitskraft  gebrochen  werden 
kann,  sowie  dass  ein  Missbrauch  der  tauglichen  Mühlen  wenig  zu 
befürchten  steht,  da  ein  derartiger  Betrieb  bei  Beschränkung  auf 
geringe  Malzmengen  nicht  lohne,  sonst  aber  leicht  der  Entdeckung 
ausgesetzt  sei.  Wenn  man  nun  auch  die  Zahl  der  zum  Malzbruche 
unbrauchbaren  Mühlen  auf  30  bis  40,000  veranschlagen  wollte,  so 
blieben  immer  noch  100,000  übrig,  über  welche  die  Verwaltung  eine 
Kontrolle  zu  führen  hätte.  Zu  berücksichtigen  ist,  dass  Zeit  und 
Arbeitskraft  bei  dem  kleinen  Brauer  nicht  hoch  im  Preise  zu  stehen 
pflegen  und  deshalb  die  Neigung  bei  ihm  immer  vorhanden  sein 
wird,  den  Malzbruch  heimlich  auf  einer  Privatmühle,  wenn  auch 
unter  grosser  Anstrengung  zu  bewirken,  sobald  er  die  Steuer,  den 
Mahllohn  und  die  Transportkosten  zur  und  von  der  Mühle  sparen 
kann.  Ausserdem  wird  ihn  die  Not  hierzu  zwingen,  sobald  die  nächst- 
gelegene öffentliche  Mühle  infolge  zufälliger  Umstände  —  Reparatur, 
Windstille,  Wassermangel  u.  s.  w.  —  nicht  im  Betriebe  ist  und  er  auf 
einer  anderen  das  Malz  zum  nächsten  Brauakte  rechtzeitig  nicht  mehr 
brechen  lassen  kann.    Die  Furcht  vor  Entdeckung  wirkt  aber  nur  dann 


^)  Im  Deutschen  Reiche  sind  58,079  öifentliche  Getreide-,  Mahl-  und  Schäl- 
mühlen gezählt  worden.  Statistik  des  Deutschen  Eeichs ,  neue  Folge,  Bd.  VII, 
1.  Abschn.,  2.  Hälfte  I,  446. 

2)  Verhandlungen  des  Reichstages,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  297,  Akten- 
stück Nr.  58. 
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abschreckend,  wenn  die  Gewerbetreibenden  jeden  Augenblick  besorgen 
müssen,  von  den  Aufsichtsbeamten  bei  Ausführung  fraudulöser  Hand- 
lungen überrascht  zu  werden.  Sollte  aber  die  Mühlenkontrolle  in 
einer  so  nachdrücklichen  Weise  gehandhabt  werden,  dann  müsste 
der  Steuerverwaltung  ein  ganzes  Heer  von  Beamten  zur  Verfügung 
stehen. 

Die  Anhänger  der  Vermahlungssteuer  erkennen  auch  offen  an, 
dass  es  bei  dem  grossen  Bestände  von  Mühlen  völlig  unausführbar 
ist,  eine  jede  einzelne  derselben  etwa  im  Laufe  des  Monats  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Revisionen  zu  unterwerfen  ^).  Unter  solchen 
Umständen  erscheint  es  aber  zweifelhaft,  ob  der  Mühlenkontrolle 
überhaupt  ein  praktischer  Wert  beizumessen  ist.  Die  Ausführung 
derselben  wird  aber  stets,  auch  wenn  sie  in  noch  so  engen  Grenzen 
erfolgt,  sehr  bedeutende  Aufsichtskräfte  beanspruchen. 

In  Süddeutschland  liegen  die  Verhältnisse  für  die  Steuerver- 
waltung ungleich  günstiger.  In  Württemberg  bestehen  2026  öffent- 
liche Mühlen  und  7352  Brauereien,  in  Bayern  9493  Mühlen  und 
6987  Brauereien,  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  dagegen 
43,000  Mühlen  und  10,365  Brauereien. 

Landwirtschaftliche  Futterschrotmühlen  zählte  Bayern  diesseits 
des  Rheins  am  Schlüsse  des  Jahres  1867  153,  Hausmühlen  190. 
Trotz  dieser  verhältnismässig  sehr  geringen  Zahl  öffentlicher  und 
Privatmühlen  erkannte  man  es  doch  schon  als  eine  schwierige  Auf- 
gabe für  die  Verwaltung  an,  dieselben  ordnungsmässig  zu  kontrol- 
heren^).  Nachdem  das  Gesetz  vom  16.  Mai  1868  die  Benutzung 
der  Futterschrotmühlen  unter  Anwendung  eines  Kontrolleapparats 
freigegeben  hatte,  stieg  die  Zahl  derselben  bis  zum  Jahre  1878  auf 
280^).  Im  letzteren  Jahre  wurden  solche  Mühlen  auch  ohne  Kon- 
trolleapparat gestattet  und  dieselben  haben  seitdem  in  ausserordent- 
licher Weise  sich  vermehrt.  Im  Jahre  1885  waren  Futterschrot- 
und  Hausmühlen  ohne  Kontrolleapparat  3546  bezw.  99,  mit  Kontrolle- 
apparat 174  bezw.  69,  zusammen  also  3888  vorhanden^).  Immerhin 
bleibt  aber  auch  jetzt  noch  die  Zahl  dieser  Mühlen  gegenüber  den 
in  Norddeutschland  vorhandenen  —  130  bis  140,000  —  eine  ver- 
schwindend kleine. 


')  Hirths  Annalen  a.  a.  0.,  S.  72. 

2)  May  a.  a.  0.,  1.  Ausg.,  S.  63  und  64. 

*)  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.,  S.  315  Anm.  8. 

*)  Amtsblatt  der  bayrischen  Generaldirektion  1886,  S.  67. 
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Ausser  den  Mühlen  sind  endlich  die  Betriebe  mit  steuerfreiem 
Malzverbrauche  steueramtlich  zu  überwachen.  Es  handelt  sich  hierbei 
namentlich  um  die  Verwendung  von  Malz  zur  Fabrikation  von  Brannt- 
wein und  Hefe,  von  Stärke,  Malzkaffee,  Malzpräparaten,  Viehfutter,  zu 
chemischen  Versuchen,  Bädern  u.  s.  w.  Wenn  man  nun  auch  den 
Motiven  zugeben  wollte,  dass  die  bereits  bestehenden  zahlreichen  und 
eingehenden  Revisionen  der  Brennereien  einen  ausreichenden  Schutz 
gegen  die  missbräuchliche  Verwendung  steuerfrei  gebrochenen  Malzes 
gewähren,  so  wird  der  Verwaltung  doch  aus  der  Kontrolle  der  übrigen 
gewerblichen  Betriebe  eine  nicht  unerhebliche  Mehrarbeit  erwachsen. 

Als  Gesamtergebnis  unserer  bisherigen  Erörterung  ergibt  sich, 
dass  der  Aufsichtsdienst  in  den  fixierten  Brauereien  künftighin  in 
demselben  Umfange  bestehen  bleibt  und  nur  in  den  der  Einmaischungs- 
sowie  der  Vermahlungssteuer  unterliegenden  eine  Verminderung  er- 
fährt. Die  Beamtenkräffce,  welche  hierdurch  erspart  werden,  reichen 
aber  nicht  entfernt  aus,  um  die  Aufgaben  zu  erfüllen,  welche  für  die 
Verwaltung  künftighin  daraus  entstehen,  dass  die  zur  Zeit  steuer- 
freien Haustrunkbrauer  in  demselben  Masse  wie  jetzt  die  fixierten 
zu  kontrollieren  sind  und  dass  ausserdem  eine  amtliche  üeberwachung 
nicht  bloss  der  ca.  10,000  malzbrechenden  Mühlen,  sondern  auch  der 
ca.  130,000  nicht  malzbrechenden  öffentlichen  und  privaten  Mühlen- 
werke, sowie  endlich  der  zahlreichen  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malz- 
verbrauche einzutreten  hat.  Dass  diese  erweiterte  Thätigkeit  eine 
Vermehrung  des  Auf  Sichtspersonals  in  bedeutendem  Umfang  not- 
wendig machen  muss,  kann  einem  Zweifel  wohl  nicht  unterliegen; 
aber  auch  die  einzelnen  Hebestellen  werden  durch  die  Ausfertigung 
der  Mahlscheine  für  die  zahlreichen  kleinen  Brauereien  stark  be- 
lastet und  wird  auch  infolge  der  entfernten  Lage  der  letzteren  viel- 
fach  das   Bedürfnis   zur  Errichtung  neuer  Hebestellen   hervortreten. 

Die  somit  entstehenden  Mehrausgaben  würden  vielleicht  zu 
rechtfertigen  sein,  wenn  durch  die  Einführung  der  Vermahlungssteuer 
für  den  Fiskus  oder  die  Steuerpflichtigen  ganz  besondere  Vorteile 
sich  ergäben.     Dies  trifft  aber  keineswegs  zu. 

Zunächst  wird  der  Schutz  gegen  Steuerhinterziehungen  bei  der 
neuen  Erhebungsweise  nicht  erhöht.  Zwei  Gesichtspunkte  kommen 
hier  hauptsächlich  in  Betracht:  ob  nämlich  durch  die  getroffenen 
Einrichtungen  einerseits  eine  sichere  Gewähr  für  die  richtige  Fest- 
stellung der  steuerpflichtigen  Braustoffmengen,  andererseits  aber  ein 
ausreichender  Schutz  gegen  die  Verwendung  heimlich  in  die  Braue- 
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reien  gebrachter  Braustoffe  geboten  wird.  Wir  müssen  beides  ver- 
neinen. 

In  ersterer  Beziehung  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied,  je 
nachdem  die  Vermahlung  der  Braustoffe  auf  Mühlen  mit  oder  ohne 
Messapparat  erfolgt. 

Nach  den  in  Bayern  seit  einer  Reihe  von  Jahren  gemachten 
Erfahrungen  lässt  sich  die  Zuverlässigkeit  der  mechanischen  Mess- 
apparate nicht  beanstanden.  Das  zur  Mühle  gelangende  Malz  wird 
von  ihnen  völlig  genau  gemessen  und  das  Messungsergebnis  fortge- 
setzt richtig  angezeigt.  Da  ausserdem  kein  Malz  zur  Mühle  gelangen 
und  auf  derselben  gebrochen  werden  kann,  ohne  vorher  durch  den 
Apparat  gegangen  zu  sein,  so  erscheint  das  steuerliche  Interesse 
hier  vollkommen  gewahrt.  Selbstverständlich  ist  hierbei,  dass  eine 
sorgfältige  Ueberwachung  und  eine  regelmässige  periodische  Prüfung 
der  Apparate  eintreten  muss,  damit  sich  sofort  feststellen  lässt,  so- 
bald Störungen  im  Gange  der  Maschine  und  Kontrolluhr,  sei  es 
durch  zufällige,  sei  es  durch  absichtliche  Einwirkungen,  vorkommen. 

Wesentlich  ungünstiger  liegen  dagegen  die  Verhältnisse  für  die 
Steuerverwaltung  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen  die  Ver- 
mahlung des  Malzes  auf  öffentlichen  Mühlen  ohne  Messapparat  erfolgt. 
Hier  ist  die  Vermessung  den  Müllern  überlassen  und  bildet  somit 
ihre  Thätigkeit  die  Grundlage  für  die  Feststellung  der  Steuer.  Die 
Uebertragung  einer  derartigen  wichtigen  Funktion  an  einen  Gewerbe- 
treibenden muss  zu  den  erheblichsten  Bedenken  Veranlassung  geben. 
In  Württemberg  und  Bayern  ist  auch  das  Gefährliche  einer  solchen  Ein- 
richtung niemals  verkannt  worden,  doch  hat  man  sich  vergeblich  be- 
müht, wirksame  Abhilfe  zu  schaffen.  Nach  der  bayerischen  Verordnung 
vom  28.  Juli  1807  sollten  die  Müller  eidlich  verpflichtet  werden, 
Malz  ohne  Polette  von  niemand  zum  Brechen  zu  übernehmen,  das 
ihnen  übergebene  eingesprengte  Malz  genau  zu  messen  und  das  über 
den  zufälligen  Ueberschuss  gegenüber  der  Polettenangabe  sich  ent- 
ziffernde Malzquantum  weder  zu  brechen,  noch  ohne  Anzeige  zu 
verabfolgen  ^).  Diese  Bestimmung  fand  demnächst  in  dem  von  der 
Regierung  vorgelegten  Entwürfe  eines  Gesetzes  den  Malzaufschlag 
betreffend  Aufnahme,  wurde  jedoch  entgegen  dem  Vorschlage  der 
Reichsratskammer  von  der  zweiten  Kammer  aus  dem  Grunde  abge- 
lehnt, weil  das  Brechen  promissorischer  Eide  nicht  mit  Strafe  bedroht 


')  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.,  S.  29. 
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sei.  So  findet  denn  in  Bayern  eine  eidliche  Verpflichtung  der  Müller 
nicht  mehr  statt,  wodurch  nach  May's  Ansicht  eine  belangreiche 
Garantie  zur  Sicherung  des  Aufschlagsgefälles  verloren  gegangen  ist  ^). 

In  Württemberg  hat  man  einen  anderen  Weg  eingeschlagen. 
Den  Müllern  wird  hier  für  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  eine 
Belohnung  aus  der  Staatskasse  gezahlt,  um  sie  auf  diese  Weise  enger 
mit  dem  steuerlichen  Interesse  zu  verknüpfen.  Wenn  ein  Müller 
selbst  Bier  braut  oder  überhaupt  Malz  zum  eigenen  Gebrauche 
schrotet,  sowie  wenn  ein  Bierbrauer  Inhaber  einer  Mühle  ist  und 
solche  auf  eigene  Rechnung  betreibt,  so  muss  ein  Stellvertreter  auf- 
gestellt werden,  welcher  mit  dem  Müller  weder  im  ersten  noch  im 
zweiten  Grade  verwandt  oder  verschwägert  sein  darf.  Derselbe 
unterliegt  der  Bestätigung  der  Steuerbehörde  und  ist  von  dieser  zu 
verpflichten  ^). 

Diese  Salarierung  der  Müller  aus  der  Staatskasse  ist  jedoch  nicht 
imstande  gewesen,  sie  zu  zuverlässigen  Organen  der  Steuerverwaltung 
zu  machen.  So  erkennt  Riecke  ausdrücklich  an,  dass  die  Ueber- 
lassung  der  wichtigen  Funktion  der  Feststellung  der  steuerpflichtigen 
Malzmengen  an  die  Müller,  wenn  auch  unter  einiger,  also  zunächst 
die  letzteren  treffenden  Kontrolle  des  Steuerpersonals,  ein  Vertrauen 
in  die  Gewissenhaftigkeit  dieser  Gewerbetreibenden  zeige,  welches 
dieselben  wohl  nicht  überall  rechtfertigen  dürften.  Zum  Beweise 
dessen  wird  von  ihm  darauf  hingewiesen,  dass  in  dem  Jahre  1869/70 
bei  der  von  der  Steuerwache  vorgenommenen  Nachmessung  52,960 
Simri^)  Malz  mehr  vorgefunden  worden  sind,  als  die  Müller  aufge- 
zeichnet hatten,  was  einem  Steuerbetrage  von  23,302  fl.  32  kr.  ent- 
spricht*). Diese  Thatsache  ist  für  die  Llnzuverlässigkeit  der 
Müller  um  so  bezeichnender,  als  bei  der  so  ausserordentlich  geringen 
Anzahl  öffentlicher  Mühlen  (2026)  in  Württemberg  eine  häufige 
Revision  derselben  durch  die  Aufsichtsbeamten  zu  ermöglichen  ist, 
weshalb  man  glauben  sollte,  dass  die  Furcht  der  Entdeckung  sie 
von  Defraudationen  abhalten  müsste.  In  welchem  bedeutenden  Um- 
fange letztere  in  solchen  Ländern  eintreten  werden,  in  welchen,  wie 
in    den   Staaten  der   Steuergemeinschaft,   die   Zahl    der    öffentlichen 


')  May  a.  a.  0.,  1.  Ausg.,  S.  322. 

'^)  Ai-t.  9  des  Malzaufschlagsgesetzes  vom  8.  April  1856. 

»)  1  Scheffel  =  8  Simri  =  177,23  Liter. 

*)  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  a.  a.  0.,  S.  220  und  226. 
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Mühlen  so  gross  ist,  dass  eine  wirksame  Ueberwachung  derselben 
gar   nicht  ausführbar  erscheint,   lässt  sich  hiernach  leicht  bemessen. 

Auch  die  frühere  eidliche  Verpflichtung  der  Müller  scheint  in 
Bayern  zur  Hebung  der  Uedlichkeit  derselben  nicht  wesentlich  bei- 
getragen zu  haben.  Denn  zu  Ausgang  der  zwanziger  Jahre,  als  der 
Malzbruch  daselbst  fast  noch  ausnahmslos  auf  öffentlichen  Mühlen 
erfolgte,  nahm  man  an,  dass  jährlich  ^J2  Million,  wo  nicht  gar 
1  Vz  Millionen  Gulden  an  Brausteuer  defraudiert  würden  ^). 

Nach  diesen  in  Bayern  und  Württemberg  gemachten  Erfahrungen 
erscheint  es  ausserordentlich  bedenklich,  den  Müllern  die  Feststellung 
der  steuerpflichtigen  Malzmengen  zu  überlassen  ^).  Wollte  man  selbst 
das  Vertrauen  zu  ihnen  hegen,  dass  sie  mit  den  Brauern  nicht  gemein- 
schaftliche Sache  machen,  um  die  Brausteuer  zu  hinterziehen,  so  lässt 
sich  doch  jedenfalls  nicht  erwarten,  dass  sie  der  Steuerbehörde  Anzeige 
erstatten  werden,  sobald  ein  Brauer  mehr  Malz  als  im  Mahlschein  an- 
gegeben, zur  Mühle  bringt  oder  sonstiger  Zuwiderhandlungen  gegen  das 
Brausteuergesetz  sich  schuldig  macht.  Sie  werden  solches  vielmehr  unter- 
lassen, bald  weil  sie  fürchten,  in  den  Ruf  eines  Denunzianten  zu  gelangen^ 
bald  weil  sie  besorgen,  einen  guten  Kunden  zu  verlieren,  bald  auch  weil 
sie  die  Mühe  der  schriftlichen  Anzeige  bei  der  Hebestelle  scheuen. 
Dieses  passive  Verhalten  gegenüber  den  Unredlichkeiten  der  Brauer 
wird  aber  den  Müllern  um  so  weniger  bedenklich  erscheinen,  als 
die  Gefahr  einer  Entdeckung  kaum  vorhanden  ist.  Bei  der  völlig 
isolierten  Lage  der  meisten  öffentlichen  Mühlen  kann  ein  Beamter 
sich  denselben  kaum  nähern ,  ohne  längere  Zeit  vorher  bemerkt  zu 
werden.  Die  Müller  haben  deshalb  eine  Ueberraschung  bei  der  Aus- 
führung fraudulöser  Handlungen  wenig  zu  befürchten.  Ist  aber  die 
Vermahlung  beendet,  so  kann  das  Defraudeobjekt  sofort  aus  der 
Mühle  geschafft  und  den  Augen  der  Beamten  entzogen  werden. 
Eine  nachträgliche  Konstatierung  des  Vergehens  ist  hier  viel  schwieriger 
wie  in  den  Brauereien,  wo  nach  Ausführung  des  Brauaktes  das  durch 
denselben  gewonnene  Erzeugnis  noch  längere  Zeit  in  den  Kühl- 
gefässen  verbleibt  und  somit  den  Beamten  die  Möglichkeit  einer 
Nachprüfung  bietet. 

Die  Müller  sind    daher  als  Organe  der  Steuerverwaltung  nicht 

^)  Rau,  Grandsätze  der  Finanzwissenschaft,  2.  Abteilung  — 4.  Ausg. — 
S.  226,  Anm.  d. 

'^)  Die  steuerliche  Zuverlässigkeit  der  Müller  hat  auch  in  Preussen  zur  Zeit, 
als  daselbst  die  Mahlsteuer  bestand,  zu  erheblichen  Bedenken  Veranlassung  gegeben. 
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■ZU  verwenden.  Dieser  Erkenntnis  hat  man  sich  auch  anderweitig 
nicht  verschlossen  und  deshalb  den  Vorschlag  gemacht,  das  Brechen 
von  Malz  auf  öffentlichen  Mühlen  überhaupt  zu  verbieten  ^),  Eine 
solche  Massregel  ist  aber  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft, 
wo  zahlreiche  kleine  und  mittlere  Brauereien  bestehen,  welche  Mühlen, 
an  denen  Messaparate  sich  anbringen  lassen,  nicht  anschaffen  können, 
unausführbar,  es  sei  denn,  dass  man  die  Vernichtung  aller  dieser 
Betriebsanstalten  mit  in  den  Kauf  nehmen  wollte.  Einen  solchen 
hohen  Preis  für  die  Einführung  der  Vermahlungssteuer  zu  zahlen, 
dürfte  man  aber  doch  wohl  Bedenken  tragen.  Unter  diesen  Umständen 
bleibt  kein  anderer  Ausweg  übrig,  als  von  der  Unterwerfung  unter 
diese  Steuerform  sämtliche  Brauer  auszunehmen,  welchen  gesetzlich 
die  Verpflichtung  zur  Anschaffung  von  Privatmühlen  mit  Mess- 
apparaten nicht  aufzuerlegen  ist. 

Wir  müssen  hier  schliesslich  noch  einen  Punkt  berühren.  In 
den  Motiven  wird  als  ein  besonderer  Nachteil  des  gegenwärtigen 
Steuersystems  der  Umstand  bezeichnet,  dass  die  drei  Steuerformen  der 
Verwaltung  nicht  gleiche  Sicherheit  bieten.  Es  kann  aber  wohl 
nicht  zweifelhaft  sein,  dass  dieser  Vorwurf  auch  für  die  Vermahlungs- 
steuer zutrifft,  indem  hier  der  Schutz  der  fiskalischen  Interessen  ein 
vollständig  verschiedener  ist,  je  nachdem  die  Feststellung  der  steuer- 
pflichtigen Mengen  durch  die  Messapparate  oder  durch  die  Müller 
erfolgt. 

Weiterhin  entsteht  die  Frage,  ob  die  heimliche  Verwendung 
unversteuerten  Malzschrotes  und  verbotener  Surrogate  durch  die 
getroffenen  Einrichtungen  wirksam  zu  verhindern  ist.  Der  Gesetz- 
entwurf sucht  dies  im  Gegensatz  zu  dem  gegenwärtigen  Brausteuer- 
gesetze nicht  sowohl  durch  eine  Kontrolle  der  Brauereien  als  haupt- 
sächlich durch  eine  Ueberwachung  der  zum  Malzbrechen  geeigneten 
Mühlenwerke  sowie  der  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  zu 
erreichen. 

In  Bayern  ist,  wie  May  berichtet,  die  Nachschau  in  den  Braue- 
reien nur  eine  allgemeine  und  involviert  kein  „Schnüffeln"  des  Auf- 
schlägers oder  sonstigen  Aufsichtspersonals  in  allen  Räumlichkeiten. 
Nur  wenn  gegründeter  Verdacht  wegen  Defraudierung  des  Gefälles 
auf  irgend  welche  Art  besteht,  wird  diese  Kontrolle  eine  eingehendere 
und  hat  eine  Durchsuchung  der  einzelnen  Räumlichkeiten  zur  Folge. 


^)  Boccius  a.  a.  0.,  S.  69. 
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Der  redliche  Brauer  dagegen,  welcher  zu  keinem  solchen  Verdachte 
Anlass  gibt,  sieht  —  sofern  derselbe  nicht  etwa  eine  eigene  in  der 
Brauerei  aufgestellte  Malzbruchmühle  besitzt  —  oft  wochenlang  keinen 
Aufschläger  in  seiner  Brauerei  ^). 

Auch  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  wird  über  diese» 
Mass  bei  der  Kontrolle  der  Brauereien  sich  nicht  hinausgehen  lassen, 
wenn  nicht  anders  eine  bedeutende  Vermehrung  des  Aufsichtspersonals 
eintreten  soll.  Die  Anhänger  der  Vermahlungssteuer  nehmen  denn 
auch,  wie  wir  bereits  oben  gesehen  haben,  an,  dass  der  Aufsichts- 
dienst  künftighin  ungefähr  in  dem  Umfange  wie  jetzt  in  den  fixierten 
Brauereien  auszuüben  ist.  Wenn  aber  die  Motive  die  jetzige  Kontrolle 
der  fixierten  Brauereien  nicht  für  ausreichend  erachten,  um  den 
Steuerfiskus  in  ausreichender  Weise  gegen  Benachteiligungen  zu 
schützen  ^),  so  muss  ein  Gleiches  auch  von  der  zukünftigen  Art  der 
Beaufsichtigung  der  Brauereien  gelten.  Die  Lage  der  \  erwaltung 
wird  sogar  dadurch  noch  eine  ungünstigere  werden,  dass  die  Brauer 
nicht  mehr  zu  besorgen  haben,  im  Falle  der  Entdeckung  von  Defrauden 
von  dem  Fixationsmodus  ausgeschlossen  zu  werden.  Die  Nachteile 
welche  hieraus,  insbesondere  für  die  kleinen  Brauer  hervorgehen, 
haben  aber  sehr  viel  dazu  beigetragen,  die  Zuverlässigkeit  des  Be- 
triebes zu  erhöhen.  Auch  in  Süddeutschland  sieht  man  diese  Kontrolle 
nicht  für  genügend  sicher  an.  So  wird  aus  Württemberg  ausdrücklich 
berichtet,  dass  durch  dieselbe  der  Ansatz  der  Surrogatsteuer  in  allen 
wirklich  vorkommenden  Fällen  nicht  in  wirksamer  Weise  gewähr- 
leistet werde  ^) ,  in  Bayern  aber  haben  die  in  den  letzten  Jahren 
I  vielfach  vorgekommenen  Untersuchungen  wegen  verbotswidriger  Ver- 
wendung von  Malzsurrogaten  den  Beweis  geliefert,  dass  dieselbe 
durch  die  bestehenden  Einrichtungen  nicht  zu  verhindern  ist.  In 
den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  wird  man  daher  nach  dieser 
Richtung  hin  sich  gleichfalls  keinen  zu  grossen  Hoffnungen  hingeben 
dürfen;  die  Kontrolle  der  Brauereien  reicht  zur  Verhütung  von  De- 
frauden kaum  soweit  aus,  als  dies  jetzt  bei  fixierten  Brauereien  der 
Fall  ist;  bei  der  Verwendung  von  Surrogaten  ist  man  aber  auf  diese 
Kontrolle  allein  angewiesen,  während  allerdings  bezüglich  der  Ver- 
wendung unversteuerten  Malzes  als  Ergänzung  derselben  die  Beauf- 


^)  May  a.  a.  0.,  1.  Ausg.,  S.  86. 

^)  Verhandlungen  des  Reichstages,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  295. 

^)  Riecke  a.  a.  0.,  S.  222. 
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sichtigung  der  Mühlenwerke  und  der  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malz- 
verbrauche hinzutritt.  Wir  werden  daher  zu  untersuchen  haben,  ob 
und  wieweit  die  letztere  die  Interessen  des  Steuerfiskus  zu  sichern 
imstande  ist. 

Der  Verwaltung  wird  hier  eine  Aufgabe  zugemutet,  welche  zu 
lösen  ausserhalb  des  Bereichs  der  Möglichkeit  liegt.  Schon  die  Zahl 
der  öffentlichen  Mühlen  ist  eine  so  grosse ,  dass  eine  wirksame 
Kontrolle  derselben  nicht  möglich  ist.  Während  dieselbe  in  Bayern 
auf  9493,  in  Württemberg  sogar  nur  auf  2026  sich  beläuft,  beträgt 
sie  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  ca.  43,000.  Unter  diesen 
Umständen  herrscht  allgemeines  Einverständnis  darüber,  dass  es  völlig 
unausführbar  ist,  jede  öffentliche  Mühle  etwa  im  Laufe  des  Monats 
einer  bestimmten  Anzahl  von  Revisionen  zu  unterwerfen  ^).  Kann 
letzteres  aber  nicht  geschehen,  dann  ist  die  Ueberwachung  der  öffent- 
lichen Mühlen  bedeutungslos;  die  Entdeckung  von  Defrauden  hängt 
mehr  vom  Zufall  als  von  der  Thätigkeit  der  Beamten  ab,  was  die 
Müller  sehr  bald  benutzen  werden,  um  heimlich  für  die  Brauer  Malz 
in  ausgedehntem  Umfange  zu  brechen. 

Ausser  den  öffentlichen  müssen  auch  die  Privatmühlen  für 
wirtschaftliche  Zwecke,  insbesondere  die  Futterschrot-  und  Hausmühlen, 
deren  Zahl  auf  130-  bis  140,000  zu  veranschlagen  ist  und  von  denen 
vielleicht  100,000  zum  Malzbrechen  geeignet  sind,  steueramtlich  be- 
aufsichtigt werden.  Eine  solche  Beaufsichtigung  ist  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  die  zerstreute  Lage  derselben  unmöglich.  Gerade  diese 
Mühlen  werden  aber  am  häufigsten  zu  Defrauden  benutzt  werden. 
Infolgedessen  ist  man  in  Bayern  stets  bemüht  gewesen,  ihren  Ge- 
brauch möglichst  zu  beschränken,  wenn  nicht  sogar  vollständig  zu 
verbieten.  Obwohl  diese  Massregel  die  Interessen  der  Landwirte 
auf  das  empfindlichste  schädigte  und  die  heftigsten  Beschwerden 
hervorrief,  hat  die  Steuerverwaltung  dieselbe  doch  bis  in  die  neueste 
Zeit  aufrecht  zu  erhalten  vermocht,  weil  nur  mit  ihrer  Hilfe  der 
Steuerfiskus  vor  grossen  Benachteiligungen  bewahrt  werden  konnte. 
Seit  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts  befand  sich  die  Aufschlags- 
verwaltung in  einem  fortwährenden  Kampfe  mit  den  Landwirten  um 
das  Recht  des  Besitzes  und  der  Benutzung  solcher  Mühlen.  Im 
Jahre  1866  gelang  es  endlich,  einen  Kontrollapparat  für  Futterschrot- 
und  Hausmühlen  herzustellen,  welcher  die  Gattung  jeder  auf  denselben 


^)  Boccius  a.  a.  0.,  S.  72. 
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vermahlenen  Frucht  nachweist.  Infolgedessen  gab  das  Gesetz  vom 
16.  Mai  1868  die  Benutzung  dieser  Mühlen  unter  der  -Bedingung, 
dass  sie  mit  einem  solchen  Apparate  versehen  waren,  frei.  Land- 
wirten, Gemeinden  und  Genossenschaften  konnte,  wenn  sie  kein  auf- 
schlagpflichtiges Gewerbe  betrieben,  auch  die  Haltung  von  Futter- 
schrotmühlen ohne  Apparat  unter  besonderen  Kontrollen  gestattet 
werden.  Ein  Bedürfnis  hierzu  wurde  aber  nur  bei  solchen  Land- 
wirten anerkannt,  welche  wenigstens  30  Stück  Grossvieh  im  Stalle 
fütterten  oder  unter  besonders  schwierigen  Verhältnissen  ihre  Grund- 
stücke bewirtschafteten.  Erst  durch  Ministerialbekanntmachung 
vom  30.  Juni  1878  wurde  diese  Beschränkung  beseitigt  und  allen 
Landwirten,  später  —  durch  Artikel  4  des  Malzaufschlagsgesetzes 
vom  31.  Oktober  1879  —  auch  anderen  Personen  die  Benutzung 
solcher  Mühlen  ohne  Kontrolleapparat  gestattet,  wenn  sie  kein  auf- 
schlagpflichtiges Geschäft  betrieben.  Nach  der  weiteren  Ministerial- 
bekanntmachung vom  24.  Dezember  1885  endlich  sollte  die  Ge- 
nehmigung zur  Verwendung  solcher  Mühlen  nur  dann  versagt  werden 
können,  wenn  die  Inhaber  derselben  ein  aufschlagpflichtiges  Gewerbe 
in  einer  Entfernung  bis  zu  fünf  Kilometern  vom  Aufstellungsorte 
der  Mühle  hatten.  Gleichzeitig  wurden  die  Hausmühlen,  deren  Be- 
nutzung bis  dahin  auf  Grund  des  Artikel  28  des  Malzaufschlags- 
gesetzes nicht  ohne  Anwendung  eines  Kontrolleapparats  erfolgen 
durften,  den  Futterschrotmühlen  gleichgestellt^). 

Die  ausserordentliche  Vermehrung  der  Futterschrotmühlen  ohne 
Kontrolleapparat,  welche  seit  dem  Ausgange  der  siebenziger  Jahre 
eingetreten  ist  —  ihre  Zahl  ist  von  508  im  Jahre  1878  bis  auf  3546 
im  Jahre  1885  gestiegen  —  liefert  den  deutlichsten  Beweis  dafür, 
dass  ihre  Freigabe  im  dringendsten  Bedürfnisse  der  Landwirtschaft  lag. 
Allerdings  ist  hierdurch  die  Ausübung  der  Mühlenkontrolle  in  Bayern 
bedeutend  erschwert  worden ;  immerhin  ist  aber  die  Zahl  der  Mühlen- 
werke noch  nicht  so  gross,  dass  eine  Ueberwachung  derselben  als 
unausführbar  bezeichnet  werden  müsste.  Ausserdem  besitzt  die  Ver- 
waltung hier  ein  anderweites  wirksames  Kontrollemittel  zur  Verhütung 
einer  missbräuchlichen  Verwendung  von  Malz  zu  Brauzwecken  in 
dem  durch  Art.  22  des  Malzaufschlagsgesetzes  ausgesprochenen  Ver- 
bote  des  Verkehrs   mit  gebrochenem  Malze    im   Inlande.     Letzteres 


^)  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.,  S.  311,  ff.  Amtsblatt  der  Generaldirektion  der 
Zölle,  Jahrg.  1885,  S.  330.  .. 
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ist  dadurch  für  eine  res  extra  commercium  erklärt,  denn  das  Ge- 
setz untersagt  unbedingt  und  ausnahmslos  den  Verkehr  mit  ge- 
brochenem Malze  im  Inlande  und  versteht  hierunter  nicht  etwa  bloss 
den  Verkauf  oder  die  sonstige  Uebertragung  solchen  Malzes  durch 
den  Eigentümer  an  einen  dritten,  sondern  jegliche  Abgabe,  jeglichen 
Uebergang  desselben  von  einer  Hand  in  die  andere  ausser  der  des 
Eigentümers  ^).  In  dieser  Massregel  liegt  ein  wirksames  Korrelat 
der  Kontrolle  der  Mühlen  wie  der  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malz- 
verbrauche. 

In  Württemberg  ist  die  steuerliche  Behandlung  der  Futter- 
schrotmühlen stets  eine  mildere  wie  in  Bayern  gewesen.  Allein  die- 
jenigen Personen,  welche  ein  malzsteuerpflichtiges  Geschäft  betreiben, 
haben  die  Genehmigung  der  Steuerbehörde  zur  Benutzung  einer 
solchen  Mühle  einzuholen;  allen  übrigen  liegt  nur  die  Verpflichtung 
ob,  von  der  Einbringung  in  ihre  Gelasse,  sowie  von  dem  Wechsel 
des  Aufstellungsortes  Anzeige  zu  machen.  Eine  solche  liberalere  Ge- 
setzgebung ist  aber,  wie  May  mit  Recht  bemerkt,  nur  dadurch  mög- 
lich geworden,  dass  in  Württemberg  der  Verkehr  nicht  allein  mit 
gebrochenem,  sondern  auch  mit  ungebrochenem  Darrmalz  ein  sehr 
■beschränkter  ist,  indem  auch  letzteres  ohne  amtlichen  Begleitschein 
nirgends  im  ganzen  Lande  transportiert  werden  darf. 

Der  Gesetzentwurf  musste  notwendig  der  liberaleren  Auffassung 
in  der  Behandlung  der  Futterschrot-  und  Hausmühlen  folgen,  denn 
jeder  Versuch,  die  Benutzung  derselben  in  einer  Weise  zu  beschränken, 
wie  dies  viele  Jahrzehnte  hindurch  in  Bayern  geschehen  ist,  würde, 
und  gewiss  nicht  mit  Unrecht,  den  lebhaftesten  Widerspruch  der 
Landwirte  hervorgerufen  haben.  Was  aber  in  Bayern  erst  nach 
langen  harten  Kämpfen  der  Verwaltung  abgerungen  ist,  das  lässt 
sich  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  ohne  Benachteiligung 
der  fiskalischen  Interessen  um  so  weniger  sofort  zugestehen,  als  die 
Verhältnisse  hier  viel  ungünstiger  wie  dort  liegen.  In  Bayern  ist 
auch  nach  Freigabe  der  Futterschrot-  und  Hausmühlen  eine  Kontrolle 
derselben  ausführbar,  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  ist  dies 
aber  unmöglich.  Denn  130  bis  140,000  derartige,  weit  über  das 
Land  zerstreut  liegende  Mühlen  sind  steueramtlich  nicht  zu  über- 
wachen. 


^)  Erkenntnis  des  obersten  bayrischen   Gerichtshofes   vom   5.  April  1878- 
in  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.,  S.  259. 
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Hierzu  kommt  noch,  dass  der  Gesetzentwurf,  obwohl  die  Mühlen- 
kontrolle in  Norddeutschland  ungleich  schwieriger  wie  in  Süddeutsch- 
land durchzuführen  ist,  dennoch  die  hier  zur  Ergänzung  derselben 
für  erforderlich  erachteten,  auf  eine  Beschränkung  des  Verkehrs  mit 
Malz  gerichteten  Massregeln  nur  in  abgeschwächter  Form  angenommen 
hat.  Derselbe  folgt  zwar  der  bayerischen  Einrichtung,  bedroht  aber 
doch  nur  denjenigen  mit  der  Defraudationsstrafe,  welcher  steuerfrei 
gebrochenes  Malz  unerlaubterweise  an  einen  anderen  ablässt,  ohne 
allgemein  auszusprechen,  dass  der  Verkehr  mit  Malz  untersagt  ist. 
Eine  durchgreifende  Beschränkung  des  Verkehrs  mit  Malz  wäre  auch 
um  deshalb  angezeigt  gewesen,  weil  in  den  Staaten  der  Steuer- 
gemeinschaft die  Menge  des  steuerfrei  gebrochenen  Malzes  weit  be- 
deutender und  damit  die  Gefahr  einer  missbräuchlichen  Verwendung 
desselben  zur  Bierbereitung  viel  grösser  ist  wie  in  Süddeutschland. 
Von  den  Betrieben  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  kommt  hier 
hauptsächlich  die  Branntweinfabrikation  in  Betracht.  In  Bayern 
waren  im  Jahr  1885  6492  Brennereien  im  Betriebe,  welche  313,750  hl 
Malz  verbraucht  haben.  Nach  den  Motiven  sind  dagegen  im  Jahre 
1887/78,  welches  annähernd  als  ein  Durchschnittsjahr  gelten  kann, 
in  den  8745  Brennereien  der  Brausteuergemeinschaft  194,540,400  kg 
Malz  verarbeitet.  Zur  Bierbereitung  kamen  in  Bayern  1885  5,567,184  hl, 
im  Bereiche  der  Biersteuergemeinschaft  1877/78  400,620,800  kg  zur 
Verwendung,  somit  entfallen  von  dem  gesamten  Malzverbrauche  auf 
die  Herstellung  von  Branntwein  in  Bayern  5,  in  den  Staaten  der 
Steuergemeinschaft  aber  32  Prozent.  Es  kann  aber  nicht  zweifelhaft 
sein,  dass  je  grösser  die  Mengen  steuerfrei  gebrochenen  Malzes  sind, 
um  so  eher  eine  missbräuchliche  Verwendung  zur  Bierbereitung  statt- 
finden kann. 

Als  Resultat  unserer  Erörterung  ergibt  sich,  dass  die  Fest- 
stellung der  steuerpflichtigen  Malzmengen  wohl  durch  die  mechanischen 
Messapparate,  nicht  aber  auch  durch  die  Müller  in  einer  das  steuerliche 
Interesse  sichernden  Weise  bewirkt  werden  kann,  sowie  dass  die 
heimliche  Verwendung  von  Malz  und  Malzsurrogaten  in  den  Braue- 
reien weder  durch  die  in  Aussicht  genommene  Kontrolle  der  letzteren, 
noch  durch  die  Beaufsichtigung  der  Mühlen  und  Betriebe  mit  steuer- 
freiem Malz  verbrauche  erfolgreich  zu  verhindern  ist. 

Aber  nicht  bloss  vom  fiskalischen,  sondern  auch  vom  gewerblichen 
Standpunkte  aus  sind  sehr  wesentliche  Bedenken  gegen  die  allgemeine 
Einführung  der  Vermahlungssteuer  geltend  zu  machen. 
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Anzuerkennen  ist,  dass  diejenigen  Brauer,  welche  künftig  im 
Besitze  von  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  sich  befinden 
—  ihre  Zahl  wird  in  den  Motiven  für  das  Jahr  1879/80  auf  2792  an- 
gegeben —  sich  der  vollsten  Freiheit  im  Betriebe  zu  erfreuen  haben, 
da  sie  weder  bei  dem  Vermahlungs-  noch  bei  dem  Brauakte  irgend 
welchen  lästigen  Kontrollen  unterliegen.  Aber  schon  jetzt  ist  ihre 
Lage  durchaus  keine  ungünstige  und  die  Vorteile,  welche  sie  aus 
der  obligatorischen  Einführung  der  Vermahlungssteuer  ziehen,  dürfen 
nicht  zu  hoch  veranschlagt  werden.  Von  jenen  2792  Brauern  waren 
bisher  1200  fixiert,  während  1350  bezw.  242  der  Einmaischungs- 
bezw.  Vermahlungssteuer  unterlagen  ^).  Die  Verhältnisse  der  fixierten 
Brauer  werden  eine  wesentliche  Verbesserung  nicht  erfahren ;  für  die 
auf  Brau-  bezw.  Vermahlungsanzeige  steuernden  wird  hauptsächlich 
der  Fortfall  der  Anmeldung  der  einzelnen  steuerpflichtigen  Akte,  bei 
den  ersteren  ausserdem  auch  die  Beseitigung  der  Bestimmung,  nach 
welcher  mit  der  Einmaischung  erst  begonnen  werden  darf,  wenn 
innerhalb  einer  Stunde  vom  deklarierten  Zeitpunkte  ab  ein  Beamter 
zur  Ueberwachung  derselben  nicht  erscheint,  in  Betracht  kommen. 
Auf  der  anderen  Seite  werden  aber  auch  unter  den  fixierten  und 
auf  Brauanzeige  steuernden  Brauern  viele  durch  die  Verpflichtung 
zur  Anschaffung  einer  eigenen  Mühle  hart  betrofi'en  werden,  da  sie 
keine  zur  Aufstellung  derselben  geeigneten  Räume  besitzen. 

Alle  diejenigen  Brauer  dagegen,  welche  nicht  im  Besitze  von 
Privatmühlen  mit  Messapparaten  sind  und  ihr  Malz  deshalb  auf  einer 
öffentlichen  Mühle  brechen  lassen  müssen,  werden  durch  Einführung 
der  Vermahlungssteuer  im  allgemeinen  schlechter  wie  jetzt  gestellt. 
Dies  trifft  —  unter  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  Jahres 
1879180  —  bei  7668  gewerblichen  und  1187  nicht  gewerbhchen 
oder  bei  76  Prozent  sämmtlicher  Brauer  zu.  Unter  die  drei  Steuer- 
formen vertheilten  sich  diese  Brauer  folgendermassen : 


Fixierte 


Auf 
Brauanmeldung 


Auf 
Vermahlungs- 
anzeige 


Gewerbliche  Brauer    .     . 
Nicht  gewerbliche  Brauer 


5084 
983 


2582 
204 


^)  Die    Verteilung    der   2792   Brauer    unter    die    drei    Erhebungsformen 
beruht  teilweise  auf    einer   Schätzung,    weil    die    amtliche   Statistik   nicht  die 
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Bezüglich  der  fixierten  Brauer,  welche  völlige  Freiheit  im  Be- 
triebe gemessen,  bedarf  es  einer  besonderen  Begründung  unserer 
Behauptung  nicht  und  wir  können  uns  in  Folgendem  auf  die  Dar- 
legung der  künftigen  Stellung  der  der  Einmaischungssteuer  unter- 
liegenden Brauer  beschränken,  da  die  wenigen  Gewerbetreibenden, 
auf  welche  schon  jetzt  die  Vermahlungssteuer  Anwendung  findet, 
jedenfalls  zu  denjenigen  gehören  werden,  welche  freiwillig  zur  An- 
schaffung eines  Messapparates  sich  bereit  erklären. 

Unleugbar  führt  die  Einmaischungssteuer  für  kleine  und  mittlere 
Betriebsanstalten  mancherlei  Belästigungen  herbei,  welche  bei  der 
Vermahlungssteuer  in  Fortfall  gelangen.  Irrtümlich  aber  würde  es 
sein,  anzunehmen,  dass  dieselben  künftighin  von  allen  Kontrollen 
befreit  sind;  sie  tauschen  vielmehr  statt  der  alten  neue  ein  und  der 
Unterschied  besteht  im  wesentlichen  darin,  dass  die  Kontrollen  nicht 
wie  jetzt  mit  dem  Brauakte ,  sondern  mit  dem  Vermahlungsakte  in 
Verbindung  stehen.  Indirekt  wirken  sie  aber  auch  auf  den  ersteren 
ein  und  zwar  vielfach  in  einer  noch  nachteiligeren  Weise,  als  dies 
zur  Zeit  bei  der  Einmaischungssteuer  der  Fall  ist. 

Wie  der  Brauer  jetzt  eine  Deklaration  über  die  Einmaischung, 
so  hat  er  künftig  eine  solche  über  die  Vermahlung  des  Malzes 
abzugeben,  auch  jede  Aenderung  derselben  zur  Kenntnis  der  Hebe- 
stelle zu  bringen.  Müssen  ferner  für  die  Einmaischungen  bestimmte 
Zeiten  innegehalten  werden,  so  findet  ein  gleiches  demnächst  für  den 
Transport  des  Malzes  zur  Mühle  und  von  dort  zum  Bestimmungs- 
orte, sowie  für  die  Vermessung  und  das  Brechen  desselben  statt. 

Die  Ausführung  des  Brauaktes  liegt  ausschliesslich  in  der 
Hand  des  Brauers;  die  der  Vermahlung  dagegen  hängt  nicht  bloss 
von  dem  guten  Willen  des  Müllers,  sondern  auch  von  einer  Reihe 
völlig  zufälliger  Umstände  ab.  Erfolgt  dieselbe  aber  nicht  rechtzeitig, 
so  ergeben  sich  hieraus  für  den  Steuerpflichtigen  mancherlei  Schwierig- 
keiten. Der  Müller  ist  vielleicht  mit  dem  Mahlgute  anderer  Kunden 
vollauf  beschäftigt,  Windstille  oder  Wassermangel  verhindern  auf 
kürzere  oder  längere  Zeit  den  Betrieb  der  Mühle  überhaupt.  Der 
Brauer  muss  infolgedessen  die  Gültigkeitsfrist  des  Mahlscheines  ver- 
längern lassen  und  dass  dies  sehr  häufig  vorkommen  kann,  wird 
vom  Gesetzgeber  selbst  dadurch  anerkannt,  dass  zur  Verlängerung  der 

Zahl  derjenigen  Brauer,  welche  25,000  kg  Malz  verwendet,  sondern  nur 
derjenigen  angibt,  welche  eine  Steuer  von  über  600  bis  1500  Mark  ent- 
richtet haben. 


104.  Kindervater, 

Gültigkeitsfrist  neben  der  Hebestelle,  von  welcher  der  Mahlschein 
ertheilt  worden,  auch  andere  Steuerstellen  und  sonstige  Behörden 
ermächtigt  sind.  Trotz  dieser  Erleichterung  werden  sich  jedoch 
noch  viele  Unzuträglichkeiten  ergeben:  der  Müller  muss  den  Brauer 
in  Kenntnis  setzen,  dass  die  rechtzeitige  Vermahlung  nicht  mög- 
lich ist,  dieser  muss  bei  der  zuständigen  Stelle  die  Fristver- 
längerung nachsuchen  und  demnächst  den  Mahlschein  dem  Müller 
wieder  zurückbringen;  ein  Laufen  hin  und  her,  welches  den  Be- 
teiligten viel  Zeit  kostet.  Vielleicht  gelingt  es  dem  Müller,  die 
Vermahlung  bis  8  Uhr  abends  zu  bewirken;  ein  Transport  zum 
Brauer  ist  aber  nicht  mehr  zulässig;  dieser  bedarf  jedoch  das  Malz 
notwendig  zu  dem  am  nächsten  Tage  stattfindenden  Brauakte.  Es 
bleibt  nichts  übrig,  als  die  Vermittlung  der  Hebestellen  wegen  Ver- 
längerung der  Transportzeit  nachzusuchen. 

Von  diesen  Kontrollemassregeln  müssen  diejenigen  kleineren 
Brauereien  am  empfindlichsten  berührt  werden,  welche  von  der  Hebe- 
stelle weit  entfernt  wohnen.  Letzteres  trifft  aber  für  eine  grosse 
Zahl  derselben,  insbesondere  für  diejenigen  zu,  welche  jetzt  fixiert 
sind,  da  dieser  Steuermodus  hauptsächlich  auf  abgelegene  Betriebs- 
anstalten zur  Anwendung  gebracht  wird.  Nicht  genug  also,  dass 
die  fixierten  Brauer  ihre  bisherige  Freiheit  vollständig  verlieren,  sie 
werden  auch  von  den  neuen  Betriebsbeschränkungen  in  besonders 
scharfer  Weise  betroffen  werden. 

Durch  den  Zwang  zur  Benutzung  öffentlicher  Mühlen  erwachsen 
ausserdem  allen  denjenigen  Brauern,  welche  ihr  Malz  bisher  auf 
eigenen  Mühlen  gebrochen  haben  ^),  nicht  unbedeutende  Kosten. 
Der  Müller  beansprucht  einen  Mahllohn  —  derselbe  soll  jetzt  für 
50  kg  25  bis  75  Pf,  betragen  —  ausserdem  ist  der  Transport  des 
Malzes  zur  und  von  der  Mühle  mit  Ausgaben  verbunden.  Selbst 
diejenigen  Brauer,  welche  bereits  jetzt  ihr  Malz  auf  öffentlichen 
Mühlen  brechen  lassen,  haben  durch  Einführung  der  Vermahlungssteuer 
Nachteile  zu  erwarten.     Nur  ungern  werden  viele  Müller  sich  bereit 


')  Die  gewerblichen  Brauereien  haben  1879/80  407,000,800  kg  Malz  ver- 
braucht. Hiervon  sind  371,074,700  kg  oder  91,17  Prozent  auf  eigenen  Mühlen 
der  Brauer  und  nur  35,926,100  kg  auf  öffentlichen  Mühlen  gebrochen  —  Ver- 
handlungen des  Reichstags,  Session  1881,  Bd.  III,  S.  296.  —  Es  lässt  sich  an- 
nehmen, dass  in  den  kleineren  Brauereien  vielfach  eigene  Schrotmühlen  zur 
Verwendung  gelangen  und  die  Inhaber  derselben  werden  daher  durch  das  Ver 
bot  solcher  Mühlen  sehr  schwer  betroffen. 

692 


Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reiche.  125 

finden  lassen,  die  künftig  mit  dem  Malzbruche  verbundene  Belästigung 
und  Verantwortlichkeit  zu  übernehmen,  zumal  wenn,  wie  dies  bei 
den  meisten  kleinen  Brauern  zutrifft,  die  Malzmengen  so  gering  sind, 
dass  der  zu  zahlende  Mahllohn  keine  genügende  Entschädigung  bietet. 
Jedenfalls  steht  zu  erwarten,  dass  sie  durch  eine  Erhöhung  des  Mahl- 
lohns sich  schadlos  zu  halten  suchen  werden  und  es  ist  keineswegs 
ausgeschlossen,  dass  derselbe  bis  auf  50  Pf.  bezw.  eine  Mark  für 
50  kg  steigt.  So  erwachsen  aus  der  Verpflichtung  zur  Benutzung 
öffentlicher  Mühlen  Unkosten,  welche  diejenigen  Brauer,  die  im  Be- 
sitze von  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  sich  befinden,  nicht 
zu  tragen  haben.  Der  Kleinbetrieb  wird  dadurch  im  Verhältnisse 
zum  Grrossbetriebe  benachteiligt  und  seine  Lage  dem  letzteren  gegen- 
über immer  schwieriger. 

Auch  die  Zahl  derjenigen  Brauer  wird  nicht  unbedeutend  sein, 
welche  gleichzeitig  die  Müllerei  betreiben.  Soll  die  Mühle  zum 
Malzbrechen  für  die  Brauerei  benutzt  werden,  oder  befindet  sich  die 
letztere  in  einer  Entfernung  von  15  Kilometern  von  der  Mühle,  so 
muss  beim  Malzbrechen  ein  Messapparat  zur  Verwendung  gelangen. 
Von  letzerer  Bestimmung  kann  der  Bundesrat  allerdings  für  eine 
Uebergangsperiode  dispensieren;  immerhin  aber  wird  der  Gewerbe- 
treibende im  ersteren  Falle  zu  einem  Kostenaufwande  genötigt, 
welcher,  zumal  wenn  die  Brauerei  nur  von  geringem  Umfange  ist, 
zu  dem  Ertrage  derselben  in  keinem  Verhältnisse  steht.  Kann  er 
daher  nicht  eine  andere  benachbarte  Mühle  zum  Malzbruche  be- 
nutzen, so  wird  er  zur  Einstellung  des  Betriebes  der  Brauerei  sich 
genötigt  sehen. 

Weitere  materielle  Nachteile  entstehen  dadurch,  dass  der  Betrieb 
der  Brauereien  in  vollständige  Abhängigkeit  von  demjenigen  der 
Mühlen  gerät.  Tritt  Windstille  oder  Wassermangel  ein,  und  kann 
eine  Vermahlung  infolgedessen  nicht  stattfinden,  so  muss  auch  der 
Brauakt  ausgesetzt  werden,  denn  die  kleinen  Brauer  sind  meistenteils 
nicht  in  der  Lage,  grössere  Malzschrotvorräte  zu  halten,  auch  liegt 
dies  nicht  im  Interesse  des  Geschäftsbetriebes,  da  geschrotetes  Malz 
durch  eine  längere  Aufbewahrung  in  der  Qualität  eine  erhebHche 
Einbusse  erleidet.  Solche  Störungen  im  Betriebe  der  Mühlen  gehören 
namentlich  im  Sommer  keineswegs  zu  den  Ausnahmen;  zu  dieser 
Zeit  pflegen  aber  die  kleinen,  obergärigen  Brauereien  hauptsächlich, 
wenn  nicht  ausschhesslich  im  Betriebe  zu  sein.  Werden  sie  dann 
genötigt,  denselben  tage-,  ja  wochenlang  einzustellen,  so  wird  dadurch 


1 2ß  Kindervater, 

ihre  Existenz  vollständig  bedroht  ^).  Jetzt  können  sie  in  solchen  Fällen 
das  Malz  auf  eigenen  Mühlen  oder  auf  denjenigen  anderer  Gewerbe- 
treibender brechen;  künftig  ist  ihnen  dieser  Ausweg  versperrt.  Die 
Zahl  der  Brauer,  welche  vorwiegend  obergäriges  Bier  bereiten,  ist 
aber  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  keineswegs  eine  geringe. 
Sie  belief  sich  im  Jahre  1885/86  auf  7267  —  6229  gewerbHche  und 
1038  nicht  gewerbliche.  Dieselben  gehören  ganz  überwiegend  dem 
Kleinbetriebe  an ,  wie  sich  schon  daraus  ergibt ,  dass  die  durch- 
schnittliche Jahresproduktion  einer  obergärigen  Brauerei  auf  1112  hl, 
die  einer  untergärigen  dagegen  auf  5232  hl  »sich  stellte.  Sie  werden 
daher  fast  sämtlich  den  Malzbruch  auf  öffentlichen  Mühlen  und  nicht 
auf  Privatmühlen  mit  Messapparaten  vorzunehmen  haben. 

Hieraus  erhellt,  dass  durch  die  Vermahlungssteuer  keineswegs 
das  Ziel  erreicht  wird,  allen  Brauern  freie  Bewegung  in  ihrem  Ge- 
werbebetriebe zu  verschaffen;  eine  solche  wird  vielmehr  nur  denjenigen 
zu  teil ,  welche  im  Besitze  von  Privatmalzmühlen  mit  Messaparaten 
sich  befinden;  für  alle  übrigen  dagegen  treten  an  Stelle  der  be- 
stehenden Betriebsbeschränkungen  neue,  durch  welche  den  fixierten 
Brauern  ihre  bisherige  Freiheit  vollständig  genommen,  die  Lage  der 
auf  Brauanmeldung  steuernden  aber  eine  wesentliche  Aenderung 
nicht  erfährt^).  Ausserdem  bringt  aber  der  Zwang  zur  Benutzung 
öffentlicher  Mühlen  für  diese  sowie  für  die  fixierten  Brauer  noch 
den  Nachteil  mit  sich,  dass  sie  ihre  bisherige  Selbständigkeit  im 
Brauereibetriebe  verlieren  und  von  dem  Mühlengewerbe  abhängig 
werden.  Wenn  daher  in  den  Motiven  als  ein  besonderer  Mangel 
des  jetzigen  Erhebungssystems  hervorgehoben  wird,  dass  das  Mass 
der  den  Brauern  bezüglich  ihres  Gewerbebetriebes  gegen  die  Steuer- 
behörde obliegenden  Verpflichtungen  bei  jeder  der  drei  Steuerformen 
ein  verschiedenes  sei  —  die  freieste  Bewegung  hätten  die  fixierten 
Brauer,  am  meisten  gebunden  seien  die  auf  Brauanmeldung  Steuern- 
den —  so  wird  man  anerkennen  müssen,    dass  ein  gleicher  Mangel 


')  Durch  die  Unterbrechung  des  Betriebes  öffentlicher  Mühlen  werden 
die  Brauer  in  Bayern  und  Württemberg  viel  weniger  berührt,  da  dieselben 
hauptsächlich  untergärige  Biere  herstellen,  wozu  die  Winterzeit  benutzt  wird, 
in  welcher  jene  Betriebsstörungen  nur  selten  eintreten. 

^)  Die  bei  den  Verhandlungen  im  Reichstage  mehrfach  ausgesprochene 
Ansicht  —  cf.  die  Rede  des  Abgeordneten  Richter-Meissen,  Session  1879,  Bd.  II, 
S.  1128  —  dass  durch  Einführung  der  Vermahlungssteuer  die  jetzigen  Kontrollen 
erleichtert  würden,  trifft  daher  in  dieser  Allgemeinheit  keineswegs  zu. 
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auch  der  Vermahlungssteuer  anhaftet:  die  im  Besitze  von  Privat- 
malzmühlen mit  Messapparat  befindlichen  Brauer  haben  der  vollsten 
Freiheit  sich  zu  erfreuen,  alle  übrigen  dagegen  sind  lästigen  Kontrollen 
und  Betriebsbeschränkungen  unterworfen.  Ein  durchgreifender  Unter- 
schied besteht  jedoch  zwischen  dem  gegenwärtigen  Erhebungsysteme 
und  der  künftigen  Vermahlungssteuer  insofern,  als  die  ungleichmässige 
Behandlung  dort  hauptsächlich  zu  Gunsten  der  kleineren ,  hier  aus- 
schliesslich zu  Gunsten  der  grösseren  Brauer  eintritt.  Denn,  wie 
wir  oben  gezeigt  haben,  belasten  die  mit  der  Einmaischungssteuer 
verbundenen  Kontrollen  den  Kleinbetrieb  in  weit  höherem  Grade  wie 
den  Grossbetrieb,  so  dass  es  als  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  anzusehen 
ist,  wenn  für  den  ersteren  zur  Herbeiführung  eines  Ausgleiches 
die  Fixation  neben  der  Einmaischungssteuer  zugelassen  wird  ^). 
Der  Gesetzentwurf  wendet  dagegen  ein  und  dieselbe  Erhebungsform 
gleichmässig  auf  sämtliche  Brauereien  an  und  schafft  dadurch  aller- 
dings formell  gleiches  Recht  für  alle.  Indem  aber  mit  bestimmten 
Einrichtungen  besondere  Vorteile  verbunden  werden,  gelangen  materiell 
alle  diejenigen  in  Nachteil,  welche  nicht  in  der  Lage  sind,  dieselben 
zu  beschaffen.  Letzteres  trifft  aber  allgemein  für  den  Kleinbetrieb  zu  ^). 
Die  schonende  Behandlung,  welche  derselbe  auf  steuerlichem 
Gebiete  jetzt  erfährt,  wird  daher  unter  der  Herrschaft  der  Ver- 
mahlungssteuer in  Fortfall  kommen  und  dadurch  demselben  eine 
wesentliche  Unterstützung  in  dem  so  schwierigen  Konkurrenzkampfe 
mit  dem  Grossbetriebe  entzogen  werden.     Als  unvermeidliche  Folge 


^)  Diese  Funktion  der  Fixation  wird  dann  "in  vollständig  reiner  Gestalt 
hervortreten,  wenn  dieselbe  in  Zukunft  nach  unserem  Vorschlage  ausschliesslich 
bei  kleineren  Betriebsanstalten  zur  Anwendung  gelangt.  Wenn  May  a.  a.  0. 
S.  138  den  Vorwurf  erhebt,  dass  durch  die  Aufstellung  dreifach  verschiedener 
Erhebungsformen  der  erste  Grundsatz  jeder  Steuergesetzgebung  —  Gleichheit  der 
Besteuerung  —  verletzt  werde,  so  berücksichtigt  derselbe  nicht,  dass  innerhalb  des 
Brauereigewerbes  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  so  grosse  Verschieden- 
heiten bestehen,  dass  eine  gleichniässige  Behandlung  der  einzelnen  Brauereien 
zur  grössten  Ungereclitigkeit  führen  müsste. 

')  Auf  die  Nichtbeachtung  dieser  verschiedenen  Wirkungen  der  Verniah- 
lungssteuer  sind  die  vollständig  entgegengesetzten  Aeusserungen ,  welche  bei 
den  Reiclistagsverhandlungen  über  den  Wert  des  bayrischen  Steuermodus  heran- 
getreten sind,  zurückzuführen.  Die  einen  rühmen,  dass  derselbe  vorzüglich  sich 
bewährt,  die  andern  dagegen  klagen  ihn  an,  dass  er  die  Steuerpflichtigen  schwer 
belästigt.  Jenes  ist  richtig  vom  Standpunkte  der  grösseren,  dieses  vom  Stand- 
punkte der  kleineren  ßetriebsanstalten  aus. 
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hiervon  lässt  sich  die  baldige  Vernichtung  zahlreicher  Brauereien  und 
schliesslich   der   völlige   Untergang    des    Kleingewerbes   voraussehen. 

Die  Anhänger  der  Vermahlungssteuer  verkennen  diese  Ein- 
wirkung derselben  auf  die  künftige  Entwickelung  des  Brauereiwesens 
nicht,  glauben  aber  kein  grosses  Gewicht  darauf  legen  zu  sollen, 
weil  es  nur  um  eine  Beschleunigung  des  bereits  seit  Jahren  sich 
vollziehenden  Prozesses  des  Uebergangs  der  Brauerei  zu  einem  Gross- 
gewerbe sich  handle  ^). 

Unzweifelhaft  folgt  auch  das  Brauereigewerbe  der  allgemeinen 
Richtung,  statt  des  handwerksmässigen  einen  fabrikatorischen  Betrieb 
«inzuführen.  So  entfiel  auf  eine  Brauerei  im  Jahre  1872  durch- 
schnittlich eine  Produktionsmenge  von  1137  hl,  im  Jahre  1885/86 
dagegen  eine  solche  von  2343  hl,  und  hat  somit  eine  Steigerung  von 
106  Prozent  stattgefunden^).  Die  Zahl  der  Brauereien  ferner  zeigt 
im  allgemeinen  eine  stetige  Abnahme,  sie  ist  bei  den  gewerblichen 
von  10,478  im  Jahre  1872  auf  9326  im  Jahre  1885/86,  mithin  um 
11  Prozent,  bei  den  nicht  gewerblichen  in  demselben  Zeiträume  von 
3679  auf  1059,  also  um  74  Prozent  zurückgegangen.  Thatsächlich 
ist  aber  eine  Verminderung  nur  bei  den  nicht  gewerblichen  und 
denjenigen  gewerblichen  Brauereien  eingetreten,  welche  eine  jährliche 
Steuer  bis  zu  1500  M.  gezahlt  haben,  während  bei  allen  übrigen 
eine  mit  dem  Umfange  derselben  fortschreitende  Vermehrung  be- 
merkbar ist.    Das  Nähere  ergibt  sich  aus  der  folgenden  Nachweisung. 


Gewerbliche    Brauereien 

steuerbetrag 

über 
bis  15  M.       ^^ 
30  M. 

Über 
30 

bis 
60  M. 

Über       über 

60       ;       150 

bis     1     bis 

150  M.  j  300  M. 

Über 

300 

bis 

600  M. 

Über 

600 

bis 

1500  M. 

über 

1500 

bis 

3000  M. 

Zalü 

1872 

351 

420 

782 

1825 

1677 

1693 

1894 

911 

1885(86 

1058 

246 

447 

1000 

1118 

1352 

1793 

996 

+ 

+  707 

—  174 

~  335 

—  825 

—  559 

—  341 

-  101 

+  85 

In  Proz 

enten 

+  202 

—     41 

—    43 

—    45 

—     33 

-     20 

—      5 

+    9 

')  Boccius  a.  a.  0.,  S.  71. 

^)  Die  Zahl  der  Brauereien  betrug  1872  im  rechtsrheinischen  Bayern  5217, 
1885  im  rechts-  und  linksrheinischen  Bayern  6987.  Auf  eine  aktive  Brauerei 
«ntfiel  in  jenem  Jahre  durchschnittlich  ein  Produktionsquantum  von  2090,  in 
diesem  dagegen  nur  von  1812  hl.  In  Württemberg  ist  die  Zahl  der  Brauereien 
von  7669  im  Jahre  1872  auf  7352  im  Jahre  1885/86,  und  die  in  einer  Brauerei 
■durchschnittlich  hergestellte  Biermenge  von  547  auf  392  hl  zurückgegangen. 
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Gewerbliche   Brauereien 


Steuerbetrag 

über 

3000 

bis 

4500  M. 

Über 

4500 

bis 

6000  M. 

Über 

6000 

bis 

9000  M. 

Über 

9000 

bis 

12,0O0M. 

Über       über 

12,000   !    15,000 

bis          bis 

15,000M.  30,000M. 

Über 

30,000 

bis 

üO.OOOM. 

Über 
60,OOOM. 

Zahl 

1872 

356 

173 

149 

79              43     1         79 

35 

11 

1885186 

427 

225 

230 

117 

77            142 

64             32 

+ 

+   n 

+     52 

+     81 

+     38      +     34 

+     63 

+     29 

+  21 

In  Proz 

enten 

+     20 

+    31 

+    54 

+    48 

+     79 

+     80 

+     83 

+  191 

Wenn  wir  von  der  untersten  Steuerklasse  absehen,  bei  welcher, 
rie  wir  früher  bereits  gezeigt  haben,  die  Zunahme  der  Steuer- 
pflichtigen auf  besonderen  Verhältnissen  beruht,  so  zeigt  sich  bei 
denjenigen  Brauereien,  welche  eine  Jahressteuer  bis  zu  1500  M. 
gezahlt  haben,  eine  Abnahme  von  28  Prozent,  bei  den  Brauereien 
mit  einer  höheren  Steuerzahlung  dagegen  eine  Zunahme  von  26  Prozent. 
Jene  kleinen  Brauereien  aber  sind  es  gerade,  welche  durch  die  Ein- 
führung der  Vermahlungssteuer  in  eine  wesentlich  schiechtere  Lage 
versetzt  werden.  Wenn  dieselben  nun  schon  jetzt  in  ihrer  Existenz 
sehr  bedroht  sind,  so  lässt  sich  mit  Sicherheit  voraussehen,  dass  sie 
unter  dem  Drucke  der  neuen  Erhebungsform  bald  zur  Einstellung 
■des  Betriebes  genötigt  sein  werden.  Unseres  Erachtens  ist  es  aber 
die  dringende  Aufgabe  des  Staats,  für  die  Erhaltung  der  kleinen 
Oewerbetreibenden ,  welche  den  Hauptbestandteil  des  Mittelstandes 
bilden,  mit  allen  Kräften  einzutreten,  jedenfalls  wenigstens  alle  Ein- 
richtungen fern  zu  halten,  die  geeignet  sind,  ihre  Stellung  dem  Gross- 
betriebe gegenüber  noch  mehr  zu  erschweren  als  dies  schon  ohnehin 
der  Fall  ist.  Ganz  besonders  verdienen  die  kleinen  Brauereien  in 
den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  auch  um  deshalb  eingehende 
Berücksichtigung,  weil  sie  hier  eine  Aufgabe  zu  erfüllen  haben, 
welche  an  ihrer  Stelle  zu  übernehmen,  der  Grossbetrieb  weder  imstande 
noch  geneigt  ist  ^).  In  denselben  werden  überwiegend  die  ober- 
gärigen Biere  hergestellt,  welche  namentlich  in  den  östlichen  Di- 
rektivbezirken   das     fast    ausschliessliche    Getränk     der    ländlichen 


')  Mit  Recht  ist  bei  den  Verhandlungen  über  den  badischen  Braumalz- 
steuergesetzentwurf  auch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Erhaltung  der 
Kleinbrauerei  für  die  Landwirtschaft  gleichfalls  von  grossem  Interesse  sei,  weil 
von  derselben  hauptsächlich  inländische  Gerste  verarbeitet  werde.  Cf.  dieses 
Archiv,  1.  Jahrg.,  S.  859. 
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B&völkerung  bilden.  Würden  ihr  dieselben  entzogen,  so  stände 
zu  befürchten,  dass  sie  in  verstärktem  Masse  dem  Branntweingenusse 
sich  wieder  zuwendete,  da  sie  vielfach  gar  nicht  in  der  Lage  ist, 
die  Ausgabe  für  die  teureren  untergärigen  Biere  zu  bestreiten.  Denn 
während  1885/86  bei  einem  fassweisen  Verkaufe  der  Preis  der  unter- 
gärigen Schankbiere  auf  14  bis  17  M.,  der  Lagerbiere  auf  16  bis 
20  M.  und  der  Exportbiere  bis  zu  30  M.  sich  stellte,  betrug  derselbe 
für  die  obergärigen  geringeren  Sorten  4  bis  8  M.  und  erst  für  die 
besseren  8  bis  15  M.  für  ein  Hektoliter.  Wenn  nun  auch  der 
Konsum  der  obergärigen  Biere  von  Jahr  zu  Jahr  relativ  zurückgeht, 
so  ist  die  erzeugte  Menge  doch  immer  noch  keine  geringe  und 
namentlich  die  Zahl  der  Betriebsanstalten,  welche  sich  vorwiegend 
mit  Herstellung  derselben  beschäftigen,  keine  unbedeutende.  Unter 
100  hl  Bier  waren  1872  47  hl  obergäriges  und  53  hl  untergäriges, 
1885/86  dagegen  33  hl  obergäriges  und  67  hl  untergäriges.  Es 
wurde  gewonnen: 


obergäriges  Bier       1872 

1885/86 

untergäriges  Bier     1872 


7,368,259  hl  in  10,533  Brauereien, 

8,081,157  hl  in      7267 

8,256,431  hl  in     3185 

1885/86:  16,209,532  hl  in     3098  ,.  ') 

Auf  eine  obergärige  Brauerei  entfiel  hiernach  ein  Produktions- 
quantum im  Jahre  1872  von  700,  im  Jahre  1885/86  von  1112  hl, 
auf  eine  untergärige  ein  solches  1872  von  2592,  1885/86  von  5232  hl. 
Die  folgende  Zusammenstellung  (S.  131)  zeigt,  welche  grosse  Ver- 
schiedenheiten in  den  einzelnen  Direktivbezirken  sowohl  bezüglich 
der  Zahl  der  Brauereien,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  der  einen 
oder  anderen  Biersorte  vorwiegend  befassen,  als  auch  bezüglich  des 
Umfanges  der  Erzeugung  bestehen.  Im  allgemeinen  lässt  sich  sagen, 
dass  in  den  östlichen  Bezirken  die  Produktion  des  obergärigen,  in 
den  westlichen  und  südlichen  die  des  untergärigen  Bieres  überwiegt. 

Sollten  infolge  der  Vermahlungssteuer  zahlreiche  kleine  Betriebs- 
anstalten eingehen  und  dadurch  die  Produktion  der  obergärigen  Biere 
einen   plötzlichen   rapiden  Rückgang    erfahren,    so  würde   dies  nicht 


*)  In   Bayern   und   Württemberg  wird  obergäriges  Bier  nur  in  sehr  ge- 
ringen Mengen  hergestellt.     Es  wurde  nämlich  produziert: 

obergäriges  Bier  1872  Bayern :       246,251  hl,     Württemberg:     169,308  hl 

1885  Bayern:       245,908hl,     Württemberg:     105,877hl 

untergäriges  Bier  1872  Bayern:  10,659,585  hl,     Württemberg:  4,027,966  hl 

1885  Bayern:  12,419,757  hl,     Württemberg:  2,772,877  hl. 

698 


Die  Reform  der  Bierbesteuerung  im  Deutschen  Reiche. 


131 


Davon  bereiteten 

Von  dem  ge- 

Zahl der 

überwiegend 

Menge 
des  ge- 

wonnenen Bier 

gewerb- 

war in  Prozenten 

Direktivbezirke 

lichen  ^) 
Brauereien 

1885/86 

ober- 
gäriges 
Bier 

unter- 
gäriges 
Bier 

wonnenen 

Bieres 
überhaupt 

ober- 
gäriges 

7o 

unter- 
gäriges 

7o 

Zahl 

"/o 

Zahl 

7o 

hl 

Ostpreussen     ,     .     . 

273 

218 

85 

39 

15 

760,149 

47 

53 

Westpreussen 

101 

47 

47 

54 

53 

445,129 

39 

61 

Brandenburg 

551 

451 

83 

95 

17 

3,432,941 

41 

59 

Pommern    . 

343 

92 

54 

79 

46 

516,699 

22 

78 

Posen 

162 

115 

71 

46 

29 

400,664 
2,235,067 

58 

42 

Schlesien     . 

884 

703 

80 

180 

20 

48 

52 

Provinz  Sachsen .     . 

673 

498 

75 

164 

25 

2,092,373 

30 

70 

Schleswig-Holstein  . 

727 

380 

89 

48 

11 

852,197 

25 

75 

Hannover    .... 

478 

219 

66 

114 

34 

843.395 

19 

81 

Westfalen  .... 

1348 

1052 

80 

258 

20 

1,510,063 

6 

94 

Hessen-Nassau      .     . 

457 

124 

27 

333 

73 

1,283,481 

3 

97 

Rheinland  .... 

1307 

910 

71 

368 

29 

2,656,324 

37 

63 

Hohenzollem  .     .     . 

276 

128 

46 

148 

54 

109,640 

5 

95 

Königreich  Sachsen . 

751 

594 

79 

157 

21 

3,444,961 

56 

44 

Hessen 

254 

19 

7 

235 

93 

787,708 
345,311 



100 

Mecklenburg  .     .     . 

427 

64 

56 

50 

44 

34 

66 

Thüringen  .... 

1080 

421 

39 

657 

61 

1,790,323 

19 

81 

Oldenburg  .... 

91 

74 

85 

13 

15 

112,737 

27 

73 

Braunschweig      .     . 

79 

43 

56 

34 

44 

329,410 

8 

92 

Anhalt 

71 

52 

73 

19 

27 

258,833 
83,284 

36 

64 

Lübeck  .     .         -     - 

32 

25 

81 

6 

19 

41 

59 

bloss  vom  volkswirtschaflichen  und  gewerblichen  sondern  auch  vom 
socialen  Standpunkte  schwer  zu  beklagen  sein. 

Somit  gelangen  wir  zu  dem  Ergebnisse,  dass  die  Vermahlungs- 
steuer im  allgemeinen  für  kleine  Brauer,  welche  zur  Anschaffung 
von  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  nicht  imstande  sind,  keine 
geeignete  Erhebungsform  ist.  Unter  den  in  Norddeutschland  be- 
stehenden Verhältnissen  lässt  sich  auch  nicht  annehmen,  dass  ähnlich 
wie  Bayern  Genossenschaftsmühlen  in  grösserer  Zahl  entstehen  wer- 
den, da  bei  der  isolierten  Lage  der  kleinen  Brauereien  eine  nähere 
Vereinigung  derselben  ausgeschlossen  ist. 

Die  Vermahlungssteuer  wird  aber  nicht  bloss  auf  die  Brauerei- 
gewerbe, sondern  auch  auf  andere  Fabrikationszweige  nachteilig  ein- 
wirken. 

Alles  Malz,    welches  auf  öffentlichen  Mühlen  zur  Vermahlung 


'j  in  sämtlichen  nicht  gewerblichen  Brauereien  ist  bis  auf  eine  vorwiegend 
obergäriges  Bier  bewährt. 


1  Q  2  Kindervater, 

gelangt,  unterliegt  bestimmten  KontroUvorschriften,  So  müssen  auch 
für  solches  Malz,  welches  zu  steuerfreien  Zwecken  bestimmt  ist, 
Mahlscheine  erwirkt  und  die  beschränkenden  Bestimmungen  bezüglich 
des  Transports,  der  Vermessung  und  Vermahlung  beobachtet  werden. 
Ausschliesslich  im  Interesse  der  Brausteuererhebung  werden  daher 
allen  denjenigen  Personen,  welche  Malz  zur  Herstellung  von  Brannt- 
wein, Stärke,  Malzkaffee,  Gesundheitschokolade,  Bonbons,  Arzneien, 
Bädern  u.  s.  w.  verwenden  wollen,  eine  Reihe  von  Verpflichtungen 
auferlegt,  deren  Erfüllung  mit  nicht  unbedeutenden  Belästigungen 
verbunden  ist.  Am  stärksten  lasten  dieselben  aber  auf  dem  Brennerei- 
gewerbe, dessen  Malzverbrauch  der  weitaus  bedeutendste  ist.  Im 
Gebiete  der  Brausteuergemeinschaft  wurden  im  Jahre  1877/78 
194,540,400  kg  Malz  zu  Brennereizwecken  verwendet  und  von  diesen 
12,010,700  kg  auf  öffentlichen  Mühlen  gebrochen.  Bezüglich  der 
letzteren  Menge  treten  die  oben  angegebenen  steuerlichen  Kontrollen 
in  Wirksamkeit,  wodurch  insbesondere  für  alle  diejenigen  Brennereien 
grosse  Belästigungen  herbeigeführt  werden,  welche  von  der  Hebe- 
steUe  weit  entfernt  liegen.  Der  Gesetzentwurf  lässt  zwar  hier  eine  Er- 
leichterung insofern  eintreten,  als  die  Ausfertigung  der  Mahlscheine  bei 
dem  Malzbruche  zu  steuerfreien  Zwecken  auch  Ortsbehörden  oder 
Privatpersonen  übertragen  werden  kann.  Allein  so  wohlthätig  diese 
Einrichtung  sein  mag,  ihre  Wirkung  muss  doch  eine  beschränkte 
bleiben,  da  durch  sie  die  ünzuträglichkeiten  nicht  beseitigt  werden 
können,  welche  aus  den  Bestimmungen  über  den  Transport  des 
Malzes  und  die  Zeit,  innerhalb  deren  derselbe  sowie  die  Vermessung 
und  Vermahlung  des  Malzes  stattfinden  müssen,  hervorgehen.  Zur 
Rechtfertigung  dieser  Massregeln  kann  man  auch  nicht  auf  das  Bei- 
spiel Bayerns  oder  Württembergs  sich  beziehen;  denn  als  dieselben 
hier  in  Kraft  traten,  unterlag  das  Brennmalz  derselben  Besteuerungs- 
weise wie  das  Braumalz.  Neuerdings  hat  sich  dies  allerdings  ge- 
ändert; es  ist  aber  etwas  wesentlich  anderes,  ob  Kontrollen,  an 
welche  Ge werbtreibende  durch  langjährigen  Gebrauch  gewöhnt  sind, 
beibehalten,  oder  ob  dieselben  neu  eingeführt  werden. 

Der  Malzbruch  auf  öffentlichen  Mühlen  wird  ausserdem  für  die 
Branntweinbrenner  verteuert  werden,  denn  was  wir  oben  bezüglich 
der  Vermahlung  des  Braumalzes  ausgeführt  haben,  trifft  auch  hier 
zu.  Die  Müller  werden  die  ihnen  auferlegten  Pflichten  nicht  ohne 
Entschädigung  übernehmen ;  eine  solche  vielmehr  durch  eine  Er- 
höhung des  Mahllohnes   zu   erhalten    suchen.     Schon  wenn  letztere 
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nur  25  Pf.  für  50  kg.  betragen  sollte,  würde  die  hierdurch  für  die 
Branntweinbrenner  entstehende  Gesamtmehrausgabe  nicht  unbe- 
deutend sein. 

Durch  die  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfes  werden  ferner 
auch  alle  diejenigen  Personen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  welche  im 
Besitze  eines  zum  Malzbrechen  geeigneten  Werkzeuges  sich  befin- 
den. Allein  die  Zahl  der  Futterschrot-  und  Hausmühlen  wird  auf 
130 — 140,000  geschätzt.  Die  Inhaber  derselben  gehören,  wie  in  den 
Motiven  anerkannt  wird,  zum  grossen  Teile  den  mit  den  Gesetzen 
weniger  bekannten  Kreisen  der  Bevölkerung  an.  Sie  werden  daher 
mit  den  ihnen  ganz  neuen  Verpflichtungen  zur  Anzeige  von  dem 
Erwerbe  und  Verluste  einer  solchen  Mühle  sowie  von  dem  Aufstel- 
lungsraume  und  jedem  Wechsel  desselben  schwer  sich  vertraut 
machen.  Im  Wege  der  Ausführungsbestimmungen  soll  zwar  die 
Anzeige  bei  der  Ortsbehörde  freigelassen  und  letztere  sogar  zu  einer 
entsprechenden  Belehrung  der  Beteiligten  angehalten  werden.  Aber 
selbst  bei  einem  solchen  Verfahren  wird  es  nicht  ausbleiben,  dass 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  unbeachtet  bleiben  —  man  denke  nur 
an  den  Fall  eines  Wechsels  des  Aufstellungsortes  der  Mühle  —  und 
infolgedessen  Strafen  eintreten.  Wird  aber  eine  solche  Mühle  un- 
erlaubterweise zum  Malzbrechen  benutzt  oder  betreibt  der  Besitzer 
gleichzeitig  die  Brauerei,  so  muss  er  sich  besondere  Kontrollen  und 
sogar  die  Veräusserung  der  Mühle  gefallen  lassen.  Auf  diese  Weise 
kann  einem  Grundbesitzer  grosser  Schaden  in  seinem  landwirtschaft- 
lichen Betriebe  zugefügt  werden. 

Für  das  Malzbrechen  zu  steuerfreien  Zwecken  können  auch  in 
Zukunft  Privatmalzmühlen  ohne  Messapparat  zugelassen  werden ;  die 
Besitzer  müssen  sich  aber  den  besonderen  Kontrollen  der  Steuer- 
behörde unterwerfen,  wodurch  sie  in  der  Ausübung  ihres  Betriebes 
nicht  unwesentlich  beschränkt  werden.  Vor  allem  erscheint  hier 
wieder  die  Lage  der  Brennereibesitzer  gefährdet.  Die  Genehmigung 
zur  Benutzung  solcher  Mühlen  kann  ihnen  nämlich  versagt  oder  ent- 
zogen werden,  sobald  sie  entweder  selbst  oder  ihre  Stellvertreter 
bezw.  Gewerbsgehilfen  wegen  bestimmter  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Brausteuergesetz  bestraft  sind  ^).     Sie  sind  dann  gezwungen,  den 


^)  Die  Genehmigung  zur  Haltung  einer  Privatmalzmühle  ohne  Messapparat 
sollte  nach  dem  Entwürfe  aus  dem  Jahre  1879  selbst  dann  versagt  oder  ent- 
zogen werden  können,  wenn  die  Branntweinbrenner  üebertretungen  des  Brannt- 
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Malzbruch  auf  öffentlichen  Mühlen  vorzunehmen  und  haben  alle 
hiermit  verbundenen  Kosten  und  Belästigungen  im  vollem  Umfange 
zu  tragen.  Insbesondere  wird  die  Steuerverwaltung  in  einem  solchen 
Falle,  wo  der  Brennereibesitzer  als  steuerlich  unzuverlässig  sich  er- 
wiesen hat,  kaum  gestatten,  dass  die  Mahlscheine  für  denselben  bei 
einer  Ortsbehörde  oder  Privatperson  ausgestellt  werden.  Soll  aber 
die  Ausfertigung  durch  die  weit  entfernte  Hebestelle  besorgt  werden, 
so  entstehen  daraus  für  den  Gewerbtreibenden  grosse  Umstände  und 
selbst  Betriebsstörungen.  Aus  einer  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Brausteuergesetz  können  hiernach  für  den  Brennereibetrieb  die  nach- 
teiligsten Folgen  hervorgehen. 

Was  endlich  die  Besitzer  öffentlicher  Mühlen  betrifft,  so  werden 
viele  derselben,  wenn  sie  auch  noch  fernerhin  Malz  brechen  wollen, 
nicht  unbedeutende  Aufwendungen  zu  machen  haben,  da  sie  in  be- 
stimmten Fällen  zur  Anschaffung  von  Messapparaten  verpflichtet 
sind.  Für  alle  ohne  Ausnahme  wird  aber  der  Malzbruch  mit  einer 
Reihe  sehr  lästiger  Obliegenheiten  verbunden  sein.  Die  Müller 
sollen  die  Vermessung  des  Malzes  vornehmen,  das  Ergebnis  der- 
selben auf  dem  Mahlscheine  sowie  im  Mühlenregister  vermerken  und 
letzteres  allmonatlich  —  gehörig  abgeschlossen  —  der  Hebestelle 
einreichen.  Ausserdem  ist  ihnen  die  Verantwortlichkeit  dafür  auf- 
erlegt, dass  die  vorgeschriebenen  Kontrollen  von  ihren  Mahlgästen 
ordnungsmässig  erfüllt  werden;  sobald  dies  nicht  der  Fall  ist,  haben 
sie  den  Vorgang  schriftlich  festzustellen  und  der  Hebestelle  An- 
zeige zu  erstatten. 

In  den  Motiven  wird  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  den 
Müllern  hierdurch  wenig  Arbeit  und  Unbequemlichkeit  erwachse,  weil 
die  Menge  des  zu  brechenden  Malzes  auf  eine  grosse  Zahl  von 
Mühlen  sich  verteile.  Wir  möchten  aus  letzterem  Umstände  gerade 
den  entgegengesetzten  Schluss  ziehen.  Die  Müller,  welche  regel- 
mässig Malzvermahlungen  vornehmen,  werden  mit  den  Kontrollen 
bald  vertraut  sein  und  von  denselben  in  viel  geringerem  Grade 
sich  belästigt  fühlen,  als  diejenigen,  welche  vielleicht  alljährlich  nur 
einige  Tage  oder  Wochen  Malz  zu  brechen  haben.  Auch  können 
die  Müller  wohl  bei  grösseren,  nicht  aber  bei  kleineren  Malzmengen 
einen  Ersatz  für  ihre  Bemühungen  in  dem  Mahllohne  finden.     Der 


Tveiiiöteuergesetzes    sich   schuldig   gemacht  hatten.     Diese  Bestimmung  ist  auf 
Vorschlag  der  Reichstagskommission  beseitigt. 
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grösste  Teil  des  Malzes  wird  femer  auf  ländlichen  Mühlen  zur  Ver- 
arbeitung kommen;  die  Inhaber  dieser  pflegen  aber  am  wenigsten 
zur  Vornahme  schriftlicher  Arbeiten  qualifiziert  zu  sein  und  die  Zalil 
derer  ist  gewiss  verschwindend  klein,  welche  im  stände  sind,  ein 
ThatbestandsprotokoU  aufzunehmen,  eine  Arbeit,  welche  notorisch 
selbst  Aufsichtsbeamten  oftmals  Schwierigkeiten  bereitet.  Es  lässt 
sich  daher  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  die  Müller  die  ihnen  auf- 
erlegten Verpflichtungen  als  eine  sehr  drückende  Last  nicht  bloss 
ansehen,  sondern  thatsächlich  auch  empfinden  werden. 

Es  wird  ausserdem  behauptet,  dass  durch  den  Zwang  zur  Be- 
nutzung von  Privatmalzmühlen  die  Müller  finanziell  geschädigt  wür- 
•den,  indem  künftighin  eine  geringere  Menge  Malz  auf  den  öffent- 
lichen Mühlen  zur  Vermahlung  kommen  werde.  In  den  Motiven 
wird  dies  mit  dem  Hinweis  darauf  in  Abrede  gestellt,  dass  die  ge- 
werblichen Brauer  der  Brausteuergemeinschaft  im  Jahre  1879/80 
407,000,800  kg  Malz  verbraucht  hätten,  wovon  371,074,700kg  (=91,17 
Prozent)  auf  den  eigenen  Malzschrotmühlen  der  Brauer,  35,926,100  kg 
auf  öffentlichen  Mühlen  gebrochen  seien,  während  der  Malzverbrauch 
derjenigen  Brauer,  welche  künftig  Privatmalzmühlen  benutzen  müssten, 
nur  auf  358,069,400  kg  zu  veranschlagen,  so  dass  nicht  ausgeschlossen 
sei,  dass  das  Brechen  von  Braumalz  auf  öffentlichen  Mühlen  sogar 
noch  zunehmen  werde.  Dies  kann  unter  der  Voraussetzung  als  rich- 
tig zugestanden  werden,  dass  eine  wesentliche  Aenderung  in  dem 
Bestände  der  auf  die  Benutzung  öffentlicher  Mühlen  angewiesenen 
Brauereien  nicht  eintritt.  Sollte  dagegen,  wie  wir  als  wahrscheinlich 
bezeichnet  haben,  die  Zahl  derselben  infolge  der  Einführung  der 
Vermahlungssteuer  eine  bedeutende  Verminderung  erfahren,  so  müsste 
dies  naturgemäss  auf  das  Müllereigewerbe  nachteilig  zurückwirken. 
Noch  ein  anderer  Punkt  verdient  hierbei  Beachtung.  Von  dem  zur 
Branntweinbereitung  bestimmten  Malze  sind  im  Jahre  1877/78 
12,010,700  kg  auf  öffentlichen  Mühlen  gebrochen  worden.  Die  Be- 
lästigungen, welche  künftighin  mit  der  Benutzung  der  letzteren  auch 
für  die  Branntweinbrenner  verbunden  sind,  werden  voraussichtlich 
vielen  Veranlassung  geben,  den  Malzbruch  auf  eigenen  Malzmühlen 
vorzunehmen.  Hierdurch  könnte  die  Vermahlung  von  Malz  auf 
öffentlichen  Mühlen  eine  nicht  unbedeutende  Einschränkung  er- 
fahren. 

Der  Gesetzentwurf  legt  somit  zahlreichen,  bei  der  Biererzeu- 
gung gänzlich  unbeteiligten  Personen  mannigfache  und  zum  teil  recht 


-1  Oß  Kindervater, 

schwerwiegende  Verpflichtungen  auf.  Die  Verwaltung  muss  aber  in 
der  Lage  sein,  jeden  Augenblick  von  der  pünktlichen  Erfüllung  der- 
selben sich  überzeugen  zu  können  und  ist  deshalb  genötigt,  jene 
nicht  nach  Tausenden  und  Zehntausenden,  sondern  nach  Hundert- 
tausenden zählende  Schaar  von  Müllern,  Landwirten,  Apothekern, 
Inhabern  von  Bädern,  Fabrikanten  von  Stärke,  Malzkaffee,  Chokolade, 
Bonbons  u.  s.  w.  einer  steuerlichen  Kontrolle  zu  unterwerfen.  Zu 
diesem  Behufe  müssen  die  Aufsichtsbeamten  Revisionen  in  den  Ge- 
werbsräumen wiederholt  vornehmen;  sie  können  bei  den  Besitzern 
öffentlicher  Mühlen  zu  jeder  Tageszeit,  bei  allen  übrigen  aber  in  der 
Zeit  von  Morgens  6  bis  Abends  9  Uhr  sich  einfinden.  So  werden 
mit  einem  Schlage  weite  Kreise  der  Bevölkerung  von  einer  ihnen 
bis  dahin  gänzlich  unbekannten  Steueraufsicht  einzig  und  allein  im 
Interesse  der  Brausteuererhebung  betroffen,  und  es  steht  zu  be- 
fürchten, dass  sie  derselben   sehr  unwillig  sich  unterwerfen  werden. 

Wenn  wir  uns  zum  Schlüsse  noch  einmal  die  Schwierigkeiten 
vergegenwärtigen,  mit  welchen  die  Durchführung  der  Vermahlungs- 
steuer verbunden  ist,  indem  sie  die  Kontrolle  zahlloser  Mühleu  werke 
und  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  erfordert,  ohne  gleich- 
wohl die  Ueberwachung  der  einzelnen  Brauereien  überflüssig  zu 
machen  und  wie  durch  diese  Kontrollen  ganze  Klassen  von  Gewerbe- 
treibenden, welche  der  Bierfabrikation  vollständig  fern  stehen,  er- 
griffen werden,  so  muss  unwillkürlich  das  Gefühl  uns  sich  aufdrängen, 
dass  eine  Steuertechnik,  welche  einen  so  kolossalen  Apparat  zur  Er- 
hebung einer  einzigen  Steuer  notwendig  mncht,  nicht  auf  der  Höhe 
der  Entwicklung  stehen  kann.  Die  alli^emeine  Ansicht,  als  gehöre 
es  gleichsam  zum  Wesen  der  Vermahlungssteuer,  dass  der  Schwer- 
punkt der  Kontrollen  in  die  Mühlen  und  nicht  in  die  Brauereien 
gelegt  wird,  muss  denn  auch  prinzipiell  verworfen  werden.  Die 
Einrichtung  dieser  Erhebungsform,  wie  sie  in  Bayern  und  Württem- 
berg besteht,  ist  nicht  ohne  weiteres  als  die  naturgemässe  anzusehen, 
vielmehr  aus  den  besonderen  Verhältnissen  zu  erklären,  welche  zur 
Zeit  ihrer  Einführung  in  diesen  Staaten  bestanden. 

Grundsätzlich  soU  derjenige,  welchen  der  Gesetzgeber  mit  einer 
Steuer  treffen  will,  auch  die  mit  ihrer  Erhebung  verbundenen  Be- 
lästigungen tragen.  Bei  der  Verbrauchsbesteuerung  hat  man  allei- 
dings  Ausnahmen  zugestehen  müssen.  „Beim  flüchtigen  Bestände  der 
Objekte,  bei  voller  Konsumtion  in  einem  Akte,  bei  der  unendlichen 
^Zerstreuung  der  Objekte  an  zahllose  Konsumenten  wäre  die  Kon- 
voi 
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sumentenbesteuerung  weder  durchführbar  noch  lohnend  gewesen"  ^). 
Man  machte  daher  hier  eine  andere  Person,  insbesondere  den  Pro- 
duzenten zum  Steuerzahler  und  legte  ihm  ausschlieslich  die  steuer- 
lichen Kontrollen  auf.  Ein  solches  Verfahren  erscheint  um  so  weniger 
bedenklich,  als  der  in  dieser  Weise  Belastete  die  Vorteile  des  steuer- 
pflichtigen Betriebes  geniesst  und  in  der  Regel  auch  in  der  Lage 
ist,  von  dem  Konsumenten  in  dem  Kaufpreise  sich  nicht  bloss  die 
Steuer  ersetzen,  sondern  gleichzeitig  auch  eine  Entschädigung  für 
die  an  seiner  Stelle  getragenen  Belästigungen  zahlen  zu  lassen. 
Hiernach  würde  bei  der  Biersteuer  der  Brauer  derjenige  sein,  auf 
den  die  Lasten  der  Erhebung  fallen.  Die  Vermahlungssteuer  ver- 
lässt  aber  dieses  Prinzip,  indem  sie  dem  Brauer  andere  Gewerb- 
treibende  substituiert,  welche  bei  der  Biererzeugung  in  keiner  Weise 
mitzuwirken  haben.  Von  dem  Müller,  welcher  Braumalz  bricht, 
lässt  sich  allerdings  noch  sagen,  dass  seine  Thätigkeit  mit  der  Bier- 
bereitung im  Zusammenhange  steht;  dagegen  kann  ein  solcher  aus 
der  blossen  Thatsache,  dass  Jemand  ein  zum  Malzbrechen  geeignetes 
Mühlenwerk  besitzt  oder  Malz  zur  Erzeugung  eines  steuerfreien 
Produkts  verwendet,  sicherlich  nicht  hergeleitet  werden.  Es  ent- 
spricht deshalb  auch  nicht  den  Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  Müller, 
Landwirte,  Branntweinbrenner,  Stärkefabrikanten,  Apotheker  u.  s.  w. 
belästigenden  Steuermassregeln  zu  unterwerfen,  einzig  und  allein  zu 
dem  Zwecke,  um  die  Erhebung  der  Biersteuer  durchzuführen.  Ein 
solches  Verfahren  wäre  nur  dann  zu  entschuldigen,  wenn  dieselbe  in 
anderer  Weise  gar  nicht  oder  nur  mit  sehr  erheblichen  Schwierig- 
keiten zu  ermöglichen  wäre.  Derartige  Verhältnisse  bestehen  aber 
in  den  Staaten  der  Steuergeraeinschaft  nicht,  dagegen  muss  man 
allerdings  anerkennen,  dass  sie  in  Süddeutschland  vorlagen,  als  da- 
selbst im  Anfange  dieses  Jahrhunderts  die  Vermahlungssteuer  zur 
Einführung  gelangte. 

Jahrhundertelang  hat  man  in  Bayern  sich  bemüht,  zu  einer 
brauchbaren  Besteuerungsweise  des  Bieres  zu  gelangen.  Seit  dem 
Jahre  1572  lösen  Fabrikat-  und  Materialsteuer  sowie  das  Kom- 
positionssystem im  bunten  Wechsel  einander  ab,  ohne  dass  es  ge- 
lingen will,  in  der  einen  oder  andern  Weise  befriedigende  Erfolge 
zu  erzielen.  Zu  Anfang  des  gegenwärtigen  Jahrhunderts  waren 
schliesslich  unter  der  Herrschaft   des  Kompositionssystems  Zustände 


1)  Schäffle  Steuerpolitik,  S.  399. 
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eingetreten,  welche  eine  Reform  der  Bierbesteuerung  dringend  not- 
wendig machten.  Der  Ertrag  des  Aufschlags  war  bis  auf  500,000  fl. 
heruntergegangen,  während  er  in  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
noch  800,000  fl.  betragen  hatte.  Diese  Erscheinung  konnte  aller- 
dings bei  der  Art  und  Weise,  wie  das  Kompositionssystem  gehand- 
habt wurde,  nicht  befremden.  „Denn  wenn  der  Betrieb  eines  Brau- 
hauses auch  noch  so  sehr  sich  ausgedehnt  hatte,  so  trat  doch  nur 
äusserst  selten  eine  Erhöhung  der  Komposition  ein;  dagegen  waren 
Verminderungen  derselben  an  der  Tagesordnung  und  der  progressiven 
Abnahme  der  Aufschlagsgefälle  konnte  um  so  weniger  mehr  vorge- 
beugt werden,  als  nach  und  nach  alle  Massregeln  vernachlässigt 
wurden,  wodurch  der  Betrieb  und  Verschleiss  der  Brauereien  und 
Branntweinbrennereien  hätte  kontroliert  werden  können"  ^).  Diesen 
Missständen  trat  die  Verordnung  vom  24.  September  1806  entgegen, 
indem  dieselbe  bestimmte,  dass  der  Bier-  und  Branntweinaufschlag 
nicht  mehr  vom  Biere  und  Branntwein,  noch  im  Wege  der  Kom- 
position, sondern  von  dem  zur  Erzeugung  des  Bieres  und  Brannt- 
weines verwendeten  Malze  erhoben  werden  solle. 

Diese  neue  Besteuerungsweise  des  Branntweins  war  offenbar 
irrationell,  da  durch  dieselbe  ausschliesslich  derjenige  Branntwein 
betroffen  wurde,  zu  dessen  Erzeugung  Malz  verwendet  war,  während 
der  aus  anderen  Materialien  bereitete  völlig  steuerfrei  blieb.  Man 
legte  indes  den  Bedenken,  welche  hiergegen  vom  gewerblichen, 
wie  vom  finanziellen  Standpunkte  sich  erheben  Hessen,  keine  grosse 
Bedeutung  bei ,  weil  die  Steuer  eine  nur  massige  ^)  war  und  die 
Steuerbefreiung  ausschliesslich  den  kleinen,  nicht  gewerbsmässigen 
Brennern  zu  gute  kam.  Ausserdem  war  bei  der  Lage  des  Brennerei- 
gewerbes auf  einen  hohen  Steuerertrag  überhaupt  nicht  zu  rechnen^), 
so  dass  es  sich  empfahl,  die  Erhebung  so  einzurichten,  dass  sie  der 
Verwaltung  geringe  Kosten,    den   Gewerbtreibenden   wenig   Belästi- 


1)  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.,  S.  27. 

2)  Der  Steuer  betrug  bis  zum  1.  Juli  1868  5  fl.  50  kr.  per  Schefi"el  =  2,223  hl. 
Nach  May  s  Berechnung  —  a.  a.  0.,  1.  Ausg.,  S.  58  —  ist  die  preussische  Brannt- 
weinsteuer zwölfmal  höher. 

^  Nach  May  a.  a.  0,  1.  Ausg.,  S.  58  hat  der  höchste  Ertrag  des  Brannt- 
weinaufschlages in  der  Zeit  von  1859/67  75,724  fl.  betragen.  Dagegen  hat  der  Bier- 
aufschlag während  derselben  Zeit  durchschnittlich  9,000,000  fl.  ergeben;  das 
Gesamtreinerträgnis  desselben  belief  sich  in  den  48  Jahren  von  1818/19  bis  1865/60» 
auf  275,492,942  fl.,  S.  50  und  51. 
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gungen  verursachte.  Dieses  Ziel  Hess  sich  auf  dem  eingeschlagenen 
Wege  vollständig  erreichen.  Entscheidend  für  die  Verbindung  der 
Branntweinsteuer  mit  der  Brausteuer  war  jedoch  hauptsächlich  der 
Umstand,  dass  es  auf  diese  Weise  am  einfachsten  zu  ermöglichen 
war,  den  Ertrag  aus  der  letzten  Steuer  gegen  Defrauden  sicher  zu 
stellen.  Wäre  nämlich  nur  das  Braumalz  für  steuerpflichtig  erklärt, 
so  würden  die  Brauer  in  der  Lage  gewesen  sein,  Malz,  welches  zu 
steuerfreien  Zwecken  gebrochen  ^worden,  sich  zu  verschaffen  und 
heimlich  zur  Bierbereitung  zu  verwenden.  Um  dies  zu  verhindern, 
würden  weitläufige  Kontrollen  —  Ueberwachung  der  Brauereien  und 
der  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  —  notwendig,  gleich- 
wohl aber  ein  sicherer  Schutz  gegen  Steuerhinterziehung  nicht  zu 
erreichen  gewesen  sein.  Dagegen  trat  ein  solcher  sofort  ein,  sobald 
das  Brennmalz  derselben  Steuer  wie  das  Braumalz  unterworfen 
wurde.  Diejenigen  Malzmengen,  welche  noch  zu  anderen  Zwecken 
Verwendung  fanden,  waren  verhältnismässig  sehr  unbedeutend,  so  dass 
ihre  Kontrollierung  keine  besonderen  Schwierigkeiten  bereiten  konnte. 

Der  Malzbruch  musste  auf  öffentlichen  Mühlen  erfolgen  und 
die  Feststellung  der  steuerpflichtigen  Mengen  wurde  den  Müllern 
überlassen.  Schon  aus  diesem  Grunde  war  eine  amtliche  Ueberwachung 
der  malzbrechenden  Mühlen  notwendig;  wurde  dieselbe  nun  auch 
auf  alle  übrigen  öffentlichen  Mühlen  ausgedehnt,  damit  nicht  auf 
diesen  heimlich  Malz  gebrochen  werden  konnte,  so  war  man  einer 
Kontrolle  der  Brauereien  sowie  der  Brennereien  überhoben.  Die 
Erhebung  der  Brau-  und  der  Branntweinsteuer  erfuhr  hierdurch  eine 
wesentliche  Vereinfachung,  zumal  auch  durch  das  Verbot  der  Be- 
nutzung von  Futterschrot-  und  Hausmühlen  die  Schwierigkeiten  aus 
dem  Wege  geräumt  wurden,  welche  durch  das  zahlreiche  Vorhanden- 
sein derartiger  Mühlen  für  die  Verwaltung  entstehen. 

Unter  diesen  Verhältnissen  war  es  somit  eine  sehr  praktische 
Massregel,  den  Schwerpunkt  der  Kontrollen  in  die  Mühlen  zu  ver- 
legen, deren  Zahl  diejenigen  der  Brauereien  und  Brennereien  noch 
nicht  einmal  erreichte.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1867  —  vor  dem 
Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Malzaufschlagsgesetzes  —  waren  im 
linksrheinischen  Bayern  9092  öffentliche  Mühlen  vorhanden,  von 
denen  3128  Malz  verarbeiteten,  während  die  Zahl  der  im  Betriebe 
befindlichen  Brauereien  auf  5131,  die  der  Brennereien  auf  4176  sich 
belief  ^). 

1)  May  a.  a.  0..  1.  Ausg.,  S.  63. 
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Dem  Beispiele  Bayerns  folgte  bald  Württemberg,  wo  die  Lage 
des  Brauerei-  und  Brennereigewerbes  eine  ganz  ähnliche  war. 
Während  ersteres  frühzeitig  zu  einer  hohen  Blüte  gelangte,  blieb 
letzteres  in  der  Entwicklung  zurück  und  wurde  fast  nur  in  kleinen 
Fabrikationsanstalten  betrieben  ^),  Die  Zahl  derselben  betrug  in  den 
Jahren  1849  bis  1854  durchschnittlich  14,164,  von  welchen  3827 
nicht  im  Betriebe  waren.  Oeffentliche  Bierbrauereien  waren  in  der- 
selben Zeit  3087  —  davon  640  ausser  Betrieb  —  und  Privatbrauereien 
4099  vorhanden.  Dagegen  belief  sich  die  Zahl  der  Mühlen  im 
Jahre  1842/43  nur  auf  1921  ^).  Unter  diesen  Umständen  musste  es 
zu  einer  wesentlichen  Vereinfachung  der  Steuererhebung  beitragen, 
wenn  dieselbe  in  den  Mühlen  und  nicht  in  den  Brauereien  sowie  in 
den  Brennereien  kontrolliert  wurde.  Das  Gesetz  vom  9.  Juli  1827 
regelte  denn  auch  die  Besteuerung  des  Bieres  und  Branntweins  ganz 
nach  bayerischem  Muster.  Selbstverständlich  konnten  aber  bei  dieser 
Besteuerung  des  Branntweins  hohe  Erträge  nicht  erzielt  werden  und 
man  ging  deshalb  im  Jahre  1852  zur  Maischraumbesteuerung  über. 
Allein  diese  rief  so  zahlreiche  Klagen  und  Beschwerden  hervor,  dass 
man  sich  bereits  im  Jahre  1865  entschloss,  zu  der  alten  Besteuerungs- 
weise zurückzukehren.  Bei  der  geringen  Einnahme  aus  der  Fabri- 
kationssteuer —  der  höchste  Betrag  derselben  stellte  sich  im  Jahre 
1860 — 61  auf  262,593  fl.  —  bestand  sogar  die  Neigung,  auf  eine 
Steuer  von  Branntwein  vollständig  zu  verzichten,  man  sah  jedoch 
hiervon  lediglich  um  deshalb  ab,  weil  selbst  in  diesem  Falle  mit 
Rücksicht  auf  die  Malzsteuer  der  Brennereibetrieb  unter  steuerlicher 
Kontrolle  hätte  belassen  werden  müssen.  Dagegen  lag  nach  Unter- 
werfung des  Brennmalzes  unter  die  Malzsteuer  kein  Grund  mehr  vor^ 
solche  anzuordnen  und  konnte  dem  Brennereibetrieb  somit  die  ge- 
wünschte Freiheit  ganz  zurückgegeben  werden  ^). 

Weder  in  Bayern  noch  in  Württemberg  liess  sich  jedoch 
schliesslich  diese  hauptsächlich  zum  Schutze  des  Malzaufschlages 
eingeführte  mangelhafte  Besteuerung  des  Branntweines  aufrecht  er- 
halten.   Finanzielle  wie  volkswirtschaftliche  Rücksichten  machten  die 


')  Es  wird  angenommen,  dass  in  "Württemberg  während  des  Zeitraumes 
von  1828  bis  1852  das  zur  Darstellung  von  Branntwein  und  Essig  verwendete 
Malz  nur  V«  Prozent  der  gesamten  versteuerten  Malzmenge  betragen  hat.  Riecke 
a.  a.  0.,  S.  212. 

2)  Riecke  a.  a.  0.,  S.  186  und  226. 

3)  Riecke  a.  a.  0.,  S.  248  und  252. 
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Aufgabe  derselben  notwendig  und  führten  zu  einem  Steuersystem, 
welches  sich  im  wesentlichen  an  das  in  der  Branntweinsteuerge- 
meinschaft geltende  anschliesst  ^). 

Mit  der  Lösung  der  Verbindung  zwischen  Bier-  und  Brannt- 
weinsteuer war  der  Grund  beseitigt,  welcher  ursprünglich  für  die 
Einrichtung  der  Mühlenkontrolle  massgebend  gewesen  war.  Man 
glaubte  jedoch,  auch  fernerhin  ein  gewisses  Kontrolle  Verhältnis 
zwischen  beiden  Steuern  beibehalten  zu  müssen  und  stellte  ein  solches 
dadurch  her,  dass  die  Bestimmung  des  Malzaufschlaggesetzes,  nach 
welcher  alles  aufschlagsfreie  Malz  gleichfalls  der  Poletten-  und  Ver- 
wendungskontrolle unterliegt,  auch  auf  das  nunmehr  steuerfreie  Brenn- 
malz zur  Anwendung  gebracht  wurde.  Diese  Massregel  vermag  in- 
des den  Schutz,  welchen  der  Bieraufschlag  bei  der  früheren  Be- 
steuerungsweise des  Branntweins  genoss,  nicht  zu  ersetzen. 

Bereits  in  den  50er  Jahren  hatten  in  Bayern  Erörterungen 
über  die  Einführung  der  Maischraumsteuer  stattgefunden  und  waren 
hierbei  namentlich  auch  diejenigen  Einrichtungen  in  Erwägung  ge- 
zogen, welche  bei  Annahme  dieses  Steuersystems  zur  Sicherung  des 
Bieraufschlages  erforderlich  sein  würden.  Es  wurde  der  Vor- 
schlag gemacht,  den  Aufschlag  auf  dem  Brennmalz  nach  wie  vor 
liegen  zu  lassen  und  sodann  den  entrichteten  Aufschlagbetrag  von  der 
Maischraumsteuer  in  Abrechnung  zu  bringen.  Dieses  Auskunftsmittel 
erachtete  man  aber  für  unzureichend,  weil  die  Brennmalzsteuer  als 
solche  im  Falle  ihrer  Rückzahlung  bei  der  Branntweinsteuerentrich- 
tung einen  Kontrollezweck  nicht  mehr  erfüllen  könne,  weil  ja  solchen- 
falls die  missbräuchliche  Verwendung  des  Malzes  zur  Bierbrauerei 
in  gleicher  Weise  rentabel  sein  würde,  wie  bei  Zulassung  völliger 
Steuerfreiheit  des  Malzes  ^).  Ist  dieser  Grund  zutreffend,  was  gewiss 
niemand  bezweifeln  wird,  so  ist  damit  auch  die  gegenwärtige  Ein- 
richtung verurteilt.  Das  Brennmalz  bleibt  zwar  der  früheren  Po- 
lettenkontroUe  unterworfen,  eine  Steuer  ruht  aber  auf  demselben  nicht 
mehr,  und  es  ist  deshalb  ein  sehr  lukratives  Geschäft,  dasselbe  heim- 
lich zur  Bierbereitung  zu  verwenden.  Einen  Schutz  hiergegen  könnte 
nur  eine  sehr  genaue  und  eingehende  Revision  der  Brennereien 
bieten;   ob  dieselbe  aber  in  einem  solchen  Umfange  ausgeübt  wird, 

^)  Bayrisches  Gesetz  vom  25.  Februar  1880  und  württembergisches  Gesetz 
vom  18.  Mai  1885.     Vgl.  Finanzarchiv  II,  S.  1010;  IV,  S.  352. 

^)  Verhandlungen  der  bayrischen  Kammer  der  Abgeordneten  1879/80 
Beil.  Bd.  IX,   Beil.  380,   S.  511,   ff.  cf.  May  a.  a.  0.,  2.  Ausg.  S.  56,  Anm.  38. 
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dass  dadurch  eine  missbräuchliche  Verwendung  des  Brennmalzes  sich 
verhindern  lässt,  erscheint  namentlich  bei  den  zahlreichen  fixierten 
Brennereien  sehr  zweifelhaft. 

Auch  eine  Vereinfachung  der  Steuererhebung  lässt  sich  bei  dem 
jetzigen  Verfahren  nicht  mehr  erreichen.  Früher  wurde  durch  die 
Kontrolle  der  Mühlen  die  Beaufsichtigung  der  Brauereien  und  Bren- 
nereien ersetzt;  jetzt  ist  letzteres  nicht  mehr  der  Fall.  Nunmehr 
sind  in  Bayern  —  in  Württemberg  liegen  die  Verhältnisse  bei  der 
sehr  geringen  Zahl  öffentlicher  Mühlen  günstiger  —  1730  malz- 
brechende und  8268  nicht  malzbrechende  öffentliche  Mühlen  steuer- 
amtlich zu  überwachen,  einzig  und  allein  zu  dem  Zwecke,  um  die 
Erhebung  der  Steuer  von  5369  Brauereien  zu  bewirken  bezw.  zu 
sichern.  Hierzu  kommt,  dass  mit  der  Zeit  die  Mühlenkontrolle  nicht 
bloss  schwieriger  geworden  ist,  sondern  dass  neben  derselben  in 
immer  weiterem  Umfange  von  der  Brauereikontrolle  Gebrauch  ge- 
macht werden  muss.  Denn  wie  wir  oben  gesehen  haben,  hat  man 
nicht  bloss  von  dem  Verbote  der  Futterschrot-  und  Hausmühlen, 
sondern  auch  von  der  später  an  ihre  Benutzung  geknüpften  Bedingung, 
dass  sie  mit  einem  besonderen  Apparate  zu  versehen  sind.  Abstand 
nehmen  müssen.  Infolgedessen  ist  die  Zahl  dieser  Mühlen  bedeutend 
gestiegen  und  wird  voraussichtlich  von  Jahr  zu  Jahr  eine  weitere 
Steigerung  erfahren.  So  sind  denn  ausser  jenen  öffentlichen  Mühlen 
3645  Futterschrot-  und  Hausmühlen  ohne  Kontrolleapparat  zu  beauf- 
sichtigen. Neben  letzteren  bestehen  noch  243  derartige  Mühlen  mit 
Kontrolleapparat  und  126  sonstige  Mühlen. 

Soweit  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  zur  Verwendung 
gelangen,  muss  die  Kontrolle  des  Vermahlungsaktes  in  den  Brauereien 
erfolgen,  und  deshalb  die  Entsendung  von  Aufsichtsbeamten  in  die- 
selben viel  häufiger  wie  früher  stattfinden.  Sind  aber  die  Beamten 
einmal  in  der  Brauerei  anwesend,  dann  können  sie  ihre  Thätigkeit 
auch  unschwer  dem  Brauakte  selbst  zuwenden.  Eine  häufigere  Re- 
vision erscheint  ausserdem  jetzt  um  deshalb  geboten,  weil  die  Gefahr 
einer  heimlichen  Verwendung  von  Surrogaten  gegen  früher  grösser 
geworden  ist. 

Somit  dürfte  es  nach  Einführung  einer  besonderen  Besteuerung 
des  Branntweins  selbst  für  Bayern  zweckmässig  gewesen  sein,  die 
Kontrollen  auf  die  Brauereien  und  die  malzbrechenden  Mühlen  zu 
beschränken,  von  einer  Beaufsichtigung  der  übrigen  Mühlen  aber 
sowie  der  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  abzusehen.    Na- 
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türlich  mUssten  die  Revisionen  der  Brauereien  in  einem  wesentlich 
erheblicheren  Umfange  wie  jetzt  ausgeübt  werden.  Wenn  man  gleich- 
wohl an  dem  alten  Verfahren  bisher  festgehalten  hat,  so  erscheint 
dies  leicht  erklärlich.  Denn  seit  50  Jahren  sind  Müller,  Brannt- 
weinbrenner u.  s.  w.  an  die  bestehenden  Kontrollen  gewöhnt,  so  dass 
sie  weniger  schwer  von  ihnen  empfunden  werden.  Eine  Befreiung 
von  denselben  würden  sie  daher  auch  nicht  als  eine  besonders  grosse 
Wohlthat  ansehen,  während  die  Brauer  durch  eine  schärfere  Beauf- 
sichtigung ihrer  Betriebsanstalten  empfindlich  berührt  werden  würden. 

Das  ganz  entgegengesetzte  Verhältnis  findet  in  den  Staaten 
der  Steuergemeinschaft  statt.  Hier  ist  von  jeher  der  richtige  Grund- 
satz zur  Anwendung  gebracht,  dass  der  Brauer  als  Steuerzahler  alle 
Lasten  der  Steuererhebung  zu  tragen  hat.  Wenn  in  Abweichung 
hiervon  demselben  nunmehr  seine  bisherige  Bürde  abgenommen  und 
letzere  zahlreichen,  bei  der  Bierbereitung  gar  nicht  beteiligten  Ge- 
werb treib  enden  auferlegt  werden  soll,  so  dürfte  dies  weder  mit  der 
Gerechtigkeit  im  Einklänge  stehen,  noch  aus  praktischen  Gründen 
empfehlenswert  sein.  Schon  jetzt  vermag  die  Verwaltung  nur  unter 
Zuhilfenahme  ausserordentlicher  Mittel  die  bestehenden  10365  Braue- 
reien zu  kontrollieren;  neben  denselben  künftighin  auch  noch  über 
100,000  Mühlen  und  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzverbrauche  zu 
beaufsichtigen,  ist  eine  Aufgabe,  deren  Lösung  von  vornherein  un- 
möglich erscheint.  Die  Thätigkeit  der  Beamten  wird  ausserordent- 
lich zersplittert  und  dadurch  die  Wirksamkeit  derselben  im  hohen 
Grade  beeinträchtigt  werden.  Defraudationen  werden  in  grosser  Zahl 
eintreten,  ohne  dass  die  Verwaltung  imstande  ist,  dieselben  zu  ver- 
hindern; die  Einbussen,  welche  der  Fiskus  hierdurch  erleidet,  werden 
einen  sehr  beträchtlichen  Umfang  annehmen.  Die  mit  der  Ver- 
raahlungssteuer  verbundene  neue  Belastung  wird  die  Gewerbtreibenden 
empfindlich  berühren,  die  Entlastung  dagegen  nur  einer  geringen 
Zahl  von  Brauern  Vorteile  bieten,  während  die  überwiegende  Mehr- 
zahl sie  als  ein  Danaergeschenk  betrachtet,  da  an  die  Stelle  der 
alten  neue  Kontrollen  treten. 

So  wird  die  Vermahlungssteuer  nach  süddeutschem  Muster  in 
den  Staaten  der  Steuergemeinschaft  nach  keiner  Seite  hin  befriedi- 
gen. Soll  sie  für  die  letzteren  verwertbar  sein,  so  muss  sie  zu- 
nächst eine  wesentliche  Umgestaltung  erfahren,  indem  die  Kontrolle 
der  Mühlen  und  Betriebe  mit  steuerfreiem  Malzgebrauche  aufge- 
geben und  dieselbe  ausschliesslich  auf  die  Brauereien  beschränkt  wird. 
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Eine  solche  Einrichtung  lässt  sich  bei  allen  denjenigen  Brauern, 
welche  im  Besitze  von  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  sind, 
unschwer  durchführen.  Der  Vermahlungsakt  bildet  hier  nur  einen 
Teil  des  Brauaktes  selbst  und  erscheint  es  deshalb  gleichsam  durch 
die  Natur  der  Sache  angezeigt,  an  die  Kontrolle  des  ersteren  gleich- 
zeitig die  des  letzteren  anzuschliessen.  Auf  diese  Weise  wird  die 
Thätigkeit  der  Beamten  konzentriert  und  ihre  Wirksamkeit  dadurch 
erhöht.  Die  Ueberwachung  der  Einmaischungen,  Revision  des  Bier- 
zuges, Materialien-  und  Buchkontrollen  bilden  dann  diejenigen  Mass- 
regeln, welche  die  Verwaltung  zu  ergreifen  hat,  um  die  heimliche  Ver- 
wendung unversteuerten  Malzes  sowie  der  Malzsurrogate  zu  verhindern. 

Diese  Einrichtung  Hesse  sich,  wenn  auch  mit  grösseren  Schwie- 
rigkeiten, selbst  bei  denjenigen  Brauern  durchführen,  welche  auf 
die  Benutzung  öffentlicher  Mühlen  angewiesen  sind.  In  diesem  Falle 
würden  neben  den  Brauereien  auch  die  malzbrechenden  Mühlen  zu 
überwachen  sein.  Allein  es  ist,  wie  wir  in  Vorstehendem  nachge- 
wiesen zu  haben  glauben,  sowohl  im  finanziellen  als  im  gewerblichen 
Interesse  geboten,  diese  Klasse  von  Brauern  von  der  Vermahlungs- 
steuer überhaupt  auszuschliessen  ^)  und  auf  dieselben  die  bisherigen 
Erhebungsformen  der  Fixation  und  Einmaischungssteuer  auch  ferner- 
hin zur  Anwendung  zu  bringen. 

Man  hat  oft  gesagt,  in  Steuersachen  machen  zweimal  zwei  nicht 
vier  und  viele  würden  eine  Bestätigung  für  die  Richtigkeit  dieses 
Ausspruchs  darin  finden,  wenn  die  Vermahlungssteuer  nach  süd- 
deutschem Muster  in  Norddeutschland  nicht  dieselben  Erfolge  wie 
in  Bayern  und  Württemberg  erzielen  sollte.  Allen  denjenigen  indes 
welche  wissen,  dass  eine  steuerliche  Einrichtung  nicht  mechanisch  von 
einem  Lande  auf  ein  anderes  zu  übertragen  ist,  würde  ein  solches 
Ergebnis  nicht  unerwartet  kommen. 

^)  Auch  bei  den  Verhandlungen  über  den  badischen  Brausteuergesetz- 
entwurf wurde  anerkannt,  dass  die  kleinen  Brauer,  welche  nicht  im  stände 
sind,  Privatmalzmühlen  mit  Messapparaten  anzuschaffen,  durch  die  Verpflichtung 
zur  Benutzung  öffentlicher  Mühlen  schwer  geschädigt  werden.  Infolge  dessen 
sollte  denselben  der  Gebrauch  von  Privatmühlen  mit  einfachem  Gossen-  und 
Trieb werksverschluss ,  wie  solcher  in  Württemberg  allgemein  besteht,  gestattet 
werden.  Cf.  1.  Jahrg.,  S.  859  und  862  dieses  Archivs.  Die  Anlegung  und  Ab- 
nahme des  Verschlusses  muss  aber  hier  stets  durch  einen  Beamten  erfolgen  und 
würde  deshalb  eine  solche  Massregel  in  den  Staaten  der  Steuergemeinschaft 
nicht  durchzuführen  sein,  da  hier  die  kleinen  Brauereien  von  den  Stationsorten 
der  Beamten  zu  weit  entfernt  liegen. 


Ueber  die  Subjekte  der  Finanzwirtschaft  i). 

Von 

Dr.  Ernst  Mischler 

Privatdozent  au  der  Universität  in  Wien. 

I. 

Die  Krise  in  der  Finanzwissenschaft.  —  Die  Finanzwissenschaft  als  Einzelwirtschaftslehre  be- 
züglich des  ümfanges  und  Inhaltes  des  Subjektsbegriffes.  Der  Staat  im  Gegensätze  zum  Volk 
und  als  juristische  Person.  Die  Finanzwirtschaft  als  Wirtschaft  mehrerer  Gesamtheiten.  — 
üeber  Bedarf,  Aufwand,  Ausgaben,  Zwecke.  Umfang  und  Inhalt  vom  Staatszweck.  Die  Be- 
dürfnisse. Ausgangspunkt  der  Finanzwissenschaft  sind  die  zu  einer  Gemeinschaft  verbundenen 
Personen,  nicht  die  subjektivierten  Gesamtheiten.  —  Die  GemeinbedürMsse.  Befriedigungsarten 
derselben.  Die  Zwangsgemeinschaften  und  ihre  Befriedigung  individueller  Bedürfnisse.  —  Die 
Dauer  der  Zwangsgemeinschaften;  ordentliche,  ausserordentliche  Haushaltungen.  Die  Bildung 
von  Gemeinwesen ;  Entstehung,  Rückbildung,  zwei  Arten  der  Neubildung.  —  Die  Bildung  von 
•Gemeinwesen  und  die  Zunahme  des  kollektivistischen  Prinzips.  Die  anderen  Symptome  derselben. 

Die  Finanzwissenschaft  befindet  sich  gegenwärtig  unleugbar 
in  einer  Krise.  Neue  Gedanken  von  weittragender  Bedeutung  sind 
im  BegriflFe,  grosse  Umgestaltungen  in  dieser  Disziplin  hervorzu- 
bringen. Ist  es  doch  gerade  der  Grundbegriff  des  „Subjektes  der 
Finanzwirtschaft",  welcher  ungenügend  erfasst,  gegenwärtig  gefühlt 
wird,  und  zwar  soll  nicht  nur  sein  Inhalt,  sondern  auch  sein  Umfang 
einer  Revision  unterzogen  werden  ^).  Während  die  genauere  Erfassung 

')  Da  diese  Abh.  im  Oktober  v.  J.  an  die  Zeitschr.  abgesendet  wurde, 
konnten  die  neuesten  Arbeiten  von  S a X ,  v.  Reitzenstein,  Röscher,  Umpfen- 
bach  u.  A.  nur  während  der  Korrektur  in  den  Noten  berücksichtigt  werden, 
80  wünschenswert  auch  ein  Eingehen  insbes.  auf  Saxs  , Grundlegung  der  theo- 
retischen Staatswirtschaft"  gewesen  wäre,  mit  welcher  die  vorliegende  Abh. 
zahlreiche  Berührungspunkte  besitzt. 

^)  Wagner  (F.-W.,  3.  Aufl.,'  I,  S.  48)  bezeichnet  diese  beiden,  die 
Theorie  der  Finanzwissenschaft  berührenden  Momente  als  „neue  organische 
Auffassung  des  Staates"  und  „gemeinsame  Aufgaben  der  Staats-  und  der  Selbst- 
verwaltung", was  sich  mit  der  oben  im  Texte  ausgesprochenen  Ansicht  nicht 
ganz  deckt.  Daneben  weist  W.  auch  auf  das  dritte  gestaltende  Moment, 
welches  die  Finanzpolitik  erfassen  soll,  den  „sozialpolitischen,  neben  dem  fis- 
kalischen Gesichtspunkt"  hin. 
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des  Inhalts  des  Subjektes  der  Finanzwirtschaft  erst  unseren  Tagen 
angehört,  möchten  wir  die  Krise,  herbeigeführt  durch  die  Unter- 
suchung des  Umfangs  dieses  Begriffes  als  eine,  seit  der  systematischeren 
Ausgestaltung  der  Finanzwissenschaft  latente  bezeichnen. 

Es  scheint,  als  ob  in  der  Charakterisierung  der  Finanzwirt- 
schaft als  „Einzelwirtschaft"  die  Ursache  zu  suchen  ist,  dass 
sich  die  Umwandlung  in  den  Anschauungen  über  den  Umfang  und 
Inhalt  des  Begriffes  für  das  Subjekt  der  Finanzwirtschaft  so  lange 
nicht  vollzog,  sowie  auch  sonst  vielleicht  minder  wichtige  Kontroversen 
gerade  in  dieser  Fassung  der  Definition  der  Disziplin  ihren  Aus- 
gangspunkt nehmen.  Diese  Bezeichnung  ist  einer  Doppeldeutung 
fähig;  sie  besagt  einmal  eine  „einzelne"  Wirtschaft,  also  eine 
Wirtschaft  und  dann  die  Wirtschaft  einer  einzelnen  Person. 

Gehen  wir  zunächst  auf  die  erste  Bedeutung  dieses  Ausdrucks 
ein:  die  Finanzwirtschaft  als  eine  (einzige)  Wirtschaft.  Damit 
ist  das  Subjekt  der  Finanzwirtschaft  nach  seinem  Umfange  getroffen. 
Zwar  wird  sie  nicht  immer  geradezu^)  als  eine  solche  hingestellt, 
sondern  sie  wird  auch  stillschweigend  als  solche  aufgefasst  ^),  nämlich 
als  Wirtschaft  „des  Staates",  „seiner  Regierung"  u.  s.  f.  Jedoch  ist 
diese  Beschränkung  des  Subjektes  als  eines  einzigen,  speziell  als 
der  Staat,  nicht  streng  eingehalten  worden,  seitdem  überhaupt  die 
Finanzwissenschaft  zu  einer  systematischen  Durchbildung  gelangte. 
Dass  es  „öffentliche  Einnahmen  und  Ausgaben  gibt,  die  nicht 
Staatseinnahmen  und  Staatsausgaben  sind"^),  wurde  von  ihr  zu 
lebhaft  empfunden,  als  dass  es  zur  Ausgestaltung  einer  ausschliess- 
lichen „Staatsfinanzwissenschaft"  hätte  kommen  können;  hiebei 
wurde  freilich  der  Charakter  der  Finanzwirtschaft  als  Einzelwirtschaft 
nicht  ausdrücklich  in  Abrede  gestellt.  Die  Wege,  wie  man  sich 
vom  Boden  der  Finanzwirtschaft  als  Einzelwirtschaft  des  Staates 
mit  den  doch  anerkannten  übrigen  öffentlichen  Wirtschaften  abfand, 
sind  sehr  verschieden. 

Am  wenigsten  fällt  dieser  Umstand  bei  Denjenigen  auf,  welche 
den    Staatshaushalt   noch    unter    dem   Gesichtspunkte    der    örtlichen 


^)  Geradezu  als  „Einzelwirtschaftslehre*  erscheint  sie  z.B.  bei  Umpfen« 
bach,  F.-W.,  I,  S.  5;  dann  bei  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  9. 

2)  So  insbesondere  bei  Rau,  F.-W.,  5.  Aufl.  I,  §  1.  —  Malchus, 
F.-W.,  II,  §  1. 

')  Bergius,  F.-W.,  S.  45.  Vgl.  auch  C  an  er  in.  Die  Oekonomie  der 
menschlichen  Gesellschaft,  S.  215:  der  , öffentliche  Seckel  überhaupt". 
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Spezialbudgetierung  betrachten  ^).  Solcher  Auffassung  begegnen 
wir  jedoch  nur  sehr  selten.  Zahlreicher  sind  Jene,  welche  wohl 
völlig  und  ausdrücklich  auf  dem  Boden  der  Einzel-,  speziell 
Regierungswirtschaft  stehen,  daneben  aber  doch  hie  und  da  auch 
auf  den  übrigen  öffentlichen  Aufwand  zu  sprechen  kommen.  Wir 
stehen  da  gleichsam  vor  einem  Kompromisse,  welches  bezweckt,  die 
Grundanschauung  der  Finanzwirtschaft  als  der  „einen"  Staatswirt- 
schaft aufrecht  zu  erhalten,  ohne  dadurch  die  übrigen  öffentlichen 
Haushaltungen  übergehen  zu  müssen.  Hieher  gehören  besonders 
die  älteren  Finanzlehrer  ^) ,  aber  auch  noch  Umpfenbach  ^)  und 
selbst  Rau^).  Alle  diese  Genannten  und  die  übrigen  mit  ihnen  Ueber- 
einstimmenden  befassen  sich  vorwiegend  mit  der  Gemeinde  und  der  Pro- 
vinz (Kreis  etc.)  und  zwar  nur  gelegentlich  der  Besprechung  der  Subjekte 
der  Finanzwirtschaft  oder  der  Ausgaben,  vielfach  mit  Berücksichtigung 
der  Wirkungen  auf  den  Staatshaushalt,  aber  auch  auf  die  Durch- 
führung des  öffentlichen  Aufwandes  überhaupt.  Die  Gemeindewirt- 
schaft wird  meist  als  die  Finanzwirtschaft  nicht  weiter  berührend 
angesehen,  während  der  Provinzialhaushalt  infolge  Verwechselung 
der  örtlichen  Budgetierung  des  Staates  mit  der  Selbstverwaltung 
als  Bestandteil  der  Finanzwirtschaft  (d.  i.  der  staatlichen  Finanz- 
wirtschaft) aufgefasst  erscheint^),  was  übrigens  sowohl  aus  der 
deutschen  verwaltungsrechtlichen   Territorialgliederung    als    aus    der 


^)  So  Malchus,  F.-W.,  11,  S.  41  ff.,  wo  zum  mindesten  die  Idee  der 
Selbstverwaltung  von  der  örtlichen  Spezialbudgetierung  des  Staatshaushaltes  nicht 
geschieden  ist.  Zum  Teil  auch  Bergius,  so  S.  34,  Punkts.  Vgl.  jedoch  auch 
ümpfenbach,  F.-W.,  I,  S.  44  ff.,  bezüglich  der  Provinzen  und  Kreise.  Die  neue 
2.  Aufl.  dieses  Lehrbuches  konnte  erst  vom  3.  Bogen  an  berücksichtigt  werden. 

^)  So  spricht  Stokar  von  Neuforn,  F.-W.,  I,  S.  194,  gelegentlich  des 
Domänenwesens  von  der  Gemeindewirtschaft;  Schön,  Grundsätze,  d.  F.,  S.  28, 
von  Kommunen,  Kreisen;  Cancrin,  Oekonomie  d.  m.  Ges.,  S.  215  und  217, 
von  Munizipien;  Jakob,  Staatsfinanz-W. ,  2.  Aufl.,  §§  135  und  136,  von  der 
Selbstverwaltung,  ohne  dass  jedoch  eine  weitere  Berücksichtigung  derselben 
Platz  greifen  würde,  als  höchstens  jene,  welche  bei  dem  letztgenannten  auch 
ausdrücklich  hervorgehoben  ist:  dass  die  Selbstverwaltung  den  staatlichen  Auf- 
wand vermindere.  , 

^)  F.-W.,  I,  S.  44—48,  wo  von  Gemeinden  und  Provinzen,  Kreisen  mit 
Rücksicht  auf  den  Lokalstaatsbedarf  gesprochen  wird. 

')  F.-W.,  I,  S.  55  ff. 

'")  Vgl.  auch  oben  S.  2  Anm.  4,  dann  noch  Rau,  F.-W.,  I,  S.  56,  dass  „der 
Provinzial-  oder  Bezirkshaushalt  ...  als  ein  Teil  des  Finanzwesens  angesehen 
werden  kann". 
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Entstehung  mancher  heutigen  Selbstverwaltung  durch  das  Mittel  der 
lokalen  staatlichen  Sonderbudgets  erklärlich  ist.  Abgesehen  von 
diesen  Subjekten  der  Selbstverwaltung  kommen  andere  nur  äusserst 
selten  in  Betracht  ^),  oder  werden  noch  als  zur  privaten  Wirtschaft 
gehörig  angesehen  ^).  Die  Beachtung  öffentlicher  Wirtschaftssubjekte 
neben  dem  Staate  erscheint  hier  ganz  äusserlich  und  ohne  ein- 
greifende Wirkung.  Dies  zeigt  sich  am  besten  darin,  dass  die  Frage 
nach  der  Zweckmässigkeit  solcher  Finanzkörper  noch  eine  stete  Be- 
achtung findet  und  die  Komplizierung  des  „  Staats  "haushaltes  durch 
dieselben  als  Nachteil  einer  solchen  Anordung  angesehen  wird.  — 
Die  Bedeutung  der  Selbstverwaltung  für  die  Finanzwirtschaft  wurde 
eine  andere  dadurch,  dass  Staat  und  Selbstverwaltung  nicht  mehr 
einander  gegenüber  oder  nebeneinander  stehen,  sondern  einen  ge- 
meinsamen Begriff  bilden.  Hiemit  hat  die  Selbtsverwaltung  eine 
Stellung  in  der  Finanz  Wirtschaft,  auch  wenn  diese  bleibt,  was  sie 
war,  die  Wirtschaft  des  Staates.  Die  gemeinsame  Anschauung  der 
Finanzlehrer  dieser  Richtung  (besonders  Stein,  Wagner,  Laspeyres 
[Art.  Staatswirtschaft  in  Bluntschli-Braters  Staatsw. ,  Bd.  X]  und 
Geffcken  in  Schönbergs  Handbuch,  2.  All.  Bd.  III,  Wesen,  Auf- 
gaben, Geschichte  der  Finanz  Wissenschaft)  ist,  dass  mehrere  öffent- 
Kche  oder  Gemein  wirtschaften,  Gesamtwirtschaften,  Zwangsgemein- 
wirtschaften u.  s.  f.  bestehen,  welche  aber  in  einer  höchsten,  der 
staatlichen,  ihre  Vereinigung  oder  ihre  Wurzel  finden.  Meist  sind 
es  wohl  wieder  nur  dieselben  Gemeinschaften,  von  denen  schon  die 
vorige  Gruppe  handelte,  nämlich  die  territorialen,  jedoch  ist  jetzt 
der  Umfang  des  Begriffes  Selbstverwaltung  massgebend  für  die 
Reichhaltigkeit  von  deren  Auftreten  in  der  Finanzwirtschaft  ^).  Doch 
begnügt  sich  diese  Gruppe  von  Finanzlehrern  nicht  mehr  mit  den- 
jenigen öffentlichen  Wirtschaften,  welche  vom  Staate  als  höchster  Form 
der  Gemeinwirtschaft  umschlossen  werden,  sondern  sie  finden  auch 
über   diesen  hinaus   Subjekte  der  Finanzwirtschaft:    die  Staatenver- 

^)  Am  ausführlichsten  noch  bei  Bergius,  F.-W.,  S.  54,  über  das  Ver- 
mögen öffentlicher  Anstalten,  Institute  und  Stiftungen. 

')  Charakteristisch  bei  C  an  er  in,  Oekonomie,  S,  215  ff.,  dass  das  Ein- 
kommen von  frommen  Stiftungen,  der  Geistlichkeit,  bes.  Institutionen  und  Ge- 
sellschaften im  Sinne  des  Privateigentums  betrachtet  werden  muss. 

')  Vgl.  besonders  Stein,  F.-W.,  5.  Aufl.,  I,  S.  59  ff.  Die  Körperschaften 
in^ihren  drei  Formen  als  Korporationen,  Stiftungen,  öffentlichen  Fonds,  und  dann 
die  Vereine.  Dazu  derselbe,  4.  Aufl.,  I,  S.  566,  Die  Steuerkörperschaften  (Schul- 
societäten,  Wasserverbände,  Forstgenossenschaften,  Wegkonkurrenzverbände  u.  s.  f ). 
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einigungen ^).  Damit  ist  nun  natürlich  gegeben,  dass  die  Frage 
nach  der  „Zweckmässigkeit"  von  Finanzkörpern  an  sich  neben  dem 
Staate  gegenstandslos  wird;  sie  sind  nun  ebenso  berechtigt  wie  der 
letztere  selbst.  Die  Behandlung  dieser  Gemeinwirtschaften  in  der 
Finanzlehre  ist  allerdings  noch  sehr  verschieden.  Entweder  bleibt 
man  bei  der  einfachen  Anerkennung  der  Mehrheit  öffentlicher  Wirt- 
schaften stehen,  wie  im  wesentlichen  bei  Laspeyres,  oder  sie  werden 
—  als  derzeit  noch  nicht  völlig  diskutabel  —  nur  summarisch  etwa 
gelegentlich  der  „Beziehung  des  Haushaltes  ,zum  Territorium"  skiz- 
ziert, so  von  Wagner,  oder  endlich  sie  finden  wie  bei  St  ein  ^)  eine 
stete  Berücksichtigung  bei  den  resp.  Gebieten  der  staatlichen 
Finanzen.  —  Endlich  hat  die  Thatsache  der  Mehrheit  von  öffent- 
lichen Haushaltungen  auch  geradezu  zur  Auflösung  der  Finanzwirt- 
schaft in  mehrere  Teile  resp.  zu  einer  völlig  selbständigen  Be- 
handlung der  verschiedenen  Wirtschaften,  also  jedenfalls  zu  einer 
Sprengung  der  eigentlichen  Staatsfinanzwirtschaftslehre  geführt.  In 
diesem  Sinne  scheint  die  Finanzwirtschaft  in  der  neuesten  Auflage 
von  Stein's  Finanzwissenschaft  aufgefasst,  und  in  diesem  Sinne  hat 
sie  auch  zu  dem  schönen  Abschnitte  über  „Das  kommunale  Finanz- 
wesen" von  V.  Reitzen stein  in  Schönbergs  Handbuch  geführt. 

So  kurz  auch  dieser  —  im  Detail  auf  Vollständigkeit  keinen 
Anspruch  erhebende  —  Ueberblick  war,  dessen  Zweck  eben  nur  dahin 
ging,  die  grundsätzlichen  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung  dieses 
wichtigen  Punktes  darzulegen,  dürfte  er  doch  gezeigt  haben,  dass 
die  Auffassung  der  Finanzwirtschaft  als  Lehre  von  einer  Einzel- 
wirtschaft nicht  aufrecht  zu  halten  ist.  Denken  wir  uns  selbst  alle 
öffentlichen  Gemeinwesen,  welche  innerhalb  eines  staatlich  organi- 
sierten Volkes  zu  sehen  sind,  durch  diese  Organisation  als  eine 
Einheit,  so  haben  wir  ja  noch  über  den  Staat  hinausgehende  Sub- 
jekte der  Finanzwirtschaft  zu  beachten;  aber  selbst  die  Wirtschaft 
aller  durch  einen  Staat  zusammengefassten  Gemeinwesen  ist  keine 
Einzelwirtschaft  mehr,  es  sind  höchstens  mehrere  Einzelwirtschaften, 


')  Rau,  I,  §52,  Anm.  a)  über  Bundesfinanzen,  Laspeyres,  S.  72,  über 
dasselbe  und  über  Staatenbundswirtschaft,  Wagner,  I,  S.  77  ff.,  Sax,  Grundl., 
S.  420,  über  beide  Arten  und  Personal-  und  Realunionen,  Stein,  5.  Aufl.,  I, 
S.  64,  65,  76,  81,  über  beide  erstgenannte  Verbindungen,  dann  die  Kolonial- 
finanzen und  das  internationale  Finanzwesen.    Vgl.  auch  G  e  f  f  c  k  e  n  a.  a.  0.  S.  36. 

2)  So  in  der  4.  Aufl.,  I,  S.  18  ff.  Allgemeines,  S.  124  ff.  Budgetierung, 
S.  158  Ausgaben,  S.  120  Vermögen,  S.  388  Gebühren,  S.  558  Steuern  u.  s.  f. 
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welche  allerdings  unter  sich  einen  Zusammenhang  aufweisen.  Die 
Fiktion  „der  Einzelwirtschaft"  ist  eben  nur  solange  aufrecht  zu  er- 
halten, als  man  die  öffentlich  rechtliche  Emheit  der  Gemeinwesen 
in  einem  Staate  auch  als  wirtschaftlich  massgebend  ansieht,  über 
den  Staat  hinaus  aber  in  gar  keiner  Weise. 

Nun  wird  der  „Ausbau  der  Finanz  Wirtschaft"  so  gedacht,  dass 
die  „Staats "-Finanzwirtschaft  zur  Wissenschaft  von  der  Wirtschaft 
der  noch  übrigen  öffentlichen  Gemeinwesen  „erweitert"  werden  soll. 
Ein  solcher  Vorgang  ist  allerdings  dadurch  äusserlich  gerechtfertigt, 
dass  unter  allen  Gemeinwirtschaften  eben  die  staatliche  Finanzwirt- 
schaft bisher  beinahe  die  einzige  Ausbildung  erfahren  hat.  Ein 
innerer  Grund,  weshalb  wir  eine  Anpassung  der  Lehre  von  den 
öffentlichen  Wirtschaften  gerade  an  die  Staatswirtschaft  vornehmen 
müssten,  dürfte  nicht  zu  finden  sein  ^).  Ja,  die  Beziehung  der  Wirt- 
schaften aller  übrigen  öffentlichen  Gemeinwesen  gerade  auf  jene  des 
Staates  dürfte  sogar  nicht  wenig  nachteilig  erscheinen.  Die  Gefahr 
liegt  zu  nahe,  dass  auch  die  selbständige  Bedeutung  der  übrigen 
Finanzkörper  und  die  Wechselwirkung  der  ausserhalb  des  Staates 
stehenden  aufeinander  leicht  nicht  die  genügende  Beachtung  finden 
wird.  Dass  diese  aber  mitunter  nicht  unwichtig  sein  wird,  dürfte 
ebenso  klar  sein,  wie  der  Umstand,  dass  einer  solchen  gegenüber 
die  Ansicht  der  „Einzelwirtschaft"  nicht  fest  bestehen  kann.  Subjekt 
der  Finanzwirtschaft  ist  also  nicht  nur  keine  Einzelwirtschaft,  sondern 
ihr  Ausbau  muss  auch  nicht  aus  einer  solchen,  somit  auch  nicht 
aus  der  staatlichen  heraus  mit  Notwendigkeit  erfolgen.  Wohl  aber 
werden  die  bisherigen  Resultate  der  staatsfinanzwirtschaftlichen 
Forschung  stets  der  wertvollste  Behelf  für  die  Zwangsgemeinwirt- 
schaftslehre  überhaupt  bleiben. 

In  diesen  Widerspruch  bezüglich  des  Umfanges  des  Subjekts- 
begriffes musste  die  Finanzwirtschaft  nun  deshalb  geraten,  weil  der 
Inhalt  desselben  nicht  gleich  von  Anfang  an  in  genügender  Weise 
erfasst  wurde,  sondern  erst  lange  nach  Ausbildung  der  staatlichen 
Einzelwirtschaftslehre  zur  Klarheit  gelangte.  Damit  haben  wir  die 
Charakterisierung  als  „Einzelwirtschaft"  nun  von  der  anderen  Seite 
zu  beachten:  als  Wirtschaft  eines  Einzelnen*). 


^)  Des  öfteren  und  nachdrücklich  hervorgehoben  bei  S  a  x ,  Grundl.,  S.  426, 
572  und  sonst. 

^)  Vgl.  ebenda  die  scharfe  Kritik  der  Auffassung  der  Finanzwirtschaft  als 
einer  Singularwirtschaft,  bes.  S.  45,  403. 
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Dieses  „Einzelne"  war,  wie  wir  sahen,  vor  allem  der  Staat, 
resp.  seine  Regierung  ganz  speziell.  Die  Entwicklung,  welche  das 
Staatsleben  auf  dem  Kontinente  nahm,  war  geeignet,  den  „Staat"  oder 
die  „Regierung"  als  etwas  in  sich  Geeinigtes,  vom  Volke  Geschie- 
denes und  demselben  Entgegenstehendes  anzusehen.  Diese  konstruierte 
Einheit,  Selbständigkeit,  wurde  Substrat  für  eine  eigene  Einzelwirt- 
schaft des  Regierenden.  Am  deutlichsten  tritt  dies  natürlich  in  der 
vollen  Verkörperung  des  Staatsgedankens  in  einer  Person  auf  im 
absoluten  Staate,  aber  ferner  auch  in  der  Regierung  einer  Kaste, 
Gesellschaftsklasse,  und  besonders  in  dem  Unterschied  von  Unter- 
thänigkeit  und  Obrigkeit,  welcher  noch  zur  Zeit  des  Auftretens  der 
systematischen  Finanzwissenschaft  die  öffentlichen  Zustände  beherrscht. 
Wir  sehen  da  den  Staat  gleichsam  als  etwas  dem  Volke  Gegen- 
überstehendes, ein  eigenes  Leben  führendes,  welches  mit  dem  des 
Volkes  bald  in  feindliche  KolKsion  geraten,  bald  in  freundlicher 
Harmonie  stehen  kann;  es  besitzt  sein  eigenes  „Staats "vermögen, 
bezieht  seine  Quellen  „aus"  dem  Volksvermögen  u.  s.  f.  Das  wirt- 
schaftliche Leben  dieses  Staates  nun  wird  Gegenstand  einer  eigenen 
Disziplin,  und  da  das  öffentliche  Leben  infolge  seines  absoluten 
Charakters  sich  ausschliesslich  oder  vorwiegend  in  diesem  Rahmen 
vollzog,  bildete  das  wirtschaftliche  Leben  dieser  juristischen  Person 
Staat  für  sich  selbständig  gedacht  das  eigentliche  Beoachtungsgebiet 
der  Finanzwissenschaft.  Den  begrifflichen  Ausdruck  für  die  Selb- 
ständigkeit und  innere  Einheit  fand  dieses  Substrat  der  Finanz- 
wirtschaft eben  —  gleichfalls  wie  die  anderen  „immateriellen  Per- 
sonen" —  in  dem  Begriffe  der  „juristischen  Person".  Dieser,  bei  der 
der  Entwicklung  der  Staatswissenschaften  weit  voraneilenden  Aus- 
bildung der  Rechtsdisziplinen  bereits  scharf  formuliert,  wurde  nun 
für  die  ersteren  speziell  auch  für  die  Finanzwissenschaft  herange- 
zogen. Unseres  Erachtens  aber  ist  diese  Anwendung,  welche  aller- 
dings dann  die  Finanzwissenschaffc  zu  einer  Einzelwirtschaftslehre 
machen  musste,  nicht  von  Förderung  auf  die  Erfassung  des  Inhaltes 
des  Subjektes  derselben  geworden.  Zum  mindesten  ist  ihm  einmal 
der  straffe  Gegensatz  von  Staat,  Obrigkeit,  Regierung  etc.  einerseits 
und  Volk  anderseits,  und  zahlreiche  aus  demselben  hervorgehende 
Irrtümer  in  der  Finanzlehre  zu  danken,  dann  aber  die  starre,  der 
reichen  Entwicklung  des  öffentlichen  Volkslebens  unzugängliche, 
weil  individualistische  Auffassung  der  Gemein  wirtschaften  zuzu- 
schreiben. 
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Zwar  ist  diese  Erwägung,  welcher  schon  Zachariä  ^)  drastisch 
mit  folgenden  Worten  Ausdruck  verleiht:  „Der  Staat  ist  eine  Idee,, 
ein  Körper  ohne  Fleisch  und  Blut",  schon  frühzeitig  hie  und  da  an- 
gestellt worden  ^),  aber  eine  kräftige  Opposition  gegen  die  Einengung- 
des  Begriffes  der  organischen  Persönlichkeit  auf  den  der  juristischen 
Person  (Jnama)  war  vorerst  nicht  zu  bemerken.  Sie  erhob  sich 
auch  bezeichnender  Weise  gerade  gegen  den  früheren  Staatsbegritf: 
„immer  ist  es  die  Einheit  der  organisierten  Volksgemeinschaft, 
welche  den  Begriff  der  Staatspersönlichkeit  erfüllt  .  .  schon  der  Be- 
griff des  Organismus  verbietet  die  prinzipielle  Gegenüberstellung  von 
Regierenden  und  Unterthanen,  also  die  Zerreissung  dieser  Einheit 
der  Persönlichkeit  .  .  .  der  Wille  der  organisierten  Volksgemeinschaft 
hat  im  Volke  seinen  Ursprung,  daher  kann  dasselbe  nicht  Objekt 
des  Willens  der  Staatspersönlichkeit  sein.  Das  Volk  ist  der  Staat, 
daher   ist  auch  nicht  Objekt  sondern  Subjekt  die  Staatsgewalt"^). 

Damit  ist  aber  viel  gewonnen;  es  ist  nicht  nur  die  Herrschaft 
des  individualrechtlichen  Begriffes  der  juristischen  Person  über  den 
Staat  erschüttert,  sondern  auch  durch  das  Zurückgehen  auf  den  Volks- 
organismus eine  ganz  andere  Auffassung  auch  der  übrigen  Gemein- 
wesen ermöglicht.  Nicht  nur  der  Staat  selbst  ist  ein  Gemeinwesen,^ 
seine  Wirtschaft  eine  Gemein  Wirtschaft,  Gesamtwirts'chaft,  u.  s.  f.,. 
sondern  sie  ist  das  ganz  ebenso  —  im  Prinzipe  —  wie^die  Wirt- 
schaften aller  Gemeinwesen,  zu  denen  sich  ein  Volk  behufs  Befrie- 
digung der  auf  öffentliche  Güter  gerichteten  Bedürfnisse  organisiert. 
Wir  sprechen  also  jetzt  von  Gemein-  oder  Gesamtwirtschaften  und 
nicht  mehr  von  Einzelwirtschaften.  Gerade  bei  der  obengenannten 
Gruppe  von  Finanzlehrern,  welche  den  Umfang  des  Subjektbegriffs  der 
Einzelwirtschaft  des  Staates  gegenüber  reicher  auffassen,  wird  auch 


0  40  Bücher,  Bd.  VII,  S.  128. 

*)  So  insbesondere  von  Behr,  L.  v.  d.  Wirtschaft  d.  Staates,  S.  6  und 
passim,  durch  die  Unterscheidung  von  Wirtschaften  eines  Individuums  und  einer 
Gesellschaft  und  Auffassung  der  F.-W.  als  eine  der  letzteren  mit  ziemlicher 
Festhaltung  dieses  Gesichtspunktes  auch  in  der  Durchführung  der  Lehre. 

^)  V.  Jnama-Sternegg,  Rechtsverhältnisse  des  Staatsgebietes.  Tüb. 
Ztschr.  1870,  S.  327  u.  328.  Vgl.  auch  v.  Rümelin,  Reden  und  Aufsätze,  1,. 
S.  254:  Der  Staat  ist  die  das  Volksleben  ordnende  Gewalt,  aber  nicht  das 
Ordnende,  sondern  das  Geordnete  bildet  die  Substanz  einer  Sache.  Auch 
Geffcken  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  4,  spricht  sich  über  die  Auffassung  des 
Staates  als  juristische  Person  aus,  ebenso  Sax,  „Das  Wesen  und  die  Aufgaben 
der  politischen  Oekonomie",  S.  58. 
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dessen  Inhalt  in  dieser  Weise  bestimmt  ^).  Nun  wird  allerdings  trotz 
dieser  Formulierung  des  Subjektes  als  Gemein  Wirtschaft  doch  noch 
die  Bezeichung  der  Finanzwirtschaft  als  Einzelwirtschaft  beibehalten, 
während  bei  anderen  wieder  davon  abgesehen  oder  das  Gegenteil 
ausgesprochen  wird  ^).  Wir  möchten  uns  der  zweiten  Auffassung 
anschliessen ,  denn  dasselbe  was  in  diesem  Sinne  das  Wort  Einzel- 
wirtschaft bedeutet,  nämlich  die  Zusammenfassung  einzelner  Wirt- 
schaften zu  einer  Gesamtheit,  welche  anderen  analogen  Gesamtheiten 
gegenübersteht,  besagt  auch  der  Ausdruck  Gesamtwirtschaft,  nur  dass 
in  diesem  schon  auch  die  Struktur  derselben  mitbezeichnet  ist,  während 
doch  die  Gegenüberstellung  zu  anderen  Gemeinwirtschaften  ebenso 
deutlich  hervorgeht.  Dagegen  ist  der  Ausdruck  Einzelwirtschaft  in 
diesem  Sinne  mindestens  einer  falschen  Auffassung  sehr  leicht 
zugänglich.  Das  Wesen  einer  Wirtschaft  liegt  aber  gewiss  in 
ihren  Merkmalen  selbst,  nicht  in  der  Beziehung  zu  anderen  Wirt- 
schaften. 

Wenn  wir  nebeneinander  von  „Einzelwirtschaft"  und  von 
„Gesamtwirtschaft"  sprechen,  so  kann  man  über  die  beiden  Aus- 
drücke keinen  Augenblick  im  Zweifel  sein.  Das  wirtschaftende  Sub- 
jekt ist  dem  Inhalt  seines  Begriffes  nach  völlig  bestimmt.  Denken 
wir  uns  nun  die  Gesamtwirtschaft  selbst  wieder  als  Einzelwirtschaft, 
so  können  als  Gegensätze,  welche  zu  dieser  Substituierung  Anlass 
geben,  nur  die  Begriffe  Volkswirtschaft  und  Weltwirtschaft  gedacht 
werden.  Da  steht  aber  der  Ausdruck  Wirtschaft  mit  den  Worten 
Volk  und  Welt  in  einem  ganz  anderen  Zusammenhange  als  bei  der 
ersten  Zusammensetzung  in  Einzel-  und  Gesamtwirtschaft.  Hier  sollen 
die  Subjekte  der  Wirtschaft  selbst  zum  Ausdrucke  gelangen,  während 
in  den  Bezeichnungen  Volks-  und  Weltwirtschaft  die  Wechsel- 
beziehung der  Subjekte,  resp.  deren  Umfang  ausgedrückt  wird. 

Es  kann  daher  nur  zur  Klarheit  der  Begriffsbestimmung  und 
Ausdrucksweise  beitragen,  wenn  wir  als  Subjekte  der  Finanz- 
wirtschaft mehrere  Gesamtwirtschaften  bezeichnen,  indem  wir 


^)  Vgl.  Laspeyres,  S.  72,  Gesamtwirtschaften  oder  öffentliche  Wirt- 
schaften; Geffcken,§l,  Gesamtwirtschaften;  Wagner,  Gemeinwirtschaften, 
Jnama  a.  a.  0.,  „Kollektiv-Persönlichkeit  des  Staates";  Sax,  „Kollektivistische 
Verbände". 

'^)  In  erster  Beziehung  ist  besonders  Wagner  zu  nennen,  während  z.  B. 
in  der  zweiten  besonders  Geffcken  ausdrücklich  die  Staatswirtschaft  der 
Einzelwirtschaft  gegenüberstellt  (S.  4). 
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dadurch  sowohl  sagen,  dass  diese  Subjekte  nicht  Einzelwirtschaften 
juristischer  Personen,  sondern  Gesamtwirtschaften  sind,  als  auch  dass 
von  mehreren  solcher  Gesamtwirtschaften  und  nicht  von  der  einen 
des  Staates  die  Rede  sein  muss. 

Der  Gegensatz  von  Einzelwirtschaft  und  Gesamtwirtschaft  genügt 
aber  noch  nicht,  um  das  Gebiet  der  Finanzwirtschaft  abzugrenzen. 
Es  wäre  ebenso  unrichtig  zu  behaupten,  dass  alle  Gesamtwirtschaft, 
wie  auch,  dass  nur  Gesamtwirtschaft  in  dieses  Gebiet  gehört.  Der 
Begriff  der  Gesamtwirtschaft  kann  auch  nicht  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  etwa  eine  bestimmte  Kategorie  von  Gemeinwirtschaften 
zum  Ausgangspunkte  der  Finanzwissenschaft  genommen  werden,  ge- 
nügen, um  an  die  Spitze  dieser  Disziplin  gestellt  zu  werden,  denn 
Ausgangspunkte  einer  Wirtschaftslehre  können  nicht  Subjekte  an 
sich,  sondern  nur  deren  Bedürfnisse  sein^).  Wir  müssen  also,  um 
diesen  Angelpunkt  zu  gewinnen,  ehe  wir  von  den  Subjekten  selbst 
sprechen  können,  auf  die  Bedürfnisse  zurückgehen, 

Hiebei  glauben  wir  den  allgemein  üblichen  Weg  verlassen  zu 
dürfen,  der  darin  besteht,  von  den  Bedürfnissen  der  subjektivierten 
Gemeinschaft  zu  sprechen.  Diese  Bedürfnisse  treten  uns  in  der 
Finanzlitteratur  fast  ganz  allgemein  in  den  Staats-  (oder  anderen) 
Zwecken  und  den  hiefür  erforderlichen  Gütern  als  „  Staatsbedarf " 
oder  „Finanzbedarf"  (Wagner)  entgegen.  Wir  finden  diese  doppelte 
Bedeutung  entweder  ungeteilt  in  demselben  Ausdrucke  „Staatsbedarf"  ^), 
oder  es  werden  die  Staatszwecke  einerseits  und  dann  der  hiefür 
erforderliche  Bedarf,  der  Aufwand  andererseits  gesondert  ^) ,  oder 
endlich,  und  das  ist  die  Regel,  wird  mit  Absehen  von  den  „Zwecken'' 
nur  von  dem  Aufwände,  den  Ausgaben  ^)  abgehandelt;  ja  es  ist  auch 
die  Tendenz  zu  ersehen,  die  Lehre  von  den  „Staatsausgaben"  ganz 
aus  der  Finanzwissenschaft  hinaus  zu  weisen  oder  doch  nur  mit  ge- 


*)  Inzwischen  in  umfassender  Weise  in  Saxs  Grundlegung  durchgefülurt-, 
bes.  §  28  ff. 

*)  So  bei  Umpfenbach,  I,  wo  S.  23  von  objektivem  (die  „bedurften 
Güter")  und  subjektivem  (die  Bedürfnisse)  Staatsbedarfe  gesprochen  wird. 

ä)  Besonders  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  64  ff.,  wo  von  den  Staatszwecken  und 
sonst  überall  vom  Bedarfe  als  Aufwand  gesprochen  wird;  ebenso  Gef  fcken  a.  a.  0. 

*)  Besonders  Rau.  I,  I.Buch,  Staatsausgaben;  hier  gewöhnlich  der  Aus- 
druck Staatsaufwand  oder  Ausgaben ;  doch  auch  „Bedarf  in  diesem  Sinne,  wie 
bei- Schön,  Grundsätze,  S.  20,  öffentlicher  Bedarf  als  Summe  der  erforder- 
lichen materiellen  Mittel. 
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wissen  Vorbehalten  in  dieselbe  aufzunehmen  ^).  Wir  sehen  also,  dass 
einmal  das  Wort  Bedarf  in  einem  der  Nationalökonomie  fremden 
Sinne  —  nämlich  als  Summe  sowohl  der  Bedürfnisse  als  auch  der 
zu  ihrer  Befriedigung  erforderlichen  Güter  (der  allein  richtigen  Be- 
deutung) angewendet  ist,  meistens  überhaupt  nicht  von  Bedürfnissen, 
sondern  nur  von  korrekten  Ausgaben  oder  Aufwand  gesprochen 
wird,  dass  ihre  Berechtigung,  in  der  Finanzwissenschaft  erörtert  zu 
werden,  in  Zweifel  steht,  und  dass  diese  Bedürfnisse  uns  nur  manch- 
mal im  Gewände  der  Staats-  (Gemeinde-  etc.)  Zwecke  entgegen- 
treten. Nun  dürfte  es  allerdings  als  vollkommen  genügend  erscheinen 
z.  B.  von  den  „Staatszwecken"  zu  sprechen,  um  damit  den  Zusammen- 
hang der  Wirtschaft  mit  ihrer  Ursache  herzustellen.  Dies  wäre  je- 
doch nur  dann  der  Fall,  wenn  man  sich  statt  mit  den  verschiedenen 
Staats  zw  ecken  mit  dem  Staatszweck  an  sich,  statt  mit  dem  Umfange 
des  Begriffes  einmal  mit  seinem  Inhalte  befasst  hätte;  wenn  man 
also  die  Merkmale,  die  Eigentümlichkeiten  aller  der  Zwecke  erörtert 
hätte,  welche  die  wirtschaftliche  Grundlage  der  Gemeinwesen  sind, 
statt  festzustellen,  was  alles  ein  solcher  Zweck  ist.  Dass  letzteres 
nie  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  sein  kann,  ist  gewiss  klar. 

Die  einzelnen  Bedürfnisse  festzustellen  ist  überhaupt  nicht 
Aufgabe  der  Wirtschaftslehren,  ebensowenig  der  Finanzwissenschaft 
wie  etwa  der  Nationalökonomie,  diese  können  sich  höchstens  mit 
einer  aus  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  hervorgehenden  Klassi- 
fizierung dieser  Bedürfnisse  befassen.  Wohl  aber  ist  es  Aufgabe 
jeder  Wirtschaftslehre,  sich  mit  dem  Bedürftiisse  an  sich,  dem  Inhalte 
seines  Begriffes  zu  beschäftigen,  denn  darin  liegt  die  psychologische 
Wurzel  der  Wirtschaftswissenschaften.  In  diesem  Sinne  ist  also  der 
Staats-  (Gemeinde-  etc.)  Zweck  oder  allgemein  der  Zweck  einer 
Gemeinschaft,  mit  anderen  Worten  ein  Bedürfnis^),  oder  eine  Gruppe 
von  solchen,  die  von  denjenigen  empfunden  werden,  welche  eben 
diese  Gemeinschaft  bilden.  Wird  dem,  etwa  durch  das  öffentliche 
Recht  zu  bestimmenden.  Umfange  des  Begriffes  als  Staats-,  Gemeinde-, 
Korporations-  etc.  Zweck  dessen  reiner  Inhalt  gegenübergestellt, 
so  gehört  dessen  Betrachtung  in  diesem  Sinne  entschieden  der  Wirt- 
schaftslehre an,  und  insoferne  es  eben  Bedürfnisse  von  zu  solchen  Ge- 
meinschaften verbundenen  Personen  sind,  welche  Subjekte  der  Finanz- 

^)  V.  Stein,  der  in  der  4.  Aufl.  seiner  F.-W.  die  Lehre  von  den  Ausgaben  als 
der  Finanzwissenschaft  fremd  ansieht,  kommt  in  der  5.  Aufl.  von  dieser  Ansicht  ab. 
2)  Vgl.  Laspeyres  a.  a.  0.  S.  76. 
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Wissenschaft  bilden,  auch  in  diese  Disziplin.  Damit  ist  zugleich  gegeben, 
in  wiefern  etwa  die  Lehre  vom  Aufwände  in  die  Finanzwissenschaft 
hereingehört:  insofern  als  von  dem  Inhalte  des  Begriffes  dieser  Art 
Bedürfnisse  und  von  deren  Befriedigung  durch  Güter  die  Rede  ist; 
niemals  aber  die  Erörterung  der  einzelnen  Bedürfnisse  selbst  ^). 

Nicht  also  von  dem  Finanzbedarfe  wollen  wir  nun  sprechen, 
auch  nicht  von  öffentlichen  Zwecken,  sondern  von  dem  Zwecke  an 
sich,  d.  i.  dem  Bedürfnisse  von  zu  einer  Gemeinschaft  verbundenen 
Personen,  insofern  dieses  die  Basis  der  Finanzwirtschaft  ist. 

Und  diese  Bedürfnisse  sind  die  neuerzeit  ^)  allerdings  nicht 
ohne  Opposition  ^)  aufgestellten  und  durchaus  nicht  ganz  überein- 
stimmend aufgefassten  Gemeinbedürfnisse;  also  die  Bedürfnisse, 
welche  nur  gefühlt  werden  können,  insofern  man  sich  die  Menschen 
in  Gruppen  lebend  denkt,  welche  infolgedessen  auch  nur  befriedigt 
werden  können,  wenn  ein  Gemeinleben  besteht.  Allerdings  müssen 
sie  nicht  durch  die  Gemeinschaft,  in  welcher  vereinigt  die  Menschen 
leben,  befriedigt  werden.  Es  ist  andernorts  bereits  davon  gesprochen 
worden,  in  welcher  Weise  die  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  vor 
sich  gehen  kann'*),  dass  dies  nämlich  in  privatwirtschaftlichem  — 
karitativem  oder  liberalem  —  und  zwangsweisem  oder  öffentlichem 
Vorgange  der  Fall  sein  kann,  welch  letztere  Befriedigungsart  gleich- 
zeitig das  Gebiet  der  Finanzwissenschaft  ergibt.  Wir  möchten  hiezu 
nur  noch  eine  spezielle  Art  der  Durchführung  bemerken,  welche 
nicht  ganz  unwichtig  zu  sein  scheint.  Neben  den  genannten  drei 
Arten  gibt  es  auch  noch  eine  weitere,  dass  Gemeinbedürfnisse  von 
einer  Einzelwirtschaft  für  eigenen  Verbrauch,  also  zwar  in  privat- 
wirtschaftlicher Weise,  aber  nicht  zu  Tauschzwecken  befriedigt  wer- 
den.    So  besteht  z.  B.  in  Böhmen  die  landesgesetzliche  Bestimmung, 


')  Sax,  Grundlegung,  S.  205. 

2)  Hermann,  Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  47  ff.  94  und  pass.,  dann 
Wagner,  Grundlegung,  2.  Aufl.,  S.  251  ff.,  wo  auch  die  übrige  n.  ö.  Litteratur, 
besonders  Schaf fle  citiert  ist.     Nunmehr  Sax,  Grundlegung,  §  29  ff. 

3)  Besonders  Cohn,  früher  in  Tüb.  Ztschr.  1881,  S.  864  und  National- 
ökonomie, I,  S.  187  —  dagegen  Wagners  Einwendung  in  Conrads  Jahrb.,  XII, 
S.  215  u.  245. 

*)  Bei  Hermann  a.  a.  0.  S.  95;  Wagner,  Grundlegung,  S.  260  ff.; 
Sch'äffle,  System  und  Soz.  Körper  pass.  und  Cohn  in  seiner  N.-Ö.,  S.  403, 
bez.  der  privatwirtschaftlichen  Durchführung.  Vgl.  auch  Stockar  v.  Neuforn 
a.  a.  0.  S.  26  mit  den  daselbst  citierten  Stellen  aus  Sonnenfels,  Grundsätze, 
Bd.  II,  S.  77  u.  236  und  Lueder,  Nazionalr.,  Bd.  III,  S.  458. 
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dass  die  Flurwächter  der  Besitzer  von  mehr  als  50  ha  Grund  und 
Boden  mit  öffentlichem  Charakter  bekleidet  werden  können,  welcher 
in  besonderen  Fällen  auch  den  von  Privaten  angestellten  Organen 
zur  Pflege  des  Forstwesens,  der  Jagd  und  Fischerei  zukommt.  Es 
erzeugt  sich  also  ein  Grrundbesitzer  ein  „Stück"  Sicherheit  im  eigenen 
Betriebe.  Das  Bedürfnis  nach  Sicherheit  bleibt  aber  doch  gewiss  — 
insofern  es  sich  aus  dem  Zusammenleben  von  Personen  und  nicht 
etwa  gegen  Elementarereignisse,  wilde  Tiere  u.  dgl.  ergibt,  und 
insofern  die  Rechtsordnung,  die  doch  gewiss  nur  einem  Kollektiv- 
bedürfnisse entspringen  kann,  für  dessen  Befriedigung  massgebend 
ist  —  auch  dann  ein  Kollektivbedürfnis,  wenn  es  der  Einzelne  für 
sich  befriedigt.  Sonst  möchte  ich  noch  darauf  aufmerksam  machen, 
lass  eine  Durchführung  eines  Kollektivbedürfnisses  durch  eine  der 
lusserzwangswirtschaftlichen  Arten  in  einem  gegebenen  Momente 
swangswirtschaftlichen    Charakter     erhalten     kann.      So     besitzt    in 

lanchen   österreichischen   Ländern   beispielsweise   der  Kommandant 
äiner    freiwilligen   Feuerwehr    auf   einem   Brandplatze   eventuell   die 

Punktionen,  also  auch  die  Zwangsgewalt  des  sonst  für  die  Befrie- 
iigung  dieses  Kollektivbedürfnisses  verpflichteten  Gemeindevorstehers. 

)ies  Beispiel   zeigt,    dass   wirklich  der  Zug  in  den  KoUektivbedürf- 

issen,    durch    das    zwangswirtschaftliche  System  befriedigt  zu  wer- 
ten ^),    so    stark  ist,    dass  er  auch  den  übrigen  Durchführungsarten 
5eine  Signatur   aufzudrücken  vermag.     Das  ist  auch  der  Fall,  wenn 
'Privatanstalten    mit    öffentlichen    Befugnissen    ausgestattet    werden, 
z.  B.  Schulen,  Eisenbahnen,  resp.  deren  Personale  ^). 

So  wie  nicht  jedes  Gemeinbedürfnis  auch  durch  die  zugehörige 
Gemeinschaft  befriedigt  werden  muss,  so  scheint  es  nun  auch  umge- 
kehrt nicht  unwichtig  zu''^ «betonen,  dass  auch  nicht  der  gesamte 
Haushalt  oder  die  gesamte  Wirtschaft  der  Zwangsgemeinschaften 
Kollektivinteressen  gewidmet  sein  muss,  also  korrekterweise  auch 
nicht  in  diesem  Sinne  Gegenstand  der  Finanzwissenschaft  sein  sollte, 
deren  Aufgabe  die  Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  durch 
Zwangsgemeinschaften  ist.  Hier  meine  ich  nun  allerdings  nicht 
das,  was  sonst  gewöhnlich  als  privatwirtschaftliche  Thätigkeit  oder 
„privatwirtschaftlicher  Erwerb"  einer  Gemeinschaft  bezeichnet  wird, 
nämlich  die  zwar  nach  privatwirtschaftlichen  Regeln  vorgehende  Er- 


^j  Wagner,  Grundlegung,  1.  Aufl.,  S.  214. 
2)  Hermann,  St.  Unters.,  S.  97. 
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werbswirtschaffc,  deren  Zweck  aber  immer  aus  den  Zwecken  des 
Gemeinwesens  insofern  hervorgeht,  als  für  dieselben  Mittel  beschafft 
werden ;  sondern  ich  möchte  einige  Beispiele  aus  dem  wirtschaftlichen 
Gemeindeleben  erwähnen,  bei  denen  die  Kollektivwirtschaft  an  Stelle 
der  Einzelwirtschaft  tritt  und  im  „zwangsgemein wirtschaftlichen  Sy- 
steme" rein  individualistische  Erwerbszwecke  der  Glieder  der  Ge- 
meinwirtschaft direkt  verfolgt  werden.  Dazu  dient  z.  B.  die  Teil- 
nahme an  den  Erträgnissen  und  Nutzungen  des  Gemeindevermögens 
seitens  der  einzelnen  Gemeindemitglieder.  Wenn  das  Gemeinwesen 
Güter  bewirtschaftet,  um  mit  dem  hieraus  resultierenden  Ertrage  die 
Kosten  von  Gemeinzwecken  zu  bestreiten,  so  dient  diese  Bewirt- 
schaftung dadurch  mittelbar  Gemeinzwecken,  wenn  aber  diese  Be- 
wirtschaftung zur  Förderung  des  Erwerbes  der  Einzelnen  dient, 
entfällt  der  Gemeinzweck  sofort.  In  den  österreichischen  Gemeinde- 
ordnungen, welche  alle  solche  Nutzungen  zulassen^),  kommt  an 
dieser  Stelle  noch  der  charakteristische  Beisatz  vor:  dass  für  ein 
Gemeindemitglied  der  Nutzen  nicht  grösser  sein  dürfe,  als  zur 
Deckung  seines  Haus-  und  Gutsbedarfes  notwendig  ist.  Ganz 
derselbe  Fall  liegt  vor,  wenn  es  sich  um  die  Verteilung  der  Ueber- 
schüsse  aus  der  Wirtschaft  mit  dem  Gemeindevermögen  an  die 
einzelnen  Gemeindeglieder  handelt.  Eine  Konsequenz  dieses  Um- 
standes,  dass  das  Zwangsgemeinwesen  hier  für  Individualbedürfnisse 
sorgt,  ist  dann,  dass  die  Herstellung  der  hier  in  Rede  stehenden 
Güter  auch  als  Aufgabe  der  einzelnen  Gemeindemitglieder  nicht  nach 
Art  der  Teilnehmer  eines  Zwangsgemeinwesens,  sondern  der  Teil- 
nehmer einer  freien  Gesellschaft,  hier  der  Miteigentümer,  erfolgt; 
so  sind  die  Betriebskosten  eines  solchen  Gemeindegutes  von  den 
Teilnehmern  an  den  Nutzungen  im  Bedarfsfalle  nach  dem  Verhält- 
nisse dieser  Teilnahme  zu  tragen^).  Ueberhaupt  besteht  zum 
grossen  Teil  die  ganze  Einrichtung  der  Realgemeinden  in  ländHchen 
und  der  sogen.  Bürgergemeinden  in  städtischen  Gemeinwesen  in 
einem  Sorgen  eines  Gemeinwesens  nicht  für  Kollektivbedürfnisse, 
sondern  für  Individualbedürfnisse.  Für  die  Finanzwissenschaft  kann 
es  sich  nur  darum  handeln,  solche  Fälle  klar  zu  stellen,  in  denen 
die  Thätigkeit  eines  Gemeinwesens  über  die  mit  dem  Gebiete  dieser 


^)  Vgl.  G.  0.  für  die  österr.  Länder  in  Manz'  Gesetzesausgabe,  Bd.  IX, 
6.  Aufl.,  S.  49.     §  66,  Theilnahme  an  den  Nutzungen. 

^)  A.  a.  0,  S.  52,  §  73  über  Auslagen,  welche  von  den  Teilnehmern  an 
den  Nutzungen  zu  tragen  sind. 
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Wissenschaft  zusammenfallenden  Beteiligungen  hinausgeht;  höchstens 
etwa  kann  noch  die  Einwirkung  eines  solchen  Vorganges  auf  die 
eigentliche  Wirtschaftsführung  in  Betracht  kommen.  Die  selbstän- 
dige Beurteilung  einer  solchen  Einrichtung  jedoch  gehört  auf  ein 
anderes  Gebiet,  und  gerade  bezüglich  der  Frage  eines  gemeinde- 
weisen Wirtschaftsbetriebes  dürfte  sie  nicht  unwesentlich  sein.  Es 
liegt  eben  hier  —  gegeben  durch  das  Subjekt  der  Wirtschaft  — 
ein  zufälliges  Zusammenfallen  von  kollektivistischer  Wirtschaft  für 
Individualzwecke  und  derselben  Wirtschaft  für  Gemeindebedürf- 
nisse vor^). 

Diese  Gemeinschaften  werden  nun  als  Subjekte  der  Einanz- 
wirtschaft  meist  einfach  als  gegeben  angenommen,  obgleich  es  doch 
interessieren  muss  zu  erforschen,  in  welcher  Weise  sich  das  Gemein- 
bedürfnis Gemeinwesen  behufs  Bedürfnisbefriedigung  beschafft  oder 
erzeugt.  Minder  wichtig  war  es  über  diesen  Punkt  sich  zu  äussern, 
solange  oder  insofern  der  „Staat"  als  Subjekt  der  Finanzwirtschaft 
allein  in  Betracht  kommt.  Derselbe  bietet  eine  ganz  feste,  in  der 
Idee  unvergängliche,  nur  in  der  Erscheinung  dem  Untergang  und 
Wandelungen  unterworfene  Basis;  er  kommt  als  Subjekt  von  „un- 
begrenzter" oder  ewiger  Dauer  ^)  für  die  Finanzwirtschaft  in  Be- 
tracht. Wichtiger  wird  dieser  Umstand  jedoch,  sobald  wir  auch  auf 
die  übrigen  Gemeinwesen  der  Finanzwirtschaft  eingehen.  Sind  diese 
auch  derselben  Art  wie  der  Staat,  d.  h.  mit  der  Idee  nach  unvergäng- 
licher Dauer  ?  Wir  fanden  darüber  in  der  Litteratur  des  Finanzwesens 


^)  Hier  musste  ich  von  "Wagner,  Grundlegung,  2.  Aufl.,  S.  259  u.  280, 
wo  von  den  Gemeinbedürfnissen  der  ,  wirtschaftlichen  Berufsgemeinschaften " 
und  von  den  Feldgemeinschaften  die  Rede  ist,  abweichen.  Sonst  möchte  sich 
der  Begriff  des  Gemeinbedürfnisses  nach  der  Durchführungsform  richten  und 
eventuell  alle  menschlichen  Bedürfnisse  umfassen  können,  d.  h.  die  Unter- 
scheidung von  Individual-  und  Gemeinbedürfnis  wäre  keine  wesentliche,  son- 
dern ausschliesslich  eine  historisch  bestimmte.  Gerade  die  Entwicklung  des 
Zunftwesens  zeigt  diese  Gemeinwesen  zuerst  als  Befriedigungsmittel  von  wirk- 
lichen Gemeinbedürfnissen,  denjenigen  der  Gewerbepolitik  und  Gewerbepolizei, 
wenn  auch  Individualbedürfnisse  nebenhergingen.  Als  aber  mit  dem  Nieder- 
gange der  Zünfte  diese  Individualbedürfnisse  ganz  in  den  Vordergrund  traten, 
da  mussten  sich  die  Zünfte  eben  selbst  negieren,  weil  die  zwangsgemeinweise 
Form  für  die  Erfüllung  der  individualen  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  auf  dem 
Gebiete  des  Gewerbewesens  eine  Unmöglichkeit  war.  Ebenso  befinde  ich  mich 
dadurch  im  Gegensatz  zu  Saxs  „Prinzip  des  uneigentlichen  Volksbedürfnisses" 
und  seine  Begriffe  der  .Umlage",  Grundlegung  S.  568. 

2)  Wagner,  F.-W.,  T,  S.  14  und  Laspeyres  a.  a.  0.  S.  77. 
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wenig  Aeusserungen  und  kaum  eine  in  bejahendem  Sinne  ^).  Dagegen 
wird  vorwiegend  der  historische  Standpunkt  hervorgekehrt  und  gewisse 
Gemeinwesen,  nämlich  die  Gemeinden,  als  von  empirischer  Allgemein- 
heit hingestellt^).  Wir  können  also  wohl  die  Denknotwendigkeit 
der  übrigen  Gemeinschaften  neben  dem  Staate  nicht  so  wie  bei  diesem 
hinstellen,  und  nicht  wie  beim  Staate  behaupten,  dass  sie  als  Subjekte 
der  Finanzwirtschaft  auf  ewigen  Bestand  Anspruch  haben.  Nichts- 
destoweniger finden  wir,  dass  doch  die  Auffassung  wenigstens  be- 
zügUch  der  gegenwärtig  der  Betrachtung  unterzogenen  Kommunal- 
körper dahin  geht,  sie  kämen  ebenso  wie  der  Staat  als  mit 
unbegrenzter  Dauer  ausgestattet  in  Betracht^).  Es  seien  also  histo- 
rische Kategorien,  bezüglich  welcher  nur  etwa  die  grössere  Mannig- 
faltigkeit des  Wechsels  in  der  Erscheinung  dem  Staate  gegenüber  zu 
bemerken  kommt '^).  Uebrigens  können  natürlich  die  Kommunalkörper 
an  Dauer  die  Staaten,  in  denen  sie  sich  befinden,  auch  übertreffen  ^). 
Jedoch  muss  bemerkt  werden,  dass  hier  bezüglich  der  ewigen 
Dauer  des  Staates  und  der  unbegrenzten  Dauer  der  Kommunalkörper 
doch  eine  wesentliche  Unterscheidung  zu  machen  ist.  Jene  ergibt 
sich  aus  der  Notwendigkeit  der  Position  des  Staatbegriffes;  ist  der 
Staat  notwendig  für  die  Befriedigung  von  Gemeinbedürfnissen,  muss 
er  auch  als  immer  dauernd  gedacht  werden.  Diese  dagegen  geht 
aus  einer  ganz  anderen  Erwägung  hervor.  Die  Bedürfnisbefriedigung 
durch  Kommunalkörper  geht  nur  in  einer  von  der  wechselnden  Sub- 
stanz derselben,  den  Gliedern,  unabhängigen  Weise  dauernd  vor  sich 


1)  Umpfenbach  äussert  sich  F.-W.  I,  S.  46,  dass  die  Gemeinde  für 
das  Staatsleben  notwendig  sei.  Aebnlich  v.  B  i  1  i  n  s  k  i ,  Die  Gemeindebesteuerung 
und  ihre  Reform,  S.  103.  Dagegen  vgl.  über  die  Vergänglichkeit  der  kollek- 
tivistischen Verbände  Sax  a.  a.  0.  S.  428. 

'')  Besonders  v.  Jnama- Sternegg  a.  a.  0.  S.  545,  Die  Gemeinde  als 
älteste  Gliederung  des  Staatsvolkes;  Wagner,  F.-W.,  I,  2.  Aufl.,  S.  95,  iln- Be- 
stehen von  alters  her,  Rentzsch,  Handwörterbuch,  2.  Aufl.,  S.  353,  die  Ge- 
meinde  bei   den   sesshaften  Völkern.     Auch  Schäffle,  Ges.  Aufsätze,  I.  S.  54. 

2)  Direkt  ausgesprochen  bei  v.  Reitzenstein  bei  Schönberg,  III,  S.  647. 
*)  Jnama-Sternegg  bemerkt  a.  a.   0.   S.  545,   dass   im    allgemeinen 

das  historische  Moment  sehr  konservativ  und  zwar  besonders  bezüglich  der  Pro- 
vinzen und  Gemeinden  wirke,  während  es  in  der  Bezirks-  und  Kreiseinteilung 
weniger  ausschlaggebend  ist.  Uebrigens  ist  der  leitende  Gesichtspunkt  hier  die 
Einteilung  des  Staatsgebietes  vom  Standpunkte  der  Geschichte  gewesen.  Be- 
züglich der  Gemeinde  spez.  s.  S.  455  und  dann  die  S.  586  mitgeteilte  SteUe 
aus  den  allg.  Motiven  zu  den  Organisationsgesetzen :  R.  G.  Bl.  1849,  Nr.  352,  Bd.  I. 
»)  Vgl.  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  15. 
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und  bekommt  dadurch  eine  diesem  Wechsel  entgegengesetzte  Be- 
deutung, welche  aber  nicht  dasselbe  wie  die  notwendige  Dauer  des 
Staates  ausdrückt.  Die  Sache  liegt  also  so,  dass  wir,  ohne  die  Not- 
wendigkeit der  Kommunalkörper  überhaupt  oder  ihrer  Formen  in 
der  Idee  zuzugeben,  doch  dieselben  als  dauernde  Subjekte  einer  Wirt- 
schaft, also  ohne  eine  in  ihrem  Begriffe  liegende  Beendigung  an- 
nehmen, so  dass  es  praktisch  auf  dasselbe  hinauskommt,  wie  bei  der 
Charakterisierung  des  Staates.  Das  ist  nun  gewiss  bezüglich  der 
Kommunalkörper,  besonders  einiger  derselben  wie  der  Gemeinden,  voll- 
kommen richtig,  und  es  wäre  die  ganze  Unterscheidung  nicht  not- 
wendig gewesen,  wenn  es  unter  den  Subjekten  der  Finanzwirtschaft 
eben  nur  solche  Kommunalkörper  geben  würde.  Dies  ist  nun  aber 
nicht  der  Fall.  Aus  dem  Begriffe  des  Gemeinwesens  ergibt  sich 
nicht,  dass  es  auch  als  ein  dauerndes  für  Gemeinbedürfnisse  sorgen 
müsse,  denn  Gemeinbedürfnisse  selbst  müssen  ja  nicht  als  dauernd 
gedacht  werden,  oder  die  Form  der  Befriedigung  durch  Gemeinwesen 
kann  sich  wesentlich  ändern.  Wir  werden  vielmehr  eine  Unter- 
scheidung machen  zwischen  solchen  Gemeinwesen,  welche  für  dauernde 
Gemeinbedürfnisse  in  endgültiger,  also  dauernder  Weise  zu  sorgen 
haben  und  solchen,  welche  entweder  vorübergehende  Gemeinbedürfnisse 
oder  dauernde  auf  vorübergehende  Weise  befriedigen  wollen.  Im 
ersten  Falle  haben  wir  ordentliche  Haushaltungen  vor  uns,  die 
letzteren  können  wir  ausserordentliche  nennen.  Die  letzteren 
gliedern  sich  wieder  in  provisorische,  welche  also  in  dem  Ueber- 
gang  in  eine  ordentliche  Haushaltung  ihre  Beendigung  finden,  und 
in  temporäre,  welche  die  Befriedigung  eines  vorübergehenden  Be- 
dürfnisses bezwecken  und  mit  derselben  wieder  ihr  Ende  vollständig 
finden.  Bezüglich  der  ordentlichen  Haushaltungen,  welche  natürlich  die 
Regel  bilden,  gilt,  dass  ihre  Wirtschaft  so  eingerichtet  werden  muss, 
dass  sie  für  eine  unbegrenzte  Dauer  bestehen  kann,  bezüglich  der 
ausserordentlichen  gilt  dies  nicht,  diese  sind  vielmehr  so  anzuordnen, 
dass  sie  sich  selbst  aufheben.  Jedenfalls  nötigt  uns  diese  Betrachtung, 
dem  Bildungsprozesse  der  Gemeinwesen  etwas  näher  zu  treten. 

Dieser  Bildungsprozess  besteht  in  Entstehung  oder  Auflösung 
von  Gemeinwesen  und  beide  können  wieder  doppelt  sein:  primäre 
Bildungsformen,  indem  sich  Gemeinwesen  aus  den  übrigen- Systemen 
der  Güterbefriedigung,  also  aus  dem  karitativen  oder  privatwirtschaft- 
lichen entwickeln,  oder  sich  in  dasselbe  auflösen,  und  sekundäre 
Bildungsformen,  indem  Gemeinwesen  aus  anderen  Gemeinwesen  ent- 
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stehen.  Wir  kennen  also  drei  Phasen  des  Bildungsprozesses  von 
Gemeinwesen,  die  Entstehung  aus  den  übrigen  Systemen,  die  Um- 
bildung von  Gemeinwesen  in  andere,  und  die  Rückbildung  wieder 
in  andere  Systeme  als  das  zwangsgemeinwirtschaftliche.  Die  Ent- 
stehung ist  ein  Gewinn,  die  Rückbildung  ein  Verlust,  die  Umbildung 
an  sich  noch  keine  Veränderung  in  der  Intensität  des  kollektivistischen 
Prinzipes.  Die  Entstehung  ist  nur  dieses  allein,  ebenso  wie  die  Rück- 
bildung nur  das  ist,  was  das  Wort  ausdrückt,  während  die  Neubildung 
beides  sein  muss  d.  h.  sowohl  Entstehung  eines  neuen  Gemeinwesens,  als 
voller  oder  teil  weiser  Uebergang,  also  Rückbildung  eines  solchen,  näm- 
lich desjenigen  Gemeinkörpers,  aus  dem  sich^jier  andere  entwickelt  hat. 
Gehen  wir  nun  zunächst  auf  die  Bildung  von  Zwangsgemein- 
schaften ein.  Es  kommt  uns  hier  und  später  bezüglich  dieser  Er- 
scheinungen auf  konkrete  Beispiele  thatsächlicher  Entstehungen  etc. 
an,  also  nicht  auf  den  Uebergang  gemeinwirtschaftlicher  Befriedigung 
aus  privatwirtschaftlicher  oder  karitativer  überhaupt,  oder  umgekehrt  ^). 
Zuvörderst  das  Entstehen^).  Solche  Gemeinwesen,  deren  Entstehen  täg- 
lich verfolgt  werden  kann ,  sind  z.  B.  Wassergenossenschaften ,  Advo- 
katen-, Notariats-,  Handelskammern  etc.  Aus  dem  Modus  des  Zahlens 
des  Schulgeldes  unmittelbar  an  den  Lehrer,  welcher  zu  Beginn  der 
Einführung  des  Volksschulunterrichtes  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts 
in  Oesterreich  bestand,  entwickelte  sich  später  ein  Selbstverwaltungs- 
körper, „Der  Schulbezirk",  der  als  Haupteinnahme  eben  diese  Schul- 
gelder und  als  Hauptausgabe  eben  denselben  Personalaufwand  kennt. 
Besonders  interessant  sind  auch  die  in  Oesterreich  schon  aus  dem 
vorigen  Jahrhunderte  übernommenen  „  Steuergeldfonds "  und  Kon- 
tributionsfonds. Erstere  waren  ursprünglich  nichts  weiter,  als  Obli- 
gationen der  Staatsschuld,  welche  von  den  Domänen  zwangsweise 
eingehoben  wurden.  Aus  diesen  entstanden  nun  z.  B.  in  Böhmen 
im  Jahre  1864^)  Selbstverwaltungskörper,  deren  Mitglieder  die  Fonds- 
teilnehmer, deren  Einnahmen  die  Zinsen  des  Stammgutes  sind  und 
welche  allgemeine  gemeinnützige  Zwecke  verfolgen.  In  ähnlicher  Weise 
entstanden  auch  aus  den  ehemaligen  Getreidefonds,  welche  zur  Aus- 
gleichung der  Ernteergebnisse  eingeführt  und  aus  Beiträgen  der  Domänen 


^)  S.  Cohn,  Nationalökonomie,  I,  S.  407. 

*)  Vgl.  Wagner,  Grundlegung,  I,  S.  274,  woselbst  mehrere  allgemeine 
Beispiele  angeführt  werden. 

^)  Landesgesetz  vom  7.  Juli  1864,  wirksam  für  das  Königreich  Böhmen, 
Tietreffend  die  Steuer geldfonds.    Böhm.  L.  G.  Bl.  Nr.  26. 
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gebildet  worden  waren,  in  der  jüngsten  Zeit  Gemeinkörper  zu  Vor- 
schusszwecken mit  öffentlich  rechtlichem  Charakter  unter  Mitgliedschaft 
der  Besitzer  von  ehemals  kontributionspfiichtigem  Grund  und  Boden  ^). 

Aus  karitativem  Aufwände  entwickelt  sich  nicht  selten  eine 
manch  bedeutende  gemeinnützige  Anstalt,  welche  die  voUe  Selbständig- 
keit eines  Selbstverwaltungskörpers  besitzt.  Ja,  es  ist  sogar  ge- 
wöhnlich das  karitative  Prinzip  oder  das  Vereinswesen,  manchmal 
beides  kombiniert,  welches  zu  einer  Entstehung  von  Zwangsgemein- 
wesen und  anderen  Befriedigungsarten  von  Gemeinbedürfnissen  führt, 
seltener  die  individuelle  privatwirtschaftliche  Thätigkeit. 

Während  sich  bezüglich  der  Entstehung  nicht  wenig  Beispiele 
namhaft  machen  lassen,  sind  Fälle  der  Rückbildung  ^)  aus  dem  zwangs- 
gemeinwirtschaftlichen  Systeme  in  andere  seltener.  So  reichhaltig 
gerade  die  Mitte  dieses  Jahrhunderts  in  Oesterreich  an  Neu-  und 
und  Umbildungen  öffentlicher  Gemeinwirtschaften  war,  eigentliche 
Auflösungen  solcher  sind  sehr  schwer  zu  finden.  Eine  solche  Ge- 
staltung ist  der  Prozess  der  Lehenallodialisierung,  durch  welche  eine 
bestimmte  Form  öffentlichen  Aufwandes  in  die  private  Wirtschaft 
zurückgeführt  wird.  Auch  die  Prozesse  der  Grundentlastung,  Pro- 
pinationsablösung  u.  a.  sind  hier  zu  erwähnen,  insbesondere  mit 
der  vollständigen  unentgeltlichen  Aufhebung  der  aus  den  öffent- 
lichen Funktionen  des  Grundherrn  resultierenden  Bezugsrechte.  Die 
Zahlungen  der  Besitzer  von  Lehen,  diejenigen  der  einstigen  Grund- 
holden, werden  geleistet,  um  eine  ehemalige  Gemeinwesensform  auf- 
zulösen. Hier  ist  der  Zweck  ja  die  Abschaffung  einer  ehemals  in 
Wirksamkeit  gewesenen  und  nun  überlebten  Gemeinform;  was  aber 
die  Einführung  eines  derartigen  Rückbildungsprozesses  in  solche 
Gemeinwesen  bedeuten  soll,  die  als  zu  dem  gegenwärtigen  Gesell- 
schaftsbestande notwendig  gehörig  angesehen  werden,  ist  geradezu 
nicht  zu  begreifen.  Wir  meinen  hiermit  die  z.  B.  in  den  öster- 
reichischen Gemeindeordnungen  vorgesehene  Verteilung  des  Stamm- 
eigentums einer  Gemeinde  unter  die  Gemeindemitglieder  ^). 


^)  Gesetz  vom  6.  August  1864,  wirksam  für  das  Königreich  Böhmen,  be- 
treffend die  Grundzüge  der  Organisierung  der  aus  den  Kontributionsgetreide- 
und   Getreidegeldfonds   zu   bildenden  Vorschusskassen.    Böhm.  L.  G.  Bl.  Nr.  28. 

^)  Wagner,  Grundlage  a.  a.  0.  im  allgemeinen  und  bezüglich  der  Rück- 
bildung der  Kirche  aus  dem  Zwangswirtschaftssysteme  in  freie  Genossenschaften. 

^)  Vgl.  Manz,  Gesetzsamml.,  Bd.  IX,  6.  Aufl.,  S.  47.  Diesbezüglich  ist 
jedoch  infolge  des  gesunden  Sinnes  der  Bevölkerung  von  der  durch  das  Gesetz 
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Endlich  haben  wir  noch  die  Umbildungen  ins  Auge  zu  fassen. 
Diese  können  wieder  verschieden  sein,  je  nachdem  verschiedene 
Kategorien  von  Gemeinwesen  oder  dieselben  Kategorien  miteinander 
in  Betracht  kommen.  Was  zunächst  den  letztgenannten  Fall  an- 
belangt, so  sind  dies  wieder  Vorgänge,  welche  die  tägliche  Erfahrung 
zeigt.  Es  entstehen  Gemeinden  durch  Zusammenlegung  mehrerer 
oder  durch  Teilung  resp.  Ausscheidung  von  Gebietsteilen  solcher 
und  politischer  Konstituierung  dieser  Teile;  dasselbe  ist  auch  bei 
den  verschiedenartigen  Bezirken  zu  bemerken.  Diese  Gemeinwesens- 
bildung scheint  einer  statistischen  Ermittelung^)  und  überhaupt  der 
öffentlichen  Aufmerksamkeit  wohl  wert  zu  sein.  Denn  nur  durch 
ein  stetes  Sichanpassen  an  die  öffentlichen  Bedürfnisse  können 
solche  Gemeinwesen  ihren  Zweck  als  wahre  Selbstverwaltungskörper 
erfüllen,  welchen  jede  Erstarrung  und  Verknöcherung  in  feste  Formen 
und  Gebilde  fremd  bleiben  muss.  Sie  sollen  ja  eben  der  Vielge- 
staltigkeit des  öffentlichen  Lebens  in  dem  grossen  schwer  umzu- 
gestaltenden Staatssysteme  entsprechen.  Andererseits  haben  aber 
wieder  solche  Umbildungen  unleugbar  die  Nachteile,  dass  sie  eine 
gewisse  Unsicherheit  in  die  öffentlichen  Angelegenheiten  und  ihre 
Behandlung  hineinführen,  dass  sie  nicht  immer  aus  der  vollen  Be- 
urteilung aller  Aufgaben  der  wechselnden  Gemeinwesen  hervorgehen 
und  eine  solche  nicht  einmal  immer  durch  die  Eignung  der  Vertreter 
solcher  Gemeinkörper  möglich  ist.  Man  denke  nur  an  die  vielen 
Gemeindeteilungen,  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  ein  Bestandteil 
ein  besonderes  Vermögen  besitzt,  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  er 
dann  ohne  Kirche,  Schule  etc.  nur  eine  Rumpfgemeinde  repräsentiert 
und   die   in   der  alten  Gemeinde   übrig   bleibenden  Bestandteile   oft 


zulässigen  Schädigung  des  Gemeindelebens  im  allgemeinen  kein  Gebrauch  ge- 
macht worden.  Uebrigens  wird  ein  solcher  üebergang  „aus  Landeskultur- 
interesse" mindestens  für  neutral  gehalten  in  Rentzsch'  Handw.  S.  357.  Ge- 
radezu für  Abstossung  des  Gemeindevermögens  Bergius  a.  a.  0.  S,  51.  Nur 
vom  Standpunkte  der  Auflösung  von  Realgemeinden  könnte  ein  solcher  Vor- 
gang diskutiert  werden,  es  ist  aber  meines  Erachtens,  wie  bemerkt,  falsch  (s.  o. 
S.  14),  ihn  vom  gemeinwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  zu  beurteilen,  er  gehört 
vielmehr  als  Frage  des  Miteigentumsbetriebes  in  die  Volkswirtschaft. 

^)  Vgl.  meine  Abhandlung  über  die  Ansiedelungs-  und  Wohnverhältnisse 
in  Oesterreich  in  der  Stat.  Monatschrift  IX,  10.  bis  12.  Heft,  und  meine  Bear- 
beitung der  österreichischen  Volkszählung  von  1880  in  der  „Oesterr.  Statistik'. 
Bd.  V,  Hefts,  S.  XXII.  —  Schimmer,  Veränderungen  im  Bestände  der  Ort-; 
gemeinden  seit  1880.     St.  Monatsschr.  Bd.  XII,  S.  614  ff. 
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das"  Kostbarste  der  Gemeinde,  das  Stammgut,  verlieren.  —  Der 
zweite  obengenannte  Fall,  nämlich  die  Umgestaltung  öffentlicher 
Haushaltungen  aus  solchen  einer  anderen  Kategorie,  ist  bei  jeder 
einschneidenden  „Neugestaltung"  der  öffentlichen  Verhältnisse  das 
brauchbarste  Mittel  und  auch  beispielsweise  in  Oesterreich  in  dem 
genannten  Zeiträume  am  ausgiebigsten  verwendet  worden.  Der 
ganze  und  bedeutende  Haushalt  der  „Länder"  entstand  auf  diese 
Weise  und  zwar  durch  Verschmelzung  des  alten  ständischen  Haus- 
haltes mit  einer  örtlich  gesonderten  Staatsverwaltung.  Die  für  das 
Kommunikationswesen  in  Oesterreich  heute  hervorragend  wichtigen 
Bezirkshaushaltungen  entstanden  vielfach  aus  sogen.  Gemeindekon- 
kurrenzen, d.  h.  ad  hoc  gebildeten  Vereinigungen  von  Gemeinden. 
Anfangs  dieses  Jahrhunderts  wurden  die  wichtigen  selbständigen 
Fondsverwaltungen  der  humanitären  Anstalten  „als  Staats  an  stalten 
erklärt",  d.  h.  sie  hörten  als  eigenes  gemeinschaftliches  Subjekt  auf. 

Unter  den  Bildungen  von  Gemeinwesen,  welche  wir  erwähnten, 
sind  fast  ausschliesslich  solche,  welche  wir  als  ordentliche,  d.  h. 
dauernde  dem  Zwecke  nach  bezeichneten;  jedoch  zeigen  auch  die 
Haushaltungen  der  Grundentlastung  und  Propinationsablösung  Bei- 
spiele von  ausserordentlichen  und  zwar  temporären  i). 

Die  Bildung  der  Gemeinwesen  hängt  unstreitig  auch  in  allen 
ihren  Formen  als  Entstehung,  Rückbildung  und  Umbildung  besonders 
aber  in  den  beiden  erstgenannten  mit  derjenigen  Erscheinung  zu- 
sammen, welche  als  Steigerung  des  kollektivistischen  Prinzips  oder 
„die  wachsende  Ausdehnung  der  Staats-  bezw.  der  öffentlichen 
Thätigkeiten"  bezeichnet  wird^).  Es  ist  jedenfalls  ein  ganz  be- 
sonderer Fort-  bezw.  Rückschritt,  wenn  für  ein  oder  mehrere  Ge- 
meinbedürfnisse auch  gleich  ganz  neue  Gemeinwesen  entstehen  oder 
für  dieselben  verschwinden,  und  auch  die  Umbildung,  die  ja  an  sich 
hiezu  neutral  steht,  wird  in  besonderem  Falle  gewiss  immer  das 
eine  oder  andere  bedeuten.    Dennoch  haben  wir  keine  Anhaltspunkte, 

')  Ueber  die  S.  161 — 165  erwähnten  Formen  und  Bildungsprozesse  von  Ge- 
meinwesen enthält  näheres  mein  Buch:  ,Der  öffentliche  Staatshaushalt  in 
Böhmen\  Vgl.  dazu  die  ausführliche  Kritik  von  Robert  Meyer,  Stat.Monats- 
schr.,  Bd.  XIII,  bes.  S.  147. 

^)  Vgl.  über  diese  sehr  interessante  Frage  ausser  der  bei  Wagner,, 
Grundlegung,  S.  308  ff.  citierten  Litteratur  (bes.  S  c  h  ä  f  f  1  e ,  U  m  p  f  e  n  b  a  c  h> 
noch  die  schöne  Darstellung  hei  Hoffmann,  Lehre  von  den  Steuern,  S.  2, 
und  mit  Beziehung  auf  Wagner  und  Reitzenstein  bei  Schönberg,  Bd.  III, 
S.  597.     C  0  h  n ,  Nationalökonomie,  I,  S.  290  u.  408. 
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um  etwa  über  das  Ueberwiegen  von  Entstehungen  oder  Rückbildungen 
bezw.  über  die  Charakterisierung   der  Umbildungen  zu  handeln  und 
können  nur  auf  die  Bedeutung  derartiger  Vorgänge  für  dieses  „Ge- 
setz"   hinweisen.   —  Das    zweite    Moment    für    die    Steigerung    des 
kollektivistischen  Prinzips  und  zugleich  jenes,    welches  gegenwärtig 
vorwiegend  in  Betracht  gezogen  wird,  ist  die  quantitative  und  quali- 
tative Befriedigungsverschiedenheit  der  Gremeinbedürfnisse  durch  die 
bestehenden  Gemeinschaften,  besonders  den  Staat  und  auch  neuestens 
die  Kommunalkörper,  also  durch  die  Aenderungen  in  den  Ausgaben- 
ziffern derselben,    sowohl   der   gesamten  Budgets   als   auch   der  ein- 
zelnen  Zweige,    wobei   nur    stets    auch    auf   die  Zunahme   der  Be- 
völkerung und  auf  die  Preissteigerungen  Rücksicht  genommen  werden 
sollte.     Die   wahre  Wurzel   dieses   empirischen  Gesetzes   ist   freilich 
die    quantitative    und    qualitative  Aenderung   in   dem  Auftreten  der 
Gemeinbedürfnisse    selbst.      Für    diese    jedoch    eine    Beweisführung 
anders  als  durch  lückenhafte  tägliche  Beobachtungen  zu  führen,   ist 
unmöglich.     Die  Lösung  der  Frage  kann  also  nur  so  vorgenommen 
werden,    dass    zunächst    die    quantitative   Zunahme    und   qualitative 
Veränderung  der  Budgets  untersucht  und  dass  dann  durch  Abwägen 
der  Entstehungen  und  Rückbildungen  von  Gemeinwesen  resp.  durch 
richtige  Erfassung   der  Umbildungen   die   Tendenz   in   der  Gemein- 
wesensbildung blossgelegt  wird.    Die  Frage  scheint  nun  zu  einer  der 
Lösung   sehr   ungelegenen   Zeit   aufgeworfen   worden    zu   sein.     Sie 
scheint  von  der  Annahme  einer  schrittweisen  Ausdehnung  der  „öffent- 
lichen"   Thätigkeiten ,    erkennbar  durch  ein  regelmässiges  Ansteigen 
der  Budgetziffern,  auszugehen.    Eine  solche  Tendenz  ist  bisher  (viel- 
leicht mit  Ausnahme   der  Militäretats)  noch  nicht  erwiesen  worden. 
Thatsache  ist  nur,  dass  die  heutigen  Ziffern  der  Staats-  und  anderen 
Budgets   viel   höher  sind    als   noch   vor  wenigen    Dezennien.     Aber 
gerade    die    letzten  Dezennien   haben   für  das  gemeinwirtschaftliche 
Leben  eine  ganz  spezifische  Bedeutung.    Es  hat  in  diesem  Zeiträume 
seine  moderne  Gestalt  angenommen;  eine  Fülle  von  Gemeinbedürfnissen 
ist   aufgetreten,    hat  die  bestehenden   Budgets   ausgedehnt  und  sich 
neue  Gemeinkörper  geschaffen,  deren  Haushaltungen  in  rapider  Weise 
anstiegen.     Es   war   dies   offenbar  ein  Knotenpunkt   in  der  gemein- 
wirtschaftlichen  Entwicklung  und  deren  Gang  scheint  überhaupt,  im 
grossen  Ueberblick   betrachtet,    nicht  ein  schrittweiser,   sondern  ein 
sprungweiser  zu  sein,    womit  durchaus  nicht  gesagt  sein  soll,   dass 
die  Richtung  dieser  Entwicklung  immer  dieselbe  sein  muss.    Wenn 
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also  auch  die  letzten  Dezennien  zu  der  Annahme  verleiten,  dass  ein 
derartiges  Gesetz  bestehe,  wozu  auch  nicht  wenig  der  Umstand  bei- 
trägt, dass  sich  Einblicke  in  früher  verschlossene  Haushaltungen  er- 
schlossen, so  können  wir  noch  nicht  behaupten,  dass  diese  Entwick- 
lung von  Dauer  sein  muss.  Ja  vielleicht  Hesse  sich  sogar  sagen, 
dass  sie  nicht  von  Dauer  sein  kann,  denn  die  moderne  gemeinwirt- 
schaftliche Entwicklung  hat  in  kurzer  Zeit  so  grosse  Anforderungen 
gestellt,  welche  nicht  zum  geringsten  Teil  in  staatswirtschaftlichen 
bleibenden  Kapitalanlagen,  Neuorganisationen  u.  s.  f.  bestanden,  dass 
die  Annahme  eines  Kulminationspunktes  dieser  Ausdehnung  vielleicht 
nicht  ganz  ungerechtfertigt  ist.  Dann  geht  der  Gang  vielleicht  eine 
Zeitlang  gleichmässig  fort,  vielleicht  ermässigt  sich  sogar  sein  Tempo. 
Auf  keinen  Fall  ist  die  Frage  jetzt  schon  spruchreif,  und  dazu  trägt 
nicht  wenig  bei,  dass  bei  ihrer  Beantwortung  zu  wenig  auf  den 
lebendigen  Bildungsprozess  innerhalb  der  Gemeinwesen  und  auf  die 
in  der  allgemeinen  sozialen  Entwicklung  liegenden  Ursachen  des- 
selben Rücksicht  genommen  wird. 


IL 

üeber  Kollektivbegriffe.  Die  Gemeinbedürfnisse  sind  zweifach :  1.  EinheitsbedürMsse.  Diese  sind 
wieder  a)  formelle,  b)  materielle.  2.  Einigungsbedür&isse.  Unterschied  beider.  —  Der  Bedarf 
(Aufwand,  Auslagen,  Ausgaben).  Die  bisherige  Lehre  bezüglich  der  Einheits-  und  Einigungs- 
auslagen. —  Die  Durchführung  des  Aufwandes  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte.  Die 
Agglomerierung.  Vom  gemeinwirtschaftlichen  Standpunkte.  Die  Einigungsbedüröiisse  und  die 
Lokalisierung.  —  Die  Einheitsbedürfnisse  und  die  räumliche  Unteilbarkeit.  —  Die  Einnahmen 
als  stammgutmässige  und  gemeinwirtschaftliche  Einnahmen  im  engeren  Sinn.  Die  Lokalisierungs- 
unmöglichkeit  der  ersteren  gegenüber  der  Möglichkeit  der  letzteren.  —  Die  Beziehung  von  ört- 
lichem Bedarf  und  örtlich  aufgebrachten  Mitteln  derselben  Gemeinschaft.  Gemeinwiilschaftliche 
Einnalmien  ausgeschlossen,  andere  sind  möglich.  Erklärung  dieser  Relation,  aktive  und  passive 
Gebiete.  Der  Grundsatz  der  lokalen  Gerechtigkeit  und  die  lokale  Spezialisierung  der  Budgets.  Die 
politische  Bedeutung  derselben.  —  Statistische  Untersuchung  über  das  Prinzip  der  Lokalisierung 
auf  Grundlage  des  österreichischen  Budgets. 

Bei  der  Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  durch  Zwangs- 
gemeinwirtschaften entsteht  nun  eine  weitere  Erscheinung,  deren 
Beachtung  von  nicht  geringer  Bedeutung  für  ein  in  ziemlicher  Ver- 
wirrung befindliches  Gebiet  der  Finanzwissenschaft  werden  dürfte. 

Diese  Zwangsgemeinschaften  sind  Gesamtheiten  mit,  den 
vereinigten  Individuen  gegenüber,  voller  Selbständigkeit.  Von 
den  sozialen  Gruppen,  welche  uns  da  entgegentreten,  als  Völker  und 
Stämme,  Gemeinden  und  Gaue,  Stände,  Berufsgenossenschaften 
Konfessionsverbände,  kann  als  „Ganzes"  ausgesagt  werden,  was  nicht 

735 


^gg  Ernst  Mischler, 

von  jedem  Einzelgliede  dieser  Gruppen  gelten  mag  ^).  Es  entstellt 
eine  Kenntnis,  welche  sich  nicht  auf  den  einzelnen  Menschen,  weder 
den  konkreten,  noch  den  generellen,  noch  den  typischen  bezieht, 
sondern  auf  solche  Gesamtteile,  die  als  eine  Einheit,  als  ein 
Ganzes  genommen,  sich  uns  als  Kollektivbegriffe  darstellen.  Die 
Kollektivbegriffe  sind  nicht  etwas  nur  Gesamtheiten  von  Menschen 
Eigenartiges,  wir  können  ebensogut  von  Herden,  Schwärmen  u.  dgl. 
sprechen;  sie  sind  aber  auch  nicht  bezüglich  aller  Gesamtheiten, 
auch  nicht  bezüglich  der  von  Menschen,  von  derselben  Bedeutung. 
Die  grössere  oder  geringere  Reichhaltigkeit  der  Momente  der  Gruppen 
lässt  Kollektivbegriffe  erkennen,  bei  welchen  die  Beachtung  dieser 
Selbständigkeit  nebensächlich,  minder  wichtig  oder  eminent  bedeutungs- 
voll wird.  Innerhalb  der  obengenannten  sozialen  Gruppengebilde 
gibt  es  eine  derartige  Stufenleiter,  welche  etwa  in  dem  Volke  die 
grösste  Intensität,  in  den  Gauen  und  Gemeinden  mindere  Grade,  den 
Konfessionsgenossen,  Ständen,  Berufsgenossenschaften  wieder  geringer 
wichtige  dieser  Kollektivbegriffe  erkennen  lässt. 

Zu  den  Merkmalen,  welche  wir  von  den  Gesamtheiten  selb- 
ständig aussagen  können,  gehören  auch  die  Bedürfnisse.  Die  Ge- 
samtheiten kennen  Bedürfnisse,  die  der  Einzelne  als  solcher  und  als 
Glied  der  Gemeinschaften  nicht  kennen  kann,  die  nur  der  Gesamt- 
heit zugeschrieben  werden  können. 

Wenn  wir  daher  früher  von  der  Befriedigung  der  Gemeinbe- 
dürfnisse durch  Zwangsgemeinschaften  gesprochen  haben,  so  sind 
wir  nunmehr  verpflichtet,  hierbei  auch  jene  Bedürfnisse  in  Betracht 
zu  ziehen,  welche  diese  Gesamtheiten,  oder  welche  die  Menschen, 
gruppiert  nach  solchen  Gebilden,  als  solche  empfinden.  Zu  den  Ge- 
meinbedürfnissen der  Einzelnen  gesellen  sich  infolge  der  zwangs- 
weisen Durchführung  durch  Gesamtheiten  auch  die  Bedürfnisse  dieser 
letzteren  selbst.  Auch  diese  sind  Gemeinbedürfnisse,  ebenso  wie  die 
ersteren,  denn  sie  werden  ebenso  wie  diese  von  den  Menschen  nur 
insofern  empfunden,  als  sie  in  Gemeinschaft  leben,  welche  ihrerseits 
diese   Bedürfnisse    erzeugt.     Die  Gemeinbedürfnisse    sind    somit  von 


^)  Vgl,  Rümelin,  Reden  und  Aufsätze.  I.  Der  zweite  Artikel:  Zur 
Theorie  der  Statistik,  1874,  besonders  S.  270— 273.  Rhenisch  in  der  umfang- 
reichen Besprechung  von  J.  Graetzer:  Edmund  Halley  und  Kaspar  Neumann  in 
den  Göttingenschen  gelehrten  Anzeigen,  Stück  44  vom  31.  Oktober  1883  und  Stück 
49  u.  50  vom  5.  u,  12.  Dezember  1883.  Sax,  Das  Wesen  und  die  Aufgaben 
der  Nationalökonomie,  S.  56. 
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zweifacher  Art,  erstens  jene,  welche  die  Gesamtheiten  als  solche 
empfinden,  und  zweitens  jene,  welche  die  Einzelnen  als  Glieder 
derselben  empfinden;  bei  beiden  werden  wir  die  zwangsweise 
Durchfuhrung  betrachten. 

Die  Bedürfnisse  der  ersten  Art,  welche  nur  den  Gesamtheiten 
als  solchen  zugeschrieben  werden  können,  nennen  wir  Einheits- 
bedürfnisse ^),  um  anzudeuten,  dass  die  Einzelnen,  nur  insofern  sie 
eine  dieser  Einheiten  bilden,  also  diese  selbst,  Subjekte  der  Bedürf- 
nisse zu  nennen  sind.  Die  Gemeinschaft  ist  hier  nicht  Mittel  zur 
Erfüllung  der  Bedürfnisse,  sie  ist  selbst  Zweck  der  Bedürfnisbe- 
friedigung. Diese  Bedürfnisse  erzeugen  nicht  behufs  Befriedigung 
erst  die  Gemeinwesen,  sondern  sie  gehen  aus  diesen  hervor.  Nicht 
nur  von  den  gemeinschaftsweise  zu  befriedigenden  Gemeinbedürfnissen 
der  Einzelnen  sind  diese  Bedürfnisse  der  Gesamtheit  als  solcher 
streng  geschieden;  auch  bei  der  Wechselwirkung  von  Gemeinschaften, 
welche  durch  verschiedene  Gruppierung  derselben  Menschen  gebildet 
sind  —  also  z.  B.  bei  der  weiteren  Differenzierung  eines  Volkes  in 
kleinere  Gemeinschaften  —  äussern  diese  „Einheits''bedürfnisse  ihren 
Einfluss.  Diese  verschiedenen  Gemeinschaften  stehen  sich  nämlich, 
obgleich  sie  aus  denselben  Menschen  —  Einzelnen  —  bestehen 
können,  doch  ganz  scharf  mit  ihren  spezifischen  Einheitsbedürfnissen 
gegenüber,  sie  lassen  zwischen  diesen  gar  keine  Berührung  zu.  Mag 
sich  dieselbe  Summe  von  Einzelnen  noch  so  sehr  sonst  in  Gesamt- 
heiten differenzieren,  niemals  kommen  die  Einheitsbedürfnisse  der  einen 
Gruppe  bezüglich  der  übrigen,  aus  denselben  Individuen  gebildeten 
Gruppen  in  Rede.  Es  überwiegt  eben  hier  die  Einheit  der  Gruppen- 
bildung mit  ihren  spezifischen  Merkmalen  über  die  Gleichheit  der 
Bestandteile,  das  Ganze  über  die  Teile. 

Diese  erste  Art  der  Gemeinbedürfnisse  können  wir  nun  wieder 
weiter  gliedern,  zunächst  in  solche  formeller  Natur.  Dadurch, 
dass  eine  Mehrheit  von  Menschen  sich  als  Gruppe  fühlt,  entsteht 
das  Bedürfnis,  dieser  Einheit  sowohl  den  Einzelnen  als  auch  anderen 


^)  Dieser  Ausdruck  ist  nun  insofern  mehrdeutig,  als  darunter  auch  eine 
transitive  Verbindung  seiner  beiden  Bestandteile,  nämlich  „Bedürfnisse  nach 
Einheit"  verstanden  werden  könnte.  Es  ist  eben  schwer,  gerade  solche  Be- 
zeichungen  zu  finden,  welche  einen  Nebensinn  nicht  zulassen.  Uebrigens  wäre 
auch  ein  solches  , Bedürfnis  nach  Einheit"  ein  Einheitsbedürfnis  in  unserem 
Sinne,  da  es  über  die  einzelne  Person  hinausgeht  und  seine  Erfüllung  nur  in 
einer  Gruppe  finden  kann,  d.  h.  diese  Gruppe  selbst  der  Zweck  der  Befriedigung  ist. 
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Gemeinwesen  gegenüber  Ausdruck  zu  geben.  Dies  ist  ein  reines 
Formbedürfnis,  welches  dem  Gemeinwesen  als  juristischer  Person  zu- 
kommen muss.  Wenn  wir  uns  früher  gegen  die  alleinige  Auffassung 
einer  Gesamtheit  als  juristischer  Person  gewendet  haben,  so  steht 
dies  durchaus  nicht  mit  dem  Zugeständnis  im  Widerspruch,  dass 
derselben  auch  Charakter  einer  juristischen  Person,  d.  h.  formelle 
Einheit  mit  dem  Ausdruck  derselben,  zukommt.  Diese  formellen 
Bedürfnisse  muss  jede  Gesamtheit  haben;  natürlich  werden  sie  sich 
nach  deren  Bedeutung  und  Ausdehnung  richten.  Es  ist  beim  staat- 
lich organisierten  Volke  der  Ausdruck  derselben  im  Souverän  und 
in  den  einheitlichen  administrativen  Behörden  gegeben,  bei  einer 
Landschaft  der  Provinziallandtag  mit  einer  eventuellen  einheitlichen 
administrativen  Spitze,  bei  Genossenschaften  der  Vorstand,  bei  Stif- 
tungen die  Vertretung,  das  Kuratorium  u.  s.  f. 

Diese  Einheitsgemeinbedürfnisse  gliedern  sich  dann  zweitens 
in  solche  materieller  Natur.  Die  Gesamtheiten  haben  also  solche, 
durch  ihre  besondere  Natur  hervorgebrachte,  spezifische  Bedürfnisse. 
Konnten  wir  bei  den  formellen  Bedürfnissen  die  Notwendigkeit  des 
Auftretens  derselben  bezüglich  jeder  Gesamtheit  statuieren,  so  dürfte 
dies  a  priori  bezüglich  der  materiellen  nicht  angehen.  Auch  wird 
hier  die  Natur  der  Gemeinwesen  ganz  anders  und  viel  mehr  auf  die 
spezifische  Ausgestaltung  dieser  materiellen  Bedürfnisse  einwirken. 
Im  Grunde  war  es  früher  nur  ein  formelles  Bedürfnis,  welches  nur 
jeweilig  verschiedene  Gestalt  annahm,  hier  sind  es  aber  wesent- 
lich verschiedene  Bedürfnisse.  Diese  im  einzelnen  kennen  zu 
lernen,  ist  eine  Betrachtung  jedes  einzelnen  Gemeinwesens  resp.  jeder 
Kategorie  von  solchen  erforderlich.  Ein  Volk,  welches  im  Staate 
den  obersten  Ausdruck  seiner  Besonderheit  findet,  hat  das  Bedürf- 
nis nach  Aufrechterhaltung  dieser  seiner  Besonderheit  (sogar  nach 
der  Expansion  derselben  durch  Unterwerfung  anderer),  dann  das  Be- 
dürfnis nach  Verkehr  mit  den  anderen  Völkern;  es  empfindet  eine  Reihe 
von  Einheitsbedürfnissen  geistiger  Natur,  nach  Pflege  einer  nationalen 
Sprache,  Kunst,  Wissenschaft  (natürlich  nicht  als  ob  etwa  eine  natio- 
nale Wissenschaft  gemeint  wäre),  sondern  nach  der  gerade  einem 
spezifischen  Volkscharakter  eigentümlichen  Pflege  derselben.  Solche 
materielle  Einheitsbedürfnisse  werden  auch  in  der  „Landschaft"  ge- 
fühlt, insbesondere  wenn  diese  z.  B.  nationale  oder  konfessionelle 
Eigenart  besitzt;  es  mag  auch  den  Gemeinden  ein  reges  Interesse 
für  ihre  Lokalgeschichte,  Pflege  ortstümlicher  Sitten  und  Gebräuche 
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innewohnen  u.  s.  f.  So  sehr  wir  diese  materiellen  Einheitsbedürf- 
nisse bei  Gesamtheiten  auftreten  sehen,  welche  als  wesentliche  Grup- 
pierungsformen von  den  Menschen  empfunden  werden,  ebenso  fehlen 
sie  bei  denjenigen  Gesamtheiten,  welche  jeweilig  durch  den  Willen 
der  Einzelnen  zur  gemeinschaftsweisen  Befriedigung  von  Bedürfnissen 
gesetzt,  umgeändert,  aufgelöst  werden.  Wir  können  an  diesem  Orte 
auf  eine  tiefgreifende  Untersuchung  der  Gesamtheiten  in  dieser  Hin- 
sicht nicht  eingehen,  glauben  aber,  dass  wir  behufs  Systematisierung 
der  Gemeinbedürfiiisse  von  einer  solchen  Unterscheidung  derselben 
immerhin  Gebrauch  machen  können. 

Die  Gemeinbedürfnisse  der  zweiten  Art,  welche,  wie  oben 
gesagt  wurde,  nicht  den  Gemeinschaften  als  solchen,  sondern  den 
einzelnen  als  Gliedern  derselben  zuzuschreiben  sind,  nennen  wir 
Einiguugsbedürfnisse,  welches  Wort  ausdrücken  soll,  dass  die  ge- 
meinweise, hier  zwangsgemeinweise  Einigung,  also  die  Gesamtheit 
das  Mittel  ist,  um  diese  Art  Gemeinbedürfnisse  zu  befriedigen,  Subjekt 
dieser  Bedürfnisse  sind  somit  nicht  mehr  die  Gesamtheiten  als  solche, 
sondern  die  einzelnen  Individuen ;  da  diese  aber,  wie  wir  angenommen 
haben,  in  mehrere  Gemeinschaften  differenziert  sind,  so  empfinden 
dieselben  Individuen  als  Glieder  verschiedener  Gesamtheiten  verschieden- 
artige Einigungsbedürfnisse  durchgehends  von  der  Natur  der  Ge- 
meinbedürfnisse, bei  welchen  die  Befriedigung  gerade  durch  dieses 
oder  jenes  Gemeinwesen,  also  das  Mittel,  gegenüber  der  wesensgleichen 
Natur  der  Bedürfnisse  naturgemäss  an  die  zweite  Stelle  zurücktreten 
muss.  Es  überwiegt  hier  die  Gleichheit  der  Bestandteile  verschiedener 
sozialer  Gruppen  über  das  Spezifische  dieser  Gruppengebilde,  und  die 
Einigungsbedürfnisse  verschiedener  sozialer  Gruppen  bieten,  insofern 
diese  aus  denselben  Individuen  zusammengesetzt  sind,  eine  Annäherungs- 
möglichkeit. Das  Wesentliche  ist  eben  hier  das  Gemeinbedürfnis  der 
Individuen,  nicht  der  Gesamtheit  als  solcher,  die  Durchführung  durch 
gerade  diese  oder  jene  Gesamtheit  ist  nur  die  Form ;  diese  Form  ist 
begreiflicherweise  von  geringerer  Intensität  als  die  Gemeinbedürfnisse 
derselben  Individuen,  welche  eben  wegen  dieses  gemeinsamen  Ausgangs- 
punktes eine  Verschmelzung  nicht  nur  ermöglichen,  sondern  öfters  so- 
gar befördern,  sei  es  dass  die  eine  oder  die  andere  Gesamtheitsform  die 
Uebermacht  behält  oder  aus  beiden  als  Produkt  eine  dritte  entsteht. 

Ob  sich  Einigungsbedürfnisse  bei  jeder  Gesamtheit  vorfinden 
müssen,  kann  a  priori  ebensowenig  gesagt  werden,  wie  das,  ob 
Einigungsbedürfnisse  materieller  Art  als  notwendig  anzunehmen  sind. 
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Es  ist  keineswegs  ausgeschlossen,  dass  es  Gesamtheiten  gibt,  in 
denen  keine  Einheits-  oder  keine  Einigungsbedürfnisse  auftreten,  ab- 
gesehen von  den  ersteren  der  formellen  Natur,  welche  notwendig 
jeder  Gesamtheit  innewohnen.  Dagegen  müssen  entweder  die  einen 
oder  die  anderen  mit  jeder  Gemeinschaft  gedacht  werden.  Zu  den 
Gemeinbedürfnissen  dieser  Art,  also  zu  den  Einigungsbedürfnissen, 
gehören  z.  B.  die  Bedürfnisse  nach  Rechtsschutz,  Sicherheit,  Armen- 
versorgung, individueller  Bildung,  Verkehrsermöglichung  u.  s.  f.  Kein 
Beispiel  könnte  den  Unterschied  zwischen  Einigungs-  und  Einheits- 
bedürfnissen deutlicher  machen  als  die  Bedürfnisse  nach  individueller 
Sicherheit  des  Einzelnen  und  nach  Integrität  der  Gesamtheit.  Es 
ist  im  Wesen  dasselbe  Bedürfnis  nach  Sicherheit,  nach  Schutz  vor 
dem  anderen,  nur  ist  eben  das  Subjekt  in  beiden  Fällen  ein  anderes, 
einmal  ist  es  der  Einzelne,  und  das  andere  Mal  die  Gesamtheit;  in 
dem  ersten  Falle  ist  das  Bedürfnis  Sicherheit,  im  zweiten  Macht,  der 
Ausdruck  des  ersten  ist  die  Polizei,  der  des  zweiten  das  Militär.  — 
Wenn  wir  oben  gesagt  haben,  dass  eine  Beziehung  der  Einheits- 
bedürfnisse zu  den  Individuen  nicht  denkbar  ist,  sondern  nur  zur  Ge- 
samtheit angenommen  werden  kann,  so  ist  dagegen  bei  den  Einigungs- 
bedürfiiissen  eine  solche  Beziehung  zu  den  Einzelnen  naturgemäss 
gegeben.  Die  Gemeinbedürfnisse  der  ersten  Kategorie  sind  einfach, 
unteilbar,  die  der  zweiten  können  auseinandergelegt  werden;  letztere 
sind  räumlich  teilbar,  die  ersteren  der  räumlichen  Kategorie  absolut 
unzugänglich.  Niemals  kann  auf  eine  Teilsumme  von  Individuen 
der  Gemeinschaft  A  ein  Teil  der  Einheitsbedürfnisse  dieser  Gemein- 
schaft entfallen,  dagegen  wohl  auf  dieselbe  Teilsumme  der  Gemein- 
schaft A  der  dieser  entsprechende  Anteil  an  den  Einigungsbedürfnissen. 
Niemals  entfällt  z.  B.  auf  eine  Provinz  eines  Staates  der  zehnte  Teil 
des  Machtbedürfnisses  desselben,  oder  ein  Bruchteil  seiner  nationalen 
Ehre,  wohl  aber  ein  Bruchteil  aller  jener  Bedürfnisse  nach  indivi- 
dueller Sicherheit,  Bildung  u.  s.  f.,  welche  er  befriedigt. 

Nun  könnte  es  leicht  scheinen,  dass,  wenn  eine  Beziehung  der 
Einigungsbedürfnisse  ganzer  Teilgruppen  von  Gliedern  der  Gemein- 
wesen zu  der  Gesamtsumme  dieser  Bedürfnisse  hergestellt  werden  kann, 
auch  eine  Beziehung  des  Einzelnen  mit  seinem  Gemeinbedürfiiisse 
zu  den  gesamten  Einigungsbedürfnissen  möglich  sein  müsste.  Auf 
dieser  Idee  basiert  in  letzter  Linie  das  Interessenprinzip  in  der  Ge- 
bühren- und  Steuerlehre.  Nun  ist  es  vollkommen  richtig,  dass  eine  solche 
Beziehung  der  Gemeinbedürfnisse  des  Einzelnen  zu  denen  der  Gesamtheit 
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gedacht  werden  kann,  aber  dieser  Gedanke  kann  eben  nur  in  ver- 
schwindend geringem  Masse  praktische  Konsequenzen  nach  sich  ziehen. 
Denn  die  Befriedigung  der  Gremeinbedürfnisse  erfolgt  in  gemeinschaft- 
licher Weise  durch  Behörden,  Aemter,  Anstalten,  welche  fast  immer 
für  ganze  Gruppen  bestimmt  sind.  Höchst  selten  tritt  der  Fall  ein,  dass, 
wie  bei  der  Verteilung  von  Sachgütern  an  Stelle  der  Zulassung  zur 
gemeinschaftlichen  Nutzung  der  Anstalten  (Pfründenverteilung  beim 
Armenwesen)  die  auf  einen  Einzelnen  entfallende  Quote  bestimmt  werden 
kann.  Natürlich  sollen  diese  Bemerkungen  sich  nur  auf  die  Möglichkeit 
derberührtenRelation  beziehen,  inwieweit  dieselbe  vom  gemeinwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte  aus  von  Bedeutung  ist,  bleibt  eine  andere  Frage. — 

Gemäss  diesen  Gattungen  und  Arten  der  Bedürfnisse  gliedern  sich 
nun  die  für  dieselben  notwendigen  G-üter,  der  Bedarf  und  die  Durch- 
führung desselben  durch  die  Gesamtheiten,  deren  Aufwand,  Aus- 
gaben. Die  bisher  aufgestellten  Gattungen  und  Arten  der  Bedürfnisse 
sind  auch  für  die  Einteilung  der  Ausgaben  zunächst  massgebend;  dazu 
kommen  dann  noch  weitere  Unterscheidungen  der  Ausgaben,  welche 
sich  aus  dem  Vorgange  bei  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  ergeben. 

Es  sind  also  zunächst  die  Einheitsausgaben  zu  unterscheiden. 
Man  findet  zwar  die  hier  hereingehörigen  Auslagen  in  der  finanziellen 
Litteratur  mehrmals  zusammengefasst,  bald  vollständig,  bald  weniger 
vollständig,  bald  rein,  bald  mit  anderen  disparaten  Ausgaben  ge- 
mischt, es  ist  aber  immer  nur  die  Auffassung  zu  bemerken,  als  könnten 
sie  nur  beim  Staate  auftreten;  ferner  wird  in  ziemlich  unsicherer 
Weise  die  unleugbare  und  empfundene  innere  Zusammengehörigkeit 
dieser  einzelnen  Auslagen  innerlich  zu  erklären  gesucht,  falls  dies 
überhaupt  der  Fall  ist  ^).  Meist  wird  dies  so  ausgedrückt,  dass  dieser 
Aufwand  sich  auf  den  „Staat  im  ganzen"  bezieht,  „das  Wohl  der 
ganzen  Gesellschaft  zur  Absicht  hat",  „durch  die  allgemeinen  Zwecke 
des  ganzen  Staates  als  solchen"  bedingt  wird.  Ausführlicher  um- 
grenzt Malchus  denjenigen  Staatsaufwand,  „der  sich  aus  der  Natur 
und  aus  dem  Wesen  des  Staates  an  sich  und  aus  seiner  Verfassungs- 
form entwickelt,  und  auf  die  Bedingungen  seiner  Wirksamkeit  und 
seines  wirklichen  Willens  sich  bezieht.  —  Veranlassung  zur  Auf- 
stellung dieser  Kategorie  ist  bald  die  Beziehung  des  durchgeführten 

^)  Vgl.  besonders  Malchus,  U,  S.  53;  Bergius,  S.  33;  Rau,  I,  S.  58 
und  Anm.  a.;  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  88.  —  Czoernig,  Das  österr.  Budget 
für  1862,  3.  Aufl.,  II,  S.  124,  stellt  sie  einfach  als  Zentralverwaltung  der  Zivil- 
verwaltung der  Kronländer  gegenüber. 
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Aufwandes,  bald  die  Beziehung  des  Aufwandes  überhaupt  zum  Terri- 
torium, die  Relation  zwischen  demselben  und  den  Einnahmen,  spezielle 
staatKche  Verfassungs-  und  Budgetierungsverhältnisse  als  Beschliessung 
durch  die  höchste  Gewalt,  Bestreitung  durch  die  „Hauptkasse"  u.  s.  f.  ^), 
lieber  den  Umfang  der  hier  hereingehörigen  speziellen  Bedürfnisse,  resp. 
Auslagen  besteht  keine  Einheit.  Bei  Bergius  die  Hofauslagen  und  der 
Militäraufwand;  bei  Rau  die  ersteren  nicht  (da  diese  den  Regierungs- 
auslagen gegenübergestellt  werden),  und  von  letzteren  neben  den  Militär- 
auslagen die  obersten  Landesstellen,  auswärtigen  Verhältnisse,  die  nicht 
notwendig  hierhergehörigen  obersten  Lehranstalten;  bei  Wagner  die 
beiden  letzteren  nicht  und  neben  den  übrigen  noch  Hofstaat,  öffent- 
liche Schuld,  bei  Czoernig  endlich  die  bei  Wagner  genannten  Aus- 
lagen und  einige  nicht  hierhergehörige  andere  (Subventionen,  Münz- 
und  Wechsel- Verluste).  Ebensowenig  Uebereinstimmung  besteht  be- 
züglich der  Bezeichnung  dieser  Auslagengruppe ;  sie  werden  allgemeine 
Auslagen,  Hauptfinanzbedarf,  Zentralverwaltungsauslagen  oder  über- 
haupt gar  nicht  einheitlich  benannt.  Die  Disparität  der  Ansichten  über 
diese  wichtige  Gruppe  von  Auslagen  ist  also  die  denkbar  grösste,  her- 
beigeführt durch  die  nicht  genügend  scharfe  Formulierung  des  Grund- 
prinzipes  derselben;  aus  demjenigen,  welches  wir  oben  gewählt  haben, 
dürfte  eine  Entscheidung  über  jede  Auslage  im  einzelnen  bezüglich  der 
Einbeziehung  in  diese  Reihe  kaum  in  einem  Falle  zweifelhaft  sein. 
Ebensowenig  finden  wir  weiter  eine  Unterscheidung  dieses  Ein- 
heitsbedarfes in  seine  beiden  Hauptbestandteile:  den  formellen  und 
den  materiellen  Bedarf.  Allerdings  wird  in  der  Litteratur  auch  hier 
wieder  von  dem,  was  wir  formellen  und  materiellen  Bedarf  genannt 
haben,    gesprochen,    nur  ohne  jede  Uebereinstimmung  und  mit  der 


^)  Gerade  die  separate  Budgetierung  von  Teilen  des  Staatshaushaltes  nach 
örtlicher  Selbständigkeit  liess  wohl  diese  Einheitsumlagen  nicht  selten  beinahe 
in  voller  Eeinheit  als  diejenigen  hervortreten,  deren  Bestreitung  dann  der  „Staats- 
Zentralkasse",  ,  Hauptkasse "  u.  s.  f.  zufiel.  Veranlasst  hierdurch  vrarde  daim  in 
der  Litteratur  diese  Budgeteinrichtung,  also  das  formale  Moment  der  Bestreitung 
durch  die  Haupt-  und  die  lokalen  Kassen  auch  als  Einteilungsgrund  der  Aus- 
lagen angesehen,  wobei  man  übersah,  dass  durchaus  nicht  alles,  was  durch  die 
zentrale  Kasse  bestritten  wurde,  auch  thatsächlich  Einheitsnatur  in  unserem 
Sinne  haben  musste  und  umgekehrt.  Nichtsdestoweniger  wurde  gerade  hierin 
der  Anhalt  gesucht,  um  diese  dem  , Staate  als  Ganzem",  „an  sich"  etc.  ent- 
sprechende Auslagen  zusammenzufassen.  Hie  und  da  ist  sogar  schon  der  Umstand, 
dass  irgend  ein  Aufwand  durch  eine  Anstalt  allein  befriedigt  wird,  genügend 
gewesen,  um  einen  solchen  hierher  zu  zählen. 
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verschiedenartigsten  Terminologie.  Die  formellen  Einheitsauslagen, 
wieder  mit  ausscliliesslicher  Beziehung  auf  den  Staat,  als  Hofstaats- 
auslagen (oder  die  entsprechenden  in  Republiken),  Volksvertretungs- 
auslagen und  Auslagen  für  die  einheitlichen  Verwaltungsorgane,  werden 
entweder  zusammengefasst  ^)  oder  in  „  Verfassungsaufwand ",  und 
solchen  für  die  „obersten"  Regierungsbehörden  gesondert^),  auch 
wird  nur  ersterer  eigens  erwähnt^),  oder  vorwiegend  von  den  letz- 
teren gesprochen  ^) ,  alles  das  wieder  mit  mannigfachen  Nuancen, 
wie  es  eben  die  Abstraktion  aus  den  konkreten  Verhältnissen  ergab, 
denen  der  bezügliche  Finanzlehrer  seinen  Stoff  entnahm.  Nicht  selten 
ist  auch  eine  einfache  Aufzählung  der  hier  hereinfallenden  Aufwands- 
gattungen, ohne  dass  deren  innerer  Zusammenhang  besonders  ersicht- 
lich gemacht  würde;  das  ist  besonders  bei  den  Finanzstatistikern 
der  Fall^).  Die  Terminologie  ist,  wie  bemerkt,  ganz  schwankend, 
wenn  überhaupt  nach  einer  gemeinsamen  Bezeichnung  hierfür  gesucht 
wii'd.  Diese  wird  meistens  in  den  Ausdrücken :  Zentralleitung, 
oberste  Zentralleitung,  eigentliche  Zentralstaatsbehörden,  höchste  all- 
gemeine Zentralstaatsbehörden,  oberste  Regierungsbehörden,  oberste 
Regierungs-  und  Zentralbehörden  u.  s.  f.  gefunden,  wobei  jedoch  die- 
selbe Bezeichnung  bei  den  einen  für  den  gesamten  formellen  Ein- 
heitsaufwand, bei  den  anderen  nur  für  gewisse  Aufwendungen  inner- 
halb desselben  —  vorwiegend  für  die  obersten  Behörden  gegenüber 
den  Hof-  und  Vertretungsauslagen  —  benützt  wird.  Der  Mangel 
an  Uebereinstimmung  und  Präzision  bezüglich  der  Terminologie  wird 
dadurch  nur  noch  gesteigert,  dass  dieselben  Bezeichnungen  nicht 
nur  für  den  formellen  Einheitsaufwand  in  verschiedenem  Umfange, 
sondern,  wie  oben  bemerkt,  auch  für  den  Einheitsaufwand  überhaupt 
gebraucht  werden.  Damit  ist  aber  die  Vieldeutigkeit  des  infolge 
dieses    Umstandes    ganz   unbezeichnenden    „Zentralaufwandes"    noch 

1)  So  bei  A.  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  64. 

2)  Rau,  F.-W.,  I,  43;  Umpfenbach,  F.-W.,  I,  48  ff.,  mit  Gegenüber- 
stellung von  Staatsgewalt  (Zivill.,  Vertretung),  Behörden  (Kabinett). 

^)  Geffcken  bei   Schönberg,   Bd.  III,   S.  53;   Bergius,  Grunds.  S.  33. 

*)  Behr  a.  a.  0.  S.  35,  nämlich  von  permanenter  Gesetzeskommission  und 
Zentralstaatsrat,  Stockar  v.  N.  a.  a.  0.  S.  32,  Kabinett,  Reichsrat,  Staatskontrolle. 

*)  Vgl.  im  Rechenschaftsbericht  über  die  dritte  Versammlung  des 
intemat.  Kongr.  für  Statistik  auf  S.  369  die  ersten  fünf  Punkte  des  Programms. 
Czoernig,  Budget,  II,  S.  127  undpassim;  Pfeiffer,  Staatsausgaben,  2.  Aufl., 
S.  28  mit  Zusammenfassung  der  „obersten  Regierungs-  und  Zentralbehörden", 
S.  135  jedoch  vermengt  mit  mehreren  materiellen  Einheitsaufwendungen. 
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nicht  erschöpft,  wir  werden  vielmehr  im  Verlaufe  der  Ausführungen 
noch  auf  mehrere  andere  Anwendungen  hinweisen  können.  Des- 
halb dürfte  sich  eine  Bezeichnung  als  Zentral- „Verwaltung"  oder 
„Leitung"  für  diese  Grruppe  von  formellen  Einheitsauslagen  auch 
wenig  empfehlen.  —  Infolge  der  minder  scharfen  Auffassung  dieser 
Kategorie  des  öffentlichen  Aufwandes  ist  es  auch  leicht  erklärlich, 
dass  die  letztere  mit  Aufwendungen  anderer  Kategorie  vermengt  wird, 
und  zwar  mit  solchen  Ausgaben  welcher  Art  immer,  welche  nur  die 
zufällige  Eigenschaft  besitzen,  dass  sie  mittels  einer  einzigen  Anstalt 
durchgeführt  werden  und  welche  deshalb  dem  meist  auch  durch  ein- 
heitliche Organe  repräsentierten  formellen  Einheitsaufwande  in  dieser 
Beziehung  ähnlich  sind  ^).  Zu  dieser  Auffassung  führte  meist  die 
Anwendung  der  Staatsrechnungen,  deren  Disparität  überhaupt  die 
grosse  Verschiedenheit  der  theoretischen  GHederung  des  Staats-  und 
übrigen  öffentlichen  Aufwandes  zuzuschreiben  ist  ^).  Die  Finanz- 
wissenschaft darf  aber  doch  nicht  die  positive  Ausgestaltung  der 
Budgets  als  Richtschnur  für  die  Gliederung  des  öffentlichen  Bedarfs 
annehmen,  wenn  sie  nicht  auf  ihre  Aufgabe,  für  diese  Gliederung  die 
innere  Berechtigung  klarzulegen,  verzichten  soll;  die  Verwirrung  in 
der  offiziellen  und  privaten  Finanzstatistik  muss  dann  ebenso  lange 
dauern,  als  beide  sich  nicht  nach  den  Grundsätzen  der  Finanzwissen- 
schaft, sondern  letztere  nach  dem  Vorgange  der  Budgetierung  richtet. 

Die  Stellung  der  Litteratur  zu  unserem  Begriffe  des  Einheits- 
bedarfes ist  kurz  gesagt  diejenige,  dass  weder  eine  zusammenfassende 
Bezeichnung  für  denselben  angewendet,  noch  die  Scheidung  in  formellen 
und  materiellen  Aufwand  vorgenommen,  und  nur  die  Zusammenge- 
hörigkeit der  zum  ersteren  gehörigen  Auslagen  wenigstens  auszudrücken 
versucht  wird.  Dazu  kommt,  dass  sich  gar  keine  Zusammenfassung 
der  von  uns  zu  dem  materiellen  Einheitsaufwande  gezählten  Aus- 
lagen findet.  Die  Aufzählungen  der  zu  diesem  Begriffe  gehörigen 
Verwendungen  sind  in  der  Litteratur  weder  vollständig,  noch  auch 
'gehören  alle  jeweilig  an  dieser  Stelle  genannten  Aufwandsarten  hierher. 

In  ähnlicher  Weise  fehlt  auch  für  die  von  uns  als  Einigungs- 
auslagen bezeichneten  Verwendungen  der  einheitliche  Begriff,  wenn 
auch    andererseits   die  einzelnen  Aufwände  selbst   sich  naturgemäss 


')  Vgl.  z.  B.  Pfeiffer  a.  a.  0.  S.  135:  Allgemeine  Statistik  und  Landes- 
archive, die  Kosten  der  Landesvermessung  und  der  geognostischen  und  topo- 
graphischen Untersuchung  des  Landes. 

2)  S.  auch  bei  R au,  F.-W.,  I,  S.  77,  Anm.  a.;  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  410. 
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«infach  aus  dem  Schema  der  Verwaltung  ergeben.  Doch  steht  der 
Formulierung  dieser  Einigungsauslagen  (im  Gegensatze  zu  den  Ein- 
heitsauslagen) ziemlich  nahe  Malchus  an  der  bereits  oben  zitierten 
Stelle  ^).  Allerdings  ist  die  allgemeine  Formulierung  an  dieser  Stelle, 
welche  folgenden  Wortlaut  hat:  (Der  Aufwand  zerfällt  sodann)  „in 
•diejenigen  für  die  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Anstalten  und 
Einrichtungen,  die  sowohl  für  die  Erreichung  der  wesentlichen  und 
allgemeinen  Zwecke  des  Staats  Vereins  und  für  jene  der  Regierung, 
als  für  die  Erstrebung  der  individuellen  Zwecke  der  Staatsgenossen 
erforderlich  sind",  zu  weit,  indem  in  dieser  Weise  gewiss  auch  Ein- 
heitsauslagen materieller  Natur  zu  subsumieren  wären;  und  die  An- 
gabe des  Umfangs  dieser  Begriffs  auf  Stellung:  Aufwand  für  innere 
und  äussere  Sicherheit  —  für  Rechtsschutz  —  für  Beförderung  der 
sittlichen,  religiösen  und  geistigen  Kultur  und  die  Entwickelung  der 
materiellen  Kräfte  —  zeigt  auch  thatsächlich ,  dass  Malchus  zwar 
vorwiegend  Einigungsaufwand  im  Auge  hatte,  daneben  aber  auch  die 
materiellen  Einheitsauslagen  einbezog.  Punkt  1)  der  zitierten  Stelle, 
der  oben  S.  173  in  extenso  mitgeteilt  ist,  scheint  sich  daher  doch 
nur  auf  die  formellen  Einheitsauslagen  zu  beziehen.  Der  von 
Wagner  aufgestellte  „Lokalfinanzbedarf"  ^)  fällt  bezüglich  der  in 
demselben  enthaltenen  Aufwendungen  ziemlich,  allerdings  nicht  voll- 
ständig mit  unseren  Einigungsauslagen  zusammen  und  unterscheidet 
sich  von  denselben  insofern,  als  er  nur  diejenigen  Auslagen  umfasst, 
welche  für  die  Bedürfnisse  einzelner  Grebietsteile  des  Staates  bestimmt 
«ind,  dagegen  nicht  diejenigen,  deren  Durchführung  für  alle  Gebiets- 
teile, also  den  ganzen  Staat  einheithch  erfolgt.  Letztere  (z.  B.  oberste 
Justizbehörden,  Gerichtshöfe,  höchste  allgemeine  Bildungsanstalten  etc.) 
zählt  Wagner  zu  dem  Hauptstaatsbedarf.  —  Das  ist  offenbar  eine 
Frage  der  Durchführung  des  Bedarfes  gegenüber  seiner  inneren 
Natur.  Wir  wenden  uns  nun  dieser  Durchführung  des  öffentlichen 
Aufwandes  zu. 

Die   Durchführung   der  Befriedigung   der  Gemeinbedürfnisse 
durch  Güter  ist  ein  Vorgang  der  grössten  Bedeutung  für  das  gesamte 


1)  F.-W.,  II,  S.  54. 

')  F.-W.,  I,  S.  88,  90.  Derselbe  erscheint  dort  dem  „ Hauptfinanzbedarf ' 
;gegenüber  ziemlich  wenig  berücksichtigt  und  führt  auch  S.  410  ff.  und  S.  452  ff. 
nur  zu  einer  kurzen  „üebersicht  der  Gebiete",  während  der  Hauptfinanzbedarf 
im  II.  Kapitel  unter  1.  u.  3.  ungleich  ausführlicher  zur  Darstellung  gelangt.  — 
Vgl.  auch  Umpfenbach,  F.-W.,  1.  Aufl.,  §  20,  und  2.  Aufl.  §  33. 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  7^  12 
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Güterleben  in  einem  Gemeinwesen.  Die  Art  und  Weise  der  Befrie- 
digung der  Gemeinbedürfnisse  ist  nicht  nur  für  die  Befriedigung  dieser 
letzteren  selbst  von  Wichtigkeit,  sondern  durch  den  grossen  wirt- 
schaftlichen Apparat,  vermittelst  dessen  sich  stets  die  Befriedigung 
der  Gemeinbedürfnisse  vollzieht,  wird  auch  ein  bedeutender  Einfluss 
auf  das  individuelle  Güterleben  in  einer  Gemeinschaft  ausgeübt. 
Wir  müssen  also  die  Durchführung  des  Aufwandes  für  Gemeinbe- 
dürfnisse von  zwei  Seiten,  von  der  gemeinwirtschaftlichen  und 
von  der  volkswirtschaftlichen  Seite  aus  betrachten. 

Was  zunächst  den  letzteren  Gesichtspunkt  anbelangt,  so  ist  es 
klar,    dass   die  Durchführung   des  Aufwandes,   welche  ja  zumeist  in 
Anstalten,    Behörden  erfolgt,    immer  in  Beziehung  zu  den  speziellen 
Individualwirtschaften   steht,    aus  welchen  sich  die  Gemeinwirtschaft 
zusammensetzt;    die   wirtschaftlichen  Prozesse,   welche  die  Produzie- 
rung u.  s.  f.    des   gesamten   öffentlichen   Aufwandes    einer   Gemein- 
wirtschaft oder  auch  nur  eines  bestimmten  Gemeingutes  bezwecken, 
sind   immer   in    Verbindung    mit    den    Prozessen    der    individualen 
Güterproduzierung  etc.  aufzufassen,    diese  ebenso   beeinflussend,  wie 
von    ihnen   beeinflusst.      Es   wird    also    durch    die    Finanzwirtschafb 
z.  B.    eines  Staates   die  Volkswirtschaft  in  ihrem  Gange  im  ganzen] 
ebenso  alteriert,  wie  deren  spezielle  Ausgestaltung   an  irgend  einem  j 
Punkte,  wo  gerade  ein  staatlicher  Aufwand  erfolgt.    In  erster  Rich-i 
tung    wird  in  der  Litteratur,    eben  wieder  mit  ausschliesslicher  Be-\ 
Ziehung  auf  den  Staat,  die  „Verwendung  des  Staatsaufwandes  inner- i 
halb    des  Landes"    im  Gegensatze   zum  Auslande   als  ein  beachtens-! 
wertes  Moment  der  öffentlichen  Wirtschaft  aufgefasst,  obgleich  nicht  j 
abzusehen  ist,  warum  nicht  dieselbe  Erwägung  auch  für  die  übrigen.] 
Subjekte   der  Finanzwirtschaft   angestellt  werden  sollte.     In  zweitei 
Richtung  wird  die  Forderung  aufgestellt,  dass  die  Durchführung  de»*j 
Aufwandes    in    möglichster   Verteilung    über   das   Staatsgebiet,    wirj 
möchten   lieber   sagen,    über   die  Gebiete  der  kleineren  Gemeinwirt- j 
Schäften ,    insofern    diese    territorialer   Natur   sind ,    erfolgen   solle  ^). 
Hierin   ist    eigentlich    ein    Doppeltes    enthalten.     Zunächst    soll    die-j 
Durchführung  jedes  einzelnen  Aufwandes  nicht  eine  einheitliche  für  | 
die   ganze  Gesamtheit    sein,    sondern  womöglich   an   mehreren   ver-' 
schiedenen  Orten  erfolgen;  und  zweitens  sollen  nicht  qualitativ  ver-j 


1)  Rau,  F.-W.,  I,  §  38.    Wagner,  F.-W.,  I,  §  42,  1.    Geffcken  bei] 
Schönberg,  Bd.  TU,  S.  35. 

746 


Ueber  die  Subjekte  der  Finanzwirtschaft.  179 

schiedene  Aufwendungen  an  ein  und  derselben  Stelle  zusammentreffen 
und  sich  so  häufen.  Für  das  erste  Moment,  die  einheitliche  Durch- 
führung im  Gegensatz  zu  einer  mehrfachen,  fehlt  ein  spezifischer 
Ausdruck,  und  man  behilft  sich  wieder  mit  der  Bezeichnung  „zen- 
tralisiert". Ein  Aufwand  wird  zentralisiert,  wenn  man  alle  die  ver- 
schiedenen Durchführungen  desselben  zu  einer  einzigen  vereinigt. 
Ebenso  drückt  man  den  zweiten  Umstand,  dass  eine  grosse  Menge  ver- 
schiedenartiger Aufwendungen  in  derselben  Oertlichkeit  zusammentrifft, 
wieder  mit  „Zentralisierung"  aus.  Da  dürfte  es  sich  doch  empfehlen, 
dieser  Häufung  desselben  Ausdruckes  mit  stets  verschiedenem  Sinne  ^) 
auszuweichen.  Während  für  die  erste  Erscheinung,  die  einheitliche 
oder  mehrfache  Durchführung,  eine  besondere  Terminologie  wohl 
nicht  notwendig  erscheint,  könnten  wir  die  zweite,  die  Ansammlung 
verschiedenartiger  Bedarfsmengen  an  demselben  Orte  passend  und 
nach  Analogie  der  Bevölkerungsverteilung  Agglomeration  nennen. 
Eine  solche  Agglomerierung,  resp.  Dispergierung,  oder  Anhäufung  und 
Verteilung  kann  ebenso  bei  dem  Aufwände  für  Einheits-  wie  für 
Einigungsbedürfnisse,  also  bei  jedem  Aufwände  für  Gemeinzwecke 
erfolgen.  Ferner  kann  eine  solche  Agglomeration  an  mehreren 
Punkten  in  einem  Gemeinwesen  auftreten,  wo  gerade  eine  grössere 
Summe  von  Gemeinbedürfnissen  durch  Anstalten  und  Behörden  etc. 
befriedigt  wird;  wir  müssen  durchaus  nicht  nur  von  der  einen 
grössten  Agglomerierung  am  Orte  der  Hauptstadt  sprechen.  Diese 
ist  zwar  die  hauptsächlichste,  von  der  Finanzwirtschaft  am  meisten  zu 
berücksichtigende,  und  in  der  Litteratur  fast  ausschliesslich  berück- 
sichtigte, aber  durchaus  nicht  die  einzige  Anhäufung.  Die  Auffassung, 
dass  der  Staat  meist  als  ausschliessliches  Subjekt  der  Finanzwirt- 
schaft gilt,  führt  dann  dazu,  dass  man  nur  von  einer  Agglomeration 
bei   der  Durchführung   des   staatlichen  Aufwandes  spricht,    während 

^)  Auf  eine  weitere  Anwendung  dieses  Ausdruckes,  die  einzig  zutreffende, 
möchten  wir  gleich  hier  aufmerksam  machen,  nämlich  auf  die  Benutzung  zur 
Bezeichnung  der  Zentralleitungs- Aufwend  ungen,  also  für  die  Leitung 
der  einzelnen  Ressorts;  diese  Bezeichnung  ist  allgemein  üblich,  vgl.  u.  a. 
Stockar  V.  N.  a.  a.  0.  S.  32,  Malchus,  F.-W.,  11,  S,  16  (bez.  der  Betriebs- 
auslagen als  allgemeine  und  sachliche  Centralleitungen),  Czoernig,  Budget, 
Pfeiffer,  Ausgaben  S.  204,  207  etc.,  Programm  des  dritten  Stat.  Kongresses, 
S.  369  ff.  Allerdings  ist  auch  hier  die  Terminologie  nicht  immer  einheitlich, 
besonders  im  Kongressprogramm  , Staatsleitung "  und  , Zentralleitung " 
abwechselnd.  Bezüglich  dieser  , Leitung"  ist  auf  die  Mittelbehörden  besonders 
Rücksicht  zu  nehmen,  so  bei  Pfeiffer,  Stockar,  im  Kongressprogramm  etc. 
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dasselbe  in  analogem  Sinne  doch  bezüglich  aller  Gemeinwesen  gilt. 
Ebenso  einseitig  ist  es,  die  Agglomeration  stets  nur  mit  Rücksicht 
auf  ein  Gemeinwesen  aufzufassen;  ihre  wahre  Bedeutung  für  die 
Volkswirtschaft  entsteht  vielmehr  erst,  wenn  sich  Agglomerationen 
von  Aufwendungen  mehrerer  Gemeinwesen  in  demselben  Punkte 
treffen  und  so  deren  Wirkung  potenziert  wird.  Dies  wird  wohl  in  der 
Regel  am  Orte  der  Hauptstadt  der  Fall  sein,  aber  auch  überall  dort, 
wo  mehrere  Haushaltungen  gleichsam  konzentrisch  einen  und  den- 
selben Agglomerationsort  umschliessen  ^). 

Wichtiger  dürfte  es  sein,  die  Durchführung  des  Aufwandes  von 
der  gemeinwirtschaftlichen  Seite  aus  zu  betrachten,  also  mit  Be- 
ziehung auf  die  Gemeinbedürfnisse,  welche  durch  ihn  befriedigt  werden 
sollen.  Hier  müssen  wir  eine  scharfe  Trennung  von  Einheits-  und 
Einigungsbedarf  vornehmen  und  bei  jeder  Gruppe  die  Betrachtung 
ganz  anders  anstellen.  Die  E in igungsbedürfnisse  werden  von  den 
Einzelnen  empfunden,  und  indem  die  gemeinwirtschaftliche  Befriedi- 
gung erfolgt,  wird  eine  Zugehörigkeit  mehrerer  (aller)  dieser  Ein- 
zelnen zu  einer  öffentlichen  Anstalt,  Behörde  u.  s.  f.  hervorgerufen; 
es  bildet  sich  hier  gleichsam  ein  Kreis  von  Gemeinbedürfnissen,  und 
von  Einzelnen,  welche  bezüglich  der  ersteren  ihren  Mittelpunkt  dort 
finden,  wo  die  Anstalt,  Behörde  u.  s.  f.  sich  befindet.  Diesen  Kreis 
können  nun  sowohl  alle  Einzelnen  eines  Gemeinwesens  bilden,  diese 
können  aber  auch  verschiedene  Kreise  mit  besonderen  Mittelpunkten 
bilden.  Wir  können  also  für  eine  oder  alle  Gruppen  dieser  Ein- 
zelnen den  öffentlichen  Bedarf  quantitativ  anschlagen,  resp.  den  öffent- 

^)  Wagner  spricht  a.  a.  0.  von  einer  Zentralisierung  und  Dezentrali- 
sierung nur  des  Hauptfinanzbedarfes  und  nicht  auch  des  Lokalbedarfs  (des 
Staates),  bleibt  sich  jedoch  nicht  konsequent,  indem  er  (S,  89)  zu  dem  dezen- 
tralisierten (verteilten)  Hauptfinanzbedarf  Aufwendungen  z.  B.  für  mittlere  und 
untere  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  zählt,  die  er  (auf  derselben  Seite  oben) 
zu  dem  Lokalfinanzbedarf  gerechnet  hat.  Man  kann  sich  die  Durchführung  de.s 
Lokalfinanzbedarfs  ebenso  agglomeriert  oder  dispergiert  denken,  wie  die  Durch- 
führung des  Hauptfinanzbedarfes.  —  Vgl.  auch  Geffcken  bei  Schönberg, 
Bd.  HI,  S.  35,  über  „Zentralisierung"  der  Ausgaben  in  gewissen  Gebieten.  — 
Natürlich  darf  bei  diesen  Agglomerierungen  nur  von  derartigen  örtlichen  Ver- 
wendungen gesprochen  werden,  welche  auch  einen  Einfluss  auszuüben  im  stände 
sind,  weil  sie  in  Anstalten,  Behörden,  Gebäuden  etc.  bestehen.  Dagegen  ist  es 
für  eine  Oertlichkeit  vollkommen  gleichgültig,  ob  dort  eine  besonders  hohe 
Quote  von  Schuldzinsen  oder  Amortisationsbeträgen  ausgezahlt  wird,  wogegen 
Geffcken  und  Wagner  gerade  diesen  Aufwand  auch  unter  demselben  Gesicht*' 
punkte  anführen. 
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liehen  Bedarf  des  Gemeinwesens  lokalisieren.  Hier  hat  also  etwa 
die  Ziffer  des  Budgets,  welche  den  Aufwand  für  eine  Gerichts-,  Ver- 
waltungs-,  Armen-  oder  andere  Anstalt  eines  gewissen  Sprengeis 
angibt,  eine  besondere  Bedeutung,  sie  kommt  gleich  dem  öffentlichen 
Bedarfe,  der  Summe  der  befriedigten  Gemeinbedürfnisse  aller  der  Per- 
sonen dieses  selben  Sprengeis.  Allerdings  gelangen  wir  dadurch  nicht 
zu  der  Kenntnis  der  Gemeinbedürfnisse  selbst. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  bezüglich  des  Einheitsaufwandes. 
Dieser   entspricht   nicht   den  Bedürfnissen   der  Einzelnen  als  Glieder 
der   Gemeinschaft,    sondern    den    Bedürfnissen    der   letzteren   selbst, 
i;d.  h.    der   Einzelnen,    insofern   sie   sich    mit   dem   Gemeinwesen    als 
solchem  identifizieren;  hier  kann  weder  eine  Zugehörigkeit  aller  der 
Einzelnen  oder  von  Gruppen  derselben  zu  einer  Durchführung  eines 
Jffentlichen  Aufwandes  statuiert  werden.    Diese  Aufwendungen  voll- 
Iziehen    sich   entsprechend    den   Bedürfnissen   der   Gesamtheit    selbst, 
leinheitlich,  unteilbar  in  der  Idee,  und  gemäss  diesen  Zwecken  erfolgt 
ijdie  örtliche  Anordnung;  sie  stehen  zu  dem  einzelnen  Landesteile,  in 
[welchem  sie   zufällig  vorgenommen  werden,    in   keiner  näheren  Be- 
gehung ^),  wobei  wir  die  Worte  „zufällig"  und  „näheren"  auch  aus- 
lassen könnten.     Diese  Einheitsausgaben   sind   nun  entweder  gleich- 
iltig  einer  speziellen  Oertlichkeit  gegenüber,  wie  z.  B.  die  Situation 
[eines  nationalen  Denkmales,    oder  sie  sind  mit  derselben  notwendig 
verbunden,  wie  z.  B.  die  Auslagen  für   die  Besatzung   einer  strate- 
gisch wichtigen  Grenze.     Insofern  das   der  Fall  ist,   hat  die  Forde- 
rung,   den  öffentlichen   Bedarf  über   ein  Gebiet  zu   verteilen,    seine 
unüberschreitbare  Schranke.    Hat  sich  also,  wie  oben  dargelegt,  der 
Einigungsbedarf  als  lokalisierbar   herausgestellt,    so   ist   der  Ein- 
heitsbedarf   einer    Lokalisierung    unzugänglich,    er    ist    einheitlich, 
räumlich  unteilbar. 

Ueberhaupt  wäre  es  nicht  ohne  Interesse  in  den  verschiedenen 
Gemeinschaften,  welche  Subjekte  der  Finanzwirtschaft  sind,  sowohl 
das  Verhältnis  der  Einigungs-  zu  den  Einheitsauslagen,  als  auch  des 
lokalisierten  zu  dem  einheitlichen  Aufwände  zu  verfolgen.  Bezüglich  des 
ersten  Verhältnisses  lässt  sich  allgemein  nur  sagen,  dass  das  Wachsen 
der  Intensität  des  öffentlichen  Lebens  mit  der  Grösse  der  Gemeinwesen 


1)  Rau,  F.-W.,  I,  S,  57,  Umpfenbach,  F.-W.,  1.  Aufl.,  bezüglich  der 
,  Verwendungen,  die  im  Interesse  des  ganzen  Staates  vorgenommen  werden,  in 
den  verschiedenen  Landesteilen, "  2.  Aufl.,  S.  69. 
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von  besonderem  Einflüsse  auf  die  Einheitsbedürfnisse  ist  und  dass  sie 
im  Staate  resp.  seinen  Verbindungen  am  stärksten  auftreten,  in  letzteren 
beinahe  ausschliesslich  in  Betracht  kommen.    So  enthält  beispielsweise 
das   „gemeinsame  Budget  Oesterreichs  und  Ungarns"  resp.  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  fast  nur  Einheitsaufwand,  allerdings, 
nicht  den  gesamten  beider  Staaten.     Bezüglich  des  zweiten  Verhält- 
nisses  können   wir   mit   besonderer  Beziehung    auf  den  Einigungs-j 
aufwand  bemerken,    dass    die   Lokalisierung    desselben   in   gleichem] 
Verhältnisse  zu  der  Grösse  des  Subjektes,   und  dass  die  einheitliche] 
Durchführung  zur  lokalisierten  im   umgekehrten  Verhältnisse   steht,] 
Je    kleiner   das  Gemeinwesen  ist,    desto   mehr   tritt   die  einheitliche] 
Durchführung  gegenüber   der   lokalisierten  hervor;    beispielsweise  inj 
der  Gemeinde  ist  letztere  oft  thatsächlich  gar  nicht  vorhanden,  son- 
dern wird   der   gesamte  Aufwand   einheitlich   durchgeführt.     Nähere! 
Aufschlüsse  kann  nur  die  Finanzstatistik  gewähren.  — 

So  wie  bezüglich  der  Bedürfnisse,   des  Bedarfes  und  der  Aus- 
gaben eine  Beziehung  der  Einzelnen  zu   der  Gemeinwirtschaft   her-| 
gestellt  werden  konnte,  ist  es  auch  möglich,   die  Aufwendungen  der] 
Einzelnen,   also  die  Einnahmen   der  Gemeinschaften  unter   diesem] 
Gesichtspunkte  zu  betrachten.      Die  Einnahmen  eines  Gemeinwesens] 
entspringen  zwei  Quellen^),  entweder   der  Gemeinschaft   als   solcher 
oder  den  Wirtschaften  der  einzelnen  Glieder  der  Gemeinschaft.    Die] 
erste  Gattung  sind  die  individualwirtschaftlichen  Einnahmen  der  Ge- 
meinschaft,   die  zweite   die  gemein  wirtschaftlichen  (z.  B.  staatswirt- 
schaftlichen u.  s.  f.)   Einnahmen   im   engeren   Sinne.     Die  letzteren! 
können  auf  doppelte  Weise  verwendet  werden ;  entweder  werden  sie| 
in   ihrer  Gänze   sofort   zur  Beschaffung   der  Gemeingüter  verwendet,j 
„zinsmässige  Verwendung",   oder  sie  werden  zur  Ansammlung  eines 
Vermögens   der   Gemeinschaft   resp.    zur   Stärkung   des    bestehendenj 
benutzt,   „kapitalsmässige  Verwendung".    In  demselben  Momente,  wol 
die  Aufwendungen    der  Einzelnen   kapitalsmässig  verwendet  worden' 
sind,  nehmen  sie  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Ursprung  den  Charakter 
des  bestehenden  Stammgutes  der  Gemeinschaft  an,  und  alle  ferneren 
Zinsen   dieses   Kapitales  haben  gleiche  Natur;    alles    aus    demselben 
hervorgehende  Einkommen  ist  stammgutmässiges  Einkommen  der 


')  Umpfenbach,  F.-W.,  1.  Aufl.,  I,  S.  53,  und  2.  Aufl.  S.  78,  mechanische 
und  organische  Einnahmen  und  Wagner,  F.-W.,  I,  §  198;  hier  auch  die  Lit- 
teratur  über  die  Zweiteilung  der  Einnahmen. 
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Gemeinschaft.  Dieses  ist  nur  allein  auf  die  eine,  unteilbare,  ein- 
heitliche Gemeinschaft  zu  reflektieren.  In  seiner  Entstehung  ver- 
folgt, kann  es  allerdings  zweifacher  Natur  sein;  entweder  ist  es  von 
allem  Anbeginn  Stammgut  der  Gemeinschaft  als  solcher  gewesen  — 
so  wie  ein  grosser  Teil  des  heutigen  Gemeindevermögens  aus  ur- 
sprünglicher Feldgemeinschaft  entstanden  ist  — ,  oder  es  lässt  sich 
zwar  in  der  Idee  nach  seiner  Herkunft  auf  die  einzelnen  Individuen 
als  Glieder  der  Gemeinschaft  zurückführen  —  wie  etwa  die  An- 
sammlung eines  Tilgungsfonds  aus  bestimmten  Steuern  — ,  nur  ist 
eine  solche  Zurückführung  fast  immer  praktisch  unmöglich.  Mit 
dieser  Natur  des  stammgutmässigen  Einkommens  ist  aber  gegeben, 
dass  es  einer  Lokalisierung  absolut  unzugänglich  ist;  möge  das  z.  B. 
in  liegenden  Gütern  bestehende  Stammgut  in  der  Gemeinschaft  sich 
wo  immer  befinden,  niemals  werden  etwa  die  Einzelnen  dieser  Oert- 
lichkeiten  in  irgend  welcher  gemein  wirtschaftlichen  Beziehung  zu 
diesen  Gütern  stehen.  Sie  leisten  nicht  mehr  oder  weniger  zu  dem 
Bedarfe  des  Gemeinwesens,  weil  sich  in  ihrer  Gemarkung  bedeutende 
oder  gar  keine  öffentlichen  Liegenschaften  befinden.  Es  scheint  nicht 
ganz  überflüssig  zu  sein,  diese  Eigenschaft  des  Stammgutes  besonders 
hervorzuheben,  da  sie  z.  B.  bezüglich  des  Staatsgutes  mehrmals  ver- 
kannt worden  ist  ^). 

Nur  wenn  wir  die  Einnahmen,  wie  oben  die  Ausgaben,  nicht 
nur  unter  dem  gemeinwirtschaftlichen,  sondern  auch  unter  dem  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  betrachten,  dann  können  wir  auch 
bei  der  Gruppe  der  Stammguteinnahmen  eine  Beziehung  derselben 
zu  einer  Oertlichkeit,  resp.  zu  einzelnen  Personen  statuieren.  Es 
ist  klar,  dass  ein  Einfluss  eines  grossen  Komplexes  öffentlicher 
Güter  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  und  auf  die  Privatwirt- 
schaften der  Einzelnen  in  der  Oertlichkeit  des  öffentlichen  Stamm- 
gutes besteht.    Diesen  weiter  zu  untersuchen,  ist  jedoch  nicht  mehr 

1)  Vgl.  Czoernig,  Budget,  Bd.  II,  S.  251  u.263und  A.Wagner,  „Oester- 
reichs  Finanzen  seit  dem  Frieden  von  Villafranca"  in  , Unsere  Zeit",  Bd.  VII, 
S.  189,  wo  die  Domänen-  etc.  Einnahmen  nach  der  Lage  in  den  österreichischen 
Ländern  mit  den  staatswirtschaftlichen  Einnahmen  (Steuern,  Gebühren)  der  Be- 
wohner derselben  auf  gleiche  Stufe  gestellt  werden.  Auch  die  „Zentralein- 
nahmen"  sind  daselbst  nicht  ganz  scharf  gefasst.  Wegen  der  im  allgemeinen 
geringeren  Bedeutung  des  Domanialwesens  in  den  Staaten  des  westlichen  Europa 
wird  praktisch  der  Fehler  bei  einer  solchen  Auffassung  nicht  schwer  wiegen, 
dagegen  würde  er  wohl  zur  vollen  Bedeutung  gelangen,  falls  ein  Land  mit 
gössen  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  der  Betrachtung  unterzogen  würde. 
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Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.  Nur  sollte,  wenn  schon  dieser  Zu- 
sammenhang von  Gemein-  und  Volkswirtschaft  bei  den  Ausgaben  in 
der  Litteratur  stets  mitberücksichtigt  wird,  derselbe  auch  bei  den  Ein- 
nahmen nicht  ganz  übersehen  werden.  Natürlich  kann  nicht  jedes 
öffentliche  Stammgut  überhaupt  auch  schon  volkswirtschaftlich  be- 
züglich der  Oertlichkeit  relevant  werden,  sondern  eben  nur  jenes^ 
welches  seiner  Natur  nach  einen  solchen  Einfluss  üben  kann.  Sa 
wenig  als  etwa  die  Zahlung  grosser  öffentHcher  Schuldzinsen  an 
einem  bestimmten  Orte,  so  wenig  können  auch  die  Zinseinnahmen, 
aus  einem  irgendwo  deponierten  öffentlichen  Geldfonds  die  Volks- 
wirtschaft in  diesen  Oertlichkeiten  unmittelbar  tangieren. 

Den  jeder  Lokalisierung,  im  gemeinwirtschaftlichen  Sinne,  un- 
zugänglichen Einnahmen  mit  Stammgutnatur  stehen  die  eigentlichen 
gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen,  die  Aufwendungen  der  Glieder 
der  Gemeinschaft,  vor  allem  die  Steuern  und  Gebühren,  als  voll- 
kommen lokalisierbar  gegenüber;  sowie  für  jeden  Einzelnen  kann 
auch  für  jede  beliebige  Gruppe  von  solchen  die  Menge  der  Auf- 
wendungen für  Gemeinzwecke  festgestellt  werden.  Ein  durchgreifender 
Unterschied  von  direkten  und  indirekten  Steuern  ist  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  zu  statuieren,  so  dass  etwa  die  letzteren  einer  Lokali- 
sierung nicht  zugänglich  wären,  wie  Reitzenstein  (bei  Schönberg,, 
Bd.  III,  S.  632)  bezüglich  der  „lokalen  Beziehung"  der  staatlichen 
Steuern  resp.  ihrer  Grundlagen  annimmt.  Natürlich  können  auch 
die  zu  kapitalsmässiger  Verwendung  bestimmten  gemeinwirtschaft- 
lichen Einnahmen  so  lange  lokalisiert  werden,  als  nicht  die  Stamm- 
gutbildung bereits  erfolgt  ist.  — 

Nachdem  wir  uns  nun  im  einzelnen  mit  den  Gemeinbedürf- 
nissen, dem  Bedarfe,  der  Durchführung  desselben  und  den  Aufwen- 
dungen für  seine  Herstellung  beschäftigt  haben,  gehen  wir  dazu 
über,  den  Bedarf  mit  den  für  seine  Bereitstellung  notwendigen  Aus- 
gaben der  Glieder  der  Gemeinschaft  insofern  in  eine  Relation  zu 
setzen,  als  es  sich  um  die  Durchführung  des  Aufwandes  inner- 
halb der  Gemeinschaft  und  in  Beziehung  zu  den  von  den  ver- 
schiedenen Teilen  ihres  Gebietes  von  den  Einzelnen  be- 
strittenen Kosten  handelt.  Diese  Frage  scheint  nicht  unbedeutend 
zu  sein  und  dabei  in  der  bisherigen  Behandlung  die  richtige  Lösung 
nicht  gefunden  zu  haben.  Diese  stützt  sich  vorwiegend  auf  eine 
Stelle  bei  Rau^):   „Zwar   ist   es   nicht   ausführbar,    dass   gerade   in 

')  F.-W.,  I,  S.  39. 
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jedem  Landesteile  die  von  ihm  aufgebrachten  Staatseinkünfte  auch 
wieder  verzehrt  werden,  weil  über  die  Sitze  der  Staatsanstalten  andere 
Rücksichten  entscheiden",  und  auf  die  daselbst  angeführten  finanz- 
statistischen Beispiele.  Wir  müssen  nach  dem  bereits  oben  über 
die  Bedarfsarten  Angeführten,  ganz  abgesehen  von  der  Ausdehnung 
der  Frage  auf  alle  Gemeinschaften,  einen  anderen  prinzipiellen  Stand- 
punkt einnehmen  als  den,  der  dieser  Stelle  zu  Grunde  zu  liegen 
scheint. 

Derjenige  Teil  des  Gemeinbedarfes,  den  wir  als  Einheitsbedarf 
bezeichnet  haben,  ist  in  seiner  örtlichen  Durchführung  bedingt  durch 
die  aus  der  Gemeinschaft  als  solcher  hervorgehenden  Zwecke  und 
kann  in  gemeinwirtschaftlicher  Weise  niemals,  wie  schon  oben  be- 
merkt, zu  den  Bedürfnissen  jenes  örtlichen  Teiles  des  Gemeinwesens, 
wo  er  durchgeführt  wird,  in  irgend  welcher  Beziehung  stehen,  folg- 
lich auch  nicht  zu  den  von  diesem  Teile  des  Gemeinwesens  auf- 
gebrachten Mitteln  für  öffentliche  Zwecke.  Die  einzige  Beziehung, 
welche  der  Einheitsbedarf  zu  Gebietsteilen  annehmen  kann,  ist  — 
da  eine  reelle  ausgeschlossen  ist  —  eine  ideelle,  so  wie  etwa 
beim  Condominium  eine  thatsächliche  Scheidung  der  Teile  aus- 
geschlossen, eine  ideelle  möglich  ist.  Indem  der  Leistung  eines  Ge- 
bietsteiles die  Gegenleistung  öffentlicher  Zwecke  nicht  entgegengestellt 
werden  kann,  bleibt  die  erstere  als  Massstab  der  ideellen  Relation. 
Die  Leistung  des  einen  und  des  anderen  Teiles  eines  Gemeinwesens 
für  den  Einheitsbedarf  ist  gleichzeitig  das  Interesse,  welches  der 
Teil  für  diesen  Bedarf  thatkräffcig  ausdrückt,  und  damit  auch  das 
Mass  des  Genusses  an  Einheitsgütern.  Das  Mass  der  Leistung  ist 
die  Steuersumme  des  Teiles,  und  jeder  Teil  partizipiert  zu  denselben 
ideellen  Anteilen  an  der  Befriedigung  der  Einheitszwecke  des  Ganzen, 
zu  welchen  er  deren  Durchführung  ermöglicht. 

Der  Einigungsbedarf  kann  lokalisiert  gedacht  werden,  d.  h. 
wir  können  für  ein  bestimmtes  Gebiet  des  Gemeinwesens  auch  die 
Summe  der  durchgeführten  öffentHchen  Güter  —  unter  Umständen, 
nicht  unbedingt  —  ebenso  bestimmen,  wie  die  für  Gemeinzwecke  in 
eben  diesem  Teile  des  Gemeinwesens  aufgebrachte  Gütersumme,  wo- 
bei nur  zu  beachten  ist,  was  bezüglich  der  gemeinwirtschaftlichen 
Unräumlichkeit  des  Stammguteinkommens  gesagt  worden  ist.  Dabei 
richtet  sich  nun  die  Summe  dieser  in  jedem  Teile  der  Gemeinschaft 
aufgebrachten,  für  öffentliche  Einigungszwecke  bestimmten  Güter 
gewiss  auch   nach   der  Leistungsfähigkeit  dieses  Teiles,   resp.  aller 
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Glieder  dieses  Teiles,  denn  unter  sonst  gleichen  Umständen  wird  es 
gewiss  billig  sein,  eine  reichlich  zu  Staatszwecken  beisteuernde  Gegend 
eher   mit   irgend   einer   Staatsleistung   zu  bedenken;    ebenso  richtet 
sich  die  Menge    der   in   einem  solchen    Teile    durchgeführten   öffent- 
lichen Leistungen   auch   nach  speziellen  Bedürfnissen  dieses  Teiles, 
z.  B.  wird  man  eine  besonders  absatzarme  Gegend  mehr  mit  Kommuni- 
kationen versehen  müssen,  als  eine  andere,  welcher  z.  B.  ein  reiches 
Flussnetz   zu  Gebote  steht.     Jedoch   bestimmt   sich   die   Summe   der 
in  einem  Teile  der  Gemeinschaft  aufgebrachten  Güter  nicht  allein 
nach  der  Leistungsfähigkeit  desselben,   ebensowenig  wie  die  Menge 
des  durchgeführten  Bedarfes  allein  nach  seinen  Bedürfnissen.    Ab- 
solut  keine   gemeinwirtschaftliche  Relation  besteht  aber  zwischen 
den  für  öffentliche  Zwecke  aufgewendeten  Gütern  eines  Teiles  einer 
Gemeinschaft  und  der  für  dieselben  durchgeführten  Bedarfssumme,  in 
dem    Sinne,    dass    ein   ursprünglicher   Zusammenhang   obwalten 
könnte,    sei  es,    dass  in  einem  Gebietsteile  nur  jene  Bedürfnisse  ge- 
meinwirtschaftlich zu  befriedigen  seien,  für  welche  derselbe  die  Kosten 
beistellt,    oder   dass  jeder  Gebietsteil  Güter  in  der  Menge  geniessen 
solle,  für  welche  er  seinerseits  die  Kosten  aufgebracht  hat.    Die  ent- 
gegengesetzte Ansicht   berührt   sich  eng  mit  der  sog.  Genusstheorie 
als  Steuerprinzip,  welche   in   der  Verkenn ung  des  gemeinwirtschaft- 
lichen Momentes  in  der  Finanzwirtschaft  und  in  der  Basierung  der- 
selben  auf  das   individualwirtschaftliche   besteht.     Ganz   ebenso  un- 
berechtigt wie  die  Behauptung,  dass  jeder  Einzelne  an  die  Gemein- 
schaft auf  dieselbe  Menge  Güter  Anspruch  machen  könne,  zu  welcher 
er  die  Kosten  beigesteuert  hat,  ist  es  unrichtig  zu  sagen,  dass  jeder 
Teil  einer  Gemeinschaft,  d.  h.  die  dieselben  bildenden  Glieder,  jene 
Güter  zu  „konsumieren"  Anspruch  machen  könne,  für  welche  er  den 
Aufwand  aufgebracht  hat.     Eine   Gemeinschaft   ist   ebensowenig   ein 
loses  Aggregat  von  Einzelnen,  wie  von  einzelnen  Teilen,    und  kein 
Teil  derselben  ist  in  Beziehung  auf  den  öffentlichen  Aufwand  durch 
sich  selbst  bestimmt;    sobald   dies  der  Fall  wäre,   würde   sich   eben 
die  Gemeinschaft   in   mehrere  selbständige  auflösen.     Eine  jede  Ge- 
meinschaft erkennt  eben  ein  bestimmtes  Mass  von  Gemeingütern  als 
Zweck   an,  welchen   zu   erreichen  ihr   mit  den  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit aller  Mitglieder  beigestellten  Mitteln   möglich   ist.     Sobald 
wir  für  bestimmte   Teile   einer   Gemeinschaft   andere  Zwecke  aner- 
kennen  oder   die  Erreichung  von   solchen   durch   ihre   eigene  Kraft 
als  Grundsatz  hinstellen,  besteht  nicht  mehr  das  eine  Gemeinwesen, 
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sondern  ebensoviele,  als  Verschiedenheiten  der  Teile  angenommen 
werden. 

Wir  sind  also  berechtigt,  uns  prinzipiell  gegen  die  oben  zitierte 
Stelle  Rau's  und  die  derselben  entsprechenden  Ansichten  zu  wenden. 
Denn  wenn  Rau  sagt,  dass  es  nicht  „ausführbar"   sei  etc.,  so  kann 
doch  damit  nur  gemeint  sein,  dass  im    Grunde  genommen   eine  Be- 
ziehung   von    örtlicher   Bedarfsverteilung    und    örtlichen    Einnahmen 
wohl  besteht,  aber  dieselbe  nur  im  wirtschaftlichen  Staatsleben  nicht 
zum  Durchbruche  gelangen  kann;  und  wenn  es  weiter  heisst,   „dass 
über  die  Sitze  der  Staatsanstalten  andere  Rücksichten  entscheiden",  so 
soll  damit  eben  nur  erklärt  werden,  warum  es  nicht  „ausführbar"  ist, 
die  Staatsanstalten  dorthin  zu  stellen,  wo  die  erforderlichen  „Staats- 
einkünfte   aufgebracht"    werden.      Wir    aber    glauben    bewiesen    zu 
laben,    dass    eine   solche    ursächliche  Relation  von  örtlichem  Staats- 
)edarf  und  örtlicher  Einnahmsmenge   gar   nicht  besteht.     Der  prin- 
zipielle  Fehler   dieser   Rau' sehen  Anschauung   tritt   noch   deutlicher 
lervor,  wenn  wir    es   unternehmen,    die   statistischen  Beispiele  über 
''erteilung   von  Aufwand   und   Einkommen   in   verschiedenen   Teilen 
lerselben  Gemeinschaft  auf  ihr  richtiges  Mass  zurückzuführen.    Wenn 
;au^)  nach  französischen  Quellen  erwähnt,  dass  1846  im  Departe- 
lent  Seine  die  Staatseinkünfte  ohne  ZöUe  129  Mill.  und  die  Staats- 
lusgaben  527  Mill.  Fr.,  und  in  19  Departements  die  Ausgaben  nur 
)8   Prozent   der   Einnahmen   betrugen,    oder   dass    1850   im   Nord- 
fwesten  von  Frankreich  die  Staatseinnahmen  514,  die  Staatsausgaben 
|707  Mill.  Fr.,  in  den  mittleren  Landesteilen  93 Vs  und  77  Mill.  Fr. 
lausmachten,    oder    gar,    dass    1855    die    gesamten    Ausgaben    um 
|727  Mill.  Fr.  angewachsen  waren,  wovon  543  Mill.  auf  das  Depar- 
|tement  Seine  und  die  vier  Departements  mit  Kriegshäfen  kamen,  und 
lann   schliesst,    dass   offenbar    „die  Einkünfte   der   Landesteile   noch 
weniger   im   gleichen  Verhältnis  zu  den  Ausgaben  stehen"  konnten, 
|bo  dürften  diese  Notizen  wohl  nicht  imstande  sein,   um  etwa  irgend 
reiche  Abnormitäten   in   der  örtlichen  Durchführung  der  Staatsaus- 
jaben   überhaupt   oder  im  Verhältnisse  zu  den  örtlichen  Einnahmen 
\zvL  illustrieren.     Sind  hier    die   Einnahmen   aus    Stammgut  vielleicht 
nach  Provinzen  verteilt,  wodurch  deren  Plus  steigen  muss,  und  sind 
die  bedeutenden  Ausgaben  für  das  Schuldenwesen  dem  Departement 


')  F.-W.,   I,  S.  39,  Anm.  d.  übergegangen  in  Wagners  F.-W.,-  I,   S. 
und  Geffcken  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  35. 
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der  Hauptstadt  zugerechnet,  wodurch  deren  Minus,  eben  wieder  ohne 
den  geringsten  reellen  Effekt,  eminent  erhöht  wird  ?  Dass  die  Militär- 
ausgaben gerade  da  oder  dort  sich  vorfinden  oder  etwa  bedeutend 
agglomeriert  sind,  ist  eben  mit  dem  Militärzwecke  notwendig  ge- 
geben. Solange  wir  nicht  wissen,  dass  Ausgaben,  deren  Durch- 
führung örtlich  gleichgültig  ist,  zu  einer  bedeutenden  Agglo- 
meration hier  oder  dort  geführt  haben,  solange  können  wir  nicht 
einmal  mit  Beziehung  auf  die  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  irgend 
welche  Schlüsse  ziehen.  Dagegen  bieten  solche  Notizen  überhaupt 
gar  keinen  Anhaltspunkt,  um  in  gemeinwirtschaftlicher  Beziehung 
die  Stellung  der  Gebietsteile  nach  Aufwand  und  Verwendung  zu 
charakterisieren. 

Wenn  wir  uns  aber  auch  dagegen  verwahrt  haben,  dass  aus 
der  örtlichen  Durchführung  von  Gemeinzwecken  und  der  gleichen 
Aufbringung  von  Mitteln  irgend  welche  Konklusion  in  gemein  wirt- 
schaftlichem Sinne  gezogen  werden  dürfe,  so  sind  wir  doch  weit 
entfernt,  eine  jede  Konklusion  aus  der  Relation  zwischen  den  ört- 
lich aufgebrachten  und  den  für  örtliche  Interessen  verwendeten  Mit- 
teln in  der  Gemeinschaft  von  der  Hand  zu  weisen;  im  Gegenteile, 
sie  bietet  gerade  eine  Handhabe,  um  einen  Zusammenhang  der  Ge- 
meinwirtschaftslehre  mit  anderen  politischen  Wissenschaften  herzu- 
stellen. 

Es  ist  wohl  die  Regel,  dass  eine  Nichtübereinstimmung  von 
in  örtlichem  Interesse  verwendeten  und  örtlich  aufgebrachten  Gütern 
in  den  verschiedenen  Teilen  der  Gemeinschaft  besteht.  BezügHch 
des  Einheitsbedarfes  können  wir  nur  die  verschiedene  Steuerkraft 
der  einzelnen  Gebietsteile  konstatieren,  da  uns  jede  lokale  Beziehung 
zum  Bedarfe  felilt.  Dagegen  tritt  das  Gesagte  bezüglich  des  Einigungs- 
bedarfes deutlich  hervor.  Hier  dürfte  wohl  regelmässig  räumliche 
Verwendung  und  räumliches  Aufbringen  der  Mittel  sich  nicht  decken. 
Zwar  stehen  beide  insofern  in  einem  Zusammenhange,  als  sie  der- 
selben Wurzel  entspringen,  nämlich  dem  verschiedenen  Kulturstande, 
mit  welchem  die  Kosten  für  Gemeinzwecke  ebenso  steigen  oder 
sinken  wie  die  hierfür  nötige  Leistungsfähigkeit,  aber  für  eine 
parallele  Bewegung  beider  haben  wir  gar  keine  Annahmeberechtigung. 
Im  speziellen  sind  vielmehr  bedeutende  Differenzen  zu  sehen.  Dass 
eine  unsichere  Gegend  grösseren  Polizeiaufwand  erfordert,  gleichviel, 
ob  sie  reich  oder  arm  ist,  ist  ebenso  klar,  wie  es  leicht  wäre,  die 
Zahl  der  Beispiele  zu  häufen. 
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Weil  jeder  Gebietsteil  für  die  Einheitsbedürfnisse  der  Gemein- 
schaft nach  seiner  Leistungsfähigkeit  aufkommt  und  diese  sehr  ver- 
schieden ist,  und  weil  der  Einigungsbedarf  eines  Gebietsteiles  sich 
ganz  unabhängig  von  seiner  Leistungsfähigkeit  bestimmt  und  hierbei 
grösser  oder  geringer  als  diese  sein  kann,  gibt  es  gewiss  aktive 
und  passive  Gebietsteile  einer  Gesamtheit,  und  die  Trage  ist  nun 
berechtigt,  bleibt  dieser  Umstand,  so  wie  er  gemeinwirtschaftlich 
irrelevant  ist,  auch  ganz  ohne  Einfluss  auf  das  politische  Leben  der 
Gesamtheit  überhaupt,  oder  ist  er  vielleicht  Ausgangspunkt  irgend 
welcher  Modifikationen  anderer  Gebiete  desselben? 

Jedes  territoriale  Gemeinwesen  von  grösserer  Bedeutung  ist  in 
seiner  Struktur  abhängig  von  der  dififerenten  kulturellen  Entwicklung 
der  einzelnen  Teile;  durch  diese  wird  zugleich  ihre  Leistungsfähig- 
keit bedingt,  ihre  wirtschaftliche  Kraft,  die  öffentliche  wie  private, 
ist  eine  verschiedene.  Jeder  Gemeinschaftsteil  würde,  wäre  er  nur 
durch  sich  selbst  bedingt,  also  selbständig,  eine  gemein  wirtschaft- 
liche spezielle  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Lebens  nach  seiner 
eigenen  kulturellen  Bedeutung  zu  verzeichnen  haben.  Diese  Aus- 
gestaltung wäre  abhängig  einmal  von  der  Erkenntnis  der  Gemein- 
zwecke und  zweitens  von  der  Möglichkeit  der  Durchführung  der- 
selben. Erstere  ist  bedingt  durch  die  Summe  der  geistigen,  letztere 
durch  die  Summe  der  wirtschaftlichen  Güter,  über  welche  die  Ge- 
meinschaft verfügt.  Da  nun  aber  alle  diese  verschiedenen  Teile  doch 
nur  als  Struktur  desselben  Gemeinwesens  aufzufassen  sind,  so  wür- 
den dessen  Zwecke  am  besten  —  und  dies  ist  doch  die  Aufgabe  des 
politischen  Lebens  und  damit  seiner  Finanzwirtschaft  —  gefördert, 
wenn  auf  die  Erreichung  der  Zwecke  dieser  Gemeinschaft  die  kul- 
turell differenten  Teile  nach  der  Intensität  ihrer  Entwicklung  Ein- 
fluss nehmen,  indem  so  die  Einsicht  und  die  Ermöglichung  der 
Durchführung  die  denkbar  vorteilhafteste  wird.  Die  kulturelle 
Entwicklung  der  Teile  eines  Gemeinwesens  muss  entschei- 
dend sein  für  den  Einfluss  derselben  auf  die  Erreichung 
der  gemeinsamen  Kulturzwecke  der  Gemeinschaft  über- 
haupt. Darin  haben  wir  also  den  eventuellen  Einfluss  der  örtlichen 
Kategorie  der  Bevölkerung  zu  suchen.  Es  handelt  sich  nie  darum, 
das  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegenleistung  an  Gemeingütern  in 
einem  Teile  eines  Gemeinwesens  zu  Schlüssen  für  diesen  selbst  zu 
benutzen,  sondern  immer  darum,  die  Relation  mit  Beziehung  auf  das 
ganze  Gemeinwesen   zu   betrachten.     Dadurch   erhält  jeder  Teil  der 
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Gesamtheit  seine  gebührende  Stellung  in  der  Gesamtheit  selbst,  z.  B. 
in  dem  Gesamtgefüge  eines  Volkes.  Dadurch  wird  die  Leistung  für 
Gemeinzwecke  mit  dem  Genuss  von  solchen  durch  den  Einfluss  auf 
das  öffentliche  Leben  in  das  einzig  richtige  Gleichgewicht  gebracht, 
jeder  Teil  erhält  sein  entsprechendes  Entgelt  für  den  Aufwand  zu 
Gemeinzwecken,  und  hierin  liegt  die  Wurzel  für  sein  politisches 
Recht.  In  den  öffentlichen  Haushalt  tritt  notwendig  ein  neues 
Prinzip,  das  der  örtlichen  Gerechtigkeit  oder  der  Territoriali- 
tät. Soll  dasselbe  realisiert  werden,  so  muss  es  in  die  Budgets  Ein- 
gang finden.  Diese  müssen  nach  einem  neuen  Gesichtspunkte  speziali- 
siert werden,  nach  dem  Grundsatz  der  Lokalisierung  oder  der 
lokalen  Spezialität,  welcher  in  gleicher  Wichtigkeit  neben  die 
sachliche  und  zeitliche  Spezialität  tritt  ^). 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  also  die  Frage  der  Aktivität 
und  Passivität  der  Gebietsteile  zu  entscheiden,  und  insofern  hat  dieses 
Verhältnis  sogar  eine  grosse  Bedeutung  für  das  öffentliche  Leben. 
Es  wird  wohl  immer  Landstriche  geben,  deren  Genuss  von  Gemein- 
gütern grösser  ist  als  ihre  Aufwendung  für  solche,  und  umgekehrt. 
Damit  ist  aber  nicht  schon  gesagt,  dass  ein  passives  Land  etwa 
zu  viel  empfängt  und  ein  aktives  Land  benachteiligt  ist,  sondern  nur 
dass  das  letztere  einen  über  das  erste  überwiegenden  Einfluss  auf 
die  Gestaltung  des  öffentlichen  Lebens  in  der  Gesamtheit  ausüben 
solle.  Es  ist  diese  Solidarität  der  Teile  einer  Gemeinschaft  bei  der 
anscheinenden  Ueberlastung  der  einen  gegenüber  den  andern  nur 
eine  Analogie  zu  den  verschiedenen  Prinzipien,  welche  der  indivi- 
duellen Güterversorgung  zu  Grunde  liegen  ^).  Jeder  Teil  des  Ge- 
meinwesens hat  wohl  das  Interesse,  seine  Gemeinbedürfnisse  durch 
Gemeingüter  zu  befriedigen,  resp.  die  von  ihm  aufgewendeten  Güter 
für  sich  zu  verwenden,  daneben  aber  wirkt  die  Solidarität  des  Teiles 


^)  Während  ziemlich  allgemein  nur  von  einer  sachlichen  Spezialität  die 
Rede  ist,  so  z.  B.  bei  Malchus,  F.-W.,  II,  118;  Wagner,  F.-W.,  I,  246  ff. 
und  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  489;  dann  v.  Stein,  F.-W.,  I,  314;  Geffcken 
bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  33  u.  a. ;  und  während  Reitzenstein  bei  Schön- 
berg, S.  660,  von  einer  sachlichen  und  von  einer  zeitlichen  Spezialität  des  Budgets 
spricht,  möchten  wir,  wie  oben  bemerkt,  als  dritte  Kategorie  die  örtliche  Spe- 
zialität hinzufügen. 

^)  E.  Sax,  Das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie,  S.  40  ff., 
über  den  Individualismus  als  Egoismus,  Mutualismus  und  Altruismus,  und  über 
kollektivistischen  Mutualismus  und  Altruismus  als  dauernde  Erscheinung 
in  der  Verschmelzung  engerer  Zwangs  verbände  in  weitere  (S.  61). 
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mit  dem  Ganzen.  Alle  diese  Gestaltungstendenzen  der  Individual- 
wirtschaft  gelten  ebenso  innerhalb  der  Gemeinwirtschaft  mit  Beziehung 
auf  deren  Teile,  wie  sie  endlich  auch  bei  der  gegenseitigen  Beziehung 
der  Gemeinwirtschaften  zu  einander  ihren  Einfluss  ausüben. 

Wenden  wir  uns  nun  noch  einmal  dem  Prinzipe  der  lokalen 
Spezialität  zu.  Zweck  desselben,  zugleich  dessen  Begründung  ist, 
das  Gewicht  der  kulturell  verschieden  entwickelten  Teile  desselben 
Gemeinwesens  auf  die  beste  Erreichung  der  Gemeinzwecke  des  Ganzen 
wirken  zu  lassen.  Anwendbar  ist  dieser  Grundsatz  auf  die  Haus- 
haltungen aller  Gemeinschaften,  welche  kulturelle  Verschiedenheiten 
in  ihren  Teilen  aufweisen;  am  hervorragendsten  ist  seine  Bedeutung 
natürlich  für  das  staatliche  Budget  möglich,  selbst  z.  B.  für  dasjenige 
der  Gemeinde  (Bemessung  der  öffentlichen  Leistungen  nach  örtlichen 
Gruppen  von  Einwohnern).  Das  Mass  der  Durchführung  des 
Prinzipes  richtet  sich  eben  nach  dieser  kulturellen  Verschiedenheit 
der  Teile  einer  Gemeinschaft;  im  einzelnen  etwas  anzugeben,  ist 
unmöglich,  hier  muss  die  Natur  der  einem  speziellen  Budget  zu  Grunde 
liegenden  Gattung  von  Gemeinwesen  und  deren  spezielle  Ausgestal- 
tung selbst  zu  Rate  gezogen  werden.  Nach  dem,  was  über  die 
Einteilung  des  öffentlichen  Bedarfes  und  der  öffentlichen  Einnahmen 
gesagt  worden  ist,  wird  es  auch  einfach  sein,  die  Grundsätze  der 
Lokalisierung  des  Budgets  zu  gewinnen.  Bei  den  stammgutmässigen 
Einnahmen  hat  ebenso  wie  bei  den  zur  Bestreitung  des  Einheits- 
bedarfes dienenden  Ausgaben  die  Angabe  der  Oertlichkeit  der  Durch- 
führung kein  gemeinwirtschaftliches,  sondern  nur  ein  Interesse  mit 
Beziehung  auf  die  Individualwirtschaften ,  es  muss  sich  also  eine 
eventuelle  Spezialisierung  der  Budgets  in  diesem  Sinne  —  die  aber 
nicht  mit  der  Lokalisierung  zu  identifizieren  ist  —  nach  dem  Ein- 
flüsse bestimmen,  den  etwa  eine  Agglomerierung  des  Aufwandes 
hie  und  da,  eine  Ausdehnung  der  Staatsgüter  in  dieser  oder  jener 
Gegend  etc.  auf  die  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  dieser  Gegend 
hat.  Dagegen  ist  von  finanzwirtschaftlichem  Standpunkte  aus  die 
genaue  Lokalisierung  sowohl  der  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen 
im  engeren  Sinne,  als  auch  der  Ausgaben  für  die  Einigungs- 
bedürfnisse zu  verlangen.  Bezüglich  des  Einigungsbedarfes  ist  die 
Lokalisierung  so  weit  möglich,  als  sich  örtliche  Anstalten,  Be- 
hörden und  Verwendungen  überhaupt  vorfinden.  Diese  bilden  die 
Untergrenze  der  Durchführbarkeit,  welche  aber  nach  dem,  was  über 
das    Mass    gesagt    wurde,    nicht    immer    eingehalten   werden    muss. 
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Noch  weiter  können  wir  bezüglich  der  Einnahmen  gehen,  indem  hier 
häufig   die  Beziehung   des  Einzelnen   zu  der  Gesamtheit  erkenntlich 
ist;    da    können   also    beliebige    örtliche    Gruppen    gebildet   werden, 
welche  noch  weiter  detailliert  sind  als  der  Einigungsbedarf.   Folglich 
ist,  was  die  Möglichkeit  der  Spezialisierung  anbelangt,  immer  zunächst 
auf  den  Einigungsbedarf  Rücksicht   zu  nehmen,  da  dieselbe  Detail- 
lierung in  der  Regel  auch  für  die  Einnahmen  anwendbar  sein  wird. 
Zur  politischen  Wirksamkeit  gelangt  die  durch  die  Lokali- 
sierung des  Budgets  erlangte  Einsicht,  also  das  Prinzip  der  örtlichen 
Gerechtigkeit,  durch  das  Wahlrecht.     Dieses  muss  immer,  soll  die 
Gemeinschaft  ihre  Kulturbedürfnisse  am  besten  erreichen,  nach  Mass- 
gabe des  Gewichtes  der  einzelnen  Teile  abgestuft  sein.    Den  Vorwurf 
der   Basierung   des  Wahlrechtes   auf   plutokratische    Prinzipien  wird 
man  dieser  Forderung  wohl  nicht  machen  dürfen.    Zunächst  handelt 
es  sich  ja  nicht  um  die  Kapitalkraft  Einzelner,  von  dieser  ist  durch- 
aus keine  Rede^).    Ob  diese  bezüglich  des  Wahlrechts  zu  den  letzten 
Oemeinschaften,  welche  die  Grundlage  der  Struktur  des  Ganzen  sind, 
massgebend   sein    soll,  oder  etwa  das  allgemeine,  oder  ein  klassen- 
mässiges  Stimmrecht,  ist  ja  eine  ganz  andere  Frage.     Ferner  sagen 
wir  nicht,  dass  die  solcher  Art  bestimmte  Intensität  der  Gebietsteile 
auch   das   einzig  ausschlaggebende  Moment  bezüglich  der  Abstufung 
des  Wahlrechtes  zur  Gesamtheit  sein  soll,  sondern  nur,  dass  es  das- 
jenige   ist,    welches   sich    aus  der  gemein  wirtschaftlichen  Unter- 
suchung des  öffentlichen  Lebens  ergibt  und  somit  auch  in  Betracht 
kommen  muss.     Endlich  lässt  sich  doch  beobachten,  dass  die  gemein- 
wirtschaftliche  Aktivität  oder  Passivität  ganzer  Gebiete  —  nicht  der 
Kapitalkraft   Einzelner  —  thatsächlich   auf  einer    ziemlich   überein- 
stimmenden Bewegung  der  geistigen  und  materiellen  Kulturmomente 
beruht,    so    dass   höchstens  von    einem  Ueberwiegen   geistiger  und 
materieller  Kräfte   ganzer  Gebietsteile   über  andere  gesprochen  wer- 
den kann. 

In  Anbetracht  des  Umstandes,  dass  das  oben  aufgestellte  Prinzip 
der  örtlichen  Lokalisierung  hiermit  zum  erstennaal  entwickelt  und 
aprioristisch  konstruiert  ist,  dürfte  es  angezeigt  sein,  nachzusehen,  wie 
es  mit  seiner  Durchführung  in  einem  konkreten  Budget  bestellt  ist, 
und  ob  es    die   empirische  Probe   besteht.     Wir   wählen   hiefür  den 


')  Bezüglich    des   Zusammenhanges   von   Wahlrecht   und   Einkommen   in 
individueller  Beziehung  vgl.  Laspeyres  a.  a.  0.,  S.  77,  Anm.  2. 
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österreichischen  Staatsvoranschlag  für  1885.  Der  Umkreis  des' Landes 
Böhmen  soll  als  praktischer  Ausdruck  der  räumlichen  Kategorie  gelten. 
Es  ist  wohl  kaum  nötig  vorauszuschicken,  dass  die  empirischen  Ver- 
hältnisse mit  den  theoretischen  Postulaten  nicht  immer  vollständig 
übereinstimmen  können;  übrigens  sind  solche  Divergenzen  thatsäch- 
lich  unbedeutend,  in  unserem  Beispiele  hauptsächlich  durch  das  Nach- 
wirken des  Föderalismus  in  der  heutigen  Staatsverfassung  bedingt. 
Wir  abstrahieren  vollständig  von  dem  Verhältnisse,  in  welchem  Oester- 
reich  zu  Ungarn  steht,  um  die  Untersuchung  zu  vereinfachen. 

Der  Einheitsbedarf  erscheint  hier  als  Staatseinheitsbedarf, 
resp.  als  Summe  der  Staatseinheitsauslagen  und  ist  in  Tab.  I  zu- 
sammengefasst. 

Tab.  I. 

Staats  einheit  sauf  wand. 

(Gulden  ö.  W.) 


Erfordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

4,725,012 
1,116,444 

1,028,627 

24,000 

153,000 

715,200 

94,215,433 

— 

2,000 

319,904 

20,215 

121,396,718 

8,996,673 

Netto- 
Erfordernis 


1.  Kaiserl.  Zivilliste  und  Kabinett       .     .     . 

2.  Reichsvertretung 

3.  Behörden  der  Reichseinheit  u.  s.  w.: 

a)  Ministerrat 

b)  Reichsgericht 

c)  Rechnungskontrolle 

4.  Einheitliche  Reichszwecke  u.  s.  w.: 

a)  Militär  (inkl.  Landwehr);  Aeusseres  und 
zugehörige  Finanzverwaltung      .     .     . 

b)  Heimsendung  von  0 esterreichern  aus 
dem  Auslande 

c)  Nationale  Institute  für  Wissenschaft 
und  Kunst  (Akademie  der  Wissenschaft; 
Reichsanstalten  für  Geologie,  für  Me- 
teorologie, Museum  für  Kunst  und  In- 
dustrie, Kommission  zur  Erhaltung  von 
Baudenkmalen;  Statistik) 

5.  Verzinsung,  Tilgung  und  Verwaltung  der 
Staatsschuld 

Gesamter  Staatseinheitsaufwand 


4,725,012 
1,116,444 

313,427 

24,000 

153,000 


94,215,433 

2,000 


299,689 
112,400,045 


222,981,138   9,732,088   213,249,050 


Der  Einheitsbedarf  ist  im  Staatsleben  höchst  bedeutungsvoll ;  er 
beträgt  hier  66  Prozent  der  Regierungs-Bruttoausgaben  oder  71  Prozent 
der  Regierungs-Nettoausgaben  des  Staates.  Inwiefern  dieser  Ein- 
heitsbedarf der  staatlichen  Vereinigung  auch  über  alle  anderen  Be- 
darfsmengen   der    übrigen    Gemeinwirtschaften    innerhalb    desselben 
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Volkes   dominiert,    ist   eine   andere  Frage.     Könnten   wir   diese   be- 
antworten, wozu  die  Kenntnis  des  gesamten  Haushaltes  der  sich  fast 
ausschliesslich  auf  dem  Boden  der  Einigungsbedürfnisse  bewegenden 
Selbstverwaltung  erforderlich  wäre,    dann  würde  sich  die  Bedeutung 
des  Einheitsaufwandes  erst  in  vollem  Masse  zeigen.    Mit  den  heutigen 
Hilfsmitteln   der  Statistik  ist  das  jedoch  unmöglich^).    Der  Staat  ist 
eben  die  allgemeinste,   oberste,   mit  den  intensivsten  Einheitsbedürf- 
nissen ausgestattete  Gemeinschaft   und   das   staatliche  Gemeingefühl, 
welches  bis  zum  vollen  Aufgeben  der  Individualität  mächtig  werden 
kann,    erscheint   im    trockenen   Systeme    der  wirtschaftlichen   Güter 
durch   deren   grosse   Summen.     Was  wir   als   Gemeingeist  mit   Be- 
ziehung auf  den  Staat  benennen,  erscheint  hier  in  engster  Wechsel- 
wirkung  mit   den   Gemeinschaftsbedürfnissen  und   ihrem   korrespon- 
dierenden Bedarfe ;  dieser  ist  die  ins  wirtschaftliche  Staatsleben  über- 
gegangene Bethätigung  derselben.  —  Die  ersten  Posten  beziehen  sich 
auf  den  formellen  Einheitsbedarf.     Unter  dem  materiellen  Einheits- 
aufwande  überwiegen  natürlich  weitaus  die  aus  dem  Machtbedürfnis 
hervorgehenden  Ausgaben  für  Heerwesen  und  Staatsvertretung  nach 
aussen.      Wir  haben    hier    einfach    die    auf  Oesterreich    entfallende 
Quote  des  sog.  gemeinsamen  Budgets  eingestellt  und  das  Landwehr- 
budget   hinzugefügt;     es    sind   ja    diese    beiden   Posten    (Heer   und 
Aeusseres)  in   dem   gemeinsamen  Budget   fast   allein  in  Betracht  zu 
ziehen  und   die   übrigen,   wie   die  Kosten  der  gemeinsamen  Finanz- 
verwaltung und  Kontrolle,  durch  sie  erst  notwendig.    Der  gewiss  im 
eminenten   Sinne   als  Einheitsbedarf  zu   bezeichnende  Wehraufwand 
wird  nichtsdestoweniger   für   Tirol    durch    dessen    eigene   Landwehr 
lokalisiert  verwaltet,   womit   eine  der  oben  erwähnten  historisch  er- 
klärbaren und  vom  staatlichen  Standpunkte  nicht  zu  rechtfertigende 
Inkongruenzen  gegeben  ist;   diese  kann   aber  gerade  als  ein  Beweis 
für    die    Richtigkeit    der    Aufstellung    des    Begriffes    vom    Einheits- 
bedürfnisse  und  Bedarfe  gelten,    da   eine   lokalisierte  Durchführung 
des  Machtzweckes  wohl  von  jedermann  als  ein  schneidender  Eingriff 
in  die  Staatseinheit  empfunden  werden  muss.     Dann  hat  das  öster- 
reichische Volk  eine  Reihe  geistiger  Interessen  von  ebenfalls  einheit- 
licher Natur,  bestehend  in  der  nationalen  Pflege  von  Kunst,  Wissen- 
schaft u.  s.  f.,  und  das  müsste  in  der  That  ein  seltsames  Volk  sein, 
welches  solche  ideale  Interessen  nicht  hätte!  Allerdings  ist  auch  hier 

^)  Vgl,  den  Versuch  bezüglich  Böhmens  in  meinem  „Oeffentlichen  Hau« 
lialt"  S.  188  ff. 
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wieder  eine  Inkongruenz  bemerkbar,  insofern  die  nationale  Pflege 
der  polnischen  geistigen  Interessen  durch  eine  besondere  staatliche 
Akademie  vor  sich  geht,  was  ebenso  sehr  dem  staatlichen  Gemein- 
gefühle widerspricht,  wie  oben  der  Separatismus  in  der  Landesver- 
teidigung ^).  Ganz  cijarakteristisch  ist  der  kleine  Posten  „Heimsendung 
von  0 esterreichern  aus  dem  Auslande",  welcher  in  prononcierter 
Weise  die  Einheitsnatur  aufweist.  Der  Aufwand  für  die  Staatsschuld 
ist  wohl  vorwiegend  aus  dem  Machtauf  wände  entstanden,  zeigt 
seine  Einheitsnatur  aber  auch  ganz  unabhängig  von  der  Entstehung 
in  der  Solidarität  der  Garantie  durch  das  gesamte  österreichische 
Volk.  Den  Gedanken,  dass  die  Staatsschuld,  möge  sie  übrigens  aus 
welchen  Ursachen  immer  entstanden  sein,  doch,  sobald  sie  einmal 
da  ist,  zum  Einheitsaufwande  gehört,  drücTst  v.  Stein  ^)  schön  da- 
durch aus,  dass  er  in  ihr  die  Kosten  für  den  Werdeprozess  des 
Staates,  somit  des  staatlichen  Volkes  erblickt. 

Aus  dem  Einigungsbedarf  scheiden  wir  zunächst,  der  Loka- 
lisierung wegen,  denjenigen  Bedarf  der  ZentraUeitung  aus,  der  in 
einer  einheitlichen  Durchführung  besteht  und  deshalb  auf  einen  Teil 
des  Staatsgebietes  erst  repartiert  werden  muss.  Er  ist  in  Tab.  II 
dargestellt  und  soll  kurzweg  Zentralaufwand  genannt  werden. 

Tab.  II. 
Zentralaiifwand. 

(Gulden  ö.  W.) 


Oesterreich 

Böhmen 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

Er- 
forder- 
nis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

1.  a)  Ministerium    des 
Innern   .... 

b)  Ministerium     für 
Kultus  und  Unter- 
richt     .... 

c)  Ministerium    für 
Handel  .... 

469,400 

312,700 
434,270 

— 

469,400 

312,700 
434,270 

90,200 

72,400 
129,281 

— 

90,200 

72,400 
129,281 

Transport 

1,216,370 

— 

1,216,370 

291,881 

— 

291,881 

^)  Die  separatistische  Pflege  der  Wissenschaft  durch  eine  der  österreichischen 
Nationen  kann  nur  als  Landesangelegenheit  gedacht  werden,  wie  es  z.  B.  in 
Böhmen  durch  die  k.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  der  Fall  ist. 

2)  F.-W.,  4.  Aufl.,  S.  144. 
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Oesterreich 


Er- 
fordernis 


Eigene 

Be- 
deckung 


Netto- 
erforder- 


Böhmen 


Er- 
forder- 
nis 


Eigene     Netto- 


Be 
deckung 


erforder- 


Transport 

d)  Ministerium    für 
Ackerbau  .     .     . 

e)  Ministerium    für 
Justiz     .... 

2.  Oberster  Kirchenrat 
evang.  K 

3.  Oberster  Gerichtshof 

4.  Staatspolzei    .     .     . 

5.  Reichsgesetzblatt    . 

6.  Ueberwachung  der 
Landeskultur      .     . 

7.  Zentrale  Bergver- 
waltung    .... 

S.  ZentraleVerwaltung 
der  Montan  -  Lehr- 
anstalten   .... 

9.  General  -  Inspektion 
der  Eisenbahnen     . 

Gesamter  Zentral- 
aufwand .    .     .    . 


1,216,370    — 


277,365 
182,900 

32,700 
500,300 
120,000 

57,800 

28,651 
2,800 

17,000 
274,540 


2,300 


63,000 


74,940 


1,216,370 

275,065 

182,900 

32,700 

500,300 

120,000 

—  5,200 

28,651 

2,800 

17,000 
199,600 


2,710,426 


140,240 


2,570,186 


291,881   — 


90,000 

40,770 

9,710 

113,200 

36,000 

17,340 

3,240 

1,300 

5,670 

82,362 


690 


18,900 


22,482 


291,881 

89,310 

40,770 

9,710 

113,200 

36,000 

-  1,560 

3,240 

1,300 

5,670 
59,880 


691,473  42,072 


649,401 


Der  Zentralleitungs-  oder  Zentralaufwand  nimmt  keine  besondere 
Stellung  in  einem  grösseren  staatlichen  Haushalte  ein  und  kommt 
hier  etwa  1  Prozent  der  Regierungsausgaben  gleich.  Er  bezieht  sich 
auf  die  direktionsmässige  Führung  gesamter  Ressorts  und  spezieller 
nicht  zu  Ressortselbständigkeit  gelangter  Verwaltungsaufgaben. 

Die  Komputation  des  Zentralaufwandes  zu  den  einzelnen  Terri- 
torien erfolgt  einfach  nach  Massgabe  des  auf  die  Territorien  ent- 
fallenden lokalisierbaren  Aufwandes.  In  dieser  Weise  wurde  auch 
bei  Konstruktion  der  Tab.  II  vorgegangen.  Dies  ist  natürlich  nur 
dort  möglich,  wo  der  Staatsbedarf  in  lokaler  Verteilung  vor  sich 
geht;  was  ja  die  überwiegend  allgemeine  Erscheinung  ist.  Die  Durch- 
führung von  Staatsaufwand  überhaupt  nur  durch  eine  Anstalt  etc., 
ohne  weitere  Behördengliederung,  welche  hier,  wie  in  jedeni  grösseren 
Staate,  sehr  selten  ist,  begegnet  uns  in  der  Tab.  11  in  den  Posten 
Ic,  2,  4,  5  und  9.  Hier  müssen  wir  für  den  Fall  einer  lokalen 
Komputation  zu  deml  Hilfsmittel  greifen,  die  ideelle  Partizipation 
von  Territorien  an  der  gesamten  wirtschaftlichen  Bethätigung  zu 
Oemeinzwecken  zu  Grrunde  zu  legen. 
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Nun  haben  wir  oben  gefordert,  dass  bezüglich  aller  noch  übrig- 
bleibenden, also  bezüglich  der  nicht  zentralen  Einigungsausgaben  ,der 
Grundsatz  der  lokalen  Spezialität  in  die  Budgetierung  Eingang  finden 
möge;  wir  gehen  dazu  über,  zu  zeigen,  inwieweit  dies  bereits  that- 
sächlich  im  österreichischen  Budget  der  Fall  ist.  Eine  minutiös 
genaue,  ausnahmslose  Einhaltung  dieses  Grundsatzes  in  irgend  einem 
Staatshaushalte  wird  wohl  niemand  verlangen ;  da  brauchten  wir  nur 
darauf  hinzuweisen,  dass  es  auch  der  finanzwissenschaftüchen  Aner- 
kennung, z.  B.  der  Prinzipien  der  sachlichen  und  zeitlichen  Spezialität 
in  der  Budgetierung  keinen  Eintrag  thut,  wenn  dieselben  thatsäch- 
lich  nicht  überall  vollständig  eingehalten  werden,  und  dass  gerade  in 
dieser  Beziehung,  wie  ich  an  anderer  Stelle  ausgeführt  habe^),  das 
österreichische  Budget  als  Ausnahme  in  Betracht  kommt.  Trotzdem 
spricht  die  nächste  Tab.  III,  in  welcher  der  mangelhaft  lokali- 
sierte Einigungsbedarf  zusammengefasst  ist,  nur  für  die  Postulierung 
der  örtlichen  Spezialität,  sowohl  was  die  geringe  Bedeutung  der  hier- 
hergehörigen Posten,  als  auch  die  Berechtigung  oder  besser  Nicht- 
berechtigung  derselben  anbelangt. 

Tab.  III. 
Mangelhaft  lokalisierter  Einigungsbedarf. 


(Gulden  ö. 

W.) 

Oesterreich 

Böhmen 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Netto- 

Er- 

Eigene 

Netto- 

Be- 
deckung 

erforder- 
nis 

forder- 
nis 

Be- 
deckung 

erforder- 
nis 

1.  a)  Stipendien  u.  Bei- 

träge   für  Hoch- 

schulen .... 

24,000 

— 

24,000 

7,200 

7,200 

b)  Stipendien  u.  Bei- 

träge für  versch. 

Bildungszwecke  . 

29,550 

— 

29,550 

8,865 

— 

8,865 

c)  Stipendien  u.  Bei- 

träge für  Lehrer- 

bildung u.  Volks- 

schulen .... 

136,493 

— 

136,493 

31,446 

— 

31,446 

d)  Stipendien  U.Bei- 

träge für  Vereine 

800 

— 

800 

240 

— 

240 

Transport 

190,843 

— 

190,843 

47,751 

— 

47,751 

')  „Der  österreichische  Staatshaushalt  in  der  Periode  1868—1882"  in 
Oesterreichische  Statistik,  Bd.  IX,  Heft  4,  S.  III,  über  die  Arten  der  Staats- 
rechnungen. 
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Ernst  Mischler, 


Oesterreich 

Böhmen 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Netto- 

Er- 

Eigene 

Netto- 

Be- 
deckung 

erforder- 
nis 

forder- 
nis 

Be- 
deckung 

erforder- 
nis 

Transport 

190,843 

— 

190,843 

47,751 

— 

47,751 

e)  Stipendien  u.  Bei- 

träge für  Landes- 

kultur   .... 

504,500 

— 

504,500 

151,350 

— 

151,350 

f)  Stipendien  u.  Bei- 

träge für  Pferde- 

zucht    .... 

265,000 

— 

265,000 

69,500 

— 

69,500 

g)  Stipendien  u.  Bei- 

träge für  Gewerbe 

38,200 

— 

38,200 

11,460 

— 

11,460 

h)  Stipendien  u.  Bei- 

träge    für     Ver- 

kehrsanstalten   . 

— 

134,500 

-134,500 

— 

19,000 

-  19,000 

2.  Restaurierung     von 

Denkmälern    .     .     . 

4,000 

— 

4,000 

1,200 

— 

1,200 

3.  Turnwesen  u.  Prüf.- 

Kommissionen     .     . 

26,100 

— 

26,100 

7,830 

— 

7,830 

4.  Studienfondsforste  . 

19,230 

13,980 

5,250 

5,769 

4,149 

1,620 

5.  Epizootieauslagen  . 

217,500 

— 

217,500 

65,250 

— 

65,250 

6.  Gewerbeinspektoren . 

74,000 

— 

74,000 

22,200 

— 

22,200 

7.  Aichdienst      .     .     . 

413,207 

300,000 

113,207 

123,962 

90,000 

33,962 

8.  Gemeinschaftl.  Zivil- 

Pensionen  .... 

261,800 

— 

261,800 

78,540 

— 

78,540 

Summe 

2,014,380 

448,480 

1,565,900 

584,812 

113,149 

471,663 

Die  gesamten  mangelhaft  lokalisierten  Ausgaben  betragen  circa 
^2  Prozent  der  Regierungsausgaben,  mag  man  sie  in  Brutto  oder 
Netto  berechnen,  gewiss  ein  unbedeutender  Prozentsatz.  Selbst  dieser 
ist  aber  kaum  gerechtfertigt,  wenn  wir  auf  die  einzelnen  Posten  ein- 
gehen. Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  (sub  1  erwähnten)  Bei- 
träge und  Stipendien,  welche  doch  bezüglich  einiger  Posten  (z.  B.  bei 
der  Landeskultur  mit  \'2  Mill.  Gulden)  eine  ziemliche  Höhe  erreichen; 
nicht  örtlich  aufgeteilt  sind,  was  ja  für  die  parlamentarische  Beur- 
teilung eine  notwendige  Voraussetzung  ist.  Noch  mehr  ist  es  unge- 
rechtfertigt, die  Ausgaben  sub  3,  6  und  7,  für  deren  Durchführung 
doch  territoriale  Behörden  bestehen,  in  einer  Totalsumme  ins  Budget 
einzustellen,  und  der  Posten  5  ist  überhaupt  etwas  gar  zu  lakonisch 
gehalten.  Der  Posten  8,  gemeinschaftliche  Zivilpensionen,  welcher  sich 
aus  den  staatsrechtlichen  Veränderungen  des  Jahres  1867  ergibt,  wird 
mit  der  Zeit  aus  der  Rechnung  verschwinden.  Im  übrigen  sind  die 
Beträge  zu  gering,  als  dass  es  angemessen  wäre,  über  dieselben  ein 
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Wort  zu  verlieren.  Als  in  seiner  mangelliaft  lokalisierten  Weise  not- 
wendig, lässt  sich  somit  kein  einziger  der  in  der  Tab.  III  mit- 
geteilten Posten  des  österreichischen  Budgets  bezeichnen,  und  dass  bei 
denselben  eine  Lokalisierung  nicht  erforderlich  sei,  kann  man  über- 
haupt nur  bei  den  unbedeutenden  Posten  sagen ;  damit  ist  aber  wohl 
der  empirische  Beleg  für  das  Postulat  der  örtlichen  Spezialität  des 
Budgets  in  vollständiger  Weise  erbracht.  —  Die  Komputation  dieser 
mangelhaft  lokalisierten  Summen  zu  einem  bestimmten  Territorium 
müssen  wir  auf  demselben  Umweg  vornehmen,  den  wir  schon  bei 
dem  Zentralaufwande  angegeben  haben ;  der  Vorgang  ist  um  so  un- 
gefährlicher als  die  Zahlen  nicht  bedeutend  sind. 

Nun  können  wir  endlich  zu  der  vollen  Darstellung  der  Aus- 
gaben des  Einigungsbedarfes  in  Tab.  IV  übergehen.  In  dieser  sind 
auch  die  schon  aus  Tab.  III  ersichtlichen  und  als  mangelhaft  loka- 
lisiert bezeichneten  Posten  nach  der  angegebenen  Komputation  auf- 
genommen. Die  Ausgaben  sind  nach  dem  Systeme  der  Verwaltung 
angeordnet  und  bis  auf  einen  unvermeidlichen,  jedoch  unbedeutenden 
Sammelposten  auch  sachlich  durchweg  detailliert. 

Tab.  IV. 
Ausgaben  für  den  Einigungsbedarf. 

(Gulden  ö.  W.) 


' 

Oesterreich 

Böhmen 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

1 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

Politische  Verwal- 
tung     .... 

Oeffentliche  Sicher- 
heit   

Sanitätspflege    .     . 

Oeffentliche  Wohl- 
that      .... 

Kultus      .... 

Hoch-  und  geist- 
liche Schulen     . 

Mittelschulen    .     . 

Volksschulen     .     . 

Schulaufsicht     .     . 

Landeskultur     .     . 

Bergdienst    .     .     . 

Ackerbau-  u.  Berg- 
schulen     .    .     . 

4,681,795 

8.474,860 
957,618 

4,800 
5,088,524 

4,687,060 
4,799,585 
1,966,189 

603,500 
4,182,052 

185,597 

160,370 

97,473 
1,066,157 

3,806,160 

415,990 
906,954 
149,330 
25 
288,933 
2,051 

25,030 

4,584,322 

7,408,703 
957,618 

4,800 
1,282,364 

4,271,070 
3,892,631 
1,816,859 

603,475 
3,893,119 

183,546 

135,340 

1,044,947 

1,545,140 
81,337 

1,200 
740,300 

985,998 
1,374,765 
423,641 
146,158 
648,715 
76,087 

21,930 

28,490 
63,803 

912,426 

80,850 

272,136 

21,012 

91,120 
235 

360 

1,016,457 

1,481,337 
81,337 

1,200 
—  172,126 

905,148 
1,102,629 
402,629 
146,158 
557,595 
75,852 

21,570 

Transport 

35,791,950 

6,758,103 

29,033,847 

7,090,218 

1,470,432 

5,619,786 
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Ernst  Mischler, 


Oester  reich 

Böhmen 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

Er- 
fordernis 

Eigene 

Be- 
deckung 

Netto- 
erforder- 
nis 

Transport 

35,791,950 

6,758,103 

29,038,847 

7,090,218 

1,470,432 

5,619,786 

Gewerbeinspektion, 
Aich-  und  Hafen- 

dienst  .     .     .     . 
Gew.-,  Industrie-  u. 

1,353,034 

749,100 

603,934 

146,162 

90,000 

56,162 

Handelsschulen  . 
Staatsbaudienst     . 
Strassenbau       .     . 
Wasserbau    .     .     . 

Justiz 

Pensionen     .     .     . 
Subvent.  an  Landes- 

1,695,929 
1,158,980 
4,908,816 
3,199,800 
20,149,686 
15,961,800 

56,572 

27,241 

32,257 

682,862 

71,254 

1,639,357 
1,158,980 
4,881,575 
3,167,543 
19,466,824 
15,890,546 

474,114 

245,512 

1,103,400 

396,000 

4,527,370 

2,959,980 

25,265 

3,600 

8,470 

114,900 

8,789 

448,849 

245,512 

1,099,800 

387,530 

4,412,470 

2,951,191 

fonds     .... 
Subvent.  an  Grund- 

242,000 

— 

242,000 

— 

— 

— 

entlastungsfonds 
Subvent.    an    Ver- 

3,381,410 

— 

3,381,410 

— 

— 

— 

kehrsanstalten    . 
Darlehen  und  Vor- 

7,301,820 

134,500 

7,167,320 

1,051,000 

19,000 

1,032,000 

schüsse      .     .     . 
Verschiedene  Aus- 

313,333 

362.600 

-  49,267 

— 

204,262 

-  204,262 

lagen    .... 

34,400 

— 

34,400 

2,331 

— 

2,381 

Gesamter    Eini- 

1 

1 

gungsaufwand 

95,492,958 

8,874,489 

86,618,469 

17,906,087 

1,944,918 

16,051,369 

Die  gesamten  Ausgaben  des  Einigungsbedarfes  betragen  44  Pro- 
zent des  Regierungsbrutto-  und  39  Prozent  desselben  Nettoaufwandes, 
stehen  also,  wie  oben  bemerkt,  dem  die  übrigen  Anteilssummen  um- 
fassenden Einheitsbedarfe  ziemlich  nach.  Liegt  in  einem  Gemein- 
wesen das  Verhältnis  in  dieser  Weise,  so  werden  die  centripetalen 
Tendenzen  über  die  centrifugalen  das  Uebergewicht  bewahren,  denn 
mit  dem  Einheitsbedarfe  ist  immer  ein  centripetales,  sowie  mit  dem 
Einigungsbedarfe  ein  centrifugales  Element  der  Gemeinwesensbildung 
gegeben  ^).  Die  territorial  wirkende ,  wenn  auch  einheitliche  Staats- 
gewalt wird  doch  immer  von  der  kulturellen  Eigenart  eines  jeden 
Teilterritoriums  ganz  besonders  beeinflusst,  und  es  erscheint  die  in 
demselben  wirkende  öffentliche  Kraft  leicht  auch  mit  demselben  be- 
grenzt. Dadurch  liegt  die  Auffassung  nahe,  dass  eine  solche  örtliche 
Ausgestaltung  der  Gemeinwirtschaft  vorwiegend  den  Zwecken  dieses 
Territoriums  zu  dienen  habe,    vor  welchen    die  Erkenntnis   der  Be- 

0  Vgl.  Umpfenbach,  F.-W.,  2.  Aufl.,  S.  62,  über  «Fartikularismus"  und 
„Unitarismus ". 
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dingtheit  derselben  durch  die  allgemeinen  Staatszwecke  zurücktritt. 
Je  grösser  die  kulturelle  Verschiedenheit  der  Territorien,  besonders 
durch  Sprache,  Konfession,  Bildungsgrad,  Wirtschaftsverhältnisse 
bedingt  ist,  desto  näher  liegt  die  Tendenz  zu  einer  solchen  örtlichen 
Assimilierung,  je  gleichförmiger  die  Kultur,  desto  mehr  ist  deren 
Einfluss  in  allen  Territorien  gleichmässig  und  dadurch  als  besonderer 
unwirksam. 

Bezüglich  der  Einnahmen  können  wir  uns  kürzer  fassen.     Sie 
sind  in  Tab.  V  zusammengestellt. 

Tab.  V. 

Einnahmen  und  Betriebsausgaben. 

(Gulden  ö.  W.) 


0 

esterreich 

Böhmen 

Betriebs- 

Ein- 

Netto- 

Betriebs- 

Ein- 

Netto- 

ausgaben 

nahmen 

ein- 
nahmen 

ausgaben 

nahmen 

ein- 
nahmen 

S  t  a  m  m  g  u  t- 

mässige  Ein- 

nahmen: 

Forste;    Domänen- 

Montanwerke     . 

9,361,481 

10,551,235 

1,189,754 

— 

— 

— 

Gebäude  .... 

142,632 

106,120 

-  36,512        - 

— 

— 

Bewegl.  Kapitalien 

— 

564,200 

564,200        - 

— 

— 

Staatsdruckerei 

1,273,500 

1,363,500 

90,000,1       - 

—                 — 

Summe 

10,776,613 

12,585,055 

1,807,442 

3,233,284 

3,775,516 

542,232 

Gemeinwirt- 

schaftliche 

Einnahmen 

i.  e.  S.: 

Eisenbahnen      .     . 

61,058,110 

40,728,598 

-20,329,512 

16,726,060 

13,094,608 

-8,631,452 

Post  u.  Telegraph. 

21,660,000 

26,400,000 

4,740,000 

4,526,792 

6,772,670 

2,245,878 

Postsparkasse   .     . 

381,000 

260,000 

- 121,000 

114,300 

78,000 

-  86,800 

Münzregal    .     .     . 

201,100 

207,500 

6,400 

58,775 

63,528 

4,753 

Steuern    und    Ge- 

1 

bühren      .     .     . 

85,976,820 

402,482,141 

316,505,321 

24,935,503ill6,894,370 

91,958,867 

Militärtaxe   .     .     . 

1,171,465 

1,200,000 

28,535 

351,439 

360,000 

8,561 

Fiskalitäten,  Heim- 

fälligkeiten   .     . 

4,000 

160,000 

156,000 

810 

32,0001       31,190 

Summe 

170,452,495 

471,438,239j300,985,744 

46,713,679 

137,295,176 

90,581,497 

Finanzministerium 

u.  Zentralkassen 

16,838,436 

1,952,350'-14,886,086 

4,105,125 

547,468 

-3,557,657 

Kassenverwaltung . 

640,100 

94,5001     -545,600 

192,031 

41,034 

- 150,997 

Summe 

17,478,536 

2,046,8501-15,431,686 

4,297,156 

588,5021-3,708,654 

Gesamteinnahmen 

und  Betriebsaus- 

lagen   .     .     .     . 

198,708,644 

486,070,144 

287,361,500 

54,244,119 

141,659,194 

87,415,075 

769 


202 


Ernst  Mischler, 


Wir  haben  die  Einnahmen  zunächst  in  die  stammgutmässigen 
geschieden  und  bemerkt,  dass  diese  Gattung  entweder  rein  unterri- 
torialer Natur  (z.  B.  die  in  der  Tab.  V  nachgewiesenen  Einnahmen 
aus  Mobiliarkapital)  oder  territorialer  Natur,  also  einer  Einwirkung 
auf  die  Volkswirtschaft  zugänglich  sein  können.  In  gemeinwirt- 
schaftlicher Beziehung  kann  eine  reelle  Lokalisierung  dieser  Stamm- 
guteinnahmen nicht  vorgenommen  werden.  Die  zweite  Gruppe,  die 
eigentlichen  gemein  wirtschaftlichen  Einnahmen  sollten  in  jedem  Budget 
vollständig  lokalisiert  werden,  sowohl  was  die  Bruttoeingänge  als 
was  die  Betriebsauslagen  anbelangt,  wobei  letztere  nach  Analogie  der 
Zentral-  und  Lokalauslagen  zu  behandeln  sind.  In  dem  vorliegenden 
österreichischen  Haushalte  begegnen  wir  auch  betreffs  dieser  Ein- 
nahmen einigen  mangelhaften  Lokalisierungen,  die  aber  ebenso  un- 
bedeutend und  ungerechtfertigt  sind,  wie  die  oben  angeführten 
mangelhaft  lokalisierten  Ausgaben.  Hierher  gehören  die  Einnahmen 
der  Postsparkasse,  die  zu  Zwecken  der  Ansammlung  des  Militärtax- 
fondes  gezahlten  Steuerbeträge  und  die  Verschleisseinnahmen  beim 
Salzmonopole,  welche  den  Verschleissämtern  und  nicht  den  Ländern 
(deren  Bewohner  doch  als  Steuerzahler  in  Betracht  kommen)  zuge- 
teilt sind ;  die  Zentralauslagen  des  Betriebes  bei  Stempel,  Taxen  und 
Lotto  sind  gar  nicht  eigens  ausgeschieden,  sondern  unter  den  Lokal- 
auslagen desjenigen  Landes  enthalten,  in  welchem  sich  die  Haupt- 
stadt befindet.  Mit  allen  diesen  Posten  sind  evidente  Budgetierungs- 
fehler  gegeben.  Die  übrigen  mangelhaften  Lokalisierungen  stehen 
entweder  im  Widerspruche  mit  dem  Prinzipe  der  Spezialität  überhaupt, 
wie  die  Sammelposten,  oder  sind  ganz  minimal.  Das  Prinzip  der 
Lokalisierung  oder  örtlichen  Spezialität  besteht  somit  auch  bezüglich 
der  Einnahmen  vollkommen  die  empirische  Probe. 

Es  erübrigt  mir  jetzt  noch,  nachdem  die  Einnahmen  zur  Dar- 
stellung gelangt  sind,  den  zifFermässigen  Ausdruck  für  die  gemein- 
wirtschaftliche  Kraft  desjenigen  Teiles  des  Staatsgebietes  zu  ermitteln, 
welchen  wir  als  konkreten  Ausdruck  der  räumlichen  Kategorien 
angenommen  haben.  Diese  repräsentiert,  wie  oben  S.  185  ausgefühi-t 
worden  ist,  gleichzeitig  das  Interesse,  welches  dieser  Teil  des  Ge- 
meinwesens für  die  Einheitsbedürfnisse  des  ganzen  Staates  empfindet. 
Der  Steuerbetrag  (mit  den  Gebühren)  Böhmens  beträgt  ca.  29  Prozent 
des  staatlichen  Gesamtsteuerbetrages.  Oben  wurde  bereits  bemerkt, 
dass  der  Salzsteuerbetrag  mangelhaft  budgetiert  ist,  und  speziell  für 
Böhmen  gilt,  dass  für  dieses  Land  überhaupt  gar  kein  diesbezüglicher 
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Posten  eingesetzt  ist.  Wenn  wir  daher  bedenken,  dass  sich  der  Steuer- 
betrag des  Landes  hierdurch,  der  in  Tab.  V  angegebenen  Summe 
gegenüber,  erhöht,  und  dagegen  wieder  berücksichtigen  (s.  o.),  dass 
die  Zentralleitungsausgaben  bei  einigen  indirekten  Abgaben  erst  auf 
Böhmen  repartiert  werden  müssen,  so  können  wir  —  das  Detail  der 
Berechnung  mag  wegbleiben,  da  ja  die  statistische  Durchführung 
nur  als  Beispiel  gilt  —  für  Böhmen  einen  Betrag  von  30  Prozent 
der  staatlichen  Steuern  annehmen.  Mit  diesem  Koeffizienten  muss 
in  Tab.  I  die  Aufteilung  der  Einigungsausgaben  vollzogen  werden 
und  wurde  bereits  in  Tab.  V  bei  den  stammgutmässigen  Einnahmen 
und  endlich  aushilfsweise  bei  mangelhaften  Lokalisierungen  über- 
haupt der  auf  Böhmen  entfallende  Anteil  von  Aufwand  und  Ein- 
nahmen berechnet. 

Nun  erst  sind  alle  Voraussetzungen  gegeben,  um  die  finanz- 
wirtschaftliche Bedeutung  eines  Gebietsteiles  einer  grösseren  Ge- 
meinschaft, speziell  hier  diejenige  Böhmens  innerhalb  des  öster- 
reichischen Staatshaushaltes  zu  erfassen.  Ganz  unbeschadet  der 
Einheit  des  Staates  und  seines  Haushaltes,  kann  nun  untersucht 
werden,  welche  Stellung  dieser  räumlich  abgesonderte  Bevölkerungs- 
teil mit  seinen  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  und  seinem  öjffentlichen 
Bedarfe  innerhalb  der  Staatsgrenzen  einnimmt.  So  erst  gelangt  man 
zu  der  Kenntnis,  was  in  gemeinwirtschaftlicher  Beziehung  im  Lande, 
(der  lokalisierbare,  nicht  zentralisierte  EinigUngsbedarf) ,  was  für 
das  Land  (beide  eben  erwähnten  Bedarfsgruppen  und  der  ideelle 
Anteil  am  Einheitsaufwand),  und  was  vom  Lande  (dessen  gemein- 
wirtschaftliche  Leistungen  im  engern  Sinne)  für  Staatszwecke  auf- 
gewendet wird.  Nur  eine  solche  Bemessung  ist  exakt,  dagegen  nicht 
diejenige,  bei  welcher  einfach  der  für  einen  Gebietsteil  nach  dem 
Budget  ersichtliche  öfientliche  Bedarf,  d.  i.  der  lokalisierte  Einigungs- 
bedarf (ohne  den  Anteil  des  zentralisierten)  und  der  in  jenem  Gebiete 
durchgeführte  Einheitsbedarf  den  gemeinwirtschaftlichen  und  stamm- 
gutmässigen Einnahmen  in  jenem  Gebietsteile  gegenübergestellt  wird. 
Das  Resultat  der  in  den  Tab.  I — V  geführten  statistischen  Unter- 
suchung ist  nun  in  der  Tab.  VI  zusammengefasst. 
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Tab.  VI. 

Bilanz. 

(Gulden  ö.  W.) 


Oesterreich. 

! 

Erfordernis     Bedeckung 

Abgang  (-) 
oder  Ueber- 
schuss  (-f ) 

Staatseinheitsaufwand 

Zentralausgaben 

Lokalisierter  Aufwand 

222,981,138 

2,710,426 

95,492,958 

9,732,088 

140,240 

8,874,489 

213,249,050 

2,570,186 

86,618,469 

Gesamter  Regierungsaufwand  .     .     . 
Einnahmen  und  Betriebsausgaben     . 

321,184,522 

198,708,644 

18,746,817 
486,070,144 

302,437,705 
287,361,500 

(Passive)  Staatsbilanz  für  den 
ganzen  Staat 

519,893,166 

66,894,341 

691,473 

17,996,087 

504,816,961 

2,919,626 

42,072 

1,944,718 

-  15,076,205 

Böhmen. 

Staatseinheitsaufwand 

Zentralausgaben       

Lokalisierter  Aufwand 

63,974,715 

649,401 

16,051,369 

Gesamter  Regierungsaufwand  .     .     . 
Einnahmen  und  Betriebsaufwand  .     . 

85,581,901 
54,244,119 

4,906,416 
141,659,194 

80,675,485 
87,415,075 

(Aktive)   Staatsbilanz    für    die 
Provinz   Böhmen 

139,826,020 

146,565,610 

+    6,739,590 

Während  das  Ergebnis  des  Staatsbudgets  im  ganzen  um  etwa 
5  Prozent  der  Regierungsausgaben  passiv  ist,  bleiben  von  dem  von 
Böhmen  für  den  staatlichen  Bedarf  durchgeführten  öffentlichen  Auf- 
wände nach  Befriedigung  der  für  diesen  Gebietsteil  entfallenden  Be- 
darfsquoten noch  über  6 — 7  Mill.  Gulden  oder  ca.  8  Prozent  der 
denselben  betreffenden  Regierungsauslagen  rein  übrig,  welche  anderen 
Territorien  zu  gute  kommen;  seine  staatliche  Bilanz  ist  also  und 
nicht  unbeträchtlich  aktiv. 

Die  Differenz  zwischen  dem  vom  Lande  geleisteten  und  dem  für 
dasselbe  durchgeführten  Aufwände  ist  jene  Gütersumme,  um  welche 
das  Territorium  weniger  vom  Staate  erhält,  als  es  ihm  gegeben  hat. 
Ziffermässig  können  wir  dieses  Verhältnis  nur  bezüglich  der  Binigungs- 
auslagen  fixieren,  von  welchen  gegenüber  der  Steuersumme  von 
30  Prozent  nur  ca.  18,5  Prozent  auf  dieses  Territorium  entfallen. 
Wie  bemerkt,  gibt  die   aktive  Staatsbilanz  des  Landes   an   sich  gar 
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keine  Berechtigung,  auf  eine  Ueberlastung  oder  zu  geringe  Betei- 
ligung mit  Staatsgütern  zu  schliessen;  es  sind  nur  jene  ganz  anderen, 
auf  einem  disparaten  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  liegenden  Kon- 
sequenzen zu  ziehen,  von  welchen  oben  gesprochen  wurde,  und  für 
welche  das  Wahlrecht  der  praktischste  Ausdruck  ist. 


m. 

Die  Vereinigung  der  Gemeinwirtschaften  im  Staate,  Die  frühere  Auffassung  der  Gemeinwirt- 
sehaften  als  selbständiger  Teile  des  Staates,  hervorgerufen  durch  die  Vereinigung  von  Territorien 
unter  demselben  Herrscher  und  durch  das  Eintreten  des  Staates  an  Stelle  der  Selbstverwaltungs- 
körper. Konsequenzen  dieser  Auffassung  auf  die  Bestimmung  des  Wirkungskreises  der  Selbst- 
verwaltungskörper. —  Die  Prinzipien  der  gemeinwirtschaftlichen  Organisierung.  Das  Prinzip  der 
Ordnung.  Definition, Ursachen  desselben.  Beispiele  darüber.  Das  Prinzip  der  Besonderheit. 
Sein  Einfluss  1.  auf  die  Gliederung  der  Selbstverwaltungskörper  in  räumliche,  persönliche,  sach- 
liche ;  deren  Unterarten.  2.  auf  die  Einrichtung  des  Haushaltes  derselben :  Erstens  das  Fonds- 
prinzip. Das  Fondsprinzip  im  Staate  unmöglich.  In  der  Selbstverwaltung  möglich  und  häufig. 
Verschieden  von  der  organischen  Bedeutung  des  Fondsprinzips  ist  die  flnanz-technische  Be- 
deutung. Staat.  Selbstverwaltung.  Zweitens  die  Besonderheit  der  Einnahmen.  Die  Steuern 
als  Zweck-,  Territorial-,  Personengemeinschafts-Steuem.  Die  Beiträge.  Die  SpezialStrafen.  — 
Die  Beziehung  der  finanzwirtschaftlichen  Subjekte  zu  einander.  Die  ideelle  Kooperation.  Die 
Union.    Die  reelle  Kooperation  und  ihre  Formen :  die  Dotation,  Subvention  und  Konkurrenz. 

Wir  haben  bisher  im  Abschnitt  I  die  Subjektbestimmung  der 
Pinanzwirtschaft  in  „mehreren  Gresamtwirtschaften"  gefunden 
und  in  Abschnitt  II  für  alle  diese  Gemeinschaften  allgemein  gültige 
Betrachtungen  angestellt.  Nun  erübrigt  noch,  den  Einfluss  dieses 
Momentes  der  Mehrheit  der  Subjekte  zu  erörtern.  Die  Mehrheit 
setzt  eine  Verschiedenheit  voraus,  und  deshalb  müssen  wir  uns  zu- 
nächst mit  dieser  Vorbedingung  der  Mehrheit  befassen. 

Diese  mehreren  Gesamtwirtschaften  gehen  unter  einander  gruppen- 
weise Vereinigungen  ein,  welche  durch  den  Volksbegriff  ihre  Zu- 
sammengehörigkeit erhalten;  die  Finanzwirtschaft  beschäftigt  sich 
insofern  mit  der  Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  in  einem  Volke 
durch  diejenigen  Gesamtwirtschaften,  in  welche  es  sich  zu  diesem 
Zwecke  differenziert^).  Eine  solche  Differenzierung  des  Volkes  in  Ge- 
meinschaften ist  die  weitaus  überwiegende  Erscheinung  und  einheitliche 
Organisierungen  sind  äusserst  selten^),  so  dass  sich  also  die  Finanz- 
wissenschaft   der  Untersuchung   dieses    Zusammenhanges   nicht  ver- 


^)  Umpfenbach  beschreibt  in  der  2.  Aufl.  die  Finanzwirtschaft  auf 
den  Staat  allein  und  stellt  die  „Sozialwirtschaft*  hiezu  in  Gegensatz. 

^)  Vgl.  V.  Jnama-Sternegg,  «Die  Gliederung  des  Staatsgebietes", 
in  Tüb.  Zeitschr.  1872,  S.  522;  Bergius,  Grundsätze  der  F.-W,  S.  50. 
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schliessen  darf.  Derartige  Erwägungen  suchen  wir  bis  in  die  jüngste 
Zeit  in  der  Litteratur  der  Finanzwissenschaft  vergebens.  Nicht  als 
ob  etwa  die  Selbständigkeit  mehrerer  Subjekte  der  Finanzwirtschaft 
übersehen  worden  wäre;  was  fehlte,  war  die  Erkenntnis  von  der 
qualitativen  Verschiedenheit  derselben.  Es  erschienen  diese  besonderen 
Gemeinschaften  nur  als  selbständige  Teile  des  Staates.  Hierin 
liegt  der  Hauptunterschied  der  Subjektsauffassung  der  früheren  von 
der  heutigen  Finanzwissenschaft  und  die  Ursache,  warum  die  aus 
der  qualitativen  und  quantitativen  Verschiedenheit  der  Subjekte  sich 
ergebenden  Erscheinungen  nicht  zur  näheren  Betrachtung  gelangten. 
Die  diesbezügliche  Lehre  war  eine  Abstraktion  aus  den  öffentlich- 
rechtlichen und  gemeinwirtschaftlichen  Verhältnissen,  welche  durch  die 
absolutistische  Staatsform  herbeigeführt  wurden  und  vorwiegend  nach 
zwei  Seiten  hin  zu  charakterisieren  sind. 

1.  Infolge  der  Vereinigung  selbständiger  Gebiete  unter  dem- 
selben Oberhaupte  behielten  diese  fast  staatliche  Selbständigkeit, 
indem  oft  nur  einige,  qualitativ  wenige  Verwaltungsaufgaben  für  alle 
derartig  vereinigten  Teile  gemeinsam  durchgeführt  wurden.  Diese 
gemeinsamen  Aufgaben  lösten  sich  ebenso  vollständig  los,  wie  die 
Angelegenheiten  der  autonomen  Gebiete  eben  auch  ganz  getrennt 
und  ohne  jede  Gemeinsamkeit  durchgeführt  wurden.  So  entstanden 
in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  örtlich  speziaHsierte 
Etats,  Provinzialetats  u.  s.  f.^)  Solche  Vereinigungen  nähern  sich 
sehr  den  verschiedenen  Formen  der  Staatenverbindungen  und  finden 
deshalb  ihre  Analogie  in  den  wenigen  heute  bestehenden  öffentlich- 
rechtlichen Organisationsformen  dieser  Art  (z.  B.  Oesterreich-Ungarn). 
Wo  separate  Gebietsetats  auftraten,  befriedigten  sie  nicht  selten  das 
Bedürfnis  nach  gemeinwirtschaftlicher  Organisation  und  machten 
andere  Gemeinwirtschaften  innerhalb  des  Staates  zum  grossen  Teil 
überflüssig. 

2.  Der  Staat  setzte  sich  selbst  an  Stelle  der  übrigen  im 
Volke  bestehenden  Gemeinwirtschaften,  so  dass  deren  selbstän- 
diger Charakter  verloren  ging  und  aus  ihnen  selbständige  Glieder  der 
staatlichen  Wirtschaft  wurden;  hier  obsiegte  das  absolutistische 
Verwaltungsprinzip  über  die  bestehende  Autonomie.  Dieser  Vorgang 
gelang  allerdings  bei  einigen  Gruppen  von  Gemeinwesen,  z.  B.  bei 
der  Gemeinde   nicht,    welche  immer,    und   zwar  oft  als  einzige  Art 


1)  Wagner  bei  Schönberg,  Bd. III,  S.485;  Stein,  F.-W.,  I,  S.  217 u. 218. 
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der  Gemeinwesen  neben  dem  Staat,  als  selbständiges  Subjekt  öffent- 
licher Wirtschaft  betrachtet  wurde,  war  aber  bei  vielen  anderen 
Gemeinwirtschaften  von  Erfolg  begleitet.  Da  als  Ueberrest  der  ehe- 
maligen Selbständigkeit  wenigstens  noch  eine  gesonderte  Rechnungs- 
führung für  solche  „Fonds"  übrig  blieb,  so  erschien  infolge  dieser  Vor- 
gänge die  Wirtschaft  des  Staates  wieder  als  eine  geteilte.  Es  wurden 
z.  B.  Humanitätsanstalten,  welche  als  Stiftungen  den  Charakter  selb- 
ständiger Gemeinwirtschaften  hatten,  „zu  Staatsanstalten  erklärt"  und 
dabei  ihre  Vermögenssubstanz  ganz  gesondert  budgetmässig  behandelt. 

Als  sich  in  diesem  Jahrhunderte  in  Deutschland  die  Selbst- 
verwaltung im  heutigen  Sinne  zu  entwickeln  begann,  da  war  vielfach 
dieser  Gesichtspunkt  massgebend,  dass  es  sich  um  Schaffung  von 
gesonderten  Abteilungen,  Gliedern  des  Staates  handele.  Dabei  kam 
aber  der  Staat  durchaus  nicht  als  die  volle  Organisation  des  ganzen 
Volkes  nach  allen  seinen  Gliedern  in  Betracht,  in  welchem  Siune 
diese  Auffassung  richtig  gewesen  wäre,  sondern  er  erschien  als 
das  allgemeine,  alle  Angehörigen,  aber  nicht  alle  Gemeinbedürfnisse 
derselben  umfassende  einheitliche  Gemeinwesen,  also  etwa  als  der 
Staat  im  engeren  Sinne  ^).  Es  herrschte  die  Auffassung,  dass,  abge- 
sehen etwa  von  der  Gemeinde  und  selten  anderen  Gemeinschaften, 
alle  Gemeinbedürfnisse  in  einem  Volke  durch  ein  grosses,  als  Staat 
qualitativ  einheitliches  und  nur  im  obigen  Sinne  als  Staatenkompo- 
sition oder  als  verstaatlichte  Selbstverwaltung  geteiltes  Gemeinwesen 
befriedigt  würden,  aus  welchem,  der  Mannigfaltigkeit  des  Volkslebens 
zufolge,  bestimmte  Gruppen  von  Gemeinzwecken  ausgeschieden  werden, 
um  besonders  durch  Gemeinwesen  zur  Befriedigung  zu  gelangen. 

In  abschliessender  Ergänzung  der  früheren  Bemerkungen  über 
die  Vieldeutigkeit  der  Ausdrücke  „zentral"  und  „Zentralisation",  resp. 
„Dezentralisation"  sei  bemerkt,  dass  diese  hier  wieder  in  zwei  weiteren 
Anwendungen  auftreten.  Erstens  wird  der  bei  örtlicher  Selbständig- 
keit der  Staatsglieder  gemeinsam  von  allen  durchgeführte  Aufwand, 
und  zweitens  der  Aufwand  des  Staates  im  engeren  Sinne  gegenüber 
den  Aufwendungen  der  Selbstverwaltung  als  Zentralaufwand  und  der 
ganze  Vorgang  dieser  Gliederung  als  DezentraHsation  bezeichnet. 

Die  eben  charakterisierte  Subjektsauffassung  finden  wir  in 
ziemlicher  Uebereinstimmung  bei  den  früheren  Systematikern  der 
Finanzwissenschaft,    insbesondere   auch   bei   Malchus,    Rau    und 


')  Umpfenbach,  F.-W.,  2.  Aufl.,  S.  2,  Anm.  2. 
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Umpfenbach  ^).  Das  Wesentliche  derselben  ist,  dass  der  Staats- 
haushalt in  „Fonds"  zerfällt,  welche  entweder  vom  Staate  (der  „Zen- 
trale") dotiert  werden  oder  finanziell  auf  sich  angewiesen  sind,  und 
dass  eine  Ausscheidung  von  Angelegenheiten  in  gewisse  Territorien, 
besonders  die  Bezirke,  in  Erwägung  gezogen  und  dieselben  charakte- 
ristisch als  Teile  des  Staatsaufwandes  angesehen  werden. 

Wir  unsererseits  gehen  nicht  davon  aus,  dass  alle  Gemein- 
bedürfnisse in  einem  Volke  durch  eine  einzige  Gemeinschaft,  sei  diese 
auch  aus  qualitativ  gleichen  Teilen  zusammengesetzt,  befriedigt  werden, 
so  dass  diese  Durchführung  aller  Gemeinzwecke  durch  das  eine 
staatliche  Gemeinwesen  gleichsam  das  Prius  sei ;  wir  gehen  nicht 
davon  aus,  dass  die  übrigen  Gemeinwirtschaften  ihre  gemeinwirt- 
schaftliche Berechtigung  überhaupt,  d.  h.  die  Summe  und  Art  der 
Bedürfnisse,  welchen  sie  dienen,  aus  jenem  einen  Gemeinwesen  —  dem 
Staate  —  entnehmen.  Wir  sagen  vielmehr,  dass  von  der  Mannig- 
faltigkeit der  öffentlichen  Gliederung  des  Volkes  in  Organismen  mit 
eigentümlicher  Bedürfnisbefriedigung  auszugehen  sei.  Selbstverständ- 
lich ist  es  hierbei,  dass  es  ein  Gemeinwesen  geben  muss,  welches 
zur  Befriedigung  gewisser  Gemeinbedürfnisse  alle  Glieder  vereint, 
das  oberste  Gemeinwesen,  der  Staat  im  engeren  Sinne.  Dieses  be- 
herrscht wohl  rechtlich  alle  übrigen  Gemein  Wesensdifferenzierungen 
desselben  Volkes,  weil  es  ja  einzig  alle  Volksgenossen  umfasst,  es 
ist  aber  nicht  wirtschaftlich  der  Fond  und  Quell  aller  Gemein- 
bedürfnisse, welche  das  Volk  kennt.  Dieser  Fond  und  Quell  ist  viel- 
mehr die  Mannigfaltigkeit  der  kulturellen  Entwickelung  der  Volks- 
glieder, welche  zu  besonderer  Gruppierung  und  Setzung  von  Zwecken 
führt;  diese  können  niemals  schon  in  jenen  Bedürfnissen  enthalten 
sein,  welche  durch  die  gleiche  Kulturstellung  aller  Glieder,  aller  ver- 
schiedenen Gruppen  hervorgerufen  werden.  Es  ist  ganz  unmöglich, 
dass  alle  Gemeinwirtschaften  die  Summe  ihrer  Gemeinbedürfnisse  aus 
denjenigen  Gemeinbedürfnissen  schöpfen,  welche  alle  Glieder  aller 
Gemeinschaften  gemeinsam  empfinden.  Die  rechtliche  Unterworfen- 
heit des    ganzen    gemeinwirtschaftlichen    Prozesses    innerhalb    eines 


1)  Z.  B.  Stockar  v.  Neufern  a.  a.  0.  S.  32,  und  Bergius,  S.  35, 
über  die  Dotierung  der  lokalen  Fonds  aus  der  Zentralkasse,  Malchus,  F.-W., 
II,  S,  42  u.  50,  über  Bezirke  und  S.  51  über  dotierte  Fonds,  Rau,  F.-W.,  I, 
S.  56  und  Umpfenbach,  F.-W.,  I,  S.  44  ff.,  über  Bezirke,  resp.  Provinzen, 
Kreise.  In  der  2.  Aufl.  dieses  Werkes  werden,  wie  bemerkt,  die  Sozialwirt- 
schaften aus  der  Finanzwirtschaft  ausgeschieden. 
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Volkes  unter  die  Staatsgewalt  ist  somit  nicht  zu  verwechseln  mit  der 
wirtschaftlichen  Bedingtheit,  welche  jede  Gemeinschaft  in  erster  Linie 
in  sich  selbst  findet. 

Die  eben  geschilderte  Subjektsauffassung  hat  nicht  geringe 
Nachteile  für  die  gemeinwirtschaftliche  Ausbildung  im  Volksleben 
und  ihre  Theorie  mit  sich  geführt,  von  denen  der  gewichtigste  darin 
bestehen  mag,  dass  die  Abgrenzung  des  Bedürfniskreises  jeder  Art 
von  Gremeinschaften  sehr  schwierig  wird.  Zum  grossen  .Teil,  inso- 
fern sich  nicht  etwa  Gemeinschaften,  wie  die  Gemeinden,  stets  er- 
halten haben,  musste  aus  dem  Staatsbegriffe  heraus  konstruiert  werden, 
um  für  seine  Teile  die  korrelaten  Bedürfnisse  zu  bestimmen,  da  das 
Bewusstsein  der  ehemaligen  Stellung  und  die  organische  gemeinwirt- 
schaftliche Entwickelung  derselben  durch  die  absolutistische  Einheits- 
bildung unterbrochen  worden  war. 

Den  Wirkungskreis  der  einzelnen  Subjekte  der  Finanzwirtschaft, 
damit  auch  denjenigen  der  Selbstverwaltungskörper  ^)  festzusetzen,  ist 
nicht  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft ;  wohl  aber  ist  diese  in  hervor- 
ragendem Masse  an  einer  Feststellung  desselben  interessiert,  da  die 
richtigen  Konklusionen  für  das  Einnahmewesen  aus  der  richtigen  For- 
mulierung der  Kompetenzkreise  hervorgehen.  Sie  muss  also  die  nötigen 
Vorbegriffe  in  dieser  Richtung  zunächst  dennoch  zu  gewinnen  suchen, 
falls  diese  nicht  schon,  wie  es  jedoch  nicht  der  Fall  ist,  bereits  vorliegen. 

Bisher  scheinen  die  Versuche  einer  Abgrenzung  der  Aufgaben- 
kreise nicht  nur  nicht  zum  befriedigenden  Abschluss  geführt  zu  haben, 
was  in  der  Natur  der  Sache  begründet  ist,  sondern  schon  in  der  ganzen 
Formulierung  der  Frage  die  richtige  Lösung  bedeutend  erschwert  zu 
haben.  Ehe  wir  auf  die  verschiedenen  Bestimmungen  der  Wirkungs- 
kreise eingehen,  müssen  wir  deshalb  gegen  jene  Anschauungen  Stellung 
nehmen,  welche  von  prinzipieller  und  präjudicierender  Bedeutung  sind. 

V.  Bilinski  erörtert  die  Wesensgleichheit  der  Aufgaben  des 
Staates  und  der  Gemeinde  an  sich  und  verhält  sich  deshalb  ablehnend 
gegen  eine  aus  der  spezifischen  Gemeinwesensstellung  der  letzteren 
hervorgehende  Kompetenz  derselben;  in  letzter  Linie  „soll  der  Ge- 
meinde eben  alles  dasjenige,  was  sie  billiger  und  besser  versehen 
könne,    übertragen  werden,   wobei    nach    der  Art  der  Geschäfte  die 


^)  In  den  folgenden  Ausführungen  wurden  von  dem  Unterschiede  zwischen 
Autonomie  und  Selbstverwaltung  im  engern  Sinne  abgesehen,  und  um  die 
Untersuchung  zu  vereinfachen,  der  Begriff  der  Selbstverwaltung  im  weitern 
Sinne  genommen. 
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staatliche  Ingerenz  bald  grösser,  bald  geringer  zu  sein  hätte".  Nun 
ist  es  wohl  ganz  richtig,  dass  die  Zwangsnatur  der  Gemeindeagenden 
wesensgleich  mit  derjenigen  des  Staates  und  überhaupt  mit  allen 
öif entlichen  Angelegenheiten  ist;  das  ist  der  Inhalt  des  Begriffes 
des  öffentlichen  Bedarfes.  Aber  daraus  können  wir  auf  dessen  Um- 
fang, welcher  jedem  Gemeinwesen  zugehört,  keinen  Schluss  ziehen. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Natur  der  Agenden  an  sich,, 
sondern  um  die  in  jedem  Fall  verschiedenen  gemeinwirtschaftlichen 
Subjekte,  welche  die  Bedürfnisse  empfinden,  und  nach  welchen  sich 
allein  der  Kompetenzkreis  richten  kann.  Dabei  ist  es  eine  ganz 
andere  Frage,  wer  dann  den  Bedarf  eines  Gemeinwesens  durchführt,, 
ob  dieses  selbst  oder  ein  anderes  oder  schliesslich  gar  kein  Gemein- 
wesen, denn  es  kann  ja  auch  eine  ausserzwangsgemeinwirtschaftliche 
Befriedigung  eintreten.  Die  Durchführung  ist  somit  ganz  für  sich 
zu  beurteilen  und  nicht  mit  der  Zugehörigkeit  des  Bedarfes  zu 
bestimmten  gemeinwirtschaftlichen  Subjekten  zu  verwechseln. 

V.  Reitzenstein*)  geht  bei  seiner  Unterscheidung  des  Auf- 
gabenkreises der  kommunalen  Selbstverwaltungskörper  von  dem  Ge- 
danken aus,  dass  es  gewisse  Arten  von  öffentlichen  Aufgaben  gibt,, 
welche  dem  Staate  und  andere  Arten,  welche  den  kommunalen 
Selbstverwaltungskörpern  als  eigentümlich  zuzuschreiben  sind.  Nun 
kann  aber  doch  ganz  dieselbe  Art  von  Gemeinbedürfnissen  bald  von 
diesem,  bald  von  jenem  Gemeinkörper  empfunden  werden  und  ist  dann 
in  deren  betreffenden  Wirkungskreis  zu  versetzen;  v.  Reitzenstein. 
erkennt  dies  selbst  und  zwar  bezüglich  des  Kommunikationswesens  an. 
Allerdings  ist  es  am  leichtesten,  die  Zugehörigkeit  von  der  Art  nach 
verschiedenen  Bedürfnissen  zu  bestimmten  Gemeinkörpern  allgemein 
zu  statuieren,  nur  ist  die  Zahl  derselben  immer  eine  sehr  geringe 
Es  sind  also  nicht  nur  wesentlich  verschiedene  Bedürfnisse,  welche 
den  Unterschied  in  den  Aufgaben  der  finanzwirtschaftlichen  Subjekte 
bilden  müssen,  sondern  es  bilden  bei  gleichartigen  Bedürfnissen  die 
Subjekte   selbst   den  Ausgangspunkt  für  eine  solche  Bestimmung. 

Endlich  handelt  es  sich  bei  allen  Versuchen  einer  Kompetenz- 
bestimmung immer  nur  um  die  Grenze  zwischen  dem  Aufgaben- 
kreise des  Staates  einerseits  und  der  Selbstverwaltung,  allgemein 
gefasst,  andererseits.    Dies  ist  ohne  Zweifel  der  wichtigste  hier  ein- 

')  Bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  575.  —  Vgl.  die  Einleitung  in  a)  rein 
politischen,  b)  rein  sozialen  und  c)  gemischt  politisch-sozialen  Bedarf  bei  Umpfen- 
bach,  2.  Aufl.,  S.  63. 
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schlägige  Gesichtspunkt,  und  es  ist  nach  dem  Gange  der  Entwicklung 
der  Selbstverwaltung  aus  dem  Staate  heraus  ganz  erklärlich,  dass  ge- 
rade dieses  Moment  zunächst  untersucht  wird.  Es  wäre  aber  einseitig, 
damit  die  ganze  Frage  abthun  zu  wollen.  Man  übersieht  da  ganz,  dass 
es  sich  auch  darum  handeln  muss,  eine  Kompetenzabzweigung  für  die 
einzelnen  Subjekte  der  Selbstverwaltung,  resp.  für  deren  verschiedene 
Kategorien  zu  finden.  Es  ist  erst  die  Aufgabe  der  Zukunft,  die  ein- 
zelnen Gruppen  der  Gemeinwirtschaften  auf  den  ihnen  innewohnenden 
Gehalt  von  Gemeinbedürfnissen  und  Gemeinbedarf  zu  untersuchen; 
bisher  ist  in  dieser  Richtung  noch  kaum  der  Anfang  gemacht  worden. 

Gehen  wir  nun  zu  den  wichtigsten  Versuchen  über  die  Ab- 
zweigung der  Wirkungskreise  der  Gemeinwesen  über.  VonStein's') 
Ansicht  über  die  vier  Kategorien  dieser  Aufgaben  (örtliche,  staatliche, 
Besoldungswesen,  Schuldenwesen)  differiert,  wenn  wir  den  allgemeinen 
Aufwand  für  Besoldungs-  und  Schuldenwesen  auf  die  beiden  Kate- 
gorien örtliche  und  staatliche  Interessen  zurückführen,  nicht  wesent- 
lich v.  Reitzenstein  ^)  mit  der  Scheidung  in  „staatliche  und  örtliche 
Sonderaufgaben".  Mehr  den  Standpunkt  des  öffentlichen  Rechtes  be- 
tont Wagner  in  seiner  sich  an  Rau  anlehnenden  eingehenden  Dar- 
stellung^), indem  er  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung  gliedert 
in  speziell  und  generell  überwiesene  obligatorische  und  in  eigene  fakul- 
tative Aufgaben,  wobei  als  überweisend  allein  der  Staat  in  Betracht 
kommt;  Geffcken'^)  acceptiert  die  Einteilung  in  obligatorische  und 
fakultative  Ausgaben,  also  den  rechtlichen  Gesichtspunkt,  bringt  aber 
in  diese  Scheidung  auch  ein  organisches  Moment  hinein,  indem  er 
die  obligatorischen  Aufgaben  weiter  gliedert  in  solche,  welche  im  staat- 
lichen und  solche  die  im  eigenen  Interesse  der  Selbstverwaltung  liegen. 

Allen  diesen  Versuchen  gegenüber  ist  zunächst  zu  bemerken  — 
abgesehen  von  dem,  was  bereits  oben  über  die  ausschliessliche  Be- 
rücksichtigung des  Gegensatzes  von  Staat  und  Selbstverwaltung  ge- 
sagt wurde  — ,  dass  sie  nur  die  territoriale  Selbstverwaltung  im  Auge 
haben  und  immer  nur  von  örtlichen  Aufgaben  im  Gegensatze  zu 
allgemeinen  sprechen ;  die  territorialen  Selbstverwaltungen  sind  aber 
nicht  die  einzige  Gruppe  der  autonomen  Gemeinwesen.  Dann  werden 
die  territorialen  Gemeinkörper   selbst  weiter  nicht  unterschieden  und 

')  F.-W.,  4.  Aufl.,  S.  160  u.  161. 
2)  a.  a.  0.  S.  573. 
')  F.-W.,  I,  S.  95  fF. 
*)  a.  a.  0.  S.  38. 
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durchgehends  nur  als  von  dem  Momente  der  Oertlichkeit  beherrscht 
angesehen ;  die  faktische  Entwicklung  zeigt  aber  überall  innerhalb  der 
sogen.  Kommunen  selbst  wieder  Unterschiede,  welche  auch  auf  die 
Bildung  der  Aufgabenkreise  von  Einfluss  sein  müssen.  Zweitens  ist 
an  einigen  dieser  Versuche  auszusetzen,  dass  sie  die  gemeinwirtschaft- 
liche Kompetenzabgrenzung  mit  der  öffentlich-rechtlichen  verwechseln. 
Letztere  beruht  auf  ihren  eigenen  Voraussetzungen  und  bringt  ihre  be- 
sonderen Kategorien  hervor,  die  in  wirtschaftlicher  Beziehung  nicht  mass- 
gebend sind.  Im  übrigen  bezieht  sich  die  Einteilung  des  öffentlichen 
Rechtes  auch  nur  auf  den  Gegensatz  von  Staat  und  Selbstverwaltung. 

Bezüglich  einer  Abgrenzung  der  Aufgabenkreise  der  Zwangs- 
gemeinschaften wäre  nun  folgendes  zu  bemerken  ^). 

Manche  Aufgaben  lassen  sich  entschieden  als  dem  Wesen 
einer  jeden  Kategorie  der  durchführenden  Gemeinschaften  ent- 
sprechend bezeichnen.  Das  gilt  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der 
zwangsweisen  Berufsgemeinschaften ;  deren  Agenden  werden  kaum  als 
allgemein-staatliche  aufgefasst  und  auch  schwerlich  mit  denjenigen 
anderer  Gemeinwesen  verwechselt  werden  können.  Dasselbe  ist  häufig 
auch  von  den  Stiftungen  zu  sagen.  Schwieriger  dagegen  liegt  die 
Sache  bei  den  territorialen  Gemeinkörpern.  Hier  können  wir  mit 
Entschiedenheit  nur  die  Einheitsbedürfnisse  als  dem  Wesen  ent- 
sprechend bezeichnen  und  dann  etwa  jenen  Einigungsbedarf,  welcher 
in  steter  historischer  Kontinuität  dem  betreffenden  Selbstverwaltungs- 
körper eigen  geblieben  ist.  Der  hierher  gehörige  Aufwand  wird  vom 
Standpunkte  des  öffentlichen  Rechtes  fast  immer  ein  sogen,  fakultativer, 
freier  sein;  doch  ändert  es  natürlich  nichts  an  seinem  Wesen,  wenn 
er  sich  auch  als  sogen,  „überwiesener"  darstellt. 

Bezüglich  einer  weiteren  Gruppe  von  Aufgaben  kann  man 
ebenso  entschieden  behaupten,  dass  sie  aus  dem  Wesen  eines 
anderen  Gemeinkörpers  hervorgehen,  als  von  welchem  sie 
durchgeführt  werden.  Hierher  gehört  zunächst  der  eigentliche  „über- 
tragene Wirkungskreis"  im  technischen  Sinne,  also  nach  der 
französischen  und  österreichischen  Gesetzgebung,  der  schon  äusserlich 
durch  die  klare  Gesetzesbestimmung  und  durch  den  Umstand,  dass  die 
Durchführung  der  betreffenden  Aufgaben  unter  vollem  Einflüsse  des 
übertragenden  Gemeinkörpers  steht,  der  delegierte  Körper  somit  nur 
die  Stelle  der  eigenen  Verwaltungsorgane  des  delegierenden  vertritt. 


^)  Vgl.  die  Ausführungen  bei  Sax,  Grundlegung,  S.  421  ff. 
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in  seinem  Charakter  als  dem  durchführenden  Gemeinwesen  wesens- 
fremd hervortritt. 

V.  Bilinski  wendet  sich  entsprechend  seiner  oben  geschilderten 
Ansicht  über  die  Aufgaben  der  Gemeinde  gegen  die  Anerkennung 
eines  solchen  specifischen  übertragenen  Wirkungskreises  vom  prin- 
cipiellen  Standpunkte  und  lässt  ihn  nur  vom  praktischen  gelten  ^). 
Die  principielle  Berechtigung  der  Statuierung  dieser  Kategorie  lässt 
sich  am  besten  bei  der  überwiesenen  Durchführung  des  Einheits- 
aufwandes eines  Gemeinwesens  durch  ein  anderes  nachweisen.  Dass 
die  Aufrechterhaltung  der  nationalen  Machtstellung  ausschliesslich 
ein  Gemeinbedürfnis  des  Staates  sei,  kann  wohl  nicht  geleugnet 
werden;  wird  dieses  dadurch  zu  einem  Gemeindebedarfe,  wenn  die 
Gemeinde  an  seiner  Durchführung  participiert  ?  Ebensowenig  als  an 
dem  staatlichen  Charakter  desselben  etwas  geändert  wird,  wenn  etwa 
ein  Einzelner  auf  eigene  Kosten  einen  Truppenkörper,  ein  Kriegs- 
schiff u.  s.  f.  unterhält.  Die  Aufstellung  dieser  Kategorie  des  über- 
tragenen Wirkungskreises  dürfte  also  wohl  gerechtfertigt  sein.  Da- 
gegen erscheint  seine  konkrete  Auffassung  in  der  Litteratur  nicht 
ganz  richtig,  nämlich  in  doppelter  Beziehung  zu  eng.  Zunächst 
wird  als  delegierter  Körper  ausschliesslich  die  Gemeinde  aufgefasst 
und  nur  bei  dieser  von  einem  übertragenen  Wirkungskreise  ge- 
sprochen. Diese  Ansicht  stützt  sich  auf  die  französische  und  die 
österreichischen  Gemeindeordnungen,  ist  aber  bezüglich  des  letzteren 
Staates  schon  vom  rechtlichen  Standpunkte  aus  entschieden  unrichtig, 
wenn  auch  die  anderen  diesen  Wirkungskreis  regelnden  Gesetze  mit 
herangezogen  werden.  So  besteht  z.  B.  die  Einquartierungspflicht 
als  Angelegenheit  eines  ganzen  „Landes",  also  der  gesamten  in  dem- 
selben vereinigten,  nicht  nur  die  Gemeinden  umfassenden  territorialen 
Selbstverwaltung  2) ;  das  Land  participiert  an  deren  Funktionen  und 
Kosten  so  wie  die  Gemeinde,  und  z.  B.  bei  der  Vorspannspflicht  ent- 
fallen  auch   auf  den  Bezirk  nicht  unbedeutende  Agenden^).     Ja,  es 


^)  Gemeindebesteuerung  105  ff. 

^)  Die  Einquartierung  ist  eine  Last,  welche  —  unbescliadet  der  bei  der 
Einzelneinquartierung  nach  der  stabilen  Friedensdislokation  nur  einzelne  Ge- 
meinden betreffenden  Natural-Quartierpflichtigkeit  —  von  dem  ganzen  be- 
treffenden Königreiche  oder  Lande  zu  tragen  ist  .  .  .  (österr.  Ein- 
quartierungsgesetz vom  11.  Juni  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  93,  §  23). 

^)  Der  Bezirk  (in  Böhmen)  besorgt  die  Verpachtung  des  Vorspanns  und 
bringt  jene  Entschädigungsbeträge   auf,  welche  über   die  vom  Staate  und  dem 
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könnte  auch  zweifelhaft  sein,  ob  nicht  auch  andere  als  zur  territo- 
rialen Selbstverwaltung  gehörende  Gemeinwesen  Organe  des  über- 
tragenen Wirkungskreises  sind.  Die  Verpflichtung  der  Handels- 
kammern zur  Führung  von  Markenregistern  und  Entscheidung  dies 
bezüglicher  Streitigkeiten  nach  staatlichen  Gesetzen  und  Verordnungen 
trägt  einen  ganz  analogen  Charakter.  —  Ferner  ist  es  nicht  zutreffend, 
als  delegierendes  Gemeinwesen  allein  nur  den  Staat  aufzufassen; 
gemeinwirtschaftlich  kommt  es  ganz  auf  dasselbe  heraus,  wenn  ein 
Selbstverwaltungskörper  einem  anderen  zwangsweise  die  Durchführung 
von  im  Interesse  des  ersteren  gelegenen  Agenden  aufträgt.  Rechtlich 
ist  freilich  der  Ausdruck  „übertragener  Wirkungskreis"  hier  nicht 
gebräuchlich.  Damit  eine  solche  Erscheinung  eintreten  könne,  ist  es 
erforderlich,  dass  dem  delegierenden  Körper  über  den  delegierten  ein 
Zwangsrecht  zukomme.  Dass  solche  Ueberweisungen  praktisch  mög- 
lich sind  und  bestehen,  soll  ein  Beispiel  darlegen. 

So  normiert  das  böhmische  Landesgesetz  über  die  technisch- 
ökonomische Administration  der  öffentlichen,  nicht  ärarischen  Strassen 
vom  31.  Mai  1866,  dass  das  Land  jene  Fälle  bestimme,  in  denen 
der  Landesausschuss  selbst  die  Landstrassen  (die  in  der  Kompetenz 
des  Landes  stehenden  Strassen)  verwaltet,  und  jene,  in  denen  er  die 
Verwaltung  der  Landstrassen  an  die  Bezirke  überlässt ;  dabei  behalten 
die  Landstrassen  ihren  Charakter,  und  besteht  für  den  Bezirk  die 
Verpflichtung,  deren  Verwaltung  für  das  Land  zu  übernehmen.  Wir 
müssen  also  neben  den  vom  Staate  übertragenen  auch  die  von  anderen 
(übergeordneten)  Selbstverwaltungskörpern  übertragenen  Wirkungs- 
kreise stellen.  Beide  sind  den  sogen,  speciell  überwiesenen,  obligato- 
rischen Aufgaben  zuzuzählen. 

Zu  den  entschieden  wesensfremden  Aufgaben  gehören  dann 
noch  die  wenig  beachteten  Geschäftsführungen.  Es  gibt  eine 
ganze  Reihe  von  Vorfällen  im  öffentlichen  Leben,  in  denen  ein  Ge- 
meinkörper, weil  er  gerade  in  der  faktischen  Beziehung  steht,  Auf- 
gaben durchführt,  welche  wesentlich  und  in  letzter  Linie  rechtlich 
einem  anderen  Gemeinwesen  zukommen.  Hier  liegt  die  durch  die 
moderne  Beweglichkeit  der  Bevölkerung  herbeigeführte  Verschiebung 
der  Glieder  eines  (territorialen)  Gemeinwesens  in  den  Umkreis  eines 


Lande  gezahlten  Summen  hinaus  für  die  den  Vorspann  Leistenden  notwendig 
werden.  Statthalterei-Kundm.  vom  25.  Mai  1873,  böhm.  L.  G.  Bl.  Nr.  38,  §  3  b) 
und  §§  23  ff.  -  Vgl.  auch  meinen  Oeffentl.  Haushalt,  S.  70. 
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anderen  und  die  dadurch  herbeigeführte  Befriedigung  der  öffentliclien 
Bedürfnisse  dieser  Individuen  durch  das  fremde  Gemeinwesen,  bei 
Aufrechtbestand  der  Verpflichtungen  des  eigenen,  zu  Grunde ;  die  Ver- 
pflegung von  Gemeinde-,  Bezirks-,  Landesfremden  in  öffentlichen 
Anstalteh  mit  vorschussweiser  Deckung  der  Kosten  durch  den  ver- 
pflegenden und  endgültiger  Regelung  durch  den  zugehörigen  Selbst- 
verwaltungskörper ist  ein  Beispiel  hierfür.  Die  hierher  gehörigen 
Beziehungen  sind  nicht  etwa  seltene  Ausnahmen,  und  es  können  solche 
'Geschäftsführungen  die  Kosten  der  eigenen  analogen  Verwaltungs- 
aufgabe auch  übertreffen ;  auf  jeden  Fall  aber  sind  diese  Geschäfts- 
führungen an  Zahl  und  Art  des  Vorkommens  sehr  reich.  Auch  bei 
diesen  Geschäftsführungen  liegt  ein  rechtlicher  Zwang  vor,  allerdings 
nicht  von  demjenigen  Gemeinwesen,  für  welches  der  Aufwand  ge- 
macht wird,  sondern  ein  Zwang  von  der  gemeinsamen  Obergewalt; 
darum  können  wir  diese  FäUe  wohl  zu  dem  obligatorischen,  aber 
nur  gezwungen  zu  dem  überwiesenen  Aufwand  zählen. 

Neben  den  entschieden  wesentlichen  und  ebenso  entschieden 
wesensfremden  Aufgaben  der  Selbstverwaltungen  steht  nun  eine  Gruppe, 
welche  nicht  so  ausdrücklich  präcisiert  werden  kann,  und 
auf  welche  dasjenige  passt,  was  wir  oben  als  einen  bedeutenden 
Nachteil  des  seinerzeitigen  Absorbierens  des  gesamten  öfientlichen 
Lebens  durch  den  absoluten  Staat  bezeichnet  haben.  Diese  Gruppe 
umfasst  die  von  Wagner  als  generell  überwiesenen  obligatorischen 
Aufgaben  und  den  von  ßeitzenstein  (wenn  wir  von  dem  über- 
tragenen Wirkungskreis  absehen)  als  staatliche  Interessensphäre  be- 
zeichneten Wirkungskreis.  Hier  liegt  einfach  die  Thatsache  vor, 
dass  der  Staat  diejenigen  Aufgaben,  welche  er  der  Selbstverwaltung 
zur  Durchführung  gesetzlich  überträgt,  als  in  seine  Sphäre  fallend 
ansieht,  ohne  dass  es  möglich  wäre,  in  gemein  wirtschaftlicher  Beziehung 
ein  Urteil  über  die  Zugehörigkeit  dieser  Agenden  zu  fällen.  Die 
organische,  hier  wesentlich  historische  Entwicklung  dessen,  was  die 
Selbstverwaltung  sogen,  staatlicher  Aufgaben  oder  der  generell  über- 
wiesene obligatorische  Bedarf  in  Wahrheit  bedeutet,  wird  wohl  äusserst 
schwer  gelingen,  während  es  noch  misslicher  sein  dürfte,  durch  all- 
gemeine Begriffsaufstellungen  absolute  Abgrenzungen  dessen  finden 
zu  wollen,  was  von  dem,  einem  Selbstverwaltungskörper  vom  Staate 
überwiesenen  Wirkungskreise  eigentlich  nur  den  wesentlichen  Ge- 
meinzwecken dieses  Gemeinwesens  selbst  entspricht,  und  was  ihm 
thatsächlich  aus  den  Gemeinzwecken  des  Staates  überantwortet  wurde. 
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Nur  hierauf  möchte  ich  den  sonst  vielleicht  zu  weit  gefassteu  Aus- 
spruch Wagners^)  beziehen,  die  Scheidung  zwischen  „übertragenem 
und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht  auf  der  Natur  der  Sache 
oder  einem  absoluten  Merkmal  .  .  .  .,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  je- 
weiligen geschichthchen  Entwickelung  und  deren  Anerkennung  im 
Volksbewusstsein".  Hier  ist  eben  die  historische  Entwicklung  unter- 
brochen, und  kein  Schemen  kann  uns  deren  lebensvollen  Körper  er- 
setzen. Es  wird  also  eine  durchgreifende  Abgrenzung  vorläufig  noch 
einer  speciellen  Untersuchung  eines  jeden  Falles  weichen  müssen, 
manchen  zu  entscheiden  wird  es  gelingen,  bei  manchem  wird  die 
einfache  rechtliche  Thatsache  das  einzige  sein ,  was  wir  über  die 
Zugehörigkeit  einer  Verwaltungsaufgabe  zu  einem  Gemeinwesen 
wissen. 

Infolgedessen  ist  es  für  die  legislative  und  organisatorische  Thätig- 
keit  bezüglich  der  Gremeinwesen  und  ihrer  Wirkungssphären  schwierig, 
tiefer  auf  deren  Wesenseigentümlichkeiten  einzugehen;  vieles  muss 
durch  Experimentieren  erprobt  werden.  Man  stellt  sich,  wieReitzen- 
stein  sagt,  auf  den  Standpunkt  „der  Opportunität".  Eine  Besserung 
ist  nur  von  der  Zukunft  zu  erwarten,  bis  die  gemeinwirtschaftiiche 
Entwickelung  wieder  längere  Zeiten  ihres  ununterbrochenen  Wachs- 
tums hinter  sich  hat.  Indem  aber  die  Gegenwart  an  der  Ausbil- 
dung der  Selbstverwaltung  thätig  mitarbeitet,  sieht  sie  sich  gezwungen, 
bei  der  Zuweisung  von  Agenden  die  Natur  der  einzelnen  Gemein- 
körper immer  zu  Rate  zu  ziehen  und  deren  Eigenart  gerecht  zu 
werden.  So  können  wir  hoffen,  dass  sich  die  Gemeinbedürfnisse 
wieder  um  die  einzelnen  Gruppen  der  Gemeinkörper  konsolidieren 
werden  und  diese  hierdurch  ein  bestimmtes  und  besonderes  Gepräge 
erhalten.  — 

Die  gegenwärtige  Behandlung  der  Finauzwissenschaft  wird  nun- 
mehr der  grossen  qualitativen  Verschiedenheit  der  Subjekte  der  Finanz- 
wirtschaft gerecht,  deren  hauptsächlichste  in  dem  Gegensatze  von 
Staatsverwaltung  und  Selbstverwaltung  ihre  Wurzel  hat.  Dieser 
bedeutet  wirtschaftlich,  dass  die  Gemeinbedürfnisse  in  einem  Volke 
durch  zwei  wesentlich  verschiedene  Gemeinwesensbildungen  befriedigt 
werden.  Die  erste,  der  Staat  im  eigentlichen  Sinne,  umfasst  alle 
Glieder  des  Volkes,   aber  nicht  alle  ihre  Gemeinbedürfnisse,  und  ist 


')  F.-W.,  I,  S.  97.    In  ähnlicher  Weise  betont  v.  Bilinski,   Gemeinde- 
besteuerung,  S.  108,  die  „gegebene  Entwicklung  des  Landes". 
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eine  einheitliche  Gemeinschaft,  ein  organisches  System;  die  zweite 
umfasst  Teile ,  Gruppen  dieses  Volkes  und  seiner  Zwecke  und  wird 
repräsentiert  durch  eine  Mehrheit  gleichartiger,  unter  sich  wieder 
verschiedener  Gemeinwesen,  durch  ein  System  von  Organismen. 
Staatswirtschaft  und  Selbstverwaltungswirtschaft  sind  also  qualitativ 
verschieden,  aber  doch  beide  nur  gemeinwirtschaftliche  Gestaltungen 
des  Volkes,  also  insofern  wieder  homogener  Natur. 

Die  gegenwärtige  Finanzwissenschaft  hat  bereits  einige,  und 
zwar  die  wichtigsten  der  Glieder  dieses  Systems  von  Organismen 
in  ihrer  gemeinwirtschaftlichen  Bedeutung  für  sich  untersucht;  es 
dürfte  nun  nicht  unwichtig  erscheinen,  auf  diese  Glieder  als  Teile 
eines  Systems  im  Zusammenhange  einzugehen,  die  Prinzipien  dar- 
zulegen, nach  welchen  sich  dieses  differenziert  und  zur  allgemeinsten 
Volksgemeinschaft  stellt,  und  die  durch  die  Mehrheit  der  Glieder 
hervorgerufenen  Wechselbeziehungen  der  Gesamtheiten  untereinander 
in  ihrer  gemeinwirtschaftlichen  Bedeutung  zu  erfassen. 

Das  erste  dieser  Prinzipien,  welches  gleichsam  den  vertikalen 
Durchschnitt  aller  Gemeinwesen  repräsentiert,  möchten  wir  als  das 
Prinzip  der  Ordnungen  bezeichnen.  Dasselbe  besagt,  dass  Gemein- 
bedürfnisse derselben  Art  durch  Gemeinwesen  von  verschiedener 
wirtschaftlicher  Intensität  befriedigt  werden,  bei  welchen  die  Indivi- 
duen der  jeweilig  wirtschaftlich  minder  intensiven  Gemeinschaft  mit 
denjenigen  der  jeweilig  intensiveren  in  der  Weise  zusammenfallen, 
dass  die  ersteren  durch  die  letzteren  im  vollen  Umkreise  umschlossen 
werden  und  von  denselben  bei  der  Bedürfnisbefriedigung  abhängig 
sind.  Als  oberste  Stufe  dieser  Ordnung  gilt  für  alle  Gemeinbildungen 
im  Volke  der  Staat,  in  dessen  Individuen  die  Individuen  aller  übrigen 
Gemeinschaften  enthalten  sind.  Von  diesem  Prinzipe  sind  nicht  nur 
jene  Gemeinwesen  beherrscht,  welche  in  einer  wesentlichen  Beziehung 
zum  Territorium  stehen,  obgleich  dasselbe  hier  am  allgemeinsten 
ist  und  am  deutlichsten  entgegentritt,  sondern  auch  die  übrigen 
Hauptgruppen  der  Subjekte  der  Finanzwirtschaft.  Das  Prinzip  der 
Ordnung  ist  auf  finanzwirtschaftlichem  Gebiete,  was  der  Instanzen- 
zug auf  dem  verwaltungsrechtlichen  ist.  So  wie  wir  dort  eine  Skala 
von  mehreren  Territorialbehörden  verschieden  kräftiger  Kompe- 
tenz für  die  Durchführung  des  öffentlichen  Rechtes  bemerken,  so 
sehen  wir  hier  eine  Skala  verschieden  starker  Gemeinschaften  zur 
Durchführung  der  öffentlichen  Aufgaben.  Aus  der  differenten  Intensität 
des    öffentlichen  Lebens    geht    dort    die   Abstufung   der   öffentlichen 
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Berechtigung,  hier  die  Skala  der  zur  Verwendung  gelangenden  Güter 
hervor.  Wenn  z.  B.  der  finanzrechtliche  Instanzenzug  besagt,  dass 
zur  Umlegung  eines  gewissen  Zuschlagsprozentes  a  die  Eigenberech- 
tigung eines  bestimmten  Territoriums  A  genüge,  bei  einer  grösseren 
Umlagenhöhe  von  b  jedoch  die  Bewilligung  nur  von  einem  Terri- 
torium höherer  Instanz  B  ausgehen  könne  u.  s.  f.  bezüglich  c  C, 
d  D;  besagt  das  finanzwirtschaftliche  Prinzip  der  Ordnungen,  dass 
Gemeinbedürfnisse  m  von  einem  Gemeinwesen  M  ganz  selbständig 
befriedigt  werden,  zu  den  Gemeinbedürfnissen  derselben  Art  m  1  auf 
eine  andere  Gemeinschaft  N,  in  welcher  M  enthalten  ist,  reflektiert 
werden  muss  u.  s.  f.  bezüglich  m  2  und  0,  m  3  und  P  etc. 

Welches  sind  nun  die  Ursachen  der  Abstufung  des  gemein- 
wirtschaftlichen Lebens?  Die  Struktur  eines  Volkes  besteht  in  der 
Differenzierung  desselben  in  verschieden  kulturell  entwickelte  Gruppen 
als  Volksteile.  Diese  Gruppen  jedoch  stellen  sich  selbst  wieder 
nicht  als  homogen  dar,  sondern  sie  wiederholen  im  kleineren,  was 
das  Volk  im  grösseren  darbietet,  wieder  eine  gruppenweise  Kultur- 
differenz relativ,  d.  h.  mit  Beziehung  auf  die  grösseren  sich  selbst 
wieder  als  Differenzierung  des  Gesamtvolkes  darstellende  Gruppen. 
Wie  weit  eine  solche  weitere  Differenzierung  gehen  kann,  bestimmt 
sich  nach  der  Grösse  des  Volkes,  sowie  nach  einer  Reihe  von  hier 
nicht  zu  erschöpfenden  Momenten. 

Ein  jedes  Territorium,  in  welchem  sich  weitere  Kulturgruppen 
befinden,  hat  ein  bestimmtes  Mass  von  zu  befriedigenden  Gemein- 
bedürfnissen, welches  für  alle  in  diesem  Gebiete  befindlichen  Glie- 
derungen bestimmend  ist;  das  Kulturmass  des  Staates  z.  B.  gilt 
allgemein  für  das  ganze  Volk,  das  Mass  einer  Provinz  wirkt  in  seiner 
Art  bestimmend  für  alle  Gemeinwesen  innerhalb  derselben  ebenso 
wie  das  vielleicht  ganz  verschiedene  einer  anderen  Provinz  fift  alle 
in  dieser  inbegriffenen  Gemeinschaften.  Jedes  Mass  von  Gemein- 
bedürfnissen eines  Territoriums  wirkt  bis  in  die  kleinste  Kulturgruppe 
innerhalb  desselben,  und  die  Stufenleiter  dieser  Territorien,  die  Ab- 
stufung derselben  in  der  Verschiedenheit  des  Masses  der  Gemein- 
bedürfnisse ist  die  Grundlage  des  gemeinwirtschaftlichen  Prinzips  der 
Ordnungen,  denn  die  Erzeugung  dieses  jedem  Territorium  eigenen 
Masses  bleibt  immer  in  letzter  Linie  Aufgabe  dieses  Territoriums 
selbst,  wenn  auch  die  besondere  Gestaltung  dieses  Masses  durch  eine 
Reihe  anderer  untergeordneter  Gruppen  in  spezifischer  Weise  gegeben 
wird;  diese  aber  müssen  bezüglich  des  allgemeinen  Masses  von  dem 
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übergeordneten  Gemeinwesen  bedingt  sein,  soll  letzteres  zu  der  Er- 
reichung desselben  gelangen.  Das  System  der  Gemeinwirtscliaften 
eines  Volkes  wird  insofern  beherrscht  durch  das  Prinzip  der  Ord- 
nung, durch  die  üeber-  und  Unterordnungen  der  Kulturgruppen  in  der 
Erreichung  der  Gemeinbedürfnisse ,  welche  sich  durch  die  verschie- 
dene allgemein  kulturelle,  und  damit  auch  bedingte  spezielle  finanz- 
wirtschaftliche Position  derselben  im  Gesamtgefüge  ergibt. 

Nun  sind  aber  die  Kulturinteressen,  sowie  die  kulturelle  Grup- 
pierung eines  Volkes  steten  Wandlungen  unterworfen;  diese  üben 
auch  ihren  Einfluss  auf  die  Bildung  der  Gemeinwesen,  und  letztere 
dürfen  in  ihrer  Formation  nicht  als  starr  angenommen  werden,  sie 
sind  vielmehr  sowohl  Umbildungen  als  Neubildungen  unterworfen 
(vgl.  oben  II,  S.  17).  Zur  Komposition  oder  zum  Aufgehen  in- 
einander werden  Gemeinwesen  durch  Assimilierung  des  Masses  der 
Bedürfnisse  geführt,  zur  Decomposition  durch  eine  weitere  kulturelle 
Differenzierung.  Vor  allem  aber  ist  bezüglich  der  Neubildungen 
eine  ganz  spezifische  Erscheinung  zu  nennen.  Das  gesamte  gemein- 
wirtschaftliche Leben  in  einem  Volke  bezweckt  ja  endlich  die  Her- 
stellung gleicher  Kulturmasse  in  den  Differenzierungen,  die  Aus- 
gleichung zwischen  den  Extremen,  welche  durch  die  in  der  Ordnung 
am  höchsten  und  am  niedersten  stehenden  Gruppen  repräsentiert 
werden.  Zu  dieser  Ausgleichung  ist  es  erforderlich,  über  leicht 
bewegliche  Ordnungsglieder  in  dem  System  verfügen  zu  können. 
Diese  beweglichen  Mittelgruppen  (gewöhnlich  Bezirke,  Kreise^  z.  B. 
in  Oesterreich  sowohl  die  politischen  als  auch  die  Schulbezirke)  bilden 
das  ausgleichende  Element  im  steten  Flusse  der  Gemeinbedürfnisse. 
Sie  werden  immer  mehr  künstliche  Gestaltungen  bleiben,  im  Be- 
darfsfalle leicht  zu  schaffen,  im  entgegengesetzten  ebenso  leicht  zu 
entfernen. 

Einige  Beispiele  mögen  die  Bemerkungen  über  das  Prinzip  der 
Ordnungen  verdeutlichen  und  zeigen,  inwiefern  dasselbe  innerhalb 
der  Gemeinwesen  —  vor  allem  der  territorialen,  meist  Land  (Provinz), 
Bezirk,  Gemeinde  —  wirkt.  Bezüglich  des  Kommunikationswesens 
ist  das  jedem  Territorium  entsprechende,  sich  als  Verkehrsbedürf- 
nis darstellende,  Kulturmass  ganz  klar  gegeben  und  jedes  Gebiet 
hat  seine  eigentümlichen  Strassen,  die  Reichs-,  Landes-,  Bezirks-, 
Gemeindestrassen.  Die  Sorge  für  das  Armenwesen  vollzieht  sich  in 
Oesterreich  so,  dass  in  erster  Linie  die  für  diesen  Zweck  bestehenden 
Selbstverwaltungskörper,  Stiftungen  etc.,  dann  die  Gemeinden  sorgen, 
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bei  Insuffizienz  derselben  der  politische  Bezirk,  bei  Nichtzureichen 
desselben  das  Land  eintritt;  und  wird  nicht  endlich,  trotzdem  nur 
diese  gemeinwirtschaftliche  Ordnung  in  den  Armengesetzen  vorher- 
gesehen ist,  auch  der  Staat  in  letzter  Linie  in  Betracht  kommen 
müssen?  Der  Personalaufwand  für  das  Volksschulwesen  wird  in 
mehreren  österreichischen  Ländern  in  dem  Schulbezirke  befriedigt, 
das  Land  übernimmt  jedoch  in  Erkenntnis  dessen,  dass  die  Er- 
reichung eines  bestimmten  Kulturmasses  seine  Aufgabe  sei,  dasjenige 
Erfordernis,  welches  sich  über  einen  bestimmten  Prozentsatz  des 
Schulbezirkszuschlags  hinaus  als  notwendig  herausstellt.  Die  Art 
und  Weise,  wie  in  diesen  Beispielen  das  ordnungsmässige  Moment 
wirkt,  ist  verschieden;  zu  Grunde  liegt  jedoch  durchwegs  ein  und 
dasselbe  Prinzip  der  Ordnungen  als  bestimmend  für  die  Bildung  der 
Gremeinwesen  und  ihres  Wirkungskreises.  Das  Prinzip  der  Ordnung 
kann  entweder  die-  gesamte  Gemeinwesensbildung,  vom  Staate  ange- 
fangen bis  zur  Gemeinde  herab,  beherrschen  oder  nur  innerhalb  der 
Organismen  der  Selbstverwaltung  und  zwar  innerhalb  derjenigen  einer 
bestimmten  Kategorie  durchgehends  oder  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Niveau  wirken.  Freilich  wird  eine  solche  Ueberlassung  von  Auf- 
gaben einer  bestimmten  Art,  resp.  die  Aufbringung  der  Mittel  für  die- 
selben innerhalb  der  Selbstverwaltungsordnung  allein  nur  für  regel- 
mässige Zeitläufte  gelten  können.  Eine  wesentliche  Erschütterung 
des  gemeinwirtschaftlichen  Lebens,  welche  solche  Folgen  herbeiführt, 
dass  zur  Paralysierung  derselben  die  Kräfte  der  Selbstverwaltung 
nicht  ausreichen,  wird  immer  auch  die  Notwendigkeit  ergeben,  auf 
die  oberste  gemeinwirtschaftliche  Ordnung,  den  Staat,  zurückzugreifen. 

Auch  lässt  sich  nicht  verhehlen,  dass  dann,  wenn  das  Ordnungs- 
prinzip nicht  bis  zum  Staate  hinaufreicht,  sondern  mit  einem  obersten 
Selbstverwaltungskörper  endet,  in  der  Durchführung  des  öffentlichen 
Bedarfes  einschneidende  Ungleichheiten  im  Umkreise  des  ganzen 
Staates  hervorgerufen  werden,  welche  entschieden  als  eine  nachteilige 
Wirkung  der  UnvoUkommenheit  in  der  ordnungsmässigen  Gestaltung 
der  Gemeinwesen  bezeichnet  werden  müssen.  Dies  gilt  z.  B.  von 
den  grossen  Unterschieden  in  den  Erfolgen  der  neuen  Volksschul- 
verwaltung in  den  österreichischen  Ländern,  deren  Verwaltung  und 
Kostenbestreitung  nach  oben  mit  dem  Lande  abschliesst. 

Haben  wir  das  Prinzip  der  Ordnung  den  senkrechten  Durch- 
schnitt durch  die  gemeinwirtschaftliche  Bildung  in  einem  Volke 
genannt,   so  können  wir  nun  das  zweite  Princip,  dasjenige  der  Be- 
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Sonderheit,    als   den   wagrecliten   Durchschnitt   durch   die  Gemein- 
zwecken dienenden  Gesamtheiten  bezeichnen. 

Die  Besonderheit  durchdringt  das  gesamte  wirtschaftliche 
Leben  der  Selbstverwaltung  im  Gegensatz  zum  obersten,  allgemeinsten 
Haushalte  des  Volkes,  dem  Staatshaushalte,  welcher  notwendigerweise 
einheitlich  sein  muss,  wenn  der  Staat  selbst  ein  einheitliches  Gebilde 
bleiben  soll.  Diese  oberste  Gemein  Wirtschaft  bezieht  sich  notwendig 
auf  alle  Individuen,  und  das  ganze  Territorium  des  Volkes  und  auch 
^ie  von  dieser  Gemeinschaft  zu  erfüllenden  Zwecke  sind  einheitlich 
in  sich  geschlossen.  Die  Besonderheit  im  gemein  wirtschaftlichen  Leben 

^der  Selbstverwaltung  ergibt  sich  aus  der  Mannigfaltigkeit  der  Gemein - 
Bwecke  in  den  kulturellen  differenzierten  Gruppen  des  Volkes  und 
)eruht  auf  denselben  drei  Elementen,  welche  der  Gemeinwirtschaft 
les  Staates  ihre  Einheit  geben,  auf  Raum,  Personen  und  Zwecken. 
)iese  Elemente  sind  massgebend  sowohl  für  die  Entstehung,  Bildung 
ler  einzelnen  Glieder  der  Selbstverwaltung  als  auch  für  die  Art  und 
'^eise,  wie  sich  deren  Haushalt  im  speciellen  anordnet. 

Die  Organisationsformen  der  Selbstverwaltung  ^)  sind  auf  die 
besondere  Wirkung  dieser  Elemente  zurückzuführen.  Der  Raum,  die 
Ertliche  kulturelle  Differenzierung,  ist  das  hervorragendste  Gestaltungs- 

'moment  der  Selbstverwaltung;  aus  ihm  gehen  die  sogen,  territorialen 
Selbstverwaltungskörper  (Kommunen)  hervor,  welche  bezüglich 
der  Bedeutung  für  die  Gemeinbedürfnisse  dem  Staate  am  meisten 
ähnlich   und   allen  Gliedern  der  Selbstverwaltung  weitaus  überlegen 

')  Ueber  das  System  der  Selbstverwaltung,  insofern  auf  dasselbe  als 
Subjektsgrundlage  in  der  Finanzwissenschaft  eingegangen  wird,  herrscht, 
falls  es  überhaupt  zu  mehr  als  einer  einfachen  Aufzählung  oder  zu  einer 
Exemplifikation  kommt,  keine  Uebereinstimmung.  Besonders  zu  nennen  sind: 
L.  V.  Steins  Gliederung  in  Selbstverwaltungskörper  und  Vereine,  erstere  dann 
in  Land,  Gemeinde,  Körperschaft,  und  die  letztgenannten  in  Korporationen, 
Stiftungen,  Fonds  (System  und  F.-W.,  I,  S.  57  ff.);  Wagner,  Gemeinde  und 
andere  räumliche  Zwangsgemeinwirtschaften,  dann  Zwangsgemeinwirtschaften 
für  einzelne  bestimmte  Gemeinschaftszwecke  aus  der  Kategorie  der  gesellschaft- 
lichen Bedürfnisse,  als  Kirche,  Zunft,  Gilde,  landw.  Verbände  etc.  (ähnlich 
V.  Jnama-Sternegg  in  „Verwaltungslehre  in  Umrissen",  S.  25:  Oertliche 
Selbstverwaltungsorgane  und  zwar  Provinzialsystem ,  Gemeindesystem,  dann 
sachliche  Selbstverwaltung,  als :  Vertretungen,  Räte,  Kammern,  Vereine,  Korpora- 
tionen, Stiftungen;  v.  Reitzenstein  gliedert  den  kommunalen  Organismus 
in  Gemeinden,  Kommunalkörper  höherer  Ordnung,  Spezialgemeinden;  Umpfen- 
bach,  2.  Aufl.,  Staatskörperschaften  und  Staatsstifte;  Sax  (Grundlegung,  Per- 
sonal- (Fach-)  und  Territorialverbände. 
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sind.  Ihre  Bedeutung  wird  noch  dadurch  erhöht,  dass  sie  häufig 
organische  Gemeinwesensbildungen  sind,  welche  ihren  eigenen  Gemein- 
bedürfniskomplex haben  und  bereits  eine  enge  Zusammengehörig- 
keit der  Individuen  darbieten.  An  diese  organischen  Gemeinwesen 
wird  sich  vorwiegend  die  Umgrenzung  der  territorialen  Selbstver- 
waltung anlehnen  und  nur  in  deren  Ermangelung  zu  künstlicher 
Gemeinschaftsbildung  schreiten  ^).  Bereits  minder  wichtig  ist  das 
persönliche  Element,  obgleich  auch  dessen  Einfluss  auf  die  Ge- 
meinwesensbildung nicht  unterschätzt  werden  darf.  Die  persönlichen 
Qualitäten  der  Individuen,  als:  Erwerbsstellung,  Beruf,  Glaube  u.  s.  f., 
vereinigen  diese  zu  Gemeinschaften  behufs  Befriedigung  von  durch 
diese  Qualitäten  hervorgerufenen  Gemeinbedürfnissen.  An  Stelle  des 
sozial-räumlichen  Momentes  der  territorialen  Selbstverwaltung  tritt 
hier  das  sozial-persönliche  und  schaift  die  persönlichen  Selbst- 
verwaltungskörper. Endlich  können  wir  auch  den  Zweck  für 
sich  in  seiner  gestaltenden  Wirkung  betrachten,  womit  das  in  seiner 
Intensität  schwächste  der  drei  Elemente  gegeben  ist,  welches  aber 
gerade  noch  kräftig  genug  wirkt,  um  selbständige  Glieder  der  Selbst- 
verwaltung hervorzubringen  und  zu  den  sachlichen  Gemein- 
schaften zu  führen.  Diese  Gebilde  sind  unräumlicher,  juristisch- 
persönlicher Natur,  bestehen  ausschliesslich  in  einem  Vermögensstamm 
und  sind  an  sich  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  im  engeren 
Sinne  unzugänglich^).  Sie  sind  vollkommen  selbständiger  Natur  und 
nicht  etwa  mit  besonderen  „Fonds"  einer  Gemeinschaft  zu  ver- 
wechseln, deren  Zweckselbständigkeit  auf  Gründen  der  Zweckmässig- 


^)  Nur  wenn  neben  dem  Staate  ausschliesslich  von  diesen  territorialen  Selbst- 
verwaltungskörpern zu  sprechen  wäre,  könnten  wir  überhaupt  die  so  grundlegende 
Frage  der  Mehrheit  der  finanzwirtschaftlichen  Subjekte  unter  dem  engen  Gesichts- 
punkte „der  Beziehung  des  öffentlichen  Bedarfes  zum  Staatsgebiete"  betrachten, 
wie  dies  Wagner  nach  dem  Vorgange  Rau's  beibehält.  Aber  auch  mit  dieser 
Einschränkung  scheint  die  Behandlung  der  Subjektsgrundlagen  der  Finanzwissen- 
schaft denn  doch  nicht  an  die  richtige  Stelle  gerückt  zu  sein,  es  sollte  vielmehr 
die  ganze  Subjektsfrage  als  eine  prinzipielle,  das  Wesen  der  ganzen  Disziplin 
ergreifende,  wie  bei  S  a  x  (Grundlegung),  an  die  Spitze  derselben  gesetzt  werden. 

^)  Nur  an  sich  sind  diese  sachlichen  Gemeinschaften  eigentlichen  ge- 
meinschaftlichen Einnahmen,  als  Steuern  etc.  unzugänglich,  da  sie  ja  nicht  aus 
einzelnen  Individuen  bestehen;  dagegen  kann  sehr  wohl  ein  solcher  sachlicher 
Selbstverwaltungskörper  durch  Verbindung  mit  einem  territorialen  oder  persön* 
liehen  in  Besitz  einer  gemeinwirtschaftlichen  Einnahme  im  engeren  Sinne  ge- 
langen, deren  Träger  aber  die  Individuen  dieser  anderen  Gemeinschaften  sind. 
So  sind  die  „Armenfonds"  meistens  mit  Steuereinnahmen  ausgestattet. 

790 


lieber  die  Subjekte  der  Finanzwirtschaft.  223 

teit  beruht,  und  welche  von  dieser  Gemeinschaft  frei  gesetzt  und 
aufgehoben  werden  können.  Sie  sind  jedoch  unvollkommen  ent- 
wickelte Gemeinschaftsbildungen  und  müssen  immer  mit  anderen, 
seien  es  persönliche  oder  territoriale  Gemeinwesen,  zum  Zwecke  der 
jedoch  nur  durch  ihre  specielle  Eigentümlichkeit  bedingten  Bedürfnis- 
befriedigung verbunden  werden^). 

Die  weitere  Unterscheidung  innerhalb  der  drei,  durch  die  Aus- 
einanderlegung der  Elemente  Raum,  Person  und  Zweck  entstandenen 
Hauptgruppen,  der  räumlichen,  persönlichen  und  sachlichen  Selbst- 
verwaltungskörper, von  denen  nur  die  ersten  zwei  auch  als  eigentliche 
Gemein  „Avesen"  zu  bezeichnen  sind,  ergibt  sich  durch  die  Wechsel- 
wirkung der  drei  Elemente  aufeinander.  Das  räumliche  Element 
grenzt  sowohl  die  territorialen  als  auch  die  persönlichen  Selbstver- 
waltungskörper innerhalb  des  Volkes  weiter  ab,  als  es  auch  den 
sachlichen  das  Gebiet  ihrer  Geltung  absteckt ;  seine  Einwirkung  zeigt 
sich  in  doppelter  Richtung:  entweder  als  räumliche  Nebenordnung, 
oder  als  lieber-  und  Einordnung,  durch  welch  letzteres  Moment  der 
Zusammenhang  mit  dem  Principe  der  Ordnung  hergestellt  ist^).  — 
Das  Zweckmoment,  welches  den  durch  dasselbe  allein  geschaffenen 
sachlichen  Selbstverwaltungsorganismen  ihre  Mannigfaltigkeit  verleiht, 
differenziert  die  territorialen  in  wichtiger  Beziehung,  indem  eine  Ver- 
schiedenheit innerhalb  der  räumlichen  Gemeinwesen  bezüglich  der 
Reichhaltigkeit  der  denselben  zugehörigen  Gemeinbedürfnisse  besteht. 


^)  Vgl.  über  diese  Verbindung  von  sachlichen  Selbstverwaltungen  mit 
territorialen  und  persönlichen :  Rentzsch,  Handwörterbuch  S.  357 ;  bezüglich 
der  von  der  Gemeinde  verwalteten  Stiftungen:  Bergius,  Grundsätze,  S.  54; 
bezüglich  der  Selbständigkeit  von  öffentlichen  Anstalten,  Instituten  und  Stiftungen 
bei  staatlicher  Verwaltung;  v.  Reitzenstein  a.  a.  0.  S.  667,  insofern  er  dort 
von  , mittelbar  unterstehenden"  Armenanstalten,  Arbeitshäusern  u.  s.  f.  spricht, 
lieber  diese  Stelle  s.  auch  unten  S.  231. 

^)  Das  Prinzip  der  Ordnung  und  das  Prinzip  der  Besonderheit  sind  somit 
auch  einer  gegenseitigen  Einwirkung  zugänglich,  indem  das  erstere  in  das  letzt- 
genannte Eingang  findet,  d.  h.  die  räumliche  Besonderheit  mehrerer  Selbst- 
verwaltungen in  gegenseitiger  Ueber-  und  Unterordnung  besteht.  Dort,  wo  die 
dem  Prinzipe  zu  Grunde  liegende  Kategorie  des  Raumes  auch  zugleich  Grund- 
lage der  Besonderheit  des  Selbstverwaltungskörpers  ist,  also  bei  den  territorialen 
Organismen,  der  Selbstverwaltung,  tritt  diese  gegenseitige  Einwirkung  beider 
Prinzipien  am  häufigsten  hervor;  so  gliedern  sich  die  allgemeinen  Territorial- 
körper in  Gemeinde,  Bezirk,  Land  (Provinz),  die  besonderen  in  Schulgemeinde, 
Schulbezirk.  Dagegen  sind  die  persönlichen  und  sachlichen  Selbstverwaltungen 
meist  ausschliesslich  dem  Prinzipe  der  Besonderheit  unterworfen. 
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Entweder  kommen  diese  Territorien  bezüglich  eines  ganzen  Kom- 
plexes von,  einer  bestimmten  Kulturgruppe  in  einem  Volke  durch 
diese  Kulturverschiedenheit  eigentümlichen,  Gemeinzwecken  oder  nur 
bezüglich  einzelner  bestimmter  Zwecke  in  Betracht.  Die  ersteren 
sind  die  allgemeinen  territorialen,  die  zweiten  die  speciellen 
territorialen  Gemeinwesen;  zu  den  ersteren  gehören  z.  B.  Gemeinde, 
Provinz,  Land,  zu  den  letzteren  Schulterritorien  (Schulgemeinden, 
Schulbezirke),  Armengemeinden  etc.  Auch  eine  weitere  Scheidung 
der  persönlichen  Selbstverwaltungen  durch  das  Zweckmoment  ist 
möglich,  insofern  behufs  deren  Bildung  nicht  die  besonderen  per- 
sönlichen Qualitäten  vollständig  und  allein,  sondern  innerhalb  der- 
selben gewisse  Zweckmomente  den  Ausschlag  geben.  Beispiele  hierfür 
sind:  Zwangspensionskassen  der  Volksschullehrer,  Zwangsversiche- 
rungs-  oder  Vorschusskassen  der  Landwirte,  Gewerbsgenossenschaf- 
ten etc.  —  Endlich  bleibt  noch  die  Einwirkung  des  persönlichen 
Momentes,  welches  durch  die  besondere  Qualität  die  Unterschiede 
der  persönlichen  Gemeinwesen  hervorruft,  auf  die  territorialen  und 
sachlichen  Selbstverwaltungen  zu  erörtern.  Eine  solche  Einwirkung 
des  persönlichen  Momentes  auf  die  territorialen  Gemeinwesen  wäre 
insofern  denkbar,  als  ein  durch  eine  örtliche  Kulturdifferenz  hervor- 
gerufene allgemeine  oder  specielle  Territorialgemeinschaft  noch  über- 
dies durch  persönliche  Qualitäten  der  dieselben  bildenden  Individuen 
in  mehrere  die  Eigenschaft  von  territorialen  Gemeinwesen  beibe- 
haltende Körper  weiter  geschieden  wird.  Ein  nicht  uninteressantes 
Beispiel  solcher  persönlich-territorialer  Selbstverwaltung  bilden  die 
Judengemeinden  in  Mähren,  welche  räumlich  mit  den  gleichnamigen 
Ohristengemeinden  zusammenfallen  und  fast  alle  Gemeinzwecke  einer 
Gemeinde  für  die  jüdischen  Mitglieder  befriedigen,  gleichwie  die 
Christengemeinde  für  die  christlichen.  Auch  die  sachlichen  Selbst- 
verwaltungen sind  nicht  nur,  wie  früher  bemerkt,  dem  territorialen, 
sondern  auch  dem  persönlichen  Momente  unterworfen,  indem  sie  ihre 
Wirkung  nur  auf  Individuen  bestimmter  persönlicher  Qualität  aus- 
<Iehnen.  Sehr  häufig  sind  Stiftungen  nur  für  Angehörige  besonderer 
Stände,  Berufsklassen,  Konfessionen,  Nationalitäten  etc.  zugänglich. 
Auf  diese  Weise  entsteht  die  Reichhaltigkeit  in  der  Formation 
der  Organismen  der  Selbstverwaltung  zunächst  in  der  Hervorbringung 
der  drei  Hauptgruppen  und  dann  in  der  Differenzierung  derselben  in 
mannigfache,  jeder  Aeusserung  der  Gemeinbedürfnisse  sich  leicht  an- 
passende Arten.    Oefter  wird  es  hierbei  schwierig  sein,  bei  subtileren 
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Formationen  die  Zuweisung  mancher  durch  Wechselwirkung  der  Ele- 
mente entstandener  Gemeinwesen  auf  die  vorwiegende  Einwirkung 
eines  derselben  zurückzuführen  und  so  deren  Grundcharakter  zu  er- 
kennen, aber  immer  dürfte  es  möglich  sein,  jedes  sich  in  der  Er- 
fahrung vorfindende  Gebilde  der  Selbstverwaltung  in  dem  eben  vor- 
geführten Schema  unterzubringen  ^). 

Abgesehen  davon,  dass  das  Prinzip  der  Besonderheit  für  die 
Bildung  der  Selbstverwaltungen  grundlegend  ist,  beherrscht  es  auch 
die  Einrichtung  des  Haushaltes  derselben.  Wir  haben  wohl  aus- 
gesprochen, dass  durch  die  spezielle  Wirkung  der  drei  Elemente  und 
deren  komplexen  Einfluss  sich  jeder  Selbstverwaltungskörper  erklären 
lassen  müsse,  sind  jedoch  weit  entfernt,  zu  behaupten,  dass  jede  der 
möglichen  Kombinationen  notwendig  auch  ihre  eigentümliche 
Gemeinwirtschaft  besitzt.  Sobald  einmal  die  Einheit  des  Staats- 
haushaltes in  räumlicher,  persönlicher  und  Zweckbeziehung  vor  der 
Mannigfaltigkeit  der  Selbstverwaltung  in  diesen  Beziehungen  gewichen 
ist,  ist  auch  dem  ganz  willkürlichen  Spiele  der  drei  Elemente  Raum 
gegeben.  Sie  beherrschen  in  ihrer  Art  den  Haushalt  der  Selbst- 
verwaltungskörper, indem  sie  in  denselben  nicht  nur  eine,  sondern 
beliebig  mehrere  der  erörterten  Eigenarten  hervorbringen,  von 
welchen  jedoch  jede  wieder  ihren  besonderen  Einfluss  bewahrt.  Je 
umfassender  ein  Gemeinwesen  der  Selbstverwaltung  ist,  desto  mehr 
ist  es  einer  solchen  Mannigfaltigkeit  in  seiner  Peripherie  zugänglich 
und  bedürftig.  Da  der  Haushalt  der  Selbstverwaltung  nicht  not- 
wendig jene  Einiieit  der  Elemente  aufweist,  welche  den  Staat  charakte- 
risiert, so  bietet  er  die  Möglichkeit,  statt  der  grossen  Zersplitterung 
des  gemeinwirtschaftlichen  Lebens,  welche  damit  gegeben  wäre,  dass 
jede  der  möglichen  Kombinationen  auch  ihren  eigenen  Haushalt  findet, 
denselben  Zweck ,  nämlich  die  Anpassung  der  Gemeinwirtschaft 
an  die  Mannigfaltigkeit  der  Bedürfnisse,  auch  bei  einer  verhältnis- 
mässig einfachen  Organisierung  des  Volkes  in  Gemeinwirtschaften 
dadurch  zu  erreichen,  dass  diese  in  ihrer  inneren  Einrichtung 
allen    Kombinationen    zugänglich    sind  ^).     Beim   Staatshaushalte   ist 


^)  Vgl.  dazu  das  Schema  in  Saxs  Grundlegung,  S.  439  und  440. 

^)  Wie  richtig  es  ist,  der  Zersplitterung  der  Selbstverwaltungskörper  Ein- 
halt zu  thun  und  die  Zweckmannigfaltigkeit  in  deren  innere  Einrichtung  zu 
verlegen,  zeigt  ein  Blick  auf  die  Menge  der  bestehenden  Zwangsgemeinschaften. 
.Wenn  die  Voraussetzung  richtig  ist,  dass  es  immer  nur  wenig  selbstlose  und 
taugliche  Männer,  insbesondere  in  den  Landgemeinden  gibt,  welche  bezüglich 
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die  Einheit  des  räumlichen,  persönlichen  und  zwecklichen  Elementes 
und  damit  die  Einheit  des  Haushaltes  notwendig  gegeben,  hier  bei 
den  Gemeinwirtschaften  der  Selbstverwaltung  ist  die  Auflösung  der 
Elemente,  ihre  besondere  Wirkung  und  Kombination,  das  die  Ge- 
samtheiten bedingende  Moment.  Ist  die  Regel  beim  Staatshaus- 
halte die  Budgeteinheit,  so  ist  die  Regel  beim  Haushalte 
der  Selbstverwaltungen  Budgetteilung,  Diese  Budgetteilung 
hat  zwei  Erscheinungsformen :  das  Fondswesen  und  die  Spezialisierung 
der  Einnahmen. 

Das  Fondswesen  ist  eine  charakteristische  Eigentümlichkeit 
der  Haushaltungen  der  Selbstverwaltung.  Nun  zeigt  aber  schon  ein 
oberflächlicher  Einblick  in  die  staatlichen  Wirtschaftsrechnungen,  dass 
auch  diese  nach  dem  Fondsprinzipe  angeordnet  sind,  obgleich  wir 
dasselbe  als  dem  Staatshaushalte  unzugänglich  bezeichnet  haben. 
Dort,  wo  wir  in  dem  Staatshaushalte  das  Fondsprinzip  herrschen 
sehen,  liegen  folgende  Umstände  zu  Grunde.  Erstens  ist  der  staat- 
liche Haushalt  als  solcher  infolge  Zusammensetzung  von  früher 
selbständigen  Territorien  noch  geteilt,  indem  als  Ueberrest  der  vollen 
staatlichen  Selbständigkeit  der  früheren  Teilstaaten  die  getrennte 
Rechnungsführung  übrig  blieb.  Wir  haben  schon  oben  (s.  S.  206) 
bemerkt,  dass  hier  eine  Zerlegung  des  Staates  selbst,  ein  den  Staaten- 
verbindungen analoges  Verhältnis  bestehe,  welches  den  Satz  von  der 
notwendigen  Einheit  des  Staatshaushaltes  deshalb  nicht  umzustossen 
vermag,  weil  eben  nicht  der  Haushalt  eines  Staates  in  Betracht 
kommt  ^).  Insofern  die  ehemalige  staatliche  Selbständigkeit  unter- 
gegangen ist,  hat  die  Aufrechterhaltung  dieser  Fonde  keine  Berech- 
tigung mehr.    Zweitens  rühren  die  Fonde,  wie  gleichfalls  schon  oben 


der  Uebernahme  der  zahlreichen  Ehrenämter  in  Betracht  kommen,  so  haben  sich 
z.  B.  in  Oesterreich  diese  wenigen,  oft  dieselben  Personen,  an  folgenden  Gremien 
zu  beteiligen :  an  der  Ortsvertretung,  Gemeindevertretung,  am  Ortsschulrat,  an  dem 
Kirchenrate  und  Armenrate,  an  dem  Bezirksausschusse  und  Bezirksschulausschusse, 
event.  an  der  Zwangs-Bezirksvorschusskasse,  und  endlich  an  der  Landesvertretung! 
Die  Folgen  können  da  wohl  nicht  ausbleiben,  und  Oberflächlichkeit  muss  an  Stelle 
der  Gründlichkeit  in  der  Behandlung  der  wichtigsten  Gemeininteressen  treten. 
1)  Vgl.  Wagner  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  484  ff.  und  F.-W.,  I,  §  112, 
über  „das  Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit";  die  von  Wagner  an  dieser 
Stelle  auch  erwähnte  Scheidung  in  die  Kammerkasse  und  Steuerkasse  kommt 
für  den  Grundsatz  der  Budgeteinheit  des  Staatshaushaltes  insofern  nicht  in 
Betracht,  als  wir  für  die  F.-W.  ein  staatliches  Gemeinwesen  zu  Grunde  legen, 
und  nicht  eine  auf  patrimonialer  Grundlage  beruhende  Landesherrschaft. 
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bemerkt,  daher,  dass  Selbstverwaltungskörper  im  Staate  dadurch  auf- 
gingen, dass  sie  derselbe  sich  zwangsweise  einverleibte,  ohne  ihre 
Besonderheit  vollständig  zerstören  zu  wollen.  Besonders  interessant 
ist  in  dieser  Beziehung  das  österreichische  Budget;  in  dieser  Weise 
zu  erklärende  Fonde  desselben  sind  z.  B.  die  Religionsfonde^ 
Studienfonde ,  Normalschulfonde  und  in  früherer  Zeit  und  teilweise 
heute  noch  eine  ganze  Reihe  von  Humanitätsfonden  als  Ej'ankenhaus- 
fonde,  Gebärhaus-,  Findelhaus-,  Irrenhausfonde,  Armeninstitutsfonde ; 
dann  Zwangsarbeitshausfonde  u.  s.  f.  Alle  diese  staatlichen  Fonde 
waren  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts,  ehe 
sie  diesen  Charakter  erhielten,  eigene  Selbstverwaltungen  oder  Be- 
standteile von  solchen.  Sollte  die  Selbständigkeit  der  Fonde  gerecht- 
fertigt sein,  so  müssten  sie  als  besondere  Körper  der  Selbstverwal- 
tung angesehen  werden,  die  nur  mit  dem  Staate  insofern  verknüpft 
sind,  als  sie  von  ihm  verwaltet  werden,  anderenfalls  ist  eine  Selbstän- 
digkeit derselben  nicht  aufrecht  zu  erhalten.  In  keinem  Falle  aber 
besteht  eine  fondsmässige  Scheidung  des  Staatshaushaltes.  Gerade 
im  österrei^ehischen  Staatshaushalte  bestätigt  sich  dies  vollkommen. 
Eine  Reihe  dieser  Fonde,  besonders  die  Humanitätsfonde  sind  ge- 
legentlich der  Neuorganisation  der  Selbstverwaltung  in  diesem  Jahr- 
hunderte wieder  an  die  Selbstverwaltung  zurückgegeben  worden,  und 
die  aus  der  Aufhebung  der  Stifte  und  Klöster,  des  Jesuitenordens» 
der  Bruderschaften  u.  s.  f.  hervorgegangenen  Religions-,  Studien- 
und  Normalschulfonde  besonders  aufrecht  zu  erhalten,  besteht  heute  — 
die  einmal  durchgeführte  Aufhebung  dieser  Körperschaften  und  Ein- 
ziehung der  Vermögensstämme  eben  hingenommen  —  gar  keine  Ver- 
anlassung mehr,  da  deren  Erträgnisse  nicht  nur  mit  den  Zwecken 
in  keinem  Verhältnisse  stehen,  sondern  sogar  auch  —  unter  der  An- 
erkennung der  Berechtigung  des  Staates  zur  Verwendung  der  Ein- 
nahmen derselben  in  der  thatsächlichen  Weise  —  bereits  beträcht- 
lich passiv  und  zwar  dem  Staate  gegenüber  verschuldet  sind.  Endlich 
ist  drittens  jener  Fall  zu  erwähnen,  wo  selbständige  sachliche  Selbst- 
verwaltungskörper, z.  B.  Stiftungen,  vom  Staate  unter  voller  Auf- 
rechterhaltung ihrer  Selbständigkeit  verwaltet  werden.  Hier  liegt 
eben  keine  fondsmässige  Scheidung  des  Staatshaushaltes  vor,  sondern 
eine  Komplikation  von  Staats-  und  Selbstverwaltungshaushaltung» 
welche  deshalb  notwendig  wird,  weil  die  genannten  Selbstverwal- 
tungen eben  nur  unvollkommene,  rein  juristisch-persönliche  Gebilde 
sind,   welche  sich  immer   an  ein  Gemeinwesen   (also  den  Staat  oder 

795 


228 


Ernst  Mischler, 


einen  territorialen  oder  persönlichen  Selbstverwaltungskörper)  anlehnen 
müssen.  Somit  erscheint  der  Grundsatz  der  notwendigen  Budget- 
einheit des  Staates  im  Fondswesen  durch  die  thatsächlichen  Verhält- 
nisse nicht  widerlegt. 

Dagegen  ist,  wie  bemerkt,  die  Budgetteilung  im  Haushalte  der 
Selbstverwaltungen  nicht  nur  nicht  möglich,  sondern  sogar  sehr  nahe- 
liegend und  thatsächlich  auch  die  Regel ;  räumliche,  persönliche  und 
zweckliche  Fondsbildung  sind  eine  charakteristische  Erscheinung  des- 
selben. AUerwärts  hat  innerhalb  der  Gemeinde  die  Real-  und  Bürger- 
gemeinde und  sehr  häufig  auch  die  Ortschaft  ihre  eigene  gemein- 
wirtschaftliche Position,  welche  in  der  Budgetierung  zum  Ausdrucke 
kommt.  Der  Einfluss  des  sachlichen  Momentes  ist  innerhalb  der 
territorialen  Selbstverwaltung  besonders  hervorragend.  Der  Haushalt 
des  österreichischen  Landes  bildet  ein  gutes  Beispiel  hierfür.  Er  zer- 
fällt in  eine  ganze  Reihe  von  Fonden,  den  Landesfond,  Domestikal- 
fond,  Gebärhaus-,  Findelhaus-,  Zwangsarbeitshaus-,  L-ren-,  Feuerwehr- 
fond; mit  ihm  verbunden  sind  verschiedene  Schulfonde,  als  der 
Lehrerpensionsfond,  Normalschulfond,  dann  der  Grundentlastungsfond, 
Propinationsfond  u.  s.  f.  Die  Gemeinde  besitzt  eigene  Feuerwehr- 
fonde,  Lokalschulfonde,  Armeninstitutsfonde  u.  s.  f.  Abgesehen  davon 
sind  mit  allen  territorialen  und  persönlichen  Selbstverwaltungen  auch 
sachliche,  als  Stiftungen,  verbunden.  Allerdings  soll  damit  nicht 
behauptet  werden,  dass  jede  der  vorkommenden  Budgetteilungen  auch 
schon  zu  vertreten  sei.  Der  grosse  Vorteil  der  Budgetteilung  liegt 
aber  doch  darin,  dass  ein  Volk  in  dieser  Eigenschaft  der  Haus- 
haltungen ohne  stets  neue  Gemeinwesensbildungen  —  ein  gewiss 
nicht  leichtes  Unternehmen  —  ein  Mittel  besitzt,  der  Mannigfaltigkeit 
der  Bedürfiiisse  durch  einfache  Anordnung  des  Haushaltes  der  be- 
stehenden Zwangsgemeinschaften  gerecht  zu  werden,  hierbei  aber 
doch  die  Selbständigkeit  des  räumlichen,  persönlicher)  und  zwecklichen 
Elementes  auch  noch  aufrecht  zu  erhalten  und  die  Verknüpfung  der- 
selben mit  Gemeinwirtschaften  des  öfteren  zu  wechseln.  Ginge  näm- 
lich das  Moment  der  Mannigfaltigkeit  durch  die  Anlehnung  an  eine 
Gemeinwirtschaft  in  derselben  völlig  auf,  so  würde  es  mit  derselben 
als  für  alle  Zeiten  notwendig  verknüpft  und  nicht  mehr  selbständig 
ablösbar  erscheinen,  was  nicht  immer  dem  wahren  Charakter  eines 
Gemeinwesens  entsprechen  würde.  So  wäre  es  sehr  verfehlt,  die 
Fonde  der  Armenpflege,  welche  ihre  Selbständigkeit  dem  zwecklichen 
Momente  verdanken  und  gegenwärtig  meist  mit  dem  Gemeindehaus- 
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halte  verbunden  sind,  in  diesem  ungetrennt  aufgehen  zu  lassen,  denn 
es  ist  gewiss  nicht  abzusehen,  ob  die  heutigen  Institutionen  zur  Be- 
friedigung dieses  Gemeinbedürfnisses  auch  die  für  alle  Zeiten  des 
Gremeindebestandes  gültigen  sein  werden.  Es  dürfte  sich  vielmehr 
in  Zukunft  eine  ganz  andere  Art  der  Befriedigung  herausbilden, 
wobei  dann  die  heute  mit  der  Gemeinde  verbundenen  Armenvermögens- 
bestände als  Grundstock  in  die  neuen  Zwangsgemeinschaften  des 
Armenzweckes  unversehrt  hinübergenommen  werden  können. 

Ganz  verschieden  von  dieser  organischen  Eigentümlichkeit 
der  Teilung  oder  Einheitlichkeit  der  Selbstverwaltungs-  und  Staats- 
haushaltungen, ist  die  Frage  nach  Budgetteilung  oder  Einheit  aus 
finanztechnischen  Gründen.  Aus  solchen  finanztechnischen  Grün- 
den ')  kann  selbstverständlich  nicht  nur  der  schon  seiner  Natur  nach 
der  Budgetteilung  leicht  zugängliche  Selbstverwaltungshaushalt,  son- 
dern auch  der  in  organischer  Beziehung  notwendig  einheitliche  Staats- 
haushalt zerlegt  werden,  und  die  Erfahrung  zeigt,  dass  diese  Praxis 
häufige  Anwendung  findet.  Hier  liegen  zwei  Umstände  zu  Grunde. 
Erstlich  das  System  von  Spezialkassen  für  bestimmte  Verwaltungs- 
aufgaben als  geschichtliches  Ergebnis  der  successiven  Erkenntnis  der 
öffentlichen  Aufgaben,  welche  in  gesonderter  Selbständigkeit  ent- 
standen, verwaltet  und  bestritten  wurden.  Dieses  Moment  ist  fast 
ausschliesslich  nur  für  den  Staatshaushalt  gültig.  Eine  derartig  nur 
durch  das  gesonderte  historische  Auftreten  der  Verwaltungszwecke 
zu  erklärende  Budgetteilung  hat  gegenwärtig  keine  Bedeutung  mehr  ^). 
Der  zweite  Umstand,  der  sich  gleichmässig  im  Staats-  wie  im 
Selbstverwaltungshaushalte  fühlbar  macht,  besteht  darin,  dass  aus 
Gründen  der  besseren  finanziellen  Durchführung  eine  gesonderte 
Kassenführung  für  einen  Verwaltungszweig  eingehalten  wird.  Charak- 
teristische Beispiele  sind  der  Schuldentilgungsfond,  der  Kriegsschatz 
im  Staatshaushalte,  die  Etats  für  öffentliche  Arbeiten,  insbesondere 
Eisenbahnen  in  diesem  und  im  Haushalte  der  Selbstverwaltung. 
Dieser  zweite  Umstand  ist  heute  bedeutend  wichtiger  für  die  Ein- 
richtung der  Budgets  als  der  erstgenannte  und  tritt  im  Gegensatze 
zu  diesem  bezüglich  des  Staatshaushaltes  mit  weit  weniger  Intensität 
auf  als  bezüglich  der  übrigen  öffentlichen  Haushaltungen. 


^)  Vgl.  über  dieselben  Wagner  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  486,  Anmerk. 
und  Reitzenstein  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  662,  Wagner,  F.-W.,  I,  §§  112, 113. 
2)  V.Stein,  F.-W.,  I,  S.  218  ff. 
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Die  vorstehenden  Bemerkungen  über  Budgeteinheit,  resp.  Budget- 
teilung lassen  sich  soweit  das  Fondsprinzip  in  Betracht  kommt  in 
wenigen  Worten  zusammenfassen.  Es  ist  zu  unterscheiden  zwischen 
der  organischen  Eigentümlichkeit  der  Einheit  oder  Besonderheit  und 
zwischen  der  aus  finanztechnischen  Gründen  auftretenden  Budget- 
teilung. Bezüglich  des  ersteren  Punktes,  der  organischen  Eigen- 
tümlichkeit, besteht  ein  grundlegender  Unterschied  zwischen  dem 
Staatshaushalte  und  den  Selbstverwaltuugshaushaltungen ;  ersterer  ist 
notwendig  einheitlich,  in  der  Natur  der  letzteren  dagegen  liegt  die 
Besonderheit.  In  finanztechnischer  Beziehung  sind  sowohl  die  Staats- 
ais die  übrigen  Haushaltungen  dem  Fondsprinzipe  zugänglich. 

Diese  Bemerkungen  noch  einmal  ausdrücklich  zu  resümieren, 
schien  deshalb  nicht  unwichtig,  weil  solche  Erörterungen,  trotz  ihrer 
wie  es  scheint  prinzipiellen  Bedeutung,  in  der  Litteratur  der  Finanz- 
wissenschaft nicht  nur  selten  sind,  sondern  dort,  wo  sie  überhaupt 
angestellt  werden,  nicht  tief  genug  zu  gehen  scheinen,  indem  sie 
weder  den  prinzipiellen  Gegensatz  von  organischer  und  finanztech- 
nischer Budgeteinheit  resp.  Budgetteilung,  noch  die  ganz  verschiedene 
Stellung  des  Staatshaushaltes  gegenüber  den  Haushaltungen  der 
Selbstverwaltung  erkennen.  Sie  fassen  vielmehr  die  ganze  Frage 
als  eine  finanztechnisch  und  allgemein  für  Staats-  und  Selbstver- 
waltungshaushalt zu  lösende  auf.  „Vollständig  ist  auch  in  der  Gegen- 
wart das  Prinzip  der  fiskalischen  Kasseneinheit  und  der  Einheit  des 
Etats  in  unseren  Staatshaushalten  und  vollends  in  unseren  Gemeinde- 
haushalten nicht  durchgedrungen",  äussert  sich  Wagner^)  und 
bemerkt^),  dass  „gegenwärtig  noch  für  einzelne  apart  stehende 
öffentliche  Einrichtungen  und  Anstalten  Spezialetats  als  selbständige 
„Nebenetats"  neben  dem  Hauptetat  (wir  möchten  hinzufügen,  oder  auch 
mehrere  Etats  nebeneinander  in  demselben  Haushalte  ohne  besonderes 
Prävalieren  des  einen  über  die  anderen)  geführt  werden."  Diese 
Abweichungen  vom  „Prinzip  der  Kassen-  und  Etatseinheit"  sollen 
immer  nur  Ausnahmen  bilden.  —  Reitzenstein^)  kommt  bezüglich 
der  Kommunalkörper  auch  auf  diese  Frage  zu  sprechen  und  stellt 
sich  —  ausgehend  von  dem  Unterschied  von  Brutto-  und  Netto- 
budget —  auf  den  Standpunkt,    dass    „die  Aufnahme  der  einzelnen 


1)  Bei  Schönberg,  Bd.  111,  S.  486. 

2)  F.-W.,  I,  S.  239. 

•'')  Bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  662. 
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zur   Wirkungssphäre   der  Kommunalkörper   gehörigen  Verwaltungs- 
zweige ihrer  gesamten  Einnahme   und  Ausgabe  nach   für  das  kom- 
munale Budget   die  Regel   bilden  muss,"    und  die  Besonderheit  der 
Fonde   nur   die  Ausnahmen   bilde,    was   wir    oben  gerade   als  Regel 
statuierten.      Bei    der   detaillierteren   Aufzählung   dieser   Ausnahmen 
ist  Reitzenstein  nicht  ganz  klar,  wenn  er  von  „Anstalten,  welche, 
weil  den  Gegenstand  einer  besonderen  Verwaltung  ausmachend  und 
der    Gesamtverwaltung    des   Kommunalkörpers    gewissermassen    nur 
mittelbar^)  unterstehend,    eine  bis  zu  einem  gewissen  Grade  selb- 
ständige Existenz  haben"  spricht,  und  zu  diesen  einerseits  Gasanstalten, 
Wasserwerke,  andererseits  Armenanstalten,  Arbeitshäuser  rechnet.  Letz- 
tere sind  ja  meist  Stiftungen,  also  selbständige  Selbstverwaltungskörper, 
^"welche  nur  deshalb  mit  Kommunalkörpem  verbunden  sind,   weil  sie 
|ihrer  Natur  nach  als  reine  sachliche  Verwaltungskörper  auf  territoriale 
[•oder  persönliche  angewiesen  sind,  während  die  beiden  erstgenannten 
Anstalten   nur  aus   finanztechnischen   Gründen   besonders  verrechnet 
[werden,   um  z.  B.   deren  Rentabilität   genau   festzustellen;   fällt  bei 
fden  letzteren  dieser  Grund  weg,  so  gehen  sie  einfach  im  kommunalen 
rBudget  auf,  dagegen  ist  dies  bei  den  Fonden  für  Armenwesen  etc., 
^insofern  sie  Stiftungen  sind,  unmöglich*). 

üebrigens  ist  es  nicht  ganz  zutreffend  im  Haushalte  der  Selbst- 
verwaltung überhaupt  und  gar  in  demselben  Sinne  wie  beim  Staats- 
rhaushalte  von  Hauptetat  und  Nebenetats  zu  sprechen.  Die  Begründung 
f-der  Fondsverschiedenheit   beim  Staate  und  bei  der  Selbstverwaltung 
list  eben  eine  wesentlich  andere.    Ein  Haushalt  der  Selbstverwaltung, 
f "Welcher  mehrere  durch  Wechselwirkung  des  räumlichen,  persönlichen 
und   sachlichen  Elementes   entstandene  Körper  in  sich  vereinigt,  ist 
für  diese  nicht  der  Hauptetat  in  demselben  Sinn  wie  der  „Zentraletat" 
gegenüber   den  Spezialbudgets   im  Staatshaushalte.     Es  kommt  hier 
durchaus  nicht  die  Erscheinung  des  Brutto-  und  Nettoetats,  welche 
nur   in  dem  staatlichen  Haushalte  Grundlage    der  Budgetteilung  ist, 
in  Betracht;  es  ist  vielmehr  die  Mannigfaltigkeit  der  durch  die  ver- 


1)  Vgl.  oben  Anm.  1,  S.  223. 

^)  Speziell  bezüglich  der  (deutschen)  Gemeinde  folgert  v.  Jnama-Sternegg 
in  „Verwaltungslehre  in  Umrissen"  S.  78  u.  79  aus  dem  Umstände,  dass  „die 
politische  Gemeinde  Organ  der  Verwaltung  für  alle  ihre  örtliche  Sphäre  be- 
rührenden öffentlichen  Verhältnisse*  ist,  dass  innerhalb  derselben  doch  nur  „ein 
Iremeindehaushalt"  bestehen  kann.  Dagegen  v.  Bilinski,  Gemeindebesteue- 
rung, S.  251. 
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schiedenartigsten  Wechselwirkungen  der  gemeinwirtschaftlichen  Ele- 
mente entstehenden  Formen  der  Selbstverwaltung,  welche,  in  einer 
Gemein  Wirtschaft  vorkommend,  derselben  ihre  Struktur  geben.  Bei 
der  staatlichen  „Zentralkasse"  müssen  notwendig  die  Abgänge  der 
einzelnen  Etats  ihre  Deckung  finden,  ebenso  wie  deren  Ueberschüsse 
in  erstere  einzufliessen  haben;  dagegen  ist  es  in  den  „Fonden"  der 
Selbstverwaltung  ganz  gut  denkbar,  dass  sie  nur  nach  Massgabe 
ihrer  eigenen  Kräfte  Ausgaben  vornehmen  ohne  auf  den  Hauptkörper 
zurückzugreifen,  und  dass  ihre  etwaigen  Ueberschüsse  zur  Vermehrung 
des  Stammvermögens  der  Fonde  verwendet  werden.  In  den  meisten 
Fällen  ist  allerdings  ein  solcher  Hauptkörper  vorhanden,  um  den 
sich  mehrere  Fonde  gliedern;  es  ist  aber  auch  möglich,  dass,  ins- 
besondere bei  den  künstlich  von  Staats  wegen  eingeführten  Selbstver- 
waltungskörpern, eine  Zusammenfassung  ganz  gleichwertiger  Teile  zu 
einem  Ganzen  stattfindet,  ohne  dass  der  eine  Teil  oder  das  Ganze 
über  die  übrigen  irgendwie  prävaliere.  In  diesem  Falle  ist  es  ganz 
deutlich,  dass  die  Anwendung  der  Haupt-  und  Nebenetats  auf  die 
Selbstverwaltung  nicht  gerechtfertigt  ist. 

Die  Budgetteilung  zeigt  sich  —  ausser  in  dem  bisher  behandelten 
Fondswesen,  jedoch  damit  im  engsten  Zusammenhange  —  ferner  in 
der  Besonderheit  der  Einnahmen.  In  gewisser  Beziehung  ist 
schon  mit  dem  Fondswesen  eine  Besonderheit  der  Einnahmen  gegeben, 
insofern,  als  gewisse  dieser  Fonde  besondere  stammgutmässige  Ein- 
nahmen haben,  welche  den  durch  diese  Fonde  repräsentierten 
Gemeinzwecken  zufliessen;  jedoch  ist  damit  die  Erscheinung  der 
Besonderheit  der  Einnahmen  nicht  erschöpft.  Die  Eigentümlichkeit 
des  Haushaltes  der  Selbstverwaltung  bezüglich  der  Besonderheit  der 
Einnahmen  zeigt  sich  vielmehr  in  den  eigentlich  gemeinwirtschaft- 
lichen Einnahmen,  und  zwar  vorwiegend  bei  den  Steuern. 

Mit  Beziehung  auf  die  sachliche  Besonderheit  stellen  sich  die 
Steuern  als  Zwecksteuern  dar  ^).  Diese  sind  nicht  nur  eine  Eigen- 
tümlichkeit des  Haushaltes  der  Gemeinde,  sondern  auch  anderen  Selbst- 
verwaltungswirtschaften zugänglich  und  bei  ihnen  gebräuchlich.     So 


*)  Vgl.  V.  Bilinski,  Die  Gemeindebesteuerung,  S.  11  ff.  u.  S.  250  ff.; 
Neumann,  in  Schmollers  Jahrb.  1882,  Heft  3,  S.  143  und  Heft  4.  S.  179  ff.; 
Reitzenstein  bei  Schönberg,  Bd.  111,  S.  618,  und  die  an  diesen  Orten  an- 
geführte weitere  Litteratur.  Nach  S  a  x ,  Grundl.,  S.  558,  sollen  sich  die  Zweck- 
steuern nicht  wesentlich  von  den  allgemeinen  unterscheiden. 
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kommt  z.  B.  in  den  österreichischen  Ländern  als  Landessteuer  eine  Erb- 
steuer zu  Schulzwecken  vor.  Wir  können  uns  Zwecksteuern  natürlich 
immer  nur  denken,  insofern  ein  Haushalt  vorliegt,  innerhalb  dessen 
einer  der  Zwecke  eine  Selbständigkeit  neben  den  anderen  Momenten 
der  Gemeinwirtschaft  einnimmt,  denen  dieser  Haushalt  auch  sonst  dient. 
Dagegen  liegen  Zwecksteuern  nicht  vor,  wenn  ein  Haushalt  an  sich 
schon  nur  für  die  Durchführung  eines  einzigen  Zweckes  bestimmt 
ist;  hier  haben  wir  vielmehr  allgemeine  Steuereinnahmen  eines  jedoch 
nur  einem  Zwecke  gewidmeten  Gemeinwesens.  Dies  ist  z.  B.  der 
Fall  bei  den  Steuereinnahmen  der  ausschliesslichen  Schulgemein- 
schaften, bei  der  Grundentlastungsoperation  u.  a.  Dieselbe  Erbsteuer, 
die  heute  im  Landeshaushalte  Zwecksteuercharakter  hat,  hatte  diesen 
nicht,  sondern  war  eine  allgemeine  Steuer,  solange  sie  den  „Nor- 
malschulfonden"  zustand.  Es  ist  also  nicht  jede  Steuer,  die  einem 
bestimmten  Zwecke  zugehört,  deshalb  auch  schon  eine  Zwecksteuer. 
Damit  deren  Natur  hervorgebracht  werde,  ist  neben  der  Bestimmt- 
heit des  Zweckes  auch  noch  die  Selbständigkeit  desselben  innerhalb 
eines  umfassenderen  Gemeinwesens  erforderlich.  Uebrigens  ist  das 
Zweckmoment  für  die  Besteuerung  auch  sonst  noch  von  Bedeutung, 
ohne  dass  gerade  schon  der  strenge  finanzwirtschaftliche  Begriff  der 
Zwecksteuer  gegeben  wäre.  Die  durch  eine  höhere  gemeinwirt- 
schaftliche Instanz  zu  gewährende  Bewilligung  der  Steuereinführung 
setzt  gewöhnlich  die  Motivierung  dieses  Petitums  durch  einen  ganz 
bestimmten  Zweck  voraus,  sehr  selten  dürfte  der  Hinweis  auf  die 
allgemeine  Finanzlage  genügen;  ja  es  wird  nicht  selten  die  Be- 
willigung zur  Einführung  einer  Steuer  gerade  zum  Zwecke  einer 
bestimmten  Aufgabe,  z.  B.  zum  Bau  einer  Kaserne  seitens  einer  Ge- 
meinde gegeben.  Dem  bewilligenden  Körper  muss  unbedingt,  soll  sein 
Aufsichtsrecht  nicht  illusorisch  sein,  das  Recht  zustehen,  sich  davon  zu 
überzeugen,  ob  die  bewilligten  Summen  auch  ihrem  Zwecke  zugeführt 
worden  sind,  wozu  gewiss  eine  Verpflichtung  besteht.  Es  liegt  hier 
wohl  eine  Anpassung  der  allgemeinen  Steuereinnahmen  an  bestimmte 
Aufgaben  insofern  vor,  als  letztere  Veranlassung  der  ersteren  in 
einem  speziellen  Falle  sind,  dagegen  nicht  eine  dauernde,  der  Selb- 
ständigkeit des  Zweckmomentes  in  einem  allgemeineren  Gemeinwesen 
entsprechende  Beziehung  eines  Einkommens  zu  einem  Aufwände. 

Auch  das  örtliche  und  das  persönliche  Element  des  gemein- 
wirtschaftlichen  Lebens  kann  Grundlage  von  Steuern  mit  Selbstän- 
digkeit im  Haushalte   sein.     Beide    werden   als  Genossenschafts- 
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steuern^)  zusammengefasst ,  obgleich  es  vielleicht  nicht  unwichtig 
erscheinen  dürfte,  die  beiden  Wurzeln  derselben  auch  in  der  Benen- 
nung besonders  hervorzuheben.  Wir  möchten  deragemäss  die  ersteren 
territoriale  Spezialsteuern  nennen.  So  ist  es  in  Oesterreich 
eine  ganz  allgemeine  Erscheinung,  dass  innerhalb  der  Gemeinden 
die  in  derselben  verbundenen  Ortschaften  ihr  Zuschlagsprozent  ganz 
verschieden  und  selbständig  haben,  gewiss  die  reinste  Erscheinungs- 
form solcher  territorialer  Steuern.  Ferner  gehören  hierher  die  allge- 
mein verbreiteten  Steuern  der  sog.  Schulgemeinde  und  einiger  anderer 
Spezialgemeinden.  Diese  Art  der  Genossenschaftssteuern  ist,  soweit 
der  gegenwärtige  Ueberblick  reicht,  wohl  nur  bei  der  Gemeinde 
üblich.  Die  zweite  Art  möchten  wir  als  Personalgemeinschafts- 
steuern bezeichnen,  um  jene  Besonderheit  der  Steuereinnahmen 
auszudrücken,  welche  auf  dem  persönlichen,  als  gemeinwirtschaft- 
lichem Elemente  beruht;  solche  Fälle  wären  Steuern  von  Angehörigen 
bestimmter  Konfessionen  zur  Bestreitung  von  Kirchenauslagen  d.  i. 
Spezialgemeinden  für  Kirchenzwecke;  oder  Steuern  der  Realgemeinde- 
mitglieder für  besondere  Zwecke  dieser  Gemeinschaft. 

Die  territorialen  Spezialsteuern  verhalten  sich  dem  Zweck- 
momente gegenüber  entweder  ganz  indifferent,  wie  dies  bei  den 
allgemeinen  Territorien  (z.  B.  Ortschaften)  der  Fall  ist;  hier  ist  die 
Beitragsleistung  und  der  Genuss  an  den  öffentlichen  Gütern  über- 
haupt räumlich  innerhalb  einer  Gemeinschaft  abgegrenzt.  Oder  sie 
beziehen  sich  nur  auf  einen  einzigen  Zweck,  wie  bei  den  besonderen 
Territorien  (z.  B.  Schulgemeinden),  und  sind  dann  gleichzeitig  Zweck- 
steuern, indem  eine  Kombination  des  räumlichen  mit  dem  Zweck- 
momente eintritt.  Ebenso  sind  die  Personalgemeinschaftssteuern  an 
und  für  sich  noch  nicht  mit  speziellen  Zwecken  in  Verbindung  zu 
bringen,  nur  ergeben  sich  diese  meist  schon  aus  der  persönlichen 
Qualität,  welche  Grundlage  der  Besonderheit  ist,  z.  B.  aus  der  Kon- 
fession in  qualitativ  einheitlicher  Art.  In  beiden  Fällen  aber  ist 
der  Zweck  erst  in  die  zweite  Linie  zu  stellen;  denn  die  territoriale 
Gemeinschaft  und  die  Personengemeinschaft  bestimmen  den  Umkreis 
der  Genussberechtigten  an  den  öffentlichen  Gütern.  Die  sog.  Ge- 
nossenschaftssteuern setzen  immer  voraus,  dass  innerhalb  einer  Ge- 
meinschaft gewisse  Aufgaben  für  bestimmte  Personengruppen  inner- 
halb derselben  durch  die  Mittel  eben  dieser  selben  Personen  bestritten 


')  Vgl.  Anm.  S.  232;  dazu  Sax,  Spezialsteuern,  ebenda  S.  551  ff. 
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werden.  In  den  Zwecksteuern  wirkt  also  das  Zweckmoment,  in 
den  territorialen  Spezialsteuern  das  räumliche  und  in  den  Personal- 
gemeinschaftssteuern das  persönliche  Moment  in  erster  Linie  oder 
auch  allein. 

Es  kann  nun  ein  kombiniertes  Wirken  dieser  Faktoren  gedacht 
werden,  bei  welchem  keiner  derselben  über  den  anderen  zu  stellen, 
sondern  jeden  Einfluss  selbständig  und  gleich  mächtig  ist.  Durch 
einen  solchen  Vorgang  ist  die  eigentümliche  Einnahmsform  der  Bei- 
träge^) einfach  zu  erklären.  Es  sind  Steuern,  welche  von  Personen- 
gemeinschaften für  Zwecke  aufgebracht  werden,  welche  nicht  nur  in 
ihrem  eigenen,  sondern  auch  im  allgemeinen  Interesse  liegen.  Hier 
liegt  eine  Kombination  des  persönlichen  und  des  zwecklichen  Mo- 
mentes vor,  wobei  das  letztere  in  seinem  allgemeinen  Wirken  gleich- 
zeitig von  dem  ersten  losgelöst  ist,  und  doch  wieder  sich  mit  dem- 
selben dadurch  decken  muss,  dass  die  Zwecke  sich  aus  der  Qualität 
der  Personengemeinschaft  ergeben.  Durch  diese  Entwicklung  der 
Beiträge  aus  den  Elementen  der  Besonderheit  gelangen  wir  bezüg- 
lich der  Natur  dieser  eigentümlichen  Einnahmsform  zu  Resultaten, 
welche  sich  mit  v.  Biliriskis  Anschauungen  ziemlich  decken,  da- 
gegen von  den  sonstigen  Anschauungen  stark  abweichen.  Die  Bei- 
träge erscheinen  zunächst  als  Steuerform  und  nicht  als  Gebühren- 
form, wie  bei  Wagner  und  v.  Reitzenstein;  dann  können  wir 
uns  der  Ansicht  des  Letztgenannten  nicht  anschliessen,  welcher  die 
Beiträge  nur  bei  solchen  Anlagen  anerkennt,  welche  dem  Grund- 
besitze Vorteile  bringen.  Auch  die  Definition  Neumann's^),  welche 
das  Gewicht  darauf  legt,  dass  die  Beiträge  nach  Massgabe  der  Vor- 
teile zu  bemessen  gegenüber  den  Steuern,  welche  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit vorzuschreiben  sind,  dürfte  nicht  alles  umfassen,  was  zu 
den  Beiträgen  zu  zählen  ist.  In  den  österreichischen  Ländern  be- 
steht ein  Beitrag  der  Feuerversicherungsgesellschaften,  bestehend  in 
einem  Prozentsatze  der  Bruttoprämien,  welcher  an  das  Land  ein- 
fliesst  und  für  den  Spezialzweck  eines  Feuerwehrfonds  bestimmt 
ist.  Trägt  diese  Einnahmsform  nicht  ganz  den  Charakter  der  Bei- 
träge? Dennoch  dürfte  es  sehr  schwer  sein,  hierin  ein  Gebühren- 
element zu  finden;  ausserdem  hat  sie  mit  den  Vorteilen   „des  in  der 


')  S.  die  Litteratur  bei  v.  B  i  1  i  n  s  k  i ,  Gemeindebesteuerung,  S.  20  u.  59  ff. ; 
V.  Reitzenstein  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  612  u.  613;  "Wagner,  F.-W., 
II,  §  325,  dazu  Sax,  ebenda  S.  559  ff.  und  Umpfenbach,  2.  Aufl.,  S.  82. 

^    Progressive  Einkommensteuer,  S.  65. 
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Nähe  befindlichen  Grundbesitzes"  nichts  zu  schaffen,  und  der  Nach- 
weis dürfte  schwer  zu  erbringen  sein,  dass  sie  nach  Massgabe  der 
bezüglichen  Vorteile  und  nicht  der  Leistungsfähigkeit  bemessen  ist.  — 
Dass  die  Entwickelung  der  Beiträge  aus  den  drei  Elementen  der 
Besonderheit  eine  richtige  gewesen  ist,  können  wir  noch  erhärten, 
wenn  wir  in  der  Selbständigkeit  des  Wirkens  dieser  Momente  einen 
Schritt  weiter  gehen. 

Wenn  sich  das  Zweckmoment  in  seiner  Wirksamkeit  nun  ganz 
von  dem  persönlichen  oder  territorialen  loslöst  und  rein  durch  sich 
selbst,  also  mit  Beziehung  auf  das  ganze  Gemeinwesen,  nicht  die 
spezielle  örtliche  oder  persönliche  Differenzierung,  wirkt,  während 
letztere  für  die  Träger  der  Steuer  massgebend  bleiben,  und  wenn 
die  Zwecke  gar  nicht  in  dem  besonderen  Interesse  der  Träger  liegen, 
weil  sie  nicht  aus  deren  Besonderheit  hervorgehen,  so  stehen  wir 
vor  einer  neuen,  bisher  nicht  beachteten  und  auch  seltenen  Steuer- 
form. Ein  Beispiel  hierfür  ist  die  in  Oesterreich  gebräuchliche  Erb- 
steuer der  Geistlichkeit,  welche  Armenzwecken  in  der  Gemeinde 
gewidmet  ist.  Subjekte  sind  die  Geistlichen,  dagegen  nicht  Interes- 
senten; diese  sind  die  gesamten  Gemeindemitglieder  und  ausserdem 
liegt  ein  Spezialzweck  vor.  Halten  wir  uns  diese  Steuerform  vor 
Augen  —  in  welcher  das  Interesse  der  Gesamtheit,  aber  eine  spezielle 
Personenkategorie  als  Steuerträger,  zu  Grunde  liegt,  aus  welcher  der 
Zweck  nicht  gefolgert  werden  kann  —  so  sehen  wir  in  dem  Bei- 
trage nur  eine  Etappe  auf  dem  Wege  der  Loslösung  des  zweck- 
lichen von  dem  persönlichen  oder  territorialen  Momente,  welche  wohl 
schon  ein  vorgeschrittenes  Stadium  der  Trennung,  aber  diese  nicht 
zur  Genüge  aufweist. 

Diese  neue  Steuerform  hat  bisher  keinen  Namen  und  dürfte 
auch  keinen  benötigen,  solange  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  ihr 
Auftreten  weit  häufiger  der  Fall  ist.  Am  einfachsten  wäre  es,  sie 
auch  als  „Beitrag"  zu  bezeichnen  und  als  „allgemeinen  Beitrag", 
von  den  früher  erwähnten  als  Interessentenbeiträgen  zu  unter- 
scheiden, wobei  sich  „allgemein"  nicht  auf  den  Zweck  oder  die 
Steuerträger,  sondern  auf  die  Interessensphäre  bezieht. 

Im  vorstehenden  kam  es  nicht  auf  eine  erschöpfende  Darstel- 
lung der  Spezialsteuern  oder  Beiträge  an,  sondern  nur  darauf,  die- 
selben, insbesondere  auch  die  letzteren  aus  den  richtigen  Prinzipien 
heraus  zu  entwickeln  und  an  die  richtige  Stelle  in  der  Lehre  zu 
stellen,  mit  anderen  Worten  in  ihnen  ein  charakteristisches  Merkmal 
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des  Haushaltes  der  Selbstverwaltung  zu  finden  und  in  dem  Wesen 
der  letzteren  ihren  Ursprung  aufzuweisen. 

Von  anderen  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  tragen  noch 
die  Strafen  deutlich  den  Charakter  der  Besonderheit,  indem  man 
geradezu  sagen  kann,  dass  die  gesamten  Strafeinnahmen  von  dieser 
Eigentümlichkeit  durchdrungen  sind.  Die  Hauptzwecke,  welche  in 
Betracht  kommen,  sind  das  Armenwesen,  das  Schulwesen  und  die 
Landeskultur.  Diese  Natur  haben  die  Strafen  gleichmässig  im  Haus- 
halte des  Staates,  der  Länder,  Gemeinden  etc. 

Hier  müssen  wir  zum  Schlüsse  noch  die  Frage  aufwerfen,  wie 
es  mit  der  Besonderheit  der  Einnahmen  überhaupt  im  staatlichen 
Haushalte  beschaffen  ist.  Findet  dieselbe  auch  in  diesen  Eingang, 
wie  sie  zweifellos  und  als  organische  Eigentümlichkeit  den  Haus- 
haltungen der  Selbstverwaltung  eigen  ist?  Sie  ist  wohl  auch  dort 
zu  bemerken,  aber  nur  insofern,  als  der  Grundsatz  der  Budgetteilung 
in  dem  Haushalte  des  Staates  Eingang  findet,  gegenwärtig  also  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  und  überdies  in  sehr  seltenen  Fällen.  Ein 
derartiges  Beispiel  bietet  die  sog.  „ Militärtaxe "  in  Oesterreich,  zum 
Zwecke  der  Bildung  eines  Fonds  für  die  Hinterbliebenen  der  mobili- 
sierten nicht  aktiven  Militärpersonen.  Organisch  begründet  kann  die 
Einnahmebesonderheit  hier  ebensowenig  sein,  wie  das  Fondsprinzip, 
und  praktisch  wird  die  erstere  ebenso  selten  sein,  als  das  letztere.  — 

Dadurch,  dass  mehrere  Gemeinwesen  in  einem  Volke  gleich- 
zeitig für  Gemeinbedürfnisse  sorgen,  wird  nun  die  weitere  Frage 
nahegelegt:  In  welcher  Beziehung  stehen  diese  mehreren  Zwangs- 
gemeinwirtschaften zu  einander?  Liegt  überhaupt  eine  solche  Be- 
ziehung vor  und  wenn,  welcher  Natur  ist  sie  und  welche  Kon- 
sequenzen übt  sie  auf  die  Befriedigung  der  Gemeinbedürfnisse  und 
auf  den  Haushalt  dieser  Gemeinschaften  aus? 

Um  die  Bedeutung  dieses  Umstandes  nach  allen  seinen  Rich- 
tungen hervortreten  zu  lassen,  muss  zunächst  daran  erinnert  werden, 
dass  nicht  jede  der  verschiedenen  Gemeinwirtschaften  ganz  spezifischen, 
andersartigen  Gemeinzwecken  gewidmet  ist,  es  sind  vielmehr  in  vielen 
Fällen  gleichartige  Verwaltungsaufgaben,  zu  deren  Durchführung  sie 
dienen,  so  dass  eine  Interessenberührung  der  Gemeinschaften  eine 
ganz  allgemeine  Erscheinung  ist.  Wir  nennen  diese  Interessen- 
berührung von  Gemeinschaften,  bei  welcher  sonst  durchaus  keine 
weitere  Einwirkung  der  Gemeinschaften  aufeinander  entsteht,  die 
ideelle  Kooperation.     Diese  stellt  sich   nach   den  früheren  Erör- 
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terungen  in  zwei  Formen  dar.  Die  erste  Form  ist  die  ideelle  Ko- 
operation nach  Ueber-  und  Unterordnung,  also  in  quantitativer  Beziehung. 
So  sorgt  für  die  lokalen  Strassen  die  Gemeinde,  für  die  grösseren 
Bezirksstrassen  der  Bezirk,  für  die  Landstrassen  das  Land  und  end- 
lich für  die  grossen  Reichsstrassen  der  Staat;  jedes  dieser  Gemein- 
wesen möglichenfalls  ohne  irgend  welche  wirtschaftliche  Beziehung  zu 
einem  der  anderen.  Diese  erste  Form  kann  sich  etwas  abweichend 
auch  dahin  gestalten,  dass  die  verschiedenen  Kostenbestandteile  der- 
selben Verwaltungsaufgabe  in  mehrere,  nach  Ueber-  und  Unterord- 
nung geteilte  Gemeinwesen  zerlegt  werden ;  so  bestreitet  z.  B.  in 
0 esterreich  die  Schulgemeinde  die  Realauslagen,  der  Schulbezirk  die 
Personalgehalts-,  das  Land  die  Pensionskosten ;  jedes  dieser  Gemein- 
wesen möglichenfalls  wieder  ohne  Beziehung  zu  einem  der  anderen. 
Die  zweite  Form  der  ideellen  Kooperation  besteht  in  der  Nebenord- 
nung, in  der  qualitativen  Verschiedenheit  des  einer  gemeinsamen 
Verwaltungsaufgabe  zugehörigen  Zweckes ;  es  besorgt  z.  B.  die  Ge- 
meinde das  Friedensrichteramt,  die  Genossenschaft  das  Genossenschafts- 
gericht, der  Staat  seine  richterlichen  Funktionen. 

Die  Interessenberührung  der  Gemeinwesen  ist  jedoch  viel  zu 
stark,  als  dass  sie  durchweg  nur  zu  ideellen  Kooperationen  führen 
sollte.  Sie  bewirkt  vielmehr  meistens  eine  faktische  Beziehung  der- 
selben, eine  thatsächliche  Einwirkung  derselben  aufeinander.  Diese 
erfasst  entweder  die  Gemeinwirtschaften  in  ihrer  Totalität  oder  be- 
steht in  einer  Einflussnahme  in  spezieller  Beziehung. 

Die  einzelnen  Subjekte  der  Selbstverwaltung  können  sich  zur 
Durchführung  von  Verwaltungsaufgaben  vereinigen,  indem  sie  Eini- 
gungen eingehen,  welche  die  ganzen  Gemeinwirtschaften  auf  dauernde 
Weise  mit  Beziehung  auf  einen  oder  mehrere  Zwecke  umfassen.  Wir 
nennen  solche  Vereinigungen  Unionen  ^)  und  erkennen  in  ihnen 
nur  dieselbe  Erscheinung,  welche  wir  auch  in  der  Vereinigung  ganzer 
Staaten  z.  B.  zu  Militärkonventionen  oder  zur  gesamten  oder  teil- 
weisen Administration  vorfinden.  Solche  Unionen  z.  B.  von  Gemeinden 
bestehen  zur  Herstellung  von  Strassen,  insbesondere  vor  Einführung 
oder  bei  Fehlen  der  Bezirke  allgemein  als  „  Gemeindekonkurrenzen ", 

^)  Vgl.  Laspeyres  in  Bluntschli's  Staatswörterbuch,  X,  S.  73,  über  freie 
Vereinigungen  von  Gesamtheiten,  welche  im  Gegensatze  zu  Privatgesellschaften 
und  Privatassoziationen  als  Gesamtgesellschaften  oder  Gesamtassoziationen  be- 
zeichnet werden;  Rentzsch,  Handwörterbuch  der  P.-W.,  S.  354,  über  zusammen- 
gesetzte Gemeinden. 
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ferner  zu  Armen-,  zu  Kirchenzwecken  ^)  etc.  Sie  sind  ein  wichtiger 
Faktor  im  gemeinwirtschaftlichen  Leben  der  Selbstverwaltung,  denn 
sie  ermögliche)!  es,  bereits  vorhandene  Formen  zu  qualitativ  verschie- 
denen oder  verschieden  potenzierten  Zwecken  zu  benutzen,  und  so 
durch  Kombinationen  neuen  Gemeinwesensbildungen  auszuweichen, 
oder,  wenn  nötig,  solche  vorzubereiten.  Hier  hatten  wir  nur  gemein- 
wirtschaftliche Unionen  im  Auge.  Wir  sprachen  bereits  oben  von 
rechtlich  notwendigen  Unionen,  welche  darin  bestehen,  dass  unvoll- 
kommene Gemein  wirtschaften,  wie  die  Stiftungen,  sich  mit  persön- 
lichen oder  territorialen  zum  Zwecke  der  Verwaltung  vereinigen 
müssen ;  allerdings  haben  solche  rechtliche  Unionen  gewöhnlich  auch 
gemeinwirtschaftliche  Folgen  und  fallen  dann  unter  die  sofort  zu 
erörternden  Erscheinungen. 

Die  gegenseitige  Beziehung  der  Gesamtwirtschaften  kann,  wie 
bemerkt,  ferner  in  einer  einfachen  gegenseitigen  Einflussnahme  be- 
stehen, also  in  der  Einwirkung  einer  Gemeinschaft  auf  den  Haushalt 
einer  anderen.  Teile  des  Haushaltes  der  einen  Gemeinschaft  werden 
zu  Teilen  des  Haushaltes  einer  anderen,  wobei  jedoch  die  Subjekte 
immer  beide  in  ihrer  gemeinwirtschaftlichen  Bedeutung,  beide  mit 
Beziehung  auf  öffentliche  Zwecke  in  Betracht  kommen;  solche  Ein- 
wirkungen fassen  wir  als  die  reelle  Kooperation  zusammen  und 
unterscheiden  des  weiteren  drei  Hauptformen  derselben.  Die  „Do- 
tationen", „Subventionen"  und  „Konkurrenzen".  Welches  ist  der 
Umfang  dieser  gegenseitigen  Einwirkungen,  sind  denselben  alle  Ge- 
meinwirtschaften und  alle  in  gleichem  Masse  unterworfen?  Wir 
müssen  also  zunächst  untersuchen,  ob  die  Einwirkungen  der  zu  be- 
sprechenden Arten  etwa  nur  zwischen  dem  Staate  einerseits  und  den 
Selbstverwaltungskörpern  andererseits  und  zwar  vielleicht  in  der 
Richtung  vom  Staate  auf  die  Selbstverwaltungskörper  vorkommen, 
oder  ob  sie  auch  von  den  letzteren  auf  den  Staat  gerichtet  sind  und 

^)  Es  wäre  jedoch  unrichtig,  zu  meinen,  dass  solche  Unionen  nur  bei  Ge- 
meinden vorkommen.  Deshalb  wurde  auch  statt  des  beliebten  „Samtgemeinde" 
der  allgemeinere  Ausdruck  „Union"  gewählt.  Alle  Selbstverwaltungskörper  sind 
dieser  Vereinigung  zugänglich  und  nicht  nur  diese,  sondern  überhaupt  alle  Ge- 
meinwirtschaften, auch  der  Staat.  Interessant  ist  bezüglich  dieser  Gemeinde- 
unionen das  Samtgemeindegesetz  für  Niederösterreich  vom  16.  April  1874,  Nr.  26 
L.  G.  ßl.  „über  die  Verwaltungsgemeinden".  Die  Unionsformen  bilden  eine  Skala 
von  der  losesten  Form  angefangen  bis  zum  Uebergang  in  eigentliche  Gemein- 
wesen: aus  der  Gemeindekonkurrenz  entsteht  z.  B.  eine  Bezirkskasse,  daraus 
ein  Strassenausschuss  und  aus  diesem  eine  Bezirksvertretung. 
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innerhalb  der  Selbstverwaltungskörper  der  lieber-  und  Unterordnung 
ebenso  gut  wie  der  Nebenordnung  Platz  greifen.  Wagner  ^)  spricht 
nur  von  Zuwendungen  aus  Staatsmitteln  oder  von  Körpern  höherer 
Ordnung,  während  Reitzenstein^)  schon  allgemeiner  bemerkt,  dass 
„derartige  Zuwendungen  zwar  auch  aus  der  Finanzwirtschaft  der 
Orts-  und  örtlichen  Spezialgemeinden  an  die  der  grösseren  Kommunal- 
körper und  des  Staates"  stattfinden  und  die  von  Wagner  konstatierte 
Wechselwirkung  nur  als  die  häufigste  hinstellt,  von  welcher  er  auch 
ausschliesslich  handelt.  Im  allgemeinen  können  wir  nur  sagen,  dass 
die  Ansicht  Wagners  wohl  zu  eng  gefasst  ist,  wogegen  die  Be- 
merkung Reitzensteins  wieder  insofern  zu  weit  geht,  als  ein  Ein- 
wirken der  Selbstverwaltung  auf  den  Staatshaushalt  oder  übergeord- 
nete Gemeinwesen  nicht  für  alle  Formen  der  Wechselwirkung  und 
insbesondere  nicht  für  die  von  Reitzenstein  angeführten  möglich 
ist.  Vielmehr  erledigt  sich  diese  Frage  in  besonderer  Weise  bei  jeder 
einzelnen  Kooperationsform  und  soll  auch  dort  stets  zur  Sprache 
kommen.  Diese  gemeinwirtschaftlichen  reellen  Kooperationen  müssen, 
bevor  auf  die  Arten  im  einzelnen  eingegangen  werden  kann,  von 
jenen  Formen  des  gegenseitigen  Einwirkens  von  Gemeinkörpern 
unterschieden  werden,  in  welchen  diese  nicht  alle  als  gleichbedeutende 
Gemeinschaften  mit  Beziehung  auf  öffentliche  Zwecke ,  sondern  die 
eine  als  Glied  einer  anderen,  als  einzelwirtschaftliches  Element  der- 
selben in  Betracht  kommt.  So  können  z.  B.  bezüglich  der  Besteuerung 
bei  mehreren  Selbstverwaltungskörpern  ebensogut  die  einen  unter 
die  gemeinwirtschaftliche  Kompetenz  der  anderen  fallen,  als  aUe  oder 
einige  unter  jene  des  Staates,  oder  endlich  dieser  unter  die  Kompetenz 
einzelner  Selbstverwaltungen.  Ein  anderer  hierher  gehöriger  Fall 
ist  die  Kreditbeziehung  der  Gemeinwesen  untereinander.  Manche 
derselben,  besonders  Zweckgemeinschaften  mit  grossen  Mitteln, 
eignen  sich  gut  zu  Gläubigern.  In  Oesterreich  z.  B.  repräsentieren 
gegenwärtig  die  Grundentlastungsfonde  fast  ausschliesslich  diejenigen 
Wirtschaften,  bei  welchen  die  Länder  borgen;  in  der  früheren  Zeit 
nahm  auch  der  Staat  nicht  geringe  Darlehen  bei  ihnen  auf. 

Als  erste  Art  der  reellen  Kooperation  sind  oben  die  Dota- 
tionen genannt  worden.  Darunter  verstehen  wir  dauernde,  in  der 
Höhe  bestimmte  Zuwendungen  von  Mitteln  aus  einem  Haushalte  an 
den  anderen.    Hier  wird  eine  Gemeinschaft  dazu  benutzt,  um  mittels 

')  F.-W.,  I,  §  49. 

2)  Bei  Schönberg,  Bd.  IIT,  §§  91  ff. 
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der  Kräfte  einer  anderen  Aufgaben  durchzuführen,  weil  die  von  der 
ersteren  befriedigten  Bedürfnisse  im  Interesse  der  zweiten  liegen;  es 
ist  ein  Verhältnis  der  Unselbständigkeit  und  meist  jene  Form,  in 
welcher  sich  eine  Gemein  Wirtschaft  aus  einer  anderen  loslöst,  zum 
grossen  Teile  also  eine  Uebergangsform.  Bei  rechtlichen  Unionen 
(siehe  oben)  tritt  das  Dotationsverhältnis  in  der  Regel  als  wirtschaft- 
liche Konsequenz  der  Verbindung  auf.  Die  Dotation  ist  entweder 
eine  volle  oder  eine  partielle.  Die  volle  Dotation  besteht  in  der 
Uebernahme  der  gesamten  Kosten  einer  Gesamtwirtschaft  durch  eine 
andere.  Eine  solche  wäre  möglich  etwa  bei  Entstehung  einer  sach- 
lichen Gemeinschaft,  einer  Stiftung,  welche  durch  ein  anderes  Ge- 
meinwesen ihre  in  der  Wirkung  bestimmten  und  dauernden  einzigen 
Einnahmen  erhält.  Die  regelmässige  Form  ist  die  partielle  Do- 
tation, welche  in  der  dauernden  Uebernahme  eines  bestimmten 
Kostenteiles  einer  oder  mehrerer,  ja  aller  Verwaltungsaufgaben  durch 
die  Kräfte  eines  zweiten  Gemeinwesens  besteht;  eine  besondere  Art 
derselben  ist  die  suppletorische  Dotation^),  die  Uebernahme  der 
ungedeckten  Restbeträge.  Dann  können  wir  die  Dotationen  von 
einem  anderen  Gesichtspunkte  einteilen  in  generelle  und  in  spezielle. 
Die  generelle  Dotation  ^)  besteht  in  der  dauernden  und  bestimmten 
Uebernahme  der  Kosten  eines  Selbstverwaltungskörpers  durch  einen 
anderen  mit  Rücksicht  auf  den  gesamten  Haushalt,  die  spezielle 
mit  Rücksicht  auf  gewisse  Gemeinzwecke.  Endlich  können  die  Do- 
tationen eingeteilt  werden  ^)  in  formelle  und  materielle.    Unter  for- 


^)  Vorwiegeiid  in  dieser  Form  fasst  v.  Czoernig  ^Das  österr.  Budget", 
Bd.  II,  S,  32  u.  33,  die  Dotierung  mit  Beziehung  auf  die  österreichischen  vom 
Staate  „dotierten  Fonds"  auf. 

^)  Wagner  a.  a.  0.  spricht  von  einer  „regelmässigen,  festen  Dotation 
an  den  Selbstverwaltungskörper  eben  zu  Zwecken  der  Selbstverwaltung,  welche 
unter  den  Begriff  der  generellen  Dotation  subsumiert  werden  kann;  dagegen 
stellt  er  dieser  nicht  die  spezielle  Dotation  gegenüber,  sondern  ganz  allgemeine 
^Beiträge  aus  Staatsmitteln  ...  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  Betrage  .  .  .  oder  mit  veränderlichem  Betrage",  womit  nicht 
eine  Dotation  in  unserem  Sinne,  sondern  auch  die  weiteren  Arten  des  gegen- 
seitigen Einwirkens  zu  verstehen  sind.  Wagner  nimmt  somit  für  die  übrigen 
Arten  eine  Scheidung  in  der  oben  im  Text  eingehaltenen  Weise  nicht  vor, 
sondern  fasst  sie  alle  als  „Zuschüsse"  zusammen. 

*)  Nach  Reitzenstein  a.  a.  0.,  wo  auch  weitere  Litteraturangaben. 
Reitzenstein  fasst  die  Begriffsbestimmung  der  Dotation  anders  als  es  oben 
im  Texte  der  Fall  ist,  indem  er  unter  Dotationen  „Uebertragungen  von  Ver- 
mögensobjekten ,  .  ,  oder  von  Einnahmequellen  .  .  .  vom  Staat  oder  den  Kom- 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  809  j^ 
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melier  Dotation  wäre  jene  zu  verstehen,  welche  in  einer  mit  der 
Aenderung  in  dem  Wirkungskreise  der  Kommunalkörper  verbundenen 
Uebergabe  solcher  Vermögensobjekte  besteht,  die  in  der  Erfüllung 
der  betreffenden  Verwaltungsaufgabe  ihre  Bestimmung  finden.  Die 
materielle  Dotation  dagegen  soll  vorliegen,  wenn  bei  oder  ohne 
Kompetenzänderungen  der  Staat  Einnahmsquellen  zur  Stärkung  der 
finanziellen  Kraft  der  Selbstverwaltungskörper  an   diese  überweist  ^), 

Was  nun  den  Umfang  der  Kooperationsmöglichkeit  mit  Be- 
ziehung auf  die  einzelnen  Gemeinwesen  anbelangt,  so  dürfte  bei  der 
Dotation  zu  sagen  sein,  dass  sie  nur  von  dem  Staate  oder  höheren 
Körpern  gegen  die  Selbstverwaltung  resp.  niedere  Körper  zu  ge- 
dacht werden  kann,  somit  bei  der  umgekehrten  Richtung  ebenso 
ausgeschlossen  ist,    wie  bei  dem  Verhältnis  der  Nebenordnung. 

Subventionen^)  sind  zeitweilige,    der  Höhe   nach   nicht  not- 


munalkörpern  höherer  Ordnung  an  die  Kommunalkörper  niederer  Stufe  ohne 
Beziehung  zu  bestimmten  in  concreto  an  die  letzteren  heran- 
tretenden Ausgabeanforderungen  und  lediglich  zur  Stärkung  ihrer 
wirtschaftlichen  Kraft  im  allgemeinen  —  und  unter  Subventionen  diejenige 
Uebertragung  versteht,  welche  erfolgt  „in  direkter  Beziehung  zu  der- 
artigen Anforderungen  und  daher  zu  dem  Zwecke,  gegenüber  eiaem  be- 
stimmten zwischen  den  Mitteln  und  den  Anforderungen,  sei  es  im  allgemeinen, 
sei  es  innerhalb  eines  besonderen  Sachbereiches  eintretenden  Missverhältnisse 
eine  Ausgleichung  herzustellen".  Reitzenstein  stimmt  also  mit  Wagner 
insofern  überein,  als  beide  nur  unsere  , allgemeine  Dotation"  als  Dotation  über- 
haupt anerkennen.  Der  Unterschied  zwischen  beiden  liegt  dann  darin,  dass 
Reitzenstein  unsere  „besondere  Dotation"  zu  den  Subventionen  rechnet,  deren 
Begriff  er  aufstellt,  während  Wagner  alle  Einwirkungen,  die  nicht  generelle 
Dotation  sind,  als  „Zuschüsse"  kumuliert.  —  Neuerdings  befasst  sich  v.  Reitzen- 
stein mit  den  Dotationen  etc.  in  Schmollers  Jahrb.,  N.  F.  XI,  1. 

^)  Vgl.  hierzu  auch  über  die  „Dotationssteuem"  v.  Bilinskis  Gemeinde- 
besteuerung, S.  21,  und  darüber  die  Bemerkung  Reitzensteins  bei  Schönberg, 
Bd.  III,  S.  619. 

*)  V.  Reitzenstein  a.  a.  0.  §93  ff.  mit  zahlreichen  Belegen  aus  der 
Gesetzgebung.  Die  S.  645  angeführten  Bestimmungen  hinsichtlich  des  öster- 
reichischen Volksschulwesens  treffen  nicht  ganz  zu.  Erstlich  ist  es  nicht  richtig, 
dass  z.  B.  in  Böhmen  der  über  10  Prozent  der  Staatssteuern  hinausgehende 
Schulbedarf  der  Gemeinden  durch  das  Land  getragen  wird,  wohl  aber  der  über 
10  Prozent  betragende  Aufwand  der  Schulbezirke,  während  das  Maximalprozent 
der  Schulgemeinde  gar  nicht  beschränkt  ist.  Dann  aber  möchten  wir  eine  Ver- 
teilung der  Schullasten  zwischen  Gemeinde  und  Land,  oder  Gemeinde,  Bezirk  und 
Land  überhaupt  gar  nicht  als  Subvention  der  Gemeinde  ansehen,  vielmehr  als  eine 
ideelle  Kooperation  mehrerer  Selbstverwaltungskörper  zu  demselben  Zwecke,  eine 
Verteilung  der  Lasten  unter  dieselben  nach  dem  Prinzipe  der  Ordnungen. 
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wendig  fixe,  zwischen,  sowohl  in  Einnahme  als  Ausgabe  vollkommen 
entwickelten  Gemeinwirtschaften  aus  dem  Grunde  der  differenten 
wirtschaftlichen  Kraft  erfolgende  Beiträge  zur  Kostendeckung  öffent- 
licher Aufgaben.  Während  wir  bei  den  Dotationen  gewöhnlich  hin- 
sichtlich der  Einnahmen  unvollkommene  Gemeinwirtschaften  vor  uns 
hatten,  liegen  hier  abgeschlossene  Verhältnisse  vor,  welche  allerdings 
die  Unzulänglichkeit  der  Mittel  nicht  ausschliessen.  Eine  dauernde 
Verpflichtung  gegenüber  einer  anderen  Gemeinwirtschaft  darf  hier 
ebensowenig  bestehen  wie  die  Notwendigkeit  der  steten  Bestimmtheit 
der  Beträge.  Die  Ursache  liegt  gewöhnlich  darin,  dass  ein  und  die- 
selbe Verwaltungsaufgabe  oder  ein  Komplex  von  solchen  mehrere 
Gemeinwirtschaften  interessiert,  ohne  dass  durch  das  Prinzip  der  Ord- 
nungen oder  die  ideelle  Kooperation  überhaupt  die  völlig  richtige 
Verteilung  der  Aufwendungen  herbeigeführt  worden  wäre;  hierzu 
kommt  noch  die  im  allgemeinen  geltende  verschiedene  wirtschaftliche 
Intensität  bei  den  nach  Ordnungsprinzip  angeordneten  Selbstverwal- 
tungskörpern; doch  können  auch  Gemeinwirtschaften  der  Nebenord- 

Inung,  die  verschiedene  Intensität  vorausgesetzt,  im  Subventionsver- 
lältnis  stehen.  Dagegen  ist  ein  solches  von  kleineren  Gesamtheiten 
der  Richtung  auf  grössere,  z.  B.  Subventionen  von  Gemeinden  etc. 
m  den  Staat,  undenkbar.    Das  Subventionsverhältnis  ist  also  dadurch, 

[dass  es  auch  bei  Körpern  der  Nebenordnung  eintreten  kann,  in  aus- 
gedehnterem Masse  anwendbar  als  das  Dotationsverhältnis,  obwohl 
imerhin  die  häufigsten  Subventionen  auch  gerade  zwischen  solchen 
Gemeinwesen  stattfinden  werden,  für  welche  allein  eine  Dotations- 
)eziehung  möglich  ist.     Die  Subventionen  können  eingeteilt  werden 

[erstlich  in  gesetzlich  vorhergesehene  und  in  freiwillige.  Bei  den 
[esetzlich  vorhergesehenen  wird  die  Möglichkeit  der  Aushilfe 
allgemeinen  festgestellt,  während  die  Begutachtung  jeder  speziellen 
Subvention  von  Fall  zu  Fall  in  ganz  freier  Weise  erfolgt.  So  sind 
B.  kraft  gesetzlicher  Bestimmungen  in  0 esterreich  die  Gemeinden 
)ei  Anlage  von  kostspieligeren  Gemeindestrassen,  Brücken,  Schulen  etc. 
allgemeinen   durch  das  Land  zu   subventionieren,    im  besonderen 

Hedoch  prüfen  die  Länder  jeden  einzelnen  Fall.  Die  freiwilligen 
Subventionen  oder  besser  die  völlig,  auch  im  allgemeinen,  freien 
Subventionen,  erfolgen  ohne  eine  solche  allgemeine  Vorherbestimmung. 
Sine  andere  Einteilung  gibt  Reitzenstein  in  Subventionen  allge- 
leiner  und  spezieller  Natur.  Die  Subventionen  zu  allgemeiner 
-usgleichung  erfolgen   „lediglich  mit  Bezug  auf  das  im  allgemeinen 
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zwischen  Anforderungen  und  Deckungsmitteln  vorhandene  Miss  Ver- 
hältnis" und  die  Subventionen  zu  Spezi  alz  wecken,  die  weitaus 
allgemeinere  Art,  mit  Bezug  auf  die  unzureichenden  Kräfte  gegenüber 
den  Anforderungen  einer  besonderen  Verwaltungsaufgabe.  In  der 
Praxis  werden  als  Subventionen  gewöhnlich  auch  die  „verzinslichen 
Torschüsse"  angesehen.  Während  wir  unverzinsliche  Vorschüsse  als 
eigentliche  Subventionen  ansehen  können,  da  zum  mindesten  der 
Zinsenbetrag  diejenige  Summe  repräsentiert,  welche  das  darleihende 
Gemeinwesen  an  ein  anderes  abgibt,  sind  die  verzinslichen  Vorschüsse 
als  eine  Form  der  Kreditbenützung  der  Gemeinwesen  anzusehen  und 
fallen  in  dieser  Weise  unter  einen  ganz  anderen,  bereits  oben  S.  240 
berührten  Gesichtspunkt  ^). 

Neben  die  beiden  genannten  Formen  der  Wechselwirkung  stellen 
wir  als  ebenfalls  vollständig  eigenartige  Form,  die  Konkurrenz, 
allerdings  nicht  in  der  ziemlich  vagen  Bedeutung,  welche  dieser  Aus- 
druck in  der  offiziellen  Finanzsprache  hat,  sondern  als  Beiträge  von 
Gemeinwesen  an  eine,  eine  spezielle  Aufgabe  durchführende  Gemein- 
schaft aus  dem  Grunde  der  Solidarität  der  Gemeinwesen  bezüglich 
dieses  Zweckes.  Hier  liegt  nicht  mehr  wie  bei  den  Subventionen 
das  Verhältnis  der  grösseren  gemeinwirtschaftlichen  Intensität  vor, 
sondern  einfach  die  Gemeinsamkeit  des  Interesse;  infolgedessen  ist 
eine  Konkurrenzbeziehung  aller,  gleiche  Zwecke  verfolgenden  Ge- 
meinwesen denkbar,  auch  der  minder  kräftigen  zu  den  kräftigeren,  zu 
dem  Staat  ^).  Das  Gebiet  der  Konkurrenz  ist  insofern  weiter  als 
das  der  beiden  früher  besprochenen  Formen.  Es  stellen  sich  die 
meisten  Beziehungen  kleinerer  zu  grösseren  Gemeinwesen,  falls  die 
ersteren  an  die  letzteren  Beiträge  leisten,  als  Konkurrenzen  dar,  in- 
dem, wie  bemerkt,  Subventionen  und  Dotationen  hier  ausgeschlossen 
sind  ^).    Die  Konkurrenzen  können  wir  zunächst  einteilen  in  Kosten- 


^)  Vgl.  Reitzenstein  a.  a.  0.  S.  656;  nur  ist  es  nicht  richtig,  allein 
von  der  Beziehung  des  Staates  zu  Kommunalkörpern  zu  sprechen. 

^)  Vgl.  Wagner,  F.-W.,  II,  S.  132,  wo  davon  gesprochen  wird,  dass 
Interessentengruppen,  z.  B.  Gemeinden,  zu  den  Kosten  gewisser  Staatseinrichtungen 
Zuschüsse  liefern  oder  gewisse  Bestandteile  dieser  Einrichtungen  auf  ihre  Kosten 
herstellen  müssen.  Hierin  ist  manches  von  dem,  was  wir  als  Konkurrenz  über- 
haupt und  ihre  speziellen  Arten  verstehen,  ungeschieden  zusammengefasst,  während 
der  Begriflf  natürlich  viel  allgemeiner  ist. 

^)  In  diesem  Sinne  wären  die  Bemerkungen  v.  Reitzensteins  a.  a.  0. 
§  91  zu  berichtigen  und  der  Begriflf  der  Konkurrenz  zu  denen  der  Dotation 
und  Subvention  hinzuzufügen. 
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konkurrenzen  und  in  Aufwandszerlegungen.  Die  Kostenkonkur- 
renzen bestehen  darin,  dass  an  eine  Gemeinschaft,  welche  irgend 
eine  Verwaltungsaufgabe  durchführt,  Kostenbeiträge  gezahlt  werden, 
welche  nur  mit  Rücksicht  auf  diesen  gesamten  Aufwand  im  allgemeinen, 
aber  nicht  auf  die  sachlichen  Bestandteile  der  Aufgabe  bemessen  sind. 
Es  konkurrieren  z.  B.  mehrere  Gemeinden  zu  Strassenbauten,  Fluss- 
regulierungen,  welche  von  einem  Lande,  dem  Staate  etc.  ausgehen, 
mit  Beiträgen ;  eine  Genossenschaft  konkurriert  zu  einer  vom  Staate  etc. 
angelegten  Gewerbeschule  mit  einer  gewissen  Summe,  oder  der  Staat, 
ein  Land  etc.  konkurriert  zu  den  Kosten  einer  von  einer  Stadt  ver- 
anstalteten Ausstellung,  nicht  weil  z.  B.  in  dem  letzten  Falle  die 
beiden  erstgenannten  Gemeinkörper  wirtschaftlich  stärker  und  die 
Mittel  der  Stadt  unzureichend  wären,  sondern  weil  zwischen  allen 
Solidarität  in  dieser  Hinsicht  besteht.  Diese  Kostenkonkurrenzen 
sind  von  den  früher  erwähnten  Unionen  wesentlich  unterschieden, 
da  bei  ihnen  keine  volle  Gemeinschaft  der  Gemeinwesen  eintritt,  da- 
gegen eine  Einwirkung  der  verschiedenen  Haushaltungen  aufeinander 
notwendig  ist,  welche  wieder  bei  Unionen  nie  bestehen  kann.  Bei 
diesen  bleibt  ein  Haushalt  durch  die  anderen  in  seinen  Einnahms- 
verhältnissen ganz  unberührt,  und  es  erfolgt  die  Aufwendung  auf 
gemeinschaftliche  Weise  von  den  Gemeinkörpern.  Die  konkurrenz- 
mässigen  Aufwandszerlegungen  bestehen  darin,  dass  verschiedene 
Gemeinwesen  ganz  bestimmt  geschiedene  sachliche  Teile  einer  durch 
ein  Gemeinwesen  durchgeführten  Verwaltungsaufgabe  übernehmen; 
es  sind  also  spezielle  Aufwandsübernahmen,  während  die  erstgenannte 
Art  (die  Kostenkonkurrenzen)  auch  als  allgemeine  Kostendeckung 
bezeichnet  werden  könnte.  Diese  konkurrenzmässigen  Aufwands- 
zerlegungen können  wieder  doppelter  Art  sein,  sachliche  und  geld- 
mässige.  Eine  sachliche  Aufwandszerlegung  liegt  z.  B.  vor,  wenn 
die  Gemeinde  es  übernimmt,  gewisse  Realaufwendungen  beim  Schub- 
wesen in  Konkurrenz  zu  diesem  staatlichen  Polizeizwecke  durch- 
zuführen, etwa  die  Beschaffung  der  Lokalitäten,  Bewahrung  der  Schüb- 
linge u.  s.  f.  Eine  geldmässige  Aufwandszerlegung  tritt  dann  ein, 
wenn  die  Gemeinde  auch  noch  den  Transport  der  Schüblinge  besorgt 
und  hierzu  das  Land  mit  einem  Beitrage  konkurriert.  Eine  sachliche 
Aufwandszerlegung  liegt  ferner  vor,  wenn  zu  einem  Kirchenbaue  der 
Staat  mit  der  inneren  Einrichtung,  die  Gemeinde  mit  Holz,  Hand- 
und  Spanndiensten  an  eine  kirchliche  Gemeinde  konkurriert,  welche 
den  Bau  bestreitet  und  ausführt;  während  die  geldmässige  Aufwands- 
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Zerlegung  in  der  Bemessung  dieser  Beiträge  nach  Massgabe  der  sach- 
lichen Grundlagen  erfolgen  würde.  Die  konkurrenzmässigen  Auf- 
wandszerlegungen müssen  von  der  ideellen  Kooperation  streng 
geschieden  werden,  obgleich  auch  diese  in  einer  Aufwandszerlegung 
bestehen  kann ;  indem  z.  B.  die  Schulgemeinde  den  Real-,  der  Schul- 
bezirk den  Personalaufwand  bestreitet.  Es  fehlt  eben  bei  der  ideellen 
Kooperation  die  Durchführung  der  ganzen  Aufgabe  durch  ein  Ge- 
meinwesen und  das  Moment  der  Leistungen  an  dieses.  Eine  ander- 
weitige Einteilung  der  Konkurrenzen  ist  die  in  vertragsmässige  und 
gesetzliche.  Die  vertragsmässige  Konkurrenz  beruht  auf  einer 
zwischen  den  durch  das  gemeinsame  Interesse  verbundenen  Gemein- 
wesen abgeschlossenen  Uebereinkunft,  welche  das  Zustandekommen 
der  ganzen  Verwaltungsaufgabe  erst  ermöglicht.  Der  Begriff  der 
gesetzlichen^)  Konkurrenz  ist  im  Worte  schon  deutlich  gegeben. 
Die  letztere  kommt  meistens  dort  vor,  wo  die  staatliche  Gewalt 
Selbstyerwaltungskörper  den  Zwecken  ihrer  eigenen  Verwaltung,  sei 
es  mit  Kosten-  oder  Realaufwendung,  dienstbar  macht,  und  insbe- 
sondere sehr  häufig  bei  dem  „übertragenen  Wirkungskreise"  der 
Selbstverwaltung.  — 

So  entsteht  ein  eigenes,  reichhaltiges  Leben  innerhalb  der  Ge- 
meinwirtschaften, dem  seine  Bedeutung  für  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirtschaft nicht  abgesprochen  werden  kann.  Allerdings  wird  im 
Gesamtverhältnisse  der  öffentlichen  Aufwendungen  gegenüber  den 
Individualwirtschaften  unmittelbar  nichts  geändert,  ob  der  gesamte 
Aufwand  von  einem  oder  mehreren  Gemeinwesen  besorgt  wird,  und 
ob  sich  Beziehungen  zwischen  den  einzelnen  Gemeinwirtschaften 
herausbilden  oder  nicht.  Dennoch  wäre  es  sehr  verfehlt,  wollten  wir 
diese  Beziehungen  als  „durchlaufende  Einnahmen"  ^)  oder  „durch- 
laufende Gebahrung"  kurz  abthun.  Das,  worauf  es  hier  ankommt, 
ist  der  grosse  Fortschritt,  der  in  das  gemein  wirtschaftliche  Leben 
durch  die  richtige  Verteilung  der  Gemeinbedürfnisse  unter  die  Ge- 
meinkörper Eingang  findet,  und  zu  dem  es  in  nicht  geringem  Masse 

^)  Auf  diese  Kategorie  allein  beschränkt  v.  Czoernig,  Budget,  Bd.  II, 
S.  32,  den  in  der  österreichischen  Finanzsprache  sehr  gebräuchlichen  aber  un- 
klar angewendeten  Ausdruck  Konkurrenz. 

^)  Rechenschaftsbericht  über  die  dritte  Versammlung  des  internationalen 
Kongresses  für  Statistik,  S.  364,  S.  6  u.  S.  858  b.  Auf  demselben  äusserlichen 
Standpunkte  steht  auch  heute  die  Finanzstatistik  der  Selbstverwaltung  in  Oester- 
reich  und  Italien,  welche  alle  Arten  der  gegenseitigen  Einwirkungen  in  die 
^Interimsgebarung'  als  interimistische  Einnahmen  und  Ausgaben  verweist. 
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Ijeiträgt,  wenn  die  Gemeinwirtschaften  zu  einander  nicht  nur  in  die 
richtige  Beziehung,  sondern  auch  in  engen  Kontakt  gesetzt  werden, 
so  dass  es  jeder  einzelnen  und  damit  allen  am  besten  gelinge,  ihren 
Zweck  zu  erfüllen  und  ihren  Platz  im  gemeinwirtschaftlichen  Systeme 
auszufüllen. 


IV. 

Der  verdeckte  Staatsbedarf.  Geschichte  des  Begriffes.  Der  publike  und  nicht 
publike  Aufwand.  Die  besondere  und  allgemeine  Publizität.  Die  Ausbreitung  der  allgemeinen 
Publizität.  Ganze  Haushalte  und  Teile-  derselben  als  nicht  publik.  Der  Immedia taufwand. 
Dogmengeschichte  der  zwei  Richtungen.  Kritik  dieser  Ansichten.  Die  unmittelbare  und  mittel- 
bare gemeinwirtschaftliche  Produktion.  Verhältnis  zum  zwangsweisen  und  freiwilligen,  ent- 
geltlichen und  unentgeltlichen  Aufwand.  Die  Liberalität  in  der  Finanzwirtschaft;  ihre  Arten. 
Ueber  den  Geldanschlag.  Die  Arten  des  Immediataufwandes.  Der  Naturalbedarf.  Die  Dienste; 
die  Amtsdienste ,  die  Dienste  im  engem  Sinne  als  Arbeitsdienste  und  unvertretbare  Dienste. 
Vorteile  des  Immediataufwandes.  Der  individuelle  Aufwand.  Dogmengeschichte,  Arten: 
als  mittelbarer  Sachgüteraufwand  und  Geldaufwand.    Als  Dienstaufwand  und  unmittelbarer 

Naturalaufwand.    Schluss. 

Als  Finanzwirtschaft  gilt  die  Wirtschaft  des  Staates  oder  anderer 
Gemeinwesen,  beide  in  juristischer  Weise  personifiziert  gedacht.  Diese 
Art  Wirtschaft  greift  aus  der  überhaupt  gemeinwirtschaftlich  sich 
vollziehenden  Güterbewegung  einen  Teil  heraus,  nämlich  denjenigen, 
welcher  sich,  wie  es  bei  der  Wirtschaft  juristischer  Personen  notwen- 
digerweise der  Fall  ist,  als  Sachgüterverkehr  darstellt,  und  welcher, 
da  die  Naturalwirtschaft  im  gemeinwirtschaftlichen  Leben  durch  die 
Geldwirtschaft  abgelöst  worden  ist,  vorwiegend  in  Geldverkehr  be- 
steht. Diesem  eng  begrenzten  Gebiete  des  formalen  gemein  wirt- 
schaftlichen Lebens  steht  das  materielle  gemeinwirtschaftliche  Leben 
in  seiner  Gesamtheit,  das  ist  der  gesamte  zur  Befriedigung  öjffent- 
licher  Bedürfnisse  in  der  Gemeinwirtschaft  gemachte  Aufwand,  als 
viel  weiter  gehend  gegenüber.  Durch  die  Inkongruenz  beider  Be- 
grifPe,  des  Aufwandes  für  gemeinwirtschaftliche  Zwecke  und  des  Auf- 
wandes gewisser  Gemeinwesen,  entstand  der  Begriff  des  sog.  ver- 
deckten Aufwandes,  oder  des  versteckten,  verborgenen  Staatsbe- 
darfes, der  verborgenen  Ausgaben.  Dieser  Begriff,  sei  er  nun  ausge- 
sprochen oder  trete  er  nur  durch  die  in  seinen  Umfang  fallenden 
Einzelheiten  auf,  wird  zu  einem  Notbehelf  für  die  Systematik,  deren 
starre  Konsequenz  doch  das  Gefühl  der  Unvollständigkeit  nicht  ver- 
bergen kann.  Solche  Lückenbüsser  sind  der  Wissenschaft  über- 
haupt nichts  Fremdes;  ich  erinnere  nur  an  die  sog.  „Verhältnisse", 
welche  in  der  Volkswirtschaftslehre  ganz  dieselbe  Rolle  spielen.   Eine 
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eingehendere  Untersuchung  dieses  verdeckten  Aufwandes  dürfte  nicht 
ungerechtfertigt  sein,  da  dieser  Begriff  mit  der  grundlegenden  Auf- 
fassung der  Finanzwissenschaft  überhaupt  zusammenhängt.  Her- 
mann vindiziert  sich  selbst^)  das  Verdienst,  auf  „diese  Lücke  auf- 
merksam gemacht"  zu  haben,  was  insofern  sachlich  auch  zutrifft,  als 
er  zuerst  am  vollständigsten  das  hier  Hereingehörige  zusammenfasste 
und  gemeinsam  benannte,  während  bezüglich  manches  hier  zu  Er- 
wähnenden, wie  später  auszuführen  ist,  schon  frühere  Finanzlehrer 
in  Betracht  kommen.  Man  kann  der  Statistik  das  Verdienst  nicht 
absprechen,  bedeutend  zur  Hervorhebung  dieses  die  Grundlage  der 
Finanzwissenschaft  berührenden  Begriffes  beigetragen  zu  haben,  und 
Hermann  selbst  sprach  seine  diesbezüglichen  Ansichten  zuerst  auf 
einem  statistischen  Kongresse  ^)  gelegentlich  der  Beratung  eines 
Schemas  für  die  internationale  Finanzstatistik  aus.  Es  soll  nun  alles, 
was  unter  diesem  „verdeckten  Aufwand"  zusammengefasst  wird,  in 
seine  Bestandteile  zerlegt  und  mit  Beziehung  auf  die  Grundanschauung 
von  der  Finanzwirtschaft  untersucht  werden.  Es  sind  da  drei  wesent- 
lich verschiedene  Dinge  unter  demselben  Namen  vereinigt,  welche 
alle  nur  das  Moment  gemeinsam  haben,  dass  sie  einer  Finanzwissen- 
schaft, welche  streng  auf  dem  Boden  der  subjekti vierten  Gemeinwesen 
Staat  und  event.  noch  einiger  Selbstverwaltungskörper  steht,  nicht 
zugänglich  sind.  Hermann  berechnet  die  Menge  dieses  „versteckten 
Staatsbedarfes"  auf  ca.  „^/4  der  wirklich  verrechneten  Ausgaben",  so 
dass  die  Bedeutung  desselben  an  sich  schon  ausser  Frage  wäre;  ob 
dem  jedoch  so  sei,  ist  schwer,  wenn  nicht  unmöglich,  zu  kontrollieren. 
Stellen  wir  uns  gemäss  der  älteren  Finanzwissenschaft  auf  den 
Standpunkt  der  ausschliesslich  staatlichen  Finanzwirtschaft,  so  liegt 
es  nahe,  die  gesamten  gemeinwirtschaftlichen  Bethätigungen  ausser- 
halb derselben  als   „verborgene  Ausgaben"  ^)  anzusehen.     Prinzipiell 


^)  Staatswirtschaftliche  Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  50.  Jedoch  spricht 
sich  schon  Jakob,  (F.-W.,  2.  Aufl.,  155  0".)  in  ganz  ähnlicher  "Weise  aus:  ,Soll 
aber  die  F.-W.  eine  gerechte  Verteilung  der  Abgaben  und  Staatslasten  be- 
wirken ...  so  muss  ihr  bekannt  sein,  was  jeder  einzelne  schon  sonst  für  Staats- 
lasten zu  tragen  hat,  die  nicht  schon  in  dem  Finanzbudget  stehen  ..."  und 
S.  162  vom  Zehent  an  Privatleute. 

'^)  Rechenschaftsbericht  über  die  dritte  Versammlung  des  internationalen 
Kongresses  für  Statistik  (Wien  1857),  S.  360  u.  526. 

•■')  S.  Rau,  F.-W.,  in  der  Anm.  b.  auf  S.  38.  Aehnlich  auch  Czoernig. 
Budget  II,  S.  396,  wenn  er  von  einer  „Vervollständigung  des  Budgets  der  Staats- 
ausgaben"  diirch  „ausser  dem  Bereiche  des  Staatsvoranschlages  stehende  That- 
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tann  dieser  Standpunkt  nicht  mehr  angenommen  werden,  da  wir  ja 
von  allen  Gemeinwirtschaften  eines  Volkes  gleichmässig  auszugehen 
haben.  Dagegen  müssen  wir  uns  vor  Augen  halten,  dass  eine  solche 
Auffassung  nur  dadurch  entstehen  konnte,  dass  der  Staatshaushalt 
der  Kenntnis  zugänglich  war,  während  man  über  den  übrigen  Auf- 
wand keine  statistischen  Aufzeichnungen  hatte.  Und  in  dieser  Be- 
ziehung ist  über  diese  Art  des  verdeckten  Aufwandes  einiges  zu  sagen. 
Allerdings  können  wir  uns  hier  nicht  den  Ausführungen  Hermanns 
anschliessen ,  der  darauf  hinweist,  dass  in  allen  Gemeinwesen  ein 
grosses  Gebrauchsvermögen  besteht,  dessen  Nutzungen  genossen 
werden,  ohne  dass  sie  in  einer  öffentlichen  Rechnung  erscheinen 
würden  ^),  und  welcher  deshalb  diese  Nutzungen  zu  dem  versteckten 
Bedarf  zählt.  Erstens  müssen  alle  diese  Aufwendungen  in  irgend 
einem  gemeinwirtschaftlichen  Budget  enthalten  sein,  da  sie  ja  nur 
entweder  mittels  stammgutweiser  Verwendung  der  Beiträge  der 
Mitglieder  eines  Gemeinwesens  oder  kapitalsweisen  Ueberganges  in 
das  Vermögen  desselben  entstanden  sein  können.  Es  ist  also  mög- 
lich, die  gesamten  von  Hermann  erwähnten  Summen  in  ihrer  Ent- 
stehung in  den  Budgets  zu  verfolgen.  Dann  aber  muss  jede  Rech- 
nung, wenn  sie  ihren  Zwecken  dienen  soll,  auch  die  Kapitalsstämme 
des  bezüglichen  Gemeinwesens  enthalten,  sowohl  die  „rentierenden" 
als  auch  die  zum  Gebrauche  dienenden.  Wenn  ein  Volk  das  Be- 
dürfnis nach  einem  Staatsgebäude  empfindet  und  ein  solches  erbaut, 
so  verwendet  es  dafür  die  nötige  Summe,  und  diese  muss  doch  in 
den  Rechnungen  erscheinen.  Ein  öffentlicher  Bedarf  ist  ja  nichts 
anderes  als  die  Summe  derjenigen  Güter,  welche  zur  Befriedigung 
eines  öffentlichen  Bedürfnisses  dienen,  uild  dies  ist  die  für  das  Staats- 
gebäude aufgewendete  Gütermenge,  welche  in  der  Kapitalsanlage 
wieder  erscheint. 


Sachen  und  Verhältnisse"  spricht,  zu  welchen  die  ^Auslagen  für  öffentliche 
Zwecke,  welche  nicht  den  Reichsverwaltungsdienst,  sondern  die  spezielle  Ver- 
waltung der  Kronländer  betreffen",  gehören. 

^)  „In  einem  Staate,  der  auf  dem  Boden  alter  Zivilisation  steht,  sammelt 
sich  im  Laufe  der  Zeiten  in  Kirchen,  Schul-  und  Wohlthätigkeitsgebäuden,  in 
Pfarrhäusern  .  .  .  ein  höchst  bedeutender  Kapitalwert  an,  dessen  Nutzung  man 
geniesst,  ohne  dass  sie  in  einer  öffentlichen  Rechnung  erscheint,  eine  Verwendung, 
die  unter  diejenigen  gehört,  welche  ich  in  der  Grundlegung  den  versteckten 
öffentlichen  Bedarf  genannt  habe",  a.  a.  0.  S.  224.  Vgl.  auch  Rechenschaftsb. 
S.  361.     Wagner  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  486. 
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Hier  kommt  es  vielmehr  auf  etwas  anderes  an ;  nämlich  darauf, 
ob  die  gemeinwirtschaftlichen  Haushaltungen  im  ganzen  oder  zum 
Teile  der  Einsicht  zugänglich  sind,  also  auf  die  Publizität  im 
Oegensatze  zu  dem  Mangel  der  Möglichkeit  der  Einsicht  in  die  ge- 
meinwirtschaftliche Thätigkeit  eines  Volkes.  Ganze  Haushaltungen 
können  ebensogut  wie  Teile  von  solchen  publik  oder  nicht  publik 
sein.  Diese  Publizität  ist  wieder  eine  doppelte,  eine  besondere  und 
eine  allgemeine.  Die  besondere  Publizität  bezieht  sich  für  jeden 
Haushalt  nur  auf  seine  Glieder.  Was  den  staatlichen  Haushalt  an- 
belangt, ist  sie,  soweit  konstitutionelle  Verhältnisse  reichen,  eben 
infolge  derselben  notwendig  und  in  den  Verfassungen  ausgesprochen 
oder  implicite  durch  das  Budgetrecht  der  Volksvertretungen  gegeben. 
Bezüglich  der  autonomen  Gemeinwesen  ergibt  sie  sich  wohl  aus  dem 
Begriffe  der  Selbstverwaltung,  indem  ein  Antagonismus  von  Regie- 
renden und ,  Regierten  (wie  etwa  im  absoluten  Staate)  nur  schwer 
gedacht  werden  kann.  Abgesehen  davon  ist  sie  bezüglich  der  grösseren 
Gemeinwesen  auch  meist  in  den  organischen  Gesetzen  ausgesprochen. 
Wir  sind  also  genötigt,  eine  besondere  Publizität  in  der  Regel  als  be- 
stehend anzunehmen.  Anders  ist  es  bei  der  allgemeinen  Publizität. 
Darunter  wäre  wohl  zunächst  nur  die  Publizität  des  Haushaltes 
eines  Gemeinwesens  mit  Beziehung  auf  die  Glieder  aller  anderen  Haus- 
haltungen desselben  Volkes  zu  verstehen.  Da  jedoch  diese  Publizität 
meist  durch  die  Statistik  vermittelt  wird,  so  stellt  sie  sich  dann  als 
eine  allgemeine  überhaupt  dar.  Hinsichtlich  dieser  allgemeinen 
Publizität  unterscheidet  sich  wieder  die  staatliche  Wirtschaft  notwendig 
von  allen  übrigen.  Während  die  staatliche  schon  dadurch,  dass  sie 
im  besonderen  publik  ist,  zugleich  auch  im  allgemeinen  für  alle  übrigen 
gemeinwirtschaftlichen  Differenzierungen  desselben  Volkes  publik  sein 
muss,  da  ja  die  Glieder  aller  der  letzteren  in  dem  staatlichen  Ge- 
meinwesen enthalten  sind,  ist  die  allgemeine  Publizität  bezüglich  der 
Haushaltungen  der  Selbstverwaltungen  durch  sich  selbst  nicht  not- 
wendig und  thatsächlich  sehr  mangelhaft,  wenn  auch  im  allgemeinen 
gesagt  werden  muss ,  dass  sich  auch  diese  Publizität  immer  mehr 
erweitert.  Am  günstigsten  steht  es  in  dieser  Beziehung  mit  der 
territorialen  Selbstverwaltung,  besonders  mit  den  Gemeindebudgets, 
obgleich  auch  deren  Statistik  noch  sehr  mangelhaft  ist.  Weit  weniger 
'sind  die  territorialen  Selbstverwaltungen  höherer  Ordnung  oder  die- 
jenigen für  spezielle  Zwecke,  z.  B.  Jagd-,  Wassergenossenschaften  etc., 
bekannt.     Sobald    wir    dann   zu   den   zwei   anderen    Kategorien    der 
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Selbstverwaltung  übergehen,  begegnen  wir  beinahe  vollständiger 
Dunkelheit.  So  zunächst  bezüglich  der  persönKchen  Selbstverwaltung. 
Während  einige  hierher  gehörige  Körper,  wie  z.  B.  die  Advokaten- 
kammern, Notariatskammern,  Handelskammern  ^)  etc.  gemeinwirtschaft- 
lich minder  bedeutend  sind,  müssten  jedoch  zwei  andere  Arten  als  her- 
vorragend wichtig  bezeichnet  werden,  und  ist  der  Mangel  der  Publizität 
deshalb  sehr  zu  beklagen.  Das  ist  vor  allem  der  Haushalt  der 
kirchlichen  Gemeinschaften.  Hier  ist  allenfalls  das  Vermögen  der 
religiösen  Gemeinschaften  und  die-  Summe  derjenigen  Aufwendungen 
bekannt,  welche  als  subsidiär  und  drgl.  vom  Staate  oder  den  terri- 
torialen Selbstverwaltungen  durchgeführt  werden.  Die  eigentlichen 
gemein  wirtschaftlichen  Einnahmen  dagegen,  die  Leistungen  der  Glieder 
dieser  religiösen  Gemeinschaften  an  letztere  in  Form  der  Steuern, 
Gebühren  und  Sportein  an  die  Kirchenfonds,  Funktionäre  und  Diener, 
sowie  der  gesamte  hier  eminent  wichtige  freiwillige  Aufwand  bleiben 
der  Kenntnis  verschlossen  ^).  Wie  bedeutend  diese  kirchlichen  Leistungen 
sein  müssen,  kann  man  an  der  Masse  jener  populationistischen  Erschei- ' 
nungen  bemessen,  welche  von  kirchlichen  Zeremonien  begleitet  werden. 
Dann  möchten  wir  auf  den  genossenschaftlichen  Haushalt  hinweisen, 
dessen  Ausdehnung  zu  kennen  für  sozialpolitische  Massregeln  als 
unumgänglich  notwendig  bezeichnet  werden  muss  ^). 

Eine  ganz  spezielle  Stellung  nimmt  endlich  die  sachliche  Selbst- 
verwaltung, der  stiftungsmässige  Haushalt  ein.  Eine  besondere  Pu- 
blizität besteht  hier  nicht,  denn  es  fehlen  bei  dieser  Vermögensperson 
die  Gemeinschaftsglieder,  auf  welche  sie  sich  beziehen  könnte.  An 
Stelle  der  Subjekte  der  besonderen  Publizität  tritt  jenes  territoriale 
oder  persönliche  Gemeinwesen,  mit  welchem  das  sachliche  verwal- 
tungsrechtlich verbunden  sein  muss;  damit  ist  aber  durchaus  nicht 
immer  die  besondere  Publizität  —  welche  sich  somit  auf  die  Ver- 
waltungsorgane des  verwaltenden  Gemeinwesens  bezieht  —  auch 
schon  mit  Rücksicht  auf  die  Glieder  dieses  Gemeinwesens  und  noch 


*)  Mit  den  Handelskammern  befasst  sich  meines  Wissens  einzig  und  allein 
eine  neue  italienische  offizielle  Publikation:  Statistica  dei  Bilanci  di  previsione 
delle  camere  di  commercio  per  gli  anni  1881 — 1884. 

*)  Einiges  ist  zu  ersehen  aus  „Das  Einkommen  der  protestantischen  Pfarr- 
stellen in  Oesterreich".     Statistische  Monatschr.  XII,  S.  415  ff. 

')  Vgl.  z.  B.  den  ganz  bemerkenswerten  Ansatz  hierzu  bezüglich  der  Ge- 
nossenschaften in  Prag  im  Statistischen  Handbuch  der  kgl.  Hauptstadt  Prag. 
N.  F.,  3.  Jahrg.,  Heft  2,  S.  90.     Deutsche  Ausgabe. 
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weniger  eine  allgemeine  Publizität  gegeben.  In  der  That  sind  ganz 
enorme  Wertsummen  in  Stiftungen  angehäuft,  deren  Bestand  nicht 
überblickt  werden  kann,  deren  stiftungsmässige  Verwendung  somit 
ganz  unkontrollierbar  ist,  während  doch  der  Zweck  derselben  sich 
meistens  auf  die  Gesamtheit  der  Glieder  eines  oder  aller  Gemein- 
wesen bezieht^).  Es  ist  wohl  der  Erwägung  wert,  ob  die  gesetz- 
liche Normierung  der  Publizität  dieser  im  Volke  stiftungsmässig 
wirkenden  Millionen  nicht  als  notwendig  zu  bezeichnen  wäre. 

Bisher  war  nur  (iavon  die  Rede,  dass  ganze  Haushaltungen 
publik  o^er  nicht  publik  sind;  es  kann  ebensogut  ein  Haushalt  teil- 
weise der  Publizität  entzogen  sein.  Selbst  im  Staatshaushalte,  dessen 
besondere  Publizität  doch  budgetrechtlich  feststeht,  sind  nicht  publike 
Bestandteile  gar  nicht  selten,  so  z.  B.  im  österreichischen  Staatshaus- 
halte das  Budget  des  Schulbücherverlages,  der  staatlichen  Versatz- 
ämter u.  s.  f.  Dies  sind  verfassungsmässig  unmöglich  zu  recht- 
fertigende Widersprüche  mit  dem  Grundsatze  der  Publizität.  —  In 
allen  hier  erwähnten  Fällen  würde  es  sich  also  empfehlen,  statt  von 
„verborgenen  Ausgaben"  von  publiken  oder  nicht  publiken  Haus- 
haltungen oder  Teilen  derselben  zu  sprechen.  — 

Zu  den  „verborgenen  Ausgaben"  werden  dann  ferner  gezählt 
die  Naturalsachleistungen  und  Naturaldienstleistungen  für  öffentliche 
Zwecke  ^).  Hier  ist  die  Bezeichnung  als  verborgene  Ausgaben  weitaus 
das  nebensächliche  Moment,  die  Hauptsache  ist  die  Stellung,  welche 


^)  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  erflossen  in  0  esterreich  Be- 
stimmungen über  die  „Spezifikation"  aller  Stiftungen.  Rspt.  21.  Februar  1761. 
Leider  kam  es  nie  zu  einer  Gesamtstatistik  derselben.  —  In  der  letzten  Session 
des  böhmischen  Landtags  wurde  ein  vortrefflicher  Antrag  auf  ,  Beschaffung 
und  Herausgabe  sämtlicher  Stiftungsurkunden  über  die  in  Böhmen  fundierten 
Stipendien"  eingebracht,  welcher  allgemeine  Nachahmung  verdiente  und  wodurch 
wenigstens  die  Schulstipendien  in  Evidenz  bleiben  müssten.  Die  Stat.  Monat- 
schrift (Jahrg.  XI,  S.  77  ff.  u.  439  ff.)  enthält  eine  aus  den  Veröffentlichungen 
dieser  Stipendien  in  dem  Verordnungsblatte  des  österreichischen  Ministeriums  für 
Kultus  und  Unterricht  verfasste  Zusammenstellung  für  die  letzten  Jahre.  —  Die 
italienische  Regierung  führte  mit  kgl.  Dekret  vom  8.  Juni  1880  eine  grossartige 
Statistik  der  sachlichen  Selbstverwaltungskörper  ein.  Bisher  erschien  unter  dem 
Titel:  Statistica  delle  opere  pie  e  delle  spese  di  beneficenza  sostenute  dai  coni- 
munie  dalle  provincie  Vol.  I.  Piemonte.  Sonst  sind  wohl  die  Armen-  und 
einige  Wohlthätigkeitsanstalten  hie  und  da  statistisch  zu  ersehen ,  es  fehlt  aber 
durchgehends  an  jeder  exakten  und  umfassenden  Eruierung. 

^)  Hermann,  in  den  staatsw.  Unters.  „Geldwerte  an  Arbeitsleistungen" 
und  Rechenschaftsbericht  360  die  Spezialisierung  derselben  und  Erwähnung  der 
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Naturaldienste  und  -Leistungen  in  der  Finanzwirtschaft  resp.  zur 
Finanzwissenschaft  einnehmen.  Die  meisten  Finanzlehrer  befassen 
sich,  ohne  auf  das  „  Verborgensein "  weiter  Wert  zu  legen,  geradezu 
mit  der  Sache  selbst,  indem  durchwegs  herausgefühlt  wird,  dass 
eine  die  Grundlegung  der  Finanzwissenschaft  betreffende  Frage  hiermit 
aufgeworfen  ist.  Die  Ansichten  lassen  sich  in  zwei  gerade  entgegen- 
gesetzte Gruppen  zusammenfassen;  die  einen  betrachten  die  Natural- 
dienste und  Naturalleistungen  als  Bestandteil  der  Finanz  Wirtschaft, 
die  anderen  stehen  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkt.  Zu  den 
ersteren  gehört  vorwiegend  die  ältere,  zu  den  letzteren  die  moderne 
Litteratur. 

Die  ältere  Finanzwissenschaft  befasst  sich  ganz  ausdrücklich 
und  nicht  selten  ausführlich  mit  diesen  Aufwendungen.  Sonnenfels 
beschreibt  ^)  ausführlich  die  den  Einkünften  zeitlich  vorangehenden 
„gemeinen  Dienste",  sie  aus  dem  Gesellschafts  vertrage  entwickelnd. 
Stockar  v.  Neuforn^)  verhält  sich  ebenso  wie  Schön  ^)  ablehnend 
gegen  Ehrenämter:  begreiflich,  da  sie  in  der  staatlichen  Verwaltung, 
von  der  ja  die  ältere  Finanz  Wirtschaft  allein  ausgeht,  wirklich  wenig 
praktisch  sind.  Zachariä  *)  scheidet  die  Freistaaten,  in  denen 
Ehrenämter,  von  Monarchien,  wo  Besoldung  die  Regel,  und  handelt 
im  35.  Buche  ^)  von  den  Kriegsdiensten  ^).  Auch  Jakob  '^)  ist  hier 
sehr  ausführlich.  Die  Zwangsdienste  seien  nur  bei  gemeinen  Diensten 
anwendbar  und  fast  nur  beim  Müitär  gebräuchlich,  dagegen  dort 
beizubehalten,  wo  sie  unentbehrlich,  für  Geld  nicht  käuflich  und 
nicht  in  Geldleistungen  umzuwandeln  sind.  Ob  sie  notwendig  oder 
zweckmässig,    darüber    seien  übrigens   die   Ansichten    strittig.     Bei 


, Produkte".  Rau,  F.-W.,  S.  38,  Leistungen,  welche  ^unmittelbar  ohne  den 
Durchgang  durch  eine  öffentliche  Kasse  vorgenommen  werden,  z.  B.  bei  Ein- 
quartierungen, Kriegsdienst,  unentgeltlichen  Aemtem  u.  dgl."  Wagner,  F.-W., 
I,  S.  74,  im  wesentlichen  ebenso  mit  Beschränkung  des  Begriffes  verborgene 
Ausgaben  oder  versteckter  Staatsbedarf  ausschliesslich  auf  diese  Aufwendungen. 

1)  Grundsätze,  3.  T.  S.  13  ff.,  1776. 

2)  Vollständiges  Handb.  der  F.-W.,  I,  S.  21—23. 

3)  Die  Grundsätze  der  F.  S.  31. 

")  40  Bücher,  2.  Aufl.,  Bd.  VI,  S.  251. 

»)  9.  Hauptstück  S.  271  ff. 

®)  Vgl.  übrigens  bezüglich  dieser  drei  Autoren  und  einiger  Bemerkungen 
Jakobs  über  den  mehrdeutigen  Begriff  , Ehrenamt"  die  Anm.  auf  S.  265. 
ad  II  b. 

')  F.-W.,  2.  Aufl.,  S.  93,  94  u.  155  ff. 
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höheren  Diensten  regelmässig  Besoldung  mit  Ausnahme  der  Repräsen- 
tationsämter,  bei  denen  das  Ehrenamt  Platz  greift.  Die  Natural- 
abgaben werden  nicht  nur  mit  Beziehung  auf  den  Staat  betrachtet. 
Dieser  Schriftsteller  findet  es  bereits  notwendig  zu  erklären,  dass 
Naturalaufwendungen  gewöhnlich  nicht  als  Gegenstand  des  Finanz- 
wesens angesehen  werden,  während  es  offenbar  sei,  dass  auch  der- 
gleichen Dienste  und  Lasten  aus  dem  Vermögen  der  Bürger  bezahlt 
werden.  Ebenso  bezeichnend  ist  eine  Stelle  bei  Behr^):  ^fragt 
man  .  .  .  wie  kommt  die  Lehre  von  der  Militärkonskription  in  ein 
System  der  Staatswirtschaft  ?  so  antworte  ich  .  .  .  wie  war  es  mög- 
lich, dass  man  in  den  bisherigen  Systemen  .  .  .  einen  der  wichtigsten 
Punkte  so  gänzlich  übersehen  konnte?  In  dieser  Vernachlässigung 
liegt  der  sprechendste  Beweis,  dass  man  das  wahre  Wesen  der  Auf- 
gabe der  Staatswirtschaft  in  seinem  ganzen  Umfange  keineswegs 
erfasst  habe  ..."  »Die  Staatswissenschaft  ist  .  .  .  derjenige  Zweig 
der  Staatsgeschäfte,  welcher  das  Bestimmen,  Verteilen  und  Einheben 
des  ganzen  Staatsbedarfes  oder  das  Aufbringen  aller  Produktivbe- 
dingungen des  im  Staate  liegenden  Zweckes  umfasst,  diese  Be- 
dingungen sind  teils  Güter  oder  Geld,  teils  Personen."  Leider  ist 
in  dieser  so  treffenden  und  entschiedenen  Stelle  die  Auffassung  des 
Personenbedarfes  eine  sehr  wunderliche,  indem  der  Soldat  lediglich 
als  Person  in  Betracht  kommt.  Ganz  ebenso  äussert  sich  Cancrin  ^): 
„Die  Konskription  ...  ist  im  Grunde  eine  Menschenabgabe. "  Wäh- 
rend der  erstgenannte  Autor  auf  Naturalaufwendungen  weiter  nicht 
eingeht,  gliedert  sie  der  letztgenannte  in  die  seltener  auftretenden 
Naturalabgaben  und  die  häufigeren  Naturaldienste,  welche  wieder 
mit  oder  ohne  Vergütung  auftreten  können,  spricht  sich  jedoch  im 
ganzen  gegen  sie  aus.  Treffend  äussert  sich  Malchus  ^),  dass  die 
Lasten,  also  auch  die  erwähnten  Naturallasten  dann,  wenn  sie  aus 
dem  grundherrlichen  Verhältnisse  herstammen,  nicht  mit  den  aus 
der  allgemeinen  Staatsbürgerpflicht  hervorgehenden  Verpflichtungen 
identifiziert  werden  dürfen.  Bezüglich  dieser  für  öffentliche  allge- 
meine Zwecke  geleisteten  Naturalaufwendungen  verhält  sich  Malchus 
ablehnend,  resp.  verlangt  Vergütung.    Dagegen  ist  er  weniger  glück- 

^)  Die  Lehre  von  der  Wirtschaft  des  Staates,  4.  Abschnitt :  Von  dem  Be- 
messen und  Decken  des  ordentlichen  sowohl  als  des  ausserordentlichen  Personal- 
bedarfes des  Staates  oder  von  der  Militärkonskription,  S.  190  ff.  §  282  u.  283. 

^)  Die  Oekonomie  etc.  S.  219  u.  263. 

')  F.-W.,  Bd.  I,  S.  164  ff.  §  37. 

822 


üeber  die  Subjekte  der  Finanzwirtschaft.  255 

lieh,  ZU  zeigen,  dass  Erörterungen  über  den  Militärdienst  nicht  in 
die  Finanzwirtschaft  gehören,  wenn  er  in  Uebereinstimmung  mit  den 
früher  Genannten  sagt,  dass  derselbe  ohne  alle  Rücksicht  oder  Be- 
ziehung auf  Vermögen  oder  Einkommen  lediglich  auf  der  Person 
lastet.  In  gerade  entgegengesetzter  Weise  versucht  Laspeyres  ^)y 
der  sich  am  gründlichsten  mit  den  Naturalleistungen  befasst,  diese 
mit  seiner  Besteuerungstheorie  in  Uebereinstimmung  zu  bringen, 
indem  er  seiner  diesbezüglichen  Untersuchung  eben  den  Militärdienst 
zu  Grunde  legt.  Er  statuiert  nicht  nur  einen  allgemeinen  untrenn- 
baren Zusammenhang  von  Abgaben  und  Dienstleistung  der  Staats- 
bürger im  Steuersystem;  sondern  verlangt  auch,  dass  dieser  Zu- 
sammenhang ebenso  im  einzelnen  Platz  greife,  was  an  dem  Beispiel 
der  Militärdienststeuer  an  Stelle  der  wirklichen  Militärdienstleistung 
erhärtet  wird.  Die  Frage  der  Stellung  der  Naturaldienste  in  der 
Finanzwirtschaft  ist  von  diesem  Finanzlehrer  am  tiefsten  erfasst  und 
behandelt  worden,  allerdings  der  ganzen  Anlage  des  Artikels  „  Staats- 
wirtschaft"  entsprechend  in  mehr  aphoristischer  Weise.  —  Sobald 
sich  die  Finanzwirtschaft  nicht  nur  mit  der  Wirtschaft  des  Staates, 
sondern  auch  mit  den  Gemeinwesen  der  Selbstverwaltung  zu  be- 
schäftigen anfängt,  da  kann  sie  sich  der  Behandlung  von  Natural- 
aufwendungen  kaum  mehr  entziehen,  wie  dies  Reitzenstein  ^) 
durch  die  Erörterung  von  ehrenamtlichen  und  mechanichen  Leistungen^ 
dann  von  Naturalleistungen  beweist. 

Diese  gesamte  Gruppe  von  Schriftstellern,  die  im  wesentlichen 
mit  Laspeyres  abschliesst  und  erst  gegenwärtig  wieder  infolge 
der  Behandlung  des  Haushaltes  der  Selbstverwaltung  Vertreter  findet, 
erkennt  den  Naturalaufwand ,  sowohl  Leistung  als  Dienst,  als  Be- 
standteil der  Finanzwirtschaft,  wobei  es  natürlich  mit  diesem  Stand- 
punkt ganz  vereinbar  ist,  sich  aus  praktischen  Gründen  gegen 
denselben  zu  wenden.  Ehe  wir  uns  nun  der  zweiten,  die  entgegen- 
gesetzte Anschauung  mit  aller  Schärfe  vertretenden  Gruppe  zu- 
wenden, ist  kurz  einer  in  der  Mitte  stehenden  Ansicht  zu  gedenken. 
Umpfenbach^)  erklärt,  dass  der  Naturalbedarf  des  Staates,  d.  h. 
die  Aufwendungen  der  Einzelnen  in  natura  an  den  Staat,  abnehmen 


1)  Staatswörterbuch,  Bd.  X,  S.  119  ff. 

^)  Bei  Schönberg,   Bd.  III,   S.  601-603.     Vgl.  auch   Ren tz seh,   Hand- 
wörterbuch, S.  355. 

')  F.-W.,  I,  S.  34  und  2.  Aufl.,  S.  46  ff. 
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und  ganz  verschwinden  musste,  wie  einmal  der  Geld  verkehr  die  un- 
bestrittene Herrschaft  erlangt  hatte,  so  dass  dieser  Ausdruck,  ohne 
seine  prinzipielle  Bedeutung  für  die  Finanzwirtschaft  zu  ändern,  von 
ihm  nur  mehr  aus  historischen  Gründen  und  gegenwärtig  mit  Be- 
ziehung auf  die  Verwendung  des  einfliessenden  Geldes  zum  Tausche 
von  Diensten  oder  Sachgütern  angewendet  wird.  Im  wesentlichen 
auf  demselben  Standpunkt,  nur  wenig  glücklich  in  der  Ausdrucks- 
weise, steht  Bergius  ^),  welcher  die  Einteilung  der  öffentlichen  Ein- 
nahmen in  Natural-  und  Geldeinnahmen  als  nicht  mehr  von  prak- 
tischer Bedeutung  erklärt,  da  zwangsweise  oder  unentgeltlich  zu 
leistende  Dienste  „den  öffentlichen  Einnahmen  nicht  beigezählt  und 
als  solche  nicht  gebucht  zu  werden  pflegen,  und  als  Natural- 
abgaben neben  den  Geldabgaben  in  den  zivilisierten  Ländern 
Europas  kaum  noch  vorkommen".  Allerdings  sieht  er  sich  genötigt, 
noch  auf  derselben  Seite  des  Buches  von  solchen  Naturalaufwen- 
dungen  zu  sprechen.  Ob  die  Ansicht  dieser  beiden  Autoren,  dass 
Naturalaufwendungen  heute  bereits  unpraktisch  sind,  richtig  ist,  soll 
hier  nicht  untersucht  werden;  in  dieser  Schärfe  gefasst,  ist  sie  jeden- 
falls nicht  richtig. 

Die  zweite,  der  erstgenannten  entgegengesetzte  Gruppe  beginnt 
mit  Rau,  der  in  der  Finanzwirtschaft  die  Führung  einer  eigenen 
auf  Erlangung  etc.  von  Sachgütern  für  die  Zwecke  der  Staatsgewalt 
gerichteten  Wirtschaft  sieht.  Hier  zeigt  sich  auch  in  der  Finanz- 
wirtschaft Raus  ökonomische  Grundanschauung,  die  Betonung  der 
Sachgüter,  dann  aber  die  Auffassung  eines  der  gemein  wirtschaftlichen 
Bethätigung  des  ganzen  Volkes  entgegengesetzten,  personifiziert 
gedachten  Staates,  welcher  die  für  seine  Zwecke  erforderlichen  Mittel 
durch  eine  eigene  Wirtschaft  aus  dem  Volke  heraus  erlangen  muss^). 
Diese  Wirtschaft  erfordert,  heisst  es  weiter,  wie  jede  andere  eine 
Gütermasse,  aus  welcher  die  Ausgaben  bestritten  werden^).  Die 
Ausgaben  der  Regierung  sind  bestimmt,  Arbeiten  und  Leistungen 
einzelner  für  Staatszwecke  zu  vergüten,  was  notwendig  ist,  weil 
unentgeltliche  Leistungen  die  Bürger  „auf  eine  sehr  lästige  Weise 
in  ihren  Privatgeschäften  stören  und  dennoch  für  den  Erfolg  unzu- 
länglich   sind".      Solange    eine    solche  Bestreitung    der    öffentlichen 


1)  Grunds,  d.  Finanz,  S.  59. 

2)  F.-W.,  I,  S.  1. 
«)  a.  a.  0.  I,  S.  4. 
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Bedürfnisse  durch  unentgeltliche  Dienste  und  freiwilligen  Natural- 
aufwand  (z.  B,  Leiturgien)  besteht,  gibt  es  überhaupt  noch  kein 
Finanzwesen  ^).  Die  der  Regierung  zukommenden  Güter  bestehen 
zwar  auch  in  Naturalien,  aber  doch  grösstenteils  in  Geld;  erstere 
gelangen  „ohne  Vermittelung  des  Geldes  in  ihren  Besitz"  und  es 
ist  „ratsam"  sie  in  Geld  anzuschlagen  ^),  sie  bestehen  in  Einkünften 
aus  dem  Stammvermögen  und  in  Naturalsteuern  ^).  Dagegen  ist  es 
„dem  Sprachgebrauche"  durchaus  zuwider,  auch  die  Beischaffung 
persönlicher  Leistungen  ohne  Vermittelung  sachlicher  Güter,  z.  B. 
das  Konskriptionswesen,  in  die  Finanzwissenschaft  zu  rechnen*). 
Wenn  daher ,  wie  es  anderwärts  heisst  ^) ,  der  Besoldungsaufwand 
durch  üeberlassung  vieler  Funktionen  an  die  Selbstverwaltung  ver- 
mindert wird,  müsste  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  in  der 
Konstatierung  dieses  Umstandes  ihre  Grenze  finden.  Wesentlich  auf 
demselben  Boden  steht  Wagner,  der  nur  manchen  Ausspruch  Raus 
verschärft;  auch  ihm  ist  die  Finanzwirtschaft  eine  „eigene  Erwerbs- 
wirtschaft" ^),  welche  „die  .  .  .  erforderlichen  Sachgüter  (Geld)  erwirbt 
und  zur  Verwendung  bringt"  '').  Insoweit  der  Naturalaufwand  reicht^), 
„muss"  durchgehends  die  Forderung  nach  dem  Geldanschlag  gestellt 
werden^).  Wagner  erklärt  die  Beschaffung  von  Naturaldiensten 
als  der  Finanzwissenschaft  fremd,  gesteht  ihre  Bedeutung  jedoch 
vollkommen  zu  und  verweist  sie  in  das  „volkswirtschaftliche  Budget" 
des  „zwangsgemein wirtschaftlichen  Systemes"  ^''),  nicht  ohne  im  Laufe 


1)  a.  a.  0.  I,  S.  3. 

2)  a.  a.  0.  I,  S.  27. 

3)  a.  a.  0.  I,  S.  430. 

*)  a.  a.  0.  I,  S.  5,  charakteristisch  ist  der  Beisatz  „auch  ist  dieses  Ge- 
schäft von  eigentümlicher  Art",  gleichsam  als  noch  notwendig  gefühlter  wei- 
terer Beweis. 

')  a.  a.  0.  I,  S.  62. 

«)  F.-W.,  I,  S.  5. 

')  a.  a.  0.  I,  S.  7. 

®)  S.  über  denselben  a.  a.  0.  1,  2.  Buch,  1.  Kap.,  L  Abschn^  speziell  in 
•der  Militärökonomik,  S.  429  ff. 

8)  a.  a.  0.  I,  S.  339. 

^'')  a.  a.  0.  I,  S.  342,  indem  er  sehr  zutreffend  bemerkt:  „In  letzter  Linie 
ist  es  doch  der  Aufwand  an  Arbeit,  der  die  Kosten  bildet,  und  wenn  über- 
haupt diese  Arbeit  im  Staatsdienste  geleistet  wird,  so  muss  irgend  jemand  ihn 
bestreiten."  Vgl.  über  persönliche  Verpflichtungen  auch  S.  510,  §  213,  den 
Charakter  des  älteren  Finanzwesens. 
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der  Darstellung  seiner  Finanzwissenschaft  mehrmals  und  oft  aus- 
führlich auf  sie  zurückzukommen.  Dies  letztere  ist  auch  bei 
Geffcken^)  der  Fall,  der  in  der  Anschauung  mit  Rau  und  Wagner 
übereinstimmt.  Er  erklärt  die  Staatsausgaben  geradezu  als  den  in 
Geld  ausgedrückten  Bedarf  der  Gesamtheit  für  Zwecke  der  Gesamt- 
heit, und  Naturalaufwendungen  „sollten"  im  Budget  stets  in  Geld 
ausgedrückt  werden^).  Doch  wird  weder  die  Forderung  der  alleinigen 
Geldwirtschaft  im  einzelnen  streng  aufrecht  gehalten,  noch  kann  sich 
Geffcken  der  Anerkennung  auch  der  persönlichen  Dienste  ver- 
schliessen  ^).  Wir  sehen  also ,  dass  bei  diesem  und  den  früheren 
Autoren  der  hier  eingenommene  prinzipielle  Standpunkt  nicht  ganz 
konsequent  beibehalten  wird,  sondern  mehr  oder  minder  die  Neigung 
zu  Konzessionen  besteht.  Dagegen  tritt  diese  Auffassung  in  der 
grössten  Schärfe  bei  v.  Stein  auf.  „Die  Einheit,  welche  .  .  .  allem 
Finanzwesen  im  Unterschiede  von  der  Staatswirtschaft  stets  zu  Grunde 
liegen  muss  ...  ist  der  Wert  der  Güter  und  der  Leistungen,  ver- 
körpert im  Gel  de.  Erst  da,  wo  die  einheitliche  Wirtschaft  einer 
Gemeinschaft  als  Geldleistung  auftritt,  kann  man  von  einer  in  Finanz- 
verfassung und  Verwaltung  gesetzten  Einheit  in  dem  Leben  einer 
Persönlichkeit  sprechen."  Aus  jeder  einheitlichen  Wirtschaft  eines 
Gemeinwesens  wird  eben  erst  ein  Finanzwesen,  wenn  die  wirtschaft- 
lichen Leistungen  der  einzelnen  sich  als  solche  darstellen,  bei  denen 
Mass,  Ordnung  und  Erfüllung  in  Geld  ausgedrückt  und  zur  öffentlich 
rechtlichen  Zahlungspflicht  werden  *) ;  demgemäss  sind  auch  Natural- 
leistungen keine  Einnahmen  ^).  Das  ist  unleugbar ,  bemerken  wir 
zu  dieser  Stelle,  dass  „keineswegs  alle  Leistungen  der  Einzelnen  an 
den  Staat"  zum  Finanzwesen  gehören,  und  etwas  derartiges  ist  wohl 
noch  kaum  je  behauptet  worden;  ob  es  aber  deshalb  schon  gerecht- 
fertigt ist,  „die  Leistungen  des  bürgerlichen  Gehorsams,  die  amtliche 
Thätigkeit,  die  Leistungen  für  Sanitätswesen "  mit  der  militärischen 


^)  Bei  Schönberg,  Bd.  III,  Wesen,  Aufgabe,  Geschichte  der  Pinanz- 
wissenschaffc. 

^)  a,  a.  0.  S.  29.  Schwer  zu  vereinigen  ist  es,  wenn  es  heisst,  die  Re- 
gierung mache  allerdings  Aufwendungen  auch  in  Naturalien,  und  einige  Zeilen 
weiter  zu  lesen  ist,  dass  „durchweg  .  .  .  die  Ausgabe  in  Geld  geleistet"  wird. 
Vgl.  auch  S.  45. 

^)  So  a.  a.  0.  S.  4  u.  41  über  Naturalien,  S.  3  über  persönliche  Dienste. 

*)  r.-W.  I,  S.  45  u.  46. 

»)  a.  a.  0.  II,  S.  83,  129. 
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Dienstpflicht,  den  Leistungen  für  Heerwesen  und  Naturalleistungen 
überhaupt  auf  eine  Stufe  zu  stellen  und  beide  Gruppen  in  gleicher 
Weise  als  nicht  zum  Finanzwesen  gehörig  zu  bezeichnen ,  dürfte 
doch  nicht  ganz  unbestritten  sein.  Ich  glaube,  dass  gerade  die 
Schärfe  dieser  letzten  Konsequenzen,  welche  v.  Stein  aus  der  Auf- 
fassung Raus  zieht,  einen  Zweifel  an  der  Berechtigung  der  letzteren 
nahelegt.  Dieser  Zweifel  wird  dadurch  nicht  gemindert,  dass  v.  Stein 
den  Begriff  der  Staatswirtschaft  benutzt,  um  für  das  auf  den  Geld- 
verkehr beschränkte  Finanzwesen  eine  Ergänzung  zu  finden,  so  wie 
Wagner  das  „volkswirtschaftliche  Budget"  benötigt,  um  den  hinaus- 
gevnesenen  Naturalleistungen  durch  ein  Hinterpförtchen  in  die  Finanz- 
wissenschaft wieder  Einlass  zu  gewähren  ^). 

Die  wirtschaftliche  Thätigkeit  des  Staates  scheint  von  den  Autoren 
(lieser  zweiten  Gruppe  zu  eng  aufgefasst  zu  sein.  Ihr  Begrenzungs- 
prinzip ist  nach  dieser  Anschauung  darin  gegeben,  dass  es  zur  Be- 
schaffung gewisser  Güter,  da  dieselben  von  dem  Gemeinwesen,  also 
den  Individuen  als  dessen  Gliedern,  nicht  erzeugt  werden,  einer  wirt- 
schaftlichen Thätigkeit  des  Gemeinwesens  als  juristischer  Person  be- 
darf, um  diese  Güter  wohl  auch  von  den  Einzelnen,  aber  nicht  als 
Gliedern  der  Gesamtheit  oder  von  Gemeinfremden  einzutauschen;  von 
den  Einzelnen  als  Gliedern  des  Gemeinwesens  werden  also  nicht  die 
Güter  selbst,  sondern  wird  nur  das  Tauschmittel  beigestellt. 

Ist  hiermit  der  Begriff  der  Finanzwirtschaft  genügend  fundiert  ? 
Bei  jeder  Wirtschaft  handelt  es  sich  doch  in  erster  Linie  um  das 
Subjekt  und  um  Bedürfnisse,  welche  dieses  empfindet,  sowie  endlich 
um  die  Güter,  welche  die  Bedürfnisse  zu  befriedigen  vermögen.  Dies 
sind  doch  gewiss  die  einfachsten  Grundlagen,  welche  so  lange  all- 
gemein gültig  bleiben  müssen,  als  wir  das  Subjekt  mit  seinen 
Bedürfnissen  überhaupt  als  bestehend  voraussetzen.  Welche  Formen 
nun  die  wirtschaftliche  Thätigkeit  annimmt,  ist  eine  historische  Frage, 
deren  Lösung  dazu  dient,  die  gesamten  Erscheinungen  des  wirt- 
schaftlichen Lebens  durch  spezifische  Merkmale  in  grosse  voneinander 
gesonderte,  aber  dem  Entwickelungsgange  gemäss,  ineinander  hin- 
überreichende Epochen  zu  scheiden.  Die  Eigentümlichkeiten  einer 
dieser  Epochen,  sei  es  auch  die  letzte,  ausschliesslich  zur  Begrenzung 
der  zugehörigen  Begriffe  und  damit  der  Wissenschaft  überhaupt  zu 
machen,  heisst  nicht  nur,  sich  den  Vorwurf  der  unzureichenden  em- 

')  Vgl.  dagegen  das  konsequente  Absehen  von  dem  Mittel  des  Geldes  bei 
Kleinwächter:  Zwei  steuertheoretische  Fragen,   Finanzarchiv,  III,  S.  509  ff. 

827 


2ß()  Ernst  Mischler, 

pirischen  Basis  zuziehen,  sondern  auch  das  Wesen  der  Wissenschaft  in 
der  einer  speziellen  Phase  eigentümlichen  Form  finden.  Fassen  wir  nun 
den  Staat  in  seiner  modernen  Ausbildung  als  der  Gresellschaft  und  allen 
ihren  wirtschaftlichen  und  damit  den  gemeinwirtschaftlichen  Bethä- 
tigungenin  seiner  juristischen  Persönlichkeit  mit  seinen  Organen 
gegenüberstehend  und  gleichzeitig  auch  als  alleiniges  Subjekt  der 
Finanzwirtschaft  auf,  so  müssen  uns  alle  gemeinwirtschaftlichen  Be- 
thätigungen  des  Volkes  entgehen,  welche  eine  solche  Form  nicht  an- 
nehmen; dass  es  aber  solche  gemeinwirtschaftliche  Bethätigungen  gibt, 
wird  sich  sehr  leicht  zeigen  lassen,  wobei  nicht  au  freie,  sondern 
immer  an  zwangsgemeinwirtschaftliche  Thätigkeit  zu  denken  ist. 

Wenn  wir  dann  die  Finanzwissenschaft  nach  der  zweiten  oben 
geschilderten  Auffassung  auf  ihren  Charakter  als  Wirtschafts- 
wissenschaft prüfen,  so  kann  sie  schwerlich  Stand  halten.  Zum 
Wesen  einer  Wirtschaft  gehört  doch  gewiss  das  Produzieren.  Einer 
solchen  Finanzwirtschaft  kann  jedoch  eine  derartige  Thätigkeit  nicht 
zugeschrieben  werden;  das  Geld,  welches  sie  aus  den  Einzelwirt- 
schaften entnimmt,  produziert  sie  nicht,  und  wenn  man  es  selbst 
wieder  als  Effekt  der  Reproduktion  hinstellt,  so  ist  diese  ein  Resultat 
der  Verwaltung  und  nicht  der  Finanzwirtschaft.  Diese  Finanzwirt- 
schaft produziert  auch  nicht  ökonomisch  die  Güter  für  die  öffent- 
lichen Bedürfnisse,  denn  diese  werden  durch  die  Verwaltung  als 
technische  Produktion  erzeugt  i).  „Sie  beschafft  die  Mittel."  Dies  ist 
der  eigentliche  wirtschaftliche  Kern  einer  solchen  Finanzwirtschaft. 
Zum  mindesten  ist  er  in  dieser  so  gemeingültigen  Weise  nicht  sehr 
glücklich  ausgedrückt.  Das  „  Mittelbeschaffen "  an  sich  muss  mit  der 
Wirtschaft  gar  nichts  zu  thun  haben  und  lässt  überhaupt  keine  feste 
Vorstellung  über  die  Bedeutung  dieses  Ausdruckes  zu.  Das  „Mittel- 
beschaffen"  kann  eine  wirtschaftliche  Gestalt  nur  dann  annehmen,  wenn 
es  in  der  Bemessung  der  Gemeinbedürfnisse  zusammengenommen  und 
jedes  einzelnen  für  sich,  und  dann  in  der  Verteilung  der  für  die  Pro- 
duktion von  zur  Befriedigung  unmittelbar  notwendigen  Gütern  selbst  oder 
für  diese  erforderlichen  Tauschgütern  (des  Geldes)  unter  die  Glieder  des 
Gemeinwesens  besteht.    Das  geht  aber  gewiss  weit  über  die  „Mittel- 

^)  Vgl.  Sax's  Kritik  der  „ Produktionstheorien "  in  der  Finanzwissenschaft, 
Grundlegung,  II.  Abschn.  Da  in  den  folgenden  Ausführungen  nur  der  unmittel- 
bare Aufwand  als  Produktion  im  engeren  Sinne,  der  mittelbare  aber  als  gemein- 
wirtschaftlicher Tausch  aufgefasst  ist,  werden  dieselben  von  der  einschneidenden 
Kritik  nicht  getroffen. 
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beschaffung"  hinaus,  und  auch  die  Charakterisierung  der  Finanzwirt- 
schaft als  „Erwerbs Wirtschaft"  erscheint  von  diesem  Standpunkte  aus 
zu  eng.  So  wichtig  und  wertvoll  aber  selbst  eine  solche  distributive 
Thätigkeit  der  Finanzwirtschaft  ist,  so  muss  sie  doch,  als  einzige  auf- 
gefasst,  die  Finanzwissenschaft  lückenhaft  erscheinen  lassen.  —  Hier 
hatten  wir  immer  die  eigentlichen  gem  ein  wirtschaftlichen  Bethätigungen 
auf  dem  Gebiete  der  Finanzwirtschaft  im  Auge;  insofern  sie  sich  in 
Vermögensverwaltung  oder  Schuldaufnahme  bewegt,  ist  sie  in  erster 
Linie  natürlich  nicht  Gemeinwirtschaft,  sondern  Einzelwirtschaft. 

Für  uns  liegt  das  Wesen  der  Finanzwirtschaft  tiefer.  Sie  be- 
fasst  sich  mit  der  (zwangs-)  gemeinwirtschaftlichen  Produzierung  der 
für  die  öffentlichen  Bedürfnisse  erforderlichen  Güter.  Alle  diese  Güter 
werden  von  der  Gemeinwirtschaft,  d.  i.  den  Einzelnen  als  Gliedern 
der  Gesamtheit  in  zwei  Formen  erzeugt  ^).  Erstlich  werden  sie  in 
unmittelbarer  Weise,  geradezu  in  der  Form  hervorgebracht,  in 
welcher  sie  die  Bedürfnisse  zu  befriedigen  im  stände  sind.  Nach- 
dem nur  Sachgüter  und  Dienstleistungen  als  solche  Güter  gedacht 
werden  können,  so  besteht  die  unmittelbare  Produktion  in  der  direkten 
Erzeugung  dieser  beiden  durch  die  Einzelnen  als  Glieder  der  Ge- 
meinschaft. Der  Einzelne  in  dieser  genannten  Eigenschaft  vollzieht 
z.  B.  den  Gemeinzweck  der  Armenversorgung  in  natura  dort,  wo  das 
System  der  reihenweisen  Armenerhaltung  besteht,  und  der  Einzelne 
in  dieser  Eigenschaft  arbeitet  in  niederer  oder  höherer  Weise  un- 
mittelbar an  derjenigen  Leistung,  welche  der  Gemeinzweck  erfordert, 
vom  Strassendienste  angefangen  bis  zu  den  Geschäften  des  höchsten 
autonomen  Ehrenamtes.  Es  liegt  hier  gleichsam  eine  Eigenproduktion 
der  Gemeinwirtschaft,  eine  Analogie  der  Hauswirtschaft  vor.  Wo 
diese  nicht  zureicht,  tritt  der  gemeinwirtschaftliche  Tausch  ein.  Der 
Einzelne  als  Glied  der  Gemeinschaft  gibt  das  Tauschmittel  zur  Be- 
schaffung der  Dienste  und  Sachgüter.  Beide  können  nun  wieder  von 
denselben  Einzelnen  beigestellt  werden,  aber  diese  kommen  eben 
nicht  mehr  als  Glieder  des  Gemeinwesens,  sondern  als  einzelnwirt- 
schaftliche Güterproduzenten  in  Betracht,  und  der  ganze  Prozess,  durch 
den  sich  das  Gemeinwesen  diesen  Bedarf  beschafft,  gliedert  sich  in 
das  System  der  Volkswirtschaft  ein.  Unleugbar  ist  die  gemeinwirt- 
schaftliche Tauschwirtschaft  der  überwiegende  Teil  der  Finanzwirt- 
schaft, aber  eben  nicht  der  einzige;  wir  nennen  ihn  die  mittelbare 

^)  „Produktion"  hier  im  weiteren  Sinne  aufgefasst.  Vgl.  Sax  a.  a.  0. 
S.  89  Anm. 
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Wirtschaft.  Zu  dieser  mittelbaren  Wirtschaft  gehört  auch  das  ganze 
Netz  der  „Naturalsteuern",  soweit  solche  noch  bestehen.  Bei  diesen 
kann  es,  eben  weil  sie  in  Sachgütern  bestehen,  wohl  auch  vorkommen, 
dass  sie  in  ihrer  eigenen  Form  zur  Befriedigung  öffentlicher  Bedürf- 
nisse dienen,  aber  der  Zweck  dieser  Naturalsteuern  liegt  nicht  hier, 
sondern  darin,  dass  sie  als  vertretbare  Sachen,  als  Tauschmittel  gelten 
sollen.  Auch  die  durch  Vermögensverwaltung,  Domänen  u.  dgl.  dem 
Gemeinwesen  zukommenden  Sachgüter  sind  nicht  unter  diesen  unmittel- 
baren Aufwand  zu  rechnen,  denn  bei  ihnen  geht  die  Verwendung  wieder 
nur  zufällig  in  unmittelbarer  Weise  vor  sich,  während  der  Zweck  der 
Domänenwirtschaft  doch  die  Tauschmittelbeschaffung  ist.  Aber  selbst 
in  den  wenigen  Fällen,  in  denen  Naturalsteuern  oder  Domänenerträge 
u.  dgl.  geradezu  zur  Befriedigung  von  öffentlichen  Bedürfnissen  ver- 
wendet werden,  sind  sie  ja  doch  auf  die  juristische  Person,  Staat  etc. 
zu  reflektieren.  Wir  haben  daher  den  von  Rau^),  jedoch  in  etwas 
anderem  Sinne,  bereits  angewendeten  Ausdruck  „unmittelbar"  viel- 
mehr in  der  oben  bezeichneten  Bedeutung  verwenden  zu  dürfen  geglaubt. 
Die  Ausbildung  der  geschilderten  zweiten  Ansicht  über  die 
Finanzwirtschaft  als  Lehre  von  einer  Sachgütererwerbswirtschaffc  ist 
auf  zwei  äussere  Veranlassungen  zurückzuführen.  Zunächst  auf  den 
Charakter,  welchen  die  Volkswirtschaftslehre  durch  englischen  Ein- 
fluss  und  die  streng  gegliederte  Rausche  Darstellung  angenommen 
hatte.  In  erster  Beziehung  war  es  das  Hervorkehren  des  Tausch- 
momentes in  der  Wirtschaft,  welches  zu  manchen  Einseitigkeiten  in 
der  englischen  Wirtschaftslehre  führt;  und  in  zweiter  Linie  war  es 
die  sachgütermässige  Auffassung  der  Nationalökonomie,  welche  dem 
Rauschen  System  derselben  eine  ganz  prononcierte  Gestalt  gibt. 
Da  sowohl  bei  den  Engländern  als  auch  bei  Rau  die  Finanzwissen- 
schaft in  engster  Verbindung  mit  der  Nationalökonomie  auftritt, 
musste  sie  deren  Phasen  eben  mit  durchmachen.  Es  ist  sehr  be- 
zeichnend, dass  Rau  die  in  unserem  Sinne  unmittelbare  Erzeugung 


1)  F.-W.,  I,  S.  38  u.  110.  Für  Rau  ist  „unmittelbare"  Einnahme  oder 
Ausgabe  jede,  welche  nicht  durch  eine  öffentliche  Kasse  geht;  also  ebenso  der 
in  unserem  Sinne  unmittelbare  Haushalt  als  auch  direkte  Verwendung  von 
Naturaldomäneneinkommen  etc.  Dass  Reitzenstein  bei  Schönberg,  Bd.  II, 
S.  601,  den  Ausdruck  „mittelbar"  und  unmittelbar  in  einer  ganz  anderen  Be- 
deutung verwendet,  ist  bereits  oben  S.  231  bemerkt  worden.  —  Auch  Geffcken 
«pricht  (bei  Schönberg)  und  zwar  wieder  in  anderem  Sinne  von  „mittelbaren" 
und  „eigentlichen"  Kosten.    Vgl.  hierüber  Anm.  1  auf  S.  274. 
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des  öffentlichen  Sachgüterbedarfes,  beispielsweise  den  Militäreinquar- 
tierungsaufwand, wohl  zur  Finanzwirtschaft  gehörig  betrachtet,  da- 
gegen nicht  den  unmittelbaren  Dienstaufwand.  Liegt  aber  hier  vom 
gemeinwirtschaftlichen  Standpunkt  der  geringste  Unterschied  vor? 

Die  zweite  der  äusseren  Veranlassungen  liegt  in  der  Staatslehre 
mit  ihrer  Ausbildung  des  juristischen  Persönlichkeitsbegriffes  vom 
Staate,  sowie  in  dem  Umstände,  dass  die  staatliche  Wirtschaft  im 
engeren  Sinne  als  eigentliche  Finanzwirtschaft  lange  ausschliesslich  in 
Betracht  kam.  Gerade  bei  der  staatlichen  Gemein  Wirtschaft  ist  aber 
eine  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  in  der  oben  geschilderten 
engen  Auffassung  am  wenigsten  unzureichend,  da  bei  ihr  relativ  die 
grösste  Menge  des  öffentlichen  Bedarfes  durch  mittelbaren  Aufwand 
erzeugt  wird.  Sobald  aber  nun  auch  alle  übrigen  Gemeinwesen  mit 
herangezogen  werden,  da  tritt  das  Unzulängliche  des  Standpunktes 
ganz  deutlich  hervor.  Die  Gemeinwirtschaft  vieler  Arten  der  Selbst- 
verwaltungskörper ist  bei  konsequenter  Durchführung  desselben 
gar  nicht  zu  untersuchen  und  nur  zum  geringsten  Teile  zu  verstehen. 
Soll  nun  aber  die  Finanzwissenschaft  wirklich  auf  die  gemeinwirt- 
schaftliche Thätigkeit  aller  Zwangsgemeinwesen  ausgedehnt  werden 
—  was  ja  allgemein  als  berechtigte  Forderung  aufgestellt  wird  —  so 
rauss  man  von  dem  genannten  Standpunkte  aus  einfach  auf  diese 
Reform  der  Finanzwissenschaft  verzichten,  will  man  nicht  ein  Ziel 
aufstellen  und  gleichzeitig  es  als  unerreichbar  erklären. 

Statt,  wie  es  vom  Standpunkte  der  Finanzwirtschaft  als  aus- 
schliesslicher Sachgütererwerbswirtschaft  nun  notwendig  ist,  allen  nicht 
hier  hereingehörigen  Haushalt  als  „verdeckten"  oder  „verborgenen" 
Haushalt  zu  bezeichnen,  ist  es  vielmehr  gerechtfertigt,  dasjenige,  was 
als  Natural-  und  Dienstaufwand  im  besprochenen  Sinne  zu  demselben 
gehören  würde,  als  integrierenden  Bestandteil  der  Finanzwirtschaft 
und  zwar  als  den  unmittelbaren  oder  immediaten  Haushalt  auf- 
zufassen. Ehe  zu  einer  kurzen  empirischen  Betrachtung  desselben 
übergegangen  werden  kann,  sind  noch  einige  allgemeine  Bemerkungen 
vorauszuschicken,  welche  sich  auf  mehrere  Begriffe  beziehen,  die  mit 
dem  Auftreten  dieses  verborgenen  Haushaltes  in  die  Finanzwissen- 
schaft Eingang  gefunden  haben. 

Zunächst  ist  von  „zwangsweisem"  und  „freiwilligem",  dann  von 
„entgeltlichem"  und  „unentgeltlichem"  Aufwände  zu  sprechen.  Die 
Finanz  Wirtschaft  ist  wohl  eine  Zwangsgemein  wirtschaftslehre ,  aber 
deshalb  fällt  in  ihren  Bereich  nicht  nur  zwangsweise  zu  leistender 
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Aufwand  der  Einzelnen,  wenn  dieser  auch  in  den  meisten,  jedocb 
nicht  allen  Gemeinwesen  weitaus  der  überwiegende  ist.  Der  frei- 
willige Aufwand  findet  ebenso  seinen  Platz  in  der  Gremein Wirtschaft, 
da  er  ja  als  Leistung  Einzelner  an  die  Gesamtheit  als  Persönlichkeit 
desselben  Wesens  ist;  er  gibt  erst  an,  in  welchem  Umfange  die 
zwangswirtschaftliche  Bethätigung  des  Gemeinwesens  einzutreten  habe, 
wofür  man  sonst  gar  keinen  Anhaltspunkt  hätte.  Der  zwangsweise 
Aufwand  wird  sich  wohl  zumeist  mit  dem  mittelbaren  decken  und 
der  freiwillige  mit  dem  unmittelbaren,  aber  durchaus  nicht  vollständig. 
Es  kann  ebenso  eine  Verpflichtung  zur  Uebernahme  einer  Funktion 
der  Selbstverwaltung  bei  eventueller  Wahl  bestehen,  womit  ein  zwangs- 
weiser, aber  unmittelbarer  Aufwand  gegeben  ist,  als  eine  BeschafPung 
öffentlichen  Bedarfes  mittelst  freiwillig  an  das  Gemeinwesen  einge- 
lieferter Tauschmittel,  d.  h.  ein  freiwilliger  mittelbarer  Aufwand. 
Um  die  Entgeltlichkeit  des  Aufwandes  kann  es  sich  nur  bei  un- 
mittelbaren Sach-  oder  Dienstleistungen  handeln,  da  es  in  dem  Sinne, 
wie  dieser  Ausdruck  bezüglich  des  versteckten  Haushaltes  gebraucht 
wird,  immer  auf  die  privatwirtschaftliche  Entgeltlichkeit  ankommt. 
Diese  Entgeltlichkeit  kann  sich  sowohl  auf  den  zwangsweisen  als 
auch  auf  den  freien  gemeinwirtschaftlichen  Aufwand  beziehen;  die 
erzwungenen  Naturalaufwendungen  für  die  Heeresbedürfhisse  sind 
häufig  entgeltlich,  und  die  freien  Dienste  im  Amte  einer  Selbstver- 
waltung, obgleich  meist  ohne  Entgelt,  sind  nicht  selten  mit  einem 
solchen  verbunden,  ebenso  wie  die  zwangsweise  zu  leistenden  ^).  Geben 


^)  Es  dürfte  nicht  unwichtig  sein,  an  dieser  Stelle  die  Bedeutung  der 
Liberalität  für  die  Finanzwirtschaft  zusammenzufassen.  Die  vollständig 
freie  Hingabe  von  Gütern  für  Zwecke  innerhalb  des  zwangsgemeinwirtschaft- 
lichen  Systems  findet  statt: 

I.  Zwischen   einzelnen   Gemeinwesen    untereinander,   welchen   Charakter 

insbesondere  die  Subventionen  tragen. 
II.  Innerhalb  eines  Gemeinwesens;  und   zwar  kann   die  Liberalität  hier 
bestehen: 

1.  In  Sachgütem  (Naturalien  oder  Geld).  Vgl.  Wagner,  F.-W.,  I, 
§  3  u.  S.  511,  besonders  über  die  alten  Ehrengeschenke.  Ebenso 
bei  Bergius,  Grundsätze  der  F.-W.,  S.  18,  19,  dann  über  Ge- 
schenke und  Vermächtnisse,  S.  68.  R  a  u ,  F.-W.,  I,  S.  3.  C  a  n  c  r  i  n, 
a.  a.  0.  S.  262  über  , freie  Einschüsse",  Böckh,  Staatshaushalt 
der  Athener,  I,  S.  481.  Diese  Sachgüterleistungen  erfolgen  ent- 
weder allgemein  mit  Beziehung  auf  das  Gemeinwesen  überhaupt 
oder,  was  der  gewöhnliche  Fall  ist,  mit  Beziehung  auf  spezielle 
Zwecke. 
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wir  die  Möglichkeit  aller  dieser  Kombinationen  zu,  so  wird  sich  dann 
die  weitere  Forderung   der  auf  den  Sachgütererwerbsstandpunkt  be- 

2.   In  Dienstleistungen.     Diese  sind  wieder  zu  scheiden : 

a)  in  jene,  welche  in  der  Uebemahme  eines  Amtes,  im  Beamten- 
Dienste  des  Gemeinwesens,  bestehen.  Hier  ist  die  Liberalität 
genau  in  Geld  zu  bemessen,  indem  das  Aequivalent  jene  Summe 
ist,  welche  sonst  für  diese  Dienste  gezahlt  wird,  die  Liberalität 
besteht  also  im  Verzichte  auf  die  Besoldung.  Rau  a.  a.  0. 
bezüglich  der  Vollziehung  von  Amtsgeschäften  in  Freistaaten 
durch  unentgeltliche  Dienste,  desgleichen  Zachariä,  Jakob 
a.  a.  0.  und  bezüglich  der  Ehrenämter  Schön,  v.  Stockar 
a.  a.  0.  Heutzutage  wird  eine  solche  Uebemahme  staatlicher 
Aemter  als  Beamtendienst  höchstens  noch  bei  Repräsentations- 
ämtern Platz  greifen. 

b)  in  diejenige  Uebemahme  von  Diensten,  welche  wir  als  unmittel- 
bare bezeichnet  haben,  bei  welchen  also  die  Liberalität  nicht 
in  dem  Nichteintreten  des  Gehaltes,  sondern  in  der  direkten 
Uebemahme  gemeinwirtschaftlicher  Geschäfte  von  Einzelnen  als 
Gliedern,  nicht  Beamten  der  Gemeinschaft,  bei  vielleicht  gar 
nicht  messbarem  Vergütungsbetrage  besteht.  Hierher  gehören  die 
Dienste  in  der  Selbstverwaltung  zum  grossen  Teile.  —  Es  ist  nicht 
zutreffend,  das  sub  a)  und  b)  erwähnte  deshalb  schon  als  eine 
einzige  Erscheinung  zusammenzufassen,  weil  bei  beiden  die  Un- 
entgeltlichkeit auftritt.  Das  Wesen  beider  Dienstleistungen  ist 
verschieden;  während  die  Liberalität  der  sub  a)  erwähnten 
Dienste  allein  in  der  Entschädigungslosigkeit  besteht,  ist  letztere 
bei  b)  nur  ein,  wenn  auch  ziemlich  allgemeines  Accessorium. 
Diese  Verwechslung  ist  in  der  Litteratur  der  F.-W.  ziemlich 
allgemein,  und  man  sucht  gleichzeitig  die  Bedeutung  des  un- 
mittelbaren Dienstaufwandes  geradezu  in  dem  Momente  der 
Unentgeltlichkeit;  viel  mag  auch  der  unterschiedslos  angewendete 
Ausdruck  Ehrenamt  hierzu  beigetragen  haben.  So  spricht  auch 
Wagner,  P.-W.,  I,  S.  1,  von  der  „im  wesentlichen  freiwilligen 
und  unentgeltlichen  Bereitstellung"  der  Arbeitskräfte  gegenüber 
der  zwangweisen  und  nach  einseitig  staatlicher  Bestimmung 
vergoltenen  und  drittens  den  vertragsmässig  erlangten  und  ent- 
lohnten Diensten  als  den  drei  Möglichkeiten  der  Gewinnung 
der  erforderlichen  Arbeitskräfte.  Aus  dem  oben  bemerkten 
dürfte  sich  nicht  nur  ergeben,  dass  diese  Dreiheit  der  Sache 
nicht  erschöpft,  sondern  auch,  dass  freiwillig  ^und*  unentgelt- 
lich nicht  nebeneinander  hergehen  müssen. 

in.  Kann  die  Liberalität  zur  Begründung  von  eigenen  Selbstverwaltungs- 

körpem,  den  Stiftungen,  führen.    Hermann,  Staatsw.  Unters.,  S.  49, 

und  Bergius  a.  a.  0. 

Nur  diese  drei   Bethätigungsarten   der  Liberalität   haben   mit   der  F.-W. 

etwas  zu  thun  und  können  hier .  allerdings  von   bedeutendem  Einflüsse  werden. 
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schränkten  Finanzwissenschaft  nach  einem  notwendigen  Geld- 
anschlage aller  Bestandteile  des  gemeinwirtschaftlichen  Haushaltes 
nicht  aufrecht  erhalten  lassen;  dieselbe  kann  aber  doch  nicht,  wie  es 
so  oft  geschieht,  als  eine  das  Wesen  der  Finanzwirtschaft  berührende 
Grundfrage  aufgefasst  werden.  Die  Notwendigkeit  des  Geldanschlages 
gilt  durchwegs  im  mittelbaren  Haushalt,  möge  er  in  Geld  oder  Na- 
turalien (Naturalsteuern,  Domänenerträgnisse  u.  dgl.)  bestehen,  aber 
sie  kann  nicht  auch  auf  den  unmittelbaren  Haushalt  ausgedehnt  werden, 
obgleich  derselbe  hier  bei  Naturalaufwand  und  niederen  Diensten 
(Tagelohn)  meist  möglich  wäre,  wogegen  er  bei  den  höheren  Dienst- 
leistungen wohl  undurchführbar  ist.  Der '  Grundsatz  der  distributiven 
Gerechtigkeit  im  gemeinwirtschaftlichen  Leben  wird  so  nur  schwieriger 
durchzuführen  sein,  aber  keineswegs  unmöglich  gemacht.  Ganz  und 
gar  nicht  kommt  der  Geldanschlag  in  Betracht  bei  gewissen  ausser- 
ordentlichen Verhältnissen  des  gemeinwirtschaftlichen  Lebens,  in 
welchen  Naturalsachgüter  und  -Dienstaufwand  event.  in  zwangsweiser 
Art  von  jedem  Beliebigen  beizustellen  ist,  für  den  die  Möglichkeit 
besteht,  eines  oder  das  andere  oder  beides  zu  leisten.  Hierher  ge- 
hört z.  B.  der  Schutz,  den  sich  Gemeindegenossen  oder  örtlich  ver- 
einte Personen  überhaupt  gegenüber  Elementarereignissen  kraft 
gesetzlichen  Zwanges  durch  Darbieten  von  Sachgütern  oder  Dienst- 
leistungen angedeihen  lassen  müssen.  Von  diesen  wird  später  noch 
einmal  die  Rede  sein.  Hier  zeigen  sich  gleichsam  die  letzten,  sub- 
tilsten Bande,  welche  die  Menschen  zur  Gemeinschaft  umschlingen, 
und  der  Zusammenhang  der  Glieder  zu  einem  Gemeinwesen  tritt 
ganz  unwiderleglich  und  als  so  notwendig  zu  Tage,  dass  alle  Re- 
flexionen über  Entgeltlichkeit  und  Geldanschlag  u.  dgl.  beiseite 
bleiben  müssen. 

Nun  wenden  wir  uns  den  einzelnen  Arten  des  unmittelbaren 
Aufwandes  selbst  zu.  Unter  seinen  beiden  Arten  tritt  der  Natural- 
sachgüteraufwand,  der  „Naturalbedarf"  vor  den  Naturaldiensten 
wohl  zurück.  Er  findet  sich  allgemein  bei  verschiedenen  Erforder- 
nissen der  Heeresverwaltung  (Einquartierung,  Verpflegung,  Requi- 
sitionsleistungen, und  zwar  hier  meist  in  der  entgeltlichen  Form), 
dann  hie   und  da  noch  als   reihenweise  Naturalarmenverpflegung  im 


Sie  sollten  deshalb  schon  in  derselben  nicht  übersehen  werden,  umsoweniger  aber, 
wenn  die  F.-W.  ihre  Untersuchungen  über  die  Grenzen  des  staatlichen  Gemein- 
wesens, im  anderen  Sinne  auch  über  die  anderen  Gemeingebilde  ausdehnen  will, 
bei   denen   man  auf  Schritt  und  Tritt  den  Einflüssen  der  Liberalität  begegnet 
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Turnus  der  Hofstellen,  besonders  bei  kleineren  Gemeinden,  und  end- 
lich bei  den  bereits  erwähnten  Ausnahmsfällen  im  Gemeindeleben. 
Dagegen  gehören  die  Naturalaufwendungen  für  die  Bewirtschaftung  von 
Oemeindegut,  welche  z.  B.  von  den  Realgemeindegenossen  zu  prästieren 
sind,  nicht  hierher,  da  mit  denselben,  wie  schon  bemerkt,  ein  privatwirt- 
schaftliches Moment    in    zwangsgemeinwirtschaftlicher  Form  auftritt. 

Die  Dienste  treten  in  zwei  Formen  auf,  als  „ Amtsdienste " 
und  als  „Dienste  im  engeren  Sinne".  Der  (wirtschaftliche)  Unter- 
schied zwischen  beiden  besteht  darin,  dass  beim  Amtsdienste  die 
zu  Gemeinzwecken  vollzogene  Dienstleistung  selbst  schon  an  sich  das 
öffentliche  Bedarfsgut  ist,  während  die  Dienste  im  engeren  Sinne 
selbst  wieder  nur  Arbeitsleistungen  zur  Hervorbringung  eines  öffent- 
lichen, von  der  Arbeitsleistung  verschiedenen  Bedarfsgutes  repräsen- 
tieren. Die  gewöhnliche  Einteilung  der  Dienste  geschieht  in  „höhere" 
und  „niedere"  ^),  wobei  die  letzteren  auch  als  „mechanische  Dienste, 
welche  wegen  des  in  ihnen  enthaltenen  Geldwertes  in  Betracht 
kommen  und  durch  ein  Geldäquivalent  in  der  Regel  ersetzt  werden 
können",  charakterisiert  werden.  Es  dürfte  jedoch  schwierig  sein, 
relative  Ausdrücke,  wie  höher  und  nieder,  mit  einem  festen  Begriffe 
zu  verbinden.  Im  allgemeinen  entsprechen  wohl  die  „höheren  Dienste" 
den  Amtsdiensten  und  die  niederen  unseren  Dienstleistungen  im  engeren 
Sinne,  aber  nicht  durchwegs,  und  es  wird  sich  auch  zeigen,  dass 
eine  Einteilung  in  höhere  und  niedere  Dienste  für  einige  hierher  ge- 
hörige Erscheinungen  unzulänglich  ist. 

Auf  dem  Gebiete  der  Selbstverwaltung  sind  diese  Dienste  in 
ihren  beiden  Arten  zahllos.  Da  die  österreichische  Autonomie  in 
ganz  besonderem  Masse  entwickelt  ist,  so  eignet  sie  sich  gut  als 
Grundlage  für  eine  kurze  Exemplifikation  dieses  Teiles  des  unmittel- 
baren Aufwandes. 

Der  Dienst  als  Amt  in  der  Selbstverwaltung  durchdringt  deren 
gesamtes  Leben.  Die  niederen  Verwaltungskörper,  Gemeinden  und 
Bezirke  werden  fast  ausschliesslich  in  unmittelbarem  Aufwand  und 
zwar  unentgeltlich  (etwa  mit  Ausnahme  der  Funktion  des  Gemeinde- 
oberhauptes, für  welche  Würde  manchmal  Entgeltlichkeit  besteht) 
verwaltet.  Die  autonome  Rechtspflege  im  Schiedsgerichte  sowohl  der 
Gemeinde  als  der  Gewerbe  vollzieht  sich  in  gleicher  Weise.  Die 
Aufsicht  und  Verwaltung  des  Volksschulwesens  durch  den  Orts-  und 


^)  Besonders  ausführlich  bei  Reitzenstein  a.  a.  0.  S.  601. 
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Bezirksschulrat  ist  nur  zum  geringen  Teile  entgeltlich,  immer  aber 
unmittelbarer  Aufwand,  und  im  Landesschulrate  sind  die  Funktionen 
der  Landtagsabgeordneten  und  diejenigen  der  Geistlichkeit  Ehrenamt. 
Für  die  Verwaltung  des  Kirchenwesens  durch  die  Kirchengemeinderäte, 
Kirchenausschüsse  oder  Kirchenväter  besteht  sowohl  bei  Katholiken, 
aber  noch  viel  mehr  bei  den  Altkatholiken  bedeutender  Immediat- 
aufwand ;  der  ehrenamtliche  Gemeindearmenrat  ist  ein  wichtige  ;  Organ 
der  Armenpflege,  und  die  grossen  Operationen  der  staatlichen  Steuer- 
katastrierung  gehen  unter  sehr  zeitraubender  ehrenamtlicher  Mit- 
wirkung der  verschiedei:en  autonomen  Schätzungskommissionen  vor 
sich.  Nicht  selten  bestehen  für  die  Verwaltung  der  Landeskultur 
in  derselben  Weise  organisierte  bezügliche  Ratskollegien.  All  dies 
bezieht  sich  nur  auf  die  sogen,  kommunalen  Selbstverwaltungskörper. 
Dazu  kommt,  dass  die  Verwaltung  fast  aller  oben  als  nicht  publik 
angegebenen  übrigen  Gemeinwesen  sich  auch  in  immediater  Weise 
vollzieht,  bei  den  Advokaten-,  Notarenkammern  ebenso  wie  bei  den 
Handelskammern  und  Zwangsgenossenschaften,  den  Jagd-,  Deich-, 
Wassergenossenschaften,  den  Getreidekontributionsfonden  und  den  aus 
denselben  entstandenen  Bezirksvorschusskassen ,  den  Steuergeld- 
fonden  u.  s.  f.  Schlagend  können  wir  an  den  zuletzt  genannten 
Steuergeldfonden  das  Wesen  des  gern  ein  wirtschaftlichen  Immediat- 
aufwandes  erkennen.  Die  Teilnehmer  eines  solchen  Steuergeldfondes 
bilden  eine  Zwangsgemeinschaft,  welche  berechtigt  ist,  ihr  Stamm- 
vermögen, resp.  dessen  Erträgnisse  zu  gemeinnützigen  Zwecken  zu 
verwenden.  Fallen  die  Glieder  desselben  mit  den  Bewohnern  einer 
Ortschaft  völlig  zusammen,  so  sind  alle  Ortsbewohner  gleichzeitig 
Verwaltungsausschüsse  dieses  Fondes,  also  der  Zwangsgemeinschaft, 
jeder  derselben  trägt  in  unmittelbarer  Weise  seinen  Dienst- 
aufwand bei,  und  wir  haben  eine  Zwangsgemeinschaft  vor 
uns,  welche  ohne  das  Mittelglied  einer  sich  einschiebenden 
Sachgütererwerbswirtschaft  Gemeinzwecken  dient.  Sollte 
man  es  der  Finanz  Wissenschaft  verwehren  können,  sich  mit  solchen 
Gebilden  zu  befassen? 

Die  Dienste  im  engeren  Sinne  lassen  sich  wieder  weiter 
scheiden.  Sie  können  solche  sein,  bei  welchen  ausschliesslich  die  in 
denselben  enthaltene  Arbeit  als  solche,  als  allgemeiner  Produktions- 
faktor, zu  leisten  ist;  dies  sind  die  sogen,  niederen  Dienstleistungen, 
welche,  weil  nach  dem  Arbeitslohn  abschätzbar,  vertretbar  und  ab- 
lösbar  sind.     Dann   gehören  zu   diesen  Diensten   im    engeren  Sinne 
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solche,  bei  welchen  die  Individualität  der  Dienste  leistenden  Person 
das  Bestimmende  ist,  welche  also  unvertretbar  und  unablösbar  sind. 
Ein  Geldanschlag  bei  letzteren  ist  nur  insofern  möglich,  als  es  auf 
die  auch  bei  solchen  notwendige  allgemeine  Arbeit  ankommt,  womit 
jedoch  der  Wert  dieser  Dienste  nicht  erschöpft  ist.  Hierher  gehören 
z.  B,  die  auf  der  Individualität  beruhenden  Dienste,  welche  Jeder- 
mann bei  statistischen  Erhebungen,  Volkszählungen  u.  dgl.  für  das 
Gemeinwesen  zu  leisten  hat.  Für  solche  wäre  eine  Einreihung  in 
die  höheren  oder  niederen  Dienste  wohl  schwer  und  ein  Geldanschlag 
ebenso  wie  die  Vertretbarkeit  oder  Geldablösung  unmöglich.  Die 
überwiegende  Menge  bilden  jedoch  die  in  reiner  allgemeiner  Ar- 
beitsleistung bestehenden  sog.  engeren  Dienste.  Bezüglich  derselben 
wird  meistens  der  Standpunkt  eingenommen,  dass  sie  „noch"  gleich- 
sam als  Ueberreste  einer  überwundenen  naturalwirtschaftlichen  Zeit 
vorkommen,  und  dabei  nicht  genügend  betont,  dass  sie  für  manche 
Arten  von  Haushaltungen  nicht  nur  von  grösstem  Vorteile,  sondern 
nicht  selten  geradezu  notwendig  sind.  Für  staatliche  Zwecke  sind 
besonders  die  Naturaldienste  bei  der  Heeresverwaltung  und  dem 
Polizeiwesen  (Vorspann,  Botengänge,  Wegweisung  u.  dgl.)  zu  er- 
wähnen, ihr  eigentlicher  Boden  aber  ist  die  Gemeindeverwaltung.  So 
spricht  die  österreichische  Gemeindeordnung  von  Hand-  und  Spann- 
diensten, welche  verteilbar  oder  in  natura  verlangt  werden  können. 
Sie  dienen  hauptsächlich  dem  Kommunikationswesen  (in  Städten  und 
bei  allen  Arten  öffentlicher  Strassen)  und  treten  dann  bei  den  oben 
(S.  266)  erwähnten  ausserordentlichen  Vorfällen  im  gemeinwirtschaft- 
lichen Leben  ein.  Nach  den  meisten  österreichischen  Gemeinde- 
ordnungen sind  „in  Notfällen,  wo  ein  schleuniges  Zusammenwirken 
AUer  erforderlich  ist,  alle  tauglichen  Personen  in  der  Gemeinde  zur 
unentgeltlichen  Leistung  von  Diensten  verpflichtet".  So  muss  bei 
Feuersbrünsten  (§  22  der  Feuerpolizeiordnung  von  1876  für  Böhmen) 
jeder  Einwohner  und  Fremde,  jede  Gemeinde  der  anderen  im  all- 
gemeinen unentgeltlich  helfen,  und  jeder  muss  in  seiner  Gemeinde 
unentgeltlich  Feuerbotendienste  leisten,  bei  Hochwassergefahr  und 
Insekteninvasionen  sind  Notarbeiten  zu  prästieren  u.  s.  f.  Dieser  un- 
mittelbare Aufwand  wird  wohl  niemals  in  einen  mittelbaren  übergehen 
und  selbst  die  Vertretbarkeit  und  Ablösbarkeit  (und,  wie  oben  be- 
merkt, der  Geldanschlag)  werden,  so  allgemein  sie  sonst  für  die 
niederen  Dienste  gelten,  wegen  des  Affektionswertes  derselben  in 
diesem  Falle  unmöglich.     Endlich  ist  hier  noch  auf  die  unbeachtete 
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Gruppe  von  Naturaldiensten  für  öffentliche  Zwecke  hinzuweisen,  welche 
Arme,  Sträflinge  u.  s.  f.  leisten  müssen,  und  deren  Sachgüterertrag 
auch  manchmal  als  Einnahmeposten  in  den  Budgets  erscheint,  um 
die  Reihe  der  zum  unmittelbaren  Aufwand  gehörigen  Naturalgüter 
und  Dienstaufwendungen  zu  beschliessen.  Wenn  dieselbe  auf  Voll- 
ständigkeit nicht  Anspruch  machen  kann,  so  ist  eben  zu  bedenken, 
dass  eine  Uebersicht  über  deren  Detail  sehr  schwierig  ist. 

So  berechtigt  es  ist,  eine  Tendenz  zum  Uebergange  des  un- 
mittelbaren Aufwandes  in  den  mittelbaren  im  allgemeinen  anzunehmen, 
so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Arbeitsteilung  in 
mittelbare  und  unmittelbare  Durchführung  des  öffentlichen  Bedarfes 
—  denn  eine  solche  liegt  ja  vor  —  so  wie  jede  Arbeitsteilung  auch 
unleugbare  Vorteile  neben  ihren  Nachteilen  hat.  Es  ist  mit  dem 
unmittelbaren  Aufwandssystem  immer  eine  lebendige  Vorstellung  des 
gemeinwirtschaftlichen  Wesens  verbunden;  Interesse  und  Verständnis 
für  öffentliches  Leben  sowie  der  Gemeingeist  werden  entschieden 
dadurch  gefördert.  Die  möglichste  Durchführung  des  in  reine  Geld- 
leistungen (oder  Natural- „Steuern")  eingeschränkten  mittelbaren  Auf- 
wandes wird  immer  auch  die  Gefahren  absoluten  Regimes,  sei  es  im 
Staats-  oder  Gemeindeleben,  mit  sich  führen  und  bei  Schwinden  des 
Vertrauens  auf  die  rationelle  mittelbare  Wirtschaft  mit  allgemeiner 
Unlust  zur  Steuerzahlung  zu  kämpfen  haben.  Ein  Volk,  welches 
unmittelbar  Anteil  an  der  Gemeinwirtschaft  hat,  wird  williger  deren 
Bürden  auf  sich  nehmen,  da  ihm  deren  Wesen  durch  eigene  Thätig- 
keit  klar  wird,  und  es  wird  in  seiner  gemeinwirtschaftlichen  Schulung 
einem  Selbst-  und  Sonderinteressen  den  Volksbedürfnissen  entgegen- 
stellenden Staatsregime  schwer  zugänglich  sein.  — 

Bei  dem  eben  besprochenen  immediaten  Teile  des  öffentlichen 
Haushaltes  kommt  es  also  darauf  an,  dass  der  letztere  die  öffent- 
lichen Genussgüter  ohne  Vermittelung  einer  Tauschwirtschaft  in 
derjenigen  Gestalt  erhält,  in  welcher  sie  benötigt  werden;  Staat, 
Gemeinde,  Kirche  u.  s.  f.  erhalten  die  Güter,  welche  sie  ihren  Glie- 
dern als  öffentlichen  Bedarf  darbieten,  von  diesen  in  der  endgültigen 
Form,  die  Einnahme-  und  Ausgabeakte  fliessen  ohne  Scheidung  in 
einander.  Verschieden  hiervon  ist  eine  andere  Gruppe  von  gleich- 
falls zu  dem  „versteckten  Haushalte"  gezählten  Aufwendungen,  welche 
von  Hermann  ^)  am  Wiener  statistischen  Kongresse  dahin  präzisiert 

^)  Rechenschaftsbericht  etc.  S.  526.  Von  v.  Hock  im  Referate  (S.  361) 
dahin    formuliert,     dass    , einzelne  Personen   im    eigenen   Namen    wegen   Aus- 
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wurden,  dass  sie  „zu  Staatszwecken  von  einzelnen  Personen,  die  eine 
Staatsautorität  repräsentieren,  in  Empfang  und  Ausgabe  genommen" 
werden.  Sonst  kommt  Hermann  we(Jer  in  seinen  „ Staatsw.  Unters. " 
noch  sonst  irgendwo  auf  dieselben  zurück.  Bei  anderen  Finanz- 
lehrern werden  sie  nicht  direkt  mit  dem  versteckten  Aufwände  in 
Zusammenhang  gebracht,  obgleich  sie  hie  und  da  erwähnt  werden. 
So  deutet  Rau  ^)  an,  „eine  Verwendung  von  Gütern  für  die  Staats- 
zwecke kann  zufolge  gesetzlicher  Vorschrift  durch  die  einzelnen 
Bürger"  erfolgen,  obgleich  hier  auch  der  unmittelbare  Aufwand 
gemeint  sein  kann;  natürlich  bilden  diese  Verwendungen  nach  Rau 
keinen  „Bestandteil  der  Regierungswirtschaft".  Die  hierher  ge- 
hörigen Erscheinungen  stellen  sich  als  solche  dar,  bei  welchen  das 
Gemeinwesen  weder  als  Erwerbs-  und  Tauschwirtschaft,  also  in 
mittelbarer  Weise,  noch  auch  in  unmittelbarer  Weise,  also  über- 
haupt gar  nicht  in  Rede  steht,  sondern  nur  seine  Zwangsnatur 
an  Personen  überlässt,  welche  behufs  Befriedigung  von  Gemein- 
bedürfnissen für  die  Gemeinschaft  in  Betracht  kommen.  Infolge 
dieses  letzterwähnten  Momentes  fallen  diese  Erscheinungen  in  den 
Rahmen  der  Zwangsgemeinwirtschaft  und  ihrer  Lehre;  es  ist  ein 
zwar  aussergemeinwirtschaftlicher,  aber  mit  Zwangsnatur  bekleideter 
öffentlicher  Aufwand,  d.  h.  nicht  nur  für  Gemeinzwecke,  sondern 
auch  für  die  Glieder  der  Gemeinschaft  überhaupt  bestimmter  Haus- 
halt. Dies  zu  betonen  ist  notwendig,  denn  es  gibt  ja  auch  Befrie- 
digungen von  Gemeinbedürfnissen  mit  Zwangsnatur  seitens  Privat- 
personen, welche  nur  für  die  eigene  Wirtschaft  bestimmt  sind;  von 
diesen  ist  bereits  oben  S.  157  gesprochen  worden. 

Wir  nennen  nun  jene  Erscheinungen,  welche  Hermann  an- 
deutet und  V.  Hock  auf  „Regierungsamtshandlungen  Privater"  be- 
schränkt, den  individuellen  öffentlichen  Aufwand.  Das  Moment 
der  „Verborgenheit"  desselben  ergibt  sich  aus  dem  bereits  früher 
Erwähnten.  Im  allgemeinen  wird  der  Mangel  der  Publicität  vorliegen, 
da  das  private  Moment  hier  so  mächtig  wirkt,  dass  eine  Veröffent- 
lichung der  bezüglichen  Haushalte  wohl  schwerlich  jemals  zu  erwarten 
ist.  Der  individuelle  öffentliche  Aufwand  kann  in  einer  Sachgüter- 
wirtschaffc  bestehen,  er  kann  sich  aber  auch  in  jenen  Formen  bewegen, 
welche  wir  oben   als  den  immediaten  Aufwand  eines  Gemeinwesens 

Übung  von  Regierungsamtshandlungen  Ausgaben  bestreiten  und  Einnahmen 
beziehen." 

1)  F.-W.,  I,  S.  26. 
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bezeichnet  haben,  in  Naturalleistungen  und  Diensten;  dann  tritt  zu 
dem  Mangel  der  Publicität  auch  noch  alles  das  hinzu,  was  oben 
bezüglich  der  Budgetierung ,  des  Geldanschlages  u.  s.  f.  dieser  Ele- 
mente des  Haushaltes  gesagt  worden  ist.  Der  individuelle  öffentliche 
Aufwand  kann  sich,  wie  jede  öffentliche  Thätigkeit  in  entgeltlicher 
oder  in  unentgeltlicher  Weise  vollziehen;  im  ersten  Falle  haben  wir 
nur  von  einem  individuellen  Aufwände  jener  Personen  zu  sprechen, 
welche  öffentlichen  Bedarf  darbieten ,  im  letzteren  auch  noch  dazu 
vom  Aufwände  aller  jener  des  Gemeinwesens,  welche  zu  jenem 
öffentlichen  Bedarf  in  entgeltlicher  Weise  in  Beziehung  treten.  Zu- 
nächst Beispiele  für  die  nach  Art  des  mittelbaren  Haushaltes  sich 
vollziehende  Durchführung  solchen  individuellen  Aufwandes.  Es 
besteht  die  Möglichkeit,  dass  Privatpersonen  Kommunikationsmittel 
erhalten,  die  sonst  in  den  Wirkungskreis  der  Gemeinwesen  fallen, 
und  dass  diese  Thätigkeit  die  vollen  Merkmale  der  analogen  zwangs- 
gemeinschaftlichen Wirtschaft  annimmt,  ihr  die  öffentliche  Gewalt 
zur  Durchführung  zu  Gebote  steht,  das  Zuwiderhandeln  von  dem- 
selben Gesichtspunkte  aus  geahndet,  die  Anlage  nach  denselben 
Prinzipien  vorgenommen  wird  und  für  die  Benutzung  dieselben  Ge- 
bühren eingehoben  werden  können  wie  beim  Staate  u.  s.  f.  Hierher 
gehören  z.  B.  Brücken  und  Strassen,  welche  von  einzelnen  Privat- 
personen (besonders  Domänen-,  Mühlenbesitzern)  „ Privatkonkurrenzen ", 
Vereinen,  Aktiengesellschaften  (besonders  auch  Bahngesellschaften) 
angelegt  oder  erhalten  werden ,  und  denen  das  Mautrecht  nach 
denselben  Grundsätzen  zusteht  wie  den  Zwangsgemeinschaften.  Dann 
gehört  hierher  eine  ganz  spezifische,  allgemein  von  der  Finanz- 
wirtschaft reklamierte  Einnahmeart:  Personen  werden  im  Dienste 
eines  Gemeinwesens,  (also  nicht  bei  unmittelbarer  Durchführung 
öffentlichen  Bedarfes)  von  diesem  zur  Darbietung  von  Gemeingütern 
verwendet,  das  Entgelt  für  dieselben  ihnen  jedoch  (ganz  oder  teil- 
weise) nicht  von  dem  Gemeinwesen,  sondern  von  Privatpersonen 
ohne  Vermittelung  des  Gemeinwesens  zugeführt.  So  erwähnt,  z.  B. 
Wagner^),  dass  mancherlei  Bezüge,  welche  die  Beamten  für  ihre 
amtlichen  Dienste  vom  Publikum  erhalten,  z.  B.  die  Vorlesungs- 
honorare der  Universitätslehrer  „nicht  durch  die  Etats  gehen,  weil 
sie  als  Privatbezüge  gelten,  obwohl  sie  als  Vergütungen  für  amt- 
liche Thätigkeit   zu   den   öffentlichen  Einnahmen   zu  zählen  wären." 


^)  Bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  486. 
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Diesen  Charakter  haben  eben  alle  „  Sportein "  im  technischen  Sinne, 
deren  Zahl  heute  noch  nicht  gering  ist.  Wenn  sie  auch  in  der 
staatlichen  Wirtschaft  (z.  B.  Zustellungssporteln  im  Nachrichtenver- 
kehr u.  dgl.)  wohl  in  die  Gebühr  übergegangen  sind,  so  sind  doch 
manche  Gemeinwesen,  wie  z.  B.  die  religiösen,  zum  grössten  Teil 
geradezu  auf  diesen  individuellen  Aufwand  fundiert  ^).  In  diesem 
zweiten  Falle  gehört  nur  der  Aufwand  des  Entgeltes,  im  ersten 
(Herstellung  der  Kommunikationen)  dieser  und  der  Aufwand  der 
das  öffentliche  Genussgut  herstellenden  Privatperson  zum  individuellen 
öffentlichen  Aufwände. 

Ein  Beispiel  für  individuellen  Aufwand  nach  Art  des  unmittel- 
baren Haushaltes.  In  Ansiedelungen  mit  weniger  als  50  Häusern 
muss  der  Wächterdienst  bei  Nacht,  falls  nicht  eigene  Organe  für 
denselben  bestellt  sind,  reihenweise  und  unentgeltlich  von  den  ein- 
zelnen Hofstellenbesitzern  versehen  werden  ^),  ohne  dass  die  Bewohner 
dieser  Ansiedelung  überhaupt  in  einem  zwangsgemein  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  stehen  müssten.  Diese  Institution  kann  für  gewisse 
Ansiedelungsformen  geradezu  notwendig  sein,  falls  der  Zweck  über- 
haupt erreicht  werden  soll.  Hier  liegt  eine  Dienstleistung  vor;  in 
anderen  Fällen  kann  es  sich  um  Sachgüternaturalaufwand  handeln. 
So  muss  sich  der  Stellungspflichtige  bis  zur  vorgefallenen  Entscheidung 
über  seine  Tauglichkeit  selbst  erhalten,  was  häufig  wegen  der  Ent- 
fernung der  Assentplätze  vom  Wohnorte  des  Stellungspflichtigen,  wegen 
öfterer  Wiederholung  des  Assentierungsaktes,  bei  Kontrolierungen  etc. 
einen  gar  nicht  unbedeutenden  Kostenaufwand  verursachte). 

So  löst  sich  der  „versteckte  Staatsbedarf " ,  äusserlich  zusammen- 
gehalten durch  das  übrigens  nicht  notwendig  und  nicht  gleichmässig 
eigentümliche  Merkmal  des  Nichterscheinens  eines  Aufwandes  für 
öffentliche  Zwecke  im  bezüglichen  Budget,  in  den  nicht  publiken, 
Immediat-   und  Individualaufwand   seinem  Wesen   nach  auf.     Damit 


')  Bei  dem  kirchlichen  Einnahmewesen  sind  heute  auch  die  zeitlich  sich 
ablösenden  Einnahmsformen  der  freiwilligen  Gaben  („freie  Liebesgaben"),  Spor- 
tein für  die  kirchlichen  Funktionäre,  und  Gebühren  für  die  Kirchenkasse,  neben 
einander  zu  bemerken.  Vgl.  „Das  Einkommen  der  protestantischen  Pfarrstellen 
in  0 esterreich ",  S.  419. 

^)  Gesetz  vom  25.  Mai  1876,  womit  eine  Feuerpolizeiordnung  für  das 
Königreich  Böhmen  erlassen  wird.     Böhm.  L.  G.  Bl.  Nr.  45,  §  11. 

^)  Aehnlich  verweist  Geffcken  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  53,  auf  die 
Unterhaltung  der  Freiwilligen  als  Leistungen  von  Privaten. 
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ist  aber  auch  alles  gegeben,  was  von  solchen  ausserhalb  der  Rech- 
nungen stehenden  Verwendungen  in  das  Gebiet  der  Finanzwissen- 
schaft gehört;  natürlich  wird  hiermit  durchaus  nicht  geleugnet,  dass 
die  Zwangsgemeinwirtschaft  bedeutenden  Einfluss  auch  über  ihren 
Kompetenzkreis  hinaus  auf  die  Volkswirtschaft  und  das  gesamte 
staatliche  und   öffentliche  Leben   überhaupt   ausübt  ^). 

Die  Untersuchung  des  individuellen  öffentlichen  Aufwandes  hat 
uns  der  Grenze  der  Finanzwirtschaft  sehr  nahe  gebracht.  Wird  er 
doch  nicht  mehr  von  einem  Gemeinwesen,  sondern  von  Einzelnen 
vollzogen,  und  nur  zwei  Momente  sind  es,  welche  uns  nötigten,  seine 
Betrachtung  der  Finanzwissenschaft  zuzuweisen:  erstlich  die  Durch- 
führung mittelst  Zwangsgewalt  und  zweitens  die  Durchführung  im 
allgemeinen  Interesse.  W^ir  können  uns  der  Grenze  der  Finanzwirt- 
schaft um  einen  weiteren  Schritt  nähern,  wenn  wir  an  Stelle  des 
letzten  Momentes,  die  Durchführung  im  allgemeinen  Interesse,  die 
Durchführung  öffentlichen  Bedarfes  im  Eigeninteresse  des  Durch- 
führenden setzen.  Diese  Eigenproduktion  öffentlichen  Bedarfes 
mittelst  Zwangsnatur  im  Eigeninteresse  ist  bereits  oben  erörtert  wor- 
den. Um  aus  der  Sphäre  der  Zwangsgemeinwirtschaft  heraus  zu 
gelangen,  bedarf  es  nur  mehr  noch  eines  Schrittes;  setzen  wir  an 
Stelle  des  vom  Einzelnen  durchgeführten  öffentlichen  Bedarfes  die 
Befriedigung  seiner  individuellen  Bedürfnisse,  so  betreten  wir  den 
Boden  der  Privat-  oder  Volkswirtschaft,  je  nachdem  wir  uns  der 
Wirtschaft  dieses  einzelnen  isoliert  oder  im  Zusammenhange  mit  allen 
andern  Einzelwirtschaften  zuwenden. 


^)  Solche  Einwirkungen  werden  mehrfach  hervorgehoben.  Schon  am  ge- 
nannten internationalen  statistischen  Kongresse  (Rechenschaftsbericht  S.  362) 
über  ,  offen  am  Tage  liegende  aber  unsichtbare  und  .  .  .  unschätzbare  (Em- 
pfange und  Ausgaben),  welche  zwischen  dem  Staate  und  dessen  Bürgern  hin 
und  wieder  gehen  .  .  ."  Geffcken  bei  Schönberg,  Bd.  III,  S.  53,  über  die 
, mittelbaren"  Lasten  des  Krieges,  welche  die  „eigentlichen"  Kriegslasten  weit 
übersteigen  können."  ßergius,  F,-W.,  S.  249  und  Wagner,  F.-W.,  I,  S.  .394, 
über  die  , uneigentlichen  Steuererhebungskosten",  welche  als  ein  „schwerer 
Posten  des  eigentlichen  volkswirtschaftlichen  Etats  der  Steuererhebungskosten, 
neben  dem  im  Finanzetat  erscheinenden  Kostenbetrage  ins  Gewicht"  fallen. 
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Der  österreichisch-ungarische  Ausgleich  i). 

Von 

Dr.  Max  Menger 

in  Wien. 

I. 

Unter  all  den  Verhandlungen  gesetzgebender  Körper,  deren  die 
parlamentarischen,  die  konstitutionellen  und  scheinkonstitutionellen, 
die  republikanischen  und  scheinrepublikanischen  Staaten  aller  fünf 
Weltteile  in  der  Gegenwart  eine  so  unermessliche  Fülle  bieten, 
dürften  wohl  nur  wenige  in  staatsrechtlicher  Beziehung  so  viel  Eigen- 
thümliches  und  Besonderes  bieten,  wenige  auch  von  so  grosser  finan- 
zieller Bedeutung  sein,  wie  der  nach  dem  Ablauf  von  je  10,  richtiger 
je  8 — 9  Jahren  wiederkehrende  sogenannte  österreichisch-ungarische 
Ausgleich.  Zwei  selbständige  bedeutende  Staaten,  der  eine  von  mehr 
als  22,  der  andere  von  mehr  als  16  Millionen  Einwohnern,  der  eine 
im  glücklichen  Besitze  eines  Ausgabebudgets  von  mehr  als  einer 
halben,  der  andere  von  mehr  als  einer  drittel  Milliarde  Gulden  sind, 
wie  dies  in  der  österreichisch-ungarischen  allerdings  da  und  dort  an- 
gefochtenen Terminologie  heisst,  zu  einer,  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  verbunden.  Der  eine  dieser  Staaten,  Ungarn, 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  haben,  wenn  man  von  Croatien 
und  den  in  Croatien  einverleibten  Ländern  absieht,  trotz  weitgehender 
örtlicher  Selbstverwaltung  eine  streng  geeinte  Gesetzgebung,  eine 
starke  Zentralgewalt,  die  sehr  weitgetriebene  Herrschaft  des  magya- 
rischen Idioms  als  Staatssprache  und  zum  mindesten  nach  gesetz- 
licher Theorie,  wenngleich  die  Dinge  in  der  Wirklichkeit  sich  da 
und  dort  etwas  anders  gestalten  mögen,  eine  nach  modernem  Zu- 
schnitt aufgebaute  Verfassung.    Der  andere  wenngleich  nicht  grössere 
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jedoch  volksreichere  und  steuerkräftigere  Staat  hat,  trotzdem  die  ört- 
liche Selbstverwaltung  weder  so  alt  noch  auf  so  viele  Zweige  des 
öffentlichen  Lebens  ausgedehnt  ist  wie  in  Ungarn,  nur  in  Bezug  auf 
gewisse  Angelegenheiten,  die,  wie.  es  im  Gesetze  heisst,  allen  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreichen  und  Ländern  gemeinschaftlich  sind, 
eine  gemeinsame  geeinte  Gesetzgebung.  Die  übrigen  Gegenstände 
der  Gesetzgebung  fallen  in  die  Kompetenz  der  17  Landtage. 

§  11  des  Gesetzes  vom  21.  Dezember  1867  Z.  141  R.-G.-Bl., 
welches  mit  anderen  die  Grundlage  der  gegenwärtigen  dualistischen 
Verfassung  bildet,  spricht  es  aus,  dass  die  Kompetenz  der  Landtage 
die  Regel,  die  der  Zentralvertretung  des  Reichsrats  die  Ausnahme 
sei.  Die  österreichischen  Landtage  wie  das  Abgeordnetenhaus  des 
Reichsrates  beraten  wohl  nicht  nach  Kurien,  wie  die  alten  ständischen 
Vertretungen,  doch  ihre  Zusammensetzung  beruht  unverkennbar  auf 
dem  ständischen  Prinzip.  Landtäfliche  Grossgrundbesitzer  (Ritterguts- 
besitzer), Städte  und  Handelskammern,  endlich  Landgemeinden  (bäuer- 
liche Grundbesitzer)  senden  je  eine  Anzahl  von  Abgeordneten  in  das 
Abgeordnetenhaus  des  Reichsrates  und  in  die  17  Landtage.  Bischöfe, 
Prälaten,  Rektoren  der  Universitäten  haben  in  den  Landtagen  Viril- 
stimmen. Die  Erzbischöfe  und  die  mit  fürstlichem  Range  bekleideten 
Bischöfe  haben  als  solche  Sitz  und  Stimme  im  Herrenhause  des 
Reichsrates 

Eine  Besonderheit  des  österreichischen  Staatsrechtes  ist  ferner, 
dass  nicht  nur  nicht  alle  Teile  der  für  die  Entscheidung  wichtigster 
staatsrechtlicher  Fragen  massgebenden  Hausgesetze  der  Dynastie  ver- 
öffentlicht sind,  somit  über  wichtige  Teile  des  österreichischen  Staats- 
rechts Zweifel  herrschen,  sondern  dass  auch  der  Name  des  weitaus 
volksreicheren  und  steuerkräftigeren  der  beiden  Staaten,  welche  zu- 
sammen die  österreichisch-ungarische  Monarchie  bilden,  durchaus 
noch  nicht  feststeht.  In  den  Staatsgrundgesetzen  und  im  Reichs- 
gesetzblatte wird  in  der. Regel  der  Ausdruck  „die  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder"  auch  „die  übrigen  Länder  der 
Monarchie"  (das  letztere  im  Gegensatz  zu  den  Ländern  der  ungari- 
schen Krone)  gebraucht.  In  der  staatswissenschaftlichen  Litteratur 
wird  von  Schaf fle  und  anderen  der  Ausdruck  „Reichsratsländer". 
von  noch  anderen  der  geographisch  ganz  und  gar  nicht  zu  recht- 
fertigende Name  ,,Cisleithanien"  angewandt,  für  welche  Bezeichnungen 
zum  mindesten  die  grössere  Kürze  spricht.  Wenngleich  im  öster- 
reichischen Reichsgesetzblatt  wie  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Staats- 
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Schriften  der  langgedehnte,  Ungarn  von  Rumänien  an  bis  zu  den 
istrischen  Mittelmeerküsten  umspannende  Länderkomplex,  dem  auch 
das  mit  dem  übrigen  Staatsgebiete  gar  nicht  zusammenhängende  Dal- 
matien  angehört,  in  der  Regel  nach  seinem  Vertretungskörper,  dem 
Reichsrat  benannt  wird,  glaube  ich  doch  in  einer  Schrift  über  den 
österreichisch-ungarischen  Ausgleich  die  Bezeichnung  Oesterreich  ge- 
brauchen zu  sollen,  wenngleich  gar  mancher  Schriftsteller  derselben, 
doch  wohl  nur  aus  einer  gewissen  Abneigung  gegen  den  Dualismus,  aus 
dem  Wege  geht.  Die  letzte  Botschaft,  welche  von  der  österreichischen 
Ausgleichsdeputation  in  der  gegenwärtig  im  Zuge  befindlichen  Aus- 
gleichsverhandlung erlassen  wurde,  hielt  an  der  Bezeichnung  „Oester- 
reich" für  die  sogenannten  Reichsratsländer  fest,  obwohl  im  Schosse 
der  Deputation  einzelne  Mitglieder  dagegen  Bedenken  erhoben. 

Verschiedene  Schriftsteller  haben  sich  schon  bemüht  das  staats- 
rechtliche Verhältnis,  in  dem  Oesterreich  und  Ungarn  zu  einander 
stehen,  einer  der  im  Staatsrecht  feststehenden  Arten  von  Staaten- 
vereinigungen zu  subsumiren. 

Das  Verhältnis,  wie  es  vor  dem  Jahre  1848  zwischen  den  kaiser- 
lichen Erblanden  und  Ungarn  bestand,  hat  bei  Jordan,  Klüber 
und  Schmidt,  das  Verhältnis  im  Sinne  der  Februarverfassung  bei 
Bluntschli  und  Zachariae  eine  verschiedene  Auffassung  gefunden. 
Der  Kampf  zwischen  den  Anhängern  der  Februarverfassung  und  jener 
der  ungarischen  48er  Gesetze  rief  Deak  und  Lustkandl  zu  ein- 
gehender Besprechung  des  Verhältnisses  zwischen  Ungarn  und  Oester- 
reich ins  Feld.  Auch  seit  dem  Bestehen  des  Dualismus,  seit  den 
Verfassungsänderungen  von  1867  sind  die  Erörterungen  über  das 
staatsrechtliche  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  durch- 
aus nicht  zu  gleichen  Resultaten  gelangt.  Biedermann,  Brachelli, 
Holtzendorff,  Robert  Mohl;  und  Schulze  kommen  durchaus 
nicht  zu  denselben  Resultaten,  Juraschek  und  dessen  scharfsinniger 
Kritiker  Dantscher  vertreten  ganz  verschiedene  Auffassungen  über 
die  Subsumtion  des  staatsrechtlichen  Verhältnisses  zwischen  Oester- 
reich und  Ungarn  unter  eine  der  von  der  Wissenschaft  angenommenen 
Arten  der  Staatenvereinigungen. 

Glücklicherweise  geht  derzeit  der  Streit  nicht  mehr  um  den 
Inhalt  der  staatsrechtlichen  Bestimmungen,  er  beschränkt  sich  auf 
die  Erörterung  der  Natur  des  staatsrechtlichen  Verhältnisses.  Der 
Kampf  wird  nicht  mehr  in  Parlamenten  und  Volksversammlungen, 
sondern  in  den  Gelehrtenstuben  geführt.     Es  würde  zu  weit  führen, 
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die  verschiedenen  Auffassungen,  die  Gründe,  die  für  die  Personal- 
union, die  Realunion,  qualifizirte  Realunion,  den  Staatenstaat,  den 
Bundesstaat  u.  s.  w.  angeführt  wurden,  hier  zu  wiederholen,  oder 
gar  einer  kritischen  Erörterung  zu  unterziehen.  Für  den  Zweck 
dieses  Aufsatzes  genügt  es  die  wichtigsten  verfassungsrechtlichen  Be- 
stimmungen, soweit  sie  das  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
normieren,  anzuführen.  Hieran  soll  sich  eine  Erörterung  der  finan- 
ziellen und  volkswirtschaftlichen  Fragen  knüpfen,  welche  bei  dem 
gegenwärtigen  Ausgleiche  von  Wichtigkeit  sind. 


IL 

Für  die  Gesamtheit  der  unter  dem  Szepter  des  Hauses  Habs- 
burg-Lothringen  vereinigten  Königreiche  und  Länder  sollen  nach 
Anordnung  des  kaiserlichen  Handschreibens  vom  14.  November  1868 
die  Ausdrücke  „österreichisch-ungarische  Monarchie"  und  „österrei- 
chisch-ungarisches Reich"  alternativ  gebraucht  werden.  Aus  freilich 
ganz  verschiedenen  Gründen  haben  diese  Bezeichnungen  in  Oesterreich 
seitens  der  alten  österreichischen  Zentralisten,  in  Ungarn  seitens  der 
Anhänger  der  blossen  Personalunion  wiederholt  Angriffe  erfahren. 
Der  Ausdruck  „österreichisch-ungarisches  Reich"  wird  wohl  nur  in 
den  seltensten  Fällen  gebraucht.  Zwei  Staaten,  Oesterreich  und  Ungarn, 
oder  nach  parlamentarischem  und  journalistischem  Redegebrauch  die 
österreichische  und  die  ungarische  „Reichshälfte"  bilden  zusammen 
die  Monarchie.  Vor  allem  sind  beide  Staaten  durch  das  Band  der 
gemeinsamen  Dynastie  verbunden.  Im  Sinne  der  pragmatischen 
Sanktion,  welche  sowohl  in  den  wichtigsten  österreichischen  Verfassungs- 
gesetzen, dem  Oktoberdiplom  und  dem  Februarpatent,  wie  auch  in 
dem  L,  IL  und  III.  ungarischen  Gesetzartikel  des  Jahres  1867,  sowie 
in  dem  Inauguraldiplom  bei  der  Thronbesteigung  des  regierenden 
Kaisers  und  Königs  ausdrücklich  erwähnt  und  anerkannt  wird,  herrscht 
in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  dieselbe  Dynastie  mit  gleicher  Succes- 
sionsordnung  (§  1  des  ungar.  Ges.-Art.  XII  vom  Jahre  1867). 

Die  am  19.  April  1713  vor  einer  grossen  Versammlung  ge- 
heimer Räte,  Gouverneure,  Provinzialpräsidenten  und  sämtlicher 
Minister  publizierte  pragmatische  Sanktion,  welche  am  6.  Dezember 
1724  als  ein  beständiges  unwiderrufliches  Edikt  verkündet  wurde, 
erklärte  an  mehreren  Stellen,  dass  die  „unteilbare  Vereinigung  aller 
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unserer  Staaten,  sowohl  ausserhalb  als  innerhalb  Deutschlands  ein 
beständiges,  unwiderrufliches  Gesetz  sein  soll",  dass  „solche  Lande 
niemals  sollen  verteilt  werden".  Allerdings  erklären  die  ungarischen 
Gesetzartikel  I  und  II  vom  Jahre  1723,  dass  wenn  die  Descendenten 
der  Kaiser  und  ungarischen  Könige  Karl  VI.,  Josef  I.  und  Leopold  I. 
aussterben  sollten,  das  Vorrecht  der  Königswahl  und  Krönung  an 
Ungarn  und  seine  Nebenländer  zurückfalle.  Dieses  Recht  wird  im 
ungarischen  IL  Gesetzartikel  des  Jahres  1867  §  4  ausdrücklich  aner- 
kannt und  erscheint  in  das  Inauguraldiplora  aufgenommen.  Dagegen 
erklärt  die  pragmatische  Sanktion,  ,,dass  das  Successionsrecht  nach 
und  nach  auf  alle  anderen  Linien  unseres  durchlauchtigsten  Hauses, 
jede  nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt  und  nach  der  sich  daraus  er- 
gebenden Ordnung  gänzlich  vorbehalten  sei." 

Nach  österreichisch-ungarischem  Staatsrecht  soll  somit  die  ge- 
samte Monarchie  Oesterreich  und  Ungarn  ein  unteilbares  Ganzes  bilden. 
Falls  aber  die  Descendenz  Kaiser  Leopold  I.  und  seiner  beiden  Söhne 
ausstürbe,  hätte  Ungarn  das  Recht  der  freien  Königswahl,  während 
in  Oesterreich  das  Successionsrecht  der  übrigen  Linien  der  Dynastie 
einträte,  eine  der  zahlreichen  Streitfragen  des  österreichischen  Staats- 
rechtes, welche  übrigens  schon  zu  mancherlei  Erörterungen  Anlass 
geboten  hat. 

Doch  abgesehen  von  der  gemeinsamen  Dynastie,  der  gemein- 
samen Successionsordnung ,  der  staatsrechtlich  feststehenden  Un- 
teilbarkeit des  gesamten  Staatengebietes  werden  nach  österreichischem 
wie  nach  ungarischem  Staatsrechte  gewisse  wichtige  Zweige  des 
Staatslebens  von  Ministern  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  verwaltet.  Dieselben  werden  durch  Gesetze  normiert, 
welche  ohne  Beschluss  des  österreichischen  oder  ungarischen  Parla- 
mentes Geltung  haben,  vielmehr  von  allerdings  nur  parlamentsähnlichen 
Versammlungen,  den  Delegationen,  votiert,  sohin  der  Sanktion  des 
Herrschers  unterzogen  werden.  Sowohl  das  für  Oesterreich  gültige 
Gesetz  vom  21.  Dezember  1867  wie  der  ungarische  XII.  Gesetz- 
artikel des  Jahres  1867  gebrauchen  für  diese  Angelegenheiten  den 
Ausdruck  ,,gemeinsame  Angelegenheiten".  Dieselben  be- 
schränken sich  auf: 

a)  Die  auswärtigen  Angelegenheiten  mit  Einschluss  der  diplo- 
matischen und  commerziellen  Vertretung  dem  Auslande  gegen- 
über, sowie  die  in  Betreff  der  internationalen  Verträge  etwa 
notwendigen  Verfügungen,   wobei  jedoch   die  Genehmigung 
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der  internationalen  Verträge,  insoweit  eine  solche  verfassungs- 
mässig notwendig  ist,  den  Vertretungskörpern  der  beiden 
Reiclishälften  (dem  Reichsrate  und  dem  ungarischen  Reichs- 
tage) vorbehalten  bleibt; 

b)  das  Kriegswesen  mit  Inbegriff  der  Kriegsmarine,  jedoch  mit 
Ausschluss  der  Rekrutenbewilligung  und  der  Gesetzgebung 
über  die  Art  und  Weise  der  Erfüllung  der  Wehrpflicht,  der 
Verfügungen  hinsichtlich  der  Dislocirung  und  Verpflegung 
des  Heeres,  ferner  der  Regelung  der  bürgerlichen  Verhält- 
nisse und  der  sich  nicht  auf  den  Militärdienst  beziehenden 
Rechte  und  Verpflichtungen  der  Mitglieder  des  Heeres; 

c)  das  Finanzwesen  rücksichtlich  der  gemeinschaftlich  zu  be- 
streitenden Auslagen,  insbesondere  die  Festsetzung  des  dies- 
fälligen  Budgets  und  die  Prüfung  der  darauf  bezüglichen 
Rechnungen. 

Die  Verwaltung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  steht  dem 
sogenannten  gemeinsamen  österreichisch-ungarischen  Ministerium  zu, 
welches  aus  dem  Minister  der  äusseren  Angelegenheiten,  dem  Reichs- 
kriegsminister, so  genannt  weil  ausserdem  noch  ein  österreichischer 
Landesverteidigungsminister  und  ein  ungarischer  Honvedminister  be- 
steht, endlich  dem  Reichsfinanzminister  zu,  neben  welchem  gleichfalls 
ein  österreichischer  und  ein  ungarischer  Finanzminister  ihres  Amtes 
walten.  Auch  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  besteht,  wel- 
cher die  Rechnungen  der  gemeinsamen  Ministerien  zu  prüfen  hat. 
Daneben  besteht  ein  österreichischer  und  ein  ungarischer  Rechnungs- 
hof. Die  Votierung  des  Budgets  für  die  erwähnten  gemeinsamen 
Angelegenheiten  steht  den  Delegationen  zu.  Alljährlich  wählt  das 
österreichische  wie  das  ungarische  Abgeordnetenhaus  je  40,  das  öster- 
reichische Herrenhaus  wie  das  ungarische  Oberhaus  je  20  Delegierte. 
Die  Delegation  jeder  der  beiden  Reichshälften  besteht  somit  aus 
60  Mitgliedern.  Jede  Delegation  erhält  die  Vorlagen,  berät,  be- 
schliesst  über  dieselben  abgesondert.  Nur  in  dem  Falle,  wenn  keine 
Uebereinstimmung  zwischen  den  Beschlüssen  beider  Delegationen  trotz 
wiederholter  Versuche  herzustellen  wäre,  ist  eine  gemeinsame  Sitzung 
beider  Delegationen  zulässig,  in  welcher  jedoch  über  die  Gegenstände, 
welche  durch  die  nicht  übereinstimmenden  Beschlüsse  erledigt  worden 
waren,  wohl  abgestimmt,  jedoch  nicht  debattiert  werden 
darf.  Die  übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Delegationen,  eventuell 
der  Beschluss  der  Mehrheit  der  aus  den  Mitgliedern  beider  Deloga- 
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tionen  bestehenden  Versammlung  werden  der  Sanktion  des  Herrschers 
unterzogen  ^). 

So  wichtig  die  Angelegenheiten  sind,  welche  in  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  zu  den  gemeinsamen  oder,  wie  man  sagen 
könnte,  zu  den  Reichsangelegenheiten  zu  zählen  sind,  drängt  sich 
doch  eine  Bemerkung  auf,  welche  geeignet  ist,  selbst  wenn  man 
von  den  vielen  Mängeln  des  Instituts  der  Delegationen  ganz  absehen 
wollte,  die  Bedeutung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  für  die 
Freunde  der  Entwicklung  der  österreichisch-ungarischen  Staatsidee 
im  einheitlichen  Sinne  ganz  ausserordentlich  zu  verringern.  Diplo- 
matie, Armee,  Marine,  die  auf  diese  Ressorts  entfallenden  Finanzen, 
endlich  auch  die  Rechnungskontrolle  über  diese  zählen  zu  den  ge- 
meinsamen Reichsangelegenheiten.  Doch  nach  dem  Inhalte  der  ein- 
schlägigen Verfassungsgesetze  besitzt  die  österreichisch -ungarische 
Monarchie  als  solche  kein,  thatsächlich  zum  mindesten  nahezu 
kein  Recht  der  Besteuerung. 

Der  Voranschlag  des  gemeinsamen  Staatshaushaltes  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie,  der  den  Delegationen  alljährlich 
vorgelegt  wird,  enthält  im  Ordinarium  4  Kapitel.  Dieselben  betrugen 
für  das  Jahr  1887  an  Erfordernis  und  zwar: 

Im  Ordinarium: 

Kapitel  I.     Ministerium  des  Aeussern  ....  4,432,550  fl.  ö.  W. 
n      II.     Kriegsministerium 

A.  Heer 99,950,528  fl.  „    „ 

B.  Kriegsmarine 9,145,009  fl.  „     „ 

„     III.     Reichsfinanzministerium      ....  1,997,980  fl.  „     „ 

,      IV.     Rechnungskontrolle 128,867  fl.  ,    „ 

115,654,934  fl.  ö.  W. 
ImExtraordinarium: 

Kapitel  1 44,600  fl.  ö.  W. 

„      II.    A.  Heer         5,984,850  fl.   „    , 

B.  Kriegsmarine 2,171,030  fl.    „    „ 

Demnach  beträgt  das  ordentliche  Erfordernis  für 

das  Jahr  1887 115,654,934  fl.    „    „ 

Das  ausserordentliche  Erfordernis 8,200,480  fl.    b    » 

Demgemäss  zusammen  123,855,414  fl.  ö.  W. 


^)  Auch  zwischen  Ungarn  und  Croatien  bestehen  sogenannte  gemeinsame 
Angelegenheiten,  zu  denen  aber  ausser  den  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
gemeinsamen  noch  viele  andere  gehören  (Ungar.  G.-A.  XXX  vom  Jahre  1868 
und  XXXIV  vom  Jahre  1873).     Croatien  mit  Slavonien  und   der  Militärgrenze 
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An  Bedeckungsposten  wurden  votiert: 

Zu  Kapitel  1 601,140  fl. 

welcher  Betrag  aus  der  Einkommensteuer  der 
Mitglieder  des  diplomatischen  Korps,  aus  den 
Einnahmen  der  Konsulate  und  aus  den  Steuer- 
und  Posteinnahmen  des  österreichisch  -  ungari- 
schen Lloyd,  der  als  Reichsinstitut  aufgefasst 
wird,  fliesst 

zu  Kapitel  II 2,549,769  fl. 

Die  Hauptposten  fliessen  aus  dem  Pulver-  und 
Salpetergefälle,  dem  Erlöse  für  verkaufte 
Pferde,  Geräte  u.  dgl. 

Bei  Kapitel  III  und  IV  wurden  die  Einnahmen 
nur  mit  kleinen  Beträgen  von  6592  fl. 

und  von    267  fl.  eingestellt  6,859  fl. 
An  gemeinsamen  Bedeckungsposten  wurden  so- 
mit zusammen  votiert 3,157,768  fl. 

Den    ordentlichen    gemeinsamen   Ausgaben   im 

Betrage  von        115,654,934  fl. 

Den  gemeinsamen  ausserordentlichen  Ausgaben 

im  Betrage  von       8,200,480  fl. 

zu  denen  noch  das  ausserordentliche  Heeres- 
erfordemis  für  die  Kommanden,  Truppen  und 
Anstalten  in  Bosnien  und  der  Herzegowina  und 
im  Limgebiete  für  das  Jahr  1887  im  Betrage 
von 5,019,000  fl. 


hinzukommt,  also  dem  Gesamterfordernisse  von  128,874,414  fl. 
stehen  somit   Bedeckungsposten  im   Gesamtbe- 
trage von 3,157,768  fl. 


gegenüber,  so  dass  für  1887  ein  Abgang  von     .  125,716,646  fl. 
(abgesehen  von  späteren  namhaften  Votierungen 
im  Extraordinarium,  welche  das  Erfordernis  be- 
deutend erhöhten)  von  Oesterreich  und  Ungarn 
zu  bedecken  ist. 

Es  muss  zugegeben  werden,  dass  wenngleich  die  österreichisch- 
ungarischen Verfassungsgesetze  keine  Reichssteuern  kennen,  die  von 
den  Delegationen  zu  votiren  wären,    doch  thatsächlich  gewisse  Ein- 


bildet einen  allerdings  mit  reicher  Autonomie  begabten  Teil  der  Länder  der 
ungarischen  Krone.  Den  Einfluss  Oesterreichs  und  Ungarns  auf  die  Verwaltung 
der  okkupierten  Länder  Bosnien  und  der  Herzegowina  regelt  das  österreichische 
Gesetz  vom  22.  Februar  1880,  Z.  18  R.-G.-B.  und  der  ungarische  G.-A.  IV  des 
Jahres  1880.  Beide  Länder  gehören  dem  österreichisch-ungarischen  Zollgebiete 
an  (österr.  Gesetz  vom  20.  Dezember  1879,  Z.  136,  R.-G,-B.). 
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nahmen,  so  die  Einkommensteuer  des  österreichisch-ungarischen  Lloyd, 
die  gewisser  diplomatischer  Funktionäre,  die  Einnahmen  aus  dem 
Pulver-  und  Salpetergefälle,  gewisse  Diensttaxen  und  manche  andere 
Abgaben  durch  die  thatsächliche  Uebung  zu  gemeinsamen,  zu  Reichs- 
einnahmen geworden  sind.  Ebenso  sind  durch  langjährige  Uebung 
die  Einnahmen  aus  gewissen  Grundstücken,  Gebäuden,  Gerechtsamen, 
verschiedene  Taxen,  welche  vom  Reichskriegsministerium  verwaltet 
und  eingehoben  werden,  gemeinsame  Einnahmen  geworden.  Alle 
diese  Beträge  sind  aber,  wie  aus  dem  Voranschlage  des  gemeinsamen 
Staatshaushaltes  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  für  1887 
hervorgeht,  unbedeutend  im  Vergleiche  zu  den  Ausgaben. 

Die  Gesetze  über  die  gemeinsamen  Reichsangelegenheiten 
haben  aber,  wenn  man  bloss  die  grundlegenden  Verfassungsbestim- 
mungen, nicht  die  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  für  eine  be- 
stimmte Zeit  abgeschlossenen  Uebereinkommen  in  das  Auge  fasst, 
zur  Bedeckung  der  gemeinsamen  Ausgaben  keine  besonderen  Steuern 
oder  Abgaben  bestimmt.  Die  gemeinsame  österreichisch-ungarische, 
die  Reichsverfassung  nimmt  wohl  zur  Bestreitung  der  Kosten  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  sogenannte  gemeinsame  Anlehen  in 
Aussicht,  sie  weist  aber  dem  gemeinsamen  Reichshaushalte  keine 
gemeinsamen  Steuern  und  Abgaben  zu.  Die  Last,  bestehende  Steuern 
umzulegen,  neue  zu  ersinnen,  bleibt  dem  gemeinsamen  Reichs- 
finanzminister fern.  Ja  nach  §  3  des  österreichischen  Gesetzes  vom 
21.  Dezember  1867  betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen 
Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  und  die  Art  ihrer  Behand- 
lung, sowie  nach  §§16  und  41  des  ungarischen  XIL  Gesetzartikels 
vom  Jahre  1867  sind  die  Delegationen  in  keiner  Weise  berechtigt, 
irgend  welche  Reichssteuern  zu  votiren.  Es  ist  ausschliesslich  Sache 
der  österreichischen  und  ungarischen  Legislative,  die  zur  Bedeckung 
des  Ausfalls  nötigen  Summen  aufzubringen.  Ja  nach  dem  Wortlaute 
der  betreffenden  Gesetze  sollte  es  strenge  genommen  gar  keine  ge- 
meinsamen Einnahmsquellen,  keine  Bedeckungsposten  im  gemein- 
samen Budget,  abgesehen  von  den  Beiträgen  Oesterreichs  und  Ungarns 
geben. 

Die  Verfassung  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  musste 
somit  Bestimmungen  treffen,  wie  der  alljährliche,  wie  wir  gesehen 
haben,  sehr  bedeutende  finanzielle  Bedarf  für  die  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten auf  die  beiden  Staaten,  Oesterreich  und  Ungarn  aufge- 
teilt werde,  sowie  dafür  Sorge  tragen,   dass  die  nötigen  Summen  zu 
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bestimmten  Terminen  pünktlich  einfliessen.  Nach  beiden  Richtungen 
hin  haben  die  Verfassungsgesetze  über  die  Behandlung  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  Sorge  getragen.  Die  Kosten  der  gemein- 
samen Angelegenheiten  —  so  heisst  es  im  zitierten  österreichischen 
Gesetze  vom  21.  Dezember  1867  sind  von  beiden  Reichstheilen  nach 
einem  Verhältnis  zu  tragen,  welches  durch  ein  vom  Kaiser  zu  sank- 
tionirendes  Uebereinkommen  der  beiderseitigen  Vertretungskörper, 
Reichsrat  und  Reichstag,  von  Zeit  zu  Zeit  festgesetzt  vrerden  wird. 
§§18  und  22  des  ungarischen  XII.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1867 
besagen,  dass  durch  einen  wechselseitigen  Pakt  die  Proportion  be- 
stimmt werden  müsse,  nach  welchem  die  Länder  der  ungarischen 
Krone  die  Lasten  und  Kosten  der  als  gemeinsam  anerkannten  An- 
gelegenheiten tragen  werden,  doch  könne  das  bezüglich  der  Propor- 
tion abzuschliessende  Uebereinkommen  sich  bloss  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  erstrecken,  nach  Ablauf  derselben  finde  eine  neue 
Vereinbarung  statt. 

Das  vorletzte  Uebereinkommen  wurde  auf  die  Dauer  von 
9^/2  Jahren  geschlossen.  Bezüglich  eines  Uebereinkommens  für  einen 
Zeitraum  von  10  Jahren  fanden  in  den  Jahren  1886  und  1887  Ver- 
handlungen statt,  die  abgeschlossen  sind  und  deren  Verlauf  wir  kurz 
darstellen  werden.  Auch  für  den  Fall,  dass  zwischen  beiden  Parla- 
menten kein  Uebereinkommen  erzielt  werde,  ist  vorgesorgt.  Es  be- 
stimmt dann  der  Kaiser  dieses  Verhältnis,  nach  österreichischem 
Verfassungsrechte  jedoch  nur  für  die  Dauer  eines  Jahres,  welche 
Beschränkung  §  21  des  erwähnten  ungarischen  XII.  Gesetzartikels 
vom  Jahre  1867  nicht  enthält. 

Bezüglich  der  Form,  in  der  diese  Verhandlungen  zu  pflegen 
sind,  bestimmt  das  österreichische  wie  das  ungarische  Verfassungs- 
recht, dass  von  jedem  der  Vertretungskörper  eine  Deputation,  die 
aus  gleich  vielen  Mitgliedern  besteht,  zu  wählen  sei. 

Auf  Grund  der  Beschlüsse  der  ersten  Ausgleichsdeputation  des 
Jahres  1867  und  durch  die  seitherige  Uebung  hat  sich  für  die  Ver- 
handlung zwischen  der  österreichischen  und  der  ungarischen  soge- 
nannten Quotendeputation  eine  Geschäftsordnung  herausgebildet, 
welche  vielfach  an  den  Verkehr  der  beiden  Delegationen  unter  ein- 
ander erinnert.  Nur  ist  die  gemeinsame  Abstimmung  für  alle  Fälle 
ausgeschlossen.  Es  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  die  Einrich- 
tungen, welche  nach  der  österreichischen  und  ungarischen  Verfassung 
bestimmt  sind,    die  Aufteilung  der  von  den  Delegationen  alljährlich 
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ZU  votirenden  sehr  bedeutenden  Beträge  auszuführen,  viele  Bedenken 
zu  erwecken  geeignet  sind,  ja  manche  Widersprüche  enthalten.  Wenn- 
gleich der  Zeitraum,  für  den  die  Quote,  welche  beide  Staaten  zu  den 
gemeinsamen  Ausgaben  zu  leisten  haben,  nicht  durch  das  Gesetz  be- 
stimmt ist,  so  wurde  bisher  ein  etwa  lOj ähriger  Zeitraum  angenommen. 
Alle  10  Jahre  muss  somit  zwischen  dem  österreichischen  Reichsrate 
und  dem  ungarischen  Reichstage  eine  Verhandlung  geführt  werden, 
welche  zu  den  schwierigsten,  ja  gehässigsten  gehört,  und  notwendiger- 
weise auf  beiden  Seiten  tiefe  Verstimmung  hervorrufen  muss. 

Da  die  Resultate  dieser  Ausgleichsverhandlungen  für  10  Jahre 
massgebend  sein  sollen,  handelt  es  sich,  da  das  unbedeckte  Erfor- 
dernis für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  jährlich  115 — 130  und 
mehr  Millionen  beträgt,  für  den  10jährigen  Zeitraum  um  einen  Be^ 
trag  von  1100 — 1300  Millionen  Gulden.  Jedes  Prozent,  um  welches 
ein  Reichsteil  belastet,  der  andere  entlastet  wird,  repräsentirt  somit 
für  den  10jährigen  Zeitraum  10 — 13  Millionen,  per  Jahr  über  eine 
Million  Gulden.  Kein  Wunder,  dass  die  betreffenden  Verhandlungen 
von  der  ganzen  Bevölkerung  mit  grossem  Interesse  verfolgt  werden. 
Jeder  Anspruch  auf  Entlastung,  den  eine  Quotendeputation  stellt, 
wird  in  dem  Lande,  das  sie  vertritt,  mit  Beifall,  in  jenem,  das  mehr 
belastet  werden  soll,  mit  Entrüstung  aufgenommen.  Zwei  Umstände 
sind  noch  überdies  ganz  geeignet,  die  Verhandlungen  der  beiden  Quoten- 
deputationen zu  erschweren.  Die  Verfassungsgesetze,  auf  Grund  deren 
beide  Deputationen  verhandeln,  geben  keinen  Massstab  an,  nach 
dem  die  Bestimmung  der  Quote  für  die  Aufteilung  der  unbedeckten 
gemeinsamen  Auslagen  stattfinden  soll.  Wie  wir  im  weiteren  Ver- 
laufe dieser  Darstellung  ausführen  werden,  hat  sich  auch  durch  die 
Uebung  noch  kein  Massstab  festgestellt,  nach  dem  die  Aufteilung 
stattzufinden  hätte.  Jede  der  Deputationen  nimmt  bei  jeder  der 
Ausgleichsverhandlungen  in  Bezug  auf  diese  wichtigste  Frage  einen 
oft  willkürlichen  Standpunkt  ein  und  kommt  daher  zu  ganz  anderen 
Resultaten  als  die  wieder  nach  einem  anderen  Massstab  rechnende 
andere  Deputation.  Notwendigerweise  betrachtet  sich  jede  Quoten- 
deputation als  die  Vertreterin  der  Interessen  ihres  Staates.  Gleich- 
zeitig soll  sie  aber  eine  Art  richterlicher  Funktion  üben,  die  Ansprüche 
des  anderen  Reichsteiles  mit  Billigkeit  und  Einsicht  selbst  auf  Kosten 
des  eigenen  Reichsteiles  beurteilen.  Dazu  kommt,  dass  obwohl  es 
der  Zweck  der  Deputationsverhandlungen  ist,  einen  gemeinsamen  Vor- 
schlag  beiden  Parlamenten    zu   unterbreiten,    doch   die   Vereinigung 
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beider  Deputationen  zu  gemeinsamer  Abstimmung  für  unzulässig  gilt. 
Die  Deputationen  verhandeln  miteinander  durch  Zuschriften,  die- 
nach  einem  Ausdruck  des  ungarischen  Staatsrechts  Nuntien  genannt 
werden.  Wie  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  bieten  diese  Staats- 
schriften die  Anschauungen  der  Majorität  der  betreffenden  Deputation^ 
viele  der  bei  den  bisherigen  Ausgleichsverhandlungen  gewechselten 
Nuntien  tragen  den  Charakter  ziemlich  leidenschaftlicher  Streit- 
schriften. Nur  die  gemeinsame  Besprechung  von  Subkomitees 
der  Quotendeputationen  wird  nach  der  bisherigen  Uebung  für  zulässig 
erachtet.  Doch  auch  in  diesem  Falle  behält  das  Subkomitee  der  einen 
und  der  anderen  Deputation  den  Charakter  von  Bevollmächtigten  der 
Deputation  mittelbar  des  betreffenden  Parlamentes.  Eine  gemein- 
same Abstimmung  selbst  über  die  Frage,  ob  dieser  oder  jener  Vor- 
schlag den  Deputationen  zu  unterbreiten  sei,  ist  ausgeschlossen. 

Wie  bei  der  Begründung  der  dualistischen  Staatsform  über- 
haupt, so  hat  bei  der  Schöpfung  und  Entwicklung  des  Institutes 
der  Quotendeputationen  tief  gehendes  Misstrauen,  die  Eifersucht,  dass 
ja  die  Selbständigkeit  eines  Reichsteiles  nicht  beeinträchtigt  werde, 
Einfluss  geübt. 

Bei  der  ersten  Ausgleichs  Verhandlung  im  Jahre  1867  kam  nach 
etwa  halbjährigen  Verhandlungen  wohl  ein  gemeinsamer  Vorschlag 
zu  stände,  welcher  jedoch,  wie  die  späteren  Verhandlungen  be- 
weisen, in  mehreren  wichtigen  Punkten  von  beiden  Teilen  nicht  in 
gleicher  Weise  aufgefasst  wurde.  Damals  galt  es  durch  den  Ab- 
schluss  der  ersten  Ausgleichsverhandlungen  nachzuweisen,  dass  die 
dualistische  Verfassung  unbehindert  fungiere.  Bei  der  zweiten  Aus- 
gleichsaction  kam  trotz  langwierigen  Verhandlungen  und  obgleich 
zahlreiche  mit  vielem  Geist  und  Fleiss  gearbeitete  Nuntien  und  Re- 
nuntien  gewechselt  worden  waren,  gar  kein  gemeinsamer  Vorschlag 
zu  stände.  Auch  die  gegenwärtigen  Verhandlungen  haben  nur  zu 
dem  Notausweg  geführt,  dass,  trotzdem  seit  1877  die  finanziellen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Oesterreichs  und  Ungarns  sich  be- 
deutend aber  durchaus  nicht  in  gleichem  Masse  geändert  haben,  die 
Aufrechthaltung  des  status  quo  für  weitere  10  Jahre  beiden  Parla- 
menten in  Vorschlag  gebracht,  von  denselben  angenommen,  von  der 
Krone  sanktioniert  wurde.  Vor  allem  wäre  es  wünschenswert,  dass 
ein  objektiver  Massstab  für  die  Bemessung  der  Quote  aufgestellt 
werde,  an  dem  es  bisher  leider  fehlt. 
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III. 

Die  Ausgleichsverhandlungen  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
beschränken  sich  jedoch  durchaus  nicht  auf  die  Feststellung  der 
Quoten,  welche  Oesterreich  und  Ungarn  an  den  gemeinsamen  Aus- 
lagen zu  tragen  haben.  Die  österreichische  wie  ungarische  Verfas- 
sung kennt  eine  namhafte  Anzahl  anderer  Angelegenheiten,  welche 
überaus  wichtige  Seiten  des  Staatslebens  betreffen  und  die  nach  den 
Worten  des  betreffenden  österreichischen  Verfassungsgesetzes  zwar 
nicht  gemeinsam  verwaltet,  jedoch  nach  gleichen  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden. 
Dazu  gehören: 

1.  Die  kommerziellen  Angelegenheiten  speziell  die  Zollgesetz- 
gebung; 

2.  Die  Gesetzgebung  über  die  mit  der  industriellen  Produktion 
in  enger  Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben; 

3.  Die  Feststellung  des  Münzwesens  und  des  Geldfusses ; 

4.  Verfügungen   bezüglich  jener   Eisenbahnlinien,   welche    das 
Interesse  beider  Reichshälften  berühren; 

5.  Die  Feststellung  des  Wehrsystems. 

Es  gehören  somit  sehr  wichtige  Angelegenheiten,  so  die  bei  der 
Fabrikation  von  Zucker,  Bier,  Sprit,  Petroleum  erhobenen  Abgaben 
zu  den  nach  gleichen  Grundsätzen  zu  behandelnden  Angelegenheiten. 
Das  betreffende  ungarische  Verfassungsgesetz  sagt  in  der  den  unga- 
rischen Gesetzen  eigentümlichen,  nicht  bloss  anordnenden,  sondern 
vielfach  begründenden  ja  erörternden  und  kritisierenden  Ausdrucks- 
weise hierüber  nachfolgendes : 

„Ausser   den   gemeinsamen  Angelegenheiten,    welche  auf 

„Grund   der  pragmatischen  Sanktion  als  gemeinsam  zu  be- 

„ handelnde  betrachtet  werden  können,  gibt  es  noch  andere 

„hochwichtige  öffentliche  Angelegenheiten,  deren  Gemeinsam- 

„keit  zwar  nicht  aus  der  pragmatischen  Sanktion  folgt,  welche 

„jedoch  teils  zufolge  der  Verhältnisse  aus  politischen  Rück- 

„ sichten,    teils   wegen   Zusammenfallens    der  Interessen    der 

„beiden  Teile   zweckmässiger  mittelst  gemeinsamer  Verein- 

„barung,  als  streng  gesondert,  erledigt  werden  können." 

Im  ungarischen  XII.  Gesetzartikel   des  Jahres  1867,    aus  dem. 

wir  den  §  52  zitiert  haben,    folgt  auf  die   zitierte  Bestimmung  die 

Besprechung   des  Verhältnisses,    in   dem  Ungarn  zu  den  bis  zu  den 
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Verfassungsreformen  des  Jahres  1867  kontrahierten  Staatsschulden 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  steht.  Wie  bekannt,  wurde 
über  diese  Staatsschuld  das  Uebereinkommen  getroffen,  dass  Ungarn 
gewisse  im  vorhinein  bestimmte  Jahresbeiträge  zur  Verzinsung  und 
Amortisierung  der  betreffenden  Schulden  zahle,  Oesterreich  es  aber 
übernehme,  mit  Hülfe  dieser  Beiträge  die  gesamten,  bis  zu  den  er- 
wähnten Verfassungsreformen  entstandenen  Schulden  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren.  Die  Frage 
der  Staatsschulden  ist  somit  endgültig  erledigt  und  bildet  keinen 
Gegenstand  der  Ausgleichs  Verhandlungen  ^).  Eine  neue  gemeinsame 
Anleihe,  welche  übrigens  im  Sinne  des  §  56  des  ungarischen,  §  3  des 
massgebenden  österreichischen  Gesetzes  von  beiden  Parlamenten  be- 
willigt werden  müsste,  ist  bisher  nicht  kontrahiert  worden.  Die  §§  58 
bis  62  des  ungarischen  Gesetzes  besprechen  den  Abschluss  eines  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  zwischen  beiden  Staaten.  §  63  die  Verein- 
barung, über  die  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger  Verbindung 
stehenden  indirekten  Steuern;  §  65  die  Frage  der  Eisenbahnlinien,  be- 
züglich deren  gemeinsame  Verfügungen  notwendig  sind,  endlich  §  66 
das  Geldwesen.  Hierbei  mag  hervorgehoben  werden,  dass  nach  §  64 
des  ungarischen  Gesetzes  für  den  Fall  des  Abschlusses  eines  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  ausgesprochen  wird,  dass  dann  die  Zolleinnahmen 
zur  Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  zu  verwenden  seien. 

Nach  dem  Staatsrecht  der  Monarchie  haben  alle  diese  Ange- 
legenheiten einen  ganz  eigentümlichen  Charakter.  Die  österreichische 
wie  die  ungarische  Verfassung  erklären  ausdrücklich,  dieselben  sollen 
wohl  nicht  gemeinsam  verwaltet  werden,  die  Verwaltung  derselben 
falle  vielmehr  in  die  Ressorts  der  Minister  für  Handel,  Finanzen, 
Landesverteidigung  des  einen  wie  des  anderen  Staates.  Selbst  die 
Zölle  werden,  soweit  die  betreffenden  Grenzgebiete  zu  einem  oder 
dem  anderen  Staate    gehören,    von    dem    Minister   des    betreffenden 


^)  Bezüglich  der  Staatsschuld  der  Monarchie  fand  bei  Einführung  des 
Dualismus  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  ein  Uebereinkommen  statt  (öster- 
reichisches Gesetz  vom  24.  Dezember  1867),  wonach  Ungarn  vom  Jahre  1868  an 
zur  Bedeckung  der  Zinsen  einen  Jahresbeitrag  von  29.188,000  fl.,  worunter 
11,776,000  in  Silber,  zur  Kapitalsrückzahlung  jährlich  1,000,000  fl.  in  B.  N.  und 
150,000  fl.  in  klingender  Münze  leistet.  Der  Gesamtbetrag  der  Zinsen  für 
die  sogenannte  gemeinsame  Staatsschuld  beträgt  nach  dem  Voranschlag  für 
1887  115,927,206  fl.  ö.  W.  Ausserdem  besteht  eine  ganz  bedeutende  Staats 
schuld  des  österreichischen  und  eine  solche  des  ungarischen  Staates. 
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Staates  verwaltet,  ebenso  die  Rekrutierung,  die  Verpflegung  des 
Heeres  u.  s.  w.  Die  indirekten  bei  der  Fabrikation  erhobenen 
Steuern  fallen  dem  Staate  zu,  in  dem  sich  die  betreffende  Betriebs- 
stätte befindet. 

Von  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  unterscheiden  sich  je- 
doch dieselben  in  staatsrechtlicher  Beziehung  auch  abgesehen  davon, 
dass   sie    nicht   von   den   gemeinsamen    Ministern,    sondern   von  den 
Ministern  Oesterreichs  oder  Ungarns  verwaltet  werden,  noch  in  mehr- 
facher Beziehung.     Die  betreffenden  Verfassungsbestimmungen  sind 
in  einer  Art  unvollständig,  welche  geradezu  an  die  Natur  der  leges 
minus  quam  perfectae  erinnert.    Die  Verfassungsgesetze  ordnen  wohl 
an,  dass  diese   Angelegenheiten  nach  gleichen,    von  Zeit  zu  Zeit  zu 
vereinbarenden   Grundsätzen  zu   behandeln   sind.     Nach  dem  Wort- 
laute dieser  Bestimmungen  muss   man   annehmen,    dass   die  Gesetze 
über   diese  Angelegenheiten   von   beiden   Legislativen,    jedoch    stets 
nur  für    eine    bestimmte    Zeit   gegeben  werden   sollen.     In  der 
österreichischen  wie  in  der  ungarischen  Verfassung  ist  der  Weg,  der 
in  Bezug   auf  diese  Gesetze   eingeschlagen   werden  soll,    angegeben. 
Entweder  soll  eine  Vorverhandlung  durch  von  beiden  gesetzgebenden 
Versammlungen  zu  wählende  Deputationen  stattfinden,  welche  einen 
Vorschlag    auszuarbeiten   hätten,    der    dann    durch    die    Ministerien 
beiden  Vertretungskörpern  vorzulegen  wäre.     Oder  beide  Ministerien 
haben  sich  über  einen  Gesetzentwurf  zu  einigen,    welcher  dann  den 
Vertretungskörpern  zur  Beschlussfassung  vorgelegt  und,  sobald  beide 
Vertretungen  übereinstimmende  Beschlüsse  gefasst  haben,  dem  Kaiser 
zur  Sanktion  vorzulegen  wäre.    Bisher  wurde  stets  der  letztere  Weg 
eingeschlagen.     Deputationen  wurden  nur  zu  Verhandlungen  über  die 
Quote  gewählt.     Dagegen  wurden  durchaus  nicht  alle  Gesetze,  die 
von  beiden  Parlamenten  über  die  erwähnten  Gegenstände  beschlossen 
und  der    Sanktion    unterzogen   wurden,    nur  für  eine  bestimmte 
Zeit  gegeben.     Wohl  wurde   das  Zoll-  und  Handelsbündnis   bisher 
stets  für  dieselbe  Zeit   abgeschlossen,    für  welche  die  Vereinbarung 
bezüglich  der  Quote  stattfand.    Ein  Gleiches  fand  in  Bezug  auf  das 
Privilegium  der  einzigen  Zettelbank,    welche    in    der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  besteht,  der  sogenannten  „österreichisch-unga- 
rischen  Bank"    statt.     Doch    schon   das   Wehrsystem  wurde,    wenn- 
gleich auch  für  einen  zehnjährigen  Zeitraum,  doch  in  der  Art  fest- 
gestellt,   dass   dieser   zehnjährige    Zeitraum    nicht  mit   demjenigen 
übereinstimmt,    für   welchen  die  Uebereinkunft  bezüglich  der  Quote 
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stattgefunden  hatte.  Die  Gesetze  über  den  Zolltarif,  die  direkten 
Abgaben  und  andere  wurden  votiert,  ohne  dass  irgend  welche  Rück- 
sicht auf  den  zehnjährigen  Zeitraum  der  Quote  genommen  wurde, 
ja  die  Gültigkeit  der  betreffenden  Gesetze  wurde  gar  nicht  auf  einen 
bestimmten  Zeitraum  beschränkt.  Noch  heute  gilt,  abgesehen  von 
kleinen  Aenderungen,  das  Gesetz  über  die  einträglichste  aller  bei  der 
Fabrikation  erhobenen  Verzehrungssteuern,  jene  von  Bier,  welches 
schon  vor  dem  Jahre  1867  in  Kraft  war. 

Der  Hauptmangel  der  betreffenden  Bestimmungen  besteht  darin, 
dass  in  keiner  Weise  dafür  vorgesorgt  ist,  was  denn  in  dem  Falle 
zu  geschehen  habe,  wenn  kein  übereinstimmender  Beschluss  beider 
Parlamente  über  eine  der  erwähnten  hochwichtigen  Angelegenheiten 
zu  erreichen  wäre.  Die  Verfassungsgesetze  beider  Staaten  ordnen 
nur  an,  dass  die  erwähnten  Angelegenheiten  nach  gleichen  Grund- 
sätzen zu  behandeln  seien.  In  bezug  auf  jene  unter  diesen  Ange- 
legenheiten, über  welche,  nicht  in  strenger  Uebereinstimmung  mit 
dem  Wortlaute  der  Verfassung,  die  betreffenden  Gesetze  nicht  für 
eine  bestimmte  Zeit  gegeben  sind,  könnte  man  noch  annehmen,  dass 
das  Correctiv  in  der  Gemeinsamkeit  des  Monarchen  liege,  da  diese 
Gesetze  ihre  Geltung  behalten,  bis  sie  im  gesetzlichen  Wege  wieder 
aufgehoben  oder  geändert  worden  sind  und  eine  solche  Aufhebung 
oder  Aenderung  ohne  Sanktion  durch  den  Monarchen  unmög- 
lich ist. 

Ganz  anders  aber  verhält  es  sich  mit  den  Gesetzen  über  jene 
Angelegenheiten,  welche  nach  dem  Wortlaute  der  österreichischen 
und  ungarischen  Verfassung  von  der  Legislation  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeit  geregelt  worden  sind.  Als  solche  sind  jene  Angelegen- 
heiten anzuführen,  welche  stets  zugleich  mit  der  Frage  der  Quoten- 
bestimmung von  beiden  Parlamenten  in  Verhandlung  gezogen  wer- 
den, so  das  Handels-  und  Zollbündnis,  dann  das  wegen  der  bestehen- 
den Papierwährung  mit  Zwangskurs  für  das  österreichische  Geldwesen 
wichtigste  Gesetz  über  das  Privilegium  der  österreichisch-ungarischen 
Bank.  Sobald  die  Zeit,  für  welche  diese  Gesetze  gegeben  wurden, 
abgelaufen  ist,  ohne  dass  sie  neu  promulgiert  wurden,  sind  dieselben 
wie  selbstverständlich  nicht  mehr  verbindlich.  Es  bestände  dann  in 
der  Gesetzgebung  beider  Reichsteile  eine  Lücke  über  sehr  wichtige 
Fragen.  Trotzdem  gibt  weder  die  österreichische  noch  die  ungarische 
Verfassung  an,  was  in  diesem  Falle  zu  geschehen  habe,  obwohl  beide 
Verfassungen  es  aussprechen,  dass  die  betreffenden  Angelegenheiten 
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zwar  nicht  gemeinsam  verwaltet,   jedoch   nach  gleichen,  von  Zeit  zu 
Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden  sollen. 

Bisher  wählte  man  für  den  Fall,  dass  bei  Ablauf  der  Gültigkeit 
eines  solchen  Gesetzes  das  neue  Gesetz  in  beiden  Reichsteilen  noch 
nicht  beschlossen  und  promulgiert  war,  den  Ausweg,  dass  durch  ein 
besonderes  gleichfalls  von  beiden  Parlamenten  anzunehmendes  Gesetz 
die  weitere  Gültigkeit  des  alten  Gesetzes  für  den  zu  den  Verhand- 
lungen noch  nötig  erscheinenden  Zeitraum  festgestellt  wurde.  Sollte 
aber  einmal  der  gesetzgeberische  Apparat  diesseits  oder  jenseits  der 
Leitha  versagen,  so  wäre  ein  Konflikt  schlimmster  Art  vorhanden, 
das  alte  Gesetz  würde  nicht  mehr,  das  neue  noch  nicht  gelten, 
obwohl  die  Verfassungen  beider  Staaten  es  aussprechen,  dass  die  be- 
treffenden Angelegenheiten  nach  gleichen  Grundsätzen  zu  behandeln 
sind.  Die  in  der  Publizistik  beider  Reichsteile  vorwaltende  Anschau- 
ung, dass  dann  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  sowie  die  gemeinsame 
Währung  aufhören  würden  u.  s.  w.,  widerspricht  den  Bestimmungen 
der  österreichischen  wie  ungarischen  Verfassung,  wonach  diese  An- 
gelegenheiten nach  gleichen,  von  Zeit  zu  Zeit  festzustellenden  Nor- 
men zu  behandeln  seien.  Freilich  bliebe  bei  der  nun  einmal  vor- 
handenen Lücke  des  österreichisch-ungarischen  Staatsrechtes  kein 
anderer  Ausweg,  wenn  nicht  etwa  in  solchem  Falle  das  Notrecht  des 
Herrschers  Platz  griffe.  Bei  dem  Ausgleiche  sind  ausser  den  Vor- 
lagen über  die  österreichisch  -  ungarische  Bank  und  das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  auch  noch  ein  neuer  Zolltarif  sowie  ein  neues 
Zuckersteuergesetz  zugleich  mit  der  Frage  über  die  Quote  von  beiden 
Parlamenten  in  Verhandlung  gezogen  worden. 


IV. 

In   der   Sitzung   des   österreichischen   Abgeordnetenhauses  vom 
Mai  1886  legte  die  Regierung  nachfolgende  Gesetze  vor: 

1.  a)  Das  Gesetz  über  die  Verlängerung  des  Privilegiums  der 

österreichisch-ungarischen  Bank;  hierzu 

b)  die  in  betreff  der  Schuld  von  ursprünglich  80  Millionen  Gulden 
an  die  österreichisch-ungarische  Bank  abzuschliessende  neue 
Vereinbarung  mit  der  ungarischen  Regierung,  sowie 

c)  ein  auf  diese  Schuld  bezügliches  Uebereinkommen  mit  der 
österreichisch-ungarischen  Bank. 

2.  Das  Gesetz   betreffend   die  Reform    der  Zuckerbesteuerung. 
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3.  Das  Gesetz, 

a)  wodurch  das  Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  zur  Verlängerung  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  mit  dem  Ministerium  der  Länder  der 
ungarischen  Krone  ermächtigt  wird. 

b)  ein  Gresetz  betreffend  die  Abänderungen  des  allgemeinen 
ZoUtarifes  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  und 
den  demselben  beiliegenden  Einfuhrzolltarif. 

Am  12.  Oktober  1886  forderte  die  österreichische  Regierung 
den  Reichsrat  zur  Wahl  einer  Deputation  auf,  welche  die  Verhand- 
lungen mit  der  Deputation  des  ungarischen  Reichstages  über  das 
Verhältnis  zu  den  Kosten  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten führen  soll.  Nur  die  letzterwähnte  Zuschrift  bezog  sich  auf 
die  gemeinsamen  Angelegenheiten  im  engsten  Sinne  des  Wortes. 

Durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1878,  Z.  61  R.-G.-B.  und  den 
entsprechenden  ungarischen  Gesetzartikel  war  das  Verhältnis,  in  dem 
beide  Reichsteile  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten beizutragen  haben,  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1878  bis 
zum  31.  Dezember  1887  festgestellt  worden. 

Die  österreichische  und  die  ungarische  Quotendeputation  erhielten 
die  Aufgabe  über  einen  Vorschlag  in  bezug  auf  das  Beitragsver- 
hältnis für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  zum  31.  Dezember  1897 
zu  verhandeln.  Im  Sinne  der  Verfassung  soll  das  Resultat  dieser 
Verhandlungen,  falls  die  Deputationen  sich  geeinigt  haben,  beiden 
Parlamenten  zur  Annahme  vorgelegt  werden.  Alle  oben  erwähnten 
Gesetzentwürfe  (1 — 3)  bezogen  sich  auf  Angelegenheiten,  welche 
nicht  für  gemeinsam  erklärt  sind,  jedoch  im  Sinne  der  Verfassungen 
nach  gleichen  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  be- 
handelt werden  sollen. 

Die  unter  1  und  3a  angeführten  Vorlagen  mussten  vorgelegt 
werden,  da  die  betreffenden  vom  Juni  1878  datierenden  Gesetze  nur 
für  eine  bestimmte  Zeitperiode  gegeben  worden  waren.  Nach  dem 
Art.  XXII,  war  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  für  die  Zeit  vom 
1.  Juli  1878  bis  31.  Dezember  1887  geschlossen.  Allerdings  sagt 
diese  Gesetzesstelle,  dass,  wenn  keine  Kündigung  eintritt,  das  Zoll- 
und  Handelsbündnis  auf  weitere  10  Jahre  und  so  fort  von  10  zu 
10  Jahren  als  fortbestehend  anerkannt  werde.  Das  ungarische  Mini- 
sterium hatte  jedoch  noch  vor  Ablauf  des  Jahres  1886,  also  in  der 
zur  Kündigung  bestimmten  Frist,  die  Kündigung  vorgenommen.   Das 
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Privilegium  der  österreichisch-ungarischen  Bank  war  durch  das  Ge- 
setz vom  27.  Juni  1878  bis  zum  31.  Dezember  1887  verlängert  worden. 
Für  dieselbe  Zeit  war  von  der  österreichischen  Regierung  mit  der 
österreichisch-ungarischen  Bank  ein  Abkommen  in  betreff  der  Achtzig- 
millionen schuld  des  Staates  an  die  Bank,  sowie  das  betreffende  Ueber- 
einkommen  mit  der  ungarischen  Regierung  geschlossen  worden. 

Sowohl  das  bisherige  Gesetz  über  die  Zuckerbesteuerung,  wie 
jenes  über  den  Zolltarif  behandelten  allerdings  auch  Angelegen- 
heiten, welche  gleich  dem  Zoll-  und  Handelsbündnis  und  dem  Ge- 
setze über  die  Nationalbank  in  die  Reihe  derjenigen  gehören,  welche 
nach  gleichen  von  Zeit  zu  Zeit  zu  vereinbarenden  Grundsätzen  zu 
behandeln  sind.  Die  Gesetze,  welche  bisher  die  betreffenden  Ange- 
legenheiten normierten,  waren  jedoch  nicht  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  gegeben.  Demgemäss  erklärte  auch  die  Regierung,  dass 
sie  nur  die  Gesetze  über  die  Quoten,  das  Zoll-  und  Handelsbündnis 
und  die  österreichisch -ungarische  Bank,  nicht  aber  jene  über  die 
Zuckerbesteuerung  und  den  Zolltarif  als  notwendige,  unerlässliche 
Bestandteile  der  Ausgleichsverhandlungen  ansehe. 

Obwohl  somit  die  Reform  der  Zuckersteuer  und  des  ZoUtarifes 
keinen  integrierenden  Bestandteil  der  Ausgleichsverhandlungen  bil- 
deten, trug  der  Umstand,  dass  sie  gleichzeitig  mit  den  Entwürfen  der 
Ausgleichsgesetze  im  österreichischen  und  ungarischen  Parlamente  vor- 
gelegt worden  waren,  erheblich  dazu  bei,  den  Gang  der  Ausgleichs - 
Verhandlungen  zu  verzögern.  Es  würde  zu  weit  führen,  die  Details 
des  neuen  ZoUtarifes  zu  erörtern.  Hier  sei  nur  bemerkt,  dass  die 
neue  Vorlage  eine  namhafte  Erhöhung  der  Agrarzölle,  der  Ein- 
fuhrzölle auf  Getreide,  Mais,  Malz,  Hülsenfrüchte,  Mehl-  und  Mahl- 
produkte, Gemüse  und  Obst,  Oelsaaten,  Rindvieh  vorschlug.  Auch 
die  Zollsätze  auf  fette  Oele,  verschiedene  Esswaaren  und  dergl. 
wurden  sehr  erheblich  um  50,  100,  200  und  mehr  Prozente  er- 
höht. An  dieser  Reform  des  ZoUtarifes  zeigte  sich  der  Einfluss 
Ungarns,  das  nach  dem  Stande  seiner  Volkswirtschaft  vorwiegend 
argrarische  Interessen  vertritt.  Die  Zölle  auf  die  für  die  öster- 
reichische Industrie  wichtigsten  Produkte:  Textil-,  MetaU-,  Papier- 
und  Lederwaaren  wurden  wohl  in  einzelnen  Positionen,  doch 
im  ganzen  nicht  bedeutend  erhöht.  Die  Handelskammern  klagten  in 
ihren  Gutachten  darüber,  dass  die  versuchte  Reform  vielfach  planlos 
vorgenommen  wurde,  dass  die  Zölle  auf  die  industriellen  Halbpro- 
dukte  namhaft   erhöht  wurden,    während    die   hierdurch    und    durch 
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die  Zölle  auf  agrarische  Produkte  verteuerte  Fabrikation  für  ihre 
Ganzprodukte  keine  genügende  Erhöhung  der  Zölle  durchsetzte.  Der 
Hauptkampf  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  wurde  über  die  Zoll- 
sätze für  Mineralöle  geführt.  Oesterreich- Ungarn  hat  einen  sehr 
hohen  Zoll  von  10  fl.  in  Gold  Netto  für  leichtes,  d.  i.  zum  Zwecke 
der  Beleuchtung  unmittelbar  verwendbares  raffiniertes  oder  halbraf- 
finiertes Mineralöl,  Dieser  Zoll  soll  auch  nach  dem  neuen  Zolltarife 
aufrecht  bleiben.  Rohes  zu  Beleuchtungszwecken  ohne  vorausge- 
gangene Raffinierung  oder  Reinigung  nicht  verwendbares  Mineralöl 
zahlte  bisher  je  nach  der  Schwere  per  Metercentner  nur  1  fl.  10  kr. 
oder  2  fl.  Zoll  und  sollte  nach  der  neuen  Zollvorlage  1  fl.  42  kr.  bis 
2fl.  10  kr.  zahlen.  Bei  der  Raffinierung  des  eingeführten  oder  in  Oester- 
reich produzierten  rohen  Mineralöls  muss  eine  Verbrauchssteuer  von 
6  fl.  50  kr.  in  Banknoten  (nicht  in  Gold)  per  Metercentner  in  Oester- 
reich wie  in  Ungarn  gezahlt  werden.  Durch  die  Konnivenz  der 
ungarischen  Regierung  entwickelte  sich  nun  in  Ungarn,  insbesondere 
in  Fiume  zum  grossen  Nachteile  Oesterreichs  ein  ganz  eigentüm- 
liches Geschäft.  Raffiniertes  Petroleum  aus  den  unerschöpflichen 
Oelgegenden  am  Kaukasus  wurde  vor  der  Einfuhr  nach  Oesterreich 
künstlich  verunreinigt  oder  nur  bis  zu  dem  im  Zolltarif  angenom- 
menen spezifischen  Gewicht  raffiniert  und  dann  gegen  Entrichtung 
des  Zollsatzes  für  Rohpetroleum  bei  den  ungarischen  Zollämtern  ein- 
geführt. Es  bedurfte  nur  weniger  Vorkehrungen,  um  dieses  so- 
genannte Rohöl  in  Leuchtöl  zu  verwandeln. 

Die  in  Fiume  und  Pest  etablierten  grossen  Raffinerien 
hatten  nun  den  bedeutenden  Vorteil,  dass  sie  bloss  gegen  Zahlung 
des  geringen  Zollsatzes  für  Rohöl  und  gegen  Entrichtung  der  Ver- 
brauchsabgabe von  6  fl.  50  kr.  in  Banknoten  an  den  ungarischen 
Staat  raffiniertes  Petroleum  und  zwar  zufolge  der  Gemeinsamkeit 
des  Zollgebietes  nicht  nur  nach  Ungarn,  sondern  auch  nach  Oester- 
reich verkaufen  konnten,  während  der  Importeur  von  raffiniertem 
Petroleum  wie  bemerkt,  10  fl.  in  Gold  per  Metercentner  zu  entrichten 
hat.  Durch  den  im  Jahre  1883  eingeführten  Zoll  von  10  fl.  Gold  per 
Metercentner  für  raffiniertes  Petroleum  war  der  Bevölkerung  Oester- 
reichs und  Ungarns  eine  ungeheure  Abgabe  auferlegt  worden.  Der 
Abgeordnete  Suess  berechnete  die  Opfer  durch  die  Preissteigerung 
auf  17  Millionen  Gulden  jährlich. 

Durch  die  von  uns  dargestellten  Vorgänge  wurde  aber  bewirkt, 
dass  obwohl  die  Bevölkerung  Oesterreichs  mindestens  doppelt  soviel 
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Petroleum  konsumiert,  als  die  Bevölkerung  Ungarns,  Oesterreicli  doch 
nur  einen  relativ  sehr  geringen  Betrag  aus  dem  Petroleumzoll  und 
der  Konsumsteuer  auf  Petroleum  bezog.  Die  Einfuhr  von  raffiniertem 
Petroleum,  von  welchem  wie  bemerkt,  ein  Zoll  von  10  fl.  in  Gold, 
gleich  12  fl.  70  kr.  in  Banknoten  gezahlt  wurde,  sank  sehr  bedeutend, 
da  ja  raffiniertes  und  dann  künstlich  verunreinigtes  oder  nicht  ganz 
raffiniertes  russisches  Petroleum  bei  den  ungarischen  Zollstätten  zum 
Zollsätze  von  Rohpetroleum  eingelassen  wurde.  Aber  auch  die  Steuer, 
welche  bei  der  Raffinierung  des  rohen  Petroleums  im  Betrage  von  0  fl. 
50  kr.  in  Banknoten  per  Metercentner  zu  zahlen  war,  kam  zum  grössten 
Teile  Ungarn  zu  gute,  da  immer  mehr  von  dem  erwähnten  russischen 
Petroleum,  welches  im  Handel  schon  österreichisches  Kunstöl  genannt 
wurde  und  für  welches  sich  eigene  Fabriken  in  Russland  etablierten, 
den  Weg  nach  den  ungarischen  Handelsplätzen  nahm,  in  den  dortigen 
Raffinerien  mit  geringen  Kosten  gereinigt  wurde  und  dann  nicht  nur 
in  den  Konsum  Ungarns,  sondern  auch  Oesterreichs  überging. 

Die  bei  der  Raffinierung  zu  entrichtende  Fabrikatsteuer  kam 
auch  von  diesem  Petroleum  Ungarn  zu  gute.  Den  Schaden,  welcher 
hierdurch  im  Jahre  1885  Oesterreich  zugefügt  wurde,  berechnet  der 
Abgeordnete  Suess  auf  mehr  als  5  Millionen  Gulden.  Die  Opposition 
beantragte,  um  diese  schweren  Uebelstände,  wonach  die  österreichischen 
Steuerträger  hoch  belastet  sind,  Oesterreich  von  dieser  Belastung  keine 
entsprechenden  finanziellen  Vorteile  ziehe,  zu  beseitigen,  nachfolgende 
Aenderungen  des  von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Zolltarifs: 
„Zu  XXI.  Mineralöle: 

T.  P.  119.     Zu   Beleuchtungszwecken  ohne   Raffinierung 

verwendbar,  auch  Benzin 10  fl.  Netto. 

Die  Verbrauchsabgabe  R.  G.  Bl.  Nro*.  55  ex  1882,  §  2, 
ist  in  diesem  Zollsatze  inbegrifi'en. 

Anmerkung :  Raffinierte  für  industrielle  Zwecke  als  Lösungs- 
und Extraktionsmittel  bestimmte  Mineralöle  unter  der  Dichte 
von  770  Grad,  gegen  Erfüllung  der  im  Verordnungswege 
vorgezeichneten  Bedingungen  und  Kontrolen  3  fl.  Netto. 

T.  P.  120.  Zu  Beleuchtungszwecken  ohne  vorhergegan- 
gene Raffinierung  oder  Reinigung  nicht  verwendbar    .    9  fl. 

eventuell 8  fl.  50  kr.  Netto. 

Anmerkung:  Der  Zoll  für  die  nicht  der  Verbrauchsabgabe 
unterzogenen  Mengen  und  der  Betrag  der  geleisteten  Ver- 
brauchssteuer werden  aus  der  Zollkasse  zurückerstattet." 
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Der  Vorschlag  erinnert  an  die  Bestimmungen  des  deutschen 
Zolltarifs  (No.  29  Anm.  3). 

Hierdurch  wären,  wie  auch  die  Majorität  zugeben  musste,  die 
bedauerlichen  Uebelstände  beseitigt  worden.  Die  Annahme  des  Vor- 
schlages scheiterte  an  dem  Widerstand  der  Regierung.  Es  wurde 
lediglich  eine  massige  Erhöhung  der  Zollsätze  der  Regierung,  nämlich 
der  Vorschlag  der  Regierung  mit  einem  Amendement  des  Abgeord- 
neten Grrocholski,    wonach   das   schwerere   (russische)   Erdöl   statt 

1  fl.   42  kr.   2  fl.,    das   leichtere  (amerikanische)   statt  2  fl.  10  kr. 

2  fl.  40  kr.  an  Zoll  zu  zahlen  habe,  angenommen.  Gewisse  kleine 
Aenderungen  der  betreffenden  Stelle  des  ZoUtarifes  ermöglichen  für 
die  Zukunft  die  Einfuhr  des  „österreichischen  Kunstöles",  welches  in  den 
russischen  Exportlisten  als  raffiniertes,  in  den  österreichischen  Import- 
listen als  rohes  Erdöl  verzeichnet  wird.  Die  österreichische  Regierung 
begann  nun  die  Verhandlungen  mit  der  ungarischen  Regierung,  um 
von  derselben  die  Annahme  dieser  Aenderung  durchzusetzen.  Die 
ungarische  Regierung  hat  ihre  Zustimmung  zu  der  vom  österreichischen 
Parlament  beschlossenen  Aenderung  gegeben.  Die  Uebelstände,  dass 
der  Konsum  an  Petroleum  in  Oesterreich  auch  fernerhin  mit  der  enormen 
Abgabe  von  10  fl.  Gold  per  Metercentner  (über  20  Pfennige  per 
Kilo)  belastet  ist,  und  doch  die  österreichischen  Finanzen  hiervon  nur 
geringen  Nutzen  ziehen,  der  Hauptvorteil  aber  den  Finanzen  Ungarns 
und  den  Raffineuren  zufällt,  bleibt  aufrecht.  Nur  muss  nun  auch  die 
österreichische  Regierung  die  Einfuhr  von  sogenanntem  österreichischem 
Kunstöl  gestatten,  in  welchem  Falle  die  grossen  Vorteile  der  Raffi- 
neure  auf  Kosten  des  Staatsschatzes  noch  eine  Steigerung  erfahren 
werden,  allerdings  der  österreichische  Staat  in  bezug  auf  die  Ver- 
brauchsabgabe von  Petroleum  nicht  so  stark  geschädigt  werden  wird, 
wie  bisher.  Der  österreichische,  insbesondere  der  galizische  Bergbau 
auf  Erdöl  dürfte  dagegen  stark  leiden.  Es  heisst,  dass  durch  eine 
Verordnung  ein  Teil  dieser  Uebelstände  beseitigt  werden  soll.  Ver- 
handlungen hierüber  werden  zwischen  der  österreichischen  und  un- 
garischen Regierung  geführt. 


V. 

Gleichzeitig   mit   den    sogenannten   Ausgleichsvorlagen   brachte 
die  Regierung  den  Gesetzentwurf  über  die   Reform    der   Zuckerbe- 
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Steuerung  ein  ^).  Seitdem  das  Ministerium  Belcredi  im  Jahre  1865 
die  Rübenabgabe,  welche  bis  dahin  die  Grundlage  der  Rübenzucker- 
besteuerung gewesen  war,  verlassen  und  hierfür  das  Pauschalierungs- 
system eingeführt  hatte,  waren  die  Uebelstände,  welche  auch  in 
anderen  Zucker  produzierenden  Ländern  bezüglich  der  Zuckersteuer 
sich  gezeigt  haben,  in  Oesterreich  besonders  stark  aufgetreten.  Es 
gab  Jahre,  in  denen  die  Steuerrestitution  bei  dem  Zuckerexporte 
mehr  betrug,  als  die  gesamte  Zuckersteuer,  so  dass  Oesterreich  und 
Ungarn  nicht  nur  keine  Einnahmen,  sondern  sogar  einen  Barverlust 
aus  der  Zuckersteuer  hatten.  So  ergab  die  Campagne  von  1879/80 
einen  Verlust  von  1,667,326  fl.,  die  Campagne  1884/85  einen  Verlust 
von  445,041  fl.,  allerdings  in  beiden  Fällen  ohne  Berücksichtigung 
der  Nachzahlung. 

Man  bemühte  sich  diese  Uebelstände  zu  beseitigen.  Das  gegen- 
wäiiige  System  der  österreichischen  Zuckersteuer  besteht  darin,  dass 
nach  gewissen  Annahmen  über  die  Leistungsfähigkeit  der  Apparate, 
also  nach  dem  sogenannten  Pauschalierungssystem  die  Steuer  für 
die  einzelnen  Fabriken  vorläufig  bemessen  wird.  Gleichzeitig  spricht 
aber  das  Gesetz  aus,  das  die  Zuckersteuer  in  Oesterreich  und 
Ungarn  zusammen  mindestens  einen,  und  zwar  alljährlich  um 
500,000  fl.,  nach  dem  letzten  einschlägigen  Gesetze  vom  18.  Juni 
1880  um  400,000  fl.  steigenden  Betrag  rein,  das  ist  nach  Abzug 
der  Restitutionsbeträge  beim  Zuckerexporte,  dem  Fiskus  beider 
Stauten  bringen  müsse.  In  der  Campagne  1886/87  betrug  dieser 
Nettobetrag,  der  den  Kassen  beider  Staaten  zufliessen  musste, 
12,400,000  fl.  Wenn  am  Ende  der  Campagne  abgerechnet  wurde 
und  es  sich  zeigte,  dass  der  Betrag  an  eingezahlter  Zuckersteuer 
weniger  der  Steuerrestitution  beim  Zuckerexport  in  beiden  Staaten 
zusammen  nicht  die  sogenannte  Kontingentsumme  ausmachte,  welche 
den  Staaten  jedesfalls  zufliessen  sollte,  so  wurde  nach  Verhältnis  der 
Grösse  des  Betriebes  die  fehlende  Summe  auf  die  einzelnen  Fabriken 
in  Oesterreich  und  Ungarn  aufgeteilt.  Die  betrefi'enden  Nachzahlungen 
waren  sehr  bedeutend.  Nach  dem  Gesetze  war  für  jeden  Meter- 
centner  Rübe  80  kr.  Steuer  zu  zahlen,  wobei  freilich  zu  erwägen 
ist,  dass  bei  der  Pauschalierung  namhaft  weniger  Rübe  zur  Ver- 
steuerung kam,  als  thatsächlich  verarbeitet  wurde.  In  der  Campagne 
1884/85  betrug  aber  die  Nachzahlung  12,045,041  fl.  d.  i.  per  Meter- 


^)  Vgl.  auch  Finanzarchiv  III,  S.  39. 
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centner  Rübe  27,75  kr.  In  der  Campagne  1885/86  betrug  die  Nach- 
zahlung 10,937,188  fl.,  d.  i.  per  Metercentner  Rübe  41,82  Kreuzer. 
Fabriken  mittleren  Umfanges,  die  2  bis  300,000  Mctr.  Rüben 
verarbeiten,  mussten  daher  am  Ende  der  Campagne  sehr  bedeutende 
Summen  an  Nachzahlung  leisten.  Dies  bewirkte  grosse  Unzufrieden- 
heit. Dazu  kam  die  Bedrängnis  der  österreichischen  Zuckerindustrie 
durch  die  ungeheuer  steigende  Zuckerproduktion  Deutschlands  und 
Frankreichs.  All  dies  hatte  zur  Folge,  dass  die  Zuckerfabrikanten 
sehnsüchtig  irgend  eine  Aenderung  wünschten.  Nun  hätte  sich  aller- 
dings eine  solche  durch  eine  zweckmässige  Reform  des  österreichi- 
schen Pauschalierungs-  und  Garantiesystems  wohl  am  besten  herstellen 
lassen.  Die  österreichische  und  ungarische  Regierung  legten  aber 
beiden  Parlamenten  ein  Reformgesetz  über  die  Zuckersteuer  vor, 
welches  auf  ganz  verschiedenen  Grundsätzen  beruht,  als  welche  bisher 
in  Oesterreich  gegolten  hatten  und  als  sie  derzeit  in  den  Hauptkonkur- 
renzländern Deutschland  und  Frankreich  herrschen.  Der  neue  Reform- 
vorschlag soll  eine  Konsumsteuer  von  10  fl.  per  Metercentner  ein- 
führen. Durch  sehr  eingehende  vorsichtige  Ueberwachungsmassregeln, 
welche  beiden  Staaten  eine  jährliche  Mehrauslage  von  etwa  2  Mil- 
lionen Gulden  verursachen  dürften,  soll  der  Fiskus  gegen  Hinterziehung 
der  Steuer  geschützt  werden.  Für  Rohzucker  von  mindestens  88  und 
unter  93  Prozent  Polarisation  soll  beim  Export  eine  Prämie  von  1  fl.  16  kr., 
für  Rohzucker  von  mindestens  93  Prozent  und  unter  99,5  Prozent  Polari- 
sation eine  solche  von  1  fl.  26  kr.,  für  Raffinade  eine  solche  von 
1  fl.  55  per  Metercentner  gezahlt  werden.  Der  Gesetzentwurf  wurde 
dem  Ausgleichsausschusse,  von  diesem  wieder  einem  besonderen  Sub- 
komitee  zur  Berathung  überwiesen.  Die  Majorität  des  Subkomitees  be- 
schloss  einschneidende  Aenderungen  an  der  Regierungsvorlage.  Die 
Exportprämie  wurde  für  Rohzucker  von  1  fl.  16  kr.  und  1  fl.  26  kr. 
auf  1  fl.  70  kr.  und  1  fl.  80  kr.,  die  Exportprämie  auf  Raffinade  (Zucker 
von  mindestens  99^/2  Prozent  Polarisation)  von  1  fl.  55  kr.  auf  2  fl.  50  kr. 
erhöht.  Die  Konsumsteuer  wurde  um  den  hierdurch  entstandenen  Aus- 
fall zu  decken  von  10  fl.  auf  10  fl.  50  kr.  per  Metercentner  Raffinade  ge- 
steigert. In  dem  Gesetzentwurf  der  Regierung  war  ausgesprochen,  dass 
der  Gesamtbetrag  der  Exportprämie  nicht  mehr  als  4  Millionen  Gulden 
betragen  dürfe.  Sollte  der  Gesamtbetrag  der  Exportprämien  in  einem 
Jahre  mehr  als  4  Millionen  Gulden  betragen,  so  sei  der  Rest  von  den 
Fabriken  nach  Mass  des  produzierten  Zuckerquantums  zu  ersetzen,  was 
eine  Art  Kontingentierung  der  Zuckerprämien  einführen  würde.    Das 
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Subkomitee  beschloss,  dass  die  Grenze  des  Gesamtbetrages  der  Ex- 
portprämie auf  6  Millionen  Gulden  zu  erhöhen  sei.  Ausserdem  be- 
schloss das  Subkomitee  eine  grosse  Anzahl  von  Aenderungen  an  den 
zahlreichen  Paragraphen  der  Gesetzes  vorläge,  welche  von  der  Ueber- 
wachung  und  den  Vorsichten  gegen  Hinterziehung  der  Steuer  handeln. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  erschien  bei  den  Beratungen  der 
§  59  der  Gesetzvorlage,  welcher  die  Uebergangsbestimmungen  nor- 
miert. Das  Gesetz  soll  nach  Vorschlag  der  Regierung  mit  der  Cam- 
pagne  des  Jahres  1888  auf  1889,  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Be- 
stimmungen mit  1.  August  1888  in  Wirksamkeit  treten.  Die  Regierung 
beantragte  nun  im  §  59  des  Regierungsentwurfes,  dass  für  alle  jene 
Zuckervorräte,  welche  am  1.  August  1888  sich  im  Inlande  vorfinden, 
die  Konsumsteuer  von  10  fl.  für  jeden  Metercentner  Konsumzucker  von 
mindestens  99^/2  Prozent  Polarisation,  für  den  Metercentner  Rohzucker 
8  fl.  50  kr.  zu  zahlen  seien.  Nur  500,000  Metr.  seien  von  diesem 
Vorrate  in  Abzug  zu  bringen.  Wer  am  1.  August  1888  einen  Vorrat 
von  mehr  als  100  kg  Zucker  besitze,  sei  verpflichtet,  das  Nettogewicht 
sowie  den  Ort  und  die  Räume  der  Aufbewahrung  binnen  3  Tagen 
den  Finanz behörden  schriftlich  anzumelden.  Die  Unterlassung  dieser 
Anmeldung,  sowie  Unrichtigkeiten  in  der  Angabe  der  Quantitäten 
um  mehr  als  5  Prozent  werden  mit  einer  Strafe  von  10  fl.  für  je  100  kg, 
der,  sei  es  zu  wenig  oder  zu  viel  angemeldeten  Zuckermenge  belegt. 

Abgesehen  von  der  Kritik  verschiedener  technischer  Mängel 
dieser  Uebergangsbestimmung  wurde  im  Subkomitee  hervorgehoben, 
dass  wenn  dieser  Paragraph  ungeändert  angenommen  würde,  die  Krise, 
welche  derzeit  in  der  österreichischen  Zuckerindustrie  herrsche  und 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  sich  in  der  nächsten  Zeit  noch  steigern 
werde,  sich  zu  einer  geradezu  bedrohlichen  Höhe  erheben  müsste. 
Die  Erörterungen,  welche  über  diesen  Gegenstand  im  Subkomitee 
des  Ausgleichsausschusses  sowie  in  den  Versammlungen  der  Öster- 
reich-ungarischen Zuckerfabrikanten  vorkamen,  sind  für  alle  Staaten, 
welche  vom  System  der  Pauschalierung,  gleichviel  ob  mit  oder  ohne 
Rübenabwage  zur  Konsumsteuer  übergehen  wollen,  so  lehrreich,  dass 
sie  wohl  an  diesem  Orte  Erwähnung  verdienen.  Wie  schon  früher 
dargethan  wurde,  waren  viele  Zuckerfabriken  durch  die  sehr  erheb- 
lichen Nachzahlungen  der  Zuckersteuer  in  Schwierigkeiten  geraten. 
Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  die  Nachzahlungen  nicht  die  be- 
drohliche Höhe,  ja  überhaupt  keinen  nennenswerten  Betrag  erreicht 
hätten,  wenn  die  österreichische  und  ungarische  Regierung  rechtzeitig 
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den  Pauschalierungsmassstab  geändert,  insbesondere  den  Füllungs- 
quotienten, d.  i.  die  Zahl  der  Füllungen  der  Diffusionsgefässe,  welche 
der  Berechnung  der  Steuer  zu  Grunde  gelegt  wurden,  nicht  auf  56 
belassen,  sondern,  wie  dies  den  Thatsachen  mehr  entsprochen  hätte, 
auf  63  oder  64  gesteigert  hätten.  Ausserdem  hätte  man,  wenn  man 
die  Steuerrestitution  beim  Pauschalierungssystem  (8  fl,  40  kr.  und  9  fl. 
40  kr.  für  Rohzucker  und  11  fl.  55  kr.  für  Rüben-Konsumzucker)  beibe- 
halten wollte,  wie  dies  allerdings  von  der  gesamten  Industrie  gewünscht 
wurde,  die  Rübensteuer  per  Metercentner  von  80  auf  85  selbst  90  kr. 
erhöhen  sollen.  Dies  geschah  aber  nicht,  der  Hauptgrund  hierfür  lag  wohl 
in  der  Schwerfälligkeit  des  Apparates  der  österreichisch-ungarischen 
Gresetzgebung,  da  ja  zur  Einbringung  jeder  Gesetzesvorlage,  ja  zu 
jeder  Ausführungsverordnung  die  Uebereinstimmung  beider  Regie- 
rungen, der  österreichischen  wie  der  ungarischen  nötig  gewesen  wäre, 
diese  nur  durch  längere  Vorverhandlungen  zu  erreichen  ist  und  die 
Interessen  beider  Staaten  nicht  ganz  identisch  sind.  Lange  schwierige 
Vorverhandlungen  sind  immer  nötig,  ohne  dass  das  Resultat  gesichert 
erscheint.  Insbesondere  in  Böhmen  und  Mähren  ist  eine  grosse  An- 
zahl von  Fabriken  entstanden,  und  haben  dieselben  ihren  Betrieb 
immer  mehr  ausgedehnt.  In  der  Campagne  des  Jahres  1868  auf  1869 
existierten  in  Oesterreich-Ungarn  162  Zuckerfabriken,  welche  zu- 
sammen 7,934,382  Mctr.  Rüben  versteuerten.  Im  Campagnejahr  1884 
auf  1885  existierten  229  Fabriken,  welche  zusammen  43,401,901  Mctr. 
Rüben  versteuerten.  Ein  besonders  grosser  Aufschwung  war  in  den 
Jahren  des  deutsch-französischen  Krieges  ersichtlich.  Schon  in  der 
Campagne  von  1872  auf  1873  arbeiteten  256  Fabriken  und  ver- 
arbeiteten 17,333,189  Mctr.  Rüben  also  um  150  Prozent  mehr  als  im 
Campagnejahr  1868  auf  1869.  Hier  muss  noch  bemerkt  werden,  dass 
in  dieser  Zeit  ein  für  die  Entwicklung  der  Industrie  überaus  günstiges^ 
für  den  Fiskus  freilich  ebenso  ungünstiges  Zuckersteuergesetz  existierte^ 
so  dass  thatsächlich  viel  mehr  Rübe  verarbeitet,  als  versteuert  wurde. 
Die  österreichische  Zuckerindustrie  eroberte  eine  grosse  Anzahl  von 
Exportmärkten,  insbesondere  solche,  welche  früher  von  Frankreich 
aus  versehen  worden  waren.  So  betrug  im  Jahre  1884  der  Export 
an  Rohzucker  über  1,800,000  an  Raffinade  nahezu  1,400,000  Mctr. 
In  der  Campagne  1885  auf  1886  schränkten  allerdings  zahlreiche 
Fabriken  den  Betrieb  ein,  auch  der  Export  sank.  Der  ungeheuere 
Aufschwung  der  deutschen  und  französischen  Zuckerindustrie  in  den 
letzten   Jahren  wirkte  neben  den   besprochenen  Mängeln  der  öster- 
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reichiscli-ungarischen  Gesetze  über  die  Zuckersteuer  ungünstig.  Nicht 
wenige  Fabriken  befinden  sich  in  kapitalsschwachen  Händen.  Alle 
diese  Umstände  bewirkten  eine  bedenkliche  Krise  in  der  Zucker- 
industrie. Nun  kam  der  neue  Gesetzentwurf  der  Regierung.  Wenn 
die  Fabriken  den  Ansprüchen  desselben  in  Rücksicht  auf  die  Ueber- 
wachung  nachkommen  wollen,  müssen  sie  für  die  Aufführung  der 
Umfassungsmauern  und  andere  Baulichkeiten  sehr  erhebliche  Beträge, 
nach  der  Berechnung  sachkundiger  Männer  zusammen  5  bis  10  Millio- 
nen Gulden  verwenden. 

Die  Exportprämien,  welche  der  Regierungsentwurf  vorschlug, 
sind  weitaus  geringer  als  die  bisher  bezogenen.  Wenn  die  Ueber- 
gangsbestimmungen,  wie  sie  der  §  59  der  Regierungsvorlage  enthielt, 
angenommen  worden  wären,  so  hätte  abgesehen  von  der  Nachzahlung 
für  den  Export  die  österreichische  Zuckerindustrie  auch  noch  für  den 
Mehrbetrag  der  Zuckervorräte  im  Inlande  über  500,000  Mctr.,  je 
nach  den  verschiedenen  Berechnungen  6  bis  10  Millionen  aufbringen 
müssen,  oder  wäre  um  diesen  Betrag  bei  forciertem  Export  die  Nach- 
zahlung erhöht  worden.  Demgemäss  entstand  nicht  nur  unter  den 
Zuckerfabrikanten,  sondern  auch  unter  den  Landwirten  der  Rüben- 
baudistrikte eine  starke  Bewegung  gegen  verschiedene  Vorschläge 
des  Gesetzentwurfes  der  Regierung,  welche  auch  zu  Aenderungen 
desselben  im  Subkomitee  führte.  Im  Plenum  des  Ausgleichsaus- 
schusses, sowie  im  Abgeordnetenhause  kamen  die  Vorschläge  des 
Subkomitees  für  die  Zuckersteuer  noch  gar  nicht  zur  Erörterung. 
Durch  diese  Verzögerung  wurde  der  österreichischen  Volkswirtschaft 
ein  sehr  bedeutender  Schade  zugefügt.  Zahlreiche  Zuckerfabriken 
sind  nämlich,  wenn  die  Bestimmungen,  wie  sie  der  Regierungsent- 
wurf über  die  Zuckersteuer  enthält,  aufrecht  erhalten  werden,  nicht 
in  der  Lage,  ihren  Betrieb  zum  mindesten  in  der  Campagne  1887 
auf  1888  weiterzuführen.  Es  hat  auch  eine  nicht  unbedeutende  An- 
zahl von  Fabriken  schon  erklärt,  ihren  Betrieb  einstellen  zu  wollen. 
Eine  viel  grössere  Anzahl  von  Fabriken  wäre  dann  genötigt,  den 
Betrieb  namhaft  zu  reduzieren. 

Obwohl  der  Entwurf  des  Zuckersteuergesetzes  am  5.  Mai  1886 
dem  Abgeordnetenhause  vorgelegt  war,  ist  derzeit  noch  kein  weiterer 
Schritt  zur  Erledigung  des  Gesetzes  geschehen,  als  die  Verhandlung 
im  Subkomitee  des  Ausschusses,  während  doch  nach  dem  schwer- 
fälligen Apparat  der  österreichisch-ungarischen  Gesetzgebung  in  be- 
zug   auf  alle  Angelegenheiten,    die   nach   gemeinsamen  von   Zeit  zu 
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Zeit  ZU  vereinbarenden  Grundsätzen  behandelt  werden  sollen,  nicht 
nur  das  Plenum  des  Ausgleichsausschusses  sondern  auch  das  öster- 
reichische Abgeordnetenhaus,  das  österreichische  Herrenhaus,  das 
ungarische  Abgeordnetenhaus,  das  ungarische  Oberhaus  die  betreffenden 
Gesetzesänderungen  annehmen  müssen,  bevor  die  Möglichkeit  der 
Sanktionierung,  mit  ihr  die  der  Promulgierung  des  betreffenden  Ge- 
setzes eintritt. 

Die  Leiter  der  Fabriken,  die  in  Oesterreich  zum  grössten  Teile 
Gesellschaften  gehören,  sind  nun  nicht  in  der  Lage  auch  nur  mit 
einiger  Sicherheit  den  Rübenpreis  zu  bestimmen.  Demgemäss  werden 
in  vielen  Gegenden  gar  keine  Rübenkontrakte  abgeschlossen,  da  wo 
sie  abgeschlossen  werden,  tragen  sie  den  Charakter  sehr  riskanter 
Geschäfte.  Der  Preis  per  Metercentner  Rübe  wurde  daher  um  20 
bis  30  kr.  ja  40  kr.  per  Metercentner  gedrückt.  Da  aber  der  Rüben- 
anbau spätestens  im  Monate  April  erfolgen  muss,  so  ist  durch  die 
Verzögerung  in  der  Promulgierung  des  betreffenden  Gesetzentwurfes 
durch  die  hierdurch  entstandene  Unklarheit  ein  überaus  grosser  Schaden 
entstanden,  der  für  Fabrikanten  und  Rübenbauer  wohl  nicht  unter 
vielen  Millionen  Gulden  anzuschlagen  ist. 


VL 

Zu  den  Ausgleichsvorlagen,  welche  notwendigerweise  eingebracht 
werden  mussten  und  deren  Erledigung,  wenn  der  Ausgleich  über- 
haupt zustande  kommen  soll,  notwendig  ist,  gehören  das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  und  die  Bankvorlage.  Sowohl  das  bestehende  Zoll- 
und  Handelsbündnis,  wie  auch  das  gegenwärtige  Privilegium  der  ein- 
zigen Zettelbank  in  Oesterreich-Ungarn,  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  laufen  mit  Ende  1887  ab.  Es  besteht  zwischen  diesen  beiden 
Ausgleichsangelegenheiten  der  Unterschied,  dass,  wie  wir  schon  be- 
merkt haben,  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  Ende  1887  für  weitere 
10  Jahre  in  Wirksamkeit  geblieben  wäre,  wenn  nicht  eine  Kündi- 
gung seitens  eines  der  beiden  Ministerien  stattgefunden  hätte.  Diese 
erfolgte  vor  Schluss  des  Jahres  1886  seitens  des  ungarischen  Ministe- 
riums. Die  Notwendigkeit  einer  Kündigung  bezüglich  des  Bankprivi- 
legiums  findet  nicht  statt.  Das  Bankprivilegium  läuft  mit  Ende 
Dezember  1887  ab.  Auch  die  neue  Vorlage  nimmt  keine  stillschwei- 
gende Verlängerung,  demgemäss  auch  nicht  die  Notwendigkeit  einer 
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Kündigung  an.  Wie  Art.  I  des  Gesetzentwurfes  betreffend  die  Ver- 
längerung des  Privilegiums  der  österreichisch-ungarischen  Bank  besagt, 
wird  das  Bankprivilegium ,  welches  für  die  Zeit  vom  1.  Juli  1878 
bis  31.  Dezember  1887  verliehen  war,  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888 
bis  letzten  Dezember  1897  verlängert,  jedoch  gleichzeitig  eine  Reihe 
sehr  wichtiger  Bestimmungen  des  alten  Privilegiums  geändert,  so 
dass  das  neue  Privilegium  in  sehr  wesentlichen  Punkten  auf  ganz 
anderen  Grundlagen  beruht  als  das  bisherige.  Das  Zoll-  und  Han- 
delsbündnis wie  das  Bankprivilegium  bemühen  sich  die  schwierige 
Aufgabe  zu  lösen  die  Gemeinschaft  zweier  Staaten,  welche  verschie- 
dene Ministerien,  verschiedene  Parlamente,  eine  verschiedene  Gesetz- 
gebung in  Bezug  auf  sehr  wichtige  Teile  des  Steuerwesens  und  der 
volkswirtschaftlichen  Politik  besitzen,  in  Rücksicht  auf  die  wichtigsten 
Teile  des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  erhalten.  Dass  die  Lösung 
dieser  Aufgabe  auch  im  besten  Falle  mangelhaft  ist,  dass  die  Aus- 
führung der  betreffenden  üebereinkommen  in  der  Wirklichkeit  viel 
zu  wünschen  übrig  lässt,  braucht  wohl  nicht  des  besonderen  aus- 
geführt zu  werden.  An  der  Art  wie  diese  Aufgabe  in  Gesetz  und 
Praxis  gelöst  wird,  an  den  hierbei  hervortretenden  grossen  Mängeln 
zeigt  es  sich  wieder,  dass  die  schw^ierigste  Aufgabe  stets  darin  liegt 
die  Gemeinschaft  zwischen  zwei  Staaten  zu  erhalten,  die  gleichbe- 
rechtigt sind  und  über  diese  ihre  Gleichberechtigung  mit  der  grössten 
Eifersucht  und  mit  grösstem  Misstrauen  wachen,  von  denen  jeder  bei 
der  Lösung  vieler  Angelegenheiten  anzunehmen  geneigt  ist,  für  ihn 
sei  schädlich,  was  dem  Nachbar  vorteilhaft  sei.  Die  Herstellung 
einer  Gemeinschaft  zwischen  einer  grösseren  Anzahl  von  Staaten 
stösst  weitaus  nicht  auf  dieselben  Schwierigkeiten.  Es  dürfte  dem- 
nach für  weitere  Kreise  von  Interesse  sein,  aus  einer  kurzen  Darstellung^ 
zu  entnehmen,  wie  diese  Fragen  in  Bezug  auf  Oesterreich  und  Ungarn 
gelöst  worden  sind. 

Vor  allem  muss  hervorgehoben  werden,  dass  der  Entwurf  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses,  welches  am  5.  Mai  1886  vorgelegt 
wurde  und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  Ende  1897  Gel- 
tung haben  soll,  in  der  grossen  Mehrzahl  seiner  Bestimmungen  mit 
dem  ersten  Zoll-  und  Handelsbündnisse  übereinstimmt,  welches  nach 
der  Umformung  der  Verfassung  der  österreichisch-ungarischen  Mo- 
narchie im  Sinne  des  Dualismus  zwischen  beiden  Staaten  abgeschlossen 
und  für  Oesterreich  durch  das  Gesetz  vom  24.  Dezember  1867  bekannt 
gemacht  wurde.     Art.  1  spricht  die  Gemeinsamkeit  des  Zollgebietes 
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beider  Staaten  aus.  Dieselben  sollen  zusammen  ein  Zoll-  und  Handels- 
gebiet bilden,  eine  gemeinsame  Zollgrenze  besitzen.  Demgemäss 
darf  keiner  der  beiden  Staaten,  die  aus  dem  Ländergebiete  des  anderen 
Staates  eingeführten  Artikel  mit  solchen  Abgaben  belasten,  mit  denen 
die  ähnlichen  Grewerbserzeugnisse  oder  Produkte*  des  eigenen  Länder- 
gebietes nicht  belastet  sind. 

Art.  2  setzt  fest,  dass  die  bis  zum  Abschlüsse  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  abgeschlossenen  Handels-,  Zoll-,  Schiffahrts-,  Kon- 
sular-,  Post-  und  Telegraphenverträge  für  beide  Staaten  gleich  bindende 
Kraft  haben.  Der  Abschluss  neuer  Verträge  geschieht  durch  den 
gemeinsamen  Minister  des  Aeusseren  auf  Grund  von  Vereinbarungen 
zwischen  den  Ressortministern  beider  Staaten.  Den  gesetzgebenden 
Körpern  steht  das  Recht  der  Genehmigung  derartiger  Verträge  zu. 
Wenn  beim  Ablauf  eines  solchen  Vertrages  einer  der  Staaten  von 
dem  darin  vorbehaltenen  Rechte  der  Kündigung  Gebrauch  gemacht 
wissen  will,  so  hat  derselbe  sechs  Monate  vor  Ablauf  des  Kündigungs- 
termines  dem  anderen  Teil  von  der  Absicht  zu  kündigen,  Mitteilung 
zu  machen.  Kommt  bis  zum  Kündigungstermine  keine  sonstige  Ver- 
ständigung zwischen  den  beiden  Staaten  zustande,  so  hat  der  Minister 
des  Aeusseren  auch  über  Verlangen  des  einen  Teiles  die  Kündigung 
vorzunehmen. 

Art.  3  erklärt  die  Gemeinsamkeit  der  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses geltenden  Zollgesetze  und  Zolltarife,  sowie  dass  sie  durch 
verfassungsmässige  Beschlüsse  beider  Legislaturen  geändert  werden 
dürfen.  Die  ersten  3  Artikel  lauten  in  dem  derzeit  vorliegenden 
Entwürfe  wie  in  den  Gesetzen  vom  Jahre  1867  und  1878, 

Art.  4  erfuhr  Aenderungen.  Noch  im  Jahre  1867  besassen  so- 
wohl Oesterreich  als  Ungarn  sogenannte  Zollausschlüsse,  das  ist  Frei- 
handelsgebiete, in  welchen  der  Verkehr  durch  die  bestehenden  Zölle 
nicht  beschränkt  wurde.  Im  Jahre  1867  wurde  ausgesprochen,  dass 
die  Errichtung  neuer  Zollausschlüsse  nur  im  gemeinsamen  Einver- 
nehmen stattfinden  könne.  Im  Jahre  1878  wurde  zum  Prinzipe  er- 
hoben, dass  die  bestehenden  Zollausschlüsse  aufgehoben  werden 
sollen.  Eine  Anzahl  derartiger  Freihandelsgebiete  wurde  auch  schon 
aufgehoben.  Derzeit  bestehen  nur  mehr  die  Freihafengebiete  von  Triest 
in  Oesterreich  und  von  Fiume  in  Ungarn.  Art.  4  des  neuen  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  erklärt,  dass  die  Einbeziehung  der  Freihafen- 
gebiete von  Triest  und  Fiume  in  das  allgemeine  österreichisch-ungari- 
sche Zollgebiet  spätestens  mit  31.  Dezember  1889  stattfinden  müsse. 
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Art.  5  bestimmt,  dass  die  Einhebung  und  Verwaltung  der 
Zölle  den  Regierungen  beider  Teile  an  den  Grenzen  des 
ihnen  unterstehenden  Ländergebietes  überlassen  bleibe, 
doch  stehe  jedem  der  Staaten  das  Recht  zu,  durch  Inspektoren  von 
dem  auf  das  Zollwesen  bezüglichen  Geschäftsgange  des  anderen  Staates 
Einsicht  zu  nehmen  und  die  Wahrnehmungen  den  betreffenden  Ressort- 
ministern mitzuteilen. 

Art.  6  und  7  treffen  nähere  Bestimmungen  über  die  See-  und 
Flussschiffahrt.  Hier  wird  ausgesprochen,  dass  die  Staatssubvention 
für  den  österreichisch-ungarischen  Lloyd,  sowie  die  von  demselben 
zu  entrichtende  Einkommensteuer  einen  Theil  des  Budgets  des  Mini- 
steriums des  Aeusseren  bilden. 

Art.  8  trifft  Bestimmungen  bezüglich  der  Eisenbahnen,  insbe- 
sondere sollen  die  bestehenden  für  beide  Staaten  gültigen  Eisenbahn- 
betriebsordnungen solang  unverändert  beobachtet  werden,  als  sie 
nicht  im  gegenseitigen  Einvernehmen  und  in  einer  für  beide  Teile 
gleichartigen  Weise  geändert  sein  werden. 

Art.  9  ordnet  die  Verhältnisse  des  Konsularwesens.  Dasselbe 
Avird  von  dem  gemeinsamen  Minister  des  Aeusseren  geleitet.  Die 
Handelsminister  beider  Staaten  haben  das  Recht  mit  den  Konsulaten 
in  direkte  Korrespondenz  zu  treten.  Der  Minister  des  Aeusseren  hat 
im  Einvernehmen  mit  beiden  Handelsministern  vorzugehen. 

Art.  10  bestimmt,  dass  die  Handelsministerien  beider  Staaten 
einander  gegenseitig  das  statistische  Material,  welches  das  Handels- 
und Verkehrswesen  betrifft,  mitteilen  und  dafür  Sorge  tragen  werden, 
dass  aus  demselben  ein  Gesammtoperat  hergestellt  werde. 

Art.  11  ordnet  an,  dass  das  Salz-  und  Tabakgefälle,  dann  jene 
indirekten  Abgaben,  welche  auf  die  wirtschaftliche  Produktion  von 
unmittelbarem  Einfluss  sind,  als  welche  die  Branntwein-,  Bier-  und 
Zuckersteuer  genannt  werden,  in  beiden  Ländergebieten  während 
der  Dauer  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  nach  vereinbarten  gleichen 
Gesetzen  und  Verwaltungsvorschriften  zu  handhaben  seien.  Diese 
können  nur  mehr  im  gemeinsamen  Einverständnisse  geändert  werden. 
Zur  Wahrung  der  Uebereinstimmung  bei  der  Handhabung  dieser 
Vorschriften  steht  jedem  der  beiden  Finanzminister  das  Recht  zu,  von 
dem  Geschäftsgange  bei  den  leitenden  und  einhebenden  Behörden  des 
anderen  Staates  Einsicht  zu  nehmen.  Dieser  Artikel  erhielt  in  der 
gegenwärtigen  Vorlage  einen  wichtigen  Zusatz.  Das  Zoll-  und  Handels- 
bündnis  des  Jahres  1867    enthält  bezüglich   des  Salz-   und  Tabak- 
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monopols,  der  Branntwein-,  Bier-  und  Zuckersteuer  im  allgemeinen 
dieselben  Bestimmungen,  wie  das  gegenwärtige  Zoll-  und  Handels- 
bündnis. Ein  finanziell  sehr  wichtiger  Unterschied  findet  aber  in 
Bezug  auf  die  Restitution  beim  Export  von  Zucker,  Sprit  und  Bier 
statt.  Die  Zuckerindustrie  war  zwischen  dem  1.  und  2.  Ausgleiche,, 
zwischen  den  Jahren  1867  und  1878  so  bedeutend  gestiegen,  dass 
der  Export  sich  um  ein  Vielfaches  vergrössert  hatte.  Die  beim  Exporte 
der  erwähnten  Industrieprodukte  gezahlten  Steuerrückvergütungen 
betrugen  viele  Millionen.  Nach  dem  Ausgleich  vom  Jahre  1867 
wurden  dieselben  aus  den  Zöllen  gezahlt,  demgemäss  entrichtete  Ungarn 
von  den  Steuerrestitutionen  ursprünglich  30,  dann  31,4  Prozent,  Oester- 
reich  70,  dann  68,6  Prozent.  Da  Ungarn  weitaus  nicht  im  gleichen 
Verhältnisse  exportierte,  verlangte  es  beim  Ausgleiche  der  Jahre  1877/78 
die  Aenderung  der  betreffenden  Bestimmungen.  In  Zukunft  solle 
jeder  der  beiden  Reichsteile  jenen  Teil  der  Steuerrestitution  für  den 
Export  jedes  der  Artikel:  Zucker,  Sprit  und  Bier  tragen,  welcher 
dem  Anteile  entspricht,  den  der  betreffende  Staat  an  der  gesamten 
Produktion  jedes  der  erwähnten  Artikel  in  der  gesamten  Monarchie 
besitzt.  Die  Höhe  dieses  Anteils  wird  nach  dem  Betrage  der  Brutto- 
steuer, welche  in  dem  betreffenden  Jahre  in  dem  betreffenden  Staate 
einfliesst,  berechnet.  Dieses  Verlangen  Ungarns  erweckte  starkes 
Widerstreben  seitens  Oesterreichs,  da  die  Vertreter  Oesterreichs  be- 
haupteten, dass  die  Vorteile,  die  durch  die  erwähnten  Verhältnisse 
Oesterreich  zufliessen,  schon  bei  der  Bestimmung  der  Quote  berück- 
sichtigt seien.  Ungarn  drang  mit  seinem  Verlangen  durch,  die  von 
ihm  gewünschte  Bestimmung  wurde  beim  Ausgleiche  des  Jahres 
1878  in  das  Gesetz  über  die  Quoten  aufgenommen.  Beim  vor- 
liegenden Ausgleiche  wurde  diese  Bestimmung  dem  Zoll-  und 
Handelsbündnisse  und  zwar  dem  Art.   11  einverleibt. 

Art.  12  erklärt,  dass  die  bestehende  österreichische  Währung 
bis  zu  ihrer  gesetzlichen  Aenderung  die  gemeinsame  Landeswährung 
zu  verbleiben  habe.  Auch  bei  diesem  Artikel  finden  sich  sehr  wich- 
tige Aenderungen  im  Vergleiche  zu  den  früheren  Ausgleichsgesetzen. 
Die  derzeitigen  österreichischen  Währungsverhältnisse  bieten  ein  ganz 
eigentümliches  Bild.  Nach  dem  Gesetze  gilt  die  Silberwährung.  Gold- 
münzen, wenngleich  sie  geprägt  werden  und  die  Zölle  in  Gold  zu 
entrichten  sind,  gelten  für  blosse  Ware.  Man  sollte  hiernach  an- 
nehmen, dass  Oesterreich  das  Land  der  reinen  Silberwährung  sei. 

Die  Sache  verhält  sich  jedoch  anders.    Die  unbeschränkte  Silber- 
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prägung  ist  eingestellt,  die  Banknoten  der  österreichisch-ungarischen 
Bank,  wie  die  Staatsnoten  geniessen  den  Zwangskurs.  Thatsächlich 
stehen  die  Banknoten  viel  höher  als  das  ungemünzte  Silber.  Je 
nach  dem  Londoner  Kurs  desselben  ist  in  den  letzten  10  Jahren  das 
Silber  um  5  bis  10  ja  mehr  Prozent  weniger  wert  gewesen,  als 
Banknoten  oder  gemünztes  Silber.  Im  Zoll-  und  Handelsbündnis 
vom  Jahre  1867  wird  erklärt,  dass  den  beiderseitigen  Vertretungen 
baldigst  gleichzeitig  Vorlagen  zur  Einführung  der  Goldwährung 
gemacht  werden  sollen,  wobei  die  Grundsätze  der  Pariser  Münz- 
konferenz möglichst  zur  Geltung  zu  bringen  sein  werden. 

Im  Ausgleiche  des  Jahres  1877/78  heisst  es,  dass  den  beider- 
seitigen Vertretungen  baldigst  gleichzeitige  Vorlagen  gemacht  werden, 
welche  geeignet  sind,  die  Herstellung  metallischer  Zirkulation 
zu  sichern. 

Im  gegenwärtigen  Ausgleiche  begnügen  sich  die  beiderseitigen 
Regierungen  zu  erklären,  dass  sie  unmittelbar  nach  Abschluss  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  eine  Kommission  zur  Beratung  jener 
vorbereitenden  Massregeln  einsetzen  werden,  welche  notwendig  sind, 
um  beim  Vorhandensein  einer  günstigen  finanziellen  Lage  die  Her- 
stellung von  Barzahlungen  in  der  Monarchie  zu  ermöglichen.  Die 
mit  der  Herstellung  der  Valuta  neu  einzuführende  Währung  hat  den 
Namen  österreichisch-ungarische  Währung  zu  führen.  Bei  Erörte- 
rung dieser  wichtigen  Angelegenheit  im  Ausschusse  kam  überdies 
noch  hervor,  dass  die  ungarische  Regierung  gar  nicht  daran  denke, 
eine  geraeinsame  österreichisch-ungarische  Kommission  zu  bestellen, 
sondern  dass  nur  jede  der  beiden  Regierungen  eine  Kommission  ein- 
setzen werde.  Die  Absicht  des  Ausgleichsgesetzes  vom  Jahre  1867  die 
Goldwährung  im  Sinne  der  Pariser  Münzkonferenz  einzuführen,  änderte 
sich  somit  im  Jahre  1878  zur  Einführung  der  metallischen  Währung 
und  im  Jahre  1887  zur  Beratung  von  vorbereitenden  Massregeln, 
welche  notwendig  sind,  um  beim  Vorhandensein  einer  günstigen 
finanziellen  Lage  die  Herstellung  der  Barzahlungen  zu  ermöglichen. 

Die  Art.  13  bis  20  ordnen  die  Gleichförmigkeit  in  Bezug  auf 
das  (metrische)  Mass-  und  Gewichtsystem,  den  Feingehalt  der  Gold- 
und  Silberbarren,  die  formale  Reciprocität  in  Bezug  auf  das  Gewerbe- 
recht, das  Hausierwesen,  dann  die  Gleichförmigkeit  des  Privilegium-, 
Marken-  und  Musterschutzrechtes,  des  Post-  und  Telegraphenwesens, 
den  gegenseitigen  Schutz  des  geistigen  und  artistischen  Eigentums 
an.    Ebenso  sind  die  in  einem  der  beiden  Ländergebiete  gesetzmässig 
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errichteten  Aktiengesellschaften,  Versicherungsgesellschaften,  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften  berechtigt,  ihre  Wirksamkeit  auf  das 
andere  Ländergebiet  auszudehnen  und  Zweigniederlassungen  zu  gründen. 

Art.  21  ordnet  eine  gemeinsame  Zoll-  und  Handelskonferenz 
an.  Art.  22  ordnet  die  Zollverhältnisse  in  Bezug  auf  die  okkupierten 
Länder  Bosnien  und  Herzegowina. 

Die  Aenderungen,  welche  an  dem  Zoll-  und  Handelsbündnisse 
nach  Ablauf  von  20  Jahren  vorgenommen  werden,  sind  somit  nicht 
von  sehr  grosser  Bedeutung.  Sie  beziehen  sich,  abgesehen  von  der 
Aufnahme  der  Bestimmungen  über  die  Steuerrestitution  für  den  Export 
von  Zucker,  Sprit  und  Bier  aus  dem  Quotengesetze  in  das  Gesetz 
über  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  und  von  den  Bestimmungen,  die 
durch  die  Okkupation  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  notwendig 
wurden,  lediglich  auf  zwei  Punkte,  die  Frage  der  Freihandelsgebiete 
und  die  Frage  der  Währung.  Entsprechend  der  Bewegung,  welche 
im  Deutschen  Reiche  gegen  die  Freihandelsgebiete  entstanden  ist, 
werden  auch  in  Oesterreich,  wie  dies  das  gegenwärtig  vorliegende 
Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen  Oesterreich -Ungarn  darthut, 
die  letzten  Freihäfen  in  dem  österreichischen  Triest  und  dem 
ungarischen  Fiume  mit  Ende  1889  aufhören.  Bedauerlich  er- 
scheint der  Verlauf  der  Währungsfrage.  Es  würde  zu  weit  führen, 
die  zahlreichen  Interessen  und  Erwägungen,  die  hierbei  in  Frage 
kommen,  hier  zu  erörtern.  Allerdings  hat  das  an  das  Ausland  tief 
verschuldete  Oesterreich  —  sollen  ja  an  Titeln  der  öffentlichen  Schuld 
und  an  Privatschuldtiteln  an  4  Milliarden  Franks  im  Besitze  von  Aus- 
ländern sein  —  vollen  Grund  in  dieser  Frage  vorsichtig  vorzugehen 
und  solange  nicht  ein  Uebereinkommen  mit  einer  grossen  Anzahl  von 
Staaten,  insbesondere  mit  Italien,  Frankreich  und  Deutschland  mög- 
lich ist,  keinen  selbständigen  Versuch  im  Sinne  der  gemischten 
Währung  zu  machen.  Dass  die  Verwilderung  der  Währungsfrage, 
wenn  man  so  sagen  darf,  einen  solchen  Grad  erreicht  hat,  war  frei- 
lich nicht  nötig.  Wenn  man  aber  von  diesen  beiden  Fragen  absieht, 
haben  sich  die  Grundlagen  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  vom 
Jahre  1867  bis  zur  Gegenwart  erhalten  und  dürften  nahezu  dieselben 
Bestimmungen  über  so  überaus  wichtige  Fragen  des  wirtschaftlichen 
Lebens,  wie  sie  im  Jahre  1867  festgestellt  worden  sind,  noch  im  Jahre 
1897  Geltung  haben.  Es  ist  dies  um  so  bedeutsamer,  als  ja  das 
österreichische  ZoU-  und  Handelsbündnis  die  harten  Krisen  der  so 
unzweckmässigen  Ausgleichsverhandlungen,  dann  der  Aenderung  der 
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öffentlichen  Meinung  in  Ungarn  und  0 esterreich  über  die  Prinzipien 
der  Zollpolitik  —  die  Ungarn  wurden  aus  leidenschaftlichen  Frei- 
händlern stark  schutzzöUnerische  Agrarier  —  zu  bestehen  hatte. 
Allerdings  sind  in  Bezug  auf  die  Verwaltung  der  betreffenden  An- 
gelegenheiten zahlreiche  Klagen  laut  geworden.  In  der  österreichi- 
schen 1.  und  2.  Kammer  wurde  hervorgehoben,  dass  die  ungarische 
Zollverwaltung  in  Bezug  auf  den  für  Verkehr  mit  Rumänien  so 
wichtigen  Viehimport  sich  manche  Ungebühr  habe  zu  Schulden  kommen 
lassen.  Die  bedauerliche  Behandlung  der  Petroleumzollfrage  in  der 
Praxis  der  ungarischen  Zollverwaltung,  welche  bewirkte,  dass  das 
österreichische  Publikum  eine  ungeheure  Vertheuerung  des  Petroleums 
tragen  musste,  der  österreichische  Staat  aber  trotz  der  Erhöhung 
des  Petroleumszolles  von  3  fl.  75  kr.  auf  lOfl.  Gold  keine  Mehreinnahmen 
zu  verzeichnen  hatte,  haben  wir  schon  oben  geschildert.  Doch  alle 
diese  Uebelstände  hätten  sich  bei  rechtzeitigem  Eingreifen  der  öster- 
reichischen Regierung;  die  ja  durch  das  im  Zoll-  und  Handelsbündnis 
bestehende  Institut  der  Inspektoren  die  Mittel  dazu  in  der  Hand 
hatte,  im  Keime  beseitigen  lassen. 


vn. 

Das  zweite  der  Ausgleichsgesetze,  welches  gleichfalls  nur  für 
eine  bestimmte  Zeit  bis  zum  Ende  1887  Geltung  hat,  ist  das  Gesetz 
über  das  Privilegium  der  österreichisch-ungarischen  Bank.  Beide 
Regierungen  kamen  dahin  überein,  dem  Abgeordnetenhause  eine  Ver- 
längerung dieses  Privilegiums  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis 
31.  Dezember  1897  vorzuschlagen.  Der  Einbringung  des  Gesetzent- 
wurfes waren  lange  und  eingehende  Verhandlungen  mit  der  öster- 
reichisch-ungarischen Bankgesellschaft  vorangegangen.  Die  Bank 
hatte  eine  Reihe  von  Vorschlägen  wegen  Aenderung  gewisser  statu- 
tarischer Bestimmungen  gemacht.  In  den  betreffenden  Eingaben  be- 
hauptet die  österreichisch  -  ungarische  Bankgesellschaft,  dass  dies© 
Aenderungen  vorwiegend  im  Interesse  des  Publikums  lägen.  Es  lässt 
sich  jedoch  nicht  verkennen,  dass  eine  ganze  Reihe  derselben  zum 
mindesten  auch  ganz  vorzüglich  den  finanziellen  Interessen  der  Bank 
zu  dienen  bestimmt  war.  Im  Generalsekretär  Leonhardt  fand  die 
österreichisch-ungarische  Bank  einen  gewandten,  ebenso  nüchternen, 
wie  sachkundigen  Vertreter.    Es  braucht  gar  nicht  besonders  hervor- 
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gehoben  zu  werden,  dass  die  Einrichtung  der  einzigen  Zettelbank 
in  Oesterreich,  dem  Lande  des  Papiergeldes,  dem  Lande  mit  nomi- 
neller Silber-  und  thatsächlicher  Papierwährung  von  allerhöchster 
Wichtigkeit  ist.  Es  ist  eines  der  Hauptverdienste  der  alten  Ver- 
fassungspartei gewesen,  dass  sie  unter  harten  Kämpfen  die  Bankakte 
des  Jahres  1862  schuf  und  für  die  Bedeckung  des  grössten  Teiles 
der  ungeheuren  Schuld  des  Staates  an  die  Nationalbank  sorgte. 

Dem  österreichischen  Geldwesen  wurde  damals  eine  denn  doch 
einigermassen  verlässliche  Grundlage  geboten.  Allerdings  zerstörte 
das  Jahr  1866  und  die  unheilvolle  Thätigkeit  des  Ministeriums 
Belcredi,  insbesonders  die  Emission  mehrerer  hundert  Millionen 
Staatsnoten  einen  grossen  Teil  des  geschaffenen  Werkes.  Die  Auf- 
nahme der  Barzahlungen  wurde  unmöglich  gemacht.  Die  Bank  er- 
hielt ihre  der  dualistischen  Verfassung  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  entsprechende  Gestaltung  in  den  Ausgleichsverhandlungen 
der  Jahre  1877  und  1878.  Die  Vorlage  in  der  gegenwärtigen  Aus- 
gleichsverhandlung beantragte  wichtige  Aenderu^^igen  in  dem  Bank- 
privilegium  des  Jahres  1878.  Die  österreichisch-ungarische  Bank, 
wie  die  umgeänderte  alte  österreichische  Nationalbank  nun  heisst, 
war  und  ist  eine  Aktiengesellschaft,  die  wie  beim  zweiten  Ausgleiche 
so  auch  nach  dem  jetzigen  Gesetze  ein  Aktienkapital  von  90  Mil- 
lionen geteilt  in  150,000  Aktien  ä  600  fl.  besitzt. 

Im  Gesetze  vom  17.  Juni  1878  wurde  die  Bestimmung  der 
Bankakte  vom  Jahre  1862  beibehalten,  wonach  die  Bank  allein  be- 
rechtigt sein  soll,  Banknoten,  die  jedoch  nicht  auf  einen  niedrigeren 
Betrag  von  10  fl.  lauten  dürfen,  auszugeben.  Daneben  bestanden 
und  bestehen  allerdings  Staatsnoten  zu  1,  5  und  50  fl,  dann  staat- 
liche Hypothekarscheine,  die  zusammen  den  Betrag  von  400  Mil- 
lionen Gulden  nicht  übersteigen  dürfen.  Jener  Betrag  an  Bank- 
noten, um  welchen  die  Summe  der  umlaufenden  Noten  200  Millionen 
Gulden  überstieg,  musste  durch  Edelmetall  gedeckt  sein. 

Zur  bankmässigen  Bedeckung  durften  dienen: 

a)  statutenmässig  eskomptierte  Wechsel  und  Effekten; 

b)  statutenmässig  beliehene  Edelmetalle  und  Wertpapiere; 

c)  eingelöste,  verfallene  Effekten  und  Coupons  von  österreichi- 
schen und  ungarischen  Staats-,  Landes-,  bezw.  von  Gemeinde- 
schulden ; 

d)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze.  Sollte  die  Erfahrung  dar- 
gethan  haben,  dass  der  hier  festgestellte  Betrag   der   bloss 

878 


Der  östen-eichisch-ungarische  Ausgleich.  311 

bankmässig  bedeckten  Noten   unzulänglich  gewesen   sei,   so 

war  die  Bank  berechtigt,   ihre  diesfalls  zu  stellenden,  that- 

sächlich  begründeten  Anträge   den  Regierungen  vorzulegen 

und   deren  verfassungsmässige  Behandlung  anzusprechen. 

Die  neue  Vorlage  ändert  die  betreifenden  Bestimmungen  dahin, 

dass  ^/s  des  Gesamtbetrages   der   umlaufenden   Banknoten   durch 

den  Barvorrat  in  Silber   oder  in  Gold  gemünzt  oder  in  Barren,  der 

Rest  des  Banknotenumlaufes   zuzüglich   der  sofort  zur  Rückzahlung 

fälligen  gegen  Verbriefung  oder  in  laufender  Rechnung  übernommenen 

fremden  Gelder,  bankmässig  gedeckt  sein  muss. 

Zur  bankmässigen  Bedeckung  dürfen  dienen: 

a)  statutenmässig  eskomptierte  Wechsel  und  Effekten; 

b)  statutenmässig    beliehene    Edelmetalle,    Wertpapiere    und 
Wechsel; 

c)  statutenmässig  eingelöste  verfallene  Effekten  und  Coupons; 

d)  Wechsel  auf  auswärtige  Plätze. 
Wenn  der  Betrag  der  umlaufenden  Banknoten  den  Bar- 

rorrat  um  mehr  als  zweihundert  Millionen  Gulden  über- 
steigt, so  hat  die  Bank  von  dem  Ueberschusse  eine  Steuer 
von  jährlich  fünf  vom  Hundert  an  die  beiden  Staats- 
verwaltungen, und  zwar  in  der  Weise  zu  entrichten,  dass 
davon  70  Prozent  der  kaiserlich  österreichischen  und 
30  Prozent  der  königlich  ungarischen  Staatsverwaltung 
zu  gute  kommen. 

Die  Bank  erhielt  das  Recht,  den  Betrag  der  in  ihren  Händen 
jeweilig  befindlichen  Staatsnoten  von  dem  Betrage  der  bankmässig  zu 
bedeckenden  Banknoten  in  Abzug  zu  bringen.  Während  der  Geltung 
des  ZAvangskurses  ist  sie  berechtigt  30  Millionen  Gulden  des  Metall- 
schatzes zur  Eskomptierung  von  Metallwechseln,  Devisen  auf  aus- 
wärtige Plätze  zu  verwenden,  was  nach  den  früheren  Statuten  unzu- 
lässig war. 

Nach  dem  Uebereinkommen  mit  der  österreichisch-ungarischen 
Bank  in  den  Jahren  1862  und  1878  erhielt  der  Staat  für  die 
Zeit  des  Privilegiums  von  der  Bank  ein  unverzinsliches  Darlehen 
von  80  Millionen  Gulden.  Von  dem  Gewinne  erhält  Oesterreich 
und  Ungarn  nach  dem  Verhältnis  von  70  :  30  die  Hälfte  über  den 
Ertrag  von  7  Prozent.  Doch  soll  dieser  Gewinn  zur  Amortisierung 
des  Darlehens  per  80  Millionen  Gulden  verwendet  werden.  Bis 
zum  Ende  des  Jahres  1886  waren  auf  diese.  Weise  etwa  600,000  fl. 
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den  beiden  Staaten  zugefallen,  wodurch  die  Schuld  an  die  National- 
bank sich  auf  etwa  79,400,000  fl.  verminderte.  Auch  in  dem  nun 
vorgelegten  Bankstatute  wird  daran  festgehalten,  dass  der  Staat  die 
Hälfte  des  Gewinnes  über  den  Tprozentigen  Ertrag  des  Aktienkapitals 
erhalte.  Von  der  Opposition  wurde  diese  Bestimmung  angegriffen. 
Der  Zinsfuss  sei  seit  dem  Jahre  1 878  für  österreichische  Staatspapiere 
um  nahezu  1  ^/2  Prozent,  der  Eskomptezinsfuss  für  beste  Wechsel  um 
nahezu  1  Prozent  gefallen.  Demgemäss  sei  das  zinsfreie  Darlehen 
im  Jahre  1887  bedeutend  weniger  wert  als  im  Jahre  1877.  Die 
Bank  erhalte  durch  das  Zugeständnis  30  Millionen  ihres  Metall- 
schatzes zum  Eskompte  von  Wechseln  in  Metallvaluta  verwenden  zu 
können,  welche  Bestimmung  gleichfalls  Bedenken  hervorrufe,  einen 
jährlichen  Mehrertrag  von  mindestens  600,000  fl.  Das  Darlehen  der 
Bank  an  den  Staat  habe  sich  um  600,000  fl.  vermindert.  Das  Recht» 
die  im  Besitze  der  Bank  befindlichen  Staatsnoten  von  den  zu  be- 
deckenden Banknoten  abzuziehen,  repräsentiere  gleichfalls  einen  jähr- 
lichen Vorteil  von  150,000—200,000  fl.  Zudem  sollten  doch  auch 
die  Ansprüche  der  Bankaktionäre  in  Rücksicht  auf  die  Verzinsung 
mit  Rücksicht  auf  das  starke  Sinken  des  Zinsfusses  geringer  sein. 
Die  Opposition  beantragte  daher,  dass  nicht  von  7  Prozent,  sondern 
von  6  Prozent  an  dem  Staate  die  Hälfte  des  Mehrertrages  zufalle. 
Bei  der  ersten  Verhandlung  im  Abgeordnetenhause  siegte  die  Oppo- 
sition. Durch  das  Bündnis  der  Klerikalen,  Czechen  und  Polen  wurde 
aber,  nachdem  die  Majorität  des  Herrenhauses  den  Vorschlag  der 
Regierung  angenommen  hatte,  die  Bestimmung  wieder  hergestellt, 
wonach  der  Staat,  erst  nachdem  die  Aktionäre  7  Prozent  erhalten 
haben,  Pensionsfond  und  Reservefond  dotiert  sind,  den  Anspruch  auf 
die  Hälfte  des  Mehrertrages  besitze. 

Hier  ist  noch  zu  bemerken,  dass  die  österreichisch-ungarische 
Bank  auch  das  Recht  hat  Hypothekengeschäfte  zu  betreiben,  sie  be- 
sitzt eine  Hypothekarabteilung,  emittiert  Pfandbriefe.  Weitaus  die 
Mehrzahl  der  Hypotheken  besitzt  die  österreichisch-ungarische  Bank 
in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  und  in  Galizien,  da  in  den 
anderen  Kronländern  die  dort  begründeten  Provinzialhypothekenbanken 
günstigere  Bedingungen  stellen  als  die  österreichisch-ungarische  Bank- 
gesellschaft und  daher  das  Hypothekengeschäft  trotz  der  grossen  Privi- 
legien, welche  die  österreichisch-ungarische  Bankgesellschaft  auch  al& 
Hypothekenbank  geniesst,  immer  mehr  an  sich  ziehen. 
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VIIL 

Die  letzte  der  von  uns  erwähnten  bei  Gelegenheit  des  Aus- 
gleiches zu  erledigenden  Angelegenheiten  ist  die  Quotenfrage.  Die 
Wichtigkeit  derselben  wird  durch  das  österreichische  wie  das  unga- 
rische Staatsrecht  schon  in  der  Art  hervorgehoben,  dass,  während 
bei  den  anderen  Ausgleichsangelegenheiten  Deputationen  zur  Vorbe- 
ratung und  Ausarbeitung  eines  gemeinsamen  Vorschlages  berufen 
werden  können,  nicht  müssen,  thatsächlich  auch  bei  keiner  der 
bisherigen  Ausgleichsverhandlungen  berufen  wurden,  bei  der  Behand- 
lung der  Quotenfrage  Deputationen,  sogenannte  Quotendeputationen 
verwendet  werden  müssen  (§  36  des  österreichischen  Gesetzes  vom 
21.  Dezember  1867,  Z.  146,  R.-G.-B.  und  §  19  des  ungarischen 
XII.  Ges.-Art.  vom  Jahre  1867). 

Bei  jedem  der  bisherigen  Ausgleiche  drehten  sich  die  Ver- 
handlungen insbesondere  um  gewisse  kontroverse  Punkte,  die  von 
dem  einen  Teile  ebenso  energisch  angestrebt,  wie  von  dem  anderen 
zäh  verteidigt  wurden.  Beim  ersten  Ausgleiche  handelte  es  sich 
darum,  die  Grundlagen  für  die  Existenz  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  nach  der  neuen  dualistischen  Staatsform  zu  gewinnen. 
Die  Verhandlungen  über  den  Beitrag  zur  Verzinsung  und  Amorti- 
sierung der  Staatsschuld,  über  das  Prinzip  nach  dem  Ungarn  zu  den 
gemeinsamen  Ausgaben  beizutragen  habe,  drängten  alle  anderen  Rück- 
sichten in  den  Hintergrund. 

Bei  dem  Ausgleiche  vom  Jahre  1877/78  bezogen  sich  die  Diffe- 
renzen vorzüglich  auf  zwei  sehr  wichtige  Fragen,  die  Organisation 
der  gemeinsamen  Zettelbank,  dann  in  welchem  Verhältnisse  beide 
Reichsteile  die  Steuerrestitutionen  beim  Export  von  Zucker,  Sprit 
und  Bier  zu  tragen  haben. 

Die  Hauptdifferenzpunkte  beim  dritten  Ausgleiche  sind  die  Fragen: 

a)  ob  das  sogenannte  2prozentige  Präcipuum,  welches  seiner 
Zeit  bei  Gelegenheit  der  Einverleibung  der  Militärgrenze  in 
die  Länder  der  ungarischen  Krone  festgestellt  wurde,  auf- 
recht zu  halten  sei; 

b)  welche  Quote  jeder  der  beiden  Rechtsteile  von  den  gemein- 
samen Ausgaben  zu  tragen  habe. 

Wie  bei  allen  bisherigen  Ausgleichen  haben  die  Ungarn  die 
Aktion  damit  eröffnet,  dass  sie  ihrerseits  das  erste  Nuntium  erliessen, 
dasselbe  der  österreichischen  Deputation  übermittelten   und  in  dem- 
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selben  weitgehende  neue  Ansprüche  stellten.  Diese  Ansprüche  gingen 
dahin,  das  in  Zukunft  die  Belastung  von  2  Prozent  der  gemeinsamen 
Ausgaben,  welche  Ungarn  wegen  Einverleibung  der  Militärgrenze 
bisher  zu  tragen  hatte,  das  sogenannte  Präcipuum  zu  entfallen  habe, 
dass  aber  trotzdem  Ungarn  in  Zukunft  doch  nur  30  Prozent,  Oester- 
reich  aber  70  Prozent  der  gemeinsamen  Ausgaben  zu  tragen  habe. 
Dass  hierdurch  für  Oesterreich  eine  jährliche  Mehrbelastung  von 
1,4  Prozent  der  gemeinsamen  Ausgaben,  also  von  l^/a  Millionen 
Gulden  jährlich  und  mehr  entstünde,  sei  hier  nur  nebenbei  bemerkt. 
Im  Jahre  1867  war  betreffs  der  Bedeckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  zwischen  beiden  Reichsteilen  nachfolgendes  Uebereinkom- 
men  geschlossen  worden: 

1.  „Zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  die  im  §  1  des 
„Gesetzes,  betreffend  die  allen  Ländern  der  österreichischen 
„Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten  haben  die  im 
„Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  70  Prozent, 
„die  Länder  der  ungarischen  Krone  30  Prozent  beizutragen." 

2.  „Von  dem  Reinerträgnisse  des  als  gemeinsame  Ein- 
„ nähme  erklärten  Zollgefälles  werden  vor  allem  die  Steuer- 
„restitutionen  für  die  über  die  gemeinsame  Zolllinie  ausge- 
„ führten  versteuerten  Gegenstände  bestritten.  Der  Rest  ist 
„zur  Deckung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  zu  ver- 
„  wenden  und  deshalb  von  dem  Erfordernisse  für  gemeinsame 
„Angelegenheiten  vorweg  abzuziehen." 

In  dem  österreichischen  Gesetze  vom  24.  Dezember  1867  über 
die  Beitragsleistung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  zu  dem  Aufwände  für  die  allen  Ländern  der  österreichischen 
Monarchie  gemeinsamen  Angelegenheiten,  gültig  für  die  im  Reichs- 
rate vertretenen  Königreiche  und  Länder,  sowie  in  dem  ungarischen 
XIV.  Ges.-Art.  des  Jahres  1867  wird  ferner  hervorgehoben,  dass 
Oesterreich  wie  Ungarn,  oder  wie  dies  im  ungarischen  Gesetzartikel 
heisst,  sowohl  die  Länder  der  ungarischen  Krone  als  auch  die  übrigen 
Länder  Seiner  Majestät  verpflichtet  seien,  zur  Deckung  des  gemein- 
samen Kostenbeitrages  jeden  Monat  eine  Quote  ihrer  Monatsein- 
nahmen in  Abfuhr  zu  bringen,  welche  zu  diesen  in  derselben  Pro- 
portion steht,  wie  die  Summe  ihres  Gesamtbeitrages  zur  Hauptsumme 
ihres  Ausgabebudgets  des  betreffenden  Jahres.  Sollten  die  monat- 
lichen Quoten  die  Summe  jener  Beitragsschuld  nicht  erreichen,  so 
verpflichten  sich  die  genannten  Länder,  die  Differenz  ohne  Rücksicht 
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auf  ihre  Einnalimen  vollständig,  und  zwar  in  solchen  Zeiträumen  ab- 
zuführen, dass  der  gemeinsame  Finanzhaushalt  nicht  ins  Stocken 
geräth. 

Vor  1867  bis  zum  Ende  des  Jahres  1877  wurden  demnach  die 
gemeinsamen  Ausgaben  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  in 
nachfolgender  Weise  bedeckt:  Aus  den  Zolleinnahmen  wurden  vor 
allem  die  Steuerrestitutionen  (richtiger  gesagt  der  Rückersatz  der  bei 
der  Produktion  der  betreffenden  Gegenstände  gezahlten  Steuern,  mehr 
den  Exportprämien),  die  beim  Export  von  Zucker,  Branntwein  und 
Bier  gezahlt  wurden,  entrichtet.  Der  Rest  der  Zollerträgnisse  des 
gemeinsamen  Zollgebietes  wurde  zur  Bedeckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  verwendet.  Soweit  die  gemeinsamen  Ausgaben  hierdurch 
nicht  bedeckt  erschienen,  hatte  Oesterreich  70  Prozent,  Ungarn 
30  Prozent  derselben  zu  tragen. 

Das  ungarische  Staatsrecht  erklärt,  dass  die  Zolleinnahmen  zur 
Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  unter  gewissen  Voraussetzungen 
zu  verwenden  seien.  Es  geschieht  dies  aber  nur  im  Hinblick  auf 
den  Abschluss  eines  Zoll-  und  Handelsbündnisses  zwischen  den  beiden 
Staaten,  welches  von  Zeit  zu  Zeit  abgeschlossen  werden  soll.  Von 
dem  Abschluss  und  der  Geltung  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
hängt  es  auch  nach  ungarischen  Staatsrecht  ab,  ob  die  Zollein- 
nahmen gemeinsam  sind  oder  nicht.  Nach  österreichischem  Staats- 
recht wird  die  Frage  der  Zolleinnahmen  lediglich  in  dem  sogenannten 
Quotengesetze  d.  i.  dem  Gesetze  behandelt,  das  bei  Gelegenheit  jedes 
Ausgleiches  über  die  Beitragsleistung  zum  Aufwände  für  die  gemein- 
samen Angelegenheiten  zu  votieren  ist.  Nur  in  diesem  Gesetze, 
und  nur  für  den  Zeitraum,  für  welchen  ein  Abkommen  über  die 
?<5uote  geschlossen  wird,  werden  nach  österreichischem  Staatsrechte 
die  Zolleinnahmen  für  gemeinsam  erklärt. 

Während  der  ersten  Ausgleichsperiode  erfuhren  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  über  die  Beitragsleistung  beider  Reichsteile  zu 
den  gemeinsamen  Angelegenheiten  bei  Gelegenheit  des  Ueberganges 
ider  sogenannten  Militärgrenze  aus  der  Militär-  in  die  Civilverwal- 
'tung  eine  wichtige  Aenderung.  Auf  Grund  des  österreichischen  Ge- 
setzes vom  8.  Juni  1871,  Z.  49,  R.-G.-Bl.  wurde  das  österreichische, 
auf  Grund  des  ungarischen  G.-A.  IV  des  Jahres  1872  das  ungarische 
Ministerium  zum  Abschlüsse  eines  Uebereinkommens  über  die  Moda- 
litäten ermächtigt,  unter  denen  die  Länder  der  Müitärgrenze  aus  der 
Militär-  in  die  Civilverwaltung,  aus  der  Verwaltung  des  gemeinsamen 
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Kriegsministeriums  in  die  des  ungarischen  Staatsministeriums  zu  über- 
gehen haben.  Das  betreffende  Gesetz  enthält  wohl  zunächst  nur  die 
Bestimmungen  über  ein  Uebereinkommen,  welches  über  die  Beitrags- 
leistung zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  infolge  des  Ueber- 
ganges  eines  Teiles  der  Militärgrenze  aus  der  Militär-  in  die  Civil- 
verwaltung  geschlossen  werden  soll.  Im  §  2  des  betreffenden  Gesetzes 
sind  aber  auch  die  Bestimmungen  enthalten,  welche  eintreten  sollen, 
wenn  der  Rest  der  Militärgrenze  in  die  Civilverwaltung  übergehen 
würde,  was  seither  geschehen  ist.  Die  beiden  Regierungen  wurden 
hiernach  ermächtigt,  ein  Uebereinkommen  zu  schliessen,  wonach  für 
den  Fall  des  Ueberganges  des  gesamten  Gebietes  der  sogenannten 
Militärgrenze  Ungarn  vorweg  2  Prozent  der  gemeinsamen  Angelegen- 
heiten zu  tragen  habe.  Nur  der  nach  Abzug  dieser  2  Prozente  zu 
Lasten  des  ungarischen  Staates  verbleibende  Rest  soll  nach  dem  je- 
weiligen, gesetzlich  bestehenden  Quotenverhältnisse  zwischen  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  und  Oesterreich  aufgeteilt  werden. 
Auf  Grund  dieses  Gesetzes  und  eines  im  wesentlichen  gleichlautenden 
ungarischen  Gesetzes  kam  unter  den  erwähnten  Modalitäten  auch  ein 
Vertrag  zwischen  den  Regierungen  beider  Staaten  zu  stände.  Hier- 
nach hat  Ungarn  2  Prozent  der  gemeinsamen  Auslagen  aus  dem  er- 
wähnten Titel  vorweg  zu  tragen.  Erst  der  Rest  wird  nach  dem 
jeweiligen  Quotenverhältnis  auf  beide  Reichsteile  aufgeteilt.  Es  ist 
dies  das  bei  den  gegenwärtigen  Ausgleichsverhandlungen  so  viel  be- 
sprochene 2prozentige  Präcipuum.  Der  Ausgleich  des  Jahres  1867 
mit  Ungarn  stellte  sich  in  Bezug  auf  das  Quotenverhältnis  für  die 
Zeit  nach  der  Geltung  des  Präcipuums  wie  folgt :  Von  den  gemein- 
samen Ausgaben  wurden  vorerst  die  gemeinsamen  Einnahmen  (ins- 
besondere die  Zölle,  aus  deren  Ertrag  aber  vor  allem  die  sogenannten 
Steuerrestitutionen  zu  tragen  waren)  in  Abzug  gebracht.  Vom  Rest 
wurden  2  Prozent  Ungarn  zur  Last  geschrieben.  ^Erst  der  Rest 
wurde  nach  den  Verhältniszahlen  von  70 :  30  von  den  beiden  Staaten 
getragen,  sodass  bei  Berücksichtigung  des  Präcipuums  Oesterreich 
68.6  Prozent  (d.  i.  70  Prozent  von  98),  Ungarn  31.4  Prozent  (d.  i. 
30  Prozent  von  98  =  29.4  -\-  2)  der  gemeinsamen  Ausgaben  zu 
tragen  hatte. 

Der  Ausgleich  der  Jahre  1877/78  änderte  an  den  Bestimmungen 
über  die  Beitragsleistung  beider  Staaten  zu  den  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten in  Bezug  auf  das  Quotenverhältnis  direkt  nichts.  Sowohl 
das    2prozentige  Präcipuum  zu  Lasten  Ungarns  wie   auch  die  Ver- 
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hältniszahlen  von  70 :  30  wurden  beibehalten.  Dagegen  wurde  eine 
sehr  wichtige  Aenderung  in  Rücksicht  auf  die  Bedeckung  der  Steuer- 
restitutionen vorgenommen.  Nach  dem  Ausgleiche  des  Jahres  1877/78 
werden  die  Steuerrestitutionen  d.  i.  Steuerrückzahlungen  und  Export- 
prämien nicht  mehr  aus  den  gemeinsamen  Zollerträgnissen  bestritten. 
Jeder  Staat  hat  vom  2.  Semester  des  Jahres  1878  an  jenen  Teil  der 
Steuerrestitutionen  zu  tragen,  welcher  dem  Verhältniss  entspricht,  in 
dem  der  Anteil  des  betreffenden  Staates  zu  dem  von  beiden  Teilen 
während  desselben  Solarjahres  in  dem  betreffenden  Steuerzweige  er- 
zielten gesamten  Bruttoerträgnisse  der  betreffenden  Verzehrungssteuer 
in  beiden  Staaten  steht.  Die  Berechnung  hat  hierbei  nach  den 
einzelnen  Steuergattungen  zu  erfolgen,  d.  i.  wenn  beispielsweise 
Oesterreich  in  einem  Jahre  aus  der  Zuckersteuer  15,  Ungarn  5  Mil- 
lionen Gulden  einnehmen,  so  hat  Oesterreich  ^^/2o,  Ungarn  ^/ao  der 
Restitutionen  zu  tragen.  In  gleicher  Weise  hat  die  Berechnung  be- 
züglich der  Steuerrestitutionen  von  Bier,  sowie  jener  von  Sprit  statt- 
zufinden. Die  Schlussabrechnungen  der  Periode  vom  2.  Semester 
1878  bis  heute  ergeben,  dass  diese  Bestimmungen  für  Ungarn  eine 
sehr  bedeutende  finanzielle  Wichtigkeit  haben.  Während  das  öster- 
reichische Ministerium  bei  den  Ausgleichsverhandlungen  des  Jahres 
1877/78  noch  erklärt  hatte,  dass  es  sich  bei  dieser  Bestimmung  nur 
um  relativ  unbedeutende  Summen  handle,  zeigte  es  sich  thatsächhch, 
dass  die  Bemerkungen  der  damaligen  Opposition  richtig  waren,  dass 
Ungarn  während  der  zweiten  zehnjährigen  Ausgleichsperiode  um  mehr 
als  35  Millionen  Gulden  aus  den  Zollerträgnissen  mehr  erhielt,  als 
es  nach  den  Bestimmungen  des  1867er  Ausgleichs  erhalten  hätte. 


IX. 

Bei  der  Ausgleichsverhandlung  der  Jahre  1886/87  wurde  die 
[erste  Staatsschrift  (Nuntium)   von  der  ungarischen  Quotendeputation 

am  21.  Februar  1887  beschlossen  und  der  österreichischen  mitgeteilt. 
[Die  österreichische  erwiderte  in  der  Botschaft  vom  24.  März  1887, 
[worauf  die  ungarische  Quotendeputation  wieder  mit  dem  Nuntium 
fvom  5.  April  1887  die  Antwort  erteilte.     Am  14.  April  1887  fand, 

da  der  bisherige  Wechsel  der  Staatsschriften  zu  keinem  Erfolge  ge- 
jführt  hatte,  eine  Besprechung  der  von  beiden  Deputationen  zu  diesem 
[/Zwecke  gewählten  Subkomitees  statt. 

885 
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Denn  nicht  die  Deputationen  selbst  traten  in  Verhandlungen 
miteinander.  Eine  gemeinsame  Sitzung  derselben,  in  der  deba- 
tiert  würde,  ist  ausgeschlossen.  Lediglich  eine  Schlusssitzung  zum 
Zwecke  der  Abstimmung  über  den  geraeinsamen  Vorschlag  der  Sub- 
komitees  ist  gestattet.  Jede  der  beiden  Deputationen  wählte  ein  Sub- 
komitee.  Das  der  österreichischen  Deputation  bestand  aus  den  Herren- 
hausmitgliedern Graf  Revertera  und  Nikolaus  Dumba,  und  den  Abge- 
ordneten V.  Jaworski,  Dr.  Kaizl,  Dr.  Menger  und  Dr.  Poklukar.  Die 
ungarische  Deputation  wählte  gleichfalls  ein  Subkomitee  von  6  Mit- 
gliedern, den  Herrenhausmitgliedern  v.  Szlävy  und  v.  Lukacs,  den 
Mitgliedern  des  Abgeordnetenhauses  Dr.  Falk,  Dr.  Gäal,  Hegedüs  und 
V.  Szell. 

Die  beiden  Subkomitees  hielten  gemeinschaftliche  Sitzungen,  be- 
richteten sodann  an  das  Plenum  der  Deputationen.  Die  Verhand- 
lungen dauerten  bis  zum  20.  April,  an  welchem  Tage  endlich  ein 
übereinstimmender  Vorschlag  beider  Subkomitees  dem  Plenum  der 
Deputationen  vorgelegt  und  in  gemeinschaftlicher  Sitzung  angenom- 
men wurde.  Die  Einigung  erfolgte  in  dem  Sinne,  dass  der  status 
quo  für  die  nächsten  10  Jahre  aufrecht  zu  halten  sei.  Das  2prozentige 
Präcipuum,  die  Gemeinsamkeit  der  Zolleinnahmen,  sowie  die  bis- 
herigen Quoten  blieben  aufrecht.  Beide  Deputationen  waren  ur- 
sprünglich der  Ansicht,  dass  ein  Gesetzesvorschlag  auszuarbeiten  und 
von  beiden  Deputationen  anzunehmen  sei.  Bei  der  Schlusssitzung 
zeigte  es  sich  aber,  dass  ein  vollständig  übereinstimmender  Gesetzes- 
vorschlag mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  österreichischen 
und  ungarischen  Verfassungsgesetze  sich  nicht  leicht  herstellen  lasse. 
Eine  weitere  Schwierigkeit  lag  darin,  dass  die  Ungarn,  welche  die 
Beseitigung  des  Präcipuums  angestrebt  hatten,  nicht  wünschten,  dass 
in  das  Quotengesetz  die  Belastung  Ungarns  mit  dem  2prozentigen 
Präcipuum  ausdrücklich  aufgenommen  werde,  während  die  0 ester- 
reicher auf  der  Aufnahme  bestanden,  um  einer  künftigen  Quoten- 
verhandlung nicht  zu  präjudizieren.  Deshalb  einigte  man  sich  dahin, 
dass  nur  ein  prinzipieller  Vorschlag  im  Sinne  der  Aufrechterhaltung 
des  status  quo  für  weitere  10  Jahre  festgestellt,  dieser  von  beiden 
Teilen  angenommen  werde,  es  aber  den  Ministern  beider  Staaten 
überlassen  bleibe,  auf  Grund  des  gefassten  prinzipiellen  Beschlusses 
Gesetzentwürfe  auszuarbeiten  und  den  beiden  Legislativen  zur  An- 
nahme vorzulegen.  Noch  bei  der  Schlusssitzung  erhob  sich  ein 
längerer   Streit  über   die  Formulierung  der  betreffenden  Beschlüsse. 
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In  der  ersten  von  der  ungarischen  Quotendeputation  erlassenen 
Staatsschrift  vom  21.  Februar  1887  stellt  die  ungarische  Deputation 
ihre  Forderungen  in  Bezug  auf  die  Bedeckung  der  geraeinsamen 
Ausgaben  auf.  Geradezu  an  österreichische  oder  ungarische  Civil- 
prozesse  erinnert  es,  dass  das  ungarische  Nuntium  gleich  in  den 
ersten  Sätzen  sich  dagegen  verwahrt,  dass  aus  dem  Umstände,  dass  die 
ungarische  Deputation  zuerst  ihr  Nuntium  erlassen  hat,  irgend  ein 
Präjudiz  für  die  Zukunft  erwachse.  Wie  wir  schon  hervorgehoben 
haben,  gelangt  das  ungarische  Nuntium  zu  dem  Resultate,  dass  das 
2prozentige  Präcipuum,  welches  wegen  der  Einverleibung  der  Mili- 
tärgrenze bisher  Ungarn  zur  Last  gelegt  worden  war,  in  Zukunft 
zu  entfallen  habe,  dann  dass  nach  Wegfall  des  Präcipuums  Oester- 
reich  von  den  gemeinsamen  Ausgaben  nach  Abzug  der  Zolleinnahmen 
70  Prozent,  Ungarn  30  Prozent  zu  tragen  habe. 

Die  österreichische  Deputation  erklärte  sich  für  die  Behand- 
lung der  Frage  des  Präcipuums  für  inkompetent,  auch  wenn  dasselbe 
aufrecht  bestehen  bleibe,  habe  Ungarn  34,  Oesterreich  66  Prozent 
der  gemeinsamen  Ausgaben  (nach  Abzug  der  Zolleinnahmen)  zu  tragen. 

Das  zweite  ungarische  Nuntium  sucht  die  von  der  öster- 
reichischen Staatsschrift  in  Bezug  auf  das  Präcipuum,  wie  in  Bezug 
auf  die  Höhe  der  Quoten  gemachten  Ausführungen  zu  entkräften. 
Es  dürfte  sich  empfehlen  1.  die  Frage  des  Präcipuums,  2.  die  der 
Quoten  abgesondert  zu  behandeln. 


X. 

Der  weitaus  grösste  Teil  der  ungarischen  Staatsschrift  ist  der 
Darlegung  gewidmet,  dass  das  bisher  zu  Gunsten  Oesterreichs,  zu 
Lasten  Ungarns  bestehende  2prozentige  Präcipuum  zu  entfallen  habe. 
Vor  allem  ist  hervorzuheben,  dass  die  ungarische  Deputation  erklärte, 
sie  wünsche  nicht  durch  den  Entfall  des  Präcipuums  Oesterreich 
irgend  einen  finanziellen  Schaden  zuzufügen.  Thatsächlich  jedoch 
gelangte  die  ungarische  Deputation  bei  der  Quotenberechnung  zum 
Resultate,  dass  Ungarn  statt  wie  bisher  31.4  Prozent  nur  30  Prozent 
zu  tragen  habe.  Die  Gründe,  welche  von  Ungarn  für  die  Beseitigung 
des  Präcipuums  angeführt  wurden,  waren  nachfolgende: 

a)  Weder  Oesterreich  noch  Ungarn  wollen  irgend  welche  staats- 
rechtliche Selbständigkeit  der  Militärgrenze  aufrecht  halten. 
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Diese  habe  abgesehen  von  emigen  strittigen  Gebieten  stets 
zu  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  gehört.  Es  sei  somit 
unrichtig,  für  ein  Gebiet,  welches  staatsrechtlich  vollständig 
in  die  Länder  der  ungarischen  Krone  einverleibt  sei,  eine 
besondere  Quote  festzuhalten. 

b)  Die  Militärgrenze  sei  aus  der  militärischen  Verwaltung  in  die 
Civilv  er  waltung  übergegangen,  es  sei  somit  unnötig,  ja  müsse 
Verwirrung  hervorbringen,  wenn  beim  Ausgleiche  eine  be- 
sondere Quote  noch  mit  Rücksicht  auf  die  nicht  mehr  exi- 
stierende Militärgrenze  angenommen  würde.  Noch  grösser 
müsse  aber  die  Verwirrung  sein,  da  so  wie  es  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  gemeinsame  Ausgaben  gebe,  auch 
gemeinsame  Ausgaben  zwischen  Ungarn  und  Kroato-Slavonien, 
in  welches  Land  die  ehemalige  Militärgrenze  einverleibt  sei, 
bestehen.  Wenn  schon  bei  der  Aufteilung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  die  Rechnung 
eine  schwierige  sei,  so  würde  dieselbe  noch  mehr  verwickelt, 
wenn  die  Konsequenzen  der  besonderen  Quote  für  die  Mi- 
litärgrenze auch  für  die  Aufteilung  der  zwischen  Ungarn 
und  Kroatien  gemeinsamen  Ausgaben  gezogen  werden. 

c)  Der  Uebergang  der  Militärgrenze  aus  der  militärischen  Ver- 
waltung in  die  Civilverwaltung  sei  vollständig  durchgeführt. 
Es  werde  immer  schwieriger,  die  Einnahmen  der  gewesenen 
Militärgrenze  mit  aller  Genauigkeit  von  den  Eiimahmen  des 
übrigen  Kroatien  zu  trennen.  Durchaus  unbillig  wäre  es 
aber,  wenn  Ungarn  die  2prozentige  Quote  zahlen  müsste 
und  auserdem  wegen  der  Einnahmen  aus  der  Militärgrenze 
eine  Erhöhung  der  Quote  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben, 
also  aus  demselben  Titel  zwei  Beiträge  zu  den  gemeinsamen 
Ausgaben  leisten  müsste. 

Bezüglich  der  Kompetenzfrage  erklärt  die  ungarische  Deputa- 
tion, dass  sie  ja  im  vorhinein  zugebe,  dass  zur  Aenderung  oder  Auf- 
hebung der  das  Präcipuum  normierenden  Gesetze  die  übereinstim- 
menden Beschlüsse  beider  Parlamente  des  ungarischen  wie  des  öster- 
reichischen notwendig  seien.  Doch  dies  sei  ja  auch  erforderlich, 
damit  das  auf  die  Quote  bezügliche  Gesetz  zu  stände  kommt.  Es 
hindere  somit  die  beiden  Deputationen  nichts  daran,  in  ihren  auf  die 
Quote  bezüglichen  Propositionen  auch  die  Aufhebung  jener  Gesetze 
in  Vorschlag  zu  bringen,  welche  das  Präcipuum  in  Oesterreich  und 
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Ungarn   eingeführt    haben.     Der    betreffende   Teil   der   ungarischen 
Staatsschrift  schhesst  mit  der  Aufforderung,  die  österreichische  De- 
putation  möge  ihre   Zustimmung    dazu   geben,    dass  in   dem  an  die 
beiden  Parlamente  zu  erstattenden  Vorschlage  ausgesprochen  werde: 
„Der  ungarische  Gesetzartikel  IV  vom  Jahre  1872,  bezw. 
das  österreichische  Gesetz   vom  8.  Juni  1871   werde   ausser 
Kraft  gesetzt  und  bei  der  Berechnung  der  Quote  seien  nur 
—  natürlich  unter  Anwendung  der  nötigen  Korrekturen  — 
einerseits  die  Bruttoeinnahmen  sämtlicher  Länder  der  unga- 
rischen Krone,  auch  die  gewesene  Militärgrenze  mit  einge- 
rechnet,   anderseits   die  Bruttoeinnahmen  der  im  Reichsrate 
vertretenen    Königreiche     und    Länder    zur    Grundlage    zu 
nehmen. " 
Die  österreichische  Deputation  hat  sich  in  ihrer  Botschaft  bezüg- 
lich des  Präcipuums  auf  den  Standpunkt  gestellt,  den  in  bezug   auf 
diese  Frage  schon  die  österreichischen  Nuntien  vom   14.  Juni  1877 
und  30.  Juni  1877   während  des   zweiten  Ausgleiches  eingenommen 
hatten.     Durch  das  österreichische  Gesetz  vom  1.  Juni  1871  und  den 
ungarischen  IV.  Ges.-Art.  vom  Jahre  1872   seien  die  beiden  Regie- 
rungen ermächtigt  worden,  in  betreff  der  Beitragsleistung  zu  den  ge- 
meinsamen Angelegenheiten  infolge  des  Ueberganges  der  Militärgrenze 
aus  der  Militär-  in  die  Zivil  Verwaltung  ein  Uebereinkommen  zu  schliessen, 
welches  unabhängig  von  dem  jeweilig  gesetzlich  bestehenden  Quoten- 
verhältnis  zu    gelten    habe.     Zwischen   beiden    Reichsteilen   bestehe 
somit  in  Bezug  auf  diese  Angelegenheit  ein  Vertragsverhältnis, 
die  österreichische  Quotendeputation  habe  von  ihrem  Mandanten,  dem 
österreichischen  Reichsrate,   nur  das  Mandat  erhalten,    eine  Verein- 
barung über  das  nicht  schon  feststehende  Beitragsverhältnis  zu  den 
Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Monarchie  anzubahnen. 
Dagegen  halte  sich  die  österreichische  Deputation  gar  nicht  für  be- 
rechtigt,   die  Aenderung  eines  Verhältnisses  vorzuschlagen,   welches 
auf    einem    Vertrage    zwischen    den    beiden    Staaten     beruhe     und 
welches  nicht  bloss  für  die  Zeit  einer  Ausgleichsperiode  geschlossen 
worden  sei. 

Auch  das  zweite  ungarische  Nuntium  beschäftigte  sich  vor- 
züglich mit  der  Frage  der  Beseitigung  des  Präcipuums.  Die  Aus- 
führungen desselben  wandten  sich  vorwiegend  gegen  die  Kompetenz- 
bedenken der  österreichischen  Botschaft.  Nach  dem  Gesetze  vom 
28.  März  1877    sei   vom   Reichsrate    eine   Deputation   von    15   Mit- 
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gliedern  wegen  Vereinbarung  über  das  Beitragsverhältnis  zu  den 
Kosten  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  der  Monarchie  zu  ent- 
senden. Hier  sei  von  den  gesamten  Kosten  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  die  Rede,  hier  werde  kein  Unterschied  bezüglich 
des  schon  feststehenden  Beitragsverhältnisses  zu  den  gemeinsamen 
Kosten  gemacht.  §  36  des  österreichischen  Gesetzes  vom  21.  De- 
zember 1867  sage,  der  zweite  Vorgang,  dass  beide  Parlamente 
Deputationen  zu  wählen  haben,  sei  speziell  bei  der  Vereinbarung 
über  das  Beitragsverhältnis  zu  den  Kosten  der  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten der  Monarchie  einzuhalten.  Hierdurch  sei  dargethan, 
welche  Wichtigkeit  den  Deputationen  beigelegt  werde.  Diese  haben 
nicht  den  Charakter  gewöhnlicher  parlamentarischer  Kommissionen, 
sondern  seien  gesetzlich  feststehende  verfassungsmässige  Institu- 
tionen zur  Vorbehandlung  der  Quotenfrage.  Sie  haben  somit  das 
Recht,  auch  bezüglich  des  etwa  vertragsmässig  feststehenden  Prä- 
cipuums  Vorschläge  zu  machen.  Hierfür  spreche  auch  der  Umstand, 
dass  ja  auch  die  österreichische  Deputation  in  ihre  Vorschläge  be- 
züglich der  Quoten  die  Aufrechthaltung  des  Präcipuums,  sowie  die 
Gemeinsamkeit  der  Zolleinnahmen  aufgenommen  habe.  Wenn  aber 
die  österreichische  Deputation  die  Aufrechthaltung  des  Präci- 
puums vorschlage,  dann  sei  sie  auch  berechtigt,  die  Aenderung 
dieses  Verhältnisses  in  Vorschlag  zu  bringen.  Wenn  sie  ferner  die 
Gemeinsamkeit  der  Zolleinnahmen  in  Vorschlag  bringe  und  sich  hierzu 
für  kompetent  erachte,  müsse  sie  doch  auch  ihre  eigene  Kompetenz  in 
bezug  auf  die  Aenderung  der  Gesetze  über  das  Präcipuum  anerkennen. 
Präcipuum  und  ungarische  Quote  seien  unzertrennlich.  Die  Kompe- 
tenz in  Rücksicht  auf  die  eine  Frage  lasse  sich  von  der  in  bezug  auf 
die  andere  gar  nicht  trennen. 

Die  Frage,  dass  die  österreichische  wie  die  ungarische  Depu- 
tation zu  Vorschlägen  über  Aenderung  der  österreichischen  und 
ungarischen  Gesetze  über  das  Präcipuum  berechtigt  sei,  sucht  das 
erste,  insbesondere  das  zweite  ungarische  Nuntium  eingehend  nach- 
zuweisen. Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  diese  Frage  eine 
strittige  ist.  Die  Behandlung  derartiger  in  dem  Verhältnis  zwischen 
Oesterreich  und  Ungarn  immer  wieder  auftauchender  staatsrechtlicher 
Kontroversen  ist  um  so  schwieriger,  als  bestimmte  gesetzliche  An- 
ordnungen über  die  konkrete  kontroverse  Frage  in  der  Regel  nicht 
bestehen.  Die  gewöhnlichen  Hilfsmittel  bei  Behandlung  derartiger 
Fragen,  die  Präzedenz  und  die  Analogie  versagen  bei  der  ganz  be- 
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sonderen  Eigentümlichkeit  der  österreichisch-ungarischen  staatsrecht- 
hchen  Verhältnisse  in  der  Regel.  Den  Mitgliedern  der  Deputationen 
und  den  übrigen  Abgeordneten,  die  derartige  Fragen  zu  behandeln 
haben,  steht  kein  Material  zur  Verfügung  wie  dem  zivilrechtlichen 
Juristen  in  den  tausenden  Aussprüchen  des  Corpus  juris,  der  un- 
geheueren zivilrechtlichen  Litteratur  und  den  vielen  tausenden  publi- 
zierter Präjudize. 

Es  muss  daher  zugegeben  werden,  dass  die  Behandlung  der- 
artiger Fragen  nicht  nur  besonders  schwierig  ist,  sondern  dass  es 
in  der  Regel  bei  kontroversen  Fragen  des  österreichisch-ungarischen 
Staatsrechtes  weitaus  leichter  sein  wird,  für  jede  entgegenstehende 
Ansicht  plausible  Gründe  ins  Feld  zu  führen,  als  dies  bei  irgend  einem 
Zivil-  oder  Strafprozesse  der  Fall  sein  mag.  Von  der  gewandten 
Feder  eines  Publizisten  von  der  Bedeutung  Falks  wurden  in  der  That 
alle  irgendwie  erreichbaren  Argumente  für  die  Anschauung  der  unga- 
rischen Deputation  ins  Feld  geführt.  Trotzdem  dürfte  vor  einem 
unbefangenen  Richterkollegium  unserer  unmassgeblichen  Ansicht  nach 
die  Anschauung  der  ungarischen  Deputation  gegen  jene  der  öster- 
reichischen den  Sieg  nicht  erringen.  Massgebend  für  die  Entschei- 
dung ist  vor  allem  der  Wortlaut  der  Gesetze,  welche  die  Frage  der 
Beitragsleistung  zu  den  gemeinsamen  Angelegenheiten  bei  Gelegen- 
heit des  Ueberganges  der  Militärgrenze  aus  der  Militär-  in  die  Zivil- 
verwaltung regeln,  d.  i.  des  österreichischen  Gesetzes  vom  14.  Juni  1871 
Z.  49  R.-G.-B.  und  des  ungarischen  IV.  Gesetzesartikels  des  Jahres 
1872.  Das  zitierte  österreichische  Gesetz  ermächtigt,  wie  erwähnt,  das 
Ministerium  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
über  die  erwähnte  Beitragsleistung  mit  dem  Ministerium  der  Länder 
der  ungarischen  Krone  ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  welches  im 
§  1  und  §  2  des  betreffenden  Gesetzes  festgestellt  wird. 

Der  IV.  ungarische  Gesetesazrtikel  (in  der  deutschen  Ausgabe 
der  ungarischen  Gesetzsammlung  irrig  als  VI.  bezeichnet)  erklärt, 
dass  über  die  Beitragsleistung  zu  dem  österreichischen  und  ungarischen 
Ministerium  ein  Vergleich  geschlossen  worden  sei. 

§  1  und  §  2  des  ungarischen  Gesetzes,  somit  der  meritale  In- 
halt des  über  das  Beitragsverhältnis  geschlossenen  Uebereinkommens, 
oder  wie  die  Ungarn  es  nennen  des  Vergleiches ,  durch  das  das  Präzi- 
puum  von  2  Prozent  festgestellt  wird,  stimmen  mit  dem  österreichischen 
Gesetze  vollständig  überein.  Das  ungarische  wie  das  österreichische 
Gesetz  bestätigen,  dass  es  sich  hier  nicht  um  eine  einseitige  Gesetz- 
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gebung,  sondern  um  einen  Vertrag  handelt,  der  im  österreichischen 
Gesetze  ein  Uebereinkommen,  im  ungarischen  sogar  ein  Vergleich 
genannt  wird.  Diesem  Umstände  trägt  auch  das  erste  ungarische 
Nuntium  allerdings  Rechnung,  indem  es  ausdrücklich  erklärt,  dass 
nur  durch  übereinstimmenden  Beschluss  beider  Parlamente  eine 
Aenderung  der  Bestimmungen  über  das  Präcipuum  stattfinden  könne. 
Nicht  minder  wichtig  für  die  Erkenntnis  der  Natur  des  be- 
treffenden öffentlichen  Rechtsverhältnisses  ist  eine  andere  Stelle  des 
österreichischen  wie  des  ungarischen  Gesetzes.  Sowohl  im  §  1  wie 
§  2  des  Gesetzes  heisst  es,  dass  vorerst  die  Quote  von  ^/lo,  bezüglich 
2  Prozent  zu  Lasten  des  ungarischen  Staates  in  Rechnung  zu  neh- 
men sei  und  die  nach  Abzug  dessen  verbleibende  Summe  nach  dem 
„jeweilig"  gesetzlich  bestehenden  Quotenverhältnisse  zwischen  den 
Ländern  der  ungarischen  Krone  und  den  übrigen  Ländern  Seiner 
Majestät  verteilt  werde.  Das  ungarische  Gesetz  gebraucht,  statt  dem 
Worte  „jeweilig"  das  gleichbedeutende  „nach  von  Zeit  zu  Zeit 
festgestelltem  Quotenverhältnis".  Hieraus  geht  klar  und  deut- 
lich hervor,  dass  bei  Abschluss  dieses  Vergleiches  die  Absicht  dahin 
ging,  die  Einrichtung  des  Präcipuums  nicht  etwa  auf  eine  Aus- 
gleichsperiode zu  beschränken,  sondern  dieselbe  als  eine  dauernde 
festzustellen,  welche  ohne  Rücksicht  auf  den  Ablauf  irgend  welcher 
Ausgleichsperiode  zu  gelten  habe.  Jedes  der  beiden  Parlamente 
wählte  nun  eine  Deputation,  welche  beide  einen  Vorschlag  über  die 
Quoten  auszuarbeiten  haben.  Das  Mandat  dieser  Deputationen  war 
ein  beschränktes.  Sie  hatten  keine  andere  Aufgabe  als  einen  Vor- 
schlag für  beide  Legislativen  auszuarbeiten.  Zur  Zeit  der  Wahl 
derselben  stand  durch  das  vertragsmässige  Uebereinkommen  beider 
Reichsteile  fest,  dass  2  Prozent  der  gemeinsamen  Ausgaben  im  Wege 
des  Präcipuums  von  Ungarn  vorweg  zu  bedecken  seien.  Dies  stand 
nicht  nur  für  eine  Ausgleichsperiode,  sondern  für  einen  unbeschränkten 
Zeitraum,  bis  zum  Zeitpunkte,  in  dem  durch  übereinstimmenden  Be- 
schluss beider  Parlamente  eine  Aenderung  vorgenommen  würde,  fest. 
Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  zum  mindesten  das  österreichische 
Parlament  eine  Aenderung  des  Präcipuums  bei  der  Wahl  der  De- 
putation in  keiner  Weise  in  Aussicht  nahm.  Damit  die  österreichische 
Quotendeputation  ein  Recht  habe,  die  Aenderung  des  Spezialgesetzes 
über  das  Präcipuum  vorzuschlagen,  hätte  dieselbe  jedenfalls  einen 
speziellen  Auftrag  erhalten  müssen.  Aus  dem  Gesetze  über  die 
Ordnung    der    gemeinsamen    Angelegenheiten    allein    kann    für    die 
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Quotendeputation  das  Mandat,  über  das  aus  einem  früheren  Vergleiche 
beider  Reichsteile  herrührende  Präcipuum  Vorschläge  zu  machen, 
nicht  hergeleitet  werden. 

Die  Gründe,  welche  die  ungarische  Deputation  für  ihre  An- 
schauung ins  Feld  geführt  hat,  sind  wohl  nicht  haltbar.  Es  ist 
richtig,  dass  weder  Oesterreich  noch  Ungarn  irgend  welche  staats- 
rechtliche Selbständigkeit  der  Militärgrenze  aufrecht  halten  wollen, 
oder  beim  Abschluss  des  erwähnten  Vergleiches  aufrecht  halten 
wollten.  Hier  handelt  es  sich  aber  nicht  um  die  Selbständigkeit  der 
Militärgrenze,  sondern  um  eine  auf  Grund  der  sogenannten  Entmili- 
tarisierung  der  Militärgrenze  von  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
übernommene  finanzielle  Leistung.  Dass  gemeinsame  Ausgaben 
zwischen  Oesterreich  und  Ungarn,  sowie  zwischen  Ungarn  und  Kro- 
atien bestehen,  ist  richtig,  dass  aber  eine  Verwirrung  in  der  Auf- 
teilung und  Berechnung  durch  das  Institut  des  Präcipuums  entstehe, 
ist  wohl  nicht  zuzugeben.  Ungarn  muss  allerdings  von  Zeit  zu  Zeit 
ein  Uebereinkommen  mit  Kroato-Slawonien,  in  welches  Land  die 
Militärgrenze  einverleibt  ist,  über  die  Aufteilung  der  zwischen  Ungarn 
und  Kroatien  gemeinsamen  Ausgaben  auf  das  ungarische  und  kroato- 
slawonische  Budget  schliessen.  Die  formalen  Schwierigkeiten  dieses 
finanziellen  Ausgleiches  werden  aber  dadurch  nicht  vergrössert,  dass 
hierbei  das  Präcipuum  in  Rechnung  gebracht  wird.  Ob  nun  ein 
Präcipuum  besteht  oder  nicht,  Ungarn  weiss  bestimmt,  wie  viel  die 
Länder  der  ungarischen  Krone,  also  Ungarn  im  engeren  Sinne  und 
Kroato-Slawonien  zusammen  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  beizu- 
tragen haben,  und  nur  diese  Ziffer  hat  für  den  finanziellen  Ausgleich 
mit  Kroato-Slawonien  Wichtigkeit.  Der  Einwand  endlich,  dass  die 
Steuern  der  Militärgrenze  mit  voller  Genauigkeit  von  jenen  des  übrigen 
Kroatien  nicht  zu  trennen  seien,  ist  gleichfalls  nicht  haltbar. 

Bezüglich  der  Zölle  ist  ja,  da  dieselben  dem  gemeinsamen  Budget 
zugute  kommen,  diese  Frage  überhaupt  nicht  praktisch.  Bezüglich 
der  direkten  Steuern  können  die  Einnahmen  für  die  Militärgrenze 
jederzeit  ohne  irgend  welche  Schwierigkeit  festgestellt  werden.  Die 
Schwierigkeit  könnte  somit  nur  in  der  Bestimmung  der  Einnahmen 
aus  indirekten  Steuern,  Gebühren  und  ähnlichen  Abgaben  liegen. 
Indessen  die  Schwierigkeit,  die  in  Bezug  auf  die  Bezifferung  dieser 
Abgaben  liegt,  kommt  ja  auch  bei  der  Bezifferung  derselben  Ab- 
gaben im  Verhältnis  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn  vor.  Hier 
hat   sich  für  die   betreffende   Berechnung  die  Annahme  festgestellt, 
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dass  die  indirekten  Steuern,  Gebühren  und  Abgaben  jenem  Reiclis- 
teile  zur  Last  geschrieben  werden,  in  dem  sie  eingehoben  werden. 
Wenn  diese  Annahme  auch  in  Bezug  auf  die  Länder  der  Militär- 
grenze angewendet  wird,  erscheint  bei  einigermassen  genauer  Finanz- 
und  Kassenverwaltung  jede  Schwierigkeit  behoben. 

Hier  muss  noch  bemerkt  werden,  dass,  wie  insbesondere  in  den 
Nuntien  der  österreichischen  Quotendeputation  vom  Jahre  1877  aus- 
geführt wurde,  die  Beseitigung  des  Präcipuums,  die  Berechnung  der 
künftigen  Quote  auch  in  Bezug  auf  die  Militärgrenze  lediglich  nach 
gewissen  direkten  und  indirekten  Steuern  eine  erhebliche  finanzielle 
Schädigung,  eine  grosse  Unbilligkeit  gegen  Oesterreich  in  sich 
schliessen  würde.  Wie  die  österreichische  Quotendeputation  des 
Jahres  1877  ausgeführt  hat,  hat  Ungarn,  als  es  die  Verwaltung  der 
Militärgrenze  vom  gemeinsamen  Kriegsministerium  erhielt,  nicht  nur 
eine  Vermehrung  seiner  Steuerkraft,  sondern  überaus  wertvolle  Staats- 
güter, insbesondere  Forste  erhalten.  Diese  betrugen,  wie  aus  dem 
österreichischen  Nuntium  vom  30.  Juni  1877  hervorgeht,  allein  an 
Wäldern  etwa  800,000  Joch,  welche  dem  ungarischen  Staate  zufielen. 
Wenn  ein  grosser  Teil  des  Ertrages  dieser  ausgedehnten  Wälder  zur 
Hebung  der  Militärgrenze,  Anlage  von  Bahnen  u.  s.  w.,  verwendet 
wurde,  so  ist  dies  eine  Verwendung  von  Einnahmen  des  ungarischen 
Staates,  welche  auf  die  Ansprüche  Oesterreichs  doch  nicht  von  Einfluss 
sein  kann.  Der  ungarische  X.  Gesetzartikel  des  Jahres  1878  über 
die  Grenzwälder  sowie  der  XXVI.  Gesetzartikel  des  Jahres  1877 
über  die  Militärgrenze  geben  nähere  Daten  über  die  Verwendung  der 
Wälder  in  der  Militärgrenze  und  den  Charakter  der  dort  gebauten 
Bahnen  als  Staatsbahnen,  deren  Einnahmen  dem  ungarischen  Staate 
zuzufallen  haben.  Nun  wurden  bisher  bei  Bemessung  der  Quote  die 
Einnahmen  aus  dem  Staatsvermögen  in  keiner  Weise  in  Rechnung 
gezogen.  Es  wäre  unbillig  gegen  Oesterreich,  dass  ein  Vergleich 
über  die  Belastung  Ungarns  bei  Gelegenheit  der  Uebernahme  der 
Militärgrenze  in  die  Zivil  Verwaltung,  bei  welcher  Gelegenheit  dem 
ungarischen  Staate  ein  so  reiches  Vermögen  an  Grund  und  Boden 
zufiel,  dessen  Einnahmen  sonst  dem  gemeinsamen  Budget  zugefallen 
wären,  einfach  beseitigt  würde.  Dies  hätte  ja  zur  Folge,  dass,  wie 
die  ungarische  Deputation  ausführt,  Ungarn  statt  2  Prozent  nur 
*/io   Prozent  leisten  würde. 

Die  Einwendung  der  ungarischen  Deputation,  dass  die  öster- 
reichische   Deputation   in    ihrem    Schlussantrage   die  Aufnahme   des 
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2prozentigeii  Präcipuums  beantrage,  demgemäss  sich  auch  für  be- 
rechtigt halten  müsse,  Aenderungen  bezüglich  des  Präcipuums  vor- 
zuschlagen, ist  offenbar  unhaltbar.  Der  betreffende  Antrag  bedeutete 
nichts  anderes  als  die  Aufnahme  eines  ohnedies  dauernd  fest- 
stehenden Zuschusses  Ungarns  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben, 
welcher  im  Hinblick  auf  das  betreffende  Gesetz  nur  der  Vollständig- 
keit wegen  im  Antrage  der  österreichischen  Deputation  angeführt  wird. 

Ebensowenig  ist  die  Einwendung  der  ungarischen  Deputation 
stichhaltig,  wonach  die  Kompetenz  der  Deputationen  zu  Vorschlägen 
über  Aenderungen  des  Präcipuums  aus  dem  Umstände  hervorgehe, 
dass  im  Vorschlage  der  österreichischen  Deputation  die  Zolleinnahmen 
für  gemeinsam  erklärt  werden.  Der  betreffende  Vorschlag  wird  von 
der  österreichischen  Quotendeputation  wie  selbstverständlich  unter 
der  Voraussetzung  gestellt,  dass  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  an- 
genommen sei,  dass  beide  Parlamente  durch  Annahme  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  das  einheitliche  Zollgebiet  und  die  Gemeinsamkeit 
der  Zolleinnahmen  festgestellt  haben.  Unter  dieser  Voraussetzung 
erklärte  die  Quotendeputation  die  Zolleinnahmen  nicht  für  gemein- 
sam, sondern  registrierte  lediglich  die  dann  ohnedies  bestehende, 
auch  im  ungarischen  Gesetze  unter  den  erwähnten  Voraussetzungen 
festgestellte  Gemeinsamkeit  der  Zolleinnahmen  in  ihrem  Antrage. 

Der  bisherige  Vorgang,  wonach  Ungarn  das  Präcipuum  zahlte, 
dafür  aber  mit  den  Steuern  der  Militärgrenze  nicht  belastet  wurde, 
ist  mit  Rücksicht  auf  den  abgeschlossenen  Vergleich  nicht  nur  formell 
berechtigt,  sondern  entspricht  auch  der  Gerechtigkeit  und  Billigkeit. 
Eine  bloss  formelle  Aenderung  jedoch,  wobei  aber  das  ohnedies 
ungeheuer  belastete  Oesterreich  nicht  einen  finanziellen  Schaden 
von  etwa  1 V«  MiHionen  Gulden  jährlich  haben  dürfte ,  wäre  wohl 
zulässig,  könnte  aber  nicht  durch  die  Vorschläge  der  Quotendeputa- 
tionen, sondern  nur  durch  eine  direkte  Aktion,  die  von  den  Ministerien 
ausgehen  müsste,  bewirkt  werden.  In  den  Verhandlungen  der  Sub- 
komitees  erklärten  die  Vertreter  Oesterreichs  sich  bereit,  dann  auf 
das  Präcipuum  zu  verzichten,  wenn  Oesterreich  Garantien  dafür  er- 
hielte, dass  es  auch  in  Zukunft  keinen  Schaden  aus  dieser  Konzes- 
sion an  Ungarn  erleiden  werde.  Nach  eingehender  Beratung  zeigte 
€s  sich,  dass  die  Erfüllung  dieses  von  den  Ungarn  als  berechtigt  aner- 
kannten Verlangens  nur  dann  möglich  wäre,  wenn  Aenderungen  in 
den  Verfassungsgesetzen  Oesterreichs  und  Ungarns  vorgenommen 
würden.    Die  Vertreter  Ungarns  erklärten  aber,  darauf  nicht  eingehen 
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ZU  wollen,  demgemäss  kam  man  endlich  dahin,  dass  das  Präcipuum 
aufrecht  erhalten  wurde. 


XL 

Wie  wir  schon  dargethan  haben,  besteht  weder  in  der  öster- 
reichischen noch  in  der  ungarischen  Verfassung  irgend  welche  Be- 
stimmung, welche  den  Massstab  angeben  würde,  nach  dem  die  beiden 
Reichsteile  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  beizutragen  haben.  Es 
handelt  sich  hier  um  ganz  ausserordentlich  hohe  Beträge.  Nach  den 
Schlussrechnungen  des  gemeinsamen  Staatshaushaltes  betragen  die 
gemeinsamen  Ausgaben 

im  Jahre  1876  122,060,146  fl.  ö.  W.  im  Jahre  1881  119,923,565  fl.  ö.  W. 

,       „       1877  119,665,130  fl.    „    „  „        ^  1882  146,567,038  fl.   „    „ 

,       ,       1878  215,836,710  fl.    „    „  „        „  1883  125,523,605  fl.   „    „ 

,       „       1879  137,034,535  fl.    ,    „  ,        ,  1884  130,088,496  fl.   ,    , 

,       ,       1880  115,759,994  fl.    ,    ,  ,        ,  1885  122,402,600  fl.   „    „ 

zusammen  also  im  zehnjährigen  Zeitraum  von  1876  bis  1885  den 
Betrag  von  1354,861,849  fl. 

Am  geringsten  waren  die  Ausgaben  im  Jahre  1880.  Aber  auch 
da  betrugen  sie  an  116  Millionen  Gulden.  Die  Ueberschüsse  des 
Zollgefälles  in  den  Jahren  1876  bis  1885  betrugen  in  ganz  Oesterreich- 
Ungarn  samt  Bosnien  und  der  Herzegowina  nach  einer  den  Quoten- 
deputationen von  den  Regierungen  übergebenen  Zusammenstellung  nur 
78,225,380  fl. 

Auch  die  sonstigen  gemeinsamen  Einnahmen  sind,  wie  das  oben 
angeführte  gemeinsame  Budget  pro  1887  darthut,  nicht  von  grosser 
Bedeutung.  Es  handelt  sich  somit  um  eine  unbedeckte  Summe  von 
über  1200  Millionen  Gulden  für  ein  Dezennium.  Jedes  Prozent  be- 
trägt über  12  Millionen  Gulden.  Es  ist  somit  von  grosser  Wichtig- 
keit, ob  einer  der  beiden  Reichsteile  einen  auch  nur  um  1  Prozent 
höheren  oder  niedereren  Satz  zu  tragen  hat. 

Leider  hat,  so  wenig  wie  das  Gesetz,  auch  die  Uebung  einen 
Massstab  festgestellt,  nach  dem  die  Aufteilung  stattzufinden  habe» 
Die  ungarischen  Deputationen  haben  bisher  bei  sämtlichen  Ausgleichen, 
auch  beim  gegenwärtigen,  eine  andere  Art  der  Berechnung  der  Quote 
angenommen  als  die  österreichischen.  Ungarische  wie  österreichische 
Deputationen  hielten  an  den  verschiedenen  Berechnungsarten  der 
Quote  fest,  wobei  leider  die  Interessen  die  Rücksicht  auf  Gerechtig- 

89fl 


Der  österreichisch-ungarische  Ausgleich.  329 

keit  und  Billigkeit  nur  zu  häufig  zurückdrängten.  In  den  sämtlichen 
bisherigen  Ausgleichsverhandlungen  wurde  nicht  nur  nicht  der  Ver- 
such gemacht,  sondern  auch  nicht  die  Frage  erörtert,  ob  denn  nicht 
eine  Abschätzung  des  gesamten  Volkseinkommens  beider  Staaten  der 
Bemessung  der  Quote  zu  Grunde  zu  legen  sei.  Die  Schwierigkeiten, 
welche  bei  den  bisherigen  Versuchen,  das  Volkseinkommen  in  diesem 
oder  jenem  Staate  zu  schätzen,  vorgekommen  sind,  mochten  die  Mit- 
glieder der  Deputationen  hiervon  abhalten.  Aber  auch  der  Versuch 
wurde  nicht  gemacht,  das  Einkommen  sämtlicher  Steuerträger  der 
betreffenden  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen,  wobei  nach  dem  Steuer- 
systeme des  einen  oder  des  anderen  Staates  noch  nicht  besteuerte, 
etwa  über  ein  Existenzminimum  hinausgehende  Teile  des  Volksein- 
kommens allerdings  nach  einer  Schätzung  hätten  eingestellt  werden 
müssen.  Hierdurch  wäre  es  möglich  gewesen,  der  Verschiedenheit 
des  Steuerfusses  bei  den  verschiedenen  Steuern  in  Oesterreich  und 
Ungarn  Rechnung  zu  tragen.  Ein  grosser  Teil  der  Volkseinnahmen 
hätte  sich  aus  den  direkten  Steuern  berechnen  lassen.  Dass  dieser 
Weg  nicht  eingeschlagen  wurde,  dürfte  seinen  Grund  darin  haben, 
dass  Ungarn  wie  Oesterreich  ein  wenig  rationelles  Ertragsteuersystem 
besitzen,  also  Teile  des  Volkseinkommens  von  keiner  perzentualen 
Steuer  getroffen  werden,  einzelne  Teile  des  Volkseinkommens  mit 
direkten  Steuern  gar  nicht  belegt  sind,  so  dass  gewagte  Schätzungen 
nicht  hätten  vermieden  werden  können.  Als  Massstab  für  die  Lei- 
stungsfähigkeit beider  Staaten  nahm  man  somit  nicht  das  Volksein- 
kommen, sondern  (trotz  bedeutend  von  Ausgleich  zu  Ausgleich  sich 
steigernder  Verschiedenheit  des  Steuersystems  in  Bezug  auf  die  Art 
der  Steuern,  Zahl  der  Steuern,  den  Steuerfuss  u.  s.  f.)  das  Staatsein- 
kommen aus  den  direkten  und  indirekten  Steuern,  Gebühren,  sonsti- 
gen Abgaben  und  Monopolen  an.  Mit  Rücksicht  auf  die  Verwendung 
der  Zölle  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  wurden  die  Einnahmen  aus 
denselben  nicht  in  Rechnung  gezogen.  Die  Einnahmen  aus  dem 
Staatseigentum  wurden  ebensowenig  berücksichtigt,  wie  andererseits 
auch  die  Zinsen  der  Staatsschulden  nicht  als  Abzugsposten  in  Rech- 
nung gebracht  wurden.  Allerdings  wurden  auch  schon  beim  ersten 
Ausgleiche  weder  von  der  österreichischen,  noch  von  der  ungarischen 
Deputation  sämtliche  Steuern,  sonstige  Abgaben  und  Monopole 
in  Rechnung  gezogen.  Nicht  das  Verhältnis  des  gesamten  Betrages 
der  österreichischen  und  ungarischen  Steuern  und  Abgaben,  abgesehen 
von  den  Zöllen,    sollte   für   das  Verhältnis  der  Quoten,  für  die  Be- 
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deckung  der  unbedeckten  gemeinsamen  Ausgaben  massgebend  sein. 
Die  österreichische  wie  die  ungarische  Deputation  erklärten  aus  ver- 
schiedenen Gründen  gewisse  österreichische  bzw.  ungarische  Steuern 
und  sonstige  Abgaben  nicht  mit  in  Rechnung  ziehen  zu  können. 

Wir  werden  die  Gründe,  welche  von  der  österreichischen  und 
ungarischen  Deputation  beim  gegenwärtigen  Ausgleiche  für  die  so- 
genannten Abzugsposten  ins  Feld  geführt  worden  sind,  kurz  darlegen, 
da  dieselben  manchen  interessanten  Einblick  in  österreichische  und 
ungarische  Finanz-  und  Steuerverhältnisse  gewähren. 

Als  Hauptgrundsatz  für  die  Bemessung  der  Quote  bei  der  gegen- 
wärtigen wie  schon  bei  früheren  Ausgleichsverhandlungen  stellte  die 
ungarische  Deputation  in  ihrer  ersten  Staatsschrift  nachfolgende 
Sätze  auf: 

1.  Dass  das  Beitragsverhältnis  für  die  Deckung  der  Kosten  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  auf  10  Jahre  (also  im  vor- 
liegenden Falle  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  zum 
31.  Dezember  1897)  festgestellt  werde. 

2.  Dass  als  Basis  der  Beratung  nicht  die  Netto-,  sondern  die 
Bruttoeinnahmen  anzunehmen  sind,  und  zwar  jene  Brutto- 
einnahmen beider  Staaten,  welche  in  den  durch  den  be- 
treffenden obersten  Rechnungshof  zusammengestellten  Staats- 
rechnungsabschlüssen unter  dem  Titel  der  direkten  und 
indirekten  Steuern  verrechnet  werden. 

3.  Aus  diesen  Bruttoeinnahmen  sind  alle  jene  Steuergattungen 
auszuscheiden,  welche  nur  auf  dem  einen  oder  auf  dem 
anderen  Staatsgebiete  Geltung  haben,  also  nicht  bei  jedem 
der  beiden  paktierenden  Teile  vorkommen,  daher  namentlich 
auch  jene  Steuern,  welche  nur  in  dem  einen  Staate  ein- 
geführt wurden. 

4.  Sind  beiderseits  jene  Summen  abzuziehen,  welche  keinen 
ergänzenden  Teil  der  direkten  Steuern  bilden,  bei  den  in- 
direkten  Steuern  aber  nicht  als  wirkliche  Einnahmen,  sondern 
nur  als  Rückvergütung  geleisteter  Ausgaben  zu  betrachten 
sind. 

Auf  Grund  dieser  Behauptungen  stellte  die  ungarische  Depu- 
tation nachfolgende  Rechnung  auf,  wobei  sie  die  Einnahmen  von 
9  Jahren  (1876—1884)  in  Rechnung  zog. 
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In  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 

(samt  der  Militärgrenze). 

Bruttoeinnahmen      .    .    ,    ,    1,606,881,461  fl. 

Hiervon  sind  alle  jene  Steuer- 
gattungen in  Abschlag  zu  bringen, 
welche  nur  in  diesem  Staate  ein- 
geführt wurden,  daher  (nach  Aus- 
weis VI,  S.  24—25  des  beiden  Depu- 
tationen zugekommenen  Heftes  A) 

die  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
Transportsteuer  mit   25,963,813  fl. 

die  Gewinnststeuer 
mit 1,067,808  „ 

die  Jagd-  und  Ge- 
wehrsteuer mit  .     .     3,454,922  „ 

der  allgemeine  Ein- 
kommensteuer -  Zu- 
schlag mit      .     .     .    82,644,720  „ 

die  Luxussteuer  mit  1,004,663  „ 

die  i.  J.  1883—1884 
durchgeführte  7proz. 
Erhöhung  der  Steuer 
von  den  bei  Geld- 
instituten plazier- 
ten Kapitalien  mit  . 

die  Konsumsteuem 
von  Zucker'),  KalTee 
und  Bier  i)  mit    .    . 

die  Konsumsteuer 
von  Hefe  mit      .    . 

für  gestempelte 
Vieh-  u. Pferdepässe, 
sowie  f.  Jagdkarten- 
Blankette  .... 

Ferner  sind  in  Ab- 
schlag zu  bringen 
jene  Summen, welche 
keinen  integrieren- 
den Teil  der  direkten 
Steuern  bilden,  bei 
den  indirekten  Steu- 
ern aber  nicht  als 
wirkliche  Einnahme 
betrachtet  werden 
können ,  nämlich 
(nach  Ausweis  in, 
S.  10  und  11  des  Hef- 
tes A) : 

die  Militärbefrei- 
nngstaxe  mit 

Verzugszinsen 

Steuereintreibungs- 
gebühren   ....     3,769,906 

endlich  die  Grund- 
entlastungszuschläge 

mit 176,825,281 

durchweg  Einnah- 
men, welche  keinen 
integrierenden  Teil 
der  direkten  Steuern 
bilden ;  ferner  beim 
Tabakgefälle  die 
Rückersätze  für  den 
Wert  der  zum  Ge- 
hrauche der  öster- 
reichischen Tabak- 
regie     eingelösten 


1,955,722 


7,200,576 


2,936,250 


14,083,988 
14,111,255 


In  den  im  Reichsrate  rertretenen  Konig- 
reichen  und  Ländern. 

Gesamte  Bruttoeinnahmen    .  2,954,154,786  fl. 

Hiervon  kommen  gleichwie 
bei  den  ungarischen  Einnahmen 
(nach  Ausweis  VII,  S.  27  des 
Heftes  A)  in  Abschlag: 

Der  im  Vergleiche  zu  der 
früheren  Besteuerung  sich  er- 
gebende Mehrertrag  der  in 
Tirol,  Vorarlberg  und  der  Stadt 
und  dem  Gebiete  Triest  am 
9.  Februar  1882  ins  Leben  ge- 
tretenen Hauszins-  und  Haus- 
klassensteuer, sowie  der  öproz. 
Steuer  von  den  zeitweilig  steuer- 
freien Gebäuden  mit     989,567  fl. 

Ferner  die  Separat- 
besteuerung des 
Kleinhandels  mit  ge- 
brannten geistigen 
Flüssigkeiten  mit     5,041,605  „ 

und  die  Konsum- 
steuer von  Press- 
hefe mit 175,645  „ 

Weiters  kommen 
nach  dem  im  Punkt  3 
aufgestellten  Prin- 
zipe  abzuziehen  die 
folgenden  Posten 
(siehe  Heft  A,  S.  13, 
Ausweis  IV) :  Die  Ein- 
kommensteuer des 
österr.-ungar.  Lloyd, 
da  dieselbe  dem  ge- 
meinsamen Haushalte 
überlassen     wurde, 

mit 1,815,600  „ 

Steuerrestitutionen 
infolge  von  geschäft- 
lichen Hindernissen 
und  Rückersätze  von 
Gefällskautionen     44,431,735  „ 

Die  aus  der  Auf- 
teilung der  Konsum- 
steuer-Restitutionen 
resultierende  Diffe- 
renz zwischen  der 
Quote  und  dem  Pro- 
duktionsverhältnisse, 
welche  keine  wirk- 
liche Einnahme  bil- 
det, mit     ....  2,113,373  „ 

Unter  dem  Titel 
Rechtsgebühren  und 


1)  Diese  Konsumsteuern   sind  nicht  mit  den  in  Oesterreich  und  Ungarn  bestehenden 
bei  der  Fabrikation  erhobenen  Verz. -Steuern  von  Zucker  und  Bier  zu  verwechseln. 
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Tabakblätter ;      die  Taxen  geleistete  Re- 
Rückersätze  der  an  stitutionen     .    .    .  5,490,910  11. 
die  Tabakbauer  ge-  -n    ^-^  j. 
gebenenVorschüsse,  Restitution      von 
sowie  der  Ersatz  der  der   für    den  Klein- 
österr.      Tabakpro-  handel  mit  gebrann- 
duktion,  da  alle  diese  ^         .  ^.       _,,..    . 
Beträge  keine  eflfek-  ten  geistigen  Flussig- 
tivenEinnahmenbil-  keiten  zu  entrichten- 
den   ..sondern  bloss  den  Steuer,  nachdem 
als  Ruckersatze  ge-  ■,    ,  -r.-.  /     ...     • 
leisteter    Ausgaben  derlei  Ruckersatze  in 
zu  betrachten  sind ;  den  Ländern  der  un- 
diese  betragen  zu-  garischen  Krone  still- 
sammen     ....   46,579,537  fl.  ^ 


schweigend  von  den 
Total^^^CT^^^n^ir  Einnahmen  in  Abzug 

schkg  zu'^bringen-  gebracht  werden     ■     77,634  fl. 

den  Summen 381,603,121  fl.       Zusammen 60,136,069  fl. 

Verbleibt 1,225,278.340  fl.        Verbleibt 2,894,018,717  fl. 

Jährlicher  Durchschnitt    .    .       136,142,037  fl".        Jährlicher  Durchschnitt .    .       321,557,635  fl. 
Prozentsatz  29,75  Prozentsatz  70,25 

oder  mit  Abrundung  der  Brüche :  iiO  :  70, 
so  dass  zu  der  Gesamtsumme  der  Ausgaben  für  die  gemeinsamen  Angelegenheiten,  ohne 
Abzug  irgend  eines  Präzipuums,  die  Länder  der  ungarischen  Krone  samt  der  ehemaligen  Mlitär- 
grenze  30  Prozent,   die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  aber  70  Prozent 
beitragen  würden. 

Die    österreichische   Deputation    stellte    dagegen    nachfolgende 
Grundsätze  in  ihrer  Botschaft  auf: 

1.  Die  direkten  Steuern  sind  nach  dem  Bruttoergebnisse,  die 
indirekten  Abgaben  nach  dem  Nettoergebnisse  zu  nehmen, 
gerade  so,  wie  dies  auch  von  den  früheren  österreichischen 
Deputationen  gehandhabt  wurde,  wobei  die  österreichische 
Deputation  hervorhebt,  dass,  ob  man  nun  die  Bruttoziffern 
der  beiden  Steuergattungen  oder  die  Nettoziffern  zur  Grund- 
lage nimmt,  der  Unterschied  ein  so  wenig  erheblicher  wäre, 
dass  davon  die  Höhe  der  Quote  nur  ganz  unbeträchtlich 
beeinflusst  würde. 

2.  Auch  die  österreichische  Deputation  scheidet  bei  ihrer  Be- 
rechnung jene  Steuergattungen  aus,  welche  nur  auf  dem 
einen  oder  auf  dem  anderen  Staatsgebiete  Geltung  haben,, 
kann  aber  diesen  Grundsatz  nicht  bei  der  Post  der  ungari- 
rischen Steuern  „allgemeiner  Einkommensteuerzuschlag ", 
dann  bei  der  Post  „die  im  Jahre  1883/84  durchgeführte  7  pro- 
zentige  Erhöhung  der  Steuer  von  den  bei  Geldinstituten 
placierten  Kapitalien"  gelten  lassen. 

3.  Die  österreichische  Deputation  hat  in  ihrer  Aufstellung  von  den 
der  diesseitigen  Reichshälfte  in  Anrechnung  zu  bringenden 
indirekten  Abgaben  nach  dem  Prinzipe,  dass  jene  indirekten 
Abgaben,  welche  in  beiden  Reichshälften  nicht  nach  gleichen 
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Grundsätzen  eingehoben  werden  oder  beide  Reichshälften 
ungleich  belasten,  auszuscheiden  seien,  das  Erträgnis  der 
Mauten,  der  Punzierung,  der  Verzehrungssteuer  in  geschlos- 
senen Städten,  der  Bier-  und  Weinsteuer  ausgeschieden,  und 
ist  hierbei  nur  jenem  Vorgange  gefolgt,  den  auch  die  früheren 
Deputationen  eingehalten  haben  und  der  in  den  Nuntien  vom 
14.  September  1867  und  30.  Juni  1877  gerechtfertigt,  leider 
aber  ungarischerseits  nicht  anerkannt  worden  ist. 

4.  Indem  die  österreichische  Deputation  der  Ansicht  beipflichtet, 
bei  indirekten  Abgaben  jene  Summen  in  Abzug  zu  bringen, 
welche  nicht  als  wirkliche  Einnahmen,  sondern  nur  als 
Rückvergütung  geleisteter  Ausgaben  zu  betrachten  sind,  hat 
sie  die  geleisteten  Steuerrückvergütungen  bei  Zucker  vom 
IL  Semester  1878  ab,  ebenso  bei  Branntwein  und  Bier  vom 
IL  Semester  1878  ab,  in  Abzug  gebracht. 

Auf  Grund  dieser  Behauptungen  stellte  die  österreichische  Depu- 
tation nachfolgende  Rechnung  auf,  wobei  sie  die  Einnahmen  von 
10  Jahren  (1876 — 1885)  in  Rechnung  zog. 

Oesterreich. 

(1876-1885.) 

A.  Direkte  Steuern: 

II.  Grundsteuer 351,689,368  fl. 
2.  Haussteuer 247,364,829  , 
3.  Erwerbsteuer 98,088,125  „ 

\4.  Einkommensteuer  von  hauszinssteuerfreien 

I      Häusern       9,412,837  „ 

'  5.  Einkommensteuer 229,278,433  „ 

Zusammen     .     935,833,592  fl. 
Hiervon  kommt  in  Abzug  : 

Einkommensteuer     des     österreichisch-unga- 
rischen Lloyd 1,956,688  „ 

Verbleibt  Ertrag  der  direkten  Steuern     .     .     .     .      933,876,904  fl. 

B.  Indirekte  Ausgaben: 
1.  Verz  ehr ungs  Steuer  : 

(    a)  Branntwein 77,857,157  fl. 

j  b)  Fleisch-  und  Schlachtviehsteuer 48,918,889  „ 

1c)  Zuckersteuer  mit  der   Nachzahlung   der  Fa- 
brikanten      299,465,178  „ 
d)  Andere  Einnahmen 249,251   „ 

Zusammen     .  T26,490,475  fl. 
Hiervon  kommt  in  Abzug: 

a)  Bei  Branntwein  infolge 

901 


QQ^  Max  Menger, 

Gefällsrückgaben    we- 
gen Betriebsstörung    .       486,390  fl. 
vom  „anderen"  Anteil       441,625  , 

928,015  fl. 
infolge  Aufteilung  der 

Verz  ehr  un  gssteuerr  esti- 
tutionen  nach  dem  Pro- 
duktionsschlüssel vom 

2.  Semester  1878  ab       8,057,691  „     8,985,706  fl. 
b)  Linienverzehrungs- 
steuer    in    Wien     für 

Fleisch 20,215,094  fl. 

Gefällsrückgaben  vom 

.anderen"  Anteil    .     .       212,987  fl. 


20,428,081  fl. 

c)  Bei  Zucker  infolge  Ge- 
fällsrückgaben  wegen 
Betriebsstörung       .     .  19,813,114  fl. 
vom  „anderen"  Anteil     1,562,215  „ 

21,375,329  fl. 
infolge  Aufteilung  der 
Verzehrungssteuerresti- 
tutionen     nach     dem 
Produktionsschlüssel 
vom  2.  Semester  1878 
ab 172,095,868fl.  193,471,197  fl. 

d)  Stiftung  und  Aequivalente      .     .     .      202,073  „ 

Zusammen     ....     228,087,057  fl. 


Verbleibt  Ertrag  der  Verzehrungssteuer     ....     203,403,418  fl- 

2.  Stempel 173,883,853  fl. 

i3.  Gebühren  und  Taxen 326,309,204  , 

4.  Lotto 213,454,000  „ 

iö.  Tabak       654,799,272  „ 

'  6.  Salz 197,360,772  , 

Zusammen    .      1,565,807,101  fl. 
Hiervon  kommt  in  Abzug: 

a)  Einhebungs-     und    Manipulations- 
kosten bei  Stempel 3,601,165  fl. 

b)  Einhebungs-     und     Manipulations- 
kosten bei  Gebühren  und 

Taxen 410,748  fl. 

Gefällsrückgaben   .    .    6,450,239  „     6,860,987  „ 

c)  Einhebungs-     und     Manipulations- 
kosten bei  Lotto 180,430,811  „ 

d)  Einhebungs-    und    Manipulations- 

kosten  bei  Tabak 234,786,353  , 
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e)  Einhebungs-    und     Manipulations- 
kosten bei  Salz 27,775,565  fl. 

f)  Erlös  für  an  das  Ausland  verkauf- 
ten Tabak 5,774,719  , 

g)  Erlös  für  an  das  Ausland  verkauf- 
tes Salz .    5,912,846  „ 

Zusammen     .     415,142,443  fl. 

Verbleibt  Ertrag  von  2—6 1,150,664,658  fl. 

Summe  der  direkten  Steuern  und  indirekten  Ab- 
gaben pro  1876  —  1885 2,287,944,980  fl. 

Jahresdurchschnitt 228,794,498  fl. 

Somit  auf  Oesterreich  von  den  gemeinsamen 

3en  entfallende  Quote 65,81  Prozent. 


Ungarn. 

(1876—1885.) 

A.  Direkte  Steuern: 

1.  Grundsteuer  ohne  Grundentlastungszuschlag  .     264,714,894  fl. 

2.  Haussteuer  ohne  Grundentlastungszuschlag    .       61,321,897  , 

3.  Erwerbsteuer  ohne  Grundentlastungszuschlag     122,553,405  „ 

4.  Steuer  der  zur  öfi'entlichen  Rechnungslegung 
verpflichteten  Unternehmungen  ohne  Grund- 
entlastungszuschlag       17,890,211  „ 

5.  Bergsteuer  ohne  Grundentlastungszuschlag     .  649,902  „ 

6.  Kapital-,  Zinsen-  und  Rentensteuer  ohneGrund- 

[        entlastungszuschlag 32,264,231  „ 

7.  Einkommensteuer 1,944,857  „ 

8.  Mühlensteuer 425,972  „ 

9'.  Handels-,  Gewerbe-  und  Schutzsteuer     .     .     .        3,088,471  „ 

'10.  Allgemeiner  Einkommensteuerzuschlag      .     .     103,186,885  , 
11.  Steuerrückstände     ohne    Grundentlastungszu- 
schlag         8,393,157  , 

Zusammen     .     616,433,882  fl. 
Hiervon  kommt  in  Abzug 
bei  den  Steuerrückständen  die  Steuerrückstände 

von  den  neu  eingeführten  Steuern 56,652  fl. 

Verbleibt 616,377,230  fl. 

Davon  ab  direkte  Steuern  der  Militärgrenze      31,559,823  » 

Verbleibt  Ertrag  der  direkten  Steuern       ....     584,817,407  fl. 

B.  Indirekte  Abgaben: 
1.  Verzehrungssteuer: 

a)  Branntwein .      71,440,649  fl. 

b)  Fleisch  und  Schlachtvieh 24,190,137  , 

c)  Zucker 17,436,238  , 

Zusammen    .     113,067,024  fl. 
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Hiervon  kommt  in  Abzug: 

a)  Presshefensteuer 4,680  fl. 

b)  Linienverzehruugssteuer  in  Buda- 
pest für  Fleisch 7,379,096  , 

c)  Einhebunggprozente       ....     1,851,834  „ 

d)  Aufteilung  derVerzehrungssteuer- 
restitutionen  nach  dem  Produk- 
tionsschlüssel vom  2.  Semester 
1878  ab: 

bei  Branntwein 7,809,993  „ 

bei  Zucker .  11458,280  , 

Zusammen      28,203,883  fl. 
Verbleibt  Ertrag  der  Verzehrungssteuer       84,863,141  fl. 

(2.  Stempel 81,529,291  fl. 

\3.  Gebühren  und  Taxen 150,422,472  , 

('4.  Tabak 350,915,796  , 

)5.  Lotto 34,431,941  , 

f  6.  Salz 142,594,798  . 

Zusammen     .     759,894,298  fl. 
Hiervon  kommt  in  Abzug: 

2.  Einhebungs-    und    Manipulations- 
kosten beim  Stempel 1,777,012  fl. 

Stempel  für  Jagdkarten  und  Vieh- 
pässe       3,195,846  „ 

3.  Einhebungs-    und    Manipulations- 
kosten bei  Taxen  und  Gebühren       2,928,481  „ 

4.  Einhebungs-    und   Manipulations - 

kosten  bei  Tabak 173,343,297  „ 

Erlös  für  an  das  Ausland  verkauf- 
ten Tabak 9,080,581  , 

5.  Einhebungs-    und    Manipulations - 

kosten  bei  Lotto 18,561,326  , 

6.  Einhebungs-    und    Manipulations - 

kosten  bei  Salz 24,116,932  , 

7.  Erlös  für  an  das  Ausland  verkauf- 
tes Salz 1,876,497  fl. 

Zusammen     .     234,879,972  fl. 
Verbleibt  Ertrag  von  2—6     .     .     .     ■     525,014,326  fl. 

Indirekte  Abgaben 609,877,467  fl. 

Davon  ab  indirekte  Abgaben  der  Militärgrenze         6,045,891  fl. 

Verbleibt  Ertrag  der  indirekten  Abgaben     .     .     .       603,831,576  fl. 
Summe   aller  direkten  Steuern   und  indirekten  Ab- 
gaben pro  1876- 1885 1,188,648,983  fl. 

Jahresdurchschnitt 118,864,898  fl. 

Somit  auf  Ungarn  von  den  gemeinsamen  Aus- 
gaben entfallende  Quote 34,19  Prozent. 
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Demgemäss  stellte  die  österreichische  Deputation  nachfolgende 
Anträge : 

1.  In  Gemässheit  des  bestehenden  und  keinen  Gegenstand  einer 
Verhandlung  bildenden  Uebereinkommens,  betreffend  die  Bei- 
tragsleistung zu  den  gemeinsamen  Auslagen  infolge  des  Ueber- 
ganges  der  Militärgrenze  aus  der  Militär-  in  die  Zivilver- 
waltung ist  von  der  alljährlich  festzustellenden  Summe  der 
gemeinsamen  Auslagen  vorerst  die  Quote  von  zwei  Prozent 
zu  Lasten  des  ungarischen  Staatsschatzes  in  Rechnung  zu 
bringen. 

2.  Die  Reinerträgnisse  des  Zollgefälles  werden  als  gemeinsam 
erklärt. 

Aus  dem  Zollerträgnisse  sind  die  Zollregiepauschalien  in 
den  bestehenden  und  bleibend  festgesetzten  Jahresbeträgen 
zu  bestreiten. 

3.  Zur  Bestreitung  der  hiernach  noch  unbedeckten  Kosten  der 
gemeinsamen  Angelegenheiten  tragen  die  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  66  Prozent,  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  34  Prozent  bei. 

4.  Diese  Bestimmungen  gelten  für  die  Dauer  von  zehn  Jahren, 
das  ist  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1888  bis  letzten  De- 
zember 1897. 

Schon  aus  dieser  Darlegung  geht  hervor,  dass  die  österreichische 
wie   di(   ungarische  Deputation  auch  beim    gegenwärtigen  Ausgleich 
von  erheblich  verschiedenen  Prinzipien  ausgingen,  zu  einer  verschie- 
denen Berechnungsweise  und  demgemäss  auch  zu  sehr  verschiedenen 
Resultaten   gelangten.     Wir  wollen  in   Kürze   die   strittigen  Fragen 
besprechen.    Zwischen  beiden  Deputationen  bestand  keine  Meinungs- 
differenz darüber,  dass  in  beiden  Staaten  die  Grundsteuer,  die  Gebäude- 
steuer, die  Erwerbsteuer,  in  Oesterreich  die  sogenannte  Einkommen- 
steuer von  hauszinssteuerfreien  Häusern  sowie  die  Einkommensteuer, 
in  Ungarn  die  Bergsteuer,  Kapitalszinsen-  und  Rentensteuer,  die  in 
Fngarn  wenig  bedeutende  Einkommensteuer,  die  Mühlen-,  Handels-, 
rewerbe-  und  Schutzsteuer  als  Belastungsposten  bei  Berechnung  der 
t<^uoten  herbeigezogen   werden.     In  Bezug   auf  die  direkten  Steuern 
l'besteht  jedoch  allerdings  eine  Meinungsverschiedenheit  in  Bezug  auf 
Wen  sogenannten  allgemeinen  Einkommensteuerzuschlag  und  die  7  pro- 
pentige  Erhöhung   der  Steuer  von  den  bei  Geldinstituten   placierten 

-Kapitalien,    welche  von   der  ungarischen,    nicht  aber  von  der  öster- 
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reichischen  Deputation  als  Abzugspost  behandelt  werden.  Es  muss 
hier  hervorgehoben  werden,  dass  selbst  die  Grund-  und  Gebäudesteuer 
in  Ungarn  wie  in  Oesterreich  durchaus  nicht  nach  denselben  Grund- 
sätzen bemessen  werden.  Die  ungarische  wie  die  österreichische 
Grundsteuer  basieren  auf  dem  System  des  Parzellenkatasters.  Doch 
ist  bezüglich  der  Einschätzung  durchaus  nicht  derselbe  Vorgang  ein- 
gehalten worden.  Ausserdem  besteht  durchaus  nicht  derselbe  Prozent- 
satz für  die  Grundsteuer  in  Ungarn  wie  in  Oesterreich.  Noch  grösser 
sind  die  Unterschiede  bezüglich  der  Gebäudesteuer.  Allerdings  be- 
steht in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  eine  Gebäudesteuer  vom  Rein- 
ertage der  vermieteten,  oder  gewisser  vom  Eigentümer  selbst  benutzten 
Gebäude,  daneben  eine  sogenannte  Hausklassensteuer  für  die  übrigen 
Gebäude.  Darauf  beschränkt  sich  aber  auch  die  Uebereinstimmung 
beider  Steuern.  Denn  die  Definition  des  Bruttoerträgnisses,  die  Höhe 
der  Abzugsprozente,  die  Quote  des  Reinertrages,  welche  als  Gebäude- 
steuer bei  der  Hauszinssteuer  zu  entrichten  ist,  sind  in  Oesterreich 
wie  in  Ungarn  durchaus  verschieden.  Beispielsweise  sind  in  Wien 
und  einer  grossen  Anzahl  anderer  österreichischer  Städte  und  Kurorte 
von  dem  Bruttoertrage  des  Mietzinses  15  Prozent  für  Erhaltungs- 
kosten abzuziehen,  vom  Reste  ist  die  Hauszinssteuer,  —  d.  i.  die 
Staatssteuer  ohne  Landes-  und  Gemeindezuschläge  —  mit  26 ''^/a  Pro- 
zent zu  bemessen. 

In  Budapest  sind  (mit  Ausnahme  des  Alt-Ofnerteiles)  vom  Brutto- 
erträgnis 20  Prozent  für  Erhaltungskosten  und  als  Wertamortisation 
abzurechnen,  vom  Reste  ist  die  Hauszinssteuer  mit  22  Prozent  zu 
bemessen.  In  den  übrigen  der.  Hauszinssteuer  unterliegenden  Orten 
Oesterreichs  wie  Ungarns  wird  wohl  eine  SOprozentige  Quote  des 
Mietzinses  für  Reparatur  und  Amortisation  abgezogen,  dagegen 
werden  in  Oesterreich  vom  Reste  20  Prozent,  in  Ungarn  16  Prozent 
als  Hauszinssteuer  bemessen.  Der  ungarische  Statistiker  Schwicker 
berechnet,  dass  die  Hauszinssteuer  iu  Oesterreich  durchschnittlich 
18,2  Prozent,  in  Ungarn  14,35  Prozent  ausmache.  Die  Hausklassen- 
steuer wird  in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  nach  ganz  verschiedenen 
Tarifen  eingehoben. 

Noch  grösser  sind  die  Unterschiede  in  Bezug  auf  die  Erwerb- 
steuerundderenzahlreicheUnterabteilungen,  dieEinkommensteueru.s.w. 
Derselbe  Name  bezeichnet  in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  ganz  ver- 
schiedene Steuern.  Wenn  daher  die  ungarische  Deputation  an  ihrem 
dritten  allgemeinen  Grundsatze  festhalten  wollte,  „dass  alle  jene  Steuer- 
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gattungen  auszuscheiden  seien,  welche  nur  auf  dem  einen  oder  anderen 
Staatsgebiete  Geltung  haben,  also  nicht  bei  jedem  der  beiden  pak- 
tierenden Teile  vorkommen",  so  würde,  da  es  sich  doch  nicht  um 
den  Namen,  sondern  nur  um  die  Beschaffenheit  der  Steuern,  die  Be- 
rechnung der  Steuergrundlage,  den  Steuerfuss  u.  s.  w.  handeln  kann, 
nicht  eine  einzige  direkte  Steuer  geeignet  sein,  in  Oesterreich 
oder  in  Ungarn  zur  Einrechnung  zu  dienen. 

Einen  ähnlichen  Einwurf  könnte  man  bezüglich  des  zweiten 
allgemeinen  Grundsatzes  machen,  welcher  von  der  österreichischen 
Deputation  aufgestellt  worden  ist,  wenn  man  sich  nicht  etwa  dabei 
beruhigen  will,  dass  ja  beispielsweise  eine  Grundsteuer,  eine  Gebäude- 
steuer und  eine  Einkommensteuer  in  Oesterreich  wie  in  Ungarn  vor- 
kommen, wenngleich  dieselben,  wie  wir  hervorgehoben  haben,  in  jedem 
Reichsteile  etwas  ganz  anderes  bedeuten.  Doch  diese  Bedenken  wurden 
weder  von  der  österreichischen  noch  von  der  ungarischen  Deputation 
aufgeworfen.  Wohl  aber  bestand  die  schon  erwähnte  Verschieden- 
heit der  Ansichten  zwischen  der  österreichischen  und  ungarischen 
Deputation  in  bezug  auf  den  allgemeinen  Einkommensteuerzuschlag 
und  die  7prozentige  Erhöhung  der  Steuer  von  den  bei  Geldinstituten 
plazierten  Kapitalien. 

Der  allgemeine  Einkommensteuerzuschlag,  wie  er  durch  den 
47.  ungarischen  Gesetzartikel  vom  Jahre  1875  eingeführt,  durch  den 
46.  Artr^cel  des  Jahres  1883  erheblich  modifiziert  wurde,  bedeutet 
einen  enieblichen ,  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  Jahre  1883  sogar 
prozentuellen  Zuschlag  zu  den  meisten  direkten  Steuern  Ungarns. 
Die  österreichische  Deputation  hebt  da  wohl  mit  Recht  hervor,  dass 
auch  zu  den  österreichischen  direkten  Steuern  mit  Rücksicht  auf  die 
Einführung  der  Einkommensteuer  sehr  erhebliche  Zuschläge  gemacht 
worden  sind,  welche  von  den  österreichischen  Steuerträgern  noch 
derzeit  gezahlt  werden. 

Ebenso  besteht  in  Oesterreich  eine  Steuer,  welche  der  ungarischen 
Steuer  von  den  bei  Kreditinstituten  angelegten  Kapitalien  zum  mindesten 
ebenso  nahe  kommt,  wie  die  österreichische  Hauszinssteuer  der  unga- 
rischen Haussteuer.  Die  österreichische  Deputation  stellte  sich  eben  nicht 
auf  den  Standpunkt,  dass  eine  neu  votierte  Steuer  unter  keiner  Bedingung 
zur  Berechnung  der  Verhältnissumme  heranzuziehen  sei.  Da  vielfache 
Reformen  in  Bezug  auf  die  österreichische  wie  die  ungarische  Steuer- 
gesetzgebung in  jeder  Ausgleichsperiode  vorgenommen  werden  und 
—   wenn   man   die   Erklärungen    der   beiderseitigen   Ministerien   er- 
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wägt  —  noch  viel  grössere  und  einschneidendere  Reformen  der  Zu- 
kunft vorbehalten  sind,  so  käme  man,  wenn  jede  neue  Steuer  von  der 
Berechnung  ausgeschlossen  würde,  bald  dahin,  dass  keine  oder 
doch  nur  eine  sehr  zufällige  Grundlage  für  die  Steuerberech- 
nung vorhanden  wäre.  Demnach  hat  die  österreichische  Deputation 
zu  Ungunsten  Ungarns  die  Einnahmen  dieses  Staates  aus  dem  all- 
gemeinen Einkommensteuerzuschlag  und  der  Tprozentigen  Erhöhung 
der  Steuer  von  den  bei  Geldinstituten  placierten  Kapitalien,  dagegen 
zu  Ungunsten  Oesterreichs  jene  Summen  eingesetzt,  welche  durch  die 
Ausdehnung  der  Gebäudesteuer  auf  Tirol,  Vorarlberg  und  Triest  dem 
österreichischen  Staatsschatze  zugeflossen  sind. 

Die  österreichische  Deputation  hat,  wie  dies  auch  seitens  ihrer 
Vorgängerinnen  in  den  Jahren  1867  und  1877  geschehen  war,  das 
Erträgnis  der  Mauten,  der  Punzierung,  der  Verzehrungssteuer  in  ge- 
schlossenen Städten,  der  Bier-  und  Weinsteuer  aus  den  Einnahmen 
Oesterreichs  wie  Ungarns  ausgeschieden.  Mautenpunzierung  und  die 
staatliche  Thorsteuer  in  geschlossenen  Städten  werden  in  Oesterreich 
und  Ungarn  nach  ganz  verschiedenen  Grundsätzen  eingehoben.  So 
sind  in  den  geschlossenen  Städten  Ungarns  nur  einige  wenige  Artikel 
(besonders  Vieh,  Fleisch,  geistige  Getränke),  in  jenen  Oesterreichs 
dagegen  an  200  Artikel  (ausser  Vieh,  Fleisch,  geistigen  Getränken, 
auch  Brot,  Mehl,  Hülsenfrüchte,  Seife,  Holz,  Kohle,  zahlreiche  Roh- 
und  Hilfsstoffe  der  Industrie  u.  s.  f.)  mit  der  staatlichen  Thorsteuer 
belegt.  Die  Bevölkerung  Ungarns  konsumiert  sehr  viel  Wein,  sehr 
wenig  Bier,  jene  Oesterreichs  sehr  wenig  Wein,  sehr  viel  Bier.  Da- 
her wurde  von  sämtlichen  bisherigen  österreichischen  Quotendeputa- 
tionen die  Streichung  der  Wein-  und  Biersteuer  aus  der  Gesamtsumme 
der  österreichischen  wie  der  ungarischen  Steuern  und  Abgaben,  die 
zur  Feststellung  der  Quoten  dienen  soll,  beantragt. 

Die  österreichische  Deputation  hat  ferner,  weil  sie  an  dem 
Präzipuum  festhält,  zu  Gunsten  Ungarns  die  Steuern  des  Gebietes 
der  ehemaligen  Militärgrenze  von  der  ungarischen  Steuersumme  in 
Abzug  gebracht,  da  sonst  Ungarn  mit  Rücksicht  auf  die  Militär- 
grenze zweimal,  einmal  durch  das  Präzipuum,  dann  durch  die  Steuer- 
quote belastet  erschiene. 

Dagegen  hat  die  österreichische  Deputation  einen  Anspruch  er- 
hoben, dessen  Billigkeit  wohl  einleuchtet  und  der  auch  von  hervor- 
ragenden ungarischen  Blättern  nicht  zurückgewiesen  wurde.  Oester- 
reich wie  Ungarn  entrichten,  und  zwar  derzeit  nach  dem  sogenannten 
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Produktionsschlüssel  die  Steuerrückzahlungen  bei  Gelegenheit  der 
Ausfuhr  von  Zucker,  Sprit  und  Bier.  Oesterreich  stellt  nun  den  An- 
spruch, dass  für  Oesterreich  wie  für  Ungarn  jene  Summen,  welche 
für  diese  Steuerrückzahlungen  von  dem  betreffenden  Reichsteile  ver- 
wendet wurden,  als  Abzugsposten  behandelt  werden.  Es  ist  dies 
eine  Forderung,  deren  Bewilligung  wohl  selbstverständlich  ist,  da  ja 
doch  der  österreichische  Fiskus  nur  den  Unterschied  zwischen  den 
eingezahlten  Steuern  und  den  beim  Export  ausgezahlten  Restitutions- 
beträgen erhält,  ebenso  der  ungarische  Fiskus. 

Ein  Unterschied  in  der  Berechnung  beider  Reichsteile  lag  auch 
darin,  dass  Ungarn  die  Steuerbeträge  nur  für  9  Jahre,  d.  i.  die  Jahre 
1876 — 1884,  Oesterreich  dagegen  die  von  10  Jahren,  d.  i.  von  1876 
bis  1885  der  Berechnung  zu  Grunde  legte.  Die  Berechnung  auf 
Grund  einer  10jährigen  Periode  erscheint  wohl  als  die  zuverlässigere. 
Dass  endlich  Oesterreich  bei  indirekten  Steuern  und  Monopolen  den 
Netto-,  bei  direkten  Steuern  den  Bruttoertrag  in  Rechnung  gezogen 
sehen  will,  hat  seinen  Grund  darin,  dass  bei  den  indirekten,  nicht 
bei  den  direkten  Steuern,  insbesondere  aber  bei  den  Monopolen,  dem 
Lotto  u.  s.  w.  der  Nettoertrag  sich  von  dem  Bruttoertrag  sehr  be- 
deutend (um  30 — 70  Prozent)  unterscheidet,  während  der  Unterschied 
bei  den  direkten  Steuern  ein  nur  wenig  bedeutender  ist. 

Auf  Grund  dieser  verschiedenartigen  Berechnungen  gelangten 
nun  die  österreichische  wie  die  ungarische  Deputation  zu  ganz  ver- 
schiedenen Resultaten.  Wie  schon  erwähnt,  beantragte  die  ungarische 
Deputation,  dass  das  2prozentige  Präzipuum  zu  entfallen  und  von  den 
gemeinsamen  Ausgaben  (nach  Abzug  der  gemeinsamen  Einnahmen, 
insbesondere  der  Nettoeinnahmen  aus  den  Zöllen)  Ungarn  30  Pro- 
zent, Oesterreich  70  Prozent  zu  zahlen  habe.  Dagegen  schlug  die 
österreichische  Deputation  vor,  dass  das  2prozentige  Präcipuum  zu 
Ungarns  Lasten  fortbestehe,  Oesterreich  66  Prozent,  Ungarn  34  Pro- 
zent der  gemeinsamen  Auslagen  (nach  Abzug  der  gemeinsamen  Ein- 
nahmen, zu  denen  auch  der  Nettobetrag  der  Zölle  gehört)  zu  tragen 
habe.  Wenn  das  Präzipuum  mit  in  Rechnung  gezogen  wird,  hatte 
Ungarn  bisher  31,4  Prozent,  Oesterreich  68,6  Prozent  der  gemein- 
samen Auslagen,  stets  nach  Abrechnung  der  gemeinsamen  Ein- 
nahmen, insbesondere  des  Nettobetrages  der  Zölle  zu  tragen.  In 
Zukunft  hätte  nach  dem  österreichischen  Vorschlage  Ungarn  35,32  Pro- 
zent, Oesterreich  64,68  Prozent  zu  zahlen  gehabt,  somit  Ungarn 
nahezu  4  Prozent  mehr  als  bisher,   dagegen  nach   dem  ungarischen 
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Vorschlage  Ungarn  nur  30  Prozent,  also  1,4  Prozent  weniger  als 
bisher. 

Es  wurde  schon  bemerkt,  dass  die  Subkomitees  der  Quoten- 
deputationen lange  und  sehr  eingehende  Verhandlungen  miteinander 
pflogen.  Im  Verlaufe  derselben  beantragten  die  Ungarn,  dass  das 
Präzipuum  entfallen  möge.  Die  Ungarn  wären  dann  bereit,  den  Pro- 
zentsatz, der  früher  mit  Einrechnung  des  Pr'äzipuums  von  Ungarn 
geleistet  worden  war,  nämlich  31,4  Prozent,  wieder  auf  die  Länder 
der  ungarischen  Krone  zu  übernehmen. 

Dieser  Vorschlag  wurde  vom  österreichischen  Subkomitee  ab- 
gelehnt, weil  Oesterreich  sonst  nach  Verlauf  der  dritten  Ausgleichs- 
periode bei  der  Berechnung  der  Quote  mutmasslich  einen  Schaden 
zu  erfahren  hätte.  Nach  manchen  Anboten  und  Gegenboten  wurde 
endlich,  wie  schon  bemerkt,  beschlossen,  dass  sowohl  das  Präzipuum, 
wie  der  Quotensatz,  die  bisher  gegolten  hatten,  auch  in  Zukunft  gelten 
sollen.  Die  Verhandlungen  endeten  daher  damit,  dass  die  Zollein- 
nahmen vorerst  zur  Bedeckung  der  gemeinsamen  Ausgaben  verwendet 
werden  sollen.  Die  Steuerrestitutionen  bei  der  Ausfuhr  von  Zucker, 
Bier  und  Sprit  sollen  von  beiden  Reichsteilen  nach  Massgabe  der 
jedem  der  beiden  Reichsteile  gezahlten  Bruttosteuer  von  dem  betref- 
fenden Artikel  getragen  werden.  Von  dem  Reste  soll  Ungarn  vorerst 
2  Prozent  tragen,  der  Rest  soll  auf  Oesterreich  und  Ungarn  nach 
dem  Verhältnis  von  70  :  30  aufgeteilt  werden.  Der  bisherige  Zu- 
stand soll  daher  auf  weitere  10  Jahre  Geltung  haben.  Das  nach 
langen  Wehen  zu  stände  gekommene  Schlussprotokoll  beider  Depu- 
tationen lautet  wie  folgt: 

, Nachdem  die  reichsrätliche  Deputation  den  von  Seite  der  ungarischen 
Deputation  ausgesprochenen  Wunsch  nach  Beseitigung  des  im  Gesetzartikel  4 
vom  Jahre  1872  (österreichisches  Gesetz  vom  8.  Juni  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  49)  fest- 
gestellten z  weipro  ze  ntigen  Präzipuums  und  Berechnung  einer  einheitlichen 
Quote  für  die  gesamten  Länder  der  ungarischen  Krone,  nicht  bloss  vom  staats- 
rechtlichen Standpunkte  als  berechtigt  anerkannte,  sondern  auch  zu  dessen 
Realisierung  die  Hand  zu  bieten  bereit  virar,  vorausgesetzt,  dass  eine  in  Ge- 
setzesform gekleidete  Garantie  dafür  geboten  werden  könnte,  dass  infolge 
einer  solchen  Beseitigung  des  Präzipuums  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  nicht  nur  innerhalb  der  nächsten  zehn  Jahre,  sondern 
überhaupt  ein  materieller  Nachteil  gegenüber  dem  Status  quo  nicht  erwachsen 
werde,  eine  solche  für  beide  Teile  annehmbare  und  beruhigende,  zugleich  aber 
auch  mit  dem  Ausgleichsgesetze  im  vollen  Einklänge  stehende  Garantie  jedoch 
trotz  eifrigsten  Bemühens  von  beiden  Seiten  nicht  gefunden  werden  konnte, 
nachdem  ferner  für  die  Berechnung  der  Quote  präzise  gesetzliche  Normen  nicht 
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existieren  und  auch  beide  Deputationen  sich  über  eine  feste  Basis  für  die  Be- 
rechnung der  Quote  nicht  einigen  konnten  —  haben  dieselben,  um  die  Anwen- 
dung des  für  den  äussersten  Fall  im  Gesetze  vorgesehenen,  jedoch  vom  kon- 
stitutionellen Standpunkte  aus  nicht  vFünschenswerten  Mittels  zu  vermeiden, 
sich  dahin  geeinigt,  von  allen  speziellen  Berechnungen  abzusehen,  und 
lediglich  unter  allgemeiner  Inbetrachtnahme  der  für  die  Jahre  1876  bis  inklu- 
sive 1885  vorliegenden  Daten  und  ohne  Präjudiz  für  die  Zukunft  die  Auf- 
rechthaltung des  gegenwärtig  zuRecht  bestehenden  Zustandes 
für  weitere  zehn  Jahre  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Nachdem  sich  beide  Deputationen  in  einer  am  heutigen  Tage  abgehal- 
tenen gemeinsamen  Sitzung  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden  erklärt  haben, 
wird  derselbe  durch  Abschrift  dieses  Protokolls  und  unter  Anschluss  der  er- 
forderlichen Beilagen  den  Ministerien  beider  Staaten  der  Monarchie 
behufs  Einbringung  entsprechender  Gesetzes  vorlagen  an  die 
betreffenden  Legislativen  übermittelt. 

Dieses  Protokoll  wurde  schliesslich  autentiziert,  von  beiden  Präsidenten 
und  beiden  Schriftführern  unterzeichnet  und  hierauf  die  gemeinsame  Sitzung 
für  geschlossen  erklärt." 

Von  den  Gesetzentwürfen,  welche  beim  Ausgleich  in  Betracht 
kommen,  ist  derzeit  die  Annahme  sowie  die  Sanktion  des  Zoll- 
und  Handelsbündnisses,  des  ZoUtarifes,  des  Bankprivilegiums,  sowie 
des  Qiiotengesetzes  erfolgt.  In  Schwebe  bleibt  die  Vorlage  über 
die  Ziickersteuer.  Die  Ausgleichsverhandlungen  haben  bisher  über 
ein  Jahr  gedauert,  wenn  man  die  Zeit  von  der  Kündigung  des 
österreichisch-ungarischen  Zoll-  und  Handelsbündnisses  rechnet,  sogar 
ein  und  ein  halbes  Jahr.  Bis  zur  Annahme  der  Zuckersteuer  vorläge, 
deren  Verhandlung  erst  für  den  Herbst  in  Aussicht  genommen  ist, 
dürfte  wohl  noch  ein  halbes  Jahr  verfliessen,  so  dass  die  Erledigung 
sämtlicher  Ausgleichsvorlagen  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  wohl 
zwei  Jahre  in  Anspruch  nehmen  dürfte. 
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Zur  Geschichte  der  Finanzen  Oesterreichs  im  spanischen 

Erbfolgekriege  ^). 

Von 

Dr.  Franz  Freiherr  v.  Meusi. 

Ministerial- Vizesekretär  im  k.  k.  Finanzministerium  in  Wien. 

1.  Einleitung. 

Die  Entwicklung  der  Finanzen  eines  Staates  bildet  nur  einen 
Bestandteil  seiner  inneren  Geschichte,  kann  daher  bloss  im  Zusammen- 
hange mit  den  gleichzeitigen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der 
Verfassung  und  Verwaltung  richtig  aufgefasst  werden.  Andererseits 
wird  aber  gerade  das  Finanzwesen  in  der  Regel  mehr  als  die  anderen 
Faktoren  der  inneren  Staatseinrichtung  durch  die  äusseren  Schicksale 
des  Staates  beeinflusst. 

Jeder  Krieg  belastet  die  Finanzen  direkt  durch  die  hieraus 
erwachsenden  Kosten,  nicht  selten  auch  indirekt  durch  Entziehung 
künftiger  Einnahmsquellen,  wie  im  Falle  der  Gebietsabtretung. 

Die  Finanzgeschichte   liegt   also   gewissermassen   in   der  Mitte 


')  Die  nachstehende  Arbeit  fusst  in  erster  Linie  auf  den  Akten  des 
k,  und  k.  Reichsfinanzarchivs  (früher  Hofkammerarchiv),  deren  Durchforschung 
dem  Verfasser  bereitwilligst  gestattet  wurde,  und  zwar  besonders  auf  den  so- 
genannten Hoffinanzakten  (H.-F.-A.),  ferner  den  finanziellen  Akten  betreffend 
die  böhmischen  Länder  (böhm.  F.-A.),  den  mit  „Miscellania  cameralia"  bezeich- 
neten Sammelbänden  und  den  Protokollen  der  Finanzkonferenz. 

Ausserdem  wurden  benützt:  der  Codex  Austriacus  (Bd.  I — III).  — 
Hauers  Beiträge  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen,  Wien  1848. 
—  Arneths  Prinz  Eugen  (Bd.  I — II),  und  das  von  der  kriegsgeschichtlichen 
Abteilung  des  k.  k.  Generalstabes  herausgegebene  Werk:  „Feldzüge  des 
Prinzen  Eugen  (insbesondere  für  die  Jahre  1703  bis  1709). 

Die  eingehendere  Erörterung  der  Kreditoperationen  im  spanischen 
Erbfolgekriege  bleibt  einer  ausführlichen  Arbeit  über  das  Staatschuldenwesen 
Oesterreichs  im  18.  Jahrhundert  vorbehalten. 
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zwischen  der  Geschichte  der  Verfassung  und  Verwaltung  einerseits, 
und  der  äusseren  Staatsgeschichte  andererseits. 

So  lassen  sich  denn  auch  die  Finanzen  Oesterreichs  am  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  als  Resultat  des  im  wesentlichen  schon  damals 
entschiedenen  Kampfes  zwischen  den  ständischen  Privilegien  und  der 
aufstrebenden  Macht  der  absoluten  Staatsgewalt,  sowie  als  Produkt 
der  zahlreichen  kriegerischen  Verwickelungen  der  letzten  zwei  Jahr- 
hunderte bezeichnen. 

Der  Einfluss  des  ersterwähnten  Faktors  wird  in  der  Einrich- 
tung und  Organisation  des  Finanzwesens  zum  Ausdrucke  gebracht, 
während  sich  die  Wirkung  der  vielen  und  kostspieligen  Feldzüge 
hauptsächlich  in  dem  Missverhältnisse  zwischen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben äussert. 

Die  Haupteinnahmen  des  ständischen  Staates  bestanden  bekannt- 
lich im  Ertrag  der  Domänen  und  Regalien,  welch  letztere  zum 
grössten  Teile  solche  Abgaben  umfassten,  die  unter  den  modernen 
Begriff  der  indirekten  Steuer  fallen.  Es  liegt  nicht  im  Rahmen 
dieser  Arbeit,  die  Entstehung  und  die  staatsrechtliche  Stellung  dieser 
Einnahmsquellen  für  das  österreichische  Ländergebiet  finanzwissen- 
schaftlich und  geschichtlich  zu  erörtern.  Thatsache  ist,  dass  der 
Monarch  hierüber  frei  verfügen  konnte,  eine  Erhöhung  oder  Ver- 
mehrung der  Regalien  jedoch,  vor  allem  aber  die  Auferlegung  aller 
nicht  unter  diesen  Begriff  fallenden  Steuern,  wenigstens  formell  ohne 
ständische  Zustimmung  nicht  zulässig  war. 

Nun  brachte  es  aber  das  in  jedem  Staate  und  zu  jeder  Zeit 
wirksame  Gesetz  der  wachsenden  Staatsausgaben  mit  sich,  dass  mit 
derartigen  überkommenen  und  nur  langsam  steigenden  Einnahmen 
nicht  immer  das  Auslangen  gefunden  werden  konnte,  dass  die  Staats- 
gewalt also,  besonders  bei  ausserordentlich  gesteigertem  Bedarfe, 
genötigt  war,  weitere  Beiträge  von  den  Ständen  zu  begehren.  Solche 
ständische  Bewilligungen  erfolgten  lange  Zeit  unter  ausdrücklicher 
Verwahrung  gegen  jede  diesbezügliche  Verpflichtung;  später  aber 
wurde  eine  solche  mindestens  stillschweigend  anerkannt  und  den 
Ständen  höchstens  über  das  Ausmass  der  Bewilligung  die  Entschei- 
dung belassen,  und  zwar  auch  diese  oft  nur  formell. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  ständischen  Bewilligungs- 
rechtes, welches  im  wesentlichen  die  direkte  Besteuerung  zum  Gegen- 
stande hatte,  trat  also  mit  dem  Wachstum  der  absoluten  Staatsgewalt 
immer  mehr  in  den  Hintergrund. 
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Der  finanztechnisclie  Unterschied  aber,  welcher  sich  zwischen 
den  der  ständischen  Bewilligung  von  vornherein  nicht  unterstehenden 
Kameraleinnahmen  und  jenen  ständischen  Kontributionen  heraus- 
gebildet hatte,  blieb  noch  lange  bestehen,  und  verschwand  zum  Teile 
■erst  mit  der  Aufhebung  der  Patrimonialrechte. 

Jene  Verschiedenheit  tritt  zunächst  in  der  Einhebung  und  Ad- 
ministration an  den  Tag:  die  Domänen  und  Kameralgefälle  unter- 
standen direkt  der  staatlichen  Finanzverwaltung,  die  Veranlagung 
und  Einhebung  der  Kontribution  war  Sache  der  Stände.  Ferner 
zeigt  sich  der  Unterschied  auch  in  Bezug  auf  die  Widmung  der 
«inzelnen  Einnahmsquellen. 

Jene  der  ersteren  Kategorie  waren  zur  Bestreitung  der  laufen- 
den Ausgaben  für  den  Hofstaat  und  die  innere  Verwaltung 
bestimmt;  die  Kontributionen  dagegen,  welche  ihre  Entstehung 
dem  Kriegsbedarfe  des  Staates  verdanken,  wurden  grundsätzlich  für 
militärische  Zwecke  verwendet. 

Allerdings  unterstanden  auch  einzelne  Kameralgefälle  nur  bedingt, 
das  heisst  nach  Massgabe  der  jeweiligen  Landtagsbewilligung,  der 
landesfürstlichen  Finanzhoheit,  selbst  ein  Teil  der  eigentlichen  Jahres- 
kontributionen wurde  häufig  ausdrücklich  ad  cameralia  gewidmet,  — 
während  andererseits  wieder  wichtige  Einnahmen  des  Militäretats, 
wie  zum  Beispiel  jene  aus  Vermögenssteuern,  ohne  ständische  Mit- 
wirkung dekretiert  wurden. 

Im  grossen  und  ganzen  fällt  aber  die  Unterscheidung  zwischen 
landesfürstlich  und  ständisch  verwalteten  Abgaben  zusammen  mit 
jener  zwischen  den  Einnahmen  des  Kameral-  und  des  Militär- 
etats. 

Dies  erklärt  uns  zum  Teile  die  strenge  Trennung  zwischen 
diesen  beiden  Etatsgruppen  und  die  Schwierigkeit  einer  finanziellen 
Zentralisation. 

Diese  Scheidung  erstreckte  sich  auf  die  Ermittelung  des  Er- 
fordernisses,  auf  die  Feststellung  und  Einbringung  der  Mittel  zu 
dessen  Bedeckung,  wie  auf  die  diesbezügliche  buchhalterische  Ge- 
barung. 

Letztere  lag  aber  grösstenteils  so  sehr  im  argen,  dass  definitive 
Rechnungsabschlüsse  meist  erst  nach  vielen  Jahren  und  selbst  dann 
keineswegs  in  verlässlicher  Weise  zu  stände  kamen. 

Sämtliche  Einnahmen  waren  in  ihrer  Höhe  sehr  schwankend; 
auf  die  rechtzeitige  Abfuhr  der  einzelnen  Schuldigkeiten  konnte  bei 
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der  Unvollkommenlieit  der  damaligen  Verwaltung  und  der  Unredlich- 
keit eines  grosses  Teiles  der  Beamtenschaft^)  nicht  gerechnet  werden. 

Unter  solchen  Verhältnissen  war  die  Aufstellung  eines  Staats- 
voranschlags im  Sinne  der  modernen  Finanzverwaltung  im  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  nicht  denkbar;  und  zwar  um  so  mehr,  als  sich 
die  Schwierigkeit  nicht  allein  auf  die  Präliminierung  der  Einnahmen 
beschränkte ,  sondern  auch  die  Feststellung  des  Erfordernisses ,  be- 
sonders auf  dem  Gebiete  der  Kriegsverwaltung,  —  meist  nur  in  sehr 
ungenauer  Weise  möglich  war. 

Ein  solcher  Zustand,  so  misslich  er  auch  in  jeder  Richtung  er- 
schien, und  so  sehr  er  auch  eine  Ordnung  im  Staatshaushalte  und  die 
Konsolidierung  der  Finanzen  unmöglich  machte,  war  im  Kameraletat 
wenigstens  erträglich,  nachdem  dessen  Erfordernis  naturgemäss  viel 
weniger  schwankte,  als  der  von  der  äusseren  Politik  des  Reiches 
abhängige  Militärbedarf. 

So  kommt  es,  dass  man  sich  hier  bis  zum  Regierungsantritt 
Karls  VI.  in  der  Regel  so  ziemlich  darauf  beschränkte,  die  Gefälle 
und  Domäneneinkünfte  einzuheben,  und  hiervon  den  Aufwand  des 
Hofes,  sowie  jene  der  verschiedenen  Aemter  und  Behörden  von  Fall 
zu  Fall  zu  bestreiten,  den  jeweiligen  Abgang  aber  durch  Anlehen, 
oder  schwebende  Schulden  auf  laufende  und  künftige  Einnahmen 
zu  decken.  Diese  Praxis  erklärt  es  uns,  dass  noch  zu  dem  erwähn- 
ten Zeitpunkte  selbst  der  gewissenhafte  Hofkammerpräsident  Graf 
Starhemberg  über  die  Ausgaben  und  Einnahmen  des  Kameraletats 
nur  sehr  unvollkommen  Bescheid  wusste. 

Dagegen  war  im  Militäretat  eine  derartige  Systemlosigkeit 
auf  die  Dauer  nicht  denkbar.  Hier  finden  wir  daher  schon  am  An- 
fange des  18.  Jahrhunderts  regelmässige  Versuche  der  Berechnung 
von  Erfordernis  und  Bedeckung  zum  Zwecke  der  rechtzeitigen  Be- 
schaffung der  durch  das  Defizit  des  betreffenden  Militärjahres  ^)  not- 
wendig gewordenen  ausserordentlichen  Einnahmen. 

Insbesondere  sah  man  sich  durch  den  spanischen  Erbfolgekrieg, 
dessen  Kosten  die  Monarchie  so  sehr  erschöpften,  zur  Entwerfung 
jährlicher  Spezialvoranschläge  genötigt,  welche  freilich  auf  Genauig- 
keit keinen  Anspruch  machen  können,  und  von  den  Ereignissen 
jeweilig  bald  überholt  wurden. 

^)  Dieser  Umstand  wird  durch  gleichzeitige  Zeugnisse  wiederholt  hervor- 
gehoben. 

^)  Das  Militärjahr  wurde  vom  1.  November  bis  Ende  Oktober  gerechnet. 
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Die  Feststellung  des  Armee-Erfordernisses  war  im  wesent- 
lichen Sache  des  Hofkriegsrates  und  des  General-Kriegskommissariats. 
Für  die  Bedeckung  hatte  die  Hofkammer  zu  sorgen.  Der  Posten 
des  Hofkammerpräsidenten  war  nach  dem  Tode  des  Grafen  Brenner 
(Mai  1698)  längere  Zeit  unbesetzt  geblieben,  und  besorgte  unter- 
dessen der  Vizepräsident  Gundaker  Thomas  Graf  Starhemberg  die 
oberste  Leitung  der  Finanzverwaltung. 

Gegen  Ende  1700  beschloss  der  Kaiser,  diesem  Provisorium 
ein  Ende  zu  machen  und  die  bereits  durch  1^2  Jahre  erledigte 
Präsidentenstelle  zu  besetzen. 

Hierfür  kam  zunächst  der  eben  genannte  Vizepräsident  in  Be- 
tracht. Für  dessen  Ernennung  wurde  insbesondere  angeführt^), 
dass  er  sich  schon  in  seiner  bisherigen  Funktion  vollkommen  be- 
währt habe. 

Namentlich  habe  Starhemberg  viele  Missbräuche  abgestellt,  und 
seien  unter  ihm  in  einem  Jahre  weniger  Schulden  gemacht  worden 
als  unter  seinem  Vorgänger  in  einem  Vierteljahre.  Ferner  wurde 
auf  seine  Begabung,  seinen  patriotischen  Eifer,  seine  gründlichen 
Sachkenntnisse  und  sein  persönliches  Ansehen  hingewiesen.  Er  habe 
das  Zeug  dazu,  „ein  Mann  zu  werden,  dergleichen  wenig  in  Oester- 
reich  Minister  gewesen".  Sein  Vermögen  betrage  einige  Hundert- 
tausend Gulden,  er  sei  guter  Wirt,  ordnungsliebend,  gewissenhaft,  und 
werde  „nicht  mit  den  Juden  unter  einer  Decke  spielen",  besitze  da- 
her einen  bedeutenden  Kredit. 

Hinsichtlich  des  von  anderer  Seite  vorgeschlagenen  Grafen  Gott- 
hard  Heinrich  Salaburg,  welcher  bereits  der  zur  Kontrolle  der  Hof- 
kammer in  Kameralsachen  eingesetzten  Kameralkommission  angehörte, 
wurde  bemerkt,  derselbe  habe  sich  als  schwerfällig,  begriffsstutzig 
und  eigensinnig  erwiesen,  und  besitze  weder  Fachkenntnis  noch 
Thatkraft.  Sein  persönlicher  Kredit  stehe  nicht  höher  als  jener 
Starhembergs ,  der  auf  seine  eigene  Bürgschaft  ohne  Belastung  der 
Staatsgefälle  jährlich  über  300,000  fl.  aufgebracht  habe.  Ueber- 
haupt  werde  Salaburg  nur  durch  Kabalen  und  Intriguen  gestützt^ 
die  öffentliche  Meinung  habe  sich  für  Starhemberg  entschieden.  Die 
Ernennung  Salaburgs  werde  sich  geradezu  als  verderblich  erweisen. 


^)  Aus  einem  anonymen  und  undatierten  Promemoria  in  Mise.  cam.  III 
(S.  3446),  dessen  Autor  jedenfalls  nach  seiner  Stellung  zu  offenherzigen  Be- 
merkungen befugt  war. 
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Wie  sehr  diese  Charakteristik  der  Wahrheit  entsprach,  hat  die 
Folge  gelehrt. 

Vorläufig  trugen  indes  die  Gegner  Starhembergs  den  Sieg 
davon,  und  so  wurde  denn  Salaburg  anfangs  Dezember  1700  zum 
Hotkammerpräsidenten  ernannt;  am  14.  Dezember  trat  derselbe  sein 
Amt  an. 

Als  eine  der  Hofkammer  übergeordnete,  allerdings  nur  beratende 
Instanz,  war  eine  engere  Ministerkonferenz,  die  sogenannte  „Deputa- 
tion", auch  „  Mittelsdeputation ",  mit  der  speziellen  Aufgabe  betraut, 
die  Bedeckung  des  Militärerfordernisses  zu  überwachen. 

Diese  Deputation  wurde  mit  kaiserl.  Dekret  vom  24.  November 
1697  eingesetzt  und  bestand  aus  den  Vorständen  beider  Hofkanz- 
leien, des  Hofkriegsrates,  der  Hofkammer  und  des  Generalkriegs- 
kommissariats. 

Nach  der  bezüglichen  Instruktion  vom  10.  Dezember  1697  ^)  hatten 
die  beiden  letztgenannten  Stellen  alle  die  finanzielle  Seite  des  Militär- 
wesens betreff^enden  Angelegenheiten  in  der  Deputation  vorzutragen. 
Dieser  oblag  es  daher,  namentlich  die  an  die  einzelnen  Länder  zu 
richtenden  Kontributionspostulate  festzustellen  und  deren  Bewilligung 
bei  den  Landtagen  durchzusetzen.  Ohne  vorherige  Mitteilung  an 
die  Deputation  durfte  keine  Auszahlung  aus  dem  Kontributionsfonds 
verfügt  werden.  Für  die  bezügliche  Buchführung  wurde  ein  eigener 
KontroUor  bestellt.  Die  Deputation,  deren  Sitzungen  wöchentlich 
zweimal  stattfinden  sollten,  hatte  ferner  darauf  zu  achten,  dass  der 
erwähnte  Fonds  nicht  mit  Pensionen  und  Gnadengaben  belastet  werde, 
und  dass  dessen  Assignierung  überhaupt  dem  jeweiligen  Aktivstande 
entspreche.  Die  Hofkammer  sollte  unter  der  Ueberwachung  der 
Deputation  die  älteren  Kontributionsfondsschulden  prüfen  und  den 
Kredit  teils  durch  pünktliche  Bezahlung,  teils  durch  einverständliche 
Prolongierung  oder  Pauschalvergleiche,  teils  auch  —  wenn  nicht 
Billigkeitsrücksichten  im  Wege  stünden  —  durch  einseitige  Er- 
streckung der  Termine  zu  erhalten  suchen. 

Wie  wir  im  folgenden  sehen  werden,  vermochten  während  des 
langjährigen  Krieges,  in  welchen  die  Monarchie  an  der  Schwelle  des 
Jahrhunderts  verwickelt  wurde,  weder  die  Hofkammer,  noch  die 
Deputation  ihrer  schwierigen  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  —  zum 
grössten    Teile  infolge   der    Ungunst    der    Verhältnisse,    zum    nicht 


')  Mise,  camer.  VI,  S.  6803.  ■ 
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geringen  Teile    aber   infolge   der   nach  wenigen  Jahren  allseitig  er- 
kannten Systemlosigkeit  in  der  Leitung  des  Finanzwesens. 


2.  Voranschlag  für  1701. 

Das  Erfordernis  für  den  italienischen  Feldzug  von  1701  und 
die  gleichzeitige  Ausrüstung  der  Reichsfestungen  wurde  in  einem 
Vortrage^)  Salaburgs,  dessen  Resolvierung  am  22.  Februar  1701 
erfolgte,  mit  14  Millionen  Gulden  rheinisch  beziffert. 

Hiervon  seien  vorläufig  nur  IP/2  Millionen  bedeckt,  nämlich 
durch  die  Militärbewilligungen  der  Länder^)  von  zusammen  9  Mil- 
lionen, ferner  die  Vermögenssteuer,  einen  Beitrag  der  unter  der  Hof- 
kanzlei stehenden  Kammern,  und  ein  Darlehen  des  Grafen  Tschernin 
von  ^2  Million.  Das  Defizit  betrage  somit  2^/2  Millionen,  würde  sich 
jedoch  bei  Aufstellung  einer  Hauptarmee  im  Reich  auf  mindestens 
3  Millionen  erhöhen. 

Wie  aus  einem  früheren  Vortrage  Salaburgs  vom  7.  Januar  1701 
erhellt,  war  der  Abgang  in  einem  vom  Präsidenten  bei  seinem  Amts- 
antritt übernommenen  Bedeckungsprojekte  noch  ohne  Berücksichtigung 
der  drei  letzterwähnten  „Extramittel"  mit  nur  2^/2  Millionen,  das 
Erfordernis  also  zu  gering  angegeben  worden. 

Auf  diese  ausserordentlichen  Einnahmen  war  aber  noch  keines- 
wegs für  die  nächste  Zeit  zu  rechnen.     Die  Vermögenssteuer^)  war 


^)  Die  Originalpräliminarien  —  General-Anordnungsstaat  genannt  —  sind 
grösstenteils  nicht  erhalten.  Wir  sind  daher  zumeist  auf  die  Hofkammerreferate 
angewiesen,  die  natürlich  nur  summarische  Daten  enthalten. 

^)  Anlässlich  der  im  Jahre  1701  zu  stände  gekommenen  Uebernahme  der 
alten  Staatsschulden  durch  die  Stände  wurden  die  Militärkontributionen  in  den 
deutschen  Erbländern   durch   Rezesse   auf  12  Jahre   (bis  1712)  festgestellt,  und 

zwar  für 

Niederösterreich  auf  500,000  fl. 

Oberösterreich        ,     250,000  fl. 

Steiermark   .     .     ,     312,000  fl. 

Kärnten   .     .     .     ,     145,000  fl. 

und  Krain    .     .     ,       91,000  fl. 
')  Die  Vermögenssteuer  im  Ausmasse  von  1  Prozent  alles  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  wurde  mit  Patent  von  1.  Dezember  1700  ausge- 
schrieben. Anlässlich  der  Uebernahme  der  alten  Staatsschuld  durch  die  Stände  kam 
es    diesbezüglich   mit   den    deutschen   Erblanden   zu  Vereinbarungen,    wonach, 
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erst  kürzlich  ausgeschrieben  und  wurde  von  den  Ländern  teils  da- 
gegen „depreziert",  teils  ihre  Pauschalierung  angestrebt. 

Die  200,000  fl.,  welche  die  österreichische  Hofkanzlei  aus  den 
tirolischen  Kameralmitteln  zu  erheben  hoffte,  lagen,  wie  es  im  Vor- 
trage heisst,  „annoch  im  Tögl",  und  musste  erst  darüber  verhandelt 
werden. 

Salaburg  erklärte  daher,  man  müsse  „zum  Kredit  rekurrieren 
und  trachten,  inmittels  quoquo  modo  Bargeld  aufzubringen"  (das 
erwähnte  Projekt  hatte  diesfalls  Offiziersdarlehen  vorgeschlagen,  was 
aber  der  Hofkriegsrat  im  Hinblick  auf  die  grossen  Soldrückstände 
als  unzulässig  bezeichnete).  Die  Aufbringung  von  über  2  Millionen 
durch  Anlehen,  welche  also  der  Hofkammer  obliege,  sei  allerdings 
sehr  schwierig,  „da  der  Kredit  völlig  zu  Boden  liege",  wie  denn 
schon  das  Projekt  dieselbe  nur  unter  der  Voraussetzung  als  möglich 
erklärt  habe,  dass  der  Kredit  nicht  gehindert  und  die  Vermögens- 
steuer nicht  prolongiert  werde.  Da  aber,  wenn  es  sich  um  Erhaltung 
und  Vermehrung  des  Territorialbesitzes  handle,  nichts  unmöglich  sein 
sollte,  und  Not  kein  Gebot  kenne,  überdies  ein  durch  Realhypothek 
sichergestelltes  Anlehen  nicht  eigentlich  Kredit  zu  nennen  sei  (!),^ 
werde  man  alles  aufbieten,  um  das  Geld  zu  beschaffen. 

Jedoch  möge  der  Kaiser  hierzu  der  Hofkammer  freie  Hand 
lassen,  da  sie  ja  auch  die  Verantwortung  trage,  damit  der  Kredit 
durch  pünktliche   Einhaltung  der  Verbindlichkeiten   erhalten   werde. 

Die  hierzu  in  demselben  Vertrage  beantragte  enge  Konferenz 
zwischen  Hofkammer,  Hofkriegsrat  und  Kriegskommissariat  trat  in- 
folge kaiserlicher  Resolution  bald  zusammen  und  erstattete  ihren 
Bericht  am  22.  Februar  1701.  Die  einzelnen  ausserordentlichen  Ein- 
nahmen wurden  hiermit  in  drei  Gruppen  geteilt,  die  sofort  verfüg- 
baren, die  in  der  nächsten  Zeit  zu  gewärtigenden  und  die  noch  nicht 
in  sicherer  Aussicht  stehenden  Kapitalien. 

In  der  ersten  Kategorie  wurden  einige  Darlehen  von  zusammen 


gegen  Erlag  einer  entsprechenden  Abfindungssumme  durcli  das  betreffende  Land, 
gegenüber  den  Standesherren  und  deren  Unterthanen  von  der  Einzeleinhebung 
abgesehen  würde.     Diese  Aequivalente  betrugen  zusammen  694,000  fl. 

Hinsichtlich  aller  übrigen  vermögenssteuerpflichtigen  Personen  hatte  es 
bei  der  individuellen  Veranlagung  zu  verbleiben  (s.  H.-F.-A.  vom  10.  Januar, 
15.  März  und  20.  August  1701).  In  Ansehung  dieser  Personen  wurde  der  Er- 
lag wiederholt  (mit  Patenten  vom  25.  Januar  und  28.  April  1701)  betrieben, 
jedoch  mit  geringerem  Erfolge;  s.  Cod.  Austr.  III.  Bd. 
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V.  Mensi, 


220,000  fl.  ^),  ferner  ein  für  eine  Reichshofratssteile  gratis  angebotener 
Betrag  von  250,000  fl.  (!)  angeführt. 

Als  Einnahmsquellen  der  zweiten  Art  werden  erwähnt:  die 
kroatische  Kontribution  von  70  000  fl.,  die  holländische  Quecksilber- 
anleihe ^)  und  der  Verkauf  des  zweiten  Drittels  der  niederösterreichi- 
schen Landsteuer  an  die  Stände^).  Bis  zum  Erläge  der  betrefi'enden 
Summen  könne  man  sich  mit  schwebenden  Schulden  behelfen. 

In  die  dritte  Kategorie  wurden  gereiht  ein  vom  Principe 
Don  Livio  (Odescalchi  ?)  in  Venedig  für  eine  von  ihm  angestrebte 
„noch  unbekannte  Dignität"  angebotenes  Darlehen  von  200,000  Ducati, 
ferner  das  Salzregal,  dessen  Erträgnis  man  auf  den  zwanzigfachen 
Betrag  zu  bringen  hoffte,  der  von  den  Ständen  Innerösterreichs  bis- 
her widerratene  Gel-  und  Eisenappalto ,  die  Einführung  des  ander- 
wärts üblichen  Tabakappaltos  ^),  die  Verpfändung  der  Grenzmaut  um 
400,000  fl.,  die  Einführung  der  Ablösung  der  Einquartierungspflicht, 
die  eventuelle  Rückübernahme  des  Wiener  Umgelds  durch  den  Staat, 
die  ungarischen  Gebietserwerbungen  und  das  Dominium  Cumanorum, 
die  Kontributionsrückstände  des  vierten  Standes  in  Niederösterreich 
per  1,272,000  fl.,  worüber  damals  noch  ein  Prozess  anhängig  war. 
Ausserdem  wurde  noch  als  Ersparnismassregel  die  Besetzung  der 
Gamisonsplätze  durch  Freicompagnien  vorgeschlagen. 

Diesen  Bericht  legte  die  Hofkammer  mit  Vortrag  vom  25.  Fe- 
bruar 1701  dem  Kaiser  vor.  Die  Bedeckung  des  Defizits  könne  bei 
der  UnVollständigkeit  der  Kriegsrüstungen  ^)  nicht  als  dringlich  genug 
behandelt  werden. 


^)  Darunter  50,000  fl.  für  die  Exspektanz  auf  die  Stelle  des  Wiener  Haupt- 
mauteinnehmers,  —  bezeichnend  für  die  damalige  Praxis  bei  Besetzung  von 
Dienstposten. 

^)  Auf  den  Ertrag  des  Quecksilberbergwerkes  in  Idria  wurden  in  Holland 
seit  1669  wiederholt  Anlehen  aufgenommen,  insbesondere  im  Jahre  1695  eines 
zu  1,550,000  fl.  holl.,  1698  eines  zu  800,000  fl.  holl.,  1701  zu  1,250,000  fl.  holl. 

^)  Das  1.  Drittel  war  schon  1693  an  die  Stände  verkauft  worden  (s. 
Hauer  S.  32).  Der  Verkauf  des  2.  Drittels  wurde  der  Hofkanzlei  von  der  Hof- 
kammer wegen  dringenden  Geldbedarfs  sehr  ans  Herz  gelegt  (H.-F.-A.  vom 
10.  September  1701),  kam  aber  erst  im  Dezember  1701  zustande  und  zwar  auf 
20  Jahre,  gegen  Erlag  von  400,000  fl.  (H.-F.-A.  vom  28.  Dezember  1701). 

■*)  Mit  k.  Patent  vom  20.  Mai  1701  wurde  das  Tabakmonopol  thatsäch- 
lich  eingeführt;  s.  Cod.  Austr.  III.  Bd. 

^)  Ueber  das  Elend  bei  den  Truppen,  die  ungenügend  verpflegt  und 
schlecht  ausgerüstet  waren,  dabei  monatelang  auf  ihren  Sold  warten  mussteii. 
8.  Arneths  Prinz  Eugen,  I.  S.  113,  156,  169,  185. 
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In  Berücksichtigung  aller  Schwierigkeiten  glaube  man  daher, 
das  Kommissionselaborat  befürworten  und  sich  für  die  Aufbringung 
der  einzelnen  Beträge  für  den  Fall  verbürgen  zu  sollen,  dass  nicht 
der  Hofkammer  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  werden. 

Es  müsse  daher  des  Kaisers  eigene  Autorität  für  den  Hof- 
kammerpräsidenten eintreten,  weil  dieser  sonst  nicht,  wie  dies  die 
Not  erfordere,  für  die  Anlehen  selbst  Bürgschaft  leisten  könne,  und 
auch  die  Kapitalisten  fürchten  würden,  bei  einem  etwaigen  Wechsel 
im  Präsidium  ihr  Geld  zu  verlieren. 

Diese  einzige  Schwierigkeit  stehe  eventuell  der  Realisierung  des 
Vorschlages  im  Wege. 

Mit  der  hierüber  erflossenen  Resolution  genehmigte  Leopold  das 
Bedeckungsprojekt  ^)  und  überliess  der  Hofkammer  die  Ausführung 
der  bezüglichen  Kreditsoperationen  mit  dem  Bemerken,  er  werde 
„diesfalls  selber  gerne  an  die  Hand  gehen". 

Schon  in  seinem  am  22.  Februar  1701  resolvierten  Referate 
hatte  Salaburg  die  besonderen  Schwierigkeiten  rascher  und  erfolg- 
reicher Anlehensverhandlungen  betont^)  und  auf  die  hierbei  zu  be- 
fürchtende „Opposition"  hingewiesen.  Es  mögen  hierunter  zunächst 
Intriguen  von  Konkurrenten  des  damals  allmächtigen  kais.  Oberfaktors 
Oppenheimer  gemeint  gewesen  sein.  Zweifellos  aber  fühlte  Salaburg 
seine  Stellung  überhaupt  nicht  hinlänglich  gesichert,  was  auf  Miss- 
helligkeiten mit  anderen  Hofstellen  hindeutet. 

Wie  wir  sehen  werden,  war  Salaburg  in  der  That  einer  so 
schwierigen  Situation  nicht  gewachsen. 


3.  Voranschlag  für  1702. 

Für  das  nächstfolgende  Jahr  finden  sich  die  Daten  über  das 
Militärbudget  in   einem  Referate  der  Hofmittelsdeputation  ^)   (H.F.A. 

^)  Hierzu  wurde  später  noch  die  Verpfändung  des  niederösterreichischen 
Vicedomamtes  in  Aussicht  genommen  (H.-F.-A.  vom  6.  April  1701). 

'^)  Die  vom  Kaiser  angeordnete  Ministerkonferenz  wurde  durch  den  Vor- 
trag vom  25.  Februar  1701  und  dessen  Genehmigung  gegenstandslos.  Leopold 
legte  viel  Gewicht  auf  den  Erfolg  der  Finanzoperationen,  denn  es  sei  nicht  zu 
verantworten,  wenn  die  Sache  wegen  Abgang  der  Mittel  nicht  in  guten  Stand 
gesetzt  werden  könnte. 

')  Dieselbe  bestand  damals  aus  dem  Kardinal  Kolonitsch,  dem  Oberst- 
hofmeister Graf  Harrach,  dem  Hofkriegsratspräsidenten  Graf  Mannsfeld  und  dem 
Hof  kämm  erpräsidenten  (H.-F.-A.  vom  1.  März  1703). 
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vom  1.  Januar  1702),  dessen  Allerhöchste  Resolvierung  nicht  ersicht- 
lich ist. 

Hiernach  war  das  Kriegserfordernis  für  dieses  Jahrmit  23,540,466  fl. 
präliminiert. 

Als  Bedeckung  waren  der  Hofkammer  eingeräumt:  die  Kon- 
tributionen der  Länder  mit  höchstens  9  Millionen;  die  Quecksilber- 
anleihe ^),  wovon  nur  750,000  fl.  verfügbar  waren,  indem  der  Rest 
teils  nicht  realisiert,  teils  durch  die  Kosten  verschlungen  worden 
war ;  der  Erlös  für  das  an  die  niederösterreichisbhen  Stände  verkaufte 
Steuerdrittel  ^)  pr.  400,000  fl. ;  der  Verkauf  der  Cumanischen  Güter 
an  den  deutschen  Orden  um  50,000  fl.  ^) ;  die  Darlehen  von  Spork, 
Mauschwitz  und  Schaffgotsch  von  zusammen  180,000  fl.;  die  Anleihe 
auf  die  Herrschaft  Hochberg  pr.  400,000  fl.  ^) ;  die  Anleihe  auf  das 
ungarische  Kupfer,  wovon  man  ^jz  Million  erwartete  ^) ;  diverse  An- 
lehen  in  Böhmen  pr.  950,000  fl. ;  das  Zwangsdarlehen  der  Reichen, 
präliminiert  mit  3,000,000  fl. ;  verschiedene  ungarische  Fiskalitäten 
(Erwerb  durch  Konfiskationen)  pr.  2,000,000  fl. ;  die  Ablösung  des 
schlesischen  Bräuurbars  für  400,000  fl. ;  die  Steigerung  der  Pfand- 
schillinge für  die  der  verpfändeten  Domänen  in  den  Erblanden  ^), 
die  Vergebung  der  schlesischen  Lehen  um  50^000  fl. ,  das  Anlehen 
auf  das  Tiroler  Salzgefälle  pr.  1,000,000  ') ;  die  Einbringung  alter  Rück- 
stände (aus  Böhmen  allein  1  ^/2  Millionen),  der  Verkauf  des  Herzog- 


J)  s.  S.  352  Anm.  2, 

2)  s.  S.  352  Anm.  3. 

3)  Derselbe  brachte  125,000  fl.  ein  (H.-F.-A.  vom  1.  März  1702). 

*)  Dieses  Kapital  wurde  später  von  Baron  Ulm  gegen  Anweisung  auf  die 
erbländische  Schuldübernahme  vorgeschossen  (H.-F.-A.  vom  26.  Mai  1702). 

*)  Das  holländische  Anlehen  auf  den  Ertrag  der  Kupferbergwerke  in 
Ungarn  kam  erst  1703  zu  stände,  und  zwar  im  Betrage  von  2,000,000  fl. 

Die  eine  Hälfte  sollte  zu  5  Prozent  verzinslich  und  rückzahlbar  sein,  die 
andere  bildete  das  ablösbare  Kapital  12prozentiger  Leibrenten. 

^)  Bezüglich  Tirols  wiederholt  ohne  Erfolg  betrieben  (H.-F.-A.  vom  9.  Juli 
und  7.  November  1702). 

')  In  diesem  Betrage  scheint  das  Anlehen  nie  zu  stände  gekommen  zu 
sein ;  doch  würden  auf  den  Ertrag  des  Haller  Salzbergwerks,  die  Haupteinnahme 
des  Aerars  aus  Tirol,  in  den  ersten  Jahren  des  Kriegs  wiederholt  Gelder  auf- 
genommen, und  zwar  bei  den  Salzkontrahenten  in  "Vorderösterreich,  Schwaben 
und  der  Schweiz.  Anfangs  begnügten  sich  die  Gläubiger  mit  2  Prozent,  1705 
wollte  aber  selbst  gegen  6  Prozent  Zinsen  niemand  mehr  sich  zu  solchen  Vor- 
schüssen herbeilassen ;  s.  Ref.  der  oberösterreichischen  (Tiroler)  Hof kammer  von' 
Jahre  1705  im  Finanzarchiv  Faszikel  Nr.  18,084  (Haller  Salzwesen). 
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tums  Syrraien  um  700,000  fl.,    endlich  die  Aratsdarlehen  der  inner- 
österreichischen Kameralbeamten. 

Nach  Abschlag  dieser  Bedeckungsmittel  im  veranschlagten  Ge- 
samtbetrage von  23,300,000  fl.  hätte  sich  das  unbedeckte  Defizit  nur 
mehr  auf  240,466  fl.  belaufen,  und  hoffte  man  dasselbe  durch  Er- 
sparungen ganz  zu  beseitigen. 

Doch  standen  jene  Einnahmsquellen,  auf  welche  man,  wie  wir 
sahen,  teilweise  schon  1701  gerechnet  hatte,  grösstenteils  noch  nicht 
in  sicherer  Aussicht,  und  belief  sich  der  Betrag,  über  welchen  die 
Hofkammer  zu  Beginn  des  Militärjahres  effektiv  verfügen  konnte, 
nur  auf  12  Millionen.  Der  Rest  war  zwar  bis  auf  3  Millionen  durch 
die  Hofkammer  mit  „Zuhilfenahme  ihres  und  ihres  Präsidenten 
Kredits",  also  durch  schwebende  Schulden,  vorläufig  gedeckt  worden. 
Damit  jedoch  der  Kredit  nicht  versage,  erachtete  die  Mittelsdeputation 
die  schleunige  Realisierung  der  Mittel  als  notwendig.  Hierzu  sei 
erforderlich : 

1.  Die  noch  ausständige  kaiserliche  Genehmigung  der  tirolischen 
Salzanleihe  und  der  innerösterreichischen  Amtsdarlehen  ^). 

2.  Die  strenge  Durchführung  des  Zwangsdarlehens  ^). 

3.  Ausgiebige  Unterstützung  durch  die  Hofkanzleien  und  Be- 
folgung der  gefassten  Beschlüsse  durch  die  Ländergubernien.  Es  sei 
bereits  so  weit  gekommen,  dass  man  kaiserliche  Befehle  nicht  mehr 
beachte.     Dies  sei  auf  den  sträflichen  Eigennutz  der  Steuerbeamten 


^)  Diese  Amtsdarlehen  wurden  zwar  später  resolviert  (H.-F.-A.  vom  9.  Juli 
1702),  scheinen  aber  nicht  effektiv  eingeführt  worden  zu  sein.  Noch  in  einem 
Akte  vom  13.  Dezember  1702  wurde  diese  wiederholt  vorgeschlagene  Massregel 
als  unthunlich  bezeichnet,  —  da  die  meisten  Beamten  das  Geld  nicht  aufzu- 
bringen vermöchten,  die  übrigen  aber  schon  Darlehen  gegeben  hätten,  und 
auch  durch  die  Vermögenssteuer  hart  genug  getroffen  seien.  Ueberhaupt  sei 
der  Geldmangel  in  Innerösterreich  so  gross,  dass  die  dortige  Kammer  ihre  An- 
lehen  selbst  in  Wien  aufnehmen  müsse. 

^)  Das  Zwangsdarlehen  vom  Jahre  1702  wurde  mittelst  gleichlautender 
kaiserlicher  Handschreiben  ausgeschrieben,  die  an  solche  Personen  gerichtet 
wurden,  welche  als  vermöglich  bekannt  waren.  Die  Kapitalien  sollten  mit  6  Prozent 
verzinst,  und  in  6  nach  2  Jahren  beginnen,  den  Jahresraten  zurückgezahlt 
werden,  und  zwar  aus  den  ordentlichen  Kontributionen  des  betreffenden  Landes. 
Mit  der  Einbringung  ging  es  nicht  recht  vorwärts.  Man  entschloss  sich  daher, 
um  die  individuelle  Einhebung  zu  vermeiden,  —  zur  Annahme  von  Pauschal- 
abfindungssummen für  ganze  Länder,  bezw.  Stände  und  Korporationen,  wobei 
die  präliminierten  Quoten  allerdings  reduziert  wurden.  Das  Gesamterträgnis 
blieb  jedenfalls  weit  hinter  dem  erhofften  Betrage  von  3,000,000  fl.  zurück. 

923 


356  V.  Mensi, 

zurückzuführen,  besonders  jener  in  Böhmen  und  Mähren,  die  mit  den 
Staatsgeldern  wie  mit  ihrem  eigenen  gebaren,  von  den  an  die  be- 
treffende Kasse  gewiesenen  Parteien  die  meistbietenden  bar  auszahlen, 
die  anderen  aber  warten  lassen,  häufig  auch  unter  dem  Verwände 
des  Greldmangels  für  die  Auszahlung  Prozente  annehmen. 

4.  Endlich  wird  ein  Einfuhrsverbot  für  Leder,  Leinwand,  Weine 
und  Pferde  vorgeschlagen,  sowie  für  französische  Waren,  dann  die 
Konfiskation  der  in  den  Erblanden  befindlichen  französischen  Manu- 
fakturen —  höchst  charakteristisch  für  die  damaligen  Völkerrechts- 
anschauungen. 

Sowie  im  Vorjahre  wurde  auch  1702  wieder  eine  Vermögens- 
steuer von  1  Prozent  alles  beweglichen  und  unbeweglichen  Kapitals 
und  10  Prozent  alles  Renten-  und  Arbeitseinkommens  ausgeschrieben, 
und  zwar  am  17.  Mai  1702  für  Böhmen,  am  17.  September  für 
Schlesien  und  am  24.  September  1702  für  Niederösterreich  ^).  Hierbei 
sollte  jede  Pauschalabfindung  ausgeschlossen  sein.  Mit  Rücksicht 
auf  die  späte  Kundmachung  konnte  diese  Steuer  natürlich  erst  für 
das  Müitärjahr  1703  in  Betracht  kommen. 


4.  Beschaffung  des  Geldbedarfs  für  das  Jahr  1703. 

Die  Ausführungen  des  letzterwähnten  Referates  lassen  uns,  so 
übertrieben  sie  vielleicht  auch  sein  mögen,  ahnen,  an  welchen  Ge- 
brechen damals  die  österreichische  Finanzverwaltung  krankte.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass  unter  solchen  Verhältnissen,  das  heisst  ohne 
eingreifende  Reformen,  oder  wenigstens  wirksame  Palliativmassregeln, 
der  Zustand  der  Finanzen  sich  mit  jedem  neuen  Feldzugsjahre  ver- 
schlimmern musste.  Wie  wir  gesehen  haben,  wurde  der  Bedarf 
schon  in  den  ersten  Kriegsjahren  überwiegend  durch  Veräusserung 
und  Verpfändung  von  Staatsdomänen  und  Gefällen  gedeckt. 

Die  Proviant-  und  Munitions Vorräte  wurden  meist  in  der  unvor- 
teilhaftesten Weise  acquiriert  und  dienten  in  erster  Linie  zur  Be- 
reicherung des  allmächtigen  Oberfaktors  Oppenheimer. 

Ebenderselbe  wusste  auch  den  grössten  Teil  der  schwebenden 
Schuldoperationen  zu  monopolisieren,  wodurch  das  Aerar  mit  unver- 


')  s.  Hauer,  Beiträge  zur  Geschichte  der  österreichischen  Finanzen,  S.  50 
und  Cod.  Austr.  II. 
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hältnismässigen,  geradezu  wucherischen  Zinsen  belastet  wurde,  ganz 
abgesehen  von  den  grossen  Verlusten  durch  das  enorme  Agio,  welches 
Oppenheimer  für  die  Remittierung  der  einzelnen  Beträge  an  die 
Feldkassen  berechnete.  Es  fehlte  eben  an  einer  zielbewussten,  kraft- 
vollen Leitung  des  Finanzwesens,  welche  unter  so  schwierigen  Ver- 
hältnissen allein  Ordnung  zu  schaffen  vermocht  hätte. 

An  Finanzprojekten  und  kommissionellen  Beratungen  war  frei- 
lich kein  Mangel. 

Die  Verhandlungen  wegen  der  Geldbeschaffung  für  den  Feldzug 
1703  begannen  schon  Anfang  des  Jahres  bei  der  Mittelsdeputation, 
welche  ihren  Vortrag  am  1.  März  1703  erstattete. 

Hierin  wurden  —  ausser  dem  noch  unsicheren  Schweizer  An- 
lehen  auf  die  vorderösterreichische  Herrschaft  Frickthal  —  nach- 
stehende Massregeln  vorgeschlagen. 

1.  Verpfändung  oder  Verkauf  der  Gefälle  und  Gülten  des  nie- 
derösterreichischen Vicedomamts  und  der  böhmischen  Kameralherr- 
schaften  Brandis,  Podiebrad  und  Pardubitz  um  2  Millionen. 

2.  Die  Redimierung  der  Hofquartiere,  wonach  sich  jeder  der 
damit  belasteten  Hausbesitzer  binnen  4  Wochen  dieser  Last  durch 
Erlag  einer  entsprechenden  Summe  entledigen  könnte;  hiervon  hoffte 
man  2  bis  3  Millionen. 

3.  Die  Konfiskation  der  Rakoczy sehen  Güter  im  Werte  von 
P/2  Millionen. 

4.  Gestattung  der  Veräusserung  und  Vererbung  der  Aemter 
an  geeignete  Personen. 

5.  Wiedereinführung  des  Fleischkreuzers  auf  Kriegsdauer  ^). 

6.  Eventuell  die  Verpachtung  der  vorderösterreichischen  Pfand- 
schillinge, was  über  2  Millionen  eintragen  würde. 

Erheblich  modifiziert  und  erweitert  wurden  diese  Vorschläge  — 
besonders  bezüglich  der  Inanspruchnahme  des  Kredits  —  in  einem 
späteren  Deputationsreferate  vom  21.  März  1703. 

Hiernach  betrug  das  Kriegserfordernis,  abgesehen  von  Ausstän- 
den im  Betrage  von  fast  3  Millionen,  noch  28,709,343  fl. 

In  dem  vom  Hofkammerpräsidenten  der  Deputation  vorgelegten,, 
teilweise    sehr    sanguinischen    Bedeckungsvoranschlage    wurden    die 


^)  Dieselbe  erfolgte  thatsächlich  mit  Patent  vom  19.  Mai  1703  (Cod. 
Austr.  III),  und  zwar  in  dem  Ausmasse  der  Jahre  1698  und  1699,  nämlich  von 
1  kr.  für  jedes  Pfund  Fleisch. 
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Länderkontributionen  in  der  vollen  postulierten  Höhe  von  12  Mil- 
lionen, die  Vermögenssteuer  ^)  mit  8,  die  Frickthaler  Anleihe  mit  2, 
die  in  Verhandlung  begriffenen  vorderösterreichischen  Anlehen  ^)  mit 
2  Millionen,  die  Auktion  der  tirolischen  Pfandschillinge  mit  500,000  fl. 
eingestellt. 

Ferner  wurde  die  Aufnahme  zweier  Anlehen  zu  je  2  Millionen 
beantragt,  eines  in  Holland  ^)  und  eines  auf  die  im  ersten  Referate 
sub  1  bezeichneten  Hypotheken,  sodann  jene  von  1  Million  auf  die 
Rakoczyschen  Güter.  Hiernach  wären  zugänglich  der  von  England 
und  Holland  angebotenen  Subsidien  von  zusammen  1  Million,  und 
der  Beiträge  der  innerösterreichischen  und  tirolischen  Kammer  von 
500,000  fl.,  zusammen  31  Millionen  zu  Verfügung  gestanden. 

Ausserdem  wurde  noch  der  Ertrag  der  unter  Post  2  und  4 
angeführten  Operationen  auf  3  Millionen,  beziehungsweise  1  Million 
veranschlagt '^) ,  und  eine  Reihe  anderer  Ergänzungsmassregeln  be- 
antragt, nämlich:  die  Prägung  von  Scheidemünzen  mit  einem  Gewinne 


1)  s.  S.  356. 

^)  Ein  zur  Abstossung  schwebender  Schulden  bestimmtes  Darlehen  von 
200,000  fl.  wurde  durch  die  tirülische  Hofkanzlei  mit  den  Ständen  Vorarl- 
bergs abgeschlossen  (H.-F.-A.  vom  3.  Dezember  1702),  und  zwar  laut  Recess 
vom  12.  Dezember  1702  gegen  Verpfändung  der  Herrschaft  Vorarlberg  und  der 
inkorporierten  Aemter,  und  Rückzahlung  in  vier  Jahresraten  aus  einem  von 
den  Ständen  ad  hoc  bewilligten  Extraordinarium  jährlicher  50,000  fl.  Da  die 
Stände  sich  ausser  stand  erklärten,  das  aufzunehmende  Darlehenskapital  zu 
verzinsen ,  wurde  hierzu  der  durch  Verpachtung  der  Kameralgefälle  im  Lande 
zu  beziehende  Bestandzins  bestimmt.  Der  Erlag  des  Kapitals  sollte  bis  Licht- 
mess  1703  erfolgen  (Mise.  Cam.  145  D,  I  und  II).  Man  hofi"te,  dass  dieses  Kapital 
in  Schwaben  und  den  benachbarten  Schweizerlanden  bald  aufzubringen  sein 
werde.  Doch  erhoben  sich  diesfalls  Schwierigkeiten,  die  erst  nach  Monaten  be- 
hoben wurden  (H.-F.-A.  vom  9.  und  31.  Januar  1703). 

Diese  Verzögerung  wurde  besonders  dem  von  der  Hofkammer  wegen 
anderen  Darlehensverhandlungen  nach  Vorderösterreich  entsendeten  Hof- 
kammerrate V.  Andler  zur  Last  gelegt,  welcher  übrigens  auch  sonst  keinen 
Erfolg  geemtet  zu  haben  scheint  (H.-F.-A.  vom  28.  April  und  25.  Juli  1703). 
Unter  den  damaligen  Finanzoperationen  wäre  übrigens  auch  der  Verkauf  der 
Hohenemsschen  Herrschaft  Vaduz  an  den  Fürsten  Liechtenstein  zu  erwähnen 
(H.-F.-A.  vom  17.  Mai  1708),  zugleich  als  Grundlage  der  heutigen  Souveränität 
dieses  fürstlichen  Hauses. 

')  s.  S.  354,  Anm.  5. 

*)  Die  Redimierung  der  Hofquartiere  wurde  erst  drei  Jahre  später  faktisch 
eingeführt  (H.-F.-A.  vom  16.  Juni  1706),  spielte  also  im  Voranschlage  pro  1703 
nur  eine  ganz  fiktive  Rolle. 
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von  1  Million,  die  Herabsetzung  des  Feingehaltes  der  Münzen  behufs 
Ersparung  von  2  Millionen,  die  Eintreibung  der  böhmischen  Rück- 
stände von  1  ^/g  Millionen,  die  Durchführung  des  in  Vorbereitung  be- 
findlichen böhmischen  Konfiskationswerks,  wovon  Salaburg  1 5  Millionen 
erwartete,  die  Belehnung  des  der  Stadt  Wien  abzunehmenden  Um- 
gelds,  und  eines  vom  russischen  Zaren  (!)  erhofften  Darlehens  von 
2  Millionen,  endlich  die  Einhebung  von  1,300,000  fl.  bei  Entschei- 
dung der  in  Niederösterreich  zwischen  den  drei  obern  und  dem 
vierten  Stande  schwebenden  Differenzen. 

Ausser  diesem  Bedeckungsprojekte,  welches  die  Gesamtmittel 
in  einem  geradezu  unglaublichen  Optimismus  mit  der  fiktiven  Summe 
von  58  Millionen  präliminierte ,  war  noch  ein  älteres,  vom  ehe- 
maligen Hofkammer- Vicepräsidenten  Grafen  Starhemberg  vorgelegtes 
Projekt  vom  18.  September  1702  zur  Beratung  gelangt,  welches 
jedoch  von  der  Deputation  abfällig  beurteilt  wurde. 

Auch  der  Kaiser  genehmigte  im  grossen  und  ganzen  Salaburgs 
Vorschläge  ^). 

Von  den  präliminierten  Einnahmen  wurden  nicht  einmal  die 
Länderkontributionen  im  vollen  Betrage  des  Postulates  eingebracht. 
Die  Stände  beriefen  sich  teils  auf  die  1701  geschlossenen  Rezesse, 
durch  welche  die  Kontributionen  auf  12  Jahre  hinaus  festgesetzt 
worden  waren,  und  weigerten  sich,  auf  die  Erhöhung  einzugehen, 
teils  machten  sie  ihre  Zahlungsunfähigkeit  geltend. 

Dabei  fehlte  es  an  der  nötigen  Unterstützung  der  Hofkammer 
durch  die  Hofkanzleien  und  Landesstellen.  Auch  bei  allen  anderen 
vorgeschlagenen  Massregeln  blieb  der  Erfolg  entweder  ganz  oder 
mindestens  teilweise  aus.  Hierdurch  nahm  bei  der  Armee  Not  und 
Entbehrung  immer  mehr  überhand,  so  dass  die  Lage  eine  höchst  ge- 
fährliche wurde  ^).  Ungeachtet  der  nachdrücklichsten  Vorstellungen  des 
Prinzen  Eugen  war  die  Hof  kammer  nicht  imstande,  Abhilfe  zu  schaffen, 
obgleich  der  Hofkammerpräsident  wiederholt  auf  seinen  eigenen  Kredit 
bedeutende  Beträge  aufbrachte  und  dem  Aerar  vorstreckte. 


^)  Starhemberg  veranschlagte  den  Ertrag  der  Kontributionen  mit 
8  Millionen,  beantragte  eine  Vermögenssteuer  für  Vermögen  über  1000  fl.  und 
empfahl  die  Errichtung  eines  Bankinstituts. 

2)  s.  ,die  Feldzüge  des  Prinz  Eugen,"  V,  S.  71—77. 
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5.  Graf  Starhemberg,  Präsident  der  Hofkammer. 

Salaburg  hatte  sich  offenbar  schon  während  der  soeben  ge- 
schilderten Verhandlungen  der  Lage  nicht  mehr  gewachsen  gefühlt. 
Dies  erhellt  daraus,  dass  er  kurz  vor  der  Entscheidung  über  seine 
Bedeckungsanträge  den  Kaiser  in  einer  Immediateingabe  vom  19.  März 
1703  um  seine  eventuelle  Entlassung,  sowie  um  die  Befreiung  von 
seinen  für  das  Aerar  eingegangenen  Verbindlichkeiten  (über  4  Mil- 
lionen Gulden)  bat,  da  man  seine  Amtshandlung,  insbesondere  bezüg- 
lich der  Geldbeschaffung,  durch  allerlei  Intriguen  erschwere,  und  die 
kaiserlichen  Anordnungen  nicht  überall  Gehorsam  fänden.  Der  Kaiser 
nahm  diese  bedingte  Demission  zwar  —  wie  wir  aus  der  obenerwähnten 
Resolution  ersehen  —  vorläufig  noch  nicht  an,  doch  war  Salaburgs 
Stellung,  ungeachtet  sein  System  die  Bewilligung  der  Deputation 
und  des  Kaisers  gefunden  hatte,  nur  noch  kurze  Zeit  haltbar. 
Vollends  aber  wurde  dieselbe  erschüttert  durch  die  Katastrophe, 
welche  nach  dem  Mitte  Mai  1703  erfolgten  Tode  des  kaiserlichen 
Oberfaktors  Oppenheimer  hereinbrach  und  in  ihrem  Verlaufe  die 
Verderblichkeit  der  bisherigen  Finanzpolitik  deutlich  enthüllte. 

War  doch  der  grösste  Teil  der  Staatseinnahmen  dem  Ver- 
storbenen unter  wucherischen  Bedingungen  verpfändet  worden,  wodurch 
sich  der  Konkurs  seines  stark  verschuldeten  Nachlasses  für  das 
Aerar  höchst  bedenklich  gestaltete,  so  dass  dem  Staatskredite  beinahe 
der  Todesstoss  versetzt  worden  wäre. 

Anfangs  Juli  wurde  Salaburg  enthoben  ^). 

Die  anfänglich  gehegte  Absicht,  nun  überhaupt  keinen  Hof- 
kammerpräsidenten mehr  zu  ernennen,  und  die  Leitung  des  Finanz- 
wesens einer  Kommission  von  befähigten  Männern  zu  übertragen, 
worin  dem  Fürsten  Liechtenstein  der  erste  Platz  zugedacht  war, 
wurde  bald  aufgegeben,  da  man  erkannte,  dass  die  Leitung  in  einer 
Hand  vereinigt  bleiben  müsse.  Die  Wahl  des  Kaisers  fiel  auf  den 
gewesenen  Vicepräsidenten  Gundaker  Thomas  Grafen  von  Star- 


')  Wenige  Tage  vorher  wurden  dem  Hof  kammerpräsidenten  noch  für  ein 
Darlehen  von  1,000,000  fl.,  wovon  er  50,000  fl.  aus  eigenen  Mitteln  vorgestreckt, 
den  Rest  aber  mit  Zuhilfenahme  seines  persönlichen  Kredites  bei  einigen 
Kapitalisten  (darunter  Oppenheimer)  succesive  aufgebracht  hatte,  mittelst  kaiser- 
licher Obligation  die  böhmischen  Kammergüter  Pardubitz,  Podiebrad,  Brandeis 
und  Kolin  verpfändet  (s.  böhm.  F.-A.  vom  27.  Juni  1703). 
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hemberg^).  Hiermit  trat  ein  Mann  von  hervorragender  Befähigung, 
von  erprobtem  Scharfblick  und  bewährter  Integrität  an  die  Spitze 
der  Finanzverwaltung,  ein  Mann,  wie  ihn  die  schwere  Zeit  erforderte. 

An  Stelle  der  Zerfahrenheit  und  Systenilosigkeit,  die  unter  dem 
letzten  Präsidenten  geherrscht,  zeigte  sich  alsbald  ein  klares  Erfassen 
der  Situation,  statt  der  vagen  Projektmacherei  finden  wir  nun  eine 
bestimmte  Beurteilung  dessen,  was  notwendig  und  erreichbar,  —  kurz^ 
es  tritt  eine  entschiedene  Wendung  zum  Besseren  ein.  Freilich  war 
es  auch  Starhemberg  nicht  beschieden  das  Gleichgewicht  im  Staats- 
haushalte herzustellen.  Ist  es  aber  nicht  schon  eine  ausserordent- 
liche Leistung,  dass  die  österreichischen  Finanzen,  die  bereits  im 
dritten  Jahre  des  spanischen  Erbfolgekrieges,  wie  wiederholt  kon- 
statiert wird,  gänzlich  darniederlagen,  sich  nun  derart  besserten, 
dass  nach  zehn  weiteren  Kriegsjahren  der  Staatskredit  kräftiger  war, 
als  am  Beginne  des  Feldzuges  ^)  ? 

Der  neue  Präsident  war  erst  wenige  Tage  im  Amte,  und  schon 
erstattete  er  einen  Vortrag  an  den  Kaiser  (d,  d.  13,  Juli  1703)  mit 
neuen  Anträgen  wegen  Bedeckung  des  Defizits. 

Die  kaiserlichen  Armeen  in  Italien  und  Deutschland  seien  ohne 
Geld,  Proviant  und  Munition,  —  das  Hofzahlamt  sei  mit  Schulden  und 
Zahlungsrückständen  von  2  bis  3  Millionen  belastet,  die  Kameralgefälle 
seien  schon  auf  das  nächste  Jahr  hinaus  verpfändet,  alle  sonst  zu  er- 
hoffenden Einkünfte  durch  Anticipationen  schon  im  voraus  aufgezehrt. 

Um  daher  den  völligen  Untergang  zu  vermeiden,  sei  die  Ab- 
lieferung der  Hälfte  alles  in  den  Vermögenssteuerbekenntnissen 
fatierten  Silbers  erforderlich,  dann  die  Einführung  einer  Salz- 
preissteigerung um  2  Groschen  pro  Küfel,  ferner  die  schon  seit 
Jahren  resolvierte  Amtstaxe,  wobei  der  Nachfolger  das  Kapital 
des  Vorgängers  abzulösen  hätte,  eine  Kopfsteuer  von  den  Städten, 
den  oberen  Ständen  und  den  Juden,  endlich  der  Verkauf  oder  die 
Verpfändung  der  Domänen.  Also  im  Vergleiche  zu  den  langen 
Listen  der  früheren  „ Extramittel "  nur  wenige,  aber  eingreifende 
Massregeln!  Abgesehen  von  der  Domänenfrage,  wurden  diese  Vor- 
schläge mit  kaiserlicher  Resolution  vom  2.  August  1703  im  Prinzipe 
genehmigt.     Dagegen  scheinen  die  gleichzeitigen  Andeutungen  Star- 

^)  s.  H.-F.A.  vom  4.  Juli  1703,  dann:  Arneth,  Prinz  Eugen,  I,  S.  210 
und  211. 

^)  Ueber  die  Verdienste  Starhembergs  um  die  Ermöglichung  der  Fort- 
setzung des  Krieges,  s.  Arneth,  Prinz  Eugen,  I,  S.  349. 
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hembergs  über  die  Mängel  der  bestehenden  Organisation,  die  zu 
geringe  Zentralisation  in  der  Geschäftsbehandlung ,  insbesondere  die 
Beratung  von  Finanzangelegenheiten  durch  Hofkommissionen  ausser- 
halb der  Hofkammer,  welch  letzterer  der  Präsident  eine  neue  Ge- 
schäftsordnung gab,  unbeachtet  geblieben  zu  sein. 

Von  den  vorgeschlagenen  Massregeln  wurde  im  Laufe  des  Jahres 
allerdings  nur  die  Silberkollekte  und  die  Salzsteigerung  publiziert, 
der  Einführung  der  Amtstaxe  und  der  Kopfsteuer  standen  noch 
mannigfache  Bedenken  entgegen. 

Für  1703  waren  also  die  vorgeschlagenen  Mittel  nicht  mehr 
verfügbar,  weshalb  man  sich,  wie  gewöhnlich,  hauptsächlich  mit 
weiteren  Vorschüssen  behalf. 

Dass  dies  nur  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  möglich  war, 
ist  begreiflich.  Auch  der  Versuch,  durch  Errichtung  einer  Staats- 
bank die  Ordnung  im  Staatshaushalte  anzubahnen,  und  insbesondere 
den  tiefgesunkenen  Kredit  zu  heben,  schlug  fehl.  Auf  Grund  der 
Arbeiten  einer  noch  während  der  Amtsthätigkeit  Salaburgs  einge- 
setzten Kommission  wurde  nämlich  bald,  nachdem  Starhemberg  die 
Geschäfte  übernommen,  jedoch  gegen  seinen  Willen,  mit  Patent  vom 
15.  Juni  1703  das  Statut  eines  „Banco  del  Giro"  erlassen,  welchem 
man  durch  eine  Reihe  von  Zwangsmassregeln  und  Privilegien  künst- 
lich Kredit  verschaffen  zu  können  vermeinte. 

Es  fehlte  aber  an  der  Hauptvoraussetzung  eines  solchen  Er- 
folges, an  einer  Realfundation  der  Bank.  Auf  die  wirkliche  Abfuhr 
,  der  hierzu  bestimmten  Staatsfonds  konnte  ja  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  nicht  gerechnet  werden,  üeberdies  wurde  die  Han- 
delswelt durch  die  Dekretierung  des  Zwangskurses  für  die  Banco- 
papiere  kopfscheu. 

Die  neue  Institution  ist  daher,  anstatt  die  in  sie  gesetzten  Hoff- 
nungen zu  erfüllen,  sofort  in  Misskredit  gekommen. 

Das  in  Aussicht  genommene  holländische  Anlehen  kam  im 
Laufe  des  Jahres  zustande.  Dagegen  blieb  der  Versuch,  auch  in 
Italien  grössere  Kapitalien  darlehensweise  aufzubringen,  anscheinend 
nahezu  ohne  Erfolg. 

Die  Lage  war  zeitweilig  eine  so  verzweifelte,  dass  Starhemberg 
es  für  notwendig  hielt,  die  Verpfändung  eines  Teiles  der  kaiserlichen 
Hauskleinodien  anzuregen,  —  ein  Vorschlag,  welcher  thatsächlich 
im  Laufe  des  Jahres  zur  Ausführung  gelangte. 
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6.  Bedeckungsmassregeln  für  1704. 

Es  handelte  sich  nun  darum,  die  schon  für  1703  in  Aussicht 
genommenen  Einnahmen  wenigstens  für  den  Bedarf  des  nächsten 
Feldzugsjahres  sicherzustellen  ^). 

Im  Hinblick  auf  die  Wichtigkeit  der  Sache  betraute  Kaiser 
Leopold  mit  der  Beratung  der  finanziellen  Prinzipienfragen  eine  er- 
weiterte Konferenz,  welche  unter  dem  Vorsitze  des  römischen  Königs, 
nachmaligen  Kaisers  Josef,  aus  den  Präsidenten  der  Hofkammer 
(Starhemberg)  und  des  Hofkriegsrats  (Prinz  Eugen),  den  übrigen 
Ministern  und  mehreren  geheimen  Räten  bestand.  Das  Ergebnis 
der  bezüglichen  eingehenden  Verhandlungen  ist  in  zwei  ausführ- 
lichen Referaten  niedergelegt,  datiert  vom  27.  Oktober  und  2.  De- 
zember 1703  2). 

Im  ersteren  dieser  beiden  Vorträge  wird  das  Militärerfordernis 
für  die  Zeit  bis  zum  Schlüsse  des  Winterfeldzuges  auf  ungefähr 
15  Millionen  veranschlagt.  Zur  teilweisen  Bedeckung  dieser  Summe 
kämen  zunächst  die  Länderkontributionen  von  zusammen  7,850,000  fl. 
in  Betracht  ^) ,  ferner  die  Durchführung  der  bereits  beschlossenen 
Silberkollekte  und  der  Amtstaxe,  sowie  die  in  Verhandlung  begriffenen 
Anlehen  in  Vorderösterreich  und  in  der  Schweiz. 

Hiernach  werde  noch  ein  Abgang  von  über  4^^  Millionen  er- 
übrigen. Zur  Bedeckung  desselben  schlug  die  Konferenz  verschiedene 
weitere  Mittel  vor,  und  zwar  eine  allgemeine  Iprozentige  Vermögens- 
steuer von  allem  nutzbaren  oder  verzinslichen  Vermögen,  sowie  ent- 
sprechende Beiträge  des  von  der  letzten  Vermögenssteuer  befreit 
gewesenen,  sehr  begüterten  Prälatenstandes  („ Prälatenkollekte "), 
ferner  Subsidien  der  schwäbischen  und  fränkischen  Ritterschaft  und 
der  vorderösterreichischen  Länder,  endlich  die  Wiederaufnahme  der 
Verhandlung  wegen  der  Anleihe  auf  das  Tiroler  Salz.  Für  die 
gleichfalls   angeregte  Kopfsteuer   sei,    da  selbe   füglich   nicht  neben 


^)  In  einem  Vortrage,  welchen  Starhemberg  im  Einvernehmen  mit 
dem  Prinzen  Eugen  am  12.  Oktober  1703  an  den  Kaiser  erstattete,  wird  zu- 
nächst insbesondere  die  Durchführung  der  Silberkollekte  und  der  vorderöster- 
reichischen Anlehen  als  dringlich  bezeichnet  (H.-F.-A.  vom  2.  Oktober  1703, 
abgedruckt  in  , Feldzüge  des  Prinzen  Eugen"  V,  S.  657). 

2)  H.-F.-A.  vom  2.  Oktober  1703. 

^)  Hiervon  entfielen  auf  die  Erblande  5,350,000  fl-,  der  Rest  auf  die 
ungarischen  Länder. 
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der  Vermögenssteuer  eingehoben  werden  könne,  ein  entsprechender 
Ersatz  ausfindig  zu  machen  ^). 

Diese,  wie  man  sieht,  vielfach  auf  Starhembergs  Referat  vom 
Juli  1703  zurückgreifenden  Vorschläge  wurden  mit  Ausnahme  der 
Amtstaxe  vom  Kaiser  genehmigt,  ebenso  auch  der  gleichzeitige  An- 
trag, die  Vermögenssteuerrückstände  streng  einzutreiben^). 

Die  bisherigen  Verhandlungen  bezweckten,  wie  erwähnt,  bloss 
die  Bedeckung  des  Erfordernisses  bis  zum  Schlüsse  des  Winter- 
feldzuges. 

Noch  bedeutend  trostloser  gestaltete  sich  die  Sache,  wenn  man 
auch  das  Erfordernis  für  den  Rest  des  Militärjahres  1704  (d.  h.  bis 
Ende  Oktober  1704)  in  Betracht  zog,  wodurch  sich  der  Gesamtbedarf 
um  weitere  17  bis  18  Millionen  erhöhte. 

Dazu  kam  die  inzwischen  eingetretene  Verschlechterung  der 
militärischen  Lage. 

Bei  der  neuerlichen  Beratung,  deren  Ergebnis  im  Vortrage 
vom  2.  Dezember  1703  niedergelegt  ist,  sah  sich  die  Konferenz 
daher  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  vor  allem  die  entschiedene 
Durchführung  der  schon  im  Oktober  beantragten,  bisher  aber  un- 
geachtet der  kaiserlichen  Genehmigung  nicht  ins  Werk  gesetzten 
Massregeln  neuerlich  anzuempfehlen,  zugleich  aber  neue  Einnahms- 
quellen ins  Auge  zu  fassen.  Es  wurde  daher  die  schon  früher  an- 
geregte, aber  noch  nicht  resolvierte  Kirchensilberanleihe  in  Antrag 
gebracht,  ferner  eine  Art  Depositenbank  unter  der  Bezeichnung 
„Landgarantie",  von  welcher  man  sich  eine  ausgiebige  Förderung 
des  Staatskredites  erhoffte. 

In  der  hierüber  ergangenen  Resolution  behielt  sich  der  Kaiser 
bezüglich  der  Landgarantie,  des  Kirchensilbers  und  der  Amtstaxe 
die  weitere  Entschliessung  vor,  bezeichnete  jedoch  den  schleunigen 
Vollzug  der  übrigen,  schon  früher  genehmigten  Massregeln  als 
dringend  geboten. 


^)  Uebrigens  einigte  man  sich  über  die  grundsätzliche  Zulässigkeit  der 
Kopfsteuer,  obgleich  sie  wegen  der  Gleichheit  der  Bezeichnung  mit  dem  türki- 
schen Tribute  sehr  in  Verruf  war. 

^)  In  der  Konferenz  wurde  betont,  dass  die  letzt  ausgeschriebene  Ver- 
mögenssteuer (vom  Jahre  1703)  nur  sehr  unregelmässig  eingehoben  worden  sei. 
In  Niederösterreich  habe  sie  allerdings  600,000  fl.  eingebracht.  Dieser  Leistung 
entspreche  ein  Gesamtertrag  von  4  Millionen.  Obgleich  man  aber  nur  1,800,000  fl. 
präliminiert  habe,  sei  selbst  von  diesem  Betrage  noch  V»  ausständig. 

932 


Zur  Geschichte  der  Finanzen  OesteiTeichs  im  spanischen  Erb  folgekriege.  365 

Es  war  in  der  That  die  höcliste  Zeit,  alle  Kräfte  der  Monarchie 
anzuspannen,  um  dem  drohenden  finanziellen  und  infolgedessen  auch 
militärischen  Zusammenbruche  vorzubeugen.  Die  Armeen  in  Italien 
und  im  Reiche  befanden  sich  schon  in  der  äussersten  Not.  Die  Sol- 
daten gingen  in  Fetzen,  es  mangelte  an  Brot,  Pferden,  Munition 
u.  s.  w.  Dazu  wüteten  allenthalben  Krankheiten,  Kurz,  das  Heer 
war  infolge  des  finanziellen  Elends  völlig  desorganisiert  ^).  Eine 
solche  Lage  erforderte  aussergewöhnliche,  entscheidende  Massnahmen, 
und  Starhemberg  war  nicht  der  Mann,    davor  zurückzuschrecken. 

Vor  allem  schritt  man  zur  Durchführung  der  Silberkollekte 
und  der  Prälatenbesteuerung  ^). 

Sodann  beantragte  Starhemberg  in  einer  am  11.  Dezember  1703 
unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  abgehaltenen  geheimen  Konferenz- 
sitzung')  die  Ausschreibung  einer  Universalkopfsteuer*)  für  die 
von  der  Vermögenssteuer  befreiten  ^)  Personen  mit  Ausnahme  der 
Kinder,  ferner  die  Einziehung  aller  bei  Kirchen,  Pfarren,  Gerichten, 
Pupillenrechnungskammern  und  anderen  Behörden  vorhandenen  De- 


^)  In  ergreifender  Weise  werden  diese  entsetzlichen  Zustände  geschildert 
in  dem  von  Starhemberg  im  Einvernehmen  mit  dem  Prinzen  Eugen  erstatteten 
Vortrage  vom  12.  Oktober  1703  (s.  oben  S.  363,  Anm.  1),  ferner  in  einer  Vor- 
stellung des  Prinzen  vom  12.  Januar  1704  (s.  Arneth,  Prinz  Eugen,  I,  S.  231). 

^)  Die  kaiserliche  Resolution  hatte  die  Ausschreibung  eines  , Darlehens 
oder  Hülf  der  Prälaten  und  anderer  Geistlichen  in  Aussicht  genommen.  In 
der  That  wurde  aber  die  erstere  Eventualität  nicht  weiter  verfolgt  und  daher 
lediglich,  dem  Konferenzbeschlusse  gemäss,  ein  unentgeltlicher  Beitrag 
des  Prälatenstandes  abverlangt,  bezw.  nach  Massgabe  der  Leistungsfähig- 
keit des  Einzelnen  als  Vermögenssteuer-Aequivalent  bemessen. 

Der  Widerstand  der  betroffenen  kirchlichen  Würdenträger  war  ebenso 
lebhaft,  wie  bald  darauf  bei  der  Kirchensilberanleihe.  Besonders  sträubten  sich 
die  Prälaten  Oberösterreichs.  Vergeblich  blieben  die  eindringlichen  Ermah- 
nungen des  römischen  Königs  Josef,  welcher  die  Säumigen  an  ihre,  der  Dynastie 
schuldige  Dankbarkeit  erinnerte.  Selbst  ein  unmittelbares  kaiserliches  Reskript 
vom  26.  Januar  1704  scheint  nicht  viel  gefruchtet  zu  haben.  Der  Erfolg  der 
Prälatenkollekte  war  denn  auch  ein  sehr  geringer ;  auch  musste  man  sich  viel- 
fach die  Abrechnung  älterer  Forderungen  gefallen  lassen;  s.  diverse  H.-F.-A., 
femer:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VI,  S.  69,  70,  742. 

3)  s.  H.-F.-A.  2.  Oktober  1703. 

^)  Die  Kopfsteuer  stellt  allerdings  eine  der  bedenklichsten  Steuerformen 
dar;  doch  war  sie  in  Zeiten  der  höchsten  Finanznot  bei  den  damaligen  Ver- 
hältnissen füglich  nicht  zu  umgehen. 

^)  Vermögenssteuerpflichtig  waren  bloss  Personen  mit  einem  Vermögen 
von  mindestens  500  fl. 
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positengelder,  sowie  der  Kapitalien  in  den  Laden  der  Zünfte,  und 
zwar  als  Zwangsanleihe  gegen  Rückzahlung  nach  Friedensschluss. 

Beiden  Vorschlägen  erteilte  der  Kaiser  seine  Zustimmung,  in 
der  Erwägung,  dass  bei  einer  aufs  Aeusserste  gestiegenen  Not  auch 
die  äussersten  Mittel  (extremis  malis  extrema  remedia)  zu  ergreifen 
seien.  Jedoch  solle  bezüglich  der  Depositeneinziehung  erst  durch  eine 
Beratung  der  Hofkammer  mit  den  Hofkanzleien  das  Nähere  ausge- 
arbeitet werden;  für  die  Kopfsteuer  werde  sich,  da  dieser  Name 
unbeliebt,  wohl  eine  andere  Bezeichnung  finden. 

Mit  kaiserlichem  Patent  vom  22,  Dezember  1703  ^)  wurde  that- 
sächlich  für  die  nicht  vermögenssteuerpflichtigen  Personen  unter  Ver- 
meidung des  Wortes  „Kopfsteuer"  eine  allgemeine  Beisteuer  von  je 
7  Kreuzer  ausgeschrieben  und  zugleich  angeordnet,  dass  ein  Fünftel  der 
Vermögenssteuer  2)  nach  der  Vorschreibung  des  Jahres  1703  auf  Ab- 
schlag der  Vermögenssteuer  pro  1704  binnen  acht  Tagen  zu  entrichten 
sei.  Da  von  den  ausgeschriebenen  Steuern  ungeachtet  wiederholter 
Betreibungen  infolge  der  Lässigkeit  der  Hof  kanzleien  nach  mehreren 
Wochen  noch  nichts  eingelaufen  war,  entschloss  sich  der  Kaiser  nun 
auch  zur  Resolvierung  der  Amtstaxe,  nachdem  sich  die  Konferenz 
am  18.  Januar  1704  abermals  dafür  ausgesprochen  hatte').  Diese 
Taxe  hatte  den  Charakter  eines  Zwangsdarlehens  der  Beamten,  und 
sollte  dieselbe  jeder  Staatsbeamte  im  doppelten  Betrage  seines  Dienst- 
einkommens erlegen,  gegen  Gprozentige  Verzinsung. 

Ein  Rückzahlungsanspruch  an  den  Staat  wurde  nicht  gewährt, 
wohl  aber  das  Recht  auf  Ablösung  durch  den  Amtsnachfolger*). 


^)  s.  Codex  Austriacus  IL 

^)  Der  Ertrag  dieses  Fünftels  war  mit  447,000  fl.  veranschlagt,  s.  das 
Referat  vom  25.  Februar  1704. 

')  H.-F.-A.  vom  20.  Januar  1704,  ferner:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen, 
VI,  S.  70,  nach  Protokollen  im  Hof-  und  Staatsarchive. 

*)  Diese  Taxe  ist  nicht  mit  den  Amtsdarlehen  (Kautionen)  zu  ver- 
wechseln, welche  nur  zur  Bürgschaft  für  das  persönliche  Verhalten  bestimmt 
waren  und  nicht  auf  dem  Dienstposten  hafteten.  Beide  konnten  daher  neben- 
einander vorkommen.  Die  Ablösung  der  Amtstaxe  des  Vorgängers  war  für  den 
Nachfolger  Bedingung  des  Dienstantrittes. 

Die  Taxe  war  frei  von  Verbot  und  Exekution.  Sie  sollte  in  drei  14tägigen 
Raten  erlegt  werden.  Säumige  waren  zu  suspendieren,  eventuell  zu  exequieren. 
Die  Amtstaxe  galt  auch  für  die  Beamten  in  Ungarn  (H.-F.-A.  vom  8.  August  1704). 
Der  Kaiser  hatte  die  Ausmittelung  von  1000  Funktionären  mit  einem  durch- 
schnittlichen Beitrag  von  je  1000  fl.  gewünscht  (Ref.  vom  25.  Februar  1704). 
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Mittlerweile  war  es  auch  gelungen,  die  Bedenken  des  Kaisers 
gegen  die  Kirchensilberanleihe  zu  zerstreuen,  und  wurde  dieselbe 
über  Konferenzbeschluss  vom  12.  Januar  1704  ausgeschrieben  ^). 

Der  Vorschlag  wegen  Einziehung  der  Depositen  und  Zunft- 
kapitalien kam,  als  zu  weit  gehend,  nicht  zur  Ausführung.  Man  be- 
schränkte sich  nämlich  mit  Genehmigung  des  Kaisers  darauf,  anstatt 
dessen  von  den  betreffenden  Aemtern  und  juristischen  Personen  ein 
unentgeltliches  Subsidium  als  freiwillige  Leistung  abzufordern^). 

Da  jedoch  von  einer  derartigen  freiwilligen  Beisteuer  (donum 
gratuitum)  nicht  viel  zu  erwarten  war,  wurde  über  Antrag  der  da- 
mals mit  der  Ausarbeitung  von  Bedeckungsvorschlägen  betrauten, 
aus  der  Hofkammer  und  den  Hofkanzleien  zusammengesetzten  De- 
putation vom  23.  Januar  1704  die  Einhebung  einer  Zwangs- 
beisteuer der  Reichen  (subsidium  praesentaneum  ab  opulentiori- 
bus)  beschlossen  ^). 

In  einem  Generalreferate  der  gedachten  Deputation  vom 
25.  Februar  1704  wird  das  Gesamterfordernis,  in  Uebereinstimmung 
mit  den  früheren  Vorträgen,  mit  32  Millionen  beziffert.  Von  dem 
hierdurch  bedingten  Defizit  seien  8  bis  9  Millionen  aus  den  schon 
resolvierten  ausserordentlichen  Mitteln,  wovon  bisher  allerdings  erst 
einige  tausend  Gulden  eingelaufen  waren,  ferner  durch  ein  hollän- 
disches Anlehen  von  ^/2  Million,  dann  durch  Verkauf  und  Verpfändung 
von  Kameraldomänen  zu  decken,  der  Rest  aber  durch  Einrichtung 
eines  Fonds  von  6  bis  7  Millionen  zur  Aufnahme,   Verzinsung  und 


^)  Hiemach  sollte  alles  zum  Kirchenvermögen  gehörige  Silber  und  Gold 
abgeliefert  werden,  gegen  5prozentige  Verzinsung  und  Rückzahlung  in  6  nach 
Friedensschluss  beginnenden  Jahresraten.  Diese  Zwangsanleihe  ward  aus  nahe- 
liegenden Gründen  nicht  sehr  nachdrücklich  eingetrieben,  so  dass  sie  im  ganzen 
bloss  478,531  fl.  trug. 

^)  H.-F.-A.  vom  9.  Februar  und  9.  März  1704,  dann  Referat  vom  7.  August 
resolviert  23.  September  1704.  Minimalbeitrag  war  das  einfache  Jahresein- 
kommen; gleichwohl  gingen  in  Niederösterreich  von  131  Beitragenden  nur 
8827  fl.  ein. 

^)  Obgleich  die  Bemessung  dieses  Beitrages  nicht  drückend  war  —  für 
ganz  Innerösterreich  wurden  beispielsweise  nur  57,500  fl.  ausgeschrieben  —  und 
ungeachtet  wiederholter  Beitreibungen,  blieb  der  Gesamtbetrag  weit  hinter  der 
erwarteten  Million  zurück  (H.-F,-A.  vom  23.  April,  7.  August,  23.  September 
und  8.  November  1704).  Man  hatte  nämlich  1000  Beiträge  von  durchschnittlich 
je  1000  fl.  erhofft  (Mittelskonf.  vom  6.  und  7.  März  1704,  Miscell.  camer.  II, 
P.-Arch.,  Nr.  145  D). 

935 


368  ^-  ^i^^^i- 

Rückzahlung  von  Darlehen,  wofür  man  verschiedene  neue  indirekte 
Abgaben  (Accisen)  in  Vorschlag  brachte  ^). 

Auch  dies  erhielt  im  Prinzipe  die  kaiserliche  Genehmigung, 
wie  es  scheint,  auf  Grund  der  Beratungen  der  Mittelskonferenz, 
welche  am  6.  und  7.  März  1704  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  in 
Gegenwart  des  römischen  Königs  Josef  abgehalten  wurde  ^). 

Diese  Konferenz  beschloss  überhaupt,  vor  allem  an  der  bisher 
verzögerten  Realisierung  der  bereits  resolvierten  Mittel  festzuhalten, 
auch  bezüglich  der  Beisteuer  des  Klerus ;  er  könne  sie  leisten,  und 
Not  kenne  kein  Gebot. 

Zugleich  wurde  betont,  dass  die  Reorganisierung  des  neu  ge- 
gründeten, bisher  wirkungslosen  Banco  del  Giro  nur  bei  entsprechender 
Beschleunigung  der  Abrechnung  mit  der  Oppenheimerschen  Konkurs- 
masse ^)  durchführbar  sei. 

Uebrigens  gab  man  sich  über  die  Unmöglichkeit,  ein  Erforder- 
nis von  32  Millionen  mit  den  resolvierten  Einnahmsquellen  zu  be- 
decken, durchaus  keiner  Täuschung  hin. 

In  der  That  war,  wie  wir  aus  dem  Deputationsvortrage  vom 
7.  August  1704'^)  sehen,  der  Erfolg  aller  seit  Salaburgs  Sturze 
beschlossenen  Finanzmassregeln,  dank  der  Ungunst  der  Verhältnisse, 
insbesondere  auch  der  Lauheit  der  politischen  Landesbehörden,  nur 
ein  sehr  unvollständiger  ^),  ohne  dass  den  neuen  Hofkammerpräsi- 
denten,  dessen  rastlose  Thätigkeit  vielmehr  die  vollste  Anerkennung 
verdient,  diesfalls  irgend  ein  Verschulden  traf. 

Die  Einnahmen  aus  Ungarn  waren  durch  den  Rakoczyschen 
Aufstand  versiegt;  Niederösterreich  war  von  früher  her  so  sehr  mit 
Anticipativ-Assignationen  überlastet,  dass  von  den  dortigen  Kontri- 
butionen nichts  zur  Verfügung  stand.  So  konnte  denn  der  Ertrag  der 
Kontributionen  aller  Länder  zusammen  statt  der  erhofften  7,850,000  fl. 
nur  mit  4,600,000  fl.  veranschlagt  werden.  Derselbe  blieb  jedoch 
noch  weit  hinter  dieser  Ziffer  zurück. 

Von  der  neuen  Vermögenssteuer  (1  Prozent  vom  fruchtbringenden 


^)  Das  Projekt  ähnelte  der  früher  beantragten  sog.  , Landgarantie ". 
Keineswegs  aber  beabsichtigte  man  hiermit  eine  Einschränkung  des  „Banco 
tlel  giro",  vielmehr  wurde  ausdrücklich  dessen  Konsolidierung  empfohlen. 
2)  Miscell.  camer.  II,  F.-Arch.  Nr.  145  D. 
')  s.  oben  im  5.  und  unten  im  7.  Abschnitte. 
*)  H.-F.-A.  vom  23.  September  1704. 
'')  s.  auch:  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen  VI,  S.  72,  78. 
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und  V2  Prozent  vom  toten  Kapital)  waren  mit  Patent  vom  30.  April  1704^) 
die  restlichen  vier  Fünftel  ausgeschrieben  worden;  ausserhalb  Böh- 
mens war  jedoch  noch  keine  Abstattung  erfolgt.  Auch  die  Kopf- 
steuer war  erst  kürzlich  allgemein  verlautbart  worden^). 

Die  Amtstaxe  hatte  man  noch  nicht  auszuschreiben  gewagt, 
das  Tiroler  Salzanlehen  war  noch  nicht  abgeschlossen,  die  vorge- 
schlagenen Accisen  waren  teils  blosses  Projekt  geblieben,  teils  zwar 
eingeführt,  aber  inzwischen  dem  Banco  del  Giro  überwiesen  worden; 
auch  die  übrigen  Massregeln  hatten  nur  wenig  eingebracht^). 

Die  Ministerkonferenz  verkannte  nicht,  dass  diese  völlige  Zer- 
rüttung nur  durch  gründliche  Reformen  des  Finanz-  und  Verwaltungs- 
systems*) zu  heilen  sei. 

Dies  erheische  eine  feste  Normierung  des  Staatshaushaltes,  d.  h. 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Militär-  und  Kameraletats,  deren 
Orundzüge  —  behufs  Vermeidung  einer  voreiligen,  daher  unge- 
nügenden Reorganisation  —  der  gemeinsamen  Beratung  von  Hof- 
kammer, Hofkriegsrat,  Kriegskommissariat  und  beiden  Hofkanzleien 
zu  unterziehen  seien.  Vorläufig  aber  sei  das  Dringendste,  der  augen- 
blicklichen Notlage  durch  provisorische  Mittel  zu  steuern. 

Besonders  müsse  mit  der  Eintreibung  der  bedeutenden  Rück- 
stände endlich  Ernst  gemacht  und  auf  die  Abstellung  aller  unnützen 
Ausgaben  bei  den  Ständen  gedrungen  werden;  auch  werden  gewisse 
Ersparungen  im  Armeeaufwande  vorgeschlagen. 

Alles  dies  erhielt  die  Zustimmung  des  Kaisers.  Bald  darauf 
wurde  das  am  20.  Mai  1701  eingeführte  Tabakmonopol,  welches  sich 
nicht  bewährt  hatte,    aufgehoben   und  an  dessen  Stelle  ein  ziemlich 


^)  s.  Hauer,  Beiträge  S.  51,  und:  Feldzüge  des  Prinz  Eugen,  VI,  S.  75, 
nach  einem  Akte  im  Kriegsministerium.  Im  Cod.  Austr.  ist  das  Patent  nicht 
abgedruckt.     Das  Patent  für  die  Landschaft  Eger  s.  in  Miscell.  camer.  111. 

2)  s.  H.-F.-A.  vom  16.  Oktober  1704. 

^)  Die  am  15.  Juli  von  der  Hofkammer  vorgeschlagene  Universal- 
kollekte, d.i.  Einkommensteuer,  wonach  sämtliche  Einkommen  in  19  Klassen 
eingeteilt  und  hiernach  mit  dem  entsprechenden  durchschnittlich  1  Prozent  be- 
tragenden Steuersatze  belegt  werden  sollten,  trat  nicht  ins  Leben.  Immerhin 
erscheint  schon  das  Projekt  einer  solchen,  damals  noch  ungewöhnlichen  Be- 
steuerungsform charakteristisch  für  die  Thatkraft  Starhembergs. 

*)  In  einem  der  zahllosen  Finanzprojekte  (Mise,  camer.  III)  wird  auch  die 
Zentralisierung  und  Vereinfachung  der  Kassegebarung  vorgeschlagen,  welches 
Ziel  bekanntlich  erst  nach  einem  Jahrzehnte  durch  die  Bankalität  in  gewissem 
Grade  erreicht  ward. 

Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  337  24 
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bedeutender  Tabakaufschlag  (in  3  Stufen  zu  9,  18  und  24  kr.  pro 
Pfund),  ferner  eine  Verkaufslizenztaxe  von  6  bis  28  fl.  eingeführt^). 

Die  angestrebten  ausländischen  Darlehen  kamen  nur  in  geringem 
Umfange  zustande. 

Von  den  inländischen  Darlehen  des  Jahres  1704  ist  jenes  des 
Grafen  Tschemin  von  1,200,000  fl.  bemerkenswert,  —  das  grösste 
von  allen  während  des  Erbfolgekrieges  durch  einzelne  Privatpersonen 
dem  Aerar  auf  einmal  vorgestreckten  Kapitalien. 

Dass  die  Dynastie,  so  wie  im  Vorjahre,  auch  jetzt  in  der  all- 
gemeinen Staatsnot  selbst  Opfer  brachte,  erhellt  aus  mehrfachen 
Anzeichen  ^). 


7.   Der  Militäretat  in  den  Jahren  1705—1707. 

Das  Erfordernis  für  den  Feldzug  von  1705  wurde  anfangs  mit 
26,325,775  fl.  veranschlagt,  jedoch  schon  im  Dezember  1704  auf  rund 
20  Millionen  herabgemindert. 

Wie  wir  gesehen  haben,  war  die  Monarchie,  welche  sich  von 
den  zerrüttenden  Folgen  des  letzten  Türkenkriegs  noch  lange  nicht 
völlig  erholt  hatte,  schon  in  den  ersten  Jahren  des  Erbfolgekriegs 
in  die  bedenklichste  finanzielle  Verlegenheit  geraten. 

Bei  der  Systemlosigkeit  in  der  Beschaffung  der  ausserordent- 
lichen Einnahmen  und  deren  unleugbar  zum  grossen  Teile  in  den 
damaligen  Verhältnissen  begründeten  Unzulänglichkeit  wäre  eine  fort- 
währende Zunahme  der  Schuldenlast,  solange  der  Krieg  dauerte, 
selbst  dann  absolut  nicht  zu  vermeiden  gewesen,  wenn  das  vor  kurzem 
errichtete  Bankinstitut  den  darauf  gesetzten  Hofihungen  entsprochen 
hätte. 

Dies  war  aber  in  keiner  Weise  der  Fall  gewesen.  Gleichwohl 
war  in  anderer  Beziehung  eine  merkliche  Wendung  zum  Besseren 
eingetreten. 

Der  Zusammenbruch  des  Hauses  Oppenheimer,  welcher  anfangs- 


*)  Patent  vom  5.  Oktober  1704  (Cod.  Austr.  III).  Allerdings  schien  dieser 
Steuersatz  nicht  haltbar,  weshalb  schon  mit  Patent  vom  2.  Januar  1706  die 
Verkaufstaxe  aufgehoben  und  der  Aufschlag  ermässigt  wurde.    (Cod.  Austr.  III.) 

*)  So  lieh  König  Karl  von  Spanien,  der  spätere  Kaiser,  1704  150,000  fl. 
holländisch,  gegen  nur  5  Prozent  Zinsen  (H.  F.  A,  vom  3.  Februar  1705),  —  an- 
scheinend ohne  stipulierte  Rückzahlungsfristen. 
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für  das  Aerar  eine  Quelle  der  grössten  Schwierigkeiten  gewesen  war, 
hatte  nämlich  andererseits  manche  heilsame  Konsequenzen  nach  sich 
gezogen. 

Der  Konkurs  dieser  Firma,  die  schon  seit  1683  als  Haupt- 
lieferant der  Armee  und  durch  umfangreiche,  höchst  kostspielige 
Vorschussgeschäfte  gewissermassen  ein  Monopol  ausgeübt  hatte,  gab 
den  willkommenen  Anlass,  die  zahlreichen,  oft  sehr  dubiösen  und 
durch  Wucherzinsen  angewachsenen  Forderungen  Oppenheimers, 
welche  im  Zessionswege  an  dessen  Gläubiger  übergegangen  waren, 
hinsichtlich  ihrer  Liquidität  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unter- 
ziehen, was  schon  1703  zu  einer  vorläufigen  Einstellung  aller  Ab- 
stattungen auf  Oppenheimersche  Forderungen,  und  später  successive 
zu  namhaften  Richtigstellungen  und  Herabminderungen  der  letzteren 
führte. 

Abgesehen  hiervon  wurden  die  verschiedenen  Vorschussgeschäfte 
nun,  ungeachtet  des  bedeutenden  Geldbedarfs,  nur  selten  zu  ähn- 
lichen unvorteilhaften  Bedingungen  abgeschlossen,  wie  es  bis  zu 
Oppenheimers  Tod  in  der  Regel  geschehen  war,  gewiss  aber  stets 
zu  viel  günstigeren,  als  sie  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  zu 
erzielen  gewesen  wären,  wenn  jenes  Haus  seinen  verderblichen  Ein- 
fluss  noch  auszuüben  vermocht  hätte. 

Zinsfuss  und  Wechselagio  bewegten  sich  jetzt  fast  durchwegs 
in  viel  niedrigeren  Sätzen.  Dass  dies  bei  Fortdauer  des  Krieges 
überhaupt  möglich  war,  beweist  schon  allein,  wie  viel  an  jenen 
früheren  Uebelständen  die  Schwäche  des  damaligen  Hofkammer- 
präsidenten  Salaburg  verschuldet  hatte  ^). 

Es  war  wohl  kein  Zufall,  dass  seine  Demission  so  bald  nach 
dem  Konkurse  der  Firma  Oppenheimer  erfolgte. 

Nun  stand  aber  ein  Mann  an  der  Spitze  des  Finanzwesens,  dem 
man  weder  Schwäche,  noch  Mangel  an  Ueberblick  und  Thatkraft 
vorwerfen  konnte.     Hierdurch  erklärt  es  sich,    dass  die  Finanzwirt- 


i 


')  Es  muss  übrigens  im  Interesse  der  geschichtlichen  Wahrheit  ausdrück- 
lich hervorgehoben  werden,  dass  sich  kein  Anhaltspunkt  findet,  um  etwa  auch 
die  persönliche  Ehrenhaftigkeit  Salaburgs  in  Zweifel  zu  ziehen.  Er  wurde 
nach  seinem  Sturze  nicht  nur  nicht  in  Untersuchung  gezogen,  sondern  sogar 
noch  1705  mit  dem  Vorsitze  in  einer  Ministerkonferenz  „in  cameralibus"  be- 
traut (s.  Protokoll  der  Konf.-Sitz.  vom  4.  Oktober  1705.  Mise,  camer.  II.  F.-Arch., 
Nr.  145  D). 
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Schaft  allmählich  wenigstens  relativ  billiger  wurde.  Natürlich 
waren  hiermit  die  Verlegenheiten  nicht  aus  der  Welt  geschafft. 

Wunder  zu  wirken  vermochte  auch  Starhemberg  nicht.  Stand  ja 
einer  eingreifenden  Reform  einerseits  die  ständische  Verfassung, 
andererseits  die  thatsächliche ,  in  den  Akten  wiederholt  betonte  Er- 
schöpfung der  Provinzen  im  Wege. 

Die  Aufbringung  der  für  den  Feldzug  von  1705  benötigten 
Mittel  bot  also  keine  geringen  Schwierigkeiten. 

Nachdem  ein  Versuch,  auf  die  dem  Banco  del  Giro  eingeräumten 
Gefälle  ein  Anlehen  von  1  ^j^  Millionen  aufzubringen,  gescheitert  war, 
wurde  —  da  die  ordentlichen  Militärkontributionen  nur  ungefähr 
5  Millionen  betrugen  ^)  —  infolge  Referates  einer  wieder  unter  dem 
Vorsitze  des  römischen  Königs  Josef  abgehaltenen  Mittelskonferenz 
vom  7.  April  1705  von  den  Ständen  der  Erblande  ein  „subsidium 
extraordinarium"  im  Gesamtbetrage  von  4  Millionen^)  gefordert  und 
in  der  That  bewilligt. 

Da  die  Armee  noch  immer  an  allem  Mangel  litt,  war  es  von 
höchster  Wichtigkeit,  diese  als  Extraordinarium  bewilligte  Summe 
bald  zur  Verfügung  zu  bekommen^).  Es  wurde  daher  jenen  Ländern, 
welche  die  auf  sie  hiervon  entfallende  Quote  binnen  8  Tagen  ab- 
führen würden,  ein  Nachlass  von  10  Prozent,  und  jenen,  welche  dies 
binnen  4  Wochen  thun  würden,  ein  solcher  von  8  Prozent  bewilligt^). 
Hierbei  wurde  den  Ständen  gestattet,  die  erforderlichen  Beträge  im 
Wege  einer  Iprozentigen  Vermögenssteuer  aufzubringen,  von  welcher 
nur  die  ohnehin  schon  kontribuierten  „armen  Unterthanen",  andere 
Personen  aber  nur  hinsichtlich  ihrer  Schuldforderungen  an  das  Aerar 
befreit  sein  sollten.  Der  Erlag  sollte  binnen  14  Tagen  geschehen 
(siehe  Patent  vom  4.  Juni  1705  im  Cod.  Austr.  III,  ferner  H.-F.-A. 


*)  H,-F.-A.  vom  30.  Mai  1705.  Postuliert  hatte  man  die  Erblande  — 
Ungarn  kam  nicht  in  Betracht  —  mit  zusammen  5,687,309  fl.,  s.  Feldzüge  des 
Prinzen  Eugen,  VII.,  S.  51 — 52,  nach  Akten  des  Kriegsarchivs. 

^)  Ursprünglich  v^aren  5  Millionen  beantragt  worden,  gegen  Ueberlassung 
des  dem  Banko  eingeräumten  Fleischkreuzers. 

*)  Auch  mussten  einzelne  drängende  Gläubiger  daraus  befriedigt  werden 
(s.  z.  B.  H.-F.-A.  vom  8.  Oktober  1705). 

■*)  Da  die  Beiträge  demungeachtet  nur  langsam  eingingen,  wurden  auf 
die  einzelnen  Quoten  diverse  Vorschüsse  aufgenommen,  z.  B.  bei  Gaun  und 
Zanchoni  200,000  fl.  auf  Mähren,  ebensoviel  anf  Böhmen,  320,000  fi.  auf  Sclilesien, 
Kärnten  und  Krain,  40,000  fl.  auf  Oberösterreich,  150,000  fl.  auf  Innerösterreich 
(H.-F.-A.  vom  25.  Mai,  6.  u.  16.  Juni,  22.  Juli,  31.  August  und  15.  September  1705). 
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vom  15.  Juli  1805).  —  Uebrigens  waren  die  Ausstände  der  Ver- 
mögenssteuer des  Vorjahrs  noch  sehr  beträchtlich,  weshalb  der  Er- 
lag mit  den  Patenten  vom  9.  Mai  und  15.  Juni  1705  nachdrücklich 
betrieben  wurde  (Cod.  Austr.  III). 

Wir  haben  oben  die  Besserung  konstatiert,  welche  unter  der  neuen 
Administration  unleugbar  angebahnt  worden  war.  Die  Bedeutung 
derselben   darf  aber  für  die  nächste  Zeit  nicht   überschätzt  werden. 

Das  Experiment  mit  dem  Banco  del  Giro,  dessen  Entstehung 
noch  in  die  Zeit  Salaburgs  fällt,  war  missglückt.  Hierdurch  wurde 
der  Kredit  so  schwer  geschädigt,  dass  die  Lage  vorläufig  noch  eine 
sehr  bedenkliche  war.  Man  hielt  es  daher  zur  Wiederherstellung 
des  Staatskredits  für  notwendig  eine  eigene  kaiserliche  Resolution  zu 
erwirken,  wonach  behufs  „Beruhigung  der  Kreditsparteien"  eine 
Zusammentretung  zwischen  Hofkammer,  niederösterreichischer  Re- 
gierung und  Stadtmagistrat  stattfinden  sollte  ^). 

Das  nach  Abschlag  aller  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Steuereingänge  pro  1705  erübrigende  Defizit  ^)  musste  natürlich,  wie 
bisher,  durch  Kreditsoperationen  gedeckt  werden.  Unter  anderen 
beabsichtigte  man,  auf  die  Maut  Tarvis  ein  Anlehen  von  1  Mil- 
lion Gulden  aufzunehmen,  und  sollten  die  Mautgefälle  für  diese 
Summe  entweder  als  Hypothek  mit  einem  Kompossessor  zur  Ein- 
hebung des  Ertrags  eingeräumt,  oder  unter  Kontrolle  der  Regierung 
dem  Darleiher  in  den  völligen  Pfandbesitz  übergeben  werden^). 

Dieses  Darlehen  kam  aber  nicht  zustande.  Später  wurde  unter 
Vermittelung  des  Prinzen  Eugen  mit  einem  Kauf  manne  Bonduri  in 
Oberitalien  wegen  eines  Darlehens  von  500,000  fl.  auf  die  eben  ge- 
nannte Maut  verhandelt,    wie  es  scheint,    gleichfalls   ohne  Erfolg*). 


*)  H.-F.-A.  vom  9.  Juli  1705.  Zu  welch  originellen  Mitteln  man  mitunter 
greifen  musste,  um  ungestüme  Gläubiger  zu  befriedigen,  zeigen  zwei  H.-F.-A. 
vom  14.  Mai  1705,  wonach  gleichzeitig  der  Wechsler  Bertermann  115,232  fl. 
zur  Bezahlung  fälliger  Forderungen  Piazzoni's  und  letzterer  82,787  fl.  zur 
Abstattung  einer  Forderung  des  ersteren  vorstreckte.  Piazzoni  lieh  übrigens 
zugleich  124,000  fl.  zur  Rückzahlung  von  Vorschüssen  Brentanos  aus  den  Jahren 
1702  und  1703. 

^)  Die  Kontributionen  aus  dem,  seit  1704  von  den  kaiserlichen  Truppen 
besetzten  Bayern  flössen  nur  sehr  langsam  ein,  ebenso  auch  die  Kontribution 
der  oberrheinischen  Ritterschaft  pr.  120,000  fl. ;  s.  Feldzüge  des  Prinzen 
Eugen,  VII,  S.  54.) 

2)  H.-F.-A.  vom  28.  Dezember  1704. 

*)  H.-F.-A.  vom  27.  April  1705. 
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Auch  andere  in  Italien  eingeleitete  Anleliensverhandlungen 
führten  nicht  zum  Ziele ;  ja  selbst  Kapitalien,  die  bei  dortigen  Firmen 
schon  im  Vorjahre  für  den  Kaiser  verfügbar  gewesen  wären,  wurden 
1705  wegen  angeblich  inzwischen  erfolgter  anderwärtiger  Verwendung 
zurückgehalten  ^). 

In  Bayern  wurden  auf  die  dortigen  Landeseinkünfte  100,000  fl. 
aufgenommen. 

Die  Anlehen  im  Auslande  waren  also  für  1705  verhältnismässig 
von  geringer  Bedeutung. 

Für  das  Militärjahr  1706  betrug  das  Erfordernis  27,809,837  fl. 
56  kr.,  wovon  4,743,858  fl.  56  kr.  auf  Subsidien,  Rückzahlung  von 
Vorschüssen  u.  drgl.,  11,227,226  fl.  27  kr.  auf  die  Armee  in  Italien, 
die  restlichen  11,978,752  fl.  23  kr.  auf  die  Armee  im  Reiche,  in  den 
Erblanden  und  in  Ungarn  entfielen  ^). 

Die  Militärkontributionen  der  Länder  wurden  im  ganzen  mit 
9,118,666  fl.  veranschlagt  ^),  jene  aus  dem  von  den  kaiserlichen 
Truppen  besetzten  Kurfürstentum  Bayern  mit  1,300,000  fl. 

Die  schwäbische  und  die  fränkische  Ritterschaft  verpflichteten 
sich  zu  Beiträgen  von  105,000  fl.,  bezw.  100_,000  fl.  Ferner  erhoffte 
man  beträchtliche  Beiträge  von  den  kleinen  italienischen  Fürsten 
und  von  der  Republik  Genua;  doch  war  hier  ohne  entsprechende 
Zwangsmassregeln  nicht  viel  auszurichten  *). 

Zur  Bedeckung  des  hiernach  sich  ergebenden  bedeutenden  Ab- 
ganges wurde  zunächst  ein  Zwangsdarlehen  der  Reichen  ausgeschrieben, 
welches  rund  l^/s  Millionen  eintrug,  ferner  ein  obligatorisches  Dar- 
lehen der  Staatsbeamten. 

Auch  verschiedene  freiwillige  Anlehen,  mitunter  in  bedeutenden 
Beträgen,  kamen  im  Inlande  zustande,  teilweise  bereits  durch  Ver- 
mittelung  der  neugegründeten  Wiener  Stadtbank.  Doch  wäre  die 
Hofkammer  nicht  in  der  Lage  gewesen,   die  erforderlichen  Summen 


^)  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VII,  S.  57,  nach  Akten  des  Kriegsarchivs. 

^j  s.  Mise,  camer.  II,  F.-Arch,,  Nr.  145  D. 

')  Nach  einer  anderen  Angabe  mit  10,445,000  fl.  (Miscl.  camer.  II,  145  D). 
—  Zur  Aufbringung  des  Kontributions -Extraordinariums  wurde  den  Ständen 
einzelner  Länder  abermals  die  Einhebung  einer  Vermögenssteuer  gestattet,  dies- 
mal jedoch  nur  von  V2  Prozent,  im  übrigen  zu  ähnlichen  Bedingungen  wie  im 
Vorjahre;  die  Befreiung  wurde  nun  auch  auf  Stadtbank-Einlagen  ausgedehnt 
(Patent  vom  27.  Juli  1706,  Cod.  Austr.  III). 

*)  8.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  VIII,  S.  53—54. 
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aufzubringen,  wenn  nicht  die  Seemächte  namhafte  Darlehen  ge- 
geben hätten.  Schon  im  Anfange  des  Jahres  wurden  von  England 
200,000,  von  Holland  100,000  Reichsthaler  (zu  2  fl.  rhein.)  vorgestreckt. 
Später  wurde  durch  ein  Konsortium  englischer  Kapitalisten  ein  Dar- 
lehen von   250,000  Pf.  Sterling  im  Subskriptionswege   aufgebracht. 

Femer  wird  noch  ein  weiteres  englisches  Darlehen  von  200,000 
Ducati  di  Banco  erwähnt. 

Auch  gewährte  England  beträchtliche  Geldsubsidien.  An 
solchen  bewilligte  das  Parlament  von  1706  bis  1712  zusammen 
2,002,774  Pfd.  Sterling  2  Schilling,  wovon  allerdings  1717  noch 
394,562  Pfd.  16  Schilling  ausständig  waren. 

Weitere  582,626  Pfd.  wurden  zwar  von  der  englischen  Regie- 
rung zugestanden,  vom  Parlament  aber  nicht  bewilligt,  weshalb  sie 
nicht  zur  Auszahlung  gelangten  ^). 

Von  sonstigen  ausserordentlichen  Finanzmassregeln  wären  unter 
anderen  zu  beachten  die  Verhandlungen  wegen  Verkauf  des  Fürsten- 
tums Brieg  in  Schlesien  und  wegen  Ablösung  des  dem  Kaiser  vor- 
behaltenen Rückkaufsrechtes  hinsichtlieh  gewisser  ehemaliger  Staats- 
domänen. 

Für  das  Militärjahr  1707  wurde  das  Heereserfordemis  mit 
26,381,955  fl.  veranschlagt,  wovon  10,357,556  fl.  für  die  Armee  in 
Italien  benötigt  wurden  ^). 

Letzteren  Betrag  hoffte  man  infolge  der  Siege  Eugens  ganz 
aus  den  Kontributionen  It,aliens  zu  bestreiten,  weshalb  auch  an  Eugen 
eine  diesbezügliche  Weisung  erging.  Im  Falle  des  Eintreffens  der 
erwähnten  Voraussetzung  verringerte  sich  das  Nettoerfordernis  auf 
16,024,400  fl. 

Was  die  Bedeckung  dieser  Summe  betrifft,  so  waren  844,045  fl. 
schon  Anfangs  Oktober  1706  für  die  Armee  in  Ungarn  verfügbar; 
es  handelte  sich  also  noch  um  den  Rest  von  15,180,355  fl.  In  dem 
diesbezüglichen  Bedeckungsvoranschlage  wurden  die  ordentlichen 
Kontributionen    der  Erblande    mit   5,298,000  fl. ,    die    ausserordent- 


ft 


^)  Bezüglich  der  obigen  Subsidienrückstände  von  zusammen  977,188  Pfd. 
16  Schüling  kam  im  Jahre  1717  nach  längeren  Verhandlungen  ein  Vergleich  zu 
Stande,  infolgedessen  die  englische  Regierung  eine  Pauschalabfindung  von 
130,000  Pfd.  Sterling  erlegte;  s.  Finanz-Konf.-Prot.  vom  16.  April  und  H.-F.-A. 
vom  5.  Dezember  1717. 

2)  Konf.  Ref.  vom  18.  Oktober  1706  (Mise,  camer.  II),  ferner:  Feldzüge 
des  Prinzen  Eugen,  IX,  S.  34 — 35  nach  Akten  des  k.  k.  Kriegsarchivs. 
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liehen^)  mit  3,115,555  fl.,  jene  von  Vorderösterreich  und  Tirol  mit 
400,000  fl.,  jene  Ungarns  mit  2,500,000  fl.  eingestellt. 

Die  Kontributionen  des  damals  bekanntlich  von  den  kaiserlichen 
Truppen  besetzten  Kurfürstentums  Bayern  wurden  mit  1,500,000  fl. 
veranschlagt.  Ausserdem  erwartete  man  eine  Kontribution  ex  hostico 
mit  100,000  fl.,  dann  einen  Beitrag  der  Reichsritterschaft  in  Schwaben, 
Franken  und  Rheinpfalz  pr.  231,000  fl.  und  einen  solchen  des  Erz- 
stiftes Köln  (statt  eines  Truppenkontingentes)  von  100,000  fl. 

Hinsichtlich  der  Bedeckung  des  hiernach  zu.  gewärtigenden  Ab- 
ganges von  1,935,000  fl.  wurde  die  Hofkammer  angewiesen,  schleu- 
nigst die  geeigneten  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Die  hinsichtlich  der  Einnahmen  aus  Italien  gehegten  Hoffnungen 
gingen  jedoch  nicht  in  Erfüllung.  Schon  im  März  1707  zeigte  sich, 
dass  man  höchstens  auf  4^/2  Millionen  rechnen  könne  ^). 

Hierdurch  erhöhte  sich  das  Defizit  allein  um  5^/2  Millionen. 

Auch  in  den  Erblanden  gingen  die  präliminierten  Kontributionen 
nicht  im  vollen  Betrage  ein,  ebenso  in  Bayern. 

Aus  Ungarn  wurde  fast  nichts  eingebracht  ^). 

Der  Ertrag  der  mit  Patent  vom  12.  Januar  1707  publizierten 
allgemeinen  Vermögenssteuer  von  1  Prozent  scheint  ebenfalls  kein 
sehr  beträchtlicher  gewesen  zu  sein  *). 

Man  war  daher  genötigt  in  weit  höherem  Masse  an  den  Kredit 
zu  appellieren,  als  dies  erwartet  worden  war.  Allerdings  ist  nicht 
zu  verkennen,  dass  die  Finanzlage  ohne  die  militärischen  Erfolge 
Eugens  in  Italien  noch  eine  weit  schlimmere  gewesen  wäre,  und  im 
Vergleiche  zu  den  Vorjahren  unleugbar  eine  Besserung  aufweist. 
Von  den  in  diesem  Jahre  aufgenommenen  Anlehen  wurde  eines 
mittelst  einer  Leibrentenverlosung  in  Hamburg  aufgebracht. 

Auch  der  noch  junge,  aber  verhältnismässig  bedeutende  Kredit 


I 


^)  Als  eine  ausserordentliche  den  Erbfolgekrieg  nicht  unmittelbar  be- 
treffende ständische  Bewilligung  wäre  das  Donativ  anlässlich  der  Vermählung 
Karls  III.  von  Spanien  zu  erwähnen,  wozu  die  österreichischen  Erblande 
275,000  fl.,  die  böhmischen  330,000  fl.  beisteuerten  (H-.F.-A.  vom  17.  Septem- 
ber 1707). 

^)  s.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  IX,  S.  35,  nach  Akten  des  Kriegsarchivs. 

')  Ueber  die  damalige  Finanznot  s.  Arneth,  Prinz  Eugen,  II,  S.  16. 

*)  Erwähnenswert  wäre  noch  die  mit  Patent  vom  13.  Februar  1707 
publizierte  Schanzsteuer  (in  verschiedenen  Kategorien,  von  IV2  pr.  Mille  des 
Hauswertes  bis  4  Prozent  des  Mietzinses);  s.  Cod.  Austr.  III. 
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der  neu  errichteten,  im  ganzen  zweckmässig  organisierten  und  durch 
Starhemberg  mit  grossem  Geschick  geleiteten  Wiener  Stadtbank  ^) 
wurde  bereits  zu  einem  grösseren  Darlehen  an  den  Staat  benützt, 
indem  sich  die  Hofkammer  auf  diese  Weise  1 V2  Millionen  verschaffte. 


8.  Finanzmassregeln  von  1708—1710. 

Das  Erfordernis  für  den  Feldzug  des  Jahres  17  0  8  wurde  mit 
24,509,410  fl.  2)  veranschlagt. 

Die  Kontributionen  der  österreichischen  Erblande  wurden  auf 
8,116,827  fl.  präliminiert. 

Hierzu  kamen  die  Kontributionen  Vorderösterreichs  mit  270,000  fl., 
jene  Ungarns  mit  rund  2,000,000  fl.,  die  Jahresbeiträge  der  Hanse- 
städte und  der  Reichsritterschaft  von  rund  300,000  fl. ,  die  Kontri- 
butionen Bayerns  von  1,200,000  fl. ,  und  die  Beiträge  aus  Italien 
zur  Erhaltung  der  dortigen  Armee  mit  rund  5  Millionen  ^). 

Dies  ergab  an  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Steuerein- 
gängen zusammen  16,886,827  fl.  ^). 

Da  diese  Einnahmen  des  Militäretats  zur  Bedeckung  des  oben- 
erwähnten Erfordernisses  selbstverständlich  nicht  entfernt  ausreichten, 
wurden  von  einer  am  29.  Januar  1708  unter  dem  Vorsitze  des 
Prinzen  Eugen  abgehaltenen  Konferenz  über  Antrag  der  Hofkammer 
verschiedene    ausserordentliche    Massregeln   vorgeschlagen,   nämlich: 


^)  Ueber  die  Entstehung,  Einrichtung  und  Bedeutung  dieses  Bankinstitutes 
s.  vorläufig  noch:  Schwabe,  Geschichte  des  österreichischen  Staatskredits 
und  Schuldenwesens,  1860  und  1866  (2  Hefte,  Fragment),  dann  Bidermann, 
Die  Wiener  Stadtbank,  1859. 

2)  Mise,  camer.  II,  F.-Arch.  Bibl.  145  D,  S.  2440  if.  und  2460  ff. 

Hiervon  entfielen  auf  die  Armee  in  Italien  9,391,613  fl.,  auf  jene  im 
römischen  Reiche  4,132,835  fl.,  auf  die  in  den  Erblanden  1,284,102  fl.,  in  Ungarn 
samt  Nebenländern  6,234,860  fl.,  auf  Subsidien  an  die  Hilfstruppen  und  Schulden- 
zahlung 3,466,000  fl. 

^)  s.  H.-F.-A.  vom  14.  Oktober  1707  und  vom  11.  Januar  1710.  Femer 
Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  X,  S.  53,  nach  Akten  der  Registratur  des  Kriegs- 
ministeriums. 

*)  Hierzu  kam  noch  der  Ertrag  der  mit  Patent  vom  28.  Dezember  1707 
publizierten  Tanzsteuer  (30  kr.  bis  5  fl.  jährlich  je  nach  der  Ortskategorie,  bei 
grossen  Bällen  1  fl.  für  jeden  Musikanten);  s.  Cod.  Austr.  III. 
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a)  Einhebung  eines  donum  gratuitum  des  ganzen  Regular- 
und Säkularklerus  im  Ausmasse  eines  Fünftels  des  Einkommens, 
und  zwar  ohne  die  päpstliche  Zustimmung  abzuwarten; 

b)  Ausschreibung  einer  Taxe  für  die  Wiener  und  Breslauer 
Juden,  ferner  einer  Kopfsteuer  für  die  Juden  in  Böhmen  und 
Mähren,  und  zwar  mit  der  Androhung  der  Ausweisung  im  Falle  des 
Nichterlags ; 

c)  Einführung  einer  Iprozentigen  Uebertragungsgebühr  bei 
Erbschaften  und  Verkäufen,  auf  deren  Ertrag  man  schon  jetzt  Vor- 
schüsse aufnehmen  könne; 

d)  Einziehung  eines  Teiles  der  Einkünfte  des  in  die  Acht  er- 
klärten Erzbischofs  von  Köln,  soweit  sich  die  betreffenden  Güter 
nicht  in  Feindesgewalt  befinden; 

e)  eventuell   eine  entsprechende  Berichtigung  des  Münzwesens. 

Alle  diese  Vorschläge  hatten  übrigens  vorläufig  nur  den  Cha- 
rakter prinzipieller  Anregungen  ^) ,  deren  Realisierung  umfassende 
Spezialberatungen  voraussetzte. 

Da  es  sich  aber  vor  allem  darum  handelte,  der  dringenden  Not 
schleunigst  zu  steuern,  beschloss  die  Konferenz,  ein  Anlehen  von 
4  Millionen  Gulden  aufzunehmen,  und  zwar  auf  einen  ad  hoc  aus 
dem  Ertrage  der  bereits  resol vierten  Vermögenssteuer  auszuschei- 
denden Fonds  von  jährlich  400,000  fl. 

Offenbar  stellte  sich  dieses  Projekt  als  undurchführbar  heraus, 
denn  der  Kaiser,  welchem  jenes  Konferenzreferat  am  16.  Februar 
mündlich  vorgetragen  wurde,  resolvierte,  dass  man  bei  der  Wiener 
Stadtbank  gegen  Abtretung  einer  jährlichen  Quote  der  Kontribu- 
tionen von  400,000  fl.  ein  Darlehen  von  3  Millionen  aufnehmen 
solle.  Aber  auch  diese  Absicht  stiess,  einem  Hofkammerreferate 
vom  24.  April  1708^)  zufolge,  auf  grosse  Schwierigkeiten,  da  die 
Bank  noch  nicht  hinlänglich  konsolidiert  war,  einen  solchen  Betrag 
daher  nicht  zur  Verfügung  hatte.  Auch  scheute  man  allgemein  die 
Kapitalsanlage  mit  Verpfändung  des  Kontributionsfonds,  da  der 
effektive  Vollzug  der  betreffenden  Anweisungen  nicht  in  der  Macht 
der  Hofkammer  lag. 

^)  Ausserdem  war  auch  der  Vorschlag  aufgetaucht,  den  Grundherren  die 
Einhebung  eines  permanenten  Kopfzinses  pr.  15  kr.  von  den  Unterthanen  zu 
gestatten,  gegen  Erlag  des  entsprechenden  Kapitalisierungsbetrages  an  das 
Aerar;  doch  wurde  dies  fallen  gelassen. 

2)  H.-F.A.  vom  8.  Mai  1708. 
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Nun  benötigte  man  aber  sofort  600,000  fl.  zur  Bestreitung  der 
Kavallerieausrüstungskosten  und  der  Subsidien  an  Dänemark.  Wie  die 
Hof  kammer  bemerkte,  war  der  Bankier  Wertheimer  bereit,  diese  Summe 
gegen  Bancoanweisung  auf  die  ersten  zwei  der  obigen  Jahresraten  zu 
400,000  fl.  vorzustrecken,  jedoch  nur  bei  effektiver  Ueberantwortung 
der  Kontributionen  zu  Händen  der  Bank.  Letztere  sei  aber  an  dem 
Widerstände  der  Stände  gescheitert,  weshalb  der  Kaiser  dieselben 
mittelst  der  Hofkanzleien  wenigstens  zur  Acceptation  der  Zahlungs- 
anweisung hinsichtlich  eines  Teiles  jener  Jahresrate  bewegen  möge. 

Vorläufig  empfehle  sich  der  Abschluss  eines  Vertrages  mit 
Wertheimer  über  ein  Darlehen  von  800,000  ü.  ^) ,  gegen  1  Prozent 
pr.  mese  für  Zinsen,  Provision  und  Kosten,  sicherzustellen  auf  die 
Kontributionen  der  böhmischen  Länder  pro  1709  und  1710.  Da  der 
Oenannte  das  Kapital  nicht  ganz  aus  Eigenem  vorstrecken  könne, 
sei  über  jeden  Beitrag  anderer  Personen  von  der  böhmischen  Hof- 
kanzlei eine  unmittelbare  Sicherstellungsurkunde  auszufertigen. 

Dieser  Vertrag  wurde  vom  Kaiser  mit  Resolution  vom  8.  Mai 
1708  genehmigt;  dagegen  kam  das  ursprünglich  beabsichtigte  Stadt- 
bankdarlehen nicht  zustande. 

Was  die  anderen  vorgeschlagenen  ausserordentlichen  Einnahms- 
quellen betrifft  (s.  oben),  so  wurde  der  unentgeltliche  Zwangsbeitrag 
des  Klerus  thatsächlich  ausgeschrieben,  freilich  nur  mit  geringem 
und  langsamem  Erfolge^);  die  übrigen  vier  Projekte  scheint  man 
vorläufig  fallen  gelassen  zu  haben  ^). 


^)  Diese  800,000  fl.  waren  übrigens  nicht  durchwegs  bar  zu  erlegen. 
Vielmehr  wurden  darin  ältere,  in  der  nächsten  Zeit  fällige  Kontributions- 
assignationen  eingerechnet,  somit  eigentlich  durch  Novation  prolongiert.  Den 
hierdurch  frei  werdenden  Betrag  verwendete  man  zum  Teile  zur  Ablösung  anderer 
Schuldposten  (H.-F.-A.  vom  21.  Juli  1708). 

^)  s.  böhm.  F.-A.  vom  16.  Juni  1708.  Der  Zeitpunkt  der  Ausschreibung 
ist  unbekannt.  Das  Postulat  betrug  für  Nieder-  und  Oberösterreich  110,850  fl., 
für  Innerösterreich  120,000  fl.  und  für  die  böhmischen  Länder  223,250  fl.,  — 
zusammen  also  454,100  fl.  (H.-F.-A.  vom  30.  September  1708  und  18.  Februar  1709, 
böhm.  F.-A.  vom  16.  Juni  1708).  Besonders  unpopulär  war  diese  Abgabe  in 
Innerösterreich,  wo  Ende  Dezember  1708  noch  50,000  fl.  ausständig  waren,  so 
dass  man  mit  der  Temporaliensperre  drohen  musste  (H.-F.-A.  vom  28.  De- 
zember 1709). 

')  Nicht  uninteressant  ist  ein  , Kapital-"  (und  Einkommen-)  Steuer-Projekt 
vom  30.  März  1708  (Mise.  cam.  II),  wonach  von  allem  fruchttragenden  Kapital 
jährlich  Vs  der  Zinsen  und  vom  Bargeld  Vs  Prozent  entrichtet  und  die  Ein- 
hebung durch  die  Stadtbank  besorgt  werden  sollte. 
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Andererseits  ergab  sich  ein  nicht  unerheblicher  Zufluss  aus 
dem  Verkaufe  der  virgilianischen  Güter  im  Herzogtum  Mantua 
an  die  Gebrüder  Zenardi  in  Brescia  um  den  Betrag  von  340,000  fl.  ^y). 

Für  1709  wurde  das  Erfordernis  mit  17,843,680  fl.  veran- 
schlagt, wozu  für  Subsidien,  dann  für  Zinsen  und  Kapitalszahlungen 
4,705,965  fl.  3)  kamen. 

Als  Bedeckung  standen  zu  erwarten:  die  Kontributionen  der 
Erblande,  welche  ungefähr  im  Betrage  des  Vorjahrs,  daher  mit  rund 
8  Millionen  bewilligt  wurden,  jene  Bayerns  von  1,200,000  fl.  *),  die 
Beiträge  der  Reichsritterschaft,  dann  die  Kontributionen  der  besetzten 
italienischen  Gebiete  ^).  Der  Ertrag  aller  dieser  Abgaben  einschliess- 
lich anderer  ausserordentlicher  Steuern  in  den  Erblanden  wurde  mit 
höchstens  13  bis  14  Millionen  veranschlagt. 

Ausserdem  erwartete  man  2  Millionen  durch  Vorschüsse  und 
3  Millionen  durch  Naturalleistungen  in  Holland  und  Ungarn^)  ein- 
zubringen. 

Immerhin  blieb  im  besten  Falle  ein  unbedecktes  Defizit  von 
über  3  Millionen '') ,  was  zu  erhöhter  Inanspruchnahme  des  Kredites 
nötigte. 


^)  s.  H.-F.-A.  vom  20.  Oktober  1708.  —  Auch  kleinere  Domänen  wurden 
veräussert,  so  z.- B.  die  3  Glatzschen  Kammerdorfs chaften  Königs- 
heim, Hussitz  und  Roschwitz  um  24,000  fl.  (s.  H.-F.-A.  vom  1.  Juni  1708). 

^)  Näheres  über  die  damaligen  Finanzverhältnisse  und  einzelne  Anleihen 
des  Jahres  1708  siehe  in  dem  Werke :  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  X,  S.  53 — 57, 
grösstenteils  nach  handschriftlichen  Mitteilungen  des  Verfassers  der  vor- 
liegenden Arbeit. 

^)  H.-F.-A.  vom  1.  September  1708.  —  An  Subsidien  waren  einschliesslich 
der  Rückstände,  1,132,000  fl.  zu  zahlen.  Die  Militärkontributionen  waren  mit 
10,300,000  fl.  Schulden  belastet,  wovon  1709  an  Kapital  und  Zinsen  ungefähr 
372  Millionen  fällig  wurden.  —  Selbstverständlich  sind  hier  die  auf  andere 
Fonds  sichergestellten  Militärschulden  nicht  berücksichtigt. 

'')  8.  H.-F.-A.  vom  25.  Mai  1709. 

■^)  Die  von  den  oberitalienischen  Fürsten  und  kleinen  Staaten  abverlangten 
Kontributionen  von  zusammen  rund  70,000  Doppien  (zu  6  fl.  rheinisch)  gingen 
nicht  vollständig  ein ;  s.  Feldzüge  des  Prinzen  Eugen,  XI,  S.  36.  Die  kaiserlichen 
Truppen  in  Neapel  wurden  aus  den  dortigen  Landeseinkünften  erhalten  (ebenda 
S.  37),  ebenso  in  Mailand.  Das  Erfordernis  für  die  Truppen  in  Italien  betrug 
5,600,000  fl.  (H.-F.-A.  vom  16.  und  22.  Oktober  1708). 

*)  Für  Geldleistungen  konnte  Ungarn  noch  immer  nicht  in  Betracht 
kommen. 

0  8.  Konferenz-Referat  vom  16.  Oktober  1708,  H.-F.-A. 
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Uebrigens  wurde  1709  auch  wieder  eine  Vermögenssteuer  aus- 
geschrieben. Von  mehreren  Ländern  wurde  dieselbe  durch  Pauschal- 
abfindungssummen abgelöst;  wo  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu- 
stande kam,  schritt  man  natürlich  zur  Einzeleinhebung  ^). 

Ueber  den  Heeresbedarf  für  1710  fehlen  uns  nähere  Nachrichten. 

Die  Länderkontributionen  betrugen  zusammen   7,780,827  fl. 

Zur  Bedeckung  des  Abganges  wurde  unter  anderem  ein  Dar- 
lehen von  86,950  Pfd.  Sterling  in  England  aufgenommen,  ferner  eine 
sogenannte  freiwillige  Anleihe  beim  Klerus  der  Erblande  ^). 

Speziell  für  die  Armee  in  Italien  betrug  das  Erfordernis 
4,052,487  fl.,  das  Defizit  1,504,372  fl.  Letzteres  wurde  teils  durch 
Kreditsoperationen,  teils  durch  den  schon  im  Vorjahre  in  Aussicht 
genommenen  Verkauf  des  wegen  Felonie  des  Pico  v.  Mirandola  als 
Reichslehen  eingezogenen  Herzogtums  Mirandola  an  den  Herzog  von 
Modena  um  175,000  Dublonen  gedeckt^). 

An  Finanzprojekten  war  während  des  langjährigen  Krieges 
selbstverständlich  kein  Mangel.  So  wurde  unter  anderem  1709  die 
Besteuerung  des  Spielgewinnes  vorgeschlagen.  Dieses  Projekt  ge- 
langte in  der  That  mit  einigen  Modifikationen  zur  Ausführung*). 
Mit  Patent  vom  20.  Dezember  1710^)  wurde  nämlich  die  Spiel- 
kollekte eingeführt,  d.  h.  eine  lOprozentige  Abgabe  von  jedem 
Spielgewinne.  Den  Ertrag  dieser  Steuer  hatte  der  Projektant  mit 
500,000  fl.,  die  Hofkammer  mit  100,000  fl.  veranschlagt. 


9.  Finanzlage  nach  dem  Tode  Josefs  I. 

Die  von  Starhemberg  bald  nach  Uebernahme  des  Hofkammer- 
präsidiums   angeregte  Finanzreform,    deren  Prinzipien   schon   Kaiser 


^)  In  Niederösterreich  betrug  die  Abfindungssumme  150,000  fl.,  in  Ober- 
österreicli  (einschliesslich  des  Kontributions -Extraordinariums)  100,000  fl.,  in 
Innerösterreich  und  den  böhmischen  Ländern  scheint  eine  Ablösung  nicht  statt- 
gefunden zu  haben  (s.  H.-F.-A.  vom  4,  März,  16.  April  und  20.  Juni  1709). 

^)  Mit  einem  gewissen  Franz  'Bussi  wurde  wegen  eines  ausländischen 
Darlehens  von  150,000  fl.  bis  200,000  fl.  gegen  eine  2prozentige  Provision  ver- 
handelt (H-.F.-A.  vom  15.  September  1710). 

»)  Vertrag  vom  15.  Juli  1710,  H.-F.-A. 

")  s.  H.-F.-A.  vom  18.  April  1709. 

^)  Cod.  Austr.  III. 
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Leopold  genehmigt  hatte,  kam  —  wenn  wir  von  der  Errichtung 
der  Wiener  Stadtbank  absehen  —  erst  unter  Karl  VI.  zur  Aus- 
führung, und  zwar  nur  allmählich  und  in  unvollkommener  Weise. 

Der  Reformgedanke  war  zwar,  einmal  ausgesprochen,  nicht 
mehr  fallen  gelassen  worden.  So  wurden  denn  schon  unter  Josef  L 
Kommissionen  eingesetzt  wegen  Reorganisierung  des  Buchhaltungs- 
und Kassawesens  und  wegen  Reduktion  der  Ausgaben  ^). 

Doch  nahm,  wie  wir  gesehen,  die  Notwendigkeit,  zunächst  den 
jeweiligen  momentanen  Bedarf  zu  decken,  so  sehr  alle  Kräfte  in 
Anspruch,  dass  lange  Zeit  von  einer  einschneidenden  Reorganisierung 
nicht  die  Rede  sein  konnte. 

Am  17.  April  1711  starb  Kaiser  Josef  I.  Er  hinterliess  das 
Reich  in  einem  finanziell  sehr  unbefriedigenden  Zustande.  Der  beste 
Wille  des  Monarchen,  im  Staatshaushalte  Ordnung  zu  schaffen  — 
hatte  er  sich  doch  schon  bei  Lebzeiten  seines  Vaters  an  diesbezüg- 
lichen Beratungen  beteiligt  —  musste,  obgleich  unterstützt  von  dem 
tüchtigsten  Hofkammerpräsidenten,  den  Oesterreich  bis  dahin  ge- 
habt, an  der  Unmöglichkeit  scheitern,  den  Bedarf  eines  langjährigen 
Krieges  ohne  finanzielle  Zerrüttung  zu  decken^). 

Unter  solchen  Verhältnissen  bestieg  Karl  VL  den  Thron  seiner 
Ahnen. 

Den  besten  Einblick  in  die  damalige  Finanzlage  gewinnen  wir 


^)  s.  H.-P.-A.  vom  28.  Januar  1709  und  vom  20.  Februar  1710.  —  Auch 
war  bereits  im  Referate  der  Mittelskonferenz  vom  15.  Januar  1707  die  Notwen- 
digkeit betont  worden,  das  Kontributionswesen  zu  bessern  und  die  Realisierung 
der  Kontributionsassignationen  zu  sichern.  Ob  der  hierbei  gemachte  Vorschlag, 
die  Rückstände  behufs  landtäflicher  Exekution  individuell  an  die  Gläubiger  ab- 
zutreten, zur  Durchführung  gelangte,  wissen  wir  nicht. 

^)  Uebrigens  wurde  Josefs  Vertrauen  in  seine  Umgebung,  sein  lebhaftes, 
jeder  Kleinlichkeit  abholdes  Naturell  zuweilen  u.  a.  dadurch  missbraucht,  dass 
man  ihn  zur  Ausstellung  von  Verpflichtungsurkunden  ohne  entsprechenden 
Rechtsgrund  veranlasste. 

So  heisst  es  in  einem  Kontrakte  vom  10.  Februar  1713  mit  dem  Wechsler 
Baron  Gamba,  anlässlich  der  Acceptierung  und  Assignierung  einer  Hofschuld  von 
10,000  fl.,  die  durch  ein  Handbillet  Josefs  vom  Januar  1711  bedeckt  war:  „Nun 
wissen  Wir  (Karl  VI.),  dass  von  Unserem  geliebten  Bruder  öfters  eigenhändige 
Billette  ausgefertigt  wurden,  welche  von  empfangenen  Summen  reden,"  deren 
Erlag  gar  nicht  geschehen  war,  weshalb,  da  die  Rückstellung  der  Billette  unter- 
blieb, die  exceptio  non  numeratae  pecuniae  eingewendet  werden  könnte.  Nichts- 
destoweniger werde  die  Liquidität  solcher  Forderungen  des  Dekorums  halber 
nicht  bestritten. 
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aus  drei  „Sendschreiben",  welche  Graf  Starhemberg  informationshalber 
an  den  noch  in  Spanien  weilenden  Monarchen  richtete  ^) ,  in  Ver- 
bindung mit  späteren  Buchhaltungsausweisen. 

Der  erste  dieser  Berichte  ist  noch  vom  17.  April  1711  datiert, 
scheint  daher  unmittelbar  nach  Josefs  Ableben  verfasst  worden  zu 
sein.  Derselbe  beschränkte  sich  begreiflicherweise  auf  eine  sum- 
marische Aufzählung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Kameral- 
und  Militäretats,  welche  durch  die  beiden  späteren  über  mittlerweile 
ergangenen  Auftrag  Karls  erstatteten  eingehenden  Referate  grössten- 
teils berichtigt  und  ergänzt  wird.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist 
der  dritte,  vom  21.  Juni  1711  datierte  Bericht,  zugleich  bezeichnend 
als  Beweis  von  Starhembergs  Einsicht  und  Offenheit. 

Die  Situation  wird  hier  als  eine  solche  geschildert,  dass  man 
ohne  aUe  Schönfärberei  die  volle  Wahrheit  sagen  müsse. 

Die  Belastung  des  Aerars  habe  dessen  Kräfte  immer  über- 
stiegen. 

Entweder  sei  daher  eine  Verminderung  der  ersteren  oder  eine 
Hebung  der  letzteren  zu  bewirken,  sonst  lasse  sich  der  Zusammen- 
bruch nicht  vermeiden.  Dies  erheische  eine  gründliche  Reform  der 
Finanzverwaltung,  da  die  Bemessung  und  Einhebung  der  Abgaben 
den  Anforderungen  in  keiner  Weise  entspreche.  Nun  folgt  eine 
eingehende  Besprechung  des  Kameraletats.  Hierin  berechnet  Star- 
hemberg die  Hof-  und  Zivilausgaben,  ohne  die  Gehalte  der  Hofstellen 
und  Tribunale  bei  den  Ländergubernien,  sowie  gewisse  ausserordent- 
liche Ausgaben,  auf  2^/2  Millionen  Gulden. 

Viele  Kameralgefälle  seien  auf  Jahre  hinaus  verpfändet  (böh- 
misches Rentamt,  Maut  zu  Ybbs,  Sensenappalto,  Wiener  Umgelt,  einige 
Aufschläge,  mehrere  Domänen) ,  das  schlesische  Rentamt  könne  kaum 
seine  eigenen  Passiva  zahlen,  beim  Vizedomamt  und  niederöster- 
reichischen Waldamt  übersteigen  die  Ausgaben  die  Einnahmen. 

Der  Reinertrag  aller  übrigen  Gefälle  betrage  nur  ca.  2,700,000  fl. 
bei  einer  Belastung  von  12  Millionen  an  Kapital  mit  700,000  fl. 
jährlichen  Zinsen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Kapitalstilgungen  sei  also  höchstens 
1  Million  effektiv  verfügbar,  wozu  eventuell  noch  300,000  fl.  von  den 
Kammern  Innerösterreichs  und  Tirols  kämen. 


^)  s.  H.-F.-A.  vom  21.  Juli  1711.     Die   Regentschaft   hatte   vorläufig    die 
Mutter  des  verstorbenen  Kaisers,  die  Kaiserin  Witwe  Eleonore,  übernommen. 
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Das  Zivildefizit  betrage  also,  da  man  das  seit  mehreren  Jahren 
nichts  tragende  ungarische  Kamerale  nicht  rechnen  könne,  immer 
noch  gegen  1^2  Millionen  Gulden. 

Das  Militärerfordernis  wird,  inkl.  3,700,000  fl.  für  Zahlung 
von  Zinsen  und  Kapitalsraten,  mit  23  Millionen  präliminiert ,  die 
Bedeckung  mit  15,710,000  fl.,  wonach  das  Defizit  bei  Einstellung 
der  Schuldentilgung  ungefähr  5  Millionen  Gulden  betragen  hätte  ^). 
Hierbei  war  übrigens  vorausgesetzt,  dass  der  Krieg  in  Italien  aus 
den  Einkünften  der  besetzten  Landesteile  bestritten  werde  ^). 

Schon  in  seinem  vorangegangenen,  undatierten  Berichte  hatte 
Starhemberg  erklärt,  dass  „in  combinatione  percipiendorum  erogan- 
dorum  et  debitorum  pro  statu  quo  die  Kontinuation  unmöglich"  sei. 
Die  Schuldenlast  wachse  fortwährend,  solange  sich  der  Kredit  ;ioch 
forcieren  lasse.  In  der  Staatskasse  befinde  sich  nicht  ein  Heller, 
Hofstaat  und  Armee  seien  unbezahlt  und  schlecht  verpflegt. 

Die  Fortsetzung  der  bisherigen  Wirtschaft  müsse  daher  zum 
Ruin  führen.  Andererseits  sei  bei  der  Unzulänglichkeit  der  Aktiva 
„aus  diesem  Labyrinth  schwer  der  Ausgang  zu  finden". 

Nur  dann  könne  man  eine  gründliche  Abhilfe  erhoffen,  wenn 
der  Kaiser  das  Einkommen  der  Unterthanen  ohne  Gefährdung  des 
Kapitals  und  mit  Ausschluss  jeder  anderen  (ständischen)  Konkurrenz 
nach  Bedarf  besteuere,  und  alle  Abgaben  durch  landesfürstliche  Be- 
amte direkt  einheben  lasse.  Vorläufig  wird  die  Aufrechterhaltung 
der  über  kaiserlichen  Befehl  bereits  am  12,  Mai  verfügten  Sistierung 
der  Auszahlung  von  Pensionen  und  Gnadengaben  empfohlen. 

Was  das  Schuldenwesen  betreffe,  so  seien  die  liquiden  und 
wirklich  fälligen  Posten  zu  bezahlen,  eventuell  mindestens  sicherzu- 
stellen. Eine  feierliche  Ankündigung  dieses  Entschlusses  sei  jedoch 
zu  vermeiden,   da  sie  einen  allgemeinen  Andrang  der  Gläubiger  zur 


^)  Laut  des  späteren  Buchhaltimgsausweises  betrug  das  reine  Militär- 
erfordernis 14,471,773  fl.,  dazu  für  Zinsen  —  und  Kapitalszalilung  4,349,228  fl., 
die  Bedeckung  jedoch  nur  11,405,828  fl.,  das  Defizit  also  (abgesehen  von  Italien) 
7,415,768  fl.  Die  Militärbewiligungen  der  Erblande  waren  mit  7,851,828  fl., 
jene  Vorderösterreichs  mit  260,000  fl.,  jene  von  Ungarn  und  Siebenbürgen  mit 
1,668,000  fl.  angesetzt,  Bayern  mit  1,200,000  fl. ;  der  Rest  entfiel  auf  die  Reichs- 
ritterschaft, die  Reichsstädte  und  fremde  Subsidien. 

^)  Das  Erfordernis  für  die  italienische  Armee  betrug  8,548,840  fl.,  wovon 
nur  1,866,000  fl.  gedeckt  waren.  Den  Abgang  suchte  man  durch  Anlehen  zu 
beschaffen  (z.  B.  H.-F.-A.  vom  4.  Mai  1711). 
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Folge  hätte,  was  die  Zahlungen  unmöglich  machen  und  daher  den 
Kredit  völlig  vernichten  würde. 

Die  Verwaltung  aller  Gefälle  und  Fonds  sei  ihres  bisherigen 
föderalistischen  und  oligarchischen  Charakters  zu  entkleiden  und  un- 
mittelbar unter  der  Hofkammer  zu  konzentrieren. 

Wie  wir  sehen,  entwickelte  Starhemberg  hier  sehr  gesunde 
Grundsätze.  Es  mag  sein,  dass  er,  um  diese  zur  Geltung  zu  bringen, 
bei  seiner  Schilderung  der  Finanzlage  vielleicht  etwas  zu  sehr  grau 
in  grau  gemalt  hat.  Jedenfalls  aber  war  die  Situation  bei  Fortdauer 
des  Krieges  an  und  für  sich  eine  sehr  bedenkliche. 

Dies  zeigt  sich  besonders,  wenn  wir  den  Daten  über  die  Staats- 
einnahmen und  Erfordernisse  jener  Zeit  die  Angaben  über  den  da- 
maligen Schuldenstand  entgegenhalten. 

Starhemberg  bezijffert  in  seinen  citierten  Berichten  die  Kameral- 
schulden,  ausschliesslich  der  Hofzahlamtspassiva  und  anderer  nicht 
genau  bekannter  Posten,  mit  ungefähr  30  Millionen,  die  Militärschulden 
mit  gegen  40  Millionen  Gulden. 

Von  der  Hofbuchhalterei  wurde  in  einer  späteren  Darstellung 
?> -der  Gesamtschuldenstand  mit  48,853,055  fl.  ausgewiesen^),  wobei 
librigens  die  lombardischen  Militärschulden,  die  sich  am  15.  Februar  1711 
«,uf  2,093,607  fl.  beliefen,  sowie  die  „ altböhmischen "  Schulden  von 
•ca.  22  Millionen  nicht  eingerechnet^)  waren. 

Die  Divergenz  dieser  Daten  und  jener  Starhembergs,  sowie  die 
Unbestimmtheit  dieser  letzteren  erklärt  sich  daraus,  dass  zur  Zeit 
der  Vorlage  jener  Berichte  ein  korrekter  Ausweis  über  den  Schulden- 
Stand  noch  nicht  vorlag,  obgleich  ein  diesbezüglicher  Auftrag  schon 
vor  mehr  als  einem  Jahre  an  die  Buchhalterei  ergangen  war  ^).  Ueber- 
haupt  lag  die  ganze  Verrechnung  so  sehr  im  Argen,  dass  die 
Ermittelung  des  wirklichen  Passivstandes  auf  grosse  Schwierigkeiten 
«tiess,  und  die  von  der  Buchhalterei  angegebenen  Ziffern,  wie  Star- 
hemberg sagt,  um  einige  Millionen  zu  niedrig  gegriffen  waren. 


^)  Die  erbländischen   Militärkontributionen   wären   pro    1711 — 1722   mit 
einem  Kapital  von  14,051,000  fl.  belastet  (Bericht  vom  21.  Juni  1711). 
2)  s.  H.-F.-A.  vom  27,  Oktober  1711  und  28.  Januar  1713. 
2)  s.  H.-F.-A.  vom  10.  Februar  1710. 
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10.  Finanzmassregeln  der  Jahre  1711  und  1712. 

Der  Hof  kammerpräsident  hatte  die  Prinzipien  der  als  notwendig 
erkannten  Finanzreform  in  den  eben  besprochenen  Vorträgen  ent- 
wickelt. Bevor  man  aber  an  die  Verwirklichung  solcher  Pläne,  die 
eingehende  Studien  und  Beratungen  voraussetzte,  schreiten  konnte, 
mussten  infolge  der  Fortdauer  des  Krieges  zunächst  Mittel  und  Wege 
gefunden  werden,  um  den  Bedürfnissen  des  Augenblickes  gerecht 
zu  werden. 

Schon  die  Deckung  des  laufenden  Defizites  erheischte  eine 
unausgesetzte  Inanspruchnahme  des  Staatskredits,  da  Palliativmass- 
regeln, wie  die  bereits  erwähnte  Einstellung  der  Pensionszahlungen, 
nur  wenig  halfen. 

Gleichzeitig  stand  man  vor  der  Notwendigkeit,  die  Mittel  für 
den  Feldzug  des  nächsten  Jahres  (1712)  zu  beschaffen. 

Hier  war  bei  einem  Erfordernis  von  18  Millionen  Gulden 
(exkl.  Italien  ^)  und  Spanien)  ein  Abgang  von  5  Millionen  zu  decken» 
Starhemberg  brachte  hierzu  in  seinem  Vortrage  vom  22.  Februar  1712  2) 
eine  Vermögenssteuer  in  Vorschlag,  ferner  die  Aufnahme  eines 
Anlehens  in  England,  oder  die  Erteilung  von  Lizenzen  für  den  Auf- 
enthalt in  Wien  an  10 — 12  Judenfamilien,  gegen  einen  Vorschuss 
von  je  150,000  fl.  Die  Vermögenssteuer  wurde,  obschon  man  er- 
kannte, wie  ungleichmässig  dieselbe  bei  dem  Mangel  eines  ordent- 
lichen Katasters  wirken  müsse,  von  der  (Budget-)  Konferenz  unter 
dem  Vorsitze  des  Fürsten  Trautmannsdorf  ^)  befürwortet  und  auch 
mit  Patent  vom  3.  Mai  1712  wirklich  ausgeschrieben*).  Bezüglich 
der  Kreditoperationen  wurde  —  da  eine  in  England  angestrebte  An- 
leihe nicht   zustande   kam    und   der  Aufenthalt  in  Wien  nur  jenen 


^)  Das  Erfordernis  für  den  italienischen  Feldzug  wurde  mit  3,745,805  fl. 
bezifiert  (H.-F.-A.  vom  8.  Januar  1712)  und  war  schon  Ende  1711  bis  auf  einen 
kleinen  Rest  bedeckt. 

2)  s.  H.-F.-A.  vom  26.  März  1712. 

^)  Der  Konferenz  gehörten  die  beiden  Hofkanzler  und  der  Hofkammer- 
präsident  als  Mitglieder  an;   s,  H.-F.-A.  vom  26.  März  und  vom  28.  Mai  1712. 

*)  s.  Cod.  Austr.  III.  Dieselbe  betrug  1  Prozent  von  allen  Kapitalien  und 
10  Prozent  von  allem  nicht  aus  Kapitalien  gezogenen  Einkommen.  Diesmal 
waren  selbst  Staatschuldforderungen  nicht  befreit.  Die  Fatierung  und  der  Er- 
lag verzögerten  sich  wieder  derart,  dass  man  sich  zu  energischen  Beitreibungen 
veranlasst  sah  (Patent  vom  12.  August  1712). 
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wenigen  Juden  gestattet  wurde,  die  grosse  Geldgeschäfte  mit  dem 
Staate  machten,  das  Judenanlehen  also  nicht  viel  einbringen  konnte  ^)  — 
nach  Antrag  der  Konferenz  resolviert,  dass  an  den  Geldmarkt  in 
Holland  ^),  Frankfurt,  Nürnberg  und  Breslau  zu  appellieren  sei. 


11.  Reorganisation  der  Hofkammer  1713. 

Ende  1711,  als  Karl  VI.  der  Krönung  halber  in  Frankfurt  a./M. 
weilte,  legte  ihm  Starhemberg  über  sein  ausdrückliches  Verlangen 
eine  „ Hauptvorstellung "  vor,  worin  er  seine  Anschauungen  über  die 
Ziele  und  die  Grundsätze  der  anzustrebenden  Finanzreform  entwickelte. 

In  dieser  Information,  deren  Original  verloren  zu  sein  scheint  ^), 
beantragte  der  Präsident  unter  anderem  die  Errichtung  von  Banken 
in  Linz,  Graz,  Brunn,  Breslau,  Prag,  Pilsen  und  Budweis  nach  Art 
„des  mit  der  Stadt  Wien  kontrahierten  Banco". 

Erst  im  nächsten  Jahre  jedoch  kam  es  zu  wirklichen  Beratungen, 
über  die  Neueinrichtung  des  Finanzwesens,  womit  eine  eigene  Kom- 
mission, bestehend  aus  Vertretern  der  Hofkammer,  des  Hofkriegs- 
rats und  Generalkriegskommissariats,  betraut  wurde.  Auch  wurde 
hierzu  ein  Graf  Stella  di  Santacroce,  einer  der  Vertrauten  des 
Monarchen,  beigezogen,  vielleicht  der  Verfasser  des  der  Verhandlung 
zu  Grunde  gelegten  Projektes^).  Letzteres  beabsichtigte  eine  tief- 
greifende Reform  der  ganzen  politischen,  Justiz-  und  Finanzverwaltung, 
sowie  des  Militärwesens.  Mit  der  Ausarbeitung  derselben  sei  eine 
Haupteinrichtungsdeputation  zu  beauftragen,  zu  welcher  behufs  Fest- 
stellung eines  gleichmässigen  und  stabilen  Steuersystems,  sowie  Ord- 
nung der  Regalien  Deputierte  von  allen  Landtagen  und  „Vertreter 
des  gemeinen  Mannes"  zuzuziehen  seien ^). 


^)  Schon  das  im  Vorjahre  ausgeschriebene  Zwangsdarlehen  der  Wiener 
Judenschaft  hatte  nur  einen  teilweisen  Erfolg  gehabt. 

^)  s.  Referat  vom  28.  Mai  1712.  Die  bezüglichen  Anlehen  kamen  erst  im 
nächsten  Jahre  zustande;  s.  S.  390,  Anm.  3. 

')  s.  das  Eeferat  vom  26.  November  1712,  ferner:  Bidermann,  Wiener 
Stadtbank  S.  408,  Note  8  und  S.  488,  Note  85,  welcher  aus  dem  Inhalte  nach  einer 
in   seinem  Besitz   befindlichen  Abschrift   einiges  mitteilte;    Schwabe,  S.  109. 

*)  s.  Schwabe,  S.  109. 

*)  s.  Schwabe,  a.  a.  0.,  angeblich  aus  dem  H.-F.-A.  vom  26.  Novem- 
ber 1712,  in  welchem  ich  jenes  Projekt  nicht  finden  konnte. 
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Leider  schreckte  die  Kommission  vor  so  einschneidenden  Mass- 
regehi  zurück  —  vielleicht  nicht  zum  wenigsten  deshalb,  weil  die 
proponierte  Hauptdeputation  gewissermassen  den  Charakter  eines 
ständischen  Zentralparlaments  gehabt  hätte. 

Man  beschränkte  sich  daher  auf  die  Ausarbeitung  einer  Neu- 
organisation der  Hofkammer. 

In  dem  bezüglichen  Referate  vom  26.  November  1712  werden 
zunächst  die  notwendigen  Gebarungsgrundsätze  besprochen  ^) ;  hierauf 
wird  eine  neue  Geschäftseinteilung  für  die  Hofkammer  vor- 
geschlagen, nämlich  die  Einteilung  in  sieben  Hauptkommissionen  ^)*. 

Ausserdem  sei  eventuell  eine  Buchhaltungskommission  und  eine 
permanente  Delegation  erfahrener  Räte  zur  Prüfung  der  Finanz- 
projekte zu  bilden. 

Jeder  Gegenstand  sei  kommissionell  zu  beraten,  später  allen- 
falls auch  im  Plenum. 

Für  die  selbständige  ungarische  Kammer  und  die  der  Hof- 
kammer nur  bedingt  subordinierten  Kammern  in  Graz  und  Inns- 
bruck seien  eigene  Räte  zu  bestellen. 

Diese  Vorschläge  wurden  mittelst  kaiserlicher  Resolution  vom 
15.  Januar  1713  im  Prinzipe  acceptiert.  Nachdem  die  Hofkammer 
mit  Referat  vom  20.  Februar  1713^)  die  ursprünglichen  Anträge 
teils  näher  ausgeführt,  teils  modifiziert  hatte,  erfolgte  die  definitive 
kaiserliche  Genehmigung  am  3.  Mai  1713.  Die  Geschäftseinteilung 
wurde  hierdurch  in  einigen  Richtungen   abgeändert*)    und   zugleich 

^)  Als  solche  werden  bezeichnet:  die  stete  Uebersicht  über  den  Stand  der 
Mittel  und  des  Bedarfs,  die  rechtzeitige  Beratung  staatswirtschaftlicher  Mass- 
regeln, die  schleunige  Ausarbeitung  der  Projekte,  schnelle  Expedition,  gewissen- 
hafter Vollzug  und  redliche  Verrechnung. 

^)  Die  Verteilung  der  Agenden  war  hiernach  folgende: 

1.  Kommission:  Militäretat, 

2.  B  Hofstaat,  Landwirtschaft,  Rentämter  u.  Pfandschaften, 

3.  „  Konfiskationen  und  Kaduzitäten, 

4.  „  Berg-  und  Münzwesen,  jj 

5.  ,  Salzerzeugung  und  Verschleiss, 

6.  „  Maut,  Post,  diverse  Aufschläge, 

7.  „  Allgemeine  Beratung  und  Verbuchung  von  Einnahmen 

und  Ausgaben. 

')  s.  H.-F.-A.  vom  28.  Januar  1713. 

*)  Die  ersten  fünf  Hauptkommissionen  sollten  in  der  obigen  Weise  fungieren. 
Der  sechsten  wurden  noch  dieHandelssachen  zugewiesen,der  siebenten  diePrüfung  der 
Projekte,  die  Beobachtung  undLeitung(!)des  Banco.  Neueingesetzt  wurde  eine  achte, 
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der  Personalstand  der  Hofkammer  um  12  Räte,  1  Sekretär  und 
9  Konzipisten  ^),  jener  der  Hof buchhalterei,  der  niederösterreichischen 
und  der  Kriegsbuchhalterei  zusammen  um  11  Raiträte  und  49  Hilfs- 
beamte reduziert. 

In  dieser  Gestalt  trat  die  Reorganisierung  Anfangs  1714  wirk- 
lich ins  Leben  ^). 

Wie  wir  sehen,  war  das  Resultat  der  Reformbestrebungen  vor- 
läufig gerade  kein  grossartiges.  Immerhin  war  hiermit  der  ernst- 
liche Versuch  gemacht  worden,  eine  bessere  Ordnung  in  der  internen 
Finanzgebarung  anzubahnen,  ohne  welche  ja  das  Hauptziel  der  Finanz- 
reform,  die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  im  Staatshaushalte,  nicht 
denkbar  war. 

Mehr  war  vorerst  bei  dem  Widerstreben  der  beteiligten  Kreise 
nicht  zu  erreichen.  Auch  wäre  wohl  eine  totale  Umänderung  des 
Verwaltungsorganismus  vor  Ende  des  langwierigen  Krieges  nicht 
leicht  durchführbar  gewesen. 

Die  Hauptaufgabe,  deren  Lösung  unter  allen  Umständen 
eine  Voraussetzung  für  die  Herstellung  der  Ordnung  im  Finanz- 
wesen bildet,  nämlich  die  Erzielung  des  noch  immer  fehlenden  ge- 
nauen Einblicks  in  die  Lage  der  Staatsfinanzen,  war  übrigens  schon 
vor  dem  Inslebentreten  der  neuen  Organisation  in  Angriff  ge- 
nommen worden. 

Am  3.  Juni  1713  wurden  nämlich  alle  Kameralämter  ange- 
wiesen, Ausweise  vorzulegen  über  den  Ertrag  der  Gefälle  und  dessen 
Verwendung  seit  18.  April  1711  (Zeitpunkt  des  letzten  Abschlusses), 
sowie  über  sämtliche  Passiva  und  die  darin  eingetretenen  Verän- 
derungen. 

Bei  den  Passiven  waren  zu  unterscheiden:  Kautionen;  frei  und 
ohne  Gegenleistung  eingelegte  verzinsliche  Kapitalien ;  Ausstände  an 
Zinsen,  Besoldungen  u.  dgl. ;  Kapitalien,  die  für  die  Verleihung  von 
Aemtern  oder  Auszeichnungen  dargeliehen  wurden ;  Stiftungen  und 
geistliche  Kapitalien;  endlich  unverzinsliche  Schulden. 


die  Haupthof buchhaltungs-Kommission,  welche  den  Staatshaushalt  zu  ordnen, 
und  durch  die  Hofbuchhalterei  eine  Generalkassenkontrolle  zu  bewirken  hatte. 

^)  Bis  dahin  waren  bei  der  Hof  kammer  56  Räte,  6  Sekretäre  und  17  Kon- 
'■:  zipisten  sy stemisiert . 

^)  Die  Instruktionen  für  die  einzelnen  Hauptkommissionen  erflossen  am 
7.  Februar  1714. 
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Hiermit  war  die  Grundlage  geschaffen  für  die  Aufstellung  eines 
Schuldentilgungsplanes,  welche  denn  auch  bald  nach  dem  Friedens- 
schlüsse erfolgte. 


12.  Finanzmassregeln  von  1713  und  1714.  Der  Rastädter  Friede. 

Zur  Beratung  des  Voranschlags  für  den  Militäretat  von  1713 
trat  am  1.  Januar  eine  eigene  Kommission  zusammen,  bestehend  aus 
dem  Prinzen  Eugen  als  Vorsitzendem,  dem  österreichischen  Hof- 
kanzler Grafen  Seilern,  bem  böhmischen  Hofkanzler  Fürsten  Traut- 
söhn,  dem  Grafen  Kinsky  und  dem  Hofkammerpräsidenten  Grafen 
Starhemberg.  Das  Referat  dieser  „  Mittelskonferenz "  scheint  bald 
darauf  erstattet  worden  zu  sein,  trägt  jedoch  kein  Datum.  Das 
Kriegsdefizit  wird  darin  auf  9  bis  10  Millionen  präliminiert  ^). 
Zur  Deckung  dieses  Abganges  wurden  vorgeschlagen: 
Die  als  „Dezennalimpegno"  bezeichnete  erbländische  Kon- 
tributionsantizipation''^)  —  die  bereits  in  Verhandlung  befindliche 
holländische   Anleihe^),    wie    auch    der  Verkauf  der   Markgrafschaft 


^)  s.  H.-F.-A.  vom  18.  September  1713.  Beil.  —  Das  wie  immer  separat 
behandelte  Erfordernis  für  die  Armee  in  Italien  betrug  505,907  Doppien,  wovon 
417,843  gedeckt  waren,  und  der  Rest  durch  Anlehen  auf  italienische  Fonds  be- 
schafft wurde  (H.-F.-A.  vom  9.  August  1712). 

^)  Durch  den  ^Dezennalimpegno"  übernahmen  die  Landtage  der  Erblande 
die  Verpflichtung,  zehn  Jahre  hindurch,  nämlich  von  1714  bis  1723,  jährlich 
eine  bestimmte  Quote  zur  Verzinsung  und  Tilgung  von  hierauf  zu  kontrahieren- 
den Anlehen  zu  erlegen,  bezw.  sich  diesfalls  als  Bürgen  und  Zahler  zu  erklären. 
Im  ganzen  wurden  auf  diese  Weise  9  Millionen  Gulden  aufgebracht.  Zu  ihrer! 
Deckung  erhielten  die  Stände  das  Recht,  die  Jahresquoten  von  der  betreffenden,! 
unter  einem  auf  die  ganzen  zehn  Jahre  festgesetzten  Jahreskontribution  abzu^ 
ziehen.  Mit  dieser  Anleihe  wurde  auch  ein  Darlehen  des  Prälatenstandes 
Verbindung  gebracht. 

^)  In  den  Jahren  1713  und  1714  kamen  in  Holland  durch  Vermittlung 
des  Bankiers  Clifford  drei  Anlehen  zustande: 

a)  Ein  von  der  holländischen  Regierung  ursprünglich  garantiertes,  spätet 
selbst  erlegtes  Darlehen  im  Betrage  von  1  Million  Gulden  holl.  zx 
67«  Prozent  verzinslich,  rückzahlbar  in  12  Jahresraten,  mit  General-^ 
hypothek  auf  alle  Staaten,  Herrschaften  und  Mobilareffekten  des  Kaiser 
und  das  bezügliche  Einkommen,  auf  die  Personen  und  das  Vermögei 
der  Unterthanen,  und  mit  Spezialhypothek  auf  die  schlesischen  Kon| 
tributionen,  subsidiär  auf  die  Einkünfte  des  Herzogtums  Limburg. 
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IFinale  ^),  die  Auktion  der  Pfandschillinge  bei  allen  landesfürstlichen 
Pfandschaften,  die  Einhebung  eines  halbjährigen  Zinsenbetrages  von 
allen  Gnadengaben  und  Donationen  Leopolds  I.  und  Josefs  I. ,  um 
eine  Mehrbelastung  des  gemeinen  Volkes  möglichst  zu  vermeiden^), 
ferner  der  Verkauf  der  Kammergüter  Oppeln  und  Teschen,  und  die 
Einführung  einer  „ Wappenkollekte ",  d.  h.  einer  Taxe  für  Authenti- 
sierung  oder  Neuverleihung  bisher  zweifelhafter,  bezw.  unbefugter 
Wappen,  wovon  man  sich  725,000  fl.  erhoffte. 

Alle  diese  Vorschläge  erhielten  die  kaiserliche  Genehmigung. 
Ausserdem  wurde  mit  Patent  vom  19.  September  1713  (Cod.  Austr.  III) 
unter  Aufhebung  der  einige  Jahre  vorher  errichteten  kaiserlichen 
Spielkartenfabrik  und  Freigebung  der  Erzeugung  und  Einfuhr  von 
Karten  ein  Kartenaufschlag  eingeführt  (für  die  Erzeugung  6  bis 
24  kr.  und  für  die  Einfuhr  9  bis  36  kr.  vom  Dutzend). 

Gleichzeitig  wurde  mit  einzelnen  Ländern  wegen  Bewilligung 
einer  Vermögenssteuer  verhandelt  (s.  H.-F.-A.  vom  11.  Okt.  1713). 

Der  Feldzug  des  Jahres  1713  war  bekanntlich,  da  das  durch 
den  langen  Krieg  finanziell  erschöpfte  Oesterreich  infolge  des 
Utrechter  Friedens  isoliert  der  Macht  Frankreichs  gegenüberstand, 
kein  glücklicher. 

Andererseits  hatten  die  langjährigen  Anstrengungen  auch  dem 
Gegner  sehr  schwere  Opfer  auferlegt.  Da  somit  beide  Teile  den 
Frieden  herbeisehnen  mussten,  kam  derselbe  ungeachtet  anfänglicher 
Schwierigkeiten  am  7.  März  1714  zu  Rastadt  zustande,  bevor  man 
noch  zur  Wiedereröffnung   der  Feindseligkeiten    schreiten  konnte^). 


b)  Ein  ungarantiertes  Subskriptionsanlehen,  welches  nur  130,000  fl.  ein- 
brachte, und  aus  dem  Ertrage  der  vorerwähnten  Kreditsoperation 
schon  nach  einem  halben  Jahre  zurückgezahlt  wurde. 

c)  Schliesslich  ein  weiteres  Anlehen  von  2V2  Millionen  Gulden  holl.  auf 
den  schlesischen  Kontributionsfond,  ebenfalls  ohne  Garantie  des  hollän- 
dischen Staates,  verzinslich  zu  8  Prozent  und  rückzahlbar  in  5  Jahres- 
raten. 

^)  Das  Marquisat  Finale  wurde  am  18.  August  1713  um  2,400,000  fl.  rh. 
an  die  Republik  Genua  verkauft  (H.-F.-A.  vom  18.  September  1713). 

^)  Die  bezügliche  Kommission  war  von  der  Hof  kammer  schon  am  16.  De- 
zember 1712  eingesetzt  worden,  doch  musste  die  Vorlage  der  Verzeichnisse  der 
in  Betracht  kommenden  Personen  noch  am  20.  Juli  1713  betrieben  werden. 

*)  Da  man  auch  gar  nicht  mehr  die  Absicht  hatte,  den  Feldzug  wieder 
zu  beginnen,  findet  sich  für  1714  kein  Militärvoranschlag  mehr.  Die  Kredits- 
operationen  des   Jahres,     deren    bedeutendste   das   obenerwähnte   holländische 
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Vom  Gesichtspunkte  der  Machtstellung  des  Reiches  aus  be- 
trachtet erscheint  der  Rastädter  Friede  insofern  als  für  0 esterreich 
nicht  günstig,  als  hierdurch  der  Zweck  des  Krieges,  die  Erhaltung 
Spaniens  für  die  Dynastie,  nicht  erreicht  wurde.  Da  jedoch  die 
Monarchie  bei  der  damaligen  Sachlage  durch  eine  Fortsetzung  des 
Krieges  höchst  wahrscheinlich  in  eine  weit  schlimmere  Situation  ge- 
raten wäre,  war  es  ein  Gebot  des  Staatsinteresses,  den  Frieden  zu 
Bedingungen  abzuschliessen ,  die,  wenngleich  nicht  glänzend,  doch 
gewiss  nicht  unvorteilhaft  waren. 

Für  die  Finanzen  der  Monarchie  war  aber  der  endlich  erfolgte 
Friedensschluss  von  höchstem  Werte.  Allerdings  wurden  durch  die 
Armeen  in  Italien  und  den  Niederlanden  bedeutende  Kontributionen 
erhoben,  auch  der  deutsche  Reichstag  hat  nicht  geringe  Beiträge 
bewilligt^),  die  Hauptlast  aber  hatten  fortwährend  die  kaiserlichen 
Erblande  zu  tragen. 

Wir  haben  im  Verlaufe  unserer  Darstellung  wiederholt  Gelegen- 
heit gehabt,  die  Schwierigkeiten  zu  betonen,  welche  die  Hofkammer 
unausgesetzt  zu  überwinden  hatte,  um  nur  die  dringendsten  Bedürf- 
nisse der  Armee  befriedigen  zu  können.  Die  bereits  im  dritten 
Kriegsjahre  eingetretene  finanzielle  Zerrüttung  war  allerdings  Dank 
den  Siegen  der  verbündeten  Truppen  bald  beseitigt  worden.  Immer- 
hin wäre  man  nicht  imstande  gewesen,  den  Krieg  so  lange  fortzu- 
setzen, wenn  statt  des  thatkräftigen  Starhemberg  ein  minder  geeigneter 
Präsident  an  der  Spitze  der  Hofkammer  gestanden  wäre  und  wenn 
nicht  der  Staatskredit  durch  die  Gründung  der  Wiener  Stadtbank, 
besonders  aber  durch  die  reelle  Gebarung  dieses  gleichfalls  von 
Starhemberg  geleiteten  Instituts  aufrecht  erhalten,  bezw.  wieder  auf- 
gerichtet worden  wäre. 

War  ja  doch  ungeachtet  aUer  Bemühungen  in  den  letzten 
Jahren  des  Feldzuges  der  Anlehenszinsfuss  und  die  Schwierigkeit 
der  Geldbeschaffung  fortwährend  gestiegen,  so  dass  bei  längerer 
Fortdauer  des  Krieges  der  völlige  Zusammenbruch  unvermeidlich 
gewesen  wäre. 


2 V2 -Millionen-Gulden- Anlehen   ist,   haben   teilweise   bereits   den  Charakter   von 
Konsolidierungs-  und  Tilgungsanlehen. 

')  Von  1707  bis  1714  zusammen  16,600,000  fl.  (H.-F.-A.  vom  4.  März  1729). 
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Die  Steuern  im  Herzogtum  Anhalt,  ihre  Entwicklung 
und  neueste  Reform^). 

Von 
Georg  Schanz. 

Die  Anhaltischen  Lande  sind  318  Jahre  geteilt  gewesen.  1570  wurden 
sie  unter  dem  Fürsten  Joachim  Ernst  vereinigt,  1606  wieder  geteilt:  es  ent- 
standen vier  selbständige  Fürstentümer  (Anhalt-Dessau,  A.-Bemburg,  A,-Zerbst, 
A.-Cöthen),  aber  so,  dass  sie  in  einer  Gesamtung  blieben,  auch  gemeinschaft- 
liche Landstände  und  Landtage  behielten,  deren  Bedeutung  aber  allmählich 
verblasste.  Diese  vier  Teile  sind  nun  neuerdings  wieder  zu  einer  Einheit  unter 
einem  Fürsten  verschmolzen.  1793  starb  die  Linie  Zerbst  im  Mannsstamm 
aus,  ihr  Besitz  fiel  an  die  drei  anderen  Linien.  1847  erlosch  die  Linie  Cöthen, 
die  Erbschaft  wurde  Dessau  überlassen  und  1863  erlosch  auch  Bemburg  im 
Mannsstamm,  sodass  Anhalt-Dessau  allein  übrig  blieb. 

Auch  in  seiner  Vereinigung  ist  das  Herzogtum  ein  kleines  Ländchen  mit 
nur  43  qu.-Meilen  (2347,4  qu.-Kilometer)  und  247,603  Einwohnern. 

Trotz  dieser  Kleinheit  bietet  der  Staat  in  steuerlicher  Hinsicht  manches 
Interessante.  Er  spiegelt  die  typischen  Vorgänge  wieder,  wie  wir  sie  bei  den 
grösseren  Staaten  sehen.  Die  alte  Zeit  mit  ihren  Vermögenssteuern  und  eigen- 
tümlichen ständischen  Verhältnissen,  das  spätere  Accisesystem,  die  Ansätze  zu 
Ertragssteuern,  die  Verschmelzung  der  einzelstaatlichen  Steuern,  Versuche  zur 
Weiterbildung  und  schliesslicher  üebergang  zur  Einkommensteuer  sind  die 
charakteristischen  Züge,  die  uns  entgegentreten,  in  ihren  Details  aber  von  vielen 
Besonderheiten  begleitet  sind,  wie  im  folgenden  gezeigt  werden  soll. 


1)  Die  vorliegende  Arbeit  wurde  nur  möglich  durch  die  Unterstützung  seitens  de» 
jetzigen  Präsidenten  des  Finanzdepartements  Herrn  Ackermann,  der  in  der  liehenswürdigsten 
Weise  das  nötige  gedruckte  und  ungedruckte  Material  mir  zur  Verfügung  stellte.  Es  ist  mir 
eine  angenehme  Pflicht,  meinen  wärmsten  Dank  ihm  auch  an  dieser  Stelle  auszusprechen. 
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1.  Das  Steuerwesen  der  älteren  Zeit^). 

Sieht  man  von  den  alten  Domanialabgaben,  welche  aus  dem  Lehens-, 
Erbenzins-  und  Laasverhältnisse  hervorgegangen  sind  und  einen  steuerlichen 
Charakter  nicht  hatten,  ab,  so  datiert  der  Beginn  der  Besteuerung  in  Anhalt 
vom  16.  Jahrhundert.  Der  Aufwand  der  Fürsten  war  durch  die  geänderten 
Zeitverhältnisse,  besonders  durch  die  Kriege  so  erheblich  gestiegen,  dass  die 
Einkünfte  aus  den  Gütern  nicht  mehr  ausreichten.  Die  Fürsten  suchten  den  an 
sie  herantretenden  ausserordentlichen  Erfordernissen  durch  Schuldaufnahme  ge- 
recht zu  werden  und  verlangten  hernach  deren  Tilgung  von  dem  Landtag. 

Es  entstand  so  die  Landsteuer.  1547  erbaten  die  Fürsten  Johann 
Georg  und  Joachim  wegen  einer  Schuld  von  40,000  fl.  zum  erstenmal  die 
Hilfe  der  Landstände.  Dieselben  einigten  sich  dahin,  dass  die  Prälaten  sowohl, 
wie  die  Ritterschaft,  mit  Ausnahme  ihrer  Hintersassen  ein  Jahr  lang  von  ihren 
beweglichen  und  unbeweglichen  Gütern,  nichts  davon  ausgenommen  als  die 
Kleider,  Kleinodien,  das  Silbergeschirr  und  das  Hausgeräth,  von  je  100  fl. 
Wert  l^a  Thlr.,  die  Städte,  die  fürstlichen  Unterthanen,  Hintersassen  des  Adels 
und  der  Prälaten  dagegen  für  das  erste  Jahr  von  100  fl.  Vermögen  1  Thlr.,  für 
das  zweite  und  dritte  Jahr  für  100  fl.  Wert  nur  1  fl.  zahlen  sollten. 

Obschon  die  Fürsten  versprochen  hatten,  die  Landschaft  mit  Steuern 
nicht  wieder  beschweren  zu  wollen,  so  sah  doch  bereits  1553  Fürst  Joachim 
sich  genötigt,  einen  neuen  Landtag  zu  berufen.  Er  trug  den  Ständen  vor, 
wie  die  Kriegsläufte  neue  Ausgaben  verursacht,  die  Reichssteuer  vermehrt  und 
Kriegs volk  im  Lande  gelegen  hätte.  Dazu  wären  mehrere  Teile  der  Herrschaft 
mit  Schulden  beladen,  andere  hätten  im  Reichsdienste  oder  für  Freunde  ver- 
pfändet werden  müssen,  deren  Einlösung  die  Schulden  vergrössert  habe.  Zerbst 
und  Bernburg  hätten  noch  Geld  zu  fordern  wegen  der  Einlösung  des  Harzes. 
Die  Stände  bewilligten  hierauf  eine  zweite  „Bede"  auf  vier  Jahre,  im  ersten 
Jahre  von  100  fl.  Vermögen  1  Thlr.,  in  den  folgenden  jährlich  von  100  fl.  1  fl. 
Hierzu  waren  verpflichtet  die  gemeine  Landschaft  geistlichen  und  weltlichen 
Standes  und  die  Hintersassen  des  Adels  und  der  Prälaten.  Wer  unter  100  fl. 
Vermögen  hatte,  gab  von  jedem  Gulden  im  ersten  Jahre  5  Pfg.,  in  den  drei  fol- 
genden 4  Pfg.,  Hausgenossen,  Mietlinge,  Dienstboten  mit  eingeschlossen.  Die 
Ritterschaft  bewilligte  von  100  fl.  Wert  für  je  vier  Jahre  nur  1  Pfg.  Wie  er- 
sichtlich, war  es  überwiegend  der  Mittel-  und  Kleinstand,  dem  von  den  mäch- 
tigen Ständen  die  neue  Vermögenssteuer  zugeschoben  wurde. 

Der  Charakter  einer  als  vorübergehend  gedachten  Bede,  den  die  beiden 
ersten  Bewilligungen  hatten,  wurde  bald  erheblich  verwischt  und  der  der 
Steuer  verstärkt.  Die  Abgabe  musste,  um  die  gewachsene  Schuldenlast  zu 
tilgen,  1864  gleich  auf  zehn  Jahre  bewilligt  werden.     Die  Unterthanen,  Bürger 


J)  Bertram,  Geschichte  des  Hauses  und  Fürstentums  Anhalt.  Fortges.  von  Krause, 
2  Tle.,  1780;82.  —  Ferd.  Siebigk,  das  Herzogtum  Anhalt,  liistorisch,  geographisch  und 
statistisch  dargestellt,  1867,  S.  307  ff.  Ausserdem  wurde  vorzugsweise  eine  ungedruckte  Denk- 
schrift der  Eegierung  benützt,  welche  vom  Präsidenten  Ackermann  im  Januar  1867  auf 
Grund  archivalischer  Studien  verfasst  wurde  und  namentlich  über  die  Einführung  des  Accise- 
Systems  neue  Aufschlüsse  gewährt. 
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und  Landleute,  sowie  die  adeligen  Hintersassen  zahlten  von  je  100  fl.  Wert 
1  Thlr.  Die  Ritterschaft  verpflichtete  sich  aus  unterthänigster  „Affektion"  von 
ihren  freien  Maiinlehen  und  Rittergütern  zehn  Jahre  hintereinander,  jedoch  nur 
nach  eigener  Abschätzung  und  Verteilung  unter  sich,  jährlich  1500  Thlr.,  also 
im  ganzen  15000  Thlr.  zu  zahlen.  Dieser  von  der  Ritterschaft  sich  selbst  auf- 
erlegte und  selbst  verteilte  fixierte  Beitrag  wurde  das  adelige  Proprequid  ge- 
nannt.   Ein  Jahresbetrag  der  gesamten  Landsteuer  betrug  14,861  Thlr.  8  Gr.  7  Pf. 

Gleichwohl  beliefen  sich  am  1.  März  1570,  als  nach  dem  Absterben 
des  Fürsten  Bernhard  Fürst  Joachim  Ernst  die  Regierung  allein  übernahm,  die 
Schulden  wieder  auf  720,000  Thlr.,  und  es  musste  1552  eine  Erhöhung  der  Steuer 
der  Bürger  und  Landleute  auf  1  Va  Thlr.  von  100  fl.  Wert  und  des  jährlichen 
Beitrags  der  Ritterschaft  auf  2250  Thlr.  beliebt  werden,  die  1579  abermals  bis 
1588  verlängert  wurde.  Zur  Beschleunigung  des  Schuldenwerks  überliess  der 
Fürst  den  Landständen  auf  zwölf  Jahre  drei  Aemter  mit  einem  Einkommen 
von  22,000  Thlr. 

Dadurch  war  es  möglich  geworden,  von  1579—1598  442,920  Thlr.  3  Gr. 
6V2  Pfg-  Schulden  abzutragen,  aber  noch  immer  waren  an  7  Tonnen  Goldes 
zu  bezahlen.  Auf  dem  Landtage  1589  trat  Fürst  Johann  Georg  sieben  weitere 
Aemter  auf  10  Jahre  ab  und  behielt  sich  bloss  das  Amt  Dessau,  die  Schönitzer 
Mark,  das  Amt  Bernburg  nebst  allen  Bernburger  und  Gernroder  Weinbergen, 
sowie  das  Amt  Harzgerode  und  Güntersberge  samt  den  Stollbergschen  Pfand- 
gütern, den  Wirschlebenschen  Weinberg,  den  Weinberg  im  Amte  Nienburg, 
150  Wispel  Hafer  jährlich  aus  den  Aemtern  Cöthen,  Warmsdorf  und  Nienburg 
und  endlich  12  Fohlen  aus  den  Aemtern  Cöthen,  Plötzkau,  Warmsdorf  und 
Nienburg  vor,  um  davon  die  fürstliche  Hofhaltung,  die  Regierungsbesoldungen, 
die  Reichsspesen,  die  Kontributions-,  Rechts-  und  Prozesssachen,  die  Legiti- 
mationskosten und  Besuche  fremder  Herrschaften  bestreiten  zu  können.  Da- 
gegen übernahm  die  Landschaft  das  ganze  Schuldwerk,  ferner  die  Ausstattung 
der  unmündigen  drei  Prinzessinnen  in  der  Höhe  von  90,000  Thlr.  und  ver- 
sprach nicht  nur  die  1579  verwilligten  Landsteuern  fortzuzahlen,  sondern  noch 
darüber  hinaus  eine  halbe  Landsteuer  zuzulegen,  so  dass  Bürger  und  Landleute 
nun  2  Thlr.  von  100  fl.,  die  Ritterschaft  aber  2950  Thlr.  entrichteten.  Die 
jährlich  aufgebrachte  Summe  betrug  31,290  Thlr.  11  Gr.  2  Pfg. 

Es  zeigte  sich  aber  bald,  dass  die  starke  fürstliche  Familie  mit  der  Ein- 
nahme aus  den  ihr  verbliebenen  Landesteilen  die  nötigen  Kosten  nicht  bestreiten 
konnte  und  persönliche  Schulden  aufnehmen  musste.  Die  Landschaft  entschloss 
sich,  auch  dieses  neue  Schuldenwerk  zu  übernehmen.  Sie  verwilligte,  dass  von 
jedem  Brauer  pro  Wispel  2  Thlr.  Accise  gegeben  werde  (Anfang  der  Trank- 
steuer), jedoch  Hochzeitsbrauer  ausgenommen  —  auch  die  Ritterschaft  erbot  sich 
zu  einer  gleichmässigen  Abgabe  von  ihren  Schankstätten  —  ferner  dass  mit  Aus- 
nahme der  Ritter-  und  Tischgüter,  der  Ritterschaft  und  Bürgerschaft,  welche 
ihre  eigene  Flur  hatten,  von  jeder  Hufe  Landes,  so  besamt  ward,  im  Ober- 
fürstentum 4  Gr.  und  im  Niederfürstentum  2  Gr.  von  Amts-  und  adeligen  Unter- 
thanen  gezahlt  werde  (Hufensteuer).  Die  Tranksteuer  wurde  halb  den  Fürsten 
überlassen,  alles  übrige  Einkommen  dagegen  für  das  Schulden  werk  verwendet. 

Im  Jahre  1598  waren  die  Schulden  bis  auf  191,415  Thlr.  getilgt.  Man 
hoffte,  in  vier  Jahren  damit  fei-tig  zu  werden,  und  dann  die  Teilung  des  Landes 
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unter  die  erwachsenen  Prinzen  vornehmen  zu  können.  Die  Ueberlassung  der 
Aemter  wurde  bis  1603  ausgedehnt,  bis  dahin  die  halbe  Land-  und  Tranksteuer 
bewilligt,  wogegen  1599  die  Hufensteuer  wieder  wegfallen  sollte,  die  fünf 
jüngeren  Fürsten  erhielten  jährlich  32,000  Thlr.  aus  der  Landschaftskasse.  Allein 
die  Erwartung  erfüllte  sich  nicht,  im  Jahre  1603  war  die  Schuld  im  Gegenteil 
wieder  auf  277,501  Thlr.  23  Gr.  angewachsen ;  die  Fürsten  überliessen  gegen 
jährliche  Zahlung  von  40,000  Thlr.  auf  weitere  acht  Jahre  die  Aemter  und  die 
Stände  bewilligten  auf  dieselbe  Zeit  die  volle  Land-  und  Tranksteuer.  1606 
wurde,  wie  eingangs  bereits  erwähnt,  das  Land  geteilt;  die  Fürsten  erhielten 
die  Aemter  zurück,  verpflichteten  sich  aber  bis  1611  jährlich  16,000  Thlr.  zur 
Kasse  der  Landschaft  zu  zahlen. 

Die  Dotierung  für  die  Fürsten  reichte  nicht  aus,  in  kurzem  hatten  ihre 
Schulden  wieder  sich  bis  auf  453,020  Thlr.  8  Gr.  vermehrt.  Abermals  wird  die 
ganze  Schuldenlast  von  der  Landschaft  übernommen.  Es  wird  ein  Schuldbuch 
angefertigt,  und  von  den  Fürsten  und  Ständen  durch  Unterschrift  vollzogen. 
Die  bisher  immer  nur  auf  Ersuchen  der  Fürsten  zeitweilig  bewilligte  Land-  und 
Tranksteuer  sollte  bis  zur  gänzlichen  Tilgung  der  Schulden  gezahlt  und  nur 
diesem  Zweck  gewidmet  werden.  Fürsten  wie  Ritter  versprachen,  wegen  ihrer 
Aemter  und  Güter  für  das  quid  ihrer  Unterthanen  zu  haften.  Allen  Eingriffen 
in  dieses  Schuldenwesen  entsagten  die  Fürsten  und  versprachen,  dass,  wenn 
solches  je  von  ihnen  geschehen  sollte,  der  engere  Ausschuss  dies  dem  weiteren 
anzeigen  sollte,  der  dagegen  mit  allen  Kräften  zu  wehren  hätte,  und  im  Falle 
sie  solches  nicht  vermöchten,  die  verwilligten  Kontributionen  von  Stund  an  auf- 
zuheben seien,  und ,  die  restierenden  der  Herrschaft  zuwachsen  sollten.  Ausge- 
nommen blieben  hiervon  wissentliche  und  kundliche  Landesnot,  Reichs-,  Kreis- 
und  Türkenhilfe,  Ausstattung  der  fürstlichen  Fräuleins,  Heer-  und  Durchzüge, 
Gefangennahme  eines  Fürsten  oder  der  Seinigen  im  Krieg  für  die  Wohlfahrt 
des  Landes  oder  Reiches.  In  diesen  Fällen  hatten  die  extraordinären  Ausgaben 
den  kurrenten  vorzugehen.  Auch  sagten  die  Fürsten  zu,  von  den  angekauften 
Gütern  die  schuldigen  Steuern  zu  entrichten. 

Bei  dieser  Ordnung  hoffte  man  den  lang  ersehnten  Endzweck  der  Schulden- 
tilgung mit  Gewissheit  zu  erreichen.  Allein  die  vielfachen  Bedrängnisse  und 
Unruhen,  die  Anhalt  durch  die  Reformation  und  die  Anfänge  des  30jährigen 
Kriegs  erleiden  musste,  vereitelten  diesen  Wunsch.  Die  Lasten  des  Krieges 
wurden  anfangs  aus  der  Landsteuerkasse  bestritten,  dadurch  geriet  aber  die 
Tilgung  des  Schuldwerks  in  Stockung  und  es  entstanden  neue  Schulden.  Im 
Jahre  1620  bewilligten  deshalb  die  Stände  an  Steuern  34,500  Thlr.,  zahlbar  in 
drei  Terminen;  sie  sollten  vorläufig  aus  der  Landschaftskasse  genommen  werden; 
um  aber  hierdurch  bei  dem  Schuldwerk  keine  Störung  eintreten  zu  lassen, 
legte  man  auf  jeden  Thal  er  Landsteuer  mit  Konkurrenz  der  Ritterschaft  und 
Landesherrschaft  in  Ansehung  der  ihr  angefallenen  und  von  ihr  angekauften  Güter, 
einen  Aufschlag  von  6  Gr.  hinzu  als  den  vierten  Teil.  Dadurch  sollte  in  sechs 
Jahren  der  der  Landessteuerkasse  entnommene  Betrag  zurückerstattet  werden 
(Anfang  der  Quartsteuer.) 

Die  Bedrängnisse  des  30jährigen  Krieges  machten  wiederholte  Anstrengungen 
notwendig,  namentlich  als  der  Oberst  Altringer  das  Land  brandschatzte.  Man 
griff  zu  einem  System  von  unausgebildeten  Ertrags-  und  Verkehrs-  bezw.  Kon- 
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sumsteuem.  Von  jeder  Hufe  Acker  ^),  sie  mochte  mit  Abgabefreiheit  privilegiert 
sein  oder  nicht,  jene  fürstlichen  Aecker  ausgenommen,  welche  seit  der  Landes- 
teilung schon  bei  den  fürstlichen  Gütern  gewesen,  sollte  1  Thlr.,  von  jedem 
Brauhause  in  den  Städten  27*  Thlr.,  von  jedem  Budenhause  IVs  Thlr.,  von  den 
geringeren  und  kleineren  Häusern  nach  Taxe  der  Kommissarien,  von  jedem 
Kapitalisten  von  100  Thlr.  Kapital  12  Thlr.  entrichtet  werden.  Ferner  wurde 
Handlung  und  Gewerbe  nach  Massgabe  des  Umfangs  durch  Taxe  besteuert. 
Gleiches  widerfuhr  den  Müllern  und  Schäfern,  von  welchen  jene  von  jedem 
Mahlgang  6  Gr.,  diese  von  je  100  Stück  Schafe  1  Gr.  zu  zahlen  hatten.  Ausser- 
dem mussten  von  jedem  Wispel  Getreide,  der  verkauft  wurde,  6  Gr.  halb  vom 
Verkäufer  und  halb  vom  Käufer,  für  jedes  verkaufte  Pfund  Fleisch  1  Pfg.,  für 
jedes  geschlachtete  Rind  12  Gr.,  für  jedes  Schwein  3  Gr.,  für  jeden  Hammel 
2  Gr.,  für  jedes  im  Lande  ausgeschenkte  Mass  Bier  ^2  Pfg-»  für  jedes  Pfund 
Fische  1  Pfg.,  für  jede  Kanne  Rhein-  oder  Frankenwein  4  Pfg.,  für  Landwein 
2  Pfg.  und  für  die  Kanne  Branntwein  6  Pfg.  entrichtet  werden.  1628  machten 
sich  auch  die  Fürsten  verbindlich,  jährlich,  solange  die  Not  dauerte,  einer 
für  alle  1000  Thlr.  beizutragen.  Trotz  alledem  mussten  infolge  der  Anwesen- 
heit Tillyscher  und  später  schwedischer  Trappen  noch  weitere  Auflagen  ausge- 
schrieben werden,  die  Last  war  fast  nicht  mehr  zu  erschwingen. 

Als  der  Krieg  beendet  war,  berechnete  sich  eine  Schuld  von  490,004  Thlr. 
11  Gr.,  zu  deren  Verzinsung  a  6  Prozent  jährlich  29,600  Thlr.  6  Gr.  erforder- 
lich waren.  Diese  Schuld  schaffte  man  in  sehr  origineller  Weise  weg,  womit 
zugleich  der  Anfang  zur  Beseitigung  der  Landsteuer  gemacht  wurde.  Man 
repartierte  dieselbe  (rund  500,000  Thlr.)  nebst  Zinsen  zu  6  Prozent  auf  die  ein- 
zelnen steuerpflichtigen  Corpora  nach  Massgabe  der  bisherigen  Steueranlage. 
Es  trafen  demzufolge  auf 

den  Adel  2,734Thlr.6Gr.  liaPfg.Steuembezw.Zins.jKapit.  45,570TMr.20Gr.  Si/gPfg. 
die  Hintersassen   3,1U     „  17   „   G^   „  „  „         „         „       52,412    „      4  „      —    „ 

die  Städte  10,365     „  22    „    1        „  „  „  „  „       172,764     „     15    „     5113     „ 

dieAmtsunterthanen  13,755     „    2   „  4  „  „         „         „      229,252    „      7  „  IPi/a    „ 

30,000  Thlr.  500,000  Thlr. 

Die  Zinsen  von  den  500,000  Thlr.  bildeten  also  in  Zukunft  die  Landes- 
steuer. Es  war  aber  jedem  einzelnen  gestattet,  den  auf  ihn  treffenden  Kapital- 
teil ganz  oder  teilweise  zu  tilgen,  wodurch  er  dann  nach  Verhältnis  der  6pro- 
zentigen  Zinsen  von  dem  getilgten  Kapitale  von  seiner  Steuerlast  befreit  wurde. 
Die  Landesschulden  wurden  also  gewissermassen  Privatschulden.  Auf  den 
beiden  letzten  Landtagen  1685  und  1698  wurden  nochmals  die  Schulden  aner- 
kannt, der  Versuch  zu  einer  Generalaccise  aber  abgelehnt. 

Viele  Rittergutsbesitzer  haben  sich  durch  Einlösung  der  ihren  Hinter- 
sassen zugeteilten  Kapitalien  das  Steuerquid  derselben  als  eine  beständige 
Abgabe  zu  ihren  Gütern  erkauft  und  die  auf  ihre  eigenen  Güter  repartierten 
Kapitalschulden  abgetragen  und  dadurch  die  Steuerfreiheit  für  diese  Güter  er- 
worben, indem  sie  die  Zinsen  von  den  abgetragenen  Schulden  gegen  ihre 
Steuern  kompensierten.  Die  Schulden  der  fürstlichen  Aemter  wurden  dagegen 
vielfach  von  den  Landesherren  übernommen  und  aus  den  fürstlichen  Kammer- 


1)  Die  Hufe  sollte  im  Zerbster  Anteil,  sowie  in  den  Aemtem  Dessau,  Worlitz  und  Harzgerode 
zu  36  Morgen,  in  den  andern  Anteüen  aber  zu  30  Morgen  ä  150  Qu.-Ruten  gerechnet  werden. 
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kassen  berichtigt,  wogegen  von  da  an  die  Landsteuer  in  diese  Kassen  floss.  In 
den  Städten  cessierte  die  Erhebung  der  Landsteuer  infolge  der  Einführung  der 
Accise,  es  wurden  erstere,  sowie  die  Quarten  auf  die  Acciseeinnahmen  über- 
tragen. Die  letzten  Reste  dieser  Landsteuer  sind  durch  die  Ablösung  ver- 
schwunden (s.  unten  S.  400). 

Durch  diese  Neuregelung  des  Schuldenwerks  war  es  auch  notwendig  ge- 
worden, bezüglich  der  1593  ins  Leben  gerufenen  Tranksteuer  neue  Bestim- 
mung zu  treffen.  Sie  wurde  beibehalten,  nunmehr  aber  zur  Abführung  der  im 
Rückstand  gebliebenen  fürstlichen  Ausstattungsgelder  von  82,000  Thlr.  bestimmt. 
Aus  der  bisherigen  Vermengung  der  Tranksteuerkasse  mit  der  Quartsteuerkasse 
waren  viele  Unordnungen  entstanden,  namentlich  war  die  erstere  durch  die  bis 
dahin  stattgefundenen  Eingriffe  sehr  zurückgekommen.  Auf  dem  Landtag  von 
1687  wurden  ihr  daher  zu  ihrer  Wiederauf  helfung  drei  Quarten  in  drei  Jahres- 
terminen zahlbar,  jedoch  mit  Ausschluss  des  Proprequids  der  Ritterschaft,  be- 
willigt und  bestimmt,  dass  sie  fortan  ganz  von  der  Quartsteuerkasse  getrennt, 
die  Steuer  selbst  aber  VJ2  Thlr.  für  den  Wispel  verbrauten  Getreides  in  sämt- 
lichen Städten  (mit  Ausnahme  von  Jessnitz  und  Raguhn,  welche  bei  dem  bis- 
herigen geringeren  Satze  blieben)  und  6  Gr.  von  jedem  grossen  Fasse  Bier 
auf  dem  Lande  betragen  solle.  Die  Landschaft  übernahm  dagegen  die 
fernere  Verzinsung  der  auf  die  Tranksteuerkasse  aufgenommenen  besonderen 
Kapitalien  im  Betrage  von  77,531  Thlr.  8  Gr.  und  die  Abzahlung  noch  rück- 
ständiger 15,000  Thlr.  Ehe-  und  Schmuckgelder.  Der  Landtag  von  1698  be- 
hielt zwar  diese  Einrichtung  im  allgemeinen  bei,  beschränkte  aber  die  Aus- 
gaben der  Tranksteuer kasse  auf  die  Ausstattung  fürstlicher  Prinzessinnen,  Be- 
soldung der  Landschaftsbedienten,  Verzinsung  der  überwiesenen  Kapitalien, 
Bestreitung  der  Spesen  für  Reichstagsgesandtschaft,  und  setzte  für  den  Fall 
des  Unvermögens  der  Kasse  zur  Bestreitung  aller  dieser  Ausgaben  fest,  dass  die 
Ausstattungen  der  Prinzessinnen  durch  Quarten  aufgebracht  werden  sollten. 
In  späterer  Zeit  gerieth  die  Kasse  durch  Verminderung  ihrer  Einnahmen 
und  durch  eingerissene  Missbräuche  bei  der  Einschüttung  sehr  in  Verfall  und 
wurde  1755  von  der  Zahlung  der  Ausstattungsgelder  befreit ;  erst  1793  auf  dem 
Deputationstage  zu  Zerbst  erhielt  sie  durch  Einführung  eines  allgemeinen 
sogenannten  Schüttungsfusses  wieder  ihre  feste  Grundlage.  Infolge  des  An- 
schlusses an  das  preussische  Zoll-  und  Steuersystem  (s.  unten  S.  411)  ist  die  Trank- 
steuer durch  die  Braumalzsteuer  ersetzt  worden;  materiell  hat  sie  gleichwohl 
noch  fortbestanden,  insofern  als  ihr  Betrag  nach  dem  vormaligen  Schüttungsfuss 
berechnet  von  den  Einnahmen  aus  der  Braumalzsteuer  zur  Tranksteuerkasse 
abgegeben  wurde,  die  vorwiegend  der  Schuldentilgung  diente.  Schliesslich  ist 
die  Braumalzsteuer  bekanntlich  in  der  Reichssteuer  aufgegangen. 

Auch  die  Quartsteuer  erhielt  ihre  feste  Ordnung  1652.  Wie  oben  er- 
wähnt, ist  sie  zu  Anfang  des  30jährigen  Krieges  entstanden  (1620)  und  wurde 
auch  durch  den  Kontributionsrezess  vom  12.  November  1627  anderweit  be- 
willigt, jedoch  wegen  ihrer  Unzulänglichkeit  1628  durch  eine  andere  Kontri- 
butionsanlage ersetzt.  Durch  den  Landtagsabschied  vom  29.  November  1652 
wurde  sie  für  die  schon  1611  vorbehaltenen  casus  reservati  bestimmt  und  ein- 
geteilt in  die  Quartsteuer  mit  oder  ohne  Konkurrenz,  je  nachdem  der  Adel 
mit  seinem  Proprequid  mitzahlte  oder  nicht.     Der  Adel  konkurrierte,  wenn  es 
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sich  um  die  Reichs-,  Kreis-  und  Türkenhilfe,  Reichssteuem  und  Gefangenschaft 
eines  anhaltischen  Fürsten  handelte.  Dagegen  nicht  im  Falle  der  allgemeinen, 
wissentlichen  und  kundlichen  Landesnot,  Ausstattung  der  fürstlichen  Prinzessinnen, 
Heer-  und  Durchzügen.  Bei  einer  Quart  mit  Konkurrenz,  welche  7500  Thlr.  als 
vierter  Teil  der  auf  30,000  Thlr.  verglichenen  Landsteuer  betrug,  kontribuierten 

der  Adel    683  Thlr.  13  Gr.  ei/g  Pfg. 
die  Hintersassen    786      „       4    „    45/8    „ 
die  Städte  2591      „      11    „    62/3    „ 
die  Amtsunterthanen  3438      „      18    „    7       „ 
Eine  Quarte  ohne  Konkun-enz  ergab  nach  Abzug  von 
683  Thlr.  13  Gr.  61,8  Pfg. 
6816  Thlr.  10  Gr.  S^/g  Pfg. 

Später  traten  darin  mehrere  Veränderungen  ein,  indem  einerseits  die 
Quartsteuern  der  ehemaligen  fürstlichen  Senioratsämter  Gemrode,  Mühlingen  und 
Gross-Alsleben  erhöht,  andererseits  verschiedenen  Aemtern,  Städten  und  auch 
der  Ritterschaft  Erlasse  bewilligt  wurden.  Die  Zahl  der  Quarten  war  eine 
wechselnde,  es  kam  vor,  dass  gar  keine,  aber  auch  dass  sechs  und  noch  mehr 
ausgeschrieben  wurden.  Nach  und  nach  wurde  die  Quartsteuer  auch  nicht  mehr 
auf  die  casus  reservati  beschränkt,  sondern  zu  einer  regelmässigen  in  die 
Landeskasse  fliessenden  fixen  ^)  Abgabe  gemacht,  ausgenommen  in  den  Städten 
der  Fürstentümer  Anhalt-Dessau,  A.-Cöthen  und  A.-Zerbst,  wo  sie  durch  die 
Accisse  verdrängt  wurde.  Wann,  auf  welche  Veranlassung  und  zu  welcher 
Zeit,  ist,  wenigstens  bezüglich  der  drei  Fürstentümer  Cöthen,  Bernburg  und 
Zerbst,  unbekannt.  Siebigk  behauptet  für  Bernburg,  es  sei  diese  Ordnung  in 
keinem  späteren  Rezesse  von  seiten  der  Ritterschaft  anerkannt  worden. 

Bezüglich  Anhalt-Dessaus  sind  wir  dagegen  unterrichtet.  Daselbst  fand 
in  den  40er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  Regelung  der  auf  dem 
Lande  zu  entrichtenden  Grundabgaben  durch  Aufstellung  neuer  Heberegister 
(sogenannter  Gaberollen)  für  jede  Ortschaft  statt  und  zwar  so,  dass  die  bis 
dahin  spezifizierten  pidvatrechtlichen  und  öffentlichen  Abgaben  (Landsteuem 
und  Quarten)  zusammengeworfen  wurden.  Das  urkundliche  Material  hierüber 
ist  bis  jetzt  nicht  aufgefunden  worden,  offenbar  wurde  aber  die  Beziehung 
zur  ehemaligen  Vermögenssteuer  ganz  gelöst  und  die  gesamte  Steuer  zu  einer 
privatrechtlichen  auf  dem  Boden  ruhenden  Abgabe.  Die  Quartsteuerleistung 
ist  hierbei  auf  den  öfachen  Betrag  einer  Quarte  festgestellt  worden,  wo- 
gegen die  betreffenden  Gabenpflichtigen  von  jeder  weiteren  Zahlung  an 
Quartsteuer,  auch  für  die  extraordinären  Quarten  (casus  reservati),  welche 
die  fürstliche  Kammerkasse  übernahm,  befreit  wurden.  In  den  anderen  Lan- 
desteilen erhielt  sich  die  Quartsteuer  bis  in  die  neuere  Zeit,  wo  sie  ablösbar 
gemacht  wurde.  Am  längsten  bestand  sie  als  extraordinäre  Quartsteuer  für 
Ausstattung  der  Prinzessinnen  fort.  In  diesem  Falle  wurde  sie  besonders 
ausgeschrieben,  jedoch  für  den  Alt-Dessauischen  Landesteil  und  diejenigen 
Städte  des  früheren  Herzogtums  Anhalt-Dessau-Cöthen,  in  denen  die  Accise 
bestand,  aus  der  Steuerkasse  bestritten. 


1)  Die  Fixierung  betrug  für  die  Landbewohner  in  Anhalt-Dessau  6  Quartquanti,  in  den 
übrigen  Fürstentümern  4  Quartquanti. 
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Eine  Besonderheit  bildete  die  Gerichtsquartsteuer;  es  war  eine 
Abgabe  zur  Bestreitung  der  bei  den  fürstlichen  Gerichten  entstandenen  Inqui- 
sitionskosten. Dieselben  wurden  früher  nach  dem  Quartfusse  nach  Bedarf  von 
jedem  Amte  aufgebracht.  In  Anhalt-Dessau  scheint  die  Abgabe  seit  Einführung 
der  Accise  nicht  mehr  erhoben,  im  Fürstentum  Zerbst  fixiert  worden  zu  sein, 
in  Anhalt-Cöthen  wurde  sie  der  späteren  Kriegs-,  bezw.  Grundsteuer  zuge- 
schlagen, in  Anhalt-Bemburg  1751  bestimmt,  dass  zu  den  fraglichen  Kosten 
jährlich  eine  halbe  Quarte  vom  ganzen  Lande  eingezogen  werden  solle.  Die 
Inhaber  der  Patrimonialgerichte  hatten  die  Inquisitionskosten  selbst  zu  tragen, 
waren  aber  mit  ihren  Hintersassen  von  den  Gerichtsquarten  befreit.  Nach  Auf- 
hebung der  Patrimonialgerichte  sind  durch  Gesetz  vom  23.  Januar  1854  auch 
die  Staatsangehörigen  in  den  Patrimonialgerichtsbezirken  zu  den  Gerichtsquarten 
herangezogen  worden. 

Wie  aus  der  kurzen  Darstellung  ersichtlich  ist,  wurde  das  direkte  Steuer- 
wesen der  Anhaltischen  Lande  frühzeitig  durchbrochen,  der  Erstarrung  und 
Versteinerung  zugeführt;  in  den  einen  (Dessau)  etwas  mehr,  als  in  den  andern. 
Das  Endresultat  musste  in  beiden  Fällen  das  gleiche  sein.  Schon  die  absolute 
Stabilität  der  Kataster,  das  völlige  Absehen  von  der  wirklichen  Leistungs- 
fähigkeit musste  die  Steuern  mehr  und  mehr  zu  Grundabgaben  machen.  Die 
Folgezeit  konnte  sich  auch  den  daraus  erwachsenden  Konsequenzen  nicht  ent- 
ziehen. Sie  hat  den  privatrechtlichen  Charakter  der  alten  Steuern  anerkannt, 
indem  sie  nicht  nur  bei  wachsendem  Bedarf  nach  neuen  Einnahmen  sich 
umsah,  sondern  indem  sie  ausdrücklich  schliesslich  die  Ablösbarkeit  der  ersteren 
zuliess.  Es  geschah  für  die  seit  1847  vereinigten  Herzogtümer  Anhalt-Dessau  und 
Anhalt-Cöthen  durch  das  Gesetz  vom  8.  Januar  1850,  welches  zur  Ausführung 
der  im  §  28  der  Verfassungs-Urkunde  über  die  Ablösbarkeit  der  Grundabgaben 
enthaltenen  Bestimmungen  erlassen  wurde  ^).  Dieses  Gesetz  wurde  nach  Anfall 
des  Herzogtums  Bemburg  durch  Gesetz  vom  30.  Januar  1865  auch  auf  letzteres 
Land  ausgedehnte^),  nur  dass  die  im  Bernburgischen  bisher  erhobene  Gerichts- 
-quartsteuer  ohne  Entschädigung  wegfiel.  Der  Lastenstand  war  vor  Beginn  der 
Ablösung  folgender: 


1)  Die  beiden  hierher  gehörigen  §§  sind  §  4.  Auch  die  Grundahgaben,  welche  jetzt  der 
Staat  bezieht,  sind  dieser  Ablösung  unterworfen,  soweit  sie  auf  privatrechtlichem  Titel  beruhen. 
Eine  Ausnahme  findet  statt  in  Beziehung  auf  die  alte  Landsteuer  und  die  sog.  alten  Quarten, 
sowie  hinsichtlich  der  in  dem  Anhalt-Dessauischen  Landesteüe  diesseits  der  Elbe  an  deren 
Stelle  getretenen  und  mit  denselben  vermischten  Gaben,  welche  ebenfalls  zum  20fachen  Be- 
trage der  Jährlichkeit  ablösbar  sind.  §  5.  Steht  es  in  einzelnen  Fällen  nicht  fest,  ob  eine  dem 
Staate  zu  entrichtende  Grundabgabe  ganz  oder  auch  nur  teilweise  als  eine  privatrechtliche 
oder  öflfentliche  (wirkliche  Staatsabgabe)  anzusehen  sei,  so  soll  in  Zweifel  dieselbe  als  eine 
privatrechtliche  betrachtet  werden  und  die  Ablösung  derselben  gestattet  sein;  ebenso  wenn 
zwar  feststeht,  dass  eine  dem  Staate  zu  entrichtende  Grundabgabe  teilweise  eine  privatrecht- 
liche und  teilweise  eine  öffentliche  ist,  jedoch  die  Grenze  zwischen  diesen  verschiedenartigen 
Bestandteilen  nicht  aufgefunden  werden  kann. 

2)  In  Art.  3  dieses  Gesetzes  findet  sich  sub  n  zu  §  4  des  Gesetzes  über  die  Ablösbar- 
keit der  Grundabgaben  noch  folgende  Vorschrift :  Die  an  Stelle  der  Landsteuem  und  Quarten 
aufgelegten  Abgaben  (Steuern,  Zinsen,  Dragonergelder),  sowie  die  in  einzelnen  Ortschaften 
■erhobene  Andreassteuer  —  d.  h.  Termin  Andrea  zahlbare  Landsteuer  —  sind  ebenfalls  ablösbar 
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In  A.-Cöthen  pro  1.  Juli  1848/49: 

23,968  Thlr.  1  Gr.  6  Pfg.  Amtsgefälle 

11,881      „  5    „    8     „     Landsteuem  und  Quarten, 
in  A.-Dessau  pro  1.  Juli  1848/49: 

56,000  Thlr.  Grundabgaben  und  Erbzinsen, 
in  A.-Bemburg  1863: 

13,278  Thlr.  18  Gr.    4  Pfg.  Landsteuern 

5,872      „  24    „      4     „     ordinäre  Quarten 

2,549      „  —    „    —     „     Gerichtsquarten. 

Die   Ablösung    ist    inzwischen    auch    vollendet,    das    Staatsbudget    pro 
führt  noch  71  M.  von  alten  Grundabgaben  auf. 


Indem  wir  so  von  den  alten  Steuern  Abschied  nehmen  können,  wenden 
wir  uns  dem  System  zu,  das  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  im  Vorder- 
grund stand  und  in  Verbindung  mit  reichlichen  Domäneneinnahmen  den  stei- 
genden staatlichen  Anforderungen  gerecht  wurde.  Es  ist  das  Accisesystem. 
Als  Ersatz  der  alten  Steuern  in  den  Städten  gedacht,  durchbrach  es  die  frühere 
Steuerordnung  und  legte  ihre  Entwicklung  lahm. 

Der  Impuls  ging  von  Zerbst  aus.  An  Vorbildern  fehlte  es  nicht.  An- 
fänge zu  Konsumsteuern  hatte  man  ja  1628  gemacht,  und  in  den  benachbarten 
churfürstlichen  sächsischen  und  brandenburgischen  Landen  stand  das  Accise- 
system schon  in  voller  Blüte. 

Die  Einführung  in  Zerbst  vom  1,  Juli  1700  vollzog  sich  nicht  ohne  Wider- 
spruch. Die  Anhaltische  Landschaft  protestierte.  Sie  hob  hervor,  dass  die  Ge- 
neralaccise  auf  dem  letzten  Landtag  1698  ausdrücklich  per  majora  verworfen  und 
einmütig  beschlossen  worden  sei,  die  bewilligten  solvenda  durch  den  modum  der 
Quarten  aufzubringen  und  von  diesem  Fuss  bis  auf  den  nächsten  in  12  Jahren 
zu  haltenden  Landtage  nicht  abzugehen.  Ein  einseitiges  Vorgehen  ohne  Ge- 
samtapprobation der  Herrschaft  und  Landschaft  sei  unstatthaft,  1611  habe  man 
der  Landschaft  ausdrücklich  versprochen,  ihr  in  dem  Schulden-  und  Steuerwerk 
keinen  Eintrag  zu  thun.  Auch  sei  die  Folge,  dass  durch  Aufhebung  der  von 
altersher  auf  den  Grundstücken  haftenden  Steuern  mit  der  Zeit  der  Fuss  der- 
selben sich  verlieren,  die  auf  dem  Lande  in  andern  Anteilen  seiende  Ritterschaft 
und  Eingesessenen  mit  zweierlei  oneribus  beleget,  indem  sie  nicht  allein  ihre 
Quarten  und  Steuern  fernerhin  abzustatten,  sondern  auch  bei  Einkauf  in  der 
Stadt  Zerbst  ebenfalls  zur  Accise  mit  beizutragen  gehalten,  das  quo  indiviso 
im  Fürstentum  Anhalt  seiende  jus  collectandi  zerrissen,  der  gesamten  Land- 
schaft jura,  wie  auch  alle  Recesse  und  Abschiede  aufgehoben  und  gänzlich 
unterbrochen  würden. 

Diese  Vorstellung  war  fruchtlos,  sie  wurde  durch  eine  Resolution  vom 
17.  Juli  1700  zurückgewiesen :  Es  sei  nicht  beabsichtigt,  eine  sogenannte  auf 
<ias  ganze  Land  gehende  Generalaccise  einzuführen,  sondern  nur  die  bei  der 
Stadt  Zerbst  vor  mehr  als  12  Jahren  aus  höchster  Not  auf  die  nötigsten  Stücke 
-der  menschlichen  Sustentation  als  Mehl,  Brot,  Bier  und  Fleisch  gelegt  gewesene 


"und  dürfen  gleich  den  Landsteuern  und  Quarten  selbst  von  jetzt  an  auf  Grundstücke  nicht 
mehr  neu  aufgelegt  werden.  —  Letzteres  wai-  vielfach  geschehen  bei  Abzweigung  von  Grund- 
stücken, bei  Erteilung  von  Baukonsensen,  namentlich  bei  Grundstücksverkäufen  aus  der  herr- 
.schaftlichen  Hand,  welche  die  erbzinsmässige  Beleihung  wählte. 
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Accise  auch  auf  andere,  teils  mehr  zu  einigem  Ueberfluss,  als  notwendigen 
Unterhalt  und  daher  die  Armut  nicht  sehr  treffende  Dinge  nach  Verlangen  der 
durch  viele  Abgaben  sehr  gedrückten  Bürgerschaft  zu  Zerbst  zu  extendieren; 
auch  werde  kein  anderes  Absehen  geführt,  als  diese  von  Jahren  zu  Jahren  an 
Häusern  und  Nahrung  mehr  abnehmende  Stadt  vor  ihrer  androhenden  Desola- 
tion zu  wahren  und  noch  einigermassen  dem  Publico  und  Landschaftscorpori 
zum  besten  aufrecht  zu  erhalten.  Auch  sei  die  Accise  so  eingerichtet,  dass  sie 
bloss  von  den  in  der  Stadt  befindlichen  Einwohnern  und  Konsumenten  entrichtet 
und  getragen  werde,  und  sei  unleugbar,  dass,  als  1653  die  Landesschulden 
unter  den  fürstlichen  Aemtern,  Ritterschaften  und  Städten  verteilt,  auch  bei 
den  casibus  reservatis,  nach  deren  Fuss  die  Quarten  eingeführt  worden,  der 
modus,  wie  hernach  solche  in  einer  jeden  Stadt  und  den  Amtsdörfern  wieder 
zu  repartieren,  jeder  fürstlichen  Anteilherrschaft  vermöge  des  juris  collectandi 
überlassen  und  dabei  von  der  Landschaft  die  geringste  Hinderung  nie  gemacht 
sei,  wie  dann  auch  im  Zerbster  Anteil  die  anno  1653  geschehene  erste  Repar- 
tition  anno  1660  gänzlich  geändert,  die  extraordinaria  oder  verwilligte  Quarte 
hiergegen  bald  durch  die  sogenannte  Fache  (?),  bald  durch  eine  Kontribution 
auf  die  Nahrung,  bald  durch  eine  auf  dem  Lande  gebrauchte  Kopf-  und  Vieh- 
steuer, bald  auch  durch  die  schon  vor  vielen  Jahren  eingeführte  Accise,  nota  bene 
durch  den  sogenannten  Kontributionsrecess  aufgebracht,  von  der  Landschaft 
aber  dem  weder  auf  den  Landrechnungstagen  noch  sonst  wiedersprochen  sei. 
Auch  würden  die  Quarten  oder  extraordinaria,  da  sie  auf  die  immobilia  not- 
wendig zu  legen  wären,  zum  totalen  Ruin  der  Stadt  Zerbst  ausschlagen  und 
zuletzt  von  der  Landschaft  selbst  der  daher  folgende  Abgang  übertragen  werden 
müssen.  Was  das  Anführen  wegen  des  pro  indiviso  exercierten  juris  collectandi 
anlange,  so  scheine  es  auf  selten  der  Landschaft  nicht  undeutlich  auf  einen 
prätendierten  Kondominat  abzuzielen,  welcher  aber  nicht  zugestanden  werden 
könne,  indem  in  der  Landesteilung  de  anno  1603  sämtlich  Land  und  Leute  mit 
allen  Regalien  und  Hoheiten  vollkommen  geteilt  und  den  Landständen  etwas 
pro  indiviso  dabei  zu  haben  nicht  vorbehalten  worden,  weshalb  es  ein  unver- 
antwortlicher Eingriff,  wenn  die  Landschaft  sich  den  Fürsten  an  die  Seite  stellen 
und  deren  landesfürstliche  Hoheiten  an  sich  zu  ziehen  kein  Bedenken  trage. 
Auch  werde,  wenn  sich  die  Landschaft  mit  Beschwerden  an  Höhere  wende,^ 
Se.  Kaiserl.  Majestät  gegen  Eingriffe  in  die  Hoheiten  und  Rechte  der  Reichs- 
fürsten Schutz  gewähren. 

Obwohl  die  Landschaft  sich  hierbei  nicht  beruhigt,  sondern  wiederholt 
um  Aufhebung  der  Accise  gebeten  hat,  so  hat  es  doch  bei  der  Forterhebung 
derselben  sein  Bewenden  behalten. 

Die  Einnahme  war  eine  beträchtliche: 

Juli  1700(1  Juli  170112 

im  Hochfürstlichen  Amte    1,136  Thlr.    2  Gr.  7i|2  Pfg.,    1,179  Thlr.  16  Gr.     1/2  Pfg. 

in  der  Ratsaccise  10,265      „      10    „    7        „      10,846     „       3    „     7      „ 

11,401  Thlr.  13  Gr.  2i;2  Pfg.,  12,025  Thlr.  19  Gr.  71,2  Pfg. 

Das  Zerbster  Beispiel  fand  rasch  Nachahmung.  Der  kraftvolle  Fürst 
Leopold  in  Dessau,  der  auch  das  Ritterschaftswesen  durch  Ankauf  der  Ritter- 
güter Rodegast,  Rehsen,  Klutsch,  Frassdorf,  Libbesdorf  und  Reupsch  beseitigte, 
f&rchtete   wohl   noch  weniger   etwaigen  Widerspruch;   er  führte  die  Accise  in 
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allen  Anhalt-Dessauischen  Städten  1704  ein.  Sie  musste  ihm  besonders  er- 
wünscht erscheinen,  da  sie  die  von  ihm  durchgeführte  Verschmelzung  der  Land- 
steuem  und  Quarten  mit  den  privatrechtlichen  Grundabgaben  sehr  erleichterte; 
in  den  Städten,  wo  das  wohl  schwieriger  gevi^esen  wäre,  trat  eben  an  die  Stelle 
der  ersteren  die  Accise. 

Auch  Anhalt-Cöthen  blieb  nicht  zurück;  die  Accise  begann  dort  Okto- 
ber 1709.  Das  Einführungspatent  vom  3.  April  1708  ist  noch  erhalten  und 
verdient  im  Wortlaut  mitgeteilt  zu  werden.  Es  wirft  manches  Licht  auf  die 
damalige  Accisebewegung. 

Benebst  der  Obervormundschaft  Seiner  Königlichen  Majestät  in  Preussen  von  Gottes 
Gnaden,  Wir  Giesela  Agnesa,  verwittwete  Fürstin  zu  Anhalt,  Herzogin  etc.  Nachdem  Wir  bei 
Unserer  Vorraundschafts-Eegierang  Uns  jederzeit  dahin  befliessen,  dass,  soviel  bei  Uns  stehet, 
Unseres  Herrn  Sohns  Fürst  Leopold  Liebden  Wohlsein  zu  beobachten,  dessen  Landen  und  ein- 
gesessener Unterthanen  Wohlfahrt  und  Aufnahme  zu  befördern,  dabei  aber  vor  sehr  vorteilhaft 
erachtet,  weil  Wir  erwogen,  dass  bei  denen  benachbarten  Chur-  und  Fürstlichen  Landen,  auch 
in  den  vornehmsten  fürstlichen  Anhaltischen  Städten  ratione  modi  coUectandi  ein  solcher  Mo- 
dus unter  Namen  einer  Accise  eingeführt,  dass  es  insonderheit  denen  Städten  commode  fället, 
dasjenige,  was  sie  dem  Publico  zum  Besten  aufbringen  müssen,  auch  dem  Lande  unschädlicli 
ist,  massen  dann  wann  in  Ei-wägung  gezogen  wird,  dass  der  bisherige  modus  coUectandi  der 
Stadt  Cöthen  sehr  incommode  gewesen,  ihre  Gaben  individualiter  en  gros  einzuliefern,  auch 
über  dieses  der  Umbstand  dabei  versiret,  dass  viele  Eingesessene  der  Stadt  sehr  dadurch 
gravieret  sein,  dass  wenn  einer  ein  Haus  besitzet,  welches  vor  einhundert  und  mehr  Jahren 
einen  Wirt  gehabt,  welcher  in  guter  Nahrung  gestanden,  als  in  welcher  Consideration  voi-mals 
die  Anlage  auf  solches  Haus  geleget  worden,  aber  bei  solcher  mutation  der  possessores  solcher 
NahiTing  verloren  gegangen  und  danach  der  neue  ankommende  Besitzer  die  einmal  darauf  ge- 
legte Gaben  nicht  nur  abtragen  müssen,  sondern  auch  die  Anlagen  bei  Kriegsläuften  wieder 
nach  dem  alten  Fuss  reguliret  werden ,  dass  mancher  Eigentümer  ein  weit  mehreres  von  dem 
Seinigen  geben  muss,  als  wenn  er  zu  der  Miethe  sässe,  auch  fast  von  ein  oder  den  andern 
nicht  mehr  exequibel  ist,  sondern  desfalls  allerhand  beschwerliche  Executiones  haben  veran- 
lasset werden  müssen,  wodurch  die  Armuth  nicht  wenig  bedrücket  worden  und  Wir  von  der 
Landschaftskasse  viele  querelirens  deswegen  anhören  müssen,  auch  die  Stadt  mit  der  Zeit 
depopuliret  und  der  vor  Augen  stehende  schlechte  Zustand  verursacht  werden  möchte,  welches 
aber  in  allen  damit  abgeholfen  wird,  wenn  in  der  Stadt  Cöthen  die  Accise  eingeführet,  indem 
solcher  Impost  zulänglich  genug,  dass  alle  Land-,  Trank-  und  Quartsteuem  daraus  entrichtet 
werden  kann  und  also  nichts  übrig  bleibet,  das  die  Einwohner  der  Stadt  Cöthen  zu  geben 
haben,  als  Gerichts-,  Schloss-,  Wächtergeld,  das  Sälarium  der  Geistlichen,  item  die  Zinsen,  so 
ein  oder  der  andere  auf  seinen  Gnmdstücken  hat,  dass  Uns  dannenhero  aus  Antrieb  Unseres 
Landesfürstlichen  Vormundschaftlichen  Amts  und  Gewissens  gebühren  und  obliegen  wollen,  liir 
Unseres  HeiTn  Sohns  Fürst  Leopolds  Liebden  Unterthanen  Wohlfahrt  und  Abkehrung  künftigen 
Verderbens  bekümmert  zu  sein  und  insonderheit  eine  solche  Art  der  Collekten  zu  finden,  da 
auch  der  bisherige  ordinair  Contribuente  der  Stadt  Cöthen  nicht  allein,  sondern  auch  andere 
sowolü  Fremde  als  Einheimische,  welche  Unseres  Herrn  Sohns  Schutzes  geniessen,  bisher  aber 
die  gemeinen  Bürden  nicht  zu  tragen ,  mit  herbeigezogen ,  und  also  weU  bei  den  jetzigen  an- 
noch  weit  aussehenden  Conjuncturen  und  erscheinenden  Kriegsgefahr  das  Quantum  der  Gaben 
Wii'  nicht  vermindern  können,  durch  einen  gleich  durchgehenden  billig  massigen  und  nicht 
so  gar  empfindlichen  Modum  aufgebracht,  auch  zugleich  die  schädlichen  executiones  aufgehoben 
werden  können,  zu  dem  Ende  auch  nach  wohl  bedächtlicher  und  reifer  Ueberlegung  der  Sachen 
in  der  Stadt  Cöthen  die  völlige  Accise  hierdurch  einführen  und  nach  Beschaffenheit  der  Com- 
mercien ,  Manufacturen  und  anderer  Gewerbe  und  Vorkehrungen  nach  dem  Unterschied  der 
Handlungen  durch  Unsere  dazu  verordneten  Commissarii  untersuchen  lassen,  die  General- 
Accise-Constitution  daraus  verfertigen  und  publiciren  zu  lassen,  gnädigst  gut  gefunden  und 
damit  die  Einwohner  der  Stadt  Cöthen  destomehr  versichert  sein  mögen,  dass  wir  durch  diese 
Consumtionssteuer  sie  keineswegs  mit  einer  grösseren  Last  belegen  wollen,  sondern  nur  deren 
Wohlfahrt  und  insonderheit  die  Conservation  des  Aimuths  zu  suchen  gemeint  seind :  Als  haben 
die  von  Seiner  Kgl.  Majestät  in  Preussen  als  Obervormund  und  von  uns  als  Vormünderin  und 
Regentin  abgeordnete  Commissarien  mit  Zuziehung  des  Stadtrats  von  Cöthen  dieses  AccLse- 
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wesen  iiochmals  genau  überleget  und  der  Stadt  Cöthen  zuträglich  gefunden,  jedoch  dass  aus 
der  Accisekasse  die  Trank-,  Ordinar-Steuer  und  Extraordinarcontributions  entrichtet  würden 
und  ein  mehreres  von  der  Bürgerschaft  nicht  gefordert  als  noch  folgende  Gaben  :  Gerichtsschoss 
und  Wächtergeld,  Salarium  der  Geistlichen,  Zinsen  von  den  Grundstücken,  item  Brunnengelder, 
Schornsteinfeger-  und  Orgelgelder,  auch  dafem  das  Rathhaus  nicht  bei  Mitteln,  Kirchen  und 
Schulen  zu  erhalten,  haben  der  Stadtrath  unterthänigst  gebeten,  ilmen  alsdann  eine  Neben- 
coUecte  unter  gemeiner  Bürgerschaft  anzulegen,  welches  auch  von  Uns  placediret  worden. 
Gleichwie  Wir  nun  des  beständigen  Vertrauens  sind,  es  werde  diese  Unsere  Intention  zu  der 
Stadt  Cöthen  florisanten  Zustande  gereichen,  so  versehen  wir  Uns  gleichfalls  zu  alle  und  jede 
Einwohner  dessen  hiernait  gnädigst,  dass  bei  dieser  Accise  Niemand  vorsätzlich  einige  ünter- 
schleife  begehen,  sondern  wonach  eine  jede  in  dieser  Constitution  erhaltene  Species  propor- 
tionirlichen  Billigkeit  nach  beleget,  mit  willigster  Devotion  abstatten  und  selbst  zu  einer 
exemplarischen  Bestrafung  oder  scharfer  Execution,  womit  man  sonst  einen  jeweden  verschonet 
sehen  will,  keine  zudringliche  Ursache  und  Veranlassung  geben  werde.  Unsern  treuen  Stadt- 
rath und  Bürgerschaft  in  Cöthen  versichern  Wir  hiermit  gnädigst,  dass  alle  ordinaire  Land-, 
Trank-  und  Quartesteuer  jedesmal  in  den  gesetzten  Terminen,  soviel  der  Stadt  Cötlien  ihr 
Quantum  ist,  an  die  Landschaftscreditores  und  Landschaftscassa  unverzüglich  soll  gezahlet 
werden,  und  weil  unterschiedliche  Individuen  sein,  so  ihi-e  Ordinärsteuer  kompensiren,  so 
sollen  ihnen  die  Capitalia  aus  Unserer  fürstlichen  Eentkammer  wiederum  nach  und  nach  be- 
zahlet werden,  bis  dahin  aber  jeden  Creditor  sein  Kapital  mit  ö%  aus  der  Accisekasse  verzinset, 
jedoch  weil  diese  Accise  erst  nächstkommenden  Michaelis  ün-en  Anfang  nimmt,  so  muss  die 
Michaelquarte,  auch  die  Ordinärsteuer,  so  Andrea  gefällig,  vor  dieses  Mal  noch  von  der  Stadt 
Cöthen  nach  dem  bisherigen  Modo  eingesammlet  werden. 

Solchem  nach  ordnen  und  wollen  Wir ,  dass  von  Michaelis  i.  a.  an  veracciset  werden 
soll,  wie  hiernach  folget. 

Der  nun  folgende  Tarif  zerfällt  in  verschiedene  Kapitel  (mit  besonderen  Anmerkungen 
und  Erklärungen)  und  zwar  Kap.  1:  Von  Getränke  (Wein,  Most,  Franzbranntwein,  Liqueur, 
Kornbranntwein,  Weinessig,  Essig,  Gose,  Breihan,  Bier  etc.).  Kap.  2:  Von  Getreide  (für  Con- 
sumtion,  Handlung  und  Aussaat).  Kap.  3:  Von  Scharren  und  Hausschlachten.  Kap.  4:  Von 
allerhand  Delikatessen,  Viktualien  und  Hökerwaren.  Kap.  5 :  Von  Kaufmannschaften,  Materialien 
und  Manufakturen  und  in  einem  Anhang  „Insgemein"  enthaltend  Vorschriften  wegen  der  Be- 
freiung von  der  Accise,  Strafbestimmungen  etc. 

So  beredt  die  Lichtseiten  der  neuen  Ordnung,  bei  der  der  preussische 
Hofrat  Steinhäuser  mitgewirkt  hatte,  in  dem  obigen  Erlass  dargelegt  waren, 
so  wurde  doch  Widerspruch  laut.  Der  Magistrat  von  Cölhen  beschwerte  sich 
nicht  nur  bei  der  Fürstin,  sondern  auch  bei  dem  König  Friedrich  von  Preussen 
als  Obervormund  und  endlich  in  Wien,  Es  scheint,  dass  die  Stadt  sich  die  Sache 
anfänglich  anders  gedacht  hatte,  sie  ging  wohl  von  der  Voraussetzung  aus, 
dass  die  Accise  eben  nur  ein  Aequivalent  für  Land-,  Quart-  und  Tranksteuer 
sein  solle,  nun  fand  sie  aber,  dass  ihr  viel  mehr  abgenommen  wurde  und  das 
Hauptgeschäft  die  fürstliche  Kasse  machte.  Cöthens  bisherige  Leistungen  waren: 

1450  Thlr.  Ordinärsteuer  (Landsteuer) 

1450      „      Extraordinärsteuer  (Quarten) 

1100      „      Tranksteuer 

4000  Thlr.  in  Summe,  welche  sich  bei  Wegfall  der  Quarten 
sogar  auf  circa  3000  Thlr.  reduzierte;  die  Accise  veranschlagte  sich  aber  auf 
12,000  Thlr.  Rechnete  man  die  jährlichen  Einnahmen  aus  der  Landsteuer  von  den 
Amtsunterthanen  und  Städten  Cöthen,  Nienburg  und  Güsten  zusammen,  so  er- 
hielt man  circa  4440  Thlr.,  bei  Erhebung  von  vier  Quarten  das  Doppelte,  also 
circa  8800  Thlr.  Die  Einnahmen  aus  der  Accise  dagegen  veranschlagte  man  auf 
41,500  Thlr.  Analog  lag  die  Sache  im  Dessauischen.  Das  Landsteuerquid  der 
Amtsunterthanen  und  der  Städte  betrug  circa  4500  Thlr.  und  ausschliesslich  der 
Amtsunterthanen  nur  circa  2200  Thlr.  und  bei  Erhebung  von  vier  Quarten  sonach 
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eine  jährliche  Einnahme  von  9000  Thlr.  bezw.  4400  Thlr.  Statt  dessen  lieferte 
die  Accisse  aus  den  Alt-Dessauischen  Städten  im  Jahre  1813  circa  47,100  Thlr. 

Man  begreift,  dass  den  Städten  die  Augen  aufgingen,  und  es  war  wohl 
richtig,  wenn  sie  in  der  neuen  Ordnung  eine  Härte  erblickten.  Allein  ebenso 
begreiflich  ist,  dass  der  Protest  des  Stadtmagistrats  Cöthen  sehr  taube  Ohren 
fand,  obwohl  sogar  der  Senior  des  Anhaltischen  Hauses  Fürst  Victor  Amadeus 
von  Bernburg,  der  das  Accisesystem  nicht  annahm,  diesen  Vorstellungen  sich 
anschloss.  Die  grössere  Einnahme  und  zwar,  ohne  dass  man  mit  den  Ständen 
zu  verhandeln  und  ohne  dass  man  erst  mühselige  neue  Kataster  herzustellen 
brauchte,  wie  es  doch  bei  grösserem  Steuererfordemiss  unumgänglich  gewesen 
wäre,  war  eben  zu  verführerisch. 

Im  Laufe  der  Zeit  erfuhren  die  in  den  einzelnen  Ländern  erlassenen  Accise- 
ordnungen  mannigfache  Modifikationen,  einzelne  Steuersätze  wurden  ermässigt 
oder  erhöht  und  bezügliche  neue  Accisereglements  erlassen,  so  für  die  Städte 
des  Fürstentums  Anhalt-Dessau  unterm  8.  Oktober  1765  und  10.  Februar  1810; 
für  Anhalt-Zerbst  14.  Juni  1723.  In  Anhalt-Cöthen  trat  1811  eine  Rückbildung 
ein.  Das  Steueredikt  vom  20.  Dezember  1811  bestimmte  nämlich,  in  Art.  19, 
dass  die  alte  Accise  in  den  Landstädten  Rosslau,  Nienburg  und  Güsten  auf- 
gehoben, eine  neue  Steuer  (fixierte  Abgabe  für  Konsumtion,  Viehbesitz  etc.) 
eingeführt  werde  und  ausserdem  in  Art.  22,  dass  die  Einwohner  der  gedachten 
drei  Landstädte  die  Landsteuer,  Quarten  und  Tranksteuer,  welche  sie  vordem 
gezahlt  hatten  und  welche  während  des  Accisesystems  von  der  Herzoglichen 
Kasse  übernommen  worden  waren,  wieder  zu  entrichten  hätten ').  Der  weiteren 
Schicksale  der  Accise  wird  im  folgenden  gedacht  werden. 

Damit  sind  wir  bis  zu  der  Zeit  gelangt,  welche  dem  Steuerwesen  eine 
neue  Gestalt  geben  musste. 


2.  Die  Ausbildung  neuer  Steuersysteme  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  Napoleonischen  Kriege  legten  den  kleinen  Herzogtümern  schwere 
finanzielle  Lasten  auf,  alle  drei  waren  genötigt,  neue  Ansprüche  an  die  Steuer- 
kraft der  Einwohner  zu  stellen.  Es  ist  aber  bezeichnend,  was  auch  nach  dem  bisher 
Entwickelten  durchaus  nicht  wunderbar,  dass  in  keinem  der  drei  Staaten  daran 
gedacht  wurde,  an  die  alten  Abgaben  anzuknüpfen.  Es  wurde  vielmehr  als 
etwas  Selbstverständliches  angesehen,  dass  für  die  „ausserordentliche"  und  als 
temporär  gedachte  Steuer  eine  neue  Grundlage  gewonnen  werden  müsse. 

Den  Anfang  scheint  Anhalt -Bernburg  gemacht  zu  haben,  das  wegen 
mangelnder  Accise  in  seinen  Mitteln  wohl  von  vornherein  etwas  mehr  beengt 
war-).  Die  erste  Verordnung,  der  wir  begegnen,  datiert  vom  16.  März  1807  ^). 
Sie  stellt  an  die  Spitze  den  Grundsatz,  1.  dass  die  Anlage  auf  sämtliche  Be- 
wohner ohne  Ausnahme  sich  zu  erstrecken  habe  und  2.  dass  „die  Beiträge  eines 


1)  Cöthensche  Gesetzsammlung  Bd.  I,  S.  194. 

2)  Es  dürften  dort  auch  deshalb  die  älteren  Contributionsregister  eine  teilweise  Fort- 
bildung erfahren  haben,  wenigstens  wird  einmal  von  einer  Revision  derselben  von  1769  u.  1774 
gesprochen. 

3)  Ges.-Sammlung  für  das  Herzogtum  Anhalt-Bemburg,  IV.  Bd.,  S.  22. 
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jeden  Unterthans  und  Einwohners  nicht  nach  dem  Kapitalwert  des  Vermögens, 
sondern  nach  dem  Verhältnisse  des  jährlichen  Ertrags  oder  der  jährlichen 
Nutzung  und  des  Einkommens  angeschlagen  und  berechnet  werden  sollen,  und 
zwar  dergestalt,  dass  dieser  Nutzungsertrag  nach  den  gegenwärtigen  Umständen 
jedes  Orts  normiert  werde."  Die  Anlage  hatte  durch  die  Behörde  unter  Zu- 
ziehung zweier  ortskundiger,  redlicher  Männer  aus  jeder  Gemeinde  zu  erfolgen. 
Die  Grundzüge  der  Veranlagung  waren  in  folgender  Weise  festgestellt :  Bei  Aekem, 
Wiesen  und  Zehnten  war  eine  angemessene  leidliche  Pachtnutzung  anzusetzen 
und  hiervon  der  zehnte  Teil  zur  Steuer  zu  berechnen.  Bei  den  Häusern  sollte 
von  dem  dermaligen  Wert  eine  Nutzung  von  4  Prozent  berechnet  und  diese 
—  weil  für  Reparatur-  und  Unterhaltungskosten  ein  Abzug  nicht  stattfinden 
durfte  —  nur  mit  dem  fünfzehnten  Teil  zur  Steuer  herangezogen  werden.  Auf 
hypothekarische  Schulden  und  auf  den  Objekten  ruhende  ordinäre  Abgaben 
sollte  weder  bei  Grundstücken  noch  bei  Häusern  Rücksicht  genommen  werden, 
^da  dieses  die  Aufnahme  der  Spezialregister  noch  schwieriger  und  weitläufiger 
machen  und  dabei  die  Register  selbst  täglichen  Veränderungen  unterworfen  sein 
würden."  Bei  den  Handarbeitern  und  geringeren  Professionisten  (Maurer-, 
Zimmer-,  Ziegeidecker-,  Schuhmacher-,  Schneider-  und  Leinewebermeister,  Nagel- 
schmiede, Drechsler  und  Perückenmacher)  waren  massige  Ansätze  (12  Gr.  bis 
1  Thlr.)  festgestellt;  bei  den  übrigen  Gewerbtreibenden,  „welche  zeither  vorzüg- 
lichen Verdienst  gehabt  und  gewonnen  haben",  als  Müller,  Bäcker,  Fleischer, 
Schmiede,  Seiler,  Branntweinbrenner,  Gastwirte,  Weinschenken,  Apotheker,  Kauf- 
und Handelsleute,  wozu  auch  die  Juden  zu  rechnen,  sollte  dagegen  der  wirkliche 
Verdienst  festgestellt,  von  dem  jährlichen  Erwerbe  %  auf  ihre  Haushaltung  und 
den  Unterhalt  gerechnet,  von  dem  übrigen  V«  aber  der  zehnte  Teil  zur  Kontri- 
bution in  Ansatz  gebracht  werden.  Eine  gleiche  Behandlung  wurde  den  Kapi- 
talisten zu  teil,  auch  durfte  von  diesen  weder  eine  strenge  Nachweisung,  noch  eine 
eidliche  Eröffnung  verlangt  werden,  „eine  redliche  Angabe  auf  Treu  und  Glauben" 
sollte  genügen;  doch  durften  gerichtlich  bekannte  Kapitalien  nicht  übergangen 
werden.  Noch  milder  verfuhr  man  gegen  die  Salaristen  geistlichen  und  welt- 
lichen Standes,  wozu  auch  Advokaten,  Aerzte,  Pensionäre  gezählt  wurden;  bis  zu 
100  Thlr.  blieben  sie  ganz  frei,  im  übrigen  zahlten  sie  1  Prozent.  Eigentümlich 
war  die  Besteuerung  der  Pächter,  sie  zahlten  2  Prozent  des  Pachtgeldes,  wenn 
sie  in  letzter  Zeit  nach  erhöhtem  Pachtanschlag  gepachtet  hatten,  1  Prozent. 

Es  war  ein  ziemlich  umfassendes  Ertragssteuersystem,  dem  man  noch 
deutlich  anmerkt,  wie  es  sich  um  einen  ersten  tastenden  Versuch  handelt. 

Es  ergab  sich  sehr  bald  Gelegenheit,  die  bessernde  Hand  anzulegen.  Die 
Hoffnung,  die  Steuer  in  kürzester  Frist  wieder  verschwinden  lassen  zu  können, 
erwies  sich  nämlich  als  eine  trügerische.  Zwar  bestand  die  Aussicht,  die  Kriegs- 
lasten bis  Mitte  des  Jahres  1810  mit  Hilfe  der  Kontribution  abtragen  zu  können. 
Allein  der  Beitritt  zum  Rheinbund  verlangte  die  Aufstellung  und  Unterhaltung 
eines  verhältnismässigen  Militärkontingents,  und  dafür  musste  eine  dauernde 
Einnahme  geschaff'en  werden.  Es  wurde  eine  neue  Steuer,  die  Kontingents- 
steuer geschafften '),  im  Grunde  war  sie  aber  nur  eine  Modifikation  der  bald 
cessierenden  Kontribution  von  1807. 


1)  Verordn.  v.  22.  Sept.  1809.    Ges.-Sammlung  IV.,  S.  27.    Dass  man,  obschon  es  sich 
um  eine  dauernde  Abgabe  handelte,  nicht  an  das  ältere  Steuerwesen  anknüpfte,  wurde  aus- 
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Unter  den  Besonderheiten  der  neuen  Steuerordnung  verdienen  folgende 
erwähnt  zu  werden.  Bei  den  Grundstücken  wird  die  frühere  Veranlagung  aner- 
kannt, namentlich  wird  diese  nun  selbst  in  das  Gesetz  aufgenommen ;  man  hatte 
sich  nämlich  1807  so  geholfen,  dass  man  für  jedes  Amt  pro  Morgen  einen 
Durchschnittssatz  aufgestellt  hatte,  z.  B.  im  Amte  Bernburg  zahlte  ein  Morgen 
Erbacker  und  Wiese  12  Gr.j  im  Amt  Mühlingen  8  Gr.  Bei  einigen  Aemtem 
hatte  man  noch  einige  weitere  Unterschiede  gemacht,  so  zahlte  im  Amt  Harzge- 
rode der  Morgen  Acker  bei  der  Stadt  Harzgerode  und  bei  Tilkerode  5  Gr.,  bei 
Schielo  3  Gr.  u.  s.  w.  Die  Aecker  und  Wiesen  der  Pfarrer,  Schullehrer,  Kirchen, 
Hospitäler  und  anderer  milden  Stiftungen  wurden  befreit,  dagegen  neu  mit 
1  Prozent  des  reinen  Ertrags  herangezogen  die  Privatwaldungen.  Der  Pacht- 
erwerb wurde  ohne  Unterschied  mit  1  Prozent  getroffen.  Bei  den  Häusern  fand 
man  die  bisherigen  Kontributionsheberegister  als  sehr  willkürlich.  Um  da  eine 
grössere  Gleichmässigkeit  zu  erreichen,  sollten  in  Zukunft  die  Hausgärten  von 
den  Häusern  getrennt  und  letztere  nach  Verschiedenheit  der  Klassen  der  Eigen- 
tümer in  Ansatz  gebracht  werden,  also  das  Haus  eines  Handarbeiters  mit  12  Gr., 
eines  Kossathen  mit  1  Thlr.  12  Gr.,  eines  Halbspänners  mit  2  Thlr.,  eines  Ganz- 
spänners  mit  4  Thlr.  In  den  Städten  wurden  die  Häuser  der  geringeren  Klassen 
etwas  erhöht.  Für  die  Hausgärten  stellte  man  hohe  Sätze  fest  (bis  zu  V2  Morgen 
12  Gr.,  von  ^2  bis  1  Morgen  1  Thlr.,  für  jeden  weiteren  Morgen  das  Doppelte  des 
Wiesenansatzes  in  der  betreffenden  Feldmark).  Bei  den  Handeltreibenden,  Juden 
und  Apothekern  hielt  man  die  bisherigen  Ansätze  für  zweckentsprechend;  die  Pro- 
fessionisten  und  Handwerker  sollten  aber  zur  Bewirkung  einer  möglichst  gleichen 
Schätzung  nach  Massgabe  ihres  grösseren  oder  geringeren  Verdienstes  in  vier 
Klassen  eingeteilt  werden;  die  in  vierter  Klasse  Stehenden  blieben  gleich  den 
Dreschern  und  Handarbeitern  völlig  beitragsfrei.  Da  jedoch  der  Erwerb  von 
Handel  und  Gewerbe  seiner  Natur  nach  schwankt,  so  sollten  die  davon  zu  ent- 
richtenden Beiträge  nach  Umständen  einer  jährlichen  Revision  unterworfen 
werden  können.  Die  Kapitalisten  endlich  und  die  Salaristen  wurden  „bei  der 
Geringfügigkeit  der  Einnahmen  und  den  dagegen  sprechenden  triftigen  Grün- 
den" gänzlich  befreit.  Zur  Erleichterung  der  Beitragspflichtigen  wurde  die 
Erhebung  zu  einer  quartalweisen  gemacht,  zugleich  die  ganze  Steueranlage 
in  zwölf  Simpla  eingeteilt.  Die  Steuer  sollte  dadurch  den  Charakter  der  Be- 
weglichkeit erhalten.  Die  Zahl  der  quartaliter  zu  erhebenden  Simpla  wurde 
abhängig  gemacht  von  den  Unterhaltungskosten  des  Kontingents,  die  in  Kriegs- 
und Friedenszeit  sehr  verschieden  ausfallen  musste.  In  den  folgenden  Jahren 
suchte  man  noch  weitere  einzelne  Härten  und  Ungleichheiten  zu  mindern  ^). 
Auch  wurde  (Resol.  v.  30.  Dez.  1811)  eine  Stempelsteuer  in  Aussicht  genom- 
men, deren  jährlicher  Ertrag  von  wenigstens  2500—3000  Thlr.  der  Kontingents- 
kasse als  ausserordentliche  Unterstützung  zugedacht  war. 

Die   Steuerordnung  erhielt   eine  vorübergehende  Unterbrechung,    als  im 


'drücklich  damit  motiviert,  dass  „der  alte  Quartfuss  wegen  seiner  bekannten  Mängel  und  wegen 
der  augenfälligen  Verschiedenheit  des  Bundeskontingents  von  dem  vormaligen  Reichskontingente 
nicht  zum  Grunde  gelegt  werden  kann." 

1)  Verordn.  v.  9.  Jan.  u.  27.  März  1810;   v.  10.  Mai  u.  30.  Dez.  1811,   10.  April  1812. 
XJes. -Sammlung  IV,  S.  30  ff.        • 
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Jahre  1813  für  die  Errichtung  eines  neuen  Anhaltischen  gemeinschaftlichere 
Kontingents  eine  bedeutende  Summe  schleunigst  beschafft  werden  musste.  Die 
zu  diesem  Behufe  ausgeschriebene  ausserordentliche  halbe  Kontribution  lehnte 
sich  in  vieler  Hinsicht  wieder  an  die  Verordnung  vom  16.  März  1807  an,  indem 
sie  namentlich  die  inzwischen  eingetretenen  Befreiungen  gewisser  Grundstücke, 
der  Salaristen,  Pensionäre  und  Kapitalisten  wieder  aufhob.  Letzteren  wurde 
hierbei  die  Auflage  gemacht,  von  ihren  in-  und  ausländischen  Kapitalien  4  Pro- 
zent Zinsen  zu  rechnen,  bei  falscher  Angabe  der  zehnfache  Betrag  der  ver- 
schwiegenen Zinsnutzung  als  Strafe  angedroht ;  auch  erhöhte  man  ihre  Beitrags- 
leistung auf  3V2  Prozent  ^). 

Nach  Beendigung  des  Krieges  trat  die  direkte  Steuer  mehr  und  mehr  zu- 
rück, namentlich  als  durch  den  Anschluss  der  Bernburgischen  Landesteile  an 
das  preussische  indirekte  Steuersystem  dem  Herzogtum  neue  Einnahmen  zu- 
flössen ^).  Die  Entschädigungsgelder,  die  Preussen  zahlte  ^),  und  die  Erträgnisse 
der  Stempelsteuer  reichten  für  die  Erfordernisse  der  Kriegskasse  aus,  so  dass 
zeitweilig  die  Kriegssteuer  ganz  ausser  Hebung  trat. 

Im  Jahre  1843  musste  aber  das  direkte  Steuersytem  wieder  hervorgeholt 
werden.  Durch  die  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  über  Ausrüstung  und  Be- 
reithaltung der  Bundeskontingente  waren  die  Ausgaben  so  gewachsen,  dass  die 
bisherigen  Einnahmen  der  Kriegskasse  nicht  mehr  ausreichten.  Das  Defizit  von 
12,000  Thlr.  musste  durch  die  Kriegssteuer  gedeckt  werden*).  Es  waren  neue 
Kataster  anzulegen,  welche  aber  wieder  auf  den  bei  der  früheren  Kontribution 
von  1807  angenommenen  Prinzipien  sich  aufbauen  sollten.  Die  angebrachten 
Modifikationen  deckten  sich  nicht  mit  denen  vom  Jahre  1809,  Alle  Grund- 
stücke, ohne  Rücksicht  auf  ihre  rechtliche  Qualität,  waren  gleichmässig  zu 
ihrem  früheren  vollen  Satze  zu  katastrieren ;  der  1807  gemachte  Unterschied 
zwischen  Erbäckern  einerseits  und  Dienst-,  Laas-  und  Erbpachtäckem  anderer- 
seits, welche  letztere  nur  die  Hälfte  der  ersteren  zu  zahlen  hatten,  wurde  also 
aufgehoben.  Bei  den  Häusern  sollte  die  Nutzung  derselben  nicht  zu  4  Prozent, 
sondern  nur  zu  3  Prozent  angenommen  werden.  Wirtschafts-  und  ökonomischen 
Zwecken  dienende  Gebäude  sollten  ausdrücklich  ausgenommen  bleiben.  Von 
der  im  früheren  Kontributionsplan  festgesetzten  Zurückrechnung  eines  steuer- 
frei bleibenden  Zinsenbetrags  wurde  abgesehen,  die  volle  Steuer  auf  2  Prozent 
festgestellt;  den  Kapitalzinsen  wurden  Nutzungen  an  Erbpachten  etc.  gleich- 
gestellt. Bezüglich  der  Eruirung  der  Kapitalzinsen  blieb  es  bei  der  Ver- 
ordnung vom  16.  März  1807,  jedoch  sollte  nach  Befinden  der  Umstände  nach 
Analogie  des  Gesetzes  vom  25.  Juli  1836  die  Organe  des  Armenverwaltungs- 
wesens in  der  Stadt  Bemburg  etc.  betreffend  eine  obrigkeitliche  Schätzung  der 
Kontribuenten  mit  Vorbehalt  eines  von  ihnen  zu  führenden  Gegenbeweises  zu- 
lässig  sein.    Die  inzwischen  veraltete  Scheidung  der  Gewerbtreibenden,  wie  sie 


1)  Verordn.  v.  29.  Juni  1813.    Ges.-Sammlung  IV,  S.  36. 

2)  Vertrag  v.  10.  Okt,  1823  wegen  Beitritts  mit  dem  oberen  Herzogtum  und  mit  dem 
Amte  Mühlingen ;  Vertrag  v.  17.  Juni  1826  wegen  Beitritts  mit  dem  unteren  Herzogtum.  Gea.- 
Sammlung  IV,  S.  138,  215. 

3)  Anfangs  der  40er  Jahre  betrugen  diese  Zollanteile  und  Vergütungen  für  Verbrauchs- 
steuern 32,000  Thlr. 

*)  Verordn.  v.  11,  Feb,  1843.    Ges.-Sammlung  VII,  S,  258. 
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1807  vorgenommen  worden  war,  Hess  man  fallen  und  teilte  die  Gewerbe  ähnlich 
wie  1809  in  gewisse  Klassen  und  wurde  der  volle  Satz  zu  einer  ganzen  Anlage 
auf  1  —  10  Thlr.  festgesetzt.  Besonders  lukrative  Gewerbe,  wie  Fabriken  u.  s.  w., 
konnten  von  der  Klassifikation  ausgenommen  und  bis  zu  25  Thlr.  angesetzt 
werden.  Taglöhner,  Drescher  und  andere  Personen  mit  geringerem  Verdienst 
sind  nicht  mehr  frei,  sondern  mit  12  Gr.  bis  zu  1  Thlr.  beizuziehen.  Die  Be- 
amten werden  wieder  wie  1807  beigezogen  und  zwar  mit  1  Prozent,  auch 
die  Steuerfreiheit  derer,  welche  unter  100  Thlr.  Gehalt  hatten,  wurde  aufge- 
hoben ').  Zwölf  Jahre  später  wurde  durch  Gesetz  vom  16.  Februar  1854  aber- 
mals eine  Reihe  von  Verbesserungen  vorgenommen  ^).  Die  bedeutendste  war  die, 
dass  man  die  summarische  Veranlagung  der  Kriegssteuer  von  Aeckern  und 
Wiesen  nach  Flurmorgen  unter  Zusammenfassung  ganzer  Amtsbezirke,  aufgab 
und  den  Ertrag  einer  angemessenen  leidlichen  Pachtnutzung  nach  Grösse  und 
Bonität  jedes  einzelnen  Grundstücks  ohne  Berücksichtigung  der  auf  den  Grund- 
stücken haftenden  Zehntlast  verlangte.  Auf  die  Handelsgärten,  welche  unter  und 
bis  Va  Morgen  gross  mit  12  Gr.  und  bis  1  Morgen  gross  mit  1  Thlr.  und  wenn 
noch  grösser  mit  dem  doppelten  des  Ansatzes  für  eine  Wiese  in  der  betreffenden 
Gemarkung,  besteuert  worden  waren,  wurde  nun  allgemein  der  letzte  Massstab 
ausgedehnt,  die  1810  ausgesprochene  Befreiung  ganz  kleiner  Gärten  aber  bei- 
behalten. Bei  grösseren  Gewerben  und  Fabriken,  sowie  Kohlengruben,  Stein- 
und  Gipsbrüchen  wurde  eine  abermalige  Verschärfung  erzielt ;  das  Maximum  von 
25  Thlr.  für  sie  wurde  fallen  gelassen  und  eine  ganze  Steueranlage  derselben 
auf  2  Prozent  des  Nettogewinns  festgestellt.  Das  Einkommen  aus  ausländischem 
Grundeigentum  und  gewerblichen  Anlagen  und  Fabriken,  welche  im  Aus- 
lande lagen,  sollte  mit  2  Prozent  zu  einer  ganzen  Steueranlage  herangezogen 
werden. 

Eine  Instruktion  vom  11.  März  1854  kodifizierte  gewissermassen  den  Zu- 
stand, wie  er  sich  auf  Grund  der  älteren  Steuergesetze  herausgebildet  hatte, 
indem  sie  zugleich  da,  wo  es  nötig  war,  kleine  Ergänzungen  einschob.  In  ihren 
sechs  Abschnitten  (Steuer  von  Ackernutzungen,  Häusern,  Kapitalien,  Gewerben^ 
Pachtungen,  Gehalten)  brachte  sie  auch  äusserlich  das  Ertragssteuersystem  deut- 
lich zum  Abdruck.     Sie  schliesst  das  Bernburgische  Steuerwesen  ab. 

Auch  in  Anhalt-Cöthen  führten  die  Kriegsereignisse  zur  Aufrichtung^ 
eines  neuen  direkten  Steuersystems.  Schon  unterm  7.  Februar  1809  wurde  ein 
Besteuerungsplan  durchgeführt,  der  durch  das  mit  den  Ständen  vereinbarte  Ge- 
setz vom  20.  Dezember  1811  weiter  ausgebildet  wurde  ^).  Wie  in  Bernburg, 
so  war  man  auch  hier  zu  einem  vollständigen  Ertragssteuersystem  gelangt. 
Wir  finden  eine  nach  Klassen  abgeteilte  Grundsteuer,  der  auch  die  Mühlen 
beigesellt  wurden  (z.  B.  eine  Schneidemühle  wie  eine  Hufe  besten  Ackers) ; 
femer  eine  in  je  sechs  Stufen  für  drei  Ortsklassen  gegliederte  Haussteuer,  sodann 
eine  Gprozentige  Kapitalrentensteuer,  wobei  als  Kapitalertrag  4  Prozent  zu  rechnen 
waren;   Ausländer  blieben   von   ihren    in   Anhalt    befindlichen   Kapitalien  frei. 


1)  Eeski-ipt  v.  14.  Febr.  1843.    Ges.-Sammlung  VII,  S.  260. 

2)  Ges.-Sammlung  XI,  S.  231. 

3)  Sammlung  der  im  Herzogtum  Anhalt-Cöthen  in  den  Jahren  1800—22  ergangenen  Ge- 
setze, Verordnungen  und  Verfügungen,  S.  396. 
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ausländische  Kapitalien  von  Cöthener  Bewohnern  dagegen  nur  dann,  wenn  solche 
Kapitalien  schon  im  Auslande  besteuert  waren  oder  keine  Zinsen  trugen.  Eine 
„verbundene  Personen-  und  Gewerbesteuer"  hatte  zur  Grundlage  einen  ausge- 
dehnten alphabetischen  Tarif;  ein  Arzt  z.  B.  zahlte  4—12  Thlr.,  ein  Apotheker 
•6—18  Thlr.,  ein  Ganzspäimer  von  4  Hufen  2  Thlr.  u.  s.  w.  Für  die  Beamten 
bestand  eine  Gehaltssteuer  mit  progressiven  Steuersätzen :  bis  200  Thlr.  V«  Pro- 
zent, von  201—400  Thlr.  1  Prozent,  von  401-800  Thlr.  V/i  Prozent,  von 
801  —  1200  Thlr.  2  Prozent,  über  1200  Thlr.  2V2  Prozent. 

Im  Jahre  1816  wurde  die  Grund-  und  Gewerbesteuer  auf  die  Hälfte  er- 
mässigt  ^). 

Eine  allgemeine  Revision  erfuhr  die  Cöthensche  Steuerverfassung  im 
Jahre  1850.  Danach  mussten  in  jedem  Gemeindebezirk  Schätzungskommissionen 
von  je  sieben  Mitgliedern  errichtet  werden,  wovon  in  den  Städten  mindesten  drei 
zu  dem  Gewerbstande,  in  den  Dörfern  mindestens  vier  zu  den  grösseren  Grundbe- 
sitzern gehören  mussten.  Diese  von  einem  Regierungskommissar  geleiteten  Kom- 
missionen erhielten  das  Recht,  von  den  Steuerpflichtigen  nähere  Auskunft  über 
den  Umfang  ihres  Geschäfts  zu  fordern  und  die  Einsicht  in  deren  Kaufbriefe 
über  die  ihnen  gehörigen  Grundstücke  zu  erlangen.  Von  einer  förmlichen  Ver- 
messung und  Bonitierung  der  Grundstücke  und  genauen  Abschätzung  der  Häuser 
wurde  wegen  der  Kürze  der  Zeit  abgesehen.  Die  Kommissionen  sollten  an- 
nähernd die  Grundstücksgrösse  feststellen  und  die  Einreihung  in  eine  der  acht 
Acker-  oder  fünf  Wiesenklassen  versuchen,  bei  den  Gebäuden  waren  sechs 
Wertsklassen  als  Richtschnur  zu  benutzen.  Die  Steuer  für  die  in  Gehalt  und 
Lohn  stehenden  Gehilfen,  Gesellen,  Dienstboten  war  von  dem  Arbeitgeber  zu 
berichtigen,  und  blieb  es  diesem  überlassen,  sich  wegen  der  Wiedererstattung 
derselben  mit  den  gedachten  Personen  zu  einigen.  Bezüglich  der  Rentensteuer- 
pfliehtigen  wurde  die  Kommission  berechtigt,  wenn  sich  begründete  Zweifel 
gegen  die  Angabe  des  Steuerpflichtigen  ergaben,  zu  verlangen,  dass  letzterer 
die  Richtigkeit  seiner  Angabe  mittels  Handschlags  an  Eidesstatt  bekräftige. 
Wenn  er  dem  nicht  Folge  leistete,  so  wurde  er  eingeschätzt.  Renten  unter 
100  Thlr.  blieben  frei,  auch  durften  die  zur  Erzielung  des  Rentenbezugs  be- 
züglichen Kosten  abgezogen  werden.  Der  Kommission  war  strenge  Ver- 
schwiegenheit auferlegt,  ebenso  den  Steuerämtern,  welche  über  die  Kapital- 
renten separate  Rechnungen  zu  führen  hatten.  Schliesslich  wurde  auch  ein 
Instanzenzug  für  Reklamationen  eingeführt.  Die  Steuersätze  selbst  waren  in 
der  Hauptsache  der  Norm  von  1816  entsprechend,  im  einzelnen  aber  vielfach 
geändert  und  in  ein  neues  Verhältnis  zu  einander  gebracht.  Die  Kapitalisten 
zahlten  nach  der  Skala  der  Beamten,  aber  nur  den  halben  Satz  derselben,  also 
statt  der  früheren  6  Prozent  jetzt  im  höchsten  Fall  ^/s  Prozent.  Offenbar  hatte 
der  frühere  hohe  Satz  sich  als  gänzlich  falsch  gegriffen  ei-wiesen. 

Während  in  Bernburg  und  Cöthen  das  Steuerwesen  frühzeitig  eine  syste- 
matische Vollständigkeit  aufweist,  wie  man  sie  damals  in  grösseren  Staaten 
vielfach  vergeblich  sucht,  und  auch  einen  gewissen  Fortschritt  und  weitere 
Ausbildung  bekundet,  zeigt  sich  Anhalt-Dessau  in  dieser  Periode  wenig 
fruchtbar  —  freilich  zum  Teil  infolge  der  erfreulichen  Thatsache,  dass  man  der 


I)  Ges.-Sammlung,  S.  390. 
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Steuern  überhaupt  entbehren  konnte.  Nur  die  Kriegszeit  zu  Anfang  des  Jahr- 
hunderts nötigte  auch  Anhalt-Dessau,  das  ihm  ungewohnt  gewordene  Feld  der 
direkten  Steuern  zu  betreten  ^).  Nach  manchen  Verhandlungen  in  der  herzoglichen 
Kammer  schrieb  der  Fürst  am  26.  August  1810  eine  erste  ausserordentliche  tem- 
porelle  Steuer  aus,  welche,  solange  das  Bataillon  Anhalt  auf  dem  Feldetat  stand, 
erhoben  werden  sollte.  Diese  Steuer  war  in  ihrer  Anlage  sehr  einfach  und  sum- 
marisch; sie  utnfasste  27  besteuerte  Stücke ;  ein  Teil  umfasste  die  Häuser,  von 
denen  14  Arten  unterschieden  waren,  vom  Häuslerhaus  bis  hinauf  zum  Brauhaus 
mit  6  Gr.  bis  8  Thlr.  Drei  Abstufungen  betrafen  die  Mühlen,  sechs  die  Bodennutzung 
(Feldgärten,  gute,  schlechte  Aecker,  zwei-  und  einschürige  Wiesen,  Holzungen),  drei 
die  Miethen,  eine  die  Pachtungen.  Die  Einnahme  hieraus  pro  1811/12  betrug 
38,605  Thlr.  13  Gr.  7  Pfg.  Das  war  aber  nur  der  vierte  Teil  des  vollen  Steuer- 
satzes. Im  Jahre  1813  musste  der  letztere  erhoben,  1814  die  Steuer  auch  auf  die 
Gehalte  der  Beamten,  auf  die  Gewerbe  und  auf  das  Einkommen  des  Gesindes 
ausgedehnt  werden.  (Publikandum  vom  20.  Juni  1814.)  Für  die  Gewerbe-  und 
Gesindesteuer  war  nach  dem  Cöthenschen  Muster  ein  ausführliches  alphabetisches 
Verzeichnis  aufgestellt,  welchem  die  Minimal-  und  Maximalsteuersätze  beige- 
fügt waren.  Diejenigen  Gewerbe,  welche  während  des  Krieges  und  zum  Teil 
durch  denselben  gewonnen  hatten,  waren  verhältnismässig  stärker  als  andere 
herangezogen.  Die  Veranlagung  sollten  die  Obrigkeiten  unter  Zuziehung  von 
kundigen  Mitbürgern  vornehmen.  Für  die  Beamten  mit  mehr  als  100  Thlr.  Be- 
soldung war  eine  progressive  Skala  aufgestellt,  die  mit  der  Cöthenschen  über- 
einstimmte. 

Diese  allgemeine  Kriegssteuer  wurde  bis  zum  Jahre  1819  forterhoben. 
Eine  Abrechnung  der  Landeskredit-  und  Kammerkasse  ergibt,  dass  in  Summa 
von  1811 — 19  an  Kriegs-  und  Gewerbesteuer  mit  Zuschüssen  aus  der  Kammer- 
kasse 355,256  Thlr.  21  Gr.  7  Pfg.  und  2725  Thlr.  einkamen.  Bis  zum  Jahre 
1855  konnte  man  dann  ohne  Erhebung  einer  besonderen  direkten  Steuer  sich 
behelfen. 

Was  die  indirekten  Steuern  in  dieser  Periode  anlangt,  so  erfuhren  die- 
selben eine  bedeutsame  Veränderung  durch  die  zwischen  den  Herzogtümern  und 
Preussen  abgeschlossenen  Verträge,  betreffend  die  gegenseitige  Regulierung  der 
Zoll-  und  Verkehrsverhältnisse.  Im  Bernburgischen  wurde  das  preussische  Accise- 
system  neu  eingeführt^)  und  im  Dessauischen  und  Cöthenschen^)  das  bereits 
bestehende  Accisesystem  entsprechend  modifiziert;  es  blieben  nur  1.  die  bisherigen 
Konsumtions-  und  Fabrikationsabgaben  von  Fleisch,  Mehl,  Bier  und  Branntwein 
und  2.  die  Accise  von  inländischen  Viktualien  als  Butter,  Käse,  Eier,  Geflügel, 
Fische,  Obst,  Gartengewächsen,  Milch  u.  dergl.  Auch  sollten  die  Landzölle, 
welche  nach  Qualität  und  Quantität  der  Waren  erhoben  wurden,  in  Wegfall 
kommen.  Der  Anschluss  an  das  preussische  Zoll-  und  Steuersystem  führte  in 
Anhalt-Dessau  zum  Erlass  des  Gesetzes  über  die  Verwaltung  der  inneren  indirekten 


1)  Die  folgenden  Angaben  beruhen  auf  einer  Denkschrift  der  fürstlichen  Kammer  über 
den  Ursprung  der  Kriegssteuer  v.  5.  Juli  1855.    (Ungedmckt.) 

2)  Bezüglich  Anhalt-Bemburgs  vgl.  oben  S.  408. 

3)  Vertrag  vom  17,  Juli  1828.    Dessauische  Ges. -Sammlung,  Bd.  I,  S.  297, 
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Abgaben  vom  10.  Juni  1836,  durch  welches  auch  die  Mahl-,  Schlacht-  und  Vik- 
tualiensteuer  neu  reguliert  wurde  ^).  Der  Ertrag  in  den  Anhalt -Dessauischen 
Städten  stellte  sich  1837 

bei  der  Mahlsteuer  auf  10,886  TUr.    9  Gr.  4  Pfg. 
Schlachtsteuer     8,173      „       5    „    4    „ 
Viktualiensteuer  4,233      „      13    „    2    „ 


19,059  Thlr.  14  Gr.  8  Pfg. 

Durch  Gesetz  vom  14.  März  1848  wurde  die  Viktualiensteuer  erlassen  ^). 

In  Anhalt-Cöthen  wurden  infolge  der  im  Jahre  1841  eingetretenen  Er- 
höhung des  Salzdebitpreises  —  daselbst  bestand  das  Salzmonopol  —  für  die 
Dauer  derselben  Erleichterungen  gewährt  durch  Gesetz  vom  16.  Jali  1843  ^), 
insbesondere  wurde  in  der  Stadt  Cöthen  die  Accise  von  Hülsefrüchten  etc.  und 
Viktualien  und  die  Mehlaccise  von  Weizen  und  Roggen  gänzlich  erlassen, 
in  den  Städten  Nienburg  und  Rosslau  die  Accise  ebenfalls  abgeschafft  und 
die  Mehlaccise  ermässigt. 


3.  Die  Verschmelzung  der  verschiedenen  Anhaltischen  Steuersysteme. 

Im  Jahre  1847  fiel  A.-Cöthen  an  A.-Dessau.  Mit  der  Zeit  musste  dadurch 
das  Bedürfnis  nach  einer  einheitlichen  Steuerordnung  für  beide  Teile  entstehen, 
und  zwar  war  der  Anstoss  hierzu  gegeben,  sobald  Dessau  auch  der  Steuern  be- 
durfte. Diese  Eventualität  trat  Mitte  der  fünfziger  Jahre  ein.  Das  Jahr  1848, 
das  allerwärts  das  Finanzwesen  der  Staaten  erschütterte,  das  Wachsen  der  An- 
forderungen und  Preise  machten  sich  so  empfindlich  geltend,  dass  trotz  der 
gestiegenen  Domäneneinkünfte,  der  Zuschüsse  des  Fürsten  aus  seinem  eigenen 
Privatvermögen*)  und  der  grössten  Sparsamkeit  in  allen  Verwaltungszweigen 
die  Mittel  nicht  mehr  ausreichten,  um  mit  der  Tilgung  der  Landesschulden 
fortzuschreiten  und  den  Haushalt  im  Gleichgewicht  zu  erhalten^).  Allein  die 
Verfassungszustände  machten  Schwierigkeiten.  Man  erwog  deshalb  auch  im 
Schosse  der  Regierung,  ob  man  nicht  einfach  die  alte  Kriegssteuer  aufleben 
lassen  und   dadurch  die  Zuziehung  der  Stände  umgehen  könne.     Die  fürstliche 


1)  Dessauische  Ges. -Sammlung,  Bd.  III,  S.  729. 

2)  Dessauische  Ges.-Sammlung,  S.  245. 

3)  Cöthensche  Ges.-Sammlung,  Bd.  IV,  S.  63. 

*)  Im  Jahre  1860  behauptete  die  Regierung,  dass  schon  in  den  Jahren  1837—40  aus  den 
Einkünften  des  Herzoglichen  Vermögens  an  die  Landeskasse  mehr  als  167,000  Thlr.  abgeführt 
wurden.  Freüich  wurde  dem  gegenüber  von  einem  Abgeordneten  entgegnet,  dass  früher  eine 
getrennte  Kassenführung  des  Herzoglichen  Privatvermögens  und  der  Herzoglichen  Stanungüter, 
resp.  der  Landeseinnahmen  nicht  stattgefunden  habe.  Landtagsprot.  II.  (Beil.  zu  Nr.  72  des 
Anhalter  Staatsanzeigers)  S.  7. 

5)  Andere  Massregeln,  die  man  behufs  Erhaltung  des  Gleichgewichts  in  Beratung  zog 
und  auch  allmählich  zur  Ausführung  brachte,  waren  die  Wiedereinführung  des  Schulgeldes, 
der  Stolgebühren ,  die  Einziehung  resp.  Beschränkung  der  Landalmosen ,  die  Einziehung  der 
den  Gemeinden  überwiesenen  Salzgelderanteile,  der  Impfgelder,  der  Armenarztbesolduugen, 
der  Erhöhung  der  Gerichtssporteln. 
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Kammer  verneinte  dies,  indem  sie  nachwies,  dass  jene  Steuer  nur  als  eine  tem- 
porelle  und  extraordinäre  ins  Leben  gerufen  worden  war  und  dass  bei  Wieder- 
aufrichtung dieser  oder  Einführung  einer  andern  Steuer  die  Zustimmung  der 
Landstände  erforderlich  sei,  da  die  ältere  Anhaltische  Gesamtverfassung  hierüber 
keinen  Zweifel  lasse;  diese  sei  zwar  in  vielen  Fällen  praktisch  nicht  inne  ge- 
halten, aber  neuerdings  doch  wiederholt  anerkannt  ^)  und  durch  Verordnung 
vom  4.  November  1851  ausdrücklich  in  Kraft  gesetzt  worden  ^). 

Gleichwohl  setzte  man  sich  über  diese  Skrupel  hinweg,  unterliess  aber 
nicht,  für  Cöthen  und  Dessau  eine  einheitliche  Steuerordnung  zu  schaffen.  Es 
geschah  durch  das  Steuergesetz  vom  30.  Mai  1856,  welches  der  Herzog  Leopold 
Friedrich  erliess  unter  Vorbehalt  späterer  landständischer  Beratung,  aber  erst 
am  18.  Dezember  1857  mit  den  nötigen  Instruktionen  publizierte  ^).  Die  Ver- 
schmelzung geschah  nach  den  vom  Regierungspräsidenten  Dr.  v.  Basedow  ge- 
machten Vorschlägen  auf  folgender  Basis:  Die  für  den  Cöthenschen  Landesteil 
bisher  entrichtete  Grund-  und  Gewerbsteuer  wurde  beibehalten  und  von  dem 
Dessauischen  acceptiert.  Auch  die  Steuersätze  der  bisher  in  Cöthen  erhobenen 
Grund-  und  Gewerbesteuer  hielt  man  unter  Zurechnung  des  Zuschlages  für 
das  Gerichtsgeld  fest,  suchte  nur  sie  den  neueren  Verhältnissen  mehr  anzu- 
passen, soweit  es  zur  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  in  der  Besteuerung  er- 
forderlich war.  Dagegen  blieb  die  Cöthensche  Rentensteuer,  welche  nur 
wenig  einbrachte  und  ein  Analogen  im  Dessauischen  nicht  besass,  „bis  auf 
weiteres"  unerhoben.  Es  wurde  aber  vorbehalten,  diese  Steuer  durch  eine 
Klassensteuer  für  alle  diejenigen  zu  ersetzen,  welche  ihr  Einkommen  nicht 
aus  dem  Gewerbebetriebe  bezogen  und  daher  von  der  Gewerbesteuer  nicht 
betroffen  wurden.  Ebenso  wurde  die  im  Cöthenschen  bestandene  Gehaltssteuer 
behufs  Gleichstellung  aufgehoben.  Dagegen  blieben  alle  diejenigen,  welche 
im  Dienste  von  Gemeinden,  Körperschaften,  Gesellschaften  oder  Privatpersonen 
angestellt  waren,  im  vereinigten  Herzogtum  besteuert,  und  zwar  geschah  dies 
in  der  Gewerbesteuer. 

Dieses  Steuersystem  trug  die  Lückenhaftigkeit  an  der  Stime;  im  Detail 
hatte  man  sich  zwar  bestrebt,  manches  zu  bessern,  ohne  aber  überall  das  Richtige 
zu  treffen.  Bei  der  Grundsteuer  gab  man  die  Erträge  an,  welche  für  die  einzelnen 
Klassen  angenommen  werden  sollten,  bei  den  Forsten  setzte  man  3  Morgen 
Forstgrund  einem  Morgen  Acker  bei  der  Besteuerung  gleich.  Die  Einschätzung 
der  Stadthäuser  nach  Wertsklassen  wurde  beibehalten,  für  die  Häuser  auf  dem 
Land  dagegen  wurde  je  ein  fixer  Satz  für  die  einzelnen  Besitzerklassen  gewählt 
(Häusler,  Kossäten,  Halbspänner,  Anspänner,  Ritterguts-  und  Freigutsbesitzer). 
Hausgärten  wurden  bei  den  Häusern  mitbewertet,  sonstige  Gärten  mit  dem  dop- 
pelten Betrag  der  entsprechenden  Wiesen-  oder  Ackerklasse  angesetzt.  Der 
Gewerbesteuertarif  zeigte  ein  sehr  verändertes  Bild;  er  war  statt  alphabetisch 
wie  früher,  nach  sachlichen  Gruppen  aufgebaut  (Handel,  Gastwirtschaften, 
Fabriken,  Mühlen,  Handwerke,  Dienstleistungen,  Schaustellungen).     Statt  eines 


1)  Anhalt-Cöthensche  Verordn.  v,  2i.  Okt. ;  offizielle  Erklärung  der  Anhaltischen  Fürsten- 
häuser beim  Bundestag  1818.    Klüber,  §  287,  S.  427. 

2)  Denkschrift  v.  5.  Juli  1855. 

3)  Ges.-Sammlung  Nr.  543,  S.  3269  ff. 
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Spielraumes  im  Steuersatz  war  ein  mittlerer  Satz  gewählt,  dem  gegenüber  Er- 
mässigungen bis  auf  73  oder  Erhöhungen  bis  auf  das  Doppelte  vorgenommen 
werden  durften,  wenn  die  im  Gesetz  namhaft  gemachten  Voraussetzungen  zu. 
trafen.  Die  Einschätzung  zur  Grundsteuer  wurde  Kreiskommissionen  (bestehend 
aus  einem  Abgeordneten  der  Regierung  und  zwei  vereidigten  Boniteuren)  unter 
Leitung  eines  Regierungskommissars  übertragen.  Bei  der  Gewerbsteuer  sollten 
die  Schätzungskommissionen  für  die  Städte  aus  dem  Bürgermeister  oder  einem 
Stadtrat  und  zwei  Mitgliedern  des  Gemeinderaths  bestehen.  Die  Eigenart  des 
Tarifs  Hess  wohl  die  Mitwirkung  von  Regierungsorganen  entbehrlich  erscheinen. 
Hatte  man  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Steuern  eine  Gleichstellung  zwischen 
Dessau  und  Cöthen  erzielt,  so  war  das  Bedürfnis  hierzu  noch  grösser  bei  den 
indirekten.  Es  wurde  auch  in  der  That  im  Cöthenschen,  wo  seit  1843  die 
Accisen  sehr  beschränkt  worden  waren'),  die  preussisch-dessauische  Ordnung 
(Ges.  vom  10.  Juni  1836  und  14.  März  1848)  d.  h.  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer, 
sowie  die  Eingangssteuer  von  Fleisch,  Mehl  und  Brot  eingeführt.  Doch  wurde 
die  Steuer  nur  auf  die  Städte  beschränkt  und  in  den  Dörfern,  soweit  sie  da- 
selbst noch  entrichtet  worden  war,  abgeschafft,  auch  wurde  die  Absicht  ausge- 
sprochen, die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  baldmöglichst  aufzuheben.  Im  Bem- 
burgischen  hatte  man  bereits  die  infolge  Vertrags  mit  Preussen  eingeführten 
Accisen  aufgehoben  und  dafür  die  Landsteuer  und  Quarten  wieder  aufleben 
lassen.  Durch  Gesetz  vom  3.  März  1853  geschah  dies  auch  bezüglich  der  Stadt 
Coswig,  das  bei  der  Teilung  von  Zerbst  an  Bernburg  gefallen  war;  da  der  alte 
Zustand  aber  nicht  mehr  hergestellt  werden  konnte,  so  musste  man  sich  anders 
helfen.  Die  Steuer  war  daselbst  von  den  Hausbesitzern  nach  Massgabe  des 
Hauswertes  zu  entrichten,  die  Quarte  war  der  Steuer  bei  den  Hausbesitzern 
gleich,  die  Ortseinwohner  ohne  eigene  Häuser  hatten  nach  Massgabe  der  Miete 
die  Mietquarte  zu  entrichten  ^). 

Die  im  Dessau- Cöthenschen  geschaffene  Steuerordnung  wurde  sehr  be- 
mängelt, auch  die  Regierung  sah  in  derselben  nur  ein  Provisorium,  einen  ersten 
Schritt  zur  Vereinheitlichung.  Die  Freilassung  der  Kapitalisten  und  Beamten 
war  ein  zu  flagranter  Verstoss  gegen  die  Allgemeinheit  der  Besteuerung,  als 
dass  diese  lange  geduldet  werden  konnte.  Bei  der  Grundsteuer  stellte  sich  als 
Mangel  heraus,  dass  zu  wenig  Klassen  gebildet  waren,  wodurch  es  kam,  dass 
viele  Besitzer  von  Aeckem  1.  Klasse  den  Besitzern  von  Grundstücken  geringerer 
Qualität  gegenüber  Vorteil  hatten.  Die  Bonitätsklassen  der  Separationen  machten 
das  wahrscheinlich.  Auch  war  für  die  unterste  Klasse  der  Ertragsspielraum 
mit  2  Thlr.  pro  Morgen  grösser,  als  in  den  übrigen,  wo  er  nur  1  Thlr.  betrug. 
Bei  der  Gewerbesteuer  bewährte  sich  der  Mittelsatz  des  Tarifs  nicht,  viele  kleinere 
Gewerbtreibende  wurden  zu  hart  getroffen.  Namentlich  war  auf  die  Vereinigung 
von  Erwerbszweigen  keine  Rücksicht  genommen,  jedes  einzelne  Geschäft  kam 
voll  in  Betracht.  Um  daraus  keine  unverhältnismässige  Ueberlastung  entstehen 
zu  lassen,  musste  man  in  vielen  Fällen  unter  V^  des  Mittelsatzes  herunter- 
gehen oder  die  Gewerbesteuer  für  einzelne  Geschäftszweige  ganz  erlassen.    Es 


1)  Siehe  oben  S.  412. 

2)  Ges. -Sammlung,  11  Bd.,  S.  412. 
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zeigte  sich  überhaupt,  class  die  Gewerbesteuer  für  die  vielfältigen  Abstufungen 
des  Gewei'bebetriebs  zu  starr  war,  zu  wenig  Steuerstufen  besass. 

Als  deshalb  der  erste  Landtag  am  4.  Mai  1860  sich  constituierte,  beeilte 
die  Regierung  sich  gleich  selbst,  demselben  einen  neuen  Entwurf  vorzulegen,, 
der  die  oben  erwähnten  Mängel  grösstenteils  berücksichtigte,  im  übrigen  aber 
eng  an  das  bisherige  Gesetz  sich  anschloss.  Erwogen  wurde  jedoch  schon  da- 
mals die  Frage,  ob  man  nicht  eine  tiefei'gehende  Umgestaltung  vornehmen 
solle.  Namentlich  lag  eine  Rücksichtnahme  auf  die  Bemburgische  Gesetzgebung 
nahe,  da  die  Bernburgische  Linie  im  Aussterben  begriffen  und  der  Anfall  Bern- 
burgs  in  absehbarer  Zeit  zu  erwarten  war.  Dafür  sprach  auch,  dass  das  Bem- 
burgische Steuersystem  ein  vollständigeres  war  und  vertragsmässig  die  Zu- 
sicherung gegeben  worden  war,  dass  beim  Heimfall  die  Unterthanen  Bernburgs 
nicht  mit  höheren  Steuern  belastet  werden  dürfen.  Bei  nicht  völlig  gleichem 
Steuersystem  war  das  schwer  zu  erfüllen.  Allein  man  scheute  sich  dennoch, 
das  Bemburgische  System  sogleich  und  ganz  herüberzunehmen,  weil  das  in 
Anhalt-Dessau  und  Anhalt-Cöthen  eine  vollständig  neue  Veranlagung  der  Grund- 
steuer bedingt  hätte,  auch  stiess  man  sich  an  der  Bemburgischen  Kapitalsteuer, 
welche  nicht  die  wirklichen,  sondern  berechnete  Renten  besteuerte.  Dagegen 
wäre  man  nicht  abgeneigt  gewesen,  nach  dem  Vorgang  Preussens  und  Olden- 
burgs die  Grundsteuer  zu  fixieren  und  eine  allgemeine  Einkommensteuer  ein- 
zuführen. Jedenfalls  sah  die  Regierung  in  ihr  die  Basis  für  eine  künftige 
Reform,  die  ganz  Anhalt  umschliessen  sollte  ^). 

Ein  analoges  Bestreben  zeigte  sich  auch  im  Landtag,  weshalb  die  Re- 
gierung ihren  Entwurf  am  16.  August  1860  zurückzog.  Der  Landtag  gab  seiner 
Anschauung  erneuten  Ausdruck  am  9.  April  1861,  insofern  bei  der  Etatsberatung 
wenigstens  die  2.  und  3.  Abteilung  den  Wunsch  aussprach,  die  Regierung  möge 
mit  Bemburg  eine  Einigung  zu  erzielen  suchen,  falls  dies  aber  nicht  gelinge, 
unter  allen  Umständen  auf  der  nächsten  Diät  einen  Steuergesetzentwurf  vor- 
legen, der  auf  dem  Prinzip  der  progressiven  Einkommensteuer  beruhe  ^). 

Der  Wunsch  des  Landtages  wurde  erfüllt,  ein  Einkommensteuergesetz- 
entwurf gelangte  zur  Vorlage.  Derselbe  war  dem  oldenburgischen  Steuergesetze 
vom  24.  Juni  1859  nachgebildet,  in  welchem  schon  die  Erfahrungen  benutzt 
worden  waren,  die  man  in  Preussen  bei  Anwendung  des  daselbst  am  1.  Mai  1851 
erlassenen  Klassen-  und  Einkommensteuergesetzes  gemacht  hatte.  In  einer  Ge- 
schichte der  Entwicklung  der  Einkommensbesteuemng  in  Deutschland  würde 
das  Gesetz  gewiss  keine  hei-vorragende  Stelle  einnehmen;  es  wurde  auch  kurz 
nach  seinem  Erlass  (14.  Mai  1863)  von  seinem  Oldenburger  Muster  überholt, 
indem  das  oldenburgische  Gesetz  vom  6.  April  1864  die  alte  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  unter  Beseitigung  der  Klassenscheidung  nach 
äusseren  Standesmerkmalen  zu  einer  einheitlichen  Einkommensteuer  zusammen- 
zog. Doch  enthält  auch  das  Anhaltische  Gesetz  einen  Punkt,  der  nicht  be- 
deutungslos ist.  Es  machte  eine  schwache  Annäherung  an  die  Deklarations-^ 
pflicht.  Jeder  Steuerpflichtige  war  verbunden,  über  sein  Einkommen  und  über 
die  demselben  zu  Grunde  liegenden  und  bei  der  Einschätzung  sonst  zu  berück- 


1)  Bericht  der  Regierung  an  das  Herzogliche  Staatsministerium  v.  25.  April  1860. 

2)  Landtagsprot.  VHI,  S.  96  (Beü,  zu  Nr.  61  des  Anhaltischen  Staatsanzeigers). 
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sichtigenden  thatsächlichen  Verhältnisse  Auskunft  zu  erteilen.  Dies  konnte 
durch  schriftliche  oder  mündliche  Verhandlungen  mit  dem  Ausschuss  oder  durch 
Vermittlung  von  zwei  durch  die  Steuerpflichtigen  aus  dem  Ausschuss  zu  wählende 
Vertrauensmänner  geschehen.  Allein  Rechtsnachteile  waren  an  die  Unter- 
lassung nicht  geknüpft,  vielmehr  hatte  der  Ausschuss  in  diesem  Falle  „über 
die  Besitz-,  Vermögens-,  Erwerbs-  und  sonstigen  Verhältnisse  auf  die  am  ge- 
eignetsten erscheinende,  jedoch  zuvörderst  möglichst  schonende  Weise  anderweit 
vollständige  Nachricht  einzuziehen".  Auch  konnte  der  Ausschuss  Auskunft 
bei  Behörden  verlangen,  Einsicht  in  Hypothekenbüchern  etc.  nehmen.  Trotz 
der  grossen  Rücksichtnahme  auf  die  Steuerpflichtigen  hoffte  die  Kammer  ein 
gutes  Resultat  zu  erzielen,  namentlich  dadurch,  dass  sie  das  Vertrauen  auf 
den  Ausschuss  möglichst  steigerte.  Den  Mitgliedern  wurde  eine  förmliche  eid- 
liche Verpflichtung  zum  Stillschweigen  auferlegt;  auch  sollte  für  jeden  Steuer- 
pflichtigen eine  eigene  Steuerrolle  angelegt  werden,  damit  er  bei  der  gestatteten 
Einsichtnahme  der  eigenen  Veranlagung  und  Abschätzung  nicht  auch  die 
Details  anderer  Steuerpflichtigen  ersehen  könne.  Dagegen  waren  die  Listen 
über  die  Steuer  betrage  sämtlicher  Pflichtigen  auszulegen,  um  das  Publikum 
von  der  Gerechtigkeit  der  Besteuerung  zu  überzeugen  und  etwaige  Irrtümer  ans 
Licht  zu  ziehen. 

Das  Gesetz  ging  ziemlich  rasch  und  glatt  durch  ^).  Die  Hauptschwierig- 
keit war  aber  auch  nicht  gelöst,  sondern  deren  Lösung  vertagt  worden.  Erst 
nach  geschehener  Veranlagung  wollte  man  in  einem  weiteren  Gesetz  sich 
schlüssig  machen,  welche  alte  Steuern  durch  die  neue  ersetzt  werden  sollten. 
An  frommen  Wünschen  fehlte  es  nicht.  Man  sprach  davon,  dass  die  bisherige 
Grund-  und  Gewerbesteuer  verschwinden,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  den 
Städten,  wie  dies  ja  auch  bereits  im  Gesetz  vom  30.  Mai  1856  in  Aussicht  ge- 
stellt war,  beseitigt^),  die  gewerblichen  Konzessionsabgaben,  welche  eine  un- 
gleichmässige  und  doppelte  Besteuerung  des  Einkommens  der  betreffenden 
Steuei-pflichtigen  in  sich  schlössen,  aufgehoben  und  die  Gerichtskosten  für  die 
Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  herabgesetzt  werden  sollten.  Der  Gedanke, 
ob  die  neue  Besteuerung  nicht  das  bisherige  Beitragsverhältnis  verschieben 
könnte,  tauchte  nicht  auf,  man  schien  glücklich  in  dem  Streben  nach  dem 
absolut  Gerechten  ^). 

Das  Gesetz  erfuhr  das  eigentümliche  Schicksal,  dass  es  gar  nicht  zur 
Anwendung  kam.  Kurz  nach  seinem  Erlass  fiel  Bernburg  infolge  des  Erlöschens 
der  Linie  im  Mannsstamm  an  Dessau  und  früher,  als  man  erwartet  hatte,  wurde 
die  Frage  der  vollständigen  Vereinheitlichung  des  Steuerwesens  nun  akut.  Es 
wurden  auch  infolge  eines  Landtagsbeschlusses  vom  17.  Dezember  1863  die 
Ausführungsarbeiten  zum  Einkommensteuergesetz  sistiert,  um  bei  dessen  Aus- 
dehnung auf  Bernburg  die  dadurch  notwendig  werdenden  Modifikationen  ein- 
treten zu  lassen.  Allein  die  noch  getrennt  bestehende  Bernburgische  Regierung 
war  der  neuen  Einkommensteuer   abgeneigt.     Sie   bezweifelte,    dass   eine   aus- 


1)  Es  ist  datiert  v.  14.  Mai  1863  und  in  Nr.  618  der  Ges.-Sammlung  publiziert. 

2)  Es  lagen  mehrere  Petitionen  von  Bäckern  und  Fleischern  vor,  worin  sie  entweder 
Aufhebung  der  bezüglichen  Steuern  oder  Ausdehnung  auch  aufs  Land  veranlagten. 

3)  Protokolle  des  A.-D.-C.  vierten  Sonderlandta^s  1862,63,  S.  137,  172. 
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tschliessliche  Einkommensteuer  zweckmässig  sei,  war  vielmehr,  „mit  anderen  finanz- 
wissenschaftlichen Autoritäten*  der  Meinung,  dass  eine  Einkommensteuer,  welche 
auf  einer  Schätzung  des  Gesamteinkommens  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  ohne 
Zerlegung  desselben  in  seine  verschiedenen  Quellen  beruhe,  wegen  der  mit  solcher 
Schätzung  verbundenen  grossen  Unsicherheit  nur  als  Ergänzungssteuer  für  ein 
die  einzelnen  Einnahmequellen  bereits  direkt  treffendes  System  oder  für  ausser- 
ordentliche Fälle  geeignet  sei.  Besonders  bedenklich  fand  sie  auch  den  etwaigen 
Wegfall  der  Grundsteuer  ^),  teils  weü  dadurch  das  bisherige  Beitragsverhältnis 
total  gestört  wurde,  indem  die  Einkommensteuer  den  Grund  und  Boden  nur 
gleich  andern  Einkommenquellen  und  abzüglich  der  Schuldzinsen  traf,  während 
nicht  bloss  in  Anhalt,  sondern  auch  anderwärts  die  Grundsteuer  beträchtlich 
höher  gegriffen  war;  teils  weil  die  Sicherheit  des  Eingangs  und  der  wenig 
schwankende  Charakter  der  Grundsteuer,  besonders  geeignet  schien,  sie  noch 
auf  lange  Zeit  zur  Hauptquelle  des  fiskalischen  Einkommens  in  den  meisten 
Staaten  zu  machen.  Den  theoretischen  Bedenken  gegen  die  vorzugsweise  und 
die  vorhandenen  Lasten  nicht  berücksichtigende  Besteuerung  des  Grund  und 
Bodens  wurde  keine  Bedeutung  beigelegt,  weil  man  infolge  des  langen  Be- 
standes der  Grundsteuer  diese  Ungleichheiten  für  ausgeglichen  hielt,  dagegen 
von  einer  wesentlichen  Aenderung  des  bestehenden  Steuersj'stems  befürchtete, 
dass  sie  für  lange  Zeit  als  drückend  empfunden  würde. 

Auf  diese  Vorstellungen  hin  beschloss  das  herzogliche  Staatsministerium 
unterm  13.  Juni  1865,  von  der  Ausführung  des  Gesetzes  vom  14.  März  1863 
ganz  abzusehen  und  auf  anderer  Basis  die  Einheit  zu  erreichen.  Es  galt  unter 
Festhaltung  des  Ertragssteuersystems  das,  was  man  in  beiden  Ländern  vorfand, 
so  gut  es  ging,  zu  verschmelzen. 

Um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  beabsichtigte  man,  wie  schon  früher, 
die  in  Bemburg  bereits  bestehende  Zinsen-  und  Rentensteuer,  sowie  die  Gehalts- 
steuer in  Anhalt-Dessau  einzuführen,  bezüglich  der  Grund-  und  Gewerbesteuer 
aber,  die  sich  in  beiden  Landesteilen  vorfand,  je  die  mildere  Besteuerung  der 
Steuergesetze  zur  Norm  zu  nehmen.  Die  bezüglich  der  indirekten  Steuern  be- 
stehende Verschiedenheit  sollte  durch  Wegfall  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in 
den  Anhalt-Dessauischen  Städten  beseitigt  werden.  Auf  dieser  Basis  war  der 
Gesetzentwurf  aufgebaut;  die  Durchführung  im  einzelnen  war  in  folgender 
Weise  gedacht. 

Die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  sollte  durch  4  Steuern  erreicht  werden, 
1.  Steuer  von  Aeckern,  Wiesen,  Pflanzungen  und  Hutungen,  2.  Steuer  von  Gärten, 
3.  Steuer  von  Privatwaldungen  und  Holzungen,  4.  Steuer  von  Häusern.  In  bezug 
auf  erstere  Steuer  wurde  vor  allem  die  Aufhebung  der  bisherigen  Steuerfreiheit 
unter  eventueller  Entschädigung  —  wenn  die  Befreiungen  auf  speziellem  Rechts- 
titel beruhten  —  in  Aussicht  genommen.  Als  Reinertrag  sollte  der  Pachtwert  — 
also  der  Zins  für  das  Bodenkapital  gelten;  Schuld zinsen  oder  sonstige  Lasten 
entsprechend  dem  Charakter  der  Ertragssteuem  durften  nicht  in  Abzug  kommen. 
Als  Ertragsminimum  waren  in  den  beiden  bisherigen  Gesetzen  übereinstimmend 
5  Thlr.  pro  Morgen  festgestellt  gewesen;  eine  solche  Grenze  wurde  als  unzutreffend 


I)  Es  wurde  darauf  hingewiesen ,  dass  selbst  der  landwirtschaftliche  ■  Verein  zu  Cöthen 
in  einer  Eingabe  vom  30.  Dez.  1863  dies  Bedenken  teilte. 
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erklärt,  wie  auch  die  Ertragsklassen  keinen  wesentlichen  Nutzen  gewährten. 
Man  hielt  es  für  zweckmässig  an  die  sehr  genauen  bei  den  Separationen  festge- 
stellten Bonitätsklassen  anzuknüpfen  und  letztere  ohne  Fixierung  eines  Maximums^^ 
durch  Orts-  und  sachverständige  Personen  ihrem  ortsüblichen  Pachtwerte  nach 
abschätzen  zu  lassen,  und  zwar  sollte  die  Berechnung  und  Katastrierung  für 
jedes  Planstück  erfolgen.  Von  den  beiden  Steuersätzen  V»  Prozent  in  Dessau- 
Cöthen,  7«  i^  Bemburg  wurde  im  Hinblick  auf  den  oben  erwähnten  leitenden 
Grundsatz  der  massigere  ^9  zu  Grunde  gelegt  (=  2  Pfg.  von  jedem  Thaler 
Pachtwert). 

Bei  der  Steuer  von  Gärten  war  eine  Verschiedenheit  unter  den  beiden 
Ländern  zu  verschmelzen,  insofern  in  Dessau-Cöthen  sämtliche,  in  Bernburg  die 
V«  Morgen  Grösse  nicht  übersteigenden  Hausgärten  mit  den  Häusern  geschätzt 
und  zur  Haussteuer  herangezogen  wurden,  wogegen  die  übrigen  Gärten  das 
doppelte  der  entsprechenden  Acker-  und  Wiesenklasse  zahlen  sollten.  Man 
lehnte  sich  an  Bemburg  an  und  behielt  die  Heranziehung  der  Hausgärten  über 
^/2  Morgen  Grösse  zur  Grundsteuer  bei,  da  andernfalls  die  Besteuerung  der  in 
Anhalt  nicht  unerheblichen  Kunstgärtnereien  in  ein  unrichtiges  Verhältnis  ge- 
kommen sein  vdjrde.  Die  gegen  Acker-  und  Wiesengrundstücke  doppelte  Be- 
lastung der  Gärten  wurde  indes  auf  die  Fälle  beschränkt,  in  denen  wirkliche 
Gartennutzung  stattfindet. 

Die  Waldsteuer  betrug  in  Dessau-Cöthen  bislang  V*  der  Steuer  für  ent- 
sprechenden Ackerboden,  in  Bernburg  7«  Prozent  vom  durchschnittlichen  Er- 
trag. Man  hielt  die  in  Bemburg  gleichartige  Behandlung  von  Wald  und  Acker- 
feld für  die  richtige,  wollte  also  den  Steuersatz  7«  des  jährlichen  Durchschnitts- 
ertrags zu  Grunde  legen ;  eine  Ermässigung  dieses  Satzes  behufs  Beförderung 
der  Waldkultur  wurde  in  Anbetracht  der  Geringfügigkeit  der  Steuer  als  nicht 
wirksam  erachtet ;  doch  behielt  sich  das  Ministerium  vor,  Forsten  von  geringem 
o<?er  weitaussehendem  Ertrag  Befreiung  von  der  Grundsteuer  auf  einen  be- 
stimmten Zeitraum  zu  bewilligen. 

Die  Häusersteuer  erfuhr  ebenfalls  gegenüber  dem  bisherigen  Zustande  er- 
hebliche Modifikationen ;  man  hatte  bisher  einen  Unterschied  gemacht  zwischen 
Häusern  in  Städten  und  auf  dem  Lande ;  letztere  wurden  beigezogen  nach  Ver- 
hältnis •  der  Ausdehnung  des  von  ihnen  aus  betriebenen  landwirtschaftlichen  Ge- 
werbes. Diese  Abhängigkeit  der  Steuern  vom  landwirtschaftlichen  Gewerbe 
zeigte  den  Missstand,  dass  die  Feststellung  der  zu  wählenden  Steuerklasse  sehr 
schwierig  und  unbestimmt  blieb,  auch  oft  modifiziert  werden  musste,  wenn  der 
Umfang  des  Landwirtschaftsbetriebes  sich  änderte.  Man  stellte  deshalb  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Städten  her  und  verlangte  V'o  Prozent  des  Kapitalwertes 
=  7i2  der  jährlichen  Nutzung  bei  Zugrundelegung  von  4  Prozent  Zinsen.  Dia 
bisherigen  Klassen,  Minima  und  Maxima,  liess  man  auch  hier  fallen. 

Eine  grosse  Differenz  in  beiden  Landesteilen  bestand  in  betreff  der  Ge- 
werbsteuer. In  Bemburg  erfasste  man  den  Gewerbverdienst  direkt  mit  V«  Pro- 
zent; in  Dessau-Cöthen  dagegen  war  zwar  der  Steuersatz  annähernd  derselbe, 
aber  das  System  insofern  komplizierter,  als  man  einen  bestimmten  Mittelsatz 
hatte,  der  wieder  fünf  Stufen  zu  ^s,  ^1»,  1,  IV2  und  2  seines  Betrages  zuliess. 
Man  hielt  den  letzteren  Modus  für  ungeeignet;  die  Motive  betonten  die  erheb- 
liche Schwierigkeit,  ein  vollständiges  Verzeichnis  aller  vorkommenden  Gewerbe 
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und  für  jedes  einzelne  den  durchschnittlichen  Ertrag  aufzustellen ;  der  Unter- 
schied zwischen  den  einzelnen  Ausübem  desselben  Gewerbes  ist  je  nach  Oert- 
lichkeit,  Bedarf,  Konkurrenz,  Intelligenz  des  Gewerbetreibenden,  Betriebs- 
kapital etc.  so  erheblich,  dass  nur  eine  sehr  grosse  Zahl  von  Steuerstufen  eine 
verhältnismässige  Besteuerung  möglich  machen  könnte ;  eine  solche  ausgedehnte 
Skala  würde  indes  alle  Vorteile  des  Mittelsatzes  vernichten.  Auch  liess  man 
nicht  ausser  Acht  die  Härte,  welche  durch  Anwendung  solcher  Tarife  bei 
Vereinigung  mehrerer  Gewerbe  in  einer  Hand  entstehen  konnte.  Die  direkte 
Schätzung  schien  das  besser  Empfohlene  zu  sein  und  gemäss  den  Erfahrungen 
im  Bemburgischen  Landesteile  nach  öfteren  Revisionen  einen  genügenden  Grad 
der  Genauigkeit  zu  erreichen. 

Man  sah  davon  ab,  das  Betriebskapital  vom  Gewerbeverdienst  zu  scheiden, 
teils  weil  dies  in  den  meisten  Fällen  mit  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft sei,  teils  weil  es  in  Anbetracht  der  Gleichheit  des  Steuersatzes  für 
Zinsen  und  Gewerbeverdienst  keine  praktische  Bedeutung  gehabt  hätte.  Da- 
gegen glaubte  man  mit  Rücksicht  auf  die  Klasse  der  Handarbeiter  und  kleinen 
Professionisten  für  das  Einkommen  bis  zu  200  Thlr.  einen  geringeren  Prozent- 
satz (als  Vß)  2^  Grunde  legen  zu  müssen. 

Die  Gewerbesteuer  sollte  sich  ähnlich  wie  die  früher  in  Baden  übliche 
Erwerbsteuer  auch  auf  das  landwirtschaftliche  Gewerbe  beziehen.  Bisher  war 
der  die  Landwirtschaft  selbst  betreibende  Grundeigentümer  freigelassen  worden, 
nur  die  Pächter  hatten  in  Dessau-Cöthen  Vi"  d^r  Grundsteuer,  also  Vis  Prozent 
des  Pachtwertes,  in  Bernburg  dagegen  Vi  2  Prozent  der  wirklichen  Pacht  als  Ge- 
werbesteuer zu  entrichten.  Man  hielt  es  für  ungerecht,  dass  der  Reinertrag  eines 
und  desselben  Grundstücks  (Pachtwert  und  Gewerbeverdienst)  verschieden  be- 
steuert werde,  je  nachdem  dessen  Bewirtschaftung  durch  den  Eigentümer  oder 
durch  einen  Pächter  erfolgt.  Um  den  Ertrag  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes 
zu  fixieren,  glaubte  man  mit  Rücksicht  auf  die  in  Anhalt  gleichmässig  verbreitete 
Intelligenz  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  und  bei  der  allgemein  zur  Regel  ge- 
wordenen meistbietenden  Verpachtung  ein  gleichmässiges  Verhältnis  zur  Fläche 
und  Bonität  der  bewirtschafteten  Ländereien  annehmen  zu  dürfen ;  eine  solche 
Vereinfachung  schien  um  so  wünschenswerter,  als  eine  direkte  Schätzung  gerade 
dieser  Einkommenquelle  bei  der  häufigen  Verbindung  der  Landwirtschaft  mit 
technischen  Gewerben,  sowie  bei  selbstwirtschaftenden,  verschuldeten  Grund- 
besitzern seine  besonderen  Schwierigkeiten  dargeboten  hätte.  Nach  Massgabe 
der  milderen  Dessau-Cöthenschen  Bestimmung  wurde  der  durchschnittliche  Ge- 
werbeverdienst zu  3373  Prozent  des  Pachtwertes  der  bewirtschafteten  Grund- 
stücke angenommen,  welcher  zum  Steuersatze  von  V«  Prozent  von  je  100  Thlr. 
Pachtwert  eine  Steuer  von  1  Gr.  6  Pfg.  oder  V'o  der  Grundsteuer  ergab.  Die 
mit  der  Landwirtschaft  verbundenen  technischen  Gewerbe  sollten  ausserdem 
selbständig  besteuert  werden. 

Der  Gewerbesteuer  unterlagen,  da  sie  den  Charakter  einer  Erwerbs-  oder 
spec.  Einkommensteuer  (wie  z.  B.  die  bayerische)  hatte,  auch  die  Aerzte  und 
Rechtsanwälte,  dagegen  nicht  die  übrigen  Beamten,  für  welche  die  um  die 
Hälfte  niedrigere  Gehaltssteuer  eintreten  sollte.  In  Dessau-Cöthen  waren  diese 
Arten  des  Einkoramens  bisher  ganz  steuerfrei  gewesen,  der  neue  Satz  (Vi 2  Pro- 
zent)   war   ein   milder   und    der  in    Bemburg   übliche.     Die   bisher   im    Bern- 
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burgischen  bestandene  gänzliche  Befreiung  des  Militärs  und  der  Gensdarmerie 
von  der  Gehaltsteuer  wurde  auf  die  bei  der  Fahne  befindlichen  gemeinen  Sol- 
daten und  Unteroffiziere  beschränkt,  da  wie  die  Motive  sagen,  einerseits  kein 
Grund  vorliegen  dürfte,  einen  Unterschied  zwischen  den  Offizieren  und  den 
Civilstaatsdienern  zu  machen,  andererseits  die  der  herz.  Jägerbrigade  zugehöri- 
gen Personen  die  Eigenschaft  von  Zivilstaatsdienern  haben. 

Die  Zinsen  und  Rentensteuer  endlich  —  für  Dessau-Cöthen  ebenfalls  neu  — 
sollte  alle  Einkünfte  mit  '/s  Prozent  erfassen,  welche  von  den  übrigen  Steuern 
nicht  getroffen  waren;  es  fielen  demzufolge  nicht  bloss  Zinsen  und  Dividenden 
von  Effekten,  sondern  auch  fortlaufende  Nutzungen  von  Erbpachten,  Erbenzinsen, 
Zehnten,  Zehntrenten,  Leibrenten,  Pachterträge  aus  Gebäuden  zu  gewerblichen 
Zwecken,  welche  letztere  durch  die  Häusersteuer  nicht  getroffen  waren,  darunter. 
Auch  die  Einkünfte  von  im  Auslande  betriebenen  Gewerben,  von  im  Auslande 
belegenen  Grundstücken  und  die  von  dorther  fliessenden  Renten,  Zinsen,  Gehalte 
und  Pensionen  kamen  hier  in  Betracht,  es  sei  denn,  dass  nachgewiesen  wurde, 
dass  dieselben  im  Auslande  einer  gleichmässigen  Besteuerung  unterlagen.  Aus- 
genommen blieben  auch  diejenigen  Beträge,  welche  Besoldungsteile  von  den  der 
Gehaltsteuer  unterworfenen  Beamten  bildeten,  sowie  die  Zinsen  und  Dividenden 
von  inländischen  Aktiengesellschaften,  Gewerken  etc.,  welche  letztere  direkt  zur 
Gewerbesteuer  herangezogen  wurden ,  endlich  die  Bezüge  von  Armenunter- 
stützungen. 

Bei  sämtlichen  vorgenannten  Steuern  —  bei  der  Grundsteuer  ist  dies 
ausdrücklich  ausgesprochen  —  durften  die  Schuldzinsen  nicht  in  Abzug  kommen, 
ausgenommen  bei  der  Gewerbesteuer;  das  bedeutete  für  die  Gewerbtreibenden, 
die  Arbeiter  und  auch  für  die  Landwirte,  insoweit  sie  dieser  Steuer  unterlagen, 
eine  Erleichterung. 

Die  Feststellung  der  Erträgnisse  geschah  fast  ausschliesslich  durch 
Schätzung.  Bei  der  Grundsteuer  sollte  eine  Kommission  aus  drei  von  der 
Regierung  ernannten  ortskundigen  und  sachverständigen  Personen  den  orts- 
üblichen Pachtwert  für  jede  einzelne  Bonitätsklasse  unter  Leitung  eines  Re- 
gierungskommissars einschätzen.  Für  Feldmarken,  in  denen  eine  Separation 
noch  nicht  stattgefunden  hatte,  wurden  vorläufig  die  bisherigen  Flächen  und 
Ertragsklassen  beibehalten.  Die  Ertragsschätzung  bei  Waldungen  sollte  durch 
herzogliche  Forstbeamte,  bei  Wohnhäusern  durch  einen  Regierungskommissar 
unter  Zuziehung  des  herzoglichen  Bezirksbaubeamten  oder  zweier  verpflichteter 
Baugewerkmeister  und  unter  Beirat  des  Gemeindevorstandes,  bei  der  Gewerbe- 
kapitalrentensteuer ebenfalls  durch  einen  Regierungskommissar  unter  Zuziehung 
des  Gemeindevorstandes  und  nach  Befinden  des  letzteren  anderer  orts-  und 
sachkundiger  Personen,  bei  Gehältern  durch  einen  Regierungskommissar  auf 
Grund  amtlicher  Ermittelungen  geschehen.  Bei  der  Grundsteuer  behielt  sich 
die  Regierung  jederzeit  eine  Revision  der  Schätzungen  vor;  die  Gewerbesteuer 
war  jährlich  zu  revidieren. 

Der  Gesetzentwurf  stiess  im  Landtag  auf  grossen  Widerstand,  der 
von  den  Grossgrundbesitzern  und  Landbewohnern  (1.  und  3.  Stand)  ausging, 
während    die     Städter    (2.  Stand)    den    Entwurf    acceptieren    wollten ').     Die 


*)  Amtliche  Protokolle  des  Anhaltischen  Landtags  1865/66,  S.  lül  f.,  339  f. 
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ersteren  erblickten   in   dem  Entwurf  eine    erhebliche   Prägravation   des   Grund- 
besitzes. 

Legte  man  ein  Objekt  von  6000  Thlr.  mit  300  Thlr.  Rente  zu  Grunde, 
so  ergab  sich  folgendes  Resultat: 

1.  Landwirtschaftliche  Grundstücke  zu  Sfe  Proz.  des  Pachtwerts  =    1  Thlr.  20  Sgr., 

dazu  noch  die  Gewerbesteuer  vom  Betrieb  der  Landwirtschaft 

'iis  Proz =  —      „       5      „ 

zus.         1  Thlr.  25  Sgr. 

2.  Häuser  und  Güter  unter  V2  Morgen  \q  Proz.  des  Kapitalwerts  =1      „      —  „ 

3.  Gewerbebetrieb  \  Proz =  —      „      15  „ 

4.  Zinzen  und  Renten  i/e  Proz =  —      „      15  „ 

5.  Gehalt  etc.  i|]2  Proz =  —      „        7„  6Pfg. 

War  dem  Prozentsatz  nach  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  schon  eine 
nicht  unbeträchtlich  höhere,  so  beanstandete  man  noch  besonders  die  Zugrunde- 
legung des  Pachtwerts,  der,  wie  man  behauptete,  namentlich  da,  wo  die  Zucker- 
industrie eine  grosse  Ausdehnung  hatte,  ganz  übertrieben  hoch  sei,  wogegen  in 
Preussen  und  allerwärts  ein  Katastralreinertrag  zu  Grunde  gelegt  werde,  der  weit 
(etwa  um  ^2)  hinter  dem  wahren  Ertragswert  zurückbleibe.  Berücksichtige  man 
noch  die  Verschuldung,  so  komme  man  zu  einer  viel  höheren  Belastung  als  die 
prozentuale  darstelle ;  man  wollte  herausrechnen,  dass  der  Grundbesitz  thatsäch- 
lich  im  Vergleich  zum  Hausbesitz  mehr  als  das  dreifache,  im  Vergleich  zum 
Einkommen  aus  Gewerbe  und  Renten  mehr  als  das  zehnfache,  im  Vergleich  zu 
Gehalten  mehr  als  das  zwanzigfache  zahle.  Da  der  Grundbesitz  schon  jetzt 
^3  des  Gesamtertrages  aufbringe,  so  würde  sich,  sagte  man,  das  Verhältnis  zu 
seinen  Ungunsten  so  verschieben,  dass  es  besser  sei,  er  nehme  die  ganze  Steuer 
auf  sich,  um  nicht  dem  Scheine  Nahrung  zu  geben,  als  ob  auch  andere  Klassen 
der  Bevölkerung  zu  den  Lasten  des  Staates  beitrügen.  Die  1.  und  3.  Abteilung 
hielten  deshalb  an  dem  Einkommensteuergesetz  vom  14.  Mai  1863  fest  und 
Hessen  die  Gründe,  die  gegen  dasselbe  geltend  gemacht  wurden,  nicht  zu.  Die 
Klassen-  und  Einkommensteuer  sei  sicher  nicht  schwieriger  auszuführen  als 
etwa  die  vorgeschlagene  neue  Katastrierung.  Wenn  mit  der  Einkommen- 
steuer die  Grundsteuer  verschwinde,  so  liege  darin  nichts  Unbilliges,  da  in 
Anhalt  nie  eine  fixierte  Grundsteuer  mit  dem  Charakter  einer  festen  Rente 
bestanden,  vielmehr  je  nach  Bedarf  als  Ergänzungssteuer  mit  völlig  schwanken- 
den Sätzen,  zuweilen  gar  nicht  entrichtet  worden  sei  und  auch  nach  dem  Ein- 
kommensteuergesetz vom  14.  Mai  1863  die  Grundbesitzer  den  bei  weitem  grössei-en 
Teil  dieser  Steuer  aufbringen  würden.  Ebenso  könne  die  Behauptung,  dass  ea 
bedenklich  sei,  den  ganzen  Staatsbedarf  im  Wege  einer  Steuer  zu  beschaffen, 
nicht  schrecken,  da  der  Steuerbedarf  der  Verwaltung  ausser  den  sonstigen 
Erträgnissen  im  Verhältnis  zur  Leistungsfähigkeit  des  Landes  gering  sei. 

Die  2.  Abteilung  (Vertretung  der  Städte)  trat  für  den  Entwurf  ein.  Der- 
selbe schlage  einen  Weg  ein,  den  die  Steuergesetzgebung  bei  der  Vereinigung 
des  Cöthenschen  Landesteiles  mit  dem  Dessausischen  gegangen  sei.  Das  Gesetz 
vom  14.  Mai  1863  sei  noch  nicht  ausgeführt,  es  sei  vielmehr  von  einem  neuen 
Gesetz  abhängig,  dessen  Zustandekommen  ganz  dieselben  Interessenfragen  auf- 
werfe, da  es  sich  darum  handele,  welche  Steuern  und  in  wie  weit  sie  durch 
die  Einkommensteuer  abgeschafft  werden  sollen.     Dem  Entwurf  liege  aber  auch 
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ein  richtiges  Prinzip  zu  Grunde,  indem  es  politisch  und  wirtschaftlich  ange- 
messen erscheine,  den  Grundbesitz  stärker  zu  belasten.  Es  widerspreche  gewiss 
der  Gerechtigkeit  nicht,  wenn  die  Staatslasten  nach  demselben  Massstabe  verteilt 
würden,  nach  welchem  die  Teilnahme  am  Staate  geordnet  sei.  Die  Anhaltische 
Verfassung  lege  dem  Grundbesitzer  vorwiegend  politische  Rechte  bei.  In  den 
Dorfgemeinden  sei  Grundbesitz  Bedingung  und  Erfordernis  der  Teilnahme  an  der 
Gemeindeverwaltung  und  selbst  in  den  Städten  sollten  die  Stadtverordneten  zur 
Hälfte  aus  Grundbesitzern  bestehen.  Der  Grundbesitz  der  ländlichen  Gemeinden 
und  der  Rittergüter  bilde  die  Land  es  Vertretung  zu  ^js  Anteilen.  Es  sei  billig, 
dass  die  Staatslasten  nach  einem  analogen  Verhältnis  festgestellt  würden. 
Während  sich  eine  gleiche  Einkommensteuer  für  eine  demokratische  Verfassung 
empfehle,  werde  sich  die  ständische  Vertretung  mit  vorwiegender  Repräsentation 
der  Grundbesitzes  kaum  der  Grundsteuer  als  wesentlicher  Grundlage  des  ganzen 
Steuersystems  entziehen  können.  Im  Bernburgischen  Landesteil  sei  dieses  Prin- 
zip durchgeführt,  gleichwohl  bleibe  auch  dort  der  ländliche  Grundbesitz  noch 
weit  hinter  dem  durch  die  politische  Verfassung  vorgezeichneten  Ideale  des 
Besteuerungsmassstabes  zurück.  Es  trügen  zur  Kriegssteuer  bei  Aecker  und 
Wiesen  55  Prozent,  Häuser  13,  Gärten  IV2,  die  Gewerbe  17,  landwirtschaftliche 
Pachtungen  3,  Gehalte  4V2,  Renten  6  Prozent.  Dazu  komme,  dass  nicht  nur  eine 
ganze  Anzahl  von  erheblichen  Ausgabepositionen  der  Landwirtschaft  vorzugs- 
weise zuflösse  (10,000  Thlr.  für  Generalkommission,  12,000  Thlr.  für  Land- 
gestüt, 130,000  Thlr.  für  Wegebau  und  Wegeunterhaltufig),  sondern  dass  der 
Staat  auch  bei  Ablösung  der  Gefälle  und  Abgaben  zu  Gunsten  der  Grund- 
besitzer grosse  Opfer  gebracht  habe.  Auch  wirtschaftlich  sei  die  höhere 
Besteuerung  des  Gi-undbesitzes  gerechtfertigt;  der  Grund  und  Boden  sei  steuer- 
kräftiger als  alles  übrige  Einkommen;  der  persönliche  Arbeitsverdienst  sei 
unfundiert;  das  Gewerbe  gewähre  einen  weniger  sicheren  Verdienst  als  der 
Grundbesitz ').  Renten  und  Zinsen  hätten  mit  dem  Einkommen  aus  Grund 
und  Boden  zwar  die  Sicherheit  gemein,  aber  die  Entwicklung  ihres  Er- 
trages stehe  im  umgekehrten  Verhältnisse  zu  dem  Einkommen  aus  Grund 
und  Boden.  Der  Wert  des  Kapitals  vermindere  sich,  der  Wert  des  Grund 
und  Bodens  dagegen  hebe  sich,  unabhängig  von  jeder  persönlichen  Thätig- 
keit  des  Grundbesitzers,  lediglich  durch  die  gesellschaftliche  Entwicklung  und 
die  staatlichen  Aufwendungen.  Es  sei  deshalb  angemessen,  wenn  die  steigende 
Grundrente  durch  eine  besondere  Grundsteuer  vor  allen  übrigen  Einkommen 
getroffen  werde.  Es  sei  wenig  wahrscheinlich ,  dass  die  Käufer  auf  die  be- 
stehende Grundsteuer  keine  Rücksicht  genommen  hätten.  Würde  man,  wie 
es  bei  der  Einkommensteuer  der  Fall,  die  Grundsteuer  gegen  ihren  bisherigen 
Betrag  erheblich  herabsetzen,  so  mache  man  denjenigen  Grundbesitzern,  welche 
mit  Rücksicht  auf  die  bestehende  Steuer  gekauft  hätten,  ausser  dem  Geschenke 
der  günstigen  Konjunktur  noch  ein  zweites  Geschenk  auf  Kosten  der  übrigen 
Steuerzahler.  Andererseits  müsse  es  doch  ein  erstaunlich  drückender  Zustand 
werden,  wenn  man  das  Kapital  und  die  Gehalte,  die  bisher  im  Dessau-Cöthen- 
schen  steuerfrei  gewesen  seien  und  das  Gewerbe,  das  niedrige  Steuermaxima 
gehabt,  sofort  zu  demselben  Prozentsatz  zur  Steuer  heranzöge,  wie  Grund  und 


1)  Man  beachte,  es  war  1866. 
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Boden ').  Endlich  habe  man  gerade  bei  der  Einkommensteuer  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  das  Einkommen  in  den  Städten  und  von  dem  Gewerbe  viel  ge- 
nauer und  sicherer  getroffen  werde,  als  das  Einkommen  aus  dem  Grundbesitze 
und  auf  dem  platten  Lande.  Wolle  man  nun  auch  noch  das  städtische  Ein- 
kommen zu  demselben  Prozentsatze  heranziehen,  wie  das  Einkommen  aus  dem 
Grund  und  Boden,  so  würde  man  das  nicht  fundierte  Einkommen,  den  schwe- 
reren und  unsicheren  Verdienst  härter  besteuern  als  das  Einkommen  aus  er- 
erbtem und  festbegründetem  Besitz. 

Selbstverständlich  blieb  auch  die  Regierung  nicht  müssig,  um  ihren  Ent- 
wurf zu  verteidigen.  Sie  betonte,  der  Entwurf  wolle  keine  Prägravation  des 
■Grundbesitzes,  sondern  schliesse  sich  an  das  dermalige  Verhältnis  möglichst  an. 
Bisher  habe  der  Grundbesitz  in  Dessau-Cöthen  7»  der  Grundrente  als  Steuer- 
simplum  entrichtet,  das  sei  auch  im  Entwurf  festgehalten,  für  Dessau-Cöthen 
ergebe  sich  keine  Steigerung,  wohl  aber  für  Bernbuig  eine  Ermässigung  von 
7«  Prozent  auf  V».  Nach  dieser  Seite  könne  also  eine  Beanstandung  kaum  er- 
folgen. Wenn  man  nun  die  Ertragsfeststellung  selbst  —  als  letzte  Ursache  der 
Prägravation  —  bemängele,  so  müsse  der  Pachtwert  doch  als  Repräsentant  des 
wahren  Ertragswertes  angesehen  werden.  Wenn  vereinzelt  hochgeschraubte  Pacht- 
preise beobachtet  würden,  so  sei  es  nicht  Absicht  der  Regierung,  gerade  diese 
als  Norm  zu  Grunde  zu  legen,  wie  dies  ja  auch  bei  Gewerben,  Zinsen,  Renten 
nicht  geschehe  und  nicht  möglich  sei.  Der  ortsübliche  d.  h.  ein  angemessener, 
leidlicher  und  andauernder  Pachtwert  solle  die  Unterlage  bilden,  wie  dies  auch 
in  Bernburg  geschehen  sei,  ohne  zu  Klagen  zu  führen.  Doch  man  sei  in  dieser 
Beziehung  nicht  halsstarrig,  wenn  der  Landtag  es  wünsche,  könne  man  die  Grund- 
steuer auch  vom  Reinertrag  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  berechnen  in 
dem  Sinne,  dass  der  Reinertrag  die  Grundrente  und  den  landwirtschaftlichen  Ge- 
werbeverdienst umfasse,  also  eine  eigene  landwirtschaftliche  Gewerbsteuer  weg- 
falle. Jedenfalls  sei  unrichtig,  dass  die  Besteuerung  der  Grundbesitzer  in  Anhalt 
eine  höhere  sei  und  werde  als  in  Preussen,  wo  sie  8  Prozent  des  Reinertrages 
betrage,  während  in  Anhalt  bei  zwölf  Steuereinheiten,  die  nur  zur  Erhebung 
gelangten,  erst  6^3  Prozent  sich  ergäben^).  Der  Reinertrag  bewege  sich  aber 
in  Preussen  für  Boden  erster  und  zweiter  Klasse  zwischen  6\'2  und  10  Thlr.; 
•der  bisherige  Maximalsatz  von  5  Thlr.  pro  Morgen  Acker  in  Anhalt  sei  dagegen 


1)  In  Bemburg  würde  sich  ungefähr  folgende  Verschiebung  geltend  gemacht  haben : 
Die  Grundbesitzer  hätten  statt  38,000  Thlr.  17,111  Thlr. 


Häuser 

n 

„ 

9,100      „ 

8,089 

„ 

Gärten 

„ 

„ 

1,050       , 

467 

„ 

Gewerbe 

„ 

„ 

11,900       , 

,       19,833 

n 

Pachtungen 

„ 

„ 

2,100       „ 

7,000 

„ 

Gehalte 

„ 

„ 

3,150       , 

,       10,500 

„ 

Renten 

„ 

„ 

4,200       , 

7,000 

„ 

70,000  Thlr.  70,000  Thlr. 
gezahlt.    Dies  Resultat  ergibt  sich,  wenn  man  die  Steuerprozentsätze  kapitalisiert  und  für  daa 
80  gewonnene  Einkommen  einen  gleichen  Steuerfuss  anlegt. 

2)  Von  anderer  Seite  wurde  festgestellt,  dass  in  Preussen  an  Grundsteuer  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  24  Sgr.  aufgebracht  wurden,  wozu  noch  die  Klassen-  und  Einkommensteuer  kommt, 
in  Württemberg  14  Sgr.,  in  Baden  17  Sgr.,  in  Oesterreich  20  Sgr.,  in  Braunschweig  über  1  Thlr., 
in  Anhalt  dagegen  bei  voller  Hebung  18  Sgr.  6  Pfg.,  wovon  aber  bisher  niemals  über  die 
üälfte,  nämlich  nie  über  9  Sgr.  3  Pfg.  wirklich  zur  Hebung  gelangten. 
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nicht  mehr  zutreffend,  dadurch  werde  der  geringere  Boden  nur  überlastet.  Imn 
übrigen  bleibe  das  Hauptziel,  dass  die  Grundsteuer  für  Aecker,  Wiesen,  Forsten^ 
und  Häuser  wie  bisher  66^/3  Prozent  des  Gesamterträgnisses  aufbringe. 

Im  Verlauf  der  Debatte  gab  sich  die  Aussicht  auf  das  Zustandekommen 
eines  Kompromisses  zu  erkennen,  der  dann  auch  in  den  Abteilungen  versucht 
und  erreicht  wurde.  Die  zweite  und  dritte  Abteilung  konnten  zufrieden  sein,  sie 
hatten  viel  erreicht. 

1.  Es  wurde  der  Pachtwert  fallen  gelassen  und  statt  dessen  der  Rein- 
ertrag, den  Kommissionen  zu  schätzen  hatten  (§  12),  der  aber  in  den  Grenzen  von 
5  Gr.  bis  200  Gr.  pro  Magdeburger  Morgen  bleiben  musste,  zu  Grunde  gelegt. 
Die  landwirtschaftliche  Gewerbesteuer  wurde  nicht  in  den  Reinertrag  eingerechnet 
(§  7,  Abs.  4). 

2.  Von  etwaigen  Revisionen  ist  keine  Rede  mehr,  das  Kataster  wird 
stillschweigend  als  ein  stabiles  betrachtet,  während  bei  Gewerbe,  Zinsen  jähr- 
lich die  Einschätzung  revidiert  werden  muss. 

3.  Statt  ^/9  =  ^"/se  Prozent  wurde  als  Steuersatz  nur  V-»  =  7»6  Prozent 
gewählt,  was  eine  Ermässigung  um  mehr  als  die  Hälfte  bedeutete.  Nun  wurden 
zwar  auch  die  Sätze  für  die  anderen  Steuerquellen  modifiziert,  aber  keiner  in 
so  starkem  Verhältnis.     Der  Satz  wurde  ermässigt 

bei  Wohnhäusern  von V«o  ^^f  ^ji2o  Prozent  des  Kapitalwerts, 

„    Gewerbe-   und  Arbeitsverdienst, 

Kapitalzinsen  etc.  von      .     .     .     Ve    ^-uf  V«  »  »  » 

,    Gehältern  von V12  auf  Vis         «  „  ,  ^). 

Doch  gelang  es,  eine  äussere  Schranke  zu  ziehen  für  den  Fall,  dass  diese 
Sätze  eine  völlige  Verschiebung  der  bisherigen  Steuerlast  bedeuten  sollten,  der 
Grundbesitz  (ohne  Häuser)  sollte  45,  die  übrigen  Einkommensquellen  55  Prozent 
des  Gesamtsolls  tragen  ^).  Dies  Verhältnis  wurde  in  §  10  festgelegt.  Ergab  die  An- 
legung der  einzelnen  Prozentsätze  eine  andere  Anteilnahme  der  beiden  genannten 
Steuergruppen  am  Gesamtsteuerertrag,  so  sollten  in  der  zweiten  Gruppe  die  Steuer- 
sätze so  geändert  werden ,  dass  man  dem  Verhältnis  von  45 :  55  nahe  komme. 
Im  übrigen  entsprach  das  Gesetz  dem  Entwurf,  nur  bezüglich  der  Ein- 
schätzung und  deren  Organe  wurden  einige  Aenderungen  noch  vorgenommen, 
wie  aus  dem  folgenden  Wortlaut  des  Gesetzes  hervorgeht. 

Gesetz  (Nr.  100  der  Gesetz-Sammlimg), 

die  Einführung  einer  neuen  Ergänzungssteuer  für  das  Herzogtum  Anhalt 

betreffend.    (Vom  24.  April  1866.) 

Wir,  Leopold  Friedrich,  von  Gottes  Gnaden  Herzog  von  Anhalt  etc.,  verordnen 
zur  Herstellung  einer  gleichmässigen  Besteuerung  in  den  verschiedenen  Landesteilen  unter 
Zustimmung  des  Landtags,  was  folgt: 


1)  Der  Antrag  eines  Abgeordneten ,  nur  die  Gehälter ,  Wartegelder  und  Pensionen  bis 
zu  300  Thlr.  mit  1/15,  die  übrigen  gleich  den  Gewerben  mit  ^k  Prozent  zu  besteuern,  wurde  ab- 
gelehnt. 

2)  Das  frühere  Bemburger  Verhältnis  wurde  damit  gerade  umgekehrt,  indem  dort  vor- 
her der  Grund  und  Boden  55  Prozent,  die  übrigen  Einkommensquellen  inkl.  der  Häuser  45  Pro- 
zent der  Gesamtlast  trugen. 
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§  1. 

Die  „Grand-  und  Gewerbesteuer  und  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer",  welche  bisher  in 
den  Dessau-Cöthenschen  Landesteilen  erhoben  worden  sind,  sowie  die  im  vormaligen  Herzog- 
tum Anhalt-Bernburg  erhobene  „Kriegssteuer"  kommen  in  Wegfall,  und  tritt  an  die  Stelle  der- 
selben für  das  ganze  Herzogtum  eine  gleichmässige  Ergänzungssteuer,  welche  nach  den 
folgenden  Kategorien  und  Sätzen  zu  erheben  ist. 

Diese  Ergänzungssteuer  wird  nach  dem  Bedarf  erhoben. 

Es  sind  stets  nur  volle  Steuereinheiten  zu  entrichten  und  wird  deren  Anzahl  bei  Fest- 
stellung des  jedesmaligen  Finanzetats  bestimmt  und  zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht. 

Wo  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  an  die  Stelle  der  alten  Landsteuem  und  Quarten  ge- 
treten ist,  bleibt  der  Erlass  eines  die  Entschädigungsfrage  regelnden  Gesetzes  vorbehalten. 

I.    Von  der  Steuer  aus  dem  Grundeinkommen. 

§  2. 
Steuer  von  landwirtschaftlichen  Grundstücken. 
Von  Aeckem,  Wiesen,  Pflanzungen  und  Hutungen  wird  zu  jeder  Steuereinheit  Vi  Pro- 
zent des  ermittelten  Reinertrags  erhoben ;  bei  Feststellung  des  letzteren  ist  weder  auf  Lasten, 
Zehnten,  Servituten,  Abgaben  oder  Schulden  Rücksicht  zu  nehmen,  noch  ein  Unterschied 
zwischen  freien  Eigentums-  oder  Lehns-,  Erbenzins-,  Erbpacht-  und  Laassgrundstücken  zu 
machen. 

Der  Katastral-Reinertrag  soll  nicht  über  200  Sgr.  und  nicht  unter  5  Sgr.  für  den  Magde- 
burger Morgen  betragen. 

§  3. 
Steuer  von  Gärten. 
Gärten  bei  Wohnhäusern  bis  zur  Grösse  von  i-2  Morgen  werden  mit  den  Häusern  ge- 
schätzt und  zur  Häusersteuer  herangezogen;   alle  übrigen  Gärten   sind  als  Acker,  Wiese, 
Pflanzung  oder  Hutung  zu  schätzen  und  bei  wirklicher  Gartennutzung  mit  ^2 ,  sonst  aber  mit 
Vi  Prozent  des  ermittelten  Reinertrags  zu  jeder  Einheit  heranzuziehen i). 

§  4. 
Steuer  von  Forsten. 
Waldimgen  und  Holzungen  haben  zu  jeder  Einheit  V^  Prozent  des  landwirtschaftlichen 
Reinertrags  (§  2)  zu  steuern. 

§  5. 
Steuer  von  Häusern. 
Von  Wohnhäusern  nebst  Zubehör,  als  Waschhäuser,  Holz-  und  Kohlenställe  etc.,  mit 
Einschluss  der  Hausgärten  bis  zur  Grösse  von  V^  Morgen  wird  zu  jeder  Steuereinheit  i|i2o  Pro- 
zent 2)  des  ortsüblichen  Kapitalwertes  erhoben. 

Die  zum  Betriebe  von  Gewerben  dienenden  Gebäude,  als  Scheunen,  Viehställe,  Getreide- 
böden, Niederlagen,  Fabrikgebäude  etc.  werden  zu  dieser  Steuer  nicht  herangezogen. 

§  6.3) 
Befreiungen. 

Von  der  nach  §  2  bis  5  zu  erhebenden  Steuer  bleiben  nur  die  im  Privatbesitz  von 
Mitgliedern  des  Herzoglichen  Hauses  befindlichen  oder  zum  Staatsvermögen  gehörigen  Grund- 
stücke ,  sowie  die  zu  einem  öff'entlichen  Zwecke  oder  Gebrauche  bestimmten  Gebäude  befreit ; 
alle  übrigen ,  bisher  stattgehabten  Steuerbefreiungen ,  mögen  sie  auf  besonderen  Rechtstiteln 
benihen  oder  nicht,  werden  bezüglich  dieser  Steuer  aufgehoben. 

Jedoch  soll  denjenigen  Eigentümern  von  Grundstücken,  welche  durch  einen  speziellen 
Rechtstitel,  insbesondere  durch  ausdnicklich  erteilte  Privilegien  die  Befreiung  von  Steuern 
rechtsgültig  erworben  haben,  eine  angemessene  Entschädigung  gewährt  werden,  und  bleibt  der 
Erlass  eines  die  Entschädigungsfrage  regelnden  Gesetzes  vorbehalten. 


1)  S.  unten  §  2  des  Gesetzes  v.  15.  Juli  1871.    S.  427. 

2)  S.  unten  Gesetz  v.  1.  März  1868.    S.  433. 

3)  S.  unten  §  l  des  Gesetzes  v.  9.  April  1878.    S.  435. 
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II.    Von  der  Steuer  aus  dem  persönlichen  Einkommen. 

§  7  1). 

Gewerbesteuer. 

Der  Gewerbesteuer  unterliegen  alle  Staatsangehörige  und  Auswärtige,  welche  aus  dem 

Betriebe  eines   Gewerbes    (einschliesslich    des    landwirtschaftlichen)    oder    aus    ihrer  Arbeit, 

namentlich  auch  aus  Privat dienstverhältnissen  im  Inlande,   ein  Einkommen  über  50  Thlr. 

jährlich  beziehen,  gleichviel  ob  es  physische  oder  juristische  Personen  sind. 

Vom  Gewerbe-  oder  Arbeitsverdienste  ist  zu  jeder  Steuereinheit  i/s  Prozent  zu  ent- 
richten, falls  solcher  den  jährlichen  durchschnittlichen  Betrag  von  300  Thlr.  übersteigt. 
Ein  Verdienst  von 

51—100  Thlr.  ist  mit  1  Sgr.    3  Pfg., 
101—150      „       „     „     2    „        6     „ 
151—200       „        „      „     b     „       —      „ 
201—300       „        „      „      7     „         6      „ 
zu  jeder  Einheit  zu  besteuern. 

Die  Zinsen  für  das  im  Gewerbebetriebe  stehende  oder  umlaufende  Kapital  sind  als  Teil 
■des  Gewerbeverdienstes  zu  betrachten,  falls  sie  dem  Gewerbetreibenden  selbst  zufliessen. 

Das  landwirtschaftliche  Gewerbe  unterliegt  der  Gewerbesteuer  nur  insoweit,  als  das- 
•selbe  nicht  vom  Grundbesitzer  selbst  oder  für  dessen  Rechnung  betrieben  wird.  Dagegen  sind 
technische,  mit  der  Landwirtschaft  verbundene  Gewerbe,  als  Brennereien,  Brauereien  und  der- 
gleichen in  jedem  Falle  zur  Gewerbesteuer  heranzuziehen. 

§8  1). 
Zinsen  und  Rentensteuer. 

Zinsen  von  kündbaren  Kapitalien,  durchgehend  zu  4  Prozent  gerechnet,  die  Zinsen 
von  unkündbaren  Kapitalien,  Zinsen  und  Dividenden  von  Efiekten,  fortlaufenden  Nutzungen 
von  Erbpachten,  Erbenzinsen,  Zehnten,  Zehntrenten,  Leibrenten,  Pacht  für  vennletete  Ge- 
bäude zu  gewerblichen  Zwecken,  sowie  überhaupt  alle  Einkünfte,  welche  nicht  der  Grund-, 
XJewerbe-  oder  Gehaltssteuer  unterliegen,  beziehentlich  nicht  aus  dem  Auslande  herfliessen 
und  idort  bereits  mit  einer  gleichartigen  Steuer  belegt  sind ,  sämtlich  nach  dem  wirklichen 
durchschnittlichen  Ertrage  berechnet,  werden  mit  i/g  Prozent  zu  jeder  Einheit  besteuert. 

Bilden  dergleichen  Einkünfte  Teile  von  der  Gehaltssteuer  unterworfenen  Besoldungen, 
so  sind  dieselben  zur  Gehaltssteuer  heranzuziehen. 

Zinsen  und  Dividenden  von  inländischen  Aktiengesellschaften,  welche  letztere  bereits 
•direkt  zur  Gewerbesteuer  nach  §  7  herangezogen  sind,  bleiben  von  der  Zinsen-  und  Renten- 
steuer frei  2).  Ebenso  werden  Armenunterstützungen  und  sonstige  Bezüge  aus  öffentlichen 
Kassen  oder  milden  Stiftungen  etc.  unter  50  Thlr.  jährlich  nicht  zur  Steuer  herangezogen. 

§9. 
Gehaltssteuer. 

Von  den  Gehalten,  Wartegeldern  und  Pensionen  der  Herzoglichen  Zivil-  und  Militär- 
"beamten,  der  Herzoglichen  Diener,  der  im  Inlande  angestellten  Königlich  Preussischen  Post- 
und  Telegraphenbeamten,  »der  Kommunalbeamten  und  der  inländischen  Geistlichen,  Kirchen- 
diener und  Schullehrer,  so  wie  von  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen  wird  1/15  Prozent  zu 
jeder  Steuereinheit  erhoben. 

Gehalte  etc.  unter  50  Thlr.  bleiben  von  der  Steuer  gänzlich  frei.  Ebenso  sind  die  Ge- 
haltsteile,  welche  in  den  Nutzungen  inländischer,  zur  Grundsteuer  herangezogenen  Grundstücke 
bestehen,  mit  Gehaltssteuer  nicht  zu  belegen. 

Die  bei  der  Fahne  befindlichen  Unteroffiziere  und  gemeinen  Soldaten  und  andere 
Militärpersonen  gleichen  Grades  unterliegen  in  Ansehung  des  Soldes  und  der  Löhnung  dieser 
Steuer  nicht. 


1)  S.  unten  Gesetz  v.  1.  März  1868  u.  §  2  des  Gesetzes  v.  9.  April  1878.  S.  433  und  434 

2)  S.  unten  Gesetz  v.  9.  April  1878.    S.  435. 
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§  10. 
Den  vorstehend  (§  2  bis  9)  normierten  Prozentsätzen,  nach  welchen  die  verschiedenen 
Objekte  zur  Steuer  herangezogen  werden  sollen,  Uegt  die  Annahme  zu  Grunde,  dass  möglichst 
annähernd  die  in  §  2  bis  4  genannten  Liegenschaften  45  Prozent,  die  sämtlichen  übrigen  Steuer- 
objekte dagegen,  wie  solche  in  §  5  bis  9  aufgeführt  sind,  55  Prozent  des  gesamten  Steuersolls 
aufzubringen  haben.  Würde  sich  bei  der  ersten  Veranlagung  der  neuen  Steuer  ein  anderes 
Verhältnis  zwischen  den  Erträgen  der  einander  vorstehend  gegenüber  gestellten  Steuerkate- 
gorien ergeben,  so  soll  dieses  Gesetz  einer  Revision  unterzogen  und  hierbei  eine  dem  obigen 
Verhältnis  entsprechende  Abänderung  der  Prozentsätze  für  die  letztere  Steuerkategorie  (§  5 
bis  9)  herbeigeführt  werden. 

III.    Von  der  Veranlagung  der  Steuer. 

§  u. 
A.    Steuer  von  Liegenschaften.    Klassifikation. 
Die  Verteilung  der  Grundsteuer  erfolgt  nach  folgenden  10  Klassen: 

1.  Klasse  200  Sgr.  Katastralertrag  für  den  Magdeburger  Morgen  und  darüber  tf  Pfg.  zur  Einheit, 

2.  „        175—200  Sgr.  excl.  Katastralertrag  pro  Mrg.  ö^ii  Pfg.  zur  Einheit, 

«  n        41/2      „  „ 

n  I)  II  n        3^.4      n  II  II 

n  n  iiii"iiiii» 

n  n  n  n        ^^k      n  n  n 

„  II        1'2      .  r, 

3„      . 


Erträge  unter  5  Sgr.  pro  Morgen  bleiben  von  dieser  Steuer  frei  i). 


Einschätzung. 
An  der  Spitze  des  Einschätzungsverfahrens  steht  ein  von  Unserem  Staatsministerium 
zu  ernennender  Generalkommissarius  für  das  ganze  Herzogtum,  und  werden  für  die  einzelnen 
Kreise  Kommissionen  unter  dem  Vorsitze  von  Regierungskommissarien  gebildet,  zu  welchen 
von  Unserer  Regierung  3  sachverständige  Mitglieder  ernannt,  3  weitere  Mitglieder  aber  aus  der 
Zahl  der  Steuerpflichtigen  selbst  von  den  Rittergutsbesitzern,  Bürgermeistern  und  Ortsschulzen 
des  betreffenden  Kreises  gemeinschaftlich  gewählt  werden. 


3. 

„ 

150—175 

4. 

„ 

125—150 

5. 

„ 

100—125 

6. 

„ 

75—100 

7. 

„ 

50—  75 

8. 

„ 

25—  50 

9. 

„ 

121:2-25 

10. 

„ 

5-121 2 

i 


1)  Durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1871  (Nr.  265)  wurden  die  Klassen  nach  Hektaren  fest- 
gestellt und  bestimmt,  dass  bei  Neueinschätzungen  vom  1.  Januar  1872  diese  zu  Grunde  zu 
legen  seien;  von  demselben  Zeitpunkte  ab  sollten  bei  Neueinschätzungen  Hausgärten  zur 
Grundsteuer  oder  zur  Häusersteuer  herangezogen  werden,  je  nachdem  deren  Flächeninhalt  die 
Grösse  von  Vs  Hektar  übersteigt  oder  nicht.  Mit  dem  Eintritt  der  neuen  Währung  war  eine 
abermalige  Modifikation  notwendig;  das  Gesetz  vom  28.  Oktober  1874  bestimmt  im  §  1: 

Vom  1.  Januar  1875  ab  erfolgt  die  Verteilung  der  Grundsteuer  bei  der  Steuereinschätzung 
von  Liegenschaften  zur  Ergänzungssteuer  nach  folgenden  10  Klassen : 

1.  Klasse  80  M.  Katastralertrag,  für  den  Hektar  und  darüber  20      Pfg.  zur  Einheit, 

2.  „       70—80  M.  excl.  Katastralertrag,  für  den  Hektar  171/2     „       v         „ 

„         r              n  15             „          r              „ 

.         n              .  12'/2        .          „ 

»        n             n  10            „          ,             , 

„        „             .  71!2       .          . 

n                        n                         »nn  5„„„ 

„         1              .  21/2        «          n              „ 

n  n  nn»  >2»ii> 

Erträge  unter  2  M.  für  den  Hektar  bleiben  von  der  Steuer  frei. 
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3. 

„ 

60—70 

4. 

„ 

50—60 

5. 

„ 

40—50 

6, 

„ 

30—40 

7. 

„ 

20—30 

8. 

„ 

10—20 

9. 
LO. 

" 

5—10 
2-  5 
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Diese  Kommissionen  schätzen  für  jede  einzelne  Feldmark  unter  Zuziehung  des  Orts- 
vorstandes  oder  sonstiger  ortskundiger  Personen  aus  der  betreffenden  Gemeinde  die  sämtlichen 
in  der  Feldmark  belegenen  nutzbaren  Grundstücke  an  Aeckern,  Wiesen,  Pflanzungen,  Hutungen, 
Gärten  und  Holzungen,  in  die  einzelnen  in  §  11  bezeichneten  Steuerklassen  ein  und  wird 
danach  das  Ortsgrundsteuerkataster  aufgestellt. 

Wo  Separationen  bereits  stattgefunden  haben,  sind  bei  diesem  Geschäft  die  vorhandenen 
Vermessungs-  und  Bonitierungsresultate  zu  benutzen. 

§  13. 
B,    Häusersteuer. 

Die  Abschätzung  der  Häuser  zu  dem  ortsüblichen  Kapitalwerte  (§  5)  erfolgt  ebenfalls 
durch  Kommissionen,  welche  für  die  einzelnen  Kreise  in  der  in  §  12  bezeichneten  Weise  aus 
mit  den  bezüglichen  Wertsverhältnissen  vertrauten  Personen  gebildet  werden.  Diese  Kom- 
missionen schätzen  die  steuerpflichtigen  Gebäude  in  den  einzelnen  Ortschaften  unter  Zuziehung 
des  Gemeindevorstandes  oder  anderer  ortskundiger  Personen  aus  der  betreffenden  Gemeinde 
ab,  und  wird  jedes  eingeschätzte  Gebäude  besonders  in  das  Häuserkataster  des  Orts  einge- 
tragen. 

Die  in  den  Brandkatastem  vorhandenen  Taxen  von  Baugewerksmeistem  können  bei 
diesem  Geschäft  benutzt  werden,  sind  aber  für  die  Abschätzung  nicht  massgebend. 

§  14  1). 
G.    Gewerbesteuer. 

Die  Einschätzung  der  Gewerbesteuer  geschieht  durch  einen  Regierungskommissarius 
unter  Zuziehung  des  Gemeindevorstandes  und  anderer  orts-  und  sachkundiger  Personen,  welche 
in  den  Städten  von  den  Gemeinderäten  zu  wählen  sind.  Diese  Einschätzung  ist  alljährlich  in 
gleicher  Weise  zu  revidieren. 

Die  Veranlagung  geschieht  nach  Haushaltungen,  zu  welchen  der  Hausherr,  beziehungs- 
weise die  Hausfrau  mit  ihren  Angehörigen,  denen  sie  Wohnung  und  Unterhalt  geben,  zu 
rechnen  sind.  Gewerbegehilfen ,  Dienstboten  und  alle  sonstige  Personen ,  die  mit  Gehalt  oder 
Lohn  zu  Dienstleistungen  angenommen  sind,  sowie  Kostgänger  werden  nicht  zu  den  An- 
gehörigen einer  Haushaltung  gezählt,  sind  vielmehr  gleich  allen  übrigen  selbständigen  Ge- 
werbetreibenden und  Arbeitern  zur  vollen  Gewerbesteuer  in  der  Art  heranzuziehen ,  dass  die 
Gewerbetreibenden  für  ihre  unverheirateten  Gesellen  oder  Gehilfen,  Dienstherrschaften  für  die 
in  ihrem  Lohn  und  Brot  stehenden  Personen  die  Steuer  vorbehaltlich  des  Regresses  zu  ent- 
richten haben. 

§  15. 
D.    Zinsen-  und  Rentensteuer. 

Die  Veranlagung  der  Zinsen  und  Rentensteuer  erfolgt  nach  den  Bestimmungen  des 
§  14  alinea  1. 

§  16. 
E.    Gehaltssteuer. 

Die  Veranlagung  der  Gehalte  geschieht  durch  einen  Regierungskommissar  auf  Grand 
amtlicher  Ennittlungen. 

Unsere  sämtlichen  Behörden ,  sowie  die  Gemeindevorstände  sind  verbunden ,  Unserer 
Regierung,  Abteilung  für  Finanzen,  auf  Erfordern  desfallsige  Auskunft  zu  erteilen. 

§  17. 
Reklamationen. 
Die  Steuerlisten   sind  nach  der  Aufstellung  14  Tage  lang  zur  Einsicht  der  Steuer- 
pflichtigen auszulegen.    Von  späteren  Abänderungen  der  Steuerveranlagung  ist  der  Betroffene 
schriftlich  in  Kenntnis  zu  setzen. 

Reklamationen  gegen  die  Abschätzung  sind  innerhalb  einer  ausschliesslichen  Frist  von 
4  Wochen  vom  letzten  Tage  der  Auslegung  der  Steuerrollen ,  beziehentlich  von  der  Benach- 


>)  S.  unten  §  3  des  Gesetzes  v.  9.  April  1878.    S.  436. 
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richtigung  des  Steuerpflichtigen  über  seine  Einschätzung  ab  gerechnet,  anzubringen  und  an 
die  zu  bildende  Reklamationskommission  zu  richten,  welche  in  Unserer  Haupt-  und  Residenz- 
stadt Dessau  ihren  Sitz  haben  wird. 

Auch  infolge  eingetretener  Grundstücksdeteriorationen  sind  Reklamationen  gegen  die 
Steuerveranlagung  der  Grundstücke  zulässig. 

Die  Reklamationskommission  soll  aus  7  Mitgliedern  bestehen,  von  denen  4  von  Unserem 
Staatsministerium  ernannt,  3  aber  von  dem  ständischen  Ausschusse  gewählt  werden.  Den  Vor- 
sitzenden wird  Unser  Staatsministerium  aus  diesen  7  Mitgliedern  ernennen. 

Die  Mitglieder  der  Reklamationskommission  haben  ihre  Stellung  als  ein  Ehrenamt  an- 
zusehen und  erhalten  nur  die  baren  Auslagen  erstattet. 

Zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse  ist  die  Gegenwart  von  mindestens  fünf  Mitgliedern 
erforderlich. 

Die  Beschlüsse  werden  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst.  Bei  Stimmengleich- 
heit entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  In  letzterem  Falle  ist  gegen  die  Entscheidung 
der  Reklamationskommission,  welche  sonst  endgültig  beschliesst,  der  Rekurs  an  Unser  Staats- 
ministerium zulässig;  derselbe  ist  binnen  10  Tagen,  von  Eröffiaung  der  Bescheidung  an  gerechnet, 
bei  der  Reklamationskommission  anzumelden. 

Auch  die  Vorsitzenden  der  Kreiseinschätzungskommissionen  (§  12  und  13)  sind  befugt, 
gegen  die  Einschätzungen  der  Kommission  Widerspruch  zu  erheben  und  die  Entscheidung  der 
Eeklamationskommission  anzurufen. 

Die  Zahlung  der  Steuern  darf  durch  die  Reklamation  nicht  aufgehalten  werden;  es 
wird  aber,  falls  durch  Entscheidung  der  Reklamationskommission  eine  Herabsetzung  der  ver- 
anlagten Steuer  eintritt,  der  seit  Anbringung  der  Reklamation  zu  viel  erhobene  Steuerbetrag 
zurückgezahlt. 

IV.    Allgemeine  Bestimmungen. 

§  18. 
Aufhebung  der  entgegenstehenden  Gesetze. 
Von  dem  Zeitpunkte  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  ab  werden  alle  in  den  verschiedenen 
Landesteilen  bestehenden,  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  widersprechenden  Gesetze  und 
Verordnungen,  namentlich  das  Gesetz  vom  10.  Mai  1836,  soweit  dasselbe  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer in  den  Städten  des  vormals  Anhalt-Dessauischen  Landesteils  betrifft,  das  Gesetz  vom 
30.  Mai  1856  für  Anhalt-Dessau-Cöthen ,  über  Erhebung  der  Grund-,  Gewerbe-,  Mahl-  und 
Schlachtsteuer ;  die  Zirkular  Verfügung  nebst  Kontributionsplan  vom  16.  März  1807,  die  Ztrkular- 
verordnung  vom  22.  September  1809,  die  Zirkularverordnung  vom  9.  Januar  1810,  die  Verord- 
nung vom  2.  Juli  1813,  das  Zirkularreskript  vom  14.  Februar  1843  und  das  Gesetz  vom 
16.  Februar  1854,  sämtlich  über  Erhebung  der  Kriegssteuer  für  Anhalt-Bernburg,  endlich  das 
Steuergesetz  für  Anhalt-Dessau-Cöthen  vom  14.  Mai  1863,  aufgehoben. 

§  19. 
Dieses  Gesetz  tritt  in  Kraft,  sobald  die  erforderlichen  Vorarbeiten  zur  Ausführung  des- 
selben, womit  sofort  nach  Erlass  des  Gesetzes  begonnen  werden  soll,  beendigt  sind. 

Unser  Staatsministerium  wird  mit  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Das  vorstehende  Gesetz  enthält  in  §  1  Abs.  4  noch  eine  eigentümliche 
Bestimmung.  Für  die  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  wurde  eine  Ent- 
schädigung ins  Auge  gefasst,  welche  die  Städte  im  Dessau-Cöthenschen  bezahlen 
sollten.  Für  Bernburg  war  die  Sache  gegenstandlos,  da,  wie  bereits  oben  gezeigt, 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  schon  früher  aufgehoben  worden  war.  Von  Seite 
der  betroffenen  Städte  wurde  eine  derartige  Verpflichtung  nicht  anerkannt  und 
der  Plan  heftig,  wenn  auch  vorerst  vergeblich  bekämpft  ^).  Die  Finanzabteilung 
der  Anhaltischen  Regierung  war  auf  Seite  der  Gegner,    wie   aus  dem  ausführ- 


1)  Landtagsverhandlungen  1866/67,  S.  155  ff. 
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liehen  Bericht  vom  24.  August  1867  an  das  herzogliche  Staatsministerium  hervor- 
geht. Die  Sache  war  etwas  intrikat.  Man  konnte  ja  gewiss  sagen :  ,Die  Accise  ist 
in  alter  Zeit  —  vgl.  oben  S.  401  S.  —  an  Stelle  der  landständischen  Steuern 
getreten,  welche  infolge  ihrer  Verprivatrechtlichung  von  den  Pflichtigen  zu 
irgend  einer  Zeit  durch  den  kapitalisierten  Betrag  abgelöst  werden  mussten; 
es  verlangt  also  die  Billigkeit  und  Gerechtigkeit,  dass  die  Städte  nun  entweder 
wieder  die  alten  landschaftlichen  Steuern  übernehmen  oder  durch  eine  ent- 
sprechende Entschädigungssumme  sich  loskaufen." 

Gegenüber  einer  solchen  Auffassung  Hessen  sich  aber  nun  manche  Be- 
denken und  Einschränkungen  geltend  machen.  Vor  allem  war  es  eine  notorische 
Thatsache,  dass,  wie  ebenfalls  oben  bereits  gezeigt,  die  Städte  ja  in  der  Accise 
nicht  bloss  ein  genaues  Aequivalent  für  die  landständische  Steuer,  sondern  ein 
sehr  erhebliches  Plus  hatten  zahlen  müssen.  Mit  diesem  Plus  war  die  Herr- 
schaft imstande,  in  wenigen  Jahren  die  von  ihr  übernommenen  Kapitalschulden 
oder  den  kapitalisierten  Wert  der  mit  der  Accise  cessierenden  landständischen 
Steuern  zu  tilgen,  wie  es  auch  thatsächlich  geschah.  Die  Städte  hatten  also 
längst  ihre  Entschädigung  geleistet  und  noch  ausserdem  Prägravationen  durch 
die  Accise  erfahren.  Die  Auflegung  war  ferner  ohne  ständische  Bewilligung 
geschehen,  und  an  Protesten  hatten  die  Städte  es  seinerzeit  auch  nicht  fehlen 
lassen.  Bezüglich  dieser  Prägravation  konnte  man  freilich  einwenden,  dass  die 
Accise  nicht  ausschliesslich  von  den  Städtebewohnern  getragen  worden  sei,  viel- 
mehr auch  die  Landbevölkerung  für  die  aus  den  Städten  bezogenen  Waaren 
und  Fabrikate  gesteuert  habe.  Allein  dieser  Beitrag  konnte  kaum  bedeutend 
sein,  da  die  Bedürfnisse  der  Landleute  früher  gering  waren  und  vielfach  auch 
durch  Hausierer  befriedigt  wurden;  die  Accise  aber,  die  die  Landleute  beim 
Absatz  ihrer  Produkte  entrichteten,  wurde  wohl  überwiegend  auf  die  städtischen 
Konsumenten  abgewälzt.  Die  Prägravation  der  Städte  war  also  eine  wirkliche, 
und  in  dem  Mass,  als  sie  stattgefunden  hatte,  wurden  die  Landbewohner  mit 
höheren  Staatssteuem  verschont.  Auch  Bernburg  konnte  in  der  Nichtentschädi- 
gung  seitens  der  Dessau-Cöthenschen  Städte  keine  Benachteiligung  finden.  Seit 
dem  Anfall  Bernburgs  (1863)  war  die  Entrichtung  der  Accise  auch  ihm  ohne 
Gegenleistung  zu  gute  gekommen,  und  eine  Vergünstigung  ihm  noch  insofern 
zu  teil  geworden,  als  die  doch  ebenfalls  auf  die  alte  landschaftliche  Steuer- 
verfassung zurückzuführende  sogenannte  Gerichtsquarte  seit  mehreren  Jahren 
unerhoben  geblieben  war.  Schliesslich  Hess  aber  die  praktische  Durchführung 
der  Entschädigung  auch  nahezu  unübersteigliche  Schwierigkeiten  erwarten. 
Sollte  sie  nicht  willkürlich  ausfallen,  so  war  der  Status  quo  ante  zu  rekon- 
struieren, d.  h.  die  Land-  und  Quartsteuer  auf  die  früher  verpflichteten  Grund- 
stücke zu  repartieren.  Allein  dieses  Soll  war  gar  nicht  mehr  zu  ermitteln. 
Der  Ausweg,  wie  man  ihn  für  Coswig  bei  AVegfall  der  Accise  im  Bernburgischen 
gewählt  hatte,  war  auch  kaum  als  eine  Lösung,  vielmehr  als  eine  ziemlich 
willkürliche  Durchhauung  des  Knotens  anzusehen;  die  alte  Land-  und  Quart- 
steuer war  eben  thatsächlich  dort  durch  eine  Kapital-  und  Einkommensteuer 
ersetzt  worden. 

Unter  diesen  Umständen  war  es  gewiss  berechtigt,  wenn  die  Finanz- 
abteilung vorschlug,  man  solle  von  einer  Entschädigung  absehen,  aber  auch 
der  Landbevölkerung  für   den  Nachlass   des   etwa   mit   aufgebrachten  Teils  der 
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Accise  einige  Erleichterungen  gewähren,  also  z.  ß.  die  im  früheren  Zerbster,  in» 
Cöthenschen  und  Bemburgischen  Landesteile  noch  bestehenden  extraordinären 
Quarten  (Prinzessinquarte)  auf  die  herzogliche  Landeshauptkasse  übernehmen 
und  die  im  Bemburger  Landesteil  noch  erhobene  Mietsquarte  und  das  Ross- 
dienstgeld (eine  gewerbliche  Abgabe,  welche  von  solchen  Anspannhaltenden,  die 
Lohnf uhrwerkerei  betrieben,  zu  entrichten  war),  ohne  Entschädigung  erlassen. 
Dieser  Vorschlag  wurde  im  Ministerium  nicht  acceptiert;  ein  Gesetzent- 
wurf wegen  Entschädigung  wurde,  um  der  Weisung  des  §  1  des  Gesetzes  vom 
24.  April  1866  zu  genügen,  vorgelegt,  aber  angesichts  des  heftigen  Widerstands 
bei  der  zweiten  Kurie  des  Landtags  (Vertretern  der  Städte)  wieder  zurückge- 
zogen. Die  Staatsregierung  schuf  im  Wege  des  Kompromisses  eine  andere 
Kompensation.  Durch  besondere  Verträge  mit  den  Städten  wurden  verschiedene 
Leistungen,  welche  früher  der  Patrimonialstaat  den  Städten  gegenüber  über- 
nommen hatte,  z.  B.  Erhaltung  des  Strassenpflasters,  Beiträge  zum  Armenwesen, 
zu  den  Armenholzhöfen ,  zu  Krankenhäusern,  zur  Polizeiverwaltung,  teilweise- 
entzogen, teilweise  geschmälert,  beziehungsweise  auf  einen  bestimmten  Zeit- 
raum beschränkt. 


3.  Die  Abänderungen  der  Ergänzungssteuer  in  der  Zeit  1867 — 1886. 

Das  neue  Steuergesetz  musste,  wie  kaum  anders  zu  erwarten  war,  sofort 
modifiziert  werden.  Den  Anstoss  gab  der  §  10,  der  eine  Abänderung  vorsah^ 
falls  das  Beitragsverhältnis  vom  landwirtschaftlichen  Grundbesitz  und  den 
übrigen  Steuerobjekten  ein  anderes  als  45 :  55  sei.  Es  hätte  ja  ein  grosser  Zu- 
fall sein  müssen,  wenn  die  wirkliche  Veranlagung  dieses  Ergebnis  gehabt  hätte 
Die  Zugrundelegung  der  Steuersätze  zeigte  ein  Belastungsverhältnis  von  38 :  62. 
Der  Weisung  des  §  10  folgend  proponierte  deshalb  die  Regierung  für  die  nicht- 
landwirtschaftlichen Einkommensquellen  eine  Herabsetzung  des  Steuersatzes,  die. 
geeignet  war,  das  Verhältnis  von  45 :  55  herzustellen  *). 

Allein  dieser  Vorschlag  stiess,  obwohl  ja  über  die  Materie  eigentlich 
schon  vollgültig  beschlossen  worden  war,  auf  heftigen  Widerstand.  Derselbe- 
ging  von  der  ersten  Abteilung  des  Landtags  aus,  die  aus  8  Grossgrundbesitzem 
und  2  höchstbesteuerten  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  besteht.  Man  fand  von 
dieser  Seite,  dass  es  doch  viel  hübscher  und  für  die  eigene  Kasse  profitabler 
sei,  wenn  man  das  Belastungsverhältnis  von  38 :  62  statt  45 :  55  festhalte,  somit 
den  §  10  abschaffe  und  die  Steuersätze,  wie  sie  der  §  2  enthält,  fortbestehen 
lasse.  Sehr  diplomatisch  hatte  man  dies  zu  erreichen  gesucht,  indem  man  vor- 
schlug, einstweilen  nur  für  das  laufende  Jahr  die  Erhebung  nach  diesen  Sätzen, 
eine  Revision  aber  auf  Grund  gemachter  Erfahrungen  und  behufs  Ausgleichung 


1)  Im  einzelnen  waren  folgende  Abänderungen  proponiert:  a)  die  Steuer  von  Wohn- 
häusern -wird  von  i|i2o  auf  1/300  Prozent  des  üblichen  Kapitalwerts;  b)  die  Steuer  von  Gewerbe 
oder  Arbeitsverdienste,  1.  für  51— ino  Thlr.  von  l  Sgr.  3  Pfg.  auf  6  Pfg.,  2.  für  101—150  Thlr. 
2  Sgr.  6  Pfg.  auf  1  Sgr.,  3.  für  151—200  Thlr.  von  5  Sgr.  auf  2  Sgr.,  4.  für  201—300  Thlr.  von  7  Sgr. 
6  Pfg.  auf  3  Sgr.,  5.  für  Erträge  über  300  Thlr.  von  i/g  auf  1/20  Prozent;  c)  die  Zinsen-  und 
Rentensteuer  von  'Is  auf  1/20  Prozent;  d)  die  Gehaltssteu er  von  i/js  auf  i/ae  Prozent  für  jede 
Einheit  herabgesetzt 
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etwaiger  Härten  für  die  nächste  Diät  in  Aussicht  zu  nehmen.  Dieses  Provisorium, 
das  aber  doch  sehr  leicht  präjudizierlich  werden  konnte,  sollte  den  Gegnern 
die  Zustimmung  erleichtern.  Um  diese  noch  mehr  zu  captivieren,  wollte  man 
die  Regierung  ermächtigen,  schon  jetzt  eine  der  drei  untersten  Stufen  der  Ge- 
werbesteuer zu  ermässigen.  Allein  diese  Lockungen  fanden  zunächst  keine 
Gegenliebe;  die  II.  Kurie  (14  Stadtbewohner)  wollte  von  den  Vorschlägen  der 
ersten  Abteilung  nichts  wissen,  wie  sie  auch  dem  Kompromissantrag  der  dritten 
Abteilung  \>  (10  Landbewohner)  anfänglich  ein  Non  possumus  entgegensetzte  ^). 
Die  1.  Abteilung  bemühte  sich  nun  sehr,  zu  beweisen,  dass  nicht  bloss  das 
nackte  Interesse  für  sie  massgebend  sei,  sondern  dass  auch  die  Billigkeit  ihr 
zur  Seite  stehe.  Sie  gab  zu,  dass  gegen  früher  eine  absolute  Prägravation 
für  den  Grundbesitz  nicht  gegeben  sei,  deshalb  brauche  man  aber  doch  nicht  zu 
behaupten,  dass  das  Verhältnis  von  45:55  das  richtige  sei;  die  früheren  Ver- 
handlungen hätten  sich  auch  immer  nur  auf  relative  Vergleichungen  gestützt; 
sie  wies  auf  Preussen  hin,  wo  von  dem  Grundbesitz  nur  40  Prozent  der  ge- 
samten direkten  Steuern  inkl.  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  aufgebracht  würden; 
ja  berücksichtige  man,  dass  in  Preussen  circa  88  Prozent  des  gesamten  Grund- 
besitzes besteuert  würden,  während  in  Anhalt  wegen  der  umfangreichen  Forsten 
und  Domänen  nur  66  Prozent  der  Liegenschaften  zur  Grundsteuer  beitrügen,  so 
ergebe  sich,  dass  nach  den  in  Preussen  bestehenden  Verhältnissen  der  Grund- 
besitz in  Anhalt  nur  mit  30  Prozent  der  gesamten  Steuern  würde  belastet 
werden  können.  Das  Verhältnis  von  45  :  55  involviere  eine  Ungerechtigkeit ;  es  sei 
eben  ein  Fehler  gewesen,  dass  man  nicht  das  Einkommensteuergesetz  vom  14.  Mai 
1863  durchgeführt,  sondern  an  die  alte  Bernburger  Gesetzgebung  angeknüpft  und 
dadurch  die  Mehrbelastung  des  Grundbesitzes  konserviert  habe.  Nehme  man 
die  Verschuldung  und  Belastung   des  Grundbesitzes   nur  zu  7^  des  Wertes  an, 


1)  Der  Antrag  der  3.  Abteilung,  mit  dem  sich  materiell  der  Antrag  der  Minorität  der 
1.  Abteilung  deckte,  lautete :  „Der  Landtag  beschliesst,  I.  Die  Erhebung  der  Grund-  und  Gewerbe- 
steuer provisorisch  für  das  Jahr  1868/69  nach  folgenden  Sätzen  zu  genehmigen :  a)  vom  Grundbesitz 
nach  den  in  §  2  bis  4  des  Gesetzes  Nr.  100  angeführten  Sätzen ;  b)  von  den  Wohnhäusern  zu 
i/iso  Prozent  des  ortsüblichen  Kapitalwertes;  c)  vom  Gewerbe-  und  Arbeitsverdienst,  51  bis 
100  Thlr.  =  9  Pfg.,  von  101—150  Thlr.  =  1  Sgr.  6  Pfg. ,  von  151—200  Thlr.  =  3  Sgr.,  von 
201—300  Thlr.  =  5  Sgr.,  von  Beträgen  über  300  Thlr.  zu  1/12  Prozent;  d)  von  Zinsen  und 
Renten  zu  1/12  Prozent;  e)  von  den  Gehältern  zu  1/24  Prozent  zu  jeder  Steuereinheit.  II.  Die 
Herzogliche  Staatregierung  zu  ersuchen,  vor  Beginn  der  Steuerperiode  1870  eine  Eevision  des 
Gesetzes  dalün  zu  veranlassen ,  dass  auf  Grund  gemachter  Erfahrungen  etwaige  Härten  des 
Gesetzes  beseitigt  werden." 

2)  In  Erwägung,  1.  dass  die  Abänderungsvorschläge  der  l.  und  3.  Abteilung  zu  dem 
Gesetzentwurfe  das  kompromissarisch  festgestellte  Verhältnis  der  Grundsteuer  zu  den  in  §  5—9 
des  Steüergesetzes  vom  24.  April  186K  bezeichneten  Steuerobjekten  alterieren ;  2.  dass  dieselben 
hierbei  sogar  die  blosse  Ausführung  des  bestehenden  Steuergesetzes  von  der  von  ihnen  an- 
gestrebten, nur  durch  ein  neues  Korapromiss  aller  Abteilungen  des  Landtags  unter  Zustimmung 
der  Herzoglichen  Staatsregierung  möglichen  Abänderungen  desselben  in  unzulässiger  Weise 
abhängig  machen;  3.  dass  der  Gesetzentwurf  der  Herzoglichen  Staatsregierung  lediglich  die 
durch  den  §  10  des  Steuergesetzes  im  voraus  festgestellten  Abänderungen  der  Pi-ozentsätze,  für 
die  in  §  5—9  aufgeführten  Steuerobjekte  zur  Ausführung  bringt ,  ohne  deren  Verhältnis  zu  ein- 
ander zu  ändern;  4.  dass  die  zu  dem  Gesetzentwurf  erforderte  Mitwirkung  des  Landtags  sich 
lediglich  innerhalb  der  durch  den  §  10  des  Steuergesetzes  gezogenen  Grenzen  zu  bewegen  hat, 
erklärt  die  2.  Abteilung :  die  „Anträge  der  1.  und  2.  Abteilung  sind  zur  Beschlussfassung  durch 
den  Landtag  ungeeignet,"  und  beschliesst,  „es  bei  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  lediglich 
■bewenden  zu  lassen." 
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so  verhalte  sich  nach  dem  Gesetz  vom  14.  Mai  1863  seine  Besteuerung  zu  der 
■des  persönlichen  Einkommens  aus  Gewerben  und  Renten  mindestens  wie  3:1. 
Dieses  Verhältnis  werde  durch  die  unerwartet  grosse  Ergiebigkeit  des  persön- 
lichen Einkommens  noch  bedeutend  verschoben,  indem  natürlich  zur  Auf- 
bringung von  55  Prozent  des  GesamtsoUs  um  so  weniger  Einkommenprozente 
notwendig  würden,  je  grösser  das  festgestellte  Einkommen  sei.  Man  glaubte 
behaupten  zu  können,  dass  nach  dem  Regierungsentwurf  von  einem  Einkommen 
zu  1000  Thlr.  bei  12  Einheiten  der  Grundbesitzer  30  Thlr.,  der  Hausbesitzer 
10  Thlr.,  der  Gewerbetreibende  und  Rentner  6  Thlr.  und  bei  einer  Schuld- 
belastung der  Immobilien  mit  einem  Drittel  die  drei  genannten  Kategorien  45, 
15,  6  Thlr.  bezahlten.  ^Wer  also  mit  Mühe  und  Arbeit  aus  seinem  Grundbesitz 
ein  reines  Einkommen  von  1000  Thlr.  herauswirtschafte,  müsse  an  Grundsteuer 
ebensoviel  entrichten,  wie  der  Rentner,  welcher  7500  Thlr.  reines  Einkommen 
ohne  alle  Mühe  und  Arbeit  an  Kapitalzinsen  von  verschuldeten  Grundbesitzern 
beziehe  oder  an  Koupons  abschneide." 

Die  Richtigkeit  dieser  Rechnung  wurde  nun  freilich  von  der  Gegenpartei 
in  Zweifel  gezogen  namentlich  durch  den  Hinweis,  dass  das  Einkommen  aus 
<iem  Grund  und  Boden  unter  Zugrundelegung  eines  der  "Wirklichkeit  durchaus 
nicht  entsprechenden  sogenannten  Katastralreinertrags  erfolge,  wodurch  es 
komme,  dass  dieses  Einkommen  effektiv  nur  zum  halben  Betrag,  also  nicht 
mit  V*  Prozent,  sondern  nur  mit  V»  Prozent  besteuert  werde.  Ein  Präcipuum 
^n  Steuer  für  den  Grund  und  Boden  gegenüber  dem  persönlichen  Einkommen 
im  Verhältnis  von  Vs  zu  ^/zo  Prozent,  d.  h.  von  5  zu  2  sei  aber  an  sich  und 
durch  die  historischen  Verhältnisse  begründet.  Gleichwohl  kam  es  zu  einem 
Kompromiss,  welcher  den  Vertretern  der  1.  Abteilung  nicht  ungünstig  war.  Es 
wurde  der  §  10  ausdrücklich  aufgehoben  und  damit  die  unangenehme  und  aller- 
dings auch  für  längere  Dauer  irrationelle  FesseP),  die  in  der  Fixierung  des  Bei- 
tragsverhältnisses von  45:55  lag,  beseitigt.  Zugleich  wurden  die  Steuersätze 
des  Regierungsentwurfs  auf  der  Basis  der  vermittelnden  Anträge  der  3.  Abteilung 
und  Minorität  der  1.  Abteilung  etwas  erhöht,  wodurch  das  Beitragsverhältnis 
etwa  wie  38 :  62  sich  stellte.  Der  Kompromiss  erlangte  am  1.  März  1868  Ge- 
setzeskraft.    Das  Gesetz  (Gesetzsammlung  Nr.  160)  lautet: 

§  1.  Nachdem  die  Einschätzung  zur  neuen  Ergänzungssteuer  vollendet  ist,  und  hier- 
bei ein  Ergebnis  sich  herausgestellt  hat,  das  von  dem  in  §  10  des  Gesetzes  vom  24.  April  1866 
Nr.  100  bestimmten  Verhältnisse  zwischen  den  einander  daselbst  gegenüber  gestellten  Steuer- 
objekten wesentlich  abweicht,  werden  die  Prozentsätze  der  Steuer  von  den  Wohnhäusern  und 
vom  persönlichen  Einkommen  unter  Aufhebung  des  §  10  und  unter  Abänderung  der  ent- 
gegenstehenden Bestimmungen  des  Gesetzes  Nr.  100  zu  jeder  Einheit  hierdurch  endgültig  also 
iestgesetzt : 

1.  die  Steuer  von  den  Wohnhäusern  (§  5  des  Gesetzes  Nr.  100)  auf  i'2io  Prozent 
des  ortsüblichen  Kapitalwertes, 

2.  die  Steuer  vom  Gewerbe-  oder  Arbeitsverdienste  i)  (§  7  des  Gesetzes  Nr.  100), 

a)  für    51  bis  100  Thlr,  auf  —  Sgr.    6  Pfg, 

b)  „    101    „    150      „       „      1     „     —     „ 
C)    „     151     „    200       „         „       2      „      —      „ 

d)  „     201     „    300       „         „      4      „      —      „ 

e)  „    Beträge  über  300  Thlr.  bis  zu  600  Thlr.  auf  i;i5  Prozent, 

f)  „         ,  „      600     „    auf  i|i2  Prozent, 

1)  S.  Gesetz  vom  9.  April  1878,  §  2.  S.  435. 

2)  Ein  belehrendes  Beispiel  hierfür  ist  Württemberg.    Finanzarchiv  I,  S.  390  ff. 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  1001  '       28 
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3.  die  Zinsen-  und  Rentensteuer  (§  8  des  Gesetzes  Nr.  loo)  auf  i'/j  Prozent, 

4.  die  Gehaltssteuer  (§  9  des  Gesetzes  Nr.  100)  auf  Vn  Prozent  i). 

§  2,    Die  vorstehend  normierten  Steuersätze  treten  bereits  für  die  Erhebung  der  Er- 
gänzungssteuer pro  1868  in  Kraft. 

Die  Steuerfrage  ruhte  nun  10  Jahre.  Erst  in  der  Landtagssitzung  vom 
21.  März  1877  ^)  wurde  sie  von  neuem  angeregt.  Man  forderte  die  Regierung 
auf,  baldigst  eine  eingehende  Revision  des  Ergänzungssteuergesetzes  eintreten,, 
namentlich  aber  vergleichende  Untersuchungen  über  die  Resultate  anstellen  zu 
lassen,  zu  denen  die  Verteilung  der  Steuer  im  Einzelnen  führe. 

Die  Ermittelungen  *),  welche  die  Regierung  vornahm,  ergaben,  dass  das 
Beitragsverhältnis  des  Grundbesitzes  und  sonstigen  Erwerbes  zwar  während  der 
zehn  Jahre  abermals  eine  bedeutende  Verschiebung  erfahren  hatte  —  auf  deu 
Grundbesitz  trafen  nur  noch  28,61  Prozent  der  gesamten  Ergänzungssteuer 
gegenüber  38  Prozent  im  Jahre  1868  — ,  dass  aber  trotz  grosser  Abweichungen 
im  einzelnen  die  Grundbesitzer  immer  noch  eine  verhältnismässig  höhere  Steuer 
von  ihrem  Einkommen  als  die  übrigen  Einwohner  zahlten. 

Bei  dieser  Sachlage  hielt  die  Regierung  eine  Abänderung  der  Steuersätze 
nicht  für  angezeigt  und  fand  damit  natürlich  den  Beifall  der  interessierten 
Kreise;  sie  benützte  aber  diese  Gelegenheit,  wenigstens  die  Beseitigung  einer  Reihe 
anderer  zu  Tage  getretenen  Mängel  vorzuschlagen.  Dieses  Verfahren  erfuhr  in 
der  Kammer  zum  Teil  eine  herbe  Kritik  ■*).  Die  zweite  Abteilung  (Vertreter 
der  Städte  und  höchstbesteuerten  Gewerbe-  und  Handeltreibenden)  verhielt  sich 
ganz  ablehnend.  Man  fürchtete,  dass  wenn  man  seine  Hand  zu  einer  teilweisen 
Verbesserung  des  Gesetzes  biete,  die  definitive  Beseitigung  desselben  sehr  erschwert 


1)  S.  Gesetz  vom  9.  April  1878,  §  2.  S.  435. 

2)  Landtagsprotokolle  pro  1876/77,  S.  553. 

3)  Dieselben  stützten  sich  auf  die  Vei-pachtung  der  fiskalischen  Domänen  und  Hessen 
im  einzelnen  folgende  Wahrnehmungen  machen:  Im  Jahre  1867  erreichte  bei  der  Hälfte  der 
Domänen  der  wirkliche  Pachtertrag  den  geschätzten  Katastralertrag  nicht,  bei  6  Domänen  noch 
nicht  2'3  und  bei  2  noch  nicht  io|n ,  1877  dagegen  wurde  der  Katastralertrag  von  der  Pacht 
nur  bei  4  Domänen  nicht  eiTeicht;  bei  5  Domänen  betrug  er  dagegen  s;^  bis  5/3,  bei  18  Domänen 
6/3  bis  5/2,  bei  2  25/9  des  Katastral-Reinertrags.  Durchschnittlich  war  sonach  der  wirkliche  Er- 
trag das  Doppelte  des  Katastralertrags  geworden ,  und  man  konnte  behaupten ,  die  Steuer  be- 
trage statt  1/4  nur  i/g  des  Pachtwertes.  Das  Verhältnis  wurde  noch  günstiger,  wenn  jemand 
sein  grösseres  Gut  selbst  bewirtschaftete,  keine  Schulden  auf  dem  Gut  und  das  Betriebskapital 
vollständig  zu  eigen  hatte.  In  diesem  Fall  konnte  die  Steuer  auf  1/12  des  Einkommens  sinken,  so 
dass  der  betreffende  Landwirt  nicht  mehr  als  ein  Gewerbetreibender  und  Kapitalist  bezahlte.  Auf 
der  anderen  Seite  konnte  die  Steuer  leicht  auf  ifc  Prozent  anwachsen,  sobald  diese  Voraussetzungen 
nicht  zutrafen,  also  wenn  Hypothekschulden  vorhanden  waren,  das  Betriebskapital  von  Bankiers 
geliehen  werden  musste  und  das  Gut  verpachtet  wurde.  Zog  man  aus  all  diesen  verschiedenen 
Verhältnissen  den  Durchschnitt,  so  war  die  Annahme  wohl  berechtigt,  dass  der  Grossbesitz 
einen  ziemlich  bedeutenden  Prozentsatz  an  Steuern  mehr  zahlte,  als  von  den  übrigen  Ein- 
kommen gezahlt  wurde.  Bei  kleineren  Besitzern  mit  4—6  Morgen ,  wo  die  eigene  Arbeit  in 
die  Grundstücke  verwendet  wurde,  stellte  sich,  wofern  die  Besitzungen  ganz  schuldenfrei  waren, 
in  einzelnen  Fällen  die  Steuer  vielleicht  etwas  niedriger,  als  bei  anderen  Einkommen ;  sobald 
aber  nur  irgendwie  der  Besitz  etwas  grösser  ward  oder  irgendwelche  Schulden  auf  dem  Grund- 
stück hafteten,  so  wurde  auch  bei  kleineren  Besitzungen  die  Steuer  etwas  höher;  während  z.  B. 
bei  einem  Einkommen  von  400—600  Mark  aus  Grundbesitz  die  Steuer  ebensoviel  (20  Pfg.)  wie 
bei  Gewerbeverdienst  betrug,  zahlte  bereits  ein  Gnxndbesitzeinkommen  von  700—1000  Mark 
50  Pfg.,  der  gleich  hohe  Gewerbeverdienst  40—60  Pfg.  pro  Einheit. 

*)  Protokolle  des  15.  Anhaltschen  Landtags  1878,  S,  205  f.  Stenographischer  Bericht 
hierzu  S.  10,  27  ff.,  152  f. 
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würde.  Eine  solche  hielt  man  aber  für  unumgänglich.  Man  gab  zwar  zu,  dass 
die  Ungerechtigkeiten  des  Gesetzes  wenig  bedeuten,  solange  der  Staat  nur  6  Ein- 
heiten erhebe,  dass  diese  aber  doch  schon  empfindlich  würden  durch  die  höheren 
Kommunal-  und  Kreiszuschläge.  Vielen  war  auch  die  fortwährende  Verschiebung 
der  Steuerlast  ein  Dorn  im  Auge;  man  betrachtete  es  nicht  als  unmöglich,  dass 
das  Anwachsen  der  Personaleinkommen,  wie  es  durch  die  infolge  der  Mehrung 
der  Bevölkerung  bedingten  Neueinschätzungen,  durch  die  Steigerung  der  Kapital- 
und  Gewerbeeinkommen,  sowie  durch  die  gleichzeitige  Stabilität  des  Grund- 
steuerkatasters eintreten  musste,  in  10  Jahren  den  Beitrag  des  Grundbesitzes 
zum  Gesamtsteuersoll  auf  19  Prozent  herabdrücken  könne.  Eine  solche  Ent- 
wicklung hielt  man  nicht  für  vereinbar  mit  der  Intention,  die  1866  und  1868 
bestanden,  indem  damals  allgemein  eine  Präcipualleistung  des  Grundbesitzes 
anerkannt  worden  sei,  und  ebensowenig  vereinbar  mit  der  politischen  Ver- 
tretung, indem  eine  gewisse  Korrespondenz  zwischen  Pflicht  und  Recht  obwalten 
müsse,  während  thatsächlich  28  Prozent  Steuer  von  60  Prozent  im  Landtag  ver- 
treten wären. 

Ein  Versuch,  durch  Heranziehung  des  landwirtschaftlichen  Gewerbever- 
dienstes einen  Ausgleich  zu  schaffen  ^),  misslang ;  man  stützte  sich  bei  der  Ab- 
lehnung dieses  Antrages  auf  die  Schwierigkeit,  den  Gewerbeverdienst  beim 
selbstbetreibenden  Grundbesitzer  auszuscheiden,  wollte  auch  eine  solche  Prin- 
zipienfrage nicht  so  nebenbei  lösen. 

Die  Regierungsvorlage  gelangte  zwar  schliesslich  zur  Annahme,  aber  nur 
mit  einer  Majorität  von  5  Stimmen;  die  14  städtischen  Vertreter  scheinen  ge- 
schlossen dagegen  gestimmt  zu  haben.  Weit  entfernt,  die  Geister  zu  beruhigen, 
hatte  die  kleine  Revision  sie  erst  recht  geweckt  und  das  definitive  Ende  des 
Ergänzungssteuergesetzes  vorbereitet.  Ein  Abgeordneter  hatte  das  Ziel  bereits 
fixiert :  eine  Einkommensteuer  verbunden  mit  einer  vorweg  erhobenen  besonderen 
Grundsteuer  —  und  wir  werden  sehen,  dass  dasselbe  auch  erreicht  wurde. 
Vorerst  teilen  wir  noch  den  Inhalt  des  Revisionsgesetzes  vom  9.  April  1878 
(Nr.  486  der  Gesetzsammlung)  nebst  einigen  erläuternden  Bemerkungen  mit: 

§  1.  Zu  §  6  des  Gesetzes  vom  24.  April  1866,  Nr.  100  der  Anhaltischen  Gesetzsammlung, 
wird  zusätzlich  bestimmt: 

Grundstücke,  welchen  Herzoglichen,  Kirchen-,  Schul-  oder  Gemeindebeamten  zu 
Dienstwohnungen  oder  als  Dienstgrundstücke  überwiesen  sind,  bleiben  von  der 
Grundsteuer  befreit. 

Das  Einkommen  aus  dergleichen  Dienstgrundstücken  wird  zur  Gehaltssteuer 
herangezogen. 

Die  diesem  entgegenstehende  Bestimmung  im  §  9  des  Gesetzes  Nr.  100  wird  hiermit 
aufgehoben. 

§  2.  Die  Bestimmungen  der  §§  7  und  8  des  Gesetzes  Nr.  100  und  des  §  1  Nr,  2  und  3 
des  Gesetzes  vom  1.  März  1868  Nr.  160  werden  hierdurch  aufgehoben,  und  an  deren  Stelle 
bestimmt: 

Das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  eines  Gewerbes  (einschliesslich  des  land- 
wirtschaftlichen), das  Einkommen  an  Arbeitsverdienst  (insbesondere  auch  aus 
Privatdienstverhältnissen) ,   Kapitalzinsen  ,   Zinsen  und  Dividenden  von  Effekten, 


1)  Man  machte  dafür  geltend,  dass  hier  das  nämliche  Einkommen  (neben  der  Gnind- 
rente)  wie  beim  Pächter  zum  Yorschein  komme  und  auch  das  aus  Familiengliedem  bestehende 
Hilfspersonal  des  Handarbeiters  besteuert  werde. 
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fortlaufende  Nutzungen  von  Erbpachten,  Erbenzinsen,  Zehnten,  Zehntrenten, 
Leibrenten,  Pachte  für  vermietete  Gebäude  zu  gewerblichen  Zwecken,  sowie  über- 
haupt alles  Einkommen,  welches  nicht  der  Grund-  oder  Gehaltssteuer  unterliegt, 
wird  nach  folgenden  Sätzen: 

a)  bei  einem  Einkommen  bis  300  M.  mit    5  Pfg. 

b)  „•      „  „        über  300—450   „      „    10     „ 
C)     „         „                   „  „      450—600    „       „     20      „ 

d)  „         „  r  n      600—750    „       „     30      „ 

e)  „         „  „  n      750—900    „       „     40      „ 

t)    „       „  „  „   900—1800   „      „    i/i5  Prozent, 

g)     „        r  .  .  1800    „       „     l/i2        „ 

zu  jeder  Einheit  besteuert. 
Die  Einkommen,  welche  einschliesslich  des  Einkommens  aus  Grundbesitz,  an  Gehalten  etc. 
nur  300  M.  und  darunter  betragen,  bleiben  steuerfrei. 

Das  landwirtschaftliche  Gewerbe  wird  nicht  besteuert,  wenn  dasselbe  vom  Grundbe- 
sitzer selbst  oder  für  dessen  Rechnung  betrieben  wird.  Das  Einkommen  aus  den  mit  der 
Landwirtschaft  verbundenen  technischen  Gewerben ,  als  Zuckerfabriken ,  Brennereien ,  Stärke- 
fabriken ,  Brauereien  und  dergleichen ,  wird  dagegen  in  jedem  Falle  zur  Einkommensteuer 
herangezogen. 

Die  Aktiengesellschaften  werden  mit  ihrem  im  Inlande  erzielten  Einkommen,  die  In- 
haber von  Aktien  mit  dem  Einkommen  aus  Zinskoupons  und  Dividendenscheinen  dieser  Aktien- 
gesellschaften wie  mit  ihrem  übrigen  Vermögen  besteuert.  Aktionäre  solcher  inländischer 
Aktiengesellschaften,  welche  Zinskoupons  oder  Dividendenscheine  nicht  ausgeben,  bleiben  be- 
züglich dieses  Teils  ihres  Einkommens  von  einer  besonderen  Steuer  frei. 

Alles  Einkommen  wird  nach  dem  wirklichen,  beziehungsweise  durchschnittlichen  Jahres- 
ertrage  festgestellt. 

§  3.    Zu  §  14  des  Gesetzes  Nr.  100  wird  zusätzlich  resp.  abändernd  bestimmt : 

In  den  Landgemeinden  erfolgt  die  Einschätzung  der  Einkommen,  welche  nach 
Ansicht  der  Ortseinschätzungskommission  mindestens  3000  M.  jährlich  aus  einem 
Gewerbebetriebe  betragen,  unter  Leitung  eines  Regierungskommissars  durch  eine 
für  jeden  Kreis  von  dem  Kreistage  auf  je  3  Jahre  zu  wählende  Kommission  von 
5  Mitgliedern ,  welche  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  bei  Abwesenheit  von 
mindestens  3  Mitgliedern  beschliesst.  Dem  Regierungskommissar  steht  ein  Stimm- 
recht nur  im  Falle  einer  Stimmengleichheit  zu. 

Gegen  die  Beschlüsse  dieser  Einschätzungskommission  ist  der  Regierungskom- 
missar berechtigt,  Berufung  an  die  Reklamationskommission  binnen  4  Wochen 
nach  erfolgter  Einschätzung  einzulegen.  Bis  zu  deren  Entscheidung  wird  der 
Steuerpflichtige  nur  mit  dem  von  der  Einschätzungskommission  festgesetzten  Steuer- 
satze herangezogen. 
§  4.    Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  d.  J.  in  Kraft. 

Die  im  §  1  verfügte  Befreiung  der  als  Gehaltsteil  überwiesenen  Nutzungen 
von  der  Grundsteuer  und  Belegung  mit  der  Gehaltssteuer  bedeutete  für  die  be- 
treffenden Beamten  eine  Erleichterung,  da  die  Gehaltssteuereinheit  nur  V24  Prozent 
betrug.  Sie  war  gerechtfertigt,  da  nicht  einzusehen  war,  weshalb  eine  Quote  des 
Gehalts  anders  belastet  werden  sollte,  als  der  übrige  Teil.  Die  im  §  2  Abs.  1  vor- 
genommene Aenderung  bewirkte,  dass  die  kleineren  Renten  bis  zu  1800  M.  des 
niedrigön  Satzes  der  Gewerbesteuer  teilhaftig  gemacht,  dagegen  auch  umgekehrt 
die  höheren  gewerblichen  Einkommen  dem  höheren  Satze  der  Kapitalrentensteuer 
gleichgestellt  wurden.  Das  Kapitalrenten-  und  Gewerbeeinkommen  waren  fortan 
da,  wo  diese  Einkommen  in  einer  Hand  zusammentrafen,  zusammenzurechnen 
und  in  ihrer  Summe  nach  einer  gleichen  Skala  zu  besteuern.  Dass  man  zu- 
gleich die  im  §  8  des  Ergänzungssteuergesetzes  ganz  irrationelle  verschiedene 
steuerliche  Behandlung  des  Renteneinkommens,  je  nachdem  es  sich  um  künd- 
bare  oder   unkündbare   Kapitalien   handelte,   hatte   fallen   lassen,   war  nur  zu 

1004 


Die  Steuern  im  Herzogtum  Anhalt,  ihre  Entwicklung  und  neueste  Reform.         437 

billigen.  Die  Zerlegung  der  Stufe  600-900  M.  in  zwei  (600—750  mit  30  Pfg. 
und  750—900  mit  40  Pfg.)  geschah,  um  zu  verhüten,  dass,  wie  es  bisher  der 
Fall  war,  Arbeiter  mit  600 — 750  M.  Einkommen  mehr  Steuer  zahlten,  als  die 
kleinen  Grundbesitzer,  welche  mit  eigenen  Kräften  ihre  Grundstücke  bear- 
beiteten. 

Der  Absatz  2  des  §  2  modifiziert  die  bisherigen  Bestimmungen  über 
Steuerbefreiungen.  Bisher  wurde  jede  Einkommensquelle  isoliert  betrachtet. 
Die  Praxis  verfuhr  wenigstens  so.  Sie  Hess,  wenn  Pachtschilling,  Gewerbever- 
dienst und  Rente  bei  einer  und  derselben  Person  je  50  Thlr.  betrugen,  die 
Totalsumme  von  450  M.  frei.  Das  sollte  in  Zukunft  aufhören.  Das  vereinigte 
Einkommen  dieser  drei  Kategorien  blieb  bis  300  M.  frei.  Durch  diese  bei  Be- 
freiungen notwendig  werdende  Zusammenfassung  fast  sämtlicher  *)  Einkommen- 
quellen näherte  man  sich  dem  reinen  Einkommensteuerprinzip  ganz   erheblich. 

Der  Absatz  3  erläuterte  näher,  in  wie  weit  das  landwirtschaftliche  Ge- 
werbe in  der  Besteuerung  wie  der  sonstige  Gewerbebetrieb  behandelt  werden 
solle.  Es  wurde  in  Uebereinstimmung  mit  §  7  Abs.  4  des  Ergänzungssteuer- 
gesetzes die  Steuerpflicht  nur  für  den  Pachtbetrieb  und  technische  Nebenge- 
werbe der  Landwirtschaft  ausgesprochen. 

Im  Absatz  4  wird  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  geregelt.  Nach 
dem  Gesetz  vom  24.  April  1866  unterlagen  die  inländischen  Aktiengesellschaften 
der  Steuer  wie  andere  Gewerbe  auch,  die  Dividenden  und  Zinsen  derselben  wurden 
aber  korrekterweise  dann  frei  gelassen.  Der  neue  Regierungsentwurf  wollte  das 
Verhältnis  nun  gerade  umkehren;  die  inländischen  Aktiengesellschaften  sollten 
mit  dem  Einkommen  aus  dem  Gewerbeverdienst  befreit,  dagegen  die  von  denselben 
gewährten  Zinsen  und  Dividenden  besteuert  werden.  Der  Grund  war  ein  rein 
fiskalischer.  Die  zwei  grössten  inländischen  Aktiengesellschaften  hatten  den 
überwiegenden  Teil  ihres  Gewerbebetriebs  im  Auslande,  und  diesen  durfte  man 
wegen  des  Reichsgesetzes  über  Doppelbesteuerung  mit  der  Gewerbeeinkommen- 
steuer nicht  treffen.  Diesen  unfassbaren  Gewerbeverdienst  hoffte  man  fassbar 
zu  machen,  indem  man  sich  an  die  Zinsen  und  Divideftden  hielt.  Allein  bereits 
in  der  Kommission  wurde  die  Regierung  überzeugt,  dass  sie  bei  ihrem  neuen 
Vorschlag  möglicherweise  noch  schlechter  fahren  werde,  als  bisher;  die  Aktien, 
konnten  leichter  verheimlicht  werden  als  der  Gewerbebetrieb,  sie  konnten  auch 
von  vornherein  ausserhalb  des  Landes  abgesetzt  werden.  Der  bisherige  Modus  be- 
friedigte den  Landtag  aber  auch  nicht,  namentlich  missfiel  die  angebliche  Bevor- 
zugung derjenigen  Gemeinden,  in  denen  die  Aktiengesellschaften  ihren  Sitz  hatten, 
wogegen  die  Gemeinden,  in  denen  die  Aktionäre  wohnten,  leer  ausgingen.  Nach 
mancherlei  Erörterungen,  wie  sie  in  dieser  Frage  üblich  und  sattsam  bekannt 
sind,  entschloss  man  sich  —  zur  Doppelbesteuerung.  Nur  wurde  eine  eigen- 
tümliche Ausnahme  gemacht.  In  Anhalt  gab  es  namentlich  bei  Zuckerfabriken 
viele  Aktiengesellschaften,  die  nur  nach  wenigen  Köpfen  zählten.  Diesen  gegen- 
über hielt  man  eine  Doppelbesteuerung  für  ungerecht,  zumal  denselben  gleich- 
artige Geschäfte,  die  sich  in  die  Form  einer  offenen  Handelsgesellschaft  kleideten, 
materiell  ausserordentlich  nahe  standen.     Da  diese  kleinen  Aktiengesellschaften 


1)  Es  blieb  nur  ausser  acht  das  Einkommen  der  auf  eigenem  Besitz  betriebenen  Land- 
wirtschaft.   Der  Grund  hierfür  ergibt  sich  aus  dem  Folgenden  von  selbst. 
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auch  keine  Dividendensclieine  und  Zinskoupons  ausgaben,  so  legte  man  dieses 
Charakteristikum  für  die  Ausnahme  zu  Grunde.  Nur  wenn  Papiere,  die  an  der 
Börse  gehandelt  werden,  ausgegeben  werden  und  der  Kapitalist  hervortritt, 
sollte  die  Doppelbesteuerung  in  Betracht  kommen. 

Was  endlich  den  §  3  anlangt,  so  brachte  er  den  Steuerpflichtigen  einen 
grösseren  Einfluss  bei  der  Einschätzung.  Bisher  wurde  diese  von  einem  Re- 
gierungskommissar unter  Zuziehung  des  Gemeindevorstandes  und  anderer  fach- 
kundiger Personen  vorgenommen.  Das  soll  namentlich  den  Uebelstand  gehabt 
haben,  dass  die  grösseren  Gewerbtreibenden,  wie  die  Fabrikbesitzer  und  Domänen- 
pächter sehr  ungleichmässig  und  nicht  ihrem  wirklichen  Einkommen  ent- 
sprechend zur  Steuer  eingeschätzt  wurden.  Für  diese  hohen  Einkommen  (min- 
destens 3000  M.)  fehlte  den  beizuziehenden  Gemeindemitgliedern  oft  jedes  Urteil; 
dieselben  sollten  deshalb  in  Zukunft  von  Kreiskommissionen  unter  Leitung  eines 
Regierungsvertreters  abgeschätzt  werden ;  man  konnte  in  einem  Kreis  eher  Ele- 
mente finden,  die  der  Aufgabe  gewachsen  waren  und  auch  innerhalb  des  Kreises 
eine  Gleichmässigkeit  zu  erreichen  suchten. 


4.   Die  Reform  von  1886  —  das  neue  Einkommensteuergesetz. 

Hatte  das  Gesetz  vom  9.  April  1878  auch  einige  Mängel  beseitigt,  der 
Kern  und  innere  Aufbau  blieben  davon  doch  unberührt.  Eine  tiefergreifende 
Umgestaltung  war  aussichtslos,  solange  man  sich  einer  geschlossenen  Majorität 
gegenüber  befand.  Als  sich  aber  infolge  einer  Neuwahl  eine  andere  Zusam- 
mensetzung des  Landtags  ergab,  wurde  von  städtischer  Seite  (dem  Abgeordneten 
Lezius)  die  Notwendigkeit  einer  Reform  betont.  Die  Regierung  jedoch  und 
ebenso  die  Majorität  verhielten  sich  vollständig  ablehnend.  Dagegen  zeigte 
sich  ein  vollständiger  Umschlag,  als  1885  eine  erneute  Anregung  erfolgte  ^). 
Der  Grund  hierfür  lag  in  der  Steuererhöhung,  die  in  Aussicht  stand. 

Anhalt  war  bisher  in  einer  exceptionell  günstigen  Lage  gewesen.  Es 
besass  eine  wahre  Goldgrube  in  dem  Salzbergwerk  ^).  Man  hatte  in  Anhalt 
den  Salzverkauf  monopolisiert,  es  lag  deshalb  nahe,  dass  nach  dem  allge- 
meinen Bekanntwerden  von  vermuteten  Salzlagern  die  Dessau-Cöthensche  Re- 
gierung sofort  auf  die  seit  1855  bestehende  Saline  Leopoldshall  die  Hand  legte 
und  durch  Kauf  in  ihren  Besitz  brachte.  Das  war  ein  ausserordentlich  glück- 
licher Griff.  Die  von  den  beiden  Anhaltischen  Regierungen  gemeinschaftlich 
angestellten  Nachforschungen  nach  Steinsalz  waren  von  Erfolg  gekrönt,  seit 
1862  erfolgte  der  Abbau  des  Salzes,  und  damit  floss  eine  reiche  Einnahmequelle. 
Der  Reingewinn  von  Leopoldshall  stellte  zu  sämtlichen  Staatseinnahmen  in 
kurzer  Frist  den  '/s — V*  Teil.  Die  Domänen,  Gebäude  und  gewerblichen  An- 
lagen stellten  weiter  Vs— V^  des  Erfordernisses,  so  dass  die  Steuerkraft  sehr  ge- 
schont werden  konnte.  In  der  That  wurden  Jahre  lang  früher  nur  9  Einheiten, 
später  3  und  nur  1883   und  1884   wieder  6  und  9  Einheiten   Ergänzungssteuer 


1)  Stenographischer  Bericht  des  2.  Anhaltischen  Landtags  1885,  S.  19  ff.  u.  S.  231  ff. 

2)  Namentlich  wegen  der  wertvollen  Kalisalze. 
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und  auch  diese  „beinahe  zum  Ueberfluss"  und  nur  pro  forma  erhoben.  9  Ein- 
heiten bedeuteten  höchstens  %  Prozent  vom  Einkommen.  Im  Jahre  1883/84 
betrugen  sämtliche  Landessteuern  ^)  nur  6  Prozent,  der  ganze  Ertrag  der  Er- 
^änzungssteuer  vollends  nur  2  Prozent  der  Netto einkünfte  des  Staates,  oder  den 
zehnten  Teil  des  Ueberschusses  voiii  Leopoldshaller  Salzwerk  ^). 

Dieser  geradezu  paradiesische  Zustand  schien  mit  dem  Jahre  1885  sein 
Ende  erreichen  zu  wollen.  Der  Etat  fasste  20  Einheiten  ins  Auge,  d.  h.  statt 
^4  Prozent  verlangte  man  plötzlich  l^/s  Prozent.  Ein  Ausfall  in  der  Einnahme 
von  Leopoldshall,  die  Vorbereitung  neuer  Abbaumethoden  und  die  Erhöhung 
der  Matrikularumlagen  waren  die  Hauptursachen  dieser  Mehrforderung.  Es 
gelang  zwar  schliesslich,  die  20  Einheiten  auf  14  herabzudrücken,  allein  allge- 
mein war  man  der  Ueberzeugung,  dass  man  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  in 
Zukunft  mit  einer  erheblich  höheren  Zahl  von  Einheiten  rechnen  müsse. 

Bei  solcher  Sachlage  gewann  die  Frage  der  Steuerreform  eine  ganz  andere 
Bedeutung.  Die  Unvollkommenheiten  des  Kompromissgesetzes  konnten  ja  vom 
-Standpunkt  der  Gerechtigkeit  übersehen  werden,  solange  die  Steuerlast  minimal 
war.  Auch  die  Gerechtigkeit  hat  ihren  Preis.  Bei  höherer  Belastung  mussten 
aber  alle  Ungleichheiten  verschärft  hervortreten ;  man  durfte  nicht  mehr  gleich- 
gültig an  ihnen  vorübergehen,  man  musste  erneut  prüfen,  welcher  Art  sie  waren. 
Man  hob  namentlich  folgende  hervor: 

Den  Hauptmangel  erblickte  man  darin,  dass  das  Ergänzungssteuergesetz 
«ine  allgemeine  Berücksichtigung  fremder  Schuldzinsen  nicht  zuliess.  Nur 
gegenüber  dem  Gewerbeverdienst  war  eine  solche  gegeben,  für  Grund  und 
Boden,  sowie  Gebäude  war  sie  unzulässig,  obwohl  Grund-  und  Gebäudesteuer 
nicht  fixe,  sondern  wandelbare  Steuern  waren.  Infolge  dessen  war  das  Mass 
der  Belastung  bei  Grundstücken  und  Gewerbeverdienst  ausserordentlich  ver- 
schieden. Wie  bereits  1877  ^)  festgestellt  wurde,  wurde  als  Steuersimplum  ent- 
richtet für  ein  Einkommen 

aus  Grundbesitz,  Gewerbeverdienst, 
von      490-  600  M.  20  Pfg.  20  Pfg. 

„  VOO— 1000    „  50      „  30—61     „ 

„    10,000  „       8l;3— 60  M.  8 1/3  M. 

Im  günstigsten  Fall  blieb  die  Steuer  des  Grundbesitzes  hinter  der  des 
Gewerbetreibenden  nicht  zurück,  in  sehr  ungünstigen  Fällen  konnte  sie  aber  das 


1)  Das  sind  435,528  M. ;  s.  Posten  11  bis  17  in  der  folgenden  Note. 

2)  Nach  dem  Hauptfinanzabschluss  pro  1883/84  (Drucksache  Nr.  2,  1885)  gestaltete  sich 
das  Bild  für  die  Einnahmen  der  laufenden  Verwaltung  folgendermassen :  1.  Von  Grundstücken, 
Gebäuden  und  gewerblichen  Anlagen  netto  2,617,694  M.  72  Pfg,  2.  Vom  Salzbergwerk  Leopolds 
hall  netto  1,485,092  M.  84  Pfg.  3.  Sportein  und  Nebeneinnahmen  der  einzelnen  Behörden  922,249  M 
91  Pfg.  4.  Für  Erhebung  der  Reichssteuern  1,157,714  M.  10  Pfg.  5.  Anteil  an  den  Reichs 
steuern  439,210  M.  45  Pfg.  6.  Ausserordentliche  Einnahmen  (vorwiegend  aus  Bauten)  437,829  M 
70  Pfg.  7.  Schleussengelder  7515  M.  70  Pfg.  8,  Ufer-  und  Niederlagsgelder  6080  M,  26  Pfg, 
9.  Hafengelder  1332  M.  10.  Ausfertigungsgebtihren  für  Hausierlegitimationsscheine  981  M 
50  Pfg.  11.  Stempelsteuer  17,729  M.  75  Pfg,  12.  Erbschaftssteuer  28,859  M.  82  Pfg.  13.  Alte 
Grundangaben  71  M.  14.  Konzessionsabgaben  16,131  M.  15.  Gewerbesteuer  von  Gast-  imd 
Schankwirtschaften,  vom  Hausiergewerbe  62,931  M.  25  Pfg.  16,  Eisenbahnsteuer  53,354  M.  77  Pfg. 
17.  Bergwerksabgaben  108,355  M.  1  Pfg.  18,  Ergänzungssteuer  148,095  M.  79  Pfg.  Zusammen 
«,961,532  M.  94  Pfg. 

3)  S.  oben  S.  434,  Note  3. 
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Sechsfache  erreichen.  Bei  der  Haussteuer  ergab  sich  je  nach  der  Belastung  mit 
Hypotheken  eine  Variation  von  7i9  bis  ^19  des  geschätzten  Mietsertrages.  Diese- 
unrichtige  Belastung  fand  ihr  Gegenstück  in  den  bedeutenden  Ungleichheiten, 
die  durch  die  Einschätzung  als  solche  hervorgerufen  wurden.  So  wurde  be- 
hauptet, dass  der  Grund  und  Boden  in  den  beiden  Kreisen  Cöthen  und  Bern- 
burg ganz  verschieden  behandelt  worden  sei;  ein  grosser  Teil  des  Bemburgi- 
schen  Bodens  gleiche  den  besten  Lagen  im  Cöthenschen ;  gleichwohl  seien  dort 
Aecker  in  verschwindender  Zahl  der  ersten  Steuerklasse  unterworfen,  im  Cöthen- 
schen dagegen  tausendt  von  Hektaren.  Bei  den  Gebäuden  ergab  sich  eine  Ver- 
schiedenheit der  Schätzung  dadurch,  dass  Neubauten  nicht  nach  den  Werten  im 
Jahre  1868  geschätzt  werden  konnten,  sondern  nach  dem  Werte  zur  Zeit  des  Neu- 
baues veranlagt  werden  mussten.  Auch  für  die  übrigen  Einkommensquellen  wurden 
in  dieser  Hinsicht  grosse  Fehler  behauptet.  Sporadisch  war  die  Einschätzung  sehr 
hoch,  im  grossen  und  ganzen  war  sie  aber  zu  niedrig.  Die  Stadt  Cöthen  hatte 
für  die  Gemeinde  ein  besonderes  Einschätzungsverfahren  gebildet  und  das  Re- 
sultat war,  dass  13  gemeindliche  Einheiten  20  staatlichen  gleichgestellt  werden 
konnten.  In  einzelnen  Orten  wurden  die  höheren  Einkommen  durch  die  Steuer 
noch  nicht  zur  Hälfte  erfasst.  Einen  Hauptanstoss  zur  schonenden  Behandlung 
der  Einkommen  gab  der  niedrige  Steuersatz  (nur  die  Hälfte  des  normalen), 
nach  welchem  die  Beamten  von  ihrem  Diensteinkommen  zu  steuern  hatten,  sei 
es,  dass  die  Einschätzungskommissionen  darin  einen  vom  Gesetz  selbst  gegebenen 
Fingerzeig  für  das  Mass  der  Einschätzung  erachteten,  sei  es  dass  sie  in  einem 
dunklen  Gerechtigkeitsgefühle  ein  in  seiner  Berechtigung  unbegriffenes  Privi- 
legium abzuschwächen  suchten.  Im  Lauf  der  Jahre  musste  es  mehr  und  mehr 
vergessen  werden,  dass  die  Beamten  früher  gar  nicht  besteuert  waren,  so  dass 
jetzt  auch  die  halbe  Besteuerung  bereits  wieder  als  ein  Steuervorrecht  eines 
einzelnen  Standes  empfunden  wurde.  Weiter  konstatierte  man,  dass  im  Vergleich 
zu  Sachsen  und  Preussen  das  Ergänzungssteuergesetz  die  niederen  Einkommen 
wenig  schonend  behandelte.  Man  stellte  folgende  Rechnung  auf :  22  Anhaltische 
Einheiten  entsprechen  der  preussischen  Belastung  mit  Staatssteuern;  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  kommen  dann  4,48  M.  Steuer.  Unter  Zugrundelegung 
dieser  Annahme  ergab  sich  folgendes  Spannungsverhältnis. 


Es  zahlte  ein  Einkommen 

in  Preussen: 

in  Anhalt: 

900  bis 

1050  M., 

5  M. 

25  Pf., 

14  M. 

20  Pfg, 

1050    „ 

1200 

„ 

7    „ 

—    „ 

15    „ 

40     n 

1200     „ 

.  1350 

„ 

14    „ 

—    „ 

17    „ 

60     „ 

1800     „ 

2100 

„ 

28    „ 

—    „ 

33    „ 

n 

2100     „ 

2400 

„ 

32    „ 

—    „ 

38    „ 

50      „ 

12,000     „ 

14,000 

n          • 

360    „ 

—    „ 

220    „ 

—      „ 

48,000     „ 

54,000 

„ 

1440        y, 

—    „ 

800    „ 

—      „ 

120,000     „ 

144,000 

„ 

3600    „ 

—    „ 

2200    „ 

-      „ 

Das  absolute  Belastungsverhältnis  war  freilich  in  beiden  Staaten  nicht  in; 
diesen  Zahlen  richtig  ausgedrückt,  teils  weil  vorerst  Anhalt  keine  22  Einheiten, 
erhob,  teils  weil  in  Preussen  noch  die  Kommunal-,  Kreis-  und  Provinziallasten 
als  schwere  Zugabe  hinzukämen,  wogegen  in  Anhalt  der  Staat  die  sämtlichen 
Provinziallasten  und  noch  die  bedeutenden  Schulbaulasten  trug.  Aber  immer- 
hin die  Relation  der  Steuerklassen  untereinander  zeigte  in  Anhalt  ein  un- 
günstigeres Verhältnis  als  in  Preussen. 
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Schliesslich  Hess  auch  nach  der  formalen  Seite  das  Ergänzungssteuer- 
gesetz viel  zu  wünschen  übrig.  In  bezug  auf  Steuerpflicht  und  andere  steuer- 
liche Details  zeigte  es  viele  Lücken,  war  es  nur  ein  dürftiges  Gerippe. 

In  Anbetracht  dieser  Mängel  entschloss  sich  die  Regierung,  den  An- 
regungen der  Stände  Folge  zu  geben  und  das  Steuerwesen  neu  aufzubauen. 
Die  Richtung,  in  der  man  Abhülfe  erblickte,  war  die  reinere  Ausgestaltung  des 
Einkommensteuerprinzips;  das  Ergänzungssteuergesetz  enthielt  ja  schon  manche 
Keime  hierzu :  ich  erinnere  an  die  wenigstens  äusserliche  Verbindung  der  Er- 
tragselemente zu  einer  einzigen  Ergänzungssteuer,  die  teilweise  auch  wirkliche 
Zusammenfassung  bei  Freilassung  des  Existenzminimums,  die  Berücksichtigung 
der  Schuldzinsen  gerade  beim  gewerblichen  Betrieb  u.  s,  w. 

Der  Gesetzentwurf  projektierte  in  der  That  eine  allgemeine  Einkommen- 
steuer, die  auch  zur  Annahme  gelangte  ^).  Es  ist  aber  sehr  bezeichnend,  dass 
man  nicht,  wie  es  ja  auch  an  sich  das  naturgemässe  wäre  und  wie  es  Anhalt 
noch  im  17.  und  18.  Jahrhundert  hinsichtlich  des  Accisesystems  that  und  noch 
in  den  60er  Jahren  bei  der  direkten  Steuer  thun  wollte,  an  die  preussische  Ge- 
setzgebung sich  anlehnte,  sondern  sich  genötigt  sah,  dem  sächsischen  Muster 
allerdings  unter  Mitverwertung  des  preussischen,  nicht  zu  Gesetz  gewordenen 
Entwurfs  von  1883/84  zu  folgen. 

Gewissermassen  eine  Vorfrage  bei  der  ganzen  Reformarbeit  war,  ob  an 
das  bisherige  Belastungsverhältnis  der  grossen  Einkommensgruppen  angeknüpft 
oder,  wie  1866  projektiert,  dasselbe  gänzlich  ignoriert  werden  solle.  Man  hielt 
—  analog  wie  in  Sachsen  —  den  ersteren  Weg  für  den  richtigeren.  Im  Durch- 
schnitt war  der  Grundbesitz,  wie  im  früheren  dargethan  wurde,  immer,  auch 
noch  nach  dem  Ergänzungssteuergesetz,  stärker  herangezogen  worden.  „Ein 
derartiges  Verhältnis,  welches  aus  einer  während  eines  langen  Zeitraums  unver- 
ändert bewahrten  Rechtsanschauung  erwachsen  ist  und  welches  dem  mehr  oder 
minder  vorwiegenden  Einflüsse  entspricht,  den  der  Stand  der  Grundbesitzer 
naturgemäss  stets  auf  die  Verwaltung  des  Landes  gehabt  hat  und  stets  habeu 
wird,  ein  solches  Verhältnis  kann  nicht  ohne  weiteres  gänzlich  beseitigt  wer- 
den." (Motive).  Die  Staatsregierung  wies  auch  auf  die  erfreuliche  Fürsorge  hin, 
welche  das  Reich  hauptsächlich  wegen  des  hohen  Betrages,  den  namentlich  im 
preussischen  Lande  der  Grundbesitz  in  Form  der  Grundsteuer  im  voraus  zu  den 
Staatsbedürfnissen  beizutragen  hat,  der  Landwirtschaft  angedeihen  lässt,  und 
hielt  es  für  unbillig,  wenn  der  Anhaltische  Grundbesitz  die  Früchte  jener  Für- 
sorge für  sich  in  Anspruch  nähme,  ohne  bereitwillig  in  ähnlicher  Weise,  wie 
dies  in  den  meisten  anderen  deutschen  Bundesländern  der  Fall  sei,  wenigstens 
einen  geringen  Teil  des  Staatsbedarfs  als  Vorauslast  zu  tragen. 

Im  Anschluss  an  bekannte  Vorgänge  anderer  Staaten  und  an  die  in 
diesem  Sinne  schon  1866  ^)  und  1878  vereinzelt  im  Anhaltischen  Landtag  ge- 
äusserten Wünsche  wurde  eine  Präzipuallast  eines  Fixums  von  vier  der  bisherigen 
Ergänzungseinheiten  im  Betrag  von  54,350  M.,  wovon  9050  M.  auf  den  Beitrag 
der   herzoglichen   Fideikommisskasse   entfielen,   von  der  Regierung  in  Aussieht 


i 


1)  Vgl.  Entwurf  Drucksache  Nr,  5;   Kommissionsbericht  Drucksache  Nr.  31.    Steno- 
graphische Berichte  S.  153  flf.,  184  ff.  (23.  Landtag  1886). 

2)  Vgl.  Amtliche  Protokolle  des  Anhaltischen  Landtages  1865/66,  S.  139. 
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genommen.  Das  Präzipuum  sollte  sich  nicht  auch  auf  die  Gebäudesteuer  be- 
ziehen, weil  die  Gebäudesteuer  periodische  Revisionen  erfordere,  deren  Kosten- 
aufwand in  keinem  Verhältnis  zu  dem  Ertrage  weniger  Einheiten  stehe,  auch 
für  die  Instandhaltung  des  im  Interesse  des  Grundbuchwesens  wichtigen  Ka- 
tasterwerks die  laufende  Kontrolle  des  Besitzstandes  durch  Erhebung  einer 
Steuer  hinsichtlich  der  Gebäulichkeiten  weit  eher  zu  entbehren  sei,  als  hinsicht- 
lich der  fruchttragenden  Grundstücke.  Auch  war  man  der  Ansicht,  ein  Gebäude 
sei  ein  vergänglicher,  nur  mit  Kosten  zu  erhaltender  Besitz,  der  aus  Landes- 
mitteln keine  besonderen  Zubussen  erhalte,  während  umgekehrt  der  Grund  und 
Boden  ein  dauerndes  Objekt  sei,  für  das  auch  vom  Staate  und  aus  dessen 
Mitteln  in  mannigfacher  Weise  besondere  Unterstützungen  gewährt  würden  ^), 
Begreiflicherweise  war  das  Präzipuum  der  Punkt,  der  den  Landtag  am 
meisten  aufregte.  Bei  ihm  musste  der  ganze  Interessen-  und  politische  Gegen- 
satz wieder  zu  heller  Flamme  auflodern.  Bei  aller  Schärfe  überwog  aber 
schliesslich  die  mit  Klugheit  und  Takt  gepaarte  Mässigung,  und  es  gelang,  eine 
gemeinsame  Basis  zu  finden  und  das  Gesetz  zu  stände  zu  bringen.  Das  Ziel  war 
zwar  fest  fixiert;  es  handelte  sich  darum,  das  Präcipuum  so  zu  gestalten,  dass 
die  bisherige  Besteuerung  des  Grundbesitzes  erreicht  vrurde;  aber  die  Lösung 
war  von  vornherein  eine  schwierige,  weil  man  sich,  solange  eine  allgemeine 
Einkommensveranlagung  nicht  vorlag,  so  gar  kein  Bild  über  die  Zahl  der 
künftig  zu  erhebenden  Einheiten  machen,  und  weil  auch  unabhängig  davon  die 
Zahl  der  Einheiten  im  Laufe  der  Zeit  keine  konstante  bleiben  konnte.  Die  Re- 
gierung war  von  der  Annahme  ausgegangen,  dass  in  Zukunft  nicht  unter  zwölf 
Einheiten  der  Einkommensteuer  zur  Erhebung  gelangen  würden.  Die  Annahme 
basierte  teils  auf  den  bisherigen  Beobachtungen  bei  der  Ergänzungssteuer  (pro 
1886  14,  pro  1887  ohne  Berücksichtigung  der  Militärvorlage  10  Einheiten),  teils 
darauf,  dass  nach  der  ausserordentlich  starken  Abminderung  der  Einkommen- 
steuersätze (s.  unten  S.  451)  für  den  weitaus  grössten  Teil  der  Steuerpflichtigen 
künftig  die  Einheit  wesentlich  geringer,  die  Zahl  der  zu  erhebenden  Einheiten 
dafür  entsprechend  wachsen  werde.  Nahm  man  zwölf  Einkommensteuereinheiten 
als  Basis,  und  legte  man  dem  Grundbesitz  vier  Einheiten  nach  der  Ergänzungs- 
steuer im  vorweg  auf,  so  wurde  der  unverschuldete  Besitz  ungefähr  in  der  bis- 
herigen Höhe,  der  verschuldete  dagegen  geringer  wie  bisher  belastet.  Allein 
es  war  zu  klar,  dass  mit  jeder  Aenderung  der  Zahl  der  Steuereinheiten  auch 
die  Präzipuallast  eine  ganz  andere  Bedeutung  bekam.  Man  rechnete  aus,  dass 
eine  Einheit  der  Grundsteuer  etwa  2^*  Einheiten  der  künftigen  Einkommen- 
steuer entsprechen,  vier  Einheiten  Präzipuum  also  neun  Einkommensteuerein- 
heiten gleich  waren  ^).  Wurden  viele  Einkommensteuereinheiten  erhoben,  so 
wurde  die  Präzipuallast  im  Verhältnis  klein,  wurden  aber  —  und  dieser  Erwar- 
tung  lebte   man   vielfach  —  infolge   günstiger   Ergebnisse   der   Leopoldshaller 


1)  Die  Finanzdirektion  hatte  ursprünglich  auch  für  die  Gebäude  das  Präzipuum  ver- 
langt, das  Staatsministerium  merzte  jedoch  diese  Bestimmung  aus. 

2)  Diese  Rechnung  wurde  regierungsseitig  im  Anschluss  an  den  Herzoglichen  Privat- 
besitz gemacht.  Der  Reinertrag  desselben  wurde  1869,(70  unter  Mitwirkung  der  Landesvertretung 
auf  990,000  Mark  festgesetzt ;  damals  war  ungefähr  die  thatsächliche  Rente  so  hoch,  wie  jetzt 
bei  zurückgegangenen  Preisen.  Die  Grundsteuereinheit  hiervon  beträgt  2250,  die  künftige  Ein- 
kommensteuereinheit (l'^loo)  990  (rund  1000). 
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Grube  oder  reicher  Ueberführungen  aus  der  Reichskasse  die  Zahl  der  Einkom- 
mensteuereinheiten klein,  etwa  sechs  oder  nur  drei,  dann  erschien  die  Fortdauer 
eines  Präzipuums  von  neun  Einkommensteuereinheiten  sehr  hart,  es  sei  denn, 
dass  man  das  Präzipuum  als  eine  auf  den  Grundstücken  liegende  Reallast 
ansehen  durfte.  Von  keiner  einzigen  Seite  wurde  aber  diese  Ansicht  ver- 
fochten, ja  nicht  einmal  ausgesprochen. 

Es  lag  deshalb  der  Gedanke  nahe,  auch  die  Präcipuallast  beweglich  zu 
machen,  damit  auch  der  Grundbesitz  an  den  günstigen  Chancen  participieren 
könne.  Dem  entsprechend  hatte  auch  die  Mehrheit  des  Landtagsausschusses  den 
Antrag  gestellt,  dass  die  feste  Grundsteuer  auf  zwei  Einheiten  jährlich  festgesetzt 
werde,  dass  diese  sich  aber  auf  drei  Einheiten  erhöhe,  wenn  neun  bis  zwölf,  und 
auf  vier  Einheiten,  wenn  zwölf  und  mehr  Einheiten  der  Einkommensteuer  zur 
Erhebung  gelangten.  Die  Nichtgrundbesitzer  waren  mit  diesem  Vorschlag  nicht 
einverstanden.  Diese  wollten  Fixierung  und  hielten  an  der  Regierungsvorlage  fest,' 
der  Vorschlag  von  vier  Einheiten  nach  dem  alten  Ei-gänzungssteuerfuss  sei  ein 
massiger,  man  handle  schon  sehr  loyal,  dass  man  nicht  über  den  Regierungs- 
satz hinausgehe ;  die  vier  Ergänzungssteuereinheiten  machten  nach  Abzug  dessen, 
was  das  herzogliche  Fideikommiss  treffe,  etwa  40,000  M.^),  das  sei  nur  ein  Zehntel 
von  dem,  was  nach  der  Grösse  Anhalts  im  Verhältnis  zu  derjenigen  Preussens 
und  im  Verhältnis  zu  der  dortigen  Vorwegbelastung  (40  Mill.)  den  Anhaltischen 
Grundbesitz  treffen  sollte.  Der  staatsrechtliche  Einfluss,  den  der  Grundbesitz 
im  Landtage  nach  dem  Wahlgesetz  habe,  verlange  als  Aequivalent  ein  so 
bescheidenes  Mass  von  Grundsteuern.  Eine  veränderliche  Höhe  des  Steuersatzes 
widerspreche  dem  Begriff  der  Grundsteuer  und  erzeuge  im  Landtag  das  Streben, 
die  Einkommensteuereinheiten  fortwährend  herabzudrängen,  werde  auch  auf  die 
Kommunalbesteuerung  (i.  w.  S.)  zurückwirken^);  die  Steuerlast  sinke  dann  auf 
einem  Gebiete,  wo  niemand  daran  zweifeln  könne,  dass  dem  Grundbesitz  eine 
hervorragende  Beteiligung  an  den  Lasten  unbedingt  auferlegt  werden  müsse. 
Werde  dafür  gesorgt,  dass  dem  Grundbesitz  sein  Anteil  an  den  Kommunal- 
steuern verbleibe,  und  die  Grundsteuer  fixiert,  so  lege  man  auf  die  Zahl  der 
Einheiten  kein  so  grosses  Gewicht.  Man  Hess  durchblicken,  dass  man  eventuell 
auch  mit  drei  Steuereinheiten  als  Präzipuum  sich  begnügen  werde  ^). 

Die  Regierung  stimmte  dem  Kommissionsantrage  zu  und  vertrat  ihn  mit 
einer  gewissen  Wärme,  da  er  dem  ursprünglichen  Regierungsentwurf  nicht  ge- 
rade widersprach.  Bei  den  wahrscheinlich  zu  erhebenden  zwölf  Einkommen- 
steuereinheiten sollten  die  vier  Grundsteuereinheiten  bleiben;  wenn  sich  die 
Rechnung  erheblich  günstiger  stelle,  so  war  sie  geneigt,  dem  Grundbesitz  davon 
auch  Vorteil  zu  lassen.  Sie  wies  darauf  hin,  dass  man  durch  Ausmerzung  der 
Gebäudesteuer  den  Städten  eine  erhebliche  Erleichterung  verschafft  habe  *)  und 
es  doch  gewiss  unbillig  sei,  dem  Grundbesitz  gegenüber  die  grösstmögliche  Be- 


1)  Die  Einheit  (inkl.  des  Herzoglichen  Fideikommisses)  betrug  ungefähr  13,500  M. 

2)  Man  war  der  Ansicht,  dass  man  in  den  Kreisen  über  sechs  Einheiten  nicht  hinauskomme, 
dass  also ,  wenn  man  sich  an  die  Staatsbesteuerung  anlehne ,  die  Grundsteuer  dann  dort  nur 
2  Einheiten  Präzipuum  betrage. 

3)  Die  Kommission  hatte  auch  anfangs  mit  5  gegen  4  Stimmen  einen  derartigen  Be- 
schluss  gefasst,  liess  ihn  aber  fallen,  weil  die  Eegierung  keine  Stellung  dazu  nahm. 

*)  Eine  Einheit  Gebäudesteuer  beträgt  5240  M.,  bei  vier  Einheiten  macht  das  20,960  M.  Da- 
von wären  68  Prozent  auf  die  Städte,  32  Prozent  auf  das  gesamte  platte  Land  entfallen. 
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lastung  zu  fordern.  Das  historische  Recht  habe  eine  Grenze.  Wenn  es  in  alten 
Zeiten  überhaupt  ausser  dem  Grundbesitzer  keinen  Menschen  gegeben  habe,  der 
Steuern  zahlen  konnte,  so  sei  das  anders  geworden  dadurch,  dass  Industrie  und 
Handel  blühten  und  auf  diesen  Gebieten  viel  mehr  Reichtum  erworben  werde, 
als  beim  Betrieb  der  Landwirtschaft.  Man  dürfe  dem  Grundbesitz  nicht  allein 
die  Steuerpflicht  zuschieben  bloss  deshalb,  weil  er  nicht  verloren  gehen  könne. 
Auch  die  Landes  Vertretung  zeige  durchaus  keine  aparten  Bevorzugungen,  man 
habe  in  Anhalt  die  Vertretung  nicht  wie  in  Preussen  bemessen  nach  der  Be- 
sitzgrösse  (Vs  die  Meistbesteuerten,  Vs  die  mittleren,  V^  die  Mindestbesteuerten), 
sondern  nach  den  Interessen.  Anhalt  sei  ein  ackerbautreibendes  Land  und  auch 
®/io  seiner  Industrie  hiengen  mit  dem  Landwirtschaftsbetriebe  zusammen  —  und 
doch  habe  der  Grossbesitzer  nur  8  Vertreter  unter  36  Abgeordneten ;  die  grosse 
Masse  der  kleineren  Besitzer  sei  nicht  vertreten.  Man  täusche  sich,  wenn  man 
glaube,  es  handle  sich  bei  der  Frage  des  Präzipuums  bloss  um  eine  stärkere 
Belastung  des  Grossgrundbesitzes;  auf  diesen  entfalle  nur  V«»  während  die 
anderen  ^/e  die  kleineren  Grundbesitzer  aufzubringen  hätten  ^).  Auch  vergesse 
man,  dass  die  Vertreter  der  Städte  selbst  einen  erheblichen  Teil  des  Grundbe- 
sitzes mit  zu  vertreten  hätten ").  Was  aber  die  Kreise  und  Gemeinden  betreffe, 
bleibe  es  besonderer  Prüfung  vorbehalten,  in  welcher  Weise  die  Ueberleitung 
der  neuen  Steuerverfassung  auf  diese  bewirkt  werden  könne;  bei  den  Kreisen 
werde  jedenfalls  eine  Modifikation  sich  nötig  erweisen. 

Die  namentliche  Abstimmung  ergab  in  zweiter  Lesung  21  Stimmen  für, 
und  13  gegen  den  Kommissionsantrag.  Es  ist  ein  schöner  politischer  Zug  und 
ein  Zeichen  gesunden  politischen  Taktes,  dass  weder  die  Majorität  noch  die 
Regierung  mit  diesem  Resultat  zufrieden  war;  die  Grundbesitzer  standen  den 
Städten  gegenüber,  der  Beschluss  sah  aus  wie  eine  Vergewaltigung  der  einen 
Interessen  durch  die  anderen.  Bei  einem  Steuergesetz  sollte  man,  war  die  An- 
sicht, möglichst  einig  sein,  eine  starke  Majorität  müsse  dasselbe  tragen;  man 
bezweifelte  die  Annahme  des  Gesetzes  durch  die  Regierung  und  fürchtete  den 
Fortschritt,  der  im  Gesetz  lag,  zu  verlieren.  Unter  dem  Druck  dieser  Situation 
auch  unter  dem  Hinweis  auf  die  in  anderen  Staaten  beabsichtigte  Erleichterung 
des  Grundbesitzes  fand  ein  Kompromissantrag  —  ein  Fixum  von  drei  Einheiten  — 
in  dritter  Lesung  mit  allen  gegen  5  Stimmen  und  das  ganze  Gesetz  schliesslich 
einstimmige  Annahme.  Aller  Wahrscheinlichkeit  nach  hat  der  Grundbesitz  einen 
kleinen  Vorteil  errungen ;  denn  die  Aussicht,  dass  die  Zahl  der  Einkommensteuer- 
einheiten in  Zukunft  sehr  klein  werde,  ist  doch  wohl  eine  sehr  problematische. 

Was  nun  die  neue  Einkommensteuer  selbst  anlangt,  so  war  für  die  Einzel- 
bestimmungen, wie  schon  oben  angedeutet,  das  sächsische  Gesetz  Vorbild.  Man 
ist  aber  in  Anhalt  sehr  bedächtig  verfahren  und  hat  nichts  ohne  vorherige 
reifliche   Prüfung   übernommen;    die    sorgfältig   ausgearbeiteten   und   sehr  be- 

1)  Auf  die  gesamten  Grossgrundbesitzer  im  Lande  kommen  mit  Einschluss  der  Steuer 
vom  persönlichen  Einkommen  und  Gewerbe  1749  M.  zur  Einheit,  während  mit  Ausschluss 
des  grossen  Grundbesitzes,  welcher  dem  Herzoglichen  Fideikommiss  angehört,  an  Grundsteuer 
zu  einer  Einheit  im  Ganzen  11,326  M.  erhoben  werden. 

2)  Die  Stadt  Bemburg  zahlt  an  Grundsteuer  zur  Einheit  247  M.  24  Pfg.,  Cöthen 
247  M.  90  Pfg.,  Zerbst  168  M.  93  Pfg.,  Ballenstedt  91  M.  44  Pfg.,  Dessau  117  M.  93  Pfg.  Da  um 
wahlberechtigt  zum  Grossgrundbesitz  zu  sein,  21  M.  an  Grundsteuer  zur  Einheit  entrichtet 
werden  müssen,  so  repräsentieren  diese  Städte  10,  10,  8,  4,  5  Grossgrundbesitzer. 
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achtenswerten  Motive  zu  dem  Gesetzentwurf  wie  auch  die  Kammerverhandlungen 
sind  sprechender  Beweis  hierfür.  Es  dürfte  angezeigt  sein,  im  Anschluss  an  die 
Darstellung  der  Grundzüge  des  neuen  Gesetzes  das  Wichtigste  daraus  vorzu- 
führen und  mit  teils  ergänzenden  teils  kritischen  Bemerkungen  zu  begleiten. 

1.   Subjektive   Steuerpflicht. 

Kaum  eine  Seite  des  Steuerwesens  bietet  dem  heutigen  Gesetzgeber  so 
grosse  Schwierigkeit,  wie  die  Regelung  der  subjektiven  Steuerpflicht.  Der 
moderne  Verkehr  mit  seiner  enormen  Beweglichkeit  von  Personen  und  Kapi- 
talien, ihre  Verbindung  zu  loseren  und  engeren  wirtschaftlichen  Gemeinschaften, 
ihr  Hinausgreifen  über  das  Land,  dann  wieder  die  näheren  Beziehungen  der 
Bundesstaaten  untereinander  und  ihre  ferneren  zum  Auslande,  all  das  hat  eine 
Fülle  von  Komplikationen  geschaffen,  welche  Entwirrung  verlangen. 

Zum  Teil  hat  das  bekannte  Bundesgesetz  vom  13.  Mai  1870  den  deutschen 
Einzelstaaten  bindende  Normen  auferlegt.  Ueber  seinen  Rahmen  hinaus  bleiben 
aber  noch  viele  Fälle  übrig,  in  denen  der  Einzelstaat  der  Regelung  nahe  treten 
muss.  Das  genannte  Gesetz  griff  in  die  engere  Sphäre  des  Einzelstaates  nur 
soweit  ein,  als  imter  den  Bundesangehörigen  Kollisionen  erwachsen  konnten  — 
es  ist  aber  auch  in  dieser  Beschränkung  nicht  lückenfrei,  indem  es  die  juristischen 
Personen  ausser  acht  Hess  und  dadurch  effektive  Doppelbesteuerungen  nicht  ganz 
ausschloss  — ,  die  Einzelstaaten  haben  also  namentlich  volle  Aktionsfreiheit  hin- 
sichtlich der  eigenen  Staatsangehörigen,  die  im  Heimatstaat  ihr  Einkommen  er- 
werben, sowie  in  allen  jenen  Fällen,  in  denen  ein  Kontakt  mit  dem  Ausland  vorliegt. 

Was  die  erstere  Sphäre  anlangt,  so  können  wir  auf  eine  nähere  Erörte- 
rung des  Anhaltischen  Gesetzes  verzichten.  Es  genügt  der  Hinweis,  dass  das 
letztere  die  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht  nach  dieser  Seite  hin  möglichst 
durchführt.  Eine  Ausnahme  liegt  nur  vor  hinsichtlich  des  herzoglichen  Hauses  ^), 
der  durch  §  46  des  Reichsmilitärgesetzes  vom  2.  Mai  1874  begründeten  Be- 
freiung der  Militärpersonen  und  der  aus  social-  und  steuerpolitischen  Erwägungen 
geschaffenen  Steuerfreiheit  eines  Existenzminimums  bis  600  M.  (s.  unter  S.  451). 


1)  Meist  ist  die  subjektive  Steuerpflicht  des  Landesherm  und  seiner  Familie  schon  durch 
Verfassungsrecht  geordnet.  Die  Steuergesetze  heben  dann,  was  Rechtens  ist,  entweder  ausdrück- 
lich hervor  oder  übergehen  es  als  selbstverständlich  mit  Stillschweigen.  Letzteres  ist  z.  B. 
in  Bayern  der  Fall.  Die  Mehi'zahl  der  anderen  Staaten  verfährt  mit  Recht  nicht  so,  beseitigt 
durch  ausdrückliche  Erwähnung  alle  Zweifel,  schafft  auch  zuweilen  neues  Recht.  Letzteres 
geschah  auch  in  Anhalt.  Zwar  bezüglich  des  Fideicommissvermögens  war  schon  durch  frühere 
Vereinbarung  die  Steuerpflicht  ausgesprochen,  aber  es  waren  die  näheren  Ausführungsmoda- 
litäten zu  schafl'en.  Um  beim  Herzoglichen  Haus  eine  jährliche  Deklaration  zu  vermeiden, 
erklärt  das  Gesetz  (§6,  Z.  1),  dass  der  Totalertrag  jenes  Vermögens ,  wie  solches  seiner  Zeit 
von  der  Domanialauseinandersetzungskommission  geschätzt  wurde,  nämlich  zu  990,000  Mark 
ein  für  allemal  angenommen  werde.  Man  vermied  so  die  wenig  schickliche  jälirliche  Deklaration 
seitens  des  Herzoglichen  Hauses  und  ebenso  die  Schwierigkeit,  die  die  Ermittelung  des  Er- 
trages wegen  der  Verbindung  steuerpflichtiger  Objekte  mit  steuerfreien  verursachen  konnte. 
Keues  Recht  schafft  das  Gesetz  bezüglich  der  Mitglieder  des  Herzoglichen  Hauses.  Ihre  Frei- 
heit von  der  Einkommensteuer  wurde  neu  ausgesprochen  (nicht  auch  von  der  fixen  Grund- 
steuer). Man  schloss  sich  hieiin  an  das  preussische  Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  das  Waldecksche 
Gesetz  vom  7.  Januar  1865  und  Lippesche  Gesetz  vom  6.  Juni  1868  an.  Ueber  die  bunte 
Mannigfaltigkeit  in  dieser  Frage  vgl.  die  Zusammenstellung  in  den  Anhaltischen  Motiven, 
auch  Finanzarchiv  H,  S.  391,  927;  m,  S.  824. 
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In  der  zweiten  angedeuteten  Richtung  waren  in  Anhalt  hauptsächlich 
drei  Kombinationen  zu  berücksichtigen:  1.  die  Steuerpflicht  derjenigen  ausser- 
halb des  deutschen  Reiches  wohnenden  Personen,  welche  aus  dem  Lande  irgend 
welches  Einkommen  beziehen;  2.  die  Steuerpüicht  der  im  Lande  wohnenden 
oder  sich  aufhaltenden  Nichtdeutschen;  3.  die  Steuerpflicht  der  ausserhalb  des 
deutschen  Reiches  lebenden  Staatsangehörigen. 

Hinsichtlich  des  ersten  Falles  sind  in  Deutschland  in  analoger  Anwendung 
ziemlich  allgemein  die  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom  13.  Mai  1870 
durchgedrungen,  wonach  man  lediglich  diejenigen  Einkommensteile,  welche  aus 
inländischem  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  herrühren  oder  in  Gehälteni, 
Wartegeldern  und  Pensionen  aus  landesfiskalischen  Kassen  bestehen,  besteuert, 
dagegen  auf  die  Besteuerung  der  ins  Ausland  gehenden  Zinsen,  Dividenden, 
Erträgnisse  von  Kuxen  inländischer  Bergwerke,  Auszüge  und  Gefälle  von  in- 
ländischen Grundstücken,  Renten,  Gehalte  imd  Löhne  aus  nichtfiskalischen 
Kassen  verzichtet.  So  jetzt  in  Anhalt,  ebenso  in  Preussen,  Sachsen,  Hessen, 
Baden,  Sachsen-Weimar  ^). 

Es  entspricht  diese  Teilung  der  praktischen  Rücksicht,  dass  die  Durch- 
führung der  Besteuerung  in  dieser  Begrenzung  leicht  ist,  und  auch  den  Inter- 
essenkonflikt einer  teilweisen  Versöhnung  entgegenführt ^).  Soweit  eine  Doppel- 
besteuerung resultiert,  muss  sie  von  den  Ausländem  hingenommen  werden, 
exceptionelle  Verhältnisse  —  Vermögen  im  Ausland  —  bedingen  auch  excep- 
tionelle  Behandlung. 

Der  zweite  oben  angegebene  Fall  —  Steuerpflicht  der  im  Land  wohnen- 
den oder  sich  aufhaltenden  Nichtdeutschen  —  wurde  von  Anhalt  dahin  ent- 
schieden, dass  das  gesamte  Einkommen  der  Genannten  beigezogen  werden 
muss').     So   auch  Hessen*)   und  in  der  Hauptsache  Preussen*).     Es  dürfte  das 


1)  In  letzterem  allerdings  mit  einer  Modifikation  bezüglich  der  Zinsen  und  Dividenden 
von  den  als  Kautionen  eingezahlten  Aktivkapitalien.    S.  Finanzarchiv  II,  S.  926. 

2)  Würde  diese  Teüung  strikt  festgehalten  werden  können,  so  würde  er  ziemlich  ver- 
schwinden. In  Anhalt  wurde  der  Versuch  hierzu  gemacht,  insofern  im  Landtag  der  Wunsch 
geäussert  wurde,  auch  das  vom  Ausland  bezogene  Einkommen  —  auch  wenn  es  an  In- 
länder geht  —  frei  zu  lassen,  sobald  es  aus  Grundbesitz  und  selbständigen  gewerblichen 
Etablissements  im  Auslande  herrührt  und  in  dem  Lande,  in  welchem  es  erworben  wird,  einer 
entsprechenden  Steuer  unterliegt.  Bekanntlich  verfährt  so  Preussen  hinsichtlich  des  Grund- 
eigentums (§  17  des  Gesetzes  1851/73).  Das  Anhaltsche  Gesetz  lässt  bei  Feststellung  des  Ein- 
kommens nur  die  ausländische  Steuer  abrechnen.  Weiter  wollte  man  jedoch  nicht  gehen,  wenn 
man  auch  zugab,  dass  für  einige  Leute  eine  Härte  daraus  erwachse.  Es  könnte  sonst  der  Fall 
eintreten,  dass  Personen,  die  in  Anhalt  den  Schutz  und  die  Wohlthaten  des  Staates  gemessen, 
gar  keine  Steuer  zahlten,  auch  hielt  man  es  für  unbillig,  Grundbesitz  und  Gewerbe  anders  als 
Kapital  zu  behandeln,  dessen  Zinsen  zur  Steuer  herangezogen  werden,  auch  wenn  sie  im  Aus- 
land mit  Kouponsteuer  belastet  sind.  Auf  erneute  Anregung  in  der  Landtagsdiät  1887  gab 
jedoch  die  Regierung  ihren  Widerstand  auf  und  legte  eine  auch  Gesetz  gewordene  Novelle  vor, 
derzufolge  alles  aus  reichsausländischem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  herrührende  Ein- 
konmien  steuerfrei  bleibt, 

3)  Jedoch  mit  Rückrechnung  der  ausländischen  Steuer.  Dazu  kommt  jetzt  noch  der 
Abzug  des  aus  reichsausländischem  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  herrührenden  Einkommens. 
S.  vorige  Note. 

♦)  Finanzarchiv  IT,  S.  385. 

5)  Abgesehen  vom  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz  oder  Gewerbe  sind  die 
Ausländer  auch  dann  Einkommensteuer  (nicht  Klassensteuer)  pflichtig ,  wenn  sie  sich  des  Er- 
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zu  weit  gehen.  Das  richtige  Mass  scheint  nur  Sachsen  einzuhalten,  es  beschränkt 
die  Steuerpflicht  auf  das  innerhalb  des  Landes  erworbene  und  auf  das  nach  Sachsen 
bezogene  Einkommen,  der  Fremde  wird  also  mit  seiner  im  Lande  sich  effektiv 
äussernden  wirtschaftlichen  Seite  erfasst  ^).  Andere  Staaten  sind  in  ihren  Konzes- 
sionen weiter  gegangen,  ja  die  Furcht,  die  Geld  verzehrenden  Ausländer  zu  ver- 
lieren, hat  eine  förmliche  Konkurrenz  hervorgerufen.  So  zieht  Sachsen-Weimar  von 
dem  ausländischen  Einkommen  der  Fremden  nur  das  Diensteinkommen,  welches  von 
einem  fremden  Staat  oder  einer  fremden  Gemeinde,  Stiftung  oder  öffentlichen  An- 
stalt bezogen  wird,  heran  ^);  Baden  lässt  diejenigen  Ausländer,  die  nicht  des  Er- 
werbes wegen  ihren  Wohnsitz  im  Grossherzogtum  haben,  für  ihr  reichsausländisches 
Einkommen  frei  ^).  Aus  gleicher  Furcht  die  Schonung  bei  der  Kapitalrentensteuer 
in  Baden  sowohl  als  in  Hessen'*).  Auch  in  Anhalt  ist  infolge  einer  Gesetzes- 
novelle (s.  vorige  Seite  Noto  3)  der  Ausländer  günstig  gestellt. 

Was  die  Ausländer  ohne  Wohnsitz  anlangt,  so  gewährt  Anhalt  für  die 
Dauer  eines  einjährigen  Aufenthalts  Steuerfreiheit  (§  6  Z.  6).  Eine  Ueberein- 
stimmung  besteht  auch  in  dieser  Hinsicht  nicht  unter  den  deutschen  Staaten ''). 

Zur  Lösung  des  dritten  Falles  haben  die  Steuergesetze  zwei  ganz  extreme 
Wege  eingeschlagen.  Die  einen  —  und  diesen  hat  sich  Anhalt  §  6  Z.  6  ange- 
schlossen —  lassen  die  im  Auslande  lebenden  Staatsangehörigen  frei.  Sie  geben 
hierbei  der  rein  praktischen  Erwägung  Raum,  dass  es  schwer  ist,  die  be- 
treffenden Personen  zu  ermitteln,  ihr  Einkommen  festzustellen  und  einen  Zwang- 
auszuüben, sowie  dass  die  im  Falle  möglicher  Durchführung  aller  Wahrschein- 
lichkeit nach  eintretende  Doppelbesteuerung  zur  Lösung  der  Staatsangehörig- 
keit führt,  wodurch  man  die  Rückkehr  der  im  Ausland  wohlhabend  und  tüchtig 
gewordenen  Männer  erschwert.  Andere  Steuergesetze  haben  den  entgegenge- 
setzten Weg  betreten  und  sprechen  die  Steuer pflicht  des  gesamten  Einkommens 
der  ausserhalb  Deutschlands  lebenden  Staatsangehörigen  aus.  So  Sachsen, 
ebenso  Preussen  bei  der  Einkommen-  nicht  aber  bei  der  Klassensteuer;  auch 
Sachsen- Weimar,  solange  die  betreffenden  Personen  nicht  zugleich  die  Staats- 
angehörigkeit des  fremden  Staates  besitzen,  in  welchem  sie  ihren  Aufenthalt 
genommen  haben  ^).  Für  diese  Staaten  ist  der  Gesichtspunkt  massgebend,  dass 
die  Steuerpflicht  eine  notwendige  Folge  der  Staatsangehörigkeit  ist  und  zwar 
um  so  mehr,   als  für  den  im  Ausland  Lebenden  der  Schutz   des  Heimatstaates 


werbes  wegen  oder  länger  als  ein  Jahr  im  preussischen  Staat  aufhalten.    (§  18  des  Gesetzes 
vom  li25.  Mai  1851)73.) 

1)  Die  Anhalter  Motive  wenden  gegen  die  sächsische  Bestimmung  ein :  „Es  schien  nicht 
nachahmenswert,  die  Yerwendungsart  einzelner  Einkommenteile  oder  gar  den  Aufbewahrungs- 
bzw. Verwendungsort  derselben  Einfluss  auf  die  Steuerpflicht  gewinnen  zu  lassen.  Selbst 
wenn  das  sächsische  Gesetz  durch  die  gedachte  Bestimmung  für  Ausländer  den  Aufwand  im 
Lande  anstatt  des  Einkommens  zum  Steuerobjekte  hinzustellen  beabsichtigte,  musste  Bedenken, 
getragen  werden,  eine  derartige  Vermischung  so  verschiedener  Begriffe,  wie  ,Einkommen' 
und  ,Aufwand'  sich  anzueignen.'' 

2)  Finanzarchiv  III,  S.  919. 

3)  Finanzarchiv  HI,  S.  822.  Der  Entwurf  (Finanzarchiv  I,  S.  328)  hatte  die  volle 
Steuerpflicht. 

*)  Finanzarchiv  m,  S.  867 ;  n,  S.  501. 

'^)  Sachsen  z.  B.  gestattet  Steuerbefreiung,  wenn  entweder  ein  ununterbrochener  eiii» 
jähriger  oder  unterbrochen  dreijähriger  Aufenthalt  vorliegt. 
6)  Finanzarchiv  m,  S.  465. 
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sehr  wertvoll  werden  kann ;  es  ist  gewiss  leicht  möglich,  dass  jemand  auf  Grund 
seiner  deutschen  Staatsangehörigkeit  den  ganzen  diplomatischen  Apparat  in 
Bewegung  setzt.  Wie  die  Dienstpflicht  nicht  durch  den  Aufenthalt  im  Auslande 
erlischt,  so  kann  es  auch  bezüglich  der  Steuerpflicht  nicht  geschehen. 

Man  wird  den  beiderseitigen  Gründen  die  Berechtigung  kaum  versagen 
können,  und  es  scheint  mir  deshalb  das  Richtige  in  einem  Kompromiss  zu 
liegen  etwa  derart,  dass  man  von  demjenigen,  der  im  Auslande  sich  aufhält, 
«ine  massige  Abgabe,  eine  Art  Recognitionsgebühr  verlangt,  die  an  den  offiziellen 
Vertreter  des  Reiches  im  Auslande  zu  entrichten  wäre.  Die  Zahlung  wäre  als 
Zeichen  für  Aufrechterhaltung  der  Staatsangehörigkeit  zu  betrachten.  Eine 
drückende  Doppelbesteuerung  würde  vermieden,  das  gemeinsame  Band  bliebe 
erhalten  und  der  sittlichen  Pflicht  würde  genügt. 

Dazu  bedürfte  es  natürlich  einer  reichsgesetzlichen  Regelung,  die  sich 
überhaupt  bei  Betrachtung  dieser  ganzen  Materie  als  eine  Notwendigkeit  auf- 
drängt. Das  Bedürfnis  nach  gewissen  bindenden  Normen  ist,  soweit  das  Aus- 
land in  Frage  steht,  unstreitig  vorhanden.  Dem  Ausland  gegenüber  tritt  der 
Einzelstaat  zurück,  das  Reich  aber  in  den  Vordergrund.  Es  zeigt  dies  nament- 
lich auch  der  oben  erörterte  zweite  Fall.  Oder  verträgt  es  sich  wirklich  mit 
dem  Charakter  des  geeinten  deutschen  Reiches,  dass  der  Ausländer  in  einem 
Winkel  Deutschlands  eine  ganz  andere  steuerliche  Behandlung  findet,  als  im 
anderen?  Muss  ihm  das  Reich  nicht  als  ein  wenig  geeintes  erscheinen?  Hat  es 
einen  Sinn,  dass  jeder  Staat,  und  wäre  er  nur  ein  paar  Quadratmeilen  gross, 
dem  Ausland  gegenüber  partikularistische  Eigentümlichkeiten  geltend  macht? 

Neben  der  internationalen  Besteuerung  macht  grosse  Schwierigkeit  die 
Feststellung  der  Steuerpflicht  der  juristischen  Personen.  Bezüglich  dieser 
ist  das  anhaltische  Gesetz  sehr  schneidig  —  ziemlich  rücksichtslos  ein  Prinzip 
durchführend.  Diese  klare  Konsequenz  macht  gegenüber  der  bunten  Mannig- 
faltigkeit, die  man  in  der  übrigen  Einkommensteuergesetzgebung  antrifft^)  für 
den  ersten  Augenblick  einen  wohlthuenden  Eindruck,  bei  näherem  Zusehen  will 
es  uns  aber  doch  scheinen,  als  ob  damit  wesentliche  Härten  verknüpft  wären, 
die  einer  Korrektur  bedürfen.     Einzelnes  hat  schon  der  Landtag  angeregt. 

Das  Gesetz  geht  von  einem  erweiterten  Begiiff  der  juristischen  Person 
aus;  derselbe  umfasst,  wie  der  Entwurf  ausführt,  an  sich  alle  Fälle,  in  denen 
das  Subjekt  einer  anerkannten  Vermögensfähigkeit  gleichviel  ob  diese  Aner- 
kennung auf  einem  Rechtssatz,  einem  Gesetze  oder  auf  besonderer  Verleihung 
beruht,  nicht  eine  natürliche  Person  ist.  Es  werden  demzufolge  hierher  ge- 
rechnet': a)  die  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechtes,  insbesondere  die 
politischen  und  die  kirchlichen  Geraeinwesen  und  Verbände;  b)  die  Stiftungen, 
Anstalten  und  Personenvereine,  welchen  das  Recht  des  Vermögenserwerbes  zu- 
steht;   c)  liegende  Eigenschaftsmassen  2) ;   d)  offene  Handelsgesellschaften,  Kom- 


1)  Vgl.  unter  anderem  Finanzarchiv  H,  S.  383  ff.,  925  ff.;  HI,  S.  822  ff. 

2)  Das  sächsische  Gesetz  unterwirft  auch  andere  mit  dem  Rechte  des  Vennögens- 
«rwerbes  ausgestattete  Vermögensmassen  —  man  meinte  damit  Konkursmassen;  diesem  Vor- 
gang folgte  Anhalt  nicht,  weil  §  5  der  Konkursordnung  durch  die  Bestimmung,  dass  mit  der 
Eröffnung  des  Konkurses  der  Gemeinschuldner  die  Befugnis  verliert,  sein  zur  Konkursmasse 
gehöriges  Vermögen  zu  verwalten  und  über  dasselbe  zu  verfügen,  anerkennt,  dass  das  Eigen- 
tum an  diesem  Vermögen  dem  Gemeinschuldner  noch  verbleibe. 
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manditgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Aktiengesell- 
^Schäften  (Handelsgesetzbuch  111,  164,  213);  e)  eingetragene  Genossenschaften 
(Bundesgesetz  vom  4.  Juli  1868  §  11);  f)  Gewerkschaften  (§  69  des  Berggesetzes 
vom  30.  April  1875)  ^). 

Der  Standpunkt  des  Gesetzgebers  war  nun  der,  die  juristischen  Personen 
als  solche  möglichst  ausnahmslos  zur  Steuer  heranzuziehen.  Eine  Ausnahme 
machte  der  Entwurf  selbstverständlich  bezüglich  des  Landesfiskus,  der  Landes- 
anstalten und  des  deutschen  Reiches^);  der  Landtag  fügte  noch  (ausser  dem  ver- 
gessen gewesenen  Landarmenfonds)  bei  die  Kreiskommunen  bezüglich  der  ihnen 
^seitens  des  Staates  gewährten  Dotationen,  weil  es  ihm  hart  schien,  dass  der 
Staat  gerade  diejenigen  Erträge,  welche  er  ihnen  zur  Befriedigung  ihrer  not- 
wendigsten Bedürfnisse  überlasse,  selbst  wieder  besteuere  ^).  Auch  Hess  schon 
der  Entwurf  die  offenen  Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften 
unbesteuert,  weil  das  steuerpflichtige  Einkommen  der  Gesellschaften  nicht  nur 
•dem  Umfange,  sondern  auch  der  Art  nach  (als  Gewerbe  verdienst)  mit  dem  Ein- 
kommen der  Gesellschaften  zusammenfalle,  so  dass  die  gleichzeitige  Heran- 
ziehung beider  Einkommen  eine  unbillige  Doppelbesteuerung  sei.  Endlich 
wurde  auch  bei  den  juristischen  Personen  nur  das  Einkommen,  das  aus  Grund- 
besitz, Gewerbebetrieb  oder  sonst  werbend  angelegtem  Vermögen  fliesst  (also 
nicht  Steuern,  Gebühren  etc.)  der  Besteuerung  unterzogen  (§  16),  dieses  aber 
mit  der  im  Gesetz  gegebenen  Progression. 

Für  sein  Verfahren  stützte  sich  der  Gesetzgeber  teils  auf  den  Anschluss  an 
die  bisherige  Ergänzungssteuer,  teils  und  hauptsächlich  auf  zwei  fremde  gesetz- 
geberische Vorgänge,  einmal  auf  das  sächsische  Gesetz  von  1874/78,  darm  auf  das 
neue  preussische  Notkommunalsteuergesetz  vom  27.  Juli  1885  (vgl.  Finanzarchiv  III, 
•S.  173).  Damit  sei  die  strittige  Frage  für  die  Zukunft  entschieden,  man  dürfe 
nun  nicht  wieder  das  Prinzip  durch  vielfache  Ausnahmen  in  Frage  stellen. 

Wir  möchten  bezweifeln,  ob  die  Lösung  wirklich  als  fertig  und  abge- 
schlossen anzusehen  ist.  Es  erklärt  sich  ja  leicht,  dass  beim  System  der  einzigen 
Einkommenbesteuerung  grosse  Neigung  besteht,  an  die  juristischen  Personen 
anzuknüpfen ,  teils  um  nicht  gewisse  Einkommen  an  sich,  z.  B.  das  einer  Stif- 
tung, teils  um  nicht  andere  Einkommen  infolge  des  Reichsgesetzes  z.  B.  das 
■einer  Aktiengesellschaft  zu  verlieren,  teils  aber  auch  um  die  staatliche  Steuer- 
gesetzgebung zugleich  als  Unterlage  für  die  kommunale  Besteuerung  brauchbar 
zu  machen.  Letzteres  Moment  deuten  auch  die  Motive  des  Anhaltischen  Gesetz- 
entwurfes an. 

Wir  verkennen  keineswegs  das  Berechtigte  dieser  Gesichtspunkte.  Gleich- 
wohl drängen  sich  Fragen  auf,  die  vielleicht  Modifikationen  nahe  legen.  Ist  die 
Heranziehung  aller  politischen  und  kirchlichen  Gemeinwesen,  aller  Stiftungen 
u.  s.  f.,   auch  wenn  sie  staatliche  Aufgaben  mit    erfüllen  helfen,    so    zweifellos 

1)  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  sind  nicht  erwähnt. 

2)  Das  Reich  muss  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  25.  Mai  1873  wenigstens  für  die 
in  seinem  Eigentum  befindlichen  Gegenstände  hinsichtlich  der  Steuerbefreiung  dem  Landes- 
flskus  gleichgestellt  werden.  Hierher  gehören  auch  diejenigen  Anstalten  und  Kassen,  welche 
■durch  die  Bekanntmachung  des  Staatsministeriums  vom  23.  Dezember  1884  hinsichtlich  der  Ur- 
kundenstempelsteuer den  für  Rechnung  des  Fiskus  verwalteten  Anstalten  uüd  Kassen  gleich- 
gestellt sind. 

3)  Hätte  sich  wohl  schon  aus  §  4,  Z.  l  ergebsn! 
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richtig  ?  Werden  nicht  besonders  viele  Ausnahmen  nahe  liegen,  wenn  es  sich  unr 
die  kommunale  Besteuerung  handelt,  wo  der  ergänzende  Charakter  von  Stiftungen 
und  Vereinen  oft  noch  stärker  ist  als  beim  Staat?  Hat  nicht  das  preussische 
Kommunalnotsteuergesetz  das  Einkommen  der  juristischen  Personen  nur  aus 
Grundbesitz  und  gewerblichen  Anlagen  herangezogen?  Ist  weiter,  wenn  man  auch 
darüber  hinwegsehen  will,  es  nun  auch  geboten,  drückende  Doppelbesteuerungen 
zuzulassen,  wie  dies  bei  den  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften  und  Gewerk- 
schaften (bei  letzteren  wenigstens  nach  dem  Entwurf)  der  Fall  ist?  Wir  halten  es 
steuertechnisch  für  vollständig  richtig,  das  Einkommen  bei  der  juristischen  Person 
zu  erfassen,  aber  nicht  deshalb  schlechtweg  für  angezeigt,  auch  nochmals  die 
an  die  einzelnen  natürlichen  Personen  gehenden  Dividenden  oder  Erträge  zu 
besteuern.  Ich  sage  „nicht  schlechtweg",  weil  für  Staat  und  Gemeinde  die 
Sache  nicht  gleich  liegt  ^). 

Für  den  Staat  ist  jedenfalls  die  einfache  Besteuerung,  also  Abzug  der 
Dividenden  beim  einzelnen,  nachdem  bei  der  juristischen  Person  das  ganze  Ein- 
kommen getroffen  ist,  das  Richtigere,  zumal  auch  bei  den  Aktiengesellschaften  die 
Aktionäre  jetzt  viel  mehr  als  nach  dem  älteren  Recht  an  das  Unternehmen  ge- 
bunden sind  ^).  Bei  Genossenschaften  erscheint,  wie  ich  andernorts  zu  zeigen 
suchte  ^),  die  Doppelbesteuerung  geradezu  eine  Unbilligkeit ;  man  denke  sich 
namentlich  die  Produktivgenossenschaft!  Und  bei  den  Gewerkschaften?  Nun, 
diese  fanden  einen  geschickten  Anwalt  in  der  Kammer,  der  in  letzter  Stunde 
sie  noch  rettete  dadurch,  dass  in  §  17  die  Steuerpflicht  nicht  für  die  Dividen- 
den der  Kuxen  überhaupt,  sondern  nur  für  die  Dividenden  der  Kuxen  ausser 
Landes  liegender  Bergwerke  ausgesprochen  wurde. 

Man  wies  namentlich  darauf  hin,  dass  das  anhaltische  Berggesetz  dazu 
zwingt,  die  Form  der  Gewerkschaft  zu  wählen,  sobald  es  sich  um  mehr  als 
eine  Person  handelt.  Wenn  also  ein  Bergwerk,  welches  sich  in  dem  Besitz 
einer  Person  befunden  hat,  auf  mehrere  übergeht,  so  sind  die  Erben  ge- 
nötigt, eine  Gewerkschaft  zu  bilden  und  hätten  nun  nach  dem  Entwurf  das 
Einkommen  aus  dem  Bergwerk  plötzlich  doppelt  zu  versteuern  gehabt.  Man 
empfand  es  doch  als  eine  Ungeheuerlichkeit,  die  Gewerkschaft  und  die  Kuxen- 
inhaber, welche  mit  Namen  im  Grundbuch  stehen  und  nicht  bloss  Dividenden  ein- 
streichen, sondern  auch  Zuschüsse  zu  liefern  haben,  künstlich  zu  trennen  und 
wie  Wildfremde  gegenseitig  anzusehen;  man  fand  es  befremdlich,  dass  man  so 
leicht  im  eigenen  Land  Doppelbesteuerungen  erzeuge,  während  das  Reichsgesetz, 
selbst  zwischen  verschiedenen  Ländern  das  zu  verhindern  suche.  Liegt  aber  die 
Sache  bei  den  Genossenschaften  so  ganz  anders?  Ist  es  dort  gerechtfertigt,  die 
Genossenschaft  und  den  Genossenschafter  künstlich  zu  scheiden,  obwohl  letzterer 


1)  Die  Gemeinde,  in  der  eine  Aktiengesellschaft  liegt,  hat  allen  Grand,  das  Einkommen 
der  Aktiengesellschaft ,  die  Gemeinde ,  in  der  der  Aktionär  wohnt ,  aber  ebenso  die  Dividende 
des  letzteren  heranzuziehen.  Das  führt  zur  Doppelbesteuerung ;  aber  es  braucht  dies  doch  nur 
da  der  Fall  zu  sein,  wo  der  Ort  der  Aktiengesellschaft  und  der  des  Aktionärs  ein  verschiedener 
ist.  Analog  wird  ja  auch  im  Staat,  selbst  bei  einmaliger  Besteuerung  der  im  Staat  gelegenen 
Aktiengesellschaft,  doch  der  Dividendenbezug  aus  einer  ausländischen  Aktiengesellschaft  be- 
steuert. Erst  durch  die  Ortsverschiedenheit  wird  die  Steuerpflicht  eine  geteilte  und  doppelte 
und  dann  mit  Recht. 

2)  S.  Finanzarchiv  n,  S,  317  ff, 
»)  Finanzarchiv  m,  S.  750  ff. 
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eventuell  sein  ganzes  Vermögen  einzusetzen  hat?  In  den  Verhandlungen  wurde 
dessen  nicht  gedacht.  Nur  wurde  behauptet,  dass,  wenn  man  bei  den  Gewerk- 
schaften und  offenen  Handelsgesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  das 
Prinzip  habe  durchbrechen  lassen,  dies  auch  in  anderen  Fällen  für  zulässig 
angesehen  werden  müsse,  worauf  man  im  nächsten  Landtag  zurückkommen 
werde.    Man  hatte  hierbei  die  Aktiengesellschaften  im  Auge. 


2.   Ermittlung   der   Steuerpflichtigen   (§  31  ff). 

Wie  dies  sich  kaum  anders  denken  lässt,  ist  die  Nachweisung  der  Steuer- 
pflichtigen den  Gemeinden  und  Gutsvorständen  übertragen,  welchen  die  Mit- 
wirkung der  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  gesichert  ist. 

Die  Hausbesitzer  haben  in  der  Hausliste  die  Wohnungsinhaber  zu  be- 
zeichnen. Nachdem  man  so  die  Wohnungsinhaber  erfahren,  wendet  man  sich 
an  diese  mit  der  Wohnungsliste,  um  die  selbständigen  Steuerpflichtigen 
zu  erfahren.  Die  Wohnungsliste  hat  aber  zugleich  den  Zweck,  die  unentbehr- 
lichste Unterlage  zur  Einschätzung  zu  liefern,  weshalb  der  Wohnungsinhaber 
verpflichtet  ist,  seinen  Grundbesitzstand  innerhalb  des  Landes  in  grossen  Um- 
rissen, die  Art  seines  Gewerbebetriebes,  die  Zahl  der  von  ihm  beschäftigten 
Arbeiter  und  Gewerksgehülfen  und  den  Umfang  erpachteter  Ländereien  anzu- 
geben. Vielleicht  mit  Ausnahme  der  Flächenangabe  für  die  einzelnen  Kultur- 
arten (vgl.  die  Instruktion  Tab.  B.)  kann  das  alles  keine  Schwierigkeit  haben ; 
es  sind  dies  auch  Verhältnisse,  welche  offen  liegen  und  welche  zu  verheimlichen 
niemand  ein  vernünftiges  Interesse  haben  kann.  Dagegen  hielt  die  Regierung  die 
Grenze  des  für  eine  Wohnungs-  oder  Hausliste  Zulässigen  überschritten,  wenn 
man  etwa  die  Angabe  des  Mietzinses  für  die  Wohnung  und  die  Pachtpreise 
für  erpachtete  Ländereien  und  des  an  Hausangehörige  gezahlten  Lohnes  oder 
Gehaltes  fordere.  Die  Wohnungslisten  könnten  kaum  geheim  gehalten  werden 
und  eben  deshalb  gehörten  ziffermässige  Angaben  über  den  eigenen  Aufwand 
oder  über  das  Einkommen  diitter  nicht  hierher.  Wenn  man  dieser  Auffassung 
auch  nicht  jede  Berechtigung  wird  absprechen  können,  so  muss  sie  doch  als 
etwas  zu  skrupulös  angesehen  werden.  Auch  wäre  bei  der  im  Gegensatze  zu 
Sachsen  in  Anhalt  durchgeführten  Scheidung  der  Wohnungsliste  von  der  Haus- 
liste eventuell  der  Verschluss  der  ersteren  möglich  gewesen. 

3.   Höhe   der   Steuerpflicht  (S  teuerfuss). 

Die  Regierung  wollte  die  Steuerpflicht  bei  900  M.  eintreten  lassen.  Sie 
hatte  zwar  Zweifel,  ob  die  Erweiterung  der  Steuerfreiheitsgrenze  für  kleine 
Einkommen  nicht  die  Gefahr  in  sich  berge,  einer  grösseren  oder  geringeren 
Zahl  von  Staatsbürgern  ohne  dringende  Not  das  Bewusstsein  voller  Staatsan- 
gehörigkeit zu  entziehen  und  hierdurch  deren  Teilnahme  an  dem  Gedeihen  des 
engeren  Vaterlandes  zu  schwächen.  Allein  sie  glaubte,  dass  zur  wirksamen 
Durchführung  einer  besonderen  desfallsigen  Politik  der  Umfang  des  Landes 
doch  zu  eng  bemessen  sei.  Ein  Anschluss  an  Preussen  in  dieser  Hinsicht  sei 
um  so  gerechtfertigter,  als  eine  Rückkehr  auf  der  eingeschlagenen  Bahn  dort 
nicht  zu   erwarten  sei.     Das  Gesetz  sei  aus  der  Tendenz  entsprungen,   die  ge- 
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ringeren  Einkommen  zu  schonen,  dem  entspreche  es,  die  geringsten  Einkommen 
ganz  frei  zu  lassen.  Der  Landtag  schloss  sich  dem  nicht  voll  an;  er  legte  be- 
sonderen Wert  darauf,  dass  durch  gänzliche  Befreiung  von  der  Einkommen- 
steuer die  ärmeren  Klassen  politischer  Rechte  verlustig  gingen,  durch  die  sie 
allein  ihren  Einfluss  im  öffentlichen  Leben  geltend  machen  könnten;  auch  wollte 
man,  dass  das  Staatssteuergesetz  Grundlage  zu  dem  Kommunalbesteuerungs- 
verfahren  werden  könne  ^).  Stichhaltig  sind  die  beiden  Einwände  nicht;  denn 
beide  Zwecke  lassen  sich  ohne  Schwierigkeiten  erreichen  wie  ein  Blick  in  den 
preussischen  Entwurf  vom  17.  Dezember  1883  (§  52)  beweist^).  Man  einigte  sich 
dahin,  dass  bei  600  M.  die  Steuerpflicht  beginne.  Noch  tiefer  (bis  450)  herab- 
zugehen, wie  manche  im  Interesse  der  Gemeinden  wünschten,  wurde  abgelehnt, 
namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  Anhalt  der  Staat  vieles  trägt,  z.  B. 
die  Schullast,  was  anderswo  die  Kommune  tragen  muss. 

Dem  Gesetz  liegt  das  Klassensystem  und  die  Progression,  beziehungsweise 
Degression  zu  gründe.  Die  Stufen  schreiten,  wie  das  nur  zu  billigen  ist,  in 
engen  Zwischenräumen  vorwärts,  um  je  200  M.  bis  auf  3000  M.,  von  da  um  je 
500  M.  bis  5000  M.,  und  von  da  an  um  je  1000  M. 

Der  niederste  Steuersatz  (10  Pf.  von  600  M.)  ist  gleich  V«  Prozent 
(früher  V«  Prozent),  steigt  auf  V2  Prozent  bei  3000  M.  (früher  '/e  Prozent),  auf 
'/4  Prozent  bei  5000  M.  (früher  Ve  Prozent),  auf  1  Prozent  bei  10,000  M.  (früher 
Ve  Prozent),  von  wo  der  Satz  gleich  bleibt.  Es  ist  wohl  zu  beachten,  es  sind 
dies  nur  die  Einheitssätze;  wie  viel  Einheiten  zur  Erhebung  gelangen,  hängt 
vom  finanziellen  Bedürfnis  ab ;  bei  30  Einheiten ,  was  für  Anhalt  als  wenig 
wahrscheinlich  angenommen  wurde,  kommt  man  bei  dem  höchsten  Einkommen 
auf  3  Prozent. 

Der  Regierungsentwurf  hatte  mit  1  Prozent  bei  6000  M.  aufgehört.  Die 
Kammer  schob  die  Grenze  bis  auf  ein  Einkommen  von  10,000  M.  hinaus,  indem 
sie  annahm,  dass  die  volle  Steuerfähigkeit  erst  da  eintrete,  wo  das  Einkommen 
den  zum  standesgemässen  Unterhalte  erforderlichen  Bedarf  vollkommen  decke 
und  um  so  mehr  nach  unten  degressiv  abzunehmen  habe,  als  das  Einkommen 
nur  zum  notwendigsten  Lebensunterhalt  diene.  Ein  Einkommen  von  10,000  M. 
könne  erst  im  vollen  Mass  als  ein  solches  anerkannt  werden,  welches  einem 
Haushalt  der  höheren  Gesellschaftsklassen  die  Befriedigung  aller  normalen 
Bedürfnisse  gestatte.  Von  demselben  Gesichtspunkt  ausgehend,  wurde  auch 
die  Berücksichtigung  einer  verminderten  Leistungsfähigkeit  noch  bei  einem 
Einkommen  von  6000  M.  —  gegen  4000  M.  der  Regierungsvorlage  —  als  zu- 
lässig erklärt.  In  dem  Landtag  war  aber  eine  starke  Strömung,  welche  die 
Progression  noch  bis  zu  24,000  M.  fortgesetzt  wünschte,  so  zwar,  dass  der 
Steuersatz  mit  1,50  Prozent  abgeschlossen  hätte.  Das  Einkommen  von  10,000  M. 
als  der  Inbegriff  voller  normaler  Steuerfähigkeit  sollte  einen  Mittelpunkt  bilden, 
von  dem  aus  nach  unten  Degression,   nach  oben  bei  gesteigerter   übernormaler 


1)  In  den  neueren  Gesetzen  finden  wir  folgende  steuerfreie  Existenzminima :  Reuss  ä.  L. 
(1875)  15  M. ;  Sachsen-Weimar  (1869)  45  M. ;  Lippe  (1885);200  M. ;  Sachsen  (1878)  300  M. ;  Schwarz- 
burg-Sondershausen (1882)  300  M. ;  Baden  (1884)  500  M. ;  Hessen  (1884)  500  M. ;  Lübeck  (1869 
«00  M.  (Entw.  1887  600  M.) ;  Hamburg  (1881)  600  M. 

2)  Vgl.  auch  unten  S.  463  ff. 
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Steuerkraft  die  Progression  ansetzen  sollte.  In  der  Skala  der  Regierungsvor- 
lage wie  des  schliesslichen  Gesetzes  erschienen  die  mittleren  Einkommen  ver- 
hältnismässig überlastet.  Durch  die  Annahme  der  Progression  bis  zu  1,50  Pro- 
zent konnte  die  Zahl  der  erhobenen  Einheiten  sich  etwas  mindern,  was  eine 
leichte  Entlastung  der  mittleren  und  kleinen  Einkommen  bedeutete.  Es  wurde 
behauptet,  dass  die  Einkommen  über  10,000  M.  in  Anhalt  nicht  selten  seien; 
die  grosse  Masse  ist  es  jedenfalls  nicht  und  im  Grunde  genommen  war  eben 
deshalb  die  Skala  bis  zu  10,000  M.  bereits  Progression  und  nicht  Degression. 
Entscheidend  ist,  ob  die  grössere  Masse  der  Einkommen  einem  verschiedenen 
Steuerfuss  unterliegt,  nicht  aber  ob  man  1  oder  2, Prozent  als  normalen  Steuer- 
fuss  wählt.  Die  Regierung  war  Gegnerin  der  Progression,  sie  wollte  Degression, 
was  auch  bei  einer  gleichmässigen  Skala  von  6000  M.  an  noch  zur  Not  be- 
hauptet werden  konnte.  Ungern,  und  nur  um  das  Gesetz  zu  stände  zu  bringen, 
war  sie  bis  10,000  M.  gegangen,  bei  einer  weiteren  Progression  erklärte  sie  das 
Gesetz  für  unannehmbar,  woraufhin  auch  der  Landtag  mit  18  gegen  16  Stim- 
men dieselbe  ablehnte  ^). 

4.   Beginn   und  Ende   der   Steuerpflicht  (§  9). 

Als  selbstverständlich  ist  anzusehen,  dass  im  Laufe  des  Kalenderjahres 
die  Kataster  berichtigt  werden  müssen,  so  oft  eine  Steuerpflicht  erlischt  oder 
entsteht.  Weniger  einfach  liegt  die  Frage,  wie  es  mit  den  Vermehrungen  und 
Verminderungen  des  Einkommens  im  Lauf  des  Steuerjahres  gehalten  werden 
soll.  Die  Art  der  Lösung  hängt  davon  ab,  welches  Einkommen  man  über- 
haupt der  Besteuerung  zu  gründe  legt.  An  sich  wäre  dasjenige  Einkommen, 
welches  der  Steuerpflichtige  im  Lauf  des  Steuerjahres  bezieht,  das  rationelle 
Steuerobjekt  für  dieses  Jahr;  denn  aus  diesem  Fond  wird  tha,tsächlich  die 
Steuer  entnommen;  allein  es  liegt  ja  auf  der  Hand,  dass  allgemein  diese 
Grundlage  sich  praktisch  nicht  verwerten  lässt.  Beschränkt  kann  sie  wohl 
eintreten  für  die  zur  Zeit  der  Veranlagung  bereits  feststehenden  Einkommen. 
In  der  Mehrzahl  der  übrigen  Fälle  gewähren  nur  die  Resultate  der  Vergangen- 
heit einen  sicheren  Massstab  der  Veranlagung.  Der  Gesetzentwurf  wollte  für 
die  in  ihrem  jährlichen  Betrage  schwankenden  Einnahmen  das  letztvergangene 
Jahr  —  wenn  das  Wirtschaftsjahr  von  dem  Kalenderjahr  abweicht,  soll  das 
erstere  massgebend  sein  —  zu  gründe  legen,  weil  einerseits  zwischen  diesem 
und  dem  Steuerjahr  die  Beschaffenheit  der  Einkommensquellen  sich  am  wenigsten 
verändert  haben  wird,  und  weil  andererseits  die  Wirksamkeit  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  auf  die  Steuerpflicht  am  schnellsten  zur  Geltung  kommt.  Der 
Landtag  hielt  jedoch  mit  Rücksicht  auf  eine  möglichst  gleichmässige  Steuer- 
einnahme den  dreijährigen  Durchschnitt  für  angezeigter.  Man  exemplifizierte 
namentlich  auf  die  Zuckerkrisis  1885,  wo  viele  Fabriken  ein  Defizit  gehabt  und 
in  der  Einkommenbesteuerung  ganz  ausgefallen  wären,  wogegen  in  anderen  Jahren 
derartige  Etablissements  sehr  hohe  Einnahmen  haben  könnten  und  dadurch  den 
Steuerertrag  nach  oben  verschieben  würden.  Der  dreijährige  Durchschnitt  ver- 
meide grosse  Schwankungen,  ohne  den  Steuerpflichtigen  zu  drücken.     An  sich 


J)  Nicht  ganz  unerheblich  schien  für  manche  das  Moment,  dass  man  nicht  auf  einmal 
eine  so  starke  Multiplikation,  wie  sie  in  der  Progression  und  Deklaration  liegt,  versuchen  dürfe. 
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ist  der  Einwand  nicht  ganz  stichhaltig.  Wenn  das  Einkommen  des  vergangenen 
Kalenderjahrs  angenommen  und  die  Steuer  für  das  Etatsjahr  mit  Anfang  April 
oder  Juli  festgestellt  würde,  so  könnte  man  auf  Grund  des  ermittelten  Einkommens 
die  Zahl  der  notwendigen  Einheiten  ganz  genau  bestimmen.  Bedrückt  würde 
hierbei  niemand,  da  man  sich  ja  der  Wirklichkeit  anschliesst.  Das  Absehen  von 
dem  dreijährigen  Durchschnitt  gewährt  auch  die  Möglichkeit,  die  Einkommens- 
bewegung richtiger  beurteilen  zu  können. 

Diese  Grundsätze  wirken  natürlich  zurück  auf  die  Behandlung  der  Ein- 
kommensänderungen im  Lauf  des  Jahres.  Sobald  man  die  Vergangenheit  mass- 
gebend sein  lässt,  hat  es  gar  keinen  Sinn,  den  Einkommensänderungen  im  Lauf 
des  Steuerjahres  nachzugehen,  sie  kommen  in  einer  künftigen  Steuerperiode 
zur  Geltung.  Es  hat  dies  zugleich  den  grossen  Vorteil,  dass  damit  eine  be- 
deutende Arbeitslast  vermieden  wird.  In  Sachsen  hat  man  auch  das  Prinzip 
konsequent  durchgeführt.  In  Anhalt  hat  man  dagegen  zwei  Abweichungen  zu- 
gelassen; bei  Verlust  des  Vermögens  oder  der  Stellung  könnte  die  Festhaltung 
drückende  Härten  erzeugen ;  in  solchem  Fall  ist  die  Finanzdirektion  ermäch- 
tigt, veranlagte  Steuern  im  Lauf  des  Steuerjahres  zu  ermässigen  oder  gänzlich 
in  Abgang  stellen  zu  lassen;  dabei  ist  freilich  eine  gewisse  Willkür  möglich, 
allein  jedenfalls  ist  eine  solche  Erledigung  von  Fall  zu  Fall  und  die  Auffassung 
als  Ausnahme  logischer,  als  wenn  man  (z.  B.  Preussen  und  neuerdings  Baden, 
vgl.  Finanzarchiv  III,  S.  825)  bei  nachhaltigen  Erhöhungen  und  Minderungen 
von  mehr  als  25  Prozent  vom  nächsten  Monat  an  Aenderung  der  Steuerpflicht 
eintreten  lässt  ^) ;  damit  hebt  man  das  Prinzip,  dass  das  vergangene  Einkommen 
dip  Norm  bildet,  wieder  auf  und  hält  das  Kataster  während  des  ganzen  Jahres 
in  Unruhe. 

Eine  andere  Modifikation  schien  angezeigt  hinsichtlich  der  Teilung 
liegender  Erbmassen ;  mit  der  Teilung  erlischt  die  Steuerpflicht,  während  bei  Fest- 
haltung des  obigen  Prinzips  auch  die  Erben  im  Lauf  des  Steuerjahres  wegen  der 
Erbschaft  nicht  erhöht  werden  könnten.  Man  beseitigte  die  Schwierigkeit  da- 
durch, dass  man  für  inländische  Erbmassen  die  Zahlung  der  veranlagten  Steuer 
von  den  solidarisch  haftenden  Erben  bis  zum  Schluss  des  Steuerjahres  verlangte. 
Wo,  wie  in  Baden  die  Erträgnisse  einer  ruhenden  Erbschaftsmasse  gleich  als 
Einkommen  der  Rechtsnachfolger  behandelt  werden  (Finanzarchiv  III,  S.  823], 
ist  natürlich  eine  besondere  Regelung  der  Frage  unnötig. 

Bezüglich  der  feststehenden  Einnahmen  wurde  ihr  Betrag  für  das 
Steuerjahr  als  Grundlage  gewählt;  konsequent  wären  die  Aenderungen 
während  des  Jahres  zu  berücksichtigen  gewesen;  das  hätte  eine  Anzeigepflicht 
bedingt,  die  bei  Minderungen  wohl  häufig,  bei  nicht  offenkundigen  Mehrungen 
selten  zu  erwarten  war,  so  dass  der  finanzielle  Eff'ekt  leicht  mit  der  Grösse  der 
Katasterarbeit  in  keinem  rechten  Verhältnis  stehen  konnte.  Das  Anhaltische 
Gesetz  lässt  deshalb  auch  hier  keine  Aenderung  während  des  Jahres  eintreten 
und  hält,  abgesehen  von  neu  eintretender  oder  erlöschender  Steuerpflicht,  das 
Kataster  in  möglichster  Ruhe.  Es  könnte  korrekter  scheinen,  wenn  man  des- 
halb im  Gesetz  statt   feststehender   , Einnahmen  nach  ihrem   Betrag  für  das 


1)  In  Hessen  kann  uur  bei  Minderungen  des  Einkommens  um  mehr  als  25  Prozent 
das  Gleiche  im  Weg  der  Reklamation  erlangt  werden.    (Finanzarchiv  IT,  S.  397.) 
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Steuerjahr"  nach  sächsischem  Vorgang  gesagt  hätte  „feststehende  Ein- 
nahmen nach  ihrem  Betrag  zur  Zeit  der  Einschätzung" ;  allein  es  sind  doch 
Fälle  möglich,  wo  zur  Zeit  der  Einschätzung  bereits  künftig  erst  im  Lauf  des 
Steuerjahres  eintretende  Einkommensbeträge  mit  ins  Auge  gefasst  werden  können, 
z.  B.  allgemein  zu  erwartende,  bereits  gesetzlich  zugesicherte  Gehaltserhöhungen 
•oder  Alterszulagen,  die  während  des  Jahres  eintreten. 

5.   Feststellung   der   Bemessungsgrundlage   oder   des 
Steuerobjekts. 

Neben  der  Steuerskala  ist  die  Feststellung  des  Einkommens  unstreitig 
der  wichtigste  Funkt  in  jedem  Einkommensteuergesetz.  Bekanntlich  ist  die 
Praxis  eine  geteilte.     Im  Augenblick  ist  der  Stand  derselben  folgender: 

Schätzung  haben:  Preussen  (1851/73),  auch  der  preussische  Entwurf  von 
1883  1),  Schwarzburg-Sondershausen  (1853),  Schwarzburg-Rudolstadt  (1876),  Ol- 
denburg (1864),  Lippe-Detmold  1868),^),  neuerdings  Hessen  ^).  Wenn  man  will, 
kann  man  auch  die  altmodische  Braunschweiger  Personalsteuer  (1864)  hierher 
rechnen,  Sachsen- Altenburg  (1868)  endlich  hat  ebenfalls  Abschätzung,  räumt 
aber  dem  Vorsitzenden  das  Recht  ein,  die  Steuerpflichtigen  zur  Erklärung  über 
ihre  Einkommensverhältnisse  bei  Vermeidung  des  Verlustes  des  Reklamations- 
rechtes aufzufordern. 

Reuss  ä.  L.  (1870)  und  Sachsen- Weimar  (1883)  haben  ein  geteiltes  Prinzip. 
Gewisse  Einkommen,  wie  Besoldungen,  Pensionen,  Zinsen,  Dividenden  sind  zu 
deklarieren,  die  übrigen  einzuschätzen  *).  Im  einzelnen  weichen  die  Einkommen- 
gruppen in  beiden  Ländern  voneinander  ab.  Da,  wo  Deklaration  vorgeschrieben 
ist,  wird  bei  Unterlassung  derselben  die  frühere  als  stillschweigend  erneuert 
angesehen. 

Die  Deklaration  ist  eine  erzwungene  in  Bayern  nach  dem  (Partial-)Ein- 
kommensteuergesetz  vom  18.  Mai  1881  und  in  Württemberg  nach  dem  Gesetz  vom 
19.  September  1852,  insofern  daselbst  die  Unterlassung  mit  Strafe  bedroht  ist. 
Das  Gleiche  ist  der  Fall  bei  der  neuen  allgemeinen  Einkommensteuer  in  Baden*) 
(Finanzarchiv  III,  S.  728  ff.,  839).  Sachsen-Gotha  (1854)  und  Sachsen-Koburg  (1874), 
Sachsen-Meiningen  (1867,  1869),  Schaumburg-Lippe  (1885),  überlassen  bei  der  Ein- 
kommensteuer es  dem  Ermessen  jedes  Steuerpflichtigen,  ob  er  eine  Deklaration 
abgeben  will,  ohne  irgend  welche  Rechtsnachteile  an  die  Unterlassung  zu  knüpfen. 
In  Sachsen-Gotha  (1871)  sind  die  Einschätzungskommissionen  zur  Einkommen- 
und  Klassensteuer  berechtigt,  von  jedem  Steuerpflichtigen  eine  schriftliche 
Deklaration  über  sein  Einkommen  aus  Kapitalvermögen  zu  fordern;  wer  der 
Aufforderung  nicht  nachkommt,  verliert  das  Reklamationsrecht. 


1)  Jedoch  mit  Deklarationspflicht  für  die  Kapitalrentensteuer,  ähnlich  wie  in  Hessen. 

2)  Seit  1885  sind  die  Vorstände  und  Vertreter  der  Aktiengesellschaften  verflichtet,  auf 
Verlangen  der  Steuerbehörde  über  das  Einkommen  der  Gesellschaft  genaue  Auskunft  zu  er- 
teilen ,  desgleichen  über  liegende  Erbschaften  die  Vertreter  und  Verwalter  derselben ,  ebenso 
•die  Betriebsstelle  eines  von  einem  Ausländer  betriebenen  Gewerbes. 

3)  Finanzarchiv  II,  S.  285. 

*)  Vgl.  Finanzarchiv  U,  S.  935,  945  ff. 

5)  In  Baden  war  dies  schon  um  deswillen  nötig,  weil  eine  vorhergehende  Feststellung 
■der  Steuerpflichtigen  nicht  erfolgt, 

1023 


^^Q  Georg  Schanz, 

Hamburg  (1881)  fordert  Deklaration,  ohne  Nachteile  an  die  Unterlassung- 
zu  knüpfen,  verpflichtet  jedoch  jeden  Steuerpflichtigen,  welcher  die  Deklaration 
unterlassen  hat  und  infolge  dessen  eingeschätzt  worden  ist,  von  einer  zu  nied- 
rigen Einschätzung  seitens  der  Kommission  bei  Vermeidung  der  für  wahrheits- 
widrige Deklaration  oder  Reklamation  festgesetzten  Strafe  Anzeige  zu  erstatten. 
Analog  ist  die  Sache  geregelt  in  Bremen  (1874).  Ebenso  in  Lübeck  (1872),  nur 
dass  die  Einkommen  mit  400—500  M.  schlechtweg  und  ausschliesslich  der  Ein- 
schätzung unterliegen.  Auch  der  neueste  Entwurf  (1887)  bewegt  sich  auf  diesem 
Boden.  Reuss  j.L.  (1874)  kennt  für  die  Klassensteuer  (bis  3000  M.)  nur  Einschätzung^ 
für  die  klassifizierte  Einkommensteuer  besteht  Deklarationspflicht  bei  Verlust 
des  Reklamationsrechtes  im  Fall  der  Unterlassung.  Ebenso  fordert  Sachsen  (1878y 
von  jedem  Steuerpflichtigen,  dessen  Einkommen  nicht  zweifellos  unter  1600  M. 
bleibt,  Deklaration  bei  Verlust  des  Reklamationsrechtes.  In  Waldeck  und  Pyr- 
mont (1865),  wo  nur  Klassensteuer  besteht,  ist  der  Steuerpflichtige  schuldig,  die 
Grösse  des  Grundbesitzes  und  Viehstandes  bei  Verlust  des  Reklamationsrechtes 
gegen  seine  Einschätzung  anzugeben. 

Es  war  die  Frage,  welchem  Beispiel  Anhalt  folgen  sollte.  Der  Regierungs- 
entwurf trat  lebhaft  für  die  Deklaration  ein.  Die  Motive  fassen  die  Gründe 
gut  zusammen : 

„Es  kann  darüber  nicht  mehr  ein  Zweifel  sein,  dass  die  Einschätzung 
•ohne  Unterlage  von  Deklarationen  zu  den  unbilligsten  Ungleichheiten  führt,  die 
zu  hohen  Schätzungen  werden  durch  Reklamationen  beseitigt,  zu  niedere  Ein- 
schätzungen bleiben  unberichtigt.  Man  muss  aus  der  Praxis  den  ünwülen 
kennen,  in  welchen  selbst  sanftmütige  Menschen  nicht  nur  durch  absolute 
Ueberschätzung  ihres  Einkommens,  sondern  selbst  nur  durch  verhältnismässig 
höhere  Steuerbelastung  zu  geraten  pflegen,  um  zu  begreifen,  dass  viele  Mit- 
glieder der  Schätzungskommissionen  gerechten  Grund  zu  haben  vermeinen,  ihres 
Amtes  in  Milde  zu  walten.  Eine  andere  Klippe  liegt  in  dem  Umstand,  dass 
das  Interesse  für  das  engere  Gemeinwesen  an  Intensität  weitaus  das  Interesse 
für  den  Landesfiskus  zu  übersteigen  pflegt,  woraus  leicht  für  das  Mitglied  im 
Schätzungskreis  die  Befürchtung  erwächst,  durch  eine  scharfe  Einschätzung  die 
eigene  Gemeinde  einer  höheren  Belastung  durch  die  Staatssteuern  preiszugeben, 
als  solche  anderen  Gemeinden  mit  milderen  Schätzungskommissionen  zuwachse. 
Es  kommt  hinzu,  dass  in  den  meisten  Fällen  bei  Mangel  genügender  Unter- 
lagen das  Einkommen  aus  dem  Aufwände  geschätzt  wird,  so  dass  durch  das 
Schätzungsverfahren  die  beabsichtigte  Einkommensteuer  zur  allgemeinen  Ver- 
brauchssteuer zu  werden  droht.  Ferner  müssen  die  Schätzungskommissionen,, 
da  sie  aus  sich  heraus  den  Schwankungen  in  dem  Einkommen  der  einzelnen 
Steuerpflichtigen  nicht  zu  folgen  vermögen,  ein  Durchschnittseinkommen  zu  er- 
fassen suchen.  Bleibt  nun  in  einem  bestimmten  Jahre  das  Einkommen  hinter 
dem  an  und  für  sich  richtigen  Durchschnitte  zurück,  so  muss  die  Reklamation 
günstigen  Erfolg  haben,  und  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird  der  Reklamations- 
bescheid, welcher  sich  auf  die  Resultate  eines  ungünstigen  Jahres  stützt,  die 
Einschätzung  der  nächstfolgenden  Jahre  bestimmen.  Eine  gleichmässig  gerechte 
Veranlagung  wird  daher  nur  zu  erzielen  sein,  wenn  die  Steuerpflichtigen  ge- 
halten sind,  ihr  Einkommen  zu  deklarieren.  Weitaus  die  meisten  Steuerpflich- 
tigen werden  bei  gutem  Willen  ihr  Einkommen  während  eines  bestimmten 
Zeitraums  genau  anzugeben  vermögen,  diejenigen  aber,  welche  dies  in  der 
wünschenswerten  Genauigkeit  nicht  vermögen,  werden  immerhin  noch  bessere 
Unterlagen  der  Schätzung  haben,  als  dritte  Personen.  Es  würde  wohl  opti- 
mistisch sein,  anzunehmen,  dass  von  vornherein  überall  der  gute  Wille  zur 
Deklaration  vorhanden  sei.  Daran  ist  aber  nicht  zu  zweifeln,  dass  immerhin 
ein  sehr  erheblicher  Teil  der  Steuerpflichtigen  enljprechend  der  gesetzlichen  Be- 
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Stimmung  auf  das  gewissenhafteste  die  Deklaration  abgeben  wird.  Ist  aber 
erst  bezüglich  eines  nicht  zu  kleinen  Teiles  der  Steuerpflichtigen  eine  der  Wirk- 
lichkeit entsprechende  Vei-anlagung  erzielt,  so  kann  es  nicht  ausbleiben,  dass 
die  Ehrlichkeit  gegenüber  dem  Fiskus  immer  mehr  und  mehr  Boden  gewinnt 
und  das  Gerechtigkeitsgefühl  der  kontrollierenden  Schätzungskommissionen  dem 
Versuche,  durch  unrichtige  Deklaration  sich  mehr  oder  minder  der  Steuer  zu 
entziehen,  scharf  auf  die  Finger  sieht.  Man  hört  oft  die  Meinung  aussprechen^ 
die  Mehrzahl  der  Menschen  sei  abgeneigt,  einem  dritten  einen  genauen  Einblick 
in  ihre  Vermögens-  und  Einkommensverhältnisse  zu  gestatten.  Die  Erfahrungen 
der  Reklamationskommission  scheinen  diese  Meinung  zu  widerlegen,  da  die 
Reklamanten  bereitwillig  derartige  Einblicke  gewähren.  Wie  dem  aber  auch 
sei,  so  kann,  sofern  die  Entrichtung  der  Steuer  nach  dem  Einkommen  ala 
Pflicht  des  Staatsbürgers  anerkannt  wird,  an  dessen  Verpflichtung  nicht  ge- 
zweifelt werden,  zu  der  richtigen  Veranlagung  dieser  Steuer  mitzuwirken"  ^). 

Der  Gesetzentwurf  statuierte  deshalb  die  Deklarationspflicht,  insofern  er 
an  die  Unterlassung  derselben  den  Verlust  des  Reklamationsrechtes  knüpfte^ 
mit  Recht  betonend,  dass  für  diejenigen,  welche  zwar  zur  Deklaration  befähigt 
sind,  aber  des  guten  Willens  entbehren,  der  letztere  durch  die  Furcht  vor  einem 
drohenden  Rechtsnachteile  ersetzt  werden  müsse,  dass  aber  für  diejenigen^ 
welche  thatsächlich  zu  deklarieren  unfähig  seien,  der  Verlust  des  Reklamations- 
rechtes unerheblich  sei,  da  diese  Steuerpflichtigen  ebensowenig  in  der  Lage 
seien,  eine  Reklamation  zu  begründen,  wie  zu  deklarieren.  Der  Entwurf  wollte 
—  im  Gegensatz  zu  seinem  sächsischen  Muster  —  allgemeine  Deklarations- 
pflicht; die  kleinsten  Einkommen  fielen  ohnehin  durch  die  Steuerbefreiung 
heraus;  im  übrigen  schien  der  Regierung  kein  genügender  Grund  vorzuliegen, 
für  die  kleineren  Einkommen ,  welche  nicht  minder  schwierig  einzuschätzen 
sind  als  die  grösseren,  zumal  für  jene  die  Steuerstufen  weit  engere  sind,  auf 
die  Beihilfe  der  Steuerpflichtigen  zu  ihrer  Veranlagung  zu  verzichten.  Es  er- 
schien ihr  weniger  bedenklich,  auch  für  die  kleineren  Einkommen  Deklara- 
tionen zu  fordern,  als,  wie  das  sächsische  Gesetz  es  thut,  jeden  Staatsangehörigen 
bei  Strafe  zur  genauen  Angabe  des  Gehaltes  oder  Lohnes  zu  verpflichten,  welchen 
die  von  ihm  beschäftigten  Personen  beziehen;  durch  eine  derartige  Vorschrift 
werde  allerdings  eine  genaue  Schätzungsunterlage  für  die  Mehrzahl  der  Steuer- 
pflichtigen in  den  unteren  Stufen  gewonnen,  aber  es  sei  nicht  recht,  für  die 
Veranlagung  der  minder  Begüterten  das  erzwungene  Zeugniss  dritter  zu  gründe 
zu  legen;  auch  dürfe  angenommen  werden,  dass  das  Widerstreben  gegen  die 
Deklaration  des  eigenen  Einkommens  weit  hinter  dem  Widerwillen,  die  Verhält- 
nisse dritter  darzulegen,  zurückbleiben  werde  ^).  War  man  so  in  ziemlich  schneidiger 
Weise  für  das  Deklarationsprinzip  eingetreten,  so  war  man  andererseits  auch  be- 
müht, die  mit  demselben  so  leicht  verknüpfte  Kränkung  ferne  zu  halten.  Sie 
sollte  nicht  beanstandet  werden,  wenn  nicht  erhebliche  Bedenken  gegen  die 
Richtigkeit  obwalteten  und  auch  bei  auftauchenden  Bedenken  erst  versucht 
werden,  die  letzteren  durch  Vernehmung  des  Deklaranten  zu  beseitigen  (§  37). 

Der  Landtag  teilte  diese  Anschauungen  nicht  schlechtweg  und  Hess  er- 
hebliche Modifikationen  eintreten.     Die   Deklarationspflicht   wurde  beibehalten 


1)  Vgl.  hierzu  die  im  ganzen  günstigen  Erfahrungen  mit  der  Deklarationspflicht  im 
Königreich  Sachsen  neuerdings  dargelegt  von  Dr.  Gensei,  die  sächsische  Einkommensteuer  in 
ihrer  praktischen  Anwendung  in  Conrads  Jahrbuch  n.  F.,  Bd.  X;  ferner  Finanzarchiv  ü,  S.  285. 

-)  Ueber  die  sog.  Meldangabe  vgl.  Finanzarchiv  II,  1  f.,  290  f.;  m,  S.  86;  IV,  S.  553. 
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für  die  Personen,  deren  Einkommen  den  Betrag  von  1500  M.  übersteigt,  und 
für  alle  juristischen  Personen  (§  33);  die  übrigen  Steuerpflichtigen  wurden 
gleichwohl  von  der  Deklarationspflicht  nicht  ganz  entbunden,  auf  Verlangen 
der  zuständigen  Behörde  haben  sie  sich  zu  erklären  und  ihre  Einkommensver- 
hältnisse darzulegen  (§  11).  Man  ist  in  Anhalt  also  analog  wie  in  Sachsen  ver- 
fahren, wo  der  Bezirkssteuerinspektor  von  jedermann  schriftliche  oder  münd- 
liche Auskunft  auf  bestimmte  Fragen  über  dessen  Erwerbs-  uud  Vermögens- 
verhältnisse verlangen  kann  und  die  Einschätzungskommission  dasselbe  Recht 
und  noch  dazu  die  Befugnis  hat,  die  zu  befragenden  Personen  zum  Erscheinen 
behufs  mündlicher  Verhandlung  vorzuladen. 

In  betreff  der  Art  der  Deklaration  und  Berechnung  des  Einkommens  hat 
man  sich  möglichst  eng  an  das  sächsische  Muster  angeschlossen.  Sieht  man  von 
redaktionellen  Aenderungen  ab,  so  sind  die  hauptsächlichsten  Abweichungen 
folgende:  Während  Sachsen  für  Einkommen,  welches  aus  Sachsen  nach  aus- 
wärts bezogen  wird,  die  Schuldzinsen  für  die  auf  den  betreffenden  Einnahme- 
quellen haftenden  oder  erweislich  für  deren  Erwerb  aufgenommenen  Schulden 
abziehen  lässt,  hat  Anhalt  dies  nur  für  Schuldzinsen  und  andere  laufende  rechts- 
verbindliche Lasten,  die  auf  einer  bestimmten  Einnahmequelle  haften,  zuge- 
lassen; es  ist  das  wohl  enger,  aber  sicherer  fassbar.  Richtig  ist  weder  das 
eine  noch  das  andere;  den  rechten  Weg  hat  Baden  eingeschlagen^).  In  Sachsen 
ist  der  Abzug  der  Grundsteuerbeiträge,  in  Anhalt  der  der  Staats- 
grund-  und  Staats  gewer  best  euer  gestattet  ^).  Die  indirekten  Abgaben, 
insoweit  als  sie  zu  den  geschäftlichen  Unkosten  zu  rechnen  sind,  sind  im 
sächsischen  Gesetz  als  abzugsfähig  aufgeführt,  im  Anhaltischen  nicht,  wohl 
weil  das  eine  selbstverständliche  Sache  ist.  Der  bekannte  fakultative  Rück- 
griff des  sächsischen  Gesetzes  auf  die  Verbrauchssumme  ^) ,  wenn  diese  grösser 
als  das  Einkommen  ist  und  bestimmte  Voraussetzungen  nicht  hindernd  da- 
zwischen treten,  ist  vom  anhaltischen  Gesetze  nicht  aufgenommen.  Wie  im 
sächsischen  Gesetz  so  ist  auch  im  anhaltischen  das  Einkommen  in  vier  Gruppen 
zerlegt  (§  17),  ebenso  schliesst  sich  die  Berechnung  und  Schätzung  dieser 
Gruppen  (§  18  ff.)  enge  an  die  sächsischen  Bestimmungen  an.  Es  liegen  hier 
nur  kleine  Abweichungen  vor,  z.  B.  bei  den  Preisen  sind  schlechtweg  die 
ortsüblichen  verlangt,  in  Sachsen,  wenn  diese  keinen  Anhalt  bieten,  auch  die 
in  der  Umgegend  üblichen.  In  Sachsen  bleiben  ausser  Betracht  die  den  Ge- 
meinden und  anderen  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechts  gehörigen 
Grundstücke  und  Gebäude,  insoweit  sie  unmittelbar  öffentlichen  Zwecken  dienen, 
in  Anhalt  nur  die  Gebäude,  insoweit  sie  den  politischen  und  kirchlichen  Gemein- 
wesen und  Verbänden  gehören  und  unmittelbar  öffentlichen  Zwecken  dienen.  Bei 
•den  Dienstländereien  ist  in  Anhalt  mit  Recht  beigefügt,  dass  etwa  zu  zahlende 
Pachten  in  Abzug  vom  Einkommen  aus  den  ersteren  kommen.    Ebenso  ist  selbst 


1)  Finanzarchiv  HI,  S.  799. 

2)  Vgl.  auch  hierüber  Finanzarchiv  in,  S.  798.  Die  Anhaltische  Staatsgewerbesteuer 
ist  auf  Gast-  und  Schankwirtschaften  und  auf  das  Hausiergewerbe  beschränkt.  Sie  hat  den 
Charakter  einer  Licenzabgabe.  Analog  zahlen  dort  die  Dessauer  Landesbank,  sächsische 
Lotterie  uud  Apotheken  Konzessionsgelder. 

3)  §  15  Nr.  6  des  sächsischen  Gesetzes  vom  2.  Juli  1878.  Neuerdings  günstig  beurteilt 
von  Gen  sei,  die  sächsische  Einkommensteuer  in  ihrer  praktischen  Anwendung  a.  a.  0. 
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verständlich,  dass  bei  Feststellung  des  Reingewinnes  der  Handels-  und  Gewerbe- 
betriebe etc.  bereits  das  neue  Reichsgesetz  vom  18.  Juli  1884  besonders  angeführt  ist. 

In  den  Deklarationen  sind  neben  der  Zerlegung  des  Einkommens  in  die 
vier  Hauptquellen  auch  die  Schuldzinsen  und  sonstige  Abzüge  gesondert  auf- 
zuführen (§  34). 

Eine  Abweichung  ist  gegeben  gegenüber  Sachsen,  insofern  dieses  auch 
eine  spezielle  Angabe  derjenigen  Grundstücke  und  gewerblichen  Niederlassungen, 
•welche  der  Beitragspflichtige  in  Sachsen  ausserhalb  seines  Wohnsitzes  besitzt, 
verlangt,  was  bei  Anhalt  nicht  der  Fall  ist. 

Eine  weitere  Spezialität  in  Anhalt  ist  die,  dass  der  Gemeinde-  oder  Guts- 
vorstand eine  verschlossene  Deklaration  nicht  öffnen  darf  (§  34).  Auch  ist  Vor- 
sorge getroffen,  dass  später  nach  gemachtem  Gebrauch  seitens  der  Kommissionen 
dieselben  eine  Aufbewahrung  erhalten,  welche  es  verhindert,  dass  der  Inhalt 
einer  Deklaration  zur  weiteren  Kenntnis  gelangt  (Ausf.V.O.  §  18).  Selbstver- 
ständlich sind  die  Einschätzungsmitglieder  zur  Verschwiegenheit  verpflichtet  (§  29). 

Von  ausserordentlicher  Wichtigkeit  für  die  endgültige  Feststellung  des 
Einkommens  ist  die  dafür  gescliaffene  Organisation.  Je  nach  der  Zusammen- 
setzung der  Einschätzungskommissionen  wird  sich  grössere  oder  geringere  Per- 
sonal- und  Sachkenntnis,  grössere  oder  geringere  Unbefangenheit  und  Unab- 
hängigkeit ergeben.  Wir  müssen  darauf  verzichten,  an  dieser  Stelle  einen  ver- 
gleichenden Ueberblick  zu  geben  und  uns  auf  die  anhaltische  Gesetzgebung 
beschränken.  Auch  hier  werden  wir  uns  kurz  fassen  können,  da  eine  Anlehnung 
an  die  sächsischen  Einrichtungen  vorliegt;  doch  wurden  vom  Landtag  einige 
tiefgreifende  Aenderungen  vorgenommen.  Den  Ausgangspunkt  bilden  die  Ein- 
^chätzungsbezirke  (nach  dem  Entwurf  sollte  einen  solchen  in  der  Regel  jede 
Gemeinde  mit  mindestens  1000  Einwohnern  bilden) ;  nach  dem  Gesetz  dagegen 
ist  jede  Ortschaft  in  der  Regel  ein  Bezirk,  jedoch  mit  der  Möglichkeit  von  Zu- 
sammenlegungen und  Teilungen  (§  24).  Der  Entwurf  kannte  nur  für  diese  Ein- 
heiten Schätzungskommissionen;  der  Landtag  schuf  dagegen  zwei  Kategorien:  Be- 
zirks- und  Kreiseinschätzungskommissionen.  Man  fürchtete,  dass  auf  dem  platten 
Land  den  Kommissionsmitgliedern,  welche  fast  ausnahmslos  aus  Leuten  der  unteren 
Vermögensklassen  zusammengesetzt  werden  müssen,  es  kaum  möglich  sein  dürfte, 
sich  einen  thatsächlichen  Begriff,  sowie  ein  selbständiges,  unbefangenes  Urteil 
über  höhere,  ja  ganz  bevorzugte  Einkommensverhältnisse  zu  bilden.  Selbst 
unter  dem  persönlichen  Einfluss  des  die  Schätzungen  leitenden  Kreisdirektors 
wäre  kaum  die  Berücksichtigung  und  Anwendung  aller  der  sachlichen  Er- 
örterungen zu  erwarten  gewesen,  welche  eine  richtige  Beurteilung  solcher  Ver 
liältnisse  erheischen.  Für  die  Einkommen  von  mehr  als  3000  M.  wurden  im 
Anschluss  an  das  Gesetz  von  1878  deshalb  die  Kreiseinschätzungskommissionen 
aus  den  bezüglichen  Einkommensklassen  gebildet.  Da  die  anhaltischen  Kreise 
klein  sind  —  es  bestehen  deren  fünf,  jeder  also  durchschnittlich  etwas  über 
8  qu-Meilen  gross  — ,  die  Zahl  der  Kommissionsmitglieder  dagegen  gross  ist, 
so  dürfte  die  nötige  Sach-  und  Personenkenntnis  da  sein,  um  auf  Grundlage 
von  Deklarationen  das  Richtige  zu  finden.  Jedenfalls  hat  die  Einrichtung  das 
gute,  dass  für  die  höheren  Einkommen  lokale  Einflüsse  möglichst  fern  gehalten 
imd  eine  grössere  Gleichmässigkeit  erzielt  wird.  Bei  den  vier  Hauptstädten 
hielt  man  eine  Trennung  in  zwei  Kommissionen  nicht   für  nötig,  und  für   die 
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erst  im  Lauf  des  Jahres  steuerpflichtig  Werdenden  begnügte  man  sich  mit  einem 
einfacheren  Vorgehen,  indem  in  diesem  Fall  nur  zu  einer  summarischen  Deklarierung 
aufgefordert  und  die  Einschätzung  von  dem  Gemeinde-  oder  Gutsvorstand  vor- 
genommen wird  (§  39).  Dahingestellt  möchte  ich  dagegen  lassen,  ob  der  Land- 
tag besonders  glücklich  griff,  wenn  er  den  selbständigen  Gutsbezirken  eine 
völlige  Gleichberechtigung  mit  den  bezüglichen  Gemeinden  zuwies;  es  lässt  sich 
gewiss  rechtfertigen,  wenn  der  selbständige  Gutsbezirk  durch  je  ein  Mitglied  in 
der  Bezirkskommission  vertreten  sein  soll  —  auch  der  Entwurf  hatte  nach  dem 
Vorgang  Sachsens  den  Gutsvorstehem  die  Teilnahme  eingeräumt,  aber  nur  in 
der  Eigenschaft  ausserordentlicher  Mitglieder  —  dagegen  war  es  vielleicht  nicht 
gerade  notwendig,  deshalb  ihnen  auch  die  Verpflichtung  zur  Ausführung  der 
Vorarbeiten,  welche  das  Einschätzungsverfahren  erfordert,  zu  übertragen. 

Gegen  die  erfolgte  Einschätzung  steht  dem  Steuerpflichtigen  das  Rechts- 
mittel des  Einspruchs  zu  (§  40  ff.).  Sie  ist  bei  dem  Gemeinde-  bezw.  Guts- 
vorstande anzubringen,  der  sie  zurückweist,  wenn  das  Rechtsmittel  als  verwirkt 
angesehen  werden  muss,  ausserdem  an  die  kompetente  Einschätzungskommission 
gelangen  lässt.  Bei  der  weiteren  Untersuchung  kann  eidesstattliche  Bekräftigung 
verlangt  werden ;  auch  die  bekannte  Einrichtung  der  Vertrauensmänner  ist  vor- 
gesehen. 

In  weiterer  Linie  sind  Berufungen  und  Beschwerden  für  den  Einspruch- 
erhebenden, aber  auch  für  den  Vorsitzenden  der  Schätzungs-  und  Reklamations- 
kommissionen möglich  (§  40  ff.)  —  alles  wie  in  Sachsen,  nur  dass  in  Anhalt 
die  Mitglieder  weder  der  Einschätzungskommission  noch  der  Reklamations- 
kommission, so  wenig  wie  die  zur  Auskunft  zitierten  Personen  Diäten  zu  be- 
anspruchen haben,  also  nur  Vergütung  ihrer  Reisekosten  berechnen  dürfen. 

6.   Strafen. 

• 

Schwer  sind  die  Strafen  des  anhaltischen  Gesetzes.  Während  Preussen, 
Hessen,  Lippe,  Altenburg,  Gotha,  Reuss  ä.  L.  und  Reuss  j.  L.  den  vierfachen 
Jahresbetrag  der  Steuer  einziehen,  um  welche  der  Staat  verkürzt  ist  oder  ver- 
kürzt werden  sollte,  Oldenburg  den  gleichen  Betrag  als  Strafmaximum  festsetzt, 
Bremen,  Hamburg  und  Lübeck  eine  Geldstrafe  bis  zum  zehnfachen,  im  Wieder- 
holungsfalle bis  zum  zwanzigfachen  verhängen,  Sachsen  vom  vier-  bis  zehn- 
fachen, Baden  vom  achtfachen  Betrage  der  hinterzogenen  Steuern,  Bayern  vom 
fünf-  bis  zehnfachen,  setzt  Anhalt  gleich  Württemberg  schlechtweg  das  Zehn- 
fache des  hinterzogenen  Betrags  fest,  weil  diese  Strafe  auch  im  Gesetz  über 
den  Urkundenstempel  angenommen  ist.  Wie  bei  diesem  ist  eine  schwankende 
Strafe  nach  Schwere  des  Vergehens  nicht  zugelassen.  Der  Versuch  der  Hinter- 
ziehung bleibt  straflos;  die  Strafbarkeit  ist  deshalb  von  der  Thatsache  ab- 
hängig gemacht,  dass  infolge  der  unrichtigen  Angaben  zu  geringe  Beträge  an 
Einkommensteuern  erhoben  sind.  Das  Gesetz  setzt  aber  bei  unrichtiger  Deklaration 
die  Absicht  der  Hinterziehung  voraus,  um  nicht  den  Strafbestimmungen  auch  in 
den  relativ  seltenen  Fällen,  wo  die  Thatsache  unrichtiger  Deklaration  vorliegt, 
ihre  Wirksamkeit  zu  rauben.  Doch  wurde  für  den  Betroffenen  der  Beweis  zu- 
gelassen, dass  die  unrichtige  Angabe  lediglich  in  einem  Versehen  beruhe,  was 
nur  Ordnungsstrafe  bedingt. 
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Für  Hinterziehungen,  die  erst  mit  dem  Ableben  des  Steuerpflichtigen  bei 
Festsetzung  der  Erbschaftssteuer  zur  Kenntnis  der  Behörde  kommen,  sind  von  den 
Erben  zwar  die  Steuern  nachzuzahlen,  aber  sie  sind  nicht  auch  für  die  Hinter- 
ziehungsstrafe haftbar,  wie  das  in  Reuss  ä.  u.  j.  L.,  Sachsen-Weimar  und  Bayern 
der  Fall  ist.  Man  verhehlte  sich  nicht  die  bedeutende  Wirksamkeit  einer  solchen 
Massregel,  scheute  sich  aber,  eine  ähnliche  Bestimmung  aufzunehmen,  um  nicht 
in  Widerspruch  mit  dem  Prinzip  des  §  30  im  Strafgesetzbuch  zu  gerathen,  nach 
welchem  eine  Geldstrafe  in  den  Nachlass  nur  dann  vollstreckt  werden  soll, 
wenn  das  Urteil  bei  Lebzeiten  des  Yerurteüten  rechtskräftig  geworden  war. 
Eine  kleine  Strafe  liegt  gleichwohl  vor,  insofern  bei  allen  Nachzahlungen  auch 
die  gesetzlichen  Verzugszinsen  zu  entrichten  sind. 

In  betreff  der  Nachzahlungen  ist  noch  hervorzuheben,  dass  Anhalt  im 
Gegensatz  zu  Sachsen  darauf  verzichtet  hat,  Irrtümer  der  Schätzungskommissionen 
oder  der  Gemeindevorstände  bei  Einschätzung  der  Steuerpflichtigen  durch  Nach- 
erhebung auszugleichen,  da  es  wegen  dieser  kleinen  Beträge  sich  kaum  ver- 
lohne, den  Veranlagungen  den  Charakter  des  Provisorischen  aufzudrücken, 
erhebliche  Schätzungsirrtümer  aber  durch  die  dem  Kommissionsvorsitzenden 
eingeräumte  Befugnis  der  Berufung  beseitigt  werden  könnten. 

Das  neue  Gesetz  tritt  erst  im  Jahr  1888  in  Kraft.  Sobald  die  Ergeb- 
nisse der  ersten  Veranlagung  vorliegen,  wird  das  Finanzarchiv  auf  diese  und 
die  dabei  zu  Tage  getretenen  Erfahrungen  zurückkommen.  Man  wird  kaum 
einen  Misserfolg  zu  befürchten  haben,  zumal  das  Anhalter  Steuersoll  ein 
massiges^),  das  Gesetz  selbst  aber  ein  wohldurchdachtes  und  bereits  in  einem 
grösseren  Land  erprobtes  ist.  Der  gesetzgeberische  Akt  Anhalts  bedeutet  einen 
neuen  Sieg  des  Einkommensteuei-prinzips  und  hat  in  Deutschland  seinen  Ein- 
druck nicht  verfehlt,  wie  die  Debatte  vom  12.  Mai  1887  über  die  Reform  der 
direkten  Steuern  im  preussischen  Abgeordnetenhause  hinlänglich  beweist^). 
Bemängeln  könnte  man,  dass  bei  der  ganzen  Reform  auf  den  Unterschied 
zwischen  fundiertem  und  unfundiertem  Einkommen  gar  keine  Rücksicht  ge- 
nommen ist,  bezw.  dass  man  nicht  ein  aus  Ertrags-  und  Einkommensteuer 
kombiniertes  System  hergestellt  hat.  An  sich  ist  der  Vorwurf  gerechtfertigt; 
deim  wenn  man  auch  die  Bedeutung  dieses  Unterschiedes  noch  so  massig 
taxiert '),  vorhanden  ist  er,  so  dass  bei  erheblicher  Steuerlast  auf  ihn  Rücksicht 
genommen  werden  muss.  Allein  gerade  diese  Voraussetzung  fehlt  in  Anhalt, 
das  Gerechtigkeitspostulat  war  deshalb  nach  dieser  Seite  nicht  so  dringend 
gewesen,  dass  statt  des  einfachen  Apparats  ein  viel  komplizierterer  not- 
wendig war,  man  konnte  in  der  Erbschaftssteuer  vorerst  die  genügende  Aus- 
gleichung sehen. 


1)  Der  neueste  Hauptfinanzetat  pro  1887188  nimmt  10  Einheiten  der  Ergänzungssteuer  in 
Aussicht. 

2)  Stenographische  Berichte  S.  1205. 

'0)  Ueber  die  richtigen  Grenzen  s.  Vocke,  die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuern» 
1887,  S.  464  £, 
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5.  Die  Rückwirkung  der  Steuerreform  auf  die  Besteuerung  der 
Gemeinden  und  Gemeindeverbände. 

Die  neue  Gestaltung  der  staatlichen  Besteuerung  hat  in  Anhalt  noch  eine 
tiefer  greifende  Bedeutung,  als  die,  die  Mittel  für  den  Staat  in  gerechterer 
Weise  aufzubringen.  Die  bisherige  Ergänzungssteuer  bildete  die  Unterlage  für 
die  Kreis-,  Kommunal-  und  kirchlichen  Steuern,  und  wurde  auch  sonst  von  der 
Gesetzgebung  vielfach  als  Massstab  benutzt,  wenn  es  sich  um  die  Feststellung 
von  Rechtsnormen  handelte,  für  welche  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  der 
Beteiligten  als  von  massgebender  Bedeutung  erschien,  oder  wenn  es  galt,  für  die 
Verteilung  gemeinsamer  öffentlicher  Lasten  auf  die  beteiligten  Individuen  und 
Bezirke  den  richtigen  Repartitionsfuss  festzustellen.  Nachdem  im  Staat  an  die 
Stelle  der  Ergänzungssteuer  die  Einkommensteuer  verbunden  mit  einer  fixierten 
Grundsteuer  treten  soU,  musste  auch  die  Frage  beantwortet  werden,  ob,  bezw. 
inwieweit  auf  den  erwähnten  anderen  Gebieten  die  neue  Steuer  die  Ergänzungs- 
steuer ersetzen  könne  und  solle.  Die  Regelung  der  Materie  geschah  in  drei  Ge- 
setzen.    Wir  heben  nur  das  Wichtigste  und  für  uns  Relevante  hervor. 

Hinsichtlich  der  Kreisabgaben ^)  schrieb  der  §  12  der  Kreisordnung 
bisher  vor,  dass  dieselben  auf  die  einzelnen  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zur 
Aufbringung  im  ganzen  verteilt  werden  sollen  und  zwar  im  Verhältnis  der  von 
den  Kreisangehörigen  zu'  entrichtenden  direkten  Staatssteuem ,  d.  h.  also  im 
Verhältnis  der  Staatsergänzungssteuer  in  allen  ihren  einzelnen  Teüen,  der  Steuer 
vom  persönlichen  Einkommen  (einschliesslich  der  Gehaltssteuer),  sowie  der 
Grundsteuer  und  der  Häusersteuer.  Nach  dem  neuen  Steuergesetz  fällt  wie  wir 
wissen,  vom  1.  JuH  1888  ab  die  Häusersteuer  (mit  5240  M.)  weg,  die  Grund- 
steuer, die  sonst  in  derselben  Zahl  von  Einheiten  erhoben  wurde,  wie  die  Steuer 
vom  persönlichen  Einkommen,  ist  jetzt  auf  drei  Einheiten  fixiert,  wogegen  die 
Einkommensteuer  ausser  dem  persönlichen  Einkommen  auch  noch  den  Rein- 
ertrag der  Wohnhäuser  und  der  Grundstücke  mit  umfassen  soll.  Der  frühere 
Massstab  ist  etwas  verschoben.  Man  glaubte  nun  auf  dem  Gebiete  der  Kreis- 
belastung richtig  zu  greifen,  wenn  man  für  die  Verteilung  die  gesamte  Ver- 
anlagung zur  direkten  Staatssteuer,  d.  i.  zur  Einkommensteuer  und  Grund- 
steuer zu  Grunde  lege.  Für  die  Kreiskommunalbesteuerung  findet  demnach  eine 
Fixierung  der  Grundsteuereinheiten  nicht  statt,  sondern  der  Bodenertrag  und 
alles  Einkommen  bilden  zusammengenommen  den  Verteilungsmassstab.  Von 
einer  Fixierung  der  Grundsteuereinheiten  wurde  für  die  Kreiskommunalbesteuerung 
abgesehen,  teils  weil  die  Zahl  der  Steuereinheiten,  welche  zur  Deckung  der 
Kreiskommunalbedürfnisse  erhoben  werden  müssen,  überhaupt  nur  eine  geringe 
ist,  teils  weü  die  Steuerkraft  in  den  Städten,  besonders  in  den  grösseren', 
gegenüber  der  Steuerkraft  des  platten  Landes  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 
und  zum   Grundbesitz   ganz   ausserordentlich  prävaliert  ^) ,   während   aUe   kreis- 


1)  Gesetz  vom  26.  März  1887,  einige  Abänderungen  der  Kreisordnung  vom  18.  Juli  1870 
tetr.  (Ges.-S.  Nr.  742). 

2)  Die  Stadt  Dessau  z.  B.  trägt  2/3  der  Kreissteuem.    Von  der  Staatsergänzungssteuer 
pro  1885(86  entfielen  auf  die  Stadt«  29,260  M.,  auf  das  platte  Land  20,466  M. 
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kommunalen  Einrichtungen  den  ländlichen  Gemeinden  und  Gutsbezirken,  wenn 
nicht  vorzugsweise,  so  doch  wenigstens  in  demselben  Masse  wie  den  Stadt- 
gemeinden zu  gute  kommen '). 

Von  der  Verteilung  der  Kreiskommunalabgaben  auf  die  Gemeinden  und 
Bezirke  des  Kreises  im  ganzen  ist  unabhängig  die  Unterverteilung  und  Erhebung^ 
in  den  einzelnen  Bezirken  selbst.  Bisher  erfolgte  dieselbe  nach  §  26  der  Ge- 
meindeordnung nach  Massgabe  der  Staatsergänzungssteuer,  denjenigen  Städten 
aber,  in  welchen  statutarisch  ein  abweichender  Kommunalsteuerfuss  eingeführt 
war,  war  gestattet,  bei  Aufbringung  der  Kreisabgaben  an  Stelle  des  Staats- 
steuerfusses  ihren  Kommunalsteuerfuss  zur  Anwendung  zu  bringen.  Diese  fakul- 
tative Zulassung  ist  in  ein  obligatorisches  Verhältnis  umgewandelt  worden.  Die 
Verteilung  auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  muss  fortan  in  jedem  Kommunal- 
bezirk nach  dem  in  demselben  geltenden  Kommunalsteuerfuss  erfolgen.  Der 
Hauptgrund  für  diese  Aenderung  liegt  darin,  dass  der  Kommunalsteuerfuss 
nach  der  neuen  Ordnung  überhaupt  nicht  mehr  mit  dem  Staatssteuerfuss  zu- 
sammenfällt. 

Für  die  kommunale  Besteuerung*)  erschien  nämlich  die  neue  staats- 
steuerliche Grundlage  wenig  geeignet.  Vor  allem  konnte  bei  den  verschiedenen 
Wohlstandsverhältnissen  in  den  einzelnen  Gemeinden  die  Grenze  des  staatlicher- 
seits  steuerfrei  gelassenen  Existenzminimums  leicht  drückend  werden,  viele  Ge- 
meinden konnten  eine  Schmälerung  ihrer  bisherigen  Steuerkraft  nicht  ertragen. 
Das  grössere  Steuerbedürfnis  derselben  —  manche  erhoben  bisher  25  und  mehr 
Einheiten,  wogegen  der  Staat  bisher  über  14  nicht  hinausging  —  erfordert 
auch  eine  breitere  Basis.  Das  Gesetz  fand  sie,  indem  es  den  Gemeinden,  wie 
bisher,  die  Heranziehung  aller  Einkommen  von  mehr  als  300  M.  gestattete^ 
Sodann  ist  es  in  der  Gemeinde  nicht  in  dem  Masse  erforderlich,  wie  bei  der 
Staatssteuer,  die  Schuldzinsen  zu  berücksichtigen,  noch  weniger  aber  angezeigt,, 
die  Lage  der  Einkommensquellen  ausser  acht  zu  lassen,  da  diese  zum  Teil  den 
kommunalen  Aufwand  bedingen  und  teilweise  auch  die  Vorteile  desselben  in 
sich  aufsaugen.  WiU  man  nicht  die  Wege  des  preussischen  Notkommunalsteuer- 
gesetzes einschlagen,  so  kann  man  nur  durch  ein  kombiniertes  Steuersystem  zum 
Ziel  gelangen.  Anhalt  begnügte  sich,  die  in  dieser  Frage  wichtigsten  Elemente,, 
den  Grund-  und  Häuserbesitz,  besonders  bei  der  kommunalen  Besteuerung  zu 
berücksichtigen,  zumal  das  die  von  altersher  gepflogene  Uebung  und  auch  die 
Gerechtigkeit  nahe  legte. 

Für  die  Grundsteuer  war  das  nicht  so  schwierig,  insofern  die  neue 
staatliche  Steuerordnung  einen  Rest  von  3  Einheiten  derselben  beibehielt.  Wie 
wir  oben  (S.  442)  gesehen,  diente  diese  Fräzipuallast  dazu,  den  Grundbesitz 
steuerlich  ungefähr  in  derselben  Höhe,  wie  bisher  zu  belasten.  Das  wurde 
annähernd  erreicht,  wenn  man  zu  je  3  Einkommensteuereinheiten  1  Grund- 
steuereinheit hinzufügte.  Bei  der  staatlichen  Steuer  wurde  das  Präzipuum  ein. 
für  allemal  auf  3  Grundsteuereinheiten  festgelegt,  bei  der  Gemeindesteuer  war 
aber  das  wenig  rätlich,  das  Präzipuum  wurde  deshalb  beweglich  gestaltet. 


I 


1)  Die  grösseren  Städte  bilden  in  Anhalt  keine  eigenen  Kreisgemeinden. 

2)  Gesetz  vom  7.  April  1887 ,   die  Abänderung   einiger  Bestimmungen   der  Gemeinde-, 
Stadt-  und  Dorfordnung  betr.  (Ges.-S.  Nr.  747). 
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Bei  der  Häusersteuer  ergab  sich  eine  grössere  Schwierigkeit  insofern,  als 
dieselbe  als  Staatssteuer  hinkünftig  in  Fortfall  kommt  und  folgeweise  eine 
staatsseitige  Veranlagung  und  Katastrierung  nicht  fortgeführt  werden  wird. 
Jeder  Gemeinde  die  Veranlagung  zu  überlassen,  schien  der  Regierung  wenig 
rätlich,  weil  das  bald  die  grössten  Verschiedenheiten  erzeugt  hätte.  Zur  Ver- 
wendung dieser  Unzuträglichkeit  bot  sich  ein  bequemes  Auskunftsmittel  in  dem 
Feuerversicherungswert  dar,  indem  jedes  "Wohnhaus  in  Anhalt  bei  der  Landes- 
brandkasse  versichert  und  für  dieselbe  nach  gleichmässigen  Grundsätzen  amtlich 
abgeschätzt  werden  muss.  Nur  für  die  wenigen  Häuser,  welche  aus  besonderen 
Gründen  ausnahmsweise  ausgeschlossen  sind,  ist  eine  besondere  Schätzung  durch 
die  Gemeinde  vorbehalten.  Wie  bisher  bei  der  Haussteuer,  so  kommen  nur  die 
"Wohnhäuser  mit  Zubehör  in  Betracht.  Hinsichtlich  der  Höhe  der  Häusersteuer 
musste  es  das  Bestreben  sein,  diese  so  zu  greifen,  dass  sich  zur  Einkommen- 
steuer annähernd  dasselbe  Verhältnis  wie  bei  der  Grundsteuer  ergab.  Das  Ge- 
setz will  dies  erreichen  dadurch,  dass  es  die  Häusersteuer  auf  einen  Einheitssatz 
von  2  Pf.  für  je  1000  M.  des  Versicherungswertes  festsetzt.  Bisher  betrug  die 
Steuereinheit  V^io  Prozent  des  ortsüblichen  Kapitalwertes,  von  1000  M.  Kapital- 
wert also  4,76  Pf.  Würden  der  Versicherungs-  und  Kapitalwert  sich  decken, 
«0  würde  V*  Präcipuum  1,58  Pf.  betragen.  Die  beiden  ersteren  decken  sich 
aber  nicht;  in  dem  Versicherungswert  sind  Hof,  Garten  und  Baustelle  nicht  be- 
wertet, man  musste  also  den  Steuersatz  etwas  höher  greifen  als  1,58,  um  Vs  der 
früheren  Steuer  zu  erhalten  ^), 

Durch  diese  Regelung  hat  man  die  in  kommunaler  Beziehung  wichtigsten 
Einkommensquellen  steuerlich  lokalisiert  und  auch  das  bisherige  Beitragsver- 
hältnis möglichst  konsendert. 

Dieser  letzteren  Tendenz  entsprach  auch  die  Behandlung  des  Dienstein- 
kommens der  Beamten.  Das  Gesetz  Hess  das  halbe  Diensteinkommen  der  Be- 
amten frei.  D  »jiit  schuf  es  formell,  aber  nicht  materiell  Neues.  Faktisch  bestand 
diese  Freila  isuvg  bisher  infolge  des  niedrigen  Prozentsatzes,  mit  welchem  die 
Gehaltssteuer  nach  dem  Ergänzungssteuergesetz  vom  21.  April  1866  einzuschätzen 
war.  Das  Einkommensteuergesetz  vom  18.  April  1886  enthält  keine  Vergünstigung 
für  die  Beamten  mehr;  sollte  dieselbe  bezüglich  der  Gemeindesteuern  fortbestehen, 
so  war  eine  diesfallsige  Bestimmung  ausdrücklich  notwendig.  „Für  das  Be- 
stehenlassen aber  spricht  die  Tradition,  sowie  der  Umstand,  dass  dieselbe  Be- 
stimmung auch  in  Preussen  und  zwar  nicht  nur  für  die  preussischen ,  sondern 
nach  §  19  des  Reichsbeamtengesetzes  vom  31.  März  1873  auch  für  die  in  Preussen 
wohnenden  Reichsbeamten  gilt,  und  dass  eine  Uebereinstimmung  mit  Preussen 
sowohl  wegen  der  vielen  in  Anhalt  lebenden  preussischen  und  Reichsbeamten, 
als  auch  um  deswillen  wünschenswert  ist,  weil  das  dienstliche  Einkommen  der 
pensionierten  Offiziere  nach  reichsgesetzlicher  Vorschrift  in  Anhalt  auch  ferner 
nur  mit  der  Hälfte  zur  Kommunalsteuer  herangezogen  werden  darf." 

1)  Die  Motive  bringen  folgendes  Beispiel:  „Ein  Haus  mit  einem  Kapitalwert  von 
31,500  M.  zahlte  bisher  1  M.  50  Pf,  zur  Haussteuer.  Rechnet  man  den  Wert  von  Hof,  Garten 
und  Baustelle  mit  6500  M.  ab,  so  bleiben  zur  Versicherung  nur  25,000  M.  übrig,  die  ä  2  Pf.  pro 
Tausend  an  Steuer  50  Pf.,  das  ist  1/3  der  früheren  Steuer  zu  zahlen  haben.  Allerdings  ist  der 
Wert  von  Hof,  Garten  und  Baustelle  hierbei  sehr  willkürlich  arbitriert,  aber  auch  wo  derselbe 
geringer  berechnet  werden  muss ,  wird  der  dritte  Teil  des  alten  Steuersatzes  doch  immer  nur 
ganz  unerheblich  überschritten  werden." 
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Die  für  uns  wichtigen  Bestimmungen ')  des  Gesetzes  über  die  Abänderung 
der  Gemeinde-,  Stadt-  und  Dorfordnung  vom  7.  April  1878  sind  im  Art.  I  und  II 
enthalten  und  haben  folgenden  "Wortlaut: 

Art.  I.     An  Stelle  des  §  25,  Zahl  5,  treten  folgende  Bestimmungen: 
5.    Das  Diensteinkommen   von  Herzoglichen,   Kirchen-,   Schul-   oder  Ge- 
meindebeamten  kann   für  Gemeindezwecke  nur  mit  der  Hälfte  seines 
Betrages  zur  Steuer  veranlagt  werden. 

Inwieweit  Militärpersonen  und  Militäranstalten  von  den  Kommunal- 
lasten befreit  sind,  richtet  sich  nach  den  dieserhalb  erlassenen  be- 
sonderen Reichs-  und  Landesgesetzen. 

Art.  IL  Die  Bestimmungen  im  §  26,  Abs.  1  und  2,  werden  durch  nach- 
stehende Vorschriften  ersetzt: 

Behufs  Aufbringung  der  Gemeindelasten  sind,  wenn  nicht  statutarisch  ein 
anderer  Steuermodus  festgesetzt  wird,  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen 
im  §  25  nachfolgende  Steuern  zur  Erhebung  zu  bringen: 

1.  Eine  Einkommensteuer  nach  den  Vorschriften  der  durch  Gesetz  vom, 
18.  Aprü  1886  —  Nr.  724  der  Anh.  Gesetzsammlung  —  als  Staats- 
steuer eingeführten  klassifizierten  Einkommensteuer,  jedoch  mit  der 
Abänderung,  dass  den  im  §  14  derselben  vorgesehenen  Steuerklassen 
noch  zwei  hinzutreten,  nämlich: 

Klasse  A.  mit  einer  Steuereinheit  von  0;05  M.  bei  einem  Einkommen 
von  mehr  als  300  M.  bis  450  M.,  und 

Klasse  B.  mit  einer  Steuereinheit  von  0,08  M.  bei  einem  Einkommen 
von  mehr  als  450  M.  bis  600  M. 

2.  Eine  Häusersteuer  mit  einem  Einheitssatze  von  2  Pf.  für  jede  1000  M. 
des  Versicherungswertes  aller  im  Gemeindebezirk  vorhandenen  Wohn- 
gebäude nebst  Zubehör,  als  Waschhäuser,  Holz-  und  Kohlenställe  etc. 
(Die  zum  Betriebe  von  Gewerben  dienenden  Scheunen,  Viehställe, 
Getreideböden,  Niederlagen,  Fabrikgebäude  etc.,  soweit  sie  nicht  zu 
Wohnungszwecken  dienen,  werden  zu  dieser  Steuer  nicht  herangezogen.) 

3.  Eine  Grundsteuer  von  den  land-  und  forstwirtschaftlich  genutzten 
Grundstücken  innerhalb  des  Gemeindebezirkes  im  Betrage  von  einer 
Einheit  der  staatlichen  festen  Grundsteuer,  wenn  nicht  mehr  als 
3  Einheiten  Einkommensteuer  in  dem  betreffenden  Etatsjahr  zur  Er- 
hebung kommen. 

Kommen  mehr  zur  Erhebung,  so  erhöhet  sich  für  jede  weitere 
3  Einheiten  Einkommensteuer  die  Anzahl  der  Grundsteuer-Einheiten 
um  eine.  Ist  die  Zahl  der  zur  Erhebung  kommenden  Einkommensteuer- 
Einheiten  nicht  durch  3  teübar,  so  bleibt  ein  Mehrbetrag  von  einer 
Einheit  unberücksichtigt,  wogegen  auf  ein  Mehr  von  2  Einheiten  noch 
eine  Einheit  Grundsteuer  hinzutritt. 

Insoweit  eine  staatsseitige  Einschätzung  des  Einkommens  zur  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  und  des  Grundbesitzes  zur  Grundsteuer 
stattgefunden  hat,  bezw.  insoweit  der  Versicherungswert  der  Gebäude 
durch  eine  amtliche  Taxe  festgestellt  ist,  ist  das  Ergebnis  auch  für 
die  Gemeindebesteuerung  massgebend.  Nur  in  den  Fällen,  wo  die  der 
Gemeindesteuer  unterliegenden  Einkommensteüe  des  Steuerpflichtigen 
mit  dem  zur  Staatseinkomniensteuer  geschätzten  Einkommen  nicht 
zusammenfallen,  oder  wo  eine  Veranlagung  überhaupt  noch  nicht 
stattgefunden  hat,  hat  eine  Neuschätzung  zu  den  Gemeindeabgaben 
stattzufinden,  welche  durch  eine  vom  Gemeinderate  zu  bildende 
Kommission,  und  in  Gemeinden,  in  welchen  ein  Gemeinderat  nicht 
besteht,  vom  Gemeindevorstand  zu  bewirken  ist. 

Grundstücke,  welche  Herzoglichen,  Kirchen-,  Schul-  oder  Gemeinde- 
beamten zu  Dienstwohnungen  oder  als  Dienstgrundstücke  überwiesen 
sind,  bleiben  von  der  Häuser-  und  Grundsteuer  ausgeschlossen. 

1)  Die  übrigen  Artikel  betreffen  die  Anpassung  der  Wahlzensuszahlen  u.  dergl. 
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In  allen  Fällen,  in  denen  ausser  den  bisher  behandelten  noch  die  Staats- 
ergänzungssteuer oder  der  Staatsergänzungssteuerfuss  für  die  Verteilung  öffent- 
licher Lasten  auf  die  Steuerpflichtigen  eines  bestimmten  Bezirkes  oder  auf  die 
einzelnen  Teile  eines  zusammengesetzten  Bezirkes  den  Massstab  abgibt,  tritt 
mit  wenigen  Ausnahmen  an  Stelle  der  Staatsergänzungssteuereinheit  eine  Einheit 
der  Einkommensteuer,  erhöht  um  den  dritten  Teil  einer  Einheit  der  festen  Grund- 
steuer^). Nach  diesem  Massstab  hat  also  z.  B.  zu  erfolgen  die  Verteilung  der 
Kosten  der  gemeinsamen  Armenpflege  (sc.  im  Gesamtarmenverbande)  auf  die 
einzelnen  Gemeinden  und  selbständigen  Bezirke,  sofern  nicht  statutarisch  etwas 
anderes  festgesetzt  ist ,  die  Verteilung  des  Wegebauaufwandes  in  Ermangelung 
anderer  Festsetzungen  auf  die  einzelnen  Bezirke,  die  Verteilung  der  zu  den 
kirchlichen  Bedürfnissen  erforderlichen  Geldmittel,  sowie  der  Synodalkosten- 
beiträge, die  Verteilung  der  Verwaltungskosten  zusammengesetzter  Amtsbezirke 
auf  die  einzelnen  Gemeinden  imd  selbständigen  Gutsbezirke  u.  dgl.  mehr. 


I)  Gesetz  vom  7.  April  1887,  die  Anpassung  verschiedener  auf  die  Staatsergänzungs- 
steuer bezüglichen  Gesetzesvorschriften  an  das  System  der  Einkommensteuer  und  der  festen 
Grundsteuer  betr.  (Ges.-S.  N.  746), 
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Gesetz  vom  18.  April  1886, 

die  Einführung  einer  Einkommensteuer  und  einer  festen  Grundsteuer  betreffend. 

(Nr.  724  der  Gesetzsammlung.) 

Wir,  Friedrich  etc.,  verordnen  zur  Einführung  eines  verbesserten  Steuer- 
systems unter  Zustimmung  des  Landtags,  was  folgt: 

An  Stelle  der  bisherigen  Ergänzungssteuer  wird  vom  Inkrafttreten  dieses 
Gesetzes  an 

a)  eine  klassifizierte  Einkommensteuer   und 

b)  eine  feste  Grundsteuer  gemäss  den  nachfolgenden  Bestimmungen  erhoben. 

A.    Einkommenstener. 

1.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1. 
Gegenstand   der  Einkommensteuer. 

Der  Einkommensteuer  unterliegt  das  nach  den  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  zu  berechnende  jährliche  Einkommen  des  Steuerpflichtigen 
in  seiner  Gesamtheit. 

§  2. 
Steuerpflicht   der   natürlichen   Personen. 

Steuerpflichtig   sind,   vorbehaltlich   der  in  §  6   bestimmten  Befreiungen: 

1.  alle  Personen,  welche  im  Lande  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  haben, 
bezüglich  ihres  gesamten  Einkommens,  soweit  solches  nicht  reichs- 
gesetzlich dem  Besteuerungsrechte  eines  anderen  deutschen  Bundes- 
staates unterliegt  (Bundesgesetz  vom   13.  Mai  1870,  Nr.  475) ; 

2.  Personen,  welche  im  Lande  weder  Wohnsitz  noch  Aufenthalt  haben, 
bezüglich  ihres  Einkommens  aus  inländischem  Grundbesitz  und  aus 
inländischem  Gewerbebetriebe,  sowie  bezüglich  der  Gehalte,  Warte- 
gelder und  Pensionen,  welche  aus  einer  landesfiskalischen  Kasse  — 
einschliesslich  der  allgemeinen  Witwenkasse  und  der  vormals  Bem- 
burgischen  Militärwitwenkasse  —  gezahlt  werden. 

§3. 

Ehefrauen  und  Hauskinder  sind  mit  demjenigen  Einkommen  aus  der 
Nutzung  ihres  Vermögens  und  aus  ihrem  Erwerbe,  über  welches  ihnen  das 
Recht  der  freien  Verfügung  zusteht,  besonders  zu  besteuern. 


Steuerpflicht   der  juristischen   Personen. 

Steuerpflichtig  sind  ferner  (vorbehaltlich  der  in  §  6  bestimmten  Be- 
freiungen und  mit  Ausschluss  der  dem  Besteuerungsrecht  eines  anderen  deutschen 
Bundesstaates  unterliegenden  Einkommensteile) : 

1.  die  juristischen  Personen  des  öffentlichen  Rechtes,  sowie  die  mit  dem 
Rechte  des  Vermögenserwerbes  ausgestatteten  Stiftungen,  Anstalten 
und  Personenvereine,  welche  ihren  Sitz  in  Anhalt  haben,  hinsichtlich 
des  Ertrages  ihres  im  Grundbesitz,  in  einem  Gewerbebetriebe  oder  in 
anderer  Weise  werbend  angelegten  Vermögens,  abzüglich  der  Zinsen 
der  von  ihnen  aufgenommenen  Anleihen; 

2.  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Gewerk- 
schaften, eingetragene  Genossenschaften,  welche  in  Anhalt  ihren  Sitz 
haben,   hinsichtlich  der  Ueberschüsse,  welche   als  Aktienzinsen   oder 
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Dividenden  —  gleichviel  unter  welcher  Benennung  —  unter  die  Mit- 
glieder verteilt  oder  zur  Bildung  oder  Verstärkung  von  Reservefonds, 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  einer  Kapitalanlage  behufs  Erweiterung 
des  Geschäfts  verwendet  werden; 

3.  liegende  Erbschaften,  welche  in  Anhalt  ihren  Sitz  haben,  hinsichtlich 
ihres  gesamten  Ertrages; 

4.  juristische  Personen  jeder  Art,  welche  ihren  Sitz  ausserhalb  des  Landes 
haben,  hinsichtlich  ihres  Einkommens  aus  inländischem  Grundbesitz 
und  aus  inländischem  Gewerbebetriebe. 

§  5. 

Soweit  die  Besteuerung  der  Eisenbahngesellschaften  durch  Staatsverträge 
geregelt  ist,  bewendet  es  bei  den  in  letzteren  getroffenen  Bestimmungen. 

§6. 
Befreiungen. 

Befreit  von  der  Einkommensteuer  sind: 

1.  der  Herzog  und  die  Mitglieder  des  Herzoglichen  Hauses.  Gemäss  der 
Vereinbarung  in  Art.  XI  des  Gesetzes  vom  28.  Juni  1869,  die  Aus- 
einandersetzung des  Herzogl.  Hauses  und  des  Landes  wegen  des 
Domaniums  betreffend  (Nr.  194  d.  G.-S.),  soll  jedoch  das  Einkommen 
aus  dem  steuerpflichtigen  inländischen  Grundbesitze  des  Herzoglichen 
Hauses  mit  einem  Betrage  von  990,000  M.  zur  Einkommensteuer  ver- 
anlagt werden; 

2.  das  Deutsche  Reich,  der  Landesfiskus,  der  Landarmenfonds,  der  Landes- 
schulfonds,  der  Landeswaisenfonds,  die  Landespfarrkasse,  die  Land- 
rentenbank, die  Landesbrandkasse  und  die  Allgemeine  Witwenkasse ; 
femer  die  Kreiskommunen,  bezüglich  der  Einkünfte  aus  den  nach  den 
Gesetzen  vom  24.  Januar  1872,  Nr.  281,  und  vom  2.  Mai  1882,  Nr.  616, 
gewährten  Dotationen; 

3.  Militärpersonen  des  Unteroffizier-  und  Gemeinenstandes,  hinsichtlich 
ihres  Militärdiensteinkommens ; 

4.  alle  Angehörigen  des  aktiven  Heeres  für  den  Fall  einer  Mobilmachung, 
hinsichtlich  ihres  Militärdiensteinkommens ; 

5.  alle  natürlichen  und  juristischen  Personen,  deren  —  sonst  steuer- 
pflichtiges —  Jahreseinkommen  den  Betrag  von  600  M.  nicht  übersteigt; 

6.  Personen,  welche,  ohne  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  einen  Wohn- 
sitz zu  haben,  sich  im  Lande .  aufhalten,  sofern  sie  nachweislich  ausser- 
halb des  Deutschen  Reiches  einen  Wohnsitz  haben  und  nicht  aus 
irgend  einem  Umstände  der  dauernde  Aufenthalt  im  Lande  zu  ver- 
muthen  ist,  beziehentlich  der  Aufenthalt  noch  nicht  ein  volles  Jahr 
gewährt  hat,  hinsichtlich  ihres  Einkommens,  soweit  dieses  nicht  nach 
§  2,  2  auch  ohne  Aufenthalt  im  Lande  steuerpflichtig  ist; 

7.  Personen,  welche,  ohne  im  Lande  einen  Wohnsitz  oder  dauernden 
Aufenthalt  zu  haben,  lediglich  ein  Gewerbe  im  Umherziehen  betreiben, 
hinsichtlich  des  Einkommens  aus  diesem  Gewerbe '). 

§  7^). 
Ort   der   Steuerzahlung. 

Personen,  welche  im  Lande  wohnen  oder  sich  aufhalten,  versteuern  ihr  ge- 
samtes steuerpflichtiges  Einkommen  an  ihrem  Wohn-  beziehentlich  Aufenthaltsorte. 

1)  Hierher  gehört  auch  die  Gesetzesnovelle  vom  4.  April  1887,  welche  bestimmt: 
„Das  Einkommen  aus  reichsausländischem  Grundbesitz  und  aus  reichsausländischem 
Gewerbebetriebe  bleibt,  gleichviel  ob  es  einer  natürlichen  oder  juristischen  Person 
zusteht,  von  der  Einkommensteuer  befreit."     Siehe  oben  S.  446. 

2)  Vgl.  unten  §  1  der  Ausführungsverordnung. 
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Auswärtige  versteuern  ihr  Einkommen  aus  inländischem  Grundbesitz  oder 
inländischem  Gewerbebetrieb  an  dem  Orte,  in  dessen  Gemarkung  der  Grund- 
besitz liegt,  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird,  ihr  Einkommen  an  Gehalt, 
Pension  oder  Wartegeld  aber  am  Sitze  der  zahlenden  Kasse. 

Juristische  Personen  versteuern  ihr  Einkommen  an  dem  Orte,  an  welchem 
sie  ihren  Sitz  haben.  Befindet  sich  ihr  Sitz  ausserhalb  des  Landes,  im  Lande 
aber  eine  Generalagentur  oder  eine  ähnliche  Vertretung,  so  steuern  sie  am  Sitze 
dieser  Vertretung,  andernfalls  versteuern  sie  ihr  Einkommen  aus  inländischem 
Grundbesitz  oder  inländischem  Gewerbebetriebe  an  dem  Orte,  in  dessen  Ge- 
markung der  Grundbesitz  liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird. 

Ist  nach  vorstehenden  Bestimmungen  für  einen  Steuerpflichtigen  die 
Steuerstelle  mehrfach  oder  zweifelhaft,  so  bestimmt  die  Finanz direktion  den 
Ort  der  Steuerzahlung. 

Steuerbeträge,  welche  in  dem  von  den  Ortssteuereinnahmen  an- 
gesetzten Hebungstermine  nicht  entrichtet  sind,  müssen  bei  der  Kreiskasse 
eingezahlt  werden. 

§8. 

Hebungstermine. 

Die  Einkommensteuer  wird  in  vier  Jahresraten,  jedesmal  in  den  Monaten 
August,  November,  Februar  und  Mai  erhoben;  jedoch  steht  es  den  Steuer- 
pflichtigen frei,  ihre  Steuerbeträge  gleich  für  mehrere  Hebungstermine  bis  zum 
vollen  Jahresbetrage  im  voraus  zu  entrichten. 

Die  Finanzdirektion  hat  die  in  jedem  Jahre  zur  Erhebung  kommenden 
Steuereinheiten,  unter  Berücksichtigung  der  Vorschriften  in  §  13,  Absatz  2, 
möglichst  gleichmässig  auf  die  vier  Hebungstermine  zu  verteilen. 

Beginn  und  Beendigung  der  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung. 

Die  Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Einkommensteuer  beginnt  mit  dem 
nächsten  Hebungstermine,  welcher  auf  den  Eintritt  des  die  Steuerpflichtigkeit 
begründenden  Verhältnisses  folgt,  und  endigt  mit  dem  letzten  Hebungstermine, 
welcher  dem  Erlöschen  der  Steuerpflichtigkeit  vorhergeht. 

Nur  für  inländische  Erbmassen  ist  die  veranlagte  Steuer  auch  nach  er- 
folgter Teilung  bis  zum  Schluss  des  Steuerjahres  seitens  der  Erben,  welche  hier- 
für solidarisch  haften,  fortzuentrichten. 

Wegen  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Einkommens  im  Laufe  des 
Steuerjahres  tritt  eine  Neuveranlagung  oder  eine  Aenderung  der  veranlagten 
Steuer  nicht  ein. 

Sollte  dies  in  einzelnen  Fällen  zu  besonderen  Härten  führen,  so  ist  die 
Finanz  direktion  ermächtigt,  veranlagte  Steuern  im  Laufe  des  Steuerjahres  zu 
ermässigen  oder  gänzlich  in  Abgang  stellen  zu  lassen. 

§  10. 
Einschätzung. 
Das  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  wird  von  Jahr  zu  Jahr  eingeschätzt. 

§  11. 

Deklarationspflicht. 

Jeder  Steuerpflichtige  ist,  bei  Verlust  des  Einspruchs-  und  Reklamations- 
rechts für  das  betrefi'ende  Steuerjahr,  gehalten,  der  zuständigen  Behörde  auf 
deren  Verlangen  die  zur  Einschätzung  erforderlichen  Nachweisungen  über  sein 
Einkommen  nach  Massgabe  der  näheren  Bestimmungen  in  §§  33,  34,  36  und  39 
zu  geben. 

1)  Vgl.  §  2  der  Ausführungsverordnung. 
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Für  Steuerpflichtige,  welche  unter  väterlicher  Gewalt  oder  unter  Vor- 
mundschaft stehen,  sowie  für  juristische  Personen  haben  deren  gesetzliche  Ver- 
treter diese  Nachweisungen  zu  geben. 

§  12. 
Norm  für   die  Einschätzung. 

Bei  Einschätzung  des  Einkommens  sind  feststehende  Einnahmen  nach 
ihrem  Betrage  für  das  Steuerjahr  anzunehmen. 

Für  Einnahmen,  welche  in  ihrem  jährlichen  Betrage  schwanken,  ist  der 
Durchschnitt  aus  den  Ergebnissen  der,  der  Einschätzung  vorhergegangenen,  letzten 
drei  Kalender-  beziehentlich  Wirtschaftsjahre,  zum  Anhalt  zu  nehmen.  Fliessen 
die  betreffenden  Einnahmequellen  noch  nicht  drei  Jahre  lang,  so  ist  der  Durch- 
schnitt aus  den  Ergebnissen  zweier  Jahre  zu  berechnen;  liegen  noch  nicht  die 
Ergebnisse  zweier  Jahre  vor,  so  ist  der  Betrag  eines  Jahres  zum  Massstab  zu 
nehmen.  Fehlt  auch  letzterer  Anhalt,  so  ist  das  voraussichtliche  Erträgnis  des 
Steuerjahres  einzustellen. 

§  13. 
Form  der  Steuerveranlagung. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  erfolgt  nach  den  in  §  14  angegebenen  Ein- 
heitssätzen. 

Die  Zahl  der  für  jedes  Etatsjahr  zu  erhebenden  Einheiten  wird  durch  das 
Etatsgesetz  bestimmt,  es  sollen  jedoch  nur  volle  Steuereinheiten  zur  Erhebung 
kommen. 

§  14. 

Steuerklassen, 

Die  Steuer  wird  nach  Klassen  erhoben.  —  Die  Veranlagung  zu  den  ein- 
zelnen Klassen  erfolgt,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  §  15,  nach  Massgabe 
der  Schätzung  des  jährlichen  Gesamteinkommens  der  Steuerpflichtigen. 

Die  Steuereinheit  beträgt: 

bei  einem  Einkommen: 
in  Klasse:      von  mehr  als      bis  einschl.         Steuer: 


1. 

600  M. 

800  M.    = 

0,10  M. 

2. 

800 

u 

1,000 

v        — 

0,15 

T 

3. 

1,000 

n 

1,200 

«       — 

0,20 

1) 

4. 

1,200 

n 

1,400 

n 

0,30 

» 

5. 

1,400 

n 

1,600 

j)       — 

0,40 

JI 

6. 

1,600 

)i 

1,800 

D           

0,50 

11 

7. 

1,800 

n 

2,000 

n 

0,60 

11 

8. 

2,000 

n 

2,200 

j)        — 

0,70 

JI 

9. 

2,200 

n 

2,400 

«        — 

0,85 

JI 

10. 

2,400 

B 

2,600 

n        — 

1,00 

n 

11. 

2,600 

n 

2,800 

n 

1,15 

B 

• 

12. 

2,800 

ji 

3,000 

n 

1,30 

B 

13. 

3,000 

r 

3,500 

«        — 

1,50 

B 

14. 

3,500 

11 

4,000 

JI 

2,00 

B 

15. 

4,000 

» 

4,500 

s 

2,50 

B 

16. 

4,500 

n 

5,000 

« 

3,10 

B 

17. 

5,000 

n 

6,000 

B 

3,75 

» 

18. 

6,000 

71 

7,000 

ji        ^ 

4,80 

B 

19. 

7,000 

8,000 

» 

6,00 

B 

20. 

8,000 

» 

9,000 

n        ^^ 

7,20 

B 

21. 

9,000 

« 

10,000 

V         ^^ 

8,60 

B 

22. 

10,000 

„ 

11,000 

«        "~^ 

10,00 

B 

komme 

3n  um  je  1000  M., 

der  Steuersatz 

um  j 

e  1  M. 

steigend, 

u.  s.  w.  das 
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§  15. 
Berücksichtigung  verminderter  Leistungsfähigkeit. 

Die  Einschätzungskommissionen  sind  ermächtigt,  bei  denjenigen  Steuer- 
pflichtigen, deren  Einkommen  den  Betrag  von  6000  M.  nicht  übersteigt,  be- 
sondere, die  Leistungsfähigkeit  wesentlich  vermindernde  wirtschaftliche  Verhält- 
nisse insoweit  zu  berücksichtigen,  dass  diese  Steuerpflichtigen  in  die  nächst 
niedrige  Klasse  eingestellt,  oder  falls  sie  in  die  unterste  Klasse  gehören  würden, 
steuerfrei  gestellt  werden. 

Als  Verhältnisse  dieser  Art  kommen  ausschliesslich  in  Betracht:  eine 
grosse  Anzahl  von  Kindern,  die  Verpflichtung  zur  Unterhaltung  armer  An- 
gehörigen, andauernde  Krankheit  und  besondere  Unglücksfälle. 

II.   Grundsätze  für  die  Berechnung  des  Einkommens. 

§  16. 
Tür   die   Berechnung  und   Schätzung  des   steuerpflichtigen   Einkommens 
sind  im  allgemeinen  folgende  Grundsätze  zu  beachten: 

1.  Als  Einkommen  gilt  die  Summe  aller  in  Geld  oder  Geldeswert  be- 
stehenden Einnahmen  des  einzelnen  Steuerpflichtigen  mit  Einschluss 
des  Mietswertes  der  Wohnung  im  eigenen  Hause  oder  sonstiger  freien 
Wohnung,  sowie  des  Wertes  der  zum  Haushalte  verbrauchten  Erzeug- 
nisse der  eigenen  Wirtschaft  und  des  eigenen  Gewerbebetriebes,  ab- 
züglich der  auf  Erlangung,  Sicherung  und  Erhaltung  dieser  Einnahmen 
verwandten  Ausgaben,  sowie  etwaiger  auf  den  steuerpflichtigen  Ein- 
nahmequellen haftenden  Schuldzinsen  und  anderer  laufenden  rechts- 
verbindlichen Lasten.  Soweit  Schuldzinsen  und  andere  laufende  rechts- 
verbindliche Lasten  nicht  auf  einer  bestimmten  Einnahmequelle  haften, 
kommen  solche  nur  für  Personen  in  Abzug,  welche  im  Lande  wohnen 
oder  sich  auflialten. 

2.  Ausserordentliche  Einnahmen  durch  Erbschaften  und  ähnliche  Er- 
werbungen gelten  nicht  als  steuerpflichtiges  Einkommen,  sondern  als 
Vermehrungen  des  Stammvermögens;  sie  kommen  daher  ebenso,  wie 
Verminderung  des  letzteren  —  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  §  21 
unter  1  —  nur  insofern  zur  Berücksichtigung,  als  die  Erträgnisse  des 
Vermögens  dadurch  vermehrt  oder  vermindert  werden. 

3.  Die  Beträge  der  Staatsgrund-  und  Staatsgewerbesteuer,  ebenso  die 
Prämien  für  Sachversicherungen  kommen  in  Abzug. 

Zu  den  in  Abzug  zu  bringenden  Ausgaben  sind  namentlich  nicht 
zu  rechnen: 

a)  Ausgaben,  welche  zur  Verbesserung  und  Vermehrung  der  Kapital- 
anlage dienen,  z.  B.  Ausgaben  zu  Bodenmeliorationen,  zur  Er- 
weiterung einer  Fabrik  u.  dergl. ; 

b)  die  Kosten  des  Unterhalts  des  Steuerpflichtigen  und  seiner  von 
ihm  zu  unterhaltenden  Angehörigen  (Wohnung,  Kleidung,  Nahrung, 
Bedienung,  Unterricht  der  Kinder  u.  s.  w.); 

c)  Unterstützungen,  welche  der  Steuerpflichtige  freiwillig  an  andere 
gewährt; 

d)  die  Reichs-,  Staats-,  Kreis-,  Gemeinde-  und  sonstigen  Steuern  mit 
Ausnahme  der  unter  3  gedachten; 

e)  Lebensversicherungsprämien,  Beiträge  zu  Witwen-,  Pensions-,  Sterbe- 
und  Krankenkassen  und  ähnliche  Ausgaben. 

4.  Von  den  steuerpflichtigen  Einkünften  aus  dem  Auslande  sind  die 
nachweislichen  Steuern,  welchen  dieselben  im  Ursprungslande  etwa 
unterliegen,  in  Rückrechnung  zu  bringen. 

5.  Von  dem  steuerpflichtigen  Einkommen  Auswärtiger  sind  nur  diejenigen 
Schuldzinsen  und  anderen  fortlaufenden  rechtsverbindKchen  Lasten 
abzuziehen,  welche  auf  den  steuerpflichtigen  Einnahmequellen  haften. 
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§  17^). 

Unterscheidung  der  Hauptquellen. 

Im  ganzen  sind  bei  Einschätzung  des  Einkommens  folgende  Hauptquellen 
zu  unterscheiden: 

1.  Einnahmen  aus  der  Verpachtung  von  Grundstücken  und  aus  der  Ver- 
mietung von  Gebäuden;  Einnahmen  aus  dem  Betrieb  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  auf  eigenen  Grundstücken,  Mietswert  der  selbst  be- 
wohnten eigenen  Gebäude, 

2.  Einnahmen  an  Kapitalzinsen,  Renten,  Apanagen,  Dividenden  von  Aktien 
oder  Kuxen  ausser  Landes  liegender  Bergwerke,  Naturalgefällen,  Aus- 
zügen und  ähnliche  Einkünfte; 

3.  Einnahmen  an  Gehalt  und  Lohn  aus  öffentlichen  oder  privaten  Dienst- 
verhältnissen, desgleichen  an  Pension  und  Wartegeld; 

4.  Einnahmen  aus  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  des  Betriebs  der  Land- 
wirtschaft auf  fremden  Grundstücken,  sowie  aus  irgend  einer  anderen 
Erwerbsthätigkeit. 

§  18. 

Für  die  Berechnung  und  Schätzung  des  Einkommens  aus  Grundstücken 
gilt  insbesondere  folgendes: 

1.  Bei  verpachteten  Grundstücken  ist  der  wirklich  erzielte  Pachtertrag 
unter  Hinzurechnung  des  Wertes  etwaiger  Nebenleistungen,  sowie  des 
Wertes  der  dem  Verpächter  vorbehaltenen  Nutzungen,  andererseits 
unter  Abrechnung  der  dem  Verpächter  obliegenden  Lasten,  massgebend. 

2.  Ebenso  ist  bei  vermieteten  Gebäuden  oder  Gebäudeteilen  der  wirklich 
erzielte  Mietsertrag  unter  Abrechnung  der  dem  Vermieter  obliegenden 
Lasten  massgebend. 

3.  Der  Mietswert  der  vom  Eigentümer  zum  Wohnen  oder  sonst  für  die 
Zwecke  seiner  Haushaltung  benutzten  Gebäude  oder  Gebäudeteile,  ein- 
schliesslich der  zugehörigen  Hausgärten,  ist  nach  ortsüblichen  Preisen 
zu  berechnen. 

4.  Werden  Grundstücke  vom  Eigentümer  selbst  land-  oder  forstwirt- 
schaftlich benutzt,  so  ist  der  wirklich  erzielte  Reinertrag,  ohne  Rück- 
rechnung eines  persönlichen  Arbeitsverdienstes  für  den  Eigentümer 
massgebend;  die  zum  Unterhalte  des  Eigentümers  und  seiner  An- 
gehörigen verwandten  selbst  erbauten  Erzeugnisse  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft sind  hierbei  nach  ortsüblichen  Preisen  zu  veranschlagen. 

5.  Soweit  Gebäude  vom  Eigentümer  zu  gewerblichen  Zwecken  benutzt 
werden,  ist  der  Mietswert  weder  bei  Berechnung  des  Einkommens, 
noch  andererseits  bei  Berechnung  der  gewerblichen  Unkosten  in  An- 
schlag zu  bringen;  dagegen  gehören  zu  den  letzteren  die  Kosten  der 
Unterhaltung  der  Gebäude. 

6.  Insoweit  die  den  politischen  und  kirchlichen  Gemeinwesen  und  Ver- 
bänden gehörigen  Gebäude  unmittelbar  öffentlichen  Zwecken  dienen, 
sind  sie  bei  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ausser  Be- 
tracht zu  lassen. 

7.  Die  Schmälerung  des  Einkommens  aus  Grundbesitz  infolge  aufhaffcen- 
der  Reallasten  und  Auszugsleistungen  ist  bei  der  Einschätzung  zu 
berücksichtigen. 

§  19. 

Für  die  Berechnung  und  Schätzung  der  in  §  17  unter  2  erwähnten  Arten 
des  Einkommens  gilt  insbesondere  folgendes: 

1.  Bei  der  Berechnung  des  Einkommens  aus  Wertpapieren  bleibt  die  Er- 
höhung oder  Verminderung  des  Kurswertes  ausser  Betracht,  sofern 
nicht  die  Bestimmung  in  §  21  unter  1  Platz  greift. 


J)  Vgl.  §  3  der  Ausführungsverordnung. 
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2.  Naturalgefälle  sind  nach  den  ortsüblichen  Preisen  zu  berechnen. 

3.  Regelmässig  fortlaufende  Unterstützungen  sind  in  der  Hand  des  Em- 
pfängers steuerpflichtig. 

§  20. 

Für  die  Berechnung  und  Schätzung  der  in  §  17  unter  3  gedachten  Arten 
des  Einkommens  gilt  insbesondere  folgendes: 

1.  Zum  Gehalte  oder  Lohne  gehörige  Naturalbezüge,  einschliesslich  der 
freien  Wohnung,  Kost  und  Dienstkleidung,  sind  nach  ortsüblichen 
Preisen  zu  berechnen. 

2.  Dienstwohnungen  sind  nach  dem  bestallungsmässig  oder  sonst  von  der 
Anstellungsbehörde  festgesetzten  Betrage  in  Anrechnung  zu  bringen; 
wo  eine  solche  Festsetzung  nicht  vorliegt,  sind  die  ortsüblichen  Miets- 
preise zu  Grunde  zu  legen. 

3.  Das  Einkommen  aus  Dienstländereien  ist  nach  denselben  Grundsätzen 
zu  beurteilen,  wie  das  Einkommen  aus  eigenen  Grundstücken;  die 
für  die  Dienstländereien  etwa  zu  zahlenden  Pachten  kommen  in  Rück- 
rechnung. 

4.  Der  bestallungsmässig  oder  nach  dem  Ermessen  der  Anstellungsbehörde 
als  Vergütung  für  Dienstaufwand  anzusehende  Teil  des  Diensteinkom- 
mens, einschliesslich  der  Tagegelder,  unterliegt  der  Besteuerung  nicht. 

§  21. 

Für  die  Berechnung  und  Schätzung  der  in  §  17  unter  4  erwähnten  Arten 
des  Einkommens  gilt  insbesondere  folgendes: 

1.  Bei  dem  Handels-  und  Gewerbebetriebe  ist  der  Reingewinn  nach  den 
Grundsätzen  zu  berechnen,  welche  für  die  Inventur  und  Bilanz  durch 
das  Handelsgesetzbuch,  beziehentlich  durch  das  Reichsgesetz  vom 
18.  Juli  1884  Nr.  1559,  vorgeschrieben  sind  und  dem  Gebrauche  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  entsprechen;  insbesondere  gilt  dies  von  dem 
Zuwachs  und  von  der  Abnutzung  des  Anlagekapitals,  sowie  von  Forde- 
rungen, Schulden  und  deren  Zinsen;  im  übrigen  kommen  die  in  §  16 
aufgestellten  allgemeinen  Grundsätze  auch  hier  in  Anwendung. 

2.  Die  Zinsen  des  im  Handels-  oder  Gewerbebetriebe  angelegten  Kapitals 
des  Steuerpflichtigen  sind  als  Teil  des  Geschäftsgewinnes  zu  betrachten. 

3.  Der  von  einer  Erwerbsgesellschaft  erzielte  Reingewinn  ist  den  ein- 
zelnen Teilhabern  nach  Massgabe  ihres  Anteiles  anzurechnen. 

4.  Der  Gewinn  bei  dem  Betriebe  der  Landwirtschaft  auf  erpachteten 
Grundstücken  ist  in  gleicher  Weise  zu  veranschlagen,  wie  bei  dem 
Betriebe  derselben  auf  eigenen  Grundstücken;  der  Pachtzins  ist  in 
Rückrechnung  zu  bringen,  soweit  er  nicht  anteilig  auf  die  vom  Pächter 
und  seinen  Angehörigen  benutzte  Wohnung  zu  rechnen  ist. 

5.  Das  Einkommen  der  in  §  4,  Punkt  2,  bezeichneten  Steuerpflichtigen 
ist  in  seinem  Gesamtbetrage  zu  dem  Einkommen  aus  Handel  und  Ge- 
werbe zu  rechnen. 


III.   Einschätzungskommissionen. 

§  22. 

Obere  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Einschätzung. 

Die  Feststellung  des  Einkommens  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  erfolgt 
unter  der  Oberaufsicht  und  Oberleitung  der  Finanzdirektion  durch  Einschätzungs- 
kommissionen. 
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§  23. 

Unmittelbare   Leitung   der   Einschätzung. 

Die  Kreise  des  Landes  werden  für  den  Zweck  der  Einschätzung  in  Be- 
zirke geteilt  und  wird  für  jeden  Bezirk  eine 

, -1 1  ,    Bezirks-Einschätzungskommission 

Für  die  vier  Hauptstädte  haben  die  Bezirks-Einschätzungskommissionen 
sämtliche  steuerpflichtigen  Einkommen  —  ohne  Rücksicht  auf  deren  Höhe  — 
einzuschätzen.  Den  übrigen  Bezirks-Einschätzungskommissionen  liegt  die  Ein- 
schätzung derjenigen  Einkommen  ob,  welche  nach  ihrer  Ansicht  den  Betrag 
von  3000  M.  nicht  übersteigen. 

Für  jeden  Kreis  wird  eine 

Kr  eis -Einschätzungskommission, 
behufs  Einschätzung   derjenigen   steuerpflichtigen  Einkommen   gebildet,   welche 
nach   dem  Vorstehenden   der   Einschätzung   seitens   der  Bezirks -Einschätzungs- 
kommissionen nicht  unterfallen. 

Für  die  vier  Hauptstädte  ernennt  die  Finanzdirektion  aus  ihren  Mit- 
gliedern besondere  Kommissäre,  welche  das  Einschätzungsgeschäft  zu  leiten 
haben.  —  Abgesehen  hiervon  liegt  den  Kreisdirektoren  innerhalb  ihrer  Kreise 
die  unmittelbare  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Einschätzungsgeschäftes  ob. 

§  24. 
Einschätzungsbezirke. 

In  der  Regel  bildet  jede  Ortschaft  einschliesslich  der  in  ihrer  Kataster- 
mark gelegenen  selbständigen  Gutsbezirke  einen  besonderen  Einschätzungsbezirk; 
es  können  jedoch  Ortschaften  mit  weniger  als  500  Einwohnern  mit  benachbarten 
Ortschaften  zu  einem  Einschätzungsbezirke  vereinigt  werden.  Grössere  Ort- 
schaften können  in  mehrere  Bezirke  zerteilt  werden. 

Das  nähere  über  die  Einteilung  bestimmt  die  Finanzdirektion. 

§  25  '). 
Zusammensetzung  der  Bezirks-Einschätzungskommissionen. 

Die  Bezirks-Einschätzungskommissionen  werden  aus  dem  Kreisdirektor, 
beziehentlich  dem  von  der  Finanz direktion  ernannten  Kommissär,  als  Vorsitzenden 
und  je  4  bis  8  Mitgliedern  zusammengesetzt;  die  Zahl  der  letzteren  bestimmt 
die  Finanzdirektion. 

Die  Mitglieder  werden  von  dem  Gemeinderate,  wo  aber  ein  solcher  nicht 
vorhanden  ist,  von  der  Gemeindeversammlung  aus  den  einkommensteuerpflich- 
tigen und  nicht  befreiten  Mitgliedern  der  Gemeinde  gewählt.  Eine  im  Orts- 
kataster der  Gemeinde  nicht  veranlagte  Person  kann  nicht  Mitglied  der  Bezirks- 
Einschätzungskommission  sein. 

Sind  mehrere  Ortschaften  zu  einem  Bezirke  vereinigt,  so  bestimmt  die 
Finanzdirektion  nach  Massgabe  der  Bevölkerungszahl,  wie  viele  Mitglieder  von 
den  einzelnen  Gemeinden  zu  wählen  sind. 

Jede  Gemeinde  muss  mindestens  durch  ein  Mitglied  vertreten  sein. 

Als  gewählt  sind  diejenigen  zu  betrachten,  welche  die  meisten  Stimmen 
für  sich  haben. 

Die  Wahlen  erfolgen  auf  die  Dauer  von  3  Jahren.  Scheidet  im  Laufe 
einer  Wahlperiode  ein  Mitglied  aus,  so  ist  seitens  der  betreffenden  Wahlkörper- 
schaft eine  Neuwahl  vorzunehmen. 

Bezüglich  der  Berechtigung  zur  Ablehnung  oder  Niederlegung  des  Amtes 
als  Mitglied  der  Bezirks-Einschätzungskommission  greifen  die  Vorschriften  in 
§§  48  und  114  der  Gemeindeordnung  Platz. 


1)  Vgl.  §  4  der  Ausführungsverordnung. 
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Befinden  sich  im  Einschätzungsbezirke  selbständige  Gutsbezirke,  deren 
Besitzer  von  der  Einkommensteuer  nicht  befreit  sind,  so  treten  die  Gutsvorsteher 
beziehentlich  deren  Stellvertreter  den  Bezirks-Einschätzungskommissionen  als 
Mitglieder  hinzu. 

Der  Herzog  gilt  im  Sinne  dieses  Paragraphen  als  Befreiter. 

§  26'). 
Zusammensetzung  der  Kreis-E inschätzungskommissionen. 

Die  Kreis-Einschätzungskommissionen  virerden  aus  dem  Kreisdirektor  als 
Vorsitzenden  und  je  8  Mitgliedern  zusammengesetzt. 

Die  Wahl  der  letzteren  erfolgt  durch  den  Kreistag  aus  der  Zahl  der 
Kreisangehörigen,  welche  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  von  mehr  als  3000  M. 
haben.  Nur  solche  Personen,  welche  innerhalb  des  Kreises  mit  mehr  als  3000  M. 
Einkommen  zur  Einkommensteuer  veranlagt  sind,  können  Mitglieder  der  Ein- 
schätzungskommission sein. 

Bei  der  Wahl  ist  darauf  zu  sehen,  dass  die  verschiedenen  Einkommen 
aus  Grundeigentum,  Kapitalbesitz  und  Gewerbebetrieb  thunlichst  gleichmässig 
vertreten  werden. 

Als  gewählt  sind  diejenigen  zu  betrachten,  welche  die  meisten  Stimmen 
für  sich  haben. 

Die  Wahlen  erfolgen  auf  die  Dauer  von  3  Jahren.  Scheidet  im  Laufe 
der  Wahlperiode  ein  Mitglied  aus,  so  ist  seitens  des  Kreistages  eine  Neuwahl 
vorzunehmen. 

Bezüglich  der  Berechtigung  zur  Ablehnung  oder  Niederlegung  des  Amtes 
als  Mitglied  der  Kreis-Einschätzungskommission  greifen  die  Vorschriften  in  §  8 
der  Kreisordnung  Platz. 

§  27. 
Beschlussfähigkeit   der  Einschätzungskommissionen. 

Eine  Einschätzungskommission  ist  beschlussfähig,  wenn  ausser  dem  Vor- 
sitzenden mindestens  die  Hälfte  ihrer  Mitgliederzahl  zugegen  ist. 

Die  Kommission  fasst  ihre  Beschlüsse  nach  Stimmenmehrheit,  im  Falle 
der  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  Ueber 
Mitglieder,  welche  unentschuldigt  oder  ohne  genügende  Entschuldigung  aus- 
geblieben sind,  kann  der  Vorsitzende  eine  Geldstrafe  bis  zur  Höhe  von  50  M. 
verhängen.  Dergleichen  Ordnungsstrafen  fliessen  in  die  Staatskasse  und  werden 
event.  im  Verwaltungszwangsverfahren  beigetrieben.  Gegen  den  Strafbeschluss 
des  Vorsitzenden  der  Kommission  findet  nur  die  Beschwerde  an  die  Finanz- 
direktion statt. 

Solange  über  die  Einschätzung  eines  Kommissionsmitgliedes  oder  seiner 
Verwandten  und  Verschwägerten  in  auf-  und  absteigender  Linie  oder  bis  zum 
dritten  Grade  der  Seitenlinien  beraten  und  abgestimmt  wird,  hat  dieses  Mit- 
glied abzutreten;  dasselbe  ist  jedoch  bei  Bestimmung  der  Beschlussfähigkeit  als 
anwesend  zu  zählen. 

Wird  der  Vorsitzende  während  einer  Kommissionssitzung  vorübergehend 
an  der  Führung  des  Vorsitzes  behindert,  so  hat  er  den  letzteren  auf  die  Dauer 
seiner  Behinderung  einem  der  übrigen  Kommissionsmitglieder  zu  übertragen. 


:  Befugnisse  der  Einschätzungskommissionen. 

Jede  Einschätzungskommission  hat  die  Befugnis,  über  Verhältnisse,  welche 
auf  das  Einkommen  der  Steuerpflichtigen  von  Einfluss  sind,  von  Gerichts-  und 
Gemeindebehörden  auf  bestimmte  Fragen  Auskunft  zu  erfordern,  Grundbücher, 
Grundakten,  Vormundschafts-  und  Nachlassakten,  Grundsteuerkataster  und  Ge- 
meindesteuerkataster durch  ein  beauftragtes  Mitglied  einzusehen.    Letzterem  ist 
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ein  schriftliclier,  vom  Vorsitzenden  der  Kommission  zu  vollziehender  Ausweis 
zuzustellen. 

Je  nach  Bedarf  sind  von  der  Einschätzungskommission  Sachverständige 
aus  den  einzelnen  Berufszweigen  zu  den  Beratungen  zuzuziehen. 

Jedermann  ist  verpflichtet,  auf  Erfordern  der  Bezirkseinschätzungskommis- 
sion seines  Bezirkes  oder  der  Kreiseinschätzungskommission  seines  Kreises,  als 
Sachverständiger  vor  derselben  zu  erscheinen  und  deren  Fragen,  soweit  er  es 
vermag,  zu  beantworten. 

Für  die  hierdurch  bedingten  Reisen  wird  aus  Staatsmitteln  Vergütung  der 
Reisekosten  nach  den  Bestimmungen  des  Diätenreglements,  Klasse  IV.  gewährt. 

§  29. 
Verpflichtung  der  Mitglieder. 

Der  Vorsitzende  der  Einschätzungskommission  ist  nach  seinem  Diensteide 
verpflichtet,  ohne  Ansehen  der  Person  und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
bei  dem  Einschätzungsgeschäft  zu  verfahren  und  die  hierbei  zu  seiner  Kenntnis 
gelangenden  Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  streng  geheim  zu  halten. 

Die  Mitglieder  der  Einschätzungskommission  haben  dem  Vorsitzenden 
mittels  Handschlag  an  Eidesstatt  das  Gleiche  zu  geloben. 

§  30. 

Reisekosten  für  die  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen. 

Die  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen  erhalten  für  ihre  Thätig- 
keit  eine  Vergütung  nicht.  Für  unternommene  Reisen  wird  ihnen  aus  Staats- 
mitteln Vergütung  der  Reisekosten  nach  den  Bestimmungen  des  Diätenreglements, 
Klasse  IV.  gewährt. 

IV.   Vorbereitung  der  Einschätzung. 

§31^). 
Nachweisungen  der  Steuerpflichtigen. 

Die  Gemeinde-  und  Gutsvorstände  sind  verpflichtet,  die  zur  Einschätzung 
erforderlichen  Nachweisungen  der  Steuerpflichtigen  nach  Massgabe  der  im  Ver- 
ordnungswege zu  erteilenden  Vorschriften  aufzustellen. 

Hierbei  sind  ausser  den  natürlichen  und  juristischen  Personen,  welche 
innerhalb  des  Gemeinde-  oder  selbständigen  Gutsbezirkes  wohnen  oder  sich  auf- 
halten, beziehentlich  ihren  Sitz  haben,  auch  die  ausserhalb  des  Landes  wohnenden 
Besitzer  solcher  Grundstücke  und  gewerblichen  Anlagen  nachzuweisen,  welche 
zu  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsbezirke  gehören. 

§  32=^). 
Haus-  und  Wohnlisten. 

Jeder  Besitzer  eines  Hausgrundstückes  oder  dessen  Stellvertreter  hat  dem 
Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  auf  einer  ihm  zu  behändigenden  Haus- 
liste in  der  auf  letzterer  bezeichneten  achttägigen  Frist  die  Inhaber  der  in  dem 
Grundstücke  vorhandenen  einzelnen  Wohnungen,  Geschäftslokale  und  Gewerbe- 
räume anzugeben. 

Der  Grundbesitzer  haftet  für  die  Steuerbeträge,  welche  infolge  der  von 
ihm  verschuldeten  unrichtigen  oder  unvollständigen  Angaben  dem  Staate  entgehen. 

Jeder  Inhaber  einer  Wohnung  hat  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Guts- 
vorstande auf  einer  ihm  zu  behändigenden  Wohnungsliste   in  der  auf  letzterer 


1)  Vgl.  §  5  der  Ausführungsverordnung. 

*)  Vgl.  §  8,  9,  10  der  Austührungsverordnung. 
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bezeichneten  achttägigen  Frist  alle  Insassen  seiner  Wohnung  einschliesslich  des 
Haushaltungs-,  Dienst-  und  Hilfspersonals,  sowie  der  Untermieter  und  Schlaf- 
stellenmieter anzugeben. 

Nicht  aufzunehmen  in  die  Wohnungslisten  sind: 

1.    P]hefrauen,  sofern  sie  nicht  nach  §  3  besonders  zu  besteuern  sind; 

.2.  die  im  Haushalt  der  Eltern  lebenden  Kinder,  sofern  sie  nicht  nach 
§  3  besonders  zu  besteuern  sind; 

3.  die  im  Haushalte  von  Verwandten  lebenden  nicht  selbständigen 
Personen,  sofern  sie  nicht  ein  eigenes  Einkommen  besitzen,  auch  nicht 
im  Geschäfts-  oder  Gewerbebetriebe  ihrer  Verwandten  als  Gehilfen 
thätig  sind,  sondern  ihren  Unterhalt  ausschliesslich  von  denselben, 
und  zwar  ohne  Gegenleistung,  beziehen; 

4.  Personen  unter  18  Jahren,  sofern  sie  ein  eigenes  Vermögen  oder  einen 
eigenen  Erwerb  nicht  haben; 

5.  die  in  Schul-  und  Bildungsanstalten  zum  Zweck  ihrer  Ausbildung 
wohnenden  Personen,  sofern  sie  ein  eigenes  Vermögen  oder  einen 
eigenen  Erwerb  nicht  haben; 

6.  aktive  Militärpersonen  vom  Unteroffizier  abwärts,  sofern  sie  ausser 
ihrem  Militärdiensteinkommen   ein  weiteres  Einkommen  nicht  haben; 

7.  die  in  Armen-,  Versorgungs-,  Heil-,  Besserungs-,  Korrektions-  und 
Strafanstalten  untergebrachten  Personen,  sofern  dieselben  ein  eigenes 
Vermögen  oder  einen  eigenen  Erwerb  nicht  haben. 

In  den  Wohnungslisten  sind  ferner  nach  Massgabe  des  Formulars  Ein- 
träge über  folgende  Punkte  zu  machen: 

a)  Grundstücksbesitzer  haben  die  ihnen  gehörigen,  innerhalb  des  Landes 
belegenen  Grundstücke  nach  Art,  Flächeninhalt,  Lage  und  Be- 
nutzungsweise anzugeben ; 

b)  Grundstückpächter  haben  die  erpachteten,  innerhalb  des  Landes  be- 
legenen Grundstücke  nach  Art,  Flächeninhalt  und  Lage  anzugeben ; 

c)  Personen,  welche  im  Inlande  Handel  oder  Gewerbe  betreiben,  haben 
die  Gegenstände  des  Handelsbetriebes,  die  Art  des  Gewerbebetriebes, 
beziehentlich  des  Erwerbes,  die  neben  dem  Haupterwerbszweige 
betriebenen  Nebengeschäfte,  den  Ort  des  Handels-  oder  Gewerbe- 
betriebes, sowie  die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  Handels-  oder 
Gewerbegehilfen  anzugeben. 

§  33 '). 
Aufforderung  zur  Deklaration. 

Der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  hat  alle  in  den  Wohnungslisten 
nachgewiesenen  Personen,  sofern  sie  nicht  zu  den  unbedingt  Befreiten  gehören, 
oder  sofern  nicht  deren  sonst  steuerpflichtiges  Einkommen  nur  1500  M.  oder 
weniger  beträgt,  sowie  alle  steuerpflichtigen  juristischen  Personen,  welche  am 
Orte  ihren  Sitz  oder  ihre  Vertretung  haben,  zur  schriftlichen  Deklaration  ihres 
Einkommens  unter  Zufertigung  eines  Deklarationsformulars  aufzufordern. 

Diese  Aufforderung  ist  unter  Einräumung  einer  vierzehntägigen  Frist  und 
unter  Hinweis  auf  den  bei  Versäumung  der  Frist  eintretenden  Verlust  des  Re- 
klamationsrechtes für  das  betreffende  Steuerjahr  (§  11)  zu  erlassen. 

§  34  2). 

Form  und  Inhalt  der  Deklaration. 

Die  Deklaration  hat  nach  Massgabe  des  Formulars  zu  enthalten: 
1.    Die  Höhe  des  steuerpflichtigen  Einkommens  und  zwar  gesondert  nach 
den  Quellen,  wie  solche  in  §  17  bezeichnet  sind; 


1)  Vgl.  §  11  der  Ausführungsverordnung. 

2)  Vgl.  §  12  der  Ausführungsverordnung. 
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2.  die  Nachweisung  der  Schuldzinsen  und  der  sonstigen  nach  §  16  zu- 
lässigen Abzüge,  welche  der  Steuerpflichtige  bei  Berechnung  seines 
Einkommens  in  Anschlag  gebracht  hat; 

3.  die  Versicherung  des  Steuerpflichtigen,  dass  er  seine  Angaben  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  habe. 

Sofern  es  sich  um  Einkommen  handelt,  dessen  Betrag  nur  durch  Schätzung 
gefunden  werden  kann,  genügt  es,  wenn  der  Steuerpflichtige  in  die  Deklaration 
statt  der  ziffermässigen  Angabe  des  Einkommens  diejenigen  Nachweisungen  auf- 
nimmt, deren  die  Kommission  zur  Schätzung  des  Einkommens  bedarf,  und  sich 
zu  jeder  etwa  erforderlichen  Ergänzung  dieser  Nachweisungen  nach  Massgabe 
der  ihm  vorzulegenden  Fragen  erbietet. 

Hinsichtlich  derjenigen  Schuldzinsen  und  sonstigen  zulässigen  Abzüge, 
welche  integrierende  Teile  einer  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  aufgestellten 
Bilanz  bilden,  genügt  statt  der  Nachweisung  unter  2  die  Bezugnahme  auf  diesen 
Umstand. 

Jede  eingehende  Deklaration  ist  von  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Guts- 
vorstande mit  dem  Datum  des  Einganges  zu  versehen. 

Dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  ist  die  Eröffnung  verschlossen 
eingereichter  Deklarationen  nicht  gestattet,  wenn  auf  der  Aussenseite  des  Um- 
schlags das  Schriftstück  als  Einkommensdeklaration  unter  Angabe  des  Namens 
und  der  Wohnung  des  Deklaranten  bezeichnet  ist. 

Bei  derartig  verschlossenen  Deklarationen  hat  der  Gemeinde-  beziehentlich 
Gutsvorstand  das  Datum  des  Einganges  auf  der  Aussenseite  zu  notieren. 

§35'). 
Einsendung  der  Verzeichnisse  der  Steuerpflichtigen  und  der 
abgegebenen  Deklarationen. 
Nach  Ablauf  der   für   die  Abgabe  der  Deklaration  bestimmten  Frist  hat 
der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand   den  Vorsitzenden  der  Einschätzungs- 
kommission von  der  Fertigstellung  der  Schätzungsvorarbeiten  zu  benachrichtigen 
und  demselben  auf  Verlangen  die  sämtlichen  Schätzungsunterlagen  einzusenden. 
Der  Vorsitzende  veranlasst  hierauf  den  Zusammentritt  der  Einschätzungs- 
kommission und  die  Einschätzung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen. 

Die  Gemeindebehörden  sind  verpflichtet,  den  Einschätzungskommissionen 
zu  ihren  Sitzungen  geeignete  Geschäftslokale  zur  Verfügung  zu  stellen. 

V.  Einschätzungsverfahren. 

§  36. 

Erörterung  der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  der 

Steuerpflichtigen. 

Die  Einschätzungskommissionen  sind  berechtigt,  von  jedem  Steuerpflichtigen 
über  dessen  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  auf  bestimmte  Fragen  schrift- 
liche oder  mündliche  Auskunft  zu  verlangen  und  zu  letzterem  Behufe  den 
Steuerpflichtigen  vorzuladen.  Die  Verweigerung  der  verlangten  Auskunft,  in- 
gleichen das  Nichterscheinen  des  Steuerpflichtigen  vor  der  Einschätzungskom- 
mission auf  ergangene  Vorladung  hat,  sofern  nicht  entschuldbare  Hinderungs- 
gründe nachgewiesen  werden,  den  Verlust  des  Einspruchs-  und  Reklamationsrechtes 
für  das  betreffende  Steuerjahr  zur  Folge. 

§  37. 
Einschätzung  der  Steuerpflichtigen. 

Die  Bezirks-Einschätzungskommission  hat  zunächst  auf  Grund  der  Woh- 
nungslisten zu  prüfen,  ob  alle  Steuerpflichtigen,  deren  Einkommen  nach  Ansicht 
der  Kommission   auf  mehr   als  1500  M.  zu  veranschlagen  ist,   zur  Deklaration 

')  Vgl.  §  13  der  Ausführungsverordnung. 
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aufgefordert  worden  sind.  Die  Uebergangenen  sind  nachträglich  zur  Deklaration 
zu  veranlassen.  Sodann  hat  die  Bezirks-Einschätzungskommission  mit  Benutzung 
aller  ihr  zu  Gebote  stehenden  Unterlagen  bei  jedem  Steuerpflichtigen  den  Be- 
trag seines  steuerpflichtigen  Einkommens,  soweit  sie  hierzu  nach  §  23  zuständig 
ist,  nach  Massgabe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  abzuschätzen.  Der  Vor- 
sitzende hat  die  ermittelten  Einkommenbeträge  und  die  von  der  Kommission 
beschlossene  Steuerklasse  bei  dem  Namen  des  Betreffenden  in  die  Steuerrolle 
einzutragen.  Soweit  den  Bezirks-Einschätzungskommissionen  nur  die  Einschätzung 
der  Einkommen  bis  zu  3000  M.  zusteht,  unterliegen  ihrer  Einsicht  diejenigen 
Deklarationen  nicht,  welche  Einkommen  von  mehr  als  3000  M.  nachweisen. 

In  gleicher  Weise  schätzt  die  Kreis-Einschätzungskommission  —  abgesehen 
von  den  4  Hauptstädten  —  diejenigen  Einkommen  ab,  welche  nach  Ansicht  der 
betreffenden  Bezirks-Einschätzungskommission  den  Betrag  von  3000  M.  übersteigen. 
Sofern  die  beschlossene  Steuerklasse  nicht  unmittelbar  aus  dem  geschätzten 
Gesammteinkommen  sich  ergibt,  vielmehr  auf  Grund  des  §  15  wegen  verminderter 
Leistungsfähigkeit  die  Einstellung  in  die  nächst  niedere  Steuerklasse  beschlossen 
ist,  muss  der  Anlass  in  der  Rubrik  „Bemerkungen"  angegeben  werden.  Liegt 
eine  formell  genügende  Deklaration  des  Steuerpflichtigen  vor,  so  ist  dieselbe 
durch  Vergleichung  mit  den  sonstigen  Unterlagen  zu  prüfen.  Ergeben  sich 
hierbei  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  der  Deklaration  nicht,  so  ist 
letztere  der  Schätzung  zu  Grunde  zu  legen.  Anderenfalls  ist  zunächst  zu  ver- 
suchen, durch  Vernehmung  des  Deklaranten  die  Bedenken  zu  beseitigen. 

Liegt  dagegen  eine  formell  genügende  Deklaration  nicht  vor,  oder  können 
die  gegen  eine  Deklaration  erhobenen  Bedenken  nicht  beseitigt  werden,  so  hat 
die  Kommission  auf  Grund  ihrer  eigenen  Kenntnis  der  Verhältnisse  und  nach 
dem  Ergebnisse  der  sonst  etwa  anzustellenden  Erörterungen  die  Schätzung  vor- 
zunehmen. 

Die  Kommission  ist  nicht  verpflichtet,  das  Vorhandensein  von  Schuldzinsen 
oder  von  sonstigen  an  sich  zulässigen  Abzügen,  über  welche  eine  Nachweisung 
seitens  des  Steuerpflichtigen  nicht  vorliegt,  selbständig  zu  erörtern. 

Erachtet  der  Vorsitzende  den  von  der  Einschätzungskommission  bei  einem 
Steuerpflichtigen  ausgeworfenen  Einkommensbetrag  für  zu  niedrig,  so  kann  er 
binnen  4  Wochen  von  der  Fassung  des  beanstandeten  Beschlusses  an  Berufung 
bei  der  Reklamationskommission  einlegen. 

Erachtet  der  Vorsitzende  einen  Beschluss  der  Kommission  dem  Gesetze 
oder  den  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  zuwiderlaufend,  so  hat  er  an  die 
Finanzdirektion  zu  berichten  und  deren  Entscheidung  einzuholen. 

§  38. 

Benachrichtigung  des  Steuerpflichtigen  von  dem  Ergebnis  der 

Einschätzung. 

Jedem  Steuerpflichtigen  ist  über  die  Steuerklasse,  in  welche  er  eingeschätzt 
ist,  und  über  die  von  ihm  für  die  Einheit  zu  entrichtende  Steuer  von  dem  Ka- 
tasterbureau,  und  zwar  in  der  Regel  durch  Vermittelung  des  Gemeinde-  be- 
ziehentlich Gutsvorstandes  Mitteilung  zu  machen.  Die  Zuschrift  muss  verschlossen 
sein  und  eine  kurze  Belehrung  über  die  zuständigen  Rechtsmittel  und  deren 
Voraussetzungen  enthalten. 

VI.  Nachschätzungen. 

§  39. 

Diejenigen  Personen,  welche  im  Laufe  des  Steuerjahres  steuerpflichtig 
werden,  sind  von  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  zur  summarischen 
Deklarierung  ihres  Einkommens  aufzufordern  und  für  das  laufende  Steuerjahr 
zur  Einkommensteuer  einzuschätzen. 

Vierteljährlich  hat  der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  dem  Kataster- 
bureau   ein  Verzeichnis  der  neu  hinzutretenden  Steuerpflichtigen  unter  Angabe 
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des  veranlagten  Einkommens  und  des  Zeitpunktes,  an  welchem  die  Steuerpfliclit 
eingetreten  ist,  einzusenden. 

Auf  Grund  dieser  Nachweise  hat  das  Katasterbureau  die  Steuerpflichtigen 
über  die  erfolgte  Einschätzung  in  Kenntnis  zu  setzen  und  die  Ergänzung  des 
Heberegisters  zu  veranlassen. 

VII.  Rechtsmittel. 

§  40. 
Einspruch  gegen  die  Einschätzung. 

Gegen  die  Einschätzung  steht  dem  Steuerpflichtigen  das  Rechtsmittel  des 
Einspruchs  zu. 

Der  Einspruch  ist  bei  Strafe  der  Ausschliessung  binnen  vier  "Wochen  von 
der  Behändigung  der  Benachrichtigung  über  die  erfolgte  Einschätzung  ab  schrift- 
lich bei  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  anzubringen. 

Das  Datum  des  Eingangs  ist  auf  dem  Einspruch  zu  vermerken. 

Hat  die  Benachrichtung  über  die  erfolgte  Einschätzung  nicht  behändigt 
werden  können,  so  beginnt  die  Einspruchsfrist  mit  dem  ersten  Einhebungstermine 
für  die  veranlagte  Einkommensteuer. 

Soweit  die  eingebrachten  Einsprüche  nach  §§  43  und  44  nicht  von  den 
Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorständen  zu  entscheiden  oder  an  die  Reklamations- 
kominission  abzugeben  sind,  werden  dieselben  dem  Kreisdirektor,  aus  den  vier 
Hauptstädten  aber  dem  von  der  Finanz  dir  ektion  zur  Leitung  des  Einschätzungs- 
geschäftes ernannten  Kommissar  überreicht. 

§  41. 

Verpflichtung  zur  vorläufigen  Zahlung. 

Durch  Einlegung  des  Einspruchs  wird  die  Einziehung  der  veranlagten 
Steuerbeträge  nicht  aufgehalten.  Tritt  infolge  des  Einspruchs  eine  Ermässigung 
der  Einschätzung  ein,  so  wird  der  zu  viel  gezahlte  Betrag  zurückerstattet. 

§  42. 

Inhalt  des  Einspruchs. 

Der  Einspruch  kann  nur  gegen  das  Gesamtergebnis  der  Einschätzung 
gerichtet  werden  und  ist  vom  Einsprucherhebenden  durch  genaue  Angabe  der 
Höhe  aller  seiner  Einkünfte  und  der  gesetzlich  zulässigen  Abzüge  zu  begründen. 

§  43. 

Versäumter  und  unzulässiger  Einspruch. 

Ein  Einspruch,  welcher  für  versäumt  oder  nach  §§11  und  36  für  unzu- 
lässig zu  erachten  ist,  wird,  sofern  es  sich  um  eine  Nachschätzung  (§  39)  handelt, 
von  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande,  in  den  übrigen  Fällen  von  dem 
Vorsitzenden  der  betreffenden  Einschätzungskommission,  unter  Angabe  des  Aus- 
schliessungsgrundes zurückgewiesen.  Dem  Einsprucherhebenden  steht  gegen 
diesen  Bescheid  lediglich  eine  innerhalb  14  Tagen  anzubringende  Beschwerde 
an  die  Reklamationskommission  zu. 

§  44. 

Behandlung  des  Einspruchs  seitens  der  Gemeindebehörden. 

Findet  der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  einen  Einspruch  gegen 
die  von  ihm  bewirkte  Nachschätzung  begründet,  so  ist  die  Einschätzung  abzu- 
ändern und  hiervon  sowohl  dem  Einsprucherhebenden  als  dem  Katasterbureau 
Nachricht  zu  geben. 


Anhaltisches  Steuergesetz  vom  18.  April  1886.  481 

Wird  dagegen  der  Einspruch  für  ganz  oder  teilweise  unbegründet  erachtet, 
so  ist  solcher  an  die  Reklamationskonimission  abzugeben. 

§  45. 
BehandlungderEinsprücheseitensderEinschätzungskommissionen. 

Jede  Einschätzungskommission  entscheidet  über  diejenigen  Einsprüche, 
welche  gegen  die  von  ihr  bewirkten  Einschätzungen  gerichtet  sind. 

Insoweit  die  Einschätzungskommission  sich  von  der  Richtigkeit  der  er- 
hobenen Beschwerde  überzeugt,  hat  sie  die  Einschätzung  zu  ermässigen  und 
hiervon  sowohl  dem  Einsprucherhebenden  als  dem  Katasterbureau  Nachricht  zu 
geben,  insoweit  sie  dagegen  den  Einspruch  für  unbegründet  erachtet,  hat  sie 
denselben  unter  kurzer  Bezeichnung  der  Gründe  abzuweisen. 

Gelangt  die  Kommission  zu  der  Ueberzeugung,  dass  die  Entscheidung  von 
einer  eidesstattlichen  Bekräftigung  thatsächlicher  Angaben  abhängig  gemacht, 
oder  dass  ein  Steuerpflichtiger,  welcher  sich  nicht  freiwillig  hierzu  erboten  hat, 
zur  Vorlegung  der  auf  seine  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse  bezüglichen 
Urkunden  und  Geschäftsbücher  aufgefordert  werden  muss ,  so  ist  das  weitere 
Verfahren  und  die  Entscheidung  auf  das  Rechtsmittel  der  Reklamationskommission 
zu  überlassen. 

Dem  Beteiligten  ist  hiervon  kurze  Mitteilung  zu  machen. 

§  46. 
Berufung  auf  den  Vertrauensausschuss. 

Dem  Einsprucherhebenden  steht  es  frei,  seinen  Einspruch  durch  eingehende 
Darlegung  seiner  Erwerbs-  und  Vermögensverhältnisse  vor  einem  aus  zwei  Mit- 
gliedern der  Einschätzungskommission  bestehenden  Vertrauensausschusse  zu  be- 
gründen. 

Wer  von  diesem  Rechte  Gebrauch  machen  will,  hat  dies  sofort  bei  Ein- 
legung des  Einspruchs  zu  erklären  und  ein  Mitglied  der  Kommission  als  Ver- 
trauensmann zu  benennen. 

Die  Einschätzungskommission  wählt  sodann  das  zweite  Mitglied  des  Ver- 
trauensausschusses. 

Verwandte  und  Verschwägerte  des  Einsprucherhebenden  in  auf-  und  ab- 
steigender Linie  oder  bis  zum  dritten  Grade  der  Seitenlinie  dürfen  nicht  Mit- 
glieder des  Vertrauensauaschusses  sein. 

Gelangen  die  beiden  Mitglieder  des  Vertrauensausschusses  zu  einem 
übereinstimmenden  Urteile,  so  ist  letzteres  für  die  Einschätzungskommission 
massgebend. 

§  47. 
Reklamation  und  Berufung  an  die  Reklamationskommission. 

Gegen  den  den  Einspruch  ganz  oder  teilweise  zurückweisenden  Bescheid 
der  Einschätzungskommission  steht  dem  Steuerflichtigen  binnen  14  Tagen  Re- 
klamation an  die  Reklamationskommission  off"en. 

Gegen  einen  Beschluss  der  Einschätzungskommission,  welcher  die  Ein- 
schätzung ermässigt,  steht  dem  Vorsitzenden  der  Kommission  binnen  14  Tagen 
Berufung  an  die  Reklamationskommission  zu. 

§  48. 

Reklamationskommission. 

Die  Reklamationskommission  hat  ihren  Sitz  in  Dessau  und  besteht  aus 
einem  von  dem  Staatsministerium  zu  ernennenden  Beamten  als  Vorsitzenden 
und  aus  sechs  Mitgliedern.  Von  den  letzteren  werden  drei  von  dem  Staats- 
ministerium ernannt  und  drei  von  dem  Landtage  auf  die  Dauer  der  Landtags- 
periode gewählt. 
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Die  Mitglieder  der  Reklamationskommission  erhalten  für  ihre  Thätigkeit 
eine  Vergütung  nicht;  für  unternommene  Reisen  wird  ihnen  aus  Staatsmitteln 
Ersatz  der  Reisekosten  nach  den  Bestimmungen  des  Diätenreglements  Klasse  III. 
gewährt. 

Zur  Fassung  gültiger  Beschlüsse  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  vier 
Mitgliedern  ausser  dem  Vorsitzenden  erforderlich. 

Die  Beschlüsse  werden  nach  einfacher  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

§  49. 
Verpflichtung  der  Mitglieder  der  Reklalnationskommission. 

Der  Vorsitzende  der  Reklamationskommission  ist  nach  seinem  Diensteide 
verpflichtet,  ohne  Ansehen  der  Person  und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
in  seinen  Obliegenheiten  zu  verfahren  und  die  hierbei  zu  seiner  Kenntnis  ge- 
langenden Verhältnisse  der  Steuerpflichtigen  streng  geheim  zu  halten. 

Die  Mitglieder  der  Reklamationskommission  haben  dem  Vorsitzenden 
mittelst  Handschlag  an  Eidesstatt  das  Gleiche  zu  geloben. 

§  50. 

Behandlung  der  Reklamationen  seitens  der  Reklamations- 
kommission. 

Behufs  Prüfung  einer  Reklamation  kann  die  Reklamationskommission  eine 
genaue  Feststellung  der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  des  Reklamanten 
veranlassen. 

Zu  diesem  Behufe  ist  die  Kommission  befugt,  Zeugen  und  Sachver- 
ständige —  nötigenfalls  eidlich  —  durch  die  betrefi'ende  Kreisdirektion  vernehmen 
zu  lassen,  sowie  von  dem  Reklamanten  schriftliche  oder  mündliche  Auskunft 
auf  bestimmte  Fragen  bezüglich  seiner  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  zu 
verlangen,  auch  denselben  zur  Vorlegung  der  bezüglichen  Urkunden  und  Ge- 
schäftsbücher aufzufordern. 

Die  Aufforderung  geschieht  unter  der  Verwarnung,  dass,  wenn  der  Re- 
klamant innerhalb  der  zu  setzenden  Frist  die  verlangte  Auskunft  nicht  erteilen 
oder  die  fraglichen  Urkunden  und  Geschäftsbücher  nicht  vorlegen  werde,  die 
Reklamation  als  unbegründet  werde  zurückgewiesen  werden. 

Auch  ist  die  Reklamationskommission,  wenn  es  an  anderen  Mitteln  zur 
Ergründung  der  Wahrheit  fehlt,  berechtigt,  den  Reklamanten  zur  Bekräftigung 
der  in  betreff  seines  Einkommens  gemachten  Angaben  durch  Versicherung  an 
Eidesstatt  aufzufordern.  In  solchen  Fällen  hat  die  Kommission  den  Wortlaut 
der  Versicherung  vorzuschreiben,  und  zugleich  für  den  Fall,  dass  die  Versicherung 
nicht  abgegeben  werde ,  die  Zurückweisung  der  Reklamation ,  soweit  sie  durch 
die  eidesstaatliche  Versicherung  begründet  werden  soll,  auszusprechen. 

Falls  eine  Reklamation  in  wesentlichen  Punkten  für  unbegründet  befunden 
wird,  sind  dem  Reklamanten  die  erwachsenen  Kosten  aufzuerlegen;  zu  den 
letzteren  sind  indes  die  Reisekosten  der  Kommissionsmitglieder  zu  den  Sitzungen 
und  die  sonstigen  Kosten  der  letzteren  nicht  zu  rechnen. 

Die  dem  Reklamanten  auferlegten  Kosten  werden  im  Verwaltungszwangs- 
verfahren beigetrieben. 

§  51. 

Behandlung  der  Berufungen  seitens  der  Reklamationskommission. 

Zur  Verhandlung  und  Entscheidung  über  die  von  den  Vorsitzenden  der 
Einschätzungskommissionen  eingelegten  Berufungen  (§§  37  und  47)  hat  die  Re- 
klamationskommission, falls  sie  die  Berufungen  für  statthaft  erachtet,  einen 
Termin  anzuberaumen  und  den  Steuerpflichtigen,  gegen  dessen  Einschätzung  die 
Berufung  sich  richtet,  zur  Teilnahme  an  der  Verhandlung  derart  rechtzeitig 
einzuladen,  dass  zwischen  dem  Empfange  der  Einladung  und  'dem  Termine 
mindestens  8  Tage  inneliegen. 
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Durch  das  Ausbleiben  des  Steuerpflichtigen  wird  die  Verhandlung  und 
die  Entscheidung  auf  die  Berufung  nicht  gehindert. 

Das  Material  zur  Erzielung  einer  abändernden  Entscheidung  beizubringen, 
liegt  dem  Vorsitzenden  der  Einschätzungskommission  ob. 

Wird  infolge  der  Berufung  der  Steuersatz  erhöht,  so  hat  der  Steuerpflichtige 
den  Mehrbetrag  für  die  bereits  verflossenen  Hebungstermine  nachzuzahlen. 

§  52. 
Beschwerden  an  das  Staatsministerium. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Reklamationskommission  steht  dem  Steuer- 
pflichtigen nur  eine  binnen  14  Tagen  nach  Empfang  des  Bescheides  anzubringende 
Beschwerde  an  das  Staatsministerium  wegen  unrichtiger  Anwendung 
dieses  Gesetzes  oder   der  erlassenen  Ausführungsvorschriften  zu. 

Wird  die  Beschwerde  für  unbegründet  befunden,  so  können  dem  Be- 
schwerdeführer die  erwachsenen  Kosten  auferlegt  werden. 

Die  Beitreibung  erfolgt  im  Verwaltungszwangsverfahren. 

Findet  der  Vorsitzende  der  Reklamationskommission  eine  Entscheidung  der 
letzteren  dem  Gesetze  oder  den  erlassenen  Ausführungsvorschriften  zuwiderlaufend, 
so  hat  er  binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  das  Staatsministerium  einzulegen. 

Seine  Beschwerde  hat  aufschiebende  Wirkung. 

Ueber  Beschwerden  in  betreff  des  Verfahrens  entscheidet  das  Staats- 
ministerium. 

YIII.   Zuwiderhandlungen  und  deren  Folgen. 

§  53. 

Wer  bei  Deklaration  seines  Einkommens  oder  des  Einkommens  eines  von 
ihm  zu  vertretenden  Steuerpflichtigen,  oder  bei  Beantwortung  der  ihm  zum 
Zwecke  der  Einschätzung  oder  behufs  der  Verhandlung  eines  Rechtsmittels 
amtlich  vorgelegten  Fragen  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  macht,  ver- 
fällt in  eine  Geldstrafe,  welche  dem  zehnfachen  Betrage  der  infolge  der  un- 
richtigen oder  unvollständigen  Angaben  zu  wenig  erhobenen  Einkommensteuer 
gleichkommt  (Hinterziehungsstrafe). 

Wird  dargethan,  dass  die  unrichtige  oder  unvollständige  Angabe  ledig- 
lich auf  einem  Versehen  beruht,  so  tritt  an  Stelle  der  Hinterziehungsstrafe  eine 
Ordnungsstrafe  bis  zu  100  M. 

Der  Betrag  der  letzteren  darf  die  Höhe  der  Hinterziehungsstrafe  nicht 
übersteigen. 

Wird  die  unrichtige  oder  unvollständige  Angabe  berichtigt  beziehent- 
lich ergänzt,  bevor  ein  Strafverfahren  eröffiaet  ist,  so  tritt  gänzliche  Straf- 
losigkeit ein. 

§  54. 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  kann  belegt  werden,  wer  der  Aufforderung 
zur  Einreichung  der  in  §  32  erwähnten  Nachweisungen  nicht  rechtzeitig  nach- 
kommt, desgleichen  wer  der  Aufforderung,  als  Sachverständiger  vor  der  Ein- 
schätzungskommission seines  Bezirkes  zu  erscheinen  (§  28),  ohne  genügende  Ent- 
schuldigung nicht  Folge  leistet. 

Die  Strafe  muss  in  der  Aufforderung  ausdrücklich  angedroht  sein. 
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§  55. 
Strafbescheid. 

Die  in  §§  58  und  54  angedrohten  Strafen  werden  durch  Strafbescheid 
er  Finanzdirektion  verhängt.  Der  Strafbescheid  muss  den  Vorschriften  in  §  459 
der  Strafprozessordnung  entsprechen. 

Vor  dem  Erlass  desselben  muss  dem  Beschuldigten  Gelegenheit  zur  Ver- 
antwortung gegeben  werden. 
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§  56. 
Antrag  auf  gerichtliche  Entscheidung. 

Gegen  den  Strafbescheid  findet  Beschwerde  an  die  höhere  Verwaltungs- 
behörde nicht  statt.  Hinsichtlich  des  Antrags  auf  gerichtliche  Entscheidung 
wider  den  Strafbescheid,  sowie  hinsichtlich  des  gerichtlichen  Verfahrens  kommen 
die  einschlagenden  Bestimmungen  in  §§  460  bis  469  der  Strafprozessordnung 
zur  Anwendung. 

Eine  Umwandelung  der  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  (§  463  der  Straf- 
prozessordnung) findet  nicht  statt. 

§  57. 

Vollstreckung. 

Der  Strafbescheid  der  Finanzdirektion  ist  vollstreckbar,  wenn  innerhalb 
der  in  §  459  der  Strafprozessordnung  vorgeschriebenen  Frist  bei  einer  der  da- 
selbst bezeichneten  Behörden  auf  gerichtliche  Entscheidung  nicht  angetragen  ist. 
Die  Beitreibung  der  Strafe  erfolgt  in  diesem  Falle  im  Verwaltungszwangsverfahren. 

Die  Beitreibung  einer  gerichtlich  ausgesprochenen  Strafe  erfolgt  nach  den 
Vorschriften  über  die  Vollstreckung  gerichtlich  ausgesprochener  Vermögens- 
strafen  nebst  Kosten  zu  Gunsten  der  Gerichtskasse. 

§  58. 
Verj  ährung. 

Die  Strafverfolgung  wegen  unrichtiger  oder  unvollständiger  Angaben 
(§  53)  verjährt  in  3  Jahren  nach  Ablauf  desjenigen  Kalenderjahres,  in  welchem 
die  Angaben  erstattet  sind. 

Die  Strafverfolgung  wegen  sonstiger  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Ge- 
setz (§  54)  verjährt  in  3  Monaten  von  dem  Termine  ab,  bis  zu  welchem  die 
eingeforderten  Nachweisungen  einzureichen  waren,  oder  für  welchen  das  Er- 
scheinen vor  der  Einschätzungskommission  gefordert  war. 

Die  Vollstreckung  festgestellter  Strafen  verjährt  in  5  Jahren  von  Ablauf 
des  Kalenderjahres  ab  gerechnet,  in  welchem  der  Strafbescheid  vollstreckbar, 
oder  das  gerichtliche  Urteil  rechtskräftig  geworden  ist,  oder  der  Beschuldigte 
sich  der  Strafe  freiwillig  unterworfen  hat. 

Die  Verjährung  wird  unterbrochen  durch  jede  zur  Strafverfolgung  oder 
zur  Strafvollstreckung  vorgenommene  amtliche  Handlung. 

IX.   Nachzahlungen. 

§  59. 

Steuerpflichtige,  welche  bei  der  Einschätzung  übergangen  oder  infolge 
unrichtiger  oder  unvollständiger  Angaben  (§  53)  zu  niedrig  eingeschätzt  worden 
sind,  haben  den  der  Staatskasse  entzogenen  Betrag  nebst  den  gesetzlichen  Ver- 
zugszinsen nachzuzahlen.  Der  Anspruch  auf  Nachzahlung  ist  nicht  weiter  als 
auf  10  Jahre  zu  verfolgen,  vom  Anfang  des  Jahres  ab  zurückgerechnet,  in 
welchem  die  Steuerverkürzung  bekannt  geworden  ist. 

Die  Verbindlichkeit  zur  Nachzahlung  geht  auf  die  Erben  über.  Die  Fest- 
setzung des  nachzuzahlenden  Betrages  erfolgt  durch  die  Finanz direktion. 

Gegen  den  auf  Nachzahlung  der  Steuer  gerichteten  Bescheid  steht  dem 
Zahlungspflichtigen  binnen  14  Tagen,  vom  Empfang  des  Bescheides  ab  ge- 
rechnet, die  Reklamation  an  die  Reklamationskommission  oflfen. 

X.  Xostenfreiheit. 

§  60. 
Ausser  den  in  §§  50  und  52  erwähnten  Fällen  sind  in  Einkommensteuer- 
sachen Kosten  nicht  zu  entrichten. 
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B.  Feste  Grundsteuer. 

§  61. 

Von  der  nach  den  Gesetzen  über  die  Ergänzungssteuer  (Gesetz  vom 
24.  Aprü  1866  Nr.  100,  Gesetz  vom  1.  März  1868  Nr.  160,  Gesetz  vom  15.  Juli  1871 
Nr.  265,  Gesetz  vom  28.  Oktober  1874  Nr.  361,  Gesetz  vom  9.  April  1878  Nr.  486) 
bisher  erhobenen  „Steuer  aus  dem  Grundeinkommen ",  mit  Ausschluss  der  ge- 
mäss §  5  des  Gesetzes  vom  24.  April  1866,  bezw.  nach  den  Gesetzen  vom 
1.  März  1868  und  15.  Juli  1871  erhobenen  Steuer  von  Häusern,  gelangen  in 
Zukunft  jährlich,  und  zwar  je  im  Anfang  des  Monats  Oktober,  drei  Einheiten 
als  feste  Grundsteuer  zur  Erhebung. 

Die  zur  Zeit  bestehende  Reklamationskommission  (§17  des  Gesetzes  vom 
24.  Aprü  1866  Nr.  100)  wird  aufgehoben;  deren  Obliegenheiten  hinsichtlich  der 
Steuer  aus  dem  Grundeinkommen  (festen  Grundsteuer)  gehen  unverändert  auf 
die  nach  §  48  dieses  Gesetzes  zu  bildende  Reklamationskommission  über. 

§  62 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1888  in  Kraft,  die  auf  die  Ein- 
schätzungskommissionen und  auf  die  Vorbereitung  der  Einschätzung  bezüglichen 
Vorschriften  in  Abschnitt  III  und  IV,  sowie  die  Strafbestimmungen  in  Ab- 
schnitt VIII  werden  bereits  mit  dem  1.  Januar  1888  vnrksam. 
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Ausführungsverordnung 

vom  20.  Juli  1886 

zn  dem  Gesetze  vom  18.  April  1886,  die  Einführung  einer  Einkommensteuer 

und  einer  festen  Grundsteuer  betreffend. 

(Nr.  731  der  Gesetzsammlung.) 

Wir,  Friedrich,  etc.  verordnen  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  18.  April  d.  J., 
Nr.  724  der  Gesetzsammlung,  betreffend  die  Einführung  einer  Einkommensteuer  und  einer  festen 
Grundsteuer,  was  folgt: 

§  1  (zu  §  7  des  Gesetzes). 

Personen,  welche  innerhalb  des  Landes  einen  Wohnsitz  haben,  erfüllen  auch  während 
der  Zeit,  in  welcher  sie  an  einem  anderen  Orte  des  Landes  sich  aufhalten,  ihre  Steuerpflicht 
an  dem  Orte  des  Wohnsitzes. 

§  2  (zu  §  9  des  Gesetzes). 

Als  Eintritt  der  Steuerpflichtigkeit  ist  nicht  zu  betrachten,  wenn  für  einen  befreiten 
Steuerpflichtigen  die  Bedingungen  der  Befreiung  erlöschen.  —  Ebensowenig  ist  als  Erlöschen 
der  Steuerpflichtigkeit  zu  betrachten,  wenn  für  einen  Steuerpflichtigen  die  Voraussetzungen 
der  Befreiung  eintreten. 

§  3  (zu  §  17  des  Gesetzes). 

Zu  den  in  §  17  unter  1  des  Gesetzes  bezeichneten  Einkünften  gehören  die  Renten  von 
Braunkohlenbergwerken,  welche  den  Besitzern  inländischer  Grundstücke  nach  §  202  des  Berg- 
gesetzes zustehen. 

Zu  den  daselbst  unter  2  bezeichneten  Einkünften  gehören  die  Erträgnisse  der  ausser- 
halb des  Deutschen  Reiches  belegenen  Grundstücke  und  betriebenen  Gewerbe,  sofern  nicht  die 
Bestimmung  in  §  21  des  Gesetzes  unter  5  Platz  greift. 

Zu  den  unter  3  genannten  Einkünften  gehören  die  Dienstbezüge  der  im  Hof-,  Staats-, 
Kreis-,  Gemeinde-,  Kirchen-  oder  Privatdienste  angestellten  Beamten,  sowie  die  Löhne  und 
Bezüge  der  Gewerbsgehilfen,  der  Arbeiter  und  des  Gesindes. 

Tantiemen,  fortlaufende  Gratifikationen,  sowie  Vergütungen,  welche  nach  Vertrag  oder 
Herkommen  zu  gewissen  Zeiten  und  in  bestimmten  Beträgen  unter  dem  Namen  von  Geschenken 
gewährt  werden,  sind  den  Dienstbezügen  zuzurechnen. 

Die  Zinsen  der  im  Handel  und  Gewerbe  angelegten  eigenen  Kapitalien  sind  zu  den 
Einkünften  aus  dem  Handels-  beziehentlich  Gewerbebetriebe  (§  17  des  Gesetzes  unter  4)  zu  rechnen. 

§  4  (zu  §  25  und  §  26  des  Gesetzes). 

Die  Wahl  der  Mitglieder  der  Einschätzungskommissionen  hat  seitens  der  Gemeinde- 
behörden und  seitens  der  Kreistage  spätestens  4  Monate  vor  Beginn  der  Wahlperiode  statt- 
zufinden, —  Die  letztere  umfasst  3  Steuerjahre ;  ihr  Beginn  fällt  mit  dem  Anfange  eines  Steuer- 
jahres zusammen. 

Die  Finanzdirektion  hat  die  Vornahme  der  Wahlen  durch  eine  Bekanntmachung  im 
Staatsanzeiger  je  rechtzeitig  in  Erinnerung  zu  bringen.  Die  Gewählten  sind  seitens  des  Ge- 
meindevorstandes beziehentlich  seitens  der  Kreisdirektion  von  der  getroff'enen  Wahl  zu  be- 
nachrichtigen. 

Desgleichen  hat  der  Gemeindevorstand  beziehentlich  die  Kreisdirektion  die  Namen  der 
gewählten  Mitglieder  der  Finanzdirektion  anzuzeigen. 

§  5  (zu  §  31  des  Gesetzes). 
Die  Gemeinde-  und  Gutsvorstände  haben  auf  Grund  der  Haus-  und  Wohnungslisten  — 
und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Wohnhäuser  —  alle  natürlichen  Personen,  welche  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  beziehentlich  des  selbständigen  Gutsbezirks  ihren  Wohnsitz  oder 
Aufenthalt  haben ,  sowie  alle  juristischen  Personen ,  welche  ebendaselbst  ihren  Sitz  oder  ihre 
Vertretung  haben,  sofern  diese  natürlichen  und  juristischen  Personen  nicht  zu  den  unbedingt 
Befreiten  gehören,  oder  sofern  deren  Einkommen  nicht  unzweifelhaft  unter  600  M.  bleibt,  in 
ein  Verzeichnis  nach  Formular  A.  —  Steuerrolle  —  einzutragen. 

Von  den  Personen,  welche  sich  im  Bezirke  aufhalten,  ohne  daselbst  zu  wohnen,  sind 
a)  diejenigen,  welche  an  einem  anderen  Orte  des  Landes  ihren  Wohnsitz  haben, 
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überhaupt  nicht, 

b)  diejenigen,  welche  zwar  nicht  im  Lande,  aber  innerhalb  des  Deutschen  Eeiches  einen 
Wohnsitz  haben,  sowie 

c)  diejenigen  Nichtdeutschen,  welche   sich  im  Lande  noch  nicht  ein  volles  Jalu*  auf- 
gehalten haben, 

nur  dann  in  die  Steuerrolle  aufzunehmen,  wenn  sie  ein  Einkommen  besitzen,  mit  welchem 
sie  auch  ohne  Aufenthalt  im  Lande  steuerpflichtig  sein  würden. 

Die  Kolonnen  5  bis  15  der  Steuerrolle  sind  seitens  der  Gemeinde-  und  Gutsvorstände 
unausgefüUt  zu  lassen. 

In  der  Steuerrolle  ist  am  Schluss  der  Einträge  genügender  Raum  für  den  Eintrag  der 
ausserhalb  wolmenden  Personen,  welche  am  Orte  ihre  Steuerpflicht  zu  erfüllen  haben,  zu  belassen. 

Abgesehen  von  den  vier  Hauptstädten  ist  femer  die  Anlage  der  Steuerrollen  derart  zu 
bemessen,  dass  die  von  der  Kreis-Einschätzungskommission  zu  veranlagenden  Steuerpflichtigen 
in  einer  zweiten  Abteilung  der  Steuerrolle  nochmals  zum  Eintrag  gelangen  können. 

Ist  eine  Ortschaft  in  mehrere  Schätzungsbezirke  zerlegt,  so  ist  für  jeden  dieser  Bezirke 
eine  SteuenoUe  anzulegen. 

§  6. 

lieber  diejenigen  natürlichen  und  juristischen  Personen ,  welche  innerhalb  des  Landes 
Wohnsitz  oder  Aufenthalt  beziehentlich  Sitz  oder  Vertretung  nicht  haben,  innerhalb  des  Ge- 
meinde- oder  selbständigen  Gutsbezirks  aber  Gmndstücke  besitzen  oder  Gewerbe  betreiben, 
hat  der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  ein  besonderes  Verzeichnis  nach  Formular  B. 
aufzustellen ,  in  demselben  auch  zu  bemerken ,  auf  wie  hoch  seiner  Ueberzeugung  nach  die 
jährlichen  Einkünfte  aus  dem  Grundbesitze,  beziehentlich  aus  dem  Gewerbebetriebe  zu  veran- 
schlagen sind. 

Unberücksichtigt  bleiben  hierbei  Steuerpflichtige,  deren  Besitz  innerhalb  des  Bezirks 
sich  auf  Feldgrundstücke  von  nicht  mehr  als  2  ha  beschränkt. 

Ist  ein  Gemeindebezirk  in  mehrere  Einschätzungsbezirke  zerlegt,  so  hat  der  Gemeinde- 
vorstand dennoch  nur  eine  Nachweisung  über  die  ausserhalb  des  Landes  wohnenden  Per- 
sonen, welche  innerhalb  des  Gemeindebezirkes  Grundstücke  besitzen  oder  Gewerbe  betreiben, 
aufzustellen. 

In  das  Verzeichnis  B.  sind  nicht  einzutragen  die  unbedingt  befreiten  Personen. 

Die  Nachweisungen  B.  sind  bis  zum  15.  Februar  jeden  Jahres  an  das  Katasterbureau 
einzureichen.  Letzteres  hat  die  Nachweisungen  hinsichtlich  des  Grundbesitzes  nach  den  Grund- 
stückskatastern zu  prüfen  und  nach  Befund  vervollständigen  zu  lassen,  sodann  aber  aus  den- 
selben und  aus  den  nach  §  7  von  den  einzelnen  Staatsbehörden  einzusexidenden  Nachweisungen 
über  die  an  Auswärtige  aus  landesfiskalischen  Kassen  zu  zahlenden  Gehalte  etc.  für  jede  Ort- 
schaft eine  Nachweisung  derjenigen  ausserhalb  Landes  wohnenden  Personen  anzufertigen, 
welche  in  der  fraglichen  Ortschaft  für  inländischen  Grundbesitz ,  für  inländischen  Gewerbe- 
betrieb oder  für  Gehaltsbezüge  aus  landesfiskalischen  Kassen  die  Steueqifiicht  zu  erfüllen  haben. 

Diese  Nachweise  haben  alle  Angaben  zu  enthalten,  welche  die  von  den  Gemeinde-  und 
Gutsvorständen  eingehenden  Listen  ergeben,  ebenso  die  aus  der  Staatskasse  an  Ausländer  zu 
zahlenden  Gehalte,  Wartegelder  und  Pensionen  nachzuweisen. 

Die  Nachweise  sind  seitens  des  Katasterbureaus  baldthunlichst  den  Vorsitzenden  der 
Einschätzungskommissionen  zu  übersenden. 

Diejenigen  in  der  Liste  nachgewiesenen  Personen,  deren  Einkommen  seitens  der  Be- 
zirks-Einschätzungskommission  zu  600  M.  tmd  darüber  geschätzt  wird,  sind  von  dem  Vorsitzenden 
der  Kommission  in  der  Steuerrolle  nachzutragen. 

Ist  eine  Ortschaft  in  mehrere  Schätzungsbezirke  geteilt,  so  gelangen  die  ausländischen 
Steuerpflichtigen  in  der  Steuen'olle  des  letzten  Bezirks  zum  Eintrag. 

Die  Ortschaft,  in  welcher  die  Steuerpflicht  zu  erfüllen  ist,  wird  in  erster  Linie  durch 
den  Sitz  der  landesfiskalischen  Kasse,  aus  welcher  der  Steuerpflichtige  Gehalt,  Wartegeld  oder 
Pension  empfängt,  in  zweiter  Linie  durch  den  Ort  des  Gewerbebetriebes,  in  dritter  Linie  durch 
die  Lage  des  Grandbesitzes,  innerhalb  derselben  Linie  durch  das  höhere  Einkommen  bestimmt. 

Bleibt  der  Ort  der  Steuerzahlung  dennoch  zweifelhaft,  so  hat  das  Katasterbureau  die 
Entscheidung  der  Finanzdirektion  einzuholen. 

§  7. 

Die  einzelnen  Staatsbehörden  haben  jährlich  bis  zum  15.  Februar  dem  Katasterbureau 
eine  Nachweisung  derjenigen  ausserhalb  des  Landes  wohnenden  Personen  zugehen  zu  lassen, 
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welche  aus  den  landesflskalischen  Kassen  der  betreffenden  Behörde  Gehalte,  Wartegelder  und 

Pensionen  beziehen. 

Die  allgemeine  Witwenkasse  und  die  voi-mals  bemburgische  Militärwitwenkasse  gelten 

als  landesfiskalische  Kassen. 

§  8  (zu  §  32  des  Gesetzes). 

Zu  den  Hauslisten  ist  Formular  C.  zu  verwenden. 

Je  in  der  ersten  Hälfte  des  Monats  Januar  und  spätestens  bis  zum  15.  des  genannten 
Monats  ist  seitens  des  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstandes  jedem  Besitzer  eines  Hausgrund- 
stücks oder  dessen  Stellvertreter  ein  Hauslistenformular  zur  Ausfüllung  und  Eückgabe  binnen 

8  Tagen  zuzufertigen. 

§  9  (zu  §  32  des  Gesetzes). 

Zu  den  Wohnungslisten  ist  Formular  D.  zu  verwenden. 

Je  in  der  zweiten  Hälfte  des  Monats  Januar  und  spätestens  bis  zum  31.  des  genannten 
Monats  ist  seitens  des  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstandes  jedem  Inhaber  einer  Wohnung 
ein  Wohnungslistenformular  zur  Ausfüllung  imd  Rückgabe  binnen  8  Tagen  zuzufeitigen. 

§  10  (zu  §  32  des  Gesetzes). 

Der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  hat  die  Haus-  und  WohnungsUsten  hinsicht- 
lich ihrer  Richtigkeit  und  Vollständigkeit,  soweit  möglich,  zu  prüfen  und  für  die  Beseitigung 
au^efundener  Mängel  und  Unrichtigkeiten  Sorge  zu  tragen. 

Haus-  und  Wohnungslisten  sind  nach  der  Reihenfolge  der  Häuser  derart  zu  einem 
Bande  zu  vereinigen ,  dass  hinter  jeder  Hausliste  die  zugehörigen  Wohnungslisten  eingeheftet 
werden. 

§  11  (zu  §  33  des  Gesetzes). 

Die  Auffordemng  zur  Deklaration  erfolgt  nach  dem  Formular  E. 

Diese  Aufforderung,  welcher  ein  Deklarationsformular  F.')  anzuschliessen  ist,  muss 
dem  Steuerpflichtigen  kostenfrei  durch  die  Post  gegen  Behändigungsschein  oder  durch  ver- 
pflichtete Boten  zugestellt  werden. 

Letztere  haben  in  einem  ihnen  zu  übergebenden  Verzeichnisse  der  aufzufordernden 
Steuerpflichtigen  bei  jedem  einzelnen  der  letzteren  den  Tag  der  Behändigung  und  den  Namen 
der  Person,  an  welche  ausgehändigt  ist,  zu  vennerken. 

In  der  Aufforderung  zur  Deklaration  ist  dem  Steuerpflichtigen  zu  deren  Abgabe  eine 
Frist  von  14  Tagen  einzuräumen. 

Auf  Ansuchen  kann  der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstand  diese  Frist  um  weitere 
8  Tage  verlängern,  sofern  hierdurch  die  Einhaltung  der  für  die  Fertigstellung  der  Schätzungs- 
vorarbeiten gestellten  Frist  nicht  gefährdet  wird. 

Die  Verlängerung  der  Frist  ist  auf  dem  Behändigungsscheine  beziehentlich  in  dem 
Behändigungsnachweise  zu  vermerken. 

Personen,  welche  ausserhalb  des  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsbezirks  wohnen,  sind 
zur  Deklaration  nicht  aufzufordern. 

Die  Aufforderungen  zur  Deklaration  sind  bis  spätestens  den  20.  Februar  jeden  Jahres 
zu  erlassen. 

Gleichzeitig  mit  der  Absendung  der  Deklarationsauffordeningen  hat  der  Gemeinde-  be- 
ziehentlich Gutsvorstand  in  ortsüblicher  Weise  eine  öfientliche  Bekanntmachung  des  Inhalts 
zu  erlassen ,  dass  auch  denjenigen  Personen ,  welchen  eine  Deklarationsaufforderang  nicht  zu- 
gesendet worden,  es  frei  stehe,  eine  Deklaration  ihres  Einkommens  innerhalb  einer  festzu- 
setzenden Frist  bei  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  einzureichen,  zu  welchem  Be- 
hufe  auf  Verlangen  Deklarationsformulare  würden  verabfolgt  werden. 

In  dieser  Bekanntmachung  sind  gleichzeitig  die  Vormünder,  die  Vertreter  von  Stiftungen, 
Anstalten,  Personenvereinen  und  liegenden  Erbschaften  aufzufordern,  für  die  von  ihnen  ver- 
tretenen Personen ,  Stiftungen  u.  s.  w. ,  soweit  solche  ein  steuerpflichtiges  Einkommen  haben, 
Deklaration  bei  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  auch  dann  einzureichen,  wenn 
ihnen  deshalb  besondere  Aufforderung  nicht  zugehen  sollte. 

Die  eingegangenen  Deklarationen  sind  nach  den  Einträgen  in  der  SteuerroUe  zu  ordnen. 

§  la  (zu  §  34  des  Gesetees). 
Die  Deklaration  des  steuerpflichtigen  Einkommens  ist  von  den  einzelnen  Steuerpflichtigen 
unter  Benuteung  des  ihnen  zugefertigten  oder  auf  Verlangen  verabfolgten  Deklarationsfonnulars 
zu  bewirken. 


1)  Dasselbe  bereits  aus  E.  ersichtlich.    Siehe  S.  500. 
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Falls  der  Steuerpflichtige  nicht  auf  eine  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  aufgestellte 
Bilanz  Bezug  nimmt,  sind  die  Schuldzinsen,  sowie  die  verschiedenen  nach  §  16  und  §  18  des 
Gesetzes  zulässigen  Abzüge ,  welche  der  Steuerpflichtige  in  Anschlag  bringt ,  ihrer  Höhe  nach 
in  der  Deklaration  genau  anzugeben. 

Derselbe  Zeitraum,  nach  dessen  Ergebnis  eine  bestimmte  Einkommensquelle  geschätzt 
ist,  muss  auch  für  die  Berechnung  der  auf  diese  Einkommensquelle  bezüglichen  Ausgaben 
und  zulässigen  Abzüge  zu  Grunde  gelegt  werden. 

§  13  (zu  §  35  des  Gesetzes). 

Die  Steuerrolle,  der  Haus-  und  Wohnungslistenband,  sowie  die  Ordnung  der  Deklara- 
tionen sind  bis  15.  März,  für  die  vier  Hauptstädte  bis  zum  1.  April  fertigzustellen. 

Der  Vorsitzende  der  Bezirks-Einschätzungskommission  ist  von  der  Fertigstellung  der 
Vorarbeiten  zu  benachrichtigen. 

Auf  Verlangen  desselben  sind  ihm  die  gesamten  Materialien  zu  übersenden,  andernfalls 
seitens  des  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstandes  bis  zum  Zusammentritt  der  Bezirks-Ein- 
schätzungskommission  aufzubewahren. 

§  14. 

Die  Sitzung  der  Einschätzungskommission  hat  der  Vorsitzende  mit  der  Vei-pflichtung 
der  Mitglieder  nach  Massgabe  der  Bestimmung  in  §  29  des  Gesetzes  zu  beginnen. 

Ueber  die  einzelnen  Sitzungen  der  Kommission  ist  ein  kurzes  Protokoll  zu  führen  und 
vom  Vorsitzenden  zu  vollziehen;  in  demselben  sind  die  an  der  Sitzung  teilnehmenden  Mit- 
glieder namentlich  aufzuführen 

Ergibt  sich  die  Beschlussunfähigkeit  der  Kommission,  so  hat  letztere  sich  zu  vertagen, 
der  Vorsitzende  hat  jedoch  denjenigen  Mitgliedern  gegenüber,  welche  ohne  genügende  Ent- 
schuldigung ausgeblieben  sind,  von  der  Strafbefugnis  (§  27  des  Gesetzes)  Gebrauch  zu  machen. 

Derselbe  setzt  die  betreffenden  Mitglieder  von  der  verhängten  Strafe  in  Kenntnis  und 
veranlasst  die  zuständige  Kreiskasse  zur  Einziehung  der  Strafbeträge. 

§  15. 

Abgesehen  von  den  vier  Hauptstädten  schätzen  die  Bezirks-Einschätzungskommissionen 
nur  diejenigen  Einkommen  ein,  welche  nach  ihrer  Ansicht  den  Betrag  von  3000  M.  nicht 
übersteigen. 

Bei  jedem  Steuerpflichtigen,  dessen  steuerpflichtiges  Einkommen  nach  Ansicht  der 
Kommission  diesen  Betrag  übersteigt,  ist  in  Spalte  15  der  Steuerrolle  der  Vermerk 

„über  3000  M." 
einzutragen;  die  Namen  der  betreffenden  Steuerpflichtigen  werden  der  Eeihenfolge  nach  und 
unter  Beibehaltung  ihrer  laufenden  Nummern  in  die  zweite  Abteilung  der  Steuerrolle  übertragen. 

Nach  Beendigung  des  Einschätzungsgeschäftes  wird  die  erste  Abteilung  der  Steuer- 
rolle durch  einen  entsprechenden  Vermerk  der  Einschätzungskommission,  als: 

„Aufgestelt  in  ^ —  am abgehaltenen ^^  " 


den  Sitzungen 

„ am 18  .  ." 

abgeschlossen  und  von  dem  Vorsitzenden  und  sämtlichen  in  der  Schlusssitzung  anwesenden 
MitgUedem  unterschriftlich  vollzogen. 

Die  Steuerrolle  wird  sodann  nebst  den  sämtlichen  Schätzungsvorarbeiten  au  die  Kreis- 
Einschätzungskommission  abgegeben. 

§  16. 
Die  Kreis-Einschätzungskommission  schätzt  die  in  die  zweite  Abteilung  der  Steuerrolle 
übertragenen  Steuerpflichtigen  ein  und  schliesst  nach  Beendigung  des  Einschätzungsgeschäftes 
diese  Abteilung  der  Steuerrolle  in  gleicher  Weise  ab ,  wie  dies  für  die  erste  Abteilung  in  §  15 
bestimmt  ist. 

§  17. 
Für   die   vier  Hauptstädte   schätzt    die   Bezirks-Einschätzungskommission  sämtliche 
Steuerpflichtige  ein,  gleichviel  ob  deren  Einkommen  hinter  dem  Betrage  von  3000  M.  zurück- 
bleibt oder  solchen  übersteigt. 

Nach  Beendigung  des  Schätzungsgeschäftes  wird  die  Steuerrolle  in  ähnlicher  Weise 
abgeschlossen,  wie  solches  in  §  15  vorgeschrieben  ist. 

•  §  18. 
Sobald  das  Einschätzungsgeschäft  für  eine  Ortschaft  oder  einen  Schätzungsbezirk  be- 
endet ist,  hat  der  Vorsitzende  der  Kreis-Einschätzungskommission  beziehentlich  der  Vorsitzende 
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der  Bezirks-Einschätzungskommission  einer  Hauptstadt  die  Steuerrolle  an  das  Katasterbureau 
einzusenden. 

Das  Katasterbureau  stellt  die  Endsumme  der  Steuereinheit  fest  und  fertigt  sodann  jedem 
veranlagten  Steuerpflichtigen  über  das  Ergebnis  seiner  Einschätzung  eine  verschlossene  Mit- 
teilung nach  Formular  G.  zu. 

Diese  Zufertigung  erfolgt  für  die  innerhalb  des  Landes  wohnenden  Steuerpflichtigen 
durch  Vermittelung  der  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstände,  für  die  Auswärtigen  durch 
die  Post. 

Gleichzeitig  hat  das  Katasterbureau  das  Heberegister  für  den  betreffenden  Gemeinde-, 
Guts-  oder  Schätzungsbezirk  aufzustellen  und  der  zuständigen  Kreiskasse  zu  übersenden. 

Die  Steuerrolle  ist  dem  Kreisdirektor,  für  die  vier  Hauptstädte  dem  Vorsitzenden  der 
Bezirks-Einschätzungskommission  behufs  Benutzung  bei  Erledigung  der  Einsprüche  zurück- 
zusenden. 

Einschätzungsbenachrichtigungen,  welche  seitens  des  Gemeinde-  beziehentlich  Guts- 
vorstandes wegen  eingetretenen  Todesfalles  oder  wegen  Verzuges  nicht  behändigt  werden 
können,  sind  dem  Katasterbureau  unter  Angabe  des  Behinderungsgrundes  zurückzusenden. 

Abgesehen  von  der  Steuerrolle  verbleiben  die  Schätzungsunterlagen  einstweilen  behufs 
Benutzung  bei  der  Entscheidung  auf  die  eingehenden  Einsprüche  im  Verwahr  des  Kreisdirektors 
und  werden  erst  nach  Erledigung  der  Einsprüche  unter  Anschluss  der  Steuerrolle  dem  Kataster- 
bureau eingesendet. 

Für  die  vier  Hauptstädte  verbleiben  die  betrefi"enden  Unterlagen  zu  gleichem  Zwecke 
im  Verwahr  des  Magistrats,  nachdem  die  eingegangenen  Deklarationen  von  dem  Vorsitzenden 
der  Einschätzungskommission  unter  Siegel  gelegt  sind. 

Nach  Erledigung  der  Einsprüche  sind  diese  Unterlagen  nebst  der  Steuerrolle  an  das 
Katasterbureau  abzugeben. 

§  19. 
Verzieht  ein  veranlagter  Steuerpflichtiger  innerhalb  des  Landes,  so  hat  das  Kataster- 
bureau die  veranlagte  Steuer  für  die  noch  ausstehenden  Hebungstermine  des  Steuerjahres  in 
der  Steuerrolle  des  verlassenen  Ortes  in  Abgang  und  in  der  Steuerrolle  des  neuen  Wohn-  be- 
ziehentlich Aufenthaltsortes  in  Zugang  zu  bringen. 

§  20. 
Verzieht  ein  veranlagter  Steuerpflichtiger  aus  dem  Inlande  in  das  Ausland,  so  hat  das 
Katasterbureau  die  veranlagte  Steuer  für  dasjenige  Einkommen,  welches  nicht  aus  inländischem, 
dem  Verzogenen  verbliebenen  Grundbesitze  oder  inländischem,  durch  den  Verzug  nicht  unter- 
brochenen Gewerbebetriebe  fliesst,  oder  in  fortzuzahlendem  Gehalt,  Wartegeld,  Pension  aus 
einer  landesfiskalischen  Kasse  besteht,  für  die  noch  ausstehenden  Hebungstermine  des  Steuer- 
jahres in  Abgang  zu  bringen. 

§  21. 

Stirbt  ein  veranlagter  Steuerpflichtiger,  so  hat  das  Katasterbureau  für  die  noch  aus- 
stehenden Hebungstermine  des  Steuerjahres  die  veranlagte  Steuer  von  den  mit  dem  Leben  des 
Steuerpflichtigen  erlöschenden  Einkommensteilen  in  Abgang  zu  bringen,  mit  der  Steuer  von  den 
übrigen  Einkommensteilen  aber  die  Erbmasse  des  Verstorbenen  zu  veranlagen. 

Gnadenmonate  und  Gnadenquartale  von  Gehalten,  Wartegeldem  und  Pensionen  bleiben 
ausser  Berücksichtigung. 

§  22. 

Die  Steuer,  mit  welcher  —  abgesehen  von  inländischen  Erbmassen  —  juristische  Per- 
sonen veranlagt  sind,  kommt  bei  Auflösung  der  letzteren  für  die  noch  ausstehenden  Hebungs- 
termine des  Steuerjahres  in  Abgang. 

§  23. 
Die  veranlagte  Steuer  eines  ausserhalb  des  Landes  wohnenden  Steuerpflichtigen  ist 
innerhalb  des  Steueijahres  für  die  noch  ausstehenden  Hebungstermine  in  Abgang  zu  bringen, 
wenn  die  Steuerpflicht  dadurch  erlischt,  dass  das  gesamte  diesseits  steuerpflichtige  Einkommen 
des  Betrofienen  in  Wegfall  kommt. 

§  24. 
Personen,  welche  innerhalb  des  Steuerjahres  ihren  Wohnsitz  von  dem  Auslande  nach 
dem  Inlande  verlegen,  werden  für  die  noch  ausstehenden  Hebungstermine  mit  ihrem  gesamten 

1058 


Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886.  491 

Einkommen  steuerpflichtig,  soweit  letzteres  nicht  dem  Besteuerungsrecht  eines  anderen  deutschen 
Bundesstaates  unterliegt. 

Dies  Einkommen  ist  von  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  desjenigen  Be- 
zirks, in  welchem  der  Steuei^pflichtige  seinen  Wohnsitz  genommen  hat,  nach  eingeforderter 
summarischer  Deklaration  einzuschätzen. 

Die  Steuer,  mit  welcher  der  Steuerpflichtige  etwa  für  Einkommen  aus  inländischem 
Grundbesitz  etc.  veranlagt  war,  ist  gleichzeitig  in  Abgang  zu  bringen. 

§  25. 

Entstehen  während  des  Steuerjahres  im  Inlande  steuerpflichtige  juristische  Personen, 
so  werden  solche  für  die  noch  ausstehenden  Hebungstermine  mit  ihrem  gesamten  Einkommen 
steuerpflichtig,  soweit  letzteres  nicht  dem  Besteuerungsrecht  eines  anderen  deutschen  Bundes- 
staates unterliegt. 

Dies  Einkommen  ist  —  abgesehen  von  Erbmassen  —  von  dem  Gemeinde-  beziehentlich 
Gutsvorstande  desjenigen  Bezirkes,  in  welchem  die  juristische  Person  üu-en  Sitz  hat,  nach  ein- 
geforderter Deklaration  einzuschätzen. 

§  26. 

Im  Auslande  wohnende  Personen  —  natürliche  wie  juristische  — ,  welche  bisher  noch 
nicht  steuei-pflichtig  waren,  werden  im  Laufe  des  Steuerjahres  für  die  noch  ausstehenden 
Hebungstermine  mit  den  Erträgnissen  inländischer  Grundstücke  und  eröfi'neten  inländischen 
Gewerbebetriebes  steuerpflichtig.  Die  Einschätzung  erfolgt  durch  den  Gemeinde-  beziehentlich 
Gutsvorstand  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  die  erworbenen  Gnindstücke  liegen  oder  das 
eröffnete  Gewerbe  betrieben  wird. 

§  27. 
Jeder  Gemeinde-  und  Gutsvorstand  hat  mit  Schluss  jeden  Quartals  und  spätestens  bis 
zum  5.  des  folgenden  Monats  dem  Katasterbureau  eine  Nachweisung  über  die  während  des  ab- 
gelaufenen Quartals  in  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsbezirke  eingetretenen  Veränderungen 
folgender  Arten  einzusenden: 

a)  Verzug  veranlagter  Steuerpflichtiger  unter  Angabe  des  neuen  Wohnortes  und  der 
Zeit  des  Verzuges; 

b)  Ableben  veranlagter  Steuerpflichtiger  unter  Angabe  der  Zeit  des  Todesfalles ; 

c)  Auflösung  veranlagter  juristischer  Personen  —  mit  Ausnahme  inländischer  Erb- 
schaften —  unter  Angabe  der  Zeit  der  Auflösung; 

d)  Erlöschen  der  Steuerpflicht  ausserhalb  Landes  wohnender  veranlagter  Personen 
durch  Verkauf  sämtlicher  inländischer  Grundstücke  oder  Aufgabe  des  gesamten  in- 
ländischen Gewerbebetriebes; 

e)  Zuzug  veranlagter  steuerpflichtiger  Personen  aus  dem  Inlande ,  unter  Angabe  des 
fi'üheren  Wohnortes  und  der  Zeit  des  Zuzuges; 

f)  Zuzug  steuerpflichtiger  und  zu  veranlagender  Personen  —  natürlicher  wie  juristischer 
—  aus  dem  Auslande,  unter  Angabe  des  früheren  Wohnortes,  der  Zeit  des  Zuzuges 
und  des  vom  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  eingeschätzten  steuerpflichtigen 
Einkommens ; 

g)  Entstehen  neuer  steuerpflichtiger  und  zu  veranlagender  juristischer  Personen  unter 
Angabe  der  Zeit  des  Entstehens  und  des  vom  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvor- 
stande eingeschätzten  steuerpflichtigen  Einkommens; 

h)  Erwerb  inländischer,  im  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsbezirke  belegener  Grundstücke 
seitens  ausserhalb  des  Landes  wohnender,  noch  nicht  veranlagter  Personen  —  natür- 
licher wie  juristischer  — ,  sofern  das  Jahreserträgnis  der  erworbenen  Grundstücke 
den  Betrag  von  600  M.  erreicht,  unter  Angabe  der  Zeit  des  Erwerbes  und  des  vom 
Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande   eingeschätzten  bezüglichen  Einkommens; 

i)  Eröffnung  von  Gewerbebetrieben  innerhalb  des  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsbezirkes 
seitens  ausserhalb  des  Landes  wohnender,  noch  nicht  veranlagter  Personen  —  natür- 
licher wie  juristischer  — ,  sofern  das  Erträgnis  des  eröffneten  Gewerbebetriebes  den 
Betrag  von  600  M.  erreicht,  unter  Angabe  des  Zeitpunktes  der  Eröffnung  und  des 
vom  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  eingeschätzten  bezüglichen  Einkommens. 

§  28. 
Das  Katasterbureau  bewirkt  die  im  Laufe  des  Steueijahres  erforderlichen  Neuveran- 
lagungen, Veränderungen  und  Absetzungen  veranlagter  Steuern  auf  Grund  der  in  §  27  ge- 
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dachten  Nachweisungen,  der  ergangenen  Einspruchs-,  Reklamations-  und  Berufungssbescheide 
und  der  von  der  Finanzdirektion  erlassenen  Dekrete  auf  Ermässigung  veranlagter  Steuern  (§  9 
-  des  Steuergesetzes)  durch  Zu-  und  Abschreibung  in  den  Steuerrollen. 

Die  eingetretenen  Aenderungen  werden  den  Kreiskassen  durch  die  für  jeden  Gemeinde-, 
Guts-  oder  Schätzungsbezirk  anzulegenden  Zu-  und  Abgangslisten  in  angemessenen  Zwischen- 
räumen derart  mitgeteilt,  dass  die  Kreiskassen  in  der  Lage  sind,  die  Heberegister  für  die  Orts- 
steuereinnehmer bis  zum  Eintritt  des  nächsten  Hebungstermines  thunlichst  vollständig  zu  be- 
richtigen. 

lieber  jede  Neuveranlagung  im  Laufe  des  Steuerjahres,  sowie  über  jede  Abänderung  in 
der  Veranlagung  oder  in  dem  Erfüllungsorte  ist  dem  betroffenen  Steuei-pflichtigen  seitens  des 
Katasterbureaus  verschlossene  Mitteilung  zu  machen. 

§  29. 
Das  Katasterbureau  hat  am  Schluss  des  Steuerjahres  die  einzelnen  Steuerrollen  derart 
abzuschUessen ,   dass  für  jede  derselben  die  Gesamtsumme  der  Jahressteuer  ersichtlich  ist.  — 
Für  jeden  Kreis  wird  eine  Zusammenstellung  dieser  Gesamtsummen  gefertigt  und  der  be- 
treffenden Kreiskasse  als  Einnahmebelag  zugestellt. 

§  30. 

Für  die  Gemeinden  Dessau,  Cöthen,  Zerbst,  Bemburg,  Ballenstedt,  Coswig  und  Güst«n, 
sowie  für  die  in  den  Katastennarken  dieser  Ortschaften  belegenen  selbständigen  Gutsbezirke 
erfolgt  die  Einhebung  der  Einkommensteuer  durch  die  Landeshauptkasse,  die  Kreiskassen  und 
Steuerämter. 

In  den  übrigen  Gemeinde-  und  Gutsbezirken  liegt  die  Einhebung  der  Einkommensteuer 
(§  28  der  Gemeindeordnung)  den  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorständen  ob,  welchen  hierfür 
eine  Gebühr  von  12|3  Prozent  der  erhobenen  Summen  aus  der  Staatskasse  gewährt  wird. 

§  31. 

Die  Formulare  A.  bis  F.  werden  den  Gemeinde-  und  Gutsvorständen  unentgeltlich  von 
dem  Katasterbureau  geliefert. 

Für  die  Arbeiten  zur  Vorbereitung  der  Einschätzung  erhalten  die  Gemeinde-  und  Guts- 
vorstände jährlich  eine  Vergütung  von  2  M.  für  je  100  Seelen  der  durch  die  letzte  Volkszählung 
festgestellten  Einwohnerzahl.    Angefangene  Hunderte  werden  für  voll  gerechnet. 

§  32. 

Falls  eine  Einschätzungskommission  die  Ueberzeugung  gewinnt,  dass  ein  Steuerpflich- 
tiger früher  zu  niedrig  deklariert  oder  bei  Beantwortung  der  Fragen,  welche  ihm  zum  Zwecke 
der  Einschätzung  oder  behufs  Entscheidung  eines  Einspruchs  oder  einer  Reklamation  amtlich 
vorgelegt  sind ,  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  erstattet  hat ,  so  dass  infolge  der  im- 
richtigen  oder  unvollständigen  Angaben  eine  Steuerverkürzung  erfolgt  zu  sein  scheint,  so 
ist  dieselbe  verpflichtet,  der  Finanzdirektion  behufs  Einleitnng  des  Strafverfahrens  Anzeige 
zu  erstatten. 

§  33. 

Die  Gemeinde-  und  Gutsvorstände  haben  der  Finanzdirektion  behufs  Eröfliiung  des 
Strafverfahrens  Anzeige  zu  erstatten,  wenn  Hausbesitzer  oder  Wohnungsinhaber  die  Haus-  und 
Wohnungslisten  nicht  rechtzeitig  einreichen. 

§  34. 
Falls  Personen  der  Aufforderung,  vor  der  Einschätzungskommission  als  Sachverständige 
zu  erscheinen,  ohne  genügende  Entschuldigung  nicht  Folge  leisten,  ist  seitens  der  betreffenden 
Einschätzungskommission  der  Finanzdirektion  behufs  Einleitung  des  Strafverfahrens  Anzeige 
zu  erstatten. 
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aus  dem 
Besitztum. 

M. 

3 

6 

1 

'S 

•g 

1 
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Angabe  der  Zahl 
der  Arbeiter,  der 
Arbeiterinnen, 
der  Gesellen,  der 
Werkführer,  der 
Commis  und  der 
anderen  Ge- 
werbsgehilfen, 
welche  in  dem 
Gewerbebetriebe 
ständig  beschäf- 
tigt werden. 

d 

Angabe 
des  Gegen- 
standes der 
Fabrikation, 
des  Handels 
oder  des 
sonstigen 
Gewerbe- 
betriebes. 

oi 

q5 
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Ü 
:S 

Angabe  des 
Mietsertrages 
nntEinschluss 

des  Miets- 
wertes der  vom 
Besitzer  zur 
eigenen  Be- 
inutzung  vor- 
behaltenen Ge- 
bäude oder 
Gebäudeteile. 

M. 

oö 

'S« 

Angabe, 
ob  die  Grund- 
stücke für 
Rechnung  des 
Besitzers  be- 
wirtschaftet 
werden  oder 
verpachtet 
sind. 

Angabe 

des 
Flächen- 
inhalts 
der 
a^  Felder, 

b)  Wiesen, 

c)  Teiche, 

d)  Holzungen, 

e)  Gärten, 

f)  Hutungen. 

Bezeichnung 

des 
Besitztums 
bez.  Gewerbe- 
betriebes 
(bei  Teil- 
habern unter 
Angabe  des 
Anteils- 
verhältiiisses). 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886.  ^gg 


c. 


Bezirk.. 

Strasse 

Hausnummer 

Name  des  Besitzers 

Wohnung  des  Besitzers 


Hausliste 

für  die  Einschätzung  zur  Einkommensteuer 

im  Jahre  18        bis  18 


Vorbemerkung. 

Jeder  Besitzer  eines  Hausgrundstücks  oder  dessen  Stellvertreter  hat  dem  Gemeinde- 
beziehentlich  Gutsvorstande  auf  einer  ihm  zu  behändigenden  Hausliste  in  der  auf  letzterer  be- 
zeichneten achttägigen  Frist  die  Inhaber  der  in  dem  Grundstücke  vorhandenen  einzelnen 
Wohnungen,  Geschäftslokale  und  Gewerberäume  anzugeben.  —  Der  Grundstücksbesitzer  haftet 
für  die  Steuerbeträge,  welche  infolge  der  von  ihm  verschuldeten  unrichtigen  oder  unvollstän- 
digen Angaben  dem  Staate  entgehen.    (§  32  des  Gesetzes  vom  18.  April  1886.) 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  kann  belegt  werden,  wer  der  Aufforderung  zur  Einreichung 
der  in  §  32  erwähnten  Nachweisungen  nicht  rechtzeitig  nachkommt.    (§  54  daselbst.) 


Diese  Liste  ist  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  binnen  acht  Tagen, 
von  der  Zufertigung  derselben  ab  gerechnet,  an  den  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstan 
zurückzureichen . 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886. 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886.  497 

D. 


Bezirk 

Strasse Hausnummer- 
Laufende  Nummer  der  Hausliste 

Name  des  Wohnunsrsinhabers 


Wohnungsliste 

für  die  Einschätzung  zur  Einkommensteuer 

im  Jahre  18         bis  18 

Vorbemerkung. 

Jeder  Inhaber  einer  Wohnung  hat  dem  Gemeinde-  beziehentlich  Gutsvorstande  auf  einer 
ihm  zu  behändigenden  Wohnungsliste  in  der  auf  letzterer  bezeichneten  achttägigen  Frist  alle 
Insassen  seiner  Wohnung  einschliesslich  des  Haushaltungs-,  Dienst-  und  Hilfspersonals,  sowie 
der  Untermieter  und  Schlafstellenmieter  anzugeben. 

Nicht  aufzunehmen  in  die  Wohnungslisten  sind : 

1.  Ehefrauen ,  sofern  sie  nicht  nach  v  (Ehefrauen  und  Hauskinder  sind  mit  dem- 
§  3  besonders  zu  besteuern  sind;   j  jenigen  Einkommen  aus   der  Nutzung  ihres 

9     die  im  Haushalt  der  Elfern  leben-  '    Vermögens   und   aus    ihi'cm   Erwerbe ,    über 

2.  Oie  im  Hausnalt  der  J^ltem  leben  ,  ^eicj^gg  ^^^^^^  ^a,s  Recht  der  freien  Verfügung 
den  Kinder,  sofern  sie  nicht  nach  )  zusteht,  besonders  zu  besteuern.  [§  3  des  Ge- 
§  3  besonders  zu  besteuern  sind;    '  setzes  vom  18.  April  1886.]) 

3.  die  im  Haushalte  von  Verwandten  lebenden  nicht  selbständigen  Personen,  sofern 
sie  nicht  ein  eigenes  Einkommen  besitzen,  auch  nicht  im  Geschäfts-  oder  Gewerbe- 
betriebe ihrer  Verwandten  als  Gehilfen  thätig  sind,  sondern  ihren  Unterhalt  aus- 
schliesslich von  denselben,  und  zwar  ohne  Gegenleistung,  beziehen; 

4.  Personen  unter  18  Jahren,  sofern  sie  ein  eigenes  Vermögen  oder  einen  eigenen  Er- 
werb nicht  haben; 

5.  die  in  Schul-  und  Bildungsanstalten  zum  Zweck  ihrer  Ausbildung  wohnenden 
Personen,  sofern  sie  ein  eigenes  Vermögen  oder  einen  eigenen  Erwerb  nicht  haben ; 

6.  aktive  Militärpersonen  vom  Unteroffizier  abwärts,  sofern  sie  ausser  ihrem  Militär- 
einkommen ein  weiteres  Einkommen  nicht  haben; 

7.  die  in  Armen-,  Vorsorgungs-,  Heil-,  Besserungs-,  Korrektions-  und  Strafanstalten 
untergebrachten  Personen,  sofern  dieselben  ein  eigenes  Vermögen  oder  einen 
eigenen  Erwerb  nicht  haben. 

In  den  Wohnungslisten  sind  femer  nach  Massgabe  des  Formulars  Einträge 
über  folgende  Punkte  zu  machen: 

a)  Grundstücksbesitzer  haben  die  ihnen  gehörigen,  innerhalb  des  Landes  be- 
legenen Grundstücke  nach  Art,  Flächeninhalt,  Lage  und  Benutzungsweise 
anzugeben ; 

b)  Grundstückspächter  haben  die  erpachteten  innerhalb  des  Landes  belegenen 
Grundstücke  nach  Art,  Flächeninhalt  und  Lage  anzugeben; 

c)  Personen,  welche  im  Inlande  Handel  oder  Gewerbe  betreiben,  haben  die  Gegen- 
stände des  Handelsbetriebes,  die  Art  des  Gewerbebetriebes  beziehentlich  des 
Erwerbes,  die  neben  dem  Haupterwerbszweige  betriebenen  Nebengeschäfte, 
den  Ort  des  Handels-  oder  Gewerbebetriebes,  sowie  die  Zahl  der  beschäftigten 
Arbeiter,  Handels-  oder  Gewerbegehilfen  anzugeben.  (§  32  des  Gesetzes  vom 
18.  April  1886.) 

Mit  Geldstrafe  bis  zu  50  M.  kann  belegt  werden,  wer  der  Aufforderung  zur  Einreichung 
der  in  §  32  erwähnten  Nachweisungen  nicht  rechtzeitig  nachkommt.    (§  54  daselbst.) 


Diese  Liste  ist  bei  Vermeidung  einer  Geldstrafe  bis  zu 50 M.  binnen  8  Tagen,  von  der 
Zufertigung  derselben  ab  gerechnet,  an  den  Gemeinde-  beziehentl.  Gutsvorstand  zurückzureichen. 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  1065  32 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886. 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886.  ^QQ 


E. 


Behufs  Ihrer  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  für  das  kommende  Steueijahr  werden 
Sie  in  Gemässheit  der  in  §  33  des  Einkommensteuergesetzes  vom  18.  April  1886  enthaltenen 
Bestimmungen  hierdurch  aufgefordert,  Ihr  gesamtes  steuerpflichtiges  Einkommen  nach  Mass- 
gabe des  anbei  folgenden  Deklarationsformulars  und  des  auf  der  Rückseite  dieser  Aufforderung 
abgedruckten  Probeeintrags,  sowie  unter  Beachtung  der  weiter  beigedruckten  Vorschriften 
wahrheitsgemäss  zu  deklarieren  und  das  ausgefüllte  und  unterschriftlich  vollzogene  De- 
klarationsformular 

binnen  14  Tagen, 

vom  Empfange  dieser  Zufertigung  an  gerechnet,  an  die  unterzeichnete  Behörde  abzugeben. 

Die  Versäumung  dieser  Frist  hat  den  Verlust  des  Einspruchs-  und  Reklamations- 
rechts für  das  kommende  Steuerjahr  zur  Folge. 


Der- 
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Ausfiihrmigsverorcbiung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886. 


Probeeintrag. 


Ort.    Dessau. 


Strasse:  Franzstrasse,  Hausnummer:  108,  l  Treppe. 


Einkommens-Deklaration. 

Behufs  Veranlagung  zur  Einkommensteuer  gebe  ich  mein  jährliches  Einkommen  fol- 
gendermassen  an: 

a)  aus  Grundbesitz,  namentlich  aus  der  Verpachtung  von  Grundstücken 
und  aus  der  Vermietung  von  Gebäuden,  aus  dem  Betriebe  der  Land-  und 
Forstwirtschaft  auf  eigenen  Grundstücken,  Mietswert  der  selbst  bewohnten 
eigenen  Gebäude 

b)  an  Kapitalzinsen,  Renten,  Apanagen,  Dividenden  von  Aktien  oder  Kuxen 
(ausser  Landes  liegender  Bergwerke),  Naturalgefällen,  Auszügen  und  ähn- 
lichen Einkünften 

c)  an  Gehalt  und  Lohn  aus  öffentlichen  oder  privaten  Dienstverhältnissen, 
an  Pension  und  Wartegeld 

d)  aus  Handel,  Gewerbe,  einschliesslich  des  Betriebes  der  Landwirtschaft 
auf  fremden  Grundstücken,  sowie  aus  irgend  einer  anderen  Erwerbs- 
thätigkeit 


Zusanamen 


Hiervon  sind  abzuziehen: 

Schuldzinsen 

Staatsgrund-  und  Staatsgewerbesteuer 
Beitrag  zur  Landesbrandkasse 
Prämien  für  Mobiliarversicherung 
Landrente 
Auszugsleistungen 


Mithin  beträgt  mein  jährliches  steuerpflichtiges  Gesamteinkommen       13,364 


M. 


3,206 


4,109 


13,826 


In  den  obigen  Angaben  ist  der  Reinertrag  derjenigen  Grundstücke,  Gewerbe-Etablisse- 
ments, Geschäftsniederlassungen  und  Gewerbsanlagen  einbegrifien,  welche  ich  in  Anhalt  ausser- 
halb meines  untenbemerkten  Wohnorts  besitze,  nämlich: 
eines  Bauerngutes  in  Mosigkau, 
eines  Wohnhauses  in  Wörlitz, 

eines  Produktengeschäftes  in  Köthen  (zu  einem  Dritteile). 
Ich  versichere  hiermit,  dass  ich  die  obigen  Angaben  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen 
gemacht  habe. 

Dessau,  am — _ 


(Yolle  Unterschrift.) 


Friedrich  Augast  MtUler, 
Kaufmann. 


Folgt  der  Abdruck  der  §§  11,  12,  16,  17,  18,  19,  20,  21,  33,  34,  53,  59  des  Einkommen- 
steuergesetzes und  §§  3,  12  der  Ausführungsverordnung. 
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Ausführungsverordnung  zu  dem  Steuergesetze  vom  18.  April  1886.  ^ö\ 


«. 


Steuerrolle  für  den Nr.. 


Bei  der  in  Gemässheit  des  Einkommensteuergesetzes  vom  18.  April  1886  aus- 
geführten allgemeinen  Einschätzung  zur  Einkommensteuer  für  das  Steuerjahr  18 

bis  18 sind  Sie  mit  -ZZ^^f'-'^  M.  Einkommen  in  die Steuer- 

klasse eingeschätzt  worden,  für  welche  die  Steuer  zur  Einheit 

beträgt. 

Die  Einhebung  der  Einkommensteuer  erfolgt  in  den  Monaten  August,  November, 
Februar  und  Mai ;  die  Anzahl  der  an  jedem  dieser  Termine  zu  erhebenden  Einheiten  wird  von 
Herzoglicher  Finanzdirektion  veröffentlicht  werden.  —  Sie  haben  Ihre  Steuerbeträge  unter  Vor- 
zeigung dieser  Zufertigung  bei  der  Orts  Steuer  einnähme  - — in  den  von  der 

letztern  angesetzten  Hebungsterminen  zu  entrichten;  bei  Versäumnis  dieser  Termine  müssen 
die  Steuerbeträge  bei  der  Herzoglichen  Kreiskasse  eingezahlt  werden. 

Ein  etwaiger  Einspruch  gegen  die  erfolgte  Einschätzung  ist  bei  Verlust  des  Ein- 
spruchsrechts 

binnen  4  'Wochen, 

von  der  Behändigung  dieser  Benachrichtigung  an  gerechnet,  schriftlich  bei  dem  Gemeinde- 
beziehentlich  Gutsvorstande  anzubringen. 

Der  Einspruch  kann  nur  gegen  das  Gesamtergebnis  der  Einschätzung  gerichtet  werden 
und  ist  vom  Einsprucherhebenden  durch  genaue  Angabe  der  Höhe  aller  seiner  Einkünfte  und 
der  gesetzlich  zulässigen  Abzüge  zu  begründen. 

Der  Einspruch  wird  nicht  beachtet,  wenn  der  Einsprucherhebende  der  ihm  zugegangenen 
Aufforderung  zur  Deklaration  seines  Einkommens  nicht  fristgemäss  nachgekommen  ist,  oder 
wenn  er  eine  von  der  Einschätzungskommission  erforderte  schriftliche  oder  mündliche  Aus- 
kunft über  seine  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse  verweigert  hat  oder  vor  der  Einschätzungs- 
kommission auf  eine  zu  letzterem  Zwecke  an  um  ergangene  Aufforderung  ohne  Nachweisung 
entschuldbarer  Hinderungsgründe  nicht  erschienen  ist. 

Durch  Einlegung  des  Einspruchs  wird  die  Einziehung  der  veranlagten  Steuerbeträge 
nicht  aufgehalten.  Tritt  infolge  des  Einspruchs  eine  Ermässigung  der  Einschätzung  ein,  so 
wird  der  zu  viel  gezahlte  Betrag  zurückerstattet. 

Dessau,  am — - —  18 

Herzogliches  Eatasterburean. 
An 
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Die  Gemeindesteuergesetzgebung  im  Grossherzogtum 

Hessen. 

Von 

Dr.  Zeller, 

Regierungsrat  in  Darmstadt. 

Die  ältere  hessische  Gemeindeordnung  vom  30.  Juni  1821  hatte  als 
Massstab  der  Zuziehung  zu  den  Gemeindeumlagen  (unter  Berücksichtigung  der 
1872  aufgehobenen  Unterschiede  der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeausgaben) 
die  gesamte  Steuerpflicht  festgesetzt  (Art.  84  und  87  der  G.-O.),  sonach 
den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  in  demselben  Verhältnis,  in  welchem  zu  der 
Staatssteuer  kontribuiert  wird,  auch  zu  den  Gemeindesteuern  beigetragen  werden 
soll,  mit  der  selbstverständlichen  Modifikation,  dass  der  Grund-  und  Gewerbe- 
steuerpflichtige in  denjenigen  Gemeinden,  in  denen  er  nicht  wohnt  (Forense),  nur 
mit  dem  in  der  Gemeinde  befindlichen  Grundbesitz  oder  Gewerbebetrieb  heran- 
zuziehen ist.  Dieser  Grundsatz  wurde,  nachdem  durch  das  Gesetz  wegen  Vollen- 
dung des  Immobiliar-Katasters  (1824),  durch  das  Gewerbesteuergesetz  (1827)  und 
das  Personalsteuergesetz  (1827)  für  die  staatliche  Besteuerung  feste  Normen  auf- 
gestellt waren  *),  in  dem  Gesetz  vom  30.  Juni  1827,  den  Steuerfuss  bei  ausser- 
ordentlichen Steuerausschlägen  und  Gemeiadeumlagen  betr.,  genau  durchge- 
führt und  hiermit  Staat  und  Gemeinde  hinsichtlich  der  Basis  der  Besteuerung 
gleich  gestellt.  So  bildete  bis  zum  Erlass  des  Gesetzes  vom  13.  Mai  1885, 
die  Gemeindeumlagen  betreffend  (Reg.  Blatt  von  1885,  Nr.  11),  das  Gesetz  vom 
30.  Juni  1827,  mit  den  durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1872  in  gleichem  Betreff, 
sowie  durch  das  Gesetz  vom  22.  November  1872  erhaltenen  Modifikationen  (s. 
unten)  die  Grundlage  für  den  Ausschlag  der  direkten  Gemeindesteuern  (Ge- 
meindeumlagen) im  Grossherzogthum  Hessen. 

Das  Gesetz  vom  30.  Juni  1827,  welches  ebenmässig  den  Steuerfuss  für 
ausserordentliche  Steuerausschläge,  wie  denjenigen  bei  Gemeindeumlagen  ordnet, 
bestimmte  in  Art.  1,  dass  bei  allen  ausserordentlichen  Steuerausschlägen  vom 
1.  Januar  1828  an  dieselben  Personal-,  Gewerb-  und  Grundsteuerkapitalien  in 
Anwendung  kommen  sollen,  welche  bei  den  gewöhnlichen  direkten  Steuern 
zur   Grundlage   dienen;   in  Art.  2,    dass  von  dem   nämlichen  Zeitpunkt  an  bei 


1)  Vgl.  Finanzarchiv,  ü.  Jahrg.  (1885),  S.  238,  239,  240,  241,  245. 
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504  Zeller, 

den  Gemeindeumlagen  2.  Klasse  die  Personal-,  Gewerb-  und  Grundsteuer- 
kapitalien die  Gemeindeeinwohner  als  Verteilungsnorm  angenommen  werden ; 
in  Art.  3  endlich,  dass  bei  den  Gemeindeumlagen  3.  Klasse  von  demselben 
Zeitpunkte  an  den  Personal-  und  Gewerbsteuerkapitalien  der  Einwohner  die 
Grundsteuerkapitalien  der  ganzen  Gemarkung  beigefügt  werden. 

Das  Gesetz  vom  26.  März  1872,  den  Steuerfuss  bei  ausserordentlichen 
Steuerausschlägen  und  Gemeindeumlagen  betreiFend,  änderte  im  Art.  1  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1827  dahin  ab,  dass  an  Stelle  der  im 
Gesetze  genannten  Personalsteuerkapitalien  vom  1.  Januar  1872  ab  die  Ein- 
kommensteuerkapitalien, jedoch  bei  den  Gemeindeumlagen  nur  zur  Hälfte  ihres 
jemaligen  Betrages,  traten. 

Sodann  ordnete  das  Gesetz  in  Art.  2  an,  dass  wenn  ein  Einkommen- 
steuerpflichtiger abwechselnd  im  Laufe  des  Jahres  an  verschiedenen  Orten  wohnt, 
er  mit  seinem  ganzen  in  Betracht  kommenden  Einkommensteuerkapital  an 
seinem  Hauptwohnort  zugezogen  wird. 

Das  Gesetz  vom  22.  November  1872,  die  Gemeindeausgaben  betrefi"end,, 
änderte  durch  Beseitigung  des  Klassensystemes  der  Gemeindeausgaben  (s.  unten) 
das  Gesetz  von  1827  dahin  ab,  dass  es,  wenn  auch  nicht  ausdrücklich,  so  doch 
seinem  Inhalt  nach,  den  Art.  2  aufhob  und  in  Art.  3  weiter  bestimmte,  dass 
alle  Gemeindeumlagen  nach  dem  gesetzlichen  Steuerfusse  auf  das  gesamte 
Kommunalsteuerkapital  den  in  der  Gemeinde  Wohnenden,  soweit  solches  auf 
ihrem  Einkommen  und  auf  ihren  in  der  Gemarkung  gelegenen  Immobilien  und 
Gewerbanlagen  oder  auf  ihrem  persönlichen  Gewerbbetrieb  ruht,  und  auf  das 
Grund-  und  Gewerbsteuerkapital,  der  in  der  Gemarkung  nur  Begüterten  oder 
nur  Gewerbtreibenden,  soweit  solches  auf  ihren  in  der  Gemarkung  gelegenen 
Immobilien  ruht,  auszuschlagen  sei. 

Der  Erlass  der  Gesetze  vom  8.  Juli  1885,  die  allgemeine  Einkommensteuer 
und  die  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  betreffend^),  machte  die  Bildung 
eines  neuen  Steuerkapitales,  des  Kapitalrentensteuerkapitales  für  den  Ausschlag 
der  direkten  Staatssteuer,  sowie  durch  die  Befreiung  der  Einkommen  unter 
500  Mark  von  der  Staatssteuer  und  die  Heranziehung  der  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  als  solchen  zur  Einkommensteuer  auch 
weitere  gesetzliche  Bestimmungen  für  die  Gemeindebesteuerung  notwendig,^ 
welche  das  Gesetz  vom  13.  Mai  1885,  die  Gemeindeumlagen  betreffend,  her- 
beiführte. — 

Kehren  wir  nach  diesem  Rückblick  auf  die  Entwickelung  der  Gesetz- 
gebung zu  den  Grundprinzipien  der  1821er  Gemeindeordnung  zurück,  so  finden 
wir  zunächst  das  Prinzip  der  Subsidiarität  der  Gemeindeumlagen  klar  und  be- 
stimmt ausgesprochen.  Die  Gemeindesteuer  gilt  als  äusserster  finanzieller  Not- 
behelf einer  Kommune ;  die  Art.  76  und  77  G.-O.  bestimmten:  „Eine  Gemeinde- 
umlage kann  nur  stattfinden,  wenn  der  Ertrag  des  Gemeindevermögens  zur  Be- 
streitung der  ihm  obliegenden  Ausgaben  nicht  zureicht,  oder  wenn  Ausgaben 
vorkommen,  zu  deren  Bestreitung  das  Gemeindevermögen  nicht  bestimmt  ist. 
Der  Gemeinderath  hat  bei  Aufstellung  des  Gemeindevoranschlags  in  Erwägung 
zu   ziehen,    ob    zur   Bestreitung   einer   Ausgabe  eine    Umlage    notwendig   ist. 


1)  Vgl.  Finanzarchiv,  II.  Jahrg.  (1885),  S.  285  ff.,  S.  341  ff. 
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Erkennt  derselbe  die  Notwendigkeit  an,  so  hat  er  in  dem  Beratungsprotokolle 
unter  Angabe  der  Gründe  die  Norm  zu  bezeichnen,  nach  welcher  die  Umlage 
erhoben  werden  soll." 

Bei  der  Bezeichnung  des  Massstabes  zur  Bestreitung  der  Gemeindebe- 
dürfnisse war  nach  Art,  78  der  G.-O.  im  allgemeinen  von  dem  Grundsatze  aus- 
zugehen, dass  die  in  einer  Gemeinde  Wohnenden  oder  Begüterten  zu  den  Ge- 
meindebedürfnissen und  den  dadurch  veranlassten  Steuerausschlägen  nur  insofern 
beizutragen  haben,  als  sie  an  den  Nutzungen  des  Gemeindevermögens  teilnehmen 
oder  von  dem  Zwecke  der  Steuerausschläge  Vorteil  geniesen.  Nach  den  Motiven 
der  G.-O.  ist  diese  Bestimmung  übrigens  keineswegs  dahin  zu  verstehen,  dass 
bezüglich  jedes  einzelnen  Bedürfnisses  erwogen  werden  soll,  ob  der  Einzelne 
auch  wirklich  Vorteil  davon  ziehe  oder  wenigstens  davon  ziehen  könne. 
Die  Motive  sagen  ausdrücklich,  es  würden  dann  die  Ausschläge  durch  die 
Mannigfaltigkeit  der  Normen  viel  zu  schwierig  und  kostspielig  werden.  Wenn 
auch  jemand  im  Einzelfalle  keinen  Vorteil  zu  erwarten  habe,  so  trete  bei  einem 
andern  das  umgekehrte  Verhältnis  ein,  weshalb  sich  im  ganzen  die  Beitrags- 
pflicht gleichstellen  werde.  Es  sollte  deshalb  obige  Bestimmung  nur  einige 
allgemeine  Grundsätze  aussprechen,  wonach  sämtliche  Gemeinde- 
ausgaben und  die  dafür  geforderten  Umlagen  in  3  Klassen  ein- 
geteilt waren.  Bei  diesem  Klassensystem  zergliederte  sich  der  Gemeinde- 
haushalt in  3  verschiedene  Fonds.  Die  1.  Klasse  begreift  diejenigen  Gemeinde- 
ausgaben in  sich,  welche  auf  dem  Gemeindevermögen  lasten  (hauptsächlich  die 
Bedürfnisse  für  Erhaltung  und  Verbesserung  des  eigentlichen  Gemeindever- 
mögens, z.  B.  Bezahlung  der  Schulden,  Kultur  des  Gemeindewaldes  u.  s.  w.),  zu 
deren  Deckung  daher  die  Erträge  aus  diesem  Vermögen  vorzugsweise  bestimmt 
sind.  Das  sich  ergebende  Deficit  wird  durch  Umlagen  auf  die  Gemeindebürger- 
schaft (diejenigen,  welche  Gemeindeeigentum  im  Genuss  haben  oder  Vorteile 
daraus  ziehen)  gedeckt.  Der  etwa  verbleibende  Ueberschuss  dagegen  kann  nur 
insoweit  zur  Verteilung  kommen,  als  ihn  nicht  die  2.  Klasse  zur  Deckung  ihrer 
Ausgaben  nötig  hat.  Bei  Gleichheit  der  Genussteile  oder  Vorteile  wird  die  Um- 
lage nach  Köpfen,  bei  Ungleichheit  nach  Verhältnis  des  Genusses  oder  durch 
Verpachtung  eines  Teils   dieses  Gemeindeeigentums  erhoben  (Art.  82,83,  G.-O.). 

Die  2.  Klasse  umfasst  die  Ausgaben,  zu  deren  Bestreitung  das  Gemeinde- 
vermögen und  die  Gesamtheit  der  Gemeindeeinwohner  (Gemeindeeinwohnerschaft) 
verpflichtet  ist.  Hierher  gehören  also  Ausgaben  für  Gemeindeangelegenheitsn, 
bei  welchen  alle  Ortseinwohner  interessiert  sind,  gleichviel  ob  Gemeindebürger 
oder  nicht,  z.  B.  Ausgaben  für  Schulhäuser,  Schulbesoldungen,  Strassenbeleuch- 
tung,  Wasserleitungen,  Armenunterstützungen  u.  s.  w.,  sonach  hauptsächlich 
die  Bedürfnisse  für  die  Erhaltung  und  Verbesserung  des  für  alle  Bewohner  der 
Gemeinde  vorhandenen  Vermögens,  sowie  Errichtung  und  Unterhaltung  von 
Anstalten  und  Gebäuden,  welche  jeder  in  der  Gemeinde  wohnenden  Familie 
nützen  können.  Deckungsmittel  sind  zunächst  der  Ueberschuss  der  1.  Klasse,  die 
Einnahmen  der  Anstalten  der  hier  fraglichen  Art  (z.  B.  Schulgelder),  eventuell 
die  Umlage  auf  alle  Gemeindeeinwohner  nach  Verhältnis  ihrer  Steuerpflicht 
(Gesetz  vom  3.  Mai  1858,  Art.  1  und  2). 

In  die  3.  Klasse  gehören  alle  Ausgaben  für  solche  Zwecke,  bei  welchen 
nicht  nur  die  Ortseinwohner,  sondern  auch  die  in  der  Gemeinde  nur  Begüterten 
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(Forensen,  Ausmärker)  interessiert  sind  (Brücken,  Wege,  Bürgermeisterverwaltung 
u,  8.  w.).  Ein  besonderes  Gesetz  vom  3.  Mai  1858  hatte,  um  die  Mehrbelastung 
der  Ortseinwohner  gegenüber  den  Forensen  auszugleichen,  mehrere  von  der  Ge- 
meindeordnung der  2.  Klasse  zugeteilten  Ausgaben  in  die  3.  Klasse  verwiesen,  so 
dass  sich  die  Gemeindeausgaben  der  3.  Klasse  schliesslich  in  zwei  Gruppen  schieden. 
Die  erste  Gruppe  umfasste  die  schon  nach  der  G.-O.  von  1821  in  jene 
Klasse  verwiesenen  Ausgaben,  u.  a.  die  Bedürfnisse  für  folgende  Gegenstände : 

1.  Kosten  für  Arbeiten  und  Anstalten,  deren  Vorteil  sich  auf  Gemeinde- 
bewohner und  Forensen  erstrecken  kann,  wie  Erhaltung  der  zu  benachbarten 
Orten  führenden  Wege,  Erhaltung  der  Feldwege  mit  Brücken  und  Stegen ,  der 
Gemarkungsgrenzen,  Entwässerungsanstalten,  Abzugsgräben. 

2.  Die  Kriegskosten  und  Landbewaffnungskosten. 

3.  Zinsen  und  Kapitalien  der  Schulden,  welche  zur  augenblicklichen  Er- 
leichterung der  Beitragspflichtigen  zu  den  unter  1  und  2  ausgesprochenen 
Zwecken  aufgenommen  sind  oder  werden. 

Die  zweite  Gruppe  begreift  die  später,  erst  durch  Gesetz  vom  3.  Mai  1858 
in  die  3.  Klasse  verwiesenen  Ausgaben: 

1.  Die  Kosten  für  die  Bürgermeisterverwaltung,  die  Lokalpolizei  Verwaltung 
und  die  Ortsvorstandswahlen. 

2.  Die  Kosten  für  Anlegung,  Unterhaltung  und  Reinigung  der  Brücken  im 
Ort,  sodann  für  Anschaffung  und  Unterhaltung  der  gemeinheitlichen  Uhren  und 
Glocken.  Die  besonderen  Gegenstände,  welche  in  dieser  zweiten  Gruppe  begrifien 
sind,  stellte  ein  Ausschreiben  des  Ministeriums  des  Innern  wie  folgt  zusammen : 

Die  Kapitalzinsen  der  nach  Erscheinen  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1858 
zur  Anlegung  und  für  Unterhaltung  von  Strassen  und  Brücken  im  Ort  aufge- 
nommenen Kapitalien,  Besoldungen  für  bestimmte  Gemeindebedienstete,  Kosten 
der  Ortsvorstands-,  Bezirksrats-  und  Landtagswahlen,  Bureaukosten  des  Bürger- 
meisters, Botenlohn  und  Verkündigungskosten,  Kosten  für  Wachthaus  und  Orts- 
gefängnis, Unterhaltung  der  Strassen  und  Brücken  im  Ort,  der  Baumpflanzungen 
an  Plätzen  und  Strassen  im  Ort.  Ausgaben  für  gemeinheitliche  Uhren  und 
Glocken.  Zurückzuzahlende  Kapitalien,  welche  nach  Erscheinen  des  Gesetzes 
vom  3.  Mai  1858  zur  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Strassen  und  Brücken 
im  Orte  aufgenommen  worden  sind.  Der  gesetzliche  Unterschied  zwischen  beiden 
Gruppen  war  folgender: 

Die  Ausgaben  der  ersten  Gruppe  werden  durch  Umlagen  auch  in  dem 
Falle  aufgebracht,  wenn  die  Gemeindekasse  sie  ganz  oder  zum  Teil  bestreiten 
könnte.  Jedoch  darf  in  einem  solchen  Falle  auf  die  Umlage  für  ein  Jahr 
verzichtet  und  die  Ausgabe  aus  der  Gemeindekasse  (dem  Ueberschusse) 
bestritten  werden,  wenn  dies  im  Protokolle  des  Gemeinderates  ausdrücklich  er- 
wähnt wird,  und  die  Mehrheit  des  Gemeinderates  dafür  stimmt  (Gesetz  von  1858, 
Art.  6),  welcher  Verzicht  jedes  Jahr  von  neuem  definitiv  erfolgen  kann.  Ist 
der  Verzicht  im  Voranschlag  enthalten  und  demzufolge  ein  bestimmter  Betrag 
des  Ueberschusses  1.  Klasse  der  3.  Klasse  überwiesen,  so  soll  derselbe  in  dem 
vorgesehenen  Betrage  der  3.  Klasse  verbleiben,  auch  wenn  sich  dem- 
nächst bei  dem  Abschluss  der  Gemeinderechnung  ergibt,  dass  der  Uebergang 
unnötig  gewesen  wäre. 

Notwendige   Voraussetzung   für    den   Uebergang  ist  übrigens  in 
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allen  Fällen,  dass  nach  der  Rechnung  auch  wirklich  ein  Ueberschuss  1.  Klasse 
sich  herausgestellt  hat. 

Bezüglich  der  zweiten  Gruppe  von  Ausgaben  3.  Klasse  galt  dagegen  der 
Grundsatz:  Wenn  sich  nach  Bestreitung  der  Ausgaben  1.  und  2.  Klasse  aus  den 
Einnahmen  1.  Klasse  ein  Ueberschuss  dieser  Einnahmen  ergibt,  so  soll  derselbe 
zur  Bestreitung  der  oben  unter  1  und  2  genannten  Ausgaben,  soweit  er  reicht, 
verwendet  werden.  (Gesetz  von  1858,  Art.  6.)  Das  Gesetz  bevorrechtigte  diese 
Gruppe  von  Ausgaben  aus  dem  Grunde,  weil  sie  ursprünglich  der  2.  Klasse 
angehörten,  deshalb  auch  im  allgemeinen  die  Normen,  wonach  der  Ueber- 
schuss 1.  Klasse  gesetzlich  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  2.  Klasse  übergehen 
muss,  auf  sie  Anwendung  behalten  sollen.  Als  Präventiv  gegen  eine  Benach- 
teiligung der  Ausmärker  durch  allzuhohe  Belastung  bestand  die  Regel: 

So  oft  der  Gemeinderat  auf  eine  Umlage  für  Ausgaben  der  3.  Klasse 
antragen  will,  soll  den  in  der  Gemeinde  nur  Begüterten  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  von  der  Notwendigkeit  der  Umlage  zu  überzeugen,  oder  die  Gründe 
ihrer  abweichenden  Meinung  bereits  bei  dem  Gemeinderat  zur  Erwägung  zu 
bringen.     In  diesem  Fall  soll  nämlich  der  Bürgermeister: 

1.  wenn  die  Gemeinde  in  einem  standesherrlichen  oder  patrimonialgericht- 
lichen  Bezirke  liegt  und  der  Standesherr  oder  Patrimonialgerichtsherr  in  dieser 
Gemeinde  begütert  ist,  dessen  im  voraus  bestimmten  Bevollmächtigten, 

2.  ausserdem  und  in  jedem  Falle  einem  Bevollmächtigten  aller 
übrigen  in  der  Gemeinde  nur  Begüterten,  oder  in  Ermangelung  einer 
solchen  Uebereinkunft  dem  am  stärksten  Begüterten  oder  seinem  Bevoll- 
mächtigten spätestens  drei  Tage  vor  dem  Schlüsse  der  Beratungen  des  Ge- 
meinderates Nachricht  davon  geben,  dass  und  warum  dieser  auf  eine  Umlage 
antragen  will  und  ihm  auf  "Verlangen  die  Einsicht  der  betreffenden  Akten  ge- 
statten, auch  in  Ermanglung  einer  Einigung  seine  schriftlichen  Bemerkungen 
dem  Gutachten  des  Gemeinderates  beizulegen.  Solange  sich  nicht  ein  Bevoll- 
mächtigter der  Gesamtbegüterten  bei  dem  Bürgermeister  legitimiert  hat,  wendet 
sich  letzterer  nur  an  den  am  stärksten  beteiligten  Ausmärker  (Art.  88  G.-O.), 

3.  im  Falle  der  hessische  Fiskus  in  einer  Gemeinde  ein  Normalsteuer- 
kapital von  200  Gulden  besitzt,  dem  Rentamte  ein  Exemplar  des  Voranschlags 
zur  Zeit  seiner  Offenlegung  zur  Einsicht  auf  8  Tage  mitteilen  (Ministerialerlass 
vom  11.  Juni  1840)'). 

Ueber  die  Art,  wie  die  Gemeindeordnung  die  Gemeindeausgaben  in  drei 
Klassen  verteilte,  wurden  lange  Zeit  keine  Beschwerden  erhoben.  Erst  seit  dem 
Jahre  1848  ist  die  Mehrbelastung  der  Ortseinwohner  gegenüber  den  Forensen, 
insbesondere  dem  Fiskus,  den  Standes-  und  Patrimonialgerichtsherren  ein  ständiger 
Gegenstand  von  Petitionen  auf  fast  jedem  Landtage.  Schon  der  Gesetzgebungs- 
ausschuss  der  zweiten  Kammer  beantragte  1848  einstimmig,  den  Unterschied 
zwischen  der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeumlagen  aufzuheben,  welchen  An- 
trag auch  die  Kammer  einstimmig  genehmigte^). 


1)  Vgl.  Handbuch  der  Lokal-Stciatsverwaltung  im  Grossherzogtum  Hessen  von  F.  A. 
Küchler,  grossh.  hess.  Provinzialdirektor.  2.  Aufl.  Heidelberg,  A.  Emerling,  1866.  Ver- 
handlungen der  2.  Kammer  der  Landstände  in  1866/88,  XIX.  Landtag,  Beilagen  JH.  Bd., 
Nr.  252,  S.  3—5. 

2)  Vgl.  BeU.  Bd.  IV  des  XI.  Landtags  Nr.  465.    Protokoll,  Bd.  HI,  Prot.  69,  S.  28. 
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Die  erste  Kammer  trat  damals  in  ihrer  Majorität  dem  Beschluss  der 
zweiten  Kammer  nicht  bei,  obwohl  ihr  Ausschuss  die  Annahme  des  Antrages 
befürwortet  hatte  ^). 

Auf  dem  14.  ausserordentlichen  Landtage  ward  jener  Antrag  wiederholt, 
scheiterte  jedoch  an  dem  Beschlüsse  der  ersten  Kammer,  welche  sich  gegen  eine 
Vereinigung  der  Klassen  erklärte,  und  nur  die  Verweisung  einer  Reihe  von 
Ausgaben  der  2.  in  die  3.  Klasse  für  geboten  hielt  ^).  Auf  dem  15.  Landtage 
erfolgte  dann  die  Vorlage  eines  entsprechenden  Gesetzentwurfes,  der  mit  einigen 
Modifikationen  die  Zustimmung  beider  Kammern  fand  und  zu  dem  oben  bereits 
seinem  wesentlichen  Inhalte  nach  angeführten  Gesetz  vom  3.  Mai  1858  führte. 
Schon  auf  dem  folgenden  Landtage  kam  ein  neuer  Antrag  auf  gänzliche  Ver- 
schmelzung der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeumlagen  zur  Diskussion.  Der 
Gesetzgebungsausschuss  erklärte  sich  in  seiner  Majorität  mit  demselbsn  nicht 
nur  einverstanden,  sondern  ging  noch  weiter  und  beantragte  Aufhebung  des 
Unterschiedes  aller  Klassen  der  Gemeindeumlagen,  mit  Ausnahme  der  ersten, 
soweit  darunter  Ausgaben  zur  Unterhaltung  und  Verbesserung  des  den  Nutzungs- 
rechten der  Gemeindebürger  unterliegenden  Gemeindevermögens  begriffen  sind. 
Die  Kammer  einigte  sich  in  dem  Beschlüsse:  „Die  Staatsregierung  um  Vorlage 
eines  Gesetzes  zu  ersuchen,  welches  den  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen 
Klassen  der  Gemeindeumlagen  —  ausgenommen  der  1.  Klasse,  insoweit  darunter 
Ausgaben  zur  Erhaltung  und  Verbesserung  des  den  Nutzungsrechten  der  Ge- 
meindebürger unterliegenden  Gemeindevermögens  begriffen  sind,  —  aufhebt,  die 
Beitragspflicht  der  Ausmärker  zu  allen  Gemeindebedürfnissen  mit  Ausnahme  der 
vorerwähnten  anordnet,  dagegen  aber  den  Ausmärkern  eine  geeignete  Mit- 
wirkung bei  Festsetzung  dieser  Ausgaben  im  Voranschlag,  sowie  bei  Prüfung 
der  Gemeinderechnung  einräumt,  soweit  dies  nicht  schon  durch  das  Gesetz  vom 
3.  Mai  1858  geschehen  ist"  ^). 

Ein  erneuerter  Antrag  auf  dem  19.  Landtag  (1866/68)  brachte  die  end- 
liche gesetzliche  Regelung  der  Frage  in  Erinnerung.  Die  Regierung  konnte  sich 
jedoch  zu  einer  Verschmelzung  der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeausgaben 
noch  nicht  verstehen,  und  sprach  sich  in  einem  an  den  Ausschussreferenten  ge- 
richteten Schreiben  dahin  aus : 

„dass  zwar  eine  vollständige  Durchführung  des  im  Art.  78  der  Gemeinde- 
ordnung aufgestellten  Prinzips  in  seiner  Anwendung  auf  die  einzelnen  Ge- 
meindeausgaben unmöglich  sei,  dass  aber  die  dermalige  Einrichtung 
jenem  Prinzipe  mehr  entspreche,  als  die  proponierte  Verschmelzung 
der  3.  Klasse  der  Gemeindeausgaben  und  die  Aufhebung  des  Unterschiedes 
jener  Klassen  die  Interessen  vieler  Vermögen  besitzender  Gemeinden  verletzen 
und  in  der  Ausführung  zu  mannigfachen   Schwierigkeiten   führen  werde"^);  — 


1)  Vgl.  BeU.  Bd.  IV  des  XI.  Landtages  Nr.  465,  Prot.  Bd.  m,  Prot.  69,  S.  28.  Verhand- 
lungen der  1.  Kammer  von  1847/48.    Prot.  Nr.  58,  S.  662,  Beil.  Nr.  97. 

2)  Ausschussbericht  Nr.  420,  Beil.  Bd.  VI  der  Verhandlungen  von  1851 .  Prot.  Bd.  VI, 
Prot.  89  von  1851  S.  54,  Prot.  Bd.  HI,  Prot.  86,  S.  32  der  Verhandlungen  der  1.  Kammer 
von  1851|52. 

3)  Ausschussbericht  Nr.  162  der  Beil.  des  XVII.  Landtags.  Prot.  Bd,  HI,  Prot.  44  S.  61. 
Verhandlungen  der  1.  Kammer  von  1863164,  Prot.  Bd.  I,  Prot.  10  S.  249,  Beil.  Nr.  252  zum  u. 
Prot,  vom  22.  Juli  1867  (XIX.  Landtag). 

*)  Vgl.  Beil.  Nr.  252  zum  44.  Prot,  vom  22.  Juli  1867,  S.  2  (XIX.  Landtag). 
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desto  entschiedener  trat  der  Ausschussbericht  für  Beseitigung  des  Klassensystems 
ein;  aus  dem  Referat  sind  nachstellende  Betrachtungen  von  besonderem 
Interesse : 

„Bei  den  früheren  Verhandlungen  über  vorliegende  Frage  gingen  die 
Ansichten  sehr  auseinander.  Als  Hauptgrund  für  die  Beibehaltung  des 
Prinzips  der  Gemeindeordnung  führte  man  an,  dasselbe  entsi^reche  allein  der 
Gerechtigkeit,  indem  als  oberster  Grundsatz  für  die  Besteuerung  gelten  müsse, 
dass  jeder  Staatsbüi'ger  zu  den  allgemeinen  Lasten  nach  dem  Masse  seiner  Teil- 
nahme an  den  Wohltaten  des  Staates  beizutragen  habe,  welchen  Grundsatz  die 
Gemeindeordnung  im  wesentlichen  festhalte.  Wollte  man  die  Ausmärker 
gleich  den  Ortsbürgern  und  Gemeindebewohnern  zu  allen  Gemeindeumlagen 
zuziehen,  so  wäre  das  mit  einer  gerechten  Verteilung  der  Steuerlast  nicht  ver- 
einbar, indem  sie  dann  zu  Ausgaben  beitragen  müssten,  welche  für  sie  ohne 
Wert,  wie  namentlich  die  Schulen,  Kirchen  und  Strassenbeleuchtung  etc.  Eine 
Verschmelzung  der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeausgaben  werde  aber  auch 
vielfach  den  Ortsbürgern  in  wohlhabenden  Gemeinden  zum  offenbaren  Nach- 
teil gereichen,  indem  dann  die  Ueberschüsse  die  Einnahmen  1.  Klasse  nicht 
allein  mehr  zur  Bestreitung  der  Gemeindeausgaben  2.  Klasse,  sondern, 
weil  es  keine  3.  Klasse  mehr  gebe,  zur  Bestreitung  aller  übrigen  Gemeinde- 
ausgaben verwendet  werden  müssten,  wodurch  die  Forensen  zum  Nachteil  der 
Ortsbürger  erleichtert  würden.  Gibt  man  auch  zu,  das  Prinzip  der  Gemeinde- 
ordnung über  die  Beitragspflicht  zu  den  Gemeindebedürfnissen  entspi-eche  der 
Gerechtigkeit,  so  lässt  sich  doch  nicht  bestreiten,  dass  dieser  Grundsatz  in  der 
Gemeindeordnung  und  in  dem  Gesetze  vom  3.  Mai  1858  nicht  konsequent 
durchgeführt  ist  und  sich  konsequent  nicht  durchführen  lässt.  Schon 
die  1.  Klasse  belastet  nach  der  Gemeindeordnung  den  Bürgernutzen  mit  Aus- 
gaben zur  Erhaltung  und  Verbesserung  von  Gemeindevermögen,  von  welchem 
kein  Nutzen  stattfindet;  auch  sind  die  Ausgaben  I.Klasse  nicht  begrenzt  nach 
der  Grösse  des  den  Ortsbürgern  zukommenden  Nutzens  an  Gemeindevermögen. 
Zu  den  Ausgaben  2.  Klasse  aber  haben  nach  der  Gemeindeordnung  alle  Ge- 
meindeeinwohner und  Besitzer  eines  bewohnbaren  Hauses  nach  Verhältnis  ihres 
gesamten  Steuerkapitales  beizutragen,  dessen  Grösse  ist  aber  kein  richtiger 
Massstab  für  den  Nutzen,  den  die  Einwohner  an  den  verschiedenen  Gemeinde- 
anstalten, Gebäuden  und  Einrichtungen  haben.  Dem  Grundsatze  des  Art.  78 
der  Gemeindeordnung  entspräche  es  vielmehr,  dass  z.  B.  die  Kosten  der 
Löschanstalten  und  Geräte  nach  Verhältnis  der  Gebäudesteuerkapitalien,  die 
Schulausgaben  nach  der  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder,  die  Kosten  für  Hirten 
und  Faselvieh  auf  den  betreffenden  Viehstand  verteilt  würden.  Ebenso  ent- 
spricht die  Verteilung  der  Ausgaben  3.  Klasse  nicht  dem  Prinzipe  des  Art.  78  der 
Gemeindeordnung,  weil  der  Ortsbürger  und  Gemeindeeinwohner  auch  in  dieser 
Klasse  nach  Verhältnis  seines  Gesamtsteuerkapitals  zu  den  Ausgaben  3.  Klasse 
zugezogen  wird,  während  doch  der  unbegüterte  Gewerbsmann  oder  der  blosse 
Hausbesitzer  von  den  Ausgaben  3.  Klasse  zum  grossen  Teil  gar  keinen  Nutzen 
hat,  so  von  den  Ausgaben  für  Anlegung  und  Unterhaltung  von  Feldwegen, 
Entwässerungsanstalten,  Abzugsgräben,  Feldschützen  etc.  Eine  konsequente  Durch- 
führung des  Art.  78  der  Gemeindeordnung  würde  hiemach  dahin  führen,  dass 
ein  Teil  der  Gemeindeausgaben  nach  den  einzelnen  Arten  der  Steuerkapitalien 
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verteilt,  bei  einer  Menge  von  anderen  Ausgaben  aber  wieder  andere  Thatsachen 
und  Verhältnisse  als  Massstab  der  Beitragspflicht  zu  Grunde  gelegt  werden 
müssten,  was  an  der  Schwierigkeit  der  Ausführung  scheitern  würde.  Bei 
Prüfung  der  Frage,  ob  ein  Bedürfnis  zur  Aenderung  des  bisherigen  Gemeinde- 
Umlagesystems  vorliege,  ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  sich  die  Verhältnisse, 
welche  bei  Aufbringung  der  Gemeindeumlagen  von  Einfluss,  seit  Einführung 
der  Gemeindeordnung  wesentlich  geändert  haben.  Ueberall,  insbesondere  in  den 
städtischen  Gemeinden  hat  die  fortgeschrittene  Kultur  die  Gemeindebedürfnisse 
sehr  erheblich  gesteigert  und  in  vielen  Gemeinden  sind  Erwerbungen  von  Gütern 
durch  Auswärtige  häufiger  und  umfangreicher  geworden,  als  dies  in  früherer 
Zeit  der  Fall  war.  Eine  Folge  hiervon  ist,  dass  die  Gemeindeumlagen  sich  er- 
höhen und  für  die  Gemeindeangehörigen  drückender  werden  mussten,  insbe- 
sondere in  den  Gemeinden,  in  welchen  ein  grosser  Teil  des  Grundbesitzes  in 
die  Hände  von  Ausmärkern  übergegangen,  wo  also  die  Ortsangehörigen  die  be- 
deutendsten Ausgaben  der  2.  Klasse  allein  aufbringen  und  zu  den  Ausgaben 
3.  Klasse  nach  ihrem  Gesamtsteuerkapital  beitragen  müssen,  während  die  Aus- 
märker  nur  nach  dem  Grundsteuerkapitale  ihres,  der  betreffenden  Gemarkung 
angehörigen  Besitztums  zu  den  Ausgaben  3.  Klasse  zu  kontribuieren  haben. 
Wo  sich  ein  grosser  Teil  der  Gemarkung  im  Besitz  von  Auswärtigen  befindet, 
sind  die  Gemeindeangehörigen  in  der  übelsten  Lage.  Sie  müssen  nicht  nur  die 
Gemeindebedürfnisse  zum  grössten  Teil  allein  bestreiten,  sondern  können  auch 
mit  den  auswärts  Wohnenden  bei  dem  Ankauf  von  Grundstücken  in  ihrer  Ge- 
markung nicht  mehr  konkurrieren,  weil  das  Grundstück  im  Besitz  des  Aus- 
märkers  geringer  belastet  ist,  als  in  der  Hand  der  Ortsangehörigen.  Infolge 
hiervon  wird  aber  der  Grundbesitz  in  den  Händen  der  Ortsangehörigen  immer 
mehr  sich  verringern  und  hiermit  die  Last  der  Gemeindeumlagen  für  sie  stets 
drückender  werden.  Allerdings  haben  viele  dieser  grösseren  Grundbesitzer 
auch  durch  Pächter  oder  Verwalter  bewohnte  Hofraithen  und  sie  sind  dann  be- 
züglich der  Leistungspflicht  zu  den  Gemeindebedürfnissen  2.  und  3.  Klasse  vor 
den  Ortsbürgern  nicht  bevorzugt.  Dies  ist  jedoch  nicht  überall  der  Fall;  es 
gibt  vielmehr  auch  viele  Gemeinden,  in  denen  grössere  Güterkomplexe  ohne 
eine  dazu  gehörige  Hofraithe  im  Besitz  von  Ortsfremden  sich  befinden,  während 
in  den  meisten  übrigen  Gemarkungen  die  Angehörigen  von  Nachbargemeinden 
einzelne  Grundstücke  besitzen,  die  sie  von  ihrem  Heimatsort  aus  bewirtschaften. 
Für  diese  ist  es  von  grosser  Bedeutung,  wenn  die  Ausmärker  nach  einem 
anderen  Verhältnis  wie  seither  zu  den  Gemeindebedürfnissen  zugezogen 
werden. 

Von  allen  Seiten  wird  weiter  anerkannt,  dass  das  Klassensystem  in  der 
Durchführung  zu  ausserordentlichen  Schwierigkeiten  führt,  wodurch  die  mit 
der  Gemeindeverwaltung  und  dem  Gemeinderechnungswesen  befassten  Beamten 
und  Behörden  mit  Arbeit  überladen  sind.  Diese  Schwierigkeiten  liegen  zunächst 
in  der  Ausscheidung  der  vielen  einzelnen  Gemeindebedürfnisse  und  in  ihrer 
richtigen  Klassifizienmg,  die  oft  ganz  unmöglich  ist,  oder  eine  ins  Kleinliche 
gehende  Ausscheidung  und  Teilung  nötig  macht.  So  muss  z.  B.  der  Glöckner- 
gehalt geteilt  und  teils  in  zweiter,  teils  in  dritter  Klasse  ausgeschlagen  werden, 
weil  das  Geläute  zu  kirchlichen  Zwecken  aus  der  2.  Klasse,  das  Geläute  zu 
polizeilichen   aus   der   3.   Klasse  zu  bestreiten   ist.     Der  Gehalt  des  Gemeinde- 
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bauaufsehers  muss  gleichfalls  in  zwei  Klassen  geteilt  werden,  nach  Verhältnis 
der  Gemeindegebäude  und  der  Vizinalwegstrecken ,  die  zu  beaufsichtigen 
sind.  Ja  es  gibt  viele  Ausgaben,  die  sich  Massen  weise  gar  nicht  scheiden 
lassen,  z.  B.  die  Beitreibungskosten,  Diäten,  Gebühren,  Botenlohn,  Inseratkosten ; 
eine  Folge  hiervon  ist  es,  dass  die  Gemeindebudgets  die  gesetzliche  Klassen- 
trennung nicht  überall  folgerecht  einhalten  können,  und  oft  die  Frage,  ob  eine 
Ausgabe  oder  Einnahme  in  diese  oder  jene  Klasse  ganz  oder  zu  welchem 
Teil  gehört,  bis  in  die  höchste  Instanz  ventiliert  werden  muss.  Durch  das 
Gesetz  vom  3.  Mai  1858,  welches  die  Belastung  der  Ortseinwohner  zu  Gunsten 
der  Ausmärker  zu  erleichtern  suchte,  ist  das  Gemeinderechnungswesen  noch 
komplizierter  geworden,  indem  gewissermassen  eine  4.  Klasse  entstand.  Hierzu 
kommt  noch,  dass  in  vielen  Gemeinden  neben  den  Kommunalumlagen  2.  und 
3.  Klasse  noch  besondere  Ausschläge,  z.  B.  Schulgeld  nach  der  Kinderzahl, 
Hirtenlohn,  Kosten  für  das  Faselvieh  nach  dem  Viehstand,  die  Kosten  der 
Parzellenvermessung  und  Auesteinung  nach  Verhältnis  und  der  Zahl  der  Par- 
zellensteine u,  s.  w.  erhoben  werden.  Dieser  Zustand  mahnt  dringend  zu  einer 
Aenderung  der  Gesetzgebung,  wodurch,  neben  einer  möglichst  gerechten  Ver- 
teilung der  Gemeindelasten,  eine  Vereinfachung  des  Gemeindehaushalts  und  des 
Gemeinderechnungswesens  ermöglicht  wird." 

Wir  müssen  uns  darauf  beschränken,  obige  charakteristische  Ausführungen 
des  Ausschussberichtes  hervorzuheben;  sie  enthalten  den  besten  Beweis  dafür, 
dass  im  Laufe  der  Jahrzehnte  das  Bedürfnis  nach  einer  Aenderung  des  Kom- 
munalsteuersystems immer  mehr  hervortrat.  Wenn  es  nicht  gelang,  eine  Einigung 
zwischen  den  gesetzgebenden  Faktoren  über  den  richtigen  Massstab  für  die  Ver- 
teilung der  Gemeindelasten  zu  erzielen,  so  lag  dies,  wie  der  Ausschussbericht 
und  die  Debatten  übereinstimmend  bestätigten,  teilweise  darin,  dass  statistische 
Nachweise  darüber  fehlten,  wie  sich  in  den  sämtlichen  Gemeinden  des  Landes 
das  Verhältnis  der  Ausmärker  und  ihres,  nur  in  3.  Klasse  beitragspflichtigen 
Besitztums  zu  dem  Grundbesitz  und  ,  dem  Steuerkapital  der  Ortseinwohner  in 
der  neueren  Zeit  gestaltete.  Vielfach  ausgesprochene  unklare  Ansichten  über 
die  Bedeutung  der  Lösung  der  streitigen  Frage  hatten  offenbar  hierin  ihren 
Ursprung.  Schliesslich  nahm  die  zweite  Kammer  mit  überwiegender  Majorität 
den  Antrag  an,  die  Regierung  um  eine  neue  Regelung  des  Gemeindesteuer- 
systems nach  folgenden  Grundsätzen  zu  ersuchen: 

1.  In  erster  Linie  muss  der  Ertrag  des  Gemeindevermögens  zur  Be- 
streitung der  Gemeindebedürfnisse  verwendet  werden  und  es  bleibt  Art.  76  der 
Gemeindeordnung,  welcher  den  Grundsatz  aufstellt,  dass  eine  Umlage  nur  statt- 
finden darf,  wenn  der  Ertrag  des  Gemeindevermögens  zur  Bestreitung  der  ihm 
obliegenden  Ausgaben  nicht  zureicht,  unverändert. 

2.  Von  dem  Gemeindevermögen,  dessen  Ertrag  zur  Bestreitung  der  Ge- 
meindebedürfnisse in  erster  Linie  zu  verwenden  ist,  muss  jedoch  das  s.  g.  im 
Nutzungsrecht  der  Ortsbürger  befindliche  Allmendgut  ausgeschlossen  bleiben. 

3.  Alle  übrigen  Gemeindebedürfnisse,  die  nicht  aus  dem  in  die  Gemeinde- 
kasse fliessenden  Ertrag  des  Gemeindevermögens  gedeckt  werden  können,  sind 
durch  die  Umlagen  aufzubringen  und  diese  sind  nach  dem  Steuerfuss  auszu- 
schlagen auf  alle  innerhalb  der  Gemarkung  vorhandenen  Steuerkapitalien,  ohne 
Unterschied  zwischen  Ortsbürger,  Gemeindeeinwohner  und  Ausmärker.    Es  haben 
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demnach  zu  kontribuieren  alle  Ortsbürger  und  Gemeindeeinwohner  nach  ihrem 
Personal-,  Grund-  und  Gewerbsteuer  kapital,  soweit  die  Steuerobjekte,  die  Woh- 
nung, der  Grundbesitz  und  das  Gewerbe  innerhalb  der  Gemarkung  sich  befindet; 
der  Ausmärker  nach  dem  Grundsteuerkapital  seines  in  der  Gemarkung  gelegenen 
Besitztums  ^). 

Unterm  28.  Juni  1872  legte  die  Regierung  der  zweiten  Kammer  den  Ent- 
wurf eines  Gesetzes,  die  Gemeindeausgaben  betreffend,  vor,  welcher  das  Klassen- 
system vollständig  beseitigte.  Nach  den  Motiven  bestimmten  hierzu  folgende 
Erwägungen  ^) : 

„Seit  dem  Erlass  der  Gemeindeordnung,  welche  das  ßeitragsverhältnis  der 
Forensen  zu  den  Gemeindeausgaben  den  Ortseinwohnern  gegenüber  im  allge- 
meinen richtig  fixierte,  hat  sich  dieses  Verhältnis  sehr  wesentlich  geändert. 
Eine  Vergleichung  der  Steuerkapitalien  (Personal ,  Gewerbe-  und  Grundsteuer- 
kapitalien) ergibt,  dass  sieh  dieselben  in  ganz  verschiedenen  Verhältnissen 
seither  erhöht  haben,  dass  namentlich  bei  den  Personal-  und  Gewerbsteuer- 
kapitalien eine  sehr  bedeutende  Vermehrung  eingetreten,  während  die  Erhöhung 
der  Grundsteuerkapitalien  ohne  Belang  ist.  Nach  den  statistischen  Mitteilungen 
der  Zentralstelle  für  Landesstatistik  von  1864  (Nr.  20,  S.  48  ff.)  haben  sich 
nämlich  vom  Jahre  1835  bis  zum  Jahre  1864  erhöht  im  ganzen: 

1.  die  Personalsteuerkapitalien  um  23,9  Prozent  (in  Starkenburg  26,1  Pro- 
zent, Oberhessen  11,9  Prozent,  Rheinhessen  33,4  Prozent), 

2.  die  Gewerbsteuerkapitalien  um  97,5  Prozent  (in  Starkenburg  182,8  Pro- 
zent, Oberhessen  65,5  Prozent,  Rheinhessen  104,8  Prozent), 

3.  die  Grundsteuerkapitalien  um  6,2  Prozent  (in  Starkenburg  7,4  Prozent, 
Oberhessen  2,8  Prozent,  Rheinhessen  8,6  Prozent). 

Durch  diese  Erhöhung  der  unter  1  und  2  genannten  Steuerkapitalien, 
gegenüber  der  unbedeutenden  Vermehrung  der  Grundsteuerkapitalien,  sind  letztere 
selbstverständlich  in  Bezug  auf  die  Beiträge  zu  den  Gemeindeumlagen  entlastet 
worden  und  diese  Entlastung  kam  den  Ausmärkern  um  so  mehr  zu  statten,  als 
die  Vermehrung  der  Grundsteuer  hauptsächlich  in  der  Erhöhung  der  die 
Forensen  als  solche  kaum  berührenden  Gebäudesteuer  ihren  Grund  hat. 

In  diesen  Verhältnissen  dürfte  die  Hauptursache  der  seit  Jahrzehnten 
hervortretenden  Mehrbelastung  der  Einwohner  gegenüber  den  Forensen  zu 
suchen  sein.  Dieselbe  wird  aber  für  die  Folge  in  noch  weit  stärkerem  Masse 
fühlbar  werden,  nachdem  durch  das  Gesetz  vom  26.  März  1872  an  Stelle  der 
Personalsteuerkapitalien  die  Einkommensteuerkapitalien  als  Repartitionsnorm  bei 
den  Gemeindeumlagen  getreten  sind  (s.  unten),  denn  die  Summe  der  hierbei 
in  Betracht  kommenden  halben  Einkommensteuerkapitalien  übersteigt  nicht  nur 
bereits  die  Summe  der  früheren  Personal steuerkapitalien,  sondern  es  steht  auch 
zu  erwarten ,  dass  das  Verhältnis  der  (halben)  Einkommensteuerkapitalien  zu 
den  (Gewerb-  und)  Grundsteuerkapitalien  sich  in  Zukunft  noch  wesentlich  zu 
Gunsten  der  letzteren  ändern  wird,  weil  die  Einkommensteuerkapitalien,  die 
sich   nach   dem  wirklichen  Geldbetrag  des  Einkommens  bemessen,   infolge  der 


')  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  LandstÄnde,  XIX.  Landtag.   Beil.  Nr.  252,  S.  14,  15. 
Prot.  Nr.  62,  S.  2—46. 

2)  Vgl.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Landstände  (1869/71, 1872),  Beil.  Nr.  621, 622-623. 
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neuerdings  mit  dem  Sinken  des  Geldwertes  eingetretenen  Steigerung  des  Ar- 
beitsverdienstes voraussichtlich  noch  beträchtlich  wachsen  werden,  während  die 
Grund-  (und  Gewerb-)  Steuerkapitalien  von  dem  steigenden  Geldertrag  des 
Grundbesitzes  (und  des  Gewerbebetriebes)  nicht  berührt  werden. 

Haben  sich  aber  die  Steuerkapitalien  der  Ortseinwohner  im  Verhältnis 
zu  dem  Grundsteuerkapital  der  Ausmärker  gegen  früher  zum  Nachteil  der  erster en 
sehr  wesentlich  geändert,  und  steht  eine  Steigerung  dieses  Missverhältnisses 
in  sicherer  Aussicht,  so  dürfte  infolge  der  Verschmelzung  der  Klassen  der  Ge- 
meindeausgaben und  der  dadurch  bedingten  Zuziehung  der  Forensen  zu  Be- 
dürfnissen, zu  welchen  sie  bisher  nicht  kontribuirten,  im  ganzen  eine  Benach- 
teiligung der  Ausmärker  gegenüber  ihrer  ursprünglichen  Beitragspflicht  um  so 
weniger  eintreten,  als  dann  auch  das  Gemeindevermögen  zur  Bestreitung  der 
Ausgaben  3.  Klasse  verpflichtet  erscheint,  was  die  Forensen  in  vielen  Fällen 
nicht  unwesentlich  gegen  früher  erleichtern  wird.  Derm  in  einer  grossen  Anzahl 
von  Gemeinden  werden  Umlagen  2.  Klasse  nicht  erhoben;  im  Jahr  1871  waren 
es  deren  470,  und  nicht  wenige  dieser  Gemeinden  werden  in  der  Lage  sein, 
auch  die  Bedürfnisse  3.  Klasse,  wenigstens  teilweise,  aus  den  Gemeindeeinkünften 
zu  decken,  die  bisher,  bei  dem  Mangel  einer  gesetzlichen  Verbindlichkeit,  dazu 
gerade  dann,  wenn  das  Steuerkapital  der  Ausmärker  von  Belang  war,  regel- 
mässig nicht  verwendet  worden  sind. 

Dazu  kommt,  dass  die  Umlagen  2.  Klasse  überhaupt  nicht  von  grosser 
Bedeutung  sind,  nachdem  das  Gesetz  vom  3.  Mai  1858  einen  beträchtlichen 
Teil  der  Bedürfnisse  dieser  Klasse  in  die  3.  Klasse  verwiesen  hat.  Die  Um- 
lagen 2.  Klasse  betrugen  nämlich  im  Jahre  1871  nur  etwa  20  Prozent  der  von 
sämmtlichen  Gemeinden  erhobenen  Umlagen  2.  und  3.  Klasse,  wie  derm  auch 
das  Grundsteuerkapital  der  Forensen  von  dem  gesamten  (Kommunal-)  Steuerkapital 
aller  Gemeinden  nur  circa  7,8  Prozent  und  von  den  Grundsteuerkapitalien  der 
Ortseinwohner  nur  13,7  Prozent  ausmacht. 

Es  dürfte  aber  weiter  nicht  unberücksichtigt  zu  lassen  sein,  dass,  selbst 
wenn  die  Klasseneinteilung  bestehen  bleiben  sollte,  doch  die  neueste  Gesetz- 
gebung über  den  Unterstützungswohnsitz  nicht  ohne  Grund  für  die  Notwendig- 
keit der  Ueberweisung  einer  der  bedeutendsten  Ausgaben  zweiter  Klasse  (für 
Hilfsbedürftige)  in  die  dritte  Klasse  angeführt  werden  könnte.  Endlich  möchte 
die  Analogie  des  Kreiskassengesetzes  vom  18.  März  1870  der  vorgeschlagenen 
Massregel  zur  Seite  stehen,  indem  nach  Art.  3  desselben  die  Bedürfnisse  der 
Kreiskasse  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  den  Vorteil  der  Kreisbewohner  aus- 
schliesslich oder  auch  denjenigen  der  im  Kreise  nur  Begüterten  bezwecken,  auf 
das  Gesamt-  (Kommunal-)  Steuerkapital  der  Gemeinden  des  Kreises  ausgeschlagen 
werden." 

Der  Gesetzentwurf  fand  die  Zustimmung  beider  Kammern  und  wurde 
als  Gesetz  vom  22.  November  1872,  die  Gemeindeausgaben  be- 
treffend publiziert.  Art.  1  spricht  den  allgemeinen  Grundsatz  aus,  dass  das 
durch  die  Gemeindeordnung  von  1821  eingeführte  und  durch  das  Gesetz  vom 
3.  Mai  1858  modifizierte  Klasseneystem  der  Gemeindeausgaben  fortan  keine 
Geltung  mehr  hat.  Art.  2  enthält  den  Satz:  Der  Ertrag  des  Gemeiudever- 
mögens  ist  zunächst  zur  Bestreitung  der  Gemeindebedürfnisse  bestimmt  und  zu 
verwenden.  Hiermit  ist  die  Beschränkung  des  Art.  90-  der  Gemeindeordnung  und 
Finanzarchiv.    IV.  Jahrg.  1081  33 
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Art.  6  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1858,  wonach  die  Ausgaben  3.  Klasse  durch  Um- 
lagen auch  bei  Sufficienz  der  Gemeindekasse  aufzubringen  waren,  beseitigt.  Der 
Allmendgenuss  verbleibt  jedoch  ungeschmälert  mit  den  darauf  haftenden  Lasten 
(wie  Holzmacherlohn  für  Losholz,  Geldauflagen  für  Genuss  von  Grundeigen- 
tum) in  der  hergebrachten  Weise  den  Ortsbürgern.  Eine  Ausdehnung  der 
Nutzungsrechte  darf  zum  Nachteil  der  Steuerpflichtigen  nicht  stattfinden,  ebenso 
sind  Geldverteilungen  aus  dem  Gemeindevermögen  oder  dessen  Ertrag  in  Um- 
lagen erhebenden  Gemeinden  untersagt.  Nach  Art.  3  sind  die  Gemeinde- 
ausgaben in  Bezug  auf  deren  Aufbringung  durch  Umlagen  gleichgestellt,  indem 
das  halbe  Einkommensteuerkapital  der  in  der  Gemeinde  wirklich  Wohnenden, 
sowie  deren  Grund-  und  Gewerbsteuerkapital  in  der  Wohnsitzgemeinde,  und 
das  Grundsteuerkapital  und  Gewerbsteuerkapital  der  in  der  Gemarkung  nur 
Begüterten,  soweit  diese  Steuerkapitalien  auf  ihren  in  der  Gemarkung  gelegenen 
Immobilien  und  Gewerbsanlagen  ruhen  —  also  jedes  innerhalb  der  Gemeinde 
befindliche  steuerbare  Vermögen  —  zu  allen  Gemeindebedürfnissen  gleichmässig 
herangezogen  werden.  Die  auf  privatrechtlichen  Titeln  beruhenden  Verpflich- 
tungen zur  Bestreitung  von  Ausgaben,  welche  der  Gemeinde  zum  Vorteil  ge- 
reichen oder  zur  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Gemeindeanstalten  bleiben 
unverändert  bestehen  (Art.  4).  Das  Prinzip  der  gleichmässigen  Verteilung  der 
Gemeindebedürfnisse  auf  alle  Steuerobjekte  erleidet  nach  Art.  5  einige  Aus- 
nahmen und  zwar: 

1.  In  Fällen,  in  denen  Ausgaben  nicht  für  eigentliche  Gemeindebedürf- 
nisse zu  machen  sind,  sondern  nur  einem  Teil  der  Einwohner,  oder  einer  be- 
stimmten Klasse  derselben  zum  Vorteil  gereichen  und  lediglich  in  deren  Sonder- 
interesse aufgewendet  werden.  Derartige  Aufwendungen  sind  nicht  nach  dem 
gewöhnlichen  Steuerfüsse,  sondern  nach  einer  den  besonderen  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Norm  auf  bestimmte  Klassen  der  Einwohner  oder  bestimmte  Steuer- 
objekte auszuschlagen.  Hierher  gehören  die  Kosten  der  Grundbücher,  der 
Parzellenvermessungen,  der  Konsolidationen,  des  Faselviehs,  der  Hirtenlohn, 
Wiesenverbesserungs-  und  Bachregulierungskosten  u.  dergl.,  die  zum  grossen 
Teil  schon  nach  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  die  Interessenten,  bezw.  das 
Grundsteuerkapital  der  beteiligten  Grundbesitzer  auszuschlagen  sind.  Unter 
Umständen,  z.  B.  wegen  Unerheblichkeit,  kann  es  angemessener  sein,  dergleichen 
Kosten,  ohne  Ausschlag,  auf  die  Gemeindekasse  zu  übernehmen,  wie  es  vielfach 
in  Gemeinden  herkömmlich  war,  weshalb  das  Gesetz  dem  Gemeinderat  gestattet, 
dies  in  den  geeigneten  Fällen  zu  beschliessen  ^). 

2.  In  den  beiden  rechtsrheinischen  Provinzen  sind  Zinsen  und  Kapital- 
rückzahlungen der  sogenannten  älteren  Kriegsschulden  (d.  h.  der  vor  dem  1. 
Januar  1807,  —  in  den  neu  erworbenen  Landesteilen  vor  dem  1.  Juli  1816  in- 
soweit bis  dahin  noch  Steuerfreiheiten  bestanden  —  kontrahierten) ''')  auf  das  ge- 


1)  Vgl.  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  im  Grossherzogtum  Hessen,  von 
Dr.  W.  Zeller,  Gr.  hess.  Regierungsrat,  Bd.  I,  S.  95,  359. 

2)  Die  Aufhebung  der  Steuerfreiheiten  der  Standesherren,  Kirchen  u.  s.  w.  erfolgte  in 
Hessen  durch  Verordnung  vom  1.  Oktober  1806.  Vgl.  Eigenbrodt,  Handbuch  der  Ver- 
ordnungen, Bd.  H,  S.  72;  Baur,  Handbuch  des  direkten  Steuerwesens,  Bd.  I,  S.  15,  17,  32, 
33,  45—49.  Durch  Ministerialbekanntmachung  vom  10.  Juli  1815  und  §  4  der  Verordnung  vom 
25.  Juni  181«  wurde  für-  die  älteren  Kriegsschulden  jene  Ausschlagsnorm  vorgeschrieben  und 
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samte  Kommunalsteuerkapital,  mit  Ausnahme  der  vor  Aufhebung  der  Steuerfrei- 
heit steuerfrei  gewesenen  Objekte  der  Einwohner  und  Forensen  auszuschlagen. 

3.  Die  Kosten  für  Kirche,  Pfarrhaus  und  Gottesdienst  sind,  insoweit  sie 
nicht  aus  Kirchenfonds  gedeckt  werden,  oder  dritte,  oder  die  Gemeinde  nicht 
vermöge  einer  privatrechtlichen  Verbindlichkeit  zu  deren  Bestreitung  verpflichtet 
sind,  auf  das  gesamte  Kommunalsteuer  kapital  der  Mitglieder  der  Kirchengemeinde 
innerhalb  des  Kirchspiels  in  dem  Falle  umzulegen,  wenn  sie  nicht  neben  den 
übrigen  Gemeindeausgaben  inkl.  der  älteren  Kriegsschulden,  aus  den  Gemeinde- 
einkünften gedeckt  werden  können. 

4.  In  Gemeinden  gemischter  Konfession  sind  die  wegen  fehlender  kirch- 
licher Mittel  etwa  notwendig  werdenden  Ausschläge  für  solche  Schulen,  welche 
neben  den  bestehenden  öffentlichen  Schulen  für  einzelne  Konfessionen  auf  deren 
Kosten  errichtet  sind,  ohne  dass  die  Schule  nach  Höhe  der  Gesamtkind  erzähl 
und  nach  der  Zahl  der  Schulkinder  der  betreffenden  Konfession  ein  Bedürfnis 
gewesen,  auf  die  Mitglieder  der  Konfessionsgemeinde  auszuschlagen.  Der  Ge- 
meinderat kann  jedoch  diese  Kosten  auf  die  Gemeindekasse  übernehmen  und 
dui'ch  allgemeine  Umlage  aufbringen. 

5.  Wenn  etwa  in  Ortsstatuten  besondere  Normen  für  die  Aufbringung 
bestimmter  Gemeindeausgaben  festgesetzt  sind,  z.  ß.  nach  dem  Reichsgesetz 
vom  25.  Juni  1868  über  die  Quartierleistung  für  die  bewaffnete  Macht  im  Frieden 
(§  7),  erfolgt  die  Erhebung  nach  jenen  Normen. 

Die  Eigentümer  bezw.  Bewohner  derjenigen  besonderen  Gemarkungen,  in 
welchen  sich  keine  Gemeinden  befinden  und  welche  rücksichtlich  der  polizei- 
lichen Aufsicht  der  Gemarkung  einer  Gemeinde  zugeteilt  sind,  können  von  dieser 
zu  keinen  anderen  Kommunalsteuem  zugezogen  werden,  als  zu  denjenigen,  welche 
der  denselben  durch  die  polizeiliche  Aufsicht  zu  teil  werdende  Schutz  veranlasst 
und  zu  den  Kosten  der  Gemeindeanstalten  und  -Einrichtungen,  an  welchen  sie 
teilnehmen  (Art.  6)  ^). 

Ein  weiteres  Gesetz  vom  22.  November  1872  über  die  Mitwirkung 
der  Forensen  bei  Festsetzung  des  Gemeindevoranschlages  räumte 
den  Ausmärkern  wegen  der  Heranziehung  zu  den  Gemeindelasten  eine  Ver- 
tretung im  Gemeindevorstand  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  bei  Feststellung 
der  finanziellen  Lasten  ein.  Um  einer  allzuhohen  Belastung  entgegenzuwirken, 
steht  ihnen  das  Recht  zu,  durch  einen  gewählten  Vertreter  bei  Gemeinderats- 
beschlüssen mitzustimmen,  wenn  sich  diese  beziehen  auf: 

a.  die  Festsetzung  des  Gemeindevoranschlages,  sofern  darin  eine  Umlage 
unter  Beitrags pflicht  der  Forensen  beantragt  werden  soll; 


diese  durch  Art.  91  der  G.O.  von  1821  aufrecht  erhalten.  Es  lag  kein  Grund  vor,  hier  eine  Aen- 
derung  eintreten  zu  lassen,  nachdem  der  grösste  Teil  der  älteren  Kriegsschulden  abgetragen  ist, 
1)  Der  Artikel  6  wurde  durch  einen  früheren  Antrag  auf  Erlass  eines  Gesetzes,  welches 
die  Beitragspflicht  der  Eigentümer  und  Bewohner  besonderer  Gemarkungen  zu  den  Kosten  der 
Bürgermeisterei  und  LokalpoUzeiverwaltung  der  Gemeinde,  welcher  sie  in  administrativer  und 
polizeilicher  Hinsicht  zugeteilt  sind,  regelt  —  veranlasst.  Vgl.  Prot,  des  XVn.  Landtags, 
Bd.  Vn,  Prot.  44,  S.  62.  Beil.  23  zum  5.  Prot,  vom  8.  Dezember  1865.  Der  Ausschussbericht 
(XX.  Landtag,  Beil.  Bd.  X,  Nr.  641  zum  125.  Protokoll)  ging  weiter  als  der  Gesetz- 
entwurf und  dehnte  die  Beitragspflicht  auf  Kosten  der  Anstalten  und  Einrichtungen  der  Ge^ 
meinden  aus,  an  welchen  die  Eigentümer  bezw.  Bewohner  jener  Gemarkungen  teilnehmen 
(z.  B.  Schulen).  .,  ,  _    . 
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b.  die  Erhebung  einer  nachträglichen  Umlage; 

c.  die  Aufnahme  eines  die  Schuldenlast  der  Gemeinde  erhöhenden 
Anlehens ; 

d.  die  Prüfung  der  Verwaltungsrechenschaft  des  Bürgermeisters,  bezw. 
der  Gemeinderechnung,  vorausgesetzt,  dass  in  dem  betreffenden  Wirtschaftsjahr 
Umlagen,  zu  welchen  die  Porensen  beitrugen,  erhoben  wurden,  oder  die 
Schulden  der  Gemeinde  erhöhende  Kapitalaufnahmen  stattfanden. 

Aktiv  persönlich  wahlfähig  sind  alle  25jährigen  deutschen,  in  Besitz  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  befindlichen  Forensen,  bei  welchen  nicht  ein  Umstand 
vorliegt,  welcher  die  Ausübung  des  Staatsbürgerrechtes  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  hindert.  Nur  durch  Stellvertreter  können  solche  Forensen  wählen 
lassen,  welche  Aktiengesellschaften,  Gemeinden  oder  sonstige  juristische  Per- 
sonen, ferner  alle  unter  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehende  Personen,  Frauen, 
Ausländer,  Forensen  unter  25  Jahren.  Die  Stellvertreter  müssen  die  zur  per- 
sönlichen Teilnahme  an  Gemeinderats-  und  Forensenwahlen  erforderlichen  Eigen- 
schaften besitzen.  Wählbar  ist  jeder  zur  persönlichen  Teilnahme  an  der  Wahl 
Berechtigte,  sofern  er  nicht  infolge  Verurteilung  zur  Bekleidung  öffentlicher 
Aemter  unfähig  und  jeder  zum  Gemeinderat  wählbare  Ortseinwohner  (Anleitung 
zur  Wahl  der  Forensen  vom  26.  November  1872)  ^). 

Inzwischen  war  im  Jahre  1869  infolge  der  Einführung  der  staat- 
lichen Einkommensteuer  (Gesetz  vom  21.  Juni  1869)  an  Stelle  der 
nach  dem  Mietwerte  der  Wohnungen  fixierten  Personalste uer^)  an  Re- 
gierung und  Stände  die  Frage  hef angetreten ,  ob  hinfort  der  Grundsatz,  dass 
die  Kommunalsteuer  nach  denselben  Repartitionsnormen  (Steuerkapitalien)  wie 
die  Staatssteuern  ausgeschlagen  werden,  aufrecht  erhalten  oder  verlassen  werden 
solle.  Die  Regierung  legte  dem  Landtag  einen  Gesetzesentwurf  vor,  welcher 
diese  Frage  bejahte,  aber  für  die  Zuziehung  der  an  Stelle  der  Personalsteuer- 
kapitalien tretenden  Einkommensteuerkapitalien  den  Betrag  von  1000  fl.  als 
Maximum  des  einem  Steuerpflichtigen  in  Ansatz  kommenden  Einkommensteuer- 
kapitales festsetzte.  Die  Gründe  für  diese  Bestimmung  gipfelten  hauptsächlich 
in  dem  Satze,  dass  nach  dem  allgemeinen  Grundprinzipe  der  Gemeindeordnung 
(Art.  78),  wonach  die  in  einer  Gemeinde  Wohnenden  oder  Begüterten  zu  den 
Gemeindebedürfoissen  und  dadurch  veranlassten  Steuerausschlägen  nur  insofern 
beizutragen  haben,  als  sie  von  den  Zwecken  der  Ausschläge  Vorteil  geniessen, 
eine  Zuziehung  mit  dem  gesamten  Einkommensteuerkapital  ungerecht  sei,  weil 
die  Vorteile,  welche  für  die  Steuerpflichtigen  in  ihren  persönlichen  Beziehungen 
aus  den  kommunalen  Einrichtungen  entstehen,  nicht  nach  der  Höhe  des  Ge- 
samteinkommens wachsen,  vielmehr  hierfür  der  Massstab  des  Wohnungsauf- 
wandes sich  viel  besser  eigne.  Ueber  den  Gesetzentwurf  fanden  weitläufige 
und  wiederholte  Berathungen  statt,  aus  welchen  schliesslich  das  Gesetz  vom 
26.   März   1870.  hervorging,    welches  die  proponierte  Beschränkimg  der  Zu- 


1)  Gesetzentwurf  und  Motive  in  Beil.  624,  625,  626  zum  125.  Protokoll  der  2.  EÄtnmer 
(1872),  Aosschussbericht  in  Beilage  Nr.  641  zum  125.  Protokoll,  S.  16—24.  üeber  die  Anträge 
auf  Aufhebung  oder  Revision  des  Gesetzes  s.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  (XXI.  Landtag 
1873)75),  Prot.  Bd.  I,  Nr.  10,  Beil,  Bd.  I,  S.  1,  Ausschussbericht  Bd.  IV,  Nr.  57,  Beil.  Bd.  IH, 
Nr.  316,  XXTT.  Landtag,  Prot.  Bd.  IV,  Nt;  39,  4«,  47. 

2)  Vgl.  Finanzarchiv  (1885),  n.  Jahrg.,  S.  251  «.,  S.  382  ff. 
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Ziehung  der  Einkommensteaerkapitalien  bis  zu  einem  bestimmten  Maximum 
fallen  Hess,  dagegen  allgemein  verordnete,  dass  an  Stelle  der  Personalsteuer- 
kapitalien die  Einkommensteuerkapitalien  nur  mit  der  Hälfte  ihres  Betrages 
zu  den  Gemeindeumlagen  zuzuziehen  seien.  Die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  war 
jedoch  in  Art,  3  auf  die  Dauer  der  Jahre  1870  und  1871  beschränkt  worden, 
weil  es  zweckmässig  erschien  über  die  Wirkungen,  welche  der  Benutzung  der 
Einkommensteuerkapitalien  als  Repartitionsnorm  bei  den  Gemeindeumlagen 
haben  würde,  erst  Erfahrungen  zu  sammeln,  ehe  zur  definitiven 
Regelung  geschritten  würde  ^).  Die  Regierung  Hess  demgemäss  durch 
die  lokalen  Steuerbehörden  nicht  nur  Uebersichten  über  das  Verhältnis  der 
Einkommensteuerkapitalien  der  einzelnen  Gemeinden  zu  deren  früheren  Personal- 
steuerkapitalien, sondern  auch  Auszüge  aus  den  Hebregistem  für  mehrere  Ge- 
meinden eines  jeden  staatlichen  Steuerbezirkes*  in  der  Weise  aufstellen,  dass 
darin  die  Beiträge  der  Steuerpflichtigen  nach  drei  Richtungen,  nämlich  unter 
Zugrundelegung  der  Personalsteuerkapitalien  von  1869,  der  ganzen  und  der 
halben  Einkommensteuerkapitalien  von  1871,  neben  den  Grund-  und  Gewerb- 
steuerkapitalien berechnet  worden  sind.  Zum  Zwecke  der  Sammlung  dieses 
Materiales  war  zunächst  das  Verhältnis  der  früheren  Personalsteuerkapitalien 
der  einzelnen  Gemeinden  zu  deren  Einkommensteuerkapitalien  im  Durchschnitt 
zu  ermitteln,  somit  eine  Uebersicht  der  Personalsteuerkapitalien  für  1869  und 
der  Einkommensteuerkapitalien  für  1871  nach  Gemeinden,  mit  Angabe  der  Zahl 
der  Steuerpflichtigen  in  bezug  auf  beide,  und  Berechnung  des  vielfachen  des 
Einkommensteuerkapitals  jeder  Gemeinde  im  Verhältnis  zu  derem  früheren  Per- 
sonalsteuerkapital aufzustellen.  Mit  Rücksicht  auf  die  in  Aussicht  genommene 
Verschmelzung  der  2.  und  3.  Klasse  der  Gemeindeausgaben  erschien  es  zweck- 
mässig in  die  Uebersicht  auch  die  Gewerb-  und  Grundsteuerkapitalien  jeder 
Gemeinde,  die  letzteren  unter  Ausscheidung  und  besonderer  Aufführung  der- 
jenigen der  Ausmärker  aufzunehmen,  um  beurteilen  zu  können,  wie  die  Zu- 
ziehung der  Einkommensteuerkapitalien  zu  den  Gemeindeumlagen  auf  die 
Beitragspflicht  der  Forensen  wirkt.  Um  sodann  die  Wirkung  dieser  Zuziehung 
auf  die  einzelnen  Steuerpflichtigen  einer  Gemeinde  übersehen  zu  können,  wurden 
förmliche  Hebregister  tür  einzelne  Gemeinden  unter  Zugrundelegung  der  1871er 
Umlagen  aufgestellt  und  hierin  die  Beiträge  der  Steuerpflichtigen  getrennt  nach 
den  einzelnen  Steuerarten  berechnet^). 

Aus  jenen  Uebersichten  sind  nachstehend  die  Grösse  der  Personalsteuer- 
kapitalien des  Jahres  1869  und  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  des 
Jahres  1871  aus  allen  Steuerkommissariaten  mitgeteilt. 


>)  Vgl.  Verhandlungan  der  2.  Kammer  der  Landstände,  XX.  Landtag,  BeU.  Nr.  287, 
288,  289  (Gesetzesvorlage  und  Motive),  Beil.  293,  327,  343  und  352  (4.  Ausschussberichte). 

2)  Vgl.  Beil.  569  zum  105.  Prot.  (Beil.  Bd.  IX),  Beil.  596  zum  Prot,  vom  5,  März  1872 
<BeU,  Bd.  X). 
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Hauptübersicht 

der  Personalsteuerkapitalien  für  das  Jahr  1869,  sowie  der  Einkommen-,  Gewerbe- 

und  Grundsteuerkapitalien  für  das  Jahr  1874  für  die  Provinzen 

und  das  Grossherzogtum. 


Steuerkommissariat. 

Personalsteuer- 
kapitalien 
des  Jahres 
1869. 

fl. 

Ganze 
Einkommen- 
steuer- 
kapitalien 
des  Jahres 
1871. 

fl. 

Beerfelden 

43,860 

350,220 
78,950 
60,910 

107,460 
96,990 
45,980 
62,190 
51,780 

185,040 
64,050 

112,820 

91  465 

Darmstadt 

Dieburg ^ 

Fürth 

156,540 
103,565 
213,170 
195,335 

Gross-Gerau 

Heppenheim 

Höchst 

Langen  

118,925 
126  130 

Michelstadt 

Offenbach 

470  855 

Seligenstadt 

Zwingenberg 

130,300 
233  365 

Summe 

1,260,250 

2,918,660 

Alsfeld 

71,500 
64,340 
64,070 
159,330 
127,790 
59,060 
38,870 
85,950 
64,300 
71,340 
19,860 
41,690 

145,165 
138,755 

Büdingen 

Butzbach 

131,435 
363,585 

Friedberg 

291,690 

Grünberg    

110,625 

72,790 

Hungen  

181,325 

114,945 

Nidda 

124,260 
41,870 

Schotten 

64,365 

868,100 

1,780,810 

Alzey 

89,360 

130,590 

508,270 

73,570 

94,660 

84,200 

79,610 

141,970 

214,805 

Bingen 

317,630 

1,140,850 
169,470 
206,805 

Ober-Ingelheim 

Osthofen 

209,895 

Wörrstadt 

160,600 

Worms 

449,940 

1,202,230 

2,869,995  ') 

Auf  Grund  des  vorliegenden  Materiales  führte  die  Regierung  für  die  Bei- 
behaltung des  Systems  der  Zuziehung  der  halben  Einkommensteuerkapitalien 
zu  den  Gemeindeumlagen  hauptsächlich  folgende  Gründe  an: 

1)  Vgl.  Verhandlungen  der  2.  Kammer,  XX.  Landtag,  Beil.  Bd.  X,  Beil.  Nr.  596,  S.  6  u.  7. 
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1.  Da  die  Einkommensteuerkapitalien  die  früheren  Personalsteuerkapita- 
lien in  fast  allen  Gemeinden  mehr  oder  weniger  übersteigen,  so  werden  durch 
Zuziehung  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  die  Grund-  und  Gewerbsteuer- 
kapitalien wesentlich  erleichtert,  und  zwar  ist  diese  Erleichterung  eine  so  be- 
deutende, dass  dadurch  das  Verhältnis  der  Belastung  der  durch  den  Gemeinde- 
verband gewährten  persönlichen  Vorteile  gegenüber  dem,  dem  Grundbesitz  und 
Gewerbsbetrieb  aus  den  kommunalen  Einrichtungen  und  Verwendungen  er- 
wachsenden Nutzen  in  einem  Mass  sich  ändern  würde,  welches  nicht  wohl  als 
zulässig  wird  betrachtet  werden  können;  in  manchen  Gemeinden  würde  der 
Fall  eintreten,  dass  ein  Steuerpflichtiger  wohl  V»  bis  Vio  der  ganzen  Kommunal- 
eteuer  seines  Wohnortes  zu  entrichten  hätte. 

2.  Die  Anwendung  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  hat  sich 
namentlich  in  bezug  auf  die  Steuerpflichtigen  der  unteren  Klassen  von  sehr 
günstiger  Wirkung  'gezeigt.  Bei  der  1.  und  2.  Klasse  der  Einkommensteuer- 
pflichtigen (mit  einem  Steuerkapital  von  5  bezw.  10  und  15  fl.)  ist  dies  an  sich 
klar,  weil  die  Hälfte  ihres  Einkommensteuerkapitals  ihr  früheres  Personalsteuer- 
kapital, welches  mindestens  10  fl.  betrug,  nicht  erreicht;  und  auch  die  zur 
3.  Klasse  der  Einkommensteuerpflichtigen  Gehörigen  (mit  20  fl.  Steuerkapital) 
werden  zumeist  Vorteile  haben,  da  in  vielen  Gemeinden  die  halben  Einkommen- 
steuerkapitalien das  frühere  Personalsteuerkapital  übersteigen,  wodurch  die 
Herabsetzung  des  Ausschlagskoeffizienten  bedingt  ist.  Diese  drei  Klassen  um- 
fassen aber  mehr  als  70  Prozent  aller  Einkommensteuerpflichtigen  und  es  dürfte 
sich  nicht  empfehlen,  diesen  grössten  Teil  der  Steuerpflichtigen  unbeträchtlich 
höher  als  seither  für  Kommunalzwecke  zu  belasten,  was  offenbar  durch  Heran- 
ziehung ihres  ganzen  Einkommensteuerkapitales  geschehen  würde.  Gleichzeitig 
erklärte  die  Regierung,  sie  halte  die  von  dem  Handelsverein  Darmstadt  in  einer 
Adresse  an  die  Landstände  angeregte  Herbeiziehung  der  Aktiengesellschaften 
zu  den  Kommunallasten  für  ungerechtfertigt,  weil  dies  eine  Ausnahme  von  dem 
seither  befolgten  zweckmässigen  Grundsatz  der  Uebereinstimmung  der  Repar- 
titionsnormen  für  die  direkten  Staatssteuem  und  für  die  Gemeindeumlagen  be- 
gründe, weil  ferner  die  dafür  geltend  gemachte  Erwägung,  es  sei  gerecht,  das 
Einkommen  da  zu  versteuern  wo  es  gewonnen  werde,  bezw.  an  den  Haupt- 
betriebsstellen, mit  dem  persönlichen  Charakter  der  Einkommensteuer  im  Wider- 
spruch stehe  und  weil  endlich  die  Zuziehung  der  Reineinnahmen  der  Aktien- 
gesellschaften zu  den  Kommunallasten  unter  Umständen  eine  doppelte  Belastung 
desselben  Einkommens  (der  Gesellschaft  als  solcher  und  der  dabei  beteiligten 
Personen,  in  deren  Einkommensteuerkapital  die  Vorteile  berücksichtigt  sind, 
welche  sie  aus  den  Einnahmen  der  Gesellschaft  beziehen)  zur  Folge  haben 
würde '). 

Hiergegen  machte  der  Ausschussbericht  geltend,  die  Einführung  der  Ein- 
kommensteuer unter  dem  Druck  vermehrter  Ausgaben  sei  um  deswillen  erfolgt, 
weil  man  den  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibenden  gegenüber  den  anderen 
Steuerpflichtigen  für  benachteiligt  und  übermässig  belastet  erkannte,  und  man 
deshalb  den  seither  begünstigten  Personalsteuerpflichtigen  in  einer  der  Gerech- 
tigkeit mehr  entsprechenden  Art  stärker   zuziehen  wollte.     Wenn  dies  für  die 


1)  Vgl.  Beil.  569,  1.  C.  S.  2,  3,  4,  Bejl.  596  1.  C.  S.  89. 

1087 


520  2eUer, 

Staatssteuer  zutreffend,  so  müsse  es  in  gleicher  Weise  für  die  Gemeindesteuer 
richtig  sein  und  zur  Aushilfe  sei,  da  die  Ausgaben  der  Gemeinden  weit  höher 
wie  die  staatlichen  gewachsen,  zu  den  gleichen  Mitteln  zu  greifen,  nämlich  in 
demselben  Verhältnis  wie  bei  der  Staatssteuer,  den  Grundbesitz  und  das  Ge- 
werbe zu  entlasten  und  das  Einkommen  zu  belasten.  Die  Ansicht  der  Re- 
gierung, dass  eine  höhere  Belastung  des  Grund-  und  Gewerbsteuerpflichtigen 
bei  der  Gemeindebesteuerung  deshalb  gerechtfertigt  erscheine,  weil  dem  Grund- 
besitz und  Gewerbbetrieb  aus  den  kommunalen  Einrichtungen  und  Verwendungen 
grösserer  Nutzen  erwachse  als  dem  Personalsteuerpflichtigen,  sei  nur  bei  den 
eigentlichen  Landgemeinden  und  auch  hier  nur  in  sehr  beschränktem  Masse 
richtig;  keinenfalls  könne  hieraus  ein  Grund  zur  Abweichung  von  der  allge- 
meinen Regel,  dass  zu  den  Bedürfnissen  des  Staates  und  der  Gemeinde  jeder 
mit  seiner  ganzen  Steuerkraft  beitragen  müsse,  hergeleitet  werden.  Auch  die 
Rücksicht  auf  die  Einkommensteuerpflichtigen  der  unteren  Klassen  könne  den 
Standpunkt  der  Regierung  nicht  rechtfertigen.  Nach  den  aufgestellten  Ueber- 
sichten  seien  jene  unteren  Klassen  schon  bei  Zuziehung  der  ganzen  Einkommen- 
steuerkapitalien nicht  unwesentlich  erleichtert,  weil  durch  das  Wachsen  der 
Gesamtsteuerkapitalien  der  Ausschlag  auf  den  Gulden  Normalsteuerkapital  sich 
erheblich  vermindere  und  weil  die  Pflichtigen  infolge  davon  weniger  zahlen, 
auch  wenn  ihr  ganzes  Einkommensteuerkapital  grösser  ist,  als  ihr  früheres 
Personalsteuerkapital.  Für  die  mittleren  Gewerbtreibenden  und  die  kleinen 
Landwirte  sei  die  Zuziehung  des  halben  Einkommensteuerkapitals  zu  den  Ge- 
meindeumlagen eine  absolute  Härte,  da  ihre  Steuerlast  im  ganzen  hierbei 
grösser  als  bei  Zuziehung  des  ganzen  Einkommensteuerkapitals.  Wirkliche 
Vorteile  von  der  Zuziehung  des  halben  Einkommensteuerkapitals  hätten  ausser 
den  von  Hand  zu  Mund  lebenden  Taglöhnern  nur  die  nicht  mit  Grundbesitz 
angesessenen  Beamten  und  Rentner,  Auch  für  die  Besteuerung  des  Einkommens 
der  Aktiengesellschaften  trat  der  Ausschuss  konform  mit  der  von  der  Kammer- 
majorität bei  Beratung  des  Einkommensteuergesetzes  ausgesprochenen  An- 
sicht ein^). 

Die  Regierung  beharrte  in  einer  weiteren  schriftlichen  Erklärung,  aus 
welcher  wir  nachstehendes  entnehmen,  auf  ihrem  Standpunkt:  Das  vom  Aus- 
schuss betonte  Prinzip,  was  für  die  Staatssteuer  gelte,  müsse  auch  für  die 
Kommunalsteuer  gelten,  sei  keineswegs  als  unbedingt  richtig  anzuerkennen. 
Wenn  es  auch  zweckmässig  erscheine,  die  Repartitionsnormen  der  direkten 
Staatssteuem  zugleich  für  die  Gemeindesteuern  zu  benutzen,  so  könnten  doch 
Gründe  für  einen  abweichenden  Modus  vorliegen,  und  wenn  es  richtig  sei, 
dass  die  Verwendungen  der  Gemeinden  in  höherem  Grade  den  örtlichen  Ein- 
kommenquellen, dem  Grund-,  Häuserbesitz  und  Gewerbbetrieb  vorzugsweise  zum 
Vorteil  gereichten,  als  dies  beim  Aufwand  des  Staates  der  Fall,  so  erscheine 
es  auch  gerechtfertigt,  die  Steuerkapitalien  der  persönlichen  Besteuerung  bei 
den  Gemeindeumlagen  in  geringerem  Masse  zuzuziehen,  als  bei  den  Staats- 
steuem. Zur  Zeit  der  Personalsteuer  sei  in  bezug  auf  die  Kommunalsteuer  nie- 
mals darüber  Beschwerde  geführt  worden,  dass  der  Grundbesitz  und  Gewerb- 
betrieb  gegenüber   der   persönlichen   Besteuerung   zu   stark  belastet  sei.    Die 


1)  Vgl.  BeU.  Bd.  X,  1.  c.  Beü,  Nr.  596,  S,  7— U, 
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Summe  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  überstiegen  aber  in  den  meisten 
Orten  die  Summe  der  früheren  Personalsteuerkapitalien,  und  es  stehe  zu  er- 
warten, dass  das  Verhältnis  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  zu  den 
Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien  sich  in  Zukunft  noch  wesentlich  zu  Gunsten 
der  letzteren  ändern  werde,  weil  die  nach  dem  wirklichen  Geldbetrag  des 
Einkommens  bemessenen  Einkommensteuerkapitalien  mit  Sinken  des  Geldwertes 
beträchtlich  wachsen  würden,  während  die  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien 
vom  steigenden  Geldertrag  des  Grundbesitzes  unberührt  blieben.  In  den  Land- 
gemeinden sei  es,  wie  auch  im  Ausschussbericht  bemerkt,  ziemlich  gleichgültig, 
ob  die  ganzen  oder  die  halben  Einkommensteuerkapitalien  zur  Anwendung 
kämen,  benachteiligt  seien  im  ersteren  Falle  hauptsächlich  nur  die  Taglöhner 
mit  keinem  oder  unbedeutendem  Grundbesitz  und  die  Beamten.  In  den 
grösseren  Städten  sei  gerade  durch  Einführung  der  Einkommensteuer  schon  bei 
Anwendung  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  das  Verhältnis  des  Beitrags 
zu  den  Kommunalumlagen  aus  der  Grund-  und  Gewerbsteuer  zu  dem  Beitrag  aus 
der  persönlichen  Besteuerung  wesentlich  günstiger  für  erstere  geworden  und 
werde  noch  in  fortschreitendem  Masse  der  Fall  sein.  Ausserdem  sei  noch  der 
Umstand  von  Bedeutung,  dass  ein  grosser  Teil  des  städtischen  Aufwandes  zur 
bedeutenden  Erleichterung  der  durch  die  direkten  Kommunalumlagen  vorzugs- 
weise Betroffenen,  mittelst  des  Octrois  gedeckt  werde.  Der  Hauptertrag  dieses 
Octrois  fliesse  aus  Abgaben  auf  Brot,  Fleisch  und  Brennmaterialien,  Abgaben, 
welche  der  Staat  nicht  erhebe  und  welche  den  geringen  und  Mittelmann  stärker 
belasteten,  als  die  Reichen,  Die  Arbeiter,  die  gegenwärtig  in  den  Städten  grössten- 
teils bei  dem  halben  Einkommensteuerkapital  doch  nicht  weniger  oder  noch 
mehr  zu  den  direkten  Kommunalsteuern  beitrügen,  als  zur  Zeit  der  Personal- 
steuer, müssten  ausserdem,  wenn  sie  Familie  besässen,  einen  noch  bedeuten- 
deren Beitrag  im  Octroi  leisten.  Man  trage  deshalb  gerechtes  Bedenken,  sie 
zu  Gunsten  der  grösseren  Gewerbtreibenden  und  der  Häuserbesitzer,  welche 
hauptsächlich  bei  Anwendung  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  gewännen, 
noch  stärker  zu  belasten.  Habe  man  aber  die  Kapitalisten  im  Auge,  so  werde 
es  sich  fragen,  ob  es  im  eigenen  Interesse  der  betreffenden  Gemeinde  gelegen, 
dieselben  zu  hoch  zu  besteuern,  da  der  Aufenthalt  wohlhabender  Privatpersonen 
in  der  Stadt  gerade  den  Gewerbtreibenden  grossen  Nutzen  bringe  und  eine  zu 
hohe  Besteuerung  manchen  veranlassen  könne,  einen  anderen  Aufenthalt  zu 
wählen  ^), 

Aus  den  Beratungen  der  Kammern  ging  schliesslich  das  Gesetz  vom 
26,  März  1872  mit  folgendem  Wortlaut  hervor: 

Art.  1.  Die  Bestimmungen  der  Art.  1  bis  3  des  Gesetzes  vom  30,  Juni 
1827  werden  dahin  abgeändert,  dass  an  Stelle  der  darin  genannten  Personal- 
steuerkapitalien vom  1,  Januar  1872  an  die  Einkommensteuerkapitalien  treten, 
jedoch  bei  der  Gemeindeumlage  nur  zur  Hälfte  ihres  jedesmali- 
gen Betrags, 

Art,  2.  Wohnt  ein  Einkommensteuerpflichtiger  abwechselnd  im  Laufe 
des  Jahres  an  verschiedenen  Orten  des  Grossherzogtums,  so  wird  er  mit  seinen 


1)  Vgl.  Beil.  Nr.  596,  1.  c.  S.  15  ff. 
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ganzen  in  Betracht  kommenden  Einkommensteuerkapitalien  an  seinem  Haupt- 
wohnort zugezogen. 

Schon  auf  dem  nächsten  (XXT.)  Landtage  ^)  wurde  ein  neuer  Antrag  auf 
Heranziehung  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  gestellt,  der  nicht  zur 
Begutachtung  und  Verhandlung  kam.  Die  kurze  Begründung  ging  dahin :  ,die 
wachsende  Uebermacht  des  beweglichen  Kapitals,  die  sämtlichen  Bewohnern 
der  Gemeinden  und  Kreise  in  Aussicht  gestellte  volle  Beteiligung  an  der  Ver- 
tretung und  Leitung  des  Gemeinwesens,  die  durch  hohe  Arbeitslöhne  u.  s.  w. 
wesentlich  verbesserte  Lage  der  Arbeiter  jeder  Branche  und  endlich  die  auf 
früheren  Landtagen  gefassten  gleichartigen  Beschlüsse,  welche  ebenso  dem  Rechte 
entsprechen,  wie  bei  den  stets  wachsenden  Ausgaben  der  Gemeinden  für  Schulen  etc. 
dringend  der  gesetzlichen  Regelung  bedürfen."  Der  gleiche  Antrag  stand  auf 
der  Tagesordnung  des  XXII.  Landtags  ^)  und  wurde  noch  in  einem  ausführlichen 
Ausschussbericht  befürwortet').  Derselbe  suchte  hauptsächlich  den  von  der 
Regierung  hervorgehobenen  Gesichtspunkt,  die  Gemeinden  seien  wirtschaftliche 
Genossenschaften  und  die  meisten  Einrichtungen  kämen  gerade  dem  Grundbesitz 
und  Gewerbbetrieb  zu  gut,  zu  widerlegen.  Wenn  auch  in  den  Landgemeinden 
einzelne  Ausgaben  vorkämen,  wie  z.  B.  für  Feldwege,  Flurschützen  etc.,  deren 
Bestreitung  vielleicht  auch  Privatvereinigungen  wirtschaftlichen  Charakters 
überwiesen  werden  könnte,  so  würden  doch  viel  grössere  dem  Grundbesitz  zu 
statten  kommende  Aufwendungen  (z.  B.  Kosten  füi>  Entwässerung  von  Grund- 
stücken, für  Parzellenvermessung  u,  s.  w.)  schon  jetzt  auf  die  betreffenden  Ge- 
meindeglieder nach  Verhältnis  des  gebotenen  Vorteils  ausgeschlagen.  Alle 
diese  Ausgaben  seien  keine  Gemein  de  ausgaben  mehr.  Die  Städte  hätten  den 
Charakter  wirtschaftlicher  Genossenschaften  verloren,  die  erhöhten  Ausgaben 
nicht  ihren  Grund  in  Aufwendungen  für  Grundbesitz  und  Gewerbbetrieb,  sondern 
in  dem  allgemeinen  Interesse  dienenden  Einrichtungen,  wie  Volksschulen, 
Armenwesen,  Polizei  u,  s.  w.  Allerdings  würden  besondere  Ausgaben  auch  für 
den  Grundbesitz  und  das  Gewerbe  gemacht,  allein  nicht  mehr  als  auch  im 
Staate,  welcher  z.  B.  durch  den  Bau  von  Eisenbahnen  und  Chausseen,  durch 
Verwaltung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  u.  s.  w.  dem  Gewerbe  und  dem 
Grundbesitz  besonders  diene,  Wie  dort,  so  müsse  auch  hier  bei  Zuteilung  der 
Steuer  das  System  der  Gegenleistung  verworfen  werden,  da  es  bei  der  Masse 
der  verschiedenartigsten  Ausgaben  konsequent  nicht  durchführbar.  Nach  den 
von  der  Regierung  veranlassten  Probelisten  und  Zusammenstellungen  werde 
auf  dem  Lande  eine  sehr  wesentliche  Verschiebung  der  auf  den  einzelnen  ent- 
fallenden Steuer  kaum  eintreten,  da  hier  die  meisten  Steuerpflichtigen  neben 
der  Einkommensteuer  auch  Grund-  und  Gewerbsteuer  zahlten,  werde  für  sie  die 
Erleichterung,  die  sie  bei  Grund-  und  Gewerbsteuer  fänden,  durch  die  Erhöhung 
der  Einkommensteuer  beinahe  wieder  aufgewogen.  Nur  wenn  im  Grund  und 
Boden  oder  im  Gewerbe  fremdes  Kapital  arbeite  (welches  nur  bei  der  Einkom- 
mensteuer in  Abzug  kommt),  trete  für  den  mit  Schulden  belasteten  Grundbesitzer 
oder  Gewerbtreibenden  eine  entsprechende  grössere  Entlastung  ein. 


1)  Verhandlungen   der  2.  Kammer  des  XXI.  Landtags  (1873/75),  BeU.  Bd.  n,  Beil. 
Nr.  I58i;2.  .. 

2)  Verhandlungen  der  2.  Kammer  des  XXII.  Landtags  (1876/78),  Beil.  Bd.  H,  Nr.  143. 

')  Verhandlungen  der  2.  Kammer  des  XXII.  Landtags  (1876/78),  ^eil.  Bd.  IV,  BeU.  Nr.  251. 
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Mehr  herangezogen  würden  Beamte  und  Taglöhner,  die  Mehrbelastung 
sei  jedoch  gegenüber  der  Steuerlast  des  Grundbesitzes  und  der  Gewerbtreiben- 
den  keine  übermässige,  jedenfalls  eine  gerechte.  Sollte  sich  übrigens  durch 
Einsammeln  weiteren  Materials  ergeben,  dass  bei  strikter  Durchführung  dieses 
Prinzips  exorbitante  Unzuträglichkeiten  entständen,  so  lasse  sich  z.  B.  durch 
die  Bestimmung  helfen,  dass  der  Prozentsatz  der  Steuerquote  eines  einzelnen 
nicht  eine  gewisse  Höhe  übersteigen  solle. 

In  den  Städten  würden  sich  die  Resultate  sehr  verschieden  gestalten,  die 
lediglich  Einkommensteuerpflichtigen  stärker  herangezogen,  Gi'undbesitzer  und 
Gewerbtreibende ,  deren  Einkommensteuerkapitalien  die  obigen  Steuern  über- 
steigt, mehr  als  seither  belastet.  Bei  den  mittleren  oder  höheren  Einkommen- 
steuerklassen könne  die  Mehrbelastung  nicht  allzuschwer  ins  Gewicht  fallen, 
während  der  kleine  Gewerbtreibende  und  durch  Hypothekschulden  belastete 
Grundbesitzer  dadurch  eine  Erleichterung  fände.  Bedenklicher  sei  die  Mehr- 
belastung bei  den  untersten  Klassen  der  Einkommensteuerpflichtigen,  welche  in 
den  drei  grössten  Städten  70  Prozent  sämtlicher  Steuerpflichtigen  ausmachten. 
Allein  diese  hätten  seither  durch  Heranziehung  der  halben  Einkommensteuer- 
kapitalien gegen  früher,  wo  ihr  (höheres)  Personalsteuerkapital  zugezogen,  ohne 
sichtliche  Veranlassung  eine  erhebliche  Erleichterung  erhalten,  so  dass  eine 
massige  Erhöhung  nicht  unbillig  sei.  Zur  Vermeidung  einer  weitergehenden 
Belastung  empfehle  sich  den  Städten  zu  gestatten,  innerhalb  bestimmter 
Grenzen  durch  Lokalstatut  zu  bestimmen,  ob  und  welche  der  unteren 
Klassen  nur  mit  einem  niedereren  Prozentsatze  zuzuziehen  seien.  Es  empfehle 
sich  dies  um  so  mehr,  als  in  einzelnen  Städten  die  niedere  Bevölkerungsklasse 
durch  das  Octroi  zum  Vorteile  der  Stadt  ja  ungleichmässig  höher  besteuert 
erscheine.  Bei  Befürwortung  des  Antrages  auf  Zuziehung  der  ganzen  Steuer 
gehe  der  Ausschuss  übrigens  von  der  Erwartung  aus,  dass,  wo  es  notwendig, 
für  den  Grossgrundbesitz  und  die  Grossindustrie  sichernde  Bestimmungen  gegen 
allzugrosse  Belastung  und  ebenso  für  die  niederen  Klassen  der  Einkommen- 
steuerpflichtigen in  den  Städten  Anordnungen  zur  Verhütung  erheblicher  Mehr- 
belastung getrofi'en  würden. 

Mit  diesem  Zusätze  stimmte  auch  die  Majorität  der  zweiten  Kammer  dem 
Antrage  bei  und  empfahl  denselben  der  Regierung  mit  38  gegen  2  Stimmen 
zur  Annahme').  Auf  einen  erneuerten  Antrag  auf  dem  XXIV.  Landtage  (1882/85)^) 
erklärte  die  Regierung,  die  künftige  Gestaltung  der  projektirten  Steuerreform 
sei  eine  wesentliche .  Voraussetzung  für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  eine 
Aenderung  in  der  Kommunnalsteuergesetzgebung  einzutreten  habe^).  Der  Ge- 
setzausschuss  schlug  deshalb  vor,  die  Anträge  vorerst  beruhen  zu  lassen*). 

Die  Einführung  der  allgemeinen  Einkommensteuer  und  Kapital- 
rentensteuer in  das  hessische  Staatssteuersystem  (Gesetz  vom  8.  Juli  1884)  ^) 
machte    durch   die   Bildung   eines   vierten   Steuerkapitales,    des   Kapitalrenten- 


1)  Verhandlungen  der  2.  Kammer,  XXn.  Landtag,  Prot.  Bd.  IV,  Nr.  40,  S.  29—48, 

2)  Verhandlungen  der  2.  Kammer,  XXIV.  Landtag,  Beil.  Bd.  II,  Beü.  Nr.  117. 

3)  Verhandlungen  der  2.  Kammer,  XXIV.  Landtag,  Prot.  Bd.  ffl,  Nr.  31,  S.  2-4. 

4)  Verhandlungen  der  2.  Kammer,  XXTV.  Landtag,  Prot.  Bd.  VI,  Nr,  68,  S.  8—9,  Nr.  69, 
's.  28—30,  Nr.  71,  S.  4—6,  S.  285  ff.,  341  ff.',  382  ff.,  497  ff. 

5)  Vgl.  Finanzarchiv,  n.  Jahrg.,  \,  Band. 

1091 


524 


Zeller, 


kapitales,  für  den  Ausschlag  der  direkten  Staatssteuem ,  sowie  durch  die  Be- 
freiung der  Einkommen  unter  500  M.  von  der  Staatssteuer  und  die  Heranziehung 
der  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  als  solcher 
zur  Einkommensteuer  weitere  gesetzliche  Bestimmungen  für  das  Gemeindesteuer- 
wesen notwendig.  Diesen  Zweck  verfolgte  der  dem  XXV.  Landtag  (1885/88)  vor- 
gelegte Gesetzesentwurf  die  Gemeindeumlagen  betreffend,  welcher 
der  Verständlichkeit  und  Uebersichtlichkeit  halber  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1827 
und  26.  März  1872  beseitigte  und  die  zukünftig  für  die  Gemeindeumlagen  gel- 
tenden Normen  wie  folgt  zusammenfasste  ^). 

Art.  1.  Der  Ausschlag  der  direkten  Gemeindesteuern  (Gemeindeumlagen) 
wird  vorbehaltlich  der  in  den  folgenden  Artikeln  enthaltenen  besonderen  Be- 
stimmungen mit  Zugrundelegung  der  für  den  Ausschlag  der  direkten  Staats- 
steuern gebildeten  Steuerkapitalien  bewirkt. 

Die  Grund-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapitalien  kommen  in  ihrem 
vollen  Betrag,  die  Einkommensteuerkapitalien  nur  zur  Hälfte  ihres  Betrages  als 
Gemeindesteuerkapital  in  Ansatz. 

Art.  2.  Wenn  in  einzelnen  Fällen  eine  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
von  Gemeindesteuer,  aber  nicht  von  Staatssteuer  besteht  und  infolge  dessen  ein 
Staatssteuerkapital  zur  Benutzung  beim  Ausschlag  der  Steuer  nicht  vorhanden 
ist,  so  wird  das  Gemeindesteuerkapital  nach  den  für  die  Veranlagung  der 
Staatssteuern  erlassenen  bezüglichen  Vorschriften  besonders  gebildet. 

Art.  3.  Die  nach  Art.  35  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1884  die  allgemeine 
Einkommensteuer  betreffend,  von  der  Staatssteuer  befreiten  Einkommen  unter 
500  M.  bleiben  wie  bisher  der  Gemeindebesteuerung  unterworfen.  Es  findet  zu 
diesem  Behufe  die  Einschätzung  der  betreffenden  Pflichtigen  in  nachstehende 
Einkommen-  und  Steuerklassen  statt: 

Klasse.  Einkommen.  Steuerkapital. 

A  weniger  als  300  M.  5  M. 

B  300  bis  weniger  als  400  M.  10  M. 

C  400     ,,  ,    500  M.  20  M. 

Auch  diese  Steuerkapitalien  kommen  wie  die  im  Art.  1  genannten  Ein- 
kommensteuerkapitalien nur  mit  der  Hälfte  ihres  Betrages  in  Ansatz. 

Art.  4.  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
werden  als  solche  mit  ihrem  nach  Art.  4  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1884,  die 
allgemeine  Einkommensteuer  betreffend,  der  Staatsbesteuerung  unterliegenden 
Einkommen  zur  Gemeindebesteuerung  nicht  herangezogen.  Dagegen  sind  die 
Inhaber  von  Aktien  der  betreffenden  Gesellschaften  auch  in  Ansehung  der  ihnen 
in  der  Form  von  Zinsen  und  Dividenden  zufliessenden  Anteile  an  dem  Gesell- 
schaftseinkommen zur  Gemeindesteuer  beitragspflichtig.  Deren  Heranziehung 
mit  den  gedachten  Anteilen  und  ihrem  sonstigen  Einkommen  zu  der  Gemeinde- 
steuer hat  mittelst  Bildung  besonderer  Steuerkapitalien  zu  erfolgen  ^). 

Art.  5.  Die  Befreiungen,  welche  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1884  in  Art.  6 
bestimmt,  haben  auch  in  bezug  auf  die  Gemeindesteuer,  soweit  dieselbe  auf 
Einkoramen  beruht,  Geltung*). 

1)  Verhandlungen  der  2.  Kammer  des  XXV.  Landtags,  Beil.  Bd.  I,  Beil.  Nr.  43,  44,  45, 

2)  Vgl.  Finanzarchiv,  U.  Jahrg.,  S.  323  ff.,  326,  327  ff.,  387. 

3)  Vgl.  Finanzarchiv  1.  c.  S.  391—393. 
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Die  Bestimmungen  in  Art.  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf  Ge- 
werbsgehilfen und  Dienstboten,  welche  von  ihren  Prinzipalen  oder  Dienstherm 
"Wohnung  und  Kost  empfangen,  keine  Anwendung. 

Art.  6.  In  bezug  auf  die  Erhebung  und  Erledigung  von  Reklamationen 
gegen  die  Bildung  der  Gemeindesteuerkapitalien  nach  Massgabe  der  Bestim- 
mungen in  den  Art.  2,  3  und  4  dieses  Gesetzes  sind  die  bezüglich  der  Rekla- 
mationen gegen  die  Staatssteuer  in  den  betreffenden  Gesetzen  erteilten  Vor- 
schriften massgebend. 

Art.  7.  Wohnt  ein  Einkommensteuerpflichtiger,  bezw.  ein  Kapitalrenten- 
steuerpflichtiger abwechselnd  im  Laufe  des  Jahres  an  verschiedenen  Orten  des 
Grossherzogtums,  so  wird  er  mit  seinem  ganzen  in  Betracht  kommenden  Einkom- 
men, bezw.  Kapitalrentensteuerkapital  an  seinem  Hauptwohnort  zugezogen,  lieber 
die  Frage,  welches  der  Hauptwohnort  ist,  entscheidet  im  Falle  der  Reklamation 
seitens  des  Steuerpflichtigen  oder  der  beteiligten  Gemeinden  der  Provinzialaus- 
schuss  und,  wenn  die  beteiligten  Gemeinden  verschiedenen  Provinzen  angehören, 
nach  Anhörung  der  betreffenden  Provinzialausschüsse  das  Ministerium  des  Innern 
und  der  Justiz  endgültig. 

Art.  8.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten,  soweit  sie  sich  auf  die 
Erhebung  der  Gemeindeumlagen  beziehen,  mit  dem  1.  April  1885  in  Wirksamkeit. 

Von  demselben  Zeitpunkt  an  sind  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1827  und 
vom  26.  März  1872  aufgehoben  und  werden,  was  die  Gemeindeumlagen  anbe- 
langt, soweit  sich  in  anderen  Gesetzen  auf  sie  berufen  wird,  durch  vorstehende 
Bestimmungen  ersetzt.  — 

Bei  dem  tief  einschneidenden  zukünftigen  Einfluss  der  Bestimmungen  der 
Gesetzesvorlage  auf  die  Finanzen  der  Gemeinden  hatten  die  Vertretungen  der- 
jenigen Städte  Hessens,  in  denen  die  Städteordnung  eingeführt  (6),  über  den 
Inhalt  des  Gesetzes  beraten  und  ihre  Beschlüsse  den  Landständen  zur  Berück- 
sichtigung vorgelegt.  Alle  Anträge  stimmten  darin  überein,  dass  dem  Gesetze 
nur  ein  provisorischer  Charakter,  vorerst  auf  drei  Jahre  zu  geben  sei,  um  bei 
der  Schwierigkeit  der  Materie  weitere  Erfahrungen  für  eine  definitive  Regelung 
zu  sammeln,  was  auch  die  Stände  in  Uebereinstimmung  mit  der  Regierung  be- 
schlossen. Ein  Beschluss  der  Vertretungen  der  Städte  Darmstadt,  Alzey  und 
Offenbach  trat  für  Einräumung  einer  autonomeren  Stellung  der  Städte  bei  Er- 
hebung von  Gemeindeumlagen  ein,  Worms  verlangte  das  Recht  der  statutarischen 
Befreiung  der  Einkommensteuerkapitalien  unter  500  M.  von  der  Zuziehung  zu 
den  Gemeindeumlagen.  Mainz  die  Herabminderung  der  Zuziehung  der  Gewerb- 
steuerkapitalien und  der  Kapitalrentensteuerkapitalien,  letztere  bei  Steuer- 
pflichtigen mit  weniger  als  1000  M.  Gesamteinkommen,  beim  Ausschlag  der 
Gemeindebedürfnisse  ^). 

Bei  der  allgemeinen  Besprechung  des  Gesetzentwurfes  trat  die  Regierung 
zunächst  einem  dahin  gerichteten  Antrage  entgegen,  den  Gemeindever- 
tretungen die  Ermächtigung  zu  teilweisem  oder  ganzem  Erlass 
von  Umlagen  zu  gewähren^).    Gerade  auf  dem  Gebiete  der  allgemeinen 


1)  Vgl.  Verhandlungen  der  2.  Kammer  der  Landstände  (1886188)  Prot.  Bd.  n,  Prot.  20, 
S.  16—20. 

2)  Es  wurde  von  zwei  Abgeordneten.  Einfügung  eines  Art.  3  a  in  folgender  Fassung 
beantragt:  „In  den  Städten,  in  welchen  die  Städteordnung  eingeführt  ist,  werden  die  in  den 
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Kommunalsteuerpflicht  dürfe  ein  solcher  Klassenunterschied  nicht  gemacht  und 
müssten  die  politischen  Rechte,  namentlich  das  Wahlrecht  in  Anspruch  Nehmen- 
den, auch  wenn  sie  von  der  Staatssteuer  befreit  seien,  wenigstens  durch  Zu- 
ziehung zur  Kommunalsteuer  noch  in  dem  Bewusstsein  erhalten  werden,  daae  sie 
Mitglieder  des  Staates  und  der  Gemeinde  und  dass  sie  neben  den  Rechten  auch 
ein  Quantum  von  Pflichten  hätten.  Einen  Streitpunkt  bildete  wiederum  die 
Frage  der  Heranziehung  der  ganzen  oder  halben  Einkommen- 
steuerkapitalien zu  den  Gemeindeumlagen.  Die  Motive  des  Gesetz- 
entwurfes bezogen  sich  hier  auf  die  bisher  bestandene  Bestimmung,  welche  um 
so  mehr  auch  fernerhin  aufrecht  zu  erhalten,  nachdem  durch  Einfügung  der 
Kapitalrentensteuerkapitalien  neben  den  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien 
der  früher  vermisste  Ausgleich  nunmehr  geschaffen  sei.  Desto  eingehender  be- 
leuchtete der  Bericht  des  Gesetzgebungsausschusses,  dessen  Majorität  (4  gegen  3) 
die  Annahme  der  Regierungsvorlage  empfahl,  die  Streitfrage.  Wir  lassen  diesen 
Bericht,  welcher  auf  Grund  statistischer  Erhebungen  alle  Gründe  für  und  gegen 
Heranziehung  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  zusammenfasst,  seinem 
Wortlaute  nach  folgen: 

Offenbar  spitzt  sich  die  Sache  in  der  Frage  zu:  ist  unser  Staatssteuer- 
system richtig,  oder  sind  genügende  Gründe  vorhanden,  es  für  die  Gemeinde- 
besteuerung abzuändern  ? 

Durch  die  Einfügung  der  Kapitalrentensteuer  in  die  Reihe  der  fundierten 
Einkommen  und  den  Ausbau  der  allgemeinen  Einkommensteuer  haben  wir  in 
Hessen  einen  wesentlichen  Fortschritt  in  der  Richtigstellung  der  Steuerbe- 
lastungen gemacht.  Der  Kampf  der  Zukunft  wird  sich  nur  um  die  Verhältnis- 
zahlen drehen,  in  welchen  die  verschiedenen  Steuerobjekte  getroffen  werden 
sollen,  und  dies  um  so  mehr,  als  es  bei  diesen  Zahlen  an  festem  Anhalt  fehlt, 
eine  gewisse  Willkür  unvermeidlich  ist.  Man  kann  nicht  sagen,  wenn  die  Be- 
lastung des  Einkommens  aus  Grundbesitz  =  1  ist,  dann  muss  dasjenige  aus 
Gewerbe  =  0,8,  das  aus  Kapital  =  0,75  sein.  Ebenso  gut  können  ganz  andere 
Zahlen  gewählt  werden,  ohne  dass  damit  gegen  den  allgemeinen  Grundsatz, 
die  Steuerbelastung  nach  der  Leistungsfähigkeit  zu  bemessen,  Verstössen  wird. 
Selbstverständlich  wird  niemand  mehr  zu  dem  längst  aufgegebenen  Satz  von 
Leistung  und  Gegenleistung  zurückkehren  wollen,  der  sich  als  unbrauchbar  bei 
den  Steuerfragen  erwiesen  hat. 

Nach  den  in  früheren  Verhandlungen  vorgelegten  Berechnungen  ergibt 
sich  bei  den  seitherigen  Steuerausschlägen  eine  Belastung  des  Einkommens  aus 

Verhältnis 
Grundbesitz       4%        =1 
Gewerbe  37o        =  0,75 

Kapital  l,57o     =  0,37. 

Klassen  A,  B,  C,  eingeschätzten  Personen  nicht  zur  Einkommensteuer  herangezogen.  Die- 
selben werden  indessen  zur  ersten  Klasse  der  Einkommensteuer  zweiter  Abteilung  nachträglich 
veranlagt,  wenn  sie  bei  dem  betreffenden  Steuerkommissariat  oder  der  Bürgermeisterei  ihres 
Wohnortes  sich  zur  ersten  Klasse  dieser  Einkommensteuer  innerhalb  der  ersten  drei  Monate 
des  betreffenden  Steuerjahres  melden.  S.  Prot.  20,  S.  39,  40,  die  gegen  den  Antrag  geltend 
gemachten  Gründe  s.  Prot.  20  vom  26.  März  1885,  S.  49,  60,  67.  Der  Schlusssatz  obigen  An- 
trages ist  wörtlich  aus  Art.  35  des  Einkommensteuergesetzes  entnommen  (s.  Finanzarchiv, 
n.  Jahrg. ,  S.  427  unten)  und  sollte  den  Steuerzahlern  es  vollständig  in  die  Hand  legen, 
sich  ihr  Wahlrecht  bei  öffentlichen  Wahlen  zu  erhalten.  Später  machte  das  Gesetz  vom 
15.  Mai  1885  die  Wahlen  zur  Vertretung  und  Verwaltung  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzen 
betr.,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  allgemein  von  der  Kommunalsteuerpflicht 
abhängig,  s.  Z  e  1 1  e  r ,  1.  c.  Bd.  ü,  S.  428. 
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Dazu  kommt  noch  die  allgemeine  Einkommensteuer  mit  2— 37o>   also 
Gesamtbelastung 


Verhältnis        im  Maximum 

Grundbesitz        4     +  2  = 
Gewerbe              3     -f  2  = 
Kapital                1,5  +  2  = 
Persönl.  Einkommen 

=  6    7o, 

=  5    o/o, 

=  3,57o, 

2    7o, 

1 

0,83 
0,58 
0,53 

4     +  3  =  7    7o 

3     +  3  =  6    7o 

1,5  +3  =  4,5  70 

3    7o. 

Niemand  wird  hiemach  behaupten  können,  dass  das  persönliche  Ein- 
kommen zuviel  belastet  sei,  vielmehr  ist  nach  allen  bei  den  Steuerreformen  in 
anderen  Staaten  gemachten  Vorschlägen  über  die  Wahl  der  Verhältniszahlen 
eine  Ueberlastung  von  Grund  und  Gewerbe  anzunehmen. 

"Werden  nun  bei  der  Gemeindebesteuerung  die  Einkommensteuerkapitalien 
halbiert,  so  finden  wir  folgende  Zahlen : 


Verhältnis        im  Maximum 


Grundbesitz        4     +  1  ==  5    7o 
Gewerbe  3      +  1  =  4    7o 

Kapital  1,5  +  1  =  2,5  7o 

Persönl.  Einkommen  1     "/o 


1 

0,8 
0,5 
0,2 


4      +  1,5  =  5,5  7o 

3     +l,5  =  4.57o 

1,5  +  1,5  =  3    7o 

1,5  7o 


Diese  Durchschnittszahlen  haben  nur  persönliche  Bedeutung.  Wenn  ein 
Mann  z.  B.  nur  Gehalt  hat  und  20  M.  Umlagen  bezahlt,  so  würde  er  für  das 
gleiche  Einkommen  aus  Grundbesitz  bei  Zuziehung  der  ganzen  Einkommen 
60  M.,  bei  V2  100  M.  bezahlen,  als  Rentner  35  resp.  50  M.,  als  Gewerbtreibender 
50  resp.  80  M. 

Selbstverständlich  ist  die  Wirkung  der  Halbierung  der  Einkommensteuer- 
kapitalien bei  gleichbleibender  Einnahmequelle  in  den  verschiedenen  Ge- 
meinden eine  ganz  verschiedene.  Es  kommt  dabei  auf  das  Verhältnis  der 
Steuerkapitalien  untereinander  an.  Wo  Grundbesitz  überwiegt,  ist  der  Unter- 
schied bei  Zuziehung  der  ganzen  oder  halben  Einkommensteuerkapitalien  nicht 
bedeutend.  Umgekehrt  wird  er  in  Orten  mit  überwiegendem  Einkommensteuer- 
kapital sehr  wesentlich  sein. 

Wir  werden  an  Hand  der  uns  mitgeteilten  Zahlen  weiter  unten  ver- 
suchen, ein  allgemeines  Bild  über  die  Frage  der  finanziellen  Wirkung  zu 
schaffen. 

Zweifellos  werden  alle  Steuerpflichtige,  welche  nur  Einkommensteuer- 
kapitalien besitzen,  bei  Halbierung  weniger  bezahlen,  wie  bei  Zuziehung  der 
ganzen.  Es  wird  also  ein  Teil  der  Steuerlast  auf  die  Schultern  von  Grund- 
besitzern, Gewerbtreibenden  und  Rentnern  abgewälzt. 

Wenn  man  nun  nach  den  oben  angeführten  Zahlen  zugeben  muss,  das 
bestehende  Steuersystem  ist  für  den  Staat  nicht  unrichtig,  so  kommt  man  zum 
zweiten  Teil  der  obigen  Frage :  liegen  Gründe  vor,  dasselbe  für  die  Gemeinde- 
besteuerung zu  verändern? 

Bei  der  Begründung  des  Vorschlags  der  Halbierung  der  Einkommen- 
steuerkapitalien ist  in  den  früheren  Verhandlungen  auf  die  mindere  Belastung 
der  kleinen  Leute  hingewiesen  worden.  Dagegen  wurde  angeführt,  dass  damit 
auch  die  grössten  Einkommen  erleichtert  würden  und  man  ersteren  Zweck  ein- 
facher und  besser  durch  Freilassung  der  unteren  Klassen  erreichen  würde. 

Weiter  hob  man  den  grösseren  Vorteil  der  Grundbesitzer  und  Gewerb- 
treibenden an  den  Einrichtungen  der  Gemeinden  hervor.  Dem  gegenüber  ver- 
wiesen andere  auf  die  Unhaltbarkeit  des  Grundsatzes  und  die  sehr  bedeutende 
Vorausbelastung  dieser  durch  die  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien. 

Dass  durch  die  Halbierung  der  Einkommensteuerkapitalien  die  nicht 
fundierten  Einkommen  auf  Kosten  der  anderen  wesentlich  begünstigt  würden, 
wurde  von  keiner  Seite  bestritten. 

Andere  Gründe  von  Bedeutung  sind  nicht  vorgebracht  worden. 

Auch  in  den  Motiven  zum  vorliegenden  Gesetzentwurf  wird  nur  auf  das 
seitherige  Bestehen   der  Halbierung  und  auf  die  inzwischen  erfolgte  Ein- 
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führung  der  Kapitalrentensteuer  verwiesen,  welche  eine  wesentliche 
Lücke  ausgefüllt  habe. 

Letzteres  kann  zugegeben  werden  und  haben  damit  die  Ertragssteuern 
einen  gewissen  Abschluss  erreicht.  Die  Einkommensteuer  umfasst  nochmals  die 
Ertragsobjekte  und  ist  nur  einzige  Steuer  beim  Arbeitsverdienst,  gleichgültig, 
ob  er  einer  geistigen  oder  körperlichen  Thätigkeit  entspringt.  Dieser  wird  also 
bei  der  Halbierung  am  meisten  erleichtert  und  gipfelt  die  ganze  Frage  in 
dem  Satze,  ob  derselbe  gegenüber  den  anderen  Steuerobjekten  zu  hoch  ge- 
griffen ist. 

Dies  muss  an  Hand  der  oben  berechneten  Zahlen  entschieden  verneint 
werden.    Bei  gleichem  Einkommen  bezahlt  der 

Kapitalist  1,5  mal 

Gewerbtreibende  2,5    „ 

Grundbesitzer        3      „ 

soviel  Steuer,  wie  der  auf  Arbeit  Angewiesene.  Wird  nun  bei  der  Gemeinde- 
steuer die  Halbierung  der  Einkommensteuerkapitalien  beliebt,  dann  erhöhen 
sich  diese  Zahlen  fast  auf  das  Doppelte. 

Nach  diesen  Ausführungen  liegt  kein  Grund  für  eine  grundsätzliche  Ab- 
änderung des  bestehenden  Verhältnisses  der  Steuerkapitalien  in  fraglicher  Rich- 
tung vor. 

Auch  aus  der  praktischen  Wirksamkeit  der  Massregel  lässt  sich  hierfür 
kein  Anhalt  finden,  wie  sich  aus  Nachstehendem  ergibt. 

In  den  Städten  ist  selbstverständlich  eine  verhältnismässig  grössere  An- 
zahl von  Personen  vorhanden,  welche  nur  Einkommensteuerkapitalien  hat.  Wir 
haben  deshalb  eine  Reihe  Tabellen  (s.  Anlage)  berechnet,  mit  Zugrundelegung 
des  Steuerausschlags  für  1884  und  für  dieselben  Klassen  mit  ganzen  und  halben 
Einkommensteuerkapitalien.  Selbstverständlich  konnte  dabei  nicht  in  Rücksicht 
kommen,  ob  ein  Steuerpflichtiger  infolge  höheren  Steuerkapitals  in  eine  andere 
Klasse  kommt  oder  nicht;  es  handelt  sich  vielmehr  nur  darum,  was  er  in  den 
drei  verschiedenen  Klassen  zahlen  müsste. 

In  Darmstadt  beträgt  der  Unterschied  zwischen  dem  Ausschlag  auf  das 
ganze  und  halbe  Einkommensteuerkapital  an  Steuer 

in  Klasse  A  65  Pf.  und  46  Pf.  und  steigt 
,      10  31,44  M.  gegen  22,23  M. 

Legt  man  den  nach  dem  Steuerausschlag  von  IS^^/sb  zu  Grunde,  so  be- 
trägt er 

in  Klasse  A  6  Pf.  mehr, 
„      10  2,52  M., 
ein  wirklich  nicht  erheblich  in  Betracht  kommender  Betrag. 
In  Offenbach  stellen  sich  die  Zahlen  wie  folgt,  bei 

Vi  Steuerkap.  V*  Steuerkap. 
in  Klasse  A    65  Pf.  44  Pf, 

„       ,       10    32,58  M.       21,30  M. 

Im  Vergleich  zu  IS®*/«»  Unterschied 

bei  A  8  Pf.  mehr, 
,   10  4,58  M. 

In  Worms  ergibt  sich 

Vi  Steuerkap,  V«  Steuerkap, 
in  Klasse  A    72  Pf.  47  Pf. 

,       ,      10    35,88  M.        23,35  M., 
nach  Klasse  18"  ^/ss  in  Klasse  A  17  Pf.  mehr, 
.       .       10  7,18  M. 

Aus  den  anderen  Städten  fehlt  teilweise  das  Material,  teilweise  ist  es 
offenbar  nicht  richtig  und  deshalb  unbrauchbar. 
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In  den  meisten  Landgemeinden  istbei  denjenigen,  welche  nicht  über  75Prozent 
Gemeindesteuer  auf  die  Staatssteuer  erheben,  der  Unterschied  der  Steuer  nach  hal- 
ben und  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  nicht  erheblich,  dagegen  trifft  er  in 
denjenigen  mit  höherem  Ausschlag  allerdings  härter.  Dabei  ist  zu  berücksich- 
tigen, dass  auf  dem  Lande  die  Zahl  solcher  Leute,  welche  gar  kein  anderes 
Steuerkapital  besitzen,  überhaupt  sehr  gering  ist  und  in  vielen  dieser  Fälle  ein 
Gemeindesteuernachlass  stattfinden  muss,  weil  man  sie  selten  beitreiben  kann. 
Etwas  stärker  wirkt  der  fragliche  Unterschied  im  Besteuerungsmodus  bei 
den  Einkommensteuerpflichtigen  der  ersten  Abteilung. 

In  Darmstadt  beträgt  z.  B.  die  Jahressteuer  bei  Abteilung  I,  Klasse  4, 
3600—4000  M.  Einkommen, 

demnächst  bei 
18*^85       V'  Einkommensteuerkap.     7^  Einkommensteuerkap. 
48,44  M.  52,61  M.  37,44  M. 

Seither  haben  wir  nur  die  mit  Einkommensteuerkapital  allein  belegten 
Steuerpflichtigen  betrachtet,  bei  allen  mit  auch  anderen  Steuerkapitalien  wird 
ein  Teil  dieses  Mehrbetrags  gedeckt  und,  wenn  dieselben  überwiegen,  mehr  an 
diesen  erspart,  wie  jene  Steigerung  ausmacht.  Eine  grosse  Zahl  von  Gewerb- 
treibenden  und  Grundbesitzern  bezahlt  bei  Heranziehung  der  ganzen  Einkom- 
mensteuerkapitalien weniger  Steuer,  wie  bei  der  Halbierung. 

Bei  ländlichen  Verhältnissen  überwiegen  diese  anderen  Steuerkapitalien 
so  sehr,  dass  die  Zahl  der  überhaupt  mehr  Belasteten  eine  überaus  geringe  ist. 
Sie  trifft  allerdings  dort  die  ärmeren  Leute. 

Um  jedoch  diesen  Härten  gegenüber  wirkliche  und  stärker  wirkende  Ab- 
hilfe zu  schaffen,  werden  wir  zu  Artikel  3  besondere  Vorschläge  machen. 

Diese  Ausführungen  beweisen  sowohl  vom  theoretischen  wie  praktischen 
Standpunkt  aus  die  Unhaltbarkeit  der  Halbierung  der  Einkommensteuer- 
kapitalien und  es  bedeutet  eine  solch  willkürliche  Durchbrechung  der  für  die 
Staatssteuern  gültigen  verhältnismässigen  Belastungszahlen  zum  Zweck  der 
Gemeindebesteuerung  nichts  anderes,  als  eine  Abwälzung  eines  Teils  der 
Steuerlast  auf  Grundbesitz,  Gewerbe  und  Kapital,  welche  in  ihren  besondem 
Steuerkapitalien  schon  hoch  belastet  sind. 

Auch  der  Hinweis  auf  das  gleichzeitige  Entlasten  des  Einkommens  aus 
jenen  Quellen  bietet  um  so  weniger  Trost,  als,  um  die  gleiche  Steuersumme 
aufzubringen,  die  anderen  Steuerkapitalien  um  so  viel  höher  belastet  werden 
müssen. 

Ebensowenig  wird  es  helfen,  auf  die  Thatsache  hinzuweisen,  dass  in  den 
Städten  durch  den  Zuwachs  an  Steuerkapitalien  durch  die  Kapitalrente  und 
die  Vermehrung  der  Einkommensteuerkapitalien  eine  erhebliche  Herabsetzung 
des  Steuerausschlags,  also  eine  Entlastung  des  Grundbesitzes  und  der  Gewerbe 
stattfinde.  Dies  ist  richtig,  allein  offenbar  waren  diese  seither  zu  hoch  belastet 
und  werden  bei  dem  fortwährenden  Steigen  der  Bedürfnisse  der  Städte  wohl 
schwerlich  lange  diesen  Vorteil  geniessen.  In  den  kleineren  Gemeinden  ist  der 
Zuwachs  gegenüber  der  Gesamtsumme  von  Steuerkapitalien  zu  unerheblich,  um 
eine  nennenswerte  Erleichterung  hervorzubringen. 

Es  dürfte  deshalb  viel  zweckmässiger  sein,  diesen  bedeutenden  Zuwachs 
an  Steuerkapitalien  zum  Ausgleich  einer  seitherigen  Unbilligkeit  zu  benutzen, 
wozu  ein  geeigneterer  Zeitpunkt  wohl  kaum  jemals  wieder  eintreten  wird. 

Vier  Mitglieder  des  Ausschusses  sind  mit  vorstehenden  Ausführungen 
nicht  einverstanden  und  werden  die  Annahme  des  Absatzes  nach  der  Regierungs- 
vorlage besonders  begründen. 

Drei  Mitglieder  beantragen:     Strich  des  Artikels  1,  Absatz  2. 

Die  Majorität  des  Ausschusses  spricht  sich  für  Beibehaltung  des  halben 
Einkommensteuerkapitals  bei  Bemessung  der  Gemeindesteuern  und  demgemäss 
für  Annahme  des  zweiten  Absatzes  des  Artikels  1  in  der  Fassung  der  Re- 
gierungsvorlage aus.     Sie  ist  dabei  von  folgenden  Erwägungen  geleitet. 

Bei  Beurteilung  der  vorliegenden  Frage  ist  man  sowohl  früher,  als  auch 
bei  dem  gegenwärtigen  Anlasse  in  erster  Linie  dem  theoretischen  Satze  be- 
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gegnet,  dass  die  Heranziehung  zu  den  Gemeindesteuern  elDenso  wie  bei  der 
Staatssteuer  nach  der  gesamten  Steuerkraft  des  Pflichtigen  erfolgen  müsse. 
Wenngleich  dieser  Grundsatz  auf  den  ersten  Blick  unleugbar  etwas  Bestechen- 
des hat,  so  erheben  sich  bei  näherer  Betrachtung  doch  gewichtige  Bedenken 
gegen  denselben. 

Vor  allem  ist  zu  betonen,  dass  man  auf  dem  Gebiete  der  Steuergesetz- 
gebung noch  weniger  als  auf  andern  lediglich  nach  theoretischen  Sätzen  ver- 
fahren darf,  wenn  man  nicht  riskieren  will,  dass  dieselben  in  ihrer  praktischen 
Anwendung  vielfach  zu  bedenklichen  Härten  führen  sollen,  deren  Druck  für 
die  Betroffenen  selbst  durch  das  Anerkenntnis  ihrer  theoretischen  Berechtigung 
keineswegs  gemildert  werden  dürfte.  Aber  auch  abgesehen  hiervon  ist  die 
Richtigkeit  jenes  Grundsatzes  für  die  Gemeindebesteuerung  durchaus  nicht  ohne 
weiteres  zuzugeben,  wie  sie  denn  auch  bei  den  in  den  Jahren  1869  und  1872 
stattgehabten  Verhandlungen  über  die  damalige  Neuregelung  des  Gemeinde- 
umlagewesens nicht  nur  von  selten  der  grossherzoglichen  Regierung,  sondern 
auch  aus  der  Mitte  der  Kammer  mit  Entschiedenheit  bekämpft  worden  ist. 
Auch  der  Grundsatz  der  Gemeindeordnung  von  1821,  wonach  die  in  einer  Ge- 
meinde Wohnenden  oder  Begüterten  zu  den  durch  die  Gemeindebedürfnisse 
veranlassten  Steuerausschlägen  nur  insofern  beitragen  sollten,  als  sie  von  den 
Zwecken  der  Ausschläge  Vorteil  genössen  (Art.  78),  geht  davon  aus,  dass  bei 
den  Gemeindeumlagen  andere  Grundsätze,  andere  Gesichtspunkte  massgebend 
sein  sollten,  als  bei  der  Staatssteuer,  welche  eine  derartige  Beschränkung  nicht 
kennt  und  niemals  gekannt  hat.  Wenn  nun  auch  zugegeben  werden  muss. 
dass  die  Durchführung  dieses  Prinzips  der  Abwägung  nach  den  Vorteilen  un- 
gemein schwierig,  in  den  meisten  Fällen  geradezu  unth unlieb  ist,  so  ist  damit 
doch  noch  nicht  gesagt,  dass  nun  das  entgegengesetzte  Prinzip  das  richtige 
sein  müsse.  Man  wird  vielmehr  auch  in  diesem  Falle  das  Richtige  als  in  der 
Mitte  liegend  anzusehen  haben  und  demnach  in  dem  Gemeindehaushalt  einer 
solchen  Verteilung  der  Steuerlast  den  Vorzug  geben,  welche  dem  Grundsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  Rechnung  trägt. 
Wollte  man  aber  gegenüber  jenem,  von  der  früheren  Gemeindegesetzgebung 
aufgestellten  Satze  etwa  einwenden,  dass  dieselbe  in  den  Artikeln  84  und  87 
der  Gemeindeordnung  und  bezw.  demnächst  in  dem  Gesetze  vom  3.  Mai  1858 
zu  sämtlichen  Gemeindeausgaben  —  mit  wenigen,  die  Erhaltung  und  Ergänzung 
des  Gemeindevermögens  betreffenden  Ausnahmen  —  das  ganze  Personalsteuer- 
kapital der  Ortseinwohner  herangezogen  habe,  so  wird  dadurch  für  die  vor- 
liegende Frage  doch  um  deswillen  nichts  bewiesen,  weil  eben  die  Personal- 
sten erkapitalien  einen  von  dem  nunmehrigen  Einkommensteuerkapital  gänzlich 
verschiedenen  Charakter  besassen  und  es  sich  hier  ja  gerade  darum  dreht,  zu 
untersuchen,  ob  diese  letzteren  mit  Recht  ebenso  zu  behandeln  seien,  Avie  dies 
früher  mit  den  ersteren  geschehen  war. 

Wenn  die  frühere  Gesetzgebung  in  der  Heranziehung  der  Personalsteuer- 
kapitalien zu  den  Gemeindeumlagen  eine  genügende  Anteilnahme  der  persön- 
lichen Steuerpflicht  an  den  Gemeindelasten  erkannte,  so  waren  —  im  allgemeinen 
betrachtet  —  dadurch  Grundbesitz  und  Gewerbe  zweifellos  weit  mehr  belastet, 
als  es  nachmals  bei  Heranziehung  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  der 
Fall  gewesen  ist.  Denn  schon  die  erstmalige  Regulierung  der  Einkommensteuer 
ergab,  dass  die  Einkommensteuerkapitalien  im  ganzen  Lande  die  früheren 
Personalsteuerkapitalien  um  mehr  als  das  Doppelte  überstiegen. 

Es  steht  hiernach  fest,  dass  seit  der  Einführung  der  Einkommensteuer 
Grundbesitz  und  Gewerbe  in  ihren  Beiträgen  zu  den  Gemeindelasten  alsbald 
erleichtert  worden  sind,  und  diese  Erleichterung  hat  inzwischen  eine  Ausdehnung 
erfahren,  an  welche  zur  Zeit  der  erstmaligen  Beratung  des  jetzt  geltenden 
Gemeindeumlagegesetzes  im  Jahre  1869  schwerlich  jemand  gedacht  haben  wird. 

Es  haben  sich  nämlich  die  Steuerkapitalien,  welche  die  persönliche 
Steuerpflicht  darstellen,  seit  der  letztmaligen  Veranlagung  der  Personalsteuer 
im  Jahre  1869  von  3,330,580  fl.  auf  23,226,465  M.  oder  13,548,770  fl.  im  Jahre 
1885  erhöht,  somit  um  406,8  Prozent,  so  dass,  da  die  letzteren  nur  halb  zuge- 
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zogen  werden,  die  Steigerung  für  die  Kommunalbesteuerung  203,4  Prozent  aus- 
macht; dem  gegenüber  ist  während  des  gleichen  Zeitraums  bei  den  Gewerbe- 
steuerkapitalien nur  eine  Erhöhung  von  2,055,541  fl.  auf  4,948,601  M.  oder 
2,886,688  fl.  =  40,4  Prozent  und  bei  den  Grundsteuerkapitalien  gar  nur  eine 
solche  von  11,050,518  fl.  auf  20,615,768  M.  oder  11,786,399  fl.  =  8,8  Prozent 
zu  verzeichnen. 

Wie  bedeutend  seitdem  die  Einkommensteuerkapitalien  trotz  ihrer  nur 
halben  Zuziehung  bei  der  Verteilung  der  Gemeindelasten  gegenüber  den  anderen 
Steuerkapitalien  in  die  Wagschale  fallen,  bedarf  hiernach  keines  näheren  Nach- 
weises und  wird  auch  durch  den  Einwand  nicht  widerlegt,  dass  die  Steigerung 
der  Einkommensteuerkapitalien  und  demgemäss  die  Erleichterung  der  übrigen 
Steuerkategorien  keine  gleichmässige  sei.  Letzteres  ist  allerdings  zuzugeben, 
allein  eine  genaue  Vergleichung  des  bezüglichen  Materials  ergibt,  dass  ohne 
Ausnahme  und  selbst  in  den  ärmsten  Landesteilen  die  früheren  Personalsteuer- 
kapitalien durch  die  gegenwärtigen  Einkommensteuerkapitalien  um  weit  mehr 
als  das  Doppelte  überschritten  sind. 

Hierzu  kommt  jedoch  noch  ein  anderes,  nicht  minder  gewichtiges  Moment: 
die  nunmehr  erfolgte  Einführung  einer  Kapitalrentensteuer.  So  lange  eine  be- 
sondere Vorausbesteuerung  des  Renteneinkommens  nicht  bestand,  konnte  dies 
mit  Fug  und  Recht  seitens  der  Grund-  und  Gewerbsteuerpflichtigen  als  eine 
ungerechtfertigte  Begünstigung  jenes  fundierten  Einkommens  bezeichnet  werden, 
welche  ganz  besonders  bei  der  Komunalbesteuerung  zu  Tage  trat,  da  die  In- 
haber von  Renteneinkommen  nur  mit  den  gleichen  halben  Einkommensteuer- 
kapitalien herangezogen  wurden,  wie  die  ausserdem  mit  ihren  vollen  Grund-, 
bezw.  Gewerbsteuerkapitalien  belasteten  anderen  Steuerpflichtigen.  Mit  der  in 
der  Vorlage  angeordneten  und  von  dem  gesamten  Ausschusse  gebilligten  Heran- 
ziehung der  vollen  Kapitalrentensteuerkapitalien  zur  Kommunalsteuer  ist  den  An- 
hängern der  ganzen  Einkommensteuerkaj)italien  ihr  gewichtigstes,  seitheriges 
Argument  entzogen  worden. 

Allerdings  ist  der  Gesamtbetrag  an  Kapitalrentensteuerkapitalien  zur  Zeit 
noch  kein  besonders  hoher;  er  beziffert  sich  auf  2,064,192  M.  Es  ist  jedoch 
auch  hier,  wie  dies  in  unserem  Berichte  über  die  Regierungsvorlage,  das  Finanz- 
gesetz für  18*^/88  betreffend,  bereits  geschehen,  daran  zu  erinnern,  dass  ein 
fortgesetztes  Anwachsen  dieser  Steuerkapitalien  mit  derselben  Sicherheit,  wenn 
auch  selbstverständlich  bei  weitem  nicht  in  der  gleichen  Ausdehnung  zu  er- 
warten ist,  wie  es  sich  bei  den  Einkommensteuerkapitalien  gezeigt  hat.  Dass 
schon  jetzt  die  Kapitalrentensteuerkapitalien,  namentlich  in  den  grösseren 
Städten  und  wohlhabenden  Orten  von  nicht  geringem  Einfiuss  auf  die  Höhe 
des  Gesamtsteuerkapitals  sind,  möge  aus  folgenden  Ziffern  entnommen  werden. 
Es  betragen  schon  nach  der  diesmaligen  ersten  Veranlagung  die  Kapitalrenten- 
steuerkapitalien 


in 

Darmstadt 

437,012  M. 

„ 

Bessungen 

64,720    „ 

„ 

Giessen 

118,913    „ 

„ 

Mainz 

384,000    „ 

„ 

Worms 

113,400    „ 

„ 

Oftenbach 

103,040    „ 

In  welchem  Masse  hiernach  beispielsweise  in  der  Stadt  Darmstadt  die 
Entlastung  von  Grundbesitz  und  Gewerbe  seit  1869  vorangeschritten  ist,  können 
wir  aus  dem  uns  zu  Gebote  stehenden  Material  nachweisen. 

Es  haben  daselbst  betragen  im  Jahre  1869  das  Gesamtkommunalsteuer- 
kapital  728,709  fl.,  hiervon  die  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien  471,319  fl. 
oder  64,68  Prozent. 

Gegenwärtig  beziffert  sich  das  gesamte  Kommunalsteuerkapital  (bei  halber 
Zuziehung  der  Einkommensteuerkapitalien)  auf  3,039,743  M.,  wovon  die  Grund- 
und  Gewerbsteuerkapitalien  1,204,331  M.  oder  39,62  Prozent  betragen.  Letztere 
sind  somit  in  dem  genannten  Zeitraum  nahezu  um  40  Prozent  in  ihrem  Bei- 
tragsverhältnis entlastet  worden. 
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Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  Entlastung  stetig  weiter  voran- 
schreiten muss,  indem  bei  den  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien  eine  relative 
Stabilität  obwaltet,  während  die  auf  die  wirklichen  Einkommen  basierten  Ka- 
pitalrenten- und  Einkommensteuerkapitalien  einem  fortwährenden  Anwachsen 
unterworfen  sind. 

Hiemach  lässt  sich  jedenfalls,  wenn  man  die  gegenwärtige  Belastung 
der  Grund-  und  Gewerbsteuerpflichtigen  bei  den  Gemeindeumlagen  mit  der 
früheren  vergleicht,  eine  wesentliche  Verbesserung  nicht  in  Abrede  stellen. 

Dass  jene  Kategorien  überhaupt  stärker  zu  den  Gemeindelasten  beitragen 
als  die  Inhaber  von  Renteneinkommen,  bezw.  die  lediglich  auf  Gehalt  oder  Ar- 
beitsverdienst —  im  weitesten  Sinne  —  Angewiesenen,  ist  aber  deshalb  für  ge- 
rechtfertigt zu  erachten,  weil  ein  stärkeres  Interesse  der  Ersteren  an  einem 
grossen  Teile  der  Gemeindeanstalten  und  Gemeindeausgaben  zweifellos  anerkamat 
werden  muss. 

Wollte  man  ihnen  aber  eine  noch  weitergehende  Entlastung  durch  Heran- 
ziehung der  vollen  Einkommensteuerkapitalien  gewähren,  so  wäre  die  Folge, 
dass  diejenigen  Summen,  um  welche  sie  erleichtert  werden  würden,  ganz  be- 
sonders durch  die  Inhaber  un fundierter  Einkommen  aufgebracht  werden 
niüssten,  was  in  zahlreichen  Fällen  sehr  bedenklich  wäre. 

Zum  Beweise  hierfür  genügt  es,  sich  klar  zu  machen,  um  welche  Ziffer 
sich  die  Steuer  aller  Derjenigen  erhöhen  würde,  welche  nur  unfundiertes  Ein- 
kommen besitzen,  falls  die  von  der  Minorität  des  Ausschusses  beantragte  volle 
Heranziehung  der  Einkommensteuerkapitalien  zur  Ausführung  käme.  Das  uns 
von  Grossherzoglicher  Regierung  mitgeteilte  Material  gibt  hierüber  lehrreichen 
und  umfassenden  Aufschluss. 

Die  oftmals  geäusserte  Ansicht,  dass  jene  bedenklichen  Folgen  sich  zumeist 
in  den  grösseren  Städten  zeigen  würden,  auf  dem  Lande  dagegen  von  keiner 
erheblichen  Bedeutung  wären,  muss  hiernach  allerdings  insoweit  modifiziert 
werden,  als  in  den  Städten  und  wohlhabenderen  Orten  der  Hinzutritt  der  Kapi- 
talrentensteuerkapitalien  und  die  Erhöhung  der  Einkommensteuerkapitalien  durch 
die  neue  Progressionsskala  von  hervorragendem  Einflüsse  sind.  Wo  dies  nicht 
oder  in  geringem  Masse  der  Fall  ist,  zeigen  sich  auch  in  den  Städten  ähnliche 
Wirkungen  wie  in  den  meisten  Orten  des  flachen  Landes. 

Nach  den  bisherigen  Ergebnissen  der  neuen  Steuerregulierung  würde  bei 
Zuziehung  der  vollen  Einkommensteuerkapitalien  der  Koeffizient  —  gleiche  Um- 
lagesumme wie  in  Vorjahren  voi'ausgesetzt  —  für  das  gleiche  Einkom- 
mensteuer kapital  sich  wie  folgt  stellen: 

1884/85  1885/86 

in  Darmstadt    23,630  Pf.        22,914  Pf. 


Bessungen 

33,027    „ 

31,440 

Oflfenbacli 

22,879    „ 

28,052 

Giessen 

30,625    „ 

30,780 

Mainz 

28,350    „ 

33,802 

Worms 

21,975    „ 

24,682 

Unter  diesen  sechs  bevölkertsten  Orten  des  Grossherzogtums  würde 
somit  das  gleiche  Einkommensteuerkapital  in  Darmstadt  und  Bessungen  weniger 
als  seither  zu  entrichten  haben,  in  Giessen  etwa  das  nämliche,  in  Worms, 
namentlich  aber  in  Mainz  und  Offenbach  erheblich  mehr.  Dabei  ist  jedoch  zu 
beachten,  dass  diese  Vergleichung  das  gleiche  Einkommensteuerkapital 
voraussetzt,  nicht  aber  das  gleiche  Einkommen.  Letzteres  wird  vielmehr  in 
vielen  Fällen  höheres  Einkommensteuerkapital  ergeben,  wie  sich  alsbald  zeigt, 
wenn  man  die  neue  Skala  mit  der  bisherigen  zusammenhält.  Würde  diese 
Folge  nur  bei  den  höheren  Einkommensstufen  eintreten,  so  Hesse  sich  noch 
eher  darüber  wegsehen,  aber  —  und  dies  ist  eines  der  allerwesentlichsten  Be- 
denken —  sie  zeigt  sich  auch  gerade  in  den  niedersten  Stufen  bis  zu  500  M. 
herunter. 

Die  Probetabelle  aus  der  Stadt  Offenbach  ergibt  beispielsweise  folgende 
Aenderungen  in  der  Jahressteuer: 
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Staats 

Steuer 

Kommunalsteue 

1884185 

1885(86 

1884|85 

1885/86 . 

6,51 

7,65 

H. 

S., 

,  Schneider 

3,92 

5,99 

13,02 

13,60 

K. 

L. 

,  Stahlarbeiter 

7,84 

10,64 

16,28 

17,— 

J. 

H. 

L.,  Sattler 

9,80 

13,30 

24,13 

30,43 

J. 

L., 

Kommis 

14,70 

23,80 

25,40 

27,89 

F. 

T., 

Etuisarbeiter 

18,82 

21,81 

9,77 

10,20 

W 

.  B, 

,,  Schreinergeselle 

5,88 

8,70 

16,28 

17,— 

0. 

B., 

Hutmachergehilfe 

9,80 

14,50 

6,51 

7,65 

J. 

B., 

Fabrikbuchbinder 

3,92 

6,53 

48,86 

47,60 

M. 

M. 

,  Koramis 

29,40 

40,60 

Es  ergibt  sich  daraus,  dass  alle  vorstehend  verzeichneten,  den  niederen 
Einkommensklassen  angehörigen  Personen,  namentlich  in  der  Gemeindesteuer, 
aber  auch  —  wenngleich  weniger  bedeutend  —  mit  einer  einzigen  Ausnahme 
in  der  Staatssteuer  erhöht  werden,  während  gerade  der  einzige  Ausnahmefall 
bei  letzterer  ein  verhältnismässig  schon  bereits  höheres  Einkommen  —  der  Be- 
treffende ist  zu  2600  bis  2900  Mark  eingeschätzt  —  trifft. 

Handelt  es  sich  hierbei  in  den  meisten  Fällen  auch  nur  um  einige  Mark 
Jahressteuer  mehr,  so  ist  doch  zu  beachten,  dass  schon  dieser  Betrag  für 
Pflichtige  der  untersten  Stufen  ins  Gewicht  fällt,  weiter  aber  ganz  besonders, 
dass  die  Tendenz  unserer  ganzen  Steuerreform  auf  Entlastung  der  kleineren 
Einkommen,  namentlich  soweit  sie  unfundiert,  gerichtet  war  und  dass,  wenn  an 
Stelle  der  erwarteten  Entlastung  eine  Erhöhung  eintritt,  dadurch  notwendig 
eine  Enttäuschung  und  Unzufriedenheit  unter  den  Betroffenen  hervorgerufen 
werden  muss,  welche  durch  eine  noch  weitergehende  Berücksichtigung  der  fun- 
dierten Einkommen  nicht  gerechtfertigt  erscheint. 

Noch  drastischer  zeigen  sich  indessen  die  Folgen  der  Heranziehung  des 
ganzen  Einkommensteuerkapitals  an  denjenigen  Orten  des  Landes,  in  welchen 
die  Kapitalrentensteuer  und  Progression  nur  eine  bescheidene  Rolle  spielen, 
während  umgekehrt  die  geplante  Ermässigung  der  Kommunaleinkommensteuer- 
kapitalien für  die  Einkommen  unter  500  Mark  hier  nicht  selten  eine  Steigerung 
des  Ausschlagskoeffizienten  herbeigeführt.  Wir  lassen  hierbei  die  Veränderung  des 
Einkommensteuerkapitals  bei  gleichen  Einkommen  gänzlich  ausser  Betracht  und 
beschränken  uns  der  Einfachheit  halber  auf  eine  Zusammenstellung  der  seit- 
herigen Koefficienten  mit  ihrer  Wirkung  auf  das  vorausgesetzte  gleiche  Kom- 
munaleinkommensteuerkapital,  je  nach  halber  oder  ganzer  Zuziehung.  Die  be- 
treffenden Beispiele  sind  aus  einer  grossen  Zahl  ähnlicher,  von  den  meisten 
Steuerkommissariaten  berechneter  ohne  jede  Absichtlichkeit  ausgewählt. 

Hiernach  beträgt  des  Koeffizient  in 

Steuer- 
kommissariat 

Beerfelden :  Beerfelden 

Falkengesäss 

Falkengesässer  Forst  mit 
Dieburg :       Gross-Umstadt 

Habitzheim 

Lengfeld 
Fürth :  Affolterbach 

Albersbach 

Aschbach 
Büdingen :    Büdingen 

Alten  Stadt 

Hainchen 
Butzbach :    Bodenrod 

Münzenberg 

Eockenberg 
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Pfennig  auf  die  Mark: 

1884;85 

demnächst  bei 

halber       voller 

Zuziehung 

43,8 

42,37 

64,38 

46,57 

48,47 

86,26 

Raubach    39,87 

48,49 

86,12 

17,62 

15,686 

24,944 

27,72 

27,323 

47,498 

16,35 

14,953 

24,478 

70,75 

77,484 

141,636 

27,09 

26,273 

43,448 

23,81 

27,560 

49,480 

28,10 

21,70 

31,0 

15,1 

14,3 

22,4 

19,7 

20,5 

35,4 

104,10 

74,041 

135,796 

35,30 

33,240 

54,504 

31,08 

28,630 

48,560 

,884/85 

demnächst  bei 

halber      voller 

Zuziehung 

37,03 

37,394 

62,6 

46,49 

44,744 

73,6 

39,27 

36,772 

59,8 

80,33 

36,822 

44,450 

36,68 

38,400 

62,576 

17,48 

16,250 

26,614 

16,7 

15,9 

26,6 

27,5 

26,9 

45,00 

15,8 

15,0 

25,0. 

534  Zeller, 

Steuer- 
kommissariat 

Homberg :     Bernsburg 
Dannenrod 
Elgenrod 
Bingen :         Büdesheim 
Dietersheim 
Sprendlingen 
Wörrstadt :   Amsheim 

Friesenheim 
Ober-Hilbersheim 

Selbstverständlich  v^erden  diese  Erhöhungen  für  diejenigen,  welche  auch 
Grund-  und  Gewerbsteuer  zu  entrichten  haben,  durch  die  Ermässigung  dieser 
letzteren  in  manchen  Fällen  zum  Teil,  in  anderen  auch  wohl  völlig  ausgeglichen 
und  sogar  überwogen.  Allein  gerade  da,  wo  die  Steigerung  für  die  nur  Ein- 
kommensteuerpflichtigen am  bedeutendsten  ist,  wird  man  bei  Halbierung  der  in 
der  letzten  Kolonne  befindlichen  Zahlen  erkennen,  dass  die  Ermässigung  für 
die  übrigen  Steuergattungen  keine  so  erhebliche  sein  würde,  als  man  vielleicht 
geneigt  war,  anzunehmen. 

Das  wesentlichste  Bedenken  ist  und  bleibt  jedoch  die  ansehnliche  Mehr- 
belastung der  unfundierten  Einkommen,  welche  die  notwendige  Folge  des  Ver- 
lassens  des  bisherigen  Systems  sein  würde  und  zu  der  die  Majorität  des  Aus- 
schusses sich  aus  den  wiederholt  erörterten  Gründen  nicht  entschliessen  kann. 
Für  diejenigen  Städte,  welche  Octroi  erheben,  kommt  schliesslich  hinzu, 
dass  dasselbe  gerade  diejenigen  Schichten  der  Bevölkerung  besonders  stark  be- 
lastet, welche  auch  bei  Heranziehung  der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien 
am  empfindlichsten  getroffen  werden  würden. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  die  Majorität  des  Ausschusses  mit  Ent- 
schiedenheit für  Beibehaltung  des  gegenwärtigen  Systems  der  Heranziehung  der 
Einkommensteuerkapitalien  zu  den  Gemeindeumlagen  mit  der  Hälfte  ihres 
Betrages. 

Bei  den  Debatten  trat  unverkennbar  ein  Umschwung  zu  Gunsten  des  Stand- 
punktes der  Regierung  hervor.  Einzelne  Abgeordneten,  welche  früher  für  Heran- 
ziehung der  ganzen  Einkommensteuerkapitalien  mit  Entschiedenheit  eingetreten 
waren,  bekannten  sich  jetzt  zur  entgegengesetzten  Ansicht,  weil  durch  die  ver- 
änderte Steuergesetzgebung,  insbesondere  durch  Einführung  der  Kapitalrenten- 
steuer und  stärkere  Zuziehung  der  Einkommensteuer  infolge  stärkerer  Progression 
sich  die  Lage  total  verändert  habe.  Durch  die  Reform  der  Staatssteuergesetz- 
gebung sei  man  den  Interessen  der  Grundbesitzer  und  Gewerbtreibenden  gerecht 
geworden,  weitere  Entlastungen  durch  Zuziehung  des  ganzen  Einkommens  müssten 
alle  Steuerzahler  ohne  Grundbesitz  und  Gewerbe  bis  zu  den  kleinsten  herunter  in 
erheblicher  Weise  belasten.  Durch  Einführung  der  höheren  Progression  bei  der 
Einkommensteuer  sei  eine  gesunde  Grundlage  für  spätere  Steuerreformen  ge- 
schaffen, es  sei  aber  gefährlich  auf  diesem  Gebiete  allzu  rasch  vorzugehen, 
ohne  vorher  Erfahrungen  gesammelt  zu  haben.  Die  provisorische  Annahme  des 
Gesetzes  biete  die  Möglichkeit,  demnächst  die  Gesamtergebnisse  der  neuen 
Steuergesetzgebung  im  ganzen  Lande  vor  Augen  zu  haben,  ihre  Wirkungen  zu 
prüfen  und  sich  rechtzeitig  über  ein  Definitivum  schlüssig  zu  machen  u.  s.  w.  *). 
Schliesslich  nahm  die  zweite  Kammer  mit  27  gegen  16  Stimmen  Art.  1  des 
Gesetzentwurfes  in  der  Fassung  der  Regierungsvorlage  an  ^),    und   verwarf  ein 


1)  Vgl.  Prot.  20  vom  26.  März  1885,  S.  56,  58,  65,  69,  71,  72. 

2)  Vgl.  Prot.  21  vom  27.  März  1885,  S.  56. 
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zur  Entlastung  des  kleinen  Mannes  gestelltes  Amendement,  welches  die  Ein- 
kommensteuerkapitalien innerhalb  der  Klassen  bis  100  M.  Steuerkapital  (1100  bis 
1300  M.)  halb,  von  da  an  ganz  zuziehen  wollte  ^). 

Längere  Debatten  fanden  über  die  Heranziehung  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  zur  Kom- 
munalbesteuerung statt.  Nach  der  Regierungsvorlage  sollten  die  Gesell- 
schaften als  solche  von  der  Gemeindebesteuerung  frei  sein  und  die  Aktionäre 
an  deren  Stelle  nach  Art.  2  des  Gesetzentwurfs  mit  besonderen  Steuerkapitalien 
zur  Einkommensteuer  bedacht  werden.  Nach  Art.  4  des  Einkommensteuerge- 
setzes vom  8.  Juli  1884  ist  gerade  umgekehrt  die  Aktiengesellschaft  verpflichtet, 
eine  Staatssteuer  zu  bezahlen,  während  der  einzelne  Aktionär,  soweit  er  in- 
ländische Aktien  im  Besitz  hat,  davon  befreit  ist  ^).  Gegen  die  Heranziehung 
zur  Kommunalsteuer  wurde  hauptsächlich  geltend  gemacht: 

a.  die  Gesellschaften  würden,  am  Wohnort  besteuert,  diesem  eine  unver- 
hältnismässige Steuerquote  zuführen; 

b.  umgekehrt,  durch  Freilassung  der  Aktionäre,  deren  Wohnort  beein- 
trächtigt ; 

c.  während  die  Vorteile  von  den  Gemeinden  für  letztere  grösser  seien, 
wie  erstere  und  daraus  die  Folgerung  abgeleitet: 

d.  man  könne  die  Gesellschaft  nicht  wie  physische  Personen  behandeln, 
weil  sie  überhaupt  nicht  die  Vorteile  wie  jene  geniessen  könnte. 

Die  einschlägigen  Fragen  wurden  bei  den  Berathungen  über  die  Ein- 
kommensteuergesetzgebung seinerzeit  so  eingehend  behandelt,  dass  darauf 
verwiesen  werden  kann  ^).  Die  zweite  Kammer  entschied  sich  nach  dem  An- 
trage der  Mehrheit  des  Ausschusses  für  Heranziehung  der  Gesellschaften  zur 
Gemeindebesteuerung,  der  Ausschuss  der  ersten  Kammer  gleichfalls  für  das  bei 
der  Staatssteuer  bestehende  Prinzip  (mit  einem  Zusätze  bezüglich  der  Behand- 
lung der  Eisenbahnen).  Dagegen  schloss  sich  die  Majorität  der  ersten  Kammer 
einfach  der  Regierungsvorlage  an.  Zur  Herbeiführung  eines  Kompromisses  trat 
die  Minorität  des  Ausschusses  der  zweiten  Kammer  von  ihrem  ursprünglichen 
Standpunkt  (Besteuerung  des  einzelnen  Aktionärs)  zurück,  und  schloss  sich  dem 
von  der  ersten  Kammer  vorgeschlagenen  Zusätze,  das  Einkommen  der  Privat- 
eisenbahnen auf  die  einzelnen  Stationen  im  Verhältnis  des  dort  zu  bezahlenden 
Grund-  und  Gewerbsteuerkapitals  zu  verteilen,  an.  Hiermit  wird  den  einzelnen,  an 
der  Eisenbahn  liegenden  Gemeinden  ein  verhältnismässiger  Teil  von  dem  Rein- 
einkommen der  Privateisenbahn  zugewendet,  es  findet  also,  statt  einer  Kumulation 
des  gesamten  Einkommens  am  Sitze  der  Gesellschaft,  eine  Verteilung  auf  alle 
durch  die  Bahn  berührten  Orte  bezw.  Gemarkungen  statt.  Die  Kammern 
stimmten  diesem  Zusätze  bei  *). 


1)  Vgl.  Prot.  21  vom  27.  März  1885,  S.  56,  Prot.  21  S.  53,  Prot.  20  S.  39,  73. 

2)  S.  Finanzarchiv,  II.  Jahrg.,  S.  387. 

3)  Finanzarchiv,  II.  Jahrg.,  S.  320—329,  insbes.  S.  327. 
*)  Prot.  28  vom  (i.  März  1885,  S.  6,  7,  37. 
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Das  Gesetz  vom  13.Mai  1885  die  Gemeindeumlagen  betref- 
fend, erhielt  folgenden  Wortlaut: 

Art.  1.  Die  direkten  Gemeindesteuern  (Gemeindeumlagen)  werden  auf 
Grund  der  für  die  direkten  Staatssteuern  gebildeten  Steuerkapitalien  und  nach 
Massgabe  der  in  diesem  Gesetz  enthaltenen  besonderen  Bestimmungen  ausge- 
schlagen. Hiernach  werden  die  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien  am  Ort  der 
belegenen  Sache  bezw.  des  Gewerbbetriebs,  die  Kapitalrenten-  und  Einkomnien- 
steuerkapitalien  am  Wohnort  des  Steuerpflichtigen  besteuert ').  Hinsichtlich 
des  Einkommens  inländischer  Privateisenbahngesellschaften  findet  eine  Verteilung 
auf  die  einzelnen  beteiligten  Gemeinden  bezw.  Gemarkungen  im  Verhältnis  der 
Summen  der  am  einzelnen  Ort  der  Gesellschaft  zur  Last  gestellten  Grund-  und 
Gewerbsteuerkapitalien  statt. 

Angehörige  anderer  deutschen  Staaten  oder  Reichsausländer,  Avelche  nach 
Art.  1  Alinea  2  c  und  3  b  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1884,  die  allgemeine  Ein- 
kommensteuer betreffend,  einkommensteuerpflichtig  sind,  werden  an  dem  Ort 
oder  den  Orten,  wo  der  Grundbesitz  liegt,  der  Sitz  des  Gewerbebetriebs  oder 
der  Handelsanlage  sich  befindet,  auch  nach  Massgabe  des  ihnen  aus  diesen 
Quellen  fliessenden  Einkommens  zur  Gemeindebesteuerung  herangezogen. 

Die  Grund-,  Gewerbe-  und  Kapitalrentensteuerkapitalien  kommen  in  ihrem 
vollen  Betrage,  die  Einkommensteuerkapitalien  nur  zur  Hälfte  ihres  Betrages 
als  Gemeindesteuerkapital  in  Ansatz. 

Art.  2.  Wenn  in  einzelnen  Fällen  eine  Verpflichtung  zur  Entrichtung 
von  Gemeindesteuer,  aber  nicht  von  Staatssteuer  besteht  und  infolgedessen  ein 
Staatssteuerkapital  zur  Benutzung  beim  Ausschlag  der  Steuer  nicht  vorhanden 
ist,  so  wird  das  Gemeindesteuerkapital  nach  den  für  die  Veranlagung  der 
Staatssteuer  erlassenen  bezüglichen  Vorschriften  besonders  gebildet  ^). 


1)  Mit  dem  Grundsätze:  die  Besteuerung  der  Staatssteuerkapitalien  ist  auch  für  die 
Genieindebesteuerung  massgebend,  wird  zugleich  ausgesprochen,  die  Grund-  imd  Gewerbe- 
besteuerung findet  an  dem  Platze  der  belegenen  Sache,  die  der  Kapitalrente  und  des  Einkommens 
am  Wohnorte  des  Besteuerten  statt.  Bei  den  drei  fundierten  Steuern  ist  die  Sache  einfach, 
dagegen  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  Einkommensteuer  anders.  Für  den  Staat  ist  es  gleich- 
gültig, an  welchem  Orte  im  Inlande  man  einen  Einkommensteuerpflichtigen  besteuert,  bei  den 
Gemeinden  sind  die  verschiedenen  Interessen  im  Spiel.  Der  Ausschuss  behandelte  mit  der 
2.  Kammer  eingehend  die  Frage ,  ob  das  Einkommen  je  nach  seiner  Quelle  auf  verschiedene 
Gemeinden,  innerhalb  deren  es  gewonnen  wird,  verteilt  werden  soll,  oder  die  Zuziehung  zur 
Kommunalsteuer  wie  bisher,  nur  am  Wohnorte  des  Pflichtigen,  zu  erfolgen  habe.  Mit  Eück- 
sicht  auf  die  mit  einer  Teilung  bis  zum  kleinsten  Objekt  verbundenen  praktischen  Schwierig- 
keiten, die  Notwendigkeit  des  Abzuges  der  Schuldzinsen  und  deren  Berechnung  für  jedes 
einzelne  Besitztum,  die  Schwierigkeiten  bei  Wahl  der  Zahlen  für  die  Vorausbelastung  der 
Wohngemeinde  und  das  Minimum  des  auszuscheidenden  Betrages,  sah  man  von  einer  allgemeinen 
Teilung  nach  den  Quellen  des  Einkommens  ab.  Das  Gesetz  beschränkte  die  Zuziehung  in  der 
Gemeinde,  wo  das  Einkommen  gewonnen  wird,  auf  die  Fälle,  in  denen  es  sich  überhaupt  nicht 
um  einen  Inländer,  sondern  um  einen  Ausländer  handelt.  Denn  dem  letzteren  müsste  man, 
wenn  man  anders  verfahren  wollte,  geradezu  einen  fingierten  Wohnsitz  konstruieren,  was 
Schwierigkeiten  anderer  Art  bereiten  würde.  Einen  Antrag,  auch  die  im  Inland  wohnenden 
Forensen  mit  dem  Einkommen  aus  Grundeigentum  oder  Gewerbebetrieb  am  Ort  der  belegenen 
Sache  zur  Kommunalsteuer  heranzuziehen,  erklärte  die  Regierung  für  unannehmbar.  Vgl.  Beil. 
Bd.  I,  Beil.  Nr.  108,  S.  4,  5,  Prot.  Nr.  20,  S.  22—29. 

Durch  den  Ausdruck  auch  nach  Massgabe  u.  s.  w.  (Art.  1  Abs.  3)  ist  ausgedrückt, 
dass  die  betrefi'enden  Ausländer  neben  Grund-  und  Gewerbesteuer  auch  nach  Massgabe  des  aus 
diesen  Quellen  fliessenden  Einkommens  zur  Gemeindebesteuerung  herangezogen  werden  sollen. 
Cf.  Prot.  20  S.  22. 

2)  Ist  ein  zur  Benutzung  beim  Gemeindesteuerausschlag  geeignetes  Steuerkapital  nicht 
vorhanden,  so  soll,  übereinstimmend  mit  der  seitherigen  Piaxis,  das  Gemeindesteuerkapital 
besonders  gebildet  werden,  und  zwar  unter  Anwendung  der  bei  Veranlagung  der  Staatssteuer 
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Art.  3.  Die  nach  Art.  35  des  Gesetzes  vom  8.  Juli  1884,  die  allgemeine 
Einkommensteuer  betreffend,  von  der  Staatssteuer  befreiten  Einkommen  unter 
600  M.  bleiben  wie  bisher  der  Gemeindebesteuerung  unterworfen.  Es  findet  zu 
diesem  Behufe  die  Einschätzung  der  betreffenden  Pflichtigen  in  nachstehende 
Einkommens-  und  Steuerklassen  statt: 

Klasse.  Einkommen.  Steuerkapital. 

A  weniger  als  300  M.                          5  M. 

B  300  bis  weniger  als  400  M.                 10  M. 

C  400     „,         ,     500  M.                20  M. 

Die  Einschätzung  kann  jedoch  auch  in  die  zunächst  niedrigere  Klasse 
erfolgen,  wenn  andere  auf  die  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  ungünstig 
einwirkende  Verhältnisse  zu  besonderer  Berücksichtigimg  Anlass  geben.  Tritt 
dieser  Fall  bei  einem  Steuerpflichtigen  der  Klasse  A.  ein,  so  kann  er  ganz 
freigegeben   werden.     Auch   diese   Steuerkapitalien   kommen  wie   die  in  Art.  1 


geltenden  bezüglichen  Vorschriften, 
eine  solche  Verjjflichtung  eintreten: 


Ausser  den  Fällen  des  Art.  3  und  4  des  Gesetzes  kann 


1.  Nach  §  3  des  Reichsgesetzes  wegen  Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  vom  13.  Mai 
1870  wii'd  der  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines  Gewerbes,  sowie  das  aus  diesen 
Quellen  fliessende  Einkommen  nur  in  demjenigen  Bundesstaat  besteuert,  in  welchem 
der  Grundbesitz  liegt  oder  das  Gewerbe  betrieben  wird.  Fliesst  nun  das  Einkommen 
von  Personen ,  welche  im  Grossherzogtum  wohnen ,  ganz  oder  teilweise  aus  aus- 
wärtigem Grundbesitz  bezw.  Gewerbebeti-ieb,  so  wird  ein  diesseitiges  Einkommen- 
steuerkapital nicht  oder  doch  nur  mit  Ausschluss  des  bezüglichen  Einkommens  ge- 
bildet, wohl  aber  unterliegen  die  betreffenden  Personen  ihrem  vollen  Einkommen 
entsprechend  an  ihi-em  Wohnort  der  diesseitigen  Kommunalsteuer. 

2.  Inhaltlich  des  §  4  obigen  Gesetzes  sind  Gehalt,  Pension  und  Wartgeld,  welches 
deutsche  Militäi-personen  und  Zivübeamte  oder  deren  Hinterbliebene  aus  der 
Kasse  eines  Bundesstaates  beziehen,  nur  in  demjenigen  Staate  zu  besteuern,  welcher 
die  Zahlung  zu  leisten  hat.  Den  im  Grossherzogtura  wohnenden,  zu  derartigen 
Bezügen  aus  anderen  Bundesstaaten  berechtigten  Personen  kann  mithin,  falls  sie 
ein  anderes  Einkommen  nicht  beziehen,  ein  Steuerkapital  für  die  staatliche  Ein- 
kommensteuer überhaupt  nicht  gebildet  werden,  während  im  Falle  des  Vorhanden- 
seins eines  anderen  Einkommens  die  in  Rede  stehenden  Bezüge  aus  dem  Auslande 
ausser  Betracht  bleiben  müssen.  Zur  Kommunalsteuer  sind  indessen  derartige 
Personen  mit  ihrem  vollen  Einkommen  zu  ziehen,  wobei  nur  zur  Verhütung  von 
Missverständnissen  auf  die  Bestimmungen  des  Art.  15  der  Müitärkonvention  vom 
13.  Juni  1871  über  die  Kommunalsteuerfreiheit  der  im  Grossherzogtum  gamisonieren- 
den,  einem  anderen  Bundesstaat  angehörigen  servisberechtigten  Militärpersonen 
des  aktiven  Dienststandes  hingewiesen  werden  mag,  die  übiigens  wegen  Bezugs 
ihrer  Gehalte  aus  der  Reichskasse  unter  dem  §  4  obigen  Gesetzes  gar  nicht  be- 
griffen sind. 

Der  Kommunalsteuer  von  ihrem  Gesamteinkommen  einschliesslich  des  be- 
zogenen Gehalts  unterliegen  insbesondere  die  anderen  Bundesstaaten  angehörigen, 
und  aus  deren  Kasse  den  Gehalt  beziehenden,  in  Hessen  wohnenden  Zivilbeamten, 
und  zwar  auch  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  sie  etwa  nicht  den  dienstlichen, 
sondern  nur  den  faktischen  Wohnsitz  im  Inlande  haben. 

3.  Auf  Grund  des  §  21  des  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875  sind  die  Reichsbank  und 
ihre  Zweiganstalten  im  ganzen  Reichsgebiet  von  der  staatlichen  Einkommen-  und 
Gewerbesteuer  frei.  Befreiung  von  der  Kommunalsteuer  für  die  im  Grossherzogtura 
in  Betracht  kommenden  Filialen  und  Agenturen  besteht  indessen  nicht. 

4.  Fremdländische  Staatseisenbahnen,  deren  Linien  im  Grossherzogtum  gelegen  sind, 
und  welche  durch  vertragsmässige  Bestimmungen  von  der  Staatssteuer  befreit 
sind,  bleiben  der  Kommunalbesteuerung,  soweit  dieselbe  auf  sie  Anwendung  zu 
finden  hat,  unterworfen. 

Vgl.  Beil.  Nr.  108,  S.  21,  22,  Prot.  21,  S.  58-65. 
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genannten  Einkommensteuerkapitalien    nur  mit   der  Hälfte  ihres   Betrages    in 
Ansatz '). 

Art.  4.  Die  Befreiungen,  welche  das  Gesetz  vom  8.  Juli  1884,  die  all- 
gemeine Einkommensteuer  betreffend,  in  Art.  6  bestimmt,  haben  auch  in  bezug 
auf  die  Gemeindesteuer,  soweit  dieselbe  auf  den  Einkommen  beruht,  Geltung. 

Die  Bestimmungen  in  Art.  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf 
Gewerbsgehilfen  und  Dienstboten,  welche  von  ihren  Prinzipalen  oder  Dienst- 
herren Wohnung  und  Kost  empfangen,  keine  Anwendung^). 

Art.  5.  In  bezug  auf  die  Erhebung  und  Erledigung  von  Reklamationen 
gegen  die  Bildung  von  Gemeindesteuerkapitalien  nach  Massgabe  der  Bestim- 
mungen in  den  Art.  2  und  3  dieses  Gesetzes  sind  die  bezüglich  der  Rekla- 
mationen gegen  die  Staatssteuer  in  den  betreffenden  Gesetzen  erteilten  Vor- 
schriften massgebend. 

Art.  6.  Wohnt  ein  Einkommensteuerpflichtiger,  bezw.  ein  Kapitalrenten- 
steuerpflichtiger abwechselnd  im  Laufe  des  Jahres  an  verschiedenen  Orten  des 
Grossherzogtums,  so  wird  er  mit  seinem  ganzen  in  Betracht  kommenden  Einkom- 
men bezw.  Kapital rentensteuerkapital  an  seinen  Hauptwohnort  zugezogen,  üeber 
die  Frage,  welches  der  Hauptwohnort  ist,  entscheidet  im  Falle  der  Reklamation, 
seitens  des  Steuerpflichtigen  oder  der  beteiligten  Gemeinden  der  Provinzialaus- 
schuss,  und,  wenn  die  beteiligten  Gemeinden  verschiedenen  Provinzen  angehören, 
nach  Anhörung  der  betreffenden  Provinzialausschüsse  das  Ministerium  des 
Innern  und  der  Justiz  endgültig^). 

Art.  7.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  treten,  soweit  sie  sich  auf 
die  Erhebung  der  Gemeindeumlagen  beziehen,  mit  dem  1.  April  1885  in  Wirk- 
samkeit. 

Von  demselben  Zeitpunkte  an  und  für  die  Geltungsdauer  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  sind  die  Gesetze  vom  30.  Juni  1827  und  vom  26.  März  1872 


1)  Nach  den  Motiven  erschien  die  Befreiung  der  Einkommen  unter  500  M.  auch  von  der 
Gemeindebesteuerung  geradezu  unthunlich,  was  begründet  ist  mit  der  ungerechtfertigten  Mehr- 
belastung der  anderen  Steuerobjekte  und  dem  Hinweis  darauf,  dass  Wählbarkeit  und  Wali! 
berechtigung  bei  Landtags-  und  Gemeindewahlen  von  Einkommen  Steuerzahlung  abhängt  — 
welche  Gesichtspunkte  früher  schon  bei  Beratung  des  Einkommensteuergesetzes  berührt 
wurden  (cf.  Finanzarchiv  1.  c.  S.  297).  Die  Klassenbildung  und  die  Höhe  der  Ansätze  wurden 
vom  Ausschuss  der  Billigkeit  entsprechend  anerkannt.  Die  Staatssteuer  von  5  M.  betrug  1883/85 
!)5Pf. ,  der  Gemeindesteuerausschlag  in  den  meisten  Gemeinden  70—80  Prozent.  Hiernach 
müsste  der  Steuerpflichtige  in  Klasse  A  67—76  Pf.  jährlich  bezahlen,  in  Klasse  B  1,34  bis 
l,.ö2  M.  und  in  Klasse  C  2,68—3,04  M.    Vgl.  Beil.  108,  S.  23. 

Ein  Teil  des  Ausschusses  wollte  den  Gemeinden  das  Recht  eingeräumt  wissen,  die 
Kommunalsteuer  der  in  Klasse  A,  B,  C,  (Art.  3)  gehörigen  aussclüiesslich  einkommensteuer- 
pflichtigen Personen  ganz  oder  teilweise,  und  in  Klasse  1—5  (Art.  35  des  Einkommensteuer- 
gesetzes) bis  zur  Hälfte  ihres  Betrags  ausser  Hebung  zu  setzen,  welcher  Gedanke  in  der 
Kammer  ebensowenig  wie  der  oben  erwähnte  Antrag  auf  Befreiung  der  unteren  Klassen  in 
Städten  von  der  Geraeindebesteuerung  Anklang  fand 

Alinea  2  des  Art.  3  weist  auf  die  nach  Art.  39  des  Einkommensteuergesetzes  den  Ein- 
scliätzungskommissarien  zustehenden  Befugnisse  der  Herabsetzung  in  eine  niedere  Klasse  oder 
gänzliche  Befreiung,  wenn  die  persönlichen  Verhältnisse  des  zu  Besteuernden  es  nötig  er- 
scheinen lassen,  hin  (s.  Finanzarchiv  1.  c.  S.  427).    Beil.  108  S.  24.    Prot.  21,  S.  57. 

2)  Ueber  die  Befreiungen  von  der  Einkommensteuer  s.  Finanzarchiv  S.  391—393.  Die 
Vorschrift  in  Abs.  2  Art.  4  ist  zur  Aufrechthaltung  der  betreffenden  Befreiung  notwendig, 
weil  die  analoge  Bestimmung  in  Art.  4  pos.  6  des  alten  Einkommensteuergesetzes  vom 
21.  .luni  1869  in  das  neue  Einkommensteuergesetz  vom  8.  Juli  1884,  als  nach  Gewährung  all- 
gemeiner Befreiung  für  die  Einkommen  unter  500  M.  überflüssig,  nicht  aufgenommen  worden 
ist.    Motive  Beil.  45  S.  7. 

3)  Dieser  Artikel  entspricht  den  Bestimmungen  des  Art.  2  des  Gesetzes  vom  26.  März  l-^T- 
nur  dass  er  den  Einkommensteuerpflichtigen  die  Kapitalrentensteuei-pflichtigen  zur  Seite  stellt, 
für  welche,  da  auch  die  Kapitalrentensteuer  als  der  Person  anhaftend  zu  betrachten  ist,  die 
gleichen  Grundsätze  zu  gelten  haben. 
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aufgehoben  und   werden,   was  die   Gemeindeumlagen  anlangt,   soweit  sich  in 

anderen  Gesetzen  auf  sie  berufen  wird,  durch  vorstehende  Bestimmungen  ersetzt. 

Art.   8.     Dieses    Gesetz    hat  nur  Wirksamkeit   für    die    Rechnungsjahre 

1885/86,  1886/87,  1887/88. 

Das  Motiv  für  den  provisorischen  Charakter  des  Gesetzes  lag  darin, 
dass  nach  Art.  1  die  Gemeindeumlagen  auf  Grund  der  für  die  direkten 
Staatssteuern  gebildeten  Steuerkapitalien  ausgeschlagen  werden,  über  die 
praktischen  Ergebnisse  der  Staatssteuerrefonn  aber  zur  Zeit  der  Beratung 
des  Gesetzentwurfes  genügende  Erfahrungen  noch  nicht  gesammelt  waren. 
Die  Regierung  entschied  sich  1887  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen 
für  unveränderte  Wiedervorlage  des  Gesetzes'),  und  gelangte  unterm  11.  Februar 
1887  ein  entsprechender  Entwurf  an  die  Landstände  ^).  Der  Ausschussbericht ') 
rekapituliert  die  bei  Beratung  des  provisorischen  Gesetzes  seinerzeit  hervor- 
getretenen Meinungsverschiedenheiten  und  betont  zunächst,  dass  eine  Prüfung 
der  Kommunalsteuerausschläge  auf  Grund  des  neuen  Gesetzes  imd  eine  Ver- 
gleichung  mit  den  früheren  auch  die  vormaligen  Anhänger  der  Freigabe  der ' 
untersten  Einkommensklassen  zu  dem  Entschlüsse  gebracht,  ihre  Vorschläge 
fallen  zu  lassen.  Nach  dem  früheren  Einkommensteuergesetz  betrug  —  so  führt 
der  Ausschussbericht  aus  —  das  Steuerkapital  der  beiden  untersten  Klassen  bei 
Einkommen  bis  zu  500  M.  10  und  15  Gulden.  Ausnahmsweise  konnte  dasselbe 
in  der  untersten  Klasse  auch  auf  die  Hälfte,  auf  5  Gulden,  ermässigt  werden, 
wovon  nicht  häufig  Gebrauch  gemacht  wurde  (im  Steuerjahre  1884/85  bei 
6507  von  rund  255i000  Einkommensteuerpflichtigen).  Die  Kommunalsteuerkapi- 
talien dieser  Klassen  betrugen  somit  5  fl.  =  8,75  M.  und  7  fl.  30  kr.  =  12,86  M., 
nur  in  den  erwähnten  Ausnahmsfällen  konnte  auch  auf  4,29  M.  zurückgegangen 
werden.  Gegenwärtig  sind  die  entsprechenden  Ziffern:  2,50,  5  und  10  M.,  also 
wesentlich  niedriger,  und  es  unterliegt  nach  den  Erhebungen  keinem  Zweifel, 
dass  in  den  meisten  Gemeinden,  in  welchen  die  Umlagesumme  nicht  erhöht 
werden  musste,  die  Steuerausschläge  entweder  heruntergegangen  oder  sich  gleich 
geblieben  sind.  In  einzelnen  Fällen  ist  allerdings  auch  eine  Steigerung  des 
Koeffizienten  zu  beobachten,  allein  gerade  hierin  liegt  für  den  Kenner  der  ein- 
schlägigen Verhältnisse  der  Beweis,  dass  in  derartigen  Gemeinden  die  Progres- 
sion und  die  Kapitalrentensteuer  nicht  genügt  hat,  um  den  P]ntgang  an  Steuer- 
kapitalien infolge  der  Ermässigung  der  untersten  Stufen  auszugleichen  und  es 
ergibt  sich  hieraus,  dass  eine  weitere  Entlastung  oder  gar  Befijpiung  der 
letzteren  den  übrigen  Steuerpflichtigen  eine  nicht  zu  rechtfertigende  Last  auf- 
bürden würde. 

Der  Bericht  empfiehlt  weiter  Festhalten  an  dem  Prinzipe  der  Heran- 
ziehung der  vollen  Kapitalrentensteuerkapitalien  zu  den  Gemeindeumlagen,  und 
erwähnt  die  vereinzelten  Vorschläge,  den  Gemeinden  (namentlich  städtischen) 
die  Befugnis  zur  Heranziehung  der  Kapitalrentensteuerkapitalien  zur  Gemeinde- 
,  Umlage  bis  zur  Hälfte  einzuräumen.  Allerdings  hätten  die  Kapitalrentner  ihre 
Mehrbelastung  anfanglich  als  eine  gewisse  Härte  empfinden  müssen,  möglicher- 


1)  Natürlich  unter  Weglassung  des  Artikels  8  und  Modifizierung  des  Artikels  7. 

2)  Verhandlungen  der  2.  Kammer  (XXV.  Landtag  1885|88),  Beü.  Nr.  327. 

3)  Verhandlungen  der  2.  Kammer  (XXV.  Landtag  1885,88),  Beü.  360. 
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weise  gebe  dies  in  einzelnen  P'ällen  Veranlassung  zur  Verlegung  des  Wohnsitzes. 
Da  aber  die  Gerechtigkeit  der  Massregel  nicht  in  Abrede  gestellt  werden  könne, 
überdies  den  Städten  durch  die  gesetzliche  Befreiung  der  in  Hessen  wohnhaften 
Ausländer  von  Kapitalrentensteuer  bereits  entgegengekommen  sei,  erscheine  es 
nicht  angezeigt,  auf  jene  Anregung  einzugehen.  Den  gleichen  Standpunkt  ver- 
tritt der  Bericht  gegenüber  der  Frage:  Zuziehung  der  halben  oder  ganzen  Ein- 
kommensteuerkapitalien.    Nach  den   statistischen  Erhebungen  haben  betragen: 

die   Uml  a  g  e  s  umm  e  n 


1884,85 

1885;86 

1886/87 

in  Mainz 

1,037,600  M. 

1,035,865  M. 

1,050,341  M. 

„   Damistadt 

503,080    „ 

590,704    „ 

621,000   „ 

„   Offenbach 

365,000    „ 

360,000    „ 

365,000   „ 

„  Worms 

223,600   „ 

256,000    „ 

260,000    „ 

„  Giessen 

256,376   „ 

261,714    „ 

295,841    „ 

Der  Ausschi 

ag  auf  1  M. 

Kommunalst 

euerkapital 

1884/85 

1885|86 

1886/87 

in  Mainz 

28,35  Pf. 

22,20  Pf. 

22,20  Pf. 

„  Darmstadt 

23,63    „ 

19,50   „ 

20,51    „ 

„  Offenbach 

22,88    „ 

20,13    „ 

19,78    „ 

„  Worms 

21,98   „ 

19,89    „ 

19,71   „ 

„  Giessen 

30,62    „ 

23,34    „ 

25,98    „ 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  in  obengenannten  5  Städten  die  Grund-  und 
Gewerbsteuerkapitalien  durchgehends  entlastet  worden  sind  und  beträgt  diese 
Entlastung  von  1884/85  —  dem  letzten  Geltungsjahre  des  früheren  —  auf 
1886/87  —  dem  zweiten  Geltungsjahre  des  neuen  Gesetzes  in :  Mainz  21,34  Pro- 
zent, Darmstadt  13,20  Prozent,  Offenbach  13,55  Prozent,  Worms  10,33  Prozent, 
Giessen  15,15  Prozent. 

Aus  diesen  Ziffern  ergibt  sich,  dass  bei  Anwendung  der  vollen  Einkom- 
mensteuerkapitalien eine  Mehrbelastung  des  unfundierten  Einkommens  einge- 
treten sein  würde.  Aehnlich  wie  in  den  grösseren  Städten  liegen  die  Verhält- 
nisse auch  in  den  meisten  Landorten,  nur  dass  hier  die  Unterschiede  in  den 
Steuerausschlägen  nicht  so  bedeutend  sind,  weil  der  Einfluss  der  Kapitalrenten- 
steuer und  der  Progression  viel  weniger  zu  Tage  tritt  *).  Der  Ausschussberit  lit 
schliesst  mit  der  Betrachtung:  Es  hiesse  die  ganze  Tendenz  unserer  Steuer- 
reform verkennen  und  die  Belastung  von  den  tragfähigeren  auf  die  weniger 
tragfähigfn  Schultern  überleiten,  wollte  man  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
zu  der  Heranziehung  der  vollen  Einkommensteuerkapitalien  übergehen,  da  sich 
mit  Bestimmtheit  annehmen  lässt,  dass  in  den  Landgemeinden  die  letzteren 
nicht  diejenige  Bedeutung  gegenüber  den  übrigen  Steuerkapitalien  besitzen,  um 
bei  ihrer  vollen  Zuziehung  eine  erhebliche  Herabminderung  des  Ausschlags- 
koeffizienten zu  ermöglichen. 

Auch  bezüglich  der  Frage  über  die  Heranziehung  der  Aktiengesellschaf- 
ten zur  Gemeindesteuer  erklärte  sich  die  ehemalige  Minderheit  des  Ausschusses" 
nunmehr  für  Festhalten  an  den  Bestimmungen  des  provisorischen  Gesetzes.  Bei 
den  früheren  Beratungen  war  auf  die  Missstände  hingewiesen  worden,  welche 
es  zur    Folge   haben    würde,    wenn   eine   Aktiengesellschaft   an   verschiedenen 


')  Vgl.  Beil.  Nr.  360,  S.  7. 
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Orten  gewerbliche  Niederlassungen  besässe  und  doch  nur  an  ihrem  Hauptsitze 
mit  ilirem  Einkommen  zur  Gemeindesteuer  herangezogen  werden  könne.  Na- 
mentlich bei  grossen  Fabriken,  weiche  den  betreffenden  Gemeinden  erhebliche 
Aufwendungen  z.  B.  für  Unterhaltung  der  Wege  u.  s.  w.  auferlegen,  würde 
solches  fühlbar  werden.  Da  die  Erfahrungen  dies  bestätigten,  beantragte  der 
Ausschuss  einen  Zusatz  zu  Art.  1,  welcher  eine  Verteilung  des  Einkommen- 
steuerkapitals einer  derartigen  Aktiengesellschaft  auf  die  verschiedenen  beteiligten 
Gemeinden  nach  dem  gleichen  Massstabe  vorsieht,  wie  für  Privateisenbahn- 
gesellschaften festgesetzt  ist,  nämlich  nach  Verhältnis  der  Grund-  und  Gewerb- 
steuerkapitalien.    Art.  1.  erhielt  nach  diesem  Antrag  den  Zusatz: 

,In  gleicher  Weise  wird  das  Einkommensteuerkapital  solcher  Aktien- 
gesellschaften und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien ,  welche  in  verschiedenen 
Gemeinden  bezw.  Gemarkungen  stehende  Gewerbe  betreiben  oder  gewerbliche 
Anlagen  haben,  im  Verhältnis  der  am  einzelnen  Ort  der  Gesellschaft  zur  Last 
gestellten  Grund-  und  Gewerbsteuerkapitalien  unter  die  einzelnen  Gemeinden 
bezw.  Gemarkungen  verteilt"  ^). 

In  der  Generaldiskussion  der  zweiten  Kammer  machte  der  Berichterstatter 
noch  einige  Mitteilungen :  Die  Regierung  habe  die  Vertretungen  der  Städte 
über  ihre  Wünsche  bezüglich  des  Gesetzes  gehört.  Sämmtliche  mit  Ausnahme 
von  Mainz  seien  mit  unveränderter  Annahme  einverstanden,  Mainz  wünsche, 
man  solle  den  Städten  die  Befugnis  einräumen,  dass  die  Heranziehung  zur 
Kapitalrentensteuer  bis  zur  Hälfte  ermässigt  werden  könne.  Zur  Begründung 
des  Antrages  bezog  sich  die  Stadtvertretung  auf  ein  Referat  ihres  Finanzaus- 
schusses, welches  die  Einführung  der  an  sich  gerechten  Kapitalrentensteuer 
allein  in  Hessen  ohne  gleichzeitiges  und  ebenmässiges  Vorgehen  in  dem  an- 
grenzenden Preussen  als  ein  gewagtes  Experiment  bezeichnete,  das  die  Ge- 
fahr enthalte,  dass  reiche  Rentner  in  preussische  Städte  übersiedelten.  Zuge- 
geben ist,  dass  das  Kapitalrentensteuergesetz  den  Zuzug  von  Rentnern  in  das 
Grossherzogtum  nicht  erschwert,  denn  Nichthessen  sind  von  dieser  Steuer  be- 
freit, und  nach  den  nachfolgenden  Vergleichungen  in  Hessen,  speziell  in  Mainz 
weniger  belastet,  als  in  dem  benachbarten  Wiesbaden. 

Unter  Zugrundelegung  der  beiderseitigen  Steuerausschläge  in  den  letzten 
Jahren  zahlte  der  Besitzer 

in  Wiesbaden:       in  Mainz: 
einer  Rente  von  M.    3,600    M.    108,—         M.      69,72   Einkommensteuer, 
„     108,—  „       45,51   Gemeindeumlagen, 

M.    216,—         M.    115,23,  also  in  Mainz  M.  100,77  weniger, 
„        „        „      M.    6,000    M.    180,—         M.    124,—   Einkommensteuer, 
,.     180,—  „       81,58   Gemeindeumlagen, 

M.    360,—         M.    205,58,  also  in  Mainz  M.  154,42  weniger, 
„        „        „      M.  20,000    M.    600,—         M.    544,—   Einkommensteuer, 
„     600,—  „      355,20   Gemeindeumlagen, 

M.  1200,—         M.    899,20,  also  in  Mainz  M.  300,80  weniger, 
„        „        „      M.  36,000    M.  1080,—         M.    979,20    Einkommensteuer, 
„    1080,—  „      639,36   Gemeindeumlagen, 

M.  2160,—         M.  1618,56,  also  in  Mainz  M.  541,44  weniger. 


1)  Vgl.  Beil.  Nr.  360,  S.  12,  13. 
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Anders  gestalten  sich  die  Verhältnisse  des  hessischen  Rentners,  dessen 
Einkünfte  der  Kapitalrentensteuer  unterliegen,  denn  hier  lauten  die  betreifenden 
Zahlen  wie  folgt: 

in  Wiesbaden :    in  Mainz  : 

i.  •  -«r     o  ,.^^      ^r     ,«o  M.    69,72  Einkommensteuer,  i   ,, 

bei  M.    3,600     M.    108,—  ^o  o^  T.'     •*  1      4.      ^  M.  118,68  Staatssteuer, 

„     48,96  Kapitalrentensteuer,         >  '        "«"»"«""'«"ci , 

,.„  „     45,51  aus  Einkommensteuer      i   „  „        .   , 

"     "^'-       „     63,94     „   Kapitalrentensteuer  <   ^-  '''''^'  Gemeindeumlagen. 


M.    216,  -      M.  228,13,  somit  in  Mainz  M.  12,13  mehr, 

TLir     ^.  ««/>      11     -c^          M.  124,— Einkommensteuer  i   „       ,       r-,.     .     . 

M.    6,000     M.    180,-             ^,' .^  17     •*  1      +      X  }  M.  205,60  Staatssteuer, 

„      81,60  Kapitalrentensteuer  )                                         ' 

11      81,58  aus  Einkommensteuer  ,,,„„,  ^ 

„     180,—                 '                       ,      X      X  M.  188,14  Gemeindeumlagen, 

„    106,56     „   Kapitalrentensteuer  °     ' 


M.    360,—      M.  393,74,  somit  in  Mainz  M.  33,74  mehr. 

iir    er.  ,^/>,^      -II     ,.„„  M.  544,—  Einkommeustcuer  i  „  „.     ,     . 

M.  20,000     M.    600,—  '      -^^  -,  ,      .      .  M.  816,-  Staatssteuer, 

„    272,—  Kapitalrentensteuer         >  ' 

„    355,20  aus  Einkommensteuer     (  „    „, 

"     '"°'-       „355,20     „    Kapitalrentensteuer  1  ^•'^'^'^''^^^^^^^'^'i^'^l^^^*^' 


M.  1200,—    M.  152<),40,  somit  in  Mainz  M.  326,40  mehr. 

M    Off  /^/^«      TL«-    , ^cr.  B    979,20  Einkommcnsteuer  ,  „  ^,     .     . 

M.  36,000     M.  1080,—      "         '     17     .,  ,      ,       ,  M.  1468,80  Staatssteuer, 

„    489,60  Kapitalrenten  Steuer         '  ' 

■l/^o.^  »    639,36  aus  Einkommensteuer     i  ,,  ,     „  „^  ^ 

"   '''''-       „    639,36     „   Kapitalrentensteuer  (^■^'^«'''^«°^^^'^'^^^'""^^^"' 


M.  2160,—    M.  2747,52,  somit  in  Mainz  M.  587,52  mehr. 

Hiernach  wird  der  hessische  Rentner  an  Steuern  sparen,  wenn  er  von 
Mainz  nach  Wiesbaden  übersiedelt,  oder  aber  ein  pekuniäres  Opfer  bringen 
müssen,  will  er  seiner  Vaterstadt  nicht  den  Rücken  kehren.  Die  Stadtvertretung 
erblickt  hierin  ein  ungesundes  Verhältnis  und  erbittet  von  den  gesetzgebenden 
Faktoren  die  Möglichkeit  zur  selbständigen  Abhilfe  durch  Einräumung  der 
Befugnis  zur  Heranziehung  der  Kapitalrentensteuerkapitalien  in  geringerem  Masse. 

Die  Ständekammer  verhielt  sich  hier  ablehnend  und  betonte,  durch  Ein- 
räumung solcher  Befugnisse  würden  die  bedenklichsten  Interessenkämpfe  herauf- 
geschworen, deren  Beseitigung  ein  Hauptvorzug  des  Gesetzes  sei.  Die  Gegner 
der  Zuziehung  der  halben  Einkommensteuerkapitalien  zu  den  Gemeindesteuern 
verzichteten,  von  der  Erfolglosigkeit  ihrer  Anträge  überzeugt,  auf  Bekämpfung 
der  Gesetzesvorlage,  welche  mit  den  vom  Ausschusse  zu  Art.  1  beantragten 
Zusätzen  unverändert  angenommen  wurde  ^). 

Das  Gesetz  tritt  am  1.  April  1888  in  Wirksamkeit. 


1)  In  den  Debatten  wurde  die  Frage  der  Heranziehung  des  Fiskus  zur  Kommunalsteuer 
der  Eegierung  zur  Erwägung  empfohlen.  Kommunalgrundsteuer  bezahlte  der  Fiskus  bisher 
schon,  sein  Grundsteuerkapital  betrug  nach  Angabe  des  Regierungskommissärs  875,000  M.  Schon 
bei  früheren  Verhandlungen  wurde  daraufhingewiesen,  dass  in  der  Heranziehung  des  fiskalischen 
Geländes  zur  Gemeindebesteuerung  nichts  anderes  zu  finden .  sei ,  als  die  Statuierung  eines 
Präzipuums  aus  Staatsmitteln  für  die  betreffenden  Gemeinden,  in  deren  Gemarkung  zufällig 
fiskalisches  Gelände  gelegen  ist.  Denn  schliesslich  müssen  doch  die  Abgaben,  die  wegen  des 
Geländes  bezahlt  werden,  von  der  Allgemeinheit  aufgebracht  werden.  Vgl.  Verhandlungen  der 
2.  Kammer  (XXV.  Landtag),  Prot.  Bd.  H,  Prot.  Nr.  20,  S.  15,  derselbe  Grund  lässt  sicli 
dem  Antrage  auf  Zuziehung  des  Staatseinkommens  aus  Gewerbebetrieb,  z.  B.  Eisenbahnen, 
Bergwerken,  zur  Besteuerung,  entgegensetzen. 
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Die  Koiumunalsteuergesetzgebung  hält  nach  der  geschilderten  Entwicklung 
an  dem  althessischen  Grundsatze  fest,  dass  Staats-  und  Gemeindesteuer  auf  einer 
Grundlage  beruhen  sollen,  sie  gibt  den  Gemeinden  den  Erlass  statutarischer  An- 
ordnungen über  die  Normen  der  Kommunalbesteuerung  nicht  anheim.  Staat  und 
Gemeinde  sind  in  ihren  Zwecken  und  Bestrebungen,  in  ihrer  Organisation 
analog;  beide  sind  zur  Bestreitung  ihrer  Bedürfnisse  auf  die  Beiträge  ihrer 
Mitglieder  angewiesen  und  es  liegt  kein  Grund  vor,  in  kleinen  Staaten  mit 
einfachen  Verhältnissen  jene  verschieden  zu  behandeln,  je  nachdem  der  Staat 
oder  die  Gemeinde  ihre  Mittel  in  Anspruch  nimmt.  Die  staatlichen  Organe 
setzen  das  Beitragsverhältnis  nach  Massgabe  der  Steuerkraft  der  einzelnen  fest, 
sie  sind  zur  unbefangenen  Beurteilung  der  Verhältnisse  befähigt  und  in  der 
Lage,  von  höherem  Standpunkte  aus  die  Leistungsfähigkeit  des  Grundbesitzes, 
der  Gewerbe  und  der  verschiedenen  Bevölkerungsgruppen  gegeneinander  abzu- 
wägen. Wenn  sie  die  Leistungsfähigkeit  durch  Beiträge  der  Steuerkapitalien 
festgestellt  haben,  so  erscheint  es  nur  gerecht  und  billig,  die  Resultate  ihrer 
Arbeiten  auch  als  massgebend  für  die  Leistungen  im  Interesse  der  Gemeinden 
gelten  zu  lassen. 
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Württembergisches  Gesetz, 

betreffend  die  Forterhebung  von  örtlichen  Verbrauchsabgaben 

durch  die  Gemeinden  ^). 

(Vom  25.  März  1887.) 

Artikel  I. 
Der  Artikel  18  des  Gesetzes  über  die  Besteuerungsrechte  der  Amtskörper- 
schaften und  Gemeinden  vom   23.  Juli  1877  (Reg.-Bl.   S.  198)    erhält   folgende 
Fassung : 

Art.  18. 
Gemeinden,  in  welchen  die  zur  Bestreitung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse durch  Umlagen  auf  Grundeigentum,  Gebäude  und  Ge- 
werbe aufzubringenden  Mittel  den  Betrag  der  Staatssteuer  übersteigen, 
kann  durch  königliche  Verordnung  die  Erhebung  örtlicher  Abgaben 
von  Bier,  Fleisch  und  Gas  unter  Genehmigung  des  Betrages  gestattet 
werden. 

Artikel  II. 
An   Stelle    des    den  Artikel  22    des    vorgenannten    Gesetzes    ersetzenden 
Artikels  I   des  Gesetzes  vom  8.  März  1881    (Reg.-Bl.  S.  19),   betreffend   die  Ab- 
änderung   des  Gesetzes   über  Besteuerungsrechte    der   Amtskörperschaften    und 
Gemeinden  vom  23.  Juli  1877,  tritt  nachfolgende  Bestimmung : 

Art.  22. 
Die  Erlaubnis  zu  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  wird 
auf  Grund   eines  Beschlusses   der  bürgerlichen  Kollegien  für  eine  be- 
stimmte  Zeitdauer    erteilt.     Letztere    darf   den   81    März    1897   nicht 
überschreiten. 

Unsere  Ministerien  des  Inneren  und  der  Finanzen   sind   mit   der  Voll- 
ziehung dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Begründung. 
Die  Erteilung  der  Ermächtigung  zur  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von  Bier, 
Fleisch  und  Gas  an  die  Gemeinden  ist  durch  das  Gesetz  vom  23.  Juli  1877  über  Besteuenings- 
rechte  der  Amtskörperschaften  und  Gemeinden  (Reg.-Bl.  S.  198)  mit  Rücksicht  auf  die  in  Aus- 
sicht gestellte  Inangriffnahme  [einer  umfassenden  Geraeindesteuerreform  auf  die  Zeit  bis  zum 
31.  März  1881  beschränkt  worden 2), 


1)  Ueber  die  gemeindl,  Verbrauchsabgaben  in  andern  Staaten  vgl.  Finanzarchiv  IV,  S.  307. 

2)  Zur  Orientierung  der  Leser  sei  bemerkt,  dass  nach  Artikel  30  des  Gesetzes  vom 
6.  Juli  1819,  betreffend  einige  Abänderungen  und  Ergänzungen  der  Gemeindeordnung,  die  Ein- 
führung von  Verbrauchssteuern  zu  Gunsten  einzelner  Gemeinden  nur  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung erfolgen  soll.    Wenn  man  abweichend  hiervon  den  Weg  der  Verordnung  möglich  ge- 
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Diese  Zeitdauer  für  die  Zulassung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  hat  das  Gesetz  vom 
8.  März  1881  (Reg.-Bl.  S.  19),  betreffend  die  Abänderung  des  vorerwähnten  Gesetzes,  bis  zum 
31.  März  1887  verlängert. 

Da  mit  diesem  Tage  die  an  24  Gemeinden  des  Landes  erteilte  Ermächtigung  zur  Er- 
hebung örtlicher  Verbrauchsabgaben  zu  Ende  geht,  so  ist  man  auf  das  neue  vor  die  Frage  ge- 
stellt, ob  den  Gemeinden  die  in  den  Verbrauchsabgaben  eröffnete  Einnahmequelle  durch  die 
abei-malige  Verlängerung  des  angeführten  Gesetzes  für  einen  weiteren  Zeitraum  zu  erschliessen, 
oder  ob  nunmehr  der  Weg  einer  durchgreifenden  Neugestaltung  der  Gemeindesteuergesetzgebung 
zu  betreten  sei ,  um  das  zumal  in  den  grösseren  Stadtgemeinden  dringend  gefühlte  Bedürfnis 
einer  Erweiterung  der  steuerlichen  Einnahmebezüge  zu  befriedigen. 

"Wie  die  Motive  zu  dem  Entwurf  des  Gesetzes  vom  8.  März  1881  (siehe  Verhandlungen 
der  Kammer  der  Abgeordneten  1881,  I.  Beilagenband,  Beilage  55)  darlegen,  ist  der  erstmaligen 
Verlängerung  des  Termins  für  die  Zulassung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  der  Versuch  voraus- 
gegangen, das  Gemeindesteuerwesen  in  der  Begrenzung  auf  dasjenige  Gebiet,  auf  welchem  den 
Gemeinden  besondere,  von  der  Staatsbesteuerung  unabhängige  Einnahmequellen  zugewiesen 
werden  können,  neu  zu  regeln. 

Die  Aufgabe,  auf  diesem  Steuergebiete  weitere  Mittel  für  die  Gemeinden  flüssig  zu 
machen,  suchte  der  im  Ministerium  des  Inneren  ausgearbeitete  Gesetzentwurf  durch  Vorschriften 
über  die  Erhebung  von  Gebühren  und  Beiträgen  für  Gemeindeanstalten  und  Einrichtungen, 
sowie  für  deren  Benutzung,  durch  die  Regelung  der  persönlichen  Dienstleistungen  für  Gemeinde- 
zwecke, durch  Zulassung  einer  klassifizierten  Wohnsteuer,  durch  Auflagen  auf  die  Bürger- 
nutzungen, sowie  durch  die  Erneuerung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  über 
die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  zu  lösen. 

Die  zur  Begutachtung  dieses  Gesetzesentwurfes  einberufene  Kommission  von  Sach- 
verständigen war  bezüglich  der  Frage  einer  durchgreifenden  Aenderung  des  Gemeindesteuer- 
wesens einstimmig  der  Ansicht,  dass  eine  umfassende  Umgestaltung  der  Gesetzgebung  auf 
diesem  Gebiete  bei  dem  untrennbaren  Zusammenhang,  in  welchem  Reichs-,  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern, direkte  wie  indirekte,  miteinander  stehen ,-  insolange]  unausführbar  sei ,  als  nicht  die 
Reichtsteuerreform  in  der  Entwicklung  der  indirekten  Steuern  zu  einem  Abschluss  ge- 
kommen sei. 

Aber  auch  die  beschi-änkte  Reform,  welche  der  Gesetzesentwurf  anstrebte ,  fand  die 
Zustimmung  dieser  Sachverständigenkommission  nicht,  indem  dieselbe  —  was  die  Gebühren 
und  Beiträge  für  Gemeindeanstalten  und  Einrichtungen  betrifft  —  die  zur  Zeit  bestehenden 
Vorschriften  für  ausreichend  erachtete,  die  Regelung  der  persönlichen  Dienstleistungen  für 
Gemeindezwecke,  sowie  der  bürgerlichen  Nutzungen  aber  der  Revision  des  Bürgerrechtsgesetzes 
vorbehalten  wissen  wollte,  welche  inzwischen  durch  das  über  diese  Gegenstände,  sowie  über 
die  Wohnsteuer  neue  Vorschriften  gebende  Gemeindeangehörigkeitsgesetz  vom  16.  Juni  1885 
vollzogen  worden  ist. 

Einzig  und  allein,  jedoch  einstimmig,  wurde  von  der  Kommission  die  Zulassung  der 
Forterhebung  der  örtlichen  Verbrauchsabgaben  befürwortet. 

Diese  Sachlage,  welche  im  Jahr  1881  dazu  führte,  sich  die  Verlängerung  des  Termins 
zur  Erliebung  örtlicher  Verbrauchssteuern  bis  zum  31.  März  1887  zu  beschränken,  besteht  heute 
noch  fort. 

Die  Weiterentwicklung  der  Reichssteuerreform,  wie  sie  in  grossem  Stile  durch  die 
Gesetzesentwürfe  über  das  Tabaksmonopol  und  über  das  Branntweinmonopol  angebahnt  werden 
sollte,  und  welche  das  Reich  in  die  Lage  gesetzt  hätte ,  aus  seinem  Steuergebiete  den  Einzel- 
staaten erhebliche  Einnahmenüberschüsse  zuzuführen,  ist  gescheitert,  und  damit  die  Beseitigung 
der  Finanznot  in  den  Einzelstaaten  und  in  den  Gemeinden  in  eine  ungewisse  Zukunft  gerückt. 

Zwar  fliesst  seit  dem  Jahre  1879  derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabaksteuer, 
welcher  im  Jahi-e  die  Summe  von  130  Millionen  übersteigt,  und  seit  1881  der  gesamte  Betrag 
der'  auf  Grund  der  Reichsgesetzgebung  zur  Erhebung  gelangenden  Stempelsteuern  in  die 
Kassen  der  Einzelstaaten.  Allein  diese  Ueberweisungen  von  Zoll-  und  reichssteuerlichen  Ein- 
nahmen sind  weit  davon  entfernt,  eine  selbständige  finanzielle  Hilfsquelle  zu  büden,  indem 
sie  für  Württemberg  bis  jetzt  nicht  einmal  zugereicht  haben,  die  an  die  Reichskasse  zu  zahlen- 


macht hat,  so  war  ausschlaggebend,  dass  eine  solche  den  verschiedenartigen  Verhältnissen  der 
Gemeinden  viel  eher  gerecht  werdend,  das  Verhältnis  viel  rascher  befriedigen  kann.  Der 
Verordnungsweg  ist  einfacher  und  kürzer. 
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den  Matrikularbeiträge  zu  decken.     Die  nach  den  Voranschlägen  des  verflossenen  und  des 
laufenden  Etatsjahres  auf  Württemberg  entfallenden  Matrikularbeiträge  berechnen  sich 

für  1885/86  auf 8,660,736  M. 

und  für  1886187 9,934,619   „ 

und  werden  nach  Abzug  der  Einnahmeüberweisungen  als  Leistungen  des  württembergischen 
Staates  an  das  Deutsche  Reich 

im  Jahr  1885/86  noch 4,415,996  M. 

und  im  Jahr  1886/87       3,335,739   „ 

übrig  bleiben. 

Andererseits  sind  Reichs-  wie  Staatsausgaben  in  fortwährendem  Wachsen  begriffen. 
Infolge  der  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigernden  Ansprüche  an  die  Staatskasse  ist  in 
Württemberg  der  Staatsaufwand, 

welcher  1857/58  noch   .    .^ 21,849,708  M, 

betrug  und  sieh  1871/72  auf     .    .    .    , 41,398,132  „ 

erhöht  hatte,  im  Jahre  1886,87  auf 56,238,427   „ 

gestiegen. 

Ein  Rückgang  der  Staatsabgaben  ist  in  absehbarer  Zeit  nicht  zu  gewärtigen.  Wohl 
aber  ist  eine  Erhöhung  der  Matrikularumlagen  in  sichere  Aussicht  zu  nehmen,  da  abgesehen 
von  dem  beträchtlichen  Aufwand,  welchen  die  neue  Militärvorlage  erforderlich  machen  wird, 
die  nächsten  Jalire  eine  weitere  Steigerung  der  Reichsausgaben  für  Zwecke  der  Reichsschuld, 
der  Zivil-  und  Militärpensionen,  sowie  für  die  Weiterführung  der  sozialpolitischen  Gesetz- 
gebung bringen  werden,  und  andererseits  die  Einnahmen  aus  der  Zuckersteuer  in  beharrlichem 
Niedergange  begriffen  sind. 

Bei  einer  solchen  Finanzlage  kann  der  württembergische  Staat  auf  die  volle  Inanspruch- 
nahme der  ihm  zugewiesenen  Steuerquellen  zu  Gunsten  einer  Gemeindesteuerrefonn  nicht  ver- 
zichten. Insbesondere  ist  er  nicht  in  der  Lage,  den  Gemeinden  an  dem  Erträgnis  der  eine 
höhere  Veranlagung  für  Gemeindezwecke  nicht  mehr  zulassenden  Kapital-,  Renten-,  Dienst- 
und ßerafseinkommenssteuer  einen  grösseren,  das  dermalige  gesetzliche  Maximum  der  Gemeinde- 
steuer aus  diesen  Einkommensquellen  übersteigenden  Anteil  auf  Kosten  des  eigenen  zu  gewähren. 
Ebensowenig  ist  es  thunlich,  zur  Ermöglichung  einer  GemeindesteueiTeform  das  Staats- 
steuersystem zu  ändern. 

Einer  solchen  Aenderung  steht  —  abgesehen  davon,  dass  sie  durch  den  Abschluss  der 
Reichssteuerreform  bedingt  ist,  ohne  welchen  sich  weder  das  Gebiet,  auf  dem  sich  die  Staats- 
steuerreforra  bewegen  könnte,  noch  deren  Umfang  bestimmt  abgrenzen  lässt  —  der  Umstand 
entgegen,  dass  das  bezüglich  der  direkten  Ertragssteuem  durch  das  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuergesetz  vom  28.  April  1873  begonnene  Reformwerk  bis  daher  noch  nicht  in  volle 
Wirksamkeit  getreten  ist.  Dies  wird  erst  der  Fall  sein ,  wenn  auch  das  neue  Grundsteuer- 
kataster zur  Anwendung  kommt,  was  im  nächsten  Etatsjahre  geschehen  soll.  Erst  alsdann 
ist  es  möglich ,  über  die  Wirkungen  dieser  Reform  auf  Staats-  und  Gemeindebesteuerung  Er- 
fahrungen zu  sammeln,  welche  für  Richtung,  Ziel  und  Ausdehnung  einer  weiteren  Umgestaltung 
des  Staatssteuerwesens  den  erforderlichen  Anhalt  zu  bieten  vei-mögen. 

Insolange  aber  die  Reform  des  Staatssteuerwesens  nicht  weitergeführt  werden  kann, 
ist  auch  für  eine  Neugestaltung  des  Gemeindesteuerwesens,  welche  sowohl  die  an  das  staat- 
liche Steuersystem  sich  anschliessende  Zuschlagsbesteuerung  als  auch  die  besonderen,  den 
Gemeinden  zu  überweisenden  Einnahmequellen  auf  die  Duuer  zu  ordnen  bezweckt,  weder 
Grundlage  noch  Raum  vorhanden.  Denn  schliesslich  ist  die  Gemeindesteuerreform  auf  das- 
jenige angewiesen,  was  der  Gemeinde  ihre  steuerlichen  Mitbewerber  —  Reich  und  Staat  — 
von  der  Steuertähigkeit  des  von  allen  drei  in  Anspruch  genommenen  Steuerträgers  übrig  lassen. 
Unter  diesen  Verhältnissen  bleibt ,  wie  im  Jahr  1881  so  auch  jetzt ,  kein  anderer  Aus- 
weg, als  das  Verbrauchsabgabenprovisorium  abermals  für  einen  weiteren  Zeitraum  zu  verlängern. 
Dieses  Auskunftsmittel  ist,  so  wie  die  Dinge  zur  Zeit  liegen,  einem  etwaigen  gesetz- 
geberischen Versuche ,  den  Gemeinden  auf  anderem  Wege  Ersatz  für  ihre  Einnahmen  aus  den 
Verbrauchsabgaben  zu  verschaffen,  entschieden  vorzuziehen. 

Eingeführt  sind  örtliche  Verbrauchsabgaben  —  nach  dem  Stande  vom  Jahre  188586  —  in 
22  Gemeinden,  und  zwar  wird  erhoben: 

die  Bier-,  Fleisch-  und  Gassteuer  in  4  Gemeinden  (Stuttgart,  Heilbronn,  Esslinsren 
und  Gmünd), 
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die  Bier-  und  Fleischsteuer  in  9  Gemeinden  (Ulm ,  Cannstatt ,  Reutlingen   Ravens- 
burg, Hall,  Aalen,  Backnang,  Metzingen  Oberamts  Urach  und  Calw), 
die  Biersteuer  für  sich  allein  in  9  Gemeinden  (Tübingen,  Tuttlingen,  Weingarten, 
Schramberg,  Crailsheim,  Ellwangen,  Laupheim,  Langenau  und  Friedrichshafen) ; 
dazu  kommen  noch  2  weitere  Gemeinden  (die  Oberamtsstadt  Wangen  und  die  Gemeinde  Deger- 
loch,  Amtsoberamts  Stuttgart),  welche  zur  Einführung  der  Biersteuer  je  durch  k.  Vorordnung 
vom  15.  November  1886  ermächtigt  worden  sind. 

In  allen  Gemeinden,  in  welchen  die  Bierabgabe  eingeführt  ist,  wird  der  gesetzliche 
Höchstbetrag  der  Steuer  mit  65  Pf.  per  Hektoliter  erhoben. 

Unter  dem  gesetzlichen  Höchstbetrage  von  6  Pf.  per  Kilogramm  bleibt  die  Fleischsteuer 
in  den  Städten : 

Ravensburg  mit  2  Pf., 
Esslingen,  Aalen,  Backnang  mit  4  Pf., 
Gmünd,  Hall,  Metzingen  mit  5  Pf., 
wogegen  die  Städte  Stuttgart,  Ulm,  Heilbronn,  Cannstatt,  Reutlingen  und  Calw  den  Maximal- 
satz  von  6  Pf.  erheben. 

Die  Gassteuer  beträgt  in  Stuttgart  und  Heilbronn  4  Pf.,  in  Esslingen  2  und  in  Gmünd 
3  Pf.  per  Kubikmeter. 

In  dem  Etatsjahre  1885/86  haben  die  Verbrauchssteuern  in  den  22  Gemeinden,  in  welchen  sie 
zur  Erhebung  gelangten,  abzüglich  der  Rückvergütungen  einen  Rohertrag  von  1,654,293  M.  81  Pf. 

und  nach  Abrechnung  der  Erhebungskosten  von  zusammen 80,705  M.    8  Pf. 

(=4,880/o  des  Rohertrags)  einen  Reinertrag  von  1,573,588  M.  73  Pf.  geliefert. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (Stand  von  1885)  entfallen  von  dem  Rohertrag  der  Ver- 
brauchsabgaben im  Jahre  1885/86  in  den  Gemeinden 

Bier-,  Fleisch-  und  Gassteuer: 

Stuttgart  6  M.  81  Pf. ,  Heilbronn  4  M  97  Pf. ,  Esslingen  2  M.  55  Pf. ,  Gmünd  4M.  -  Pf. ; 
in  den  Gemeinden  mit 

Bier-  und  Fleischsteuer  :1 

Ulm  5  M.  75  Pf  ,  Cannstatt  3  M.  57  Pf.,  Reutlingen  3  M.  38  Pf.,  Ravensburg  3  M.  26  Pf„ 
Hau  3  M.  89  Pf.,  Aalen  3  M.  53  Pf ,  Backnang  2  M  8  Pf.,  Metzingen  1  M.  82  Pf..  Calw  2  M.  76  Pf. 
in  den  Gemeinden  mit  der 

Biersteuer : 

Tübingen  IM.  51  Pf.,  Tuttlingen  2  M.  76  Pf  ,  Weingarten  1  M.  95  Pf.,  Schramberg  IM. 
11  Pf. ,  Crailsheim  1  M.  72  Pf. ,  Ellwangen  2  M.  22  Pf. ,  Laupheim  2  M.  9  Pf. ,  Langenau  1  M. 
90  Pf.,  Friedrichshafen  IM.  43  Pf. 

Die  Einnahmen  aus  den  Verbrauchssteuern  sind  für  diese  Gemeinden  unentbehrlich. 
Bei  dem  Wegfall  derselben  würde  der  auf  das  Grundeigentum,  die  Gebäude  und  die  Gewerbe 
umzulegende  Gemeindeschaden  eine  Höhe  erreichen,  welche  ihn  für  die  Träger  dieser  Steuer- 
objekte, soweit  er  überhaupt  noch  erschwinglich,  zur  schwer  drückenden  Last  machen  würde. 
Oder  aber  würde  da,  wo  der  Gemeindeschaden  einer  weiteren  Steigerung  nicht  mehr  fähig  ist, 
die  Notwendigkeit  eintreten,  auf  die  Inangriffnahme  oder  die  Weiterführung  von  Verbesserungen 
und  Fortschritten  auf  dem  Gebiete  der  geistigen  und  materiellen  Wohlfahrtspflege  und  damit 
auf  Aufgaben  verzichten,  deren  Erfüllung  sich  eine  Gemeindeverwaltung,  welche  den  Anforde- 
rungen der  Zeit  genügen  will,  nicht  entziehen  darf,  aber  auch  nicht  entziehen  kann,  ohne  die 
Entwicklung  ihres  Gemeinwesens  und  die  Interessen  ihrer  Angehörigen  zu  schädigen. 

Die  wie  in  der  Staats- ,  so  auch  in  der  Gemeindeverwaltung  auf  allen  Gebieten  stetig 
steigenden  Ausgaben,  die  grossen  Opfer,  welche  für  einzelne  Gemeindezwecke,  wie  für  das 
Schul-  und  Unterrichtswesen,  die  Ausdehnung  und  Verbesserung  der  Strassen  und  Wege,  für 
Kanalisation,  für  Wasserversorgung  und  für  sonstige  öffentliche  Einrichtungen  und  Anstalten 
gebracht  werden  mussten,  und  welche  den  Gemeindehaushalt  mit  jährlich  wiederkehrenden 
Ausgaben  dauernd  oder  durch  die  Tilgung  und  Verzinsung  des  stark  angewachsenen  Schulden- 
standes auf  lange  Zeit  hinaus  belasten ,  und  —  nicht  zum  wenigsten  —  der  in  den  grösseren 
Stadtgemeinden  von  Jahr  zu  Jahr  zunehmende  Armenaufwand  haben  zur  Folge  gehabt ,  dass, 
trotz  der  Einnahmen  aus  den  Verbrauchsabgaben,  der  Gemeindeschaden  in  der  Period  1881)86 
fast  nirgends  zurückgegangen,  sondern  sich  gegenüber  dem  Stande  von  1881/82  noch  weiter 
erhöht  hat. 
;  Wie  in  der  Anlage ,   welche  die  an  Staatssteuern  aus  Grundeigentum ,  Gebäuden  und 

Gewerben,  an  Gemeindeschaden  und  an  Verbrauchsabgaben  in  den  Jahren  1881/82  und  1885/86 
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von  den  Verbrauchssteuergemeinden  erhobenen  Beträge  in  vergleichender  Uebersicht  darstellt, 
zu  entnehmen  ist,  steht  in  allen  diesen  Gemeinden  der  Gemeindeschaden,  und  zwar  bei  der 
Mehrzahl  sehr  erheblich,  über  dem  Staatssteuerbedarf.  Es  hat  nämlich  der  Gemeindeschaden 
im  Jahre  1885,86  betragen 

zwischen  100  und  1250/o  der  Staatssteuer  in  den  4  Gemeinden: 

Friedrichshafen,  Metzingen,  Laupheim,  Reutlingen; 
zwischen  ISOOJo  und  I6O6/0  in  den  9  Gemeinden : 

Ravensburg,  Ulm,  Tuttlingen,  Heilbronn,  Backnang,  Weingarten,  Calw,  Esslingen, 
Ellwangen ; 
zwischen  leo^/o  und  soon/o  in  den  6  Gemeinden: 

Tübingen,  Gmünd,  Cannstatt,  Crailsheim,  Langenau,  Stuttgart  (1960/o); 
und  zwischen  200"lo  und  2420/0  in  den  3  Gemeinden: 
Schramberg,  Aalen,  Hall  (2120jo). 
Wären  keine  Verbrauchsabgaben  erhoben  worden,  so  würde  sich  der  Gemeindeschaden 
im  Jahre  1885/86  erhöht  haben : 

auf  131  bis  I6OO/0  der  Staatsteuer  in  den  Gemeinden : 

Friedrichshafen,  Metzingen  und  Laupheim; 
189  bis  2260/o  der  Staatssteuer  in  den  Gemeinden: 

Reutlingen,  Backnang,  Ravensburg,  Weingarten,  Esslingen,  Tübingen,  Tuttlingen, 
Heilbronn ; 
auf  222  bis  262"/o  der  Staatssteuer  in  den  Gemeinden : 

Calw,  Ellwangen,  Langenau,  Crailsheim,  Cannstatt,  Schramberg,  Ulm; 
auf  288  bis  368%  der  Staatssteuer  in  den  Gemeinden : 
Stuttgart,  Gmünd,  Aalen  und  Hall  (3680/o). 
Die  Forterhebung  der  Verbrauchsabgaben  ist  denn  auch  von  den  in  der  Sache  durch 
das  Ministeriiun  des  Inneren  zur  Aeusserung  aufgeforderten  Verbrauchssteuergemeinden  für  ein 
unabweisliches  Bedürfnis   erklärt  worden,    und  zwar  ist  dies   in   15  Gemeinden  durch  ein- 
stimmigen,  in  6  Gemeinden  durch  Mehrheitsbeschluss   der  bürgerlichen  Kollegien  geschehen. 
Nur  in  einer  einzigen  Stadtgemeinde,   deren  Gemeinderat  zum  Teil  aus  Vertretern  der  Sozial- 
demokratie besteht,  hat  sich  die  Mehrheit  des  Gemeinderats  gegen  die  Forterhebung  der  Ver- 
brauchssteuern ausgesprochen,  wogegen  von  der  Minderheit  und  von  dem  Bürgerausschuss  ein- 
stimmig die  Verbrauchsabgaben  als  unentbehrlich  bezeichnet  wurden. 

Ebenso  haben  sich  auch  die  beteiligten  Oberämter,  sowie  sämtliche  Kreisregierungen 
übereinstimmend  für  die  Notwendigkeit  ausgesprochen,  die  den  Gemeinden  in  den  Verbrauchs 
abgaben  erschlossene  finanzielle  Hilfsquelle  auch  fernerhin  offen  zu  halten. 

Nach  all  dem  Angeführten  musste  sich  die  Staatsregierung  auf  die  Verlängerung  dt- 
Termins  für  die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben ,  wie  dies  die  gegenwärtige  Gesetzes- 
vorlage bezweckt,  beschränken. 

Hierzu  konnte  sie  um  so  eher. sich  entscliliessen,  als  die  Erfahrungen,  welche  —  nach 
den  angestellten  Erhebungen  —  mit  den  Verbrauchssteuern  in  der  Zeit  von  1881/86  gemacht 
worden  sind,  gleich  günstige  und  befriedigende,  wie  in  der  früheren  Periode,  gewesen  sind. 

In  die  Verbrauchsabgaben  hat  sich  da,  wo  solche  neu  eingeführt  wurden,  die  Bevölkerung 
überall  leicht  gefunden  und,  wo  sie  schon  länger  bestehen,  vollständig  eingelebt.  Die  Erhebung 
der  Abgaben  ist  nirgends  einem  Anstände  begegnet  und  erfordert  nur  einen  geringen  Aufwand. 
Durch  die  getroffenen  Kontrolle-Einrichtungen  sind  erhebliche  Verkehrsbelästiguugen 
nicht  eingetreten,  wie  denn  auch  hierüber  Klagen  nirgends  laut  geworden  sind.  Eine  un- 
günstige Einwirkung  der  örtlichen  Verbrauchsabgaben  auf  den  Konsum  der  besteuerten  Artikel 
ist,  wie  früher  so  auch  in  dieser  Periode,  weder  in  quantitativer  noch  in  qualitativer  Beziehung 
zu  Tage  getreten.  Wenn  der  Bierverbrauch  in  einigen  Gemeinden  etwas  zurückgegangen  ist, 
äo  ist  diese  Erscheinung  nicht  der  nur  2,7%  des  Ausschankspreises  betragenden  Steuer, 
sondern  den  ergiebigen  Wein-  und  Obsternten  der  letzten  Jahre  auf  die  Rechnung  zu  setzen. 
Der  Fleischverbrauch  hat  nach  Angabe  der  Gemeinden,  in  welchen  eine  örtliche  Fleischabgabe 
eingeführt  ist,  durch  die  Erhebung  der  Steuer  nach  Stticksätzen  und  durch  die  Einfuhi-ung  der 
auch  einer  wirksamen  Handhabung  der  Fleischschau  zu  gute  kommenden  Steuerkoutrollemass- 
regeln  nach  der  qualitativen  Seite  entschieden  gewonnen,  während  er  sich  bezüglich  der 
Quantität  durchschnittlich  auf  der  früheren  Höhe  erhalten  hat. 

Die  Befürchtung,  als  ob  die  Einfülirung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  der  Entwicklung 
der  Städte  Hindemisse  bereiten  könnte,  hat  sich  nirgends  bewahrheitet.    Im  Gegenteil  vei 
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danken  gerade  die  grösseren  Städte  der  Einführung  der  Verbrauchssteuern  die  Möglichkeit,  dass 
sie  zu  den  durch  ihr  Wachstum  und  für  ihre  weitere  Entwicklung  notwendig  gewordenen  Ver- 
besserungen und  Erweiterungen  ihrer  öffentlichen  Einrichtungen  und  Anstalten  schreiten  konnten, 
welche  in  dem  laufenden  Dezennium  ausgeführt  worden  sind. 

Im  übrigen  ist  zu  den  beiden  Artikeln  der  Gesetzesvorlage  noch  Folgendes  zu  bemerken. 

Zu  Artikel  I. 
Der  Art.  18  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  über  Besteuerungsrechte  der  Amtskörper- 
schaften und  Gemeinden  (Eeg.-Bl.  S.  198)  lautet: 

„Gemeinden,  in  welchen  nach  Anwendung  der  neuen  G-ebäude-  und  Gewerbe- 
kataster für  die  Staatsbesteuerang  die  zur  Bestreitung  der  Gemeindebedürfnisse 
durch  Umlagen  auf  Grundeigentum ,  Gebäude  und  Gewerbe  aufzubringenden  Mittel 
den  Betrag  der  Staatssteuer  übersteigen  würden,  kann  durch  königliche  Verord- 
nung die  Erhebung  örtlicher  Abgaben  von  Bier,  Fleisch  und  Gas  unter  Genehmigung 
des  Betrages  gestattet  werden." 
Den  eine  Zeitbestimmung  enthaltenden  Worten: 

„nach  Anwendung  der  neuen  Gebäude-  und  Gewerbekataster  zur  Staatsbesteuerang" 
kommt  angesichts  des  Umstandes,  dass  schon  durch  den  Art.  3  des  vor  Erlassung  des  Gesetzes 
vom  23.  Juli  1877  verkündeten  Pinanzgesetzes  vom  28.  Juni  1877  (Reg.-Bl.  S.  162)  vorgeschrieben 
worden  ist,  dass  die  für  die  Gebäude-  nnd  Gewerbesteuer  hergestellten  neuen  Kataster  vom 
1.  JuU  1877  an  für  die  Erhebung  der  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  zu  Grund  zu  legen  seien, 
keine  dispositive  Bedeutung,  sondern  nur  die  Bestimmung  zu,  den  äusseren  Anlass  der  Wieder- 
zulassung örtlicher  Verbrauchsabgaben,  durch  welche  dem  von  der  Anwendung  der  neuen  Ge- 
bäude- und  Gewerbekataster  befürchteten  Eintritt  eines  steuerlichen  Notstandes  der  Gemeinden 
begegnet  werden  sollte,  zum  Ausdruck  bringen. 

Von  dem  nächsten  Etatsjahre  an  hört  nun  zwar  mit  der  Einführung  des  neuen  Grand- 
steuerkatasters der  seitherige  Uebergangszustand  bezüglich  der  Grundlagen  für  die  Steuerumlage 
auf.  Dagegen  dauert  die  Notlage  der  Gemeinden,  welche  zur  Wiederzulassung  örtlicher  Ver- 
brauchsabgaben geführt  hat,  fort. 

Da  hiernach  die  Notwendigkeit  der  Forterhebung  von  Verbrauchsabgaben  in  keinem 
Bedingungsverhältnis  zur  Anwendung  der  neuen  Kataster  steht,  so  sind  die  hierauf  bezüg- 
lichen Worte  in  dem  Ali,.  18  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  zu  beseitigen,  um  denselben  gegen 
eine  missverständliche  Auslegung  sicherzustellen. 

Dies  ist  durch  die  dem  Artikel  I  der  Vorlage  gegebene  Fassung  geschehen,  ohne  dass 
an  dem  dispositiven  Inhalt  des  Art.  18  eine  Aenderung  vorgenommen  worden  ist,  so  dass  sich 
dieser  vollständig  mit  demjenigen  des  Artikel  I  deckt. 

Artikel  II 
erfüllt  den  legislativen  Zweck  der  Vorlage,  indem  er  die  Erteilung  der  Erlaubnis  zur  Erhebung 
örtlicher  Verbrauchsabgaben  für  einen  weiteren  Zeitraum  und  zwar  bis  zimi  31.  März  1897  zu- 
lässt;   bezüglich  seines  übrigen  Inhaltes  stimmt  er  wörtlich  mit  Artikel  I   des  Gesetzes  vom 
8.  März  1881  (Reg.-Bl,  S.  19),  an  dessen  Stelle  er  tritt,  überein. 

Die  Gültigkeit  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  örtlichen  Verbrauchsabgaben  nicht 
bloss ,  wie  im  Jahre  1881 ,  auf  6 ,  sondern  auf  10  Jahre  zu  verlängern ,  rechtfertigt  sich  durch 
die  Erwägung,  dass  eine  durchgreifende  Aenderang  des  Gemeindesteuerwesens  nach  dem,  was 
oben  ausgeführt  worden  ist,  durch  eine  Reichs-  und  Staats  Steuerreform  bedingt  ist.  Würde 
auch,  was  aber  nach  dem  seitherigen  Verlauf  dieser  Angelegenheit  nicht  anzunehmen  ist,  die 
ReichssteneiTeform  zu  einem  baldigen  Abschluss  gelangen,  so  lässt  sich  doch  —  wie  gleich- 
falls schon  oben  angedeutet  worden  ist  —  die  Staatssteuerreform  nicht,  ohne  dass  über  die 
Wirkungen  des  Grand- ,  Gebäude-  und  Gewerbesteuergesetzes  vom  28.  April  1873  mehijährige 
Erfahrungen  aus  der  Zeit  nach  der  Einführung  des  neuen  Grundsteuerkatasters  vorliegen ,  in 
Angriff  nehmen ,  und  ist  im  übrigen  dieselbe  ein  solch  schwieriges  und  so  umfangreiche  Vor- 
arbeiten erforderndes  Geschäft,  dass  eine  kürzere  Frist  als  10  Jahre  für  die  ihr  nachfolgende 
Umgestaltung  der  Gemeindesteuergesetzgebung  nicht  in  Rechnung  genommen  werden  kann. 
Ueberdies  ist  die  längere  Frist  von  10  Jahren  bei  den  günstigen  Erfahrungen,  welche  mit  den 
Verbrauchssteuern  gemacht  worden  sind,  unbedenklich  und  für  die  Stetigkeit  in  der  Haushalts- 
führung der  Gemeinden  nur  erwünscht. 

Mit  der  Verlängerung  des  Termins  für  die  Zulassung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  ge- 
wählt Artikel  II  die  Befugnis,  sowohl  denjenigen  Gemeinden,  welche  schon  bisher  Verbrauchs- 
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abgaben  erhoben  haben,  für  deren  Forterhebung  nach  dem  31.  März  1887,  als  auch  anderen 
Gemeinden,  welche  Verbrauchssteuern  neu  einführen  wollen,  die  Ermächtigung  durch  k.  Verord- 
nung neu  zu  erteilen.  Dabei  bleibt  jedoch  den  Gemeindevertretungen  unbenommen ,  die  Fort- 
erhebung oder  Neueinführung  von  Verbrauchsabgaben  für  eine  kürzere  als  die  in  Artikel  R 
zugelassene  Frist  zu  beschliessen,  oder  von  der  ihnen  erteilten  Ermächtigung  für  einzelne  der 
Jahre,  für  welche  die  Abgabenerhebung  gestattet  worden  ist,  keinen  Gebrauch  zu  machen. 

Die  übrigen,  die  örtlichen  Verbrauchsabgaben  betreffenden  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  23.  Juli  1877  in  Art.  19,  20,  21,  23,  24  und  25,  von  welchen  der  Abs.  24  durch  den  Artikel  II 
des  Gesetzes  vom  8.  März  1881  (Reg.-Bl.  S.  19)  ersetzt  und  der  zweite  Absatz  des  Art.  25 
durch  den  Art.  37  (vergleiche  auch  Art.  35  und  36)  des  Gesetzes,  betreffend  das  Verfahren  der 
Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Zoll-  und  Steuergesetze,  vom  25.  August 
1879  (Reg.-Bl.  S.  259)  aufgehoben  worden  ist,  bedürfen  keiner  Aenderung. 


Anlage. 

Vergleichende  Uebersicht 

über    die   an  Staatssteuer,    Gemeindeschaden   und    Verbrauchsabgaben   in   den 

Jahren  1881/82  und  1885/86  erhobenen  Beträge  in  den  zur  Erhebung  von 

Verbrauchsabgaben  gesetzlich  ermächtigten  Gemeinden. 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7.               i 

Wären 
keine  Ver- 
brauchs- 

In Prozenten  der  1 

Staatssteuer 

hätte  der 

Rein- 

abgaben 

be- 

Ge- 

Gemeinden 

Etats- 
jahr 

Staats- 
steuer 

Ge- 
meinde- 
schaden 

ertrag 
der 
Ver- 
brauchs- 

erhoben 
worden, 
so  hätte 
der  Ge- 
meinde- 
schaden 

trägt 
der 
Ge- 

mein- 

meinde- 
schaden 

betragen, . 
wenn 

keine  Ver- 
brauchs- 1 
abgaben 
erhoben 

Bemerkungen 

abgaben 

betragen, 
Ziff.  4  u.  5 

de- 
scha- 

sanunen 

den 

worden 
wären 

M. 

M. 

M. 

M. 

% 

% 

Stuttgart  .    .    . 

1881/82 

864,326 

1,600,000 

793,840 

2,393,840 

185 

277 

1885/86 

894,028 

1,750,000 

822,515 

2,572,515 

196 

288 

Zu  der  Bier- 

abgabe ist  im 
Jahre  1885  und 

Ulm 

1881/82     159,008 

232,000 

94,126 

326,126 

146 

205 

zwar  vom 

1885/86 

145,467 

200,000 

181,132 

381,132 

138 

262 

1.  Juni  au  die 
Fleischsteuer 

hinzu- 
gekommen. 

Heilbronn      .    . 

1881/82 

152,928 

190,000 

124,856 

314,856 

124 

206 

1885/86 

151,289 

210,000 

131,263 

341,263 

139 

226 

vom 

1.  Juni 

1881  an 

Esslingen      .    . 

1881/82 

92,252 

130,000 

50,012 

vom 
ganzen 
Jahre 

180,012 

141 

195 

1885/86 

92,084 

140,000 

50,148 

190,148 

152 

207 

Reutlingen    .    . 

1881/82       81,775 

94,500 

48,880 

143,380 

115 

1         175 

1885/86 

1 

83,313 

103,000 

54,165 

157,165 

124 

189 
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1. 

2. 

Etats- 
jahr 

3. 

Staats- 
steuer 

M. 

4. 

Ge- 
meinde- 
schaden 

M. 

5. 

Rein- 
ertrag 
der 
Ver- 
brauchs- 
abgaben 

M. 

6. 

Wären 
keine  Ver- 
brauchs- 
abgaben 
erhoben 
worden, 
so  hätte 
der  Ge- 
meinde- 
schaden 
betragen, 
Ziff.  4  u.  5 

zu- 
sammen 

M. 

7. 

In  Prozenten  der 

Staatssteuer 

i   Gemeinden 

be- 
trägt 

der 

Ge- 
mein- 

de- 
scha- 

den 

o/o 

hätte  der 

Ge- 
meinde- 
schaden 

betragen, 
wenn 

keine  Ver- 
brauchs- 
abgaben 
erhoben 
worden 
wären 

0(o 

Bemerkungen 

Cannstatt      .    . 

1881/82 
1885/86 

84,122 
86,309 

111,000 
159,000 

58,195 
58,732 

169,195 
217,732 

132 
184 

201 
252 

Gmünd       .     .     .     1881/82      50,031 
:    1885/86  !    50,577 

100,000 
90,000 

58,712 
58,033 

158,712 
148,033 

200            317 
178    '         293 

Tübingen  .    .    . 

1881/82 
1885/86 

38,822 
40,025 

60,000 
67,500 

15,792 
17,586 

75,792 
85,086 

154 
168 

195 
212 

Ravensburg 


1881/82 
1885/86  j 


53,337 
51,549 


64,000 
70,000 


39,289 
35,019 


103,289 
105,019 


120 
136 


194 
204 


Hau 

1881/82 
1885/86 

29,185 
27,230 

65,960 
66,000 

17,130 
34,224 

83,090 
100,224 

226 
242 

285 
368 

Zu  der  Bier- 
abgabe ist  im 
Jahre  1884  die 

Fleischsteuer 

hinzu- 
j     getreten. 

Aalen   .... 

1881/82 
1885/86 

21,640 
23,092 

55,000 
55,000 

11,718 
23,044 

66,718 
78,044 

254 
239 

i 

308 
338 

Zu  der  Bier- 
abgabe ist  im 
iJahre  1885  die 
Fleischsteuer 
hinzu- 
getreten. 

Weingarten  .    . 

1881/82 

19,136 

27,000 

10,862 

37,862 

141 

198 

1885/86 

18.023 

26,600 

10,327 

36,927 

148 

205 

vom 

1.  Oktober 

1881  an 

Ellwangen    .    . 

1881/82 

14,403 

21,000 

9,738 

vom 
ganzen 
Jahre 

30,738 

146 

213 

1885/86 

14,351 

22,300 

9,667 

31,967 

155 

223 

vom 

1.  Novbr. 
1881  an 

€alw     .... 

1881/82 

17,177 

38,000 

6,698 

vom 
ganzen 
Jahre 

44,698 

222 

261 

1885/86 

16,850 

25,000 

12,309 

37,309 

149 

222 

Crailsheim    .    . 

1881/82 

18,665 

28,000 

8,613 

36,613 

150 

196 

1885/86 

17,752 

34,500 

7,622 

42,122 

194 

238 
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1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

Wären 
keine  Ver- 
brauchs- 
abgaben 

7. 
In  Prozenten  der 

Eein- 

Staatssteuer 

be- 

hätte der 

Ge- 
meinde- 
schaden 

betragen. 

Gemeinden 

Etats- 

Staats- 

Ge- 
meinde- 

ertrag 
der 

Ver- 

erhoben 
worden, 
so  hätte 
der  Ge- 

trägt 
der 
Ge- 

Bemerkungen 

jahr 

steuer 

schaden 

brauchs- 
abgaben 

meinde- 
schaden 
betragen, 
Ziflf.  4  u.  5 

zu- 
sammen 

mein- 
de- 

scha- 
den 

wenn 
keine  Ver- 
brauchs- 
abgaben 
erhoben 
worden 
wären 

M. 

M. 

M. 

M. 

-O/o 

% 

vom 

30.  Juni 

1881  an 

(ein- 

schliess- 

lich eines 

Restesvon 

1880/81  mit 

562  M.) 

Langenau     .    . 

1881|82 

18,195 

35,000 

6,312 

vom 
ganzen 
Jahre 

41,312 

193 

228 

1885186 

18,026 

35,000 

6,839 

41,839 

194 

232 

Friedrichshafen 

i88i;82 

14,618 

14,000 

4,807 

18,807 

96 

128 

1885/86 

13,805 

14,000 

4,134 

18,134 

102 

131 

vom 

1.  Juli 
1882  an 

Im  Jahre  1885 
wurde  die 

Backnang     .    . 

1882/831) 

21,128 

33,000 

12,005 

vom 
ganzen 
Jahre 

45,005 

156 

213 

Fleischabgabe 
von  5  Pf.  auf 
4  Pf.  für  1  kg 

ermässigt. 

1885/86 

20,626 

30,000 

10,738 

40,738 

146 

198 

vom 

18.  Oktbr. 

1882  an 

Laupheim      .    . 

1882/831) 

19,805 

33,000 

7,410 

vom 
ganzen 
Jahre 

40,410 

167 

204 

1885/86 

19,630 

22,200 

9,188 

31,388 

112 

160 

vom 

I.Mai  bez. 

1.  Juli 

1883  an 

Metzingen     .    . 

1883/841) 

21,350 

29,100 

9,154 

vom 
ganzen 
Jahre 

38,254 

137 

179 

1885/86 

20,472 

22,000 

8,747 

30,747 

107 

150 

Schramberg  .    . 

18851861) 

14,378 

31,000 

6,406 

36,406 

215 

253 

V.  20.  Mai 

1885  an 

Tuttlingen    .    . 

1885/861) 

30,471 

42,000 

22,748 

64,748 

138 

213 

1)  Erstes  Jahr  der  Steuererhebung. 
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K.  Verordnnng,  betr.  die  Ermächtigung  mehrerer  Gemeinden  zur  Fortsetzung  der 
Erhebung  örtlicher  Yerbranchsabgaben  vom  27,  März  1887. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  25.  März  1887,  betr.  die  Forterhebung  von 
örtlichen  Verbrauchsabgaben  durch  die  Gemeinden  und  der  Art.  19  bis  21,  23, 
24  und  25  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  über  Besteuerungsrechte  der 
Amtskörperschaften  und  Gemeinden  verordnen  und  verfügen  Wir,  nach  Anhörung 
Unseres  Staatsministeriums,  wie  folgt:  §  1.  Die  nachgenannten  Gemeinden, 
welche  zur  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  bis  zum  31.  März  1887  er- 
mächtigt sind,  erhalten  die  Erlaubnis,  während  der  nächstfolgenden  10  Jahre, 
nämlich  vom :  1.  April  1887  bis  31.  März  1897  die  früher  genehmigten  Abgaben 
fortzuerheben,  und  zwar:  von  Bier,  Fleisch  und  Gas:  die  Stadtgem.  Heilbroim 
und  Stuttgart;  von  Bier  und  Fleisch:  die  Stadtgem.  Aalen,  Backnang  (mit  der 
Aenderung,  dass  der  Betrag  der  Fleischabgabe  auf  4  M.  für  100  kg  festgesetzt 
wild) ,  Calw,  Cannstatt,  Hall  (mit  der  Aenderung ,  dass  der  Betrag  für  Fleisch- 
abgabe auf  4  M.  für  100  kg  festgesetzt  wird),  Metzingen,  Ravensburg,  Reutlingen, 
Ulm;  von  Bier:  die  Stadtgem.  Crailsheim,  die  Gemeinde  Degerloch,  die  Stadt- 
gemeinde Ellwangen,  Friedrichshafen,  Langenau,  Laupheim,  Schramberg,  Tü- 
bingen, Tuttlingen,  Wangen  i.  A.,  Weingarten.  §  2.  Die  der  Stadtgem.  Esslingen 
durch  die  K.  Verordn.  vom  5.  Mai  1881  bis  zum  31.  März  1887  erteilte  Erlaubnis 
zu  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von  Bier,  Fleisch  und  Gas  wird  auf 
ein  weiteres  Jahr,  nämlich  bis  zum  31.  März  1888  erstreckt.  §  3.  Der  Stadtgem. 
Gmünd  wird  die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  von  Bier  mit  65  Pf.  für 
100  1  und  von  Fleisch  mit  6  M.  für  100  kg  vom  1.  April  1887  bis  zum  31.  März 
1897  gestattet.  Soweit  die  örtliche  Verbrauchsabgabe  von  Bier  nach  Art.  21 
Abs.  2  des  Gesetzes  vom  23.  Juli  1877  von  dem  im  Stadtbezirk  Gmünd  zur 
Biererzeugung  verwendeten  Malz  zu  erheben  ist,  wird  der  Betrag  der  von 
100  kg  ungeschrotenen  Malzes  für  die  Gemeinde  zu  erhebenden  Steuer  auf 
2  M.  50  Pf.  festgesetzt.  Unsere  Ministerien  des  Innern  und  der  Finanzen  sind 
mit  der  Vollziehung  dieser  Verordnung  beauftragt.  Gegeben  Nizza  den  25.  März 
1887.     Karl.     Mittnacht.     Faber.     Renner.     Holder.     Steinheil.     Sarwey. 


Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über'  die  Erhebung  örtlicher  Verbrauchs- 
abgaben insgesamt  lauten  jetzt  in  Württemberg: 

Art.  18. 

Gemeinden,  in  welchen  die  zur  Bestreitung  der  Gemeindebedürfnisse  durch 
Umlagen  auf  Grundeigentum,  Gebäude  und  Gewerbe  aufzubringenden  Mittel  den 
Betrag  der  Staatssteuer  übersteigen,  kann  durch  k.  Verordnung  die  Erhebung 
örtlicher  Abgaben  von  Bier,  Fleisch  und  Gas  unter  Genehmigung  des  Betrages 
gestattet  werden. 

Art.  19. 

Eine  solche  Abgabe  darf  nur  solange  erhoben  werden,  als  das  Grund- 
eigentum, die  Gebäude  und  Gewerbe  mindestens  mit  dem  hälftigen  Betrag  der 
auf  dieselben  fallenden  Staatssteuer  für  die  Zwecke  der  Gemeinde  besteuert 
werden. 

Art.  20. 

Von  der  Gassteuer  ist  befreit  der  Verbrauch  für  Zwecke  der  Zivilliste 
und  der  Staatsanstalten. 

Art.  21. 

Der  Höchstbetrag  der  örtlichen  Verbrauchsabgaben  wird  für  die  Abgabe 
von  Fleisch  auf  6  M.  für  100  kg,  für  Bier  auf  65  Pf.  für  100  1,  für  Gas  auf 
4  Pf.  für  1  kbm  bestimmt. 

Soweit  die  Abgabe  von  dem  zur  Biererzeugung  verwendeten  Malz  erhoben 
wird,  ist  dieselbe  auf  100  kg  ungeschrotenen  Malzes  in  einem  solchen  Verhältnis 
zu  bestimmen,   dass   die  hievon   für   die  Gemeinde   zu  erhebende  Steuer  nicht 
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höher  als  die  Steuer  von  dem  in  die  Gemeinde  eingeführten  Bier  auf  den  Hekto- 
liter trifft. 

Der  Abgabe  auf  Fleisch  unterliegen  Haut,  Füsse,  Eingeweide  und  Darm- 
fett nicht;  diese  Teile  werden  daher  bei  dem  Vei-wiegen  des  Fleisches  nicht 
miteinbezogen. 

Die  Fleischabgabe  von  lebend  beigeführten  Tieren  ist  nach  Stücksätzen 
festzusetzen.  Die  für  die  einzelnen  Viehgattungen  zu  erhebenden  Sätze  werden 
von  dem  Ministerium  des  Innern  für  jede  Gemeinde  mit  Rücksicht  auf  Grösse 
und  Gewicht  der  daselbst  regelmässig  zum  Schlachten  kommenden  Viehgattungen 
bestimmt. 

Art.  22. 

Die  Erlaubnis  zu  Erhebung  örtlicher  Verbrauchsabgaben  wii-d  auf  Grund 
eines  Beschlusses  der  bürgerlichen  Kollegien  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  erteilt. 
Letztere  darf  den  31  März  1897  nicht  überschreiten. 

Art.  23. 

Die  örtliche  Verbrauchsabgabe  von  dem  in  der  Gemeinde  erzeugten  Bier 
ist  als  Zuschlag  zur  Malzsteuer,  von  dem  aus  anderen  Vereinsstaaten  eingefühi-ten 
Bier  als  Zuschlag  zu  der  in  dieser  Gemeinde  zur  Erhebung  kommenden  Ueber- 
gangssteuer  durch  die  Staatsbehörden  anzusetzen  und  einzuziehen. 

Die  Vorschriften,  welche  in  Beziehung  auf  Erhebung,  Verjährung,  Nach- 
lass  und  Rückvergütung,  sowie  auf  Steuergefährdung  und  deren  Bestrafung  für 
die  Staatssteuer  in  Anwendung  kommen,  erstrecken  sich  auf  diese  Zuschläge. 
Für  letztere  tritt  jedoch  eine  Erhöhung  des  Strafmasses  wegen  Rückfalles  nicht  ein. 

Die  Behörden,  welchen  die  Untersuchung  und  Abrügung  einer  Staats- 
steuergefährdung obliegt,  haben  auch  bezüglich  der  Gefährdung  dieser  Zuschläge 
zu  erkeimen.  Die  hierfür  erkannten  Geldstrafen  mit  Ausnahme  der  Kontrolle- 
strafen fallen  in  die  Gemeindekassen.  ..,.i 

Art.  24. 

Soweit  die  örtlichen  Abgaben  nicht  gemäss  Art.  23  als  Zuschläge  zur 
Staatssteuer  aufgebracht  werden,  sind  die  Vorschriften  für  den  Ansatz,  die  Er- 
hebung und  Kontrollierung  durch  Beschluss  der  bürgerlichen  Kollegien  festzu- 
stellen, welcher  der  Genehmigung  der  Ministerien  des  Inner  3  :and  der  Finanzen 
unterliegt. 

In  gleicher  Weise  wird  festgestellt,  wie  die  in  der  Gemeinde  zur  Zeit  der 
Einfühi-ung  einer  örtlichen  Verbrauchsabgabe  vorhandenen  und  derselben  unter- 
liegenden Gegenstände  zur  Besteuerung  heranzuziehen  sind,  sowie  in  welchen 
anderen  als  den  in  Art.  23  begriffenen  Fällen  und  in  welchen  Beträgen  eine 
Rückvergütung  der  erhobenen  Abgabe  einzutreten  hat  (Art.  II  des  Gesetzes  vom 
8.  März  1881). 

Art.  25. 

Durch  die  vorerwähnten  Vorschriften  kann  zugleich  die  Hinterziehung 
der  Abgaben  mit  Geldstrafen  bis  zum  fünffachen  Betrag  der  gefährdeten  Abgabe 
und  die  Uebertretung  der  zur  Sicherung  der  Abgabenerhebung  gegebenen  Be- 
stimmungen mit  Geldstrafen  bis  zu  100  M.  bedroht  werden. 

Zur  Untersuchung  und  Erlassung  von  Strafbescheiden  wegen  Hinterziehung 
örtlicher  Verbrauchsabgaben,  welche  nicht  als  Zuschläge  zur  Staatssteuer  auf- 
gebracht werden,  sind  zuständig: 

1.  im  Falle  die  verwirkte  Strafe  in  Gemeinden  I.  Klasse  36  M.,  in  Ge- 
meinden IL  Klasse  24  M.,  in  Gemeinden  III.  Klasse  12  M.  nicht  über- 
steigt, die  Ortsvorsteher; 

2.  in  allen  übrigen  Fällen  die  Oberämter. 

Die  Entscheidung  im  Beschwerdeweg  erfolgt  bei  angefochtenen  Straf- 
bescheiden der  Ortsvorsteher  durch  die  Oberämter,  bei  angefochtenen  Straf- 
bescheiden der  Oberämter  durch  die  Kreisregierungen  (Gesetz  vom  25.  August 
1879,  Reg.-Bl.  S.  259). 
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Die  üeberweisung  der  halben  Grundsteuer  an  die  Schul- 
gemeinden im  Königreich  Sachsen. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  Ueberweisungsfrage  dürfte  das  Vorgehen  Sachsens 
allgemeines  Interesse  beanspruchen.  Wir  teilen  deshalb  zur  vollständigen  Orien- 
tierung 1.  die  gesetzlichen  Bestimmungen;  2.  die  Motive;  3.  die  Ausschussberichte; 
4.  ein  Resume  der  Verhandlungen  mit.  Erläuternd  sei  im  voraus  nur  noch  be- 
merkt, dass  in  Sachsen  die  Einkommensteuer  die  Hauptsteuer  des  Landes  ist,  die 
Grundsteuer  hat  den  Charakter  einer  Ergänzung  für  die  Besteuerung  des  Ein- 
kommens aus  Grundbesitz;  sie  beträgt  4  Prozent  des  Katastralreinertrages.  Vor 
Einführung  der  Einkommensteuer  (Ges.  v.  3.  Juli  1878)  betrug  die  Grundsteuer 
9  Prozent;  man  wollte,  dass  die  Grundbesitzer  nach  Einführung  der  Einkommen- 
steuer ebensoviel,  jedenfalls  nicht  mehr  als  bisher  zahlten.  Bei  voller  Gleich- 
stellung wären  6  ^/s  Prozent  auf  die  Grundsteuer  und  2  V»  Prozent  auf  die  Ein- 
kommensteuer getroffen.  Dadurch,  dass  man  die  Grundsteuer  auf  4  Prozent 
herabgesetzt  hatte,  war  die  Steuerlast  der  Grundbesitzer  etwas  ermässigt  worden. 


1. 

Finanzgesetz    für    die   Jahre    1886  und   1887,    vom  27.  März    1886. 
(Gesetz-  und   Verordnungsblatt    für    das    Königreich    Sachsen.     6.  Stück    vom 

Februar  1886,  S.  68). 

§  2.  In  jedem  der  beiden  Jahre  der  Finanzperiode  wird  den  Schul- 
gemeinden ein  Teil  der  Einnahmen  an  Grundsteuer  zur  Abminderung  der  Schul- 
lasten nach  Massgabe  der  folgenden  Bestimmungen  überwiesen. 

a)  Die  zu  überweisenden  Beträge  werden  für  jeden  Steuerflurbezirk  nach 
2  Pfennigen  von  jeder  der  beim  Rechnungsabschlüsse  auf  das  letztvorausgegangene 
Jahr  vorhanden  gewesenen  Steuereinheiten  berechnet  und  jedesmal  im.  Monate 
August  durch  die  Bezirkssteuereinnahmen  an  die  Steuergemeinden  gezahlt, 
welche  dieselben  unverkürzt  an  die  Schulgemeinden  abzuliefern  haben. 

b)  Gehören  die  Grundstücke  eines  Steuerflurbezirkes  nicht  sämtlich  zu 
einem  und  demselben  Schulbezirke,  so  ist  die  für  die  Steuergemeinde  im  ganzen 
ausfallende  Summe  unter  die  beteiligten  mehreren  Schulgemeinden  nach  Ver- 
hältnis der  beim  letzten  Rechnungsabschlüsse  über  die  Grundsteuer  vorhanden 
gewesenen  Steuereinheiten  der  in  dem  betreffenden  Steuerflurbezirke  gelegenen 
grundsteuerpflichtigen  Grundstücke  ihrer  Schulbezirke  zu  verteilen. 

c)  Empfangsberechtigt  für  die  zur  Verteilung  gelangenden  Beträge  sind 
die  Schulgemeinden  der  konfessionellen  Mehrheit.  Dafem  innerhalb  des  Schul- 
bezirkes der  konfessionellen  Mehrheit  eine  oder  mehrere  öffentliche  Volks- 
schulen für  die  Angehörigen  einer  konfessionellen  Minderheit  bestehen,  hat  die 
Schulgemeinde  der  konfessionellen  Mehrheit  einen  Teil  des  erhaltenen  Betrages 

1123 


55(5      I^iß  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden  in  Sachsen. 

an  die  Schulgemeinde  der  konfessionellen  Minderheit  abzugeben,  welcher  durch 
das  Zahlenverhältnis  bestimmt  wird,  in  dem  die,  die  öffentlichen  Volksschulen 
besuchenden  Kinder  der  Mehrheit  und  der  Minderheit  zu  Beginn  des  laufenden 
Schuljahres  zu  einander  gestanden  haben. 

d)  Differenzen  über  die  Verteilung  der  an  die  Steuergemeinden  gezahlten 
Summen  sind  von  den  Schulaufsichtsbehörden  zu  entscheiden. 


2. 

Motive  zum  Gesetzentwurf. 

Bei  den  Yerhandlungen  des  letzten  Landtages  ist  von  der  Regierung  die  eingehende 
Erwägung  der  in  zahlreichen  Petitionen  und  Anträgen  ausgesprochenen  Wünsche  auf  weitere 
Steuererleichterungen  für  den  Fall  zugesichert  worden,  dass  überhaupt  eine  Steuererleichterung 
für  die  nächste  Finanzperiode  thunlich  erscheine.  Dieser  Fall  liegt  gegenwärtig  vor,  indem 
nach  iden  aufgestellten  Voranschlägen  für  die  Finanzperiode  1886|87  ein  Betrag  von  zirka 
1%  Millionen  Mark  unbedenklich  zu  einer  Steuererleichterung  verwendet  werden  kann.  Die 
Regierung  hat  daher  die  Frage,  auf  welchem  Gebiete  eine  Erleichterung  der  Steuerlast  in 
erster  Linie  ins  Auge  zu  fassen  sei,  der  reiflichsten  Prüfung  unterzogen  und  sich  nach  ein- 
gehender Erwägung  für  die  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Einnahmen  aus  der  Grundsteuer 
an  die  Schulgemeinden  zur  Abminderung  der  Schullasten  entscheiden  zu  sollen  geglaubt.  Für 
diese  Entschliessung  war  hauptsächlich  die  Erwägung  massgebend,  dass  die  Ansprüche  an  die 
Leistungen  der  Gemeinden  immer  mehr  ansteigen  und  infolgedessen  die  Gemeindeabgaben, 
insbesondere  aber  die  Schullasten  eine  Höhe  erreicht  haben,  welche  dieselben  weit  drückender 
empfinden  lässt,  als  die  Staats  steuern.  Hierzu  kommt,  dass  nach  den  in  der  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Gemeinden  obwaltenden  thatsächlichen  Verhältnissen  die  unteren  und  mittleren 
Steuerklassen  weit  schärfer  zu  den  Kommunalabgaben,  als  zu  den  Staatssteuem  herangezogen 
werden  müssen,  mithin  durch  die  vorgeschlagene  Massregel  auch  die  auf  dem  letzten  Landtage 
in  üebereinstimmung  mit  der  Ansicht  der  Regierung  lebhaft  befürwortete  Erleichterung  der 
Steuerlast  des  weniger  bemittelten  Teiles  der  Bevölkerung  erzielt  wird.  Wie  endlich  die  Ueber- 
weisung eines  Teiles  der  Grundsteuer  an  die  Schulverbände^auch  den  wiederholt  ausgesprochenen 
Wünschen  des  Grundbesitzes  Rechnung  trägt  und  zu  einer  Erleichterung  desselben,  insoweit 
er  durch  die  Schulausgaben  besonders  belastet  ist,  führen  wird,  so  entspricht  selbige  nicht 
minder  dem  bei  Ausbildung  des  dem  Reiche  überwiesenen  Gebietes  der  Besteuerung  mit  ver- 
folgten Ziele:  die  einzelnen  Staaten  durch  die  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Einnahmen  aus 
den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  in  den  Stand  zu  setzen,  eine  Entlastung  der  Kommunal- 
verbände in  Aussicht  zu  nehmen. 

Soviel  die  finanzielle  Ordnung  der  vorgeschlagenen  Massregel  anlangt,  ist  hervorzu- 
heben, dass  nach  den  Erläuterungen  zu  Kapitel  19  Titel  1  die  Zahl  der  Steuereinheiten  des 
Landes  zum  2.  Grundsteuertermine  des  Jahres  1885  sich  auf  72,272,635  belaufen  hat  uud  bis 
zum  2.  Grundsteuertermine  1886  ein  Ansteigen  derselben  bis  auf  73,172,635  erwartet  werden 
kann.  Nach  2  Pfennigen  von  jeder  dieser  Einheiten  berechnet  sich  daher  die  Summe  der  Dota- 
tionen an  die  Schulgemeinden  gemeinjährig  auf  1,454,453  M. 


a)  Bericht   der  Finanzdeputation  A  der  IL  Kammer  über  Kap.  111 
des  Etats  der  Zuschüsse,  Dotationen  betreffend. 
In  diesem  neuen  Kapitel  ist  eine  Ausgabe  unter  Titel  1,  Ueberweisung  eines  Teiles  der 
Grundsteuereinnahmen  an  die  Schulgemeinden  nach  Massgabe  von  §  2  des  Finanzgesetzes  für 
1886;87  transitorisch,  im  Betrage  von  1,454,453  M.  eingestellt. 

Ueber  die  Art  der  Ueberweisung  enthält  der  §  2  des  Entwurfes  zum  Finanzgesetze  für 
1886/87  die  näheren  Bestimmungen.  Die  Motive  zu  diesem  Gesetzesentwurf  beziehen  sich  fest 
ausschliesslich  auf  die  Bestimmungen  des  §  2  des  Gesetzes ,  und  wird  hiermit  sowohl  auf  den 
Inhalt  dieses  §  2  selbst ,  als  auch  auf  die  Motive  dazu  verwiesen.  In  der  allgemeinen  Vor- 
beratung über  den  Staatshaushaltsetat  und  über  das  Finanzgesetz  auf  die  Jahre  1886)87  in  der 
zweiten  Kammer  wurde  die  in  Aussicht  genonmiene,  wenn  auch  mittelbare  Zurückerstattung 
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eines  Teiles  der  gezahlten  Steuern  an  die  Steuerpflichtigen  fast  ausnahmslos  mit  Freuden  be- 
grüsst.  Nur  über  den  Vorschlag,  einen  Teil  der  Einnahmen  aus  der  Grundsteuer  der  Steuer- 
gemeinden an  die  betreffenden  Schulgemeinden  zur  Abminderung  der  Schullasten ,  olme  nähere 
Bestimmung  der  speziellen  Verwendung  zu  überweisen,  wichen  die  ausgesprochenen  Ansichten 
voneinander  ab. 

Während  man  einerseits  in  anbetracht  der  Schwierigkeiten,  die  eine  andere  Art  der 
Verteilung  als  die  von  der  K.  Staatsregierung  vorgeschlagene  mit  sich  bringen  würde,  sich  für 
letztere  aussprach ,  wollte  man  andererseits  die  Verteilung  der  üeberschüsse  an  die  Schul- 
gemeinden nicht  nach  dem  Erträgnis  der  Grundsteuer  in  den  bezüglichen  Steuergemeinden, 
sondern  nach  der  Bevölkerung  oder  auch  nach  der  Schulkinderzahl  der  einzelnen  Schul- 
gemeinde im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  oder  der  Schulkinderzahl  im  ganzen  Lande,  vorge- 
nommen wissen. 

Seit  diesen  Verhandlungen  in  der  Kammer  sind  der  Deputation  noch  verschiedene  Vor- 
schläge über  die  Verteilung  der  Steuerüberschüsse  in  Schriften  zugegangen,  auch  innerhalb 
der  Deputation  selbst  gemacht  worden.  Im  wesentlichen  lassen  sich  diese  gesamten  Vorschläge 
auseinanderhalten  wie  folgt: 

1.  Es  ist  nach  Artikel  5  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1878,  die  direkten  Steuern  betreffend, 
zu  verfahren;  derselbe  lautet: 

Dafem  die  Finanzlage  des  Staates  eine  Ermässigung  der  direkten  Steuern 
gestattet,  so  hat  diese  Ermässigung  nur  bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  Ein- 
kommensteuer und  zwar  bei  beiden  Steuern  nach  gleichen  Prozentverhältnissen 
der  Normalsteuer  einzutreten. 

2.  Die  Steuerüberschüsse  sind  zunächst  zur  Befreiung  der  untersten  Klassen  der  Ein- 
kommensteuerpflichtigen zu  verwenden. 

3.  Die  Hälfte  der  gezahlten  Grundsteuern  ist  an  die  politischen  Gemeinden,  also  auch 
an  die  selbständigen  Gutsbezirke  zur  Verminderung  der  denselben  zugewiesenen 
öffentlichen  Lasten  zurückzugewähren. 

4.  Die  Hälfte  der  von  den  Gemeinden  eines  Bezirksverbandes  gezahlten  Grundsteuer 
ist  dem  letzteren  zur  Förderung  seiner  Zwecke  zu  überweisen. 

5.  Die  Hälfte  der  Grundsteuer  ist  nach  der  Bevölkerung  der  einzelnen  Schulgemeinden 
den  letzteren  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  des  Staates  zu  überweisen. 

6.  Die  Hälfte  der  Grundsteuer  ist  nach  der  Zahl  der  Schulkinder  der  einzelnen  Schul- 
gemeinden den  letzteren  im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Schulkinder  im  Staate 
zu  überweisen. 

7.  Die  Hälfte  der  Grundsteuer  ist  den  Schulgemeinden,  jedoch  mit  der  Massgabe  zu 
überweisen,  dass  dieselbe  lediglich  zur  Ermässigung  der  Schulgeldlast  und  soweit 
eine  solche  nicht  erforderlich,  zur  Erleichterung  der  weniger  steuerkräftigen  Schul- 
anlagepflichtigen verwendet  wird. 

8.  Die  Hälfte  der  Grundsteuer  ist  den  Schulgemeinden  mit  der  Massgabe  zu  über- 
weisen, dass  dieselbe  zur  Ermässigung  der  Schulanlagelasten  verwendet  wird. 

9.  Die  Hälfte  der  Grundsteuer  ist  an  die  Schulgemeinden  zur  Erleichterung  der  Schul- 
lasten halb  nach  dem  Massstab  der  in  den  betrefi'enden  Gemeinden  aufgebrachten 
Grundsteuern  und  halb  nach  deren  Einwohnerzahl  zu  verteilen. 

10.  Dem  Finanzgesetzentwurf:  Zwei  Pfennig  von  jeder  Grundstenereinheit  werden  den 

Scliulgemeinden  zur  Abminderung  der  Schullasten  nach  Massgabe  einiger  näheren, 

unter  a,  b,  c,  d  des  §  2  im  Entwurf  des  Finanzgesetzes  befindlichen  Bestimmungen 

überwiesen,  möge  beigetreten  werden. 

Die   für  und  gegen  diese  Vorschläge  angeführten  Gründe  sind  in  folgendem  in  Kürze 

zusammengestellt : 

Zu  1.  Dieser  Vorschlag  beruht  allerdings  auf  gesetzlicher  Basis;  es  würde  derselbe 
festzuhalten  sein,  wenn  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  ein  Steuererlass  für  angezeigt  ge- 
halten würde ;  zur  Begründung  der  Behauptung,  dass  ein  solcher  vorliege,  wird  angefülurt,  dass 
eine  andere  Verwendung,  als  die  durch  Gesetz  gebotene,  eine  willkürliche  und  ungerechte  sei, 
denn  der  Staat  dürfe  nicht  mehr  Steuern  fordern ,  als  er  brauche  und ,  sofern  dieser  Fall  ein- 
trete, müssteu  die  Steuerzahler  das  Mehr  der  erhobenen  Steuern,  soweit  sie  es  auufgebracht, 
zurückbekommen . 
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Andererseits  wurde  eingehalten,  dass  die  in  Frage  stehenden  Ueberschüsse  nicht  sowohl 
aus  den  sächsischen  Steuern  herrührten,  sondern  vielmehr  aus  den  durch  indirekte  Abgalien 
erhöhten  Eeichseinnahmen,  dass  auch  die  Staatssteuem  für  sich  nicht,  wohl  aber  die  Gemeinde- 
und  Schullasten  drückend  seien ,  wie  die  Motive  zu  §  2  des  Gesetzentwurfes  des  Näheren  aus- 
führten; zudem  sei  die  hiemach  herbeizuführende  Steuererleichterung,  nach  welcher  ungefähr 
1 3  Pf.  auf  eine  Steuereinheit  und  8  Prozent  auf  die  Einkommensteuer  entfallen  würden,  nament- 
lich bei  den  kleineren  Steuerbeträgen  nicht  so  erheblich,  als  dass  sie  als  solche  sehr  fühlbar 
sein  würde,  auch  würde  die  Umrechnung  der  festgestellten  Steuerkataster  im  Verhältnis  zum 
Betrage  eine  nicht  unerhebliche  Arbeit  erfordern. 

Zu  §  2.  Eine  Befreiung  der  zwei  untersten  Klassen  der  Einkommensteuei-pflichtigen 
von  Zahlung  dieser  Steuer  ist  schon  auf  mehreren  Landtagen  in  Anregung  gekommen ,  der 
letzteren  aber  keine  Folge  geleistet  worden,  vorzüglich  weü  die  untersten  Steuerbeträge  nicht 
drückend,  zum  überwiegenden  Teile  auch  von  jüngeren  Personen  ohne  Haus-  und  Familienstand 
zu  zahlen  seien.  Eine  solche  Befreiung  würde  nur  in  sehr  geringer  Anzahl  diejenigen  treffen, 
welche  durch  die  indirekten  Steuern  des  Eeiches  im  Verhältnis  mehr  als  andere  getroffen  werden, 
das  sind  die  der  dritten  und  vierten  Einkommensteuerklasse  zugewiesenen  Familienväter.  Die 
Befreiung  aber  bis  vielleicht  zur  fünften  Klasse  "ausdehnen  zu  wollen,  würde  insofern  bedenk- 
lich sein,  als  sich  noch  gar  nicht  ermessen  lässt.  ob  die  vorgeschlagene  Dotation  in  den 
kommenden  Finanzperioden  wieder  gewährt  werden  und  sonach  die  in  Bede  stehende  Befreiung 
eine  bleibende  sein  könnte. 

Ein  Wiederheranziehen  dieser  Klassen  zur  Besteuerung  würde,  wenn  auch  dann  not- 
wendig, doch  kaum  zulässig  sein,  mithin  durch  ein  jetzt  beschlossenes  Wegfallen  gleichzeitig 
eine  dauerende  Befreiung  derselben  ausgesprochen  werden.  Es  gebietet  aber  die  Vorsicht, 
mindestens  zur  Zeit  hiervon  abzusehen. 

Zu  3.  Für  diesen  Vorschlag  spricht,  dass  in  neuerer  Zeit  der  politischen  Gemeinde 
viele  Leistungen  vom  Staate  zugewiesen  sind,  die  früher  dem  letzteren  oblagen,  dass  jede 
Gemeinde  nach  ihrem  Bedürfnis  in  leichter  Weise  allein  und  selbständig  für  die  der  Erleichte- 
rung bedürftigsten  Gemeindemitglieder  eine  solche  beschliessen  kann ,  sowohl  auf  dem  Lande, 
als  in  den  Städten  und  bei  den  verschiedensten  Formen  der  Gemeindesteuererhebung.  Anderer- 
seits ist  dagegen  einzuhalten,  dass  bei  Festhaltung  dieses  Vorschlages  die  exemten  Grund- 
stücke die  Dotation  direkt  und  voll  und  sonach  den  Gemeinden  gegenüber  dieselben  Grund- 
steuer zurückerhalten  würden,  obwohl  mancher  selbständige  Gutsbezirk  nur  sehr  geringfügige 
öff'entliche  Lasten  zu  tragen  habe. 

Hierzu  ist  zwar  auch  einzuwenden,  dass  die  exemten  Grundstücke  im  Staate  dasselbe 
wie  die  Gemeinden,  ja  unter  bestimmten  Verhältnissen  noch  mehr  leisten  müssen,  weil  die 
letzteren  die  Unangesessenen  und  den  mobilen  Kapitalbesitz  zu  Aufbringung,  z.  B.  der  Wege- 
bau- und  Armenkosten,  mit  heranziehen  können,  aber  dennoch  ist  es  geboten,  diesen  Vor- 
schlag abzulehnen. 

Zu  i.  Die  Verwendung  der  den  Bezirksverbänden  zur  Verfügung  gestellten  Mittel  ist 
bis  jetzt  eine  so  verschiedenartige,  dass  von  einer  annähernd  gleichmässigen  Erleichterung 
der  verschiedenen  Bevölkerungs-  und  Erwerbsklassen  im  Lande  auch  durch  die  zu  gewährende 
Dotation  nicht  die  Kede  sein  kann.  Zudem  würde  in  den  Bezirken,  wo  gemeinsame  Ein- 
richtungen noch  nicht  angebahnt  sind,  durch  eine  vielleicht  ins  Auge  zu  fassende  Verteilung 
der  Zuwendungen  an  die  einzelnen  Gemeinden  den  Bezirksausschüssen  eine  überaus  schwere 
Aufgabe  erwachsen. 

Zu  5.  Die  Verteilung  der  Dotation  nach  der  Bevölkerungszahl  wird  als  gerechter  liin- 
gestellt  als  der  Regierungsvorschlag,  weil  die  Schullasten  dieser  Ziff"er  und  nicht  den  Ginxnd- 
steuerverhältnissen  im  Lande  parallel  laufen,  femer  auch  noch  gerechter,  als  eine  Verteilung 
nach  der  Zahl  der  Schulkinder,  weil  diese  Zahl  durch  den  Uebergang  von  ländlichen  in 
städtische  Schulen,  aus  letzterem  wiederun  durch  Uebergang  in  Staatsschulen  sich  oft  und  ganz 
prinziplos  änderte. 

Hiergegen  ist  eingehalten  worden,  dass  durch  solch  eine  Massnahme  der  erste  aber 
bedeutendste  Schritt  zur  Verstaatlichung  der  Schule  gethan  werden  würde,  denn  wenn  auch 
jetzt  schon  Staatsmittel  zur  Unterhaltung  gewährt  werden,  so  geschehe  dies  doch  nur  unter- 
stützungsweise an  einzelne  Schulgemeinden,  während  dieser  gemachte  Vorschlag  vollkommen 
systematisch  eintreten  und  immer  weitere  Anforderungen  nach  sich  ziehen  würde.  Es  sei,  ab- 
gesehen von  anderen  mit  diesem  Vorschlag  verknüpften  Schwierigkeiten,  dies  allein  schon  ein 
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enügender  Grund,   dass  diejenigen,   die  die  "Volksschule  als  Gemeindesache  aufrecht  erhalten 
sollen,  den  Vorschlag  unannehmbar  finden  müssten. 

Zu  6.  Der  Vorschlag,  die  Verteilung  der  Dotationssumme  nach  der  Zahl  der  Schul- 
kinder, für  welche  die  einzelne  Schulgemeinde  zu  sorgen  hat,  zu  verteilen,  scheint  nächst  der 
Regierungsvorlage  die  meisten  Sympathien  in  weiten  Kreisen  erhalten  zu  liaben ,  weil  diese 
Zahl  in  der  Regel  der  Beschaffung  der  Schulräumlichkeiten,  der  Lehrmittel,  der  Lehrkräfte  etc. 
zu  Grunde  gelegt  werde,  das  Schulgesetz  gleiche  Ansprüche  an  reiche  und  arme  Gemeinden 
mache,  letztere  aber  in  der  Regel  eine  grössere  Zahl  von  Schulkindern  aufzuweisen  hätten, 
folglich  auch  einer  Unterstützung  bedürftiger  wären. 

Dem  ist  dasselbe  prinzipielle  Bedenken  wie  bei  Nr.  5  entgegengehalten  worden. 

Eine  solche  Verteilung  würde  aber  auch  zu  grossen  Ungleichheiten  führen. 

Legt  man  die  im  statistischen  Jahrbuch  für  1886  befindlichen  Verhältnisszahlen  zu 
Grunde,  so  kommen  auf  einen  Lehrer  Kinder  der  Volksschule: 

a)  im  Dui'chschnitt  im  Lande  rund 74, 

b)  „    Schulinspektionsbezirk  Chemnitz  II 105, 

c)  „  „  Döbeln 72, 

d)  „  „  Dresden  I 35. 

Wenn  nun  bei  einer  Dotationssumme  von  1,4M,000  M.  und  einer  Gesamtzahl  von 
Schülern  der  Volksschulen  im  Lande  von  542,354  auf  einen  Schüler  zirka  2,6  M.  entfallen ,  und 
wenn  femer  der  Aufwand  für  eine  Lehrkraft  mit  Recht  als  ein  Massstab  für  den  zu  bringenden 
Gesamtaufwand  für  Schulzwecke  in  der  Schulgemeinde  anzusehen  ist,  so  würden  hiernach  die 
Schulgemeinden  für  den  Aufwand  für  einen  Lehrer  und  für  die  dem  entsprechenden  anderen 
Aufwendungen  erhalten : 

bei  a:  im  Durchschnitt  im  ganzen  Lande 192  M., 

im  SchuHnspektionsbezirk  Chemnitz  II    ....    -    .    273  „ 

Döbeln 187   „ 

„  „  Dresden  I 91  „ 

In  derselben  Statistik  findet  sich  weiter  die  Verhältniszahl,  wie  viel  auf  ino  Einwohner 
Schulkinder  der  Volksschule  kommen  und  zwar: 

a)  im  Durchschnitt  im  Lande 18,2, 

b)  im  Schulinspektionsbezirk  Chemnitz  n 20,2, 

c)  „  „  Döbeln 17,5, 

d)  „  „  Dresden  I 13,5. 

Aus  diesen  Zahlen  lässt  sich  ebensowenig  eine  gleichmässigere  Verteilung  der  Dotation 
nach  diesem  Vorschlage  als  nach  dem  der  Regierungsvorlage  nachweisen ,  und  jedenfalls  wird 
die  Ungleichmässigkeit  bei  Inbetrachtziehung  der  einzelnen  Schulgemeinden  unterein- 
ander, und  nicht  nur  wie  hier  geschehen,  von  nur  einigen  Schulinspektionsbezirken  unterein- 
ander noch  mehr  hervortreten. 

Zu  7.  Für  Verwendung  der  Dotation  zur  Abminderung  der  von  den  Familienvätera  zu 
zahlenden  Schulgelder  wird  auf  die  Ursache  des  Vorhandenseins  der  Ueberschüsse,  das  ist  den 
an  Sachsen  fallenden  Anteil  von  den  beim  Reiche  vereinnahmten  höheren  Erträgen  der  in- 
direkten Steuern  und  darauf  hingewiesen,  dass  die  von  diesen  Steuern  vorzugsweise  Betroffenen 
zunächst  Anspruch  auf  eine  Erleichterung  der  ihnen  zufallenden  Lasten,  und  weil  es  sich  hier 
um  die  Schullasten  handle ,  zuerst  auf  Verminderung  der  Schulgelderzahlung  für  ilire  Kinder 
Anspruch  hätten. 

Nun  sei  nicht  zu  verkennen,  dass  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Grundsätze, 
nach  welchen  die  Schulgelder  in  den  Schulgemeinden  des  Landes  erhoben  würden,  eine  gesetz- 
liche Regelung  sehr  schwierig  sein  werde;  sollten  sich  diese  Schwierigkeiten  nicht  durch 
irgend  eine  noch  zu  findende  Bestimmung  heben  lassen,  so  müsse  doch  dahin  gestrebt  werden, 
den  wirtschaftlich  schwächeren  Schulanlagepflichtigen  vielleicht  durch  veränderte  Erhebung 
der  Schulanlagen  diese  Lasten  zu  ermässigen. 

Gegen  beide  Ansichten  wurde  angeführt,  dass  die  in  Verfolg  derselben  auftauchenden 
Schwierigkeiten  nicht  zu  bewältigen  sein  würden,  weil  der  alte  gesetzliche  Anlagefuss,  die 
eine  Hälfte  nach  den  Steuereinheiten,  die  andere  Hälfte  nach  der  Kopfzahl  zu  erheben,  wohl 
nur  noch  in  ganz  einzelnen  ländlichen  Schulgemeinden  gebräuchlich  sei,  während  in  den 
meisten  derselben  ein  höherer  Betrag  durch  die  Steuereinheiten  und  der  kleinere  nach  einer 
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steigenden  Skala  für  die  Köpfe  der  Vermögenderen  nach  der  Kopfzahl  oder  auch  nach  der 
Einkommensteuer  aufgebracht  würde ,  ferner  in  vielen  Gemeinden ,  namentlich  in  grösseren 
Städten,  die  Bedürfnisse  für  die  Schulen  durch  die  zu  erhebenden  Gemeindesteuern  Befriedi- 
gung fänden. 

Es  würde  sonach  eine  vom  Staate  gegebene  Direktive  über  eine  solche  Verwendung 
nicht  nur  schwer  durchzuführen  sein ,  sondern  auch  einen  direkten  Eingriff  desselben  in  die 
von  den  Schulgemeinden  festgestellte  Art  und  Weise  der  Anlagenaufbringung  und  in  vielen 
Gemeinden  wieder  eine  neue  Belastung  des  Grundbesitzes  enthalten. 

Weil  aber  auch  in  vielen  Gemeinden  das  Schulgeld  schon  auf  einen  sehr  kleinen  Be- 
trag herabgesetzt  worden,  beziehentlich  nach  dem  Einkommen  abgestuft  sei,  könne  die  Folge 
einer  solchen  Vorschrift  fast  eine  gänzliche  Befreiung  davon  mit  sich  bringen.  Nach  der  in 
dem  Schulgesetze  festgestellten  Vorschrift,  dass  die  Familie  einen,  wenn  auch  geringen  Bei- 
trag für  den  Unterricht  ihrer  Kinder  zu  leisten  habe,  könne  dies  nicht  angemessen  gefunden 
werden. 

Zu  8.  Wie  der  Vorschlag  unter  7  nach  einer  Eichtung  hin  die  freie  EntschUessung 
der  Schulgemeinden  über  die  Verwendung  der  Dotation  beschränken  soll,  so  soll  es  durch 
diesen  Vorschlag  nach  der  anderen  Richtung  hin  geschehen,  insofern,  als  die  Dotation  nur  zur 
Erleichterung  der  Schulanlagelasten,  mithin  nicht  zur  Erleichterung  der  Schulgeldpflichtigen 
oder  einseitig  der  nach  Grundsteuereinheiten  als  auch  der  nur  nach  Kopf-  oder  Einkommen- 
anteilen zahlenden  Pflichtigen  zu  verwenden  sei. 

Durch  eine  solche  Bestimmung  würde  ebenfalls  die  den  örtlichen  Verhältnissen  anzu- 
passende freie  Entschliessung  der  Schulgemeinden,  und  weil  erstere  sehr  verschieden  sind, 
vielleicht  in  wenig  nützlicher  Weise  beschränkt  werden,  unter  anderem  wohl  ausgeschlossen 
sein,  die  aussergewöhnliche  Einnahme  aus  der  Dotation  zur  Abstossung  einer  infolge  von 
einer  aussergewöhnlichen  Ausgabe,  z.  B.  zu  Schulneubauten,  aufgenommenen  Schuld  verwenden 
zu  dürfen. 

Eine  solche  Bestimmung  würde  auch  in  den  grösseren  Städten,  in  welchen  die  Schul- 
bedürfnisse vielfach  aus  den  allgemeinen  Einnahmen  entnommen  werden,  nicht  annehmbar  sein. 

Sollten  Schulgemeinden  durch  die  Dotation  sich  veranlasst  fühlen,  Veränderungen 
ihrer  statutarischen  Bestimmungen  über  die  Schulanlagen  vornehmen  zu  wollen ,  welche  ein- 
seitige Belastungen  der  Pflichtigen  nach  sich  zögen,  so  würde  es  den  Schulinspektionen  zu- 
fallen, solchen  ungerechten  Belastungen  die  Genehmigung  zu  versagen. 

Zu  9.  Der  Vorschlag,  die  eine  Hälfte  der  Dotation  nach  den  Grundsteuereinheiten, 
die  andere  Hälfte  nach  der  Kopfzahl  an  die  Schulgemeinden  zu  verteilen,  wurde  in  der  Depu- 
tation als  Kompromissantrag  befürwortet,  von  dem  Antragsteller. aber,  der  Schwierigkeit  der 
Berechnung  wegen,  fallen  gelassen. 

Zu  10.  Dieser  Vorschlag  hat  die  verschiedenste  [Beurteilung  erfahren.  Deshalb  sei 
hier  näher  darauf  eingegangen,  insoweit  nicht  schon  in  dem  Vorhergesagten  darauf  Bezug  ge- 
nommen worden  ist. 

Es  ist  die  summarische  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Ueberschüsse  an  die  Schulge- 
meinden nach  den  Grundsteuererträgnissen  als  unrichtig  hingestellt  worden,  weil  sich  keines- 
wegs die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Schulgemeinden  nach  dem  Anteil  an  den  Ertrag  der 
Gnindsteuer  rechtfertigen  lasse. 

Bei  einer  Verteilung  nach  den  Grundsteuereinheiten  würden  die  von  der  Natur  ohne- 
hin schon  begünstigten  Landesteile,  die  auch  die  wohlhabenderen  seien,  gegen  die  minder 
fruchtbaren  und  gebirgigen  Gegenden,  aber  auch  die  Schulgemeinden  derjenigen  Städte,  in 
welche  mittlere  oder  höhere  Schulanstalten  auf  Staatskosten  erhalten  würden,  gegen  alle  anderen 
Schulgemeinden  bedeutend  bevorzugt  werden.  Es  würde  der  auf  den  Kopf  eines  Schulkindes 
durchschnittlich  im  ganzen  Lande  zu  zirka  22/3  M.  sich  berechnende  Dotationsbetrag  iu 
11  Schulbezirk«u  von  22,3  bis  51I7  M.  übersteigen,  während  in  17  Schulbezirken  derselbe  sich 
von  21,2  bis  1  M.  abmindern  würde. 

Demnach  würden  auch  die  Zuwendungen  für  die  einzelnen  Schulgemeinden  sehr  un- 
gleich sein. 

Nun  lasse  sich  aber  auch  im  allgemeinen  dagegen  noch  anführen ,   dass  die  Uebei 
nähme  eines  Teiles  der  Schullasten  auf  den  Staat  bei  den  Schulverwaltungen  das  Streben  fi' 
eine  sparsame  Wirtschaft  beeinträchtigte,   vielleicht   sogar  zu  einem    grösseren    nicht  saeh- 
gemässen  Aufwand  verleite. 
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Nicht  minder  sei  auch  das  Bedenken  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  dass  die  bean- 
tragte Massnahme  eine  direkte  Unterstützung  der  Schule  aus  dem  Steuerflskus  und  zwar 
lediglich  auf  Rechnung  des  Grundbesitzes  enthalte. 

Gegen  diese  Einwendungen  ist  auf  die  Motive  zum  Gesetzentwurf  zunächt  zu  ver- 
weisen, nach  welchen  ein  Ziel  des  Reiches  durch  denselben  in  Sachsen  verfolgt  wei-den  soll, 
nämlich  einen  Teil  der  Einnahmen  aus  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  zur  Entlastung  der 
Kommunalverbände  in  den  einzelnen  Staaten  zu  verwenden.  Weil  nun  aber  die  Schullasten 
besonders  di-ückend  sind,  durch  die  vorgeschlagene  Massregel  aber  nicht  nur  ein  Teil  der 
Kommunalabgaben,  zu  denen  besonders  die  unteren  und  mittleren  Steuerklassen  mehr  als  zu 
den  Staatssteuern  beitragen  müssen,  herabgesetzt,  sondern  auch  dem  jetzt  sehr  bedrängten 
Grundbesitz  durch  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Grundsteuer  an  die  Schulverbände  eine  Ab- 
minderung  der  Grundsteuerabgaben  zugewendet  werden  soll  —  so  wirkt  der  Vorschlag  nach 
verschiedenen  Seiten  hin  erleichternd  und  zweckentsprechend. 

Hieraus  und  aus  dem  Grundgedanken,  von  dem  die  königliche  Staatsregierung  bei 
ihrem  Vorschlage  ausgegangen  ist,  den  Gemeinden  einen  Teil  derjenigen  Steuern  zu  über- 
weisen, welche  in  ihrem  Bezirke  aufgebracht  worden,  rechtfertigt  es  sich,  dass  ein  Teil  der 
Grundsteuer  zur  Verwendung  der  Dotation  ausersehen  worden  ist. 

Hiermit  wird  auch  zugleich  dem  Einwände  begegnet,  dass  diese  Beihilfe  zur  Minderung 
der  Sehullasten,  wenn  einmal  gewährt,  nicht  wieder  zurückgezogen  werden  könnte.  Diese 
Beihilfe  basiert  jetzt  auf  den  verhältnismässig  geringen  Ueberschüssen,  welche  die  Normalerträge 
der  direkten  Steuern  gewähren,  auf  den  hohen  Schullasten,  auf  dem  Wunsch,  nicht  nur  den  zu 
den  Gemeindesteuern  stark  herangezogenen  mittleren  Steuerklassen,  sondern  auch  dem  be- 
drängten Grundbesitz  eine  Erleichterung  angedeihen  zu  lassen, 

Wenn  die  direkten  Steuern  bedeutendere  Zuschüsse  zur  Staatskasse  und  dauernd 
zu  liefern  versprechen,  wenn  zur  Abminderung  der  hohen  Kommunalabgaben  den  Gemeinden 
vielleicht  dauernde  Zuwendung  durch  die  höheren  Erträgnisse  der  Reichseinnahmen  gemacht 
werden  können,  wenn  der  Grundbesitz  wieder  in  eine  günstigere  Lage  gekommen  sein  wird  — 
dann  wird  von  selbst  in  dieser,  jetzt  doch  voraussichtlich  nur  als  ein  Provisorium  zu  be- 
trachtenden Massnahme  die  Zeit  die  ändernde  Hand  legen,  dann  werden  aber  auch  die  Be- 
fürchtungen wieder  beseitigt  werden,  die  hie  und  da  in  Grundbesitzerkreisen  auftauchen, 
dass  durch  die  Gesetzesvorlage  die  von  vielen  Seiten  bekämpfte  besondere,  hohe  Heran- 
ziehung des  Grundbesitzes  durch  die  Grundsteuer  zu  den  Staatslasten  eine  neue  Befestigung 
erfahren  solle. 

Innerhalb  der  Deputation  gingen  zunächst  die  Meinungen  sehr  auseinander,  vereinten 
sich  aber  schliesslich  insoweit,  dass  nur  von  einer  Seite  aus  prinzipiellen  Gründen  der  oben 
unter  1  angeführte  Vorsclüag  festgehalten  wurde,  nach  welchem  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  3.  Juli  1878  Artikel  5  eine  Ermässigung  der  Einkommen-  und  der  Grundsteuer  einzu- 
treten habe. 

Von  anderer  Seite  wurde  die  Zweckmässigkeit  des  oben  unter  7  verzeichneten  Vor- 
schlages betont  unter  dem  Hinweise,  dass  der  Anteil,  den  die  indirekten  Steuern  beim  Reiche 
an  dem  Vorhandensein  von  Ueberschüssen  haben ,  konsequenterweise  die  Dotation  auch  in 
erster  Linie  den  von  den  indirekten  Steuern  vorzugsweise  Getroffenen  zu  gute  kommen 
müsse;  dies  werde  am  besten  durch  eine  Verwendung  für  Abminderung  des  Schulgeldes,  oder 
sofern  dies  schon  für  sich  nicht  hoch  sei,  durch  Erleichterung  der  am  wenigsten  Steuerkräftigen 
bei  Aufbringung  der  Schullasten  geschehen. 

Von  dritter  Seite  wurde  darauf  hingewiesen ,  dass  nach  den  Motiven  zum  Gesetze  die 
Dotation  den  Charakter  emes  Steuererlasses ,  nicht  den  einer  Unterstützung  haben  solle  und 
sei  auch  vorzubeugen ,  dass  diese  von  den  Schulgemeinden  anders  als  zur  Abminderung  der 
Schulanlagelasten  verwendet  werde  und  nicht  etwa  für  die  Abgabepflichten  der  Schulge- 
meinden neue  Lasten  infolge  dieser  aussergewöhnüchen  Einnahme  aufgebürdet  werden; 
namentlich  aber  dürfe  durch  die  Dotation  keinesfalls  eine  Verweisung  der  Grundsteuer  oder 
eines  Teiles  derselben  an  die  Schulgemeinde  sich  vollziehen. 

Von  vierter  Seite  wurde  die  Regierungsvorlage  festgehalten,  wiederholt  auf  die  ganz 
verschiedenen  statutarischen  Bestimmungen  über  Regelung  der  Schulanlagen,  der  Bedürfnisse 
und  Verhältnisse  in  den  2154  Schulgemeinden  des  Landes  hingewiesen,  welche  eine  Beengung 
durch  die  eben  mitgeteilten  Gesichtspunkte  nicht  zulässig  erscheinen  lasse ,  wenn  nicht  neue, 
und  noch  ungerechtere  Bedrückungen  der  Steuei-pflichtigen  hervorgerufen  werden  soUten. 
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Aber  auch  von  dieser  Seite  wurde  betont,  dass  keineswegs  der  Vorschlag  der  königlichen 
Staatsregierung,  einen  Teil  der  Grundsteuer  den  Schulgenieinden  zuzuweisen,  benutzt  werden 
dürfe,  daraus  später  den  veränderlichen  Charakter  der  Grundsteuer  derselben  aberkennen  und 
sie  in  eine  Rente  verwandeln  zu  wollen;  jede  Veränderung  der  Einkommensteuer  beeinflusse 
auch  die  Höhe  der  Grundsteuer  nach  wie  vor. 

Der  Herr  Finanzminister  wies  auf  die  Schwierigkeit  hin ,  durch  irgend  eine  Steuer- 
erleichterung den  Wünschen  aller  Beteiligten  gerecht  zu  werden ;  die  Regierung  habe  in  Rück- 
sicht auf  den  geringen  Betrag ,  welcher  erlassen  werden  könne ,  abgesehen ,  nach  dem  Gesetz 
von  1878  zu  verfahren,  da  hiernach  höchstens  6  bis  7  Prozent  von  der  Grund-  und 
Einkommensteuer  erlassen  werden  könnte,  auch  auf  eine  blosse  Entlastung  der  untersten 
Klassen  sei  sie  nicht  zurückgekommen,  weil  die  Einkommensteuerpflichtigen  der  Klassen  von 
800  bis  1500  M.  Einkommen  ebenfalls  der  Berücksichtigung  und  Entlastung  für  besonders  be- 
dürftig anzusehen  seien. 

Bei  der  bedrängten  Lage ,  in  der  sich  der  Grundbesitz  dermalen  befinde ,  solle  auch 
dieser,  insoweit  er  durch  die  Schulanlagen  besonders  belastet  sei,  erleichtert  und  verschiedene 
Ungleichheiten  im  Werte  der  Grundsteuereinheiten  durch  den  vorgeschlagenen  Verteilungs- 
modus ausgeglichen  werden ;  der  letztere  sei  der  einfachste,  jeder  Gemeinde  solle  das,  was  sie 
gezahlt  habe,  in  demselben  Verhältnis  gleiclunässig  wieder  zunickgegeben  werden.  Den 
Schulgemeinden  besondere  Direktiven  bezüglich  der  Verwendung  der  Dotation  zu  geben,  habe 
die  Regierung  Bedenken  getragen  in  Rücksicht  auf  die  gar  mannigfaltigen  Verhältnisse  der 
Schulgemeinden,  denn  es  gäbe  solche,  deren  Anlagen  sehr  hoch  und  deren  Schulgelderbeiträge 
sehr  niedrig  seien,  hinwiederum  solche,  wo  das  Gegenteil  obwalte,  ja  Schulgemeinden,  welche 
gar  keine  Schulanlagen  erhöben. 

Wenn,  wie  erstrebt  werde,  das  Reich  mit  der  Zeit  höhere  Beiträge  den  Einzelstaaten 
werde  dauernd  überweisen  können,  dann  beabsichtigte  die  Regierung,  der  Frage  einer  dauern- 
den Entlastung  der  Kommunalverbände  näher  zu  treten,  und  werde  hierbei  in  Frage  kommen, 
ob  es  sich  nicht  empfehle,  zu  Gunsten  der  Gemeinden  auf  einen  Teil  der  Staatssteuern  zu 
verzichten ;  es  sei  aber  von  Vorteil ,  dass  durch  den  gegenwärtigen  von  der  Regierung  einge- 
schlagenen Verteilungsmodus  ein  besonderes  Gesetz  zur  Zeit  nicht  nötig  sei,  dass  erst  die 
Entwicklung  der  Reichsflnanzverhältnisse  abgewartet  und  in  dieser  Zeit  Erfahrangen  mit  der 
jetzt  geplanten  Massregel  gesammelt  werden  könnten;  femer  sei  ein  besonderer  Vorteil  der 
Vorlage,  dass  die  Dotation  in  Sachsen  an  eine  bestimmte  Summe  gebunden  sei,  während  durch 
das  bezügliche  Gesetz  in  Preussen  voraus  nicht  bestimmt  werden  könne,  welcher  Betrag  in 
jedem  Jahre  der  einzelnen  Gemeinde  zufallen  werde. 

Als  Ergebnis  der  Verhandlungen  innerhalb  der  Deputation  ergibt  sich  folgendes: 
Die  Rätlichkeit  der  Einstellung  einer  Dotation  in  Kapitel  111  des  Staatshaushaltsetats 
wird  vom  Abgeordneten  Kirbach  verneint,   derselbe  behält  sich  vor,^  seine  Meinung  in  einem 
besonderen  Berichte  zu  begriinden. 

Die  übrigen  Mitglieder  der  Deputation  sind  mit  der  Regierungsvorlage  einverstanden, 
insoweit  die  Hälfte  der  Einnahme  an  Grundsteuer  jährlich  an  die  Schulgemeinde  abgeliefeil 
werden  soll. 

Jedoch  behalten  die  Abgeordneten  Georgi,  Bönisch  und  Starke  sich  vor,  zu  empfehlen; 
dass  die  Dotation  in  erster  Linie  zur  Ermässigung  des  Schulgeldes ,  und  soweit 
eine  solche  nicht  erforderlich  erscheine,  zur  Erleichterung  der  am  wenigsten  steuer- 
kräftigen Schulanlagepflichtigen  verwendet  werden  möge. 
Die    Abgeordneten    v.   Oehlschlägel    und    v.  Carlowitz  hingegen   behalten   sich  vor, 
zu  befürworten,  dass  die  Dotation  nur  zur  Abminderung  der  Schulanlagen  zu  verwenden  sei. 
um  dadurch  dem  bedrängten  Grundbesitze  wie  auch  den  wirtschaftlich  schwächeren  Einkoni- 
mensteuerpflichtigen  jedenfalls  eine  Erleichterung  zuzuweisen,  dass  aber  keineswegs  durch 
die  Dotation  erhöhte  Ansprüche  an  die  Mittel  der  Schulgemeinde  veranlasst  werden  dürften, 
und  wollen  auch  ausgedriickt  wissen,  dass   es  sich  nicht  um  Ueberweisung  eines  Teiles  der 
Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden  handle,    damit  aus  einer  solchen  Ueberweisung  Gründe 
für  eine  dauernde  Mehrbelastung  des   Grundbesitzes  nicht   hergeleitet,    auch  in  den  Schul- 
gemeinden kein  besonderes  Interesse  für  Erhaltung  der  Grundsteuer  hervorgerufen  werden 
möchte.     Um  diesen  Zweck  zu  kennzeichnen,   wurde  von  diesen  beiden  Abgeordneten  vor- 
geschlagen,  in  §  2  des  Finanzgesetzes  das  Wort  „Schullasten"  mit  dem  Worte  „Schulanlage- 
lasten"  zu  veilauschen,  auch  dem  §  2  des  Finanzgesetzes  folgende  Fassung  zu  geben : 
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„In  jedem  der  beiden  Jahre   der  Finanzperiode  wird  den  Schulgemeinden  zur 
Abminderung  der  Schullasten   eine  Dotation  nach  Massgabe   der  folgenden    Be- 
stimmungen überwiesen," 
und  demgemäss  in  Kap.  lli,  Titel  l  in  der  Bezeichnung  des  Gegenstandes  die  Worte ,  „eines 
Teiles  der  Grundsteuereinnahmen"  zu  streichen. 

Obwolil  der  Herr  Staatsminister  gegen  die  letzten  vorgeschlagenen  vei'änderteii 
Fassungen  kein  wesentliches  Bedenken  hatte,  fand  die  Mehrheit  der  Deputation  dieselben  doch 
nicht  zweckmässiger  als  die  der  Vorlage. 

Nachdem  der  Herr  Staatsminister  noch  erklärt  hatte,  dass  die  Staatsregierung  mit 
der  Vorlage  eine  weitere  Festlegung  der  Grandsteuer,  als  es  durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli 
1878  bereits  geschehen  sei,  nicht  beabsichtigt  habe  und  die  Deputation  dieser  Erklärung  allent- 
halben zugestimmt  hatte,  einigte  sich  die  Deputation  mit  Ausnahme  des  Abgeordneten  Kirbach 
in  dem  Beschlüsse,  der  Kammer  zu  empfehlen: 

Kap.  111,  Tit«l  1,  nach  der  Vorlage  mit  1,454,453  M.  transitorisch  zu  bewilligen. 


b)  Bericht  der  Minorität  der  Finanzdeputation  A  der  IL  Kammer 
über  Kap.  111  des  Staatshaushaltsetats,  Dotationen. 

In  dem  Staatshaushaltsetat  auf  1886/87  erscheint  zum  erstenmal,  und  zwar  unter  der 
bisher  als  „Reservefonds",  nunmehr  aber  als  „Dotationen  und  Reservefonds"  bezeichneten  Ab- 
teilung M,  ein  ganz  neues  Kapitel: 

Dotationen,  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Grundsteuereinnnahmen  an  die 
Schulgemeinden,  nach  Massgabe  von  §  2  des  Finanzgesetzes  für  1886;87  transitorisch 
1,454,453  M., 

welches  die  bisherige  Kapitelnummer  des  Reservefonds  111  erhalten  und  die  Folge  gehabt  hat, 
dass  der  Reservefonds  nunmehi-  unter  einem  neuen  Kapitel  112  eingestellt  worden  ist. 

Was  nun  zunächst  diese  Form  der  Einstellung  des  neuen  Kapitels  betrifft,  so  ist  schwer 
zu  ersehen,  wodurch  sich  dessen  Zusammenhang  mit  dem  Kapitel  Reservefonds  rechtfertigt. 
Der  letztere  ist,  wie  es  im  vorliegenden  Etat  heisst  und  bisher  stets  geheissen  hat,  für  „ausser- 
ordentliche, im  voraus  nicht  näher  zu  besimmende  Bedürfnisse"  bestimmt,  während  die  neu 
eingestellten  „Dotationen"  den  Schulgemeinden  „zur  Abminderung  der  Schullasten"  überwiesen 
werden  sollen.  Die  sonst  für  die  Einstellung  durchweg  massgebende  Zweckbestimmung  der 
beiden  Kapitel  hat  daher  dui'chaus  nichts  Gemeinsames.  Nach  der  ausgesprochenen  Zweck- 
bestimmung des  neuen  Kapitels  würde  auch  eigentlich  zu  erwarten  gewesen  sein,  dass  das- 
selbe als  ein  besonderer  Ausgabetitel,  vielleicht  als  Titel  17  oder  als  Titel  19,  in  Kapitel  96, 
Volksschulen,  eingestellt  worden  wäre.  Da  dies  nicht  geschehen  ist,  so  dürfte  anzunehmen 
sein,  dass  der  diesmal  vorgeschriebene  letzte  Verwendungszweck  lediglich  als  ein  zufälliger, 
gelegentlicher  und  nebensächlicher  sich  darstellt  und  der  eigentliche  und  wesentliche  Zweck 
der  Einstellung  in  der  Verwendung  von  staatlichen  Einnahmen  zu  nichtstaatlichen  Zwecken, 
uud  zwar  in  der  Form  der  Ausstattung  von  Gemeinden  und  vielleicht  auch  anderen  öffentlich 
rechtlichen  Organen  oder  Subjekten  zur  Erfüllung  aller  oder  gewisser  ihnen  obliegenden  öffent- 
lich rechtlichen  Verpflichtungen  besteht.  Auch  so  gefasst,  wüi-de  der  Zweck  der  Dotationen 
in  keinem  inneren  Zusammenhange  mit  dem  Zwecke  des  Reservefonds  stehen.  Der  Zusammen- 
hang beider  Kapitel  kann  daher  nur  ein  ganz  äusserlicher  und  zufälliger  sein. 

Nach  den  allgemeinen  Erläuterungen  zum  vorliegenden  Etat  könnte  man  selbst  über 
das  Vorhandensein  eines  derartigen  äusserlichen  und  zufälligen  Zusammenhanges  in  Zweifel 
sein.  Denn  nach  diesen  wird  das  Zuschusserfordemis  für  den  Reservefonds,  welches  „wegen 
zu  erwaitender  Ausgaben"  gegen  den  Voretat  um  465,183  M. ,  also  bis  auf  1,054,062  M. ,  erhöht 
worden  ist,  jnit  allen  übrigen  bisherigen  Zuschusserfordemissen  unterschiedslos  zusanamen- 
gefasst  und  mit;  diesen  zusammen  auf  73,216,889  M.  festgestellt.  Diesem  Gesamterfordemisse 
wii'd  zunächst  der  Ertrag  aus  den  Nutzungen  des  Staatsvermögens  und  der  Staatsanstalten  mit 
43,307,642  M.  und  der  Ei-trag  aus  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  mit  11,709,990  M.  und  so- 
dann der  Gesamtbetrag  des  Urkundenstempels,  der  Erbschaftssteuer  und  der  Steuer  vom  Ge- 
werbebetriebe im  Umherziehen,  sowie  der  Grund-  und  Einkommensteuer,  ohne  Ausscheidung 
und  gesonderte  Behandlung  der  letzteren  oder  der  beiden  letzteren,  mit  19,653,800  M.,  also  der 
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Gesamtbetrag  der  Ueberschüsse  an  74,671,342  M.  gegenübergestellt  und  damit  ein  verfügbarer 
Betrag  von  1,454,453  M.  herausgerechnet.  Der  letztere  entspricht  genau  dem  lialben  gemein- 
jährigen Ertrage  der  Grundsteuer  bei  der  der  Einstellung  der  letzteren  in  Kapitel  19  Titel  1 
zu  Grunde  gelegten  Annahme,  dass  die  Zalü  der  Grundsteuereinheiten  bis  zum  zweiten  Grund- 
steuertermine 1885  sich  auf  72,272,635  und  bis  zum  zweiten  Grundsteuertermine  1886  auf 
7ü, 172,635  belaufen  wird.  Es  liegt  indes  wohl  auf  der  Hand,  dass  es  nicht  der  Zufall  gewesen 
ist,  der  in  wunderbarer  Weise  gerade  dieses  Ergebnis  geliefert  hat.  In  Wirklichkeit  ist  man 
offenbar  in  der  bisherigen  naturgemässen  und  selbstverständlichen  Weise  verfalu-en,  dass  man 
die  gesamten  Ausgaben  unter  A  bis  L  an  zusammen  72,162,827  M.  von  den  gesamten  Ein- 
nahmen an  74,671,342  M.  in  Abzug  gebracht  und  mitliin  einen  verfügbaren  Betrag  von  2,508,515  M. 
ei-mittelt  hat.  Da  nun  dieser  Ueberschuss  für  die  Bedürfnisse  des  Reservefonds,  welcher  füi- 
die  vorhergehende  Etatsperiode  nur  mit  588,879  M.  eingestellt ,  aber  ebensowenig  wie  in  der 
Etatsperiode  1882/83  in  Anspruch  genommen  worden  war,  offenbar  zu  hoch  erschien,  so  hat 
man  sich  nach  irgend  einem  anderen  Verwendungszwecke  umgesehen  und  für  diesen  einen  be- 
quemen Verteilungsmassstab  ausgesucht.  So  ist  man  darauf  gekommen ,  aus  dem  gesamten 
verfügbaren  Ueberschüsse  einen  Betrag,  der  gerade  dem  halben  Bruttoertrage  der  Grundsteuer 
gleichkommt,  auszuscheiden  und  diesen  den  Gemeinden,  und  zwar  zunächst  den  Schiügemeinden 
„zur  Abmindenmg  der  Schullasten"  zu  überweisen,  den  nach  Abzug  dieses  sich  auf  1,454,4.53  M. 
stellenden  Betrages  verbleibenden  Rest  an  1,054,062  M.  aber  als  Reservefonds  einzustellen.  Auf 
dieses  Verfahren  beschränkt  sich  der  Zusammenhang  zwischen  den  gemeinsam  unter  Abschnitt  M 
eingestellten  beiden  Kapiteln  „Dotationen"  und  „Reservefonds". 

Gerade  dieses  Verfahren  erachtet  nun  aber  die  unterzeichnete  Minorität  der  Finanz- 
deputation A  wenn  nicht  mit  dem  Buchstaben,  so  doch  mit  dem  Geiste  und  der  Entstehungs- 
geschichte der  gegenwärtig  in  Sachsen  zu  Recht  bestehenden  Gesetzgebung  über  die  direkten 
Steuern  für  unvereinbar.  Nach  Artikel  5  Absatz  2  des  hier  massgebenden  Gesetzes ,  die 
direkten  Steuern  betreffend,  vom  3.  JuU  1878  hat,  dafern  die  Finanzlage  des  Staates 
eine  Ermässigung  der  direkten  Steuern  gestattet,  diese  Ermässigung  nur 
bei  der  Grundsteuer  und  bei  der  Einkommensteuer  und  zwar  bei  beiden 
Steuern  nach  gleichen  Prozentverhältnissen  der  Normalsteuer  einzutreten. 
Hiernach  sowie  aus  Absatz  l  des  angezogenen  Artikels  und  überhaupt  aus  dem  ganzen  Inhalte 
des  Gesetzes  über  die  direkten  Steuern  -ergibt  sich,  dass  unter  allen  Umständen  die  Ein- 
kommensteuer, obwohl  dieselbe  seit  ihrer  Einführung  die  Hauptquelle  des  aus  der  direkten 
Besteuerung  und  aus  der  Besteuerung  überhaupt  hei-fliessenden  Staatseinkommens  ist  und  wohl 
auch  bleiben  wird ,  den  Charakter  einer  Ergänzungssteuer  hat ,  die  nur  insoweit  auferlegt  • 
werden  darf,  als  dies  zur  Deckung  des  nach  Abzug  des  aus  allen  übrigen  Staatseinnahme- 
quellen sich  ergebenden  Erträgnisses  noch  verbleibenden  Fehlbedarfs  erforderlich  ist,  und  dass 
in  dem  Falle ,  wenn  es  zu  diesem  Zwecke  nicht  des  ganzen  Normalbetrages  der  Einkommen- 
steuer bedarf,  eine  gleiche  Behandlungsweise  auch  hinsichtlich  der  Grundsteuer  Platz  zu  greifen 
hat.  Im  vorliegenden  Falle  stand  bei  Aufstellung  des  Etats  fest,  dass  zur  Bestreitung  aller 
etatmässigen  Erfordernisse  für  anerkannte  Staatszwecke  bei  Einstellung  eines  ganz  ungewöhn- 
lich hohen  Reservefonds  von  1,054,262  M.  der  volle  Normalbetrag  der  Einkommensteuer  und 
der  Grundsteuer  nicht  erforderlich  war,  vielmehr  an  diesem  Nonnalbetrage  die  Summe  von 
1,454,453  M.  entbehrt  werden  konnte.  Sobald  dies  feststand,  war  es  mit  dem  Wortlaute  und 
Geiste  der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  vereinbar,  Einkommensteuer  und  Grundsteuer  nach 
ihrem  Normalbetrage  oder  überhaupt  nach  einem  höheren  als  dem  zur  Deckung  des  Fehlbedarfes 
nötigen,  hinter  dem  Normalbetrage  zurückbleibenden  Prozentsatze  zu  postulieren. 

Nun  wird  zwar,  wenn  auch  nicht  von  der  königlichen  Staatsregierung,  zur  Begründung 
der  Vorlage,  behauptet,  dass  an  dieser  gesetzlichen  Vorschrift  dann  nicht  mehr  festgehalten  zu 
werden  brauche,  wenn  von  den  gesetzgebenden  Faktoren  eine  anderweite  Verwendung  der 
Steuerüberschüsse  beschlossen  werde.  Die  Minorität  kann  sich  mit  dieser  Auffassung  nicht 
einverstanden  erklären.  Sie  findet  es  allerdings  ebenso  zulässig  wie  begi-eiflich ,  dass  die  ge- 
setzgebenden Faktoren  bei  einer  sich  im  allgemeinen  als  günstig  darstellenden  Finanzlage  zur 
Forderung  und  Bewilligung  von  Ausgaben,  die  sie  bei  einer  weniger  günstigen  Finanzlage 
nicht  ins  Auge  gefasst  oder  zurückgestellt  haben  würden,  und  infolgedessen  zum  Verzicht  auf 
einen  an  sich  zulässigen  und  gebotenen  Erlass  an  der  Grund-  und  Einkommensteuer  oder  zur 
Gewähi-ung  eines  höheren  als  des  unbedingt  nötigen  und  auch  eines  über  den  Normalsatz 
hinausgehenden  Prozentsatzes  von  der  letzteren  geneigt  sind.  Voraussetzung  bleibt  aber  hier- 
bei allemal,  dass  die  Zwecke ,  für  welche  diese  Mehrausgaben  gefordert  und  bewilligt  werden, 
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sich  im  Bereiche  der  eigentlichen  Staatsaufgaben  bewegen,  zu  deren  Erfüllung  die  Verwendung 
von  Staatsmitteln  nötig  ist.  So  verhält  es  sich  im  vorliegenden  Falle  jedoch  entschieden  nicht, 
vielmehr  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  man  erst,  nachdem  man  in  unzulässiger  Weise  ohne 
weiteres  den  vollen ,"  zur  Deckung  des  gerechtfertigten  Staatsbedarfes  gar  nicht  erforderlichen 
Normalsatz  der  Grund-  und  Einkommensteuer  unter  den  Einnahmen  eingestellt  hatte,  einen 
verfügbaren  Ueberschuss  oder  „Steuerüberschuss"  herausrechnete,  der  in  Wahrheit  gar  nicht 
existierte ,  und  denselben  sodann  für  einen  ganz  neuen ,  nicht  im  Bereiche  der  bisher  im  Etat 
zum  Ausdruck  gekommenen  Staatsaufgaben  liegenden  Zweck  zu  verwenden  vorschlug.  Dieser 
Vorschlag  würde  offenbar  gar  nicht  zur  Erwägung  gekommen  sein,  wenn  man  sich  nicht  die 
nach  der  Ansicht  der  Minorität  durch  die  Sach-  und  Rechtslage  gar  nicht  angezeigte  Frage 
vorgelegt  hätte ,  wo  man  denn  mit  den  vorhandenen  vermeintlichen  Ueberschüssen  hin  solle. 
Der  Ausweg ,  auf  den  man  bei  Beantwortung  dieser  Frage  gekommen  ist ,  die  Dotierung  der 
Schulgemeinden ,  hat  aber  bis  jetzt  entschieden  ausserhalb  der  etatmässig  zum  Ausdruck  ge- 
kommenen Staatsaufgaben  gelegen  und  darf  nicht  bloss  gelegentlich  um  deswillen  eingeschlagen 
werden,  weil  man  eine  Summe  zur  Verfügung  zu  haben  glaubt,  mit  der  man  nichts  Besseres 
anzufangen  weiss.  Die  Frage,  ob  der  Staat  sein  bisheriges  Verhältnis  zu  den  Schulgemeinden 
in  der  Richtung  zu  verändern  habe ,  dass  denselben  aus  den  Mitteln  des  ordentlichen  Staats- 
haushaltsetats eine  regelmässige  Dotation  zuzuwenden  sei,  kann  und  mag  gewiss  einer  ernst- 
haften und  eingehenden  Erwägung  unterzogen  werden,  obwohl  gerade  die  zweite  Kammer  des 
gegenwärtigen  Landtages  bei  einer  ihr  durch  einen  eben  diesen  Gegenstand  betreffenden  Initiativ- 
antrag des  Abgeordneten  Bebel  und  Genossen  gebotenen  Gelegenheit  wenig  Lust  hierzu  ge- 
zeigt hat.  In  keinem  Falle  ist  es  aber  nach  der  Ansicht  der  Minorität  angängig,  eine  solche 
Dotation  bloss  aus  dem  zufälligen  Anlasse  zu  beschliessen ,  weil  man  hierzu  die  geeigneten 
Mittel  in  den  Händen  zu  haben  glaubt,  falls  man  den  Grund-  und  Einkommensteuerpflichtigen 
einen  höheren  Steuerbetrag  abfordert,  als  man  nach  den  Vorschriften  der  Steuergesetzgebung 
und  den  vorhandenen  anerkannt  staatlichen  Bedürfnissen  zu  thun  berechtigt  ist. 

Abgesehen  von  diesen  in  erster  Linie  zu  betonenden  Rechtsbedenken  vermag  die 
Minorität  der  vorgeschlagenen  Massregel  auch  sachlich  nicht  beizustimmen.  In  den  Motiven 
zum  Finanzgesetze  wird  von  der  königlichen  Staatsregiening  für  dieselbe  geltend  gemacht, 
dass  sie  dem  bei  Ausbildung  des  dem  Reiche  überwiesenen  Gebietes  der  Besteuerung  mit  ver- 
folgten Ziele  entspreche,  die  einzelnen  Staaten  durch  die  üeberweisung  eines  Teiles  der  Ein- 
nahmen aus  den  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  in  den  Stand  zu  setzen,  eine  Entlastung  der 
Komnmnalverbände  in  Aussicht  zu  nehmen.  Nun  ist  es  ja  richtig,  dass  bei  der  Agitation  für 
Ausbildung  und  Ausdehnung  des  Systems  der  indirekten  Reichsabgaben  die  Vertröstung  der 
Gemeinden  und  Gemeindeverbände  auf  den  davon  durch  Vermittlung  der  Einzelstaaten  auf 
sie  entfallenden  Anteil  eine  grosse  Rolle  gespielt  hat.  Dass  es  sich  aber  hierbei  um  mehr  als 
ein  gewöhnliches  Agitationsmittel,  dass  es  sich  um  ein  verfassungsmässig  oder  amtlich,  von 
der  Regiening  oder  von  der  Volksvertretung  anerkanntes  Ziel  handle,  muss  die  Minorität  be- 
stimmt in  Abrede  stellen.  Unter  allen  Umständen  kann  dieselbe  ein  solches  Ziel  so  lange 
nicht  für  berechtigt  und  erstrebenswert  ansehen,  solange  die  Einzelstaaten,  trotz  der  ge- 
stiegenen Reichseinnahmen,  noch  Landessteuern  und  zwar  sehr  beträchtliche  Landessteueni  zu 
erheben  gezwungen  sind.  Die  Reichssteuem  sind  zwar  durchweg  indirekte,  die  Landessteuern 
dagegen  zum  weitaus  grössten  Teile  direkte  Steuern ;  aber  trotz  dieses  auf  der  Verschiedenheit 
der  dem  Reiche  und  den  Einzelstaaten  überwiesenen  staatlichen  Befugnisse  und  Zuständig- 
keiten beruhenden  Unterschiedes  sind  und  bleiben  doch  beide  Staatssteuern,  die  mit  den 
t Gemeindesteuern  in  keinerlei  unmittelbarem  Zusammenhange  stehen.  Wenn  es  gelingt,  die 
"Erträgnisse  der  indirekten  Reichssteuem  zu  erhöhen,  so  kann  die  Folge  hiei-von  nur  die  sein, 
dass  ein  geringerer  Teil  des  Staatsbedarfes  durch  die  übrigen  Staatssteuern,  also  in  der  Haupt- 
sache durch  die  meist  direkten  Landessteuem ,  zu  decken  ist.  Dass  die  Einzelstaaten  jemals 
i rechtlich  verpflichtet  werden  könnten,  einen  Teü  der  ihnen  zukommenden  Reichseinnahmen 
(Weiter  den  Gemeinden  oder  Gemeindeverbänden  zu  überweisen,  wähi-end  sie  desselben  noch 
'  zur  Deckung  ihrer  eigenen  Bedürfnisse  benötigt  sind  und  dafür  einen  entsprechend  höheren 
Beitrag  an  Landessteuem  einheben  müssten,  daran  kann  doch  wohl  niemand  im  Ernste  denken. 

■  Ebensowenig  erscheint  es  aber  gerechtfertigt,  wenn  sie  sich  eine  derartige  Verpflichtung  selbst 
[auferlegen,  mag  dies  nun  durch  ein  allgemeines  Verwendungsgesetz,  wie  die  preussische  so- 

■  genannte  Lex  Huene,  oder,  wie  im  vorliegenden  Finanzgesetze,  für  die  einzelne  Etatsperiode 
•  geschehen.    Man  kann  es  vielmehr  als  geradezu  unnatürlich  bezeichnen ,  dass  der  Staat,   und 

zwar  mit  besonderen  Mühen  und  Kosten ,  mit  der  einen  Hand  dasjenige  an  seine  Angehörigen 
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hinausgibt,  was  er  zu  gleicher  Zeit  mit  der  anderen  Hand  von  denselben  wieder  zurückfordert. 
Ob  es  sich  übrigens  im  vorliegenden  Falle  um  einen  Teil  der  Einnahmen  des  Reiches  aus 
Zöllen  und  indirekten  Steuern,  wie  am  Schlüsse  der  angefiiln-ten  Motive  gesagt  ist,  oder  um 
einen  Teil  der  Grundsteuereinnahmen,  wie  es  in  Kapitel  111  des  Etats  heisst,  handelt,  ist  da- 
bei vollständig  gleichgültig;  es  handelt  sich  einfach  um  einen  Teil  der  Staatseinnahmen,  den 
der  Staat  erst  von  seinen  Angehörigen  einfordern  muss,  um  ihn  dann  wieder  an  dieselben 
hinauszuzahlen. 

Nun  wird  in  den  Motiven  weiter  gesagt,  dass  „die  Ansprüche  an  die  Leistungen  der 
Gemeinden  immer  mehr  ansteigen  und  infolgedessen  die  Gemeindeabgaben,  insbesondere  die 
Schullasten  eine  Höhe  erreicht  haben,  welche  dieselben  weit  drückender  empfinden  lässt  als 
die  Staatssteuern".  Die  Minorität  kann  hierzu  nur  bemerken,  dass  es  ihr  absolut  unverständ- 
lich ist,  inwieweit  den  Staatsangehörigen,  beziehentlich  den  Gemeinden,  dadurch  eine  Er- 
leichterung zu  teil  werden  kann ,  dass  ihnen  zwar  auf  der  einen  Seite  von  der  als  besonders 
drückend  empfundenen  Gemeindelast  etwas  abgenommen,  aber  dafür  mindestens  ebensoviel  bei 
der  von  ihnen  ebenfalls  zu  tragenden  Staatslast  aufgebürdet  wird.  Wenn  ihnen  nicht  dui'ch 
die  beabsichtigte  Massregel  eine  Erleichterung  ihrer  Gesamtlast  erwächst,  was  ja  unmöglich 
ist,  so  kann  ihnen  mit  einer  derartigen  gekünstelten  Veranstaltung  nichts  geholfen  und  nicht 
einmal  eine  eingebildete  Erleichterung  verschafft  werden. 

Wenn  die  Motive  femer  darauf  Bezug  nehmen ,  dass  nach  den  in  der  übei-wiegeuden 
Mehrzahl  der  Gemeinden  obwaltenden  thatsächlichen  Verhältnissen  die  unteren  und  mittleren 
Steuerklassen  weit  schärfer  zu  den  Kommunalabgaben  als  zu  den  Staatssteuem  herangezogen 
werden  müssten,  mithin  durch  die  vorgesclilagene  Massregel  auch  die  auf  dem  letzten  Land- 
tage in  Uebereinstimmung  mit  der  Ansicht  der  Regierung  lebhaft  befürwortete  Erleichterung 
der  Steuerlast  des  weniger  bemittelten  Teiles  der  Bevölkerung  erzielt  werde,  so  kann  auch 
dieser  Grund  keineswegs  zur  Rechtfertigung  des  Vorschlages  dienen.  Vor  allen  Dingen  dürfte 
es  zweifelhaft  sein,  ob  wirklich  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Gemeinden  die  unteren 
Steuerklassen,  auf  die  es  ja  hier  fast  ausschliesslich  ankommt,  weit  schärfer,  d.h.  verhältnis- 
mässig weit  schärfer  zu  den  Gemeinde-  als  zu  den  Staatsabgaben  herangezogen  werden.  Der 
Minorität  ist  bekannt,  dass  bei  vielen  Gemeinden ,  und  zwar  sowohl  bei  grösseren  städtischen 
als  auch  bei  ganz  kleinen  ländlichen  Gemeinden,  das  Verhältnis  sich  gerade  umgekehrt  stellt 
und  gerade  hierin  der  Grund  liegt,  weshalb  namentlich  die  Vertreter  der  letzteren  Art  von 
Gemeinden  sich  einer  Aufhebimg  der  unteren  Staatseinkonmiensteuerklassen  widersetzen.  Unter 
allen  Umständen  würde  die  vorgeschlagene  Massregel  nur  bei  einem  Teile  der  Gemeinden,  und 
sollte  dies  auch  der  blossen  Zahl  —  aber  jedenfalls  nicht  der  Bedeutung  —  nach  die  Mehrheit 
sein,  in  der  beabsichtigten,  bei  dem  anderen  Teile  gerade  in  der  entgegengesetzten  Richtung 
wirken.  Aber  auch  abgesehen  hiervon  hat  der  Staat  nach  Ansicht  der  Minorität,  welche  ihrer- 
seits von  je  her  und  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  der  königlichen  Staatsregierung  entschieden 
dafüi"  eingetreten  ist,  die  unteren  Klassen  der  Staatseinkommensteuer  aufzuheben,  um  den  Ge- 
meinden eine  verhältnismässig  stärkere  Heranziehung  der  zu  denselben  gehörigen  Steuer- 
pflichtigen zu  ermöglichen,  durchaus  keinen  Beruf,  in  die  autonome  Regelung  dieser  Verhält- 
nisse durch  die  Gemeinden  irgendwie  einzugreifen,  und  am  allerwenigsten  den  Beruf,  dies 
dm'ch  eine  so  ganz  unerwartete  vereinzelte  und  in  ihrer  Wirkung  so  unsichere  Massregel  zu 
versuchen.  Hält  man  es  wirklich  für  an  der  Zeit  und  geboten,  das  bestehende  Verhältnis 
zwischen  Staat  und  Gemeinde  nach  der  Verteilung  der  öffentlichen  Zuständigkeiten  und  Lasten 
derselben  einer  Prüfung  und  Revision  zu  unterwerfen,  so  thue  man  dies  in  grundsätzlicher, 
durchgreifender  und  allseitiger  Weise,  aber  nicht  mittels  eines  ganz  kleinen  und  willkürliche r 
Experimentes  wie  das  vorliegende,  welches  nur  ungerechtfertigte  und  unerfüllbare  Erwartungen 
hervorzurufen  geeignet  ist. 

Auf  einen  etwaigen  Unterschied  zwischen  einer  Verwendung  zu  Gunsten  der  Schul 
gemeinde  und  der  Verwendung  zu  Gunsten  der  politischen  Gemeinde  hier  einzugehen,  hat  die 
Minorität  bei  ihrer  prinzipiell  dem  ganzen  Dotationsprinzip  gegenüber  ablehnenden  Haltung 
durchaus  keine  Veranlassung.  Sie  würde  auch ,  falls  sie  auf  dem  entgegengesetzten  Stand- 
punkte stände,  einen  Streit  hierüber  kaum  der  Mühe  für  wert  halten,  wenn  sie  auch  um  der 
grösseren  Einfachheit  willen  der  Ueberweisung  an  die  politische  Gemeinde,  durch  welche 
übrigens  in  den  weitaus  meisten  Fällen  derselbe  Erfolg  erreicht  werden  würde,  entschieden 
den  Vorzug  gäbe. 

Das  am  schwersten  wiegende  Bedenken  gegen  die  ganze  Massregel  liegt  übrigens  nicht 
in  dem  Verwendungszweck,  sondern  in  dem  Verteilimgsmassstabe.    Dadurch,  dass  die  Ver- 

1134 


Die  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden  in  Sachsen.      567 

teilung  nach  den  Grundsteuereinlieiten  erfolgen  soll,  wird  derselben  in  verschiedener  Richtung 
der  Stempel  der  Ungerechtigkeit  aufgedrückt.  Nach  den  Motiven  will  die  Staatsregierung  mit 
der  Ueberweisung  eines  Teiles  der  Grundsteuer  an  die  Schulverbände  auch  den  wiederholt  aus- 
gesprochenen Wünschen  des  Grundbesitzes  Rechnung  tragen  und  eine  Erleichterung  des- 
selben, insoweit  er  durch  die  Schulabgabe  besonders  belastet  ist,  herbeiführen.  Dieser 
Zweck  wird  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der  Schuleinrichtungen  und  Schulabgaben  in  den 
einzelnen  Gemeinden ,  wobei  der  Grundbesitz  in  verschiedener  Weise  und  vielfach  auch  gar 
niclit  herangezogen  wird,  nur  sehr-  ungleichmässig  und  sehr  unvollkommen,  zum  Teil  gar  nicht 
erreicht  werden ;  doch  hat  die  Minorität  von  ihrem  Standpunkte  aus  hierauf  kein  Gewicht  zu 
legen.  Massgebend  für  sie  ist,  dass  die  wiederholt  ausgesprochenen  Wünsche  des  Grundbesitzes, 
denen  die  Regierung  durch  die  vorgeschlagene  Massregel  Rechnung  tragen  will,  als  berechtigt 
nicht  anerkannt  werden  können  und  bis  jetzt  als  solche  weder  von  der  Ständeversammlung 
nocli  von  der  königlichen  Staatsregierung  anerkannt  worden  sind.  Die  Abmachungen  des 
Gesetzes  vom  3.  Juli  1878  über  die  Grundsteuer  beruhen  auf  einem  Kompromisse  der  einander 
gegenüberstehenden  Interessen,  an  dem,  zumal  nach  dem  erst  so  kurzen  Bestehen  desselben, 
gerechter-  und  loyalerweise  nicht  gerüttelt  werden  darf,  wie  denn  auch  die  Finanzdeputation  A 
aus  diesem  Grunde  von  einem  sachlichen  Eingehen  auf  die  verhältnismässig  geringe  Anzahl 
von  Petitionen  um  Ennässigung  der  Grundsteuer,  welche  an  den  gegenwärtigen  Landtag  ge- 
langt sind,  absehen  zu  sollen  geglaubt  hat.  Um  so  bedenklicher  erscheint  es  der  Minorität, 
durch  die  vorgeschlagene  Gelegenheitsmassregel  unter  der  Hand  das  nach  langen  und  schweren 
Kämpfen  gesetzlich  sanktionierte  Verhältnis  zwischen  den  direkten  Steuern  in  Frage  zu  stellen 
und  preiszugeben,  wie  dies  zweifellos  geschieht,  wenn  auch  die  Rückerstattung  der  halben 
Grundsteuer  den  Steuerpflichtigen  selbst  zunächst  nur  mittelbar  und  teilweise  zu  gute 
kommen  soll. 

Wie  ungleichmässig  und  ungerecht  die  vorgeschlagene  Verteilung  wirkt,  wenn  man 
sein  Augenmerk  zunächst  auf  den  in  der  Vorlage  selbst  bezeichneten  Verwendungszweck 
richtet,  das  ist  in  der  allgemeinen  Vorberatung  des  Staatshaushaltsetats  namentlich  vom  Herrn 
Vizepräsidenten  Streit  zilfermässig  nachgewiesen  worden.  Daraus  ergab  sich,  dass  nach  dem 
gewählten  Verteilungsmassstabe  bei  Zugrundelegung  der  Kopfzahl  der  Schulkinder,  welche 
zweifellos  dem  Zwecke  der  Erleichterung  der  Schullast  am  meisten  entspricht,  in  den  einzelnen 
Schulbezirken  ganz  schreiende  Ungleichheiten  zu  Tage  treten,  indem  beispielsweise  bei  den 
Schulinspektionsbezirken  Leipzig  I  und  H  auf  den  Kopf  eines  Schulkindes  ö'/t  M.  ,  bei  dem 
Sehulinspektionsbezirk  Schwarzenberg  dagegen  nur  1  M.  gegenüber  einem  Durchschnittssatze 
von  223  M.  für  das  ganze  Land  entfallen  und  dass  gerade  die  ärmeren  Landesteile,  die  des 
Gebirges  und  Vogtlandes,  verhältnismässig  ungünstig  bei  der  beabsichtigten  Dotation  weg- 
kommen würden. 

Für  die  Minorität  liegt  jedoch  das  entscheidende  Moment  in  der  grossen  UnVerhältnis- 
mässigkeit zwischen  demjenigen,  was  die  einzelnen  Gemeinden  und  Steuerpflichtigen  zu  der 
Dotationssumme  beizutragen  haben  und  demjenigen,  was  sie  aus  derselben  für  sich  zurück- 
empfangen. Aus  der  gegenwärtigem  Berichte  beigefügten  Tabelle,  welcher  die  Ergebnisse  des 
Jalu-es  1883  zu  Grunde  liegen,  ist  zu  ersehen,  in  welchem  Verhältnisse  sich  einerseits  die 
Grundsteuern  und  andererseits  die  Einkommensteuern,  sowie  die  Grund-  und  Einkommensteuern 
zusammen  auf  die  einzelnen  Steuerbezirke  des  Landes  verteilen.  Hiernach  würde  der  Steuer- 
kreis Bautzen  34,50  und  der  Steuerkreis  Leipzig  12,86  Prozent  mehr,  dagegen  der  Steuerkreis 
Dresden  7,13  und  der  Steuerkreis  Zwickau  16,73  Prozent  weniger  zurückempfangen  als  leisten. 
Noch  stärker  stellen  sich  selbstverständlich  die  Unterschiede  bei  den  Steuerbezirken  dar,  von 
denen  Dippoldiswalde  95,33,  Borna  77,18,  Oschatz  63,67,  Grimma  62,98,  Meissen  53,71,  Bautzen 
51,50,  Kamenz  45,05,  Löbau  40,64,  Rochlitz  33,78,  Pirna  33,72,  Döbeln  33,70,  Grossenhain  33,33, 
Freiberg  26,75,  Marienberg  25,  Flöha  19,21  Oelsnitz  14,55,  Auerbach  12,26,  Zittau  8,33  Prozent 
mehr,  dagegen  Leipzig  8,  Annaberg  9,15,  Plauen  11,51,  Schwarzenberg  19,23,  Zwickau  20,33, 
Dresden  34,36,  Chemnitz  36,05  Prozent  weniger  zurückempfangen  als  leisten.  Noch  weit 
stärker  wird  natürlich  das  Missverhältnis  bei  den  einzelnen  Gemeinden.  So  zahlte  beispiels- 
weise die  Stadt  Dresden  in  dem  erwähnten  Jahre  295,102,74  M.  oder  10,48  Prozent  Grundsteuer, 
2,475,484  M.  oder  17,53  Prozent  Einkommensteuer  und  2,770,587  M.  oder  16,35  Prozent  Grund- 
und  Einkommensteuer,  würde  also  von  der  Dotation  35,02  Prozent  weniger  zurückerhalten, 
als  sie  geleistet  hat.  Noch  ärger  muss  das  Missverhältnis  bei  anderen  Ortschaften,  insbesondere 
bei  der  Stadt  Chemnitz ,  sein ,  über  deren  Grundsteuerverhältnisse  der  Minorität  nicht  die  er- 
forderlichen Daten  vorliegen.    Am  meisten  begünstigt  werden  der  Natur  der  Sache  nach  die 
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rein  ländlichen  Bezirke  und  Ortschaften,  dieselben,  welche  auch  in  der  Regel  einer  Ermässi- 
gung der  Schullasten  am  wenigsten  bedürftig  sind,  am  meisten  benachteiligt  die  vorwiegend 
gewerblichen  Bezirke  und  Ortschaften,  welche  in  der  Regel  zugleich  auch  die  meisten  Schul- 
lasten zu  tragen  haben. 

Zu  einem  solchergestalt  wirkenden  Verteilungsmassstabe  würde  die  Minorität  in  keinem 
Falle  ihre  Zustimmung  geben  können,  auch  wenn  sie  nicht  die  Verteilung  selbst  durch  die 
bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen ,  und ,  abgesehen  von  diesen ,  durch  die  schweren  Be- 
denken, welche  ein  derartiger,  nach  ihrer  Ansicht  ganz  unmotivierter  Eingriff  in  die  bestehen- 
den verfassungsmässigen  Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Gemeinde  und  die  sich  damit  er- 
öffnende Aussicht  auf  ein  weiteres  Fortschreiten  auf  diesem  gefährlichen  Wege  und  die  Wieder- 
eröffnung des  durch  das  Gesetz  über  die  direkten  Steuern  geschlossenen  Tummelplatzes  für 
die  Befriedigung  von  Sonderinteressen  aller  Art  auf  jedem  Landtage  hervon-ufen  muss ,  als 
ausgeschlossen  zu  betrachten  hätte.  Da  nun  für  eine  organische  Reform  unseres  Steuerwesens 
und  insbesondere  für  die  Aufhebung  der  drei  oder  mindestens  der  zwei  untersten  Einkommen- 
steuerklassen, zu  deren  endlicher  Durchführung  die  gegenwärtige  Finanzlage  die  schönste  Ge- 
legenheit bietet,  in  der  Deputation  und  in  der  Kammer  durchaus  keine  Stimmung  ist,  so  bleibt 
nach  der  Ansicht  der  Minorität  nur  das  durch  das  Gesetz  bezeichnete  und  durch  Rücksichten 
der  Gerechtigkeit,  Billigkeit  und  Zweckmässigkeit  gebotene  Auskunftsmittel  übrig,  an  dem 
Normalsatze  der  Einkommensteuer  und  der  Grundsteuer  so  viel  zu  erlassen, 
als  davon  zur  Deckung  der  wirklichen  und  anerkannten  etatsmässigen  Staats- 
bedürfnisse nicht  erforderlich  ist.  Dieses  Auskunftsmittel  zu  ergreifen,  liegt  eine  um 
so  dringendere  Veranlassung  vor,  als  der  Regierungsvorschlag  gleich  die  erste  Gelegenheit, 
die  sich  zur  Anwendung  der  Vorschrift  in  Artikel  5  Absatz  2  des  Gesetzes  über  die  direkten 
Steuern  darbietet,  zur  völligen  Ausserachtlassung  dieser  Vorschrift  benutzen  zu  sollen  glaubt, 
was  mit  Sicherheit  darauf  schliessen  lässt,  dass  diese  Vorschrift  überhaupt  nicht  zur  Aus- 
führung kommen  soll ,  nach  Lage  der  Sache  aber  jedenfalls  thatsächlich  nicht  zur  Ausführung 
kommen  würde. 

Wenn  nun  der  Bericht  der  Majorität  diesem  Vorschlage  der  Minorität  entgegenhält, 
dass  die  Summe  der  beabsichtigten  Steuererleichterung,  nach  welcher  ungefähr  ',;}  Pfennig 
auf  eine  Steuereinheit  und  8  Prozent  auf  die  Einkommensteuer  entfallen  würden ,  namentlich 
in  den  kleineren  Beträgen  derselben  nicht  so  erheblich  sei,  dass  sie  als  solche  sehr  fühlbar 
sein  würde,  so  muss  die  Minorität  dieser  Auffassung  widersprechen.  Allerdings  ist  in  Sachsen 
seit  der  Einführung  der  gegenwärtigen  Einkommensteuer  nur  mit  SOprozentigen  und  20pro- 
zentigen  Zuschlägen  zu  derselben  hantiert  worden :  hierin  liegt  aber  kein  Grund ,  geringere 
Abweichungen  von  dem  Normalsatze  überhaupt  nicht  zuzulassen,  namentlich  wenn  dieselben 
zur  Ermässigung  der  Steuern  dienen  sollen.  Man  braucht  nur  an  die  Verhältnisse  in  den  in 
der  Hauptsache  auf  die  Einkommensteuer  angewiesenen  Gemeinden  zu  erinnern,  um  sich  be- 
wusst  zu  werden,  dass  eine  Herabsetzung  der  Steuer  um  8  Prozent  oder  etwa  den  zwölften 
Teil  in  der  That  eine  sehr  erhebliche  Erleichterung  der  Steuerlast  enthält  und  als  solche 
empfunden  zu  werden  pflegt.  Nach  der  Ansicht  der  Minorität  würde  schon  eine  Erleichterung 
um  nur  5  Prozent  erheblich  genug  erscheinen,  um  nicht  unberücksichtigt  gelassen  zu  werden, 
und  sich  um  so  angenehmer  fühlbar  machen,  als  vorauszusetzen  ist,  dass  sie  erst  bei  dem 
zweiten  Steuertermine  zur  Ausführung  kommt  und  alsdann  von  diesem  den  doppelten  Prozent- 
satz repräsentiert.  Aber  selbst  wenn  es  sich  imi  einen  noch  wesentlich  geringeren  Prozentsatz 
handelte,  dessen  Abzug  in  der  laufenden  Etatsperiode  sich  aus  irgend  welcher  Rücksicht  in 
der  That  nicht  recht  verlohnte,  würde  immerhin  die  blosse  Verlegenheitsmassregel  einer  Ver- 
wendung desselben  für  fremdartige  Zwecke  und  nach  einem  willkürlichen  Massstabe  ausge- 
schlossen bleiben  und  die  Einstellung  desselben  in  den  Reservefonds  zum  Zwecke  seiner  Auf- 
sparung für  eine  spätere  Etatsperiode  sich  als  das  einfachste  und  naturgemässeste  Auskunfts- 
mittel darbieten.  Bei  dem  von  der  Regierung  für  diesmal  vorgeschlagenen  Verfahren  dagegen, 
welches  nach  der  Erklärung  des  Herrn  Finanzministers  in  der  Deputation  als  eine  dauernde 
Massregel  gedacht  ist,  würde  selbst  dann,  wenn,  wie  leicht  möglich,  in  der  späteren  Etats- 
periode ein  Betrag  von  15  oder  16  Prozent  der  Einkommen-  und  Grundsteuer  erlassen  werden 
könnte,  hierzu  nicht  zu  gelangen  sein,  weil  die  Hälfte  davon  für  die  allmählich  zum  ständigen 
Etatsposten  werdende  Schuldotation  aufginge  und  die  andere  Hälfte  für  zu  unbedeutend  an- 
gesehen werden  würde,  um  in  den  Taschen  der  Steuerzahler  belassen  zu  werden. 

Noch  viel  weniger  kann  es  in  Betracht  kommen ,  wenn  die  Majorität  der  Deputation 
ein  Bedenken  gegen  den  Erlass  darin  erblickt,  dass  „die  Umrechnung  der  festgestellten  Steuer- 
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kataster  im  Verhältnis  zum  Betrage  eine  nicht  unerhebliche  Arbeit  erfordern"  würde.  Soweit 
hierbei  die  Einkommensteuer  gemeint  ist,  hat  der  ganz  ergebenst  unterzeichnete  Minoritäts- 
votant  sich  erboten ,  sich  der  ganzen  —  selbstverständlich  nur  für  das  Steuersoll  —  erforder- 
lichen Umrechnung  zu  unterziehen,  so  dass  dieselbe  bloss  noch  den  einzelnen  Steuereinnahme- 
stellen in  einem  Abdruck  zu  übersenden  wäre.  In  der  That  ist  diese  Arbeit  gar  nicht  der 
Kede  wert.  Etwas  mehr  Arbeit  würde  die  Umrechnung  der  Grundsteuererträge  machen,  da 
es  sich  hierbei  nicht  um  eine  verhältnismässig  nur  geringe  Anzahl  von  Klassen,  sondern  um 
lauter  individuelle  Beträge  handelt.  Indessen  würde  auch  diese  den  einzelnen  Steuerstellen 
zu  überlassende  Arbeit,  für  deren  Vornahme  bis  zum  zweiten  Steuertermine  mehr  als  aus- 
reichende Zeit  wäre,  von  keiner  grossen  Erheblichkeit  sein,  namentlich  wenn  man  den  zu  er- 
lassenden Prozentsatz  so  bemässe,   dass  er  einen  einfachen  Bruchteil  darstellt,  wie  5  =  i'20> 

6I/4  =  I/16,   62/3  =  l/]5,   81)3  =  I/12,   10  =  1/10. 

Wie  hoch  dieser  Prozentsatz  beziehentlich  Bruchteil  für  die  gegenwärtige  Etatsperiode 
zu  bemessen  wäre,  darüber  braucht  sich  die  Deputation  so  lange  nicht  auszusprechen,  als  die 
Kammer  sich  noch  nicht  für  Annahme  oder  Ablehnung  des  neuen  Kapitel  111  entschieden  hat. 
Die  Minorität  begnügt  sich  deshalb  in  dieser  Beziehung  mit  folgenden  kurzen  Bemerkungen. 
Von  dem  eingestellten  Bruttoertrage  der  Grundsteuer  an  2,934,900  M.  und  der  Einkommensteuer 
an  15,820,000  M. ,  zusammen  an  18,754,900  M.  würde  der  nach  der  Ansicht  der  Staatsregierung 
verfügbare  Betrag  von  1,454,453  M.  7,76  Prozent  ausmachen,  welcher  Prozentsatz  sich  jedoch 
noch  um  eine  Kleinigkeit  verringern  würde,  weil  die  auf  jene  Bruttoerträge  entfallenden  Aus- 
gabeposten nur  zum  Teil  in  gleichem  Verhältnisse  eine  Herabsetzung  zulassen.  Hiemach 
würde  unter  allen  Umständen  ein  Nachlass  von  5,  6^'n  und  62/3  Prozent  statthaft  sein.  Es 
würde  aber  auch  durchaus  kein  wesentliches  Bedenken  entgegenstehen,  volle  10  Prozent,  also 
einen  Betrag  von  1,875,490  M.,  zu  erlassen  und  den  Mehrbetrag  über  das  Postulat  an  421,037  M. 
von  dem  Reservefonds  in  Abzug  zu  bringen.  Die  Minorität,  welche  ihrerseits  jederzeit  grund- 
sätzlich für  eine  möglichst  vorsichtige  Finanzgebarung  eingetreten  ist,  beabsichtigt  nun  zwar 
keineswegs ,  mit  einem  so  weitgehenden  Vorschlage  hervorzutreten ,  sie  erachtet  es  aber  für 
ihre  Aufgabe,  darauf  hinzuweisen,  dass  es  ganz  unbedenklich  und  nach  der  von  ihr  von  jener 
vertretenen  Ueberzeugung  auch  sehr  empfehlenswert  sein  würde,  neben  einem  Steuererlass 
von  5  oder  auch  von]  e^/^  Prozent  die  beiden  untersten  Klassen  der  Einkommensteuer,  von 
denen  (nach  den  Ergebnissen  von  1884)  Klasse  I:  118,589,50  M.  oder  0,80  Prozent  und  Klasse  H: 

J870,125M.   oder  1,83  Prozent,  beide  Klassen  zusammen  388,714  M.   50  Pf.   oder  2,63  Prozent 
les  Normalsteuersolls  betragen,    und  nötigenfalls    auch  noch  die   drittunterste  Klasse  mit 

'einem  NormalsteuersoU  von  291,119  M.  oder  1,97  Prozent  des  Normalsteuersolls  in  Wegfall 
zu  bringen. 

Da  es  sich  aber  nach  der  ganzen  Sachlage  zunächst  nur  um  eine  Entscheidung  über 
die  Annahme  des  Kapitels  111  handelt ,  so  hat  die  Minorität  für  jetzt  keinen  Anlass ,  für  den 
ohnehin  im  höchsten  Grade  unwahrscheinlichen  Fall,  dass  diese  Entscheidung  in  ablehnendem 
Sinne  ausfallen  sollte,  mit  bestimmten  Vorschlägen  hervorzutreten.  Sie  muss  sich  damit  be- 
gnügen, die  Kammer  um  Ablehnung  des  Kapitels  111  zu  ersuchen.  Eines  formellen 
Antrages  bedarf  es  hierzu  nicht ,  da  die  Frage  in  Gemässheit  des  Majoritätsantrags  auf  die 
Annahme  des  Postulates  zu  richten  ist.  Kirbach. 
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4. 
Kamm  erver  h  an  dlungen^). 

Bei  der  ersten  Beratung  in  den  beiden  Kammern  wurde  von  allen  Seiten  der  Befrie- 
ignng  darüber  Ausdruck  gegeben,  dass  die  Lage  des  Finauzhaushaltes  eine  solche  Massregel 
'erlaube,  dagegen  wurde  der  Verteilungsmodus  sehr  beanstandet.  Die  Anregungen,  die  da  ge- 
geben wurden,  fanden  in  den  oben  mitgeteilten  Kommissionsberichteu  ihre  volle  Würdigung, 
80  dass  nicht  näher  auf  dieselben  eingegangen  zu  werden  braucht. 

Bei  der  2.  Beratung  in  der  II.  Kammer  wurden  ausser  dem  Majoritäts-  und  Minoritäts- 
antrag der  Finanzdeputation  noch  2  Anträge  wirklich  gestellt,  der  eine  (Antrag  Mehnert)  grift 
den  zu  Ende  des  Deputationsberichtes  erwähnten  Vorschlag  zu  einer  anderen  Fassung  des  §  2, 
der  andere  (Antrag  Streit)  den  Vorschlag  unter  Nr.  9  des  Deputationsberichtes  nochmals  auf. 
Gegen  das  Minoritätsgutachten  wurden  in  der  Kammer  eine  Reihe  von  Momenten  geltend  ge- 
macht. Geringer  Wert  wurde  der  Einstellung  der  Dotation  in  die  Position  Eeservefonds  bei- 
gelegt, man  erblickte  darin  lediglich  ein  formales  Moment  ohne  entscheidende  Bedeutung. 
Aber  auch  die  Behauptung,  dass  es  mit  dem  Wortlaut  und  Geist  der  bestehenden  Gesetzgebung 
nicht  vereinbar  sei,  mehr  Steuern  zu  erheben,  als  zur  Befriedigung  der  anerkannten  staatlichen 
Bedürtnisse  erforderlich  seien ,  wurde  als  unzutreffend  erachtet ,  die  längst  üblichen  Beihilfen 
des  Staates  zu  Gemeindebedürfnissen  auf  dem  Gebiete  der  Kirche,  Schule,  des  Wegebaues  etc. 
seien  der  deutlichste  Gegenbeweis.  Auch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1878  sei  kein  Hindeniis, 
dasselbe  enthalte  keine  Bestimmung  über  die  Verwendung  der  Staatsmittel,  sondern  nur  da- 
riiber,  wie  im  Fall  einer  Steuerennässigung  vorzugehen  wäre,  es  sollte  dadurch  nur  die  Garantie 
gegeben  werden,  dass  die  nach  vielen  Kämpfen  vollzogene  Grenzregulierung  zwischen  Gmnd- 
und  Einkommensteuer  nicht  beim  ersten  Anlass  wieder  verschoben  oder  bei  einer  eintretenden 
Steuerermässigung  aufs  neue  zum  Kampfobjekt  gemacht  werde.  Die  Erleichterung  der  Ge- 
meinden aus  den  Einnahmen  aus  Reichsmitteln  sei  auch  kein  Agitationsmittel,  sondern  eine 
ziemlich  bindend  eingegangene  Verpflichtung  der  verbündeten  Regierungen.  Der  Minoritäts- 
standpunkt führe  zu  einem  Absurdum;  würde  z.  B.  der  Fall  vorliegen,  dass  das  Reich 
18  Millionen  mehr  an  Sachsen  überweisen  könnte ,  so  wäre  Sachsen  nicht  in  der  Lage ,  davon 
irgend  etwas  zur  Erleichterung  der  drückendsten  Gemeindelasten  zu  verwenden,  sondern  es 
müsste  erst  die  gesamte  staatliche  Grund-  und  Einkommensteuer  bis  auf  den  letzten  Pfennig 
abschaffen.  Die  Benutzung  der  diesmaligen  Dotation  zu  einem  allgemeinen  Steuererlass  sei 
wenig  empfohlen,  der  kleine  Betrag,  der  auf  den  Einzelnen  treffe,  werde  nicht  als  Erleichtening 
empfunden,  auch  sei  es  billig,  dass  der  aus  der  Mehrung  der  indirekten  Steuern  hervorgegangene 
Ueberschuss  den  unteren  Klassen  zu  nutze  gemacht  werde ;  friihere  Versuche,  auf  dem  Gebiete 
der  Einkommensteuer  Erleichterungen  zu  schaffen,  seien  gescheitert,  man  habe  erst  auf  dem 
letzten  Landtag  lieber  solche  bei  der  Schlachtsteuer  eintreten  lassen.  Auch  jetzt  sei  es  un- 
möglich, neben  einem  allgemeinen  Steuererlass  auch  noch  die  unteren  Klassen  der  Einkommen- 
steuer wegfallen  zu  lassen,  der  Reservefonds  biete  hierzu  nicht  die  Mittel ,  derselbe  schwinde, 
sobald  die  darauf  angewiesenen  Ausgaben,  wie  Ankauf  der  Freiberger  Gruben  u.  s.  w.,  vollzogen 
würden,  auf  330,oon  M.  zusammen.  Um  so  mehr  Wert  sei  darauf  zu  legen,  dass  die  Dotation 
die  Möglichkeit  biete ,  an  einer  Stelle ,  wo  für  die  Einkommensteuei-pflichtigen  der  unteren 
Klassen  ein  grosser  Druck  vorhanden  sei,  denselben  zu  mildem.  Die  nämlichen  Leute,  die 
die  indirekten  Steuern  am  meisten  empfänden,  weil  sie  für  eine  grosse  Anzahl  von  Köpfen  zu 
sorgen  hätten,  seien  auch  diejenigen,  auf  denen  das  Schulgeld  am  meisten  laste.  Gesetzgeberisch 
lasse  sich  freilich  die  Verwendung  der  Dotation  zur  Erleichterung  des  Schulgeldes  nicht  fest- 
legen ,  weil  die  Verhältnisse  in  den  Gemeinden  ausserordentlich  verschieden  lägen ,  indem  es 
teils  solche  gebe,  in  denen  sehr  wenig  Schulgeld  gezahlt  wird  2),  wo  also  es  zweckmässiger  er- 
scheine, eine  Verwendung  in  der  Reduktion  der  Schulanlagen  erfolgen  zu  lassen,  teils  solche, 
in  denen  das  Schulgeld  nach  den  Vermögensverhältnissen  der  Eltern  abgestuft  sei 3).  Es  bleibe 
den  Gemeinden  überlassen,  das  Richtige  zu  treffen.    Allein  auch  wenn  man  nicht  das  Schul- 


1)  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  Landtages.  II.  Kammer,  Sitzung  vom 
18.  Nov.  1885  u.  1«.  März  1886.    I.  Kammer,  Sitzung  vom  15.  Dez.  1885  u.  24.  März  1886. 

2)  In  Reichenbach  werden  pro  Kind  erhoben  2  M.  40  Pfg.,  dagegen  in  Leipzig  und 
Zwickau  4.  M.  80  Pfg.,  in  Freiberg  6  M.  76  Pfg.,  in  Chemnitz  7  M.  80  Pfg.,  in  Dresden  10  M. 
40  Pfg.,  in  den  vier  oberen  Klassen  15  M.  60  Pfg. 

3)  In  Mylau  zahlen  die  ärmsten  Eltern  2  M.  40  Pfg.,  die  wohlhabendsten  24  M. 
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geld,  sondern  die  Schulsteuern  (Schulanlagen)  ermässige,  würden  die  unteren  Klassen  besser 
wegkommen,  als  hei  einer  Entlastung  in  der  Staatssteuer,  da  die  Progression  in  der  Gemeinde- 
besteuerung meist  schwächer  sei,  als  beim  Staat  und  die  unteren  Steuerklassen  zu  den  Ge- 
meinde- und  Schullasten  mindestens  das  dreifache  beitiügen  in  den  ländlichen  Gemeinden, 
wie  zu  den  Staatsabgaben.  Schliesslich  hielt  man  es  auch  für  politisch  unklug,  die  gespannten 
Erwartungen  der  Schulgemeinden  auf  die  Dotation  zu  enttäuschen. 

Der  Vertreter  des  Minoritätsgutachtens  liess  sich  durch  diese  Einwände  nicht  er- 
schüttern, er  glaubte  nach  wie  vor  der  formellen  Behandlung  im  Etat  eine  praktische  Bedeutung 
beimessen ,  in  der  Massregel  einen  Eingriff  in  die  bestehende  Steuerverfassung  und  zugleich 
eine  schreiende  Ungerechtigkeit  sehen  zu  müssen.  Es  widerspreche  dem  Geiste  der  sächsischen 
Steuergesetzgebung  für  einen  vermeintlichen  Ueberschuss  erst  eine  ganz  neue  Verwendungsart 
zu  suchen,  bei  Einführung  der  Einkommensteuer  habe  man  gerade  betont,  dass  sie  geeignet  sei, 
sich  in  Bezug  auf  Zuschläge  und  Nachlässe  anzuschmiegen ,  das  gesetzlich  bestehende  Ver- 
hältnis zwischen  Grundsteuer  und  Einkommensteuer  werde  untergraben ,  das  auf  der  ganzen 
bisherigen  Geschichte  beruhende  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Gemeinde  alteriert.  Zur 
Illustration  der  Ungerechtigkeit  wurde  als  neues  Beispiel  angeführt,  dass  die  Stadt  Plauen 
40  Prozent  von  dem  zurück  erhalten  würde,  was  sie  in  Form  von  Grund-  und  Einkommen- 
stexier  bezahlt  habe.  Die  60  Prozent  fielen  an  andere  Gemeinden,  in  der  Hauptsache  an  die 
wohlhabenden  ländliclien  Gemeinden  des  sächsischen  Niederlandes  i). 

Der  Antrag  Mehnert  hatte  den  Zweck,  über  die  Quelle  der  zu  der  Dotation  zu 
verwendenden  Mittel  einer  Auffassung  vorzubeugen,  welche  dem  Grundbesitz  beschwerlicli 
werden  könnte.  Es  wurde  behauptet,  dass  die  Erträgnisse  der  Grundsteuer  an  sich  ausser 
allem  Konnex  zu  der  Dotation  stünden ,  es  handele  sich  einfach  um  eine  Zuwendung  eines 
Teils  der  allgemeinen  Staatseinnahmen,  und  es  sei  der  Schein  zu  zerstören,  als  ob  es  sich  um 
eine  Erleichterung  der  Lasten  des  Grundbesitzes  an  sich  handle,  da  eher  das  Gegenteil  vor- 
liege. Die  Aufl)ringung  der  Schullasten  liege  neben  dem  Grundbesitz  auch  dem  Nichtgnind- 
besitz  ob;  wenn  nun  in  der  Dotation  der  Grundbesitz  einen  Teil  der  Lasten  übernehme,  die 
jetzt  dem  Nichtgrundbesitzer  oblägen,  so  erleide  er  eine  Prägravation.  Würde  man  den  Irrtum, 
dass  die  Zuwendung  aus  den  Erträgnissen  der  Grundsteuer  geschehe ,  bestehen  lassen ,  so 
läge  es  nahe,  dass  die  Gemeinden  ein  wesentliches  Interesse  an  der  Forterhebung  der  Grund- 
steuer in  der  bisherigen  Höhe  erhielten  und  dass  deshalb  die  aus  den  Reihen  der  Grund- 
besitzer von  je  her  so  lebhaft  hervorgetretenen  Wünsche  auf  Ermässigung  der  Grundsteuer 
für  alle  Zukunft  der  Erfüllung  entbehren  müssten. 

Dieser  Ausführung  wurde  entgegengehalten,  dass  allerdings  drei  Punkte  auseinander- 
zuhalten seien,  die  Summe  werde  aus  der  Staatskasse  genommen,  die  Grundsteuer  sei  der 
Verteilungsmassstab  und  erleichtert  sollen  die  Schullasten  werden.  Aus  dieser  vielgestaltigen 
Beziehung  lasse  sich  kaum  eine  neue  Unveränderlichkeit  der  Grundsteuer  folgern,  der  Hebel 
hierzu  liege  ausschliesslich  im  Gesetz  von  1878;  auch  wisse  man  nicht,  ob  durch  die  Massregel 
der  Grundbesitz  thatsächlich  erleichtert  werde  oder  nicht,  das  werde  auch  nicht  dadurch  be- 
stimmt, dass  die  Fassung  so  oder  so  gestaltet  werde,  sondern  ergebe  sich  erst,  wenn  man  nacli 
2  Jahren  erfahre,  wie  die  Gemeinden  thatsächlich  die  betreuende  Dotation  verwendet  hätten. 
Die  Lösung  des  Zusammenhangs  zwischen  der  Zuweisung  und  der  Grundsteuer  könnte  also  nur 
von  Bedeutung  sein  insofern,  als  dadurch  jeder  Anspruch  der  Grundsteuerpflichtigen  auf  eine 
besondere  Berücksichtigung  aus  dieser  Dotation  ausdrücklich  ausgeschlossen  werden  wollte. 

Von  einigen  wurde  nun  gerade  bedauert,  dass  der  Massregel  nicht  schärfer  der  Charakter 
einer  Erleichterung  des  Grundbesitzes  gegeben  wurde,  wie  es  in  der  Thronrede  und  den 
Motiven  des  Gesetzes  als  Absicht  ausgesprochen  war,  dass  man  also  namentlich  statt  des 
Ausdruckes  Erleichterung  der  Schullasten  nicht  Erleichterung  der  Schul  anlagen  gesetzt 
hat,  wodurch  einige  Garantie  geboten  gewesen  wäre,  dass  die  Mittel  wirklich,  wenn  auch 
nicht  ausschliesslich,  den  steuernden  Grundbesitzern  zu  gute  gekommen  wären 2).  So  aber 
könne  eintreten,  dass  eine  Verwendung  beliebt  werde,  von  der  den  Grundbesitzern  beinahe  gar 
kein  Vorteil ,  ja  sogar  später  neue  Last  erwachse.    Das  gab  der  sozialdemokratischen  Partei 


1)  Dem  wurde  erwidert,  dass  man  mit  solchem  zersplitterten  Zahlenreclmen  zu  nichts 
komme,  es  komme  in  einem  Staatswesen  bald  der  eine,  bald  der  andere  Teil  besser  weg,  di.> 
anderen  Landesteile  ti-ügen  z.  B.  auch  bei,  um  in  Plauen  eine  Kunstgewerbeschule  zu  enichten. 

2)  In  den  meisten  ländlichen  Schulbezirken  wird  die  Anlagepflicht  geleistet  ^'^  bis  ^'t 
nach  Grundsteuereinheiten  und  'I3  nach  Köpfen. 

1140 


Die  Ueberweisung  der  halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden  in  Sachsen.      573 

Anlass,  die  ganze  Gesetzgebung  wieder  als  einen  Ausfluss  des  Klassengeistes  zu  kennzeichnen 
und  zu  behaupten,  bei  den  hen'schenden  Klassen  sei  das  Gefühl  für  Gerechtigkeit  vollkommen 
abgestumpft ;  die  Gerechtigkeit  verlange  hier  Verteilung  nach  der  Kopfzahl  der  Kinder ,  also 
Ermässigung  des  Schulgeldes,  statt  dessen  sei  es  die  Absicht  und  der  Wunsch,  dem  Gioind- 
besitz  ein  Geschenk  zu  machen ;  das  werde  auch  das  wirkliche  Resultat  sein,  da,  wenn  auch 
das  Gesetz  den  Gemeinden  freien  Spielraum  in  der  Verwendung  liesse,  in  den  Städten  min- 
destens die  Hälfte,  auf  dem  Lande  dreiviertel  der  Gemeindevertreter  Grundbesitzer  seien  und 
ihr  Interesse  wahren  würden.  Für  eine  solche  Begünstigung  des  Grundbesitzes  liege 
kein  Grund  vor,  da  dieser  nicht  mehr  als  andere  Erwerbszweige  leide  i).  Letzteres  wurde  im 
Hinblick  uuf  die  Weltkonkurrenz  bestritten,  welche  die  Abwälzung  der  Grundsteuer  nicht  mehr 
wie  friiher  ermögliche  und  das  ganze  Erwerbsgebiet,  ohne  dass  den  einzelnen  eine  Schuld 
treife,  in  Notlage  gebracht  habe.  Die  Grundbesitzer  seien  zudem  nicht  lauter  reiche  Leute, 
sondera  es  gehörten  dazu  auch  eine  Menge  kleiner  Hausbesitzer  und  Parzellenbesitzer,  auch 
sei  keine  Rede  davon,  dass  nur  eine  Entlastung  des  Grundbesitzes  beabsichtigt  sei,  sondern 
eine  gewisse  Rücksicht  auf  den  Grundbesitz  da,  wo  er  stärker  belastet  ist,  sei  gewollt. 

Der  Begründer  des  2.  Antrags  (Streit)  ging  zunächst  von  demselben  Gedanken  aus, 
wie  er  dem  1.  Antrag  zu  Grunde  lag,  insofern  ein  ursächlicher  Zusammenhang  zwischen  dem 
zu  verteilenden  TJeberschuss  und  der  Grundsteuer  geleugnet,  der  Ueberschuss  vielmehr  auf 
die  Mehreinnahmen  Sachsens  an  Zöllen  und  Verbrauchssteuern  des  Reiches  zurückgeführt 
wurde.  Die  Grundsteuer  stelle  also  nur  einen  Verteilungsmassstab  eines  Staatsflnanz- 
überschusses  unter  Schulgemeinden  dar,  einen  ungerechteren  und  unrichtigeren  Massstab 
aber  für  diesen  Zweck  könne  es  kaum  geben.  Zwischen  Schullast  und  Grundsteuer  bestehe 
kein  innerer  Konnex ,  es  könne  ganz  gut  vorkommen ,  dass  eine  kleine  Gemeinde  mit  gutem 
Boden  mehr  Zuwendung  erhalte,  als  sie  an  Schullasten  aufzuwenden  habe.  Die  reicheren 
Ki-eise  würden  begünstigt,  die  ärmeren  bedrückt.  Dem  Zweck  entspreche  allein  die  Schul- 
kinderzalil,  in  weiterer  Linie  die  Bevölkerungsziffer,  um  aber  der  herrschenden  Strömmung 
entgegenzukommen,  sei  der  Antrag  dahin  formuliert  worden,  dass  die  Dotation  halb  nach  den 
Grundsteuereinheiten  und  halb  nach  der  Bevölkerungszahl  zu  verteilen  sei.  Wie  bei  den 
Steuern  durch  eine  Vielheit  oft  eine  gewisse  Ausgleichung  entstehe,  so  würden  auch  ver- 
schiedene Modalitäten  der  Verteilung  wirken  und  den  Frieden  im  Lande  sichern.  Diesem  Vor- 
schlag wurde  entgegengehalten,  er  bedeute  eine  halbe  Massregel  nnd  bewirke  gegenüber  der 
grossen  technischen  Einfachheit  des  Majoritätsantrages  eine  bedeutende  Komplikation ,  da  die 
Feststellung  der  Volkszahlen  für  die  mit  den  politischen  Gemeinden  sich  nicht  deckenden 
Schulgemeinden  zwar  möglich ,  aber  nicht  so  ganz  leicht  sei.  Wie  man  die  Ungleichmässig- 
keit,  welche  die  Verteilung  nach  den  Grundsteuereinheiten  im  Gebirge,  in  Stadt  und  Land 
gegenüber  dem  Niederlande  hervorrufen  werde,  betone,  so  sei  auch  andererseits  nicht  zu 
übersehen,  dass  der  Modus  die  Ungleichheiten  der  Grundsteuer  selbst  etwas  invelliere2).  Der 
Bezirk,  der  wenig  Grundsteuer  zahle,  erhalte  wenig,  derjenige,  der  viel  zahle,  viel  zurück. 
Wenn  die  Städte  wenig  erhielten,  so  seien  sie  auch  begünstigt  im  Etat  durch  die  Fürsorge 
für  die  Staatsschulen. 

Die  Verteilung  nach  der  Zahl  der  Schulkinder  führe  zu  sehr  grossen  Ungleichheiten 
und  benachteilige  namentlich  kleinere  Gemeinden  schwer,  weil  die  Schullasten  sehr  oft  die- 
selbe Höhe  eiTcichen  bei  Schulen  mit  wenig  Kindern,  wie  bei  Schulen  mit  der  doppelten  oder 
dreifachen  Zahl  Kinder,  wenigstens  solange  als  nicht  eine  Vennehrung  der  Lehrkraft  erforder- 
lich wii-d. 

Die  ganze  Debatte  zeigte  immer  mehr,  dass  der  Regierungsvorschlag  die  richtige  Mitte 
zwischen  den  sich  gegenüberstehenden  Ansichten  hielt  und  durch  seinen  Komprommisscharakter 
verscliiedenen  Gesichtspunkten  Rechnung  trug.  Derselbe  war  einfach  hinsichtlich  der  Aus- 
füllung und  hatte  namentlich  nicht  den  schwankenden  Charakter,  den  die  preussische  Lex 
Huene  aufweist  3),  er  brachte  den  mit  Grundsteuer  am  stärksten  belasteten  Schulverbänden 

1)  Die  Bewegung  der  Einkommen  auf  Grund  der  Steuerstatistik  scheint  das  nicht  zu 
bestätigen. 

2)  Dieselben  riihren  meist  davon  her,  dass  die  Einschätzungen  aus  den  30er  und  40er 
Jahren  herrühren  und  der  Wert  und  Ertrag  seitdem  sich  verschieden  stark  geändert  hat;  das 
Voigtland  ist  z.  B.  wegen  der  friiheren  schlechten  Verkehrsverhältnisse  sehr  niedrig  einge- 
schätzt. 

3)  Der  Finanzminister  Freih.  v.  Könneritz  sagte  hierüber:  „Wenn  nun  die  Regierung 
nicht ,  wie  es  ja  vielleicht  am  nächsten  gelegen  hätte ,  der  Lex  Huene  gefolgt  ist ,  so  ist  das 
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die  grösste  Zuwendung,  verschloss  gleichwohl  den  Gemeinden  nicht  die  Möglichkeit,  eine  Er- 
leichterung da  eintreten  zu  lassen,  wo  sie  am  notwendigsten  war,  und  achtete  dadurch  mehr 
als  andere  Vorschläge  die  Autonomie  der  Gemeinde.  Zudem  war  dadurch,  dass  das  Finanz- 
gesetz die  Verwirklichung  übernahm,  die  Regelung  der  ganzen  Frage  nicht  dauernd  festge- 
legt, sondern  mit  dem  Charakter  eines  Versuchs  ausgestattet. 

Die  Regierungsvorlage  wurde  unter  Ablehnung  anderer  Anträge  schliesslich  mit  4.5 
gegen  12  Stimmen  angenommen.  In  der  1.  Kammer  traten  neue  Gesichtspunkte  nicht  mehr 
hervor,  es  wurde  das  Gesetz  von  allen  Mitgliedern  mit  Ausnahme  zweier  angenommen,  wo- 
von eines  das  Minoritätsgutachten  der  Finanzdeputation  der  2.  Kammer ,  das  andere  die  Ver- 
teilung halb  nach  Grundsteuer,  halb  nach  der  Bevölkerung  für  richtig  hielt. 


um  deswillen  geschehen,  weil  die  Lex  Huene  einen  Teil  der  Erträge  der  Getreidezölle  und  der 
Viehzölle  an  die  Gemeinden  überweist ;  je  nach  dem  Ausfall  der  Ernten  in-  und  ausserhalb 
Deutschlands  aber  die  Erträge  dieser  Zölle  ganz  wesentlich  schwanken  und  die  Regierung 
es  nicht  für  richtig  hielt,  Steuern  an  Gemeinden  zu  überweisen,  welche  einen  schwankenden 
Ertrag  liefern.  Es  ist  leichter  für  einen  grössern  Haushalt,  wie  den  des  Staats,  Schwankungen 
in  den  Erträgnissen  zu  überwinden,  als  für  kleinere  Haushalte.  Der  Vorschlag  der  Regierung, 
einen  Teil  der  uns  zu  fliessenden  Reichseinnahmen  den  Schulverbänden  nach  Massgabe  der 
Grundsteuer  zu  überweisen,  schliesst  sich  eng  an  einen  Vorschlag  an,  der  in  Preussen  gerade 
von  einer  liberalen  Partei  gemacht  worden  ist  und  wahrscheinlich  auch  dort  zur  Annahme 
gelangt  sein  würde,  wenn  er  früher  gestellt  worden  wäre."  (Gemeint  ist  der  Antrag  Enneccerus 
und  Gen.,  'ä^k  Mönatsrenten  der  Grund-  und  Gebäudesteuem  den  Gemeinden  zu  überweisen.) 
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Nach  einer  im  Deutschen  Reichsanzeiger  (Nr.  155)  mitgeteilten  Bekannt- 
machung des  preussischen  Finanzministers  und  Minister  des  Innern  wurde  der 
aus  dem  Ertrage  der  Getreide-  und  Viehzölle  für  das  Etatsjahr  1886/87  auf 
Preussen  entfallende  Anteil  auf  die  Summe  von  21,180,422  M.  ermittelt.  Nach 
Abzug  des  der  Staatskasse  zustehenden  Betrages  von  15,000,000  M.  verblieben 
zur  Ueberweisung  an  die  Kommunalverbände  6,180,422  M. 

Bei  der  diesjährigen  Verteilung  konnten  allgemein  die  definitven  Ergeb- 
nisse der  Volkszählung  vom  Dezember  1885  zu  Grunde  gelegt  werden. 

Indem  wir  nachstehend  die  auf  die  einzelnen  Kreise  entfallenden  Summen 
mitteilen,  fügen  wir  die  vorjährigen  Ziffern  zum  Vergleich  nebenan  bei. 

Es  erhielten  im  Jahre  1887      im  Jahre  1886 

1.  die  Provinz  Ostpreussen 349,821  M.  226,469  M. 

2.  die  Provinz  Westpreussen 259,510   „  167,999    „ 

3.  die  Stadt  Berlin 438,997    ,  284,322    , 

4.  die  Provinz  Brandenburg 493,608    ,  319,901    „ 

5.  die  Provinz  Pommern 335,241    „  217,082   „ 

6.  die  Provinz  Posen 309,363    „  200,250    , 

7.  die  Provinz  Schlesien 788,569    ,  510,654    „ 

8.  die  Provinz  Sachsen 613,528    ,  397,235    , 

9.  die  Provinz  Schleswig-Holstein    ....     351,757    „  227,837    , 

10.  die  Provinz  Hannover 533,802  ,              345,699  „ 

11.  die  Provinz  Westfalen 431,411  ,              279,235  , 

12.  die  Provinz  Hessen-Nassau 361,981  „             234,382  , 

13.  die  Provinz  Rheinland 899,243  ,              582,251  , 

14.  die  Hohenzollernschen  Lande      .     .     .  13,591    „ 8,800  „ 

zusammen  6,180,422  M.         4,002,116  M. 

1)  Vgl.  Finanzarchiv  II.  S.  1104;  lU.  S.  906;  IV.  S.  441. 
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Das  Gesetz  über  die  Ablösung  der  Domänengrundpacht 

in  Russland. 

Von 
Dr.  Joh.  y.  Keussler. 

Das  am  12.  (24.)  Juni  vom.  Kaiser  bestätigte  Gesetz  betreffend  ^die  Um- 
wandlung der  Grundpacht  der  Domänenbauern  in  Ablösungszahlungen"  (Ge- 
setzessammlung 1886,  Stück  68,  Nr.  640)  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie 
und  Gesetzgebung  und  in  der  Plenarversammlung  —  nach  Beprüfung  der  Vor- 
lage des  Finanzministers  über  die  Umwandlung  der  Grundpacht  der  Domänen- 
bauern in  Ablösungszahlungen  —  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben: 

I.  In  Aenderung  und  Ergänzung  der  bezüglichen  Gesetzbestimmungen 
werden  folgende  Regeln  festgesetzt: 

1.  Die  von  den  Domänenbauern  und  anderen  Bauern  zu  zahlende 
Staatsgrundpacht  und  die  sie  ersetzenden  Zahlungen,  wie  auch 
die  Waldabgabe  werden  mit  dem  1,(13.)  Januar  1887  in  Ablösungs- 
zahlungen umgewandelt. 

2.  Der  Betrag  der  Ablösungszahlungen  wird  in  gesetzgeberischer  Ord- 
nung für  jedes  Gouvernement  in  unveränderlicher  Höhe  für  die 
ganze  Zeit  der  Ablösung  festgesetzt.  Die  Erhebung  derselben  hört 
allendlich  am  1.  (13.)  Januar  1931  auf. 

3.  Der  für  jedes  Gouvernement  festgesetzte  Betrag  der  Ablösungs- 
zahlungen wird  im  Einvernehmen  des  Finanzministers  mit  dem 
Minister  des  Innern  und  dem  der  Reichsdomänen  auf  die  Kreise 
repartiert. 

4.  Die  Verteilung  des  für  jeden  Kreis  festgesetzten  Betrages  der  Ab- 
lösungszahlungen auf  die  einzelnen  Dörfer  wird  von  den  Gouveme- 
mentsbehörden  für  bäuerliche  Angelegenheiten  durchgeführt  und 
zwar  auf  Grundlage  der  Voranschläge,  die  aufzustellen  sind : 

a)  in  den  Gouvernements,  in  welchen  die  Grundbücher  bereits 
übergeben  sind,  von  besonderen  Kreiskommissionen,  die  da  be- 
stehen aus  dem  örtlichen  Steuerinspektor  und  zweien  Gliedern 
der  Kreisbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  nach  Wahl 
dieser  Behörde,  die  ausserdem  ein  Glied  der  bezeichneten  Kom- 
mission zum  Präsidenten  ernennt, 

b)  in  den  Gouvernements,  auf  welche  das  Gesetz  vom  24.  November 
(5.  Dezember)  1866  sich  bezieht,  in  welchen  aber  die  Grund- 
bücher noch  nicht  übergeben  sind,  von  den  in  den  Beüagen  zur 
Anmerkung  1  und  5  des  Artikels  22  des  Gesetzes  über  die  Do- 
mänenbauern (Gesetzeskodex,  Bd.  IX,  Beilage  VII,  Ausgabe  vom 
Jahre   1876)   bezeichneten   Beamten   des   Domänenministeriuma 
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mit  Beteiligung  des  örtlichen  Steuerinspektors,  dem  die  Rechte 
eines  beständigen  Mitgliedes  der  Kreisbehörde  für  bäuerliche 
Angelegenheiten  zuzuerkennen  sind,  und 
c)  im  Gouvernement  Archangel  und  in  den  Kreisen  Ssolwütsche- 
godsk,  Jarensk  und  Usij  Ssüssoljsk  (Gouvernement  Wologda)  von 
der  Session  für  bäuerliche  Angelegenheiten  mit  Beteiligung  des 
örtlichen  Steuerinspektors. 

Anmerkung.  Die  Geschäftsführung  in  der  Gouvemementsbehörde  für 
bäuerliche  Angelegenheiten  wird  in  Sachen  der  Verteüung  der  Ablösungszah- 
lungen auf  die  Dörfer  dem  Präsidenten  des  örtlichen  Kameralhofes  übertragen. 

5.  In  den  Kreisen,  in  welchen  die  Grundbücher  bereits  übergeben 
sind,  wird  der  pro  Kreis  normierte  Betrag  der  Ablösungszahlungen 
auf  die  Dörfer  entsprechend  der  bestehenden  Grundpacht  und 
der  Waldabgabe  verteilt.  Hierbei  sollen  die  Ablösungszahlungen 
in  betreff  eines  jeden  Dorfes  nicht  überragen:  1)  die  um  ^/s  er- 
höhten bisherigen  Beträge  der  Grundpacht  und  der  Waldabgabe, 
2)  die  im  betreffenden  Dorfe  zur  Zeit  erhobene  Grundpacht  und 
Kopfsteuer  zusammen  und  3)  den  Betrag  der  Ablösungszahlungen 
der  benachbarten  früheren  gutsherrlichen  Bauern,  die  sich  unter 
gleichen  Bedingungen  in  betreff  des  Grundbesitzes  befinden. 

Anmerkung  1.  Die  in  diesem  Artikel  aufgestellte  Regel  bezieht  sich  nicht 
auf  die  Dörfer  der  Mennoniten  in  den  Wolosten :  Chortiz  undMariupol  im  Gouverne- 
ment Jekaterinoslaw,  Molotschnak  im  Gouvernement  Taurien  und  Malüschinsk  im 
Gouvernement  Ssamara,  sowie  auch  nicht  auf  die  in  den  Kreisen  Mariupol  und 
Rostow  angesiedelten  Griechen  und  Armenier.  In  betreff  dieser  Dörfer  wird  der 
Betrag  der  Ablösungszahlungen  mit  Berücksichtigung  der  pro  Dessätine  sich 
ergebenden  Beträge  dieser  Zahlungen  der  zunächst  belegenen  Dörfer  der  Do- 
mänenbauem  normiert. 

Anmerkung  2.  Dem  Finanzminister  wird  die  Befugnis  eingeräumt,  in  ein- 
zelnen Dörfern  eine  stärkere  Erhöhung  der  bestehenden  Grundpacht  als  2j3  ihres 
jetzigen  Betrages  zuzulassen,  wenn  sich  solches  als  notwendig  erweist  zur  Repar- 
tition  der  ganzen  pro  Gouvernement  entfallenden  Summe  der  Ablösungszahlungen. 

6.  Für  Dörfer,  die  sich  unter  besonders  ungünstigen  Bedingungen  be- 
finden, kann  eine  geringere  als  im  vorhergehenden  Artikel  bezeich- 
nete Erhöhung  der  Zahlungen  erfolgen,  derart  jedoch,  dass  die  ab- 
zusetzende Summe  auf  die  anderen  Dörfer  desselben  Kreises  —  mit 
Berücksichtigung  der  im  Art.  5  bezeichneten  Grenzen  der  Erhöhung 
der  bestehenden  Beträge  der  Grundpacht  —  zu  repartieren  ist. 

7.  Die  von  der  besonderen  Kommission  beantragte  Repartierung  der 
Ablösungszahlungen  auf  die  einzelnen  Dörfer  wird  durch  Befragung 
der  von  den  betreffenden  Gemeinden,  zwei  für  jedes  Dorf,  zu  er- 
wählenden Bevollmächtigten,  die  aus  den  nächst  zu  einander  be- 
legenen Dörfern  gleichzeitig  zu  berufen  sind,  verifiziert.  Die  Aus- 
sagen der  Bevollmächtigten  über  die  Notwendigkeit  einer  Ermäs- 
sigung der  Ablösungszahlungen  in  betreff  einzelner  Dörfer  wegen 
besonderer  Ungunst  ihrer  Ländereien  wird  in  ein  Protokoll  aufge- 
nommen und  erforderlichenfalls  an  Ort  und  Stelle  kontrolliert. 
Das  von  der  Kommission  revidierte  Projekt  der  Repartition  wird 
mit  den  bezeichneten  Protokollen  und  einer  eingehenden  Erläuterung 
der  Gründe  für  das  Abweichen  von  der  allgemeinen  proportionalen 
Erhöhung  der  bestehenden  Pachtsätze  der  Gouvernementsbehörde 
für  bäuerliche  Angelegenheiten  vorgestellt. 

8.  Nach  Beprüfung  der  von  den  Kreiskommissionen  vorgestellten 
Projekte  der  Repartition  der  pro  Kreis  normierten  Ablösungssummen 
stellt  die  Gouvemementsbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten 
die  Beträge  der  Ablösungszahlungen  für  alle  Dörfer  des  Gouverne- 
ments fest  und  übersendet  das  Verzeichnis  dieser  Beträge  an  den 
Kameralhof  zur  Eintragung  in  die  betreffenden  Listen. 
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9.  Wenn  es  sich  bei  Repartition  der  Ablösungssummen  auf  die  Dörfer 
als  erforderlich  erweist,  in  Berücksichtigung  einer  ausserordentlich 
ungünstigen  ökonomischen  Lage  vieler  Dörfer  im  Kreise  die  für 
den  Kreis  bestimmte  Gesamtsumme  dieser  Zahlungen  zu  ermäs- 
sigen,  so  richtet  die  Gouvemementsbehörde  für  bäuerliche  Ange- 
legenheiten eine  Eingabe  an  den  Finanzminister  sowohl  über  das 
Mass  dieser  Ermässigung,  als  auch  über  die  Repartition  des  Be- 
trages, um  welchen  der  betreffende  Kreis  entlastet  werden  soll, 
auf  die  übrigen  Kreise  des  Gouvernements.  Die  entsprechenden 
Veränderungen  in  der  Repartition  der  für  das  Gouvernement  fest- 
gesetzten Ablösungssumme  auf  die  Kreise  können  im  Einvernehmen 
des  Finanzministers  mit  dem  Minister  des  Innern  und  dem  der 
Domänen  erfolgen. 

10.  In  den  Kreisen,  in  welchen  die  Grundbücher  noch  nicht  aufgestellt 
sind,  wird  —  bis  zur  Auszeichnung  der  Grundbücher  —  der  Betrag, 
um  welchen  die  bis  jetzt  erhobene  Grundpacht  der  Bauern  des 
ganzen  Kreises  erhöht  wird,  auf  die  Dörfer  entsprechend  der  von 
ihnen  zu  entrichtenden  Staatsgrundsteuer  repartiert.  Die  allendliche 
Repartition  der  Ablösungssumme  erfolgt  bei  Aufstellung  der  Grund- 
bücher nach  den  im  Gesetz  für  die  Repartition  der  Grundpacht 
statuierten  Grundsätzen. 

11.  In  den  Dörfern,  in  welchen  die  Zumessung  von  Wald  in  natura 
noch  nicht  stattgefunden  hat,  wird  die  Waldabgabe  bei  Aus- 
reichung des  Grundbuches  nach  den,  für  die  Berechnung  dieser 
Abgabe  geltenden  Grundsätzen  mit  einem  Zuschlag  von  20  Prozent 
derselben  berechnet. 

12.  In  den  Gouvernements  Livland,  Estland  und  Kurland  wird  der  pro 
Gouvernement  festgesetzte  Betrag  der  Ablösungszahlungen  von  den 
Regulierungskommissionen  auf  die  einzelnen  Bauernhöfe  repartiert, 
und  zwar  nach  denselben  Grundsätzen,  nach  welchen  die  im  Aller- 
höchsten Befehl  vom  10.  (22.)  März  1869  normierten  Summen  der 
Grundpacht  repartiert  sind. 

13.  Nach  Feststellung  der  Beträge  der  Ablösungszahlungen  für  die  ein- 
zelnen Dörfer  werden  diese  Beträge  in  den  Grundbüchern  ver- 
merkt. 

14.  Das  Kapital,  das  den  durch  die  vorstehenden  Regeln  festgesetzten 
Ablösungszahlungen  entspricht,  wird  durch  die  Multiplikation  dieser 
mit  zwanzig  gefunden. 

15.  In  den  Dörfern,  denen  die  Grundbücher  ausgereicht  sind,  können 
die  Ablösungszahlungen  dadurch  verringert  oder  ganz  getilgt 
werden,  dass  die  Gemeinden,  resp.  die  Inhaber  der  Bauernhöfe 
beim  Rentamt  ausser  dem  Jahresbetrag  einen  Teil  oder  das  ganze, 
der  Ablösungszahlung  entsprechende  Kapital  einzahlen.  Solche 
Kapitalabtragungen  erfolgen  in  barem  Geld,  nicht  unter  zehn 
Rubel ,  und  nur  in  vollen  zehn  Rubeln ,  oder  in  zinstragenden 
Staatspapieren ,  die  zu  dem  vom  Finanzminister  festzusetzenden 
Wert  entgegengenommen  werden.  Der  Jahresbetrag  der  Ablösungs- 
zahlungen wird  im  Falle  vorterminlicher  Abtragung  vermindert 
je  nach  der  betreffenden  Frist,  entsprechend  der  zur  Tilgung  des 
Kapitals  verrechneten  Summe. 

16.  Alle  Summen,  die  auf  Grundlage  des  vorigen  Artikels  zur  Ab- 
tragung eines,  den  Ablösungszahlungen  entsprechenden  Kapitals 
einfliessen,  werden  zur  Tilgung  von  Staatsschulden  verwandt. 

II.    Das  Verzeichnis  über  die  Ablösungssummen   für  die  Gouvernements, 

die  auf  die  Kreise  und  die  einzelnen  Dörfer  zu  repartieren  sind,   ist 

Sr.  Majestät  dem  Kaiser  zur  Bestätigung  zu  unterbreiten. 

III.    Dem  Finanzminister  ist  anheimzustellen,  den  betreffenden  Institutionen 

nähere  Erläuterungen  —  in  Entwickelung  der  oben  dargelegten  Regeln 
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—  zu  geben,  und  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und 
dem  der  Domänen ,  wenn  solch  ein  Einvernehmen  erforderlich,  Zweifel, 
die  bei  Ausführung  dieser  Regeln  entstehen  könnten,  zu  lösen. 

Das  Verzeichnis  dev  Ablö.sungszahlungen  pro  Gouvernement: 


Gouv.  Archangel      139,775  Rbl. 

Gouv 

.  Orenburg 

745,851  Rbl. 

Gouv.  Tula 

576,995  Rbl. 

„      Astrachan      471,338 

„ 

„ 

Orel 

1,438,376 

„ 

„      Tschemigow  447!963    „ 

Gebiet  Bessarabien  412,911 

^ 

Pensa 

1,549,844 

„     Ufa 

576,407     „ 

„     des  Donschen 

^ 

Perm 

2,336,916 

^ 

„      Charkow 

2,897,458     „ 

Kosakenheeres  3,637 

„ 

„ 

Poltawa 

361,043 

„ 

„      Chersson 

1,262,431     „ 

Gouv.  Jaroslaw        642,65,5 

„ 

^ 

Pskow 

468,012 

^ 

„      Wladimir 

831,464     „ 

T      Jekaterino- 

„ 

Räsan 

1,295,749 

^ 

„      Wologda 

996,900     „ 

slaw           1,799,878 

Ssamara 

2,460,788 

„      Woronesh 

3,759,363     „ 

.,      Kasan          3,131,817 

^ 

^ 

St.Petersburg  227,849 

^ 

„      Wätka 

4,285,009     „ 

„      Kaluga            461,712 

^ 

^ 

Ssaratow 

2,207,302 

^ 

Gebiet  Ter 

8,566     „ 

„      Kostroma       438,997 

^ 

^ 

Scimbirsk 

206,108 

^ 

„      Kuban 

28,368     „ 

„      Kursk          2,812,002 

^ 

^ 

Smolensk 

436,626 

^ 

Gouv.  Esthland 

54     „ 

„      Moskau           852,476 

^ 

^ 

Stawropol 

619,885 

^ 

Livland 

251,777     „ 

Nishegorod    740,419 

„ 

„ 

Taurien 

1,099,712 

^ 

„      Kurland 

797,696     - 

.       Nowgorod       679,858 
„      Olonez           213,814 

Xambow 

2  983  488 

„ 

„ 

Twer 

l'079'595 

„ 

Summe  49,036,884  Rbl. 

Die  hauptsächlichen  Angaben  in  betreff  der  Geschichte  der  Pachtzah- 
lungen der  Domänenbauern  hat  Dr.  G.  v.  Falck  in  seinem  Referat  über  das 
Werk  Alexejenkos  (Jahrgang  I  dieser  Zeitschrift,  S.  925—927)  bereits  geboten. 
Es  sei  mir  jedoch  gestattet,  auf  eine  Frage  mit  einigen  Worten  einzugehen,^ 
nämlich  auf  den  Charakter  dieser  Zahlungen.  In  der  russischen  Litteratur 
herrscht  die  Ansicht,  der  auch  Falck  und  Alexejenko  beipflichten,  dass  die 
Obrok-(Pacht-)Zahlungen  der  Domänenbauem  nicht  allein  das  Entgelt  für  die 
Nutzung  des  im  Eigentum  des  Staates  befindlichen  Landes  darstellen,  sondern 
auch  ein  Element  der  Besteuerung  in  sich  schliessen.  Diese  Ansicht  wird  dami^i 
begründet,  dass  diese  Zahlung  nicht  allein  nach  dem  aus  dem  Grundbesitz  er- 
zielten Vorteil  bemessen,  sondern  hierbei  ein  anderes,  mit  dem  Grundbesitz  in 
keinerlei  Zusammenhang  stehendes  Moment  mit  in  Berechnung  gezogen  ward: 
der  Gewinn,  den  die  Bauern  aus  anderen  Erwerbsarten,  Gewerbe  und  Handel 
aller  Art,  zogen,  sowie  dass  diese  Zahlung  in  der  bezüglichen  Gesetzgebung  al& 
Steuer  (podatj)  bezeichnet  wird.  Schliesslich  kann  noch  auf  den  Umstand  hin- 
gewiesen werden,  dass  dieser  Einnahmeposten  im  Staatsbudget  in  der  Rubrik 
der  Steuern  figuriert.  Trotzdem  erscheint  mir  diese  Ansicht  als  eine  irrtüm- 
liche. Vorerst  ist  zu  beachten,  dass  es  weder  in  der  Natur  der  Sache  liegt,, 
noch  in  der  Gesetzgebung  sich  irgend  welch  ein  Hinweis  findet,  weshalb  dieser 
einen  Gruppe  der  Bauern  eine  besondere  Steuer  auferlegt  wird,  die  die  anderen 
Gruppen  der  bäuerlichen  Bevölkerung  nicht  trifft.  Andererseits  lässt  sich  aber 
nicht  verkennen,  dass  die  Zahlung  auch  noch  ein  anderes  Element  (bis  in  die 
letzte  Zeit)  als  das  der  Pacht  für  die  Nutzung  des  Landes  in  sich  schliesst.  Die 
Erklärung  dieser  eigentümlichen  Erscheinung  findet  sich  im  Folgenden  ^).  Mit 
der  schärferen  Ausprägung  des  Charakters  der  Leibeigenschaft  in  betreff  der 
grundherrlichen  Bauern  im  18.  Jahrhundert  bildete  sich  unter  den  Staats- 
beamten, also  in  der  Staatsregierung,  die  Auffassung  aus,  als  ob  das  Verhält- 
nis der  Domänenbauem  zum  Staat  ein  analoges  sei ,  wie  das  der  grundherr- 
lichen Bauern  zu  ihren  Grundherren.  Ward  auch  diese  Anschauung  nicht  bis 
zu  der  äussersten  Konsequenz  verfolgt,  die  Domänenbauern  zu  Leibeigenen  des 
Staates  zu  erklären,   so   ward  doch  jene  Analogie  in  finanzieller  Beziehung  bis 


1)  Hierüber  auch  mein  Artikel:    „Zur  Geschichte   der  Domänengrundpacht"    in   der 
„Russischen  Revue",  Bd.  XXVI,  S.  393  etc. 
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zu  Ende  geführt,  d.  h.  der  Staat  stellte  sich  in  betreff  der  Normierung  der  von 
den  jStaatsbauern",  wie  die  Domänenbauern  eigentlich  genannt  werden,  zu  ent- 
richtenden Zahlungen  ganz  auf  den  Standpunkt  des  Grundherrn  zu  seinen 
Bauern.  Wie  dieser  die  Zahlungen  und  Leistungen  seiner  Bauern  nicht  allein 
nach  der  Grösse  und  dem  Ertrage  des  in  ihrer  Nutzung  befindlichen  Landes 
bemass,  sondern  ihre  gesamte  Zahlungsfähigkeit  in  Betracht  zog,  sich  den 
^Obrok"  auch  von  seinen  Leibeigenen  zahlen  liess,  die  sich  in  den  verschiedensten 
Lebensstellungen  (als  Gewerbetreibende,  Kaufleute  etc.)  weit  von  der  Heimat- 
gemeinde ihren  Unterhalt  suchten,  und  die  Höhe  desselben  wohl  auch  nach 
dem  mutmasslichen  Erfolge  dieser  bestimmte,  so  suchte  der  Fiskus  einen  Teil 
auch  des  ausserlandwirtschaftlichen  Erwerbes  der  Domänenbauern  für  sich  zu 
gewinnen.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache  —  in  der  grossen  Zahl  der  Do- 
mänenbauem  und  in  der  Schwerfälligkeit  eines  grossen  Verwaltungsapparates  — , 
dass  hierbei  der  Fiskus  nicht  imstande  war,  den  ökonomischen  Erfolg  Einzelner 
und  selbst  ganzer  Gemeinden  so  genau  zu  verfolgen  und  danach  die  Zahlungen 
zu  bemessen,  wie  zumeist  der  Gutsbesitzer,  zumal  diejenigen,  welche  nur  wenige 
Leibeigene  besassen.  Er  musste  sich  also  mit  allgemeinen  Normen  begnügen. 
—  Diese  Auffassung  ergibt  sich  ungezwungen  und  deutlich  aus  der  Begründung 
dieser  Zahlung,  wie  sie  in  den  bezüglichen  Gesetzen  geboten  ward.  Sogleich 
die  ersten  Gesetze ,  die  nach  Beseitigung  der  alten ,  weiter  unten  zu  skizzieren- 
den Grundpacht  diese  Zahlung  durch  einen  Zuschlag  zu  der  allgemeinen,  auf 
allen  Bauern  ruhenden  Kopfsteuer  ersetzten,  und  zwar  die  ükase  von  1723  und 
1724  sprechen  es  ausdrücklich  aus,  dieser  Zuschlag  entspreche  der  Zahlung, 
„welche  die  anderen  Bauern  zu  entrichten  haben:  die  Apanagebauern  dem 
Apanagehof,  die  Synodalbauem  an  den  Synod,  die  gutsherrlichen  Bauern  an 
den  Gutsherrn."  Ebenso  erfolgt  die  Erhöhung  dieser  Zahlung  (auf  einen  Rubel 
pro  Revisionsseele)  im  Jahre  1761  in  der  Erwägung,  dass  „alle  Einnahmen  aus 
dem  Grund  und  Boden  mit  der  Zunahme  des  Handels  und  der  Gewerbe  aller 
Art  in  Russland  sich  erheblich  gegen  die  frühere  Zeit  vermehrt  haben,  dass, 
wie  allbekannt,  die  Gutsbesitzer  fast  nirgends  weniger  als  einen  Rubel  pro  Seele 
Einnahme  haben,  die  Apanagebauern  in  vielen  Landstrichen,  wie  auch  die 
Synodalbauern  mit  einem  Rubel  pro  Seele  belastet  sind  und  diesen  Betrag  auch 
in  Wirklichkeit  zahlen".  Auch  die  nachfolgenden  Erhöhungen  (1768  auf  zwei 
Rubel,  1783  auf  drei  Rubel)  wurden  neben  der  Berufung  auf  den  Niedergang 
des  Kurses  der  Assignaten  und  anderen  Gründen  mit  der  Steigerung  der  Pacht- 
zahlungen der  Bauern  an  die  Gutsbesitzer  und  den  Apanagenhof  motiviert. 
Dieser  Hinweis  verschwindet  erst  mit  dem  Gesetz  vom  18.  Dezember  a.  St.  1797, 
durch  welches  die  ungerechte  Normierung  der  Pachtzahlung  pro  Revisionsseele 
(ohne  irgend  welche  Berücksichtigung  wirthschaftlicher  Bedingungen)  durch  eine 
Klassifikation  der  Gouvernements  des  Reichs  in  vier  Gruppen  mit  je  einem  be- 
sonderen Pachtsatz  (auch  nur  eine  primitive  Schätzung!)  ersetzt  ward;  diese 
Klassifizierung  war,  wie  es  im  Gesetz  heisst,  erfolgt  „je  nach  der  Beschaffenheit 
der  Grösse  und  des  im  Besitze  der  Bauern  befindlichen  Landes,  je  nach  dem 
Vorhandensein  von  Nebenerwerb  und  von  Gewerbe".  Diese  Grundsätze  gelten  dann 
späterhin  auch  für  die  im  Jahre  1837  zuerst  in  Angriff  genommene  Katastri- 
rung  des  Domänenbauernlandes ,  auf  Grund  welcher  die  bezüglichen  Zahlungen 
dieser  Bauern  normiert  wurden.     Aber  auch,  hierbei  werden  die  Leistungen  der 
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grundherrlichen  Leibeigenen  in  Berücksichtigung  gezogen,  ohne  dass  jedoch, 
wie  es  scheint,  die  Zahlungen  der  Domänenbauern  je  auf  die  Höhe  der  anderen 
Bauern  gebracht  werden.  Das  Emanzipationsgesetz  für  die  Domänenbauern 
vom  24.  November  1866  bricht  endlich  mit  dieser  Anschauung,  indem  es  die 
bezüglichen  Zahlungen  ausdrücklich  als  für  die  Nutzung  des  Landes  zu  leistende 
erklärt  —  in  Analogie  mit  dem  Grundsatz  des  Emancipationsgesetzes  für  die 
grundherrlichen  Bauern  vom  19.  Februar  1861,  laut  welchem  die  Leibeigen- 
schaft als  solche  ohne  Entschädigung  aufgehoben  ward,  die  Leistungen  dieser 
Bauern  aber  für  die  Nutzung  des  Landes  zu  erfolgen  hatten. 

Der  privatrechtliche  Charakter  dieser  Zahlungen  kann  auch  dadurch  nicht 
als  alteriert  angesehen  werden,  dass  sie  als  „Steuer*  bezeichnet  werden.  Ab- 
gesehen von  der  Unbestimmtheit  dieses  Ausdrucks  zumal  in  früherer  Zeit,  wo 
der  steuerrechtliche  Begriff  noch  nicht  präzis  und  klar  erkannt  war,  ist  zu  be- 
rücksichtigen, dass' diese  Zahlung,  wie  bemerkt,  zuerst  als  Zuschlag  zur  Kopf- 
steuer erhoben  ward  und  als  sie  von  letzterer  auch  äusserlich  gesondert  wurde, 
die  Bezeichnung  der  „Steuer",  „podatj",  die  die  Kopfsteuer  trägt,  beibehielt. 
Aus  dieser  historischen  Thatsache  erklärt  es  sich  auch,  dass  dieser  Einnahme- 
posten im  Staatsbudget  in  der  Rubrik  der  direkten  Steuer  verblieb,  was  auch 
einer  fiskalischen  Einrichtung  aus  noch  älterer  Zeit  entsprach.  Auch  die  Finanz- 
verwaltung im  alten  Russland  schied  nämlich  diese  unter  verschiedenem  Rechts- 
titel erhobenen  Zahlungen  nicht  und  konnte  diese  Scheidung  bei  dem  bestehenden 
Steuersystem  nicht  durchführen.  Die  Grundsteuer  ^)  oder,  um  zur  Berücksich- 
tigung der  Verschiedenartigkeit  der  Zahlungstitel  einen  allgemeineren  Ausdruck 
zu  gebrauchen,  die  Abgabe  vom  Grundbesitz  in  Altrussland,  die  von  Peter 
dem  Grossen  durch  die  Kopfsteuer  ersetzt  wurde,  ward  nach  der  Socha 
(Hakenpflug)  erhoben.  Die  Ausdehnung  der  Socha,  d.  h,  das  Landareal,  das 
eine  Socha  repräsentierte,  war  nicht  allein  je  nach  der  Beschaffenheit  des  Landes 
(gutes,  mittleres  und  schlechtes)  verschieden,  da  die  Socha  gleichwertig  zu  sein 
hatte  (also  eine  Socha  guten  Landes  von  geringerer  Ausdehnung  als  die  mitt- 
leren Landes  und  diese  kleiner  als  die  schlechten  Landes),  sondern  auch  noch 
in  zwei  anderen  Beziehungen :  bei  zunehmenden  Staatsbedürfnissen  ward  nämlich 
nicht  die  nominelle  Höhe  der  Steuern  und  Naturalleistungen  erhöht,  sondern  die 
Grösse  (Ausdehnung)  der  Socha  verringert ;  endlich  —  und  darauf  kommt  es  uns  an 
dieser  Stelle  an  —  war  die  Ausdehnung  der  Socha  verschieden  je  nach  der  öffentlich- 
rechtlichen Stellung  der  Bauern,  resp.  des  Landes.  Die  Socha  auf  den  zarischen 
Privatgütern  hatte  die  grösste  Ausdehnung,  d.  h.  dieses  Land  war  am  niedrigsten 
besteuert,  da  die  Bauern  noch  Leistungen  für  den  zarischen  Hof  zu  tragen  hatten, 
dann  folgten  die  freien  Erbgüter  und  die  Dienstgüter,  sodann  die  Klostergüter 
und  schliesslich  die  freien  Gemeinden  (die  nachherigen  Domänenbauem),  deren 
Socha  die  geringste  Ausdehnung  hatte,  deren  Land  also  am  höchsten  belastet 
war.  Die  Differenz  der  Zahlungen  der  Bauern  der  freien  Gemeinden  und  der 
Bauern  der  Erbgüter  repräsentiert  die  Pachtzahlungen  der  „Staatsbauem"  für 
die  Nutzung  des  im  Eigentum  des  Staates  ^)  geltenden  Landes.    Da  sie  aber  als 


1)  Hierüber  in  meiner  Schrift:  Zur  Geschichte  und  Kritik  der  bäuerlichen  Gemeinde- 
besitzer in  Russland,  Teü  I,  1876,  S.  27—30. 

2)  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Entwicklung  des  Eigentumsbegriflfs  in  betreff  des 
Grund  und  Bodens  im  alten  Russland  einzugehen.    Mit  der  Entstehung  und  Ausbildung  des 
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eine  Zahlung  mit  der  Grundsteuer  erhoben  wurden,  mussten  sie  auch  in  einem 
Posten  der  Staatseinnahmen  gebucht  werden. 

Das  Vorgebrachte  zeigt,  wie  mir  scheint,  unzweifelhaft  den  privatrecht- 
lichen Charakter  jener  Zahlungsverpflichtung  der  Domänenbauem, 

Was  nun  das  vorliegende  Gesetz  anbetrifft,  so  lag  eine  innere  Nötigung 
zu  demselben  in  dem  Umstände,  dass  die  anderen  Gruppen  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  durch  die  Ablösung  bereits  Eigentümer  des  , Bauernlandes "  ge- 
worden waren,  die  äussere  Veranlassung  zur  Beseitigung  dieser  Rechtsungleich- 
heit bot  die  Abschaffung  der  Kopfsteuer,  wie  ich  es  in  meiner  Besprechung  des 
Gesetzes  vom  28.  Mai  (9.  Juni)  1885  über  die  Aufhebung  dieser  Steuer  aus- 
einandergesetzt habe  (Jahrgang  III,  Bd.  I  dieser  Zeitschrift,  S.  264  etc.).  In 
diesem  Gesetz  war  bereits  bestimmt  worden,  dass  mit  gleichzeitiger  Beseitigung 
der  Kopfsteuer  die  Grundpacht  in  Ablösungszahlungen,  die  um  nicht  mehr  als 
45  Prozent  den  Gesamtbetrag  der  bestehenden  Grundpacht  übersteigen  solle, 
umzuwandeln  sei.  Während  bisher  die  Domänenbauem  in  ökonomischer  Be- 
ziehung dem  Domänenministerium  unterstanden,  das  die  Katastrierungen  des 
in  ihrer  Nutzung  befindlichen  Landes  leitete  und  hiemach  die  Pachtsätze  nor- 
mierte, ward  diese  neue  Aufgabe  dem  Finanzministerium  übertragen. 

Fürs  erste  handelte  es  sich  um  eine  genaue  Feststellung  des  Bestandes 
der  Domänenbauem:  der  Zahl  der  auf  Domänenland  sitzenden  Bauern,  der 
Grösse  dieses  Landes,  des  Betrages  der  Grundpacht  und  der  Kopfsteuer.  Der 
Ursprung  der  Domänenbauern  ist  ein  sehr  verschiedener.  Der  ursprüngliche 
Stamm  derselben  mit  dem  entsprechenden  Lande  (die  alten  , freien  Gemeinden") 
war  im  Laufe  der  Jahrhunderte  sehr  eingeschmolzen :  durch  zarische  Verleihung 
als  Dienstgüter,  späterhin  durch  Verschleuderung  an  Günstlinge  (besonders  in 
der  Zeit  der  Kaiserin  Katharina  IL),  wodurch  diese  staatsrechtlich  freien  Bauern 
zu  Leibeigenen  wurden.  Andererseits  aber  wuchs  der  Bestand  der  Domänen- 
bauern durch  die  von  der  genannten  Kaiserin  dekretierte  Einziehung  (Säkulari- 
sation) der  den  Klöstern  gehörigen  Ländereien  mit  den  ansässigen  Bauern,  die 
in  die  Gruppe  der  Domänenbauern  eingereiht  wurden,  sodann  vornehmlich  durch 
die  grossartige  Kolonisierung  freien,  als  im  Eigentum  des  Staates  geltenden 
Landes,  durch  die  Einbeziehung  der  Domänengüter  in  den  eroberten  westlichen 
und  südlichen  Landstrichen,  durch  Berufung  auswärtiger  (zumeist  deutscher) 
Kolonisten,  die  auf  freiem  Domänenlande  angesiedelt  wurden,  durch  Sequestra- 
tionen, durch  Heimfall  erblosen  Nachlasses  (Landgüter  mit  Leibeigenen)  und 
auf  anderen  Wegen.  Zum  Teil  standen  sie,  je  nach  ihrer  Entstehung,  unter 
einer  besonderen  Rechtslage,  so  insbesondere  die  aus  dem  Auslande  eingewan- 
derten, sehr  privilegierten  Kolonisten.  —  Die  Zusammenstellung  ergab  an  Do- 
mänenbauem aller  Arten  einen  Gesamtbestand  von  8,281,025  Revisionsseelen 
(d.  h.  der  bei  der  letzten  Revision  1858/59  ermittelten  Seelen  männlichen  Ge- 
schlechts), die  sich  heute  wohl  auf  über  10  Mill,  belaufen  werden,  und  ausser- 


Moskauschen  Staatswesens,  das  im  Unterschied  vom  Nowgorod-Kiewsclien  Altrussland  sich 
auf  erobertem  Lande  aufbaute ,  ward  von  diesen  Grossfürsten  und  Zaren  mit  voller  Energie 
der  Rechtsgedanke  vertreten,  dass  alles  Land  Eigentum  des  Grossfürsten  (später  des  Zaren), 
d.  i.  des  Staates  ist.  Die  freien  Gemeinden,  soweit  sie  nicht  an  die  Dienstmannen  der  Zaren 
als  Dienstgut  vergeben  wurden,  hielten  in  ihrer  Reehtsauffassung  ihr  ursprüngliches  Eigen- 
tumsrecht aufrecht  und  sehen  noch  heute  alle  obliegenden  Zahlungen  als  Steuern  an. 
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'dem  26,430  Bauernhöfe  (in  den  baltischen  Provinzen),  einen  Besitzbestand  von 
57,468,400  Dessätinen  (1  Dessätine  =  1,09  Hektar),  für  welche  33,840,264  Rubel 
an  Jahrespacht  zu  zahlen  waren,  der  Betrag  der  Kopfsteuer  beläuft  sich  auf 
19,097,346  Eubel. 

Was  nun  die  Erhöhung  der  bisherigen  Grrundpacht  anbetrifft,  so  konnte 
ein  gleichmässiger  proportionaler  Zuschlag  nicht  in  Betracht  gezogen  werden. 
Denn  es  war  der  Katastrierung  des  Domänenbauerlandes,  die  nach  verschiedenen, 
vielfach  verbesserten  Systemen  durchgeführt  war,  nur  im  geringen  Mass  ge- 
lungen, eine  auch  nur  halbwegs  gerechte  und  gleichmässige  Schätzung  des 
Landes  innerhalb  je  eines  Gouvernements  zu  erreichen  und  demgemäss  die  be- 
reits vor  der  Katastriex'ung  pro  Gouvernement  normierte  Summe  gleichmässig 
nach  dem  Ertrage  des  Landes  zu  verteilen.  Von  noch  geringerem  Einfluss 
waren  die  gewonnenen  Resultate  der  Katastrierung  auf  die  Feststellung  einer 
<jrleichmässigkeit  der  Belastung  der  Bauern  in  den  Gouvernements  unter  einander 
und  zwar  infolgedessen,  dass  es  nicht  gelungen  war,  die  erforderliche  Gleich- 
artigkeit in  den  Katasterarbeiten,  den  Grundsätzen  der  Katastrierung  etc.  auf- 
rechtzuerhalten. 

Eine  gleichmässige  Verteilung  des  neuen  Zuschlages  zu  der  bisherigen 
Grundpacht  wäre  somit  eine  Beibehaltung  der  bestehenden  Ungleichmässigkeit 
der  Belastung  gewesen.  Weiterhin  war  zu  berücksichtigen,  dass  der  Wert  des 
Grundbesitzes  in  der  Zeit  seit  der  letzten  Normierung  der  Pachtsätze  (zumeist 
im  Jahre  1866)  in  sehr  verschiedenem  Mass,  je  nach  den  Landstrichen,  gestiegen 
ist.  Die  gleichmässige  Verteilung  des  Zuschlages  würde  also  nicht  allein  die 
bestehende  Ungerechtigkeit  beibehalten,  sondern  noch  eine  neue  hinzugefügt 
haben.  Es  entspricht  demnach  der  Sachlage,  dass  bereits  in  dem  erwähnten 
Gesetz  bestimmt  ward,  die  Erhöhung  hätte  möglichst  dem  Werte  und  dem  Er- 
trage des  Landes  zu  entsprechen.  Hierin  lag  für  das  Finanzministerium  im 
letzten  Grunde  die  Aufgabe,  eine  Korrektur  der  Katasterarbeiten  vorzunehmen. 

Die  Methode,  die  hierbei  zur  Anwendung  gelangte,  war  die,  dass  man 
von  den  bestehenden  Pachtsätzen  ausging,  diese  aber  mit  den  in  den  betreffen- 
den Landstrichen  üblichen  Kauf-  und  auch  Pachtpreisen  für  Land  in  Kombi- 
nation setzte.  Hierzu  wurden  ausser  anderen  vorhandenen  Daten  vornehmlich  die 
im  Erbschaftssteuergesetz,  wie  auch  die  für  die  Bauernagrarbank,  welche  Bauern 
Darlehen  zum  Ankauf  von  Land  gewährt,  und  die  Adelsagrarbank  (Darlehen  gegen 
Verpfändung  von  Grundbesitz,  der  Edelleuten  gehört)  geltenden  Taxwerte  für 
Grundbesitz  (pro  Dessätine)  zur  Richtschnur  genommen.  —  Und  hieran  knüpfte 
sich  die  Schlussaufgabe,  15,228,119  Rubel  (d.  i.  45  Prozent  der  bisherigen  Grund- 
pacht) gemäss  dem  ermittelten  Wert  auf  das  Domänenbauemland  zu  repartieren. 
Wie  wir  gleich  hier  bemerken  wollen ,  ward  jedoch  diese,  im  Gesetz  von  1885 
normierte  Maximalgrenze  der  Erhöhung  nicht  vollständig  erreicht.  Die  effek- 
tive Verteilung  ergab  nämlich  einen  Zuschlag  von  15,196,620  (also  um  etwa 
31,000  Rubel  weniger). 

Auf  das  Detail  der  Umschätzung  des  Landes  haben  wir  nicht  einzugehen, 
nur  in  Kürze  sei  das  praktische  Resultat  derselben  angegeben.  Entsprechend 
der  sehr  bedeutenden  Wertsteigerung  des  Grundbesitzes  in  dem  Gebiet  der 
Schwarzerde  und  der  Steppe  fällt  der  grösste  Teil  jener  15,19  Mill.  Rubel  — 
absolut  und  relativ  —  auf  diese  Gouvernements :  hier  ward  die  bisherige  Grund- 
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pacht  um  durchschnittlich  55  Prozent  erhöht,  und  zwar  Gouvernement  Oren- 
burg  um  58  Prozent,  Ssaratow,  Poltawa  und  Bessarabien  um  57  Prozent,  Ssim- 
birsk  und  Tula  um  56  Prozent,  Woronesh  und  Kursk  um  55  Prozent  u.  s.  w. 
Dagegen  beträgt  die  Erhöhung  in  den  anderen  Landstrichen,  also  ausserhalb 
der  beiden  bezeichneten  Zonen  durchschnittlich  nur  35  Prozent  und  zwar  im 
Gouvernement  Moskau  22  Prozent,  Kostroma  und  Kaluga  24  Prozent,  Wladi- 
mir 38  Prozent  u.  s.  w.  Die  neue  Zahlungspflichtigkeit  der  Domänenbauern 
wird  dem  Leser  verständlicher  entgegentreten,  wenn  wir  das  Mass  der  Er- 
mässigung der  Gesamtzahlungen  (Grundpacht  und  Kopfsteuer)  angeben:  die 
von  nun  ab  zu  entrichtenden  Ablösungszahlungen  sind  niedriger  als  jene  beiden 
Zahlungen  zusammen:  um  4  bis  6  Prozent  in  den  Gouvernements  Tula,  Kursk, 
Tambow,  Ssaratow  und  Ssimbirsk,  2  bis  3  Prozent  in  den  Gouvernements  Pensa, 
Woronesh,  Jekaterinoslaw  und  Orenburg,  V«  Prozent  im  Gouvernement  Ssamara; 
in  den  von  der  Natur  weniger  begünstigten  Landstrichen  aber:  um  46  Prozent 
im  Gouvernement  Olonez,  24  Prozent  Moskau,  23  Prozent  Twer,  21  Prozent 
Kaluga,  18  Prozent  Kostroma,  14  Prozent  Wladimir,  13  Prozent  Tschernigow 
und  Nowgorod,  12  Prozent  Räsan,  11  Prozent  Jaroslaw  und  St,  Petersburg, 
10  Prozent  Wätka  und  Kasan,  9  Prozent  Wologda  und  Nishegorod,  8  Prozent 
Pskow ;  das  Gouvernement  Smolensk  erhält  eine  Ermässigung  von  nur  2  Prozent, 
was  sich  aus  dem  Umstände  erklärt,  dass  hier  wegen  der  ökonomisch  sehr  un- 
günstigen Lage  der  Bauern|  die  Kopfsteuer  der  Domänenbauern  bereits  im 
Jahre  1884  auf  die  Hälfte  reduziert  ward. 

Vorerst  war  im  Finanzministerium  nur  die  allgemeine  Ziffer  der  Erhöhung 
der  Grundpacht  oder  mit  anderen  Worten  der  Betrag  der  zukünftigen  Ablösungs- 
zahlungen pro  Gouvernement  festgestellt,  die  in  dem  neuen  Gesetz  die  erforder- 
liche Bestätigung  gefunden  haben.  Die  Repartition  dieser  Beträge  auf  die 
einzelnen  Kreise  jedes  Gouvernements  überträgt  das  Gesetz  dem  Finanzminister, 
der  sich  dieserhalb  mit  dem  Minister  der  Domänen  und  dem  des  Innern  ins 
Einvernehmen  zu  setzen  hat,  die  Verteilung  des  auf  diesem  Wege  pro  Kreis 
gefundenen  Betrages  auf  die  einzelnen  Dörfer  resp.  bäuerlichen  Höfe  aber  führt 
die  Gouvemementsbehörde  für  bäuerliche  Angelegenheiten  aus  und  zwar  auf 
Grundlage  der  Vorlagen,  die  von  ad  hoc  konstituierten  ^besonderen  Kreiskom- 
missionen"  aufzustellen  sind.  Diesen  Kommissionen  liegt  also  die  Detail- 
arbeit ob. 

Auch  in  betreff  dieser  allendlichen  Repartition  sind  im  Gesetz  Maximal- 
normen zum  Schutz  gegen  üeberbürdung  im  Einzelfall  festgesetzt.  Die  Ab- 
lösungszahlungen sollen  nämlich  in  keinem  Falle  (mit  Ausnahme  der  Menno- 
niten-,  sowie  der  griechischen  und  armenischen  Kolonien,  die  äusserst  geringe 
Pachtzahlungen  entrichten)  den  um  ^3  erhöhten  Betrag  der  bisherigen  Grund- 
pacht mit  Einschluss  der  Waldabgabe  (d.  i.  der  für  die  Nutzung  des  Waldes 
stipulierten  besonderen  Zahlung),  sodann  den  bisherigen  Gesamtbetrag  der 
Grundpacht  und  der  Kopfsteuer  und  endlich  den  Betrag  der  Ablösungszahlungen 
der  benachbarten,  früher  grundherrlichen  Bauern,  die  sich  unter  gleichen  Be- 
dingungen in  betreff  ihres  Grundbesitzes  befinden,  überragen.  Die  zweite 
Maximalnorm  hat  insbesondere  für  die  Bauern  mit  geringfügigem  Grundbesitz, 
für  welche  die  Kopfsteuer  einen  beträchtlichen  Teil  der  Gesamtbelastung  aus- 
macht, Bedeutung. 
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Auf  die  verwaltungstechnische  Prozedur  brauche  ich  nicht  einzugehen, 
da  sie  sich  aus  dem  Gesetz  selbst  deutlich  ergibt.  Nur  einige  Punkte  bedürfen 
etwa  der  Erläuterung.  Die  im  Gesetz  erwähnten  Grundbücher  sind  die  den  Ge- 
meinden ausgereichten  Besitztitel,  die  sie  auf  Grundlage  des,  sie  in  politischer, 
kommunaler  und  ökonomischer  Beziehung  emanzipierenden  Gesetzes  vom  24. 
November  (6.  Dezember)  1866  zu  erhalten  haben.  Die  vorerst  erforderlichen 
Abgrenzungen  und  event.  Zumessungen  weiteren  Landes  haben  die  bezüglichen 
Arbeiten  so  verzögert,  dass  in  mehreren  Gouvernements  die  Aufstellung  und 
die  Ausreichung  der  Grundbücher  noch  nicht  hat  erfolgen  können.  —  Am  ein- 
fachsten gestaltet  sich  die  Feststellung  der  Ablösungszahlungen  der  Bauernhöfe 
auf  den  Domänen  der  drei  baltischen  Gouvernements :  es  erfolgt  ein  gleichmäs- 
siger  Zuschlag  von  36  Prozent  zu  den  bisherigen  Pachtzahlungen,  die  sie  nach 
den,  auf  Grundlage  des  Gesetzes  vom  10.  (22.)  März  1869  aufgestellten  , Regu- 
lierungsakten"  (Besitztitel)  zu  entrichten  haben. 

Ein  Missstand,  vom  formal-rechtlichen  Standpunkt  betrachtet,  besteht 
darin,  dass  der  gesetzlich  stipulierte  Termin  zur  Abänderung  der  Pachtsätze 
für  einige  Gruppen  der  Domänenbauern,  die  zusammen  2,3  Millionen  Rubel  an 
Grundpacht  zu  zahlen  haben,  mit  dem  1.  (13.)  Januar  1887  noch  nicht  abge- 
laufen ist,  denn  er  tritt  für  Bessarabien  und  die  baltischen  Gouvernements  erst 
1889,  für  andere  geringere  Gruppen  erst  in  den  letzten  Jahren  unseres  Jahr- 
hunderts, selbst  erst  im  Jahre  1901  (für  eine  ganz  geringe  Gruppe  griechischer 
Kolonien)  ein.  Materiell  stellt  sich  aber  die  Frage  anders.  Durch  die  Reform 
gewinnen  auch  diese  Gruppen,  vielleicht  ausnahmslos,  so  viel,  dass  die  Ver- 
letzung des  bestehenden  Pachtrechts  reichlich  aufgewogen  wird.  Denn  es  wird 
einerseits  die  Kopfsteuer,  die  sie  zu  entrichten  haben,  beseitigt,  andererseits 
erwerben  sie  das  volle  Eigentumsrecht  am  Grundbesitz,  die  Ablösungszahlung 
(Zinsen  und  Amortisation)  ist  niedriger  als  die  bisherige  Grundpacht  mit  der 
Kopfsteuer  (mit  den  angegebenen  Ausnahmen  und  wohl  auch  einiger  grösserer 
Bauernhöfe  in  den  baltischen  Gouvernements,  die  aber  bei  freiwilliger  Ablösung 
nach  dem  bisher  geltenden,  erwähnten  Gesetz  38  Prozent  als  Zuschlag  zur 
Pacht  und  zwar  49  Jahre  hindurch  zu  zahlen  hatten  und  durch  das  neue  Ge- 
setz auch  noch  von  der,  sonst  als  Kopfsteuer,  hier  aber  als  Zuschlag  zur  Grund- 
pacht erhobenen  sogen,  „kommunalen  Abgabe"  befreit  werden)  und  diese  Zahlung 
wird  nicht  49  Jahre  hindurch,  wie  es  die  Bankregeln  bei  5  Prozent  Verzinsung 
des  Schuldkapitals  und  V2  Prozent  Tilgung  beanspruchen,  sondern  nur  44  Jahre 
erhoben,  d.  i.  bis  zum  1.  Januar  1931.  (Dieser  Termin  ist  gewählt,  auf  dass 
die  Domänenbauern  gleichzeitig  mit  den  letzten  durch  Zwangsablösung  [Gesetz 
vom  28.  Dezember  1881]  zu  Grundeigentümern  gewordenen,  früher  gutsherr- 
lichen Bauern  die  Ablösungszahlungen  beenden.) 

Was  nun  den  Fiskus  anbetrifft,  so  verliert  er  durch  diese  Reform  nicht 
allein  ca.  4  Mill.  Rubel  jährlich  (Differenz  der  bisherigen  Grundpacht  mit  der 
Kopfsteuer:  52,93  Mill.,  und  der  jetzigen  Ablösungszahlungen:  49,04  Mill.  Rbl.) 
sondern  auch  die  Ablösungszahlungen  für  5  Jahre.  Endlich  werden  diese 
Zahlungen  zum  vollen  zu  den  laufenden  Ausgaben  verwandt,  also  auch  die 
Amortisationsquote.  Es  wird  somit  in  44  Jahren  der  gesamte  Betrag  des  Ka- 
pitalwertes des  Domänenbauemlandes  verausgabt,  der  Fiskus  um  diesen  Betrag 
(980,7  Millionen  Rubel)   ärmer   sein  —  mit  Ausnahme   der   eventuell  vorzeitig 
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eingehenden  Kapitalabtragungen  (s.  Punkt  15  des  Gesetzes),  die  zur  Tilgung 
von  Staatsschulden  (Punkt  16)  verwandt  werden  sollen.  Eine  solche  Verzehrung 
des  Kapitals  hat  nun  vom  staatsfinanzpolitischen  Gesichtspunkt  überhaupt  und 
insbesondere  bei  den  bestehenden  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  Russlands 
eine  wesentlich  andere  Bedeutung,  als  in  der  Privatwirtschaft.  Die  grossartigen 
Reformen  auf  allen  Gebieten  des  ökonomischen  und  sozialpolitischen  Lebens 
haben  direkt  und  indirekt,  durch  Beeinflussung  der  gesamten  Volkswirtschaft, 
die  Staatsfinanzen  in  empfindlicher  Weise  berührt,  die  Früchte  der  Reformen 
zeigen  sich  aber  auch  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  verhältnismässig 
noch  erst  wenig.  Von  den  vielen  hier  staatsfinanziell  in  Betracht  kommen- 
den Fragen  weisen  wir  beispielsweise  auf  unser  Eisenbahnwesen,  das  jähr- 
lieh 80  bedeutende  Opfer  vom  Staatsbudget  beansprucht.  Auch  kann  darauf 
hingewiesen  werden,  dass,  ein  wie  bedeutender  Teil  des  Domänenlandes  auch 
in  das  Eigentum  der  Bauern  übergeht  (58,46  Millionen  Dessätinen),  das  übrige, 
zum  grössten  Teil  geringwertige,  zum  Teil  ökonomisch  wertlose  Domänenland 
nach  44  Jahren  wohl  unzweifelhaft  einen  höheren  Wert  (vom  Standpunkt  der 
Staatseinnahmen)  darstellen  wird,  als  zur  Zeit  das  gesamte  Domänenland  (mit 
Einschluss  des  Domänenbau  er  nlandes).  Das  nach  Ausscheidung  des  diesen 
Bauern  zum  Eigentum  übertragenen  Landes  dem  Staat  verbleibende  Domänen- 
land allein  im  europäischen  Russland  beträgt  151,68  Millionen  Dessätinen,  von 
denen  69,3  Prozent  als  Wald,  2,6  Prozent  als  Nutzland  und  28,1  Prozent  als 
nicht  nutzbares  Land  verzeichnet  sind.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  in 
jener  langen  Zeit  ein  bedeutender  Teil  des  Waldes  und  des  zur  Zeit  als  nicht 
„nutzbar"  angesehenen  Landes  eine  praktische  Verwendung  finden  wird;  dazu 
der  allgemeine  Fortschritt  und  die  Wertsteigerung  des  Landes  überhaupt;  ins- 
besondere von  grosser  Bedeutung  ist  die  Kolonisation  aus  den  inneren  Gouver- 
nements in  die  äusseren,  fast  überhaupt  noch  nicht  besiedelten  Landstriche, 
die  seit  den  letzten  Jahren  einen  erheblichen  Aufschwung  genommen ,  in 
nächster  Zukunft  aber  noch  grössere  Dimensionen  erreichen  wird,  üebrigens 
war  der  Finanzminister  in  seiner  Vorlage  an  den  Reichsrat  für  die  Bildung 
eines  Amortisationsfonds  eingetreten  (V2  Prozent  des  Jahresbetrages),  freilich  war 
eine  spezielle  Deckung  nicht  angegeben,  sondern  die  Mittel  sollten  späterhin 
ausfindig  gemacht  werden,  wobei  jedoch  auf  einen  Einnahmeposten,  den  aus 
neubesiedelten  Ländereien  hingewiesen  ward.  Der  Reichsrat  lehnte  aber  diesen 
Teil  der  Vorlage  ab. 

Mit  diesem  Gesetz  schliesst  das  grosse  Emanzipationswerk,  das  mit  dem  Ge- 
setz vom  19.  Februar  (3.  März)  1861  (Aufhebung  der  Leibeigenschaft)  inauguriert 
ward,  in    agrarpolitischer    Beziehung   ab.     Nachdem    durch    das    Gesetz    vom 
26.  Juni  1863  die  Apanagenbauern,  durch  mehrere  Zwangsablösungsgesetze  in- 
folge  des    polnischen    Aufstandes    die    Bauern    sämtlicher    Kategorien   in    den 
westlichen   Gouvernements    und   im   Königreich   Polen   und  endlich   durch  da? 
Gesetz  vom  28.  Dezember  1881  die  noch  nicht  das  Eigentumsrecht  am  „Bauen 
land"  erlangt  habenden  früher  gutsherrlichen  Bauern  zu  Eigentümern  gewordeu 
waren,   haben   die  Domänenbauem   aller  Kategorien  im  europäischen  Russland 
durch   das   vorliegende    Gesetz    diesen   Rechtsstand    erreicht.      Eine   Ausnahm 
bilden    die   Bauern   auf  den   Privatgütem    der   drei  baltischen  Gouvernement - 
woselbst  keine    »Ablösung"  des  Bauemlandes    stattfindet,   sondern  freihändiger 
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Verkauf  mit  gewissen  gesetzlichen  Vergünstigungen  des  sitzenden  Pächters 
(Vorkaufsrecht,  Entschädigung),  auf  welchem  Wege,  wie  beiläufig  bemerkt  sein 
mag,  bis  jetzt  in  Kurland  */&,  in  Livland  etwas  über  7»  ^^^  iii  Esthland  etwas 
über  V*  des  Bauerlandes  in  das  Eigentum  der  Bauern  übergegangen  ist. 

Die  Ablösung  des  Domänenbauernlandes  hat  auch  eine  kleine  Aenderung 
in  der  Aufstellung  des  Staatsbudgets  hervorgerufen.  Der  betreffende  Jahres- 
betrag (49,04  Mill.  Rubel)  steht  nicht  unter  den  direkten  Steuern  (Posten: 
Grundsteuer),  wie  bisher  die  Grundpacht  dieser  Bauern,  sondern  bildet  mit  den 
Ablösungszahlungen  der  Bauern,  soweit  diese  mit  Hilfe  des  Staatskredits  (Aus- 
reichung von  zinstragenden  Wertpapieren,  Ablösungsscheine  und  Bankbillete, 
an  die  Grundherren)  das  Land  erworben  haben,  eine  besondere  Abteilung.  Laut 
Budgetvoranschlag  pro  1887  steht  letzterer  Posten  mit  44,74  Mill.  Rubel,  die 
Ablösungszahlungen  der  Domänenbauern  mit  53,07  Mill.  Rubel,  zusammen 
97,81  Mill.  Rubel  verzeichnet.  Die  Differenz  gegen  die  oben  angegebene  Ziffer 
(53,07 — 49,04)  bedeutet  die  Zahlungen  der  Domänenbauem ,  die  schon  früher 
zur  Ablösung  geschritten  sind  (insbesondere  in  den  westlichen  Gouvernements). 
Hierzu  kämen  noch  die  Ablösungszahlungen  der  Apanagenbauem,  deren  Betrag 
nicht  veröffentlicht  ist,  für  das  zum  Eigentum  erlangte  Land  (circa  4,34  Mill. 
Dessätinen). 

Berichtigung.  In  dem  Artikel  über  die  AbschafTung  der  Kopfsteuer  in  Rassland  (Jahr- 
gang in,  Bd.  I)  hat  es  auf  S.  270,  ZeUe  9  von  oben,  statt  „circa  12  Mill."  zu  heissen  „circa 
2  Mill.",  Avie  es  sich  übrigens  aus  dem  Zusammenhang  ergibt. 
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Die  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien  in  Russland. 

Von 
Dr.  Joh.  T.  Kenssler. 

Das  vom  Kaiser  am  12.  (24.)  Januar  1887  bestätigte  Gesetz  (Gesetzsamm- 
lung 1887,  Stück  6,  Nr.  52)  lautet: 

Der  Reichsrat  hat  in  den  vereinigten  Departements  für  Staatsökonomie, 
Gesetzgebung  und  die  Civil-  und  geistlichen  Angelegenheiten,  -wie  auch  in  der 
Plenarversammlung  —  nach  ßeprüfung  der  Vorlage  des  Finanzministers  über 
die  Besteuerung  der  Aktien  der  Eisenbahngesellschaften  zum  Besten  des  Fiskus 
—  sein  Gutachten  wie  folgt  abgegeben. 

I.  In  Ergänzung  der  bezüglichen  Gesetzesbestimmungen  ist  festzustellen : 

1.  Von  den  Erträgen,  die  die  Aktien  den  Eisenbahngesellschaften 
liefern,  wird  eine  Prozentsteuer  erhoben: 

a)  im  Betrage  von  5  Prozent  —  von  dem ,  von  der  Regierung 
garantierten  Ertrage; 

b)  im  Betrage  von  3  Prozent  —  von  dem  nicht  garantierten  Ertrage 
(von  der  Dividende  der  nicht  von  der  Regierung  garantierten 
Aktien,  Superdividende  dieser  Aktien  und  der  nicht  amorti- 
sierten von  der  Regierung  garantierten  Aktien  u.  s.  w.). 

2.  Der  Besteuerung  unterliegen  nicht  die  Erträge  der  Aktien  der 
Eisenbahngesellschaften:  Warschau -Bromberg,  Warschau- Wien, 
Warschau-Terespol ,  Dünaburg-Witebsk ,  Kursk-Kiew,  Lodz,  Orel- 
Witebsk,  Tambow-Koslow  und  Zarskoje-Sselo,  wie  auch  der  Grossen 
Russischen  Eisenbahngesellschaft  in  betreff  der  St.  Petersburg- 
Warschauer  und  der  Nishegoroder  Linie. 

Anmerkung.  Der  Ertrag,  den  die  Aktionäre  der  Grossen  Eisenbahn- 
gesellschaft aus  der  Exploitation  der  Nikolailinie  erhalten,  wird  vorläufig  nicht 
zur  Entrichtung  der  Steuer  herangezogen  —  bis  zur  Erledigung  dieser  Frage 
in  gesetzmässiger  Ordnung. 

3.  Die  Steuer  von  den  Erträgen  der  Aktien  der  Eisenbahngesellschaften 
wird  in  der,  in  den  Punkten  4  und  8  des  am  20.  Mai  1885  Aller- 
höchst bestätigten  Gesetzes  über  die  Kapitalrentensteuer  festgesetzten 
Ordnung  erhoben. 

II.  Die  im  Punkt  I  dargelegten  Bestimmungen  haben  mit  dem  Tage  ihrer 
Publikation  in  Kraft  zu  treten,  wonach  in  Uebereinstimmung  mit 
Vorstehendem  alle  Erträge  von  Eisenbahnaktien,  deren  Auszahlungs- 
termin nach  dem  bezeichneten  Tage  eintritt,  der  Besteuerung  zu 
unterwerfen  sind. 

Im  Kapitalrentensteuergesetz  (Jahrgang  III,  Bd.  I,  S.  274  dieser  Zeitschrift) 
■war  bereits  eine  bezügliche  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien  in  Aussicht  genommen. 
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In  der  Behandlung  dieser  Frage  kamen  zwei  gegensätzliche  Gesichts- 
punkte in  Betracht.  Einerseits  wollte  man  in  dem  Eisenbahnunternehmen  nur 
ein  gewöhnliches  wirtschaftliches  Unternehmen  erblicken  und  demnach  das- 
selbe den  allgemeinen  Handels-  und  Gewerbesteuern  unterwerfen;  hiemach 
hätten  die  Eisenbahnen,  wie  auch  die  angestellten  Beamten  die  entsprechende 
Zahl  Gildenscheine  und  Gewerbescheine  zu  lösen  und  der  eventuelle  Rein- 
ertrag (Dividende  aus  Aktien)  der  CKgänzenden  Prozentsteuer  (Finanz- 
archiv II,  S.  222  ff.)  zu  unterliegen.  Abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der 
praktischen  Lösung  der  Frage,  nach  welchen  Grundsätzen  die  Handels-  und 
Gewerbesteuer  bei  dem  immerhin  eigentümlichen  Charakter  dieser  wirtschaft- 
lichen Unternehmungen  diesen  anzupassen  sei,  was  näher  nicht  ausgeführt  zu 
werden  braucht,  wie  auch  der  Frage,  wie  die  ergänzende  Prozentsteuer  im 
Hinblick  auf  das  eigentümliche  System  der  Verschuldung  an  den  Staat  und 
der  Verrechnung  mit  dem  Staat,  auf  den  besonderen  Charakter  des  Reserve- 
fonds, auf  den  Heimfall  der  Eisenbahnen  an  den  Staat  etc.  zu  normieren 
sei,  abgesehen,  sagen  wir,  von  diesen  Schwierigkeiten  stellt  sich  gegen  jenen 
Gesichtspunkt  der  entscheidende  Umstand,  dass  der  grösste  Theil  der  Aktien 
in  der  staatlichen  Zinsengarantie  eine  Sicherheit  des  Ertrages  wie  auch  der 
allmählichen  Rückerstattung  des  Kapitals  (durch  die  Amortisation,  die  mit  der 
Zinsengarantie  gesichert  ist)  besitzt,  wie  sonst  kein  Handels-  oder  Gewerbe- 
untemehmen.  Vielmehr  trägt  die  Aktie  mit  der  Zinsgarantie  vollständig  den 
Charakter  eines  Staatsschuldpapiers,  welchen  Charakter  sie  erst  durch  die 
Superdividende  verliert;  diese  erscheint  dann  erst  als  Resultat  des  privatwirt- 
schaftlichen Unternehmens. 

Entsprechend  diesem  verschiedenartigen  Charakter  der  Einnahmen  aus 
Eisenbahnaktien  entschied  sich  die  Staatsregierung,  wie  aus  dem  oben  mitge- 
teilten Gesetz  ersichtlich ,  diese  zur  Besteuerung  in  zwei  Gruppen  zu  scheiden ;_ 
die  garantierten  Eisenbahnaktien  werden  bis  zum  Betrage  der  Garantie  mit 
5  Prozent,  d.  i.  mit  der  allgemeinen  Kapitalrentensteuer  besteuert,  die  Super- 
dividende dieser  Aktien,  wie  jede  Dividende  der  nicht  garantierten  Aktien  aber 
mit  3  Prozent,  d.  h.  mit  dem  Betrage  der  für  gewisse  Handels-  und  Gewerbe- 
unternehmungen geltenden  ergänzenden  Prozentsteuer,  ohne  somit  (und  mit 
Recht!)  der  Handels-  und  Gewerbesteuer  unterstellt  zu  werden. 

Die  von  der  Steuer  befreiten,  im  Gesetz  genannten  Aktien  sind  die- 
jenigen, denen  in  der  betreffenden  Konzession  oder  im  Statut  ausdrücklich 
die  Steuerfreiheit  garantiert  ward.  Eine  Eigentümlichkeit  weisen  die  Statuten 
von  vier  Eisenbahngesellschaften  auf:  die  Weichsel-,  die  Orenburger,  die  Uraler 
und  die  Fastowoer  Bahn.  Sie  sprechen  von  keiner  Steuerfreiheit,  aber  sie  ge- 
währen den  Aktien  eine  , absolute  Garantie"  für  Zinsen  und  Amortisation. 
Doch  ergibt  sich  aus  anderen  Bestimmungen  derselben  Statute ,  dass  diese 
, absolute*  Garantie  nicht  der  Eisenbahngesellschaft  selbst,  sondern  den  Inhabern 
der  Aktien  zugesprochen  ward  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  keinerlei  Ansprüche 
von  Kreditoren  an  die  (Gesellschaft  die  garantierten  Zinsen  schmälern  können. 
So  wurden  denn  die  Aktien  dieser  Eisenbahngesellschaften  nicht  von  der  Be- 
steuerung eximiert. 

Die  vorläufige  Befreiung  der  Aktien  der  sogen.  Nikolailinie  (St.  Peters- 
burg-Moskau) von  der  Steuer  findet  darin  ihre  Begründung,    dass   der   formal- 
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rechtliche  Abschluss  der  Uebergabe  dieser  im  Eigentum  des  Staates  befindlichen 
Eisenbahn  an  die  sogen.  Grosse  Eisenbahngesellschaft  (St.  Petersburg-Warschau 
mit  der  Zweigbahn  nach  Wirballen  und  Moskau-Nishegorod)  zur  Exploitation 
noch  immer  nicht  erfolgt  ist,  trotzdem  diese  Gesellschaft  die  genannte  Linie 
bereits  seit  dem  Jahre  1868  exploitiert. 

Die  im  Eigentum  (und  Verwaltung)  des  Staates  stehenden  Eisenbahnen, 
deren  Zahl  und  Grösse  in  den  letzten  Jahren  durch  Uebernahme  von  bisherigen 
Privateisenbahnen,  wie  auch  durch  Bau  neuer  Linien  sehr  zugenommen  haben, 
werden  selbstverständlich  nicht  von  dieser  Steuer  betroffen,  es  fehlt  auch  das 
Objekt,  die  Aktie. 

Der  Ertrag  dieser  Steuer  ist  wie  folgt  berechnet:  die  Öprozentige  Steuer 
von  den  garantierten  Aktien  beläuft  sich  auf  229,503  Rubel  Metall  und  251,754 
Kreditrubel,  die  3prozentige  Steuer  —  unter  Zugrundelegung  der  Erträge  des 
Jahres  1885  —  von  der  Superdividende  der  garantierten  Aktien  160,840  Rubel 
und,  von  der  Dividende  der  nicht  garantierten  Aktien  42,650  Rubel.  Mit  Umrech- 
nung der  Metallrubel  in  Kreditrubel  (zum  Kurs  von  1  Rubel  60  Kop.)  kalkuliert 
sich  der  Ertrag  der  Steuer  auf  rund  825,000.  Es  ist  jedoch  noch  ein  Abzug 
von  etwa  50,000  Rubel  zu  machen,  um  den  effektiven  Gewinn  für  die  Staats- 
kasse zu  ermitteln,  nämlich  der  Betrag  von  den,  im  Besitz  des  Staates  befind- 
lichen Aktien  (5  Mill.  Rubel  Metall  und  18  Mill.  Kreditrubel). 
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Entscheidungen 

über 

die  Anwendung  des  §  17  des  Gesetzes  —  betreffend  die  Besteuerung  des  Tabaks  — 

vom  16.  Juli  1879  (Reicbsgesetzblatt  S.  245)  in  Verbindung  mit  §  18  der  dazu 

gehörigen  Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  25.  März  1880  (Zentralblatt 

für  das  Deutsche  Reich  S.  153). 

Mitgeteilt  von 

L.  Kirsch, 

Grrossherzogl.  Badischer  Geheimer  Finanzrat. 

Nach  den  oben  erwähnten  Bestimmungen  kann  in  dem  Falle,  wenn  von 
einem  Tabakpflanzer  der  Erntegewinn  nach  der  amtlichen  Verwiegung  ganz 
oder  teilweise  unversteuert  zur  Aufbewahrung  zurückgenommen  und  der  auf- 
bewahrte Tabak  oder  ein  Teil  desselben  später  in  eine  Niederlage  verbracht 
wird,  für  den  während  der  Lagerung  beim  Tabakpflanzer  nachweislich  durch 
Eintrocknung  entstehenden  Gewichtsverlust  ein  entsprechender  Zuschlag  zu 
dem  bei  der  Versendung  zur  Niederlage  ermittelten  Gewicht  nach  den  vom 
Bundesrat  zu  trefi"enden  näheren  Bestimmungen  gewährt  und  der  sich  hieraus 
ergebende  höhere  Steuerbetrag  an  der  ursprünglich  bei  der  amtlichen  Verwiegung 
festgestellten  Steuer  abgesetzt  werden.  Der  Bundesrat  hat  nach  der  oben  er- 
wähnten Bekanntmachung  diesen  Zuschlag  auf  1  Prozent  des  bei  der  Versendung 
zur  Niederlage  ermittelten  Gewichtes  für  100  Tage  der  Lagerung  festgesetzt, 
zugleich  aber  die  Direktivbehörden  eiTQächtigt ,  höhere  Zuschläge  zu  gewähren, 
wenn  die  stattgehabten  Ermittelungen  die  Annahme  entsprechend  grösserer  Ab- 
gänge begründen. 

Diese  Bestimmungen  haben  nun  vor  kurzem  seitens  der  badischen  Finanz- 
behörde bezw.  badischen  Gerichtshöfe  verschiedene  Auslegungen  erfahren,  bezw. 
zu  verschiedenen  Entscheidungen  geführt. 

Wir  wollen  versuchen ,  den  Thatbestand  und  die  bezüglichen  Entschei- 
dungen nebst  den  Entscheidungsgründen  in  gedrängter  Kürze  in  nachstehendem 
mitzuteilen. 

Der  Thatbestand  ist  folgender:  Eine  badische  Handelsflrma  kaufte  im 
Juli  1886  von  verschiedenen  Tabakpflanzem  grössere  Mengen  von  Tabak,  her- 
rührend aus  der  Ernte  1885,  welche  nach  Massgabe  des  §  12  und  16  des  oben 
erwähnten  Gesetzes  an  ordentlicher  Amtsstelle  verwegen,  abet  nach  der  Ver- 
wiegung von  den  Tabakpflanzern  auf  Grund  des  §  14  der  eingangs  angegebenen 
Bekanntmachung  unversteuert  zur  eigenen  Aufbewahrung  und  Lagerung  zurück- 
genommen worden  waren  und  während  dieser  Lagerung  eine  erste  (die  sogen. 


1)  Die  Uebersicht  über  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Finanzfragen  wird  in 
einem  der  nächsten  Bände  fortgesetzt  werden.  D.  H. 
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Bauern-)  Fermentation  durchgemacht  hatten.  Im  gleichen  Monat  Hess  die  Firma 
sämtlichen  gekauften  Tabak  in  5  Abteilungen  zur  steuerfreien  Lagerung  in  ihre 
unter  amtlichem  Mitverschluss  stehende  Niederlage  (vgl.  das  Regulativ,  betreffend 
die  Niederlagen  für  unversteuerten  inländischen  Tabak,  vom  29.  Mai  1880;  Zentral- 
blatt S.  386)  verbringen.  Die  Versendung  fand  jeweils  mit  Versendungsschein  I 
statt  und  zwar,  weil  der  Versender  keinen  Anspruch  auf  Anrechnung  des  während 
des  Transportes  durch  Eintrocknen  entstehenden  Gewichtsverlustes  machte, 
ohne  Feststellung  des  Gewichtes  des  versandten  Tabaks  und  ohne  Anlegung  eines 
zollamtlichen  Verschlusses  an  dem  Transport  (vgl.  Ziffer  6  und  9  des  §  28  der 
Dienstvorschriften,  betreffend  die  Besteuerung  des  Tabaks  vom  29.  Mai  1880 
(Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  S.  327).  In  den  Versendungsschein  musste 
daher  bestimmungsgemäss  das  ursprünglich  bei  der  amtlichen  Verwiegung  er- 
mittelte, im  Abrechnungsbuch  (§  27  der  Dienstvorschriften)  angeschriebene  Ge- 
wicht übernommen,  und  es  musste  der  Tabak  vor  der  Aufnahme  in  die  Nieder- 
lage nochmals  verwogen  werden  (Ziffer  12  des  §  28  der  Dienstvorschriften).  Bei 
dieser  vom  Empfangsamte  vorgenommenen  amtlichen  Verwiegung  des  Tabaks 
ergaben  sich  nun  gegenüber  der  Feststellung  bei  der  ursprünglichen  Verwiegung 
erhebliche  Gewichtsabgänge  (Dekalo),  welche  sich  im  Durchschnitt  zu  7  Prozent 
des  ursprünglichen  Gewichtes  berechneten.  Die  kompetente  Steuerbehörde  (das 
Ausfertigungsamt)  hat  hierauf  von  diesem  Gewichtsmangel  nach  Abzug  von 
1  Prozent  des  ursprünglichen  Gewichtes  für  100  Tage  der  Lagerung  bei  den 
Tabakpflanzern  die  fällig  gewordene  Tabaksteuer  berechnet  und  im  ganzen  mit 
994  M.  bei  der  Firma  in  Anforderung  gebracht. 

Die  Firma  hielt  sich  zur  Zahlung  dieses  Steuerbetrages  nicht  verpflichtet, 
glaubte  vielmehr  nach  dem  Schlusssatz  des  Abs.  1  des  §  17  des  Tabaksteuer- 
gesetzes für  den  ganzen  Gewichtsabgang  Steuerfreiheit  in  Anspruch  nehmen  zu 
können ,  davon  ausgehend ,  dass  die  von  ihr  nicht  bestrittene  sogen.  Bauem- 
fermentation  ein  ohne  Anwendung  irgend  welcher  künstlicher  Mittel  durch- 
geführtes, zur  Erhaltung  des  Tabaks  als  verkäufliches  Produkt  notwendiges 
Verfahren  and  die  dadurch  herbeigeführte  Gewichtsabnahme  des  Tabaks  ein 
natürlicher  Vorgang  und  nichts  anderes  als  die  im  Gesetz  vorgesehene  Ein- 
trocknung sei. 

Sie  legte  daher  bei  der  grossh.  badischen  Zolldirektion  Beschwerde 
ein  und  beantragte,  abändernd  zu  entscheiden,  dass  von  der  Erhebung  der  an- 
gesetzten Steuer  Umgang  genommen,  bezw.  dass  diese,  soweit  sie  bereits  von 
der  Firma  bezahlt,  wieder  zurückersetzt  werde. 

Die  genannte  Direktivbehörde  wies  aber  mit  Bescheid  vom  25.  November 
1886  die  Beschwerde  ab,  indem  sie  ausführte,  dass  die  fraglichen  Tabake  nach 
bei  den  fraglichen  Tabakpflanzem  und  zuverlässigen  Sachkundigen  angestellten 
Erhebungen  in  sehr  trockenem  Zustande  abgehängt  und  zur  amtlichen  Ver- 
wiegung vorgeführt  worden,  der  Gewichtsverlust  danach  der  vor  sich  gegangenen 
Fermentation  zuzuschreiben,  der  Nachweis,  inwdeweit  dieser  Gewichtsabmangel 
etwa  lediglich  durch  natürliches  Eintrocknen  entstanden,  nicht  erbracht  sei  und 
deshalb  auch  für  denselben  ein  höherer  Nachlass  als  bereits  geschehen  nicht 
gewährt  werden  könne. 

Gegen  diesen  Bescheid  erhob  die  Firma  rechtzeitig  Klage  bei  dem  grossh. 
badischen  Verwaltungsgerichtshof.  Das  Klagbegehren  war  dahin  gerichtet, 
„dass  eine  Verpflichtung  zur  Nachbesteuerung  der  fraglichen,  in  der  Klage  näher 
bezeichneten  Gewichtsabgänge  nicht  bestehe,  deshalb  von  Erhebung  der  noch 
nicht  bezahlten  Beträge  Umgang  zu  nehmen,  die  schon  erhobenen  Beträge  aber 
an  die  Klägerin  zurückzuerstatten  und  dass  die  Kosten  dem  grossh.  Fiskus  auf- 
zuerlegen seien"! 

Zur  Begründung  des  Klagbegehrens  wurde  unter  Wiederholung  dessen, 
womit  schon  die  bei  der  Zolldirektion  erhobene  Beschwerde  begründet  worden 
war,  durch  Vortfegung  eines  Gutachtens  des  Tabakvereins  Mannheim  ausgeführt, 
dass  die  Vornahme  einer  Fermentation  des  dachreifen  abgehängten  Pfälzer 
Tabaks  notwendig  sei,  um  ihn  zu  erhalten  und  zur  Fabrikation  brauchbar  zu 
machen,  dass  die  Zusammensetzung  des  dachreifen  Tabaks  auf  sogen.  Fermen- 
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tationsbänke  einen  völlig  natürlichen  Prozess  ohne  Anwendung  künstlicher  Mittel 
herbeiführe ,  dass  dieser  natürliche  Prozess  nur  durch  künstliche  Mittel  durch 
Ausbreitung  des  Tabaks  in  dünnen  Lagen  zur  schweren  Schädigung  des  Produkts 
verhindert  werden  könne,  dass  bei  einem  solchen  Verfahren  der  Gewichtsverlust 
durch  Eintrocknen  15  bis  25  Prozent  des  Gewichtes  betragen  würde,  während 
die  übliche  beim  Pflanzer  vorgenommene  erste  Fermentation  einen  solchen  von 
8  bis  10  Prozent  zur  Folge  habe,  der  so  behandelte  Tabak  aber,  um  fabrikations- 
fertig zu  werden,  beim  Händler  noch  einer  zweiten  Fermentation  unterworfen 
werden  müsse.  Zugleich  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  durch  die  Erhebung 
der  Steuer  vom  Gewichtsverluste,  welcher  durch  die  Fermentation  beim  Pflanzer 
bis  zur  Einlief erung  in  die  steuerfreien  Niederlagen  entstanden  ist,  von  dem 
schliesslich  in  den  freien  Verkehr  gelangenden  Produkte  eine  höhere  Steuer  be- 
zahlt werde,  als  wenn  es  unmittelbar  nach  der  ersten  amtlichen  Vei-wiegung 
in  das  Lager  des  Händlers  übergehe,  was  der  Wüle  des  Gesetzgebers  nicht 
sein  könne. 

Seitens  der  grossh.  Finanzbehörde  wurde  durch  den  bevollmächtigten 
Vertreter  des  Staatsinteresses  die  Abweisung  der  Klage  unter  Kostenfolge  be- 
antragt. 

Zur  Begründung  dieses  Antrages  wurde  geltend  gemacht,  dass  das  Ver- 
langen voller  Vergütung  bezw.  Befreiung  von  der  auf  den  Gewichtsabmangel 
fallenden  Steuer  gesetzHch  nicht  begründet  sei,  weil  sich  der  §  17  Abs.  1  des 
Tabaksteuergesetzes  nur  auf  den  Fall  des  Gewichtsabmangels  infolge  natür- 
licher Eintrocknung  während  der  Lagerung  des  Tabaks  bei  dem  Pflanzer 
nach  der  amtlichen  Verwiegung  und  vor  dessen  Einlage  in  die  Privatniederlage, 
nicht  aber  auf  den  Fall  des  Gewichtsabmangels  infolge  von  Fermentation 
beziehe,  sodann  aber,  dass  die  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichten  und 
hier  dem  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  überhaupt  nicht  zulässig  sei,  weil  es 
an  jedem  mittelst  Klage  verfolgbaren  Rechtsanspruch  und  dementsprechend 
an  jeder  Rechtsverletzung  fehle,  indem  das  Tabaksteuergesetz  in  §  17  die  Zu- 
lassung der  Aufrechnung  eines  vor  Einlieferung  des  Tabaks  zur  Niederlage 
durch  Eintrocknung  entstandenen  Gewichtsabganges  lediglich  in  das  Ermessen 
der  Verwaltungsbehörden  gestellt  habe. 

Trotz  dieser  Ausführungen  durch  den  Vertreter  des  Staatsinteresses  hat 
der  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  unterm  9.  Februar  1887  folgendes  Urteil 
erlassen: 

flDie  klägerische  Firma  ist  nicht  verpflichtet,  für  die  Gewichtsabgänge, 
welche  bei  der  Ablieferung  der  in  der  IQage  erwähnten  Tabaksmengen  in  ihre 
unter  amtlichem  Mitverschluss  stehende  Privatniederlage  im  Vergleich  mit  dem 
Ergebnisse  der  amtlichen  Verwiegung  vorgefunden  wurden,  Tabaksteuer  zu 
zahlen.  Die  bereits  erhobenen  Beträge  sind  derselben  zurückzubezahlen ;  die 
grossh.  Steuerverwaltung  hat  die  Kosten  des  verwaltungsgerichtlichen  Ver- 
fahrens zu  tragen." 

Bei  diesem  Urteil  Hess  sich  der  Grossh.  Verwaltungsgerichtshof  von  folgen- 
den Entscheidungsgründen  leiten: 

In   allen   den  oben  erwähnten  Ausführungen  ist  von  beiden  Parteien  die 
{Zuständigkeit  dieses  Gerichsthofes  zur  Entscheidung  der  Streitfrage  anerkannt, 
mnd  es  ist  auch  seitens  des  Gerichtshofes  kein  Bedenken  hierwegen  zu  erheben 
fgewesen,  da  die  Tabaksteuer,  obwohl  durch  Reichsgesetz  zu  Gunsten  der  Reichs- 
fkasse   eingeführt,   doch  unter  den  Begriff  der  Staatsabgaben  im  Sinne  des  §  3 
[Ziffer   1    des   Verwaltungsrechtspflegegesetzes   fällt  und  bezüglich  ihrer   durch 
iReichsgesetz  der  Rechtsweg  von  den  Verwaltungsgerichten  nicht  ausgeschlossen  ist. 
Hiemach  war   auf  Prüfung   der  Streitsache   einzugehen   und   ist  hierauf 
^bezüglich  zu  bemerken:  Der  §  2  des  Tabaksteuergesetzes  regelt  die  Besteuerung 
des  inländischen  Tabaks  dahin,  dass  vom  Jahre  1882  an  für  100  kg  Tabak  nach 
Massgabe    des   Gewichtes    in    fermentiertem    oder  getrocknetem   fabri- 
kationsreifem Zustande  45  M.  zu  bezahlen  sind. 

Dass   man   der  Besteuerung   das  Gewicht   des  Tabaks  in   dem  durch  die 
gesperrt  gedruckten  Worte  bezeichneten  Zustande  zu  Grunde  legte,  findet  seine 
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Begründung  darin,  dass  das  Verhältnis  der  Höhe  der  Besteuerung  des  inländischen 
zu  der  Belastung  des  ausländischen  Tabaks  mit  Eingangszoll  klar  dargelegt 
werden  sollte. 

Um  die  Heranziehung  allen  innerhalb  des  Zollgebietes  gepflanzten  Tabaks 
zu  sichern,  war  es  notwendig,  die  Menge  des  Erzeugnisses  noch,  solange  es 
sich  in  der  Hand  des  Pflanzers  befindet,  nach  seinem  Gewichte  zu  ermitteln 
und  die  davon  zu  zahlende  Steuer  festzustellen.  Als  geeignetster  Zeitpunkt  hierfür 
wurde  die  Zeit  des  Abhängens  nach  eingetretener  Lufttrocknung  (Dachreife) 
durch  das  Gesetz  bestimmt  (tj  12  ft".  des  Gesetzes). 

Da  aber  der  Tabak  erfahrungsgemäss  vom  Eintritt  der  Dachreife  bis  zum 
Eintritt  des  Zustandes,  in  welchem  er  zur  Fabrikation  verwendet  werden  kann,, 
durch  Eintrocknung,  sei  es  mit  oder  ohne  eingetretene  Gärung  (Fermentation) 
durchschnittlich  20  Prozent  an  Gewicht  verliert,  so  wird  bei  Feststellung  des 
Steuerbetrages  als  steuerpflichtiges  Gewicht  des  Tabaks  das  ermittelte  Gewicht 
des  dachreifen  Tabaks  nach  Abzug  von  einem  Fünftel  desselben  angenommen 
(§16  des  Gesetzes). 

Geht  der  Tabak  sodann  vor  dem  15.  Juli  des  auf  die  Ernte  folgenden 
Jahres,  bezw.  vor  Ablauf  der  gemäss  §  2  des  Reichsgesetzes  vom  5.  April  1885, 
R.G.Bl.  Nr.  12,  verlängerten  Frist  in  andere  Hände  über,  um  sofort  im  Inlande 
in  den  freien  Verkehr  zu  treten,  so  hat  der  Käufer  oder  sonstige  Erwerber, 
bei  längerer  Lagerung  in  der  Hand  des  Pflanzers  dieser  die  Steuer 
zu  entrichten  (§  16  Abs.  2  und  §  19  des  Gesetzes). 

Wird  der  Tabak  aber  vor  dem  15.  Juli,  bezw.  vor  Ablauf  der  verlängerten 
Frist  vom  Pflanzer  verkauft  und  vom  Käufer  in  eine  Niederlage  für  unverzollte 
Waren  aufgenommen,  so  entsteht  bezüglich  der  Sicherung  der  Beibringung  der 
vollen  Steuer  von  der  amtlich  verwogenen  Tabaksmenge  eine  Reihe  von  Be- 
ziehungen, deren  Regelung  den  Gegenstand  des  §  17  des  Tabaksteuergesetzes  bildet. 

Es  sollte  dafür  gesorgt  werden,  dass  kein  Verlust  an  der  Steuer  veranlasst 
werde  durch  Veruntreuung  während  der  Lagerung  beim  Pflanzer,  auf  dem 
Transport  und  während  der  Lagerung  in  der  Niederlage.  Dieser  Zweck  soll 
dadurch  erreicht  werden,  dass  die  Steuerbehörde  sich  wegen  der  Beibringung 
der  Steuer  nur  an  den  Käufer  hält,  der  die  Ware  in  die  Niederlage  bringt. 
Von  ihm,  dem  Käufer,  den  es  gemäss  §  16  und  19  des  Gesetzes  als  den  Steuer- 
pflichtigen behandelt,  verlangt  das  Gesetz  nicht  bloss  die  Obliegenheiten  des 
Niederlegers,  sondern  auch  die  Vertretung  der  Vorgänge  von  der  Zeit  der  amt- 
lichen Verwiegung  bis  zur  Aufnahme  des  Tabaks  in  die  Niederlage,  insbesondere 
für  die  vor  dem  letzteren  Zeitpunkt  eingetretenen  Gewichtsabgänge.  Daher  die 
Bestimmung  des  Satzes  3  des  §  17,  dass  an  dem  Steuerbetrage,  welchen  der 
Niederleger  als  Käufer  des  Tabaks  nach  dem  Ergebnisse  der  amtlichen  Ver- 
wiegung zu  entrichten  hat,  bei  der  Aufnahme  einer  Tabakmenge  in  die  Nieder- 
lage regelmässig  nur  derjenige  Betrag  abgesetzt  wird,  welcher  für  ein  gleiches 
Gewicht  in  dachreifem  Zustande  ermittelt  ist.  Was  an  Gewicht  fehlt,  dafür 
soll  der  Niederleger  sofort  die  Steuer  entrichten. 

Diese  Bestimmung  ist  dann  nicht  lästig,  wenn  die  Niederlegung  sehr 
bald  nach  der  amtlichen  Verwiegung  eintritt,  wo  noch  kein  nennenswerter  Ge- 
wichtsverlust durch  Verdunstung  eingetreten  ist. 

Das  bei  der  Niederlegung  vorhandene  Gewicht  wird  sich  in  diesem  Fall 
mit  dem  bei  der  amtlichen  Verwiegung  ermittelten  decken ,  sofern  nicht  durch 
Beseitigung  eines  Teiles  des  Erzeugnisses,  sei  es  beim  Pflanzer  oder  auf  dem 
Transport,  somit  durch  ein  Verschulden  eine  Gewichtsabnahme  stattgefunden 
hat.  Dass  derjenige,  dem  das  Gesetz  die  Erlegung  der  Steuer  aufgebürdet,  hier 
für  den  eingetretenen  Gewichtsabgang  aufzukommen  hat,  ist  selbstverständlich; 
es  bleibt  ihm  überlassen,  sich  wegen  des  eingetretenen  Verlustes  an  denjenigen 
zu  halten,  der  dafür  zu  haften  hat,  den  Pflanzer  oder  den  Fuhrmann. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  zwischen  der  amtlichen  Verwiegung  und 
der  Ablieferung  des  Tabaks  in  die  Niederlage  ein  längerer  Zeitraum  liegt. 

Hier  findet,  wie  allseitig  anerkannt  und  vom  Gesetze  selbst  vorgesehen 
ist,   schon   während   der  Lagerung  beim   Pflanzer  regelmässig   eine  mehr  oder 
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minder  grosse  Gewichtevennindening  durch  Eintrocknung  statt;  eine  solche 
kann  auch  eintreten  durch  Eintrocknung  während  des  Transportes  vom  Lager 
des  Pflanzers  bis  zur  Einlieferung  in  die  Niederlage. 

Nebstdem  kann  ein  Gewichtsabgang  aber  auch  hier  durch  Verschulden 
während  der  Lagerung  oder  während  des  Transportes  eintreten,  oder  es 
können  alle  diese  Eventualitäten  in  manchfacher  Vermischung  zusammentreffen. 

Das  Eintreten  des  Käufers  bezw.  Niederlegers  für  den  Gewichtsabgang 
in  allen  diesen  Eällen,  das  Haften  für  Vorgänge  aus  einer  Zeit,  wo  der 
Tabak  noch  nicht  ihm  gehörte,  hat  aber  seine  natürlichen  Rückwirkungen 
auf  diejenigen,  welche  der  Einleger  zu  vertreten  hat,  hier  vorzugsweise  auf  den 
Pflanzer.  Der  Einleger  wird  sich  wegen  des  beim  Pflanzer  eingetretenen  Ge- 
wichtsabganges, für  den  der  erstere  durch  Zahlung  der  Steuer  einzutreten  hätte, 
sei  es  durch  Uebereinkommen ,  sei  es  durch  Zahlung  eines  geringeren  Preises 
schadlos  halten. 

Ist  der  Gewichtsabgang  aber  durch  Eintrocknung  veranlasst  worden,  so 
würde  die  dafür  zu  entrichtende  Steuer  schliesslich  an  dem  Pflanzer  haften 
bleiben,  während  das  Gesetz  diesen  mit  der  Tabaksteuer  in  der  Hauptsache  ver- 
schont haben  will. 

Gleichzeitig  würde  damit  aber  auch  eine  höhere  Besteuerung  des  Tabaks 
eintreten,  als  das  Gesetz  in  §  2  und  16  vorgesehen  hat.  Das  Gesetz  will,  dass 
die  Steuer  vom  inländischen  Tabak  sich  nach  dessen  Gewicht  in  fermentiertem 
oder  getrocknetem  fabrikationsreifem  Zustande  berechne.  Für  den  sich  ver- 
flüchtigenden Wassergehalt,  den  der  Tabak  im  dachreifen  Zustande  noch  ent- 
hält, soll  eine  Steuer  nicht  erhoben  werden.  Dieser  ausgesprochenen  Absicht 
des  Gesetzes  würde  nun  schnurstracks  entgegengehandelt  werden,  wenn  man 
vom  Einleger  die  Zahlung  der  Steuer  für  die  bereits  beim  Pflanzer  eingetretene 
Verdunstung  und  daneben  noch  die  volle  Steuer  von  demselben  Tabak  nach 
eingetretener  voller  Fabrikationsreife  beim  Ausgang  aus  der  Niederlage  in  den 
freien  Verkehr  verlangen  würde. 

Hier  Abhilfe  zu  schaffen,  ist  die  ausgesprochene  Aufgabe  des  letzten 
Satzes  des  §  17  Abs.  1  des  Gesetzes. 

In  dem  Gefühl,  dass  für  die  beim  Pflanzer  eingetretene  Gewichtsverringerung 
diesem  die  Haftbarkeit  obliegt,  dieselbe  jedenfalls  auf  ihn  zurückfallen  wird,  und 
um  ihn  gegen  eine  ungerechtfertigte  Heranziehung  zur  Zahlung  einer  Steuer 
für  etwas,  was  nicht  versteuert  werden  soll,  zu  schützen,  wurde  der  ei-wähnte 
Satz  in  das  Gesetz  aufgenommen.  Die  Begründung  zu  dieser  Bestimmung  des 
Gesetzentwurfs  spricht  sich  dahin  aus: 

„Mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit,  dass  der  Pflanzer  seinen  Tabak  nicht 
sofort  nach  stattgehabter  Verwiegung  zur  Niederlage  bringt,  sondern  einstweilen 
unversteuert  bei  sich  behält,  sowie  dass  nur  eine  allmähliche  oder  teilweise  Ueber- 
führung  desselben  zur  Niederlage  eintritt,  hat  bestimmt  werden  müssen,  dass 
für  den  Gewichtsverlust  bei  dieser  Zwischenlagerung  ein  Rabatt  gewährt  werden 
kann,  damit  ein  Pflanzer,  welcher  seine  Ernte  zur  Niederlage  liefert,  auch  von 
der  vollen,  dafür  zu  entrichtenden  Steuer  befreit  werden  kann,  ungeachtet  das 
zur  Niederlage  gebrachte  Gewicht  ein  geringeres  ist,  als  das  früher  bei  der 
amtlichen  Verwiegung  ermittelte  Gewicht." 

Die  Begründung  bezeichnet  diese  Aushilfe  als  eine  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit: „es  hat  bestimmt  werden  müssen",  und  sie  erläutert  die  im  Gesetze 
ausgenommene  Bezeichnung  „ein  entsprechender  Zuschlag"  dahin,  dass  auch  die 
volle  Entlastung  solle  eintreten  können. 

Die  Fassung  des  Satzes  ist  nun  allerdings  geeignet,  zu  verschiedenen 
Auffassungen  Anlass  zu  geben.  Die  nach  allen  Seiten  zu  nehmenden  Rück- 
sichten, das  Zusammenfassen  derselben  in  einem  Satze,  waren  wohl  der  Anlass 
der  Unbestimmtheit  des  Ausdruckes. 

Einerseits  die  Sicherung  des  Eingangs  der  einmal  festgesetzten  Steuer 
für  alle  Eventualitäten  durch  die  Haftung  des  Käufers  für  alle  eingetretenen 
Verluste,  in  welcher  Hand  sie  immer  eingetreten  sein  mögen,  andererseits  die 
Unzulässigkeit  der  Erhebung  einer  Steuer  von  dem  Gewichtsverluste,  welcher  durch 
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die  während  des  Transports  oder  der  Lagerung  beim  Pflanzer  eingetretene  Ein^ 
trocknung  entstanden  ist,  Hessen  Bestimmungen  darüber  notwendig  erscheinen, 
wie  die  beiden  Gesichtspunkte  sich  praktisch  zur  Geltung  bringen  lassen. 

Es  war  klar,  dass  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  der  vorgefundene 
<4ewichtsabgang  Folge  der  Eintrocknung  oder  eines  anderen  Vorganges  sei, 
welchen  Anteil  an  dem  Verluste  das  eine  oder  das  andere  gehabt,  im  einzelnen 
Falle  durch  strikten  Beweis  nicht  leicht  zu  ennitteln  ist,  und  dies  unter  Um- 
ständen dazu  führen  könnte,  eine  Einbusse  an  der  Steuer  herbeizuführen,  wenn 
hier  nicht  die  Entscheidung  über  die  Thatfrage  rein  der  Abwägung  der  Ver- 
waltungsbehörden nach  Lage  der  Umstände  überlassen  würde.  Dieselbe  ist  des- 
halb vom  Gesetze  ganz  in  die  Hand  der  Verwaltungsbehörde  gelegt  worden. 
Nach  einer  Lagerung,  bezw.  nach  einem  länger  dauernden  Transport  „kann"  ein 
Zuschlag  zum  vorgefundenen  Gewicht  gewährt  werden.  Es  sollte  damit  den 
Vollzugsbehörden  derjenige  Spielraum  für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  und 
inwieweit  der  eingetretene  Gewichtsverlust  wirklich  der  Eintrocknung  zuzu- 
schreiben ist,  eingeräumt  werden,  der  notwendig  ist,  um  für  eine  richtige  An- 
wendung des  Gesetzes  nach  der  Mannigfaltigkeit  der  Umstände  sorgen  zu  können. 
Eine  Klage  gegen  eine  derartige  Entscheidung  ist  völlig  ausgeschlossen  und 
damit  jeder  etwa  versuchten  Hinterziehung  vorgebeugt.  Damit  ist  aber  auch 
dem  steuerlichen  Interesse  vollkommen  Genüge  gethan. 

Die  Frage,  welche  Folgen  der  durch  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde 
festgestellte  Thatbestand  haben  soll,  kann  nicht  selbst  wieder  Sache  des  Er- 
messens sein,  sie  ist  eine  Rechtsfrage  über  die  Steuerpflicht.  Diese  lediglich  der 
Entscheidung  der  Steuerbehörden  anheimzustellen,  hiesse  den  Steuerpflichtigen 
des  gesetzlichen  Schutzes  einer  gerichtlichen  Entscheidung  berauben.  Eine  solche 
Absicht  ist  dem  Gesetze  nicht  zu  unterstellen,  die  Unbestimmtheit  der  Fassung 
desselben  ist  in  einer  Weise  zu  deuten,  welche  diese  Spezialbestimmung ,  die 
nur  gegeben  ist,  um  den  richtigen  Vollzug  der  Versteuerung  zu  sichern,  nicht 
mit  der  Grundbestimmung  des  Gesetzes  über  den  Umfang  der  Steuerpflicht  in 
Widerspruch  bringt.  Das  wäre  aber  der  Fall,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass 
durch  den  fraglichen  Satz  des  §  17  es  in  das  Ermessen  der  Steuerbehörde  ge- 
stellt werde,  neben  der  vollen  Steuer  gemäss  §  2  des  Gesetzes  noch  eine  weitere 
für  den  durch  Verdunstung  eingetretenen  Gewichtsverlust  zu  erheben. 

Jede  solche  Mehrforderung  hätte  eine  Steuerüberbürdung  zur  Folge,  die 
auch  nicht  durch  eine  dahin  gehende  Bestimmung  des  Bundesrates  gerechtfertigt 
werden  könnte. 

Eine  solche  Bestimmung  ist  aber  auch  in  §  18  der  Bekanntmachung  des 
Bundesrates,  auf  die  man  sich  berufen  hat,  gar  nicht  enthalten. 

In  dem  ersten  Absätze  dieses  §  18  ist  vielmehr  ausdrücklich  gesagt,  dass 
wenn  ein  während  des  Transportes  eingetretener  Gewichtsabgang  durch  die 
Einhaltung  der  näher  angegebenen  Kontrollmassregel  ausser  Zweifel  gestellt  ist, 
die  entsprechende  Abschreibung  jedesmal  gewährt  „wird".  Damit  verlässt  der 
Bundesrat  bereits  für  den  unzweifelhaften  Fall  die  Unbestimmtheit  des  Ausdruckes 
des  Gesetzes.     Wenn  dann  im  zweiten  Absatz  gesagt  wird: 

„Wird  von  einem  Tabakpflanzer  der  Erntegewinn  nach  der  Verwiegung 
ganz  oder  teilweise  zur  Aufbewahrung  zurückgenommen,  und  der  auf- 
bewahrte Tabak  oder  ein  Teil  desselben  später  in  eine  Niederlage 
für  unversteuerten  Tabak  verbracht,  so  kann  für  den  während  der 
Lagerung  durch  Eintrocknen  entstandenen  Gewichtsverlust  auf  Grund 
des  §  17  des  Gesetzes  behufs  Abschreibung  von  dem  bei  der  Ver- 
wiegung ermittelten  Soll  an  steuerpflichtigem  Tabak  ein  Zuschlag  zu 
dem  bei  der  Aufnahme  in  die  Niederlage  ermittelten  Gewicht  nach 
dem  Verhältnis  von  einem  Prozent  für  100  Tage  der  Lagerung  gewährt 
werden.  Die  Direktivbehörden  sind  ermächtigt,  höhere  Zuschläge  zu 
gewähren ,  wenn  die  stattgehabten  Ermittelungen  die  Annahme  ent- 
sprechend grösserer  Abgänge  begründen." 
so  ist  auch  hier  in  der  Wiederholung  des  Wortes  „kann"  wie  in  dem  Gebrauch 
des  Wortes  „ermächtigt"  etwas  anderes  nicht  zu  finden,  als  dass  es  für  die  hier 
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in  Frage  stehenden  zweifelhaften  Fälle  dem  Ermessen  der  Steuerbehörden  an- 
heimgestellt ist,  nach  den  Umständen  darüber  zu  befinden,  ob  anzuerkennen 
ist,  dass  der  vorgefundene  Gewichtsabmangel  oder  welcher  Teil  desselben  durch 
Eintrocknung  entstanden  ist. 

Ist  hiemach  als  feststehend  anzunehmen,  dass  durch  die  Fassung  des 
fraglichen  Satzes  des  §  17  des  Gesetzes  die  Entscheidung  der  Rechtsfrage,  ob 
für  den  durch  Eintrocknung  veranlassten  Gewichtsverlust  Steuer  angefordex-t 
werden  könne,  nicht  lediglich  in  das  Ermessen  der  Venvaltungsbehörden  gestellt 
wurde  und  der  Rechtsschutz  nicht  ausgeschlossen  werden  wollte,  so  fragt  es 
sich,  ob  im  vorliegenden  Falle  der  ermittelte  Gewichtsabgang  wirklich  als  durch 
Eintrocknung  veranlasst  nachgewiesen  ist.  Die  grossh.  Steuerbehörden  wollen 
dies  wegen  rechtlicher  Bedenken  nicht  anerkennen ,  indem  sie  behaupten ,  der 
Gewichtsverlust  sei  durch  die  auf  dem  Lager  bei  den  Pflanzern  stattgehabte 
Fermentation  herbeigeführt,  diese  aber  der  Eintrocknung  nicht  gleich  zu  achton, 
und  nur  die  letztere  in  den  Fällen  des  §  17  zu  berücksichtigen. 

Auch  diese  Ausführung  konnte  aber  der  Gerichtshof  nicht  als  begründet 
anerkennen.  Das  Gesetz  macht  in  seinen  Bestimmungen  lediglich  keinen  Unter- 
schied zwischen  dem  durch  die  sogenannte  Fermentation,  d.  i.  dem  für  die 
Pfälzer  Tabake  regelrechten  und  allein  zweckmässigen,  und  dem  durch  Aus- 
breiten vermittelten,  ungeregelten  und  unzweckmässigen  Vorgang  der  Verdunstung 
(§  2  Abs.  2  und  §  16  Abs.  1  des  Gesetzes). 

Bei  beidei'lei  Verfahren  findet  eine  Eintrocknung  statt,  bezüglich  deren  es 
völlig  gleichgültig  ist,  bei  wem  dieselbe  eintritt,  ob  beim  Pflanzer  oder  in  der 
Niederlage,  und  die  zu  besteuern,  es  an  jeder  rechtlichen  Grundlage  fehlen  würde. 

Auch  hier  gilt  bezüglich  der  Bekanntmachung  des  Reichskanzleramtes  vom 
25.  März  1880,  auf  welche  sich  der  Vertreter  des  Staatsinteresses  berufen  hat, 
das  oben  bezüglich  dieser  Bekanntmachung  Bemerkte.  V^enn  dieselbe  dem 
Worte  „Eintrocknung"  eine  mit  der  Absicht  des  Gesetzes  nicht  in  Ueberein- 
stimmung  stehende  Auslegung  geben  würde,  könnte  diese  Auslegung  nicht  als 
zu  Recht  bestehend  anerkannt  werden.  Sie  ist  aber  in  der  That  nicht  darin 
zu  finden,  auch  in  ihrer  Begründung  nicht. 

Diese  führt  vielmehr  aus,  dass  über  die  Höhe  des  während  der  Lagerung 
beim  Pflanzer  entstehenden  Gewichtsverlustes  sichere  Anhaltspunkte  nicht  gegeben 
seien,  dass  aus  den  bezüglichen  Erhebungen  aber  hervorgehe,  dass  diese  Abgänge 
nur  unbedeutend  sein  könnten.  Wenn  infolge  dieser  Unbestimmtheit  der  Grund- 
lagen der  Bemessung  der  Bundesrat  dazu  gelangt,  den  zu  bewilligenden  Zu- 
schlag für  gewöhnliche  Fälle  mit  1  Prozent  für  100  Tage  für  genügend  zu  halten, 
so  mag  dies  für  die  in  anderen  Gegenden  gebauten  Tabake  zutrefi'en,  eine  Unter- 
scheidung, wie  sie  im  vorliegenden  Falle  vorgenommen  wurde,  ist  aber  in  den 
Ausführungen  der  Begründung  nirgends  zu  finden;  vielmehr  aus  der  Anführung, 
dass  es  sich  empfehle,  für  solche  Fälle,  in  denen  die  Ueberzeugung  begründet 
ist,  dass  erheblichere  Abgänge  infolge  des  Eintrocknens  während  der  Lagerung 
entstanden  sind,  den  Direktivbehörden  die  Befugnis  beizulegen,  einen  höheren 
Satz  zuzugestehen,  das  Gegenteil  abzuleiten. 

Da  nun  in  dem  vorliegenden  Fall  allseitig  anerkannt  ist,  dass  der  während 
der  Lagerung  der  fraglichen  Tabake  bei  den  Pflanzern  eingetretene  Gewichts- 
verlust hinter  dem  erfahrungsgemäss  gewöhnlich  eintretenden  Dekalo  sogar 
zurückbleibt,  was  sich  durch  die  verhältnismässig  grosse  Trockenheit  der  Tabake 
beim  Abhängen  erklärt,  und  auch  seitens  der  Steuerbehörden  keinerlei  dahin 
gehende  Andeutung  gegeben  wurde,  dass  der  Gewichtsverlust  irgend  welchem 
anderen  Grunde,  als  der  durch  die  Fermentation  eingetretenen  Verdunstung  zuge- 
schrieben werden  könne,  so  liegt  weder  in  der  mehrerwähnten  Bestimmung  des 
Gesetzes  noch  in  der  bundesrätlichen  Vollzugsanordnung  ein  Grund  zur  Erhebung 
einer  Steuer  auch  nur  eines  Teiles  von  dem  eingetretenen  Gewichtsabmangel. 

Durch  die  Ablehnung  der  vollen  Aufrechnung  des  Gewichtsverlustes  ist 
die  klagende  Firma  danach  in  der  That  beschwert  und  war  deshalb  dem  Klage- 
antrag, wie  geschehen,  stattzugeben. 
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Gegen  dieses  verwaltungsgerichtliche  Urteil  wurde  von  dem  Vertreter  des 
Staatsinteresses  die  Nichtigkeitsbeschwerde  auf  Grund  des  §  42  des  Ge- 
setzes über  die  Verwaltungsrechtspflege  vom  14.  Juni  1885 ,  Bad.  Gesetz-  und 
Verord.-Bl.  S.  197)  beim  Verwaltungsgerichtshof  rechtzeitig  eingereicht  und  von 
da  zur  Entscheidung  dem  zuständigen  Kompetenz gerichtshof  vorgelegt. 

Seitens  des  Vertreters  des  Staatsinteresses  wurde  der  Antrag  gestellt, 
,das  Urteil  des  grossh.  Verwaltungsgerichtshofes  vom  9.  Februar  1887  wegen 
Gewaltsüberschreitung  als  nichtig  aufzuheben  und  die  erhobene  Klage 
unter  Verurteilung  der  Klägerin  in  sämtliche  Kosten  als  unzulässig  zu  verwerfen*. 

Zur  Begründung  und  Rechtfertigung  dieses  Antrages  wurde  von  dem  ge- 
nannten Vertreter  vorgetragen: 

Die  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde  werde  nicht  auf  die  Unzuständigkeit, 
sondern  auf  die  Gewaltsüberschreitung  seitens  des  grossh.  Verwaltungsgerichts- 
hofes, welche  in  dessen  Urteil  vom  9.  Februar  d.  J.  zu  finden  sei,  gestützt. 
Eine  Unzuständigkeit  des  Gerichtshofes  liege  nicht  vor,  weil  derselbe  nach  §  3 
Ziffer  1  des  Gesetzes  über  die  Verwaltungsrechtspflege  vom  14.  Juni  1884  in 
erster  und  letzter  Instanz  auf  Klagen  gegen  Entscheidungen  der  Vei-waltungs- 
behörden  über  die  Schuldigkeit  zu  Staatsabgaben,  wohin  die  Tabaksteuer  eben- 
falls zu  rechnen  sei,  und  über  den  Anspruch  auf  Rückerstattung  zur  Ungebühr 
bezahlter  Staatsabgaben  zu  erkennen  habe,  daher  auch  zur  Entscheidung  über 
die  Schuldigkeit  zur  Zahlung  von  Tabaksteuer  und  über  Ansprüche  auf  Rück- 
erstattung angeblich  zur  Ungebühr  bezahlter  Tabaksteuer  im  allgemeinen  zu- 
ständig sei. 

Das  angegriffene  Urteil  enthalte  aber  insofern  eine  Gewaltsüberschreitung 
im  Sinne  des  §  42  des  angeführten  Gesetzes,  als  die  Gewährung  der  Steuer- 
entlastung für  das  während  der  Zwischenlagerung  beim  Pflanzer  eingetretene 
Dekalo  schlechthin  Sache  des  freien  Verwaltungsermessens  und  ein  Rechtsanspruch 
darauf  nicht  gegeben  sei,  der  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  daher  auch  nicht 
berechtigt  gewesen  sei,  eine  Verpflichtung  der  Verwaltungsbehörde  zur  Ent- 
lastung der  klagenden  Firma  von  der  auf  den  Gewichtsmangel  fallenden  Steuer 
auszusprechen,  während  die  Klage  von  vornherein  als  unzulässig  hätte  zuiiick- 
gewiesen  werden  sollen.  Die  Frage,  ob  der  §  17  des  Tabaksteuergesetzes  auch 
auf  den  durch  Fermentation  entstandenen  Dekalo  Anwendung  finde,  was  der 
grossh.  Verwaltungsgerichtshof  bejahend  entschieden  habe,  oder  ob  derselbe  sich 
nur  auf  den  infolge  natürlicher  Eintrocknung  des  abgehängten  Tabaks  einge- 
tretenen Gewichtsverlust  beziehe,  bleibe  in  dieser  Instanz  ganz  ausser  Betracht, 
da  weder  im  einen  noch  im  anderen  Falle  dem  Steuerpflichtigen  vom  Gesetz 
ein  Rechtsanspruch  auf  volle  Entlastung  von  der  den  Gewichtsverlust  treffenden 
Tabaksteuer  eingeräumt  worden  sei. 

Dass  aber  die  Gewährung  eines  entsprechenden  Zuschlages  für  die  Ein- 
trocknung während  der  Lagerung  zu  dem  bei  der  Einlieferung  in  die  Niederlage 
gefundenen  Mindergewicht,  soweit  er  das  in  §  18  der  bundesrätlichen  Be- 
stimmungen vom  25.  März  1880  festgesetzte  1  Prozent  für  100  Tage  der  Lagerung 
überschreite,  ganz  von  dem  P]rmessen  der  Verwaltungsbehörde  abhänge,  ergebe 
sich  aus  der  ganzen  Fassung  und  dem  Wortlaute  des  Abs.  1  des  §  17  des 
Tabaksteuergesetzes,  aus  dem  Vergleich  mit  §  16  Abs.  3  und  mit  §  24  Abs.  3 
desselben,  sowie  aus  §  18  der  Bekanntmachung  vom  25.  März  1880.  Das  ergebe 
sich  auch  ferner  aus  den  Motiven  zu  §  17  und  aus  den  Verhandlungen  der 
Reichstagskommission,  in  welcher  gar  kein  Zweifel  darüber  geherrscht  und  auch 
ausdrücklich  ausgesprochen  worden  sei,  dass  die  Gewährung  des  Steuererlasses 
im  gegebenen  Falle  eine  fakultative  sei. 

Unzweifelhaft  sei  aber,  dass  nicht  die  Gerichte,  sondern  nur  die  Verwal- 
tungsbehörden zur  Gewährung  des  Steuererlasses  befugt  seien,  da,  wenn  dies 
der  Wille  des  Gesetzes,  welches  der  Gerichte  keine  Erwähnung  thue,  gewesen 
wäre,  dies  deutlich  ausgesprochen  worden  wäre. 

Die  von  dem  grossh.  Verwaltungsgerichtshofe  gemachte  Unterscheidung, 
wonach  über  die  Frage  —  ob  der  vorgefundene  Gewichtsabgang  Folge  der  Ein- 
trocknung oder  eines  anderen  Vorganges  sei  —  die  Verwaltungsbehörde,  dagegeir 

116(5 


Entscheidungen  über  die  Anwendung  des  §  16  des  Tabaksteuergesetzes.  r^gg 

über  die  rechtlichen  Folgen  des  von  derselben  nach  ihrem  Ermessen  festgestellten 
Thatbestandes  das  Verwaltungsgericht  zu  entscheiden  habe,  sei  eine  willkür- 
liche ,  im  Gesetze  nirgends  begründete ;  sie  sei  aber  auch  eine  unpraktische, 
weil  ja  in  dem  Falle,  dass  die  Verwaltungsbehörde  die  Thatfrage  nicht  ent- 
scheide, die  Vorbedingung  der  verwaltungsgerichtlichen  Entscheidung  fehle,  und 
das  Verwaltungägericht  ausser  stände  sei,  eine  Entscheidung  zu  geben. 

Endlich  könne  auch  der  von  dem  grossh.  Vei-waltungsgerichtshof  aus- 
gesprochenen Ansicht  nicht  als  richtig  beigepflichtet  werden,  dass  es  überhaupt 
der  Wille  des  Gesetzes  sei,  dass  für  keinen  Gewichtsabgang  Steuer  erhoben 
werden  dürfe. 

Der  Vertreter  der  Klägerin  hat  dagegen  die  kostenfällige  Zurückweisung 
dev  eingelegten  Nichtigkeitsbeschwerde  beantragt  und  zur  Begründung  dieses 
Antrages  folgendes  ausgeführt: 

Die  erhobene  Nichtigkeitsbeschwerde  sei  nach  keiner  Richtung  hin  be- 
gründet und  zurückzuweisen.  Denn  auf  die  Unzuständigkeit  des  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshofes könne  sie  nicht  gestützt  werden,  weil  derselbe,  wie  vom 
Gegenteil  selbst  zugegeben  worden  sei,  nach  4j  ;j  Ziffer  1  des  Gesetzes  über  die 
Verwaltungsrechtspflege  im  allgememen  zur  Entscheidung  über  Ansprüche,  wie 
sie  von  der  Klägerin  erhoben  worden  seien,  zuständig  sei.  Eine  Gewaltsüber- 
schreitung könne  aber  in  dem  ergangenen  Urteile  nicht  gefunden  werden,  weil 
es  sich  im  vorliegenden  Falle  nicht  um  eine  Entscheidung  nach  freiem  Ermessen 
der  Verwaltungsbehörde,  sondern  um  die  Frage  handle,  welche  Steuer  die 
klagende  Firma  nach  dem  §  17  des  Tabaksteuergesetzes  zu  zahlen  habe,  und  ob 
ihr  der  angeforderte  Steuerbetrag  mit  Recht  angeseszt,  bezw.  mit  Recht  von  ihr 
erhoben  worden  sei  oder  nicht.  Ueber  diese  Fragen  hätten  nicht  ausschliesslich 
die  Verwaltungsbehörden,  sondern  im  Streitfalle  die  Verwaltungsgerichte  zu  ent- 
scheiden, da  anderenfalls  den  Steuei-pflichtigen  jeder  Rechtsschutz  bezüglich 
ihrer  Schuldigkeit  zu  Staatsabgaben  entzogen  und  dieselben  in  Ermangelung 
eines  Anspruches  auf  gerichtliche  Entscheidung  ganz  von  dem  Ei-messen  der 
Verwaltungsbehörden  abhängig  gemacht  würden.  Wenn  daher  der  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshof  ausgesprochen  habe,  dass  die  klagende  Firma  nicht  vei-pflichtet 
sei,  den  festgestellten  Gewichtsabgang  infolge  der  Eintrocknung  während  der 
Zwischenlagerung  des  Tabaks  bei  den  Pflanzern  zu  versteuern,  und  dass  die 
bereits  erhobene  Steuer  derselben  zurückzuerstatten  sei,  so  habe  er  einerseits 
innerhalb  der  Grenzen  seiner  Befugnisse,  andererseits  nach  der  Absicht  des  Ge- 
setzes entschieden,  welches  keine  Doppelbesteuerung  und  nur  die  Besteuerung 
des  wirklich  vorhandenen  Gewichtes  wolle.  SoUte  sich  aber  der  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshof bei  seiner  Entscheidung  geirrt  haben,  so  liege  eben  eine 
rechtsirrtümliche  Jlntscheidung,  nicht  aber  eine  Gewaltsüberschreitung  vor,  und 
gegen  erstere  sei  eine  Nichtigkeitsbeschwerde  nicht  zulässig. 

Für  die  gegenteilige  Ansicht,  dass  die  Gewährung  des  Steuererlasses  in 
das  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  gelegt  sei,  spreche  weder  der 
Wortlaut  des  §  17  des  Tabaksteuergesetzes  noch  des  §  18  der  bundesrätlichen 
Bekanntmachung,  da  in  beiden  nicht  gesagt  sei,  von  welchen  Behörden  der 
Steuererlass  gewährt  werden  könne,  unter  den  Direktivbehörden  auch  die  Gerichte 
verstanden  sein  könnten  und  der  Ausdruck  „kann"  nur  bedeute,  dass  kein 
gesetzliches  Hindernis  gegen  die  Gewährung  der  Steuerentlastung  vorliege. 
Der  von  dem  Vertreter  des  Staatsinteresses  endlich  vorgetragene  Einwand  gegen 
die  vom  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  gemachte  Unterscheidung  zwischen  der 
Entscheidung  der  Thatfrage  und  der  Rechtsfrage  sei  unstichhaltig.  Denn  wenn, 
was  kaum  zu  erwarten,  die  Verwaltungsbehörde  sich  je  weigern  sollte,  nach 
ihrem  freien  Ei-messen  über  die  Entstehungsursache  des  vorgefundenen  Gewichts- 
abganges eine  Entscheidung  abzugeben,  so  werde  sie  von  der  ihr  vorgesetzten 
Behörde  dazu  gezwungen  werden  können. 

Der  grossh.  Kompetenzgerichtshof  hat  in  der  Folge  in  seiner  öffent- 
lichen Sitzung  vom  29.  April  1887  das  oben  erwähnte  Urteil  des  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshofes vom  9.  Februar  1887  als  nichtig  aufgehoben  und  aus- 
gesprochen : 
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Das  von  der  Klage  gestellte  Begehren  findet  vor  dem  Verwaltungsgerichts- 
hofe nicht  statt.  Die  Kosten,  sowohl  vor  dem  Kompetenzgerichtshofe  als  vor 
dem  Verwaltungsgerichtshof  hat  der  Kläger ,   Nichtigkeitsbeklagter ,   zu  tragen. 

Die  Entscheidungsgründe  zu  diesem  Urteil  sind  folgende: 

Das  von  dem  Vertreter  des  Staatsinteresses  gegen  das  Urteil  des  grossh. 
Verwaltungggerichtshofes  vom  9.  Februar  1887  eingelegte  Rechtsmittel  der 
Nichtigkeitsbeschwerde,  welches  schon  nach  §  92  Abs.  2  der  landesherrlichen 
Vollzugsverordnung  vom  12.  Juli  1864,  Bad.  Reg.-Bl.  Nr.  XXXI,  und  Art.  VUI 
des  Gesetzes  vom  24.  Februar  1880,  Bad.  Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  VI,  bestand  und  in 
den  §  42  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1884,  Bad.  Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XXI,  aufge- 
nommen wurde,  ist  zulässig  wegen  Unzuständigkeit  und  wegen  Gewaltsüber- 
schreitung und  über  diese  Nichtigkeitsbeschwerde  hat  nach  §  42  Abs.  3  des  letzt- 
ei-wähnten  Gesetzes  der  grossh.  Kompetenzgerichtshof  nach  Massgabe  der  §§  10 — 13 
des  Gesetzes  vom  30.  Januar  1879,  Bad.  Ges.-  u.  V.-Bl.  Nr.  XVI,  zu  entscheiden. 

Die  Beschwerde  wird  nach  dem  heutigen  Vortrag  des  Vertreters  des 
Staatsinteresses  nicht  auf  die  Unzuständigkeit  des  grossh.  Verwaltungsgerichts- 
hofes gestützt,  indem  beide  Teile  mit  Recht  darin  einig  gehen,  dass  der  grossh. 
Verwaltungsgerichtshof  nach  §  3  Ziffer  1  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1884  über 
die  Klagen  gegen  Entscheidungen  der  Verwaltungsbehörden,  über  die  Schuldig- 
keit zu  Staatsabgaben  und  über  die  Ansprüche  auf  Rückerstattung  zur  Ungebühr 
bezahlter  Staatsabgaben  im  allgemeinen  zu  entscheiden  berechtigt,  und  die 
Tabaksteuer,  obgleich  auf  einem  Reichsgesetz  beruhend,  zu  diesen  Staatsabgaben 
im  Sinne  des  §  3  Ziffer  1  zu  zählen,  auch  im  vorliegenden  Fall  der  Rechtsweg 
vor  den  Verwaltungsgerichten  nicht  etwa  durch  Reichsgesetze  ausgeschlossen  ist. 

Die  Beschwerde  stützt  sich  vielmehr  auf  eine  vom  grossh.  Verwaltungs- 
gerichtshof begangene  Gewaltsüberschreitung,  welche  vom  Beschwerdeführer 
darin  gefunden  werden  will,  dass  dieser  Gerichtshof  durch  das  Urteil  vom 
9.  Februar  1887  entschieden  habe,  dass  die  klagende  Firma  nicht  verpflichtet 
sei,  die  in  der  Klage  bezeichneten  Gewichtsabgänge  nachzuversteuern,  während 
die  Gewährung  der  Steuerentlastung  für  das  während  der  Zwischenlagerung  des 
Tabaks  beim  Pflanzer  eingetretene  Dekalo  schlechthin  Sache  des  freien  Ver- 
waltungsermessens und  ein  Rechtsanspruch  hierauf  nicht  gegeben  sei. 

Der  §  42  des  Gesetzes  sagt  nun  zwar  nicht,  was  unter  Gewaltsüber- 
schreitung zu  verstehen  sei,  es  ergibt  sich  jedoch  aus  der  Begründung  zu  §  41 
des  Gesetzentwurfes  über  die  Verwaltungsrechtspflege,  dass  der  Zweck  der  Gesetzes- 
bestimmung des  nunmehrigen  §  42  der  ist ,  die  der  Verwaltung  zustehenden 
Befugnisse  durch  im  Gesetz  nichtbegründete  Eingriffe  der  Verwaltungrechtspflege 
ungeschmälert  zu  lassen  und  die  Verwaltungsbehörden  gegen  immerhin  denkbare 
Uebergriffe  des  Verwaltungsgerichtshofes  in  das  Gebiet  der  freien  Verwaltung 
zu  schützen.  Zu  diesem  Behufe  wurde  dem  Vertreter  des  Staatsinteresses  das 
Rechtsmittel  der  Nichtigkeitsbeschwerde  gegen  Entscheidungen  des  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshofes wegen  Unzuständigkeit  und  Gewaltsüberschreitung  ein- 
geräumt. 

Siehe  Verhandlungen  der  Bad.  Ständeversammlung  in  den 
Jahren  1883/84.  Beilagenheft  zu  den  Protokollen  der  I.  Kammer 
S.  17  und  34. 

Hiernach  ist  eine  Gewaltsüberschreitung  seitens  des  grossh.  Verwaltungs- 
gerichtshofes dann  als  vorhanden  anzunehmen,  wenn  derselbe  in  einer  im  all- 
gemeinen zu  seiner  Zuständigkeit  gehörigen  Angelegenheit  durch  Urteil  einem 
Kläger  einen  Anspruch  zuerkennt,  welcher  im  Rechtswege  vor  den  Verwaltungs- 
gerichten gar  nicht  verfolgbar  ist,  weil  die  Gewährung  des  Verlangten  schlecht- 
hin in  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  durch  das  Gesetz  gelegt  ist. 

Ein  derartiger  Fall  liegt  nun  in  der  That  hier  vor,  und  es  stellt  sich  die 
von  dem  Vertreter  des  Staatsinteresses  eingelegte  Nichtigkeitsbeschwerde  auch 
als  materiell  begründet  dar.  Es  kann  bei  Prüfung  dieser  Beschwerde  die 
Frage  ganz  unerörtert  bleiben,  ob  der  §  17  Abs.  1  des  Reichsgesetzes  vom 
16.  Juli  1879  über  die  Besteuerung  des  Tabaks  nicht  allein  auf  den  Gewichts- 
abgang infolge  von  natürlicher  Eintrocknung  während  der  Zwischenlagerung  des 
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Tabaks  bei  dena  Pflanzer,  sondern  auch  auf  den  infolge  der  Fermentation  bei 
dem  Pflanzer  eingetretenen  GeTvichtsabgang  Anwendung  findet,  weil  diese  Frage 
ohne  wesentlichen  Einfluss  auf  die  Hauptfrage  ist,  ob  die  Gewährung  eines  dem 
Gewichtsabgang  gleichkommenden  Gewichtszuschlages  und  der  Erlass  der  Steuer- 
pflicht für  jedes  Dekalo  der  Prüfung  und  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichts 
unterliegt,  oder  von  dem  freien  Ermessen  der  Steuerverwaltungsbehörde  abhängt, 
und   ob   im  vorliegenden  Falle   eine  Gewaltsüberschreitung  vorliegt  oder  nicht. 

Es  kann  auch  zugegeben  werden ,  dass  wenn  es  sich  in  der  gegen  die 
Entscheidung  der  grossh.  Zolldirektion  vom  25.  November  1886  erhobenen  Klage 
—  worauf  auch  das  Klagbegehren  und  die  Entscheidung  des  grossh.  Verwaltungs- 
gerichtshofes der  äusseren  Form  nach  schliessen  lassen  könnten  —  nur  um  die 
Frage  handelte,  welche  Tabaksteuer  die  Klägerin  überhaupt  zu  entrichten  schuldig 
ist  und  wie  dieselbe  zu  bei'echnen  und  anzusetzen  ist,  und  welchen  Betrag  sie 
als  zur  Ungebühr  bezahlt  zurückerstattet  verlangen  kann,  diese  Klage  der 
richterlichen  Prüfung  und  Entscheidung  des  grossh.  Verwaltungsgerichtshofes 
nach  §  3  Ziff'er  1  des  Gesetzes  über  die  Verwaltungsrechtspflege  unterliegen,  und 
gegen  diese  Entscheidung,  selbst  wenn  sie  rechtsirrtümlich  wäre,  die  Nichtig- 
keitsbeschwerde des  §  42  nicht  zulässig  sein  würde.  Allein  darum  handelt  es 
sich  in  der  vorliegenden  Klage  nicht.  Vielmehr  bildete  den  Gegenstand  der 
Klage  und  der  Entscheidung  des  grossh.  Vei-waltungsgerichtshofes  lediglich  der 
Anspruch  der  Klägerin ,  dass  der  durch  Eintrocknung  entstandene  Gewichts- 
abgang auf  Grund  des  §  17  des  Tabaksteuergesetzes  von  jeder  Steuer  freigelassen 
werde,  somit  der  Klägerin  eine  weitere  Steuerermässigung  gewährt  werde,  als 
ihr  bereits  von  der  Steuerbehörde  gemäss  §  18  der  Bekanntmachung  vom 
25.  März  1880  durch  Zulassung  eines  Gewichtszuschlages  von  1  Prozent  für  100  Tage 
der  Lagerung  zugestanden  worden  war. 

Der  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  hat  dem  für  begründet  erachteten 
Klagbegehren  deshalb  entsprochen ,  weil  der  Gerichtshof  von  der  Erwägung 
geleitet  wurde,  dass  die  Beantwortung  der  Thatfrage,  nämlich  ob  der  vor- 
gefundene Gewichtsabgang  Folge  der  Eintrocknung  oder  eines  anderen  Vor- 
ganges sei,  vom  Gesetze  lediglich  der  Erwähnung  und  Entscheidung  der  Steuer- 
verwaltungsbehörde nach  Lage  der  Umstände  und  nach  freiem  Ermessen  über- 
lassen worden  sei,  dass  dagegen  die  Frage,  welche  rechtliche  Folgen  der 
durch  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde  festgestellte  Thatbestand  haben 
solle,  nicht  selbst  wieder  Sache  des  Ermessens  sein  könne,  sondern  eine  Rechts- 
frage über  die  Steuerpflicht  sei,  deren  Entscheidung,  wenn  sie  der  Steuerbehörde 
überlassen  wäre,  die  Steuerpflichtigen  des  gesetzlichen  Schutzes  einer  gericht- 
lichen Entscheidung  berauben  würde.  Dies  könne  nicht  die  Absicht  des  Gesetzes 
sein,  dessen  in  §  2  ausgesprochener  Fundamentalgrundsatz  es  sei,  dass  die 
Steuer  nur  nach  Massgabe  des  Gewichtes  des  Tabaks  im  fermentirten  oder  ge- 
trockneten fabrikationsreifen  Zustande  zu  berechnen  sei.  Da  nun  im  vor- 
liegenden Falle  als  festgestellt  anzunehmen  sei,  dass  der  bei  der  Einlieferung 
des  Tabaks  in  die  Privatniederlage  vorgefundene  Abgang  an  Gewicht  seine 
Entstehungsursache  nur  in  der  natürlichen,  wenn  auch  durch  Fermentation  er- 
folgten Eintrocknung  während  der  Zwischenlagerung  des  Tabaks  bei  dem 
Pflanzer  finde,  so  würde  es  ganz  in  Widerspruch  mit  der  Grundbestimmung  des 
Gesetzes  stehen,  wenn  man  annehmen  wollte,  dass  es  in  das  Ermessen  der 
Steuerbehörde  gestellt  werde,  neben  der  vollen  Steuer  nach  §  2  des  Gesetzes  in 
dem  vorliegenden  Falle  des  §  17  noch  eine  weitere  Steuer  für  den  durch  Ver- 
dunstung eingetretenen  Gewichtsverlust  zu  erheben.  Es  stehe  vielmehr  der 
Klägerin  ein  Rechtsanspruch  auf  Freiheit  des  vollen  Gewichtsabganges  von  jeder 
Steuer  zu,  welcher  durch  die  vor  dem  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  erhebbare 
Klage  geschützt  sei,  und  über  welche  diese  letztere  zu  entscheiden  vom  Gesetze 
ausschliesslich  berufen  gewesen  sei. 

Dieser  Auffassung  kann  aber  in  mehrfacher  Beziehung  nicht  beigepflichtet 
werden. 

Zuvörderst  findet  die  vom  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  gemachte  Unter- 
scheidung   zwischen    Thatfrage    und   Rechtsfrage    in    dem   Reichsgesetze    vom 
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16.  Juli  1879  keinerlei  Begründung.  Das  Gesetz  macht  in  dieser  Beziehung 
keinen  Unterschied,  und  es  ist  auch  nicht  abzusehen,  warum  über  die  Ursache 
der  Entstehung  des  Gewichtsverlustes  eine  andere  Behörde  entscheiden  soll,  als 
über  den  Anspruch  des  Steuerpflichtigen  auf  Freiheit  dieses  Gewichtsverlustes 
von  der  Steuer,  da  auch  die  Verwaltungsgerichte,  wenn  sie  über  den  letzteren 
zu  entscheiden  berechtigt  sein  sollen,  ebensogut  wie  die  Verwaltungsbehörden 
in  der  Lage  sind,  die  zur  Ermittelung  der  Entstehungsursache  des  Gewichts- 
abganges erforderlichen  Beweise  zu  erheben  und  eine  Vorentscheidung  der  Ver- 
waltungsbehörde  über  diese   thatsächlichen  Verhältnisse  ganz  überflüssig  wäre. 

Es  kann  ferner  nicht  als  richtig  anerkannt  werden,  dass  der  Wille  dieses 
Gesetzes  der  sei,  dass  für  jeden  ohne  Verschulden  des  Steuerpflichtigen  ein- 
getretenen Gewichtsverlust  eine  Steuer  nicht  angesetzt  werden  dürfe.  Die  That- 
sache,  dass  das  Gesetz  grundsätzlich  die  Steuer  nur  nach  Massgabe 
des  Gewichtes  des  Tabaks  im  fermentierten  oder  getrockneten  fabrikations- 
reifen Zustande  bemessen  wissen  will,  rechtfertigt  noch  nicht  den  Schluss,  das 
Gesetz  habe  auch  in  allen  seinen  Einzelheiten  diesen  Grundsatz  in  voller,  ge- 
wissermassen  theoretischer  Reinheit  durchgeführt.  Mit  der  Aufstellung  eines 
solchen  Grundsatzes  ist  es  ganz  wohl  vereinbar  und  gerade  bei  Steuergesetzen 
nach  der  eigentümlichen  Natur  des  von  ihnen  geregelten  Gegenstandes  kaum 
zu  vermeiden,  dass  die  Anwendung  der  positiven  Einzelbestimmungen  des  Ge- 
setzes nicht  durchweg  zu  einem,  mit  dem  aufgestellten  allgemeinen  Grundsatze 
absolut  übereinstimmenden  Ergebnisse  führt.  Zu  dieser  Art  von  positiven  Be- 
stimmungen des  Tabaksteuergesetzes  gehören  jene  der  §§  16  und  17  über  die 
Art  der  Feststellung  der  Steuer.  Und  eben  deswegen,  weil  das  Ergebnis  der- 
selben keineswegs  mathematisch  mit  dem  im  §  2  aufgestellten  Grundsatze  über- 
einstimmt, hat  das  Gesetz  durch  die  weitere,  rein  positive  Bestimmung  über 
die  Gewährung  eines  Gewichtszuschlags  die  Möglichkeit  gegeben,  allzu  erheb- 
liche Abweichungen  von  jenem  Grundsatze  zu  vermeiden.  Somit  darf  bei  der 
Auslegung  der  hier  in  Frage  stehenden  Bestimmung  des  §  17  nicht  von  vorn- 
herein davon  ausgegangen  werden,  eine  Besteuerung  des  durch  Eintrocknung 
entstandenen  Gewichtsabganges  sei  schon  durch  die  Grundsätze  des  Gesetzes 
schlechthin  ausgeschlossen,  sonach  habe  im  hier  vorliegenden  Falle  eine  volle 
Steuerentlastung  für  den  Dekalo  zu  Gunsten  der  Steuerpflichtigen  im  ange- 
sprochenen Betrage  von  994  M.  einzutreten.  Vielmehr  ergibt  sich  für  §  17  das 
Gegenteil  aus  der  Begründung  zu  dem  Gesetzentwurfe,  worin  deutlich  gesagt 
ist,  dass  mit  Rücksichtf  auf  die  Möglichkeit,  dass  während  der  Zwischen- 
lagerung des  Tabaks  bei  dem  Pflanzer  ein  Gewichtsverlust  eintrete,  vom  Gesetze 
habe  Bestimmung  getroffen  werden  müssen,  dass  für  diesen  Verlust  ein  Rabatt 
gewährt  werden  könne,  und  als  solcher  Rabatt  wurde  durch  §  18  der  Bekannt- 
machung vom  25.  März  1880  die  Gewährung  eines  Gewichtszuschlages  von  1  Pro- 
zent für  100  Tage  Lagerung  festgesetzt.  Die  Absicht  des  Gesetzes  war  offenbar 
die  —  und  eine  solche  ergibt  sich  auch  aus  der  Fassung  des  §  17  Abs.  1  des- 
selben und  wird  durch  die  Begründung  des  §  18  der  Bekanntmachung  bestä- 
tigt —  dass  in  dem  nur  selten  und  ausnahmsweise  vorkommenden  Falle  eines 
während  der  Zwischenlagerung  oder  auf  dem  Transport  nach  der  Niederlage 
eintretenden,  nach  den  Erhebungen  der  Tabaksenquete  in  der  Regel  sehr  un- 
bedeutenden Gewichtsverlustes  dem  Steuerpflichtigen  ein  Rabatt,  d.  h.  eine 
verhältnismässige  Entschädigung  gewährt  werden  kann,  welcher  im  ersten  Fall 
der  Regel  nach  einem  Gewichtszuschlag  von  1  Prozent  für  100  Tage  Lagerung 
entspricht.  Nirgends  aber  ist  im  Gesetz  ausgesprochen,  dass  in  den  beiden  im 
§  17  Abs.  1  angeführten  Fällen  dem  Steuerpflichtigen  für  den  vorgefundenen 
Gewichtsverlust  Befreiung  von  der  Steuer  zu  gewähren  ist  und  demselben  ein 
Anspruch  auf  Befreiung  von  der  ganzen,  den  Gewichtsabgang  treffenden  Steuer 
bewilligt  wird. 

Im  Anschluss  hieran  kann  auch  der  Ansicht  des  grossh.  Verwaltungs- 
gerichtshofes darin  nicht  beigestimmt  werden,  dass  der  Klägerin  ein  durch  eine 
verwaltungsgei'ichtliche  Klage  geschützter  Rechtsanspruch  auf  volle  Befreiung 
von  der  Steuer,  welche  auf  den  durch  die  Fermentation  während  der  Zwischen- 
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lagenmg  eingetretenen  Gewichtsverlust  fällt,  nach  §  17  des  Tabaksteuergesetzes 
zusteht,  und  dass  über  diesen  Anspruch  der  grossh.  Verwaltungsgerichtshof  zu 
entscheiden  berechtigt  ist.  Vielmehr  musste  der  Ansicht  des  Vertreters  des 
Staatsinteresses  beigetreten  wei'den,  dass  die  Gewährung  der  teilweisen  oder 
vollen  Befreiung  des  Gewichtsabganges  von  der  Steuer  in  dem  hier  vorliegenden 
Falle  des  §  17  Abs.  1  des  Tabaksteuergesetzes  von  diesem  Gesetze  ganz  in  das 
Ermessen  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  gelegt  und  dem  Steuerpflich- 
tigen kein  verwaltungsgerichtlich  verfolgbarer  Rechtsanspruch  eingeräumt  worden 
ist,  und  dass  die  erhobene  Klage  von  vornherein  als  vor  dem  grossh.  Verwal- 
tungsgerichtshofe nicht  stattfindend  hätte  zurückgewiesen  werden  sollen.  Gegen 
die  Richtigkeit  der  Auffassung  des  letzteren  spricht  die  ganze  Fassung  und  der 
Wortlaut  des  letzten  Satzes  des  §  17  Abs.  1  des  Tabaksteuergesetzes,  welchem 
der  §  18  der  Bekanntmachung  des  Bundesrates  vom  25.  März  1880  entspricht. 
Denn  wenn  das  Gesetz  der  Ansicht  gewesen  wäre,  dass  der  eingetretene  Gewichts- 
abgang steuerfrei  sein  solle,  so  würde  es  nicht  das  Wort  „kann"  gebraucht 
haben,  dessen  Benützung  nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  nur  die  Aus- 
legung zulässt,  dass  das  Gesetz  der  Behörde  die  Ermächtigung  erteilt,  in  ihren 
Willen,  in  ihr  Ermessen  stellt,  im  gegebenen  Falle  einen  entsprechenden  Zu- 
schlag zu  gewähren.  Andernfalls  würde  sich  das  Gesetz  im  befehlenden  Tone 
ausgedrückt  haben:  „es  muss",  „es  soll"  gewährt  werden,  oder  „es  wird" 
gewährt,  oder  „es  ist"  zu  gewähren.  Selbst  das  Wort  „gewähren"  lässt 
schon  darauf  schliessen,  dass  die  betreffenden  Behörden  dem  Steuerpflichtigen 
gegenüber  nicht  rechtlich  gezwungen  sein  sollen,  für  den  Gewichtsverlust  keine 
Steuer  anzusetzen,  sondern  dass  es  ihrem  Ermessen  anheimgegeben  sein  soll, 
inwieweit  Steuerbefreiung  für  den  Gewichtsverlust  eintreten  soll. 

Was  unter  „kann"  von  dem  Gesetz  verstanden  wird,  ergibt  auch  eine 
Vergleichung  mit  dem  Abs.  3  des  unmittelbar  vorhergehenden  §  16  des  Tabak- 
steuergesetzes, wonach  ein  verhältnismässiger  Erlass  der  Steuer  gewährt  werden 
kann,  wenn  der  noch  im  ganzen  beim  Tabakpflanzer  vorhandene  Tabakgewinn 
durch  Feuer  ganz  oder  teilweise  etc.  zerstört  wird,  und  aus  §  24  Abs.  3,  wonach 
ein  Erlass  der  Steuer  eintreten  soll,  wenn  die  Tabakernte  ganz  oder  gi-ossen- 
teils  dui'ch  Misswachs  etc.  verdorben  ist,  dagegen  ein  entsprechender  Steuer- 
erlass  gewährt  werden  kann,  wenn  der  noch  im  ganzen  beim  Pflanzer  vor- 
handene Tabakgewinn  etc.  ganz  oder  teilweise  erweislich  durch  Feuerschaden 
zerstört  worden  ist. 

Muss  es  aber  als  festgestellt  erachtet  werden,  dass  die  Gewährung  der 
in  dem  angeführten  §  17  erwähnten  Steuererlassung  lediglieh  Sache  des  freien 
Ermessens  ist,  so  kann  auch  darüber  kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  Ausübung 
dieses  Ermessens,  da  das  Gesetz  anderes  nicht  bestimmt,  nur  derjenigen  Behörde 
zukommen  kann ,  welche  organisationsmässig  zum  Vollzug  des  Gesetzes  über- 
haupt berufen  ist,  d.  h.  hier  der  Steuerverwaltungsbehörde,  wie  auch  das  Gesetz 
selbst  auf  die  vom  Bundesrat,  also  der  obersten  Verwaltungsbehörde  des  Reiches 
zu  treffenden  näheren  Bestimmungen  verweist. 

Auch  die  zur  Beratung  des  Tabaksteuergesetzes  niedergesetzte  Reichstags- 
kommission, auf  deren  Beschlüssen  die  jetzige  erweiterte  Fassung  des  §  17 
gerade  hinsichtlich  des  Gewichtszuschlages  beruht,  war  der  Ansicht,  dass  nach 
§  16  des  Gesetzes  der  Nachlass  der  Steuer  im  Falle  des  Feuerschadens  fakul- 
tativ sei,  und  ebenso  herrschte  auch  darüber  keine  Meinungsverschiedenheit  in 
der  Kommission,  dass  auch  im  Falle  des  Gewichtsverlustes  durch  Eintrocknen 
während  der  Zwischenlagerung  des  Tabaks  beim  Pflanzer  oder  während  des 
Transportes  zur  Niederlage  die  Gewährung  einer  Entschädigung  fakultativ  ge- 
stellt sei  und  den  Zollbehörden  überlassen  sei ,  die  nötigen  Vorschriften 
wegen  Sicherung  des  Transportes  zu  treff'en.  "(Siehe  stenographische  Berichte 
der  Verhandlungen  des  deutschen  Reichstages  II.  Session  1879,  VI.  Bd.  S.  1810 
und  1811.) 

Die  Bekanntmachung  des  Bundesrates  spricht  im  §  13  zwar  nur  von 
„Direktivbehörden",  welche  ermächtigt  seien,  höhere  Zuschläge  zu  gewähren, 
wenn   die    stattgehabten   Ermittelungen    die   Annahme    entsprechend   grösserer 
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Abgänge  begründen.  Allein  nach  der  ganzen  Natur  und  nach  dem  Zwecke  des 
Tabaksteuergesetzes  muss  angenommen  werden,  dass  unter  diesen  Direktiv- 
behörden niemand  anders  als  die  Steuerbehörden  verstanden  sind,  und  es  findet 
diese  Annahme  eine  erhebliche  Bestätigung  in  der  Begründung  zu  den  §§  6  und 
18  der  Bekanntmachung  des  Bundesrates  und  in  dem  am  Schluss  der  Begrün- 
dung von  dem  Reichskanzler  gestellten  Antrag,  die  Direktivbehörden  in  den 
Fällen  des  §  6  und  §  18  Abs.  2  der  Bekanntmachung  zu  ermächtigen,  höhere 
als  die  daselbst  festgesetzten  Abzüge  dann  zu  gewähren,  wenn  die  stattgehabten 
Ermittelungen  die  Annahme  entsprechender  grösserer  Abzüge  begründen.  Dass 
aber  mit  der  Vornahme  der  Emittelungen  bezüglich  des  im  §  6  erwähnten,  bis 
zur  Verwiegung  entstehenden  Abganges  an  Bruch  und  Abfall  andere  Behörden 
als  die  Steuerbehörden  beauftragt  werden  wollten  und  solche  entscheiden  sollten, 
wenn  höhere  Abzüge  als  2  Prozent  gewährt  werden  sollen,  wird  wohl  mit 
Recht  nicht  behauptet  werden  können. 

Siehe  Drucksachen  zu  den  Verhandlungen  des  Bundesrates  des  Deutschen 
Reiches  Jahrgang  1880,  Bd.  II,  Session  1879/80,  Nr.  49. 

Ist  aber  nach  obigen  Ausführungen  anzunehmen,  dass  ein  durch  eine 
verwaltungsgerichtliche  Klage  geschützter  Anspruch  auf  Entlastung  der  Klägerin 
von  jeder  Steuer  für  den  bezüglich  ihres  in  ihrer  Privatniederlage  eingelieferten 
Tabaks  während  der  Zwischenlagerung  bei  den  Pflanzern  eingetretenen  Gewichts- 
verlustes nicht  besteht,  dass  vielmehr  nach  dem  Gesetze  die  Befreiung  von 
dieser  Steuer,  mag  sie  nun  eine  vollständige  oder  eine  nur  teilweise  sein,  ganz 
in  das  freie  Ermessen  der  Steuerverwaltungsbehörde  gelegt  ist,  so  enthält  das 
mit  der  Nichtigkeitsbeschwerde  angegriffene  Urteil  des  grossh.  Verwaltungs- 
gerichtshofes einen  Eingriff  in  die  Thätigkeit  und  die  Befugnisse  der  Verwaltung 
durch  die  Verwaltungs  rechtspflege,  welcher  durch  das  Gesetz  nicht  begründet 
ist,  und  damit  eine  Gewaltsüberschreitung  seitens  des  Verwaltungsgerichtshofes, 
dessen  Urteil  daher  als  nichtig  aufgehoben  werden  musste.  Dabei  war  noch 
auszusprechen,  dass  das  von  der  Klägerin  in  ihrer  Klage  gestellte  Begehren  vor 
dem  grossh.  Verwaltungsgerichtshofe  nicht  stattfindet. 

Nach  §  42  Abs.  3  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1884  über  die  Verwaltungs- 
rechtspflege und  nach  §  12  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  80.  Januar  1879  über  die 
Entscheidung  von  Kompetenzkonflikten  war  auch  über  die  Verpflichtung  zur 
Tragung  der  Kosten  unter  entsprechender  Anwendung  der  Vorschriften  der 
Reichszivilprozessordnung  (§  87)  zu  erkennen  und  wurden,  dem  Antrag  des 
Vertreters  des  Staatsinteresses  entsprechend,  der  klagenden  Firma,  welche  voll- 
ständig unterlegen  ist,  sämtliche  Kosten  des  Verfahrens  vor  dem  grossh.  Ver- 
waltungsgerichtshofe und  vor  dem  grossh.  Kompetenzgerichtshofe  auferlegt. 


Wir  möchten  die  vorstehende  Mitteilung  der  nunmehr  zum  Austrag  ge- 
kommenen, sowohl  für  den  Reichsfiskus  als  für  die  Tabaksinteressenten  so 
wichtigen  Streitfrage  nicht  schliessen,  ohne  unsererseits  noch  zwei  Bemerkungen 
beizufügen. 

Dem  verwaltungsgerichtlichen  Urteil  liegt  die  Idee  zu  Grunde,  das  Tabak- 
steuergesetz wolle  grundsätzlich  die  Tabaksteuer  lediglich  nach  Massgabe 
des  Gewichtes  im  fermentirten  oder  getrockneten  fabrikationsreifen  Zustande 
bemessen  wissen  und  es  könne  deshalb  nicht  der  Wille  dieses  Gesetzes  sein, 
dass  von  einem  Gewichtsabmangel,  welcher  durch  Eintrocknen,  Verdunsten,  ja 
selbst  durch  die  Fermentation  des  Tabaks  während  der  Lagerung  bei  den 
Pflanzern  entsteht,  die  Steuer  erhoben  werde,  da  ein  solches  Verfahren  zu  einer 
Doppelbesteuerung  führen  würde. 

An  und  für  sich  mag  diese  Idee  richtig  sein  und  vielleicht  sogar  der 
Billigkeit  entsprechen ,  weil  in  der  That  aus  der  bisherigen  Anwendung  der 
bezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  Steuerüberbürdung  konstruiert 
werden  kann.    Nehmen  wir  zwei  Tabakhändler  an,  von  denen  jeder  100  Meter- 
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100 
Zentner  Tabak  gekauft  hat,  auf  welchen  3600  M.  (100  —  — p —  =  80  Meterzentner 

ä  45  M.)  Tabaksteuer  ruhen.  Der  eine  hat  die  gekaufte  Tabakmenge  sofort 
nach  der  amtlichen  Verwiegung  übernommen  und  alsbald  in  sein  unter  amt- 
lichem Mitverschluss  stehendes  Privatlager  übergeführt.  Er  lässt  den  Tabak 
hier  lagern,  verdunsten  und  die  Fermentation  durchmachen,  wodurch  sich  eine 
Gewichtsabnahme  von  20  Prozent  ergebe.  Da  nach  dem  Regulativ  über  die 
Niederlagen  für  unversteuerten  inländischen  Tabak  vom  29.  Mai  1880  (Zentral- 
blatt S.  386)  bei  der  Entnahme  des  Tabaks  von  der  Niederlage  das  Aus- 
lagerungs gewicht  der  Berechnung  der  Steuer  zu  Grunde  gelegt  wird,  so  wii-d, 
obgleich  100  Meterzentner  in  die  Niederlage  verbracht  wurden,  doch  nur  von 
dem  bei  der  Auslagerung  vorgefundenen  Gewicht,  das  bei  einem  Dekalo  von 
20  Prozent  80  Zentner  betragen  wird ,  die  Steuer  berechnet  und  ergibt  sich 
ein  Steuerbetrag  von  80  X  45  M.  =  3600  M. 

Der  andere  Händler  hat  den  Tabak  erst  gekauft,  nachdem  er  nach  der 
amtlichen  Verwiegung  noch  längere  Zeit  bei  den  Pflanzern  gelagert  und  hier 
die  erste  Fermentation  mit  einem  Abgang  von  10  Prozent  durchgemacht  hat, 
und  denselben  hiernächst  erst  in  seine  unter  amtlichem  Verschluss  stehende 
Niederlage  verbringen  lassen.  Da  bei  diesem  Anlass  das  Gewicht  nur  zu  90  Meter- 
zentner konstatiert  worden  ist,  so  musste  für  die  fehlenden  10  Meterzentner  die 
Steuer  konstatiert  und  erhoben  werden. 

Dieselbe  berechnet  sich,  wenn  man  an  dem  im  §  18  der  Bekanntmachung 

festgesetzten  Rabatt  von  1  Prozent  für  100  Tage  Lagerung  absieht,   auf   10  — 

10 
—  — = —  =  8  X  45  =  360  M.   Wenn  man  nun  ferner  anniromt,   dass  die  in  die 
o 

Niederlage  verbrachte  Tabakmenge  hier  um  weitere  10  Prozent  des  ursprüng- 
lichen Gewichtes  (also  wie  beim  ersten  zusammen  um  20  Prozent)  dekaliere,  so 
berechnet  sich  seiner  Zeit  bei  der  Auslagerung  des  Tabaks  die  Steuer  auf 
80  X  45  M.  =  3600  M.  Die  Steuer  beträgt  daher  im  ganzen  3600  +  360  = 
=  3960  M. 

Der  zweite  musste  daher  360  M.  Steuer  mehr  zahlen  als  der  erste,  und 
zwar  lediglich  infolge  davon,  dass  der  Tabak  nicht  alsbald  nach  der  amtlichen 
Verwiegung  in  eine  unter  amtlichen  Verschluss  stehende  Niederlage  verbracht 
worden  ist.  Hieraus  folgt,  dass  allerdings  von  der  betreifenden  Tabakmenge  mehr 
Steuer  erhoben  wurde,  als  ursprünglich  festgestellt  worden  ist,  und  hier  gewisser- 
massen  eine  Doppelbesteuerung  vorliegt.  Daraus  aber  schliessen  zu  wollen, 
dass  dies  der  Wille  des  Gesetzgebers  nicht  sein  könne ,  scheint  uns  ausser  den 
von  dem  Vertreter  des  Staatsinteresses  bereits  angeführten,  auf  den  Wortlaut 
des  Gesetzes  und  die  dazu  gehörigen  Bekanntmachungen  sich  stützenden  Grün- 
den auch  schon  deshalb  unbegründet  zu  sein,  weil,  wenn  der  Gesetzgeber  die 
vom  Verwaltungsgerichtshof  unterstellte  Absicht  gehabt  hätte,  er  dann  auch  die 
nötigen  Kontrollen  für  die  Lagerung  des  Tabaks  bei  dem  Pflanzer  hätte  in 
Aussicht  nehmen  müssen.  Während  nämlich  die  Niederlagen  für  unversteuerten 
inländischen  Tabak,  deren  sich  die  Tabakhändler  der  Regel  nach  bedienen, 
vollständig  unter  amtlichen  Verschluss  gesetzt  sind,  wird  den  Pflanzern  der 
Tabak  nach  der  amtlichen  Verwiegung  fast  ohne  Kontrolle  zurückgegeben.  Die 
Menge  desselben,  sowie  der  darauf  ruhende  Steuerbetrag  wird  lediglich  in  einem 
Abrechnungsbuch  seitens  der  Steuerverwaltung  festgehalten  und  beschränken 
sich  im  übrigen  die  Kontrollen  auf  den  zeitweisen  Besuch  der  Räume,  in  welchen 
der  Tabak  gelagert  ist,  durch  das  Aufsichtspersonal  (§  27  der  Dienstvorschriften). 
Dazu  kommt,  dass  bei  solchen  einfachen  Kontrollen  es  unmöglich  ist,  im  Fall 
der  Verringerung  des  Gewichtes  des  Tabaks  während  der  Lagerung  bei  den 
Pflanzern  mit  Sicherheit  zu  konstatieren,  ob  der  Gewichtsabmangel  in  der  That 
durch  Eintrocknen  etc.  entstanden  ist,  und  dass  schon  deshalb  ein  durch  ver- 
waltungsgerichtliche Klage  geschützter  Rechtsanspruch  auf  Befreiung  des 
Gewichtsverlustes  von  der  Steuer  nicht  wohl  denkbar  ist.  Endlich  ist  in  dieser 
Richtung  noch  zu  erwähnen,  dass  es  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  dem 
Tabakhändler,  welcher  solchen  Tabak  kauft,  ermöglicht  ist,    der  Zahlung  einer 
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höheren  Steuer  aus  dem  Wege  zu  gehen,  wenn  er  sich  entschliesst ,  den  Tabak 
alsbald  in  freien  Verkehr  zu  setzen,  indem  er  dann  nur  die  ursprünglich  fest- 
gesetzte Steuer  (hier  von  3600  M.)  zu  entrichten  hat,  und  gegenüber  denjenigen 
Händlern,  welche  den  Tabak  nach  der  amtlichen  Verwiegung  in  die  steuerfreie 
Niederlage  verbringen,  nur  den  Nachteil  des  Zinsverlustes  zu  tragen  hat. 

Zweitens  möchten  wir  noch  darauf  hinweisen,  dass,  wenn  das  verwaltungs- 
gerichtliche Urteil  aufrechterhalten  worden  wäre,  im  Deutschen  Reich  eine  sehr 
störende  Rechtsungleichheit  entstanden  wäre. 

Während  die  Steuerverwaltung  im  Grossherzogtum  Baden  nämlich  sich 
entweder  an  dieses  Urteil  gehalten  und  danach  den  Rabatt  für  den  durch  Ein- 
trocknen ,  Verdunstung  und  Fermentation  entstandenen  Gewichtsabgang ,  soweit 
der  Nachweis  hierfür  erbracht  worden  wäre,  allgemein  gewährt  oder  hierzu  sich 
in  jedem  einzelnen  Fall  durch  ein  verwaltungsgerichtliches  Urteil  hätte  zwingen 
lassen,  wäre  in  den  übrigen  Bundesstaaten  bis  auf  weiteres  in  der  seitherigen 
Weise  verfahren  worden.  Es  ist  deshalb  auch  von  grosser  Wichtigkeit,  dass 
der  Kompetenzgerichtshof  eine  durch  Klage  erzwingbare  Rechtspflicht  der  Steuer- 
behörde, den  Rabatt  zu  gewähren,  nicht  anerkannt  und  sich  dahin  ausgesprochen 
hat,  dass  dies  nach  wie  vor  lediglich  in  das  Ermessen  dieser  Behörde  ge- 
stellt sei. 
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(Die  römischen  Zahlen  bedeuten  den  Jahrgang,  die  arabischen  Ziffern  die  Seitenzahl.) 


I.  Materien. 

Ablüsuiif;  und  ihre  finanzielle  Bedeutung  in 
Oesten-eich  im  14.  Jahrh.  III,  971. 

—  der  älteren  Landsteuern  in  Anhalt,  IV,  968. 

—  der  Domänengrundpacht  in  Russland  III, 

264;  IV,  1144. 
Abwälziiiij^;   der  direkten  Steuern  III,  509  f. 
Accisen,  frühere,  in  Anhalt  IV,  969,  979,  997. 

—  in  Russland  II,  159. 
Aktiengesellschaften,  Besteuerung  ders.  in 

Zürich  I,  84. 

—  Stempelrevision  bei  dens.  n.  d.  Ges.  v.  81 

I,  134  f. 

—  BesteueiTing  derselben  nach  Ertrags-,  Ein- 

kommensteuer- und  kombiniertem  System 

II,  317. 

—  Behandlung  ders.  in  Baden  III,  803. 
Armenviresen   und  — lasten  in  Oldenburg  I, 

649,  656,  662. 

—  Kommun.  -  Ausgaben   für   Armenwesen   in 

Preussen  I,  759. 

—  Ausgaben  für  Armenwesen  in   den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  849. 
Aufwantlsteuern,  Theoretisches  III,  539,  549. 
Aussahen,  ord.  u.  ausserordentliche  III,  946 ; 

in  Frankreich  IV,  265. 
Aussabenhud^et  Italiens  III,  157  ;  Russlands 

III,  652;   Dänemarks  III,   186;   Preussens 
rv,  293  f. 

Ausjüleich,  östeiT.-ung.  IV,  843. 

Auswärtiges,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Italien  III, 
156;  in  Dänemark  III,  642;  in  Russland 
1874—83  III,  652 ;  in  Preussen  1878—87  IV, 
317. 

Bankwesen  Italiens  III,  141. 

Baugenossenschaften,  ihre  Besteuerung  III, 
674  f. 

Berg-  u.  Hüttenwerke.  Einnahmen  in  Russ- 
land 1874— 83  m,  654;  in  Bayern  III,  672; 
in  Preussen  1878—87  IV,  315. 

Berg  werkssteuer  in  Russland  1874 — 83111,654. 

Bevölkerungsverhältnisse  in  Oldenburg 
I,  665. 

Bibliographie  der  finanzw.  Litteratur  pro 
1884  I,  406 ;  pro  1885  H,  505 ;  pro  1886  III, 
427;  pro  1887  IV,  526. 

Biersteuer  in  Bayern  I,  403;   III ,  672. 

—  Braumalzsteuergesetzentwurf  m  Baden  v. 

1884  I,   351  f.    Ablehnung  dess.  I,   844  f. 

—  Reform  im  Deutschen  Reich  IV,  569  f. 


Biersteuer  in  Italien  I,  459;  III,  135;  in 
Russland  II,  168;  in  den  Niederlanden  I, 
384. 

Boden  wert  Oesterreichs  III,  940. 

Börsenstener,  Stempelrevision  bei  Aktienges, 
n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  134  f. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen,  Strafen 

der  modernen  Stempelgesetze  I,  601  f. 

—  Ti-äger  der  Börsensteuer  I,  152. 

—  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. 

—  in  Oesterreich  I,  493. 

—  Abgabe  für  Erteilung  des  Rechts  z.  Börsen- 

besuch in  Oesterreich  I,  521. 

—  Geschäftssteuergesetzentwurf,  deutscher  I, 

550. 
Börsensteuergesetx  ,    deutsches  von   1881 85 

II,  1115  f. 

—  Umsatzsteuer  in  Bremen  III,  256. 

—  Stempelsteuer  auf  Effekten  in  den  Nieder- 

landen III,  283;  in  Italien  III,  133. 
Brandversicherungsabgaben     in  Russland 

1874—83  III,  654. 
Branntweinsteuer  I,   933;   in  Italien  I,  454, 

III,  135. 

—  in  Oesterreich-Ungarn  n.  d.  Ges.  v.  1884  I, 

767  f. 

—  in  Russland  II,  162 ;  in  Dänemark  III,  637. 

—  in   den   europ.  Ländern  und  in  den  Ver. 

Staaten   von    Nordamerika    1883—86   IV, 
320  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  384;  III,  281. 

—  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

—  in  Württemberg  n.  d.  Ges.  v.  18.  Mai  1885 

II,  1010  f. 
Braumalzsteuer  siehe  Biersteuer. 
Brennstoffe,  Besteuerung  in  den  Niederlanden 

I,  385. 
Brückengeld,  Aufhebung  im  Königr.  Sachsen 

I,  837  f. 

—  Ertrag  in  Preussen  1878—87  rV,  3li;. 
Buchführung,  doppelte  (Logismographie)  u. 

d.  ital.  Staatsbuchhaltung  III,  455  f. 
Budgetrecht  III,  382. 
Chausseegeld,  Aufhebung  im  Königr.  Sachsen 

I,  837  f. 
Cichorie,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Cigarettenpapiermonopol   in    Griechenland 

m,  287. 
Civilliste,   Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  II,   819;   in  Dänemark  ni, 

641;    in   Russland  1874—83  III,  652;   in 

Preussen  IV,  319. 
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Civilverwaltung,  Ausgaben  in  Italien  seit 
1861  III,  157;  in  Preussen  1878-87  IV, 
317. 

Dienstbotensteuer  in  den  Niederlanden  I, 
382;  in,  388. 

Domänen  -  Einkünfte  in  den  europäischen 
Grossstaaten  1882  II,  847;  in  Italien  III, 
148;  in  Dänemark  III,  623;  in  Preussen 
IV,  313. 

—  Grandpaclit,  Ablösung  in  Russland  III,  264 ; 

IV,  1144;  D.- Einnahme  in  Russland  1874 
bis  18—83  III,  654. 
Einkommensteuer  in  Zürich  I,  79,  132. 

—  Gesetzentwurf  in  Baden  v.  1883  1 ,  308  f. ; 

Gesetz  v.  20.  Juni  1884  III,  793,  815 ;  Ge- 
schichte der  —  in  Baden  III,  767  f. 

—  in  Oldenburg  I,  637. 

—  Reform  der  Sachsen-Weimarischen  II,  893  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. 

—  in  Hessen  11,  242,  250,  285,  382. 

—  in  Italien  III,  130;  in  Dänemark  III,  632; 

in  Amsterdam  III,  943 ;  Ertrag  in  Bayern 
III,  672. 

—  Erti'ag  in  den  europ. Grossstaaten  1882  II, 

847;  in  Preussen  1878—87  IV,  316. 

—  Verteilung  in  Oldenburg  I,  679 ;  in  Zürich  I, 

79;  in  Preussen  III,  656;  im  K.  Sachsen 
III,  659 ;  in  Hessen  III,  662 ;  in  Baden  III, 
809,  848;  in  S. -Weimar  II,  921;  in  Ham- 
burg III,  66i;  Lübeck  HI,  665;  Bremen 
III,  669;  in  Amsterdam  III,  943. 

Einregistrierun^  H,  848;  in  Italien  III,  132; 
in  den  Niederlanden  I,  383;  III,  388. 

Eisenbalinwesen  in  Württemberg  II,  814. 

—  die  finanziellen  Ergebnisse  der  Staatseisen- 

bahnverwaltung in  Preussen  II,  63  f. ;  1878 
bis  1887  IV,  294,  315. 

—  in  Italien  III,  153. 

—  Einnahmen  in  Dänemark  III,  625 ;  in  Russ- 

land 1874—83  III,  654;  Einn.  u.  Ausgaben 
in  Bayern  III,  672. 

—  Eisenbahn-  und  Transportsteaern   in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  848;  in  Russ- 
land 1874—83  III,  654;  Ertrag  der  Eisen- 
bahnabgabe in  Preussen  1878—87  IV,  316. 

—  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien  in  Russ- 

land IV,  1156  f. 

—  Eisenbahjigarantien  in   den  europ.  Gross- 

staaten 1882  II,  849. 
Emissions^ebühr  in  Oesterreich  I,  513.  Siehe 

auch  Börsensteuer. 
Erbfolgekriess,    span.,    zur   Geschichte    der 

Finanzen  Oesterreichs  im,  IV,  912  f. 
Erbschaftssteuer  in  Deutschland  und  einigen 

andern  Staaten  II,  876  f. ;  IV,  316,  610. 

—  in   den  Niederlanden  I,  383;   III,  282;  in 

Dänemark  III,  633. 

Ertragssteuern  u.  ihre  Abwälzung  III,  509  f. 

Erwerbsteuer,  badische  IH,  763  i. 

Erwerbs-  u.  Wirtscbaftsgenossenscliaften, 
ihre  Besteuerung,  siehe  Genossenschaften. 

Essigsteuer  in  den  Niederlanden  I,  385. 

Etatswesen,  siehe  General-  u.  Staatsrech- 
nungswesen. 

Existenzminimum,  steuerfreies  in  Zürich 
I,  76. 

Fawcett,  Henry  H,  588. 

Finanzarchiv,  Programm  desselben  I,  S.  HI. 

Finanzdienst,  Vorbedingungen  für  den  hohem 
—  in  Bayern  I,  423. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  in  den 

grösseren  deutschen  Staaten  IV,  1  f. 

Finanzkontrolle,  die  oberste  —  des  König- 
reichs Sachsen,  von  den  ältesten  Zeiten 
bis  auf  die  Gegenwart  II,  589  f. 

Finanzlage,  siehe  Staatshaushalt. 

Finanzverwaltuns,  deutsche  und  englische 
I,  1.59  f. 


Finanzverwaltuiig,  Ausgaben  für  —  in  den 
europäischen  Grossstaaten  1882  II,  850 ;  in 
Dänemark  III,  642;  in  Russland  1874—83 
III,  652;  in  Italien  III,  158;  in  Preussen 
1878—87  IV,  318. 

—  d,  deutsche  Reichsbank  im  Dienste  der  F.-V. 

des  Reichs  u.  der  Bundesstaaten  III,  108. 

Finanzrechtsprechung  beim  deutsch.  Reichs- 
gericht III,  295,  921. 

Finanzwirtschaft,  Subjekte  ders.  IV,  713  f. 

Finanzwissenschaft,  zur  Geschichte  der 
deutschen  F.-W.  im  17.  Jahrh.  I,  1  f. 

Firmensteuergesetz,  Bremisches  v.  27.  Mai  84 

III,  251. 

Folger,  Charles  J.  II,  .588. 
Forsteinnahmen  in  Russland  1874— 83  in,  654 ; 
in  Bayern  IE,  672;  in  Preussen  1878— .s7 

IV,  314. 

Gasversorgimg,  eine  gemeindliche  Angelegen- 
heit III,  966. 

—  Gassteuer,   kommunale,    in  Württemberg 

IV,  1112. 

Gebäuclesteuer,  Theoretisches  IH,  526 ;  in  Ol- 
denburg I,  639;  in  Hessen  II,  246,  281; 
in  Württemberg  I,  390;  in  Elsass-Loth- 
ringen  III,  232 ;  (Ertrag)  in  Bayern  1868—86 
III,  672;  in  d.  Niederlanden  I,  3S0;  HI, 
388;  in  Dänemark  III,  629;  in  Baden  HI, 
763  f.;  in  Anhalt  IV,  961;  in  Oester- 
reich IV,  514;  Ertrag  in  Preussen  1878  bis 
1887  IV,  316. 

Gebühren,  österr.  Entw.  einer  Gesetznov.  v. 
1884  I,  147  f. ;  II,  1180  f. 

—  Sicherung   und   Geschäftsgang    beim    Ge- 

bühreneingang in  Oesterreich  I,  524 ;  siehe 
auch  Stempel. 

—  in  Russland  II,  177;  III,  654;  in  Dänemark 

III,  634;  in  Preussen  IV,  316. 
Gefängnisse,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  851. 
Gehaltlisten   behufs  Veranlagung  der  pers. 

Steuern  II,  30. 
Gehaltssteuer,  Theoretisches  IH,  544. 

—  früher  anhaltische  IV,  961. 
Geldverwaltung,  staatliche  I,  558  f. 
Gemeindefinanzcn,  siehe Kommunalflnanzen. 
Genossenschaften,  ihre  Besteuerung  in  den 

deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich  III, 
674  f. ;  III,  588,  803. 

Geschäftssteuer,  siehe  Börsensteuer. 

Geschichte ,  zur  —  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft im  17.  Jahrh.  I,  1. 

—  der  Hausiersteuern  im  Deutschen  Reiche 

II,  92  f. 

—  der  badischen  Steuern  III,  763;  der  anhal- 

tischen Steuern  IV,  961  f.;  der  nieder- 
länd.  Steuern  II,  379;  IE,  388;  der  ober- 
sten Finanzkontrolle  im  K.  Sachsen  H,  589 ; 
des  preuss.  Haushalts  1878—87  IV,  293  f. ; 
des  italienischen  Haushalts  III,  118;  des 
dänischen  Haushalts  III,  607 ;  der  Finanzen 
Oesterreichs  im  spanischen  Erbfolgekrieg 

IV,  912. 

Gestüts  Verwaltung,  Ausgaben  für  —  in 
Russland  1874—83  III,  652. 

Getränkeabgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  II,  884 ;  Ertrag  in  Russland  1874—8;) 
HI,  654.  Siehe  auch  die  einzelnen  Getränke - 
steuern. 

Getreidezoll  I,  469. 

Gewerbe,  Einnahmen  aus  —  in  Russland 
1874—83  HI,  654 ;  in  Preussen  1878—87  IV, 
31.5. 

Gewerbepolizei  und  Hausiersteuer  in  Deutsch- 
land n,  97,  116. 

Gewerbesteuer,  Theoretisches  III,  535. 

—  Zm-  Geschichte  der  Hausiersteuem  im 
deutschen  Reiche  11,  92  f. 
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Gevvorbpstouer,  württembergische  I,  390. 

—  badische  III,   763  f.    Gesetz  vom  20.  Juni 

1884  III,  849. 

—  Ertrag  in  Bayern  1868—86  III,  672. 

—  hessische  II,  239,  245,  283,  330,  434. 

—  frühere  in  Anhalt  IV,  961  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  38 1 ;  III,  388. 

—  und  Handelssteuer  in  Russland  n,  161,  222. 

Ertrag  1874—83  III,  654. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  II, 

847. 

—  Ertrag  in  Preussen  1878—87  IV,  316. 
Kewerbe  im  Umherziehen,  Besteuerung  in 

den  deutschen  Staaten  II,  92  f. 

—  in  S.-Meiningen,   Ges.  vom  25.  Juni  1885 

in,  240. 
Glüclisverträge,  Gebühren  von  —  in  Oester- 

reich  I,  515;  vgl.  auch  Lotterien. 
Grossstädte,    der  Haushalt  europäischer  — 

I,  254  f. 
Grundeigentumsverhältnisse   in  Oldenburg 

I,  670. 
Grundgefälle,    Einnahmen    in    Bayern    III, 

672. 
Grundsteuer,  Wesen  der  —  III,  517. 

—  in  Oldenburg  I,  639. 

—  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

—  in  Württemberg  I,  389 ;  in  Baden  III,  763  f. 

—  in  Hessen  II,  237,  283,  358. 

—  in  Anhalt  IV,  973  f. 

—  Katastergesetz  in  Elsass-Lothringen  vom 

31.  März  1884  HI,  203  f. 

—  in  Italien  II,  747  f . ;  III,  129. 

—  in  den  Niederlanden  I,  380;  HI,  388. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Reform  v.  J.  1884  in  Russland  II,  217.    Er- 

trag der  Grand-  und  Personalsteuem 
1874—83  III,  6.54;  Ablösung  der  Domänen- 
grundpaeht  IV,  1144. 

—  Ertrag  in  den  europ.  Grossstaaten  1882  II, 

847;  in  Preussen  1878-87  IV,  316. 

—  üeberweisung     der     halben     Grundsteuer 

an  die   Schulgemeinden    in   Sachsen  IV, 

1123. 
Güterlotterie  in  Preussen  II,  716  f. 
Handelsreisende,   Besteuerung  derselben  in 

deutschen  Staaten  II,  115. 
Haushalt  der  sieben  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  847  f.    Siehe  Staatshaushalt. 
Haushaltungslisten  behufs  Veranlagung  der 

pers.  SteuAn  II,  25. 

Hauslisten  behufs  Veranlagung  der  pers, 
Steuern  II,  24. 

Hausiersteuern,  zur  Geschichte  derselben  im 
Deutschen  Reiche  II,  92  f. ;  in  S.-Meiningen, 
Ges.  V.  25.  Juni  1885  III,  240. 

Haussteuer,  siehe  Gebäudesteuer. 

Hundesteuer,  Ertrag  in  Bayern  III,  672. 

Huene  lex,  s.  Ueberweisungsgesetz. 

Heeresausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1882  n,  849. 

Immobiliarverkehrssteuer  in  Oesterreich 
I,  478. 

Indirekte  .Steuern,  siehe  Steuern. 

Inneres,  Ausgaben  für  Minist,  des  Innern  in 
den  europ.  Grossstaaten  II,  850 ;  in  Däne- 
mark III ,  642 ;  in  Russland  1874—83  HI, 
652 ;  in  Italien  III,  160 ;  in  Preussen  1878 
bis  1887  IV,  317. 

Iiiventarisation,  amtliche,  beim  Todesfalle 
in  Schweizer  Kantonen  I,  65. 

JustizauNgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  850;  in  Dänemark  III,  643 ; 
in  Russland  1874—83  III,   652;   in  Italien 

III,  158;  in  Preussen  1878—87  IV,  317. 

Kameraiistisches  Studium  in  Baden  IV,  1  f. 

Kapitalrentensteuer,   Listen  behufs  Veran- 
lagung der  pers.  Steuern  II,  37. 
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Kapitalrenlensteuer,  Theoretisches  IH,  547; 
hessische  II,  341,  497;  württembergische 
I,  390;  badische  III,  767  f.  Gesetz  vom 
29.  Juni  1874  20.  Juni  1884  IH,  865;  friiher 
anhaltische  IV,  961 ;  russische  IH,  264 ;  IV, 
1156  f.  Ertrag  in  Bayern  1868— 86  III,  672. 

Kassenverwaltung,  staatliche  I,  558. 

Katasterwesen,  italienisches  II,  764. 

—  elsass-lothringisches  III,  203  f. 
Kaufschillinssreste,  Renten  u.  dgl.,  Gebühr 

von  der  Eintragung  in  die  öffentlichen 
Bücher  in  Oesterreich  I,  523. 

Kirchengüter,  Einziehung  ders.  in  Italien 
m,  148. 

Kirchenverfassung  und  — lasten  in  Olden- 
burg I,  653,  658,  663. 

Klassensteuer,  siehe  Einkommensteuer. 

Kolonien  von  Dänemark  IH,  628. 

Kommunalflnanzen,  Beschaffenheit  des  sta- 
tistischen Materials  in  den  deutschen 
Staaten  I,  622. 

—  Geschichte  der  Kommunalfinanz  Statistik  in 
Preussen  I,  752. 

—  Finanzlage  der  Städte  und  Landgemeinden 
in  Preussen  I,  748  f. 

—  Preuss.  Kommunalsteuemotgesetz  v.  27.  Juli 
1885  III,  168  f. 

—  Heranz.  der  Militärpers.  z.  d.  Gemeinde- 
abgaben in  Preussen  III,  895. 

—  Kommunalsteuerbelastung  in  Oldenburg  I, 
622  f.,  681,  704 ;  in  Bayern  I,  691 ;  II,  874  ;  IV, 
311 ;  in  Sachsen-Meiningen  I,  695 ;  in  Würt- 
temberg I,  635 ;  in  Baden  I,  696 ;  in  Preussen 
1,697,  761;  in  Els.-Lothr.  II,  869. 

—  Steigerang  der  Gemeindeabgaben  seit  1849 
in  Preussen  I,  764. 

—  Gemeindesteuergesetzgebung  in  Anhalt  IV, 
1030;  im  Grossh.  Hessen  IV,  I07i;  Oert- 
liche  Verbrauchsabgaben  in  Württemberg 
IV,  1112. 

—  Gemeindesteuern  in  der  Schweiz ,  speciell 
in  Zürich  I,  60,  84. 

—  Doppelbesteuerung  in  der  Schweiz  I,  90. 

—  Besteuerang  der  Aktiengesellschaften  für 
die  Gemeindehaushaltungen  I,  94. 

—  Ausgaben  für  Verzinsung  der  Gemeinde- 
schulden in  Preussen  I,  760. 

—  Statistik  der  verzinslichen  Kommunal-  und 
Provinzialschulden  in  Italien  1880  I,  244  f. 

—  Kommunal-  und  Provinzialeinnahmen  und 
-Ausgaben  pro  1875  und  1883  in  Italien 
IH,  162. 

—  Komm.  Finanzrefonn  in  Baltimore  IH,  591  f. 

—  Verhältnis  der  Kommunen  zur  Gasver- 
sorgung HI,  966. 

—  Gemeindefinanzen  Eis. -Lothringens  II,  868  f. 

—  Gemeinde-  und  Provinzialsteuern  in  den 
Niederlanden  HI,  388. 

—  der  Haushalt  europäischer  Grossstädte 
I,  254  f. 

—  Gemeindeumlagenfuss  IV,  511. 
Kommunalverbände,  preuss.  Ges.  v.  14.  Mai 

1885,  betr.  Üeberweisung  von  Beträgen, 
welche  aus  landw.  Zöllen  eingehen,  an 
die  —  II,  1104  f.  Ausfuhrungsverordnung 
hierzu  und  erstmalige  Verteilung  IH,  906 ; 
IV,  441;  zweite  Verteilung  IV,  1143. 

Kommunikationswege,  Ausgaben  in  Russ- 
land hierfür  IH,  652. 

Konsumvereine,  ihre  Besteuerung  in 
Deutschland  und  in  Oesterreich  HL  674  f. 

Kontrolle,  deutsche  und  englische  Finanz- 
kontrolle I,  159  f. 

—  Geschichte  der  Finanzkontrolle  im  Königi*. 
Sachsen  II,  589  f. 

Kopfsteuer  in  Russland  III,  264. 
Krankenanstalten,    flnanz.  Träger  der  Last 
in  Dänemark  III,  612. 
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Kreditvereine,  ihre  Besteuerung  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  III,  674  f. 

Kultiisausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 
1S82  II,  851;  in  Dänemark  III,  «17;  in 
Preussen  1878-87  IV,  317. 

Legislat.  Rörper.schaften,  Ausgaben  für  —  in 
den  europäischen  Grossstaaten  II,  849. 

Logismographic  in  Italien  III,  455  f. 

Lohnsteuer,  Theoretisches  III,  544. 

Lokalbabnwesen  in  Oesterreich  III,  965. 

Lombardgescliäfte,     Besteuerung    derselben 

II,  54  f. 

Lotterie  in  Sachsen  I,  553 ;  in  Braunschweig 
I,  55  i;  in  Mecklenburg-Schwerin  I,  555; 
in  Hainburg  I,  555. 

—  Aeltere  Zahlenlotterie  in  Preussen  III,  415. 

—  die  preussische   —    vor    dem  Forum  der 

Landesvertretung  I,  530  f. 

—  Lotterieerträgnisse    in  den   europ.    Gross- 

staaten 1882  II,  818;  in  Preussen  1878-87 
IV,  315. 

—  Lotterieetat  in   der  preussischen  Kammer 

1885  II,  1066  f. ;  1886  III,  910. 

—  preuss.  Gesetz  betr.  Bestrafung  des  Spiels 

in  auswärtigen  Lotterien  II,  1083. 

—  Statistik   der  Privatlotterien  in  Preussen 

1880—84  III,  915. 

—  Lottoregal  in  Italien  I,  170;  lll,  i38. 

—  in  Dänemark  III,  628;   in  Oesterreich  III, 

965. 
Mahlsteuer  in  Italien  I,  436 ;  III  134 ;    in  den 

Niederlanden  I,  385. 
Malzaufschlag,  siehe  Bierbesteuerung. 
Marineausgaben  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882   II,    849;    in  Dänemark   III,    642;    in 

Russland  1874—83  III,  652. 
Mass,  Gewicht,  Gefängnisse  etc.  Einnahmen 

aus  —  in  d.  europ.  Gfossstaaten  1882 II,  848. 
Matriliularbeiträse  und  L'eberweisungen  im 

Deutschen  Reich  II ,  864  f. ;   in  Preussen 

1878—87  IV,  295. 
Melassebesteuerung,    s.  Zuckerbesteuerung. 
Meldeangabe  bezw.  Meldung  bei  Veranlagung 

der  persönl.  Steuern  II,   1  f.;   III,  86  f.; 

IV,  553. 
Mietssteuer  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Militärausgaben  in  den  europäischen  Gross- 
staaten 1882  II,  819  ;  in  Dänemark  III,  612  ; 

in  Russland  1874—83  III,    652;   in  Bayern 

seit    1819   III,    673;   in    Italien   seit   1861 

III,  157. 

Militärpersonen,  Heranz.  der  —  z.  d.  Ge- 
meindeabg.  Reichsges.  v.  28.  März  1886 
und  preuss.  Ges.  v.  29.  Juni  1886  III,  895. 

Militärpfliclitersatz  in  der  Schweiz  I,   114; 

IV,  109. 

Mobiliarsteuer  in  den  Niederlanden  I,  382; 
III,  388. 

Münze,  Einnahme  in  Russl.  1874-83  III,  654; 
in  Preussen  1878—87  IV,  315. 

^Naturalleistungen  bei  den  Kommunalver- 
bänden Oldenburgs  I,  685. 

Nobilitirung,  Gebühi-en  in  Oesterreich  I,  522. 

Octrois  in  Italien  I,  469;  III,  135;  in  Frank- 
reich IV,  307. 

—  in  Elsass-Lothringen  II,  872;   IV,  309;   in 

Bayern,  Baden,  Hessen  IV,  310;  in  Würt- 
temberg IV,  1212. 

Oeff.  Arbeiten,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Italien 
III,  160;  in  Preussen  1878—87  IV,  307. 

Papiergeld,  italienisches  III,  141;  in  Oester- 
reich III,  964. 

Passgebühren  in  Russl.  1874—83  IH,  654. 

Patentsteuer  in  Russland  II,  161,  222. 

Pensionen,  Ausgaben  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Reform  in  Italien  II,  545. 


Pensionen,  Pensionsgesetz,  ungar.,  für  Staats- 
beamte vom  13.  Mai  1885  II,  1040  f. 

Personalsteuer,  Theoretisches  IH,  550;  hes- 
sische II,  241. 

—  in  den  Niederlanden  I,  382. 
Personenporto  III,  378. 

Petroleummonopol  in  Griechenland  III,  287. 
Pferdesteuer   in   den  Niederlanden   I,   382; 

III,  388. 
Polizei  in  Dänemark  III,  609. 
Post,  finanz.  Verwaltung  in  der  Schweiz  I,  124. 

—  finanzielles  Ergebnis  in   den  Ländern  der 

Postunion  1883  II,  860  f. 

—  Posterträgnisse  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,   848. 

—  in  Dänemark  III,  628 ;  in  Russland  1874—83 

III,  654 ;  in  Bayern  III,  672. 

Produktivgenossenschaften  ,  ihre  Besteue- 
rung in  Deutschland  und  Oesterreich 
III,  674  f. 

Provinzialßnanzen ,   s.    Kommunalflnanzeh. 

Prüfungsaufgaben  für  den  höheren  Finanz- 
dienst in  Bayern  I,  423. 

ftuartsteuer  in  Anhalt  IV,  966  f. 

ftuinen-  und  Güterlotterie  in  Preussen  II, 
716  f. 

Ouittungsstempel  in  Oesterreich  I,  492. 

Rangsteuer  in  Dänemark  III,  632. 

Rechnunsshof,  Ausgabe  für  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  850;  in  Russland 
1874—83  III,  652. 

—  Ital.  Rechnungshofgesetz  IV,  463  f. 
Rechnungs-  und  Kontrollbehörden  I,  579. 
Rechnungswesen,    deutsches  und  englisches 

I,  159  f. 

--  Entwicklung  im  Königr.  Sachsen  II,  589  f. 

—  ital.  Gesetz  über  die  Verwaltung  und  das 

Generalrechnungswesen  des  Staates  von 
1884  I,  880. 

Rechtsprechung, siehe  Finanzrechtsprechung. 

Reichsgericht ,  Entscheidungen  in  Finanz- 
fragen III,  295,  921. 

Reichsbank,  d.  deutsche,  im  Dienste  der 
Finanzverw.  des  Reichs  und  der  Bundes- 
staaten III,  108  f. 

Rechtspflege  in  Dänemark  III,  609. 

Rohstoffgenossenschaften,  ihre  Besteuerung 
III,  674  f. 

Salzgefälle  in   den  europ.  Grossstaaten  1882 

II,  818. 

—  Monopol  in  Italien  I,  468;  III,  138. 

—  Steuer  in  d.  Niederlanden  I,  385;  in  Russ- 

land 1871—83  III,  654. 
Säuerlinge,  Besteuerung  in  Italien  I.  459. 
Schatzuiigsbehörden,  Organisation  in  Baden 

III,  766. 

Schiosspulver,  Besteuerung  in  Italien  I,  459. 
Schiffsabgabe  in  Dänemark  III,  636. 
Schlaclitsteuer  in  d.  Niederlanden  I,  385. 
Schlusszettel,  Besteuerung  1,493;  siehe  auch 

Börsensteuer,  Stempel. 
Schuldenwesen,    Statistik   der  verzinslichen 

Kommunal-     und    Provinzialschulden    in 

Italien    1880    I,    24t    f.;    Staatsschulden 

Italiens  III,  139. 
-  Ausgaben  für  öffentliche  Schulden  in  den 

europ.  Grossstaaten  1882  II,  849. 

—  Schuldentilgung  in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  11,  852. 

—  Bundesschulden  in  den  Ver.  Staaten  Nord- 

amerikas IIj  183. 

—  württembergische  Staatsschuld  II,  808  f. 

—  Tilgungsfrage  in  Württemberg  II,  833. 

—  Beseitigung  einer  schwebenden  Schuld  von 

30  Millionen  in  Preussen.  Ges.  vom  23.  Juni 
1886  III,  901. 

—  Höhe    der    preuss.   Staatsschuld    1872—87 

II,  1085;  rv,  319. 
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Schuldenwcsen,  Kurse  der  preuss.  Staats- 
papiere II,  108Ö,  1091. 

—  Konvertierung  preussisclier  Staatsschulden 

1885  II,  1085  f. 

—  das   neue   preussisclie  Staatsschuldbuch  I, 

265  f. 

—  Erweitening  dess.  durch  Ges.  v.  12.  Aprü 

1886  III,  8»9. 

—  Benützung  des  preuss.  Staatsschuldbuchs 

II,  215  ;  m,  8Ö9. 

—  Staatsschuklbuch  des  Königreichs  Sachsen 

II,  194  f. 

—  Zinsfuss  und  Kurse   der  Staatspapiere  in 

Deutschland  seit  1815  I,  936. 

—  Staatsscliuldverschreibung      und      Staats- 

schuldbuch in  England  I,  265  ;  Fi-ankreich 
I,  269 ;  Oesteneich  I,  271 ;  Baden,  Italien, 
Russland,  Spanien,  Belgien  I,  272 ;  in  den 
Ver.  Staaten  von  Nordamerika  I,  273 ;  in 
Elsass-Lotliringen  I,  876. 

—  Schuldenwesen  in  Dänemark  III,  614,  640. 

—  Russlands  Schulden  seit  1798  III,  650. 

—  Schwebende  Schuld  in  Frankreich  IV,  275. 

—  Schulden  bei  Veranlagung  der  persönlichen 

Steuern  II,  37. 

Schulgelder  in  Russland  1871-83  III,  651. 

Seil ulgemein den,  üeberweisung  der  halben 
Grundsteuer  an  die  —  im  Königr.  Sachsen 
IV,  1123. 

Schullasten,  siehe  Untemcht. 

Seifensteuer  I,  385. 

Sella,  ft.  II,  584. 

Spielkartenmonopol  in  Griechenland  III,  287. 

Staatsaktiva,  Einnahmen  aus  —  in  Däne- 
mark III,  625. 

Staatshaushalt  Preussens  1878—87  IV,  293  f.; 
der  gemeinsame  der  österr.-ungar.  Mon- 
archie I,  225  f. ;  rv,  843  f. 

—  Bremens  I,  234  f. 

—  Württembergs  II,  810. 

—  Bayerns  im  vorigen  Jahrhundert  I,  401 ;  in 

diesem  Jahrb.  III,  672. 

—  Oesterreichs  im  span.  Erbfolgekrieg  IV,  912. 

—  Frankreichs  1883,84  I,  205  f. ;  Ende  1886  IV, 

239  f. 

—  Dänemarks  III,  607  f. 

—  Russlands  1874—83  III,  650,  953. 

—  Finanzwesen  in   den  Vereinigten  Staaten 

Nordamerikas  II,  179  f. 

—  Italiens  seit  1861  III,  118. 
Staatsrechnungswesen  in  Deutschland  und 

England  I,  159  f. 

—  in  Italien  I,  376,  880 ;  III,  455  f. ;  in  Oester- 

reich  II,  377;  in  Württemberg  II,  532. 

—  Finanzkontrolle   des  Königreichs  Sachsen 

I,  907;  II,  589  f.    S.  auch  Rechnungshof. 

Staatsschulden,  siehe  Schuldenwesen. 

Staatssteuern,  siehe  Steuern. 

Stempelsteuer,  das  preussische  Gesetz  betr. 
die  —  für  Kauf-  und  Lieferungsverträge 
im  kaufmännischen  Verkehr  und  für  Werk- 
verdingungsverträge  I,  821.  Streitfrage 
in  betr.  dess.  III,  968.  Ertrag  der  Stempel- 
steuer in  Preussen  1878—87  IV,  316. 

—  der    Rechtsweg    in   Reichsstempelsachen; 

Strafen  der  modernen  Stempelgesetzg.  n. 
dem  Gesetz  v.  1881  I,  601  f. 

—  die  Stempelrevision  bei  Aktiengesellschaften 

n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  134  f. 

—  in  Russland  II,  177 ;  III,  654. 

—  in  den  Niederlanden  1 ,  383 ;  III ,  283,  388. 

—  in  Dänemark  III,  633. 

—  in  Italien  III,  132. 

—  Stempelerträgnisse   in  den   europ.   Gross- 

staaten 1882  II,  848.  S.  auch  Börsensteuer. 
Steuern,  Wiesen  u.  System  der  direkten  Steuern 

III,  517;  die  deutsche  Steuerlehre  des  17. 
Jahrhunderts  I,  17. 


Steuern,  Gliederung  der  Steuern  IV,  136. 

—  Steuerlehre  Vockes  IV,  500. 

—  Die  Meldangabe  bei  Veranlagung  der  per- 

sönl.  Steuern  II,   1  f. ;   III,  86  f. ;  IV,  553. 

—  und  Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  927. 

—  die  Steuen-eform  im  Kanton  Zürich  und  der 

Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Ges.,  Ausschliessung  säumiger  Steuei^flich- 

tiger  V.  öfl".  Vergnügungsorten  im  K. 
Sachsen  betr.,  v.  21.  April  1H84  III,  262. 

—  direkte  Staatssteuern  in  Oldenburg  I,  637  f. 

—  in  Pi'eussen  I,  729.  —  Steuerbelastung  und 

Druck  in  Oldenburg  I,  737;  in  Preussen 
I,  746;  Bewegung  der  Steuern  1878—87 
IV,  296,  316. 

—  in  Württemberg  I,  389;  in  Bayern  vor  1800 

I,  197;  in  Baden  lU,  763  f.;  in  S.-Weimar 

II.  893 ;  m,  918. 

—  die  direkten  —  Hessens  11,  235  f. 

—  in  Anhalt  IV,  961  f. 

—  in  den  Niederlanden  I,  370;  III,  388. 

—  in  Dänemark  III,  629. 

—  Staats-,  County-,  Municipal-Schulsteuem  in 

den  Ver.  Staaten  II,  190;  III,  408. 

—  in  Pennsylvanien  III,  4f)8. 

-   indirekte  in  Russland  II,  159  f. 

—  Geschichte   der  direkten  St.  in  Russland 

I,  914. 

—  Grund-,  Handels-  und  Gewerbesteuern  in 

Russland  v.  J.  1884  II,  217. 

—  Reform  der  indirekten  Steuern  in  Italien 

I,  431  f. 

—  Regelung  der  Grundsteuer  und  die  Steuer- 

reform in  Italien  II,  747  f. 

—  die  Steuern  Italiens  III,  129. 

—  Steuerertrag   in  den   europ.    Grossstaaten 

1882  II,  847.  S.  auch  die  einzelnen  Steuer- 
arten. 

Steuerstrafrecht,  östeiT.  III,  936. 

Strafen,  Einnahmen  aus  —  in  Russland  1874 
bis  83  III,  6.54 ;  in  Preussen  187«— 87  IV,  316. 

Subjekte  der  Finanz  Wirtschaft  IV,  713  f. 

Submissionswesen  III,  421. 

Tabakmonopol  in  Italien  I,  462 ;  III,  137. 

—  Tabaksteuer  in  Russland  11,  175;   III,  654. 

—  Tabakgefalle  in  den  europ.  Staaten  II,  848, 

854. 

—  Tabakkonsum  in  einzelnen  Ländern  II,  859. 
Tassi  sugli  afTari  in  Italien  III,  132. 
Taxen  in  den  europäischen  Grossstaaten  1881 

II,  848. 

Telegraph  in  admin.  u.  flnanz.  Hinsicht  I,  395. 

Telegraphenerträgnisse  in  den  europ.  Gross- 
staaten 1S82  II.  848.  T.-  u.  Posteinnalmien 
in  Dänemark  III ,  62s.  T. -Einnahmen  in 
Russland  1874—83  III,  654. 

Thür-  u.  Fenstersteuer  in  den  Niederlanden 
I,  382;  HI,  388. 

Tranksteuer  in  Anhalt  IV,  966. 

Transportsteuer  in  Italien  III,  133.  Siehe 
auch  Eisenbahnsteuer. 

Ueberweisungsgesetz,  preussisches  II,  1104; 

III,  906;  IV,  441,  1143;  üeberweisung  der 
halben  Grundsteuer  an  die  Schulgemeinden 
in  Sachsen  IV,  1123. 

Umsatzsteuer,  siehe  Börsensteuer, 
Unterrichtsausgaben   in   den  europ.   Gross- 
staaten 1882  II,  851. 

—  in  Dänemark  III,  610  ;  in  Russland  1874—83 

III,  652;  in  Italien  III,  159. 

—  in  Bayern  seit  1819  III,  673. 

—  Einnahmen   aus  Unterricht  und  Kultus  in 

den  europ.  Grossstaaten  1882  II,  848. 

Yerkehrsanlagen,  kommunale  Ausgaben  hier- 
für in  Preussen  I,  758. 

Verkehrssteuern,  Theoretisches  III,  549; 
österr.  Entwurf  einer  Novelle  v.  1884  I, 
471  f.    Siehe  auch  Stempel-,  Börsensteuer. 
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Yermögen,  Einnahmen  von  —  in  den  europ. 
Grossstaaten  1882  II,  847. 

Vermögenssteuer  in  Amerika,  spez.  Balti- 
more III,  592. 

—  in  Zürich  I,  78,  131. 

Versicherungsanstalten,  ausw.,  auf  Gegen- 
seitigkeit, Besteuerung  in  Baden  III,  806 ; 
rV,  81  f.  ^ 

Viehbesitz  in  Oldenhurg  I,  675. 
Volksschulwesen  und— lasten  in  Oldenhurg 
I,  650,  656,  661. 

—  kommun.  Ausg.  hierfür  in  Preussen  I,  759 ; 

IV,  294. 
Volkswirtschaft,    Ausgaben   für   —  in   den 

europ.  Grossstaaten  1882  n,  850. 
Vorschussgeschäfte,  Gehührenhehandlung  in 

Oesterreich  I,  510. 
■Wanderlager,    Besteuerung   II,    131.     Siehe 

auch  Hausiersteuem. 
Wasserbaugenossenschaften   und   — lasten 

in  Oldenburg  I,  652,  «58,  685. 
Wegelasten  in  Oldenburg  I,  664. 
Wehrsteuer  IV,  109  f. 

Weinbesteuerung  in  den  Niederlanden  I,  384. 
Werkxenossenschaflen,    ihre  Besteuerung, 

siehe  Genossenschaften. 
Wirtschaftliche  Zustände  in  Oldenburg  I, 

664. 
Wohlthätigkeit,  Ausgaben  für  — in  den  europ. 

Grossstaaten  1882  II,  851. 
Zinsfuss  in  Deutschland  seit  1815  I,  936.   Siehe 

auch  Schulden wesen. 
Zinsreiitensteuer,  siehe  Kapitalrentensteuer. 
Zollerträgnisse   in  den  europ.  Grossstaaten 

1882  II,  848. 

—  in  Baden  vor  1834  III,  419;  in  den  Nieder- 

landen seit  1850  I,  386. 

—  in  Dänemark  III,  635 ;  in  Russland  1874—83 

III,  654.   Zölle  im  Deutschen  Reich  III,  927. 

—  Zollreform  in  Italien  I,  415;  III,  137. 
Zuckerbesteuerung  in  Italien  I,  446  ;  III,  135. 

—  in  Russland  II,  172;  III,  654. 

—  und  Zuckerindustrie  in  den  europ.  Ländern 

u.  in  der  amerik.  Union  1882—85  III,  1  f. 

—  in  Deutschland,  Ges.  v.  l.  Juni  86  III,  883  f. 
Zündhölzcheumonopol  in  Griechenland  III, 

287. 
ZwangskHrs,  siehe  Papiergeld. 


II.  Länder. 

AcfiTvpten.    Finanz.  Ergebnis   der  Post  1883 

II,  860. 

Algerien,  Tunis.    Finanz.  Ergebnis  der  Post 

1883  II,  862. 
Amsterdam.    Entw.    der    Einkommensteuer 

III,  943. 

Anhalt.     Der  Rechtsweg  in   Reichsstempel- 
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—  Besteuerung  der  Lombardgeschäfte  durch 

die  Stempelabgabe  für  Schuldverschreibun- 
gen II,  55. 

—  Emkommensteuerstatistik  pro  1885—86  III, 

656. 

—  Hausiersteuer  II,  105,  115,  143. 

—  Besteuerung   der  Aktiengesellschaften   II, 

319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  699. 

—  Die  Quinen-  und  Güterlotterie  II,  716  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885;  IV,  316. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  H, 

806. 

—  Konvertierung  der  Staatsschulden  1885  II, 

1085  f. 
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Preussen.  Ges.  v.  23.  Juni  188«,  Beseitigung  der 
schwel).  Schuld  v.  30  Mill.  betr.  III,  901. 

—  Höhe  der  preuss.  Staatsschuld  II,  1085. 

—  Kurse  der  Staatspapiere  I,  930;  II,   1086, 

1091. 

—  Gesetz  v.  14.  Mai  issö,  betr.  üeberweisung 

von  Beträgen,  welche  aus  landw.  Zöllen 
eingehen,  an  die  Koinniunalverb.  II,  1104  f. 
Ausführungsverordnung  hierzu  v.  12.  April 
1886  und  erstmalige  Verteilung  III,  906; 
II,  441  f. ;  zweite  Verteilung  IV,  1143. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdieust  IV,  24,  73. 

—  Haushalt  1878-87  IV,  293  f. 

—  Die  flnanz.  Ergebnisse  der  Staatseisenbahn- 

vervvaltung  in  Pi-eussen  11,  63  f. ;  IV,  294, 

31.Ö. 
Quadeloupe.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  862. 
Reunioii.     Finanz.   Ergebnis    der  Post   1883 

II,  862. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  HI,  748. 
Keuss  ä.  L.    Matrikularbeiträge  und   Ueber- 

weisuugen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

Keuss  j.   L.    Matrikularbeiträge  und  üeber- 
weisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  88.'). 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  746. 
Kuinänien.    Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883 

II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433. 

Kussland.    Haushalt  1882  II,  847 ;  von  1874— 83 
m,  650,  953. 

—  Die  indirekten  Steuern  II,  159  f. 

—  Patentsteuer  II,  161. 

—  Branntweinsteuer  II,  162;  IV,  414. 

—  Biersteuer  II,  168. 

—  Zuckei'steuer  II,  172;  u.  -Industrie  III,  44. 

—  Tabaksteuer  II,  175. 

—  Tabakgefälle  seit  1873  II,  858. 

—  Stempelsteuer,   Gebühren   u.    a.   Abgaben 

II,  177. 

—  GescMchte  der  direkten  Steuern  I,  914. 

—  Gesetze  über  die  Grundsteuer,  Handels-  u. 

Gewerbesteuer  v.  J.  1884  II,  217. 

—  Abschaffung  der  Kopfsteuer  und  Ablösung 

der  Domänengrundpacht  III,  264 ;  IV,  1144. 

—  Kapitalrentensteuergesetz  v.    1.  Juni  1885 

III,  274 ;  Besteuerung  der  Eisenbahnaktien 

IV,  1156. 

—  Erbschaftssteuer  U,  883. 

—  Form  der  Staatsschuldverschreibung  I,  272. 

—  Schulden  seit  1798  III,  650. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Sachsen,  Königreich.  Landeslotterie  I,  553. 

—  Rechtsweg  in  Reichsstempelsachen  n.  dem 

Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Meldeangabe   bezw.  Meldung   bei  der  Ver- 

anlagung der  dir.  Steuern  II,  49 ;  III,  106. 

—  Ges.,  Ausschliessung  Steuei^p flichtiger  von 

off.  Vergnügungsorten  betr.,  v.  21.  April  1884 
m,  262. 

—  Einkommensteuerstatistik  1875—84  III,  659. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  743. 

—  Hausiersteuer  II,  107,  116,  127,  143. 

—  Besteuerung   der  Lombardgeschäfte  II,  59. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Üeberweisung  der  halben  Grundsteuer  an 

die  Schulgemeinden  IV.  1123. 

—  Aufhebung  des  fiskalischen  Chaussee-  und 

Brückengeldes  I,  837  f. 

—  Die  oberste  Finanzkontrolle  des  —  in  ihrer 

Entwicklung  I,  907 ;  II,  19 1  f. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Staatsschuldbuch  II,  194  f. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  30,  76. 


Sachsen-Altenburg.  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Kommunalfiuanzstatistik  I,  624. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  744. 

—  Meldangabe  bezw.  Meldung  b.   d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II,  49;  III,  106. 

—  Matrikularbeiträge  und  Ueberweisungen  II, 

866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 
Sachsen-Coburg-tilotha.  Rechtsweg  inReichs- 

sterapelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  612. 

—  Meldangal)e   bezw.    Meldung  b.  d.  Veranl. 

der  dir.  Steuern  II,  •19 ;  III,  106. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Die    Besteuerung     der     Genossenschaften 

III,   740,   744. 

Sachsen-Meiningcn.  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Ges.  v.  1881  I,  613. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  623. 

—  Höhe  der  Kommunalsteuerbelastung  I,  695. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319 ; 

der  Genossenschaften  III,  748. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Ges.  V.  25.  Juni  1885  d.  Best,  des  Gewerbe- 

betr.  i.  Umherz. 
Sachsen-Weimar.    Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen I,  614. 

—  Kommunalflnanzstatistik  I,  625. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Erbschaftssteuer  II,  87«,  885. 

—  Reform  der  Einkommensteuer  II,  893  f. 

—  Einkommensteuerstatistik  pro  1884  II,  921. 

—  Ges.  über  die  Steuerverfassung  v.  18.  März 

1869  II,  924  f. ;  seine  Abänderung  III,  918. 

—  Meldangabe  II,  49. 

—  Besteuerung  d.  Aktiengesellschaften  II,  319; 

der  Genossenschaften  III,  740. 

Schaffhausen,  Kanton.    Meldangabe  II,  50. 

Schauniburs-Lippe.  Besteuerung  der  Ge- 
nossenschaften III,  718.  Matrikularbeitr. 
und  Ueberweisungen  II,  86«. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Schwarzbur^-Kudolstadt.     Der  Rechtsweg 

in  Reichsstempelsachen  n.  d.  Ges.  v.  1881 

I.  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  718. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 

Sch^varzbur^-Sondershausen.  Der  Rechts- 
weg in  Reichsstempelsacheu  n.  d.  Ges.  v. 
1881  I,  614. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  742. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  886. 
Schweden.    Finanz.  Ergebnis  der  Post   1883 

II,  860. 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Tabakgefälle  seit  1880  II,  859. 

—  Zuckerbesteuerung  u.    -Industrie   III,    77. 

—  Branntweinsteuer  IV,  431. 

Schweiz.  Die  Steuerreform  im  Kanton  Zürich 
u.  der  Bundeshaushalt  d.  Schweiz  I,  45  f. 

—  Wehrsteuer  (Militärpflichtersatz)  IV,  109  f. 

—  Gemeindesteuerweseu  I,  60,  84. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  78. 

—  Branntweinbesteuerung  1881—86  IV,  374. 

—  Bundesgesetz,  betr.  gebrannte  Wasser,  vom 

23.  Dez.   1886  IV,  436. 
Senegal.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1883  II,  860. 
Serbien.    Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  433. 

Surinam.  Finanz.  Ergebnis  d.  Post  1813  II,  860. 
Spanien.  Form  d.  Staatsschuldverschreibung 
I,  272. 

—  Hauslialt  1882  II,  847. 
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Spanien.  Nettoeinnahmen  des  Tabakmonopols 
seit  1876—84  II,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  82. 

—  Branntweinsteuer  IV,  427. 
Saint-Vincent.     Finanz.   Ergebnis   der  Post 

1882  II,  862. 
Tahiti.  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  862. 
Tessin,  Kanton.  Meldangabe  II,  50. 
Turgau,  Kanton.  Meldangabe  II,  öO. 
Tikrliei.  Zuckerbesteuerung  III,  81. 

—  Branntweinsteuer  IV,  434. 
Transkauliasien.    Russlands  Ausgaben   und 

Einnahmen  hierfür  1874—83  III,  652,  654. 
Ungarn.  Tabakgefälle  seit  1869  II,  85.t. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Pensionsgesetz  für  Staatsbeamte  v.  13.  Mai 

1885  II,  1040  f. 
Vereinigte  .Staaten  v.  Xordamerilta.  Staats- 
schuldverschreibung I,  273. 

—  Charles  J.  Folger  II,  588. 

—  Das  Finanzwesen  in  den  —  II,  179  f. ;  III,  408. 

—  Eine  kommunale  Finanzreform  III,  591  f. 

—  Tabakgefälle  II,  858. 

—  Finanz.  Ergebnis  der  Post  1883  II,  860. 

—  Zuckerbesteuerung  u.  -Industrie  III,  81, 

—  Branntweinsteuer  IV,  434. 

"Waldeck.  Matrikularbeiträge  und  Ueber- 
weisungen  II,  866. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  DI,  717. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876. 

"Wien.  Haushalt  1861—83  III,  417. 

Württemberg.  Direkte  Steuern  und  ihre  Ge- 
schichte I,  389.  Der  Rechtsweg  in  Reichs- 
stempelsachen n.  d.  Gesetz  v.  1881  I,  614. 

—  Komraunalfinanzstatistik  I,  626. 

—  Höhe  der  Kommunalbelastung  I,  69'). 

—  Gesetzgebung  über  die  örtlichen  Verbrauchs- 

abgaben IV,  1112. 

—  Meldangabe  II,  50. 

—  Besteuerung    der  Aktiengesellschaften  II, 

318,  319. 

—  Besteuerung  der  Genossenschaften  III,  675. 

—  Wehrsteuer  IV,  109  f. 

—  Erbschaftssteuer  II,  876,  885. 

—  Branntweinsteuergesetz  vom  18.  Mai  1885 

II,  1010  f. ;  IV,  356. 

—  Etat-  und  Kassenwesen  II,  532. 

—  Staatsschuld  11,  808  f. 

—  Staatshaushalt  II,  810. 

—  Eisenbahnwesen  II,  814. 

—  Matrikularbeitr.  u.  Ueberweisungen  II,  866. 

—  Ausbildung  für  den  Finanzdienst  IV,  22,  69. 
Züricli.    Steuerreform  im  Kanton  Zürich  und 

der  Bundeshaushalt  der  Schweiz  I,  45  f. 

—  Börsensteuer  im  Kanton  Zürich  I,  304  f. 


III.  Finanzrechtsprechung. 

A. 

Abschluss  eines  Geschäftes  HI,  302,  306. 
Abschriften  III,  329. 

Absicht  bei  der  Defraudation  III,  320,  351. 
Absorption  der  Nebengebühr  durch  die  Haupt- 
gebühr HI,  351. 
Accept  eines  Vvechsels  III,  309,  310. 
Advokatengebühren  III,  328,  330,  332,  334. 
Aktien  III,  2i»'i,  299,  301,  342. 
.\ktiengeseUsehaft  III,  295,  297,  298,  299,  301, 

342. 
Alkohol  III,  322,  348. 
Anschaffungsgeschäft  III,  300,  303,  304. 


Anwaltsgebühren  111,  328,  330,  332,  334. 

—  zwang  bei  Beschwerden  III,  331. 
Anzeige  ungestempelter  Spielkarten   III,  307, 
Anzeiger,  Verurteilung  derselben  in  die  Kosten 

III,  325,  326. 

Apothekenverkauf  III,  344. 

Armenrecht  III,  329,  330. 

Auftrag  III,  316. 

Auseinandersetzungsveriahren  III,  362. 

Ausführungsbestimmungen  als  bindende  Norm 
HI,  346. 

Ausländer  III,  297,  308,  368,  370,  376. 

Au  porteur-Papier  III,  301. 

Ausspielung  III,  300,  371. 

Aussteller  III,  299,  302. 

Ausweis  der  Abstammung  zollpflichtiger  Ge- 
genstände III,  314,  316. 

B. 

Badisches  Recht  III,  365. 
Bankgesetz  IH,  361. 

Baubeamter,     Ueberschreitung     des    Voran- 
schlages III,  377. 
Bayrisches  Recht  III,  319,  345,  349,  363. 
Beamter,  Freiheit  von  örtentl.  Lasten  III,  375. 

—  Haftung  für  Amtshandlungen  IH,  374,  376. 

—  Uebertragung  eines  Amtes  III,  337,  358. 

—  als  Zeuge  III,  334. 

Befreiung  von  Urkundenstempel  III,  302,  303, 

304,   305. 

Zoll  m,  319. 

Beginn  der  Strafbarkeit  III,  306,  320,  356;  s. 

auch  Verjährung. 
Begünstigung  der  ZoUdefraude  III,  312,  923  j 

s.  auch  Teilnahme. 
Berichtigungsverfahren  III,  334. 
Bemfungssumme  III,  327. 
Beschlagnahme  des  "Vermögens  III,  373. 
Beschlussgebühr  III,  333. 
Beschwerde  III,  325,  327—333,  342. 
Beteiligter  bei  einem  Vertrage  IH,  340. 
Betriebskapital  III,  366. 
Betroffenwerden  bei  der  That  III,  303,  318,  321. 
Betrug  III,  366,  337,  347;  s.  auch  Konkurrenz. 
Beweisbeschluss  III,  322,  328. 
Beweismittel  IH,  299,  333,  344. 
-kosten  III,  324,  325. 
Bier,  nach  Reichsrecht  III,  347—349. 
Bier  nach  bayrischem  Recht  III,  349-352,  925. 
Börse  III,  297,  302,  304. 
Branntwein  HI,  322,  352-356. 
Brausteuer  HI,  347—349. 
Brennereibesitzer,  Haftung  desselben  III,  353. 
Brief  HI,  303,  306. 
Buchführang  III,  316,  317. 
Bundesratsausschuss  III,  323. 
-beschlüsse  III,  302,  348. 
Bundesstaat,  Besteuerungsrecht  HI,  295,  296,^ 

297,  298,  305,  306,  315,  323,   346,    357,  358, 

374,  376. 

C,  s.  auch  K. 

Cession  III,  342. 

Civilrechtliche  Kompetenz  111,  302,  304,  306, 

320,  323,  336,  339,  374,  375. 
Coupon  in,  302,  361. 


Damnum  deducto  lucro  III,  377. 

Datio  in  solutum  III,  302. 

Defekt  III,  373. 

Deklaration  III,  316,  322,  346,  347,  352,  363, 

366. 
Denaturierung  111,  319. 
Depositum  III,  302. 
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Deportgeschäft  III,  304 

Dingliches  Recht  ill,  iu,  362 
DiS&lf  ^^96^'^"™^''^*^"«°^^«  m-  301. 
''''t5cS^ef''^^^'^^*^'^^'>-^^^351,352, 
Domizilstaat  III,  296 
Doppelbesteuemng  III,  295,  296,  297,  303. 

E. 

Eidesurteil  III,  332 

-SaS%™fsf «  ^"^-^*-   «I.  368. 
Eigene  Wechsel  Ili,  31Ö 
Eigentümer  III,  315,  316. 

^'RSch'e'^^nr3Tr-''*^^*«'^^'-^«««t-gebungim 
Einkommensteuer  ill,  296  297  ^«n    ^,w 
Einstweilige  Verfiigu  lg  ifiaV^'^i^*'^- 
Eisenbahnschienen  lirsli  '      ^• 

p'JoT^r;,^*'^*""^  für 'die  Ehefrau  III  324  sp« 
inZÄS!^^?l3^-^*  ni,  '3'52^'^^^'^^«- 
Entlastungsbeweis  III,  308 
i;iUschadigung  bei  Viehseuchen  III  357    q<;q 
I^Jen  ejnes  Beamten.    Haftune  m'  ,70" 
Erbschaftssteuer,   preussischfliFSal;  369, 

—  hessische  in,  370. 
Erbschaftsstempel  III,  338. 
Erlaubnisschein  zur  Vieheinfuhr  m   st« 

—  zum  Gewerbebetrieb  III  ^7       '  ^^^■ 
Ersatz  wegen  Voranschlagsüberschreitung  m 

Etatsüberschreitungen  HI   376 
Erwerbsteuer,  badische  III   skö 

—  osteiTeichische  III,  368  ' 
Exekutor  III,  376. 

F. 

Fahrlässigkeit  III,  299,  302,  308  310  321   q<t« 

Firma  III,  297,  ^99    ' 

Fiskus,  dessen  Ansprüche  gegen  Beamte  III 

-  Piivileg  m,  324,  373. 

Forderungen,  Erbschaftssteuer  IH  369 

Franzosisches  Recht  ID   332   343 

Freiheit  von  Stempeln  III  302-305. 
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G. 

Gebäudesteuer  III,  362,  363   366 
Gebuhren  III,  327-336 

ÄraffTn"!!-^^^""'^«  "^'  341-343. 
u-eiasiiate  111,   340,  352-355    374 

Gemeines  Recht  HI,  370,  37^; 

^^"t%?i:l^%^^%^;^«--.-'-3,336, 

Gerichtskosten  in,  327—334 
Gerichtsvollzieher  m,  335     ' 
Jjeschaftsabschluss  HI   299 
GeseUschaftsvorstand  HI,  301    302 
Gewahi-sam  von  Spielkarten  HI   307 
Gewerbeft-eiheit  Ilf  366  ' 

«xewerbeniederlassung  III   297 

^'SScrfinÄ  ■°-  "•  «'■  »»■ 

Gezogene  Wechsel  HI,  3io  ' 
Giro  rn,  310. 


Goldwährung  m,  359. 
Grenzaufseher  III   307 
Grundbesitz,  Besteuer^ing  ni,  396 
Orundbuch  III,  363.  ' 

Grundgerecbtigkeiten  in,  315,  363 
Grundsteuer  III,  363. 

H. 

Hafengelder  m,  372. 
Haftung  des  Brennereibesitzers  HI  352 
Hamburgisches  Recht  ni,  297,  372 
Handelskon-espondenz  in,  302       ' 
Handelsvertrag  mit  Spanien  lU   379 
Haussteuer  in,  363-365,  368.     ' 
Hessisches  Recht  in,  370,  373. 

I. 

Jahressteuer  III,  363,  366 
Iinmobilienstempel  m,  339,  342   344 
Indemnität  der  Minister  U\   376 
Indossament  III,  309 
Inhaberpapier  III,  301. 
Inhaber  eines  Gewerbes  in  297 

Wechsels  III,  311 

—  einer  Urkunde  III,  340. 

Inhalt  einer  Urkunde  in,  339.  340 

Inkassomandat  ni,  303 

Instanz  III,  330,  ;i32,  333 

Interimsaktien  in,  2ö8   342 

Intei^etelioii  .^r^Steüergesetze  m,  313,  329, 

Inventar  m,  338,  3t;8 

^"'*3™7,^"63f'3'7l''''  ''■''  ''''  ''''   3^5'  356, 


-Tadlslhe'l'irS?^'"*'^^^««^^  ™'  3«5. 

iaSd^aV^y^-  ^^'''^'^^^^- 

Kaufgeschäfte  III,  341,  342 

Kaufmannseigenschaft  in,  297 

Klagsabstand  ni,  325,  329   332 
Klassensteuer,  preussische  m  '360 
Kleidungsstücke  als  Zollgegenstand  m   921 
Kollateralsteuer,  hessische  lU.  37" 
Kommissionär  in,  301 
Kompensation  der  Kosten  in   328 
^"^„f^^f/er  Gerichte  in,  302,  303,  304,  320, 

Kom|iyÄ,l%,|f,;S'^^^'"^- 

Konkun-enz  zwischen  Strafen-  und  Steuer 
dehkte  ni,  300,  312,  313  319  336  ^^7 
346,347,350,   352,  357,  367.%, 'ä'.slJ; 

Konsulargerichtsbarkeit  m  333 
Konsumtionsaccise  HI   372 
Konterbande  in,  311,  317,  318,  467 
Kontradiktorische  Verhandlung  III,  330,  331, 

Konzessionsvaluta  ni   344 
Korrespondenz  in,  299,  3oi,  302,  305 
Kosten  in,  324-336.  ' 

Krankenpflege  nach  der  Strafeeit  m,  326. 
Kumuhrung  der  Strafen  m,  348,  355  356 
Kunstprodukt  in.  347.  '        '    "• 


^^^^.«uiiiuug  uer  öiraie 
Kunstprodukt  HI,  347. 
Kursdifferenz  HI,  303. 
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Landesbehörden  HI,  305,  306,  357,  358   369 

-  fiskus  m,  305,  306,  315,  373  ' 

—  gesetze  HI,  323,  347,  372    374 
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Landesbehörden  als  Interpretationsmittel  zu 

den  Reichsgesetzen  III,  319,  375. 
Lieferungsgeschäft  HI,  303,  304,  341. 
Liquidationskurs  III,  301. 
Lizenzsteuer  im  Reichsland  III,  356. 
Lotterie  m,  300. 

—  preussische  III,  370. 

M. 

Maischkontravention  III,  352,  354. 

Malzaufschlag,  bayrischer  III,  349—352,  925. 

Malzsurrogate  III,  347,  348,  349-352,  924. 

Mandatar  III,  303,  338. 

Markt,  Visitation  durch  den  Tierarzt  III,  359. 

Mehrere  Geschäfte  in  einem  Vertrag  HI,  304. 

Meineid  III,  365. 

Mietvertrag  III,  363,  364. 

Militär,  Gamisonsort,  Umzugsgebühren  III,  374. 

—  Pensionen  III,  374. 
Milchwirtschaft  III,  926. 

N. 

Nachernte  III,  316. 

Nahi-ungsmittelfälschung  III,  315,  349,  350,  470. 
Nebenkläger  III,  325,  336,  467. 
Nebenintervention  III,  331,  333. 
Nebenvertrag  III,  338,  344. 
Ne  bis  in  idem  III,  371. 
Negotium  claudicum  III,  341. 
Niederschlagung  der  Kosten  III,  327. 
Niessbrauch  einer  Erbschaft  III,  368. 
Notar  III,  309,  338. 
Notwendige  Auslagen  III,  332. 

0. 

ObeiTechnungshof  HI,  376. 

Oeffentliche  Rechtsft-agen  III,  320. 

Oel  III,  319. 

Omissivdelikt  III,  363. 

Oesten-eichisches  Recht  III,  359,  368. 

Ordrepapier  HI,  301. 

Ordnungsstrafe  in,  302,  s.  auch  KonkuiTenz. 

Ortsrecht  m,  342,  344,  360,  368. 

Ortschaft  III,  318. 

P. 

Pensionen  der  Offiziere  III,  374. 

—  —  Civilstaatsdiener  III,  375. 
Pertinenz  eines  Grundstückes  III,  341,  344. 
Pfandrecht  des  Fiskus  III,  324. 
Plomben  III,  922. 

Polizeibehörde  III,  357,  359. 
Polizeiliche  Erlaubnis  III,  300. 
Prämienlos  III,  298. 

—  Obligation  III,  298. 

Präsumtion   der  Hinterziehung  HI,  314,  315, 

317,  318,  321,  347. 
Preussisches  Recht  m,  305,  306,  310,  314,  319, 

320,  321,  328,  331,  335,  337—344,  352—357, 

359,  361,  362,  363,  365,   366,  368,   369,  370, 

371,  373,  375,  376. 
Prokunst  m,  302,  322. 
Prolongation  III,  302,  304. 
Pi-ivatkläger  III,  324,  325,  326. 
Punktationen  III,  338. 

B. 

Realkonkurrenz  III,  318,  355 ,  371 ,  siehe  auch 

KonkuiTenz. 
Rechnungen  III,  302. 
Rechtsgeschäfte  HI,  300,  301. 

—  civilrechtliche  Benennung  im  Stempeltarif 

ni,  339. 


Rechtsweg  III ,  304  ,  305 ,  306 ,  320  ,  321 ,  323, 
336,    339,  348,  363,  374,  378. 

Rechtsanwaltsgebühren  III,  328—334. 

Reedereigewerbe  III,  298. 

Register  der  Gerichtsvollzieher  HI,  335. 

Regressanspruch  III,  302. 

Reichsbeamter  III,  361,  874. 

Reichsbrausteuer  III,  347,  924. 

Reichsflskus  III,  304,  305,  316,  320,  328,  378. 

Reichsgesetze,  deren  Auslegung  durch  Landes- 
gesetze III,  319,  375. 

Reichsgewerbeordnung  HI,  296. 

Reichsverfassung  III,  303,  323,  376. 

—  Zollämter  III,  323. 
Reklamationskommission  IE,  365. 
Rentenbank  III,  362. 
Reportgescliäft  in,  303,  304. 
Retentionsrecht  III,  324. 
Revision  III,  315,  316,  325,  331. 
Rückfall  III,  315. 

s. 

Sachsen-Meiningisches  Recht  III,  336. 

Sachverständige  III,  324. 

Salycil  III,  925. 

Salzabgabe  III,  345. 

Schenkungen  III,  370. 

Schlussnoten  III,  299,  303,  304,  923. 

Schmuggel  III,  317,  321. 

Schiffahrtsanstalten  III,  372. 

Schreibgebühren  III,  329. 

Schriftstück  III,  299,  303,  305,  306. 

Schuldverschreibung  III,  343,  344. 

Schweizer  Recht  III,  297. 

Sendung  von  Haus  zu  Haus  HI,  318. 

Sicherang  des  Beweises  III,  333. 

Solidarische  Haftung  für  die  Kosten  HI,  324. 

—  Verantwortung  III,  314. 
Spanien,  Handelsvertrag  III,  372. 
Spediteur  III,  316. 
Spielkartenstempel  IH,  306—319. 
Staatskasse,  Kosten  lU,  324-325,  327,  3l'8. 
Staatsanwaltschaft  III,  315,  325,  921. 
Stempel  HI,  331,  338—345. 

—  marke  III,  309,  337. 

—  papier  III,  337. 
Steueramt  HI,  307. 

—  erheber  III,  337. 

—  hoheit  III,  298,  345,  360,  376. 
Strafgerichtliche  Kompetenz  III,  320,  321,  336, 

339,  348,  353. 
Strafanstalt  HI,  326. 
Streitgegenstand  III,  328,  330,  331,  333. 
Subsidiarische  Haftung  des  Brennereibesitzers 

III,  352. 

—  für  Zolldefraude  III,  314,  319. 
Substanzerbe  III,  369. 


Tabaksteuer  III,  345,  346;  IV,  1159  f. 

Talons  III,  361. 

Täuschung  des  Steuerbeamten  HI,  320. 

Teilnahme  III,  298, 313, 316, 318, 324, 353, 923, 92.5. 

Teilung  der  Kosten  HI,  327. 

Telegramm  III,  30i,  302. 

Testamentserbe  HI,  369. 

Tierarzt,  Beamter  IH,  359. 

—  Visitation  der  Viehmärkte  IH,  359. 

Transitierende  Wechsel  III,  310. 

Transport  III,  317,  319. 

Trockener  Wechsel  III,  310. 

u. 

Uebergangsabgaben  III,  315. 
Umherziehender  Gewerbebetrieb  lU,  367. 
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Umlauf  des  Wechsels  III,  310,  311. 
Umzugskosten  III,  374. 
Unmittelbar  III,  317,  348. 
Unterschrift  III,  299,  339. 
Urkundenstempel  HI,  298— 3(iü,  301,   302,  339, 
344,  923. 

V. 

Vereinszollgesetz  III,  312—324,  324,  345,  357. 

373. 
Vergehen  (Zollgesetz)  III,  922. 
Verhandlungsgebühr  III,  330,  333. 
Verjährung  III,    354,   361,    3(53,   364,  366,   367, 

372,  922,  923. 
Verkündung'der  Gesetze  III,  324,  338,  340. 
Versäumungsurteil  III,  333. 
Versand  von  Spielkarten  III,  308. 
Verlesen  der  Anträge  in,  332. 
Vermächtnis  DI,  369. 
Verordnung,  Erfordernisse  III^  376. 
Verordnung,  Interpretationsmittel  HI,  340. 
Verschluss,  zollamtlicher  III,  321. 
Verschulden  III,  299,  302,  307,  357. 
Versuch  zur  Konterbande  III,  312. 
Verteidigungskosten  III,  326. 
Vertrag,  abgeschlossen  III,  338,  339,  340. 
Verwahning  von  Wertpapieren  III,  300,  302. 
Vermutung  III,  314,  315,  317,  318,  321,  347. 
Verwaltungskompetenz  III,  320,  321,  323,  336, 

355,  359,  363,  373,  375. 
Vieheinfuhr  III,  312,  923,  926. 
Viehseuchen  III,  357—359,  926. 
Vollmacht  in,  300,  301,  311,  331. 
—  Stempel  m,  343. 
Vollstreckung   in,    305,    326,    330,    335,    373, 

376. 
Vollzugsvorschriften  HI,  346,  364. 
Voi-frage  m,  320,  321,  355. 
Vorsatz  III,  299,  s.  dolus,  Fahrlässigkeit. 


Vovschuss  III,  329,  330. 

Vorstand  einer  Gesellschaft  IE,  301,  302. 

W. 

Wahrsagekarten  ni,  307. 
Warenbezeichnung  III,  315,  316,  328. 
Warenführer  IE,  320. 
Wechsel  III   302,  304,  305. 

—  Accept  III,  309. 

—  Blankett  III,  310. 

—  Protest  III,  309,  311. 

—  Stempel  III,  309—311,  923. 
Weissbier  III,  350. 

Weiterbegeben  von  Inhaberpapieren  mit  Prä- 
mien III,  298. 
Wertersatz  lU,  318,  345. 
Wertpapier  in,  298,  300,  301,  366. 
Wiederkauf  in   338. 
Wissentlicher  Gewahrsam  Hl,  307. 
Wohnsitz  lll,  295,  296,  299^00,  301,  302, 
Württembergisches  Recht  IH,  365. 


Zeitgeschäft  in,  304. 

Zeugengebühren  III,  334. 

Zimmer  veimieten  HI,  366. 

Zinscoupons  in,  302,  361. 

Zinsenbesteuerung  III,  359. 

Zölle  III,  311-324. 

Zollausweis  III,  314. 

Zolldefraude  III,  312,  319,  921,  922. 

Zollvereinsgesetz  in,  321—324,  s.  Vereinszoll- 
gesetz. 

Zollbehörde,  technisches  Organ  ni,  337. 

Zuckersteuer  III,  347. 

Zurücknahme  des  Antrags  in,  325,  329,  332. 

Zwangsvollstreckung  in,  305,  326,  330,  335, 
373,  376. 


1187 


HJ  Finanzarchiv 

105 

F5 

Jg. 4. 


PLEASE  DO  NOT  REMOVE 
CARDS  OR  SLIPS  FROM  THIS  POCKET 

UNIVERSITY  OF  TORONTO  LIBRARY 


